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Vorwort 


Das  XIX.  Jahrhundert  bildet  das  schönste  und  reichhaltigste  Blatt  in  der 
Geschichte  der  civilisierten  Menschheit.  In  diesem  Jahrhundert  nahm  das  wirt- 
schaftliche Leben  der  Kulturvölker  einen  ungeahnten  Aufschwung.  Die  auf 
dem  intensiven  Gebrauch  von  Maschinen  und  mechanischen  Kräften  beruhende 
Produktionsweise  förderte  die  Urzeugung  von  Reichtümern  in  einer  Weise, 
die  geradezu  zauberhaft  erscheint.  Handel  und  Verkehr  erhielten  einen  aus- 
geprägt internationalen  Charakter  und  beeinflussen  ihrerseits  die  gegenseitigen 
Beziehungen  der  von  der  wirtschaftlichen  Umwälzung  in  Mitleidenschaft  gezo- 
genen Nationen.  Hand  in  Hand  mit  der  Stärkung  der  ökonomischen  und 
politischen  Selbständigkeit  der  einzelnen  Staatswesen  machte  sich  bei  denselben 
das  unabweisbare  Bedürfnis  eines  engeren  Anschlusses  an  einander  geltend. 
Die  Entfaltung  der  beinahe  schrankenlosen  Konkurrenz  auf  der  einen  Seite 
zeitigte  das  Bewusstsein  der  Interessensolidarität  auf  der  anderen  und  rief 
eigentümliche  Gruppierungen  der  gesellschaftlichen  Elemente  ins  Leben. 

Gleichzeitig  mit  der  Entwicklung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse,  und 
zum  grossen  Teil  von  dieser  becinflusst,  vollzog  sich  überall  eine  völlige  Umge- 
staltung der  politischen  und  rechtlichen  Formen  des  gesellschaftlichen  Daseins. 
Die  feudalen  und  absolutistischen  Ueherreste  wurden  beseitigt  und  es  trat  an 
Stelle  des  alten  Ständestaates  der  moderne  Rechtsstaat,  dessen  Devise  «Gleiches 
Recht  für  Alle»  die  tiefsten  Volksschichten  zum  politischen  Leben  und  Kampfe 
wachrief.  Die  Staatsverwaltung  wurde  allmählich  demokratisiert,  und  eine  den 
veränderten  Umständen  sjch  anpassende  Socialpolitik  bildete  sich  heraus,  welche 
die  durch  den  Gang  der  Entwicklung  reif  gewordenen  Aufgaben  mit  geeigneten 
Mitteln  zu  lösen  suchte,  nach  dem  Grundsatze  :  Alles  für  das  Volk,  Alles  durch 
das  Volk! 

Die  selbstverständliche  Folge  der  gekennzeichneten  radikalen  Umge- 
staltung des  gesellschaftlichen  Lebens  war  nun  die,  dass  sich  in  allen  Bevöl- 
kerungskreisen ein  lebhaftes  Interesse  für  die  Fragen,  die  das  öffentliche  Wohl 
berühren,  entwickelte  und  in  steigendem  Masse  zunahm.  Das  Bedürfnis,  sich 
ein  klares  Urteil  über  die  verschiedenartigen  socialen  Vorgänge  zu  verschaffen, 
wurde  immer  brennender,  und  die  Wissenschaft  suchte  diesem  Bedürfnis  ent- 
gegenzukommen, indem  sie  weit  intensiver  als  je  zuvor  das  bezügliche  Gebiet 
bearbeitete  und  die  Ergebnisse  ihrer  Anstrengungen  weitherzig  dem  Volke 
zugänglich  machte. 

Nun  hat  aber  der  Reichtum  an  litterarischen  Erzeugnissen,  welche  der 
Untersuchung  und  Erklärung  der  gesellschaftlichen  Erscheinungen  gewidmet 
sind,  nachgerade  einen  solchen  Umfang  angenommen,  dass  die  Beherrschung 
desselben  für  den  Einzelnen  vollkommen  ausgeschlossen  erscheint.  Nicht  einmal 
der  Fachmann  ist  gegenwärtig  in  der  Lage,  das  ganze  fast  unermessliche  Gebiet 
zu  übersehen  und  sich  daselbst  in  jedweder  Beziehung  zurechtzufinden.  Und 
doch  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dass  weder  der  Mann  der  Wissenschaft, 
noch  der  Staatsmann  und  Politiker,   noch   der  gebildete  Laie,  der  sich  aktiv 
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am  öffentlichen  Leben  bethätigen  will,  sich  darauf  beschränken  kann,  irgend 
einer  Gruppe  von  Erscheinungen  des  gesellschaftlichen  Daseins  seine  Aufmerk- 
samkeit zuzuwenden,  ohne  sich  um  das  Ganze  zu  kümmern.  Denn  einmal 
kann  die  Erforschung  auch  nur  des  kleinsten  Gebietes  des  socialen  Lcoens  nur 
dann  von  Erfolg  begleitet  sein,  wenn  der  Forscher  sich  dessen  bewusst  bleibt, 
dass  die  verschiedenartigen  socialen  Elemente  sich  gegenseitig  beeinflussen, 
dass  unter  ihnen  eine  beständige  Wechselwirkung  stattfindet  und  dass  er  infolge 
dessen  die  Gesamtheit  dieser  Elemente  stets  im  Auge  behalten  muss.  Sodann 
aber  ist  eine  erspriessliche  öffentliche  Thätigkeit  nur  für  denjenigen  möglich, 
dessen  Handlungen  den  Ausfluss  einer  umfassenden  und  wohlbegründetcn 
Kenntnis  des  Lebens  und  Strebens,  der  Bedürfnisse  und  Aufgaben  des  Volks- 
ganzen bilden. 

Die  Mannigfaltigkeit  und  Kompliziertheit  des  modernen  gesellschaftlichen 
Lebens,  die  ausserordentliche  Massenhaftigkeit  der  einschlägigen  Litteratur,  auf 
der  einen  Seite,  sowie  das  wachsende  Bedürfnis  nach  rascher,  aber  allseitiger 
und  gründlicher  Orientierung  in  der  Welt  der  socialen  Thatsachen  und  Ge- 
danken, auf  der  anderen,  zeitigten  schliesslich  die  Aufgabe,  ein  Ilülfsmitlel  aus- 
findig zu  machen,  welches  geeignet  wäre,  jedem  Wissbegierigen  die  gewünschte 
Wegleitung  zu  verschaffen. 

Ein  solches  llülfsmittel  bietet»  nun  thatsächlieh  die  bezüglichen  «Hand- 
wörterbücher», welche,  als  Kollektivarbeit  einer  grösseren  oder  geringeren 
Anzahl  von  Fachmännern,  die  jeweiligen  Ergebnisse  der  gewissenhaften  For- 
schung und  Erfahrung   in   zusammenfassender  Weise   zur  Darstellung  bringen. 

Diese  letztere  Aufgabe  verfolgt  auch  das  vorliegende  «Handwörterbuch 
der  Schweizerischen  Volkswirtschaft,  Socialpoliti  k  und  Verwal- 
tung», indem  es  allen  jenen  als  llülfsmittel  dienen  möchte,  welche  das  staats- 
und  volkswirtschaftliche  Leben  der  Schweiz,  sei  es  aus  welchem  Grunde 
immer,  kennen  lernen  wollen. 

Wenn  oben  von  der  Mannigfaltigkeit  und  Kompliziertheit  des  gesellschaft- 
lichen Lebens  der  Gegenwart  gesprochen  wurde,  so  gilt  dies  für  die  Schwei- 
zerische Eidgenossenschaft  in  weit  höherem  Masse  als  für  irgend  ein  anderes 
Land.  Ihre  ganze  Entwicklung  darf  füglich  als  eine  äusserst  eigentümliche 
genannt  werden.  In  Vergangenheit  und  Gegenwart  weist  sie  eine  Fülle  von 
Besonderheiten  auf,  auf  die  sie  mit  Recht  stolz  sein  darf.  In  mancher  Beziehung 
ist  sie  für  die  gesamte  civilisierte  Menschheit  mustergültig  geworden.  Die  Reich- 
haltigkeit der  Daseinsformen,  die  im  Laufe  der  Jahrhunderte  auf  dem  kleinen 
Territorium  dieses  Landes  zu  Tage  gefördert  wurden,  ist  geradezu  staunen- 
erregend. Nicht  weniger  als  sechsundzwanzig  einzelne  Staatswesen  führen 
daselbst  in  lebhafter  Wechselwirkung  untereinander  ein  nach  vielen  Richtungen 
hin  selbständiges  Leben.  Innerhalb  derselben  hat  die  weitgehendste  Selbst- 
verwaltung Platz  gegriffen,  die  samtliche  Volkselemente  in  Spannung  hält. 
Ein  ähnlicher  Reichtum  an  Systemen  und  Formen  herrscht  auch  auf  dem  Ge- 
biete der  Volkswirtschaft  dieses  Landes  und  der  von  ihr  beeinflussten  Social- 
politik. 

Diese  Verhältnisse  Viringen  es  aber  mit  sich,  dass  es  wohl  in  keinem 
Lande  so  schwierig  sein  dürfte,  einen  richtigen  und  ungetrübten  Einblick  ins 
inner'-  Gefüge  des  Volksganzen,  in  das  Leben  und  Treiben  der  verschiedenen 
Be\ -Olkerungsschichten.  in  die  wechselseitigen  Beziehungen  der  verschiedenen 
Volkselemente  zu  gewinnen,  wie  in  der  Schweiz.  Und  doch  ist  es  gerade  hier 
unvergleichlich  wichtiger  als  anderswo,  dass  jeder  Bürger  sich  diesen  Einblick 
zu  verschaffen  trachte,  denn  nirgends  ist  der  Einzelne  in  solchem  Grad»;  mit- 
verantwortlich  für  die   Ausgestaltung   der  Lebensverhältnisse    seines  Heimat- 
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landes  :  den  vielen  Rechten,  deren  sich  daselbst  jeder  Bürger  erfreut,  ent- 
sprechen ebenso  viele  Pflichten,  denen  sich  niemand  entschlagen  darf.  Anderer- 
seits dürfte  dem  gebildeten  Ausländer,  dessen  Blick  nicht  an  den  Grenzen  seines 
Vaterlandes  haften  bleibt,  kaum  ein  anderes  Land  so  viel  Interesse  bieten,  so 
viel  Anlass  zum  Studium  und  Nachdenken,  wie  die  Schweiz,  wo  er  manches 
in  voller  Lebenskraft  gedeihen  sieht,  was  die  Sehnsucht  der  fortgeschrittensten 
Geister  aller  Nationen  hervorruft. 

Das  €  Hand  w  örterbuch  der  Schweizerischen  Volkswirtschaft. 
Socialpolitik  und  Verwaltung»  dürfte  daher  einem  dringenden  Bedürfnis 
entsprechen,  wenn  es  sich  vornimmt,  jedem  Schweizerbürger,  wie  jedem  Aus- 
länder die  Möglichkeit  zu  geben,  die  Schweizerische  Eidgenossenschaft  in  volks- 
wirtschaftlicher und  socialpolitischcr  Beziehung  und  deren  staatliche  und  recht- 
liche Institutionen,  soweit  dieselben  auf  das  volkswirtschaftliche  Leben  des 
Schweizer  Volkes  einen  gewissen  Einfluss  ausüben,  gründlich  kennen  und 
würdigen  zu  lernen. 

Der  Gedanke,  ein  Hülfsmittel  zu  schaffen,  um  das  Studium  der  socialen 
Verhältnisse  der  Schweiz  zu  erleichtern  ist  zwar  nicht  neu.  Neben  solchen 
Werken,  welche  einzelne  Gelehrte  zu  ihren  Verfassern  haben,  wie  z.  B. 
Stefano  Fransrinis  «Statistiea  della  Svizzcra»  (erschienen  1827,  später  mehr- 
mals aufgelegt  und  ins  Deutsche  übertragen)  und  Emminghaus',  «Die  schwei- 
zerische Volkswirtschaft»  (1860  61),  sind  es  insbesondere  die  Kollektivarbeiten, 
wie  die  von  H.  A.  v.  Berlepsch  herausgegebene  «Schweizerkunde»  (1.  Auflage 
1864,  2.  Aufl.  1872/75),  Max  Wirths  «  Allgemeine  Beschreibung  und  Statistik 
der  Schweiz»  (1871 — 1875)  und  namentlich  A.  Furrers  «Volkswirtschafts- 
lexikon der  Schweiz»  (1887 — 1892),  die  im  allgemeinen  ähnliche  Aufgaben 
verfolgten,  wie  das  Werk,  das  hiermit  der  Ocflentlichkeit  übergeben  wird. 
Allein,  abgesehen  davon,  dass  die  Angaben  in  jenen  Werken  zum  allergrössten 
Teil  veraltet  sind  und  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  nicht  mehr  entsprechen, 
ist,  mit  alleiniger  Ausnahme  des  Furrcrschcn  Volkswirtschaftslexikons,  die 
Anordnung  des  Stoffes  eine  derartige,  dass  eine  rasche-  Orientierung  über  irgend 
einen,  speziellen  Gegenstand  fast  gänzlich  ausgeschlossen  erscheint.  Was  das 
von  A.  Furrer  herausgegebene  «Volkswirtschaftslexikon  der  Schweiz»  anbe- 
langt, so  ist  dasselbe  als  erster  Versuch  einer  gründlichen  und  umfassenden 
lexikalischen  Bearbeitung  des  gewaltigen  Stoffes  der  schweizerischen  Volks- 
wirtschaft gewiss  nicht  leicht  zu  überschätzen.  Die  vielfachen  Anregungen, 
die  von  ihm  ausgingen,  haben  fruchtbringend  gewirkt.  Erst  seit  dessen  Er- 
scheinen ist  es  eigentlich  möglich  geworden,  die  Gesamtheit  der  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft  zu  überblicken. 

Unter  den  genannten  Werken  ist  das  Furrersche  Volkswirtschaftslexikon 
dem  vorliegenden  Werke  am  meisten  verwandt.  Allein  jedermann  dürfte  ohne 
Schwierigkeit  die  grossen  Unterschiede  herausfinden,  die  zwischen  diesen  beiden 
Werken  bestehen.  Es  sei  hier  bloss  darauf  hingewiesen,  dass  im  vorliegenden 
Werke  neben  den  volkswirtschaftlichen  Erscheinungen  und  Fragen  das  ganze 
Gebiet  der  Socialpolitik,  die  wichtigsten  Institutionen  der  Bundes-,  Kantons- 
und Gemeindeverwaltung,  sowie  die  volkswirtschaftlich  bedeutsamen  Rechts- 
etzungen zur  eingehenden  Besprechung  gelangen. 

Das  «Handwörterbuch  der  Schweizerischen  Volkswirtschaft. 
Sozialpolitik  und  Verwaltung»  behandelt  die  bezüglichen  Gegenstände  in 
mehr  als  500  alphabetisch  geordneten  Aufsätzen  von  grösserem  oder  geringerem 
Umfange  in  objektiver  und  streng  wissenschaftlicher,  aber  auch  in  gedrängter 
und  gemeinverständlicher  Weise.  Soweit  es  irgendwie  angängig  war.  ist  bei  jeder 
zur  Erörterung  gelangten  Materie   neben   der  Schilderung  der  gegenwärtigen 
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Sachlage  auch  die  Entstehungs-  und  Entwicklungsgeschichte  berücksichtigt 
worden.  Jedem  Aulsatz  ist  eine  sorgfaltig  zusammengestellte  Bibliographie 
beigegeben,  die  eine  etwaige  eingehendere  Beschäftigung  mit  dem  betreuenden 
Gegenstande  zu  erleichtern  bezweckt.  Den  Schluss  des  Werkes  bildet  ein 
ausführliches  Sachregister,  welches  die  leichte  und  rasche  Auffindung  auch 
jener  Gegenstände  ermöglichen  soll,  die  ohne  besondere  Stichwörter  im  Zu- 
sammenhange mit  anderen  Artikeln  behandelt  worden  sind. 

Zur  Bearbeitung  der  einzelnen  Artikel  des  vorliegenden  Werkes  wurde 
eine  grosse  Anzahl  der  tüchtigsten  Kräfte  der  Schweiz  herangezogen.  Die 
ineisten  Lehrer  der  schweizerischen  juristischen  Fakultäten,  eine  grosse 
Anzahl  hervorragender  Staatsmänner  und  Parlamentarier,  Vorsteher  und  Direk- 
toren verschiedener  Verwaltungszwcigc  in  Bund  und  Kantonen,  Vertreter  der 
verschiedenen  Zweige  der  Industrie,  des  Gewerbes,  des  Handels,  der  Land- 
und  Forstwirtschaft  u.  s.  w.  haben  ein  gutes  Stück  aus  dem  reichen  Schatz 
ihres  Wissens  dem  cl Iandwörterbuchc»  einverleibt.  Ihnen  allen  sei  hier  Öffentlich 
der  tief  empfundene  Dank  des  Herausgebers  ausgesprochen:  ihrer  pflichtgetreucn 
Erfüllung  der  übernommenen  Aufgaben  ist  in  erster  Linie  das  Zustandekommen 
dieses  Werkes  zu  verdanken. 

Das  «Handwörterbuch  der  Schweizerischen  Volkswirtschaft, 
Social poli ti k  und  Verwaltung»  dürfte,  wie  zu  hoffen  ist,  im  besten  Sinne 
des  Wortes  ein  Ratgeber  für  jeden  gebildeten  Schweizerbürger  werden.  Aber 
auch  dem  Auslande  dürfte  dieses  Werk  willkommen  sein,  welches  zuverlässige 
Informationen  über  die  verschiedenen  Aeusserungen  des  socialen  Lebens  und 
Strcbcns  der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft  bietet. 

Schliesslich  sei  noch  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  es  in  der  Absicht 
des  Herausgebers  liegt,  um  den  Wert  des  «Handwörterbuches»  dauernd  zu 
erhalten,  nach  Abschluss  desselben  von  Zeit  zu  Zeit,  je  nach  Bedarf,  Supple- 
menthefte  erscheinen  zu  lassen,  welche  die  sich  inzwischen  als  notwendig 
herausgestellten  Berichtigungen  und  Ergänzungen  enthalten  sollen.  Der  Heraus- 
geber würde  daher  eine  allfällige  sachliche  Kritik  von  vorneherein  sehr  bc- 
grüssen  und  jede  bezügliche  Anregung  oder  Bemerkung  mit  Dank  entgegen- 
nehmen. 

Bern,  Anfang  Mai  1903. 

N.  Reichesberg. 
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Ablösung  der  Reallasten. 

1.  Zustände  vor  1798.  —  II.  Die  Ii  csctzgebung  der  Helvetik.  — 
III.  Die  kantonalen  Verfassungen  seit  1K03.  —  IV.  Die  Ablösung  im 
Kanton  Bern.  —  V.  Littcratur. 

I.  Zustände  vor  1798.  Die  Rcillast,  ein  Ausfluss  der  Natural  Wirtsc  haft 
zur  Zeit  völlig  gebundenen  Personalkredites.  gab  dem  Berechtigten  —  das  ist 
das  Gemeinsame  der  vielen  Arten  dieses  Instituts  —  einen  Anspruch  auf  eine 
gewisse  Leistung  von  einem  Grundstücke  ohne  persönliche  Haftung  des  Besitzers 
desselben.  Ihre  Wurzel  hatte  sie  entweder  in  öffentlich-rechtlichen  Beziehungen 
(Zehnt),  in  gutsherrlich-bäuerlichen  Verhältnissen  (Grundzinse,  Frohnden)  oder 
in  den  städtischen  Besitzverhältnissen  (Rente.  Gült),  entstand  also  einerseits 
durch  gesetzliche  Vorschrift,  anderseits  durch  Hingabe  von  Land  seitens  des 
Grundherrn  oder  durch  freien  Vertrag.  Zu  ihrem  Wesen  gehörte  die  Unkünd- 
barkeit. Die  wichtigsten  Reallasten,  die  sich  bei  uns  ausbildeten ,  sind  die 
Zehnten,  die  Grund-  und  Bodenzinsen,  die  Frohnden  und  die  Rente  oder  Gült; 
ausserdem  werden  gelegentlich  eine  ganze  Reihe  genannt,  die  aber  an  Bedeutung 
weit  hinter  den  oben  angeführten  zurückstehen;  Erwähnung  verdient  noch  der 
Ehrschatz.  Wie  sie  an  Wichtigkeit  für  das  Rechtsleben  sich  wesentlich  unter- 
schieden, so  ungleichartig  war  auch  ihre  Entwicklung  und  teilweise  ihr  Ende: 
die  einen  behielten  ihren  ursprünglichen  Charakter  im  wesentlichen  bis  zur 
Gegenwart  bezw.  bis  zur  Ablösung  oder  Aufhebung  bei,  während  andere  nach 
und  nach  den  veränderten  Verhältnissen,  namentlich  der  an  Stelle  der  Natural- 
wirtschaft tretenden  Geldwirtschaft  sich  anpassend,  eines  wesentlichen  Kriteriums, 
der  Unkündbarkeit,  verlustig  gingen  und  sogar  in  konsequenter  Verfolgung 
dieser  Entwicklung  durch  die  Gesetzgebung  des  1*>.  Jahrhunderts  beseitigt 
wurden.  Zur  ersteren  Art  gehörten  Zehnten.  Grund-  und  Badenzinse,  zu  letz- 
teren die  Renten.  Nur  ausnahmsweise  wurden  nämlich  seit  dem  15.  und 
'b.  Jahrhundert  Bodenzinse  und  Zehnten  als  ablösbar  erklärt  (in  Basel  die 
Grundzinse  1527  und  1529),  während  der  ursprüngliche  Charakter  der  Rente 
als  ewige  Reallast  in  zwei  Richtungen  grundsätzlich  durchbrochen  wurde: 
indem  nämlich  die  ewige  Rente  in  eine  ahlöslichc  verwandelt  und  daher  seit 
dem  15.  Jahrhundert  eine  Kündigung  des  Kapitals  entweder  seitens  des  Sc  huld- 
ners oder  seitens  des  Gläubigers  oder  durch  beide  vorgesehen,  dann  aber  auch 
subsidiär  die  persönliche  Haftung  des  Schuldners  verlangt  wurde.  Ja  schon  im 
15.  Jahrhundert  wurde  die  Errichtung  nicht  ablöslirher  Gülten  direkt  verboten, 
so  in  Basel  1441.  Im  einzelnen  vollzog  sich  diese  Entwicklung  ineist  so,  dass 
neben  die  alte  ewige  Gült  die  «ablösliche»  trat,  indem  der  Käufer  der  Gült 
dem  Verkäufer  derselben  die  «besondere  Gnade  und  Freundschaft  des  Wieder- 
kaufes» gewährte  und  zwar  um  die  ihm  ausbezahlte  Kaufsumme ;  von  unter- 

1 


by  Google 


Ablösung  der  Reallasten 


geordneter  Ih-deutung  war  dabei  die  Kümli uimi;>h  i^t  um!  die  Gestattung  teil- 
weisen W'iederkauls  (Teilzahlungen).  Dieser  Vorgang  führte  dann  folgern  htig 
zur  Unterscheidung  von  Kapital  und  Zins.  Dir  Rente.  »Ii«-  sehr  häufig  5°/o 
der  Kaufsumme  betrug,  »'ix  liicn  als  /.ins.  dii'  Kaulsiimme  als  I  lauptgut.  der 
Rt-iil'-nkniit  näherte  sich  so  dem  \  erzinslichen  Darlehen  und  das  Grundstück, 
worauf  die  Rente  gelegt  war,  musste  .als  Sat /tm^ijul  erscheinen:  es  sprachen 
denn  auch  die  späteren  Gültbriefe  thatsüchlich  von  Unterpfand,  Wahrend  diese 
bloss  \»iin  Schuldner  ablösbare  C •  i 1 1 1  vielfach  noch  als  ewige  lie/eii  hmt  wurde, 
war  die  auch  vom  Gläubiger  aufkündhare  Gült  die  eigentlich  ahh"is|j(  In- :  ange- 
sichts des  kanonischen  Zinsverbots.  das  /.  H.  1571  und  1S7(>  in  Luzern  zu 
einem  Verbot  des  verzinslichen  grundversic  heilen  Darlehens  führte,  hatte  sie 
wesentlich  die  Funktionen  des  letzteren  zu  erfüllen.  Neben  diesen  beiden 
Arten  bestanden  alte  unablösbare  Gülten  fort,  da  vielfach  nur  die  Krrichtung 
neuer  unahlösjger  verboten,  nicht  auch  schon  bestehende  ablösbar  erklärt  wurden. 
|a  im  Jahre  ItV'l  tuussle  man  in  Luzern  gegen  eine  rückläufige  Hewegung  ein- 
schreiten, die  unahlösige  (iülten  neu  einführen  wollte.  Die  Knlwieklung  des 
(lültrechts  ist  im  übrigen  hier  nicht  weiter  zu  verfolgen:  soweit  zur  Zeit,  da 
alle  unabl.isjo.n  Grundlasten  ablösbar  wurden,  noch  ewige  Gülten  bestanden, 
grillen  für  dieselben  ohne  weiteres  kraft  Gesetzes  die  Rechissätze  für  die 
ablösbaren  Platz.  ( iegen w artig  ist  die  (iült  die  weitaus  wichtigste  Reallast 
und  beherrscht  z.  11.  im  Kanton  Luzern  das  H\  pothekarrecht  völlig. 

Was  Zehnten  und  (irundzinse  anbetrifft,  so  war  mehr  als  einmal  eine 
Bewegung  auf  Abschaltung  im  Gange.  Man  denke  nur  an  die  Bauernhe  w  egung 
zur  Reformationszeit  und  den  Hauernkrieg  von  löä.L  Die  Regierungen  aber 
hatten  mit  ihren  gegenteiligen  Bestrebungen  besseren  Krfolg  und  wusslen  die 
Generalität  des  Zehntens,  d.  h.  die  Ausdehnung  auf  alle  Bodenerzeugnisse 
zur  Anerkennung  zu  bringen,  so  in  Hern  1741  und  175'*.  ohne  dass.  wie 
bereits  angeführt,  hier  in  wesentlicheren»  Masse  die  Ablösbarkejt  zugestanden 
worden  wäre. 

So  w  ar  am  F.nde  des  1 S.  Jahrhunderls  der  Zustand  vorhanden,  dass  gerade 
die  lästigsten  Reallasten.  Zehnten.  Frohnden.  Khrschatz.  Bodenzinse  u.  s.  w. 
meist  noch  als  unablösliche  Lcistungspflicht  bestanden,  während  die  Rente  die 
Funktion  der  Grundversicherung  übernommen  hatte  und  — ■  abgesehen  von 
allfällig  noch  bestehenden  alten  ewigen  Gülten  —  im  (irundsatz  ablöslich  war. 

II.  Die  Gesetzgebung  der  Helvetik.  Kinen  Umschwung  brachte  nun 
die  Heheiik  mit  ihrer  Abschaffung  der  Feudallasten.  Die  Verfassung  vom 
2H.  März  1  7*>S  erklärte  in  Art.  1.*:  «Der  Grund  und  Hoden  kann  mit  keiner  Last, 
Zins  oder  Dienstbarkeit  beschwert  werden,  wovon  man  sich  nicht  loskaufen 
könnte.»  Mit  diesem  einen  Satz  ist  das  Programm  für  die  ganze  weitere  Knt  Wick- 
lung gegeben:  er  kehrt  mit  mehr  oder  weniger  Modihkationeti  fast  in  allen  Kan- 
tonsverfassungen bis  zur  Gegenwart  wieder.  Seine  erste  Ausführung  fand  er  (nach- 
dem durch  Gesetz  vom  M.  Mai  17MN  eine  eventuelle  Umwandlung  des  Hcuzchntes 
für  das  lautende  Jahr  in  eine  ( lehlb  istung  in  Aussicht  genommen  und  durch 
Gesetz  vimi  S.Juni  1 7*»S  über  die  Km  Sammlung  der  Zehnten  durch  die  Pflich- 
tigen eine  weitere  interimistische  Verfügung  getroffen  worden:  ein  Gesetz  betr. 
Abschaltung  aller  Feodallastcn  teils  ohne,  teils  liefen  eine  Kntschädigung  vom 
10.  .November  1  7*'S.  Die  Verhandlungen  des  Grossen  Rates  über  diesen  Gegen- 
stand  zogen  sich  vom  IS.  Mai  bis  12.  Juli  desselben  Jahres  hin  und  hörten  auch 
nachher  eigentlich  nie-  auf.  ehr  Senat  behandelte  den  Gegenstand  im  August; 
das  Hauptinteresse  konzentrierte  sich  dabei  auf  die  Zahnten.  Das  Gesetz 
schallte  in  erster  Linie  den  kleinen  Zehnten  ohne-  Kntschädigung  ab.  ebenso 
eleu  Neubruchzehnten,   sofern  das  Land  noch  in  der  Hand  des  ursprünglichen 
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l'rbarmachers  ist,  und  st  eilt  <l;tnn  über  die  Ablösung  des  grossen  Zehnten 
dl.  h.  des  Zehnten  von  Gerste.  Roggen,  Korn,  Weizen,  Eichkorn.  Haber.  Kmmer, 
Feldbohnen,  Erbsen,  Wirken.  Linsen,  Heu  und  Wein,  für  die  italienischen 
Kantone  auch  von  miglio,  melgoneo,  grano  turco,  fornientone  nero  und  pannieo) 
folgende  Grundsätze  auf: 

1.  Die  Ablösungssummen  sind  an  den  Staat  zu  bezahlen  und  zwar 

a)  wenn  der  Zehnt  mit  dem  zehnten  oder  elften  Teil  des  Ertrages 
bezahlt  werden  musste,  2%  des  Wertes  der  Grundstücke: 

b>  wenn  ein  geringerer  Teil  (z.  B.  •/«»  oder  1  des  Ertrages  ausge- 
richtet werden  musste.  verhältnismässig  weniger; 

r)  wenn  der  Zehnt  in  eine  unveränderliche  Geldsumme  umgeschaffen 
worden  war,  das  Vierfache  dieser  Summe : 

d)  wenn  der  Zehnt  in  eine  veränderliche  Geldsumme  umgeschaffen 
worden  war.  das  Vierfache  des  15jährigen  Durchschnitts: 

ei  wenn  der  Zehnt  auf  ein  bestimmtes  Mass  jährlich  abzurichtender 
Früchte  (Sackzehnten)  \ erwandelt  worden,  das  Vierfache  des  mitt- 
leren Wertes  derselben  nach  15 jährigem  Durchschnitt. 

2.  Die  Bezahlung  der  Loskaufsumme  soll  im  Laub-  von  vier  Monaten  von 
der  Publikation  des  Gesetzes  an  entweder  in  Geld  »»der  durch  einen 
notarialischcn  oder  gerichtlichen  Schuldschein  mit  allen  anderen  For- 
derungen vorgängigem  Pfandrecht  auf  den  zehntpflichtigen  Grundstücken 
bezahlt  werden:  diese  Schuldscheine  können  erst  nach  15  Jahren  ge- 
kündet werden. 

3.  Der  Staat  übernimmt  die-  Entschädigung  der  Zehnt  inhalier,  die  den 
rechtskräftigen  Beweis  ihres  Eigentums  leisten,  nach  dem  aus  dem 
Ertrag  der  Jahre  1775 — 1789  berechneten  Mittel,  indem  der  1  5  fache 
Betrag  dieses  Mittelwertes  ausgerichtet  wird  und  zwar  in  barem  Geld 
oder  durch  l'ebergabe  von  Schuldscheinen. 

Die  Grund-  und  Bodenzinse,  soweit  sie  nicht  ohne  weiteres  aufge- 
ht-bin  sind,  sollen  von  den  Pflichtigen  ebenfalls  gegenüber  dem  Staat  los- 
gekauft werden  und  zwar,  wenn  sie  in  Naturprodukten  zu  entrichten  waren, 
um  den  15.  Pfenning,  wenn  sie  in  Geld  zu  entrichten  waren,  um  den  20.  Pfenning, 
wobei  die  Berechnung  des  Durchschnittswertes  wie  bei  den  Zehnten  stattfindet. 
Sofern  die  Bodenzinspflichtigen  den  Staat  mit  einem  Schuldschein  bezahlen, 
haftet  die  Schuld  auf  dem  betreffenden  Grundstück  und  zwar  vor  allen  anderen 
Verhaftungen,  die  jünger  sind,  als  die  ursprüngliche  Errichtung  des  Boden- 
zinses: das  Kapital  ist  erst  nach  15  Jahren  kündbar.  Die  Eigentümer  dieser 
Zinse  haben  ihre  Titel  den  Verwaltungskamniern  einzugeben,  worauf  der  Staat 
mit  Bargeld  oder  Schuldscheinen  die  Entschädigung  auf  dem  Fuss  vom  fünf- 
zehnten Pfenning  an  sie  ausrichtet.  Wer  dem  Staat  lieber  das  zinspflichtige 
Gut  überlassen  will,  kann  es  thun;  sind  aber  rückständige  Zinse  vorhanden, 
wird  damit  nebst  der  Kapitalschuld  nur  der  im  letzten  Jahre  verfallene  Zins 
getilgt.  Sind  Güter  durch  Naturgewalt  unbrauchbar  gemacht,  so  erlischt  der  Zins. 

Alle  anderen  Feodallasten  sind  für  immer  aufgehoben. 

Bereits  am  28.  November  1798  erging  ein  Ergänzungsgesetz,  wonach  die 
im  laufenden  Jahre  verfallenden  Grund-  und  Bodenzinse  als  im  Auskauf  inbe- 
griffen erklärt  wurden.  Aber  schon  am  13.  Dezember  1799  brachte  ein  Gesetz 
ither  die  Durchführung  des  Loskaufs  der  Grundzinse  eine  wesentliche  Modi- 
fikation, indem  die  Schuldner  direkt  von  den  Gläubigern  den  Loskauf  bewerk- 
stelligen sollten,  immerhin  gemäss  den  Vorschriften  des  früheren  Gesetzes. 
Das  war  aber  der  Anfang  vorn  Ende,  das  nicht  lange  auf  sich  warten  Hess: 
am  15.  September  1800  erklärte  ein  neues  Gesetz  die  Vollziehung  desjenigen 
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vom  10.  November  1798  über  Abschaffung  der  sogenannten  Feudallastcn,  sowie 
auch  aller  späteren  Gesetze,  Beschlüsse,  Verordnungen  und  Verfügungen,  die 
auf  diesen  Gegenstand  Bezug  haben,  von  nun  an  als  eingestellt.  Die  Folge 
waren  die  Gesetze  vom  6.  Oktober  1800  über  den  Bezug  der  Grundzinse  für 
das  Jahr  1800  und  vom  29.  Oktober  1800  betr.  Ermächtigung  des  Vollziehungs- 
rates zur  Bewilligung  von  Nachlässen  oder  längeren  Fristen  für  die  Entrichtung 
von  Grundzinsen  und  der  ßeschluss  des  Vollziehungsratcs  über  Einforderung 
der  herkömmlichen  Grundzinse  für  hoheitlich  bewilligte  Nutzungen  in  Wald 
und  Feld  vom  18.  Dezember  1800.  Die  Verfassungen  und  Verfassungscnt würfe 
aber  hielten  den  im  ersten  Grundgesetz  ausgesprochenen  Grundsatz  unentwegt 
fest;  sie  sahen  eine  Ablösung  «nach  dem  wahren  Werte»  «gegen  eine  ebenso 
billige  als  massige  Entschädigungssumme»  u.  s.  w.  nach  zu  erlassenden  Gesetzen 
und  Verordnungen  vor. 

HL.  Die  kantonalen  Verfassungen  seit  1803.  Wesentlich  auf  dem  gleichen 
Boden  wie  die  Helvetik  stehen  die  Kantonalvcrfassungen  der  Mediationsakte 
vom  19.  Februar  1803;  sie  stellen  das  Prinzip  der  allgemeinen  Ablösbarkeit 
auf,  soweit  sie  nicht  von  vorneherein  Aufhebung  dieser  Lasten  verfügen  und 
überlassen  das  weitere  Vorgehen  der  Gesetzgebung.  Die  KantonsverfasMingcn 
seit  der  Ermittlungsakte  wiederholten  entweder  die  Grundsätze  der  früheren 
ohne  wesentliche  Modifikationen  oder  passten  sich  dem  jeweiligen  Stande  der 
Ablösung  an.  So  bestimmt  Zürich  in  der  Verfassung  vom  10.  März  1831, 
Art.  16:  «Die  Verfassung  gewährleistet  die  Befugnis,  Zehnten  und  Grundzinse 
auf  gesetzlichem  Wege  loszukaufen  oder  auch  dieselben  nach  gesetzlichen,  auf 
billige  Weise  festzusetzenden  Vorschriften  durch  Uebcreinkunft  mit  den  Berech- 
tigten in  eine  jährliche  Geldleistung  umzuwandeln.  Der  Boden  soll  mit  keiner 
nicht  loskäuflichen  Last  belegt  sein  noch  belegt  werden.»  Dagegen  sagt 
Solothurn  in  Art.  12  der  Verfassung  vom  l.Juni  1856  einfach:  «Zehnten 
und  ähnliche  dingliche  Lasten,  die  gesetzlich  abgeschafft  sind,  dürfen  nicht 
wieder  eingeführt  werden»;  die  gleiche  Bestimmung  steht  auch  in  Art.  8  der 
Verfassung  vom  12.  Dezember  1875  und  Art.  66  derjenigen  vom  23.  Oktober  1887. 
Luzern  regelt  in  Art.  8  der  Verfassung  von  186.3  die  Frage  dahin:  «Die 
fortdauernde  Loskäuflichkeit  der  Zehnten  und  Grundzinse  ist  zugesichert.  Der 
Noval-  oder  Neubruchzehnten  von  Rüti  oder  Waldboden,  wenn  er  nicht  währen«! 
der  letzten  zehn  Jahre  geleistet  wurde,  ist  ohne  Entschädigung  aufgehoben. 
Das  Gesetz  bestimmt  das  Nähere.  Der  Boden  soll  mit  keiner  nicht  loskäuflichen 
Last,  gemäss  welcher  der  Grundeigentümer  etwas  leisten  muss,  belegt  sein  noch 
belegt  werden.  Alle  persönlichen  und  dinglichen  Leistungen,  welche  seit  dem 
Jahre  1798  unterblieben  sind,  wie  Fall,  Ehrschatz  u.  s.  w.,  bleiben  abgeschafft»;  in 
der  Verfassung  von  1875  blieb  einfach  der  letzte  Satz  weg.  Des  Ehrsrhatzes 
gedenkt  auch  Tessin,  Verfassung  vom  23.  Juli  1830,  Art.  27 :  «Resta  pure 
ferma  cd  irrevocabile  la  legge  sul  riscatto  dclle  deeime,  dei  livelli,  laudemi 
e  simili».  Interessant  ist,  wie  einzelne  Verfassungen  weitergehen  und  den 
Reallasten  ähnliche  Beschwerden  gleichstellen.  So  gewährt  Sihwyz,  dessen 
Verfassung  vom  18.  Februar  1848  in  Art.  21  bloss  die  Loskäuflichkeit  der 
Zehnten  und  Grundzinsen  nach  dem  wahren  Wert  zugelassen  hatte,  in  der 
Verfassung  von  1876  auch  den  Loskauf  besonders  schädlicher  Dienstbarkeiten, 
wie  das  Weide-  und  Beholzungsrecht  in  Wäldern,  das  Farren-  und  Streue- 
sammeln  u.  dgl.  nach  gesetzlicher  Vorschrift.  Ebenso  ging  Zug  in  Art.  14 
der  Verfassung  von  1873  weiter  als  in  Art.  27  derjenigen  vom  8.  Januar  1848, 
indem  die  Loskäuflichkeit  der  Zehnten,  Grundzinse  und  Feudallasten,  sowie 
anderweitiger,  die  Landwirtschaft  hemmender  Servituten  zugesichert  ward,  und 
Schaffhausen  verbot  am  5.  April  1852  in  Art.  11,   nicht   nur  die  Auflage 
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imloskäuf  lieber  Beschwerden  auf  Grund  und  Boden,  sondern  auch  die  Unvcr- 
iiusserlichmacbung  durch  Fideikommisse  (in  der  Verfassung  vom  24.  März  1876, 
Art.  21,  ist  dieser  Satz  nicht  mehr  enthalten).  Achnlich  St.  Gallen  in  den 
Verfassungen  vom  17.  November  1801,  Art.  18  und  vom  16.  November  1890, 
Art.  33,  während  Graubünden  in  der  Verfassung  vom  23.  Mai  1880,  Art.  46, 
in  Erweiterung  des  am  1.  Februar  1854,  Art.  43,  aufgestellten  Grundsatzes  auch 
die  Ablösung  der  Gemeinazung  auf  Privatgütern  gestattet. 

Wie  diese  Grundsätze  im  einzelnen  durchgeführt  wurden,  mag  am  Bei- 
spiel des  Kantons  Bern  gezeigt  werden. 

IV.  Die  Ablösung  im  Kanton  Bern.  Die  Vermittlungsakte  vom  19.  Februar 
1803  statuierte  in  Art.  23  der  Verfassung  des  Kantons  Bern:  «Die  Verfassung 
garantiert  die  Befugnis,  Zehnten  und  Bodenzinse  loszukaufen.  Das  Gesetz  wird 
die  Art  und  Weise  dieses  Loskaufs  nach  dem  wahren  Wert  bestimmen.» 
Zunächst  wurde  am  25.  Juni  1803  der  Fortbezug  der  Zehnten,  Bodenzinse, 
Primizen  etc.  in  gleicher  Weise,  wie  es  vor  der  Revolution  Uebung  war,  ver- 
ordnet. Dann  folgte  am  2.  Juli  1803  der  Erlass  eines  Gesetzes  über  den  Los- 
kauf der  Zehnten  und  Bodenzinse,  dessen  Hauptgrundzüge  in  folgendem  be- 
standen: Abzahlung  des  Kapitalwcrtes  der  loszukaufenden  Leistung,  Berechnung 
dieses  Kapital  wertes  im  Verhältnis  von  3%  des  Ertrages  bei  Bodenzinsen. 
4°n  bei  grossen  Zehnten  und  5°/o  bei  kleinen  Zehnten  (und  ebenso  für 
Primrzen  und  Feuerstattabgaben  laut  Dekret  vom  18.  Mai  1804),  Berechnung 
dieses  Ertrags  nach  einem  20jährigen  Durchschnitt  und  20jährigen  Mittelpreisc. 
Zum  kleinen  Zehnten  wurden  gezählt  :  die  Bienen-  und  Jungezchnten,  der  Erd- 
apfelzehnten, der  Hanf-  und  Flachszehnicn,  der  Hirs-  und  Fenchzchnten,  der 
Kühl-,  Rüben-  und  Rüblizehnten,  der  Gartenzehnten  und  endlich  der  Obst- 
und  Nusszchnten. 

In  der  urkundlichen  Erklärung  vom  21.  September  1815  bestätigten  die 
Restauraiionsbehörden  diese  Bestimmungen,  die  geeignet  waren,  der  Staatskasse 
den  Ertrag  dieser  reichlichen  Einnahmequellen  in  ungeschmälerter  Höhe  zu 
erhalten.  In  den  Jahren  1827 — 1829  erreichte  der  reine  Zehntertrag  im  Durch- 
schnitt die  Summe  von  320.456  Schweizerfranken,  die  Bodenzinse  138,527, 
die  Ehrschätze  7000  und  die  Primizen  6000  Franken.  Die  Regenerations- 
verfassung vom  6.  Juli  1831  verhiess  in  $  22  Erleichterung  des  Loskaufs, 
«soweit  es  ohne  wesentliche  Verminderung  der  reinen  Staatseinkünfte  ge- 
schehen könne, »  und  verbot  die  Errichtung  unablöslicher  Renten  oder  Zinse. 
Die  im  Gesetze  vom  22.  Dezember  1832  gewährten  Erleichterungen  bestanden 
in  der  Umwandlung  der  dem  Staate  gehörenden  Zehnten  und  Bodenzinse  in 
Geldleistungen  oder  bei  den  erstem  auch  in  fixe  Naturalleistungen,  wobei 
gewisse  Prozentabzüge  gestattet  wurden.  Das  Loskaufsgesetz  vom  22.  März 
1834  brachte  noch  weitere  erhebliche  Vergünstigungen,  indem  es  die  Loskaufs- 
summe für  Zehnten  auf  den  20  lachen  jährlichen  Ertrag  mit  einem  Abzug  von 
I«) 0  o  und  tliejenige  für  Bodenzinse  auf  den  25 fachen  jährlichen  Ertrag  mit 
einem    Abzug  von    14°/o  herabsetzte.    Neubrüche    wurden   zehntfrei  erklärt. 

Es  gab  keinen  Einhalt  mehr  auf  dem  Wege  zur  völligen  Aufhebung  der 
Reallasten.  Ein  Gesetz  vom  6.  Mai  1837  stellte  die  im  Besitze  von  Gemeinden, 
Korporationen  und  Privaten  stehenden  Zehnten  und  Bodenzinse  in  jeder  Hinsicht 
den  Staatsgefällen  gleich,  so  dass  die  Gesetze  von  1832  und  1834  auch  auf 
sie  Anwendung  fanden.  Die  völlige  Aufhebung  war  aber  zur  politischen  Not- 
wendigkeit geworden,  so  dass,  nachdem  noch  1840  der  Grosse  Rat  den  obli- 
gatorischen Loskauf  abgelehnt  hatte,  eine  Regierungskommission  1845  zwei 
Entwürfe  ausarbeitete,  wovon  der  eine  allgemeine  und  unentgeltliche  Ab- 
lösung der  Zehnten  und  Bodenzinse,  Entschädigung  für  frühere  Loskäufe  und 
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Privatberechtigte  und  Einführung  Huer  Grund-  und  Gebäudesteuer  vorsah,  (irr 
ander«'  aber  sich  auf  den  obligatorischen  Loskauf  beschrankte.  Die  Zehnten 
waren  zum  14  fachen,  der  Weinzehnten  zum  12  fachen  Betrage  eines  Durch- 
schnitt sertrages  von  10  Jahren  und  die  Koden/inse  /um  20 fachen,  die  Molken-, 
Kit«-.  Zieger-  und  Butterzinse  zum  lHfachen  Wert  des  Jahresertrages  abzulösen. 
Der  letztere  Entwurf  wurde  am  20.  Dezember  1845  zum  Gesetz  erhoben.  In 
der  Verfassungsrevision  von  1846  gelang  es  den  interessierien  Volkskreisen,  ihre 
Wünsche  in  noch  weitgehenderem  Masse  durchzusetzen.  In  dem  bekannten 
Artikel  85  der  Verfassung  vom  31.  Juni  184b,  der  allen  Landesteilen  he- 
sondere  Vorteile  zusicherte,  wurde  namentlich  im  Interesse  des  Oberaargaus, 
des  Seelandes  und  des  Mittellandes  der  obligatorische  Loskauf  der  Zehnten, 
Bodenzinse  und  Ehrschätze  statuiert  und  zwar  um  die  Hälfte  der  im  Grsn/ 
von  1845  bestimmten  Ablösungspreise,  ferner  eine  Vergütung  an  die  privaten 
Inhaber  von  Gefällen  dieser  Art  und  ebenso  eine  teilweise  Rückerstattung  für 
die  früher  stattgefundenen  Ablösungen.  Den  Privatinhabern  vergütete  der  Fisku« 
einen  ehenso  hohen  Betrag,  als  sie  von  den  Pflichtigen  erhielten:  bei  den  seit 
1.  Januar  1833  stattgefundenen  Ablösungen  betrug  die  Rürkerstattungssumme 
die  Hälfte  der  Ablösungssumme,  für  die  von»  2.  Juli  1803  bis  1833  erfolgten 
Ablösungen  \;3  des  bezahlten  Preises  und  bei  den  noch  früher  getmfl'enen 
Ablösungen  1  4.  Ein  Gesetz  vom  4.  September  184t>  stellte  die  nötigen  Au>- 
fühnmgsbestimmungen  fest. 

Die  dem  Fiskus  vor  1846  zugekommenen  Loskaufssummen  machen  vier 
Millionen  Franken  aus,  diejenigen  der  Liquidation  von  184(>  2,0*)3.I46  Fr.,  die 
Rückerstattungen  an  Privatberechtigte  und  frühere  Loskäufer  beinahe  drei 
Millionen.  Da  vor  1834  der  Kapital  wert  des-  jährliehen  Ertrages  der  Zehnten 
und  Bodenzinse  zu  ungefähr  lO'/j  Millionen  angesetzt  wurde,  ist  infolge  der 
Liquidation  das  Staatsvermögen  um  etwa  7  l/1  Millionen  vermindert  worden, 
welchen  Ausfall  die  1847  eingeführten  direkten  Steuern  auszugleichen  bestimmt 
wurden. 

Durch  das  Gesetz  vom  20.  Dezember  1845  waren  die  Auflagen  x<>n 
Ehehaften  (Realrechten)  vom  Loskauf  ausgeschlossen  worden.  Sie  bestehen  zum 
grossen  Teil  heute  noch,  soweit  sie  nicht  durch  Verzicht  auf  «las  Real  recht 
weggefallen  sind.  Ferner  bestehen  noch  «liejenigen  privatrechtlichen  Reallasten, 
die  weder  in  die  Klasse  tler  Zehnten,  noch  in  diejenige  der  Bodenzinse  und 
Ehrsehätze  fallen,  wie  Strassenunterhaltungs-,  Schwellen-  und  Fuhrpflicht,  sofern 
sie  überhaupt  einen  pri vatrehtlichen  Charakter  haben. 

Für  «len  fakultativen  Loskauf  der  Weidere«  htsame  wurde  am  12.  Dezem- 
ber 1839  ein  besomlercs  Gesetz  erlassen  und  für  die  Ablösung  der  Holz- 
nutzungsrechte  sorgte  «las  Gesetz  über  die  Waldkantonnemente  vom  22.  Juni  1N40. 

V.  Litteratttr.  J.  Schnell,  Das  Zehntrecht  nach  schweizerischen  Rcclits,/ucl/en,  hi 
der  Zeitschrift  für  Schweizerisches  Recht,  Hit.  III,  T.  3,  S.  ff.  —  F.  i.  UV/SS,  Die 
Hält  und  der  Schuldbrief  nach  zürcherischem  /{echte,  ib.  lid.  IX,  /,  ,S".  j  ff.  — 
Kothing.  Das  Hypothekarwesen  im  Kanton  ScAziyz,  ib.  Bd.  VI,  '/'.  /,  S.  / >/  ff.  —  Sidler, 
Die  (Hill  nach  Luzerner  Recht,  Diss.,  Luxem  /Sy?.  —  Leuenberger,  Studie»/  über  1»  r- 
nische  Rechtste  schichte,  S.  J07  ff.  —  Haber,  (ieschichte  des  schweizerischen  Priva'rechts , 
IV,  S.  77  t  ff.  -  Strickler,  Aktensammluns:  aus  der  Zeit  der  helvetischen  Republik, 
:corin  die  helvetischen  (iesetze  enthalten  sind.  —  Repertorittm  und  die  Abschiede  der 
cidgen.  Tagsatzungen  /•?<>.? — /,?,  S.  405  ff.  mit  den  Medialionsverfassungcn.  —  Kan- 
tonale Verfassungen.  —  (  iesetzessammlun»-  und  Staatsz-er-wailun^sberichte  des  Kantons 
Hern. 

Dr.  Heinrich  Tür/er,  Staatsarchivar  des  Kantons  Hern. 
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Absterbeordnung. 

I.    Begriff    und    Be  re  o  h  :i  u  n  g  sin  e  t  Ii  ■ »  de.  II.    Die    srh«  ci/criselic 

Sterbetafel  ( Lebens«  ahrsi-lieinlirbUcit.  Sterben«.«  ahrsiluinliohkeit.  mittlere  Le- 
bensdauer). -    III.  Litteratur. 

L  Begriff  und  Berechnungsmethode.    Di«-  Al»>i<rl  rdnung  stdit  /ahkn- 

müssig  dar.  wieviHe  von  i-im'r  l>«-timmt<n  Anzahl  NrugelM inner  die  \lti-r 
1,  2.  .?  etc.  ««riehen.  Insofern  sie  au*  «l*-r  B<< »Da<  htung  <inrr  grs,  hlossenen 
Gruppe  von  Personen  von  der  Grhurt  bis  zum  Tod  hergeleitet  ist.  girbt  sie 
auf  ein«-  Reihe  von  Froren  üIxt  Leben  und  Sterben  d<  r  Gruppe,  dir  wir  für 
dies«-  Metrarhtung  c  Generation»  lunnen  wollen.  Aufs«  hluss.  Die  Zahlen  I,  der 
ein  bestimmtes  Alter  x  Erlebenden,  kurz  dir  *  Lehrnd-n  drs  Alter*  x  »  genannt, 
können  aus  der  Abslerbcordnung  srldst  abgr|r*rn  werden.  Sir  wird  deswegen 
auch  einfach  dir  Tafel  der  Lelxndrn  ernannt.  Dir  Zahl  d«T  im  Altrr  x  bis 
x  -j-  n  Strrl>rndrn  ist  mit  d<  r  Abnahme  d<T  Lebenden  vom  Allrr  \  bis  \  -L  n 
identis«  h,  also  gleit  h  \x        lx  { „. 

Da  nach  «h-r  Tafel  von  \%  Personen  drs  Altrrsx  na.  h  n Jahren  noc  h 
I,  (.„  l'rrsonrn  leben,  inzwischen  also  I,  -  |  x  ( „  Personen  sterben,  so  ist  dir 
Wahrscheinlichkeit   np„  für  einen  x  Jährigen,  dir  nä<  listen  n  Jahr«*  zu  überleben 

U  !  n 

"l'x  = 

Dir  Wahrst  hrinlirhkrit  „q^  dir  n  Jahrr  nicht  zu  überleben,  dir  Sterbens  W  ahr- 
scheinlichkeit, jsi 

  i  1  »  +    1  t         U  |  n 

n 1  i    —    1  — 

l,  )» 

Inwiefern  dirsr  statistischen  \Vahrs(  heinlit  hkeiten  drs  l'eherl«  Inns  oder  drs 
Sterbens  den  Charakter  von  mathrmati.schen  Wahrst  hrinlit  hkritrn  habrn,  ist 
eine  Frage,  die  der  l'ntersuchung  bedarf,  hier  aber  dahin  gestellt  werden  muss. 
Da  dir  Absterbeordnung  nur  dir  Zahlen  der  Lebenden  der  ganzen  Altersjahre 
giebt,  ist  ihr  über  den  Verlauf  des  Absterben*  in  der  /.rit  zwischen  zwei  auf- 
einanderfolgenden Altersjahren  nic  hts  zu  entnehmen. 

Wird  auf  einer  Axe  die  Zeit  i  dureh  «  ine  Strei  ke  dargestellt,  die  Zeit 
von  der  Geburt  der  Generation  an  gezahlt,  und  errichtet  man  im  Endpunkt 
der  Abszisse  t.  —  \  senkrecht  zur  Axe  die  Ordinale,  «leren  Läng«-  der  Zahl  der 
Lebenden  lx  entspricht,  so  stellen  die  Endpunkte  der  Ordinaten  sämtlicher  Alter 
eine  Puuktreihe  dar.  Einer  stetig  abfallenden  Kurve  durch  die  I'unktreihe 
entspri«  ht  eine  bestimmte  Annahme  über  den  Verlauf  drs  Absterben*,  ebenso 
wie  auf  Grund  der  Kenntnis  des  Absterben*  in  der  Zeit  zwischen  den  auf- 
einanderfolgenden Altersjahren  die  Kurve  gezeichnet  werden  kann.  Die  Kenntnis 
des  Verlaufes  des  Absterben*  ermöglicht  die  genaue  Ermittlung  der  von  drn 
Lebenden  lx  des  Alters  x  in  der  Zeit  x  bis  x  -f-  n  durchlebten  Zeit.  In  der 
graphischen  Darstellung  wird  diese  Zeit  dargestellt  durch  den  Inhalt  der  Fläche, 
welche  von  den  Ordinaten  1,  und  1,  +  n«  dem  Axenstüek  n  und  dem  Kurvenzug 
der  Lebenden,  der  die  Endpunkte  der  Ordinaten  I,  und  lx-rn  verbindet.  Be- 
zeichnen wir  sie  mit  J*  +  n,  so  ist 

>t  =  «  |  n 
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Wird  die  durchlebte  Zeit  bis  /um  Aussterben  der  Generation  gezählt,  etwa  bis  zur 
Zeit  t  - —  o).  so  erhalten  wir  ilie  von  den  lx  Personen  des  Alters  x  bis  zum  Tode 
durchlebte  Anzahl  von  Jahren,  wenn  das  Jahr  als  Zeiteinheit  gewählt  worden  ist. 

Die  auf  einen  Lebenden  des  Alters  x  lallende  vom  Alter  x  an  noch  durch- 
lebte Zeit  ist 

K  .  2 

lx 

Es  ist  das  die  mit  i  lere  Lebensdauer  des  x  Jährigen.  Verteilen  sieh  die  Todes- 
fälle innerhalb  jedes  Altersjahres  gleichmassig,  so  ist 

.xfn  1  «  ~h  -**}■>  H~  •  •  •  -{-  -  1  x  f  n  -  1  4-  I  x  +  n 

-  iE  +  i,  +  I  +  ...  +  u+ll-ii±V+- 

Die  mittlere  Lebensdauer  hat  in  diesem  Fall  den  Wert 

1     l'x  -f-  U  i  i  -h  •  •  •  'i  }  w-jj  — 

Das  Verhältnis  Bmx  der  in  der  Zeit  t  —  \  bis  t  =  x  -}-  "l  Oestorbenen  zu  der 
in  dieser  Zeit  von  den  Lebenden  verlebten  Anzahl  von  Jahren  ist  der  Sterb- 
lich k  ei  t  s  k  o  e  lfi  z  i  e  n  t  des  Alters  x  für  die  Zeit  n. 
Sein  Wert  ist  also 

X 

Für  n  —  1  nimmt  in  bei  gleichmässiger  Verteilung  der  Sterbefälle  auf  das 
ganze  Jahr  ih  n  Wert  an: 


lx+'xl.  1  q* 


Entsprechend  ist 

'H  x  _ 

1+'^  5 

Aus  dieser  Erörterung  geht  zugleich  hervor,  dass  über  den  Zusammenhang  von 
Sterbenswahrseheinliehkeit  und  Stcrhlichkcitskoeftizient  nur  dann  etwas  fest- 
gestellt werden  kann,  wenn  der  Verlauf  des  Absterben*  von  einem  Altersjahr 
zum  nächstfolgenden  bekannt  ist. 

Als  Kraft  der  Sterblichkeit  i Sterbensintensität)  /*,  definiert  man  das 
dem  Verhältnis  der  Sterbenswahrscheinlichkeit  für  die  Zeit  von  t  bis  t  -|-  dt  zu 
als  unendlich  klein  aufzufassenden  Zeitteilchen  dt.  so  dass 

lt  —  lt-f  dt  d  1,  d  log  na/.  I, 

I,  •  dt  I,  •  dt    ""dt  6 

Durch  Multiplikation  mit  dt  und  Integration  innerhalb  der  Grenzen  t  =  x  bis 
t  =  X  -f-  1  folgt: 

J.t  =  M-  i 
nx  dt   =  Zog  nat.  p, 


Digitized  by  Googl 


Absterbcordnung 


4 


,i  ~x+t 

J  /'»  •  (lt  7 
und  folglich  1  —  qx  =  1  '  * 

Die>e  Gleichung  j^i*- lit  die  Beziehung  zwischen  der  Sterbens  Wahrscheinlichkeit 
und  der  Kraft  der  Sterblichkeit,  L'm  den  Zusammenhang  zwischen  der  Kraft 
der  Sterblichkeit  und  dem  Sterblichkeitskoethzientcn  zu  erkennen,  gehe  man 
auf  Gleichung  »>  zurück.    Ks  ist 

-    dl,  ^  I,  /«,  dt 

Durch  Integration  zwischen  den  Grenzen  t  •=  x  und  t  =  x  — |—  1  folgt: 

-» t  =  «  -j-  i 

Ii    -  I«  |  l    ~  \    'l  /<t  <l  t 

Nun  lässt   sich  fl>^  iininer  so  bestimmen,  dass 

(.i  =  <  +  i 
dt 


Alsdann  ist  naeh  Gb-iehung 


I  =  X 


/'*  M  =  ,f)      -   '»«  8 

dt 
•  -  x 

Der  Sterblichkeitskoefhzicnt  stellt  also  einen  Mittelwert  aus  den  verschiedenen 
Werten  dar,  den  die  Sterblichkeitskraft  innerhalb  des  in  Betracht  fallenden 
Zeitint  ervalls  annimmt. 

Aus  Gleichung  7  folgt  näherungsweise: 

I  *  -  i  -    1  x  -|  i  ft 
/'x  =   —  9 

Die  oben  angeführten  Beziehungen  stellen  den  Zusammenhang  der  Sterblichkeits- 
masse und  der  aus  ihnen  abgeleiteten  Grössen  dar. 

Wie  aus  den  Daten  der  Bevölkerungsstatistik  Absterbeordnungen  herge- 
leitet werden  können,  im  weiteren,  wie  die  Bevölkerungsstatistik  angelegt 
werden  muss.  um  für  tlen  in  Frage  stehenden  Zweck  brauchbare  Daten  zu 
liefern,  ist  eine  Frage,  welche  die  Statistik  bis  in  die  Gegenwart  beschäftigt 
hat.  In  der  Regel  stellt  sich  die  Aufgabe  so,  dass  die  Aufzeichnungen  einer 
bestimmten  Zeit,  sagen  wir  eines  Jahrzehnts,  eines  Jahrfünfts,  eines  Jahres  durch 
eine  Sterbetafel  wiederzugeben  sind.  Eine  so  hergeleitete  Absterbeordnung 
giebt  also  nicht  das  Absterben  einer  wirklichen  Generation,  sondern  einer 
fiktiven.  Sie  wird  in  dieser  Eigenschaft  als  eine  Absterbeordnung  gleichzeitig 
Lebender  bezeichnet.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  die  Methoden,  welche  zur 
Herleitung  von  Absterbeordnungen  aus  den  Aufzeichnungen  über  ganze  Bevöl- 
kerungen oder  über  ausgewählte  Gruppen,  wie  sie  z.  B.  bei  Versicherungs- 
anstalten vorkommen,  auseinanderzusetzen.  Wir  weisen  in  dieser  Beziehung 
auf  die  Speziallitteratur  hin  und  bemerken  bloss,  dass  die  älteren  Bevölkerungs- 
tafeln Iiis  in  die  Mitte  des  MX.  Jahrhunderts  in  ihrer  Ilcrleitung  methodische 
Mängel  haben,  die  deren  Benützung  ausschliessen. 
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Die  Absterbeordnung  der  schweizerischen  Bevölkerung 

fUr  die  Jahre  1876  77-  1880  Sl  und  für  1881-1888. 
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0,35192 
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0.32062 
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Absterbuordnung 


Die  Absterbeordnung  der  schweizerischen  Bevölkerung 

für  die  Jahre  1876  77  —  1880,  81  und  für  1881  —  1888. 


13.  Weibliches  Geschlecht. 


1876  77  — 1880/81 

1  ÄÄ1  - 

lOOl  — 

-  iRRR 

—  lOOO 

u 

<— 

1 

Leben»- 

Sterben  «- 

Mittlere 

Lebeni- 

Sterben»- 

Miniere 

•  — * 

«9 
lt 

Lebende 

wahrw  hrin- 

«ahrwhein- 

I^rben*. 

I  -i  .»rn.ie 

wahrvhein- 

»ahnrhein- 

Leben»- 

< 

lt.-lik.Ht 

lichkeit 

duuer 

lirhkeit 

■ 

lu  hkrjt 

.l.iuer 

< 

0 

10  0011 

0.82810 

0. 1 7 1 90 

43,19 

10  000 

0.8483S 

0.15162 

45.70 

0  i 

1 

8  281 

0.90220 

0.03780 

Ohl  I 

8  484 

(»,90602 

0.03308 

52.78 

1 

•) 

7  90s 

0.98055 

0.01945 

C  1    L      vi  - 

8  203 

0,98333 

0.01667 

53.57 

2 

s 

7  813 

0,9*500 

0.01 134 

-  rt  1 ,« 

8  006 

0.9S747 

0.01253 

53,47 

3 

4 

7  701 

0.987  in 

0,0l29(i 

öl. 88 

7  965 

0.99064 

0.00936 

53,15 

4  1 

5 

7  602 

0.990.I» 

0.00921 

«jI.öo 

7  891 

0,09312 

0,00688 

52,64 

5 

6 

7  532 

0,99202 

0.00738 

51,02 

7  8:56 

0,99406 

0.00594 

52,01 

6 

p* 
1 

7  477 

0.99379 

0.0062 1 

50.39 

7  790 

0.99501 

0.00499 

51.31 

7 

7  430 

0,994  7 1 

0.00529 

49,i  1 

7  751 

0.99561 

0.00439 

50.57 

8 

0 

i  391 

0.99502 

0.00198 

48.97 

7  717 

0.99615 

0.00385 

49.79 
48,98 

9 

10 

i  .to4 

0,99.>00 

0,00410 

48.21 

7  687 

0.99651 

0.00349 

10 

.  11 

7  324 

0.99O1O 

0.00381 

4<,41 

7  601 

0.99675 

0.00S25 

48,14 

11 

12 

7  296 

0.996 1 8 

0.00382 

46,59 

7  036 

0.99675 

0,00325 

47.30 

12 

;  13 

7  268 

0,99003 

0.00397 

4o.i7 

7  611 

0.99650 

0.00850 

46.45 

13 

14 

7  239 

0.99573 

0,00427 

7  584 

0.99603 

0.00397 

45.62 

14 

15 

7  208 

O.99o30 

0,004  »0 

44.14 

7  554 

0.99540 

0.00160 

44,80 

15 

IG 

<  1  (5 

0.99485 

O.OOoln 

7  519 

0.99486 

0.00514 

44,00 

16  • 

17 

*  13.8 

d~k    «'■Ii  III.) 

0.99438 

0.00562 

42.ob 

7481 

0.99441 

0.00559 

43.22 

17 

18 

7  097 

0.9940b 

0.00594 

1 1 .80 

7  439 

0.99417 

0.00583 

42,46 

18 

19 

<  05.» 

0.99370 

0.' »00.30 
0.000b5 

41.0ü 

7  395 

0.99386 

0.00G14 

41.71 

19 

20 

'  011 

0.99.53.« 

IA  DA 

40.30 

7S50 

0.09358 

0.00642 

40,97 

20 

21 

6  904 

0,99302 

1 1.1(0698 

39.5« 

7  303 

0.99322 

0,00578 

40.23 

21 

o  91d 

0.9927 1 

0,00729 

38.8i> 

7  253 

0,99294 

0,00706 

39,50 

22 

23 

0  865 

0,99224 

0.00776 

38.13 

7  202 

0.99273 

0.00727 

38,78 

23 

!  21 

6  812 

0.99190 

0.0080-1 

37.42 
36.  <  2 

7  150 

0.99258 

0.00742 

30,05 

24 

25 

M    IUI  *  ^  J 

0.991  <4 

0.00820 

7  097 

0.99244 

0.00756 

37,33 

25 

20 

0  *01 

A   (kill    i  «_J 

0.99148 

0.00852 

O*"»  Art 

30.02 

7  043 

0.99225 

0,00775 

36,62 

26 

27 

6  644 

0.99128 

0,008  <  2 

35.33 

6  988 

0,99204 

0.00796 

85,90 

27 

28 

i    6  586 

f\  Art  1  HO 

0.99 123 

A  A  o  rr 

0.008 1 1 

o4.04 

6  933 

0.99181 

0.00819 

:35,18 

28 

,  20 

6  528 

0.99094 

0.00906 

33.94 

6  876 

0.09156 

0,00844 

34,47 

29 

30 

6  469 

0.99066 

0.00934 

33.24 

6  818 

0,99138 

0.00862 

33.76 

30 

31 

l'.VVi'vÖ 

o*-.vO 

6  759 

0.99119 

0.00881 

33,05 

31 

1  32 

6  348 

0.99019 

0.00981 

31.86 

6  700 

0,99101 

0.00899 

32,34 

32 

1  33 

6  285 

0.98988 

0.01012 

31.17 

6  640 

0,99069 

0,00931 

31,62 

38 

1  34 

6  222 

0,98973 

0,01027 

30,48 

6  578 

0.99032 
0.98996 

0,00968 

30,92 

34 

;  35 

6  158 

0.08950 

0.01044 

29.80 

6  514 

0,01004 

30,22 

35 

3G 

6  094 

0.(18933 

0.01067 

29.10 

6  449 

0.98971 

0.01 029 

29,51 

36 

|  37 

6  029 

0.98910 

0.01090 

28.41 

6  382 

0,98958 

0.01042 

28,82 

87 

38 

5  963 

0.98900 

0,01100 

27.72 

6  316 

0.98952 

0.01048 

28,12 

38 

39 

5  897 

0.98873 

0.01127 

27.02 

6  250 

0.98940 

0.01060 

27.41 

39 

40 

5  SSI 

0.98858 

0.01142 

26.32 

6  183 

0.98924 

0.01076 

26.70 

40 

;  41 

5  764 

0.98849 

0.01151 

25.63 

6  117 

0.98902 

0.01098 

25.98 

41 

42 

5  098 

0,98813 

0.01157 

24.92 

6  050 

0.98898 

0.01102 

25.26 

42 

43 

5  032 

0.98828 

0.01172 

24,20 

5  983 

0.98887 

0.01113 

24.54 

43 

44 

5  566 

0.98823 

0.01177 

23.48 

5  916 

0.98875 

0.01125 

23.81 

44 

45 

5  500 

0.98814 

0,01186 

22.76 

5  850 

0.98838 

0.01162 

23.08 

45 

46 

5  435 

0.98744 

0.01256 

22.03 

5  782 

0.98798 

0.01202 

22.34 

46 

47 

5  367 

0.98694 
0.98008 

0.01306 

21,30 

5  712 

0.98743 

0.01252 

21.61 

47 

48 

5  297 

0.01392 

20.57 

5  641 

0.98693 

0.01307 

20,88 

48 
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51 
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51  ! 

52 
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0.98291 
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53 
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55 

54 
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0.98074 
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54 

55 
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II.  Die  Schweizerische  Sterbetafel  (Lebenswabrscheinlicbkeit,  Sterbens- 
wahrscheinlicbkeit,  mittlere  Lebensdauer).  (Sie-he-  die  vorstehenden  Tabellen). 
Für  ili«'  gesamte-  Schweiz  erschien  die  erste  brauchbare  Absterbeordnung  1883 
im  II.  Itand  di  r  eidgenössischen  Volksziüdung  von  1880.  Sie  ist  nach  der 
Becker  -  Z<  un«  r's«  hen  Methode  aus  den  Sterbelallen  der  Jahre  187b—  1881  in 
Verbindung  mit  der  Volkszählung  v«»n  1880  hergeleitet.  Ausgeglichen  von 
Dr.  Schärtlin  lindet  sie  sich  in  der  Zeitschrift  für  Schweizerische  Statistik, 
23.  Jahrgang.  S.  330. 

Ihr  folgen  die  schweizerischen  Sterbetafeln  für  1881  —  1888  in  «Ehe, 
(leburt  und  Tod  der  schweizerischen  Bevölkerung  während  «ler  zwanzig  Jahre 
1871  —  lM),  Dritter  Teil.»  Sie  sind  vom  eidgenössischen  statistischen  Bureau 
nach  der  Methode  von  Boeckh  berechnet  worden. 

///.  J.itteratur.  Conrads  Handwörterbuch  der  Staatszi  issensi  haften,  vergJ.  die  ■ 
Artikel  „Sterblichkeit  und  Stcrblichkcitstafelti",  „Ber-<i/keruHirsxienen,  allgemeine  Theorie 
des  f>\  :  i'lkcru/igsii  eeksels",  so'iie  die  dort  angezogene  Litterattir.  —  Jiericht  des  eidg. 
\~cr.*i.herii»g*aiiitcs  für  das  fuhr  /SyS,  S.  AVA'  A'A'AV.  —  Hund  II  der  eidgea. 
l'olktiähtung  vom  I.  Dezember  /SSo,  S.  ig3.  —  Zeitschrift  für  s<h:ici;cri.*che  Statistik, 
-V   ;7f'"'"Ar  »  •*»•  .V  24-  yu*''g-i       2$S'  ~   Ehe,  deburt  und  'Jod  in  der  schw  eizer. 

HevölkerttHg  röhrend  der  so  Jahre  /Sji—yo,  Dritter  Ted. 

Dr.  Ii.  Schärtlin,  Direktor  d.  Schweiz.  Lebensversicherung^-  u.  lientenanstalt ,  Zürich. 

Adel. 

I.  Das  geltende  Recht.  —  II.  Der  Adel  des  II  oc  h  m  i  1 1  e  lal  t  eis.  — 
III.  Die  Ministerialen  und  die  spateren  (i  r u  n dh e rre  n. —  IV.  Der  Stadt- 
adel von  Zürich  und  von  Basel.  -  V.  Der  Adel  und  das  Patriziat 
von  Bern.  Luzein,  Freiburg  etc.  —    VI.  Litteratur. 

I.  Das  geltende  Recht.  Die  Bundesverfassungen  von  1848  und  1874 
statuieren  in  übereinstimmender  Weise  in  Art.  4:  «Alle  Schweizer  sind  vor 
dem  (ii'M'i/c  gleich.  Ks  giebt  in  der  Schweiz  keine  Unterthancnv  erhältnissc, 
kein<-  Vorrechte  des  Ortes,  der  Geburt,  der  Familien  oder  Personen».  Ks 
bestehen  somit  unter  den  Schweizei bürgern  keine  Standesunterschiede,  und 
infolge  dessen  ist  auch  für  sie  die  Anwendung  von  Adelstiteln  ausgeschlossen, 
freilich  kraft  der  Verlassung  nur  im  amtlichen  Verkehr.  Im  privaten  gesell- 
schaftlichen Verkehr  werden  aber  hier  und  dort  noch  Adelstitel  gebraucht, 
die-  vor  Zeiten  üblic  h  waren  und  die  im  Auslande  zum  Teil  noch  Anerkennung 
finden.  Da  der  Anspruch  auf  die  meisten  dieser  Titel  auf  die  Standesunter- 
schiede zurückgeht,  die  vor  1798  und  zum  Teil  sehen  im  Mittelaller  geherrscht 
haben,  so  muss  eine  kurze-  historische  Untersuchung  diese  antiquierten  Ver- 
hältnisse klarstellen. 

II.  Der  Adel  des  Hochmittelalters.  In  der  S«  hweiz  setzte  sich  im  Ho«  h- 
mitlelalter  -  um  nicht  weiter  zurückzugehen  —  der  Adel  wie  bei  allen 
.■meieren  germanischen  Völkern  zusammen  aus  dem  germanischen  l'racb  l.  dem 
karolingische-n  Beamtenadel  (Fürsten  und  Grafen)  und  den  Grundherren.  Nur  diese 
drei  Klassen  bildeten  damals  den  Adel  und  führten  die  Attribute-  frei  oder  edel 
ode  r  nobilis.  Ks  be  standen  wohl  Rangstufen  unte  r  ihne  n,  aber  prinzipiell  kein 
we  iterer  l  ntersc  hie  d.  so  dass  Heiraten  unter  ihne  n  für  ebenbürtig  galten.  Der 
Adel  war  insofern  ein  Geburtsstand,  als  er  durch  die  Abstammung  aus  einer 
legitimen  Khe  eines  Genossen  und  einer  Genossin,  also  wenigstens  eines  Freien 
ode  r  Freiherrn  und  einer  Freiin  bedingt  war.  wozu  aber  noch  als  weiteres 
Krfonlernis  der  Besitz  einer  Grundh«  rrschal't  trat.  Auf  diesem  alten  freien  Adel, 
den  matt  gewöhnlich  den  dynastischen  nennt,  ruht«'  ausschliesslich  die  politische 
Mac  ht   im  frühen  Mittelalter.    Nur  sie  nahmen  di«-  Bise  hofsit ze  ein  und  die-  Sitze 
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der  \eh:e.  und  auf  sie  stützte-  sieh  dir  Marin  »Irr  Könige-.  Line  Anzahl  von 
Klöstern  warm  ausschliesslich  für  den  freien  \d«I  vorbehalten  und  zu  diesen 
gehörten,  wir  A.  Srni  i.  i  i.  zurrst  na«  hgrwi«srn  hat .  in  unseren  Gegenden 
St.  Gallen  (l)is  rirra  14«M»t.  Finsinleln  und  dir  Fraumüusterabtci  in  Zürich  (bis 
zur  Reformation).  Sä<  kinge-n  und  Rrirhrnan. 

Ks  war  für  die  spätere-  politische  ( ö  staltuug  cb-r  Schwei/  von  grösstrr 
bedeutung.  dass  das  hui  gunelis«  he  Königtum  10.U  an  dir  deutschen  Kaiser 
überging,  das  Herzogtum  Srhwabrn  1 ' *•  * 7  auf  das  rr« htr  l't'rr  drs  Rheins  zurück- 
gedrängt wurde  und  dir  Herzöge-  von  /ähringrn.  dir  im  Hegrilfe  waren,  sich 
eine  dauernde-  und  grsrhlo.ssenr  Lamh  she  rrs«  halt  übrr  «b-n  grösseren  Teil  der 
heutigen  Srhwriz  zu  gründen.  121*  ausstarben.  Haid  nachher  gelang  es  freilich 
dem  (»raten  l'rter  vmi  Savoi«n.  sieh  /um  Herrn  iler  Waadt  zu  erheben,  und 
sein  Gegner.  Gral'  Rudolf  v«>n  Habsburg  vereinigte  im  initiieren  und  östlichen 
Teile  der  Schweiz  eine  Fülle  von  Macht  in  seinen  Händen.  Während  die  Waadt 
erst  1 4 7 < »  und  15.1t»  dein  savoüsehrn  Fürstenhause  entrissen  wurde,  zerschellte 
die  ösien  eic  hisc  he  Herrschaft  schon  im  14.  und  I  5.  Jahrhundert  in  den  sc  hwe  ren 
Kämpfe  n  mit  den  Fiilgrnossrn. 

Ab«r  auch  drti  kleineren  Dynasten.  Grafen  und  Freiherren  gelang  es 
nicht,  zu  voller  Lande  sherrse  hall  zu  gedangen,  mit  e-jnziger  Ausnahme  «1er 
Grafen  \on  Nrurnburg.  Wohl  hatte-  muh  der  letzte  Graf  von  Toggenburg, 
Frie  clrie  b  VII..  e  in  ausg«-ebdinte-s  Gebiet  von  Davos  bis  an  den  Hodensee  und 
an  «lein  Zürirhsee.  uml  «Ii«-  mittlere  Thür  in  seinem  He-siize  \rrrinigt.  Hei  seinem 
Tode-  \-lM)  ze  rfie  l  jedoch  das  (ianze  w  bebr  in  se  ine-  verschiedenen  Hestand- 
t<  il«-  und  wurde  zum  Te  il  ein«-  He  ut«   de  r  Fidgenosse-n. 

Veeränderte  wirts«  haftli«  he  un«l  p<ditis«  he-  Wrhältnisse  brachten  ehm  freien 
\ilel  de-n  l.'nt«Tgang.  In  geg«nse-jt  jg.-n  Fe  hden  und  besonders  im  Kampfe  mit 
den  Stäche  n  rieb  er  sjrh  im  1,1.  und  1 4.  Jahrhundert  auf.  Durc  h  allzu  grossen 
Aufwand  kamen  viele-  in  die  gnisste  Si  huhbnnot .  aus  der  nur  die  Städte  ihren 
Vorteil  zu  zie  hen  wussten.  So  erwarb  «lie  Stadl  Hern  durch  Kauf  und  Froberung 
den  gr«»sste-n  Teil  des  altbernis.  hm  G«-hiete-s  im  14.  Jahrhunden.  und  im  15. 
dehnte-  Züric  h  durc  h  Kauf.  Hfanelversc  hreibungeti  und  Kr«d»rrung  seine-  Herr- 
schaft be  inahe  über  das  ganze-  heutige-  Gebiet  «bs  Kantons  aus.  Das  unrühm- 
liche- F.n«h-  <br  Grafe  n  von  Greye-rz.  deren  letzte  r  1555  s.-in  Fand  den  Gläu- 
bigern überlassen  inusste.  un«l  die  Ve  rarmung  ebr  Grafen  von  Kibnrg  in  Hurgdorf 
sind  die-  s(  hlagemlsten  Heispiele. 

An  alte-n  <  irafengesc  Idee  htern  sind  zu  minien:  Huehegg,  Falkenstein, 
Froburg.  Genf.  Greyerz.  Habsburg.  Homberg-Thi«-rst«-in.  Kiburg,  Lenzburg  und 
Baden.  Montfort-W  e-rdenbe-rg.  Ne  ue  nbürg  ( IVnis)  mit  den  Zw  e  igen  Nidau,  Neuen- 
bürg. Strassberg  und  Aarbe-rg- Vahngin.  Rapprrsw  il  tsc-it  1  2.W  Grafen),  Saugern, 
Toggenburg.  Vun  diese  n  sind  nur  die-  Habsburger  auf  unse  re  Tag«-  ge  kommen, 
«loch  nur  infolge-  einer  Fiktion  seit  Franz  I.  von  Lothringen.  Fs  giedit  freilich 
wieder  Grafen  von  Lenzburg  und  von  Togg«  nhurg.  aber  sie  sind  neuen  Datums. 
Die-  einen  sind  eine  freiburgisehe  I'atrizie-rfainilir,  die-  sich  noch  in  der  ersten 
Hälfle  e|«-s  LS.  Jahrhunderts  Le-nzburger  nannte  uml  ein  sardinisc  lies  Grafen- 
diplorn  erhielt:  die-  anderen,  von  «  Rittern  >  von  Toggenburg  in  Graubünden 
abstammend,  besitzen  ein  französisches  Diplom  von  1S.s2. 

Zum  alten  freiherrlichen  Adel  in  bernisc  lu-n  und  angp-nzenden  Gegenden 
zählten  die-  Aarburg.  Halm.  Huchberg.  Help  und  Montenaeh.  Hrandis.  Hrienz, 
Ringgenberg.  Huehse.  Geristein.  Glane«.  Grenclu  n.  Grünenberg  und  Langenstein. 
Hasenburg.  Illinge  n,  Kien.  Kramburg.  Leu/igen,  Ligerz,  Obe  rhofe  n  und  Kschen- 
bach.  I'ie-terlen.  «b-  Honte  in  Ogo.  Raron.  Ründingen.  Sc  honenfels,  Sc  hweinsberg 
und  Attinghusen.  Signau.  Spitzenberg.  S1  rätlingen.  Sumiswald.  Sulgcn,  Tess,  Thun. 
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von  Thum  von  Gestelcn,  Trachselwald,  Twann,  l'nspunnen  und  Wiidiswil.  Wal- 
kringen, Wart,  Wartenstein,  Weissetiburg,  Wiler  (=  Wyl5)  etc.  et<;.  Beim  Aus- 
sterben der  Zähringer  traten  zu  diesen  noch  die  AffoUcrn,  Bremgarten.  Jegistorf, 
Rüti  und  Schwanden,  indem  sie  offenbar  direkt  an  das  Reich  fielen  und  in 
den  Stand  der  Freien  traten  —  ein  singulare»  Beispiel  für  eine  solche  Standes- 
erhöhung. 

Dem  Zürcher  Urkundenbuch  entnehmen  wir  folgende  Frcihcrrengeschlechter 
der  Ostschweiz:  Bonstetten,  Bürglen  und  Bussnang  (Thurgau),  Gamlikon, 
Göskon  (Solothurn),  Griessenberg,  Güttingen,  Hagenbuch,  Hasli  (Zürich).  Hinwil, 
Humlikon,  Kaiserstuhl,  Klingen,  Kempten,  Mazingen,  Radegg,  Ramstein  (Basel), 
Regensberg,  Räzüns,  Rotenburg,  Rüssegg,  Sax,  Sohnabelburg,  Sellenbüren, 
Spicgclberg  (Thurgau),  Tengen.  Teufen,  Toggwil,  Vaz,  Wädiswil.  Wartenfels, 
Wasserstelz,  Wassenberg,  Wezikon,  Wildenberg,  Winterberg,  Wisslang,  Wünnen- 
berg etc. 

Aus  der  Waadt  können  genannt  werden:  Aubonne,  Blunay,  Cossonay, 
Grandson,  Oron,  Prangin. 

Einige  dieser  Geschlechter  sanken  in  ihrem  Stande  durch  unebenbürtige 
Heiraten  mit  Töchtern  des  Dienstmannenadels.  von  dem  noch  die  Rede  sein 
wird.  So  schloss  der  Freiherr  Philipp  von  Kien  mit  der  Schwester  des  Ritters 
Rudolf  von  Erlach  eine  unebenbürtige  Ehe  und  centfreite»  seine  Kinder.  Auf 
dieselbe  Weise  verloren  ihren  Stand  Zweige  der  Grünenberg,  deren  einer  durch 
die  Missheirat  die  Herrschaft  Aarwangen  erbt««,  die  Ringgenberg,  Zweige  der 
Strätlingen  und  der  Raron,  die  Belp  und  schon  frühe  die  Rümlingen.  Die 
Amsoldingen  und  die  Blankenburg  sind  offenbar  entfreite  Zweige  der  Wädenswil 
und  der  Weissenburg.  Graf  Rudolf  von  Falkenstein  gab  1318  infolge  seiner 
Heirat  mit  der  Tochter  des  Ritters  Heinrich  von  Iffenthal,  eines  Dienstmannes, 
die  Landgrafschaft  Buchsgau  auf;  seine  Söhne  waren  nur  mehr  «Edelknechte». 

Die  Signau,  Brandis.  Weissenburg,  Ligerz  und  andere  Geschlechter  hielten 
freilich  utnsomehr  auf  die  Erhaltung  ihres  freiherrlichen  Standes.  Als  der 
Freiherr  Bernhard  von  Ligerz  1407  Burg  und  Herrschaft  veriiussert  hatte  und 
nach  Bavois  gezogen  war  und  auch  die  Kiburger  ausgestorben  waren,  blieben 
vom  alten  Adel  in  bernischen  Landen  nur  die  Brandis  übrig.  Sie  erloschen 
ihrerseits  1512  in  Johannes  von  Brandis,  Domherrn  des  hochadligen  Domstiftes 
von  Strnssburg. 

Dieselbe  Erscheinung  treffen  wir  überall,  so  auch  in  der  Ostschweiz.  Die 
Fraumünsterabtei  in  Zürich  musste  sich  nach  1429  ausschliesslich  aus  dem 
gräflichen  und  freiherrlichen  Adel  Süddeut-sehlands  rekrutieren,  weil  die  Schweiz 
ihr  keine  Nonnen  mehr  liefern  konnte,  und  als  die  letzte  Aebtissin.  Katharina 
von  Zimmern,  das  Kloster  1524  der  Stadt  übergab,  bildete  sie  allein  noch  den 
Konvent. 

Heutzutage  bestehen  aus  dem  alten  freiherrlichen  Adel  nur  noch  die 
Bonstetten  und  die  Blonay :  die  ersteren  müssen  ihren  freiherrlichen  Stand 
aber  auf  ein  Diplom,  Maximilians  I.  von  1499  stützen,  wodurch  ihnen  der  alte 
Freiherrnstand  wieder  verliehen  wurde,  nachdem  dieser  durch  unebenbürtige 
Heiraten  aufgegeben  worden  war. 

III.  Die  Ministerialen  und  die  spätem  Grundherren.  Durch  den  alten 
freien  Adel  kam  schon  frühe  eine  Klasse  der  Hörigen  zu  grösserem  Ansehen, 
weil  sie  persönliche  Dienste  bei  ihren  Herren  und  besonders  Kriegsdienste  zu 
Pferde  verrichteten :  es  sind  die  sogenannten  Dienstmannen  oder  Ministerialen, 
auch  milites,  Ritter,  genannt.  Der  Waffendienst  und  die  Fähigkeit.  Lehen  zu 
erhalten,  stellten  sie  zwar  den  Freiherren  an  die  Seite,  aber  die  Trennung 
wurde  durch  den   verschiedenen   Gerichtsstand   aufrecht  erhalten.    Seit  dem 
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11.  Jahrhundert  bildeten  die  Ministerialen  einen  eignen  Geburtsstand,  und  be- 
sonders unier  den  staunsehen  Kaisern  kamen  sie  infolge  Aufblühens  des 
Rittertums  zu  grossem  Einflüsse  und  zu  selbständiger  Stellung.  Aber  obschon 
auch  die  Freien  die  Ritterwürde  suchten  und  jenen  auf  diese  Weise  näherten, 
so  blieb  doch  als  trennende  Kluft  die  l'ncbcnbürtigkcit  bestehen.  Vom  Ende 
des  13.  Jahrhunderts  an  führte  dieser  neue  Ministerialadel  das  Epitheton  edel 
oder  nobilis,  das  vorher  namentlich  vor  12(»0  ausschliesslich  den  Freien  zu- 
gekommen war.  Eine  strenge  Etikette  hielt  aber  darauf,  dass  die  Freien  in 
der  Aufzahlung  mit  andern  stets  zuerst  genannt  wurden,  und  als  man  Ritter 
und  Nichtritter  oder  Junker  —  milites  und  domicelli  (Jungherren)  - —  unter- 
schied, gingen  in  beiden  Klassen  wieder  die  Freiherren  den  Ministerialen  voran. 

Dieser  Ministerialadel  war  sehr  zahlreich  in  der  Schweiz.  Ihm  gehörten 
die  Grundherren  des  15.  Jahrhunderts  beinahe  ausnahmslos  an.  Eine  stete  Er- 
neuerung seiner  Reihen  fand  dadurch  statt,  dass  spatere  Besitzer  von  Grund- 
herrschaften sich  auch  wieder  die  Titel  des  niedern  Adels,  Junker  oder  «  Edel- 
knecht »,  beilegten.  Aus  dem  Ministerialadel  stammen  die  heute  noch  bestehenden 
Geschlechter  Erlach,  Hallwyl,  Landenberg,  Luternan,  Mandach,  Mülinen  und 
die  Waadtländcr  Gingins,- Guumoens.  Mestral,  Roverea,  (,'erjeat  und  aus  spaterer 
Zeit  Crousaz.  Etwas  jünger  sind  Meyer  von  Knonau,  Planta,  v.  Segesser  (mit 
Diplom  von  1442),  v.  Muralt  (capitani  in  Locarno),  die  wie  jene  in  neuen 
adeligen  Taschenbüchern  als  «  Uradel  »  bezeichnet  sind. 

IV.  Der  Stadtadel  von  Zürich  und  von  Basel.  Seinem  Ursprung  und 
Rang  nach  gehörte  auch  der  Stadtadel  von  Zürich  und  von  Basel  zu  den 
Ministerialen.  Die  ursprünglich  unfreien  Dienstleute  der  Fraumünsterabtei  in 
Zürich,  die  nicht  nur  die  Hofämter,  sondern  auch  die  übrigen  Amtsstellen  der 
Abtei  bekleideten  und  die  Ratgeber  der  Aebtissin  waren,  erhielten  auch  weit- 
gehende Rechte  in  der  Verwaltung  der  Stadt,  über  die  ja  der  Aebtissin  die 
wichtigsten  Hoheitsrechte  zustanden.  So  finden  wir,  dass  noch  in  der  zweiten 
Hälfte  des  13.  Jahrhunderls  jeweilen  die  Hälfte  des  Rates  (6^  aus  Rittern  und 
die  andere  Hälfte  aus  Vertretern  der  bürgerlichen  Geschlechter  besetzt  war. 
Von  1292  an  dominierten  die  «Geschlechter»,  indem  sie  acht  Stellen  in  einer 
Ratsrotte  inne  hatte,  während  den  Rittern  und  Ritterbürtigen  nur  vier  ver- 
blieben. In  der  Brun'schen  Verfassungsänderung  von  133(>,  die  die  Grund- 
lage der  spätem  Stadtverfassungen  von  Zürich  blieb,  wurde  der  Gesellschaft 
der  KonstatTel.  die  aus  den  Edelleuten  und  den  alten  bürgerlichen  «  Ge- 
schlechtern» bestand.  13  Vertreter  (6  Edelleute  und  7  Bürger)  eingeräumt  und 
diesen  wurden  die  13  Zunftmeister  aus  den  Handwerkszünften  beigesellt.  Der 
Bürgermeister  sollte  stets  ein  Edelmann  sein.  —  Nach  der  Vertreibung  der 
Brun'schen  Sippe,  1370,  wurde  das  L'ebergewicht  der  Ritterschaft  gebrochen 
und  allmählich  fiel  sie  ganz  weg.  Nur  Seitenlinien  der  Brun  und  Manesse  über- 
lebten die  Mitte  des  15.  Jahrhunderts.  Die  KonstatTel  bestand  nunmehr  aus 
Vertretern  einiger  übrig  gebliebener  Geschlechter,  später  eingewanderten 
Bürgern  und  reich  gewordenen  Industriellen.  Diese  spätem  «Stadtjunker» 
sind  somit  wohl  auseinanderzuhalten  vom  alten  Stadtadel. 

In  Basel  bestanden  ähnliche  Verhältnisse,  doch  fand  hier  der  Ministerial- 
adel des  Bischofs  am  letztern  und  an  dessen  Hof  einen  festen  Rückhalt :  er 
war  auch  zahlreicher  und  bedeutender  und  da  er  als  bischöflicher  und  öster- 
reichischer Lehensadel  auch  Sonderinteressen  verfolgte,  trat  er  oft  der  Stadt 
feindselig  gegenüber.  Bald  nach  1262  bildete  sich  der  Rat  der  Stadt.  In  dem- 
selben hatten  die  Ritter  freilich  nur  vier  Vertreter,  während  die  alten  Ge- 
schlechter, von  dieser  Vertretung  Achtbürger  genannt,  acht  Ratsherren  stellten. 
Im  Wahlkollegiurn  der  «  Kieser  »  war  jedoch  ihre  Macht  grösser,  da  hier  neben 
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vier  Achtbürg«Tn  zwei  Ritter  und  zwei  Domherren  s;isM-n  und  zudem  verlanden 
sehr  hnld  gemeinsame.  Interessen  den  Allel  und  die  Aeht Würger  gegen  «Ik 
Handwerker.  Den  letztern  gelang  es  schon  im  Anfang  des  1 4.  Jahrhunderts, 
den  Rat  durch  Vertreter  der  Zünfte  zu  verstärken,  aber  «Ik  hevi.rzugte  Stellung 
jener  konnte  erst  nach  mehr  als  200 jährigem  Kampfe.  1515.  heseiiigt  werden. 
Damals  wurden  die  Privilegien  der  Hohen  Stube,  worin  eben  die  Kd'  lleute 
und  die  Achthürger  vereinigt  waren,  abgeschafft  und  zum  erstenmal«*  be- 
kleidete ein  Bürgerlicher  das  Amt  des  Bürgermeisters.  Infolge  der  Reformation 
verliessen  mit  dem  Bischof  die  meisten  Kdelleute  und  Achtbürger  die  Stadt, 
»loch  zählte  die  Stadt  in  der  Folge  immer  noch  Kdelleute  unter  ihren  Bürgern 
und  Ausbürgern,  ohne  dass  dieselben  mehr  eine  politische  Rolle  spielten.  Am 
fürst  bist  hoflichen  Hole  in  Pruntrut  fand  der  Adel  des  Bistums  und  des  Ober- 
elsasses, aus  dem  übrigens  alle  Fürstbischöfe  hervorgingen,  bis  17*12  seinen 
Mittelpunkt. 

V.  Der  Adel  und  das  Patrizitat  von  Bern,  Luzern,  Freiburg  etc.  Grg.-n- 
über  Basel  und  Zürich  hatten  andere  Schweizerstädle  wie  Luzern.  Solothurn 
und  Bern  demokratische  Institutionen,  ohne  Vorrechte  des  Adels,  der  aber 
dennoch  auch  hier  lange  an  der  Spitze-  der  Stadtverwaltung  stand.  In  Bern 
statuierte  die  Handfeste  Recht sgleichhcit  unter  den  Bürgern,  und  «loch  muss 
schon  der  Stadtgründer  für  den  Schirm  der  Stadt  seine  Ministerialen  hier  an- 
gesiedelt haben.  Bis  1298  bekleideten  lauter  Adelige,  Freie  und  Ministeriale, 
das  Schultheissenamt,  während  hierauf,  wohl  infolge  der  Verfassungsänderung 
von  12'U,  die  Münzer,  die  den  sogenannten  achtbaren  GeschkchN-rn  ange- 
hörten, jene  Würde  20  Jahre  lang  inne  hatten.  Nachdem  von  Ul*)— M5» 
wieder  der  Adel  die  Schulthcissen  geliefert  hatte,  wurde  er  aus  seiner  Stellung 
verdrängt  um!  die  achtbaren  Geschlechter  der  v.  Balm.  v.  Seedorf.  v.  Kraiah- 
thal,  vom  Holz.  Schwab  und  später  v.  Seftingen  besetzten  den  Schultheissenstuhl. 
Die  v.  Krauchthal,  vom  Holz.  v.  Seftingen  etc.  und  später  die  Zigerli- v.  Ringol- 
dingen  stiegen  selbst  wieder  zu  Kdelknechten  und  1  lerrschaftsherren  empor, 
so  dass  man  im  15.  Jahrhundert  in  Peter  Kistler.  dem  frühern  Metzger,  der 
durch  eine  demokratische  Bewegung  gegen  den  Adel  gewählt  worden  war. 
den  einzigen  rein  bürgerlichen  Schulthcissen  hat.  Im  H».  Jahrhundert  trat  der 
\<b  l  mehr  zurück  und  erhielt  sich  nur  den  Fhrenvorsitz  in  den  Räten,  der  den 
sechs  «adeligen  >  Geschlechtern  v.  Frlach.  v.  Wattenwyl.  v.  Diessbach.  v. 
Mülinen,  v.  Bonstetten  und  v.  Luternau  in  der  Verordnung  von  1»>5I  und  1  00° 
garantiert  wurde.  In  jene  Zeit  fällt  auch  die  Ausbildung  des  Patriziats,  d.  h. 
die  Abgrenzung  der  regimentsfähigen  Burgers*  halt  gegen  «He  «  wigen  Kin- 
wohruT  und  «Ii«-  Hintersäss«-n  und  die  Beschränkung  der  Regierungsstellen  auf 
die  regierendem  Familien.  «Ii««  nur  ein«m  Brut  hteil  «ler  regime  ntsfähigen  Burg«*r- 
schaft  ausmachten  <  Veronlnungen  von  10.15,  104.*  und  1051).  Der  letzte  re 
«•nge  Kr«*is  verkkin«-rte  sich  noch,  als  nach  1700  gar  keine  Handwerker  mehr 
in  «len  Grossen  Rat  gelangten,  Im  1 7*)0  zählte  man  z.  B.  250  regimentsfähige 
un«l  nur  S2  regierende  Geschlechter,  von  welch  h-t/.tern  eine  kleinere  Zahl 
unverhältnismässig  zahlreich  im  Grossen  Rate  vertreten  waren. 

Durch  «len  Usus  wunle  schon  im  17.  Jahrhundert  vom  Staatss«hreib«-r 
einzelnen  Familien,  die  Twingherrschaften  besassen  «»der  besessen  hatten  o«kr 
aus  denen  Schulthcissen  hervorgegangen  waren,  besonilere  Attribute  wk  «  edel  > 
und  «  vest  >  gegeben.  Die  Eifersucht  «kr  g<>  wöhnlick-n  Burger  führt«-  zu  öftern 
Versuchen,  die  Vorrecht«-  zu  beseitig«Mi  oder  eine  demokratische  Gleichheit  in 
«kr  Titulatur  «-inzuführen.  1 7.H  wurde  «kr  Gebraueh  frenukr  Adelsdiplome 
verboten.  1741  wurde  g«-statt«  t.  dass  «las  Attribut  «  «'«kl  >  oder  «noble»  in 
amtlichen  Brkkn.  die  für  «las  Auslan«!  bestimmt  waren,  den  Namen  d«-r  Burger 
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beigesetzt  würtlc  und  17bl  wurde  das  Beiwort  « Wohledclgeboren »  für  jeden 
regimcntslähigcn  Burger  von  Bern  eingeführt.  Am  9.  April  1783  fand  dir  Be- 
wegung damit  ihren  Abschluss.  dass  der  Grosse  Rat  mit  81  gegen  80  Stimmen 
beschloss.  allen  Burgern.  die  es  begehren  würden,  sei  die  Führung  des  Prädikats 
<  von  >  zu  gestatten.  Bis  l  71>K  machten  17  Familien  und  einzelne  Personen 
von  dieser  Befugnis  Gebrauch  (Frisching  und  Willading,  1785  Gross,  Imhoff, 
Jenner  [Kaiserl.  Diplom  1710],  Sinner  [Kaiserl. -Freih.  Diplom  1700).  Wagner, 
178b  Ernst,  Rodt.  Ryhiner  [Kaiserl.  Wappenbrief  1535],  die  schwarzen  Steiger 
[mit  dem  schwarzen  Steinbork  im  Wappen,  preuss.  Freiherren  von  1714),  1787 
Engel  und  Ougspurger.  1  78S  Herbort  und  ein  Müller  [Kaiserl.  Diplom  1709), 
1795  ein  Lerher.  1791  ein  Dittlingen  und  von  1803 — 1878  folgten  noch  25 
weitere  Familien  und  einzeln«'  Personen  <  1  SO»?  Stürler.  1814  Lentulus,  1817 
die  Descendenten  Albrecht  Hallers  [Diplom  von  1749),  Freudenreich,  Kirchberger 
[preuss. -gräll.  Diplom  von  181b],  182b  .Mutach  ,  182b  Effinger.  1838  Forer, 
Morlot  [lothring.  Diplom  von  1580],  die  weissen  Steiger  [ehemalige  Freiherren 
von  Rolle],  Tillier.  1842  Fischer  [Reirhsritter  von  1080),  1843  Üaxclhofer, 
1844  und  1858  Tscharner  [Diplom  der  Tscharner  in  Chur  1558),  1858  May, 
[Diplom  von  1551),  Wurstemberger,  Bomleli  [preuss.  Freiherren  von  1703), 
1802  Wyttenbach  mir  dem  schrägen  Bach  im  Wappen  [Diplom  1511],  1871 
Benoit.  1872  ein  /eilender.  1873  Fellenberg  [preuss.  Diplom  von  1728).  1875 
Zecrleder.  1877  ein  Wittenbach  mit  dem  geraden  Bach  und  1879  die  Müller 
der  Gesellschaft  zu  Mohren). 

Von  alten  regierenden  Familien  schreiben  dagegen  ihren  Namen  ohne 
c  von  »  die  Manuel  (ehemals  Junker).  Thormann,  Stettier,  (Kaiserl.  Diplom  von 
1710),  Hartmann,  Gruner.  Brunner.  Morell  und  Gruber,  wahrend  die  Ganting, 
die  nie  zu  diesen  Familien  gehört  haben.  1808  vom  Burgerrate  die  Erlaubnis 
auswirkten,  den  Namen  in  v.  Ganting  zu  verändern. 

Die  Ausbildung  des  Patriziats  in  Luzern  schildert  in  eingehender  Weise 
Phil.  v.  Segesser  in  seiner  RechtNgeschichte  von  Luzern,  wo  auch  die  Auf- 
nahmen von  Luzernern  und  von  Angehörigen  der  Urkantone  in  den  Malteser- 
orden und  die  dabei  geführten  Streitigkeiten  über  die  Ahnenproben  dargestellt 
sind.  Heute  existieren  von  den  patrizischen  «Geschlechtern»  von  Luzern  noch: 
Am  Rhyn.  Balthasar,  Göldlin  von  Tiefenau,  Hartmann,  Mayr  von  Baldegg, 
Meier  von  Srhauensee,  PfyfFer  von  Heidegg,  Pfyffer  von  Altishofen»  Schnyder 
von  Wartensee,  Schuhmacher,  Schwytzer  von  Buonas,  Segesser  von  Brunegg, 
von  Sonnenberg,  zur  Gilgen. 

In  Freiburg  war  die  Aristokratie  durch  die  Schliessung  de»  sogenannten 
Geheimen  Burgerrechts  1027  ausgebildet  worden.  Die  Patrizier  zerHelen  jedoch 
in  adelige  und  nichtadelige,  von  welchen  die  erstem  durch  den  Ausschluss 
von  wichtigen  Aemtern  verkürzt  waren.  Die  gegenseitigen  heftigen  Kämpfe 
wurden  beendigt  durch  den  Beschluss  des  Grossen  Rates  vom  17.  Juli  1782, 
der  allen  Patriziern  das  Attribut  «edel»  und  die  Partikel  «von»  zuteilte. 
So^enthalten  denn  in  der  Folge  die  gedruckten  Besatzungsbüchlein  von  Freiburg 
bis*  1798  lauter  «  von  ». 

In  SchalThausen  waren  die  «Junker»  in  der  oberen  Gesellschaft  oder 
Herrenstube  und  in  der  untern  Gesellschaft  oder  Kaufleutenstube  vereinigt. 
Der  Schaffhauser  Staatskalender  von  1797  verzeichnet  als  Junker  die  Peyer 
im  Hof,  Stockar,  v.  Waldkirch,  v.  Mandach,    Ziegler.   Ringk  und  im  Thum. 

Im  Kanton  Neuenburg  sorgte  stets  die  Gunst  der  Landesfürsten  für  die 
Ergänzung  der  im  Adel  entstandenen  Lücken,  und  in  der  Waadt  bildeten  die 
Grundherren  eine  geschlossene  Kaste  von  Adligen. 
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Dem  ehemaligen  Adel  und  Patriziat  der  Schwei/  tsi  es  auch  heule  meist 
nicht  schwer,  im  Auslande  Anerkennung  zu  finden. 

VI.  Litterattir.  A.  Schulte,  lieber  freiherrliche  Klöster  in  Huden,  im  Freihurger 
L'nivcrsiiätsfestprogramm  xum  /Sqö.  —  Die  Urkundcnbüchrr  zon  Zürich  und  von  Bern. 
—  Genealogisches  Handlturh  zur  Schweizer  geschickte,  als  Beilage  des  Schweizerischen 
Archivs  für  Heraldik,  rqoo  ff.  —  F.  r.  W/ss,  Verfassungsgeschichte  von  Zürich  in 
seinen  Abhandlungen  zur  Geschichte  des  schweizerischen  öffentlichen  Hechts.  —  Das 
Alte  Zürich,  Bd.  II.  —  Zeller-Werdmüller,  Zur  Geschichte  der  Zürcher  Verfassungs- 
änderung- / jjö  int  Zürcher  Taschenbuch  /SqS.  —  Regimenlsbücher  von  Zürich  z-or 
1798.  —  BOOS,  Geschichte  Basels  im  Mittelalter.  -  R.  Wackernagel,  Basels  Be- 
ziehungen zum  Adel  seit  der  Reformation,  im  Basler  yahrbuch  für  /Sqq.  —  H.  Türler, 
Abriss  einer  bernischen  Adelsgeschichte,  in  den  Monatsheften  der  Studentenverbindung 
Helvetia  /Sqj.  —  K.  Geiser,  Die  I  'erfassung  des  alten  Bern,  in  der  Berner  Festschrift 
von  iSqi.  —  W.  F.  V.  Mülinen,  Standeserhöhungen  und  Wappcuveränderungcn  bernischer 
Geschlechter,  in  den  Archive*  heraldiques  Suisses  /Sqö  und  Xachträge  /Sqj.  —  Phil, 
t.  Segesser,  Rechtsgeschichie  von  Luzern,  Buch  XI.  —  Georg  *.  Viris,  Die  Wappen  der 
noch  lebenden  „Geschlechter"  von  Luzern,  in  den  Archives  heraldiques  Suisses  /SqS  bis 
/Sqq.  -  Memorial  de  Fribourg,  vol.  III,  p.  jq  f. :  JStat  de  la  noblesse  Fribourgeoise 
en  178/.  -  -  Archives  de  la  Societt:  d'histoire  du  Canton  de  Fribourg,  vol.  I,  notice 
historique  sur  la  bourgeoisie  de  Fribourg  et  forigine  de  quelques  f  amilies  par  le  Dr. 
Berchtold.  —  Berchtold,  Histoire  du  Canion  de  Fribourg,  Bd.  II,  Cap.  X.  —  Jean  de 
Pur/,  nobiliaire  du  Pays  de  Xeuchätet,  in  den  Archives  heraldiques  Suisses  /Sqj  bis 
/Sqq.  —  Repertoire  des  familles  vaudoises  qualifiees  .  .  .  par  C,  U,  et  C,  Lausanne  /SSj. 

Das  gräfliche  und  das  freiherrliche  Taschenbuch  von  Gotha  enthalten  beinahe  alle 
heuligen  (diplomierten  f  grilflichen  und  freiherrlichen  Familien  der  Schweiz,  während 
der  niedere  Adel  vielfach  in  den  genealogischen  Taschenbüchern  der  adeligen  Häuser 
von  Brünn  /S70,  /Sjj  ff.  Aufnahme  gefunden  hat.  l '  Vergl.  den  Artikel:  Der  heutige 
Adel  der  Schweiz,  in  der  „Helvetia*,  Monatsheft  der  Studentenverbindung  Helvetia,  /Sq?, 
Xr.  4  und  3.) 

Dr.  Heinrich  Türler,  Staatsarchivar  des  Kantons  Bern. 

Advokatur. 

I.  Geschichtliches.  —  II.  Gegenwärtiger  Zustand:  1.  Die  gesetzlichen 
Bedingungen  der  Advokarur-Praxis;  2.  Wirkungsgebiet  der  Rechtsanwälte.  — 
III.  Vereinswesen.  —  IV.  Quellen  und  Litteratur. 

I.  Geschichtliches.  Die  Quellen,  aus  denen  eine  Geschichte  des  Advokatur- 
wesens der  Schweiz  geschöpft  werden  könnte,  sind  spärlich  und  zudem  meistens 
so  sehr  zerstreut,  dass  auf  eine  eingehende  geschichtliche  Darstellung  der  Advo- 
katur in  der  Schweiz  an  dieser  Stelle  verzichtet  werden  muss.  Soweit  wir  in 
Statuten,  Stadthüchern,  Amtsrechten,  Gerichtssatzungen  auf  den  Ausdruck  €  Für- 
sprech >,  ad  vocatus,  stossen,  so  ist  damit  fast  immer  ein  Mitglied  des  Gerichts  ge- 
meint, das  in  einem  Streithandel,  welcher  vor  diesem  Gerichte  verhandelt  wird, 
im  Auftrage  einer  der  streitenden  Parteien  deren  Interessen  in  der  gerichtlichen 
Beratung  verficht.  Auch  wo  die  auf  Fürsprecher  bezüglichen  Bestimmungen 
der  Rechtsquellen  mehr  auf  eine  Stellung  dieser  Parteivertreter  im  Sinne  unserer 
heutigen  Advokatur  hinweisen,  sprechen  sie  von  einem  Amte  des  Fürsprechers. 
Die  Satzungen,  welche  von  Procuratoren,  Fürsprechern  u.  s.  w.  handeln,  regeln 
die  Fragen  der  Bevollmächtigung,  der  armenrechtlichen  Bestellung  des  Anwalts, 
der  Eidesleistung  desselben,  dessen  Honorar,  die  Frage,  ob  eine  Partei  einen 
Anwalt  aus  ihrem  Gcrichtsbezirke  in  einen  anderen  mitnehmen  dürfe  u.  a.  m. 

Es  darf  angenommen  werden,  dass  es  in  den  verflossenen  Jahrhunderten, 
vom  15.  bis  zum  18.,  im  allgemeinen  in  der  Schweiz  jedem  Bürger  freistand, 
einen  Rechtsstreit  allein  zu  führen,  oder  sich  dazu  eines  Beistandes,  den  er  frei 
aus  der  Zahl  seiner  Mitbürger  wählen  konnte,  zu  bedienen  oder  ein  Gerichts- 
mitglied als  Vertreter  seiner  Interessen  im  Gericht  anzusprechen. 

Eine  eigentliche  Regelung  der  Advokatur  als  eines  Berufs  finden  wir 
dagegen  in  einer  Verordnung  von  Schultheiss,  Rät  und  Burger  der  Stadt  Bern 
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vom  Jahr»'  1711.  Darin  wird  das  «Advokatisiren  und  Bcyständereyen  annemmen» 
allen  Personen  untersagt  mit  Ausnahm»-  der  «Statt-Pro<  Airatores  oder  Heyständer», 
welche  von  der  deutschen  Appellationskammcr  auf  ihre  Tüchtigkeit  geprüft 
werden  sollen.  Im  ferneren  werden  deren  Pflichten  im  einzelnen  festgestellt, 
insbesondere  die  Vermeidung  der  Prozesströlerei .  die  Wahrung  des  Berufs- 
geheimnisses, und  wird  bestimmt,  dass  auf  dem  Lande  jede  im  Gerichtsbezirke, 
wo  der  Rechtsstreit  geführt  wird,  wohnhafte  Person  sich  zur  Verbeiständung 
in  demselben  eines  Advokaten  aus  dem  nämlichen  Gcrichtsbezirk  bedienen 
soll.  Endlich  wird  ein  Gebührentarif  für  die  Anwälte  festgesetzt  und  werden 
Strafbestimmungen  gegen  L'cbcrtretungen  desselben  aufgestellt. 

II.  Gegenwärtiger  Zustand.  1.  Dir  gesetzlichen  Bedingungen  der 
Advokatur-Praxis.  Art.  33  der  Mundesverfassung  der  Schweizerischen  Eid- 
genossenschaft bestimmt:  €  Den  Kantonen  bleibt  es  anheimgestellt,  die  Aus- 
übung «1er  wissenschaftlichen  Berufsarten  von  einem  Ausweise  der  Befähigung 
abhängig  zu  machen.  Auf  dem  Wege  der  Bundesgesetzgebung  ist  dafür  zu 
sorgen,  dass  derartige  Ausweise  für  die  ganze  Eidgenossens«  hall  gültig  erworben 
werden  können. > 

Im  Art.  5  der  l'cbcrgangsbestiinmungen  heisst  es:  «Personen,  welche  den 
wissenschaftlichen  Berufsarten  angehören,  und  welche  bis  zum  Erlasse  der  im 
Art.  33  vorgesehenen  Bundesgesetzgebung  von  einem  Kantone  öder  von  einer 
mehrere  Kantone  repräsentierenden  Konkordatsbehörde  den  Ausweis  der  Be- 
fähigung erlangt  haben,  sind  befugt,  ihren  Beruf  in  der  ganzen  Kidgenossenschaft 
auszuüben.» 

Die  Advokatur  erfordert  von  demjenigen,  der  sie  ausüben  will,  Kenntnis 
und  Beherrschung  des  geltenden  Rechtsstoffs  und  der  allgemeinen  Prinzipien 
des  Rechts:  sie  gehört  mithin  zu  den  wissenschaftlichen  Berufsarten.  Bis  heute 
hat  die  Bundesgesetzgebung  einen  für  die  ganze  Schweiz  geltenden  Befähigungs- 
ausweis zur  Ausübung  der  Advokatur  nicht  geschaffen.  Es  bleibt  also  jedem 
Kanton  anheimgestellt,  ob  er  die  Ausübung  der  Advokatur  in  seinem  Gebiete 
von  einem  Befähigungsausweis  abhängig  machen  will  oder  nicht.  Macht  er 
sie  von  keinem  ßefahigungsausweise  abhängig,  so  ist  die  Advokatur  in  seinem 
Gebiete  ein  freies  Gewerbe,  dessen  ungehinderte  Ausübung  durch  Art.  .^l  der 
Bundesverfassung  gewährleistet  ist.  Doch  knüpfen  auch  diejenigen  Kantone, 
welche  vom  Advokaten  keinen  Befähigungsausweis  verlangen,  so  gut  wie  die- 
jenigen, welche  einen  solchen  fordern,  die  Ausübung  der  Advokatur  an  die  Be- 
dingung, dass  der  Advokat  bürgerlich  ehrenfähig  und  gut  beleumdet  sei.  Ferner 
wird  die  Advokatur  in  den  meisten  Kantonen  nur  den  Kantons-  und  Schweizer- 
bürgern, sowie,  mit  Ausnahme  von  Zürich,  nur  Männern  gestattet.  Keinen  Be- 
fähigungsausweis zur  Ausübung  der  Advokatur  verlangen  die  Kantone  Schvvyz, 
Ob-  und  Nidwaiden,  Glarus,  Zug.  Basel-Stadt  und  -Landschaft, 
Schaffhausen,  Appenzell  Ausser-  und  Inner-Rhoden,  St.  Gallen, 
Graubünden.  Appenzell  I.-Rh.  kennt  zwar  einen  Befähigungsausweis  für 
Advokaten,  gestattet  aber  die  Ausübung  der  Advokatur  auch  Schweizerbürgern, 
welche  diesen  Befähigungsausweis  nicht  erwerben,  ebenso  Uri,  wo  die  paten- 
tierten Fürsprecher  als  Staatsbeamte  gelten  und  von  der  Landsgemeinde  auf 
je  vier  Jahre  gewählt  werden. 

Alle  übrigen  Kantone,  nämlich  Zürich.  Bern.  Luzern,  Freiburg. 
Solothurn.  Aargau,  Thurgau,  Tessin.  Waadt.  Wallis,  Neuenburg  und 
Genf  knüpfen  die  Ausübung  der  Advokatur  an  das  Erfordernis  eines  staatlichen 
Befähigungsausw  eises.  Jedermann,  der  einen  solchen  Belahigungsausweis  in 
einem  Kantone  der  Schweiz  erworben  hat,  ist  berechtigt,  gestützt  darauf  die 
Advokatur  im  ganzen  Gebiete  der  Eidgenossenschaft  auszuüben.    Der  Befähi- 
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gungsausweis  wird  in  diesen  Kantonen  regelmässig  durch  Ablegung  einer 
Prüfung  in  den  verschiedenen  Rechtsgebieten,  nach  Vorlage  eines  Zeugnisses 
über  praktische  Thätigkeit  auf  einem  Advokaturlnircau  oder  einer  Gerichts- 
kanzlei während  bestimmter  Zeit,  erworben,  und  zwar  gewöhnlich  vom  Ober- 
gericht des  betreibenden  Kantons  erteilt.  Um  zur  Prüfung  zugelassen  zu  werden, 
muss  der  Kandidat  regelmässig  das  Maturitätsexamen  eines  humanistischen 
Gymnasiums  bestanden  haben.  Ausnahmen  finden  sich  jedoch  in  beinahe  allen 
Punkten.  Bern  lässt  den  Advokaten  zwei  Examina  absolvieren,  ««ine  theo- 
retische und  eine  praktische  Prüfung,  ebenso  Waadt;  Thurgau  erteilt  den 
Befähigungsausweis  auch  ohne  vorhergegangene  Prüfung,  wenn  der  Bewerber 
sich  über  eine  mindestens  fünfjährige  praktische  juristische  Thätigkeit  ausweist ; 
Genf  ohne  staatliche  Prüfung,  wenn  der  Kandidat  von  der  Universität  Genf 
den  Grad  eines  licencie  oder  docteur  en  droit  erhalten  hat.  Das  zürcherische 
Gesetz  betreffend  die  Ausübung  des  Rechtsanwaltsberufs  vom  3.  Juli  1898 
enthält  eine  der  citierten  thurgauischen  ähnliche  Bestimmung,  aber  nur  als 
Uebergangsbestimmung.  Die  Absolvierung  einer  praktischen  Thätigkeit  wird  in 
Luzern,  Solothurn,  Aargau  und  Thurgau  nicht  verlangt.  Endlich  erfolgt 
die  Erteilung  des  Befähigungsausweises  (Advokatenpatentes)  in  Solothurn  und 
Wallis  statt  durch  das  Obergericht  durch  den  Regierungsrai:  im  Kanton  Uri 
erteilt  der  Regierungsrat  nur  die  provisorische  Bewilligung  zur  Ausübung  der  Ad- 
vokatur. Ausser  in  Uri  gilt  die  Advokatur  als  Amt  in  Freiburg,  in  den  übrigen 
Kantonen  ist  sie  patentierte  oder  nicht  patentierte  Berufsart.  Die  Kantone, 
welche  die  Erteilung  eines  staatlichen  Advokaturpatentes  von  der  Absolvierung 
einer  Prüfung  abhängig  machen,  sind  in  der  Bestimmung  der  Prüfungs- 
bedingungen souverän;  es  resultiert  daraus  eine  ziemlich  grosse  Verschiedenheit 
unter  den  Anforderungen,  welche  die  einzelnen  Kantone  an  die  Kandidaten 
stellen.  Nach  der  Bundesverfassung  muss  aber  jeder  Kanton  einen  Bürger, 
der  in  einem  andern  Kanton  einen  staatlichen  Befähigungsausweis  als  Anwalt 
erworben  hat,  zur  Ausübung  der  Advokatur  auf  seinem  Gebiete  zulassen,  auch 
wenn  jener  Befähigungsausweis  an  viel  leichtere  Bedingungen  geknüpft  ist  als 
derjenige,  welchen  er  selbst  für  die  Anwälte  seines  Gebietes  aufgestellt  hat. 
Es  ist  deshalb  seit  1874  öfters  die  Anregung  gemacht  worden,  es  mochte  das 
in  der  Bundesverfassung  vorgesehene  Bundesgesetz  betr.  einen  für  die  ganze 
Schweiz  gültigen  Befähigungsausweis  für  Anwälte  einmal  erlassen  werden. 

2.  WiRKUNosuEBiET  OER  Rechtsanwältic.  Der  Geschäftskreis  des  Advo- 
katen in  der  Schweiz  erstreckt  sich  zunächst  auf  das  dem  Advokaten  eigentlich 
reservierte  Gebiet.  Unter  letzterem  verstehen  wir  die  Befugnis,  vor  Gericht 
als  Parteivertreter  aufzutreten  und  zu  plaidicn  n,  Prozessschriften  namens  der 
Prozessparteien  zu  verfassen  und  zu  unterzeichnen.  Diese  Befugnisse  stehen 
in  den  Kantonen,  wo  zur  Ausübung  der  Advokatur  ein  Befähigungsausweis 
erfordert  wird,  den  Personen  allein  zu,  welche  im  Besitz  des  Befähigungs- 
ausweises sind.  Ausübung  der  Advokatur  durch  einen  Xichtberechtigten  ist 
strafbar.  Zum  Auftreten  vor  Gericht  als  Parteivertreter  muss  sich  der  Anwalt 
regelmässig  durch  eine  Prozessvollmacht  legitimieren.  Ausnahmsweise  wird 
der  Anwalt  als  vermuteter  Bevollmächtigter  betrachtet.  Wird  die  Vollmacht 
ausserhalb  des  Kantons  ausgestellt,  in  welchem  der  Prozess  geführt  wird,  so 
ist  nach  der  Vorschrift  einiger  kantonaler  Gesetze  ihre  Beglaubigung  erfor- 
derlich. In  armenrechtlictien  Prozessen  wird  die  Vollmacht  ersetzt  durch  die 
Urkunde,  welche  die  Ernennung  des  Advokaten  zum  armenrecht  liehen  Anwalt 
der  Prozesspartei  enthält.  Ist  die  Vollmacht  beim  Gerichte  eingereicht,  so 
werden  nach  bernischem  Recht,  .sämtliche  an  die  betreffende  Partei  gerichtete 
Prozessschriften   dem   bevollmächtigten    Anwalt    zugestellt.     In   der  erteilten 
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Vollmacht  ist  gewöhnlich  «Ii»*  Krniäc  htigung  zur  Suhstiluicrung  eines  anderen 
Anwaltes  im  Verhinderungsfälle  des  Be\ ollmächtigtcn  eingeschlossen. 

Der  Advokat  tritt  in  Civil-  und  Strafsachen  vor  allen  gerichtlichen  Instanzen 
auf.  In  einigen  Fallen  verbieten  einzelne  Kantone  die  Heiziehung  eines  An- 
waltes, mj  Waadl  beim  Aussohnungsv ersuch.  Hasel-Land  bei  Prozessen  mit 
einem  Streitwert  unter  500  Kr.,  Ausnahmsfälle  vorbehalten.  Appenzell  A.-Rb. 
bei  Prozessen,  die  nicht  vor  Obergericht  gezogen  werden  können,  Aargau 
bei  Verhandlungen  vor  dem  Friedensrichter  und  bei  Prozessen  mit  einem 
Streitwert  unter  300  Fr.  Auch  die  Kantone,  welche  die  Ausübung  der  Advo- 
katur an  das  Erfordernis  des  Hcfühigungsausweises  knüpfen,  machen  davon  eine 
Ausnahme  im  Assisenverfahren. 

Der  mit  einem  Befähigungsaus  weise  versehene  Anwalt  ist  regelmässig 
verpflichtet,  ein  ihm  vom  Obergerichte  seines  Kantons  zugewiesenes  armen- 
rechtliches Mandat  zu  übernehmen.  Jedes  Obergericht  beobachtet  in  der  Zu- 
weisung armenrechtlicher  Prozesse  einen  gewissen  Turnus«  unter  den  Anwälten 
seines  Kantons.  Der  artucnrechtliche  Anwalt  kann  von  seinen  Klienten  keine 
Gebühren  fordern:  wenn  jedoch  seine  Partei  obsiegf  und  der  Gegenpartei  die 
Prozesskosten  auferlegt  werden,  so  kann  er  sich  daraus  bezahlt  machen.  In 
Zürich  erhält  der  armenrechtlich«'  Anwalt  aus  der  Kasse  des  Obergerichts  eine 
angemessene  Kntschädigung,  während  ihm  in  Hern  nur  eine  Reiseentschädigung 
seitens  des  Staates  zuerkannt  wird.  Hern  bestimmt  ferner,  dass  die  Partei, 
welche  das  Armenrecht  genossen  hat,  schuldig  ist,  die  Anwaltsgebühren  nach- 
zubezahlen, wenn  sie  später  zu  Vermögen  gelangt. 

Ausser  den  speziell  den  Anwälten  zugewiesenen  Besorgungen  lallen  in 
den  Geschäftskreis  eines  schweizerischen  Advokaten  gewöhnlich  auch  Ver- 
richtungen, welche  mittelbar  mit  der  Advokaturthätigkeit  zusammenfallen:  wie 
Schuldbetreibungen,  Vertretung  in  Konkursen,  Abfassung  von  Gutachten,  Ad- 
ministrativrekursen u.  s.  w.  In  manchen  Kantonen  haben  diese  Funktionen, 
aber  nicht  ausschliesslich,  die  Rechtsagenten,  agents  d "affaires.  Diese  müssen 
in  den  meisten  Fällen  ebenfalls  einen  Befähigungsausweis  zur  Ausübung  ihres 
Berufes  erwerben  und  ausserdem,  weil  sie  sich  hauptsächlich  mit  Inkasso- 
geschäften befassen,  eine  Kaution  leisten  (so  in  Waadt,  Neuenbürg,  Aargau 
und  Schaffhausen).  Die  Geschäftsagenten  im  Kanton  Luzern  haben  keine 
Prüfung  abzulegen.  Die  Rechtsagenten  des  Kantons  Bern  sind  ein  Ueber- 
bleibsel  aus  früherer  Zeit,  sie  haben  dieselben  Funktionen  wie  die  Advokaten, 
sind  aber  an  einen  niedrigeren  Tarif  gebunden:  neue  Patente  für  Rechtsagenten 
werden  nicht  mehr  erteilt.  In  Solothurn  hat  der  Anwalt  ipso  jure  auch  die 
Befugnisse  des  Notars,  muss  aber  dafür  ebenso  wie  der  Notar  eine  Kaution  leisten, 
ebenso  im  Aargau.  Im  übrigen  sind  die  speziellen  beruflichen  Funktionen  von 
Advokat  und  Notar  in  der  Schweiz  getrennt.  Die  Aufsicht  über  die  Advokaten 
führt  in  der  Regel  das  betreffende  kantonale  Obergericht.  In  Uri  und  Solo- 
thurn ist  der  Regierungsrat,  im  Wallis  die  kantonale  Justizdirektion  Aufsichts- 
behörde über  die  Anwälte.  Die  von  der  Aufsichtsbehörde  auf  disziplinarischem 
Wege  über  Anwälte  zu  verhängenden  Strafen  bestehen  in  Verweis,  Geldbusse, 
Einstellung  in  der  Ausübung  der  Advokatur  auf  gewisse  Zeit  und  Entzug  des 
Patentes. 

In  den  meisten  Kantonen  besteht  für  die  Anwälte  ein  Tarif,  nach  welchem 
sie  ihre  Gebührenforderungen  zu  bemessen  haben.  Die  Tarifansätze  sind  meist 
nicht  hoch.  Bern,  dessen  Civilprozcssverfahren  vorwiegend  ein  schriftliches 
iM.  berücksichtigt  auch  im  Tarif  die  Berechnung  der  Gebühren  für  schriftliche 
Arbeiten  ausgiebiger  als  andere  Kantone.  Die  Gebühren  für  gerichtliche 
Erscheinungen  und  Plaidoyers  richten  sich  nach  der  Wichtigkeit  der  Sache  und 
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Mnd  daher  in  der  oberen  Instanz  höher  als  in  der  unteren.  Kür  das  Verfahren 
vor  Kundesgericht  ist  ein  Gebührentarif  im  Bundesgesetz  über  die  Organisation 
der  Hundesret htspflege  von  1893  festgesetzt.  Auf  Kegohren  «1er  Partei  kann 
durch  eine  von  den  einzelnen  Kantonen  verschieden  bezeichnete  Gerichtsbehörde 
(in  Kern  der  \mtsgcrichtspräsi«lent  des  Bezirks,  in  dem  der  Streit  geführt 
wird,  in  Waadt  der  Präsident  des  Gerichts,  das  über  <|en  Streit  entschieden 
hat  u.  s.  w.'>  eine  Moderation.  Ermässigung  der  Gebührenforderung  des  An- 
waltes verfügt  werden. 

III.  Vereinswesen.  Im  Jahre  1S<)S  hat  sich  in  der  Schweiz  ein  Verband 
der  Anwalt«'  vers«hjcden«-r  Kantone  gebildet  .  der  heute  unter  dein  Namen 
c  Schweizerischer  An  waltsvcrband.»  die  Anwaltschaft  der  Kantone  Zürich, 
Bern.  Luz.ern.  Kreiburg.  Solothurn.  Basel-Stadt,  St.  Gallen,  Waadt, 
Wallis.  Neuenburg  und  G  enf  umfassi.  Kr  besteht  bis  jetzt  nur  aus  kanto- 
nalen Organisationen,  welche  zum  Teil  schon  vor  dem  schweizerischen  Verband 
ins  Lehen  getreten  waren,  teils  in  Anlehnung  an  denselben  entstanden  sind; 
«loch  besteht  nach  den  Statuten  auch  die  Möglichkeit.  Kin/.elmilglieder  aufzu- 
nehmen. Zweck  des  Verbandes  ist :  Di«'  Rechte  und  «las  Ansehi'ti  des  schwei- 
zerischen Anwaltssitan«lcs  zu  wahren,  ein  kollegialisches  Verhältnis  unter  seinen 
Mitgliedern  zu  begründen  und  zu  erhalten,  zur  Vervollkommnung  des  Rechts 
und  der  R«-«htspflege  auf  vaterländischem  und  internationalem  Boden  beizu- 
tragen und  Beziehungen  zu  ausländischen  Anwaltsverbänden,  welche  analoge 
Zwecke  verfolgen,  zu  schallen  und  zu  erhalten.  Mitglieder  des  schweizerischen 
Verbandes  sind  diejenigen  einer  kantonalen  Organisation,  welche  dem  Ver- 
bände angehört,  ipso  jure.  Als  Mitglied  kann  ferner  aufgenommen  werden, 
wer  einen  staatlichen  Kefähigungsausweis  als  Anwalt  in  den  Kantonen  Zürich. 
Kern.  Luzern.  Kreiburg,  Solothurn.  Aargau,  Thurgau,  Tessin,  Waadt, 
Wallis.  Neuenburg  oder  Genf  «rrworben.  oder  an  der  juristischen  Kakultät 
«ler  Universität  Züri«  h.  Bern.  Kas«  l,  Lausanne,  Genf  oder  Kreiburg 
das  Diplom  eines  Doktors  otler  Licentiaten  erhalten  hat. 

Wer  in  den  Verband  aufgenommen  zu  werden  wünscht,  ohne  einen  solchen 
Kefähigungsausweis  zu  besitzen,  muss  sich  beim  Vorstand  des  Verbandes  über 
seine  wissenschaftliche  Kefähigung  ausweisen.  Alljährlich  hält  «ler  Verband 
seine  Jahresversammlung,  an  welcher  ausser  geschäftlichen  Traktamlen  Themata 
zur  Kehandlung  kommen,  welche  Rechtspflege  und  Gesetzgebung  betreffen  und 
die  Anwaltschaft  speziell  interessieren,  in  einer  Stadt  der  Schweiz  ab,  wobei 
ein  beständiger  Wechsel  zwischen  den  Versammlungsorten  stattfindet.  Der 
Verband  zählt  heute  ca.  350  Mitglieder,  die  alle  praktizierende  Anwälte  sind 
und  es  nach  den  Statuten  sein  müssen:  Aufgabe  «ler  Praxis  zieht  die  der  Mit- 
gliedschaft nach  sich.  An  der  Spitze  des  Verbamh's  steht  ein  Vorstand  von 
15  Mitgliedern:  fünf  derselben,  welch«1  der  jeweiligen  Vorortssektion  angehören 
müssen,  bilden  «len  Geschäftsausschuss. 

IV.  Quellen  und  Litteratnr.  Verkürt  zle  (ieriehts-Salzung  der  Statt-Hern 
summt  einem  (  icrichts-Rüclrtein  elf.,  /~2i.  —  Erneuerte  Ordnung  und  Einsehen  -eider 
Allerhand  Missbränrh  in  Verführung  des  Reehirns,  liezeuchnng  der  Käuten,  Hüffen  und 
de  feilen,  gestellt  für  der  Statt  Hern  Tenlscke  Laudschajft,  Bundesverfassung 
der  Sehneizefiscl/en  Eidgenossenschaft  vom  2*J.  Mai  1S74.  —  Ruudesgcsetz  betreffend 
die  Organisation  der  Bundesrerhtsp/lege  vom  22.  März  iSyj.  —  Zürich,  tiesetz  betr. 
die  Ausübung  des  RecAtsauu'allsberufcs  vom  f.  'jfuli  /SyS;  Verordnung  des  Ober geriekts 
brtr.  den  Befäkigungsausv.-eis  für  den  Recktsanua/tsberuf  vom  /?.  Oktober  t  SyS.  — 
Bern,  (tesetz  über  die  Advokaten  vom  10.  ('hristmonat  /S40;  Reglement  über  die  Patent- 
prüfung der  Fürsprecher  und  .Volare  vom  z.  Mär:  /SS?;  (iesetz  über  die  liebühren 
im  Civilprozesse  und  im  Voll ziehungsver fahren  in  Schuldsaehen,  vom  t2.  April  /  Sjo : 
(iesetz  brtr.  Vereinfachung  und  Abkürzung  des  (ivilprozessverfahrrns  vom  z.  yuli  f&Sj. 

Luzern,  (ieset:  über  die  Ausübung  des  Advokalenberufs  vom  jj.  IVeinmonat  /Sj2.  — 
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Freiburg,  I.oi  concernant  les  «t  ot  als,  du  21  uovembre  /.Sj/ ;  Rlgtemeut  du  ir  öftere 
sur  les  examens.  —  AargäU,  (iesetz  betr.  die  Prüfung  der  Anv.älir  und  Xotare  vom 
y.  H'intermonal  /S49;     (iesetz  betr.  die  Beaufsichtigung  der  Anv-iittc  und  Xotare  vom 

0.  Wintermonat  1&49;  Verordnung  betr.  dir  (ieschilftsagenten  vom  /j.  Mai  /SSö; 
Behann;  machung  des  Obergerichts  über  die  Prüfung  und  Patentierung  der  (ieschilfts- 
agenten vom  /.  August  /SSö;  (  irossratsbe.schluss  vom  /j.  yanuar  /S76.  —  ThurgtU, 
(iesetz  über  Ausübung  des  Anv.altsberufes  vom  //.  April  1SS0.  Tetsin,  (>csclz  vom 
>p.  Dezember  /Sjj.  —  Wiidt.  Loi  sur  le  barrrau,  du  jj;  uovembre  /SSo;  I.oi  sur  la 
representation  des  parties  eu  matiere  contentieu\  et  non  contenlieux  et  sur  F e\ercire  de 
la  Profession  d'agent  d' affaires  patvnti  •  du  /y  fivrier  fSi/y.  Heuenburg,  I.oi  sur 
l' Organisation  du  barrrau  du  jj  ortobre  /SS4.  —  Genf,  Reglement  sur  /' e.\atnen  a  subir 
/our  cire  admis  ä  exercer  la  Profession  d'atocat  du  4  aoiit  /S97.  —  Schlatter,  Rechts- 
kalender der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft,  Zu  tick  /«Vy>;  •Supplement  dazu, 
Zürirh  /Syij.  —  ton  Salis,  Scbu  eizerisches  Bumirsrrrht,  Hasel  /Sy?,  Hand  III,  Xr.  /6/JT, 
/6?6-  -  Zeitsrkrift für  Schweizerisches  Rerht,  Alte  Folge,  Hd.  I,  T.  S.  <(> ff.. 
Bd.  III,  T.  f,  S.72,  Bd.  V,  I.  .V.  J07,  Bd.  IX,  T.  2,  S.  4/  ff.  —  Zeitschrift  für 
Schweizerisches  Hecht,  Xeue  Folge.  Bd.  AT.  S. /jj  ff.,  Hd.  XI  III,  S.  194  ff.  —  Zeit- 
schrift des  bernisrhen  yuristrnvereins,  Bd.  XIII,  S.  ijt>,  Referat  von  Dr.  Willi,  Art.  jj 
H.  I".  Zeitschrift  des  bernisrhen  yuristenverrins,  Bd.  XXXI' I,  S.  337  ff.,  Referat 
von  Dr.  Wäber,  Fürsprecher.  —  Schweizerische  Blätter  für  Wirtscha) ts-  und  Sofia Ipolitik 
(Herausgeber:  H.  Reichesberg  >,  yahrg.  VIII,  Bd.  II,  S.jö/ff.  und  600  ff.,  Ref  erat  von 
Dr.  F.  Volmar.  —  /*  derselben  Zeitschrift,  yahrg.  IX,  Bd.  I,  S.  /öj,  Referat  von 
Prof.  Dr.  Gmür. 

Dr.  P.  Wülwr,  Rechtsanwalt,  Bern. 

Aerztewesen. 

I.  Geschichtliches.  —  II.  Gesetzg  ebung:  1.  Bundesgesetz  betreffend  die 
Freizügigkeit  des  Medizinalpersonals;  2.  eidgenössische  Prüfungsvcrordnung; 
3.  kantonale  Prüfungen;  4.  Freigebung  der  ärztlichen  Praxis;  ?.  Zulassung  aus- 
wärtiger Aerzte  zur  Berufsausübung  in  der  Schweiz ;  b.  Grenzpraxis;  7.  Pflichten 
der  Aerzte;  8.  Honorare;  9.  Aufsicht  über  das  Mcdizinalwesen ;  10.  Kurpfuscherei; 
11.  Militärärzte.  — III.  Statistisches  :  1.  Statistik  der  eidgenössischen  Prüfungen; 

2.  Zahl  und  Verteilung  der  Aerzte  und  Zahnärzte.  —  IV.  Aer/.tlichcs  Vereins- 
wesen:   1.  ärztliche  Vereine;    2.  ärztliche  Unterstützung»-  und  Kra  1  kti  katftr 

3.  zahnärztliche  Vereine.  —  V.  Litteratur. 

1.  Geschichtliches.  In  früheren  Zeiten  waren  die  auf  einer  Universität 
erworbenen  Doktor-,  Magister-  und  BaccalaurCats-Diplomc  oder  der  naeh  bestan- 
dener «Lehrzeit»  bei  einem  anerkannten  «Meister  der  Wundarzneikunsl».  auf 
eine  vor  mehreren  Meistern  der  Zunft  abgelegte  Prüfung  hin  erhaltene  «Freiheits- 
brief» die  einzigen  Ausweise,  welche  ihre  Inhaber  zur  Ausübung  der  ärzt- 
lichen Praxis  oder  der  Profession  der  Schnitt-  und  Wundarznei  (des  Schärer- 
handwerks) berechtigten,  und  twar  ohne  irgendwelche  raumliche  Beschränkung. 
Mit  der  gegen  Ende  des  18.  und  im  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  successive  in 
den  verschiedenen  Kantonen  erfolgten  Organisation  des  staatlichen  Medizinal- 
wesens änderte  sich  dies,  indem  jeder  Kanton  eigene  Vorschriften  über  die 
Ausbildung  und  Prüfung  der  Aerzte  und  der  übrigen  Medizinalpersonen  auf- 
stellte, eigene  Prüfungsbehörden  ernannte  und  besondere  kantonale  Patente 
einführte,  die  aber  ausserhalb  der  oft  sehr  engen  Kantonsgrenzen  keine  Gül- 
tigkeit mehr  hatten.  Mit  Ausnahme  von  Genf,  wo  der  an  der  dortigen 
Universität  erworbene  Doktortitel  noch  jetzt  zur  Praxis  im  Kanton  berechtigt, 
hat  seit  dieser  Zeit  das  Doktordiplom  in  der  Schweiz  bloss  noch  die  Bedeutung 
eines  akademischen  Ehrentitels. 

Indirekt  gab  bereits  die  1848er  Bundesverfassung  den  Anstoss  zur  Mil- 
derung dieser  medizinischen  Kleinstaaterei,  indem  sie  das  Militärwesen  cen- 
tralisiertc  und  dadurch  für  die  kantonal  patentierten  Aerzte,  wenigstens  auf  dem 
Gebiete  der  militärärztlichen  Thätigkeit.  ge wissermassen  Freizügigkeit  schuf. 
Schon  1850  verlangte  Prof.  Dr.  Troxi.er  (Die  Aerzte  und  die  Kantons-Patente 
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im  schweizerischen  Bundesstaat;  Skizzen  zur  Reform  des  Sanitäls-  und  .Medizinal- 
wesens, Bern,  1850),  dass  «die  engen  und  schroffen  Schranken,  welche  der 
allgemein  herrschende  Sonderbundsgeist  der  in  Staaten  ausgewachsenen  Stände 
der  Eidgenossenschaft  aufgerichtet  hatte,  in  Beziehung  auf  die  ihrer  Natur  nach 
von  Kirchen  und  Staaten  unabhängige  medizinische  Wissenschaft»  fallen  gelassen 
werden,  und  dass  man  für  «gleichmässige  und  allgemeine  gültige  Bestimmungen 
und  Anordnungen  sorge,  damit  die  Acrzte  in  Zukunft  ihre  Thätigkciten  und 
Tüchtigkeit  ein  für  alle  Male  und  für  alle  Orte  der  Eidgenossenschaft  erweisen 
können».  Allein  es  dauerte  noch  volle  17  Jahre,  bis  das  wohlbegründctc 
Postulat  Troxlers  wenigstens  teilweise  in  Erfüllung  ging.  Am  22.  Juli  1867 
endlich  kam  ein  Konkordat  über  die  Freizügigkeit  des  schweizerischen  Medizinal- 
personal  s  zu  stände  zwischen  den  Kantonen  Zürich,  Bern,  Schwyz,  Glarus, 
Solothurn,  Schaff  hausen,  Appenzell  A.-Rh.,  St.  Gallen  und  Thurgau :  der  Bundes- 
rat erteilte  am  2.  August  gleichen  Jahres  demselben  seine  Genehmigung.  Bis 
zum  24.  Oktober  1873  traten  dem  Konkordat  noch  bei  Baselstadt,  Luzern, 
Uri,  Zug,  Baselland,  Appenzell  l.-Rh.,  Aargau,  Neuenburg  und  Graubünden; 
nur  die  beiden  Halbkantonc  Unterwaiden  und  die  Kantone  Tessin,  Freiburg, 
Waadt,  Wallis  und  Genf  hielten  sich  fern. 

II.  Gesetzgebung.  1.  Bcndesgesetz  betreffen»  die  FreizCmukeit  des 
Medizinalpersonals.  Die  Freizügigkeit  der  Aerzte  wurde  sehr  bald  populär 
und  die  guten  Erfahrungen,  welch«"  man  damit  gemacht  halt«  ,  führt«-!!  bei  der 
Revision  der  B  u  n  d  e  s  v  e  r  f  a  s  su  n  g  von  1K74  zur  Aufnahm«"  d«"s  Artikels  33, 
welcher  lautet:  «Den  Kantonen  bb'ibt  es  anheimgestellt,  «Ii«'  Ausübung  der 
wissenschaftlichen  B<'rufsart«-n  von  <"in«"m  Ausweise  d«T  Befähigung  abhängig 
zu  machen. 

Auf  dem  Wege  der  Bundesg<-setzg<-bting  ist  dafür  zu  sorg«-n.  dass  der- 
artig«* Auswims«'  für  die  ganz«'  Eidgenossenschaft  gültig  erworben  werden  können.» 

Gleichzeitig  wurde  durch  Art.  5  der  l'elicrgangsliestirnnumgen  die  Rechts- 
stellung der  bisherigen  im  Besitz«-  eines  kantonal«>n  Patentes  belindlichcn  Prak- 
tiker in  weitherzigem  Sinne  geregelt  : 

«Personen,  welche  d«"n  wissenschaftlich«-!!  Berufsart «mi  angehören  und 
welche  bis  zum  Erlasse  der  in  Art.  33  vorgesehenen  Bundesgesetzgeb'ung  von 
einem  Kantone  «»der  von  einer  mehrere  Kanton«-  repräsentierenden  Konkordats- 
behörde  den  Ausweis  der  Befähigung  erlangt  haben,  sind  befugt,  ihren  Beruf 
in  der  ganzen  Eidgenossenschaft  auszuüben.  » 

Auf  diese  beiden  Artikel  der  Bundesverfassung,  speziell  auf  den  Art.  33, 
zweites  Lemma,  stützt  sich  das  B  u  n  d  c  s  g  «' s  c  t  z  betr.  «I  i  e  F  r  e  i  z  ü  g  i  g  k  e  i  t 
des  Medizinalpersonals  (Aerzte,  Apotheker  und  Tierärzte)  in 
der  s  c  h  w  e  i  z  e  r  i  s  c  h  e  n  E  i  «l  g  e  n  o  s  s  e  n  s  c  h  a  f  t  vom  1 9.  D  e  z  e  m  b  e  r  1 S 7  7, 
welche  an  die  Stelle  des  Konkordates  trat  und  am  21.  Dezember  1886  auch 
auf  die  Zahnärzte  ausgedehnt  wurde.  Die  wesentlichen  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  lauten: 

«Art.  1.  Zur  freien  Ausübung  ihres  Berufes  im  Gebiete  der  ganzen  Eid- 
genossenschaft sind  befugt : 

a)  diejenigen  Aerzte,  Zahnärzte,  Tierarzt«-  und  Apotheker,  welche  nach 
Massgabe  dieses  Gesetzes  ein  eidgenössisches  Diplom  erworben  haben; 

h)  diejenigen  Personen  der  genannten  Berufsarten,  welche  vor  dem  Zeit- 
punkt des  Inkrafttretens  dieses  Gesetzes  ein  Diplom  des  Konkordats 
vom  2.  August  1867  oder  auf  eine  kantonale  Prüfung  hin  ein  Patent 
erworben  haben,  das  zur  unbedingten  Pravis  in  «b-mjenigen  Kanton 
berechtigt,  welcher  dasselbe  aufgestellt  hat; 
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c)  diejenigen  P«»rson«n  der  g«-nannten  Borufsarten,  welche  in  ausländisch«»™ 
Staaten  auf  (irund    einer   ahg«»l«'gt«»n   Staatsprüfung    ein   Diplom  zur 
unbedingten  Ausübung  «h-r  Praxi*  im  Gebiete  der  betroffenden  Staaten 
erworben  hat.  falls  mit.  diesen  Staaten  auf  dem  Vertrags  woge  Gegen- 
seitigkeit  vereinbart   ist.     In  Ausnahmefällen  hängt  es  vom  Ermessen 
d«T  Aufsiriusbehörde  ab.  auf  Grund  der  Ausweise  zu  bestimmen,  unter 
welchen  Bedingungen  die  Gewährung  des  Diploms  zu  erfolgen  hat; 
dt  alle  an  schweizerischen  I  lochschub'ti  oder  an  den   betreffenden  Fach- 
schulen angestellten  Lehrer  der  genannten  Berufsarten. 
Art.  2.  Zur  Prüfung  wird  kein  Bewerber  zugelassen,  der  nicht  den  Ausweis 
der  Befähigung   für  den   ganzen  l'mfang   einer  der   in  Art.  1,  Lemma  a.  be- 
zeichneten Berufsarten  verlangt. 

Art.  3.  Eine  vom  Bundesrat  ernannt«»  Aufsichtsbehörde  (leitender  Aus- 
srhuss)  prüft  die  Ausweise  der  sich  anmeldenden,  überwacht  «lie  Prüfungen 
und  sorgt  für  volle  Gleichheit  des  Verlahrens. 

Der  leitende  Ausschuss  hat  an  den  Bundesrat  jährlich  Bericht  und  Rechnung 
zu  erstatten.  Die  Leitung  und  Verwaltung  des  Prüfungswesens  stehen  unter 
der  Aufsicht  «bs  eidgenössischen  Departements  des  Innern. 

Art.  4.  Der  Bundesrat  ernennt  auf  Antrag  «b  s  leitenden  Ausschusses  die 
Prüfungskommission«»!!. 

Art.  5.  Di«-  Prüfungskommissionen  sind  aus  Lehrern  der  hohem  s«  hweize- 
riseben  Lehranstalten  und  aus  geprüften  Praktikern  zusammenzusetzen. 

Sie  Werden  joweilcn  durch  «  in  Mitglied  des  b-ilenden  Ausschusses  präsuUcrt 
und  hab«-n  ihren  Sitz  an  je  einer  d«.»r  s«  h w«»izerisehen  Hochs«  huhm. 

Di«»  Prüfungen  w«»rd«»n,  je  nach  der  Wahl  der  Ib  werlx  r,  in  deutscher, 
französischer  oder  italienischer  Sprache  abgeb'gt. 

Art.  f>.  Ein«-  vom  Bund«»srat  zu  «  rlassentb-  Ausführungsvemnlnung  (  Prüfungs- 
regulativ) regelt  : 

ai  die   Organisation  un«l   die   Entschädigung  der   Prüfungsb«»hönlen  un«l 

den  Gang  der  Prüfung«'!!: 
bl  «Ii«»  wissenschaftlichen  Anforderung«»!!  an  die  B«»w«»rbor; 
«  l  «Ii«-  Prüfungsgebühr«-!!.» 

2.  Eidgenössische  Prüfun(;svi-;r«)r»nun«;.  Die  in  Art.  <>  vorges«-hene 
Ausführungsverordnung  wurtb»  am  2.  Juli  1KN0  unt«»r  dein  Titel  :  V  <»  r  o  r  »I  n  u  n  g 
für  die  e  i  d  g  «•  n  ö  s  s  i  s  <  h  e  n  M  e  «1  i  z  i  n  a  I  p  r  ü  f  u  n  g  «»  n  .  samt  einem  Anhang 
betreffend  M  a  t  u  r  i  t  ä  t  s  p  r  o  g  r  a  in  m  e  erlassen  und  seith«»r  zweimal,  am  19.  März 
188N  und  am  11.  Dezember  1H°<>,  revidiert,  Im  zu  den  ärztlichen  und  zahn- 
ärztlichen Prüfung«»!!,  w«  l«  he  aus  «Irei  Hauptabschnitten,  «ler  naturwissenschaft- 
lichen, «b»r  anatomis«  h  -  physiologischen  und  <b*r  Fach-Prüfung  bestehen,  zu- 
gelassen zu  werd«»n,  inuss  «ler  Kandidat  siih  vor  allem  üb«-r  den  Besitz  «»ines 
auf  Ablegung  einer  Prüfung  gegründeten  Maturitätszeugnisses  ausweisen.  Dieses 
Zeugnis  kann  durch  Bestehen  «les  Abiturientenevamens  an  einer  von  der 
Bun«lesbehörde  anerkannt«»n  srhweizeris«  hen  Mittelschule  «»der  «lurch  Ablegung 
der  eidgi'nössischen  Maturitätsprüfung  erworben  werden.  Die  Maturitätsprüfung 
hat  sich  über  folgende  Fächer  zu  «»rstrooken:  Muttersprache,  z  weite  Landessprache, 
Latein.  Griechisch  (oder  statt  dessen  eine  dritte  Landessprache  ««ler  Englisch), 
Geschieht«»  und  Geographie.  Mathematik.  Physik.  Chemie,  X'aturgcschichte  und 
Zeichnen.  Ausnahmsweise  kann  ein  von  einer  auswärtigen  Behörde  ausg«'st«'lltes 
Reifezeugnis  den  verlangten  schweizerischen  Maturitätsausweis  ersetzen,  worüber 
im  einzelnen  Falle  «ler  leitende  Ausschuss  für  die  eidgenössischen  Medizinal- 
•  prüfung«»n  na«  Ii  Einholung  d«  s  (iutachtens  der  eidgenössischen  Maturitäts- 
kommission  entschei«l«»t . 


28 


AerZte  Wesel) 


Di«-  naturwissenschaftliche  Prüfung,  welche  in  der  Regel  nach 
zwei  Semestern  abgelegt  wird,  erstreckt  sich  über  Physik,  anorganische  und 
organische  Chemie.  Botanik  und  Zoologie  mit  vergleichender  Anatomie :  sie 
wird  nur  mündlich  abgenommen  und  ist  für  ärztliche  und  zahnärztliche  Kandidaten 
die  nämliche.  Die  a  n  a  t  o  m  i  s  c  h  -  p  h  y  s  i  o  1  o  g  i  s  c  h  e  Prüfung  für  Zahnärzte 
ist  ebenfalls  bloss  mündlich  (Anatomie.  Histologie  und  Physiologie  mit  besonderer 
Berücksichtigung  der  Zahnheilkunde);  diejenige  für  Aerzte  dagegen  zerfallt 
in  eine  praktische  (Anfertigung  und  Erläuterung  eines  anatomischen  Präparats 
und  einiger  histologischen  Präparate  und  schriftliche  Klausurarbeit  über  ein 
physiologisches  Thema)  und  eine  mündliche  Abteilung  (Anatomie.  Histologie 
und  Embryologie.  Physiologie».  Das  ärztlich-anatomisch-physiologische  Examen 
wird  meist  am  Ende  des  fünften  oder  auch  des  sechsten  Semesters  bestanden. 
Die  Fac  h  prüf  un  g  ist  sowohl  für  Arzte  als  Zahnärzte  eine  praktische  und 
eine  mündliche.  Die  praktische  Prüfung  der  Arzte  erstreckt  sich  auf: 
pathologische  Anatomie,  interne  Pathologie  und  Therapie,  Chirurgie  und 
chirurgische  Anatomie.  Gchurtshülfe  und  Gynäkologie,  Augenheilkunde,  Hygieine 
und  gerichtliche  Medizin,  die  mündliche  auf:  allgemeine  Pathologie  und 
pathologische  Anatomie,  interne  Pathologie  und  Therapie  mit  Einschlus  der 
Kinderkrankheiten,  Chirurgie.  (Jeburtshülfe  und  Frauenkrankheiten  Hygieine, 
gerichtliche  Medizin,  Psychiatrie  und  Arzneimittellehre.  Die  Fachprüfung  der 
Zahnärzte  ist  naturgemäss  bedeutend  einfacher  und  kürzer.  Vor  Absolvicrung 
des  zehnten  Studiensemesters  darf  kein  Kandidat  zur  ärztlichen  Fachprüfung 
zugelassen  werden  (gewöhnlich  wird  letztere  aber  erst  am  Ende  des  elften 
oder  zwölften  Semesters  abgelegt).  Die  Prüfungsgebühr  beträgt  für  das 
medizinische  oder  zahnärztliche  naturwissenschaftliche  Examen  Fr.  30,  für  das 
anatomisch-physiologische  Fr.  50  und  für  das  Fachexamen  Fr.  120;  Ausländer 
haben  in  allen  Fidlen  das  Dreifache  zu  bezahlen. 

Sämtliche  schweizerischen  Hochschulen  sind  Prüfungssitze  mit  eigenen 
Prüfungskommissionen,  und  zwar  Basel.  Bern.  Genf,  Lausanne,  Zürich  für 
sämtliche  ärztlichen  und  zahnärztlichen  Prüfungen.  Freiburg  und  Neuenburg 
dagegen  nur  für  die  naturwissenschaftlichen.  Die  Prüfungen  an  den  fünf 
erstgenannten  Prüfungsorten  mit  vollständigen  medizinischen  Fakultäten  werden 
durch  einen  vom  Bundesrat  gewählten  Ortspräsidenten  geleitet,  die  Prüfungen 
in  Freiburg  und  Neuenburg,  welche  keine  vollständige  medizinische  Fakultät 
besitzen,  durch  Viee-Präsidenlen,  welche  einem  Ortspräsidenten  unterstellt  sind. 
Die  Ortspräsidenten  bilden  zusammen  den  leitenden  Ausschuss,  dessen  Sitzungen 
der  Direktor  des  schweizerischen  Gesundheitsamtes  mit  beratender  Stimme 
beiwohnt. 

3.  Kantonai.f.  Prüfungen.  Obwohl  das  eidgenössische  Gesetz  betretiend 
die  Freizügigkeit  des  Medizinalpersonals  die  kantonalen  ärztlichen  und  zahn- 
ärztlichen Prüfungen  nicht  direkt  aufhebt,  so  haben  die  letztern  seit  dem 
Inkrafttreten  der  eidgenössischen  Prüfungen  doch  thatsächlich  zu  existieren 
aufgehört,  sei  es.  dass  man  die  betreffenden  gesetzlichen  Bestimmungen  annulliert 
hat.  sei  es,  dass  sie  einfach  obsolet  geworden  sind.  Einzig  im  Kanton  Genf 
bestehen  neben  den  eidgenössischen  ärztlichen  und  zahnärztlichen  Prüfungen 
noch  kantonale  ;  das  medizinische  D  o  k  t  o  r  d  i  p  1  o  m  der  Genfer  Uni- 
versität und  das  zahnärztliche  Diplom  (diplome  de  m<5dccin-chirurgien- 
dentiste)  der  dortigen  Ecole  dentaire  berechtigen  aber  bloss  zur  Ausübung  der 
medizinischen  beziehungsweise  zahnärztlichen  Praxis  im  Kanton  Genf. 

Die  Aufrcchthaltung  der  kantonalen  Prüfungen  in  Genf,  welche  sich  von 
den  eidgenössischen  hauptsächlich  dadurch  unterscheiden,  dass  der  Zutritt  auch 
ohne  den  Vorweis  eines  schweizerischen  Reifezeugnisses  möglich  ist.  geschieht 
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namentlich  mit  Rücksicht  auf  die  /ahlreit  hi  n  auswärtigen  Medizinstudierenden, 
welche,  nachdem  sie  sich  da*  Genfer  Diplom  erworben,  in  ihrer  Heimat  auf 
den  Vorweis  desselben  in  der  Regel  ohne  weiteres  zur  staatlichen  Prüfung 
oder  in  gewissen  Landern  auch  direkt  zur  Ausübung  der  Praxis  zugelassen 
werden.  Es  geht  dies  deutlich  aus  folgenden  Zahlen  hervor.  Von  den  während 
der  zehn  Jahre  1890-1899  von  der  medizinischen  Fakultät  der  Universität 
Genf  erteilten  140  medizinischen  Doktordiplomen  (gegenüber  67  während  der 
gleichen  Zeitperiode  vom  eidgenössischen  Prüfungssitz  Genf  erteilten  schweize- 
rischen ärztlichen  Diplomen)  kamen  25  auf  Genfer.  24  auf  Schweizer  anderer 
Kantone  (7  Waadtländer,  5  Neuenburger,  4  Berner,  je  2  Walliser  und  Tessiner 
und  je  1  Frciburger.  Zürcher,  Aargauer  und  St.  Galler)  und  l)l  auf  Ausländer 
(34  Russen  und  Polen,  24  Bulgaren,  lb  Italiener.  3  Serben,  3  Armenier,  b 
Amerikaner  etc.). 

Laut  der  in  Art.  84  (Zusatz  vom  25.  Januar  1889)  der  eidgenössischen 
Prüfungsordnung  vom  19.  März  1888  enthaltenen  Uebergangsbestimmungen 
hatten  sämtliche  Zahnärzte,  welche  vor  dem  1.  April  1891  das  Diplom  der 
Genfer  zahnärztlichen  Schule  erworben  oder  ein  kantonales  Examen  in  einem 
Universitätskanton  ablegten,  Anspruch  auf  ein  eidgenössisches  Diplom. 

Von  diesem  Zeitpunkt  ab  hörte  diese  Vergünstigung  auf  und  nahm  infolge- 
dessen die  Zahl  der  Schweizer,  welche  die  Prüfung  an  der  Ecole  dentaire  in 
Genf  bestanden  sehr  stark  ab,  während  umgekehrt  aus  den  oben  erwähnten 
Gründen  die  Zahl  der  ausländischen  Bewerber  um  das  Diplom  dieser  Anstalt 
zunahm.  Dasselbe  wurde  erteilt:  in  den  Jahren  1890  und  1891  20  Schweizern 
(9  Genfern,  1 1  Angehörigen  anderer  Kantone)  und  5  Ausländern ;  in  den 
acht  Jahren  von  1892 — 1899  insgesamt  lb  Schweizern,  (8  Genfer,  8  aus  andern 
Kantonen)  und  lb  Ausländern  (je  3  Franzosen,  Italienern,  Rumänen  und 
Amerikanern.  2  Russen,  je  1   Belgier  und  Oesterreicher). 

4.  Frkigeblsc;  dkr  äkztliciikx  Praxis  (Gi.ari/s  cxr»  Appkxzki.i.  a.-rh.). 
Nach  Art.  33,  Lemma  1,  der  Bundesverfassung  ist  es  den  Kantonen  freigestellt, 
die  Ausübung  des  ärztlichen  Berufes  von  einem  Befähigungsausweis  abhängig 
zu  machen  oder  dieselbe  frei  zu  geben.  Trotz  den  Anstrengungen  seitens  der 
Freunde  der  Freigebung  und  trotz  des  Beispiels  des  deutschen  Reiches  sind 
fast  alle  Kantone  bei  dem  bewährten  Systeme  geblieben,  nur  staatlich  geprüfte 
und  patentierte  Medizinalpersonen  zur  Praxis  zuzulassen:  einzig  in  den 
Kantonen  Glarus  und  Appenzell  A.-Rli.  ist  die  ärztliche  Praxis  frei- 
gegeben, und  zwar  in  erstereni  ein  allen  ihren  Zweigen»  ( Landsgemeinde- 
heschluss  vom  3.  Mai  1874).  in  letzterem  nur  «mit  Ausnahme  der  höhern 
operativen  Chirurgie,  inbegriffen  die  Geburtshülfe  >  (gesetzliche  Bestimmungen 
betreffend  die  Freigebung  der  ärztlichen  Praxis,  vom  3i).  April  1871).  Dagegen 
sind  in  beiden  Kantonen  zur  Besorgung  von  gerichtsärztlichen,  sanitätspolizeilichen 
und  andern  amtlichen  Funktionen  und  zur  Anstellung  an  öffentlichen  An- 
stalten nur  staatlich  anerkannte  (diplomierte)  Aerzte  berechtigt.  Die  sich  mit 
der  Heilkunde  befassenden  Personen  sind  für  die  Fehler  in  der  ärztlichen 
Behandlung  haftbar;  daherige  Ansprüche  müssen,  sofern  nicht  ein  strafrechtlich 
zu  verfolgendes  Delikt  vorliegt,  civilrechtlich  geltend  gemacht  werden.  Diese 
Bestimmung  hat  indessen  wenig  praktische  Bedeutung,  indem  die  Geschädigten 
sich  selten  entsehliessen,  den  Prozessweg  zu  betreten.  Zudem  ist  der  eigentliche 
Wirkungskreis  der  in  diesen  Dorados  der  Kurpfuscherei  weilenden  Afterärzte 
weniger  ihr  Wohnort  und  dessen  nähere  Umgebung,  als  vielmehr  die  übrigen 
Kantone  der  Schweiz  und  die  benachbarten  Länder,  wie  die  zahlreichen 
Annoncen  in  den  Zeitungen  des  In-  und  Auslandes  und  die  häufigen  Klagen 
in-  und  ausländischer  Sanitätsbehörden  beweisen. 
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5.  7.1  I. ASSI  Mi  AI  SWÄRTU.KR  AkRZTK  /AK  BlRl  I  S  AI  s(MU  NC,  IN  II  KR  Sl  HWKIZ. 

Vor  der  in  Art.  1,  litt,  b,  des  Bundcsgesctzcs  betreffend  die  Ki"*-i ziij^i j<k**it  des 
Mcdixinalpc  rsonals  in  der  schweizerischen  F.idgenosse nschaft  .  vorgesehenen 
Möglichkeit  « I »-s  Abschlusses  eines  Reciproc  'itätsvertrages  mif  andern  Staaten 
ist  bisher  kein  Gebrauch  gemacht  worden.  Dagegen  wird  bei  der  Feststellung 
der  zu  erfüllenden  Bedingungen  für  auswärtige  Aerzte,  die  sich  um  ein  schweizc- 
rischcs  Diplom  l)ewerben,  auf  das  Verfahren  Rücksicht  genommen,  das  Schweizer 
Aerzten  gegenüber  von  dem  betreffenden  Staate  in  analogen  Fällen  angewandt  wird. 

Da  die  Regelung  des  Medizinal wesens.  abgesehen  von  den  Bestimmungen 
des  vorerwähnten  Bundesgeset zes.  ausschliesslich  Sache  der  Kantone  ist.  so 
besitzen  die  letztern  unzweifelhaft  das  Recht.  Inhabern  ausländischer  ärztlicher 
Diplome  auf  deren  Gesuch  die  Krlauhnis  zur  Ausübung  der  Praxis  auf  ihrem 
Gebiet  zu  erteilen:  allein  die  meisten  Kantone  haben  auf  dieses  Recht  verzic  htet, 
von  der  richtigen  Anschauung  ausgehend,  derartige  Gesuche  nach  einheitlichen 
Grundsätzen  zu  erledigen,  nur  einige  wenige  halten  zum  Leidwesen  der 
dortigen  Aerzte  noch  daran  fest,  sei  es  bloss  in  Bezug  auf  die  Gestattung 
kurärztlicher  Praxis  (Graubünden),  sei  es  hinsichtlich  der  Zulassung  der  ärztlichen 
Praxis  überhaupt  (Tessini. 

t>.  Grknzi'Raxis.  Betreffend  die  gegen  wärt  ige  Z  u  I  a  s  s  u  n  g  der  antler 
Grenze  domizilierten  Medizinal  p  e  r  s  o  n  e  n  z  u  r  B  e  r  u  f  s  a  u  s  ü  b  u  n  g 
sind  zwischen  der  Schweiz  und  den  umliegenden  Staaten  (2**.  Februar  1884 
mit  Deutschland,  2<>.  Oktober  18.S5  mit  Oesterrei«  h-l'ngarn.  1.  Juli  1885  mit 
dem  Fürstentum  Liehtenstein.  28.  Juni  1888  mit  Italien  und  2').  Mai  ISN4}  mit 
Frankreich)  Kmu  e  n  t  i  o  n  n  abgeschlossen  worden.  Danach  sind  die  in  der  Nähe 
der  Landesgrenze  widmenden  Aerzte  und  Zahnärzte  berechtigt,  im  Grenzrayon 
des  Nachbarstaates  ihre  Praxis  in  gleicher  Weise  auszuüben  wie  in  ihrer  Heimat, 
aber  unter  genauer  Beobachtung  der  daselbst  geltenden  gesetzlichen  und 
administrativen  Vorschriften.  Dagegen  dürfen  sie  sich  im  Nachbargebiet  nicht 
dauernd  niederlassen  oder  ein  Domizil  begründe  n,  ohne«  vorher  ein  dort  gültiges 
Diplom  erworben  zu  haben.  Kinzig  im  Vertrag  mit  Frankreich  sind  sämtliche 
schweizerischen  und  französischen  Gemeinden  angegeben,  auf  welche  sich  die 
Vereinbarung  erstreckt:  in  den  übrigen  Konventionen  ist  die  Grenzzone  nicht 
ge  nau  umschrieben. 

7.  Pflichten  dkk  Akkztk.  Jeder  Arzt  oder  Zahnarzt  ist.  so  lange  er 
auf  die  Berufsausübung  nicht  ausdrücklich  verzichtet  hat.  verpflichtet,  jedem 
der  ihn  darum  anspricht,  seine  ärztliche  Hülfe  angeileihen  zu  lassen,  es  sei 
denn,  dass  hinlängliche  Gründe  ihn  daran  verhindern.  Kr  haftet  für  jeden 
Fehler  oder  jede  Fahrlässigkeit,  die-  ihm  in  der  Ausübung  seines  Berufes  zur 
Last  fallt.  In  allen  Fällen,  wo  e  in  Arzt  eine  gefährliche  epidemische  Krkrankung 
(Pest.  Cholera,  Flektyphus.  Pocken)  oder  einen  Todesfall  an  einer  sedchen 
Krankheit  konstatiert,  ist  er  durch  das  eidgenossische-  Kpidemiengesetz  ver- 
pflichtet, sofort  gehörigen  Orts  Anzeige  zu  erstatten.  Auch  für  die-  wichtigern 
übrigen  ansteckenden  Krankheiten  t Diphtherie,  Scharlach,  Masern,  Keuchhusten, 
Abdominaltyphus.  Ruhr.  Puerperalfieber.  Augenentzündung  der  Neugeborenen  etc.) 
besteht  in  den  meisten  Kantonen  die  Anzeigepflicht.  Ferner  liegt  es  in  der 
Aufgabe  der  Aerzte.  von  wahrgenommenen  sanitarischen  Missständen,  welche 
die  öffentliche  Gesundheit  gefährden,  oder  auch  von  beobachteten  l'cbcrtretungen 
der  Gesetze  und  Verordnungen  betreifend  das  Medizinal  wesen  der  zuständigem 
Behörde  Kenntnis  zu  geben,  ebenso  in  Fällen,  wo  sie  infolge  ihres  Berufes 
(z.  B.  bei  der  Feststellung  eines  Todesfalles)  Thatsaehen  konstatiert  haben,  die 
auf  ein  stattgefundenes  Verbrechen  schliessen  lassen.  Zu  den  Pflichten  des 
Arztes   gehört   auch   die  Bescheinigung  der  Totlesursache  in  den  Sterbefällen, 
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welche  in  seiner  Praxis  vorkommen,  sowie  eventuell  die  Geburtsanzeige  in 
den  Geburtsfällen,  zu  denen  er  zugezogen  wurde. 

N.  Hoxouak.  Di«1  Bemessung  des  Honorars  für  «Ii»'  ärztlichen  und  zahn- 
ärztlb  hen  Hülfeleistungen  ist  dem  ausdriirklirhen  oder  stillschweigenden  Ueber- 
einkommen  zwischen  den  Aerzten  und  dein  Publikum  überlassen.  Für  streitige 
Falle  bestehen  in  einigen  Kantonen  (Zürich,  Hern,  St.  Gallen.  Wallis»  amtliche 
Ta \ o r d n u n g c n  ,  in  andern  dagegen  nur  für  die  Annenpraxis  (Luzcrn, 
Schafihausen,  Graubünden)  oder  bloss  für  die  im  Auftrage  von  Administrativ- 
oder Gerichtsbehörden  vorgenommenen  amisärztlichen  Verrichtungen  (Nid wählen, 
Glarus,  Freiburg.  Appenzell  A.-Rh.,  Aargau.  Thurgau.  Waadt). 

9.  \l  KSICHT    CBKK    DAS    MkDIZIN  AJAVKsKN    t  A.MTSÄK2TK,  GkRIIHTSÄKZTK). 

In  der  Mehrzahl  der  Kantone  (/.ürich.  Luzern,  Schwyz,  Obwaldm.  Schaflhausen, 
Appenzell  l.-Rh..  St.  Gallen,  Graubünden,  Aargau.  Thurgau.  Tessin,  Wallis) 
bestehen  Amtsärzte  (Bezirksärzte,  Gemeindeärzte  [Ob wählen),  medecins  de 
dtstricts.  medici  delegati).  denen  neben  ihren  sonstigen  sa n i  tä I  s po I  i  zei  liehen 
Funktionen  (vgl.  Oeffentliche  Gesundheitspflege)  und  g  e  r  i  c  h  I  sä  r  z  t  I  i  c .h  e  n 
Aufgaben  am  h  die  Aufsicht  über  das  M  e  d  i  z  i  n  a  I  w  e  s  e  n  (Aerzte, 
Zahnärzte.  Hebammen.  Bäder  i.  die  Krankenanstalten  sowie  über  die  Beobachtung 
der  medizinalpolizeilichen  Vorschriften  in  ihrem  Bezirke  zukommt. 

Die  Amtsärzte  der  Kantone  Nidwaiden  (Gerichtsärzte),  Glarus  (Bezirks- 
ärzte), Zug  l Kantonsarzt  und  tlessen  Adjunkt».  Baselstadt  (I.  und  II.  Physikus), 
Appenzell  A.-Rh.  (  Amtsärzte).  Waadt  (medci  ins  delegucs)  dagegen  haben  nur 
sanitätspolizeiliche  und  gerichtsärztliche  Funktionen.  In  diesen  letztgenannten 
Kantonen,  sowie  in  den  Kantonen  Bern.  L'ri.  Freiburg.  Solothurn,  Baselland, 
Neuenbürg  und  Genf  wird  die  Aufsicht  über  die  Aerzte  und  das  Medizinal wesen 
überhaupt  direkt  von  der  obersten  kantonalen  Sanitätsbehörde  ausgeübt.  In 
denjenigen  Kantonen,  welche  keine  Amtsärzte  besitzen,  funktionieren  von  der 
zuständigen  Behörde  jeueilen  ad  hoc  bezeichnete  Aerzte  als  Gerichtsärzte, 
während  die  sanitätspolizeilichen  Aulgaben  der  Amtsärzte  zum  Teil  den  Be- 
zirksbehörden, zum  Teil  den  Impfärzten  (Bern.  Solothurn,  Freiburg)  oder  auch 
einzelnen  in  besonderen  Fällen  delegierten  Aerztcn  übertragen  sind.  Die  mit 
•  ler  Ausführung  der  Vorschriften  des  eidgenössischen  Epidemiengesetzes  betrauten 
Aerzte  müssen  das  schweizerische  Diplom  besitzen. 

10.  Kiui'HseUKHKt.  Der  Kampf  gegen  die  Kurpfuscherei  ist  sehr  alt. 
Schon  im  Beginn  des  1  7.  Jahrhunderts  wurden  daherige  Verbote  erlassen  (Mandate 
gegen  die  fremden  Marktschreier  und  Stümpelärzte  und  wider  die  einheimischen 
Afterärzte  und  Pfuscher):  ein  bernischer  Erlass  von  17.W  bedroht  solche,  welche 
Kranke  besorgen,  ohne  vorher  «entweder  durch  die  medizinische  Fakultät, 
die  chirurgische  Societät  der  Hauptstadt  oder  die  äussern  autorisierten  Communcn 
im  Land  genau  und  sorgfältig  geprüft  worden  >  zu  sein  und  die  obrigkeitliche 
Bewilligung  erhalten  zu  haben,  mit  Gefangenschaft  oder  nach  Umständen  mit 
Strafen  an  Ehr.  Leib  und  (int.  In  jetziger  Zeit  wird  die  unberechtigte  Aus- 
übung der  ärztlichen  oder  zahnärztlichen  Praxis  in  allen  Kantonen  (mit  Aus- 
nahme der  Freigebungskanlone  Glarus  und  Appenzell  A.-Rh.)  bestraft,  und 
zwar  in  der  Regel  mit  Geldbusse,  deren  Maximum  in»  ersten  Fall  Fr.  20  (Aargau) 
bis  500  Fr.  (Schwyz.  Zug,  Neuenburg)  beträgt.  Bei  Rückfällen  wird  die  Busse 
meist  verdoppelt  und  in  der  Mehrzahl  der  Kantone  durch  Gefängnis  verschärft : 
letzteres  kann  in  einigen  Kantonen,  (z.  B.  Freiburg.  Wallis)  schon  bei  der 
ersten  Bestrafung  verhängt  werden. 

11.  MiLirÄKÄliZTK.  Sämtliche  schweizerische  Aerzte.  welche  da»  eid- 
genössische Diplom  besitzen,  können,  wenn  sie  diensttauglich  sind,  zum  Militär- 
dienst bei  der  Sanitätstruppe  angehalten   werden.     Die   angehenden  Mediziner 
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haben  bis  jetzt  eine  Rekrutenschule  derjenigen  Truppengattung  durchgemacht, 
zu  welcher  sie  rekrutiert  wurden  (in  der  Regel  Infanterie),  worauf  sie  bis 
nach  der  Fachprüfung  von  weiterer  Dienstleistung  dispensiert  waren.  Laut 
Sanitätsdienstordnung  vom  15.  Juni  1901  müssen  sie  in  Zukunft  zuerst  eine 
Sanitätsrekrutcnschulc  und  nach  bestandenem  propädeutischem  Examen  (natur- 
wissenschaftliche und  physiologisch  -  anatomische  Prüfung)  eine  Sanitäts- 
untcrofhziersschule  absolvieren  und  bleiben  während  ihrer  ganzen  Studienzeit 
dienstpflichtig.  Ihre  spezielle  Ausbildung  zu  Sanitätsoffizieren  erhalten  sie  nach 
abgelegter  Fachprüfung  in  der  37  Tage  dauernden  Sanitätsofliziersbildungs- 
schule,  nach  deren  Bestehen  sie  vom  Hundesrai  zu  Oberlieutenants  ernannt 
werden.  Ein  taktisch-klinischer  Kurs  und  verschiedene  Centralschulen  sorgen 
für  die  nötige  Fortbildung.  Die  Verwendung  der  Sanitätsoffiziere  geschieht  nach 
folgender  Stufenleiter: 

a)  Zugeteilter  Arzt  beim  Bataillon  oder  einer  Ambulance  (Oberlicutenant) : 

b)  selbständiger  Arzt  bei  einer  Spczialwaffc  (Oberlieutenant  oder  Haupt- 


c)  vorgesetzter  Arzt :  Bataillonsarzt,  Chef  der  Ambulance,  Infanterie-Regi- 
mentsarzt, oder  Abteilungsarzt  einer  Festungsartillerieabteilung  (Haupt- 
mann oder  Major) ; 

d)  Brigadearzt  der  Infanterie,  Kommandant  eines  Lazarcts  oder  Chefarzt 
der  ßesatzungstruppen  (Major  oder  Oberstlieutenant); 

c)  Divisionsarzt  (Oberstlieutenant): 

f)  Oberetappenarzt,  Armeekorpsarzt  (Oberstlieutenant  oder  Oberst); 

g)  Armeearzt  (Oberst). 

HL  Statistisches.  1.  Statistik  der  eidgenössischen  Prüfungen'.  Ucber 
die  Zahl,  das  Resultat  und  die  Verteilung  der  eidgenössischen  ärztlichen  und 
zahnärztlichen  Prüfungen  giebl  die  Tabelle  auf  Seite  33  Auskunft. 

Im  Ganzen  haben  in  den  23  Jahren  von  1878—1900  186S  (1802  minn- 
liche, 66  weibliche)  Personen  das  eidgenössische  ärztliche  und  in  den  13  Jahren 
von  1888  — 1900  60  (58  münnliche,  2  weibliche)  Personen  das  eidgenössische 
zahnärztliche  Diplom  erworben.  Dieselben  verteilen  sieh  hinsichtlich  der  Staats- 
angehörigkeit wie  folgt  : 

a)  Aerzte:  Schweiz  1728  (darunter  22  weiblichen  Geschlechts),  Deutsch- 
land 70  (22>,  Russland  21  (7),  Oesterreich-Ungarn  13  (9».  Grossbritannien  8. 
Frankreich  5(1),  Vereinigte  Staaten  X.  A.  4(1).  Holland  3  (1),  Bulgarien  3  (lj, 
Kapland  3,  Dänemark  2,  Italien,  Rumänien,  Griechenland,  Guatemala,  Süd- 
afrika je  1,  Türkei  und  Australien  je  (1). 

b)  Zahnärzte:  Schweiz  55  (l),  Deutschland  1  (1),  Oesterreich-Ungarn. 
Frankreich  und  Vereinigte  Staaten  X.  A.  je  1. 

2.  Zahl  und  Verteilung  der  Aerzte  und  Zahnärzte.  Die  Zahl  der 
praktischen  Aerzte  war  zur  Zeit  der  ausschliesslich  kantonalen  Prüfungen 
relativ  grösser  als  in  den  ersten  15  Jahren  des  Bestehens  der  eidgenössischen 
Examina.  Dieser  Rückgang  muss  daher  wohl  als  eine  Folge  der  strengeren 
Bestimmungen  der  eidgenössischen  Prüfungsordnung  aufgefasst  werden.  Das 
absolute  und  relative  Minimum  der  Zahl  der  Aerzte  wurde  im  Jahre  1881  erreicht, 
von  da  an  nahm  letztere  allmiihlich  wieder  zu,  so  dass  das  Zahlenverhältnis 
zwischen  Aerzten  und  Bevölkerung  im  Jahn-  1894  5  ungefähr  wieder  das  näm- 
liche war  wie  im  Jahre  1860. 

Eine  in  den  Jahren  1849/50  vorgenommene  Z.ihlung  der  Aerzte  erstreckte 
sich  nicht  auf  die  ganze  Schweiz,  es  fehlten  dabei  die  Kantone  Zug,  Baselland. 
Appenzell  I.-Rh.,  Tessin.  Genf  und  die  Stadt  St.  Gallen.    In  dem  übrigen  Teil 
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1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 


75 
101 

94  - 
110 
81 

108  - 

115  - 

97  — 

m 

127  - 

141  38 

44  121 

12  153 

168 

-  145 

-  139 

-  156 

98 

-  159 

-  135 

-  139 

-  147 

-  164 


57  132 

71  172 

85  179 

87  197 

55  180 

—  71  179 

-  7t;  i9i 

65  162 

68  204 

97  224 

1     89  269 

41   121  327 

83    91  339 

132  104  404 

129    91  365 

124  107  370 

125  131  412 
143  110  351 
116  105  380 
122  110  367 
134  1L2  385 
119  130  397 
116  109  389 


2 

2 
■> 


4  1 

s  :; 

6  7 

10  s 

10  6 

11  11 


7 


8 
10 
11 


3 

.-; 
-t 
.-. 

11 

13 
18 
16 
22 
15 
19 
19 


47 

54 

o»>  — 
59 

öS  — 
49  - 
66  - 
64  — 
06 

88  - 
105  - 
IU0  2 
11«  — 
142 

117  1 
115  1 
122  1 
131  3 

118  5 
118  6 


121 
142 


122  11 


28 

33  - 
35 

44  — 

25 

39  - 

35 

27 

44  - 
.33  - 
47 

53  - 
52  1 
67  - 
68 

63  2 
89  - 
74 
77 
79 
74 
68 
61 


Totnl 

Davon  waren 
genügend 

In  Prozenten 

In  Zürich:  Total 
Genügend 
Prozent 

In  Basel:  Total 

<  »enügend 

Prozent 

In  Bern:  Total 
Genügend 
Prozent 

In  Genf:  Total 
Genügend 
Prozent 

In  Lausanne :  Total 
Genügend 
Prozent 
In  Neuenburg: 

Total 
Genügend 
Prozent 

In  Kreiburg:  Total 

<  Genügend 

Prozent 


1241  178'  13852142653«) 


944  1165118718685473 


79    69    148  2175  38 


43  - 

61  - 
67  — 

62  - 
34 

51 
54 

46  - 
57  — 
74 
68 
92 

97  - 
99  1 
78  1 
80  1 
90  — 
64 

85  ■  — 
65  — 
83  1 
59  - 
71  2 


1218  15  1584»  6 


II 

24 
22 
32 
19 
34 
31 
20 
28 
24 
33 
61 
52 
58 
54 

65  6 

66  11 
61  13 
41  9 

58  11 
43  5 

59  12 
70  4 


6  - 
5 
5 
9 

16  - 

21  - 

22  — 
38  1 
48  1 
47 
45 
21 
56» 
44 1 
564 
60& 
51« 


969  7*  555  1 1 


69    60  129 
76.0  83.1  85.7  87.2  83.8  87.3  87.0  87.2 

452  509  489  725  2175  21  17  38 
346  419  419  659  1843  20  15  35 
76.3  82.3  85.7  90.9  84.7  95,2  88.2  92.1 


208  310  238  462  1218 
151  258  210  401  1028 
74.0  83.2  88.2  87.4  84.0 

380  326  255  619  1580 
276  269  223  515  1283 
72.6  82.5  87,4  53.2  81. 


365  230  218  969   39    39  78 
317  208  191  846   32    34  66 
84.4  86.8  90.1  87  6  87.3  82.1  87.2  84.« 


156 
130 


45  219  173  118  555  8  3  11 
41  172  136  99  448  7  2  9 
91,1  78.5  78.6  83,9  80.7  87.5  66.6  81 


23  — 
20 

87.0  — 
10 

10  - 

100  - 


-  23 
20 

■  87.' 

-  10 

-  10 

-  100 


9      6  15 
8      6  14 
88.9  I0<>  93.3 

3  3 
3  2 
100  66,6  83.3 


1  Aerztliche  und  zahnärztliche  zu- 
sammen. 

■  Ausserdem  3  in  Neuenburg. 

1  Ausserdem  3  in  Neuenbürg. 

1  Ausserdem   7   in   Neuenbürg  und 
1  in  Kreiburg. 

J  Ausserdem   2   in    Neuenburg  und 
h  in  Freiburg. 

'•  Ausserdem  8  in  Neuenbürg  und 
3  in  Kreiburg. 
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der  Schwei/  mit  2.11*'. 20V  Einwohnern  waren  1144  Aerztc  und  Wundärzte 
(1  auf  1852  Einwohner)  und  2.?  arztln  he  (»chülfen  (Zürich  7.  Aargau  lb).  Als 
Kuriosität  sei  erwähnt,  d;iss  dam.ds  im  Waadilaud  M»  Ofbcicrs  de  sante  I.  Cl. 
(55  intfdecins-chirurgiens.  7  incdr<  ins,  1  Chirurgien  et  o  chirurgiens  I.  CL  et 
nic^derins  II.  Cl.)  und  1.?  Olhciers  de  sante  11.(1.  «11  nu?dr(  ins  -  chirurgiens, 
2  medecins.  1  Chirurgien i  praktizierten,  von  denen  2b  ausserdem  das  Patent  als 
Aceouchrur  erworben  h.'itten.  Folgende  Tabellen  sollen  das  »dien  Ccsagte 
illustrieren. 

I.    Die  gesamte  Schwei/. 


Zahl  der 

Auf  eine 

I  Arzt 

Zahl  der 

Auf  eine 

1  Arzt 

Jahr 

patentierten 

Wohnbevöl- 

auf Kin- 

Jiihr 

patentierten 

Wohnbevöl- 

auf Ein- 

Aerztc 

kerung  von 

wohner 

Aerztc 

kerung  von 

wohner 

18Ö0 

144t> 

2.510.41)1  17:;> 

1S92 

16:!4 

2.9*3.630 

1X26 

1875 

1544 

2.738.980 

177t» 

1893 

1650 

3.002975 

1813 

1*7« 

1451» 

2.780.563 

1905 

181»! 

1734 

3.022851 

1743 

1881 

1442 

2.835.880 

l!»»;«; 

1895 

1778 

3.044.716 

1712 

lSH'.l 

1529 

2.925.214 

1912 

1898 

1896 

3.119.635 

1645 

18'»l 

1557 

2.'.t6 1. 720 

18<>4 

l 
■ 

II.    In  einzelnen  Kantonen. 


Zahl  der  Aerztc  in  den 

Auf  . 

•inen  Arzt  kommen  durch- 

Jahren 

schnittlich  Einwohner 

1850 

1860 

1881 

1^89 

18',»* 

1850 

1860 

"l88l" 

18.80 

1898 

Zürich  ..... 

216 

192 

184- 

217' 

Ö00< 

1L01 

1388 

1726 

1570 

1331 

Bern  

204 

190 

186 

201 

24  «s 

2247 

2456 

2794 

2647 

2215 

Luzcrn  .... 

71 

64 

7* 

80 

91 

1*71 

2103 

1714 

1697 

1491 

Tri  

9 

7 

5 

6 

1*13 

1632 

3053 

3457 

2875 

Schwvz     .         .  . 

21» 

38 

26 

28 

% 

1524 

1184 

1913 

1797 

1638 

Obwaldcn 

7 

11 

8 

8 

1071 

1214 

1913 

1876 

1633 

Nid  wählen  . 

s 

13 

10 

— 

8 

1417 

859 

1202 

1704 

1651 

Glarus  .... 

25 

21 

22 

10 

18 

1200 

13S.8 

1 555 

1777 

1851 

Zug  

i 

16 

15 

11 

18 

1224 

1523 

1652 

1292 

Freiburg  .... 

45 

41 

33 

34 

36 

2220 

232:5 

2403 

3524 

3443 

Solothurn 

36 

34 

2* 

31 

<»  r  t, 

•>o 

1941 

2035 

2883 

2777 

2626 

Haselstadt 

29 

3S 

59 

62 

90" 

1024 

1080 

1110 

12»  »8 

1124 

Haselland      .    .  . 

23 

21 

•>» 

27 

2243 

2827 

2835 

2417 

Schaff  hausen     .  . 

:i0 

33 

r> 

27 

20 

1176 

1075 

1415 

1402 

1284 

Appenzell  A.  Rh.  . 

40 

41 

23 

10 

21" 

1504 

1181 

2265 

2861 

2362 

Appenzell  1.  Rh.  . 

«1 

6 

3 

4 

1323 

2145 

4303 

3226 

St.  Gallen      .    .  . 

40' 

114 

11!) 

125 

136p 

3957  1 

1254 

1774 

1846 

1840 

Graubanden  .    .  . 

58 

52 

62 

08 

90*- 

1550 

1726 

1515 

1417 

999 

Aargai  

I'hurgau  .... 

91 

,87 

«.»7 

98 

103; 

2196 

223t» 

2041 

1974 

1824 

80 

69 

51 

51 

65 

1112 

1306 

1953 

2069 

1711 

Tessin  .... 

7* 

115 

106 

72 

92 

1006 

1227 

1765 

1400 

Waadt  

79 

71 

120 

139 

160" 

2193 

2872 

1068 

1814 

1579 

Wallis  

14 

37 

23 

27 

29 

5826 

2444 

4361 

3776 

3591 

Neuenbürg    .    .  . 

31 

42 

52 

Ol 

82 

2081 

2080 

1983 

1794 

1476 

Genf  

53 

 79_ 

10s 

147* 

f 

1553 

1267 

992 

834 

Schweiz  .... 

1144 

1449 

1442: 

1529' 

1896u 

1852 

1732 

1966 

1923 

1645 

'  Ohne  Stadt  St.  Gallen.    -  •  2  Aerztinnen.  —  s  5  Aerztinnen  —  4  7  Aerztinnen.  — 
u  i  Aerztinnen,  —  "  1  Aerztin.  —   *  2  Aerztinnen.  —  *  4  Aerztinnen.  —      22  Aerztinnen. 

i 
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Anders  verhält  es  sich  mit  «Irr  Zahl  der  Zahnarzt«1.  Wahrend  dieselbe 
im  Jahre  I8r>0  nur  44  für  die  ganze  Schweiz  (1  auf  57,056  Kinwohner)  betrug, 
ist  sie  bis  zum  Jahre  1889  auf  das  fünffache  —  238  (1  auf  12.290  Kinwohner)  — 
und  bis  1898  auf  das  siebenfache  ~  318  (1  auf  9811  Kinwohner)  gestiegen. 
Ihre  Verteilung  auf  die  einzelnen  Kantone  erhellt  aus  folgender  l.'cbersieht : 


Zahl  der  Zahnärzte 

Zahl  der  Zahnärzte 

in  den  Jah 

ren 

in  den  Jahren 

1860 

1  889 

1898 

1860 

1889 

1898 

25 

43 

Schaff  hausen    .    .  . 

3 

3 

5 

23 

32 

Appenzell  A.  Rh.  .1 

2 

1 

3 

3 

10 

13 

Appenzell  I.  Rh.  .    .  j 

1 

1 

Tri  



1 

3 

14 

20 

2 

2 

(iraubünden.    .    .  . 

11 

Obwalden      .    .    .  .\ 

1 

2 

1 

13 

16 

Nidwaiden     .    .     .  .) 

1 

4 

6 

Gliirus  

5 

1 

5 

6 

Zu«  

1 

2 

•> 

5 

37 

47 

4 

5 

Wallis-  

1 

1 

3 

_ 

8 

6 

Neuenbürg  .... 

3 

K. 

15 

liasclstadt  .... 

4 

25 

30 

(ienf   

* 

30 

42 

2 

2 

Schweiz  

44 

238 

318 

Ausser  den  Zahnärzten  giebt  es  in  einzelnen  Kantonen  noch  sogenannte 
Zahntechniker  imecaniciens-dentistes),  welche  zur  «Anwendung  bloss  tech- 
nischer Ilülfsmittel  gegen  Krankheiten  oder  fehlerhafte  Beschaffenheit  der 
Zähne»  berechtigt  sind.  Im  Jahre  1900  praktizierten  als  solche  im  Kanton 
Zürich  29.  in  Genf  7,  in  Schwyz  ,v  und  in  Innerrhoden  1.  Im  das  Zürcher 
Patent  als  Zahntechniker  zu  erwerben,  müssen  die  Kandidaten  ein  mündliches 
Examen  be  stehen  und  sich  über  die  praktische  Befähigung  zum  Zahnausziehen 
und  zur  Herstellung  eines  künstlichen  Zahnersatzes  ausweisen. 

IV.  Aerztliches  Vereinswesen.  1.  Akkzti.khk  Verkine.  Das  ä  r  z  1 1  i  c  h  c 

Vercinswescn  ist  hoch  entwickelt.  Im  Jahre  1875  gehörten  (»b  °  o  sämtlicher 
Aerzte  einem  ärztlichen  Vereine  an,  im  Jahre  1881  71  °o,  1887  7»>%  und 
jetzt  dürfen  es  wohl  80  0  o  sein.  In  sämtlichen  Kantonen  besteben  kantonale 
A  <•  r  ?  t  e  g  e  s  e  1 1  s  t  h  a  I  t  e  n  :  nur  die  Aerzte  der  Kantone  Schwyz,  l'ri,  Ob- 
und  Nidwaiden  haben  sich  zu  einem  einzigen  Verein  (urschweizerischer  Acrzte- 
verein)  zusammen  gethan.  und  ebenso  die  Aerzte  von  Ausser-  und  Innerrhoden 
(fiesellschaft  appenzellischer  Aerzte).  Diese  kantonalen  Gesellschaften  stellen 
■£(■  w  issermassen  die  Sektionen  der  drei  grossen  schweizerischen  ärztlichen 
Vereine  dar.  von  denen  der  im  Mai  1870  gegründete  ärztliche  Cent  rai- 
verein die  kantonalen  Gesellschaften  der  deutschen  Kantone  (Zürich,  Hern, 
Ltizern.  Urschweiz,  Zug.  Solothurn,  Haselstadt,  Haselland,  Schaffhausen,  Appen- 
zell, St.  Gallen.  Graubünden.  Aargau,  Thurgau)  und  die  Aerztegesellschaft  des 
Kantons  Neuenburg,  die  seit  18t>8  bestehende  Society  mtfdu  ale  de  la  Suisse 
romande  diejenigen  der  Kantone  französischer  Zunge  (Freiburg,  Waadt,  Wallis, 
Neuenburg1,  Genf)  und  die  1887  entstandene  Societä  medica  della  Svizzera 
italiana  die  Aerzte  des  Kantons  Tcssin  umfasst.  Jeder  dieser  drei  schwei- 
zerischen Vereine  halt  jährlich  eine  bis  zwei  Versammlungen  ab:  alle  drei  Jahre 


1  Die  Aerztegesellschaft  des  Kantons  Neuenburg  gehört  sowohl  dem  ärztlichen  CentraU 
vereine  als  der  Societe  medlcalc  de  la  Suisse  romande  an. 
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vereinigen  sie  sich  zu  einem  schwcizcris<-h«Mi  A  erzt  et  ag ;  «l«r  erste  fand  am 
30.  Mai  1885  in  Hern  statt. 

Dir  schweizerische  Aerztekommission  vom  4.  April  1875  bis  1884  aus 
dem  fünfgliedrigen  Ausschuss  des  ärztlichen  Ccntralv«'reins  und  zwei  Delegierten 
der  SucitHt4  mftlicale  de  la  Suisse  romandc  bestehen«!,  wozu  am  15.  Januar 
1884  noch  ein  Delegierter  der  Societa  medica  della  Svizzcra  italiana  kam, 
hat  laut  /äff.  1  der  am  9.  Dezember  iNSo  angenommenen  Statuten  «die  Auf- 
gabe, in  Fragen  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  und  des  Medizinal wesens 
die  schweizerischen  Acrzte  vor  den  Hundcsb«-hörden.  wenn  nötig  auch  vor 
den  kantonalen  Behörden  oder  in  der  Presse  zu  vertreten,  für  Ausführung  der 
von  den  Vereinen  erhaltenen  Aufträgen  zu  sorgen,  und  die  Mülfskasse  der 
Schweizer  Aerzte  zu  verwalten».  Um  eine  möglichst  proportionale  Vertreiung 
der  drei  schweizerischen  Aerztev ereine  zn  erhalten,  wurde  1887  die  Zahl  der 
Mitglieder  der  Aerztekommission  auf  14  erhöht.  Hievon  wählte  der  (.Vnt  rai- 
verein (800  Mitglieder)  8,  die  Social <-  m(5di«ale  de  la  Suisse  romandc  (238  Mil- 
glieder)  3  und  die  Societa  rnedica  della  Svizzera  italiana  (93  Mitglieder»  1. 
Diese  von  1875  bis  1893  von  Dr.  Sondercgger  in  St.  Gallen  und  seither  von 
Prof.  Dr.  Kocher  in  Hern  präsidierte  Kommission  hat  für  die  Kntwi«  klung  des 
schweizerischen  Sanilätswesens  und  für  die  Hebung  der  öffentlichen  Gesund- 
heitspflege (siehe  diese>  und  des  Medizinal  wesens  Hervorragendes  geleistet: 
seit  der  Schallung  des  schweizerischen  Gesundheitsamtes  (1893),  welches  nun- 
mehr einen  Teil  der  Aufgaben  der  Aerztekommission  übernahm,  hat  letztere 
ihre  Thätigkeit  mehr  den  Interessen  des  ärztlichen  Standes  zugewandt,  ohne 
dabei  die  Kragen  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  aus  »lein  Auge  zu  verlieren. 

Neben  den  bisher  genannten  Vereinen  bestehen  mu  h  drei  interkantonale 
(»«•Seilschaften:  1.  die  interkantonale  Vereinigung,  aus  Acrzten  der  Kantone 
Hern,  Luzern,  Solothurn  und  Aargau  bestehend.  2.  der  Verein  jüngerer  Aerzte 
und  Apotheker  der  Kantone  Bern  und  Solothurn,  und  3.  die  Vereinigung  der 
sch wei/erischen  Sanitätsstabsoffiziere.  Ausserdem  «»xistieren  in  verschiedenen 
Kantonen  muh  ärztliche  H  «•  z  i  r  k  s  v  e  re  i  n  <•  (Zürich  4.  Hern  3,  Luzern  2. 
St.  (iallen  4,  Graubünden  2,  Aargau  2.  Thurgau  2)  und  städtisch«-  Aerzte- 
vereine  (Hern,  (  hur,  St.  Gallen,  Genf.  Luzern,  Schaffhausen.  Winterthur,  Zürich». 
Von  ärztlichen  Vereinen  zu  besondern  Zwecken  sind  zu  erwähnen: 
Gesellschaft  der  amtlichen  Aerzte  des  Kantons  Zürich,  medizinische  Bihliothek- 
gescllschafl  Zürich.  Zürcher  Gesellschaft  für  wissenschaftliche  Gesundheitspflege, 
Hibliothekgesellschalt  in  Genf  und  verschiedene  Lesezirke  l. 

2.  AKHzrt.icHK  UntkrstCtzlnc.s-  IN»  Krankknkasskn.  Unter  den 
Institutionen,  welche  zur.  Unterstützung  hülfsbedürftiger  Aerzte  «ider  ihrer 
Familien  in  der  Schweiz  gegründet  worden  sind,  steht  die  im  Jahre  1883  von 
der  schweizerischen  Aerztekommission  ins  Leben  gerufene  Mülfskasse  für 
Schweizer  Aerzte  obenan.  Dieselbe  hat  den  Zweck,  in  Not  und  Unglück 
geratenen  schweizerischen  Aerztcn  Unterstützung  zu  gewähren,  die  auch  auf 
ihre  nächsten  I Unterlassenen  ausgedehnt  werden  kann.  Zur  Krinncrung  an 
Dr.  Burckhanlt-Merian  und  Dr.  Arnold  Haader  wurde  1890  «lie  Hun  khardt- 
Haader-Sliftung  gegründet,  welche  als  gesonderter,  ausschliesslich  für  Witwen 
unil  Waisen  schweizerischer  A«*rzte  bestimmter  Teil  der  Hülfsknsse  verwaltet 
wird.  Die  zur  Aeuffnung  d«-r  Hülfskasse  in  den  18  Jahren  von  1883 — 1900 
geflossenen  freiwilligen  Heiträge  betragen  insgesamt  Fr.  lbO.872.  90  (Heiträge 
von  Aerzt«-n  Fr.  123,499.50,  diverse  Heiträge  Fr.  5839.55.  Legate  Fr.  31.533.  «5», 
wovon  speziell  für  die  Hurckhardt-Ba.'uh-r-Stiftung  Fr.  24,427.  90  eingegangen 
.sintl.  An  Unterstützung«'!!  sind  bis  Knde  1900  im  ganzen  Fr.  77,773.  70  aus- 
geruht«t  worden,  und  zwar  im  ersten  Jahrfünft  (1883-  87)  Fr.  4095,  im  zweiten 
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(18.SS—  1892i  Kr.  19.033.70,  im  dritten!  1893  97)  Kr.  33.150.  1S'».S  IV.  7015, 
1S99  Kr.  7090  und  1900  Kr.  7390.  Der  Kas>abcstand  auf  31.  Dezember  1900 
beziffert  sic  h  auf  Kr.  1  15.355.04  i  KninU  ohne  besondere  liest  iminung  Kr.  90.927.  14, 
Hurt khardt-Haadcr-Stiltung  Kr.  24,427.  90,. 

Neben  der  Hülfskassr  Im  st»  h»  n  noch  einige  lokale  l'nterstiit zungskassen : 
1 .  Dir  ärztlich  e  \V  i  l  w  c  n  -  u  n  d  \V  a  isrnkassr  z  u  Hasel,  gegründet  1 85  7, 
Vermögen  1H99:  Kr.  »>3.205.15.  2.  Die  1  nt  erslüt  zungskasse  der  medi- 
zinisch-chirurgischen G  ese  1 |m  halt  des  Kantons  Hern,  gegründet  1858, 
Vermögen  1899:  Kr.  17.707.58.  3.  Witwen-  und  Wa i  s e n  kass e  für  Aerzte 
und  Apotheker  des  Kantons  Srhaffhausen.  gegründet  18üb.  Vermögen 
1S99:  Kr.  21.000.  4.  Die  hü nd n er i sr h e  ärztliche  Mülfskasse.  gegründet 
1S49.  Vermögen  auf  Knde  1899:  Kr.  4.495.  95.  Nicht  zu  vergessen  ist  endlich 
die  im  Jahre  1898(20.  No\ -einher )  ins  I.ehen  gerufene  schweizerische  Aerzte- 
Krank  enkasse.  w--|(  he  auf  10.  Oktober  1899  122  Mitglieder  zählte  und  ein 
Vermögen  von  Kr.  9.S8  7.  20  besas*. 

3.  Zahnärzti.u  mi:  Vkkkink.  Die  /.ahnärzte  haben  im  Jahn-  l-SSü  die 
schweizerisch«'  zahnärztliche  Gesellschaft  gegründet,  welche  im  Anfang 
1 900  145  Mitglieder  zählte.  Sie  hält  jeweilen  im  Mai  eine  zwei  bis  drei  Tage 
dauernde  Jahresversammlung  ab,  die  hauptsächlich  wissenschaftlichen  Ver- 
handlungen gewidmet  ist.  Ausserdem  existieren  lokale  zahnärztliche  Ver- 
eine in  Zürich  (20  Mitglieder).  Hern  <lt>  Mitglieder).  Luzern.  Hasel  (17  Mit- 
glieder und  Genf  (2ü  Mitgliedelt. 

V.  Litteratlir.  Brunner,  Dir  Zun/t  der  Schärer  und  ihre  hervorragenden  Ver- 
treter unter  den  seh:;  eizerischer  Wundärzten  des  rO.  Jahrhunderts,  Zürich  rS^i.  — 
Comb/,  Dr.,  .Xolices  relatives  <t  l'histoirc  mhlicale  de  Xeuchiitel.  j  se.ries.  XcuchiUei 
/Syo,  /Sf/,  /$7j,  /SSo,  /i/oo.  —  Meyer-Ahrens,  (ieschichte  des  zürcherischen  Medizinal- 
netcns.  Zürich  /SzS.  -  Schrämli,  Dr.,  Beiträge  zur  (»»-schichte  des  Medizinalwesens 
fic*  Kantons  Zürich.     Zürich  /S6o.  Kottmann,  Dr.,  (»cschichte  des  Mcdizinalwcscns 

im  Kanton  Solothum  aus  den  letzten  f»chs  Jahrhunderten.  Sololhum  /Sjy.  —  ßlur, 
Job.,  Arzt,  Medizinische  Topographie  des  Amtsbezirks  Aarzvangeu.  Hern  (15.  AV//., 

(»»■schichte  </cs  Meitizinalzi  csens  des  Kantons  Hern).  Kürsteiner,  Dr.  J.  U.,  Dr.  J.  (ieorg 
Oberteuf  er  als  (t'lied  einer  appcnzetlischen  Aerztcfamiiie  vor  100  "Jahren.  St.  (iallett 
/S.;r.  Troxler,  Prof.  Dr.,  Die  Acrzte  und  die  Kantons- Patente  im  schw  eizer.  Bunde.%- 
stttale.  Skizzen  zur  lief  arm  des  Sanität-  und  Medizinalzvesens.  Hern  rSjo.  •  T(Obler),  A., 
Statistik  des  Medizinalpersonals  im  Kanton  St.  ( »allen  im  \ 'ergleiche  zu  den  meisten 
Kantonen.  Mit  daran  geknüpften  Betrachtungen  'über  allgemeine  Approbation  und  Frei- 
zügigkeit des  schzi  ciz.  Medizinalpersonals.  St.  (»'allen  ttiij.  —  Kuhn,  J.  M ,  Arzt,  Die 
Zunftkrankheil  in  der  Medizin.  Blicke  in  »las  aargauische  medizinische  Stil/leben.  Bern 
jSC?.  —  Klebs,  Prof.  Dr..  Zwei  populär-medizinische  Aufsätze.  II.  Medizinalreform. 
Bern  iSbS.  —  Schnyder  d  Castella,  Medecine  cuntouate  ou  les  cantons  de  la  Suisse  ro- 
mande  en  presence  du  concordat  medical,  Fribourg  iSbq.  -  Vorschläge  zur  Itcform  des 
Metlizinaiz:  csens  »les  Kantons  Zürich.  fRjo.  ■ —  Sonder  egger.  Dr.,  Freiheit,  Patent  und 
Schwindel  im  Meitizinalzi  »  se,,.  St.  < »allen  /Sjr.  —  KesseJring,  H..  Die  Freigebung  der 
Heilkunde.    Thalz.cil  /S'Sj.  Schmid,  Dr.  F.,    Das  schweizerische    <  »csundhcilszicsen. 

.Vach  amtlichen  Quellen  bearbeitet  und  im  Auftrage  des  sebweiz.  Departements  des 
Innern  herausgegeben.    Bern  -  -   Carriere,  Dr.  H.,    I.' Hygiene  publique  en  Suisse. 

Rapport  redige  »f 'apres  les  documents  du  burcatt  sanitaire  federale.  (ieneve  /</><«>.  — 
(  orrcspoudcnzblatt  f  ür  Schweizer  Acrzte.  Hern  tSj/ifi,  Basel  /Sjj  -  - /.><>.>.  —  Rezue 
medieale  de  la  Suisse  romande  (früher  Bulletin  de  la  socn'tc  medicale  de  la  Suis.tr 
r.  mandc  i,  Lausanne  iSöO — iSSo,  (»enexe  tSSf  -/yao.  Bolletino  media»  della  Szizzera 
iia/iana.  Lugano  tSSj—  tyoo.  —  Sa/iitarisch-drmographisches  Wochcuhullctin  der  Schzieiz. 
Bern  /SS<j—/,/oo.  -  Schweiz»  rischer  Metlitinalkalender  (früher  l'ascheitkalcniter  für 
Acrzte  der  Schweiz.  Eidgenossenschaft ),  Bern  /S0j — ■/«?/«¥,  Bttsel  /Sjy  lyoo.  —-  Annuairt 
mälical  suisse  (Schweizer.  Medizinal  -  Jahr-  und  Ailressbuch /.  Berne  lS</f  /yoo.  — 
Schweizerische  Viertel jahrsschrift  für  Zahnheilkunde  ( 'Revue  trimestrielle  suisse  tfodon- 
tologicl.  Zürich. 

.\'B.    Für  z.  riterc  Litteraturangaben  sei  z  erwicsen  auf :  Bibliographie  der  st  hweiz. 
Landeskunde,  Fase.  I',  S :  (»esundheitsz.  esen,  zusammengestellt  durch  Dr.  F.  Schmid, 
Dr.  I'\   Schmul,  Direktor  des  schzieiz.  ( iesundheitsamtes,  Bern. 
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Allmenden. 

I.  Definition.  —  II.  Art  der  Nutzung.  —  III.  Berechtigung  zur 
Nutzung.  —  IV.  Uebergang  an  politische  Gemeinden:  Umwandlung 
in  individuelles  oder  genossen  tchaCtlivhes  Privateigentum  — 
V.  Heutiger  Bestand  der  Allmenden;  Wert  der  Nutzungsb  j  rci-h- 
tigung.  —  VI.  Soeialpoliti  sehe  Bedeutung.  —  VII.  Li  ttcra  tur. 

I.  Definition.  Die  Bezeichnung  Allmend  wird  in  der  Schwei/  je  nach 
dem  örtlichen  Sprachgebrauch  verschieden  angewendet  und  umfasst  bald  einen 
engeren,  bald  einen  weiteren  Begriff.  Wir  brauchen  sie  an  dieser  Stelle  nach 
dem  Vorgang  von  Miaskowski  für  den  «aus  der  alten  Mark-,  Dorf-  und  Hof- 
genossenschaft stammenden,  nicht  aufgeteilten  Rest  der  Gemeinmark,  soweit 
er  ausschliesslich  oder  doch  vorzugsweise  von  den  berechtigten  G«*nossen 
genutzt  und  entweder  gar  nicht  oder  nur  nebenbei  zur  Befriedigung  von  Ge- 
ineindebedürfnissen  verwendet  wird.> 

IL  Art  der  Nutzung.  Schon  in  den  ältesten  schweizerischen  Urkunden 
werden  neben  dem  Sondereigentum  beinahe  regelmässig  gemeinsame  Nutzungen 
von  unverteilten  Liegenschaften  erwähnt,  und  ein  beträchtlicher  Teil  dieses 
Gemeingutes  ist  noch  heute  Gesamteigentum  von  Gemeinden  und  Korpora- 
tionen geblieben. 

Ursprünglich  umfassten  die  Allmenden  hauptsächlich  Weiden  und  Wälder, 
deren  Nutzung  eine  notwendige  Ergänzung  zur  Bewirtschaftung  des  Sonder- 
eigentums bildete.  Dabei  ist  zu  bemerken,  dass  der  Wald  in  früheren  Zeiten 
nicht  nur  für  den  Holzbczug  von  Wichtigkeit  war,  sondern  auch  dem  Vieh 
in  sehr  weitgehendem  Masse  als  Weideplatz  diente,  und  dass  man  dem 
«Acherum»,  der  Schweinemast  in  den  Laubholzern,  eine  grosse  Wichtigkeit 
beimass.  Erst  nach  und  nach  wurden  einzelne  .Mimendstücke  als  Pflanzland, 
(»ärten,  Aecker,  Wiesen.  Rebland,  ja  selbst  als  Bauplätze  vergeben.  Dabei 
blieb  aber  das  Eigentum,  wenigstens  anfänglich,  noch  immer  der  Gesamtheit 
gewahrt,  und  nur  die  Nutzung  ging  an  den  einzelnen  Genossen  üher. 

Diese  Bewegung  nahm  ihren  Anfang  schon  nach  der  Reformationszeit 
und  wurde  dann  in  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts,  gefördert  durch 
die  Aenderungen  im  landwirtschaftlichen  Betrieb,  besonders  durch  die  Einführung 
der  Stallfüttcrung,  immer  allgemeiner.  Dies  gilt  wenigstens  für  das  Flachland, 
wo  heute  die  Nutzung  als  Weide  nur  noch  ausnahmsweise  vorkommt,  so  dass 
hier  die  Allmenden,  wo  sie  unvcrteilt  geblieben  sind,  beinahe  nur  noch  aus 
Wald  und  Pflanzland  (an  einzelnen  Orten  auch  aus  Mosern  und  Streuriedern) 
bestehen.  Im  Gebirge  dagegen  bildet  die  Weide  auf  den  Alpen  noch  immer 
einen  sehr  wichtigen  Teil  der  Allmendnutzung. 

III.  Berechtigung  zur  Nutzung.  Ueber  die  Berechtigung  zur  Nutzung, 
sowie  über  die  Grösse  derselben  enthalten  unsere  ältesten  Rechtsquellen  ent- 
weder  gar  keine  oder  nur  sehr  allgemeine  Bestimmungen.  Die  Nutzung  war 
ursprünglich  meist  eine  ungemessene:  Wald  und  Weide  wurden  von  den  Genossen 
nach  Belieben  und  Bedürfnis  in  Anspruch  genommen.  Erst  bei  anwachsender 
Bevölkerung  und  als  sich  die  Folgen  einer  planlosen  Raubwirtschaft  schon  an 
manchen  Orten  bemerkbar  machten,  -sah  man  sich  genötigt,  für  den  Holzbezug 
bestimmte  Normen  aufzustellen,  indem  entweder  ein  Maximum  festgesetzt  oder 
das  Holzquantum  nach  der  Grösse  des  in  Sonderwirtschaft  bearbeiteten  Privat- 
eigentums bestimmt  wurde.  Für  den  Auftrieb  von  Vieh  auf  die  gemeinsame  Weide 
war  eine  Beschränkung  weniger  notwendig.  Der  Grundsatz,  dass  nur  mit  eigenem 
Futter  durchwintertes  Vieh  auf  der  Allmend  «gesommert»  werden  dürfte, 
schien  in  der  Regel  vollkommen  genügend.  Rechtlich  standen  sich  die  Genossen 
gleich;  thatsächlich  nahmen  aber   die  vermöglichen  Bauern    mit  zahlreichem 
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Viehstand  die  Allnu-nd  viel  stärker  in  Anspruch,  als  die  weniger  Begüterten. 
Um  diese  Ungleichheit  zu  mildern,  wurden  ;in  vich-n  Orten  zu  Gunsten  der 
Armen  Ausnahmen  gemacht  oder  d«-ns«'lhen  anderweitige  Vergünstigungen 
eingeräumt. 

Bis  zur  Reformatiunszeit  war  so  ziemlich  die  ganze  ansässige  Bevölkerung 
nutzungsberechtigt,  d.  h.  in  den  Städten  jeder  Bürger,  in  den  Thalschaften  des 
Gebirges  jeder  Landmann  und  in  den  grundherrlichen  Gemeinden  des  Flach- 
landes jeder  Angehörige  der  Dorf-  oder  Hofgenossenschaft.  Hiczu  gehörten 
allerdings  in  der  Regel  nur  die  Inhaber  von  Lehengütern  oder  überhaupt  die 
Grundbesitzer.  Da  sich  aber  auf  dem  Lande  in  der  Regel  auch  die  Hand- 
werker nebenbei  noch  mit  Landbau  beschäftigten,  bildeten  die  Haushaltungen, 
weh  he  keine  Nutzungsberechtigung  hatten,  seltene  Ausnahmen.  Wie  Lehen 
und  Krbe  an  den  bäuerlichen  Gütern  zu  so  gesichertem  Besitz  geworden  war. 
dass  dieses  Recht  als  wirkliches,  IUir  mit  Zinsen  belastetes  Eigentum  gelten 
konnte,  so  stand  dem  Grundherrn  wohl  noch  das  Rec  ht  der  Aufsicht  über  die 
Allmenden  oder  auch  die  Mitbenutzung  zu.  aber  den  Dorf-  und  Hofleuten,  «der 
Rursami  >.  wie  der  Ausdruck  oft  lautet,  konnte  das  Recht  auf  die  Allmend- 
nutzung  nicht  verweigert  werden. 

Nach  den  grossen  politischen  und  kirchlichen  Bewegungen  des  Refor- 
mationszeitalters, die  auch  bedeutende  Bevölkerungsverschiebungen  und  an 
vielen  Orten  eine  Lockerung  der  alten  starren  Ordnungen  mit  sich  gebracht 
hatten,  machte  sich  in  den  folgenden  ruhigeren  Jahrzehnten  eine  Reaktion 
geltend,  die  sich  besonders  darin  äusserte,  dass  der  Kinzug  und  die  Nieder- 
lassung erschwert  wurde.  Wie  sich  in  den  Städten  die  Burgerschaft  möglichst 
abschloss,  so  begann  sich  auch  auf  dem  Lande  eine  engere  Dorfaristokratie  zu 
bilden,  welche  die  Nutzung  des  Gemeindelandes  ausschliesslich  oder  vorherr- 
schend in  Beschlag  nahm  und  gegen  die  Atisprüche  der  übrigen  Bevölkerung, 
besonders  der  neu  Zugewanderten,  feste  Schranken  aufzurichten  suchte. 

Die  Abschliessung  konnte  in  sehr  verschiedener  Weise  erfolgen,  was  teil- 
weise noch  bis  auf  die  neuere  Zeit  nachwirkt.  Besonders  interessante  Beispiele 
giebl  uns  in  dieser  Beziehung  der  Kanton  Bern,  wo  die  Entwicklung  nicht 
nur  nach  den  einzelnen  Landschatten,  sondern  sogar  innerhalb  derselben  von 
Dorf  zu  Dorf  einen  ganz  verschiedenen  Gang  nehmen  konnte  und  zwar  auch 
bei  ganz  gleichartigen  wirtschaftlichen  Bedingungen.  Oft  lässt  sieh  diese  Er- 
scheinung auf  die  grundherrschalt  liehen  Verhältnisse  zurückführen:  in  anderen 
Gegenden  aber  gelingt  es  kaum  oder  gar  nicht,  die  Gründe  für  die  Verschie- 
denheit der  Entwicklung  nachzuweisen.  Noch  ein  bunteres  Bild  als  ein  ein- 
zelner Kanton  bietet  uns  natürlich  die  ganze  Schweiz.  Die  Rechtsverhältnisse 
können  schon  nach  ihrem  Ursprung  sehr  verschieden  sein,  und  die  spätere 
Entwicklung  hat  eine  so  unendliche  Mannigfaltigkeit  ergehen,  dass  man  unmög- 
lich alle   Abstufungen  anführen  kann. 

F.  v.  Wyss  hat  indessen  für  das  17.  und  1 S.  Jahrhundert  drei  Haupt- 
furmen  der  Berechtigung  herausgeschält,  die  wir  hier  kurz  skizzieren  wollen: 

Erstens  können  die  Nutzungsrechte  abhängig  sein  von  den  Gütern:  das 
Recht  an  Wald  und  Allmend  ist  noch  immer  IVrtinenz  des  Brivatgrundbesitz.es; 
blosse  Hausleute  ohne  eigene  Aecker  erhalten  höchstens  etwas  aus  Gnade. 
An  vielen  Orten  wird  die  Zahl  der  « Recht  same  >  fest  und  unabänderlich  abge- 
schlossen. Ein  bestimmtes  Mass  von  Privatbesitz  wird  als  Grundlage  ange- 
nommen und  demselben  ein  fixes  Holzquanfum  und  so  und  soviele  Weidrechte 
zugeschieden.  Hier  konnten  nun  Zersplitterungen  in  Halbe-  oder  Viertelsrechte 
vorkommen:  es  war  aber  auch  zulässig,  mehrere  Rechtsame  in  einer  Hand 
zu  vereinigen.     Schliesslich  wurde  es  möglich,  die  Rechtsam«-  abge  sondert  von 
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den  Gütern  zu  \  erkaufen,  was  in  vielen  Genxinden,  besonders  nach  der  Aus- 
bildung der  persönlichen  Hurg«'rr<-cht<-.  zu  ganz  chautischen  Rechtszuständen 
führte.  Gute  Heispiele  hierfür  bb-tet  uns  ht-sundcrs  das  Hemer  Mittelland, 
wo  dir  Lösung  dieser  verwickelten  Verhältnisse  gegen  die  Mitte  des  19.  Jahr- 
hunderts schwere  Konflikte  mit  sich  brachte. 

Die  zweite  Haupt  form  führte  auf  einem  anderen  We^e  zu  einem  ahn- 
lichen Krgebnis.  Hier  sind  die  Nutzungen  abhängig  von  den  Hausern; 
dazu  können  auch  noch  persönliche  Frfordernisse  gehören.  Zu  einer  Ab- 
grenzung kommt  es  selten  oder  doch  erst  spat,  als  einige  Hcschränkungen 
im  Holzh«-zug  notwendig  werilen.  Wenn  der  neu  Hinziehende  ein  Kinzugsgeld 
bezahlt,  hat  er  damit  noch  kein  Recht  auf  die  Nutzungen,  sondern  erst  durch 
den  Krwerb  von  Haus  und  Heim.  Wenn  das  Heimwesen  verkauft  wird,  so  fallt 
das  Nutzungsrecht  dahin,  ebenso  beim  Wegzug  aus  der  Gemeinde. 

Die  neu  erbauten  Häuser  erhalten  in  der  Regel  keine  Nutzungsb»-iech- 
tigung:  diese  steht  nur  einer  bestimmten  Zahl  aller  «  Khhofstätten  >  zu.  Ks 
bilden  sich  als«»  hier  dingliche  Rechic,  die  zu  den  Häusern  gehören,  und 
allmählich  kommt  es  auch  hier,  wie  in  den  (legenden,  wo  die  Güter  mass- 
gebend sind,  zur  Teilung  in  Viertelsreclite.  halb«-  Rechte  etc.  Immerhin  müssen 
jedoch  die  Inhaber  zugleich  persönliche  Glieder  der  Gemeinde  sein,  was 
bei  der  ersten  Gruppe  nicht  notwendig  ist. 

Die  dritte  und  einfachst«-  Form  einer  engeren  R«-gr«nzung  besteht  in  der 
rein  persönlichen  A  bs«  h  I i «•  s mi n g.  leuU-.  die  gewisse  persönliche  Krfor- 
dernissc  erfüllen.  hah«-n  Anspruch  auf  «lie  Nutzungen  ohne  Rücksicht  auf  den 
Ib-sitz  an  Gütern  oder  Häusern.  Ihr  Recht  ist  ein  durchaus  persönliches  und 
erblich'-s.  Allgemein  herrscht  diese  Form  in  den  Städten  und  Gebirgslandschaften, 
in  Hasellarul.  häutig  auch  im  Kanton  Solothurn  und  im  Aargau.  In  den  Ge- 
meinden oder  Lands«  halten,  wo  «lie  Abschlh-ssung  in  dieser  Weise  erfolgt, 
haben  neu  Zug«-wanderte  ein  Kinzugsgeld  zu  bezahlen:  sonst  erhalten  sie  keine 
Rechte.  Im  1  7.  Jahrhundert  werden  di«-se  Kinzugsgrhh-r  erhöht,  um  einem 
allzugrossen  Zudrang  zu  wehren.  Gewöhnlich  fällt  d«-r  Kreis  der  Nutzungs- 
berechtigten in  iliesen  Geineinden  mit  «b-m  Kreise  derjenigen  zusammen,  welche 
«las  Hurgerrecht  der  (ÖMm  inde  o«l<-r  das  «  Landre«  ht  >  besitzen.  Doch  kann  er 
auch  rng.-r  sei«,  und  es  kommen  au«  h  hier  Fälle  vor.  wo  einzelne  Hurger 
ursprünglh'h  kein  Nutzungsrecht  haben. 

N«-ben  «liesi-n  drei  I  laupt  t \  p«-n .  wi«  sje  F.  von  Wyss  charakterisiert, 
kommen  aber  noch  zahlreiche  Mischfonncn  vor.  so  dass  man  oft  an  einem  und 
tb-nisellwn  Ort«-  «lingli«  he  und  personlich«  Nutzungsrec  ht«-  nebeneinander  findet. 
Dieses  Verhältnis  wird  immer  häufiger,  mit  der  Ausbildung  eines  persönlichen 
1 1  <■  i  in  a  t  r  «•  c  Ii  t  •«•  s  uder  «  Rurgerr«*«  ht <  -s  »  in  <|en  Landgemeinden,  was  vom 
1<S.  Jahrhundert  an  der  Fall  ist.  Dieses  «  Hurgerrecht  >  t siehe  den  betreuenden 
Artik«-I»  st  «du  ursprünglich  mit  <bn  Nutzung«-n  in  gar  keinem  Zusammen- 
hang, sondern  erstreckt  seine  W  irkung  im  Anfang  nur  auf  die  ArmenphVgc. 
Nun  wählt«  n  aber  die  Gemeinden.  welchen  «Ii«-  Aulgabe  auferlegt  wurde,  ihre 
Armen  zu  unterhalten,  den  Weg.  welcher  ihn -n  am  heouemsten  war.  Den 
W«  et  «b  s  lb.|zi-s  achtet«*  man  an  «hn  meisten  Orten  gering,  und  auf  der  All- 
mend liess  sich  «ihn«-  grossen  Nachteil  «  in  Stück  Land  abstecken,  wo  «Ii«1  Annen 
Gärli-n  und  l'tlanzplät  z«-  ank'g«*n  konnten.  Au«  h  wunle  ihnen  gestattet,  ihre 
Zi«  g<-  oder  ein«-  Kuh  auf  die  gemeinsame  Weide  zu  treibten,  falls  es  ihnen 
möglich  war.  dieselbe  zu  üb«-rw  int«-rn.  Da.  wo  d«  r  Slaat  die  Grundherrschaft 
halle.  gab  die  Regi«M-ung  gi'rne  ihre  Zustimmung  zu  di<-s.-n  Massregeln,  «la  ihr 
ja  daran  gebgen  sein  mussle.  dass  die  Armen  überhaupt  unterstützt  wurden. 
Auch  «Ii«    übrigi-n  Grundherren  erhoben  selten  Kin  w  cndung«  n.   Di«'  Zuteilungen 
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um  Alhiu  ndstü«  k«  n.  «lie  Holzgahen.  etc..  Im -schrankten  sicli  aber  mit  «ler  Zeit 
nir  hl  nur  auf  di<-  Unterstützungsbedürftigen,  sondern  wurden  auf  die  gesamte 
heimatlxre«  htigt«-  Bevölkerung  ausgedehnt,  un«l  nach  und  nach  konnte  sich  die 
Ansicht  ausbilden,  dass  überhaupt  jeder  « Burger >  Anspruch  au!"  Nutzungen  in 
Wald  und  Allmend  hab«-.  W  as  anfänglich  eine  blosse  Vergünstigung  gewesen 
war.  wurde  mii  der  Zeit  eine  Gewohnheit  und  schliesslich  ein  Recht.  Die 
€  Kur>ami »  mussie  sich  dieser  Umwicklung  fügen,  umsomehr  als  die  Regie- 
rungen derselben  Vorschub  leisteten.  Wie  neben  die  alte  Dorfgenossenschaft, 
die  auf  dem  (iiiterbesit/  beruhte,  nach  und  nach  eine  neue  Hurgcrgcmcinde 
trat,  so  bildeten  sich  neben  den  ursprünglichen  dinglichen  neue  persönliche 
Nutzungsrechte  der  «Bürger».  Ja.  es  konnte  sogar  soweit  kommen,  dass  die 
Rechtsamebesitzer  wie  in  der  Behandlung  der  ( »emeindcangelegenhciten.  so 
au«  h  in  Bezug  auf  ihre  Nutzungen  beinahe  oder  ganz  verdrängt  wurden. 

Wenn  heute  in  den  Iturgergemeinden  die  Nutzungsrechte  persönlich  und 
erblich  sind,  ist  damit  jedoch  noch  nicht  gesagt,  dass  sie  jedem  Individuum  ohne 
Unterschied  zukommen.  Nach  den  Reglementen  werden  noch  regelmässig 
bestimmte  Anforderungen  gestellt,  wovon  Kühlung  eines  eigenen  Haushalts. 
Ansässigkeit  in  der  Kurgergemeinde.  ein  bestimiutes  Alter.  «Ii«-  gewöhnlichsten 
sind.  An  anderen  Orten  werden  »lie  Nutzungen  (in  (»cid  umgewandelt)  auch 
an  Orts,-d>wesende  verteilt.  In  Bezug  auf  die  Grösse  «ler  Nutzungen  werden 
Unterschiede  gemacht  zwischen  \'erheirat eten  und  Ledigen,  männlichen  und 
weiblichen  Individuen,  so  dass  wir  auch  in  dieser  Beziehung  mannigfache  Ab- 
stufungen Huden. 

IV.  Uebergang  an  politische  Gemeinden;  Umwandlung  in  individuelles 
oder  genossenschaftliches  Privateigentum.  Die  Iturgergemeinden  blieben  aber 
auch  nicht  überall  in  ungestörtem  Besitz  ihrer  Krrungensi  halten.  Als  nach 
•jetn  Vorbild  der  helvetischen  Gesetzgebung  hauptsächlich  in  den  dreissiger 
Jahren  des  lu.  Jahrhunderts  »lie  politische  Hin  Wohnergemeinde  die  öffentlichen 
Funktionen  der  früheren  Verbände  übernahm,  wurde  ein  Teil  des  Allmend- 
ertrages für  die  anwachsenden  Bedürfnisse  der  Kinwohnergemeinde  verwendet, 
oder  es  fanden  Vcrinögensausscheidungen  statt.  Dabei  kamen  die  Burger- 
gemeinden in  den  einzelnen  Kantonen  der  Schweiz  sehr  ungleich  weg,  indem 
sie  teilweise  sehr  bedeutende  Abtretungen  machen  mussten.  teilweise,  wie  z.  B. 
im  Kanttin  Bern,  beinahe  den  ganzen  Allmendbesitz  für  sich  zu  retten  ver- 
mochten. In  Zürich.  Schatf hausen  und  anderen  Kantonen  dagegen  gewann  die 
An»n  ht  Oberhand,  dass  die  ( remeiudegüter  in  erster  Linie  zur  Bestreitung  «ler 
öffentlichen  Bedürfnisse  bestimmt  sein  sollen  uml  nur  «Ii«-  Nutzung  von  Spezial- 
gütern.  sowie  ein  allfälliger  Uebers«  huss.  den  Burgern  vorbehalten  bleibe. 

So  sind  dm  Nutzungen  in  den  letzten  Jahrzehnten  beinah«-  überall  stark 
hrschränkt  worden.  Aber  schon  früher  war  «br  Umfang  »b-r  Allmenden  ver- 
mindert vv  onlen.  indem  Teile  derselben  in  individuelles  oder  genossens«  haft  ■ 
liebes  Privateigentum  übei  gingen. 

Das  individuelle  Privateigentum  entwickelte  sich  in  «ler  Regel  aus  «l«-r 
Sondernutzung.  Kinzelne  (irundstücke  wurden  als  Hausplätze.  Gärten,  «  Pflanz- 
plätzc».  et«  .,  zur  Nutznb-ssung  vergeben.  Dies  ges«  hah  anfänglich.  un«l  zwar 
schon  lange  vor  der  Reformation ,  auf  eine  bestimmte  Zahl  von  Jahren  oder 
auf  Lebenszeit,  allmählich  w  urde  «b-r  Besitz  in  der  Familie  erbli«  h.  bis  sich 
schliesslich  ein  Kig»-nlum-n  <  ht  daraus  entwickelte. 

Aufteilungen  an  «Ii«-  einzelnen  llöfe  otler  Nutzungsberechtigten  zu  Privat- 
eigentum lassen  sich  ebenfalls,  z.  B.  im  Kmm«  nlhal  v«.m  In.  bis  zum  IS.  Jahr- 
hun«l«-n.  nachweisen.  Diese  Aufteilungen  gingen  hier  soweit,  dass  heute  in 
keiner  einzigen  Gemein«!«-  des  oberen  Kmment hals  mehr  Allmenden  zu  Huden 
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sind;  im  unteren  Fmmenthal  besitzen  solche  nur  noch  llurtwyl,  F.riswyl  und 
Sumiswald. 

Hingegen  waren  die  «  Allmendverteilungen  »,  wovon  in  den  > >kon< umsehen 
Schriften  des  18.  Jahrhundorts  so  viel  die  Rede  ist.  gewöhnlich  n  i  c  Ii  i  Auf- 
teilungen zu  Privateigentum,  sundern  es  handelte  sieh  damals  um  die  Lin- 
schrtinkung  des  allgemeinen  Weidganges  und  die  Vergebung  von  grösseren 
Komplexen  zur  Sondernutzung,  wovon  man  sich  die  günstigsten  Folgen  l'iir  die 
.innere  Bevölkerung  versprach,  eine  Hnflininj;,  der  freilieh  -.<)). .11  hald  ein<> 
grosse  Enttäuschung  folgte. 

Im  Kanton  Luzern  hat  dagegen  eine  Verteilung  der  ( lemeindegüter.  an 
denen  Realnut  zungsrechtc  bestanden,  im  Anfang  des  10.  Jahrhunderts,  begün- 
stigt durch  ein  Gesetz  vom  28.  Juni  180.}.  in  grossem  Massstahe  stattgefunden, 
und  zwar  zu  Privateigentum. 

Auch  Verkaufe  von  Allmendteilen  kamen  vielfach  vor. 

Das  genossenschaftliche  Privateigentum  hat  sich  namentlich  in 
einzelnen  Berggegenden  schon  sehr  frühe  entwickelt,  so  dass  es  teilweise  ganz 
unmöglich  ist.  den  l'rsprung  noch  nachzuweisen.  In  den  (leineinden  der  Kbene 
sind  die  pri  v  a t  r e<  h  1 1  i  c  h e n  Korporationen  in  der  Regel  aus  den  früheren 
Dorf-  oder  Hofgenossenschaften  mit  dinglichen  Nutzungsrechten  entstanden. 
Dieselben  bestehen  teils  bis  auf  den  heuligen  'lag.  ohne  dass  sie  mit  der 
Gemeinde  noch  in  irgend  welchem  Zusammenhang  stehen;  teils  haben  sich 
dieselben,  wie  die  Rechtsamegemeinden  des  Kantons  Berti  um  die  Mitte  des 
1*).  Jahrhunderts,  aufgelöst  und  ihr  Vermögen  nach  Proportion  der  Nutzungs- 
rechte aufgeteilt. 

V.  Heutiger  Bestand  der  Allmenden;  Wert  der  Nutzungsberechtigung. 

Infolge  dieser  Kniwicklung  hat  der  l'mlang  der  Allmenden  (in  dem  eingangs 
citiorten  Sinne)  im  Laufe  der  Zeit  bedeutend  abgenommen.  Immerhin  ist  der 
heutige  Bestand  im  Vergleich  zu  anderen  Ländern  noch  immer  ein  sehr  bedeu- 
tender. Im  Kanton  Bern  allein  beträgt  der  Wert  der  Liegenschaften,  welche 
Burgergemeinden  oder  ahnlichen  öffentlichen  Korporationen  gehören,  nach  einer 
sehr  niedrigen  Schätzung  noch  gegen  hundert  Millionen  Franken.  Line  Statistik 
für  die  ganze  Schweiz  ist  leider  noch  unmöglich,  da  die  vorhandenen  Angaben 
nur  sehr  lückenhaft  und  zum  Teil  unzuverlässig  sind. 

Der  Wert  der  einzelnen  Nut zungsbere.  lit igungen  ist  ausserordentlich  ver- 
schieden. Während  er  an  einzelnen  Orten  auf  mehrere  hundert  Franken  an- 
steigt, wird  er  in  anderen  Gemeinden  durch  die  Gegenleistungen  an  Gebühren 
und  Arbeit  beinahe  auf  Null  reduziert.  Nach  Angabe  der  Gemeindedirektion 
hatte  man  z.  B.  I8'U  im  Kanton  Bern  noch  4-4S  bürgerliche  Korporalionen. 
Davon  verteilten  M  keine  Nutzungen,  21ü  solche  im  Wert  bis  zu  50  Franken, 
152  im  Wert  von  50  100  Franken.  41:  100-  200  Franken  und  nur  5  im 
Wert  von  über  200  Franken.  Bei  den  privatrechtlichen  Korporationen,  die 
grösstenteils  im  Besitz  der  Alpweiden  sind,  kann  der  Wert  des  Nutzungsnnteils. 
der  dem  Finzelnen  zusteht,  viel  höher  ansteigen.  Zu  erwähnen  ist  noch, 
dass  sich  der  Staat,  d.  h.  der  Kanton,  überall  ein  Aufsichtsrecht  über  die 
Verwaltung  der  Burgergemeinden  und  Korporationen,  die  ihren  ötl'entlichen 
Charakter  noch  nicht  ganz  abgestreift  haben,  vorbehält  und  dass  auch  die 
Statuten,  Nutzungsreglemente.  etc.,  durch  die  Staatsbehörden  genehmigt  werden 
müssen.  Kiner  weiteren  Verteilung  des  Vermögens,  also  auch  der  Allmenden, 
ist  durch  die  Gesetzgebung  an  den  meisten  Orten  der  Riegel  geschoben  worden. 

VI.  Socialpolitische  Bedeutung.  Die  socialpolitische  Bedeutung  der 
Allmenden  wird  sehr  verschieden  beurteilt.  Der  doktrinäre  wirtschaftliche 
und  politische  Liberalismus    verhält    sich    in  dieser  Frage  im  allgemeinen  sehr 
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absprechend.  Die  Allmenden  sollen  ein  Hemmschuh  für  den  Fortschritt  si'in, 
die  Faulheit,  das  Kleben  an  der  Scholle,  frühe  und  leichtsinnige  Kh«-schliessungen 
begünstigen,  etc.  Dies  mag  wohl  da  und  dort,  besonders  wo  unzweckmässige 
Regletnentc  eine  richtige  Nutzbarmachung  erschweren  oder  unmöglich  machen, 
der  Fall  sein,  und  die  Verteilung  des  ganzen  Allmendertrages  in  Geld  und 
nach  Köpfen  auf  die  Ortsanwesenden  darf  sogar  als  Ausartung  bezeichnet 
werden. 

Auf  der  anderen  Seite  dagegen  wird  mit  Re<  ht  hervorgehoben,  dnss  die 
Allmenden  in  manchen  Kantonen  (z.  B.  (;ianis.  St.  Gallen,  Appen/.«'!!,  Aargauidie 
Nachteile  des  Fabriksystenis  und  der  Hausindustrie  mildern  und  <hr  ärmeren 
Bevölkerung  wenigstens  einen  Teil  der  notwendigen  Existenzmittel  sichern.  Auch 
hindern  sie  wenigstens  cinigermassen  das  Hindrängen  des  Proletariats  nach 
den  Städten,  was  indirekt  wieder  der  Land  Wirtschaft  zu  gute  kommt.  In  ein- 
zelnen Gebirgsgegenden  macht  es  nur  die  Allmcndnutzung  einem  Teil  der 
ärmeren  Bevölkerung  möglich,  eim-n  bescheidenen  Viehstand  zu  halten  und 
sich  selbständig  durchzubringen.  So  wird  man  gewiss  mit  K.  Bücher  (siehe 
Conrads  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  Bd.  I),  sofern  eine  zweck- 
mässige Bewirtschaftung  stattfindet,  «las  Vorhandensein  eines  massigen  Alltnend- 
hesitzes  für  die  Gegenden  mit  stark  zersplittertem  Grundbesitz  (und  iii<-s  trifft 
ja  für  die  Schweiz  auch  zu)  eher  als  eine  ^Wohlthat  denn  als  Nachteil  be- 
trachten dürfen. 

VIT.  LitteratttT.  F.  ton  W/SS,  Die  schweizerischen  Landgemeinden  in  ihrer  histo- 
rischen Entwicklung,  in  Abhandl.  zur  Gesch.  des  Schweiz,  lißentl.  Rechts.  Zürich  /Sg2. 
—  UiaskOWSki,  Die  schweizerische  Allmend  (in  Schmollers  Staats-  und  st*  ialwissenschafl- 
lichen  Forschungen,  II,  4). 

In  diesen  beiden  Hauptwerken  befinden  sich  reichliche  Quellenangaben,  worauf  wir 
hier  verweisen. 

Dr.  Karl  Geilter,  Dozent  „n  der  Innersität  Hern. 

Alpwirtschaft. 

I.  Begriff.  —  H.  Statistisches.  —  III.  Bestrebungen  zur  Förderung 
der  Alp  Wirtschaft:  1.  Der  Schweizerische  alpwirtschaftliche  Verein;  2.  das 
Subventionswesen.  —  IV".  Der  Alpwirtschaftsbetr  ich.  —  V.  bitteratur. 

I.  Begriff.  Unter  Alpwirtschaft,  seltener  auch  Alpenwirtschaft  genannt, 
verstehen  wir  im  allgemeinen  die  Nutzung  und  dementsprechende  Bewirtschaf- 
tung von  Grasland  ausschliesslich  mittels  Atzung  oder  üe weidung  durch  unser«' 
grasfressenden  Haustiere. 

Das  so  bewirtschaftete  Land  heisst  Alp.  wenn  die  \Wid«'tiere  während 
einer  gewissen  Zeit.  Alpzeit  geheissen,  ständig  «lort  gehalten  und  besorgt 
werden:  Weide  nennt  man  es,  wenn  die  Tier««  täglich  oder  in  kurzen  Inter- 
vallen von  den  Heimställen  auf  das  Weideland  getrieben  und  wieder  zurück- 
geführt werden.  Die  Alp  liegt  in  der  Kegel  weit  ab  v«»n  «len  Heimgütern  und 
im  Gebirge,  die  Weide  nahe  oder  selbst  angrenzend  an  «las  Heimw«'sen.  Man 
spricht  daher  wohl  auch  von  einer  Alpwirtschaft  im  engeren  Sinne  und  von 
Weidewirtschaft  und  versteht  unter  beiden  zusammen  die  Alpwirtschaft  im 
allgemeinen.  Im  Alpengebirge,  z.  B.  Wallis.  Graubünden  etc.  wird  vornehmlich 
Alpwirtschaft  im  engeren  Sinne,  im  Jura,  z.  B.  Solothurn,  Neuenbürg  u.  s.  w., 
vorwiegend  Weidewirtschaft  getrieben.  Spricht  man  aber  von  der  schweize- 
rischen Alp  Wirtschaft,  so  versteht  man  darunter  sowohl  «lie  Alp  Wirtschaft  im 
Alpengebirge  als  die  Weidewirts«  halt  im  Jura  und  auf  allfälligen  Boden-  oder 
Thalallmenden. 
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II.  Statistisches.  Dir  Alpwirtsrhaft  ist  einer  der  wichtigsten,  aber  immer 
noch  viel  /u  wenig  kultivierten  Zweige  unserer  Nationalökonomie.  Nach  einer 
approximativen  Hcrerhnung  des  Ingenieurs  Denzlcr  besitzt  die  Schweiz 
1.108.0(10  ha  Alpen-  und  Weideland  und  nach  einer  vum  eidgenössischen  Depar- 
tement des  Innern  und  dem  schweizerischen  alpwirtschaftlichen  Verein  in  den 
Jahren  18(»4/<ib  ausgearbeiteten  und  vum  letzteren  im  Jahre  18(>S  veröffent- 
lichien  Alpstatistik  gab  es  in  der  Schweiz  im  Jahre  18t>4  4459  Alpen  und 
Weiden,  deren  Krtrag  hinreichen  würde,  278,<>02  Kühe  wahrend  l»0  Tagen  zu 
ernähren.  Den  Futterbedarf  einer  Kuh  wahrend  *'()  Tagen  nennt  man  Kuhrecht, 
Kuhesset.  St« iss  und  berechnet  hierbei,  um  eine  einheitliche  Norm  zu  haben, 
I  Kuh  2  Rinder  —  4  Kälber.  Kine  Alp  z.  H..  welche  wahrem!  *>0  Tagen 
2«  Kühe.  10  Rinder.  4  Kälber  ernähren  kann,  erträgt  also  =  20  j-  5  -|-  I  «m|<t 
2<>  Stösse  oder  Kuhrechte:  dauerte  die  Alpzeit  nur  45  Tage,  so  würde  der 
Alpertrag  zu  M  Kuhrechteu  oder  Normalstössen  reduziert.  L  in  jene  sogenannte 
d4er  Alpstatistik  herzustellen,  wurde  ein  Fragcnschema  an  die  Kantonsregie- 
rungen zu  Händen  der  Alpbesitzer  verteilt  und  um  dessen  Ausfüllung  gebeten. 
Die  Antworten  liefen  nur  lax  und  unvollständig  ein  und  so  leidet  auch  das 
trotz  grosser  Verwendung  von  Zeit  und  Mühe  zu  stände  gekommene  Werk 
noch  sehr  an  rnvollständigkeit.  Ks  hat  deshalb  der  schweizerische  alpwirt- 
schaftliche Verein  eine  neue  Alpenquete  an  die  Hand  genommen,  bei  der  fach- 
kundige Männer,  Alpinspektoren,  gemeinde-,  bezirks-  oder  kantonsweise  jede 
einzelne  Alp  bereisen  und  an  Ort  und  Stelle  beschreiben  sollen.  Diese  In- 
spektionsresultate  sollen  dann  kantonsweise  litterarisch  und  statistisch  verarbeitet 
und  publiziert  werden  und  als  Quintessenz  aller  kantonalen  Hände  ein  Schluss- 
band die  schweizerische  Alpwirtschaft  behandeln. 

Diese  im  Jahre  1  S*>  1  begonnene  Arbeit  war  bis  1**00  wie  folgt  durchge- 
führt und  ergab,  in  ihren  Hauptpunkten  verglichen  mit  der  18b4er  Statistik, 
folgende  Resultate: 
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1  Sennberge  mit  Weidewirtschaft. 


Für  die  ganze  Schweiz  darf  man  nach  dem  bis  jetzt  (September  1900) 
vorliegenden  Material,  den  Krtrag  sämtlicher  Alpen  auf  mindestens  400.000  Kuh- 
rechte  ä  00  Tage  lavieren.  Schätzen  wir.  ebenfalls  niedrig,  den  mittleren  Wert 
der  Alpsdinmerung   netto  auf  25  Fr.  pro  Kuhrecht,  so  entspricht   dies  einem 
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jährlichen  sch  weizerisc  hen  Alpcrtrage  von  nun  I  In  Million«  n  oder  ;'i  4%  kapi- 
talisiert, einem  Kapitalwert  von  250  Millionen  Kranken. 

III.  Bestrebungen  zur  Förderung  der  Alpwirtschaft.  I.  Di  r  SCHWEI- 
ZERN« MK  AI.rWIRTSCMAFTI.IC  HK  Vkrkin.  Trotz  (Heseln  hohen  w i l  l st  halt I i(  hen 
Werte  der  Alpen  leiden  sie  zu  einem  grossen  Teil  unter  unverständiger  Rauh- 
wirtschaft  und  tadelnswertem  Schlendrian  seitens  ihrer  Besitzer,  wie  allerdings 
auch  unter  dem  Kinthiss  einer  rauhen  Natur.  Diese  Kehler  und  Mängel  zu 
heben,  bemühten  sich  in  neuerer  Zeit  eine  grössere  Zahl  hervorragender  Männer. 
z.H.  Medicus,  Haller  etc.  im  18.  Jahrhundert,  dann  Steinmüller,  Kasthofer, 
O.  Heer  in  der  ersten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts.  Besonders  erfolgreich 
waren  dann  in  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  die  Bemühungen  von 
Pfarrer  Schatzmann  in  Sinneringen  und  Professor  Schild  von  Grenchen.  in  Hern. 
Auf  die  Anregungen  dieser  zwei  Männer  fand  am  25.  Januar  1M(»3  im  Hahnhof 
zu  Ölten  eine  Versammlung  von  30  Männern  aus  allen  (legenden  der  Schweiz 
statt  und  wurde  bei  diesem  Anlasse  der  Schweizerische  alpwirtschaflliche  Verein 
gegründet.  Zweck  seiner  Gründung  war  die  Hebung  des  Alpertrages  durch 
bessere  Sicherung  des  Alpbodens,  bessere  Bewirtschaftung,  bessere  Beaufsich- 
tigung des  Alppersonals,  bessere  Alpgebäuliehkejten.  besseren  Schutz,  des  Waldes 
und  besseren  Betrieb  der  Milchwirtschaft.  Als  Mittel  zur  Krreichung  dieses 
Zweckes  wurden  genannt  :  Belehrung  durch  W  ort  und  Schrift  :  Prämierungen 
und  Krteilung  von  Diplomen  für  tüchtige  Leistungen;  Anlage  von  Versuchs- 
stationen speziell  in  Hinsicht  auf  die  Wirkung  natürlicher  und  künstlicher 
Düngerarten  u.  s.  w. 

Dieser  Verein,  der  seit  seiner  Reorganisation  im  Jahre  1S*M)  einen  erfreu- 
lichen Aufschwung  nimmt,  hat,  zumal  durch  die  Arbeiten  seiner  Gründer  und 
das  frisch  pulsierende  Leben,  das  den  reorganisierten  Verein  auszeichnet,  sehr 
Anerkennenswertes  geleistet. 

2.  StnvicNTtoNswKsi'.N.  Allgemeiner  und  intensiver  ist  dieser  erfreuliche 
Aufschwung  der  Alpwirtschaft  aber  erst  geworden  durch  die  Schaffung  de» 
eidgenössischen  Bodenverbesserungsgeset  zes  vom  22.  Dezember  I <S«)3 .  dem- 
zufolge seit  einigen  Jahren  jährlich  300, 000  Kr.  ins  eidgenössische  Budget  als 
Subventionen  für  Bodenverbesserungen,  Krstellung  um  Alpgebäulichkeiten.  Alp- 
uegen  etc.  eingestellt  werden.  Ks  haben  dann,  um  an  diesem  schweizerischen 
Geschenke  zu  partizipieren,  in  rascher  Reihenfolge  die  meisten  Bergkantone 
auch  ihrerseits  Verordnungen  und  Gesetze  über  Subveni  ionierung  von  Alpver- 
besserungsarbeiten  aufgestellt.  Ks  subventionieren  z.  B.  Bern  bis  30'%.  Grau- 
bünden bis  25°«,  Glarus  bis  25  0 .„,  St.  Gallen  bis  40°,,.  Nidwaiden  20%. 
Schwyz.  15%,  f essin  40%,  Wallis  25  %,  Waadt  bis  40"  , ,  ct.  .  Andere  Kantone, 
z.  B.  Solothurn,  Baselland.  Obwahlen  gewähren  Subveni ion.n  bis  zu  30%  der 
Erst ellungskosten  auf  «lein  ordentlichen  Budgetwege.  Erhält  z.  B.  ein  Alp- 
besitzer an  eine  Verbesserungsarbeit  im  Betrage  von  3000  Kr.  25".«  kantonalen 
Beitrag,  so  giebt  der  Bund  ebenfalls  einen  solchen  Beitrag  und  der  Eigentümer 
der  Alp  hat  nur  noch  1500  Franken  aus  eigenen  Mitteln  zuzulegen.  Der  Segen 
solcher  staatlichen  Mithülfe  wird  nicht  ausbleiben.  Gelingt  es  in  der  Kolge, 
den  bisherigen  schweizerischen  Alpertrag  nur  um  ein  Viertel  des  jetzigen  zu 
heben  —  eine  sehr  mögliche  Sache  —  so  resultiert  daraus  schon  ein  jährlicher 
Gewinn  von  2';  Millionen  Kranken,  eine  Summe,  die  im  Laufe  der  Jahre  in 
der  Oekonomie  unseres  Gebirgslandes  in  wohlthätiger  Weise  sich  bemerkbar 
machen  würde. 

IV.  Der  alpwirtschaftliche  Betrieb.  Die  Alpwirtschaft  ist  von  denkbar 
günstigstem  Einfluss  auf  die  Verededung  und  Kräftigung  unseres  Rindviehs,  der 
Pferde  und  auch  der  Ziegen.    In  Bezug  auf  die  Entwicklung  unserer  Kb-ckvieh- 
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und  Mraunvichrassen  hat  dir  Alpung  einen  so  guten  Einfluss.  das»  dir  Schweiz 
mit  diesen  Landesrassen  stets  erfolgreich  den  Konkurrenzkampf  im  Handel 
gegenüber  den  ebenfalls  Rassenvieh  züchtenden  Nachbarländern  und  fremden 
Staaten  wird  durchführen  können.  Kommen  doch  gerade  aus  jenen  Gebieten 
des  Auslandes,  wo  die  Zucht  unserer  Rindvicbschläge  eine  hochentwickelte  ist, 
die  meisten  und  besten  Käufer  Jahr  für  Jahr  in  die  Schweiz,  um  hübsche  und 
gute  Tiere  zur  Mlutauffrischung  zu  kaufen.  Rationelle  Rassenzucht  geht  Hand 
in  Hand  mit  rationellem  Metrieb  der  Alpwirtschaft.  Auf  der  Alp  erhalten  die 
Tiere  Irische,  herrliche  Luft,  nahrhaftes,  würziges  Futter,  Gelegenheit  zur  Bewe- 
gung und  zur  Stärkung  der  Bewegung*-  und  Atmungsorgane  und  überhaupt 
zur  Bildung  eines  widerstandsfähigen  und  formvollendeten  Körpers. 

Als  Vorübung  zur  Alpung  dient  im  Frühjahr  in  manchen  Kantonen  der 
Auftrieb  auf  die  Heim  wiese  t Wiesenat  ztmg ).  Nachher  werden,  wo  solche  sich 
vorfinden,  die  Mergheimwesen  oder  Mayensässe  während  8 — 21  Tagen  befahren, 
w«  h  he  in  der  Regel  an  den  Flanken  der  Merge  und  unterhalb  der  eigentlichen 
Alpregionen  liegen.  Diese  gleichen  Merggüter  werden  im  Hochsommer  dann 
noch  geheuet,  sind  daher  nicht  als  Alpen  oder  Weiden  zu  bezeichnen.  Im 
Jura  und  in  Gegenden,  wo  grosse  Modenallmenden  sind,  werden  die  Tiere 
wohl  auch,  statt  auf  Matten.  Mergwiesen  oder  Mayensässe,  gleich  auf  die 
Mimend  getrieben,  wo  sie  bis  zur  Auffahrt  zur  Alp  täglich  weiden  und  abends 
wieder  in  die  Heimställe  getrieben  werden.  Letzteres  erleichtert  die  Besorgung 
der  Tiere  und  vermehrt  auf  Kosten  der  Allmend  den  Düngerstor k  vor  dem 
I  leimstalle.  -  Die  Alpauffahrt  findet  je  nach  Lage.  .Meereshöhe,  Witterung 
meist  zwischen  dem  15.  Mai  bis  15.  Juni  statt.  Selten  früher  oder  später.  Bei 
gemeinsamem  Alpbesitz,  wie  Korporations-.  Genossenschaft*-  oder  Gemeinde- 
alpen wird  die  Auffahrt  durch  Reglement e  lixiert  oder,  was  alpwirtschaftlich 
besser  ist.  je  nach  dem  Stand  des  Graswuchses  auf  der  betreffenden  Alp  durch 
die  Mergverwaltung.  Mergkommission,  den  Alprat,  den  Mergvogt  und  wie  diese 
Mehörden  heissen.  bestimmt.  Der  Auffahrtstag  wird  mancherorts  festlich  gefeiert 
und  bildet  z.  M.  im  Appenzellerland  ein  eigentliches  Volksfest.  Die  mit  har- 
monischem, oft  recht  kostspieligem  Geläute  (Kuhglocken)  versehenen  und  sauber 
herausgeputzten  Herden  werden  von  Sennen,  gekleidet  mit  rotem  Gilet,  kurzen 
gelben  Hosen,  weissen  Strümpfen  etc.  und  dem  ebenfalls  festlich  gekleideten 
übrigen  Alppersonal  unter  fröhlichem  Gejauchze  und  weithinschallendem  Ilerdcn- 
geläute,  unter  llüsi  und  Hott  der  Treiber  und  den  Abschiedsrufen  der  daheim 
bleibenden  Dorfgeno»en  auf  die  Alp  geführt.  Hierbei  werden  teils  von  den 
Tieren,  teils  \on  den  Trägern  die  spiegelblank  geputzten  Alpgeratsc  haften 
mitgenommen. 

Eine  grossere  Alp  besteht  aus  drei  Staffeln,  d.  h.  übereinander  liegende 
und  je  mit  den  nötigen  (»ebäulic  hkeiten  oder  wenigstens  Lagerplätzen  (iJiger) 
versehene  Alpabteilungen.  Zuerst  geht's  in  den  untersten  Staffel,  wo  natur- 
gemäss  die  Vegetation  auch  am  meisten  vorgeschritten  ist.  Nach  8.  14.  20  Tagen 
ist  dieser  Alpteil  abgeweide  t  und  nun  zieht  der  Aelplcr  mit  seinen  Herden 
und  Gerätschaften  auf  den  zweiten  oder  Mittelstaffel,  der  vielleicht  eine  halbe, 
eine  und  selbst  me  hr  Stunden  oberhalb  dem  ersten  Staffel  liegt  und  wo  er 
ebenfalls  bleibt,  bis  es  dort  nichts  oder  wenig  mehr  zu  ätzen  giehl.  worauf  dann 
im  Hochsommer  auf  den  Oberstaffel  oder  das  höchstgelegene  Alpgebiet  gezogen 
wird.  Anfangs  August  oder  spätestens  um  Mitte  August  herum  zieht  man 
in  umgekehrter  Reihenfolge  nach  und  nach  wieder  zu  Thal.  Der  letzte  Tag, 
die  Alpabfahrt,  wird  meistens  ebenfalls  festlich  begangen  und  zwar  umso  fröh- 
licher, desto  besser  das  Aussehen  der  Tiere  und  die  Aussichten  für  die  nahen 
Herbstviehmärkte  und  den  Absatz  der  Alpprodukte  sind.    An  vielerlei  anderen 


Alp  Wirtschaft 


Festlichkeiten  und  Zeit verlreib  fehlt  es  dem  Aelpler  nicht.  Wir  erinnern  nur 
an  die-  mancherlei  Aelpkrspiclc  :  Schwingen,  Laufen,  Steinstossen,  Sackgumpen, 
Fahnenseh wingen.  J.nichzen,  Jodeln,  das  leider  seltener  werdende  Alphornblasen 
et»-,  etc..  alles  Spiele,  die  je  weilen  an  »1er  Sennenkilbi,  am  Aelplcrfest  zu 
prunkvoller  Ausführung  gelangen  oder  mit  mehr  lokaler  Bedeutung  und  Färbung 
in  einzelnen  Alpgebieten  an  »-xtra  bestimmten  Sonntagen  auf  den  Alpen  auf- 
geführt werden.  Üass  es  bei  solchen  Gelegenheiten  so  recht  urchig  alpin 
zugeht,  auch  in  Bezug  auf  Speise  und  Trank  auf  Menge  und  Kraft  gehalten 
wini.  ist  wohl  selbstverständlich. 

Kleinere'  Alpen  oder  mehr  horizontal  gelegene  Weidegebiete  haben  ent- 
weder nur  zwei  oder  auch  nur  einen  Staftel.  In  letzterem  Falle  tritt  bei  gutem 
Alpwirtschaftsbetrieb  anstatt  des  S tafle  1  wechseis  der  Weidewechsel,  wobei  die 
Weiden  in  zwei  oder  mehrere  Teile  abgezäunt  und  dann  vom  gleichen  Alpstall 
au*  ein  Teil  nach  dem  andern  und  zuletzt  noch  die  ganze  Alp  be weidet  wird.  — 
Alpen  und  Weiden,  auf  die  nur  sogenanntes  Galtvieh,  als  nicht  Milch  gebende 
Kühe.  Rinder,  Kälber  getrieben  werden,  nennt  man  Galtviehalpen.  Sie  liegen 
im  Gebirge  meist  am  höchsten,  unzugänglichsten  und  gewöhnlich  über  der 
Hol/grenz«  und  »-ntbehren  leider  noch  in  manchen  Gegenden,  besonders  in  der 
Südschweiz.  in  Wallis.  Tessin,  Graubünden,  Uri,  der  nötigen  Stallungen,  die  den 
Tieren  in  jenen  rauhen  Lagen  »loppelt  not  thäten.  Immerhin  ist  es  in  den  letzten 
Jahren  auch  hierin  bedeutend  besser  geworden  und  es  giebt  Viehbesitzer  und 
besonders  aber  Yiehzuchtgenossensehaftcn,  die  einsehen,  »lass  für  richtige  Auf- 
zucht auch  eine  möglichst  gut  eingerichtete  un«l  weidgängige,  d.  h.  leicht  beweid- 
bare  Alp  am  besten  rentiert  und  daher  ihr  Jungvieh  nur  auf  guten  und  mit 
den  nötigen  Gebäulichkeiten  versehenen  Alpen  unterbringen.  —  Schon  ganz 
nahe  der  Grenze  des  ewigen  Schnees  und  diese  vielfach  einbrechend  befinden 
sich  die  »lern  Rindvieh  unzugänglichen,  aber  noch  mit  einiger  Vegetation  ver- 
sehenen Schafberge.  Dieselben  liegen  durchwegs  über  der  Holzgrenze,  im 
Wallis  z.  Ii.,  wo  noch  ca.  50,000  Alpschafe  gesommert  werden,  in  2500  bis 
3000  Meter  über  Meer.  Di»-  Schafe  weiden  auf  den  mit  ganz  kurzem  aber 
kräftigem  Grase  bewachsenen  Gebirgs»iasen  zwischen  Steintrümmern  und 
GletschcrfeJdern  in  Herden  v«ni  100  bis  500  Stück  unter  der  Obhut  eines 
Hirten.  Demselben  dient  für  die  rauhen  Nächte  und  in  stürmischen  Tagen 
irgendeine  \  orspringende  Felsplatte  oder  »in  äusserst  primitiv  aus  Steinplatten 
aufgerichtetes  Oelass  als  Obdach,  falls  nicht  eine  Alphütte  in  den  unterhalb 
liegendm  Gebieten  in  erreichbarer  Nähe  steht.  Für  die  Schafe  giebt  es  in  der 
Regel  gar  keine  Schirmbaute:  sie  bleiben  die  ganze  meist  lange  Alpzeit  durch 
im  Knien  :  oft  fehlt  ihnen  auch  die  ständige  Hut.  indem  aus  Knauserigkeit 
kein  Hirt«-  angestellt  wird.  Ks  geht  dann  nur  von  Zeit  zu  Zeit  jemand  aus 
»lern  Dorfe  ins  Gebirge,  um  Nachschau  zu  halten  und  <len  Tieren  das  Salz 
»xbr  «Gle»  k»  zu  geben.  —  Die  Kuhalpen  dagegen  liegen  meist  in  besseren, 
milderen  Gebirgslagen.  Sie  werden  vom  Sennen  und  seinem  Personal  auf  eigene 
Rechnung  oder  auf  Rechnung  der  «Ii»-  Alp  mit  Kühen  befahrenden  Besitzer 
bewirtschaftet.  Im  ersten  Falle  nimmt  der  Aelpler.  Senn  oder  Küher  Milchkühe 
in  Pacht  ( Lehenkühe >  und  zahlt  hierfür  dem  Besitzer  einen  bestimmten  Betrag 
und  schaut  dann,  wie  er  beim  Verkaufe  der  Alpprodukte  zu  seiner  Rechnung 
kommt.  Im  zweiten  Falb-  werden  die  Milchprodukte  oder  der  Geldertrag  nach 
.Massgabe  des  Milchquantums  der  einzelnen  Kühe  unter  ihre  Besitzer  verteilt. 
Um  einigennassen  eine  richtige  Verteilung  zu  ermöglichen,  wird  die  Milch 
während  der  Alpzeit  an  ein,  zwei,  drei  oder  mehr  Tagen  extra  gemessen  und 
aus  dem  Ergebnis  der  \'erteilungsläktor  für  jeden  einzelnen  Viehbesitzer 
gefunden.     In   neuerer  Zeit,   besonders   seitdem   sich  die  Kidgenossenschaft  in 
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hervorragender  W  eise  um  di<-  Pferdezucht  inter«*ssiert,  hält  man  !<ils  mit  Rin«l- 
virh,  teils  ;iuss(  hliesslüh  Pf«  rdi  w  riden,  «Ii»-  man  eidgen.issis«  he  Kohlen«  <i«len 
hcisst,  wenn  jung«1  Tiere  nach  Massgabe  eülg«  nössis<  her  Vors«  hriften  gesommert 
wenicn.  Solche  Kohlenweidcn  werden  meist  auf  bt'sseren  und  für  die  H«w<- 
gnng  und  Krnährung  der  jungen  Pferde  geeigiu-H-n  Alpen.  besonders  auf  den 
hierfür  gut  passenden  Juraweiden,  z.  H.  auf  den  bernis«  hen  Krcib«TgVn  einge- 
richtet. Wenn  Abkömmlinge  von  vom  Hunde  anerkannten  Pferden  vorschrifts- 
gemäss  gefüttert  ( I  Infcrzugabc)  und  besorgt  werden,  so  erhalten  die  Alph«-sitzer 
vom  Hunde  eine  entsprechende  Kxtraents«  hädigung  oder  Prämie,  die  im  Mavimum 
50  Kr.  pro  Füll<*n  oder  50  Cts.  pro  Punktzahl  nach  aufgestelltem  Taxations- 
schema betragt.  Erreicht  z.  H.  bei  der  Inspektion  eine  Pohlen  weide  bO  Punkte 
und  ist  sie  mit  25  Kohlen  befahren,  so  beträgt  die  Hundessubsidie  bO  (Punkte)  X 
50  (Cts.)  X  25  (Kohlen)  =  750  Kr.  In  einzelnen  Kantonen  erhalten  die  Kohlen- 
weidcn noch  kantonale  Heiprämien,  die  z.  H.  im  Kanton  \\  aadt  25  "  o  der  eid- 
genössischen  Suhsidie   ausmachen,   in    welchem    Kalle   die  ( iesamlprämie  nach 

uns.Tiii  Rechenexempel  750  Kr.  -j  — —  =  *M7  Kr.  50  Cts.  betrafen  würde. 
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V.  Litteratur.   Schatzmann,  SchzicizeriscAc  Alp-.irtscAoft,         -ySöo,  lid.  /  -  VII. 

Die  ttlp-.virtschnftlichen  Monat  sbliitter,  Zeitschrift  für  Alpv.irtschaft,  jSöj  —  /y<>/.  — 
Dir  neue  schweizerische  Alpstatistik,  kantons-.ceise  in  einzelnen  luindeu  veröffentlicht, 
/Syj  ryot,  I — A"//  u.  .«.  /".  -  -  Die  Aipwanderkursbcrichtc  i$i)2  iifot  u.  s.  f.  Die 
vorhin  genannten  Schriften  sind  vom  Schweizerischen  alpwirtschaftlichen  I  'crcin  publiziert 
•worden.  ---  Wilkens,  Die  AIpwirtscAaft  der  Schweiz,  des  Ailiräus  und  der  westöstcr- 
reiehischen  Alpenländer,  /S~j.  —  r.  Miaskowski,  I  cr/assung  der  Land-.  Alpen-  und 
Forstwirtschaft  in  der  deutschen  Schweiz.  iSjt.  Stehler  d  Schröter,  Die  Alpen- Futter- 
pflanzen, /.V.Vy.  -     Anderegg,  Die  schweizerische  Alpwirtschaft,  j  Teile, 

Prof.  .4.  StrÜby,  Sekretär  des  Seh.. dz.  alpwirtschaftlieheu  Vereins,  Sohthurn. 

Altersversorgung. 

1.    Dil-   Aufgaben    der  Altersversorgung.     -    II.    Die  Alu-rsvvrsor- 
gungsan  stalten.       JII.  Litteratur. 

L  Die  Aufgaben  der  Altersversorgung.  Inte,-  all  den  mannigfaltigen 
Zweigen  der  öffentlichen  Armenfürsorge  im  «lauernden  Sinne  («  N'otarmcnctat  », 
wie  «ler  bernis«h«'  Armentechniker  das  nennt),  spielt  «lie  Altersversorgung, 
Altersunterstützung  eine  sehr  wichtige  Rolle.  Das  Alter  ist  an  sich  schon 
der  natürlichste,  der  gegebenste  aller  II  a u p t  u  n  t  e  rs  t  ü  t  /.  u n g  s g r ü  n <l e .  und  ist 
auch  insofern  zu  allen  Zeiten  anerkannt  gewesen.  Die  zu  «•<  kmässige  Hewäl- 
tigung  der  Hülfs-  und  Versorgungsbe«lürftigk«it  im  Alter  hat  nun  zu  Gründung 
un«l  Hetrieb  von  All  ersasv  len.  ( I  r  e  i  s  e  n  a  s  \  I  e  n ,  ilurch  «len  Staat  als  <d>erste 
Verantwortlichkeitsinstanz  des  Armenwes.ns  überhaupt  geführt.  Dadurch  sind 
selbstredend  ähnli«  h<-  Institute  von  Armeng«  meinden  od«T  s«»nstigen  Armen- 
verbämb-n,  Korporationen.  Stiftungen  <vt«\  «Inn  haus  nicht  ausgeschlossen,  im 
Gegenteil  sehr  willkommen.  Diese  Anstalten  sind  insbesumler«-  durchaus  nötig 
deswegen,  weil  si«  h  bei  vorges«  hrittemm  Kraft «v.erfall  ni<  ht  nur  gänzliche 
Arbeitsunfähigk«-it  in  wirtschaftlichem  Sinne  einstellt,  sombrn  geradezu  Hülfs- 
l«)sigk«,it,  «I.  h.  «  ine  maximale  Manövricrunfähigkeit .  so  dass  «lie  Person  ein 
llö«hstmass  von  Ireimler  Hedienung  k«»nstant  bedarf.  Sohlte  Leute  sind  — 
auch  wenn  mu  h  Angehörige  vorhanden  sind.  «Ii«-  aber  dun  h  «lie  Not  des  Lehens 
selbst  absorbiert  werden  nun  in  der  Kamilie  regelmässig  nicht  versorghar 
oder  dann   nur  mit   unverhältnismässigem   Aufwand  wenn   sie  wenigst«-ns 
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dun  hau«,  nur  ausnahmsweise.  /..  H.  in  Städten,  thunlich  ist.  Mit  der  Versorgung, 
Unterbringung  von  dauernd  Unterstützungsbedürftigen  wegen  Alters  in  Familien, 
seihst  in  der  eigenen,  hat  man  vielfach  unerfreuliche  Erfahrungen,  die  auf 
Pictätlosigkeit  und  ruchlösen  Eigennutz  zurückgehen,  gemacht.  Daher  ist  die 
Anstaltsversorgung  nur  ausnahmsweise  nicht  durchaus  richtig.  Die  Anstalts- 
vers.>rgung  ist  überhaupt  nicht  bloss  armenpflegeriseh.  sie  ist  auch  vcrwaltungs- 
techniseh  empfehlenswert  und  richtig,  weil  sie  alle  Garantien  für  fortgesetzt 
angemessene  und  rationelle  wirtschaftliche  He  wältigung  der  Aufgabe  bietet, 
ohne  gleichzeitig  eine  aufsässige  Inspektion  nötig  zu  machen.  Allerdings  ist 
ja  zuzugeben,  dass  die  alten  Leute  vielfach  schwierig  sind  und  lieber  mehr 
Freiheit,  selbst  bei  weniger  Pflege,  hätten,  als  eben  der  Grosshetricb  einer 
Anstalt  schlechterdings  gestattet.  Indessen  können  diejenigen,  die  noch  über 
ein''  gewisse  Rüstigkeit  und  Heweglirhkeit  verfügen,  in  der  Anstalt  selbst  noch 
beschäftigt  werden,  allerdings  mehr  zur  Unterhaltung  als  im  produktiven 
Sinne. 

Es  ist  einleuchtend,  dass  rationellerweise  solche  Altersasyle  nicht  zugleich 
noch  anderen  Zwecken  der  Annenfürsorge  dienen  sollen,  indem  sie  etwa  den 
Anforderungen  eines  «  \  rmenhauses  >  (Unterkunft  für  heinigeschaffte  Almosen- 
genossige»  oder  gar  eines  «Arbeitshauses»  (Strafkolonie)  zu  genügen  haben. 
Es  ist  weiter  als  gegeben  anzunehmen,  dass  die  Greisenasyle  an  sich,  ohne 
Anstalten  für  Unheilbare  zu  sein,  bis  zu  einem  gewissen  Grade  Krankenanstalten 
sein  müssen. 

Die  Aufnahmsbedingungen,  die  natürlich  von  dem  System  der  gel- 
tenden Armenpraxis  abhängig  resp.  bedingt  sind,  umfassen  regelmässig  min- 
destens einen  ärztlichen  Hefund  und  die  Armut  saus  w  ei  se,  sowie  endlich 
die  Kostengarantie  der  pflichtigen  Angehörigen  oder  Armenverwaltung.  Die 
persönliche  Ausrüstung  des  Pfleglings  ist  meist  detailliert  vorgesehrieben. 
Das  subsidiär  haftpflichtige  Armengut  ist  für  die  Altersversorgung  in  der  Schweiz 
in  der  Regel  das  bürgerliche  Gemeindearmengut.  Immerhin  ist  in  allen 
Kantonen  die  Altersversorgung  naturgemäß  speziell  entweder  ganz  oder  wenig- 
stens zum  Hauptteil  Sache  der  S  t  aa  t  s;i  rme  n  I  i  na  n  z.  Neben  den  staatlichen 
Anstalten  bestehen  städtische  Pfrundanstalten.  die,  wenn  auch  nicht  gerade 
reine  Annenanstalten,  so  doch  rein  wohlthätigen  oder  milden  Stiftungen  ihre 
Gründung  wenigstens  verdanken.  His  heute  hat  einzig  der  Kanton  Haselstadt 
in  sehr  weitherziger  Weise  auch  die  Altersversorgung  von  Nichtbürgern,  Nieder- 
gelassenen organisiert  und  finanziert.  Natürlich  muss  die  Dauer  ihrer  Nieder- 
lassung eine  erhebliche  sein. 

Die  mächtige  Hundesfinanz  leistet  zur  Zeit  auf  diesem  Gebiete  der 
Armenfürsorge  der  Alten  gar  nichts,  wie  ja  überhaupt  die  direkte  Einwirkung 
des  Rundes  auf  ein  Minimum  beschränkt  ist.  Es  ist  alles  den  Kantonen  und 
den  Gemeinden  überlassen,  und  eine  Acnderung  vorläufig  nicht  abzusehen. 

Wir  leben  mitten  in  einem  Aufschwung  socialpolitischer  und  socialethischer 
Bestrebungen,  der  «Jen  Veranstaltungen  rein  armentechnischcr  Natur  nicht  sehr 
Hunstig.  Die  Altersversicherung,  einmal  ein-  und  durchgeführt,  würde 
unbedingt  der  Altersversorgung  in  Greisenasvlen  wenigstens  teilweise  die  Wege 
'•hnen.  was  sehr  wünschenswert  wäre,  indem  die  heute  vorhandenen  Anstalten 
numerisch  unzulänglich  sind.  Dass  die  obligatorische  Altersversicherung  die 
richtige  Altersversorgung  befördern  und  zugleich  die  Armenfinanz  (Abteilung 
Aliersarmenetat)  ganz  bedeutend  entlasten  wird,  ist  durchaus  nachweisbar. 

II.  Die  Altersversorgungsanstalten.  Mit  Greisenasylen  gut  versehen  sind 
durchaus  nicht  alle  Kantone,  wie  wir  ja  sogar  Kantone  (z.  H.  Luzern  und  Schaff- 
hate-eni  haben,   die  über   keinen  Kantonsspital   verfügen,   während   z.  H.  Genf 
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und  Basel  vorzügliche  derartige  Kinri< htungen  besitzen  und  /.  B.  Zürich  in 
nächster  Zeit  in  Uetikun  am  See  ein  grossariiges  derartiges  Haus  beziehen 
lassen  kann.  Manche  Kantone  sind  eben  für  diese  grossen  allgemeinen  Staats- 
aufgaben (Kantunsspitäler ,  Irrenhäuser,  Greisenasyle)  finanziell  durchaus  nicht 
selbstkräftig  genug.  Hier  sollten  und  könnten  sieh  sogenannte  ( iarantieg»  Seil- 
schaften privater  reicher  Menschenfreunde  ein  Verdienst  erwerben,  indem  sie 
den  öffentlichen  Gewalten  die  nötigen  Mittel  auf  diese  oder  jene  Weise  zur 
Verfügung  stellten.  Ks  bestehen  natürlich  vielfach  private  Altersasyle,  aher  ihre 
Betriehsführung  ist  oft  im  Sinne  des  Geschäfts  gerichtet  und  die  staatliche  Auf- 
sicht lässt  oft  manchen  Uebelstarid  leider  unentdec  kt  /um  Nachteil  der  bedauerns- 
werten alten  Leute,  der  Pfleglinge. 

Es  ist  nun  hier  weder  möglich,  noch  nötig  oder  von  Wert,  alle  ein/einen 
grösseren  und  kleineren  Altersasyle.  Greisenasyb*  und  ähnliche  Anstalten  der 
ganzen  Schweiz  zu  behandeln.  Das  würde  Bücher  füllen.  Wir  glauben  am  besten 
zu  thun.  wenn  wir  einige  wirkliche  Greisenasyle  ä  tilre  de  speeimen  behandeln 
und  zwar  etwas  ausführlicher,  damit  ein  Mild  und  eine  Idee  von  der  Sache 
gebend. 

Zunächst  w  ollen  wir  das  Asile  des  Vieillards  in  I'eüt-Sai  onnex.  Genf, 
näher  ansehen. 

Gemäss  dem  neuen  « I.oi  constitutionelle  modiliant  l'organisation  de 
l'assislance  publique  du  2*'  octobre  IS9S>  umlässt  die  öfl'entliche.  gesetzliche 
und  obligatorische  Armenfürsorge  in  Genf  neben  anderen  Anstalten  das  besagte 
Asyl.  Diese  Anstalt,  wir-  jede  andere,  ist  verwaltet  von  einer  (."onimission 
speciale.  Das  Vermögen  der  Anstalt  kann  nie  allgemeines  Staatsvermögen 
werden,  überhaupt  seiner  speziellen  Bestimmung  nicht  entfremdet  werden. 
Die  unentbehrlichen  Finanzmittel  zum  Betrieb  der  Anstalt  werden  im  Staats- 
budget eingestellt.  Ks  besteht  seit  1N49.  —  Aus  dem  Reglement  Vinn 
17.  Oktober  1  S!S 7  ist  zu  entnehmen:  Altersgrenze  resp.  Altersschwelle  für  die 
Aufnahme  60  Jahre.  Genfer,  Schweizer  aus  anderen  Kantonen,  die  in  Genf 
niedergelassen  sind,  und  eventuell  auch  Ausländer  können  Aufnahme  linden: 
Heimatschein  und  Arztzeugnis  notig.  ferner  Armutsausweis.  Der  Pensionspreis 
ist  in  der  Regel  Fr.  5o  per  Monat,  kann  auf  40  reduziert  werden,  für  Aus- 
länder mindestens  Fr.  OO,  pränumerando.  Die  Insassen  dürfen  zu  ihrem  Ver- 
dienst arbeiten,  produktive  Arbeit  fürs  Asyl  kann  bezahlt  werden.  Strenge 
Haus-  und  Zimmerordnung.  Thorschhiss  Stimmer  zehn  I  hr.  Winter  neun  I  hr. 
Besuchszeit.  Strafe  der  Weg  Weisung  bei  schwerer  Renitenz.  —  Aus  dem 
Jahresbericht  über  den  Betrieb  des  Asyls  im  Jahre  189«»  entnehmen  wir 
folgende  Daten:  Die  Einnahmen  betrugen  im  ganzen  K(>,3ö  I  Fr.,  die  Ausgaben 
81,7 It>  Fr.  Die  Ausgaben  des  Pensionskonto  erzeigen  60.90t»  Fr.  gegen  46.625  Fr. 
Einnahmen.  Die  Anstalt  verliert  somit  auf  dem  Titel,  Am  31.  Dezember  1899 
befanden  sich  im  Asyl  89  Pfleglinge  (3'»  Männer  und  50  Frauen).  Kinige 
Details:  Die  Schuld  der  Anstalt  beträgt  noch  rund  Fr.  107.000,  die  Speziaireserve 
Fr.  60.000.  Die  Wirtschaft  ergab  »Schweinezucht.  Gärtnerei.  Geflügelzucht  etc.) 
Fr.  5640.  Die  Staatsbeiträge  stiegen  auf  Fr.  34,088.  I.ehcnsiuitlelvcrhrauch 
Total  Fr.  33, IM«.  Unterhalt  und  Betriebsleitung*- Aufwand  Fr.  23.740.  Unter- 
halt der  landwirtschaftlichen  und  Anstaltsgebäulic.hkeiten  rund  Fr.  40O0.  Verteilt 
auf  die  Person  macht  die  ganze  Ausgabe  per  Tag  im  ganzen  Fr.  1.5504.  Ann« 
1899  hat  die  Anstalt  Fr.  4637.  45  vorgeschlagen.  Die  Bibliothek  zählte  Knde 
1899  2569  Bände. 

Mit  dem  «Asile  des  Vieillards  >  ist  nun  verbunden  eine  « Assurance  pour 
la  Vieillesse»  (seit  1849  eingerichtet).  Genfer  und  Schweizer  sind  einzig 
zugelassen.     Ks    kann   eine   einmalige   Prämie   oder   die  Jahresprämie  bezahlt 
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werden  bis  zum  60.  Altersjahr.  Bei  der  Geburt  eines  Kindes  sind  Fr.  114.60 
als  prime  unique  zu  zahlen.  Dann  wird  aber  bezahlt  vom  60.  Altersjahr  ab 
»•in**  monatliche  Rente,  die  staatlieh  garantiert  ist.  von  40  Fr.  oder  der  Berech- 
tigte kann  im  Asyl  einen  Platz  einnehmen.  Mehrfache  Versicherung  zulässig. 
Das  Institut  wird  auch  von  Gemeinden  benutzt.  Auf  weitere  Details  der  Ver- 
sicherung in  technischer  Hinsicht  kann  hier  nicht  eingetreten  werden.  Ks  soll 
nur  auf  die  Vorzüglichkeil  dieser  Organisation  aufmerksam  gemacht  werden. 
Im  Ja  Iure  IS*»1»  waren  4'»  Versicherte  als  Pfleglinge  im  Altersasyl  und  bezogen 
die  Rente  von  40  Fr.  monatlich  also  in  natura.  Am  31.  Dezember  1890  waren 
int  ganzen  325  Personen  versichert.  202  wohnten  nicht  im  Asyle,  04  sind 
noch  nicht  60  Jahre  all.  also  noch  nicht  bezugsberechtigt  etc.  —  Hier  haben 
wir  also  ein  reines  und  nach  unserm  Dafürhallen  gut  geführtes  staatliches 
Greisenasyl. 

Der  Kanton  Zürich  hai  betreffend  die  kantonalen  Kranken-  und  Ver- 
sorgungsansialten  ein  Gesetz  vom  2'».  Wintermonat  1874.  Auf  Grund  desselben 
unterhall  d«r  Siaal  drei  Versorgungsanstalten.  Altersasyle  und  Asyle  für  Un- 
heilbare, nämlich  die  Pikganstall  Rheinau,  die  Pfleganstalt  Wülflingen  (seit 
1894)  und  die  \\  ä  c  k  e rl  i  n  g  - S I  i  ft  u  n g  in  Uetikon  am  See  für  alte.  Hilfs- 
bedürftige, besonders  kranke-  Angehörige  des  Kantons  (letztere  Anstalt  ist  ganz 
neu  und  momentan  noch  nicht  im  Beirieb).  Die  Oberaufsicht  über  alle  kan- 
tonalen Versorgungsanstalten,  also  die  Altersasyle  mit.  steht  dem  Regierungs- 
rate, spe/iell  der  S a  n i t ä it  s d  i r e  k  t  i  o n  .  zu.  Unterstützt  wird  diese  letztere 
hierin  durch  Aufsichtskommissionen,  die  monatlich  Sitzungen  in  den  Anstalten 
selbst  abhalten  —  und  alljährlich  der  Regierung  Bericht  erstatten. 

Die  Pfleganstalt  Rheinau  ist  der  Krsatz  des  alten  Spitals  in  der  Stadt 
Zürich  (bei  der  Predigerkirche).  18l>2  war  das  Kloster  Rheinau  aufgehoben 
worden.  Die  Verlegung  des  alten  Spitals  in  das  Kloster  Rheinau  ward  am 
I.Juli  1863  vom  Kantonsrat  beschlossen,  im  Juli  1867  war  der  Umbau  voll- 
endet und  fand  der  Unizug  der  451  Pfleglinge  statt.  Die  Anstak  Rheinau, 
die  zur  Zeit  bedeutend  erweitert  und  vergrössert  wird  ( Neu-Rheinau  I,  hat  am 
31.  Dezember  1899  723  Insasse  n  gehabt.  Insbesondere  sind  es  zwar  nicht 
Greise,  sondern  ne  ben  solchen  hauptsächlich  unheilbar  Kranke  und  zwar  speziell 
Geisteskranke.  Soweit  als  dies  möglich,  werden  sie  in  der  Landwirtschaft 
beschäftigt,  immer  unter  Rücksichtnahme  auf  die  individuelle  Anlage  und  das 
Wohl  des  ganzen  Haushalts.  t 

Mehr  wirklich  den  Zweck  eines  Greisenasyls  erfüllt  die  Anstalt  Wülf- 
lingen bei  Winterthur.  die  am  31.  Dezember  1899  total  264  Pfleglinge  beher- 
bergte, die.  soweit  sie  noch  im  stände  sind,  in  der  Landwirtschaft  (Männer) 
und  im  Haushalt  (Hausarbeit,  Handarbeit)  beschäftigt  werden.  Zahl  der  Vcr- 
pflegungstage  1N99:  94.492:  Verptlegungstage  der  Beamten  und  Angestellten: 
16.062.  Die  Aktiven  der  Anstalt  betrugen  per  Knde  1899  Fr.  905,753.  Pas- 
siven sind  im  Kapitalverkehr  keine  mehr  vorhanden.  Die  Korrenteinnahmen 
betrugen  1899  Fr.  113.678.75.  die  Ausgaben  Fr.  157,660.51,  somit  der  Staats- 
zus.huss  Fr.  43.982. 06,  d.h.  Fr.  16,000  weniger  als  budgetiert.  Der  Guts- 
betrieb ergab  brutto  Fr.  20.622.  05.  Die  Ausgaben  pro  Kopf  und  Tag  betragen 
Kr.  1.4142.  die  Kinnahmen  Fr.  0,9488. 

Die  Aufnahme  in  Wülflingen  geschieht  durch  die  Aufsichtskommission 
resp.  durch  die  Sanitätsdirektion  auf  Ansuchen  von  Armcnbehörden,  die  dann 
zugleich  für  das  Kostgeld  garantieren  und  über  die  Vermögens-,  resp.  Unter- 
stützungsverhältnisse beglaubigte  Auskunft  geben  müssen.  Ks  ist  ein  cinläss- 
ürhes  Abhörformular  mit  Krankengeschichte  resp.  Begründung  der  Indikation 
rur  Aufnahme  auszufüllen,  letztere  ist  Sache  des  Armenarztes. 
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Aus  der  Hausordnung  der  Pfleganstalt  Wülflingen  notirren  wir:  Tages- 
ordnung: Aufstehen  1.  Mai  bis  1.  September  5  V»  Uhr,  im  Winter  6  1  ;  Uhr, 
Wartpersonal  eine  halbe  Stunde  früher;  Frühstück  1  *7  Uhr.  resp.  7  Uhr,  Schlafen- 
gehen 8  Uhr.  Jeder  Verpflegte  ist  verpflichtet,  insofern  es  sein  /.'.«stand  erlaubt, 
für  die  Anstalt  zu  arbeiten,  nach  Anordnung  von  Verwaltung  und  Ar/t,  unter 
Aufsicht.  Besondere  Bestimmungen  bestehen  über  das  gegenseitige  Betragen  der 
Hausgenossen,  die  Besuche  und  Ausgänge  etc..  Uber  Erholungen  und  Vergnü- 
gungen (Spaziergänge,  Zulagen  etc.)  und  Strafen  (Isolierung).  Durch  die  neue 
Kostgeld  Verordnung  von  1898  sind  auch  die  Kostgelder  von  Wül  Hingen 
erhöht  worden-.  Für  Almosengcnössige  beträgt  es  per  Pflegtag  Fr.  <),(><)  bis  0,90, 
für  solche,  die  weder  steuerpflichtige  Vermögen  noch  Hinkommen  besitzen. 
Fr.  0,(>0.  Im  weiteren  ist  es  nach  Vermögen  und  Einkommen  bemessen,  beträgt 
z.  B.  bei  Fr.  3000  Einkommen  Fr.  1.50,  für  Pensionäre  t Einzelzimmer i  Fr.  4—6. 

W  eiter  besteht  ein  Reglement  für  das  Oekonomiepersonal.  Der  Ver- 
waltungsgehülfe  (Bureauarbeiten)  ist  zugleich  Speisemeister  (Kontrolle  aller 
Lieferungen  etc.).  Der  Portier  kontrolliert  den  Personenverkehr  in  und  mit 
der  Anstalt  etc.  Der  Maschinist  haftet  für  die  Heizungs-.  Wasser-  und  Beleuch- 
tungsanlagen etc..  er  ist  Chef  des  Feuerlöschcorps  etc.  Die  Lingere  über- 
wacht auch  die  Handarbeit  der  weiblichen  Pfleglinge  für  die  Anstalt  etc.  Das 
Speiseregulativ  übergehen  wir,  konstatieren  aber,  dass  für  das  Quantitativ  und 
die  Abwechslung  gesorgt  ist. 

Die  versorgenden  Armenpflegen  des  Kantons  haben  alle  bestimmt  nor- 
mierte Taxen  zu  bezahlen,  die  von  der  Direktion  des  Gesundheitswesens  fest- 
gesetzt sind  und  sich  zwischen  60  und  90  Kappen  bewegen  (wie  oben  ange- 
geben). Sie  richten  sich  nach  der  Armenfinanz  der  Gemeinden,  reiche  zahlen 
90,  ärmere  60  Rappen. 

Aus  dem  wichtigen  Reglement  für  das  Wartpersonal  entnehmen  wir 
noch  einiges,  z.  B.:  «Sinn  für  Anstand.  Ordnung  und  Reinlichkeit,  unermüd- 
licher Fleiss,  humanes  und  freundliches  Benehmen,  sowie  grösste  Geduld  müssen 
unbedingt  gefordert  werden.»  Alter:  20  -40  Jahre.  In  Religionssachen 
dürfen  sich  die  Wärter  nicht  einmischen,  verletzende  Aeusserungen  gegen 
Patienten  sind  untersagt.  Die  Wärter  dürfen  sich  durch  Untersuchungen  betr. 
Beschuldigungen  nicht  beleidigt  fühlen.  Sie  sollen  in  Einigkeit  und  Verträg- 
lichkeit leben.  Trinkgelder  sind  an  die  Wärterkasse  (Verwaltung)  abzuliefern. 
Die  Wärter  dürfen  voy  der  Verköstigung  nichts  verkaufen  etc.  Straf  bestim- 
mun gen. 

Am  27.  April  1899  hat  der  Kantonsrai  gemäss  Antrag  der  Regierung 
aus  dem  Fonds  der  Wäckerlingstiftung  für  die  Errichtung  einer  Versor- 
gungsanstalt in  Uetikon  a.  S.  einen  Kredit  von  Fr.  bS  1,000  bewilligt.  Die 
Anstalt  wird  für  120  Pfleglinge  eingerichtet  und  ein  Budget  in  den  Ausgaben 
von  Fr.  68,000  haben,  so  dass  der  Staat  jährlich  wird  Fr.  30.000  zuschiessen 
müssen.  Es  musste  zum  Bau  und  Betrieb  der  neuen  Anstalt  geschritten 
werden,  weil  das  Greisenasyl  Wülflingen  immer  vollständig  besetzt  ist.  aber 
konstant  50  Aufnahmsgesuche  vorliegen.  Im  Jahre  189S  fanden  sich  im 
Kanton  sogar  346  über  60  Jahre  alte,  einer  Anstaltsversorgung  bedürftige 
Personen. 

Was  die  einzelnen  Kantone  anbelangt,  so  ist  folgendes  zu  bemerken: 
Keine  staatlichen  »»der  staatlich  kontrollierten  Altersversorgungsansialten 
bestehen  in  folgenden  Kantonen:  Appenzell  A.  Rh.  und  1.  Rh..  Uri,  Wallis, 
Obwalden,  Luzcrn,  Zug,  Graubünden,  Schaphausen.  Freiburg,  Glarus,  Bern, 
Solothurn,  Schwyz,  Aargau.  Dagegen  bestehen  solche  Anstalten  in  den 
Kantonen  Zürich,  beiden  Basel,  Genf,  Waadt.  Thurgau,  St.  Gallen,  Neuenbürg. 
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Im  Kanton  Thurgau  besteht  das  Greisenasyl  und  Krankenanstalt 
St.  Katharinathal  hei  Diessenhol'cn,  das  anno  1900  381,  wovon  220  über 
60  Jahre  alte.  Pfleglinge  zahlte.  Die  Waadt  zahlt  mehrere  Asyle:  Das-  Alters- 
asyl  Cottier-Boys  in  Orny  für  16  männliche  Pensionäre.  Ausserdem  bestehen 
Altersasyle  in  C  hailly.  Yvcrdon.  Chäteau  d'Oex,  Belleville  bei  Avenches.  Im 
Kanton  St.  Gallen  ist  das  Altersasyl  für  Männer  und  Frauen  in  Wyl  mit  zwei- 
mal 75  Plätzen  zu  verzeichnen.  Hasel-Stadt  hat  zwei  Anstalten:  das  Pfrund- 
haus  «les  Bürgcrspitals.  1900  197  (80  männliche  und  117  weibliche)  Pensionäre 
und  das  Landarnunhaus  Riehen.  1900  31  (16  männliche  und  15  weibliche) 
Personen.  In  Basel -Landschaft  besteht  das  zum  Landarmengut  ressortierende 
Plrundhaus  in  Liestal,  1900  440  Personen.  In  Glarus  bestehen  die  Gcmcindc- 
arnvnhäuscr  Glarus  und  Naefels,  ersteres  125,  letzteres  80  Personen  zählend. 
1900  betrug  die  Zahl  der  Altcrsversorgungsbcdürftigen  500 — 550,  wovon  100 
in  den  Armenhäusern  Glarus  und  Naefels,  150  in  ausserkantonalen  Anstalten, 
240  in  Privatversorgung  waren.  In  Hern  besteht  das  Greisenasyl  in  der  Stadt 
Bern.  In  den  meisten  Kantonen  ist  die  Greisenversorgung  Sache  der  Ge- 
meinden —  meist  ohne  staatliche  Kontrolle  und  Unterstützung.  Alters- 
versorgung besteht  in  einigen  Kantonen  nur  für  das  Lehrpersonal  z.  B.  in  Zug, 
Graubünden.  Im  Kanton  Aargau  besteht  eine  staatliche  Altersversorgungs- 
anstalt  zur  Zeit  nicht.  Als  solche  diente  eine  Zeitlang  die  kantonale  Pfleganstalt 
in  Muri.  Seitdem  aber  Vorjahren  das  Anstaltsgebäude  abgebrannt  ist,  ging  die 
Anstalt  ein.  Der  Fonds  ist  noch  vorhanden.  Die  Gemeinden  betreiben  die  Alters- 
versorgung unter  Benutzung  ihrer  Armenhäuser.  Private  Anstalten  sind  Lenggeren 
und  Gnadenthal  :  die  erstere  dient  auch  Krankenzwecken  und  steht  unter  Staats- 
aufsicht, da  sie  subventioniert  wird.  Im  Kanton  Solothurn  sind  eifrige  Be- 
strebungen zur  Gründung  eines  kantonalen  Altersasyls  im  Gange,  einen  erfolg- 
reichen Abschluss  haben  sie  noch  nicht  erreicht.  Geplant  ist  eine  solche 
Anstalt  als  Werk  der  vereinigten  Bürgergemeinden  unter  Mitwirkung  des  Staates-. 
Im  Kanton  Schwyz  wird  die  Altersversorgung  von  den  Gemeinden  in  ihren 
Armenhäusern  bewerkstelligt.  Gegenwärtig  werden  so  108  arme  alte  Personen 
unterhalt«!).  Danehen  wird  Privatverkostgeldung  angewendet.  Im  Kanton 
Neuenburg  gibt  es  ein  Asile  cantonal  des  vieillards,  Beauregard-Neuchätel, 
das  seit  1889  besteht  und  wo  am  31.  Dezember  1899  43  (ireise  aus  den  ver- 
schiedenen Gemeinden  versorgt  waren.  Ausserdem  bestehen  noch  folgend«: 
Altersasyle:  L'hospice  de  Cressier.  mit  10  Insassen:  l'asile  de  Dombresson, 
mit  10  Greisen,  l'hospice  du  Locle  mit  58  Personen,  l'hospice  de  la  Sagne  mit 
durchschnittlich  24  Versorgten  und  l'hospice  des  Bayards. 

Line  Zählung  der  Altersversorgungsbedürftigcn  besteht  zur  Zeit  nur  in 
Zürich.  Glarus  und  Freiburg:  hier  waren  es  1900:  867. 

///.  Littcratitr.  {Jeher  die  Altersversorgung  der  schweizerischen  Kantone  existieren 
weder  allgemeine  noch  spezielle  Fachschriften.  Zu  erwähnen  ist:  Das  Handbuch  von 
Niedtrminn,  Armenerziehung  und  Armenversorgung,  Zürich  iSgö. 

Dr.  C.  A.  Schmid,  Rechtsanw  alt, 
Sekretär  der  freiwilligen  und  Einwohner- Armenpflege,  Zürich. 
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I.  Der  Anarchismus  bis  zum  Tode  Ha k u  ti i  n  s. —  II.  Die  a  n  a  rc h i  s t  i  sc  h e 
Presse.  —  III.  Die  anarchistische  Bewegung  seit  der  Mitte  der  /Oer 
Jahre:  1.  Versöhnungsversuehe  /wischen  Anarchisten  und  Sociulistcn :  2.  Ein- 
rtuss  der  gewerkschaftlichen  und  politischen  Arbeiterbewegung  auf  die  Ausbreitung 
des  Anarchismus:  Einrluss  der  politischen  Verfolgungen  der  Arbeiterschaft 
auf  die  Ausbreitung  des  Anarchismus;  4.  die  Aktion  der  schweizerischen  Behör- 
den: r>.  der  Einfluss  ausländischer  anarchistischer  Strömungen  :  <>.  Schlussbetracli- 
tungen.  —  IV.  Litteratur. 

L  Der  Anarchismus  bis  zum  Tode  Bakunins.  In  der  Worin-  vom 
21.  bis  2b.  September  18bS  tagte  in  Bern  der  Jahreskongress  der  im  Vorjahr 
in  Genf  gegründeten  Friedens-  und  Frciheitsliga.  Kin  Mitglied  ihres  perma- 
nenten Komitees  war  Michakl  Bakunin'.  der  damals  in  Genf  wohnte.  Am 
zweiten  Tage  wurde  über  die  < sociale  Frage!»  verhandelt  und  hier  war  es, 
wo  Bakunin  nehen  der  Kinluhrung  des  Kollektiveigentums,  /um  erstenmal  die 
Abschaffung  des  Staates  forderte.  Fr  hatte  diese  Idee  noch  nicht  lange. 
Nach  seiner  Rückkehr  aus  Sibirien  erliess  er  im  «  Kolokol  »  (Die  Glocke»  vom 
15.  Februar  1862  ein  Manifest  «an  die  russischen,  polnischen  und  alle  sla  vischen 
Freunde»,  in  «lern  er  das  Staatsbewußtsein  des  grossrussischen  Volkes  pries 
als  einen  Patriotismus  nicht  der  Phrase,  sondern  der  That.  Unter  Abschaffung 
de«  Staates  verstand  Bakunin  damals  hauptsächlich  das  Aufgehen  des  centra- 
lisicrten  Kinheitsstaates  in  einer  Föderation  der  Gemeinden  und  Bezirke.  Im 
gleichen  Sinne  war  auch  noch  sein  Lyoner  Manifest  vom  1.?.  September  1S70 
gehalten.  -A 

Von  iler  Friedens-  und  Freiheitsliga  mit  seinen  Ideen  zurückgewichen, 
wandte  sieh  Bakunin  an  die  Internationale  Ar  be  i  t  er  -  A  ssoc iat  ion  ,  in  die 
er  sich  kurz  vorher  hatte  aufnehmen  lassen;  er  gründete  als  einen  Zweig  die 
Internationale  Allianz  der  socialistisehen  Demokratie.  Die  daraus  erfolgenden 
Organisations-Streitigkeiten  gehören  nicht  hierher,  nur  soviel  sei  bemerkt,  dass 
Bakunin  selbst  auf  dem  Basler  Kongress  der  Internationalen  ib. — 12.  Septem- 
ber 1869)  den  Antrag  stellte,  der  Generalrat  sei  berechtigt,  eine  Sektion,  die 
dem  Programm  zuwiderhandle,  zu  suspendieren,  während  er  später  sehr  stark 
gegen  die  «Autorität»  des  Gcncralrates  eiferte.  Am  gleichen  Kongress  erklärte 
sieh  Bakunin  auch  zum  erstenmal  gegen  jede  Beteiligung  der  Arbeiter  an  der 
Politik,  da  jede  Staatsform  dem  Arbeiter  feindlich  sei.  Schreiber  dieses  trat 
ihm  damals  sofort  entgegen. 

Die  erste  anarchistische  Manifestation  aus  Arbeiterorganisationen  in  der 
Schweiz  erfolgte  am  4.  April  1<S70  am  Kongress  der  «Föderation  «1er  roma- 
nischen Schweiz»  in  Chaux-de-Fonds.  In  Genf  hatte  Bakunin  nur  eine 
kleine  Minderheit  für  seine  Anschauungen  und  war  von  der  Mitarbeiterschaft 
an  der  «FgalitC»  verdräng!  worden,  dagegen  hatte  er  in  Neuenbürg  und  im 
bernischen  Jura  Anhänger  gefunden.  Am  erwähnten  Kongress  beschlossen  die 
Bakunist.cn  mit  21  gegen  18  Stimmen  der  Delegierten  von  Genf  und  Chaux- 
de-Fonds  folgende  Resolution  über  die  Stellung  der  Internationalen  zur 
Regierungsform  : 

„In  Erwägung,  dass  die  voltständige  Befreiung  der  Arbeit  nur  geschehen  kann  durch 
die  Umgestaltung  der  auf  dem  Vorrecht  und  der  Autorität  gegründeten  politischen  Gesell- 
schaft in  eine  auf  Gleichheit  und  Freiheit  gegründete  wirtschaftliche  Gesellschaft;  dass 
jede  Regierung  und  jeder  politische  Staat  nichts  anderes  ist.  als  die  Organisation  der  durch 
die  Bourgeoisie  betriebenen  Ausbeutung,  deren  Formel  juristisches  Recht  genannt  wird  ; 
dass  jede  Beteiligung  der  Arbeiterklasse  an  der  Politik  der  regierenden  Bourgeoisie  keine 
anderen  Folgen  haben  kann,  als  die  Befestigung  der  gegenwärtigen  Ordnung  der  Dinge, 
während  sie  das  revolutionärsocialistische  Vorgehen  des  Proletariats  nur  lähmen  kann :  em- 
pfiehlt der  romanische  Kongress  allen  Sektionen  der  Internationalen  Arbeiter- Association  auf 
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jede*  Vergehen  zu  verzichten,  das  die  Umgestaltung  der  Gesellschaft  mittelst  politisch- 
nationaler Reformen  bezweckt  und  alle  ihre  Thatigkeit  auf  die  Verbündung  der  Berufsorga- 
nisationen zu  richten,  da  dies  da»  einzige  Mittel  ist.  den  Erfolg  der  socialen  Umwälzung 
zu  sichern.  Diese  Verbündung  ist  die  wahre  Vertretung  der  Arbeit  und  sie  soll  durchaus 
ausserhalb  der  politischen  Regierungsform  stattfinden." 

Gegen  diese  Manifestation  nahm  zuerst  die  « Tagwacht  >  und  dann  auch 
die  anderen  socialistischen  Organe  in  der  Schweiz  sofort  Stellung.  Sie  bezeichnet 
an»  hesten  die  Richtung  des  Anarchismus  in  der  Schweiz  bis  zum  Jahre  18/h. 
Allerdings  waren  seine  Anhänger  nicht  immer  konsequent.  Als  nach  der 
Sehlacht  hei  Sedan  das  französische  Kaiserreich  zusammenbrach  und  die  Regie- 
rung der  nationalen  Verteidigung  errichtet  wurde,  erliess  die  Redaktion  der 
< Soüdaritö  >  (anarchistisches  Blatt)  in  Neuenburg  am  11.  September  IS/O  ein 
Manifest  zur  Bildung  von  Freikorps  für  die  französische  Republik,  damit  sie 
gerettet  und  in  eine  sociale  Republik  umgewandelt  werden  könne.  Der  Aufruf 
wurde  als  eine  Verletzung  der  Neutralität  auf  Anordnung  des  Bundesrates 
konfisziert  im«!  hatte  auch  keine  weiteren  Folgen:  er  zeigt  aber  immerhin,  dass 
damals  die  Frage  der  Regierungsform  ihre  Bedeutung  bei  den  Anarchisten 
noi-h  nicht  verloren  hatte,  denn  die  Regierungsform,  für  die  Freikorps  ins  Feld 
ziehen  sollten,  war  doch  sicherlich  keine  ideale. 

Dagegen  trat  schon  damals  bei  den  Bakunisten  die  Idee  der  Gewalt- 
that  als  Mittel  der  gesellschaftlichen  Revolution  zu  Tage:  sie  ist  ein  Krbteil 
der  früheren  bürgerlichen  Revolutionäre  und  erklärt  sich  aus  den  Verhältnissen 
Russlands.  Kine  friedliche  Befreiung  Russlands  erschien  ebenso  unmöglich  wie 
eine  allgemeine  Volkserhebung.  Dagegen  erschienen  die  verschiedenen  Mittel 
der  Zerstörung  und  Kinschüchterung  geeignet,  die  Befreiung  in  absehbarer  Zeit 
zu  bewerkstelligen  oder  wenigstens  zu  befördern.  Und  als  Anwender  dieser 
Mittel  erschienen  als  besonders  geeignet  die  Deklassierten  der  bürgerliehen 
Klasse,  Leute  ohne  Berufsaussichten  und  ohne  Ausweg.  Die  aus  der  besitzenden 
Klasse  und  aus  dem  Proletariat  Ausgeworfenen  galten  als  die  Berufensten  zur 
Zerstörung  der  alten  Grundlagen  und  Bakunin  glorifizierte  sogar  das  Räuber- 
wesen, als  einem  revolutionären  Instinkt  des  russischen  Volkes  entsprungen. 
Einmal  befreit,  würde  das  Volk  sich  schon  nach  seinem  Belieben  einrichten. 
In  dieser  Weise  hatte  soeben  Netschajew  in  Russland  gewirkt,  sich  aber 
wieder  flüchten  müssen. 

Sehr  bald  musste  Bakunin  die  Erfahrung  machen,  dass  unter  seinen  Klite- 
revolutionären,  den  Deklassierten,  auch  die  politische  Polizei  am  leichtesten 
ihre  Lockspitzel  fand.  In  dem  von  Dragomanow  herausgegebenen  Brief- 
wechsel Bakunins  befindet  sich  ein  Brief  vom  28.  Mai  1872  von  Locarno  an 
einen  Flüchtling  in  Zürich.  Darin  empfiehlt  er  seinen  Anhängern  dringend  den 
Eintritt  in  eine  Gesellschaft  polnischer  Flüchtlinge  in  Zürich,  an  «leren  Spitze 
d'-r  Porzellanmaler  Adolf  Stempkowski  stand.  Zugleich  warnte  er  sie  ein- 
dringlichst vor  Greulich  und  seiner  Gesellschaft.  Bei  einem  damaligen  Besuche 
in  Zürich  verkehrte  Bakunin  intim  mit  Stempkowski  und  warnte  aufs  nein-  vor 
Greulich.  Jedenfalls  ist  damals  Netschajew  mit  dem  Stempkowski  zusammen- 
geführt worden.  Infolge  eines  glückliehen  Zufalls  konnte  schon  am  14.  August 
des  gleichen  Jahres  dieser  Stempkowski  von  uns  auf  der  That,  nämlich  beim 
Verrat  Netschajews  an  die  Zürcher  Kantonspolizei,  als  russischer  Polizeispitzel 
ertappt  werden.  Seltsam  ist,  dass  in  dem  Buche  Dragomanows  Stempkowski 
ais  Sekretär  Greulich«  genannt  wird,  während  dieser  nie  einen  Sekretär  besass 
und  damals  am  wenigsten  dazu  in  der  Lage  war.  während  die  Haupteigenschaft 
Stempkowski«,  die  eines  russischen  Polizeispitzels,  verschwiegen  ist. 

Obwohl  auf  eine  Kritik  der  verschiedenen  Phasen  des  Anarchismus  nicht 
eingetreten  werden  soll,   muss  doch  hier  auf  einen  Hauptunterschied  zwischen 


Digitized  by  Google 


I 


5«. 


A  narchismus 


Marx  und  Bakunin  hingewiesen  worden.  Ks  ist  vielleicht  tli«-  grösste  wissen- 
schaftliche Leistung  von  Marx  uml  Kngels,  <lass  sie  schon  in  den  40er  Jahren, 
als  an  vielen  Orlen  die  Arbeiter  noch  Fabriken  anzündeten  und  zerstörten,  in 
der  Arbeiterschaft  die  Kraft  erkannten,  die  einer  künftigen  Gesellschaft  die 
Wege  zu  bahnen  habe.  Damit  war  der  Weg  genau  bezeichnet:  Organisation 
und  Schulung  der  Arbeiterschaft  zur  Selbstbefreiung.  Auf  diesem  breiten  Wege 
mochten  wohl  auch  Irrtümer  unterlaufen,  aber  der  Aufstieg  war  dennoch  sicher 
und  er  lässt  sich  heute  st  hon  konstatieren.  Wenn  aber  Bakunin  nicht  eine 
bestimmte  Gesellschaftsklasse,  sondern  im  Gegenteil  die  Ausgeworfenen  alier 
Klassen  als  Kaktor  in  die  Befreiungsbewegung  einstellt,  so  verurteilte  er  seine 
Bewegung  von  vornherein  zu  allen  Kreuz-  und  Quersprüngen,  auf  die  sie  auch 
bald  verlallen  ist. 

Uebrigens  blieb  auch  von  russischer  Seite  die  Gegenwirkung  nicht  aus 
und  wählte  ebenfalls  die  Schwei/  zum  Wirkungsfelde.  Im  Krühling  1873  gab 
in  Zürich  der  bekannte  russische  socialistische  Gelehrte  Lawroff  eine  Revue 
«Wpercd»  (Vorwärts»  heraus,  die  dein  Anarchismus  entgegentrat.  Kreilich 
wurde  bald  ein  Mitarbeiter  von  Bakunisten  nächtlich  überfallen  und  schwer 
verletzt,  was  vorher  auch  in  Genf  einem  anderen  Gegner  Bakunins.  Utin, 
passiert  war.  Trotzdem  gingen  die  Anhänger  Bakunins  unter  den  Russen  stark 
zurück  und  bildeten  bald  nur  mehr  eine  schwache  Sekte.  Auch  im  Berner 
und  Neuenburger  Jura  nahm  die  anarchistische  Bewegung  in  gleichem  Masse 
ab,  wie  die  gewerkschaftliche  und  politische  Arbeiterbewegung  der  Schweiz 
in  Aufschwung  kam.  Im  Jahr«-  1874  zog  sich  Bakunin.  schon  ein  kranker 
Mann,  von  der  Bewegung  zurück  und  starb  am  I.Juli  187ö  in  Bern,  wo  er 
vergebens  Genesung  erhoflt  hatte. 

II.  Die  anarchistische  Presse.  Bis  zum  Tode  Bakunins  war  die  an- 
archistische Propaganda  in  der  Schweiz  wesentlich  in  franzosischer  Sprache 
betrieben  worden.  Zuerst  diente  ihr  der  «Progres»  in  Kode,  dem  1870  die 
«Solidarite»  folgte,  die  aber  kein  langes  Leben  hatte.  Vom  15.  Februar  1872 
an  erschien  das  «Bulletin»  <|er  Juraföderation  zuerst  monatlich  zweimal,  die 
ersten  vier  Nummern  waren  autographiert,  Nr.  5  erschien  im  Buchdruck.  Vom 
1 .  Juli  1873  erschien  es  wöchentlich.  Ks  behandelte  grösstenteils  die  Organi- 
sationsstreitigkeiten in  der  Internationale  als  Organ  der  «Antiautoritären»  über 
die  Grenzen  der  Schweiz  hinaus  und  wurde,  wie  vorher  «Progres»  und  «Soli- 
daritc5» von  James  Guillaumc,  einem  Lehrer,  redigiert.  Ks  sprach  zwar  viel 
von  revolutionärem  Vorgehen,  ohne  indessen  Gewaltakte  zu  predigen.  Am 
25.  März  1878  erschien  seine  letzte  Nummer  und  nun  trat  die  von  Kommune- 
flüchtlingcn  seil  dem  2.  Juni  1877  herausgegebene  «Avant-Garde»  in  Chaux- 
de-Fonds  an  seine  Stelle,  neben  der  bald  nachher  auch  der  «  Revolte' »  in  Genf, 
ebenfalls  alle  14  Tage,  erschien.  Die  «Avant-Garde»  trat  entschieden  für  die 
«Propaganda  der  That  »  ein  und  verherrlichte  die  Attentate  Hödels  und  Nobi- 
lings  auf  Kaiser  Wilhelm  I.  als  revolutionäre  Heldenthaten. 

Die  40.  Nummer  der  «Avant-Garde»  erschien  am  2.  Dezember  1878.  es 
sollte  die  letzte  sein.  Am  10.  Dezember  verbot  der  Bundesrat  die  weitere 
Spedition  des  Blattes  durch  die  Post  und  am  13,  wurde  auf  Befehl  des  Bundes- 
rates das  Blatt  unterdrückt  und  der  Redakteur  Paul  Brousse  in  Anklage 
versetzt.  Von  den  eidgenössischen  Assisen  wurde  Brousse  der  Aufreizung  zum 
Fürstenmoni  schuldig  erklärt  und  zu  10  Jahren  Verbannung,  2  Monaten  Ge- 
fängnis. 200  Fr.  Gcrichtsgobühr  und  Zahlung  der  Prozesskosten  verurteilt. 
Der  «Revolt»'*»  erschien  unter  der  Redaktion  Krapotkins  weiter,  auch  nach- 
dem Krapotkin  am  23.  August  1881  ausgewiesen  war.  Zur  Beleuchtung  seines 
Ausweisungsbeschlusses  zitierte  der  Bundesrat  folgende  Stelle  aus  dem  «R<5volt«f» 
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vom  25.  Dezember  1880:  «Unsen-  Aktion  tiuiss  sein:  permanente  Empörung 
durch  Wort.  Schrill,  Dolch.  Gewehr.  Dynamit  sogar,  bisweilen  durch  den  Wahl- 
zettel, wenn  es  sich  darum  handelt,  für  die  nicht  wählbann  Blanqui  oder 
Trinquet  zu  stimmen.  Wir  sind  konsequent  und  bedienen  uns  jeder  Waffe, 
sobald  es  sich  um  einen  Schlag  der  Revoltierten  handelt.  Alles  ist  für  uns 
gut.  das  nicht  Gesetzlichkeit  ist.» 

III.  Die  anarchistische  Bewegung  seit  der  Mitte  der  70er  Jahre.  1 .  Ver- 

SÖHNt'NGSVKRSVfllK    ZWISCHEN    ANARCHISTEN    ISO    SoCIALlSTEN.      Nim  müssen 

wir  aber  wieder  fünf  Jahre  zurückgehen.  An  der  Beerdigung  Bakunins  nahm 
auch  eine  Schaar  deutschredender  Arbeiter  teil.  Man  sprach  von  Versöhnung 
zwischen  Anarchisten  und  Socialdemokraten  und  bildete  einen  «socialdcmo- 
kratischen  Verein»,  in  dem  aber  die  Anarchisten  dominierten.  Am  15.  Juli  187<> 
erschien  in  Bern  die  erste  Nummer  der  «  Arbeiter-Zeitung»,  die  sich  am  Anfang 
eine  versöhnliche  Haltung  gab  und  durch  das  schöne  Wort  «Einigkeit  unter 
allen  Gruppen  der  kämpfenden  Arbeiterschaft »  eine  Reihe  deutschsprechender 
Arbeiter  blendete  und  anzog.  Bald  aber  trat  sie  als  die  konsequenteste  Ver- 
treterin  anarchistischer  Grundsätze  auf.     Wir  berühren  nur  die  Hauptpunkte. 

In  Nr.  15  vom  .31.  Januar  1877  stellt  sie  dem  Verfassungsrevisions-Pro- 
gramm  der  radikalen  Berner  Jurassier  ein  «  socialistisches  »  Programm  gegenüber, 
in  dem  es  heisst  :  1.  Die  Volkssouvcränität  kann  nur  vermittelst  der  voll- 
kommensten Autonomie  der  Individuen  und  der  Gruppen  existieren. 
2.  Wir  wollen  die  soc  i  a  I  i  s  t  i  sc  h  e  Gemeinde,  gebildet  durch  die  frei«! 
Lokal  -  Föd  erat  ion.  3.  Die  Grundlage  jeder  Reform  ist  die  Umformung  des 
individuellen  Eigentums  in  Kollekth  eigentum.  4.  Wir  wollen  als  Rechtsprinzip 
den  freien  Kontrakt,  Niemand  verpflichtend  als  die  Kontrahenten. 
5.  Wir  wollen  die  freie  Föderation  der  Gemeinden. 

Vorangegangen  war  in  Nr.  14  vom  13.  Januar  ein  Artikel  «Leber  den 
Staat»,  der  zu  folgendem  Ergebnis  führt«-:  «Jedesmal,  wenn  man  unter  dem 
Titel  Regierung.  Rat.  Komitee,  Gemeinde,  öffentliche  Dienstleistungen,  Ver- 
waltung die  Masse  durch  eine  kleinen-,  künstliche,  gewählt«-  Gesellschaft  ersetzt; 
jedesmal,  wenn  man  in  «len  Händen  einer  solclu-n  Gesellschaft  die  Interessen 
der  Masse  im  grossen  und  ganzen  konzentriert,  bildet  man  einen  Staat.  Jedes- 
mal, wenn  die  Menschen  freiwillig  unter  sich  und  für  jedes  ihrer  Interessen 
Gruppen  bilden:  jedesmal,  wenn  diese  Gruppen  ihrerseits  sich  untereinander 
vereinigen  und  zwar  jed«-  Gruppe  mit  ilm-m  getrennten  A'crwaltungsapparat, 
so  ist  ein«-  frei«-  Formation  «l«-r  Gruppen  vorhanden.  Bei  «lern  Walten  des 
Staates  ist  die  Gruppe  ersetzt,  bei  «lern  Walten  der  freien  Gruppenformation 
ist  die  Masse  nicht  mehr  ersetzt,  sie  ist  organisiert.  Im  ersten  Fall  natürlich 
ist  sie  beherrscht,  im  zweiten  ist  sie  frei.» 

In  diesen  Leitsätzen  trat  in  deutscher  Sprache  zum  «*rst«  nmal  der  An- 
archismus in  seiner  grundsätzlichen  K«>nsequ«-nz  zu  Tage.  Allerdings  offenbart 
eine  unmittelbar  folgende  Abhandlung:  «Ueber  die  Organisation  des  Kollektiv- 
eigentums in  der  zukünftigen  Gesellschaft  »  sofort  arge  Widersprüche,  wie 
folgender  Satz  zeigt:  «Jede  Gruppe  würde,  ihre  Bedürfnisse  dem  Verwaltungs- 
komitee der  frei  verbündeten  produzierenden  Gruppen  mitteilen.  Ist  die 
Anzahl  der  Produzenten.  «Ii«-  Quantität  des  Rohstoffes,  die  Kraft  der  Arbeits- 
instrumente angegeben,  so  wäre  es  leicht,  die  Höhe  der  Gesamtheit  der 
Produktion  festzusetzen.  Ist  diese  B«-rechnung  nach  einer  einfachen  arith- 
metischen Regel  geschehen,  so  würde  das  V  er  wa  1 1  ungskomi  t  ee  der  kon- 
sumierenden Gruppen  denselben  ihren  Teil  der  Produkte  nach  Massgahe 
der  von  ihnen  angegebenen  und  als  billig  anerkannten  Bedürfnisse  fest- 
setzen und  zuteilen.» 
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Also  diu  !)  wieder  «  Komitees »  und  abgesehen  von  ehr  <  Kinfae  hheil  » 
der  «Festsetzung»  ilr-r  Produktion  —  sogar  ein  Komitee*  der  konsumierenden 
Gruppen  !  Ja.  wer  konsumirt  denn  nicht:  Die*  k<tnsumiercndcn  <  irupp«*n  würden 
doch  zweifellos  dir  ganze  Be\ ölkerung  umfassen  und  ihr  <  e-ntrales  \Vrwaltungs- 
komitee-  wäre  doch  nur  de*m  Namen  nach  von  einer  Siaat sbehonh*  unt ei  se  hie-de-n. 
Nur  be-sässe  es  viel  grossere  Befugnisse,  ,-||s  je  eine  Staatsbehörde*  besessen  : 
das  Rerlit.  die  Iii 1 1  i ^ k<-i i  der  Bedürfnisse  festzusetzen  und  darnach  ehe-  Produkte 
zuzuteilen.  Damit  waren  freilieh  der  vollkommensten  Autonomie  der  Individuen 
und  der  Gruppen  sehr  enge  Schranken  gesetzt  und  die  auf  ihr  beruhende 
Volksse .11  \  eränität  wat  e  nur  ein  leerer  Wahn.  Der  zugemessene  Raum  erlaubt 
nicht,  auf  eine  Kritik  der  vorgeführten  anarchistischen  Theorien  niiher  einzu- 
gehen, daher  nur  dieses  Beispiel,  das  deutlich  zeigt,  wir-  der  theoretische  An- 
archismus Schiffbruch  leidet,  sobald  er  auch  nur  in  den  allgemeinsten  Zügen 
auf  die  Regelung  der  Produktion  und  Konsumtion  praktisch  eingehen  will. 
Ganz  ähnlich  wie  hier  kommt  jedesmal  die  Antwort  heraus.  Ks  gilt  nun.  die 
Thats.tchen  aus  der  anarchistischen  Bewegung   weiter  zu  verfolgen. 

Vom  2<>.  bis  2'».  Oktober  1S77  fand  in  Bern  ein  Kongress  der  «  Anti- 
autoritären >  statt,  zu  dem  aber  auch  die  anderen  Arbeiterorganisationen  ein- 
geladen waren,  um  eine  Verständigung  zu  erzielen,  «lie  freilich  nicht  zu  stände 
kommen  konnte.  Auf  diesem  Kongress  wurde  zunächst  von  Italienern  und 
Spaniern  die  «  Agitazione  ,i  colpo  di  fucile».  die  Agitation"  mit  Flinten- 
schüssen d.h.  mit  Putschen  als  das  wirksamst»-  Mittel  empfohlen  und  von 
anderen  Anarchisten  lebhaft  verteidigt.  Andersdenkende  wurden  hart  bekämpft. 
Auch  ohne  eigentlichen  Beschluss  wurde  die  Sympathie  der  Anarchisten  mit 
diesem  A gil at ionsmit I e|  sehr  deutlich  und  zweifellos  erklärt.  Als  bald  nachher 
zwei  Teilnehmer  des  Berner  Kongresses,  Cafiero  und  Malatesta,  den  ziem- 
lich lächerlich  verlaufenden  Putsch  bei  Benevent  unternahmen,  erklärten  auch 
«lie  anarchistischen  Organe  in  der  Schweiz  ihn  mit  grosser  Knt sc  hiede-nhe-it  als 
eine  Ibhh-nthal  und  gute  Propaganda.  Die  so.  ialde-mokratis»  he*n  Blätter,  die 
diesen  Putsch  als  ein  nutzloses,  ja  schädliches  Unternehmen  erklärten,  das 
zudem  mit  ganz  ungenügenden  Mitteln  unternommen  wurde  und  überhaupt 
wenig  oder  gar  nic  hts  Heldenhaftes  darbot,  die   wurden  bitter  angegriffen. 

2.  KiXKi.i  ss  i>i:k  gkwkrkschai-'ti.k-hkn  i  m>  i»oi.itischkn  Arbitif.k- 
bkwp.guno  auf  tu».  Ausbrf.i ri  Ni;  m:s  Anauchismis.  Die  anarchistische  Be- 
wegung konnte  damals  in  der  Schweiz  keine  grosse  Bedeutung  gewinnen,  da 
die  gewerkschaftliche  und  politische  Vrbeiterbewegung  auf  einem  gewissen 
Höhepunkt  stand  und  im  Kampfe  um  das  Fabrikgesetz  eine  wichtige  Aufgabe 
hatte,  von  der  sie  sich  nicht  ablenken  liess.  Die  Anarchisten,  die  sich  an 
diesem  Kampfe  nicht  beteiligten,  konnten  ihre-  Isolierung  deutlich  erkennen, 
als  der  damalig.-  Schweizerische  Arbeiterbund  seinen  Jahreskongress  vereint 
mit  der  Delegiertenversammlung  des  Grütlivereins  zu  Pfingsten  LS77  in  Neuen- 
bürg hielt.  Dieser  Kongress  nahm  einen  begeisterten  Verlaul  und  eröffnete 
die  Propaganda  für  das  angefochtene-  eidgenössische  Kabrikgesetz.  eine  Be- 
wegung, wie-  sie  gleich  mächtig  in  der  schweizerischen  Arbeiterschaft  noch 
nicht  wieder  vorgekommen  ist.  Die  Anarchisten  standen  unbeachtet  auf  der 
Seite  und  am  I.I.Oktober  1877  verkündete  che  «Arbeiter-Zeitung»,  dass  sie 
aufhöre  zu  erscheinen,  es  war  gerade  acht  Tage  vor  der  Volksabstimmung 
idter  das  Kabrikgesetz. 

,L      KlNFI.li.SS     DKR     POI.ITISCHKN"     VkRFOI.GUNOKN      DKR  ARBEITERSCHAFT 

aui-  die  Ausbreitung  nr.s  Anarchismus.  Leider  Uberzog  in  den  folgenden 
Jahren  die  Krise  unser  Land  und  fiel  verheerend  in  die  Arbeiterorganisationen, 
namentlich  in  die  noch  jungem  Gewerkschaften.     Dazu  kam  im  Oktober  1878 
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der  Kriass  des  deuts.  h«  n  Socialistengesetzes,  dir  Zerstörung  drr  Arbeiter- 
organisationen Deutschlands,  dir  Verhängnng  des  kleinen  Belagerungszustandes 
über  dir  grossen  Städte  und  dir  Ausweisungen.  NVurdr  dadurch  dir  Arbeiter- 
schaft au  organisierter  Verständigung  gehindert  und  in  verzweifelte  Stimmung 
vrrset/t,  so  kam  dazu  rin  System  drr  Polizeispionage,  das  notwendigerweise 
zu  drrn  lnsütut  drr  Lockspitzel  führte.  Gewalt  und  Schlechtigkeit  von  oben 
säeten  rinr  Saat.  dir  sehr  schlimm  aufgehen  sollte. 

Ks  isi  rinr  Thalsarhe,  dass  drr  allerdings  temperamentvolle  Johann 
.Most  in  drr  b-tzten  Zeit  vor  dem  Socialislengesetz  rin  ziemlich  gemässigt 
denkender  Mann  geworden  war.  Kr  ging  dann  narli  London  und  gab  dir 
«Freiheit»  heraus;  die  verzweifelte  Stimmung  marhir  ihii  zurrst  zum  rabiaten 
Revolutionär  und  nach  und  nach  zum  ge  wallthäligstcn  Anarchisten,  drr  sich 
in  den  seltsamsten  Zerstörungsphantasien  berauschte.  Ks  ist  festgestellt,  dass 
er  aurh  drm  Kinriuss  hrzaldtrr  Lockspitzel  unterlag.  Das  Attentat  auf 
Alexander  II.  am  1.3.  März  1HSI  veranlasste  ihn  zu  begeisterter  Lobpreisung 
und  zur  Aufforderung,  es  in  allen  Ländern  nachzuahmen.  Kr  wurde  zu  lb  Mo- 
niten Gefängnis  verurteilt  und  bald  fand  die  «Freiheit»  in  London  keinen 
Drucker  mehr,  sir  siedrlte  in  dir  Schweiz  über  und  wurde  eine  Zeitlang  von 
d'-m  später  als  Polizeispitzel  entlarvten  Karl  Schröder  in  Zürich  heraus- 
gegeben, bis  Most  nach  N'ew-Vork  gitig  und  das  Blatt  wieder  an  sich  zog. 

Fast  noch  ärger  als  in  Deutschland  wütete  die  Verfolgung  jetler  Arbeiter- 
organisation in  Oesterreich  und  am  ärgsten  in  Höhmen.  Während  aber  unter 
iler  gesc  hulteren  und  besonneneren  Arbeiterschaft  Deutschlands  der  Anarchismus 
nur  kleinere  unbedeutende  Kreise  erobern  konnte,  fand  er  unter  der  ungeschul- 
teren und  leidenschaftlicheren  Arbeiterschaft  Oesterreichs,  namentlich  unter 
ihrem  zahlreichen  slavischcn  Teile  einen  empfänglichen  Hoden.  Das  unsägliche 
Elend,  das  durch  die  Verfolgungen  über  weite  Kreise  verhängt  wurde,  erhitzte 
die  Gemüter  bis  zum  Wahnsinn.  Und  nun  gewann  der  Anarchismus  jene 
unheimliche  Gestalt,  in  der  er  das  Verbrechen,  den  gemeinen  Mord  und  Raub 
an  Privaten,  als  ein  revolutionäres  Mittel  erblicken  konnte.  Die  «Freiheit» 
war  das  getreue  Sprachorgan  dieser  abscheulichen  Verirrung  und  es  ging  auch 
nicht  lange,  so  fanden  sich  Personen  zur  VerÜbung  solcher  Verbrechen,  die 
allerdings  hingerichtet,  dann  aber  als  Märtyrer  gefeiert  wurden.  Festzustellen 
ist  aber  auch,  dass  bei  allen  diesen  Verirrten  ein  intimer  Umgang  mit  Lock- 
spitzeln nachgewiesen  worden  ist,  und  dass  diese  Lockspitzel,  die  damals  die 
anarchistischen  Gruppen  in  der  Schweiz  stark  heimsuchten,  die  blutdürstigsten 
waren. 

4.  Die  Aktion  dkk  st  hvvi  izkrischkn  Bkhördkn.  Durch  Heschluss  vom 
2t».  Februar  1885  ordnete  der  Hundesrat  eine  strafrechtliche  Verfolgung  an 
und  schied  Herrn  Fürspreeher  und  Nationalrat  Kd.  Müllrr  in  Hrrn  dir  Funktio- 
nen eines  Generalanwalts  zu.     Kr  stützte  sich  dabei  auf  folgende  Krwägungen: 

.dass  die  von  den  Polizeibehörden  mehrerer  Kantone  angestellten  Untersuchungen 
«•»eben  haben,  dass  in  einigen  Orten  der  Schweiz  Individuen  unter  dem  Namen  „An- 
archisten- Associationen  bilden  und  offen  Raub.  Brandstiftung.  Mord  und  Vernichtung 
der  bestehenden  Gesellschaft  empfehlen  :  dass  solche  Aufforderungen  durch  Zeitungen  ver- 
breitet werden,  die  in  der  Schweiz  erscheinen  oder  dort  zur  Austeilung  gelangen;  dass  eine 
gewisse  Anzahl  von  Indizien  die  Vermutung  aufkommen  lassen,  dass  behufs  Sprengung  des 
Bundespalastes  in  Bern  von  Anarchisten  ein  Komplott  angezettelt  worden  ist,  und  dass  sogar 
dem  letzteren  äussere  Handlungen  nachgefolgt  sind,  die  als  Anfang  der  Ausführung  sich 
charakterisieren :  dass  diese  Thatsaehen  entweder  Verbrechen  oder  Vergehen  gegen  die 
verfassungsmässige  Ordnung  und  die  innere  Sicherheit  des  Landes  bilden:  dass  es  unter 
allen  Umständen  notwendig  geworden  ist.  eine  gerichtliche  Untersuchung  Ober  das  Thun 
und  Treiben  der  Anarchisten  zu  eröffnen  und  dieselbe  einer  einheitlichen  Leitung  zu 
unterstellen.* 
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Herr  Kd.  Müller,  der  spätere  Bundesrat,  gab  einen  ausführlichen  Bericht 
mit  vielen  Auszügen  aus  der  «Freiheil»  und  Ansahen  über  die  Organisation 
der  Anarchisten.  Das  angebliche  Attentat  auf  das  Kundesrathaus  erwies  sich 
als  eine  grossartige  Tauschung.  als  die  Mystifikation  eines  Friseurs,  der  sich 
im  Untersuchungsgefängnis  erhängte.  Die  Organisation  der  Anarchisten  zeigte 
sich  als  schwach,  die  stärksten  Gruppen  zählten  nicht  über  20,  höchstens 
30  Mitglieder  und  meist  fanden  sich  nur  4,  5.  b  Mitglieder  selbst  in  grösseren 
Städten,  aber  sie  waren  meist  verwegene  Leute  von  grosser  Rührigkeit  und 
fanatischer  Hingabe,  sie  hatten  mit  den  Hingerithteten  in  Verkehr  gestanden. 
Auch  einig»-  Lockspitzel  wurden  aufgefunden.  Die  Untersuchung  konnte  das 
wirkliche  Mestehen  einer  Vereinigung  von  Personen  zum  Zweck.  Verbrechen  im 
Sinne  Mösts  vorzubereiten,  zu  veranlassen  und  zu  unterstützen,  nicht  nachweisen, 
die  Beteiligung  Kinzelncr  bei  bereits  verübten  Verbrechen  beruhte  auf  persön- 
licher Initiative,  allerdings  wachgerufen  durch  die  Brandschriften.  Kinzclne  Fälle 
wurden  den  kantonalen  Gerichten  überwiesen,  eine  grössere  Zahl  wurde  durch 
Bundesratsbeschluss  ausgewiesen,  aber  von  der  Erhebung  einer  gerichtlichen 
Anklage  seitens  der  Kidgenossenschaft  wurde  Umgang  genommen.  Der  Bericht- 
erstatter riet  ab.  Massnahmen  zur  Unterdrückung  der  anarchistischen  Presse 
zu  t reden,  da  die  geheime  Verbreitung  nur  schlimmer  sein  würde;  er  riet  auch 
ab  von  der  Einführung  einer  eidgenössischen  politischen  Polizei,  die  einerseits 
der  Opposition  der  Föderalisten  und  anderseits  der  natürlichen  Abneigung 
unseres  Volkes  gegen  alles,  was  Polizei  heisst,  namentlich  aber  gegen  eine 
politische  Polizei,  begegnen  würde.  Dagegen  sei  zu  empfehlen  die  Revision 
des  Bundesstrafrechts  und  -  als  das  wirksamste  Mittel  zur  Bekämpfung  des 
Anarchismus  die  möglichst  weitherzige  Erfüllung  der  berechtigten 
Forderungen  des  A  r h c i l  er s t  a n d es.  «  Sorge  man  dafür,  dass  dem  Arbeiter 
für  sich  und  die  Seinen  körperliche  und  geistige  Gesundheit  gewahrt  bleibe 
und  dass  er  für  die  Tag«-  der  Krankheil.  «1er  Arbeitsunfähigkeit  und  für  den 
Fall  seines  Todes  sich  und  die  Seinen  gegen  Not  und  Klend  sicherstellen  kann. 
Dann  wird  der  Anarchismus  verschwinden,  denn  dann,  aber  auch  erst  dann 
hat  man  das  Uebel  an  der  W  urzel  erfasst.» 

Erst  acht  Jahre  später  kam  der  Bundesrat  dazu,  mit  Botschaft  vom 
IS.  Dezember  18'M  der  Bundesversammlung  eine  Novelle  zum  Bundesstrafrecht 
von  1S53  vorzulegen,  da  die  Bondienattentate  in  Paris  und  Barcelona  ein 
Wiedererwacheu  des  gewaltthätigen  Anarchismus  anzeigten.  Der  bundesrätliche 
Entwurf  enthielt  eine  besondere  Strafschärfung,  wenn  der  Thäter  in  der  Absicht 
handelt,  «einen  gewaltsamen  Umsturz  der  staatlichen  oder  gesellschaftlichen 
Ordnung  vorzubereiten  oder  einzuleiten».  Diese  Bestimmung  wurde  in  den 
Beratungen  der  Bundesversammlung  gestrichen,  damit  verlor  auch  das  Gesetz 
den  Charakter  eines  Spezialgesetzes  gegen  die  Anarchisten  und  kann  daher 
auch  kaum  mehr  als  Anarchistengesetz  bezeichnet  werden.  Ks  ist  datiert  vom 
12.  April  1894  und  lautet: 

Art.  1.  Wer  Sprengstoffe  zu  verbrecherischen  Zwecken  gebraucht,  wird  mit  Zucht- 
haus von  wenigstens  zehn  Jahren  bestraft. 

Art.  2.  Wer  Sprengstoffe,  von  denen  er  annehmen  muss.  dass  sie  zu  Verbrechen 
gegen  die  Sicherheit  von  Personen  oder  Sachen  gebraucht  werden  sollen,  herstellt  oder  zur 
Herstellung  solcher  Sprengmittel  Anleitung  giebt.  wird  mit  Zuchthaus  nicht  unter  fünf 
Jahren  bestraft. 

Art.  Wer  Sprengstoffe,  von  denen  er  annehmen  muss,  dass  sie  /.u  Verbrechen  von 
Personen  oder  Sachen  gebraucht  werden  sollen,  in  einer  anderen  Absicht,  als  um  das  Ver- 
brechen zu  verhüten,  in  Besitz  nimmt,  aufbewahrt,  jemandem  Übergiebt  oder  an  einen 
anderen  Ort  schafft,  wird  mit  Gefängnis  nicht  unter  sechs  Monaten  oder  mit  Zuchthaus  bestraft. 

A  rt.  4.  Wer  in  der  Absicht.  Schrecken  zu  verbreiten  oder  die  allgemeine  Sicherheit 
zu  erschüttern,  zu  Verbrechen  gegen  die  Sicherheit  von  Personen  oder  Sachen  aufmuntert 
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oder  Anleitung  gieht.  wird  mit  Gefängnis  nicht  unter  sechs  Monaten  oder  mit  Zuchthaus 
bestraft. 

Art.  5.  Werden  die  in  Art  4  bedrohten  Verbrechen  durch  die  Druckerpresse  oder 
durch  ähnliche  Mittel  begangen,  so  sind  die  sämtlichen  Teilnehmer  iThäter.  Anstifter,  Ge- 
holfen und  Begünstiger»  strafbar  und  es  finden  auf  dieselben  die  Vorschriften  der  Art.  h4* — 72 
des  Bundesstrafgesety.es  vom  4.  Februar  I M5A  keine  Anwendung.  Gegen  den  Begünstiger 
kann  auf  blosse  Geldbusse  erkannt  werden. 

Art.  6.  Die  in  den  Art.  1—4  erwähnten  Handlungen  unterliegen,  auch  wenn  sie  im 
Auslande  begangen  werden,  den  Straf bestimmungen  dieses  Gesetzes,  sofern  sie  gegen  die 
Kidgenossenschaft  oder  ihre  Angehörigen  gerichtet  sind. 

Art.  7.  Treffen  mit  den  in  den  Art.  I  — J  erwähnten  Verbrechen  Handlungen  zusammen, 
welche  unter  das  kantonale  Strafrcrht  fallen,  so  sind  diese  letzteren  durch  die  kantonalen 
Gerichte  zu  beurteilet»  und  unterstehen  dem  kantonalen  Begnadigungsrecht 

Zur  Anwendung  gegen  Anarchisten  ist  dieses  Strafgeset /  noc  h  nicht  gelangt. 

Allerdings  wurde  gegen  «Iii-  Urheber  Urs  «  Almanaco  socialista-anarchico  »  für 

1900  eine  Anklag«-  erhohen.     Das  Bundesg. -rieht  sprach  sie  alu-r  frei. 

5.      DKR    KlNILLSS    AlSI.ÄNDtSCHlCR    ANARC  IIISTIS.  HKK    SiRnMCNliKS.  Die 

damaligen  Anarchisten  in  rler  Schweiz  waren  vorwiegend  Oe>terreicher,  /um 
kleineren  Teil  Reichsdeutsehe  und  nur  wenige  Schweizer.  Nach  ihrem  schweren 
Niedergang  in  den  Krisenjahren  erholte  sich  die  schweizerische  Arbeiter- 
bewegung nur  langsam  von  den  Verheerungen  und  kam  <-r>t  in  di-r  /weiten 
Hälfte  der  80er  Jahre  wieder  in  Aufschwung.  Mittlerweile  sammelten  sich 
auch  die  Arbeiterorganisationen  in  Deutschland  und  Oesterreich  wieder  und 
erstarkten  politisch  und  gewerkschaftlich.  Damit  wurde  auch  der  Anarchismus 
zurückgedrängt  und  bedeutungslos.  Kinen  \  orübergehenden  Kinnuss  hatte 
anfangs  der  00er  Jahre  die  Bewegung  der  aus  der  s,,<  ialdeniokrat ischen  Partei 
ausgeschiedenen  c Jungen»  oder  «Unabhängigen*  auch  auf  die  Schweiz,  sie 
führte  auch  zu  einem  Anarchismus,  wurde  aber  schliesslich  harmlos. 

Gar  keine  Rückwirkung  auf  die  schweizerische  Arbeiterschaft  hatte  das 
Wiederaufleben  des  Bomhenaunrchisinus  in  Frankreich,  stärker  dagegen  war 
der  Kinfluss  zeitweise  auf  die  italienischen  Arbeiter  in  der  Schweiz.  Dies  ist 
um  sn  seltsamer,  als  in  Italien  selbst  der  Anarehismus  geradezu  bedeutungslos 
gewurden  ist.  Das  Streben  nach  F.rlosung  aus  unsäglichem  F.lend  hat  in  Italien 
seinen  kniffigen  Ausdruck  in  einer  gut  geleiteten  socialdemokratischen  l'artei 
und  in  Gewerkschaften  gefunden,  die,  zwar  oft  durch  Gewaltmassregeln  und 
Verfolgungen  gestört,  sich  erfreulich  entwickelt  haben.  Vnarcbistische  Druck- 
schriften erscheinen  meist  im  Auslände,  namentlich  in  Amerika,  in  Genf  erscheint 
der  «Risveglio»  italienisch  und  französisch,  beschränkt  sich  aber  wesentlich 
auf  Theorie  und  Kritik  und  fordert  nicht  zu  Ge waltthaten  auf.  Die  von 
Italienern  begangenen  Attentate  erscheinen  als  individuelle  Akte,  die  Berichte 
über  «Verschwörungen»  sind  mit  grossem  Misstrauen  aufzunehmen  und  wohl  meist 
l'olizeiinaebe,  es  fehlte  ja  auch  wiederholt,  nicht  an  italienischen  Lockspitzeln. 

b.  Schli  ssbktrac  hti  xokn.  Leider  sind  die  guten  Ratschläge  des  General- 
anwalts Müller  von  1885  nicht  beherzigt  worden.  Man  hat  eine  politische 
Polizei  eingeführt,  deren  Wirksamkeit  sich  in  geradem  Gegensatz  zu  diesen 
Ratschlägen  befindet  und  die  von  Zeit  zu  Zeit  sich  durch  Repressivmassregeln 
betnerklich  macht  und  dadurch  in  der  Arbeiterschaft  auf  heftigen  Widerspruch 
stösst.  Was  heute-  noch  als  Anarchismus  vorkommt,  will  von  gemeinen  Ver- 
brechen nichts  mehr  wissen,  trotzdem  gilt  er  der  Polizei  ohne  weiteres  als  ein 
solches  und  als  ein  rotes  Tuch,  auf  das  sie  blindlings  losgeht.  Was  eine  Ver- 
irrung  war.  wird  als  ein  bleibendes  Kriterium  angenommen.  Als  Freiheitsidee 
über  die  Gestaltung  der  zukünftigen  Gesellschaft  soll  dem  Anarchismus  die 
freie  Meinungsäusserung  in  gleicher  Weise  gewährleistet  sein,  wie  jeder  anderen 
Theorie.     Die  Polizei  ist  nicht  dazu  da  und  auch  garnicht  dazu  fähig,  sociale 
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Theorie  n  /u  beurteih'n  uiui  gar  als  « schädlich  *•  zu  vertolgen.  lud  dm  li  sind 
wiederholt  auf  P«diz<-ih«Ti<  litt-  hin.  ohne  jede  Kontrolle,  Personen  aus  der 
Schweiz  ausgewiesen  worden,  «lie  nur  B< kenncr  der  anar«  histis«  h«  n  Theorie, 
sonst  aber  durchaus  harmlos  waren. 

Allerdings  tritt  der  Anarchismus  auch  als  intensiv«-  Feindschaft  gegen  den 
Staat  und  die  Staatsbehörden  auf  und  äussert  sieh  in  scharfen  Angritlen  gegen 
Regierungen  solcher  Länder,  in  denen  die  freie  Meinungsäusserung,  die  Orga- 
nisation und  Bewegung  der  Arbeiterklasse  polizeilieh  unterdrückt  wird.  Das 
mag  mitunter  Reklamationen  beim  Bundesrate  hervorrufen.  Hier  liegt  ein 
verletztes  Rechtsbe wusstsein  oder  gar  das  (Je fühl  der  Rechtlosigkeit  zu  Grunde. 
Das  lässt  sich  nun  wahrlich  nicht  durch  ungeschickte  Beaufsichtigung  von  Ver- 
sammlungen, allerlei  l'olizeischnüileleicn  oder  gar  Massregelungen  beseitigen. 
Ks  entspricht  der  Winde  eines  demokratischen  Staatswesens,  den  Knischeid 
über  die  allfällige  Strafbarkeit  von  Angritlen  den  zuständigen  Gerichten  zu 
überlassen  und  die  Reklamierenden  an  diese  zu  verweisen.  Noch  mehr  aber 
muss  sich  ein  solches  Staatswesen  davor  hüten,  vielmehr  dagegen  einschreiten, 
wenn  berechtigte  Handlungen,  wie  z.  B.  Streiks,  von  kantonalen  Organen  als 
Revolution  behandelt  oder  mit  Militärgewall  und  Ausweisungen  unterdrückt 
werden.  Das  provoziert  sogar  das  Gefühl  der  Rechtlosigkeit  unter  der  Arbeiter- 
schaft und  schafft  einen  empfängliehen  Boden  für  anarchistische  Anschauungen. 
Di«'  Schweiz  kann  freilich  nicht  zugeben.  da>s  von  ihrem  Boden  aus  Gewalt- 
akte gegen  andere  Staaten  ausgeübt  werden,  aber  Reden  und  Schreiben  sind 
an  sich  noch  keine  solchen,  und  wo  oder  wann  sie  es  w  erden,  »las  bleibe  den 
zuständigen  Gerichten  überlassen.  Im  gerichtlichen  Verfahren  sind  auch  die 
Garantien  einer  kontrollierbaren  l.'ntersucluing  gegeben.  Verwaltungsakte  auf 
Grund  unkontrollierbarer  polizeilicher  Feststellungen  sollten  in  einem  Rechts- 
staate garnicht  vorkommen,  und  wo  sie  vorkommen,  bekräftigen  sie  den  An- 
archismus, statt  ihn  zu  beseitigen. 

Wer  den  Anarehismus  näher  und  objektiv  studiert,  der  wird  ebenso  wie 
der  Generalanwalt  Müller  zu  dem  Schlüsse  kommen,  dass  er  als  Massen- 
erscheinung eine  leicht  heilbare  Krankheit  ist.  In  einer  Arbeiterschaft,  die  ihr 
Sueben  nach  Hebung  und  Befreiung  frei  ausleben  kann,  die  nicht  stets  mit 
Misstrauen  und  Missachtung,  sondern  mit  Verständnis  behandelt  wird,  findet 
«ler  Anarchismus  keinen  Nährboden  und  er  verliert  ihn  sofort,  sobald  polizei- 
liche Bevormundung.  Misstrauen  und  Missachtung  aufhören  und  Verständnis  an 
dessen  Stelle  tritt.  Können  sieh  gar  «lie  Behörden  zu  der  Krkenntnis  auf- 
schwingen, dass  bei  den  Gesetzen,  namcntlnh  bei  solchen,  die  Arbeiter- 
verhältnisse betretfen.  die  Wünsche  der  Arbeiterschaft  gleiches  Gehör  und 
gleiche  Berücksichtigung  verdienen,  wie  «He  Wünsche  der  heute  noch  mass- 
gebenden Klassen,  so  wird  in  der  Arbeiterschaft  «las  Gefühl,  dass  «ler  Staat 
auch  ihr  Gemein  w  es«n  sei,  dass  er  nicht  nur  der  besitzenden  Klasse  «li«-ne. 
zur  Herrschaft  gelangen.  So  wie  heute  die  Sachen  noch  liegen,  wird  «lie 
Arbeiters«  halt  dies«-  Stellung  «  rst  zu  erkämpfen  haben.  Dab«-i  wird  sie  in 
gleicher  Weise  zu  bekämpfen  haben,  die  Bevormundung*-  und  Herrschsucht  von 
oben,  wie  die  Gleichgültigkeit,  die  Mutlosigkeit  und  das  Verzweifeln  an  der 
Zukunft  von  unten,  in  denen  der  Bazillus  des  Anarchismus  vorzugsweise  geib-iht. 
Indem  die  organisierte  Arbcit«  rs<  halt  ihre  zurückgebliebenen  Kameraden  an 
sieh  zieht  und  für  eine  erreichbare  besser«*  Zukunft  begeistert,  wird  sie  selbst, 
und  nur  sie  selbst,  die  Geister  des  Anarchismus  bannen. 

/V.  Litteratur.  M.  Dragomanoff,  Michail  Ha  tu  »ins  soeial/olitiseArr  Brief- 
wechsel mit  Alex.  Herzen  und  Ogarjov.  ■;  Otts  dem  russischen  über  setzt  von  B.  A/inzes; 
Stuttgart  tS<?j  (ah  Beilagen  befinden  sich  hier  h.  a.:   /.  l'rogratnmrede  Baku  »ins  auf 
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dem  ersten  Kongresse  der  Friedens-  und  Freiheitsliga  in  (wen/  im  Jahre  /Söj  ;  2.  vier 
Reden  Bakunins,  gehalten  auf  dem  Kongresse  dieser  Liga  in  Hern  im  Jahre  /SöS; 
3.  das  Programm  und  die  geheimen  Statuten  der  „Allia/tre  de  la  Democratie  sociale"). 
—  E.  V.  Zenker,  Der  Anarchismus,  Jena  /Syj,  achtes  Kapitel,  S.  173  ff.  —  F.  Berghoff- 
($ing,  Die  socialistischc  Arbeiterbewegung  in  der  Sclniciz,  Leipzig  2.  Kap.  S.Ö3  ff., 

3.  Kapitel  S.  132  ff.  und  t).  Kapitel  S.  2J2  ff.  —  Hermann  Seuffert,  Anarchismus  und 
Strafrecht,  Pertin  /Syy.  —  Bericht  des  eidgen.  (icneralanwalts  über  die  anarchistischen 
Umtriebe  in  der  Schw  eiz,  Bundcshlatt,  37.  Jahrg..  Bd.  III.  —  Ferner  zur  Theorie 
des  Anarehismus:  Herrn.  Greulich,  Theorie  der  Anarchie;  Jahrbuch  für  Sociatwisseu- 
schaft  und  Sociatpolitik  /Sjip;So.  —  Q.  Adler,  Artikel  „Anarchismus''  in  Conrads  Hand- 
wörterbuch der  Slaatswisscnscha/ten,  Bd.  I.  —  Rud.  Stammler,  Die  Theorie  des  Au- 
arehismus, Berlin  -  G.  Plechanoff,  Anarchismus  und  Socialismus,  Berlin  /S94.  — 
N.  Reichesberg,  Socialismus  und  Anarchismus,  Bern-Leipzig  /S93.  —  P.  Efttbacher,  Der 
Anarchismus,  Berlin  1900.  —  B.  Friedender,  Die  vier  Hauptrichtungen  der  modernen 
socialen  Bewegung;  1.  Teil:  Marxismus  und  Anarchismus,  Berlin  f</o/. 

Hermann  Greulich,  Schweizerischer  Arbeitersekretär,  Zürich. 

Anthropometrisches  Signalement. 

I.  Begriff  und  Würdigung  des  a  nthropoiuctiischcn  Signalements. — 
II.  Die  Bestandteile  des  anthropometrisehen  Signalements:  I.  Die 
Körpermessungen;  2.  die  Personenbeschreibung:  3.  die  Beschreibung  der  beson- 
deren Kennzeichen;  4.  die  Photographie  und  die  Kingerabdrücke.  III.  Die 
Anwendung  des  anthropometrisehen  Signalements  in  der  Schweiz. 
—  IV.  Litteratur. 

I.  Begriff  und  Würdigung  des  anthropometrisehen  Signalements.  Die 

Anthropometrie,  die  Lehre  von  den  Massverhältnissen  des  menschlichen  Kör- 
per*., bisher  mehr  von  den  (Jelehrten  und  bildenden  Künstlern  angewendet, 
hat  durch  AlphonsE  Bertillon  .  den  Chef  des  Identifikationsdienstes  an  der 
Polizeipräfektur  in  Paris,  insoweit  mehr  praktische  Bedeutung  erlangt,  als  sie 
zur  (J  rund  läge  seiner  neuen  Signalementslehre  gemacht  wurde,  die  in  der 
Wirdererkennung  (Identifikation)  rückfalliger  Verbrecher  der  Polizei  ein  unschätz- 
bares Hülfsmittcl  geschaffen  hat.  Die  Methode  Bertillons,  Personen  zu  identi- 
fizieren, oder,  wie  er  sie  selbst  bezeichnet,  das  « anthropumetrisc.be  Signalement», 
ist  ein  geistreiches,  fein  durchdachtes  System,  beruhend  auf  genaue  statistische 
Daten  und  zielbewusste  Krprobung  der  Funktionen  der  einzelnen  Bestandteile 
der  Methode  selbst.  Das  Hauptmittel  der  Polizei,  dem  Zweck  und  den  Zielen 
des  Strafverfahrens  gerecht  zu  werden,  nur  dasjenige  Individuum  dem  Straf- 
richter zu  überliefern,  welches  die  strafbare  Handlung  auch  begangen  hat,  ist 
von  Bertiibm  ausgebaut  und  ergänzt  worden.  Die  vorher  üblichen  Personen- 
bescbreibungen  waren  mangelhaft,  mit  Ausdrücken  versehen,  welche  viele 
Zweifel  aufkommen  liessen,  und  in  keiner  Weise  mehr  geeignet.  Schritt  zu 
halten  mit  allen  Betrügereien,  mit  denen  das  modern'-  Gaunertum  die  Polizei 
rucksichtlich  der  Personalien  zu  tauschen  sucht.  Weder  das  bisherige  Signa- 
lement, noch  die  Photographie  waren  mehr  im  stände,  mit  absoluter  Sicherheit 
einen  Verbrecher  wiedererkennen  zu  lassen:  mit  dem  anthropometrisehen  Signa- 
lement ist  es  hingegen  in  geradezu  verblüffender  Weise  möglich.  Wie  der  Jäger 
sich  mit  der  Naturgeschichte  des  Wildes  vertraut  macht,  wie  der  Heizer  die 
Technik  seiner  Maschine  kennt,  so  muss  auch  der  Polizeimann  auf  seiner 
« Menschenjagd  >  mit  der  Anthropologie,  der  Naturgeschichte  des  Menschen, 
sich  mehr  beschäftigen  und  die  persönlichen  Kigentümlichkeiten  des  einzelnen 
Menschen  kennen.     Das  war  der  Ausgangspunkt  des  Systems  Bertillon. 

Bertillon  hat  nach  langjährigen  Studien  die  Gewissheit  erlangt,  dass  ver- 
schiedene Dimensionen  an  den  Köperteilen  des  Menschen  nach  dem  20.  Alter.s- 
jahre  sich   entweder  gar  nicht   mehr  oder  nur  gering  verändern:  auf  Grund 
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gewissenhafter  Prüfung  von  zahlreichen  Messungen,  welehe  «ler  Körper  zulässt, 
hat  er  nun  elf  solche  als  Grundlage  für  das  Signalement  angenommen. 

II.  Die  Bestandteile  des  anthropometrischen  Signalements.  Das  anthro- 
pometrisehe  Signalement  wird  in  drei  Hauptabschnitte  geteilt:  I.  Die  Körper- 
messungen, 2.  die  Personcnbeschreibung.  die  Beschreibung  der  besonderen 
Kennzeichen.  Als  Anhang  dazu  kommen  dann  noch  die  Photographie  und  die 
Abdrücke  einiger  Fingerspitzen.  Die  beiden  ersten  Teile  sind  einander  voll- 
ständig entgegengesetzt.  Mit  den  Körpermessungen  sucht  die  Polizei  ein  ver- 
haftetes Individuum  aus  den  zahlreichen  Signalementen  heraus  zu  identifizieren, 
während  mit  der  Personenbest  hreibung  die  Person  unier  dem  Publikum  zu 
suchen  ist.  Die  Körpermessungen  fallen  daher  mehr  in  das  Pensum  der  Ge- 
fängnisbeamten,  während  die  Personenbeschreibung  der  Fahndungspolizei  dient. 

1.  Du:  KßRPKKMKssi'Nn.  Zum  ersten  Teil,  den  Körpermessungen,  gehören 
folgende  Masse:  die  Körperlänge,  mit  einem  verbesserten  Apparate  aulge- 
nommen; die  Spannweite,  d.h.  die  Entfernung  der  Mittelfingerspitzen  bei 
wagrecht  ausgestreckten  Armen:  die  Sitzhöhe,  auch  Büstenhöhe  genannt, 
ähnlich  gemessen  in  sitzender  Stellung  wie  die  Körperlänge.  Diese  drei  Masse 
werden  mit  passenden  Massstäben,  welche  an  einer  Wand  angebracht  sind, 
ermittelt.  Hierauf  folgen  die  Kopfmasse  und  zwar  vorab  die  Kopflänge, 
d.i.  die  grösste  Kntfernung  von  der  Nasenwurzel,  der  Einsattelung  zwischen 
Nase  und  Stirne.  bis  zum  Hinterkopf,  dann  die  Kopfbreiie.  der  grössie  Kopf- 
durchmesser der  Breite,  welcher  sich  in  der  Regel  unmittelbar  Uber  den  beiden 
Ohren  befindet,  und  als  drittes  Kopfmass  die  J  oc  h  bei  n  hn- i  t  e.  Darunter  ist 
die  grösste  Kntfernung  der  Knochenbogen  verstanden,  die  «.ich  vom  Wangen- 
vorsprung  des  Oberkielers  nach  der  Mündung  des  Gehörganges  hinziehen.  » 
Diese  drei  Kopfmasse,  die  zuverlässigsten  \on  allen  Massen,  werden  mit  einem 
eigenen  Taste-Zirkel  aufgenommen.  Ks  folgt  nun  die  Ohrlänge,  dem  rechten 
Ohr  entnommen,  mittelst  einer  kleinen  Schublehre,  dann  die  Länge  des 
linken  Fusses.  des  linken  Mittelfingers,  des  linken  kleinen  Kingersund 
endlich  die  Länge  des  linken  V  orderarmes.  Diese  letzterer»  Krgebnisse  werden 
mit  einer  grösseren  Schublehre  gefunden.  Von  diesen  Massen  sind  auch  nach 
dem  20.  Altersjahr  einige  noch  geringer  Veränderung  unterworfen,  so  namentlich 
die  Körperlänge  durch  Verlängerung  der  Schenkel  und  die  Spannweite  durch 
Verlängerung  der  Arme.  Die  Messungen  der  Kvtremitäten  erfolgen  deshalb 
an  der  linken  Körperseite,  weil  diese  weniger  durch  Arbeit  u.  dgl.  beschädigt 
und  verändert  wird.  Line  Ausnahme  von  dieser  Regel  macht  das  Ohr,  weil 
es  zum  Profilbilde  der  Photographie  gehört  und  dort  die  rechte  Kopfseite- 
gewählt  wurde,  weil  diese  am  meisten  den  Gefahren  eines  Angriffes  ausgesetzt 
ist  und  somit  bei  der  Identifizierung  oder  auch  bei  »ler  Agnoszierung  bessere 
Dienste  leisten  kann. 

2.  Die  Persoxknbkschkkiihn«;.  Die  eigentliche  Personenbeschreibung, 
nicht  nur  für  Individuen  anwendbar,  welche  die  Polizei  in  Händen  hat.  ist 
wesentlich  anders  als  diejenige  der  bisherigen  Signalemente.  Bertillon  unter- 
scheidet vorab  zwischen  Beschreibung  der  farbigen  Kennzeichen  und  der 
der  eigentlichen  Körperteil»«.  yM  ,|,.n  ersteren  gehören  die  Farbe  »ler 
Iris  des  Auges,  die  Farbe  der  Barl-  und  Kopfhaare  und  die  Gesichtsfarbe,  und 
zu  den  letzte  ren  die  Stirne.  »Ii»«  Nase,  das  Ohr.  die  Leibesfülle  und  dann  mehr 
ergänzungsweise  die  Lippen,  das  Kinn,  der  Umriss  des  Kopfes,  die  Gesichts- 
züge.  der  Bart,  die  Kopfhaare,  «ler  Mund,  die  Gesiehlsfaltcn.  die  Augenbrauen, 
sowie  endlich  einige  Eigentümlichkeiten  der  ganzen  Figur,  wie  /.  B.  die  Körper- 
haltung, die  Stimme,  die  Sprache,  die  Kleidung  u.  s.  w.  Auch  hier  hat  Bertillon 
in  vorzüglicher  Weise  Ordnung   und  System   in  die  Sache  gebracht   und  zeigt 
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in  all*-  Kinzelluiten  hinaus,  wie  «Irr  hrireflendc  G<  gcnsland  in  Bezug  auf  Lage. 
Form,  Zeichnung.  Grösse  etc.  betra«htet  uml  besehriehen  werden  still.  .Alle 
einzelnen  Eigentümlichkeiten,  welche  regelmässig  zu  besehreiben  sind,  finden 
sich  auf  dem  Signalcmentsformular  vorgedru«  kt.  Die  Ausdrücke,  welche  dann 
in  jede  einzelne  Rubrik  hingesetzt  werden  müssen,  sind  infolge  dessen  sehr 
einfach.  Alle  Bezeichnungen  sind  der  Dreiteilung  unterslelli,  so  dass  z.  B.  für 
Grössen  nur  die  Worte  «klein»,  «mittel»  und  «gross»  gebraucht  werden,  für 
Idingen  «kurz»,  «mittel»  utul  «lang»,  dann  für  die  Stirnneigung  «senkrecht», 
«mittel»  und  «zurückweichend»,  oder  für  die  Nasenbasis  «aufwärts»,  «wag- 
recht» und  «abwärts»,  für  das  Kinn  «vorstehend*,  «mittel»  und  «zurück- 
weichen«!» u.  s.  w.  Dadurch  erhält  man  nicht  nur  eine  einheitliche  Art  der 
Beschreibung,  weil  die  Form  auf  der  Signalementskarte  vorgezeigt  ist.  sondern 
es  wird  das  ganze  Verfahren  der  Beschreibung  vereinfacht,  es  wir«!  der  Beamte 
und  Angestellte  überhaupt,  wenn  er  von  dritt«'n  Personen  ein«-  Beschreibung 
eines  Thäters  aufnehmen  muss,  mit  welcher  derselbe  dann  gesucht  werden 
soll,  viel  korrekter  vorgehen  und  nichts  vergessen,  während  bisher  nur  nichts- 
sagend«* Bezeichnungen  in  solchen  Fällen  zu  finden  waren. 

.L     BKSC  HREIRl  NC    PER    BESONDEREN    KENNZEICHEN.      Der  dritte  Teil,  die 

besonderen  Kennzeichen,  reiht  sich  in  gb-ich  gut«-r  Bearbeitung  an  die  anderen. 
Besond«-re  Kennzeichen  nennt  man  Narben.  \\ 'unden,  Tätowierungen,  Geschwüre 
un«l  S<  bonheitsflecken  (Mab  )  und  nicht  auch  wie  früher  besomh-n-  Qualilika- 
tion«-n  der  Person  rücksichtlich  ihrer  Herkunft  tulcr  ihrer  Wrhrecherge wohnheit. 
Die  besmuleren  Kennzeichen  werden  genau  beschrieben  in  Bezug  auf  ihr« • 
Natur  uder  Benennung,  ihre  G«*stalt.  ihre  (Inisse.  ihre  Richtung  und  ihre  örtlich«* 
Lage  un<l  auf  der  Signalementskarte  so  getr«*nnt.  dass  in  «*in«*r  Rubrik  die- 
jenigen des  «*inen  Armes,  in  einer  and«*rn  diejenigen  ih  r  Brust,  des  Rückens, 
oder  «les  Halses  zu  finden  sind. 

4.  Die  Photooraphii:  i  ni>  die  Finc;er.\ii»riVke.  Die  als  Anhang  dem 
Signalement  Bertillon  folgende  Photographie  z«  igt  «-in  Doppclhild.  «las  «*in«*  im 
Profil  der  rechten  Seite  un«l  das  andere  ,-n  face,  beide  Brustbild.  Das  Profil- 
bild  ist  n«-u  und  sehr  wertvoll,  da  auf  «.liesein  di<*  Formen  «ler  Stirne,  Nase. 
Lippen,  Kinn  etc.  besser  zum  Ausdruck  kommen.  Als  vollständig  wertlos  sind 
heute  die  früheren  Photographien  «b*r  rasierten  Sträfling«*  in  Z<*hrakleidern  ver- 
schwunden, sie  waren  bei  d«*r  Identifizierung  geeignet  zu  Irreleitung.  Ebenfalls 
neu  sind  die  Fingerabdruck«*,  «I.  h.  «Ii«*  \\'i«"«lergabe  <l«*r  /.«'ichnung  der  sehr 
verschiedenen  Formen  der  Beugs«*ite  il«*r  vorderen  Fingerenden  «l(*s  Daumens. 
Zeigefingers.  Mittelfingers  und  des  Ringfingers  «|.  r  rechten  Hand.  Diese  Papillar- 
linien der  Haut  sinil  in  «ier  Zeichnung  b«*i  jc<h*m  M«*nsch«*n  anders,  daher  sehr 
wertvoll  für  die  Wiedererkennung.  Ks  ist  selbst redeiul.  «lass  jetle  Legitimations- 
karte emilich  auch  die  genauen  Personalien  des  Individuums  enthält,  sowi«* 
auch  die  Angaben  über  Ausweisschriften.  Wehrpflicht,  Vorstrafen  u.  s.  w. 

DL  Die  Anwendung  des  anthropometrischen  Signalements  in  der 
Schweiz.  Im  letzten  Jahrzehnt  «les  PL  Jahrhumb'rts  hat  die  «  Anthropomctri«- » 
oder  die  « Bertillonage »,  wie  das  Verfahren  auch  kurzweg  genannt  wird,  in 
beinah«-  allen  civilisierten  Länd«*rn  Eingang  g«*funden.  Auch  die  Schweiz  hat 
Schritt  gehalten,  denn  kaum  waren  «dinge  Nachbarstaaten  vorangegangenes«»  war 
bei  uns  schon  eine  Zunahm«*  der  internationalen  Gauner  bemerkbar,  welch«* 
der  gefür«  hteten  Massregel  auswichen. 

Im  Jahre  1890  schon  fand  in  Bern  unter  den  Auspizien  von  Dr.  Guillaume. 
Direktor  d«*s  eidgenössischen  statistischen  Bureaus,  un«l  Oberst  Scherz,  dem 
damaligen  städtisch«*n  l'olizeidirektor .  eine  Versammlung  von  Interessenten 
statt,  welche  zu  Händen  «b-r  komp«-tenten  Behörden  eine  Resoluti«>n  fasste  zur 
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Einführung  des  anthropomctrischcn  Systems.  Im  Jahre  IH()1  begannen  der 
Kanton  Genf  und  «lir  städtische  Polizei  Hern  bereits  mit  dem  Verfahren, 
ihnen  folgte  ISMO  Lnusanne  und  andere  Kantone  waren  in  Vorbereitung. 
Den  Hauptimpuls  zur  allgemeinen  Adoption  in  der  Schweiz  aber  gab  ein 
14tägigcr  Instruktiotiskurs.  welcher  im  Februar  1900  in  Bern  unter  der  Leitung 
von  Oberst  Scherz,  nunmehr  Sekretär  für  das  Polizeiwesen  am  eidgenossischen 
Justiz-  und  I'olizcidepartetnent.  stattfand.  An  diesem  Kurse  waren  von  allen 
Kantonen,  mit  Ausnahme  von  Waadt,  Schwyz,  Appenzell  I.  Rh..  Delegierte, 
meist  Polizeibeamte,  beteiligt  und  wurden  theoretisch  und  praktisch  mit  dem 
Wesen  der  Anthropometrie  vertraut  gemacht.  Seit  Abhaltung  dieses  Kurses 
haben  denn  auch  die  Kantone  Zürich.  Hern.  lauern,  Frei  hur  g,  Hasel, 
St.  Gallen,  Aargau.  Thurgau,  Tessin  und  Neuenbürg  definitiv  Burcaux 
für  Hertillonage  eröffnet  und  das  Verfahren  eingeführt.  Damit  ist  der  bessere 
Teil  in  der  Sache  selbst  erreicht,  was  uns  noch  fehlt,  ist  eine  eidgenössische 
Centraistelle,  damit  die  einzelnen  Kantone  und  das  Ausland  ihre  Krkun- 
digungen  nicht  an  22  Orten  suchen  müssen.  Auch  diese  Frage  ist  bereits  in 
Fluss  gekommen  und  wird  einer  befriedigenden  Losung  entgegengehen,  dafür 
bürgt  schon  der  Umstand,  ilass  das  eidgenössische  Justiz-  und  Polizeidepariemcnt 
jenen  Instruktionskurs  angeordnet  und  sich  bereit  erklärt  hat,  der  Bundes- 
versammlung die  Krrichtung  einer  solchen  (Zentralstelle  zu  beantragen,  sofern 
eine  erheblic  he  Mehrheit  der  Kantone  sich  zu  Gunsten  dieser  Hinrichtung  aus- 
sprechen sollte. 

H 

IV.  Littemtlir.  Alphons  BertHlon,  Das  anthropotnetrische  Signalement.  Autorisierte 
deutsche  Ausgabe  z'on  Dr.  r.  Surr,  I'rofessor  der  gerichtlichen  Medizin  an  der  Uni- 
versität Basel.  Hern  u.  Leipzig,  rSg^.  —  Rapport  du  Dr.  Guillaume  sur  les  travamx 
du  Congres  penitentiaire  de  Home,  au  Conseil  fe'deral.  —  Auszug  aus  diesem  Rapport, 
Zeitschrift  für  Schweiz.  Straf  recht.  Jahrg.  I,  pag.  44.  —  R.  Schenk.  Die  Verbrecher- 
Messung  nach  Bertiiton,  ibid.  Jahrg.  III,  pag.  4J~.  —  Auszug  aus  dem  Bericht  über 
.  die  Berner  Versammlung  (Dezember  tSqot.  ibid.  Jahrg.  IV,  pag.  SS.  —  f,  H.  Le  Royer, 

Xotes  sur  I ' identifieation  anlhropomctrique,  ibid.  Jahrg.  IV,  p.  joS.  —  Derselbe,  Quelques 
mols  sur  r identifieation  par  l" anthropometrie,  ibid.  Jahrg.  VII,  p.  jgg. 

A.  Joüt,  kantonaler  Polizeiinspektor,  Bern. 

Apothekerwesen. 

I.  (i  e  sc  h  i  c  h  1 1  i  c  h  e  s :  I.  Das  Apothekerwesen  bis  zum  Erlass  bezüglicher 
liundesgesetze :  2.  das  Buudesgeselz  über  die  Freizügigkeit  des  Medizinalpcrsonals; 

die  kantonalen  Gesetzesbestimmungen.  II.    Die   wirtschaftlichen  und 

socialen  Verhältnisse  im  Apotheke  rw  esen.  IM.  S  t  a  t  i  s  t  i  sc  h  e  s  :  l.Ein- 
und  Ausfuhr  von  Erzeugnissen  des  Apothekergewerbes:  2.  /,ahl  der  etablierten 
Apotheken.  —  IV.  I.itteratur. 

L  Geschichtliches.  1.  Das  Acothi.kkkw  ksin  ins  /a  m  Kki.ass  bezOo- 
i.icher  IKndesoksktzk.  Die  ersten  Nachrichten  über  die  Apothekerkunst  in 
der  Schweiz  reichen  in  die  zweite  Hälfte  des  1  4.  Jahrhunderts  zurück  und  wurde 
dieselbe  wahrscheinlich  einerseits  von  Deutschland,  Augsburg,  Nürnberg,  Prag 
und  anderseits  von  Italien,  wo  hauptsächlich  in  Salemo  die  Heilkunst  damals 
in  grosser  Hlüle  stand,  nach  der  Schweiz  gebracht.  Die  ältesten  bezüglichen 
Aufzeichnungen  findet  man  in  den  vereinzelten  Chroniken  und  Urkunden  der 
Städte  Hasel.  Hern.  Zürich  und  Luzern. 

Im  Jahre  1-130  wurde  vom  Rate  der  Stadt  Hasel,  wohl  angesichts  des 
bevorstehenden  Konzils,  der  von  Deutschland  nach  dorlen  eingewanderte  Arzt. 
Meister  Dietrich,  mit  durchgreifenden  Neuerungen  auf  dem  Gebiete  des  Sanitäts- 
wesens der  Stadt   beauftragt   und   forderte   derselbe   unter  Anderm  vom  Rate 
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eine  Reform  der  Apotheken  uml  Erneuerung  der  schon  damals  als  alt  bekannten 
Apothekerordnung.  Schultheis*  und  Sladt  Hern  erlicssen  im  Jahre  1431  eine 
(Je würzordnung  für  Apotheker  und  Gewürzkrämer.  1460  übertrug  der  Rat 
der  Stadt  Basel  die  Beaufsichtigung  und  Visitation  der  Apotheken  an  die 
medizinische  Fakultät  der  neu  gegründeten  Universität.  Nach  einer  Chronik 
der  Stadt  Zürich  siedelte  im  Jahre  1504  Apotheker  Meister  Conrad  Clauscr 
nach  Luzern  über  und  aus  letzter  Stadt  stammen  aus  den»  16.  Jahrhundert, 
von  Seite  des  Staatsschreibers  und  gleichzeitigen  Apothekers  Cysat,  in  den 
Aulzeichnungen  des  sogenannten  Pestbuches  der  Stadt  Luzern  die  ausgiebigsten 
und  zuverlässigsten  Angaben  über  die  damaligen  dortigen  Apothckenverhältnissc. 

Aus  dem  17.  uml  18.  Jahrhundert,  bis  in  den  Anfang  des  19.  Jahrhunderts 
sind  aus  der  Geschichte  des  Apothekerwesens  der  Schweiz  wenig  bemerkens- 
werte Nachrichten  zu  verzeichnen.  Wohl  infolge  der  damals  schwer  danieder- 
liegenden Verhältnisse  in  der  Arznei  und  Heilkunst  und  dem  wenig  entwickelten 
Stand  der  Kenntnisse  in  Bezug  auf  Botanik,  Chemie.  Zoologie  etc.  beschränken 
sich  die  zu  erwähnenden  Vorkommnisse  im  Apothekerwesen  auf  wenige 
städtische  und  staatliche  Verordnungen  und  Kundgebungen  von  Massregcln 
betreffend  innere  Ordnung.  Ks  hat  fast  den  Anschein,  als  ob  die  Apotheker 
der  Schweiz  bis  zum  Ende  des  16.  Jahrhunderts  Staatsangestellte  gewesen 
wären  und  dass  ihre  damaligen  Offizinen  als  städtische  und  staatliche  Anstalten 
zu  betrachten  seien.  Jedoch  ist  dieses  wohl  nicht  im  vollen  Sinne  des  Wortes 
anzunehmen  und  wenn  auch  der  Rat  der  Stadt  Bern  am  Ende  des  lb.  Jahr- 
hunderts noch  immer  von  «unserer  Apotheke >  spricht  und  laut  bezüglicher 
Aufzeichnung  im  Jahre  1534  bis  1589  der  Rat  der  Stadt  regelmässig  einen 
welschen  und  deutschen  Apotheker  in  besoldeter  Stellung  hielt,  so  hatte  diese 
<  uns'Tii  Apothekern>  gewährte  Besoldung  wohl  mehr  den  Anschein  und  Sinn 
eines  Warlgeldes  uml  wahrscheinlich  nur  darin  seinen  Grund,  weil  der  Arznei- 
bedarf  der  damals  noch  kleinen  Stadt  doch  nicht  gross  genug  war,  um  zwei 
\pothekern  ein  genügendes  Auskommen  zu  gewähren. 

Das  Wissen  und  Können  der  damaligen  Apotheker  in  der  Schweiz,  wie 
übrigens  auch  anderswo,  stand  auf  einer  ziemlieh  niedrigen  Stufe  und  reichte 
kaum  an  dasjenige  eitles  Arztes  jener  Zeit  hinan.  Es  ist  last  unmöglich,  sich 
auch  nur  eine  annähernde  Vorstellung  von  dem  Bildungsgrad  und  der  bürger- 
lichen Stellung  der  damaligen  Apotheker  in  der  Schweiz  zu  machen.  Hervor- 
ragende Vertreter  des  Standes  fehlten  und  noch  bereits  bis  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts treten  Apotheker,  selbst  bei  den  ihrem  Berufe  am  nächsten  stehenden 
Vorgängen,  wie  Aufstellung  von  .Medizinalverordnungen.  Bearbeitung  von  Phar- 
makopeen  und  selbst  bei  der  Ausarbeitung  von  Arzneitaxen,  nirgendswo 
urkundlich  nachweisbar  in  den  Vordergrund.  Diese  Verhältnisse  waren  zwar 
auch  in  anderen  Staaten  in  dieser  Hinsicht  nicht  besser  und  wurden  z.  B:  in 
Krankreich  auch  erst  im  Jahre  1803  zum  erstenmal  hervorragende  Pharmazeuten 
bei  der  Ausarbeitung  des  Codex  zur  Mitwirkung  herangezogen. 

Die  Gesetze,  Verordnungen.  Reglemente,  Vorschriften  und  sonstigen 
Bestimmungen  betreffend  das  Apothekerwesen  in  der  Schweiz,  an  welche  an- 
schliessend das  heute  kantonale  und  eidgenössische  Medizinal wesen,  Abteilung 
Apothekerwesen,  aufgebaut  wurden,  sind  alle  neueren  Datums  und  stammen 
ausschliesslich  aus  dem  19.  Jahrhundert.  Die  älteste  Verordnung  in  diesem 
Sinne  hatte  der  Kanton  Uri  in  seinem  Landbuch  vom  Jahre  1823,  Abteilung 
Sanitätswesen,  Art.  219—220.  Entsprechend  der  eigenen  Gesetzgebung  und 
Verwaltung  jedes  einzelnen  Kantons  herrschten  bis  über  die  zweite  Hälfte  des 
19.  Jahrhunderts  die  denkbar  verschiedenartigsten  Verhältnisse  im  Apotheker- 
wesen.    So  wurde  bis  1867  Alles,  was  Vorbildung  und  Ausübung  des  Berufes 
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als  Apotheker  anbetrifft,  ausschliesslich  durch  kantonale  Bestimmungen  regliert. 
In  jedem  Kanton  änderten  dieselben  und  war  der  Wirkungskreis  der  Apotheker 
dadurch  aufs  äusserste  eingeengt.  Jeder  einzelne  Kanton  war  z.  H.,  was  die 
Ausübung  des  Berufes  anbetrifft,  mehr  oder  weniger  für  den  im  andern  Kanton 
patentierten  Apotheker  gänzlich  verschlossen  und  konnte  nur  durch  eine  neue 
Prüfung  für  ihn  zugänglich  gemacht  werden.  Diese  Verhältnisse  mit  all  ihren 
mittelalterlichen  Absonderlichkeiten  waren  natürlich  einem  fortschrittlichen 
Medizinalwescn  äusserst  hinderlich.  Trotzdem  blieben  alle  Verstösse  dagegen 
Jahrzehnte  lang  fruchtlos  und  waren  alle  Versuche,  eine  Aendcrung  im  Sinne 
grösserer  Gleichmässigkeit  herbeizuführen,  mit  grossen  Schwierigkeiten  ver- 
bunden. 

Der  im  Jahre  1843  gegründete  Schweizerische  Apothekerverein  machte  es 
sich  zur  ersten  Pflicht,  in  diesem  Sinne  zu  wirken.  Hauptsächlich  wan  n  es 
die  in  jedem  Kanton  ändernden  Vorschriften  in  Bezug  auf  Zulassung  und  Ab- 
legen der  Prüfungen,  welche  eine  Vereinheitlichung  auf  längere  Dauer  unab- 
weisbar machten  und  welche  die  interessierten  Kreise  veranlassten,  zu  der  im 
Jahre  1862  in  Bern  unter  dem  Vorsitze  des  eidgenössischen  Departements  des 
Innern  tagenden  Konferenz  zum  Zwecke  der  Gründung  eines  Medizinalkon- 
kordats eindringlichst  Stellung  zu  nehmen.  Dieses  Medizinalkonkordat  kam, 
wenn  auch  erst  fünf  Jahre  später,  zwischen  den  Kantonen  Zürich,  Bern. 
Schwyz,  Glarus,  Solothurn,  Scha  ff  hause  n  ,  A  p  pen  /Hl  A.  Rh..  Thur- 
gau.  St.  Gallen,  beider  Basel  und  Lu/crn  zu  Stande  und  statuierte  das- 
selbe die  Freizügigkeit  des  Medizinalpersonals,  also  auch  des  Apothekers,  im 
Gebiete  des  Konkordats  und  verordnete  einheitliche  Prüfungen.  In  den  Jahren 
1870 — 73  traten  diesem  Konkordate  ferner  bei  die  Kantone  I  ii.  Zug.  Neuen- 
burg, Graubünden  und  die  Prüfungsvorschriften  wurden  dahin  präzisiert, 
dass  der  Pharmazeut  zur  Zulassung  zum  sogenannten  propädeutischen  oder 
Gehilfenexamen  den  Nachweis  der  Befähigung  zum  Kint ritt  in  die  chemisch- 
pharmazeutische  Abteilung  des  eidgenössischen  Polytechnikums  zu  erbringen  hat. 

Dieses  Konkordat  dauerte  10  Jahre  und  wenn  es  auch  nicht  in  allen 
Kantonen  den  erhofften  Anklang  fand,  es  waren  die  Kantone  Genf.  Frei- 
burg, Waadt  und  Wallis,  welche  .sich  nicht  entschließen  konnten,  beizu- 
treten, so  verwirklichte  es  doch  einen  ziemlich  günstigen  Notbehehelf  und  man 
ist  in  den  beteiligten  Kreisen  stets  dazu  berechtigt  gewesen,  dasselbe  als  einen 
gewichtigen  Schritt  von  der  Absonderlichkeit  kantonaler  Dekretierung  zur  er- 
gänzenden Vereinheitlichung  eines  absoluten  Medizinalgesetzes  anzusehen.  Ks 
wurde  am  19.  Dezember  1877  durch  das  Bundesgesetz  über  die  Freizügigkeit 
des  Medizinalpersonals  abgelöst. 

2.  Das  Bl'xdksoksetz  Ober  oik  Freizügigkeit  dks  Medizin  ai.i'ERsosai.s. 
Nach  diesem  Gesetz  wird  nun  in  der  heutigen  Kidgenossenschaft  das  Apo- 
thekerwesen regliert.  Den  Wortlaut  dieses  Gesetzes  siehe  oben  im  Artikel 
«  Aerzte wesen  >.  Seite  2b. 

Das  im  Artikel  ö  dieses  Gesetzes  vorgesehene  Prüfungsregulativ  wurde 
im  Jahre  1880  erlassen,  im  Jahre  1888  revidiert  und  fordert  nun  für  die  Apo- 
theker ein  auf  Ablegung  einer  Prüfung  gegründetes  Maturitätsexamen  und  eine 
zweijährige  Lehrzeit.  Krgänzend  an  die  Anforderungen  dieses  Gesetzes  wurde 
auch  der  Studiengang  für  Apotheker  einer  Reform  unterworfen  und  derselbe 
dahin  ergänzt,  dass  der  Apotheker  während  seines  Berufsstudiums  auch  zur 
Ausführung  von  Lebensmittelanalysen  und  forensischen  und  hygieinisehen  Unter- 
suchen befähigt  wird.  Zu  diesem  Zwecke  wurde  am  eidgenossischen  Poly- 
technikum in  Zürich  ein  eigentlicher  Lehrstuhl  für  Pharmacie  mit  allen  zuge- 
hörigen Räumlichkeiten   für  Sammlungen.   Laboratorium   etc.   eingerichtet  und 
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da.»  Berufsstudium  auf  wenigstens  4  Semester  fixiert.  Von  Seite  der  im  Jahre 
1873  in  Lausanne  geschaffenen  Kcolc  de  pharmacie  wurde  in  ähnlicher  Weise 
entgegengekommen  und  ist  in  den  letzten  Jahren  auch  in  Hern  die  Universität 
in  diesem  Sinne  in  hervorragender  Weise  dem  Studium  der  Pharmacie  zugäng- 
licher gemacht  worden. 

Artikel  SO  der  Verordnung  für  die  eidgenössischen  Medizinalprüfungen 
vom  19.  März  1888  regliert  die  Berufsausübung  resp.  die  Zulassung  zum  eidge- 
nössischen Fachexamen  der  Ausländer,  welche  in  der  Schweiz  das  Bürgerrecht 
erworben  haben,  ihre  Berufsstudicn  und  Examen  jedoch  im  Auslande  absol- 
vierten. Derselbe  bestimmt,  dass  es  dem  leitenden  Prüfungsausschuss  frei- 
gestellt i>t.  den  «Schweizerischen  Medizinalpersonen,  welche  im  Auslande 
Prüfungen  abgelegt  haben»,  unter  Würdigung  der  betreffenden  Prüfungsausweise 
die  entsprechenden  eidgenössischen  Prüfungen  ganz  oder  teilweise  zu  erlassen, 
resp.  ihnen  statt  der  vollständigen  Fachprüfung  nur  eine  summarische  Prüfung 
auferlegen  und  die  daherigen  Prüfungsausweise  und  Diplome  zu  erteilen. 

Dieses  Verhältnis  ist  im  Jahre  1900  in  dem  Sinne  abgeändert  worden,  dass 
jetzt  nur  noch  solchen  Kandidaten  ohne  Ausweise  über  bestandene  Maturitäts- 
prüfung die  Bewilligung  zum  schweizerischen  pharmazeutischen  Fachexamen 
erteilt  werden  darf,  welche  sich  über  den  Besitz  eines  vor  dem  Inkrafttreten 
der  Prüfungsordnung  vom  19.  März  1888  datierten  ausländischen  Diploms  aus- 
weisen können. 

Als  Landespharmakopoc  ist  vom  Bundesrat  im  Dezember  1897  (Termin 
der  Inkrafttretung  1.  Juli  1898)  das  im  Auftrage  der  Bundesbehörden  von  der 
Pharmakopoc-Kommission  unter  dem  Titel  «  Pharmac.  Helvet.  Edit.  III»  aus- 
gearbeitete Werk  angenommen  w  orden  und  ist  die  Sorge  für  deren  Ergänzung 
und  weiteren  Ausbildung  dieser  nun  ständigen  Kommission,  welche  aus  vier 
Apothekern,  vier  Aerzten,  zwei  Vertretern  der  pharmazeutischen  Wissen- 
schaften und  «lern  Direktor  lies  schweizerischen  Gesundheitsamtes  besteht, 
übertragen. 

3.      DlK     KANTONAI.KN     ( •  KSETJCKSMKSTIMMUNfiKN.       Dieses  eidgenössische 

Mcdizinalgesctz.  welches  die  Freizügigkeit  des  Medizinalpersonals  im  Gebiete 
der  Eidgenossenschaft  gewährleistet,  kommt  doch  nicht  in  allen  Kantonen  zur 
exklusiven  Anwendung.  Der  Kanton  Glarus  hat  unter  anderm  durch  kan- 
tonale Verordnung  vom  .3.  Mai  1874  die  Ausübung  der  medizinischen  Berufs- 
arten, somit  auch  diejenige  des  Apothekers,  gänzlich  freigegeben.  Im  Kanton 
Genf  existiert  neben  dem  eidgenössischen  noch  ein  kantonales  Apotheker- 
diplom.  welches  dessen  Inhaber  berechtigt,  im  Gebiete  des  Kantons  seinen 
Beruf  auszuüben.  Auf  der  andern  Seite  ist  die  aus  Alinea  d  des  Artikels  1 
do  Bundesgesetzes  hervorgehende  Berechtigung  der  Professoren  und  Fachlehrer 
der  Pharmacie.  den  Beruf  als  Apotheker  auszuüben,  nur  in  der  Gesetzgebung 
der  Kantone  Genf  und  Waadt  berücksichtigt.  Die  Gesetzgebungen  der  Kan- 
ti>ne  Neuenburg,  Genf,  Wallis  und  Waadt  allein  sehen,  wie  das  Bundcs- 
gesetz.  den  Fall  der  Erteilung  einer  Erlaubnis,  den  Beruf  als  Apolheker  aus- 
zuüben, auch  an  Ausländer  vor,  insofern  als  durch  Vertrag  mit  den  betreffenden 
ausländischen  Staaten  eine  gegenseitige  Zulassung  in  diesem  Sinne  vereinbart 
worden  ist.  Diese  Reziprozität  ist  insofern  beim  Apothekerberuf  illusorisch, 
weil  die  Gesetzgebung  unserer  Nachbarstaaten,  welche  in  erster  Linie  hier  in 
Betracht  kommen  könnten,  eine  solche  nicht  zugiebt  oder  doch  nur  unter 
erschwerenden  Umständen.  So  gehört  z.  B.  in  Frankreich  zur  Verwertung  des 
Apothekerdiploms  die  französische  Staatsbürgerschaft  und  müssen  die  betreffenden 
Studien  in  Frankreich  absolviert  worden  sein.  In  Deutschland  ist  das  Apotheker- 
wesen  monopolisiert   und    werden   die  Apothekerkonzessionen  nur  an  Reichs- 
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deutsche  erteilt.  In  Oesterreich  und  Italien  können  ebenfalls  nur  Staatsbürger 
den  Apothekerberuf  ausüben. 

Hingegen  kann  im  Kanton  Tessin  nach  Art.  37  des  Codice  Sanatorio  auch 
ein  mit  auslandischem  Diplom  versehener  Apotheker  den  Heruf  ausüben  und 
ist  diese  Erlaubnis  nur  insofern  beschränkt,  dass  es  dem  Kantonsrate,  im  Kalle 
eines  Zweifels  über  den  Wert  dieses  Diploms,  freisteht,  nach  Einholung  eines 
(Jutachtens  der  Sanitatskommission  die  Verwertung  dieses  Diploms  zu  gestatten 
tider  nicht.  —  Und  das  Gcnfcrgesctz  vom  Marz  1892  verordnet,  dass  der 
Inhaber  von  ausländischen  wissenschaftlichen  Ausweisen,  welche  dem  eidge- 
nössischen Diplom  als  gleichwertig  betrachtet  werden  dürften,  zu  dem  (ienfer 
Bcrufsexamcn  zugelassen  werden  kann  und  steht  in  diesem  Falle  demselben 
sogar  die  Vergünstigung  zu,  dass  ihm  ein  Teil  des  Examens,  mit  Ausnahme 
des  praktischen,  erlassen  werden  kann. 

Die  gesetzlichen  Bestimmungen,  welche  das  Apothekerwesen  im  weiteren 
Sinne  mehr  oder  weniger  betreffen,  sind  alle  durch  die  kantonalen  Gesetze 
geschaffen.  So  ist  z.  B.  den  Aerzten  und  Tierärzten  der  meisten  Kantone 
gestattet,  eine  Privatapotheke  zu  führen,  selbst  Medikamente  anzufertigen  und 
an  ihre  Klienten  gegen  Entschädigung  abzugeben.  Diese  Automation  ist  ohne 
Einschränkung  eingeräumt  in  den  Kantonen  Zürich,  Luzern,  Uri,  Schwyz, 
Ob-  und  N  id  walden,  Zug,  Solothurn,  Base  Hand  .  Schaffhausen,  Appen- 
zell 1.  Rh..  St.  Gallen,  Graubünden  und  Thurgau.  In  Baselstadt  existiert 
diese  Erlaubnis  im  Prinzip  nur  den  Tierärzten  gegenüber,  jedoch  steht  es  in 
der  Kompetenz  der  Sanitätskommission,  dieselbe  auch  auf  die  Aerzte  der  Land- 
bezirke auszudehnen.  Aargau  und  die  welschen  Kantone  Freiburg,  Wandt, 
Genf,  Tessin  und  Wallis  gestatten  den  Aerzten  eine  Privatapotheke  zu  halten, 
insofern  im  Umkreis  von  einer  Stunde  Entfernung  (im  Wallis  10  Kilometer'! 
sich  keine  öffentliche  Apotheke  befindet.  In  den  Kantonen  Aargau.  Basel- 
stadt, Bern.  Freiburg,  Genf,  Neuenburg  und  Waadt  ist  es  den  Spitälern 
gestattet,  eine  eigene  Apotheke  zu  halten.  In  Neuenburg  mit  der  Beschrän- 
kung, dass  diejenigen  ärztlichen  Verschrcibungen,  in  welche  Substanzen  der 
Tabelle  V  der  Pharm.  Helv.  eintreten,  in  einer  öffentlichen  Apotheke  ange- 
fertigt werden  müssen. 

Die  Vorschriften,  welche  den  Giftverkauf  und  den  Handel  mit  pharma- 
zeutischen Spezialitäten  reglicren,  sind  ebenfalls  in  den  meisten  Kantonen  ver- 
schieden. Aargau,  Appenzell.  Baselstadt,  Genf.  Luzern,  Graubünden. 
Thurgau  und  Zug  gestatten  nur  den  Apotheken  den  Verkauf  von  Güten  (Ob- 
und  Nid  walden  auch  den  Aerzten).  In  den  anderen  Kantonen  steht  diese 
Autorisation  auch  den  Droguisten  und  speziell  von  den  Behörden  dazu  beglau- 
bigten Privatpersonen  zu.  Der  Handel  mit  pharmazeutischen  Spezialitäten  ist 
allein  den  Apothekern  reserviert  in  den  Kantonen  Zürich.  Aargau,  Luzern 
(hier  sind  nur  Cosmetica  freigegeben),  Tessin  und  Wallis.  Letztere  zwei  Kan- 
tone verbieten  gänzlich   den   Verkauf  von   sogenannten  Geheimmitteln. 

Die  Reklamen  und  Annoncierung  von  pharmazeutischen  Spezialitäten  in 
den  öffentlichen  Zeitungen  ist  bald  gänzlich  freigegeben,  bald  an  umständliche 
Formalitäten  gebunden  und  für  Geheimmittel  in  einigen  Kantonen  gänzlich 
prohibiert.  Ebensowenig  ist  durch  einheitliche  Verordnungen  der  Verkauf  von 
einfachen  und  zusammengesetzten  Droguen,  starkwirkenden  und  giftigen  Chemi- 
kalien in  den  Droguerien  regliert.  Die  Kantone  Zürich  und  Bern  allein 
machen  die  Führung  einer  Droguerie  von  einem  Examen  abhängig.  In  Bern 
und  Zug  sind  die  Droguerien  einer  Revision,  ähnlich  den  Apotheken,  unterworfen. 

Die  Arzneimitteltaxe  ist  in  einzelnen  Kantonen  gänzlich  willkürlich.  In 
anderen   rnuss   sie  von  den  Behörden   sanktioniert   werden   und   in   einigen  ist 
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sie  obligatorisc  h.  In  den  Verordnungen  über  Revision  «I<  r  Apotheken  variieren 
die  vorgeschriebenen  Intervallen,  innerhalb  weh  her  dieselben  angeordnet  werden 
können,  /wischen  zwei  bis  sechs  Jahren. 

n.  Die  wirtschaftlichen  und  socialen  Verhältnisse  im  schweizerischen 
Apothekerwesen.  Dieselben  sind,  wenn  nichl  glänzend,  im  allgemeinen  doch 
nicht  ungünstig.  Wenn  auf  der  einen  Seile  dem  A  pothekerstand  durch  die 
Selbstdispensat ion  der  Aerzte  und  Tierärzte  und  infolge  der  erleichterten  Kon- 
zession der  Droguisten  Konkurrenz  gemacht  wird  bis  weit  auf  ( iebiete.  weh  he 
der  Natur  der  Sache  gemäss  allein  dein  .\pwlhekcr  reserviert  sein  sollten,  so 
findet  der  tüchtige  Apotheker  doch  in  den  meisten  Fällen  sein  gutes  Auskommen 
und  kann  auf  der  anderen  Seite  vom  socialen  Standpunkte  aus  hervorgehoben 
werden,  dass  dank  dem  eidgenössischen  Gesetz  über  die  Gewerbefreiheit,  es 
auch  dem  unbemittelten  Apotheker,  unmittelbar  nach  Beendigung  seiner 
Studien  und  noch  in  seinen  jungen  Jahren  ermöglicht  ist,  sich  eine  selb- 
ständige Kxistenz  zu  gründen.  Die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  im  schwei- 
zerischen Apothekerwesen  sind  in  den  meisten  Kantonen  ungefähr  die  gleichen 
und  lassen  sich  dieselben  im  allgemeinen  nach  dem  von  Seite  der  ber- 
nischen Handels-  und  (iewerhekainmer  im  Jahre  l'MMl  herausgegebenen  Be- 
richte beurteilen. 

Laut  diesem  Bericht  ist  an  Apotheken  auf  mittleren  und  grossen  Plätzen 
kein  Mangel.  Die  allgemeinen  Berufsverhältnisse  sind,  wenn  nicht  stets  befrie- 
digend, im  grossen  Ganzen  nicht  als  ungünstige  zu  betrachten.  In  einigen 
Landesteilen  ist  infolge  der  Sclhstdispcnsation  der  Aerzte  in  der  Rezeptur  ein 
Rückgang  eingetreten.  Hierbei  muss  jedoch  auch  der  gegenwärtigen  Strömung 
in  ärztlichen  Kreisen,  so  wenig  als  möglich  Medikamente  /Vi  verschreiben, 
Rechnung  getragen  werden.  In  Betreil  der  heutigen  Stellung  des  Apothekers 
zum  Droguisten  ist  zu  betonen,  dass  der  Verkauf  der  einfachen  und  zusammen- 
gesetzten Droguen  von  Seite  der  Droguisten  allzusehr  begünstigt  ist.  Zur  Stunde 
geben  Droguisten  Artikel  ab.  welche  sonst  nur  in  Apotheken  gekauft,  werden 
konnten.  Während  die  Visitation  der  Apotheken  durchgehend  und  streng  durch- 
geführt wird,  ist  die  Aufsicht  über  die  Droguerien  ungenügend.  Dies  gilt  besonders 
hinsichtlich  der  (Qualifikationen  zur  Kühlung  eines  Droguengeschäftes.  welche 
Visitation,  wenn  auch  in  einigen  Kantonen  vorgeschrieben,  doch  la\  gehandhabt 
wird.  Für  manche  Landesteile  darf  sogar  behauptet  werden,  dass  die  Freigabe 
des  Verkaufes  einer  grossen  Anzahl  einfacher  und  zusammengesetzter  Arznei- 
mittel gerade  die  Grenze  erreicht  hat.  wo  dessen  Folgen  für  den  Landapotheker, 
der  bei  der  Sclbstdispensation  der  Aerzte  wenig  oder  gar  keine  Rezeptur  mehr 
hat,  anfangen  ruinös  zu  werden.  Hierzu  kommt  die  stetige  Zunahme  der 
Fabrikation  von  allen  möglichen  Heilmitteln,  welche  von  französischen  und 
hauptsächlich  von  deutschen  Fabriken  auf  den  Markt  geworfen  werden  und 
deren  mehr  oder  weniger  erzwungenes  «Auflagerhalten»  für  den  Apotheker 
in  den  meisten  Fällen  keineswegs  vom  Vorteil  ist.  Oft  sind  es  Neuheiten  von 
zweifelhaftem  Wert,  welche  sich  aber  mit  grosser  Reklame  aufdrängen.  Nach- 
dem die  Aerzte  sie  einige  Male  verschrieben  haben,  lassen  sie  dieselben  wieder 
der  Vergessenheit  anheimfallen  und  dem  Apotheker  bleibt  eine  wertlose,  aber 
manchmal  sehr  kostspielige  Vermehrung  seines  Inventars.  Die  Produktion 
dieser  Mittel  übersteigt  weit  den  Bedarf.  Anderseits  ist  nac  h  längst  bekannten 
und  erprobten  Spezialitäten,  diätetischen  und  chemisch  -  pharmazeutischen  Pro- 
dukten, wie  sie  vielfach  in  den  Apotheken  der  Schweiz  dargestellt  werden, 
immer  mehr  Nachfrage.  Auch  der  Verkehr  mit  bewährten  ausländischen  Spezia- 
litäten, welcher  an  den  vielen  Fremdenplätzen  ein  sehr  reger  ist.  darf  nicht 
unterschätzt  werden. 
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l'eber  »Ii«:  liftlürlnisfray;«'  Ihm  dir  Bewilligung  von  neuen  Apotheken, 
welche  \ erschiedenenorts  schon  «dinge  Male  ventilirrt  wurde,  sprechen  sich  die 
heutigen  Apotheker  der  Schwei/  ziemlich  geleilt  aus  und  wenn  einerseits  diese 
Krage  auf  alle  Kalle  einer  eingehenden  Prüfung  anempfohlen  wird,  so  würde 
auf  der  anderen  Seite  eine  A«-n»l«-rung  der  heutigen  l'ebung  als  ein  Rückschritt 
hezeichnet  werden.  Ks  wird  hervorgehoben,  dass  dir  hohen  Anforderungen, 
welche  hinsichtlich  Vorbildung  und  Merufsstudium  an  den  heutigen  Apotheker 
gestellt  werden  und  die  geschmälerte  Rtmdii«'  bereits  einschränkend  genug 
wirken  und  dass  mau  mit  einer  He»lürfnisklalise|  in  «-ine.  wie  teilweise  bereits 
in  Deutschland  vorhanden»: .  verhängnisvolle  Privilegiums  Wirtschaft  mit  mehr 
oder  weniger  illusorischen  Apothekenwerten  hineingeraten  könnte.  In  nicht 
weniger  berechtigter  Weise  wird  jedoch  im  Hinblick  auf  die  bereits  geschil- 
derte Heeinträi  htigung  der  Rendite  dringend  gelteiul  gemacht,  dass  durch  eine 
zu  weit  gehende  Vermehrung  der  Apotheken  die  Leistungsfähigkeit  der  einzelnen 
vermindert  und  ein  pharmazeutisches  Proletariat  geschaffen  wird  und  dass  mit 
»ler  Zeit  bei  einer  schrankenlosen  Konkurrenz  eine  strenge  Durchführung  aller 
gesundlu  itsnützlichen  Anforderungen,  welche  »loch  in  erster  Linie  im  Interesse 
des  Gemeinwohls  liegt,   kaum  mehr  in  genügender  Weise   möglich  sein  kann. 

HI.  -Statistisches.  1.  Kin-  im>  A>  si  l  hk  von  Krzki*<jxisskn  dks  Apo- 
thkkkrokwkhuks.  Den  Handelsverkehr  des  schweizerischen  Apothekergewerbes 
mit  »lern  Auslande  erläutern,  wenn  auch  nur  annähernd,  folgende  Auszüge  aus 
»ler  schweizerischen  Handelsstatistik  «b  r  Jahre  1KN5  l'HMl. 

K  i  n  I  u  h  r  :  Aus  f  u  h  r  : 

1SM5:    Kr.  2.151.5SU.  Kr.   1 .5  1  «1. 1*5. 

1  -S«H »      >     2.SOKA55.  »  2.0<J5.M>«>. 

IS*)5:     »     2.1UA.|<>7.  >  2.7tH.,?Ob. 

IS«)'):  4.N.W.M0.S.  »  5,olS..V)S. 

I»M)0:     >     5,07'>.25S.  >  4.7U.4S<>. 

Ks  muss  hierbei,  wie  oben  angedi-utet.  herih'ksi«  htigt  w«>rden.  dass  in 
»lieser  Statistik,  soweit  »-s  diejenige  der  Jahr»-  IHM'»  IVHX»  anbetrifft,  folgende 
be«leuten»le  Warenkornplev  von  nicht  speziell  pharmazeutischem  Ursprung 
hirving«'/» >gen  sind  : 

Kinfuhr:  Ausfuhr: 

lW»  iMÖt)  ÜW  19ÖÖ 

l'arrümerien  Kr.  277.»>0<)  Kr.  271.  UM»  Kr.  ^  1 .205  Kr.  WU..V>3 
Drogtierieu  »  1  .•><».?.  75t»  »  1.477.2HO  »  407,u4l>  > 
l  nt<  r  den  DrogiuMi  b'-limlen  sich  zwar  wieder  «  in»-  grosse  Meng«:  Artikel,  die 
auch  im  Apothekeige w»Tbc  in  grosserem  Mass»-  spe/udl  b«  ruf liehe  und  merkan- 
tile Verw«Mulung  rinden,  si»  z.  H.  :  Bleizuckrr.  Borsäure .  Hr»im,  Citronensäurc, 
( "arbolsäure,  «-hlorsaures  Kali.  Kssigsätire,  Glyzerin.  Gummi,  Jod.  Mineral  säuren, 
Natron  un»l  seine  Salze.  Resor»  in.  Salicylsäure.  Weinsäure  u.  a.  m. 

2.  /..viii.  ni.K  r.i  Aiu.tKK  rr.N  A f» >tiikk l  \ :.  Im  Jahre  1S(»()  sind  im  Co-biete 
der  s»  Ii  w  -««izeris«  Inn  Kidg<'nossensclia  ft  etabliert  gewesen:  2bl  Apotheken.  Es 
kam  somit  damals  auf  je  *Mii7  Kinw<ilin»r  »  ine  Apotheke.  Im  Jahre  1KK(>  besass 
«li<-  S« -hweiz  41t»  olVentli»  h»-  Apoth»  k»  n.  1  H«> l  4b.>.  1SM5  517;  im  Jahre  \H()H  ist 
die  Zahl  auf  52A  gesti»  g».n.  was  einer  Dur»  Iis»  hnittszahl  von  6012  Kinw.ihner 
pro  Apotheke  entspricht.      IS'»«»     |(»()()  besass  die  Schweiz  525  Apotheken. 

IV.  Littemttir.  Fe&tschri'L  der  jo jährigen  yiibililtinisfeier  des  Schweizer.  Afio- 
thei-er-l'errtHs.  Amiiaire  medunl  suisse  r$<ft  —n/oo.  —  JihnsbefXht  der  bernischen 
Handels-  und  He-.verbeknntmer  /</<>(>.  Schnell.  Wochenschrift  für  Chemie  und  Pkar- 
maeie,   /Syo     fyoo.  Statistik   de*   Warenverkehrs    der    S<:hv.eiz    mit    dem  Ausland* 

<  herausgesehen  vom  eidg.  /.ulldepartemeiit )  /S?i  f>/or, 

Dr.  A.  Kaiser,  Apotheker,  Item. 
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Arbeiterbewegung. 

I.  Begriff,  Wesen  und  Umfang.  —  II.  Die  Anfänge  der  *r  h  w  e  izer  ischen 
Arbeiterbewegung.  —  III.  Die  ersten  Organ isa t  inns versuche  und  die  soge- 
nannte Trcichlcrschc  Agitation.  —  IV.  I.itteratur. 

I.  Begriff,  Wesen  und  Umfang,  Unter  Arbeiterbewegung  verstehen  wir 
die  Gesamtheit  der  wirtschaftlichen,  -<>< ialcn  umi  politischen  Bestrebungen  der 
Klasse  «1er  heutigen  Lohnarbeiter,  des  Proletariats,  «las  aus  «lern  Schosse 
iler  modernen,  kapitalistischen  G  ese  1 1  sc  ha  ft .  hauptsachlich  während  des 
1').  Jahrhunderts,  hervorg«' wachsen  ist. 

Bewegungen  von  Arbeitern  hat  es  auch  schon  in  früheren  Perioden  der 
Geschichte  gegeben:  wir  »'rinnern  an  die  Sklavenaut'stände  und  Bauernunruhen 
im  alten  Rom.  an  die  /.unt'tl'ehden  in  den  mittelalterlichen  Städten,  an  die  Bauern- 
kriege im  Zeitalter  «ler  Reformation.  Aber  wie  gross  auch  vielfach  die  äussere 
A  eh  nl  i  eli  k  ei  t  dieser  «  Arbeiterb'- wegungen  »  mit  «ler  der  Gegenwart  und  der 
letzt<-n  Dezennien  sein  mag.  so  sind  sie  doch  in  ihrem  Wesen  grundver- 
schieden, und  können,  weil  mit  «ler  modernen  Arbeiterbewegung  in  keinem 
inneren  Zusammenhang  st«diend.  bei  der  Behandlung  der  letzteren  keine  Berück- 
sichtigung finden. 

Die  Arbeiterbewegung,  von  der  wir  zu  sprechen  haben,  setzt  die  Kxistcnz 
des  modernen  Proletariats  voraus  und  schöpft  ihren  Inhalt  und  ihr  geschicht- 
liches Ziel  aus  «lern  Botreben  «lieser  Klasse,  sich  von  «ler  Herrschaft  der 
Bourgd.isi«-  zu  emanzipieren.  «Ii»-  Band».'  «ler  wirtschaftlichen  Abhängigkeil 
und  l'nfreiheit  zu  losen,  in  denen  sie  sich  gegenüber  «ler  Klasse  der  Unter- 
nehmer befimlet,  und  ein«n  Zustand  so«  ialer  Gleichberechtigung  aller  Gesell- 
schaftsgi i«-«ler  herzustellen. 

Dies«-  Temh-nz  entspringt  der  wirts«  haftlichen  und  socialen  Stellung  des 
Proletariats  in  unserer  Gesells«  halt.  Da  sein«-  (ilieder  besitzlos  sind,  d.  h.  kein 
Verfügungsrecht  über  die  Produktionsmittel  (Grund  und  Boden,  Rohstoffe,  Werk- 
zeuge etc.)  besitz«-n.  so  können  sie  nicht  für  sii-h  produzb-ren.  nicht  als  selb- 
ständig Krwerbende  auftreten.  Sie  sind  genötigt,  sich  v«ju  denen,  «lie  über  die 
Produktionsmittel  verfügen,  d.  i.  «lie  Klasse  der  Unternehmer,  «ler  Kapital- 
besitzer, beschäftigen  zu  lassen.  Da  sie  von  «ler  staatlichen  Ree  htsordnung  im 
allgemeinen  als  fr<-i<\  handlungsfähige  Ke<  htssubjekte  anerkannt  sind,  so  nimmt 
ihr  okon« ttnis«  h«  s  Verhältnis  zu  der  Unternehmerklasse  die  F«»rm  des  Lohn- 
v«Tlrags  an.  Gemäss  «lemselben  empfangen  sie  für  ein  bestimmtes  Quantum 
geleistet«-!-  Arbeit,  «las  in  «len  Besitz  des  Unternehmers  ülx-rgcht.  einen  festen 
Lohn,  haben  aber  ausserdem  keinen  Anteil  am  Lrtrag  der  Unternehmung  und 
auch  kein  Recht  auf  Mitwirkung  an  seiner  Verwaltung.  Festsetzung  der  Arbeits- 
bedingungen et«.  Hierin  liegt  die  wirtschaftliche  Unfreiheit  und  Abhän- 
gigkeit des  modernen  Arbeiters  begründi-t. 

Seine  so«  iale  Ungleichheit  entspringt  der  Thatsache.  dass  ein  grosser 
Teil  des  nationalen  Arbeitsertrags  von  der  Klasse  der  Kapitalbesitzer  in  den 
Formen  der  Grundn-nle.  des  Zinses,  des  Untcriu'hmerge winns  angeeignet  wird, 
während  er  selbst  auf  «-inen,  zur  Befrietligung  seiner  Bedürfnisse  oft  kaum  aus- 
reichenden Lohn  angewiesen  ist.  Sein  Kinkoninien  und  «lamit  seine  Fxistenz 
rnuss  er  ausschliesslich  durch  Arbeit  \«rdi«Mien.  während  andere  Klassen  teil- 
weise oder  ganz  existieren,  ohne  gesell-«  halt  Ii«  h  nützliche  Arbeit  zu  leisten,  von 
arbeitslosem  Finkotimen  leben. 

Infolg«-  «fieser  Grimdb«'ilingung»-n  in  der  Stellung  der  Arbeiterklasse  in 
der  heutigen  Ges«-lls«  halt  hat  sich  im  Laufe  ihrer  eigenen  geschichtlichen  Kni- 
wicklung ein«-  einheitliche  Tendenz  herausgehihb-t :  sie  hesO'ht  in  «b-r  prinzipiellen 
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Gegnerschaft  gegenüber  allen  jenen  annulierenden  Einrw  htungen  der  Gesell- 
schaft, unter  denen  sieh  heute  die  Prozesse  der  Produktion  und  Distribution 
(Einkommensverteilung)  vollziehen. 

Diese  im  Anfang  verschwommene  und  negative  Tendenz  hat  sich  im 
Laufe  der  Entwicklung'  der  Arbeiterbewegung,  namentlich  aber  infolge  ihrer 
wissenschaftlichen  Untersuchung,  zu  einem  bestimmten,  positiven  Programm 
verdichtet,  das  einerseits  die  Abschaffung  de*  Systems  der  Lohnarbeit  durch 
ein  solches  genossenschaftlich  (im  weitesten  Sinn  genommen  >  organisierter 
Arbeit,  anderseits  die  Erhebung  der  Arbeit  zum  allgemeinen,  massgebenden 
Prinzip  der  socialen  Einkommensverteilung  und  damit  die  Beseitigung  alles 
arbeitslosen  Einkommens   (Grundrente.  Kapitalzins,  l'nternehmerprorin  fordert. 

Mit  der  Postulierung  dieses  socialen  Programms  hat  die  Arbeiterbewegung 
ein  ungeheures,  sehr  kompliziertes'  und  vielseitiges  Organisaiionsproblem.  die 
c sociale  Frage»  aufgeworfen,  deren  Losung  die  Umwandlung  des  Privat- 
eigentums an  den  Produktionsmitteln  in  gesellschaftliches  Eigentum  in  sich 
schlicsst,  denn  das  Privateigentum  ist  im  letzten  Grunde  die  Ursache  des  Lohn- 
systems wie  des  arbeitslosen  Einkommens. 

Da  eine  das  Privateigentum  an  den  Produktionsmitteln  negierende,  auf 
deren  gesellschaftlichen  Besitz  gegründete  Gesellschaftsordnung  Socialismus 
genannt  wird,  so  kann  man  auch  die  Arbeiterbewegung  als  eine  Bewegung 
definieren,  deren  immanentes  geschichtliches  Ziel  der  Socialismus  ist.  von  ihr 
selbst  als  von  der  socialistischen  Bewegung  sprechen. 

Das  der  Arbeiterbewegung  gestellte  Problem  kann,  weil  es  sehr  vielseitig 
ist,  nicht  nur  von  einem  Punkt  in  Angriff  genommen  werden,  sondern  bedarf 
kombinierter  Anstrengungen  in  verschiedenen  Richtungen.  Dcmgcmäss  hat 
auch  mit  der  fortschreitenden  Entwicklung  ehr  Arbeiterbewegung  diese  selbst 
verschiedene  Formen  angenommen,  sich  in  mehrere  Zweige  gegliedert,  die 
mehr  oder  weniger,  entsprechend  den  lokalen  Verhaltnissen,  unter  denen  sie 
wirkt,  zu  selbständiger  Gestaltung  gelangt  sind. 

Der  älteste  Zweig  der  Arbeiterbewegung  ist  die  Gewerkschafts- 
bewegung. Sie  ist  aus  dem  Bestreben  der  Arbeiter  hervorgegangen,  durch 
die  Organisation  der  Genossen  einer  Her  ti  f  s  ka  t  ego  r  i  e  die  aus  dem 
Lohnvertragssystem  entspringenden  Nachteile  möglichst  zu  beschränken, 
namentlich  aber  den  individuellen  Lohnverlrag  zu  beseitigen  und  ihn  durch 
eine  kollektive  Vertragsschliessung  zu  ersetzen. 

Hand  in  Hand  damit  gehen  Bestrebungen,  die  wirtschaftliche  Existenz 
der  Berufsgenossenschaften  sicher  zu  stellen.  Sie  gründen  Hülfskassen  aller 
Art  zu  gegenseitiger  Unterstützung  in  Fällen  von  Krankheit.  Unfall.  Arbeits- 
losigkeit etc. 

Eine  zweite  wichtige  Form  gewinnt  die  Arbeiterbewegung  als  politische 
Parteibew  egung.  Um  die  Interessen  der  gesamten  Arbeiterschaft  als  Klasse 
gegenüber  denen  anderer  Gesellschaftsklassen  wahrnehmen  und  vertreten  zu 
können,  konstituiert  sie  sich  als  politische  Partei  (  So <  i  n  I d  e  mo  k  ra  t  i  e  ).  Als 
solche  geht  sie  naturgemäss  darauf  aus,  die  in  der  Arbeiterklasse  liegende 
politische  Macht  in  den  Dienst  einer  socialen  Reformpobtik  zu  stellen,  die  Ent- 
wicklung des  Staatswesens  in  demokratischer  Richtung  zu  beeinflussen  und  es 
zur  Uebernahme  grösserer  wirtschaftlicher  Aufgaben  zu  veranlassen  <  Staats- 
und Conimu nal social  ismus». 

Die  dritte  Form  der  Arbeiterbewegung  haben  wir  in  der  Genossen- 
schaft sb  e  vv  eg  u  ng  vor  uns.  Das  W  esen  der  letzteren  besteht  dat  in.  das 
Konsumenteninteresse  nicht  nur  der  Arbeiterklasse,  sondern  der  ganzen  Bevöl- 
kerung zu  organisieren,  was  gleich  möglich  wie-  notwendig  ist.  da  es  sich  dabei 
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um  kein  spezielles  Klassen-,  sondern  ein  allgeiui-ines  so»  iales  Iiiktcsnc  handelt' 
Mittelst  der  organisierten  Konsumkraft  strebt  dir  Genossenschati  dahin,  gemein- 
wirtschaftliche Handels-  und  Produktionshetrb-he  zur  Befriedigung  bestimmter 
Bedürfnisse  zu  schaffen,  hei  denen  das  Kapitalinteresse  (Profit)  weitmöglichst 
ausgeschaltet  wird  und  die  Arbeitsverhältnisse  die  für  die  Arbeiter  bestmöglichste 
Gestaltung  finden. 

Da  die  Entwicklung  und  der  gegenwärtig«'  Stand  «Irr  genannten  drei 
speziellen  Formen  und  Zweige  «irr  Arbeiterin- wegung  in  der  Schweix  in  heson- 
deren  Artikeln  dieses  Werkes  zur  Darstellung  gelangt,  so  beschränken  wir  uns 
im  nachfolgenden  auf  ilic  Krzählung  der  allgemeinen  Geschichte  der  Arbeiter- 
bewegung  und  auf  die  /.eil.  wo  sie  eine  Differenzierung  noch  nicht  erfahren  hat. 

IL  Die  Anfänge  der  schweizerischen  Arbeiterbewegung.  Ks  ist  ein 
weit  verbreiteter  und  allerdings  durch  mehren:  neuere  Schriftsteller  genährter 
Irrtum,  dass  es  in  der  Schweiz  eine  Arbeiterbewegung  erst  seit  circa  drei  Jahr- 
zehnten gäbe*  «Als  um  die  Mitte  der  sechziger  Jahre»,  schreibt  Professor 
Berghoff-Ising.  ««Ii«' internationale  Arb«*iterassociation  ihren  Kundgang  unter- 
nahm und  auch  an  die  Thorr  der  Schweiz  pochte,  da  war  von  socialen  Kämpfen 
und  sociabstischen  Klassenbestrebungen  in  «b  r  dortigen  Arbeiterweh  nichts  zu 
verspüren  gewesen.»  Dieser  Auffassung  entspre« hend  lässt  denn  auch  Berghoff 
seine  Geschichte  der  schweizerischen  Arbeiterbewegung  erst  mit  der  Gründung 
einer  schweizerischen  socialdcmokratist hen  Partei  zu  Anfang  der  70er  Jahre 
beginnen.  Was  er  aus  früherer  Zeit  beri«  htet.  bezieht  sich  (Utweiler  auf  die 
socialistische  Propaganda  von  Ausländern,  von  in  der  Schweiz  wirkenden 
deutseben  Handwerkern  uml  Flüchtlingen,  oder  auf  die  Bestrebungen  «b*s  Grülli- 
vereins.  der  aber  lang«,*  Zeit  hindurch  weder  ein  Arbeiter\ erein  im  modernen 
Sinne,  noch  ein  socialistischer  Verein  war. 

Dennoch  hat  auch  «lie  schweizerische  Arbeiterklasse  einen  weiten,  an 
Leiden  und  bitteren  Erfahrungen  reichen  W  eg  zurücklegen  müssen,  bis  sie,  im 
Bcwusstsein  ihrer  Interessen  uml  geschieht liehen  Mission,  dazu  g«'langte,  sich 
als  selbständiger  socialer  und  politischer  Faktor  zu  konstituieren. 

Allerdings  war  dieser  Weg  in  mancher  Hinsicht  sehr  verschieden  von 
dem.  den  die  Arbeiter  anderer  Länder  gegangen  sirul  ;  entsprec  hend  den  vielen 
und  starken  Besonderheiten  des  schweizerischen  Gesellst  hafts-  und  Staatslebens 
hat  auch  die  schweizerische  Arbeiterbewegung  «  inen  ganz  spezifischen  C  harakter. 
Das  doktrinär-utopistische  Element,  das  in  der  Arbeiterbewegung  Frankreichs 
und  Deutschlands  lange  Z«'it  dominiert  hat,  fehlt  der  schweizerischen  Bewegung 
fast  ganz.  Sie  ist  nüchtern,  aufs  Praktische  gerichtet,  und  unbekümmert  um 
den  theoretischen  Streit  der  sociabstischen  Schulen  verlässt  sie  si<  h  auf  ihre 
eigenen  Erfahrungen.  Aus  dem  Schusse  «ler  schweizerischen  Arbeiterbewegung 
ist  keine  besondere  Theorie  hervorge wachsen,  von  ihr  auch  nicht  ein  Werk 
hervorgebracht  worden,  das  der  socialen  Gedankenwelt  der  schweizerischem 
Arbeiter  eine  bestimmte  Richtung  gegeb«-n  halte.  Aber  gerade  wegen  der 
Abwesenheit  starker  theoretischer  Kinllüsse  verläuft  die  Arbeiterb«?wegung  in 
der  Schweiz  in  einer  sehr  typischen  Weis«1,  lässt  all«-  mitspielenden  socialen 
Ursachen  und  psychologischen  Motive  in  höchst  prägnanter  Weise  hervortreten. 

Wie  schon  angedeutet  wurde,  liegt  es  im  Wesen  einer  jeden  geschicht- 
lichen, gesellschaftliche  Veränderungiii  anstrebenden  Bewegung,  dass  sie  nicht 
von  vornherein  mit  sj<  h  selbst  fertig  und  in  voller  Klarheit  ihrer  geschicht- 
lichen Aufgaben  auftritt.  Sie  ist  im  Anfang  ihrer  Laufbahn  mit  Irrtümern 
behaftet,  vergreift  sich  in  ihren  Mitteln  und  erscheint  daher  nicht  selten  kultur- 
feindlich. Da  die  Träger  neuer  socialer  Bestrebungen,  die  sic  h  gegen  die  Kin- 
richtungen  der  jeweils  bestehenden  Gesellschaft  richten,  immer  diejenigen  Klassen 
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sind,  dir  unter  der  alten  Ordnung  leiden,  in  ihrer  Entwicklung  und  Bildung 
zurückgehalten  werden,  so  ist  es  begreiflich,  das*  sich  die  Unzufriedenheit  oft 
in  sehr  wenig  parlamentarischen  Können  äussert,  dass  Rohheiten  und  Gewalt- 
thaten  nicht  selten  vorkommen.  So  ist  es  mit  der  grossen  und  glänzenden 
Emanzipationsbewegung  des  Bürgertums  gegangen,  in  deren  Verlauf  ungezählte 
Aufstände  und  Gewalttätigkeiten  vorkamen,  so  ist  es  auch  hei  der  aufstre- 
benden Arbeiterklasse  der  Kall  gewesen.  Man  darf  sogar  behaupten,  dass 
die  Begehung  von  Verbrechen  gegen  das  Eigentum  und  die  Person  für  die 
erste  Phase  der  Arbeiterbewegung  in  allen  Ländern  geradezu  typisch  ist.  Be- 
zeichnenderweise sind  es  aber  nicht  die  durch  die  Einführung  der  Maschinen 
geschaffenen  Kahrikproletarier ,  die  sich  zur  Zerstörung  der  neuen,  vervoll- 
kommneten Produktionsmittel  bewogen  fühlen,  sondern  die  Urheber  «1er  Kabrik- 
hrandstiftungrn  und  Kabrikantenmorde  sind  die  Arbeiter  der  Manufakturen  und 
Hausindustrien,  die  durch  die  Maschinen  ihre  Existenz  ruiniert  sehen  und  in 
ihrer  Verzweiflung  zu  rohen  (iewaltmitteln  ihre  Zuflucht  nehmen.  Man  be- 
zeichnet diese  erste  Phase  wohl  am  richtigsten  als  die  der  anarchischen 
Rebellion.  Sie  wird  allerwärts  ziemlich  schnell  überwunden  und  ist,  trotz 
ihres  äusserlich  revolutionären  Anstrichs,  doch  ganz  reaktionärer  Natur,  da  sie 
sich  gegen  den  ökonomischen  Korlst  hritt,  gegen  die  fortschreitende  Benutzung 
und  Beherrschung  der  Naturkräfte  im  Dienste  der  Produktion  richtet. 

Die  Schweiz  hat  diese  Phase  in  den  20er  und  30er  Jahren  durchgemacht. 
Ihre  bedeutendste  und  charakteristischste  Begebenheit  ist  der  Kabrikbrand  in 
Uster  vom  Jahre  1832,  auf  den  wir  daher  näher  einzugehen  haben. 

In  den  Gemeinden  des  Zürcher  Oberlandes,  deren  Bewohner  sich  von 
Alters  her  meist  mit  Baumwoll- 1  land weberei  beschäftigten,  war  schon  lange 
die  Besorgnis  entstanden  und  namentlich  von  den  zwischen  den  Handwerkern 
und  Kabrikanten  siehenden  Mittelpersonen  geflissentlich  gestärkt  worden,  dass 
der  arbeitenden  Bevölkerung  durch  die  Einführung  der  sogenannten  Web- 
maschinen der  einzige,  für  sie  mögliche  Erwerb  entzogen  würde.  Diese  Besorgnis 
hatte  schon  im  September  1830  eine  Petition  an  die  Regierung  um  Erlass 
eines  Verbotes  solcher  Maschinen  veranlasst.  Als  bald  darauf  am  22.  November 
in  Uster  die  grosse  Landsgemeinde  stattfand,  die  nicht  nur  die  bisherige  kon- 
servative Regierung  wegfegte,  sondern  den  Anstoss  zu  einem  vollständigen 
Umschwung  in  allen  politischen  Verhältnissen  des  Kantons  gab.  glaubten  viele 
der  Unzufriedenen,  für  das  gewünschte  Maschinenverbot  ein  willigeres  Gehör 
zu  finden.  An  der  Landsgemeinde  seihst  wurde  diese  Korderung  zur  Sprache 
gebracht  und  spater  liefen  bei  der  Kommission,  die  zur  Ausarbeitung  eines 
neuen  Verfassungsentwurfes  niedergesetzt  worden  war.  viele  Bittschriften,  die 
teilweise  schon  eine  drohende  Sprache  führten,  ein. 

Da  selbstverständlich  die  an  tief  Regierung  befindlichen  Liberalen  weit 
entfernt  und  thats.ichln  h  auch  ausser  Stande  waren,  der  utopistischen  Korderung 
zu  entsprechen,  so  dauerte  die  (Jährung  im  Zürcher  Oberland  fort.  Alle  Be- 
mühungen, die  dortige  Bevölkerung  eines  besseren  zu  belehren,  blieben  ohne 
Erfolg.  Im  Gegenteil,  die  Aufregung  wuchs  mit  der  zunehmenden  Verbreitung, 
die  die  Webmaschinen  fanden.  Besonders  war  die  seit  kurzem  eingerichtete 
mechanische  Weberei  der  Kirma  Corrodi  &  Ptistcr  Gegenstand  eines  leiden- 
schaftlichen Hasses  seitens  der  Bevölkerung.  Als  dann  bekannt  wurde,  dass 
am  22.  November  1832  eine  grosse  Versammlung  zur  Peier  der  grossen  Lands- 
gemeinde vom  Jahre  1830  in  Usfer  stattfinden  sollte,  verbreitete  sich  in  der 
ganzen  Umgegend  das  Gerücht,  an  diesem  Tage  werde  man  der  mechanischen 
Weberei  von  CoiTodi  iV  Ptistcr  ih  n  Untergang  bereiten.  Am  1(>.  November 
publizierte  der  *.  Seh \\  eizerische  Republikaner»  in  Zürich  eine  Bittschrift  an  den 
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liberalen  Kantonalverein,  die  ihm.  mit  vielen  Unterschriften  bedeckt,  aus  dem 
Oberland  zugegangen  war.  In  derselben  wurde  beklagt,  dass  seitbor  wohl 
vielen  an  der  Landsgemeinde  von  1830  laut  gewordenen  Wünschen  des  Volkes 
entsprochen  worden  sei,  dass  indessen  die  Forderung,  es  möchten  die  mecha- 
nischen Webereien  nicht  geduldet  werden,  nicht  erfüllt  worden  wäre.  Dann 
heisst  es  im  Wortlaut  weiter:  «Daher  bitten  wir  Kuch,  Männer  der  Freiheit, 
dringend,  als  Fürsprecher  für  uns  diesen  Wunsch  zu  erneuern  und  der  hohen 
Regierung  bittend  anzutragen,  dass  Hochdieselbe,  was  diese  mechanischen  Werk- 
zeuge, wenn  sie  in  unserem  Kanton  entstehen  sollten,  für  traurige  Folgen  nach 
sich  ziehen  würden,  ins  Auge  fasse,  um  diese  in  ihrem  ersten  Keim  zu  ersticken, 
ehe  uns  der  jetzt  schon  geringe  Verdienst  auf  diese  Art  aus  unseren  Händen 
gerissen  wird  und  ehe  die  meisten  Leute  aus  unserem  Teil  des  Kantons  als 
Sklaven  um  einen  geringen  Lohn  in  denselben  arbeiten  und  nachher  wegen 
Verdienstlosigkeit  halb  nackt  und  dem  Hungertode  nahe,  zu  gesetzlosen  Hand- 
lungen ihre  Zuflucht  nehmen  müssen,  wie  es  schon  oft  der  Fall  in  Kngland 
gewesen  ist.  in  der  Verzweiflung  herumirren,  nachher  aber  als  gesetzlose  Ver- 
brecher teils  in  Kerkern  schmachten  oder  eines  jämmerlichen  und  schmählichen 
Todes  sterben  müssen.» 

Unter  solchen  Aspekten  kam  der  22.  November  heran.  Vom  frühen 
Morgen  an  kamen  fortwährend  Gruppen  von  Handwerkern  von  10,  20  und 
mehr  Mann  die  Strasse  nach  Wetzikon  durch  den  l.">terwald  herunter,  die 
zunächst  ruhig  an  der  Fabrik  vorbeigingen.  Letztere  war  vorsichtshalber  ge- 
schlossen worden,  nur  in  der  Schmiede werkstätte  nebenan  wurde  gearbeitet. 
Geyen  halb  neun  I  hr  rotteten  sich  Scharen  neuer  Ankommender  in  der  Nähe 
der  Fabrik  zusammen.  Die  zur  Feier  des  Tages  von  auswärts  herbeigekom- 
menen Bürger  mischten  sich  unter  die  Handwerker  und  suchten  sie  gütlich  zu 
beschwichtigen,  jedoch  ohne  Krfolg.  Währemi  sie  noch  auf  die  Menge  ein- 
redeten, flog  ein  Stein  gegen  ein  grosses  Fenster  der  Fabrik,  dieses  unter 
lautem  Klirren  zertrümmernd.  Damit  war  das  Signal  zum  Angriff  auf  die 
Fabrik  gegeben.  Kin  allgemeines  Bombardement  begann.  Noch  war  das  Hin- 
werfen der  Fensterscheiben  nicht  beendet,  als  schon  von  Mehreren  Mündel  von 
Stroh  und  Reis  durch  die  zerschlagenen  Fenster  hineingeschoben  wurden.  Nach 
kurzer  Zeit  schlugen  bereits  die  Flammen  aus  der  Fabrik  heraus,  die  das 
( iebäude  einäscherten. 

Am  2'L  Mai  des  folgenden  Jahres  hatte  sich  das  Kriminalgericht  in  Zürich 
mit  der  Bestrafung  der  Schuldigen  zu  befassen.  Als  Rädelsführer  war  der 
51jährige  Felix  F.gli  von  Bäreswil.  ein  verheirateter  Mann  und  Vater  von 
sechs  Kindern  eruiert  worden.  Fr  wurde  zu  24jähriger  Kettenstrafe  verurteilt, 
fünf  andere,  ebenfalls  meist  bejahrte  Männer  erhielten  je  18jährige  Ketten- 
strafe. Ausserdem  wurden  noch  14  andere,  wegen  Teilnahme  am  gleichen 
Verbrechen  für  schuldig  befundene  Personen  zu  Zuchthausstrafen  von  zwei  bis 
zehn  Jahren  verurteilt.    (>  weitere  kamen  mit  kleineren  Gefängnisstrafen  weg. 

Glücklicherweise  steht  der  Fabrikbrand  von  l'ster  als  der  einzige  der- 
artige Fall  in  den  Annalen  der  schweizer.  Arbeiterbewegung.  Wohl  hatte  es 
weder  vorher  noch  auch  nachher  nicht  an  kleineren  Ausschreitungen  gefehlt, 
im  allgemeinen  begriff  aber  doch  die  Arbeiterserhaft  bald,  dass  es  ein  frucht- 
und  aussichtsloses  Beginnen  sei.  sich  gewaltsam  der  industriellen  Fnl Wicklung 
in  den  Weg  zu  werfen  und  einzelne  Personen  für  den  Gang  der  Dinge  ver- 
antwortlich zu  machen.  Die  Entwicklung  vollzog  sich  auch  so  ungeheuer 
schnell,  dass  die  grosse  Masse  der  Bevölkerung  davon  eigentlich  überrascht 
wurde,  fühlend,  dass  da  Kräfte  wirkten,  denen  gegenüber  Widerstand  zu  leisten 
unmöglich  sei.     Bereits    1836    konnte   Dr.  Bowring   in   seinem  Bericht   an  das 
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englischr  Parlament  die  Fortschritte  der  schweizerischen  Industrie  als  «beinahe 
beispiellos  >  bezeichnen.  Zur  Beruhigung  der  Bevölkerung  trugen  ferner  nicht 
unwesentlich  die  grossen  und  tiefgreifenden  Reformen  bei,  die  wahrend  der 
30er  Jahre  im  Kanton  Zürich  auf  allen  Gebieten  des  Kultur-  und  Staatslebens 
durchgeführt  wurden. 

Die  Folge  war  eine  J lebung  des  Wohlstandes,  namentlich  in  den  Mittel- 
klassen. Die  Arbeiter  blieben  davon  im  grossen  und  ganzen  unberührt.  Wohl 
mochte  die  Lebenshaltung  hier  und  da  ein  wenig  steigen,  nach  allem  aber, 
was  wir  aus  dieser  Zeit  über  die  Lage  der  Arbeiterklasse  wissen,  kann  sie 
nur  als  im  höchsten  (irade  trostlos  bezeichnet  werden.  Der  Arbeitstag  wurde 
in  den  Fabriken  zu  einer  unerhörten  Länge  ausgedehnt.  Arbeitstage  von  Ib 
bis  18  Stunden  waren  an  der  Tagesordnung.  Dazu  kam  die  Konkurrenz  der 
aufkommenden  Frauenarbeit,  die  die  Löhne  drückte.  Manche  an  sich  sehr 
wohlthätigc  Reformen,  wie  die  Verbesserung  des  Schulwesens,  schmälerten 
indirekt  das  Kinkommen  der  Arbeiterfamilie,  da  die  Eltern  die  Kinder  nun  in 
die  Schule  schicken  nutssten  und  nicht  mehr  beliebig  über  deren  Zeit  und 
Arbeitskraft  verfügen  konnten. 

Trotz  alledem  machte  die  Arbeiterklasse  in  dieser  Zeit  ebenfalls  grosse 
und  bedeutsame  Fortschritte  und  reifte  namentlich  in  den  Städten  und  grösseren 
Ortschaften  für  die  zweite  Phase  der  Arbeiterbewegung,  die  wir  als  die  der 
spontanen  Koalition  bezeichnen  mochten,  heran. 

ni.  Die  ersten  Organisationsbestrebungen  und  die  sogenannte  Treich- 
lersche  Agitation.  Ks  erwacht  in  den  Arbeitern  nicht  nur  der  Wunsch,  ihre  Lage 
zu  verbessern,  sondern  auch  die  Erkenntnis,  dass  dieser  Wunsch  durch  gegen- 
seitige Hülfe,  durch  engen  Zusammenschluss  zu  einer  Organisation  sich  erfüllen 
lassen  werde.  Nur  über  die  Formen  und  Aufgaben  solcher  Organisationen  herrscht 
keine  Klarheit.  Ks  wird  daher  probiert  und  experimentiert.  Wo  ein  gemeinsam 
gefühltes  Bedürfnis  auftritt,  da  versucht  man  zu  seiner  Befriedigung  einen  Verein 
zu  gründen.  Bald  probiert  man  es  mit  der  Organisation  der  Arbeiter  eines 
Berufs,  bald  mit  Vereinen  zur  Bildung  der  Arbeiter,  bald  mit  politischen,  bald 
mit  wirtschaftlichen  Genossenschaften.  Alle  diese  Bildungen  vollziehen  sich 
ganz  spontan  und  ohne  leitende  Doktrin,  ohne  tiefere  Kenntnis  der  gesell- 
schaftlichen Zusammenhänge.  So  sehen  wir  denn  auch  mit  Beginn  der 
40er  Jahre  die  ersten  Ansätze  zur  Kniwicklung  eines  Arbeitervereins wesens 
auftreten. 

Bei  dem  gänzlichen  Mangel  an  Vorarbeiten  auf  diesem  Gebiete  ist  es 
nicht  möglich,  eine  t'ebersicht  über  die  Bestrebungen  der  schweizerischen 
Arbeiterklasse  in  den  verschiedenen  Kantonen  zu  geben:  wir  sind  vielmehr 
genötigt,  uns  in  dieser  Hinsicht  auf  einen  einzigen  Kanton.  Zürich,  zu  be- 
schränken. Allerding*  darf  angenommen  werden,  dass  die  Arbeiterbewegung 
im  Kanton  Zürich  in  ihrem  Wesen  nicht  nur  typisch  für  die  anderen  Kantone 
gewesen  ist.  sondern  auch  wegen  ihrer  dramatischen  Kntwicklung  das  grösste 
historische  Interesse  bietet. 

Zum  Verständnis  der  zürcherischen  Arbeite  rbewegung  ist  es  jedoch  not- 
wendig, dass  wir  zunächst  mit  einigen  Worten  die  politische  Situation  zeichnen, 
aus  der  sie  hervorgegangen  ist. 

1835  gelang  es  der  aristokratisch  -  konservativen  Partei,  aus  Anlass  der 
Berufung  von  David  Fr.  Strauss  an  die  Zürcher  Hochschule  die  fortschrittlich- 
liberale  Regierung  gewaltsam  zu  stürzen.  Zwar  gelang  es  der  liberalen  Partei  im 
Jahre  1844/45  wieder,  sich  des  Staatsruders  zu  bemächtigen,  aber  der  Kurs, 
den  sie  jetzt  steuerte,  war  doch  ein  anderer  geworden.  Die  alte  Generation 
der  Zürcher  Liberalen  war  vom  Schauplatz  abgetreten  und  durch  Männer  ersetzt 
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worden,  denen  «Irr  kraftvolle  Idealismus,  der  radikale  Reformeifcr  und  besonders 
das  Vertrauen  in  «Ii»-  demokratischen  Grundsätze  abhanden  gekommen  war. 
Dir  Fabrikanten  speziell,  die  angefangen  hatten,  ein  sehr  einflussreiches  Element 
in  der  liberalen  Partei  zu  bilden,  wünschten  naturgemäss  nicht  eine  Erweiterung 

der  Rechte  der  Arbeiter,  eine  grossere  Inanspruchnahme  der  Jugend  des  Volkes 
durch  die  Schule.  Mit  anderen  Worten,  die  Politik  der  Liberalen  war  kon- 
servativ geworden  und  infolgedessen  ruhte  denn  au<  h  der  Kampf  zwischen  den 
Liberalen  und  Konservativen. 

Unter  solchen  I  nistanden  konnte  es  nicht  ausbleiben,  dass  sich  auf  dem 
linken  Flügel  der  liberalen  Partei  gegen  deren  Haltung  ein«-  Opposition  geltend 
machte,  der  gegenüber  die  Führer  der  letzteren  um  so  macht-  und  wehrloser 
waren,  als  sie  ihr  Regiment  vom  Standpunkt  ihrer  eigenen  (irundsätze  angriff. 
Die  Opposition  trat  zunächst  in  einem  kleinen,  bisher  vollständig  bedeutungs- 
losen Bezirksblatt,  dem  «Boten  von  Ilster»,  hervor,  dessen  Redakteur,  ein  junger 
Student  Samen»  Jakob  Julius  Trcichler.  sich  hinter  dem  Pseudonym  Chiri- 
donius  Bittcrsüss  verbarg.  Da  'frei»  hier  der  Führer  der  hier  zu  schildernden 
ersten  zürcherischen  Vrbciterbcwcgung  wurde,  so  ist  es  notwendig,  uns  an 
lüeser  Stelle  kurz  mit  seiner  Person  zu  beschäftigen. 

Im  Jahre  1842  wurde  Trcichler  vom  zürcherischen  Erzichungsrat  zum  Schul- 
helfer in  Egg  ernannt,  welche  Stelluni;  er  im  November  gleichen  Jahres  mit  der 
eines  Lehrer»  an  der  Primarschule  der  Gemeinde  Gerolds wil  \ertauschte.  Hier 
kam  Trcichler  zum  erstenmal  mit  der  Regierung  in  Konflikt.  Der  konservative 
Erziehungsrat  verweigerte  nämlich  der  Gemeinde  den  Staatsbeitrag  an  die 
LchrcrbcKoldung,  da  die  Gemeindebehörden  selbständig  die  Lehrerwahl  getroffen 
hatten.  Letztere  glaubten  sich  dazu  berechtigt  und  beschlossen,  eine  von 
Trcichler  verfasste  Petition  an  den  Erziehungsrai  zu  richten,  die  jedoch  keine 
Berücksichtigung  fand.  In  seiner  Stellung  hatte  Trcichler  Gelegenheit,  das  Volks- 
Mchullchrcrclcnd  der  damaligen  /.eh  aus  eigener  Erfahrung  kennen  zu  lernen.  Ei* 
schildert«*  die  traurige  ökonomische  und  sociale  Lage  seiner  Berufsgenossen  in 
einem  s<  harf  polemischen  Artikel,  der  unter  dem  Titel  «Wintergedanken  des 
Schulmeisters  Chiridonius  Bitt ersüss»  in  der  Schaffhauser  Zeitschrift  «Der 
Vorläufers  erschien.  I  m  diese  Zeit  machte, sich  Trcichler  zum  erstenmal  mit 
den  Anschauungen  des  Socialismus  vertraut.  Es  war  Weitlings  damals  gerade 
erschienenes  Hauptwerk  c Die  Garantien  der  Harmonie  und  Freiheit»,  das  seine 
Gedanken  stark  anregte. 

Als  nun  Trcichler,  infolge  der  Abweisung  der  Petition  an  den  Erziehungsrat, 
genötigt  war.  seine  Stelle  in  Geroldswil  aufzugehen,  lässte  er  den  Entschluss, 
sich  mit  den  Führern  der  dir  konservative  Regierung  damals  kräftig  bekäm- 
pfenden liberalen  Bcwcglingspartci  in  Verbindung  ZU  setzen.  Er  wurde  der 
SekrctÜr  und  Hülfsrcdakteur  Julius  Kröbels.  der  auf  der  äussersten  Linken  der 
liberab-n  Partei  stand  und  in  seinem  «  Republikaner >  in  manchen  Eragen  schon 
stark  xu  socialistischen  Anschauungen  sich  hinübergeneigt  hatte.  Haid  nachher, 
als  Fröbel  sich  mit  seinen  Gesinnungsgenossen  Uberworfen  hatte,  übernahm 
Trcichler  die  verantwortliche  Redaktion  des  «Republikaners».  In  dieser  Stellung 
eröffnete  er  einen  erbitterten  Feldzug  gegen  den  Erziehungsrat  der  September- 
Regierung  und  brandmarkte  in  flammenden  Worten  seine  reaktionäre  Volks- 
schulpolitik.  Er  erklärte,  ein  Verbrechen  habe  den  Scptember-Erzichungsrat  1 
gehören,  und  auf  die  Frage,  oll  er  auch  ein  verbrecherisches  Leben  geführt 
habe,  wedle  er  Thatsachen  antworten  lassen:  und  nun  entrollt  er  ein  er- 
schreckendes Bild  von  der  Verwahrlosung,  der  die  Volksschule  seit  IH.Vi 
anheimgefallen  sei  und  w  ies  unter  anderm  nach,  dass  die  Beschäftigung  schul- 
pflichtiger Kinder  unter  12  Jahren  in  den  Fabriken  geduldet  werde. 
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Ks  kam  zu  einem  Prcssprozess.  i|.t  wühl  mit  iler  formellen  Verurteilung 
Treichlers  wegen  Beschimpfung;,  jedoch  mit  einer  moralischen  Niederlage  der 
Regierung  endete  und  wesentlich  mit  zum  Sturze  der  letzteren  beitrug. 

Anfänglich  von  den  Liberalen,  die  grosse  Hoffnung  auf  Treichler  setzten, 
gefeiert,  kam  es  zwischen  deren  Führern  und  ihm  doch  bald  zu  Differenzen. 
Während  T reichler  im  «Republikaner»  einer  fortschrittlich  demokratischen 
Politik  das  Wort  redete,  hatten  es  die  liberalen  Kührer  nur  auf  die  Wieder- 
gewinnung der  politischen  Macht  abgesehen.  So  schied  denn  Treichler  aus 
der  Redaktion  des  «Republikaners»  aus  und  heschloss,  sich  dem  Studium  der 
Rechtswissenschaften  zuzuwenden.  Gleichzeitig  übernahm  er,  um  die  Mittel 
zum  Studium  zu  gewinnen,  am  1.  Januar  1H45  die  Redaktion  des  schon  er- 
wähnten «  Ust erboten  ». 

Während  des  ersten  Vierteljahres  (Januar- -  April  1S45>  liess  der  Inhalt 
des  kleinen  Wochenblattes  --  es  erschien  in  der  Grösse  eines  Quartbrief- 
bogens —  noch  nicht  erkennen,  worauf  Treichler  hinaus  wollte.  Die  Jesuiten- 
affäre  und  die  Freischarenzüge  absorbierten  so  vollständig  das  Interesse  des 
Publikums,  dass  an  eine  Erörterung  socialer  Kragen  nicht  zu  «lenket)  war. 
Aber  schon  .im  April  1845,  als  die  Liberalen  wieder  an  die  Regierung  kamen, 
unterschied  sich  die  Haltung  des  «Boten  von  Ustcr»  merklich  von  der  übrigen 
liberalen  Presse:  denn  während  letztere  mit  grossem  Jubel  das  Ereignis  he- 
grüsste,  sprach  sich  Treichler  darüber  sehr  reserviert  aus.  In  Nr.  14  des 
Blattes  schrieb  er  : 

„Mit  der  letzten  Grossratssit2img  hat  der  Regierungsrat  von  Zürich  sein  Persona!  und 
damit  seine  Farbe  geändert.  Aus  einem  aristokratischen,  jesuitenfrcuHdlirhcn  Körper  ist 
ein  gemässigt  liberaler  geworden  .  .  .  Die  Gesinnung  der  Neugcwählten  ist  uns  eine  Bürg- 
schaft, dass  sie  an  unserer  Verfassung  festhalten  werden.  Eine  reformatorische  Thätigkeit 
dagegen  erwarten  wir  picht:  einer  späteren  Zeit  wird  es  aufbehalten  bleiben,  die  Demo- 
kratie weiter  auszubilden.  .  .  .- 

Diesem  Standpunkt  gemäss  liess  der  «Bote  von  L'sier»  die  Liberalen  vorerst 
gewähren  und  beschränkte  sich  auf  eine  Kritik  der  konservativen  Politik  der 
früheren  Regierung  vom  socialen  Gesichtspunkt  aus.  Ein  in  dieser  Beziehung 
interessanter  Artikel  ist  in  Nr.  1b  (IS.  April 'i  enthalten,  betitelt:  «Die  Konser- 
vativen und  die  materiellen  Verbesserungen»,  Er  geht  davon  aus.  dass  die  Kon- 
servativen jetzt  davon  sprächen,  es  sei  eine  Verbesserung  der  Ökonomisrhen 
Lage  des  Volkes  notwendig;  dass  diese  Partei  aber.  S),  lange  sie  die  Macht 
besessen,  sich  von  der  Inangriffnahme  derartiger  Aufgaben  ferngehalten  habe. 
Er  fragt  : 

„Was  haben  sie  also  während  ihrer  Regierung  für  die  Verbesserung  der  ökono- 
mischen Lage  des  Volkes  gethan  ?  Sie  haben  ein  Gesetz  gemacht,  das  dem  Wucher  Thür 
und  Thor  geöffnet;  sie  haben  gegen  das  wohlthätige  Institut  der  Kantonalbank  im  Grossen 
Rat  heftig  gekämpft;  sie  haben  die  Motion  des  Junkers  Escher  von  Berg,  der  dem  Volke 
das  Salz  steuerfrei  ausgeben  wollte,  in  Zeitungen  bespöttelt,  gehöhnt  und  im  (»rossen  Rate 
mit  bitteren  Worten  als  unzweckmässig  bezeichnet ;  sie  haben  ein  Gesetz  Über  Fabrikarbeiter, 
Taglöhner  und  Lehrlinge  entworfen  und  durchgesetzt,  kraft  dessen  der  Arbeiter  ins  Gefängnis 
geworfen  werden  kann,  wenn  er  mit  anderen  Arbeitern  beschliesst.  für  einen  auch  gar  zu 
niedrigen  Lohn  nicht  mehr  zu  arbeiten.  Man  prüfe  dieses  Gesetz  genau,  und  man  wird  finden, 
dass  die  Konservativen  kein  Herz  haben  für  die  gedrückte  Lage  des  Volkes,  dass  sie  im 
Gegenteil  darauf  ausgehen,  die  Bevölkerung  in  Reiche  und  Arme  zu  trennen  und  so  jenen 
unseligen  Zustand  herbeizuführen,  der  jede  Spur  von  Volksherrschaft  vernichtet  und  ein 
Herrenregiment  an  dessen  Stelle  setzt.* 

Aber  bald  wendet  sich  der  «l'ster-Bote»  auch  gegen  die  Politik  der 
Liberalen.  Den  Anlass  hierzu  bot  der  Erlas*  des  Gesetzes  gegen  die  Krei- 
scharenzüge. Diese  waren  vom  «  l  ster-Bolen »  von  Anfang  an  vom  Stand- 
punkt der  Notwehr  des  Volkes  gegen  freiheitsfeindliche  Regierungen,  wenn 
nicht  gerechtfertigt,  so  doch  entschuldigt   worden.     Dementsprechend  verfocht 
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fr  auch  dir  Ansicht,  dass  dem  Volk«'  das  Recht  der  Notwehr  nicht  genommen 
werden  sollt»-.  In  nicht  geringe  Verlegenheit  setzte  Treichler  die  Liberalen, 
als  er  an  den  Cirossen  Rat  eine  Petition  richtete,  in  der  er  um  Verwerfung 
des  Gesetzentwurfes  ersuchte.     (.Abgedruckt  im  «  Uster  Holen»  Nr.  25). 

Der  Grosse  Rat  ging  über  die  Petition  schnell  hinweg;  die  Liberalen 
wagten  aus  Furcht  vor  den  Konservativen  nicht,  für  die  in  der  Petition  ver- 
tretene Auffassung  einzutreten.  Auf  der  anderen  Seite  durften  sie  auch  nicht 
dagegen  Stellung  nehmen,  da  sie  in  der  eidgenössischen  Politik  mit  den  Männern 
der  Freischarenbewegung  liiert  waren.  Diese  und  andere  Halbheiten  gaben 
dem  « Uster-Boten»  Anlass,  an  der  Politik  der  Liberalen  eine  ätzende  Kritik 
zu  üben,  die  ziemlich  Aufsehen  erregte  und  dazu  beitrug,  dass  die  Zahl  der 
Leser  des  « Uster-Boten  >  beträchtlich  w  uchs.  Da  man  jedoch  auf  liberaler 
Seite  nicht  willens  war,  sich  durch  Treichler  in  die  Bahn  einer  demokratisch- 
fortschrittlichen Politik  treiben  zu  lassen,  so  musste  es  zu  offenem  Bruch 
kommen.  Den  Anlass  hierzu  bot  die  Haltung  des  « Lster- Boten >  in  Bezug 
auf  die  (  ommunisten- Verfolgungen,  die  1845  in  der  Waadt  und  in  Neuenburg 
stattfanden.  Treichler,  der  schon  vorher  im  €  Uster-Boten »  Auszüge  aus  «1er 
damals  erschienenen  Schrift  von  Friedrich  Kngels  über  die  Lage  der 
arbeitenden  Klasse  in  England  gebracht  hatte,  wagte  nun  sogar,  die 
Communistcn  in  Schutz  zu  nehmen  und  anzuerkennen,  dass  ihre  Kritik  der 
gesellschaftlichen  Zustände  vielfach  richtig  sei,  jedoch  ohne  sich  mit  ihren 
Zielen  zu  identifizieren.  Zu  wiederholten  Malen  wurde  ferner  betont,  dass 
Mittel  und  Wege  gesucht  werden  müssten.  um  der  Vermehrung  des  Proletariats 
entgegenzuwirken,  da  letzteres  unvereinbar  mit  einem  demokratisch  organi- 
sierten Staatswe  sen  sei.  Hude  Oktober  1845  vollzog  sich  dann  die  Umwandlung 
des  «Uster-Boten»  in  «las  «Allgemeine  Not-  und  Hiilfshlatt  ».  Diese  Titel- 
änderung  wurde  mit  «lern  Umstand  begründet,  dass  der  «Uster-Bote»  s«-h«>n 
seit  längerer  Zeit  aus  dem  Kreis  «ler  Lokalblätter  herausgetreten  sei  und  tlaher 
sein  Name  seinem  Wesen  nicht  mehr  entspreche.  «Wir  wählen  «lie  Benennung 
^Allgemeines  Not-  un«l  Hülfsblatf.  «lenn  sie  drückt  am  kürzesten  und  klarsten 
aus.  was  wir  eigentlich  wollen,  nämlich  die  Not  darstellen,  die  in  den  arbei- 
tenden Klassen  immer  mehr  um  sich  gr«-ift  und  zugleich  die  Mittel  bezeichnen, 
«lurch  welche  dieser  Not  abgeholfen  werilen  kann.» 

Von  diesem  Augenblick  an.  wo  Treichler  sich  ans«  Iii«  kle,  «bc  Politik  auf 
das  sociale  Gebiet  hinüberzulenken,  wo  er  gleichsam  die  Existenz  einer  socialen 
Frage  proklamierte  und  «lie  Parteien  :iufford«'rte,  dazu  Stellung  zu  nehmen, 
hatte  er  sie  sich  auch  schon  zu  erbitterten  Feinden  gemacht,  und  zwar  «lie 
Liberalen  noch  mehr  als  die  Konservativen.  Von  ersteren  abgeschüttelt,  war 
er  jetzt  genötigt,  den  Versuch  zu  machen,  eine  eig«-ne  Partei  zu  bilden,  um 
mit  Hülfe  derselben  die  Politik  im  Sinne  so« ialcr  Reformen  zu  beeinflussen. 
Bei  dem  Tiefstand  der  intellektuellen  Entwicklung  «kr  Arbeiterklasse  war 
diese  Aufgab«'  jedoch  sehr  schwierig,  ganz  abgesehen  davon,  «lass  Treichler 
zu  jener  Zeit  mit  seinen  socialen  Ansc  hauungen  noch  nicht  so  weit  ins  Reine 
gekommen  war,  um  ein  klares  um!  Ix-stimmtes  Programm  seiner  Politik  auf- 
stellen zu  können.  Er  war  ehrlich  genug,  dies  offen  einzugestehen.  Dass 
sein  damaliger  Standpunkt  übrigens  «ler  einer  gemässigten  und  gesetzlichen 
Socialreform  war.  geht  u.  a.  auch  aus  folgenden  Sätzen  he  rvor  (Nr.  4b  vom 
14.  November),  die  wir  einer  Polemik  gegen  den  «Landboten»  entnehmen: 

.Nicht  auf  Abschaffung,  sondern  auf  Herstellung  des  Privateigentums  ist  mein  Streben 
gerichtet.  Ich  bin  von  der  Notwendigkeit  desselben  so  sehr  überzeugt,  dass  ich  glaube, 
ohne  das  jedem  gehörende  rechtliche  Eigentum  kann  der  Mensch  nicht  wahrhaft  glücklich 
sein.  —  Da  aber  Jeder  Anspruch  auf  ein  glückliches  Leben  hat.  so  ist  einer  meiner  obersten 
Grundsätze:  .Jedem  sein  rechtliches  Eigentum!»    Das  rechtliche  Eigentum  besteht 
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nach  meiner  Ansicht  in  dem,  was  ein  jeder  durch  geistige  oder  mechanische  Arbeit  (Klei»» 
und  Geschicklichkeit,  produziert.  Jetzt  erhält  der  Arbeiter  in  der  Regel  sein  rechtliches 
Eigentum  nicht  vollständig.  Meister,  Gutsbesitzer,  Fabrikherren  u.  s.  w.  nehmen  weit  mehr 
ein.  als  ihnen  nach  meiner  Ueberzeugung  von  Rechts  wegen  gebührt,  sie  werden  nicht 
durch  eigene,  sondern  durch  Arbeit  anderer  reich.  <  >der  wird  jemand  behaupten  wollen, 
ein  Rothschild  habe  seine  vielen  Millionen  durch  eigene  geistige  oder  mechanische  Arbeit 
erworben?  Heisst  das  nun  auf  Abschaffung  des  Eigentums  dringen,  wenn  ich  behaupte,  die 
Arbeiter  sollten  von  Rechts  wegen  Associes  ihrer  Herrschaft  sein? 

.Man  wirft  mir  ferner  vor,  ich  gehe  auf  Umsturz  des  Staates  aus.  Nein,  nicht  au! 
Umsturz,  sondern  auf  Vervollkommnung  des  Staates  gehe  ich  aus.  Am  meisten  wird  der 
Staat  durch  die  immer  wachsende  Armut,  durch  die  stete  Vermehrung  der  besitzlosen 
Klasse  gefährdet.  —  Warum  spricht  man  in  England  jetzt  so  ernstlich  von  Aufhebung  des 
Korngesetzes?  Warum  fürchten  die  Reichen  in  Irland  bereits  für  Leben  und  Eigentum? 
Warum  haben  beim  Missraten  der  Erdäpfel  die  Wohlhabenden  und  Reichen  an  vielen 
Orten  so  schnell  Anstalten  getroffen,  damit  die  Armen  bei  hereinbrechender  Teuerung  etwas 
zu  beissen  und  zu  brechen  haben?  Warum  zerbreohen  sich  jetzt  die  meisten  Staatsmänner 
den  Kopf,  wie  die  arbeitenden  Klassen  zu  bändigen  seien  ?  Warum  anders,  als  weil  die 
Besitzenden  fürchten,  die  Besitzlosen  möchten  in  Zeiten  der  Not  das  blutige  Banner  der 
Revolution  erheben  und  über  die  Leichen  der  Reichen  zu  einer  besseren  Zeit  vordringen 
wollen.  Allein  mein  Streben  geht  nun  gerade  darauf  hin.  mitzuwirken,  dass  dieser 
blutigen  Katastrophe  vorgebeugt  und  dem  Elend  der  Arbeiter  auf  fried- 
lichem Wege  abgeholfen  werde.  Ich  weise  daher  jede  Anschuldigung,  als  gehe  ich 
auf  Zertrümmerung  und  gewaltsamen  Umsturz  des  Staates  aus.  mit  Entrüstung  zurück  " 

Trotz  dieses  gemässigten,  wenn  auch  unklaren  Standpunktes,  den  Treiehler 
vertrat  revolutionär  -  socialistischc  Ansc  hauungen  im  Sinne  späterer  social- 
dcniokratischcr  Doktrinen  hat  er  überhaupt  nie  vertreten  wurde  er  jedoeh 
sowohl  von  den  Liberalen,  wie  von  den  Konservativen  verfolgt,  was  wohl 
lediglich  auf  die  Furcht  vor  einer  entstehenden  Arbeiterpartei  zurückzuführen  war. 
besonders  die  einflussreichen  liberalen  Fabrikanten  suchten  die  von  Treiehler 
entfachte  Bewegung  mit  allen  Mitteln  zu  unterdrücken.  Seitens  der  städtischen 
industriellen  Arbeiter  dagegen  wurde  die  Treichlerische  Agitation  nicht  nur 
bcgrüsxt.  sondern  auch  unterstützt,  wenngleich  von  einer  grosseren  organi- 
sierten Anhängerschaft  noch  nicht  gesprochen  werden  kann.  Knde  Oktober  1S45 
wurde  in  Zürich  der  erste  politische  Arbeiterverein  gegründet,  der  au*  h 
der  einzige  seiner  Art  blieb:  man  taufte  ihn  den  «Gegenseitigen  Mülls-  und 
Bildungsverein».  Nach  $  1  der  Statuten,  die  Treiehler  entworfen  hatte,  sollte 
seine  Aufgabe  sein,  seine  Mitglieder  mit  «allen  Richtungen  der  Zeit,  welche 
von  allgemein  menschlichem  Interesse  sind,  besonders  aber  mit  den  soeja- 
listischen  Ideen  bekannt  zu  machen  und  dieselben  einer  genauen  Prüfung  zu 
unterwerfen.  Der  Verein  wird  alle  in  seinen  Kräften  stehenden  gesetzlich 
erlaubten  Mittel  ergreifen,  um  der  immer  mehr  um  sich  greilenden  Not  der 
arbeitenden  Klassen  zu  steuern.»  Hin  Bekenntnis  /um  Sozialismus  involvierte 
die  Mitgliedschalt  also  nicht.  Im  weiteren  sahen  die  Statuten  eine  Bibliothek 
\or.  Das  «Allgemeine  Not-  und  Hülfsblait  »  wurde  zu  seinem  Organ  erklärt. 
Hin  Vorstand  von  fünf  Mitgliedern  sollte  die  Geschäfte  des  Vereins  führen  ; 
regelmässig  am  letzten  Sonntag  jedes  Monats  sollte  eine  Versammlung  statt- 
finden: von  jedem  Mitglied  wurde  ein  monatlicher  Beitrag  \on  einem  Schilling 
erhoben:  $  l*  bestimmte,  dass  in  den  Verein  nur  Züricher  aufgenommen 
werden  könnten;  $  11  bedrohte  alle  Mitglieder  mit  Ausschluss,  «die  sich 
eines  unsittlichen  und  unmoralischen  Betragens  schuldig  mac  hen  oder  sich  auf 
gesetzwidrige  Weise  den  bestehenden  Verhältnissen  gegenüber  benehmen.» 

Wie  man  sieht,  wollte  dieser  harmlose  Verein  nur  Bildungszwecke  ver- 
folgen, nur  ein  Diskutierklub  für  sociale  Fragen  sein.  Nichtsdestoweniger  war 
er  bald  als  ein  gefährlicher  c  ommunistisc  her  Verseil worerkluh  verschrieen.  Die 
Behörden  glaubten  den  Verein  überwachen  zu  müssen  und  sandten  Spione, 
unter  anderm  auch  einen  Henkersknecht  von  Bern,  in  die  Versammlungen  mit 


Digitized  by  Google 


Arbeiterbewegung 


83 


•  km  Auftrag,  die  Namen  der  Mitglieder  in  Erfahrung  zu  bringen.  In  liberalen 
wie  konservativen  Blättern  wurde  die  Regierung  aufgefordert,  den  Verein  zu 
verbieten  und  seine  Versammlungen  aufzulösen.  Da  ihm  jedoeh  keine  Gesetz- 
widrigkeiten naehgewiesen  werden  konnten,  so  hatte  die  Regierung  zum  Ein- 
schreiten keine  Handhabe.  Man  versuchte  deshalb,  Treichler  zunächst  auf  andere 
Weise  in  seinem  Kemühen,  die  Arbeiter  politisch  selbständig  zu  machen,  zu 
hemmen  und  zu  ehikanieren.  Nach  dem  damaligen  Pressgesetz  mussten  alle 
Zeitungen  eine  Kaution  von  Fr.  1600.  —  alter  Währung  baar  oder  in  guten 
Schuldscheinen  hinterlegen  oder  durch  doppelte  Bürgschaft  garantieren.  Für 

•  las  «Not-  und  Hülfsblatt»  war  diese  Bürgschaft  von  einem  angesehenen  libe- 
ralen Beamten  geleistet  worden;  diesen  zwang  man  nun,  seine  Bürgschaft 
zurückzuziehen,  was  die  Regierung  veranlasste,  das  Blatt  bis  auf  weiteres  zu 
verbieten.  Ks  gelang  Treichler  indessen  nach  Verlauf  von  drei  Wochen,  zwei 
neue  Bürgen  zu  finden  und  das  verhasste  Blatt  von  neuem  erscheinen  zu  lassen. 

Die  Verfolgungen  und  Chikanen,  denen  Treichler  ausgesetzt  war,  bewirkten 
nur.  dass  er  die  Energie,  mit  der  er  seine  Propaganda  für  die  Bildung  einer 
Arbeiterpartei  betrieb,  verdoppelte.  Er  begann  jetzt  eine  planmässige  Agitation, 
er  veranstaltete  in  den  grösseren  Gemeinden  des  Kantons  socialpolitische  Ver- 
sammlungen, die  meist  ein  grosses  Arbeiterpublikum  anzogen,  das  durch  leb- 
haften Beifall  sein  Einverständnis  zu  erkennen  gab.  Die  Fabrikanten  verlangten 
von  der  Regierung,  dass  sie  diese  Vorträge  verbiete.  Da  aber  auch  hierzu 
keine  gesetzliche  Möglichkeit  vorhanden  war,  so  begnügte  sie  sich  damit,  die 
Statthalterämter  mit  ihrer  l'cberwachung  zu  beauftragen.  Die  Nervosität  der 
massgebenden  Politiker  wegen  dieser  « communistischen  Bewegung»  wurde 
immer  grösser,  und  die  Presse  that  ein  Uebriges,  sie  aufzubauschen  und  das 
rote  Gespenst  einer  socialen  Revolution,  die  niemand  beabsichtigte,  an  die  Wand 
zu  malen.  Die  Zürcher  Bourgeoisie  geriet  in  eine  geradezu  lächerliche  Angst. 
Nur  so  ist  es  zu  erklären,  wenn  u.  a.  die  Besitzer  der  Esi  her- Wyss'schen  Werk- 
stätten, aus  deren  Arbeitern  sich  ein  grosser  Teil  der  Mitglieder  des  Hülfs-  und 
Bildungsvereins  zusammensetzte,  denselben  die  fernere  Teilnahme  an  den  Ver- 
sammlungen des  Vereins  bei  Strafe  sofortiger  Entlassung  glaubten  verbieten 
zu  sollen.  Als  trotz  dieses  Verbots  eine  Anzahl  jener  Arbeiter  an  einer  harm- 
losen, vom  Verein  veranstalteten  Pestalozzifeier  teilnahmen,  an  der  Treichler 
Pestalozzi  als  einen  geistesverwandten  Vorkämpfer  der  Arbeitersache  feierte, 
wurde  die  Drohung  ausgeführt.  Die  Besitzer  der  Eschcr-Wyss'schcn  Werk- 
stätten hatten  Spione  in  die  Versammlung  geschickt,  um  ihre  anwesenden 
Arbeiter  zu  notieren.  Es  waren  18  darunter  gewesen,  die  am  nächsten  Tage 
sofort  ausgesperrt  wurden.  Viele  darunter  waren  nicht  einmal  Mitglieder  des 
Vereins  gewesen,  sondern  hatten  als  blosse  Zuschauer  dem  kleinen  Feste  bei- 
gewohnt. 

Man  müsste  es  begreiflich  finden,  wenn  unter  solchen  Umständen  die 
junge  Arbeiterbewegung  in  ein  revolutionäres  Fahrwasser  gekommen  wäre; 
Treichler  war  aber  klug  und  besonnen  genug,  sie  durchaus  im  Rahmen  der 
verfassungsmässig  garantierten  Rechte  zu  halten. 

Mittlerweile  wurde  der  Kampf  gegen  das  «Not-  und  Hülfsblatt»  in  anderer 
Weise  fortgesetzt.  Der  Drucker  des  Blattes,  ein  gebürtiger  Luzerner,  wurde 
von  einem  Beamten  der  Staatskanzlei  aufgefordert,  den  Druck  des  Blattes  auf- 
zugeben, ansonst  er  sich  der  Gefahr  aussetze,  dass  ihm  die  Niederlassungs- 
bewilligung entzogen  werde.  Diese  Drohung  wirkte,  und  es  war  jetzt  Treichler 
überhaupt  unmöglich,  im  Kanton  Zürich  einen  neuen  Drucker  für  sein  Blatt 
zu  finden.  Statt  dessen  liess  er  es  im  Kanton  Baselland  erscheinen,  wo  es  in 
der  Walderschen  Buchdruckerei   in  Birsfelden   hergestellt  wurde.    Die  Erfolg- 
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losigkeit  aller  Unterdrückungsversuehc  reizte  den  Zorn  der  damaligen  Macht- 
haber aufs  höchste.  Man  beschloss,  eine  Kommission  einzusetzen,  mit  dem 
Auftrag,  zu  untersuchen,  ob  und  in  welcher  Weise  es  möglich  sei,  dem  « com- 
munistischen  Treiben»  entgegenzutreten.  Die  Mitglieder  dieser  Kommission 
waren  die  beiden  Bürgermeister  von  Zürich,  Furrer  und  Zehnder,  und  Regie- 
rungsrat Rüttimann.  Das  hierdurch  erweckte  Interesse  für  die  Arbeiterbewe- 
gung beschloss  Trcichler  sofort  dadurch  auszunutzen,  dass  er  einen  Uyklus 
öffentlicher  Vorlesungen  über  Socialismus  und  Communismiis  ankündigte,  der 
denn  auch  grossen  Zulauf  hatte.  Nach  dem  vierten  Vortrage  wurde  aber 
Treichler  das  Halten  weiterer  Vorlesungen  verboten,  mit  der  Begründung,  die- 
selben hatten  sich  nicht  innerhalb  der  Grenzen  der  Wissenschalt  gehalten, 
sondern  wären  geeignet,  die  Besitzlosen  zum  Hass  gegen  die  Besitzenden  auf- 
zureizen. Der  Hauptgrund  aber  lag  in  der  wirklich  grossen  Wirkung  und  dem 
Erfolg,  den  Treichler  mit  seinen  Vorlesungen  erzielt  hatte.  In  seinem  vierten 
und  letzten  Vortrage,  der  der  wirksamste  gewesen  war.  hatte  er  das  Ver- 
hältnis des  Proletariats  zur  Demokratie  behandelt.  «Ich  werde,  sagte  Treichler 
in  der  Einleitung,  zu  zeigen  versuchen,  dass  Proletariat  und  Volkssouveränität 
unvereinbare  Dinge  sind,  dass  keine  der  jetzigen  Parteien  in  That  und  Wahrheit 
an  die  Volkssouveränität  glaubt.  Ich  werde  darthtin,  dass  diese  widernatür- 
liche Verknüpfung  von  Proletariat  und  Souveränität  die  grösstc  politische  Un- 
moral! tat  erzeugt  und  dass  unser  republikanischer  Staat  als  Republik  zu  Grunde 
gehen  muss,  wenn  das  Proletariat  nicht  aufgehoben  wird.»  Und  nun  leistete 
Treichler  den  Beweis  für  diese  Sätze  mit  einsc  hneidender  rücksic  htsloser  Logik. 
Hier  nur  einige  charakteristische  Sätze:  «Die  Volkssouvcränität  verlangt  eine 
hinlängliche  Geistesbildung,  das  Proletarier  ist  unzertrennlich  von  Unwissenheit 
und  Dummheil:  die  Volkssouveränität  verlangt  eine  sichere  und  ökonomisch 
unabhängige  Stellung  der  Bürger  und  Arbeiter:  als  Proletarier  ist  er  aber 
abhängig  und  darf  nicht  einmal  die  Versammlungen  besuchen,  an  denen  er 
teilnehmen  möchte;  die  Volkssouveränität  ist  der  Zustand  der  gleichen  Berech- 
tigung, das  Proletariat  der  Zustand  der  ungerechten  Ungleichheit.  Volks- 
souveränität  und  Proletariat  sind  daher  einander  so  entgegengesetzt  wie  Tag 
und  Nacht.» 

Trcichler  remonstrierte  sofort  gegen  das  Verbot  seiner  Vorlesungen,  das 
auch  durchaus  ungesetzlich  war;  indessen  ohne  Erfolg,  trotzdem  man  sich  in 
den  Kreisen  der  Regierung  unmöglich  verhehlen  konnte,  dass  mit  diesem  Vor- 
gehen die  verfassungsmässigen  Rechte  illusorisch  gemacht  wurden.  Um  jedoch 
endlich  eine  gesetzliche  Basis  für  die  Bekämpfung  der  Treichlerschen  Agitation 
zu  bekommen,  wurde  ein  Vorkommnis  ausgenutzt,  bei  dem  man  wohl  in 
Zweifel  sein  darf,  ob  es  der  Regierung  bloss  «wie  gerufen»  kam. 

Am  Morgen  des  25.  Februar  1840  fand  man  in  der  Gemeinde  Wald  an 
zwei  Stellen  einen  handschriftlichen  Aufruf  angeschlagen,  der  zu  einer  mm- 
munistischen  Volksversammlung  nach  Uster  auf  den  2.  März  einlud.  Der 
Aufruf  war  unschwer  als  das  Werk  eines  Lockspitzels  zu  erkennen,  und  es 
ist  denn  auch  nach  den  auf  der  Staatskanzlei  in  Zürich  befindlichen  Akten  mit 
Sicherheit  anzunehmen,  dass  derselbe  von  einem  Winkeladvokaten,  Namens 
Weber,  herrührte.  Ob  derselbe  von  offiziellen  Persönlichkeiten,  oder  nur  im 
Auftrag  von  einem  Fabrikanten  zu  diesem  Streich  angestifte  t  wurde,  ist  aber 
nicht  mehr  festzustellen.  Verdächtig  ist  indessen,  dass  dieser  Aufruf  das  Signal 
zu  einer  allgemeinen  Hetze  gegen  Treichler  gab,  obgleich  dieser  jede  Gemein- 
schaft mit  dem  Urheber  des  Aufrufs  sofort  in  der  bestimmtesten  Weise  in  Ab- 
rede stellte.  Jedenfalls  hatte  der  Regierungsrat  nun  einen  Grund,  um  den 
Erlass  eines  Gesetzes  gegen  die  « communistischen  Umtriebe»  zu  betreiben. 
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Um  zu  verhüten,  dass  sich  wirklich  Anhänger  seiner  Anschauungen  zu 
einer  Volks*,  ersammlung  in  l.'ster  einfänden,  vcröfTentlichte  Treichlcr  ein  Mani- 
fest unter  dem  Titel  «Politische  Grundsätze  >.  in  dem  er  kurz  zum  erstenmal 
ein  förmliches  Programm  entwickelte.  Di«-  darin  enthaltenen  Forderungen 
waren  folgende : 

1.  Stimmrecht  für  alle  Almosengenössigen  und  Falliten,  welche  nicht  widerrechtlicher 
Weise  bankerott  gemacht  haben.  2.  Jeder  Bürger  muss  «eine  Petitionen  selbst  oder  durch 
einen  Stellvertreter  mündlich  vor  dem  Grossen  Rat  verteidigen  dürfen.  3.  Abschaffung 
der  indirekten  Wahlen  zum  Grossen  Rat.  4.  Besoldung  unbemittelter  Mitglieder  des  Grossen 
Rates.  5.  Einführung  de»  Gesetzes-Veto.  t>.  Das  Volk  muss  seine  Stellvertreter  zu  jeder 
Zeit  durch  Stimmenmehrheit  abberufen  können.  ".  Erlass  eines  Verantwortlichkeitsgesetzes 
für  die  geschäftsführenden  Behörden.  N.  Durchgreifende  Volksschulreformen.  9.  Freigabe 
der  Advokatur.    10.  Arbeiterschutzgesetze.  Anstellung  von  Fabrikanten  und  Inspektoren. 

11.  Errichtung   von  Soclfllwerkstütten.  um  arbeitslosen   Arbeitern  Arbeit  zu  verschaffen. 

12.  Errichtung   von  staatlichen  Warenhallen  «gedacht  als  I'roudhon'sche  Tauschbanken). 

13.  Unterstützung  der  genossenschaftlichen  Bestrebungen.  14.  Errichtung  einer  Kantonal» 
leihbank.  15.  Einführung  einer  Einkommens-  Progressivsteuer.  16.  Abschaffung  der  Todes- 
strafe und  Verwandlung  der  Zuchthäuser  in  Besserungsanstalten.  17.  Umfassende  Bundes- 
reform. 

In   dem  zweiten   Abschnitt    des   Manifestes   legte  Treichlcr  dar.   was  er 

nicht  wolle.     Ks  heisst  darin: 

.Wir  wellen  keine  .Güterverteilung-,  wie  so  viele  fälschlich  behaupten.  Wir 
müssten  allen  gesunden  Menschenverstand  verloren  haben,  wenn  wir  auf  solche  räuberische 
Weise  die  Lage  der  Arbeiter  verbessern  wollten.  Wer  also  bis  jetzt  zu  unserer  Fahne 
zählte,  in  der  Hoffnung,  dereinst  mit  den  Reichen  die  Güter  zu  teilen,  der  entferne  sich, 
wir  können  ihm  keine  Befriedigung  versprechen!  Dagegen  werden  wir  unermüdlich  dafür 
kämpfen,  dass  der  Staat  jedem  Bürger,  der  arbeiten  wi  II,  in  geistiger  und  leiblicher  Hin- 
sicht ein  ordentliches  Leben  möglich  mache.  Ferner  wollen  wir  keineswegs,  wie  unsere 
Feinde  behaupten,  den  Staat  umstürzen.  Nicht  auf  Umsturz,  sondern  auf  Vervollkomm- 
nung des  Staates  geht  ui  *er  Streben.  .  .  .  Was  die  Religion  betrifft,  so  möchten  wir 
auch  hier  nicht  zur  Auflösung,  sondern  zur  Erfüllung  derselben  beitragen.  Das  Christentum 
soll  endlich  einmal  zur  Wahrheit  werden,  denn  das  Wesen,  der  Kern  der  christlichen 
Religion,  ist  nach  unserer  Ansicht  die  Liebe.  Liebe  deinen  Nächsten  wie  dich  selbst: 
das  ist  der  Inbegriff  aller  Gebote.  Mit  der  Religion  der  Liebe  verträgt  es  sich  aber  nicht, 
dass  der  Arbeiter  Sklave  des  Reichen  sei:  daher  geht  unser  Streben  dahin,  mitzuwirken, 
dass  aHe  Menschen  sich  als  Fluider  behandeln,  dass  somit  die  Arbeiter  hier  schon  freie 
Menschen  werden.1* 

Da  man  es  durchaus  darauf  abgesehen  hatte,  die  Trcichlersche  Agitation 
als  communistisch  zu  verschreien,  so  schwieg  die  Presse  sein  Manifest  tot. 
Die  Regierung  licss  es  sogar  beschlagnahmen  und  ihre  Verbreiter  verhaften. 
Einige  kantonsfremde  Arbeiter  wurden  wegen  dieses  Vergehens  ausgewiesen. 

Mittlerweile  kam  der  verhängnisvolle  2.  März  heran,  an  dem  die  güter- 
tcilende  Volksversammlung  stattfinden  sollte.  Die  Statthalterämter  von  Uster 
und  W'interthur  hatten  auf  Weisung  der  Regierung  umfassende  Vorbereitungen 
getroffen,  um  die  Proklamation  der  communistischen  Revolution  zu  verhindern. 
In  Ustcr  waren  alle  waffenfähigen  Männer  von  20 — 40  Jahren.  Infanterie.  Scharf- 
schützen und  Kavallerie,  aufs  Picket  gestellt.  Die  Wintert hurcr  hielten  sogar 
einige  Kanonen  in  Bereitschaft.  Aber  wie  lange  man  auch  wartete,  so  wollten 
sich  doch  keine  Communisten  zeigen.  «Ohne  ein  Kxempel  an  dem  Gesindel 
statuiert  zu  haben,  >  sc  hrieb  damals  die  Hasler  National-Zeitung.  musste  sich 
die  kampflustige  Mannschaft  zu  Bett  legen.  Die  liberale  Presse  aber  beglück- 
wünschte ilie  Regierung,  dass  es  ihr  so  gut  gelungen  sei.  den  Staat  aus  einer 
grossen  Gefahr  zu  retten. 

Trotzdem  die  Nichtexistenz  aller  communistischen  Rcvolutionsgefahrcn 
handgreiflich  war,  glaubte  die  Regierung  doch,  jetzt  ihren  längst  gehegten  Plan 
zur  Ausführung  bringen  zu  sollen.  Sie  legte  dem  Grossen  Rat  am  24.  März 
einen  Gesetzentwurf  gegen  communistische  Umtriebe  vor,  nach  dem  es  bei  Strafe 
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bis  zu  Fr.  1000  und  zwei  Jahren  Gefängnis  verboten  sein  sollte,  «eine  Klasse 
von  Bürgern  gegen  eine  andere,  z.  B.  Besitzlose  gegen  Besitzende  zum  Hasse 
aufzureizen  oder  überhaupt  durch  Angriffe  auf  die  Unverletzlichkcit  des  Kigen- 
tums  oder  anderer  vom  Staat  geschützter  Rechte  dir  bestehende  Ordnung  zu 
gefährden.»  Zeitungen  und  Vereine,  die  zum  Zweck  hätten,  die  erwähnten 
Handlungen  zu  befördern,  sollten  verboten  resp.  aufgelöst  und  daran  beteiligte 
Fremde  des  Kantons  sofort  verwiesen  werden. 

Nach  einer  teilweise  sehr  ergötzlichen  Debatte  wurde  dieser  Gesetz- 
entwurf mit  einigen  redaktionellen  Aenderungen  in  zweiter  Lesung  schon  am 
26.  März  angenommen  und  sofort  in  Kraft  erklärt.  Am  Nachmittag  des  gleichen 
Tages  wurde  auch  schon  auf  Grund  dieses  vom  Volksmund  als  «  Maul  k  rat  ten- 
gesetz» bezeichneten  ersten  Soci.-distengesetzcs  das  Verbot  des  «Not-  und 
Hülfsblattcs»  ausgesprochen. 

Unter  diesen  Umständen  war  an  die  Fortsetzung  einer  legalen  Agitation 
zum  Zweck  der  Bildung  einer  ^Arbeiterpartei  nicht  mehr  zu  denken.  Bei  dem 
damaligen  Zustand  der  Arbeiterschaft  fand  auch  Treichler  bei  dieser  nicht 
genügend  Rückhalt,  so  dass  ihm  nichts  anderes  übrig  blieb,  als  sich  aus  dem 
Parteikampf  zurückzuziehen.  Als  das  Jahr  1847  anbrach,  war  die  ganze 
Bewegung  so  ziemlich  zum  Stillstand  gekommen.  Für  diesmal  war  es  der 
Zürcher  Bourgeoisie  noch  gelungen,  die  Bildung  einer  selbständigen  Arbeiter- 
partei zu  verhindern.  Ob  ihre  Handlungsweise  freilich  von  der  Geschichte 
als  korrekt,  klug  und  gerecht  beurteilt  werden  kann,  ist  eine  andere  Frage. 
Zweifellos  erscheint,  dass  die  schweizerische  Arbeiterbewegung  in  gesundere 
und  erfolgreichere  Bahnen  eingelenkt  wäre,  wenn  ihr  die  Bewegung  der  Jahre 
1845  und  1846  hätte  zum  Ausgangspunkt  dienen  können. 

IV.  Litterattir.  Ueber  die  Lage  der  arbeitenden  Klasse  in  der  Schweiz 
zu  Beginn  des  XIX.  fahr  hundert*  geben  u.  a.  Aufschlüsse:  Zeilbeobachtungen  über  das 
schweizer,  Baumwollgewerb,  dessen  folgen  und  Aussichten,  rSoö.  —  S.  Schlnz,  Das 
höhere  Gebirg  des  Kantons  Zürich  und  ökonomisch-moralischer  Zustand  der  Bewohner, 
t8zy.  —  Derselbe,  Min  Beitrag  zur  näheren  Kenntnis  unseres  Volkes  und  seiner  Lage 
und  Bedürfnisse,  1828.  —  J.  K.  Kottmann,  Denkschrift  auf  die  Hungerjahre  r8ib  und 
t8iy,  Solothurn  /8Z7.  —  Englands  Industrie  und  die  mechanischen  Erfindungen  sind  das 
Verderben  des  festen  Landes,  St.  Gallen  i8tj.  —  Johannes  Schutthess,  Die  unglaub- 
liche Grösse  des  Elends  im  Schosse  unseres  Vaterlandes,  Zürich  /S/J  (enthält  eine 
Schilderung  der  Zustände  im  Kanton  Glarus).  —  L.  J.  Schweizer,  Ueber  den  zuneh- 
menden Verdienstmangel  in  den  östlichen  Gemeinden  des  Kantons  Zürich.  Zürich  /Sj/.  — 
Interessante  Angaben  über  den  Stand  und  die  Umwälzungen  der  industriellen 
Technik  während  der  ersten  Jahrzehnte  des  Jahrhunderts  enthalten  die  zwei  Anreden 
des  Vorstehers  der  technischen  Lehr-Anstalt  in  Zürich,  Muralt  im  Schönenhof  /8*S,  unter 
dem  Titel  erschienen:  Vergleichung  des  gegenwärtigen  Standes  der  europäischen  Industrie 
mit  demjenigen  vorder  französischen  Staatsumwälzung,  mit  Auf  Zählung  derjenigen  Zweige, 
■uoriu  die  Schweiz  noch  im  Rückstände  ist.  —  Ueber  den  Fabrikbrand  in  Uster 
orientiert  am  vollständigsten  4,  I.  Leuthi,  Geschichte  des  Kantons  Zürich  von  /Sj/  bis 
1840,  S.  108  u,  ff.  —  Litteralur  über  die  sogenannte  Treichler  sehe  Agitation  ist 
nicht  vorhanden.  Zu  verweisen  ist  einzig  auf  den  „Boten  von  Uster*  und  seinen  Nach- 
folger, das  „Not-  und  Hälfsblalt" ,  sowie  die  politischen  Tagesblätter  jener  Zeit:  „Neue 
Zürcher  Zeitung",  nLandl>ote"  etc.  Wie  uns  Prof.  Treichler  mitzuteilen  die  Freund- 
lichkeit hatte,  ist  er  gegenwärtig  (Herbst  tgoi)  damit  beschäftigt,  seine  Erinnerungen 
niederzuschreiben,  die  noch  wertvolles  Material  zu  Tage  fördern  dürften. 

Dr.  Hans  Müller, 

Sekretär  des  Verbandes  schweizerischer  Konsumvereine,  Basel. 
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Arbciterbildungsvereine. 

I.  Allgemeines.  --  II.  Der  Sc  h  wei /c  r  i  sc  h  c  ( >  r  ü  t  Ii  v  erei  n.  —  III.  Die 
deutschen  Arbeitervereine.  —  IV.  Die  politischen  A  rbe  i terorganisa- 
tionen.  —  V.  Die  gewerkschaftlichen  Organisationen.  —  VI.  Litteratur. 

I.  Allgemeines.  Für  die  Darstellung  der  Bildungsbestrebungen  der  Arbeiter- 
organisationen fallen  nicht  nur  jene  Vereine  in  Betracht,  die  sich  den  Namen 
eines  Arbeilerbildungsvereins  beigelegt  haben.  Vielmehr  müssen  alle  diejenigen 
Organisationen  —  und  sie  bilden  die  grosse  Mehrzahl  —  berücksichtigt  werden, 
«iie  neben  der  politischen  Propaganda  und  Thatigkeit  oder  der  Wahrung  der 
wirtschaftlichen  Interessen  die  Forderung  der  geistigen  oder  beruflichen  Aus- 
bildung ihrer  Mitglieder  zu  ihrer  Aulgab*'  machen. 

In  den  sechziger  und  siebenziger  Jahren  haben  diese  Bestrebungen  einen 
ungleich  grosseren  Raun»  eingenommen  als  heutzutage.  Wenn  sie  in  den  letzten 
zwei  Jahrzehnten  mehr  in  den  Hintergrund  getreten  sind,  so  hängt  das  zu- 
sammen einerseits  mit  der  Entwicklung  unseres  Schulwesens,  anderseits  mit 
der  gesteigerten  Teilnahme  der  Arbeiterschaft  am  politischen  Leben.  L"m  die 
Bedeutung  dieser  Bildungsbestrehungen  richtig  zu  würdigen,  muss  man  sich 
vergegenwärtigen,  dass  die  Kenntnisse,  mit  denen  die  jungen  Leute  vor  vierzig 
oder  fünfzig  Jahren  aus  der  Volksschule  entlassen  wurden,  oft  sehr  dürftige 
waren  und  dass  jene  Zeit  die  zahlreic  hen  Gelegenheiten,  die  sich  jetzt  dem 
Arbeiter,  der  sein  Wissen  erweitern  will,  darbieten,  nicht  gekannt  hat.  Die 
Arbeiter,  die  diese  Mängel  empfanden,  versuchten  in  ihren  Organisationen  mit 
bescheidenen  Mitteln  aber  grossem  Eifer  sich  das  zu  verschaffen,  was  heute 
Fortbildungs-.  Ergänzungs-  und  Gewerbeschulen,  öffentliche  Leseanstalten  und 
ähnliche  Einrichtungen  ihnen  bieten  :  Festigung  und  Erweiterung  der  in  der 
Volksschule  erworbenen  Kenntnisse  und  die  berufliche  Ausbildung  in  solchen 
Fertigkeiten  und  Fächern,  in  welche  die  Lehrlinge  vom  Meister  in  der  Berufslehre 
nicht  eingeführt  wurden.  Diesen  Zwecken  dienten  die  Veranstaltung  von 
Unterrichtskursen  und  Vortragsabenden,  die  Einrichtung  von  Bibliotheken  und 
Lesezimmern.  Auch  den  Bildungswert  von  Turnvereinen.  Gesangvereinen  und 
dramatischen  Vereinen  wird  man  für  eine  Zeit  nicht  unterschätzen  dürfen,  der 
es  an  den  mannigfaltigen  Anregungen  fehlte,  die  heute  durc  h  die  Presse  und 
das  regere  öffentliche  Leben  vermittelt  werden. 

n.  Der  Schweizerische  Grütliverein.  Die  erfolgre  ichste  und  umfassendste 
Thatigkeit  auf  diesem  Gebiete  hat  der  Schweizerische  Grütliverein  ent- 
faltet. Er  ist  nicht  als  politische  Kampforganisation  gegründet  worden  —  als 
solche  hat  er  sich  erst  von  Mitte  der  siebenziger  Jahre  an  entwickelt  —  son- 
dern als  Bildungsverein,  als  «freie  Schweizer- Männerschule  ».  Die  ersten 
Statuten  nannten  als  seinen  Zweck  «den  freien  gegenseitigen  Austausch  der 
Ideen,  Aufklärung  und  Belehrung  in  allgemeinen,  besonders  vaterländischen 
Angelegenheiten  >.  Im  Jahre  1842  wurde  auf  einer  Zusammenkunft  in  Rolle 
die  Frage  diskutiert:  «Welches  ist  die  geeigneiste  Schulbildung  für  den  Hand- 
werkerstand und  auf  welche  Weise  kann  er  wahrem)  der  Wanderzeit  die 
erworbene  Bildung  am  besten  erhalten:  >  Nach  den  späteren  Statuten  betrachtet 
der  Verein  es  als  seine  Aufgabe:  «Die  Kenntnis  unseres  Volkes,  unseres 
Landes  und  unserer  vaterländischen  Geschichte  zu  verbreiten  und  den  Mit- 
gliedern in  ihren  Freistunden  Mittel  zur  Belehrung  und  Gelegenheit  zur  Erholung 
zu  bieten. >  L'eber  die  Thatigkeit.  we  lche  die  einzelnen  Sektionen  entfalteten, 
liegen  seit  1 80 1  genauere  Angaben  vor  (der  Verein  zählte  damals  in  05  Sektionen 
2200  Mitglieder).  Die  Bibliotheken  bestanden  aus  7807  Bänden.  Im  genannten 
Jahre  waren  für  circa  4200  Unterrichtsstunden  3400  Fr.  ausgegeben  worden, 
für  Bereicherung  der  Bibliotheken  14K»  Fr.     Unterricht  wurde   namentlich  in 
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französischer  Sprache.  Buchhaltung.  Schönschreiben,  im  Zeichnen  und  Rechnen 
erteilt,  seltener  in  ( ieschicbt«-.  italienischer  Sprache.  Verfassungskunde.  Kon- 
struktionslehr«-.  An  manchen  Orten  wurde  der  Unterricht  in  Schulzimmern 
erteilt,  welche  die  Schulbchönbn  bereitwillig  zur  Verfügung  stellten.  Die 
grösste  Zahl  von  Unterrichtsstunden  weist  das  Jahr  187.?  auf.  Ks  belief  sich 
—  bei  einer  Gesamt  mitgli««l«-rzahl  von  50  15  —  die  Zahl  der  Stunden  in  fran- 
zösischer Sprache  auf  1547.  im  Schreiben  auf  252.  im  Zeichnen  auf  34.$.  in 
der  Buchhaltung  auf  538.  in  Gesang  und  Musik  auf  4800,  im  Turnen  auf  702. 
in  anderen  Fächern  auf  442.  und  die  Gesamtausgabe  für  das  Unterrichtswesen 
auf  8730  Kr.  Seither  ist  die  Zahl  der  Unterrichtsstunden,  abgesehen  von  Gesang 
und  Turnen,  trotz  der  starken  Mitgliederzunahme,  zurückgegangen.  Sie  betrug 
1800  im  Französischen  noch  400.  in  der  Buchhaltung  374.  in  Wrfasstings- 
kunde  71.  im  Gesang  dagegen  300O  und  im  Turnen  1*U7.  Schreiben  und 
Rechnen  erscheinen  nicht  mehr  als  Unterrichtsfächer.  Dies.-  Thatsachen  stehen, 
wie  schon  bemerkt,  im  Zusammenhang  mit  der  besseren  Ausbildung  des  staat- 
lichen Schulwesens,  namentlich  der  Errichtung  der  Fortbildungs-  und  Hand- 
werkerschulen. Diese  Furtschritte  sind  aber  vom  Grütliverein  selbst  schon 
frühzeitig  gefordert  worden,  wie-  auch  die  Einführung  der  Unentgeltlichkeit  der 
Lehrmittel  an  manchen  Orten  seiner  Initiativ«-  zu  verdanken  ist.  —  Von  den 
324  Sektionen  hab«  n  257  Bibliotheken  angelegt  mit  einem  Gesamtbücherbestand 
von  40,000  Bändin.  Das  Diskussionsw  esni  sucht  «las  CVntralkomite«  durch 
die  periodische  Ausschreibung  von  Preisaulgaben  zu  Ixhen.  Die  Turnsektionen 
der  Grütlivereine  haben  sich  im  « S«  h  weize ri*ch«-n  Grütliturnverband»  organisiert, 
dem  zur  Z«-it  1414  Mitglieder  in  2-1  Sektionen  angehören.  Dem  im  Jahre  1894 
gegründeten  c  Schweizerischen  Grütlisängerverband  »  sind  bis  j«-tzt  22  Sektionen 
mit  800  Sängern  beigetreten. 

Die  Summe.  w«-bh<-  der  S«  h  weizeris«  he  Grütlivcri-in  von  1840  bis  1000 
für  Bildungszw  <•«  k>-  ausgegeben  hat,  belauft  sich  auf  etwa  800.000  Fr.  Davon 
entfallen  auf  Unterrichtsstunden  (Gesang  urul  Turnen  inb«-grim-n  >  340.000  Fr., 
auf  Bin  h«  ranschallung«  n  für  tlie  Bibliotheken  150.000  Fr.  und  auf  «lie  .Aus- 
lagen für  Zeitungen  und  Zeilschriften  3lo,ouo  Fr. 

III.  Die  deutschen  Arbeitervereine.  NVIxn  «b-n  Grütliv«-rcinen  waren 
es  von  jeher  die  deutschen  A  r  I)  e  i  t  e r ve re i  n «• .  di<-  «  s  sich  angelegen  sein 
licssen,  ihren  Mitgliedern  G«legenheil  zur  geistigi-n  Ausbildung  und  Erweiterung 
ihrer  Kenntnisse  zu  bieten.  Schon  anfangs  der  dreissiger  Jahre  finden  wir 
deutsche  Lese-  und  Gesangvereine,  so  in  Biel.  Bern,  Zürich.  St.  Gallen.  Winter- 
thur.  Nachdem  sie  von  1834  bis  1850  wiederholt  der  polizeilichen  Auflösung 
verfallen  waren,  sahen  sie  zunächst  in  «b-r  Beschränkung  auf  «lie  Pflege  der 
Geselligkeit  und  .Bildungsbestrebungen  die  einzige  Möglichkeit,  um  die  behörd- 
liche Duldung  zu  erlangen.  In  «ler  Verfügung  der  Zürcher  Polizeidirektion, 
durch  welche  am  b.  August  1850  «lie  Gründung  «'ines  deutschen  Lese-  un«i 
Gesangvereins  bewilligt  wurde,  heisst  es:  «Laut  den  Statuten  ist  «b-r  Zweck 
»les  Vereins  Gesang  und  Fortbildung  «b-r  einzelnen  Mitglieder  durch  Lesen 
nützlicher  Bücher  und  Schriften  —  w«»geg«-n  politische  Verbindungen  sowohl 
in  als  ausser  «lein  Verein  den  Mitgliedern  «1«  s  Str«ngst«-n  untersagt  sind.>  Wenn 
die  «b-utschen  Vereine  auch  bald  «-inen  politischen  Charakter  annahmen,  und 
tlie  gleiche  politische  Entwh  klung  durchmachten,  die  sich  in  «ler  Arbeiterschaft 
Deutschlands  vollzog,  so  haben  sie  doch  immer  Wert  auf  die  geistige  Förderung 
ihrer  Mitglieder  gelegt.  Es  darf  aber  darüber  hinaus  gew  iss  mit  Recht  gesagt 
werden,  dass  schon  «b-r  Anschluss  an  di«  se  Vereine  und  tlie  Teilnahme  an 
ihren  Verhandlungen  und  Bestrebungen  ein  Mittel  zur  Hebung  des  geistigen 
und  sittlichen  Niveaus  war.  zumal  in  einer  Zeil,  wo  es  dem  Einzelnen  ungleich 
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schwerer  gema«  In  war.  aus  dem  engen  Kreis  der  Anschauung«!!  und  Lebens- 
gew ohnheiön  seiner  Klasse  herauszutreten  und  am  geistigen  und  künstkrischen 
Leben  der  Zeit  teilzun«d>m«n.  «Die  \v< >hlthätigcn  Kulten  der  (Gründung  der 
Arbeitervereine    auf  die  Veredlung   der  Sitleu  schrieb  Wcitling   1842  — 

sind  schon  von  den  Journalen  anerkannt  worden.  Ks  ist  allerdings  besser, 
die  Arbeiter  versauimeln  sich,  um  über  eine  politische  Meinung  /u  diskutieren, 
als  um  einander  im  Kartenspiel  (Geld  abzugewinnen  und  sich  zu  besaufen 
und  zu  schlagen.» 

Die  grosseren  dieser  Vereine  veranstalteten  ebenfalls  l'nterri«  litskurse. 
Im  deutschen  Arbeiterbildungsverein  Kint rächt  in  Zürich  wurde  in  den  fünfziger 
Jahren  l'nterricht  im  Schreiben.  Rechnen.  Zeichnen,  in  der  Buchhaltung  und  in 
der  französischen  Sprache  erteilt.  Sehr  eifrig  w utile  von  jeher  der  (Gesang 
und  das  Diskussions wesen  gepflegt.  Von  den  40  deutschen  und  österreichischen 
Arbeitervereinen  sind  A7  im  Besitze  von  '  Bibliotheken  mit  insgesamt  10.000 
Banden,  von  welch  letzteren  im  Jahn  l'lOO  M00  ausgeliehen  worden  sind. 
Im  Lese/immer  de*  Zun  her  Vereins  sind  Zeitungen  und  Zeilschriften  auf- 
gelegt. Seine  Ausgaben  für  Abonnements  und  Bücher  belaufen  sich  jährlich 
auf  ca.  MM)  Kr. 

IV.  Die  politischen  Arbeiterorganisationen.  Von  den  politischen 
Arbeiterorganisationen  sind  es  namentlich  die  Arbeiterunionen  der  grosseren 
Städte,  vorali  von  Zürich.  Bern  und  Basel,  die  sich  neuerdings  die  Aufgabe 
setzen,  nicht  nur  durch  gelegentliche  Vortrage,  sondern  durch  einen  syste- 
matischen l'nterricht  das  Wissen  und  den  (Gesichtskreis  der  Arbeiter  zu 
erweitern  und  sie  mit  den  Krgebnissen  moderner  Wissenschaft  vertraut  zu 
machen.  Die  Arbeiterunion  Bern  veranstaltet  seit  1899  Volksbihlungskurse, 
in  denen  nationalokonomische.  juristische  und  naturwissenschaftliche  (Gegen- 
stände von  Fachmännern,  wo  es  notig  schien,  in  mehrstündigen  Vorträgen 
erörtert  wurden.  An  die  Kosten  leistet  die  (Gemeinde  einen  kleinen  Beitrag. 
In  Zürich  hat  sich  ebenfalls  im  Jahre  1S99  ein  «Verein  für  Arbeiterbildungs- 
kurse» gebildet,  der  sich  die  Aufgabe  stellt,  «den  Angehörigen  des  Arbeiter- 
standes durch  systematisch«-  Vor« ragscykkn  und  praktische  L'ebungen  (Gelegen- 
heit zu  einer  gediegenen  allgemeinen  Bildung  zu  geben».  Im  Winter  1900/1901 
veranstaltete  er  einige  Vortrags«  vkkn  gemeinsam  mit  der  IVstalozzig«»- Iis«  halt, 
die  ähnliche  Zwecke  verfolgt. 

V.  Die  gewerkschaftlichen  Organisationen.  Was  dk  gewerkschaft- 
lichen Organisationen  anlangt,  so  haben  «lk  meisten  von  ihnen  die  beruf- 
liche Ausbildung  ihrer  Mitglieder  in  den  Kreis  ihrer  Aufgaben  einbezogen. 
Als  Mittel  hierzu  b«'z«-khnen  die  Statuten:  Diskussiousahe  ndc,  Vorträge,  das 
Halten  von  l'a«  hblätt«  rn  und  die  Veranstaltung  von  l'a«  hkursen.  Ks  sind 
namentlich  dk  Typographen.  Lithographen.  Mahr.  Buchbinder  und  C'oilleure, 
die  es  sich  angelegen  sein  lassen  —  zum  Teil  (so  in  Kern  und  Zürich)  mit 
staatlicher  oder  c  «•minimaler  l'nterstützuug  -  dk  gewerbliche  Tüchtigkeit  der 
Berufsgenossen  zu  lu-ben.  Zum  Ted  ist  «lies«-  Aufgabe  den  (Gewerkschaften 
durch  die  Hebung  und  Ausd«dmung  <ks  Bihlungswes«ns,  «las  namentlich  in  den 
letzten  Jahren  —  im  wesentlkhen  dank  der  reichli«  hen  Buudcssubventionen  — 
•einen  starken  Aufschwung  genommen  hat.  abgenommen  worden. 

VI.  Litterattir.  Die  Jahresberichte  der  oben  genannten  Vereine  und  Verbünde, 
vorab  dir  seit  fSöf  erscheinenden  'Jahresberichte  des  Schweizerischen  (irutlivereins  und 
des  Arbeiterbitdungsx-ercins  Eintracht  in  Zürich.  —  J.  Vogels&n$er,  Der  Schweizerische 
ürütlivercin,  dessen  Entstehungsgeschichte  und  Thäligkeit.  St.  (iatlcn  iS8j.  -  Fest- 
schriften zum  fo jährigen  Stiftungsfest  der  Arbcitcrbildungsx  ereine  Zürich  und  Winter- 
thur  rS<}/  und  /</oo  (die  letztere  von  D.  Zinner). 

Otto  Lang,   Oberrichter,  Zürich. 
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Arbeiterbund  (Schweizerischer). 

1.  Geschichtliches:  1.  der  alte  Arbeiterbund:  2.  der  heutige  Arbeiterbund. 
—  II.  Zweck,  Organisation  und  bisherige  Thätigkeit  des  Schwei- 
zerischen Arbeiterbundes.  —  III.  Litteratur. 

1.  Geschichtliches.  1.  Dkr  ai.tk  Arbritkrbimj.  l'ntcr  dem  Namen 
«Schweizerischer  Arbeiterbund»  bestand  von  1 873  bis  Knde  1880  ein  sieh  über 
die  ganze  Srhweiz  erstreckender  Verband  von  Arbeitervereinen.  Kr  umfasste 
die  Sektionen  der  Internationalen  Arbeiter- Assoziation,  dir*  zum  Generalrat 
hielten  (zum  Unterschied  von  den  Ananhiste  n  >,  die  Gewerkschaften,  die 
deutschen  Arbciter-Hildungsvereine,  sowie  die  Grütli vereine  fast  aller  grösseren 
SUidte.  Gegründet  an  einem  allgemeinen  schweizerischen  Arheitcrkongress  zu 
Pfingsten  1873  in  Ölten,  hielt  er  alljährlich  zu  Pfingsten  einen  Kongress  ab, 
1874  in  Winterthur,  1875  in  Hasel.  1 S 7 1 »  in  Hern.  1877  in  Neuenburg,  dann 
mit  Unterbrechung  von  einem  Jahre  1879  in  St.  Gallen.  Der  Hund  hatte  einen 
vorwiegend  gewerkschaftlichen  Charakter  und  befasste  sich  auch  mit  der  Orga- 
nisation von  Unterstützungscinrichtungen. 

Seinen  Höhepunkt  erreichte  der  alte  Schweizerische  Arbeiterbund  am 
Kongress  in  Neuenburg,  mit  dem  auch  eine  Delegiert enversammlung  des  Grütli- 
vereins  verbunden  war.  Heide  Organisationen  gingen  vereint  an  eine  wuchtige 
Agitation  für  die  Annahme  des  Fabrikgeseizes.  gegen  die  sic  h  der  Grossteil  der 
Industriellen  mit  allen  Kräften  wehrte.  Diese  Agitation  »buch  Flugblätter  und  Ver- 
sammlungen, an  der  sich  auch  ilie  Führer  der  Demokraten  beteiligten,  hatte  die 
Annahme  des  Gesetzes  in  der  Volksabstimmung  vom  21.  Oktober  1877  zur  Folge. 

Am  letzten  ordentlichen  Kongress  187'»  in  St.  Gallen  zeigten  sieh  schon 
die  Zeichen  der  Zersetzung.  Line  schwere  Geschältskrise  war  hereingebrochen 
und  hatte  namentlich  die  jüngeren  Vereine  schwer  geschädigt,  viele  zur  Auf- 
lösung gebracht.  Unter  den  vielen  deutschen  Arbeitern  war  auch  nach  Krlass 
des  Socialistengesetzes  in  Deutschland  eine  Verwirrung  entstanden,  zeitweise 
fand  unter  ihnen  der  von  Johann  Most  in  der  Londoner  «Freiheit»  pro- 
pagierte Rcvolutionarisiiuis.  der  sich  bald  zum  Anarchismus  umbildete,  grossen 
Anhang.  Der  Streit  grill  auch  im  Arbeiterbund«1  um  sich  und  veranlasste  ver- 
schiedene deutsche  Arbeitervereine  zum  Austritt,  wie  er  auch  gewerkschaftliche 
Organisationen  zerstörte.  So  musste  denn  der  letzte  schwach  besuchte  Kon- 
gress vom  6.-8.  November  1880  in  Oben  die  Auflösung  des  Schweizerischen 
Arbeiterbundes  aussprechen  und  sich  mit  der  Liquidation  seiner  Verpflichtungen 
befassen.  An  Stelle  des  allen  Arbeiterbundes  trat  der  Schweizerische  Ge- 
werkschaft sbund  und  eine  Schweizerische  soc  ialdemo  k  ra  t  i  sc  he  Partei, 
die  aber  beide  für  die  nächste  Zeit  ziemlich  bedeutungslos  waren  und  erst 
verschiedene  Jahre  später  wieder  Kraft  gewannen.  Als  Organ  beider  Orga- 
nisationen trat  von  Neujahr  1881  die  « Arbeiterstimme »  an  die  Stelle  der  seit 
1869-70  erschienenen  «Tagwacht».  Die  Socialisten  deutscher  Nationalität  schufen 
sich  eine  eigene  Organisation.  Auch  die  lokalen  und  kantonalen  Verbände 
lösten  sich  damals  zum  grössten  Teil  auf  und  wurden  erst  einige  Jahr»*  spälejr 
meist  durch  die  Initiativ«-  »ler  Grüt livereine  wi«d«T  neu  gebildet. 

2.  Dkr  heitiok  A rbkitkrbun n.  Ders«*lbe  verdankt  sein  Kntstehen  den 
Bemühungen  um  «Ii«"  Errichtung  eines  schweizerischen  Arbeitersekn-tariats. 
Am  28.  August  188h  reichte  der  damalig«'  Centraipräsident  ib's  Grütli  Vereins, 
Heinrich  Scherrer  in  St.  Gallen,  dem  eidg«*nössischen  Handels-  und  Land- 
wirtschafts-Departem<-nt  ein  Gesuch  um  Subvention  «'ines  zu  gründenden  schwei- 
zerischen Arbeitersekretariats  ein.  Die  Subvention  sollte  analog  den  vom  Hunde 
unterstützten  Sekr«'tariaten  für  Gew«*rbe,  Handel  un»l  lmliistrie  gewährt  werden. 
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es  wurde  die  Zuteilung  des  Arbeitersekretars  zum  <  Jrülliv  r<  in  gewüns«  ht.  ohne 
dass  er  zu  dessen  Vereinsverwaltung  beniitzt  werden  stillte. 

Das  Gesuch  fand  sowohl  beim  Departementsvorsteher  Xuma  Dr«»z  wie 
beim  Gesamtbundesrat  günstige  Aufnahme.  Nach  Abschluss  d«  r  Budget  heratung 
ermächtigte  der  Bundesrat  das  Handelsdepartenient ,  »h  in  Gesuche  zu  ent- 
sprechen, jedoch  wurden  folgende  Verlangen  gestellt  : 

.  1 .  Dass  ein  Komitee  gebildet  werde,  in  welchem  alle  schweizerischen  Arbeiter- 
verbände  im  Verhältnis  ihrer  Mitgliederzahl  vertreten  sind ;  2.  dass  der  Arbeitersekretär 
von  diesem  Komitee  ernannt  werde,  und  von  demselben  die  Arbeitsaufträge  und  näheren 
Weisungen  erhalte;  3.  dass  jährlich  ein  Voranschlag  der  mutmasslichen  Hinnahmen  und 
Ausgaben  des  Arbeitersekret.iriat*  und  jeweilen  im  Anfange  eines  jeden  Jahres  die  Rech- 
nung über  das  abgelaufene  Jahr  mit  Belegen  dem  Departement  eingesendet  werde:  4.  dass 
dem  Handelsdepartement  anheimgest'llt  sei.  sich  an  den  Sitzungen  des  Komitee«  durch 
einen  Delegierten  mit  beratender  Stimme  vertreten  zu  lavwn  - 

Das  Centraikomitee  des  Grütlivereins  wandte  sich  nun  unverzüglich  an 
die  anderen  ihm  bekannten  Arbeiterverbände  und  bereitete  die  dem  Verlangen 
des  Buntlesrates  entsprechenden  Organisationsbestimmungen  vor.  Ks  begann 
jetzt  eine  lebhafte  Debatte  m  iler  Arbeiterpresse,  die  beim  zuständigen  De- 
partement wohl  zu  einigen  Miss  Verständnissen  führte,  denn  es  erfolgten  noch 
folgende  Nachtragsverlangen  des  Bundesrates  zu  den  Subvem i< »nshedingungen  : 

I.  Die  Vereine,  w  elche  die  Delegierten  zu  wählen  haben,  sollen,  wenigstens  in  ihrer 
Mehrheit  aus  Schweizern  zusammengesetzt  sein.  Stimmrecht  bei  der  Wahl  der  Delegierten 
haben  nur  Schweizerbürger.  2.  Bei  der  Wahl  des  Bundesvorstandes  und  beim  Vorschlag 
für  den  Arbeitersekretär  dürfen  in  der  Delegiertenveraammlung  nur  Schweizer  mitwirken. 
3.  Die  Mitglieder  des  Bundesvorstandes,  sowie  der  Arbf itersekretär  müssen  Schweizcr- 
bürger  sein.- 

Demgemäss  wurde  nun  vom  Centraikomitee  <b-s  Grütlivereins.  unter  Ver- 
ständigung mit  anderen  Arbeiterverb  änden  ein  Statut  aufgestellt  und  dem  allge- 
meinen schweizerischen  Arbeiterkongress  zur  Organisation  des  schweizerischen 
Arbeitersekretariats  in  Aarau  am  10.  und  11.  April  1SS7  vorgelegt.  Kin  Teil 
der  Arbeitervereine  war  mit  der  Vorlage  nicht  einverstanden,  und  es  gab  am 
Arbeiterkongress  eine  längere  und  sehr  lebhafte  Debatte.  Schliesslich  wurde 
aber  doch  die  Vorlage  mit  grosser  Mehrheit  angenommen. 

II.  Zweck,  Organisation  und  bisherige  Thätigkeit  des  Schweizerischen 
Arbeiterbundes.  Das  in  Aarau  angenommene  Statut  des  Schweizerischen 
Arbeiterbundes  wurde  am  zweiten  Arbeitertage  in  Ölten  nur  in  einigen  Punkten 
etwas  revidiert,  nachdem  der  Bundesrat  seine  Zustimmung  zur  Wahl  des 
Arbeitersekretärs  durch  den  Arbeitertag  gegeben  hatte.  Da  es  im  wesentlichen 
unverändert  blieb,  geben  wir  es  hier  in  der  Oltener  Fassung,  in  der  es  heute 
noch   zu  Recht  besteht  : 

Zweck  und  Zusammensetzung.  *;  l.  Zur  gemeinsamen  Vertretung  der  wirt- 
sehafdichen  Interessen  der  Arbeiterklasse  in  der  Schweiz  bilden  die  Arbeitervereine  des 
Landes  einrn  Verband  unter  dem  Namen  Schweizerischer  Arbeiterbund.  Beitritts- 
berechtigt ist  jeder  Verein,  der  in  seiner  Mehrzahl  aus  schxveizerischen  Arbeitern  besteht 
und  Arbeiterinteresson  vertritt,  ohne  Unterschied  seiner  politischen  oder  religiösen  Richtung. 
Die  dem  Bunde  beigetretenen  Vereine  verpflichten  sich,  bei  allen  Unternehmungen  und 
statistischen  Erhebungen  über  Arbeiterverhältnisse  mitzuwirken  und  Auskunft  zu  erteilen. 

A.  Organisation.  S,  2.  Die  Organe  des  Schweizerischen  Arbeiterbundes  sind: 
a>  der  schweizerische  Arbeitertag:  10  der  Bundesvorstand;  et  der  leitende  Ausschuss; 
d|  der  Arbeitersekretär.  :{  3.  Alle  drei  Jahre  findet  ein  ordentlicher  Arbeitertag  statt;  die* 
Delegierten  werden  von  den  verbündeten  Vereinen,  welche  dem  Schweizerischen  Arbeiter- 
bund angehören,  gewählt  Jeder  selbständige  Verein  hat  das  Recht,  einen  Delegierten  abzu- 
ordnen: jedoch  kommt  nur  auf  250  Mitglieder  ein  stimmberechtigter  Delegierter.  Stimm- 
recht bei  der  Wahl  haben  nur  Schweizerbürger.  Kleinere  Vereine  haben  sich  nach  freier 
Wahl  behufs  Erlangung  des  Stimmrechts  am  Arbeitertag  zu  gruppieren.  Ort  und  Zeit  des 
Arbeitertages  wird  vom  Bundesvorstand  festgesetzt  Ausserordentliche  Arbeitertage  können 
durch  Beschluss  des  Bundesvorstandes  oder  auf  Begehren  von  Vereinen,  welche  einen  Zehn- 
teil der  in*  Bund  vertretenen  Mitglieder  aufweisen,  einberufen  werden. 
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B.  Der  Bundesvorstand.  £  4.  Der  Bundesvorstand  besteht  aus  25  Mitgliedern, 
welche  vom  Arbeitertage  auf  je  drei  Jahre  gewählt  werden.  Die  Mitglieder  müssen  Schweizer- 
bürger und  mindestens  zwei  Drittel  derselben  Arbeiter  sein.  Im  Bundesvorstand  sollen  so 
weit  möglich  nach  Verhältnis  vertreten  sein :  Die  dem  Bunde  angehörenden  Verbände,  die 
Landessprachen,  die  im  Bunde  wesentlich  vertretenen  Industrien  und  Gewerbe.  Der  Bundes- 
vorstand versammelt  sich  jährlich  mindestens  einmal.  Er  ist  beschlußfähig,  Tvcnn  die  Hälfte  der 
Mitglieder  anwesend  ist.  Lücken,  die  während  einer  Amtsdauer  im  Bundesvorstand  entstehen, 
können  durch  die  Vereine,  als  deren  Repräsentanten  die  Zurückgetretenen  gewählt  worden,  pro- 
visorisch ausgefüllt  werden.  Von  den  Sitzungen  des  Bundesvorstandes  ist  jeweilen  vorher  dem 
zuständigen  eidgenössischen  Departement  Kenntnis  zu  geben,  damit  sich  dasselbe  vertreten 
lassen  kann.  Der  Bundesvorstand  hat  das  Recht,  zu  seinen  Sitzungen.  Beamte.  Fachmänner  und 
Vertreter  besonders  in  Krage  kommender  Industrien  und  Gewerbe  und  ebenso  die  Vorstande 
der  föderierten  Vereine  und  Verbände  einzuladen,  welchen  beratende  Stimme  verliehen  wird. 

C.  Der  leitende  Ausschuss.  £  5.  Der  leitende  Ausschuss  besteht  aus  drei  am 
gleichen  Orte  oder  dessen  Umgebung  wohnenden  Mitgliedern  des  Kundesvorstandes  (Präsi- 
dent. Aktuar  und  Quästor),  wird  von  letzterem  auf  drei  Jahre  gewählt  und  bildet  dessen 
Bureau,  sowie  die  Vertretung  des  Schweizerischen  Arbeiterbundes  nach  aussen.  Er  kann 
sich  mit  den  nötigen  Hülfskräften  aus  den  Sektionen,  die  der  Arbeiterbund  an  seinem  Amts- 
sitz hat.  versehen.  Kr  vollzieht  die  Beschlüsse  des  Bundesvorstandes  und  verwaltet  die 
Mittel  und  Schriftstücke  des  Bundes.  Der  leitende  Ausschuss  hat  die  Traktanden  des 
Arbeitertages  festzustellen  und  rechtzeitig  bekannt  zu  geben.  Er  eröffnet  den  Arbeitertag. 
der  im  übrigen  sein  Bureau  aus  freier  Wahl  bestellt.  Seine  Geschäftsordnung,  in  welcher 
auch  die  Krage  der  Verantwortlichkeit  zu  regeln  ist.  hat  der  leitende  Ausschuss  dem  Bundes- 
vorstand zur  Genehmigung  vorzulegen. 

D.  Arbeitersekretär.  §  b.  Der  Arbeitersekretär  wird  vom  Arbeitertag  auf  je 
drei  Jahre  gewählt.  Kr  muss  Schweizerbürger  sein.  Seine  amtlichen  Befugnisse  und 
Pflichten  werden  durch  ein  vom  Bundesvorstand  aufzustellendes  Reglement  bestimmt,  dessen 
Genehmigung  auch  das  Arbeitsprogramm,  sowie  das  Budget  und  die  Rechnung  des  Arbeiter- 
Sekretariats  unterliegt.  Die  unmittelbare  Aufsicht  über  die  Geschäftsführung  des  Arbeiter- 
sekretariats liegt  dem  leitenden  Ausschusse  ob.  Der  Arbeitersekretär  steht  sowohl  den 
Vorständen  des  Schweizerischen  Arbeiterbundes,  wie  dem  schweizerischen  Bundesrate  zu 
allen  angeordneten  Untersuchungen,  die  Arbeiterfrage  betreffend,  statistischen  Erhebungen 
und  Bearbeitungen,  sowie  Begutachtungen  zur  Verfügung.  Er  hat  das  Recht,  sich  behufs 
Auskunfterlangung  unmittelbar  an  Behörden,  Verbände.  Vereine  und  Private  zu  wenden. 

Mittel.  !j  7.  Die  Subvention  des  Schweizerischen  Bundesrates  ist  ausschliesslich 
für  die  Kosten  des  Arbeitersekretariats  zu  verwenden  und  ist  über  die  Verwendung  dem 
Bundesrate  detaillierte  und  belegte  Rechnung  zu  stellen.  Alle  übrigen  Kosten,  insbesondere 
diejenigen  für  Arbeitertage,  die  Sitzungen  des  Bundes*  orstandes  und  die  Geschäftsführung 
des  leitenden  Ausschusses  sind  von  den  Verbänden  und  Vereinen  für  ihre  Vertreter  selbst 
zu  tragen.    Entschädigungsansprüche  auf  die  Bundessubvention  sind  unzulässig. 

Publikationsorgane.  §  H.  Als  amtliche  Publikationsmittcl  des  Schweizerischen 
Arbeilerbundes  werden  die  Organe  der  Verbände  und  Vereine  betrachtet,  welche  dem  Arbeiter- 
bund angehören,  sofern  und  solange  sie  alle  amtlichen  Mitteilungen  des  Bundesvorstandes,  des 
leitenden  Ausschusses  und  des  Arbeitersekretariats  unverändert  und  gratis  in  ihrem  Textteil 
aufnehmen.  Die  Liste  der  Publikationsmittel  wird  den  Verbänden  und  Vereinen  durch  den 
leitenden  Ausschuss  bekannt  gegeben  und  gelten  die  in  denselben  veröffentlichten  amtlichen 
Mitteilungen  als  zur  Kenntnis  aller  Mitglieder  des  Schweizerischen  Arbeiterbundes  gebracht. 

Allgemeine  Bestimmungen.  §  *J.  Der  Eintritt  in  den  Schweizerischen  Arbeiter- 
hund, sowie  der  Austritt  aus  demselben  geschieht  durch  schriftliche  Miteilung  an  den 
leitenden  Ausschuss.  Jj  in.  Dieses  Statut  tritt  mit  seiner  Annahme  durch  den  Arbeitertag 
in  Kraft;    durch  Mehrheitsbeschluss  des  Arbeitertages  kann  es  jederzeit  revidiert  werden. 

Au-  diesem  Statut  ist  ersichtlich,  dass  die  Organisation  eine  sehr  lose  ist, 

m>  dass  der  jeweilige  licstnnd  des  Arbeiterbundes  im  wesentlichen  nur  aus  der 

Zahl  der  an   den  Arbeitertagen   vertretenen  Vereine   und  Mitglieder  bestimmt 

werden  kann.     Darüber  giebt  folgende  Zusammenstellung  Auskunft: 


1NS7  Aarau  1 5H  Delegierte.  100.000  Mitglieder 

1890  Ölten                                     247          >  I  14.000  > 

lN'U  liiel  271          >  93.000  > 

1««^  Zürich  (ausserordentlichen  494          ^  191.000  > 

IHM«,  Winierthur                           427          >  1 74.000  » 

1S99  Luzern  U9          »  182,000  » 


1M00  Hern  «auss.-n.rdentlictier)    512  >  255.000  » 
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Von  den  in  Kern  l'»00  \ erm-tenen  Mitgliedern  kämm  38.1  °/0  auf  die 
Krankenkassen.  26.3  0  o  auf  die  Gewerkst  hallen  und  Berufsvereine,  2 1  .S  o/0  auf 
die  Gnitli-  und  allgemeinen  Arlieitervereine  und  13.8°  0  auf  die  katholischen 
Vereine.  Das  Verhältnis  ist  ni<  ht  itnmer  da«  gleiche,  dm  li  bildeten  bis  jetzt 
die  Krankenkassen  das  Schwergewicht,  allerdings  \va<  hsen  die  Gewerkschaften 
und  Berufsvereine  zu  immer  stärkerer  Vertretung  her  in.  In  den  Gesamtzahlen 
sind  natürlich  Doppelzählungen  vorhanden,  diese  al»er  bissen  sich  ni<  ht  wohl 
vermeiden,  da  nicht  zu  ermitteln  ist.  wie  viele  Mitglieder  von  ( Je  werkst  haften 
und  Berufsvereinen  auch  zugleich  noch  Krankenkassen  und  (irütli-  oder  allge- 
meinen Arbeitervereinen  angehören  und  als  solche  nochmals  vertreten  sind. 
Ebenso  lassen  sich  mitunter  lokale-  und  kantonale  Verbände  vertreten,  ihren 
Sektionen  auch  zugleich  durch  ihren  schweizerischen  Verband  vertreten  sind. 
Doch  dürften  alle  diese  Doppelvertretungen  höchstens  auf  ein  Drittel  der  Ge- 
samtvertretung  angenommen  werden;  soweit  sie  sich  nämlich  bei  der  Durch- 
sicht der  Mandate  zeigen,  werden  sie  nicht  berücksichtigt  und  sind  daher  in 
obigen  Zahlen  nicht  enthalten. 

Der  erste  Arbeitertag  befasste  sj«h  wesentlich  nur  mit  der  Organisations- 
frage. Der  zweite  behandelte  die  staatliche  Kranken-  und  Unfallver- 
sicherung, worüber  Nationalrat  Uurti  und  Arbeitersekretär  Greulich  refe- 
rierten und  letzterer  Thesen  aufstellte.  .Nationalrat  C'ornaz  und  Arbeitersekretär 
(treulich  referierten  über  die  obligatorischen  Berufsgenossenschaften 
und  stellten  Thesen  auf.  Sodann  behandelten  Nationalrat  Decurtins  und 
Präsident  Heinrich  Scherrer  die  Revision  des  Fa  bri  k  g  es e  t  z  es.  Doch  wurden 
alle  diese  Fragen  nicht  abschliessend  behandelt,  sondern  für  das  weiten-  Spezial- 
studium  noch  offen  gelassen. 

Amdritten  Arbeitertage  1S')3  in  Biel  referierte  Arbeitersekretär  Greulich 
wieder  über  die  Kranken-  und  Unfallversicherung,  beschränkte  sich  aber 
diesmal  auf  die  Difl'erenzpunkte  zwischen  der  Vorlage  \«>n  Nationalral  Korn-r 
und  den  Grundsätzen  der  Ohener  Thesen.     Kr  leyte  folgende  Grundsätze  vor: 

1.  Die  Beiträge  zur  Krankenversicherung  lauf  Krankengeld!  weiden  ausschliesslich 
von  den  versicherten  Arbeitern  selbst  getragen,  unter  deren  Selbstverwaltung  die  Kranken- 
kassen stehen.  2.  Die  Fürsorge  für  unentgeltliche  Krankenplk-gc  (ärztliche  Hülfe.  Heilmittel 
und  nötige  Spitalverptlegungl  geschieht  durch  den  Bund  unter  Mitwirkung  der  Kantone  und 
Gemeinden.  3.  Die  Organisation  der  Krankenkassen  nach  Berufen  oder  Krwerbsgruppcn  ist 
soriel  als  möglich  zu  erhalten  und  besonders  zu  berücksichtigen.  Fabrik-  oder  Betriebs- 
krankenkassen  haben  sich  in  solche  der  entsprechenden  Berufs-  oder  Erwerbsgruppen  umzu- 
wandeln. 4.  Die  Beiträge  zur  Unfallversicherung  werden  ausschliesslich  von  den  Gewerbe- 
inhabern  getragen.  5.  Die  Krankenkassen  besorgen  die  Unterstützungen  der  UnfallbetrorTene.i 
bei  der  Erwerbsunfähigkeit  bis  zu  vier  Wochen  auf  Rechnung  der  Unfallversicherung. 

Diese  Thesen  wurden  ausdrücklich  angenommen  und  der  Arbeitertag  ver- 
pflichtete sich,  mit  aller  Kraft  für  deren  Verwirklichung  einzustehen.  Ausserdem 
behandelte  der  Arbeitertag  die  Internationale  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung  nach  Referat  von  Nationalrat  Decurtins.  Dem  Bundesvorstand  wurde 
der  Auftrag  erteilt,  einen  Internationalen  Arbeiters  huiz-Kongress  einzuberufen. 
Dieser  sollte  schon  im  Jahre  1894  stattfinden,  stiess  aber  damals  auf  Hinder- 
nisse und  konnte  erst  nach  verschiedenen  Unterhandlungen  im  Jahre  1 897  abge- 
halten werden,  wo  er  stark  besucht  wurde  und  sehr  gut  verlief.  Kndlich 
referierten  noch  Nationalrat  Favon  und  Sekretär  Kciinann  über  die  obli- 
gatorischen Berufsgenossenschaften:  ihre  Anträge  wurden  vom  Arbeiter- 
tage angenommen. 

Der  Verlauf  der  Beratungen  in  der  Expertenkommission  über  die  Kranken- 
und  Unfallversicherung  veranlasste  die  Delegiertenversammlunjj  des  Grütli- 
vereins  in  Neuenburg,  die  Einberufung  eines  ausserordentlichen  Arbeitertages 
zu   verlangen,  der  dann   am   5.  November    18M3   in    Zürich   Matt  fand.  Nach 
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Referaten  von  Professor  Dr.  Heck  und  Arbeitersekreü«r  Greulich  beschloss 
er.  ilic  Volksinitiative  für  unentgeltliche  K ra  n  k  en pfl e g  e  und  das  Tabak  - 
monopol zur  lb-s(  hafiüng  der  Mittel  zu  ergreifen.  Die  nötigen  Schritte  wurden 
unverzüglich  gclhan  und  noch  vor  Neujahr  begann  die  Propaganda  für  die 
Unterschriftensammlung.  In  vielen  handesteilen  wurde  mit  grossem  Kiter  dafür 
gearbeitet,  bald  aber  zeigte  sich  eine  machtige  Gegenströmung  namentlich 
gegen  das  Tabaknionopol.  So  kam  die  Unterschriftensammlung  ins  Stocken. 
Am  1 .  Juli  IS1) 4  nahm  der  Hundesvorstand  davon  Kenntnis,  dass  rund  40.000 
Unterschrilten  eingegangen  seien  und  beschloss  die  weitere  Sammlung  zu 
sistieren.     Der  erste  Versuch  einer  Aktion  d>  >  Arbeiterbundes  war  gescheitert. 

Am  Winterthurer  Arbeitertag  1SVÜ»  referierte  Nationalrat  Decurtins 
über  die  Asylfrage.    worauf  der  Arbeitertag  folgende  Resolution  annahm: 

1.  Das  Asylrecht,  d.  h.  das  Recht  des  schweizerischen  Staates,  dem  aus  politischen 
Motiven  landesflüchtigen  Fremden  auf  Schweizerbuden  eine  sichere  Zufluchtsstätte  zu  ge- 
währen, ist  von  jeher  als  eines  der  vornehmsten  Attribute  unserer  Staatshoheit  im  inter- 
nationalen Völkerleben  betrachtet  worden.  Das  Schweizervolk  hat  die  schrankenlose  Aus- 
übung dieses  Rechtes  nicht  bloss  beansprucht,  sondern  sich  geradezu  zur  Pflicht  gemacht 
Je  stärker  das  Nationalgefühl  im  Schw  eizervolke  ausgeprägt  war,  desto  unumschränkter  war 
die  Auaübung  des  Asylrechtes. 

2.  Die  Ausweisung  eines  Fremden  aus  völkerrechtlichen  Rücksichten  sollte  nicht 
anders  als  auf  Grund  eines  Urteils  erfolgen  dürfen,  wodurch  dem  Auszuweisenden  nach- 
gewiesen wird,  dass  er  die  innere  und  äussere  Sicherheit  gefährdet  habe.  Die  Ausw  eisungen 
sollen  zeitlich  begrenzt  werden. 

Ausserdem  behandelte  d^r  Winterthurer  Arbeitertag  nach  einem  Referat 
von  Heinrich  Scherrer  die  zur  hundesrätlichen  Vorlage  über  Kranken- 
unil  Unfallversicherung  zu  stellenden  Postulate.  die  nach  längerer  Heratung 
genehmigt  wurden.  Kr  besprach  im  «eitern  nach  Anhörung  eines  Referats 
von  Reitnann  die  obligatorischen  l!  er  u  t  's  g  e  n  o  s  s  e  nsc  ha  f  t  e  n  .  ebenso  die 
Krweiterung  der  Haftpflicht,  worüber  Dr.  FH  g  en  win  t  er  referierte.  Auf 
Antrag  von  Greulich  und  Sotirbeck  s|)ia<  Ii  er  sich  für  eine  Reduktion 
der  Arbeitszeit   für  die  T  ra  n  s  por  t  a  u  g  es  i  e  1 1 1  en  aus. 

Der  Arheitertag  von  Lnzern  1H<>M  behandelte  die  Forderung  des  Ge- 
wer ksc  ha  ft  s  w  ese  ns  nach  Referaten  von  Arbejiersekretär  Greulich  und 
Professor  Dr.  Heck,  denen  Fürsprecher  l'ürholz  entgegentrat.  Mit  allen  gegen 
Stimmen  wusiebnerde  folgender  Heschluss  gefasst  : 

^In  Erwägung,  dass  die  Gewerkschaften  für  die  Arbeiter  ein  unentbehrliches  Mittel 
sind,  um  für  Aufrechterhaltung  und  Hebung  ihrer  Lebenshaltung  und  damit  für  die  Grund- 
lage eines  menschenwürdigen  körperlichen,  moralischen  und  geistigen  Daseins  einzutreten; 
dass  zur  Erfüllung  dieser  Aufgabe  die  gewerkschaftliche  Organisation  der  Arbeiter  in  der 
Schweiz  noch  zu  schwach  und  unentwickelt  ist.  während  die  Geschäftsinhaber  in  vielen 
Zweigen  eine  stärkere,  in  manchen  eine  fast  vollkommene  Organisation  haben:  dass  dieses 
Missvcrhälti.is  der  Organisation  eine  Gefahr  für  die  Arbeiter  vind  das  Gemeinwesen  bildet, 
und  dass  obligatorische  Reiufsgenossensehaften  zu  Schutz  und  Hebung  der  i'ioduktionskraft 
erst  dann  möglich  sind,  wenn  ein  grösserer  Teil  der  Arbeiter  durch  freiwillige  gewerk- 
schaftliche Organisation  vorgeschult  ist;  dass  eine  einheitliche  gew  erkschaftliche  Organisation 
der  grossen  Mehrheit  der  Arbeiter  nur  auf  dem  neutralen  Hoden  der  w  irtschaftlichen  Interessen 
der  Arbeiterklasse,  unter  Ausschluss  parteipolitischer  oder  religiöser  Stellungnahme,  erzielt 
werden  kann:  erkennt  und  bcscbliesst  der  Schweizerische  Arbeitertag:  Es  ist  Pflicht  des 
Schweizerischen  Aibeiterbundes.  seiner  Behörden  und  Organe,  sowie  seiner  Verbünde  und 
Vereine,  mit  allen  Kräften  für  eine  einheitliche  und  umfassende  gewerkschaftliche  Orga- 
nisation der  Arbeiter  aller  Berufe  in  der  Schweiz  zu  wirken.  Sobald  der  Schweizerische 
Gewerkschaftsbund  und  seine  Berufsverbände  und  Vereine  sich  auf  parteipolitisch  und 
religiös  neutralen  Hoden  stellen,  sollen  alle  bestehenden  wie  alle  neu  zu  bildenden  Berufs- 
verbände und  Vereine  zum  Anschluss  an  den  Gewetkschaltsbund  bewogen  werden.  Der 
Bundesvorstand  wird  beauftragt,  unverzüglich  eine  Kommission  zu  bestellen  zur  Unter- 
handlung mit  den  Vorständen  des  Gewcrkschaftsbimdes  und  der  anderen  Beruftverbände, 
sowie  zur  Anhandnahmc  einer  planmässigcn  Propaganda  für  Bildung  neuer  Berufsverbände 
und  Vereine.  Diese  Kommission  hat  jährlich  einen  Bericht  zu  erstatten,  der  den  Jahres- 
berichten des  Arbeiterbundes  beizugeben  ist.* 
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Anschliessend  ist  zu  berichten,  dass  diese  Franc  nach  «lein  Arbeitertage 
zu  ungemein  lebhaften  Auseinandersetzungen  führte,  die  sich  heute  noch  fort- 
setzen. Der  Gewerkschaftsbund  erfüllte  seinen  Teil  der  Aufgabe,  indem  er 
seine  Statuten  an  seinem  Kongress  von  Winterthur  neutral  gestaltete.  Seinem 
Heispiel  folgten  andere  Verbünde.  Die  Sozialdemokraten  in  der  gewerkschaft- 
lichen Organisation  gaben  damit  ein  /.eichen  von  gutem  Willen,  dem  Hcschluss 
des  Arbeitertages  gerecht  zu  werden,  leider  haben  sie  damit  noch  nicht  den 
beabsichtigten  Krfolg  erreicht. 

Der  Luzerner  Arbeitertag  hörte  ausserdem  noch  ein  Referat  von  Nationalrat 
Dr.  Hofmann  über  die  Frage  der  Arbeitslosenversicherung  und  des 
Arbeitsnachweises  und  genehmigte  die  vorgelegten  Thesen. 

Der  nächste,  ordentliche  Arbeitertag  ist  1()02  fällig.  Das  Jahrhundert 
sollte  aber  nicht  schliessen.  ohne  noch  einen  ausserordentlichen  Arbeitertag 
zu  sehen,  der  am  25.  Februar  1900  in  Hern  tagte  zur  Heratung  der  Stellung- 
nahme gegenüber  dem  Hundesgesetz  betreffend  die  Kranken-  und 
Unfallversicherung.  Line  grosse  Zahl  von  Unterschriften  hatte  die  Volks- 
abstimmung verlangt  und  diese  war  vorn  Hundesrat  auf  den  20.  Mai  angesetzt 
worden,  der  Arbeitertag  musste  nun  endgültig  Stellung  nehmen.  Heinrich 
Sc  herrer  sprach  für  Annahme.  Dr.  Feigen  w  int  er  für  Verwerfung  der  Vor- 
lage, den  Referaten  folgte  eine  sehr  lebhafte  Debatte.  Hei  der  Abstimmung 
sprachen  sich  295  Stimmen  für  Annahme.  52  für  Verwerfung  der  Vorlage  aus, 
ein  starker  Teil  der  Delegierten  enthielt  sich  der  Abstimmung.  In  der  Volks- 
abstimmung unterlag  das  Gesetz. 

Der  leitende  Ausschuss  des  Arbeiterbundes  war  in  Aarau  vom  Grütli- 
verein  übernommen  worden  und  ging  an  drei  Mitglieder  seines  (Zentralkomitees 
über.  Leider  war  diese  Stelle  auch  dem  Vorortswechsel  unterworfen,  der  im 
Grütliverein  alle  sechs  Jahre  vorgeschrieben  ist.  So  kam  der  leitende  Aus- 
schuss 1891  nach  Winterthur  und  1K97  nach  Luzern.  Nach  dem  Luzerner 
Arbeitertag  lehnte  das  (Zentralkomitee  eine  fernere  L  ehernahme  des  leitenden 
Ausschusses  ab  und  es  wurden  nun  drei  Mitglieder  in  Zürich  am  Sitze  des 
Arheitersekrelariats  bestellt,  von  denen  je  eines  den  Grütlivcrein.  den  Gewerk- 
schaft shund  und  die  katholischen  Verbünd«-  vertrat. 

l'eherhliekt  man  nun  die  vom  Schweizerischen  Arbeiterbunde  geleistete 
Arbeit,  so  lässt  sich  konstatieren,  dass  er  bis  jetzt  an  neun  Arbeitertagen 
gezeigt  hat.  dass  auch  bei  sehr  weit  auseinandergehenden  politischen  und  reli- 
giösen Anschauungen  eine  gemeinsame  Diskussinn  und  Verständigung  über 
näher  gelegene  Zieh-  unter  allen  Arbeitern  möglich  ist.  Fr  hat  am  Inter- 
nationalen Arbeiterschutz-Kongress  von  1.S9  7  das  Gleiche  auf  einem  viel  um- 
fassenderen Hoden  eingerichtet.  Als  ein  zu  eingreifender  Aktion  fähiger  Ver- 
band hat  sich  der  Arbeiterhund  freilich  nicht  erwiesen.  Das  hat  schon  vielfach 
Missmut  erzeugt  und  es  ist  möglich,  dass  grössere  Stürme  bevorstehen.  Ue- 
sen woren  können  sie  nur  dadurch  werden,  dass  man  sich  Aufgaben  stellt,  die 
von  allen  Richtungen  mit  voller  Kraft  an  Hand  genommen  und  durchgeführt 
werden.     Wieweit  das  möglich  ist,  wird  die  Zukunft  lehren. 

///.  Litteratur.  H.  Scherrer,  Das  Schweizerische  Arbeitersekretariat,  Akten 
hierüber  zusammengestellt  im  Auftrage  des  Cen/ralkomilecs  des  Schweizerischen  (irütli- 
verein*, St.  Gallen  iSSS.  —  H.  Lux,  Das  Sck-i  eiterische  Arbeitersekretariat  und  der 
Schweizerische  Arbeilerbund.  „Xeue  Zeit",  IX.  Jahrg.  /Syojqi.  —  Jahresberichte  des 
leitenden  Ausschusses  des  Schweizerischen  Arbeiterbundes  und  des  Schweizerischen  Ar* 
beitersekretariates.  -  Siehe  auch  die  Litteratur  zum  Artikel:  „Arbeitersekretariate : 
at  Schweizerisches  Arbrilcrsekrclariaf. 

Hermann  Greulich,  Schweiz.  Arbeitersekretär,  Zürich. 
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Arbeiterinnenvereine. 

1.  Allgemeines.   —    II.  Geschichtliches.    —    III.  (">  i'gc  n  w  ii  r  t  ige  Ver- 
haltnisse. —  IV.  Litteratur. 

I.  Allgemeines.  W  ohl  st  hon  seit  einem  Vierte-Ijahrhundert  spricht  man 
von  einer  Frauenbewegung,  und  es  mae  hen  sich  auch  in  der  Schwei/,  wie  in 
anderen  Ländern  zwei  Richtungen  für  Förderung  der  Frauenrechte  geltend: 
die  sogenannte  bürgerliche  Frauenbewegung  und  die  proletarische 
Arbeiterinnen!)  e  w  e  g  u  n  g. 

Die  kapitalistische  Produktion  um!  ihre  gesellschaftlichen  Begleiterschei- 
nungen haben  die  Bedingungen  für  die  moderne  Frauenbewegung  in  ihren  ver- 
schiedenen Richtungen  gegeben.  Was  früher  in  jedem  Haushalt  durch  die 
Fürsorge  und  den  Fleist  der  Frauen  angefertigt  wurde,  wird  jetzt  von  der 
Industrie  im  Grossen  billiger  und  besser  hergestellt,  wodurch  für  die  Betäti- 
gung der  bürgerlichen  Frau  im  Hause  nicht  mehr  ausreichend  Arbeit  vorhanden 
ist,  während  auf  der  anderen  Seite  der  Arbeiterin  im  Dienste  der  Industrie 
weder  Zeit  noch  Kraft  bleibt,  für  ihre  Familie  zu  leben  und  zu  wirken.  Wenn 
ihrerseits  die  bürgerliche  Frau  in  den  Kampf  eintritt,  so  ist  es.  um  ihre  Kennt- 
nisse auf  allen  Gebieten  des  Wissens  zu  erweitern  und  für  volle  Gewerbe- 
freiheit  und  politische  Gleichberechtigung  der  Geschlechter  zu  wirken,  während 
das  Ringen  der  Arbeiterin  dagegen  in  erster  Linie  ihrer  wirtschaftlichen  Besser- 
stellung gilt. 

Die  Verschiedenheit  der  Interessen  dieser  beiden  Gruppen  zeigt  so  recht 
deutlich  eine  Resolution  der  Delegierten  der  schweizerischen  Arbci- 
terinnenvereinc.  Als  nämlich  im  Jahre  1*100  ein  Schweizerischer  Frauenbund 
gegründet  werden  sollte«,  ergingen  auc  h  Kinladungen  an  sämtlic  he  Arbeiterinnen- 
vereine. Die  Einladung  kam  in  de  r  Delegiertenversammlung  der  schweizerischen 
Arbeiterinnenvereine,  die  zu  Ostern  desselben  Jahres  in  Winterlluir  tagt«-,  zur 
Besprechung,  und  es  wurde  folgende  Resolution  zu  Händen  des  Vorstandes 
des  Schweizerischen  Frauenbundes  gefasM  :  «Die  Delegiert enversammlung  der 
schweizerischen  Arbeiterinnenvereine  anerkennt  die  Thätigkeit  der  schwei- 
zerischen bürgerlichen  Frauenvereine,  lehnt  es  aber  mit  grosser  Majorität  ab,  dem 
Schweizerischen  Frauenbund  beizutreten,  da  sie  sich  als  ein  Glied  der  schwei- 
zerischen Arbeiterbewegung  fühlt,  deren  Wege  sie  /u  gehen  hat.  Die  Arbei- 
terinnenvereine  behalten  sich  aber  vor,  die  Forderungen  der  Frauenvereine  von 
Fall  zu  Fall  zu  prüfen  und  sie  eventuell  zu  unterstützen.» 

Es  ist  wohl  zu  begreifen,  dass  die  Frauen  der  besser  situierten  Gesell- 
schaftsschichtcn,  welche  über  bessere  Schulbildung,  viel  freie  Zeit  und  aus- 
reichende Geldmittel  verfügen,  mit  ihren  Bestrebungen  mehr  Erfolg  haben  als 
die  proletarischen  Frauen,  denen  di<'  Bmiarbeit  kaum  Zeit  zum  Denken  lässt 
und  ihnen  so  wenig  einbringt,  dass  auch  der  kleinste  Be  itrag  für  sie  ein  Opfer 
ist.  Auch  sind  die  Bestrebungen  der  bürgerlichen  Frauen  natürlich  nicht  gegen 
die  Macht  des  Kapitals  gerichtet  und  de  shalb  leichter  durchführbar,  während 
auch  die  bescheidensten  Bestrebungen  e|er  Arbeiterinnen  nicht  se-lten  auf  hart- 
näckigen Widerstand  stossen. 

II.  Geschichtliches.  Wir  versuche  n  nun  in  eh  r  Folge-  in  kurzen  Zügen 
die  allmähliche  Entwicklung  iler  schweizerischen  Arbeiterinnenbewegung  zu 
zeichnen  und  die  Hemmnisse,  die  ihr  auf  Schritt  und  Tritt  begegnen,  zu  zeigen. 

Schon  im  Winter  18bS'b*>  waren  Webe-rinnen  und  Winderinnen  an  der 
Aussperrung  der  Seidenband weber  in  Basel  beteiligt:  doch  kam  es  zu  keiner 
dauernden  Organisation.  Das  gleiche  Schicksal  erlitt  die-  Be  teiligung  der  vielen 
Arbeiterinnen  an  einem  Streik  der  Appretierer  vom  Jahre  1871  in  St.  Gallen. 
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Am  ersten  schweizerischen  Arbeiterkongress  vom  1.  und  2.  Juni  187.? 
waren  drei  Arbeiterinnenorganisationen  von  Genf  vertreten;  ein  Arbeite- 
rinnenverein, ein  Verein  der  H  erre  nsc  h  nei  der  i  nne  n  und  ein  Verein 
der  Goldschmuekpoliercrinneti,  die  in  einer  gemeinsamen  Zuschrift  dem 
Kongress  die  grosse  Wichtigkeit  der  Arbeiterinnen  -  Organisation  darlegten. 
Leider  wird  später  aber  von  diesen  Vereinen  nichts  mehr  berichtet. 

Im  Jahre  1874  wurde  in  Zürich  eine  Organisation  von  gemischten  Ge- 
werkschaften der  Fabrik-  und  Handarbeiter  beiderlei  Geschlechts, 
auf  Grundlage  einer  gemeinsamen  Krankenkasse  ins  Leben  gerufen.  Dieser 
Gewerkschaft  traten  bald  darauf  einige  Hundert  Arbeiterinnen  bei  und  es 
folgten  ihr  in  kurzer  Zeit  vielversprechende,  gleichartige  Gewerkschaftsgrün- 
dungen in  den  Bezirken  Morgen.  Meilen,  Ilster  und  Winterthur.  Diese  Ge- 
werkschaften bestanden  4 — 5  Jahre,  gingen  dann  aber  in  der  Krise  Ende  der 
siebziger  Jahre  zu  Grunde.  Dagegen  bestehen  heute  noch  mehrere  der  damals 
gegründeten  Krankenkassen. 

1880  bildete  sich  in  Zürich  ein  Verein  von  Schneiderinnen  und 
Näherinnen,  der  sich  bald  in  eine  Genossenschaft  zur  Unterhaltung  einer  Werk- 
statt —  Arbeiterinnenstubc  —  umwandelte.  Diese  Genossenschaft  bestand  für 
die  Dauer  von  18  Monaten,  löste  sich  dann  aber  wegen  Unverträglichkeit  der 
Mitglieder  auf.  Zu  bemerken  ist.  dass  jedes  Mitglied  der  Arbeiterinnenstube 
auf  eigene  Rechnung  arbeitete. 

Von  einer  eigentlichen,  ununterbrochenen  Arbeitcrinnenbewegutig  kann 
aber  erst  seit  dem  Jahre  1885  gesprochen  werden.  In  diesem  Jahre  wurden 
eine  Anzahl  Arbeiterinnenvereine  ins  Leben  gerufen,  die  beute  noch  bestehen 
und  ihre  Gründung  zum  Teil  der  Krau  G  u  i  1  laum  e  -  Sc  hac  k  zu  verdanken  haben. 
Letztere  hat  es  verstanden,  in  schlichter  Weise  den  verhängnisvollen  Einfluss 
der  rücksichtslos  ausgebeuteten  Lohnarbeit  der  Krau  zu  schildern  und  zu  zeigen, 
dass  nur  durch  Organisation  eine  Besserung  erzielt  werden  könne.  Sie  hat 
denn  auch  volles  Interesse  und  Verständnis  bei  den  arbeitenden  Krauen 
gefunden,  und  eine  schöne  Zahl  ist  ihrem  Rufe  zur  Organisation  gefolgt. 

Die  Thätigkeit  dieser  Vereine  war  vor  allem  daraufgerichtet,  Belehrung 
und  Aufklärung  unter  den  Krauen  zu  verbreiten  und  hüll-  und  schutzlosen 
Arbeiterinnen  mit  Rat  und  That  zur  Seite  zu  stehen,  l'm  die  Krauen  eher 
für  die  Organisation  zu  gewinnen,  wurde  versucht,  im  Kreise  derselben  die 
Geselligkeit  zu  fördern  und  zu  pflegen.  Es  wurden  Kamilienabende  veranstaltet 
und  in  verschiedenen  Vereinen  Gesangssektionen  gebildet,  um  in  dieser  Weise 
die  jugendlichen  Arbeiterinnen  für  die  Bewegung  zu  interessieren.  l'm  ihnen 
ferner  auch  einen  materiellen  Nutzen  bieten  zu  können,  wurde  festgesetzt,  dass 
Hilfsbedürftigen,  in  Not  geratenen  Mitgliedern  aus  den  Mitteln  einer  Unter- 
stützungskasse einige  Hülfe  gewährt  werden  solle.  Allein  es  zeigte  sich 
bald,  dass  die  Mitgliederbeiträge,  die  in  Anbetracht  der  niedrigen  Löhne  der 
Arbeiterinnen  nur  klein  sein  konnten,  kaum  hinreichten,  für  die  nötigsten 
Ausgaben,  wie  Unterstützungs-  und  Agitationsgelder  bei  Streiks,  Wahlen  etc. 
Und  so  wurde  denn  versucht,  die  nötigen  Mittel  für  die  Unterstützungskasse 
durch  freiwillige  Spenden,  Abendunterhaltungen  und  Tombolaveranstaltungen 
aufzubringen.  Alle  diese  Neuerungen  wurden  mit  beträchtlichen  Opfern  ein- 
geführt, waren  aber  vielfach  nicht  von  dem  gewünschten  Erfolge  begleitet. 

Im  Jahre  1890  vereinigten  sich  die  Arbeiterinnenvercine  Basel,  Bern. 
St.  Gallen.  Winterthur  und  Zürich  zu  einem  Verbände,  um  so  eine  feste  Ver- 
bindung zwischen  den  einzelnen  Vereinen  zu  schaffen,  der  ein  einheitliches 
Vorgehen  in  allen  denjenigen  Kragen  ermöglichen  sollte,  die  die  Gesamt- 
interessen der  weiblichen  Arbeiterschaft  berühren.   Als  Resultate  der  so  ermög- 
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lichten  intensiveren  Arlxit  möchten  wir  unter  anderm  nur  die  Kingahc  des 
C'enlralvorstandcs  der  schweizerischen  ArbeiUrinnenv  ereine  mit  Sitz  in  Hasel, 
an  den  seil weizerischen  Mundesrat  iTwahncn.  Dies«*  aus  dem  Februar  1893 
datierte  Kingabc  maehte  auf  die  dringende  Notwendigkeit  eines  schwei- 
zerischen Schutzgesetzes  für  diejenigen  Arbeiterinnen,  die  dem 
Fa  bri  k  gese  t  z  e  nicht  unterstellt  werden  können,  aufmerksam.  Medauer- 
licherweise  wurde  aber  von  seilen  der  gesetzgebenden  Behörden  dieser  Petition 
keine  Folge  gegeben.  Ks  ist  ferner  hinzuweisen  auf  die  lebhafte  Thätigkeit, 
welche  die  organisierten  Arbeiterinnen  im  Jahre  1894  zu  dem  /wecke  ent- 
wickelten, unter  den  Schweizerfrauen  Unterschrift en  für  eine  Petition  zur  Unter- 
stützung des  Initiativbegehrens  für  U  n  e  n  t  ge  1 1  Ii  c  h  k  ei  t  der  Krankenpflege 
zu  sammeln.  In  denjenigen  Kantonen,  in  denen  das  Arbeiterinnenschutzgesetz 
in  Krafi  ist,  haben  sich  die  Arbeiterinnenvereine  mit  Gesuchen  um  Anstellung 
von  Gewerheinspektorinncn  an  die  Regierungen  gewandt,  doch  wurde  leider 
bis  heute  denselben  nicht  entsprochen.  Im  Dezember  190t)  hat  der  Verband 
schweizerischer  Arbeiterinnenvereine  und  mit  ihm  sämtliche  dem  schweize- 
rischen Arbeit erhund  angehörigen  Verbände  «  ine  Kingabc  um  Freigabe  des 
Samstagnachmittags  für  Fabrikarbeiterinnen  an  die  Mundesversainmlung  gemacht. 
Leider  wurde  dieses  bocheidene  Begehren,  das  für  tausende  von  Arbeiterinnen 
eine  grosse  Wohlthat   wäre,  abgewiesen. 

Kine  Reihe  von  Jahren  hörte  man  nichts  mehr  von  Streiks,  bei  denen 
Arbeiterinnen  beteiligt  wären.  Krst  im  Mai  189(>  brach  ein  solcher  wegen 
M.issregelung  zweier  Arbeiter  unter  den  Seiden  Weberinnen  in  W'ollishot'en  aus. 
Obwohl  dieser  Streik  für  dieselben  die  grössten  Knthehrungen  mit  sich  brachte, 
führten  sie  den  Kampf  mehr  als  zwei  Monate,  ohne  dass  eine  einzige  zur  Streik- 
brecherin wurde.  Trotz  der  bewunderungswürdigen  Ausdauer  und  Einigkeit,  die 
während  des  Streikes  unter  diesen  unorganisierten  Arbeiterinnen  herrschte,  kam 
es  nachher  »loch  zu  keiner  Organisation. 

Messer  ging  es  1898  bei  den  Weberinnen  in  Burgdorf,  die  als  organisierte 
Arbeiterinnen  die  zehnstündige  Arbeitszeit  verlangten  und  nach  sechswöchigem 
Ausstand  auch  erhielten.  Die  Organisation  besteht  heule  noch.  In  einer  Glüh- 
lampcnfahrik  Zürich  haben  »lie  Arbeiterinnen  wegen  ungerechter  Lohnabzüge 
die  Arbeit  nie»|»-rgelegt .  Nachdem  sie  sich  zu  einer  Gewerkschaft  vereinigten, 
war  nach  mehrmaliger  Unterhandlung  und  einem  achttägigen  Ausstand  eine 
Kiuigung  mit  der  Direktion  möglich. 

In  Pruntrut  wurden  in  der  Schuhindustrie  von  Zeit  zu  Zeit  Lohnreduktionen 
gemacht  und  im  \ugust.  1899  eine  neue  ange  zeigt.  Die  Bezahlung  war  eine 
sehr  kärgliche.  »Ii»-  Arbeiterinnen  verdienten  nur  80 — 90  Cts.  per  Tag  und 
hatten  noch  zwei  Stunden  zur  Arbeil  zu  gehen.  Die  Arbeiter  und  Arbeite- 
rinnen wollten  sich  einen  neuen  Lohnabzug  nicht  gefallen  lassen,  ebensowenig 
aus  der  Schuhmac  berge werks»  halt .  der  sie  zum  grössten  Teil  angehörten,  aus- 
treten, wie  es  »li<>  Prinzipale  verlangten,  worauf  sie  entlassen  wurden.  Nach 
vier  Wochen  wurde  durch  Vermittlung  »1er  Regierung  die  Lohnreduktion  zurück- 
gezogen und  versprochen,  keinen  Unterschied  zwischen  unorganisierten  und 
organisierten  Arbeitern  zu  machen.  Leider  wurde  die  Abmachung  nicht  lange 
respektiert,  denn  schon  nach  wenig  Wochen  ist  es  den  Unternehmern  gelungen, 
»lie  Organisation  zu  vernichten. 

Kin  grosser  Streik,  an  dem  sich  viel«"  Arbeiterinnen  beteiligten,  war  im 
Dezember  1899  in  Kinsiedeln  im  graphischen  Gewerbe  ausgebrochen,  der  drei 
Monate  »lauerte.  Heute  haben  sie  dort  ein«-  starke  Organisation.  Weniger  gut 
erging  es  »lein  Stiekerverhand  Rors»hach,  der  bOO  weibliche  Mitglieder  zählte. 
Bei  dem  Streik  Feldmühle  1900  haben  sich  »Ii«'  Prinzipale  mit  den  katholischen 
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( ifisl liehen  vereinigt,  um  einen  katholischen  Arbeiterinnenverein  zu  gründen. 
Der  /.weck  dieser  Gründung  war,  die  Arbeiterinnen  aus  der  Gewerkschaft  in 
diesen  Verein,  der  lern  von  den  anderen  Arbeiterorganisationen  steht,  hinüber- 
zuziehen, was  leider  nur  zu  gut  gelang;  denn  heute  zählt  der  Stickerverband 
nur  noch  männliche  Mitglieder. 

In  Chiasso  war  im  gleichen  Jahre  ein  Streik  unter  den  C'igarrenarbei- 
tf-rinnen  ausgebrochen,  die  vorher  nicht  organisiert  waren  und  auch  nach  gün- 
stigem Verlauf  des  Streiks  zu  keiner  Organisation  zu  gewinnen  waren.  Diese 
Arbeiterinnen  verdienen  täglich  50 — 60  Cts.,  da  erscheint  ihnen  auch  der  kleinste 
Beitrag  für  die  Organisation  zu  hoch.  Ks  herrschen  im  Tessin  betr.  Krauenarbeit 
noch  recht  bedenkliche  Zustände.  Die  Korderung,  dass  Krauen  nicht  bei  Bauten 
verwendet  werden  sollen,  muss  vom  schweizerischen  Gewerkschaftsbund  immer 
wieder  erneuert  werden. 

Der  letzte  Streik  im  März  1901  war  bei  den  Seidenarbeitcrinnen  in  Höngg. 
Dank  der  guten  Organisation  ist  schon  nach  halbtägigem  Ausstand  eine  Kinigung 
zu  stände  gekommen. 

Bald  nachdem  die  Arbeiterinnenorganisationen  ihre  Thätigkeit  begonnen 
hatten,  mussten  sie  einschen,  dass  die  proletarische  Krauenbewegung  nur 
festen  Boden  innerhalb  der  allgemeinen  Arbeiterbewegung  finden  kann  und 
dass  nur  gemeinsam  mit  den  männlichen  Arbeitern  es  den  Arbeiterinnen 
möglich  sein  werde,  sich  ein  besseres,  menschenwürdigeres  Dasein  zu  erringen. 
Ks  wurde  deshalb  eine  Vereinigung  mit  diesen  angestrebt,  und  so  sind  nun- 
mehr dir  Arbeiterinnenvereine  überall  auch  Mitglieder  der  lokalen 
Arbeiterunionen  und  gehören  dem  Schweizerischen  Arbeiterbund 
und  zum  Teil  auch  dem  Schweizerischen  Gewerkschaftsbunde  an, 
nehmen  an  deren  Arbeitertagen  und  Delegiertenversammlungcn  teil  und  haben 
in  den  bezüglichen  Vorständen  ihre  Vertretungen.  So  finden  wir  denn  am 
internationalen  socialistischen  Arbeiterkongress  vom  Jahre  189.?  in  Zürich  auch 
die  schweizerischen.  Arbeiterinnenvercine  durch  Delegierte  vertreten,  die  in 
gemeinsamen  Sit zungen  mit  den  Vertreterinnen  des  Auslandes  konferierten  und 
dadurch  einen  Kinblick  in  die  Verhältnisse  anderer  grösserer  Organisationen 
gewannen.  Desgleichen  am  internationalen  Kongress  für  Arbeiterschutz  vom 
Jahre  1897,  ebenfalls  in  Zürich.  Hier  zeigte  sich  deutlich,  welch  grosses 
Interesse  von  seiten  aller  Parteien  der  Krauenfrage  entgegengebracht  wird; 
denti  keine  andere  Krage  beschäftigte  die  Diskussion  in  so  lebhafter  und  leiden- 
schaftlicher Art,  wie  diejenige  «1er  Krauenarbeit.  Von  christlic  h-socialrr 
Seite  wurde  Verbot  der  grossindustriellen  Krauenarbeit  verlangt.  Diese  Kor- 
derung wurde  aber  mit  grosser  Majorität  abgelehnt  mit  der  Begründung,  dass 
die  Missstände,  die  in  jenen  Betrieben  hervortreten,  nicht  die  Begleiterschei- 
nungen speziell  der  Krauenarbeit,  sondern  überhaupt  solche  der  allgemeinen 
kapitalistischen  Produktion  mit  ihrer  ungehemmten  Ausbeutungsfreiheit  seien. 

An  jeder  Delegiertenversammlung  der  schweizerischen  Arbeiterinnen- 
vereine taucht  die  Krage  der  Ausdehnung  der  Organisation  und  der  Herbei- 
ziehung weiterer  Mitglieder  von  neuem  auf.  Immer  und  immer  wieder  wird 
darauf  aufmerksam  gemacht,  wie  speziell  die  Arbeiterinnen  einer  kraftvollen 
Vereinigung  bedürfen,  die  ihnen  jederzeit  einen  Rückhalt  bietet  gegen  die 
allerschlimmste  Ausbeutung  und  unwürdige  Behandlung,  denen  die  Arbeiterin 
nur  zu  oft  ausgesetzt  ist.  Es  wurde  beschlossen,  dass  die  der  Crntralkassc 
zumessenden  Gelder  ausschliesslich  zu  Agitationszwecken  verwendet  werden 
sollen,  und  mit  Hülfe  des  Gewerkschaftsbundes  und  der  lokalen  Unionen  ist 
es  denn  auch  gelungen,  noch  eine  grössere  Zahl  von  Arbeiterinnenvereinen, 
sowie  weiblicher  und  gemischter  Gewerkschaften  zu  gründen:  allein  alle  diese 
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am  Leben  zu  erhalten,  war  leider  nicht  möglich.  Es  fehlt  sehr  oft  an  leitenden 
Kräften  und  nicht  selten  an  genügender  Beschäftigung  innerhalb  der  Vereine, 
so  dass  sich  oft  die  vielversprechendsten  Organisationen  in  kurzer  Zeit  wieder 
auflösen. 

HL  Gegenwärtige  Verhältnisse.  Gegenwärtig  bestehen  Arbeiterinnen  - 
vereine  in  Basel,  Bern,  Biel,  Burgdorf,  Frauenfeld,  Horgen,  Höngg,  Kriens. 
Schaffhausen,  St.  Gallen,  Uzwil,  Winterthur  und  Zürich.  Gewerkschaften,  weib- 
liche oder  gemischte,  finden  wir  in  der  Scidenindustrie,  Uhrenindustrie,  Schuh- 
industrie, Stickereiindustrie,  ferner  in  der  Färberei,  in  der  Konfektionsbranche, 
unter  den  Hülfsarbeitcrn  der  graphischen  Gewerbe  und  den  Tagelöhnerinnen  in 
Bern.  Es  ist  noch  zu  bemerken,  dass  von  katholischen  Geistlichen  jetzt  auch 
katholische  Arbeiterinnenvereine  ins  Leben  gerufen  werden,  die  unter 
ihrer  Leitung  stehen  und  getrennt  von  den  anderen  Arbeiterinnenvereinen 
marschieren. 

Im  Vergleich  zu  der  grossen  Menge  industriell  thätiger  Frauen  ist  die 
Zahl  der  organisierten  Arbeiterinnen  eine  sehr  kleine.  Es  mangelt  eben  der 
Frau  oft  an  Einsicht  in  die  wirtschaftlichen  und  socialen  Verhältnisse,  an 
Erkenntnis  der  gemeinsamen  Interessen,  welche  alle  Arbeitende  miteinander 
verbinden  sollten.  Dieser  Umstand  ist  eines  der  grössten  Hemmnisse  der 
gesamten  Arbeiterbewegung.  Der  Frau  aber  ohne  weiteres  jedes  Interesse 
und  Verständnis  für  öffentliche  Angelegenheiten  abzusprechen,  ist  unrichtig. 
Thatsache  ist.  dass  die  Frau,  sobald  sie  den  Nutzen  und  den  Segen  der  Orga- 
nisation erkannt  hat,  zum  mindesten  ebenso  eifrig,  aufopfernd  und  ausdauernd 
für  diese  eintritt  wie  der  Mann,  nur  hält  es  eben  ungemein  schwer,  der  Fnui 
diese  Erkenntnis  beizubringen. 

Wenn  der  Arbeiter  nach  vollbrachtem  Tagwerk  nach  Hause  kommt,  so 
ist  er  doch  wenigstens  frei  und  kann  in  politischer  Bethätigung  und  im  Gespräch 
mit  Freunden  eine  Stunde  geistiger  Erholung  finden.  Anders  die  Frau.  Fiir 
sie  schlägt  nur  selten  die  Stunde  der  Erholung,  ihre  Arbeitszeit  hat  meist  k«'ine 
bestimmte  Grenze  und  oft  genug  beginnt  für  sie  die  häusliche  Arbeit  erst 
dann,  wann  sie  bereits  von  einem  Tagwerk  in  der  Fabrik  nach  Hause  kommt. 
Nicht  besser  ergeht  es  der  in  der  Hausindustrie  beschäftigten  Arbeiterin. 
Von  morgens  früh  bis  abends  spät  wechseln  beständig  Erwerbs-  und  häusliche 
Arbeiten  und  es  ist  deshalb  kein  Wunder,  dass  weder  politische  noch  wirt- 
schaftliche Fragen  diese  mit  Arbeit  überlastete  und  übermüdete  Frau  noch 
interessieren.  Was  die  jugendliche  Arbeiterin  anbetrifft,  welche  die  eigent- 
lichen Familiensorgen  noch  nicht  kennt,  so  mangelt  es  hier  weniger  an  Zeit 
als  an  dem  nötigen  Interesse.  Diese  Thatsache  ist  aber  auch  beim  Manne  im 
jugendliehen  Alter  zu  konstatieren.  In  der  Regel  finden  wir  diesen  in  Turn-, 
Schiess-  oder  ähnlichen  Vereinen  und  erst  später,  in  reiferem  Alter,  auch  an 
ernsterer  Beschäftigung. 

Eine  grosse  Anzahl  Arbeiterinnen  sind  nicht  für  die  Organisation  zu 
gewinnen,  weil  sie  während  der  Sommermonate  in  der  Fremdenindustrie  be- 
schäftigt sind  und  im  Winter  in  den  Fabriken  oder  für  dieselben  arbeiten. 
Ebenso  verhält  es  sich  vielerorts  mit  der  Landarbeit.  Diese  Arbeiter  und 
Arbeiterinnen  sind  in  der  Regel  von  den  willigen  die  «willigsten»  Arbeitskräfte 
und  für  die  Organisation  nicht  zu  interessieren. 

Die  in  fremdem  Geschäft  thätigen  weiblichen  Arbeiter  verteilen  sich  nach 
Albert  Steck's  Angaben,  die  auf  direkten  Mitteilungen  der  Centraivorstände 
oder  anderer  kompetenter  Personen  beruhen,  auf  folgende,  der  gewerkschaft- 
lichen Organisation  am  ehesten  zugängliche  Berufsgruppen: 
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Herstellung  von  Nahrungs-  und  Genussmitteln  5315  Personen;  Herstellung 
von  Kleider  und  I'utz  2b.0()7 ;  Herstellung  von  Haustoffen,  Einrichtung  von 
Wohnungen  808:  Herstellung  von  Gespinnsten  und  Geweben  und  deren  Ver- 
edlung 80,084;  chemische  Herstellung  anderer  Gebrauchsgegenstande  als  Nah- 
rungs-mittel 11,390;  Herstellung  von  Maschinen  und  Werkzeugen  1345:  Her- 
stellung von  Verkehrswegen  und  Verkehr  2114;  Herstellung  von  Huchem  und 
Papierarbeiten  1345:  zusammen  128,408,  wovon  kaum  mehr  als  ein  Prozent 
organisiert  sind.  Zu  den  128,408  Industriearbcitcrinnen  kommen  aber  noch 
mindestens  ebensoviel  Arbeiterinnen,  die  im  Handel  und  in  der  Hausindustrie 
beschäftigt  sind  und  keiner  Organisation  angehören. 

Für  die  Organisationsfähigkeit  der  Arbeiterin  ist  ferner  deren  Genügsam- 
keit und  Fügsamkeit  im  allgemeinen  ein  grosses  Hemmnis.  Auch  dem  bekannten 
Vorurteil,  dass  die  Frau  ins  Haus  und  nicht  an  die  Oeffentlichkeit  gehöre, 
leihen  die  Arbeiterinnen  nur  zu  gern  ihr  Ohr.  Hierbei  bedenken  sie  nicht, 
dass  sie  den  grössten  Teil  ihrer  Zeit  und  ihrer  Kraft  ausser  dem  Hause,  im 
Dienste  der  Industrie  verbrauchen  und  wenig  noch  für  ihre  Familie  und  ihr  Heim 
übrig  haben. 

Die  weiblichen  Organisationen  rinden  leider  auch  von  den  organisierten 
Arbeitern  nicht  immer  diejenige  Unterstützung,  die  schon  in  ihrem 
eigenen  Interesse  wünschenswert  und  zur  Förderung  der  allgemeinen  Arbeiter- 
bewegung unbedingt  notwendig  wäre.  Der  Wert  der  Teilnahme  der  Arbeiterinnen 
an  der  gewerkschaftlichen  Arbeiterbewegung  wird  immer  noch  vielfach  verkannt, 
oder  «loch  unterschätzt,  obwohl  schon  so  oft  Gelegenheit  geboten  wurde,  speziell 
hei  Streiks,  den  Wert   der  weiblichen  Mitkämpferinnen  kennen  zu  lernen. 

IV.  Litteratur.  Berichte  des  Siftv.eixeri.uie»  Geverkscha/tsbundes.  —  Berichte 
des  Arbeiterbundes  und  des  leitende»  Ausschusses  des  Sckiveizeriscken  Arbeitersekretariats. 
—  Albert  Steck,  Die  heutige  Gewerkschaftsbewegung  in  der  Schweiz;  Archiv  für  sociale 
Gesetzgebung  und  Statistik,  A\  Bd '.,  1897.  —  Uly  Breun,  Die  Frauen/rage,  ihre  geschicht- 
liehe Entwicklung  und  ihre  wirtschaj tliche.  Seite.  Leipzig  1901.  —  H.  Lange  und 
6.  Bräumer,  Handbuch  der  Frauenbewegung.    Berlin  1901 .    /.  Teil,  S.  306  ff. 

Verena  Cottzett,  Sekretärin  des  Centratvorstandes 
Schweiz.  Arbeiterinnenvereine,  Zürich. 

Arbeiterkolonien. 

I.  All  gtmi'i ti  «?  s.  —  11.  Die  Anstalte  n:  1.  Gründung;  2.  Organisation ;  i.  Be- 
stand :  4.  ökonomische  Verhältnisse.  —  III.  Die  Kolonisten:  1.  Zahl  derselben 
und  Verteilung  auf  die  Jahreszeiten;  2.  Heimat  der  Kolonisten ;  3.  Alter  und  Lei- 
stungsfähigkeit:  4.  C'ivilstnnd;  5.  Berulsverhältnisse.  —  IV.  Die  Leistungen  der 
Kolonien  an  die  Kolonisten:  1.  Beherbergung  und  Verpflegung;  2.  Beschäf- 
tigung; X  sittlich-religicse  Einwirkung;  4.  Dauer  des  Aufenthaltes;  5.  Arbeits- 
vermittlung; o,  wiederholte  Aufnahme.  —  V.  Srh  lussbetrac btungen.  — 
VI.  Litteratur. 

I.  Allgemeines.  Die  Arbeiterkolonien  der  Gegenwart  sind  bestimmt, 
arbeitslosen,  aber  arbeitsfähigen  und  arbeitswilligen  Männern  eine  zeitweilige 
Unterkunft  und  Beschäftigung  zu  gewähren,  vorzugsweise  in  landwirtschaftlichen 
Betrieben.  Sie  wollen  denselben  eine  Stätte  darbieten,  wo  sie  in  einfach 
gesunder  Verpflegung  und  Arbeit  ihre  Gesundheit  und  Arbeitskraft  stärken, 
ihre  Kleidungsausrüstung  in  Stand  setzen  und  sich  einen  Notpfennig  ver- 
dienen, vor  allem  aber  auch  in  einer  w  ohlwollenden,  von  religiös  -  sittlichem 
Geist  erfüllten  Hausordnung  ihren  Lebensmut  erneuern,  ihren  Charakter 
gegen  Versuchungen  befestigen  und  sich  ein  gutes  Zeugnis  und  eine  Empfeh- 
lung zu  geeigneter  Anstellung  erwerben  können.  Die  Kolonien  sind,  wenn 
auch  von  gemeinnützigem  Sinn  errichtet,  doch  durchaus  nicht  Unterstützung«- 
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anstalten.  sondern  Arlxitsdarbietungen  auf  Grund  gegenseitiger  Leistung.  Sie 
sind  auch  nicht  Zwangsanstalten:  der  Eintritt  setzt  freien  Entschluss  voraus, 
der  Austritt  ist  nie  verwehrt,  das  schärfste  Strafmittel  ist  dir  Kntlassung.  Als 
an  den  freien  Entschluss  sich  wendende  Anstalten  erleichtern  sie  zugleich  die 
Unterscheidung  und  Abtrennung  der  arbeitswilligen  Arbeitslosen  von  den  Arbeits- 
scheuen. Die  erste  Arbeiterkolonie  in  diesem  Sinne  wurde  am  22.  Marz  1882 
durch  den  Pastor  von  Bodelschwingh  zu  Wilhelmsdorf  bei  Bielefeld  eröffnet. 
Ende  1900  bestanden  solche  in  allen  Teilen  Deutschlands.  32  an  der  Zahl, 
mit  zusammen  3660  Plätzen;  121,425  Kolonisten  waren  bis  dahin  in  dieselben 
eingetreten,  118,167  wieder  ausgetreten.  Auch  für  Krauen  sind  einige  ähnliche 
Anstalten  errichtet  worden.  In  den  meisten  anderen  europäischen  Kultur- 
ländern zeigen  sich  Bestrebungen  der  Nachfolge. 

EL  Die  Anstalten.  1.  Gründung.  Die  Schweiz  besitzt  gegenwärtig  zwei 
Arbeiterkolonien  für  Männer,  nämlich  das  Arbeiterheim  Tannenhof  bei 
Gampclen  (Bern)  und  die  Arbeiterkolonie  Herdern  bei  Frauenfeld  (Thurgau». 
Kür  Krauen  besteht  keine  analoge  Anstalt.  Die  ersten  Anregungen  für  die 
Gründung  beider  Kolonien  gingen  von  Schutzaulsichtsvercinen  für  entlassen«* 
Sträflinge  aus,  aber  beide  wurden  von  Anfang  an  für  Arbeitslose  überhaupt 
bestimmt.  Im  Kanton  Bern  wurde  der  erste  Anstoss  im  September  ISNS 
gegeben,  im  April  1889  die  Kolonie  eröffnet.  Für  die  zweite,  von  Anfang  an 
interkantonal  gedachte  Kolonie  wurde  am  20.  Mai  1892  in  Zürich  die  An- 
regung gemacht,  und  nach  Ueberwindung  mannigfacher  Schwierigkeiten  konnte 
am  1.  November  1895  die  Kolonie  Herdern  eröffnet  werden. 

2.  Organisation.  Jede  der  beiden  Kolonien  beruht  in  ökonomischer 
Beziehung  teils  auf  unverzinslichen  Anteilscheinen  zu  Kr.  100.  teils  auf  ein- 
maligen und  Jahresbeiträgen  von  Behörden.  Gesellschaften  und  Einzelnen :  in 
persönlicher  Beziehung  wird  jede  von  einem  Verein  getragen.  Kür  Tannen - 
hof  ist  dieser  Verein  ein  sich  selbst  ergänzender  Ausschuss  von  30  Besitzern 
von  Anteilscheinen.  Ihm  kommt  in  wichtigeren  Dingeji  der  Oberentscheid  zu, 
seinem  Vorstand  die  Geschäftslcitung.  Kür  Herdern  besteht  der  Verein  aus 
allen  in  irgendwie  erheblichem  Mass  an  der  Kolonie  sich  ökonomisch  Betei- 
ligenden. Mit  Ausnahme  der  bernischen  gehören  ihm  sämtliche  K.mtons- 
regierungen  der  deutschen  Schweiz  an,  ferner  die  von  Tessin  und  eine  grosse 
Zahl  von  Behörden,  Gesellschaften  und  Einzelnen;  er  zählt  gegen  2000  Mit- 
glieder, davon  über  1200  im  Kanton  Zürich.  Seine  Generalversammlung  tritt 
in  der  Regel  alle  zwei  Jahre  zusammen.  Eine  grössere  Kommission  von  gegen- 
wärtig 45  Mitgliedern  hat  ungefähr  die  Stellung  des  bernischen  Vereins  und 
ein  Direktionskomitee  von  gegenwärtig  12  Mitgliedern  übt  die  Gesehäftsleitung. 
Den  Betrieb  der  Kolonie  besorgt  an  jedem  Orte  ein  Verwalter.  Die  beiden  Kolonien 
tauschen  Mitteilungen  aus,  stehen  aber  durchaus  selbständig  nebeneinander. 

3.  Bkstand.  Das  Tannenhofgut.  an  der  Grenze  des  sogenannten 
grossen  Mooses  gelegen,  umfasst  etwa  120  Jucharten.  Da  ein  grosser  Teil 
erst  urbar  zu  machen  war,  konnte  Haus  und  Gut  um  den  niedrigen  Breis  von 
Kr.  32,500  erworben  werden.  Seither  wurden  mehrere  weitere  Gebäulichkeiten 
errichtet  und  40  Jucharten  hinzugepachtet.  Die  Kolonie  konnte  ursprünglich 
ungefähr  30,  jetzt  ungefähr  50  Kolonisten  aufnehmen.  Das  Schlossgut  Herdern. 
bestehend  aus  dem  Hauptgebäude,  zahlreichen  Oekonomiegebäuden  und  aus- 
gedehnten Liegenschaften,  wurde  mit  dem  toten  und  lebendigen  Inventar  um 
Fr.  120.000  gekauft.  Hei  der  Gründung  besass  die  Kolonie  ungefähr  218 
Jucharten  Landes,  die  sich  seither  noch  etwas  vermehrt  haben.  Damals  war 
Einrichtung  für  50  Kolonisten  getroffen.  Seit  189S  ist  Raum  für  100,  Mobiliar 
jedoch  einstweilen  nur  für  75  Mann  vorhanden. 
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4.  Oekonomische  Verhältnisse  (auf  Grund  der  Jahre  srechnungen  für 
1S00.  mit  Weglassung  überschüssiger  Centimes».  Die  Betriehsrec  hnung  für 
Tannr nhof  zeigt  an  Einnahmen  Kr.  22. darunter  nielil.  ganz  die  Hälfte  an 
Beiträgen  ivum  Kantor.  Kr.  7000,  gewöhnlich  sonst  Kr.  50OO).  das  rehrige 
hauptsächlich  an  Ergebnissen  fies  Betriebs:  an  Ausgaben  Kr.  22,02'),  wovon 
ungefähr  *  5  für  den  Betrieb.  Der  Vermögensetat  auf  31.  Dezember  IS')'»  zeigt 
an  Aktiven  Kr.  105,420;  darin  ist  das  Gut  mit  Gebäude  gewertet  auf  Kr.  05.350, 
das  Inventar  auf  Kr.  40.000.  Darauf  ruht  eine  I  ly  pothekarschuld  von  Kr.  30.1S2. 
Reines  Vermögen  Kr.  00.244.  aus  dem  .aber  bei  einer  Auflosung  des  Verein* 
die  Anteilschein'-  im  Retrag  von  Kr.  52.201»  zurückbezahlt  werden  müssten. 
Laut  der  Rechnung  für  llerdern  betrugen  die  aus  14  Kantonen  und  von 
Schweizern  im  Ausland  eingegangenen  Beiträge  und  Geschenke  Kr.  30.042, 
inbegriffen  Kr.  OHU  von  sieben  Kantonsregierungen  (aus  dem  Kanton  Zürich 
im  ganzen  Kr.  IS, 152t.  In  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  beträgt  die  Summe 
der  passiven  Posten  Kr.  01,052,  wovon  IV.  30,700  auf  den  I  laushall ungskonto 
fallen:  die  wichtigsten  aktiven  Kosten  sind  die  positiven  Erträge  der  verschie- 
denen Guisbetricbskonti  mit  Kr.  17,224  und  die  Jahresbeiträge  mit  Kr.  Il.5<»2. 
Der  sieb  ergebende  Rückschlag  von  Kr.  18,1»>5  heb!  sich  durch  die  einmaligen 
Beiträge  und  Geschenke,  Kr.  IS, 400.  wieder  auf.  das  reine  Vermögen  stellt  sich 
auf  Kr.  03,773.  Der  Gesamlbesitz  von  Kr.  243.252  (Liegenschaften  Kr.  o3.5oS, 
Gebäude  Kr.  110.500.  totes  uml  h-bendes  Im  <  titar  Kr.  5«),3»>0  u.  s.  w. )  wird 
von  obigem  reinem  Vermögen  nur  zu  ;  ,-,  getragen.  «Ii»-  übrigen  3  .-,  durch 
Schuhlverpflii  hlungen.  nämlich  Kr.  25,700  Anteilscheine.  Kr.  00.000  Hypotheken-, 
Kr.  33. 77S  Kontokorrcntschuld  u.  s.  w.  Das  Jahr  l'>00  war  für  beide  Kolonien 
günstig  durch  reichlichen  Ertrag  der  Landwirtschaft  und  vermehrte  Geschenke. 
Am  Schills*  desselben  hat  auch  die  Bundesversammlung,  die  bereits  für  1S0S 
Herdern  als  interkantonaler  Arbeiterkolonie  einen  einmaligen  Beitrag  von 
Kr.  20.000  gewährt  halte,  welcher  dann  für  die  Erweiterung  der  Kolonie  ver- 
wandt wurde.  Herdern  einen  neuen  Beitrag  von  Kr.  10.000  zugeteilt.  Hoffen 
wir,  dass  der  Bund  die  Unterstützung  der  Arbeiterkolonien  überhaupt  dauernd 
unter  seine  Aufgaben  einreiht. 

III.  Die  Kolonisten.  1.  Zahl  derselben  im»  Ver  iehino  \t  1  die 
Jahreszf.iten.  Die  Kolonien  haben  von  Anlang  an  einen  sehr  starken  Zu- 
drang  gehabt.  Im  Tannenhof  wurden  im  Laufe  des  ersten  Jahres  70  aufge- 
nommen: IS00  waren  110,  1000  142  Kolonisten  da.  Natürlich  lallt  jeweilen 
die  stärkste  Zahl  auf  den  Winter,  die  schwächste  aul  den  Sommer.  Krühjahr 
und  Herbst  stehen  in  der  Mitte.  Im  ganzen  sind  von  April  1SS0  bis  Ende 
Dezember  1000  im  Tannenhof  020  Kolonisten  aufgenommen  worden.  Auch 
in  Herdern  überstieg  schon  im  ersten  Winter  die  Zahl  der  gleichzeitig  anwe- 
senden Kolonisten  die  Normalzahl  von  50.  und  manchen  weiteren  Anmeldungen 
konnte  nicht  entsprochen  werden.  Im  folgenden  Jahre  schwankte  von  Ende 
Mai  bis  Ende  August  die  Zahl  zwischen  33  und  40,  Ende  Okiober  war  die 
Normalzahl  bereits  wieder  etwa*  überschritten.  Aehnlieh  war  es  seither.  Die 
Gesamtzahl  betrug  jm  Jahn-  1800:  2S4.  190l>;  200.  Von  November  IS05  l.is 
Ende  Dezember  1000  hat  llerdern  012  Kolonisten  aufgenommen. 

2.  Heimat  der  Kolonisten.  Im  Tannenhof  als  kantonaler  Anstalt 
ist  wesentlich  der  Kanton  Bern  vertreten,  fluch  sind  immer  auch  Einzelne  aus 
anderen  Kantonen  da.  Ausländer  kommen  selten  in  Krage.  1SO0  waren  von 
110  Kolonisten  104  Berner,  12  aus  anderen  Kantonen,  1000  von  142  Kolo- 
nisten 132  Berner.  10  aus  anderen  Kantonen.  In  Herdern  als  interkantonaler 
Kolonie  sind  jedes  Jahr  !as!  sämtliche  Kantone  und  auch  das  Ausland  ver- 
treten, die  benachbarten  Kantone   freilich  verhältnismässig  am  stärksten.  Wir 
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geben  im  folgenden  eine  l'ebersit  ht  der  Kolonisten  nach  ihrer  Hoim.it  für  dir 
Jahre  1 K*)*»  und  1900,  wobei  wir  den  Zahlen  des  zweiten  Jahres  in  Klammern 
die  Zahlen  der  in  ihm  Neueingetretenen  unter  Abzug  der  vom  Vorjahr  Herüber- 
genommenen.  beifügen.  Aus  der  Schweiz:  Kanton  Zürieh  68,  76  (5b).  Thur- 
gau  65,  47  (31).  St.  Gallen  38.  28  (19).  Aargau  12.  23  (18»,  Bern  14.  12(7), 
Luzern  12.  13  (9),  St  haffhausen  7.  17(12).  Baselstadt  16,  6(4),  Appenzell  A.Rh. 
7.  7  (5).  Zug  5,  5  (3»,  Haselland  6,  2  (2).  Solothurn  4,  3  (2),  Sehwyz  4.  3  (1). 
Graubünden  4,  2  (2).  Glarus  3.  1  (  1 ),  Nidwaiden  1.  2  (2).  Tessin2.  1  (— ), 
Obwalden  1.  —  (—  ).  Kreibttrg  - — .  1  (1),  zusammen  aus  der  Schweiz  269, 
249  (175).  Kerner  aus  dem  Ausland:  Deutschland  13.  9  (7).  Oesterreich  2, 
1  <     ),  Krankreich       .  1  (1).  zusammen   15,  11  (8).     Total  284.  260  (183). 

3.  Ai.tkr  im>  Lkisti  ngsi  ähh;kkit.  In  den  Jahren  1899  und  1900 
waren  von  der  Gesamtzahl  der  Kolonisten  im  Tannenhof  unter  20  fahren 
3  resp.  2.  von  20  30  Jahren  20,  2<>.  von  30—40  Jahren  25.  22,  von  40—50 
Jahren  24,  32.  von  50  -60  Jahren  31,  41.  von  60  —  70  Jahren  13.  15,  von  70 
bis  HO  Jahren  -  -  .  I.  und  von  den  Neuaufgenonunenen  dieser  Jahre  in  Her- 
dern unter  20  Jahren  13  resp.  3.  von  20  30  Jahren  33,  45,  von  30  —40  Jahren 
54.  35,  von  40—50  Jahren  41.  40.  von  50—60  Jahren  48,  37.  von  60  70  Jahren 
18,  21,  von  70 — SO  Jahren  2,  2.  Die  Kolonien  nehmen  also  viele  Leute  auf 
in  einem  Alter,  wo  sie  fast  nie  mehr  geschäftliche  Anstellungen  fänden.  Auch 
körperlich  oder  geistig  Schwächere,  die  doch  arbeitsfähig  und  arbeitswillig 
sind,  schliessen  sie  nicht  aus.  Herdern  hat  z.  H.  in  den  genannten  beiden 
Jahren  zusammen  drei  Mann  aus  Versorgungsanstalten,  vier  Geheilte  aber  noch 
Schonungsbedürftige  aus  Spitalern  aufgenommen.  Die  Kolonien  erweisen  durch 
soh  he  Weitherzigkeil  vielen  sonst  Verstossenen  eine  grosse  Wohlthal  und 
erleben  oft  in  jede  r  Hinsic  ht   wahre  Kreuth-  an  denselben. 

4.  Civil. stand.  Die  ineisten  Kolonisten  sind  unverehelicht.  In  Her- 
dern waren  189*»  und  1900  von  209  resp.  183  Aufgenommenen  ledig  150 
resp.  129,  verwitwet   IS,  20,  geschieden  16,  15,  verheiratet  25.  19. 

5.  Bkkci  svkkhäi. tmsse.  W  ir  stellen  dieselben  in  einige  Kategorien 
abgeteilt  und  mit  Hervorhebung  der  am  zahlreichsten  vertretenen  Hertifsarten 
für  die  drei  letzten  Jahre  1898-  1900  zusammen,  wobei  für  Tannenhof  (T)  je 
die  Gesamtzahl  der  Kolonisten,  für  Herdern  (H)  je  die  Zahl  der  Xeueinge- 
tretenen  in  den  einzelnen  Jahren  berücksichtigt  ist.  Hülfsarbeiter  ohne  bestimm- 
ten Hertif  (Ilandlanger.  Taglohncr  u.  dgl.)  T.  23.  28,  30:  H.  15,  29.  27.  Land- 
wirtschaft (besonders  Landarbeiter.  Knechte)  T.  51,  27,  39;  H.  26,  40,  29. 
Nalmingsbereitung  i. besonders  Hacker,  Melker)  T.  6,  10,  7:  H.  10.  13.  10. 
Bekleidung  und  Körperpflege  (besonders  Schneider,  Schuster)  T.  12.  10.  17; 
H.  9.  21.20.  Hauwesen  (besonders  Krtlarbeiter.  Zimmerleute,  Schlosser,  Maler) 
T.  6.  13,  18;  H.  27.  34,  33.  Krstellung  von  Geräten  (besonders  Schreiner, 
Küfer,  Korbflechter,  Schmiede,  Mechaniker.  Uhrenmacher)  T.  14,  18,  21; 
H.  25.  30.  22.  Buch  und  Bild  T.  — .  2.  -:  II.  2.  1,  3.  Kabnkarbeiter  (ver- 
schiedene) T.  .  1.  I;  II.  9,  18.  21.  Verkehr  (besonders  Portiers)  T.  7,  2,  2; 
H.  4.  4.  4.  Handel  (besonders  Conimis)  T.  2,  7,  6 :  11.  8.  14,  10.  Berufs- 
arten mit  weitergehender  wissensc  haftlicher  oder  technischer  Ausbildung  (beson- 
ders Lehrer)  T.  1 .  .  1  :  IL  3.  5,  4.  —  Die  Zahl  der  vertretenen  Berufs- 
arbeiten ist  sehr  gross.  Individuelle  und  allgemeine,  temporäre  und  bleibende, 
äusserlicite  und  innerliche  Gründe  führen  die  Leute  in  die  Kolonien.  Die  stark 
vertretene  Landwirtschaft  kann  jedenfalls  nicht  über  Entzug  von  Arbeitern  durch 
die  Kolonien  klagen;  diese  bestreben  sich  vielmehr,  ihr  mangelhafte  Arbeiter 
zurechtzubringen  und  neue  zu  gewinnen.  Der  Zutlrang  der  Commis  dürfte  in 
Leberfüllung  dieses  Berufs,  auch  durch  die  zunehmende  weibliche  Konkurrenz, 
die  \  erhähnismässig  grosse  Zahl  der  Lehrer  in  individuellen  Gründen  wurzeln. 
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rV.  Die  Leistungen  der  Kolonie  an  die  Kolonisten.  1.  Du:  Bkhkr- 
bkrci'Xi;  i  xd  Vkrjm  t.k<;\.  N(i  ist  einlach,  aber  genügend.  Tannenhof  schlägt 
18*>9  die  täglichen  Kosten  für  den  einzelnen  Kolonisten  auf  Fr.  1.  17  an. 
Hertlern.  unter  Minzurechnung  der  Verptlegungskosten  für  Verwaltung  und 
Angestellte,  auf  ungefähr  Kr.  1.40,  resp.  mit  Zuschlag  der  Besoldung  der 
Anstaltsleitung  auf  ungefähr  Fr.  1.50.  Die  G  cmi ndh e i  t  s  v  erhä  1 1  n i sse  sind 
im  allgemeinen  sehr  günstig. 

2.  Die  Bkschäktiginu  ist  vorzugsweise  landwirtschaftlich,  teils  im  regel- 
mässigen Betrieb,  teils  in  Meliorationsarbeiten.  An  beiden  Orten  kamen  mehr- 
fache Hauten  hinzu.  Ferner  erfordert  das  Hauswesen  viele  Arbeit.  Auch 
gewerbliche  Arbeil  schliesst  sich  an,  besonders  Anfertigung  und  Reparatur 
von  Kleidern  und  Schuhen.  Herclcrn  hat  eine  Reihe  verschiedener  gewerb- 
licher WCrksfatten  und  liefert  auch  nach  aussen  allerlei  einfache  Produkte 
derselben.  Kinzelne  besser  geschulte  Kolonisten  werden  auf  den  Hureaux  der 
Kolonien  beschäftigt.  Die  Beschäftigung  der  zahlreichen,  zum  Teil  weniger 
tüchtigen  oder  ungeübten  Kolonisten  ist  freilich  einem  guten  Teil  nach  Selbst- 
zweck: ein  rein  geschäftlicher  Metrieb  käme  mit.  einer  weit  geringeren  Anzahl 
durchaus  tüc  htiger  und  geübter  Arbeiter  besser  aus.  14  erdern  schätzt  den 
durchschnittlichen  Wert  d«-r  Tagesleistung  eines  Kolonisten  auf  80  Cts. 

In  beiden  Kolonien  wird  für  die  Arbe  it  noch  ein  kleiner  Lohn  in  Geld 
berechnet,  in  Herdern  je  vom  13.  Arbeitstag  an.  im  Tannenhof  nur  im 
Sommer  allgemein,  im  Winter  bloss  ausnahmsweise  für  besondere  Leistungen. 
Bedeutend  hoher  aber  belaufen  sich  die  Naturalleistungen  in  Kleidern.  Schuhen 
u.  s.  w.,  welche  die  Kolonien  je  nac  h  Bedarf  und  Leistung  den  Kolonisten 
gewähren.  In  Herdern  belief  sich  1809  die  Gesamtsumme  des  Lohnes  in  Geld 
und  Naturalien  auf  Fr.  7050.  SS.  d.  h.  durc  hsc  hnittlich  auf  den  Arbeitstag  37.6  Cts., 
auf  den  Kolonist entag  überhaupt  3  LS  Cts. 

3.  Von  der  grössten  Bedeutung  ist  die  sittlich  -  kki.kmose  Kinwirkuxg. 
In  Deutschland  ist  man  etwas  pessimistisch  geworden  und  betrachtet  ungefähr 
3  i  der  Kolonisten  als  cdnuernd  schilf brüc  hig ».  In  der  Schweiz  enthält  man 
sich  mit  Recht  solcher  allgemeinen  Urteile.  Line  wirklich  gerechte  statistische 
Abzahlung  ist  nicht  möglich.  Ks  trete  n  Leute  von  sehr  verschiedenem  sitt- 
lichem Stand  ein,  alle  abe  r  ve  rpflichten  sich  doch  zur  Arbeit  und  zur  Ueber- 
nahme  eb  r  Anstaltsordnung.  Die  sittlic  h  Stärkeren  helfen  mit,  ilen  Schwächeren 
einen  Halt  zu  bieten.  Die'  Kolonien  haben  viele  freudige  Krlahrungen  gemacht. 
Auch  bei  solchen.  <lic  nach  dem  Austritt  wiede-r  sinken,  kann  unter  Umständen 
die  jrute  Kinw  irkung  noc  h  später  Knie  hl  bringen.  Dauernd  W  iderstrebende 
^ehen  weg.  gelegentlich  selbst  ohne  regelmässigen  Abschied,  wie  1900  in 
Herdern  9  unte-r  1S7  Austretenden,  ode-r  sie  müssen  entlassen  werden,  wie 
1900  im  Tannenhof  19  unter  92.  in  Heitlern  S  unter  187  Austretenden.  Die 
Kolonien  teilen  sich  gegenseitig  die  Namen  der  wegen  schlechten  Verhaltens 
von  eb-r  Wiederaufnahme  Ausgeschleessenen  mit. 

Line*  Quelle  mannigfaltigen  Verde  rbens,  die  auc  h  den  Kolonien  eine  Menge 
gesc  heite  rter  Kxistenz.cn  zuführt,  ist  de  r  A  1  k  oho I  i  sm u s.  Tannenhof  führte 
189')  elie  allgeme  ine'  Abstine  nz  von  alkoholisc  hen  Getränken  «'in.  na«  h  anfäng- 
lichem W  iderstre  ben  man«  he  r  Koloniste  n  mit  gutem  Krfolg.  He  rdern.  das 
»■in  J.-ehr  laug  die  gleiche  Ordnung  gehabt  hatte,  «loch  nur  für  elie  Kolonisten, 
kehrte  im  Herbst  1900  durch  Mehrheitsbes«  bluss  der  Direktion  für  das  nächste 
Jahr  wieder  >.u  dem  lrüheren  System  zurück.  welches  allgemeine  strenge  Mässig- 
keit  fordert.  Alkoholikern  aber  «Ii«-  Abstinenz  dringend  empfiehlt  unter  Ge- 
währung von  Krsatzgetränke  n. 


Digitized  by  Google 


lOü  Arb«'il«-rkol<  >ni«-n 


Die  Kulunicn  bestreben  sich  au«  h.  B  «•  s  t  ra  Ii  «•  n  «h-n  \\  ied<reintritl  in  die 
social«-  (.iemeinschaft  /u  vermitteln.  Die  Zahl  derselben  ist  in  unseren  Listen 
weit  geringer  als  in  der  Statistik  «l«-r  d.-uts« -hm  Kolonien,  \\<*il.  wesentlich  nur 
<lie  direkt  aus  Straf-  und  K««rn-ktionsanstalt«-n  Kommenden  unter  diesem  Titel 
bel'asst,  nicht  jede  beliebige,  oft  ganz  unb«  «h-ut<  mb-  frühere  Strafe  den  Leuten 
dauernd  aufs  Kerbholz  gcschri«d>en  wird.  Die  Krfahrung«n  mit  solchen  Leuten 
sind  vorherrschend  gut.  In  der  Regel  sind  sie  ernster,  geordneter.  Ihre  Ver- 
gangenheit wird  ihnen  nicht  tfachgetragen.  |in  Tannenhof  sind  sie  zahlreicher 
und  es  kommen  dort  auch  bedingt  Entlassene  der  korrektionellen  Arheii-anstalt 
hin/u.  In  Herdern  kamen  seit  der  (irümlung  Iiis  Knde  1900  v<-n  0|2  Kolo- 
nisten  27  aus  kantonalen  Strafanstalten.  7  ans  Bezirksgefängnissen.  14  aus 
Zwangsarbeitsanstallen.  Von  den  27  Sträflingen  erwarben  sich  15  »nie,  3  mittel- 
massige  Zeugnisse:  ld  fanden  von  der  Kolonie  aus  Anstellung.  Heide  Kolonien 
könnten  auch  selbst  Einzelnen  Vertrauensstellungen  übertragen.  Natürlich 
mangeln  entgegengesetzte  Erfahrungen  auch  nicht. 

Das  religiöse  Lehm  wird  sorgsam  gepflegt.  Im  Tannenhof  sind 
wesentlich   nur   Evangelische,   in   ll«-rd«'rn    Angehörige   beider  Konfessionen: 

1899  und  1900  waren  151  res|>.  135  Kvangelis.  lv.  5S  n>p.  4S  Katholiken  da. 
Neben  den  kirchlichen  ( jottesdu-nsten  in  den  nächsten  Pfarrkirchen,  rinden  in 
beiden  Kolonien  tägliche  Hausandacliteii  statt,  benachbart«-  Cb-istliche  halten 
öfters  Vorträg«*:  an  <lie  Weihnachtsfeier  knüpft  sic  h  «  ine  fr« die  Ib-scheerung. 

4.  Die  D.xt'KR  dks  At  t  i:n riiAt.rs  soll  der  Regel  nach  weder  ganz  kurz, 
noch  allzulang  sein.  Im  Tannenhof  \  «iptli«  In  et  sich  «ler  Kintreiende  /u  einem 
Aufenthalt  von  zwei  Monaten,  in  Henlern  \<>n  vier  Wochen:  bei  früherem 
Austritt,  der  natürlich  st«-ts  freisteht,  hat  er  keinen  \nspruch  auf  Arlx-its- 
entschädigung.  Die  regelmässige  Aufenthaltsdauer  beträgt  ungefähr  drei  Monate. 
Doch  wird  häutig  im  Bedürfnisfall  Verlängerung  Ix-willigt.  Einzelne.  «Ii«-  sich 
draussen  nicht  halten  konnten,  Itaben  auf  ihr«-  Mitte  ausnahmsweise  jahrelang 
bleiben  dürfen  und  «lies  durch  ihr  V«-rhali«  n  und  ihre  Leistungen  gerechtfertigt. 
Im  Tannenhof  betrug  1890  und  1900  die  durchschnittliche  Aufenthaltsdauer 
eines  Kuhmisten  90,1»  r«-sp.  S2.7.  in  lh  rdern  00  n-sp.   ](tS  Tage. 

5.  Akiikitsvkkmitti. f.vii.  Di«-  Kolonien  hestn-ben  sich,  den  Austretenden 
bleibend«-  Arbeit  zu  vermitteln  und  auch  sie  selbst  zu  eigenen  Bemü- 
hungen  in   dieser  Richtung  anzuregen.     Im  Tann«nhof  erhi«-lt«-n   im  Jahre 

1900  von  92  Austretenden  53  A nsi «-Hungen  «Inn  h  die  Verwaltung,  4  durch 
eigene  Bemühung:  in  Herdern  1 S00  auf  «hin  ersi«r«n  Wege  v«»n  207  Aus- 
tretenden 34.  1900  von  1H7  Austretenden  33.  auf  d'  in  zweiten  Wege  in  jedem 
der  beiden  Jahre  42.  Di<-  Schwierigkeil  für  Ib-rdern  ist  grosser  wegen  des 
weiteren  l mfang«-s  d«-r  Ib-imatg«  bi«-t«-  un«l  der  Berufsrichtungen.  Ohm-  schon 
Anstellung  zu  haben,  traten  1800  in  Ib-nbrn  100.  1900  84  aus.  viel«-  indes 
mit  begründeter  Hoffnung,  bald  solc  h«-  für  länge  r«-  oder  kürzere  Z«  it  finden 
zu  können. 

t).  Wikdkkmoi.  1 1;  Al  i  XAIIMK.  <  legenüber  solchen.  di<-  immer  aufs  neue 
Aufnahm«'  nachsuchen,  müssen  alle  Kolonien  etwas  zurückhaltend  sein, 
um  nicht  1'nsietheit  und  L«ichtsjnn  zu  unterstützen.  Do«  h  ist  individuelle  Be- 
handlung der  Falle  angemessen.  Nicht  von  allen  kann  man  sagen,  das*  sie 
sich  nicht  ernstlich  um  dauerntl«-  Vrb«-it  b«-müh«-n  und  «Ii«'  zeitweilige  Zuflucht 
in  den  Kolonien  nicht  ver«li«-n«ii.  In  H«  r«lern  waren  im  Jahre  100t)  von 
183  Aufg«  nomm»-nen  115  zum  ersten.  42  zum  zweien.  17  zum  dritten.  2  zum 
vierten  Mal  in  der  Koionie.  7  wunb-r.  im  nämlichen  Jahre  zweimal  aufgenommen. 
Dagegen  wunh-n  im  fahr«-  1 800  -4.  im  Jahre  lOou  ein  Xngemehh'ter  nicht 
aufgenomm«m  wegeti  vorgängigen  mehrmaligen  Aufenthalts  in  «ler  Koloni«-. 
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V.  Schlussbetrachtungen.  Die  schweizerischen  Arl>eiierkoloni«n  haben 
sich  als  sehr  segensreiche  Institute  bewahrt.  Zu  wüns«hen  «lürfte  sein:  eine 
nähere  Verständigung  derselben  über  Grundsätze  der  Aufnahme ,  der  Haus- 
ordnung (Abstinenz!),  der  Lohnausrichtung :  eine  Verteilung  des  Wirkungskreises 
der  Kolonien  über  die  ganze  Schweiz,  mit  Krweiterung  der  bestellenden  tz.  H. 
von  Herdern  auf  100  Plätze)  und  Errichtung  einer  weiteren  Kolonie  für  die  rmua- 
nische  Schweiz:  ein  weiterer  organischer  Ausbau  des  Arbeitsnachweises  in-  und 
ausserhalb  der  Kolonien:  eine  Ergänzung  der  Kolonien  durch  ortliche  Arlxils- 
anst.ilten,  durch  einzelne  Kolonien  von  mehr  geschlossenem  Charakter  für  «lauern- 
den Aufenthalt,  durch  Vorbereitungen  für  Zeiten  allgemeinerer  Arbeitslosigkeit  ; 
eine  vermehrt«?  Arbeitsgewährung  in  den  bereits  hestehcn<l«*n  Zufluchtsstätten 
für  weibliche  Arbeitsuchende;  eine  allgemeinere  un«l  gleu-hmässigere  Unter- 
stützung «1er  Einrichtungen  für  Arbeitslose  durch  du-  Kantone  un«l  «Ii«-  Gemein- 
nützigkeit  und  besonders  auch  durch  den  Hund. 

IV.  Litterxtur.  (Schaff roth),  Das  Arbeiterkrim  ToHiicnliof,  /$s</.  Jahresberichte 
des  Arbeiter  keim*  Tannenhof  und  der  Arbeiterkolonie  Herd  er  n.  -  (Kesselring),  Ceber 
die  Gründung  einer  Arbeiter ko/onie  für  die  deutsche  Schweiz,  Xeue  An  reker  Z:g.  sSyjf 
jVr.jjj,  j$S,jöo.  —  (Derselbe),  Hie  Arbeiter ko/onie  Hrrdern  uud  der  Hund,  ebenda  l$i)7, 
Nr.  J2f,  jjj.  —  Derselbe,  Die  schweizerischen  Arbeite rko/onien,    Schweiz.  Itliitter 

für   Wirtschaft*-  und  Socialpolitik  (  Herausgeber :  X.  ftc ie  he she rg )  IX.  y<ihrg .  J  <}OJ ', 
'/.  B.      -    Kupfer&chmid ,    Arbeiterkolonien,    Schweizer.  Zeitschrift  für  Gemeinnützigkeit 
rSgj,  S.  /ji—/6/.  —  Baiter,  Die  Arbeite rko/onie  //erder»,  ebenda  /.S>;,  S.  y<>. 
N.  Reichesberg,  Der  Kampf  gegen  die  Arbeitslosigkeit  in  der  Schweiz,     /fern  /.V<;y. 

D.  H.  Kesselring,  Professor  an  der  Cnncrsitat  Zürich. 


Arbeiterschutz:  a)  Arbeiterschutzgesetzgebung. 

I.  Geschichtliches.  —  II.  Analyse  der  Hauptbestimmungen  des 
eidgen.  Kabrilcgesetzes.  —  III.  Gesetz  betreffend  Arbeitszeit  beim 
Betriebe  der  Eisenbahnen  und  anderen  Transportart  st  alten.  - 
IV.  Kantonale  Arbeiterschutzgesetz c.   —    V.  Litteratur. 

I.  Geschichtliches.  In  einzelnen  Städten  der  Schweiz  blühten  schon  vor 
lahrhundertcn  verschiedene  Industrien,  wie  die  Seidenindus irie  in  Zürich,  das 
Leinengewerbe  in  St.  Gallen.  Sie  zu  fördern  und  ihren  Kredit  zu  wahren,  wurden 
nicht  selten  obrigkeitliche  Verordnungen  erlassen:  aber  ausnahms w«*ise  nur 
hatten  dieselben  den  Schutz  und  die  Förderung  d«  s  «  inzeltu-n  Arbeit  ei  s  im 
Auge.  Erst  als  die  Baumwollindustric  ungeheure  Verbreitung  gewann,  die 
Zahl  der  Spinner  um  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  auf  50,000.  die  «ler 
Sticker  auf  30 — 40,000  geschätzt  wurde,  als  die  crtonlerliche  geringe  körper- 
liche Anstrengung  die  Verwendung  der  Kinder  zu  industriellen  Arbeiten  ermög- 
lichte und  immer  greller  die  üblen  physischen  und  moralisc  hen  Folgen  der 
Vereinigung  vieler  Arbeiter  in  gemeinsamen  Lokalen,  namentlich  bei  d«-r  jugend- 
lichen Arbeiterschaft,  zu  Tage  traten,  tauchte  die  Frage  auf.  ob  nicht  Mass- 
rcjcln  zur  Vermeidung  dieser  üblen  Einflüsse  zu  treffen  sei«m. 

Dieses  Bedürfnis  machte  sich  noch  lebhafter  geltend,  als  um  tlie  Wende 
des  Jahrhunderts  Spinnmaschinen  gebaut  wurden,  welche  Tausende  von  Kindern 
beschäftigten,  die  früher  im  Sommer  in  der  Landwirtschaft  g«,holfen,  im  Winter 
die  Schule  besucht  hatten.  Schon  vom  8. — 10.  Jahre  an  bemächtigt«'  sich  ihrer 
die  Fabrik  und  hielt  sie  oft  nicht  nur  den  Tag  über,  sondern  selbst  «Ii«-  halbe 
oder  ganze  Nacht  am  Spinnstuhl  fest.  Die  traurigen  Folgen  solcher  Ausbeutung 
wurden  bald  für  die  blödesten  Augen  erkennbar.  Sie  veranlasst«*n  im  Jahre 
1813  die  Regierung  von  Zürich  zu  einer  Enquete,  der  1815  eine  «Verordnung 
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zum  Schutz  derjugcnd>  folgte.  Im  Thurgau  folgte  man  diesem  Beispiel.  Das 
erhoffte  günstige  Resultat  blieb  aber  zu  einem  grossen  Teil  aus.  Anfangs  der 
30er  Jahre  und  wieder  1854  wurden  in  Zürich  neue  Gesetze  erlassen.  Der 
Ausschluss  aller  Kinder  unter  12  Jahren  von  der  Fabrikarbeit,  bis  zu  16  Jahren 
von  der  Nacht-  und  Sonntagsarbeit,  ein  Maximalarbeitstag  von  13  Stunden, 
die  Festsetzung  einer  einstündigen  Mittags-  und  zweier  halbstündigen  Vor-  und 
Nachmittagspausen  waren  die  wichtigsten  Neuerungen.  Man  berücksichtigte 
nur  die  Kinder  und  noch  1859  bezeichnete  der  Regierungsrat  eine  Regelung 
der  Arbeitszeit  der  Erwachsenen  als  unzulässig. 

Allerdings  hatten  weiter  blickende  Staatsmänner  weit  mehr  als  das  vom 
Gesetz  Gebotene  erstrebt.  Auch  in  anderen  Kantonen  äusserte  sich  der  Wunsch 
nach  weiter  gehendem  Arbeiterschutz.  St.  Gallen  (1852)  und  Aargau  (1862) 
schlössen  die  Kinder  unter  13  Jahren  von  der  Fabrik  aus  und  erlaubten  bis  zu 
16  Jahren  nur  z wölfstündige  Arbeitsdauer.  Basclland  ( 1 8«i7)  führte  den  zwölf- 
stündigen  Maximalarbcitstag  für  alle  Arbeiter  ein,  ebenso  eine  IV*  stündige 
Mittagspause  für  Frauen.  Schaff  hausen  verkürzte  den  Arbeitstag  für  Kinder 
unter  13  JahfWvauf  zehn,  1873  für  solche  von  12 — 14  Jahren  auf  sechs  und 
für  14 — 16jährige  auf  zehn  Stunden.  Am  weitesten  ging  Glarus,  das  1848 
sehr  schüchtern  mit  seiner  Fabrikgesetzgebung  begonnen  und  von  1859  an 
wiederholte  Versuche  gemacht  hatte,  auf  dem  Konferenz  weg  glcichmässigc 
Bestimmungen  für  alle  industriellen  Kantone  herbeizuführen.  Diese  misslangcn 
und  die  Landsgemeinde  ging  nun  auf  eigene  Faust  vorwärts.  Sie  bcschloss 
1864  einen  z wÖIfstündigen  Maximalarbcitstag  für  alle  Arbeiter  mit  wenigen 
Ausnahmen,  untersagte  Nachtarbeit  zwischen  8  und  5  Uhr,  verlangte  früheren 
Samstagsschluss,  verbot  den  Wöchnerinnen  die  Fabrikarbeit  für  sechs  Wochen 
und  verpflichtete  zur  Anbringung  der  von  einer  speziellen  Fabrikinspektion  zu 
verlangenden  Schutzvorrichtungen.  1872  trat  der  Klfstundentag  an  die  Stelle 
der  zweistündigen  Arbeitszeit. 

Bei  diesem  Vorgehen  der  Kantone  und  der  immer  allgemeiner  durch- 
dringenden L'eberzeugung.  dass  es  in  der  Aufgabe  des  Staates  liege,  auf  gesetz- 
geberischem Wege  den  t  (.-beiständen  Einhalt  zu  thun,  welche  der  übliche 
Fabrikbetrieb  mit  sich  geführt  hatte,  fühlte  sich  die  Bundesversammlung  ver- 
anlasst, im  Jahre  1868  eine  umfangreiche  Untersuchung  der  Zustände  in  den 
schweizerist  hen  Fabriken  anzuordnen.  Die  Ergebnisse  waren  derart,  dass  1874 
in  die  revidierte  Bundesverfassung  ein  Artikel  aufgenommen  wurde,  welcher 
den  Bund  zum  Erlass  eines  Fabri  k  geset /.es  ermächtigte.  Im  Jahre 
1877  wurde  ein  solches  den»  Volke  vorgelegt  und  nach  langen  und  schweren 
Kämpfen  angenommen. 

Dieses  Gesetz  ist  bis  heute  unverändert  geblieben.  Allerdings  hat  der 
Bundesrat,  dem  im  / v.  eifelsfall  die  Interpretation  des  Gesetzes  obliegt,  das- 
selbe stets  in  fortschrittlichem  Sinne  ausgelegt  und  seinen  Wirkungskreis  mög- 
lichst weit  gezogen,  oft  unter  mannigfacher  Anfechtung.  Aber  trotzdem  hat 
sich  immer  mehr  das  Bedürfnis  herausgestellt,  den  Schutz  des  Gesetzes  auch 
denjenigen  Arbeitern  zu  gute  kommen  zu  lassen,  die  sich  bis  heute  desselben 
nicht  erfreuten.  Es  hat  sich  immer  mehr  gezeigt,  dass  die  ganze  Fabrikgesetz- 
gebung eines  weiteren  Ausbaus  fähig  und  bedürftig  sei. 

Unbefangene  Beobachter  mussten  sich  aber  sagen,  dass  manche  weiter- 
gehende Massnahmen  zwar  von  einzelnen  Industrien  gar  wohl  ertragen  würden, 
dass  dies  jedoch  bei  anderen  nicht  der  Fall  oder  sehr  zweifelhaft  sei.  Sollte 
nun  um  der  letzteren  willen  der  Fortschritt  bei  anderen  unterbleiben?  Oder 
soll  man  möglichst  bald  zu  erreichen  suchen,  was  bei  einzelnen  Industrien,  in 
einzelnen  Kantonen  schon  jetzt  erreichbar  ist.  aber  keine  Verwirklichung  durch 
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ein  für  das  ganze  Land  gültiges  Gesetz  fände?  Man  hoffte  auf  «lein  letzt- 
genannten Wege  am  raschesten  einen  Fortschritt  zu  erzielen  und  zugleich  durch 
die  mit  kantonalen  Gesetzen  gemachten  Erfahrungen  den  Weg  zu  einem  Hundes- 
gesetz zu  bahnen,  wie  dies  vor  1877  die  kantonalen  Fabrikgesetze  für  die 
jetzige  Bundesgesetzgebung  gethan. 

Basel  wagte  den  ersten  ernstlichen  Schritt.  Schon  1884  erliess  es  ein 
Gesetz,  das  zwar  nur  einige  fabrikgesetzliche  Bestimmungen  betr.  Arbeitszeit 
auch  auf  Werkstätten  mit  mehr  als  drei  Arbeiterinnen  ausdehnte.  1888 
wurde  das  Gesetz  in  ausdehnendem  Sinne  revidiert,  nachdem  im  Jahre  vorher 
ein  «Wirtschaftsgesetz»  einer  ziemlich  zahlreichen  Kategorie  von  Arbeiterinnen 
seinen  Schutz  hatte  angedeihen  lassen.  1892  gab  sich  das  Volk  von  Glarus 
sein  Arbeiterschutzgesetz,  das  sich  gleichinässig  auf  die  Arbeiter  beider  Ge- 
schlechter bezieht.  Bald  darauf  folgte  St.  Gallen  (1893).  In  Zürich  war  das 
Bedürfnis  schon  langst  gefühlt  worden,  auch  die  industriellen  Arbeiter  ausser- 
halb der  Fabriken  zu  schützen.  Man  beschränkte  sich  aber  auf  den  Schutz  der 
weiblichen  Personen,  ging  dabei  jedoch  soviel  weiter,  als  die  anderen  Kantone, 
dass  das  Zürcher  Gesetz  für  mehrere  derselben  vorbildlich  geworden  ist. 
Luzern  (1895),  Solothurn  und  Neuenburg  (1896),  Gen!  (1899)  folgten  in 
kurzen  Zwischenräumen  nach. 

Es  ist  vorauszusehen,  dass  in  den  nächsten  Jahren  auch  andere  industrielle 
Kantone  Arbeiterschutzgesetze  erlassen  werden;  ebenso  dürfte  eine  Revision 
des  Fabrikgesetzes  in  den  nächsten  Jahren  in  Aussicht  stehen.  Allerdings 
müssen  diese  Bestrebungen,  deren  Träger  namentlich  die  organisierten  Arbeiter 
sind,  auf  Widerstand  von  den  verschiedensten  Seiten  her  gefasst  sein. 

II.  Analyse  der  Hauptbestimmungen  des  eidgenössischen  Fabrik- 
gesetzes. Die  Wirksamkeit 'des  Fabrikgesetzes  beschränkt  sich  nach  der 
vom  Bundesrat  dem  Art.  1  gegebenen  Interpretation  : 

a)  auf  Betriebe  mit  mehr  als  5  Arbeitern,    welche  mechanische  Motoren 
verwenden  oder  Personen  unter  18  Jahren  beschäftigen   oder  gewisse 
Gefahren  für  Gesundheit  und  Leben  der  Arbeiter  bieten; 
b>  Betriebe   mit   mehr  als    10  Arbeitern,   bei    welchen   keine   der  unter 

lit.  a  genannten  Bedingungen  zutrifft, 
c)  Betriebe  mit  weniger  als  6  resp.  1 1  Arbeitern,  welche  aussergewöhn- 
liche  Gefahren  für  Gesundheit  und  Leben  bieten  oder  den  unverkenn- 
baren Charakter  von  Fabriken  aufweisen. 
Hierher  geboren  auch,  nach  dem  Spezialgesetz    betr.  Zündholzfabri- 
kation,   die    für    diese   bestimmten    Betriebe.      Ferner    hat    der  Bundesrat 
Mühlen   und   Elektrizitätswerke   mit  mehr  als  zwei  Arbeitern  hier  einge- 
reiht.   Dem  Motorenbetrieb  hat  er  auch  das  Vorhandensein  von  Dampfkessel- 
anlagen gleichgestellt.    Für  die  Berechnung  der  Arbeiterzahl  hat  er  das  erreichte 
Maximum  als  massgebend   erklärt.    Die   Familienglieder  eines  Fabrikbesitzers 
sind  ebenfalls  des  gesetzlichen  Schutzes  teilhaft,  sofern  sie  mit  Nichtangehörigen 
zusammenarbeiten. 

Der  Bundesrat  ist  auch  den  Versuchen  entgegengetreten,  Hülfsbetriebe, 
in  der  Umgebung  der  Fabrik  arbeitende  Arbeiter,  z.  B.  IMatzarbeiter  der 
Sägereien,  Monteure,  die  oft  auswärts  beschäftigt  sind,  »lein  Gesetz  zu  ent- 
ziehen und  hat  als  «geschlossenen  Raum»  jeden  solchen  bezeichnet,  der 
durch  bauliche  Vorkehrungen  mehr  oder  weniger  g?gen  die  atmosphärischen 
Einflüsse  geschützt  ist.  Dagegen  hat  er,  vornehmlich  in  Anbetracht  der  Schwie- 
rigkeit oder  Unmöglichkeit  strikter  Durchführung  des  Gesetzes,  Ausrüstcrcien, 
Hülfsbetriebe  für  nicht  unter  dem  Fabrikgesetz  stehende  Anstalten,  z.  B.  Wasch- 
anstalten  von  Krankenhäusern,  grossen  Saisonhotels,   Werkstätten  von  Unter- 
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richtsanstalten  oder  Zuchthäusern  als  Betriebe  erklärt,  auf  welche  das  Fabrik- 
Gesetz  nicht  anwendbar  sei. 

l'cher  die  Räumlichkeiten,  in  welchen  die  Arbeiterschaft  ihrer 
Beschäftigung  üblichen  soll  und  über  die  Hinrichtungen,  welche  für  den 
Betrieb  verlangt  werden,  sehen  die  Art.  2  und  3  des  Fabrikgesetzes  nähere  Be- 
stimmungen voraus,  /.um  Krlass  derselben  ist  der  Bundesrat  berechtigt.  Er  hat 
von  diesem  Recht  sehr  vorsichtig  und  bedächtig,  aber  doch  in  ausgiebigem 
Masse  Gebrauch  gemac  ht,  jew  eilen  nachdem  er  kompetente  Fachleute  kon- 
sultiert  und   auch  die  Ansichten  der  kantonalen  Regierungen  erforscht  hatte. 

Art.  3  verlangt,  dass  beim  Neuerrichten  von  Fabriken  oder  vor  der  Um- 
gestaltung bereits  bestehender  Pläne  über  Bau  und  Einrichtung  der  kantonalen 
Regierung  vorgelegt,  deren  Genehmigung  und  sodann  Betriebsbe  willigung 
eingeholt  werden  soll.  Nachdem  Jahre  lang  Bauvorschriften  bestanden,  die 
nur  als  unverbindliche  Ratschläge  betrachtet  wurden,  die  sich  aber  als  zweck- 
mässig erprobten,  erliess  der  Bundesrat  1H97  eine  Verordnung,  welche  detaillertc 
Baunormen  aufstellt  und  namentlich  auf  die  Sicherheit  und  Gesundheit  der 
Arbeiter  Rücksicht  nimmt.  Sie  macht  genaue  Vorschriften  über  die  Art  der 
I'laneinreichung  und  den  Beschrieb  «les  beabsichtigten  Betriebs,  sieht  das  Ein- 
spruchsrecht der  Fabrikinspektoren  gegen  Genehmigungen  durch  die  kantonalen 
Regierungen  vor  und  reserviert  dem  Bundesrat  den  endgültigen  Entscheid  im 
Falle  ungleicher  Meinung. 

Für  einzelne  Industrien  oder  für  gewisse  Teile  der  Fabrikanlagen  sind 
speziell«-  Verordnungen  erlassen  worden,  so  z.  B.  für  die  Zündholzfabriken,  für 
die  Aufstellung  und  den  Betrieb  von  Dampfkesseln  und  Dampfgefässen,  für 
deren  Prüfung  und  Ausrüstung,  periodische  Untersuchung  und  Bedienung 
detaillierte  Vorschriften,  im  Einverständnis  mit  dem  Verein  schweizerischer 
Dampf kesselbesitzer  und  seinen  inspizierenden  Ingenieuren  gegeben  wurden. 
Diesen  Beamten  des  Vereins  wurden  von  den  meisten  Kantonsregierungen  die 
vorgeschriebenen  Funktionen  übertragen  und  durch  dieselben  zu  allseitiger  Zu- 
friedenheit ausgeführt. 

Es  ist  vorauszusehen,  dass  der  gleiche  Weg  auch  in  Bezug  auf  die  Uchcr- 
wachung  der  elektrischen  Starkstromleitungen  eingeschlagen  werde.  Auch 
für  diese  haben  eine  grosse  und  immer  steigende  Zahl  von  Hlektrizitätswerk- 
besitzern  sich  zusammengethan  und  für  ein  tüchtig  gebildetes,  zuverlässiges 
Inspektionspersonal  gesorgt,  das  heute  schon  die  Fabrikinspektion  wirksam  zu 
unterstützen  geeignet  ist. 

Zur  Vermeidung  verschiedener  spezieller  Gefährden  der  Arbeiter  sanitärer 
Natur  sind  Gesetze  und  Verordnungen  erlassen.  Die  bekannteste  ist  das  Verbot 
der  Verwendung  des  gelben  Phosphor  zur  Zündholzfabrikation,  das  mit  dem 
I.Juli  1900  in  Kraft  getreten  ist.  Hierher  gehört  auch  das  Verbot  der  Ver- 
wendung von  Blei  zu  den  Gewichten  an  den  Jacqardstühlcn,  «las  schon 
vom  November  1884  datiert.  Schlimme  Erfahrungen  riefen  auch  Vorschriften 
über  die  Prüfung  der  Behälter  für  den  Transport  verdichteter  oder 
verflüssigter  Gase.  Kbcnso  wurden  Bestimmungen  betreffend  Wassergas. 
Dowsongas  und  ähnliche  kohlenoxydreiehe  Gase  aulgestellt. 

Die  Fabrikinspektoren,  denen  vor  allem  aus  die  Sorge  für  Gesundheit 
und  Leben  der  Arbeiter  anvertraut  ist,  können  sich  nur  zum  kleinsten  Teil  auf 
bestimmte  gesetzliche  Vorschriften  stützen.  Wo  dies  nicht  der  Fall  ist,  haben 
sie  aber  kein  Recht,  amtliche  Befehle  zu  erlassen,  dass  diese  oder  jene  Vor- 
sichtsmassregel getroffen,  irgend  eine  Schutzvorrichtung  angebracht  werde. 
Der  Inspektor  kann  dies  wohl  vom  Fabrikinhaber  verlangen,  im  Weigerungsfall 
hat    er   den    zuständigen    Organen    der    kantonalen    Regierung  Mitteilung  zu 
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machen,  eventuell  Antrüge  zu  Zvvangsmassregcln  /u  »teilen.  Treten  diese  nicht 
darauf  ein  und  glaubt  der  Inspektor,  das*  sie  nicht  den  Anforderungen  des 
Gesetzes  entsprechend  vorgehen,  hat  er  sieh  an  das  ihm  vorgesetzte  schwei- 
zerische Departement  zu  wenden,  ein  Kall,  der  jedoch  ungemein  selten  vor- 
gekommen ist.  Trotzdem  lässt  der  Vollzug  seiner  Postulate  oft  sehr  zu 
wünschen  übrig  oder  stösst  auf  aktiven  oder  passiven  Widerstand. 

Die  Hegehren  der  Inspektoren  erstrecken  sich  auf  alle  möglichen  Gebiete. 
Zu  einem  sehr  grossen  Teil  sind  sie  hygieinischer  Natur  und  beziehen  sich  auf 
Ventilation,  Beleuchtung,  auf  Rcinlichkcitspflegc.  auf  die  Sorge  für  Feuer- 
su  herheii  etc.  Wohl  «Ii«-  grösstc  Zahl  bezieht  sich  aber  auf  die  an  Maschinen 
und  Apparaten  anzubringenden  Schutzvorrichtungen,  bei  denen  es  oft 
nicht  an  der  Erstellung,  sondern  an  der  Benutzung  des  Vorhandenen  fehlt. 
Die  Möglichkeit.  Zwangsmittel  anzuwenden,  wird  besonders  in  letzterer  Be- 
ziehung oft  schwer  vermisst. 

Die  Inspektoren  versuchen  vielfach,  durch  Belehrung  zum  Ziel  zu 
gelangen.  Sie  haben  im  Einverständnis  mit  dem  eidgenössischen  Industrie- 
departement eine  Redie  von  Flugblättern  publiziert  und  den  Beteiligten  zu- 
kommen lassen,  welche  Belehrungen  über  die  Vermeidung  von  sanitarischen 
und  mechanischen  Gefährden  enthalten.  Sie  handeln  von  den  Schädigungen 
der  Arbeiter,  die  mit  B  1  <•  i  zu  thun  haben,  von  der  llygieine  der  Buchdrucker 
und  Schriftgiesser,  ebenso  der  Cigarren-  und  Tabakarbeiter:  ferner  von 
den  Gefahren  bei  der  Holzbearbeitung  und  ihrer  Vermeidung,  vom  Material- 
transport auf  Indusi  riegeleisen.  Anderes  ist  in  Vorbereitung  begriffen. 
Die  Inspektoren  benutzen  auch  ihre  Amtshcrichtc  zu  Belehrungen  und  Mit- 
teilung ihrer  Beobachtungen,  wofür  sie  mit  jedem  Jahr  mehr  Leser  rinden. 
Seit  188.1  haben  sie  auch  eine  Sammlung  von  Modellen  von  Schutz-  und 
h  ygi  ei  n  isc  hen  Vorrichtungen  angelegt,  die  zu  bedeutendem  Umfang  an- 
gewachsen ist  und  im  Polytechnikum  in  Zürich  dem  Publikum  zur  Besichtigung 
bereit  steht.  Sie  wird  auch  zum  ge  w  er  beh  y  gi  eini  sch  e  n  Unterricht  ver- 
wertet, der  an  genannter  Anstalt  seit  Jahren,  mit  Vorweisungen  und  Besuchen 
in  hervorragenden  Betrieben  verbunden,  erteilt  wird  und  den  sich  zahlreiche 
Studierende  der  verschiedensten  Abteilungen  zu  Nutze  machen.  Eine  zweite 
gewerbehygieinische  Sammlung  in  der  Westschweiz  zu  schaffen,  liegt  in  der 
Absicht  des  eidgenössischen  Industriedepartements  und  im  längstgehegten 
Wunsch  der  Inspektoren.  Auch  ge  w  e  r  b  eh  y  gi  e  i  n  isc  h  e  Untersuchungen 
werden  bald  nur  von  den  Inspektoren,  bald,  in  wichtigeren  oder  schwierigeren 
Fällen,  vom  Departement  veranlasst.  Sie  haben  schon  wiederholt  zu  allge- 
meineren Verfügungen  Anlass  gegeben. 

Vielleicht  die  wirksamste  Belehrung  in  Bezug  auf  Schutzvorkehrungen 
bilden  die  Untersuchungen  der  Unfälle,  welche  den  Behörden  zur  Kenntnis 
gebracht  werden  müssen  und  deren  Nichtanzeige  mit  Strafe  belegt  wird.  Die, 
freilich  oft  mangelhaften.  Untersuchsprotokolle  müssen  auch  den  Inspektoren 
zugestellt  werden,  welchen  dieselben  oft  die  Veranlassung  zum  Eingreifen 
behufs  Unfallsverhütung  geben.  Die  Mitteilung  der  Unfallsberichte  erfolgt 
bedeutend  genauer,  seit  das  Haftpflichtgesetz,  das  1875  schon  für  Eiscnbahn- 
und  Dampfschitfunternchmungcn  erlassen,  18S1  in  anderer  Gestalt  für  die 
Fabrikbetriebe  geschaffen  und  1887  auch  auf  eine  Reihe  Betriebe  ausgedehnt 
wurde,  welche  nicht  unter  dem  Fabrikgesetz  stehen,  und  das  die  Verjährung 
des  Forderungsrechtes  erst  eine  gewisse  Zeit  nach  der  dem  Inspektor  zuge- 
kommenen Anzeige  eintreten  lässt.  Ihre  statistische  Verwertung  ist  eine  wert- 
volle Quelle  der  Belehrung  über  die  Ursachen  der  Unfälle.  Sie  ist  auch  indirekt 
ein  Schutz  für  die  Arbeiter,  da  die  Pflicht  der  Arbeitgeber,  für  jeden  Unfall,  wo 
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nicht  grobes  Selbstverschulden  besteht,  volle  Entschädigung  für  ärztliche  Pflege, 
entgangenen  Lohn  und  bleibenden  Nachteil  zu  leisten,  diese  zu  schützenden 
Massnahmen  antreibt.  Dieser  Antrieb  zur  Vorsicht  besteht  auch  für  die 
gewerblichen  Krankheiten,  für  welche  in  gleicher  Weise  Entschädigung 
geleistet  werden  muss,  wenn  sie  durch  gewisse,  vom  Hundesrat  zu  bezeichnende, 
erwicsenermassen  und  ausschliesslich  bestimmte  gefährliche  Krankheiten  erzeu- 
gende Stoffe  hervorgerufen  worden  sind.  Die  Liste  derselben  muss  selbst- 
verständlich von  Zeit  zu  Zeit  einer  Revision,  resp.  Ergänzung  unterworfen 
werden.  Nicht  minder  sollten  die  vom  erweiterten  H  a  ft  p  f  I  i  c  h  t  ge  s  e  t  z 
Betroffenen  durch  die  Unterstellung  unter  die  Haftpflicht  zu  besserer  Kürsorge 
für  den  Arbeiterschutz  angeregt  wurden  sein.  Zu  den  hierher  gehörigen  In- 
dustrien zählen:  alle  Gewerbe,  welche  explosive  Stoffe  gewerbsmässig  erzeugen, 
oder  verwenden,  die  Baugewerbe,  die  Fuhrhalterei  und  der  Schiffsverkehr,  mit 
Ausnahme  der  Dampfschiffe,  Aufstellung  und  Reparatur  von  Telephon-  und 
Telegraphenleitungen,  Aufstellung  und  Abbruch  von  Maschinen  und  Ausführung 
von  technischen  Installationen,  Eisenbahn-,  Tunnel-,  Strassen-,  Brücken-,  Wasser- 
und  Brunnenbau,  Erstellung  von  Leitungen,  Ausbeutung  von  Bergwerken,  Stein- 
brüchen und  Gruben. 

Sollte  die  blosse  Haftpflicht  aber  auch  nicht  den  Anstoss  zu  vermehrten 
Schutzvorkehrungen  geben,  so  bringt  dieses  erweiterte  Haftpflichtgesetz  doch 
den  grossen  Vorteil  für  den  Arbeiterschutz,  dass  auch  dies»-  Betriebe  zur  Her- 
stellung der  erforderlichen  schützenden  Vorkehrungen  verpflichtet  werden 
können  und  Strafen  für  Zuwiderhandlungen  angesetzt  sind.  Darauf  sich  stützend 
konnte  der  Bundesrat  eine  spezielle  lnspektion  für  die  Bergwerke  schaffen, 
welcher  in  Bezug  auf  Unfallverhütung  die  gleichen  Rechte  zukommen,  wie  den 
Fabrikinspektoren. 

Es  ist  bereits  erwähnt  worden,  wie  die  Versieherutigsgeset  ze  ein  Sporn 
zu  eifrigen  Unfall  Verhütungsbestrebungen  sein  sollten.  Leider  ist  dies  gar  nicht 
immer  der  Kall.  Die  Arbeitgeber  haben  Anstalten  zur  Verfügung,  bei  denen 
sie  sich  gegen  die  Folgen  der  Haftpflicht  versichern  können.  Der  einzelne 
Unfall,  wäre  er  auch  noch  so  vermeidbar  gewesen,  belastet  sie  in  der  Regel 
nicht  mehr,  als  es  auch  sonst  durch  die  Versicherung  geschehen  wäre.  Darum 
giebt  er  auch  manchen  Arbeitgebern  keinen  Impuls,  alles  mögliche  zur  Sicherung 
seiner  Arbeiter  zu  thun.  Die  Versicherungsgesellschaft,  welche  ein  Interesse 
an  der  Hemhmindcrung  der  Zahl  der  Unfälle  hätte,  giebt  sich  —  einzelne  Aus- 
nahmen abgerechnet  -  -  keine  Mühe  mit  oft  vergeblichen  Versuchen,  auf  Sicher- 
hcitsmassrcgeln  zu  «Iringen.  sondern  erhöht  die  Prämie,  um  sich  gegen  die  Folgen 
der  Sorglosigkeit  zu  decken.  Kür  Vermeidung  von  Krankheiten  braucht  sie 
nicht  zu  sorgen,  denn  es  besteht  keine  Versicherung  für  G  e  we  rbe  k  ra  n  k  - 
h  e  i  t  e  n . 

So  ist  denn  die  Hoffnung  getäuscht  worden,  dass  die  Versicherungs- 
anstalten oder  dass  überhaupt  die  Haftpflicht  ein  allgemeines  Bestreben  herbei- 
führen werde,  mehr  für  den  Arbeiterschutz  zu  thun.  Von  grösster  Tragweite 
sind  dagegen  die  Haftpflichtgesetze  für  den  Schutz  des  Arbeiters  vor  den 
ökonomischen  Kolgen  des  Unfalls  oder  der  Gewerbekrankheit.  Allerdings 
sieht  das  Kabrik-  und  das  erweiterte  Hafipflichtgesetz  nur  einen  auf  ein  Maximum 
von  6000  Fr.  beschränkten  Schadenersatz  vor.  Es  giebt  dagegen  dem  Arbeiter, 
welcher  sich  keinen  Rechtsbeistand  auf  eigene  Kosten  zu  verschaffen  vermag, 
das  Recht,  einen  amtlichen  Beistand  zu  verlangen.  Es  unterwirft  ferner  die 
Hohe  der  geleisteten  Entschädigung  einer  amtlichen  Kontrolle,  welche  eine 
Nachforderung  veranlassen  darf,  im  Falle  die  Entschädigung  ungenügend  ist. 
Es  werden  so  bedeutende  Summen  im  Jahr  den  Arbeitern  zugewendet,  die  für 
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sie  sollet  verloren  gingen,  lieber  die  Höhe  des  Betrags,  welcher  den  unter 
dem  Fabrikhaftpflichtgesetz  stehenden  Personen  ausbezahlt  wurden,  geben  die 
Berichte  der  Fabrikinspektoren  Auskunft.  Die  Arbeiter  in  Fabriken  erhielten 
in  den  Jahren  1897/98  3,915,301  Fr.,  die  in  anderen  Betrieben  2.768,575  Fr. 
Diese  b,b83,877  Fr.  wurden  für  41,382  von  den  Inspektoren  kontrollierte  Vcr- 
letzungs-  und  Erkrankungsfalle  ausbezahlt.  Dazu  kamen  noch  281  Falle  mit 
76,980  Fr.  aus  den  amtlich  beaufsichtigten  Bergwerksbetrieben  und  eine  jeden- 
falls sehr  erhebliche  Summe  für  Haftpflichtentschädigungen  aus  dem  Betrieb 
der  Eisenbahnen  und  Dampfschiffe. 

Es  ist  sehr  begreiflich,  dass  unter  diesen  tausenilen  von  Fällen  eine 
bedeutende  Zahl  zu  Streitigkeiten  führt,  dass  nicht  selten  in  ungerechtfertigter 
Weise  eine  Entschädigung  gefordert  «»der  verweigert  wird.  Aber  diese  Streit- 
fälle versehwinden  unter  der  ungeheuren  Zahl  in  Minne  erledigter  Fälle  und 
beeinträchtigen  nicht  die  wohlthätige  Wirkung  der  Haftpflicht. 

Nach  diesem  raschen  Ueberblick  über  das,  was  zur  Sicherung  von 
Gesundheit  und  Leben  der  Arbeiter  geschehen,  erhebt  sich  die  Frage,  wer 
zu  den  Arbeiten  in  den  geschützten  Betrieben  zugelassen  wer- 
den soll. 

Das  Fabrikgesetz  zieht  sehr  bestimmte  Grenzen.  Keine  Person  unter 
14  Jahren  darf  zur  Fabrikarbeit  verwendet  werden.  Die  Führung  von  Arbeiter- 
listen und  Beibringung  von  Altersaus  weisen  für  alle  unter  18  Jahren  ermöglicht 
die  Aufsicht  hierüber.  Im  Jahre  1899  waren  240.9  78  Personen  auf  diesen 
Eisten  aufgetragen.  Sie  alle  werden  damit  unter  gewisse  Bestimmungen  gestellt, 
welche  auf  den  Schutz  ihrer  Rechte  abzielen. 

Vor  allem  aus  werden  Fabrikordnungen  verlangt,  welche  in  den 
Arbeitsräumen  angeschlagen  und  an  alle  Arbeiter  ausgeteilt  werden  müssen. 
Sie  bedürfen  der  amtlichen  Genehmigung  durch  die  Kantonsregierung,  welche 
aber  erst  erteilt  werden  darf,  nachdem  nachweislich  den  Arbeitern  Gelegenheit 
gegeben  worden  ist,  abfällige  Einwendungen  geltend  zu  machen.  Eine  Revision 
der  Fabrikordnung  kann  bei  nachgewiesenen  l'ebelständen  erfolgen,  wo  dies 
erforderlich  erscheint:  sie  muss  vorgenommen  werden,  wenn  etwas  Ungesetz- 
liches tiarin  enthalten  ist. 

Die  Fabrikordnung  ist  verbindlich  für  Arbeiter  und  Arbeitgeber.  Für 
Uebertretungen  derselben  kann  der  letztere  vom  Richter  bestraft  werden 
($  19  F.  (I.).  der  erstere  von  seinem  Arbeitgeber,  doch  nur  innerhalb  gewisser 
Grenzen.  Die  Busse  muss  in  der  Fabrikordnung  vorgesehen  sein  und  darf  die 
Hälfte  des  Tagesverdienstes  nicht  überschreiten.  Sie  darf  auch  nur  zum  Nutzen 
der  Arbeiterschaft  verwendet  werden. 

Dem  Austritt  oder  der  Entlassung  muss  eine  Kündigung  vorangehen, 
welche  durch  die  Fabrikordnung  nur  auf  14  Tage,  dagegen  durch  einen  Vertrag, 
von  beiden  Kontrahenten  unterzeichnet,  auf  kürzere  oder  längere  Zeil  fest- 
gesetzt werden  kann.  Dies  gilt  auch,  entgegen  der  gewöhnlichen  Annahme, 
für  die  Probezeit.  Für  Nichtinnehaltung  der  Kündigungsfrist  ist  jeder  verant- 
wortlich und  entschädigungspflichtig.  Der  Arbeiter  hat  den  Lohn  der  letzten 
sechs  Arbeitstage  als  Garantiesumme  stehen  zu  lassen,  die  bei  gesetzwidrigem 
Austritt  dem  Arbeitgeber  verfällt,  wenn  ihm  nicht  der  Richter  ein  Mehreres 
zuspricht.  Der  Arbeitgeber  hat  bei  Verfehlen  seinerseits  ebenfalls  den  vollen 
Schaden  zu  ersetzen.  Wird  der  Arbeiter  aus  gesetzlichen  Gründen  ohne  Kün- 
digung entlassen,  berechtigt  dies  den  Prinzipal  nicht,  ihm  auch  den  Decoin pte 
ohne  weiteres  vorzuenthalten:  dies  könnte  nur  der  Richter  anordnen. 

Für  die  Lohnzahlung  schreibt  das  Gesetz  vor,  dass  sie  an  dem  von 
der  Fabrikordnung   zu  bestimmenden  Tage   alle    zwei   Wochen  oder  früher. 
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jedoch  nach  Verständigung  mit  der  Arbeiterschaft  auch  bloss  monatlich,  in  bar, 
gesetzlicher  Mürze  und  in  der  Fabrik,  nicht  etwa  im  Wirtshaus,  stattfinden 
müsse.  Für  Personen,  die  nicht  direkt  vom  Arbeitgeber  bezahlt  zu  werden 
pflegen,  wie  die  Fädlerinnen  der  Stieker.  ist  die  Haftbarkeit  des  Arbeitgebers 
für  richtige  Auszahlung  festgestellt.  Lohnrückhalte  zu  Spezialzwecken,  d.h. 
für  Kranken-,  Versicherungs-,  Sparkassen  u.  dgl.,  sind  nur  im  Einverständnis 
mit  dem  Arbeiter  zulassig.  Abweichungen  von  diesen  Vorschriften  sind  nur 
nach  Vereinbarung,  bei  Stückarbeiten  bis  zur  Vollendung  des  Stücks  zulässig. 

Die  wichtige  Frage  der  Regelung  der  Arbeitszeit  wird  vom  Fabrik- 
gesetz in  der  Weise  geordnet,  dass  1 1  Stunden  Arbeit  an  allen  Wochentagen, 
mit  Ausnahme  des  Samstags,  wo  eine  Beschränkung  auf  10  Stunden  eintritt, 
als  Maximum  aufgestellt  ist.  Die  Arbeitsstunden  sind  nach  der  öffentlichen 
Uhr  zu  richten,  den  Behörden  anzuzeigen  und.  wie  es  jetzt  in  vielen  Kantonen 
verlangt  wird,  anzuschlagen.  Sie  müssen  zwischen  b  (in  den  drei  Sommer- 
monaten 5)  Uhr  morgens  und  8  Uhr  abends  verlegt  werden.  Mittags  muss 
die  Arbeit  durch  eine  mindestens  einstündige  Pause  unterbrochen  werden, 
für  welche  den  Arbeitern,  die  sich  ihr  Lssen  bringen  lassen  oder  mitbringen, 
unentgeltlich  passende  und  im  Winter  warme  Lokale  zur  Verfügung  gestellt 
werden  müssen.  Andere  Zwischenpausen  zu  machen,  stellt  das  Gesetz  frei; 
sie  müssen  aber  in  die  Arbeitszeit  eingerechnet  werden,  wenn  sie  nicht  von 
allen  Arbeitern  gleichzeitig  und  regelmässig  gehalten  werden.  Sie  sollen  eben 
kontrollierbar  sein.  Trotzdem  muss  zugestanden  werden,  dass  dieselben  viel- 
fach zur  Ueberschreitung  der  gesetzlichen  Arbeitszeit  und  zur  Verhinderung 
ihrer  Knideckung  missbraucht  werden.  Versuche,  sie  abzuschaffen,  sind 
schon  oft  gescheitert,  besonders  bei  anstrengender  Arbeit  oder  bei  schlechter 
Ernährung  der  Leute,  die  einen  rasch  sich  wiederholenden  Stoffersatz  nötig 
macht. 

Die  Mittagspause  wurde  wiederholt  zu  kürzen  gesucht,  jedoch  gestat- 
teten »lies  die  Behörden  nie.  Eine  Verschiebung  auf  die  Nachmittagsstunden 
wurde  in  seltenen  Ausnahmsfällen  ungern  und  nur  vorübergehend  gewährt, 
namentlich  im  Hinblick  auf  die  häusliche  Störung,  welche  sich  bei  Verlegung  der 
Hauptmahlzeit  auf  eine  bei  anderen  Berufsarien  nirgends  übliche  Zeit  ergiebt. 

In  Bezug  auf  die  Zahl  der  Arbeitsstunden  ermächtigt  das  Gesetz  zu 
verschiedenen  Ausnahmen.  Vor  allem  beseitigt  es  die  Beschränkungen  für 
die  cHülfsarbeiter»,  eine  sehr  schwer  zu  umschreibende  Kategorie  von 
Leuten,  die  über  IN  Jahre  alt,  und  wenn  sie  weiblichen  Geschlechts  sind, 
unverheiratet  sein  müssen.  Die  Hülfsarbeiten.  welche  sie  verrichten,  sind 
solche,  welche  nicht  in  den  Rahmen  des  Gesetzes  hineingezwängt  werden 
könnten,  da  sie  sich  weder  an  die  vom  Gesetz  vorgeschriebene  Stundenzahl, 
noch  an  die  für  die  Arbeit  festgesetzten  Stunden  binden  können.  Der  Mangel 
einer  genauen  Definition  führte  zu  zahlreichen  Missbräuchen.  Man  stellte  z.  B. 
als  Kriterium  den  Umstand  auf.  ob  der  betreffende  Arbeiter  durch  seine  Thätigkeit 
etwas  produziere  oder  nur  die  Produktion  fördere.  Es  blieb  nichts  anderes  übrig, 
als  dass  die  Bundesbehörden  ganz  speziell  diejenigen  Funktionen  aufzählten, 
welche  als  Hülfsarbeiten  Enthebung  von  den  gesetzlichen  Zeitbeschränkungen 
beanspruchen  können,  und  dass  sie  dem  Unfug  steuerten,  dieselbe  Person  bald 
als  gewöhnlichen  Arbeiter  und  am  gleichen  Tage  auch  noch  als  Hülfsarbeiter 
nach  den  normalen  Arbeitsstunden  zu  beschäftigen.  Ja,  auch  wo  eine  Hülfs- 
arbeit  vorlag,  musste  zuweilen  eine  zeitliche  Beschränkung  wegen  Ueberlastung 
der  Hülfsarbeiter  und  daherige  Gefährdung  oder  Schädigung  der  eigenen 
Person  oder  der  Mitarbeiter  eintreten  <z.  B.  durch  schlaftrunkene  Heizer.  Gas- 
arbeiter etc.». 
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Eine  weitere  Ausnahme  bilden  die  Notarbeiten  zur  Vermeidung  von 
Gefahren  oder  ernstlichen  Schädigungen,  deren  Notwendigkeit  nicht  voraus- 
gesehen und  für  deren  Vornahme  daher  keine  Erlaubnis  nachgesucht  werden 
konnte.    Sic  sind  nachträglich  wenigstens  anzuzeigen. 

Der  Bundesrat  ist  sodann  befugt,  die  normale  Arbeitszeit  zu  verkürzen, 
sofern  und  so  lange  dies  wegen  nachgewiesener  Gesundheitsschädlichkeit  not- 
wendig wird.  Er  war  noch  nie  im  Fall,  dies  zu  thun,  da  in  den  wenigen 
Fallen,  wo  es  angestrebt  wurde,  die  hohe  Gcsundheitsgefährde  nicht  nachzu- 
weisen oder  leicht  zu  beseitigen  war.  In  vereinzelten  Fällen  genügte  die 
blosse  Androhung  der  Reduktion,  um  dieses  Ziel  zu  erreichen.  Häufig  kommt 
es  zu  einer  Verkürzung  der  Arbeitszeit  ohne  alle  gesetzlichen  Massrcgeln  durch 
Uebereinkommen  zwischen  Prinzipal  und  Arbeiter.  So  beträgt  denn  heute 
der  normale  Arbeitstag  in  8  Betrieben  nur  noch  8,  in  198  noch  9.  in  131 
Vt  in  1698  10,  in  535  10'/*  und  in  3331  die  gesetzlichen  11  Stunden. 

Sehr  häufig  sind  die  amtlich  bewilligten  vorübergehenden  Verlänge- 
rungen der  Arbeitszeit,  wozu  nur  die  Kantonsregierungen  kompetent  sind, 
wenn  es  sich  um  eine  Zeitdauer  von  mehr  als  14  Tagen  handelt,  in  den  anderen 
Fällen  die  hiefür  bezeichneten  Bezirks-  oder  Ortsbehörden.  Diese  Bewilli- 
gungen dürfen  nicht  so  aufeinander  folgen,  dass  sie  eine  Umgehung  des 
Gesetzes  bilden.  Manche  Kantone  haben  auch  andere  Schranken  gezogen. 
Sic  gewähren  z.  B.  für  den  Samstag  keine  Verlängerung,  sie  beschränken  sich 
auf  eine  gewisse  Zahl  von  Tagen  im  Jahr  oder  auf  eine  gewisse  Zahl  unmittelbar 
aufeinander  folgender  Wochen.  Trotz  allen  diesen  Bemühungen  werden  doch 
oft  sehr  ungerechtfertigte  oder  übermässig  umfangreiche  Bewilligungen  erteilt, 
und  die  Motive,  welche  in  manchen  Kantonen  angegeben  werden  müssen  und 
auch  zur  Kenntnis  der  Inspektoren  gelangen,  sind  nur  zu  häufig  recht  unstich- 
haltige. Wenn  aber  auch  noch  so  viele  Klagen  über  diese  Bewilligungen 
ertönen,  werden  sie  doch  nicht  in  dem  Uebermass  erteilt,  wie  oft  angenommen 
wird.  Berechnet  man  z.  B.  die  Zahl  der  bewilligten  Ueberstunden  in  den 
Jahren  von  189H—  99,  ergiebt  sich  für  jeden  einzelnen  zur  Ueberarbcit  bean- 
spruchten Arbeiter  per  Jahr  eine  Stundenzahl  von  10,75:  auf  alle  Arbeiter 
verteilt,  entfallen  auf  jeden  2,86  Stunden.  Dies  entspricht  einer  jährlichen 
Verlängerung  der  gesamten  Arbeitszeit  von  3300  Stunden  um  0,33,  resp. 
0.09  Prozent.  Diese  Zahlen  schwanken  freilich  je  nach  den  Kantonen  und 
noch  weit  mehr  nach  den  Industrien,  so  dass  die  letztgenannte  Prozentzahl 
nicht  selten  zwischen  0,01  und  0,22  sich  bewegt. 

Nachtarbeit,  d.  h.  solche  zwischen  8  Uhr  abends  und  6,  bezw.  5  Uhr 
morgens  ist  nur  ausnahmsweise  und  mit  Zustimmung  der  Arbeiter  zulassig;  ebenso 
die  Arbeit  an  Sonn-  und  Festtagen,  für  welch  letztere  die  Beschränkung 
besteht,  dass  die  gesetzlich  vorgeschriebenen  Feiertage  die  Zahl  acht  nicht  über- 
steigen dürfen.  Wer  mehrere  kirchliche  Feiertage  beobachten  will,  darf  daran 
nicht  verhindert  werden.  Einer  Bewilligung  zur  Nachtarbeit  bedarf  es  nur  in 
dem  Falle  nicht,  dass  es  sich  um  eine  in  einer  Nacht  auszuführende  Reparatur- 
arbeit handelt.  Für  jede  andere  Nacht-  und  Sonntagsarbeit  muss  bei  den 
gleichen  Amtsstellen  die  Erlaubnis  eingeholt  werden,  wie  für  die  Ucbcrzeit- 
arbeit.  Ununterbrochener  Betrieb  bedarf  der  bundesrätlichen  Bewilligung, 
die  nur  nach  einlässlicher  Begründung  und  unter  Vorlage  einer  genauen  Arbeits- 
ordnung erhältlich  ist.  Sie  kann  auch  jederzeit  zurückgezogen  werden,  was 
im  Laufe  der  Zeit  vielfach  geschehen  ist,  wenn  eine  erneute  Prüfung  des  Falles 
ergab,  dass  die  Notwendigkeit  nicht  oder  nicht  mehr  bestehe.  Die  Bewilli- 
gungen wurden  teils  einzelnen  Betrieben  erteilt,  teils  generell  bestimmten 
Industrien.     Der  Erteilung  gingen  oft  einlässliche  Untersuchungen  voraus,  sogar 
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kontradiktorische  Verhandlungen  zwischen  Prinzipalen  und  Arbeitern  vor  d«*n 
zustandigen  Behörden.  Verschiedene  Bedingungen  werden  jcweilen  an  die 
(iestattungen  geknüpft,  so  dass  z.  B.  je  den  zweiten  Sonntag  24  aufeinander 
folgende  Stunden  frei  sein  müssen,  dass  auch  beim  Schichten  Wechsel  die  Arbeits- 
zeit 1 1  Stunden  nicht  überschreiten  dürfe,  dass  der  Stundenplan  angeschlagen 
werde.  Das  Verlangen  nach  Nacht-  und  Sonntagsarbeit  ist  ein  immer  geringeres. 
Circa  18%  aller  Etahlissemente,  worunter  die  Mühlen,  Sagereien  und  Ziege- 
leien die  Hauptrolle  spielen,  besitzen  zwar  Bewilligungen  zur  Nachtarbeit,  doch 
meist  nur  für  einen  kleinen  Bruchteil  ihrer  Arbeiter,  aber  nur  etwa  14"/o 
benutzen  sie.  Die  Zahl  der  dabei  beteiligten  Männer  dürfte  sich  kaum  viel 
über  2000  belaufen. 

Die  Frauen  gemessen  in  mehreren  Beziehungen  besonderen  Schutz. 
Sie  sind  alle,  ohne  Ausnahme,  von  der  Nacht-  und  Sonntagsarbeit  ausgeschlossen. 
Sie  sind  wahrend  der  Schwangerschaftsperiode  von  einer  Anzahl  genau  bezeich- 
neter Beschäftigungen  fernzuhalten,  welche  ihre  oder  des  Kindes  Gesundheit 
gefährden  könnten,  also  vor  allem  aus  von  der  Beschäftigung  mit  gewissen 
Giften  oder  von  Arbeiten,  wo  das  Heben  schwerer  Lasten  erforderlich  wird. 
Sie  sind  aber  auch  während  acht  Wochen  vor  und  nach  ihrer  Niederkunft  zu 
gar  keiner  Fabrikarbeit  zu  verwenden.  Von  diesen  Wochen  müssen  mindestens 
sechs  auf  die  Zeit  nach  der  Niederkunft  fallen,  um  dem  Neugebornen  in  dieser 
Zeit  die  Möglichkeil  der  Mutterpflege  zu  sichern.  Selbst  Frauen,  die  Fehl- 
geburten erlitten,  oder  deren  Kind  gestorben,  sind  an  die  genaue  Innehaltung 
dieser  Vorschrift  gebunden.  Die  meisten  Kantone  haben  besondere  Listen 
behufs  Kontrollierung  dieses  Wöchnerinnenausschlusses  eingeführt  und 
verlangen  die  Vorlage  eines  Ausweises  über  den  Zeitpunkt  der  Niederkunft 
von  jeder  wieder  eintretenden  Wöchnerin.  Als  eine  weitere  Begünstigung  der 
Frauen  kommt  hinzu,  dass  alle  weiblichen  Personen,  die  eine  Haushaltung  zu 
besorgen  haben,  berechtigt  sind,  eine  mindestens  anderthalhstündige  Mittags- 
pause zu  fordern. 

Die  Kinder  und  jugendlichen  Arbeiter  in  den  Fabriken,  d.  h.  die 
von  14—16  und  von  16 — 18  Jahren,  bildeten  schon  seit  langen  Jahren  einen 
bedeutenden  Prozentsatz  der  Arbeiterschaft.  Bei  der  letzten  Zählung  ll8'»5» 
machten  sie  14,3  %  aus;  wenn  die  Textilindustrie  allein  in  Betracht  gezogen 
wurde,  16,6°,  o.  Line  Reihe  von  Bestimmungen  sind  zu  ihrem  Schutz  erlassen. 
Line  lange  Reihe  gefährlicher  oder  ungesunder  Industrien  ist  durch  eine  bundes- 
rätliche Verordnung  aufgezählt  worden,  von  welchen  Kinder  bis  zum  vollen- 
deten 16.  Jahre  von  allen  Fabriken  ausgeschlossen  sind.  Wo  ihre  Verwen- 
dung zulässig  ist,  dürfen  Arbeits-  und  Schul-,  sowie  Religionsunterrichtsstunden 
zusammen  die  Zahl  1  1  nicht  überschreiten.  Nacht-  und  Sonntagsarbeit  ist  für 
alle  Personen  unter  18  Jahren  untersagt.  Kinzig  bei  Gewerben  mit  ununter- 
brochenem Betrieb,  kann  der  Bundesrat,  «sofern  die  L'nerlässlichkeit  der  Mit- 
wirkung junger  Leute  dargethan  ist,  zumal  wenn  es  im  Interesse  tüchtiger 
Berufserlernung  derselben  förderlich  erscheint >.  auch  Knaben  von  14  — 18  Jahren 
daran  teilnehmen  lassen,  wobei  er  aber  schützende  Massnahmen,  wie  Re- 
duktion der  Stundenzahl  der  Nachtarbeit,  Abwechslung.  Schichtenarbeit  etc. 
anzuordnen  hat.  Die  Zahl  der  von  dieser  Ausnahme  Berührten  ist  eine  ver- 
schwindend kleine  und  unilasst  vorzugsweise  nur  die  jugendlichen  Hülfsarbeiter 
in  den  wenigen  Glashütten.  Solchen  unter  16  Jahren  wurde  sie  noch  nie 
zugestanden. 

Zwei  Massnahmen  zum  Schutz  der  Kinder  sind  schon  oft  angeregt  worden, 
haben  aber  nur  in  einzelnen  Kreisen  günstige  Aufnahme  gefunden.  Es  herrsi  ht 
in  manchen  Betrieben,  besonders  der  Stickerei  ohne  Motorenbetrieb,   die  üble 


Digitized  by  Go 


Arbeiterschutz  ( Arbeitsschutzgesetzgebung) 


117 


Gewohnheit,  dass  kleine  Kinder  in  die  Arbeitslokale  mitgebracht  und  neben 
der  Arbeit  besorgt  werden  und  dass  man  auch  ältere  sich  dort  herumtreiben 
lässl,  von  denen  man  oft  annehmen  muss.  sie  seien  zur  Ausnutzung  ihrer 
Arbeitskraft  zugelassen  worden.  Da  die  Unsitte  sich  nur  in  einzelnen  Gegenden 
verbreitet  findet,  unterblieb  ein  gesetzgeberisches  Einschreiten.  Noch  weniger 
Anklang  fanden  die  zuweilen  geäusserten  Wünsche  in  Bezug  auf  das  Ver- 
langen einer  kürzeren  Arbeitszeit  für  die  Kinder  als  für  die  Erwachsenen. 
Erstere  sind  in  der  Regel  die  Gehülfen  der  letzteren;  ohne  sie  würde  deren 
Arbeit,  wenn  nicht  verunmöglicht.  doch  sehr  gehemmt.  Aus  diesem  Grunde 
sträuben  sich  Arbeiter  und  Arbeitgeber  dagegen,  aber  auch  deshalb,  weil 
si<-  von  halbstündigen  Zwischenpausen  wenig  Gutes  erwarten,  sofern  nicht 
auch  für  gehörige  Unterbringung  bei  schlechter  Witterung  und  für  gehörige 
Aufsieht  gesorgt  ist.  Der  Zehnstundcnlag  dürfte  die  beste  Erledigung  dieser 
Angelegenheit  sein. 

Die  Darstellung  des  durch  die  Fabrikgesetzgebung  gewährten  Arbeitcr- 
m  hut/.es  wäre  unvollständig,  wenn  nicht  auch  der  Organe  zur  Durchführung 
desselben  Erwähnung  gethan  würde.  Sie  ist  Sache  der  Kantone  und  nicht  des 
Hundes ;  dieser  übt  nur  durch  seine  Inspektoren  die  Kontrolle  darüber  aus. 
So  verschieden  wie  die  Kantone  selbst,  ist  auch  die  Handhabung  des  Fabrik- 
gesetzes. Nur  wenige  besitzen  eigene  Beamte  dafür.  Meist  bleibt  sie  den 
Pt-lizeiorganen  überlassen  oder  auch  den  Ortsbehörden.  Auf  die  Mängel  hin- 
zuweisen, die  so  an  manchen  Orten  zu  Tage  treten,  haben  die  eidgenössischen 
Inspektoren  nie  unterlassen  und  sich  nicht  gescheut,  auf  die  Gleichgültigkeit 
und  Trägheit  mancher  Beamten,  ja  sogar  auf  deren  Mangel  an  gutem  Willen  die 
Aufmerksamkeit  zu  lenken.  Deren  Bestrafung  auf  Grund  des  Art.  19  des  Fabrik- 
goetzes  ist  unmöglich;  dafür  gelten  die  kantonalen  Bestimmungen.  Auch  die 
Gerichte  schaden  zuweilen  mehr  durch  ihre  mehr  als  milden  Urteile,  als  dass  sie 
nützen  und  es  musste  schon  wiederholt  dagegen  reklamiert  werden.  Umso  erfreu- 
licher ist  dagegen,  dass  die  eidgenössischen  Organe  fast  immer  lebhafte  Unter- 
stützung bei  den  kantonalen  Regierungen  finden,  die  vielfach  von  sich  aus 
wirksame  Einrichtungen  zur  Förderung  des  Gesetzcsvollzuges  geschaffen  haben. 
Sie  haben  diesen  Eifer  für  den  Arbeiterschutz  in  manchen  Kantonen  auch  schon 
bewiesen  bei  der  Schaffung  von  kantonalen  Arbeiterschutzgesetzen,  welche  noch 
zu  betrachten  sein  werden. 

III.  Gesetz  betreffend  Arbeitszeit  beim  Betriebe  der  Eisenbahnen  und 
anderen  Transportanstalten.  Hier  ist  eines  Arbeiterschutzgesetzes  Erwähnung 
zu  thun.  das  ebenfalls  vom  Bund  ausgegangen  ist  und  schon  seit  1890  seine 
wohlthätigen  Wirkungen  entfaltet  hat.  Es  ist  das  Gesetz  betr.  Arbeitszeit 
beim  Betrieb  der  Eisenbahnen  und  anderer  Transportanstalten 
(Dampfschiffe,  Postanstalten  u.  dgl.),  die  vom  Bund  konzessioniert  oder  von  ihm 
betrieben  sind.  Dasselbe  wurde  dann  1893  auch  auf  den  Betrieb  von  Tele- 
graphen und  Telephon  ausgedehnt.  Es  bezieht  sich  auf  die  Regelung  der 
Arbeitszeit,  welche  12  Stunden  per  Tag  nie  überschreiten  darf,  ungefähr  in  der 
Mitte  des  Tages  von  einer  wenigstens  einstündigen  Pause  unterbrochen  sein 
muss  und  in  24  Stunden  eine  ununterbrochene  tägliche  Ruhezeit  von  zehn 
Stunden  für  Maschinen-  und  Zugspersonal,  neun  Stunden  für  alle  anderen 
Arbeiter  ermöglichen  muss,  die  nicht  Wohnung  auf  dem  Bahnhof  oder  an  der 
Bahnlinie  haben  und  mindestens  acht  kontinuierliche  Ruhestunden  beanspruchen 
dürfen.  Allen  diesen  Personen  werden  zudem  52  Freitage  im  Jahre  gewährt, 
\<>n  denen  mindestens  17  auf  Sonntage  fallen  sollen.  Ein  Abzug  für  diese  Dienst- 
hefreiung  ist  nicht  gestattet. 

An  Sonntagen  ist  kein  Güterdienst,  ausser  für  Eilfrachten,  zulassig. 
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IV.  Kantonale  Arbeiterschutzgesetze.  An  den  Bundesrat  ist  schon  längst 
die  Frage  gestellt  worden,  ob  die  Kantone  befugt  seien,  neben  dem  eidgenös- 
sischen noch  ein  kantonales  Fabrikgesetz  zu  erlassen  und  infolge  dessen  z.  B. 
einen  «anderen  Maximalarbeitstag  festzusetzen.  Er  verneinte  die  Frage,  da  es  die 
ausdrückliche  Absicht  des  Gesetzgebers  gewesen  sei,  einheitliche  Bestimmungen 
in  Bezug  auf  Fabrikpolizei  aufzustellen.  Eine  nationalrätliche  Kommission 
anerkannte  dagegen  die  Berechtigung  der  Kantono,  «in  ihren  Gesetzgebungen 
solche  Bestimmungen  für  alle  übrigen  Gewerbe  zu  treffen,  wie  sie  das 
Fabrikgesetz  für  die  ihm  unterstellten  Gewerbe  enthalte».  Von  diesem  Recht 
hat  denn  auch,  wie  bereits  angeführt  worden  ist.  eine  Reihe  von  Kantonen 
Gebrauch  gemacht. 

Diese  kantonalen  A  r bei t e rsch  u t  zgesr  t  z e  lehnten  sich  von  Anfang 
an  ziemlich  enge  an  die  Fabrikgesetzgebung  des  Bundes  an.  Manche  Bestim- 
mungen wurden  unverändert  herübergenommen,  andere  den  speziellen  Bedürf- 
nissen einer  für  den  betreffenden  Kanton  besonders  wichtigen  Industrie  ange- 
passt.  Noch  «andere  Aenderungcn  waren  durch  die  bisher  bei  Ausführung  des 
eidgenössischen  Fabrikgesetzes  gemachten  Erfahrungen  und  durch  die  Einsieht 
in  gewisse  Mängel  und  Lücken,  die  dabei  wahrgenommen  waren,  veranlass. 

Darin  waren  alle  Kantone  einig,  dass  nicht  alle  Lohnarbeiter  gleich 
behandelt  werden  können.  Dagegen  sprach  die  gewaltige  Verschiedenheit  in 
der  Art  der  Arbeit,  im  Verhältnis  zum  Arbeitgeber.  Auch  war  auf  den  ersten 
Blick  zu  erkennen,  dass  die  Schwierigkeiten  einer  Arbeiters«  hutzgesetzgehung, 
der  Widerstand  gegen  ihre  Ausführung  in  dem  Mass  zunehmen  werden,  als 
dieser  gesetzliche  Schutz  auf  eine  grössere  Zahl  von  Arbeiterkategorien  aus- 
gedehnt werde.  So  hat  man  denn  allgemein  darauf  verzichtet,  die  Arbeiter 
in  der  Landwirtschaft  und  die  Dienstboten  unter  den  gesetzlichen  Schutz 
zu  stellen.  Ebenso  ist  das  Bureaupersonal  durch  keines  dieser  Arbeiter- 
schutzgesetze berücksichtigt  worden,  in  der  kaum  richtigen  Voraussetzung,  dass 
dies  weder  notwendig  noch  wünschbar  sei.  Die  Bediensteten  in  Laden- 
geschäften und  Gasthäusern,  sowie  verwandten  Betrieben  hat  man  zum 
Teil  durch  besondere  Gesetze  zu  schützen  gesucht,  während  man  an  anderen 
Orten  schützende  Bestimmungen  für  sie  in  die  Arbeiterschutzgesetze  aufnahm. 
Auch  unter  dem  Titel  von  Vorschriften  über  Sonntagsruhe  hat  man  für  gewiss«' 
Arbeiterklassen  zu  sorgen  versucht. 

Am  meisten  Schwierigkeiten  bot  die  Frage,  ob  beide  Geschlechter 
gleich  zu  behandeln  seien.  Bejahte  man  sie,  hatte  man  es  selbstverständlich 
mit  dem  Handwerk  in  erster  Linie  zu  thun  und  musste  auf  den  lebhaftesten 
Widerstand  von  Seite  zahlreicher  Arbeitgeber  gefasst  sein.  Die  Annahme  eines 
so  umfassenden  Arbeiterschutzgesetzes  wurde  sehr  fraglich  und  von  Seite  der 
zunächst  Beteiligten  wurde  das  Bedürfnis  nach  gesetzlichem  Schutz  nicht  so 
lebhaft  und  allgemein  geltend  gemacht,  wie  es  in  Bezug  auf  den  Schutz  der 
Frauen  und  Kinder  geschah.  So  zog  man  es  denn  vor,  nur  das  weibliche 
Geschlecht  und  vom  männlichen  höchstens  die  Minderjährigen  oder  Lehr- 
linge zu  schützen.  Ein  einziger  Kanton  — -  Glarus  behandelt  beide  Ge- 
schlechter gleich,  hat  aber  in  Praxi  gar  nichts  damit  erreicht,  ja  das  Gesetz  ist 
bei  einem  grossen  Teil  der  Bevölkerung  ganz  in  Vergessenheit  geraten,  wenig- 
stens soweit  es  sich  auf  die  Männer  bezieht. 

Auch  darin  weichen  die  kantonalen  Gesetze  sehr  voneinander  ab.  dass 
die  einen  schon  eine  einzige  gewerbliche  Lohnarbcitcrin  als  geschützte  Person 
erklären,  andere  aber  dies  nur  thun,  wenn  diese  Arbeiterin  noch  nicht  18  Jahre 
erfüllt  hat.  sonst  aber  den  Schutz  erst  beginnen  lassen,  wenn  mehr  als  zwei 
Personen  beschäftigt  werden  (Basel,  St.  Gallen).    Diese  Beschränkung  war  zum 
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Teil  durch  den  Hinblick  auf  die  Erschwerung  der  Aufsicht  <liir<*h  die  «-norme 
Zahl  zu  beaufsichtigender  Geschäfte  hervorgerufen,  zum  Teil  durch  die  oft  sich 
ergebende  Schwierigkeit,  zu  entscheiden,  ob  man  es  mit  einer  gewerblichen 
Arbeiterin,  die  gelegentlich  im  Haushalt  mithilft  «»der  mit  einem  Dienstmädchen 
zu  thun  habe,  das  hie  und  da  an  industrieller  Arbeit  sich  beteiligt.  Kndlich 
trug  man  Hedenken.  den  AulVichtsbeamte'n  in  der  Regel  Polizeidienern 
Tag  und  Nacht  Zutritt  in  die  Arbeitslokale  dieser  Kinzelarhejterinnen  zu  ge- 
statten, die  so  oft  auch  ihre  Schlafzimmer  sind:  ohne  .ine  solche  Befugnis  sah 
man  den  zweifelhaften  Nutzen  einer  vermeintlichen  Aufsicht  voraus.  In  Wirk- 
lichkeit ergaben  sich  aber  bei  diesen  kleinsten  Meirichen  ungemein  viel 
weniger  Schwierigkeiten,  als  man  befürchtete,  wohl  deshalb,  weil  man  es  mj( 
ihrer  Unterstellung  nicht  so  genau  nimmt.  Dafür  scheint  wenigstens  die  relativ 
kleine  Zahl  dieser  Zwergbetriebe  zu  sprechen,  welche  auf  den  amtlichen  Listen 
figurieren. 

L  ebrigens  bereitet  au<h  die  Ermittlung  der  unter  das  Arbeiterinrie-n- 
schuUgesetz  fallenden  Met  riebe  keine  geringen  Schwierigkeiten.  Dieselben 
sind  fast  überall  zur  Anmeldung  verpflichtet,  unterlassen  sie  aber  gewöhnlich. 
Die  Lokalhehörden  zeichnen  sich  auch  nicht  durc  h  Eifer  aus.  die  Verzeichnisse 
zu  vervollständigen  und  so  bleibt  dies  den  Polizeibeamten  überlassen.  Deshalb 
steigt  auch  die  Zahl  der  Eintragungen  alljährlich  sehr  beträchtlich,  während  sie 
anfänglich  auffallend  gering  war.  Ihre  Publikation,  wie  sie  in  Zürich  erfolgt, 
dürfte  einigermassen  zur  leichteren  Ergänzung  der  Listen  beitragen.  In  ein- 
zelnen Kantonen  kennt  man  nur  einen  Mruchtcil  der  Geschäfte,  namentlich  auf 
dem   Land,  welche  dem  Gesetz  unterstehen  sollten. 

Was  di«*  Zahl  der  geschützten  Personen  anbetrifft,  ist  sie  sehr  wenig 
bekannt.  Zürich  zählte  1898  in  934  Metrieben  2340  Arbeiterinnen,  wovon 
113«)  Lehrtöchtcr  und  97b  Mädchen  unter  1H  Jahren,  und  St.  Gallen  sc  hätzte  im 
gleichen  Jahre  die  Zahl  seiner  durc  h  das  kantonale  Ge  se  tz  geschützten  Arbei- 
terinnen auf  4000.  Es  sind  jedenfalls  kleine  Zahlen  ge  genüber  denen  der 
Fabrikarbeiterinnen. 

Von  der  Arbeit  in  den  geschützten  Me  trieben  s»  hlie  ssen  die  deutsc  hen 
Kanton«-  alle  Kinder  unter  14  Jahren  aus;  dagegen  lassen  Neuenburg  und 
Genf  auch  solche  mit  13  Jahren  zu,  wenn  sie  mit  einem  Ausweis  über  genü- 
gende Ekmentarschulbildung  versehen  sind  (Neuenbürg)  oder  e-in  ärztliches 
Zeugnis  über  physische  Befähigung  aufweisen  (Genf).  Auch  von  der  Verwen- 
dung zur  Bedienung  von  Gästen  we  rde  n  in  allen  Kantonen  alle-  Mädchen  unte  r 
18  Jahren  ausgeschlossen.  Zudem  machen  mehrere  Gesetze  den  Vorbehalt, 
dass  weibliche  Personen  von  Arbeiten,  welche-  zu  anstrengend  sind  oder  ihre 
Gesundheit  oder  auch  ihre  Moralität  gefährden,  ausgeschlossen  werden  können, 
analog  den  Bestimmungen  des  Fabrikgesetzes.  Ebenso  wurden  die  Vorschriften 
in  Bezug  auf  die  Wöchnerinnen  mit  einigen  Modifikationen  herübergenommi-n. 
Man  gestattete  Schwangeren  den  jederzeitigen  Austritt  ohne  Kündigung,  sofern 
Schwangerschaftsbeschwerden  denselben  motivieren,  schloss  sie  von  jeder  l'eber- 
zeitarbeit  und  in  den  ersten  sechs  Wochen  nach  de  r  Niederkunft  von  jeder 
industriellen  Beschäftigung  aus.  Nur  Zürich  und  Solothurn  befehlen  das  We  g- 
bleiben bloss  in  den  ersten  vier  und  gestatte  n  es  in  de  n  darauf  folgenden 
zwei  Wochen. 

Dem  Fabrikgesetz  nachgeahmt  sind  die-  Bestimmungen  über  die  Arbeits- 
räume und  Betriebseinrichtungen.  Es  ist  den  Aufsichtsbeamten  zur  Pflicht 
gemacht,  die  gesunde  Beschaffenheit  der  Lokale  zu  kontrollieren  und,  trotzdem 
diese  Aufsicht  im  ganzen  sehr  milde  gehandhabt  wird,  gelangten  die  Behörden 
sehr   oft   wegen  Ueberfüllung .   l'nreinlichkeit .  mangelhafter   Lüftung  etc.  zum 
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Einschreiton.  Einzeln«'  Kantone  erliesson  für  die  Inspizienten  spezielle  Wei- 
sungen betreffs  Luftraum,  Fensterfla'chc,  Heizung,  Lüftung,  Abtritte  u.  a.  m. 
Eine  günstig«-  Einwirkung  auf  dir  Beschaffenheit  «ier  Lokale  hat  sich  schon 
bald  erkenn«-n  lassen,  während  hinsichtlich  «kr  Fürsorge  für  Sicherheit  nie  viel 
zu  berichten  war.  da  die  meisten  Arbeiterinnen  ungefährlichen  Industrien  an- 
gehören. Zürich  hat  die  Aufsicht,  ohn«'  auf  erheblichen  Widerstand  zu  stossen, 
auch  auf  Wohnung  und  Nahrung  «Ier  Arbeiterinnen  ausgedehnt,  welche 
ilieselbe  von  ihrem  Arbeitgeber  erhalten,  und  auch  St.  Gallen  hat  die  Natural- 
verpflegung  unter  die  Kontrolle  «Ier  Lokal-Gesundheitsbehörden  gcst«-llt. 

Die  Arbeitszeit  musste  sowohl  in  Bezug  auf  ihre  Dauer  als  auf  die 
Verlegung  «h-r  Arbeitsstunden  je  nach  den  Herufsarten  verschieden  g«-r«vgelt 
werden.  Für  die  industrielle  Arbeil  gelten  meist  die  Bestimmungen  des  Fabrik- 
gesetzes ;  doch  ist  Zürich  un«l  Genf,  lerner  Neuenbürg  wenigstens  für  die  Per- 
sonen unter  lä  Jahren,  auf  10  Stunden  heruntergegangen.  Obligatorische 
Unterrichtsstunden  wenhn  in  d«  r  R«-geI  in  dies«-  Maximalarbeitszeit  «•ingerochnet. 
Eine  einstündige.  in  Zürich  andenhalbstündige  Mittagspause  muss  sie  unter- 
brechen. Samstag  muss  eine  Stunde  früher  geschh.»ssen  werden.  Sonntags- 
und Nachtarbeit  sind  untersagt:  nur  in  Greif  kann  sie  ausnahmsweise  ge- 
stattet werden.  Dag«-gen  ist  in  der  Verlegung  der  Stunden  mehr  Freiheit 
gewährt,  als  beim  Fabrikges-etz.  Vcberzeit  «larf  in  Zürich  bis  um  9  Uhr.  in 
mehreren  Kanumcn  bis  10  und  in  «-inem  bis  11  Uhr  gearbeitet  werden.  Dabei 
stellen  aber  alle  gewisse  Schranken  für  den  Umfang  der  Bewilligungen  zur 
Ueherzeil  auf,  imleni  sie  bald  ein  Jnhr«'sma\imum  aufstellen,  bald  die  Zahl  «1er 
Tage  bestimmen,  an  welchen  ohne  Unterbruch  Ueberzeitarbeit  zulässig  ist, 
bald  endlich  auch  den  täglichen  Höchstbetrag  festsetzen.  Diese  letzte  Mass- 
regel verunmöglichl.  von  selbst  die  Erstreckung  «h-r  Ueberzeitarbeit  bis  zu  tief 
in  «Ii*-  Nacht.  Zürich  kennt  keine  längere  Arbeitsdauer,  als  12  Stunden  täglich, 
die  meisten  an«leren  Kantone  l,U  Besond«'re  Verhältnisse  sind  meist  vorbe- 
halten. un«l  «Ii«-  Regierung  «nnäihligt.  «Uesen  durch  längere  Ibrwilligungen 
R«-«hnung  zu  tragen.  St.  Gallen  z.  B.  kommt,  hi«-von  G<-brauch  machend,  bis 
zu  einer  «lr«-i  Monate  daucrmlcn  U«berz<-itarb«-it. 

Das  B«,willigungsrecht  für  längere  Z«it  ist  in  den  meisten  Gesetzen  dem 
Regierungstat  ausschliesslich  vorbehalten:  in  Zürich  und  Luzern  sucht  man  auch 
jeden  Missbrauch  zu  verhüten,  indem  man  nur  auf  bestimmte  Grund«*  hin 
«•in«-  Bewilligung  zulässt. 

Der  Umfang  «Ier  Bewilligungen  ist  je  nach  <l»-r  Art  «1er  Industrie, 
der  Gesetzgebung .  den  Anschauungen  der  Behörden,  «-in  ausserordentlich 
ungleicher.  Zürich,  wo  der  Arbeiters«  Initz  am  strengsten  gehandhabt  wird, 
bewilligte  in  <h-n  h-izten  Jahivn  nur  etwa  .?  '^"o  «ler  Betriebe  Ueberstunden, 
in  einem  Jahre  l.M  IVrsonen  mit  17S7  Ueberstumlen.  In  St.  Gallen  hatten 
in»  gleichen  Jahr«'  h.? 0  o  seiner  Betriebe  Ueberstumlen  und  zwar  s«-hr  viele 
für  2-4  Wochen.  Dies  erklärt  sich  durch  seine  zahlreich«-  Saisonindustrie, 
wie  in  Luz«-rn  «Ii«-  Frenub-nindustri«-  seine  langen  Bewilligungen  für  \\  äs«  Iwreien 
während  der  Höhe  der  Frenalensaison  begreibn  lässt. 

Wie  hautig  «ine  V«-rläng<-rung  der  Arbeitszeit  durch  Mitnahm«-  von 
Arbeit  nach  Hause  herbeigeführt  wird,  lässt  sich  schwer  erk«nn«-n.  Einige 
Kanton«-,  voran  Zürich,  haben  es  versucht,  die  Arbeitsmitnahme  zu  verbieten. 
Wie  schwer  die  Kontrolle  ist,  li«-gt  auf  «ler  Hantl  und  «Ii«-  Berichte  der  Regie- 
rungen wiss«n  ni«hts  darüber  zusagen.  Doch  «larf  angenommen  «erden,  «lass 
einiger  Erlolg  damit  erzielt   worden  ist. 

Di«-  Th.it igkeit  «ler  Arbeiterinnen  in  Verkaufslokalen  unil  Wirts«  haften 
kann  kein«-   regelmässige   sein   und   hängt    nicht   nur   vom  Wilb-n   «bs  Arbeit- 
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gebers  ab.  Für  sie  mussten  deshalb  besondere  Vorschriften  aufgestellt  werden. 
Man  gelangte  allgemein  dazu,  ein  gewisses  Mininuim  von  Stunden  für  kon- 
tinuierlich*' Naehtruhe  /u  fordern.  Die  Stundenzahl  sehwankt  zwischen  acht 
und  zehn.  Wo  die  Sonntagsruhe  durch  Arbeitsleistungen  beeinträchtigt  wird, 
verlangen  die  Schutzgesetze  in  der  Regel  Freigabe  von  einem,  auch  zwei  (Neuen- 
burg) halben  Tagen  in  der  Woche,  oder  es  wird  Kreibleiben  je  des  zweiten 
Sonntags  gefordert.  Ans  naheliegenden  (»riinden  werden  jedoch  alle  diese 
Vorschrift »mi  nicht  strenge  beachtet  :  die  Arbeiterinnen  selbst  thun  am  aller- 
wenigsten dafür,  dass  sie  inne  gehalten  werden. 

In  Bezug  auf  Arbeitsordnung  und  Loh  n  v  er  hä  1 1  n  i s s  e  gestalten  sich 
die  gesei /liehen  Regeln  komplizierter,  als  in  den  Fabriken.  Dies  wird  nament- 
lich durch  das  Leh  rl  i n g s  w  e s c  n  bedingt.  In  den  westschweizerischen  Kan- 
tonen bat  dieses  vorzugsweise  Beachtung  gefunden;  ihre  Arbeiterschutzgesetze 
sind  zumeist  zum  Schutz  der  Lehrlinge  beider  Geschlechter  erlassen.  Aber 
auch  die  deutschen  Kantone  schreiben  für  dieselben  Lehrverträge  vor,  in 
welchen  bestimmte  Funkle  festgestellt  werden  müssen.  Nebenbei  werden 
Arbeitsordnungen,  wenigstens  in  den  grösseren  betrieben,  ziemlich  allgemein 
\ erlangt  und  sind  in  den  Arbeitsräumen  anzuschlagen.  Hei  Uebertretung  der- 
selben können  nach  den  Gesetzen  der  deutschen  Kantone  die  Arbeiter  unter 
ähnlichen  liest immuugen  gebüsst  werden,  wie  sie  das  Fabrikgesetz  enthält. 
Auch  ein  Lohnrückhah  kann  als  Garantie  für  die  Hefolgung  gemacht  werden, 
bezüglich  Losung  des  Arbeitsvertrags  folgt  das  Arbeiterschutzgesetz  fast 
durchweg  dem  Fabrikgesetz.  Leber  Lohnabzüge  stell!  Zürich,  auf  die  Erfah- 
rungen in  Fabriken  sich  stützend,  eine  Reihe  die  Arbeiter  schützender  Bestim- 
mungen auf.  Noch  wünschbarer  wäre  aber  die  allgemeine  Einführung  von 
gewerblichen  Schiedsgerichten,  die  übrigens  allmählich  Eingang  rinden 
und  deren  Nutzen  immer  mehr  um  allen  beteiligten  anerkannt  wird.  Der 
Erwähnung  wert  ist  eine  Bestimmung,  welche  Zürich  und  Luzcrn  in  ihren 
Schutzgesetzen  eingeführt  haben,  dahin  gehend,  dass  eine  Lo  h  n h  e rabs e  t  z  ung 
erst  dann  stattfinden  darf,  wenn  sie  14  Tage  vorher  angekündigt  worden  ist 
oder  sonst  so  lange  vorher,  als  durch  Gesetz  oder  Vertrag  die  Kündigungsfrist 
festgesetzt   worden  ist. 

Mögen  »Ii«-  hier  dargestellten  kantonalen  Arbeiters«  hutzgesetze  auch  noch 
s.»  siel  Wohlthaiigcs  für  die  Arbeiterschaft  gebracht  haben,  kann  doch  von 
einer  l  ,'nterstüt /ung  ihrer  Durchführung  durch  weitere  Kreise  und  besonders 
durch  die  Geschützten  selbst  nicht  gesprochen  werden.  Die  Ortsbehörden 
N  isteten  wenig  oder  nichts,  besonders  in  kleinen  (irlschaften,  wo  man  geglaubt 
hatte,  dass  dieses  Gesetz  nur  für  die  Städte  und  städtische  Verhältnisse  bestimmt 
sei.  Man  hatte  gehofft,  mit  der  Aufsicht  durch  die  Ortsbehörden  unter  Bei- 
hülfe der  Polizei  auszureichen,  aber  man  täuschte  sich.  Eine  regelmässig 
organisierte  lnspektion  wurde  notwendig,  wenn  man  Resultate  haben  wollte. 
Man  entschloss  sich  dazu.  Neuenburg  benutzte  seine  schon  bestehenden 
Lehrlingsinspektoren  und  verlangte  Rapporte  von  Delegierten  der  Gemeinderäte. 
Zürich  unterstellte  die  Aufsicht  über  die  Durchführung  der  kantonalen  Schutz- 
gesetze einem  besonderen  Beamten,  der  auch  beim  Vollzug  des  Fabrikgesetzes 
mitzuwirken  hatte.  St.  Gallen  that  dasselbe,  ebenso  Basel.  Dass  wenigstens 
in  den  Städten  eine  eifrige  Thätigkeit  entfaltet  wird,  beweist  z.  B.  ein  Jahres- 
bericht von  St.  Gallen,  aus  welchem  sich  ergiebt.  dass  in  224  Betrieben  749  mal 
die  Arbeitszeit  kontrolliert,  1<»0  Rapporte  erstattet  und  11  Bestrafungen  ver- 
anlasst wurden.  Allmählich  lebt  sich  der  Gedanke  ein.  dass  eine  Verletzung 
der  Arbeiterschutzgesetze  «dienst»  unrecht  und  die  Ac  htung  des  Fehlbaren  beim 
Publikum  sc  hädigend  sei.    wie  jedes  andere  polizeiliche  Vergehen.     Es  kommt 
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der  ganzen  Bevölkerung  immer  mehr  zum  Bewusstsein.  von  weither  Bedeutung 
für  das  ganze  Staatswesen  der  St  Inn z  der  arbeitenden  Klasse  sei  und  mit 
Zunahme  der  Industrie  von  Jahr  zu  Jahr  in  höherem  Masse  werde.  l'nd  damit 
schwinden  aueh  immer  mehr  die  Schwierigkeiten,  welche  >ieh  dem  Arbeiter- 
schutz  in  <|en  Weg  stellen:  es  wird  immer  mehr  einem  \  erständigen  Aushau 
unserer  Arbeiterschutzgesetzgebung  <ler  Weg  geebnet. 

V.  Litte  rat  nr.  Bürkli,  A.,  Zürcher  Fabrikgesetzgebung  vom  /+.  yahrhundert  bis 
/79S.  Zürich  /SS 4.  —  Hofmann,  Dr.  £.,  G -schichte  der  Fabrikgesetzgebung  im  Thurgau 
bis  /S77.  Frauenfeld  /S<)2.  -  -  \  'erhältnis  der  Fabrikarbeit  im  Kanton  Zürich.  Zürich  1862. 

-  Böhmer!,  V.  Prof.,  Beiträge  zur  Fabrikgesetzgebung.  Zürich  /St>S.  —  Zehnder.  Dr.  C, 
Aerztiiche  Glossen  zum  Fabrikgesetz-Entwurf.  Zürich  /S7O.  —  Schuler,  Dr.  F.,  Das 
eidgenössische  Fabrikgesetz  von  einem  Glarncr.  Winterthur  /S77.  -  Brunner,  J.  C, 
lieber  den  Gesetzentwurf,  betr.  die  Arbeit  in  den  Fabriken.  Aarau  1S77.  —  Lauterburg, 
Die  Sonntagsarbeit  in  den  grossen  Industrien.  Bern  1SS0.  —  Zuppinger,  J.,  Xotzien- 
digkeit  einer  Revision  des  Fabrikgesettes,  Zürich  /SS/.  —  Blocher,  Direkt.,  Die  Wirkung 
des  Fabrikgesetzes  auf  die  Baumwollspinnerei  und  ihre  Arbeiter.  Basel  /SS7.  — 
Furrer,  A.,  Volkswirtschaf tslr-xikon  der  Schweiz.  Artikel  „Fabriken" .  Berti  /SSbiQj. 
Sulier.  Ed.,  Der  zehnstündige  Arbeitstag.  Zürich  /S90.  Morf,  R.,  Verkürzung  der 
täglichen  Arbeitszeit.  Zürich  1892.  —  Köchlin,  A.,  Der  Achtstumlentag.  Basel  sStpj.  ~  - 
Lang.O.,  Die  Rez'ision  des  schweizerischen  Fabrikgesetzes.  Zürich  /S<py.  —  Schiller,  Dr.  F., 
Der  Xormalarbeitstag  und  seine  Wirkungen  auf  die  Produktion.  H.  Brauns  Archiv 
für  sociale  Gesetzgebung.  Berlin.  Bd.  IV.  —  Derselbe,  20  yakre  Xormalarbeitstag  in 
der  Schweiz.  Wolfs  Zeitschrift  für  sociale  Wissenschaft,  Berlin  /Sy$.  —  Derselbe,  Die 
Verkürzung  der  Samstagarbeit  in  Fabriken.  Brauns  Archiv,  Bd.  AV.  —  Derselbe,  Dir 
Entwicklung  der  Arbeiterschutzgesetzgebung  in  der  Schweiz.  Brauns  Archiv,  Bd.  VI. 
—  Derselbe,  Die  kantonalen  Arbeiter  Schutzgesetze ,  ihr  Vollzug  und  ihre  Erfolge. 
Wolfs  Zeitschrift,  /S<?<>.  Reichesberg,  Prof.  Dr.  N.,  Wesen  und  Ziele  der  modernen 
Arbeiter Schutzgesetzgebung,  Bern  /$>/</  t/S</7}.  —  Derselbe,  Die  Anwendung  des  eidg. 
Fabrikgesetzes.  Schweiz.  Blätter  für  Wirtschaf ts-  und  Socialpolitik.  III.  yakrg.,  Bd.  v 
und  IX.  yahrg.,  Bd.  I.  —  Jay  Raoul.  Prof.,  l.n  journte  de  travail  en  Suisse.  Paris  /8g/. 
— ~  Waxweiler,  f.,  Les  Aus  f>rotectriccs  du  travail  en  Suisse.  Bruxcllrs  / Sgö.  —  Derselbe, 
Lc  travail  du  dimanche  en  Suisse.     Bru\elles  /S</0. 

Dr.  F.  Schiller,  Fabrikinspektor  des  J.  eidg.  Inspektionskreises,  Maltis . 


Arbeiterschutz:  b)  Wirkungen  der  Arbeiterschutzgesetzgebung. 

I.  Allgemeines.  —  II.  Kinlluss  auf  die  Produktion  und  Konkurrenz- 
fähigkeit. —  III.  Kinlluss  auf  den  Arbeitslohn.  —  IV.  Kinfluss  auf  die 
Betriebsform.  —  Y.  Kinlluss  auf  die  1*  nfallhäufigkei  t  und  die  sani- 
tarisrheu  Verhältnisse:  ! .  I 'nfallhaufigkeit :  2.  die  sanitarischen  Zustande  im 
allgemeinen.  --  VI.  Kinfluss  auf  die  Zusammensetzung  der  Arbeiter- 
schaft n  a  c  Ii  Alter  und  '  •  e  s  c  h  I  e  c  h  t.  —  \  1 1 .  Kinlluss  a  11 1  den  Dienst- 
v  ertrag.  —   VIII.  Litteratur. 

I.  Allgemeines.  Das  schweizerische  Kabrikgesetz  ist  in  der  Volks- 
abstimmung nur  mit  dein  bescheidenen  Mehr  von  I0..147  Stimmen  angenommen 
worden.  Unter  den  170,857  Verwerfenden  befanden  sich  neben  den  zahlreichen 
Gewerbetreibenden  nicht  ganz  wenig  Arbeiter.  Befürchteten  jene  von  der 
Beschränkung  der  Arbeitszeit  und  »lein  Verbot  der  Kinderarbeit  eine  Schä- 
digung der  Industrie,  so  kamen  manche  Arbeiter  nicht  über  das  Bedenken 
hinweg,  dass  diese  Beschränkungen  der  Vertragsfreiheit  eine  Verschlechterung 
ihrer  Kinkommensvcrhältnisse  zur  Folge  haben  werden.  Wenn  nun  die  Arbeiter- 
schaft gegenwärtig  in  ihrer  überwiegenden  Mehrheit  aus  den  Krfahrungen  der 
letzten  zwanzig  Jahre  die  l'cherzeugung  geschöpft  hat.  dass  die  regelmässige 
Dauer  der  Arbeitszeit  ohne  nachteiligen  Kinfluss  ist  auf  die  Lohnhöhe  und  dass 
die  Ausdehnung  des  öffentlichen  Rechtes  auf  solche  Gebiete,  die  bisher  dem 
sogenannten  freien  Arbeitsvertrag  vorbehalten  waren,  in  ihrem  Interesse  liegt. 
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würde  der  Widerstand  der  Unternehmer  gegen  den  Erlass  «h-s  Fabrikgesetzes 
oder  seinen  Ausbau  heute  kaum  weniger  lebhaft  sein  als  im  Jahre  1877.  Die 
Frage,  wie  das  Fabrikgesetz  auf  die  Interessensphären  der  direkt  Beteiligten 
eingewirkt  hat  und  was  sieh  darüber  von  einem  allgemeinen  volkswirtschaft- 
lichen Standpunkt  aus  sagen  lässt,  hat  ein  dauernde?»  praktisches  Interesse. 
Ihre  Beantwortung  bietet  aber  namentlich  deshalb  erhebliche  Schwierigkeiten, 
weil  alle  diese  Erscheinungen  durch  das  Zusammenwirken  zahlreicher  Faktoren 
zu  stände  kommet»,  die  ihrerseits  dem  Wechsel  unterworfen  situ!  und  mit  den 
verschiedensten  Verhältnissen  zusammenhängen.  So  wird  man,  um  ein  Beispiel 
anzuführen,  unbedenklich  annehmen  dürfen,  dass  das  Fabrikgesetz  durch  die 
Bekämpfung  gesundheitsschädlicher  Einflüsse  für  «las  körperliche  Belinden  der 
Arbeiterschaft  von  Bedeutung  ist.  üb  und  wie  weit  es  aber  damit  in  einem 
ursächlichen  Zusammenhang  steht,  dass  die  Zahl  der  dienst  länglichen  Männer 
von  durchschnittlich  46%  der  Untersuchten  im  Jahrfünft  1*78  1882  auf  51.2% 
im  Jahrfünft  189.1 — 1897  angestiegen  ist,  wird  unmöglich  zu  ermitteln  sein. 

IL  Einfluss  auf  die  Produktion  und  Konkurrenzfähigkeit.  Für  diesen 
Punkt  fallen  namentlich  der  Maximalarbeitstag  und  das  Verbot  der  Beschäfti- 
gung von  Kindern  vor  dem  vollendeten  14.  Altersjahr  in  Betracht.  Das  Verbot 
der  Sonntags-  und  Nachtarbeit  konnte,  einzelne  Falle  abgesehen,  deshalb  nicht 
drückend  empfunden  werden,  weil  es  schon  vor  1K77  in  \  erschiedenen  Kan- 
tonen aufgestellt  worden  war  und  sowohl  Nachtarbeit  wie  Sonntagsarbeit  nur 
in  geringem  Umfange  vorkam.  Die-  Frage,  ob  es  möglich  sein  werde,  «|en  durch 
die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  bedingten  ►Ausfall  an  der  Produktion  ohne  Mehr- 
kosten, durch  zweckmässigem*  Organisation  der  Arbeit  oder  stärkere  Ausnutzung 
der  menschlichen  und  motorischen  Arbeitskräfte  einzuholen,  wurde  seinerzeit 
von  den  Unternehmern  entschieden  verneint.  Der  Protest,  welchen  272  Indu- 
strielle, unterstützt  vom  Schweizerischen  Handels-  und  Industrieverein  im  Jahre 
1876  an  den  Bundesrat  richteten,  wendete  sich  mit  grosser  Entschiedenheit 
gegen  die  gesetzliche  Beschränkung  der  Arbeitszeit  erwachsener  Männer  und 
im  Jahre  1880  strebten  verschiedene  Unternehmerverbände  «  ine  Revision  des 
Fabrikgesetzes  an,  dessen  Durchführung  um  so  mehr  Schwierigkeiten  machte, 
als  der  Beginn  seiner  Wirksamkeit  in  eine  Zeit  starker  wirtschaftlicher  Depression 
fiel,  die  erst  Mitte  der  80er  Jahre  einem  neuen  Aufschwung  Platz  zu  machen 
begann.  Der  Bundesrat  ging  auf  diese  Vorschläge  nicht  ein.  wies  aber  die  Fabrik- 
inspektoren an.  der  Frage,  welchen  Einfluss  der  Maximalarbeitstag  auf  die  Pro- 
duktion ausübe,  volle  Aufmerksamkeit  zu  schenken.  Dabei  kam  vorab  die  Texiii-  . 
Industrie  in  Betracht,  weil  in  andern  Industrien,  namentlich  in  der  Metallindustrie, 
nur  ausnahmsweise  die  tägliche  Arbeitszeit  mehr  als  II  Stunden  betragen  hatte. 

Zusammenfassend  kann  gesagt  werden,  dass  der  durch  die  Verkürzung 
der  Arbeitszeit  von  12  auf  11  Stunden  bedingte  Ausfall  schon  nach  wenigen 
Jahren  ohne  Vermehrung  der  Produktionskosten,  insbesondere  ohne  technische 
Verbesserungen  eingeholt  werden  konnte  und  sich  die  gefürchteten  schädlichen 
Wirkungen  auf  Qualität  und  Quantität  des  Arbeitsproduktes  nur  während  einer 
kurzen  Uebergangszeit  bemerkbar  gemacht  haben.  Es  gelang  «las  zum  Teil 
durch  Vermehrung  «1er  Tourenzahl  der  Maschinen,  in  der  Hauptsache  durch 
pünktlicheres  Einhalten  der  Arbeitszeit,  Kürzung  der  Piusen,  Erhöhung  der 
Arbeitsleistungen.  Ergab  sich  die  letztere  aus  dem  Bestreben  der  im  Acconl- 
lohn  beschäftigten  Arbeiter,  einen  Lohnausfall  zu  verhüten,  so  hatte  arulerseiis 
die  Steigerung  der  Leistungsfähigkeit  eine  Verkürzung  der  Arbeitszeil  zur  Vor- 
aussetzung, womit  die  von  vielen  Unternehmern  bestätigte  Thatsache  in  Ein- 
klang steht,  dass  bei  länger  andauernder  Ueberzeit  verhältnismässig  weniger 
produziert  wird  als  während  iler  ordenlli«  -hen  Arbeitszeit. 
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Die  Kriege  hierfür  findet  man  namentlich  in  den  von  Fabrikinspektor 
Dr.  Schuler  erstatt«t«-n  Herichton  über  die  Fabrikinspektion  des  ersten  Kreises, 
auf  die  hier  verwiesen  werden  muss.  Kino  zusammenfassende  Darlegung  über 
die  Wirkungen  des  Normalarbeitstagcs  auf  die  Produktion  gab  Dr.  Schüler  im 
Jahre  1891,  um  zu  dem  Resultate  zu  gelangen,  dass  es  auch  in  der  Kaumwoll- 
industrie möglich  gewesen  ist,  unter  sonst  gleichbleibenden  Verhältnissen  in 
elf  Stunden  dasselbe  zu  leisten,  was  vorher  in  zwölf.  Das  war  früher  schon 
von  Herrn  K.  Kloohcr,  Direktor  einer  grossen  Spinnerei,  auf  Grund  genauer 
Vergloichungcn  konstatiert  worden.  Setzte  er  das  im  Jahre  1873  bei  zwölf- 
stündiger  Arbeitszeit  erzielte  Produkt  gleich  hundert,  so  erhielt  er  folgende 
Vcrhältniszahlon: 

b.i  zwölfstUndiger  Arbeitszeit:         bei  elfstündiger  Arbcitsze«! : 

für  das  lahr  1S74:  98.5  für  das  Jahr  1878:  97.6 

>  >       >  1875:  10b. 7  >      »       >  1879:  101,9 

>  >  »  187b:  104.8  >  >  >  1880:  104,5 
»      »      >  1877:  102,1  >      >      >  1881:  110.8 

>      »       »     1882:  102.6 
Noch   günstiger   als   für   die  Spinnerei   gestalten   sich   die  Verhältnisse   in  der 
Weberei,    wogegen   es   der  Stickerei   mehr   Mühe   machte,    den  Ausfall  ohne 
technische  Verbesserungen  einzubringen. 

In  einem  Kalle  schenkte  der  Kundesrat  der  Klage,  dass  durch  das  Verbot 
der  Kinderarbeit  die  schweizerische  Industrie  konkurrenzunfähig  gemacht  werde, 
Gehör:  er  gestattete  im  Jahre  1880  ,dcn  tessiner  Coconspinnereien  die  Ver- 
wendung von  Kindern  im  Alter  von  12—14  Jahren  «auf  Zusehen  hin>.  Die 
Ke willigung  wurde  erst  Kode  Mai  1898  zurückgenommen. 

III.  Einfluss  auf  den  Arbeitslohn.  Die  Reduktion  der  Arbeitszeit  hat 
nirgends  zu  einer  dauernden  Lohnherabsetzung  geführt.  Der  Stücklohn 
hatte  von  vornherein  die  Wirkung,  dass  das  mit  der  Einführung  des  Maximal- 
arbeitstages  verbundene  Risiko  wenigstens  teilweise  auf  den  Arbeiter  abgewälzt 
wurde.  E>  lag  darin  für  ihn  der  Antrieb,  durch  eine  Steigerung  seiner  Leistung 
den  anfänglichen  Lohnausfall  wieder  einzubringen.  Dafür,  dass  «las  im  grossen 
und  ganz<n  bald  gelungen  ist,  finden  sich  in  der  citierten  Litteratur  zahlreiche 
Ihdegr.  (Jenaue  zill'erntnässige  Nachweise  Hessen  sich  natürlich  nur  in  den 
nicht  zahlreichen  Fälh-n  erbringen,  wo  währeml  «ler  zur  Vorgleichung  heran- 
g«'Zogenen  Jahre  die  Itctriebs  weise  keine  Veränderung  erlitten  hatte  und  der- 
s«-lbe  Rohstoff  zur  Verwendung  kam.  In  einem  soh  hen  Kalle  wurde  von  einer 
zürcherischen  Spinnend  ermittelt,  dass  vier  Arbeiter  bei  zwolfstündiger  Arbeits- 
zeit im  Durchschnitt  Fr.  2.  78,  bei  elfstündiger  Fr.  2.80  verdient  hatten.  Diese 
und  ähnliehe  Feststellungen  «lecken  sich  mit  «ler  allgemeinen  Erfahrung,  dass 
\rbeitszeit Verkürzungen  nur  vorübergehend  Lohneinbussen  zur  Folge  haben. 

IV.  Einfluss  auf  die  Betriebsform.  Liegt  es  auf  «ler  Hand,  «lass  der 
Arbeiterscbutz  einen  starken  Antrieb  zu  technischen  Verbesserungen  enthält, 
s«»  ist  «loch  der  N.uhweis.  weh  hen  Anteil  «las  Fabrikgesetz  an  den  Fortschritten 
hat,  welche  die  Kct riebsformen  der  gewerblichen  Arbeit  in  den  letzten  zwanzig 
Jahren  macht«-n,  im  Einzelnen  nicht  zu  erbringen.  Kcachtung'verdient  in  diesem 
Zusammenhang  namentlich  die  starke  Zunahme  der  motorischen  Kräfte  und  die 
dadurch  bedingte  Wränderung  «ler  Produktionsmcthode  auch  in  kleinen  Ketrieben. 
Kamen  im  Jahr«'  18S.S  für  die  frühere  Zeit  liegen  keine  Angaben  vor  — 
auf  1000  Arbeiter  nur  518  Plerdekräfte,  so  stieg  diese  Zahl  bis  1895  auf 
7b.}  an.  Der  Rückgang  <hr  Zahl  der  Wasserkräfte  und  die  Zunahme  der 
Dampf  kraft  und  «doktrinellen  Anlagen  hängt  zweifelsohne  mit  der  Einführung 
•les  Mavitnalarbeitstages  zusammen.    So  lange  ,1er  Unternehmer  «lie  Arbeitszeit 
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nach  Belieben  über  den  regelmässigen  Arbeitstag  ausdehnen  durfte,  war  es  ihm 
möglich,  die  Unzuträglichkeiten,  die  sieh  aus  <lem  we« h«elnclen  Wasserstand 
unserer  Flussläufe  ergeben,  auf  ein  geringes  Mass  zu  reduzieren.  Die  gesetzliche 
Begrenzung  der  Arbeitszeit  und  die  Schwierigkeit  «»der  l.'mständlirhkeit.  mit  der 
die  Krlangung  einer  Bewilligung  zur  Ueberzeitarbeit  verbunden  ist.  nötigten 
namentlieh  die  Industriellen  der  Textilindustrie  zur  Anlage  von  Reservekräften, 
um  Störungen  der  Kontinuität  des  Betriebes  im  Rahmen  des  Mavimalarbeits- 
tages  zu  verhüten.  Wahrend  sich  beispielsweise  im  Jahre  1SHH  5b  %  aller 
Etablissemente  der  Baumwollindustrie  nur  mit  Wasserkraft  behalfen,  waren  es 
sieben  Jahre  später  nur  nurh  40%.  Anderseits  hat  sie  die  Wasserkräfte  besser 
auszunützen  gesucht,  so  dass  die  Zahl  der  durchschnittlich  auf  eine  Wasser- 
werkanlagc  entfallenden  Pferdekräfte,  die  im  Jahre  1SSS  I5S  betragen  hatte, 
bis  1895  auf  IST, 5  anstieg. 

In  einigen  wenigen  Fällen  hat  das  Fabrikgesetz  Anlass  zur  Erhaltung 
niederer  Produktionsformen  gegeben,  freilich  nicht  im  volkswirtschaftlichen 
Interesse.  Es  geschah  das  tlort,  wo  kleine  Unternehmer  sich  dem  Geltungs- 
bereich des  Fabrikgesetzes  zu  entziehen  suchten,  um  an  der  Ausnützung  der 
menschlichen  Arbeitskraft  nicht  gehindert  zu  sein  und  sich  dadurch  die  Kon- 
kurrenzfähigkeit zu  erhalten.  Solche  Fälle  beobachtete  man  namentlich  in  den 
Stickereien.  Dem  Fabrikgesetz  wurden  nur  die  Stickereien  mit  drei  und  mehr 
Stühlen  unterstellt:  für  Stickereien  mit  bloss  ein  oder  zwei  Stühlen  galt  also 
weder  die  Beschränkung  der  Arbeitszeit,  noch  das  Verbot  der  Kinderarbeit. 
Um  sich  diese  «Vorteile»  zu  sichern,  kam  es  nicht  selten  vor.  dass  Besitzer 
von  drei  Stühlen  einen  veräusserten  oft  nur  zum  Schein  und  dadurch 
die  Streichung  vom  Fabrikverzeichnis  bewirkten.  Der  im  Jahre  1  NK4  gegrün- 
dete Centraiverband  der  Stickerei  der  Ostschweiz  und  des  Vorarlbergs  ver- 
suchte der  sinnlosen  l'eberproduktion  der  Kinzelst icker  dadurch  zu  wehren, 
dass  er  für  alle  Verhandsmitglieder  die  tägliche  Arbeitszeit  auf  elf  Stunden 
beschränkte.  Wie  man  weiss,  ist  dieser  interessante  V-tmuI),  die  Produktion 
zu  regeln  schon  nach  wenigen  Jahren  gescheitert. 

V.  Einfluss  auf  die  UnfaÜhäufigkeit  und  die  sanitarischen  Verhältnisse. 
1.  U.\t- Al-l.HÄl  i'ioKiiir.  Abgesehen  von  der  Statuierung  der  <  i  vilrechtlichen 
Haftbarkeit  der  Unternehmer  für  Betriebsunfälle,  durch  welche  die  letzteren 
an  der  Unfallverhütung  direkt  interessiert  werden,  strebt  das  Fabrikgesetz  die 
letztere  dadurch  an,  dass  es  die  Fabrikbesitzer  verpflichtet,  «alle  erfahrungs- 
gemäss  und  durch  den  jeweiligen  Stand  der  Technik,  sowie  durch  die  gege- 
benen Verhältnisse  ermöglichten  Schutzmittel  anzuw  enden  >.  Um  die  Kontrolle 
hierüber  zu  erleichtern,  verlangt  es  des  ferneren,  dass  alle  erheblichen,  d.  h.  die- 
jenigen Unfälle,  die  eine  Arbeitsunfähigkeit  von  mehr  als  sechs  Tagen  zur 
Folge  haben,  den  kompetenten  Lokalbehörden  zur  Anzeige  gebracht  werden. 
(Diese  Bestimmungen  gelten  nicht  nur  für  die  Fabriken,  sondern  für  alle 
haftpflichtigen  Unternehmungen,  Art.  5  der  Novelle  zum  I  laftpflic  htgesetz  vom 
25.  Juni  1881). 

Die  Feststellung,  ob  es  gelungen  ist,  durch  diese  Anordnungen  die  Unfall- 
häutigkeit  zu  reduzieren,  stösst  auf  zwei  Schwierigkeiten:  die  erste  ergiebt 
sich  daraus,  dass  nicht  alle  Unfälle  zur  Anzeige  gelangen  und  dass  es  namentlich 
in  den  ersten  zehn  Jahren  mit  dem  .Meldewesen  sehr  schlecht  bestellt  war. 
Wenn  beispielsweise  in  den  Jahren  18N4  und  1SH5  nur  241.?  Unfälle  angezeigt 
wurden,  gegenüber  41.b.?b  in  den  Jahren  1897  und  ISOS.  so  mag  man  sich 
von  der  sträflichen  Gleichgültigkeit  einen  Begriff  machen,  welche  die  Unter- 
nehmer, zumal  in  früherer  Zeit,  an  den  Tag  gelegt  haben.  Die  andere  Schwie- 
rigkeit   besteht   darin,  dass  die   Höhe   der   Unfallfrequenz   nicht    nur  aus  der 
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Betriebsgefahr  (Irr  Maschine  resultiert,  sondern  dem  Finfluss  anderer,  namentlich 
aurh  subjektiver  Faktoren,  unterworfen  ist. 

Ueber  die  relative  Unfallhäufigkeit,  d.  h.  das  Verhältnis  der  Zahl  der 
Unfälle  zur  Zahl  der  in  den  Fabriken  beschäftigten  Personen  im  ersten  In- 
spektionskreis  (Kantone  Zürich.  Uri.  Schwyz,  Ob-  und  Nidwaiden,  Glarus,  Zug, 
(iraubiinden  und  St.  (.lallen)  giebt  folgende  Tabelle  Auskunft: 

l-v,.  \  .  rr..fiiii-       Unfälle  auf  Durchschnittliche 

Jahr  A,.Ke«.Kte  Unfälle     ,000  AAe|ter  Heilungsdauer 

1888  2025  28.3  29.5  Tage 

1889  2329  32.5  25.3  > 

1890  2915  40.2  24  » 

1891  3061  41.2  23.4  » 

1892  3442  44.2  23  > 

1893  3372  40.8  23,3  * 

1894  3880  46.9  22,9-  » 

1895  4178  49,7  23.4  » 
1891»  4792  57  22  > 

1897  5378  56.6  21.6  > 

1898  5290  55,7  21.4  » 

Wie  schon  angedeutet,  ist  die  rasche  Zunahme  der  Unfallanzeigen  zu- 
nächst nicht  auf  eine  erhöhte  Unfallfrequenz,  sondern  auf  grössere  Pünktlichkeit 
im  Meldewesen  zurückzuführen.  Dass  es  namentlich  kleine,  nicht  folgenschwere 
Unfälle  waren,  die  nicht  zur  Anzeige  gelangten,  ergiebt  sich  aus  der  Abnahme 
der  durchschnittlichen  Heilungsdauer,  die  im  Jahre  1888  29,5  Tage,  zehn  Jahre 
später  nur  noch  21,4  Tage  betrug.  Der  Abnahme  der  Anzeigen  vom  Jahre 
1896  an  dürfte  aber  ein  ^tatsächliches  Zurückgehen  der  Unfallhäurtgkeit  ent- 
sprechen. Dafür  spricht  der  Umstand,  dass  auch  im  dritten  Inspektionskreis 
diese  Verhältniszahl  seit  1896  zurückgegangen  ist. 

Den  Inspektionsberichten  ist  sodann  zu  entnehmen,  dass  die  Fälle,  in 
denen  jugendliche  Personen  unter  18  Jahren  von  Unfällen  betroffen  wurden, 
v<m  1888  bis  1894  für  die  spätere  Zeit  liegen  leider  keine  Angaben  mehr 
vor  —  erheblirh  zurückgegangen  ist.  Im  ersten  Inspektionskreis  entfielen 
nämlich  von  allen  Unfällen  auf  die  jugendlichen  Arbeiter  im  Jahre  1888  17.1  "/0. 
im  Jahre  1894  nur  noch  ll,8°/o. 

Dafür,  dass  im  Lauf  der  Jahre  durch  die  Schutzvorrichtungen  die  Unfall- 
gefahr reduziert  worden  ist.  ergeben  sich  sichere  Anhaltspunkte,  wenn  die 
Unfälle  nach  ihren  Ursac  hen,  im  besondern  danach  unterschieden  werden,  ob 
sie  mit  dem  betrieb  einer  Maschine  in  Zusammenhang  stehen.  So  ist  fest- 
gestellt, dass  von  1888—1895  in  der  Textilindustrie  die  Zahl  aller  Unfälle  um 
70°/0  angewac  hsen  ist.  die  Zahl  der  Maschinenunfälle  aber  nur  um  40%.  Für  die 
Holzindustrie  ergaben  sich  die  Prozentsätze  69  und  44.  Noch  günstiger  stellt 
sich  das  Verhältnis  in  der  Metall-  und  Maschinenindustrie.  Hier  nehmen  die 
Unfälle  von  1888-  1895  um  11%  zu.  die  Maschincnunfällc  aber  erfuhren  eine 
Abnahme  um  6  °  ■>.  Fine  Frmittelung  für  alle  dem  Fabrikgesetz  unterstellten 
Betriebe  ergab,  dass  die  Zahl  der  durch  Maschinen  verursachten  Unfälle  stetig 
zurückgegangen  ist.  Machten  sie  im  Jahre  1888  noch  23,26%  aller  Betriebs- 
unfälle aus,  so  sind  sie  bis  1899  auf  20.88 %  zurückgegangen.  Auch  im  dritten 
Inspektionsbezirk  wurde  eine  Abnahme  der  Unfälle  in  der  Holz-  und  Maschinen- 
industrie konstatiert.  In  der  Holzindustrie  verunglückten  im  Jahre  1889  von 
1000  Arbeitern  je  löl.  im  Jahre  1891  noch  131.  im  Jahre  1898  nur  noch  87. 
—    Auf  der  anderen  Seite   konstatieren  aber  die  Fabrikinspektoren,   dass  die 
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/.ahl  «Irr  Unfall«-,  die  durch  ihn  Gebrauch  von  Schutzeinrichtungen  sich  ver- 
hüt«-n  li«-ss«-n  dir  Nichtanwendung  «lerselhen  scheint  Arbeitern  und  Unter- 
nehmern glcichmässig  zur  Last  zu  fallen  auch  jetzt  eine  ausserordentlich 
grosse  ist. 

2.  Dass  dir  samtakisc jiex  /anstände  im  allgemeinen  unter  «1er  Herrschaft 
des  Fabrikgesetzes  besser«'  gewonlen  sind,  lässl  sich  begreiflicherweise  zahlen- 
mässig  nicht  nachweisen,  steht  aber  ausser  allem  Zweifel.  Besserungen  sind 
namentlich  bezüglich  «1er  Beh-uchtungs-,  Eüftungs-  und  Abortanlagen  zu  kon- 
statieren. Da  «len  Fahrikmsprktoratcn  so  viel  Hülfskräftc  beigegeben  sind, 
dass  jedes  dem  Gesetz  unterstellte  Etablissement  wenigstens  einmal  im  Jahr 
besucht  werden  kann,  können  Ucbclstände  nicht  lange  verborgen  bleiben.  Die 
Ausführung  der  in  Arl.  3  des  Fabrikgesetzes  enthaltenen  wichtigen  Bestimmung, 
wonach  dir  Plane  für  Fabrik -Neu-  und  -Umbauten  der  regierungsrätlichen 
Genehmigung  bedürfen,  hat  lange  Zeit  viel  zu  wünschen  übrig  gelassen.  Ks 
ist  aber  auch  in  dieser  Hinsicht  wesentliche  Besserung  eingetreten,  seit  der 
Bundesrat  Vorschriften  betreffend  den  Neu-  oder  Umbau  von  Fabrikanlagen 
(13.  Dezember  1  «S«i 7 1  erlassen  und  angeordnet  hat,  dass  die  Pläne  vor  der 
Genehmigung  «lern  zuständigen  Fahrikinspektorat  zur  Begutachtung  vorzu- 
legen sin«l. 

VL  Einfluss  auf  die  Zusammensetzung  der  Arbeiterschaft  nach  Alter 
und  Geschlecht.  V«>r  Erlass  des  Fabrikgesetzes  ist  gelegentlich  die  Befürchtung 
ausgesprochen  worden,  dass  «ler  strikte  Ausschluss  der  Frauen  von  der  Nacht- 
un«! S<mntagsarbeit  und  die  anderen  zum  Schutz  der  jugendlichen  und  weib- 
lichen Arbeitskraft  erlassenen  Bestimmungen  «lie  für  diese  Arbeiter-Kategorien 
nachteilige  Nebenwirkung  haben  dürften,  dass  manche  Unternehmer  darauf  bedacht 
sein  werden,  sie  durch  männliche  Arbeiter  zu  ersetzen.  Schienen  aber  der- 
artige Bedenken  von  vorneherein  grundlos,  so  sind  sie  seither  auch  durch  die 
Praxis  widerlegt  worden.  Soweit  «lie  Zusammensetzung  der  Fabrikarbeiterschaft 
Veränderungen  erfahren  hat,  hängen  sie  mit  anderen  Faktoren,  vor  allem  mit 
«lern  Gang  der  betreffenden  Industrien  zusammen.  Umfassende  Erhebungen 
über  Alter.  Geschlecht  und  Natumalität  der  in  «len  Fabriken  beschäftigten 
Arbeiter  sind  in  den  Jahren  1882,  1888  und  1895  veranstaltet  wonb-n  (eine 
vierte  Erhebung  sieht  gegenwärtig  bevor).  Es  ergibt  sich  daraus,  dass  die 
Zunahme  «ler  weiblichen  Arbeiter  geringer  war  als  diejenige  der  männlichen. 
Im  Jahre  1882  machten  die  Arbeiterinnen  45.8%  der  gesamten  Arbeiterschaft 
aus.  im  Jahre  1895  nur  noch  40,5 %  (absolute  Zahlen  64,498  und  80.995). 
In  «ler  Textilindustrie,  auf  die  etwa  %  aller  Arbeiterinnen  entfallen,  hat  sich 
«lagegen  das  Verhältnis  zu  Ungunsten  der  Männer  verschoben.  Unter  «len 
85.703  Personen,  dir  sie  im  Jahre  1882  beschäftigte,  befanden  sich  52.358  = 
bl°,«,  weibliche,  unter  den  91,454  Personen,  die  im  Jahre  1895  gezählt  wurden. 
59,662  =  65%.  Während  somit  die  Zahl  der  Arbeiter  in  der  Textilindustrie 
um  4,6%  zurückging,  hat  diejenige  «ler  Arbeiterinnen  um  14%  zugenommen. 
Im  gleichen  Zeitraum  von  1882—1895  ist  die  Zahl  der  jugendlichen  Arbeiter 
in  der  Textilindustrie  erheblich- zurückgegangen :  von  17,640  auf  15.181.  An 
diesem  Rückgang  sind  die  männlichen  Personen  allerdings  stärker  beteiligt  als 
die  weiblichen.  Jene  erfuhr  eine  Abnahme  um  30%,  diese  nur  eine  solche 
um  6c  o. 

VIL  Einfluss  auf  den  Dienstvertrag.  Es  handelt  sich  hier  namentlich 
um  die  Kündigungs-  und  Zahlungsfristen.  Art.  9  setzt  als  Regel  eine 
vierzehntägige  Kündigungsfrist  lest  und  verlangt  für  Abweichungen  von  dieser 
Regel  eine  schriftliche  Uebereinkunft  zwischen  Arbeiter  und  Arbeitgeber. 
Unter  «lern  Einfluss  dieser  Bestimmung  hat  sich  «lie  vierzehntägige  Kündigungs- 
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frist,  die  übrigens  einem  weitverbreiteten  Ortsgebrauch  entspricht,  auch  dort 
eingelebt,  wo  vorher  andere  Kündigungsfristen  üblich  gewesen  waren.  Art.  10 
sieht  als  Regel  die  vierzehntägige  Zah 1 1  ags fr i  s t  vor.  «Die  Fabrikbesitzer 
sind  verpflichtet,  die  Arbeiter  spätestens  alle  zwei  Wochen  in  bar.  in  gesetzlichen 
Münzsorten  und  in  der  Fabrik  selbst  auszubezahlen.»  Während  aber  für 
Frstrcckungen  oder  Verkürzungen  der  Kündigungsfrist  eine  schriftliche  Verein- 
barung vorgesehen  ist,  kann  der  Unternehmer  durch  jede  Art  «der  Veständigung» 
—  was  praktisch  soviel  bedeutet,  wie  nach  seinem  Helieben  —  oder  durch  die 
Fabrikordnung  den  monatlichen  Zahltag  einführen.  Üer  letztere  war  vor  Frlass 
des  Fabrikgesetzes  namentlich  in  der  Westschweiz  üblich,  wogegen  in  der 
Ostschweiz  die  vierzehntägige  Zahltagsfrist  die  Regel  bildete.  Die  Fabrik- 
inspektoren haben,  in  richtiger  Würdigung  der  Nachteile,  die  dem  Arbeiter  aus 
langen  Zahltagsfristen  erwachsen,  von  jeher  ihren  Kinfluss  geltend  gemacht, 
um  die  vierzehntägige  Lohnauszahlung  einzuführen.  Von  den  Fabriken  des 
die  französisch  sprechenden  Kantone  umfassenden  zweiten  Inspektionskreises 
kannten  im  Jahre  1892  322  =  30%  die  monatliche  Lohnauszahlung,  40%  die 
vierzehntägige  und  24°/o  die  wöchentliche.  His  1898  ist  die  Zahl  der  Geschäfte 
mit  monatlicher  Zahltagsfrist  auf  28%  zurückgegangen.  Ueber  die  von  den 
Fabriken  des  ersten  und  dritten  Inspektionskreises  beobachteten  Zahltagsfristen 
giebt  folgende  Tabelle  Auskunft.     Die  Angaben  stammen  aus  dem  Jahre  1899. 

achttägige  vierzehntägige  monatliche 

Etablisscmcntc    Arbeiter  Ktablisseincnte    Arbeiter  Ktablissemente  Arbeiter 
032           18,800             3174          149.427  44b  24.295 

15%  10%  74%  77%  11%  13% 

Ueber  den  Kinfluss  des  Arb<iterschutzc>  auf  die  Arbeitszeit   siehe  den 
Artikel  «Arbeitszeit». 

VIII.  Litteratttr.  Die  wichtigste  Quelle  sind  dir  offiziellen  11er  ich  te  der  Fabrik- 
Inspektoren  und  die  • Beruhte  der  Kantonsregierungen  über  die  Ausführung  des  Bunda- 
gesetzes  betreffend  die  Arbeit  in  den  Fabriken  .  Die  Beru  hte,  die  je  zwei  fahre  umfassen, 
erscheinen  bei  Sauertänder  in  Aar  au.  —  Die  vom  schweizer.  Industriedepartement  heraus- 
gegebene i  Fabrikstatistik  ■  von  iXXj.  iXXX  uml  1X9$.  -  Dr.  Schuler,  Der  .Xormalarbeitstag 
in  leinen  Wirkungen  auf  die  Produktion :  Archiv  für  soiiale  Gesetzgebung  und  Statistik. 
IV.  Band.  S.  Xj  ff.  —  Ö.  Lang,  Das  schweizer.  Fabrikgesetz  und  sein  F.inßuss  auf  die  in- 
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Arbeiterschutz:    c)  Internationaler  Arbeiterschutz. 

I.  Allgemeines.  —  II.  Zur  Geschichte  iler  Idee  des  internationak-n 
A rbeitcrschut/.cs  bis  /ur  Aktion  der  Schweizerischen  Kundesbehörden.  — 
III.  Die  Aktion  der  Schweizerischen  Bundesbehörden.  —  IV.  Die  Stellung- 
nahme der  Arbeiterschaft.  —  V.  Die  internationalen  Arbei  tersch  ui/- 
kongresse:  i.  die  Konferenz  in  Berlin;  i.  der  Kongress  in  Zürich;  3.  der  KongTess 
in  Brüssel;  4  der  Kongress  in  Paris.  —  VI.  Internationale  Vereinigung  für  gesetz- 
lichen Arbeiterschutz.  Internationales  Arbeitsamt.  —  VII.  Schweizerische 
Vereinigung  zur  Förderung  des  internationalen  Arbeiterschuues.  — 
VIII.  Litteratur. 

I.  Allgemeines.  Von  der  unumgänglichen  Notwendigkeit  eines  gesetzlichen 
Schutzes  der  Arbeiter  ist  heutzutage  jedermann  überzeugt.  Die  auf  dem 
Grundsatze  der  schrankenlosen  Konkurrenz  der  Warenverkäufer  und  des  freien 
Vertrages    zwischen   Arbeiter    und    Unternehmer    beruhende  grossgewerbliche 
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Wirtschaft  hat  nicht  bloss  für  <lie  «igi-nili«  hcn  Fabrikarh«iter  Arbeits-  und 
Lebensbedingungen  geschaffen,  «li<-  für  «las  physisch«'  und  Kristin«"  W< »hlhctindcn 
derselben  äusserst  nachteilig  sind,  sondern  ihren  Kiufluss  in  gbi«  her  Hinsicht 
auch  auf  die  Arbeiter  des  Kh'ingewerbes  und  der  Hausindustrie  «rstreckt.  In 
allen  Industrieländern  machten  sich  die  s<  hädli«  h«-n  Folg«'n  «li«'ses  Wirtschafts- 
systems früher  oder  später  geltend,  un«i  die  Hinsicht  tgenn  erkannten  bald  die 
furchtbare  Gefahr,  welche  der  G<  s.  Ilschaft  droht,  falls  in  «|«  n  gekennzeich- 
neten  Verhältnissen  keine  A<-rulerung  zum  besseren  «intreteu  sollt«-. 

Diese  Hinsicht  führte  dazu,  dass  man  in  d«  n  einzeln«'n  Industrieländern 
allmählich  den  Standpunkt  des  tlaissrr  faire,  laisx  r  aller»  aid*  dem  Gebiete  der 
Arbeit  aufgab  und  sich  mit  dem  Gedanken  befreundete,  «1er  Staat  müsse  den 
Arbeitern  Schutz  und  Hülfe  angcdeilu-n  lassen,  um  zu  verhüten,  dass  im  Kampfe 
um  die  Existenz  die  Gesundheit,  die  Menschenwürde,  ja  das  Leben  der  grossen 
Masse  «ler  Bevölkerung  in  Frag«-  g«-stellt  wer«!«-.  Die  gesetzgebeiub'ti  Kaktoren 
mussten  sich  schliesslich  dazu  bequemen,  Spezialgesetze  zum  Schutze  der  Arbeiter 
zu  erlassen.  Gesetz«-,  welche  sowohl  die  Arbeitsbedingungen,  als  die  Kinkom- 
incnsverhältnisse  derselben  in  grösserem  oder  geringerem  Masse  günstig  zu 
beeinflussen  suchen. 

Nun  stellte  es  sich  aber  bald  heraus,  dass  man  nicht  überall  den  Fov- 
«lerungen  der  Zeit  in  gleicher  Weise  nachgekommen  ist.  Die  Arheitersehutz- 
^esetzgebung  ging  in  j«dem  Staat«*  so  ziemlieh  ihr«'ti  <-ig«-nen  Weg,  so  dass 
trotz  der  Aehnli«  hk«it  der  zu  bisenden  Aufgaben.  di<-  bezüglichen  Bestimmungen 
«ier  verschiedenen  Ge$etzgebung«-n  zum  Teil  ganz  wesentlirh  von  einander 
abwichen. 

Nach  den  zur  Zeit  g<lt<-ntl<  n  Arbeilerschutzgesetzen  der  wichtigeren 
Länder  können  hinsichtlich  einzelner  Hauplbestiiumung«rn  <lers«lben  'etwa  fol- 
gende l.'nterschiede  festgest«-llt  wenlen  :  Die  Zubissung  «br  Kinder  zur  Fabrik- 
arbeit  beginnt  in  der  Schwei/  mit  «b  in  zurü«  kg«bgt«n  14.  Altersjahre :  in 
Deutschland  mit  dem  zurückg«'legten  LS.  (für  schulpflichtig«'  mit  14  Jahren); 
in  Oesterreich,  Krankreich,  Belgien.  Holland.  Schwellen,  Norwegen 
und  Russland  ist  die  Arbeit  von  Kindern  unter  12  Jahren  verboten:  in  Gross- 
britannien unter  11  (nach  dem  neuesten  Entwurf  unter  12):  in  Dänemark 
unter  10  und  in  Italien  beginnt  «Ii«-  Arbeit  «b  r  Kinder  schon  mit  9  Jahren 
mach  den»  neuesten  Entwurf  des  italienischen  Minist  «riums  soll  die  Zulassung 
der  Kinder  zur  Kabrikarbeit  mit   10  Jahren  beginnen). 

Dm  zur  Arbeit  zugelassenen  Kinder  dürfen  in  d«r  Schweiz  bis  zu 
18  Jahren,  Arbeits-  und  S«  hulunt<-rri< ht  zusammen,  nicht  über  11  Stunden 
beschäftigt  werden,  wobei  die  Nacht-  und  Sonntagsarbeit  für  sie  mit  wenigen 
Ausnahmen  untersagt  ist.  In  Deuts«  bland  werden  ni«  htschulpfliehtige  Kinder 
unter  14  Jahren  6  Stunden,  solch«-  von  14-  10  Jahren  10  Stunden,  jedoch  nicht 
nachts  und  an  Sonn-  und  Feiertagen,  bes«häftigt.  In  Grossbritannien  ist 
für  jugendliche  Personen  unt«r  1  8  Jahren  ein«*  Wochen-Maximalarbeitszeit 
von  5b  Stunden  (lOstündiger  Maximalarbeitstag  t  in  Textilfabriken  und  eine 
solche  von  60  Stunden  für  Nichtte\tilfabrik«-n  und  Werkstätten  festgesetzt.  In 
Frankreich  ist  das  Maximum  für  Personen  unter  10  Jahren  10.  von  10- IS  Jahren 
11  Stunden  (00  Stunden  in  der  Woche).  In  Holland  unter  10  Jahren  II  Stunden 
mit  einslündiger  Pause  und  nicht  Nachts  oder  Sonntags.  In  d«-n  skandi- 
navischen Ländern  ist  für  IVrsomn  unt.r  18  Jahren  eine  stufenweise 
beschränkte  Arbeitszeit  bis  zu  10  Stunden  festgesetzt.  In  Italien  existiert 
bloss  für  Kinder  unter  12  Jahren  ein  Maximalarbeitstag  von  8  Stunden. 

Die  Frauenarbeit  ist  in  der  Schweiz  auf  1  1  Stunden  an  Wochentagen 
und  10  Stunden  an  Sonn-   und  Festtagen   beschränkt:    \Vrbot  der  Sonntags- 
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unil  Nachtarbeit.  In  G  r  oss  brit  anni  cn  auf  10  Stunden  (mit  Z  wciuhrschluss  am 
Sonnabend.  Sonn-  und  Nachtarbeit  ausges«  -blossen)  in  d<*r  Textilbranche  und 
11  Stunden  in  sonstigen  Fabriken  (hO  Stunden  in  der  Woche).  Deutschland 
verbiet«-!.  Arbeiterinnen  über  1(»  Jahre  mehr  als  11  Stunden  (an  den  Feiertags- 
vorabenden 10)  und  na«  hts  oder  Sonntags  zu  beschäftigen.  In  Frankreich 
besteht  für  Frauen  über  IS  Jahr«-  «ler  11  stündig«:  (in  gemischten  Betrieben  der 
10 stündige')  Maximalarbeiistag ;  die  Nachtarbeit  ist  in  beistimmten  Fällen  ge- 
stattet. Der  1  1  stündige  Arbeitstag  für  Frauen  besteht  auch  in  Holland.  Hin- 
gegen kennen  die  skandinavischen  Länder.  Italien  und  Belgien  (für  Frauen 
über  21  Jahre)  keine  derartige  Be-sehränkungcn. 

Der  Schulz  der  Wöchnerinnen  erstreikt  sich  nur  in  «ler  Schweiz  auf 
ü  Wix  hen,  während  in  Deutschland  «Ii«'  Wöchne  rinnen  4--b  Wochen  von 
«ler  Arbeit  ausgeschlossen  sin«l.  in  Belgien  und  Holland  4  Wochen;  die 
ineisten  Lämhr  hingegen  lassen  den  \\  < "><  hnerinnen  keinen  besonderen  Schutz 
angedeihen. 

Der  Maximalar  heitstag  für  erwachsene  männliche  Arbeiter  ist 
nur  in  wenigen  Staaten  eingeführt:  in  «ler  Schweiz  d«r  1  1  stündige  (im 
Transportgewerbe  der  12  stündige),  an  Sonn-  und  l'e  iertagsx  orabenden  beträgt 
di«'  Arbeit  10  Stunden:  in  Frankreich  besteht  in  gemischten  Betrieben  (wo 
Kinder.  Frauen  untl  Männer  zusammen  arbeiten)  der  lOstündig«-  Maximalarbeits- 
tag, sonst  der  12  stündige:  Ocst  errei«  h  hat  gleich  «ler  Schweiz  «len  1 1 stün- 
«ligen  Maxitnalarbeitstag:  in  Kussland  beträgt  die  Maximalarbeitszeit  U's 
Stunden  (Sonnabenil  10  Stunden).  In  allen  übrigen  in  Betracht  kommenden 
Staaten  ist  die  Arbeit  der  erwachsenen  Männer  nicht  gesetzlich  normiert;  in 
manchen  Staaten  kann  allerdings  für  besonders  gesundheitsschädliche  Betriebe 
auf  «lein  Verwaltungswege  die  Arbeitszeit  eingeschränkt  werden. 

Dieser  flüchtig«-  U eberblick  über  einzelne  Hauptbestimmung<*n  der  ver- 
schiedenen Arbeit«'rschut zgesetzgebungi-n  zeigt:  1.  dass  nicht  überall  sämtliche 
Arbeiter  ohne  Rücksicht  auf  Geschlecht  un«l  Alter  dein  gesetzlichen  Schutz 
unterstellt  sind:  2.  «lass  die  «lein  Schutze  unterstellten  Personen  nicht  überall 
in  gleicherweise  geschützt  sind:  3.  «lass  sogar  der  weitgehendste  Schutz  sich 
in  noch  zi«>mlich  bescheidenen  Grenzen  bewegt. 

Die  hier  festgestellten  Thatsachen  haben  vom  Standpunkt«-  «ler  Interessen 
des  Arbeiters  natürlich  eine  ganz,  amh-re  Bede  utung  als  vom  Standpunkt«-  der 
Interessen  des  Unternehmers.  Da  die  Arbeiters« hutzge-M-t  zgebung  in  e  rster  Linie 
die  Aufgabe  hat,  «Ii«-  übermässige  Ausnützung  cles  Arbe  iters  einzudämmen,  sej  ent- 
hält jede-  dahinzielende  gesetzgeberische  Massregel  nalurgemäss  die  Tendenz,  den 
Unternehmergewinn  «-inige-nnassen  zu  ve-rkürzen.  Daraus  e  rklärt  sich  im  grossen 
un«l  ganzen  der  With'rstand  «ler  U  n  t  «•  i  n  e h  m «•  r  gegen  «lie  Arheiterschut  zgesetz- 
gebung :  dalu  r  auch  der  langsame-  F.nt  wie  klungsgang  «liescr  Gesetzgebung  in 
denjenigen  Lämlcrn,  wo  die  L'nlernehmerklasse  «inen  überwiegenilen  Kinfluss 
auf  die  Staatsgi  schäfte  ausübt.  Für  «Ii«-  Unternehmerklasse  solcher  Länder  ist 
die  fortgeschrittenere  Arbeiters«  hutzgeset zgebung  anderer  Länder  «  in  D«un  im 
Auge,  was  sie  allerdings  nic  ht  hindert,  aus  dieser  Sachlage-  in  mancher  Bezie  hung 
Nutzen  zu  ziehen.  Gerade  dieser  letztere  Umstand  ist  es  aber,  der  den  Fort- 
schritt «ler  Arbeiterschutzgesetzgebung  auch  in  denjenigen  Ländern  behindert, 
welch«-  aus  verschiedenen  Gründ«-n  sich  den  Forderungen  cles  Arbeiterschutzes 
geneigte-r  zeigen:  hier  kann  der  Unternehmer  in  seinem  Widerstande  gegen 
die  Arbeiterschutzgesetzgebung  in  erster  Linie  sich  darauf  berufen,  dass  das 
Fehlen  ähnlicher  geset zgeherise  he  r  Massnahme  n  im  Auslande  die  Konkurrenz- 
fähigkeit der  einheimischen  Industrie  auf  «b-m  internationalen  Markte.-  beein- 
trächtige.    was   nicht   im    Interesse-    i|.t   Allgemeinheit    liegen    könne.  Dieses 
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Argument  erweist  sich  alter  in  den  allermeisten  Fällen  als  sehr  wirksam,  und  es 
ist  auch  nicht  zu  leugnen,  dass  es  eine  gewisse  Berechtigung  besitzt,  wenn  auch 
anderseits  nicht  zu  vergessen  ist,  dass  es  manche  Forderungen  des  Arbeiter- 
Schutzes  giebt,  die  im  Interesse  der  Allgemeinheit  durchgeführt  werden  inüssten 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  dadurch  die  Bedingungen  der  nationalen  Produktion 
erschwert  würden. 

Ist  der  Unternehmer  »1er  geborene  Widersacher  der  Arbeitcrschutzgcsetz- 
gebung,  so  ist  der  Arbeiter  der  geborene  Freund  und  Förderer  derselben, 
wenn  es  auch  nicht  in  Abrede  zu  stellen  ist,  dass  es  grosse  Schichten  der 
Arbeiterschaft  giebt,  welche  aus  missverstandenem  Selbstinteresse  sich  nicht 
selten  zu  den  Bekämpfern  der  arbeiterfreundlichen  Gesetzgebung  schlagen. 
Die  organisierte  Arbeiterschaft  aber  tritt  in  den  allermeisten  Fällen  überall  für 
den  weitgehendsten  Arbeiterschutz  ein,  und  für  sie  hat  das  Fehlen  gleichartiger 
und  mit  gleicher  Stärke  wirkender  Schlitzbestimmungen  in  den  verschiedenen 
I .ändern  die  Bedeutung  eines  Hemmschuhes,  der  die  freit  Bewegung  der 
Arbeiterklasse  erschwert  und  die.  Bestrebungen  derselben  beeinträchtigt.  Denn 
erstens  sind  die  Arbeiter  derjenigen  Länder,  in  welchen  die  Arbeiterschutz- 
gesetzgebung noch  ziemlich  mangelhaft  ist,  meistenteils  weniger  widerstands- 
fähig gegenüber  den  Wünschen  und  Forderungen  der  Unternehmerschaft;  so- 
dann aber  erweisen  sich  diese  Arbeiter  eben  infolge  solcher  verhältnismässiger 
Widersiandslosigkeit  weniger  zugänglich  den  idealen  Bestrebungen  der  fort- 
geschrittenen Schichten  der  Arbeiterschaft,  welche  Bestrebungen  von  dem 
immer  mächtiger  zum  Bewusstsein  gelangenden  Solidaritätsgefühl  der  gesamten 
Arbeiterklasse  getragen  werden  und  die  nur  unter  der  Voraussetzung  erreichbar 
erscheinen,  dass  die  gesamt«'  Arbeiterklasse  ohne  Rücksicht  auf  nationale  Schran- 
ken deren  Notwendigkeit  erkennt,  und  deren  Wünschbarkeit  anerkennt. 

Neben  Unternehmer  und  Arbeiter,  die  von  der  Arbeiterschutzgesetzgebung 
direkt  berührt  werden  und  »leren  Wünsche  in  Bezug  auf  dieselbe  sich  zum 
Teil  geradezu  kreuzen,  ist  auch  die  Allgemeinheit  im  höchsten  Grade  an  dem 
Inhalt  dieser  Gesetzgebung  interessiert.  Hat  doch  der  Schutz,  den  man  von 
Staatswegen  den  Arbeitern  angedeihen  lässt,  eine  Stärkung  der  Volkskraft  zur 
Folge,  wovon  ja  das  wirtschaftliche  Gedeihen  der  Nation  in  erster  Linie  ab- 
hängig ist.  Sodann  aber  fördert  der  Arbeiterschutz  die  Kntwieklung  von  freien, 
selbstbc wussten  Bürgern,  was  zumal  in  einem  demokratischen  Gemeinwesen 
die  unumgängliche  Voraussetzung  eines  gewunden  und  erfolgreichen  öffentlichen 
Lebens  ist.  Aber  auch  die  an  dem  Kampfe  zwischen  Unternehmer  und  Arbeiter 
nicht  direkt  Beteiligten  stehen  vielfach  unter  dem  Kindruck  jener  Argumente, 
mit  welchen  die  Unternehmer  eine  weitere  Ausgestaltung  des  Arbeiterschutzes 
zu  verhindern  suchen:  das  Gespenst  der  Gefährdung,  der  Konkurrenzfähigkeit 
der  nationalen  Industrie  wirkt  oft  auch  in  diesen  Kreisen  zurückhaltend  und 
lähmend,  und  an  Stelle  einer  thatkräftigen  Unterstützung  der  Arbeiterschutz- 
lieNtrebungcn  kommt    von   dieser  Seite   nicht   selten  der  heftigste  Widerstand. 

Fasst  man  das  bisher  Gesagte  ins  Aug»-,  so  erhellt  daraus,  dass  namentlich 
in  den  in  Bezug  auf  die  Arbeiterschutzgesetzgebung  fortgeschritteneren  Län- 
dern eine  weitere  Ausgestaltung  und  Vervollkommnung  dieser  Gesetzgebung 
schwerlich  zu  erwarten  ist  so  lange,  als  die  übrigen  Länder  ihre  bezüglichen 
Massnahmen  nicht  auf  die  gleiche  Höhe  gebracht  haben,  es  sei  denn,  dass  in 
den  betreffenden  Ländern  die  Arbeiterschaft  eine  Macht  erlangt  haben  sollte, 
die  ihr  gestatten  würde,  ihre  Interessen  in  weit  höherem  Masse,  als  es  bis 
jetzt  der  Fall  war,  zu  vertreten  und  zu  wahren.  Daraus  ergiebt  sich  aber 
zunächst  für  die  Arbeiterschaft,  sodann  aber  auch  für  alle  anderen  an  der 
Weiterbildung  des  Arbeiterschutzes  interessierten  oder  für  dieselbe  aus  huma- 
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nitären  oder  sonstigen  Gründen  eintretenden  Volksschieliten  die  Aufgabe,  auf 
eine  entsprechende  Ausgleichung  der  wichtigsten  Arbeiterschutzbestimmungen 
der  verschiedenen  Lander  mit  allen  Kräften  hinzuarbeiten.  Diese  Bestrebungen 
müssten  auch  Unterstützung  finden  von  seiten  der  Unternehmerschaft  jener 
Länder,  welche  ihren  Arbeitern  einen  verhältnismässig  weitgehenderen  Schul/, 
gewähren,  denn  durch  die  Verallgemeinerung  der  Arbeiterschutzbestimmungen 
ihrer  Länder  wird  die  auswärtige  Produktion  in  dieser  Beziehung  unter  die 
gleichen  Bedingungen  gestellt  wie  die  einheimische. 

Solche  Erwägungen  waren  es  denn  auch,  welche  der  Idee  des  inter- 
nationalen Arbeiterschutzes  in  weite  Kreise  Eingang  verschafft  haben.  Auf 
dem  Wege  der  internationalen  Vertragspolitik  sollten  die  Staaten  dazu  gebracht 
werden,  ihre  Arbeiterschutzgesetzgebung  einheitlich  zu  gestalten  und  weiter 
gleichartig  auszubilden.  Ohne  die  Schwierigkeiten  zu  verkennen,  welche  einer 
solchen  Politik  im  Wege  stehen,  glauben  die  Freunde  derselben  dennoch  auf 
einen  ganzen  Erfolg  hoffen  zu  dürfen,  zumal  sie  der  Geschichte  der  Arbeiter- 
schutzgesetzgebung glauben  entnehmen  zu  dürfen,  dass  infolge  der  nivellie- 
renden Wirkung  der  modernen  Produktionsweise,  welche  in  den  einzelnen 
Industrieländern  die  gleichen  Arbeitsbedingungen  und  folglich  auch  die  gleichen 
unliebsamen  Verhältnisse  in  der  Lebenslage  der  Arbeiterschaft  geschaffen  hat. 
die  Arbeiterschutzbestimmungen  der  verschiedenen  Staaten  sich  allmählich  ein- 
ander näherten,  so  dass  die  Unterschiede  der  einzelnen  Gesetzgebungen  sich 
mit  der  Zeit  von  selbst  verringerten.  Der  Schweiz  gebührt  nun  das  Verdienst, 
die  Idee  des  internationalen  Arbeiterschutzes  am  thatkräftigsten  gefordert 
zu  haben. 

II.  Zur  Geschichte  der  Idee  des  internationalen  Arbeiterschutzes  bis 
zur  Aktion  der  schweizerischen  Bundesbehörden.  Soweit  festgestellt  werden 
konnte,  tauchte  diese  Idee  zum  ersten  Male  im  Jahre  1841  auf.  indem  ein 
elsässisiher  Fabrikant,  Daniel  Le  Grand,  anlässlich  der  Beratung  eines 
Gesetzesenf  wurfes  über  die  Kinderarbeit  durch  die  franzosische  Deputierten- 
kammer an  dieselbe  ein  Schreiben  richtete,  in  welchem  auf  die  Notwendigkeit 
eines  internationalen  Gesetzes  über  die  Industriearbeit  hingewiesen 
wurde,  /.wülf  Jahre  darauf  sandte  derselbe  Philanthrop  an  die  Regierungen  einer 
Anzahl  von  Staaten  ein  Rundschreiben,  dessen  Titel  in  deutscher  Uebersetzung 
lautet:  «  Ehrerbietiger  Appell  an  die  Regierungen  der  industriellen  Länder  zum 
Erlass  eines  internationalen  Gesetzes  über  die  lndustriearbeit.  dessen  Bestim- 
mungen durch  Abgeordnete  auf  einem  Kongress  zu  Paris  festzusetzen  wären.  > 
Das  Motto,  welches  dein  Schreiben  vorangesetzt  ist,  fasst  mit  folgenden  wenigen 
Worten  die  Bedeutung  des  Angestrebten  zusammen:  «Ein  internationales  Gesetz 
über  die  Industriearbeit  ist  die  einzige  mögliche  Lösung  der  grossen  Probleme, 
die  Arbeiterklasse  an  den  wünschbaren  moralischen  und  materiellen  Wohlthatm 
Teil  nehmen  zu  lassen,  ohne  dass  den  Industriellen  daraus  Schaden  erwachse 
oder  dass  die  Konkurrenz  zwischen  den  Industrien  der  verschiedenen  Länder 
dadurch  Abbruch  erleide.»  Welche  Bestimmungen  das  internationale  Gesetz 
enthalten  sollte,  sagt  uns  der  von  Le  Grand  selbst  ausgearbeitete  Entwurf, 
welcher  dem  Schreiben  einverleibt  ist: 

l.  Die  Arbeiter  dürfen  nicht  mehr  als  12  Stunden  innerhalb  24  beschäftigt  werden  Die 
Arbeit  darf  nur  zwischen  5",  Uhr  morgens  und  8 Uhr  abend«  ausgeübt  werden;  2  Knaben 
unter  10  Jahren  und  Mädchen  unter  12  Jahren  dürfen  zur  Fabrikarbeit  nicht  verwendet  werden.  Die 
Arbeitszeit  für  Kinder  unter  13  Jahren  beträgt  t»  und  die  für  jugendliche  vom  14.  Jahre  an  10  Stunden 
innerhalb  24;  3.  Heber  das  Alter  der  Kinder  sollen  amtliche  Ausweise  beigebracht  weiden:  alle  Arbeit 
in  der  Zeit  zwischen  8'/,  Uhr  abends  und  3 Uhr  morgens  ist  für  Knaben  unter  18  Jahren  sowie 
für  Krauen  jedes  Alters  gänzlich  untersagt;  4.  am  Sonntag,  welcher  der  Ruhe" nach  den  sechs  Arbeits- 
tagen und  den  geistigen  Interessen  der  Arbeiter  gewidmet  sein  soll,  darf  keine  industrielle  Arbeit 
stattfinden. 
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Die  übrigen  Paragraphe  dieses  ersten  Kntwurfes  eines  internationalen 
Arbeiters«  hutzgesetzes  sind  von  untergeordneter  Bedeutung,  weshalb  deren 
Wiedergabe  an  dieser  Stell«?  unterbleiben  mag. 

Dem  Rundschreiben  wurde  offenbar  von  den  Regierungen  keine  Aufmerk- 
samkeit geschenkt,  trotzdem  dass  es  ihnen  mehrmals,  und  zwar  1853  zum 
erstenmal,  sodann  1855,  185b,  1857  und  1858  zugeschickt  wurde.  Auch  der 
Schweizerische  Hundesrat,  der  spater  an  der  Entwicklung  der  Krage  des  intcr- 
naiionalen  Arbeiters«  hutzes  einen  so  hervorragenden  Anteil  genominen  hatte, 
lies*  das  Rundsdireiben  «ad  acta>  legen,  ohne  sich  mit  der  darin  gemachten 
Anregung  weiter  zu  befassen. 

Liegen  den  Bemühungen  Le  Grand's  philanthropische  Tendenzen  zu 
Grunde,  so  ist  die  zweite  Kundgebung  zu  dunsten  des  internationalen  Arbeiter- 
si  nutzes  den  Absichten  der  Unternehmerschaft  entsprossen,  ihre  durch  den 
einheimischen  Arbeiters«  hui z  angeblic  h  geschwächte  Konkurrenzfähigkeit  dureh 
einen  internationalen  Ausgleich  der  bezüglichen  Verhältnisse  wieiler  wett  zu 
machen.  In  einem  Schreiben  vom  2b.  September  1855  regte  die  Regierung 
des  Kantons  Glarus  bei  den  industriellen  Kantonen  den  Abschluss  eines  inter- 
kantonalen Konkordates  betreffend  die  Gesetzgebung  in  den  Fabriken  an  und 
motiviert«-  dieses  Begehren  ausdrücklich  damit,  dass  die  Verschiedenheit  «ler 
kantonalen  Arbeiterschutzbestimmungen  Klagen  bei  den  Spinnern  hervorrufe. 
Das  betreffemle  Schreiben  enthält  unter  anderm  einen  Passus,  der  dir«*kt  auf 
den  internationalen  Arbeiterschutz  Bezug  hat  und  folgendermassen  lautet: 

Um  die  Korkuirtr/vethälinissc  unier  den  Spinrein,  soweit  sie  von  diesen  Punkten  (gemeint 
sind  dir  Aibeiicifthulzhestirrmurgen)  abhängen,  in  ganz  befriedigender  Weise  zu  regeln,  müsste  freilich 
durch  internationale  Stipulation  zwischen  den  industriellen  Staaten  von  ganz 
Europa  «in  einheitliches  System  g«  schaffen  werden;  da  dieses  aber  jedenfalls  vorläufig  in  das 
Gebiet  der  Ircmrrun  Wersche  gehört,  to  scheint  es  uns,  sollte  wenigstens  der  Versuch  nicht  gescheut 
werden,  innerhalb  eines  engeren  Kreises  dir  Verschiedenheiten  soweit  thunlich  aufzubeben  und  die 
staadieben  Massregeln  auf  die  gleichen  (mmdsälze  zuiüekzuführcn.  < 

Wie  sehr  die  glarnerische  Regierung  recht  hatte,  indem  sie  «Jamals  die 
bezügliche  « internationale  Stipulation  »  in  das  Gebiet  der  «  frommen  Wünsche > 
verwies,  beweist  am  besten  der  Umstand,  dass  es  nicht  einmal  zu  einer  inter- 
kantonalen  Vereinbarung  kommen  konnte. 

Haid  bemächtigten  sich  des  Gedankens  des  internationalen  Arbeiterschutzes 
Gelehrte  in  den  verschiedenen  Ländern.  Männer  wie  Bluntschli.  Wolowski, 
Schernberg.  Ad.  Wagner.  Lorenz  v.  Stein,  Baron  u.a.  traten  für  den- 
selben ein.  Die  erste  Versammlung  der  deutschen  « Kathedersocialisten  >,  die 
IS72  zu  Eisenach  abgehalten  wurde-  und  aus  der  dann  der  «Verein  für  Social- 
politik»  hervorging,  stimmte  dem  von  dem  bekannten  fortschrittlichen  Parla- 
mentarier Kranz  Dum  ker  gemachwn  Vorsehlage  einer  Regelung  der  Kinder- 
und  Krauenarbeit  durch  international«-  Verträge  zu.  Im  Jahre  1875  fordert  ein 
christlich-socialer  Autor,  H.  Thiers«  Ii.  in  einer  Schrift  über  den  «christlichen 
Staat»  das  Deutsche  Reich,  welches  «lie  erste  Rolle  im  europäischen  Staaten- 
konzert habe.  auf.  die  Initiative  zu  ergreifen,  behufs  Herbeiführung  von  inter- 
nationalen Vereinbarungen  betreffend  «I«-n  Arbeiterschutz.  Die  Durchführung 
dieses  Gedankens  sei  durchaus  nicht  so  schwierig,  wie  es  auf  den  ersten  Blick 
scheinen  möchte.  «Versammelt  sich  gegenwärtig,  sagt  er,  ein  Kongress  zur 
Aufstellung  von  Normen  für  ein  gemeinsames  Kriegsrecht,  warum  sollte  ein 
Keingress  für  die  Vorbereitung  eines  gemeinsamen  Gesetzes  zum  Schutz  der 
Arbeiterbevölkerung  unmöglich  sein?»  —  zumal  dieses  Gesetz,  wie  er  be- 
hauptet, als  das  einzige  Mittel  zur  Abwendung  der  socialen  Revolution  betrachtet 
w  erden  müsse. 
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Eine  mächtig«-  Förderung  erhielt  die  Idee  des  internationalen  Arbeitcr- 
schutzes  im  folgenden  Jahre  durch  die  denkwürdige  Rede  des  Präsidenten  des 
schweizerischen  Nationalrates,  des  späteren  Bundesrates  Emil  Frey,  dun  h 
welche  diese  Idee  zum  erstenmal  von  offizieller  Tribüne  herab  verkündet  wurde. 
Als  am  5.  Juni  187«)  die  schweizerische  Bundesversammlung  zur  ordentlichen 
Sommersession,  an  welcher  der  vom  Bundesrate  vorgelegte  Entwurf  eines  eid- 
genössischen Fabrikgesetzes  in  Beratung  genommen  werden  sollte,  zusammentrat, 
eröffnete  der  abtretende  Nationalratspräsident.  Oberst  Emil  Frey,  den  National- 
rat mit  einer  Rede,  welche  in  erster  Linie  dem  erwähnten  Entwürfe  gewidmet 
war,  und  sagte  unter  anderm  in  Bezug  auf  den  hier  in  Rede  stehenden  Gegen- 
stand folgendes :  . 

«  Ferner  dürfte  es  sieh  empfehlen,  die  Frago  in  Erwägung  zu  ziehen,  ob  nicht  seitens 
der  Schweis  der  Abschluss  internationaler  Verträge  zum  Zwecke  möglichst 
gleicbm&ssigcr  Regulierung  der  Arbeitsverhältnisse  in  allen  Industrie- 
staaten sollte  angeregt  werden.  Liegt  ja  doch  die  gn'uste  Schwierigkeit  der  Fabrikgesetz- 
gebung in  der  Thatsache,  dass  durch  das  vereinzelte  Vorgehen  eines  Staates  im  Sinne  der  Erleich- 
terung der  Arbeiter  die  Konkurrenzfähigkeit  seiner  Industrie  unter  Umstanden  schwer  gefährdet 
werden  kann.  Allerding»  sind  die  Produktionsbedingungen  der  Industriestaaten  zum  Teil  sehr  be- 
trächtlich von  einander  verschieden;  die  Gegensalze  dürften  at»or  nicht  so  gross  sein,  dass  die  Her- 
stellung einer  gewissen  (ilcichmässigkeit  in  den  Arbeiterverhältnissen  unter  Bdassung  des  nötigen 
Spielraums  sich  als  unausführbar  erweisen  sollten.  - 

Die  Rwtic  des  Obersten  Emil  Frey  gab  den  Anstoss  dazu,  dass  sich  die 
Presse  mit  dem  internationalen  Arbeitcrschutze  zu  befassen  begann.  Namentlich 
war  es  die  Schweizer  Presse,  welche  der  mitgeteilten  Stelle  aus  der  Präsidial- 
rede ihre  besondere  Aufmerksamkeit  schenkte.  Die  Meinungen  waren  geteilt; 
neben  vielen  Feinden,  die  hauptsächlich  in  der  französischen  Schweiz  zu 
finden  waren,  erwarb  sich  die  Anregung  auch  manche  Freunde.  Auf  solche 
Weise  wurde  die  Idee  des  internationalen  Arbeiterschutzes  zum  Gegenstände 
der  Öffentlichen  Diskussion  und  bald  war  sie  in  der  Lage,  ihre  Anziehungs- 
kraft auch  auf  weitere  Kreise  auszuüben. 

Besonders  lebhaft  tritt  in  der  Schweiz  die  im  Jahre  187*)  von  Tb.  Curti 
und  Reinhold  Rüegg  gegründete  «Züricher  Post»  für  die  Idee  des  inter- 
nationalen Arbeiterschutzes  ein.  Bereits  im  ersten  Jahre  ihres  Erscheinens 
veröffentlichte  dieselbe  einen  Aufsatz,  betitelt:  « Ueberproduktion  und  Arbeits- 
gesetzgebung», in  welchem  unter  Hinweis  auf  die  allen  Industrieländern  drohende 
Gefahr  der  Ueberproduktion  für  eine  «internationale  Arbeitsgesetzgebung» 
Propaganda  gemacht  wird  in  der  Ueberzeugung,  dieselbe  sei  das  beste  Mittel, 
um  zwei  Ziele  zugleich  zu  erreichen:  1.  die  Verbesserung  der  Lage  der  Arbeiter 
und  2.  die  Abschwächung  der  Absatzkrisen  durch  die  gesteigerte  Konsumtion** 
fähigkeit  der  Massen.  Die  Arbeitsgesetzgebung  müsse  international  sein,  weil 
sonst  bei  höherer  Konsumtionsfähigkeit  eines  mit  einer  guten  Arbeiterschutz- 
gesetzgebung versehenen  Landes  dasselbe  mit  billigen  ausländischen  Waren 
überschwemmt  werdet»  würde.  Die  Stipulationen  hätten  sich  auf  Frauen-  und 
Kinderarbeit,  Einrichtung  der  Fabrikräume.  Verhinderung  gesundheitsschädlicher 
Wirkungen  gewisser  Produktionsmethoden,  Haftpflicht.  Gefängnis-  und  Klöster- 
arbeit,  eventuell  auch  über  den  Normalarbeitstag  von  massiger  Dauer,  eine 
Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit,  Krankheit  etc.  zu  bezichen.  Der  Verfasser 
dieses  Artikels  spricht  den  Wunsch  aus,  der  Schweizerische  Bundesrat 
möge  die  Initiative  dazu  ergreifen,  und  zwar,  wie  er  meint,  nicht  allein  des- 
wegen, weil  die  Schweiz  eine  fortgeschrittenere  Arbeiterschutzgesetzgebung 
besitze,  als  die  meisten  anderen  Produktionsländer  und  deshalb  an  der  inter- 
nationalen Regelung  in  höherem  Grade  interessiert  sei,  sondern  auch,  weil  sie 
in  ihrer  freien  und  unabhängigen  Stellung  ganz  besonders  den  Beruf  habe,  solche 
internationale   Verabredungen  herbeizuführen.    Jede  Grossmacht    werde  lieber 


Digitized  by  Google 


Arbeit  erschut  z  ( Internat ionaler  Arbeiters«  hutz) 


135 


der  Einladung  der  Schwei/  /u  einer  Konferenz  folgen,  als  der  Aufforderung 
einer  rivalisierenden  Nation.  cW'ir  glauben  auch  nicht.»  heisst  es  am  Schlüsse 
des  Aufsatzes,  cdnss  der  Schweizerische  Mundesrai  sich  einen  Korb  holen  wurde, 
denn  die  Idee  der  internationalen  Arbciterschulzgesetzgehung  ist  von  so  grossem 
Vorteil  für  alle  Länder,  sie  ist  so  zweckmässig  und  zeitgeniäss.  dass  jede 
Regierung  hoffentlich  die  Gelegenheit  zu  deren  Verwirklic  hung  gerne  ergreifen 
wird.» 

Im  Jahre  1880  brachte  die  «Züricher  l'ost »  wiederum  eine  Anzahl  Auf- 
sätze über  den  gleichen  Gegenstand.  Jelzt  aber  wird  die  Notwendigkeit  inter- 
nationaler Vereinbarungen  mit  Ibzug  auf  den  Arbeiterschlitz  vornehmlich  mit 
Rücksicht  darauf  betont,  dass  gewisse  Fahrikantcnkrcise  zur  Zeit  eine  lebhafte 
Agitation  zu  gunsten  der  Revision  der  1877  erlassenen  eidgenössischen  Fahrik- 
geset«.cs  und  namentlich  gegen  den  durch  dasselbe  statuierten  \la\imalarb«itstag 
entfalteten.  In  einem  Aufsatz  vom  2.  Juni  des  genannten  Jahres  lesen  wir 
hierüber  unter  anderm  Folgendes  : 

iWic  sehr  wir  recht  halten,  die  Forderung  zu  stellen,  der  Bundesrat  n\&gc  die  Sache  in  die 
Hand  nehmen,  und  die  Mächte,  mit  denen  die  Schweiz  in  diplomatischen  Beziehungen  steht,  also 
etwa  die  Länder  des  Weltpostvereins,  tu  einer  Konferenz  über  dasselbe  auffordern,  zeigt  die  neueste 
Agitation  gegen  das  F  a  b  r  i  k  g  c  s  c  t  z,  Fs  klingt  fast  unglaublich  und  do«h  ist  <s  so  —  # 
gewisse  Fabrikantenkreise  betonen  die  Notwendigkeit,  das  kaum  einige  Jahre  bestehende  Gesetz  zu 
revidieren  und  speziell  einen  der  wichtigsten  Paragraphen  desselben,  den  Maximalarheilslagparagraphcn, 
zu  eliminieren.  .  .  .  Darf  die  Schweiz,  die  anderen  Ländern  in  der  Kultur,  in  freien  und  humanen 
Institutionen  voraus  sein  will,  den  Rückschritt  thun,  einen  der  besten  Paragraphen  der  Arbeits- 
gesetzgebung abzuschaffen  •  Wird  ein  solches  Vorgehen  nicht  den  Erfolg  haben,  dass  die  konkur- 
rierenden Linder  sich  nun  nicht  mehr  scheuen,  ihre  Arbeitsgesetzgebung  ebenfalls  nach  rückwärts 
zu  revidieren':  —  so  dass  schliesdich  der  schweizerischen  Industrie  die  Abänderung  nicht 
einmal  helfe  r.  wiirde!  Hier  ist  der  Punkt,  unseren  fiüheren  Vorschlag  zu  wiederholen.  Die 
Fabrikanten  sollten  die  Zeit  und  Mühe,  die  sie  auf  die  Agitation  gegen  den  £  1 1  des  Kabrikgcsetzes 
zu  verwenden  beabsichtigten,  zu  einer  Agitation  für  eine  internationale  Regelung  dieser 
Angelegenheit  verwenden  und  wenn  sie  (Limit  etwas  erreichen,  so  ist  ihnen  nicht  nur  personlich 
g«holfen,  sondern  sie  haben  sich  auch  den  Dank  ihrer  Arbeiter  verdient.  Und  es  scheint  uns  eine 
solche  Agitation  gegenwärtig  gar  nicht  so  aussichtslos  zu  sein,  als  es  manchen  dünken  möchte» 
wenigstens  wird  sie  wohl  so  viele  Chancen  haben,  als  die  Abänderung  des  Fabrikgesetzes,  die  dem 
aüergrössten  Widerstande  begegnen  muss,  und  das  aus  Gründen  der  Menschlichkeit  besonders,  mit 
vollem  Recht. 

Schliesslich  fordert  der  Verlässer  die  Arbeiter  auf,  die  Hände  nicht  in 
den  Schoss  zu  legen  und  sich  nicht  auf  eine  Verteidigung  des  Fabrikgesetzes 
zu  beschränken,  sondern  ihrerseits  beim  Hundesrate  Schritte  in  der  ange- 
gebenen Richtung  zu  thun. 

Ob  die  schweizerische  Arbeiterschaft  erst  auf  diese  Anregungen  hin  sich 
mit  der  Idee  des  internationalen  Arbeiterschutzes  zu  befassen  begannen,  ist 
nicht  leicht  festzustellen.  Jedenfalls  datiert  die  erste  bezügliche  Kundgebung 
der  schweizerischen  Arbeiterschaft  vom  27.  Juni  1880,  an  welchem  Tage  die 
in  Zürich  behufs  Stellungnahme  gegen  die  Antifabrikgeselzbewegung  versam- 
melten Vertreter  der  organisierten  Arbeiterschaft  nach  Referaten  von  Her- 
mann Greulich  und  Karl  Kautsky  eine  Resolution  lässten.  «leren  vierter 
Absatz   folgenden  Wortlaut  hat  : 

Die  organisierte  Arbeiterschaft  der  Schweiz  rklitet  ferner  an  den  Schweizerischen  Bundesrat 
das  Gesuch,  er  möge  in  Verbindung  treten  mit  den  Regierungen  anderer  industrieller  Länder,  um 
eine  internationale  Fabrikgesetzgebung  anzubahnen,  sei  es  auf  dem  Wege  einer  Kon- 
vention, wie  die  Genfer  Konvention  zur  Pflege  der  Verwundeten  im  Kriege,  sei  es  auf  dem  Wege 
eines  Vertrages,  wie  der  Weltpostvertrag. 

Dieser  Resolution  stimmte  bald  darauf  der  Schweizerische  Grütliverein 
an  seinem  in  der  ersten  Juliwoche  desselben  Jahres  abgehaltenen  (  cntralfeste, 
gemäss  Antrag  des  Fabrikinspektors  Kern,  zu  und  auch  der  Kantonsrat  von 
Graubünden  sprach  sich  auf  Veranlassung  von  Arbeitervertrctrrn  zu  Gunsten 
eines  an  den  Hundesrat  zu  richtenden  bezüglichen  Gesuches  aus. 
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IL  Die  Aktion  der  schweizerischen  Bundesbehörden.  Jedoch  waren 
•'s  nicht  die  Vorstellungen  «Irr  s<  hweizerisi hen  Arbeiterschaft,  die  den  Schwei- 
zerischen JUindesr.it  zn  Schritten  in  der  Frage  des  internationalen  Arbeiter- 
schutzes veranlassten.  Vielmehr  kam  der  Anstoss  au^  der  Mitte  des  Schwei- 
zerischen Nationalrates.  Oberst  Kntil  Frey,  der.  wie  erwähnt,  bereits  im 
Jahre  1S>(>  in  seiner  Präsidialrede  den  Nationalrat  auf  die  Idee  des  internatio- 
nalen Arbeiters«  hntzes  aurmerksam  gemacht  hatte,  stellte  am  *).  Dezember  1880 
im  Nationalrate  folgende  Motion: 

«  Der  Bundesrat  wird  eingeladen,  mit  den  hauptsächlichsten  Industriestaaten  Verhandlungen 
anzuknüpfen  behufs  Anbahnung  einer  internationalen  Fabrikgesetzgebung.» 

Am  .u>.  April  des  folgenden  Jahres  kam  die  Motion  zur  Behandlung. 
Die  Begründung  des  Antrages  lautet  nach  dem  Protokoll  der  Nationalrats- 
verhandlungen auszugsweise  folgenriermasscn  : 

Die  Anbahnung  von  l'm< -rhandlung«  n  mit  dem  Auslände  zur  Vereinbarung  übereinstimmen- 
der Fabrikgese  tze  k chtfertige  sich  sowohl  aus  sanitarischen,  als  moralischen  und  militärischen  Rück- 
sichten. Eine  verständig  gewählte  Zeiteinteilung  weide  in  geeigneter  Weise  auf  das  physische  und 
geistige  Wohl  zurückwirken.  In  dieser  Beziehung  dürfe  aber  nicht  auf  noch  erhöhte  Arbeit  hin- 
gewirkt werden,  vielmehr  erscheine  eine  zweckmässige  Verminderung  derselben  in  hohem  (irade 
erwünscht,  weil  hierin  ein  mächtiger  Vorschub  für  die  Gesundheit  »kr  Arbeiter  liege,  was  auch  dem 
militärischen  Interesse  der  Staaten  zu  gute  komme.  Im  weiteren  bringt  das  Protokoll  statistische 
Daten,  die  nach  der  Ansicht  des  Motionsstcllcrs  beweisen  sollen,  welch  schädlichen  Einfluss  die 
Fabrikarbeit  auf  die  Gesundheit  und  das  moralische  Wohlbefinden  der  Arbeiter  ausübe.  Und 
schliesslich  heisst  es  im  Protokoll:  In  solchen  Unterhandlungen,  wie  sie  die  Motion  ins  Auge  fasse, 
liege  das  einzige  Mittel,  um  der  vorhandenen  Ueberproduktion  wirksam  entgegenzutreten.  Die  gegen- 
wärtige Krise,  die  nun  schon  in  das  achte  |;ihr  andaurr.  sei  zu  einer  chronischen  geworden,  wie  die 
Ueberproduktion  ebenfalls  chronisch  geworden  sei,  weshalb  darauf  Bedacht  genommen  werden  müsse, 
eine  Verminderung  der  Produktion  und  damit  auch  eine  Verminderung  der  Armut  zu  erzielen  - 

Die  Motion  wurde  \  om  Nationalrat  erheblich  erklärt  mit  der  von  Bundesrat 
Ruchonnet  beantragten  Linst hränkung.  dass  der  Bundesrat  die  gewünschten 
v'nterhandlungen  «zu  »eei^netcni  Zeitpunkte»  anbahnen  möge. 

Trotz  der  Bedenken,  die  der  Bundesrat  offenbar  ursprünglich  dieser  An- 
regung  entgegenbrachte.  ging  er  schon  nach  wenigen  Tagen  an  die  Krkdigung 
des  ihm  zu  Teil  gewordenen  Auftrages.  Durch  C  irc  ulai  schreiben  vom  10.  Mai  1881 
wies  er  die  schweizerischen  t  iesandts«  halten  in  Berlin.  Paris,  Rom  und  Wien, 
sowie  das  schweizerische  ( o-neralkonstilat  in  London  und  das  sch  weizerische 
Konsulat  in  Brüssel  an.  Informationen  einzuziehen,  ob  bei  den  dortigen  Regie- 
rungen überhaupt  bezw.  in«  ieweit  Oeneigtheit  zu  einein  internationalen  l'eber- 
einkomine,,  betreffend  die  Arbeit  in  den  Fabriken  Hand  zu  bieten  vorhanden  sei. 

Die  von  den  Schweizerischen  Vertretern  in  den  genannten  Staaten  darauf 
eingelaufenen  Antworten  waren  jedoch  derart  entmutigend,  dass  der  Bundesrat  es 
für  angebracht  hielt,  vorderhand  keine  weiteren  Schritte  in  dieser  Angelegenheit 
zu  thun.  So  scheiterte  de,-  erste  offizielle  Versuch  zu  Ounsten  des  internatio- 
nalen Arbeiterscluti/.e*.  Allein  als  gänzlich  erfolglos  können  diese  Bemühungen 
nicht  erachtet  werden.  Die  F.rheblicherklärung  der  Motion  Frey  durch  den 
Schw  eizei  isrhen  Nationaltat  wurde  zum  Ausgangspunkt  einer  lebhaften  Agitation 
für  die  Idee  des  internationalen  Arbeiierschutz.es.  die  nunmehr  namentlich  in  den 
Kreisen  der  Arbeiterschaft  der  verschiedenen  Länder  auf  empfänglichen  und 
fruchtbaren  Boden  fiel.  Dem  energischen  Finlreten  der  Arbeiter  für  diese  Idee  ist 
es  denn  aueh  zn  verdanken,  dass  der  erneuerte  Versuch  des  Schweizerischen 
Bundesrates,  eine  internationale  Besprechung  der  Angelegenheit  herbeizuführen, 
beiden  meisten  Regierungen  der  hauptsächlichsten  Industriestaaten  «ine  durchaus 
wohlwollende  Aufnahme  fand. 

Die  zweite  Aktion  des  Bundesrates  in  der  Frage  des  internationalen 
Arbeiterscbiiizes  wiederum    auf    Veranlassung    des    Nationalrates  statt. 
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welcher  am  27.  Juni  1SSS  eine  von  den  Nationalräten  Dr.  Deeurtins  und 
Favon  am  23.  Dezember  1887  eingebrachte  Motion  erheblich  erklärte,  dahin 
lautend  : 

-  In  Erwägung,  dass  eint-  Reihe  von  Staaten  bereits  eine  Arbeitersehutzgcsetzgebung  besitzen 
oder  ansuchen,  die  von  Gesichtspunkten  ausgeht  und  Tendenzen  verfolgt,  welche  auch  diejenigen  der 
schweizerischen  Axbeitergesetzgi  bung  sind,  wird  der  Bundesrat  eingeladen,  sich  mit  jenen  Staaten  in 
Verbindung  zu  setzen,  um  durch  internationale  Verträge  oder  eine  internationale  Arbeitergesetzgebung 
hinsichtlich  des  Schutzes  minderjähriger  Personen,  der  Beschränkung  der  Krauenarbeit,  der  Sonntags- 
ruhe und  des  Normalarbeilstages  gleichartige  gesetzliche  Vorschriften  zu  erzielen.* 

Bundesrat  Dein  her.  der  im  Namen  des  Mundesrates  sieh  für  Erhcblich- 
erklarung  dieser  Motion  aussprach,  äusserte  sich  dabei  nach  dem  national- 
Tätlichen  Protokoll  dahin,  das*  bei  dem  l'mschwun^  der  Ideen,  welcher  sich 
gerade  auf  dem  Gebiete  der  socialen  Krage  in  der  neuesten  Zeit  geltend  mache, 
der  Hundesrat  die  IL. Inning  nicht  aufgehe,  das«  wenigstens  ein  Teil  des  Pro- 
gramms realisiert  werden  könne,  ja.  dass  voraussichtlich  noch  zwei  weitere  wich- 
tige von  den  Motionsstellern  nic  ht  berücksichtigte  Punkte  international  reguliert 
werden  dürften,  nämlich  das  Verhältnis  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeiter  und 
die  Krage  der  Hinrichtung  der  Kabriken  in  einer  den  Korderungen  der  Hygieine 
tensprei  henden  Weise:  hingegen  sei  allerdings  keine  Hoffnung,  mit  Bezug  auf  den 
Normalarbeitstag  etwas  zu  erlangen.  Der  Hundesrat.  führte  weiter  der  Sprecher 
aus.  gedenke  übrigens  diesmal  nicht  nur  mit  einer  allgemein  gehaltenen  Anfrage, 
sondern  mit  einem  besiimmten  und  ausführlichen  Programm  an  die  betreffenden 
Staaten  zu  treten:  man  erreiche  damit  doch  wenigstens  das.  dass  die  Krage 
neuerdings  studiert  werden  müsse  und  so  wieder  in  Kluss  komme;  immerhin 
wolle  darauf  aufmerksam  gemacht  werden,  dass.  zumal  die  Interessen  aller 
Schichten  der  Bevölkerung  hier  identisch  seien,  die  Aktion  sich  nicht  nur  von 
Regierung  zu  Regierung,  sondern  ebenso  von  Interessenkreis  zu  Interessenkreis 
machen  sollte;  hier  könne  die  Arheiterbevölkerung  sich  im  eigenen  Interesse 
beteiligen,  ohne  in  feindlichen  Gegensatz  zu  den  Arbeitgebern  zu  treten. 

Der  Hundesrat.  hezw.  das  Industriedeparlement  liess  sieh  darauf  von 
Nationalrat  Dr.  Drcurtins  ein  Memorial  über  die  Angelegenheit  ausarbeiten 
und  veröffentlichte  dasselbe  im  Februar  1SN*I  in  französischer  Sprache  unter 
dem  Titel:  «La  Queslion  de  Li  Protection  ouvriere  international»;  dasselbe  ist 
namentlich  dadurch  bemerkenswert,  dass  es  u.  a.  die  Errichtung  einer  inter- 
nationalen (.Zentralstelle  anregt,  welche  die  Berichte  über  die  Handhabung 
der  internationalen  Vereinbarung  entgegenzunehmen  und  zu  vermitteln,  die 
Knt  wicklung  der  Arhcitergeset/gebung  überhaupt  zu  studieren  und  ihre  Studien 
zu  veröffentlichen  hatte. 

Dur<  h  ein  vom  15.  März  1  SSV»  datiertes,  im  Sinne  der  oben  mitgeteilten 
Ausführungen  des  Vertreters  des  Bundesrates  anlässlich  der  Be  ratung  der  Motion 
Decurtins  und  Kav<m  im  Nationalrate  \erfasstes  Rundschreiben  an  die  Minister 
des  Auswärtigen  von  Belgien.  Dänemark.  Deutschland.  Krankreich.  Gross- 
britannien. Italien.  Luxemburg,  der  Niederlande,  von  <  »esterreic  h-Lngarn.  Por- 
tugal. Russland,  Schweden  und  Norwegen.  Spanien  lud  der  Bundesrat  die 
Regierungen  ein.  zu  einer  im  September  de  s  gleichen  Jahres  in  Bern  abzu- 
haltenden vorbereitenden  Konfe  re  nz  zur  Besprec  hung  und  Kestsetzung  der- 
jenigen Aufgaben  hinsichtlich  Arbeiterschulz,  deren  Ausführung  durch  inter- 
nationales l Vbereinko-nmen  als  wünschbar  erachtet  werden  sollten,  Delegierte 
abzusende  n.  Als  Programmpunkte  für  diese  Konferenz  schlug  der  Bundesrat 
vor:  1.  Vertuet  der  Sonntagsarbeil.  2.  Kestsetzung  eines  Minimalalters  für  die 
Zulassung  von  Kindern  in  fabrikmässigen  Betrieben.  3.  Kestsetzung  eines 
Maximalarbeitstages  für  jugendliche  Arbeiter.  -4.  Ve  rbot  der  Beschäftigung  von 
jugendlichen  und  weiblichen  Personen  in  be  sonders  gesundheitsschädlichen  und 


138 


Arbeiter>chutz  < Internat  ionah  r  Arbeiters«  hut  /  i 


gefährlichen  Betrieben,     5.  Bes«  hränkung  der  Nachtarbeit   für  jugendliche  und 

weibliche  Personen.  6.  Art  und  Weise  der  Ausführung  abfällig  abgeschlossener 

Vortrüge.     I.' edier  den  Charakter  un<l   die  Tragweite   der  Konfcrenzbesehlüssc 

äussert  sieh  das  Rundschreiben  sehr  behutsam,  wie  folgt: 

«Wenn  sich  die  Konferenz  über  diese  Punkte  oder  einzelne  derselben  geeinigt  hätte,  so  würden 
die  Resultate  den  hohen  Regierungen  als  unverbindliche  Vorschlüge  zu  unterbreiten  sein.  In  dem 
halle,  dass  der  einen  oder  anderen  der  hohen  Regierungen  nur  ein  Teil  dieser  Vorschläge  genehm 
wäre,  könnten  besondere  internationale  Uebercinkommen  betreffend  einzelne  Fragen  jew  eilen  von  den- 
jenigen Staaten  in  Aussicht  genommen  werden,  welche  hinsichtlich  deren  LiVsung  übereinstimmten. 
Die  Vereinbarungen  würden  nicht  den  Sinn  haben,  die  nationalen  Gesetze  zu  ersetzen,  sondern  die 
kontrahierenden  Teile  verpflichten,  in  ihrer  einheimischen  Gesetzgebung  gewisse  Minimalforderungen 
durchzuführen:  denjenigen  Staaten,  welche  weiter  gehen  wollten,  bliebe  dies  sellistverständlich  unbe- 
nommen, wie  denn  auch  die  Schweiz  ihre  Fabrikgesetzgebung,  welche  sich  in  den 
zwölfjahren  ihres  Bestehens  vollständig  eingelebt  hat,  nicht  abzuschwächen, 
sondern  weiter  zu  entw  ickeln  gedenkt  Für  Staaten,  deren  Gesetzgebung  jene  Minimal- 
forderungen zur  Zeit  noch  nicht  erfüllt,  wäre  wohl  bei  eventuellem  Beitritt  zu  einem  internationalen 
Uebereinkommen  eine  angemessene  Uebergangszeit  zu  stipulicren.  Die  Festsetzung  der  Staatsveraäge 
selbst  würde  späteren  Konferenzen  der  einzelnen  hierzu  geneigten  Staaten  vorbehalten  sein. 

Die  Antworten  der  Regierungen  auf  dieses  Schreiben  waren  ungleich 
günstiger  als  die  \om  Jahre  1<SS1.  In  zustimmenden  Sinne  und  ohne  Vor- 
behalt antworteten  Belgien.  Frankreich.  Luxemburg,  die  Niederlande,  Oesterreich- 
Ungarn  und  Portugal;  Grossbritannien  und  Italien  machten  einige  Vorbehalte, 
erklärten  sich  jedoch  ebenfalls  bereit,  an  der  geplanten  Konferenz  teilzunehmen: 
Kussland  lehnte  ab;  Spanien  beschränkte  sich  auf  eine  blosse  Kmpfangs- 
bestätigung  des  Rundschreibens,  wahrend  Dänemark.  Deutschland  und  Schweden- 
Norwegen  dasselbe  gar  nicht  beantworteten. 

Angesichts  dieses  Erfolges  konnte  man  nun  an  die  Vorbereitung  der  Kon- 
ferenz schreiten.  Anstatt  jedoch,  wie  ursprünglich  beabsichtigt  war.  dieselbe 
im  September  1889  abzuhalten,  entschloss  sich  der  Hundesrat  mit  Rücksicht 
auf  die  hier  nicht  weiter  zu  erörternden  politischen  Verhältnisse  die  Konferenz 
«auf  den  15.  Mai  des  folgenden  Jahres  zu  verschieben  und  verständigte  hiervon 
die  in  Betracht  kommenden  Regierungen  durc  h  Circulamote  vom  12.  Juli  1M89. 

Am  5.  Februar  1890  wurden  nun  die  vom  2S.  Januar  desselben  Jahres 
datierten  Einladungen  an  die  Regierungen  unter  Beilage  eines  vom  Bundesrate  fest- 
gestellten Knt  wurfes  eines  Diskussionsprogramms  abgesandt.  Leider  wurden  die 
so  weit  gediehenen  Vorbereitungen  der  Schweizer  Regierung  plötzlich  auf  eine 
durchaus  ungeahnte  Weise  gestört.  Am  gleichen  Tage  nämlich,  als  die  erwähnten 
Einladungen  von  Bern  abgingen,  erfuhr  die  Welt  durch  zwei  im  «Reichsanzeiger> 
publizierte  Kahinctsordres,  dass  auch  der  deutsche  Kaiser  gesonnen  sei,  sich 
der  Arbeiter  anzunehmen  behufs  Verbesserung  ihrer  Existenz  und  dass  er. 
von  der  l'cberzeugung  ausgehend,  eine  internationale  Verständigung  werde 
die  Schwierigkeiten  beseitigen,  welche  infolge  der  bestehenden  internationalen 
Konkurrenzverhältnisse  einer  nennenswerten  Besserstellung  der  Arbeiterschaft 
im  Wege  stünden,  den  Reichskanzler  angewiesen  habe,  «bei  den  Regierungen 
der  Staaten,  deren  Industrie  mit  der  deutschen  den  Weltmarkt  beherrscht,  den 
Zusammentritt  einer  Konferenz  anzuregen,  um  die  Herbeiführung  gleichmässiger 
internationaler  Regelung  der  Grenzen  für  die  Anforderung  anzustreben,  welche 
an  die  Thätigkeit  der  Arbeiter  gestellt  werden  dürfen. > 

Der  Schweizerische  Bundesrat  war  nicht  wenig  überrascht,  als  er  vom 
schweizerischen  Gesandten  in  Berlin  auf  telegraphischem  Wege  von  dem  Inhalt 
dieser  Erlasse  in  Kenntnis  gesetzt  wurde.  Obzwar  dem  Bundesrate,  wie  ein 
Bericht  desselben  sagt,  «von  vorneherein  die  Annahme  ausgeschlossen  schien, 
Deutschland  habe  uns,  obwohl  es  von  den  verschiedenen  Schritten,  die  wir  in 
dieser  Angelegenheit   bereits   gethan   hatten,   Kenntnis   haben  musste,  einfach 
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bei  Seite  .schieben  wollen,  um  seine  Aktion  an  Stelle  der  unsrigen  zu  setzen», 
so  beschloss  derselbe  doch  angesichts  dieses  immerhin  sonderbaren  Menehmens 
Deutschlands,  der  Sache  vorilerhand  ihren  Lauf  zu  lassen,  und  wies  seine  Ver- 
treter im  Auslände  an.  die  von  ihm  erlassenen  Einladungen  zu  der  Konferenz, 
sofern  dieselben  noch  nicht  überreicht  wurden,  unverweih  den  Regierungen 
zuzustellen.  Die  darauf  zwischen  der  deutsehen  Regierung  und  dem  Schwei- 
zerischen Bundesrat  gepflogenen  Verhandlungen  führten  jedoch  schliesslich  dazu, 
dass  der  letztere,  dem  es  augenscheinlich  vor  allem  um  das  Gelingen  der  Sache 
zu  thun  war,  auf  »las  Abhalten  der  geplanten  Konferenz  in  der  Schweiz  zu 
Gunsten  Deutschlands  verzichtete. 

Die  in  Herlin  im  Marz  ISMO  abgehaltene  Konferenz.  \(»n  der  unten  aus- 
führlicher die  Rede  sein  wird,  begnügt  sich  damit,  zu  Händen  der  Regierungen 
eine  Anzahl  von  Wünschen  hinsichtlich  des  Arbeiterschutzes  zum  Ausdruck  zu 
bringen:  weitere  sichtbare  Folgen  hatte  die  Konferenz  jedoch  nicht.  In  Anbe- 
tracht dieser  Sachlage  halte  der  Schweizerische  Bundesrat  in  der  Folgezeit 
noch  mehrfach  Anlass.  sich  mit  der  Frage  des  internationalen  Arbeiterschutzes 
zu  befassen. 

Schon  im  Frühjahr  1S92  wurden  von  dem  Centralverhand  der  Arbeiter 
und  Arbeiterinnen  der  Stickereiindustrie  in  St.  Gallen  und  dem  Verbände  der 
St.  Gallischen  Grülli-  und  Arbeitervereine  einerseits  und  dem  ('entralverbande  der 
Stickereiindustrie  der  Oslschweiz  und  dem  Vorarlberg  anderseits  Hingaben  an 
den  Bundesrat  gerichtet,  dahingehend,  derselbe  mochte-  mit  denjenigen  Industrie- 
staaten, in  welchen  die  Stickerei  in  grösserem  Massstabe  betrieben  wird,  insbe- 
sondere also  mit  Deutschland  und  Oesterreich  Verhandlungen  einleiten  betreuend 
die  Regelung  einzelner  Produktionsverhältnisse  durch  einen  Staatsvertrag.  Als 
Inhalt  der  Verhandlungen  mit  den  genannten  Staaten  betrachteten  die  Arbeiter 
die  Regelung  der  Arbeitszeit  und  die  Feststellung  eines  Minimal- 
lohnes, während  die  Unternehmer  die  Verhandlungen  vorläufig  auf  den  ersten 
Punkt  beschränkt  wissen  wollten.  In  den  Hingaben  beider  Parteien  wird  als 
Motiv  dieses  Vorgehens  die  Notwendigkeit  der  Verbesserung  der  schlechten 
Lohnverhältnisse  und  der  Einschränkung  der  l'eherproduktion  hingestellt.  In 
beiden  wird  die  Ansicht  vertreten,  die  Idee  des  internationalen  Arbeiterschutzes, 
für  welche  der  Schweizerische  Bundesrat  wiederholt  mit  Energie  eintrat,  liesse 
sich  eher  verwirklichen,  wenn  man  es  versuchen  würde,  zunächst  Verein- 
barungen zu  treffen  in  Bezug  auf  einzelne  Industriebranchen,  innerhalb  welcher 
die  Arbeitsverhältnisse  ziemlich  gleich  sind,  was  eben  auf  die  Stickereiindustrie 
in  erster  Linie  zutreffe. 

Der  Bundesrat  trat  diesen  Anregungen  mit  Sympathie  entgegen  und  liess 
sofort  durch  die  schweizerischen  Gesandten  in  Berlin  und  Wien  bezügliche 
Erkundigungen  einziehen,  aus  welchen  sich  jedoch,  wie  der  Bundesrat  den 
Petenten  mitteilte,  ergab,  dass  offizielle  Schritte  in  dem  von  denselben  ange- 
regten Sinne  absolut  aussichtslos  wären:  «der  Bundesrat  hat  >.  heissi  es  in  dem 
Schreiben  desselben  vom  2t).  Juli  1892,  «den  bestimmten  Hindruck  gewonnen, 
man  wolle  auswärts  weder  einem  Stickerei-Ring  Vorschuh  leisten,  noch  die 
Vorteile,  welche  die  dortige  Industrie  gegenüber  der  schweizerischen  besitzt 
oder  erstrebt,  preisgeben. 

Ein  weiterer  Schritt  in  der  Frage  des  internationalen  Arbeiterschutzes 
wurde  veranlasst  durch  einen  Bundcsbeschluss  vom  21.  Juni  1H'»5,  durch  welchen 
der  Bundesrat  eingeladen  wurde,  «die  Verhandlungen  bezüglich  einer  inter- 
nationalen Regelung  der  Arbeiterschutzfragen  wiederaufzunehmen».  Bei  Anlass 
der  jährlichen  Konferenz  der  schweizerischen  Gesandten  in  Bern  zog  der 
Bundesrat  bei  denselben  mündliche  Erkundigungen  über  die  in  Betracht  kom- 
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inenden  Verhältnisse  «in  und  gewann,  wie  »>s  im  Geschäftsbericht  des  eid- 
genössischen Industrie-  und  Land Wirtschaft» - Departement  für  das  Jahr  1895 
mitgeteilt  wird,  die  lYberzeugung.  »lass  dir  Anhandnahmc  der  Verhandlungen 
zur  Zeh  nicht  erfolgreich  sein  dürfte  Inzwischen  aher  betraute  das  genannte 
Departement  Xationalrat  Dr.  D ec u r  t  i  n s  mit  der  Ausarbeitung  einer  Uebersicht 
über  den  gegenwärtigen  Stand  der  Arbeiterschutzgesetzgebung  im 
Auslände:  diese  Arbeit  liegt  zur  Stunde  noch  nicht  vor. 

Am  1.  Juni  1S'H>  erlies«,  ihr  Bundesrat  in  Sachen  ein  Rundschreiben  an 
die  schweizerischen  Vertretungen  in  Amsterdam,  Herlin.  Brüssel,  Kopenhagen. 
London.  Madrid.  Baris,  Ruin.  Stockholm,  St.  Betersburg  und  Wien,  in  welchem 
Erkundigungen  namentlich  auch  darüber  gewünscht  wurden,  ob  bei  den  betref- 
fenden Regierungen  (öneigtheit  vorhanden  wäre  zur  Anbahnung  von  Ver- 
handlungen zum  /.wecke  der  Gründung  eines  internationalen  Bureaus 
für  Arbeiterschutz,  welche*  die  Aufgabe  hätte,  die  einschlägige  Gesetz- 
gebung und  Statistik  aller  Länder  zu  sammeln  und  herauszugeben,  jährliche 
Berichte  über  den  Fortgang  der  Socialgesetzgebung  zu  veröffentlichen  und  als 
Informationsstelle  zu  dienen. 

Den  eingegangenen  Antworten  ist  nach  den  Mitteilungen  des  Bundes- 
rate* folgendes  zu  entnehmen: 

Von  keiner  Seite  liegt  die  Erklärung  vor,  «rs  bestehe  irgendwelche  Aussicht,  dass  die  inter- 
nationale Regelung  von  .\il>«  it<  isebutzfragen  gegenwärtig  mit  Aussicht  au/  Erfolg. wieder  an  die  Hand 
genommen  werden  könnte.  Es  wird  im  Gegenteil  betont,  dass  die  Inangriffnahme  dieser  Krage  zur 
Zeit  inopportun  sei,  d.iss  rn.m  sich  nicht  duich  internationale  Abmachungen  binden  wolle  etc.  Was 
speziell  die  Errichtung  eines  internationalen  Bureaus  betrifft,  erklärt  ein  Grossstaat,  dass  er  dicsr 
Anregung  beifällig  aufnehme,  ein  kleinerer  ist  geneigt,  an  deren  Studium  sich  zu  beteiligen;  zwei 
Grossstnaten  sind  grundsätzlich  nicht  gegen  das  Projekt,  halten  aber  dafür,  der  Zeitpunkt  für  dessen 
Erörterung  sei  noch  nicht  gekommen;  die  übrigen  Staaten  sind  ihm  aus  piinzipiellen  oder  innei- 
politischen  Gründen,  oder  weil  sie  einem  internationalen  Bureau  keinen  grossen  Wert  beilegen  etc. 
abgeneigt  oder  sprechen  sich  unbestimmt  aus.» 

Der  Geschäftsbericht  des  eidgenössischen  Handels-.  Industrie-  und  Land- 
w  irischaftsdepartements  für  das  Jahr  1S(>')  kommt  w  iederum  auf  diese  Ange- 
legenheit zu  sprechen.  Es  folgt  aus  den  daselbst  enthaltenen  Mitteilungen, 
dass  <|er  Bundesrat  dieselbe  immer  im  Auge  behielt  und  es  nicht  unterliess, 
nachdem  in  einigen  aus  w  art  igen  Barlamenten  die  Errichtung  eines  internatio- 
nalen Arbeitersi  hui zamtes  zur  Sprache  kam,  die  schweizerischen  Vertreter  in 
den  betreffenden  Staaten  anzuweisen,  ihm  über  die  Stellung  der  tlortigen  Regie- 
rungen zu  dieser  l'rage  Bericht  zu  erstatten.  Die  eingelaufenen  Mitteilungen 
lauteten  nicht  gerade  ermutigend  und  so  lies*  der  Bundesrat  die  Angelegenheit 
auf  sich  beruhen.  Hiermit  fanden  die  verdienstvollen  Bemühungen  des  Schwei- 
zerischen Bundesrates  jn  Sachen  des  internationalen  Arbeilerschutzcs  ihren  vor- 
läufigen Ahschluss. 

IV.  Die  Stellungnahme  der  Arbeiterschaft.  Oben  wurde  bereits  erwähnt, 
dass  die  Vertreter  der  organisierten  Arbeiterschaft  der  Schweiz  im  Jahre  1S79 
auf  «lern  Arbeitertag«-  in  Zürich  eine  Resolution  zu  Gunsten  des  internationalen 
Arbeiterschiitzes  beschlossen  hatten  und  dass  der  Schweizerische  Grütliverein 
sich  bald  darauf  mit  derselben  solidarisch  erklärte. 

Aber  schon  im  Jahre  1 S 7 7  hat  dir-  französierte  Arbeiterschaft  auf  dem 
Kongresse  zu  L\on  sich  für  den  internationalen  Arbeiterschutz  ausgesprochen 
und  an  dir-  Regierung  die  Eorderung  gerichtet,  bezügliche  Unterhandlungen 
mit  dem  Auslände  anzuknüpfen,  Im  die  gleiche  Zeit  wie  die  Schweizerische 
Arbeiterschaft  veranstalteten  auch  die  belgischen  und  die  italienischen  Arbeiter 
Kundgebungen,  welche  einen  auf  internationalen  Verabredungen  beruhenden 
Arbeite,*«  hut z  verlangten. 


Digitized  by  GoogU^ 


Arbeitersrhutz  (Internationaler  Arbeiters»  hui  z  i  141 


Lebhafter  begann  sich  jedoch  «Ii*-  Arbeiterschaft  mit  dieser  Frage  zu 
beschäftigen,  nachdem  es  bekannt  wurde,  dass  dir  erste  Aktion  des  Schweize- 
rischen Bundesrates  zu  keinem  Resultate  geführt,  habr. 

Im  September  1883  fand  in  Zürich  ein  «  Allgemeiner  Schweizerischer 
Arbeitertag»  statt,  welcher  den  lies«  hluss  fasste  «bezüglich  der  internationalen 
Fabrikgesetzgebung  dem  Hundesrate  zu  empfehlen,  die  mit  den  Regierungen 
anderer  Industriestaaten  gepflogenen  Unterhandlungen  fortzusetzen  ».  Zu  gleicher 
Zeit  wurde  ein  Aktionskomitee  niedergesetzt,  welchen)  u.  a.  die  Aufgabe  zu- 
gewiesen wurde,  auch  in  den  Kreisen  der  auswärtigen  Arbeiterschaft  für  den 
internationalen  Arbeiterschutz  eine  rege  Agitation  zu  entfalten.  Als  Forderungen 
für  das  zu  erstrebende1  internationale  L-ebereinkommen  wurden  in  Aussicht 
genommen:  1.  ein  Maximalarbeitstag  von  8  Stunden.  2.  Verbot,  der  Fabrik- 
arbeit von  Kindern  unter  15  Jahren,  3.  Beschränkung  der  Arbeit  von  Frauen 
und  minderjährigen  Personen.  4.  Verbot  gewisser  gesundheitsschädlicher  Metriebe 
und  Fabrikationsarten. 

Die  darauf  entfalte  te  Agitation  des  schweizerischen  Komitees  hatte  zur  Folge, 
dass  in  mehreren  Staaten  die  Forderung  des  internationalen  Arbeiierschuizcs  zum 
Gegenstände  von  Kongressverhandlungen  der  gewerkschaftlich  und  politisch  orga- 
nisierten Arbeiterschaft  wurde;  ebenso  bewirkte  sie.  dass  sich  manche  Parlamente 
mit  bezüglichen  Anträgen  von  Seiten  der  Arbeitervertreter  beschäftigen  mussten. 

So  hatte,  um  nur  die  wichtigsten  Kundgebungen  dieser  Art  zu  erwähnen, 
der  nationale  Kongress  der  französischen  Soc ia  I  i s t  en  im  Jahre  1884  zu 
Roubaix  «im  Kinverständnis  mit  der  Sociahlemokratischen  Föderation  Englands» 
einen  Beschluss  gefasst  dahin  lautend:  «Ks  liegt  den  socjalisiischrn  Parteien 
aller  Länder  ob,  einen  gemeinsamen  Feldzug  zu  Gunsten  einer  internationalen 
Arbeite.schutzgesctzgehung  zu  unternehmen.  Diese  internationale  Arbeiter- 
schutzgesetzgebung  hat  sich  zu  erstrecken:  ai  auf  das  Verbot  der  Arbeit  von 
Kindern  unter  14  Jahren:  b>  auf  die  Einschränkung  der  Arbeit  von  Männern 
und  Frauen:  o  auf  tlas  Verbot  der  Nachtarbeit,  ausgenotumeu  in  gewissen, 
nach  der  modernen  Technik  zu  bestimmenden  Fällen:  <l>  auf  das  Verbot 
gewisser,  der  Gesundheit  »ler  Arbeiter  nachteiligen  Industriezweig.-  und  Produk- 
tionsmethoden; e)  auf  »lie  Festsetzung  <  ini-s  internationalen  Minimallohns  ». 
Im  daraufolgenden  Jahre  brachte  die  s  o »  i  a  I  d  e  in  o  k  r  a  t  i  s »  h  e  Fraktion  im 
deutschen  Reichstage  den  Antrag  ein:  «Der  Rej<  hstag  wolle  beschliessen, 
den  Reichskanzler  zu  ersu«  hen.  möglichst  bald  eine  Kitdadung  zu  einer  Konferenz 
an  alle,  hauptsächlich  als  Producenten  von  In»lustrie-Krzeugnissen,  in  Metracht 
kommenden  Staaten  ergehen  zu  lassen,  um  si«  h  über  die  ( irundzüge  einer  auf 
gleichen  Grundsätzen  basierten  Arbeiters»  hutzgeset zgehung  zu  \  erständigen. 
welche  für  alle  beteiligten  Staaten  als  Norm  festsetzt,  dass  1.  »lie  tägliche 
Arbeitszeit  in  allen  Metrieben  höchstens  10  Stunden  beträgt.  2.  die  Nachtarbeit 
für  alle  Betriebe  mit  Ausnahme  solcher,  wo  durch  die  Natur  des  Betriebes 
dieselbe  unumgänglich  ist.  aufgehoben  wird.  3.  die  gewerbsmässige  Beschäf- 
tigung von  Kindern  unter  14  Jahren  versagt  wird».  Gegen  Kndc  desselben 
Jahres  stellte  eine  Gruppe  französischer  A  r  be  i  t  er- V  e  rt  ret  <•  r  im  Parla- 
mente einen  ähnlichen,  aber  in  einigen  Punkten  «<  it ergehenden  Antrag.  Das 
1  ihr  188b  brachte  eine  bezügliche  Kundgebung  «Ii  s  belgischen  Socialisten- 
kongresses  und  eine  solche  einer  in  Paris  stattgehabten  internationalen 
A  r bei  t  e rkon  lere n z.  Neben  den  s.n  ialistis» hen  Arbeitern  erklärten  auch  die 
<  hristlich-so»  ialen  Arbeiter  in  Deutsc  hland.  Frankreich  und  Oesterreich  sich 
wiederholt  für  das  Postulat  des  internationalen  Arbeiters»  hutzes. 

Das  Jahr  188«»  ist  noch  insofern  von  Bedeutung,  als  es  in  der  Art  der 
am   Schweizerischen   Arbeitertag   vom  Jahre    1SM3    beschlossenen  Propaganda 
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ein«-  gewisse-  Ae-nderung  brachte,  welche  die  Wirksamkeit  derselben  bedeutend 
verstärken  musste.  Am  (e-ntralfest  des  Schweizerischen  Orütlivercins  hielt 
am  27.  Juni  des  genannten  Jahres  Prof.  Salonion  Vögelin  einen  Vortrag 
iib<-r  «  Internat ion.de  Kabrikgeset zgebung  ».  an  welchen  sich  die  von  der  Ver- 
sammlung mit  Kinstimtnigke-it  ge-lässte-  Resolution  knüpfte,  dahingehend,  das 
(.'entralkomiiee  des  Schweizerischen  ( .1  i  ütlivereins  sei  beauftragt,  namens  des 
letzteren  mit  den  Arbeiterorganisationen  anderer  Länder,  welche  sich  bereits 
über  die  hohe  Wünschharkcit  einer  internationalen  Fabrikgesetzgebung  aus- 
gesproe  hen  hat  ten,  über  gemeinsam  zu  unternehmende  Schritte  in 
V  e  r  h  a  n  d  I  u  n  g  zu  treten.  Ks  sollte  also  jetzt  nicht  mehr  der  (ledanke 
bloss  in  die  Arbeiterkreise  getragen  werden,  sondern  vielmehr  sollten  jetzt 
die  Massnahmen  lest  gestellt  w  eitlen,  die  behufs  Krreiehung  des  gesteckten 
Zieles  zu  ergreifen  wären.  Dieses  Vorhallen  des  Schweizerischen  Grütli- 
vereins  wurde  sodann  noch  bestärkt  durch  den  Bcsehluss  des  in  der  ersten 
Oktober woche  IHM 7  in  St.  (lallen  abgehaltenen  Parteitages  der  socialistischen 
Arbeiterpartei  (späteren  socialdcmokratischen  Partei)  Deutschlands,  der  auf  die 
Kinberufung  eines  internationalen  A  rb  ei t  er k ongr esses  zum  Zwecke, 
gemeinsame  Schritte  der  Arbeiter  aller  Länder  zur  Verwirklichung  einer 
internationalen  Arbeiters. hwtzg.-setzgehung  herbeizuführen,  hinzielte.  Die  Ver- 
wirklichung dieses  (ledankeus  erfolgte  jedoch  erst  zehn  Jahre  später,  und 
zwar  erst  nachdem  es  sieh  herausgestellt  hat.  dass  die  Berliner  Arbeiterschutz- 
konferenz  nur  « fromme  Wünsche  >  geäussert  hat.  um  die  sich  die  meisten 
Regierungen  nicht   weit,  r  kümmerten. 

Von  den  inzwischen  unternommenen  bezüglichen  Aktionen  der  Arbeiter- 
schaft verdient  noch  der  auf  dem  internationalen  Arbciter-Kongress  in  Paris 
im  Jahre-  1  .Htfü  gefassie  Bi-schluss.  wonach  die  Proletarier  aller  Länder  auf- 
gefordert wurden,  auf  ihre-  Regierungen  einzuwirken,  um  sie-  zur  Herbei- 
führung von  internationalen  Verträgen  im  Sinne  eles  vom  Kongresse  aufgestellten 
ArbeiteTsc  hut zprogramnis  zu  veranlasse  n.  Zugleich  wurden  die  Schweizer  Dele- 
gierten am  Kongresse  mit  Rücksicht  auf  die  vom  Schweizerischen  Mundesrat 
auf  den  September  desselbe  n  Jahres  nach  Hern  einberufene  Arbeiterschutz- 
konferenz beauftragt,  sich  im  Namen  des  Kongresses  mit  dieser  Konferenz  in 
Verbindung  zu  setzen,  um  ihr  die  (irundsätzc.  «welche  von  den  organisierten 
Arbeite  rn  und  socialist ischen  Parteie  n  Kuropas  und  Amerikas  als  unumgänglich 
ne.M wendig  für  eine  Arbeit  ersehnt zgeset  zgebung  festgestellt  worden  sind»,  mit- 
zuteilen. 

Sc  hliesslich  ist  noch  zu  bemerken,  dass  sämtlliche  folgenden  internationalen 
Arbe  itcTkongresse-  sich  mit  der  internationalen  Arbeiterschutzgesetzgebung  in 
dieser  oder  jener  Weise  be-tasst  und  dass  die  Arbeiterparteien  der  verschiedenen 
Länder  mit  wenigen  Ausnahmen  den  internationalen  Arbciterschut  z  in  ihre 
Programme  aufgenommen  haben. 

V.  Die  internationalen  Arbeiterschutzkongresse.  1.  Du:  Koni  krf.nz  in 
Bkri.in.  Dieselbe  wi-rde-  auf  Kinladung  der  deutschen  Reichsregierung  hin  vom 
15.  2-K  Marz  lNüo  in  Kerlin  abgehalten.  Zu  derselben  halten  die  Regierungen 
folgender  Staaten  Delegierte  abgesandt:  Belgien.  Dänemark,  Deutschland. 
Frankreich.  ( Irossln  iiannien,  Holland.  Italien.  Luxemburg.  Oesterreich-l'ngarn. 
Portugal.  Se-hweden-N'orwegen  und  die  Schweiz.  Die'  Dele  gation  der  letzteren 
bestand  aus  Lanelammann  K.  Hlumcr.  Schwanden,  und  Dr.  F.  Kaufmann, 
I.  Sekretär  de  s  Schweizerischen  Industriedepartementes.  denen  als  Sekretär  un«l 
l'ebe-rse  t zer  K.  Boii  jour.  Beamter  c|e-s  Depart eme-nts  des  Auswärtigen  bei- 
gegehen wurde-.  Das  Programm  ehr  Beratungen  enthielt  folgende  Punkte: 
Lehe-  Arbeit  in  e|en  Bergwerken:  2.  die  Sonntagsarbeit  ;  ,L  die  Kinderarbeit; 
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4.  dir  Arbeit  junger  Leute;  5.  «lie  Arbeit  wcibliclnr  Pers«>n«n:  b.  die  Aus- 
führung der  vereinbarten  Bestimmungen. 

Der  Schweizerische  Bundesrat  gab  seinen  Delegierten  eine  Instruktion 
mit  auf  den  Weg.  welche  hesser  als  alles  andere  zeigt,  wie  sehr  demselben 
die  Frage  der  Weiterbildung  des  Arbeitersehutzes  am  Herzen  lag  und  wie 
aufrichtig  er  »las  Zustandekommen  bezüglicher  internationaler  Verabredungen 
herbei  wünschte.  In  derselben  werden  die  Delegierten  unter  anderm  angewiesen, 
solche  Vorschlage  zu  machen  und  zu  unterstützen,  welch«"  die  Erfordernisse 
eines  ausgiebigen  Arbeiters«  hutz.es  am  wirksamsten  erfüllen  :  sie  sollten  ferner 
eine  Erklärung  abgeben,  dass  die  Schweiz  nicht  Willens  sei,  ihre  Arbeiter- 
M-hut/gesctzgebung  abzuschwächen,  dass  sie  vielmehr  wünsche,  es  sei  jedem 
Staate  freizustellen,  seine  Gesetzgebung  über  die  Grenzen  eines  internationalen 
Abkommens  hinaus  weiter  zu  entwickeln:  und  schliesslich  sollten  die  Dele- 
gierten ihr  Bedauern  darüber  aussprechen,  dass  die  Frage  der  Einführung  eines 
Maximalarbeitstages  für  alle  Arbeiterkategorien  nicht  auf  die  Tagesordnung 
der  Konferenz  gesetzt   worden  sei. 

Die  Delegierten  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  hatten  an  der 
Konferenz  einen  ziemlich  schweren  Stand.  Ihre  sämtlichen  Anträge  wurden 
abgelehnt,  und  es  blieb  ihnen  nichts  übrig,  als  sich  meistenteils  mit  denjenigen 
Deutschlands  zu  begnügen,  die  etwas  weiter  gingen,  als  die  anderer  Länder, 
Die  Beschlüsse  der  Konferenz  blieben  denn  auch  mit  einer  einzigen  Ausnahme, 
welch«  sich  auf  den  Schutz  der  jugendlichen  Personen  vom  14.— Ib.  Alters- 
jahr, für  «lie  «-in  Maximalarbeitstag  von  10  Stunden  mit  1 '/3  Stunde  Pause 
festgesetzt  wurde,  bezog.  w  «  it  unt«*r  «lein  zurück,  was  nicht  bloss  in  der 
Schweiz,  sondern  auch  in  manchen  amleren  Ländern  bereits  Gesetzeskraft 
besass.  Entgegen  dein  Antrage  der  Seh  w  «  izeri>«  In  n  Delegierten,  welch«-  ilic 
lieschlüss«-  d«r  Konb-renz  als  bindend  für  «lie  beteiligten  Staaten  erklärt  wissen 
wollten,  wurden  «lie  \  <r«'inbart«'n  Resolutionen  in  «lie  Form  v«.»n  « Wünschen  > 
gekb  idet.  welche  <hn  Kegierung«-n  einfach  zur  Kenntnis  gebra«ht  wertien 
so|lt«n.  Der  Drang  nach  <  Freiheit  »  ging  bei  «leti  meisten  Dclegh-rtcn  sogar 
«o  w«ii.  «lass  sie  ni«  ht  einmal  zu  einer  bestimmten  Erklärung  gebracht  werden 
konnten,  in  weit  her  Weis«-  un«|  von  wem  in  Zukunft  ähnliche  Konferenzen, 
«leren  Z,ustan«b*kominen  ihnen  «  w  lins«  hbar  >  ers«  Iben,  vorbereitet  und  einlx-t  ufen 
wenlen  sollten.  Die  Zukunft  hat  nun  gezeigt,  «lass  «he  Beschlüsse  «b-r  Konferenz 
im  gn»ss«-n  und  ganzen  eben  «Wünsche»  gebliehen  siiul.  untl  dass  die  auf 
«ler  Ii«-rliner  Konf«-r«-nz  vertreten«'!!  K«'gierungen  trotz  wieih'rfudten  Anfragen 
von  Seiten  des  Schweizerischen  Bundesrats  sj«-h  nicht  bewogen  fühlten,  für  «las 
Zustamb'kommen  weiterer  inwrnat ionaler  Bespr«'chung«-n  betreffen«!  Arbeiter- 
schutz «li<-  Hand  zu  biet«-n. 

2.  Di:k  Kon«,ki:ss  in  ZOkku.  Zhudich  bald  nach  Schluss  der  Berliner 
Konfer»-nz  Ix'gann  sich  der  Freund«-  des  internal  ionahn  Arbeiterschutzes  das 
(»«•fühl  zu  bemächtigen,  dass  dieselbe  w«ihl  kaum  irgend  w eb  b«-  nennensw  erten 
Resultat«  haben  «lürfte.  Als  nun  auch  einige  Jahr«-  vergingen  und  «lie  in 
Aussicht  genommene  Wh'derholung  «b-r  Konferenz  ausblieb,  ila  wurde  es  klar, 
«lass  man  zur  Fönlcrung  der  Angehgenheit  wohl  krall igerer  Mittel  bedarf,  als 
«lie.  welche  bis  jetzt   von  vers«  hiedener  Seite  zur  Anwendung  gelangten. 

Wiederum  war  <-s  «Ii«-  Schweiz,  auf  ihren  Boden  der  Anstoss  zu  neuem 
Handeln  gegeben  würfle.  Auf  der  Deb'giertenversainmlung  des  Schweizerischen 
\rbeit«-rbun«b's.  w  <•!<  h«-  18**3  in  Biel  abgehalten  wunle.  stellte  Nationalrat 
Dr.  De«  urt  ins  im  Auscbluss  an  einen  von  ihm  gehaltenen  Vortrag  über 
international«-  Arbeitcrschutzgesetzgehung  «bn  mit  grosser  Majorität  ange- 
nommenen Antrag,   «lahin   lautend:    «  D«m  Mundes\ orstande  wird   <br  Auftrag 
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erteilt,  eine  Versammlung  der  Delegiert cn  der  organisierten  Arbeiter  der  ver- 
schiedenen Lander  zur  Bespree  Illing  und  Beschlussfassung  über  die  Frage  der 
internationalen  Arbeiierschutzgesetzgebung  zu  veranstalten  ».  In  Ausführung 
dieses  Auftrages  versandte  der  Vorstand  des  Schweizerischen  Arbeiterbundes 
im  Frühjahr  1894  Einladungen  an  die  Arbeiterorganisationen  aller  Industrieländer 
zu  einem  auf  den  August  desselben  Jahn  s  in  Zürich  abzuhaltenden  internationalen 
Kongress  für  Arbeiterst  hutz.  Allein  der  Kongress  könnt«-  zunächst  nicht  ab- 
gehalten werden,  weil  die  >« icialdcm« ikrat ischen  Parteien  Deutsehlands  und 
Oesterreichs  geantwortet  hatten,  sie  könnten  an  einem  Kongresse,  an  welchem 
sich  auch  Vertreter  anderer  politischer  Parteien  beteiligen  würden,  nicht  teil- 
nehmen, weil  die  Verhandlungen  voraussichtlich  unfruchtbar  und  nutzlos  sein 
dürften.  Die  Abhaltung  des  Kongresses  wurde  daher  auf  unbestimmte  Zeit 
verschoben.  Erst  im  Frühjahr  1897  konnte  man  wieder,  und  zwar  dank  den 
unaufhörlichen  Bemühungen  des  schweizerischen  Arbeitersekretärs  Hermann 
Greulich,  an  die  Ausführung  des  (iedankens  schreiten,  diesmal  aber  mit 
Erfolg,  denn  auch  die.  socialdemokrat ischen  Parteien  aller  Länder  hatten  ihre 
Beteiligung  in  Aussicht  gestellt. 

Der  «I.  Internationale  Kongress  für  Arbeiterschutz»  fand  vom  25.  bis 
28.  August  1897  in  Zürich  statt.  Es  nahmen  an  demselben  .VU  Abgeordnete 
verschiedener  Arbeiterorganisationen  ohne  Rücksicht  auf  konfessionelle  und 
politische  Bekenntnisse  und  180  geladene  (iäste  teil.  An  den  Abstimmungen 
l>cteiligtcn  sich  bloss  die  ersteren.  so  da-s  der  Kongress.  trotz  der  Teilnahme 
von  Einzelpersonen,  als  ein  A  r be i  t  e r d e I e g  i  e  r  t  en- Kongress  betrachtet  werden- 
konnte,  wodurch  der  proletarische  Charakter  desselben,  worauf  die  meisten 
Arbeiterorganisationen  vor  allem  Gewicht  legten,  durchaus  gewahrt  blieb. 

An  den  Kongress  erschienen  Vertreter  eh  r  verschiedenartigen  Arbeiter- 
organisationen aus  Amerika,  Belgien.  Deutschland,  Frankreich.  (Irossbritannien. 
Holland.  Italien,  Oesterreich,  Lugam,  Polen,  Luxemburg.  Russland,  Spanien. 
Schweden  und  der  Schweiz.  Der  Schweizerische  Bundesrat  liess  sich  offiziell  durch 
den  eidgenössischen  Fabrikinspektor  des  I.  Inspektionskreises  Dr.  F.  Schuler 
vertreten,  auch  auf  andere-  Weis,-  bezeugte  ehr  Bundesrat  seine  Sympathie 
für  die  Bestrebungen  des  Kongresses,  indem  er  demselben  zur  Deckung  der 
Unkosten  einen  Beitrag  von  400(1  Fr.  zukommen  liess.  Neben  de  in  Bundesrat 
hallen  auch  die  Regierungen  der  Kantone-  Zürich.  Bern.  Luzern.  Glarus,  Zug. 
Fribourg.  Basel-Stadt.  St.  Gallen,  Aargau.  Tessin  und  Neuchätel  und  der 
Stadtrat  von  Zürich  an  den  Kongress  Vertreter  abgesandt. 

Die  Tagesordnung  umlasste  folgende  Fragen,  für  welche  ch-m  Wunsehe 
der  auswärtigen  Arbeiterorganisationen  gemäss  von  vorne  herein  schweizerische 
Referenten  bestellt  wurden:  1.  Sonntagsarbeit  (Prof.  Dr.  J.  B  e  e  k  -  Freiburg 
im  Redakteur  P.  Brand-St.  Gallen»:  2.  Arbeit  der  Kinder  und  jungen 
Leute  (Dr.  med.  F.  Gehrig -Bern  und  Adjunkt  des  schweizerischen  Arbeiter- 
sekretärs G.  R  e  i  m  a  n  n  -  Bi'-I  i :  Arbeit  der  Frauen  (Adjunkt  des  schweizi- 
rischen Arbc-itersekrc-tärs  Jean  Sigg-Genf  und  Margarete  G  reul  i  eh  -  Zürich) ; 
4.  Arbeit  erwachsener  Männer  (Otto  Lang- Zürich  und  Dr.  Tb.  Sourbek- 
Bern);  5.  Nachtarbeit  und  Arbeit  in  gesundheitsgefährlirhen  Betrieben  (Prof. 
Dr.  F.  Er i  sma  n  n  -Zürich  und  L.  II  t<ri  t  i  e  r  -  Lausanne c  ü.  Mittel  und  Wege  zur 
Verwirklichung  de  s  Arbeiterschutzes  (Nationalrat  Dr.  C.  I)  e  c u  r  t  i  n  s  -  Truns 
und  Nationalrat  Th.  Curti-Si.  Gallen). 

Trotzdem  an  dem  Kongress  die  verschiedenartigsten  socialpolitischen  und 
konfessionellen  Richtungen  vertreten  waren,  sehwebte  über  demselben,  wie 
Wilhelm  Liebkne  cht  am  Schluss  der  Kongressverhanilhingen  sagte,  so  eine 
Art  Gottesfriede.    Sämtliche  Teilnehmer  waren  vom  Bewusstsein  durchdrungen. 
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dass  der  \rbciiersi  hutz  ein  (iebiet  sei.  wo  die  \  cim  hieden«  n  Arbeiterorgani- 
sationen, mögen  sie  sich  im  p< >lil ischen  Leben  n,.(  h  so  sehr  bekämpfen,  ein  Slück 
zusammenarbeiten  können.  Dir  lies,  liliissc.  die  /um  allergrösstcn  Teil  mit  Fin- 
sttmmigkeit.  sonst  alter  mit  grosser  Majorität  gefasst  wurden,  können  daher 
als  der  <  iesamtausdruck  der  auf  die  Ausgestaltung  des  Arbeil ersr  hui  '/<■*  ge- 
richteten W  lins*  he  der  Arbeiters!  halt  aller  Industrieländer  betrachtet  werden: 
andererseits  zeigen  sie  aber  auch,  dass  die  Arbeiters«  hall  samt  Iii  her  Partei- 
richtungen  nicht  bloss  von  der  Notwendigkeit  eines  weitgehenden  Schutzes, 
uberzeugt  ist.  sondern  dass  sie  auch  «Ii*-  einheitlii  he  Dutt  'hführung  desselben 
in  alb-n  Staaten  durchaus  als  möglich  erachtet. 

Wichtigere  Differenzen  ergaben  sich  bloss  in  Bezug  auf  die  Sonntagsruhe, 
die  Arbeit  der  Kinder  und  die  der  Frauen.  W  as  den  ersten  Punk!  anbelangt, 
sn  verlangten  die  englischen  Delegierten  im  (iegeusal  zc  zu  ilen  kontinentalen, 
welche  letzleren  den  Sonntag  als  einen  Ruhetag  erklärt  wissen  wollten,  dass 
es  jeder  Nation  freigestellt  werden  möge,  ihren  wöchentlichen  Ruhetag  selber  zu 
bestimmen:  sie  motivierten  ihr  Bekehren  damit,  dass  die  Sonntagsruhe,  wie  man 
sie  in  England  sc  hon  langst  und  /war  aus  rein  religiösen  <  irimden  beobachtet, 
durchaus  nichi  geeignet  erscheine,  den  Anforderungen,  welche  die  Arbeiter- 
schaft an  einen  Ruhetag  sieben  müs>r,  zu  geniigen,  indem  gerade  am  Sonnlay 
alle  Bildungs-  und  Kunstinstitule  geschlossen,  alle  Verkehrsmittel,  die  den 
Arbeiter  aus  der  ungesunden  Luft  der  (Irossstadt  für  ein  Paar  Stunden  in  die 
freie  Natur  bringen  könnten.  ;hivmt  (iebraueh  gestellt  werden  u.  s.  w.  Der 
K»'iieres>  bes<  blos>  jedoch  mit  allen  Stimmen  gegen  die  der  Lngländer,  an 
der  Sont  ausruhe  festzuhalten,  unter  welcher  er  eine  ununterbrochene  Ruhe- 
zeit v<-n   mindestens  Ab  Stunden  verstanden  wissen  wölbe. 

Hinsichtlieh  der  Arbeit  der  Kinder  bestand  du-  Differenz  einerseiis  darin, 
das-  von  Seiten  der  radikalereu  Kb-menle  das  Verbot  der  Arbeit  der  Kinder 
unter  1  <»  Jahren,  wahrend  die  anderen  ein  geringeres  Minimalaller  verlangten. 
Andererseits  wüns<  Inen  die  ( 'hristlieh-socialen.  dass  die  bezüglichen  Scbulz- 
bestimmungen  nichi  auf  die  Landwirtschaft  ausgedehnt  würden,  was  von 
anderer  Seite  entschieden  bekämpft  wurde.  Schliesslich  wurde  ,eine  Resolution 
angenommen,  nach  w  elcher  Kindern  unter  I  5  Jahren  jede  Lohner w erbst häl  igkeii 
zu  verbieten  und  iugendli<  heu  Personen  von  1  r>  Ins  IN  Jahren  nicht  mehr  als 
acht  Stunden  im  Tage  zu  arbeiten,  mit  einer  1  1  --tündigen  Paus.-  nach  vier 
Stunden  ununterbrochener  Arbeit,  zu  gestatten  sei. 

Die  yrössfen  Meinungsverschiedenheiten  er^ab  die  Krage  d>r  Frauen- 
arbeit und  zwar  hauptsächlich  deshalb,  weil  hier  der  l'nterschied  in  der  all- 
gemeinen Lebensauffassung  der  \  ei  s<  hi<  <b  nen  Parteirichiungen  am  lebhaftesten 
zum  Ausdruck  gelangen  konnte.  Die  ('hristlieh-socialen  verlangten  den  gänz- 
lichen Ausschluss  der  Frau  aus  der  Fabrik,  den  |{i  r»\vfikcn  und  Si einbrüi  heil, 
indem  sie  die  l'eberzeugung  zum  Ausdruck  brachlen.  die  Frau  gehöre  ins  Haus 
und  müsse  jn  erster  Linie  Frau  und  Mutter  bleiben.  Dagegen  protestierten  vor 
allem  die  Sociahlemokrat  eil.  welche  die  sociale  Ulld  politische  (ileichslelluilg 
der  (lesi  hle<  hter  anstreben  und  in  der  ökonomischen  Fmancipal  ioit  der  Frau 
das  beste  Mittel  zur  Krreichung  dieses  Zieles  sehen:  deiniomäss  ging  ihr  Be- 
streben dahin,  für  Frauen  einen  der  schwächeren  physischen  Konstitution  der- 
selben möglichst  angepassten  höheren  Schutz  zu  erlangen.  In  diesem  Sinne 
besrhloss  denn  auch  der  Kongress.  für  Krauen  in  allerhand  Arbeitsstätten  einen 
Maxmialarbeitslag  v>-n  acht  Stunden  im  Tage  und  41  Stunden  in  der  Woche 
zu  lordern.  Im  ferneren  wurden  noch  Resolutionen  gei'asst  bet reifend  Verbot 
der  Nachtarbeit.  Schul/  der  Arbeiter  in  gesundheitschädlichen  Betrieben, 
Maxinialarbeiistag    »der    Achtstundentag    ab    allmählich    anzustrebendes  Ziel). 

in 


Digitized  by  Google 


14(»  Arheiterschulz  (Internationaler  Arbeiterschutz) 


( iewcrbejnspektion.  Koalitionsrecht.  Krrichtung  <  incs  internationalen  Arln  ittr- 
sehutzamtcs. 

Schliesslich  lux  bloss  der  Kongress,  ein  Komitee  mit  dem  Sitz«-  in  Zürich 
einzusetzen,  welches  als  Centraistelle  für  dir  Förderung  der  internationalen 
Arbeiterschutzges.tzgebung  zu  dienen  und  künftige  Kongress«-  vorzubereiten 
hätte.  Das  Komiirr  wurde  zusammengesetzt  aus  dem  Bureau  des  Kongresses 
(Präsident  Advokat  Heinrich  Schcrrer-St.  Gallen}  und  Rcgicrungsrat  Th. 
Curti-St.  Gallen  und  dem  schweizerischen  Arheitersekretär  Hermann 
Greulic  h -Zürich. 

An  den  Schwe  izerische  n  Hundesrat  richtete  der  Kongress  folgendes  Gesuch : 
-  Der  internationale  Kongress  für  Arbeiterschutz  spricht  seine  Anerkennung  aus  für  die 
wiederholten  Bemühungen  des  Schweizerischen  Bundesrates  um  das  Zustandekommen  einer  inter- 
nationalen ArbvitcrschuUgewtzgebung;  er  spricht  den  Wunsch  aus,  es  möchten  diese  Bestrebungen 
mit  allem  Nachdruck  in  nächster  Zeit  wieder  aufgenommen  werden  und  es  möge  der  hohe  Bundesrat 
eine  Einladung  zur  Bildung  eines  ArbciterschuU.nni.es  an  die  verschiedenen  Regierungen  erlassen, 
und  er  ladet  sein  Bureau  ein.  diese  Wünsche  dem  hohen  Bundesrat  in  geziemender  Hingabe  zur 
Kenntnis  zu  bringen.» 

Dkr  Ko.m.kkns  in  BijCsskl.  Gerade  einen  Monat  nach  Schltiss  des 
Züricher  Arheitcrschutzkongresscs  tagte  in  Brüssel  eine  Versammlung"  von  Ge- 
lehrten. Socialpolitikern  und  Industriellen  aus  Belgien.  Deutschland.  Frankreich, 
Grossbritannien,  den  Niederlanden,  t  »esterreich,  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  und  einigen  anderen  Landern,  zusamiurnherul'en  von  einem  bel- 
gischen  Komitee  hehufs  Krörterung  von  Kragen  hetretTeml  den  gesetzlichen 
\rl»eitersf  hutz.  W  aruni  die  betreuenden  Herren  nicht  am  Züric  her  Kongress 
teilgenommen  hatten,  sondern  es  vielmehr  vorzogen,  zu  einem  besonderen  Kon- 
gress zusammenzutreten,  ist  nicht  ganz  klar.  Die  von  dem  erwähnten  Komitee 
im  Februar  LS*)  7  erlassene  Linladung  war  an  eine  Anzahl  Nalionalökonomen, 
sowie  an  die  Industriellen  und  Arbeiter  aller  Länder  gerichtet,  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  die  bet redenden  Personen  oder  Gruppen  Befürworter  oder  Gegner 
des  Arbeiters«  hutze-  seien.  Infolge  dieses  L  instandes  hatte  der  Kongress  ein 
eigenartiges  Gepräge  angenommen,  indem  neben  den  deutschen,  österreichischen 
und  französischen  Kat  heelersocialist  «-n.  den  belgischen  katholischen  Soi  ialrefor- 
mern  auch  belgische  und  französische  Verteidiger  des  «laissrr  faire,  laisscr 
aller  -  Princips»  sassen  (die  Arbeitersc  hall  hielt  sic  h  vom  Kongress  \ollsiandig 
fern»,  und  die  ganze  Diskussion  sich  hauptsächlich  um  die  Frage  drehte,  oh 
ein  gesetzlicher  Arbeiterschutz  überhaupt  notwendig  und  wünschenswert  sei. 
Welche  Meinung  am  Kongresse  die  Majorität  für  sich  hatte,  ist  jedoc  h  nicht 
leicht  festzustellen,  da  an  demselben  kein«'  Beschlüsse«  gefasst  wurden.  Line 
Anzahl  Teilnehmer,  die  mit  dem  Ausgange-  des  Kongresses  nicht  zufrieden 
waren,  versammelte  sich  sofort  nach  Schltiss  desselben  am  .?().  September, 
und  beschloss,  ein  Komitee  einzusetzen  mit  der  Aufgabe,  baldmöglichst  einen 
neuen  Kongress  einzuberufen,  welcher  namentlich  sich  mit  der  Frage  der 
Krrichtung  eines  internationalen  Arbeiters«  hutzamtes  zu  belassen  hätte. 

4.  Dkr  KoNtiREss  in  Paris.  D«  t  internationale  Arbeitcrschutzkongress, 
der  vom  2ä.  bis  2'.'.  Juli  I*MH)  in  Paris  abgehalten  wurde,  war  das  Produkt 
der  Bemühungen  der  \ rbeitrrschu! /freunde,  die  der  Brüsseler  Kongress  ent- 
täuscht hatte.  Im  l  literschied  zu  jenem  Kongresse  umfasste  dieser  aus- 
schliesslich Befürworter  des  Vrbeiterschutzes.  wobei  allerdings  nicht  ausser 
acht  zu  lassen  ist.  dass  die  organisierte  Arbeiterschaft  nur  spärlic  h  vertreten  war. 

Die  Sc  hweiz  war  durc  h  eine  ansehnliche  Anzahl  von  Teilnehmern  vertreten; 
auch  die  «Schweizerische  Vereinigung  zur  Forderung  des  internationale  n  Arbeiter- 
srhut/.es»  sandte  eine  Abordnung,  bestehend  aus  den  Nationalräten  Favon- 
Genf  und  Th.  Curti-St.  Gallen   und  Professor  Dr.  N.  Reichesberg- Bern,  ah. 
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Da  aber  aueh  der  Pariser  Kongress  in  Bezug  auf  die  daselbst  diskutierten 
Fragen  der  Arbeiterschutzgesetzgebung  keine  Resolutionen  fasste,  so  lässt  sich 
nicht  sagen,  welche  gesetzlichen  Bestimmungen  der  Kongress  als  Ganzes  für 
wünschenswert  erachtete. 

Immerhin  lag  der  Schwerpunkt  des  Kongresses  von  vorneherein  auf 
anderem  (iebietc.  Punkt  4  der  Tagesordnung  des  Kongresses  lautete  nämlich: 
«  Internationale  Vereinigung  für  den  gesetzlichen  Arbeiterschutz;  über  den  Nutzen 
einer  solchen  Vereinigung  und  ihre  Aufgaben».  Die  ganze  Aufmerksamkeit  des 
Kongresses  war  denn  auch  auf  diese  Frage  gelenkt  und  der  Kongress  kann  in 
der  Tbat  für  sich  das  Verdienst  in  Anspruch  nehmen,  diese  Frage  im  Allge- 
meinen befriedigend  gelost  zu  haben,  wodurch  er  sich  unbestreitbar  einen 
F.hrenplatz  in  der  Geschichte  des  internationalen  Arbeiterschutzes  gesichert  hat. 

VI.  Internationale  Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiterschutz.  Inter- 
nationales Arbeitsamt.  Auf  dem  internationalen  Arbeiterschutzkongresse  zu 
Paris  wurde  mit  Kinstimmigkeit  beschlossen,  eine  internationale  Vereinigung 
für  gesetzlichen  Arbeiterschlitz  ins  Leben  zu  rufen,  hin  Statutenentwurf  dieser 
Vereinigung,  von  dem  in  Krüssel  eingesetzten  Komitee  ausgearbeitet,  wurde 
dem  Kongresse  unterbreitet  und  nach  Bereinigung  durch  eine  vom  Kongresse 
eingesetzte  Kommission  und  gewissen  von  einigen  Kongressteilnehmern  ge- 
machten Vorbehalten  angenommen. 

Nach  diesen  Statuten  hat  die  Vereinigung  den  Zweck: 

i.  Ein  Bindeglied  zu  sein  für  alle,  die  in  den  verschiedenen  Industrieländern  die  Arbeiter- 
schuugesetzgebung  als  Notwendigkeit  betrachten.  II.  Ein  internationales  Arbeitsamt  zu  errichten, 
mit  der  Aufgabe,  eine  periodische  Sammlung  der  Arheiterschutzgesetze  aller  Länder  in  französischer, 
deutscher  und  englischer  Sprache  herauszugeben  oder  einer  solchen  Veröffentlichung  seine  Mithülfe 
zu  leisten.  III.  Das  Studium  der  Arbeitergesetzgebung  der  verschiedenen  Länder  zu  erleichtern  und 
besonders  den  Mitgliedern  der  Vereinigung  über  die  in  Kraft  stehenden  Gesetze  und  deren  Anwendung 
in  den  verschiedenen  Landein  Auskunft  zu  geben.  IV.  Durch  Ausarbeitung  von  Denkschriften  oder  auf 
,ii-.dere  Weise  das  Studium  der  Frage  zu  fördern,  wie  die  verschiedenen  Arbeiterschutzgesetzgebungen  in 
Uebereinstimmung  gebracht  werden  können  und  wie  eine  internationale  Arbeiterstatistik  einzurichten 
i-t.     V.  Die  Einberufung  internationaler  Arbeitcischutzkongresse. 

Die  Vereinigung  setzt  sich  zusammen  aus  den  Landessektionen,  welche 
einen  Minimalbeitrag  von  Fr.  1000  zu  leisten  haben,  und  allen  Personen  und 
Vereinen,  die  den  /.weck  der  Vereinigung  anerkennen,  und  einen  Jahresbeitrag 
\<>n  Fr.  10  zahlen.  Die  Leitung  liegt  in  den  Händen  eines  Komitees,  welches 
aus  Mitgliedern  der  verschiedenen  Staaten,  die  zur  Vertretung  berechtigt  sind, 
besteht:  die  Maximalzahl  der  Kotniteemitglieder  eines  jeden  Staates  beträgt 
zehn.  Die  Vereinigung  hat  ihren  Sitz  in  der  Schweiz.  Zum  Präsidenten  der- 
selben ist  Advokat  Heinrich  Scherrer-St.  Gallen  gewählt  worden. 

Was  nun  das  internationale  Arbeitsamt  anbelangt,  so  ist  die  Krrichtung 
eines  solchen,  wie  erwähnt,  bereits  von  Nationalrat  Dr.  Decurt  ins  in  seinem  im 
Jahre  1SS°  gemäss  Auftrag  des  Schweizerischen  Kundesrates  ausgearbeiteten 
Memorial  über  die  Arbeiters<  hutzgesetzgelmng  angeregt  worden.  Der  Schwei- 
zerische Bundesrat  ermangelte  denn  auch  nicht,  diese  Frage  auf  der  Konferenz 
zu  Berlin  zur  Sprache  bringen  zu  lassen,  allerdings  ohne  irgend  welchen  Krfolg 
zu  erzielen.  Kurz  darauf  trat  für  die  Forderung  der  Krrichtung  eines  inter- 
nationalen Arbeitsamtes  Nationalr.it  Th.  Curti  ein.  dessen  unausgesetzten 
Bemühungen  es  zu  verdanken  ist,  dass  die  weite  ( )elVentli»  hkeii  sich  mit 
dieser  Forderung  zu  beschäftigen  begann.  Auch  der  Züricher  Kongress  nahm 
gemäss  Antrag  Curtis  eine  Resolution  an,  durch  welche  die  Krrichtung  eines 
internationalen  Amtes  gefordert  wurde.  In  der  Folgezeit  wurden  entsprechende 
Anregungen  in  veschiedenen  Parlamenten  gemacht.  Allein  bis  zu  «lern  Pariser 
Kongresse  konnte  man  von  einein  eigentlichen  Krfolg  nicht  sprechen. 
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Der  Pariser  Kongrcss,  der  nun  die  Errichtung  eines  solchen  Amtes  beschloß, 
welches  sich  allerdings  von  dem  früher  angestrebten  dadurch  unterscheide1, 
dass  es  kein  offizielles,  sondern  ein  rein  privates  Institut  ist.  wies  deni-'-lb-  u 
ähnliche  Aufgaben  zu,  wie  sie  von  Nationalrat  Th.  Curti  seiner  Zeit  auf  dem 
Züricher  Kongress  formuliert,  wurden.  Die  periodischen  Sammlungen,  die  d.i> 
Amt  zu  veranstalten  haben  wird,  sollen  enthalten:  a)  den  Wortlaut  "»ih  r  Haupt- 
inhalt aller  in  Kraft  stehenden  Gesetze,  Verordnungen.  Beschlüsse  oder  Erlasse, 
betreffend  den  Arbeilersehut/  im  Allgemeinen,  namentlich  derjenigen  üIi-t 
Frauen-  und  Kinderarbeit,  über  die  Einschränkung  der  Arbeitszeit  crw.n  liM  iifi 
mannlicher  Arbeiter,  über  Sonntagsruhe,  periodische  Ruhezeiten  und  über  i:«-- 
fährliche  Gewerbe;  h)  eine  geschichtliche  Darstellung  dieser  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen: c)  den  Hauptinhalt  der  amtlichen  Berichte  um!  Schriftstücke  über 
die  Auslegung  und  Vollziehung  dieser  Gesetze.  Verordnungen,  Besc  hlüs». 
oder  Erlasse. 

Das  internationale  Arbeitsamt  wurde  am  l.  Mai  1  (*0 1  in  Basel  erotfnet 
und  zum  Vorsteher  desselben  provisorisch  Dr.  St.  Bauer,  Professor  an  der  Uni- 
versität in  Basel  gewählt.  Die  Regierung  des  Kantons  Basel-Stadt  stellte  dein 
Amte  die  nötigen,  mit  entsprechendem  Mobiliar  ausgestatteten  Lokalitäten 
unentgeltlich  zur  Verfügung.  Der  Schweizerische  Bundesrat  gewahrte  der  Inter- 
nationalen Vereinigung  für  den  gesetzlichen  Arbeitersehutz  eine  jahrliche  Sub- 
vention von  Kr.  8000,  die  ausschliesslich  für  das  Amt  zu  verwenden  ist  :  aber 
auch  noch  auf  eine  andere  Weise  leistete  der  Bundesrat  dem  Amte  that  kraft  ig- 
Unterstützung,  indem  er  durch  Cirkularschrcihcn  vom  21.  Mai  1**01  die  schwei- 
zerischen  Gesandtschaften  und  Konsulate  anwies,  alle  auf  den  Arbeitersehutz 
Bezug  habenden  Gesetze,  Verordnungen,  Berichte  etc.  zu  sammeln  und  dem 
Amte  periodisch  zuzustellen. 

Am  27.  und  28.  September  1*)01  tagte  in  Basel  die  konstituierende  Ver- 
sammlung der  Internationalen  Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeitersehutz.  Die 
inzwischen  ins  Leben  gerufenen  Nationalsektionen  der  Vereinigung,  und  zw.u 
diejenigen  Belgiens.  Deutschlands,  Frankreichs.  Hollands.  Italiens,  Oesterreich«.. 
Ungarns  und  der  Schweiz,  waren,  mit  Ausnahme  derjenigen  Ungarns,  an  dieser 
Versammlung  durch  Delegierte  vertreten.  Die  Delegierten-Versammlung,  welche 
gemäss  Statuten  den  leitenden  Ausschuss  der  Vereinigung  darstellt,  genehmigte 
nun  die  Satzungen  der  Nationalsektionen,  bestätigte  die  Wahl  des  Präsidenten  und 
des  Direktors  des  Arbeitsamtes,  wählte  ausserdem  den  Vuepräsidenten  i  Regie- 
rungsrat Th.  Curti.  St.  Gallen)  und  den  Kassier  ( Direktor  W.  S  pe  i  s  e  r.  Basel  i 
und  stellte  für  das  Arbeitsamt  ein  Arbeitsprogramm  für  die  nächste  Zeit  fest. 

Was  das  letztere  anbelangt,  so  musste  man  sich,  angesichts  der  ver- 
hältnismässig knapp  zugemessenen  Mittel,  nur  auf  wenige  Aulgaben  beschränken. 
Demgemäss  musste  namentlich  die  Herausgabe  der  Sammlung  von  Gesetzen 
der  verschiedenen  Staaten,  betreffend  den  Arbeiterschutz,  auf  einen  günstigeren 
Zeitpunkt  verschoben  werden.  Hingegen  ist  das  Arbeitsamt  beauftragt  worden, 
ein  Bulletin  herauszugeben,  welches  die  folgenden  Materien  behandeln  soll: 
a)  in  der  Nummer  1  die  Titel  und  Gegenstände  der  Arbeitersc  hut/geset /«•  aller 
Länder,  mit  Hinweis  auf  die  Quellen,  wo  die  vollständigen  Texte  zu  finden 
sind:  bj  Inhaltsangaben  der  parlamentarischen  Arbeiten  der  verschiedenen 
Länder  in  Bezug  auf  den  Arbeitersehutz;  ci  die  Beschlüsse  der  in  Betracht 
kommenden  nationalen  und  internationalen  Kongresse:  d)  nach  Massgabe  der 
verfügbaren  Mittel  die  Texte  oder  Auszüge  aus  den  neuen  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen in  Bezug  auf  den  Arbeitersehutz  ;  ei  eine  Bibliographie  der  offiziellen 
und  jener  privaten  Publikationen,  welche  quellenmässigen  Charakter  haben, 
mit  Hinweis  auf  Titel.  Umfang  und  Erscheinungsort. 
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Ausserdem  wird  das  Arbeitsamt  vergleichende  Untersuchungen  hetreffend 
die  Nachtarbeit  der  Frauen  in  der  Industrie  der  verschiedenen  Länder, 
wie  solche  über  die  Reglementierung  der  gesundheitsgefährlichen  In- 
dustrien anzustellen  haben.  Auf  Antrag  der  österreichischen  Sektion  ist  das 
Arbeitsamt  auch  mit  der  Ausarbeitung  eines  einheitlichen  Schemas  für  die 
l  n  t  a  1 1  s  t  at  i  s  t  i  k  in  den  verschiedenen  Ländern  betraut  worden. 

VI.  Schweizerische  Vereinigung  zur  Förderung  des  internationalen 
Arbeiterschutzes.  Dieselbe  wurde  am  27.  Juni  1900  in  Hern  ins  Leben 
•j<  rufen,  und  zwar  mit  Rücksicht  auf  den  Ende  Juli  desselben  Jahres  stattfin- 
denden  internationalen  Arbeiterschutzkongress  in  Paris,  an  welchem  die  Er- 
richtung eines  internationalen  Arbeitsamtes  beschlossen  werden  sollte.  Am 
K>.  Juli  wurden  in  einer  öffentlichen  Versammlung  die  Statuten  genehmigt, 
nach  welchen  die  Vereingung  den  Zweck  hat,  den  Gedanken  des  inter- 
nationalen Arbeiterschutzes  in  weitere  Kreise  zu  tragen  und  sein«-  Ver- 
wirklichung zu  fordern;  diese  Aufgaben  sucht  die  Vereinigung  zu  erfüllen 
durch  Wort  und  Schrift,  durch  Wranstaltung  von  Versammlungen  und  Vor- 
trägen, durch  Sammlung  und  Nutzbarmachung  der  einschlägigen  Drucksachen, 
sowie  durch  geeignete  Publikationen,  Eingaben  an  Landesbehörden  u.  drgl.; 
»Ii*-  Vereinigung  behält  sich  vor,  an  internationalen  Veranstaltungen  zu  Gunsten 
der  Weiterbildung  des  Arbeiterschutzes  teilzunehmen,  insbesondere  internatio- 
nalen Vereinigungen,  welche  die  gleichen  Zwecke  verfolgen,  beizutreten;  Mit- 
glieder «1er  Vereinigung  sind  Schweizer  oder  Ausländer  ohne  Unterschied  des 
Geschlechts,  sowie  Personcnverhände,  welche  die  Zwecke  der  Vereinigung 
anerkennen  und  sich  verpflichten,  einen  Jahresbeitrag  von  Kr.  5.  —  an  die  Kosten 
der  Vereinigung  zu  zahlen;  Personenverbändc  haben  je  eine  Stimme;  die  Ver- 
einigung wird  von  einem  Vorort  geleitet,  der  auf  der  alljährlich  abzuhaltenden 
Generalversammlung  bezeichnet  wird:  die  Mitglieder  des  Vorstandes  —  Prä- 
sident, Vice- Präsident,  Sekretär-Kassier  und  zwei  Beisitzer  —  werden  vom 
Vorort  gewählt;  in  jeder  Ortschaft,  welche  eine  Anzahl  Mitglieder  der  Ver- 
einigung aufweist,  wird  ein  Vertrauensmann  gewählt,  mit  dem  sich  «1er  Vor- 
stand in  Verbindung  setzt. 

An  der  erwähnten  Versammlung  wurde  auch  der  Vorstand  bestellt  und 
«tie  oben  genannten  Delegierten  für  den  Pariser  Kongress  bezeichnet.  Durch 
heschluss  der  ersten  Generalversammlung  vom  18.  Dezember  erklärte  dann 
die  Schweizerische  Vereinigung  ihren  Beitritt  zur  Internationalen  Vereinigung 
für  gesetzlichen  Arbeiterschutz.  Zum  Vorort  wurde  Bern  bestimmt  und  der 
Vorstand  bestätigt.  Dem  Gesuche  des  Vorstandes  gemäss  bewilligte  der  Schwei- 
zerische Bundesrat  der  Vereinigung  eine  Jahressubvention  von  Fr.  1000. 

Auf  Ende  des  ersten  Vereinsjahres  (vom  I.Juli  1900  bis  30.  Juni  1901) 
zählte  die  Schweizerische  Vereinigung  als  Mitglieder:  12  Kantonsregierungen, 
19  Kommunalverwaltungen.  1  7  Vereine,  12  Fabrikfirmen  und  178  Einzelpersonen; 
zusammen  238  Mitglieder,  verteilt  auf  21  Kantone,  unter  welchen  Bern  mit 
72  Mitgliedern  an  der  Spitze  steht. 

Die  Vereinigung  giebt  « Schriften  >  heraus,  die  in  zwanglosen  Heften 
erscheinen.  Bis  jetzt  liegen  drei  Hefte  vor;  das  erste  enthält  eine  Arbeit 
vom  Präsidenten  der  Vereinigung.  alt-Bundesrat  E.Frey:  c  Zur  Geschichte  der 
ld«-e  «ies  internationalen  Arbeiterschutzes»;  das  zweite  eine  solche  von  Pro- 
fessor Dr.  N".  Reichesberg:  «Der  internationale  Arbeiterschutz-Kongress  in 
Paris >;  das  dritte  einen  Vortrag  von  Professor  Dr.  St.  Bauer:  «Die  Aufgaben 
des  Internationalen  Arbeitsamtes». 

VIII.  hitteratur.  S.  Vögelin,  Die  international*  Fabrikgesetzgebung,  (Thür  1886.  — 
K.  Bücher,  Zur  Geschichte  der  .  internationalen  Fabrikgesetzgebung*;  „ /deutsche  Horte", 
VII l.  Jahrgang  i.StiS.  —  G.  Adler,   Der  internationale  Schutt  der  Arbeiter;   „Annalen  des. 
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Deutschen  Reiches  füe  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Statistik" :  iSHS.  -  Numa  Droz.  Ist 
Icgislation  internationale  du  travail ;  „Ribliothiaue  universelle  et  Re-.  ue  Suisse".  .  W/7  >  ann-r. 

-  Geschäftsberichte  des  eidgen.  Industeiedepartement'!  seit  /.SA/.  —  Bericht  des  Bundes- 
rates an  die  Bundesversammlung,  bt-tr.  du-  lettre  internationaler  Regelung  des  .  Ir!x  Stör- 
schutzes und  die  Berliner  Konferenz  :  Bern  i\if>.  Bericht  des  Bundesrates  an  die  Bundes- 
versammlung vom  1 6.  Januar  betr.  dm  Postulat  AV.  5/7  1  Lohnzahlung,  Arbeitszeit 
an  Samstagen,  internationaler  Arbeiterschutz).  —  Th.  Curti,  Bestrebungen  ftir  die  Errich- 
tung eines  internationalen  Arbeiterschutzamtes:  „Schweizer.  Blät'cr  fit  Wirt  schafft-  und 
Soiialpolitik".  VII.  Jahrg.  iS<jo,  Bd.  I.  —  G.Cohn.  Die  Entwicklung  der  Bestrebungen  für 
internationalen  Arbeiterschutz;  „Archiv  für  sociale  Gesetzgebung  und  Statistik",  XIV.  Bd., 
S.  5,f  ff.  ■  E,  Frey,  Zur  Geschichte  der  Idee  des  internationalen  Arheiterschutzes ;  Bern  iqihi. 
-  H,  Reichesberg.  Der  internationale  Arbeiterschutzkongress  in  Paris  ;  Bern  it/rnt.  —  Der- 
selbe, Die  Internat iouale  Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiterschutz  :  „Schweis.  Blätter  für 
Wirtschafte  und  Soc.atpolittk",  IX.  Jahrg.  k/ih,  S.  6jj  ff. —  Protokolle  der  internationalen 
Arbe.terschutzkongrcsse.  —  Bericht  über  die  Tliiitighit  der  ,  Schweizerischen  Vereinigung 
zur  /orderung  des  internationalen  Arheiterschutzes  im  Jahre  toonnjoi.  verfasst  von  alt- 
Bundesrat  E.  Frey. 

Dr.  N.  Reichesberg,  Professor  an  der  Universität  Bern. 

Arbeitersekretariate:    a)  Schweizerisches  Arbeitersekretariat. 

I.    En  tstchun».    —    II.    Organisation.    —    III.    Bisherige   Thätigkrit.  — 
IV.  l.itteratur. 

I.  Entstehung.  Mit  der  Entwicklung  der  Arbeiterbewegung  in  der  Schwei/ 
vom  Ende  der  1860er  Jahre  an,  machte  sich  auch  das  Bedürfnis  geltend,  ein 
standiges  Arbeitersekretariat  zu  schaffen.  Ks  blieb  indessen  lange  Jahre  bei  dem 
blossen  Gedanken.  Nachdem  dann  aber  im  Jahre  18X.?  der  Schweizerische 
Handels-  und  Industrieverein  und  bald  nachher  auch  der  Schweizerische  Hand- 
werker- und  Gewerbeverein  Sekretariate  mit  Bundessubvention  errichtet  halten, 
glaubte  auch  die  organisierte  schweizerische  Arbeiters»  halt  auf  die  gleiche 
Vergünstigung  von  seilen  des  Hundes  Anspruch  machen  zu  können.  Ks  war 
namentlich  das  Centraikomitee  des  Schweizerischen  Grütli Vereins  in  St.  (lallen, 
das  den  Gedanken  lebhaft  verfolgte  und  in  die  That  umzusetzen  sich  bestrebt«'. 
Es  gelang  ihm.  in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  1N8<>  vom  Schweizerischen 
Bundesrat  die  Zusicherung  einer  Unterstützung  für  einen  Bundesbeitrag  an  ein 
Schweizerisches  Arbeitersekretariat  unter  gewissen  Bedingungen  zu  erlangen. 
(Näheres  hierüber  siehe  im  Art.  c  Arbeiterhund  >. ) 

Diese  Proposition  musste  natürlich  der  Arbeiterschaft  zur  Diskussion  unter- 
breitet werden  und  sie  führte  zunächst  zur  Gründung  des  Schweizerischen 
Arbeiterbundes,  dessen  Konstituierung  am  10.  April  18S7  durch  eine  zahlreiche 
Delegiertenversammlung  in  Aarau  erfolgte.  Unmittelbar  darauf  erfolgte  die 
Wahl  eines  Bundeskomitees  und  durch  dieses  die  Wahl  eines  Arbeitersekretär> 
in  der  Person  von  Kantonsstatistiker  Hermann  Greulich  in  Zürich. 

Sofort  wurde  dann  auch  das  Arbeitsprogramm  für  das  Arbeitersekretariat 
aufgestellt.  Dass  dieses  die  Wahrung  und  Fördern  ng  der  Arbeiter- 
Interessen  auf  wirtschaftlichem  G e biet e  im  allgemeinen  zum  Zwecke 
habe,  das  war  jedermann  klar,  aber  über  «las  «Wie»  der  Lösung  dieser  grossen 
Aufgabe  machten  sich  verschiedene  Ansichten  geltend,  wie  es  eben  immer  zu 
geschehen  pflegt,  wo  Institutionen  gegründet  werden,  über  deren  Wirksamkeit 
man  noch  keinerlei  Erfahrungen  besitzt.  Uebrigens  kann  diese  bei  einem  solchen 
Institute,  wie  das  Arbeil ersekretariat  eines  ist.  nicht  beliebig  zum  Voraus  be- 
stimmt werden,  sie  hängt  vielmehr  auch  von  den  Zeit  Strömungen  und  den 
jeweiligen  Tagesereignissen  und  Tagesfragen  ab. 

Der  Bundesrat  selbst  bezeichnete  in  seinem  Geschäftsbericht  vom  Jahre 
I880   als  Aufgabe   des   Arbeitersekretariates:    «Das    Studium    der  schwei- 
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zerisehen  A  i  hei t  e  r v e  r Ii ä  1 1  n i s <•  nach  allen  ihren  Richtungen,  Voll- 
ziehung aller  um  «Irr  Ii  u  n  d  «•  s  l>  e  Ii  ■"»  r  d  e  ert««ilt««n  «I  i  v  s  h  <•  z.  ü  g  I  i  i  h  en 
Auftrag»-.  Vornahme  der  nötigen  Em-uetcn.  Ko  h  n  >  i  a  t  i  s  1  i  k  .  Vor- 
siclit'iun^w  csrn.  Das  A  r  b  e  i  t  s  g  e  b  i  «>  i  ist  streng  auf  so|«he  Wirt- 
schaft I  i<  heil  Aulgaben  h  ««s «  h  rä  n  k  t .  die  |i<  ■  1  i  t  i  s  (  Ii  «•  n  und  \  '  «•  r.-i  m  s  \  «.«  r  - 
waltun  gs  fragen  sind  vollständig  unherührt  zu  lassen. > 

Zu  jener  Zeit  war  in  der  Srhweiz  hereits  die  Errichtung  einer  auf 
Gegenseitigkeit  beruhenden  «ddigatorischen  Kranken-  und  l  nfallv«rsi«  ln-rung 
in  Ausm'i  ht  genommen,  weshalb  denn  auch  als  eine  der  ersten  Aufsahen  des 
Arheit.  rs<  kretars  das  Studium  «h«r  auf  jenes  Projekt  sieh  bczi««hcn«h«n  Ver- 
hältnisse bezeichnet  wurde.  E*  sollten  namentlich  üher  die  hei  «bn  Kranken- 
kassen von  Mitgliedern  angemeldeten  Verletzungen  und  < lio  dafür  ausbezahlten 
Unterstützungen  Erhebungen  gemacht  und  statistisch  bearbeitet,  sowie  Vor- 
schläge für  die  Grumlzügc  des  Wrsicherungs werkes  ausgearbeitet  werden. 

Kerner  wurden  die  Erstellung  einer  Eohnstatistik.  sowie  einer  schweize- 
rischen Fabrik-  und  Gewerbestatistik  als  wünschenswerte  Arbeiten  bezeichnet. 
Daneben  sollte  der  Anwendung  und  Ausführung  der  Arbciters<hutzg«setze 
gebührende  Aufmerksamkeit  ges«  henkt,  den  Mängeln  in  der  Gesetzgebung  und 
den  daraus  abgeleiteten  Missbräuch««n  nachgespürt  und.  Vorsehläge  zur  Revision 
der  (jes»  t/e  gemacht  werden. 

Von  Anfang  an  wurde  auch  verlangt,  das  A rbeit ersekretariat  habe  den 
Arbeitern  über  Arbeitsverhaltnisse  und  daraus  herrührend««  Streitigkeiten  Rat 
zu  ert.ilen  und  über  die  gesetzlichen  Bestimmungen  und  deren  Anwendung 
Auskunft  zu  geben,  immerhin  dürfe  dieser  Zweig  der  Bcthätigung  nicht  soweit 
getrieben  werden,  <lass  «las  Sekretariat  zu  einem  Auskunftsbuteau  für  Privat- 
leute ausarte. 

Das  waren  die  Hauptpunkt««,  «Ii«-  bei  der  Errichtung  ths  A rbeit ersekre- 
tariats  in  dessen  Arbeitsprogramm  aufgenommen   wonb-n  waren. 

II.  Organisation.  |Vergl,  den  Artikel  «•  Arbeitet  bind  (S«  h  weiz««ris«  bn». 
S.  '>1  t>2].  Dem  dort  Gesagten  ist  noch  beizufügen,  «lass  der  Sekretär  keine 
andere  besoldete  Stell««  annehmen  darf.  Vorüb-rgch»«nde  Hülf««  kann  er  selbst 
einstellen,  für  «lauernde  Anstellungen  unterbreitet  er  «b  in  Bundesvorstand  s««in«« 
Vorseh  läge. 

Das  Arbeiters««kretarial  hat  sich  denn  auch  mit  ih  r  Zeit  bedeutend  erweitert. 
Auf  ib-ni  Haupthun-au  in  Züri«  h  waren  zwei  Gehülf««n  ««rforderb  h  und  für  die 
weis,  he  Sc  hweiz  wurden  zwei  Adjunkten  angestellt.  Dies«-  -Erweiterungen 
führt«-n  dann  im  Jahr«-  IN'b  zur  Aulstellung  ein<«s  b-sonden-n  Reglements 
betreffend  «lie  Wahl  und  Stellung  d««r  A  n  g«' s  t  «•  1 1 1  <•  n  des  A  rloit  er- 
sekretariat e  s .  dessen  wesentlichst«*  Bestimmungen  lauten: 

Wahl  «b-r  Angestellten  durch  den  Bundesvorstand  auf  j<-  <h«i  Jahre.  vom 
ordentlich»-!»  Arheitertag  an  g«  r<«<  biet  :  die  Stellen  wenb-n  in  ihn  Organen 
des  Arbeiierbumb's  ausgeschrieben  ;  «lie  Bewerber  müssen  S«  h weizei  bürger  sein 
und  «lie  Arbeiterbewegung  aus  praktischer  Beteiligung  oder  wissen*«  halt  lieber 
Thätigkeit  kennen:  der  amtlich«.«  \'erk««hr  mit  Beh<>rd««n.  sowie  mit  ausländischen 
Vereinen  und  Instituten  steht  auss<  hliessbh  dein  Arbitersekretär  zu;  «lie 
Kündigungszeit  beträgt  sechs  Monat««:  b«*i  schwer«*!«  rfli««ht\  ««rb-tzung  kann  der 
leit««n«le  Ausschuss  auf  Antrag  «les  Arb'itersekretär*  sofortig«*  Einstellung  in 
den  Funktionen  verfügen:  Rekursrerht  an  d««n  Bumbsvorstan«! :  der  romanisch«« 
Adjunkt  kann  vorübergehend  aufs  Hauptbureau  berufen  werden. 

Gegenwärtig  arbeiten  zwei  Adjunkten  auf  dem  I  laupthureau  in  Zürich, 
einer  in  Biel  und  der  romanische  Adjunkt  in  G«-nf. 
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Die  jährlich«*  Subvention  «lurch  den  Hund  beträgt  25,000  Fr.,  die  nur  für 
ilie  Bedürfnisse  des  Arheitersekreiariales  ( Besoldungen.  Miete.  Anschaffung  von 
Büchern  und  Bureau-Bedürfnisse)  zu  verwenden  sind. 

HI.    Bisherige  Tbätigkeit  des  Schweizerischen  Arbeitersekretariates. 

Der  Arbeitersekretär  begann  seine  Thätigkeit  am  I.  Juni  1887.  Sofort  wurden 
die  Vorarbeiten  für  di«*  Statistik  der  Unfälle  von  Mitgliedern  schweizerischer 
Krankenkassen  in  AngriiV  genommen.  Ks  dauerte  lange,  bis  nur  das  nötige 
Material  zusammengebracht  war.  Die  fertige  Arbeit,  die  bei  Fachleuten  grosse 
Anerkennung  und  ungeteiltes  Loh  gefunden  hat.   erschien  erst  im  Jahre  1891. 

Inzwischen  wurde  in  einem  klein«*!!  Kreise.  Winterlhur  und  Umgebung. 
\  ersurhs weise  Material  zu  einer  Lohnstatistik  gesammelt.  Dabei  zeigte  es  sich, 
mit  welchen  ausserordentlichen  Sc  hwierigkeiten  die  Herstellung  einer  ric  htigen, 
ganz  der  Wahrheit  entsprechend«*»  Lohnstatistik  \  erblinden  ist.  Frstens  stehen 
die  Arbeiter  Nachfragen  nach  ihrem  Vertlienst  immer  sehr  mißtrauisch  gegen- 
über und  zweitens  sind  sie  nur  sehr  selten  im  Stande,  genaue  Auskunft  über 
ihren  Verdienst  und  noch  viel  weniger  über  die  Zeit,  wo  sie  nichts  verdienen, 
zu  geben.  Der  erst.'  Versuch  war  nicht  sehr  ermutigend  für  eine  Lohnstatistik 
des  ganzen  Landes.  Bis  jetzt  ist  diese  Arbeit  nicht  fortgesetzt  worden  und  es 
kann  noch  nicht  gesagt  werden,    wann  sie  wieder  in  Angriff  genommen  wird. 

Ausser  der  Unfallstatistik  und  des  kleinen  Versuches  der  Lohnstatistik 
sind  im  Laufe  der  Zeit,  zum  Teil  verbunden  mit  den  Jahresberichten,  zum  Teil 
in  besonderen  Broschüren,  folgende  Arbeiten  durch  das  Arbeitersekretariat  im 
Druck  veröffentlicht   worden  : 

1.  Line  Kingahe  an  die  Regierung  des  Kantons  Zürich,  als  Antwort  auf 
eine  Petition  der  Baugewerbeinhaber  um  Kinführung  von  Ausnahrne- 
massregeln  bei  Arbeitseinstellungen,  die  bewirkte,  dass  die  Petition  unbe- 
achtet verhallte,  für  die  Arbeiter  aber  einige  Vorteile  zur  Folge  hatte. 

2.  Ein  Statut  für  ein  auf  Fr«*i Willigkeit  zu  gründendes  gewerbliches 
Schiedsgericht  und  ein  K  i  n  i  gung  sam  t .  Die  Ausführung  «lieses 
Projektes  scheiterte  am  Widerstanil  einzelner  Meistergruppen. 

-L  Mitteilung««!!  darüber,  was  der  <;em<*ind<*rat  von  Paris  für  die  Arbeiter- 
klasse ihat  sächlic  h  gethan  hat. 

4.  Line  Studie  üb«*r  obligatorische  B«  rufsgenossens«  hafl  en. 

5.  Kine  Statistik  für  das  Cent ralkomitee  der  Krankenkassen  der  Sticker 
in  der  Ostschw«*iz.  Di«-  Schrift  enthält  25  Tabellen  und  Ob  Seiten 
Tevt  mit  einer  g«  s«  hi<  htli«  hen  Darstellung  der  Entwicklung  des  Ver- 
bandes. 

«>.  (Irundzüge  für  Einrichtung  der  Kranken-  und  Unfallversicherung. 

7.  Eingabe  an  den  Bundesrat,  belr.  «Ii«-  Motion  Comtesse.  die  durch  ein 
Spezialgesetz  ergänzende  Bestimmungen  des  Obligationenrecht <-s  über 
den  Dienst  y.*r trag  verlangt«*. 

N.  Referate  am  ausserordenl liehen  Arbeitertag  von  1893  betreffend  die 
Einführung  d«*r  unentgeltlichen   Krankenpflege   in  der  Schweiz. 

9.  Resultate  der  Enquete  über  die   Stellungnahme  der  Arbeiterschaft 
zur  Bundesgesetzgebung  bei  reffend  die  Kranken-  und  Unfallversicherung, 
eine  ziemlich  umfangreiche  und  einlässliche  Arbeit,  die  von  seilen  der 
Bundesversammlung  ein«-  bessere  Würdigung  verdient  hätte. 
H>.  Lohnbewegungen  und  Streiks  seil  dem  Jahr«*  18b0. 

II.  Eine  Eingabe  an  die  hundorätitche  Kommission  für  «lie  Vorarbeiten 
zur  Verstaatlichung  der  schweizerischen  Eisenbahnen  in  Bezug  auf  «lie 
künftige  Stellung  der  Eisenbahner  im  Staatsdienste,  verfasst 
im  Aultrag«-  des  Personals  der  Sch \veiz«*rischen  Transportanstalten. 
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12.  Hine  gedrängle  Erl.»  u  i  «•  ru  n  g  zu  <lcn  m  h  w«-izerischen  Haftpflicht- 
Kesi'izen  mit]  «lein  Abschnitt  Ober  den  Db-nstvertrag.  der  vom  Gewerk- 
srhaftshund  a   10  Cts.  verknall  wird. 

I.?.  Hin  ( Jutarhten  für  dfn  Stadtr.il  von  /iiri<  Ii  über  A  rbcitslosen- 
versi«  herung. 

14.  Kme  Zusammenstellung  «b-r  A  r  Im- i  t  e  r - (  Ii  u  t  z  he  s  t  i  in mu n  g c n  in  den 
\  erschb-denen  Häntlern. 

15.  Das  Protokoll  «h-s  internationalen  A  r  l> <•  i  t  »•  r s(  hu  t  z  k  o  n g res s es  in 
Zürich  vom  Jahre   1 S«* 7.     Ausführliche  R-ferate. 

10.  Referat  über  db-  X  cm  ra  I  i  I  ä  I  «1er  G  e  w  e  r  k  s<  Ii  a  f  t  e  n  am  Arbeitertag 
in  Lti/ern. 

17.  Dir  A  rhei  t  *  k  am  mc  r  <br  Staili  Zürich    vor  d«'in  (irnsM-n  Stadtrat  in 

Zürich.     Re«le  des  Arbchersekn-tärs,  dir  der  Arlxilskammer  Fr.  2000 

Subveniion  eintrug. 
IN.  Kingabc  an   die   ständerät  liehe  Kommission  lu-tretTrnd   die  Krankcn- 

und  l* n  fa  1 1  v  e  r si <  h  e  ru  n  g. 
10.  Rerieht    an    den   Humb-MMt   über  die    Anwendung    des  eidgenös- 

s  i  >  e  h  e  n  F  a  b  r  i  k  g  e  s  e  t  z  «•  s . 

20.  Hingabe  an  die  Hunilesversammlung  hetrerYend  die  Freigabe  des 
Sa  ms  t  ag  -  N  ar  hm  i  1 1  a  gs  für  Arbeiterinnen  in  Fabriken. 

21.  A  rbei  t  slnsenun  t  e  rs  t  ü  t  zung  und  Arbeitsnachweis,  ein  285  Seiten 
starkes  Ruch  mit  vielen  statistischen  Tabellen. 

22.  Seit  Mai  ISMO  erscheint  «"ine  Ho^cn  starke  Monatsschrift  des  Arbeiter- 
sekretariates,  die  allen  S«'ktionen  des  Arbeiterbunilcs  unentgeltlich 
zugestellt  wird. 

Im  Jahr«-  1SHS  halte  der  A  rbeitei'sekretär  mit  Zustimmung  des  leitenden 
AusM'hii'-se.s  einen  Ha  I  t  pfli«  ht  prozess  zu  führen.  Hs  handelte  sich  dabei 
um  die  Auslegung  des  Art.  0  «b-s  Fabrikhallpflb  htgesetzes.  Hr  hatte  die  Genug- 
thuiing.  dass  «la>  Dhergcri«  ht  seiner  Auslegung  durchaus  beipflichtete.  Sie 
bedeutete  für  den  Verletzten  eine  Hvtra-Knlse  hädigung  von  Hr.  1142. 

In  eimrr  M«*nge  von  Konflikten  zwischen  Arbeitern  und  Geschäfts- 
inhabern hatte  <ler  Arbeitersekreiar  oder  rinrr  seiner  Adjunkten  als  Vermittler 
ui  (litigieren.  So  zwischen  d«-n  Jacquardwebern  und  Fabrikanten  am  Zürichsee. 
Hier  scheiterte  die  Vermittlung  an  dem  starren  Fernbleiben  der  Mehrzahl  der 
Fabrikanten. 

Hin  Konflikt  innerhalb  der  0000  Mitglieder  zahlenden  Unfall-  und  Krankcn- 
k.-^M-  der  Raugewerbe  in  Zürich  gab  dem  A rbeit ers.-k retar  viel  zu  schaffen. 
Kr  erhielt  dabei  den  Aultrag,  namens  der  Arbeiter  mit  einem  Vertreter  der 
Meisterschaft  ein  neues  Statut  auszuarbeiten,  das  dann  beidseitig  angenommen 
und  für  mehrere  Jahre  in  Kraft  erklärt  wurde. 

In  einem  Konflikte  zwischen  «bn  l.'hrenarbeitern  und  Fabrikanten  in 
lirenrhen  gelang  es  dem  romanischen  Adjunkt«-n,  eine  Vcrstämligung  herbei- 
zufuhren.     Nachher  bildete  si«  h  ein  Verbau«!  «1er  l/hn-narbeiler. 

Hine  unter  «b  n  Arbeitern  «ler  R  e  g  i  e  w  <•  r  k  s  t  ä  1 1  <-n  «hs  eidgen.  Militär- 
l'  ().«rtenirnt  s  entstanden«'  Ib-wegurig  veranlasst,-  «lie  Hinsetzung  einer  Unter- 
^(hun^skonimissii.n,  /u  der  au«  h  di  r  Arbeit ersekrelar  lx'ruten  wurde,  was  ihm 

Viel    \  r l » •  ■  i l    V  ITH  rsa <  h  t  e. 

\b-hrere  Tage  wunle  er  au«  h  in  Atispruch  genommen  durch  Konflikte 
'"•i  den  Seidenbandwebern  in  Masel  und  bei  «b-n  Schneidern  in  Davos. 

In  ausserordentli«  her  Weise  wunb-  der  Arbeit«  rsekretär  durch  den  im 
Jahre  1H06  zwisrhen  «b-n  Ang«-st  eilten  uu«l  Arb«*it«-rn  «b-r  Nordosi-Rahn  und 
deren  Direktion  ausgebnn  h«-n«-n  Streit    b»-si  hältigt.   .b-r  dann   eine  zweitägige 
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Arbeitseinstellung  zur  Folge  hatte-  uml  durch  Schiedsspruch  eb-s  Vorstehers  des 
fidlen.  Lisenbahmh-partements  erledigt  wurde. 

Auch  in  den  Kanton  Tessin  wurde  der  \  rbe-it  erse-kretar  berufen,  um 
zwischen  Meistern  und  Arbeitern  ausgebroe  Imnc  Differenzen  zu  schlichten. 
Dieser  Anlass  ermöglichte  ihm.  ilie  dortigen  Arbeiterverhältnisse  kennen  zu  lernen. 

Wegen  Lohnkürzungen  in  einer  Seidenfabrik  in  lirugg  uml  in  <'in<T 
solchen  in  Zürich  wurde  ebr  Arbeiiersekrctär  fast  gleichzeitig  zu  Hülfe  gerufen. 

Ungefähr  zu  gleicher  Zeit  kam  es  in  Miel  zu  einem  »ross.-n  Mauarbeiter- 
slreik,  wo  es  dem  dortigen  Adjunkten  in  Verbindung  mit  dem  Regierungs- 
siatthalter  gelang,  einen  Ycrgleich  herbeizuführen. 

Die  missliche  Lage  der  C  i  ga  r  r  e  n  a  r  b  e  i  t  e  r  im  W'aadtlande  beschäftigt'- 
den  romanischen  Adjunkten  wiederholt.  Khenso  ein  Streit  der  M < "•  be  1  a  r In- i  t er 
in  Lausanne  mit  ihren  Meistern,  sowie  die  Kotillikte  am  Simplontunnel. 

Kinen  mehr  gesundheitshalber  im  Kanton  Tessin  genommenen  längeren 
Aufenthalt  benutzte  der  romanische  Adjunkt  zur  Ki  forse  hung  der  dortigen 
Arbeits-,  Yerdienst-  und  Lebens\ erhältnisse,  worüber  er  einen  ausführlichen 
Hericht  verlaust  hat.  In  Genf  bemühte  er  sich  um  das  Zustandekommen  einer 
Arbeitsbörse  oder  A  rle-it  skaiutner.  Das  Letztere  geschah  auch  durch  den 
Arbeitersekretär  in  Zürich. 

In  Lausanne  gelang  es  dem  romanischen  Adjunkten,  die  Einführung 
der  Dreisc  lue  htenarbeii   in  einer  Gasläbrik  zu  erwirken. 

Yiel  Arbeit  verursacht  den  beiden  \djunkten  in  der  Westschweiz  die  Orga- 
nisation der  l'hrena  r  bei  t  e  r.  deren  Lage  eine  sehr  gedrückte  geworden  ist. 

Oftmals  kommen  der  Arbeitersekre-tär  und  seine  Adjunkten  in  die  Lage, 
für  Behörden  und  Private  Gutachten   über  verschiedene    Fragen  auszufertigen. 

Das  Studium  der  bundesgerichtlichen  Kntscheidungen  in  Haftpflichtfällen 
lassen  sich  die  lieamten  des  Arheitcrsekrclarials  sehr  angelegen  sein,  sowie 
sie  sich  auch  eingehend  mit  der  Revision  des  eidgenossischen  Fabrikgesei/rs 
beschäftigt  haben. 

Yersc -hiedene  Male  nahm  der  \  rheitersekretar  Teil  an  internationalen 
Kongressen:  Im  Jahre  IS'll  in  London  am  Kongrcss  für  llygieine  und  Demo- 
graphie,  im  Jahre  lSVm  am  Kongress  für  Arbeitsunfälle-  und  sociale  Ver- 
sicherung in  Mailand,  im  Jahre  1S<»5  in  lb-rn  an  der  Jahresversammlung  des 
internationalen  Instituts  für  Statistik,  bei  welchen  Gelegenheiten  er  jeweilen 
wertvolles  Material  sammeln  konnte. 

Mühevolle  Arbeit  wurde  dein  Arbeitersekretä'r  auch  durch  die  i'nruhe-n 
in  Mailand,  sowie-  durch  »Ii«-  Kolgen  des  grossen  Hauarbeiterstreiks  in  Genf. 
Von  beiden  Orten  kamen  Flüchtlinge  nach  Zürich  und  wandten  sich  natürlich 
zuerst  an  die  ihnen  bekannte  Stelle,  das  Arheitcrsekretariat.  das  ihnen  so  gut 
als  möglich  behülfheh  sein  inusste. 

Eine  zeitraubende  Thätigkeit  der  Ib-amten  des  A  rbeilers.-kretariates 
besteh!  in  der  mündlichen  und  schriftlichen  Auskunfts-  und  R  a  t  e  rt  ei  I  un  g  . 
die  stets  unenl  geltlieh  erfolgt.  In  den  letzten  Jahren  ist  auf  dem  Hauptbureau 
in  Zürich  die  Zahl  der  Gesuche  auf  mehr  als  die  Hallte-  reduziert,  we  il  nun  die 
Arbeitskammer  die  Auskunftsgesuch'-  für  den  Platz  Zürich  zu  besorgen  hat, 
wo  sie  sich  aber,  weil  die  Arbeitskammer  eingehender  zur  Erledigung  der 
verschiedenen  Angelegenheiten  Hand  bieten  kann,  jährlich  zu  einer  Zahl  von 
mehreren  Tausenden  anhäufen. 

Schliesslich  muss  als  weitere  Thätigkeit  des  \ rheitcrsekrelariat s  die  vielen, 
durch  seine  Beamten  gehaltenen  Vorträge  angeführt  werden,  sowie-  auch  «be 
Sammlung  aller  einschlägigen  Litteratur,  die  teils  gekauft,  teils  gratis  dem 
Sekretariat  zugestellt  wird. 
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IV.  Litteratur.  C.  Lübeck,  Der  schweizerische  Arbeiter  sehretitr ;  „Deutsehe 
H  orte",  VII.  Jahrg.  iSSj.  —  Dr.  filser,  Art.  „Arbeiterstkretariat"  in  Furre/s  Volks- 
-..irt*chtiftslc\ikon  der  Schweiz,  IVB.,  S.  35—21).  —  Ber^hoff-fsinß,  Die  socialistisehe 
Arbeiterbewegung  in  der  Schweix,  Leipzig  f$yj,  S.jjötf.  —  Rud.  Morf.  Du*  schwei- 
zerische Arbeiter  Sekretariat;  „Schweiz.  Will/er  für  Wirtschaft*-  und  Sacia/frotitik* . 
VIII.  Jahrg.  /ifoo,  I.  Dd.  -  Siehe  auch  die  Litteratur  zum  Artikel:  „ArUiterhund 
i  Schweizerischer j" . 

Rlld.  Morf,  Adjunkt  des  Schw  eiz.  Arbeitersekretariates.  Zürich. 

i 

Arbeitersekretariate:    b)  Die  lokalen  Arbeitersekretariate. 

I.  Allgemeines.  —  II.  Ii  rundung  und  Org.i  nUaii  n  n.  —  III.  Die  Aufgahm 
und  LvUtungcn  der  Sekretariate.  —  IV.  Litteratur. 

I.  Allgemeines.  Neben  den  Organisationen  iler  schweizerischen  \ rln  it <-r- 
schaft.  welche  zum  Teil  das  ganze  Land,  zum  Teil  einzelne  Kantone  oder 
Kantonsgruppen  umfassen  (siehe  die  Artikel  <  A rbeiterbund  ».  «  ( Ie werkst  hafts- 
beuegung»,  cGewerksrhaftsbund».  «Grül  liverein»,  «Socialdemokra  tische  Partei»  >, 
bestehen  in  einer  Reihe  von  Ortschaften  unter  der  Bezeichnung  « Arheiter- 
unionen»  (siehe  den  betreffenden  Artikel)  Verbindungen  von  lierutliehen  und 
politischen  Arbeitervereinen,  welche  vornehmlich  den  /.weck  verfolgen,  den 
Emanzipationskampf  der  Arbeiterschalt  auch  auf  lokalem  Gebiete  und  den 
lokalen  Eigentümlichkeiten  gemäss  zu  organisieren  und  zu  leiten.  Zur  besseren 
Krliillung  dieser  Aulgabe  haben  einzelne  Arbeiterunionen  sich  ein  besonderes 
Organ  geschaffen,  welches  sich  in  der  That  als  lebensfähig  und  nützlich  erwiesen 
und  viel  dazu  beigetragen  hat.  die  betreffenden  Arbeiterunionen  zu  beleben 
und  aktionsfähiger  zu  machen. 

hin  derartiges  Organ  besitzen  gegenwärtig  unter  der  Bezeichnung  «Arb«  iter- 
sekre(;iriat »  die  Arbeiterunionen  Hern.  Hasel.  Winterlhur  und  St.  Gallen, 
wahrend  die  Arbeiterschaft  von  Züric  h  und  Genf  ihre  *  Arbeitskammern* 
l siehe  den  betreffenden  Artikel)  u.  a.  mit  ähnlichen  Aufgaben  betrauten,  die 
anderwärts  den  Arbeitersekretariaten  zufielen. 

II.  Gründung  und  Organisation.  l'nter  den  genannten  Arheitersekre- 
tariaten  ist  dasjenige  der  Arbeiterunion  Hern  das  älteste  und  überhaupt  das 
erste  dieser  An.  Ks  wurde  im  Jahre  1N90  auf  Initiative  von  Dr.  med.  N.  Was- 
silieil  ins  Leben  gerufen,  der  auch  zum  Arbeitersekretär  gewählt  wurde.  Die 
Krfolg»-  dieses  Sekretariates  veranlassten  die  Gründung  ähnlicher  Institute  im 
In-  und  Auslande.  Während  aber  im  Atislande  schon  nach  verhältnismässig 
kurzer  Zeit  mit  der  Gründung  von  lokalen  Arbeitersekretariaten  begonnen 
wurde  -das  erste  Arbeitersekretariat  Deutschlands  trat  IS1» 4  in  Nürnberg  in 
Funktion»,  brauchte  es  nicht  weniger  als  ein  ganzes  Jahrzehnt,  bis  ein  weiterer 
Fortschritt  in  dieser  Beziehung  auf  Schweizer  Hoden  gemacht  wurde.  Das 
Jahr  1900  sah  die  Arbeitersekretariate  von  Hasel  und  Wintert  hur  entstehen 
und  im  darauf  folgenden  Jahre  wurde  das  St.  Galler  Arbeilersekretarial  ins 
Leb'  n  gerufen.  In  manch  anderen  Arbeiterunionen,  so  in  den  von  La  Chaux- 
de- Fonds.  Luzern  und  Schaffhaiisen,  wird  gegenwärtig  die  Frage  der  Errichtung 
von  Sekretariaten  ernstlich  erörtert  und  dürfte  wohl  in  der  nächsten  Zeit  ihre 
befriedigende  Losung  finden. 

Als  Organ  der  Arbeiterunion  steht  das  Sekretariat  überall  direkt  unter 
der  Aufsicht  der  obersten  Behörde  derselben.  Hingegen  hat  der  Arheiter- 
sekretär  das  Recht,  allen  Vereinsversamndungen.  wie  den  Sitzunge  n  der  l'nioiis- 
behorden  mit  beratender  Stimme  beizuwohnen  und  daselbst  Anträge  zu  stellen 
und  Vorschläge-   zu   machen.     Der  Sekretär   wird   auf   eine    Amtsperiode  von 
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zw  ei  Jahren  in  einer  allgemeinen  Versammlung  «ler  Unions  -  Mitglieder  (Hern) 
oder  durch  Urabstimmung  gewählt:  er  erhält  von  der  Arbeiterunion  ein  festes 
(ichall.  di»cu  Höhe  entweder  statutarisch  bestimmt  ist  (Bern)  oder  auf  dem 
Wege  des  Vertrages  stipuliert  wird.  Die  hierfür  nötigen  Summen  werden  zum 
grössten  Teil  durch  obligatorische  Heiträge  der  den  Unionen  angehörenden 
Arbeitervereine  aufgebracht,  l'eber  ihre  Thätigkeit  haben  die  Sekretäre  perio- 
disch Bericht   zu  erstatten. 

III.  Die  Aufgaben  und  Leistungen  der  Sekretariate.  Die  Statuten  des 
bernischen  Arbeitersekretariates,  welches,  wie  erwähnt,  mustergültig  für  alle 
ähnlichen  Organisationen  war,  bestimmen  die  Aufgaben  des  Sekretariates 
wie  folgt : 

a)  Organisation  und  Massnahmen  zum  Zwecke  der  Bildung  neuer  Gewerkschaften  und  Arbeiter- 
vrthindungen  und  zum  Zwecke  des  Wachstums  und  Gedeihens  der  schon  existierenden. 

h)  Organisation  der  Verbreitung  des  allgemeinen  Wissens  und  speziell  des  Verständnisses 
des  modernen  ökonomischen  und  politischen  Lebens  und  der  weltbewegenden  Idee  der  Social- 
deMnokiatic. 

c)  Organisation  des  geschlossenen  Auftretens  in  allen  Wahl-  und  anderen  politischen  und 
gewerkschaftlichen  Angelegenheiten. 

d)  Sammlung  des  Materials  zur  Kenntnis  der  Lage  der  Besitzlosen  der  Stadt  Bern  und  Um- 
gebung, Lohn-,  Wohnung«-,  Krnalmwgs-Stutistik,  Sammlung  und  Vertretung  der  Klagen  über  Nicht- 
befolgung  der  Fabrikgesetzgebung  und  anderer  Arbciterschut/bestimmungen. 

In  ähnlicher  Weise  sind  die  Aufgaben  der  übrigen  Arbeitersekretariate 
in  den  bezüglichen  Statuten  umschrieben:  ein  einziger  Unterschied  besteht 
bloss  darin,  dass  in  den  letzteren  dem  Sekretär  ausserdem  ausdrücklich  em- 
pfohlen wird,  bei  Lohnbewegungen.  Massregelungen  und  anderen  Konflikten 
zwischen  Arbeitern  und  Arbeitgebern,  je  nach  Umständen  in  Verbindung  mit 
Vertretern  der  Arbeilerunion,  des  Huntleskomitees  des  Gewerkschaftsbundes 
oder  anderweitigen  IVrsonen  nach  Möglichkeit  vermittelnd  einzutreten,  —  was 
übrigens  das  bernische  Arbeitersekretariat  von  Anfang  an  aus  eigener  Initiative 
zu  thun  für  notwendig  erachtete. 

Der  Kreis  der  Thätigkeit  der  Arbeitersekretariate  ist  demnach  ein  sehr 
ausgedehnter  und  die  Leiter  derselben  haben  ziemlich  bedien  Anforderungen 
zu  genügen;  neben  umfassendem  Wissen  auf  dem  Gebiete  der  Social  Wissen- 
schaften und  der  So«  ialpolitik  muss  der  Arbeitersekretär  auch  verschiedene 
Specialkenntnisse  besitzen:  er  muss  vollständig  mit  den  wirtschaftlichen  und 
politischen  Verhältnissen  des  Ortes,  wo  er  zu  arbeiten  hat,  vertraut  sein:  er  muss 
die  Arbeits-  und  Lebensbedingungen  seiner  Mandanten,  wie  deren  Bedürfnisse 
und  Wünsche  kennen  und  verstehen:  und  schliesslich  muss  er  thatkräftig  und 
energisch  sein,  um  die  Interessen  der  Arbeiterschaft,  sei  es  vor  Behörden,  sei 
es  M>r  Arbeitgebern,  mit  Nachdruck  vertreten  zu  können.  Obendrein  erwartet 
die  Arbeiters»  halt  von  ihrem  Sekretär  die  Kntfaltung  einer  Initiative  in  allen 
Dingen,  welche  geeignet  erscheinen,  die  Arbeiterbewegung  zu  fördern  und 
den  socialpolilischen  Fortschritt  zu  beschleunigen. 

Die  Erfolge  der  Thätigkeit  der  lokalen  Arbeitersekretariate  zifl'ernmässig 
darzustellen,  ist  leider  gegenwärtig  eine  Sache  der  Unmöglichkeit.  Die  Arbeiter- 
sekretariate.  die  statutengemäss  über  ihre  Thätigkeit  ein  Tagebuch  zu  führen 
\  erpflichtet  sind,  sind  noch  nic  ht  lange  in  Funktion,  während  das  bernische 
Arbeitersekretariat  ein  solches  Tagebuch  bis  vor  kurzem  nicht  besass :  die 
Bericht«?,  welche  dasselbe  dann  und  wann  veröffentlichte,  haben  infolge  dessen 
»  inen  dunhaus  summarischen  Charakter,  so  dass  genauere  Aufschlüsse  nicht 
zu  erhalten  sind.  Immerhin  gewährt  auch  das  vorhandene  lückenhafte  Material 
einen  wertvollen  Hinblick  in  das  Lehen  und  Treiben  dieser  für  die  Arbeiter- 
schalt so  bedeutsamen  Institute. 
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Die  von  den  Arbeitersekretären  entwickelte  pr.»  pa  g a  nd  i  s  t  i  m  he  Thätig  - 
keil  erweist  sich  als  durchaus  erfolgreich.  IVherall  entstehen  dank  «leren 
Bemühungen  neue  Gewerkschaften,  durch  welche  Arbeiterschh'hten  in  Bewegung 
gesetzt  werden,  die  bis  dahin  aus  Indifferentismus  oder  l  n  w  issenh«-it  ein  trübes, 
einförmiges,  gedankenloses  Lehen  führten.  Dun  h  «Ii«-  zahlr«-i«  Ticn  von  den 
Arbeitersekretären  veranstalteten  Arbeiterversauunlungen.  in  welchen  über  all- 
gemeine socialpolitische  Fragen  oder  über  Kragen,  die  «las  Interims«-  der  Arbeiter- 
schaft  direkt  berühren,  referiert  und  diskutiert  wird,  wird  «las  Verständnis  d«-s 
Arbeiters  für  die  öffentlichen  Angelegenheiten  geschürft  und  «las  Solidaritäisgi-fühl 
wachgerufen  und  gestärkt.  Allerdings  wird  ja  au«  h  «lort.  wo  keine  A  rbeit  er- 
sekretariate  bestehen,  oder,  wo  solche  bestehen,  nehm  d«>ns«'lhen.  von  den 
sunsrigen  Arbeiterführern  eine  ähnliche  Agitation  entfaltet:  allein  in  dem 
Vorhandensein  einer  Persönlichkeit,  die  sozusagen  von  Amtesw.g.n  \  «-rpHi«  hlei 
ist.  ihr  Augenmerk  auf  die  Verbreitung  von  socialpolitis« -lu-in  Wissen  unter 
der  Arbeiterschaft  zu  richten  und  tlieselbe  zu  gemeinsamen  Streben  und  Han- 
deln anzuspornen,  ist  von  vornherein  die  Garantie  gegeben ,  «lass  an  dem 
betreffenden  Orte  die  Aufklärungsarbeit  einen  ununlerhro«'henen  Verlauf  nehmen 
und  «lie  Organisation  der  Arbeitennassen  in  beschleunigten)  Tempo  vor  -ich 
gehen  werde.  Den  besten  Beweis  hierfür  liefert  Bern,  wo  bereits  nach  den 
ersten  drei  Jahren  der  Thätigkeit  iles  dortigen  Arbeiiersekretariates  «ler  Krfolg 
in  Sachen  «ler  Organisati«:'ti  «.ler  Arbeiterschaft  ein  derartig«-!-  war.  «lass  sich 
mancher  Kreise  der  Bürgerschaft  der  Stadt  Bern  «  in«'  tiefgehend'-  Krrcgung 
bemächtigte,  welche  zur  Grün«lung  ein«-s  b.-somhren  Vereins,  des  s,, »mannten 
« Kin wohnervereins >,  führte,  der  sich  ausgesprochenennassen  die  Aufgabe 
stallte,  «das  verhetzende.  d;«s  gute  Kinvernehmen  zwischen  .hn  G«-m«'in«le- 
gliedern  störende  Treiben»  des  Arbeit«isekr«t;iis  zu  bekämpfen.  !'■«•  i  der 
(Gründung  «les  Arbeitersekretariates  im  Jahre  1  S<»U  bestand  «Ii«'  bernis.  he 
Arbeiterunion  aus  2b  X'ereinen.  zur  Zeit  der  Kutstehuug  <|es  erwähnten  <  Kin- 
w>  hnervereins  >  zählte  dieselbe  bereits  45  und  im  Jahre  I M.SO  52;  die  ( >rga- 
nisation  verbreitete  sich  somit  so  ziemlich  auf  alle  lbrufsarten.  die  in  d«r  Staill 
B«rn  vertreten  sein  mögen.  Das  Sekretariat  entfalt«'»«-  sein«-  agitatorisch«' 
Thätigk«'it  alter  nicht  bloss  in  «ler  Stadt;  auch  für  «lie  Organisation  «b'r  Arbeiter 
in  «ler  enger«'n  un«l  weiteren  Umgebung  gab  tl«-r  Arbeiters«-kretär.  allerdings 
neben  and«-ren  führenden  Persönlichkeit«'!»  der  hernischen  Arbert«'rb«'\v  egung. 
vielfach  Impulse:  ja  sogar  nach  Thun.  Burgdorf,  Interlaken  u.  s.  w.  erst re«kt «• 
sicii  der  Kinfluss  der  propagandistischen  Wirksamkeit  «b-s  stadtbernis«  Ix-n 
A  rheite  rsekn.-tariaics. 

In  gleich«-r  Richtung  wirkten  die  amlcrcn  Arbeitersekreiai  iale.  In  Basel 
g'-l  «ng  es  dem  <l«>rtigen  Arbeitersekretariate  in  «b-n  ersten  Monat. -n  sein.- 
Wirkens  für  die  Arbeiterunion  acht  bereits  bestehende  Vereine  zu  gewinnen 
und  fünf  neue  ins  Leben  zu  rufen.  In  St.  Gallen  schlössen  sich  «b  r  «bat igen 
Arbeiterunion  während  der  ersten  fünf  Monate  des  Bestehens  des  Arbeiter. 
Sekretariates  fünf  weitere  Arbeiterverein«'  an.  darunter  «lie  Arbeiterunion  Ib-Hsau. 

Die  Aufklärungsarbeit  «.ler  Arbeiiersekr.tariate  beschränkt  sich  nicht 
auf  die  Verbreitung  von  Kenntnissen,  «lie  «b-n  Arbeitern  in  ihrer  Kig.-ns«  halt 
als  Arbeiter  speziell  nützlich  sein  können,  weh  hem  Zwecke  hauptsächlich  die 
von  ihnen  in  den  verschiedenen  V<-rein«-n  gehaltenen  zahlreiihen  Vorträge 
dienen  (der  Arbeitersekretär  von  Bern  hielt  z.  B.  im  Jahre  ISO«)  47  Vorträge, 
derjenige  von  W'interthur  im  Jahre  1000  01  71  und  derjenig«-  \on  St.  Gallen 
in  «len  ersten  fünf  Monaten  5H).  Vielmehr  geht  das  Streben  der  Arbeiter- 
sekretariate auch  dahin,  in  den  Kreisen  der  Arbeiterschaft  allgemein«-  Bildung 
zu  verbreiten,    beziehungsweise    das    Bildungsniveau    «b-vse|ben    überhaupt  zu 
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heben.  Dazu  diente  in  Hern  dir  in  den  ersten  Jahren  «ies  Hrstchens  des  dor- 
tigen Arbeitersekretariates  von  demselben  geleitete  sogenannte  «  Freie  Schule », 
welche  die  Zuhörer  mit  den  Klemmten  der  verschiedenen  naturwissenschaft- 
lichen Disziplinen  vertraut  zu  inachen  suchle.  Im  Jahre  180S  wurde  diese 
«Schule»  ersetzt  durch  das  Institut  der  sogenannten  « Volksbildungskurse  der 
Arbeiterunion».  welche  jeden  Winter  von  Anfang  November  bis  Knde  März 
abgehalten  werden  und  an  welchen  als  Dozenten  Universitätslehrer  wie  andere 
Fachmänner  sich  beteiligen.  Aehnliche  Kurse  sind  im  Winter  1001/02  vom 
Arbeitersekretarial  Hasel  organisiert  worden. 

Der  Schwerpunkt  der  Bedeutung  der  Arbeitersekretariate  liegt  jedoch 
nicht  in  der  oben  skizzierten  agitatorischen  und  propagandistischen  Thäligkeit 
derselben.  So  wichtig  diese  Thäligkeit  für  die  Arbeiterschaft  auch  sein  mag, 
so  ist  dieselbe  ja.  wie  oben  bereits  betont  wurde,  nicht  erst  von  den  Arbeiter- 
Sekretariaten  ins  Leben  gerufen  und  nicht  ausschliesslich  von  denselben  aus- 
geübt worden.  Hingegen  ist  durch  die  Gründung  der  Arbeitersekretariate 
zuerst  eine  Stelle  geschalten  worden,  an  welcher  jeder  einzelne  Arbeiter  sich 
Rat  holen  kann  in  allen  jenen  Fället»,  wo  es  ihm  an  Hinsicht  und  speziellen 
Kenntnissen  mangelt  :  eine  Stelle,  wo  der  Arbeiter,  falls  er  mit  seinem  Arbeit- 
geber oder  mit  den  Behörden  in  Konflikt  gerät  und  im  Rechte  ist,  neben  der 
Belehrung  auch  thatkräftige  Unterstützung  bekommen  kann,  indem  das  Arbeiter- 
sekretnriat  in  der  Regel  bei  solcher  Gelegenheit  die  Vertretung  der  Interessen 
des  verletzten  Arbeiters  übernimmt.  Diese  Funktion  der  Arbeitersekretariate 
ist  für  die  Arbeiterschaft  ausserordentlich  wertvoll.  Die  mangelhafte  Bildung, 
welche  die  grosse  Mehrzahl  der  Arbeiter  gentesst,  bringt  es  mit  sich,  dass 
der  Arbeiter,  der  u.  a.  über  die  t  hat  sächlichen  wirtschaftlichen,  politischen  und 
rechtlichen  Verhältnisse  äusserst  ungenügend  unterrichtet  ist,  sehr  häufig  ausser 
Stande  ist.  seine  Interessen  mit  genügendem  Nachdruck  wahren  zu  können. 
Bei  etwaigen  Konflikten  mit  wirtschaftlich  Stärkeren  ist  seine  Stellung  von 
vornherein  eine  ungünstige,  indem  er  nicht  in  der  Lage  ist,  zu  beurteilen, 
inwiefern  er  auf  Grund  der  geltenden  < leset ze  seine  Ansprüche  geltend  machen 
kann  und  darf:  sich  von  einem  Rechts-  oder  Sachkundigen  belehren  oder  gar  es 
auf  einen  l'rozess  ankommen  zu  lassen,  ist  er  wegen  der  Kosten,  die  damit  ver- 
bunden sind,  nicht  immer  gewillt  und  auch  nur  selten  in  der  Lage.  Daher 
tritt  denn  auch  leider  nur  zu  oft  der  Fall  ein,  dass  dem  Arbeiter  manches 
Unrecht  geschieht  und  dass  er  von  gegnerischer  Seite  übervorteilt  wird,  ohne 
es  sogar  manchmal  zu  wissen,  dass  er  Unrecht  erlitten  hat  oder  dass  er  über- 
vorteilt worden  isi.  Man  vergegenwärtige  sich,  wie  häutig  z.  B.  der  Arbeiter  in 
1  laltpflii  ht  lallen  in  seinem  Rechte  geschmälert  wird,  wenn  er.  ohne  sich  vorher 
über  den  Umfang  seines  Rechtsanspruches  zu  erkundigen,  auf  die  Propusil ionen 
des  haftpflichtigen  Unternehmers  oder  der  an  Stelle  der  letzteren  tretenden  Ver- 
sicherungsgesellschaft eingeht,  um  zu  begreifen,  wie  not  es  thut,  dem  Arbeter 
billige  oder  gar  unentgeltliche  Rechlsbelehrung  zu  teil  werden  zu  lassen. 
Diese  Belehrung  findet  nunmehr  der  Arbeiter  neben  vielem  Anderem  in  den 
Arbeitersekretariatcn.  welchen,  wie  aus  den  Berichten  derselben  zu  ersehen 
ist.  die  Auskunft  s-  und  Raterteilung  und  die  He  i  s  t  a  nd  s  I  e  i  s  t  u  u  g  denn 
auch  die  meiste  Zeit  in  Anspruch  nehmen. 

Um  zu  zeigen,  wie  häufig  die  Arbeiterschaft  von  den  Arbeitersekretariaten 
in  dieser  Richtung  Gehrauch  macht,  mögen  hier  einige  bezügliche  Daten  aus 
ein/einen  Berichten  der  Arbeitersekretäre  folgen. 

Den  in  der  «Berner  Tagwacht»  seit  einiger  Zeit  allmonatlich  veröffent- 
lichten Berichten  des  bernischen  Arbeitersekretariates  ist  zu  entnehmen,  dass 
dieses  Sekretariat  in  II  Monaten  des  Jahres  100(1  nicht  weniger  als  1012  Konsul- 
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tationen  zu  erteilen  und  543  Ki >rresp. mdenzen  (darunter  Lingaben  an  Behörden) 
zu  erledigen  hatte.  Von  den  Konsultationen  betrafen  400  das  Lohn- und  Anstel- 
lungsverhältnis,  1 53  Schuldbetreibung  und  Konkurs,  SS  llaltpfli«  ht.  *J3  ungesetz- 
liche Kntlassung.  75  das  Miet  Verhältnis.  58  das  Steuerwesen  u.  s.  w.  Das  Arbeiter- 
Sekretariat  Winierthur  hat  laut  seinem  ersten  Jahresberieht  im  Meriehtsjahre 
vom  1.  Juli  1900  bis  zum  30.  Juni  I90|  122*»  Konsultationen  zu  erleilen, 
darunter  an  Männer  1127.  an  Frauen  00 :  an  Schweizer  857,  an  Ausländer  3b') : 
unter  den  Auskunft-  und  Ratsuchenden  waren  840  organisierte  Arbeiter  und 
3St>  nicht  orgonisierte.  Ausserdem  verzeichnet  der  Bericht  407  ausgehende 
Korrespondenzen.  Ktwas  detaillierter  sind  die  bezüglichen  Angaben  des  Arbeiter- 
M-kretariales  Basel.  Laut  Bericht  erteilte  derselbe  in  den  ersten  drei  Monaten 
des  Jahres  ]**(>!  137t»  Audienzen,  welche  folgende  Angelegenheiten  betrafen: 
Lohnangelegenheiten  120,  l  nl'all  247.  Anstellung.  Kündigung,  Kntlassung  97, 
Verschiedene  Arbeitsverhaltnisse  71.  Fabrik-  und  Haftpflicht  37.  Massrcge- 
lungen  35,  Krankenkassenangelegenheit en  25,  Lohnabzüge,  Ibissen  23,  Tarif- 
angelegenheiten 9.  A rbeitszeugnisse  9,  Misshandlungen  19.  Arbeitsvermittlung  33, 
Arbeitslosenangelegenheiten  158,  Armensache  t>5.  Heitritt  zur  Organisation  14, 
Vereinsangelegenheiten  50.  Agitation.  Organisation  58,  Lehrlingsangelegen- 
heiten 18.  Wanderunterstützung  14.  Schriftenangelegenheiten  13.  Retention  der 
Schriften  und  des  Kigentums  des  Arbeiters  8.  Wohnungsangelegenheiten  53,  Militär- 
angelegenheiten  18.  Steuerangelegenheiten  5.  Ausweisung  II.  Auswanderung  9, 
brlangung  bürgerlicher  Rechte  7.  Familienangelegenheiten.  Scheidung  etc.  6, 
Alimentation  5,  F.rhschaflsangelegenheifen  10,  Betreibung.  Pfändung,  Schuld- 
eintreihung  40.  Konflikte  mit  der  Polizei  o,  Konflikte  mit  Oerichten  2b.  Schul- 
angelegenheit 5,  N'ornumdsch.il'isangelegenheit  2.  Verschiedenes  44.  Dazu 
kommen  100  Briefe.  Hingaben*  etc.  an  Behörden.  18  an  das  eidgen.  Fabrik- 
inspektorat,  70  an  Arbeitgeber.  04  an  Versicherungsgesellschaften  uml  85  an 
sonstig»-  Stellen  oder  Personen.  Das  Arbeitersekretariat  St.  (Jallen  erteilte 
seitdem   I.Juli  I9l.)|   hi*  Anfang  Dezember  desselben  Jahre*  705  Konsultationen. 

/um  S<  hluss  sei  noc  h  darauf  hinge w iesen,  dass  die  in  den  letzten  Jahren 
auch  in  der  Schweiz  akut  gewordene  A  r  b e i  t  s  I o s  e  n  I  ra  g e  den  Arbeitersekre- 
tariaten viel  zu  thun  gieht.  Da  gilt  es  die  Orösse  der  Arbeitslosigkeit  fest- 
zustellen, die  Arbeitslosen  zusammenzubringen,  die  I  Hilfeleistung .  soweit  es 
nicht  anderweitig  geschieht,  zu  organisieren,  die  Interessen  der  Arbeitslosen 
vor  den  Behörden  zu  vertreten  u.  s.  w.  Manch  wertvolle  Anregung  war  u.  a. 
die  Frucht  der  Beschäftigung  der  Sekretare  mit  dieser  Frage  (siehe  darüber 
den  Artikel  «Arbeitslosenversicherung»):  dabei  werden  statistische  Notizen 
gesanimeft.  die.  mangels  einer  eigentlichen  Arbeitslosenzahlung,  jedem  Soeial- 
poliliker  willkommen  sein  müssen.  Nicht  unerwähnt  mögen  aber  auch  die 
sonstigen  U  ni  ersuchungen  der  Arbeilersekretariate  bleiben,  wie  z.B.  der 
'«Versuch  einer  Lohnstatistik  der  Metallarbeiter  in  Bern»,  die  l'ntersuchung 
uli»r  «die  Lohn-  und  Ansiellungsverhältnisse  der  eidgenössischen  Arbeiter», 
durchgeführt  \otn  früheren  hernischen  und  jetzigen  basier  Arbeitersekretär 
Dr.  med.  N.  WassilielV. 

V*/.  LitteratUT.  N.  Wassiiieff.  Die  Arbeiterunion  Hern,  das  stadtbernische  Arbeiter- 
Sekretariat  und  die  Vorgänge  am  /<y.  ytini  iSyj.  Hern  /$9j.  —  Führer  für  das  Central- 
jest  des  Schweiz,  (irütlivereius  in  Hern,  S.  </—/j.  Hern  iSgO.  —  Vorwärts!  Drei- 
monatliche Revue  des  Ha  s/er  Arbeiter  Sekretariates,  Xf.  /.  Kasel  iqoi.  —  Einzelne 
Herickte  der  lokalen  Arbeiter  Sekretariate.  —  „Hemer  V'ag:iac/ttli,  Organ  dr  social- 
demokratischen  Partei  des  h'antons  Hern. 

Dr.  X.  Reiehesherg,  Professor  an  der  l'niversität  Hern. 
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Arbeitersekretariate:    c)  Verbandssekretariat  der  katholischen 

Männer-  und  Arbeitervereine. 

I.  Kntstehung.  II.  Aufgaben  ttnd  Organisation.     -    III.  (i  ei^c  n  \v  ä  r  t 

Programmarbeiten.  -     IV*.  l.itterutur. 

I.  Entstehung.  Der  Verband  »lor  k:uholi«.rln-rt  Männer-  tun  1  Arbeiter- 
vereine erstrebt  die  Verwirklichung  einer  vom  <  hristli<  ln-n  Geiste  geleiteten 
Sorialreform.  Dir«  ( i ründung  der  katlmlis«  Ii  -  so«  iabn  Vereine,  weicht'  am 
21.  August  IKK7  in  Hasel  zu  einem  (  entralve rhande  sieh  « ironisiert en.  hatte 
zum  Zweck  die  Hebung  «b-r  politischen  timl  wirtschaftlichen  lnteres>t-n  iler 
Katholiken,  und  zwar  namentlich  in  den  Indiistrirbezirken.  Im  Jahre  1S('S. 
dem  Gründungsjahre  des  Sekretariates,  war  der  V«rban«I  bereits  ;mi  74  Sek- 
tionen angewachsen  mit  zusammen  7242  Mitgliedern.  Damit  war  die  Erwei- 
terung des  Aulgabenkreises  auf  dem  politischen  und  Volksw  irts«  haftlichen 
Gebiete  Hand  in  Hand  gegangen.  Nar  hdem  schon  eine  Anzahl  anderer  politisrh- 
sodaler  Organisationen  in  der  Schweiz  mit  Erfolg  standige  Sekretariate  ins 
Leben  gerulen  hatten,  lag  für  die  katholischen  Minner-  und  Arbeitervereine 
der  Gedanke,  «mentalis  ein  \"erbandssekretariat  zu  gründen,  nahe,  umsomehr, 
als  man  auch  in  Deutschland  mit  der  Gründung  katholischer  \rbeit .-rsekretariate 
und  Auskunft sst eilen   sehr   gute  Erfahrungen   gemaclu    hatte.     Die   am  S.  und 

Oktober  1S«>S  in  S«  haJl  hausen  tagende  Jahres-,  er-.immlung  beschlnss  daher 
die  Errichtung  eines  stilchen  Sekretariates  und  die  Besoldung  des  Sekretärs  aus 
der  Centralkasse.     Mit  dem  1.  Januar  IS'IU  begann  daraufhin  dessen  Thatigkeit. 

II.  Aufgaben  und  Organisation.  Neben  der  organisatorischen  Thatigkeit 
und  der  allgemeinen  Anregung  zu  s, ,,  ialpolit ist  her  Bet  hat  igting  w  ie  der  For- 
derung der  socialen  Schulung  in  den  Sektionen  widmet  sjeh  das  Sekretariat 
jeglicher  Art  von  schriftlicher  und  mündlicher  \ uskunl  1  sert eilung  auf  sucial- 
p..litischem  Gebiete.  Diese  Raterleilung  bezieht  sich  vorab  auf  die  verschie- 
densten Fragen  des  Arbeiters«  hui  zes.  Ausserdem  erstreckt  sie  sich  auf  die 
Abfassung  von  Gutachten  in  I  laftptli«  htlallen.  Beurteilung  von  Statuten  s, .rialer 
Vereine  oder  wirtschaftlicher  Gcnossens« -haften  .  Sammlung  und  Zustellung 
wissenschaftlichen  Materials  s, ,e i.dpolitischen  Inhalts.  Beschallung  siatistisrher 
Daten,  Ausfertigung  von  Planen  für  Wohlfahrtseinri«  htungen  jedweder  Art  etc. 
Im  allgemeinen  will  $  1  des  Reglementes  dem  \"erbandssekretariate  folgende 
Aufgaben  zu: 

a)  Die  Besorgung  der  Aktuariatsgesch.iftr  der  Delegiei tciiversaminlungcn. 

b)  Die  Krteilun^  von  Rat  und  Auskunft  .111  alle  Verbarulsmitgliedcr  und  Vereine  in  Sachen 
der  Sonn-  und  Feicrlagsheiligung.  der  Haftpfliclit.  der  Fabrik-  und  Gewcrbcpolizei,  des  Dienstboten- 
nnd  G  esellenrechtes.  wie  überhaupt  des  ArlieiiersehuUes. 

c)  Die  Kontrolle  und  Aufsicht  über  die  Thatigkeit  d<  i  einzelnen  Verlwndssektionen  und  dies- 
bezügliche Berichterstattung  an  das  Cemralk.>initee. 

d)  Auskunfterteilurig  an  die  Redaktien  de*  »Arbeiters  und  an  die  Vereinsvorständc  über  das 
Vereinsleben  und  Uber  sonstige  den  Verband  und  seine  Thatigkeit  betreffende  Materien. 

c)  Zeitweise  Besuche  der  Verbandssekiionen.  Anregung  und  Forderung  «ler  Thatigkeit  in  »ien 
einzelnen  Sektionen,  Gründung  neuei  Sektionen,  th.itige  Propaganda  für  die  Ausbreitung  des  Ver- 
bandes und  seiner  Ziele  durch  Wort  und  Schrift. 

f)  Besorgung  aller  weiteren  Arbeiten,  die  ihm  vom  Centtalkomitee  speziell  übertragen  werden. 

Ks  ist  dem  Sekretär  zur  Erteilung  «b-r  Konsultationen  ein  besonderes 
Bureau  zur  Verfügung  gestellt.  Indexen  liegt  das  Hauptgewicht  in  der  schrift- 
lichen Beratung  der  Sektionen,  wie  der  einzelnen  Arbeiter  und  Arbeitgeber. 
Das  Sekretariat  wird  auch  vielfach  von  (bin  Verband««  fernestehenden  Per- 
sonen in  Anspruch  genommen.  Die  Arbeitsthatigk<  it  «h-s  Verhandssekretariates 
untersteht  den  Weisungen  ib's  ('entralk«nuit',es,  dessen  lies«  hlüsse  der  Sekretär 
auszuführen  hat. 
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III.  Programmarbeiten.  Noch  befindet  sich  das  Verbandssekretariat  erst 
im  Anfangsstadium  seiner  Ent  wicklung  und  ist  deshalb  noch  nicht  in  der  Lage, 
auf  eine  grössere  Reihe  abgeschlossener  Arbeitsresultatc  zurückblicken  zu 
können.  An  der  jährlichen  Generalversammlung  des  Verbandes  wird  jeweilen 
das  Programm  für  die  Jahresarbeit  des  Ccntralkomitecs  und  des  Sekretariates 
normiert.  Neben  der  socialen  Kleinarbeit,  welche  in  zahlreiche  Einzelheiten 
geht,  sieht  sich  der  Verband  zur  Stunde  vor  eine  Reihe  bedeutsamer  und 
schwieriger  Fragen  gestellt,  zu  denen  er  Stellung  zu  nehmen  und  zu  deren 
Lösung  er  seinen  Teil  beizutragen  hat.  Die  Vorarbeiten  hierzu  liegen  zum 
guten  Teil  in  den  Händen  des  Sekretariates,  welches  in  seinen  Arbeiten  in 
umfassender  Weise  durch  das  jeweilige  Centraikomitee  unterstützt  wird.  Als 
Aufgaben  einer  nächsten  Zukunft  seien  hier  genannt :  die  Frage  der  Kranken- 
und  Unfallversicherung,  die  Revision  des  Fabrikgesetzes,  die  Stellungnahme  zu 
den  Entwürfen  des  schweizerischen  Civil-  und  Strafgesetzbuches,  Raiffeisen- 
K.issen.  Krankenkassen.  Neutralisierung  der  Gewerkschaften  etc.  Diese  Fragen 
werden  für  einige  Zeit  den  Hauptbestandteil  der  Traktandenliste  an  den  grösseren 
Tagungen  des  Verbandes  bilden.  Auch  mit  dein  Thema  der  Bekämpfung  der 
Arbeitslosigkeit  wird  sich  das  Sekretariat  zu  beschäftigen  haben,  angesichts 
der  bedenklichen  Lage  unserer  Industrie  und  des  damit  verbundenen  Rück- 
ganges des  Arbeitsmarktes. 

Damit  glauben  wir  das  Arbeitsgebiet  des  Verbandssekretariates  wenigstens 
in  den  Hauptzügen  skizziert  zu  haben.  Ein  Eingehen  auf  die  Details  in  ihrem 
steten  Wechsel  konnte  hier  natürlich  nicht  unsere  Aufgabe  sein. 

IV.  Litteratur.  „Der  Arbeiter",  Organ  des  Verbandes  katholischer  Männer-  und 
Arbeitervereine  der  Schreit.  Schuß/Muten.  —  Jahrbuch  des  Verbandes,  Basel  tSgj.  — 
Jahresberichte  des  Centralkfmitecs  und  des  Sekretariates.  —  Monatsschrift  für  christ- 
liche Socialreform,  Jahrg.  /Sg8,  Heft  //  h.  12  (Jahresversammlung  in  Schaffhausen).  — 
Idem,  Jahrg.  tSgg,  pag.  j  ff.  (Der  praktisch-sociale  Kursus  in  Zürich)  -  0.  Müller, 
Katholische  Arbeitervereine^ AI. -Gladbach  1901.  —  Die  Schweiz  im  /<?.  Jahrhundert, 
Bd.  II,  pag.  //j  ff.,  Bern  1900. 

Dr.  A.  Hättenschwüler, 

Verbandssekretilr  der  kath.  Männer-  und  Arbeitervereine,  Basel. 

Arbeitersekretariate:  d)  Evangelische  Arbeitersekretariate. 

I.  Wesen  und  Bedeutung-  —  II.  Litteratur. 

I.  Wesen  und  Bedeutung.  Wie  die  christlich-socialen  Arbeitervereine, 
so  sind  auch  die  evangelischen  Arbeitersekretariate  der  Schweiz  Gebilde  der 
neuen  und  neuesten  Zeit.  Er  bestehen  deren  erst  zwei,  das-  eine  in  Basel, 
das  andere  in  Bern:  ersteres  1895,  letzteres  1898  gegründet. 

Die  Tendenz  beider  Institutionen  ist  dieselbe  und  lässt  sich  wühl  am 
richtigsten  mit  den  Worten  wiedergeben,  mit  welchen  die  Stellung  des  Arbeiter- 
sekretärs in  Bern  statutengemäss  präzisiert  ist :  «Er  soll  eine  Vertrauensperson 
sein,  an  welche  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  in  allen  ihre  sociale  Lage  betref- 
fenden Angelegenheiten  sieh  wenden  können.»  Die  Arbeitersekretariate  suchen 
die  Organisation  der  Arbeiterschaft  als  Mittel  des  Fortschrittes  auch  in  die 
Kreise  christlich-gesinnter  Arbeiter  hineinzutragen.  Sie  sorgen  für  Besprechung 
socialpolitischer  Fragen  aller  Art  in  den  mit  ihnen  verbundenen  Arbeitervereinen. 
Sie  vertreten  die  Interessen  der  Arbeiterschaft  und  aller  in  abhängiger  Stellung 
befindlichen  Volkskreise  in  den  verschiedensten  Fragen,  wie  Haftpflicht  und 
Mietangelegenheiten,  eventuell  auch  Lohnbewegungen  u.  dgl.,  befördern  die 
Gründung  von  allerlei  Wohlfahrtseinrichtungen,  wie  Krankenkassen  u.  s.  w.  und 
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regen  zur  Mitarbeit  im  Genossenschaftswesen  an.  Allein  sie  suchen  in  Bezug 
auf  alle  Streitpunkte  des  socialen  Lebens  doch  mögliehst  auf  friedliche  Aus- 
gleichung der  Gegensätze  und  auf  freundliches  Zusammenwirken  der  verschie- 
denen Bevölkerungsklassen  zum  Wohl  des  Ganzen  hinzuarbeiten.  In  dieser 
Richtung  haben  beide  Sekretariate  in  der  kurzen  Zeit  ihres  Bestehens  zu  wirken 
sich  bestrebt,  und  die  fortwährende  Inanspruchnahme  derselben  durch  Personen 
beiderlei  Geschlechts  liefert  den  besten  Beweis  für  ihre  Existenzberechtigung. 
Gleich  den  christlich-socialen  Vereinen  stehen  auch  sie  mit  aller  ihrer  Thätigkeit 
auf  dem  Boden  der  christlichen  Weltanschauung.  Insofern  stellen  sie  sich,  ob- 
schon  ihre  Wirksamkeit  keine  polemische  sein  will,  durchaus  den  socialdemo- 
kratischen  Arbeitersekretarialen  und  der  materialistischen  Weltanschauung 
entgegen  und  sind  bisher  die  wesentlichen  Organe  zu  praktischer  Bethätigung 
der  christlich-socialen  Gedanken  gewesen. 

//.  Litteratur.  Jahresberichte  des  christlich-socialen  Vereins  der  Stadt  Bern 
1899— tgos.  —  Siehe  auch  die  Litteratur  zum  Artikel  „Christlich-sociale  Bewegung: 
a)  Evangelisch-sociate  Bewegung" . 

Anmerkung  des  Herausgebers:  Der  vorstehende  Arl/ket  wurde  in  verdaukeas- 
werler  Weise  vom  gegenwärtigen  bernischen  evangelischen  Arbeiter sekreiär  0.  Lauferburg 
durchgesehen  und  ergänzt. 

Carl  H.  Mann,  weil,  evangelischer  Arbeitersekretär,  Bern. 


Arbeiterunionen. 

I.  Allgemeines.  -  II.  Organisation  und  Zweck:  1.  Zusammensetzung  und 
politischer  Standpunkt;  -.  Zweckbestimmungen;  .1.  Organisatorische  und  finanzielle  Be- 
stimmungen. —  III.  Pressorganc.  —  IV.  A  r  bei  tei  Sekretariate.  —  V.  Ortschaften 
mit  Arbeiterunionen.  —  VI.  Litteratur. 

I.  Allgemeines.  Die  eigentümliche  Entwicklung  der  schweizerischen 
Arbeiterbewegung,  hervorgerufen  durch  die  nationale  Eigenart  des  Landes  und 
die  bunte  Mannigfaltigkeit  seines  politischen  und  socialen  Lebens,  kommt  in 
der  Bildung  lokaler  Arbeiterunionen,  denen  die  Arbeiterbewegung  des  Aus- 
landes schwerlich  Gleichartiges  zur  Seile  zu  stellen  hat,  ganz  besonders  zum 
Ausdruck.  Die  lokale  Arbeiterunion  bildet  in  der  Regel  die  Gesamtvertretung 
der  gewerkschaftlichen  und  politischen,  vereinzelt  auch  der  genossenschaftlichen 
Arbeitcrinteressen  eines  Ortes  und  seiner  nächsten  Umgebung.  In  gewerk- 
schaftlicher Richtung  vertritt  sie  vorzugsweise  diejenigen  Interessen,  die  den 
verschiedenen  Berufs-,  bezw.  Kachorganisationcn  des  Ortes  gemeinsam  sind. 
In  politischer  Richtung  pflegt  sie  hauptsächlich  die  communale  Social- 
politik  vom  Standpunkte  der  Arbeiterschaft  aus.  Gewöhnlich  ist  auch  die 
örtliche  Durchführung  der  Feier  des  1.  Mai  (internationaler  Arbeiterfeiertag) 
Sache  der  lokalen  Arbeiterunion. 

Es  giebt  auch  centrale,  d.  h.  schweizerische  Arbeiterunionen,  z.  B.  die 
Arbeiterunion  schweizerischer  Transportanstaltcn.  und  kantonale  Arbeiterunionen, 
z.  ß.  der  Appenzellische  Arbcitcrbund.  Die  erste  Organisationsform  ist  jedoch 
den  centralen  Gewerkschaftsverbänden  gleichzustellen  und  die  zweite  gehört 
in  die  Kategorie  der  kantonalen  Arbeiter-  und  socialdemokratischen  Parteien, 
bezw.  der  Kantonalverbände  von  Grütli-  und  Arbeitervereinen.  Ueber  die- 
selben wird  in  den  Artikeln:  «Gewerkschaftsbewegung».  «  Grütliverein  »  und 
«Socialdemokratischc  Partei»  Näheres  mitgeteilt. 

Die  lokale  Arbeiterunion  (französisch  :  union  ouvricre),  an  einzelnen 
Orten  Arbeiterbund  genannt  (nicht  zu  verwechseln  mit  dem  Schweizerischen 
Arbeiterbund)  hat   neben  ihren  mannigfachen   lokalen  Aufgaben  auch  grosse 
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Bedeutung  als  Stützpunkt  für  die  gesamte  Gewerkschaftsbewegung  des  Landes 
einerseits  und  für  die  kantonale  und  eidgenössische  Arbeiterpolitik  anderseits, 
deren  Bestreitungen  sie  in  ihrem  lokalen  Wirkungskreis  zu  fördern  pflegt. 

Nachdem  sich  schon  in  den  1860er  Jahren  die  damals,  vorwiegend  unter 
dem  Einfluss  der  Internationalen  Arbeiterassociation,  in  den  grösseren  Schweizer- 
stadt en  entstandenen,  zum  grossen  Teil  aber  bald  wieder  eingegangenen  Gewerk- 
schaften (Fachvercine)  mit  einzelnen  Grütli-  und  Arbeitervereinen  vorübergehend 
zu  losen  Lokalverbanden  vereinigt  hatten,  bildeten  sich  in  den  1870er  Jahren 
die  eigentlichen  Anfänge  der  gegenwärtigen  Arbeiterunionen,  so  in  Zürich 
unter  dem  Namen  « Centralausschuss  der  Grütli-  und  Arbeitervereine»,  in 
Basel  unter  dem  Namen  *  Arbeiterbund  >.  Diese  und  ähnliche  Organisationen 
in  anderen  Städten  erlebten  freilich  mancherlei  Umwandlungen  und  lösten  sich 
sogar  zum  Teil  für  kürzere  oder  längere  Zeit  auf.  Die  grosse  Mehrzahl  der 
jetzigen  Arbeiterunionen  führt  ihre  Gründung  erst  auf  die  1880er  und  1890er 
Jahre  zurück. 

II.  Organisation  und  Zweck.  1.  Zusammensetzung  und  politischer 
Standpunkt.  Die  lokalen  Arbeiterunionen  setzen  sich  gewöhnlich  aus  Gewerk- 
schaften (Fachvercincn).  der  Sektion  oder  den  am  Orte  bestehenden  Sektionen 
des  Schweizerischen  Grütlivereins  und  anderen  Arbeitervereinen  (allgemeine 
Arbeitervereine,  deutsche  Arbeitervereine,  Arbeiterinnenvereine,  Vereinigungen 
von  italienischen  und  tessinischen  Arbeitern  u.  s.  w.)  zusammen.  Die  Aufnahme 
der  nach  der  Gründung  der  Arbeiterunion  beitretenden  Vereine  erfolgt  in  der 
Regel  durch  Beschluss  der  Delegiertenversammlung  (Vertreter  der  einzelnen 
l'ninnsvereine)  in  der  Mehrzahl  der  Unionen  ohne  Erhebung,  in  einigen  mit 
Erhebung  eines  kleinen  Eintrittsgeldes. 

In  politischer  Hinsicht  stehen  die  meisten  Arbeiterunionen,  teils  gemäss 
ausdrücklicher  Statutenbestimmung,  teils  ohne  solche  Bestimmung  thatsächlirh 
auf  dem  Boden  der  Sociald  emokra  t  i  e.  Die  Statuten  enthalten  gewöhnlich 
die  Vorschrift,  Mass  in  land  es  politischen  Angelegenheiten,  also  in  Fragen 
der  eidgenössischen,  kantonalen  und  Gemeindepolitik  nur  die  schweizerischen 
Mitglieder  der  Arbeiterunionen  entscheidende  Stimme  besitzen.  Den 
ausländischen  Mitgliedern  wird  in  solchen  Angelegenheiten  höchstens  beratende 
Stimme  eingeräumt. 

Viele  Arbeiterunionen  sind,  in  der  Regel  nur  mit  ihren  schweizerischen 
Mitgliedern,  offizielle  Glieder  kantonaler  Arbeiterparteien  (Kantonalverbände 
von  Grütli-  und  Arbeitervereinen,  socialdcmokratischc  Parteien,  demokratische 
und  Arbeiterparteien  u.  dg).).  Wo  es  die  Arbeitcrunionen  nicht  sind,  gehören 
gewöhnlich  die  Sektionen  des  Schweizerischen  Grütlivereins,  die  übrigen  poli- 
tischen Arbeitervereine  und  überdies  manche  Gewerkschaften  jenen  kantonalen 
Parteien  an.  Wahrscheinlich  werden  viele  Arbeiterunionen  mit  ihren  schwei- 
zerischen Mitgliedern,  entweder  direkt  oder  indirekt  (als  Glieder  kantonaler 
Verbandel,  der  laut  Bes<  hluss  der  Delegiertenversaminlung  des  Schweizerischen 
Grütlivereins  und  des  Kongresses  der  Schweizerischen  Socialdemokratie  in 
Solothun)  am  21.  und  22.  September  1901  (bestätigt  durch  die  Urabstimmung 
des  Schweizerischen  Grütlivereins  anfangs  November  1901)  gegenwärtig  in 
Bildung  begriffenen   neuen  socialdcmokratischcn  Partei   der  Schweiz  beitreten. 

2.  Zweckbestimmungen.  Trotz  grundsätzlicher  Uebereinstimmung  der 
hauptsächlichen  Aufgaben  und  Ziele  herrscht  in  der  Formulierung  der  Zweck- 
bestimmungen die  bunteste  Mannigfaltigkeit.  Die  kleineren  Arbeitcrunionen 
pflegen  ihre  Statuten,  natürlich  entsprechend  ihren  einfacheren  Verhältnissen, 
den  Statuten  der  grösseren  Unionen,  gewöhnlich  der  nächstgclegenen,  mehr 
4. der  weniger  nachzubilden. 
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Verschiedene  Arbeiterunionen,  meistens  grössere,  unterhalten  spezielle 
Institutionen  —  stündiges  Arbeitersekretariat  (vergl.  Abschnitt  IV),  Biblio- 
thek, Lesesaal,  Hülfsfonds,  Streikkasse  u.  s.  w.  —  und  führen  spezielle 
Betriebe  —  Pressorgan  (vergl.  Abschnitt  III),  Buchdruckerei,  Volkshaus, 
Beschaffung  von  Lebensmitteln  und  Brennmaterialien.  Bäckerei  u.  s.  w.  —  bezw. 
sind  an  solchen  Betrieben,  die  zum  Teil  aus  ihrer  Initiative  hervorgegangen, 
in  irgend  einer  Weise  beteiligt.  Einzelne  Arbeiterunionen  sind  als  Genossen- 
schaft oder  Verein  im  Handelsregister  eingetragen. 

Am  deutlichsten  sind  die  verschiedenartigen  Zwecke  aus  der  wört- 
lichen Wiedergabe  der  bezüglichen  Statutenbestimmungen  einiger  der  grösseren 
lokalen  Arbeiterunionen  ersichtlich. 

Die  Arbeiterunion  Zürich  umschreibt  den  Zweck  in  ihren  Statuten 
vom  1.  April  1901  wie  folgt:  «$  1.  Die  politischen  Vereine,  Bildungs-  und 
allgemeinen  Arbeitervereine  der  Stadt  Zürich,  welche  auf  dem  Boden  der 
Socialdemokratic  stehen,  und  die  Gewerkschaften  bilden  einen  Verband,  der 
den  Namen  «Arbeiterunion  Zürich»  führt.  $  2.  Der  Zweck  des  Verbandes 
besteht  in  der  Wahrung  der  wirtschaftlichen  und  politischen  Interessen  der 
arbeitenden  Klasse.  $  3.  Als  wichtigste  Mittel  hiezu  betrachtet  der  Verband: 
a)  die  einheitliche  Organisation  der  Arbeiterschaft  der  Stadt  Zürich :  b)  die 
selbständige  Bethätigung  in  den  Angelegenheiten  der  eidgenössischen,  kanto- 
nalen und  Gemeindepolitik;  c)  die  Förderung  der  gewerkschaftlichen  Bewegung 
auf  dem  Platze  Zürich;  d)  die  schriftliche  und  mündliche  Propaganda:  e)  die 
Hebung  der  allgemeinen,  sowie  speziell  sozialpolitischen  Bildung  der  Arbeiter- 
klasse;  0  die  Veranstaltung  von  Festlichkeiten  und  Demonstrationen,  vorab 
der  Maifeier.» 

Die  Arbeiterunion  Bern  präzisiert  in  einem  Nachtrag  vom  28.  März 
1897  zu  ihren  Statuten  vom  13.  Dezember  1896  den  Zweck  folgendermassen : 
«$  1.  Unter  dem  Namen  Arbeiterunion  Bern  besteht  mit  Sitz  in  Bern  ein»* 
Genossenschaft,  durch  welche  die  politischen  und  gewerkschaftlichen  Vereine 
der  Stadt  Bern  und  Umgebung,  die  sich  die  Vertretung  und  Förderung  der 
Interessen  der  Arbeiterklasse  nach  den  Grundsätzen  der  Socialdemokratic  zur 
Aufgabe  machen,  ihre  gemeinsamen  Zwecke  mit  vereinten  Kräften  verfolgen 
und  bei  welchen  sie  auch  für  ihre  besonderen  Aufgaben  Unterstützung  finden. > 

Die  Arbeiterunion  Bern  hat  eine  eigene  Buchdruckerei,  ebenso  eine 
Bäckerei  —  welche  beide  Betriebe  je  eine  gesondert««  Organisation  besitzen 
-—  und  ist  am  Volks  haus  beteiligt. 

Der  Arbeiterbund  Basel  umschreibt  den  Zweck  in  seinen  Statuten 
vom  16.  Juli  1891  folgendermassen:  «Art.  1.  Der  Arbeiterbund  Basel  ist  ein 
Verband  von  im  Kanton  Baselstadt  bestehenden  Arbeitervereinen  mit  dem 
Zwecke  gemeinsamer  Wahrung  und  Förderung  der  socialen,  ökonomischen  und 
politischen  Interessen  der  Arbeiterklasse  im  Sinne  «1er  Soiialdemokratie. 
Art.  2.  Insbesondere  stellt  sich  der  Verband  zur  Aufgabe:  1.  För«lerung  der 
gewerkschaftlichen  und  politischen  Organisation  der  Arbeiter  und  Arbeiterinnen. 
Schutz  und  Unterstützung  der  Arbeil  er  und  Arbeiterinnen  im  Kampfe  um 
günstigere  Arbeits-  und  Existenzbedingungen.  2.  Ueberwachung  des  Voll- 
zuges   der    Arbeiterschutzgesetze    behufs    Wahrung    «ler  Arbeiterinteressen. 

3.  Unterstützung  gcmassrcgelter,  überhaupt  durch  Behörden  oder  Arbeitsherren 
geschädigter  Arbeiter  und  Arbeiterinnen,  so  weit  möglich  durch  Rat  und  That. 

4.  Aufklärung  und  Belehrung  der  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  in  jeder  Hinsicht 
durch  die  Presse,  öffentliche  Versammlungen,  Vorträge  u.  s.  w.  5.  Propaganda 
für  die  grundsätzlichen  Ziele  der  Socialdemokratic  und  Förderung  der  Bestre- 
bungen   der   socialdemokratischcn    Partei.    6.   Schlichtung   von  Streitigkeiten 
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zwischen  Verbands\crcincn,  sowie  zwischen  solchen  und  ihren  Mitgliedern, 
falls  die  Beteiligten  es  wünschen.» 

In  Basel  wird  jedoch  die  sociaidcmokratische  Partei  nicht  durch 
den  Arbeiterbund  repräsentiert;  es  hat  dieselbe  vielmehr  ihre  selbständige 
Organisation.  Dagegen  unterhalten  Arbeiterbund  und  Partei  ständige  Beziehungen 
zu  einander.  Nach  den  Statuten  der  socialdemokratischen  Partei  Basel  vom 
5.  März  1901  ($  4)  richtet  sich  die  Arbeitsteilung  zwischen  Partei  und 
Arbtiterbund  nach  folgenden  Grundsätzen :  a)  in  den  Aufgabenkreis  der  Partei 
fallen  namentlich:  Wahrung  der  Arbeiterinteressen  in  der  Politik,  Vertretung 
der  sccialdcnrokratischen  Bestrebungen  in  der  Gesamtbevölkerung  wie  in  den 
Staats-  und  Gemeindebehörden,  Ausbau  der  politischen  und  lokalen  Organi- 
sation des  arbeitenden  Volkes,  Pflege  des  socialpolitischen  Bildungswesens; 
bi  in  den  Aufgabenkreis  des  Arbeiterbundes  fallen  namentlich:  Wahrung 
der  gew  erkschaftlichen  (beruflichen)  und  allgemeinen  Arbeiterinteressen,  Ausbau 
der  gewerkschaftlichen  Organisation  der  Arbeiterschaft,  Pflege  des  beruflichen 
und  allgemeinen  Bildung» wesens,  Leitung  und  Finanzierung  des  Arbeitersekre- 
t.'.riates.  Durchführung  der  Feier  des  1.  Mai  (internationaler  Arbeiterfeiertag). 
Wo  es  das  gemeinsame  Interesse  erheischt,  leisten  sich  Partei  und  Arbeiter- 
blind  gegenseitige  Unterstützung. 

Die  Arbeiterunion  St.  Gallen  umschreibt  den  Zweck  in  ihren  Statuten 
vom  3.  August  1890,  wie  folgt:  «Art.  1.  Die  Gewerkschaften,  Arbeiter-  und 
politischen  Vereine  der  Stadt  St.  Gallen  und  Umgebung,  welche  auf  dem  Boden 
der  Socialdcmokratic  stehen,  bilden  einen  Verband,  der  den  Namen  «Arbeiter- 
union St.  Gallen >  führt.  Art.  2.  Der  Zweck  des  Verbandes  ist,  die  gewerk- 
schaftlichen, socialen  und  politischen  Interessen  des  arbeitenden  Volkes  zu 
wahren.  Art.  3.  Zur  Erreichung  desselben  anerkennt  der  Verband:  a)  die 
Wahrung  der  beruflichen  und  gewerkschaftlichen  Interessen  sowohl  der  ganzen 
Arbeiterschaft,  wie  auch  der  einzelnen  Berufe,  Vereine  und  Mitglieder  gegen- 
über dem  Staat  und  den  Arbeitgebern,  b)  Die  einheitliche  Organisation  der 
Arbeiterschaft  der  Stadt  St.  Gallen  und  Umgebung  für  eine  energische,  selb- 
ständige und  zielbewusste  Bethätigung  in  den  Angelegenheiten  der  eidgenös- 
sischen, kantonalen  und  Gemeindepolitik,  c)  Die  Propaganda  socialdemokra- 
tischer  Ideen  durch  Herausgabe  und  Verbreitung  geeigneter  Schriften  und 
durch  Abhaltung  von  Volksversammlungen,  belehrenden  Vorträgen  u.  dgl. 
dl  Die  Veranstaltung  von  Festlichkeiten  und  Demonstrationen  (Maifeier  etc.). 
Die  Arbeiterunion  erstrebt  ferner  eine  strenge  Ueberwachung  des  Fabrik-  und 
Arbeiterinncnschutzgesetzes.  Ferner  sorgt  sie  für  möglichst  billigen  Ankauf 
von  Lebensmitteln  und  Brennmaterialien,  sei  es  durch  Gründung  eigener 
Genossenschaften  oder  Unterstützung  des  Genossenschaftswesens  ihrer  Vereine. 

Ferner  hat  die  Arbeiterunion  St.  Gallen  in  einem  besonderen  Reglement 
die  Streikunterstützung  geordnet,  die  nur  nach  erfolglosen  Vergleichs- 
verhandlungen  und  unter  verschiedenen  anderen  Voraussetzungen  ausbezahlt 
wird.  Anspruch  haben  bloss  Gewerkschaften,  die  mindestens  sechs  Monate 
der  Arbeiterunion  angehören.  Die  tägliche  Unterstützung  an  männliche  Mit- 
glieder beträgt  für  Ledige  Fr.  1. — ,  für  Verheiratete  Fr.  1.50  und  für  jedes 
Kind  20  Cts.,  an  weibliche  Mitglieder  die  Hälfte  jener  Ansätze. 

Die  Arbeiterunion  Wintert  hur  und  Umgebung  präzisiert  den  Zweck 
in  ihren  Statuten  vom  1.  Januar  1901  folgendermassen :  « $  2.  Die  Arbeiter- 
union bezweckt  ein  gemeinsames  Vorgehen  zur  Wahrung  und  Förderung  der 
Interessen  der  Arbeiterschaft  in  jeder  Beziehung  gemäss  den  Grundsätzen  der 
Socialdcmokratic.  S  3.  Sie  erreicht  diesen  Zweck  durch:  a)  Selbständige 
Bethätigung  in  den  Angelegenheiten  der  eidgenössischen,  kantonalen  und  com- 
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munalen  Politik,  sowie  des  öffentlichen  Lebens  überhaupt,  b)  Intensive  För- 
derung des  Gewerkschaftswesens,  c)  Kräftige  Unterstützung  des  Genossenschafts- 
wesens, d)  Ueberwaehung  der  Handhabung  der  Arbeiterschutzgesetze,  c) Hebung 
der  allgemeinen  Bildung  und  Aufklärung  der  Arbeiterschaft  durch  die  Partei- 
presse, durch  Vorträge.  Diskussionen,  Volksbildungskurse.  Verbreitung  geeigneter 
Littcratur  u.  s.  w.> 

Zur  Unterstützung  von  Mitgliedern,  welche  wegen  ihrer  gewerkschaft- 
lichen oder  politischen  Thätigkeit  gemassregelt  worden,  hat  die  Arbeiterunion 
Winterthur  einen  Hülfsfonds. 

Die  Arbeiterunion  Biel  bestimmt  in  ihren  Statuten  vom  21.  November 
1K99:  cArt.  1.  Die  Arbeiterunion  Biel  ist  ein  Verband  der  Arbeitervereine 
der  Stadt  Biel  mit  dem  Zweck,  die  Interessen  der  Arbeiterklasse  nach  jeder 
Richtung  (sowohl  in  politischer,  als  in  gewerkschaftlicher  und  genossenschaft- 
licher) zu  wahren  und  zu  fördern.» 

3.  Organisatorische  und  finanzielle  Bestimmlnokn.  Etwas  mehr 
Uebereinstimmung  besteht  in  der  Formulierung  der  organisatorischen  und  finan- 
ziellen Bestimmungen,  obschon  auch  da  die  Verschiedenartigkeil  der  örtlichen 
Verhältnisse  ziemlich  grosse  Mannigfaltigkeit  mit  sich  bringt. 

Als  vollziehendes  Organ  (Exekutive)  steht  in  der  Regel  eine  5  bis  13 
(höchst  selten  mehr)  Mitglieder  zählende  Behörde  —  genannt  Vorstand,  Aus- 
schluss oder  Unionskomitee  —-  an  der  Spitze  der  Union.  Die  Exekutive  wird 
meistens  von  der  Delegiert envcrsammlung.  in  einigen  Unionen  durch  die  allge- 
meine Mitgliederversammlung  oder  durch  die  Urabstimmung  gewählt.  Manche 
Unionsstatuten  enthalten  die  Vorschrift,  dass  gewisse  Funktionäre  der  Exeku- 
tive oder  die  Mehrzahl  ihrer  Mitglieder  (worunter  der  Präsident)  Schweizer- 
bürger sein  müssen. 

Gewissermassen  gesetzgebendes  Organ  (Legislative),  dem  in  allen 
oder  doch  in  den  meisten  wichtigen  Angelegenheiten  die  Entscheidung  zusteht 
und  das  die  Geschäftsführung  der  Exekutive  überwacht,  ist  die  Delegierten- 
Versammlung,  in  die  jeder  Unionsverein  mindestens  einen,  gewöhnlich  aber, 
nach  dem  Verhältnis  der  Mitgliederzahl,  mehrere  Vertreter  abordnet.  In  ver- 
schiedenen Unionen  steht  den  Vorstandsmitgliedern  der  Unionsvereine  und 
anderen  Vertrauensmännern  der  Arbeiterschaft  (Vertretern  in  den  Gemeinde-, 
kantonalen  und  eidgenössischen  Behörden.  Redakteuren  der  Unions-,  bezw. 
Parteipresse  u.  s.  w.)  das  Recht  zu.  der  Delegiertenversammlung  wenigstens 
mit  beratender  Stimme  beizuwohnen.  Gewiss*'  Geschäfte  und  besonders  wichtige 
Entscheidungen  sind  in  einigen  Unionen,  teils  obligatorisch,  teils  fakultativ, 
der  allgemeinen  Mitgliederversammlung  (auch  Generalversammlung  oder 
Unionsversammlung  genannt)  oder  der  Urabstimmung  in  den  Vereinen 
vorbehalten. 

Ausser  den  Rechnungsrevisoren  (Kontroll-  oder  Prüfungskommission 
u.  dergl.).  die  jede  Union  als  Kontrollorgan  der  Exekutive  in  irgend  einer 
Form  hat,  giebt  es  in  einigen  Unionen,  abgesehen  von  den  besonderen  Ver- 
waltungen ihrer  geschäftlichen  Unternehmungen  noch  andere  Spezial- 
bchörden  (gewerkschaftliche  Kommission,  politisches  Komitee.  Aufsichts- 
kommission betreffend  Handhabung  der  Arbeiterschutzgesetze  u.  s.  w.) 

Für  die  politische  Thätigkeit  besitzen  verschiedene  Unionen  geson- 
derte Exekutiven  in  Form  eines  nur  aus  Schweizerbürgern  bestehenden 
Partei  komitees  (oder  politischen  Komitees)  und  gesonderte  Legislativen  in 
Form  einer  alle  schweizerischen  Unionsmitglieder  umfassenden  Partei  Ver- 
sammlung (oder  einer  aus  den  Vertretern  der  politischen  Vereine  und  den  Vertre- 
tern in  den  öffentlichen  Behörden  bestehenden  Vertrauensmänner-Versammlung). 
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Die  ordentli«  hen  obligatorischen  finanziellen  Leistungen  der 
Verein»-  an  die  Unionskasse  bewegen  sieh  ungefähr  zwischen  50  C  ts.  und 
Kr.  2.  -  pro  Jahr  und  Mitglied.  Die  Höhe  dieser  Leistungen  hängt  wesentlich 
da\on  ab,  ob  eine  Union  ein  ständiges  .Arbehersekretariat,  Ilülfs-  und  Streik- 
fonds unterhält  oder  ni<  ht.  In»  übrigen  werden  die  .Ausgaben  der  Union  durch 
freiwillige  Beiträge,  Ertragnisse  von  Festlichkeiten,  ausserordentliche  obliga- 
torische Heiträge,  .Arbeitersekretariatsgebühren  u.  s.  w.  bestritten. 

III.  Pressorgane.  Die  meisten  Arbeiterunionen  haben  ein«*  bestimmte 
Zeitung,  gewöhnlich  ein  sozialdemokratisches  Arbeiterblatt,  als  ihr  Pressorgan 
(Publikationsmitteh  erklärt. 

Nebenbei  benützen  einige  Unionen  für  diesen  Zweck  auch  den  in  Zürich 
erscheinenden  «Grüt  lianer»  (Eigentum  und  offizielles  deutsches  Pressorgan 
des  Schweizerischen  Grütlivereins).  speziell  für  gewerkschaftliche  Angelegen- 
heiten auch  die  gleichfalls  in  Zürich  er  scheinende  «  Arbeiterstimme  »  (Eigentum 
und  offizielles  Pressorgan  des  Schweizerischen  < iewerksehafi sbundes ).  Verschie- 
dene Unionen,  besonders  in  der  Ostschweiz,  bringen  ihre  Publikationen  auch 
in  der  demokratischen  Lokal-,  bezw.  Kantonalpresse. 

Einzelne  Arbeiterunionen  sind  Eigentümer  oder  Miteigentümer  (als 
Teilhaber  von  Pressunionen  u.  dgl.)  ihrer  Pressorgane. 

Das  «  Volksrecht  >  (Erscheinungsort  Zürich).  Organ  der  Arbeiterunionen 
Zürich,  \\  interthur  und  des  Arbeiterbundes  Oerlikon-Seebach,  wird  von  einer 
besonderen  Pressunion  (Genossenschaft)  herausgegeben.  Desgleichen  der 
« Bas!  er  Vorwärts»  (Erscheinungsort  Basel),  Organ  des  Arbeherbundes  und 
der  sozialdemokratischen  Partei  Basel.  Die  «Berner  Tagwacht»  (Erschei- 
nungsort Bern).  Organ  der  socialdemokratischcn  Partei  des  Kantons  Bern,  ist 
Eigentum  der  Arbeiterunion  Bern.  «Le  Grutli»  (Lausanne),  Organ  der  Arbeiter- 
union Lausanne  und  der  übrigen  Arbeiterorganisationen  im  Kanton  Waadt 
(zugleich  offizielles  französisches  Pressorgan  des  Schweizerischen  Grütlivereins), 
wird  von  der  welschen  Grütlivereins  -  Sektion  Lausanne  herausgegeben.  Der 
«  Centralsch  w  ei  z  crise  he  Demokrat»  (Luzern),  Organ  der  Arbeiterunion 
Luzern  und  anderer  Arbeiterorganisationen  in  der  Centraischweiz.  Die  «Volks- 
wacht  am  Jura»  (Grenchen),  Organ  der  Arbeiterunionen  Grenchen  und  Solo- 
thurn  und  der  socialdemokratischcn  Partei  des  Kantons  Solothurn.  «La 
Sentinelle»  (Chaux-de-Fonds »,  Organ  <ler  Arbeiterorganisationen  des  Kantons 
Neuenburg.  «Le  Peuple  de  Genöve»  (Genf),  Organ  genferiseher  Arbeiter- 
organisationen, und  die  «Aurora»  (Lugano),  Organ  der  sozialdemokratischen 
Partei  des  Kantons  Tessin.  beruhen  auf  eigenartigen  geschäftlichen  Grundlagen. 

IV.  Arbeitersekretariate.  Die  Arbeilerunionen  der  fünf  Städte  Bern, 
Zürich,  Basel,  Wintcrthur  und  St.  Gallen  unterhalten  aus  ihren  eigenen 
Mitteln,  ohne  Zuschüsse  von  Staat  und  Gemeinde,  ständige  Arbeiiersekretariate, 
denen  -  so  ziemlich  übereinstimmend  —  Auskunftserteilung  in  allen  Ange- 
legenheiten des  Arbeitsverhältnisses,  Förderung  der  gewerkschaftlichen  und 
politischen  Organisation  und  Propaganda.  Vermittlungsversuche  bei 
Konflikten  zwischen  Arbeitern  und  Betriebsinhabern.  Veranstaltung  socialer 
Erhebungen,  Abfassung  von  Eingaben  an  Behörden  und  verwandt««  Auf- 
gaben obliegen.  Einige  Arbeiiersekretariate  können  zu  Händen  der  Unions- 
kasse für  .Auskunfterteilung  und  Besorgung  schriftlicher  Arbeiten,  namentlich 
von  Nichtmitgliedern.  bescheidene  Gebühren  erheben. 

Das  Sekretariat  in  Zürich  (auch  Arbeit  skaniiner  genannt»  hat  zwei 
Sekretäre;  die  Sekretariate  in  Bern,  Basel,  Wintert  hur  und  St.  Gallen 
bestehen  aus  je  einem  Sekretär.  In  Zürich  werden  die  Sekretäre  durch  die 
Delegiertenversammlung,  in  Bern  durch  die  Unionsversammlung,  in  den  anderen 
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drei  Städten  durch  die  Urabstimmung  gewühlt.  (Siehe  die  Artikel:  «Arbeiter- 
sekretariate: b)  die  lokalen  Arbeitersekretariate  >  und  «Arbeitskammern  >.) 

V.  Ortschaften  mit  Arbeiterunionen.  Soweit  der  Verfasser  dieses  Auf- 
satzes in  Erfahrung  zu  bringen  vermochte  • —  eine  Garantie  für  absolute  Rich- 
tigkeit und  Vollständigkeit  der  Liste  kann  er  nicht  übernehmen  —  bestehen 
zur  Zeit,  nach  alphabetischer  Reihenfolge,  in  folgenden  47  Ortschaften  Arbeiter- 
unionen: Aarau,  Arbon,  Haar.  Baden,  Hasel  (.Arbeiterbund),  Bern-Stadt,  Bern- 
Land,  Biel.  Burgdorf.  Chaux  -  de  -  Komis,  Uhur,  Üavos.  Oelsberg,  Frauenfelc. 
Freiburg,  Genf,  Glarus,  Grenchen.  Herisau.  Horgen,  Interlaken,  Kreuzlingen, 
Küsnacht  (Zürich).  Lausanne.  Locle.  Luzern.  Montreux,  Neuenburg,  Oerlikon- 
Seebach  (Arbeiterbund),  Ölten,  Payerne.  Khcinfelden,  Rorschach,  Schaffhausen, 
Solothurn.  St.  Gallen.  Thalweil.  Thun,  Uzwil,  Vevey.  Wädensweil,  Winterthir, 
W'ynenthal  (Menziken,  Aargau).  Vverdon.  Zofingen.  Zürich,  Zug. 

VI.  Litterat tir.  K.  Bucher,  Die  schweizerischen  Arbeiterorganisationen  rZtit- 
schrift  für  die  gesummte  Staatswissenschaf ta ,  yahrg.  /SSS,  S.  ööö  ff.  —  Berghoff -I »In g, 
Die  socialistische  Arbeiterbewegung  in  der  Schweiz  (S.  jjo  ff.),  Leipzig  —  Leit- 

faden für  die  Sektionen  und  Mitglieder  des  Schweiz,  Grütlivcreins,  zugleich  kurze 
Geschichte  des  Grütlivereins  f z-otn  Verfasser  dieses  Aufsatzes  als  V'ereinssekre'.ärj, 
S.jjjjj.  Zürich  /yoo.  —  Jubiläumsschriften  (aus  Anlass  des  jo /ährigen  Bestehens)  der 
Gr ültivereins-  Sektionen  Chur  /8t)8,  Winter thur  1 898,  Zürich  189S,  St.  Gallen  f8g<?, 
Biel  /8</Q,  Aarau  /8<jy.  —  Führer  durch  die  Arbeiterorganisationen  x'on  Zürich  und 
Umgebung  (seil  /900  jährlich  erscheinend /.  —  -  Statuten,  Reglemente  und  Jahres/f  richte 
einzelner  Arbeitern  nionen  und  ihrer  Arbeiter  Sekretariate. 

E.   Wllllschleger,  Xationalrai,  Basel. 

Arbeiterversicherung. 

I.  Einleitung. —  II.  Geschichte  des  Bundcsgeset/.es  betreffend  die 
Kranken-  und  Unfallversicherung:  1.  Vorgeschichte;  2.  das  Zustande- 
kommen des  (iesetzes  in  den  eidgenössischen  Raten  und  dessen  Verwerfung 
durch  das  Volk.  —  III.  Ueb  ersieht  über  den  Inhalt  des  Gesetzes: 
I.  Krankenversicherung  (Art.  1 — 216):  A.  die  Versicherungsprlicht.  B.  die  frei- 
willige Versicherung.  C.  die  Versicherungskreise.  D.  die  öffentlichen  Kranken- 
kassen. E.  die  Aufsichtsbehörden.  F.  die  Rechtspflege.  G.  die  freien  Kassen. 
H.  Strafbestimmungen ;  2.  Unfallversicherung  (Art.  21" — 329):  A.  die  Unfallver- 
sicherungsanstalt,  B.  Bundcslcistungen,  C.  Organe  der  Anstalt,  D.  Berufsverbände. 
E.  Umfang  der  Versicherung.  F.  Feststellung  der  Unfälle,  G.  Leistungen  der  Anstalt. 
H.  die  Prämie.  J.  Deckungsverfahren.  K.  Unfallverhütung,  L.  das  Bundesversiche- 
rungsgericht. M.  Straf  bestimmungen ;  3.  Schluss-  und  Uebergangsbestimmungen 
(.Art.  373-400).  —  IV.  I.itteratur. 

I.  Einleitung.  Bis  zur  Stunde  hat  sich  der  schweizerische  Gesetzgeber 
im  Bereiche  der  Arbeiierversicherung  ausschliesslich  mit  der  Kranken-  und 
Unfallversicherung  beschäftigt.  Das  betreffende  Ausführungsgesetz  ist  jedoch 
in  der  Volksahstimmung  verworfen  worden.  Leber  Werke,  die  im  Werden 
begriffen  sind,  spricht  man  gem.  Zur  Erzählung  der  Geschi«  hte  eines  wich- 
tigen geltenden  Gesetzes  und  zur  Erläuterung  desselben  drängen  sich  Beru- 
fene und  Unberufene.  Einen  umi  Hauherrn  verworfenen  Plan  dagegen  nach- 
träglich ausführlich  zu  erörtern,  ist  keine  angenehme  und  insbesondere  keine 
dankbare  Aufgabe.  Der  Verfasser  hat  dieselbe  denn  auch  nur  auf  den  beson- 
deren Wunsch  des  Herausgebers  übernommen.  Eine  Abrechnung  wäre  leichter 
aus  der  Feder  geflossen;  mit  einer  solchen  aber  hat  sich  das  Handwörterbuch 
nicht  zu  beschäftigen. 

n.  Geschichte  des  Bundesgesetzes  betreffend  die  Kranken-  und  Unfall- 
versicherung. 1.  Vokuhschichte.  Am  20.  März  1SS5  reichten  W.  Klein 
aus  Basel  und  zehn  andere  Mitglieder  des  Nationalrates  diesem  folgende 
Motion  ein  : 
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.Der  Bundesrat  wird  eingeladen. 

,1.  die  Gesetze  über  die  Haftpflicht  vom  1.  Juli  IH75  und  vom  2r>.  Juni  1HHI.  im  Sinne 
der  Ausdehnung  der  Haftpflicht  und  zum  Zwecke  der  Erleichterung  der  Geltendmachung 
der  Entschädigungsansprüche  einer  Revision  zu  unterstellen, 

„2.  die  Frage  zu  untersuchen  und  darüber  Bericht  zu  erstatten,  ob  nicht  eine  allge- 
meine obligatorische  Arbeiterunfallversicherung  anzustreben  sei." 

Diese  Motion  wurde  gleichzeitig  mit  einer  schon  früher,  am  18.  Dezember 
1884,  von  C.  Dccurtins  und  15  anderen  Mitgliedern  des  Nationalrates  einge- 
reichten und  lediglieh  auf  Revision  der  bestehenden  I laftpflichtgcsctzgebung 
abzielenden,  in  den  Sitzungen  vom  23..  24.  und  25.  März  1885  behandelt  und 
schliesslich  der  Antrag  Klein  und  Genossen  mit  Mehrheit  angenommen. 

Wahrend  der  Beratungen  hatten  die  schweizerischen  Arbeitervereine  eine 
Eingabe  an  die  Hundesversammlung  gerichtet,  welche  nach  Hegrundung  der 
Notwendigkeit  einer  Region  des  Rabrikhaftpflichtgesety.es  mit  folgenden  Worten 
schliesst : 

.Fassen  Sie  aber  zugleich  die  Frage  einer  A  rbc i  t  e r  v  e  r si  ch e  r ung  an  Stelle  der 
Haftpflicht  selbst  in  die  Augen  und  überzeugen  Sie  sich  durch  das  Studium  derselben,  dass 
sie  das  Mittel  zur  richtigsten  Lösung  aller  bezüglichen  Schwierigkeiten  bietet!  Wir  ver- 
stehen darunter  ein  Institut,  das  unter  der  Leitung  des  Bundes  die  direkte  Versicherung 
der  Arbeiter  und  kleinen  Unternehmer  gegen  Unfall  besorgt,  auf  dem  Grundsätze  der  Gegen- 
seitigkeit beruht,  für  möglichst  weite  Kreise  obligatorisch  ist  und  im  wesentlichen  durch 
Beiträge  der  Unternehmer  und  Arbeitgeber  alimentiert  wird.  Durch  eine  geeignete  Orga- 
nisation der  einzelnen  Industrien  und  Arbeitsbranchen.  Verteilung  derselben  in  bestimmte 
Gefahrenklassen  mit  abgestuften  Pramienansatzen  und  unter  Anwendung  des  sogenannten 
Deckungssystems  ist  es  möglich,  dem  Privatkapital  die  hässlichc  Spekulation  auf  das 
Unglück  der  Arbeitskraft  zu  entziehen  und  kleine  Unternehmer  gegen  alle  Folgen  von 
Unfällen  sicherzustellen.* 

Im  Dezember  1NS5  richtete,  auf  Anregung  des  Schweizerischen  Handels- 
und Landwirtschaftsdepartements.  der  Vorort  des  Schweizerischen  llandels- 
und  Industrievereins  ein  Kreisschreiben  an  die  Verbandsmitglieder,  worin  eine 
Anzahl  von  auf  die  Arbeiter-l'nfalB  er*ii  hcrung  bezüglichen  Fragen  formuliert 
wurden.  Eine  Veröffentlichung  der  eingegangenen  Ant  worten  seitens  des  Vor- 
ortes ist  unterblieben,  einzelne  Angefragle  publizierten  dagegen  ihre  Antworten 
von  sich  aus. 

Am  7.  Juni  18S<>  unterbreitete  der  Bundesrat  den  eidgenössischen  Räten 
den  Entwurf  eines  Bundesgesetzes  betr.  die  Atisdehnung  der  Haftpflicht  und 
ersuchte  um  Bewilligung  einer  weiteren  Frist  für  das  Studium  der  Versit  hcrungs- 
frage  (Ziffer  2  der  Motion  Klein).  Am  2t..  April  ISS 7  wurde  durch  die  eid- 
genössischen Räte  jenes  Gesetz,  die.  sogenannte  II  a  f  t  p  f  I  i  c  h  t  n  o  v  e  1 1  c,  ange- 
nommen, gleichzeitig  aber  beschlossen: 

.Der  Bundesrat  ist  eingeladen,  beförderlichst  Bericht  und  Antrag  betreffend  die 
Einführung  der  allgemeinen,  obligatorischen,  staatlichen  Unfallversicherung  der  Arbeiter 
den  Räten  zu  unterbreiten." 

Man  sieht,  die  in  der  Molion  Klein  ausgesprochene  Idee  hatte  Boden 
gefasst.  war  aus  der  Unklarheit  herausgetreten,  und  hatte  eine  ganz  bestimmte 
Richtung  angenommen. 

Aul  den  Antrag  des  Bundesrates  bes«  bloss  die  Bundesversammlung  am 
31.  Juli  ISS8,  dir-  auf  189-0  fällige  neu«-  schweizerische  Volkszählung  um  zwei 
Jahre  vorzurücken  und  schon  am  1.  Dezember  188S  vorzunehmen,  einmal  damit 
das  Ergebnis  für  die  Nationalrats  wählen  von  1890  (Feststellung  der  Anzahl 
der  Mitglieder  und  Wahlkreiseinteilung)  verwertet  werden,  zweitens  damit  es 
den  durch  die  Motion  Klein  geforderten  Studien  als  Grundlage  dienen  könne. 
Im  Anschluss  hieran  wurde  durch  Bundesbcschluss  vom  22.  23.  Dezember  1887 


eine  Zählung  der  in  der  Schweiz  vorkommenden  Unfälle  während  der  drei  Jahre 
vom  l.  April  18S8  bis  31.  März  1891  angeordnet.   Die  Zählung  sollte  diejenigen 
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Unfälle  erfassen,  von  welchen  die  Personen  von  mehr  als  14  Altcrsjahren 
betroffen  wenlen  und  welche  den  Tod  oder  eine  Erwerbsunfähigkeit  von  mehr 
als  sechs  Tagen  herbeiführten. 

Reges  Leben  kehrte  ein  auf  dem  für  uns  Schweizer  ziemlich  neuen  Gebiet 
der  Arbeiterversicherung.  Abgesehen  von  den  Arbeiten  der  Schweizerischen 
statistischen  Gesellschaft  (Hand  5lL  Bei  ulsstatistik  auf  Grund  der  Volkszahlung 
von  1880:  Hand  (>.?.  Gewaltsamer  Tod  im  Jahre  1884.  totliche  Verunglückungen 
in  den  Jahren  1879-  1884}  erschienen  kurz  nacheinander: 

Die  gegenseitigen  Hülfsgesellschaften  der  Schweiz  pro  18H0,  von  Pro- 
fessor Kinkclin  1SKK.  Die  l'  n  fa  1 1  st  a  t  i  s  t  i  k  der  schweizerischen  Kranken-  und 
IHlfskassen  im  Geschäftsjahr  1>SH6,  erhoben  und  bearbeitet  vom  Schweizerischen 
Arbeitersekretariat  1SS9.  l'ntersuchungcn  über  die  G  e  su  n  dh  e  i  t  s  v  e  r  hü  lt- 
nisse  der  Fabrikbevölkerung  in  der  Schweiz  mit  besonderer  Berücksichtigung  des 
Krankenkassenwesens  von  Dr.  Schuler  und  Dr.  Burkhard  t  IH8'».  Schweizerische 
Kabrikstatistik  pro  18SS  und  eine  solche  von  I HK1. 

Eine  in  der  Folge  vom  Sc  h weizerisc  hen  Arbejtersekreiariat  unternommene 
Lohnstatistik  für  Winlerthur  und  Umgebung,  welchen  Industrieplatz  man  als 
für  die  Probe  am  geeignetsten  betrachtete,  wurde  nicht  zu  Ende  geführt,  da 
sich  dem  Unternehmen  unvorhergesehene  Schwierigkeiten  entgegenstellten. 

Im  April  1  S8*>  erteilte  das  eidgenossische  Industrie-  und  Land  Wirtschafts- 
departement.  w<  U  lies  inzwischen  aus  den  Händen  des  der  Frage  der  staatlic  hen 
Unfallversicherung  skeptisch  gegenüberstehenden  Hundesrat  Droz  auf  den  mit 
ihr  sympathisierenden  Hundesrat  Dem; her  übergegangen  war,  dem  Professor 
Dr.  Kinkel  in  in  Hasel  und  dem  Nationalrat  Forrer  in  Winterthur  den  Auftrag, 
«die  Frage-  der  Einführung  einer  schweizerischen  Unfallversicherung  zu  begut- 
achten.»    Die  Genannten  führten  den  Aultrag  noch  im  gleichen  Jahre  aus. 

Die  Denkschrift  von  Nationalrat  Forrer.  «1.  d.  15.  November  1 88**  kommt 
auch  auf  die  Krankenversicherung,  von  welcher  bisher  nicht  die  Rede 
gewesen,  zu  sprechen.  Die  sogenannten  Kurquotenfalle,  so  wird  auf  Seite  7b  ff. 
ausgeführt,  eignen  sich  nicht  dazu,  durch  die  Unfallversicherungsanstalt  zu  laufen 
und  von  dieser  erledigt  zu  werden.  Die  Ueberwachung  derselben  sei  für  eine 
grosse  Anstalt  schwierig  und  verhältnismässig  zu  kostspielig:  der  Mangel 
gehöriger  Ueberwachung  fordere  die  Simulation.  Für  die  Besorgung  der  Kur- 
quotenfälle  seien  die  Krankenkassen  viel  eher  geeignet. 

„Die  Krankenkassen  sind  Anstalten  der  Krankenversicherung.  Indem  wir  die 
kleinen  Unialle  auf  die  Krankenkassen  abladen,  statuieren  wir  gleichzeitig,  dass  unsere  samt- 
lichen schut/.bcfohlcncn  Mitglieder  von  Krankenkassen  also  gegen  Krankheit  überhaupt 
versichert  seit»  müssen.  Damit  stehen  wir  vor  der  Krankenversicherung  von  750,000  Personen. 
Natürlich  kann  der  Staat  nicht  nun  einfach  die  Hände  in  den  Schoss  legen  und  die  Dinge  sich  des 
weitern  gestalten  lassen,  wie  sie  können  und  mögen.  Sonst  wäre  es  besser,  wir  würden  beim 
einfachen  Haftpllichtsysteni  verbleiben.  Der  Staat  muss  vielmehr  die  Krankenversicherung 
regeln,  auf  die  eine  oder  andere  Weise,  l'eber  kurz  oder  lang  htittc  er  diese  Arbeit  so  wie 
so  an  die  Hand  nehmen  müssen.  Einmal  aus  dem  allgemeinen  Gesichtspunkte,  welchen  wir 
in  «5  43  (Arbeiterschutz)  skizziert  haben.  Sodann,  weil  geradezu  das  öffentliche  Interesse  es 
erheischt,  dass  die  Krankenkassen  gezwungen  werden,  sich  auf  eine  technische  richtige 
Basis  zu  stellen.  Drittens  weil  eine  gewisse  Freizügigkeit  hergestellt  werden  muss.  wollen 
wir  nicht  auch  fürderhin  das  Schicksal  des  Arbeiters  ganzlich  von  dem  Kündigungsrechte 
des  Arbeitgebers  abhängig  sein  lassen,  da  der  Austritt  aus  dem  Geschäfte  regelmässig  auch 
den  Austritt  aus  der  Kasse  bedeutet.  Endlich  muss  ja  der  Staat  sowieso  den  Missständen 
der  Doppelversicherung,  welche  sich  hauptsachlich  auf  dem  Gebiete  des  Krankenkassen- 
wesens fühlbar  machen,  näher  treten.  An  den  Bedarf  der  Krankenversicherung  werden  die 
Betriebsunternehmer  und  Dienstherren  eine  Quote  beizutragen  haben.  Einmal  nach  Mass- 
gabe ihrer  Haftpflicht  auch  für  die  kleinen  Betriebsunfälle.  Sodann  weil  sie  billigerweise 
auch  die  Krankheitsgefahr  ihrer  Betriebe  zu  decken  haben.  Die  Leistung  des  Arbeit- 
gebers muss  sich  zu  dem  Gesamtbedarf  der  Krankenversicherung  verhalten,  wie  sich  die 
auf  den  Kassen  ruhende  Last  aus  obigen  zwei  Momenten  zur  Gesamtlast  verhält.  Die 
Krankenversicherung  bedarf  nicht  der  Vereinigimg  in  Einer  grossen  Anstalt,  weil  die  grossen 
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Risiken  fehlen,  zumal  die  Krankheiten  nur  für  eine  beschränkte  Dauer  versichert  werden. 
Die  Krankenversicherung  ist  die  Dccentralisntion  und  hat  die  Tendenz  nach  unten,  in  die 
Breite.  Sie  wird  sich  an  die  bestehenden  Kassen  anlehnen,  da  wir  diese  unmöglich  zer- 
trümmern können.  Verfolgen  wir  den  geschichtlichen  Verlauf  der  l'nfall-  und  Kranken- 
versicherungsgesetzgebung in  Deutschland  und  Oesterreich,  so  nimmt  man  wahr,  dass  auch 
dort,  an  beiden  Orten,  alles  mögliche  andere  versucht  worden  ist.  bis  man  sich,  in  Berlin 
und  Wien,  davon  überzeugte,  dass  die  staatlich  organisierte  l'nfall-  ohne  die  von  Staats 
wegen  organisierte  Krankenversicherung  nicht  geht  und  beide  miteinander  ins  Leben 
gerufen  werden  müssen,  jedenfalls  aber  nicht  erstere  vor  letzterer."' 

Di«*  Forrersche  Denkschrift   fasst   die  Ergebnisse   (Irr  l  ntersiirhung  über 

die  Unfallversicherung  Iblgendcrmassen  zusammen : 

1.  Die  Anstalt  ist  staatlich.  Ihre  Organe  sind  ein  eidgenössisches  l'nfallversicherungs- 
amt  und  kantonale  Bezirksbeamte.  Dir  Bund  übernimmt  die  Kosten  der  ersten  Einrichtung 
und  der  Verwaltung  der  Anstalt.  2  Jeder  Arbeiter  eines  wirtschaftlichen  Betriebes  und 
jeder  Dienstbote  ist  mit  Bezug  auf  jeden  Unfall,  insofern  er  nicht  vorsätzlich  herbeigeführt 
oder  durch  gröbliche  Fahrlässigkeit  verursacht  und  insofern  der  Unfall  den  Tod  oder  einen 
bleibenden  körperlichen  Nachteil  oder  eine  mehr  als  vier  Wochen  dauernde  Krankheit  nach 
sich  gezogen  hat.  bei  der  Anstalt  versichert  Kleinere  l'nfalle,  welche  eine  Krankheit 

von  weniger  als  vier  Wochen  zur  Folge  haben  und  längere  l 'nfallskrankheitcn  mit  Bezug 
auf  die  ersten  vier  Wochen  sind  von  der  Krankenversicherung  zu  entschädigen.  Diese  ist 
gleichzeitig  mit  der  Unfallversicherung  von  Bundes  wegen  zu  organisieren.  4.  Die  Anstalt 
ersetzt  zwei  Drittel  des  versicherten  Unfallschadens,  regelmässig  mittelst  einer  Rente.  Kür 
die  Grösse  ist  der  bisherige  Jahresverdierist  massgebend,  soweit  er  Kr.  2iM)U  nicht  übersteigt. 
5.  Der  Schadenersatzanspruch  wird  durch  ein  Verlähren  innert  der  Anstalt  festgestellt,  bei 
welchem  Vertreter  der  Arbeiter  und  der  Arbeitgeber  mitwirken.  Der  Bedarf  ist  nach 
Missgabe  eines  Getährentarifs  von  den  Arbeitgebern  aufzubringen.  Bei  der  Berechnung 
des  Bedarfs  gilt  das  Dickungssystem.  7.  Die  besondere  Haftpflicht  für  Arbeiterunfälle  wird 
aufgehoben  und  das  Obligationenrecht  mit  Bezug  auf  die  Kolgen  des  Verschuldens  von 
Arbeiterunfällcu  modifiziert.  S.  Selbständig  Erwerbende  können  für  das  eigene  l'niallrisiko, 
im  oben  umschriebenen  Masse,  auf  eigene  Kosten,  bei  der  Anstalt  Versicherung  nehmen. 

Die  Denkschrift  schliessl  mit  dem  Vorschlage,  d;iss  der  Mund  eine 
staatliche  IJnfaUversichcrungsanstalt  errichte  und  gleichzeitig  die  Kranken- 
v  ers  i  c  h  e  r u  n  g  organisiere • 

Der  Forrerschen  Denkschrift  waren  folgende  Arbeiten  beigefügt,  dir  gleich- 
zeitig mit  ihr  veröffentlicht  wurden  : 

a)  Die  Gesetze  der  Arbeiterversicherimg  im  deutschen  Reiche  und  Oesterreich,  über- 
sichtlich zusammengestellt  vom  eidgenösiisehen  statistischen  Bureau  (Verfasser :  der  seither 
Tcratorbene  Dr.  Joseph  Durrer),  b)  Zusammenstellung  der  Vorschriften  der  bei  den 
einzelnen  Eisenbahngesellschaften  bestehenden  Kranken-  und  L'nterstützungskasscn :  bear- 
beitet vom  statistischen  Bureau  des  Eisenbahndepartements  unter  der  Leitung  von  Inspektor 
G.  Farner. 

Schon   nach   14  Tagen,  am   28.  November    1889,   erlies*    der  Mundesrat 

eine    Botschaft   an   die    eidgenössischen    Räte    (Mundesblatt    IHK1),    Band  IV, 

Seite  825 — 841).  in  welcher  er  den  Antrag  auf  V rrfassungsrevision  stellte  und 

die  Aufnahme  des  folgenden  netten  Artikels  .?4bl<  vorschlug: 

.Der  Bund  ist  befugt,  im  Wege  der  Gesetzgebung  die  obligatorische  Unfallver- 
sicherung einzurichten. 

„Er  ist  im  weiteren  befugt,  über  die  Krankenversicherung  gesetzliche  Bestimmungen 
zu  treffen  und  für  sämtliche  Lohnarbeiter  den  Beitritt  zu  einem  Krankenkassenverband  ver- 
bindlich zu  erklären." 

Nach  einlässlicher  Beratung  im  Schosse  der    verordneten  Kommissionen 
des  National-  und  des  Ständerates  (siehe  Anh  ing  zum  Bundesblatt  1890,  Band  II) 
und  der  ridgrnössischen  Räte  selbst  wurde  von  diesen  unterm  4.  13.  Juni  lS'X) 
'   die   Revision   der   Bundesverfassung  mitreist    Aufnahme   des   folgenden  neuen 
Artikels  d4'"  beschlossen: 

„Der  Bund  wird  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  die  Kranken-  und 
Unfallversicherung  einrichten,  unter  Berücksichtigung  der  bestehenden 
Krankenkassen.  Er  kann  den  Beitritt  allgemein  oder  für  einzelne  Bevöl- 
kerungsklassen obligatorisch   erklären. *     (Buudesblatt  IM«)i>,  Band  III.  S.  <>44 — 645). 
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In  der  Volksahst iminung  vom  2h.  Oktober  1890  wurde  dieser  neue  Ver- 
fassungsartikel mit  28.1.22*  gegen  92.200  Stimmen,  sowie  von  18  ganzen  und 
5  Halbkantonen  gegen  den  Kanton  Wallis  und  den  Halbkanton  Appenzell  I.-Rh.. 
angenommen. 

Sehon  wahrend  der  Heratungen  über  die  \'r  i  fassungsrc\  ision  hatte  das 
Schweizerische  Industriedepariement  den  seither  verstorbnen  Ständerat 
Dr.  Glitt  isheim  in  Hasel  mit  der  Ausarbeitung  einer  Denkschrift  über  die 
Krankenversicherung  betraut.  Diese  Denkschrift  erschien  anfangs  1891  (Bei- 
lage zum  Hundesblatt  1891.  Hand  I.  No.  4)  und  giebt  u.a.  eine  ausführliche 
Darstellung  der  Bestrebungen  und  der  Thätigkeit  der  Kantone  auf  dem  Gebiete 
der  obligatorischen  Krankenversicherung,  sowie  Auskunft  über  die  freiwilligen 
Krankenkassen  und  Krankenvereine  in  der  Schweiz. 

2.    Das  ZUSTAXDEKO.MM  BX    DES  GESETZES   IX    DEN    EIDGENÖSSISCHEN  RÄTEN 

l  nd  dessen  Verweih  i  xo  di  rc  h  das  Voi  k.  Nach  Annahme  der  Verfassungs- 
revision wurden  die  Gesetzgebungsarbeilen  sofort  in  Angriff  genommen.  Für  die 
versicherungsteehnischen  Arbeiten  wurden  zwei  tüchtige  junge  Mathematiker. 
Dr.  Chr.  Moser  aus  Hern  und  R.  Leubin  aus  Hasel,  engagiert.  Letzterer 
trat  1809  in  einen  anderen  Wirkungskreis  über,  während  Dr.  Moser  zur  Stunde 
noch  an  dieser  Stelle  wirkt  und  sich  inzwischen  durch  seine  mathematischen 
Arbeiten  auf  dem  Gebiete  di  r  Versicherung  einen  Weltruf  erworben  hat. 

Im  Jahre  1891  wurde  durch  eine  Abordnung,  bestehend  aus  den  Herren 
Professor  Kinkelin.  Dr.  Moser  und  Dr.  Kaufmann,  Sekretär  des  Schwei- 
zerischen Industriedeparlements.  eine  Reise  zum  Studium  der  deutsehen  und 
österreichischen  Hinrichtungen  für  Kranken-  und  Unfalh  ersi<  herung  unter- 
nommen. 

Hude  1891  erhielt  Nationalrat  Kurier  vom  eidgenössischen  Industrie- 
depariement den  Auftrag,  die  zur  Ausführung  von  Art.  Ü4hn  der  Hundesver- 
fassung erforderlichen  Gesetze  zu  entwerfen.  Im  Februar  189«?  war  diese 
Arbeit,  bestehend  in  einen.  Gesetzesentwurf  betreffend  die  Kranken-  und  einem 
solchen  bctrell'end  die  Unfallversicherung,  vollendet  und  wurde  an  eine  Hxperten- 
kommission  von  45  Mitgliedern  gewiesen.  Diese  beriet  die  Knt würfe  unter 
den.  Vorsitze  von  Bundesrat  Deucher  in  zwei  Sitzungsperioden,  vom  15. —  20.  Mai 
und  2.-4.  Oktober  18'».?.  gründlich  durch.  Ueber  die  stenographisch  auf- 
genommenen Beratungen  besteht  ein  gedrucktes  Protokoll. 

Alsdann  wurde  der  Redakteur  mit  der  Umarbeitung  der  beiden  Gesetzes- 
entwürfe beauftragt.  Die>e  Arbeit  erlitt  eine  längere  Verzögerung.  Im  Schosse 
der  schweizerischen  Arbeitervereinigungen  machte  sich  grosse  Unzufriedenheit 
mit  der  in  den  Gesetzesentwürfen  vorges.  hlagenen  Hinrichtung  der  öffentlichen 
Krankenkassen  geltend.  Ks  war  nämlich  schon  damals  vorgesehen,  dass  die 
Arbeitgeber  die  Krankenvcrsh  herungsprämien  zur  Hälfte  zu  tragen  und  dafür 
bei  der  Organisation  und  dem  Betriebe  der  Kassen  mitzureden  haben.  Um 
letzteres  zu  verhindern,  entstand  das  Projekt,  die  Arbeitgeber  von  der  Prämien- 
last in  der  Krankenversicherung  zu  befreien  und  staü  dessen  die  öffentlichen 
Mittel  entsprechend  zu  beanspruchen.  Die  Krankenpflege  sollte  den  Kranken- 
kassen abgenommen  und  aus  Staatsmitteln  bestritten  werden,  so  dass  sich  die 
Krankenkassen  nur  mit  der  K  ra  n  k  en  ge  ldv  ersieh  erung  zu  befassen  und  die 
Arbeiter  den  dafür  erforderlichen  Aufwand  allein  zu  bestreiten,  dafür  aber  auch 
allein  zu  befehlen  hätten.  Die  unentgeltliche  Krankenpflege  sollte  des  Wei- 
teren nicht  nur  den  Arbeitern,  sondern  allem  Volke  zu  statten  kommen.  So 
entstand  das  Postulat  der  allgemeinen  unentgeltlichen  Krankenpflege. 
Hin  auf  den  2.     4.  April  1S93  nach  Biel  einberufener  schweizerischer  Arbeiter- 
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tag  hol)  dieses  Postulat  auf  den  Schild  :  ein  zweiter  Arbeitertag,  vom  5.  November 
1893.  in  Zürich,  bcschloss  die  Ergreifung  der  Volksinitiative  für  die  unent- 
geltliche Krankenpflege  und  das  Tabakmonopol.  Das  Initiativbegehren  lautete: 

,Art.  34b^  der  Bundesverfassung  erhält  folgenden  Zusatz:  Der  Bund  hat.  unter  Mit- 
wirkung der  Kantone  in  der  Organisation  und  Verwaltung  und  indem  er  hiefür  den  Rein- 
ertrag des  Tabakmonopols  verwendet,  dafür  zu  sorgen,  dass  der  Bevölkerung  ärztlicher  Rat 
und  Beistand,  sowie  Heilmittel  unentgeltlich  zu  teil  werden  und  er  gewährt  den  Kantonen 
Beiträge  für  unentgeltliche  Spitalpflege  Unbemittelter  und  zur  Errichtung  von  Heilanstalten. 
Der  Bund  fahrt  das  Tabakmonopol  ein,  das  in  dem  ausschliesslichen  Rechte  zur  Tabak- 
fabrikation und  zur  Einfuhr  und  dem  Verkauf  von  Tabak  und  Tabakfabrikoten  besteht: 
auch  kann  derselbe  gesetzliche  Vorschriften  über  die  Tabaksurrogate  erlassen.  Die  gering- 
wertige.» Tabak-  und  Cigarrensorten  sollen  hierbei  nicht  verteuert  werden.  Die  Bundei- 
gesetzgebung  begünstigt  den  Tabakbau  und  die  Fabrikation  im  Inland,  sie  bestimmt,  in 
welcher  Weise  die  kantonalen  Organe  an  der  Verwaltung  des  Tabakmonopols  mitzuwirken 
haben.  Den  Kantonen,  die  vor  1 89.?  die  Fabrikation  oder  den  Verkauf  von  Tabak  besteuerten. 
soO  für  den  Wegfall  dieser  Steuer  eine  angemessene  Entschädigung  gewährt  werden.  — 
Art.  31  a)  und  d)  der  Bundesverfassung  sollen  lauten:  Art.  31.  Die  Freiheit  des  Handels  und 
der  Gewerbe  ist  im  ganzen  Umfange  der  Eidgenossenschaft  gewährleistet.  Vorbehalten 
sind:  a)  Das  Salz-  und  Pulverregal,  das  Tabakmonopol  und  die  eidgenössischen  Zölle: 
d)  Sanitätspolizeiliche  Massregeln  gegen  Epidemien  und  Viehseuchen,  sowie  Einrich- 
tungen der  unentgeltlichen  Krankenpflege.-4 

Trotz  lebhaftester  Agitation  konnten  in  nützlicher  Frist  (bis  anfangs  Juli 
1894)  statt  der  vorgeschriebenen  50.000  nur  39,740  Unterschriften  erhältlich 
gemacht   werden  und  die  Bewegung  verlief  im  Sand. 

Die  unterbrochene  Gesetzesarbeit  wurde  alsbald  wieder  aufgenommen 
und  im  Monat  November  1894  beendigt.  Die  hauptsächlichsten  Aenderungen 
gegenüber  den  ersten  Entwürfen  bestanden  in  der  Aufnahme  von  Bundes- 
beiträgen an  die  Kranken-  und  einer  höheren  als  der  früher  vorgesehenen 
Bundesleistung  an  die  Unfallversicherung .  in  der  Einführung  der  Halbver- 
sicherung auf  ersterem  Gebiete,  in  der  Besserstellung  der  freiwilligen  Kranken- 
kassen und  in  der  Beschränkung  der  staatlichen  Unfallversicherung  auf  die 
Arbeiterschaft. 

Der  Bundesrat  nahm  an  den  Vorschlägen  des  Redakteurs  nur  die  eine 
wesentliche  Aenderung  vor,  dass  an  die  Stelle  des  vorgeschlagenen  besonderen 
Bundesversicherungsgerichtes  das  bestehende  Bundesgericht  gesetzt  wurde  und 
übermittelt«-  der  Bundesversammlung  mit  Botschaft  vom  21.  Januar  189b 
(27b  Druckseiten!  die  zwei  Gesetzesentwürfe  betreffend  die  Krankenversicherung 
(207  Artikel)  und  betreffend  die  Unfallversieherling  (101  Artikel).  Die  sorg- 
liltigc  Uebersetzung  von  Botschaft  und  Gesetzesentwürfen  ins  Französische 
stammt  von  Dr.  E.  CrJrdsole  in  Lausanne. 

Die  Priorität  für  die  Behandlung  des  Geschäftes  wurde  dem  Nationalrat 
zugeteilt,  der  dasselbe  an  eine  Kommission  von  15  Mitgliedern  wies.  Diese 
hielt  unter  dem  Präsidium  von  Nationalrat  Uomtesse  im  ganzen  58  Sitzungen 
ab.  Da  es  sich  im  Verlauf  der  Kommissionsberatungen  bald  ergab,  dass  die 
durch  den  Bundesrat  vorgeschlagene  Organisation  der  Krankenversicherung 
(Einteilung  des  Gebietes  in  eidgenössische  Versicherungskreise,  welche  nicht 
notwendig  mit  den  einzelnen  Kantonsgebieten  zusammenfallen  mussten.  Für 
jeden  Kreis  ein  durch  den  Bundesrat  gewählter  Kreis  Verwalter  und  ein  ihm 
beigegebenes,  durch  das  Volk  in  jedem  Kreis  gewähltes  Kollegium,  genannt 
Kreisrat),  in  den  föderalistisch  gesinnten  Landesteilen  auf  gefährlichen  Wider- 
stand stossen  würde  und  in  der  Richtung  der  Besserstellung  der  freien  Kassen 
noch  ein  bedeutender  Schritt  weiter  gegangen  werden  müsse,  erfolgte  im  Auf- 
trag der  Kommission  eine  neue  Umarbeitung  des  Krankenversicherungs-Enl  - 
wurfes.  Die  Kreisverwalter  und  Kreisräte  wurden  eliminiert  und  die  Organi- 
sation,   sowie   die   Beaufsichtigung   der   Krankenkassen    den   Kantonen,  unter 
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Ob*  -raufsicht  des  Bundesrates,  übertragen.  Mit  Bezug  auf  die  L'nfalh  ersicherung 
wurde  die  ( Vntralisation  beibehalten.  Die  freien  Kassen  erhielten  im  Grossen 
und  Ganzen  die  gleichen  Befugnisse  wie  die  öffentlichen  Krankenkassen. 

Besonders  einlasslich  befasste  sieh  die  Kommission  mit  der  Frage  der 
Finanzierung  der  Kranken-  und  Unfallversicherung.  Ks  lagen  ausführliche 
Berechnungen  vor.  nach  welehen.  hei  einer  Million  versicherter  Personen,  der 
Bund  jahrlich  eine  Versicherungsausgabe  von  7—  8  Millionen  Franken  aus  seiner 
eigenen  Kasse  zu  bestreiten  hätte.  Der  Bundesrat  sah  sich  nun  aber  veranlasst, 
«ler  Kommission  die  Erklärung  abzugelien.  dass  zwar  die  Zeit  der  Defizite  als 
mit  dem  Jahre  18<U  ahge-.chloss.-n  zu  betrachten  sei.  indem  schon  das  Jahr 
1894  einen  Einnahmenüberschuss  von  Fr.  371.000.  das  Jahr  1895  einen  solchen 
von  Fr.  4.n00.000  aufweist-  und  aus  den  bisherigen  Einnahmequellen  eine 
dauernd»-  jährliche  Ausgabe  von  ungefähr  5  Millionen  an  die  Versicherungs- 
zwecke voraussichtlich  werde  bestritten  werden  können,  bei  einem  grösseren 
Jahresbedarf  jedoch  notwendig  eine  neue  Kinnahmenquelle  erschlossen  werden 
müsste.  Diese  Mitteilungen  wurden  im  Verlaufe  durch  eine  besondere  Nach- 
tragsbotschaft des  Bundesrates  an  die  Bundesversammlung,  am  13.  April  1897, 
bestätigt  und  ausführlich  begründet. 

Infolge  dessen  heschloss  die  Kommission,  die  Bundesleistung  an  die 
eigentlichen  \*ersicherungsaus)agen  in  der  Weise  zu  vermindern,  dass  an  die 
Stelle  des  täglichen  Bundesrappens  an  jede  versicherte  Person  ein  wöchent- 
licher Beitrag  von  fünf  Rappen  treten  und  der  Bundesbeitrag  an  die  Gesamtheit 
der  Versicherungsprämien  in  der  Unfallversicherung  von  '  *  auf  \s  herunter- 
gesetzt werden  solle.  Im  Anschluss  hieran  nahm  die  Kommission  eine  andere 
Verteilung  der  Prämienlast  in  der  Unfallversicherung  vor.  Der  Bundesrat  hatte 
*  4  dem  Arbeitgeber,  1  <  dem  Bunde  auferlegt.  Ks  wurde  nun  bestimmt,  dass 
neben  dem  Bundesfünftel  *''/:.  vom  Arbeitgeber  und  1  5  vom  Arbeiter,  dem  bisher 
keine  Prämienleistung  in  der  Unfallversicherung  zugedacht  war.  selbst  zu  tragen 
seien.  Gleichzeitig  wurde  das  tägliche  Krankengeld  von  ifa  des  Lohnes  auf 
t>0%  und  ebenso  die  Invalidenrente  von  ,/n  des  ausfallenden  Verdienstes  auf 
«*Ö%  reduziert.  Der  Beschwerde  der  landwirtschaftlichen  Kreise,  sowie  des 
Schweizerisc  hen  Gew  erbevereins,  dass  für  die  Arbeitgeber  in  Landwirtschaft 
und  Kleinge  werbe  die  für  sie  in  Aussicht  genommenen  Versh  hcrungslcistungcn 
unerschwinglich  seien,  wurde  dadurch  Rechnung  gelragen,  dass  man  heschloss, 
es  solle  bei  diesen  Betriebsarten,  für  die  Krankenversicherungsprämie,  nur  der 
Baarlohn  in  Betracht  kommen. 

Die  Kommission  nahm  den  von  ihr  festgestellten  neuen  Kntwurf  in  der 
Sitzung  vom  10.  März  1897  einstimmig  an  und  begleitete  ihre  Vorlage  an 
den  Nationalrat  mit  einem  ausführlichen,  von  Comtesse  verlassten,  gedruckten, 
vom  Juni   1897  datierte  n  Berichte. 

Der  Nationalrat  begann  die  Behandlung  der  Vorlage  am  11.  Juni  1897. 
Nach  viertägiger  Debatte  wurde  am  15.  Juni  unter  Namensaulruf  einstimmig 
beschlossen,  auf  die  Vorlage  einzutreten  und  sie  im  einzelnen  durchzuberaten. 
Am  1 1.  Sitzungstage,  den  25.  Juni,  wurde,  wiederum  unter  Name  nsaufruf,  mit 
108  gegen  24  Stimmen  entschieden,  dass  der  « Bundes  nippen  >  wieder  herge- 
stellt werde1.  Nachdem  der  Nationalrat  15  Sitzungstage  der  Junisession  auf 
unser  Traktanduni  verwendet,  setzte  er  die  Beratung  desselben  in  der  ausser- 
ordentlichen Oktobersession  1897  fort  und  nahm  am  zweiten  Sitz.ungstage,  den 
12.  Oktober,  das  Krankenvcrsicherungsgesetz  unter  Namensaufruf  mit  101  gegen 
9  Stimmen,  bei  9  Enthaltungen,  an.  Gleichen  Tages  wurde  das  Unfallver- 
sicherungsgesetz  in  Angriff  genommen  und  folgenden  Tages  das  besondere 
Bundesversicherungsgericht    einstimmig    wieder   hergestellt,   der   Antrag  Wild 
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(St.  Gallen),  dass  auch  die  gewerblichen  Berufskrankheiten  durch  die  staatliche 
Unfallversicherung  gedeckt  werden,  mit  grosser  Mehrheit  abgelehnt  und  endlich 
das  ganze  Unfallversicherungsgesetz,  wiederum  unter  Namensaufruf,  mit  96 
gegen  5  Stimmen,  bei  8  Enthaltungen  angenommen. 

Die  elfgliedrigc  Kommission  des  Ständerates,  an  welch«-  nunmehr 
die  Gesetzesvorlagcn  gelangten  (Vorsitzender  Dr.  Göt  ti sh  eim- Basel  und  nach 
dessen  Ableben  Dr.  Stösscl- Zürich)  entledigte  sich  ihrer  Aufgabe  in  26  Sitzun- 
gen während  der  Monate  Februar  und  März  1898.  nahm  einige  Aendcrungen 
vor  und  erklärte  sich  am  Schlüsse  mit  10  Stimmen,  bei  einer  Enthaltung,  für 
die  beiden  Gesetzesvorlagcn.  Die  einzige  wesentliche  Acnderung  bestand  in 
dem  Vorschlage,  dass  der  Bundesversammlung  die  Befugnis  zustehe,  für  die 
der  Landwirtschaft,  dem  Handwerk  und  dem  Kleingewerbe  angehörenden  Ver- 
sicherten in  der  Krankenversicherung  einen  weiteren  täglichen  Beitrag  von  einem 
Rappen  auszusetzen.  Ausserdem  stellte  die  Kommission  den  Antrag:  «Der 
Bundesrat  wird  eingeladen,  mit  thunlichster  Beförderung  eine  Spezialvorlagc 
zu  machen,  durch  welche  dir*  Haftpflicht  für  Berufskrankheiten  mittelst  Ein- 
führung einer  die  letzten-  deckenden  Versicherung  ersetzt  wird.» 

Der  Ständerat  behandelte  die  Vorlage  in  der  Junisession  1898.  Die 
Beratung  nahm  acht  Sitzungstage  in  Anspruch,  am  24.  Juni  wurden,  in  geson- 
derter Abstimmung,  erst  das  Gesetz  betreffend  die  Kranken-,  sodann  dasjenige 
betreffend  die  Unfallversicherung  einstimmig  angenommen. 

Da  der  Ständerat  einige  Abänderungen  beschlossen  hatte,  wanderte  das 
Traktanduni  an  den  Nationalrat  zurück.  Die  Hauptänderung,  welche  vom 
Standerat  vorgenommen  worden,  bestand  darin,  dass,  während  Bundesrat  und 
Nationalrat  als  Hauptorgan  der  öffentlichen  Kreiskrankenkassen  eine  General- 
versammlung der  Arbeiter  und  eine  solche  der  Arbeitgeber  aufgestellt  hatten, 
der  Ständerat  eine  gemeinsame  Generalversammlung  der  Arbeiter  und  der 
Arbeitgeber  in  Aussicht  nahm.  Der  Nationalrat  pflichtete  am  1.  Juli  1898  dieser 
Aenderung  bei  und  verschob  sodann  die  Bereinigung  der  übrigen  Differenzen 
mit  dein  Ständerat  auf  die  ausserordentliche  Herbstsession  1898. 

Diese  Zwischenzeit  wurde  zur  vollständigen  Umarbeitung  des  Abschnittes 
über  die  Kreiskrankenkassen  benutzt,  so  dass  die  verordnete  Kommission  des 
Nationalrates  mit  ganz  neuen  Anträgen  auf  diesem  Gebiete  vor  den  Rat  treten 
konnte.  E*  wurden  zwei  Arten  von  Kreiskrankenkassen  aufgestellt,  solche 
mit  getrennter  und  solche  mit  gemeinsamer  Verwaltung,  und  diese  neuen 
Figuren,  sowie  ihr  Verhältnis  zu  einander,  wurden  bis  ins  Einzelste  in  Gesetzes- 
form ausgearbeitet. 

Inzwischen  hatte  der  Bundesrat,  einem  Postulate  der  Expertenkommission 
von  1893  Folge  gebend,  einen  Gesetzesentwurf  über  die  Mi  1  i  tär  ver  si  c  h  e  - 
rung  oder,  besser  gesagt,  über  die  Haftpflicht  des  Mundes  für  Erkrankungen 
und  Unfälle  im  Militärdienst,  durchberaten  und  vorgelegt.  Wiederum  erhielt 
der  Nationalrat  die  Priorität  für  dieses  Geschäft.  Dieses  wurde  zur  Vorbe- 
handlung an  die  für  die  Kranken-  und  Unfallversicherung  bestehenden  Kom- 
missionen gewiesen,  welche  dann  das  Geschäft  in  mehrtägiger  Zusammenkunft 
durchberieten.     (Vergl.  den  Artikel  «  Militärversicherung  >  ). 

In  der  Herbstscssion  der  eidgenössischen  Räte  vom  24.  Oktober  bis 
3.  November  1898  wurde  das  Gesetz  betreffend  die  Militärversicherung  fest- 
gestellt. Weil  dieses  an  anderer  Stelle  des  Handwörterbuches  besprochen  wird, 
treten  wir  hier  nicht  näherauf  dasselbe  ein.  Sodann  fanden  die  noch  bestehenden 
Differenzen  zwischen  den  beiden  eidgenössischen  Räten  ihre  Erledigung.  Die 
vorgeschlagene  Neuordnung  des  Abschnittes  über  die  Kreiskrankenkassen 
gelangte  zur  Annahme:  ebenso  wurde  dem  Beschlüsse  des  Ständerates  betreffend 
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den  sogenannten  Bauernr.ip.pen  (Befugnis  der  Bundesversammlung,  für  die  der 
Land  Wirtschaft,  dem  Handwerk  und  dem  Kleingewerbe  angehörenden  Ver- 
sicherten einen  weiteren  taglichen  Bundesbeitrag  von  einem  Rappen  auf  den 
Mann  zu  bewilligen)  durch  den  Nationalrat  zugestimmt. 

Der  Gesetzesredakteur  hatte  nun  die  drei  Gesetze,  betreffend  die  Kranken-, 
betreffend  die  Unfall-  und  betreffend  die  Militärversicherung  nach  Massgabe 
der  Beschlüsse  der  eidgenössischen  Räte  umzuarbeiten  und  in  ein  dreiteiliges 
Ganzes  mit  fortlaufender  Paragraphierung  zu  verschmelzen,  wobei  die  Schluss- 
und  Uebergangsbestimmungen  zu  allen  drei  Teilen  als  vierter  Teil  zusammen- 
gefasst  und  an  das  Ende  des  Ganzen  gestellt  wurden.  (Bundesgcselz  betreffend 
die  Kranken-  und  Unfallversicherung  mit  Rinschluss  der  Militärvcrsichcrung. 
Krankenversicherung,  Art.  1—216;  Unfallversicherung,  Art.  217  -  329:  Militar- 
versicherung.  Art.  330 — 377;  Sehluss-  und  Uebergangsbestimmungen,  Art.  378 
bis  400). 

Gleichzeitig  veranstaltete  das  schweizerische  Industriedepartement  eine 
eingehende  Prüfung  und  möglichst  genaue  Berechnung  mit  Bezug  auf  den  jähr- 
lichen Aufwand  für  die  Kranken-,  Unfall-  und  Militärversicherung  gemäss  den 
Beschlüssen  der  eidgenössischen  Räte  und  gelangte  in  der  vom  1.  März  189V 
datierten  «  Uebersicht  und  Tabellen  über  die  Beteiligung  des  Bundes,  der  Arbeit- 
geber und  der  Arbeiter  an  der  Aufbringung  der  Mittel»  zu  folgenden  Ergebnissen: 

A.  Jährlicher  Aufwand  für  600.000  obligatorisch  Versicherte  bei  einer 
anrechenbaren  Lohnsumme  von  436  l/s  Millionen  Franken: 

Krankenversicherung:  Krankengeld  Fr.  7,100.000,  Krankenpflege 
Fr.  7,390,000.  sonstige  Ausgaben  Fr.  50,000,  Summa  Fr.  14,540,000.  -  Unfall- 
versicherung: Invalidenrente  Fr.  5.545,000,  übrige  Renten  und  Ausgaben 
Fr.  3,575,000,  Summa  Fr.  9, 1  20,000.     Zusammen  Fr.  23,660,000. 

B.  Jährliche  Bundesleistungen  für  die  obligatorische  und  die  freiwillige 
Versicherimg  gegen  Krankheit  und  Unfall,  bei  600.000  obligatorisch  Ver- 
sicherten und  400.000  freiwillig  gegen  Krankheit  Versicherten.  vo*h  welch' 
letzteren  100.000  auch  an  der  Unfallversicherung  teilnehmen. 

Kranken-  l'nfall-  Summa 

Versicherung  Versicherung 

1.  600,000  obligator.  Versicherte     Fr.  2.540.000     Fr.  2,624,000    Fr.  5.164,000 

2.  400,000  freiwillig  Versicherte       «    1.710.000      «      371.000      «  2.081,000 

Fr.  4,250.000    Fr.  2.993.000    Fr.  7.245,000 

C.  Jährliche  Mehrausgabe  für  die  Militär\ ersicherung  .     .       »  300,000 

D.  Neue  jährlich.-  Bundesleistung  Fr.  7.545,000 

Im  Anschluss  an  diese  Aufstellungen  crliess  der  Bundesrat  am  26.  Mai  1899 
eine  sehr  ausführliche  Botschaft  an  die  eidgenössischen  Räte.  In  derselben 
wurde  festgestellt,  dass  der  eidgenössische  Staatshaushalt  wieder  in  die  Periode 
der  Defizite  eingetreten  sei  und  im  besten  Falle  erst  das  Jahr  1903  wieder 
einen  Einnahmcnübcrschuss  ergeben  werde.  Die  in  seinem  Berichte  vom 
April  1897  niedergelegte  Anschauung,  dass  jährlich  ca.  5  Millionen  Franken 
für  die  Kranken-  und  Unfallversicherung  zur  Verfügung  stehen  werden,  habe 
sich  als  trügerisch  erwiesen.  Der  Bundesrat  gelangte  zu  folgenden  Schluss- 
anträgen : 

,1.  Die  Beratung  des  Bundesgesetzes  betreffend  die  Kranken- und  L*nf  dl  Versicherung 
mit  Einschluss  der  Militarv  ersicherung  ist  mit  aller  Beförderung  zu  Ende  zu  führen  unter 
Aufnahme  der  Vorschrift  in  die  Uebergangsbestimmungen.  dass  dieses  Gesetz  erat  nach 
Sicherung  der  för  die  Bundesleistung  erforderlichen  Mittel  in  Wirksamkeit  treten  könne. 

.2.  Zur  Finanzierung  der  Versicherungsprojekte  ist  eine  besondere,  vom  übrigen  Staats- 
haushalt unabhängige  neue  Einnahme  in  Aussicht  zu  nehmen. 
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,3.  Zu  diesem  Zwecke  wird  die  Einführung  de«  Tabakmonopols  auf  folgenden  Haupt- 
grundlagen vorgeschlagen : 

a)  Die  Einführung  des  Tabakmonopols  darf  die  Qualität  der  für  den  Grossteil  unserer 
Bevölkerung  bestimmten  Tabake  und  Cigarren  weder  verschlechtern,  noch  deren 
Preis  verteuern. 

b)  Den  Verhältnissen  der  bei  der  Tabakindustrie  beschäftigten  Arbeiter  ist  durch 
den  Weiterbetrieb  der  gegenwärtigen  Betriebe  in  Staatsregie  weitgehendste 
Rechnung  zu  tragen. 

c)  Der  Fortbestand  der  vorhandenen  Tabakkulturen  soll  durch  Einführung  des 
Monopols  nicht  in  Frage  gestellt  werden. 

d)  Aus  dem  Reinertrag  des  Tabakmonopols  sollen  den  Kantonen  nach  Massgabe 
ihrer  Bevölkerung  25°/°  zugeschieden  werden,  mit  der  Verpflichtung,  die  bezüg- 
lichen Quoten  für  die  Hebung  des  Volksschulwesens  zu  verwenden." 

In  den  beiden  eidgenössischen  Räten  wurden  besondere  Kommissionen 
für  die  Vorberatung  dieser  Antrüge  bestellt.  Präsident  der  nationalrätlichen 
war  Gallati,  der  ständerätlichen  Leumann.  Sodann  wurde  eine  ausser- 
ordentliche Session  zur  Behandlung  dieses  Geschältes  auf  den  Monat  September 
1899  beschlossen. 

In  dieser  Herbstsession  beantragte  die  Mehrheit  der  Kommission  des 
Nationalstes  die  Sistierung  der  Beratung  derjenigen  anhängigen  Gesetzes- 
vorlagen, welche  bedeutende  Ausgaben  nach  sich  gezogen  hätten  (betr.  die 
Lebensmittelpolizei,  das  Forstwesen  und  die  Organisation  des  Militärdeparte- 
ments), sodann  den  Bezug  einer  Gebühr  von  15  Rappen  für  die  Mitwirkung 
bei  der  Verzollung  von  Poststücken  aus  dem  Ausland  und  endlich  eine  Anzahl 
von  Ersparnissen  auf  verschiedenen  Gebieten  und  schloss  mit  dem  Vorschlage, 
dass  in  der  Voraussetzung  der  Annahme  ihrer  auf  Mehreinnahmen  und  Minder- 
ausgaben abzielenden  Anträge  das  Inkrafttreten  des  Bundesgesetzes  betreffend 
die  Unfall-,  Kranken-  und  Militärversicherung  auf  den  1.  Januar  1903  festzu- 
setzen sei.  Die  Minderheit  (Scherrer- Füllemann,  St.  Gallen)  dagegen  schloss 
sich  im  wesentlichen  den  bundesrätlichen  Anträgen  an. 

Der  Nationalrat  pflog  hierüber  in  den  Sitzungen  vom  2b. — 29.  September 
1899  Beratung.  Am  Schlüsse  der  ersten  Sitzung  gab  der  Bundespräsident 
Müller  die  Erklärung  ab,  dass  der  Bundesrat  im  Interesse  des  Zustande- 
kommens des  Versicherungswerkes  auf  seine  Anträge  verzichte.  Am  28.  Sep- 
tember beschloss  der  Nationalrat  mit  98  gegen  15  Stimmen,  auf  Grundlage 
der  Anträge  der  Kommissionsmehrheit  weiter  zu  beraten  und  nahm  alsdann 
dieselben  nacheinander  an. 

In  der  Sitzung  des  Nationalrates  vom  2.  Oktober  wurde  alsdann  das 
Bundesgesetz  betreffend  die  Kranken-  und  Unfallversicherung  mit  Einschluss 
der  Militärversicherung  definitiv  festgestellt  und  mil  113  gegen  1  Stimme  bei 
12  Enthaltungen  angenommen.  Mit  Nein  stimmte  Odier(Genf).  Der  Abstimmung 
enthielten  sich  Bioley.  Bolna y,  Bossi.  Curti,  Decurtins.  Joos,  Klinischen,  Lurati, 
P'  rig.  Schmid  (Luzern),  Sonderegger  (Appenzall  I.-Rh.)  und  Wullschleger. 

• 

Der  Präsident  Heller  schloss  die  Sitzung  mit  folgenden  Worten: 

,.Mit  der  fast  einstimmigen  Annahme  der  Vorlage  hat  der  Nationalrat  seine  Thätigkeit 
auf  dem  Gebiete  der  Versicherung  abgeschlossen  und  damit  eine  Aufgabe  zu  Ende  geführt, 
wie  s«it  dem  Erlasse  des  Obligationenrechtes  keine  von  so  grosser  Tragweite  zu  lösen 
war.  Die  Versicherungsgesetze  werden,  sofern  auch  das  Volk  seine  Zustimmung  giebt, 
dem  Lande  zum  Segen  gereichen,  Tausenden  und  Abertausenden,  die  durch  Krankheit  oder 
den  Tod  ihres  Ernährers  in  Bedrängnis  geraten  sind,  Hülfe  und  Trost  bringen.  Das  weitere 
Schickaal  des  Gesetzes  liegt  nun  in  der  Hand  des  Schweizervolkes.  Mag  die  Abstimmung 
ausfallen,  wie  sie  will,  den  eidgenössischen  Räten  wird  der  Erlass  dieser  Gesetze  zur  Ehre 
gereichen.  Sie  sind  ein  Werk  der  Verständigung  aller  Parteigruppen  in  der  Verfolgung 
des  grossen  Zieles,  hülfsbedürftigen  Landeskindern  beizustehen  und  dafür  keine  Opfer  zu 
scheuen." 

12 
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Der  Ständerai  erledigte  die  Finanzfrage,  im  wesentlichen  unter  Zustim- 
mung zum  Nationalrate,  in  seinen  Sitzungen  vom  3.  und  4.  Oktober  und  nahm 
folgenden  Tages,  am  5.  Oktober,  das  Versicherungsgesetz  in  einfacher  Abstim- 
mung mit  35  Stimmen  an.  Ein  Mitglied  (Peterelli)  enthielt  sich  der  Abstimmung, 
sieben  waren  abwesend.  In  der  Finanzfrage  bestanden  noch  einige  Differenzen 
zwischen  den  beiden  Räten.  Diese  Differenzen  wurden  am  5.  und  b.  Oktober 
bereinigt.    Die  gcfcissten  Finanzbeschlüsse  lauten: 

1.  Die  Beratung  der  Entwürfe  betreffend  das  Lebensniittelpolizeigesetz,  das  Forst- 
gesetz  und  das  Gesetz  Ober  die  Organisation  des  Militärdepartements  wird  bis  auf  weiteres 
sistiert. 

2.  Der  Bundesrat  wird  eingeladen,  durch  strengere  Handhabung  der  bezüglichen  Vor- 
schriften oder,  wenn  erforderlich,  durch  Aenderung  derselben  dafür  zu  sorgen,  dass  nur 
solche  Leute  als  militärtauglich  erklärt  werden,  welche  die  hiefür  nötigen  körperlichen  und 
geistigen  Eigenschaften  wirklich  besitzen.  In  den  VViederholungskursen  im  Korpsverband 
sind  für  die  Infanterie  nur  100  Patronen  per  Gewehrtragenden  abzugeben.  In  den  Wieder- 
holungskursen der  Artillerie  Im  Korpsverband  hat  eine  Reduktion  der  Munitionsdotation 
um  20  Patronen  per  Geschütz  einzutreten.  —  Der  Bundesrat  wird  eingeladen,  für  die  Mit- 
wirkung der  Post  bei  der  Verzollung  von  Poststücken  aus  dem  Auslande  vom  1.  Januar 
1900  an  eine  Gebühr  von  20  Centimes  pro  Stück  zu  beziehen.  —  Der  Bundesrat  wird  ein- 
geladen, über  Revision  der  bestehenden  Vorschriften  betreffend  die  Reiscentschädigungen 
der  Mitglieder  und  der  Kommissionen  der  Bundesversammlung  im  Sinne  der  Ersetzung  des 
Kilometergeldes  durch  Bezahlung  der  Fahrtaxen  und  des  Taggeldes  Bericht  und  Antrag 
einzubringen. 

i.  Bunde sbeschluss  betreffend  Herstellung  des  Gleichgewichts  in  den  Bundes- 
finanzen und  Beschaffung  der  Mittel  zur  Durchführung  der  Versichcrungsgesetze.  Vom 
f».  Oktober  1899.  Art.  I.  Der  Bundesbeschluss  betreffend  die  Hebung  und  Förderung  der 
schweizerischen  Kunst,  vom  22.  Dezember  1887,  wird  dahin  abgeändert,  dass  die  in  Art.  2. 
al.  1  festgesetzte  Summe  von  Fr.  100,(101)  auf  Fr.  50.000  reduziert  wird.  Art.  2.  Vom  Jahre 
1904  an  wird  für  neue  Hochbauten  ein  jährlicher  Kredit  ausgesetzt,  der  die  Summe  von 
Fr.  1,000.000  nicht  übersteigen  darf.  Ueber  die  Verwendung  dieses  Kredites  hat  der  Bundesrat 
den  Räten  jährlich  eine  Specialvorlage  zu  unterbreiten.  Nicht  inbegriffen  in  dieser  Limi- 
tierung sind  Uebertragungen  von  nicht  verwendeten  Kreditrestanzen  auf  ein  folgendes  Jahr. 
Art.  3.  Die  Bestimmungen  des  Kundesgesetzes  betreffend  lnspektion  und  Unterricht  des 
Landsturms  vom  29.  Juni  1894  werden  dahin  abgeändert,  dass:  a)  die  vorgesehenen  l'ebungen 
des  bewaffneten  Landsturms  durch  blosse  Waffen-  und  Kleiderinspektionen  ohne  Sold- 
auszahlung ersetzt  werden,  b(  die  Verpflichtung  der  Infanterie  des  Landsturms  zur  Teilnahme 
an  den  Schiessübungen  der  freiwilligen  Schiessvereine  aufgehoben  wird.  Art.  4.  Die  Bestim- 
mungen der  Art.  1  und  3  treten  mit  dem  I.Januar  1900  in  Kraft.  Art.  5.  (Die  übliche 
Refcrendumsklauvel.) 

Von  diesen  Finanzbeschlüssen  sind  die  unter  1  und  2  bezeichneten  ohne 
weiteres  in  Kraft  getreten.  Der  Bundesbeschluss  3  wurde  zum  Referendum 
ausgeschrieben  und  hat,  da  das  Referendum  nicht  verlangt  wurde.  Gesetzes- 
kraft erlangt. 

Anders  ging  es  mit  dem  Versicherungsgesetze. 

Innert  der  bis  zum  9.  Januar  1900  dauernden  Referendumsfrist  bildete 
sich  «für>  (oder  besser:  gegen)  das  Versicherungsgesetz  ein  sogenanntes  Rel»1- 
rendumskomitee,  bestehend  aus  den  Journalisten  Repond,  Micheli  und 
Augustin.  alle  in  Bern,  und  kündigte  sieh  die  Aktiengesellschaft  der  Seiden- 
trocknungsanstalt (Präsident  Sch  war/.cnbach-Zeuncr)  in  Zürich  als  ost- 
sch weizerischc  Sammelstelle  für  Referendumsunterschriften  aus.  Die  Refercn- 
dumsbogen  wurden  mit  118,000  Unterschriften  bedeckt.  Die  Volksabstimmung 
fand  am  20.  Mai  1900  statt.  Derselben  ging  eine  ausserordentlich  lebhafte 
Agitation  in  Wort  und  Schrift,  letzteres  zumeist  gegen  die  Vorlage,  voraus. 
Das  Gesetz  wurde  in  der  Volksabstimmung  mit  341,914  gegen  148,035 
Stimmen  und  von  allen  Kantonen  mit  Ausnahme  von  Glarus  verworfen. 
Wir  stellen  das  Ergebnis,  in  Vergleichung  mit  der  Abstimmung  vom  26.  Okto- 
ber 1890,  betreffend  den  neuen  Artikel  341"*.  nach  den  einzelnen  Kantonen 
zusammen  : 
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Verfassungsrevision  18<H)  Versicherungigesetz  1900 


Ja 

Nein 

Ja  • 

Nei  n 

Zürich 

.    .  43,756 

7.902 

27,302 

49,1 18 

Bern 

.    .  36,202 

1 1 ,869 

21,869 

58,144 

Luzern  . 

.    .  7,596 

5.096 

7,784 

14,437 

Uri  .... 

.    .  2,078 

713 

1,373 

2,000 

Schwyz 

3,457 

280 

1,664 

6.498 

Obwalden  . 

.    .  2,235 

962 

725 

1,456 

Nidwaiden 

8/3 

350 

880 

899 

Glarus  .     .  . 

4,1/3 

682 

3,236 

2.783 

Zug  .... 

.    .  2.3D9 

506 

860 

3,100 

Freiburg 

14.276 

3.908 

4,072 

15.1 1 1 

Solothum  . 

.    .  9,813 

1  .(»38 

4.642 

10.214 

Baselstadt  .  . 

.     .  6.198 

/63 

4.23/ 

6.136 

Baselland 

5,592 

1.8/ 4 

2.350 

5,697 

Schaff  hausen  . 

.     .  5.43*> 

1,208 

1.840 

5.263 

Appenzell  A.-Rh 

.     .  5,799 

3,241 

2,198 

7,905 

Appenzell  l.-Rh. 

/04 

1,580 

408 

2.145 

St.  Gallen  .  . 

.    .  33,09») 

7.084 

19.863 

23.383 

Graubünden 

(1  "JO.U 

f )  t  r>  o  •  > 

Aargau  . 

.    .  18,071 

14.346 

12.611 

26,117 

Thurgau 

.    .  12.370 

3,197 

5.794 

13.160 

1  cssin  . 

14.41'' 

">  Oll 

4,86,1 

6.y  66 

Waadt   .    .  . 

.     .  18.548 

5,802 

4.748 

32.236 

Wallis 

.     .  6.157 

7.534 

1,527 

14.310 

Neuenbürg 

.  19.833 

2.585 

1.753 

16.043 

Genf     .     .  . 

.     .  9.585 

1.5  IM 

4.883 

8.868 

283.288 

92.200 

1 48,035 

341.914 

Wir    fügen  das 

Ergebnis  der 

Abstimmung 

vom  20.  Mai 

1900  in 

Hauptorten  und  grössten  Ortschaften  bei: 


Ja 

Nein 

Ja 

Nein 

Ja 

Nein 

Zürich 

9736 

10819 

C  J  larus 

444 

358 

(hur 

1229 

483 

Wintert  hur 

2869 

1165 

Zug 

364 

491 

Aarau 

753 

503 

Bern 

379 1 

2433 

Frei  bürg 

923 

719 

Krauen  leid 

708 

525 

Biel 

1088 

1495 

Solothum 

534 

646 

Bellinzona 

320 

101 

Burgdorf 

764 

443 

Basel 

4085 

5757 

Lorarno 

10<> 

131 

Thun 

563 

283 

Licstal 

432 

200 

Lugano 

358 

160 

Luzern 

3265 

680 

Schaff  haus. 

951 

1121 

Lausanne 

1043 

3219 

Altdor! 

281 

167 

Trogen 

103 

305 

Sitten 

134 

427 

Sch  w  yz 

128 

947 

Herisau 

913 

1611 

Neuenburg 

209 

2290 

Sarnen 

157 

404 

Appenzell 

212 

480 

Clna-fa-Frafc 

576 

3803 

Stans 

216 

151 

St.  Gallen 

3273 

1226 

Genf 

1639 

2650 

W  ir  unterlassen  an  diesem  Ort  jegliche  Kritik  des  Volksentscheides. 

Das  Gesetz  ist  gefallen.  Der  Artikel  34bis  der  Bundesverfassung  aber 
bleibt  bestehen,  und  die  Bundesbehörden  werden  sich  nach  Mitteln  und  Wegen 
umsehen  müssen,  wie  sie  die  Verfassungsvorschrift  in  einer  dem  Volke  genehmen 
Weise  erfüllen  können. 

Da  der  dritte  Teil  des  Gesetzes  von  keiner  Seite  angefochten  wurde,  so 
hat  der  Bundesrat  denselben  seither,  mit  geringen  Aendcrungen,  der  Bundes- 
versammlung als  c Gesetz  betreffend  die  Military  ersicherung>   vorgelegt  und 
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wird  dieses  unzweifelhaft  keinem  Referendum  rufen,  da  ja  der  Bund  den  ganzen 
durch  das  Gesetz  bedingten  Aufwand  aus  seiner  Kasse  bestreitet  und  Gesetze 
solcher  Natur  beim  Volke  auf  keinen  Widerstand  zu  stossen  pflegen. 

Von  den  drei  sogenannten  Finanzbeschlüssen,  welche  gefasst  wurden, 
um  das  Inkrafttreten  des  Versicherungsgesetzes  auf  den  I.  Januar  1903  zu 
ermöglichen,  ist  der  erste  (betreffend  die  Zurücklegung  einiger  Gesetzesprojekte} 
von  den  eidgenössischen  Räten  unterm  23./29.  März  1901  wieder  aufgehoben 
worden,  während  die  Beschlüsse  2  und  3,  trotz  der  Verwerfung  des  Ver- 
sicherungsgesetzes, ihre  Gültigkeit  beibehalten. 

Zum  Schlüsse  sei  noch  erwähnt,  das«  die  eidgenössischen  Rate  unterm 
21./29.  Juni  1897,  auf  eine  von  Nationalrat  Gallati  ausgegangene  Anregung 
hin,  folgenden  Bundcsbcschluss  gefasst  haben: 

„Au*  dem  Ueberschuss  der  Staatsrechnung  pro  184f>  im  Betrage  von  Fr.  7,702.732 
wird  ein  Betrag  von  5  Millionen  Franken  für  Versicherungszwecke  als  Spezialfonds  ausge- 
schieden. Ober  dessen  juristischen  Charakter  und  Art  der  Verwendung  die  Bundesversamm- 
lung auf  den  späteren  Bericht  und  Antrag  des  Bundesrates  hin  definitiven  Beschluß 
fassen  wird." 

Dieser  Fonds  ist  aus  den  Rechnungsübcrschüsscn  der  folgenden  Jahre 
vermehrt  worden  und  betrug  Ende  1900  mit  Inbegriff  der  Zinsen  Fr.  10,333,716. 
Die  vorgesehene  nähere  Formulierung  des  Zweckes  steht  noch  aus  und  hat 
nun  auch  keine  Eile. 

HL  Uebersicht  über  den  Inhalt  des  Gesetzes.  1.  Krankenversicherung 
(Art.  1  21b).  A.  Die  Versicherungspflicht  (Art.  1—8).  Alle  unselb- 
ständig erwerbenden  Personen  männlichen  oder  weiblichen  Geschlechts,  welche 
auf  schweizerischem  Gebiet  in  inländischen  Betrieben  arbeiten,  sowie  sämtliche 
Dienstboten  von  inländischen  Dienstherrschaften  sind  vom  zurückgelegten 
14.  Altcrsjahr  an  gegen  die  wirtschaftlichen  Folgen  von  Krankheiten  obligatorisc  h 
versichert,  sofern  nicht  die  Beschäftigung  durch  die  Natur  ihres  Gegenstandes 
oder  im  voraus  durch  den  Arbeitsvertrag  auf  einen  Zeitraum  von  weniger  als 
eine  Woche  beschränkt  ist.  In  den  vorstehend  bezeichneten  Betrieben  sind 
diejenigen,  welche  der  Eidgenossenschaft  oder  einem  Kanton  oder  einer  Gemeinde- 
öder  einem  anderen  öffentlichen  Verbände  angehören,  inbegriffen.  Ebenso 
erstreckt  sich  die  Versicherungspflicht  auf  die  Angestellten  und  Bediensteten 
der  öffentlichen  Verwaltungen.  Ausgenommen  sind  diejenigen  in  öffentlichen 
wirtschaftlichen  Betrieben  beschäftigten  Personen  und  diejenigen  Angestellten 
und  Bediensteten  der  öffentlichen  Verwaltungen,  welche  einen  Jahresgehalt 
von  mehr  als  5000  Franken  beziehen  oder  deren  Anstellung  einen  vorwiegend 
öffentlich-rechtlichen  Charakter  besitzt.  Die  Direktoren  und  die  höheren  Ange- 
stellten von  Privat  betrieben  sind  von  der  Vcrsichcrungspflicht  ausgenommen, 
sofern  der  Jahresgehalt  den  Betrag  von  Fr.  5000  übersteigt.  Diejenigen  Lehr- 
linge, Volontärs  und  Praktikanten,  welche  das  14.  Altersjahr  zurückgelegt 
haben,  sind  versicherungspflichtig,  auch  wenn  sie  keinen  Lohn  oder  Geh  dt 
beziehen.  Jeder  Vcrsicherungskreis  kann  die  Versicherungspflicht  ausdehnen 
auf  a)  diejenigen  in  dem  Kreise  wohnhaften  Taglöhner  und  Tagelöhnerinnen 
und  andere  abwechselnd  im  Lohne  Dritter  arbeitenden  Personen,  sowie  auf 
b)  diejenigen  selbständig  erwerbenden  Angehörigen,  der  in  dem  Kreis»' 
befindlichen  Hausindustriebetriebe,  welche  das  14.  Altersjahr  zurückgelegt 
haben.  Die  nämliche  Befugnis  steht  im  nämlichen  Umfange  auch  jedem 
Kantone  mit  Bezug  auf  die  zu  ihr  gehörenden  Versichcrungskreise  zu.  Strei- 
tigkeiten mit  Bezug  auf  die  Versicherungspflicht  werden  durch  den  Bundesrat 
entschieden. 
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B.  Die  freiwillige  Versicherung  (Art.  9).  Die  freiwillige  Kranken- 
versicherung unterliegt  keinen  anderen  als  den  in  diesem  oder  einem  anderen 
Bundesgcseizc  aufgestellten  Beschränkungen. 

(.'.  Die  V  ersichcrungskrei  se  (Art.  10 — -14).  Jeder  Kanton  bildet  einen 
oder  mehrere  Versicherungskreise  von  je  wenigstens  2000  Einwohnern.  Die 
Feststellung  des  Gebietes  der  einzelnen  Versicherungskreise  ist  Sache  der 
einzelnen  Kantone,  unterliegt  jedoch  der  Genehmigung  seitens  des  Bundesrates. 
Jeder  Kanton  haftet  für  die  nach  Massgabe  des  Gesetzes  entstehenden  Ver- 
bindlichkeiten seiner  Versicherungskreise. 

I).  Die  öffentlichen  Krankenkassen  (Art.  15—  lb9).  Dieselben  zer- 
fallen in  die  Kreiskrankenkassen  und  die  Bezirkskrankenkassen. 

1.  Gemeinsame  allgemeine  Bestimmungen  (Art.  10-  23).  Die 
öffentlichen  Krankenkassen  besitzen  Persönlichkeit.  Sie  sind  steuerfrei  mit  Aus- 
nahme des  nicht  unmittelbar  dem  Betrieb  der  Krankenkasse  dienenden  Grund- 
eigentums; die  Urkunden  sind  von  Stempel  und  anderen  öffentlichen  Gebühren 
befreit.  Die  Organe  gemessen  die  nämliche  Portofreiheit  wie  die  Gemeinde- 
behörden. Niemand  kann  gleichzeitig  Mitglied  von  zwei  oder  mehr  öffent- 
lichen Krankenkassen  sein. 

II.  Die  Kreiskrankenkassen  (Art.  24 — 145).  1.  Umlang  des  Gebietes 
(Art.  24  u.  25).     In  jedem  Versicherungskreis  besteht  eine  Kreiskrankenkasse. 

2.  Mitgliedschaft  (Art.  2b — 45).  a)  Obligatorische  Mitglieder 
(Art.  2t — 29».  Wer  versicherungspflichtig  ist,  wird  mit  der  Erwerbung  der 
die  Versicherungspflicht  begründenden  Eigenschaft  (siehe  oben  Art.  1 — 8)  obli- 
gatorisches Mitglied  der  Kreiskrankenkasse  des  Ortes  der  regelmässigen  Beschäf- 
tigung. Tagelöhner  und  andere  abwechselnd  im  Lohne  Dritter  arbeitende 
Personen,  sowie  die  Angehörigen  der  Hausindustrie  erwerben,  nachdem  der 
Kreis  oder  der  Kanton  die  Versicherungspflicht  beschlossen,  die  Mitgliedschaft 
mittelst  der  Anmeldung  seitens  der  Pflichtigen  oder  der  Behörde.  Die  Mit- 
gliedschaft in  einer  bestimmten  Kreiskrankenkasse  hört  auf  mit  dem  Verlust 
der  die  Mitgliedschaft  bedingenden  Eigenschaft,  ebenso  mit  dem  Uebcrtritt  in 
eine  Betriebskrankenkasse  oder  in  eine  eingeschriebene  Krankenkasse.  Wenn 
innert  vier  Wochen,  vom  Tage  des  Aufhörens  der  obligatorischen  Mitgliedschaft 
an,  ein  gewesenes  obligatorisches  Mitglied,  nachdem  es  während  der  letzten 
drei  Monate  ununterbrochen  einer  Kreiskrankenkasse  angehört  hat,  im  Inland 
erkrankt  oder  im  Inland  stirbt,  so  finden  mit  Bezug  hierauf  die  nämlichen 
Kassenleistungen  statt,  wie  wenn  eine  solche  Thatsache  während  der  Dauer 
der  Mitgliedschaft  eingetreten  wäre  (  N a  ch genuss ). 

bi  Freiwillige  Mitglieder  (Art.  30 — 45).  Die  freiwilligen  Mitglieder 
sind  entweder  vol  1  versi  che  rt  oder  halb  versichert.  Die  Vollvcrsichertcn 
besitzen,  gleich  den  obligatorischen  Mitgliedern,  Anspruch  auf  Krankenpflege 
und  Krankengeld,  die  Halbvcrsichcrten  lediglich  auf  Krankengeld.  Die  Halb- 
versicherung ist  für  die  Nichterwerbenden,  besonders  die  Kinder,  berechnet. 
Die  Kreiskrankenkasse  ist  verpflichtet,  der  Anmeldung  jeder  im  Kreise  wohn- 
haften Person  in  die  freiwillige  Versicherung  zu  entsprechen,  wenn  der  Kan- 
didat gesund  ist  und  das  Alter  von  45  Jahren  noch  nicht  erreicht  hat.  Die 
Statuten  können  für  die  freiwilligen  Mitglieder  ein  Eintrittsgeld  vorschreiben. 
Maximum  für  die  Vollversicherten  Fr.  50.  für  die  Halbversicherten  Fr.  25.  Unter 
den  öffentlichen  Krankenkassen  wird  eine  weitgehende  Freizügigkeit  einge- 
führt. Die  Hauptbestimmung  der  die  Freizügigkeit  formulierenden  Art.  33 — 37 
besteht  darin,  dass  die  angemeldete  Person  von  dem  Nachweis  des  Gesund- 
seins und  eines  zurückgelegten  Mindestalters  von  45  Jahren  befreit  ist,  wenn 
sie  im  Verlauf  der   letzten  fünf  Jahre   zusammen  mindestens   zwei  Jahre  lang 
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und  im  Verlauf  des  letzten  Jahres  zusammen  mindestens  sechs  Monate  lang 
obligatorisches  oder  freiwilliges  Mitglied  einer  öffentlichen  Krankenkasse  oder 
von  öffentlichen  Krankenkassen  des  Inlandes  gewesen  ist.  Diese  Mindestzeiten 
können  durch  die  Statuten  bis  auf  die  Hälfte  gekürzt  werden.  (Hinsichtlich 
der  obligatorischen  Mitgliedschaft  bedarf  es  natürlich  keiner  Freizügigkeits- 
bestimmungen.) Die  freiwillige  Mitgliedschaft  einer  Person  hört  auf  mit  dem 
Beginn  der  Versicherungspflicht  dieser  Person,  ebenso  infolge  des  Wegzuges 
aus  dem  Kreise  oder  der  Austrittserklärung  und  endlich  infolge  des  Aus- 
•  Schlusses.  Letzterer  ist  zulässig  im  Falle  vorsatzlicher  schwerer  Verletzung 
der  Mitgliedspflichten  oder,  nach  fruchtloser  Mahnung,  im  Falle  beharrlicher 
Vernachlässigung  dieser  Pflichten,  insbesondere,  wenn  wenigstens  zwei  Monats- 
auflagen im  Rückstände  sind. 

3.  Das  Meldewesen  (Art.  46  —48).  Jede  Kreiskrankenkasse  hat  öffentlich 
ein  oder  mehrere  geeignete  Lokale  (Meldestellen»,  woselbst  die  Meldungen  und 
Reklamationen  angebracht  werden  können,  zu  verzeigen. 

4.  Verfahren  bei  Erkrankungen,  Leistungen  der  Kreiskranken- 
kasse (Art.  49 — 7b).  Jedes  Mitglied  ist  im  Erkrankungsfalle  zur  Anzeige  ver- 
pflichtet ;  ebenso  der  Arbeitgeber,  sobald  er  von  einer  solchen  Erkrankung 
Kenntnis  erhalt.  Anzeigefrist:  zwei  Tage.  Der  Vorstand  der  Kreiskranken- 
kasse lässt  alsdann  den  Krankheitsfall  feststellen  und  trifft  fort  wahrend  die 
nötigen  Anordnungen.  Die  Kreiskrankenkasse  gewährt  jedem  erkrankten  Mit- 
gliede,  während  der  Dauer  der  Krankheit,  von  Heginn  an,  unentgeltlich  ärzt- 
liche Behandlung  und  Arznei,  sowie  andere  Heilmittel,  beschafft  die  zur 
Heilung  dienlichen  Gegenstände  und  trägt  die  notwendigen  Transport-  und 
Reisekosten.  Ausserdem  erhält  das  obligatorische  und  das  vollvcrsicherte  frei- 
willige Mitglied  vom  dritten  Tage  nach  der  Erkrankung  an  ein  tägliches 
Krankengeld  (auch  für  die  Feiertage)  im  Betrage  von  60%  des  Tages- 
verdienstes. Im  Falle  gänzlicher  Hülflosigkeit  und  bei  gleichzeitigem  Not- 
bedarf darf  das  Krankengeld,  und  zwar  bis  auf  100%  erhöht  werden.  Die 
Bundesversammlung  ist  befugt,  obigen  Satz  von  »)0%  in  allgemein  verbind- 
licher Weise  auf  66  % 0  o  zu  erhöhen.  Die  Wahl  des  behandelnden  Arztes  aus 
den  im  Gebiete  der  Kasse  oder  in  den  angrenzenden  Bezirken  regelmässig 
praktizierenden,  den  eidgenössischen  Befähigungsausweis  besitzenden  Aerzten 
ist  frei.  Die  Tarife  für  die  Entschädigung  ärztlicher  Leistungen  werden  durch 
die  zuständige  kantonale  Behörde  aufgestellt  und  dürfen  die  ortsüblichen  Minimal- 
taxen  nicht  überschreiten.  Die  Kasse  ist  nicht  gehalten,  mehr  als  die  tarif- 
mäßigen Gebühren  zu  bezahlen.  Die  Arzneien  müssen  aus  einer  öffentlichen 
Apotheke  bezogen  werden  und  werden  nach  einer  einheitlichen  Arzneitaxe 
bezahlt.  Der  Bund  bezahlt  den  Kreiskrankenkassen  in  denjenigen  Gegenden, 
in  welchen  infolge  besonderer  Verhältnisse  die  ärztliche  Behandlung  oder  die 
Beschaffung  der  Medikamente  ausnahmsweise  grossen  Schwierigkeiten  begegnen, 
angemessene  Beiträge  an  die  Mehrkosten  (  G  e  b i  r gs  z  u I a ge  ).  Statt  der  ärzt- 
lichen Behandlung  und  Wartung  zu  Hause  kann  die  Kasse,  jedoch  in  der  Regel 
nur  mit  Zustimmung  des  Kranken  und  seiner  Angehörigen.  »Ii«'  Spitalbehandlung 
anordnen.  Das  Krankengeld  wird  in  Wochenraten  ausgerichtet.  Es  kann  weder 
gepfändet  noch  mit  Beschlag  belegt,  noch  in  den  Konkurs  gezogen,  noch  vor 
der  Zahlung  rechtsgültig  abgetreten  werden.  Die  Kasse  ist  befugt.  Massnahmen 
zu  treffen,  damit  das  Krankengeld  zum  Unterhalt  des  Kranken  und  seiner 
Angehörigen  verwendet  werde.  Bei  Spitalbehandlung  darf  ein  Abzug  vom 
Krankengeld,  jedoch  in  der  Regel  nur  bis  auf  die  Hälfte,  stattfinden.  Jede 
Leistung  auf  Rechnung  der  Kasse,  mit  Ausnahme  des  Wöchnerinnen-  und  Sterbe- 
geldes, hört  mit  dem  Ablauf  eines  Jahres  seit  dem  Beginn  der  Krankheit,  für 
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dir  Folgezeit  auf.  Hat  sich  der  Versicherte  die  Krankheil  durch  ein  Vergehen 
oder  auf  arglistige  Weise  zugezogen,  so  können  ihm  die  Kassenleisiungen  ganz 
oder  teilweise  entzogen  werden.  Hei  grober  Fahrlässigkeit  ist  Kürzung  des 
Krankengeldes  bis  auf  die  Hiilfte  zulassig.  Simulation  wird  strenge  geahndet. 
Eine  Wöchnerin,  welche  am  Tage  der  Niederkunft  seit  mindestens  sechs  Monaten 
ununterbrochen  Mitglied  der  Kasse  war.  erhält  ein  W  öc  hn  eri  n  ne  n  geld , 
bestehend  in  den  Kosten  des  geburtshülflichen  Heistandes  und,  bei  obligato- 
rischer oder  \ollversirhrrter  freiwilliger  Mitgliedschaft,  in  dem  Krankengeld 
bis  höchstens  auf  die  Dauer  von  sechs  Wochen  seit  der  Niederkunft.  Stirbt 
ein  Mitglied,  so  bezahlt  die  Kasse  ein  Sterbegeld  von  mindestens  20  und 
höchstens  40  Franken.  Gegenüber  einem  Dritten,  welcher  mit  Hezug  auf  die 
Krankheit  schadenersatzpflichtig  ist.  tritt  die  Kasse,  bis  auf  die  Höhr  ihrer 
Leistungen,  kraft  dieses  Gesetzes  in  den  Ersatzanspruch  ein. 

5.  Aufbringung  der  Mittel:  Reserve  (Art.  77-  100).  Die  Betriebs- 
ausgaben der  Kreiskrankenkasse  werden  bestritten  aus:  a)  den  Btindrsbeitrügen, 
Im  den  Versicherungsbeiträgen  der  Mitglieder  und  Arbeitgeber.  <  )  dem  Eintritts- 
geld der  freiwilligen  Mitglieder,  d)  den  Vergütungen  seitens  des  Hundes  und 
der  eidgenössischen  l  nfallversic  herungsgesellsc  haft  .  und  ei  den  Entnahmen 
aus  der  eigenen  Reserve  und  den  Leistungen  seitens  des  allfälügm  Reserve- 
verbandos.  .  Hussen,  Strafgelder  und  freiwillige  Zuwendungen  fallen  in  die 
Reserve. 

Hundesbeitrag  (Art.  78).  Der  Hund  bezahlt  der  Kasse  für  jedes  obli- 
gatorische und  für  jedes  schweizerische  freiwillige  Mitglied  einen  Beitrag.  Die 
Höhe  desselben  wird  alljährlich  im  Voranschlag  des  Hundes  durch  die  Bundes- 
versammlung festgesetzt.  Der  Betrag  soll  je  wenigstens  einen  Rappen  für 
jeden  Tag  der  Mitgliedschaft  betragen  (  Hu  n  il  es  rappen).  Die  Hundesversamm- 
lung ist  befugt,  im  Voranschlag  des  Hundes  für  die  der  Landwirtschaft,  dem 
Handwerk  und  dem  Kleingewerbe  angehörenden  obligatorischen  Mitglieder 
»inen  weiteren  Beitrag  von  einem  Rappen  für  jeden  Tag  der  Mitgliedschaft 
auszusetzen  l  Bauern  ra  ppe  n  ). 

Auflage.  Auf  jedes  obligatorische  und  auf  jedes  vollversicherte  frei- 
willige Mitglied  entfällt  für  jeden  Arbeitstag  ein  Versicherungsbeitrag  (die 
Vollauflage).  Auf  jedes  halbversicherte  freiwillige  Mitglied  entfällt  für  jeden 
Monat  ein  Versicherungsbeitrag  (die  11  a  I  ha  u  f  I  a  g  «■).  Der  Einheitssatz  wird 
durch  die  Kreiskrankenkasse  festgestellt:  derjenige  für  die  Vollauflage  darf 
jedoch  nicht  mehr  als  4  °/o  des  Tagesverdienstes,  exklusive  Bundesrappen,  und 
die  höchste  Halbauflage  darf  nicht  mehr  als  die  mindeste  Vollauflage  betragen. 
Die  Auflage  ist  für  jeden  Kalendermonat  zum  voraus  zu  entrichten.  Sie  wird 
geschuldet:  a)  für  dir  Arbeiter.  Arbeiterinnen  und  Dienstboten,  vom  Arbeit- 
geber, welcher  den  Versicherten  die  Hälfte  davon  am  Lohn  abziehen  darf: 
b)  für  die  Tagelöhner  und  in  der  Hausindustrie  von  dem  Versicherten  selbst 
und,  wenn  dieser  nicht  rechtzeitig  bezahlt,  von  dem  Versicherungskreis  :  c)  für 
das  freiwillige  Mitglied,  von  diesem  selbst.  Im  Falle  gänzlicher  Erwerbs- 
losigkeit eines  freiwilligen  Mitgliedes  kann  vom  Vorstand  ein  gänzlicher  oder 
teilweiser  Nachlass  von  höchstens  vier  Wochen  gewährt  werden.  Für  Ange- 
hörige eines  Betriebes,  welcher  mit  ausnahmsweise  hoher  Erkrankungs-  oder 
Unfallgefahr  verbunden  ist,  kann  die  Auflage  bis  auf  das  Dreifache  erhöht 
werden;  der  Arbeitgeber  darf  jedoch  dem  Arbeiter  nur  die  Hälfte  der  ein- 
fachen Auflage  abziehen.  Jeder  Arbeitgeber  ist  verpflichtet,  der  Kasse  rich- 
tige Lohnangaben  zu  machen  und  dieselbe  von  jeder  erheblichen  Veränderung 
in  den  Lohnverhältnissen  zu  benachrichtigen.  Bei  Jahresgehalt  wird  der  drei- 
hundertste.   bei   Monatsgehalt   der  fünfundzwanzigste  Teil   als  Tagesverdienst 
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angenommen.  Der  Tagesverdienst  kommt  nur  in  Betracht,  soweit  er  den 
Betrag  von  Fr.  7.  50  nicht  übersteigt.  l^'r  obligatorischen  un<l  vollversicherten 
freiwilligen  Mitglieder  werden  nach  Massgabe  des  Tagesverdienstes  in  zehn 
Klassen  eingeteilt,  die  oberste  Zahl  jeder  Klasse  ist  massgebend  für  die  Berech- 
nung der  Auflage  und  des  Krankengeldes. 

[.  Kl.  Kr.  bis  und  mit  Kr.  1.  VI.  Kl.  Kr.  A.Ol  bis  und  mit  Kr.  .1.50 

II.  Kl.  >   1.01  >     >      >     >    1.50  VII.  KI.  »  .?.51    >     »      >  >  4.— 

III.  Kl.  >  1.51  »     »      >     »   2.—  VIII.  Kl.  »  4.01    »     >      »  »  5.— 

IV.  Kl.  »  2. ol  »     >      »     >   2. 5t»  IX.  Kl.  »  5.01    >     >      >  >  o.— 
V.  Kl.  »  2.51  >     »      >     »  X.  Kl.  »  o.Ol    >     >      >  >  7.5d 

Bei  den  landwirtschaftlichen  Beirieben,  ilem  Handwerk  und  dem  Klein- 
gewerbe gilt,  mit  Bezug  auf  Auflage  und  Krankengeld,  als  Tagesverdienst  eines 
mit  dem  Arbeitgeber  in  häuslicher  Gemeinschaft  lebenden  obligatorischen  Mit- 
gliedes der  Baarlohn,  es  sei  denn,  dass,  im  gegenseitigen  Einverständnisse 
zwischen  Arbeiter  und  Arbeitgeber,  die  Naturalleistungen  ganz  oder  teilweise 
in  Anrechnung  gebracht  werden.  Diese  Bestimmung  gilt  nur  für  die  Kranken- 
versicherung. Kür  die  Zeit  <|er  Krankheit  wird  keine  Auflage  erhoben.  Erzeigt 
die  Jahresrechnung  der  Kreiskrankenkasse  einen  Ausfall,  so  ist  er  in  erster 
Linie  durch  Uebertrag  auf  neue  Rechnung,  aus  der  Kasse  und  allfälliger  Ver- 
bandsrcserve zu  decken,  in  letzter  Linie  aber,  und  hierüber  entscheidet  die 
kantonale  Aufsichtsbehörde,  durch  ih  n  Versicherungskreis  zu  ersetzen. 

b.  Organe.  Verfassung  und  Geschäftsgang  (An.  101  -  145).  a»  Die 
Grundlagen  der  Organisation  i.\rl.  101  104).  Die  Kreiskrankenkassen 
zerfallen  in  solche  mit  getrennter  Verwaltung  und  in  solche  mit  gemein- 
samer Verwaltung.  Regel  ist  die  gelrennte  Verwaltung.  Wenn  jedoch  vor 
Errichtung  der  Kasse  zehn,  als  Arbeiter  oder  Arbeitgeber  beteiligte  Personen, 
oder  die  Behörde  des  Kreises  es  verlangen,  muss  eine  Abstimmung  unter  ».amt- 
lichen beteiligten  Personen  darüber  stattfinden,  ob  die  Verwaltung  eine  getrennte 
oder  eine  gemeinsame  sein  soll.  Wenn  aNdann  je  Vi  der  sämtlichen  Ver- 
sicherungspflichtigen und  der  sämtlichen  Arbeitgeber  für  die  gemeinsame 
Verwaltung  stimmen,  so  wird  diesem  Beschlüsse  Kolge  gegeben.  Auf  gleiche 
Weise  kann  auch  später  die  getrennte  in  eine  gemeinsame  Verwaltung  umge- 
ändert werden:  desgleichen  die  gemeinsame  in  getrennte,  letzteres  jedoch 
schon  dann,  wenn  das  absolute  Mehr  der  stimmenden  Arbeiter  und  das 
absolute  Mehr  der  stimmenden  Arbeitgeber  dies  beschliessen.  Das  Gesetz 
bevorzugt  also  das  System  der  Kreiski  ankenkassen  mit  getrennter  Verwaltung. 

b)  Die  Kreiskrankenkassen  mit  getrennter  Verwaltung  (Art. 
1«>5  —  L?(i).  Die  notwendigen  Organe  sind:  Die  Generalversammlung  der  Ver- 
sicherten und  das  Bureau  dieser  Generalversammlung:  die  Generalversamm- 
lung und  der  Aussehuss  der  Arbeitgeber:  der  Vorstand  und  der  Kassier: 
die  Rechnungsrevisoren. 

Die  Generalversammlung  der  Versicherten  ist  entweder  eine  allgemeine 
oder  eine  solche  der  Abgeordneten.  Die  Wahl  zwischen  diesen  zwei 
Systemen  steht,  für  die  Konstituierung,  der  kantonalen  Aufsichtsbehörde  und 
für  die  l'olge/eit  den  Statuten  zu.  Die  allgemeine  Generalversammlung  «1er 
Versicherten  besteht  aus  denjenigen,  obligatorischen  und  freiwilligen,  Mit- 
gliedern, welche  das  20.  Lebensjahr  zurückgelegt  haben  und  handlungsfähig 
sind.  Beim  System  der  Abgeordnet engeneralversammlung  werden  die  Zahl  der 
Abgeordneten  und  die  Wahlart.  für  die  konstituierende  Generalversammlung 
durch  die  kantonale  Aufsichtsbehörde  und  für  die  Kolgezeit  durch  die  Statuten 
bestimmt.     Der  Generalversammlung  der  Versicherten,   gleichviel  ob   sie  eine 
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allgemein«-  oder  Abgeordn«-tengcneralvcrsammlung  sei.  steht  in  d«r  Hauptsache 
zu:  die  Festlegung  und  Aenderung  der  Statuten.  «II*-  Wahl  des  Vorstandes  und 
der  Re\isoren.  die  Bestimmung  des  Kinheitssat/es  d<-r  Vollauflag«-  und  des 
Betrages  der  Halbauflage,  endlich  der  Entscheid  über  alle  anderen  wichtigeren 
Geschäfte.  Di«-  Generalversammlung  <l«r  Arbeitgeber  besteht  aus  den  beitrags- 
pflichtigen Arbeitgebern.  Ihr  steht  in  der  Hauptsache  die  Genehmigung  oder 
Nirhtgenchmigung  der  Beschlüsse  der  Generalversammlung  der  Versicherten 
/u:  doch  hat  sie  zur  Wahl  «l«-s  \"orstandes  nichts  /u  sagen.  Di«-  Bchörd«-  des 
\'«rsicherungskr«-ises  kann  di«-  Statuten  und  wic  htigeren  Beschlüsse  beanstanden. 
Bei  Konflikten  z\\isch«n  den  beidseitig«!!  Generalversammlungen  und  mit  der 
Behörde  d«  s  Wrsu  lurungskrcises  ents«  hei«l«  t    di«-  katitonale  Aufsichtsbehörde. 

I)«r  Vorstand  besorgt  die  Leitung  und  Wrwaltung  der  Kreiskranken- 
kasse. Die  Zahl  der  Mitglieder  und  Ersatzmänner  wird  durch  die  Statuten 
bestimmt,  ebenso  die  Wahlart  betreffend  den  Vorsitzenden  und  «lie  Amtsdauer 
des  Vorstandes.  Als  Mitglieder  und  Ersatzmänner  des  Vorstandes  sind  nur 
Versicherte  wahlbar.  Die  W  ahlbarkeii  ist  an  den  Besitz  des  schweizerischen 
Aktivbürgerr«  «  hts  geknüpft.  Ks  besieht  k«  in  Amtszwang.  Der  Kassier  besorgt 
das  Meld«- w«  sen.  d«u  Kassenverkehr  und  di«-  Verwaltung  des  Kassenvermögens. 
Die  Statuten  bestimmen  die  W'ahlarl.  Wenn  di'  Statuten  nü  hts  anderes  besagen, 
braucht  er  nicht  Mitglied  der  Kasse  zu  sein.  D«r  Vorstand  bestellt  die 
K  ra  n  k  e  n  be  s  uc  h  er  un«l  di«-  K  r a n  k  e n  b «•  mh  h  «•  r  i  n  u e n.  Sowohl  das  zustän- 
dige Organ  des  Versicherungskreises,  als  auch  di«-  Generalversammlung  der 
Arbeitgeber  sind  berechtigt,  sich  im  \'orstand  dm«  l>  je  eine  Person  na«  h  ihrer 
Wahl  vertreten  zu  lassen.  Solche  Vertreter  besitzen  je<loch  nur  beratende 
Stimme.  Der  Bundesrat  wird  auf  dem  Verordnungswege  «lie  nötigen  Bestim- 
mungen betreffend  die  Feststellung  und  Genehmigung  von  Jahresrechnung  und 
Jahresbericht  un«l  die  im  Fall  der  \ i«  hlgcne-hmtgung  zu  treffenden  Massregeln 
erlassen.  Di«-  Mitglieder  und  Ersatzmänner  «les  Vorstand«-*  und  «Ii«-  Rechnungs- 
revisoren haft«  n  für  omnis  culpa. 

7.  Die  K  r«'i  s  k  ra  n  k  e  n  k  a  ss  e  n  mit  gemeinsam«'!-  Verwaltung  (Art. 
137  l-4.Vi.  Dieselben  unt erscheiden  sich  da«lur<  h  \ mi  denjenigen  mit  getrennter 
Verw  altung  ,  ilass  statt  d«r  Generalversammlung  «l«-r  Versicheren  und  der 
Generalversammlung  der  Arbeitgeber  nur  eine  gemeinsame  Gi  iuralversamm- 
lung  besteht  und  sind  vurnehmlb'h  für  ländli«  In-  Verhältnisse  berechnet.  Die 
allgemeine  Gewralversammlung  best«'ht  aus  den  stimmberechtigten  Mitgliedern 
der  Kasse  und  den  Arbeitgebern.  An  die  Stell«-  der  allgemeinen  General- 
versammlung kann,  nach  dem  Willen  der  Statuten,  «Ii«-  Generalversammlung 
«ler  A  bgeord  n  et  «•  n  tr«-ten.  Diese  wird  unt  ei  s«  hi«  dslos  und  mit  gleicher 
Wählbark«'it.  aus  der  Mitte  d«r  stimiiilu-re«  bt igt«n  Mitglieder  und  der  Arbeit- 
geber bestellt.  In  «ler  Generalversammlung  besitzt  jeder  Anwesende  unter- 
schiedslos ein«  Stimme.  Die  gemeinsame  Generalversammlung  ist  das  oberste 
Organ  der  Kasse  und  wählt  den  Vorstand.  Die  Mehrheit  d«r  Mitglieder  und 
die  Mehrheit  der  Ersatzmänner  des  Vorstandes  müssen  jed«»«  h  aus  Versicherten 
bestehen. 

III.  Die  Ketriebskrankenkassen  (Art.  14t»  Diät.  Beschäftigt  ein 
Betrieb  durchschnittlich  mindestens  einhundert  Personen,  so  kann  «b  in  Betriebs- 
unternehmer auf  seinen  Antrag  und  mit  Zustimmung  ehr  Mehrheit  der  ver- 
sicherungspflichtigen Personen  des  Betriebes  die  Errichtung  einer  «-igenen 
Betriebskrankenkasse  bewilligt  werden.  Wenn  di«'  besonder«-  Art  d«s  Betriebes 
es  als  angezeigt  erscheinen  lässt,  insbesoneb-n-  wenn  der  Betrieb  mit  ausnahms- 
weise hoher  Erkrankungsgefahr  «»der  t'nlallgefahr  v« -rbutideu  ist.  so  kann  dem 
Bcrriebsunternehmer.  auch  gegen  -einen  uiul  seiner  Arbeite  r  Willen  und  auch 
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bei  geringer«  r  Arbeit  erzähl.  »Ii«-  Errichtung  eitx-r  <ig«n<-n  Brtriebskrankenkasse 
a u fg r  g <•!>«■  n  werden.  Die  Bewilligung,  ebenso  «Ii«-  Anordnung  «ler  Errichtung 
einer  Ib-trie  bskrankrnkns.se  ist  Sa<  he  d«s  Bund«-srates.  Sämtliche  versich«'rungs- 
pflichtigen  I'ciMmi'n  des  Betri«*bes  sind,  sofern  sie  nicht  rinrr  eingcsrhrb-brnrn 
freien  Kasse  b.jtntrn.  i> I»  I  i  g at  o  r i  * <  h <•  Mitglieder  drr  Brtrirbskrankrnkass.-. 
Dir  «ddigatorisrhr  Mitglicdsc  hall  hört  mit  d«"in  Austritt  aus  dem  Betri«-be  auf. 
Dir  Einführung  drr  freiwilligen  Mitgliedschaft  ist  fakultativ  und  wird  drn 
Statuten  überladen.  ]m  übrigen  gelten  für  di«-se  zw<it<-  Art  drr  öffentlichen 
Krankrnkass.-n  im  (irossen  und  (Jan/rn  dir  ghi«  Inn  B«'stinimung«'n  wir  für 
dir  erste  Art  (dir  Kniskrankenkassen  >.  Drr  Bund«- srapp«'n  wird  ebenfalls  ver- 
abfolgt. An  dir  Si«-Ile  der  Einzahlungen  des  Wrsü  herungskr«is«s  an  die  Kreis- 
krankenkasse im  Kalle  ungünstiger  Betriebsergebnisse,  tritt  dir  Nachzahlung 
drs  Hrtricbsunfrrnrhnx-rs.  Hinsichtlich  drr  Organe,  drr  Wrfassung  und  des 
(Jeschäftsgang«*  gelten  ilir  für  Kr«iskrankenkas«.en  mit  get rennt. >r  Verwaltung 
bestehend«-!!  Best immungen  :  an  dir  Stelle  der  (ieneralvrrsammlung  der  Arbeit- 
geb«-r  tritt  der  eine  Hrtriebsunternehmer.  Drr  Wi  sb  hcrungskr«-is  besitzt  mit 
B«-/ug  auf  die  B«lriebskrank<nkas>r  weder  Befugnisse  noch  Pflichten.  Dir 
Hrtrirbskrankenkassr  mn-s  aufgeh« d>«-n  werden,  wenn  derjenige  Betrieb,  für  <len 
sie  besteht,  eingeht  oder  wenn  dir  Zahl  ih  r  Mitglied«-!-  sejt  mindrstrns  einem 
Jahre  beständig  unter  100  geblieb>n  und  nicht  an/iinehmen  ist.  dass  sjr  in  der 
nachstrn  Z«-it  wieder  auf  1<M>  steigt.  In  letzterer  Brzb-hung  bleibt  drr  Kall  drr 
zwangsweisen  Anordnung  einer  b«-sondrrrn  Brt riebskrankrnkasse  bri  ausnahms- 
weise h-.her  Erkrankungs-  und  l  nfallg«-fahr  vorbehalten.  Di«-  Aufhebung  kann 
jederzeit  stattrinden,  wenn  die  Betriebsuntermhrner  und  di<-  ( irnrralvrrsamm- 
lung  der  Versi<  hern-n  es  beantragen,  oder  wenn,  auch  ohne  solchen  Antrag, 
die  Rrchtr  der  Mitglieder  oder  deren  Ansprüche  auf  dir  Kassenleistungen  ali 
rrnstlich  und  dauernd  gefährdet  .-rs«  hrinrn.  Drr  Hundesrat  entscheidet  über 
dir  Aufhrbung. 

Ks  f.ilgrn  nährte  B«-stimmung'n  über  die  Suspension  eines  mit  besonderer 
Krankenkasse  versehenen  Betriebes,  snwir  über  dir  Liquidation  »Irr  Kasse  nach 
erfolgter  Auflösung  und  über  den  Schutz  drr  Intrrrssrn  drr  bisherigen  Mit- 
glieder. Nach  Deckung  sämtlicher  Verbindlichkeiten,  besonders  gegenüber  den 
Kranken,  geht  der  Rest  der  Reserve  und  des  übrigen  Wrmögrns  auf  die  enl- 
sprechrnde  Kreiskrankenkassr  über.  W  enn  d«-r  Ret  riebskrankrnkasse  freigebige 
Zuwendungen  mit  der  Bedingung  /ug«-flossen  sind.  si<-,  im  Kalle  der  Auflösung 
der  Kasse  (Hh-r  des  l  eberganges  des  lb-triebe>  in  andere  Hände,  in  einer 
bestimmten    Weise    zu    verwenden,   so   soll   dieser   Bedingung    Folge  gegeben 

Werden. 

IV.  Die  R  e  s  er  v  e  n  v  e  r  bä  nde  (Art.  !<»'»  -ItVh.  Kin/rlnr  Kreiskranken- 
kassen des  nämlichen  Kanton-  können  unter  sich  Rcservcnverbände  bilden; 
ebrnso  «-in/eine  B«'f  riehskrankenkassen  unter  sich.  Di«'  Reservenverbiinde 
besitzen  Persönlichkeit.  Sie  können  sowohl  die  Bildung,  Aeufnung  und  Ver- 
wendung eines  gemeinsamen  Reservefonds,  ab  auch  die  gemeinsame  Bestreitung 
der  Kassenleistungen  zu  einem  die  Hallte  des  < irsamtbrtrages  nicht  über- 
steigenden Teile  zum  Zweck  haben.  Der  Verbandsvertrag  bestimmt  das  Nähere. 
Die  Benützung  der  Verbandsreserve  mu-s  für  jede  Verbandskasse  unter  gleichen 
V  erhältnissen  die  gleiche  sein. 

K.  Die  Aufsicht  s  beb, irden  (Art.  17«»— IM,.  Die  Aufsicht  über  dir 
öffentlichen  Krankenkassen  wird  durch  die  Kantone  unter  der  Oberaufsicht  drs 
Bundes  ausgeübt.  Ausnahmsweise  tritt  dir  Aufsicht  durch  das  eidgenössische 
Vrrsicherungsamt  an  die  Stelle  <l«r  kantonalen  Aufsicht. 
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1.  Uh*  k  an  tu  na  I  «-  n  A  u  l's  ic  Ii  t  s  1*  e  h «"» r  *l  <•  n  (An.  171  —  17Nh  Jeder  Kanton 
stellt  an«:  kantonal«.'  Aufsichtsbehörde  auf.  In  grösseren  Kantonen  ist  die 
Aufstellung  nvhrerer  Aufsi(  htsbehönbn,  mit  Einteilung  d«-s  Kantons  in  eb«-nso 
viel«.-  Aufsichtshezirkc.  zulässig.  Die  Kantone  «'Hassen  «Ii'"  erforderlichen  Vor- 
schriften über  «Ii«'  Zusamm«'nsctzung .  Wahlart,  Amtstiauer.  Ibfugnisse  und 
Obliegenheiten,  sowie  den  ( l«-s«  -häftsgang.  Di«-«-«-  Ü«stimmung«n  unterliegen 
<ler  Genehmigung  seitens  d«-s  Bumb'srat<s.  Die  Best«llung  iler  Aufsh  hts- 
b<hörden  ist  Sache  <!«>  Kantotis,  der  auch  sämtli«  Ii«'  Kostai  dieser  Behörden 
trägt.  Letzter«'  beaufsichtigen  die  öffentlichen  Krankenkassen  d«s  Kantons  un«l 
sind  die  erste  Besch werdeinstanz  in  Verwalt ungsangeh-y  enheit en  der  ötfent liehen 
Krankenkassen  und  d<  r  Reserveverhände.  Gegen  den  Entscheid  kann  inn«*rt 
20  Tagen  seit  der  schriftlichen  Mitteilung  an  d«>n  Bundesrat  rekurriert  werden, 
der  dann  endgültig  entscheidet. 

2.  Das  ejtlUenossis<  h  i-  V  e  rs  i «  h  e  r  u  n  g  s  a  m  l  (Art.  17°  |SI|.  Dies.-r 
lieh'ird«".  von  welcher  wir  im  zweiten  Titrl  (  Unfallversicherung)  näher  sprechen 
werden,  sind  diejenigen  Betriebskrankenkassen  unterstellt,  welche  für  einen 
sich  über  mehrere  Kantone  erstreckenden  Betrieb  bestehen.  Kbenso  kann  der 
Hundesrat  Betrieh-krankenkassen  wirtM  haltli«  her  Betriebe  ih  r  Eidgenossenschaft 
oder  anderer  grosser  (insbesomb-re  Kisenbahn-i  l'nternehnuuigen  d«-m  eid- 
gen«issis(  ben  Versicherungsamt  unterstellen.  Mit  Bezug  auf  db-  gemannten 
Kassen  tritt  dieses  in  allen  Beziehungen  an  di«-  Stelle  der  kantonalen  Auf- 
sichtsbeborde. 

F.  Die  Rechtspflege  (Art.  182  — 1S7i.  Streitigkeiten  privat  rechtlicher 
Natur  aus  dem  Ib'reiche  der  öffentlichen  Krankenkassen  eines  Kantons,  ins- 
besondere betreffend  di«'  Kassenleistungen  und  «Ii«'  Auflagen,  sowie  über  die 
Nichtaufnahme  eines  Kandidaten  für  die  freiwillige  Mitgliedschaft  und  den 
Ausschluss  eines  frei  willigen  Mitgliedes,  sind  srlib-dsgeri«  htlh  h  zu  erledigen. 
Das  Sc.hiedsgeri«  hl  ist  eine  kantonal«-  Institution.  Es  muss  mit  «  inetn  V«»r- 
sitzenden  und  zwei  Schiedsri«  htern  besetzt  sein.  Der  Vorsit zend«'  wird  einer 
d«T  Gerichtsbehörden  des  Kantons  entnommen.  Der  «  ine  der  zwei  Rirhbr 
muss  einer  öffentlichen  Krankenkasse  des  Kantons  als  Mitglied,  der  andere  als 
beilragpflichtiger  Arbeitg«'ber  angehören.  Das  Verfahren  ist  mündlich  und 
unentgeltlich.  Im  übrigen  st«dlen  «Ii«-  Kantone  die  Einrichtung.  Zahl  und 
Zusammensetzung  der  Schiedsgerichte,  db-  Art  der  Wahl,  die  Amtsdauer  un«l 
di«*  Verantwortlichen  der  Richter,  sowie  das  Verfahren  fest.  Diese  Bestim- 
mungen unterlieg«!!  der  Genehmigung  seitens  des  Butub-srat es.  Der  Kanton 
trägt  die  Kost«?n  seiner  Schiedsgericht«-.  Hinsichtlich  der  pri\atre«  htlichen 
Streitigkeiten  aus  dem  Bereich«'  der  d«*m  eidgenössis»  ben  Versicherungsamte 
unterstellten  Betriebskrankenkassen  stellt  der  Bundesrat  di«'  notigen  Bestim- 
mungen über  die  Organisation  der  S<  hb-dsgericht«-  und  «las  Verfahren  fest, 
(legen  j«'des  schiedsgerichtliche  L"rt«-il  kann  inn«'rt  20  Tag«-n  seit  der  sc  hrift- 
lichen Mitteilung  an  «las  Bundes\ -ersieherungsgericht  rekurriert  werden.  Hin- 
sichtlich dieser  Behörde  siehe  den  zweiten  Tit«d  (Unfallversicherung». 

(1.  Die  freien  Kassen  (Art.  ISH— 2<).V).  I.  Die  staatliche  Aufsieht 
(  Art.  1K8).  Sämtliche  freiwilligen,  auf  Gegenseitigkeit  beruh«*nden  Hilfskassen, 
welche  in  der  Schweiz  die  Krankcnversh  h«-rung  betreihen  (freie  Kassen» 
tinterli«-gen  «ler  staatlichem  Aufsicht.  Diese  wird  durch  die  kantonale  Auf- 
sicht sbehörd«'  ausgeübt.  Mit  lb'zug  auf  diej«*nig«m  fr«'ien  Kassen,  web  die  ihre 
Thätigkeit  über  mehrere  Kanton«'  erstr«'«ken.  tritt  das  eidgenössische  Y'er- 
sicherungsamt  an  die  Sb-lb-  der  kantonalen  Aufsicht slx  hord«-.  Der  Bundesrat 
setzt  das  gesamt«-  Aufsichtsverfahren  lest.     Die  Kosten  <b  r  kantonab-n  Aufsicht 
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werden  durch  die  Kantone  getragen.  Dir  freien  Käsern  haben  keinerlei  Bei- 
träge an  die  Aufsi«  hlskosten  zu  entrichten. 

II.  Der  Bund  es Ue  i  t  ra g  (.Art.  1  S'|).  Jede  freie  Kasse,  welche  für  ihre 
Mitglieder  mindestens  ebensoviel  leistet,  wie  die  Kreiskrankenkassc  für  ein 
halbversiehertes  frei w illi gcs  Mitglied  zu  leisten  hat.  erhalt  für  jedes  schwei- 
zerische Mitglied  den  nämlichen  Bundesbeitrag  wie  die  Kreiskrankenkasse  (also 
den  Bundes-  und  eventuell  auch  den  Bauernrappen').  Den  nämlichen  Beitrag 
erhalten  die  eingeschriebenen  Kassen  auch  für  die  versicherungspflichtigen  nicht- 
schweizerischen  Mitglieder. 

III.  Die  eingeschriebenen  Krankenkassen  (Art.  19(1—205).  Jede 
freie  Kasse  ist  berechtigt,  sich  an  der  obligatorischen  Krankenversicherung  zu 
beteiligen,  wenn  sie  mit  Bezug  auf  diejenigen  Mitglieder,  welche  versicherungs- 
pflichtig sind,  a)  entweder  mindestens  «In-  nämlichen  Leistungen  gewährt,  mit 
Bezug  auf  welche  die  obligatorischen  Mitglieder  einer  Kreiskrankenkassc 
versichert  sind.  b>  oder  mindestens  die  Leistungen  der  Kreiskrankenkassc  für 
die  halbversichertcn  freiwilligen  Mitglieder  und  ausserdem  ein  tägliches  Kranken- 
geld von  wenigstens  einem  Kranken  gewährt.  Wenn  eine  freie  Kasse  von 
diesem  Reiht«'  Gebrauch  machen  will,  so  hat  sie  dem  Bundesrat  eine  Anmel- 
dung einzureichen  und  zu  erklären,  ob  sie  die  unter  at  oder  die  unter  b)  for- 
mulierten Krfordernisse  erfüllen  wolle.  Der  Bundesrat  lässt  alsdann  die  Kasse 
in  das  Verzeichnis  derjenigen  freien  Kassen  eintragen,  welche  sich  an  der 
obligatorischen  Versicherung  beteiligen.  In  der  Abteilung  A  des  Verzeichnisses 
werden  diejenigen  freien  Kassen  eingeschrieben,  wehhe  sich  nach  a)  beteiligen, 
(eingeschriebene  Krankenkassen  A);  in  der  Abteilung  B  diejenigen, 
welche  sich  nach  hl  beteiligen  l  eingeschriebene  Krankenkassen  B ).  Die 
eingeschriebenen  Kassen  besitzen  Persönlichkeit  und  gemessen  mit  Bezug  auf 
Steuer-,  Stempel-,  und  Portofreiheit  die  den  öffentlichen  Krankenkassen  zustehen- 
den Rechte.  Jede  versicherungspflichtige  Person  ist  befugt,  der  Versicherungs- 
pflicht durch  den  Beitritt  zu  einer  eingeschriebenen  Kasse  A  oder  B  zu  genügen. 
Die  Kasse  ist  jedoch  nicht  zur  Aufnahme  \  et -pflichtet.  Die  eingeschriebenen 
Kas>en  A  besitzen  hinsichtlich  der  Auflage  für  die  bei  ihr  befindlichen  versiche- 
rungspflichtigen Personen  gegenüber  dem  Arbeitgeber  oder  dem  Versicherungs- 
kreis die  nämlichen  Rechte  wie  die  Kreiskrankenkasse.  Der  Arbeitgeber,  welcher 
eine  eigene  Bei iiebskrankenkasse  hält,  ist  jedoch  mit  Bezug  auf  diejenigen  seiner 
Arbeiter,  welche  dennoch  ihrer  Versjcherungspflicht  in  einer  eingeschriebenen 
Kasse  genügen,  w  eder  einzahlungs-.  noch  beitragspflichtig.  Der  Charakter  einer 
eingeschriebenen  Kasse  kann  dieser  durch  eleu  Bundesrat  nach  vergeblicher 
Mahnung  entzogen  weiden,  wenn  in  ihrem  Betriebe  wiederholt  grelle  Missstände 
zu  Ungunsten  eines  versicherungspflichtigen  Mitgliedes  oder  eines  Kinzahlungs- 
pflichtigen.  einer  öffentlichen  Krankenkasse  oder  der  eidgenossischen  l'nläll- 
\  ersic  herungsanslalt  zu  Tage  getreten  sind. 

II.  S  t  r  a  f  be  s  t  i  mm  u  n  ge  n  (Art.  20»>—  21t>).  Aul  die  l'ebertrelung  der 
Vorschriften  des  ( lesetzes  werden  Strafen  gesetzt.  Diese  bestellen  in  Bussen, 
die  in  den  meisten  Fällen  von  50  Kappen  bis  auf  zehn  Franken  gehen.  Für 
gewisse  schwere  l  Übertretungen  und  ebenso  als  Sanktion  für  wichtigere  Vor- 
schriften sind  höhere  Bussen,  bis  auf  2<>M0  Franken,  angedroht.  Bei  Rückfall 
kann  die  Busse  bis  auf  das  Dreifache  erhöht  werden.  Für  diese  versicherungs- 
polizeiliche Ahndung  sind  zuständig:  mit  Bezug  auf  eine  Busse  bis  50  Franken 
(br  Vorstand,  oder  die  Aufsichtsbehörde  oder  der  Bundesrat;  mit  Bezug  aui 
höhere  Bussen  die-  Aufsichtsbehörde  oder  der  Bundesrat.  Gegen  die  Bussen- 
verfügung des  Vorstandes  kann  an  die  Aufsichtsbehörde,  gegen  eine  solche 
der  Aufsichtsbehörde   an  den  Bundesrat  rekurriert  werden.     Der  Bussenbetrag 
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fallt  in  die  Reserve  der  öffentlichen  Krankenkasse.  Auf  die  freien  Kassen 
finden  die  Straf  bestimmungen  der  vom  Bundesrat  in  Ausführung  von  Art.  188 
zu  erlassenden  Verordnung  Anwendung. 

2.  Unfallversicherung  (Art.  217  —32*» i.  A.  Die  eidgenössische 
Unfallversicherungsanstall  (  Art.  2  1  7  —222).  Der  Knud  errirhtet  eine  eid- 
genössische Unfallversicheriingsanstalt.  Sie  besitzt  Persönlichkeit.  Der  Sitz 
der  Anstalt  ist  Lauern.  Sit*  ist  steuerfrei  mit  Ausnahme  des  nicht  unmittelbar 
dem  Anstaltsbetriebe  dienenden  Grundeigentums.  Ihre  Urkunden  sind  von 
Stempel  und  anderen  öffentlichen  Gebühren  befreit  :  die  Organe  gellen  auch 
hinsichtlich  der  Portofreiheit  als  Bundesbehörden. 

B.  Bundesleistungen  (Art.  223—  22<>i.  Der  Bund  bestreitet  die  Em- 
richtungs-  und  Verwaltungskost"n.  |«>  leistet  angemessene  Beitrüge  zur  För- 
derung des  Samariterwesens,  sowie  für  Sammlungen  und  Untersuchungen  auf 
dem  Gebiete  des  Unfallverhütungswesens.  Er  bezahlt  an  die  Gesamtprämie 
einen  Fünftel  und  entrichtet  den  öffentlichen  und  den  eingeschriebenen  Kranken- 
kassen für  ihre  Mitwirkung  beim  Betriebe  der  eidgenössischen  Unfallver- 
sicherungsanstalt angemessene  Beiträge  an  die  Vei  waltungskostcn.  Die  Bundes- 
versammlung bewilligt  alljährlich  die  nötigen  Kredite. 

C.  Organe  (Art.  227 — 235».  1.  Das  eidgenössische  Versicherungs- 
amt (Art.  227 — 229).  Dasselbe  (nicht  zu  verwechseln  mit  dem  gegenwärtig 
bestehenden  eidgenössischen  Versicherungsamt  in  Bern)  bestellt  aus  einem 
Direktor,  zwei  oder  drei  Vizedirekloren  und  dem  erforderlichen  Personal.  Alle 
diese  Funktionäre  sind  Bundesbeamte  und  werden  durch  den  Bundesrat  gewählt. 
Das  Amt  leitet  und  verwaltet  die  Unfallversicherungsanstall  und  übt  ausserdem 
die  ihm  durch  das  Gesetz  zugewiesenen  Befugnisse  und  Obliegenheiten  auf 
dem  Gebiete  der  Kranken-  und  Militärversicherung  aus.  Das  Amt  steht  unter 
der  Aufsicht  des  Bundesrates. 

II.  Die  eidgenössischen  V  e  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g  s  i  n  s  pe  k  t  o  r  a  i  e  i  Art.  230  u. 
231).  Das  Gebiet  der  Schweiz  wird  in  eidgenössische  Inspektionsbezirke  ein- 
geteilt. Für  jeden  Inspektionsbezirk  wird  ein  eidgenössisches  Versicherungs- 
inspektorat  aufgestellt,  bestehend  aus  einem  eidgenössischen  Versicherung-- 
Inspektor  und  dem  erforderlichen  Hilfspersonal.  Diese  Funktionäre  sind  ebenfalls 
Bundesbeamte  und  werden  durch  den  Bundesrat  gewählt.  Die  Versicherungs- 
inspektorate  bilden  die  ausführenden  Organe  der  Unfalls  ersicherungsanstalt  in 
den  Inspektionsbezirken  und  stehen  unter  «1er  Aufsicht  des  Wrsi« •herungsamtes. 

III.  Der  eidgenössische  V ersicherungsra  t  (  \n.  232  234).  Dem 
Versicherungsamt  wird  ein  Versicherungsrat  beigegeben,  bestehend  aus  <» — 15 
vom  Hundesrat  auf  eine  Amtsdauer  von  drei  Jahren  gewählten  Mitgliedern,  aus 
denen  der  Bundesrat  den  Vorsitzenden  bezeichnet.  Mindestens  drei  müssen 
der  Klasse  der  pr.imienpnichtigen  Arbeitgeber  und  mindestens  drei  der  Klasse 
der  obligatorisch  versicherten  Personen  angehören.  Die  Stellen  im  Versicherungs- 
rat sind  keine  Beamtungen;  Vorsitzender  und  Mitglieder  erhalten  Taggeld- 
entschädigungen.  Der  Versicherungsrai  berät  über  wichtige  Angelegenheiten 
der  Anstalt  und  stellt  Anträge  zu  Händen  des  Bundesrates.  Er  _ entscheidet 
über  angefochtene  Einschätzungen  in  die  Gefahrenklassen. 

IV.  Gemeinsame  Bestimmungen  (Art..  235».  Der  Bundesrat  stellt 
nähere  Vorschriften  über  die  Organe  der  Unfallversieherungsanstall.  auf,  ins- 
besondere in  bestimmten,  in  diesem  Art.  235  detaillierten  Richtungen. 

D.  Berufsverbände  (Art.  23b».  Bestehen  oder  bilden  sich  unter  Ange- 
hörigen der  nämlichen  Berufsart  oder  von  unter  sich  ähnlichen  Berufsarten 
grössere  Vereinigungen  zur  Wahrung  oder  Förderung  der  Berufsinteressen,  so 
kann    solchen   Vereinigungen   durch    die    Bundesversammlung    auf   Antrag  des 
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Hundesrates  ein  Anspruch  auf  «Iii-  Mitwirkung  heim  betriebe  «Irr  Unfallver- 
sichcrungsanstalt  eingeräumt  worden,  insbesondere  mit  Hezug  auf  die  Fest- 
stellung der  Unfallereignisse  und  die  Unfallversicherung.  Hei  der  Herheiziehung 
der  Herufsvcrbände  soll  auf  die  Wahrung  lies  Grundsatzes  der  Gleichberech- 
tigung  /wischen   Arbeitern  und  Arbeitgebern  Hedacht  genommen  werden. 

K.  Umfang  der  Versicherung  (Art.  237— -241).  Jede  in  der  Kranken- 
versicherung versicherungspflichtige  Person  wird  bei  der  Anstalt  gegen  die 
wirtschaftlichen  Folgen  von  körperliehen  Unfällen  \  ersichert,  sofern  und  soweit 
diese  den  Tod  oder  einen  dauernden  körperlichen  Nachteil  oder  eine  mehr 
als  sechs  Wochen  «lauernde  Krankheit  verursachen.  Im  letzteren  Kalle  bezieht 
sich  die  Versicherung  nur  auf  die  weiten?  Dauer  der  Krankheit  über  die  ersten 
sechs  Wochen  hinaus.  Die  Versicherung  bezieht  sich  auf  jeden  Unfall,  also 
auch  auf  die  N  i  c  h  t  b e  t  r  i  e  bsun  I 'ä  1 1  e.  |eder  Arbeitgeber,  der  für  seinen  oder 
seine  Arbeiter  prämienpflichtig  ist  und  selbst  freiwilliges  Mitglied  einer  öffent- 
lichen oder  eingeschriebenen  Krankenkasse  ist.  kann  bei  der  Unfallversicherungs- 
anstalt Versicherung  gegen  eigene  Unfälle  nehmen.  Die  F.inzelheiten  dieser 
freiwilligen  Versicherung  werden  besonderen  Ausführungsbestimmungen  vorbe- 
halten. Die  Hundesversammlung  ist  befugt,  das  Geschäft  der  Anstalt  auf  weitere 
Gebiete  der  freiwilligen  Unfallversicherung  auszudehnen. 

F.  Feststellung  der  Unfälle;  A  n  z  <•  i  g  e  p  f  I  i  c  h  t  ( Art.  242— 245).  Dir 
hier  aufgestellten  Vorschriften  entsprechen  im  allgemeinen  denjenigen  des  ersten 
Titels  (Krankenversicherung)  über  «las  Verfahren  bei  Krkrankungen.  Hei  der  Fest- 
stellung des  Unfallereignisses  und  der  Folgen  desselben  sollen  die  Heweisanträge 
des  Verletzten  oder  der  Angehörigen,  soweit  erheblich,  berücksichtigt  wenien. 

G.  Leistungen  der  e  i  d  g  e  n  ös  s  i  st  h  «•  n  l  n  I al  1  v  e  r  s  i  c  Ii  e  r  u  n  g  s  a  n  s  t  a  1 1 
(Art.  24t»-  2<Sh).  Dieselben  bcsteln-n  in  der  unentgeltlichen  Krankenpflege  und 
«lein  Krankengehl.  d«  r  Invalulenrente,  dem  Sterbegeld  und  der  Hinterlassenenrente. 

I.  Krankenpflege  und  Krankengeld  (Art.  247 — 251).  Für  die  ersten 
sechs  Wochen  (die  Karenzzeit)  siml  Krankenpflege  und  Krankengeld  Sache  der 
Krankenversicherung.  Die  Krankenkasse  besorgt  auch  nach  Ablauf  der  Karenz- 
zeit «len  Unfallkrankheitsfall  und  gewährt  «lie  nämlichen  Leistungen  wie  vorher; 
die  Unfallversi«  In  ning  ersetzt  ihr  je«loch  «lie  Auslagen  mit  Hezug  auf  die  Folge- 
zeit. Im  Gegensatz  zur  Krankenversicherung  sind  die  auf  Rechnung  «ler 
Unfallversicherung  g«d>eiulen  Leistungen  an  «len  Unfallkranken  von  unbe- 
grenzter Dauer. 

IL  lnvali«lenrent  e  (Art.  252—  257).  Verursacht  der  Unfall  einen  «lauern- 
den körperlicluMi  Nachteil,  sn  erhält  der  Verletzt«-  für  die  Folgezeit  eine  Rente. 
Dir  jährliche  Rente  beträgt  M)0/..  «ies  dem  Verletzten,  infolge  der  Heeinträch- 
tigung  seiner  Lrwerbsfähigkeit.  mutmasslich  entgehenden  Jahresverdiensles, 
übersteigt  dieser  «len  Hetrag  von  Fr.  2250  (7.50  X  300).  so  kommt  der  Mehr- 
betrag nicht  in  Hetracht.  Im  Falle  gänzlicher  Hilf |osigk«-it  und  bei  gleichzei- 
tigem Notbeilarf  kann  «Ii«-  Rente  bis  auf  100°/o  erhöht  werden.  Die  Hundcs- 
vcrsammlung  ist  befugt,  den  Rentensatz  in  allgcmcinvcrhindlich«>r  Weise  auf 
t)h,/s".-'o  zu  erhohen.  St«dlt  sich  im  Verlauf  der  Nachteil  als  erheblich  grösser 
oder  als  erheblieh  geringer  heraus,  so  soll  für  «lie  Folgezeit  der  betrag  der 
Rente  erhöht  oder  vermindert  werden.  Das  Recht  auf  Hezug  «ler  Rente  ruht 
so  lange,  als  der  Herechtigte  im  Auslande  wohnt  (Art.  257). 

Ml.  Verhältnis  der  Invalidenrente  zu  anderen  Ansprüchen  des 
Versicherten  (Art.  258-  2(>1).  Niemand  besitzt,  mit  Hezug  auf  den  nämlichen 
Unfall,  für  die  gleiche  Zeit  einen  Anspruch  auf  Krankenpfleg«'  und  Krankengeld 
einer  —  und  auf  eine  Rente  anderseits.  Sind  an  und  für  sich  beiderlei  Ansprüche 
begründet,  so  besitzt  der  für  den  Vcrsi«  herten  günstigere  «len  Vorzug. 
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St  rr Ii r  hl  u  nd  H  i  n  t  e  rl  a  ssnic  n  r<-  n  i  e  <  Art.  2<>2  2t  »7  >.  Dir  l  Vifall- 
versicherungsanstalt  rrsrt/t  der  Krankrnkassr  «las  von  dieser  narh  den  Vnr- 
schritten  des  ersten  Titrls  (Krankenversirhrrungt  bezahlte  Strrbrgrld.  wenn  drr 
Tod  infolge  drs  l Vitalis  und  srhi.n  innert  drr  Karenzzeit  eingetreten  ist.  Tritt  drr 
L'nfallstod  nach  Ablaut'  drr  Karenzzeit  rin.  mi  entrirhirt  dir  Anstalt  an  dir 
Hintrrlassrnrn  dirrkt  rin  Sterbegeld  v«»n  Kr.  -40.  Dir  Hintrrlassrnm  rrhaltrn 
drs  W'ritrrrn  ein«-  jährlich»-  Rrntr.  wrlrhr  am  Tage  narh  drin  Todrstagr  zu 
laufen  beginnt  und  rinrn  Pr« »z»>ntsat z  drs  |ahrrs\ crdbnstrs  drs  Verstorbenen 
beträgt,  wobei  wiederum  ein  Mehrverdirnst  über  IV.  225t»  hinaus  nieht  in  Betracht 
fallt.  Ks  erhalten:  1.  Dir  Witwe  bis  zu  deren  Tode  <  ulrr  Wiedorverehelichung 
30%:  2.  der  Witwrr,  sofern  er  dauernd  erwerbsunfähig  ist  oder  innert  fünf 
Jahren  seit  dem  Tode  der  Khrfrau  dauernd  erwerbsunfähig  wird,  bis  zu  dessen 
Tode  oder  W  iedervereh»  lichung  20°  o;  o.  jedes  hinterblieben»-  oder  nachgeborene 
eheliche.  Kind,  bis  zum  zurürkge|ogt«*n  ''>.  Altersjahr.  15°/o.  und  wenn  es  auch 
den  zweiten  Elternteil  verlirri  odrr  bereits  verloren  hat.  25  °/o :  4.  Verwandte 
in  aufsteigender  Linir  lebenslänglich  und  Geschwister  bis  zum  zurückgelegten 
16.  Altersjahr,  in  gleichen  Rrrhten  narh  Köpfen,  /.usatumen  20  °/0.  Der  Gesamt- 
betrag aller  Renten  darf  50  0  o  nicht  übersteigen.  Andrrrnfalls  tritt  untrr  drn 
Kategorien  I—  3  rinr  verhältnismässige  Kürzung  rin.  Dir  Bczugsben-chtigung  drr 
4.  Kategorie  (Aszendenten  und  Geschwister»  tritt  nur  ein.  wenn  und  soweit 
die  50  %  nicht  durch  die  früheren  Kai»  g» >rirn  absorbiert  sind.  Das  jus  ac  C  res- 
cendi ist  entsprechend  geordnet.  Erhöht  dir  Hundrs\ ersammlung  ilrn  lnvalid»n- 
rentensatz  auf  *>1»  -  »°/o,  so  kann  sir  auch  drn  Satz  drr  I linterlassenrnrente  ent- 
sprechend erhöhen.  Diejenigen  I Unterlassenen,  welche  im  Zeitpunkt  des  Unfalles 
des  Versicherten  Ausländrr  waren  und  im  Ausland  wohnten,  besitzen  krinen 
Anspruch  auf  rinr  Hinterlassencnrent»-.  Aussenlem  ruht  das  Rrrht  auf  Bezug 
der  Rente  so  langr.  als  der  Berechtigte  im   Ausland»;  wohnt  (Art.  2t>7>. 

\*.  Rentenauskauf  (Art.2bH  u.  2»>'>)-  Im  Kalle  der  Wirdrrvrreholiohung 
erhalt  dir  Witwe  drn  «Ireifachen  Ibtrag  der  Jahrrsrentr  als  Abfertigung.  Je«|e 
Invalidrn-  oder  Minterlassenenrente  darf  jederzeit,  auch  grgrn  den  Willen  drs 
Kerechtigten,  durch  dir  l'nfallvrrsichrrungsanstalt  ausgekauft  w  erden,  w  enn  der 
Berechtigte  im  Auslande  wohn!  oder  w  enn  die  Rente  w  eniger  als  Kr.  100  jährlich 
beträgt.  In  allen  übrigen  Källen  ist  drr  Auskauf  nur  auf  Antrag  drs  Berechtigten 
und  nur  ausnahmsweise  zulässig. 

VI.  Kestsrtzung  und  rechtliche  Eigenschaften  der  Rente  (Art.  270 
bis  27t>).  In  jedem  eintretenden  Kall  setzt  das  Versi»  herungsamt  die  Renten- 
schuld  und  die  Hrzugsberrchtigung  so  wir  drn  Zeitpunkt  des  Beginnes  fest  und 
händigt  jedem  Bozugsbrrr»  htiglrn  rinrn  brsonderen  Rrnt »  nsc  h»-in  aus.  Dirsrr 
gilt  als  öffentliche,  von  einer  Bundesbehörde  ausgestellte  l'rkunde.  Dir  Rente 
kann  weder  gepfändet  noch  mit  Beschlag  brlrgt  noch  in  den  Konkurs  gezogen 
noch  vor  der  Zahlung  rechtsgültig  abgetreten  werden. 

VII.  Källigkeit  und  Zahlung  der  Rente  (Art.  277  u.  278».  Die  Rente 
ist  in  Monatsraten  zahlbar.  Jede  Rente  wird  am  ersten  Tage  des  Kalender- 
monats zum  voraus  fällig.  Die  Renten  werden  durch  dir  eidgenössische  Post- 
verwaltung  in  ihren  Postbureaux  ausbezahlt. 

VIII.  Gemeinsame  Bestimmungen  (Act.  27*J  2Nm.  Die  Kolgen  des 
Selbstverschuldens  und  der  Simulation  sind  analog  den  entsprechenden  Bestim- 
mungen im  ersten  Titel  <  Krankenversicherung^  geordnet.  Macht  sich  der  Ver- 
sicherte einer  betrügerischen  Behandlung  gegenüber  der  Anstalt  schuldig,  so 
kann  er  ausserdem  auf  die  Dauer  von  höchstens  fünf  Jahren,  als  aus  der  Anstalt 
ausgeschlossen  erklärt  werden.  Der  Ausschluss  wird  veröffentlicht  und  hat 
des  Weiteren  zur  Kolge,  dass  der  Ausgeschlossene  aufhört   und  während  der 
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Ausschluss/eit  unfähig  bleib«,  freiwilliges  Mitglied  einer  öffentlichen  Krankenkasse 
zu  s>ein.  Gegenüber  einem  Dritten,  welcher  mit  Bezug  auf  den  versicherten 
Unfall  schadenersatzpflichtig  ist,  tritt  die  Anstalt,  bis  auf  die  Höhe  der  von  ihr 
geschuldeten  Leistungen,  kraft  des  Gesetzes  in  den  Ersatzanspruch  des  Ver- 
sicherten  ein. 

H.  Die  Prämie  (Art.  287 — 3<)2).  Auf  jede  versicherte  Person  entfallt 
für  jeden  Arbeitstag  ein  Versicherungsbeitrag  an  die  Anstalt  (Prämie).  Die 
Prämie  wird  nach  der  Hohe  der  Unfallgefahr  und  des  Tagesverdienstes  abge- 
stuft, wobei  der  Mehrbetrag  über  Kr,  7.  50  ausser  Betracht  fällt.  Das  Ver- 
sicherungsamt stellt  mit  Genehmigung  des  Bundesrates  einen  G  ef  ah  ren  tarif 
auf,  der  alljährlich  revidiert  werden  kann.  Auf  Grund  des  Gefahrentarifs 
werden  alljährlich  die  versicherten  Personen  und  Betriebe  durch  die  Unfall- 
vcrsichcrungsanstalt  eingeschätzt.  Gegen  diese  Einschätzung  kann  innert 
20  Tagen  von  der  schriftlichen  Mitteilung  an  der  Rekurs  an  den  Versicherungsrat 
ergriffen  werden.  Nach  Massgabe  der  Einschätzung  und  des  Tagesverdienstes 
wird  die  Prämie  durch  die  Krankenkasse,  welcher  der  Versicherte  angehört, 
festgestellt  und  zu  Händen  der  Unfallversicherungsanstall  einkassiert.  Die 
Prämie  ist  monatlich  zum  voraus  zu  entrichten.  Dieselbe  wird,  über  den 
Bundesfünftel  hinaus,  von  dem  Arbeitgeber  einbezahlt.  Er  ist  berechtigt,  davon 
Vi  dem  Arbeiter  am  Lohn  abzuziehen.  Die  Prämie  wird  also  verlegt:  '/»  der 
Bund.  8/&  der  Arbeitgeber.  Vi  der  Arbeiter.  Die  «lern  letzteren  überbundene 
Prämienquote  entspricht  nach  Berechnung  der  Mathematiker  ziemlich  genau 
der  Belastung  des  Unfallversieherungsgeschäftcs  durch  die  Xichtbetriebsunfällc. 
Der  gemäss  dem  Willen  des  Versicherungskreises  oder  Kantons  Versicherungs- 
pflichtige (Tagelöhner.  Hausindustrie)  schuldet  die  der  Prämie  über  den 
Bundesbeitrag  hinaus  selbst;  der  Versicherungskreis  haftet  jedoch  für  den 
richtigen  Eingang.  Ebenso  muss  natürlich  der  freiwillig  versicherte  Arbeitgeber 
die  auf  ihn  entfallende  4/s  Prämie  selbst  bezahlen.  Für  die  Zeit  der  Krankheit 
des  Versicherten  wird  keine  Prämie  erhoben. 

J.  Der  kungs  ve  rfah  r  en  ,  Reserven.  Jahresbericht  und  Jahres- 
rechnung (Art.  303 —  30m).  In  der  eidgenössischen  Unfallversicherung  gilt  das 
System  der  Kapitaldeckung.  Aus  den  Jahresüberschüssen  oder  einem  Teil 
derselben  werden  eine  allgemeine  Reserve  und  eine  Reserve  für  Massenunfälle 
gebildet.  Der  vom  Versicherungsamt  abgelegte  Jahresbericht  nebst  Jahres- 
rechnung werden  der  Bundesversammlung  durch  den  Bundesrat  zur  Geneh- 
migung vorgelegt. 

K.  Unfallverhütung  (Art.  307  3\\).  Der  Inhaber  jedes  Betriebes,  in 
welchem  ein  oder  mehrere  Versicherte  arbeiten,  ist  verpflichtet,  die  zur  Ver- 
hütung von  Unfällen  nötigen  Vorrichtungen  anzubringen  und  die  für  denselben 
/.weck  dienlichen  Massnahmen  zu  treffen.  Das  Versicherungsamt  ist  befugt, 
allgemeine  oder  für  einzelne  Betrieb«-  geltende  Unfallverhütungsvorschriften 
aufzustellen,  gegen  welche  der  Rekurs  an  den  Bundesrat  zulässig  ist.  Bei 
Missachtung  der  Unfallverhütungsvorschriften  kann,  abgesehen  von  der  ver- 
sicherungspolizeilichen Ahndung,  der  Bundesbeitrag  an  die  Prämie  des  Fehl- 
baren für  eine  bestimmte  Zeitdauer  als  verwirkt  erklärt,  die  Prämie  für  die 
Zeit  bis  zur  Xachachtung  auf  das  Fünffache  erhöhl  und  die  Versetzung  in  eine 
höhere  Gefahrenklasse  vorgenommen  werden.  Als  ultima  ratio  ist  die  zwangs- 
weise Einstellung  des  Betriebes  zulässig. 

L.  Das  Bundesversicherungsgericht  (Art.  312 — 318).  Dasselbe 
besteht  aus  sieben  Richtern  und  fünf  Ersatzmännern.  Wahl  der  Richter  und 
Ersatzmänner,  sowie  aus  der  Mitte  der  ersteren  des  Präsidenten  und  Vize- 
präsidenten durch  die  Bundesversammlung  auf  sechs  Jahre ;  Sitz  des  Gerichtes: 
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Luzern.  Diese  Stellen  sind  kein«-  Beamtungcn.  Taggeldentschädigung.  Das 
Gericht  urteilt  erst-  und  letztinstanzlich  üher  privatrechtliche  Streitigkeiten  aus 
dem  Bereiche  der  eidgenössischen  Unfallversicherung,  insbesondere  betreffend 
die  Leistungen  an  die  Versicherten  und  deren  1  Unterlassene,  die  Prämie,  den 
Kentenauskauf  und  den  Ausschluss  aus  der  Anstalt.  Das  Bundcsversicherungs- 
gcrirht  ist  sodann  zweite  und  letzte  Instanz  mit  Bezug  auf  Urteile  der  Schieds- 
gerichte in  der  Krankenversicherung.  Der  Bund  trägt  die  Kosten,  Besondere 
erhebliche  Auslagen  des  Gerichtes  können  jedoch  den  Parteien  auferlegt 
werden. 

M.  S  t  r  a  f  b  e  s  t  i  in  m  u  n  g  e  n  (  Art,  319 — 329).  Für  die  versicherungs- 
polizeiliche Ahndung  ist  das  Versicherungsamt  zuständig.  Die  wissentliche 
l'cbcrtrctung  der  Vorschriften  des  Gesetzes  wird  mit  Busse  betraft.  Diese 
stuft  sich  ab,  bei  kleineren  L'ebertretungen,  von  1  bis  20  Franken:  bei  wich- 
tigeren, von  2  bis  100  Franken;  in  den  wichtigsten  Fällen,  von  5  bis  2000  Franken. 
Hei  gleichzeitiger  mehrfacher  Uebertretung  oder  bei  Rückfall  kann  die  Busse 
bis  auf  das  Dreifache  erhöht  werden.  Gegen  die  Bussenverfügung  des  Ver- 
Mtherungsamtcs  kann  innert  20  Tagen,  seit  der  schriftlichen  Mitteilung,  an  den 
Bundesrat  rekurriert  werden.  Der  Betrag  der  Bussen  fällt  in  die  allgemeine 
Reserve  der  Anstalt. 

3.  Schluss-  und  Uebkroaxgsbkstimmuxukx  (Art.  378  —  400),     Das  Ver- 
hältnis   des   Versicherungssystems    zum   bisherigen  Haftpflichlsystem   und  zum 
schweizerischen  Obligationenrecht   wird  in  den  Art.  382 — 184  folgendermassen 
geordnet:     Das   Bundesgesetz   betreffend   die    Haftpflicht   der   Eisenbahn-  und 
Dampfschiffahrt-Unternehmungen  bei  Tötungen  und  Verletzungen,  vom  1.  Heu- 
monat  1875,  sowie  das  Bundesgesetz  über  das  Postregal,  vom  5.  April  1894, 
werden  mit  Bezug  auf  die  Haftbarkeit  der  Unternehmung  für  die  körperlichen 
Folgen  von  Unfällen,  durch  welche  »  ine  von  ihr  beschäftigte  Person,  während 
dieser  Beschäftigung,  beim  Betriebe  betroffen  wird,  ausser  Kraft  erklärt.  Die 
Hundesgesetze  a)  betreffend  dir  Haftpflicht  aus  FabrikbetrieK  vom  25.  Brach- 
monat  1881,  lö  betreffend  die  Ausdehnung  der  Haftpflicht  und  die  Ergänzung 
des  Bundesgesetzes  vom   25.  Bra<  hmonat    1881,   vom  2b.  April   1887,  werden 
mit  Bezug  auf  die  Haftpflicht  aus  Unfällen   ausser  Kraft  erklärt.  Hinsichtlich 
der  Berufskrankheiten  bleiben  jedoch  die  Bestimmungen  dieser  beiden  Bundes- 
gesetze   mit   Bezug   auf  die    .Mehrdauer    einer   Berufskrankheit   über  diejenige 
Zeitdauer  hinaus,   für  welche   die  Krankenkasse  zu  Leistungen  verpflichtet  ist. 
in  Kraft.     Die  in  Art.  12  des    erstgenannten  Bundesgesetzes  festgestellte  Ver- 
jährungsfrist wird  auf  zwei  Jahre  ausgedehnt.    Soweit  die  in  Art.  382  und  383 
bezeichneten  Bundesgesetze  ausser  Kraft  treten,  werden  sie  durch  die  Bestim- 
mungen des  schweizerischen  Obligationenrechts  ersetzt.     Eine  Person,  welche 
nach  Massgabe   des   vorliegenden   Gesetzes   verpflichtet   ist,   für   einen  Dritten 
eine  Prämie  zu  entrichten,  haftet  jedoch  nur  dann  für  die  Folgen  eines  körper- 
lichen Unfalles,  von  welchem  dieser  Dritte  betroffen  worden  ist,  wenn  sie,  oder, 
falls  der  Betrieb  durch   einen  Geschäftsführer  geleitet  wird,   dieser  Geschäfts- 
führer den  Unfall  arglistig  oder  durch  grobe  Fahrlässigkeit  verursacht  hat. 

Die  Art.  390 — 392  und  395  enthalten  eine  Reihe  von  Bestimmungen, 
welche  in  den  ersten  Jahren  der  Wirksamkeit  des  Gesetzes  den  Uebergang 
der  älteren  Mitglieder  der  bisherigen  Krankenkassen  in  die  neuen  Kassen,  sowie 
die  Umwandlung  bisheriger  freier  Kassen  in  eingeschriebene  Kassen  erleichtern. 
In  Art.  396  wird  die  Uebernahme  (der  Rückkauf  »  bestehender  Uniallversicherungs- 
policen clurch  die  neue  Unfallversicherungsanstalt  vorgesehen,  Art.  399  endlieh 
bestimmt,  dass  der  Bundesrat  befugt  sein  soll,  «die  Vorschriften  der  Art.  257 
und  2b 7  mit  Bezug  auf  solche  auswärtige  Staaten,   welche  durch  ihre  Gesetz- 
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gebung  den  Schweizern  und  den  in  der  Schweiz  wohnenden  Personen  eine 
entsprechende  Fürsorge  gewährleisten,  ausser  Kraft  zu  setzen  >. 

Das    (lesetz    sollte    auf    den    1.   Januar    l'M).}    im    vollen    l'mfange  in 
Kraft  treten. 

IV,  I Atter &tUT.  Aus  der  reichhaltigen  Lilteratur,  die  auf  dem  eidgenössischen 
Industrie  -  Departement  gesammelt  wurde,  heben  wir  folgende  'wichtigere  Druck- 
schriften hervor:  A.  Iiis  zur  Annahme  durch  die  eidgenössischen  Räte. 
Denkschrift  über  die  Einführung  einer  schwelt  irischen  Unfallversicherung .  Im  Auf- 
trage, des  eidgenössischen  Industriedepartements  ausgearbeitet  von  Xationalral  Forrer. 
Zweite  Auflage.  Bern  rSgj.  —  Botschaft  des  Bundesrates  an  die.  Bundesversammlung 
zu  den  Entwürfen  von  zwei  Bundesgesetzen  betr.  die  Kranken-  und  Unfallversicherung, 
Entwurf  des  Redaktors.  /Sgj.  Bundesgesetz  betr.  die  Krankenversicherung,  Vorlagt 
des  Bundesrates  an  die  Bundesversammlung.  Bundesbiatt  /Sgö.  —  Bundesgesetz  betr. 
die  Unfallversicherung.  Vorlage  des  Bundesrates  an  die  Bundesversammlung.  Bundes- 
biatt /Sgö.  —  Botschaft  des  Bundesrates  an  die  Bundesversammlung  zu  den  Entwürfen 
von  zwei  Bundesge.setzen  betr.  die  Kranken-  und  Unfallversicherung,  vom  st.  yanuar 
tSgö.  Bundesbiatt  /Sgö.  —  Ch.  Moser,  flöhe  des  Krankengeldes  und  der  Renten  in  de» 
einzelnen  Eohnklassen.  Darstellung  auf  Grund  der  bundesrätlichen  Gesetzentwürfe 
betr.  Kranken-  und  Unfallversicherung.  Bern  /Sgö.  -  Derselbe,  Mutmassliche  finan- 
zielle Folgen  der  Abänderungen,  welche  bezüglich  des  Krankengeldes  und  der  Renten, 
sowie  der  Aufbringung  der  Mittet  in  der  Februarsitzung  der  nationalriltlichen  Kom- 
mission für  die  Kranken-  und  Unfallversicherung  angeregt  'wurden.  Bern  /Sgö.  • — 
Derselbe,  Renten-Erhöhung  für  die  mit  Hilflosigkeit  verbundene  Unfalls- Invalidität.  Dar- 
stellung, veranlasst  durch  den  in  der  Maisitzung  /Sgö  geäusserten  Wunsch  der  national- 
rätlichen  Kommission  für  die  Kranken-  und  Unfallversicherung.  Bern  /SgO.  —  £.  Ceresolt, 
Expose"  de  FStat  actuel  de  la  question  de  F  assurame  contre  /es  maladies  et  les  accident*. 
„Revue  de  la  sociale  snisse  d'utilite  publique" ,  /Si/S.  —  Finanzlage  des  Bundes  in  Ver- 
bindung mit  der  Finanzierung  der  Vcrsicl/erungsgesetze.  Zusammenstellung  der  Departe- 
mentalberichte als  Beilage  zur  bundesrätlichen  Botschaft  vom  j(>.  Mai  /Sgg.  Im  Bundes- 
blatt /Sgg.  —  Bundesgesetz  betreffend  die  Kranken-  und  Unfallversicherung  mit  Ein- 
schilt ss  der  Mililärversicherung,  vom  j.  Oktober  /Sgg.  Bundesbiatt  /Sgg.  —  Amtliche 
stenographisches  Bulletin  der  Schweiz.  Bundesversammlung.  Folgende  Hefte :  yuni- 
Session  /Sgy.  Oktobersession  iSgj.  yuniscssiou  /SgS.  Oklober-Novembersession  /SgS. 
yunisession  /Sgg.    September-Okfobersession  /Sgg. 

B.  Von  der  Annahme  durch  die  eidg.  Räte  an  bis  zur  Volksabstimmung, 
aj  Amtliche  Drucksachen.  Gutachten  von  Xationa/rat  F Orrer  über  verschiedene 
von  Xationalrat  Wullschicgcr  und  Arbeitersekretär  Greulich  an  den  Bundesrat  gestellte 
Anfragen,  vom  .?,•.  Februar  /goo.  Bundesbiatt  /goo.  —  Zur  ökonomischen  Tragweite 
der  l'ersichernngsgesetzc  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Armenpflege.  Auf  Ver- 
anlassung des  schweizer.  Industriedepartements  bearbeitet  von  J.  Steiger.  Bern  /goo. 
Moser,  Die  Versicherung  und  ihre  Mittel,  nach  dem  Gesetze  vom  Oktober  /Sgg.  Ver- 
ö ff  entlicht  durch  das  Schweiz.  Industriedepartement.  Bern  tgoo.  —  b }  Polemische 
Druckschriften  zu  gunsten  des  Gesetzes.  H.  Kinkelin,  Das  l'ersichcrungsgcsefz  u 
seinen  Gruudtngen.  Bern  /goo.  —  C.  Kochlin,  Bundesgeselz  betr.  Kranken-  und  Unfall- 
versicherung. Allgemeine  Uebersicht.  Basel  iS 'gg.  — Augustin  Egger,  Bischof  von  St.  Gallen, 
Ein  Wort  über  die  Kranken-  und  Unfallversicherung.  St.  Gallen  /goo.  —  E.  Marti,  Dar- 
legung der  Hauptbestimmungen  des  Bundesgesetzes  betr.  Kranken-  u.  Unfall-,  er sicher -mmg, 
mit  besonderer  Berücksichtigung  der  für  den  Stand  der  Landwirte  wichtigen  Funkte.  Bern 
/goo.  —  C.  Kaufmann,  Die  Grundzüge  der  schweit.  Kranken-  und  Unfallversicherung. 
Bern  /goo.  —  H.  Scherrer,  Das  eidg.  Kranken-  und  Unfallversicherung  sgesetz  und  die 
Stellungnahme  der  Schweiz.  Arbeiterschaft.  ^Sch-.ceiz.  Blätter  für  Wirtschafts-  u  Sociai- 
politik" ,  /goo,  Bd.  I,  S.  /Ol  ff.  —  £.  Ceresole,  I'our  la  votation  du  eo  mai  tgoo.  Voyous 
et  /ugeons!  —  Zweifel  •  Weber,  ya  oder  Xein  zum  Bundisgesetz  betr.  die  Kranken-  und 
tnfaltversicherung.  St.  Gallen  /goo.  —  cj  Polemische  Druckschriften  gegen 
das  Gesetz.    J.  Repond,   Crilique  de  la  toi  föderale  du  j  octobre  /Sity.   Fribourg  tgoo. 

—  H.  Secretan,  I.a  loi  ffdirale  d'assurancc  contre  la  maladie  et  les  aecidents  et  U 
vate  du  20  mai.  Derselbe,  I.a  loi  d'assurauce  et  te  peuple  snisse.  -  -  C.  Eberle,  Zur 
Beleuchtung  des  Bundesgesetzes  betr.  die  Kranken-  und  Unfallversicherung.  Chur  tgoo. 

—  Ch.  Berdel,  Loi  sur  t'assuranre.     Etüde  crilique  et   I'ableau  resumc  de  la  loi,  Et, 
sänne  /goo. 

Dr.  L.  Forrer, 

Direktor  des  Ccnlralamtes  für  den  internationalen  Eisenbahntransport, 
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Arbeiterwohnungen. 

I.  Einleitung.  —  II.  Wohnungsenqueten:  1.  Genf;  2.  Basel;  3.  Lausanne; 
4.  Bern;  5.  Zürich;  6.  Schaffhausen;  7.  Winterthur:  8.  St.  Gallen;  9.  Luzera; 
10.  Aarau;  1 1.  Solothurn ;  12.  Vevev;  13.  die  Enquete  der  Schweilerischen  Gemein- 
nutzigen Gesellschaft;  14.  die  Erhebungen  der  eidgenössischen  Kabrikinspektoren; 
IS.  allgemeine  Schlussfolgerungen.  —  III.  Wohnungsgesetzgebung:  1.  Basel- 
Stadt:  2.  Peru;  3.  Genf:  4.  Luzern;  5.  St.  (lallen;  6.  Solothurn;  7.  Waadt;  8.  Zug; 
M.  Zürich.  -  IV.  Errichtung  von  billigen  Wohnungen:  1.  Errichtung  von 
billigen  Wohnungen  durch  Arbeitgeber:  2.  Baugesellschaften;  3.  die  Rolle  der 
öffentlichen  Gewalten;  4.  finanzielle  Ergebnisse.  —  V.  Litteratur. 

I.  Einleitung.  In  unserem  kleinen  Lande  drängt  sich,  wie  in  den  uns 
umgebenden  grossen  Staaten,  die  Krage  der  Verbesserung  der  kleinen  Wohnungen 
denjenigen  Bürgern,  die  vom  Egoismus  nicht  ganz  geblendet  sind,  von  selbst  auf. 

Der  beschränkte  Raum,  über  den  wir  verfügen,  erlaubt  eine  eingehende 
Behandlung  des  Gegenstandes  nicht. 

Wir  müssen  uns  vielmehr  darauf  beschränken,  mitzuteilen,  was  in  der 
Schweiz  bezüglich  der  billigen  Wohnungen  bis  jetzt  geschehen  ist. 

Zunächst  wollen  wir  die*  administrativen  und  gesetzgeberischen  Massregeln, 
die  in  der  Schweiz  vom  sanitären  und  hygienischen  Standpunkte  aus  unter- 
nommen wurden,  besprechen;  wir  werden  sehen,  auf  welche  Weise  der  Bau 
von  .Arbeiterwohnungen  unternommen  wurde  (System«*  der  Privatinitiative  und 
das  Kingreifen  der  Öffentlichen  Behörden).  Sodann  werden  wir  feststellen, 
welche  Art  des  Baues  aeeeptiert  wurde  (Kasernenbauten,  kleine  Häuschen);  aus 
den  gemachten  Angaben  werden  wir  einige  allgemeine  Schlussfolgerungen  ziehen. 

II.  Wohnungsenqueten.  Um  klare  Rechenschaft  über  den  Bestand  einer 
Wohnung  zu  gewinnen,  ist  eine  eingehende  Besichtigung  derselben  notwendig. 
Kine  Enquete  ist  also  durchaus  unentbehrlich,  und  man  muss  gestehen,  dass 
kein  anderer  Gegenstand  sieh  zu  einer  solchen  Untersuchung  dermassen  eignet, 
wie  der  Zustand  der  Wohnungen.  Solche  Enqueten  sind  in  der  Thal  nützlich 
und  unumgänglich  notwendig.  Dank  der  statistischen  Methode,  die  dabei  in 
Anwendung  kommt,  dienen  solche  Enqueten  zur  Herstellung  des  Registers  der 
sanitären  Lage  der  Stadt. 

In  der  Schweiz  sind  solche  Enqueten  in  mehreren  Stallten  in  nachstehender 
chronologischer  Reihenfolge  durchgeführt  worden:  Geld,  Basel.  Lausanne.  Bern, 
Zürich,  Winterthur,  Schaffhausen.  Luzern,  St.  Gallen.  Aarau  und  Vevey. 

Betrachten  wir  nun  der  Reihe  nach  diese  Enqueten,  welche  manches 
entsetzliche  Klend  unserer  socialen  Verhältnisse  enthüllten. 

1.  Gknk.  Im  Jahre  1NS4  wurde  eine  sanitäre  Untersuchung  während  der 
(  holeraepidemie.  die  in  Kuropa  herrschte,  eingeleitet.  Dieselbe  gab  Veranlassung 
zu  einem  interessanten  Berichte  von  Dr.  Fernere.  Die  Enquete,  welche  Mitte 
des  Sommers  stattfand,  wurde  willigen  Bürgern  anvertraut.  Dieser  Bericht  hebt 
die  Notwendigkeit  eines  Regimentes  betreffend  die  Hygiene  der  Wohnungen 
hervor,  mit  Unterscheidung  /.wischen  den  bereits  existierenden  und  den  zu 
errichtenden  Häusern. 

2.  Baski..  Im  Jahre  INS**  ist  eine  erschöpfende  Enquete  unternommen 
worden,  deren  Ergebnisse  in  dem  bemerkenswerten  Bericht  von  Carl  Bücher 
niedergelegt  sind.  Aus  diesem  Bericht  geht  hervor,  dass  die  ärmste  Klasse 
teurer  wohne  als  die  Reichen,  und  dass.  je  mangelhafter  die  Wohnungs- 
verhältnisse seien,  desto  höher  sieh  der  relative  Breis  der  Wohnung  gestalte. 
So  beträgt  der  Preis  eines  Kubikmeters  im  1.  Stock  durchschnittlich  Fr.  5.81, 
in  den  Mansarden  Fr.  5.  1**.  In  den  Wohnungen,  wo  der  Mieter  über  mehr 
als  40  m*  Luft  per  Person  verfügt,  ist  der  Preis  eines  Kubikmeters  Fr.  .L  25 ; 
in  denjenigen,  in  welchen  bloss  10  m*  per  Person  vorhanden  sind,  beträgt  der 
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Preis  eines  Kubikmeters  Fr.  4.  50.  Ausserdem,  dass  die  kleinsten  Wohnungen 
die  ungesundesten  sind,  muss  auch  die  Thatsachc  in  Betracht  gezogen  werden, 
dass  eben  die  kleinsten  Wohnungen  zum  häufigsten  Wohnungswechsel  führen,  was 
wiederum  den  von  einem  Arbeiter  gezahlten  Mietpreis  erhöht.  Je  kleiner  und  teurer 
die  Wohnungen  sind,  desto  öfter  kommen  die  Aftermieten  mit  allen  ihren  bekann- 
ten Uebelständen,  vom  moralischen  und  hygienischen  Gesichtspunkte  aus.  vor. 

3.  Lausanne.  Im  Jahre  1893  beschlossen  die  Gemeindebehörden  eine 
Enquete  betreffend  die  Wohnungsverhältnisse  u.  s.  w.  mit  besonderer  Berück- 
sichtigung kleiner  Wohnungen  durchzuführen.  Das  Ergebnis  dieser  Enquete, 
welche  im  Jahre  1894  stattfand,  wurde  in  einem  im  Jahre  189(>  dem  Gemeinde- 
rate  eingereichten  Generalbericht  dargelegt  (Berichterstatter  A.  Schnetzlen: 

Auch  die  Enquete  von  Lausanne  zeigt,  dass  die  allerkleinsten  Wohnungen, 
wo  die  hygienischen  Verhältnisse  am  schlechtesten  sind,  am  teuersten  vermietet 
werden.  Der  jährliche  Durchschnittspreis  für  eine  Gesamtheit  von  Zimmern 
beträgt  Fr.  3.  24.  In  den  zehn  grössten  Wohnungen  wird  für  einen  Kubikmeter 
in»  Durchschnitt  Fr.  2.  9b,  in  den  zehn  allerkleinsten  dagegen  Fr.  5.  34  bezahlt. 
Im  allgemeinen  sind  die  Preise  der  kleinen  Wohnungen  hoch  (Fr.  450 — oOO). 
Diese  Thatsachc  führt  in  Lausanne  wie  anderwärts  zum  beklagenswerten  Brauch 
der  Aftermieten,  der  Annahme  von  Schlafgängern  und  Zimmermietern,  was  die 
Wohnungsüberfüllung  mit  allen  ihren  Folgen  nach  sich  zieht.  In  Lausanne, 
wie  in  anderen  Städten,  verwendet  der  Arbeiter  einen  Viertel  seines  Einkommens 
auf  seine  Miete,  um  oft  noch  dazu  sehr  schlecht  zu  wohnen. 

4.  Bern.  Enquete  über  die  Wohnungsfrage  vom  17.  Februar  bis  zum 
11.  März  lK9b  (Berichterstatter :  C.  Landolt).  Im  allgemeinen  sind  die  Bedin- 
gungen der  Wohnungsmiete  günstiger  für  die  höhere  und  Mittelklasse  als  für 
die  niederen  Schichten.  Durchschnittlich  kommen  aul  jedes  von  den  höheren 
Klassen  bewohntes  Maus  3,3  Familien  ;  auf  ein  Haus,  bewohnt  von  Angehörigen 
der  unteren  Klassen  3,5.  Die  Zahl  der  Kubikmeter  verfügbarer  Luft  beträgt 
590  für  die  oberen  Klassen  und  420  für  die  unteren.  Die  Durchschnittszahl 
der  Bewohner  per  Haus  beträgt  14,9(14,0  in  Lausanne).  Der  Bericht  konstatiert, 
dass,  je  weniger  Zimmer  ein  Haus  aufweist,  es  desto  mehr  Bewohner  umfasst : 
desto  geringer  ist  auch  die  Zahl  der  Kubikmeter  per  Kopf  (53  m3  per  Kopf 
für  die  oberen  Klassen  und  20  m*  für  die  unteren).  Der  Durchschnittspreis 
eines  Kubikmeters  Luft  beträgt  in  Bern  Fr.  3.35  (Küche  inbegriffen  und  Fr.  3.  2'* 
ohne  Küche).  Der  Durchschnittspreis  für  untere  Klassen  ohne  Küche  beträft 
Fr.  4.  14,  während  er  sich  für  die  oberen  Klassen  auf  Fr.  3.  34  belauft.  Je 
kleiner  das  Einkommen  einer  Familie,  desto  grösser  der  auf  die  Wohnutn» 
verwendete  Teil  desselben.  Der  Mieter  zahlt  dem  Vermieter  für  die  mangel- 
haftesten Wohnungen  eine  um  so  höhere  Miete,  je  niedriger  die  Gesellschafts- 
stufe ist,  welcher  Mieter  und  Vennieter  angehören. 

C.  Landolt.  der  die  Erhebung  mit  seltener  Sachkenntnis  leitete,  hat  zum 
Zwecke  einer  eingehenden  Untersuchung  die  der  Enquete  unterstellte  Bevöl- 
kerung in  40  Gruppen  geteilt  und  diese  wiederum  in  drei  Klassen  nach  socialen 
Gesichtspunkten  geschieden. 

5.  Zürich.  Den  IS.  Januar  189b  beschloss  der  Grosse  Rat  dieser  Stadt 
eine  allgemeine  Erhebung  bezüglich  der  Wohnungen  vorzunehmen.  Er  votierte 
zu  diesem  Zweck  einen  Kredit  von  Fr.  30,000.  Die  Erhebung  dauerte  vom 
15.  Oktober  bis  31.  Novembre  189b.  Die  Existenz  von  gemeinschaftlichen 
Betten  für  3,  4  und  5  Personen  wurde  konstatiert.  Die  von  italienischen 
Arbeitern  bewohnten  Lokale  wurden  als  höchst  mangelhaft  bezeichnet.  Mehr 
als  22,000  Personen  bewohnten  Mansarden  und  Dachwohnungen.  2.2b  °o  der 
Wohnungen  haben  keine  Küche.  Durchschnittlich  beträgt  der  Mietpreis  Fr.  4.23 
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pro  Kubikmeter  Luft.  Der  Preis  ist  umso  höher,  je  kleiner  die  Wohnung,  je 
schlechter  die  Verhältnisse  derselben;  er  betrügt  für  Wohnungen  mit  durchschnitt- 
lichem Luftraum  von  4 — 5  m8  pro  Kopf  Kr.  7.55,  für  Wohnungen  von  40 — 50  m8 
pro  Kopf  Fr.  4.08  und  Fr.  4.40  für  die  Wohnung  von  90— 100  in"  pro  Kopf. 

0.  Schaffhausen.  Diese  Stadt  ziihlt  ungefähr  1250  Häuser  mit  ca.  2900 
W  ohnungen.  Die  Enquete  (189b)  erwies,  dass  die  kleinsten  Wohnungen  teurer 
vermietet  werden,  als  die  geräumigen,  und  dass  die  die  engsten  Wohnungen 
innehabende  Bevölkerung  am  häufigsten  umzieht.  Das  System  der  Altermiete 
ist   stark  verbreitet. 

7.  Winterthi/r.  (9.--  2b.  März  189b.)  1  723  Häuser  (4377  Haushaltungen) 
wurden  besichtigt.  Der  Bericht  ist  von  C.  Landolt  redigiert.  Die  Wohnungen 
der  oberen  Klassen  sind  um  7 1  °/°  grösser,  als  diejenigen  der  wenig  begüterten 
Schichten.  Die  Wohnungen  unterer  Klassen  besassen  häufig  nicht  einmal  einen 
Viertel  des  Stubenraumes  der  Wohnungen  begüterter  Klassen.  Durchschnittlich 
zahlt  man  4.7  Insassen  pro  Wohnung,  1,1  Insassen  pro  Zimmer  (Familien  der 
oberen  Klassen  O.b,  der  unteren  1,4).  Die  Zahl  der  Kubikmeter  Luft  pro  Kopf 
beträgt  33.  obere  Klasse-  82  mÄ,  untere  Klasse  23  m8;  2  >/i  %*>  der  Wohnungen 
besitzen  weniger  als  10  m*  pro  Bewohner.  Die  Kn<juete  beweist,  dass  die 
W'uhnungsverhältnisse  relativ  mangelhafter  sind,  je  niedriger  die  in  Betracht 
kommende  Gesellschaftsschicht  ist.  97,5%  der  Wohnungen  ohne  Zubehörden 
werden  von  den  niederen  Klassen  der  Bevölkerung  bewohnt.  Der  Mietpreis 
ist  relativ  umso  höher,  je  kleiner  die  Wohnung  und  niederer  die  sie  bewohnende 
Gesellschaftsschicht  ist. 

8.  St.Gam.es  (31.  März  bis  30.  Mai  1897).  Der  Bericht  ist  ebenfalls  von 
(.'.  Landolt  redigiert.  Die  Schlussergebnisse  wie  anderwärts.  Der  durchschnitt- 
liche Mietpreis  beträgt  pro  Kubikmeter  Fr.  3.  75  (Fr.  3.  72  für  die  höheren  und 
Fr.  3.  25  für  die  unteren  Klassen).  In  St.  Gallen  sind  es,  wie  überall,  die 
kleinsten  und  mangelhaftesten  Wohnungen,  die  am  teuersten  vermietet  werden. 

9.  Luzern  (10.  Mai  bis  3.  Juli.  1897).  Berichterstatter:  IL  Pietzckcr. 
In  Bezug  auf  disponiblen  Kaum  sind  29, b%  der  Bevölkerung  schlecht  logiert. 
Ks  wurde  das  Vorhandensein  eines  von  57  Personen  benutzten  Abortes  kon- 
statiert.    Der  durchschnittliche  Mietpreis  beträgt  Kr.  3.  15  pro  Kubikmeter. 

10.  Aarau.  Die  Ergebnisse  der  in  dieser  Stadt  vorgenommenen  aber 
sehr  lückenhaften  Erhebung  sind  noch  nicht  bekannt. 

1 1 .  Solothurn.     Dasselbe  ist  auch  von  Solothurn  zu  sagen. 

12.  Vevey  (20.  Juli  1900).  Bericht  redigiert  von  A.  von  der  An.  Schluss- 
ergebnisse analog  denjenigen  der  Enquete  in  Lausanne. 

13.  Die  Enquete  der  Schweizerisches  Gemeinnützigen  Gksi.i  i.hhakt. 
Dieselbe  ist  gegenwärtig  daran,  eine  allgemeine  Enquete  bezüglich  der  Woh- 
nungsverhältnisse der  wenig  begüterten  Klassen  in  der  Schweiz  durchzuführen. 
Zu  diesem  Zwecke  hat  sie  an  die  kantonalen  Behörden  sehr  ausführliche  Krage- 
b«'gen  versandt.  Das  Programm  umfasst  vier  Kapitel,  betitelt  wie  folgt: 
A.  Statistik;  B.  Sociale  und  ökonomische  Verhältnisse;  C.  Hygienische  Ver- 
hältnisse ;  D.  Kragen  technischer  Natur. 

14.  Die  Erhebungen1  der  eidgenössischen  Eabrikinspektorkn.  Im 
Jahre  1891  haben  die  eidgenössischen  Kabrikinspektorcn  Erhebungen  angestellt 
über  die  Kamilienwohnräume,  welche  den  unter  dem  Kabrikgesetz  stehenden 
Arbeitern  von  ihren  Arbeitgebern,  Wohngemeinden  oder  Baugesellschaftcn 
geboten  wurden.  Diese  Erhebungen  sind  von  Dr.  K.  Schuler,  Dr.  IL  Weg- 
mann  und  W.  Wilhelm  bearbeitet  und  in  der  «Zeitschrift  für  schweizerische 
Statistik».  189b,  2.  Heft  veröffentlicht  worden.  Im  Kolgenden  sind  einige  Haupt- 
ergebnisse der  in  Rede  stehenden  Erhebungen  mitgeteilt: 
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Von  allen  Fabrik  Wohnhäusern  liefen  1112  mit  3312.  d.  h.  7 1 ,5  °/o  aller 
Fabrik  Wohnungen  auf  dem  Lande,  55%  aller  Fabrik  Wohnhäuser  (mit  26,4  "  * 
aller  Fabrik  Wohnungen  )  sind  Einzel-  und  Doppel  Wohnhäuser.  Von  4632  Fabrik- 
wohnungen im  1.  und  3.  Inspektionskreise  (das  Material  aus  dem  2.  Kreise  ist 
lückenhaft)  haben  2%  gerneinsame  Wohnstuben.  In  einigen  wenigen  hausen 
3  Parteien,  in  den  übrigen  2.  133  (fast  3°/o)  haben  2—3  Wohnstuben.  Aul 
4632  Fabrik  Wohnungen  kommen  12.346  Sehlafräume,  auf  *>0 1  Bauvereins- 
wohnungen kommen  1885  Sehlafräume.  Auf  eine  Wohnung  entfallen  somit 
2,7  Schläfräume.  (In  der  Baumwollindustric  2,7.  Stickerei  3,5,  Seidenindustrie  2.1. 
Metallindustrie  2,3.)  Heizbare  Schlafräume  sind  selten  ;  darum  kommt  dorh, 
trotz  der  grossen  Zahl  der  Schlafräume,  oft  Ueberfüllung  vor.  Die  sogenannt«  :! 
Mansardenschlafzimmer  werden  meist  Aftermietern  und  älteren  Kindern  über- 
lassen. Ihre  Zahl  ist  nicht  gering  ( 1 7  °/o  Sehlafräume  in  Fabrik  wohnimg<n 
und  36.3  °/o  in  Hau  vereins  Wohnungen  ). 
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Ohne  Küche  waren  2  %o  der  Fabrik Wohnungen  und  23  %«>  der  Bauvcreins- 
uohnungen.  lagern-  Küchen  blassen  05,7%  der  Fabrik  Wohnungen  und  03% 
d'T  liauvereinswohnungen.  gemeinsame  Küchen  belassen  4,1  °,o  der  Fabrik- 
tvühnung'-n  und  4.7%  il<r  Bauven-in*  wohnt 


Fabrik  Wohnungen  in  Stedten  

•  in  landlichen  und  siädtischen 

Orten   

Von  40O5  Fabrik-  und  '»Ol   liauvereinswohnungen  bes-a^en 
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Stubenraum1  m*  pro  Kopf: 
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1  Namentlich   in  Basel  stark  vertreten.    —    -  Brauchbare  Angaben  von  4642  Woh- 
—  *  Brauchbare  Angaben  von  46'»2  Wohnungen.  —  4  Brauchbare  Angaben  von 
4642  Wohnungen.  —  *  Brauchbare  Angaben  von  1546  Wohnungen. 

Von  10O  Wohnungen  besassen  Sc  hlafrauin  pro  Kopf  in  m:i  (1531  brauch- 
bare Angaben  l: 
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Berechnet  man  den  Gesamtkubikraum  der  Wohnung  per  Kopf,  so  ergeben 
sieh  folgende  Zahlen.     Ks  hatten  pro  Kopf  Kubikmeter: 

Von  hundert  0  -10         10—20        20—30        30—51)        über  50  m' 

Fabrikwohnungen     .     .     .     2.10  34.0  31.5  23,2  8.3 

Bauvereins  Wohnungen  .    .    8.1  41,»»         2M,7  17,2  3.3 

l,2°/o  aller  Bewohner  der  Fabrikhäuser  sind  Aftermieter.  7,3%  sind 
Schlaf-  und  Kostgänger.  Aftermieter  und  Kostgänger  (meist  alleinstehende 
Fabrik-  oder  Erdarbeiter)  besitzen  gewöhnlich  die  schlechtesten  Räumlich- 
keiten der  Arbeiterwohnhäuser. 

Von  je  100  Wohnungen  bezahlen  eine  Jahresmiete  von  Franken: 

bis  IMi»  101-  150        151  —  250  251  und  mehr 

Fabrik  Wohnungen  .     .     2*>,1  28.1            30.4  *L4 

Bauvereins  Wohnungen      4.1  7.S           27,4  00,7 

Was  die  Mie t bedi n gun ge n  anbelangt,  so  ist  ihr«-  Bedeutung  für  den 
Wohninhaber  nicht  weniger  gering,  als  diejenige  des  Mietpreises,  da  der  Arbeiter 
als  Arbeiter  und  als  Mieter  in  doppelter  Weise  von  seinem  Arbeitgeber  abhängig 
ist.  Die  Arbeiterwohnungen  werden,  wie  Dr.  F.  Mangold  in  Basel,  der  diese 
Ergebnisse  kommentierte,  sagt,  im  allgemeinen  nicht  aus  reiner  Humanität 
gebaut:  der  Fabrikant  will  wohl  in  erster  Linie  den  Arbeitern  durch  eine  nahe- 
gelegene billige  Wohnung  Voneile  bieten,  um  sie  dadurch  an  sein  Geschäft 
zu  fesseln.  Dies  zeigt  sieh  in  einer  Reihe  von  Mietverträgen  mit  der  Stelle: 
c  Mit  der  Aufhebung  des  Arbeitsvertrages  ist  auch  der  Mietvertrag  gelöst»,  oder: 
«es  dürfen  nur  Attermieter  und  Kostgänger  aufgenommen  werden,  die  beim 
Besitzer  der  Wohnung  in  Arbeit  treten».  Die  Kündigung  des  Arbeitsvertrages 
seitens  des  Arbeiters  zieht  oft  auch  diejenige  des  Mietvertrages  auf  den  gleichen 
Termin  nach  sich.  Plötzliche  Entlassung  eines  Arbeiters  aus  gesetzlich  aner- 
kannten Gründen  bedingt  oft,  dass  der  Arbeiter  ebenso  rasch  aus  seiner  Woh- 
nung an  tlie  Luft  gesetzt  werden  kann.  Doch  werden  auch  in  solchen  Fällen 
wieder  Fristen  von  I — 4  Wochen  gewährt.  -  Die  Aftermiete  wird  im  allge- 
meinen nur  mit  Einwilligung  des  Hausbesitzers  gestattet.  Es  kommt  aber  auch 
vor,  dass  der  Prinzipal  sich  das  Verfügungsrecht  über  unbenutzte  Zinuner  vor- 
behält und  sie  bestimmten  Personen  seines  Geschäftes  zuweist.  l'ebcr  die 
Wohnung  übt  der  Besitzer  eine,  in  einzelnen  Fällen  weitgehende.  Aufsicht  aus. 
Indessen  wird  dabei  oft  in  erzieherischer  Weise  auf  den  Mieter  eingewirkt. 

Der  Mietzins  wird  im  allgemeinen  in  bestimmten  Terminen  von  der 
Löhnung  abgezogen.  Die  Zeiträume  sind  verschieden  lang.  Was  die  Bearbeiter 
der  Untersuchung  als  schroffsten  Vorwurf  bezeichnen,  ist  die  kurze  Kündigungs- 
frist. Und  dabei  kommen  Falle  vor,  «wo  sie  in  empörend  brutaler  Weise 
gehandhabt  wird  und  der  Wunsch  auftauchen  muss,  dies  zu  verhindern». 

15.  Ai.i.(;i:mf:ink  Schi.ussi •■oi.uekungün.  Die  oben  erwähnten  Enqueten 
bezogen  sich  auf  die  hygienischen  und  ökonomischen  Wohnungsverhältnissc 
und  erlauben  es,  folgende  Thatsachen  festzustellen. 

1.  Hinsichtlich  der  Gesundheitsverhältnisse  der  kleinen  Wohnungen  ist  die 
Schweiz  im  allgemeinen  günstiger  gestellt,  als  die  industriellen  Gegenden 
Deutschlands.  Frankreichs  und  Oesterreichs.  2.  Eine  grosse  Anzahl  Wohnungen 
sind  ungesund,  hauptsächlich  infolge  der  Feuchtigkeit.  3.  Anhäufung  von 
Mietern  in  unzulänglichen  Lokalen  wurde  überall  konstatiert.  4.  Die  t'ebel- 
stände  des  Systems  der  Aftermiete  vom  hygienischen  und  moralischen  Stand- 
punkte aus  wurden  ebenfalls  vorgefunden.  5.  Die  Thatsache,  welche  in  erster  Linie 
sich   aus   unseren   Enqueten   ergiebt.   ist  der  Mangel   an   kleinen  Wohnungen. 
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r>.  Kndlich  wurde  in  gleic  her  Weise  festgestellt,  das-»  die  kleinsten  Woh- 
nungen, deren  hygienischen  Verhältnisse  am  mangelhaftesten,  die  teuersten  sind. 

Der  wesentliche  Zweck  der  Wohnungsenquete  besteht  nicht  in  der  plato- 
nischen Befriedigung,  statistische  Dokumente  zu  sammeln.  Eine  Enquete  ist 
eine  Diagnose,  welche  es  erlaubt,  den  Krebssehaden  unserer  socialen  Zustände 
festzustellen  und  zu  signalisieren  —  sodann  aber  auch  die  Mittel  zu  dessen 
Heilung  zu  suchen. 

Hier  beginnt  das  Werk  des  Gesetzgebers,  dessen  Aufgabe  darin  besteht, 
die  Autoritäten  mit  Wallen  zu  versehen,  welche  diesen  erlauben,  den  aktiven 
oder  passiven  Widerstand  der  nachlassigen  oder  geldgierigen  Besitzer  zu 
I»  sieben. 

III.  Wohnungsgesetzgebung.  Die  eidgenössische  Fabrikgesetzgebung 
l.e^st  -  und  unserer  Ansicht  nac  h  mit  L'nrecht  —  die  Frage  betr.  die  Arbcitcr- 
wohnungen  ganz  bei  Seite.  W  ir  müssen  daher  in  den  kantonalen  Gesetzen 
nach  Vorschriften  betreffend  den  Gesundheitszustand  der  Wohnungen  im  allge- 
meinen suchen. 

1.  Basel  -  Stadt.  liier  giebt  es  eine  ziemlich  vollständige  Gesetz- 
gebung betreflend  die  sanitär«:  Wohnungspolizei:  Gesetz  vom  27.  Juni  1895 
Hleset/  über  Hochbauten):  Bestimmung  betreflend  die  Breite  der  Strassen 
iji  15);  betreflend  die  Gesundheitszustände  der  Wohnungen  im  Allgemeinen 
118.  119):  die  Fundatnentierung  der  Widmungen  (Jj  121):  die  einzubauenden 
Kntfernungen  /.wischen  diesen  122):  den  Luftraum  <$  123):  Installation  der 
Küche  in  den  Zimmern  ($  125):  l'ntcrsagung  unmittelbarer  Bewobnung  nach 
-ler  Erstellung  ($  12b);  die  Hobe  der  Gebäude-  i$  127  und  folgende):  die 
Verpflichtung  zur  Herstellung  von  Fenstern,  welche  direkt  ins  Freie  hinausgehen 
<$$  134  und  lolgende):  die  Grösse  der  Hole  {$  137);  die  Höhe  der  Lokale 
•  $  141t:  den  Luftraum  in  den  S<  hlaf/imtnern  ($  142):  die  Zahl  der  Stockwerke 
<$  143):  die  Wohmingsverhält nisse  im  Erdgeschosse  tjS  147):  normale  Installation 
der  Abtritte  ($$  148  und  folgende);  Ablauf  von  Wasser  und  Fäkalien  ($  150 
und  folgende):  Strafbestimmung  (Verweisung  auf  das  Strafgesetzbuch). 

Da»  Gesetz  vom  5.  April  1900  setzte  zum  Zweck  der  Verbesserung  der 
hygienischen  Wohnungsverhaltnisse  eine  Kommission  (Wohnungskommission)  ein, 
die  Inspektore  zu  ihrer  Verfügung  hat,  welche  beauftragt  sind,  eine  Kontrolle 
über  die  Wohnungen  auszuüben.  Dieses  Gesetz  enthielt  Bestimmungen,  welche 
dem  Staate  erlaubten,  finanziellen  Beistand  denje  nigen  Besitzern  zu  gewähren, 
welche  nicht  im  stände  sind,  die  Kosten  der  erforderlichen  Reparaturen  ihrer 
Immobilien  zu  tragen:  lerner  gewährte  es  dem  Staate  das  Recht.  Gebäude  zu 
«  \proprieren,  die  vom  gesundheitlic  hen  Standpunkte  aus  schädlic  h  sind  :  endlich 
unterwarf  es  der  Kontrolle  des  Sanitätsdeparteuients  Alles,  was  sich  auf 
S«hlafgängerei.  Aftermiete  und  Kosikinderwesen  bezieht,  um  der  Anhäufung 
mit  allen  ihren  vom  hygienisc  hen  und  sittlichen  Standpunkte  aus  schädlichen 
Folgen  entgegenzuwirken. 

Am  24.  Juli  1900  w  urde  dieses  Gesetz  leider  vom  Volke  mit  4412  Stimmen 
gegen  230b  verworfen.  Infolge-  dieser  Entscheidung  blieb  den  Behörden  nichts 
anderes  übrig,  als  das  im  Jahre  18Mb  auf  Grund  der  Enquete  vom  Jahre  1891 
festgesetzte  Programm  nach  und  nach  zu  realisieren,  das  Programm  welches 
sich  namentlich  auf  folgende  Punkte  bezieht : 

1.  Gesetzgeberische  Massregcln.  1.  Erlass  eines  WohnungsgescUes.  2.  Erlass  eines  neuen 
besetres  über  Anlage  und  Korrektion  von  Strassen  im  Sinne  einer  Ausdehnung  der  Expropriation» 
befugntsse  (Zonenexpropriation).  3.  Aufstellung  eines  umfassenden  Planes  für  die  Korrektionen  in 
der  inneren  Stadt.  II.  Administrative  Massrcgeln.  4.  Planmussige  Durchführimg  der  Korrektionen 
in  der  inneien  Stadt.  5.  Ankauf  von  Wohnhaus.™  in  der  innei.n  Stadt  und  Einrichtung  derselben 
nach  den  Vorschriften  des  Wolinungsgescues  behufs  Vermietung.    6.  Ueberlassung  von  Baugrund 
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zu  günstigen  Bedingungen  an  geim  iunüt/igc  Ballgesellschaft«  n  und  an  Baugcn<>«*cU!sch  dien  behuf» 
Errichtung  von  billigen  Wohnungen  zum  Zwecke  «l  s  Verk.mfs  «>«l«r  der  Vermietung  7.  E»st«ll;uig 
billiger  Wohnhäuser  in  «len  verschiedenen  Uuartier« n  durch  ilie  öffentliche-  Verwaltung  zur  Vermietung 
an  die  Angestellten  und  Arbeiter  derselben,  eventuell  an  andere  Einwohner.  8  Erleichterung  des 
Verkehrs  mit  den  Aussencjuartieren  und  mit  der  Umhegend  durch  billige  Bahnverbindungen. 

2.  Bkkn.  Dieser  Kanton  besitzt  noch  k«-in  desetz  betreffend  die  Baupolizei. 
Ihjffentli«  Ii  wird  die  Kiupi'te  vom  Jahre  IN')*»  /ti  «liesem  Resultate  führen, 
da  «Ii«-  bezügli«  h«-n  Reglement«-  sehr  fragtii«-ntaris<  h  und  unv«dlkommen  sind. 
Das  Gesetz  von  1*7  1  verleiht  «b-n  G»mein<len  da>  Recht  zur  Aufstellung  von 
Planen  und  zum  Krlass  v-.n  Verordnungen  b«-t  r«ffen«l  dir'  Batip«*liz«-i.  Ks  b« -stimmt 
u.  a..  dass.  insofern  der  degenstand  nicht  schon  seitens  des  Staates  g«-n-gelr 
ist,  die  demeinih-n  V<-r.»rdnung«-n  im  |tiier«-sse  der  .dient liehen  destindheit  zu 
erlassen  haben. 

3.  (iiv.NK.  Das  allgemeine  (ies.  t/  betreibend  «li<-  Strassen,  die  Bauten, 
die  Wasserläufe,  die  Bergwerke  und  die  L\propriati««nen  trat  am  1.  August  1  SV 5 
in  Kraft.  I'.s  enthält  b«rsond»-n-  Bestimmungen  in  Bezug  auf  die  (b-sundhejts- 
verhaltnisse  der  Wohnungen.  Die  Ausführungs-hesiinnmmgen  hier/u  sind  am 
14.  März  IHM«!  erlassen  worden.  Der  (ieset zesent  vviirf  Barde  vom  1(1.  Juni 
1K«M  bclretfend  «Iie  desundheifsverhältniss,.  der  Wohnungen  blieb  im  /Aislande 
des  Kntvvurfes.  Das  desetz  \->m  2<>.  Oktober  lS'.t.S  wurde  durch  dasjenige  vom 
28.  September  1SUN,  weh  lies  die  Krrb'ht ung  von  neuen  Mausern  an  Stelle  ih  r 
alten  begünstigt,  ersetzt,  ferner  ist  in  Kraft  das  (leset/  vom  0.  Februar  1SU7. 
welches  die  Krsiellung  und  den  Verkauf  von  Arbeiterhäusern  begünstigt,  sowie 
das  (lesetz  vom  17.  Mar/  l'HHi  betreffend  den  Ausdehnungsplan  der  Stadt  den!' 
und  der  Vorstadl  gemeinden .  Carouge  inbegriffen.  Das  ( ic-sunilheitsamt  ist 
beauftragt,  die  Wohnungen  zu  kontrollieren  und  zu  überwachen. 

4.  Iazkk.N.  Das  desetz  vom  2'K  August  1S(>4.  welches  auf  die  spe/ielkn 
Bestimmungen  eines  spül  er  zu  erlassenden  Reglements  verweist  <  M.  März  1  Nr»7  . 
Dieses  letztere  enthält  Bestimmungen  betrettend  ungesunde  Wohnungen,  sowie 
feuchte  und  neu  ei  'st  eilt  e  | ..kah- :  «Ii«-  zur  Wohnung  Ix-stiuunt  en  /immer  dürfen 
nicht  unter  2.t>4  m  messen. 

5.  St.  (j.u.i.kn.  Das  Reglement  h«-trelfend  die  Baupolizei  vom  12.  Mai- 
13.  Juni  1SS7.  enthält  interessante  Bestimmungen  bezüglich  der  d rosse  der 
Fenster.  Hohe  »ler  dehäude.  deren  !•  un<lani<-n< e .  der  Wasserleitungen.  «1er 
Aborte  uiul  <les  Abflusses  etr  .  Hervorzuheben  sind  die  Artikel  teS  und  t»1». 
Der  erste  untersagt  den  Anstrich  der  Häuserfassaden  mit  weisser  «Hier 
irgend  euer  amb.-ren  für  die  Augen  schulischen  Farbe.  Der  zweite  vrbietet 
die  Anwernlung  von  Arsenik  ent haltetubn  Farben  bei  Krs'«dlung  v«»n  Mausern. 
Das  I'olizeireglement  der  Stallt  St.  (lallen  vom  10.  März  1N('2.  bet  reifend  »Jen 
Gesundheit s/ustatul  «br  W«dinung«n.  enthält  «las  \'erbot.  Lokale  zu  beziehen, 
bevor  sie  ganz  trocken  gewonlen  sind.  Bestimmung«-!!  zur  \'«'rhütung«'n  der 
Feuchtigkeit  der  Widmungen  etc.  Die  neu«'  am  1.  August  1XU1  in  Kraft  getre- 
tene «Instruktion  für  «Ii«'  ( »«.Mneiiiderät«-  und  <  >rtsgesunilli<-ifskonimissi<.>nen  betr. 
die  «WTentli»  he  (i<'sunilheitsptlege.  vom  25.  Januar.  1 3.  Mai  l'KII  >  stellt  die  Woh- 
nungen, Werkstätten.  Wirtshäuser  und  Stall«-  unt«  r  «Ii«-  Kontrolle  der  d.sund- 
heitskonnnissi<.n.  Je«ie  demeinde  isl  gehaben,  «  in  Reglement,  betreffend  die 
Baupolizei  auszuarbeiten:  die  h»kalen  Ib-hörden  sollen  di»1  privaten  W<dinung«n 
und  ötlentli«  hen  («ebämb-  tS«  luden.  Krankenhäuser  etc.)  auf  «leren  gesundheit- 
liche Verhältnisse  prüfen  und.  s«:tbald  ihm-n  Klagen  eingen  i«  ht  werden,  ein«" 
eingehend«-  Inspektion  «kr  b«-treflen«b-n  Lokalitäten  vornehmen. 

f».  Soi.<ithikn.  I>as  dc-selz  vom  (>.  Mai  1SS2  über  destindheit spflege 
und  Lt-bensnüt t«  l])oliz«.i  unt»-rwirft  «b  r  Kontrolle  «b-r  Behörden  «iie  Wohnungen, 
«lie  Werksiätt«  n.  «Iie  Stall«'.  «Ii«'  Kloaken.  «Ii«-  drüben  u.  s.  w.,  und  die  Verordnung 
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für  die  Gesundheit*  -  Kommissionen  in  den  < i *-i i»< •  im I «-n  vinn  1<>.  Februar  I8N3 
beauftragt  die  Gesundheits-Kommission,  die  nötigen  Inst ruk i ionen  zur  Sicherung 
gesunder  Wolmungsverhällnisse  zu  erlassen.  Die  1*.  .liz-  i\ (■ninlnuii^  der  Stadl  - 
gemeinde  vom  12.  Ff b mar  und  12.  April  1K«)2  s«  breibt  die  Erhaltung  der 
Wohnungen  und  ilirer  l'mgcbunge n  in  guter  Ordnung  vor.  und'das  Baute gleinent 
vom  20.  April  1895  unterstellt  in  Ausführung  des  kantonalen  Baugesc i zes  vom 
24.  April  1.V5  die  Pläne  neuer  Bauten,  dif  Reparatm  -en  und  l'mbauungen  von 
Hausern  der  Genehmigung  der  Behörden,  welche  die  Ausführung  der  bf /üb- 
lichen Arbeiten  zu  beaufsichtigen  haben.  Dieses  Reglement  sieht  die  Aufnahme 
eines  Gesamtplanes  wie  der  Pläne  einzelner  (Quartiere  vor,  bestimmt  die 
Bauflucht  sowie  das  Niveau,  um  die  normal«'  Eutwh  k<-luni;  der  Stadt  zu  fordern: 
es  enthalt  ein  besonderes  Kapitel  betreffend  die  <  lesundheitsv  erhältnisse  der 
Wohnungen.  geeignet,  <n<>  Erstellung  und  Unterhaltung  der  Hauten  entsprechend 
den  Forderungen  der  Hygiene  zu  sichern. 

7.  W  aaoi.  Kantonales  Gesetz  vom  12.  Mai  1  .K*»S.  in  Kraft  getreten  am 
1.  Januar  1SUU.  I rt  einem  Kanton,  wo  die  landwirtschaftliche  Bevölkerung 
50"  o  der  ganzen  Bevölkerung  erreic  ht,  kann  natürlich  keine  Rede  davon  sein. 
Massregeln  zu  erlassen,  deren  Anwendung  nur  für  stadtische  Verhältnisse 
passend  sind.  Man  war  daher  gezwungen,  in  dem  ( iesel  ze  nur  allgemeine  Prin- 
zipien niederzulegen,  die  Feststellung  spezieller  Bestimmungen  den  bezüglichen 
Reglenienten  tiberlassend.  Die  Stadt  Vevey  besitzt  seit  .|em  13.  Oktober  1N'*9 
ein  sehr  detailliertes  Reglement,  welches  die  im  kantonalen  Gesetz  nieder- 
gelegten I'rincipien  entwickelt.  Hin  Projekt  eines  Reglements  betretTend  die 
Bau-  und  YVohnungspolizei  ist  im  Oktober  1*>01  vom  Gemeinderat  von  Lausanne 
angenommen  worden.  Wir  heben  die  Bestimmung  hervor,  welche  der  ( iemeinde- 
exekutive  erlaubt,  die  Räumung  ungesunder  Lokale  anzuordnen,  bis  zur  Durch- 
führung der  vor  ihr  vorgeschriebenen  Reparaturen:  falls  der  Besitzer  sich 
weigert,  die  Reparaturen  vorzunehmen,  hat  die  Behörde  das  Recht,  solche 
auf  Kosten  des  Besitzers  vornehmen  zu  lassen  (Art.  Sit. 

S.  Zun.  Die-  Stadt  Zug  besitzt  seit  dem  1*>.  August  LS«) 7  ein  Gesetz 
(Baugesetz  für  die  Stadt  Zug),  welches  den  Entwurf  eines  Situations-  und 
Bebauungsplanes  vorschreibt.  Dieses  Geseiz  enthalt  präzise  Vorschriften 
betreffend  Erstellung  von  Wohnungen,  Vorschriften,  die  geeignet  erscheinen, 
den  gesundheitlichen  Anforderungen  hinsichtlich  der  Lage,  des  Luftraumes, 
der  Beleuchtung,  der  Entfernung  der  Abiallstoffe  und  anderen  Unrates  zum 
Siege  zu  verhelfen.  Das  Gesetz  sieht  die  Genehmigung  der  Baupläne  und 
Reparaturen  seitens  kompetenter  Behörden  vor  und  verbietet  den  vorzeitigen 
Bezug  neuer  Bauten.  Dieses  Gesetz  kann  gegebenen  Falls  teilweise  oder 
ganz  in  anderen  Gemeinden  des  Kantons  zur  Anwendung  gelangen. 

9.  Zürich.  Baugesetz  vom  23.  April  1893  anwendbar  für  die  Stadt 
Zürich  und  Winterthur.  Bestimmungen  betreffend  die  Hohe  der  Häuser  <<t?  o2k 
Verbot  von  Erdgeschoss- Wohnungen  ($  70):  Grösse  der  Schlafräutne  ($  71  r. 
Bedingungen  betreffend  die  Bewohnung  von  Mansarden  (g  73) :  Hohe  der  Woh- 
nungen (S  74  v :  (Qualität  der  bei  Erstellung  von  W  ohnungen  zu  verwendenden 
Materialien  ($  76);  Errichtung  von  Fenstern,  welche  direkt  den  Zutritt  freier 
Luft  gestatten  ($93);  Beleuchtung  und  Lüftung  von  Korridoren  <$  94):  Abflüsse 
und  Kanäle  ($  99);  Wegschaffung  von  Fäkalstotfen  i$  102):  Bewilligung  zur 
Erstellung  von  Bauten  ($  125»:  Strafbestimmungen  t  Maximalbusse  Fr.  500 
Art.  138). 

Die  Verordnung  vom  10.  August  1893  betreffend  Zulässigkeit.  des  Bezuges 
neuerrichteter  Wohnungen  für  Ortschaften  mit  städtischen  Verhältnissen  setzt 
die  Bedingungen  fest,  welche  zu  erfüllen  sind,  damit  der  Staat  die  Bewilligung 
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zum  Bezug  neucrstcllter  Hauten  erteilen  könne,  um  die  Befolgung  der  in  dem 
Gesetze  niedergelegten  Principien  zu  sichern  und  die  Bewohnung  feuchter 
Logis  zu  verhindern.  Spezielle  Verordnungen  siehern  die  Anwendung  dieses 
Gesetzes  auch  in  Bezug  auf  andere  Gegenstände.  (Verordnung  über  Abtritt- 
anlagen, vom  27.  April  18*>S.  Verordnung  betreffend  die  Abfallstoffe,  vom 
13.  Juli  1895.  Verordnung  betreffend  die  Abfuhr  des  Hauskehrichts,  vom 
2.  Dezember  1893.)  Die  Stadt  Zürich  lässt  ausserdem  regelmässige  Inspektionen 
namentlich  in  den  dichtbevölkerten  Stadtvierteln  vornehmen.  Der  Zweck 
dieser  Inspektionen  ist.  sich  zu  vergewissern,  ob  die  gesunden  Wohnungen 
in  rationeller  Weise  benutzt  würden;  ausserdem  soll  auch  die  Verbesserung 
ungesunder  Wohnungen  angestrebt  und  die  Bewohnung  solcher  verboten  werden. 
Kür  diese  Inspektionen  sind  die  Ergebnisse  der  Knquete  von  1896  von  grosser 
Bedeutung. 

IV.  Errichtung  billiger  Wonnungen.  Die  Bethätigung  der  privaten  Initia- 
tive wie  der  öffentlichen  Gewalten  auf  dem  Gebiete  der  Wohnungsreform  kann 
sich  folgendennassen  geltend  machen : 

1.  Die  Privatinitiative  bethätigt  sich  selbständig.  2.  Staat  und  Gemeinde 
unterstützen  die  Privatinitiative  (gemischtes  System).  3.  Staat  und  Gemeinde 
ersetzen  die  Privatinitiative,  indem  sie  selber  bauen  lassen. 

Untersuchen  wir  nun,  in  welcher  Weise  die  Frage  in  der  Schweiz  gelöst 
wurde,  indem  wir  die  Unternehmungen  zur  Errichtung  billiger  Wohnungen  einer 
raschen  Musterung  unterwerfen. 

1.  Errichtung  von  billigen  Wohnungen  durch  Arbeitgeher.  A.  Basel. 
a>  De  Bary  &  Cie.  (Seiih  nmanufaktur)  nahm  die  Errichtung  von  4  Arbeiterhäusern 
im  Jahre  1855  vor;  im  Jahre  1S72  wurden  i>  neue  Bauten  erstellt.  8  dieser  Häuser 
enthalten  je  2  Wohnungen  von  2  Zimmern,  Küche,  2  Mansarden,  Keller  und  einen 
kleinen  Garten.  Die  übrigen  2  Däuser  enthalten  2  Wohnungen  von  2  und  3  Zim- 
mern, b)  J.  K.  Sarasin  (gegenwärtig  Vischer  &  Cie.').  Errichtung  von  ö  kleinen 
Arbeiterhäusern  für  einzelne  Familien  im  Jahre  18b7.  Die  Bauten  wurden  an 
Arbeiter  zum  Preist-  von  Fr.  4500  verkauft.  Im  Jahre  1891  waren  nur  zwei 
dieser  Bauten  Eigentum  ihrer  ersten  Käufer.  In  5  Häusern  wohnen  je  zwei 
Haushaltungen,  im  sechsten  eine  einzelne  Familie,  die  jedoch  13  Mitglieder 
zäidte.  Die  Jahresmiete  beträgt  Fr.  520,  oder  ll,5°/o  des  ursprünglichen 
Wertes,  o  Sarasin  «.v  Cie.  (gegenwärtig  Gebrüder  Sarasin  &  Rud.  Sarasin.) 
Seit  I8b9  wurden  l»>  für  einzelne  Familien  bestimmte  Häuschen  errichtet.  System 
des  Verkaufes  an  die  Mieter  vermittelst  Amortisierung.  Zwei  verschiedene  Typen 
der  Bauten.  In  12  Bauten  besteht  jede  Wohnung  aus  2  Zimmern  mit  Küche 
im  Erdgest  hoss.  Verkaufspreis  Fr.  3250.  Die  4  übrigen  Häuser  enthalten  im 
Erdgeschoss  je  ein  Zimmer  mehr.  Verkaufspreis  Fr.  4500.  Gartenbenutzung. 
Im  Jahre  1877  wurden  weitere  1  *»  Arbeiterhäuser  errichtet.  Verkauf  an  die 
Bewohner  zum  Preise  von  Fr.  <>200  bis  Fr.  8000.  d)  Ryhiner  &  Sohn. 
Errichtung  \  on  22  Arbeiterhäusern,  beendigt  im  Juni  1878.  Im  Jahre  1887 
wurden  diese-  Häuser,  welche  von  den  Arbeitern,  die  Wohnungen  in  centraler 
Lage  vorzogen,  verlassen  wurden,  teilweise  an  Fremde  veräussert.  Jedes  Haus 
enthält  2  Wohnungen  (3  Zimtner  mit  Küche  und  eine  oder  2  Mansarden). 
Garten  von  52  m*.  Wasserleitung.  Anschluss  an  die  Kanalisation,  e)  Adolf 
V  i  s c he r-Sa ra si  n.  Hier  handelte  es  sich  nicht  um  einen  Arbeitgeber,  der  für 
seine  Arbeiter  Wohnungen  baut,  sondern  um  einen  Philantropen,  welcher  den 
Mangel  an  gesunden  und  billigen  Arbeiterwohnungen  als  ein  sociales  Uebel 
auffasse.  In  den  Jahren  1877 — 1878  Hess  er  15  Arbeiterhäuser  herstellen. 
W  ohnungen  von  2  Zimmern.  Küche,  Mansarde.  Keller  und  Garten.  Die  Häuser 
werden  an  die  Mieter  verkauft,     f)  Rudolf  Sarasin.     Errichtung  von  12  im 
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Jahre  1886  beendeten  Ilausern,  jedes  2  Wohnungen  enthaltend,  gi  Job.  Rud. 
Cieigy  &  Cie.  Erriehtung  von  10  grossen  Wohnhäusern  in  der  Nahe  der  Fabrik 
(4  Wohnungen  in  jedem).  Die  Verwaltung  dieser  Häuser  wurde  je  einem 
Werkführcr  anvertraut,  welcher  für  seine  Verwaltung  verantwortlich  war  und 
«las  Recht  hatte,  das  von  ihm  verwaltete  Haus  käuflich  zu  erwerben.  Dieses 
Verwaltungssystem  führte  aber  nicht  zu  dem  gewünschten  Resultate.  Neun 
dieser  Häuser  wurden  von  Werkführern  gekauft,  welche  jedoch  dieselben, 
ihrem  ursprünglichem  Zweck  entgegen,  nicht  mehr  ausschliesslich  an  Arbeiter 
vermieteten.  Ferner  wurde  von  der  gleichen  Firma  ein  Arbeiterquartier  von 
40  Wohnhäusern  ausserhalb  der  Stadt  angelegt.  Ks  sind  alleinstehende  Häuser 
für  einzelne  Familien.  Cottagcsystcm  mit  Park,  Waschhaus,  Kleinkinderschule 
und  Bibliothek.  Diese  Häuser  sind  nicht  verkauft  worden.  Jedes  Häuschen 
enthält  eine  Wohnung  von  3—5  Zimmern.  Mietpreis  pro  Wohnung  Fr.  200. 
Dividende  3,2  0  o.  Schliesslich  ist  noch  die  Arbeiterkolonie  des  Etablissementes 
\on  Grenznach  bei  Hasel  (Baden)  zu  erwähnen,  welche  aus  10  Wohnungen 
besteht.  Für  diese  verschiedenen  Bauten  wurden  im  Ganzen  Fr.  800,000  ver- 
ausgabt. 

H.  Zürich,  a)  Gebrüder  Sulzer,  Winterthur.  Vom  Jahre  1872  an 
wurden  24  Wohnhäuser  mit  je  2  Wohnungen  und  10  mit  je  einer  Wohnung 
errichtet.  Benutzung  eines  kleinen  Gartens.  Die  Gesamtheit  der  bewohnbaren 
Räume,  Küche  inbegriffen,  beträgt  188  oder  durchschnittlich  5  Zimmer  pro 
Wohnung.  Diese  Häuser  sind  von  210  Personen  bewohnt.  Was  den  Miet- 
preis anbetrifft,  so  giebt  es  4  Wohnungen  zu  Fr.  180,  24  zu  Fr.  280  und 
b  Wohnungen  zu  Fr.  300  pro  Jahr.  Die  jährliche  Dividende  betragt  3.3  °/„. 
Der  Speisesaal  ist  für  250  Personen  berechnet.  Lesesaal,  Badeeinrichtung 
(Preis  eines  Bades  10  Cts.).  b)  Rieter  in  Winterthur.  Seit  1802  sind 
P>  Häuser  erstellt,  welche  von  230  Personen  bewuhnt  werden,  pro  Haus 
2  Wohnungen  von  2 — 5  Zimmern,  Kapital  Fr.  288.000,  Dividende  4%.  Wasch- 
haus, Badeeinrichtung,  Vereinssaal. 

C.  Aargau.  a»  Brown-Boveri  &  Cie.,  Baden.  Seit  1800  sind  4  Kinzel- 
und  3  Doppelhäuser,  jedes  mit  4  Wohnungen,  bestehend  aus  3  Zimmern.  Küche, 
Veranda  und  Mansarde  errichtet  worden.  Mietpreis  Fr.  300  pro  Wohnung, 
Kapital  Fr.  105,000,  Einkommen  3 — 3'/2°/<i. 

D.  Solothurn  und  Bern.  Die  Rollschen  Werke  in  Gerlaungen.  Seit 
1870  sind  gebaut  worden  : 


Kanton  Solothurn 

Gerlahngen  . 

27 

Häuser 

157 

Wohnungen 

723 

Clus  . 
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> 

102 

> 

24<> 

Ölten      .  . 
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a 

20 

» 

00 

Kanton  Bern 

Choindez 
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> 
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* 

4  70 

Rondez  . 

1  1 

> 

48 

125 

L'ndervelier. 

7 

> 

27 

-c 

70 

Bern  .     .  . 

4 

24 

> 

08 

Zusammen 

102 

Häuser 

507  Wohnungen 

1708 

► 

- 


K.  Neuenbürg,  a)  Russ-Suchard  und  Cie.,  in  Serrieres.  Seit  1887 
37  Arbeiterwohnungen  erstellt.  Die  Häuschen  enthalten  1 — 5  Wohnungen, 
jede  von  4  Zimmern,  Mietpreis  Fr.  204 — 210,  Dividende  2  '/t  %>•  Die  Wohnungen 
»erden  in  gutem  Stande  gehalten,  Wechsel  der  Miete  sehr  selten.  Volksküche. 
In  M.  Petitpierre.  alt-Staatsrat  in  Ncuchätel ,  Hess  vom  Jahre  1880  an 
10  Häuser  von  je  1  Wohnung  aus  4  Zimmern  errichten,  welche  52  Personen 
beherbergen;  Mietpreis  Fr.  250,  Kapital  Fr.  50,000.  Dividende  3»/4  °/0. 
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F.  Waadt.  a>  G e-  brüd«r  Mermod.  Fabrikanten  iti  Ste-Ooix.  Im 
Jahre  ISMO  wurden  2  zweistückige  Doppelhäuser,  jedes  enthaltend  eine  Wohnung 
von  3  Zimmern.  Küche  und  Abort  errichtet.  Herstellungspreis  der  Gruppe  von 
2  Häusern  Fr.  23.000  oder  Fr.  11.500  pr«,  Haus.  Preis  des  m3  Fr.  Ib. 
Im  Jun«ol  tV  Cie..  Lucens.  In  den  Jahren  1887-  ISMO  sind  2  Häuserkomplexc. 
umfassend  4  einstöckige  Häuser  mit  Krdgeschoss.  4  zweistöckige  Häuser  mit 
Krdgeschoss.  mit  je  3  /immern,  1  Küche,  1  Mansarde  pro  Wohnung  erstellt 
worden.    Kosten  Fr.  SO.000,  Mietpreis  pro  Monat  Fr.  20. 

2.  H  auoksi.j.i.s<  Hai  tkn.  A.  Hasel,  a)  Aktiengesellschaft  zur 
Frstellung  hi  II  ig  er  Wohnungen,  weh  he  im  Jahre  ISNS  an  die  Stelle 
einer  im  Jahre  l.NhO  gegründeten  kooperativen  Gesellschaft  getreten  ist.  Letztere 
hatte  zum  /weck,  die  Mieter  zu  Hesitzern  der  von  ihnen  bewohnten  Häuser 
zu  machen.  Dieser  Versuch  scheitert«'.  Die  neue  Gesellschaft  liess  im 
Jahre  189b  19  dreistöe  kige  Häuser  mit  je  h  Wohnungen  bauen.  Im  Ganzen  sind 
403  W  ohnräume  vorhanden,  weh  he  von  44.?  Personen  bewohnt  sind.  Der 
durchschnittliche  Mietpreis  beträgt  per  Zimmer  Fr.  S2 :  Kapital  Fr.  700,000. 
Dividende  4  °/o.  b>  Hasler  Hauverein.  Im  Jahre  ISO  6  liess  er  3b  Häuser 
erstellen.  Preis  der  einzelnen  Haute  Fr.  12 — 25.000.  Dividende  pro  Jahr 
IS07  -08  10°  ci  Hasler  W  oh  n  g  e  n  oss  en  s  »  h  a  t't.  (4.  April  1000».  Dies. 
Genossensehaft  zählt  gegenwärtig  150  Mitglieder. 

H.  Zürich,  ai  Aktiengesellschaft  für  Krstellung  von  Arbeiter- 
wohnungen in  Zürich.  Gegründet  im  Jahre  lSbO.  Aktienkapital  Fr.  400. 500. 
Vom  Jahre  1S(>3  bis  IS'»«»  sind  40  Häuser,  12  Geschäftslokale  und  Ateliers 
gebaut  worden,  2  —3  Wohnungen  pro  Haus.  Mietpreis  Fr.  255 — 300.  Diese 
Häuser  we  rden  von  der  Gesellschaft  nicht  verkauft.  Dividende  4!/4°/o-  Miet- 
kontrakt mit  der  He^timmung.  dass  ein  Mieter,  welcher  seine  Lokale  weiter 
vermiete  t.  10— 30",'»  übe  r  den  Mietpreis  zahlen  nuiss.  b)  A  k  t  i  e  n  hau  v  •  r  e i  n. 
Zürich.  Gegründet.  1S72.  Kapital  Fr.  5O0.000.  37  Häuser  mit  1  -  3  Wohnungen 
pro  Haus  wurden  in  Aussersihl.  58  in  Hottingen.  30  in  W'ipkingen.  4  in  Hir>- 
landen  oder  in  der  Umgebung  von  Züric  h,  bis  1  S03  ge  baut.  Die  meisten  dieser 
Häuser  wurden  verkauft.  Dividende  4'  ,  H  o.  Preis  der  Häuser  Fr.  S0OO — 13000. 
F.s  besteht  das  Verbot  in  diesen  Häusern  Wirtschaften  zu  eröffnen,  c)  Hau- 
und  Spargenosse-nsc  ha  ft .  Züric  h.  Seit  1802  sind  18  Häuser  mit 
117  Wohnungen  erstellt  worden.  Im  Jahre  IS'»N  zählte  die-  Genosse  nsehatt 
371  Mitglieder.  Wohnungspn-is  Fr.  3bi) — 1300.  Die  Jahresdividende  soll  nicht 
5%  übersteigen.  Der  l.'eherschuss  nac  h  Abzug  von  10°  0  zu  Gunsten  de» 
Rese  rve  fonds  wird  unter  die-  Mieter,  welche-  Mitglieder  eh  r  Ge  sellschaft  sind, 
verteilt,  d)  Kigenheim.  Züric  h,  besass  1807  313  Mitglieder.  Kapital  Fr.  210. 00t». 
4  2  Häuse  r  mit  je  3  W  ohnungen  wurden  errichtet.  Dividend'-  ö°0  brutto, 
ei  Daheim.  Zürich.  Die  Gesellschaft  wurde  1805  ge-gründet.  Minimaler 
Mietpreis  Fr.  400.  Aftermie  te  ohne  Hewilligung  ehr  Gesellschaft  untersagt. 
Die  Gesellschaft  hat  8  Häuser  mit  35  Wohnungen  gebaut,  f)  West  heim. 
Zürich,  gegründet  1805.  Aktienkapital  Fr.  100.000.  His  zum  1.  Oktedxr  l SO1» 
sind  4  Doppelhaus»»!*  tmit  30  Wohnungen  von  je  3  Zimmern  und  Zubehördetn 
gebaut  worden.  Mietpreis  Fr.  2b5 — 400.  g>  G  e  s  e  1 1  s  c  ha  f  t  für  Krst«»llun^ 
billig'»r  Wohnungen.  Wintertluir.  In  den  Jahren  1872  —  1800  hat  si>- 
181  Häuser  (verkauft  154»  mit  je  1 — 3  Wohnungen  zu  4  und  5  Zimmer.; 
erstellen  lassen.  Mietpreis  Kr.  25o  350.  Kapital  Fr.  1  .hl 0.900.  Dividend-- 
pro  1S00  3°ä».  h>  Aktiengesellschaft  für  Krstellung  von  Arbeiter- 
wohnungen in  Aussersihl.  Analoge  Gesellschaft  in  Döttingen,  Riesbach. 
i>    Aktiengesellschaft  in  Morgen,  gegründet  1808. 
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C.  Schaffhausen,    a  \  ( 1  <•  s  <■  1 1  m  h  ;i  It  für  K  r  s  l  <•  1 1  ti  n  g  I)  i  1 1  i  g  <  r  \V  o  h  n- 
1> ii  11  > r .  g<*gründet  I  S4»2.    Bis  IS*»»»  hai  vir  14  Wohnhäuser  mit  je  2  Wuhmmgen . 
v>n  -1  Zimmern  gebaut.    Mi«*tpr«*is  pro  Wohnung  IV.  .172.    Kapital  Kr.  280,001). 
Dividende  4  0  <>.     Im  Jahre   I84»<r  b«s.tss  dir  ( ö  sellsi  halt  40  \\  ohnungen. 

I).  N«mi<  hätel.  ;u  Societe  immohilier«*  in  la  ( 'haux  -  de  -  Fonds, 
gegründet  1S70;  7.1  Häuser  gebaut.  Kapital  Fr.  27.L2oo.  Dividend'*  5,20 °/o. 
Durchschnittlicher  Mi'tpnis  pro  Wohnung  Kr.  480  ohn«  Wasser.  1>>  \sso<  iation 
irnniobili  err  in  L<*  Lode.  gegrümlet  im  Jahre  1855.  iii'i;ni  Kmzahlung 
erhielt  man  das  Re«ht.  aufein  Haus  zu  reflektieren:  vermittelst  jährlicher  regel- 
mässiger Zahlung  wurde  man  Besitzer  desselben.  Di«'  ( iesellschaf!  hat  50  Wohn- 
häuser erstellt.  Wert  Kr.  1.. 152. 700,  Mietertrag  75. .120.  Dij-s.-  (iesellsrhaft 
existiert  nicht  mehr,  ri  So<ii*t<<  tle  Const  ru«:  t  i  oii  in  L«*  Loch*.  Seit  18/0 
sin«l  dr«-i  Komph-ve  von  j«-  2  (iebäuden  errichtet  worden.  Wert  Kr.  285,000, 
jährliche  Hinnahmen  Kr.  lö.LlO.  Dividenih*  .1  °.;o.  <h  So«  i  «.'•  t «  de  Const  rurtion 
I/Avenir  in  L<-  Lo«  le.  In  den  Jahren  |8()2 — 1  S'»o  sind  27  Hauten  errichtet 
word' ii.  Wert  Kr.  M>5. 500.  jahrlirhe  Kinnahmen  Kr.  42.4  lo.  Diese  (iesell- 
srhaft ist  eingegangen.  «•">  |,r  Foyer  in  N ein -hat «*1.  (iegrütulet  1895,  hat 
/um  /.werk  «lie  Krst«'llung  von  billigen  Häusern  und  di<-  Vennielung  derselben 
an  Personen.  \\«-l«he  Besitzer  zu  werden  wünschen.  Minimaler  Mietpreis  Kr.  400, 
von  diesem  Betrag  werden  .1'  2  %  1 '' r-  ~^,),-)  l"'«l  8000  Herstellungskosten  y 
nach  Natur  d«  s  Hause-)  als  Kapitalzins  berechnet,  der  l'«-herschuss  wird  zur 
\nutrtisi*  rung  verwende!.  Die  Resultat*  sind  günstig.  Das  ( Joells«  haltskapital 
betragt  Kr.  Im). 000.  Krsielll  sind  7  Häuser  mii  (iarl»*n  <A\  ohnungen  von  je 
5  Zimmern  i  Mietpreis  pro  Wohnung  Kr.  2<»5. 

K.  Waadt.  a>  So«  i  «'•  t  «*-  d  <•  ( '  o  n s  t  ru c  t  i <>  n  de  Lausanm-.  <  o  gründet  den 
2').  November  1SM».  hat  8  Hauten  1 74  Wohmmgeiu  und  24  ( ies<  häftslokale 
erstellen  lassen,  t»  1«>  Wohnungen  pro  Haus.  Jede  Wohnung  von  2  4 
'/.immern.  Jahresinn  te  Kr.  202—  252.  Kapital  Kr.  400. Ooo.  Durchschnittsdividende 
.l'V'o.  lo  Association  <  oo  pc  ra  t  i  \  «•  industrielle,  Lausanne,  (iegründe! 
1889.  hat  in  La  Pontaise  ein«-  Haut«*  «nicht«!.  Kapital  Kr.  .100.000.  Hingegangen 
im  Jahr«-  1890.  <»  Societe  im  um  hi  I  i  e  r  «•  d«-  larue  du  Jura.  Lausanne.  Die 
Societe  des  Log«ni»-nts  <{  c  o  n  om  i «]  u  c  s  .  gegründet  im  Jahre  1S85.  nahm 
im  Jahr«-  1886  «b-n  oben  angeführten  Namen  an.  188!»  hat  sie  4  Hauten 
hewolml  von  o4  Part«-i«n.  rrruhtei.  Divi«leml<'  im  Jahre  18« ».'S  ]  1  . "  „.  Kapital 
Fr.  10O.O0O.  <L  l.'Abeille,  Lau-anne.  Line  Koop«*rativ-(i«sel|sehalt.  gegründet 
18l».l.  Subskription  von  Anteilen  \..n  Kr.  50.  i  zahlbar  ä  Kr.  .\  50  pro  14  Tag«- 
«•«ler  ä  Kr.  5  pro  Monat  i.  Im  Jahre  lS'il  18*»5  hat  sie  5  I  läus»-r  1.2  Kinzel- 
hiuser  mit  je  2  Wohnungen  und  .1  zusammenhangend«-  Häuser  mit  je 
.1  Wohnung<ni  gebaut.  Dies«-  Gebäude  b'*herb«*rg«*n  1.1  Kamilien  0»4  P«  rsonen). 
Jahresmiei.-  Kr.  In2  298.  Divub  mh-  5.4  ",„.  Im  Jahre  1  SM«i  z;,|ilt«-  die  <  o-sell- 
srhaft  29o  Mitgli<-der.  Die  ( iesells« -haftsmitglied»*r  haben  das  \'orkaufsr«*rht. 
«••  Societe  philaut  ropique  i  m  m  o  b  i  I  i  e  r  «• .  V«*vey.  (ogründet  1  8<>5.  Hat 
2  dreistöckige  Häuser  mit  j«*  2  4  Zimmern.  102  Personen  b«*lierbergen«l  i|S96i 
gebaut.  Mietpreis  Kr.  120 -.lOO.  Kapital  Kr.  148.2.17.  Dividende  4  °/o.  Ks 
wird  beabsichtigt,  4  neu«*  Hauten  zu  erstellen,  jedes  auf  Kr.  45,000  berechnet, 
dieselben  sollen  8  Wohnungen  «Mithalten.  Die  Arlx-iten  zur  Lrrirhtung  zweier 
Hauten  begannen  1900.  f)  La  Ruch«*.  Payern«*.  (o-grumhl  IS'M.  Hesilzt 
•  18')!»)  7  aneinanderstossende  Häuser,  entlutlten«!  j«  .1  4  Wohnungen.  105 
Personen  beh«*rb«*rgend.  Mietpr.  is  Kr.  240 — 150.  Kapital  Kr.  140.000.  Divi- 
«lend«*  4"/«-  g»  Kin«*  Haug«  s«-lls«  hall  steht  im  Hegrill,  si<  h  in  Avenches  zu 
bilden.  Ks  soll  eine  gewisse  Zahl  zweistöckige  Doppelhäuser  von  j<*  4  Wohnungen 
pro  Haus  mit  Knigeschossen  «  rstellt  w«-rdeu.    Die  \\  ohnung«  n  sollen  .1  Zimmer. 
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Küche  und  Zubehördcn  enthalten.  .Auch  Wasser  und  Garten.  Die  Jahresmiete 
ist  auf  Fr.  270  festgesetzt,  h)  In  Orhe,  wo  sieh  die  Chokoladenfabrik  von 
Ü.  Peter  &  Cie.  von  Vevcy  installierte,  ist  eine  Ballgesellschaft  entstanden. 
Einstöckige  Häuschen  kosten  Fr.  5000. 

F.  Genf,  a)  A  s  so«  i  a  t  i  o  n  coopc'rative  immobilicrc.  Gegründet  186". 
Gebaut  wurden  70  Häuser  (je  I  W  idmung  von  4 — b  Zimmern  pro  Haus).  Gesamt- 
wert in.  Jahre  18»>5  Fr.  768,300.  Jahresmiete  Fr.  4—500.  Dividende  3%.  b)  Le 
Foyer.  Gegründet  18<U.  Besitzt  33  Häuser  (die  Wohnung  von  4 — 5  Zimmern». 
Jahresmiete  von  Fr.  300-  4l*5.  Kapital  Fr.  250,000  (irn  Jahre  1805).  Divi- 
dende 3  °/o.  e)  So  riete  gönevoise  des  logements  h  y  gi  <4  n  i  q  u  e  s.  Gegründet 
1802.  Besitzt  5  Häuser  von  je  10—15  Wohnungen  (2 — 5  Zimmer).  Mietpreis 
Fr.  ll>2 — 1»20  (im  Jährt  1805).  Daneben  ist  eine  neue  Gruppe  von  3  Bauten 
mit  Wohnungen  von  1,  2,  3  Zimmern  erstellt  wurden.  Totalwert  Fr.  700.000. 
Dividende  4%.     Kitrag  der  Miete   1800  Fr.  20.144. 

G.  Hier  möge  noch  die  cSoeicMe  pour  l'ameliorat  ion  du  logement 
ä  Gcnevo  erwähnt  werden,  die  allerdings  keine  Baugesellschaft,  vielmehr 
eine  dem  Studium  und  der  Propaganda  gewidmete  Vereinigung  ist;  dieselbe 
veröffentlicht  jährlich  ein  Bulletin,  in  welchem  die  wichtige  Angelegenheit 
der  Wohnungsverbesserung  mit  Wärme  vertreten  wird.  Die  speziellen  Auf- 
gaben, welche  die  Gesellschaft  sich  gestellt  hat,  bestehen  in  Folgendem: 
a)  bezügliche  gesetzliche  Massnahmen  zu  veranlassen  und  deren  Anwendung 
zu  überwachen  :  b)  Ausarbeitung  von  Plänen  und  Kostenvoranschlägen  für 
billige  Wohnungen;  c)  Untersuchung  der  Frage  betreffend  die  L'mbauung 
schadhafter  Bauten;  dt  Förderung  der  Bildung  von  Baugesellschaften  und 
Aneiferung  von  Privatpersonen  zur  Herstellung  von  billigen  Bauten  durch 
Erteilung  bezüglicher  Auskünfte  technischer  wie  ökonomischer  Natur:  e)  Orga- 
nisation einer  thäligen  Propaganda  und  Anbahnung  einer  Bewegung  zu  Gunsten 
der  Wohnungsreform. 

3.  Die  Rolle  dkk  öi-i  emi.ic  hen  Gewalten-  (Staat  vxd  GemeindeK 
Zwei  schweizerische  Städte,  und  zwar  Bern  und  Xeuchatel.  erstellen  und  ver- 
mieten Arbeit  er  Wohnungen. 

A.  Bern.  Seit  1NS0  wurden  durch  die  Stadt  13-1  kleine  Häuser  mit 
182  Wohnungen  (2—4  Räume)  erstellt.  Mietpreis  Fr.  210—312.  Kapital 
Fr.  430.000.  Dividende  3  V,  %.  Die  Häuser  werden  nicht  verkauft.  1805 
wurde  ein  neuer  Kredit  von  Fr.  130.000  zur  Erstellung  einer  neuen  Serie  von 
25  Arbeiterhäusern  bewilligt.  Das  Kapital,  die  Gesamtheit  der  Bauten  reprä- 
sentierend, beträgt  Fr.  84  7,003.  75. 

B.  Xeuchatel.  Auch  die  Stadt  Xeuchatel  nahm  die  Erstellung  von 
billigen  Widmungen  in  eigene  Hände.  Im  Jahre  1803  erbaute  sie  4  Gruppen 
von  Häusern.  Im  Jahre  1 80b— 07  12  und  im  Jahre  1808  24  Wohnungen.  Im 
Ganzen:  23  Häuser  mit  61  Widmungen.  Kapital:  Fr.  150,000.  Durchschnitt- 
licher Mietpreis:  Fr.  370.  derselbe  ist  zu  5  °/o  festgesetzt  (Zins  3,/J°/o,  Unter- 
haltungskosten und  Amortisierung  1 '/;  %). 

C  Die  Stallt  Lausanne  bcsehloss  am  27.  Dezember  1800  versuchsweise 
eine  Anzahl  billiger  Wohnhäuser  auf  einem  von  ihr  im  Jahre  1808  käuflich 
erworbenen  Grundstück  zu  erstellen.  Ks  wurde  die  Konkurrenz  zur  Einreichung 
bezüglicher  Pläne  eröffnet  und  zu  diesem  Zwecke  die  Summe  von  Fr.  480'» 
ausgeworfen.  Es  sollten  Häuser  erstellt  werden,  die  nach  dein  Gedanken  der 
Munizipalität,  Gruppen  von  Doppelhäusern  von  je  2  Wohnungen  (Küche  und 
3  Zimmern)  bilden  sollten.  Die  Herstellungskosten  wurden  auf  Fr.  12,500  pro 
Haus  mit  2  Wohnungen  veranschlagt.  Im  April  ll>02  modifizierte  der  Gemeinde- 
rat dieses  Projekt   in   «lern  Sinne,  ,|ass  er  die  Errichtung  von  8  Häusern  (mit 
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24  Wohnungen)  durch  die  Stadt  beschloss :  dir  berechneten  Kosten  betragen 
Kr.  1 1,2,900.' 

In  anderer  Weise  beteiligten  sich  an  dem  Hau  von  \ rbeitrrw  ohnungen 
die  Städte  Genf,  Basel  und  Zürich. 

D.  (Jen f.  Infolge  eines  Vorschlages  von  Thicbaud,  zur  Zeit  Staatsrat 
in  Genf,  befasst  sich  die  kantonale  Sparkasse  seit  18«)tj  unter  (Garantie  des 
Staates  mit  der  Erstellung  von  Arbeiterhäusern.  Die  Kosten  des  Unternehmens 
betragen  Fr.  2,000.000.  Die  Stadl  selbst  fahrt  ihrerseits  unter  Mitwirkung 
des  Staates  ( Uebereinkommen  vom  3.  Januar  18*>(>)  fort,  ihr  Arbeiterquartier 
(mit  vierstöckigen  Häusern)  auszubauen.  Der  Finanzent wurf  sieht  eine  Aus- 
gabe von  Fr.  2,024,000  vor.  1901  beschloss  der  Munieipalrat,  zur  Errichtung 
von  Arbeiterhäusern  den  Betrag  von  1  '/s  Millionen  Franken  zu  widmen.  Dabei 
wurde  jedoch  die  Frage  offen  gelassen,  ob  die  Stadt  selber  bauen  oder  ob  man 
Mch  auf  die  Subvention  von  privaten  Baugesellschaften  beschränken  solle. 

K.  Basel.  In  dieser  Stadt  herrscht  noch  immer  das  System  der  Privat- 
initiative. Jedoch  wurde  durch  die  Stadt  1895  eine  bedeutende  Erwerbung  von 
Baugrund  zum  Zwecke  der  Erstellung  von  Arbeiterwohnungen  gemacht.  Der 
im  Jahre  189b  dem  Regierungsrate  bezüglich  der  Verbesserung  der  Woh- 
nungsbedingungen eingereichte  Bericht  sieht  u.  a.  die  Erstellung  von  billigen 
Wohnhäusern  in  verschiedenen  Stadtvierteln  vor. 

F.  Zürich.  Die  Kommission  des  Grossen  Stadtrates,  welche  mit  der 
Begutachtung  der  vom  Stadtrate  gemachten  Vorschläge  betreffend  Errichtung 
von  billigen  Häusern  vom  2t>.  Februar  189b  betraut  wurde,  unterbreitete  1900 
ihren  bezüglichen  Bericht:  in  welchem  sie  zu  folgenden  Schlüssen  gelangt: 

Die  Stadt  soll  nach  und  nach  in  verschiedenen  Stadtvierteln  billige  Arbeiter- 
häuser erstellen,  sie  soll  Gesellschaften  unterstützen,  welche  geneigt  wären. 
Bauten  dieser  Art  zu  erstellen  durch  Verkauf  von  Bauplätzen  zu  ermässigten 
Preisen,  durch  finanzielle  Beteiligung  etc.  Die  Bedingungen  dieser  Beteiligung 
sind  spezifiziert.  Ferner  ist  ein  Wohnungsinspektorat  vorgesehen.  Vom  Staate 
wird  der  Erlass  eines  Wohnungsgesetzes  verlangt,  sowie  die  Ausrichtung  von 
Darleihen  an  Gemeinden  und  Genossenschaften,  welche  die  Erstellung  von 
Arbeiterhäusern  vornehmen  wollen. 

Die  Stadt  Zürich  besitzt  eine  Reih'-  von  Gebäuden,  welche  Wohnungen 
verschiedener  Grösse  von  2—9  Zimmern  enthalten.  Minimalmiete  Fr.  100. 
Seit  ungefähr  20  Jahren  hat  die  Forstverwaltung  dieser  Stadt  zur  Verfügung 
ihres  Personal  44  Wohnungen  erstellt,  deren  Mietpreis  Fr.  1  per  Woche  beträgt. 
Im  Jahre  1900  bewilligte  der  Grosse  Stadtrat  einen  Kredit  von  Fr.  390,500 
zur  Erstellung  von  Arbeiterwohnungen  in  Schlieren  für  die  dort  beschäftigten 
Gasarbeiter.  Die  Berechnung  der  Mietzinse  erfolgt  im  allgemeinen  auf  Grund 
einer  3 °/0  Verzinsung  des  Anlagekapitals. 

Wir  haben  nun  ein  paar  Worte  über  das  in  der  Schweiz  allgemein 
angenommene  System  der  Erstellung  der  Arbeiterwohnungen  zu  sagen. 

Die  Erstellung  von  Kasernenbauten  scheint  fast  überall  aufgegeben 
worden  zu  sein.  Wir  finden  solche  nur  in  Lausanne,  Genf  und  Vevcy. 
Ueberall  ist  es  das  kleine  Häuschen,  das  Cottadgc,  welches  man  bevorzugt  : 
aber  dieses  System  kann  nur  dann  gelingen,  wenn  man  über  relativ  billigen 
Boden  verfügt.  Deswegen  wurde  mancherorts  ein  Mittelsystem  gefunden, 
nämlich  das  Doppelhaus,  in  dessen  Teilen  je  zwei  Familien  wohnen  können. 
Dies  erscheint  in  der  That  die  beste  und  rationellste  Lösung  zu  sein. 

4.  Finanzielle  Ekgkbnis.sk.  Folgende  Tabelle  zeigt  uns  einigermassen. 
inwiefern  sich  die  verschiedenen  Systeme  aus  dem  finanziellen  Gesichtspunkte 
aus  bewährt  haben. 

U 


Digitized  by  Google 


210 


Arlx'iK'rwolmun^rn 


2  3 

- 

Wohltun- 
pro  Haus 

c  -  c 
.5  —  o 

Personen  j 
p.  Zimmer  j 

*  S1 
t  .  § 

S-£  £ 

.£  © 

Mietpreis 

pro 
Zimmer 

i  ~ 

<  £ 

Dividende  | 

-    -M  «. 

c=3E 
ifl 

A.  Arbeitgeber. 

Basel. 

de  Bary  &  Cie.,  1855,  18/2 

10 

2 

2  3 

— 



— ■ 

— 

- 

ß 

1 

— 

— 

Sarasin  &  Cie.  gegenwärtig 

Gebrüder  Sarasin    .    .  . 

16 

1 

2-3 

— 





— 

— 

— 

und  Rud.  Sarasin.  1869  . 

16 

1 

2-3 

— 



— 

— 

— 

— 

Ryhiner  &  Sohn  .... 

22 

2 

3—4 

— 



— 

— 

— 

— 

Ad.  Vischer-Sarasin.  1 877/78 

15 

2 

2-3 

— 



— 

— 

— 

— 

Rud.  Sarasin.  1886     .    .  . 

10 

2 

— 

— 



- 

— 

— 

— 

[  12 

4 

— 

— 

— 

1 

— 

— 

Job.  Rud.  Geigy  &  Cie.  . 

l  40 
1  16 

1 

3—5 

— 

200-300 

— 

800.000 

1 

■ — 

— 

Aargau.    Brown.   Hoven  & 

— 

— 

— 

— 

-  - 

— 

t  ie.,  Baden.  18%   .    .  . 

7 

2-4 

3 

— 

800 

— 

165.000 

S-3V, 

— 

Bern  und  Solothurn. 

v.  Roll'sche  Werke: 

im  fioirt 

Choindez.  Bern  

30 

129 

- 

•- 

— 

— 

— 

— 

— 

Rondez  

11 

48 

- 

— 

— 

— 

7 

27 



- — 

— 

— 

4 

24 



— 

•  — 

- 

— • 

— 

Gerlafingen,  Solothurn    .  . 

27 

157 

— 

— 

— 

- 

Klus                   „           .  . 

18 

102 

— 



— 

— 

— 

iJlten  . 

c 
0 

20 

— 

— 

— 

Neuchätel.    Russ  Suchard  & 

Cie..  Serrieres.  1S87 

87 

1—5 

4 

— 

204  210 

■ 

— 

W  aadL 

Gebr.  Mcrmud.  Ste-Croix 

4 

2 

3 

• — 

46.000 

- 

Junod  &  Cie.,  Luccns.  1887 

12 

2-3 

3 

— 

*  ~ 

80.000 

— 



Zürich. 

Gebr.  Sulzer,  Wtnterthur  . 

34 

1—2 

3  -5 

0,90 

180  -300 

60-75 

227,000 

3,3 

9(5 

Ktcter,      interthur.  iöoj 

o 

o  -5 

0,83 

130  260 

— 

288.000 

4 

IV IV 

R  RniinAQAllQph^fton 
D.  ucluycoOlloLMallCn. 

Basel.  Aktiengesellschaft  für 

lurchicbo. 

1413 

Erstellung  bill.  Wohnungen 

19 

18 

— 

0,90 

82 

700.000 

4 

Rasier  Hauverein  .... 

36 

— 

— 

— 

— 

10 

Genf.    Association  coopira- 

livc  immobiiierc,  1H67 

76 

1 

4  6 

0.92 

400-  500 

— 

768,300 

3 

2105 

I-e  Kovur  

33 

1 

4-5 

0,88 

300—495 

— 

250.000 

3 

1736 

Societe  genevoise  des  loge- 

ments  hvgi£niques.  1893 

5 

10-15 

2  5 

1.04 

192-620 

1<KMW 

350.000 

4 

2005 

Neuchätel.   Soc.  immobiliere 

de  la  Chaux-de-Fonds.  1  K7*> 

73 

— 

480 

— 

273,200 

5,2 

— 

Society  de  construction,  Le 

F.ocle.  1870   

6 

— 

— 

285.000 

3 

— 

I.e  Foyer.  Neuchätel.  1895 

7 

1 

5 

1 

265 

53.500 

1528 

Pctitpierre-Stciger  .... 

10 

1 

4 

1.30 

250 
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V.  Litteratur.  Ferritre.  Iioppi.  i  t  sur  tet  xisites  .umitaircs  inslituees  pur  le  Conseil 
adminislratif  de  la  vilie  de  (iM«r  pernio  nt  Pili  /S84.  —  K.  Bücher,  Die  Wohnung  s- 
enquete  in  der  Stadt  Base/,  189/.  —  L.  Wuarin,  Ly  amilioration  du  logement,  rSgj.  — 

F.  Schuler,  H.  Wegmann  und  W.  Wilhelm,  Die  Eabrikviohnhäuser  in  der  Schweiz,  „Zeit- 
schrift für  scliueiz.  Statistik",  /S96.  —  A.  Vogt,  Die  Untersuchung  städtischer  Wohn- 
verhältnisse in  der  Schweiz.  (Nr.  34.  „Gesundheit",  Zeitschrift  für  öffentliche  und  pri- 
vate Hygiene.  /S96).  —  A.  Schnetzler,  Ville  de  Lausanne.  Enquete  sur  les  conditions  du 
logement,  /S96.  —  Derselbe,  Ville  de  Lausanne.  Supplement  au  Itapport  genfral,  1898.  — 
Derselbe,  Deux  /Rapports  au  Longres  des  habitations  a  l>on  marchi  a  Bruxelles,  1897.  — 
Derselbe,  Quelques  mots  sur  la  question  du  logement  ä  Lausanne,  1899.  —  H.  Piet Icker. 
Die  Wohnungsenquete  in  der  Stadt  Luzern,  1898.  —  C.  Londott,  Die  Wohnungsenquete 
in  der  Stadl  /lern,  /S99.  —  Derselbe,  Die  Wohnungsenquete  in  der  Stadt  Wintert/zur. 

—  Derselbe,  Die  Wohnungsenquete  in  der  Stadt  St.  Gallen.  —  P.  P/Iiiger,  Die  Woh- 
nungsfrage. Zürich  1S99.  —  Mitteilungen  aus  den  Ergebnissen  der  Wohnungs-  und 
Gesundheitserhebung  in  der  Stadt  Zürich  im  Oktober-  Xovember  1S9Ö.  yuli  1896,  — 
A.  Mettier,  Bericht  der  grosssladirällichen  Kommission  über  die  Arbeiterivohnungsfrage. 
btz'v.  über  die  sladtriitlichen  Anträge  vom  20.  Februar  1S9Ö,  Dezember  /S99.  —  Adolf 
Laske,  Die  Erstellung  billiger  Wohnungen  durch  die  Gemeinde  Hern.  /S94.  —  H.  Slgerist- 
Scheit lin,  Enquete  über  Wohnungsverhältnisse  der  unbemittelten  Klassen  in  der  Stadi- 
gemeinde Schaff  hausen.  iSyb.  —  Emil  Hof  mann,  Die  Ergebnisse  der  Schweiz.  Wohnungs- 
enqueten, „Archiv  für  sociale  Gesetzgebung  und  Statistik",  1900.  -  W.  Ost,  Die 
Wohnungsfrage  in  der  Stadl  Bern.  1897.  —  Julian  Reichesberg,  Die  Arbeiter-Wohnungs- 
frage und  die  Vorschläge  zu  ihrer  Lösung,  „Sehueiz.  Blätter  für  Wirtschafts-  und 
Socialpolitik",  190/ .  —  r.  d.  As,  Enquete  sur  tes  conditions  du  logement  Ii  Vevey.  1901. 

—  Socifti  poiir  t 'amilioration   du  logement,   Bulletin  /  —  //  (1893 — '9ot)    Geneve,  — 

G.  StndOI,    Les  conditions  de  /' ' habitation  de   la  sante  publique.     Xeuchätel  190t. 

F.  Mangold,  Untersuchung  über  die  Wohnungsfrage  in  der  deutschen  Schweiz.  Leip- 
zig 1901. 

Andre"  Schnetzler,  Dozent  an  der  Universität  Lausanne, 
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Arbeitskammern . 

1.  Gründung  und  Organisation:   1.  die  Züricher  Arbeitskammer;   2.  die 
Genfer  Arbeitskammer.  —  II.  Wirkungsgebiet.  —  III.  Litteratur. 

I.  Gründung  und  Organisation.  Die  Erfolge,  welche  die  1887  in  Paris 
eröffnete  Arbeitsbörse  in  kurzer  Zeit  erzielte,  veranlasste  die  Gründung  ähnlicher 
Institute  in  einer  grösseren  Anzahl  Industrie -Städte  des  In-  und  Auslandes. 
Auch  in  der  Schweiz  wurde  man  bald  in  den  Kreisen  der  Arbeiterschaft  auf 
dieses  Institut  aufmerksam,  und  es  fehlte  nicht  an  Versuchen,  dasselbe  auch 
in  diesem  Lande  heimisch  zu  machen. 

1.  Die  Züricher  Arbeitskammer.  Den  Anstoss  dazu  gab  die  Gewerk- 
schaft der  vereinigten  Metall-Arbeiter  Zürich-Ocrlikon,  welche  im  Sommer  1893 
die  Arbeiterunion  Zürich  veranlasste,  in  Gemeinschaft  mit  ihr  einen  bezüglichen 
Entwurf  auszuarbeiten  und  denselben  von  der  socialdemokratischen  Fraktion 
tles  Grossen  Stadtrates  begutachten  zu  lassen.  Wegen  verschiedener  lokal- 
politischer  Verhältnisse  blieb  es  vorderhand  bei  diesem  Projekte  und  erst  nach 
zwei  Jahren  begann  die  züricherische  Arbeiterschaft  sich  wiederum  mit  diesem 
Gedanken  ernstlich  zu  befassen;  es  bedurfte  jedoch  fast  weiterer  zwei  Jahr»*, 
bis  endlich  der  Gedanke  zur  Ausführung  gelangte,  allerdings  in  einer  Form, 
die  der  ursprünglich  gewalteten  Absicht  in  mancher  Hinsicht  widersprach:  nicht 
eine  ausschliesslich  von  städtischen  Subventionen  abhängige  Arbeitsbörse  nach 
französischem  Muster  wurde  ins  Leben  gerufen,  sondern  eine  vollkommen  freie 
Organisation  der  Arbeiter-Berufsvereine,  welche  die  Bezeichnung  <  Arbeits- 
kammer» erhielt. 

Nach  den  am  18.  März  1897  an  der  konstituierenden  Versammlung  ange- 
nommenen Statuten  der  «Arbeitskammer  der  Stadt  Zürich»  bildet  die  aus  den 
beruflichen  Arbeitervereinen  bestehende  Arbeitskammer,  unter  Ausschluss  partei- 
politischer und  religiöser  Fragen,  die  Vertretung  der  wirtschaftlichen  Interessen 
der  Arbeiterklasse  in  der  Stadt  Zürich.  Die  Mittel  der  Arbeitskammer  werden 
durch  obligatorische  Beiträge  der  Mitglieder  und  im  Bedarfsfalle  durch  Beiträge 
der  zugehörigen  Vereine  aufgebracht.  Die  Behörden  der  Kammer  sind  :  a)  die 
Generalversammlung,  für  welche  jeder  Verein  auf  je  100  Mitglieder  und  einen 
Bruchteil  von  über  50  einen  Delegierten  wählt:  b)  der  aus  21  Mitgliedern 
bestehende,  von  der  Generalversammlung  der  Delegierten  gewählte  Verwal- 
tungsrat; c)  der  Vorstand,  der  vom  Verwaltungsrat  ernannt  wird.  Zur  Führung 
der  laufenden  Geschäfte  wählt  die  Generalversammlung  auf  Vorschlag  des 
Verwaltungsrates  die  nötige  Anzahl  \  on  ständigen  Beamten. 

Die  hier  skizzierte  Organisation  der  Züricher  Arbeitskammer  blieb  in  Kraft 
seit  der  Eröffnung  der  Kammer  am  1.  Mai  1897  bis  zum  I.  April  1901.  Am 
letztgenannten  Datum  hört  die  Arbeitskammer  auf.  ein  selbständiges  Institut  zu 
sein,  indem  sie  zu  einem  integrierenden  Bestandteil  der  Arbeiterunion  der  Stadt 
Zürich  wird. 

Das  Aufgehen  dieses  Institutes  in  der  Arbeiterunion  war  nicht  etwa 
dadurch  veranlasst,  dass  man  mit  den  Leistungen  desselben  nicht  zufrieden 
gewesen  wäre  -  -  die  Arbeitskammer  berechtigte  im  Gegenteil  zu  den  besten 
Hoffnungen  —  aber  es  stellte  sich  im  Laufe  der  Zeit  infolge  veränderter  Ver- 
hältnisse heraus,  dass  die  selbständige  Existenz  der  Arbeitskammer  für  die 
Majorität  der  organisierten  Arbeiterschaft  Zürichs  eine  überflüssige  Kraft-  und 
Geldvergeudung  bedeute,  zumal  die  städtische  Subvention,  welcher,  wie  nach- 
folgend näher  auszuführen  sein  wird,  sich  die  Kammer  während  2  '/'s  Jahren  zu 
erfreuen  hatte,  derselben  dauernd  entzogen  wurde.  Die  grosse  Mehrzahl  der 
der   Arbeitskammer  angehörenden  Arbeitervereine   war   zu   gleicher  Zeit  Mit- 


{ 

Digitized  by  Go 


Arbeitskanuncrn 


213 


glied  der  Arbeiterunion;  so  gehörten  z.  B.  von  55  Arbeitervereinen,  die  im 
ersten  Jahre  des  Bestehens  der  Arbeitskammer  sich  an  dieselbe  anschlössen, 
41  der  Arbeiterunion  an.  Die  Mitglieder  dieser  Vereine  waren  demnach  doppelt 
belastet,  indem  sie  sowohl  an  die  Arbeiterunion,  als  an  die  Arbeitskammer, 
Beiträge  leisten  tnussten.  Die  Arbeiterunion  aber,  die  sowohl  die  politischen, 
als  die  gewerkschaftlichen  Interessen  der  Arbeiterschaft  vertritt,  wirkte  in 
mancher  Hinsicht  in  der  gleichen  Richtung  wie  die  Arbeitskammer,  so  dass  beide 
Institute  miteinander  vielfach  gleichsam  in  Konkurrenz  traten.  Diese  Sachlage 
macht  es  begreiflich,  warum  die  Ansicht  von  der  Zweckmässigkeit  der  Ver- 
schmelzung der  Arbeitskammer  mit  der  Arbeiterunion  in  weiten  Kreisen  der 
Züricher  Arbeiterschaft  eine  grosse  Anhangerschaft  erhielt;  als  nun  durch 
Gründung  des  städtischen  Arbeitsamtes,  welche  am  17.  März  1900  besc  hlossen 
wurde  (vergl.  den  Artikel  c Arbeitsnachweis :  d)  der  öffentliche  Arbeitsnachweis»), 
der  Arbeitskammer  der  Arbeitsvermittlungsdicnst,  der  in  erster  Linie  die  selbst- 
st.indigc  Kxistenz  dieses  Instituts  rechtfertigte,  genominen  wurde,  brauchte  es 
keiner  besonderen  Anstrengung  von  Seiten  der  Verfechter  der  oben  gekenn- 
zeichneten Ansicht,  um  einen  bezüglichen  Bcschluss  der  Dclegiertenvcrsammlung 
der  Arbeitskammer  zu  stände  zu  bringen,  der  denn  auch  in  der  Sitzung  dieser 
Behörde  vom  18.  Mai  1900  erfolgte. 

Die  auf  Grund  dieses  Beschlusses  im  Laufe  des  Jahres  zwischen  den 
Vertretern  der  Arbeitskammer  und  der  Arbcitcrunion  gepflogenen  Unterhand- 
lungen führten  schliesslich  zur  Annahme  eines  Statuts,  laut  welchem  die  Arbeits- 
kammer nunmehr  ein  Organ  der  Arbeiterunion  ist,  welches  zwar,  mit  Ausnahme 
der  Arbeitsvermittlung,  die  gleichen  Funktionen  zu  erfüllen  hat,  wie  die  selb- 
ständige Arbeitskammer  von  ehedem,  welches  aber  seine  Direktive  von  den 
Behörden  der  Arbeiterunion  erhält.  Die  Funktionäre  der  nunmehrigen  Arbeits- 
kammer werden  Sekretäre  der  Arbeiterunion  genannt ;  deren  tiehalt  sowohl, 
als  die  zur  Deckung  der  sonstigen  Ausgaben  der  Arbeitskammer  nötigen  Mittel 
werden  auf  dem  Wege  der  ordentlichen  Beitragsleistung  von  Seiten  der  Mit- 
glieder der  Arbeiterunion  (weibliche  Mitglieder  zahlen  5  Cts.  im  Monat,  männ- 
liche  10  Cts.)  aufgebracht. 

2.  Die  Genfer  Arhkitskammf.r  (Chambre  ok  Travaii.).  Fast  zu 
gleicher  Zeit  wie  in  Zürich  hatte  auch  die  Arbeiterschaft  in  Genf  den  Gedanken 
gefasst.  eine  Arbeitskammer  ins  Leben  zu  rufen,  und  zwar  schwebten  ihnen 
gleichfalls  die  französischen  Arbeitsbörsen  als  Muster  vor.  Ihre  bezüglichen 
Bemühungen  waren  von  Erfolg  begleitet,  indem  der  Genfer  Kantonsrat  durch 
Gesetz  vom  19.  Oktober  1895  die  Gründung  einer  Arbeitskammer  beschloss, 
welche,  ähnlich  den  Arbeitsbörsen  in  Frankreich,  ausschliesslich  durch  öffentliche 
Mittel  unterhalten  wird,  deren  Verwaltung  aber  in  den  Händen  der  im  Kanton 
wohnenden  Arbeiter  liegt.  Die  Subvention,  welche  der  Kanton  gewährt,  betrug 
früher  Fr.  10,000  jährlich:  seit  1900  wurde  dieselbe  aber  auf  Fr.  12,000  erhöht. 

Die  Genfer  Arbeitskammer  stellt  den  Arbeitern  geeignete  Lokalitäten  zur 
Verfügung,  wo  sie  sich  über  ihre  allgemeinen  Angelegenheiten  besprechen 
und  verständigen  können  und  wo  Arbeitsuchenden  das  Auffinden  von  Arbeit 
erleichtert  wird.  Line  grosse  Anzahl  von  Gewerkschaften  halten  ihre  Sitzungen 
und  Versammlungen  in  den  Räumen  der  Arbeitskammer  ab.  Ebenso  werden 
daselbst  allgemeine  Arbcitervcrsammlungcn  abgehalten.  Die  Arbeitskammer 
besitzt  eine  Bibliothek  und  ein  Lesezimmer,  welche  für  jedermann  ohne  weiteres 
zugänglich  und  benutzbar  sind. 

Die  Verwaltungsbehörde  der  Arbeitskammer  besteht  aus  einem  Komitee, 
dessen  Mitglieder  von  den  Vertretern  der  Arbeiter  in  den  elf  Gruppen  des 
Gew  crbcgerichtcs  gewählt  werden,  und  zwar  je  ein  Mitglied  für  eine  Gruppe. 
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Dieses  Komitee  bestellt  aus  seiner  Mitte  für  ein  Jahr  einen  fünfgliederigen 
Vorstand.  Die  Komitee-  sowohl  als  die  Vorstandsmitglieder  haben  Anspruch 
auf  Sitzungsgelder  im  Betrage  von  je  Fr.  3,  beziehungsweise  Fr.  5.  Zur  Führung 
der  laufenden  Geschäfte  wird  vom  Verwaltungskomitec  ein  beständiger  Sekretär 
angestellt,  der  ein  fixes«  Gehalt  bezieht.  Alljährlich  hat  das  Komitee  über  den 
Geschäftsgang  wie  auch  über  die  Verwendung  der  finanziellen  Mittel  der  Kammer 
zu  I landen  der  Kantonsregierung  Bericht  zu  erstatten. 

II.  Wirkung s gebiet.  Die  Funktionen  der  Arbeitskammern  von  Zürich  und 
Genf  sind  zum  Teil  die  eines  lokalen  Arbeitersekretariates  (vergl.  den  Artikel 
«Arheitersekretariatc :  b)  die  lokalen  Arbeitersekretariate»),  zum  Teil  die  eines 
Gewerkschaftskartells,  zum  Teil  die  einer  Arbeitsbörse.  Sie  haben  einerseits 
die  berufliche  Organisation  der  Arbeiterschaft  zu  fördern,  Arbeiter- 
vereinen sowohl  als  einzelnen  Arbeitern  Auskunft  und  Rat  zu  erteilen, 
beziehungsweise  Beistand  zu  leisten  in  Fällen,  die  das  Arbeitsverhältnis, 
den  Arheiterschutz, .  die  Haftpflicht,  das  Mietsverhältnis,  das  Lehrlingsw  es<  n 
u.  dgl.  betreffen.  Untersuchungen  vor  zunehmen  und  Krhebungen  zu 
veranstalten,  die  geeignet  wären,  die  Lage  der  Arbeiterschaft,  beziehungs- 
weise einzelner  Kategorien  derselben  zu  beleuchten  und  die  Notwendigkeit 
bestimmter  gesetzgeberischer  oder  sonstiger  Massnahmen  zu  begründen:  anderer- 
seits haben  die  Arbeitskammern  die  Arbeitsvermittlung  zu  besorgen,  was 
allerdings  bei  der  Zürcher  Arbeitskammer  gegenwärtig  nicht  mehr  zutrifft,  indem 
dieselbe,  wie  bereits  erwähnt,  seit  der  Eröffnung  des  städtischen  Arbeitsamtes 
am  1.  August  1900  ihren  Arbeitsnachweis  eingehen  liess. 

Was  die  Förderung  der  beruflichen  Organisation  durch  die  Arbeits- 
kammern anbelangt,  so  lässt  sich  dieselbe  einigermassen  an  folgenden  Dat'-n 
ermessen:  In  den  erster»  acht  Monaten  des  Bestehens  der  Züricher  Arbeitskammer 
wurde  von  derselben  (zum  Teil  in  Verbindung  mit  den  betreffenden  Vereins- 
vorständen) 14  öffentliche  Arbciterversammlungen,  und  /war  4  Maurer-  und 
Handlanger-,  3  Steinhauer-,  2  Gipser-  und  2  Seidenarbeiterinnen -Versammlungen, 
l  Dachdecker-,  1  Färber-  und  1  Bäcker- Versammlung,  veranstaltet,  an  denen,  wie 
es  im  bezüglichen  Berichte  heisst,  den  nichtorganisierten  Arbeitern  und  Arbeiter- 
innen die  Notwendigkeit  der  Vereinigung  vor  Augen  geführt  wurde:  ausserdem 
gründete  die  Arbeitskammer  drei  neue  Vereine.  Wie  notwendig  diese  organi- 
satorische und  propagandistische  Thätigkeit  gerade  für  den  Platz  Zürich  ist.  erhellt 
daraus,  dass  die  der  Arbeitskammer  im  ersten  Berichtsjahre  angehörenden  55 
Vereine  zusammen  nicht  mehr  als  7372  Mitglieder  zählten:  nimmt  man  dazu  die 
Berufsvereine,  die  sich  damals  von  der  Arbcitskammer  noch  fern  hielten  und 
deren  Mitgliederzahl  ca.  2600  ausmachte,  so  ergiebt  sich  die  Zahl  von  rund 
10,000  organisierten  Arbeitern,  was  etwa  25  °/o  der  Züricher  Lohnarbeitersc.haft 
ausmachen  dürfte.  Wenn  man  dabei  in  Betracht  zieht,  dass  in  Zürich  laut  Bericht 
des  dortigen  cGc Werbeverbandes >  für  das  Jahr  1897  «auch  für  den  Fall  des 
Streiks  jetzt  eine  geschlossene  Aktion  des  gesamten  Meisterstandes  statt- 
finden kann»,  so  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dass  die  Züricher  Arbeiterschaft 
der  in  Rede  stehenden  Thätigkeit  ihrer  Arbeitskammer  im  höchsten  Grade  bedarf. 

Im  Jahre  1898  gelang  es  der  Arbcitskammer  wiederum  zwei  neue  Faeh- 
vercinc  zu  gründen:  einer  grossen  Anzahl  von  Gewerkschaften  war  dieselbe 
bei  der  Veranstaltung  von  Organisationsversammlungen  behilflich,  indem  ihnrn 
die  Referenten  besorgt  und  die  schriftlichen  Arbeiten  gemacht  wurden;  die 
beiden  Sekretäre  der  Arbeitskammer  wohnten  in  jenem  Jahre  ca.  150  Vereins- 
versammlungen und  Vorstandssitzungen  bei.  Diese  Thätigkeit  erfährt  in  den 
darauffolgenden  zwei  Jahren  noch  eine  bedeutende  Steigerung,  trotzdem  die 
übrigen  Funktionen  und  namentlich  die  Auskunftserteilung  die  Arbeitskraft  der 
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Sekretäre  in  wachsendem  Masse  in  Anspruch  nahm.  So  mussten  dieselben  1SWU 
im  ganzen  ca.  300.  und  1000  224  öffentlichen  uiul  Vorstands -Versammlungen, 
Vorstandssitzungen  etr.  beiwohnen,  behufs  Besprechung  und  Veranstaltung  von 
Agitationsversammlungen,  von  Unterstützungs  -  Einrichtungen,  Lohnbewegungen 
etc.:  dabei  ist  die  Zahl  der  Vorträge  nicht  inbegriffen,  welrhe  die  Se-kretäre. 
sowie  die  übrigen  Funktionäre  der  Arbeit skammer  an  öffentlichen  und  Vcreins- 
Versammlungen  hielten  und  dir  sieh  auf  75  im  Jahre  1899  und  33  in  dem 
darauffolgenden  Jahre  beläuft. 

Während  die  Berichte  der  Züricher  Arbeitskammer  sich  ziemlich  aus- 
führlich über  diese  Seite  ihrer  Thätigkeil  verbreiten,  lassen  uns  diejenigen 
der  Genfer  Arbeitskammer  darüber  vollständig  im  Unklaren:  sie  enthalten 
bloss  Angaben  in  Hezug  darauf,  welche  Gewerkschaftern  ihre  Verstands-  od<r 
Vereinssitzungen  in  den  Räumen  der  Arbeitskammer  abgehalten  und  wie  oft 
solche  stattgefunden  haben.  Veberhaupt  ist  zu  bemerken,  dass  die  Berichte 
der  Genfer  Arbeitskammer  sich  in  erster  Linie  und  zwar  ziemlich  eingehend 
mit  dem  Gang  der  von  ihr  besorgten  Arbeitsvermittlung  belassen,  während 
sie  die  Krfolge  der  sonstigen  Thätigkeil  des  Instituts  äusserst  summarisch 
behandeln.  Aus  diesem  Grunde  isl  im  Folgernden,  sofern  nicht  vom  Arbeits- 
nachweis die  Rede  ist.  hauptsächlich  du-  Thätigkeil  der  Züricher  Arbeitskamme  r 
berücksichtigt. 

Die  Arbeitskammer  der  Stadt  Zürich  hat  in  ihrem  Auskunftbüreau  seit 
ihrer  Eröll'nung  am  l.  Mai  1897  bis  zu  ihrer  Verschmelzung  mit  der  Arbeiter- 
union am  1.  April  1901,  also  während  nicht  ganz  4  Jahren,  nicht  weniger  als 
10.234  Auskunftsuchende  zu  verzeichnen,  wobei  zu  bemerken  ist.  dass 
eine  grosse  Anzahl  von  Auskunftsgesu«  hen  zu  ihrer  Erledigung  mehrere 
Audienzen  erforderte1:  so  waren  z.  B.  in  der  Berichtsperiode  vom  I.  Januar  l^no 
bis  zum  1.  April  1901  zur  Erledigung  der  damals  behandelten  3848  Au>- 
kunftsgesuche  14.701  Audienzen  notwendig.  Unter  den  oben  angeführten 
10.234  Auskunftsuchendem,  geborten  8220  (80.32%)  dem  männlichen  und  2014 
19,68°.©)  dem  weiblichen  Geschlec  ht  an :  lerne  r  gehörten  3017  1 2'». 48 0  o)  ver- 
schiedenen Bendsverbänden  an,  während  7217  <  70.52  °/o)  nicht  organisiert 
waren.  Die  Mehrzahl  der  Auskunftsgesuch«'  wurde  von  der  Arbeitskammer 
selbst  erledigt,  so  z.  B.  in  der  letzten  Berichtspe  riode  von  3848  Auskunfts- 
gesuchen 2546.  die  übrigen  Fälle  fanden  ihre  Erledigung  dun  h  Weiterbituug 
an  verschiedene  richterliehe  und  Verwaltungsbehörden. 

Der  Umstand,  dass  die  weitaus  überwiegende  Mehrheil  eh  r  Auskunft  - 
suchenden  sich  aus  den  Reihen  der  nichtorganisierten  Arbeiterschaft  rekrutierte, 
rief  schon  nach  Bekanntwerden  dieser  Thatsache  durch  den  ersten  und  namentlich 
durch  den  zweiten  Jahresbericht  der  Arbeiterkammer  unter  den  Mitgliedern 
derselben  eine  gewisse  Missstimmung  hervor,  indem  die  von  Anfang  an  von 
mancher  Seite  gehegte  Ansicht  ihre  Bestätigung  gefunden  zu  haben  schien, 
wonach  die  Arbeitskammer  statt  die  berufliche  Organisation  der  Arbeiterschaft 
zu  fördern,  die  bestehenden  Arbeitervereine  vielmehr  schädige  :  die  Sekretäre 
der  Arbeitskammer,  hiess  es,  seien  so  sehr  durch  die  Auskunfterteilung  an 
nichtorganisierte  Arbeiter  in  Anspruch  genommen,  dass  sie  wenig  Zeit  mehr 
übrig  hätten,  sich  der  agitatorischen  und  organisatorischen  Thätigkeit  für  die 
Vereine  und  in  den  Vereinen  in  ausgiebiger  Weise  zu  widmen:  andererseits 
verbreite  sieh  unter  den  Arbeitern  die  leberzeugung,  es  sei  überflüssig,  einem 
Vereine  anzugehören,  da  man  ja  gegebenen  Falls  auch  als  nichtorganisierter 
Arbeiter  von  der  Arbeitskammer  Auskunft  und  Rat  erhalten  könne:  die  Arbeiter 
fänden  daher  keinen  Anlass,  den  Fachvereinen  beizutreten,  wodurch  die 
bestehenden  Vereine  in  ihrer  Existenz  bedroht  würden. 
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Zur  Sanierung  dieser  Verhältnisse  beschloss  die  Arbeitskammer  die  nicht- 
organisierten  Auskunftsuchenden  stärker  zu  belasten  als  es  bis  dahin  der  Fall 
war:  es  wurde  zu  diesem  Behufe  ein  besonderer  €  Gebühren-Tarif»  aus- 
gearbeitet, der  am  1.  Juni  1900  in  Kraft  trat.  Die  dadurch  herbeigeführte 
Aendcrung  besteht  darin,  dass  die  nichtorganisierten  Auskunftsuchenden  nicht 
nur  wie  bislang  eine  Auskunftstaxe  (im  Betrage  von  50  Cts.  von  männlichen 
Arbeitern  und  M)  Cts.  von  weiblichen)  für  die  einzelne  Auskunft  zu  entrichten, 
sondern  nebst  Barauslagen  auch  Schriftstücke,  Gänge  des  Sekretärs  und  Inkassi 
zu  vergüten  haben.  Ks  ist  jedoch  darauf  hinzuweisen,  dass  trotz  «Gebühren- 
Tarif»  die  Zahl  der  Auskunftsuchenden  keineswegs  abgenommen  habe ;  die  von 
Jahr  zu  Jahr  sich  immer  mehr  steigernde  Inanspruchnahme  der  Arbeitskammer 
als  Auskunftshureau  ist  nach  dem  1.  Juni  1900  ebenso  augenscheinlich  wie 
vorher. 

Als  fernere  Aufgabe  der  Züricher  Arbeitskammer  ist  die  Ceber wachung 
der  Handhabung  der  A r b ei t c r sc h u t z g e sc t ze  zu  verzeichnen.  Die  Beamten 
der  Fabrikinspektion  sind  bekanntlich  nicht  in  der  Lage,  die  ihrer  Aufsicht  unter- 
stellten Betriebe  so  oft  zu  inspizieren,  dass  jede  Ccbcrtretung  der  geltenden 
Schlitzbestimmungen  sofort  entdeckt  und  beseitigt  werden  könnte.  Aber  auch 
die  intensivste  Fabrik inspekt iun  ist  nur  dann  von  wirklichem  Erfolg  begleitet, 
wenn  die  Arbeiter  selbst  sie  dadurch  unterstützen,  dass  sie  derselben  von  jeder 
etwa  vorkommenden  Verletzung  der  Arbeiterschutzgesetze  rechtzeitig  Mitteilung 
machen.  Allein  der  Arbeiter  wird  sich  in  der  Regel  hüten,  die  Aufmerk- 
samkeit der  Behörden  auf  derartige  Verletzungen  zu  lenken,  weil  er  gewärtigen 
nuiss,  vorkommenden  Falls  vom  Arbeitgeber  entlassen  zu  werden.  Anders 
stellt  sich  die  Sache,  wenn  an  Stelle  des  einzelnen  Arbeiters  ein  der  Arbeiter- 
schaft gehörendes  Institut  die  Rolle  des  Anzeigenden  übernimmt.  Diesem  Institute 
gegenüber  kann  der  Arbeiter  ohne  Angst  und  Zögern  die  bezüglichen  Mit- 
teilungen machen,  indem  er  weiss,  dass  in  diesem  Falle  sein  Name  sowohl 
den  Behörden  als  auch  seinem  Arbeitgeber  unbekannt  bleiben  wird. 

Die  Arbeitskammer  Zürich  hat  denn  auch  wiederholt  öffentliche  Ein- 
ladungen an  die  Arbeiterschaft  ergehen  lassen,  sie  von  etwaigen  Gesetzes- 
übertretungen in  Kenntnis  zu  setzen.  Die  meisten  der  von  der  Arbeitskammer 
zur  Anzeige  gebrachten  Gesetzesübertretungen  kamen  jedoch  derselben  durch 
die  Auskunftsuchenden  zur  Kenntnis.  Wie  wichtig  nun  dieser  Zweig  der 
Thätigkeit  der  Arbeitskammer  ist,  erhellt  daraus,  dass  sie  während  der 
vier  Jahre  ihres  selbständigen  Daseins  429  Gesetzesübertretungen  zur  Anzeige 
an  die  zuständigen;  Behörden  brachte,  damit  die  fehlbaren  Gewerbeinhaber 
zur  Rechenschaft  gezogen  werden. 

Als  Vertreterin  der  beruflich  organisierten  Arbeiterschalt  hat  die  Züricher 
Arbeitskammer  bei  verschiedenen  Anlässen  die  Interessen  der  Arbeiterschaft 
durch  allerhand  Eingaben  an  Behörden  oder  durch  Mitwirkung  an  Vor- 
beratungen zum^Erlass  von  Gesetzen  und  Verordnungen  zu  wahren 
gesucht:  st»  entfaltete  sie  z.  B.  eine  eifrige  Thätigkeit  bei  den  Beratungen  des 
kantonalen  Gewerbegesetzes,  der  Vorlage  betreuend  die  Arbeitslosenversicherung 
in  der  Stadt' Zürich,  der  Vorlage' betreuend  Errichtung  eines  städtischen  Arbeits- 
amtes etc.  Bei  der  im  Jahre  1 S9S  zum  ersten  Male  in  Zürich  stattgefundenen 
Wahlen  in  das  gewerbliche  Schiedsgericht,  in  welches  die  Arbeiter,  in  H  Gruppen 
geteilt,  zusammen  IbO  Vertreter  zu  entsenden  haben,  sorgte  die  Arbeits- 
kammer für  die  Aufstellung  einer  den  Interessen  der  gesamten  Arbeiterschaft 
entsprechenden  Kandidaten-List«-,  die  bei  den  Wahlen  in  allen  Gruppen  auch 
wirklich  durchdrang.  Nach  der  Wahl  veranstaltete  die  Arbeitskammer  einen 
Instruktionskurs    für   die   Arbeiterv  ertret  er  im   gewerblichen  Schieds- 
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geruhte,  der  vom  schweizerischen  Arbeitersekretar  Hermann  Greulich 
geleilet  wurde. 

Ende  1897  wurde  der  Züricher  Arbeitskamnier  von  Seiten  vieler  Gewerk- 
schaften die  Arbeitsvermittlung  und  die  Auszahlung  der  Rciseunter- 
stützung  übertragen,  letzteres,  um.  wie  es  in  einem  Berichte  der  Arbeits- 
kamnier lieisst.  «die  Reisenden  nicht  unnötig  am  Platze  aufzuhalten  und  ans 
Wirtshaus  zu  fesseln  >. 

Was  diesen  Zweig  der  Thätigkeit  der  Arbeitskammer  anbelangt,  si»  wurde 
derselbe  schon  bei  der  Gründung  der  Züricher  Arbeitskammer  in  Aussicht 
genommen,  wegen  Mangel  an  Mitteln  aber  musste  die  Eröffnung  des  Arbeits- 
nachweises auf  eine  spatere  Zeit  verschoben  werden.  Der  Stadtrat  wies  auf 
ein  bezügliches  Gesuch  des  Vorstandes  der  Arbeitskammer  im  Jahre  1898  eine 
Subvention  von  Er.  2000  zu.  welche  im  folgenden  Jahre  auf  3000  erhöht  wurde, 
im  Jahre  1900  aber  nur  Er.  1000  betrug:  die  Subvention  wurde  haupt- 
sächlich mit  Rücksicht  auf  die  von  der  Arbeitskamnier  besorgte  Arbeits- 
vermittlung gewährt  :  mit  Eröffnung  des  städtischen  Arbeitsamtes,  stellte  die 
Arbeitskamnier.  wie  erwähnt,  die  Arbeitsvermittlung  ein.  erhielt  aber  dann 
auch  vom  Stadtrate  keine  Subvention  mehr.  —  die  Arbeitskammer  wurde 
von  Anfang  an  von  Seite  der  Gewerbetreibenden  mit  Misstrauen  betrachtet, 
andererseits  ist  nicht  ausser  Acht  zu  lassen,  dass  nicht  alle  Gewerkschaften 
ihren  Arbeitsnachweis  der  Arbeitskammer  abtraten,  indem  unter  den  Arbeitern 
noch  vielfach  der  Arbeitsnachweis  als  eine  Waffe  im  Kampfe  gegen  die 
l  ntcrnehmcrsi  haft  angesehen  wird  und  daher  nicht  gerne  aus  der  Hand 
gegeben  wird. 

l'eber  die  Erfolge  der  Arbeitsvermittlung  der  Arbeitskammern  geben 
folgende  Zahlen  einigen  Aufschluss: 

Die  Züricher  Arbeitskammer  hatte  seit  dem  10.  Januar  1898  bis  zum 
Juni  1900  im  ganzen  8975  Anmeldungen  von  Arbeitern,  4451  von  Gewcrbc- 
inhahern  und  3294  stattgefundene  Vermittlungen  zu  verzeichnen:  letztere 
Zahl  umfasst  allerdings  nur  diejenigen  Eälle.  welche  der  Arbeitskammer  mit- 
geteilt wurden:  es  ist  jedoch  bekannt,  dass  nicht  alle  Arbeiter,  die  durch 
Vermittlung  der  Arbeitskammer  Arbeit  erhalten,  dieselbe  von  der  statt- 
gefundenen  Anstellung  in  Kenntnis  zu  setzen  pflegen. 

Die  Genfer  Arbeitskammer,  die  seit  August  189t)  die  Arbeitsvermittlung 
besorgt,  hat  bis  Ende  1900  (>55ü  Stellen  vermittelt  :  demgegenüber  verzeichnete 
sie  22.947  Anmeldungen  von  Arbeitern  und  Ib. 845  Anmeldungen  von  Gewerbe- 
inhabern: in  der  zweitletzten  Zahl  sind  die  schriftlichen  Arbeitsgesuche,  die 
v'»n  Auswärts  kommen,  nicht  inbegriffen:  hingegen  umfasst  die  Zahl  der  ver- 
mittelten Stellen  nicht  diejenigen,  welche  bloss  als  temporär  zu  betrachten 
sind.  Die  Arbeitsvermittlung  geschieht  ohne  Ausnahme  unentgeltlich.  Im 
Jahre  1899  eröffnete  die  Arbeitskamnier  eine  besondere  Arbeitsvermittlungs- 
\bteilung  für  landwirtschaftliche  Arbeiter,  die  sich  ziemlich  gut  entwickelt. 

Näheres  über  diesen  Thätigkeitsz weig  der  Arbeitskammern  siehe  im  Artikel 
«Arbeitsnachweis:  c)  Gewerkschaftlicher  Arbeitsnachweis». 

///.  Litteratur.  Fanny  Imle,  Die  Züricher  Arbeitskammer.  „Sot  iaiistische  Monats- 
hefte", iQoiy  S.  j4<j  ff.  —  Jahreiberichte  der  Arbeitskammer  Zürich,  /Sg8 — /gor.  — 
Rapport  annuel  de  la  Chambrc  de  Travail  de  Geith  e,  /St/7  ff. 

Dr.  N.  Reichetlherg,  Professor  an  der  Universität  Bern. 
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Arbeitslöhne  (in  der  Grossindustrie). 

I.  Allgemeines.  —  II.  Die  \.  oh  n  v  erh  iil  t  n  i  ssc.  —  III.  Litteratur. 

I.  Allgemeines.  Ks  ist  schwer.  zuverlässige  Angaben  über  die  Lohne 
in  den  verschiedenen  Industrien  zu  maehen.  da  sie  steten  Schwankungen 
unterworfen  sind.  Sie  sind  im  ganzen  in  den  letzten  Jahrzehnten  gestiegen. 
Sie  haben  sieh  günstiger  als  früher  gestaltet,  wenn  man  sie  mit  den  Preisen 
der  Lebensmittel  und  Kleider  vergleicht ;  sie  sind  aber  kaum  im  Verhältnis 
zu  den  Preisen  der  Wohnungen  und  den  Kosten  der  durchweg  erfolgten  höhern 
Lebenshaltung  hoher  gewiirden.  In  manchen  Industriezweigen  weisen  sie-  eine 
stelige  Zunahme  auf,  in  andern  ein  lebhaftes  Schwanken.  Dieses  macht  sich 
besonders  Ihm  denjenigen  bemerklieh,  deren  Gedeihen  von  der  Mode  abhängig 
ist,  wie  z.  H.  bei  der  Stickerei,  Seiden-  und  Stroh-Industrie. 

Der  Aufschwung,  den  \iele  Zweige  ihr  Industrie  in  den  letzten  Jahren 
genommen,  hat  einem  allgemein  spürbaren  Arbeiternlangel  gerufen:  die 
Arbeitskräfte  waren  nur  gegen  erhöhte  Löhne  erhältlich,  sie  wurden  womöglich 
auch  aus  dem  Ausland  bezogen,  wenn  sie  dort  billiger  zu  haben  waren.  Die 
einheimische  Arbeiterschaft  hat  sich  von  gewissen  unangenehmen  oder  wenig 
rcntabeln  Herufsarleu,  wie  der  Ziegelei.  Müllerei.  Seidenzwirnerei  in  steigendem 
Mass  abgewendet. 

Am  anfälligsten  machen  sich  die  Schwankungen  beim  Aecordlohn 
bemerklich,  der  meist  ein  Steigen  des  Lohnbetrages,  nach  vielfachen  Beob- 
achtungen um  etwa  10  4D°/o  bewirkt,  selten  eine  Lohnverminderung.  Geistig 
oder  körperlich  schwache  Leute  werden  von  letzterer  am  ehesten  betroffen. 
Man  hat  mit  wenig  Erfolg  danach  gestrebt,  durch  Festsetzung  eines  Minimal- 
lohns solchen  Eventualitäten  vorzubeugen.  Mit  dem  System  der  Prämierung 
guter  Leistungen  wird  nicht  selten  das  gleiche  erreicht,  was  durch  die  Löhnung 
beim  Stück.  Der  Zeitlohn,  nach  Stunde.  Tag,  Woche,  seltener  nach  Monaten 
oder  Jahr  berechnet,  ist  eher  in  Abnahme  begriffen.  Er  ist  die  klarste  Art 
der  Lohnberechnung  für  den  Arbeiter.  Doch  ist  sie  auch  da  leicht  verständlich, 
wo  bestimmte  Lohntarife  festgestellt  und  jedem  Arbeiter  zur  Kenntnis  gebracht 
sind.  Aber  zuweilen  ist  weder  dies  der  Fall,  noch  wird  eine  Abrechnung 
dem  Arbeiter  bei  der  Lohnzahlung  vorgelegt.  Mit  Recht  wehren  sich  die 
Arbeiter  immer  mehr  dagegen. 

Das  Fabrikgesetz  sichert  dem  Arbeiter  die  regelmässige  Zahlung  in 
bestimmten,  nie  über  einen  Monat  dauernden  Friste  n,  in  bar  und  in  der  Fabrik: 
es  verbietet  willkürliche  Abzüge  zu  <  Spezialz  wecken  »,  worunter  namentlich 
solche  für  Kassen  aller  Art  zu  verstehen  sind.  Das  Trucksystem  ist  strenge 
verpönt. 

Wie  hoch  die  Löhne  sich  belaufen,  ist  selbst  dann  nicht  immer  leicht 
zu  ermitteln,  wenn  Zahltaglisten  oder  Abrechnungen  vorliegen.  Denn  abgesehen 
von  arbeitslosen  Zeiten.  Krankheit.  Militärdienst  u.  dgl.  kommen  auch  Lohn- 
abzüge, sowie  Lohnzuschläge,  Nebenbezüge,  Naturalleistungen  vor.  Es  bewirken 
die  Saisonarbeiten,  die  Sommer-  und  Winterlöhne  in  manchen  Industrizweigen 
gewaltige  Differenzen.  Doch  kommt  es  bei  uns  seltener,  als  in  andern  Uindern 
vor,  dass  in  gewissen  Jahreszeiten  regelmässige  imd  umfangreiche  Entlassungen 
vorkommen.  Selbst  Saisonindustrien  par  evcellence,  wie  Ziegeleien,  versuchen 
durch  Einrichtungen  für  reduzierten  Winterbetrieb  wenigstens  einen  festen 
Kern  ihrer  Arbeiterschaft  durch  kontinuierliche  Heschäftigung  zu  gewinnen. 
Die  Winterlöhne  sind  bei  einzelnen  Industriezweigen  bis  10  und  mehr  Prozent 
niedriger,  selbst  bei  Aecordarbeitem.  da  die  Produktion  bei  künstlichem  Licht 
oft  eine  wesentlich  geringere  ist. 
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Lohnabzüge  gewinnen  bei  einzelnen  Industrien  eine  grosser  Bedeutung. 
Bekannt  ist  dies  vor  allem  bei  der  Stickeroi,  wo  aber  Gewerbegerichte  dem 
bisherigen  Unfug  und  der  teil  weisen  Rechtlosigkeit  der  Arbeiter  entgegen  zu  treten 
beginnen.  In  andern  Zweigen  der  Industrie  besteht  ähnliches,  »loch  in  wenigen 
in  gleichem  Umfang.  In  der  Mehrzahl  der  Betriebe  sind  die  Abzüge  ohne 
Belang;  sie  werden  nur  für  mutwillige  oder  fahrlässige  Schädigungen  und  bei 
weitem  nicht  in  der  Höhe  des  verursachten  Schadens  gemacht. 

Die  Bussen  werden  sehr  oft  mit  den  Abzügen  verwechselt.  Kür  sich  allein 
berec  hnet  vermindern  sie  den  Lohn  um  circa  2  bis  15  Zehntausend*! el  :  aller- 
dings steigt  dieses  Procentverhältnis  bei  manchen  Blaumachern  auf  das  Vielfache. 

Als  Lohnvermehrung  darf  der  Mehrerwerb  durch  Ucberzeit  nicht  ange- 
sehen werden,  denn  er  ist  durch  eine  ausserordentliche  Mehrleistung  erlangt. 
Auch  beträgt  er  im  Durchschnitt  für  alle  Arbeiter  kaum  mehr  als  ein  Tausendstel 
des  Jahreslohnes.  Dagegen  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  in  manchen  Betrieben 
Prämien,  Gratifikationen  u.  dgl.  eine  so  regelmässig  wiederkehrende  Lohnzulage 
bilden,  dass  sie  eigentlich  einen  Lohnbestandteil  darstellen,  auf  welchen  der 
Arbeiter  rechnen  kann. 

Die  Naturallöhnung  macht  oft  einen  Hauptbestandteil  des  Arbeitsluhnes 
aus.  namentlich  in  den  dem  Handwerk  nahestehenden  Betrieben.  Bald  handelt  es 
sich  um  volle  Pension,  bald  um  Wohnung,  ganze  oder  teilweise  Beköstigung, 
um  Ueberlassung  von  Heizmaterial,  von  Acker-  oder  Gartenland  etc.  Nicht 
minder  muss  der  Vorteil  in  Anschlag  gebracht  werden,  der  dem  Arbeiter  aus 
der  Vermietung  billiger  Arbeiterwohnungen  entsteht.  Wenn  z.  B.  eine  Spinnerei 
für  ganz  ordentliche  Wohnungen  mit  4  Wohnräumen  und  kleinem  Garten  nur 
Fr.  *>5  verlangt,  während  in  der  Umgegend  für  das  Gleiche  Kr.  150  ISO  bezahlt 
werden,  wenn  an  einem  anderen  Ort  eine  hübsche  Wohnung  mit  5  Wohn- 
zimmern und  Garten  nur  Kr.  120  kostet,  während  bei  Privaten  für  Kr.  200  viel 
geringere  erhältlich  sind,  darf  billigerweise  diese  Differenz  in  Betracht  gezogen 
werden,  wenn  die  Löhne  verglichen  werden  sollen. 

Wenn  nachstehend  eine  Reihe  von  Zahlen  aufgeführt  wird,  welche  über 
die  üblichen  Durchschnittslöhne  in  den  verschiedenen  Industrien  Aufschluss 
geben,  sind  zwar  diese  gewährten  Vorteile  nicht  in  Anschlag  gebracht,  wohl 
aber  die  Naturalleistungen  zu  dem  Preis  gerechnet,  zu  dem  sie  in  der  betref- 
fenden Gegend  gewöhnlieh  geschätzt  werden.  Kinder  und  Lehrlinge  sind  ausser 
Berechnung  gelassen,  wenn  nicht  ausdrücklich  etwas  anderes  gesagt  ist  :  dagegen 
sind  die  oft  sehr  reduzierten  Löhne  der  Alten  nicht  ausgeschieden,  obwohl  in 
manchen  Industrien  der  Erwerb  derselben  früh,  zuw  eilen  schon  mit  50  Jahren, 
und  beträchtlich,  nicht  selten  um  die  Hälfte  und  mehr  zu  sinken  beginnt.  Die 
Entlohnung  des  weiblichen  Geschlechts  ist  nur  selten  eine  geringere,  als  die 
des  männlichen,  wenn  sie  die  gleiche  Arbeit  verrichten  und  gleiche  Leistungen 
aufweisen.  Ks  giebt  sogar  Krauen  mit  höheren  Lohnbeträgen,  als  die  gleic  h 
beschäftigten  Männer  beziehen.   Dies  zeigt  sich  namentlich  in  der  Textilindustrie. 

II.  Die  Lohn  Verhältnisse.  In  »1er  Textilindustrie  sind  die  niedrigen  Löhne 
der  Baumwollspinnerei  allgemein  bekannt.  Doch  stiegen  sie  in  den  letzten 
Jahren,  aber  sehr  ungleich,  am  meisten  in  den  am  besten  ausgestalteten  Betrie- 
ben. So  verdienen  Spinner  im  Durchschnitt  Kr.  3.  14  bei  einem  Minimum  von 
2.35  und  Maximum  von  5. — .  (Diese  letzteren  Grenzzahlen  finden  sich  hinter 
den  Durchschnittslöhnen  in  Klammern  beigefügt.)  Ihre  Gehilfen  Italien  1.  73 
(1.  25— -2.  80),  die  Carder  2.  40  (1.  45 — 30),  Hasplerinnen  1.  «»3  <  1.  50    3.  30). 

Die  Baumwoll  weber  verdienen  2.20  (1.50—4.60).  In  Buntwebereien 
wird  der  Durchschnitt  für  Männer  zu  3.40,  Krauen  2.  12  berechnet.  Zettler 
beziehen  3,—.  Schlichter  4.  15  (2.  75—5.00). 
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In  der  Seidenindustrie  verzeichnet  die  Spinnerei  niedrige  Löhne,  etwa 
2.20  (1.00 — 4,50).  sehr  massige  die  Winderei  und  Zwirnerei  mit  ihrer  weib- 
lu  hen  Arbeiterschaft,  mit  2.  5b  (1.  50 — 3.  10),  während  Zettlerinncn  2.91  (2.00 
bis  4.20).  Weberinnen  2.99  (2.  b5 — 5.00)  verdienen.  Die  Pusamenterie  giebt 
als  Löhne  an:  Posamenter  und  Musterweber  4.25,  Zettlerinncn  3.10,  Winde- 
rinnen 2.  35.  Handputzerinnen  1.  08. 

Sehr  verschieden  je  nach  Gegend,  Geschäftsgang  und  Leistungsfähigkeit 
sind  die  Löhne  der  St  ick  er.  Auf  Handmaschinen  werden  im  Durchschnitt 
kaum  über  3.  00  verdient,  in  schlechten  Zeiten  ist  der  Nettoerwerb  sogar  auf 

2.  00,  höchstens  2.  40  im  Mittel  gesunken:  aber  er  schwankt  auch  heute  zwischen 
2  und  5  Kr.,  kann  sogar  bis  auf  10  steigen.  Fädler,  Knaben  oder  weibliche 
Arbeiter  bekommen  2.00  (1.00 — 2.50).  Kettenstichstickerinnen  (meist  auf  dem 
Land)  haben  1.80  (1.20 — 2.50».  Gut  bezahlt  sind  die  Schiffchensticker  mit 
4.43  (3.  50 —8.  30).  Ihre  Xachseherinnen  erhalten  2.51  (1.80—2.70)  und  die 
Füller  (Kinder)  2.00  (1.80-  2.40). 

Für  die  S  t  roh  fa  br  ika  t  ion  wird  angegeben:  Handeler,  Walzer,  Chenille- 
flechter  2.25—  3.55.  Hleieher,  Färber.  Glatter  3.00 — 4.50.  weibliche  Arbeiter 
I.  20—2.  05. 

Geringe  Metriige  gewahrt  die  Tricoteric  mit  1.9b  (1.25 — 2.90.  Die 
Weisszeugfahrikation  und  andere  Zweige  der  Konfektion  lassen  2.50  als 
Mittelzahl  berechnen  (2.  0«)— 3.  00). 

Die  Lebensmittelindustrie  zahlt  bessere  Löhne,  soweit  sie  nur  männ- 
liche Arbeiter  beschäftigt:  so  den  Müllern  4.38  (3.50—5.70),  den  Brauern 
0.20  (4.00 — 8.00).  Sehr  grosse  Ungleichheit  der  Löhne  weist  die  Tabak- 
und  C  i  garreni  ndu  s  t  ri  e  auf.  Als  Durchschnitt  wird  angegeben  für  Cigarren- 
maeher  3.  70:  weibliche  2.  00,  für  Wicklerinnen  1.  55  und  1.  35. 

Zu  den  besten  Löhnen  gehören  die  der  Buchdrucker  mit  einem  Durch- 
schnitt von  5.  20. 

Von  den  Holzarbeitern  stellen  sich  die  Zimmcrleute  auf  4.52  (3.35 
bis  0.00).  die  Schreiner  auf  4.  75  (3.  50 — 7.00),  von  den  Metallarbeitern  die 
Spengler  auf  5.  50  (4.  50—7.  00). 

In  den  Giessereien  und  Maschinenfabriken  beziehen  die  Giesser 
5.  13  (3.  70—7.  00i,  Schmiede  5.  40  (4.  00 — 7.  10»,  Schlosser  5.  00  (4.  50 — 0.  50), 
Dreher  5.  0H  (4.  00- — 7.  00).  Der  Durchschnittslohn  zahlreicher  Lehrlinge  beläuft 
sich  im  I.  Jahr  auf  1.  00— 1.50.  im  II.  1.50—2.00.  im  III.  2.50,  im  IV.  3.00—3.20. 

Die  Uhrmacher  bezahlen  Schalenmachern  in  Gold  0.50,  in  Silber  5.00, 
in  Metall  3.  90.  den  Verfertigen!  von  Kbauchcs  0.  00.  Frauen  3.  75,  Remon- 
teurs  5.50,  Acht* vage.  Sertissage,  Repassage  4.  00,  Polisseusses  3.00;  bei  der 
Herstellung  von  Zifferblattern  den  Fmaillcurs  4.50.  Degrossisscurs  3.00, 
Malern  4.00  (Frauen  3.00).  Finisseuses  2.75.  Arbeitern  bei  der  Zeigerfabri- 
kaiion  4.  00  (Frauen  2.50»,  den  Uhrfedermachern  4.50. 

Auffallend  sind  die  Differenzen  zwischen  den  Löhnen,  welche  in  der 
Musikdosenfabrikation  für  grosse  oder  kleine  Stücke  (Lohn  der  letztern  in 
Klammern)  bezahlt  werden.  Er  belauft  sich  für  Goupillcuses  auf  2.50  (1.50), 
Piqueuses   4.50  (2.50),   Verifieuses  3.75  (2.25),   für  mannliche   Arbeiter  aul 

3.  OO — 5.50.     Die  Lehrlingslöhne  beginnen  mit  1.00. 

Die  Bijouterie  gewährt  den  Männern  Löhne  von  (».00 — 20.00,  Kettcn- 
machern  5.  70  (Frauen  4.50).  Polisseuses  3.30.  Emailmalern  10.00,  Stoin- 
fassern  9.  00. 

Zum  Schluss  mögen  noch  erwähnt  sein  dieCement-  und  Kalkbrenner 
mit  3.  So  (3.50—4.00»  und  die  Ziegler  mit  3.50  (3.20 — 4.30)  und  ihre 
Abtrager.  meist  Knaben,  mit  2.50  (2.40 — 3.00). 
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Diese  Ziffern  dürften  genügen,  um  sich  ein  ungefähres  Bild  von  d<  n 
Lohnverhältnissen  zu  verschaffen,  Vcrgleichungen  mit  den  Verhältnissen  im 
Ausland  zu  ermöglichen.  Sie  genügen  aber  durchaus  nicht,  um  die  Lebens- 
haltung zu  beurteilen,  welche  dem  Arbeiter  durch  diese  Löhne  ermöglicht 
wird.  Um  auch  hierüber  ein  Urteil  zu  gewinnen,  müsste  man  wissen,  wo  es 
sich  um  stadtische  oder  ländliche  Verhältnisse  handelt:  man  müsste  berück- 
sichtigen, wie  die  Lebensweise  in  der  betreffenden  Gegend  im  allgemeinen 
sei.  Erst  dann  könnte  die  Hinlänglichkeit  der  Löhne  beurteilt,  das  Mass  der 
Berechtigung  von  Klagen  über  die  Lohnverhältnisse  erkannt  werden.  Ein  aus- 
giebiges Studium  dieser  Fragen  durch  unbefangene,  durch  keine  Tendenzen 
beeinflusste  Korscher  wäre  im  höchsten  Grad  wünschbar. 

III.  Litteratur.    Schufer  d  Wegmann,  Arbeitslöhne  in  den  industriellen  Betrieben 
des  I.  Insfektionskreises.  .,Zeitsckr.  /.  schreit  Statistik",  —  Inspektionsberichte  der 

Sikrveiter.  Fabrikinspektoren. 

Dr.  F.  Schiller,  ge:t:  Fabrikinspektor  des  I.  eidg.  Inspektionskreises,  Mollis. 

Arbeitslosenversicherung. 

I.  Allgemeines.   —    II.  Geschichtliches:     I.  die  Arbeitslosenversicherung  in 
Bern;  2.  die  Arbeitslosenversicherung  in  St.  Gallen;  .V  die  Arbeitslosenversicherung  in  Basel; 

4.  die  Arbeitslosenversicherung  in  Zürich ;  5.  die  Arbeitslosenversicherung  in  Lausanne.  ■ — • 
III.  Uebersicht  über  den  Inhalt  der  Arbeitslosen  v  ersicher  u  ngsgeset  /.  e 
und  Gesetz  eseni  würfe:  1.  Umfang  der  Versicherung;  2.  die  Einnahmen  der  Ver- 
sicherungsanstalt;      die  Leistungen  der  Versicherungsanstalt ;  4.  Organe  der  Versicherung; 

5.  Reservefonds ;  b.  Slrafuestimmungen.  —  IV.  Einige  Ergebnisse  der  Arbeits- 
losenversicherung: 1.  Bern;  2.  St.  Gallen.  —  V.  Einige  neuere  Losungs- 
v  er  suche  und  Vorschläge.  —  VT.  Litteratur. 

I.  Allgemeines.     Die  Arbeitslosenversicherung   entspringt   dem  Wunsche, 
Personen,  welche  wegen  Mangels  an  Arbeitsgelegenheit  vorübergehend  in  Not 
geraten,  ausreichende  Unterstützung  angedeihen  zu  lassen,  und  zwar  in  einer 
Form,  durch  welche  die  gewährte  Unterstützung  den  Wohlthätigkcitseharakter 
verliert  und  die  Annahme  derselben  als  die  .Ausübung  eines  dem  Notleidenden 
zustehenden    Rechtes    erscheint.    Die    verschiedenen    Massnahmen,    die  von 
Behörden  und  Privaten  zur  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit  jeweilen  ergriffen 
wurden,   erwiesen  sich   im  Laufe   der  Zeit   namentlich   nach   zwei  Seiten  hin 
als  unzulänglich:   einmal  gelang  es  nur  selten  so  viel  Mittel  aufzubringen,  als 
man  derer  zur  wirksamen  Linderung  der  durch  die  Arbeitslosigkeit  verursachten 
Notlage  grösserer  oder  geringerer  Bevölkerungsschichten  bedurfte:  sodann  aber 
hing   die  Hülfeleistung  im  grossen   und   ganzen   von  der  Bannherzigkeit  der 
besser  situierten  Mitbürger  ab,  wodurch  viele  Notleidende,  welche  die  dargebotene 
Unterstützung  in  Anspruch   nehmen   mussten,  sich  zurückgesetzt  und  in  ihrer 
persönlichen  Ehre  gekränkt  fühlten,  indem  sie  das  Empfangene  als  ein  Almosen 
betrachteten.     Und  diese  Mängel  der  Arbeitsloscnfürsorge  traten  immer  mehr 
zu  Tage  in  dem  Masse,  als  die  Erkenntnis  sich  verbreitete,   dass  die  Arbeits- 
losigkeit ihre  Wurzel  in  der  wirtschaftlichen  Verfassung  der   Gegenwart  habe 
und   die  Arbeitslosen  die  schuldlosen  Opfer  dieser  Verfassung  seien.  (Vergl. 
den  Artikel  «Arbeitslosigkeit».)     Aus  dieser  Erkenntnis  erwuchs  aber  für  die 
Gesellschaft  die  Pflicht,   für  eine   Organisation   der    I lülfeleistung   zu  sorgen, 
welche  die  gedachten  Mängel  auf  ein  Minimum  reduzierte.     Im  Suchen  nach 
einer  solchen  Organisation  kam  man  von  selbst  auf  das  Vcrsicherungsprincip, 
w  elches  sich  bereits  in  mehrfacher  Hinsicht  geeignet  zeigte,  das  frühere  System 
der   Armenunterstützung  abzulösen   und   es   durch  dem   modernen  Empfinden 


Digitized  by  Google 


222 


Arbeitslosenversicherung 


besser    entsprechende   Formen  zu    ersetzen.    tVergl.    den   Artikel  <Arbeiter- 
\  ersicherung  ».) 

Die  Anwendung  des  Versichcrungsprincips  auf  dem  Gebiete  der  Arbeits- 
losigkeit erwies  sieb  jedoch  bedeutend  schwieriger  als  auf  sonstigen  Gebieten 
des  socialen  Geschehens.     Die  Hauptschwierigkeiten  bestanden  in  folgendem: 
einerseits    fehlte   es  an    sicheren  Grundlagen  zur  Bestimmung    des  Umfanges 
und  der  Dauer  der  zu   erwartenden  Arbeitslosigkeit,   was  durchaus  notwendig 
erscheint    zur  Berechnung  des  ökonomischen  Schadens,   der  gedeckt  werden 
sollte:   andererseits   liegt   die   Herbeiführung  von   Arbeitslosigkeit  so  sehr  in 
der  Macht  des  Menschen,  hängt  so  sehr  von  seinem  Willen  ab,  dass  es  nicht 
immer  möglich   ist.   zu   unterscheiden,  ob  der  betreffende   Fall   eine  Zufällig- 
keit im  Sinne  der  Versicherungstechnik  ist  oder  sich  vielmehr  als  der  Ausfluss 
eines  Willensakies  der  Betroffenen  darstellt.     Letzteres  tritt  allerdings  auch  in 
manch  anderem  Versicherungszweige  zu  Tage:  so  ist  es  z.  B.  nicht  immer  leicht 
festzustellen,  ob  eine  Feuersbrunst  ohne  Verschulden  des  Interessenten  entstan- 
den ist  oder  ob  nicht  vielmehr  Brandstiftung  von  Seite  desselben  vorliegt:  ebenso 
schwierig  ist  es  ferner  zu  konstatieren,  ob  nicht  etwa  Selbstmord  die  Ursache 
des   Todes   des    Versicherten   gewesen   ist,   u.  dergl.  mehr.     Allein   in  diesen 
und  ähnliclren   Fallen   wirkt   entweder  die   Furcht  vor  angedrohter  schwerer 
Strafe   oder  der   Selbsterhaltungstrieb  so   sehr  zurückhaltend,   dass   man  die 
selten  vorkommenden  Ereignisse  dieser  Art  bei  Feststellung  der  rechnerischen 
Grundlagen   der  betreffenden  Versicherung« weige   füglich  ausser  Acht  lassen 
kann.     Anders   verhalt   es   sich   mit   der  Arbeitslosigkeit,    wo  jene  Faktoren 
nicht  in  Betracht   kommen  können.    Immerhin  sind  die  gedachten  Schwierig- 
keiten  auch   hier  nicht   unüberwindbar.    Hat  man  doch  auf  dem  Gebiete  der 
Arbeiter-Krankenversicherung  mit  ähnlichen  Verhältnissen  zu  kämpfen  gehabt, 
indem  auch  dort  der  l'mfang  des  voraussichtlichen  Schadens  nicht  von  vorne 
berein  festzustellen  war  und  man  mit  der  Möglichkeit  der  Simulation  durchaus 
rechnen  musste.     Die  Statistik  der  Arbeitslosigkeit,  die  zur  Zeit  allerdings  noch 
sehr  mangelhaft  ist.  wird  bei  richtiger  Handhabung  mit  der  Zeit  gewiss  zur  Fun- 
(lienmg   des  in  Rede   stehenden  jüngsten  Arbeiterversicherungszweiges  vieles 
beizutragen  in  der  Lage  sein,  während  auf  der  anderen  Seite  durch  eine  zweck- 
mässige Organisation  der  Arbeitslosenversicherung  den  Gefahren,  welche  ihr  aus 
der  willkürlich  herbeigeführten  Arbeitslosigkeit  drohen,  wird  begegnet  werden 
können.    In  den  unten  zu  besprechenden  Anstalten  und  Projekten  sind  bereits 
manche  wertvolle  Ansätze  in  dieser  Richtung  enthalten. 

II.  Geschichtliches.  Mit  dem  Gedanken  betreffend  die  Versicherung 
gegen  die  Folgen  der  Arbeitslosigkeit  beschäftigten  sich  einzelne  National- 
ökonomien bereits  seit  geraumer  Zeit.  Allein  das  Verdienst,  den  Gedanken  in 
Thaten  umzusetzen,  gebührt  unzweifelhaft  der  Schweiz  und  in  erster  Linie 
der  schweizerischen  Arbeiterschaft,  aus  deren  Mitte  die  erste  Anregung  zu 
einem  bezüglichen  Versuch  hervorging.  Ks  war  der  Kongress  der  Schweize- 
rischen sozialdemokratischen  Partei,  der  zu  Ostern  18*)  1  in  Ölten  abgebalten 
wurde,  der  den  Beschluss  fasste,  es  sei  die  Initiative  zu  ergreifen  auf  Ein- 
führung eines  besonderen  Artikels  in  die  Bundesverfassung,  welcher  jedem 
Schweizerbürger  das  Recht  auf  ausreichend  lohnend«*  Arbeit  gewährleisten 
würde  (siehe  den  Artikel  <  Recht  auf  Arbeit  >).  Der  auf  dem  Kongress 
beschlossene  Wortlaut  dieses  in  die  Verfassung  aufzunehmenden  Artikels  enthielt 
u.  a.  folgende  n  Passus : 

■■■  Insbesondere  sollen  Bestimmungen  getroffen  werden ;  .  .  .  d|  für  sichere  und  ausreichende 
1'ntersUit/ung  unverschuldet  ganz  oder  teilweise  Arbeitsloser,  sei  es  auf  dem  Wege  der  öffent- 
lichen V  ersicher  u  n  g  gegen  die  Folgen  der  Arbeitslosigkeit,  sei  es  dun!) 
Unterstützung  privater  V  c  r  s  i  c  h  c  r  u  n  g  s  i  n  s  l  i  t  u  l  e  der  Arbeiter  aus  öffent- 
lichen Mitteln. 
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Dir  Schluss  dies«-s  Satz»"*  könnt«-  allerdings  zur  Annahm«-  v«'rh-it«-n,  als 
beständen  bereits  vor  dem  Ergreifen  der  gedachten  Initiative  im  Schosse  der 
schweizerischen  Arbeiterschaft  Institute,  welche  die  Versicherung  gegen  die 
Folgen  der  Arbeitslosigkeit  besorgten.  Dem  ist  jedo«  h  keineswegs  so.  Wie 
namentlich  in  den  gut  organisierten  englischen  Gewerkschaften,  so  wird 
allerdings  auch  in  einzelnen  schweizerischen  (iewerkschaften  den  arbeitslosen 
Mitgliedern  ein  Anspruch  auf  eine  gewisse  Unterstützung  zuerkannt.  In  der 
grossen  Zahl  der  Fälle  ist  aber  diese  Unterstützung,  abgesehen  davon,  dass 
sie  sich  in  ziemlich  bescheidenen  Grenzen  bewegt,  durchaus  dem  /alfall  aus- 
gesetzt, indem  es  an  System  und  sicheren  Grundlagen  fehlt.  Gerade  dieser 
Umstand  war  es  denn  auch,  der  in  den  Reihen  der  schweizerischen  Arbeiter- 
schaft die  Idee  der  Arbeitslosenversicherung  populär  machte,  zu  deren  Ein- 
führung eine  Gewerkschaft,  der  bernische  Handiaug<'rhund.  der  sich  bemühte 
die  Unterstützung  seiner  arbeitslosen  Mitglieder  auf  dem  Princip  der  Versiche- 
rung aufzubauen,  den  direkten  Anstoss  gab. 

1.  Dir.  AttMiiTSLosEN Versicherung  in  Hern.  Anfangs  der  Wer  Jahre 
machte  sich  in  verschiedenen  Städten  und  grösseren  Ortschaften  der  Schweiz 
eine  starke  Arbeitslosigkeit  geltend.  Dies  veranlasst«-  Behörden  und  Private, 
dem  Problem  grössere  Aufmerksamkeit  zuzuwenden.  In  Hern  veranstaltete  der 
Sekretär  der  Arbeiterunion.  Dr.  med.  N.  Wassil  je  ff.  im  Winter  1891/92  eine 
Enquete  über  die  Arbeitslosigkeit,  welche  das  Vorhandensein  einer  überraschend 
grossen  Zahl  von  Arbeitslosen  dokumentierte.  Dieses  Ergebnis  führte  zur 
Bildung  eines  freiwilligen  Hülfskomilees  aus  Bürgern  der  verschi««lenen  Gesell- 
schaftsschichten, das  sich  u.  a.  zur  Aufgabe  st«-llte.  nach  wirksamen  Mitteln  zur 
Bekämpfung  der  Arbeitslosennot  zu  fors«  hen.  In  dieser  Kommission,  welche 
ihre  Studien  im  Laufe  «1es  Sommers  und  des  Herbstes  «les  Jahres  l8'>2  vor- 
nahm, entwickelte  Dr.  Wassilieft  den  Plan  einer  Arbeitslosenversicherungskasse, 
die  er  im  Schosse  des  hauptsächlich  zu  diesem  /wecke  gegründeten  Hand- 
langerbundes ins  Leben  zu  rufen  beabsichtigte,  un<l  erbat  für  «lieselhe  die  Unter- 
stützung der  Kommission.  Kr  bedurft«-  dieser  Unt«-rstüt zung  deswegen,  weil 
der  Handlangerbund,  der  kurz  nach  sein«-r  Gründung  bereits  ca.  700  Mitglieder 
zählte,  trotzdem  seinen  Verpflichtungen  den  arbeitslosen  Mitgliedern  gegenüber, 
die  gerade  in  dieser  Arbeiterkategori«-  einen  überaus  grossen  Prozentsatz  zu 
bilden  pflegen,  ohne  fremde  Hülfe  voraussichtlich  nicht  hätte  nachkommen 
können.  Die  nachgesuchte  Hülfe  wurde  «b-m  Handlangerbunde  zu  teil,  indem 
die  Kominission  beschloss,  den  Stadtrat  zu  ersuchen,  zu  Händen  der  Arbeits- 
losenkasse «lieser  Gewerkschaft,  ein«-  angemessen«-  Subvention  auszurichten. 
Dieser  Bcschluss  nun  war  die  unmittelbare  Ursache  der  Frört «-rung  «ler  Arbcits- 
losenfrage  im  bernischen  Stadtrat«-,  die  in  letzt «t  Lini«-  zur  Errichtung  d«;s 
ersten  öffentlichen  Instituts  für  Versi«  herung  gegen  die  F«.dgen  d«-r  unverschul- 
deten Arbeitslosigkeit  führte. 

Dieses  in  der  Geschichte  der  Arheitsloseniurssorge  sehr  bedeutende  Ereignis 

kam  unter  folgenden  Uniständen  zu  stände.     In  Ausführung  des  vorerwähnten 

Beschlusses   stellte   die   sogenannte    Arbeitslosenkonunission   mit  Eingabe  vom 

16./2.?.  S«>ptember  1M(>2  beim  Gemeinderate  der  Stadt   Bern  tolgende  Anträge: 

1.  Es  sei  an  Arbeiterorganisationen,  welche  die  Unterstützung  ihrer  arbeitslosen  Mitglieder 
bezwecken,  jährlich  die  Hälfte  der  ausgerichteten  Unterstützungen  bis  auf  den  Gesamtbetrag  von 
Fr.  50(10  nach  festzusetzenden  reglcmentarischen  Bestimmungen  aus  dcT  Gcmcindckasse  zurückzu- 
vergiitcn.  2.  Zur  Ausarbeitung  eines  bezüglichen  Rcglcmenles,  welches  dem  Stadtrat  zur  Geneh- 
migung zu  unterbreiten  wäre,  zur  Fördoiung  der  Selbsthülfe  der  Arbeiter  bei  Arbeitslosigkeit  durch 
Versicherung,  zur  Oberaufsicht  über  die  Arbeil.sloscnkassen  und  Zuerkennung  des  Gemeindclttitragcs 
sei  eine  Kommission  zu  bezeichnen,  «leren  Mitglieder  zur  Hälfte  durch  den  Gcmeinderat  und  zur 
anderen  durch  die  Aibeiterunion  gewählt  würden,  wahrend  dem  Staittpriisidenten  «ler  amtliche  Vorsilz 
lu  übertragen  sei. 
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In  der  Eingabe  wurde  insbesondere  auf  den  Handlangerbund  hingew  iesen, 
und  dessen  auf  Versicherung  seiner  Mitglieder  gegen  die  Folgen  der  Arbeits- 
losigkeit ausgehenden  Bestrebungen  wurden  als  wertvoll  für  die  Gemeinde 
bezeichnet,  indem  dieselben  u.  a.  eine  Entlastung  der  Armenkasse  zur  Folge 
haben  dürften.  Der  Gemeinderat  beauftragte  den  Vorsteher  der  städtischen 
-Armendirektion,  die  Eingabe  zu  begutachten  und  eignete  sich  später  die  von 
dem  letzteren  zu  Händen  des  Stadtrates  ausgearbeiteten  .Anträge  an.  Die- 
selben lauten : 

I.  Die  städtische  Armendirektion  wird  angewiesen,  auf  Rechnung  der  Spendkasse  an  cte 
Arbeitslosenkasse  des  Ilandlangerbundes  für  den  Winter  1892/93  und  1893/94  einen  Beitrag  von  j<? 
Fr.  3000  auszurichten,  welcher  bei  ausserordentlicher  Arbeitsnot  bis  auf  Fr.  500t)  erhöht  werden  kann. 
2.  Die  Ausrichtung  dieser  Beiträge  erfolgt  unter  folgenden  Bedingungen:  a)  die  Mittel  der  Arbeits- 
lose nkasse  dürfen  nicht  verwendet  werden  zur  Unterstützung  solcher,  welche  ihre  Arbeitslosigkeit  durch 
Faulheit,  Liederlichkeit,  Unverträglichkeit.  Ungehorsam  u.  dgl.  selbst  verschuldet  haben ;  b)  sie  dürfen 
auch  nicht  verwendet  werden  zur  Unterstützung  solcher,  welche  infolge  vor.  Lohnstreitigkeiten  (Streiks! 
arbeitslos  geworden  sind ;  c)  zur  Kontrolle  ist  die  städtische  Armendirektion  berechtigt,  den  Sitzungen 
der  Verwaltung  de«  Arbei Isiasen kasse  beizuwohnen  oder  sich  dabei  von  einem  Beamten  des  Armen- 
horcau  vertreten  zu  lassen.  Ihr  oder  dem  vertretenden  Beamten  steht  gegen  Unterstützungen,  welche 
im  Widerspruch  zu  litt,  a)  und  b)  geleistet  werden  wollen,  ein  unbedingtes  Vetorecht  zu:  d)  viertel- 
jährlich soll  die  Arbeitslosenkasse  der  städtischen  Annendirektion  über  ihre  Verhandlungen  spezifizierte 
Rechnung  ablegen ;  e)  im  Falle  missbräuchlicher  Unterstützung  können  weitere  Leistungen  der  Gemeinde 
jederzeit  eingestellt  werden.    3.  Dieser  Beschluss  ist  dem  Stadtrate  zur  Genehmigung  zu  unterbreitrn. 

Zu  bemerken  ist,  dass  die  von  der  Armendirektion  aufgestellten  Bedin- 
gungen, unter  welchen  die  Subvention  der  Gemeinde  an  den  Handlangerbuml 
entrichtet  werden  sollte,  im  wesentlichen  mit  den  bezüglichen  Bestimmungen 
des  Statuts  der  Arbeits!« isenkasse  des  Ilandlangerbundes  übereinstimmten.  Im 
Stadtrate  stiessen  jedoch  die  mitgeteilten  Antrage  auf  lebhafte  Opposition, 
namentlich  von  seilen  der  konservativen  Milglieder  desselben.  Unter  anderem 
hob  man  hervor,  dass  die  an  Arbeiter\ ereine  ausgerichtete  Subvention  nur  den 
Mitgliedern  derselben  zu  gute  kommen  würde,  während  die  tlem  Verein  fern- 
gebliebenen Arbeitslosen  leer  ausgehen  müssten :  es  Iii  esse  somit,  die  letzteren 
zwingen,  sich  der  Arbeiterbewegung  anzuschliessen,  was  doch  nicht  von  alten 
Parteien  als  wünschenswert  erachtet  werden  könne.  In  «ler  Sitzung  des  Stadt- 
rates vom  1(>.  Dezember  1892  wurden  die  Anträge  des  Gemeinderates  an  eine 
Kommission  verwiesen,  in  «leren  Schosse  das  Projekt  auftauchte,  eine  allgemeine 
Arbeitslos«'iiversicherungskasse  zu  errichten  und  sie  unter  städtische  Verwaltung 
zu  stellen.  Die  Kommission  arbeitete  selbst  einen  bezüglichen  Statuten- Entwurf 
aus,  tlen  sie  dem  Stadtrate  in  «ler  Sitzung  vom  l.L  Januar  18'M  vorlegte.  Zur 
Begründung  dieses  Vorgehens  sagt«.-  der  Referent  der  sta«lt ratlichen  Kommission 
u.  a.  folgendes : 

•v  Die  Kommission  ist  voll  und  ganz  mit  den  Beweggründen  einverstanden,  w  elche  den  Gemeinde - 
rat  veranlasst  haben,  sich  um  diese  Frage  zu  interessieren  und  Stellung  zu  derselben  zu  nehmen. 
Wohl  hat  Arbeitslosigkeit  schon  manchen  braven  Arbeiter  und  mit  ihm  seine  Familie  moralisch  und 
finanziell  ruiniert.  Die  stadirätliche  Kommission  teilt  auch  ganz  deu  Standpunkt,  dass  Krankheits- 
und Unfallversicherung  nicht  genügen,  wenn  es  nicht  zugleich  gelingt,  die  Arbeitslosigkeit  seihst  und 
deren  üble  Kolgcn  zu  beseitigen  oder  doch  zum  wenigsten  auf  das  möglichst  geringe  Mass  tu 
beschränken.  .  .  .  Nach  der  Ansicht  der  stadträtliclien  Kommission  ist  es  kaum  denkbar,  dass  die 
Arbeitslosenkasse  den  Handlangern  allein  zu  statten  kommen  soll.  Vielmehr  wird  dieselbe  auch  andere 
Berufsarten  unterstützen  müssen.  Die  Hülfe  darf  nicht  auf  die  Milglieder  eines  einzelnen  Verbände» 
beschränkt  bleiben.  Die  Aufgabe  ist  eine  allgemeine  und  muss  in  ihrer  Allgemeinheit  aufgefasst  un<l 
«lurchgeführt  werden.  Deshalb  ist  es  auch  Pflicht  der  Gemeinde,  einen  Versuch  zu  machen  und  selbst 
eine  Arbcitslosenkassc  zu  «  rrichten.  Nachdem  wir  bereits  im  Arbeitsnachweisbureau  eine  Organisation 
geschaffen  haben,  um  für  Arbeitsbeschaffung  zu  sorgen  und  dieselbe  zu  vermitteln,  ist  es  wohl  da« 
Nächstliegende,  dass  die  neu  zu  gründende  Kasse  als  neuer  Zweig  mit  diesem  Institut  verbunden  wird.« 


Noch  in  der  gleichen  Sitzung  erhob  der  Stadtrat  die  Anträge  seiner 
Kommission  zum  Beschluss,  nahm  die  Statuten  der  «Versicherungskasse  gegen 
Arbeitslosigkeit   in  der  Gemeinde  Bern»   mit    wenigen  Abänderungen  an  und 
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erklärte  dieselben  auf  die  Dauer  von  zwei  Jahren,  vom  1.  April  1 89.1  an. 
in  Krall. 

Nach  diesen  Statuten  ist  dir  Versicherung  eine  freiwillige,  die  von  jedem 
in  der  Gemeinde  Bern  sich  aufhaltenden  oder  niedergelassenen  Arbeiter 
schweizerischer  Herkunft  in  Anspruch  genommen  werden  kann.  Derselbe  hat 
»•inen  monatlichen  Beitrag  in  der  Höhe  von  40  Cts.  zu  bezahlen,  wofür  er  im 
Falle  der  Arbeitslosigkeit  in  der  Zeit  von  Anfang  Dezember  Iiis  Knde  Februar 
im  Laufe  von  zwei  Monaten  vom  dritten  Tage  seiner  Arbeitslosigkeit  an  eine 
Interstützung  in  maximo  von  Fr.  1  täglich,  wenn  er  cinzelstehend  ist,  und 
Kr.  1.50.  wenn  er  Angehörige  zu  unterhalten  hat.  Die  Arbeitgeber  sind  zur 
regelmässigen  Beitragsleistung  an  die  Versicherungskasse  nicht  herangezogen, 
liie  Gemeinde  deckt  den  jährlichen  Fehlbetrag  der  Kasse  im  Maximum  mit 
Fr.  5000  per  Jahr. 

Die  Statuten  sind,  wie  erwähnt,  bloss  für  die  Dauer  von  zwei  Jahren  in 
Kraft  erklärt  worden.  Ks  galt  also  zunächst  den  Versuch  zu  wagen.  Am 
S.Mär/  1895  wurde  ein  neues  Reglement  erlassen  und  mit  dem  1.  April  des- 
selben Jahres  erhielt  die  Versicherungskasse  definitiven  Charakter.  Das  neue 
Reglement  verschmolz  die  Versirhcrungskasse  mit  dem  \or  Jahren  gegründeten 
\rlj'»itsnachweisbureau  und  stellte  beide  Anstalten  unter  die  Leitung  einer  und 
derselben  Kommission.  Der  monatliche  Beitrag  der  Versicherten  wurde  auf 
50  Cts.  erhöht  und  der  jährliche  Beitrag  der  Gemeinde  auf  Fr.  7000  festgesetzt. 

Im  Jahre  1900  wurde  die  Arheitsloscnvcrsirherung  einer  Reorganisation 
unterworfen.  Die  Beobachtungen,  die  man  in  den  vorhergehenden  Jahren 
g'-maclit  hat,  haben  verschiedene  Mängel  in  der  Organisation  der  Anstalt  oflen 
gelegt:  auch  rief  die  steigende  Arbeitslosigkeit  der  letzten  Winter  grosse 
Kesorgnis  für  die  Zukunft  hervor.  Im  Schosse  der  •Verwaltungskommission 
wurden  daher  Anregungen  gemacht,  die  auf  Neugestaltung  dieser  Anstalt  hin- 
zielten. Aus  den  bezüglichen  Beratungen  ging  sodann  das  gegenwärtig  in 
Kraft  bestehende  Reglement  vom  4.  Mai  1900  hervor,  welches  allerdings  keine 
Sirundlegenden  Aenderungen  herbeiführte.  Die  Abweichungen  vom  früheren 
Zustand  bestehen  bloss  darin,  dass  die  Gemeindebehörde  das  Recht  zuerkannt 
erhielt,  die  im  Dienste  der  Stadtverwaltung  stehenden  Arbeiter  zum  Beitritt  zur 
Arbeitslosenversicherung  zu  zwingen,  und  dass  der  Beitrag  der  Versicherten, 
von  denen  nunmehr  die  das  60.  Altersjahr  zurückgelegten  Arbeiter  ausgeschlossen 
wurden,  auf  70  Cts.  im  Monat  und  der  jährliche  Beitrag  der  Gemeinde  auf 
Fr.  12.000  erhöht  wurde.  Di«-  allgemeine  obligatorische  Arbeitslosenversicherung 
einzuführen,  wie  dies  von  mancher  Seite  als  wünschenswert  hingestellt  wurde, 
war  die  Gemeinde  nicht   in   der  Lage:   es   fehlte   hier   hiezu   die  Kompetenz 

Letzteres  zu  erlangen,  war  der  Zweck  einer  von  Dr.  N.  Wassili eff  in 
der  Sitzung  des  Grossen  Rates  des  Kantons  Bern  vom  15.  März  1899  ein- 
gereichten Motion,  die  folgenden  Wortlaut  hat : 

•  Die  Regierung  wird  eingeladen.  Bericht  und  Antrag  einzubringen,  ob  es  nicht  thunlich  wäre, 
den  Gemeinden,  welche  es  begehren,  das  Recht  einzuräumen,  analog  der  Bildung  der  Gewcrbe- 
jpriebte  anter  der  Mitwirkung  des  Staates  die  obligatorische  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  ein- 
aftthren  und  Arbeitsämter  zu  schaffen,  welche  den  Arbeitsnachweis  zu  regeln  und  die  obligatorische 
'    Arbeitslosenversicherung  zu  führen  hätten  ». 

Am  20.  September  desselben  Jahres  wurde  die  Motion  vom  Grossen  Rate 
erheblich  erklärt.  Der  Motionsst eller  selbst  arbeitete  kurz  darauf  ein  Projekt 
eines  in  Bern  zu  errichtenden  Arbeitsamtes  aus  und  reichte  dasselbe  der 
Direktion  des  Innern  ein,  welche  vom  Regierungsrate  mit  der  Begutachtung 
der  mitgeteilten  Motion  betraut  wurde. 

In  einer  öffentlichen  Versammlung,  die  am  14.  Dezember  1H99  stattfand, 
erklärte  der  Vorsteher  der  Direktion  de  s  Innern.  Regierungsrat  Ed.  v.  Steiger. 
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er  sei  mit  dem  Grundgedanken  des  Wassilicffschcn  Projektes,  von  dem  unten 
naher  die  Rede  sein  wird,  einverstanden  und  hüfl'e.  es  werde  sieh  aus  dem- 
selben i'twas  Gutes  und  segensreiches  für  den  Kanton  und  die  Ortschaften, 
welche  die  Sache  verwirklichen,  schallen  lassen:  es  handle  sich  bloss,  darum, 
dieselbe  in  richtige  Form  zu  bringen,  zu  welchem  Bchufc  er  eine  Kommission 
einsetzen  wolle,  worauf  eine  Gesetzesvorlage  von  der  Regierung  ausgearbeitet 
werden  solle.  Die  Heratungen  der  thatsächlii  h  eingesetzten  Kommission  scheinen 
jedoch  zu  einem  ganz  anderen  Resultate  gelangt  zu  sein,  was  daraus  folgt,  das«, 
der  Regierungsrat  durch  Zuschrift  vom  November  1900  auf  Antrag  der 
Direktion  des  Innern  dem  Grossen  Rate  empfahl,  der  oben  mitgeteilten  Motion 
WassilietV  keine  weitere  Folge  zu  geben,  in  welchem  Sinne  denn  auch  der 
letztere  in  seiner  Sitzung  vom  25.  Februar  1901  beschloss.  Ausschlaggebend 
war  hierbei  die  Befürchtung,  es  würde  ein  außergewöhnlich  starker  Zuzug 
von  auswärtigen  Arbeitern  in  diejenigen  Gemeinden  stattfinden,  welche  die 
obligatorische  Arbeitslosenversicherung  einführen  sollten. 

Trotz  dieses  abschlägigen  Bescheide-  wurde  die  Molion  Wassilieff  am 
folgenden  Tage  von  einem  Parteigenossen  desselben,  dem  Finanzdirektur  der 
Stadt  Bern.  Gustav  Müller,  wieder  aufgenommen  und  in  etwas  abgeänderter 
Form  eingereicht.     Die  Motion  Müller  lautet: 

Der  Regierungsral  wird  eingeladen,  die  Frage  zu  prüfen  und  darüber  Bericht  zu  erstatten. 
oIj  nicht  den  Gemeinden  die  Autonomie  zur  Errichtung  obligatorischer  Arbeitslnsenvcrsichcrung^ 
kassen  erteilt  werden  könne., 

Diese  Motion  wurde  in  der  Grossratssitzung  im  Marz  1902  wiederum 
erheblich  erklärt.  Inwiefern  dieser  Beschluss  nun  zur  Weiterentwicklung  der 
bernischen  Arbeitslosenversicherung  beitragen  werde,  wird  die  Zukunft  zeigen. 
Vorderhand  bildet  derselbe  den  Abschluss  der  Geschichte  dieses  Vcrsicherungs- 
zweige*  auf  bernischem  Boden. 

2.  Dir.  ARBKiTSi.osKXVKR.sicHKKt  N(.  in  St.  Gai.lkx.  Di<-  Stadt  St.  Gallen 
war  die  erste,  welche  den  Versuch  wagte,  die  obligatorische  Arbeitslosen- 
versicherung auf  communalem  Boden  durchzuführen.  Wenn  der  Versuch 
zunächst  als  misslungen  erachtet  werden  muss,  so  scheint  jedenfalls  nicht  das 
denselben  zu  Grunde  gelegte  Prinzip  daran  Schuld  gewesen  zu  sein,  sondern 
vielmehr,  wie  Kenner  der  st.  gallischen  Verhältnisse  überzeugend  nachgewiesen 
haben,  die  mangelhafte  Organisation  und  Verwaltung  der  Versicherungs- 
anstalt. 

Auch  in  St.  Gallen  war  es  die  Arbeiterschaft,  welche  die  Anregung  zur 
Hinführung  der  Arbeitslosenversicherung  gab.  Nach  der  Krrichlung  der  Arbeits- 
losenversicherungskasse in  Bern  wurde  die  Frage  auf  verschiedenen  Arbeiter- 
versammlungen diskutiert  und  es  stellte  sich  bald  heraus,  dass  man  allgemein  eher 
für  eine  auf  dem  Obligatorium  aufgebaute  Arbeitslosenversicherung  eintreten 
würde.  Kin  von  Rechtsanwalt  Heinric  h  Scherrer  in  St.  Gallen  ausgearbeiteter 
bezüglicher  Plan  wurde  von  einer  eigens  zu  diesem  Zwecke  einberufenen  grossen 
Arbciterversaminlung  am  10.  September  1N93  mit  wenigen  Abänderungen  gtitge- 
heissen.  Nun  galt  es  zunächst,  die  gesetzliche-  Grundlage  für  das  Obligatorium  zu 
gewinnen,  worauf  denn  auch  eine  von  der  demokratischen  Fraktion  des 
Kantonsrates  am  21.  November  1893  eingebrachte  und  von  demselben  mit 
grosser  Mehrheit  erheblich  erklärte  Motion  hinzielte. 

Durch  diese  Motion  veranlasst,  machte  sich  die  Kantonsregierung  sofort 
an  die  Arbeit  und  legte  bereits  am  24.  April  1S94  dem  Kantonsrate  einen 
«Gesctzcsvorschlag  über  die  Versicherung  gegen  die  Folgen  der  Arbeits- 
losigkeit» vor.  \m  19.  des  darauffolgenden  Monats  wurde  der  Kntwurf  zum 
Gesetz  erhoben. 
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Das  Gesetz  giebt  den  politischen  Gemeinden  das  Recht,  entweder  für 
sich  allein  oder  in  Verbindung  mit  anderen  Gemeinden  durch  Beschluss  der 
politischen  Bürgerversammlung  die  obligatorische  Versicherung  gegen  die 
Folgen  der  Arbeitslosigkeit  einzuführen,  und  setzt  zugleich  die  Grenzen  fest, 
innerhalb  welcher  sich  eine  solche  Versicherung  zu  bewegen  habe.  Die  Bci- 
trittspfljeht  ist  für  alle  Arbeiter,  deren  durchschnittlicher  Lohn  Fr.  5  nicht 
übersteigt,  statuiert:  beitragspflichtig  sind  bloss  die  versicherten  Arbeiter,  deren 
wöchentlicher  Beitrag  je  M)  Cts.  nicht  übersteigen  darf,  nicht  aber  die  Arbeit- 
geber. Die  versicherten  Arbeitslosen  haben  einen  Anspruch  auf  mindestens 
Kr.  1  per  Arbeitstag,  im  Maximum  für  <>Ü  Arbeitstage  während  eines  Jahres; 
mit  der  Versicherungskasse  ist  ein  Arbeitsnachweisbureau  zu  verbinden.  Die 
Auslagen  der  Versicherungskasse  werden  bestritten  aus  den  Prämien  der 
Arbeiter,  durch  allfällige  Schenkungen,  durch  die  Zuschüsse  der  betreffenden 
•  iemeinde  von  höchstens  Fr.  2  per  Versicherten,  durch  Beitrüge  des  Kantons 
und  allfällige  Beiträge  der  Kidgenossenschaft. 

Nun  war  die  Bahn  frei  für  die  geplante  Errichtung  der  Arbeitslosen- 
Versicherungsanstalt  der  Gemeinde  St.  Gallen.  Zunächst  war  allerdings  beabsich- 
tigt, eine  solche  Anstalt  in  Gemeinschaft  mit  den  Nachbargemeinden  Tablat 
und  Straubenzell,  in  welchen  viele  in  St.  Gallen  beschäftigte  Arbeiter  wohnen, 
ms  Leben  zu  rufen.  Als  aber  die  beiden  letztgenannten  Gemeinden,  die 
ursprünglich  in  dieser  Hinsicht  Geneigtheit  zeigten,  es  schliesslich  ablehnten, 
mit  in  der  Sache  zu  sein,  da  entsehloss  sich  die  Gemeinde  St.  Gallen,  allein 
vorzugehen ;  sie  durfte  diesen  Schritt  umsomehr  wagen,  als  es  sic,h  für  sie 
ni<ht  darum  handelte,  durch  die  Krrichtung  der  Anstalt  der  Gemeinde  neue 
Lasten  aufzuerlegen:  das  Gerneindebudget  war  bereits  eine  Reihe  von  Jahren 
mit  einem  ziemlich  bedeutenden  Ausgaheposten  zu  Gunsten  der  zu  unter- 
stützenden Arbeitslosen  belastet. 

Das  bereits  üben  erwähnte,  um  der  Arbeiterschaft  gutgeheissene  Statut 
einer  Arbeitslosenversicherungsanstatt,  an  dem  bereits  wahrend  der  Verhand- 
lungen mit  den  Delegierten  der  st.  gallischen  Nebengemeinden  manche  Abände- 
rungen vorgenommen  wurden,  bildete  die  Grundlage  des  vom  Gemeinderate 
der  Bürgerversammlung  vom  2.L  Juni  1 8**5  vorgelegten  Reglemcntes,  von  welch' 
leizferer  nun  die  probeweise  Kinführuug  der  Versicherung  auf  die  Dauer  von 
zwei  Jahren  gemäss  diesem  Reglcmente  beschlossen  wurde. 

Leider  zeigte  es  sich  schon  während  des  ersten  Thätigkeitsjahres,  dass 
sowohl  in  der  Organisation,  wie  namentlich  in  der  Leitung  und  Verwaltung 
der  Arbcitsloscnversicherungsanstalt  manche  schwerwiegende  Mängel  vorhanden 
waren,  die  das  ganze  Unternehmen  gefährdeten.  Die  Ucbertragung  der  Verwaltung 
der  Anstalt  an  das  städtische  Armensekretariat  schädigte  deren  Ansehen,  indem 
dadurch  die  ohnehin  in  manchen  Kreisen  verbreitete  Ansicht,  als  wäre  die 
Versicherung  nichts  als  ein  W« »hlthätigkeitsinstitut.  neu«-  Nahrung  erhielt.  Dem 
Arbeitsnachweis  wurde  von  der  Verwaltung  wenig  Aufmerksamkeit  geschenkt. 
Die  Beiträge  von  Seiten  der  Arbeiter  liefen  unregelmässig  ein.  indem  viele 
\rhc iterkategorien.  innerhalb  welcher  die  Arbeitslosigkeit  ein  verhältnismässig 
seltener  Gast  ist,  darüber  ungehalten  waren,  dass  sie  die  höchsten  Beträge  zu 
zahlen  hätten,  ohne  dafür  irgend  ein  Acquivalent  zu  erhalten,  während  die 
Arbeitgeber  überhaupt  von  jeder  Last  befreit  seien.  Aus  diesen  und  ähnlichen 
Gründen,  von  denen  noch  unten  die  Rede  sein  wird,  macht«-  sich  überall  eine 
starke  Unzufriedenheit  über  die  Versicherungskasse  geltend  .  die  schliesslich 
zur  Aufhebung  derselben  führte.  Durch  Beschluss  der  Bürgerversammlung  vom 
8.  November  \H')b  wurde  die  Liquidation  der  Kasse  ;uif  den  Mh  Juni  1.M97 
angeordnet. 
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Selbstverständlich  konnten  sich  die  Freundr  der  Arbeitslosenversicherung 
bei  diesem  Beschluss  nicht  beruhigen.  Es  war  augenscheinlich,  dass  bei  besserer 
Einsicht  und  gutem  Willen  der  in  Betracht  kommenden  Faktoren  der  Arbeits- 
losenversicherung dieses  Schicksal  erspart  bleiben  konnte.  Und  man  nahm  sich 
daher  vor,  die  Angelegenheit  weiter  zu  verfolgen,  um  eine  gefestigtere  Grund- 
lage für  die  Versicherung  zu  gewinnen.  Um  aber  in  «lieser  Richtung  sicher 
vorgehen  zu  können,  schien  es  vor  allein  nötig,  eine  eingehende  und  umfassend«' 
Untersuchung  der  Verhältnisse  in  der  st.  gallischen  Versicherungsanstalt  durch- 
zuführen. Der  Vorsteher  des  Volkswirtschaftsdepartcmentes  des  Kantons  St.  Gallen. 
Regicrungsrat  Th.  Curti,  kam  einer  entsprechenden  Anregung  \on  Seiten  des 
Komitees  der  kantonalen  demokratischen  Partei  entgegen  und  betraute  mit 
der  Durchführung  der  bezüglichen  Erhebung  Dr.  E.  Hofmann,  damals  Pfarrer 
in  Stcttfurth.  Der  sehr  instruktive  Bericht  des  letzteren  wurde  als  Heft  XI 
der  «Statistik  des  Kantons  St.  Gallen»  im  Jahre  189H  der  Öffentlichkeit 
übergeben. 

3.  Die  Arbeitslosenveksichkri'No  in  Hasel.  Wie  überall  in  der  Schwei/, 
so  machte  sich  auch  in  Basel  seit  1890  die  dringend«'  Notwendigkeit  geltend, 
der  Frage  der  Arbeitslosenfürsorge  in  steigender  Weise  die  Aufmerksamkeit 
zuzuwenden.  Auch  der  Regierungsrat  des  Kantons  Hasel -Stadt  konnte  sich 
dieser  Notwendigkeit  nicht  entziehen.  Nachdem  er  in  den  Wintern  «1er  Jahre 
1891/92  und  1892/93  das  kantonale  Budget  mit  einem  grösseren  Ausgab«-- 
posten  zu  Gunsten  «ler  Unterstützung  «hr  Arbeitslosen  belastete,  beschloss  er. 
ein«rr  Anregung  aus  Arbeiterkreisen  F«dge  leistend,  der  Frage  der  Arbeits- 
losenversicherung näher  zu  treten  un«l  beauftragte  am  8.  Februar  1893  das 
Departement  des  Innern  über  eventuelle  Gründung  einer  bezüglichen  Anstalt 
Bericht  zu  erstatten.  In  Ausführung  des  an  ihn  ergangenen  Auftrags,  ersuchte 
«ler  Direktor  «les  vorerwähnten  Departementes  den  damaligen  Professor  der 
Nationalökonomie  und  Statistik  an  der  Universität  Basel.  Georg  Adler,  die 
nötigen  Untersuchungen  vorzunehmen.  Die  von  letzterem  mit  viel  Geschick 
und  Sachkenntnis  ausgearbeiteten  Vorschläge  wurden  sodann  von  einer  vom 
Departement  des  Innern  eingesetzten  neungliedi  igen  Kommission  durchberaten 
und  bildeten  die  Grundlage  «les  vom  Regierungsrat  genehmigten  und  dem 
Gnisscn  Rate  am  8.  November  1894  vorgelegten  « Gesetzesentwurfes  betreffend 
«Ii e  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit». 

Der  Entwurf  baut  «lie  Versicherung  auf  dem  Prinzip  des  Obligatoriums 
auf  und  dehnte  dasselbe  auf  «lie  Arbeiter  der  dem  eidgenössischen  Fabrik- 
gesetze unterstellten  Betriebe  und  «les  Baugewerbes  aus,  befreite  aber  vom 
Versicherungszwange  diejenigen  Arbeiter,  deren  Jahreslohn  Fr.  2000  übersteigt, 
sowie  Lehrlinge  und  Volontärs  unter  18  Jahren,  «leren  Jahreslohn  weniger  als 
Fr.  200  beträgt,  ferner  diejenigen,  deren  Arbeitsvertrag  auf  weniger  als  ein«' 
Woche  beschränkt  ist;  «lie  versicherten  Personen  müssen  Kantonsbürger  oder 
im  Gebiete  des  Kantons  s«>it  mehr  als  ein  Jahr  niedergelassen  sein.  Beitrags- 
pflichtig sind  sowohl  die  Arbeiter  als  die  Arlx'itgeber.  Die  Versicherten  zer- 
lallen in  zwei  Gruppen:  zur  ersten  gehören  diejenigen,  welche  in  dem  Fabrik- 
g«-sctze  unterstellten  Betrieben  beschäftigt  siiul ;  zur  zweiten  die  Bau-  und 
Erdarbeiter.  Die  Prämien  sowohl  als  die-  Leistungen  der  Versicherungsanstalt 
sin«l  nach  Gruppen  und  Lohnklassen  abgestuft.  Die  Einnahmen  der  Anstalt 
setzen  sich  aus  den  obligatorischen  Beiträgen  der  Versicherten  und  der  Arbeit- 
geber, dem  Beitrage  des  Staates,  «len  etwaigen  Schenkungen  und  Legaten 
zusammen.  Die  Dauer  der  Unterstützungsberechtigung  im  Laufe  eines  Rechnungs- 
jahres ist  auf  91  Tage,  vom  siebenten  Tage  der  Arbeitslosigkeit  an  gerechnet. 
b«-s«hränkt. 
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Dieser  Gesetzesentwurf  fand  im  (Jmsscn  Rate  im  allgemeinen  eine  gute 
Aufnahme.  Mit  Bcschiuss  vom  14.  März  1895  wies  derselbe  den  Entwurf  an 
eine  Kommission  zur  Beratung,  welche  aber  erst  am  23.  April  18Q(>  dem  Grossen 
Kate  Bericht  erstattete  und  eine  Reihe  nicht  unwesentlicher  Abänderungen 
an)  regierungsrätlichen  Entwürfe  vorzunehmen  den  Vorschlag  machte. 

Inzwischen  nahmen  auch  ausserhalb  des  Ratssaales  die  verschiedenen 
Interessenten-Gruppen  zum  Entwürfe  Stellung.  Die  soc  ial d  emo k  r  a t  i  sc h  e 
Partei  des  Kantons  Basel-Stadt  begrüsste  die  Vorlage  lebhaft  und  beschloss, 
dieselbe  zu  unterstützen.  Jedoch  wurden  in  einer  am  10.  Kebruar  1895  ange- 
nommenen Resolution  u.  a.  folgende  Korderungen  gellend  gemacht: 

In  crsier  Linie  sin«!  die  Beiträge  der  Versicherten  um  ungefähr  ein  Drittel  bis  zur  Hälfte 
der  im  Entwürfe  vorgesthenen  Ansätze  zu  ermässigen  —  wobei  zu  erwägen,  ob  nicht  die  Zahl  der 
J-ohnklassen  vermehrt  werden  sollte  —  und  ist  dementsprechend  der  Beitrag  des  Staates  zu  erhöhen. 
In  zweiter  Linie  ist  der  Entwurf  in  nachstehenden  Punkten  abzuändern :  a)  Die  Versicherung  ist,  zum 
mindesten  fakultativ,  auszudehnen  auf  die  im  Kanton  niedergelassenen,  aber  ausserhalb  desselben  regel- 
mässig beschäftigten  Arbeiter  und  Arbeiterinnen,  sowie  auf  die  Arbeiterschaft  des  Kleingewerbes; 
h)  für  die  Wahl  der  Arbeitervertreter  in  die  Verwaltungskommission  ist  sämtlichen  versicherungs- 
pflichtigen Arbeitern  und  Arbeiterinnen  das  Wahlrecht  einzuräumen:  c)  bei  Aussperrung  von  Arbeitern 
von  seilen  der  Arbeitgeber  ist  die  Arbeitslosenunterstützung  ebenfalls  auszuzahlen;  d  t  diejenigen  Ver- 
sicherten, welche  mehrmals  im  Jahr  kürzere  Perioden  als  eine  Woche  arbeitslos  gewesen  sind,  hulx-n 
gleichfalls  Anspruch  auf  Unterstützung.  Die  Arbeiterschaft  muss  unter  allen  Umständen  festhalten 
am  Prinzip  der  Selbstverwaltung  der  Aibeiulosenkassc  durch  die  versicherten  Arbeiter  und  Arbei- 
terinnen, wonach  zum  mindesten  die  Mehrzahl  der  Mitglieder  der  Vcrwallungskonnmission  von  der 
Arbeiterschaft  selbst  und  aus  ihrer  Mitte  zu  wählen  sind. - 

Der  Katholiken  v  er  e  i  n  ebenso  w  ie  der  e\  a ng  e  1  i sc  h  -soc  ial e  A  r  bei  t  er- 
\erein  stellten  sieh  auf  den  Boden  der  Vorlage.  Letzterer  sprach  jedoch  die 
Befürchtung  aus,  dass  manche  Arbeitgeber,  um  der  Zahlung  von  Beiträgen  zu 
entgehen,  die  Anstellung  von  nicht  versicherungspflichtigen  Arbeitern  (also  von 
nicht  niedergelassenen  Kremden)  vorziehen  würden:  zugleich  wünschte  der 
evangelisch-sociale  Verein,  es  möchten  die  Prämien  der  Versicherten  herab- 
gesetzt werden. 

Als  Gegner  der  Vorlage  trat  der  Handwerker-  und  G  e  w  e  r  b  e  v  er  e  i  n 
auf.  Ende  April  1895  beschloss  er  die  Grossratskommission  zu  ersuchen,  auf 
den  Entwurf  nicht  einzutreten,  eventuell  denselben  dem  Referendum  zu  unter- 
stellen. 

Die  Abänderungen,  welche  die  (irossratskommission  vorgenommen  hat, 
bestehen  in  der  Hauptsache  in  Kolgendem:  Die  Versicherungspflicht  winl  auch 
auf  die  in  Basel  wohnenden  aber  in  auswärtigen  Betrieben  beschäftigten 
Arbeiter  ausgedehnt,  insofern  die  betreffenden  Kinnen  in  Basel  domiziliert  sind; 
jede  von  der  Aufenthaltsdauer  abhängige  Einschränkung  der  Versiehcrungspflirht 
wird  fallen  gelassen,  hingegen  wird  gegen  Missbrauch  die  Bestimmung  getroffen, 
das>  die  Mitglieder  erst  nach  Abiaul  eines  Jahres  unterstützungsberechtigt 
werden :  solche  aber,  die  vor  ihrer  Mitgliedschaft  schon  ein  Jahr  im  Kanton 
gewohnt  haben,  werden  es  nach  sechs  Monaten.  Vom  Versicherungszwang 
sollten  solche  Arbeiter  befreit  werden  können,  die  sonst  einer  Versicherungs- 
kasse angehören,  welche  ihnen  ähnliche  Vorteile  bietet,  wie  die  staatliehe 
Versicherung.  Statt  in  zwei,  wurden  die  Versicherten  in  drei  Gruppen  geteilt, 
um  dem  verschiedenen  Risiko  mehr  Rechnung  zu  tragen. 

Der  Grosse  Rat  zog  den  Kommissions-Entwurf  in  den  Sitzungen  vom 
11.  und  25.  März  und  b.  Mai  1897  in  Beratung.  Aber  auch  dieser  Entwurf 
beliebte  nicht  in  allen  Stücken.  Vielmehr  wurde  eine  Anzahl  Paragraphe 
an  die   Kommission  zur  nochmaligen  Erwägung  zurückgewiesen. 

Nicht  weniger  als  zwei  Jahre  brauchte  die  Kommission,  um  über  die  im 
ganzen  bereits  genügend  abgeklärte  Angelegenheit  schlüssig  zti  werden.  Am 
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20.  April  1899  stellte  sie  ihren  zweiten  «Bericht  und  Gehetzesentwurf  betreffend 
Errichtung  einer  Versicherungskasse  für  Arbeitslose»  zu.  Die  Kommission  hat 
allerdings  es  für  zweckmässig  erachtet,  den  ganzen  Entwurf  und  nicht  nur 
die  zurückgewiesenen  Paragraphe  einer  erneuten  und  sorgfältigen  Prüfung  zu 
unterziehen,  allein  die  vorgeschlagenen  Neuerungen  sind  im  grossen  uml 
ganzen  von  geringfügiger  Bedeutung.  Der  Maximallohn,  der  noch  zur  Ver- 
sicherung verpflichtet,  wurde  von  Fr.  2000  auf  Kr.  1800  herabgesetzt,  hingegen 
der  Lohn  der  unter  18  Jahren  stehenden  Lehrlinge  und  Volontärs,  der  noch 
von  der  Versicherung  befreit,  auf  Kr.  300  erhöht.  An  Stelle  von  drei  sind 
vier  Gruppen  von  Versicherten  festgesetzt  worden.  Die  Unterslützungsdauer 
wurde  von  90  Tagen  auf  70  Tage  oder  10  Wochen  herabgesetzt.  Die  l  nt«  r- 
stützung  soll  sich  nicht  nach  dem  Wochenlohn  richten,  den  der  Versichert« 
bezogen  hat.  sondern  nach  der  Lohnklasse,  für  die  er  bezahlt  hat. 

Auch  dieser  zweite  Entwurf  stiess  im  Grossen  Rate  auf  grosse  Opposition. 
Von  katholischer  Seite  {Dr.  Feigenwinter)  wurde  sogar  der  Antrag  auf  Nichtein- 
treten gestellt,  um  auf  solche  Weise,  wie  behauptet  wurde,  den  Weg  zur  staat- 
lichen Unterstützung  von  Arbeiterorganisationen,  die  den  Arbeitslosen  Hülfe 
gewähren,  zu  ebnen.  Nichtsdestoweniger  wurde  der  Entwurf  mit  ganz  unwesent- 
lichen Abänderungen  am  23.  November  1899  mit  4b  gegen  12  Stimmen  zum 
Gesetz  erhoben.  Ei ri  Antrag,  das  Gesetz  tlem  Referendum  zu  unterbreiten,  wurde 
mit  grosser  Mehrheit  verworfen.  Das  Referendum  wurde  aber  trotzdem  durch 
Sammlung  der  nötigen  Zahl  von  Unterschriften  durch  den  Handwerker-  und 
Gewerbeverein  herbeigeführt.  Ungeachtet  dessen,  dass  das  Gesetz  von  den 
Zeitungen  aller  Parteien  befürwortet  wurtle,  wurde  es  doch  in  der  Volks- 
abstimmung vom  17./ 18.  Februar  1900  mit  5458  gegen  1119  Stimmen  ver- 
worfen. Das  Ergebnis  der  Abstimmung  hatte  allgemein  überrascht,  am  meisten 
aber  der  Umstand,  dass  auch  die  Mass«-  der  \rbeitersi  halt  dem  Gesetze  ihre 
Unterstützung  versagte. 

Kurz  darauf  stellte*  Nationalrat  K.  Wullsch  leger  im  Grossen  Rate 
folgende  Motion  : 

■  Der  Regicrungsiat  wird  eingeladen,  zu  prüfen  und  beförderlich  darüber  Bericht  zu  erstatten: 
I  ob  von  Staatswcgen  ein  Fonds  zur  Unterstützung  unverschuldet  arbeitsloser  Bürger  und  Einwohner 
anzulegen  und,  abgesehen  von  etwaigen  .Schenkungen  und  Vermachtnissen,  durch  jährliche  Einladen 
des  Staates  zu  schaffen  sei.  Wenn  ja,  2.  wie  hoch  die  jährliche  Einlage  des  Staates  in  diesen  Fond» 
zu  bemessen  sei ;  nach  welchen  Grundsäuen  der  Fonds  verwaltet  und  verwendet  werden  sollte, 
woUei  insbesondere  zu  erwägen  wäre,  ob  und  unter  welchen  Bedingungen  an  berufliche  Vereine  exi-r 
Verbände  von  Arbeitern  und  Angestellten,  die  sich  mit  der  Arbeitslo Jenversicherung  befassen  wollen, 
oder  zugleich  an  berufliche  Arbeiter-  und  Angestelllcnvereine  (bezw.  Verbände)  und  berufliche  Unter- 
nehmervercinc  (bezw.  Verbände),  die  genieinsam  die  Arbeitslosenversicherung  betreiben  wollen.  Bei- 
trage verabfolgt  worden  könnten.» 

Die  Motion  wurde  vom  Grossen  Rate  erheblich  erklart.  Di  r  Bericht  des 
Regierungsrates  steht  zur  Stunde  noch  aus. 

4.  Diu  Arbeitsi.osicnversichkrunc;  in  Zürich.  Der  Grosse  Stadtrat 
fasste  am  lb.  Januar  1S95  folgenden  Beschluss  : 

t  Der  Stadtrat  wird  beauftragt,  eine  Vorlage  betreffend  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  auf 
Grund  der  obligatorischen  Versicherung  aufzustellen. 

Für  die  Einführung  der  obligatorischen  Arbeitslosenversicherung  für 
die  Stadt  Zürich  bestand  die  gleiche  Schwierigkeit,  wie  für  die  Stadt  St.  Gallen, 
indem  das  Obligatorium  nur  auf  Grund  eines  bezüglichen  kantonalen  Gesetzes 
ausgesprochen  werden  konnte,  welches  erst  geschaffen  werden  musste.  Bei 
der  Feststellung  der  Grundzüge  der  künftigen  Arbeitslosenversicherung  mussten 
daher  die  Bestimmungen,  die  im  kantonalen  Gesetze  Aufnahme  finden  sollten, 
und  diejenigen  einer  bezüglichen  städtischen  Verordnung  streng  auseinander 
gehalten  werden. 
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Bei  näherer  Prüfung  der  Angelegenheit  itwi'  s  es  si<  h  .» I s  n< >i  w  «-tulig. 
zunächst  durch  Ausarbeitung  der  Berufsstatistik,  für  welch«-  in  der  Volks- 
zählung vom  1.  Juni  18'»4  das  nötig«-  Material  g«-samm«-ll  werden  war.  sich 
über  die  /.ahl  der  Versicherungspflichtigen  Klarheit  /u  verschaffen.  Im  Mär/  1  S*»5 
wurde  das  stadtische  statistische  Amt  mit  diesen  Untersuchungen  betraut 
und  der  Vorsteher  desselben,  Dr.  Th-«mann.  erhielt  hierauf  den  Auftrag,  auf 
Grund  der  Ergebnisse  derselben  einen  Entwurf  einer  Verordnung  betreffend 
Arbeitslosenversicherung  auszuarbeiten.  Der  vi  »in  letzteren  v  •  «rgeh-gte.  dem 
Basler  Gesetze  nachgebildete  Entwurf,  wurde  sodann  von  der  Sektion  der 
Verwaltungsabteilung  durchberaten  und  in  «'inen  kantonalen  < !  eset  zesent  vvurf 
und  in  «-inen  solchen  einer  städtischen  Wrordnung  /eilest.  Ersterrr  wäre, 
nachdem  er  die  Zustimmung  chs  brn^cn  Stadtrates  gefunden  hätt«-.  vom 
Stadtrat  als  Initiativantrag  bei  der  Kantonsrcgierung  eingebracht  worden. 

B«-vor  der  Stadtrat  zur  Behandlung  d-  r  Entwurf«'  schriti.  holte  er  über  di«-- 
selben  Gutachten  bei  dem  Schweiz«-!-.  Arb«  itersekr«- tariat«-  und  dem  Schweizer. 
(jewerbes«-kretariat«-  «-in.  Der  \'orsteher  d«'s  b-tzten'n.  \\  .  Krebs  in  Hern,  kam 
der  Auftonierun};  am  In.  September  IS'lo.  derjenig«-  des  Arbeiters«-kreiariat«-s. 
H.  Greulich  in  Zürich,  am  1<>.  \o\ember  desselben  Jahres  nach:  ausserdem 
lag  ein  Gutac -Ilten   von  Dr.  A.  t'urri   in  Zürich  vom  1 7.  November  I  S'lo  vor. 

W.  Krebs  erklärte,  er  sei  der  Ansicht.  der  G«-setz«'"ent  w  urf  entspreche, 
allen  billigen  Anforderungen  und  gegebenen  Verhältnissen  und  dürfe  als  eine 
richtige  Losung  ehr  sc  h wb-rigen  Krage  anges«'hen  vv<-rd«  n  :  er  wünschte  bloss, 
dass  die  Vervv  altungskommission  so  zu  bestellen  war«-,  «lass  die  drei  mit- 
w irk enden  Kaktoren:  Gemeinde,  Wrsi«  •herungspfli«  htig«-  un«l  beitragspflichtige 
Arbeitgeber,  je  zu  gleichen  Teilen,  siatt  im  Verhältnis  zu  ihren  Leistungen, 
wie  es  im  Entwurf  heisst.  vertreten  sein  sollten.  In  Hezug  auf  den  Entwurf 
einer  städtischen  Verordnung  machte  er  geltend,  dass  es  ratsam  wäre,  diejenigen 
Baugewerbe  genau  zu  bezeichnen,  welche  in  «Ii«-  zweite  Gruppe  gehören,  damit 
jeder  Versic  Innings-  und  Beitragspflichtige  von  vorneherein  weiss.  w«'lch<r 
(•nippe  er  zugeteilt  vvenb  n  würde.  Im  Kennren  glaubt«-  er,  dass  die  Präinicn- 
ansätze  im  allgemeinen  etwas  zu  hoch  seien,  jedenfalls  sollten  die  Ansätze  m 
der  zweiten  Gruppe  (Baugewerbe-)  reduziert  wenlen,  vielleicht  auf  Kosten  der 
unteren  Lohnstufen  der  ersten  Grupp«-. 

Hermann  Greulich  stand  dem  Projekte  gleichfalls  sympatisch  g«-g«.-nübi-r. 
Das  Unternehmen  müs-ste  zwar  nc>t  wendigerweise  den  Charakter  eine«.  Versuch«-* 
tragen,  allein  bei  gutem  Willen  könnt«'  daraus  «  in  guter  Ih-itrag  zur  Lösung 
der  überaus  sch vvicrig«-n  Krage  d«*r  Arbeitslos.-nversich«-rung  vv<rd«-n.  Die  beste 
Losung  w  ar«-  allenlings  «Ii«'  Versieherung  nach  selbst  verwaltenden  Ib-rufsgruppen : 
hierzu  könn«-  ab«  r  «las  Projekt,  wenn  es  einmal  angenommen  werde,  die  vvill- 
kominene  Uebergangsstulc  bilden,  wenn  etwa  die-  Bestimmung  getroffen  wür«!«-. 
dass  Vcrsic  ln-rungspflichtige  .  die  einer  freiwilligen  Arbeitslosem  «  rsi«  herung 
angehören,  deren  Versicherungsbedingung«-!!  um!  Leistungen  von  d«-n  Aul- 
sichtsorganen als  genügeml  i-ra<htct  vvereb-n  sollten,  vom  Eintritt  in  d«  n  obliga- 
torischen Versii  herungsv«-rband  entbunden  werden  könnten,  vvid>ei  jedoc  h  sol«  In  n 
Bertifskassen  der  Anspruch  auf  entsprechende  Beiträg«'  der  Prinzipal«-,  der 
(iemeinde.  d«s  Kantons  und  «les  Bund«*  zuzuerkennen  wäre.  Gegen  «Ii«-  Ausdeh- 
nung der  Versicherungspflicht  auf  das  weiblich«'  G«-s«  hle<  ht  hegte  Greulich  starke 
Bedenken,  indem  er  glaubte,  dass  infolge  der  Schwierigkeit  der  Kontrolle  über  das 
wirkliche  Vorhandensein  von  Arbeitslosigkeit  zu  h«-für<  Ilten  sei,  dass  arbeitslose 
Arbeiterinnen  sich  oft  zu  einem  Lohne  um  Arbeit  bewerben  würden,  der  neben 
der  Unterstützung  gerade  zum  Leben  hinreichte,  was  eine  allgemein«-  llerab- 
drückung  der  Löhne  zur  Folg«-  halx  n  könnte.     Ferner   wünschte  <r.   dass  b<-i 
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eintretendem  Arhcitsmaugcl  zuerst  «Ii«-  Wanderarbeiter  zu  entlassen  seien,  da 
letztere  c  gefügiger  sind  und  mit  kleinerem  Lohn  vorlieb  nehmen  >  und  daher 
von  den  Arbeitgebern  den  Einheimischen  bevorzugt  werden:  die  stärkere  Ent- 
lassung  von  Kinheimisehen.  unter  denen  es  viele  Verheiratete  gäbe,  würde  die 
Versicherung  arg  schädigen.  Aueh  mit  Bezug  auf  die  Vertretung  der  Arbeiter- 
schaft in  der  Verwaltung  der  Versicherungsanstalt  wünschte  Greulich  eine 
Acnderung  in  dem  Sinne,  dass  die  Arbeitervertreter  nicht  vom  (»rossen  Stadtrat, 
sondern  von  der  Arbeiterschaft  gewählt  würdet)  und  zwar  durch  die  Wahl- 
korper  der  gewerblichen  Schiedsgerichte. 

Das  Cutachten  von  Dr.  Arthur  Curti  verbreitet  sich  hauptsächlich  über 
zwei  Punkte.  Krstens  wendet  es  sieh  gegen  den  Ausschluss  von  der  Versicherung 
der  ausländischen  Wanderarbeiter  im  Haugewerbe,  weil  diese  Bestimmung  zu 
eng  erscheine;  vielmehr  sollte  statuiert  werden,  dass  alle  Personen,  die  nicht 
fortdauernd  während  zwei  oder  drei  Jahren  in  Zürich  gewohnt  haben,  von  der 
Versicherung  ausgeschlossen  seien.  Der  zweite  Punkt  betrilft  die  Berufskassen, 
die  als  Ersatz  für  die  obligatorische  Versicherung  dienen  sollten.  Dr.  Curti 
will  derartige  Privatkassen  überhaupt  nicht  aufkommen  lassen,  da  eine  rationell 
durchgeführt!-  Versicherung  auf  eine  grossere  Zahl  von  Versicherten  angewiesen 
sei.  Im  Ferneren  schlägt  er  vor.  «Iii  Versicherten  in  drei,  statt  in  zwei 
.Gruppen  zu  leihn.  und  wünsc  ht,  dass  zwischen  der  Versicherungsanstalt  und  dem 
zu  schattenden  Arbeitsnachweisbureau  ein«-  eng«-  Beziehung   hergestellt  werde. 

Der  Kleine  Stadtrat  arbeitete  nun  unter  Berücksichtigung  der  gekenn- 
zeichneten ( »utachten  die  Hut  würfe  aus  und  unterbreitet»  dieselben  mit  Weisung 
vom  1.?.  Oktober  18^7  dem  Grossen  Stadlrate.  Vom  letzteren  wurden  dieselben 
an  eine  elfgliedrige  Kommission  gewiesen,  welche  »Ii«-  von  ihr  bereinigten 
Entwürfe  am  ä.  April  1SMS  dem  Grossen  Stadtrate  mit  folgenden  Anträgen 
übermitt«lte  : 

I.  Der  Entwurf  zu  einem  Gesetze  betreffend  Arbeitslosen  Versicherung  wird  als  Initiativbegehren 
dem  K:intonsr:ue  eingereicht.  Dem  tieselzrsentwurt'e  ist  auch  der  Kniwurf  zu  einer  Verordnung 
betreffend  Arbeitslosenversicherung  in  der  Stadt  Zürich  beizulegen.  2.  Der  Stadtrat  wird  eingeladen, 
nach  der  Einführung  der  Arbeitslosenversicherung  die  Erweiterung  derselben  auf  die  weiblichen  Arbeiter 
möglichst  bald  in  Aussicht  zu  nehmen. 

Mittlerweile  haben  die  zunächst  interessierten  Kreise  zu  den  Entwürfen 
Sti  llung  genommen.  Die  Wunsch»«  der  Arbeiterschaft  sowohl,  als  des.  Gewerbe- 
standes  wurden  der  Stadtratski  Immission  durch  bezüglich«-  Eingaben  zur  Kenntnis 
gebracht. 

Die  A  i  beitskamme r  d«-r  Sta«lt  Zürich,  als  Vertreterin  der  organi- 
sierten Arbeit»Tschaft.  erklärte  si.  Ii  mit  den  Vorlagen  grundsätzlich  einverstanden, 
verlangte  aber  eine  «-ntsi -hiedene.  rationelle  Arbeitseinteilung  in  Bezug  auf 
städtische  und  kantonale  Arbeiten.  In  <b  r  Eingabe  derselben  an  die  Kommission 
heisst  es  unter  anderem,  wie  folgt  : 

Die  Arbeitskammer  erklärt  ausdrücklich  ihre  Zustimmung  zu  den  im  Entwurf«-  der  Ver- 
ordnung enthaltenen  Bestimmungen  über  die  Organe  der  Versicherung,  und  /war  sowohl  bezüglich 
der  Zusammensetzung  als  auch  des  Wahlnv-dus  dcrsellx  n.  Sie  n.üsste  eine  Verordnung  als  unbillig 
ablehnen,  in  der  die  Arbeiter  nicht  entsprechend  ihren  Leistungen  und  dem  Zweck  der  Anstalt  in 
deren  Verwaltung  vertreten  wären.  Die  Arbeitskammer  ei  blickt  in  der  allgemeinen  Versicherung  nur 
ein  Uebergangsstadium  zu  einer  nach  Berufsgruppen  gegliederten  Versicherung,  der  weniger  Uebel- 
stände  anhaften  weiden,  als  der  allgemeinen  Versicherung,  und  deren  Organe  vor  allem  besser  in  der 
fjige  wären,  unverschuldete  von  verschuldeter  Arbeitslosigkeit,  den  Arbeitslosen  vom  Müssiggänger 
zu  unterscheiden.  Die  Arbeitskamnu-r  hält  folgemle  Erweiterungen  der  Vorlage  für  notwendig:  Aus- 
drückliches Verbot  der  Abwälzung  der  Prämien  der  Arbeitgeber  auf  die  Arbeiter  unter  irgend  einem 
Vorwand  und  in  irgend  einer  Form.  Verpflichtung  der  Arbeitgeber,  bei  eintretendem  Arbeitsmangel 
zuerst  die  Wanderarbeiter  zu  entlassen,  und  zwar  im  Interesse  der  hiesigen  Arbeiterschaft,  sowie  der 
Kasse.  Atisdehnung  der  Berechtigung  Arbeitsloser  zum  Bezug  von  Entschädigung  von  60  auf  75  Tage 
jährlich.  Weitere  Herabsetzung  der  Prämien  der  nicht  arbeitlos  Werdenden  auf  ein  Viertel  d«.-s 
Betrages  nach  sechs  Jahren  und  auf  einen  Beitrag  von  Fr.  1  jahrlich  nach  Ablauf  von  zehn  Jahren, 
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in  ilenen  sie  die  Kasse  nicht  in  Ansptuch  genommen  haben.  Verpflichtung  der  Arbeitgeber  und  der 
Gemeinde  zu  Beiträgen  an  die  freien  gewerkschaftlichen  Kassen  gegen  Arbeitslosigkeit  im  Verhältnis 
zu  den  im  Entwürfe  festgestellten  Leistungen  an  die  städtische  Versicherungsanstalt.» 

Im  Namen  des  (I  <  w  «•  i  hr  s t ;» n tl  e  s  der  St.-itit  Zürich  unt«  rzei<  hneten  dir 
bezügliche  Hingabe  an  die  Kommission  :  ihr  Vorstand  des  ( icwcrlici  erhandes, 
der  Vorstand  des  Vereins  grgen  unlauteres  ( jeschäftsgehahren  und  drr  Vor- 
>tan«l  d«-s  V« -rhandes  der  Ladeninhaher.  Dir  Kingahe  plaidb-rt  auf  Verwerfung 
der  Knt  würfe  und  schlicsst  mit  folgenden  Worten: 

-  Wir  glauben  auf  Grund  dci  Voten  in  der  Versammlung  (gemeint  ist  ein«-  von  dem  Vor- 
sunde lies  G«rwcrbeverbandes  einberufene  öffentliche  Versammlung)  und  der  vorerwähnten  Thatsachen 
des  bestimmtesten  versichern  zu  können,  dass  der  zürcherische  Gewerbestand  der  Vorlage  auf  der 
•eiligen  Grundlage  niemals  seine  Zustimmung  geben  wird,  dagegen  erachten  wir  es  für  angezeigt,  wenn 
der  Grosse  Stadtrat  die  kantonale  Behörde  dazu  auffordert,  es  möchte  die  angeführte  Erweiterung  des 
kantonalen  Gewerbegeselzes  eingeführt  werden  im  Sinne  der  Organisation  von  Berufsverbänden,  denen 
jeweilen  nach  gewissen  allgemeinen  einheitlichen  Gesichtspunkten  auch  die  Fürsorge  für  ihre  arbeits- 
losen Bei  ufsnngehoi  igen  uberbunden  wäre. 

Dir  Stellungnahme  des  ( iewc  rbestamles  machte  edfenbar  «inen  tiefen 
ländnuk  auf  die  Mehrzahl  ihr  Mitglieder  des  (I  rossen  Stadtrates.  Am  9.  Juli 
1SMS  wurde  vi. ni  (irossen  Stadtrat  trotz  glänzender  und  energischer  Verteidigung 
der  Knt  würfe  namentlich  von  Seilen  des  Kommisstons-Mitglmdes  Dr.  Oscar 
Weitstein    mit  54  gegen  42  Stimmen  Nichteintreten  in  dieselben  beschlossen. 

5.  Dm.  Ahuki  i  si.osknv  kksk  in  Ki  v<;  ix  L  u  sanm..  Am  20.  Februar  1893 
Mellte  im  Stadtrat  von  Lausanne  K.  Kaccaud.  Kantonalbankdircktor .  mit 
Itinl  anderen  Mitgliedern  dieser  Hehorde.  folgende  Motion: 

-Gestützt  auf  Art.  52  des  Reglcrm  nies  beantragen  die  Unterzeichneten  dem  Stadtrate,  den 
<Vemeindeiai  einzuladen,  Bericht  und  Antrag  zu  stellen  betreffend  Errichtung  einer  Versicherungskasse 
gegen  Arbeitslosigkeit,  ähnlich  derjenigen,  die  von  der  Stadt  Bern  versuchsweise  auf  zwei  Jahre,  vom 
I.April  an,  eröffnet  werden  sollte.  > 

Diesr  Mution  wurde  in  der  Stadtrat ssjt zung  vnin  27.  März,  nachdem  sie 
\-  in  Moti<inssH'ller  hcgrumh-l  wurde,  an  «  ine  Kommission  zum  Hrric'ht  gewiesen. 
Am  4.  April  entledigte  sieh  dieselbe  des  ;m  sie  ergangenen  Auftrages,  indem  sie 
einstimmig  b«  s<  bloss,  die  Mulinn  zur  Annahme  zu  empfehlen.  Am  2*'.  des  darauf- 
i..lgi  n»|en  Monats  schlos*  si«  Ii  th-r  Stadtrat  der  Ansieht  seiner  Kommission  an.  Mit 
Hericht  vom  4.  Dezember  desselben  Jahres  teilte  der  ( b-mcindei  at  dem  Stadtrate 
mit.  dass  er  der  Krage  der  Krrichtung  einer  Arbeitslosenversicherung  seine  unaus- 
gesetzte Aufmerksamkeit  sc  henk«-,  dass  er  jedoch  noc  h  nicht  in  der  Lage  sei, 
in  dieser  Ife/ichung  bestimmte  Vorschläge  zu  machen.  Iiis  zur  Stunde  ist 
j'docb  in  Sachen  nichts  weiter  gesehchen. 

III.  Uebersicbt  über  den  Inhalt  der  Arbeitslosenversicherungs-Gesetze 
und  Gesetzesentwürfe.  1.  L'mi  wo  i>i:i<  Vkrsu  iikki  m..  D«  r  Kintritt  in  die 
N'ersi«  hiMiingskasse  der  ('iein«  inde  Hern  beruht,  mit  e  iner  einzigen  Ausnahme 
für  «Ii«-  ( ienieindearbeit er,  die  zum  Kiniritt  verplh«  hlet  sind,  auf  Krei Willigkeit. 
Mitglied  der  Kasse  kann  jeder  in  der  (ö-nu'iiid«-  Hern  sich  aufhaltende-  oder 
niedergelass«'n»-  Hiirger.  welcher  arbeitsfähig  ist  und  das  |,o.  Altcrsjahr  nicht 
Ubers«  hrin.-n  hat.  wenbn.  In  S  i .  ( i  a  1 1  e  n  .  Masel  und  Zürich,  wo  das  Obliga- 
torium die  (oundlage  d«T  Wrsie  he-rung  bilde  te,  ist  die  Versicherungspflicht 
auf  bestimmte  Schichten  der  A rbeitersc  hafl  besc  hränkt.  Di<-  Kinführung  des 
V'Tsichemngszwanges  ist  im  allg«ni«in<n  dadurch  g«  i  c-chi  fertigt  .  dass  nur 
auf  du-sem  Wege  es  möglich  erscheint,  eine  grosser«  Anzahl  von  Arbeitern 
die  Wohlthaten  tb-r  Wrsicherung  teilhaftig  werden  >.u  lassen,  Hei  fakultativer 
Versicherung  würden  sich  nur  jene  Kh'ni'-nte  zur  \'ersichrrung  melden,  die 
«b-r  (ielahr.  arbeitslos  zu  werden,  am  ehesten  atisgesetzt  sind,  wodurch  die 
Kasse  schwer  belastet  würde,  ohne  dass  man  die  ( lew  issheit  bekäme,  allen 
Arbeitslosen  geholfen  zu  haben.  Ausserdem  liegt  «  s  nahe,  dass  der  Arbeit- 
geber bei  eintr«*tendrr  Flauheit  der  ( .es«  hä Ii e  zunächst  «Ii«-  Versichert«-!!  «'iitlass«n 
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dürfte,  was  wiederum  auf  die  Kasse  sehr  drücken  würde.  Bei  Vorhandensein 
des  Versicherung/ wand's  ("allen  diese  Befürchtungen  ausser  Betracht. 

In  St.  (lallen  waren  diesem  Zwange  alle  in  der  Gemeinde  St.  Gallen 
domizilierten  Lohnarbeiter,  deren  durchschnittlicher  Tagesverdienst  Fr.  5  nicht 
überstieg,  unterstellt:  ausgeschlossen  \on  der  Versicherung  waren  die  Lehrlinge 
und  die  minderjährigen  Arbeiter  mit  unter  Kr.  2  Tagesverdienst.  Basel  dehnte 
die  Versicherungspflii  In  aul'  die  Arbeiter  der  dem  eidgenössischen  Fabrikgesetze 
unterstellten  Betriebe,  sowie  aul"  die  Bau-  und  Krdarheiter  aus.  deren  Jahres, 
verdienst  nicht  mehr  als  Fr.  1800  betragt,  und  schloss  die  Lehrlinge  mit  einem 
Jahresverdienst  von  weniger  als  Fr.  300  und  «Iii*  vorübergehend  beschäftigten 
Personen  von  der  Versicherung  aus:  auch  die  ausserhalb  des  Kantons  beschäf- 
tigten, aber  in  Basel  wohnhaften  Arbeiter,  deren  Arbeitgeber  im  schweizerischen 
Handelsregister  eingetragen  und  im  Kanton  domiziliert  sind,  wurden  zur  Ver- 
sicherung herangezogen.  In  Zürich  war  der  Kreis  etwas  weiter  gezogen, 
indem  hier  beabsichtigt  war.  alle  das  Ib.  Altersjahr  zurückgelegten  unselb- 
ständig erwerbenden  männlichen  Personen,  die  in  der  Stadt  wohnen  und  daselbst 
in  Handwerks-,  Industrie-,  Fabrikation*-.  Bau-  und  sonstigen  Gewerben  aller 
Art  beschäftigt  sind,  sowie,  mit  Ausnahme  der  landwirtschaftlichen  Taglöhner, 
die  Taglöhner  und  Ilandlanger  aller  Frwerhszweige.  deren  durchschnittlicher 
Tagesverdienst  Fr.  ä  nicht  tibersteigt,  versicherungspflichtig  zu  machen.  Für 
die  Arbeiter  des  Baugewerbes  htiri  jedoch  die  Versicherungspflicht  erst  auf. 
wenn  ihr  Jahreslohn  mehr  als  Fr.  2o00  beträgt.  Ausgeschlossen  waren  auch 
hier  minderjährige  Arbeiter  mit  einem  durchschnittlichen  Tagesverdienst  von 
weniger  als  Fr.  2.  St.  Gallen.  Basel  und  Zürich  befreiten  von  der  Ver- 
sicherungspflicht diejenigen  Personen,  die  nachweislich  von  einer  privaten 
Versicherungsanstalt  ähnliche  Vorteile,  wie  sie  die  öffentliche  Versicherung 
gewährte,  zu  beanspruchen  «las  Recht  hallen,  wobei  Zürich  solchen  Anstalten 
einen  angemessenen  Beitrag  in  Aussicht  stellt.'. 

2.  Dil:  FlWAHMKN  di-k  V  Kit  SU. HKKU\(  ;s.\  NN  i  \  i .  r.  Die  für  die  Versicherung 
notwendigen  Mittel  sollten  gewonnen  werden:  a)  durch  Mitgliederbeiträge, 
b)  durch  Beiträge  der  Arbeitgeber.  c>  durch  Subvention  von  Seiten  der  Gemeinde 
und  des  Kantons  (letztere  ist  in  der  Berner  Arbeitslosenkasse  nicht  vorgesehen» 
und  durch  allfällige  freiwillige  Zuwendungen.  Ausserdem  honte  man  auf  eine 
angemessene  Subvention  von  Seiten  des  Bundes.  Die  Verteilung  der  Lasten 
unter  die  Beteiligten  ist  jedoch  nicht  uberall  gleich.  Bern  hat  bloss  zwei 
fest«'  Kinnahmepost eti :  die  wöchentlichen  Beiträge  der  Versicherten  in  der 
Höhe  von  "0  Cts.  und  den  jährlichen  Beitrag  der  Gemeinde,  weh  her  die  Summe 
von  Fr.  12,000  ausmacht.  In  St.  Gallen  wurden  die  Beiträge  der  Versicherten 
nach  Lohnklasscn  abgestuft,  und  zwar  zahlte  jeder  Versicherte  eine  Wochen- 
prämie bei  einem  Lohn  bis  und  mit  Fr.  3  15  Cts.,  bei  einem  solchen  bis 
und  mit  Fr.  4  -  20  Cts.  und  bei  einem  solchen  bis  und  mit  Fr.  5  -•-  30  Cts. 
In  Basel  und  Zürich  wurden  die  Beiträge  auch  noch  nach  der  Zugehörigkeit 
zu  den  verschiedenen  von  den  bezüglichen  Statuten  konstruierten  Gefahren- 
klassen bemessen.  In  Basel  waren  die  Versicherten  in  vier  Lohn-  und  eben- 
soviel Gefahrenklassen  eingeteilt.  Die  erste  Lohnklasse  umfasst  diejenigen, 
deren  Wochenlohn  bis  und  mit  Fr.  12.  beträgt:  die  zweite  diejenigen,  deren 
Wochenlohn  von  Fr.  12.  —  bis  und  mit  Fr.  18.  ;  die  dritte  diejenigen, 
deren  Wochenlohn  von  Fr.  18.--  bis  und  mit  Fr.  24.  -;  die  viert«  die- 
jenigen, deren  Wochenlohn  mehr  als  Fr.  24.  beträgt.  Zur  ersten  Gefahren- 
gruppe gehören  die  Arbeiter  in  den  der  Arbeitslosigkeit  am  wenigsten 
ausgesetzten  dem  Fabrikgesetz  unterstellten  Betrieben,  die  nicht  zum  Bau- 
gewerbe  gehören:    zur   zweiten   Gruppe   die    Arbeiter   in   allen   übrigen  «lern 
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Fabrikgesetz  unterstellten  Betrieben,  dir  nicht  zuin  Baugewerbe  gehören :  zur 
dritten  die  Bauarbeiter  in  den  der  regelmässigen  Arbeitslosigkeit  am  wenigsten 
ausgesetzten  Betrieben:  zur  vierten  alle  übrigen  Bau-  und  Erdarbeiter,  die  vor- 
wiegend auf  Arbeit  im  Freien  angewiesen  sind,  und  deren  Arheitsbetrieb  von 
<len  Wiiterungsverbähnissen  abhängig  ist.  L>i «*  w< •<  hentliehen  Beiträge  derselben 
betragen  : 

In  Lobnklasse  1.  2.  3.  4. 

Für  die  erste    Gefahrenklasse    2".  (is.  5  Cts.         In  (  t>.         15  Cts. 

>     »     zweite  >  5         >  in     »  1 5     *  2n  » 

»     >     dritte  >  10         »  20     »  30     >  4<>  > 

»     »     vierte  »  15        »  25     >  -in    >  5n  * 

In  Zürich  waren  bloss  zwei  Gefahren-Gruppen  aufgestellt  :  die  erste 
umfasste  alle  Arbeiter  der  versicherungspflichtigen  Gewerbe  mit  Ausnahme  des 
Baugewerbes,  zur  zweiten  geborten  die  Arbeiter  im  Baugewerbe.  Der  Bedra.» 
der  \  ersicherten  Arbeiter  beträgt  wöchentlich:  ai  für  die  Versicherten  der 
ersten  Gruppe  in  der  ersten  Lohnklasse  bei  einem  Taglohn  bis  utul  mit  IV.  3. 
—  10  Cts..  in  der  zweiten  Lohnklasse  bei  einem  Taglohn  \  on  Fr.  3  bis  und 
mit  Fr.  4.  15  Cts.,  in  der  dritten  Lohnklasse  bei  einem  Taglobn  von  Fr.  4 
bis  und  mit  Fr.  5.  —  20  Cts.:  In  für  die  Versb  bei  ten  der  zweiten  (iruppe 
in  der  ersten  Lobnklasse  bei  einem  Tagl.»lm  bis  und  mit  Fr.  3.  20  Cis.. 
in  der  zweiten  Lobnklasse  bei  einem  Taglohn  von  Fr.  3  bis  und  mit  Fr.  4. 
.$0  C  ts..  in  der  dritten  Lobnklasse  bei  mebr  als  Fr.  4.         45  Cts. 

Hat  St.  Gallen  die  Arbeilgeber  von  Beiträgen  an  die  V ersu  herung 
befreit,  so  baben  Basel  und  Zürich  aueb  die  Arbeilgeber  zur  obligaiorischen 
Beitragsleistung  herangezogen.  Man  war  daselbst  der  Meinung,  dass  die  Arbeil- 
geber zu  Beiträgen  zur  Arbeitslosenversicherung  gewissermassen  moralisch 
verpflichtet  seien,  weil  sie  ja  grossen  Nutzen  aus  der  Thätigkeit  des  Arbeiters 
in  den  Tagen  seiner  Beschäftigung  ziehen.  In  Basel  sollte  der  Arbeitgeber 
für  jeden  seiner  versicherten  Arbeiter  der  ersten  und  zweiten  (Jruppe  10  Cts.. 
für  jeden  der  dritten  und  vierten  Gruppe  20  Cts.  woehentlieb  bezahlen.  Zürich 
wollte  dieselben  zu  Beiträgen  von  10  Cts.  bezw.  30  Cts.  \  erpfliehl en. 

Was  die  Gemeindesubvention  anbelangt,  so  betrug  dieselbe  in  St.  Gallen 
per  Mitglied  pro  Jahr  und  im  Maximum  Fr.  2.  in  Zürich,  gemäss  aufgestellter 
Rechnung  im  Maximum  Fr.  70,000.  Vinn  Staate  wurden  der  Vcrsicherungskasse 
St.  Gallen  und  Zürich  angemessene  Beiträge  in  Aussicht  gestellt,  in  Basel 
sollte  der  Staat  Fr.  30,000  jährlieh  beitragen. 

3.  Du:  Leistungen  der  V ersicheru ngsaxst  a i/r.  Die  Versicherungsanstalt 
sucht  den  arbeitslos  gewordenen  Mitgliedern  in  erster  Linie  passende  Arbeit 
zu  verschalten,  jedoch  dürfen  nicht  solche  Stellen  angeboten  werden,  welche 
durch  Streik  der  Arbeiter  oder  durch  Aussperrung  von  Seite  der  Arbeitgeber 
frei  geworden  sind.  Ist  keine  Arbeit  vorhanden,  so  hat  die  Anstalt  den  Ver- 
sicherten während  einer  bestimmten  Zeitdauer  Taggelder  auszubezahlen  und 
zwar  in  Bern  im  Maximum  für  zehn  Wochen,  seit  1898  no  aber  nur  für  sechs 
Wochen,  in  St.  Gallen  höchstens  für  bO  Arbeitstage  im  Jahre,  in  Basel  70  Tage, 
wobei  hier  die  Bestimmung  getroffen  wurde,  dass  Mitglieder,  w  elche  im  Lauf«:  eines 
Rechnungsjahres  50  Tage  hindurch  oder  länger  die  Arbeitslosenunterstützung 
empfangen,  im  nächsten  Jahre  erst  dann  wieder  ein  Anrecht  auf  Leistungen 
der  Kasse  haben,  wenn  sie,  vom  Tage  nach  Km p fang  der  letzten  Unterstützung 
an  gerechnet,  mindestens  2b  Wochen  in  Arbeit  gewesen  sind  utul  ebenso  lange 
zur  Kasse  der  Versicherungsanstalt  Beiträge  bezahlt  haben:  in  Züric  h  sollte  die 
Unterstützung  höchstens  für  75  Tage  gewährt  werden.  Die  tägliche  Entschädigung 
wird  jedoch   nicht   vom  ersten  Tage    der   Arbeitslosigkeit   an  verabfolgt.  In 
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Basel  beginnt  die  l  nterstützung  mit  dem  vierton  Tage,  nachdem  der  Ver- 
sicherte seine  .Arbeitslosigkeit  bei  der  Versicherungsanstalt  angemeldet  hat. 
Bei  den  übrigen  Anstallen  noch  später:  St.  Gallen  mit  dem  sechsten,  Zürich 
mit  dem  siebenten  Tage  und  Hern  nach  Hmr  Woche  wirklich  konstatierter 
Arbeitslosigkeit.  Anspruch  auf  Unterstützung  hat  jedoch  nicht  ohne  weiteres 
jeder  versicherte  Arbeitslose,  vielmehr  ist  bei  allen  Kassen  eine  Karenzzeit, 
allerdings  von  verschiedener  Länge,  vorgesehen :  ' in  Hern  beginnt  die  Bezugs- 
berechtigung  erst  nach  achtmonatlicher  Zugehörigkeit  zur  Kasse:  in  St.  Gallen 
für  Niedergelassene  und  schweizerische  Aufenthalter,  nachdem  sie  sc;  hs.  für 
ausländische  Aufenthalter,  nachdem  sie  zwölf  Monate  ununterbrochen  die  statu- 
tarischen beitrage  bezahlt  haben:  in  Zürich  und  Hasel  werden  die  Mitglieder 
nach  Ablauf  eines  Jahres  unterstützungsherec  htigt.  wobei  in  Hasel  solchen  Per- 
sonen, die  vor  ihrer  Mitgliedschaft  m  ln>n  seit  einem  Jahre  im  Kanton  gewohnt 
haben,  die  Karenzzeit  um  die  Hälfte  verkürzt  wird,  während  in  Zürich  solche,  dir 
v<  r  ihrer  Wohnsitznahme  in  der  Stadt  in  einer  anderen  schweizerischen  Gemeinde 
Mitglied  einer  Anstalt  für  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  gewesen  sind 
und  sich  über  eine  dieser  \\>  »hnsit /nähme  unmittelbar  vorhergehende  einjährige 
Heitragsleistung  ausweisen  können,  bereits  nach  13  wöchentlicher  Mitgliedschaft 
und  Beitragszahlung  enisehädigungsberechtigt  werden.  Alle  einschränkenden 
Hestimmungen  sind  aus  Furcht  vor  Zuzug  von  fremden  und  namentlich  aus- 
ländischen Elementen  ge Worten  worden.  In  Bezug  auf  eine  etwaige  Unter- 
brechung der  Mitgliedschaft  ist  sowohl  in  Zürich  als  in  Hasel  die  Bestimmung 
getroffen,  wonach  bei  Wiedereintritt  in  den  Versicherungsverband  das  Mitglied 
unter  gewissen  Bedingungen  seine  vollen  Ansprüche  wieder  erhält,  die  es  im 
Momente  der  Unterbrechung  innehatte:  das  gleiche  gilt  für  Mitglieder,  welche 
wegen  Unfalls.  Krankheit  oder  Militärdienstes  von  der  Heitragspflicht  befreit  sind. 

Der  Anspruch  auf  die  Unterstützung  ist  verwirkt,  wenn  die  Arbeits- 
losigkeit durch  grobes  Selbstv  ersehulden  entstanden  und  die  Folge  von  frei- 
willigem Austritt  oder  Streik  ist  (im  letzteren  Falle  für  die  Dauer  desselben), 
ebenso,  wenn  der  Versicherte  «.eine  Arbeit  infolge  von  Krankheit.  Unfall  oder 
Militärdienst  verloren  hat. 

Die  Höhe  der  auszubezahlenden  Taggelder  richtet  sich  sowohl  nach  dem 
betrag  der  Prämie  imit  Ausnahme  von  Hern.  wo.  wie  erwähnt,  eine  einheit- 
liche Prämie  vorgesehen  isti  als  nach  dem  Familienstand  des  Bezugsberech- 
tigten. In  Hern  liegt  die  Sache  am  einfachsten,  indem  dem  entschädigungs- 
berechtigten  Arbeitslosen  während  der  ersten  30  Tage  der  Arbeitslosigkeit  ein 
Taggeld  von  Fr.  1.50,  wenn  er  alleinstehend  ist.  und  von  Fr.  2.  -  .  wenn  er 
für  weitere  Familienglieder  zu  sorgen  hai.  Für  etwaige  weitere  arbeitslosen 
Tage  wird  das  Taggeld  je  nach  dem  Stand  der  Kasse  durch  die  Verwaltungs- 
kommission bestimmt.  In  St.  (lallen  beträgt  die  tägliche  Knischädigung  hei 
einer  Wochenprämie  von  15  Cts.  Fr.  1.  So.  bei  einer  solchen  von  20  Cts.  Fr.  2.  H» 
und  bei  einer  von  30  Cts.  Fr.  2.  40.  In  Zürich  beträgt  das  Taggehl:  in  der 
ersten  Lohnklasse:  ,u  für  alleinsl ehende  Arbeitslose  Fr.  1.  20.  b)  für  Arbeitslose, 
die  für  Angehörige  zu  sorgen  haben.  Fr.  1.50:  in  der  zweiten  Lohnklasse: 
a»  Fr.  1.50,  b)  Fr.  1 .  8o :  in  der  dritten  Lolmklasse:  a)  Fr.  1.50,  bi  Fr.  2. 20. 
Hat  ein  Versicherter  während  der  der  Arbeitslosigkeit  vorausgegangenen 
20  Beitrags  Wochen  verschiedenen  Lohnklassen  angehört,  so  richtet  sich  die 
Entschädigung  nach  derjenigen  Lohnklasse,  auf  welche  die  meisten  Beitrags- 
wochen  fallen.  Bei  gleicher  Anzahl  von  Beitrags wochen  für  verschiedene  Lohn- 
klassen richtet  sich  die  Entschädigung  nach  der  höheren  Lohnklasse.  Am 
kompliziertesten  sind  die  Verhältnisse  in  Basel.  Die  tägliche  Unterstützung 
«estaltel   sic  h  hier  folgendermassen : 
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Lohnklassen: 

1 

2 

3 

4  1 

at  I>as  unverheiratet''  Mitglied,  der  Witwer,  bezw.  die  Witwe 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr.  i 

■  ■itn^»-   Jv  if\f\i*T  nniM*  1.1  T^hr**ti  iuIat  /Ii**  v^trii^irat     i  •  T^mn  ff**n-ilf 
tläjllv    XX  Ultimi    Ulllvi    1  1    ItiUI  v  Ii   *JlIvT   tliv    »Villi  II  *äl  vi*     r  I4U  t-  I  IKIHCil 

0  TO 

.  O.  1  u 

II    Sil  1 

".  II) 

I  I  Ol  l 

1 

l.  — 

bß  Der  Witwer  be/w.  die  Witwe  mit  einem  oder  mehr  als  einem 

1 

Kinde  unter  14  Jahren,  oder  der  verheiratete  Mann  ohne  Kin- 

der oder  mit  einem  Kinde  unter  14  Jahren,  sofern  nicht  dessen 

Frau  gleichzeitig  eine  regelmässige,  volle,  tägliche  Beschäftigung 

•                 1                k        ■         •             -II                                      1                       •                          II                      «1  «1 

gebende   Arbeitsstelle  versieht  oder  selbst  Arbeitslosenunter- 

stützung bezieht,  erhallen  

1. 

1.J0 

1.  IM 

1.  50 

in  letzteren  Fällen  erhält  der  verheiratete  Mann  . 

0.  70 

0.  80 

0. 1)0 

1.  - 

et  Der  verheiratete  Mann  mit  mehr  als  einein  Kinde  unter  14  Jah- 

i 

ren,  sofern   nicht  dessen  Frau  gleichzeitig  eine  regelmässige. 

volle  tägliche  Beschäftigung  gebende  Arbeitsstelle  versieht  oder 

selbst  Arbeitslosenuntcistülzung  bezieht,  erhiilt  

1.311 

1.50 

1.  70 

2-- 

in  letzteren  Fällen  erhält  der  verheiratete  Mann  .... 

1.- 

1.  20 

1.  10 

1.50 

4.  Okoank  dkr  V  krskuekI-'No.  Die>elben  sind:  in  die  Kommission  unil 
b>  der  Verwalter.  Mit  Ausnahme  von  Zürich,  wo  dir'  Kommission  aus  17  Mit- 
gliedern besteht,  setzt  sich  dieselbe  überall  aus  9  .Mitgliedern  zusammen.  Die 
Versicherten  wühlen  in  Hern  drei,  in  Hasel  fünf,  in  St.  Gallen  sieben  und 
in  Zürich  zehn  Kommissionsmitglieder.  Die  übrigen  Kommissionsmitglieder 
werden  zum  Teil  von  den  Arbeitgebern,  zum  Teil  von  den  Gemeindebehörden 
(in  St.  Gallen  ausschliesslich  von  diesen)  gewählt  und  zwar  in  Hern  und 
Hasel  je  zur  Hälfte,  während  in  Zürich  bloss  der  Präsident  vom  Stadtrai 
gewählt  wird,  die  übrigen  sechs  Mitglieder  aber  von  den  beitragspflichtigen 
Arbeitgebern.  Die  Amtsdauer  der  Kommission  beträgt  in  Hern  vier,  in  Hasel 
drei  Jahre,  in  St.  Gallen  und  Zürich  fällt  sie  mit  derjenigen  der  Gemeinde- 
behörden zusammen.  Die  Koinmissionsmitglieder  erhalten  in  Hasel  und  Zürich 
Sitzungsgelder  von  je  Fr.  2.  bezw.  Kr.  -4.  — -.  Die  Konimission  leitet  die 
Anstalt  nach  Massgabe  der  Hcstimmungen  der  bezüglichen  Regleinente,  übt 
die  unmittelbare  Aufsicht  über  die  Verwaltung  aus  und  entscheidet  bei  allfäl- 
ligen Streitigkeiten  betreffend  Beitragspflieht  oder  Entschädigungsherechtigung. 
Sie  hat  die  vorgesehenen  Berichte  des  Verwalters  entgegenzunehmen  und  an 
die  Behörden  zu  übermitteln.  Die  unmittelbare  Verwaltung  der  Anstalt  wird 
dun  h  den  Verwalter  besorgt,  der  vom  Gemeinderate  (in  Hasel  \  <>m  Regierungs- 
rate» auf  unverbindlichen  Vorschlag  der  Kommission  auf  eine  bestimmte  Amts- 
periode gewählt  wird. 

5.  Reservefonds.  In  Hasel  und  Zürich  war  die  Bildung  von  Reserve- 
fonds in  der  Höhe  von  Fr.  200,000  bezw.  Fr.  300,000  vorgesehen.  Dieselben 
sollten  aus  den  etwaigen  Ucberschüssen  der  Jahresrechnungen  zusammengelegt 
werden  und  dazu  dienen,  die  allfälligen  Fehlbeträge  bei  Abschluss  der  Jahres- 
rechnung zu  decken  oder,  nachdem  die  Reservefonds  die  angegebene  Höhe 
erreicht  haben  würden,  die  Heiträge  der  Versicherten  und  der  Arbeitgeber  zu 
vermindern,  bezw.  die  Leistungen  der  Versicherungsanstalt  zit  erhöhen. 

ö.  Stkafbkstimmungen.  Zürich  wollte  Zuwiderhandlungen  gegen  die 
Bestimmungen  der  städtischen  Verordnung  betreffend  Arbeitslosenversicherung 
mit  Polizeibusse  bis  zur  Höhe  von  Fr.  500  bestrafen;  Basel  bedrohte  Zuwider- 
handlungen gegen  das  bezügliche  Gesetz  und  die  auf  Grund  desselben  zu 
erlassenden  Verordnungen  mit  Geldbusse  oder  Haft. 

IV.  Einige  Ergebnisse  der  Arbeitslosenversicherung.    Auf  Grund  der 

Jahresberichte  der   Bernischen  Versicherungskasse   gegen  Arbeitslosigkeit  ist 


Digitized  by  Google 


2.iN 


Arbeitslosenversicherung 


es  möglich,  sich  ein  klares  Bild  über  die  Leistungen  dieses  Institutes  zu  ver- 
schaffen. I)rr  Mitgliederbestand  sowohl  als  dir  Zahl  drr  arbeitslos  gewordenen 
Mitglieder  drr  Versie  herungskasse  ist  aus  nachfolgender  Zusammcnstcflun;' 
crsii  htlich : 


- 

•! 
1 

'-  f 

Staatsangehörige 

« "LviUtand 

V,.n 

Ml  Ii  . 

lim    Wr««  h<M  U-n  rr.rld*'./r. 
Is  .Ii  t-nf-Oo*  in   ri<'n  Mi<na(rD 

-  V- 

5.  & 

Hl 

=  =  * 

■w 

H 

i  C 

?■ 

1893 '94 

■104 

'»0 

351 

325 

29 

iis 

92 

6 

21Ö 

61 

1S94  05 

3M 

120 

07 

113 

375 

3* 

S4 

:;jo 

143 

37 

13 

226 

55 

IS  05,9(5 

Ii;'. 

357 

223 

541 

492 

45 

7 

155 

3S9 

174 

137 

14 

325 

60 

IsOo  97 

511 

•_>!»0 

310 

-Ii*-* 

448 

12 

4 

14« 

34  8 

137 

94 

n 

242 

50 

1897  os 

■JIM 

11* 

IM 

431 

:w» 

33 

7 

13* 

293 

208 

77 

10 

295 

i>< 

189«  09 

4M 

235 

123 

643 

494 

" 

5 

149 

394 

272 

94 

9 

375 

(59 

1 899 
1900 

IM 

100 

5S5 

> 

i 

5 

er, 

280 

230 

33 

4 

297 

51 

1900  Ol 

171 

I.V.» 

507 

> 

; 
* 

70 

:;m 

278 

70 

2:t 

38" 

»54 

Aus  diesen  Daten  folgt  zunächst,  dass  ein  unverhältnismässig  grosser  Teil 
der  Versicherten  der  bernischen  Versieherungskasse  (zwischen  50- — b'J'/o, 
während  anderwärts  10%  angenommen  wurde),  von  derselben  thatsächlicli 
unterstützt  wird  ;  das  hängt  mit  dem  Umstände  zusammen,  dass  der  Eintritt 
in  die  Kasse  ein  freiwilliger  ist,  weswegen  sich  in  der  Regel  nur  solche  auf- 
nehmen lassen,  die  erfahrungsgemäss  in  den  Wintermonaten  arbeitslos  zu  sein 
pflegen.  Die  Zahl  der  zu  Unterstützenden  würde  wahrscheinlich  noch  grösser 
sein,  wenn  diejenigen,  welche  sich  zum  Eintritt  in  die  Versieherungskasse 
melden,  in  derselben  auch  längere  Zeit  verblieben.  Aus  Nachlässigkeit  .uler 
sonstigen  Ursa«  hetv.  kommen  jedoch  sehr  viele  Mitglieder  ihren  Verpflichtungen 
nicht  nach  und  gehen  daher  ihres  Anspruches  auf  die  Unterstützung  im  Falk 
der  Arbeitslosigkeit  verlustig.  Ferner  lehren  uns  die  Zahlen,  dass  unter  den 
Versicherten  der  überwiegend  grösste  Teil  aus  Kantonsbürgern  besteht,  wäh- 
rend die  Ausländer  fast  garnicht  in  Hei  rächt  kommen.  Zieht  man  in  Erwägung, 
dass  unterstützungsberechtigt  nur  diejenigen  Versicherten  sind,  welche  min- 
destens während  acht  Monate  regelmässig  ihre  Heiträge  gezahlt  haben,  so  erhell: 
daraus,  dass  die  von  der  Kasse  unterstützten  Arbeitslosen  im  grossen  und  ganzen 
der  einheimischen  ansässigen  Bevölkerung  angehören. 

Ueber  das  finanzielle  Gebahren  der  Versicherungskasse  giebt  die  Tabelle 
auf  Se  ite  2,V>  Aulschluss. 

Hin  Blick  auf  die  se  Tabelle  zeigt,  dass  die  Herner  Versieherungskasse 
auf  ziemlich  vagen  finanziellen  Grundlagen  be  ruht.  Der  (lemeindcbcitrag  reicht 
allem  zur  Deckung  der  nötigen  Kosten  bei  weitem  nicht  aus:  an  Mitgli'Mcr- 
beiträgen  erhält  die  Kasse  einen  verhältnismässig  sehr  kleinen  Betrag:  um  aus- 
kommen zu  keimen,  muss  die  Kasse  zur  privaten  Wohlthätigkeit  Zuflucht 
nehmen,  wodurch  sie  ihren  eigentlichen  socialpolitischen  Charakter  zum  grossen 
Teil  einbüsst.  Die  Versicherten,  welche  ein  Recht  auf  Unterstützung  von  Seit- 
der  Kasse  erworben  haben,  erhielten  zwar  bisher  die  ihnen  zukommenden 
Taggelder  regelrecht  ausbezahlt,  allein  die  Kasse  ist  nie  vorher  sicher,  ob  sie 
ihren  Verpflichtungen  gegebenen  Falles  nachzukommen  in  der  I^cg«1  sein  wird. 
Die  Furc  ht  \  or  dieser  Eventualität  führte  im  Winter  1S')8  V9  dazu,  dass  man  dir 
Taggelder  nach  den  erste  n  vier  arbeitslosen  Wochen  herabsetzte,  und  zwar  für 
Alleinstehende  von  Fr.  1.  50  auf  Fr.  1 .  -  und  für  solche,  die  Familienangehörige 
zu  ernähren  haben,  von  Fr.  2.       auf  Fr.  1.50. 
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Bei  der  Erriohtuni»  <ler  ArU*-it>lt>scnk;issr  in  S(.  (I.-illrn  l--gtc  man  fol^cmlc 
Rechnung  zu  Grunde.  M:in  ijin^  davon  aus.  dass  in  St.  dallrn  rund  3000 
vf-rsk-herun^spfli« .-litiye  IVrsnnrn  vorhanden  *«'in  fhirln-n.  und  zwar  y  20%  der 
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ersten  und  dritten  Lohnklassc  und  t>0  %  der  zweiten.  An  Kinnahmen  erwartete 
man  daher:  von  den  Versicherten  Fr.  33,000.  einen  Beitrag  der  Gemeinde  in 
der  Höhe  von  Fr.  hOOO  und  einen  solchen  vom  Staate  von  Fr.  3000.  Zusammen 
an  Einnahmen  Fr.  42,000.  Demgegenüber  standen  an  Ausgaben,  indem  man 
rechnete,  dass  im  Durchschnitt  10°/,,  der  V  ersicherten  arbeitslos  und  die  Ent- 
schädigung für  das  Maximum  von  00  Tagen  beziehen  würden,  folgende  Beträge: 
für  die  Arbeitslosen  der  ersten  Klasse  Fr.  0480,  der  zweiten  Klasse  Fr.  22,080 
und  der  dritten  Fr.  8040 ;  zusammen  Fr.  37,800.  Ks  blich  somit  ein  Ueber- 
schuss  in  der  Höhe  von  Fr.  4200. 

In  Wirklichkeit  gestaltete  sich  die  Sache  etwas  anders.  Die  Zahl  d»r 
beständig  Versicherten  belief  sich  je  nach  der  Jahreszeil  auf  2800-  3000  Mann. 
Von  diesen  waren  im  ersten  Berichtsjahre  430  und  im  zweiten  512  Personen 
arbeitslos.  Entschädigung  erhielten  jedoch  bloss  363  bezw.  40w  Mann.  Der 
Prämieneingang  ergab  statt  des  erwarteten  jährlichen  Betrages  von  Fr.  33.000 
im  ersten  Jahre  Fr.  21,684.30  und  im  z w  eiten  Jahre  Fr.  15,700.50,  Es  stellt'* 
sich  dabei  heraus,  dass  die  wirkliche  Verteilung  der  Arbeiter  auf  die  verschie- 
denen Lohnklassen  der  angenommenen  dunhaus  nicht  entspricht  und  dass 
namentlich  die  unterste  Lohnklasse  bedeutend  mehr  Mitglieder  aufweist,  als 
erwartet  wurde.  Die  Mitgliederbeiträge  liefen  sehr  unregelmässig  ein.  Hei 
einer  grossen  Zahl  von  Mitgliedern  bedurfte  es  mehrerer  Mahnungen,  ehe  sie 
sich  zur  Zahlung  entschloss.  (Um  dem  vorzubeugen,  hat  man.  nebenbei  bemerkt, 
in  Basel  die  Bestimmung  getroffen,  dass  die  Beiträge  der  Versicherten  durch 
die  Prinzipale  vom  Lohn  abzuziehen  und  an  die  Kasse  zu  entrichten  seien}. 
An  Entschädigungen  zahlte  die  Kasse  den  Betrag  von  IV.  23.504.  25  bezw. 
Fr.  38,387.  35  aus.  Das  Maximum  der  Entschädigung  bezogen  im  ersten  Jahre 
21,2"  o  und  im  zweiten  37.0  "t>  der  Arbeitslosen.  Der  Durchschnitt  der  Knt- 
schädigung  betrug  Fr.  04.  75  bezw.  Fr.  77.  08.  Von  sämtlichen  Arbeitslosen 
waren  5b,2%  über  30  Tage  und  43,8"  „  unter  30  Tage  arbeitslos.  Unter 
den  sich  als  arbeitslos  gemeldeten  Versicherten  waren  im  ersten  Jahre  118 
bezw.  27.4°  ii  Ausländer,  im  zweiten  Jahre  182  bezw.  30%.  Was  die  Dauer 
des  Aufenthaltes  der  Arbeitslosen  in  St.  Gallen  anbelangt,  so  hielt  sich  ungefähr 
die  Hälfte  mehr  als  zehn  Jahre  daselbst  auf,  fast  14%  zwischen  fünf  und  zehn 
Jahren,  8,5%  wohnten  daselbst  bereits  vier  bis  fünf  Jahre:  somit  waren  rund 
72%  der  Arbeitslosen  vier  und  mehr  Jahre  in  St.  Gallen  domiziliert,  Unter 
den  Arbeitslosen  waren  die  Saisonarbeiter  mit  72.2%  vertreten,  während 
unter  den  110  Berufen,  über  welche  die  Arbeitslosenversicherung  sich  aus- 
dehnte, im  ersten  Jahre  73  bezw.  00. 4%  und  im  zw  eiten  02  bezw  .  50.8  °/# 
überhaupt  keine  Arbeitslose  aufwiesen. 

Die  Arbeilsloscnversicherungskasse  St.  Gallen  winde,  wie  mitgeteilt. 
Ende  1807  aufgehoben.  Die  schlechten  finanziellen  Verhältnisse  namentlich 
des  zweiten  Jahres  lassen  sich  hauptsächlich  daraus  erklären,  dass.  da  die 
Schliessung  des  Instituts  bereits  nach  Ablauf  des  ersten  Jahres  beschlossen 
wurde,  einerseits  die  Versicherten  noch  mehr  als  vorher  mit  der  Zahlung 
ihrer  Beiträge  zögerten,  während  andererseits  die  Arbeitslosen  so  viel  als 
möglich  von  der  Kasse  zu  erhalten  suchten.  Dabei  bewegte  sich  die  Arbeits- 
vermittlung durch  das  Versicherungsinstitut  in  den  allerbest  heidensten  Grenzen. 

Oben  wurden  bereits  die  Ansichten  Sachkundiger  betreffend  die  Ursachen 
des  Misslingens  des  St.  Gallcr  Versuches  mitgeteilt.  Die  Hauptursache  scheint 
aber  darin  zu  liegen,  dass  der  Arbeitslosenversicherung,  so  wie  sie  in  .St.  (lallen 
durchgeführt  und  in  Basel  und  Zürich  geplant  wurde,  ein  falsches  Prinzip  zu 
Grunde  lag:  um  die  Einnahmen  der  Kasse  zu  mehren,  zog  man  in  den  Kreis 
der  Versic  herung  auch  solc  he  Arbeit crschichi en,  bei  denen  die  Gefahr,  arbeitslos 
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zu  werden,  eine  verhältnismässig  geringe  i^t.  ""»1  verlangte  von  ihnen  die 
Kezahlung  der  höchsten  Prämien:  umgekehrt  bezahlten  <iie  Versicherten  (tcr 
höchsten  Gefahrklasse  die  niedrigsten  Prämien,  ein  Verfahren,  welches  der 
grundlegenden  Anforderung  jeglicher  Versicherung  schnurstracks  zuwiderläuft. 
Allerdings  wäre  es  unbillig,  von  denjenigen  Arbeitern,  welche  in  die  höchste 
Gefahrklasse  eingeordnet  werden  müssen,  hohe  Prämien  zu  verlangen:  diese 
Arbeiter  gehören  in  der  Regel  zu  den  am  schlechtesten  bezahlten  Kategorien. 
Allein  der  betretene  Ausweg  aus  diesem  Dilemma  gehört  nicht  zu  den  glück- 
lichsten. Kr  führte  vor  allem  dazu,  dass  in  den  Reihen  der  besser  gestellten 
Arbeiter  sich  eine  feindliche  Gesinnung  dem  Unternehmen  gegenüber  \  er- 
breitete. •••  ist  doch  der  Lohn  auch  des  besser  gestellten  Arbeiters  nicht 
dermas«,en  hoch,  dass  er  sich  derartige  Opfer,  wie  sie  von  ihm  für  das  Ver- 
sicherungsinstitut verlangt  wurden,  aulerlegen  könnte,  ohne  davon  irgend  welche 
Vorteile  für  sich  zu  erzielen.  (Vergl.  den  Artikel  «Arbeitslöhne».»  In  St.  Gallen 
verschärfte  sich  die  gekennzeichnete  Missstimmung  in  den  Reihen  der  Arbeiter 
noch  dadurch,  dass  die  Arbeitgeber  von  jedweder  Beitragsleistung  an  die  Ver- 
sicherungskasse befreit  wurden.  Diese  Stimmung  war  es  aber,  welche  in 
erster  Linie  die  Aufhehurfg  der  St.  Galler  Versicherungskasse  herbeiführte.  Der 
Zusammenbruch  des  Institutes  bedeutet  somit  lediglich  den  Hankerott  des  erör- 
terten Prinzips.  Die  Lösung  der  Krage  der  A rbeitsjosen Versicherung  wird 
folglich  in  Zukunft  auf  anderem  Wege  gesucht   werden  müssen. 

V.  Einige  neuere  Lösungsversuche  und  Vorschläge.    Aus  der  reichen 

Fülle  derselben  seien  hier  einige  solche  hervorgehoben,  die  gewissermassen 
als  typisch  bezeichnet  werden  können.  Dabei  beschränken  wir  uns  auf  die 
Wiedergabe  der  Grundgedanken,  ohne  an  denselben  Kritik  zu  üben. 

Der  von  Professor  Georg  Schanz  in  Würzburg  gemachte  Vorschlag 
auf  Kinführung  des  sogenannten  Sparzwanges  gehört  zwar  nicht  in  das 
Kapitel  der  Arbeitslosenversicherung,  muss  aber  doch  hier  gekennzeichnet 
werden,  weil  er  in  manchen  Versieherungsprojekten  »ine  gewisse  Rolle  spielt. 
Da  der  Vorschlag  zunächst  für  Deutschland  gemacht  wurde,  so  knüpft  er 
naturgemäss  an  dortige  Verhältnisse  an.  Dem  Sparzwange  sollte  die  kranken- 
versichcrungspflü  htige  Bevölkerung  unterstellt  werden.  Kür  jede  versicherungs- 
pflichtige Person  sollten  durch  die  Arbeitgeber  gewisse  Kinlagen  an  die  Kranken- 
kasse abgeliefert  werden,  und  zwar  für  jede  nicht  im  Haugewerbe  beschäftigte 
Person  wöchentlich  nicht  unter  .?Ü  Pfg.  und  für  jede  Person  der  letzteren 
Kategorie  10%  des  bedungenen  Lohnes;  von  diesen  Heiträgen  trägt  der 
Arbeitgeber  10  Pfg.  bezw.  10%,  den  Rest  zieht  er  den  Arbeitern  bei  der 
Lohnzahlung  ab.  Das  jeweib-n  \orhandene  Guthaben  eines  Arbeiters  bei  der 
Sparkasse,  welcher  die  Krankenkassen  die  erwähnten  Kinlagen  abzuliefern 
haben,  bleibt  bis  zum  Hetragc  von  Mk.  100  für  den  Kall  der  Arbeits- 
losigkeit gesperrt.  Aus  diesem  gesperrten  Guthaben  erhält,  der  Arbeitslose 
bis  zur  Erschöpfung  desselben  vom  5.  Tage  an  Mk.  5  wöchentlich,  wenn  bei 
Heginn  des  Anspruches  das  gesperrte  Guthaben  weniger  als  Mk.  70.  Mk.  7 
wöchentlich,  wenn  es  Mk.  70—  100,  und  Mk.  S  wöchentlich,  wenn  es  Mk.  H»0 
oder  mehr  beträgt.  Die  mit  dem  Sparzwang  verbundenen  Kosten  werden  von 
Staat  und  Gemeinde  getragen. 

Die  Vorteile  seines  Systems  sieht  Georg  Schanz  darin,  dass  dabei  die 
schwierige  und  peinliche  Unterscheidung  verschuldeter  und  unverschuldeter 
Arbeitslosigkeit,  die  bei  der  Versicherung  notwendig  erscheint,  vollständig 
wegfällt.  Kerner  würden  dadurch  nicht  diejenigen  Personen,  welche  selten 
arbeitslos  werden,  zu  Gunsten  der  schlechter  gestellten  belastet.  Schliesslich 
sei  «lieser  Modus  leicht  durchführbar,   indem   keine   besonderen  Berechnungen 
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notwendig  seien.  Dein  gegenüber  wird  hervorgehoben,  dass  das  ganze  Projekt 
ja  darauf  hinauslaufe,  die  Arbeiter  zu  zwingen,  für  ihre  arbeitslosen  Tage 
dadurch  zu  sorgen,  dass  sie  sieh  ihren  Ltdin  gehörig  verringern  lassen.  Bei 
einer  anhaltenden  Arbeitslosigkeit  wird  der  gesperrte  Betrag  bald  aufgebraucht 
sein:  bis  ein  Guthaben  von  nennenswerter  Höhe  wieder  beisammen  ist.  ver- 
geht viel  Zeit:  bei  einer  mittlerweile  eingetretenen  Arbeitslosigkeit  sieht  sich 
der  Arbeiter  ohne  jegliche  Unterstützung. 

Das  System  des  Sparzwanges  bildet  die  Grundlage  der  Versü  herungs- 
projekte  von  G.  Üenjean  und  Dr.  N.  Wassilicff.  Die  Kosten  der  Arbeits- 
losenversicherung sollen  nach  Dcnjcan  von  den  Arbeitern,  ilen  Arbeitgebern 
und  den  öffentlichen  Gewalten  zu  gleichen  Teilen  getragen  werden.  Die 
Prämien  der  Arbeiter  ru  hten  sich  nach  der  Höhe  des  Lohnes,  die  der  Arbeit- 
geber nach  der  Zahl  der  beschilftigten  Arbeiter;  für  fremde  Arbeiter  sind  vom 
Arbeitgeber  höhere  Beiträge  zu  zahlen  und  hat  derselbe  für  jeden  entlassenen 
Arbeiter  einen  gewissen  Beitrag  an  die  Kasse,  die  als  regionale  Berufs- 
arbeitslosenkasse gedacht  wird,  zu  entrichten.  Die  Prämien  der  Arbeiter 
werden  als  individuelle  Spareinlagen,  ebenso  werden  die  allfällig  ausbezahlten 
l'nterstüt zungen  als  individuelle  Passiva  der  Arbeiter  betrachtet.  Die  Zinsen 
werden  auf  das  Nettoguthaben,  welches  bei  Austritt  aus  der  Kasse  zurück- 
bezahlt wird,  verteilt.  Die  von  der  Kasse  gewährleistete  Unterstützung  wird 
als  ein  Darlehen  betrachtet,  welches  zurück zubezahlen  ist.  sobald  sich  die 
Situation  des  BetrelVenden  gebessert  hat.  Die  Ausbezahlung  der  Taggelder 
beginnt  erst  nach  einer  Woche  Arbeitslosigkeit,  sie  ist  kleiner  als  der  Lohn 
und  wird  nach  dem  Familienstande  des  Unterstützten  abgestuft.  Bei  Streiks 
wird  die  Unterstützung  nicht  ausbezahlt,  während  sie  bei  selbstverschuldeter 
Arbeitslosigkeit  auf  die  Hälfte  oder  ein  Drittel  reduziert  wird. 

Auch  Dr.  Wassilieff  will  die  Kosten  der  Arbeitslosenversicherung  auf 
die  drei  oben  genannten  Faktoren  verteilen.  Sein  System  ist  jedoch  durchaus 
originell.  Zunächst  wird  jetler  in  der  Gemeinde  beschäftigte  und  den  Gruppen, 
welche  die  Wohlrhaten  der  Gewerbegerichte  gemessen,  angehörende  Arbeiter 
dem  Sparzwange  unterworfen  und  hat  durch  wöchentliche  Beiträge  die  Summe 
von  mindesten«.  Fr.  M)  aulzubringen.  Fbensoviel  hat  die  Gesamtheit  der  Gcwerbc- 
inhaber  einer  Berufsgruppe  zur  Kasse  für  jeden  ihrer  Arbeiter  beizusteuern. 
Wird  ein  Arbeiter  arbeitslos,  so  erhält  er.  wenn  ihm  von  dem  mit  der  Ver- 
sicherungskasse eng  verbundenen  Arbeitsnach  vv  eisbureau  keine  passende  Arbeit 
verschafft  werden  konnte,  während  der  ersten  vier  Wochen  tler  Arbeitslosigkeit 
aus  seinem  Guthaben  wie  aus  dem  auf  ihn  entfallenden  Beitrag  der  Arbeit- 
geber je  Fr.  li>  wöchentlich.  Dauert  die  Arbeitslosigkeit  länger  als  vier 
Wochen.  s(.  «  rhält  der  Arbeitslose,  falls  er  Kantonsbürger  ist,  für  die  fünfte 
Woche  Fr.  12.  für  welche  der  Kanton  aufzukommen  hat.  Von  tler  sechsten 
Woche  an  haben  nur  solche  Kantonsbürger  Anspruch  auf  Kndschädigung,  welche 
in  tler  Gemeinde  niedergelassen  sind.  Sie  erhalten  gleichfalls  Fr.  12  pro  Woche, 
welche  jedoch  von  tler  Gemeinde  beizusteuern  sind.  Hat  aber  das  Spar- 
guthaben ib  s  Arbeiters  Fr.  noch  nicht,  erreicht,  s<>  sieht  dem  betreffenden 
Arbeitslosen  kein  Anspruch  auf  Kndschädigung  zu. 

Diesem  in  den  Grundzügen  wiedergegebenen  Projekte  Wassilieffs  wird 
von  E.  Hofmann  nachgerühmt,  tlass  dasselbe  keine  allzugrossen  Opfer  vom 
Arbeiter  verlange  und  kein».-  Anforderungen  an  die  Solidarität  der  Arbeiter  stelle; 
der  Vorwurf,  tlass  die  Arbeitslosenversicherung  tlie  Arbeitslosigkeit  gewisscr- 
masseti  produziere,  falle  hier  weg:  ebenso  sei  die  Angst  grundlos,  dass  dieselbe 
Zuzug  vom  Lande  nach  der  Stadt  vermehre:  die  Kontrolle  über  die  Arbeitslosen 
sei  wesentlich   erleichtert:   tlie  Frage  des  Arbeitsnachweises  werde  leicht  und 
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gründlich  gelöst,  indem  durch  bezügliche  Bestimmungen  die  Lebersicht  über 
den  lokalen  Arbeitsmarkt  ermöglicht  werde.  Dem  Projekte  wird  jedoch  haupt- 
sächlich folgendes  entgegengehalten :  die  Bewegungsfreiheit  der  Arbeiter  werde 
dadurch  ziemlich  eingeschränkt,  dass  nur  den  Kantons-  und  Gemeindeangehörigen 
die  Unterstützung  aus  öffentlichen  Mitteln  zu  gute  kommt;  die  am  meisten 
Redürftigen  werden  von  der  Unterstützung  ausgeschlossen;  die  Arbeitgeber  hätten 
»  in  Interesse,  solche  Arbeiter  zu  bevorzugen,  welche  den  geforderten  Betrag 
von  Fr.  30  noch  nicht  erspart  hätten,  weil  sie  im  Falle  der  Arbeitslosigkeit  von 
selchen  Arbeitern  für  die  Folgen  der  Arbeitslosigkeit  nicht  aufkommen  müssten. 

Hin  weiterer  Vorschlag  zur  obligatorischen  Arbeitslosenversicherung  wird 
\on  E.  liofmann  gemacht.  Derselbe  will  die  obligatorische  Versicherung 
bloss  auf  die  Saisonarbeiter,  als  die  der  Arbeitslosigkeit  am  meisten  aus- 
gesetzten Personen,  beschränken.  Es  soll  nur  eine  einzige  Prämien-  und 
Kntschädigungsklasse  statuiert  werden;  der  Entschädigungsanspruch  soll  in  den 
M<»naten  November  bis   einschliesslich  März  geltend  gemacht  werden  können. 

Der  schweizerische  Arbeitersekretär  Hermann  Greulich  befürwortet 
sowohl  die  freie  Versicherung  durch  die  Gewerkschaften  als  auch  die  obli- 
gatorische Versicherung  auf  dem  Boden  der  Gemeinde.  Seine  dahinzielendcn 
Vorschläge  sind  folgende: 

a)  Der  Bund  leistet  an  organisierte,  durch  Statuten  und  Mitgliederfahl  ausgewiesene  Gewerk- 
KliaftsvcTbändc  der  Arbeiter,  die  behufs  Einführung  der  Arbeitslosenversicherung  ihre  Mitglieder- 
beitrage  um  10  Cts.  per  Woche  oder  mindestens  40  Cts.  per  Monat  erhöhen,  einen  Beitrag  an  den 
'iründungsfond  von  Fr.  2  per  Mitglied,  zahlbar  nachdem  die  erhöhten  Beitrage  ein  halbes  Jahr  lang 
von  den  Mitgliedern  bezahlt  wurden.  Die  Verbände  haben  sowohl  ihre  Unterstützungsvorschriften, 
als  auch  alljährlich  die  Rechnungen  mit  den  Belegen  für  die  ausbezahlten  Unterstützungen  an  Arbeits- 
!"v-  dem  zuständigen  Dcpaitement  einzureichen.  Nach  deren  Gutheissung  erhalten  sie  einen  Bundes- 
b'.itrag.  der  der  Hälfte  der  ausbezahlten  Unterstützungen  entspricht,  b)  Der  Bund  leistet  einen  Beitrag 
an  die  Gemeinden,  welche  die  obligatorische  Arbeitslosenversicherung  einführen,  unter  folgenden 
Bedingungen  :  l .  Die  versicherten  Arbeiter  leisten  ungefähr  60  °/o  der  aufzubringenden  Beiträge,  die 
Einteilung  in  Klassen  ist  Sache  der  betreffenden  Gemeinde.  2.  An  den  Rest  der  aufzubringenden 
Beträge  leistet  der  Bund  einen  Drittel,  sofern  die  Gemeinde  und  der  Kanton  auch  einen  Drittel 
beiträgt,  3  Die  Gewerbsinhaber  werden  nur  zu  einer  entsprechenden  Beitragsleistung  für  Wander- 
ai deiter  herangezogen.  Die  versicherten  Ai heiter  wirken  an  der  Verwaltung  durch  Vertreter  mit, 
deren  Zahl  dem  Verhältnis  ihrer  Beitragsleistung  entspricht.  5.  Die  Statuten  und  Versicherungs- 
bedingungen sind  dem  Bundesrat  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Die  öffentliche  Unterstützung  solcher  Gewerkschaften,  welche  für  ihre 
.-irbeitslosen  Mitglieder  sorgen,  ist  bereits  mancherorts  im  Auslande  thatsächlich 
durchgeführt.  Zwei  Beispiele  mögen  hier  Erwähnung  linden.  Seit  1896  richtet 
die  Stadt  Dijon  Subventionen  an  Arbeitersyndikate  aus  unter  der  Bedingung, 
dass  dieselben  sich  eine  spezielle  Heisteuer  auferlegen,  um  ihre  Arbeitslosen- 
k.-isscn  in  regelmässiger  Weise  zu  speisen.  Die  Subvention  wird  den  einzelnen 
Syndikaten  jedoch  nur  dann  zu  Teil,  wenn  ihre  Spezialeinnahmcn  zum  Zwecke 
der  Arbeitslosenfürsorge  sich  als  ungenügend  erweisen.  Dem  Syndikat  wird 
ton  d»T  Stadt  das  Defizit  gedeckt,  und  zwar  darf  die  Subvention  »las  Drei- 
fache «1er  erhobenen  Beiträge  nicht  übersteigen  (seit  1900  ist  die  Subvention 
im  Maximum  auf  den  Betrag  der  erhobenen  Beiträge  herabgesetzt).  An  Ent- 
schädigungen darf  nicht  mehr  als  Fr.  2  im  Tage  (mit  Ausschluss  der  Sonn- 
unil  Festtage)  ausbezahlt  werden.  Der  Arbeitslose  darf  keine  seinem  Beruf 
entsprechende  Arbeit,  welche  mit  dem  tarifmässigen  Lohn  bezahlt  wird,  aus- 
schlagen. Eine  Unterstützungsdauer  wird  den  Syndikaten  nicht  auferlegt, 
jedoch  müssen  sie  seit  1900  diese  Dauer  auf  ihre  durch  die  gemeindliche 
Subvention  verdoppelten  Mittel  basieren.  Die  Frage  der  Selbst- Verschuldung 
kommt  gar  nicht  in  Betracht. 

Ein  etwas  anders  geartetes  System  befolgt  die  Stadt  Gent.  Es  wurde 
ein  Specialfonds  gebildet,  welcher  ausschliesslich  dazu  zu   verwenden  ist,  den 
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Arbeitern  zum  Erwerb  eines  ausreichenden  Arbcitslosenbezuges  zu  verhelfen. 
Zu  diesem  Hehufc  greift  derselbe  in  zweifacher  Weise  .»in:  1.  indem  er  die 
Unlerstützungsbcträge  erhöht,  welche  von  den  Arbeiter-  und  Angestellten- 
Associationen  ihren  arbeitslosen  Mitgliedern  bewilligt  sind :  2.  indem  er  die 
Wirksamkeit  eines  speziellen  der  Arbeitslosigkeit  gewidmeten  Sparens  stfigert. 
Der  Spezialfonds  erhöht  die  von  den  Associationen  bewilligten  Arbeitslosen- 
bezüge  um  eine  ihren  Betrag  gleiche  Subvention,  wobei  die  Arbeitslosenbezüge 
im  Maximum  für  50  Tage  im  Jahr  und  Fr.  1  pro  Tag  auszubezahlen  sind. 
Arbeiter,  welche  ausserhalb  der  Syndikate  stehen,  können,  um  der  Subvention 
teilhaftig  zu  werden.  Einlagen  bei  einer  Spezialsparkasse  im  Betrage  von 
Fr.  50  machen,  welcher  Betrag  gesperrt  wird.  Im  Falle  der  Arbeitslosigkeit 
dürfen  sie  höchstens  Fr.  1  erheben  und  erhallen  gleichfalls  eine  tagliche  /.ulage. 
die  im  Maximum  Fr.  50  im  Jahr  betrügt. 

Im  Frühjahr  1901  wurde  vom  Basler  Arbeiterbund  auf  Initiative  des 
dortigen  Arbeitersekretars  Dr.  N.  Wassilieff  eine  Arbeitslosenkasse  errichtet, 
welche  einen  durchaus  eigenartigen  Charakter  besitzt.  Die  Haupt bestimmungen 
der  bezüglichen  Statuten  lauten  folgendermassen  : 

Die  Arbeitslosenkasse  des  Arbeiterbundes  bezweckt :  a)  den  arbeitslosen  Mitgliedern  angemessene 
Tagegelder  zu  verabfolgen,  b)  bei  der  aufgetretenen  Arbeitslosigkeit  schon  frühzeitig  an  die  Behör- 
den etc  sich  zu  wenden  und  für  genügende  und  anständig  bezahlte  Arbeit  zu  sorgen,  c)  den  arbeits- 
losen, sowie  in  der  Arbeit  stehenden  Kameraden  das  gemeinschaftliche  Zusammenwirken  zu  erleichtern 
und  alle  arbeitsscheuen  Elemente,  welche  die  Arbeitslosenbcwegungen  in  Misskredit  bringen,  fernzu- 
halten, d)  die  Löhne  der  arbeitenden  Mitglieder  während  der  Perioden  der  Arbeitslosigkeit  zu  schützen, 
d.  h.  gegen  das  Sinken  der  Löhne  zu  wirken,  ei  die  Öffentlichkeit  und  die  Presse  mit  den  Verhält- 
nissen cler  aufgetretenen  Arbeitslosigkeit  und  der  Lohndrückerci  auf  dem  Laufenden  zu  halten.  Alle 
organisierten,  wie  auch  den  Fachvereinen  noch  fernstehenden  Arbeiter,  welche  sich  als  Arbeiter  aus- 
weisen können  und  in  Basel  wohnen  und  arbeiten,  können  der  Kasse  beitreten.  Die  Arbeitslos -i- 
kasse  wird  gespiesen :  1.  durch  Monatsbeiträge  der  Mitglieder,  2.  durch  Jahresbeiträge  der  Passiv- 
milglieder,  ,\.  durch  Schenkungen,  Sammlungen  etc,  4.  durch  Subvention  der  Fachvereine.  5.  durch 
eventuelle  Subvention  des  Staates.  Jedes  Mitglied  hat  monatlich  nach  folgender  Skala  der  Kasse 
Beiträge  zu  leisten  :  l.  Lohn  bis  4  Fr.  40  Cts.,  2.  Lohn  4—5  Fr.  50  Cts.,  3  Lohn  über  5  Fr.  60  Ct«- 
Die  Arbeitslosenkasse  wird  von  einem  elfgliedrigen  Vorstände  verwaltet.  Jedes  Mitglied  der  Kast- 
hal sich,  sobald  es  wegen  Mangel  an  Arbeit  entlassen  worden  ist,  auf  dem  Bureau  des  Arbeiter- 
Sekretariats  als  arbeitslos  anzumelden.  Vom  Tage  der  Anmeldung  laufen  15  Tage  als  Karenzzeit  bis 
zur  Inanspruchnahme  der  Kasse.  Vorübergehende  Beschäftigung  während  dieser  Zeit  ist  gewissenhaft 
anzuzeigen.  Zwei  Tage  der  Beschäftigung  verlängern  die  Karenzzeit  um  einen  Tag.  Ist  die  Karen»- 
zeit  verstrichen  und  Ist  es  nicht  möglich,  dem  arbeitslosen  Mitglicde  passende  Arbeit  zu  verschafff-n. 
so  erhält  er  das  Recht  auf  die  Taggelder.  Vorübergehende  Beschäftigung  entlastet  die  Kasse  mit 
je  ein  Tag  auf  zwei  Tage  der  Beschäftigung.  Die  Taggelder  werden  wöchentlich  od*r  I4tägi^ 
ausbezahlt.  Die  Taggcldcr  werden  ausbezahlt  nur  solchen  Mitgliedern,  welche  der  K.i»>-  wenigsten» 
sechs  Monate  angehören  und  ihren  Verpflichtungen  während  dieser  Zeit  regelmässig  nachgekommen 
sind.  Wer  mehr  als  drei  Monate  rückständig  ist,  hat  eine  Binse  von  Fr.  1  zu  bezahlen  und  fall-  er 
arl>eitslos  sich  meldet,  wird  er  so  viele  Wochen  in  der  Bezugsberechtigung  zurückgesetzt,  wie  vielf 
Monate  er  rückständig  war.  Die  Höhe  der  Taggclder  wird  von  der  Verwaltung  der  Kasse  gemein- 
schaftlich mit  der  Arbcitslosenkommission  festgesetzt.  Molden  sich  während  kürzerer  Zeit  (eine 
Woche)  mehr  als  lja  aller  Mitglieder  der  K»sv  als  arbeitslos,  so  hat  die  Verwaltung  sämtliche  Mit- 
glieder der  Kasse  zu  einer  ausserordentlichen  Generalversammlung  zur  Beratung  über  ausserordentliche 
Massregeln  einzuberufen. 

Diese  Kasse  erhielt  von  der  Basler  Regierung  für  den  Winter  1901  '0.2 
eine  Subvention  von  Fr.  1000  ausbezahlt.  Ob  diese  Kasse,  die  der  rechnerischen 
Grundlagen  vollständig  entbehrt,  sich  wird  halten  können,  wird  die  Zukunft 
zeigen. 

Auf  einem  von  den  mitgeteilten  Versuchen  und  Projekten  abweichenden 
Standpunkte  beruht  der  Vorschlag,  den  seinerzeit  der  Verfasser  dieses  Aulsatzes 
in  den  <  Schweizerischen  Blattern  für  Wirtschafts-  und  Socialpolitik »  gemacht 
hat.  Der  Grundgedanke  dieses  Vorschlages  ist  übrigens  nicht  neu,  er  wurde 
vielmehr  bereits  auch  von  anderer  Seite  als  Ausgangspunkt  für  die  Begründung 
von  Arbeitslosenunterstiitzungsmassnahmen  benutzt. 
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Dass  die  » »fVontli«  hen  Körperschaften,  der  Staat  und  die  Gemeinden,  gewisse 
Beiträge  an  die  Arbeitslosenversicherung  zu  leisten  haben,  liegt  nachgerade 
ausser  jedem  Zweifel,  wenn  auch  in  Bezug  auf  die  Begründung  dieser  Beitrags- 
pflicht die  Ansichten  noeh  immer  weit  auseinandergehen  mögen.  Der  springende 
Punkt  der  ganzen  Angelegenheit  ist  unbestreitbar  die  Frage  der  Heranziehung 
von  Privaten  zur  Tmgung  eines  Teiles  der  Lasten  dieses  socialen  Werkes. 
Wer  sull  verpflichtet  werden  und  in  welcher  Weise.  In  Betracht  kommen  hier 
selbst  verständlich  nur  die  Arbeitnehmer  und  die  Arbeitgeber.  Ks  handelt  sich 
demgemäss  darum,  festzustellen,  ob  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  einen  Teil 
der  Küsten  der  Versicherung  zu  tragen  hätten,  oder  ob  bloss  der  eine  dieser 
beim  l'roduktionsprozess  beteiligten  Faktoren  beitragspflichtig  sei,  während 
der  andere  unbehelligt  bleiben  stillte.  Kine  Lösung  der  Krag«'  zu  finden,  bei 
welcher  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  zu  gleicher  Zeit  befriedigt  werden 
könnten,  erscheint  vollständig  ausgeschlossen.  Solange  bei  der  Arbeitslosen- 
versicherung es  darauf  ankommen  würde,  beide  Parteien  zur  Tragung  der  Kosten 
heranzuziehen,  dürfte  angesichts  des  Referendums  eine  befriedigende  Lösung 
kaum  gefunden  werden  können.  Der  einzige  Ausweg  wäre  nach  unserem  Dafür- 
halten der,  dass  man  dafür  Sorge  trägt,  die  eine  der  streitenden  Interessen- 
gruppen zu  befriedigen,  aber  auf  eine  Art  und  Weise,  die  mit  dem  Gerech- 
tigkeitsgefühl der  Unbeteiligten  im  Kinklange  wäre. 

Die  beschäftigungslosen  Arbeiter  sind  das  Opfer  der  herrschenden  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse :  sie  geraten  ohne  ihr  Verschulden  in  Bedrängnis, 
einfach  infolge  dessen,  dass  sie  auf  einmal  überflüssig  geworden  sind.  Dieses 
«  l'eberflüssigwerden  >  ist  das  Resultat  des  c  Ueberflüssigmachens »,  das  als  eine 
der  wesentlichen  Kigenschaften  der  niudernen  Produktionsweise  zu  betrachten 
ist.  Die  Kosten  der  Arbeitslosigkeit,  als  eines  Bestandteiles  dieser  Produktions- 
weise, müsste  daher  logischer  Weise  in  erster  Linie  von  der  Repräsentantin 
derselben,  der  Industrie,  getragen  werden.  Mit  anderen  Worten,  die  Beiträge, 
die  zur  Krhallung  der  arbeitslos  gewordenen  Arbeiter  notwendig  sind,  wären 
unter  die  Rubrik  der  Produktionskosten  zu  subsumieren,  ähnlich  wie  es  z.  B. 
gegenwärtig  in  Deutschland  bereits  mit  den  Kosten  geschieht,  welche  durch  die 
gewerblichen  Unfälle  verursacht  werden.  Die  deutsche  Industrie  fährt  bekanntlich 
nicht  schlecht  dabei,  sie  hat  ihre  Konkurrenzfähigkeit  in  keiner  Weise  eingebüsst. 
Die  moderne  Arbeitslosigkeit  kann  aber  prinzipiell  auf  die  gleiche  Stufe  gestellt 
werden  mit  den  Unfällen,  die  im  Schosse  der  modernen  Industrie  entstehen.  Sie 

* 

ist  ebenso  unvermeidlich,  wie  die  letzteren,  und  wenn  die  Zahl  der  Unfälle  durch 
bestimmte  Vorbeugungsmassregeln  auf  ein  Minimum  reduziert  werden  kann, 
so  besitzt  hingegen  die  moderne  Industrie  selber  kein  Mittel,  den  Umfang  der 
Arbeitslosigkeit  wesentlich  einzuschränken.  Der  Arbeitslosigkeit  wohnt  im 
Gegenteil  die  Tendenz  inne,  sich  immer  weiter  auszudehnen,  immer  grössere 
Kreise  zu  ziehen.  Die  Industrie  nuiss  daher  mit  diesem  Faktor  rechnen;  sie 
hat  auch  ein  Interesse  daran,  die  einmal  beschäftigungslos  gewordenen  Arbeiter 
zu  erhalten:  denn  bei  dem  sprunghaften  Charakter,  den  die  moderne  Industrie 
aufweist,  bei  dem  steten  Wechsel  der  Konjunkturen,  kommt  es  häufig  vor, 
dass  die  soeben  aufs  Pflaster  gesetzten  Arbeiter  bald  wieder  sehr  wohl  ver- 
wendet werden  können.  Die  Unternehmerschaft  einerseits,  Staat  und  Gemeinde 
andererseits,  haben  sich  also  in  die  Kosten  der  Arbeitslosenversicherung  zu 
teilen.  Uebrigens  ist  nicht  ausser  Acht  zu  lassen,  dass,  wenn,  wie  postuliert, 
für  die  Arbeitslosenversicherung  staatliche  und  communale  Mittel  zur  Verwendung 
gelangen  sollten,  der  Arbeiter  eigentlich  auch  seinen  Teil  dazu  beitragen  würde 
— —  setzt  sich  doch  ein  grosser  Teil  der  Einkünfte  der  öffentlichen  Körperschaften 
aus   indirekten  Abgaben   zusammen,  zu  denen  die  Arbeiterschaft  bekanntlich 
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verhältnismassig  mehr  beisteuert  als  jede  andere  Gesellschaftsklasse.  Die  Fra-^e 
des  Obligatoriums  dürfte  unter  diesen  Umstanden  leicht  seine  Lösung  nnden. 
indem  es  bloss  darauf  ankäme,  die  Einkommensgrenze  der  zu  versichernden 
festzustellen.  Die  Beiträge  der  einzelnen  Unternehmer  Hessen  sich  etwa  au! 
dem  Wege  des  Umlageverfahrens  bestimmen,  unter  Berücksichtigung  der 
beschäftigten  Arbeiterzahl,  der  Zahl  der  Arbeiterentlassungen  innerhalb  eiivr 
gewissen  Periode,  der  Häufigkeit  der  Arbeitslosigkeit  in  den  betreffenden 
Branchen  etc.  Auch  die  Forderung  der  Arbeiterschaft  betreffend  berufs- 
genossensehaftlichc  Organisation  der  Versicherung  Hesse  sich  dabei  leich' 
berücksichtigen. 

VI.  Litteratur.  Georg  Schani,  Zur  Frage  der  Arbeitslosenversicherung.  Böm- 
berg 1895.  —  Derselbe,  Nene  Beiträge  zur  Frage  der  Arbeitslosenversicherung.  Berit» 
18Q7.  —  Derselbe,  Dritter  Beitrag  zur  Frage  der  Arbeitslosenversicherung .  Berlin 
IQOI.  —  Georg  Adler,  Artikel  „Arbeitslosigkeit"  im  „Handwörterbuch  der  Staatswissen- 
Schäften" ,  2.  Außn  /.  Bd.  —  £.  Hofmann,  Die  Arbeitslosenversicherung  in  der  Schwei:, 
„Archiv  für  sociale  Gesetzgebung  und  Statistik"  jSqj.  —  Derselbe,  Das  Projekt  einer 
Arbeitslosenversicherung  in  Zürich.  Daselbst  jSg?.  —  Derselbe,  Die  Arbeitslosenver- 
sicherung in  St.  Gallen  und  Bern.  Daselbst  tSqq.  —  Derselbe,  Der  gegenwärtige  Stand 
der  Arbeitslosenversicherung  im  der  Schweiz.  Daselbst.  —  Derselbe,  Die  Arbeitslosenver- 
sicherung der  Stadt  <St.  Gallen.  St.  Gallen  /S?S.  —  Th.  Curti,  Die  Arbeitslosenver- 
sicherung in  St.  Galten  „Archiv  für  sociale  Gesetzgebung  und  Statistik  ',  /Syj.  — 
C  Zuppinger,  Die  Arbeitslosenversicherung  in  St.  Gallen.  „Zeitschrift  für  Schweiler 
Statistik"  f8c/j.  —  £.  Rothlitberger,  Die  Bernische  Arbeitslosenversicherung .  Bern  sSyj 
N.  Reichesberg,  Zur  Frage  der  Arbeitslosenversicherung.  „Schweiz.  Blätter  für  Wirt- 
schafts- und  Socialpolitik* .  IX.  yahrg.  tgot,  Bd.  1.  -  Siehe  auch  die  Litteratur  tum 
Artikel  „Arbeitslosigkeit" . 

Dr.  N.  Reicheaberg,  Professor  an  der  Universität  Bern. 

Arbeitslosigkeit. 

I.  Allgemeines:  1.  Begriff;  2.  Arten  der  Arbeitslosigkeit.  —  II.  Umfang 
der  Arbeitslosigkeit.  —  III.  Massnahmen  zur  Bekämpfung  der  Arbeits- 
losigkeit: I.  Notstandsarbeiten.  Geldspenden  etc.;  2.  Natural  Verpflegungs- 
stationen; 3.  Arbeiterkolonien;  4.  Arbeitsvermittlung:  5.  Arbeitslosenversicherung. 
—  IV.  Die  Stellung  der  Bundesbehörden  zur  Frage  der  Arbeits- 
losigkeit; Vorschläge  der  Berufsvcrbilnde.  —  V.  Litteratur. 

I.  Allgemeines.  1.  Begriff.  Zu  den  wichtigsten  Fragen,  welche  die  Gegen- 
wart auf  socialpolitischem  Gebiete  beschäftigen,  gehört  unbestrittenermassm 
die  der  Arbeitslosigkeit.  Und  zwar  kommt  hier  nicht  diejenige  Arbeitslosigkeit 
in  Betracht,  die  etwa  infolge  von  Arbeitsunfähigkeit  wegen  Altersschwäche. 
Krankheit,  Invalidität  oder  auch  infolge  von  Arbeitsniederlegung  bezw.  Aus- 
sperrung einzutreten  pflegt;  vielmehr  handelt  es  sich  ausschliesslich  um  diejenige 
Arbeitslosigkeit,  welche  aus  Arbeitsmangel  resultiert.  Diese  Art  der  Arbeits- 
losigkeit tritt  in  allen  Industrieländern  mit  grösserer  oder  geringerer  Schärfe 
auf,  umfasst  bald  weitere  bald  engere  Schichten  der  arbeitenden  Bevölkerung 
und  übt  ihre  verheerende  Wirkimg  nicht  bloss  auf  ihre  unmittelbaren  Opfer  aus- 
sondern zieht  vielmehr  die  ganze  Gesellschaft  in  Mitleidenschaft.  Die  Form,  in 
welcher  die  in  Rede  stehende  Arbeitslosigkeit  auftritt,  sowohl,  als  die  Begleit- 
erscheinungen derselben  sind  im  höchsten  Grade  charakteristisch  für  die  ai 
Recht  bestehende  Wirtschaftsverfassung,  so  dass  die  Annahme  gerechtfertigt 
erscheint,  dass  die  Arbeitslosigkeit  nur  dann  beseitigt  werden  dürfte,  wenn 
die  Grundlagen  des  modernen  Wirtschaftslebens  der  eivilisierten  Gesellschaft 
eine  prinzipielle  Acnderung  erfahren  haben  würden. 

Allerdings  war  die  Arbeitslosigkeit  auch  in  früheren  Geschichtsepochen 
keine  unbekannte  Thatsache.    Bei  nähcrem  Zusehen  springt  jedoch  der  grosse 
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Unterschied  zwischen  iVtih »  r  und  jetzt  sofort  ins  Auge.  Die  Arbeitslosigkeit 
der  griechisch-römischen  Kult  urperiode  war  in  erster  Linie  dir  Folge 
der  Ueberhandnahmc  der  Sklavenarbeit,  durch  w  elc  he  dir  freie  Arbeit  allmählich 
fast  vollständig  verdrängt  und  die  in  allen  Schichten  des  Bürgertums  weit  ver- 
breitete Ansieht  gezeitigt  wurde,  die  erw  erbsmässige  Arbeit  s<-i  eines  freien 
Mannes  unwürdig.  Daraus  erklärt  sieh  denn  auch,  warum  bei  allen  reforma- 
torischen Bestrebungen  die  Fragen  der  Arbeit  fast  i;;ir  keine  Rolle  spielten, 
während  immer  wieder  davon  die  Rede  war.  auf  welche  Weise  die  mittellosen 
Bürger  einen  Anteil  an»  Grundbesitz  erhalten  sollten,  der  sie  auf  diese  oder 
jene  Weise  ernähren  konnte.  Bei  Mangel  an  ausrrieliendem  rigentnmsloscn  oder 
öffentlichen  Grund  und  Boden  musste  aber  der  Staat  bezw.  nutssten  ilie  Staats- 
lenker nicht  selten  Geldspenden  unter  das  Volk  verteilen  lassen,  welches  in  der 
Mehr/ahl  denn  auch  nicht  Arbeit,  sondern  «Brot  und  Vergnügungen»  verlangte. 

Die  Arbeitslosigkeit  des  sogenannten  Mittelalters  beruhte  auf  einem 
ganz  anderen  Boden.  Hier  ist  es  vor  allem  die  /.unftverfassung.  die  namentlich 
durch  verschiedene  Massregeln,  welche  ihre  Entartung  charakterisieren,  grossen 
Bcvölkerungsschichtcn  den  Zutritt  zur  er  vv<t  bstnassigen  Arbeit  versperrte, 
wodurch  viel  Inheil  über  die  Gesellschaft  heraufbeschworen  wurde.  Die 
Monopolisierung  der  Arbeit  machte  es  von  vornherein  vielen  unmöglich,  sich 
durch  ehrliche  Arbeit  zu  ernähren;  die  unwillkürlichen  Müssiggänger,  sofern 
sie  nicht  von  den  Heerführern  zum  Soldnerdienst  angeworben  wurden,  machten 
die  Städte  und  Dorfer  als  Bettl«T.  Vagabunden.  Diebe  u.  dergl.  unsicher  und 
bildeten  eine  stete  Gefahr  für  die  «öffentliche  Ordnung  und  Sicherheit». 

Was  nun  die  Arbeitslosigkeit  der  neuen  und  neuesten  Zeit  anbelangt, 
so  hängt  dieselbe  mit  der  besonderen  Stellung  der  Arbeit  im  modernen  Wirt- 
schaftsleben auf's  innigste  zusammen.  Die  Arbeit  ist  nunmehr  weder  unfrei, 
noch  bildet  sie  ein  Monopol  irgend  einer  Gesellschaftsklasse:  sie  ist  vielmehr 
zur  Ware  geworden,  die  den  allgemeinen  Regeln  des  Marktes,  wie  alle  anderen 
Waren  unterworfen  ist.  Das  Verhältnis  zwischen  Angebot  und  Nachfrage, 
welches  für  die  Marktpreise  der  Waren  massgebend  ist.  setzt  auch  eleu  Preis 
der  Ware  Arbeil,  den  man  Arbeitslohn  nennt,  fest.  Dieser  Arbeitslohn,  in 
welchem  der  allergrösste  Teil  der  Angehörigen  der  modernen  civilisierten 
Nationen  seine  einzige  Kinnahmecpielle  sieht,  bildet  aber  zugleich  einen  nicht 
unbedeutenden  Teil  der  Produktionskosten,  von  deren  Beschaffenheit  die  Ren- 
tabilität der.  Geschäfte  in  erste  r  Linie  abhängt.  Zieht  man  nun  in  Betracht, 
dass  die  Produktion  nach  Beseitigung  der  zünftb-risehen  und  absolutistischen 
Fesseln  und  Einführung  ih  r  unbeschränkten  Gew  erbefreiheit  auf  den  Boden 
des  rücksichtslosesten  Konkurrenzkampfes  gestellt  wurde,  der  vor  allem  das 
Bestreben  fordern  musste,  die  Produktionskosten  möglichst  zu  verringern,  so 
ergiebt  sich  daraus  mit  absoluter  Notwendigkeit  eine  sich  immer  steigernde 
Gefährdung  der  Stellung  des  modernen  Arbeiters  auf  dem  A rbeitsmarkte,  sowohl 
hinsichtlich  der  Höhe  des  für  seine  Ware  Arbeit  zu  erzielenden  Preises,  als  auch 
hinsichtlich  der  Möglichkeit,  für  diese  Ware  stets  Abnehmer  zu  finden.  In 
der  That  zeigt  die  Erfahrung,  dass  die  im  Steigen  begriffene  Verringerung  der 
Produktionskosten  überall  in  erster  Linie  die  in  immer  grösserem  Umfange 
sich  geltend  machende  Einschränkung  der  Arbeitsgelegenheit  zur  Folge  hat 
und  sonnt  Arbeitslosigkeit  schafft,  die  in  verschiedenen  Formen  bald  hier,  bald 
dort  zum  Vorschein  tritt. 

2.  Die  Formen  dek  Ariikitslosiokeit.  Bei  näherer  Untersuc  hung  der 
modernen  Arbeitslosigkeit  lassen  sich  drei  llauptlörmcn  derselben  unterscheiden, 
die  nach  Umfang  und  Bedeutung  ziemlich  verschieden  sind. 
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In  erster  Linie  kommt  diejenige  Arbeitslosigkeit  in  Betracht,  welche 
itureh  dir  tinaul  hörli»  h  sich  vollziehende  Verbesserung  der  Arbeitsmethoden  und 
Zerstörung  der  überlieferten  Produktionsformen  bedingt  ist:  man  hat  dieselbe 
zutrefl'end  die  chronische  bezw.  schleichende  Arbeitslosigkeit  genannt.  Fast 
jede  Branche  zahlt  zu  jeder  beliebigen  Zeit  eine  grössere  oder  geringere  Anzahl 
von  Beschäftigungslosen,  einzig  infolge  dessen,  weil  die  fortschreitende  Technik 
des  Produktionsverfahrens  immer  wieder  c  Arbeitshände  >  überflüssig  macht, 
indem  sie  dieselben  durch  arheitsersparende  Maschinen  ersetzt.  Ebenso  ergeben 
sich  stets  überflüssige  <  Arbeitshände  >  daraus,  dass  die  mit  den  Errungenschaften 
der  modernen  Technik  ausgestatteten  Grosshetriebe  den  Absatzmarkt  immer 
mehr  mit  Beschlag  belegen  und  die  Existenz  des  Kleingewerbes,  w  eh  lies  je 
weiter  desto  weniger  Leute  ernähren  kann,  untergraben.  Ein  Teil  dieser  Leute 
aus  den  einzelnen  niedergedrückten  Zweigen  des  Handwerks  findet  allerdings 
Verwendung  in  der  immer  weiter  um  sich  greifenden  Industrie,  allein  ein 
anderer  Teil  bleibt  ausserhalb  der  neu  gezogenen  Linie  und  ist  zur  Frist ung 
einer  jammervollen  Existenz  verdammt.  Der  Umfang  dieser  Arbeitslosigkeit 
kann  bald  grösser,  bald  geringer  sein,  je  nachdem  die  gekennzeichneten  Ver- 
besserungen bezw.  Umwandlungen  des  Produktionsprozesses  vor  sich  gehen; 
allein  die  Entwicklung  des  wirtschaftlichen  Lebens  fordert  ununterbrochen  ihre 
Opfer,  und  diese  sind  es.  welche  die  Reihen  der  «industriellen  Reservearmee» 
bilden  und  stets  wieder  ergänzen. 

Im  ferneren  tritt  die  Arbeitslosigkeit  als  eine  akute  Erscheinung  zum 
Vorschein.  Die  moderne  grossgewerbliche  Wirtschaft,  in  welcher  Produktion 
und  Konsum  in  keinem  unmittelbaren  Zusammenhange  stehen,  indem  die  Pro- 
duktion nicht  mit  dem  thatsächlichen  Bedarf  an  Produktionsgütern  rechnet, 
sondern  es  vielmehr  in  erster  Linie  auf  Erzeugung  von  «Waren  >  für  den 
W  eltmarkt  abstellt,  für  die  der  Abnehmer  erst  zu  suchen  ist,  wird  infolge  dieser 
ihrer  Besonderheit  von  Zeit  zu  Zeil  von  mehr  oder  weniger  heftigen  Erschüt- 
terungen befallen,  die  namentlich  für  die  arbeitende  Bevölkerung  von  schlimmen 
Folgen  begleitet  sind.  Der  unbeschränkte  Wettbewerb  zwingt  die  Unternehmer, 
möglichst  billig,  zugleich  aber  auch  möglic  hst  viel  zu  produzieren,  um  den 
durch  die  fallende  Profit  rate  in  sichere  Aussicht  gestellten  Ausfall  am  Gewinn 
durch  gesteigerten  Absatz  wieder  wett  zu  machen.  Bei  der  planlosen  Pro- 
duktion jedoch,  bei  der  es  durchaus  unmöglich  erscheint,  den  jeweiligen  Umfang 
des  Angebotes  bezw.  des  Vorrates  an  bestimmten  Gütern  zu  übersehen,  und 
bei  dem  ge  ringen  Einkommen  der  Volksmassen,  welches  mit  dem  Wachsen 
der  Produktion  einen  immer  geringeren  Bruchteil  des  Nationalreichtums  aus- 
macht, inuss  von  Zeit  zu  Zeit  bald  in  dieser,  bald  in  jener  Branche,  bald  aber 
auch  in  mehreren  Branchen  zu  gleicher  Zeit,  sich  ein  Ueberschuss  an  pro- 
duzierten und  nicht  ver äusserbaren  Gütern  herausstellet!,  was  in  der  Regel  die 
sofortige  Einschränkung  bezw.  vollständig«-  Einstellung  der  Erzeugung  der 
betreuenden  Güter  zur  Folge  hat.  Die  in  diesen  Branchen  beschäftigten  Arbeiter 
verlieren  ihre  Anstellung,  werden  arbeitslos,  Solehe  durch  das  Zusammenwirken 
von  Ueberproduktioii  und  Unterkonsumtion  verursachten  Wirtschaftskrisen 
können  eine  grossere  oder  geringere  Zahl  von  Arbeitern  brotlos  machen,  je 
nachdem  sie  ihr*-  Wirkung  auf  einen  grösseren  oder  geringeren  Teil  der  Industrie 
erstrecken,  wobei  nicht  ausser  Ac  ht  zu  lassen  ist.  dass  bei  den  innigen  Wechsel- 
beziehungen, die-  sich  zwischen  den  einzelnen  Industriebranchen  immer  mehr 
einstellen,  eine  in  irgend  einer  Branc  he  ausgebrochene  Krise  stets  eine  Anzahl 
anderer  Branchen  in  Mitleidenschaft  zieht.  Da  nun  solche  Krisen  gew  issermassen 
unerwartet  eintreten,  so  springt  die  durch  dieselben  herbeigeführte  Arbeits- 
losigkeit am  meisten  ins  Auge. 
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In  gleicher  Richtung  macht  sich  die  ungesunde  Spekulation  geltend,  die 
immer  w  eitere  Dimensionen  annimmt  und  auf  Handel  und  Gewerbe  im  höchsten 
tirade  demoralisierend  und  desorganisierend  einwirkt.  Ein  wesentlicher  Teil 
der  Krisen,  welche  die  kapitalistische  Wirtschaft  durchgemacht  hat.  hängt  mit 
dieser  ungesunden  Spekulation  aufs  innigste  zusammen,  so  dass  auch  diese 
zu  den  Hauptursachen  der  plötzlich  auftretenden  Arbeitslosigkeit  gezählt 
werden  darf. 

Neben  der  chronischen  und  der  akuten  Arbeitslosigkeit  ist  aber  noch  eine 
periodisch  wiederkehrende  zu  verzeichnen,  eine  solche  nämlich,  die  sich  in 
der  Regel  in  solchen  Gewerbebranchen  einstellt,  die  vom  Wechsel  der  Jahres- 
zeiten oder  von  der  Witterung  abhängen,  wie  es  z.  B.  in  den  sogenannten 
Saisunge  werben  oder  im  Baugewerbe  der  lall  ist.  Die  Arbeiter  solcher 
Gewerbe/. weige  stehen  nur  einen  grösseren  oder  geringeren  Teil  des  Jahres 
in  Arbeit,  während  sie  fast  regelmässig  zu  gewissen  Jahreszeiten  ihre  Arbeit 
für  kürzere  oder  längere  Zeit  verlieren.  Diese  Art  der  Arbeitslosigkeit  hängt 
nirht  an  und  für  sich  wie  die  vorhin  gekennzeichneten  mit  der  besonderen 
Organisation  des  modernen  Wirtschaftslebens  zusammen:  allein  während  in 
Iniheren  Zeiten  der  infolge  des  Wechsels  der  Jahreszeiten  beschäftigungslos 
gewordene  Arbeiter  von  seinem  Arbeitsherren  in  dieser  oder  jener  Weise 
unterhalten  wurde,  wird  der  moderne  Arbeiter  beim  Eintreten  der  erwähnten 
Verhältnisse  einfach  aufs  Pflaster  gesetzt,  da  zwischen  ihm  und  seinein  Arbeits- 
iierren  keine  weiteren  Beziehungen  bestehen,  als  die  des  Arbeitsvertrages, 
dessen  Wirksamkeit  in  der  Regel  sich  nur  auf  die  Zeit  erstreckt,  innerhalb 
weh  her  der  Arbeiter  seine  Arbeit  zu  verrichten  in  der  Lage  ist.  Trotzdem 
also  die  hier  in  Rede  stehende  Art  der  Arbeitslosigkeit  nicht  erst  durch  die 
herrschenden  wirtschaftlichen  Verhältnisse  hervorgerufen  wurde,  muss  sie  doch 
angesichts  der  ähnlichen  Wirkungen,  welche  sie  auf  den  modernen  Arbeiter 
ausübt,  denjenigen  Arten  von  Arbeitslosigkeit  an  die  Seite  gestellt  werden, 
die  oben  als  Folgen  bestimmter  Faktoren  der  zu  Recht  bestehenden  Wirtschafts- 
verfassung erkannt  worden  sind. 

II.  Umfang  der  Arbeitslosigkeit.    I  eher  die  Km wicklung  und  l'mfang 

der  Arbeitslosigkeit  in  der  Schweiz  ein  durchaus  zut reifendes  Bild  zu  geben, 
erscheint  allerdings  unmöglich  mangels  zuverlässiger  bezüglicher  statistischer 
Erhebungen.  Eigentliche  Arbeitslosenzählungen  haben  weder  im  ganzen  Gebiet 
der  Kidgenossenschaft,  noch  in  einzelnen  Kantonen  oder  Ortschaften,  mit  Aus- 
nahme von  Basel  und  Zürich,  stattgefunden.  Vielmehr  begnügte  man  sich  in 
der  Regel  damit,  in  Zeiten  der  Arbeitslosennot  durch  Aufforderung  in  den 
Tagesblättern  die  Notleidenden  zur  Eintragung  ihrer  Namen  in  an  bekannt 
gegebenen  Stellen  aufgelegten  Listen  zu  veranlassen.  Es  herrscht  aber  über- 
einstimmend die  Meinung,  dass  die  auf  solche  Weise  gewonnenen  Zahlen 
meistenteils  weit  hinter  den  thatsächlichen  zurückbleiben,  da  aus  verschiedenen 
Gründen  —  sei  es.  dass  manche  in  Not  geratene  \rbeiter  die  öffentliche  oder 
private  Wohlthätigkeit  nicht  in  Anspruch  nehmen  wollten,  sei  es.  dass  von 
vorneherein  bekannt  gegeben  wurde,  es  würden  nur  Einheimische  oder  nur 
Schweizerbürger  unterstützt  werden  etc.  —  ein  Teil  der  Arbeitslosen  es  unter- 
liess,  der  erwähnten  Aufforderung  Folge  zu  leisten.  Angesichts  dieser  Sach- 
lage ist  es  sehr  zu  bedauern,  dass  man  dem  Wunsche  des  Schweizerischen 
Arbeitersekretariates  nicht  entgegengekommen  ist.  der  dahin  ging,  es  möchte 
im  Anschluss  an  die  am  30.  November  l'JUO  stattfindende  Volkszählung  eine 
allgemeine  Arbeitslosenzählung  vorgenommen  we  rden.  Allerdings  hätte  man 
sich,  wenn  das  der  Fall  gewesen  wäre,  mit  dieser  einen  Zählung  nicht  begnügen 
dürfen:  um  vergleichbares  Material  zu  ge  winnen,  hätte  man  die  Arbeitslosen- 
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Zählung  wenigstens  noch  einmal  zu  irgend  einem  anderen  geeigneten  Zeitpunkte 
vornehmen  müssen.  Man  hatte  aber  dadurch  eine  feste  Grundlage  geschaffen 
zur  sicheren  Beurteilung  des  l'mfanges  und  der  Beschaffenheit  der  Arbeits- 
losigkeit —  und  das  wäre  gewiss  der  Mühe   wert  gewesen. 

Zur  Zeit  nuiss  man  sieh  also  damit  begnügen,  was  hie  und  da  mit  durchaus 
ungenügenden  Mitteln  und  zum  Teil  r»  cht  unmethodisch  ii!>er  die  daselbst  herr- 
schende Arbeitslosigkeit  festgestellt  wurde.  Immerhin  sprechen  auch  diese 
spärlichen  Daten  eine  zu  deutliche  Sprache  und  lassen  die  Ansicht  als  begründet 
erscheinen,  dass  auch  in  der  Schwei/  die  Arbeitslosennol  zu  einem  gesell- 
schaftlichen l'ebel  geworden  ist.  welches  mit  allen  möglichen  Mitteln  energisch 
bekämpft  werden  sollte. 

Das  Problem  der  Arbeitslosigkeit  beginnt  die  öffentliche  Meinung  der 
Schweiz  zum  erstenmal  in  der  zweiten  Hallte  der  70er  Jahre  des  abgelaufenen 
Jahrhunderts  intensiv  zu  beschäftigen.  Der  Wiener  Krach  vmii  Jahre  1873 
hatte  überall  die  heftigsten  Erschütterungen  hervorgerufen  und  auch  in  der 
Schweiz  machten  sich  die  Kidgen  desselben,  wenn  auch  ei  was  später  als 
anderswo,  in  sehr  unliebsamer  Weise  geltend.  Industrie  und  Handel  stockten 
und  auch  «las  Kleingewerbe  wurde  arg  mitgenommen;  Arheiterentlassungen 
fanden  in  Masse  statt,  auf  die  aber  die  Oefi'ent lichkeit  ihr  Augenmerk  erst 
richtete,  als  einerseits  das  Vagantentum  in  bedrohlicher  Weise  zuzunehmen 
begann,  während  anderseits  in  manchen  grosseren  Städten  die  Arbeitslosen 
Versammlungen  und  Demonstrationsaufzüge  veranstalteten,  welche  den  Zweck 
hatten,  die  öffentlichen  Gewalten  auf  die  herrschende  \'..t  aufmerksam  zu 
machen. 

In  einem  gemäss  Auftrag  der  Schweizerischen  gemeinnützigen  Gesellschaft 
ausgearbeiteten  Berichte  über  das  Vagantentum  in  der  Schweiz  teilt  Pfarrer 
Gonzenbach  aus  Miilödi  auf  Grund  der  von  ihm  bei  kantonalen  Polizei- 
verwaltungen eingezogenen  Krkumligungen  mit.  dass  in  den  Jahren  von  IS75  bis 
1880  nur  in  fünf  Kantonen  (in  Aargau.  Glarus.  St.  Gallen.  Thurgau  und  Zürich  i 
von  der  Polizei  * >  1 .374  «Vaganten  und  Bettler»  arretiert  worden  seien.  wobei 
die  mancherorts  von  der  Ortspoli/.ej  Arretierten  nicht  inbegriffen  sind.  Die  Zahl 
der  Arretierten  stieg  seit  dem  Jahre  1875  1  SSO  zusehends ;  sie  betrug  1S75 
in  den  genannten  Kantonen  mit  Ausnahme  von  Glarus  4480.  lS7o  5055,  1877 
9133,  1878  12.331.  1870  13,571  und  1SS0  13.741.  Zieht  man  nun  in  Betracht, 
dass,  wie  übrigens  Pfarrer  Gonzenbach  selber  hervorhebt,  die  Polizei  geneigt 
ist,  in  jeder  Person,  deren  Ausweisschriflen  nicht  in  Ordnung  sind  und  die 
sich  aus  Not  genötigt  sieht,  die  Hand  zur  Entgegennahme  eines  Almosens 
auszustrecken,  einen  «Vaganten  und  Bettler»  zu  sehen,  so  unterliegt  es  keinem 
Zweifel,  dass  ein  grosser  Teil  der  Arretierten  zu  der  Kategorie  derjenigen 
gerechnet  werden  muss.  die  wegen  Mangel  an  Arbeitsgelegenheit  notgedrungen 
dem  Müssiggang  verfielen.  Diese  Annahme  wird  dadurch  bestätigt,  dass  nach 
den  Angaben  Gonzenbaehs  in  den  Wintermonalen,  also  zu  einer  Zeit,  wo  der 
Arbeitsmangel  grosse  r  zu  sein  pflegt,  die  Zahl  der  von  der  Polizei  Arretierten 
bedeutend  wuchs;  nicht  minder  bemerkenswert  ist  die  Thatsache.  dass  ca.  t»0 0  0 
der  in  den  genannten  Kantonen  aufgegriffenen  Vaganten  «lern  Handwerkerstände, 
bezw.  der  im  Handwerk  thätigen  Arbeiterschaft  angehörte,  also  derjenigen 
Bevölkerungsschicht,  die  aus  oben  gekennzeic  hneten  Gründen  auch  sonst  von 
Zeit  zu  Zeit  nicht  wenig  Arbeitslose  liefert. 

Nach  den  Angaben  der  von  der  Schweizerischen  gemeinnützigen  Gle-ell- 
schaft  preisgekrönten  Schriften  von  St  einmann  -  Bücher  und  Pfarrer  Bosch 
über  die  Arbeitslosigkeit,  die  neuerdings  durch  die  umfassenden  Untersuchungen 
des  Schweizerischen  Arbeitersekretariates,   deren  Resultate,  in   dem   von  dem- 
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s-olbon  zu  Hantion  des  Schweizerischen  Industrie-Departements  ausgearbeiteten 
Berichte  über  Arbeitslosenunterstützung  und  Arbeitsnachweis  niedergelegt  wor- 
den sind,  bestätigt  wurden,  fand  die  erste  Arbcitslosenbewegung  in  der  Schweiz 
in  den  Wintern  1879/80  und  1880  81   in  den  Städten  (ienf.   Bern  und  Zürich 
statt.     Im   Januar  1880   wurden  in    Genf  402  Arbeitslose    ;unllieh  ermittelt, 
darunter  waren  227  Genfer,  106  Schweizer  anderer  Kantone  un<l  <>'*  Fremde. 
In  Bern  hatten  sich  Mitte  Februar  450  Arbeitslose  gemeldet,  die   1-173  Per- 
sonen   zu    ernähren    hatten;    davon    waren    118    Handlanger.    74   St ejnhauer, 
31  Zimmerleute,   2b  Gipser  und  Maler,  19  Schuhmacher.  15  Schreiner.  13  Land- 
arbeiter.  12  Maurer,    11  Schlosser,  10  Schneider,  9  Dachdecker,   »>  Schmiede, 
5  Gärtner,   4  Erdarbeiter:    von   den    übrigen   verteilten   sich  70  auf  einzelne 
weitere  Berufe  und  27  hatten  ihren  Beruf  nicht  angegeben.   Im  darauffolgenden 
Winter  zählte  der  von   den  Arbeitslosen  veranstaltete  Aufzug  30t)  Mann,  und 
eine  kurz  darauf  abgehaltene  Arbeitslosem  ersammlung  umfasste  400  Personen, 
aber  ebenso   viele  Arbeitslose   konnten,    wie   der  «Grüllianer»  aus  jener  Zeit 
berichtet,   wegen   Platzmangel   an  jener   Versammlung   nicht    teilnehmen.  In 
Zürich    hat    die    vom   Centralausschuss    der   Grütli-  und    Arbeitervereine  im 
Dezember   1879  angesichts  der  sich   mehrenden  Zeichen   des  Vorhandenseins 
einer   starken  Arbeitslosennot   eingesetzte  Kommission   mehr  als  52')  Arbeits- 
lose mit  ca.  1500  Familienangehörigen  ermittelt:  in  der  von  diex-r  Kommission 
an  den  Kantonsrat  gerichteten  Eingabe   behufs  Gewährung  eines  Kredites  zur 
Vornahme  von  Notarbeiten   wird  u.  a.  mitgeteilt,  dass   unter  der  angeführten 
Zahl  der  Arbeitslosen  sich  90  °/o  Seh  weizer  befanden  und  dass  nur  10°  „unter 
einem  Monat,   während  90°  <,  über  einen   bis   sechs  Monate  arbeitslos  wären. 
Im  darauffolgenden  Winter   hatten   namentlich   die  Arbeiter   de>  Baugewerbes 
unter  Arbeitslosigkeit   zu   leiden.    Bis   zum    14.  November  erreichte   die  Zahl 
der  eingeschriebenen  Arbeitslosen  400.   trotzdem   der   Regierungsrat  erklärte, 
es  bestehe  weder  für  den  Kanton  noch  für  die  Gemeinden  die  Pflicht,  kantons- 
fremden arbeitslosen  Aufenthaltern  oder  Niedergelassenen  Arbeit  zu  verschaffen, 
vielmehr  könne   der  Mangel   an  Arbeit   und  sonstigen  Subsistenzmilteln  Ver- 
anlassung geben.  Kantonsfremden  die  Aufenthalts-  und  Niederlassungsbewilligung 
nach    Massgabe    der    Bestimmungen   der   Bundesverfassung    und  bestehenden 
Staats  Verträge  zu  entziehen. 

Die  in  den  genannten  Städten  festgestellten  Zahlen  von  Arbeitslosen,  zu 
denen  sich  verhältnismässig  geringere  Zahlen  aus  einer  Reihe  kleinerer  indu- 
strieller Ortschaften  gesellten,  zeigten  zur  Genüge,  dass  das  Uebel  nicht  zu 
unterschätzen  sei;  und  in  der  That  wurden  überall  Anstalten  getroffen,  um  dem- 
selben in  dieser  oder  jener  Weise  entgegenzutreten.  I  m  so  mehr  ist  es  zu 
verwundern,  dass  man  es  auch  in  Zukunft  trotzdem  unterlassen  hat.  für  eine 
allseitige  und  gründliche  Erforschung  dieses  Lehels  Sorge  zu  tragen.  Auch 
in  Bezug  auf  die  spätere  Zeit  sind  meistenteils  nur  spärliche  Daten  aufzu- 
treiben, die  dazu  mit  ganz  wenigen  Ausnahmen,  die  fast  alle  aus  dem  letzten 
Jahrzehnt  kommen,  auf  eine  ziemlich  primitive  Weise  hergestellt  zu  sein  scheinen. 
Diese  Daten  hier  anzuführen,  dürfte  daher  überflüssig  sein,  weil  sie  doch  die 
Einsicht  in  keiner  Weise  fördern;  dagegen  sollen  hier  einige  jener  Angaben 
Platz  finden,  die  Anspruch  auf  grössere  Zuverlässigkeit  besitzen. 

Im  Winter  1885  wurden  vom  Verein  für  Gesundheitspflege  der  Stadt 
Bern  und  dem  dortigen  Arbeiterverein  Erhebungen  über  die  Lage  der  Arbeits- 
losen veranstaltet,  die  in  der  Hauptsache  folgende  Resultate  ergaben:  Im 
ganzen  sind  491  Arbeitslose  vor  der  eingesetzten  Kommission  erschienen, 
darunter  250  Männer  und  241  Frauen:  aus  dem  Kanton  Bern  stammten 
454  Arbeitslose,  aus  der  übrigen  Schweiz  28  und  9  aus  dem  Auslande:  nach 
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dem  AH<r  verleilten  sieh  die  Arbeitslosen,  wie  folgt:  unter  20  Jahren  25. 
zwischen  20—30  105.  30— 40  120,  40—50  124,  über  50  110,  bei  7  Personen 
ist  ilas  Alter  nicht  festgestellt  worden;  als  Grund  der  Arbeitslosigkeit  wurde 
bei  271  Personen  Arbeitsmangel  angegeben,  bei  82  Alter  und  Krankheit,  bei 
<)<►  «.«miete  Ursachen»,  bei  16  fehlte  die  Angabc;  unter  den  Arbeitslosen 
waren  109  Personen,  die  keinen  Beruf  erlernt  haben,  in  der  Uhrenproduktion 
waren  <>  beschäftigt,  in  der  Lebens-  und  Gcnussmittelbranchc  12,  Kleidung  und 
Putz  43.  im  Haugewerbe  84.  im  typographischen  Gewerbe  4,  Textilindustrie  2. 
in  der  ehemischen  Industrie  1.  Maschinen-  und  Werkzeugfabrikation  14.  im 
Handel  <>,  dem  Verkehr  2.  in  der  Öffentlichen  Verwaltung  2.  1  Kranken  wärt  er 
und  2  Fabrikarbeiter  ohne  Bezeichnung  der  Branche,  mangelnde  Angaben  betref- 
fend ihren  Beruf  haben  138  gemacht,  unter  weich'  letzteren  131  schon  längere 
Zeit  verheiratete  Krauen  waren.  Ausser  den  hier  näher  untersuchten  Fällen 
kommen  noch  weitere  125  erwachsene  Arbeitslose  in  Betracht,  die  zwar  nicht 
vor  der  Kommission  erschienen  sind,  aber  von  derselben  auf  andere  Weise 
ermittelt,  werden  konnten,  so  dass  die  Gesamtzahl  der  im  Winter  1885  in  Bern 
ermittelten  Arbeitslosen  <ill)  betrug. 

Zu  Anfang  der  4( (er  jähre  zeigte  sich  eine  immer  grössere  Zahl  von 
Arbeitslosen  in  Bern,  namentlich  unter  den  Arbeitern  des  Baugewerbes.  Im 
Winter  1891  42  veranstaltet.-  der  bernischc  Arbeitersekretär  Dr.  N.  Wassilieff 
eine  Kmpicte  über  die  Arbeitslosigkeit  am  Platze,  auf  Grund  welcher  sich  dann 
im  Laufe  des  Jahres  18M2  eine  «  Arbeitslosenkommission »  bildete  zum  Zwecke, 
für  die  Zukunft  bei  Zeiten  Vorsorge  zu  treffen,  um  im  Falle  der  Wiederkehr 
der  Arbeitslosennot  den  Notleidenden  rechtzeitig  beispringen  zu  können.  Als 
nun  im  W  inter  1 8**2  43  wieder  Arbeitslosigkeit  in  beträchtlichem  Umfange 
ausbrach,  erliess  diese'  Kommission  an  die  Arbeitslosen  die  Aulforderung,  sich 
an  bekannt  gegebenen  Stellen  vom  5.  Januar  1893  hin  anzumelden.  In  wenigen 
Tagen  meldeten  sich  als  arbeitslos  508  Männer  und  17  Frauen.  Unter  diesen 
waren  2<S0  Verheiratete,  wovon  91  kinderlos,  während  die  übrigen  195  Ver- 
heirateten zusammen  5o4  Kinder  hatten.  Nach  dem  Beruf  verteilten  sich  die 
Arbeitslosen  fnlgendermassen :  344  Handlanger.  19  Maurer.  18  Gipser  und 
Maler,  je  13  Dachdecker  und  Zimmerlcute,  je  12  Steinhauer  und  Schlosser, 
4  Taglohnerinnen.  8  Ausläufer  und  Officeburschen,  7  Schreiner.  0  Schuhmacher, 
je  3  Giesser  und  Schneide  r,  je  2  Gärtner.  Kanzlisten  und  Säger,  je  1  Spengler. 
Küfer.  Tapezierer,  Mechaniker,  Schmied,  Lithograph,  Hafner,  Heizer  nnd  Falzerin. 

Am  1.  April  1843  trat  die  «Versicherungskasse  gegen  Arbeitslosigkeit 
in  der  Gemeinde  Bern»  in  Wirksamkeit.  Die  Versicherung  bei  diesem  Institute 
ist  eine  durchaus  freiwillige,  und  die  sich  dort  als  arbeitslos  gemeldeten  Mit- 
glieder derselben  entsprechen  an  Zahl  keinesfalls  der  wirklichen  Zahl  der 
Arbeitslosen  der  Stadt  Bern.  Nach  den  Jahresberichten  der  Versicherungskasse 
meldeten  sich  als  arbeitslos: 


1894:95 

1895,96 

1896/97 

1897; 98 

1898,9«) 

1899/1900 

1900,01 

im  De/ember 

11* 

143 

174 

137 

20S 

272 

230 

278 

»  Januar 

<,2 

07 

137 

94 

77 

44 

<)3 

79 

»  Februar 

0 

•10 

14 

1  1 

lo 

9 

4 

23 

Total 

2lo 

220 

325 

242 

2(»5 

375 

297 

380 

Wie  wenig  diese  Zahlen  das  thatsächliche  Verhältnis  kennzeichnen,  geht 
elarato  hervor,  dass  nach  dem  offiziellen  Berichte  des  städtischem  Arbeitsamtes 
für  das  Jahr  1900  01  nebe  n  eleu  380  arbeitslosen  Mitgliedern  der  Versicherungs- 
kasse noch  300  andere  Arbeitslose-,  also  fast  ebensoviel  ermittelt  werden 
konnten. 
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Nach  «1cm  Beruf  verteilen  sich  die  arbeitslosen  Mitglieder  der  Ver- 
sirherungskassc  in  der  Zeitperiode  1894  95  bis  1  «»00  Ol  wir  folgt:  Das 
grösste  Kontingent  bildeten  die  Handlanger,  nämlich  158')  (74.3°/o),  sodann 
Gipser  und  Maler  148  (6,9%),  Steinhauer  und  Maun-r  10S  i5°o).  Dach- 
decker 8b  (4  %).  Zimmerleute  85  (4°/o).  Schreiner  25.  Holzhauer  24.  Gärtner  22, 
Hafner  11,  Schlosser,  Schreiner  und  Tapezierer  je  5.  Schuhmacher  <»,  Breit- 
schneider 4,  Cementierer  2.  Heizer,  Sattler.  Wagner,  Mosaikarbeiter  und  Schorn- 
steinfeger je  1. 

In  Zürich  wurden  seit  dem  Winter  1891  92,  mit  Ausnahmt-  der  Winter 
1895  0(,,  18<)b/<>7  und  1898/99,  Erhebungen  betreffend  die  Arbeitslosigkeit 
veranstaltet,  und  zwar  im  ersten  Winter  auf  Initiative  der  Arheiterunitm  und 
in  der  Folgezeit  durch  eine  vom  Stadtrat  eingesetzte  Kommission.  Die  Resul- 
tate der  Erhebungen  in  den  ersten  zwei  Wintern  hat  der  Adjunkt  des  Schwei- 
zerischen Arbeitersekretariates  Merk,  diejenigen  der  drei  letzten  der  Adjunkt 
desselben  Sekretariates  Morf  bearbeitet  und  publiziert:  für  1894 ''»5  wurde 
das  Material  im  Manuskript  beim  Schweizerischen  Arbeitersekretariat  aufbe- 
wahrt. Die  Erhebungen  sind  nicht  immer  nach  dem  gleichen  Schema  gemacht 
worden,  weswegen  die  vorhandenen  Daten  behufs  Vergleichung  erst  ent- 
sprechend rubriziert  werden  müssen.  Nach  dem  oben  erwahnlen  Berichte  des 
Schweizerischen  Arbeitersekretariates  ergaben  nun  die  bezüglichen  Erhebungen 
folgende  Zahlen  : 


Beruf  und  Erwerb 

1392  93 

1893/94 

1894/95 

1897  98 

1899  1900 

1900  01 

Tnglöhner  aller  Art      .  . 

627 

339 

313 

110 

239 

272 

Maurer  und  Steinhauer 

263 

164 

100 

19 

98 

220 

54 

35 

19 

15 

•» 

73 

Schreiner  und  (riaser 

61 

36 

6 

:{n 

26 

102 

99 

40 

18 

26 

48 

58 

Sonstige  Bauarbeiter  . 

101 

55 

34 

16 

41 

104 

155 

74 

38 

19 

80 

69 

Schneider  und  Schuhmacher 

57 

42 

16 

24 

n 

16 

Lebensmittelbentfe   .    .  . 

36 

11 

5 

13 

20 

32 

14 

8 

14 

14 

32 

Handel  und  Wirtschaften 

39 

29 

29 

45 

17 

41 

Dienstpersonal  .... 

28 

9 

14 

50 

30 

56 

Sonstige  Berufe  .... 

100 

29 

39 

26 

38 

95 

Total 

1652 

877 

640 

339 

630 

1158 

Auch  diese  Zahlen  dürfen  aus  Gründen,  auf  welche  bereif*  oben  hinge- 
wiesen wurde,  nur  als  Minimalzahlen  betrachtet  werden:  dass  sie  wirklich  blos- 
solche  Zahlen  sind,  beweist  der  Umstand,  dass  bei  der  Volkszählung  \  on  Ende 
November  1900  in  Zürich  2327  Arbeitslose  (1987  Minne,-  und  .UO  Frauen) 
gezählt  wurden,  während  bei  der  Arbeitslosenkommissiori  sich,  wie  aus  der 
Tabelle  ersichtlich  ist,  im  Winter  1900/01  bloss  1158  Arbeitslose  gemeldet  haben. 

lieber  die  Dauer  der  Arbeitslosigkeit  liess  sich  folgendes  feststellen: 


Jahre 

Es    waren  arbeitslos* 

2-t  ä 

-  Sc 

-  Ef 

<i* 

bi*  M)  Tage 

31  — 

hl)  Tage 

M— 90  Tage 

1  über  90  Tage 

Zusammen 

Per- 

Tage 

j  TaSe 

Per-  ... 
Jsonr,  ,aKc 

IVr- 

Tage 

1892/93 
1893/94 
1894/95 
1900/01 

99      2460    f  799 
100      2266  398 

33       724    |  146 
251      4515  363 

38862 
19520 
7261 
16204  . 

345  27015 
200  1  15213 
340  25551 
261  19279 

;  234     29935  1477 
66       7880  !:  764 
121      15408  640 
270     :W89S  1115 

98272 
44879 
48949 
78891 

67 
59 
76 
64 
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Im  Durchschnitt  ergeben  sich  somit  in  den  vier  Jahren,  für  welche  bezüg- 
liche Feststellungen  möglich  waren,  (>t>  arbeitslose  Tage  auf  jeden  Arbeitslosen. 
Jeder  Arbeitslose  war  also  mehr  als  des  Jahres  ohne  Beschäftigung,  ohne 
Verdienst.  Bei  näherem  Zusehen  erweist  sich  aber  auch  diese  Zahl  als  zu 
gering:  in  Wirklichkeit  dürfte  die  Dauer  der  Arbeitslosigkeit  im  Durchschnitt 
bedeutend  länger  sein,  was  daraus  erhellt,  dass  die  bezüglichen  Angaben  sich 
nur  auf  die  Zeit  beziehen,  während  welcher  an  die  Arbeitslosen  von  der  Kom- 
mission Unterstützungen  verabfolgt  wurden.  Die  Kommission  schloss  jedoch 
ihre  Thätigkeit  jeweilen  am  15.  Februar  und  es  lag  nun  nicht  in  ihrer  Auf- 
gabe, über  die  Arbeitslosigkeit,  die  über  diesen  Zeitpunkt  hinaus  dauerte, 
ziffermässige  Daten  zu  sammeln :  in  den  Berichten  der  Kommission  heisst  es 
jedoch  ausdrücklich,  dass  am  Tage  der  Schliessung  ihrer  Amtsführung  nur 
wenige  der  von  ihr  unterstützten  Arbeitslosen  wieder  Anstellung  gefunden  hätten. 

Für  St.  (lallen  liegen  Erhebungen  vor  für  das  Jahrzehnt  1887-  1897, 
mit  Ausschluss  de,-  W  inter  1888/89  und  1889; 90.  Bis  zur  Einführung  der 
Versicherungskassc  gegen  Arbeitslosigkeit,  die  im  W  inter  1895/96  in  Funktion 
trat,  besorgte  die  bezüglichen  Erhebungen  die  Gemeinnützige  Gesellschaft  der 
Stadt  St.  Gallen,  während  für  die  zwei  letzten  W  inter  des  Jahrzehnts  die  Fest- 
stellungen der  Versicherungskasse  massgebend  sind. 

Von  den  durch  die  genannte  Gesellschaft  gesammelten  und  von  Polizei- 
direktor  ('.  Zupping«1  r  bearbeiteten  Daten  seien  hier  folgende  mitgeteilt: 
Im  W  inter  1NS7/NS  Hessen  sich  nach  ergangener  Aufforderung  239  Arbeitslose 
in  die  Listen  eintragen,  darunter  140  Verheiratete  mit  302  Kindern:  1890/91 
meldeten  sieh  177  Arbeitslose,  »laiunter  113  Verheiratete  mit  300  Kindern: 
1891  "2  211  Personen  mit  148  Verheirateten  und  348  Kindern:  1892  «»3  326. 
darunter  Verheiratete  251  mit  5«»3  Kindern  und  endlich  1893/94  -470.  von 
welchen  322  verheiratet  wan  n  und  zusammen  «»74  Kinder  zu  ernähren  hatten. 

Nach  den  gleic  hen  13  Berufsgruppen,  wie  oben  die  Züricher  Arbeitslosen, 
verteilt,  ergaben  sich  folgende  Zahlen: 


Beruf  und  Erwerb 

1887/88 

1890  91 

1891/92 

1892  93 

1893  94 

Taglöhner  aller  Art 

70 

50 

GS 

100 

241 

Maurer  und  Steinhaucr 

24 

28 

42 

01 

43 

6 

•1 

;» 

21 

20 

Schreiner  und  Glaser    .  . 

3 

7 

11 

22 

11 

17 

0 

10 

10 

17 

Sonstige  Bauarbeiter 

U 

7 

17 

38 

43 

20 

r» 

i 

14 

24 

Schneider  und  Schuhmacher 

2 

1 

<> 

2  i 

Lebensmittclberufe   .    .  . 

7 

8 

o 

9 

7 

4 

x 

7 

1  i 

Handel  und  Wirtschaften  . 

23 

18 

10 

10 

Dienstpersonal  .... 

12 

0 

1 

r> 

10 

Sonstige  Bernte  .... 

21 

32 

23 

23 

40 

Die  durch  die  Versicherungskasse  festgestellten  Thatsachen  betreffend 
die  Arbeitslosigkeit  in  St.  Gallen  während  der  zwei  Jahre  ihres  Bestehens  sind 
von  Nationalrai  K.  Ho!  mann  bearbeitet  und  der  Oeffentlichkeit  zugänglich 
gemacht  worden  :  der  spezielle  Zweck,  den  Hofmann  mit  seiner  Arbeit  im  Auge 
hatte,  brachte  es  jedoch  mit  sich,  dass  den  sogenannten  Saisonarbeitern  besondere 
Aufmerksamkeit  zu  Teil  wurde.  Nach  dieser  Arbeit  war  nun  die  Zahl  der 
Arbeitslosen  im  Winter  1895/90  430  und  im  Winter  189b/97  510:  diese 
Zahlen  umfassen  jedoch  nicht  solche  Arbeitslose,  welche  der  Versicherungspflicht 
nicht  unterstanden   und   die  es  infolge   dessen  wohl  auch  unterMessen,   sich  in 
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Listen  der  Arbeitslosen  eintragen  zu  lassen.  Diese  Zahlen  bildeten  1,6% 
iirr  gesatuten  Einwohnerzahl  der  Stadt  Sl.  Gallen;  nebenbei  bemerkt  war  das 
entsprechende  Verhältnis  in  der  Stadt  Zürich  im  Jahre  1 8**3  last  dasselbe, 
n.nnlich  1,5%.  Dem  Hernie  nach  waren  72.2%  Saisonarbeiter,  von  deren 
Gesamtzahl  2.3  %  Handlanger  waren.  Die  durchschnittliche  Dauer  der  Arbeits- 
losigkeit war  in  St.  (lallen  geringer,  als  in  Zürich,  wobei  allerdings  nicht  ausser 
Acht  zu  lassen  ist,  dass  die  Versicherungskasse  dem  einzelnen  Versicherten 
im  Maximum  nur  während  bO  Tage  l'nterstützungen  gewährte,  so  dass  in  den 
Listen  dieses  Institutes  kein  einziger  Arbeitsloser  mit  mehr  als  <>0  Arbeits- 
l"sentagen  figuriert  ;  in  Wirklichkeit  wird  wohl  auch  in  St.  (lallen  die  Arbeits- 
losigkeit bei  einzelnen  Personen  länger  gedauert  haben.  Die  durchschnittliche 
l).iu»r  der  Arbeitslosigkeit  der  arbeitslosen  Saisonarbeiter  war  nun  35,29  Tage. 
Aus  der  Gesamtzahl  dieser  Arbeitslosen  waren  43,8%  arbeitslos  im  Laufe  von 
»•—.?»  Tagen;  und  von  30  (»0  Tagen  5b. 2%.  Im  Jahre  189b  47  wurden 
.Vh»  verheiratete  Arbeitslose  festgestellt,  welche  123  Frauen,  die  nicht  in  der 
Lage  waren,  selbst  einem  Verdienst  nachzugehen,  sodann  432  minderjährige 
und  S3  kranke  Kinder  und  sr.hliesslieh  32  sonstige  arbeitsunfähige  Familien- 
Flieder,  zusammen  o/O  Personen  zu  unterhalten  hallen. 

In  Itasei  wurden  1888  und  1900  bei  Anlass  der  eidgenössischen  Volks- 
zählungen aueh  Zählungen  der  Arbeitslosen  vorgenommen.  Die  letztere  Arbcits- 
l<->enzählung  ergab  nach  den  vorläufigen  Zusammenstellungen  des  statistischen 
Ihireaus  ll'»2  Arbeitslose. 

Die  vorstehend  mitgeteilten  Angaben  betreibend  die  Arbeitslosigkeit  in 
nnigen  S<  h wei/er  Städten  sind,  wie  bereits  wiederholt  betont  wurde,  mit  ganz 
wenigen  Ausnahmen,  nicht  auf  dem  Wege  der  direkten  Zählung  zustande 
n'-'kominen.  Andererseits  sind  das  Angaben,  welche  eben  nur  die  Arbeits- 
losigkeit, sofern  sie  sieh  in  den  Städten  geltend  machte,  betreffen.  Nun  ist 
'•s  aber  bekannt.  das»  die-  Arbeiter  man«  her  grossen  schweizerischen  Industrie- 
Branche  in  kleineren  <  )rtschaften  und  in  Dörfern  zerstreut  leben.  Die  Arbeits- 
["siMinot.  die  etwa  solche  Arbeiter  trifft,  wird  zwar  hie  und  da  auch  Fern- 
M'tienden  bekannt,  allein  nähere  Angaben  sind  darüber  nirgends  zu  finden  — 
die»  ist  z.  15.  der  Fall  bei  der  I  hren-  und  Gold vv aren-lndustrie.  wie  der  Seidcn- 
und  Bauinu  oll-lndustrie .  weh  he  in  der  letzten  Zeit  mehrfach  unter  Krisen 
litten,  die  /weifellos  auch  Arbeitslosigkeit  in  grösserem  oder  geringeren  Tmfange 
zur  Folge  hatten.  Im  Ferneren  ist  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  die 
berichte  des  Schweizerischen  Handels-  und  Industrievereins,  sowie  diejenigen 
des  Schweizerischen  Ge werbev ep-im  von  Zeit  zu  Zeit  Mitteilungen  enthalten, 
betreffend  Rückgang  dieses  oder  jenes  Gewerbezweiges,  oder  Klagen  über 
s<  hleehte  (i-  si  häfte  in  dieser  oder  jener  brauche ;  nicht  selten  finden  sich  auch 
neben  di'-sen  Mitteilungen  beziehungs weis«-  Klagen  Bemerkungen  betreffend 
stattgehabte  Arbeiterentlassungen.  Nimmt  man  dazu  in  Betracht,  dass  es  eine 
Reih,  von  Gewerkschaften  giebt.  welche  ihre  arbeitslosen  Mitglieder  unter- 
halten, ohne  dass  die  weitere  Olfent  lichkeit  vom  Vorhandensein  solcher 
Arbeitslosen  in  der  Kegel  etwas  erfährt,  so  ist  man  berechtigt  anzunehmen, 
dass  die  ziffernmässig  festgestellten  Arbeitslosen  einen  ganz  geringen  Teil 
derjenigen  bihb-n.  welche  in  der  Kidgenossenschaft  einen  grösseren  oder 
geringeren  Teil  des  Jahres  wegen  Mangel  an  Arbeit  sich  nicht  selbständig 
••mähren  können. 

III.  Massnahmen  zur  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit.  Zugleich  mit 
dem  ersten  Ausbruch  der  Arbeitslosennot  beginnt  in  der  Schweiz  auch  der 
Kampf  gegen  dieselbe.  Von  Anfang  an  jedoch  war  man  sich  dessen  mehr 
■•der  weniger  klar  bewusst.  dass  man  es  hier  mit  einem  l'ebel  zu  dum  habe. 
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dessen  g;in/lk:hr  Besch igung  unter  d<n  gegeb<<nen  Wrhältnisse  n  wühl  niemals 
gelingen  dürft«'.  Ks  schien  sich  daher  bloss  darum  zu  handeln,  die  Kolben 
dieses  Uchcls  s<>  weit  ;ds  möglkh  zu  lindern  und  Iii r  die  Zukunft  Vorsorg'- 
zu  treffen,  um  die  Heftigkeit  seines  Auftretens  nach  Kräften  abzuschwächen. 
Von  diesem  Standpunkte  aus  sind  denn  auch  alle  jene  Mittel  zu  beurteilen, 
die  bald  hier  bald  dort  in  der  Schweiz  zur  Anwendung  gelangu-n  und  die  in 
der  That  im  grossen  und  ganzen  sjch  als  geeignet  erwiesen,  manchen  Not- 
leidenden in  der  kritischen  Zeit  zu  stützen  und  aufrecht  zu  erhalten. 

Unter  d«*n  j«-weil«-n  g«-iroffcn«-n  Massnahmen  sind  nun  zweierlei  zu  unter- 
scheiden: 1.  solche,  die  erst  bei  Ausbruch  der  Arbeitshisennot  ergriffe» 
werden,  wie  Notslandsarbeiten.  Gcldsammlunge  n.  Krrichtung  \on  Speiseanstalten, 
beziehungsweise  Verteilung  von  Nahrungsmitteln  u.  dgl.:  2.  solche,  tlie  mit 
Rücksicht  auf  die  bestimmt  zu  erwartende  Wiederkehr,  beziehungsweise  die 
stets  in  grosserer  oder  geringerer  Zahl  vorhandenen  Kalle  von  Arbeitsh »sigkeit 
als  dauernde  Institute  ins  Leben  treten;  dazu  geholt  die  Krrichtung  von  Natural- 
verpflegungsstationen.  Arbeiterkolonien.  Arbeiisnachweisbureaux  und  Arbeits- 
losenversicherungsanstalten. 

1.  N"o tstandsakkki  l  i:x,  ( '■> ki.dsi'Kndkn  Ki  t  .  l  eberall.  wo  die  Arbeits- 
losigkeit bei  Kintritt  des  Winters  einen  heftigen  Charakter  annahm,  wurden 
von  Behörden  und  Privaten  Anstrengungen  gemacht,  die  Not  durch  Beschaffung 
von  Arbeit,  beziehungsweise  durch  Zuführung  \«>n  (ieldmitteln  zu  lindern. 
Kinigermassen  planmässig  ging  man  in  dieser  Beziehung  zuerst  in  Genf  vor 
im  Winter  1S7U  SM.  Hier  wurden  sogenannte  National-W  erkstatten  (clianticp 
nationauvt  errichtet,  in  weh  hen  die  Arbeitslosen  einige  Beschäftigung  zugewiesen 
erhalten  konnten:  da  jedoeh  hier  ausschliesslich  Krdarbeiten  verrichtet  werden 
mussten  und  die  meisten  Arbeitslosen  Arbeiter  der  I  hren-  oder  Gohhvaren- 
industrie  waren,  so  meldeten  sich  naturgcmä>s  nur  wenige  Notleidende  zu 
denselben.  Die  Behörden  sahen  auch  selbst  die  Unzulänglichkeit  der  ergrifft  neu 
Massregel  ein  und  suchten  auf  anderem  Wege  dem  Uebel  zu  steuern:  durch 
Krrichtung  von  Werkstätten  zur  Herstellung  von  l'apierlaiernen,  Gehlbörsen. 
einfa«hen  Uhren  etc.  sollte  aueh  denjenigen  Arbeitslosen  Hülfe  durch  Arbeit 
gewährt  werden,  die  sich  zu  Krdarbeiten  nicht  eigneten. 

Dem  Beispiele  Genfs  ahmte  man  im  gleichen  W  inter  wie  in  der  Kolgezeil 
anderwärts  und  in  erster  Linie  in  Bern  und  in  Zürich  nach.  Der  Krfolg  war 
jedoch  nicht  überall  gleich:  in  manchen  Orlen  konnten  die  Behörden  trotz 
gutem  Willen  keine  mehr  oder  weniger  passend*'  \rbeit  in  genügendem  Umfange 
ausfindig  machen.  Ks  muss  jedoch  darauf  aufmerksam  gemacht  werden,  dass 
Notstandsarbeiten  nur  dann  ein  einigermassen  befriedigendes  Resultat  liefern 
können,  wenn  man  an  dieselben  nicht  erst  im  Momente  der  Not  denkt,  sondern 
vielmehr  bei  Zeiten  dafür  Sorge  trägt.  Arbeiten,  welch««  Staat  und  Germ-inde 
vorzunehmen  gesonnen  sind  und  «leren  Durchführung  bei  jeder  Jahreszeit  möglich 
ist  und  «ihne  Schaden  verschoben  werden  kann,  für  die  voraussichtlich  einzu- 
tretend«- Zeit  der  grösseren  Arbeitslosigkeit  zurückzustellen.  Allerdings  kann  •*> 
sich  dabei  hauptsä«  hli<  h  nur  um  Kr«l-  und  Bauarbeiren  handeln,  allein 
angeshhts  «Jessen,  dass  ein  grosser  Teil  d»r  Arbeitslosen  sich  aus  dem  Bau- 
gewerbe und  der  Taglöhiu-rs«  halt  rekrutiert,  wünle  ein  bezügliches  planmässiges 
Vorgehen  g«-wiss  nicht  w«'iu'g  zur  Linderung  «b*r  Arbeiislosennot  wenigstens 
innerhalb  der  erwähnten  Arbeiterkateg«»rien  beilragen  können. 

Neben  ih  n  Notstandsarbeilen  wurden  in  «len  meisten  von  der  Arbeits- 
losennot betroffenen  Ortschaften  Gehlsammlungen  veranstaltet,  welch«-  erlaubten, 
den  Notleiilcnden,  welchen  k«-ine  Arbeit  angewiesen  werden  konnte,  Geld- 
spenden.  Iwziehungsweise  Nahrungs-   und  K<'uerungsmittel  zu  gewähren.  Als 
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Hr'i>pirl<-  mögen  hier  die  hezügli«  hen  V< ►rkehrungen,  die  in  Zürich  und  Bern 
getroffen  wurden,  angeführt  werden. 

Im  Januar  1893  konstituierte  sieh  in  Züri'  h  eine  freiwillige  Kommission 
zur  Unterstützung   der   Arbeitslosen,    welche    sich   aus    dem   Präsidenten  der 
Arbeiterunion,   einigen  Mitglhdern   «les  Stadtrates  und  einer  Anzahl  Vertreter 
verschiedener  W'ohllhätigkeitsvereine    zusammensetzte.     Di«-*elhe    erliess  einen 
Aufruf  an  die  Bevölkerung,  in  weh  hem  um  Zuwendung  von  Arbeit  beziehungs- 
weise Geldbeträgen  an  die  Kommission  ersucht  wurde.    Der  Frfolg  blieb  nirht 
aus.    In    wenigen  Tagen   ging  der  Kommission  an  Privatspenden  der  Betrag 
von  mehr   als  Fr.  14.000  zu;   ausserdem   eröffnete  der   Stadtrat    einen  Kredit 
von  Kr.  500«)  und  der  Kleine  Stadtrat  stellte  ihr  800  Reif  Holz  zur  Verfügung. 
Kür   die    zu    gewahrenden    Unterstützungen    halte    die    Kommission  folgende 
Grundsätze  aufgestellt;    1.  Ks  seien  nur  Verheiratete  mit  Beiträgen  zu  unter- 
Mützen: 2.  Ks  seien  die  Beiträge  hauptsächlich  in  Naturalform  zu  verabfolgen: 
es  sei  die  Krrichtung  einer  oder  mehrerer  Volksküchen  anzustreben,  um 
;m  bedürftige  Kamilien   und   an   einzelstehende   Personen   ein    kräftiges  Kssen 
verabreichen   zu   können.     Die  Befolgung  dieser  Grundsätze  führte  denn  auch 
zu  sehr  befriedigenden  Resultaten,  so  dass  im  nächsten  Jahr  das  gleiche  System 
in  Anwendung  kam.  mit  dem  einzigen  Unterschied,  dass  diesmal  die  Angelegen- 
heit von  einer  vom  Stadtrate  eingesetzten  Kommission  geleitet   wurde;  zu  den 
im  ersten  Winter  getroffenen  Massnahmen  kam  nur  noch  die  Krrichtung  einer 
W  ärmest  übe  hinzu,   die   mit  einer  kleinen  Bibliothek  versehen,  den  Arbeits- 
losen während  des  Tages  Unterkunft  und  Unterhaltung  gewahrte. 

Die  Kosten  des  Betriebes  der  Volksküche  beliefen  sich  in  den  zwei 
Jahren  auf  die  Summe  von  Fr.  '«3(»o.  Ks  wurden  gekocht  1893  in  AS  Tagen 
548  Kessel  Suppe  zu  75  Portionen,  somit  41.100  Portionen  (die  Kinzclportion 
bestand  aus  ca.  3  4  Fiter  Suppe  und  200  Gramm  Brot  i ;  1894  wurden  gekocht 
in  50  Tagen  224  Kessel  Suppe  zu  75  Portionen,  somit  10.800  Portionen. 
Ausserdem  wurde  für  die  Arbeitslosen  im  Südosten  der  Stadt,  welche  zu  weit 
von  der  Volksküche  wohnten,  mit  der  Mülfsgesellschaft  Neumünster  ein 
Abkommen  getroffen,  wonach  dieselben  in  der  dortigen  Suppenanstalt  auf 
Rechnung  der  Arbeitslosenkommission  Kssen  abholen  konnten.  Mit  der 
Arbeitslosigkeit  stellte  sich  bei  vielen  Arbeitern  auch  Obdachlosigkeit 
ein.  Die  Kommission  versuchte  auf  verschiedene  Weise  auch  hier  zu  helfen. 
So  schioss  sie  /.  R.  mit  einigen  Gasthöfen  ein  Uebereinkommen,  laut  welchem 
sich  dieselben  verpflichteten,  gegen  Guts«  heine  der  Arbeitslosenkonunission 
den  Bedürftigen  Unterkunft  zu  gewähren  :  vielen  ledigen  Personen  bezahlte 
sie  einen  Beitrag  an  die  Zinnnermiete,  unter  Zusicherung  der  Vermieter, 
ihren  Mietern  das  Obdach  auch  ferner  zu  gewähren. 

In  «ler  hier  geschilderten  Weis«-  wird  in  Zürich  bis  auf  den  heutigen 
Tag  «ler  Kampf  mit  «ler  Arbeitslosigkeit  mit  grosserem  oder  geringerem  Krfolg 
geführt. 

In  Bern  hatte  die  auf  Initiative  des  dortig«  n  A  rbeiterseknlärs  Dr.  N. 
W  assilieff  zusammeng«-<retene  freiwillige  Kommission,  an  deren  Spitze  der 
damalige  Stadtpräsident  und  später«-  Buntlesrat  K.  Müller  stand,  in  den  Wintern 
1*91/02  tmtl  1892/93  Gehlsammlungen  veranstaltet  und  unter  die  Arlxitslosen 
verteilt.  1892  93  liefen  in  den  Sammelstellen  der  Kommission,  den  Gemeinde- 
b>-itrag  von  Fr.  3000  mitgerechnet,  im  ganzen  Fr.  04**5  ein.  Die  verabrei«  Ilten 
Unterstützungen  betrugen  Fr.  5.  7.  8,  10,  12.  13.  15.  18  und  20.  je  nach 
Unterstützungsbedürftigkeil  «ler  betreffenden  Personen,  wobei  eine  einmalige 
Unterstützung  399  Personen  gewährt  wurde.  j<-  2  Unterstützungen  erhüben 
84  Personen  und  nur  9  Arbeitslosen  ist  «-ine  dreimalige  Unterstützung  zu  Teil 
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geworden.  Der  stärkst i-  Zudiang  zur  Ka^c  machte  sic  h  \on  Mitte  Januar  an 
geltend,  indem  vom  18.-  .31.  nicht  weniger  als  31-1  Unterstützungen  im 
Gesamtbeträge  von  Kr.  3053  verabfolgt   w  erden  mussten. 

2.  \ati  kai.\i.ri'ki.K(.i'n«;sst.\ tionj.n.  Dieses  Institut  bat  zur  Aufgabe. 
Personen,  welche  von  Ort  zu  Ort  wandern,  um  Arbeit  und  Verdienst  zu 
suchen,  vorübergehend  Nahrung  und  Obdach  zu  gewähren.  Im  Bereich  dieser 
Aufgabe  liegt  auch  die  Arbeitsvermittlung  für  die  betreffenden  Personen.  Die 
Gewährung  dieser  Unterstützung  geschieht  überall  unentgeltlich,  jedoch  wird 
an  manchen  Stationen  von  den  Unterstützten  die  Verrichtung  einer  gewissen 
Arbeit,  wie  Hol/sagen,  Spalten.  Wassertragen  u.  dgl.  verlangt,  die  je  nach 
Umfang  der  zu   verabfolgenden  Unterstützung   zwei   bis  vier  Stunden  dauert. 

Das  Institut  der  Naturalverpflegung  wurde  in  der  Schweiz  Mitte  der 
80er  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  nach  dem  Beispiele  Württembergs,  wo  es 
zuerst  ins  Leiten  gerufen  wurde,  eingeführt.  Gegenwärtig  ist  dasselbe  fast  in 
allen  Kantonen  heimisch.  Die  Mehrzahl  derselben  gehört  einem  1887  gegrün- 
deten interkantonalen  Verbände  für  Naturalverpflegung  an.  (Siehe  den  Artikel 
«  Naturalverpflegung  ».) 

3.  Arhfitekkoi.onikn.  Darunter  versteht  man  feste  Ansiedelungen, 
welche  den  Zweck  verfolgen,  arbeits-  und  obdachlose  Personen  zu  beherbergen 
und  im  land-  und  forstwirtschaftlichen  Beirieb  zu  beschäftigen.  Ks  giebt  zwei 
Typen  von  Kolonien:  einen  holländischen  und  einen  deutschen,  die  sich  von 
einander  hauptsächlich  dadurch  unterscheiden,  dass  bei  den  holländischen 
Kolonien  auch  ganze  Familien  Aufnahme  finden,  während  die  deutschen  grund- 
sätzlich nur  Kinzelpersonen  Unterkunft  gewähren. 

In  der  Schweiz  hat  der  deutsche  Typus  Hingang  gefunden  und  zwar 
diente  die  von  Pastor  v.  Bodelschwingh  1882  gegründete  Kolonie  «  Wilhelms- 
dorf» bei  Bielefeld  als  Muster.  Bis  jetzt  sind  zwei  Kolonien  errichtet  worden: 
1889  das  «Arbeiterheim  Tannenhof»  bei  Gampelen  im  Kanton  Bern  und  1*95 
die  Kolonie  «II erdern»  im  Kanton  Thurgau.  Der  Umstand,  dass  die  Kolonien 
auch  entlassene  Sträflinge  aufnehmen,  drückt  in  mancher  Beziehung  deren 
Bedeutung  als  Mittel  zur  Bekämpfung  der  unverschuldeten  Arbeitslosigkeit  herab. 
Die  wegen  Mangel  an  Arbeit  in  Not  geratenen  Arbeiter  lassen  sich  nur  im 
äussersten  Kall  in  die  Kolonie  aufnehmen,  wo  sie  gezwungen  sind,  eine  Zeit 
lang  mit  gewesenen  Zuchthäuslern  zusammen  zu  leben  und  zu  arbeiten, 
während  auf  der  anderen  Seite  das  Publikum  sich  den  Kolonisten  gegenüber 
ziemlich  misst rauisch  verhält,  was  zur  Folge  hat,  dass  letztere  nur  schwer 
wieder  passende  Arbeit  und  Anstellung  finden.  Eine  Trennung  der  von  den 
Arbeiterkolonien  gegenwärtig  verfolgten  Aufgaben,  der  kriminalpolitischen  und 
der  sot  ialpolitischen.  ersc  heint  daher  als  dringend  geboten,  sollten  dieselben 
wirkliche  Zufluchtsstätten  werden  für  solche,  welche  durch  den  (lang  der 
wirtschaftlic  hen  Verhältnisse  aus  ihrer  gewohnten  Stellung  vorübergehend  oder 
dauernd  hinausgeschleudert  worden  sind.  (Siehe  den  Artikel  «  Arbeiter- 
kolonien».) 

4.  V  kurii  snachwkis.  Sehr  häutig  kommt  es  vor.  dass  in  manchen 
Schichten  der  arbeitenden  Bevölkerung  sich  Arbeitslosigkeit  einstellt,  nicht 
deswegen,  weil  es  wirklich  an  Arbeitsgelegenheit  überhaupt  mangelt,  sondern 
vielmehr  daher,  dass  den  an  einem  Orte  aus  irgend  einem  (»runde  ausser 
Stellung  gekommenen  Arbeitern  der  Stand  der  Nachfrage  unbekannt  bleibt, 
die  vielleicht  gerade  im  gegebenen  Momente  sehr  stark  sein  kann.  Der  Arbeit- 
suchende und  de  r  Arbcilanbietende  gehen  oft  an  einander  vorbei,  ohne  zusammen- 
zutreffen,  und  während  auf  der  einen  Seite  vielleicht  Unternehmungen  wegen 
Mangel  an  Arbe  itern  leiden,  gehen  auf  der  Strasse   viele  Arbeiter  herum,  die 
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gerne  Verwendung  rinden  möchten.  Arbeitsuchende  und  Arbeitanbictende 
zusammenzuführen,  dies«-  Aufgabe  Mellen  sich  nun  die  Arbeitsvermittlungs- 
institute, deren  es  verschiedene  Arten  giebt. 

a)  Die  privaten  P I  a  c  i  e  in  n  i;  s  b  u  r  cau  x  sind  Erwerbsunternehmungen, 
welche  namrgcmäss  in  erster  Linie  den  Vorteil  des  Inhabers  derselben  im 
Auge  haben.  Aus  diesem  Grunde  schon  ist  deren  sozialpolitische  Bedeutung 
ziemlich  gering  an/uschlagen.  (Siehe  den  Artikel  «Arbeitsnachweis:  a)  die 
privaten  l'lacierungsbureaux  >.) 

b)  Die  Vermittlungsstellen,  welche  von  Berufsorganisationen,  von 
Gewerkschaften,  beziehungsweise  von  lT  n  tern  chm  erorga  nisat  i  onen, 
gegründet  werden,  erreichen  selten  ihren  Zweck,  weil  das  gegenseitige  Miss- 
trauen, das  zwischen  Arbeitern  und  Arbeitgebern  herrscht,  in  hohem  Masse 
hindernd  dazwischen  tritt.  In  der  Schweiz  haben  derartige  Anstalten  keine 
dominierende  Bedeutung  zu  erlangen  vermocht.  (Siehe  die  Artikel  «Arbeits- 
nachweis: b)  der  Arbeitsnachweis  der  Gewerbetreibenden,  und  c)  gewerk- 
schaftlicher Arbeitsnachweis  »). 

c)  Die  öffentlichen  A  rbeit snai  h  w  e isbureau x  sind  aus  der  Erkenntnis 
der  Unzulänglichkeit  der  erwähnten  Institute  entstanden  und  verfolgen  den 
/-weck,  gleichsam  als  Arbeitsbörse  zu  dienen,  auf  der  Arbeitsuchende  und 
Arbeitanbietende  mit  Leichtigkeit  und  mit  wenig  Kosten  oder  auch  unentgeltlich 
Auskunft  über  den  Stand  von  Angebot  und  Nachfrage  erhalten  können.  Von 
Gemeinden  errichtet,  werden  solche  Bureaux  in  der  Regel  unter  die  Auf- 
sicht von  Kommissionen  gestellt,  in  welchen  die  Arbeiter  und  Arbeitgeber 
durch  eine  gleiche  Anzahl  von  Delegierten  vertreten  sind,  ein  Umstand,  der 
geeignet  erscheint,  das  Vertrauen  beider  Parteien  zur  Anstalt  zu  sichern. 
Bahnbrechend  in  dieser  Beziehung  war  die  Gemeinde  St.  Gallen,  welche  im 
November  1887  ein  solches  öffentliches  Bureau  errichtete.  Andere  Schweizer 
Städte  folgten  nach  und  heute  besitzt  die  Schweiz,  die  nunmehr  eingegangenen 
Bureaux  von  Biel  und  St.  Gallen  nicht  mitgerechnet,  deren  fünf.  Leider  ist 
die  Zahl  derselben  noch  immer  zu  gering  und  arbeitet  ein  jedes  für  sich, 
ohne  mit  den  anderen  in  nähere  Beziehung  zu  treten:  auch  fehlt  es  an  einer 
(  cntralstelle.  welche  die  Aufgabe  hatte,  zwischen  den  einzelnen  Bureaux  zu 
vermitteln  und  L'ebersichten  über  den  Stand  des  Arbeitsangebotes  und  der 
Arbeitsnachfragc  im  ganzen  Lande  zu  liefern.  (Siehe  den  Artikel  «Arbeits- 
nachweis: d)  Oeffentlicher  Arbeitsnachweis  >.) 

5.  Akbkitsi.oskw  ERstc  hkri  so.  Trotz  gutem  Willen  und  bei  Vorhanden- 
sein der  besten  Arbeitsvermittlungsinstitute  gelingt  es  naturgemäss  keine  Arbeit 
zu  beschaffen  dort  und  in  Zeiten,  wo  Arbeitslosigkeit  sich  einstellt  aus  Gründen, 
welche  oben  gebührend  gewürdigt  wurden.  In  solchen  Fallen  gilt  es  nun,  den 
Notleidenden  auf  andere  Weise  zu  helfen,  um  sie  nicht  wegen  Mangel  an  Ver- 
dienst zu  Grunde  gehen  zu  lassen.  Eine  Anzahl  von  Hülfsmittcln  solcher  Art  sind 
bereits  vorhin  gekennzeichnet  worden.  Allein  alle  diese  Hülfsmittel  gehören  in 
der  Hauptsache  mehr  in  den  Bereich  der  Armenpflege  als  in  den  der  Social- 
politik,  und  als  solch«'  bringen  sie  für  den  arbeitswilligen  und  arbeitsfähigen,  aber 
ohne  seine  Schuld  in  Not  geratenen  Arbeiter  manche  unverdiente  Kränkung  mit 
sich.  Dies  zu  vermeiden,  zugleich  aber  auch  ilafür  Sorge  zu  tragen,  dass  mög- 
lichst allen  wegen  Mangel  an  Arbeit  beschäftigungslos  gewordenen  Arbeitern 
geholfen  werde,  sucht  nun  das  Institut  der  Arbeitslosenversicherung  zu  erreichen. 
Der  erste  bezügliche  Versuch  wurde  in  Bern  im  Jahre  1893  gemacht;  das 
Institut  besteht  bis  zur  Stunde:  die  Versicherung  beruht  auf  Freiwilligkeit. 
St.  Gallen  folgte  im  Jahre  1894:  die  Arbeitsloscnvcrsichcrungskasse,  welche 
für  bestimmte  Arbeiterkategorien  das  Obligatorium  einführte,  entwickelte  ihre 


Digitized  by  Google 


260 


Arbeitslosigkeit 


Thätigkcii  jedoch  bloss  im  Laufe  von  zwei  Wintern.  Mit  bezüglichen  Projekten 
trugen  sich  auch  längere  Zeit  Zürich  und  Basel  herum;  jedoch  kam  in  Zürich 
dasselbe  nicht  über  die  Schwelle  des  Stadtrates  hinüber,  während  das  Basler 
Projekt,  vom  Grossen  Rate  angenommen,  in  einer  von  Gewerbetreibenden 
provozierten  Volksabstimmung  verworfen  wurde.  (Siehe  den  Artikel  «  Arbeits- 
losenversicherung».» 

IV.  Die  Stellung  der  Bundesbehörden  zur  Frage  der  Arbeitslosigkeit. 
Vorschläge  der  Berufsverbände.  Am  29.  August  1893  wurde  bei  der  Bundes- 
kanzlei ein  mit  52,387  Unterschriften  versehenes  Initiativbegehren  eingereicht, 
worin  die  Aufnahme  eines  neuen  Artikels  in  die  Bundesverfassung  verlangt 
wurde,  dessen  erste  auf  die  Frage  der  Arbeitslosigkeit  bezugnehmende  Hälfte 
folgenden  Wortlaut  haben  sollte : 

Das  Recht  auf  ausreichend  lohnende  Arbeit  ist  jedem  Schweizerbürger 
gewährleistet.  Die  Gesetzgebung  des  Bundes  hat  diesem  Grundsatze  unter  Mitwirkung 
der  Kantone  und  der  Gemeinden  in  jeder  möglichen  Weise  praktische  Geltung  zu  ver- 
schaffen. 

Insbesondere  sollen  die  Bestimmungen  getroffen  werden:  a)  Zum  Zwecke  genügender 
Fürsorge  für  ArbcitHgelegenheit,  namentlich  durch  eine  auf  möglichst  viele  Gewerbe  und 
Berufesich  erstreckende  Verkürzung  der  Arbeitszeit :  b|  für  wirksamen  und  unentgeltlichen 
öffentlichen  Arbeitsnachweis,  gestützt  auf  die  Fachorganisationen  der  Arbeiter :  b)  für  Schuü 
der  Arbeiter  und  Angestellten,  gegen  ungerechtfertigte  Entlassung  und  Arbeitsentziehung: 
d»  für  sichere  und  ausreichende  Unterstützung  unverschuldet  ganz  oder  teilweise  Arbeits, 
loser,  sei  es  auf  dem  Wege  der  öffentlichen  Versicherung  gegen  die  Folgen  der  Arbeits- 
losigkeit, sei  es  durch  Unterstützung  private.-  Y'ersicherungsinstitutc  der  Arbeiter  aus 
öffentlichen  Mitteln. 

Dieses  Initiativbcgehren  kam  in  der  Frühjahrssession  der  Bundesversammlung 
zur  Verhandlung  und  die  beiden  Räte  stimmten  dem  von  ihren  Kommissionen 
gestellten  Antrage  zu,  es  sei  dem  Volke  die  Verwerfung  des  Begebrens  /u 
empfehlen.  In  Anknüpfung  daran  stellte  jedoch  die  Kommission  des  National- 
stes folgendes  Postulat  auf: 

Der  Bundesrat  wird  eingeladen:  I.  Der  Bundesversammlung  beförderlich  Bericht  und 
Antrag  einzubringen,  wie  und  unter  welchen  Bedingungen  die  von  Kantonen.  Gemeinden 
«»der  Vereinen  zur  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit  und  zur  Beschäftigung  oder  zur  Unter- 
stützung unverschuldet  Arbeitsloser  geschaffenen  Institutionen  durch  den  Bund  zu  subventio- 
nieren seien:  2.  zu  untersuchen  und  darüber  Bericht  und  Antrag  einzubringen,  ob  und  in 
welcher  Weise  noch  weiter  gehende  Mitwirkung  des  Bundes  für  wirksamen  und  unent- 
geltlichen öffentlichen  Arbeitsnachweis,  sowie  für  die  Versicherung  gegen  die  Folgen  der 
Arbeitslosigkeit  möglich  und  gerechtfertigt  sei. 

Dieses  Postulat  wollte  aber  der  Bundesrat  folgendermassen  gefasst  wissen: 

Der  Bundesrat  wird  eingeladen,  zu  untersuchen  und  darüber  Bericht  zu  erstatten, 
ob  und  eventuell  in  welcher  Weise  eine  Mitwirkung  des  Bundes  bei  Institutionen  für 
öffentlichen  Arbeitsnachweis  und  für  Schutz  gegen  die  Folgen  der  Arbeitslosigkeit  möglich 
und  gerechtfertigt  sei. 

Die  beiden  Anträge  unterscheiden  sich  \oii  einander  nicht  bloss  im  Wort- 
laut, sondern  vielmehr  auch  grundsätzlich.  Während  die  Nationalratskoinmission 
der  Ansicht  war.  es  müsse  die  Bundessubvention  zu  Händen  der  bezüglichen 
Anstalten  auf  jeden  Fall  gewährt  werden,  und  nur  über  das  Wie  vom  Bundes- 
rate Aufschluss  verlangte,  wünschte  der  Bundesrai  bloss  den  Auftrag  zu  erhalten, 
in  Bezug  auf  die  Frage  Untersuchungen  vornehmen  zu  dürfen. 

Zur  Begründung  des  Postulates  «ler  nationalrät  liehen  Kommission  führt-' 
ihr  deutsche  Berichterstatter  der  Mehrheit  der  Kommission.  Nationalr.v 
Scherrer  -  Fül  lemann,  St.  Gallen,  u.a.  folgendes  an: 

Die  Komnüssionsmehrhcit  findet,  dass  die  Arbeitslosigkeit  bei  uns  namentlich  i;i 
den  Städten  und  in  grösseren  Industriebezirken  eine  immer  stärkere  Ausdehnung 
nuniinmt  und  naturgemäss  annehmen  muss.  Dah  r  ist  schon  ein  Kanton  und  sind 
eine  Anzahl  von  Stadtgemeinden  bereits  zur  Schaffung  ständiger  Institutionen  zur  Bekämpfung 
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der  Arbeitslosigkeit  gekommen :  eine  Anzahl  von  Vereinen  setzen  sich  auch  zur  Aufgabe, 
die  Arbeitslosigkeit  zu  bekämpfen  .  .  .  Diesen  Bestrebungen  darf  nun  nach  der  Ueber- 
zeugung  ihrer  Kommission  der  Bund  nicht  teilnahmslos  gegenüberstehen.  ...  Es  handelt 
sich  bei  derartigen  Institutionen .  die  geschaffen  worden ,  ja  immer  vorher  um  bittere 
Not.  .  .  .  Der  Bund  giebt  ja  auch  Subventionen  an  die  Landwirtschaft,  an  die  Gewerbe, 
an  das  Schulwesen  u.  s.  w.;  hier  aber  handelt  es  sich  um  einen  der  allernotwendigsten 
Subventionsfälle,  hier  handelt  es  sich  um  die  Unterstützung  von  Leuten,  die  gar  nichts 
haben  als  ihre  Arbeitskraft,  und  fflr  diesen  alleinigen  Besitz  den  sie  aufweisen,  keine  Ver- 
wendung linden.  Wenn  in  irgend  einem  Falle  eine  Bundessubvention  ohne  Zweifel  gerecht- 
fertigt ist,  so  ist  es  gegenüber  denjenigen  Institutionen,  welche  sich  die  Bekämpfung  der 
Arbeitslosigkeit  im  Interesse  nicht  bloss  der  betreffenden  eigenen  Gegend,  sondern  aller 
derjenigen,  die  in  jener  Gegend  arbeitslos  geworden  sind,  zur  Aufgabe  gesetzt  haben.  Ich 
glaube,  da  ist  infolgedessen  nicht  mehr  grundsätzlich  zu  untersuchen,  ob  der  Bund 
iubventionieren  solle,  sondern  es  ist  nur  noch  zu  untersuchen,  wie  und  unter  welchen 
Bedingungen  die  Subventionen  an  diese  Institute  ausgerichtet  werden  sollen. 

In  der  längeren  Debatte,  welche  die  Bebandlung  dieses  Gegenstandes 
veranlasste,  wurde  von  allen  Rednern  ohne  Ausnahme  zugegeben,  dass  die 
Arbeitslosigkeit  auch  in  der  Schwei/  zur  besorgniserregenden  Krscheinung 
geworden  ist  und  dass  es  Pflicht  der  Allgemeinheit  sei,  ihr  Möglichstes  zur 
Bekämpfung  derselben  beizutragen.  Wahrend  aber  die  einen  der  Ansicht 
waren,  es  müsse  in  dieser  Hinsicht  sofort  etwas  geschehen,  behaupteten  die 
anderen,  die  Sache  sei  noch  nicht  abgeklärt  genug,  um  die  Eidgenossenschaft 
entsprechend  zu  engagieren:  dabei  äusserten  sich  auch  einige  Redner  dahin, 
es  sei  nicht  angebracht,  angeshhts  der  Initiative  betreffend  Einführung  des 
Rechtes  auf  Arbeit,  irgend  welche  Schritte  zu  unternehmen,  da  es  den  Anschein 
haben  könne,  man  mache  aus  Angst  vor  derselben  den  Socialisten  gewisse 
Konzessionen.  Dieses  letztere  Argument  scheint  denn  auch  bei  der  Abstimmung 
im  Nationalrate  ausschlaggebend  gewesen  zu  sein,  indem  sowohl  das  Postulat 
der  Kommissionsmehrheit  als  auch  der  Antrag  des  Hundesrates  verworfen 
wurden. 

Im  Ständerate,  wo  die  Verhandlungen  über  die  in  Rede  stehenden 
Postulat c  in  der  Juni-Session  1894  stattfanden,  also  nachdem  die  Initiative 
betreffend  das  Recht  auf  Arbeit,  vom  Volke  verworfen  wurde,  nahm  die  Sache 
insofern  eine  günstigere  Wendung,  als  beschlossen  wurde,  dem  Antrage  des 
Bundesrates  zuzustimmen,  welchen  Beschluss  der  Nationalrat  daraufhin  bei  der 
erneuerten  Beratung  auch  zu  dem  seinigen  machte. 

In  Erledigung  dieses  Auftrages  erliess  nun  der  Bundesrat  unter  dem 
30.  November  1894  ein  Rundschreiben  an  sämtliche  Kantonsregierungen,  den 
Handels-  und  Industrieverein,  den  Gewerbcvercin  und  den  Arbeiterbund,  in 
welchem  er  u.a.  sich  über  folgende  Gegenstände  Auskunft  erbat: 

a)  Ursachen .  l'mfang  und  Dauer  der  Arbeitslosigkeit.  Hauptsächlich  betroffene 
Berufsarten.  Verhältnis  der  Zahl  der  Unbeschäftigten  zu  denjenigen  der  Beschäftigten 
nach  Berufsarten.  Für  die  Kenntnis  des  wirklichen  Bedürfnisses  wären  statistische  Notizen 
sehr  wünschenswert.   Ist  in  Ermangelung  solcher  eine  eidgenössische  Statistik  anzustreben? 

b)  Bestand,  Organisation,  Leistungen  und  Erfahrungen  der  in  der  Schweiz  beste- 
henden Institutionen  für  öffentlichen  Arbeitsnachweis  und  für  Schutz  gegen  Arbeitslosigkeit 
(inbegriffen  die  sogenannte  Arbeitslosenversicherung).  Einnahmen,  Ausgaben.  Vor- 
handene Projekte.  Es  wird  uns  erwünscht  sein,  auch  die  Drucksachen  zu  erhalten,  die 
über  diese  Punkte  Ausschluss  geben. 

c)  Ist  eine  Beteiligung  des  Bundes  an  den  genannten,  bestehenden  oder  noch  zu 
gründenden  Einrichtungen  wünschenswert  oder  notwendig,  in  welcher  Foim  und  unter 
welchen  Bedingungen?  Eventuell  Maximalleistung  des  Bundes  im  Verhältnis  zu  den  ander- 
weitigen Beiträgen  (von  Gemeinden.  Kantonen  etc.).  Aufsicht  de»  Bundes;  Massregeln 
für  Kontrolle  und  zum  Schutz  gegen  Missbrauch. 

d)  Massnahmen  betreffend  gegenseitige  Unterstützung  der  Stellen  für  öffentlichen 
Arbeitsnachweis,  betreffend  allfällige  Centralitation  des  letzteren  und  betreffend  Freizügigkeit 
zwischen  den  einzelnen  Hülfskassen  für  Arbeitslose. 
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e)  Stellung  der  Berufsverbände.  Verhältnis  zu  Hülfskassen  von  Arbeitervereinigungei 
(Beispiel:  Kondttionslosenkasse  des  Schweizerischen  Tvpographenbundes). 

f)  Behandlung  der  Ausländer. 

g)  Sollen  dem  Bund  weitergehende  Aul'giben  zugewiesen  werden,  eventuell  welche: 
Sind  Organisationen  für  Arbeitsnachweis  und  gegen  Arbeitslosigkeit  den  Gemeinden  und 
und  Kantonen  oder  dem  Bund  zu  überlassen?  Für  den  letzteren  Fall  in  Aussicht  >u 
nehmende  Grundsatze.  Gewährung  von  Bundessubventionen  oder  -Vorschüssen  in  grossen 
Krisen. 

h)  Regelung  des  privaten  Arbeitsnachweises. 

i)  Kompetenz  des  Bundes  für  eine  Bethätigung  in  dieser  oder  jener  Richtung.  Warf 
eventuell  eine  Verfassungsrevision  notwendig? 

Sämtliche  Kantone  sowohl  als  die  oben  genannten  Berufsverbände  sind 
nunmehr  der  Aufforderung  des  Bundes  nachgekommen.  Während  in  BezuK 
auf  die  Vorschläge,  welche  die  Kantone  in  Sachen  dem  Bundesrate  gemacht 
haben,  bis  jetzt,  mit  vereinzelten  Ausnahmen,  nichts  bekannt  worden  ist.  haben 
die  Organe  der  Berufsverbände  ihre  bezüglichen  Ansichten  in  Publikationen 
in  grösserem  oder  geringerem  Umfange  den  Interessenten  zugänglich  gemacht. 

Von  den  Berufsverbänden  trat  der  Sc  h  w  ei  z  er  i  seh  e  Gewerbeverein 
mit  seinem  Berichte  zuerst  auf  den  Plan.  Derselbe  wurde  auf  Grund  von 
durch  diesen  Verein  veranstalteten  bezüglichen  Erhebungen  von  Dr.  Arthur 
Curti  in  Zürich  ausgearbeitet  und  enthält  eine  allgemeine  Uebersicht  über 
den  Umfang  und  die  Ursachen  der  Arbeitslosigkeit,  sowie  die  Mittel,  welche 
zur  Verhütung  der  Arbeitslosigkeit  und  Bekämpfung  ihrer  Folgen  in  Anwendung 
gebracht  zu  werden  pflegen.  In  Anschluss  daran  hat  der  Central vor-tand  des 
Schweizerischen  Gewerbevereins  dem  Bundesrate  folgende  vom  10.  Februar  18% 
datierte  Vorschläge  unterbreitet: 

1.  Der  Bund  sollte  für  eine  zuverlässige,  einheitlich  durchgeführte  Statistik  über 
Arbeitslosigkeit  sorgen.  2.  Die  Gründung  öffentlicher  Arbeitsvermittlung*- 
stellen  ist  vom  Bunde,  den  Kantonen  und  den  Gemeinden  zu  unterstützen.  3.  Die  Arbeits- 
nAchweisstellen  sind  unter  staatliche  Kontrolle  zu  stellen,  -l.  Die  Bureaus  für  Arbeits- 
nachweis sollen  zum  Zwecke  des  allseitigen  Ausgleiches  zwischen  Angebot  und  Nachfrage 
regelmässigen  Verkehr  mit  einander  unterhalten  (z.  B.  durch  Bulletins).  5.  Diese  Bureaux 
erstatten  an  die  Behörden  periodischen  Bericht  über  das  Verhältnis  von  Angebot  umi 
Nachfrage,  über  die  Zahl  der  Arbeitslosen  u.  s.  f.  Sie  sind  auch  die  Kontrollstelle  für  die 
Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit.  6.  Mit  den  Natural  Verpflegungsstationen 
sollte  die  Errichtung  von  Arbeitshütten  ins  Auge  gefasst  werden.  7.  Arbeiterkolonien 
sind  von  Bund  und  Kantonen  finanziell  zu  unterstützen.  8.  Die  Frage  der  obligatorischen 
Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  kann  nur  in  Verbindung  mit  derjenigen 
betreffend  die  Berufsgenossenschaften  rationell  gelöst  werden.  H.  Die  Arbeitslosen- 
versicherung ist  einstweilen  nach  Möglichkeit  zu  fördern  durch  die  kantonalen  und  städtischen 
Behörden  in  Verbindung  mit  den  Berufsverbanden. 

Aehnliche  Erhebungen  veranstaltete  unter  seinen  Sektionen  der  Schwei- 
zerische Handels-  und  I  ndus  t  ri e  v  e  re i  n.  In  seinem  vom  20.  Mär/  1 8**9 
datierten  Berichte  teilt  der  Vorort  Zürich  dieses  Vereins  die  Ansichten  der 
Sektionen  mit,  die  er  dahin  zusammenfasst.  dass  die  Arbeitslosenversicherung 
im  ganzen  sich  nicht  bewährt  habe.  Er  empfiehlt  daher  die  Einführung  de* 
von  Prof.  Georg  Schanz  in  Würzburg  angeregten  sogenannten  Sparzwanges. 
(Vcrgl.  den  Artikel  «Arbeitslosenversicherung»»  und  verbreitet  sich  ausführlich 
über  die  Prinzipien  desselben  und  die  auf  dieser  Basis  aufzubauende  Organisation 
der  Arbeitsloscnfürsorge.  Als  wünschbar  erachtet  ferner  der  Bericht  die 
Führung  einer  Arbeitsstatistik  betreffend  Arbeitslosigkeit,  Löhne.  Zahl  der 
in  einem  Berufe  beschäftigten  Personen  u.  s.  w.  Als  eine  notwendige  Voraus- 
setzung jeglicher  Massnahmen  gegen  die  Folgen  der  Arbeitslosigkeit  wird  die 
Ausgestaltung  des  Arbeitsnachweises  erachtet,  jedoch  wird  die  staatliche  För- 
derung der  berufsgenossenschaftlichen  Organisation  des  Arbeitsnachweises  als 
dem  Prinzipe  der  Gewerbefreiheil  widersprechend  verworfen  und  die  Errichtung 
von  Arbeitsnachweisbureaux  durch  die  Gemeinden  als  unzweckmässig  bezeichnet. 
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Die  Rulle  des  Staates  habe  sieh  in  dieser  Beziehung  auf  das  «Fordern  und 
Helfen >  zu  beschranken.  was  am  besten  dadurch  erreicht  werden  könne,  dass 
er  in  Anlehnung  an  die  Organisation  des  Sparzwanges  eine  Statistik  Uber 
Nachfrage  und  Angebot   führt  und  sie  den  Interessenten  zugänglich  macht. 

Der  Fnde  1(>0 1  der  Oefl'entlichkeit  übergehene  Rericht  des  Schweize- 
rischen Arbeitersekretariates,  verfasst  von  Hermann  (ireulic  h.  ist  ein 
Buch,  welches  sich  sehr  eingehend  mit  den  einschlägigen  Fragen  betreffend 
Arbeitslosen-Unterstützung  und  Arbeitsnach weis  befassl.  Der  Bericht  hat  das 
bezügliche  statistische'  Material  des  In-  und  Auslandes  wissenschaftlich  ver- 
arbeitet und  in  populärer  Darstellung  allgemein  zugänglich  gemacht.  An  Hand 
einer  umfassenden  Prüfung  der  bisherigen  Erfahrung  auf  dem  (iebiete  der 
Arbeitslose-nfürsorge  beleuchtet  ferner  der  Hern  hl  den  W  ert  der  versi  hiedenen 
Massnahmen  zur  Verhütung  und  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit  vom  Stand- 
punkte der  Interessen  der  Arbeiters<  halt.  Schliesvli«  b  w  erden  Vorschläge  zur 
Reform  der  Arbeitslosenfürsorge  gemacht,  welche  f. »Igendermassen  lauten: 

I.  Zur  Milderung  der  Arbeitslosigkeit,  a)  Unter  der  Bedingung  einer  gleich- 
berechtigten Mitwirkung  heider  Teile  ist  den  freiw  illig  organisierten  Berufsgenossenschaften 
der  Gewerbsinhaber  und  der  Arbeiter  das  Recht  zu  verleihen,  bei  drohendem  Arbeits- 
mangcl  eine  für  ihre  ganze  Industrie  oder  ihr  ganzes  Gewerbe,  tider  für  einzelne  ihre  Z\veige 
verbindliche  allgemeine  Reduktion  der  Arbeitszeit  zu  bcschlicssen.  wobei  die  betroffenen 
Arbeiter  für  Minderverdienst  eine  Entschädigung  erhalten  sollen.  Beschwerden  gegen  eine 
solche  Massregel  w  erden  zunächst  durch  das  Schweizerische  Industrie  -  Departement,  in 
zweiter  Instanz  durch  den  Rundesrat  entschieden,  b)  Den  freiwillig  organisierten  Berufs- 
genossenschaften der  Arbeiter  und  der  Gcwerbsinhabcr  ist  unter  der  Bedingung  einer 
gleichberechtigten  Mitwirkung  beider  Teile  das  Recht  zu  erteilen,  für  ihre  ganze  Industrie 
oder  für  ihr  ganzes  Gewerbe,  oder  für  einzelne  ihrer  Zweige  verbindliche  Vorschriften  über 
die  höchste  Zahl  der  in  einem  Betriebe  im  Verhältnis  zu  den  darin  regelmässig  beschäftigten 
Arbeitern  zulässigen  Lehrlinge  aufzustellen.  Solche  Vorschriften  unterliegen  der  Genehmigung 
durch  das  Schweizerische  Industrie-Departement,  das  auch  über  Beschwerden  endgültig 
entscheidet.  Diese  beiden  l'ostulatc  sind  durch  ein  Bundesgesetz  über  das  (iew  erbewesen 
zu  erledigen,  zu  welchem  Zwecke  die  Wiederaufnahme  einer  Revision  des  Art.  31  der 
Bundesverfassung  auf  Grundlage  des  Bundesbeschlusscs  vom  20.  Dezember  1S93  angezeigt 
ist.  et  Der  Bundesrat  erlässt  eine  Weisung  an  die  Kabrikinspektoren  und  eine  Einladung 
an  die  Kantonsregieningen,  bei  Gesuchen  um  Ueberzeitbewilligung  in  Zeiten  von  Arbeits- 
mangel —  sofern  es  sich  nicht  um  eigentliche  Notarbeiten  handelt  --  die  betreffenden 
Berufsorganisationen  der  Arbeiter  anzuhören  über  die  Kruge,  ob  sich  die  Ueberzeitarbeit 
durch  Einstellung  von  Arbeitslosen  des  betreffenden  Berufes  verhüten  lasse. 

II.  Zur  Beschaffung  von  Arbeit  für  Arbeitslose.  Der  Bundesrat  erteilt 
seinen  Departementen  die  Weisung  und  richtet  an  die  Kantonsregierungen  für  sich  und 
zu  Händen  der  Gemeinden  die  Einladung,  dürch  geeignete  Vorbereitung  und  zweckmässige 
Einteilung  ihrer  nötigen  und  nützlichen  öffentlichen  Arbeiten  dafür  besorgt  zu  sein,  dass 
solche  Arbeiten  bei  stärkerer  Arbeitslosigkeit  in  Regie  ausgeführt  werden  können, 
um  den  dazu  befähigten  niedergelassenen  Arbeitslosen,  vorzugsweise  den  .Schweizerbürgern. 
Arbeit  anweisen  zu  können,  die  zum  ortsüblichen  Lohne  bezahlt  wird.  Gemeinden  und 
Kantone,  die  bei  grösserer  Arbeitslosigkeit  aussergewröhnliche  Arbeiten  vornehmen,  die 
sie  in  ausserordentlichem  Masse  belasten,  sollen  unter  näher  zu  bezeichnenden  Bedingungen 
durch  Bundessubvention  unterstützt  werden. 

III.  Zur  Unterstützung  der  Arbeitslosen.  Der  Bundesrat  richtet  an  die  Kantons- 
regierungen  zu  Händen  der  Kinwchnergemeinden  die  Einladung,  niedergelassene  Arbeiter, 
die  durch  Arbeitslosigkeit  ohne  grobes  Selbstverschulden  in  Not  geraten  sind,  und  denen 
nicht  ihren  Fähigkeiten  und  Kräften  angemessene  Arbeit  angewiesen  werden  kann,  in 
zweckmässiger  Weise  zu  unterstützen.  Diese  vorübergehende  Notstandsunterstützung  soll 
nicht  als  Almosengenössigkeit  gelten,  sie  soll  gleichgestellt  sein  der  Unterstützung  von 
Landwirten  bei  Elementarschäden.  Niedergelassene  verheiratete  Ausländer  sind  gleich  wie 
die  Schweizerbürger  zu  unterstützen.  Wanderarbeiter  sind  von  der  Unterstützung  aus- 
geschlossen. Der  Bund  sichert  unter  näher  festzusetzenden  Bedingungen  eine  Subvention 
an  die  aus  dieser  Unterstützung  erwachsenen  Ausgaben  zu. 

IV.  Zur  Arbeitslosenversicherung.  (Die  bezüglichen  Vorschläge  sind  im  Artikel 
-Arbeitslosenversicherung-^  auf  Seite  243  abgedruckt). 

V.  Zur  Organisation  des  Arbeitsnachweises,  a)  Der  private  gewerbsmässige 
Betrieb  von  Arbeitsnachweisen.  Stellenvermittlungen  oder  Placierungsbureaux  ist  durch  ein 
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Hundesgesetz  über  das  Gewerhewcsen  zu  verbieten.  Eventuell,  d.  h.  wenn  auf  das  absolute 
Verbot  nicht  eingetreten  werden  will,  sind  alle  diese  Bureaux  unter  Konzessionszwang  und 
ständige  gewerbepolizeiliche  Kontrolle  zu  stellen ;  es  sind  ihnen  Maximaltaxen  und  Gebühren 
vorzuschreiben,  die  höchstens  zur  Hälfte  von  den  in  Stellen  gebrachten  Arbeitern  oder  Dienst- 
personen bezogen  weiden  dürfen.  Auf  Mchrforderungen  ist  strenge  Strafe,  im  Wieder- 
holungsfall Konzessionsentzug  anzudrohen.  An  der  Aufsicht  über  diese  Bureaux  sind  die 
Arbeiterorganisationen  durch  Vertreter  zu  beteiligen,  b)  Der  Bund  regt  die  Errichtung  von 
öffentlichen  Arbeitsämtern  durch  die  Gemeinden  an.  bei  denen  die  Verbände  der  Arbeiter 
und  der  Gewerbsinhaber  in  gleicher  Zahl  von  Vertretern  an  der  Verwaltung  und  Aufsicht 
mitwirken.  Als  Regel  ist  anzunehmen,  dass  die  Gemeinde  60ü/o  der  Kosten  trägt,  während 
Bund  und  Kantone  je  20  ",o  der  Kosten  beitragen.  Für  Arbeitsämter  in  kleineren  Grenz- 
gemeinden kann  der  Bundesbeitrag  erhöht  werden.  Der  Bund  liefert  nach  einheitlichem 
Schema  die  für  Buchführung  und  Ausweise  erforderlichen  Drucksachen.  Die  Arbeitsämter 
sind  verpflichtet,  allwöchentlich  Rapporte  einzuliefern,  e)  Der  Bund  beauftragt  eines  der 
Arbeitsämter  mit  den  Aufgaben  einer  Ccntralstelle  für  den  öffentlichen  Arbeitsnachweis, 
oder  er  errichtet  selbst  ein  eidgenössisches  Arbeitsamt.  Die  Ccntralstelle  oder  das  eid- 
genössische Arbeitsamt  hat  die  Rapporte  der  lokalen  und  kantonalen  Arbeitsämter  zu  sammeln, 
in  einem  wöchentlich  herauszugebenden  Bulletin  zu  veröffentlichen  und  das  gesammelte 
Material  über  den  Arbeitsmarkt  statistisch  zu  bearbeiten,  dl  Der  Bund  erwirkt  für  Ueber- 
siedlung  nach  einem  angewiesenen  Arbeitsplatz  eine  Ermässigung  der  Fahrkosten  auf  die 
Hälfte  und  bewilligt  die  Mittel  zu  Rciseunterstützungen  an  Bedürftige,  e»  Der  Bundesrat 
erteilt  seinen  Departementen  die  Weisung  und  richtet  an  die  Kantonsregierungen  für  sich 
und  zu  Händen  der  Gemeinden  die  Einladung,  von  der  Vergebung  öffentlicher  Arbeiten 
auszuschliessen :  I.  Unternehmer,  die  als  Mitglieder  von  Verbänden  an  Arbeitsnachweisen 
beteiligt  sind,  die  ausschliesslich  in  den  Händen  der  <  iewerbsinhaber  und  Unternehmer  sind, 
und  bei  denen  den  Arbeitern  keine  Mitwirkung  auf  dem  Kusse  der  Gleichberechtigung  ein- 
geräumt ist.  2.  Unternehmer,  die  den  öffentlichen  Arbeitsnachweis  geflissentlich  nicht 
benützen  und  dadurch  die  volle  Kenntnis  dos  Arbeitsmarktes  verunmöglichen.  Unter- 
nehmer, die  das  verfassungsmässig  gewährleistete  Vereinsrecht  der  Arbeiter  dadurch  ver- 
letzen, dass  sie  Arbeiter  wegen  der  Zugehörigkeit  zu  einer  Organisation  entlassen  oder  von 
der  Beschäftigung  ausschliessen. 

V.  Litteratltr.  W.  A.  Gonienbach,  Das  Vagantentum  in  der  Schweiz;  „Schweiz' 
Zeitschrift  f  ür  Gemeinnützigkeit".  A  A  /.  Jahrg.  1882.  —  A.  Steininann  -  Bucher,  Dir 
Arbeitslosigkeit;  ebenda.  Büsch,  Haben  die  Arbeitslosen  ein  Recht,  vom  Staate  oder 
der  Gemeinde  Arbeit  zu  verlangen?  ebenda.  —  Georg  Adler,  l'eber  die  Aufgaben  de* 
Staates  angesichts  der  Arbeitslosigkeit:  Hasel  181)4.  —  Derselbe.  Artikel  „Arbeits- 
losigkeit, Handwörterbuch  der  Staatswissenschaf teu,  3.  Aufl.,  /.Bd.  J,  SchilkOWSk/, 
L  'eber  Arbeitslosigkeit  uud  Arbeitslosenstatistik ;  Leipzig  1894.  —  Aug.  Merk,  Die  Arbeits- 
losigkeit in  Zu  rieh  in  den  Wintern  fStjsyz  und  i8i)i  1)4  und  Versuch  einer  Arbeitslosen- 
statistik; „Zeitschrift  für  Schweiz.  Statistik",  181)4.  Amtliches  stenographische' 
Bulletin  der  Schweiz,  Bundesversammlung,  Jahrgänge  iSgz-';Q4  und  /8q4,cjj.  —  C.  Zup- 
pinger,  Die  Arbeitslosigkeit  in  St.  Gallen;  „Zeitschrift  für  Schweiz.  Statistik"*  /SpJ.  — 
Arthur  Curti,  Bericht  und  Gutachten  an  das  h.  Schweiz.  Industriedrparlemeut  betreffend 
Arbeitslosigkeit  und  Arbeitsnachweis  (gemäss  Auftrag  des  Schweiz.  Gewerbevereins t; 
Zürich  s8<j6.  —  N.  Reichesberg,  Der  Kampf  gegen  die  Arbeitslosigkeit  in  der  Schweiz; 
Bern  iSyy-  ~  P.  Berndt,  Die  Arbeitslosigkeit,  ihre  Bekämpfung  und  Statistik;  Berlin 
/Jtyy.  —  Sparzwang  ,Arbeilslosenstatislik  und  Arbeitsnachweis;  Gutachten,  erstattet  an 
das  cidgen.  Handels-,  Industrie-  und  Landwirt  schaftsdepartement  vom  Vorort  Zürich  des 
Schweiz.  Handels-  und  Industrievereins;  Zürich  /8qq.  —  R.  Morf,  Statistische  Mit- 
teilungen über  dir  Arbeitslosigkeit  in  Zürich  in  den  Wintern  /8i)ij;igc>o  und  njoo.iqoi; 
Zürich  jooo  und  njot.  —  H.  Greulich,  Arbeitslosenunterstützung  und  Arbeitsnachweis; 
Bericht  an  das  Schweiz.  Industriedepartement ;  Zürich  190t.  —  Siehe  auch  die  Litteratur 
zu  den  Artikeln:  „.Irbcilerkolonicu",  „Arbeitslosenversicherung  ',  „Arbeitsnachweis-'  und 
, ,  XaturalvcrpHeg  ung". 

Dr.  N.  Reicheslterg,  l*rofessor  an  der  l  niversität  Bern. 

Arbeitsnachweis:  a)  Die  privaten  Placierungsbureaux. 

I.  Allgemeines.  —  H-  Behördliche  Massnahmen.    -  III.  Stat'stischt-s.  — 
IV.  Litteratur. 


I.  Allgemeines.     Bei  Besprechung   «1er  \ «.ii-liegenden  Krage  kann   es  »ich 
nur  um  eine  kurze  l'ebersi«  In  über  <len  (i-  sc  hältshetneh  des  /.um  Zwecke  des 
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Erwerbes  bestehenden  Privat pl;u  •ierungsbur»-au\  handeln,  wobei  wir.  soweit  wir 
dies  in  Krfabrung  bringen  konnten,  mitteilen  Wullen,  seit  wann  diese  Plae  ie  rungs- 
bureaux  in  ein/einen  Kantonen  durrb  gesetzlie  lu-  Bestimmungen  zu  einem 
cinigermassen  geregelten  Geschäftsbetrieb  veranlasst  worden  sind. 

Dir  Vorgeschichte  der  privaten  Placierungsbureaux,  einzelne  wenige  Aus- 
nahmen vorbehalten,  ist  in  der  Schweiz,  wahrscheinlich  auch  anderwärts,  kaum 
eine  rühmliche  zu  nennen.  Wir  senden  hier  noch  voraus,  dass  sich  die  privaten 
Placierungsbureaux  vornehmlich  mit  dem  Placieren  von  Hotelpersonal,  männ- 
lichen und  weiblichen  Dienstboten,  sowie  von  Knechten  und  Mägden  aufs  Land, 
befassten.  Mit  dem  Placieren  von  Handwerkern  ((ie-sellen)  gaben  sich  diese 
Bureaux  gar  nicht  ab.  so  dass  die  Letzteren,  vor  Krrichtung  öffentlicher  Arbeits- 
nachweise gezwungen  waren,  sich  ihre  Stellen  vornehmlich  durch  die  damals 
noch  überall  erlaubte  «  l'msehau  >  selbst   zu  beschaffen. 

Wie  gesagt,  war  das  Placierungs wesen  in  (Vidieren  Zeiten  vollständig 
freigegeben.  Die  privaten  Placierungsbureaux  lagen  meistens  in  Händen  von 
Witwen  ..der  sonst  alleinstehenden  Krauenspers, .neu.  (iebührentarife  gab  es 
da  nicht,  oder  dieselben  wurden  überhaupt  nicht  eingehalten.  Placierte  Dienst- 
boten mussten  ausser  der  Linse  hreibungsge  bühr,  die  mindestens  einen  Kranken 
betrug,  oft  halbe,  ja  sogar  ganze  Monatslöhnr  als  Vermittlungsgebühr  entrichten, 
wobei  sich  das  betreffende  Placierungsbureau  durchaus  nicht  darum  bekümmerte, 
ob  die  vergeben»-  Stelle  recht  und  die  Behandlung  des  Dienstboten  durch  die 
Arbeitgeber  eine  menschenwürdige  sei  oder  nicht.  Hier  war  es  eben  auf  den 
Verdienst,  d.  h.  auf  den  Bezug  der  vereinbarten  (Gebühren  abgesehen.  Line  mora- 
lische Verpflichtung,  auch  über  das  Wohl  und  Webe  des  placierten  Dienstboten 
zu  warnen,  glaubte  kein  privates  Placierungsbureau  übernehmen  zu  müssen, 
ja,  die  Sucht  nach  Gewinn  ging  so  weit,  dass  solche  Bureaux  kaum  placierte 
Dienstboten  gegen  ihre  Herrschaften  aufhetzten  und  unier  der  Vorspiegelung, 
denselben  bessere  und  einträglichere  Stellen  zu  verschaffe  n,  solche  ve  ranlassten, 
die  bisherigen  Stellen  zu  kündigen  oder  zu  verlassen  und  zwar  einzig  zu  dem 
Zweck,  erneuerte  und  höhere  Gebühren  einheimsen  zu  können.  Derartige 
Manipulationen,  wobei  sowohl  Arbeitgeber  als  Arbeitnehmer  zu  Schaden  kamen, 
gehörten  nicht  zu  den  Seltenheiten,  weshalb  sich  auch  die  Gerichte  hie  und  da 
mit  derartigen    \ngelegenheiten  zu  befassen  hatten. 

Linzeine  der  Inhaberinnen  solcher  privaten  Placierungsbureaux  befassten 
sich  aber  auch  mit  Nebenbeschäftigungen  und  zwar  mit  solchen  von  sehr  zweifel- 
hafter Güte.  Namentlich  das  Wahrsagen  und  Kartenschlagen  ergab  lohnenden 
Nebenverdienst  und  wurde  mit  Kifer  be  trie  ben.  Dass  es  dabei  nur  auf  die 
Dummhe  it  und  den  Geldbeutel  der  Kundschaft  abgesehen  war.  ist  selbstver- 
ständlich. Auch  das  Kollektiercn  für  auswärtige-,  namentlich  österreichische 
Geldlotte-rien,  wurde  von  den  Placiererinnen  mit  Vorliebe  betrieben  und  trug 
einen  schiinen  Gewinn  ein.  Dass  es  bei  diesem  Geschäft  nicht  immer  mit 
rechten  Dingen  zuging,  bewiesen  die  öfteren  Klagen  Geschädigter,  mit  welchen 
sich  ebenfalls  die  Gerichte  befassen  mussten.  so  dass  die  Zustand»-  immer 
unhaltbarer  wurden.  Als  nun  gar  Klagen  laut  wurden,  dass  von  Seite  einzelner 
Placierungsbureaux.  unter  der  Vorspiegelung,  jungen  Mädchen  im  Auslande 
lohnende  Stellen  zu  verschaffen,  solche  e  infach  ins  Ausland  an  verrufene  Häuser 
verschachert  worden  seien  und  die  Gerichte  diese  Thatsache  konstatiert  hatten, 
war.  wie  es  scheint,  auch  für  die  Behörden  die  Zeit  gekommen,  einzuschreiten. 

II.  Behördliche  Massnahmen.  Im  Mai  1875  wurde  zwischen  den  Kan- 
tonen Bern,  Frei  bürg.  Waadt,  Wallis.  Neuen  bürg  und  Genf  ein  Kon- 
kordat «zum  Schutze  junger  Leute-  in  der  Fremde»  abgeschlossen.  Die  Grund- 
bestimmungen  dieses  Konkordates  sind  in  Kürz»-  »olgende: 
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1.  Niemand  darf  ein  Bureau  oder  eine  Agentur  für  die  Pl.ictTimg  von  Dienstboten  etc.  oder 
die  Vermittlung  von  anderen  ähnlichen  Stellen  halt-  n,  ohne  eine  \om  Poli/t  idepatlement  des  lx>trcf- 
fenden  Kantons  hierfür  ausgestellte  Bewilligung  zu  besitzen.  2.  Diese  Bew  illigungen  sind  für  ein  Jahr 
gültig.  Nur  Personen  mit  nachweisbar  gutem  Leumund  können  solche  Bewilligungen  erhalten.  Ueber- 
tretung  der  Bestimmungen  des  Konkordates  werden  mit  Ent/ug  der  Bewilligung  geahndet.  Die 
Gebühr  für  diese  Bewilligung  wird  von  d<r  kompetenten  Behörde  des  betreffenden  Kantons  festgestellt. 
3.  Unterstellung  dieser  Placicrungsbureaux  und  Agenturen  unter  die  Aufsicht  der  kantonalen  Polizei- 
departemente.  Führung  eigener,  von  den  Kantonen  gelieferter  Register.  Eintragung  aller  Placierungen 
unter  genauer  Angabe  der  <  ivschlcchts-  und  Taufnamen,  iler  Namen  der  Eltern,  des  Alters  und  des 
Wohnortes,  sowie  Name  und  Wohnort  des  Arbeitgebers.  Angabc  der  Bedingungen  und  Dauer  des 
Vertrages  bei  Vermittlungen  ausserhalb  der  Schwei/.  4.  Verbot,  junge  Leute  unter  20  Jahren  acv.r- 
halb  d.  r  Schwei/,  zu  senden  ohne  Pass  oder  Wände:  l-uch. 

Zu  diesem  Konkordat  wurde  unterm  2i».  M;ir/  ISS 7  eine  Vollzie hungs- 
verordnung  erhr-sen.  welche  u.  a.  dir  Bewilligungsgebühr  von  Kr.  10  Iiis  Kr.  100 
festsetzt  und  jedem  Inhaber  einer  Bewilligung  zur  Stellenvermittlung  die  Ver- 
pflichtung auferlegt,  »b  in  Poliz«-idcpanement  eine  Geldhinterlage  von  Kr.  10»»  bis 
Fr.  500  zu  leisten  als  Sicherheit  für  die  slrenjje  Erfüllung  sriner  Verpflichtungen. 

Dieses  Zusammengehen  einzelner  Kanton«-  war  immerhin  «-in«-  Wendung 
zum  Bessrr'-u  zu  nennen,  indem  durch  ili •  ■  attfgest rllten  Bestimmungen  vielem 
Unfug  gesteuert  wtinb'.  Aber  immer  noch  lag  das  Placierung*  wesen  im  Innern 
des  Lautlos  int  argen,  da  in  den  meisten  Kantoru-n  bindende  Vorschriften  für 
dasselbe  fehlten. 

Im  Mai  lSSü  hat  Zürich  eine  Verordnung  betretfend  die  Placierungs- 
bureauv  für  Dienstboten  erlassen.  Die  in  derselben  aufgestellten  Bestimmungen 
stützen  sieb  im  wes«-ntlieh<-n  auf  die  Bestimmungen  des  vorerwähnten  K"n- 
konlates.  Die  Bewilligung  wird  «-henfalls  nur  \  on  Jahr  zu  Jahr  erteilt,  die 
Einsehreibegebühr  ist  auf  50  C'is.  lest gi-sei /t.  die  Veimit  tlungsgrbühr  darf  Kr.  5 
im  einzelnen  Kalle  nicht  übersteigen,  bestehende  Placierungsbureaux,  welche 
keine  Bewilligung  erhalten.  Itaben  den  Bei  rieh  einzustellen.  Der  einzige  l"nier- 
schied  zwischen  den  Konkordatsbestimmungen  besteht  darin,  dass  die  Bewil- 
ligungen durch  «Iii-  (icineinde,  statt  dureb  die  Kantonsbehörden  erteilt  werden. 

Im  Dezember  1SS7  folgte  Basel  mit  einer  ähnlichen  Verordnung.  welche 
sich  in  den  Grundzügen  ebenfalls  an  die  Konkordatsbestimmungen  anlehnt. 
Die  Einschreibgebühr  für  eine  Stelle  ist  ebenfalls  auf  50  Cts.  festgesetzt.  Der 
Gebührentarif  ist  \om  Polizeidepartemcnt  zu  genehmigen,  welches  zu  weit- 
gehende Ans.itze  erinässigen  wird. 

Erst  im  Jahre  1S(>2  haben  die  Konkordatskantone  eine  Verordnung  über 
die  Stellenvermittlung  für  Dienstboten  im  Inlande  erlassen,  worin  die  Schutz- 
massregeln im  Konkordat  vnn  Mai  1875  zum  Schulze  der  im  Ausland  ange- 
stellten jungen  Leute  auch  auf  die  Stellenvermittlung  für  Dienstboten  irn 
Inlande  ausgedehnt  werden.  Die  al!g«-memen  Bestimmungen  siml  unwesentlich 
verändert,  nur  ist  zum  Betriebe  eines  I'laejerungsbureaus  ein  sogenanntes  Patent 
zu  losen.  Der  Preis  des  Patentes  beträgt  Kr.  5  bis  Kr.  50  je  nach  der  Bedeu- 
tung des  Geschäftes.  Jedes  Bureau  hat  dem  P« Jizeidcpartemenl  d«-s  betreffenden 
Kantons  einen  Gebührentarif  zur  Genehmigung  vorzulegen,  weit  her  eventuell 
durch  dasselbe  ermässigt  werden  kann.  Einen  speziellen  ( lebührentarif  zu 
dieser  Verordnung  hat  der  Kanton  Genf  erlassen.  In  denselben  sind  die  zu 
bezahlenden  Gebühren  wie  folgt  festgesetzt :  Kiusi -hreibgebühr  50  Cts.  bis  Kr.  2 
im  Maximum:  Gebühren  für  Angestellte  und  Dienstboten  mit  Verpflegung  und 
Logis  heim  Arbeitgeber  .?  "/„  des  Jahres).  >hnes  im  Maximum;  für  Angestellte 
und  Dienstboten  ohne  freie  Station  b«-im  Arbeitgeber  1  1  *  °  «  des  Jahreslohnes 
im  Maximum. 

Wir  finden  diese  Gebühren  immer  noch  hoch,  indem  für  gewöhnliche 
Stellen  von  Kr.  .WO — 500  Jahreslohn  Kr.  '» — 15  bezahlt  werden  müssen. 
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Im  Jahre  1897  hat  sich  ih  r  Kanton  St.  Gallen  tiein  Konkordate  ebenfalls 
angeschlossen.  Die  Verordnung  betretend  den  Arbeitsnachweis  des  Kantons 
Luzern  datiert  vom  Jahre  1898.  Diese  Verordnung  ist  von  derjenigen  der 
Konkordatskantone  ziemlich  unabhängig  aufgestellt  und  umfasst  ebenfalls  die 
Vermittlung  von  Handwerksgehilfen  (Gesellen)  aller  Berufsarten.  Die  Gebühr 
zum  Betrieb  eines  Placierungsbureaus  betragt  nur  Kr.  2.  Die  Bewilligung  ist 
jährlich  zu  erneuern.  Das  Bureau  darf  sich  in  keinem  Wirtshause  befinden. 
Den  Inhabern  solcher  Bureaux  ist  es  untersagt,  ausser  seinem  Dienstpersonal 
Personen  weiblichen  Geschlechts  für  eine  oder  mehrere  Nächte  zu  beherbergen. 
Um  eine  wirksame  Kontrolle  ausüben  zu  können,  müssen  alle  auslaufenden 
Korrespondenzen,  sowie  Empfangsbescheinigungen  kopiert  werden.  Das  Zurück- 
halten von  Effekten,  Aus  w  eisschriften.  Zeugnissen  etc.  als  Pfand  für  die  Bezah- 
lung der  Vermittlungsgebühr  ist  untersagt.  Die  Einschreibgebühr  betrügt  50  Cts. 
bis  Fr.  2.  Die  Vermittlungsgebühren  varieren  zwischen  Kr.  2.  50  bis  Kr.  8. 
Auffallend  ist,  dass  für  die  Vermittlung  von  Handwerkslehrlingen  Kr.  3—  5 
und  für  Vermittlung  von  Handwerksgehilfen  (Gesellen)  Kr.  4 — 8  verlangt  werden 
dürfen.  Dies  ist  unserer  Ansicht  nach  immer  noch  des  Guten  zu  viel.  Immerhin 
muss  anerkannt  werden,  dass  die  Behörden  von  Luzern  mit  den  scharfen 
Bestimmungen  ihrer  Verordnung  den  festen  Willen  bekundeten,  dem  bisherigen 
Unfug  im  privaten  Placierungs wesen  ganz  energisch  den  Riegel  vorzuschieben. 

Zu  bedauern  ist,  dass  die  Konkordatskantone  in  der  Verordnung  vom 
Jahre  1802  nicht  schon  eingehendere  und  bestimmtere  Vorschriften,  sowie 
einen  einheitlichen,  auf  humanen  Grundsätzen  basierenden  Gebührentarif  auf- 
gestellt haben.  Die  örtlichen  Verhältnisse,  wie  man  vielleicht  glauben  mochte, 
spielen  beim  Placieren  von  Dienstboten  und  Handwerksgehilfen  keine  Rolle, 
so  dass  mit  tler  Aufstellung  eines  einheitlichen  Gebührentarifs  wohl  allen  Landes- 
gegenden gedient  gewesen  wäre.  Mir  einem  solchen  Vorgehen  wäre  in  der 
Schweiz  wahrscheinlich  schon  längst  für  das  private  Placierungs  wesen  eine 
grundlegende  Basis  geschaffen  und  dasselbe  einheitlich  geregelt  worden.  Auch 
solche  Kantone,  welche  über  «las  Placierungs  w  esen  noch  keine  oder  doch  nur 
mangelhafte  Verordnungen  besitzen,  würden  sj(  h  einer  solchen  Bestrebung  zum 
Bessern  voraussichtlich  gerne  angeschlossen  haben. 

Doch  kommt  Zeit,  kommt  Rat!  Durch  die  Bestrebungen  der  Gemeinden, 
unentgeltliche  Stellenvermittlungsbureaux  oder  sogenannte  Arbeitsämter  zu 
errichten,  wirtl  voraussichtlich  in  Zukunft  das  Wesen  der  privaten  Placierungs- 
bureaux  einer  gründlichen  Nivellierung  unterzogen  werden. 

Zum  Schlüsse  erlauben  wir  uns  noch  eine  kurze  Bemerkung.  Es  ist  uns 
aufgefallen,  dass  in  sämtlichen  vor  uns  liegenden  Verordnungen  nur  die  Pflichten 
und  Rechte  der  Bureauinhaber,  sowie  der  um  Stellen  Nachsuchenden  enthalten 
sind,  die  Arbeitgeber  aber  mit  keiner  Silbe  berührt  werden.  Wir  halten  dies 
für  einen  Mangel  und  glauben,  dass  spätere  Verordnungen  die  Pflichten  und 
Rechte  der  Arbeitgeber  einigermassen  präzisieren  sollten  und  zwar  nach  dem 
Grundsatze  «Gleiches  Recht  für  Alle». 

HI.  Statistisches.  In  der  Schweiz  mögen  im  ganzen  gegen  300  private 
Placicrungsbureaux  bestehen,  gewiss  eine  recht  ansehnliche  Zahl.  Hiervon  ent- 
fallen einzig  auf  Bern  (Kanton)  44.  Zürich  (Stadt)  34.  Basel  (Stadt)  2b,  Luzern 
und  Genf  (Kanton)  je  10  und  St.  Gallen  (Kanton)  11. 

IV.  Litteratar.     SieAe  die  I.itteratur  zum  Artikel  „Arbeit  sn,t,  An  eis :  d)  Oe ff  ent- 
lieh* r  A  rheilsnarh  weit" . 

E.  Tritten,   Vorsteher  des  städtischen  Arbeitsamtes,  Hern. 
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Arbeitsnachweis:  b)  Arbeitsnachweis  der  Gewerbetreibenden. 

I.  Allgemeines.  —  II.  Gegenwärtiger  Zustand.        III.  Litteratur. 

I.  Allgemeines.  Im  Zeitalter  »irr  Zünfto  war  der  Arheitsnae  hwe  is  der 
Gewerbetreibenden  beruflich  gconlnct.  Nach  Aufhebung  der  Zunftordnungen 
schwand  auch  dieser  Zweig  gewerblicher  Fürsorge.  An  seine  Stelle  traten 
vorerst  teils  »Ii«-  private  gewerbsmässige  Stellenvermittlung,  teils  die  frei- 
willigen Bern  fsverbände  <hr  Arbeiter  und  der  Meister.  Auch  das  alt  - 
herkömmliche  «Umschauen»  blieb  bei  vielen  Berufsarten  bestehen  bis  aui 
den  heutigen  Tag.  Die  Na«  hteib'  dieses  Systems  sind  zwar  nicht  zu  verkennen: 
Zeitvergeudung.  Verleitung  zur  Hummelei  und  Landstreicherei:  aber  viele 
Handwerksmeister  begünstigen  das  « Umschauen ».  weil  sie  den  anzustellenden 
Arbeiter  persönlich  sehen  un»l  die  Arhcitshedingung»-n  mit  ihm  besprechen 
wollen.  Hei  der  siets  zunehmenden  Spezialisierung  <l«r  Ge  werbethätigkeit 
wollen  die  Meister  wissen,  in  welchen  Fertigkeiten  und  Herufs/ w eigen  »ler 
Anzustellende  besonders  bewandert  sei.  Sie  lieben  es  nicht,  den  ersten  besten 
vom  Na»  Ii weisbureau  ihnen  zugesehiekten  Stellensu»  henden  bedingungslos  ein- 
zustellen. Dies  der  (irund.  warum  das  «Umsehauen»  so  schwer  zu  beseitigen 
ist  und  «Ii»-  öffentlichen  und  gemeinnützigen  Arbeitsnachweise  last  nur  von 
Handwerksmeistern  aus  abgelegenen  Dörfern,  wohin  die  Handwerksburschen 
nicht  kommen,  fretjuentiert  werden.  Je  besser  die  Arbeitsnachweisanstalten 
sich  organisieren,  den  speziellen  Bedürfnissen  des  Handwerks  Rechnung  zu 
tragen  wissen,  desto  eher  wir»!  das  «Umschauen»  versehwinden.  Nicht  nur 
die  organisierten  Arbeiter,  sundern  alle  Arbeitsnachweisanstalten  bekämpfen 
dieses  alte  System.  Di«-  Regierung  des  Kantons  Aargau.  welche  ein 
bezügliches  Verbot  erlassen  hatte,  musstc  es  wieder  aufheben:  ein  solches 
v  erstösst  aiuli  gegen  den  Grumlsatz  der  ( lewerbefreiheit,  ist  also  unzulässig, 
namentlich  so  lange  der  Staat  nicht  im  stände  ist.  «'inen  allgemeinen  und  unent- 
geltlichen   \rbeitsnach weis  zu  organisie  ren. 

Der  früher  nebst  d«tn  «Umsehauen»  allgemein  übliche  Nachweis  in 
Herbergen  und  ( i  a  s  t  ha  u  s  e  r  n  seheint  schon  mit  Rücksicht  auf  die  damit 
verbundenen  Uebelsiande  und  Missbräuche  (Ausbeutung  »1er  Wanderburschen 
durch  die  Wirte.  Bestechlichkeit.  Verh-itung  zur  Konsumation  und  zu  langem* 
Verweilen),  sowie  mit  der  bessern  Organisation  d«*s  beruflichen  und  öffentlichen 
Arbeitsnachweises  allmählich  zu  verschwinden.  Viele  Herbergen  betreiben  unter 
dem  Mantel  der  Gemeinnützigkeit  und  Nächstenliebe  ein*'  gewissenlose  Aus- 
beuterei und  fördern  mit  ihrer  Propaganda  die  Heuchelei. 

Der  private,  gewerbsmässige  und  gemeinnützige  Arbeitsnachweis 
ist  unter  der  Konkurrenz  der  «Umschau»  und  der  Listen  der  Herbergen  und 
Gasthäuser  wenigstens  in  ehr  deutschen  Schweiz  von  den  Meistern  um! 
gewerblichen  Arbeitern  nie  so  stark  frequentiert  worden,  wie  z.  IL  in 
Frankreich. 

Aufeler  Landschaft  hat  der  mit  «1«  n  N  a  t  u ral  v  e  r p  f  1  e  g ungss  t  a  t  i o nen 
verbumiene  Arbeitsnachweis  nunmehr  die  Oberhand  gewonnen.  Die  Natuxal- 
verpllegung  ist  in  den  meisten  Kant»»nen  »'ingeführt,  in  vielen  gesetzlich 
geregelt.  Hin  interkantonaler  Verband  ist  bemüht,  gemeinsam  mit  den  Gewerbe- 
vereinen um!  Ortsbehörden,  die  sen  Arbeitsnachweis  zeitgemäss  zu  ordnen.  In 
zwei  Konferenzen  ( 1  HOS  99 )  wurden  be  zügliche  Beschlüsse  gefasst.  «Siehe 
hierüber  den  Artikel  « Naluralverpflegung » >.  Leider  fehlt  noch  eine  offizielle 
C  en t  ra I s t  e  1 1 e .  welche  für  alle  öffentlic  hem  und  gemeinnützigen  Arbeitsnach- 
weisanstalten de  s  ganzen  Landes  eine-  einheitliche  ständige  und  rasche  Ver- 
mittlung  aller   eingehenden    Angebote   und   tiesuche  und    »ine  Ausgleichung 
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allfälliger  U«"bersehüsse  von  Arbeitskräften  mit  dorn  anderwärts  bestehenden 
Mangel  an  solchen  schaffen  konnte.  Kine  bezügliche  Anregung.  übrigens  schon 
im  Jahr  1890  vorgebracht,  wurde  in  vorgenannten  Konferenzen  abgelehnt. 

Ein«*  stets  wichtigere  R'ille  im  Arbeitsnachweis  ehr  Gewerbetreibenden 
spielt  die  Presse.  Neben  der  Kachpresse,  welche  für  «-in/eine  Berufsarten 
fast  ausschliesslich  den  Arbeitsnachweis  besorgt,  sind  «'s  auch  einzeln«'  politische 
Tageszeitungen,  welche  hierfür  «  in  überliefertes  Monopol  besitzen.  Diese  Art 
des  Arbeitsnachweises  hat  viele  Vorzüge,  aber  auch  Nachteile  für  Arbeitgeber 
und  Arbeiter.  Namentlich  ist  si«-  für  b«-id«-  Teile  oft  kostspielig  und  zeit- 
raubend. 

In  Städten  mit  grosserer  Gew erbethätigkeit  haben  \«»rerst  die  organisierten 
Arbeit  »t  sich  des  Arbeitsnachweises  für  ihren  Beruf  zu  bemächtigen 
gesucht.  Di«-  Meister,  welche  eine  Beeinträchtigung  in  der  freien  Auswahl 
ihrer  Arbeitskräfte  sich  nicht  gefallen  lassen  wollen,  waren  auf  dem  Wege  der 
Abwehr  genötigt,  ebenfalls  eigenen  Arbeitsnachweis  einzurichten.  So  stehen 
vielerorts  für  den  gleichen  Beruf  die  Arbeitsnachweise  der  A  r  heil  erg  e  w  erk- 
schalten  und  der  M  e  i  s  t  er  v  e  rbä  nd  e  sich  feindlich  gegenüber,  während 
es  für  beide  Gruppen  erspriesslic  her  wäre,  «-inander  v  ert i -auens voll  die  Hand 
/u  gemeinsamer  Führung  einer  beruflichen  Arb«- itsnach w  eissbdle  zu 
reichen.  Nur  an  wenigen  Orten  ist  dies  gelungen.  Mancherorts,  z.  B.  in 
Hern.  Luzern  und  SchatThausen  haben  che  G«-werb«-vereine  die  Initiative 
«  rgriflen  ««der  freudig  mitgewirkt  an  der  Errichtung  o  f  I  e  n  1 1 i «  h  «■  r  Nachweis- 
bureaux.  Di«-  praktisch««  Erfahrung  zeigt  allerdings,  dass  allgemeine  Bureaux 
den  Bedürfnissen  «1er  <  Je  werbeiteihemh-n  nicht  genügen  und  zumeist  nur  von 
ungelernten  Arbeit«-™,  von  Dienstboten  und  Tagh'ihnern  benützt  werden.  Ein 
richtig  organisiert«T  Arbeitsnachweis  für  Gewerbe  und  Handwerk  ist  b««i  der 
Mannigfaltigkeit  der  Verhältnisse  und  Bedürfnisse,  bei  •  l*-r  zunehmenden  Arbeits- 
teilung und  Spezialisierung  d««r  Gcwerlxt  hätigk«- it  nur  unter  ständiger  Mit- 
wirkung und  Kontrolle  der  beruflichen  V  «■  r «« i  n  i  g  tm  gen  .  und  nur  für  jede 
einzeln«-  Berufsgrupp«*  gesondert  denkbar.  Die  <  -e n  t  r  a  I  i  s  i  er  t  «•  n  Berufs- 
verbände mit  lokah*n  /weigv««reinen  sind  als  die  z w«rckmässigsten  Organ»1 
für  Arb<-itsna«  hwts  anzusehen.  Kür  «lies«"  Aufgabe  Arbeitgeber  und  Arbeiter- 
verband»-  zu  gemeinsamer  Wirksamkeit,  eventuell  uni  er  neutraler  Kührung.  zu 
verständigen,  muss  vom  Standpunkte  ehr  Gew»'rb'-ir<-ibend«-n  aus  als  i<|<  al«  s 
Zi»l  der  Socialpolitik  angesehen  werden. 

Wir  sind  in  der  Schwei*  noch  weit  v  on  di«  .-«-in  Ziele  entfernt,  immerhin 
bestehen  erfreulich«'  Anfänge.  In  den  b-tzien  Jahr«:n  hat  die  <  »rganisation  des 
beruflichen  Arbeitsnachweises  sowohl  an  Ausdehnung  als  an  zweckmassiger 
Ausgestaltung  sichtbar«'  Kortsc  -hatte  »«rzielt  .  obschon  nur  wenige  dieser 
<  »rganisatiorvn  statistische  Aufzeichnung«-n  über  Krecpi'-nz  und  Erfolge  madn-n. 

H  Gegenwärtiger  Zustand.  leh«r  di<  beruflich«'!!  Arbeitsnachweise 
der  A  rb»"  i  t  geh  »•  r  konnten  wir  lolgencb's  in  Erfahrung  bringen: 

Kac  k  er.  Der  Sch w«'izeris«  he  Ba c  k  e  r me  i  s t  e r  v  »•  r  band  besitzt  noch  keine  n 
centralisierten  Arbeitsnachweis;  dagegen  haben  seine  Sektionen  Aarau.  Amris- 
wed.  Basel.  Bern,  L'haux-de-Konds.  Herisau,  Luzern.  Schaff  hausen,  Rorsc  ha«  h. 
St.  Gallen.  Winterthur  und  Züri«  h  eigene  Arbeitsnachweise  eingeführt,  deren 
Leitung  jeweilen  von  ein»-m  Vorstandsmitglied  besorgt  wird.  Angaben  über  die 
Krequcnz  dieser  Ortsnachweise  sind  nicht  «  rhältli«  h.  Kür  eine  Ve  rmittlung  wird 
vom  Meister  ««ine  Gebühr  von  Kr.  1  -  ««rhoben :  V«-rban<lstnitglied«r  zahlen 
weniger. 

Hi-rbrauer.     Kein  geregelter  Arbeitsnachweis. 
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Bin  hbindcr.  Oer  B  uc  Ii  b  i  n  «I  e  i  mc  i  s  t  er  v  er  e  i  n  Zürich  bezweckt  laut 
Statuten  u.  .1.:  <  ( iemeinsc  haftliche  Verabreichung  eines  Geschenkes  an  zureisendc 
Arbi  iter.  sowie  Placierung  derselben  bei  den  Mitgliedern  und  solchen,  die  sich 
dem  Arbeitsnachweis  angeschlossen  haben.»  Die  Mitglieder  zahlen  zu  diesem 
Zwek  einen  Jahresbeitrag  von  Fr.  6.  auswärtige  Meister  für  jede  Eintragung  Fr.  1: 
Arbeitern  wird  nichts  berechnet.  Für  Vereinsmitglieelcr  ist  die  Benützung 
des  Arbeitsnachweises  obligatorisch.  Fr  wird  aus  beinahe  allen  Schweizer- 
kantonen und  dem  Auslände  frequentiert  und  von  einem  durch  den  Verein 
gewählten  Mitgliede  <z.  Z.  gratis»  besorgt,  der  hierfür  eine  Entschädigung 
beanspruchen  kann.  Durchreisende  Gehülfen  erhalten  eine  «Umschaukarte» 
und  im  Falle  ihnen  keine  Arbeit  \  erschallt  w  erden  kann,  ein  Geschenk  von 
SM  Cts.         Frequenz  (ohne  Durchreisende): 


1  SMS 

1 899 

1 900 

1901 

Arbeitsangebote 

M5 

141 

144 

12h 

Stellengesuche 

1  25 

IIS 

117 

151 

260 

2  SM 

261 

217 

Ausgeteilte  Geschenke 

1  SM 

• 

1 00 

wo\on  an  Ausländer 

IIb 

• 

S2 

Buchdrucker.  Der  Verein  schweizerischer  Buch  «Iruc  kc  rei- 
besitzer  hat  den  Arbeitsnachweis  durch  Regulativ  von  1895  für  die  ganze 
Schweiz  einheitlieh  geregelt.  Die  (.'entralstellc  in  Hern  und  eine  Filiale  in 
Zürich  werden  durch  Verbandsmitglieder  geleitet.  Der  Arbeitsnachweis  ist 
für  Vereinsmitglieder  und  alle  Gehülfen  unentgeltlich,  für  dem  Verein  nicht 
angehörende  Prinzipale  gegen  Koutroll  -  und  Auskunftsgebühr  von  SO  Cts. 
nebst  Porto.  Jede  Woclo-  versendet  die  Centraistelle  ein  Bulletin  an  alle 
Buchdruckereien  und  andere  Interessenten  unentgeltlich:  dasselbe  wird  in  den 


Arbeitslokalen  affie  liiert. 

Frequenz:  1S9S  1S99  1900  1901 

StellenoiVerten  2h0  XU  442  M  2 

Stellengesuche  9»,S  9S2  122S  1SS0 


Laut  Bericht  der  Centraistelle  war  1899  der  Mangel  an  Setzern  ein 
besorgniserregender:  von  den  Stellensuchenden  war  nur  ein  ganz  kleiner  Teil 
konditionslos.  die  meisten  suchten  bessere  Stellung;  die  Einführung  von  Setz- 
maschinen gebe  durchaus  keinen  Grund  zu  Befürchtungen  wegen  Arbeits- 
losigkeit und  Ceberfluss  von  .Setzern. 

Coilfeurs.  Der  Schweizerische  C  oi  I Ten  r  -  V  erband  hat  offizielle 
Placierungsbureaux  errichtet  in  Neuenburg.  Zürich  und  Basel  und  ein  bezügliches 
Regleme  nt  (Nov.  (>«h  erlassen,  wonach  diese  Burcaux  für  sämtliche  Verbands- 
mitglieder  obligatorisch  sind.  Gebühren:  Für  Mitglieder  mit  1—2  Gehülfen 
Fr.  S  per  Jahr,  mit  und  mehr  (iehülfen  Fr.  10  per  Jahr;  für  Nichtmitgliedcr 
für  jedes  Placement  Fr.  S:  für  Aushülfeplacement  SO  Cts.  bis  Fr.  1.  Für 
Gehülfen  SM  Cts.  Einschreibegebühr.  Ein  Gehülfenbuch  ist  gratis  und  obliga- 
torisch: in  dasselbe  werden  Ein-  und  Austritte  mit  Zeugnis  eingetragen. 

Gärtner.  Der  Schweizerische  Handclsgärt  ncr- Verband  besitzt 
einen  centralisiert  en  neutralen  Arbeitsnachweis  für  die  ganze  Schweiz  in 
seinem  Vereinsorgan  « <  MVertcnblatt  für  Gartenbau»  (Solothurn).  Gebühren: 
Die  Insertioiiskosten.  Starke  Frequenz  im  Frühling  und  Herbst.  Ferner 
besorgen  zwei  Samenhandlungen  in  Zürich  unentgeltlichen  Arbeitsnachweis. 
Eine  Arbeitsnachweis-Stelle«  der  organisierten  Gärtncrgehülfcn  in  Zürich  ist 
mangels  Frequenz  einge  gangen. 
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Goldschmiede.     Kein  geregelter  Arbeitsnachweis. 

Hafner.  Im  Schweizerischen  1 1  a  I  n  e  rm e i  s  i  «•  r -  V  e r ba  ml  besteht 
kein  einheitlicher  Arbeitsnachweis:  die  Arbeitsvermittlung  erfolgt  meistens 
durch  die  stadtischen  Arbeitsnachweisbureauv. 

Kaminfeger.  Der  Vorstand  des  kantonalen  Ka  min  fe  germcist  er- 
Verbandes in  Hern  hat  für  den  Kanton  Hirn  «inen  Arbeitsnachweis  für 
Arbeiter  und  Lehrlinge  eingerichtet.  Durchschnittlic  he  Krequcnz :  M)  Offerten 
per  Jnhr.  Kür  Mitglieder  und  Stellensuchende  gratis.  Niehtmitglicder  zahlen 
Fr.  I.  50  zum  Voraus. 

Konditoren.  Der  Schweizerische  K  o  u  d  i  t  o  r  e  n  v  er  ba  nd  hat  sein 
ständiges  Sekretariat  (z.  Z.  in  Hasch  zugleich  als  Uentralstellenvcrmiulungs- 
burcau  eingerichtet;  Kilialen  bestehen  nicht.  Vermittlungsgebühren:  für 
Verbandsmitglieder  Kr.  1.50,  Nicht  vrbandsmitglie'der  Kr.  2.  ,  Gehülfen  Kr.  1. 
(Unbemittelte  erhalten  kostenlose  Auskunft.)  Ks  werden  nur  solche  Gehülfen 
berücksichtigt,  die  eine  regelmässig«-  Lehrzeit  bestanden  haben:  in  Bäckereien 
konditionierende  Gehülfen  sind  ausgeschlossen.  Knquenzangaben  sind  nicht 
erhältlich.  Weitaus  die  meisten  Otlerten  und  Gesuche  werden  übrigens  durch 
Annoncen  im  Vereinsorgan  <  S«  h weizeris«  lies  Konditorenblatt »  (Hasel)  vermittelt. 

Lithographen.     Ke-in  geregelt«*!-  Arbeitsnachweis. 

Maler.  Die  Arbeitgeber  haben  keine  eigene  Arbeitsnac  hweisstelle:  einzelne 
benützen  den  Arbeitsnachweis  des  l'ae  h\ ercins  der  Malergchülfcn  in  Zürich. 

M  e  s  s  e  r  s  c  h  m  i  e  d  e.  Der  S  c  h  w  e-  i  z  «•  r  i  s  <  h  e  M  e  s  s  e  r  s  c  h  m  i  e  d  e  v  e  r  b  a  n  d 
hat  eitlen  neutralen  kostenfreien  Arbeitsnachweis  eingerichtet,  der  z.  Z.  von 
einem  Vurstandsmitglb-ele  in  Schaphausen  unentgeltlich  geführt  wird.  Durch- 
schnittlich per  Jahr  ca.  1 2  StcllenotVerten  und  ca.  10  Gesu«-he,  aus  der  Schweiz 
und  dem  Auslande. 

Parqucteric.     Kein  geregelter  Arbeitsnachweis. 

Sc  h  uh  ma  <:  h  e  r.  Der  S c h  w «•  i  z  «•  r  i  s c  h  e  Sc  h  u  h  mae  h  er  m  e  i  s  t  e  r  v  «-rein 
hat  im  Jahre  1S«>S  versucht,  den  Arbeitsnachweis  in  seinen  Sektionen  zu 
regeln:  in  einer  bezüglichen  l'iufrage  sprach  sich  die  Mehrheit  für  bezirks- 
weise1 ( >rganisation  aus,  aber  die  Ausführung  des  Beschlusses  scheiterte  an 
mancherlei  Schwierigkeiten.  Die  Sektionen  der  Städte  Hasel.  Hern.  Genf  und 
Zürich  haben  eigene  Nachweisstellen  errichte  t,  auf  dem  Land  behilft  man  sich 
mit  den  allgemeinen  Arbeitsnac  hwe  isen  «1er  Natur alv«-r  pflegungsstationcn,  die 
nicht  immer  befriedigend  funktionieren.  Der  Mangel  an  tüchtigen  Arbeitern 
ist  su  gros«.,  «lass  solche  selbst  unter  den  günstigsten  Umständen  mittelst 
Arbeitsnac  hweisen  «»der  Annoncen  nicht  zu  linden  sind.  Die  noch  vorhandenen 
Ruten  Arbeitskräfte  verbleiben  in  den  grossen  Städten. 

Uhrmacher.  In  der  Schweiz  haben  die  «  Rhabilleurs  >  keinen  organi- 
sierten Arbeitsnachweis.  Nach  altem  Herkommen  vermitt«  In  die  Kournitüren- 
händh-r  so\v«dil  den  Prinzipalen  aU  Gehüllen  unentgeltlich  Stellen.  Kerner 
werden  die  Organ«-  des  Verbandes  Schweizerischer  Uhrmacher  («Schweize- 
risches Uhrmac  herjournal  »  in  Züric  h  und  «Schweizerische  Uhrmacher-Zeitung > 
in  Romanshorn)  fleissig  zu  Offerten  im  Annon«  enteile  benützt.  Auch  wird  die 
Uentndgeschäftssl«  lle  des  deutschen  Uhrmacher-Gehilfen- Verbandes  in  Herlin, 
welch«-  ein  'Bulletin  für  kostenfreie  Stellenvermittlung  im  Uhrmachergewerbe 
des  In-  und  Auslandes  herausgiebt  .  \on  schweizerisc  hen  Prinzipalen  und 
Gehülfen  öfter  in  Anspruch  genommen. 

In  den  Statuten  der  schweizerischen  Berufsverbände  der  Bürsten- 
fabrikanten, der  Ku  p  ferschmiedemei  st  er  und  der  Metzger  ist  die 
Errichtung  von  Arbeitsnachweisen  vorgesehen,  über  die  Wirksamkeit  solcher 
jedoch  nichts  bekannt. 
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Arlicitsnai  hwcis  für  junge  Hand  w  erker.  Unter  diesem  Titel  hat 
der  Schweizerisc  he  Gewcrbeverein  im  Jahre  1894  «-inen  Arbeitsnachweis  für 
solche  junge  Handwerker  organisiert,  welche  eine  Lehrlingsprüfung  mit  Erfolg 
bestanden  haben  und  sich  bei  einem  tüchtigen  Meister  weiter  auszubilden 
wünschen.  Dieser  Arbeitsnachweis  wird  vom  Sekretariate  des  Schweizerischen 
Gewerbevereins  unentgeltlich  besorgt,  und  zwar  mittels!  der  Kachpresse:  die 
Insertionskosten  iH.>ernimmt  die  Vereinskassc.  Leider  wird  die  Einrichtung  zu 
wenig  benützt. 

Vorstehende  Angaben  beweisen  uns,  dass  die  bestehenden  Arbeits- 
nachweise, seien  sie  öffentlich  und  gemeinnützig  oder  privat  und  beruflich, 
den  Bedürfnissen  nicht  genügen  und  dass  «-ine  Reform  sehr  notwendig  und 
zeitgemass  wäre.  Gemeinnützige  und  berufliche  Vereinigungen  vermögen  nicht 
alles.  Der  Staat,  beziehungsweise  der  Hund  sollte  teils  durch  eine  rationelle 
Gesetzgebung,  teils  durch  thatkräftige  Unterstützung  mit  Hülfe  der  Kantone 
und  Gemeinden  eingreifen. 

HI.  Litteratltr.  „Gewerbliche  Zeitf ragen" ,  herausgegeben  vom  Schweizerisches 
Gewrrbeverein.  XZW  lieft:  lle rieht  und  Gutachten  an  da*  Schweiz.  Industriedeparte- 
ment betr.  Arbeitslosigkeit  und  Arbeitsnachweis,  erstattet  vom  Cetttralz<or  stand  des 
Schweiz.  Gewerbevereins,  /Syo. 

Wemer  Krebs,  Schweizerischer  Gewerbesekretär,  Zier». 

Arbeitsnachweis:    c)  Gewerkschaftlicher  Arbeitsnachweis. 

Siehe  darüber  den  Artikel  :  <  G  e  \>  e r k  s <  h  a  1 1  s  |> e  w  e  g  u  n  g  >. 

Arbeitsnachweis:  dl  Oeffentlicher  Arbeitsnachweis. 

1.  Bedeutung  des  öl  f «?  n  tl  ii  he  n  Ai  Ix-itsnach  weises.  —  II.  G esch ich il ich* s: 
1.  St.  fiallen ;  2.  Bun;  3.  Basel:  4.  Schatfhausen ;  5.  Biel:  (>.  Winterthur :  7.  Zürich: 
H.  Stellungnahme  des  Schweizerischen  Stadteverbandes ;  9.  Stellungnahme  des  Bundes.  — 
III.  Organisation.  — -  IV.  Statistische  Ergebnisse.  —  V.  Sch  1  uss  be  m  e  r  k  u  ngen. 
VI.  Lilteratut. 

I.  Bedeutung  des  öffentlichen  Arbeitsnachweises.  Unter  den  Mass- 
nahmen, welche  in  den  letzten  Dezennien  von  Staat  und  Gemeinde  ergriffen 
wurden,  um  die  sich  allenthalben  in  grösserem  oder  geringerem  Umfange 
geltend  machende  Arbeitslosigkeit  zu  verringern,  nimmt  die  öffentliche  Regelung 
der  Arbeitsvermittlung  eine  hervorragende  Stelle  ein.  Durch  die  bezüglichen 
Veranstaltungen  wird  allerdings  die  Arbeitsgelegenheit  in  jenen  Fällen,  in 
welchen  das  Angebot  an  Arbeitskraft  die  Nachfrage  nach  derselben  über- 
steigt, keineswegs  erweitert.  Zuweilen  entsteht  jedoch  Arbeitslosigkeit  trotz 
genügender  Arbeitsgelegenheit,  und  zwar  in  erster  Linie  deswegen,  weil  es 
tlen  Interessenten  an  einer  Uebersiclu  über  die  momentane  Lage  des  Arbeits- 
marktes mangelt.  Diese  Uebersiclu  zu  verschaffen,  ist  eine  der  vornehmlichen 
Aufgaben  des  Arbeitsnach  wejsrs.  Derselbe  bringt  die  offenen  Stellen  zur 
Kenntnis  der  Beschäftigungslosen  und  diese  wiederum  zur  Kenntnis  derjenigen, 
welche  Arbeiter  anzustellen  wünschen.  Auf  solche  Weise  wird  für  den  Be- 
schäftigungslosen die  Möglichkeit,  passende  Arbeit  zu  linden,  wesentlich  erhöht. 
Der  Arbeitsnachweis  jvt  aber  in  der  Lage,  die  Arbeitsgelegenheit  in  gewissem 
Sinne  auch  absolut  zu  vermehren.  Nicht  sehen  werden  Unternehmungen  des- 
wegen lallen  gebissen,  weil  bei  den  m  Betracht  kommenden  Kaktoren  die 
Gewissheii   fi-hh.  die  nötige  Zahl  von  entsprechenden  Arbeitskräften  zusammen- 
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bringen  zu  können.  Ist  hingegen  eine  zu\ «  rlässige  l «bcrsicht  über  die  ver- 
fügbaren Kräfte  vorhanden,  so  wird  dem  Unternehmungslustigen  der  Entschluss 
leichter  gemacht  und  kann  gegebenen  Kalls  zur  Neuschaffung  von  Betrieben 
geschritten  werden. 

Nicht  jeder  Arheitsnach weis  ist  jedoch  in  der  Lage,  dir  gekenn- 
zeichneten Vorteile  in  gewünschtem  Mass«'  zu  gewähren.  Ks  b«dnrl  hierzu 
einer  besonderen  Organisation,  deren  Durchführung  nur  beim  öffentlichen 
Arbeitsnachweis  möglich  zu  sein  scheint.  Die  ge  w  erbsmässi  ge  Arbeits- 
vermittlung sieht  in  erster  Linie  auf  ihren  eigenen  Nutzen  und  kann  schon 
deswegen  nicht  als  sozialpolitische  Veranstaltung  in  Betracht  kommen.  (Vcrgl. 
den  Artikel  «Arbeitsnachweis:  a>  die  privaten  IMacierungsbureaux »).  Die 
privaten  Placierungsbureaux  stehen  in  der  Regel  unter  einander  in  keiner 
Verbindung  und  sind  nicht  in  der  Lage,  den  Interessent  et)  eine  irgendwie 
ausgedehnte  L'ebersicht  über  die  einschlägigen  Verhältnisse  zu  verschaffen; 
das  eigene  Interesse  würde  in  diesem  Kalle  eine  dauerhalte  Verbindung 
mit  einem  Konkurrenzgeschäft  auch  nicht  zulassen.  Die  Arbeitsnachweise 
der  Be  ru  f  s  ve  rbä  nde  der  Arbeiter  und  der  Gewerbetreibenden  sind  vielfach 
Kampforganisationen  und  besitzen  daher  nur  selten  das  Zutrauen  der  anderen 
Partei,  weshalb  es  ihnen  kaum  je  gelingen  dürfte,  den  Vermittlungsdienst  in 
vollem  Umfange  in  ihre  Hände  zu  bekommen.  iVergl.  die  Artikel:  «Arbeits- 
nachweis: b)  der  Arbeitsnachweis  der  Gewerbetreibenden»  und  «c)  der 
Gewerkschaft  liehe  Arbeitsnachweis»!.  Die  von  W  o  h  1 1  hä  t  i  g  k  e  i  t  s  g  e  s  e  1 1  - 
srhaften  oder  A  rmen behör d e n  veranstalteten  Arbeitsvermittlungsstellen 
werden,  weil  ihnen  eben  der  Charakter  der  Wohlthätigkeit  anhaftet,  wohl 
kaum  viel  Stellensuchende  aus  den  Reihen  der  selbstbewussten  Arbeiterschaft 
heranziehen  können.  Was  endlich  den  Arbeitsnachweis  der  Naturalver- 
p  f  I  e  gu  n  g  ss  t  a  t  i  on  en  anbelangt,  so  ist  derselbe  schon  deswegen,  weil  er 
hauptsächlich  für  die  Wanderarbeiter  in  Betracht  kommt,  kaum  geeignet,  einen 
nennenswerten  Einfluss  auf  den  Arbeitsmarkt  auszuüben.  (Vergl.  den  Artikel 
<  Natural  Verpflegung  ».» 

Ganz  anders  liegen  die  Verhältnisse  beim  öffentlichen  Arbeitsnachweis, 
unter  welchem  die  bezüglichen  von  Staat  hezu.  Gemeinde  ins  Leben  gerufenen 
Organisationen  verstanden  werden.  Werden  von  diesen  öffentlichen  Körper- 
schaften Arbeitsnachweisstellen  errichtet,  so  geschieht  dies  ausschliesslich  aus 
sozialpolitischen  Rücksichten,  indem  das  Interesse  der  Allgemeinheit  die  Ergrei- 
fung derartiger  Massnahmen  erheischt.  Von  irgend  welcher  Uebervorteilung  der 
Interessenten  kann  dabei  naturgemäss  keine  Rede  sein.  Der  Arbeiter  wie  der 
Gewerbetreibende  haben  bei  zweckmässiger  Ausgestaltung  des  Arbeitsnach- 
weises keine  Ursache,  demselben  mit  Misstrauen  zu  begegnen.  Die  gleichmässige 
Teilnahme  der  Arbeiter  und  der  Gewerbetreibenden  an  der  Verwaltung  des 
Arbeitsnachweises  garantiert  für  beide  Teile  die  Unparteilichkeit  desselben. 
Als  Staats-  oder  Gemeindeinstitut  steht  der  Arbeitsnachweis  allen  Interessenten 
zur  Verfügung,  ohne  dass  diejenigen,  welche  die  Dienste  desselben  in  Anspruch 
nehmen,  in  ihren  Gefühlen  irgendwie  verletzt  oder  in  ihrem  Ansehen  herab- 
gedrückt würden.  Alle  diese  Momente  befähigen  den  öffentlichen  Arbeitsnach- 
weis, seinen  Wirkungskreis  auf  immer  weitere  Berufsschiehten  und  Landesteile 
auszudehnen  und  dadurch  einen  entsprechenden  Ueberbliek  über  die  Lage  des 
Arbeitsmarktes  zu  gewinnen. 

Die  Vorteile,  welche  die  öffentliche  Organisation  des  Arbeitsnachweises 
bietet,  liegen  so  sehr  auf  der  Hand,  dass  es  wirklich  wunderlich  erscheint,  warum 
bis  jetzt  dieselbe  sich  noch  immer  in  ziemlich  bescheidenen  Grenzen  bewegt. 
Im  allgemeinen  ist  wohl  die  Hauptursache  darin  zu  sehen,  dass  der  mit  dem 
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«»ffcnlliehen  Arbeiisna«  h weis  konkurrierende  Arbeitsnachweis  der  Berufsorgani- 
sationen auch  Nchenzw«  cke  zu  verfolgen  geeignet  ers«heint.  welch«;  die 
betreffenden  Berufsgruppen  nicht  ohne-  wcit«res  preiszugeben  gewillt  sind. 
In  /weiter  Linie  dürfte  die  namentlich  in  Kreisen  der  Gewerbetreibenden  weit 
verbreitete  Ansicht  massgebend  sein,  wonach  eine  /weckentsprechende  Arbeits- 
vermittlung nur  v«m  Herufskundigen  vorgenommen  werden  könne,  eine  Ansicht, 
die  gewiss  Beachtung  verdient,  der  aber  auch  der  öffentliche  Arbeitsnachweis 
durch  bezügliche  Vorkehrungen  zu  entsprechen  in  der  Lage  sein  dürfte. 

Iti  der  Schweiz  speziell  mögen  in. «eh  andere  Umstände  die  langsame 
Entwicklung  des  öffentlichen  Arbeitsnachweises  bewirkt  haben.  In  erster 
Linie  waren  es  die  Bestrebungen  zur  Einführung  der  Kranken-  und  Unfall- 
versicherung, welche  die  öffentliche  Meinung  lange  Jahre  hindurch  in  hervor- 
ragendem Masse  beschäftigten:  angesichts  der  Kosten,  welche  für  Bund  und 
Kantone  mit  dieser  Versicherung  voraussichtlich  verbunden  waren,  konnte 
man  vorderhand  diesen  Körperschaften  kein«-  weiteren  Opfer  zumuten,  um 
nicht  «las  gedachte  Werk  zu  gelährd«-n.  l  erner  wollte  man  erst  di<-  Schritte 
abwarten,  die  der  Bund  selber  in  Sachen  des  öffentlichen  Arbeitsnachweises 
thun  würde,  der  ja  auf  Grund  einer  im  Nationalrate  1894  erheblich  erklärten 
bezüglichen  Motion  eine  Encpicte  über  diesen  Gegenstand  veranstaltete  und 
au  die  Bundesversammlung  entspr<ch«n«lc  Anträge  stellen  sollte  «Vergl.  den 
Artikel  «  Arbeit slosigkeit » ).  Auch  di<-  Bew  egung  zu  Gunsten  der  Einfuhrung 
der  Arbeitslosenversicherung,  die  im  lel  zten  Jahrzehnt  in  verschiedenen  Stadien 
lebhaft  hervortrat  (Vergl.  d«-n  Artikel  «  Arbeitsh<senvcrsi<  herung  > ) .  lenkte 
zunächst  die  Aufmerksamkeit  von  der  Frage  tlcs  öffentlichen  Arbeitsnach- 
weises ab.  Die  Keglemente  betreffend  die  Arl>eits|<.senv«.-rsich«-rung  nahmen  /war 
die  Arb«-ils\ ermitttung  in  den  Bereich  der  Wrwaltungsthätigkeit  «ler  betreffenden 
Institute  auf.  allein  dieselbe  spielt«'  eine  durchaus  untergeordnete  Rolle  und 
man  dachte  wenig  daran,  sie  zw«'ckentspr«-chcn<l  auszugestalten.  Mit  dein 
Zusammenbruch  der  \ rh«'it ^«»senversj.  herung,  bezw.  mit  «ler  Verwerfung  der 
bezüglichen  Projekte  Helen  auch  die  spezudlen  Veranstaltungen  b«-treff«  nd  d«n 
Arbeitsnachweis  dahin,  und  es  b«>durfte  eines  besond«-ren  Anlasses,  wie  es  z.  B. 
in  Züri«  h  der  Fall  war,  um  die  Frage  de*  öffentlichen  Arbeitsnachweises 
wieder  in  den  Vordergrund  zu  rücken. 

II.  Geschichtliches.    I.  St.  Gaixf.n.    Der  Stadt  St.  Gallen  gebührt  das 
Verdünnst,  zuerst  die  Errichtung  eines  öffentlichen  Arbeitsnachweises  versucht 
zu  haben.    Alh-rdings  w,-ir  die  St.  Galler  Anstalt  kein  reines  Gem«ind«'-lnslitut. 
allein  die  Gründung  sowohl  als  die  Leitung  desselben  stand  unö  r  der  l'r«  »tektinn 
der  Gemeindebehörden,    welche  auch  «-inen   namhaften  Beitrag  zu  den  Kosten 
leisteten.    Angenagt   wunle  di«'  Frage  im  Jahre   1885  dun  h  eine  v«»m  dortigen 
G  e  w  c  r  1)  e  \  er  ei  n    «lein    G«'tneindcrate    eiliger«  .■ich««'    Petition    um  Errichtung 
eines  städtis«hen  Arbeit snach weisbup-aus.    Auf  Betreibung  von  Dekan  Kambh 
fand  der  Gedanke  bahl  auch  in  den  Kreisen  der  Gemeinnutzigen  Gesellschaft 
Anklang.     D«  r  Gemeinderat.  «ler  sich  «laraut  mit  «b  r  Sa«  he  befasste,  beschloss 
jed(»(  h.  «lein  zu  gründemlen  Institut«-  eine  angemessene  Subvention  in  Aussicht 
zu  st«-||en,  die  Gründung  und  (Organisation  derselben  aber  «ler  zuletzt  genannten 
Gesellschaft  zu  üb«'rlassen.     Diese  ergriff  nun  «lie  Initiative  zur  Veranstaltung 
einer    D«'l«'giertenversajnmlung    aus    Abgeordneten    aller    interessierten  Bevöl- 
kerungskreis« .    wel«-h«'   Versammlung    thatsä«hli«h    am   24.  März    1887  statt- 
fand   und    neben    der   Gemeinnützigen   Gesellschaft    auch    vom    Gem«'in«b  rat. 
«lern  G'-werbe-  und  I  land  w«-rkerv«'rein,  der  Arbeit«  runion.  «lein  Arbeit  crinnen- 
verein.    d«m   Verein    d«r   Fr«un«linne  n    jung«r    Mädchen    und    der    St.  Galler 
Sektion    d«-s    Schweizerischen    Frauenverban«l«  s    beschi«  kl     wunle.  Daselbst 
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wurden  dir  Grundlagen  de»  zu  errichtenden  Arbeitsnachweisbureaus  festgestellt 
und  beschlossen,  nach  Einholung  der  Genehmigung  der  Statuten  durch  die 
beteiligten  Vereine,  dasselbe  ins  Leben  treten  zu  lassen.  Die  Eröffnung  des 
Bureaus  fand  noch  im  gleichen  Jahre  am  14.  November  statt.  Die  Hoffnungen, 
welche  man  in  dieses  Institut  setzte,  erfüllten  sich  jedoch  nicht.  Schon  der 
erste  Jahresbericht  klagt  darüber,  dass  die  männliche  Abteilung  der  Anstalt 
hauptsächlich  unqualifizierte  Arbeit  zu  vermitteln  habe,  während  das  Hand- 
werk nach  wie  vor  sich  der  Umschau  oder  spezieller  Gewerbenachfragestellen 
hedienc:  in  ahnlichen  Klagen  ergehen  sich  auch  die  folgenden  Jahresberichte; 
überdies  nahm  die  Zahl  der  Leute,  welche  die  Dienste  des  Bureaus  in  Anspruch 
nahmen,  von  Jahr  zu  Jahr  merklich  ab,  so  dass  man  schliesslich  dazu  kam, 
die  männliche  Abteilung  im  Jahre  1890  aufzuheben;  die  weibliche  Abteilung 
wurde  im  darauffolgenden  Jahre  der  « Hülfsgesellschaft  >  überantwortet. 

2.  Bern.  Das  Zweitälteste  öffentliche  Arbeitsnachweisbureau  ist  das- 
jenige von  Bern.  Am  13.  Februar  1887  richteten  die  Vorstände  der  bernischen 
Arbeiterpartei  und  des  bernischen  Grütlivereins  neben  den  Vorständen  von 
acht  anderen  Arbeiterorganisationen  an  den  Stadtrat  ein  Schreiben,  in  welchem 
unter  Hinweis  auf  die  alljährlich,  namentlich  zur  Winterszeit  sich  einstellende 
Arbeitslosigkeit  von  grösserem  Umfange  verlangt  wird,  «dass  eine  ständige, 
mit  öffentlichem  Charakter  bekleidete  Stelle  geschaffen  werde,  deren  aus- 
schliessliche und  einzige  Aufgabe  es  wäre,  zur  wirksamen  und  gründlichen 
Bekämpfung  des  Uebelstandcs  den  Behörden  und  dem  Volke  möglichst  sichere 
Daten  über  den  jeweiligen  Umfang  der  Arbeitslosigkeit  und  über  den  Gang 
dieser  socialen  Erscheinung  im  Laufe  der  Jahre  zu  geben,  sowie  allfällig 
vorhandene  Arbeit  den  Arbeitslosen  in  der  einfachsten  und  zweck- 
mässig »ten  Weise  zu  vermitteln.»  Die  Ausführung  dieses  Gedankens 
darbten  sich  die  Petenten  folgendermassen : 

«  1.  Die  Gemeinde  Bern  errichtet  ein  ständiges  Arbeitsloscnbureau  und  wirft  hierfür,  neben 
Ar. Weisung  eines  passenden  I-okals,  einen  gewissen  jährlichen  Kredit  (vielleicht  von  Fr.  3—  4000)  aus. 
2.  Dies.?*  Bureau  wird  durch  einen  Beamten  verwaltet,  welcher  von  den  Arbeitervereinen  der  Stadt 
/o  wählen  und  durch  den  Gemeir.derat  zu  bestätigen  ist.  Wir  halten  die  Wahl  durch  die  Arbeiter- 
schaft deshalb  für  zweckmassig,  weil  erfahrungsgemäss  derartige  BesUebungen,  wie  die  hier  in  Frage 
i'.e£er.cie.  oft  daran  scheitern,  dass  besonders  die  ärmere  Klasse  der  Bevölkerung  eine  gewisse  Abneigung 
ur.tl  ein  gewisses  Misstrauen  gegen  « Amtsstellcn  »  hat  und  solchen,  wenn  irgend  möglich,  lieber  fem 
Müht.  Volles  Vertrauen  seitens  der  Arbeitslosen  ist  aber  für  die  Gewinnung  sicherer  Angaben, 
wrkrhe  sich  nicht  immer  kontrollieren  lassen,  hier  höchst  notwendig.  Der  Beamte  muss  von  der 
Arbeiterbevölkeiuiig  als  Vertrauensmann  angesehen  werden.  3.  Die  Einschreibung  der  Arbeitslosen, 
die  Entgegennahme  von  Arbeitsangeboten  seitens  Privater  und  Korporationen,  welche  im  Falle  sein 
eilten,  Arbeitslose  zu  beschäftigen,  sowie  der  Nachweis  und  die  Vermittlung  von  Arbeit  müssen 
vollkommen  unentgeltlich  geschehen.  Durch  dieses  Mittel  allein  ist  es  zu  erreichen,  dass  das  amtliche 
Arbeitsnachweisungsbureau  möglichst  von  allen  Arbeitslosen  und  Arbeilgebern  benutzt  wird.  Das, 
beinnders  das  erstere,  ist  aber  für  die  Statistik  unerlässlich.  4.  Ks  muss  das  Arbeitsloscnbureau  in 
einer  möglichst  weitherzigen,  nicht  nach  der  Polizei  riechenden  Weise  geführt  werden,  bei  allem 
Beitreben,  möglichst  genaue,  eingehende  und  sichere  Daten  von  den  sich  Anmeldenden  zu  erhalten. 
Dabei  wären  al>er  die  dienlichen  Amtsstcllen  der  Gemeinde  anzuweisen,  auf  Requisition  des  Beamten 
unentgeltliche  amtliche  Auskunft  zu  geben.  5.  Unterstützungen  dürfen  von  dem  Bureau  nicht  ver 
ibfolgt  und  auch  nicht  vermittelt  werden.  Dieser  Grundsatz  ist  notwendig,  weil,  wie  die  Erfahrung 
gelehrt  hat,  die  Aussicht  auf  eine  Unterstützung  zu  Anmeldungen  von  Personen  führt,  die  in  Wirk- 
lichkeit nicht  arbeitslos  sind  und  weil  der  Charakter  einer  Wohlthätigkcitsanslalt  vorsichtig  fern  zu 
Halten  ist.    Ks  soll  das  Arbeitslosenbureau  kein  Arinenbureau  Nr.  2  werden.» 

Am  15.  April  desselben  Jahres  überwies  der  Stadtrat  diese  Petition  dem 
Gemeinderatc  zur  Untersuchung  und  Antragstellung  und  dieser  setzte  seiner- 
seits zu  diesem  Zwecke  am  2.  Mai  eine  Fachkommission  ein,  die  am  13.  Mai 
ihre  Arbeiten  begann.  Schon  am  5.  Mai  richtete  der  Handwerker-  und 
Gr  werbe  verein  des  Amtsbezirks  Bern  an  den  Gcmeinderat  ein  auf  die  Angele- 
genheit bezugnehmendes  Schreiben,  in  welchem  u.  a.  folgendes  zu  lesen  ist  : 
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>  In  Bezug  der  Wünschbarkeit  und  Zweckmässigkeit  eines  solchen  Bureaus  wollen  wir  dco 
Verhandlungen  der  Kommission  keineswegs  vorgreifen.  Dagegen  tragen  wir  gegen  den  in  der  citierttn 
Eingabe  enthaltenen  Passus,  dass  « der  Vorsteher  dieses  Bureaus  ein  Vertrauensmann  der  Arbeiter  • 
sein  solle,  wohl  ganz  begründete  Bedenken.  Ein  Bureau  mit  dieser  Organisation  wiire  ein  geeignet« 
Mittel  zur  Propagamla  für  die  Arbeiterverbindungen.  Alle  zugereisten  und  ansä>sig?n  Arbeitsuchenden 
gingen  durch  die  Hände  des  Vertrauensmannes  > ;  sie  könnten  bei  diesem  Anlass  bearbeitet  oder 
ganz  willkürlich  auch  abgeschol>en  werden.  Mit  der  gleichen  Willkür  könnte  man  unbeliebigen 
Meistern  Arbeiter  vermitteln,  oder  auch  nicht ;  man  konnte  ihnen  Arbeiter  entziehen  und  weiter 
placieren  und  so  Aehnliches  mehr.  Nach  verschiedenen  Richtungen  kannten  <\\  unvorhergesehen» 
Konsequenzen  entstehen,  deren  Tragweite  man  heute  nicht  bemessen  kann  Eines  ist  jedoch  sich«, 
dass  damit  der  Zwietracht  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  Vorschub  geleistet  würde.  Sie 
werden  nun,  hochgeehrte  Herren,  mit  uns  einig  gehen,  dass  eine  gegenseitige  Bekämpfung  von  Arbeit- 
gebern und  Arbeitnehmern  nicht  der  richtige  Weg  ist,  um  die  bestehenden  gewerblichen  Ucbelständ» 
zn  heben,  dass  im  Gegenteil  ein  gegenseitiges  Zusammenwirken  weit  grossere  Erfolge  versprechen 
würde.  Gestützt  darauf,  erlauben  wir  uns,  das  höfliche  Gesuch  an  Sie  zu  stellen:  Sie  möchten,  im 
Falle  dieses  Bureau  entstehen  sollte,  Ihren  Einfluss  dahin  geltend  m;ichen,  dass  die  Organisation  eine 
den  Wünschen  und  Bedürfnissen  sowohl  der  Arbeitgeber  als  Arbeitnehmer  entsprechende  wird  umi 
alle  Wülkürlichkeiten  ausgeschlossen  bleiben.  > 

In  der  Fachkommission  sprach  der  Vertreter  des  Gewerbestandes,  der 
Präsident  des  soeben  erwähnten  Handwerker-  und  Gewerbevereins,  fiir 
Nichteintrcten  auf  die  Petition,  während  der  Vertreter  d<r  Arbeiterschaft, 
der  Präsident  des  Grütlivereins,  dieselbe  lebhaft  unterstützte.  Die  Kommis- 
sion kam  nach  gründlicher  Untersuchung  der  einschlägigen  Verhältnisse  zur 
Ansicht,  an  den  Gemeinderat  den  Antra»  zu  stellen,  es  sei  der  in  Rede 
stehenden  Petition  zu  entsprechen.  In  einem  umfassenden  Berichte  vom 
Mai  1888  sucht  sie  ihren  Standpunkt  allseitig  zu  begründen  und  stellt  für  da* 
zu  errichtende  Gemeinde  -  Institut  folgende  Aufgaben  auf.  Das  Arbeitsnach- 
weisbureau, von  der  Kommission  «Arbeitsamt»  genannt,  soll  in  erster  Linie  ein- 
Centralstellc  sein,  durch  welche  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  in  Verbindung 
treten  können;  die  Arbeitsuchenden  sollen  durch  dasselbe  vor  Ausbeutung 
geschützt,  sowie  vor  schlimmen  Einflüssen  möglichst  bewahrt,  das  Publikum 
aber  von  etwaiger  Belästigung  durch  die  letzteren  befreit  werden  :  im  ferneren 
soll  dasselbe  suchen,  den  Arbeitsmarkt  bezw.  das  Verhältnis  von  Arbeits- 
angebot und  Arbeitsnachlrage  zu  regeln  oder  wenigstens  im  Sinne  der  Aus- 
gleichung zu  beeinflussen;  in  Verbindung  damit  hat  es  einen  Einfluss  aus- 
zuüben auf  die  Berufswahl  der  heranwachsenden  Jugend,  und  zwar  dadurch, 
dass  es  den  Eltern  die  Ueber-  bezw.  Unterproduktion  von  Arbeitern  in  den 
einzelnen  Berufsarten  zur  Kenntnis  bringt:  daran  schliesst  sich  eine  weitere  Aul- 
gabe des  Arbeitsamtes,  nämlich  die  Sammlung  von  zuverlässigen  Daten  für 
eine  Arbeitsstatistik. 

Der  Gemeinderat  und  der  Stadtrat  schlössen  sich  im  allgemeinen  den 
Ausführungen  der  Kommission  an,  und  am  3.  August  1888  wurde  die  Errichtung 
einer  städtischen  «Anstalt  für  Arbeitsnachweis»  beschlossen. 

Durch  sämtliche  Jahresberichte  des  bernischen  Arbeitsnachweisbureau- 
zieht  sich  wie  ein  roter  Fadeti  die  Klage  hindurch,  die  Anstalt  habe  viel  unter 
der  Konkurrenz  von  anderweitigen  Arbeitsvermittlungsstellen  zu  leiden.  Schon 
1892  wurde  daher  der  Versuch  gemacht,  die  Fachvereine  der  Arbeiter  zu 
veranlassen,  ihren  Arbeitsnachweis  der  städtischen  Anstalt  anzuvertrauen;  allein 
der  Jahresbericht  von  189(»  teilt  mit,  dass  die  bis  dahin  gepflogenen  Unter- 
handlungen zu  keinem  Resultate  führten,  da  die  Mehrzahl  der  Fachverein'' 
den  selbstbetriebenen  Arbeitsnachweis  beizubehalten  wünschten.  Andererseits 
wird  noch  pro  1900  berichtet,  dass  die  Gewerbeinhaber  der  Stadt  sich  vor- 
nehmlich durch  die  Umschau  bedienen.  Immerhin  besserten  sich  die  bezüg- 
lichen Verhältnisse  von  Jahr  zu  Jahr.  Namentlich  wirkte  in  dieser  Beziehung 
ziemlich  günstig  die  im  Jahre  1895  und  1900  vorgenommene  Reduktion  bezw. 
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Beseitigung  der  Gebühren,  indem  von  den  betreffenden  Zeitpunkten  an  eine 
merkliche  Steigerung  der  Frequenz  sieh  geltend  machte. 

Auf  l.Juni  1^00  trat  ein  neues  Reglement  in  Kraft,  durch  welches  das 
Arbeitsna« hweisburcau  mit  iler  Arbeitslosenversicherungskasse  zu  einem 
stadtischen  Arbeitsamt  verschmolzen  wurde.  Die  Hauptänderung,  welche 
hierbei  der  stadtische  Arbeitsnachweis  erfuhr,  besteht  in  der  bereits  erwähnten 
Einführung  der  unentgeltlichen  Arbeitsvermittlung  für  die  Ortsbevölkerung. 

Hasel.     Am   14.  Januar   1889    lässte    der   Grosse    Rat    des  Kantons 

Hasel-Stadt  folgenden  Res«  hluss  : 

Der  Regierungsrat  wird  eingeladen,  mit  thunlicher  Beförderung  zu  untersuchen  und  zu  berichten, 
ob  nicht  die  Errichtung  einer  staatlichen  Anstalt  für  Arbeitsvermittlung  (Arbeitsnachweiscburcau)  von 
allgemeinem  Interesse  und  durchführbar  tvKre  und  bejahenden  Falls  zugleich  mit  seinem  Berichte  eine 
Vorlage  über  die  Errichtung  tiner  solchen  Anstalt  zu  unterbreiten. 

In  Ausführung  dieses  Beschlusses  beantragte  der  Regierungsrat  unter 
dem  23.  September  1889  »lern  Ci rossen  Rate,  ihm  auf  die  Dauer  von  drei 
Jahren  einen  Kredit  von  jährlich  Fr.  5000  zu  gewähren,  behufs  probeweiser 
Errichtung  eines  öffentlichen  Arbeitsnachw  eisburcaus.  welchem  Antrage  am 
°.  Dezember  desselben  Jahres  von  letzterem  entsprochen  wurde.  Aber  schon 
\or  Ablauf  dieser  Frist  konnte  der  Regierungsrat  auf  Grund  der  günstigen 
Erfahrung,  welche  mit  der  am  1 .  Juli  1900  eröffneten  Anstalt  gemacht  wurde, 
dem  Grossen  Rate  berichten,  dass  dieselbe  einem  wirklichen  Bedürfnisse  ent- 
spreche und  durchaus  lebensfähig  sei  :  auch  in  finanzieller  Beziehung  habe  die 
Anstalt  die  Erwartungen  überlroffen.  indem  sie  anstatt  den  gewährten  Kredit 
iu  verbrauchen,  sich  vielmehr  selbst  aus  ihren  Einnahmen  erhalten  konnte. 
Diese  Sachlage  veranlasste  die  Behörde,  am  9.  November  1891  beim  Grossen 
Rate  die  Aufhebung  des  Provisoriums  und  den  Erlass  eines  im  Entwürfe  vor- 
gelegten (iesetz.es  betreffend  Errichtung  eines  staatlichen  Arbeitsnachweis- 
burcaus zu  beantragen.  Das  diesem  Antrage  gemäss  vom  Grossen  Rate 
erlassene  Ge.setz  trägt  das  Datum  vom  10.  März  1  S*»2. 

Seit  jener  Zeit  ist  in  der  Organisation  des  Arbeitsnachweises  keine 
nennenswerte  Aenderung  vorgenommen  worden.  Die  Frequenz  der  Anstalt 
nahm  langsam  aber  stetig  zu.  nur  halte  die  Anstalt,  wie-  es  in  einem  Berichte 
heisst.  fortwährend  mit  den  bestehenden  Vorurteilen  aus  den  Kreisen  von 
Handel  und  Industrie  zu  kämpfen,  welche  sich  derselben  nicht  in  gewünschtem 
Umfange  bedienten. 

4.  Schaf i" halsen.  Daselbst  wurde,  nachdem  schon  längere  Zeit  vorher 
der  dortige  Gewerbeverein  wie  der  Grütlive-rein  sich  mit  der  Idee-  der  Errichtung 
eines  städtischen  Arbeitsnachweises  befassten,  ein  solcher  am  1.  Juni  1891 
eröffnet,  und  zwar  durch  ein  Komitee,  in  welchem  der  Stadtrat,  der  Gewerbe- 
verein, der  Grütliverein  und  die  Arbeiterunion  durch  Delegierte  vertreten 
waren.  Auf  Anregung  des  Grütlivereins  wurden  1895  bezw.  189b  die 
ursprünglichen  Statuten  in  dem  Sinne  revidiert,  dass  erstens  die  Unenjgeltlichkeil 
der  Arbeitsvermittlung  eingeführt  und  die  sogenannte  Streikklausel  aufgenommen 
wurde-.  Im  Jahre  1897  wurde  die  weibliche  Abteilung  dem  sogenanntem 
♦  Mädchenheim»  abgetreten,  weil  die  Mittel  es  nicht  erlaubten,  für  diese 
Abteilung  eine  in  den  Statuten  vorgesehene  Verwalterin  anzustellen.  Seit 
einer  Reihe  von  Jahren  klagt  die  Verwaltung  des  Arbeitsnachweisbureaus  über 
die  Gleichgültigkeit  eler  interessierten  Kreise,  unter  Hinweis  auf  die  schwache 
Frequenz  der  Anstalt.  «  Wir  schreiben  diesen  Umstand,  heisst  es  z.  B.  im  Jahres- 
bericht pro  1898.  der  Gleichgültigkeit  der  Meisterschaft  und  der  Abneigung  eler 
Arbeiter  zu,  die  öffentlichen  Arbeitsnachweisbureaux  zu  benützen;  man  geht 
erst  auf  das  Bureau,  wenn  kein  anderer  Weg  mehr  bleibt,  verlangt  aber  dann, 
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sofortigen  Erfolg  zu  haben.  >  Dieser  Umstand  führte  schliesslich  dazu,  da>* 
man  in  Erwägung  zog,  ob  es  nicht  angezeigt  erscheine,  das  Bureau  mit  der 
Naturalverpflcgung  zu  verschmelzen.  Thatsächlich  erfolgte  eine  solche  Ver- 
schmelzung am  1 .  Juli  1900.  Hicdurch  ist  zwar  die  Frequenz  etwas  gestiegen, 
aber  die  Anstalt  hat  ihren  früheren  Charakter  einer  ausschliesslich  zum  Zwecke 
der  Arbeitsvermittlung  ins  Leben  getretenen  Öffentlichen  Organisation  zum 
guten  Teil  cingebüsst,  indem  sie  nunmehr  in  den  Dienst  eines  ihrem  innigsten 
Wesen  durchaus  fremdartigen  Zweckes  gestellt  worden  ist. 

5.  Biel.  Durch  Beschluss  der  Einwohnergemeinde  vom  14.  November 
1892  wurde  hier  ein  Arbeitsnachweisbureau  als  Gemeindeanstalt  ins  Leben 
gerufen.  Mehr  als  anderswo  scheint  jedoch  diese  Anstalt  hier  unter  der  Kon- 
kurrenz der  Arbeitsvermittlung  der  Fachvereine  und  der  privaten  Placierungs- 
burcaux  gelitten  zu  haben.  Gedruckte  Jahresberichte  hat  dieselbe  nicht 
herausgegeben  und  es  ist  gegenwärtig  unmöglich,  sich  ein  klares  Bild  über  die 
betreffenden  Verhältnisse  zu  verschaffen.  Jedoch  geht  aus  dem.  was  von  dem 
Bieler  Arbeitsnachweisbureau  bekannt  ist.  hervor,  dass  die  Frequenz  von  Jahr  zu 
Jahr  bedeutend  abnahm.  Trotz  der  von  Seiten  der  Arbeiteruni« »n  erhobener  Ein- 
sprach«* entschloss  sich  daher  der  Gemeinderat,  für  das  fahr  1899  den  Kredit  für 
das  Bureau  zu  streichen,  welche  Massregel  einer  Aufhebung  desselben  gleichkam. 

t>.  Wintkkthlr.  In  dieser  Stadt  war  es  die  Arbeiterschaft,  welche  die 
Errichtung  eines  städtischen  Arbeitsnachweisbureaus  veranlasste.  Gornau 
Besehluss  der  Arbeiterunion  wurde  von  einem  Vertreter  derselben  unter  dem 
26.  September  1894  dem  Geineindeaus«<rhuss  zu  Händen  der  Gemeinde- 
versammlung eine  bezügliche  Motion  übermittelt,  welche  folgenden  Wort- 
laut hatte  : 

«Der  Stadtr.it  wird  eingeladen,  ein  Reglement  für  ein  zu  errichtendes  Arbeitsnachweisbur;aJ 
auszuarbeiten  und  dasselbe  mit  thunlicher  Beförderung  der  Gemeindeversammlung  vorzulegen.  > 

Diese  Motion  wurde  von  der  letzteren  am  28.  Oktober  in  dem  Sinne 
erheblich  erklärt,  dass  dem  Stadtrat  nicht  direkt  der  Auftrag  zur  Ausarbeitung 
einer  bezüglichen  Vorlage,  sondern  vielmehr  zum  Studium  der  Angelegenheit 
erteilt  wurde.  Das  mit  dieser  Aufgabe  betraute  Polizeidepartement  legte  jedoch 
bald  einen  Entwurf  einer  Verordnung  betreffend  Errichtung  und  Betrieb  einer 
Anstalt  für  Arbeitsvermittlung  vor,  welcher  am  5.  März  1895  die  Genehmigung 
des  Stadtrates  erhielt.  Auf  Antrag  der  Kommission  des  Grossen  Stadtrates, 
welche  den  Entwurf  zu  begutachten  hatte,  wies  derselbe  in  seiner  Sitzung  vorn 
22.  Mai  denselben  an  den  Stadtrat  zurück  mit  dem  Auftrage,  die  Verordnung 
durch  Aufnahme  von  Bestimmungen  betreffend  Streitvermittlung  zwischen 
Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  zu  ergänzen.  Eingetretener  Umstände  halber 
verzögerte  sich  nun  die  Angelegenheit  bis  zum  Herbst  desselben  Jahres  und 
erst  am  27.  Januar  des  folgenden  Jahres  wurde  die  Verordnung  vom  Grossen 
Stadtrate  genehmigt.  Letzteres  ging  nicht  ohne  Kampf  im  Schosse  dieser 
Behörde  vor  sich.  Die  Vertreter  des  Gewerbesrandes  machten  manchen  Bestim- 
mungen des  Entwurfes  heftige  Opposition  und  gaben  dem  Ganzen  eine  wesentlich 
andere  Wendung.  Da  der  Stadtrat  an  seinem  Entwürfe  festhielt,  so  wurde 
der  Gemeindeversammlung  vom  16.  Februar  sowohl  dieser  Entwurf,  als  die 
von  den  Gewerbetreibenden  gewünschten  Abänderungen  zur  Beratung  und 
Abstimmung  vorgelegt.  Wie  aus  einem  uns  im  Manuskript  freundlichst  mit- 
geteilten Vortrage  des  Verwalters  des  städtischen  Arbeitsnachweisbureau-. 
A.  Züblin,  hervorgeht,  handelte  es  sich  dabei  hauptsächlich  um  zwei  Punkte. 
Einerseits  war  es  die  Einbeziehung  des  Arbeitsnachweises  für  weibliche  Arbeits- 
kräfte, die  namentlich  mit  dem  Hinweis  auf  die  bestehende  Stellenvermittlung 
des  Schweizerischen  Frauenbundes   als  unnötig  bezeichnet  wurde.  Anderseits 
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erblickten  die  Arbeitgeber  in  dem  sogenannten  Streikparagraphen,  der  im  Streik- 
falle  eine  partielle  Einstellung  der  Arbeitsvermittlung  der  Anstalt  gegenüber 
den  betroffenen  Geschäften  vorsah,  eine  gegen  sie  gerichtet«*  Spitze.  An  der 
erwähnten  Versammlung  waren  jedoch  die  Anhänger  des  stadträtlichen  Ent- 
wurfes in  der  Majorität  und  so  ging  denn  derselbe  endgültig  als  Sieger  aus 
den  Verhandlungen  hervor. 

Die  Eröffnung  des  Arbeitsnachweisbureaus  erfolgte  am  1.  Februar  LS97, 
und  /war  wurde  zunächst  nur  die  männliche  Abteilung  in  Betrieb  gesetzt. 
Die  seitherige  Thätigkeit  des  Bureaus  hat  gezeigt,  dass  es  einem  dringenden 
Bedürfnisse  entspricht,  allein  die  erfolgreiche  Entwicklung  der  Anstalt  wird 
vielfach  namentlich  dadurch  gehemmt,  dass.  wie  uns  der  Anstaltsverwalter 
A.  Züblin  mitteilt,  der  Handwerker-  und  Gewerbeverein  seinen  Widerstand 
gegen  dieselbe  bis  heute  noch  nicht  aufgegeben  habe  und  seine  Haltung  nicht 
ändern  w»dle.  solange  in  der  Verordnung  betreffend  die  Arbeitsvermittlung  die 
Streikklausel  fortbestehe.  Aus  diesem  Grunde  hat  der  Grosse  Stadtrat  bei 
Behandlung  der  jüngsten  Geschäftsberichte  der  Verwaltungskommission  den 
Auftrag  erteilt,  eine  Vorlage  über  die  Reorganisation  der  Anstalt  auszuarbeiten. 
Wie  A.  Züblin  meint,  dürfte  die  angestrebte  Revision  mit  dem  Falle  der 
angefochtenen  Bestimmung  endigen,  zumal  die  Arbeiter  selbst  derselben  gegen- 
wärtig kein«:  grosse  Bedeutung  beimessen. 

7.  ZOrk-h.  Bei  Aidass  der  Beratung  des  Subventionsgesuches  der  Arbeits- 
kammer im  Grossen  Stadtrate,  welche  u.  a.  eine  Abteilung  für  Arbeitsvermittlung 
besass  i vergl.  den  Artikel  «Arbeitskammern»),  wurde  unter  Hinweis  auf  Art.  101 
der  Gemeindeordnung.  welcher  die  Errichtung  eines  städtischen  Arbeitsnach- 
weises vorsah,  die  Frage  aufgeworfen,  ob  es  nicht  angezeigt  erscheine,  zur 
Ausfuhrung  dieses  Postulates  bezügliche  Vorkehrungen  zu  teerten.  In  der 
That  erhielt  am  U.Januar  IS")«»  der  Stadtrat  von  Seiten  des  Grossen  Stadtrates 
den  Auftrag,  die  Angelegenheit  zu  studieren  und  entsprechende  Anträge  zu 
stellen.  Das  städtische  Gesundheitsamt,  welches  in  erster  Linie  sich  mit  dieser 
Angelegenheit  beschäftigen  musste,  setzte  eine  Kommission  aus  Vertretern  der 
Arbeiter  und  Gewerbetreibenden  ein,  der  folgende  Fragen   vorgelegt  wurden: 

1.  Ist  ein  städtisches  Arbeitsnnchweisbureau  überhaupt  wnnschbar  ?  2.  Wenn  ja,  auf  welche 
Gebiete  tler  Arbeitsvermittlung  soll  der  Arbeitsnachweis  seine  Thätigkeit  erstrecken ?  3.  Wem  soll 
die  Leitung  und  Aufsicht  zustehen  (der  Stadtverwaltung  oder  einer  gemischten  Kommission  :  Stadt, 
Meister.  Arbeiter)  ?  Wer  wählt  den  Vorsteher  der  Anstalt  4.  Soll  die  Arbeitsvermittlung  eine  unent- 
geltliche sein  oder  gegen  Erhebung  von  Gebühren  erfolgen  ?  5.  Wie  hat  sich  der  Arbeitsnachweis 
bei  Arbeitseinstellungen  und  Aussperrungen  zu  verhalten  ?  5.  Ist  mit  demselben  die  Naturalvcrpflegnng 
zu  verbinden?    7.  Welche  Kolgen  soll  der  Missbrauch  der  Dienste  des  Hureaus  haben? 

Die  Kommission  beantwortete  diese  Fragen  wie  folgt: 

Krage  1  :  Es  muss  die  Wünschbarkeit  eines  centralen  Arbeitsnachweises  zugegeben  werden. 
Frage  2 :  Die  Vermittlungslhätigkeit  muss  sich  in  erster  Linie  auf  die  ungelernten  Arbeiter  erstrecken. 
Sie  hat  sich  auch  auf  gelernte  Arbeiter  zu  erstrecken,  soweit  bestehende  Fachnachweisc  dem  Bedürf- 
nisse nicht  geniigen.  Frage  3:  An  die  Spitze  der  Anstalt  soll  eine  gemischte  Kommission  gestellt 
werden,  aus  einer  gleichen  Zahl  vom  Gewerbeverbande  zu  wählender  Arbeitgeber  und  von  dei 
Arbeitskamroer  zu  wählender  Arbeiter  bestehend,  unter  dem  Vorsitze  eines  Mitgliedes  des  Stadtrates ; 
der  Verwalter  der  Anstalt  wird  auf  den  Vorschlag  der  Aufsichtskommission  vom  Stadtrate  gewählt. 
Frage  4:  Von  der  Erhebung  von  Gebühren  für  die  Stellenvermittlung  ist  abzusehen.  Krage  5:  Mit 
Mehrheit  beschloss  die  Kommission :  Unterzieht  sich  der  eine  oder  der  andere  Teil  der  Vermittlung 
oder  einem  Schiedssprüche  (durch  das  seit  Jahren  in  Kraft  stehende  städtische  Einigungsverfahren) 
nicht,  so  ordnet  die  Aufsichtskommission,  je  nachdem  die  Arbeiter  oder  die  Arbeitgeber  der  renitente 
Teil  sind,  die  Fortführung  oder  Einstellung  des  Arbeitenachweises  für  den  betreffenden  Beruf  oder 
Betrieb  an.  Krage  6:  Von  einer  Verbindung  des  Arbeitsnachweises  mit  der  Naturalverpflegung  ist 
abzusehen.  Frage  7 :  Missbrauch  der  Dienste  des  Arbeitsnachweisbureaus  soll  die  Verweigerung  der 
Dienste  desselben  nach  eingehender  Untersuchung  durch  die  Aufsichtskommission  und  auf  Beschltiss 
der  letzteren  zur  Folge  haben. 
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Auf  Grund  dieses  Gutachtens  arbeitete  sodann  das  Gesundheitsamt  einen 
Entwurf  einer  Verordnung  betreffend  das  städtisch«*  Arbeitsamt  aus,  zu  welchem* 
die  Arbeiterschaft   sowohl,  als  die  Gewerbetreibenden  durch   folgende  Kund- 
gebungen Stellung  genommen  haben. 

Am  22.  April  übermittelt«-  der  Verwaltungsrat  der  Arbeitskammer  dem 
Gesundheitsamte  eine  bezügliche  Resolution,  welche  lautet: 

*  Die  ausserordentliche  Delegierten-  und  Vorständcvorsammlung  der  Arbeitskammer  der  Stade 
Zürich  spiicht  sich  grundsätzlich  dahin  aus,  dass  der  Arbeitsnachweis  ausschliesslich  in  die  Hände 
der  Arbeiter  gehört.  Da  aber  heute  leider  nicht  daran  zu  denken  ist,  dass  die  <  iewerbeinhaber  in 
ihrer  Mehrzahl  einen  derartigen  Arbeitsnachweis  benutzen  würden  und  da  die  Stadtverwaltung  die 
Bereitwilligkeit  ausgesprochen  hat,  den  zu  gründenden  städtischen  Arbeitsnachweis  vollständig  neutral 
zu  organisieren  und  zu  verwalten,  ist  die  Versammlung  bereit,  die  Zweckmässigkeit  eines  unparteiisch 
geleiteten  städtischen  Arbeitsnachweises  anzuerkennen.  Sic  hält  es  aber  im  Interesse  der  Sache  tür 
notwendig,  dass  der  vom  Gesundheit« vorstand  vorgelegte  Entwurf  einer  «Verordnung  betreffend  da» 
städtische  Arbeitsamt  >  folgendcrniassen  abgeändert  werde:  .  »  (Folgen  einige  Abänderungsvorschläge, 
deren  wichtigste  darin  bestehen,  dass  verlangt  wurde,  dass  auch  Ausländer  in  die  Verwaltungs- 
kommission  zu  wählen  seien  und  dass  die  Streikklausel  eine  Fassung  erhaben  sollte,  wonach  unteT 
bestimmten  Bedingungen  der  Vermittiungsdienst  einzustellen  sei.) 

Dabei   erklärte    sich    die   Arbeitskammer  im   Namen    der  Arbeiterschaft 

bereit,  ihren  Arbeitsnachweis  eingehen  zu  lassen,  beziehungsweise  ihn  auf  das 

städtische  Arbeitsamt  zu  übertragen.   Hingegen  nahmen  »Ii«"  Gewerbetreibenden 

einen  durchaus  entgegengesetzten  Standpunkt  ein.   Durch  Schreiben  vom  12.  Mai 

teilte    der    Gewerbeverband    namens    der    Meisterverein«'    seine  bezüglichen 

Ansichten  mit.  indem  er  u.a.  folgendes  ausführte: 

«Die  richtige  Zuweisung  von  Arbeitskräften  bei  dem  in  Gewerbe  und  Industrie  sich  immer 
mehr  ausbreitenden  Spezialitätenbctricb  kann  nur  durch  sachverständige  Berufsgenossen  in  richtiger 
Weise  stattfinden,  nicht  aber  durch  eine  Centralstelle,  der  die  nötigen  Spezialkenntnisse  abgehen 
müssen.  Aeusserungen  von  erfahrenen  Männern  haben  unter  Anführung  der  ihre  Branchen  betrei- 
fenden Schwierigkeiten  überzeugend  nachgewiesen,  dass  die  städtischen  Arbeitsvermittlungsstellen  nie- 
mals die  rationell  betriebenen  Fachvermittlungsburcaux  ersetzen  können.  Damit  soll  keineswegs  gesagt 
sein,  dass  wir  uns  gegen  jede  Thätigkcit  des  Staates  oder  der  Gemeinde  auf  diesem  Gebiete  wenden. 
Wir  erachten  es  als  eine  der  vornehmsten  Aufgaben  des  Staates,  einen  Arbeitsnachweis  für  die 
sogenannten  ungelernten  Arbeiter  zu  organisieren,  welche  fast  durchwegs  das  giössti  Kontingent  für 
die  Arbeitslosen  bilden.  Füi  diese  Klasse  von  Arbeitern,  sowie  auch  für  jene  Berufskreise,  welche 
noch  kein  eigenes  Bureau  besitzen,  kann  eine  städtische  Anstalt  nur  Gutes  wirken.  Wir  wären  auch 
bereit,  um  speziell  auf  die  Verhältnisse  in  der  Stadt  Zürich  hinzuweisen,  uns  einer  staatlichen  Kon- 
trolle zu  unterziehen,  denn  es  ist  gar  nicht  zu  leugnen,  dass  die  Führung  der  Arbeitsnachweisstellen 
sowohl  auf  Seite  der  Arbeiter,  als  auf  Seite  der  Meister  zu  wünschen  übrig  iitsst.  Wenn  wir  uns 
also  bereit  erklären,  «Jen  städtischen  Behörden  beim  Ausbau  des  Art.  101  der  Gcincmdcordnung 
behülflich  zu  sein,  so  geschieht  es  hauptsächlich  aus  dem  Grunde,  um  die  bestehende  DecvntralLsation 
im  Arbeitsnachweis  auf  städtischem  Gebiete  in  geordnete  Bahnen  zu  leiten  und  den  sogenannten 
ungelernten  Arbeitern  Gelegenheit  zu  rationeller  Stellenvermittlung  zu  bieten.  Dabei  hat  e*  aber  die 
Meinung,  dass  die  bestehenden  Vermittlungsstellen  der  Meisterschaft  wie  bis  anhin  weiter  bestehen 
sollen  und  in  keiner  Weise  in  ihrer  Thätigkeit  gehemmt  werden  dürften.  Sache  der  einzelnen  Berufs- 
vereine wird  es  sein,  nach  gesammelten  Erfahrungen  entweder  ihre  eigenen  Arbeitsnachweisbure.iux 
im  städtischen  Arbeitsamt  aufgehen  zu  lassen  oder  entsprechend  umzugestalten.  Der  Vorstand  des 
Gewerbeverbandes  hatte  in  dieser  Beziehung  manches  Misstraucn  bei  den  Meistei  vereinen  zu  beseitigen,» 

Die  Gewerbetreibenden  wollten  demnach  ihr«'  Arbe'itsnach  weisst«'llen  jeden- 
falls nicht  aufg'dien. 

Ungeachtet  «1er  Schwierigkeiten,  die  von  Seit«n  d«*r  letzteren  Partei  dem 
Unternehmen  bereitet  wurden,  beschloss  der  Stadtrat,  angesichts  des  Umstände», 
dass  e>  in  der  Stadt  Züri<h  n«'ben  den  in  der  Arbeitskammer  und  dem  Gewerb«-- 
verbantle  organisi«Ttcn  Arbeitern  bezw.  Gewerbetreibenden  noch  mindestens 
40,000  andere  Kinwohner  gebe.  die.  sei  v.s  als  Arbeitgeber,  sei  es  als  Arbeiter, 
an  einer  guten  Regelung  des  Arbeitsnachweises  direkt  interessiert  seien.  «Ii«: 
Angelegenheit  w.iter  zu  verfolgen.  Kr  arbeitet«-  unter  möglichster  Berück- 
sichtigung der  geäusserten  Wünsche  einen  Entwurf  einer  Wmrdnung  für  ein 
städtisches   Arbeitsamt  aus  und  unterbreitete  denselben  «lern  Gross«  n  Stadtrate 
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nm  24L  November  I*1»«»  mit  «Inn  \ntrage.  ihm  auf  Kr«  Imung  \oti  1'iOO  für 
die  Einrichtung  und  Betrüb  eines  Arbeitsamtes  einen  Kredit  von  Fr.  l.viHK) 
zu  be  willigen.  Am  21.  Mar/  1 fand  mm  die  Verordnung  und  der  erwähnt« 
Antrag  die  Zustimmung  des  (..I rossen  Stadtrates.  Am  I.  August  desselben 
Jahres  erfolgte  die  Kroft'nung  des  in  Rede  stehenden  Amte»  der  Stadt  Zürich. 

8.     STKI.LL  NOXAII.Mi:    HKS   Sc  HWLIZKKISCHKN    S  ]  Al>  I  F.\  I.KHANDKS.       Die  am 

28.  September  l'.M)l  abgehaltene  Delegiertenver  sammlung  des  im  Oktober  1 <><)(> 
gegründeten  Verbandes,  dessen  /werk  darin  besteht  :  1.  die  gemeinsamen 
Interessen  der  Städte  soweit  als  moglieh  /u  wahren  und  die  bei  den  kom- 
petenten Behörden  gestellten  Forderungen  zu  unterstützen  ;  2.  die  gegenseitigen 
Beziehungen  zu  erlciehlern;  durch  Versammlungen  und  Publikationen  allge- 
meine Fragen  der  städtischen  Verwaltung  zur  Sprache  zu  bringen  —  beschäf- 
tigte sieh  u.  a.  mit  der  Frage  he/üglh  h  der  Aufgaben  der  Städte  auf  dem 
Gebiete  der  \rheits\ enniitlung.  Vogelsanger,  Mitglied  des  Kleinen  Stadt- 
rats von  Zürich,  referierte  über  diese  Frage  und  unterbreitete  der  Versammlung 
folgende    von    derselben    einer    Kommission    zur    Begutachtung  überwiesenen 


t.  Auf  dmii  Gebiete  des  Arbcitsmar ktes  ist  ein  oiganisicrtrr  Ausgleich  zwischen  Angebot  und 
Nachfrage  eine  ebenso  dringliche  .Vis  nützliche  Sache.  Ohne  dass  aber  Gemeinden  und  Staat  hierfür 
Einrichtungen  schaffen,  lässt  sich  da*  Bedürfnis  riins  solchen  Ausgleichs  niehl  befriedigen.  2.  Da 
insbesondere  die  Städte  uniei  dem  planlosen  Zuströmen  von  Arbeitskräften  ab  dem  Lande  leiden, 
sind  es  vorab  sie.  welche  eine  richtige  Organisation  des  Arbeitsnachweise*  herbeiwünschen  mussei». 
Der  Arbeitsnachweis  soll  verhindern,  dass  aus  l'nktnntüis  über  die-  Chancen  der  Erhaltung  von 
Arbeitsstellen  au  einzelnen  «  »n«.-n  in  einer  den  Interessen  der  Einzelnen  urd  de:  denn-inden  schäd- 
lichen Weise  sich  Arbeitslose  häufen.  Zu  diesem  Zweck  sind  v».n  f iemeindewegt n  Arbeitsvermittlungs- 
anstalten  (Arbeitsämter)  in  möglichst  grosser  Zahl  mindestens  in  allen  Kantonshauptstadten  und  in 
den  übrigen  Städten  mit  mehr  als  5000  Einwohnern  zu  errichten.  Die  sämtlichen  Arbeitsämter  sollen 
behufs  planmissiger  und  umfassender  Besorgung  des  Arbeitsnachweisgeschafts  unter  sich  in  regionaler 
Weise  verbunden  werden,  -l.  Den  Arbeitsnachweis  n  ist  offentlieh-communaler  Charakter  zu  geben, 
weil  die  Arbeitsvermittlung  als  volkswirtschaftliche  Funktion  nach  allgemeinen  Gesichtspunkten  und 
Interessen  zu  besorgen  ist  und  sie  ebensowohl  den  Sonderln  stiebungen  der  Arbeitgeber-  und  der 
Arbeiter-Nachweise,  wie  den  Exploitationsbedürfnissen  »1er  gewerbsmässigen  Siellenvermiitlungsinliaber 
möglichst  entrückt  werden  soll.  5.  Im  Interesse  einer  gedeihlichen  Wirksamkeit  der  communalen 
Arbeitsämter  muss  aber  deren  Leitung  eine  vollkommen  unpai  teii-che  -ein.  An  der  Verwaltung  sind 
die  Vertreter  der  Arbeitgeber  wie  der  Arbeiter  in  gleicher  Anzahl  zu  beteiligen;  und  ebenso  ist  die 
Kostenlosigkeit  der  Vermittlung,  von  etwaigen  geringen  Einschreibgebühren  abgesehen,  und  eine 
Sicherung  voller  Neutralitat  des  Betriebes  in  hallen,  wo  zwischen  Arlxnlern  und  Arbeitgebern  das 
Arbeitsverhältnis  betreffende  Konllikte  ausbrechen  (Sueikfälie  etc.»,  absolut  geboten.  Die  Vermittlung 
soll  möglichst  alle  Kategorien  der  gelernten  und  ungelernten  Arbeiter  mannlichen  und  weiblichen 
Geschlechts  umfassen.  h.  In  Würdigung  d>r  allgemeinen  socialen  Bedeutung  solcher  Arbeitsämter 
und  ihrer  Gemeinnützigkeit  i-t  deren  staatliche  Unterstützung  sowohl  durch  die  Kantone  wie  den 
Baad  gerechtfertigt  und  anzustreben.  Die  Unterstützung  soll  in  finanziellen  Zuwendungen  bestehen 
und  in  Erleichterungen  des  Verkehrs  mit  ur.d  zwischtn  den  Vermittlungsstellen  (Portofreiheit, 
gebührenfreie  Benutzung  des  Telephons.  Fahrpreise: mässigung  für  Zwecke  der  Arbeitsvermittlung  auf 
das  Land  etc  >  7.  Der  Rund  ist  überdies  zu  ersuchen,  eine  Centraisteile  zu  schaffen,  welche  den 
Ausgleich  der  Thätigkeit  der  regional  gegliederten  Arbeitsvermittliingsstellen  in  dem  Sinne  übernimmt, 
dass  sie  durch  wöchentliche  Publikationen  die  bei  den  eir/elnen  Arbeitsämtern  in  der  betreffenden 
Woche  nicht  besetzten  Arbeitsstellen  bekannt  giebt. 

9.  Stki.ia  nonahmi:  pks  Bt'NDKs.  < Vergl.  hierüber  den  Artikel  « Arbeits- 
losigkeit» S.  2bo.> 

III.  Organisation.  Die  gegenwärtig  funktionierenden  olieiitli(  hen  Arbeils- 
nach  w  cisbureaux  (Basel.  Bern.  St  hart  hausen,  Winterthur  und  Zürich)  zerfallen  in 
je  zwei  Abteilungen,  in  eine  männliche  und  eine  weibliche,  die  einem  Verwalter 
bezw.  einer  Verwalterin  unterstellt  sind.  Die  Wahl  dieser  Beamten  geschieht 
in  Schaffhausen  und  W  intert  hur  durch  die  Verwalt ungskommission.  in  Bern 
und  Zürich  auf  unverbindlichen  Vorschlag  der  letzteren  durch  den  Siadtrat 
und  in  Basel  nach  erfolgter  Ausschreibung  auf  den  Vorschlag  des  Departements 
des   Innern  durch  den  Regierungsrat.     Die  Amtsperiode  dauert  drei  (Bern)  bis 
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sechs  Jahre  (Basel).  Der  Ver walter  bezw.  die  Verwalterin  haben  die  laufenden 
Geschäfte  d«'s  Bureaus  zu  besorgen,  den  Arbeitsmarkt  zu  beobachten,  die  nötigen 
statistischen  und  sonstigen  die  .\rbeitsv ermittlung  betreffenden  Daten  zu  sammeln 
und  eventuell  Verbindungen  mit  anderen  ahnlichen  Instituten  anzuknüpfen  und 
zu  pflegen. 

Mit  der  Leitung  und  Aufsicht  der  Anstalt  ist  eine  V  er  w  a  1 1  un  gskom- 
mission  von  7  l  Scha  I  Ihausen  i.  0  (Berni.  11  (Basel  und  Winterthun. 
bezw.  15  Mitgliedern  (Zürich  i  betraut.  In  Basel  und  YVinterthur  ist  für 
die  Frauenabteilung  ein  besonderes  Frauenkomitee  vorgesehen.  Die  Wahlart 
der  Verwaltungskommission  ist  versc  hieden,  jedoch  ist  überall  Grundsatz,  tlass 
in  derselben  die  Arbeiter  und  die  Gewerbetreibenden  durch  je  eine  gleiche 
Anzahl  von  Mitgliedern  verrieten  sind.  Mit  Ausnahme  von  Basel,  wo  sämt- 
liche Kommissionsmitglieder  \otn  Regierungsrai  gewählt  werden,  wählen  in  den 
übrigen  Städten  die  Arbeiter  und  die  (»ewerbetreibenden  ihre  Vertreter  in 
gesonderten  Wahlkörpern  selber.  Die  Mitglieder  der  Verwaltungskornmission 
erhalten  in  Basel  und  Zürich  Sitznngsgelder  (Fr.  2  bezw.  Fr.  3k  Leber  die 
Geschäftsführung  des  Arbeitsnachweisbureaus  hat  die  Verwaltungskommission 
jährlich  einen  Berieht  an  die  zuständige  Behörde  zu  erstatten. 

Bei  Streitigkeiten  zwisrhen  \rbejtern  und  Gewerbetreibenden  suchen 
die  Arbcitsnachweisbureaux  zu  vermitteln.  Die  Arbeitsnachwcishureaux  Schaff- 
hausen  und  Winterthur  unterbrechen  im  Falle  einer  Arbeitseinstellung 
die  Arbeitsvermittlung  für  den  betreuenden  Gesrhaftszvv  eig  .»der  die  betreffen- 
den Kinzelgeschäfte.  Das  Arbeitsamt.  Zürich  begnügt  sich  hingegen  damit, 
falls  das  von  ihm  auf  Grund  der  bezüglichen  Verordnung  veranlasste  Ver- 
mittlungsverfahren eine  Kinigung  der  streitenden  Parteien  nicht  zu  stände 
gebracht  hat.  diesen  Umstand  in  geeigneter  Weise  in  seinen  Lokalen  bekannt 
zu  ma<  hen.  ohne  jedo«  h  seine  Thätigkeit  zu  unterbrechen. 

Die  Arbeitsvermittlung  wird  für  die  städtische  Bevölkerung  unent- 
geltlich besorgt  in  Bern.  Winterthur  fruit  Ausnahme  \  on  Stellen  mit  einem 
jährlichen  Kinkommen  von  mehr  als  Fr.  15'»0)  und  Zürich.  Barauslagen  sind 
indessen  dem  Bureau  zu  vergüten.  Für  die  Vermittlung  von  Stellen  für  Per- 
sonen, welche  aufwärts  wohnen,  erhebt  Zürich  von  den  Arbeitgebern  eine 
Einschreibegebühr  von  5«>  Cts.:  Winterthur  sowohl  von  Arbeitgebern,  ah 
von  Arbeitern  (ebenso  von  Personen,  welch«'  unter  die  oben  erwähnte  Aus- 
nahme fallen)  eine  solche  von  5o  Cts.  bis  Fr.  1  und  eine  Tave  von  50  Cts. 
bis  Fr.  3,  letztere  jedoch  nur.  wenn  die  Vermittlung  von  Frfolg  gewesen  ist: 
in  Bern  ist  in  diesem  Falb-  der  Tarif  ein  ziemlich  komplizierter:  es  bezahlen: 

1.  Dienstboten  und  Wirtsehaftspersonal :  ai  wenn  der  Lohn  Fr.  20  monatlich 
übersteigt,  für  die  Anmeldung  30  Cts.  und  für  die  Vermittlung  70  Cts.;  b)  bei 
Lohn   bis  auf  Fr.  20   monatlich    für  Anmeldung   und  Vermittlung  je  30  Cts.: 

2.  Lehrlinge  und  Lehrtöchter  »  bezw.  50  Cts. :  3.  Angestellte,  Handelsleute 
80  Cts.  bezw.  Fr.  1:  4.  andere  Berufsarren:  a)  Arbeitgeber  50  bezw.  00  Cts.. 
b)  Arbeitsuchende  nur  für  Vermittlung  00  i  Handwerker»  bezw.  30  Cts.  (Hand- 
langer, Erdarbeiter  et«,  t.  In  Schaffhausen  haben  die  Arbeiter  nichts,  die 
Gewerbetreibenden  00  Cts.  bei  der  Anmeldung  zu  zahlen.  In  Basel  bezieht 
die  Anstalt  für  ihre  Leistungen  sowohl  vom  Arbeitgeber,  als  vom  Arbeiter 
folgende  Gebühren,  und  zwar  bei  der  Einschreibung  :  1.  für  Erdarbeiter,  Hand- 
langer. Ausläufer.  Fabrikarbeiter.  Taglöhru  r  und  Taglöhnerinnen  vom  Arbeit- 
suchenden 20  Cts..  vom  Arbeitgeber  10  Cts. :  2.  für  Handwerkerlehrlinge  und 
Gesellen  30  bezw.  60  Cts.  :  3.  Dienstboten,  Wirtschaftspersonal.  Handelslehr- 
linge und  Angestellte  5o  Cts.  bezw.  Fr.  1.  Auswärtig.-  Gesu«  hsteller  zahlen 
die  doppelte  Tav.     Für  die  Arbeitgeber  werden  Abonnementskarten  zu  Fr.  5 
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ausgegeben,  dieselben  halten  20  Coupons  ä  25  Cts.  Hin  Tester  jährlicher 
Beitrat;  von  Fr.  10  befreit  von  der  Bezahlung  jeder  Taxe. 

IV.  Statistische  Ergebnisse.  Ks  seien  hier  nur  solche  Daten  mit- 
geteilt, welche  einiges  Licht  auf  die  Bedeutung  des  öffentlichen  .Arbeitsnachweises 
tu  werfen  geeignet  erseheinen.  In  dieser  Beziehung  verdient  hervorgehoben  zu 
werden:  1.  die  Gesamtfrequenz  der  Anstalten  und  die  erfolgten  Vermittlungen  ; 
2.  die  Verteilung  der  Arbeit-  sowie  der  Arbeit  ersuchenden  auf  die  einzelnen 
Berufsarten.  Die  Zahlen  beziehen  sich  bloss  auf  die  fünf  gegenwärtig  funktio- 
nierenden städtischen  (darunter  ein  staatliches :  Basel)  Arbeitsnach  weisbureaux. 

l'eber  den  zuerst  erwähnten  Punkt  giebt  folgende  Zusammenstellung 
Atifschhiss : 


Jahr 

1.  Born 

«. 

B  n  w  e  1 

3. 

»eli » ITH«  uweu 

* 

<  u 

f  .  u 
<1 

0 
«— » 

Vcrmiurltr 
f'.esuchr 

j  ü 

<  " 

! 

\Y»nii!tcli<- 
i  Scmu -tu- 

.£  - 
<  « 

r 

*  .~ 

^  £ 

« 

Wnuitlclt.- 

Zahl 

n 

Zahl  ",'n 

<  c 

0 

Zahl 

1889 

1181 

2023 

3204 

1448  45.2 

-  - 

1890' 

1145 

1571 

2716 

1466 

53.8 

1408 

1928 

3336 

1823  54.6 

_ 

1S9V 

1365 

177!) 

3144 

1786 

56,4 

3608 

4774 

8382 

5471  65,3 

192 

245 

437 

1892 

1429 

2018 

3447 

2144 

62.2 

3588 

4860 

8448 

6141  72.7 

273 

320 

593 

229 

33.6 

1893 

1332 

1830 

3162 

2132  64.8 

3928 

5095 

9023 

7424  82.2 

274 

409 

683 

362 

53.2 

1894 

1354 

1581 

2935 

2048 

70.2 

3883 

5050 

893:1 

7706  86.3 

426 

531 

957 

634 

66.2 

1895 

1418 

1339 

2807 

2084 

74.2 

4475 

5819 

10294 

8818  85.7 

433 

417 

855 

539 

63,0 

1896 

2199 

2016 

4215 

3268 

776 

5032 

6367 

11399 

9959  87.4 

421 

402 

823 

518 

62.8 

1897' 

2333 

2038 

4371 

3070 

70.2 

4744 

6014 

10758 

9553  83.8 

2«»2 

256 

543 

320 

58.4 

1893 

2522 

2137 

4659 

3412 

77.0 

4835  6099 

10934 

9934  90.8 

213 

177 

390 

228 

53,4 

\m 

2996 

2506 

5502 

4340 

79.0 

5052 

6155 

11207 

10359  92,4 

220 

183 

403 

242 

60.0 

1900 

3732 

3205 

6937 

4762 

63,6 

4759 

5589 

10343 

9440  91,2 

278 

225 

503 

294 

58.4 

Total 

23006  24093  47099  31960  67.8 

45312  57750 

103062 

86631  84.0 

3027 

3165 

6192 

3366 

54.3 

'  In  Basel  vom  l.Juli  an.    -  *  In  Schaffhausen  vom  I.Juni  an.  ■     1  In  Schaffhauseti 
wird  seit  dem  I.Juni  die  weibliche  Abteilung  nicht  mehr  geführt. 


W  interthur 

r».   Z  ü  r  i  e  h 

Jahr 

W  hm 

1* 

Ii 

Total 

VVrmiftcltc 
(irsiu  lu- 

Ii 
<  = 

Total 

V.-nmt'rli.- 

1  ..->,!<!..• 

Zahl  "/„ 

Ii 

/..Iii  *7„ 

1397' 

1898 

1899 

1900-° 

1901 

335 
253 
194 
152 

422 
365 
255 
170 

757 
618 
449 

322 

857  45.8 
248  40,1 
193  44,1 

158  49.1 

  1 

3893 
11294 

8507 
19647 

• 

12400 
30941 



4056  32.7 
16492    53  8 

foul 

984 

1212 

2146 

961  44,3 

15187 

28154  43341   20518  47.4 

1  In  Winterthur  seit  dem  l.  Februar.  —  *  In  Zürich  seit  dem  1.  August. 


Ks  folgt  daraus,  dass  in  den  fünf  Arbeitsnach  weisbureaux  seit  der  Zeit  ihrer 
Eröffnung  bis  Knde  1900  (Zürich  bis  Knde  1901) 

zusammen  201,840  Vermittlungs- 
gesuche gestellt  worden  sind,  wovon  S7.4M>  (4.M  "  o)  von  Arbeitgebern  und 
114,374  (5fi.7°/o)  von  Arbeitnehmern:  die  Zahl  der  Arbeitsuchenden  übertrifft 
somit  bedeutend  diejenige  der  angebotenen  Stellen,  dies  ist  auch  bei  den  einzelnen 
Bureaux  der  Fall.  Die  Zahl  der  von  den  Bureaux  vermittelten  Gesuche  beträgt 
I43,4b(>  '71,1  °, o).  Am  günstigsten  steht  in  dieser  Beziehung  das  Arbeitsnach- 
weisbureau Basel,  bei  welchem  durchschnittlich  N4"/o  <I«t  Vertnit t lungsgesuche 
von  Erfolg  begleitet  waren,  am  ungünstigsten  W  inierthur  mit  dun  hsclmitt|i<  h 
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44,8%  vermittelten  Gesuchen.  Allerdings  ist  dabei  nicht  ausser  Acht  zu  lassen, 
dass  in  \\  interthur  nur  die  Männerabteilung  funktioniert,  welche  überall  sehr 
ungünstige  Resultate  aufweist,  während  die  Frauenabteilungen  der  übrigen 
Bureauv  eine  starke  Frequenz  von  Seiten  cler  Arbeitgeber  aulweisen.  Während 
in  den  männlichen  Abteilungen  die  Zahl  der  Arbeitsuchenden  diejenige  der 
angebotenen  Stellen  bedeutend  übersteigt,  bewegen  sich  diese  Zahlen  in  den 
Frauenabteilungen  so  ziemlich  auf  dem  gleichen  Niveau,  ja  die  letztere  Zahl 
überflügelt  zuweilen  die  ersten-  um  ein  Krkleekliches.  So  waren  z.  Ii.  von 
den  auf  der  Frauenabteilung  in  Hern  in  den  Jahren  1890  bjs  einschliesslich 
1900  sich  gemeldeten  13.485  Personen  7340  (54.4 "  o)  Arbeitgeber  und  ♦>  1 45 
(-15.6  %  (  Arbeitnehmer;  in  Schaffbausen  meldeten  sich  in  den  Jahren  1 8*J2 
bis  189b  auf  der  Frauenabteilung  zusammen  2124  l'ersoncn.  worunter  Arbeit- 
geber 1028  (48,4  %  und  Arbeitnehmer  1090  i51.0%).  Im  übrigen  ist  zu 
bemerken,  dass  die  oben  mitgeteilten  Zahlen  nicht  den  Gesamt  verkehr  der 
Anstalten  zum  Ausdruck  bringen,  indem  diejenigen  Vermittlungssucbenden, 
welche  sich  am  betreffenden  Orte  vorübergehend  aufhalten,  oder  bloss  Erkun- 
digungen einziehen,  ohne  sich  förmlich  als  Stellensuchende  anzumelden,  in  die 
Verzeichnisse  nicht  eingetragen  werden.  Aber  auch  die  Zahlen  der  Rubrik 
«Vermittelte  Gesuche»  entsprechen  nicht  vollständig  den  wirklichen  Verhält- 
nissen, da  Arbeitgeber,  sowie  Arbeitnehmer  es  häufig  unterlassen,  das  Arbeits- 
nachweisbureau von  der  stattgehabten  hVsetzung  der  offen  gewesenen  Stelle 
in  Kenntnis  zu  setzen. 

Was  nun  die  Verteilung  der  Vermit thmgssuchenden  auf  die  einzelnen 
Berufe  anbelangt,  so  ist  dieselbe  in  den  einzelnen  Bureauv  naturgemäss  ver- 
schieden: die  lokalen  Verhältnisse  und  die  Jahreszeiten  üben  in  dieser  Beziehung 
einen  unverkennbaren  Einthtss  aus.  Immerhin  können  gewisse  charakteristische 
Züge  beobachtet  w  erden,  die  allen  städtischen  Arbeitsnach  w  eisbureaux  eigen 
sind.  Wir  lassen  hier  als  Beispiel  eine  Zusammenstellung  der  Vermittlungs- 
sucbenden des  Arbeitsnachweisbureau  Basel  nach  Berufen  verteilt  folgen,  aus 
der  ersichtlich  ist,  von  welchen  Berufen  und  in  welchem  Masse  die  Anstalt 
von  diesen  Berufen  in  Anspruch  genommen  wird.  Wir  wählen  Basel  einmal 
deswegen,  weil  die  Bericht«-  der  dortigen  Anstalt  sehr  eingehende  bezügliche 
Angaben  enthalten,  sodann  aber  auch  deswegen,  weil  infolge  der  grösseren 
Gesamtfrequenz  dieser  Anstalt  die  charakteristischen  Züge  des  öffentlichen 
Arbeitsnachweises  am  deutlichsten  in  den  Vordergrund  treten.  (Siehe  Tabelle  1 
und  2  auf  Seite  285'A 

Die  in  dieser  Tabelle  mitgeteilten  Daten  bezie  hen  sich  auf  die  Zeit  von 
18lM>  bis  einschliesslich  1900.  Auf  der  männlichen  Abteilung  sind  es  die 
Schreiner,  welche  unter  den  Arbeitsuchenden  das  grösste  Kontingent  <  1 3  °/0) 
stellen,  sie  werften  aber  auch  von  den  Arbeitgebern  am  meisten  begehrt, 
indem  12,90%  der  die  Hülfe  des  Bureaus  in  Anspruch  nehmenden  Arbeit- 
geber Schreiner  verlangten.  Darauf  folgen  die  Hausburschen  mit  Anmeldungen, 
welche  1 0/M)  0  o  der  Gesamtanmeldungen  der  Arbeitnehmer  und  1  1.47  °/o  der- 
jenigen der  Arbeitgeber  ausmachen.  Die  Fahrknechte  mit  9,80°  o  bezw. 
10,01%  der  Gesamtheit  der  bezüglichen  Vermittlungsgesuche.  Taglöhner 
mit  8.75  °/o  be/.w.  10,28 °/„.  Schlosser  mit  7.81%  bezw.  5,07.  Spengler 
mit  0,78"/,,  bezw.  0,94°  o.  Melker  mit  0.00%  bezw.  0.52%.  Maler  mit 
3,70%  bezw.  4.03%.  Ausläufer  mit  3,80%  bezw.  3,90%.  Gärtner 
mit  3,60%  bezw.  3.24%.  Alle  anderen  Berufsarien  weisen  nur  kleine 
Prozentsätze  auf.  Fs  sind  demnach  hauptsächlich  entweder  Saisonarbeiter 
oder  unqualifizierte  Arbeiter,  die  sich  an  das  Arbeitsnach  weisbureau 
wenden  be/w.  welche  daselbst    von  Seiten   der  Arbeitgeber  verlangt  werden. 
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1.   Abteilung  für  Männer. 


Arbeitnehmer 

Arbeitgeber 

Arbeitnehmer 

Arbeitgeber 
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Beruf«" 

— 

—  - 

Zahl 

1 

Zahl 

'" 

i 

Z.hl 

7«  1 
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7» 

A  •M.läitafa.r 

b20 

3.86 

..  . 
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o2.i8 

■1018 
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0,04 

A  AI 

0,01 

7< 

0.05 

20 
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0.10 

14 

0,12 

r-u.  Kiiu  u.n*. . 

1 

l 

A  A  1 

0,01 

Küfer 

419 

2,5*  . 

zlö 

1  OO 

1.83 

Bu%?hbin<lcr     .  . 

29 

AI- 

0,1  < 

48 

A   M  1 

0.41 

I       UMJCl  >.'L  II  III  1*..  Hl 

0,0.i  1 

4 

A  A*> 

0,03 

o 

£ 

A  AI 

2 

A  Ai"> 

0,02 

I\  U  La  CHT.  I            .  • 

0,4  < 

64 

A  C  A 

0,54 

oucriv_  nui*icncr 

\ 

A  AI 

0.01 

1 

A  A  1 

0.01 

1  IC 

1.45 

l5l 

l..)4 

V- Olli  CUT"     •       .  • 

0,03 

6 

t\  Ar 

0,05 

Maler 

-i.  i0 

Iii 

4,03 

1  j  ift,  ■    ■  ^ 

v.  OTiiinis     .  • 

2d 

0,15 

18 

Alt 

0,15 

A  AI 

0,01 

2 

0,02 

r.iscnuonrcr    •  • 

1 

0,01 

\  f  r  Vi  n  n  i  lf  ^  r 

44 

0,2 1 

AA  " 

20 

0.1 1 

caenarener 

i  129 

0.80 

L>A 

80 

0,69 

10^70 

/*A  1 

0,00  1 

760 

6,52 

urecnsjer  .  . 

75 

0,46 

105 

A  AA 

0.90 

■ 
1 

0,01 

1 

A  A  1 

0,01 

159.1 

A  t_»A 

1  A  Z?  1 

10,61 

4 

0.02 

2 

A  AA 

0.02 

)*  irber  .    .     .  • 

2 

A  A  1 

0.01 

3 

A  AA 

0.02 

0,05 

17 

0,12 

r  VI  IUCl                   «  • 

o 

e 

0.07 

0.01  ; 

♦> 

A  AA 

0.02 

er," 
59« 

d.6b 

ÖM 

3.24 

00 

0.32  1 

77 

0.00 

'jtTorr  .... 

0.01 

4iM.» 

2.78 

C22 

a  n  a 

2,74 

0 

0.03 

A  1  A 

0.10 

Säjjcr  .... 

0.1 

0.13 

21  , 

0,1 « 

Gipser  .... 

6 

A  AO 

0.03 

oaiii^r  ... 

22,5 

1,37 

140 

1  t'l  1 

1.24 

unser  .... 

O." 

o  ?»; 

.~cjiicii,  r  .     .  . 

1 

u  i ivcu rr   .  . 

> 

1274 

7.81 

061 

5.79 

Gürtler 

1 

s 

0  07 

O«  O  | 

Schmiede 

1  7Q 

1.10 

128 

1  00 

H»lner  .... 

25 

0.15 

33 

0,28 

Schneider 

3,94 

348 

2.90 

HandeUlehrlinge 

34 

0.21 

31 

0.26 

Schreiner 

2117 

13.00  1510 
l,:i8  205 

12.50 

Hausburschen 

1763 

10.90 

1315 

11.47 

Schuhmacher  . 

225 

1.74 

Haasdiener     .  . 

13 

0,08 

12 

0.10 

Spengler  . 

1103 

0.78 

815 

0.94 

Heuer  .... 

,  109 

o,08 

58 

0.49 

Taglöh  ner  . 

139t! 

8.57 

1207 

10,28 

HuUbildhuu'  r 

9 

17 

0.14 

Tapezierer    .  . 
Wagner  .    .  . 

:.oo 

3.10 

358 

3,05 

Holzmaschinisten 

55 

0.34 

52 

0.44 

73 

0.45 

50 

0.43 

Holzschnitzer 

33 

0.21 

Wärter    .    .  . 

13 

O.os 

4 

0.0:; 

Installateure  . 

11 

0.07 

9 

0.08 

Werkzeugmacher 

1 

0,01 

Kellner     .    .  . 

3 

0.02 

0.14 

Zimmerieute     .  1 

155 

0,95  | 

112 

0,95 

Transport 

5292 

» 

32.7S 

4018 

35.07 

Total 

16304 

100  1 

11745 

100 

2.  Abteilung  für  Frauen. 


Beruf«; 

Arbeitnehmer 

Arbeitgeber 

B«ruü" 

Arbeitnehmer 

Arbeitgeber 

Zahl 

1 

Zahl 

■/. 

Zahl 

7. 

Zahl 

•/. 

Aushülfen     .  . 

320 

2.49 

313 

2,69 

Transport 

!'S<»4    75.87  , 

8015 

73.77 

Buifetdamen  . 

17 

0.13 

17 

0.14 

Küchenmädchen 

404 

3.14  i 

649 

5.57 

Dienstmädchen  . 

7012 

54.2" 

5906 

50.60 

Ladentöchter  .  . 

51 

0.39 

24 

0,21 

Knieherinnen 

3 

0.02 

2 

0,01 

Lingtren    .    .    .  1 

0.05  1 

41 

0.35 

Fabrikarbeiterin- 

Näherinnen . 

10 

0.13  ' 

21 

0.18 

nen 

17 

0.13  ! 

11 

0.09 

Officemädchen 

18 

0.13 

77 

0,60 

(ilitlerinnen  .  . 

0.05 

28 

0.24 

Privat- Zimmer- 

Haushälterinnen 

29 

0.22 

24 

0.22 

mädchen 

1250 

9.75 

899 

7.71 

Hcrrschafti- 

Restaurations- 

kfichinnen 

678 

5,26 

1017 

8.64 

köchinnen 

3,41 

479 

4.12 

Hr',tel-Zimmer- 

Vorgängerinnen  . 

"■„ 

0,03 

■» 

0.02 

mädchen  * 

287 

2.24  ' 

256 

2.20 

Wärterinnen  . 

0.02  ' 

ii 

0,01 

Kellnerinnen  . 

865 

6.65  : 

634 

5.44 

Wasch-  und 

Kindsmadehen    .  i 

569 

4.41  | 

407 

3.50 

Stundenfrauen 

7.08 

859 

7.37 

lransj>ort  ! 

9804 

75.87 

8015 

73.77 

Total 

12921 

100 

11673 

100 
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Aul  <l<-r  Abteilung  für  Krauen  \  erteilen  sich  die  Vennitilungsgesuchc 
hauptsachlich  auf  folgende  Berufsarien.  Di  enst  mäd<  hen:  die  Anmeldungen 
von  Seiten  der  Arbeitnehmerinnen  bildeten  54.27  n/0  der  Gesamtheit  der 
Arbeitsgesuche,  diejenige  der  Arhcitgeberinnen  50,o0"(>  der  angebotenen 
Stellen.  V  r  i  v  a  t  -  /  i  m  m  e  r  ina  d  c  h  e  n  9,75  °/0  bezw  .  7.71  °0.  Wasch-  und 
Stundenfrauen  7.0H°/0  bez w.  7.37  0  „.  Kellnerinnen  0.f>5  °/0  hez  w  .  5.44  0 
H  c r rs  ch a  1 1  s  k  <m  h  i  n  n  e  n  5.2<>°(l  bezw.  8,()4°D.  R  es  t  a  u  ra  t  i  o  n  s  -  K  ö  <h  i  nnen 
3.41  °0  bezw.  4.12  °/0.  Kii  (  henmädchen  3.14%  bezw.  5,57"  n.  Kinds- 
mädchen 4.41  "/o  bezw.  3. 5<> '  ,',».  Also  hauptsächlich  Haushaltung*-  bezw. 
Wirtst  hal"tsperson;d.  Dabei  ist  zu  bemerken,  dass  bei  manchen  Berufen  die 
Zahl  der  angebotenen  Stellen,  im  vollständigen  Gegensatz  zu  der  allgemeinen 
Regel,  diejenige  der  angemeldeten  Reflektantinnen  übertrifft.  So  standen  z.H.  den 
1017  angemeldeter»  bezüglichen  offenen  Stellen  bloss  S78  arbeitsuchende 
Hcrrs«  haftskörhinnen  gegenüber;  K  ü c h  en  mä de h  e n  w  urden  t»49  verlangt, 
wogegen  >ich  bloss  4<»4  meldeten:  otlene  Stellen  für  Restaurations- 
Köchinnen  waren  4  79  verzeichnet,  gemeldet  haben  sich  jedoch  441. 

V.  Schlussbemerkungen.  Die  bisherigen  Erfahrungen  haben  unzweifelhaft 
die  Ansicht  bestätigt,  dass  die  öffentliche  Organisation  des  Arbeitsnachweises 
auch  in  der  Schweiz  einem  dringenden  Bedürfnis  entspricht.  Der  Verkehr 
auf  (b  n  vorhandenen  Anstallen  darf  unter  Berücksichtigung  der  Verhältnisse, 
mit  denen  der  öffentliche  Arbeitsnachweis  vielfach  zu  kämpfen  hat  (Konkurrenz 
von  Seiten  der  privaten  I'lacjerungsbureaux,  Widerstand  grosser  Arbeitgeber- 
organisaiionen.  l'oriexisteriz  von  beruflichen  Arbeitsnachweisen  etc.),  als  ein 
ziemlich  reger  erachtet  werden.  Jedenfalls  hat  sich  derselbe  für  die  nicht- 
organisierte  Arbeiterschaft  als  eine  wahre  Wohlthat  erwiesen.  Bisher  ist  aber 
die  Zahl  der  funktionierenden  communalcn  Arbeitsna«  h  w  eisburcaux  eine  ziemlich 
geringe:  es  sollten  solche  Anstalten  wenigstens  in  den  Ortschaften  mit  einer 
5000  Einwohner  übersteigenden  Bevölkerung  errichtet  werden,  welche  mit- 
einander behufs  gegenseitiger  Mitteilung  der  Angebote  und  Nachfragen  in 
Verbindung  zu  treten  hätten.  Den  Verkehr  unter  den  Bureaux  sollte  durch 
ein  centrales,  etwa  durch  den  Bund  zu  errichtendes  Bureau  vermittelt  werden. 
Auf  einem  so  kleinen  Territorium,  wie  die  Schweiz,  würde  eine  eventuell  sich 
als  notwendig  herausstellende  l'ebersiedelung  eines  Arbeitsuchenden  aus  der 
einen  Ortschaft  in  eine  andere,  wo  ihm  durch  die  Anstalt  Arbeit  angewiesen 
werden  sollte,  für  denselben  in  der  Regel  mit  keinen  nennenswerten  Unannehm- 
lichkeiten verbunden  sein.  Allerdings  mü.-ste  die  Arbeitsvermittlung,  sollten  die 
Anstalten  sowohl  von  den  Arbeitern  als  den  Arbeitgebern  in  ausgiebiger 
Weise  benutzt  werden,  unentgeltlich  erfolgen.  Ausserdem  müsste  man  sich 
entsi  hliessen.  -was  übrigens  anderwärts  bereits  geschieht,  dem  Arbeitsuchenden 
be/w.  demjenigen,  welcher  durch  Vermittlung  eines  öffentlichen  Arbeitsnach- 
weisbureaus Arbeit  ausserhalb  seines  bisherigen  Wohnortes  erhalten  hat.  eine 
Ermässigung  der  Kahrtaxe  zu  gewähren,  was  nach  dem  l'ebergang  der  Eisen- 
bahnen  in  die  Hände  des  Bundes  wohl  auch  ohne  Schwierigkeit  durchgeführt 
werden  könnte.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  detaillierte  Vorschläge  in  dieser 
Beziehung  zu  machen.  Die  aufgestellten  Gesichtspunkte  sollten  bloss  zur 
Orientierung  in  der  Etage  dienen,  welche  wohl  in  der  nächsten  Zeit  die 
öffentliche  Meinung  in  der  Eidgenossenschaft  in  hervorragendem  Masse  beschäf- 
tigen dürfte. 

VI.  Litteratur.  F.  r.  Reit  lenstein.  Der  Arbeittuaclr.iris.  Berlin  187-.  —  f.  Laar, 
Der  communub-  Ar  be.it  sitae  h-.veis  in  <irr  Sel/ueiz.  „Zeitschrift  für  die  gesamte  Staat '.«- 
bissen  <ebaftu,  y<thtg.,  /S<}6.  —  Karl  Petermann.  Die  öffentlichen  Arbeit suacA-ueis- 
bureaux  in  der  Schweiz.  rZeitsehr .  für  schv.ci;.  Statistik",  ?f.  yahrg  ,  tSgf.  —  N.  Reiches- 
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berg.  Der  Kampf  gegen  die  Arbeitslosigkeit  in  der  Schweiz.  Bern  /89g.  —  £.  Hofmann, 
Der  öffentliche  Arbeitsnachweis  in  der  Schweiz.  „Jahrbücher  fiir  Xationalökonomie  und 
Statistik",  /got.  -  Georg  Schanz,  Die  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit.  „Archiv  für 
sociale  (iesetzgebung  und  Statistik" ,  ib.  Bd.  kjoi.  -  £.  Bohny,  Der  communale  Arbeits- 
»achweis.  „Schweizerische  Blätter  für  Wirtschafte-  und  Socialpoliiik" ,  A'.  Jahrgang, 
1902,  Bd.  I.  —  Schriften  des  Verbandes  deutscher  Arbeitsnachweise.  —  Statuten  und 
Jahresberichte  der  behandelten  öffentlichen  Anstalten,  sowie  bezügliche  Botschaften  fOn 
Kantons-  und  <  iemeindebehörden.  —  Vergl.  auch  die  Litteratur  zu  den  Artikeln  „ Arbeits- 
losigkeit,J  und  „XaturalverpHcgung* 

Dr.  N.  Reichesberg,  Professor  an  der  Universität  Bern. 

Arbeitsuntern  cht:  a)  Der  Arbeitsunterricht  für  Knaben. 

I.  Allgemeines.—  II.  Geschichtliches.  -  III.  Gegenwärtige  Verhältnisse. 
IV.  Litteratur. 

I.  Allgemeines.  Der  Arbeitsunterricht  für  Knaben  stützt  sieb  auf  die 
Thatsache,  das*  jeder  gesunde  Knabe  den  Trieb  empfindet.  Dinge  aus  seinem 
Anschauungskreise  körperlich  darzustellen,  sei  es  aus  Thon,  Papier,  Holz, 
Karton  oder  anderen  Stoffen.  Der  Knabe  bat  Freude  am  Thun,  arn  Schaffen, 
am  Gestalten.  Diesen  Thätigkeitstrieb  betraebten  hervorragende  Schulmänner 
als  ein  wesentliches  Mittel  zur  Erziehung  der  Jugend  und  besonders  als  ein 
Mittel  zur  geistigen  Forderung  der  Knaben.  Das  Kndziel  der  Bestrebungen 
geht  deshalb  dabin,  den  gesainten  Unterricht  so  zti  gestalten,  ilass  die  Sehülcr 
ihre  Vorstellungen  und  Begriffe  nicht  nur  durch  W  orte  und  Schriftzeichen  zum 
Ausdruck  bringen,  sondern  sie  auch  körperlich  darstellen,  also  sich  die  Kennt- 
nisse erarbeiten.  Vorstellungen,  ausgedruckt  durch  Modellieren  oder  Zeichnen, 
-ind  für  Schüler  und  Lehrer  weitaus  klarer  als  die  Wiedergabe  durch  Worte. 
Die  Erfahrung  lehrt  auch,  dass  diese  Art  des  Unterrichts  rationeller  ist,  als 
die  heute  bestehende  Unterrichts  weise.  Die  einseitige  Inanspruchnahme  des 
Gehirns  und  des  Gedächtnisses  ermüdet  die  jutigen  Leute  rasch,  jeder  weitere 
Unterricht  isi  dann  wirkungslos.  Wird  dagegen  die  (iehirnthätigkeit  ausge- 
spannt und  die  physische  Kraft  eingespannt,  also  Handarbeit  getrieben,  so  ist 
ein  erfolgreiches  Weiterarbeiten  möglich.  Die  Losung  des  Problems  besteht 
darin,  die  Handarbeiten  mit  dem  Lehrprogramm  und  den  Fähigkeiten  der 
Schüler  in  richtige  Verbindung  zu  bringen. 

Gegenwärtig  ist  man  noch  nicht  am  Ziele  angelangt.  Frankreich  und 
namentlich  Nordamerika  sind  hierin  der  Schweiz  voraus,  denn  dort  ist  der 
Handarbeitsunterricht  als  obligatorisches  Schullach  anerkannt:  wahrend  Deutseh- 
land. Oesterreich,  ja  alle  europäischen  Staaten  mit  Ausnahme  von  Kngland 
und  Schweden  hinter  der  Schweiz  zurückstehen.  Zwar  bestehen  in  allen  Staaten 
HandarbeitsM  hulen  für  Knaben,  d.  h.  wenigstens  in  den  grosseren  Städten; 
allein  sie  basieren  mit  ihrem  Unterrichtsbetrieb  noch  auf  dem  früheren  Stand- 
punkt, dass  die  Handarbeit  dazu  führen  müsse,  entweder  den  Hausrleiss  zu 
fördern  oder  die  Liebe  zum  Handwerk  zu  pflanzen  oder  gar  das  Handwerk 
selbst  vorzubereiten,  oder  endlich  die  Knaben  den  schädlichen  Einflüssen  des 
Gassenlebens  während  der  freien  Zeit  zu  entziehen  und  sie  zur  nützlichen 
Arbeit  anzuhalten.  Immerhin  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dass  die  Herstellung 
von  einfachen  Nutzgegenständen  ans  Karlott  oder  Holz,  wie  z.  K.  Schachteln, 
Brieftaschen,  Mappen.  Kleiderleisten.  Mlumenbänkchen,  Fussschemel  etc.,  ete. 
im  stände  ist.  Liebe  zur  Arbeit  und  Achtung  vor  derselben  zu  pflanzen,  an 
Ordnung  und  Reinlichkeit  zu  gewöhnen  und  den  Willen  zu  stärken. 

II.  Geschichtliches.     Die   Forderung   nach   Einführung  des  Handarbeits- 
unterrichts  lasst   sich   bis   ins  In.  Jahrhundert   zurück   verfolgen.     Im  17.  und 
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18.  Jahrhundert  verlangten  die  grossen  Pädagogen  Cnmcnius,  Kranke.  Base- 
dow,  Salzmann  u.a.  die  Einführung  des  Handarbeitsunterrichtes  für  Knaben, 
wie  für  Mädchen.  Bahnbrechend  schrieben  besonders  Rousseau,  Pestalozzi 
und  Fröbel.  Da  kamen  Ende  des  IS.  und  anfangs  des  1<».  Jahrhunderts  dir 
politisrhen  t'mwälzungen  im  In-  und  Auslände.  Schulfragen  mussten  während 
«lieser  Zeit,  wie  noch  vieles  andere,  ruhen.  Erst  in  der  /weiten  Hälfte  des 
1'*.  Jahrhunderts  lebte  die  Frage  wieder  auf  und  zwar  diesmal  nicht  nur  in 
der  Theorie,  sondern  mit  der  Gründung  von  wirkliehen  .Arbeitsschulen.  Voran 
ging  Finnland,  wo  l'no  (ygnäus  <  1810 — 1888).  angeregt  durch  die  Schriften 
von  Pestalozzi  und  Fröbel.  die  Handarbeit  als  formales  Bildungsmittel  in  den 
Schulen  einführte  (Slöjdunterricht).  Im  Jahre  1875  Hng  der  dänische  Rittmeister 
(*l au  son  -  Raa  s  an.  die  neue  Idee  in  Deutsehland  zu  verbreiten.  Er  hielt 
Vorträge  und  veranstaltete  Kurse  für  Lehrer  «1880  in  Emden.  1883  in  Dresden. 
Angeregt  durch  die  in  deutschen  Zeitschriften  erschienenen  Berichte  über  die 
Bestrebungen  des  dänischen  Rittmeisters  wurde  im  Jahr  1882  in  Basel  die 
erste  Schule  für  Knahenhandarheit  gegründet. 

Im  Jahre  1883  machte  Lehrer  Rudin  aus  Masel  unter  C  lauson  -  Raas  in 
Dresden  einen  Handarbeit skurs  mit  und  im  folgenden  Jahre  wurde  in  Basel 
der  erste  schweizerische  Bildungskurs  für  Lehrer  an  Knabenarheits- 
schulen  mit  40  Teilnehmern  abgehalten.  Der  Unterricht  erstreckte  sich  auf 
Kartonnagearbeiten,  Hobelbankarheilen  und  Kerbschnitt.  Die  Sache  fand  viele 
Freunde,  aber  auch  zahlreiche  Gegner,  die  in  höhnischer  Weise  über  die  Frage» 
urteilten.  Im  Jahre  1886  wurde  sodann  anlässlich  des  zweiten  schweizerischen 
Handarbeitskurses  für  Lehrer  in  Bern  der  sc  h  w  ei  z  er  i  sc  h  e  V  c  r  ein  zur  För- 
derung des  Handarbeitsunterrichtes  für  Knaben  gegründet.  Dieser 
Verein  hat  mächtig  auf  die  Verbreitung  der  Knabenhandarbeit  in  der  Schweix 
eingewirkt.  Seine  Thätigkeit  besteht  in  der  Heranbildung  von  Lehrern  für 
Knabenhandarbeit  und  in  der  Propaganda  durch  das  Vereinsorgan:  «Schwei- 
zerische Blätter  für  Knabenhandarbeit  >.  illustrierte  Monatsschrift,  die  sowohl 
die  Theorie,  als  die  Praxis  der  Knabenhandarbeit  behandelt. 

Durc  h  Bundesbes«  hluss  vom  Jahre  1884  wird  das  gewerbliche  und  indu- 
strielle Bildungswesen  in  weitgehender  Weis.-  subventioniert.  Von  der  Ansicht 
ausgehend,  dass  der  Handarbeitsunterricht  auch  eine  Art  gewerblicher  Bildung 
in  sich  sc  hliesse,  wandte  sich  der  schweizerische  Verein  im  Jahre  1888  mit 
dem  Gesuche*  an  den  Bundesrat,  es  mochten  die  von  den  Gemeinden  und  Kan- 
temen unterstützten  Schulen  auch  seite  ns  des  Bundes  subventioniert  werden. 
Der  Bund  lehnte  das  Gesuch,  ab.  Er  gewährt  dagegen  den  Teilnehmern  :m 
schweizerischen  Bildungskursen  einen  Beitrag  in  derselben  Höhe,  wie  der  Kanton 
und  zahlt  Beiträge  an  die-  Kosten  des  Handarbeitsunterrichtes  in  den  staatlichen 
Seminarien  der  Kantone  Bern,  Waadt  und  Genf.  In  anderen  Seminarien  i"-* 
der  Handarbeitsunterricht  noch  nicht  eingeführt. 

Die  Stellung  der  Lehrerschaft  ist  heute  auch  eine  ganz  andere  als  anlan^. 
Das  zeigte  sieh  am  schweizerischen  Lehrertag  in  Bern  (Oktober  1899).  In 
der  Versammlung  der  Volksschullehrer  wurde-  «Die?  Erweiterung  des  Pcsta- 
lozzischen  Anschauungsprinzips  durch  das  Fröbelsche  Thätigkcitsprinzip >  ab 
Hauptthema  behandelt  und  folgende  Beschlüsse  gefasst  : 

1.  Die  Versammlung  anerkennt,  d.iss  »lern  Handarbeitsunterricht  erzieherische  Momente  inne- 
wohnen, die  die  anderen  Unterrichtsfächer  nicht  in  dem  Masse  besitzen. 

2.  Die  Versammlung  begriisst  alle  Arbeiten,  durch  welche  die  für  den  erziehenden  Unterricht 
wichtige  Krage  der  rationellen  Unterstützung  der  Kopfarbeit  durch  Handarbeit  gefördert  wird. 

Gegenwärtige    Verhältnisse.     Die    Ausbildung    von  Lehrern 
geschieht  in  den  bere  its  erwähnten  schweizerischen  Handarbeitskursen,  die  jedes 
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Jahr  wahrend  der  Sommerferien  stattfinden  und  vier  Wochen  lang  dauern. 
Die  Kurse  werden  jedes  Jahr  in  einer  anderen  Schweizerstadt  abgehalten  und 
zwar  abwechslungsweise  in  der  Ost-  und  Westschweiz.  Bis  heute  haben  16  Kurse 
stattgefunden:  1884  in  Basel  (40  Teilnehmer).  1886  in  Bern  (52),  1887  in 
Zürich  (52).  1888  in  Freiburg  (65),  1889  in  Genf  (93),  1890  in  Basel  (83), 
1891  in  La  Chaux-de-Fonds  (90).  1892  in  Bern  <90).  1893  in  Chur  (144),  1894 
in  Lausanne  (143),  1896  in  Genf  (161).  1897  in  Zürich  (135),  1898  in  Locarno 
(189).  1899  in  Schaffhausen  (122),  1900  in  Neuenburg  (102),  1901  in  Glarus  (97). 
l  eberdies  sind  in  den  Kantonen  Zürich.  Basel  und  Genf  kantonal**  Kurse  abge- 
halten worden. 

In  den  Bildungskursen  wird  in  folgenden  Arbeiten  Unterriehl  erteilt: 
1.  für  die  Elementarschule:  Tonformen,  Papierarbeiten:  2.  Mittelstufe:  Papp- 
arbeiten: 3.  Oberstufe:  Hobclbankarbeiten,  Holzschnitzen,  Herstellung  von  Ver- 
anschaulichungsmitteln. 

Die  Teilnehmer  tragen  die  gehohen  Anregungen  hinaus  ins  ganze 
Srhwcizerland.  Die  Zahl  der  Arbeitsschulen  hat  heute  schon  eine  bedeutende 
Hohe  erreicht.  Nach  einer  Statistik,  umfassend  das  Jahr  1896/97  bestanden 
damals  in  Zürich  14  Schulen  (mit  212U  Schülern»,  Bern  4  (568).  Luzern  2  (16), 
Glarus  2  (113),  Freiburg  2  (26).  Solothurn  3  (89),  Baselstadt  1  (883),  Basel- 
Lind  0  (74),  Schaffhausen  1  (141),  St.  Gallen  8  (405),  Graubünden  2  (114), 
Thurgau  7  (158).  Waadt  3  (962),  Neuenburg  6  (1444),  Genf  33  (3948).  Zusammen 
*M  Schulen  mit  11,061  Schülern.  Heute  werden  die  Zahlen  erheblich  grösser 
>'»n,  da  jedes  Jahr  eine  Reihe  von  neuen  Schulen  gegründet  wird.  Keinen 
Handarbeitsunterricht  für  Knaben  haben:  l'ri,  Schwyz,  L'ntcrw alden,  Wallis, 
und  Aargau.  Obligatorisch  ist  er  im  Kanton  Genf,  in  allen  anderen  Ktintonen 
Appenzell  fakultativ.  Deshalb  fallen  die  Unterrichtsstunden  meist  ausserhalb  der 
^■wohnlichen  Schulzeit,  entweder  auf  freie  Nachmittage  oder  Abendstunden. 

IV.  Litteratar.  Seheurer,  Lehrgang-  von  Hobelbankarbeiten,  herausgegeben  vom 
vhweiz.  Verein.  —  0  ort  Ii,  Handarbeitern  für  Elementarschüler,  herausgegeben  vom 
ichweit.  Verein.  —  Schweiz.  Blätter  für  Knabenhandarbeit,  herausgegeben  vom  Schweiz. 
Verein,  ( Zürich).  —  Rät,  Statistik  der  Schweiz.  Knabenarbeitsschulen,  herausgegeben 
xom  Schweiz.  Verein  (Zürich).  —  R.  Seidel,  Der  Arbeilsunterricht  für  Knaben  tgof. 

Ed.  Oertli,  Redakteur  der  Schweiz.  Blätter  für  Knabenhandarbeit,  Zürich. 

Arbeitsunterricht:  b)  Der  Arbeitsunterricht  für  Mädchen. 

I.  Allgemeines.   —    II.  Organisation.  —   III.  Lehrkräfte.   —   IV.  Schluss- 
bem<*rkungen.        V.  Litteratur. 

L  Allgemeines.  Der  Handarbeitsunterricht  für  Mädchen  bildet  in  der 
ganzen  Schweiz  ein  Glied  der  Volksschule.  Nur  in  Tri  und  Appenzell  I.-Rh. 
in  dieser  Unterrichtszweig  noch  kein  obligatorisches  Schulfach  geworden. 
Aber  auch  in  diesen  Kantonen  hat  sich  der  Handarbeitsunterricht  so  ein- 
gebürgert, das*  er  von  allen  Mädchen  der  Volksschule  besucht  wird ;  es  besitzt 
somit  die  Schweiz  das  faktische  Obligatorium  dieses  Unterrichtsfaches. 

Diese  Entwicklung  vollzog  sich  in  den  letzten  3 — 4  Dezennien  und  ist 
die  Folge  des  sich  immer  mehr  steigernden  Bedürfnisses,  die  Mädchen  nicht 
nur  mit  etwekhem  mechanischen  Können  auszurüsten,  sondern  ihnen  auch  ein 
gründliches  Verständnis  für  die  wichtigsten  Handarbeiten  zu  vermitteln  und 
diesen  Unterricht  so  auszugestalten,  dass  er  auch  einen  bildenden  und  erziehenden 
Einfluss  auszuüben  vermag.  An  Stelle  der  Werkstuben  musste  die  Schule 
treten.    Anstatt   die   Mädchen   wie  bis    anhin  mit   Arbeiten  zu  beschäftigen. 
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die  sich  ohne  jedwede  Berücksichtigung  des  Fassungsvermögen»  der  Schüle- 
rinnen nur  naeli  den  momentanen  Bedürfnissen  des  Hauses  richteten,  bemühte 
man  sich,  einen  planmässigen,  methodischen  Unterriehl  einzuführen. 

Es  war  J.  Kettiger,  Seminardirektor  in  Wettingen,  welcher  in  der 
Schweiz  diesem  Gedanken  zuerst  Ausdruck  verlieh  und  die  Hebung  des  Hami- 
arbeitsunterrichtes  für  Mädchen  zu  einer  seiner  Lebensaufgaben  machte.  Seine 
Ideen  fanden  bald  bei  Erzichungsbehörden  und  tüchtigen  Lehrerinnen  that- 
kräftige  Unterstützung  und  gelangten  nach  und  nach,  wenn  auch  in  ver- 
schiedener Art  und  Weise,  so  doch  das  gleiche  Ziel  verfolgend,  zur  Ver- 
wirklichung. 

II.  Organisation.  Der  Handarbeitsunterricht  erstreckt  sich  je  nach  der 
Organisation  der  Schulen  auf  die  Primär-  und  Sekundär-  r.-sp.  Real-,  Bezirks- 
oder Fortbildungsschulstufe.  In  den  Kantonen  Bern,  Sehwyz.  Obwalden, 
Freiburg,  Baselstadt,  Appenzell  l.-Rh..  Tessin,  Waadt,  Wallis.  Neuenburg  und 
Genf  beginnt  der  Arbeitsunterricht  schon  mit  dem  ersten:  in  den  Kantonen 
Solothurn  mit  dem  zweiten,  in  den  Kantonen  Luzern,  Nidwaiden  mit  dem  dritten 
und  in  den  Kantonen  Zürich.  Uri.  Glarus,  Appenzell  A.-Rh..  St.  Gallen.  Gr.iu- 
bünden  und  Thurgau  mit  dem  vierten  Schuljahr.  Im  Kanton  Nidwaiden  steht  es 
den  Gemeinden  frei,  die  Mädchen  der  ersten  und  zweiten  Klasse,  in  Zürich  unl 
St.  Gallen  der  dritten  Klasse,  schon  zum  Arbeitsunterricht  beizuziehen.  Im 
Kanton  Zürich  dürfen  die  Madchen  der  dritten  Klasse  nur  dann  den  Arbeits- 
unterricht besuchen,  wenn  entweder  in  ungeteilten  Schulen  die  Schülerzahl 
weniger  als  15  beträgt,  oder  wenn  dieselbe  das  gesetzlic  he  Maximum  von 
30  erreirht  und  eine  Trennving  der  Klassen  erfordert. 

Verschiedenheiten  zwischen  den  einzelnen  Kantonen  bestehen  nicht  nur 
,  in  Bezug  auf  das  Alter  der  Schülerinnen  beim  Beginn  des  Arbeitsunterrichtes, 
sondern  auch  in  Bezug  auf  die  Anzahl  der  Jahreskurse  und  der  wöchentlichen 
Unterrichtsstunden.  Diese  Verschiedenheiten  herrschen  sogar  unter  den  Geinein- 
den der  einzelnen  Kantone  mit  Ausnahme  von  Thurgau  und  Freiburg.  Das  Arbeits- 
schulgesetz des  Kantons  Thurgau  verlangt  sechs  wöchentliche  Stunden  in  allen 
Jahreskursen,  dasjenige  des  Kantons  Freiburg  5  Stunden  per  Woc  he  für  du- 
fünf  ersten  Jahreskurse  und  sechs  Stunden  für  das  sechste  Arbcitsschuljahr. 
In  den  Kantonen  Zürich.  Bern.  Ob  wählen.  Solothurn.  Baselstadt.  Waadt  und 
Genf  beträgt  die  gesetzliche  Unterrichtszeit  4  <>  Stunden,  in  den  übrigen 
Kantonen  2,  3.  4,  5.  <>.  H  und  <J  Stunden  per  Woche.  Es  kommt  auch  vor. 
dass  die  Zahl  der  wöchentlichen  Arbeitsschulstunden  im  Winter  grösser  ist. 
als  im  Sommer  und  umgekehrt,  sowie  in  den  ersten  Schuljahren  geringer,  als 
in  den  oberen  Klassen. 

Ausserdem  bestehen  auch  Unterschiede  in  der  Anzahl  der  einer  Lehrerin 
zu  gleichzeitigem  Unterricht  zugewiesenen  Schülerinnen.  Während  die  Schüler- 
zahl einer  Abteilung  im  Kanton  Appenzell  l.-Rh.  nur  20.  in  den  Kantonen 
Appenzell  A.-Rh.  und  Thurgau  25.  Zürich.  Luzern.  Glarus.  Scharihausen. 
St.  Gallen.  Graubünden.  Aargau  3<>  betragen  darf,  steigt  dieselbe  in  den  Kan- 
tonen Bern,  Schwyz.  Obwalden.  Solothurn.  Baselland,  Waadt  und  Genf  his 
auf  40.  In  Baselstadt  bestehen  an  der  Primarschule  Abteilungen  mit  52.  ;*n 
der  Sekundärschule  solche  mit  42  Schülerinnen,  an  denen  aber  eine  Lehrerin 
und  eine  Gehülfin  wirken.  Aus  dieser  Vielgestaltigkeit  der  Organisation  des 
Handarbeitsunterrichtes  für  Mädchen  ergieht  es  sich.  dass.  wenn  auch  die  Lehr- 
ziclc  in  grossen  Zügen  die  gleichen  sind,  und  man  überall  durch  den  Arbeits- 
unterricht das  Denkvermögen  der  Mädchen  entwickeln,  ihre  Hände  geschickt 
inachen  und  das  Auge  üben  will,  die  Ausbildung  in  den  einzelnen  Fächern 
eine  ungleiche  sein  muss. 
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In  allen  Kantonen  umfasst  der  Handarbeitsunterricht  der  Mädchen  die 
drei  wichtigsten  Gebiete:  Stricken,  Nähen  und  Flicken.  Das  Häkeln 
findet  nur  in  den  Kantonen  Freiburg.  Hasclstadt,  Baselland,  Appenzell  A.-Rh., 
Aargau.  Thurgau,  Tessin  und  Genf  besondere  Berücksichtigung,  und  in  den 
Kantonen  Zürich,  Aargau,  Thurgau.  Tessin  und  Genf  räumt  man  in  den  obersten 
Klassen  auch  dem  Sticken  ein  bescheidenes  Plätzchen  ein. 

Dem  Fache  der  Haushaltungskunde  wird  in  den  letzten  Jahren  ver- 
mehrtes Interesse  zugewendet.  Während  früher  nur  in  wenigen  Kantonen 
Belehrungen  über  die  Führung  eines  Haushaltes  und  die  Pflichten  der  Haus- 
hälterin im  Lehrplan  der  Arbeitsschule  figurierten,  ist  dieses  Lehrfach  heute 
in  den  Kantonen  Zürich.  Bern,  Luzern,  Schwyz,  Obwalden,  Zug,  Freiburg,  Solo- 
thurn,  Baselstadt,  Uaselland,  Appenzell  l.-Rh.,  St.  Gallen.  Aargau,  Tessin.  Waadt, 
Neuenbürg  und  Genf  vertreten.  In  Zürich,  Bern,  Freiburg,  Solothurn,  St.  Gallen 
und  Genf  hat  man  bereits  durch  Errichtung  von  Schulküchen  Theorie  und 
Praxis  in  Verbindung  gebracht.  Die  hierbei  gemachten  Erfahrungen  sind  recht 
erfreulich:  die  Bedenken,  die  Mädchen  der  obersten  Volksschulstufc  seien  für 
diesen  Unterricht  noch  zu  jung,  schwinden  immer  mehr  und  machen  der  Ein- 
sicht Platz,  dass  nur  die  staatliche  Fürsorge  für  eine  geeignete  Vorbereitung 
unserer  Mädchen  für  den  Pflichtenkreis  in  Haus  und  Familie  das  sociale  Leben 
unserer  Nation  zu  heben  vermag. 

Mit  dem  Bestreben,  den  Mädchen  durch  den  Handarbeitsunterricht  nicht 
nur  technische  Fertigkeiten  beizubringen,  sondern  durch  Weckung  eines  gründ- 
lichen Verständnisses  für  jede  Arbeit  die  Schülerinnen  zur  selbständigen  Aus- 
führung derselben  zu  befähigen,  musste  eine  Umwandlung  des  Handarbeits- 
unterrichtes eintreten.  Der  Einzelunterricht  hatte  dem  Klassenunterricht  zu 
weichen.  Derselbe  verlangt  gleichartige  Beschäftigung  der  ganzen  Klasse  und 
deshalb  Aufstellung  eines  wohldurchdachten  Lehrganges  und  Verwendung  gleich- 
artigen Materials  für  jede  einzelne  Arbeit.  Der  Klassenunterricht  rief  ausser- 
dem Hülfs-  und  Lehrmitteln,  wie  Wandtafel,  Strick-.  Näh-  und  Flickrahmen 
zur  V'-ranschauJicbung  der  verschiedenen  Formen  (Muster),  Vorgänge  und  Hand- 
griffe beim  Stricken.  Nähen  und  Flicken.  In  den  einzelnen  Kantonen  sind  die 
Veranschaulii  hungsmittel  ziemlich  verschieden,  es  sind  entweder  Tabellenwerkc 
oder  dann  in  Holzrahmen  eingeheftete  Strick-  und  Stoff-Flächen  aus  sehr  grobem 
Material,  so  dass  sich  die  einzelnen  Maschen  und  die  Fäden  der  Gewebe  auch 
aus  grösserer  Entfernung  deutlich  unterscheiden  lassen.  Die  Notwendigkeit 
und  der  Nutzen  zweckmässiger  Vcranschaulichungsmittel  wird  immer  mehr 
anerkannt,  davon  zeugen  die  Anstrengungen,  die  für  deren  Vervollkommnung 
fortwährend  gemacht  werden. 

Eine  weitere  Folge  des  klassenweisen  Unterrichtes  und  des  Vorgehens, 
den  Lehrstoff  systematisch  zu  ordnen,  war  die  Einführung  verschiedener  Uebungs- 
^tückc.  Die  Kantone  Freiburg  und  Genf  gehen  im  Ucbungsprinzip  am  weitesten. 
Daselbst  begnügt  man  sich  nicht  nur  damit,  den  Mädchen  an  Uebungsstücken 
die  wichtigsten  Kenntnisse  und  Fertigkeiten  im  Stricken,  Nähen  und  Flicken 
beizubringen,  sondern  es  wird  jede  Arbeit  bis  zur  absoluten  Selbständigkeit 
eingeübt,  bevor  die  Verwendung  an  Nutzgegenständen  folgt.  In  den  anderen 
Kantonen  dienen  die  Uebungsstücke,  wie  bereits  bemerkt  wurde,  nur  den 
elementaren  Uebungen  :  die  weitere  Aneignung  von  Fertigkeiten  geschieht  dann 
an  passenden  Gebrauchsgegenständen,  wobei  man  nach  Möglichkeit  den  häus- 
lichen und  örtlichen  Bedürfnissen  Rechnung  trägt. 

Das  Strickübungsstück  bildet  fast  durchweg  eine  direkte  Vorübung  für 
das  Stricken  von  Strümpfen,  das  in  den  ersten  Arbeitsschuljahren  als  Klassen- 
und   nachher  als  Nebenarbeit  betrieben  wird.    Als  Klassen-  und  Nebenarbeit 
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schliesst  sich  in  den  Kantonen  Zürich,  Bern,  Nidwaiden,  Glarus,  Freiburg, 
Solothurn,  Baselland,  Aargau,  Thurgau,  Tessin  und  Genf  das  Musterstricken 
an.  Nachdem  Pique"-,  Patent-  und  Hohlmuster  in  systematischer  Reihenfolge 
an  einem  Streifen  eingeübt  worden  sind,  finden  dieselben  ihre  Nutzanwendung 
an  einfachen  Gegenständen  (z.  B.  Jäckchen,  Handschuhe,  Halstücher  etc.). 

Die  Nebenarbeiten  haben  den  Zweck,  rasch  vorrückende  Schülerinnen 
nützlich  zu  bethätigen,  bis  alle  Mädchen  einer  Stufe  mit  irgend  einem  Teil  der 
Arbeit  fertig  geworden  sind,  auf  dass  dann  mit  der  ganzen  Klasse  etwas  Neues» 
in  Angriff  genommen  werden  kann.  Damit  sich  die  Lehrerin  den  weniger 
befähigten  Schülerinnen  ganz  besonders  widmen  kann,  muss  die  Nebenbeschäf- 
tigung der  vorgerückten  Mädchen  so  gewählt  werden,  dass  sie  sich  dem  schon 
behandelten  Lehrstoff  eng  anschliesst  und  die  betreffenden  Schülerinnen  wenig 
Nachhülfe  von  Seite  der  Lehrerin  bedürfen. 

Das  Hauptaugenmerk  wird  dem  Nähen  und  Flicken  zugewendet.  An 
Uebungsstücken  erlernen  die  Mädchen  die  verschiedenen  Sticharten  und  Nähte. 
Das  hierzu  verwendete  Material  besteht  für  die  Erlernung  der  Stiche  meistens 
aus  Etamine  oder  Stramin  und  farbigem,  grobem  Faden,  für  diejenige  der  Nähtf 
aus  grobfädigem  Baumwollstoff  oder  aus  Leinwand.  Es  kommt  aber  auch  vor, 
dass  Stiche  und  Nähte  an  einem  und  demselben  Uebungsstück  erlernt  werden. 
Alsdann  folgt  die  Herstellung  einfacher  Wäschegegenstände  für  Frauen  und 
Mädchen  unter  Berücksichtigung  eines  stufenmässigen  Fortschreitens  vom 
Leichten  zum  Schweren.  Da  und  dort  ist  auch  die  Anfertigung  von  Herren- 
und  Knabenwäsche  in  den  Lehrplan  aufgenommen  worden. 

Um  die  Mädchen  zu  selbständigem  Arbeiten  anzuhalten,  haben  dieselben 
die  erforderlichen  Muster  nach  bestimmten  Massen  zu  konstruieren,  die  Gegen- 
stände nach  diesen  Mustern  zuzuschneiden  und  die  Teile  zusammenzufügen. 
Zur  Befestigung  des  Lehrstoffes  werden  bei  der  Repetition  die  Schnittmuster 
in  verkleinertem  Massstab  auf  Musterpapier  oder  in  Hefte  gezeichnet  und  durch 
Angaben  ergänzt.  Im  Kanton  Zürich  wird  der  theoretische  Unterricht  an  Hand 
eines  Lehrmittels  (Arbeitsschulbüchlein  von  S.  Strick ler,  Verlag  F.  Schult- 
hess  &  Cic.,  Zürich)  erteilt. 

Durch  einfache  Verzierungen  der  Arbeiten  sucht  man  auch  den  Sinn  für 
das  Schöne  zu  wecken  und  in  der  Beschäftigung  der  Mädchen  das  Angenehme 
mit  dem  Nützlichen  zu  verbinden.  Eigentliche  Luxusarbeiten  sind  in  den  Lehr- 
programmen der  Volksschule  nicht  vorgesehen.  Wo  es  die  wöchentliche  Stunden- 
zahl und  die  Anzahl  der  Jahreskurse  ermöglichen,  den  Mädchen  ordentliche 
Fertigkeiten  im  Handnähen  beizubringen,  hat  man  vielerorts  in  den  obersten 
Klassen  das  Maschinennähen  eingeführt.  Diese  durchaus  zeitgemässe  Neuerung 
bietet  Gelegenheit,  mehr  Zeit  auf  das  Zuschneiden  und  Anordnen  von  Gegen- 
ständen zu  verlegen  durch  Einschränkung  der  mechanischen  Beschäftigung  beim 
Ausarbeiten  derselben. 

Ein  bedeutender  Teil  der  Unterrichtszeit  der  oberen  Primär-  und  der 
Sekundarschulklassen  wird  für  das  Flicken  von  gewobenen  und  gestrickten 
Gegenständen  verwendet.  Das  Ausbessern  und  Erneuern  einzelner  Teile  wird 
gewöhnlich  ohne  weiteres  an  Nutzgegenständen  praktiziert,  weil  die  Mädchen 
bei  der  Anfertigung  neuer  Wäschegegenständc  genügend  Vorübung  erlangen 
können.  Anders  verhält  es  sich  mit  dem  Ueberziehen,  Stopfen  und  Stückeln 
von  Strickflächen,  dem  Wifcln  und  Stopfen  von  Leinen,  Drilch  und  Damast- 
geweben, sowie  dem  Einsetzen  von  Stücken  an  verschiedenartigen  Stoffen 
(Baumwollstoff  weiss  und  farbig,  Flanell  und  Tuch).  Die  Schwierigkeiten 
dieser  Arbeiten  verlangen  ganz  besonders  eine  strikte,  klassenweise  Behandlung 
des  Lehrstoffes.    Sie  werden  deshalb  an  Uebungsstücken  gelehrt,   die  wohl 
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eine  verschiedene  Anordnung  erfahren,  aber  den  gleichen  Endzweck  haben. 
Da  zu  den  Uebungsstücken  neues  Material  zur  Verwendung  kommt,  ist  es 
selbstredend  sehr  wichtig,  dass  die  Mädchen  das  Erlernte  auch  angebrauchten 
schadhaften  Gegenständen  verwerten.  Die  Lehrpläne  sehen  deshalb  eine  Nutz- 
anwendung des  an  den  Uebungsstücken  Erlernten  vor.  Wenn  auch  der  Wert 
des  Flickens  durch  die  Umgestaltung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  ent- 
schieden gesunken  ist,  soll  die  Schule  diesem  Fache  doch  grosse  Aufmerk- 
samkeit schenken,  indem  gerade  das  Flicken  eines  der  besten  Mittel  ist  zur 
Förderung  der  Geschicklichkeit  und  des  haushälterischen  Sinnes  unserer  jungen 
Mädchen. 

Wo  das  Sticken  Berücksichtigung  findet,  werden  gewöhnlich  die  wich- 
tigsten Fcstons  und  Blattformen  an  einem  Uebungsstück  geübt  und  nachher 
zur  Verzierung  von  Wäschegegenständen  verwendet. 

Wie  bereits  erwähnt  wurde,  rief  der  Klassenunterricht  der  Verwendung 
gleichen  Materials  für  jede  einzelne  Arbeit.  Hierin  liegt  der  wesentliche  Grund, 
weshalb  die  Anstrengungen,  die  Unentgeltlichkeit  der  Lehrmittel  und 
Schulmaterialien  auch  auf  die  Arbeitsschulen  auszudehnen,  nicht  ohne  Erfolg 
geblieben  sind.  Die  Kantone  Zürich,  ßasclstadt,  Baselland,  Neuenbürg  und 
Genf  haben  sie  bereits  eingeführt.  In  den  Kantonen  Bern,  Luzern.  Schwyz, 
Solothurn,  Schaffhausen,  Appenzell  A.  Rh.,  Graubünden,  Aargau  und  Thurgau 
erhalten  alle  Schülerinnen  das  Arbeitsmaterial  für  die  Uebungsstücke  und  dürftige 
Schülerinnen  auch  dasjenige  für  die  Nutzgegenstände  unentgeltlich,  während 
man  in  den  Kantonen  Unterwaiden,  Zug,  Freiburg,  Appenzell  I.-Rh.,  St.  Gallen 
nur  den  unbemittelten  Schülerinnen  sämtliches  Arbeitsmaterial  unentgeltlich 
verabfolgt. 

Die  Kosten  hierfür  deckt  entweder  die  Schul-,  Einwohner-  oder  Armen  - 
gemeinde,  oft  auch  der  die  Schule  beaufsichtigende  Frauenverein  mit  Hülfe 
privater  Spenden.  In  den  Kantonen  Zürich.  Baselland  und  Neuenburg  teilen 
sich  Staat  und  Gemeinden  in  die  Auslagen  für  Beschaffung  des  Arbeitsmaterials, 
in  Baselstadt  und  Genf  übernimmt  der  Staat  die  Kosten  allein.  Freiburg  besitzt 
eine  kantonale  Centralstelle  für  Abgabe  des  obligatorischen  Materiales  für  den 
Unterricht  in  den  Handarbeiten. 

III.  Lehrkräfte.  Was  die  Lehrkräfte  an  den  Arbeitsschulen  anbetrifft, 
so  sind  es  fast  durchweg  Lehrerinnen  mit  speziell  fachlicher  Ausbildung.  In 
den  Kantonen  Zürich.  Glarus.  Solothurn,  Basclstadt,  Baselland,  Schaffhausen, 
Appenzell  A.-Rh.,  St.  Gallen,  Aargau.  Thurgau  wirken  fast  ausschliesslich 
spezielle  Arbeitslehrcrinnen,  welche  ihre  Ausbildung  in  kurzzeitigen  oder  in 
länger  dauernden,  meistens  staatlichen  Kursen  erlangt  haben  (Glarus.  Basel - 
land  3  Wochen;  Luzern  5  W.;  Solothurn  und  Thurgau  6  W.:  Bern,  Graubünden, 
Genf  8—9  W.:  St.  Gallen,  Aargau  20  W.;  Zürich,  Baselstadt,  St.  Gallen,  Waadt 
Jahreskurse:  in  Basel  und  St.  Gallen  an  der  Frauenarbcitsschulc,  in  Zürich  an 
der  Schweizerischen  Fachschule  für  Damenschneiderei  und  Lingerie).  Selbst- 
redend bedingt  die  ungleiche  Kursdauer  Mannigfaltigkeit  in  Bezug  auf  Auf- 
nahmsbedingungen, Kurspensum  und  Prüfungsmodus.  In  Zürich  werden  die 
Kursteilnehmerinncn  in  den  Jahreskursen  auch  zur  Erteilung  des  hauswirt- 
schaftlichen Unterrichts  an  zürcherischen  Volks-  und  Fortbildungsschulen  aus- 
gebildet. Den  nötigen  Unterricht  erhalten  sie  in  der  Haushaltungsschule  des 
Schweizerischen  Gemeinnützigen  Frauenvereins,  Sektion  Zürich. 

In  den  Kantonen  Uri,  Schwyz,  Obwalden,  Nidwaiden,  Zug,  Appenzell  I.-Rh. 
liegt  der  Handarbeitsunterricht  beinahe  ausschliesslich  in  der  Hand  von  Primar- 
lehrerinnen.  Ein  gemischtes  System  mit  Vorwiegen  der  eigentlichen  Arbeits- 
Ichrerinnen  haben  die  Kantone  Bern,  Luzern  und  Graubünden,  während  umge- 
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kehrt  in  den  Kantonen  Freiburg,  Tcssin,  Waadt.  Wallis,  Neuenbürg  und  Genf 
mehr  Primarlehrerinnen  den  Handarbeitsunterricht  erteilen.  Da.  wo  den  Primar- 
Ichrcrinnen  der  Unterricht  in  den  Handarbeiten  übertragen  ist.  bildet  die 
spezielle  Ausbildung  für  den  Arbeitsunterriehl  einen  Teil  des  Seminarprogrammi-. 

In  den  Kantonen  Zürich,  Bern,  Luzern.  Schwyz.  Glarus.  Solothurn.  Schaff- 
hausen, Appenzell  A.-Rh.,  St.-Gallcn,  Aargau.  Thurgau,  Neuenburg  werden 
von  Zeit  zu  Zeit  Fortbildungskurse  für  bereits  im  Amte  stehende  Arbeits- 
lehrcrinncn  veranstaltet,  welche  ihrer  Aufgabe  nicht  vollständig  gewachsen  sind 
und  welche  namentlich  in  methodischer  Richtung  gefördert  werden  sollten. 

Die  Anstellung  der  Arbeitslehrerinnen  erfolgt  entweder  nach  den 
nämlichen  Bestimmungen,  die  für  die  Wahl  der  Primarlebrerschaft  bestehen, 
oder  sie  ist  Sache  der  Ortsschulvorsteherschaft,  welche  sehr  oft  den  lokalen 
Frauenkommissionen  zur  Beaufsichtigung  der  Arbeitsschulen  das  Vorschlags- 
recht  einräumt. 

In  allen  Kantonen  mit  Ausnahme  des  Kantons  Tcssin  kommt  es  vor,  das* 
eine  einzelne  Lehrerin  mehrere  Arbeitsschulen  kleiner  benachbarter  Geineinden 
besorgt. 

Die  Besoldung  der  Arbeitslehrerinnen  ist  in  den  Kantonen  Glarus. 
Schaffhausen,  Appenzell  A.-Rh.,  Thurgau  Sache  der  Schulgemeinden,  in  den 
übrigen  Kantonen  des  Staates  und  der  Schulgemeinden.  Dieselbe  ist  im  allge- 
meinen, namentlich  für  Arbeitslehrcrinnen  auf  dem  Lande,  höchst  kärglich. 
Eine  Ausnahme  bildet  der  Kanton  Zürich.  Seit  Mai  1900  beträgt  die  Minimal- 
besoldung einer  Arbeitslchrerin  Fr.  40  für  die  Jahresstunde:  von  fünf  zu  fünf 
Jahren  bis  zum  20.  Dienstjahre  leistet  der  Staat  eine  Zulage  von  Fr.  5  per 
Jahresstunde.  Wählbar  sind  aber  nur  Lehrerinnen,  welche  im  Besitze  eines 
Arbeitslehrerinnenpatentes  des  Kantons  Zürich  sind.  In  den  übrigen  Kantonen 
bestehen  noch  Ansätze  von  Fr.  5,  18.  20,  25 — 30  per  Jahresstunde.  In  den 
Städten  steigt  allerdings  die  Besoldung  je  nach  der  Zahl  der  Dienstjahre  von 
Fr.  40,  50,  60 — 100  per  Jahresstunde.  In  den  Kantonen  Zürich  und  Baselland 
übernimmt  der  Staat  allfällige  Vikariatskostrn :  im  ersteren  Kanton  besitzen 
die  Arbeitslehrerinnen  die  gleiche  Pensionsberechtigung  wie  die  übrige  Lehrer- 
schaft der  Volksschule. 

Im  Kanton  Glarus  wurde  von  den  Arbeitslehrerinnen  im  Jahre  1895  eine 
Alterskasse  gegründet.  Sie  hat  den  Zweck,  allen  nicht  mehr  im  Schuldienste 
stehenden  oder  aus  Gesundheitsrücksichten  vom  Amte  zurückgetretenen  Lehre- 
rinnen Unterstützung  zu  gewähren.  Jedes  Mitglied  zahlt  Fr.  5  Jahresbeitrag. 
Bis  das  Stammkapital  wenigstens  Fr.  12.000  erreicht  hat.  ist  jede  Lehrerin, 
die  über  Fr.  500  Gehalt  hat.  verpflichtet,  von  je  Fr.  100  Mchrgehalt  Fr.  1 
jährlich  zu  entrichten.  Jede  im  Kanton  patentiert»-  und  definitiv  angestellte 
Lehrerin  muss  dieser  Körperschaft  beitreten. 

Zum  Zwecke  gegenseitiger  Förderung  und  Anregung  bestehen  in  einzelnen 
Kantonen  Vereinigungen  der  Arbeitslehrerinnen.  In  Zürich,  St.  Gallen. 
Baselstadt.  Baselland,  Glarus,  Aargau  versammeln  sich  die  Arbeitslehrerinnen 
jährlich  ein-  bis  zweimal  bezirksweise,  und  in  Zürich,  Basclland  und  Aargau 
vereinigen  sich  die  Leiterinnen  der  Bezirksversammlungen  zu  einer  Kantonal- 
konferenz. In  den  übrigen  Kantonen  sind  zum  Teil  deshalb  noch  keine  Arbeit»- 
Ichrerinnen-Konfercnzen  zu  stände  gekommen,  weil  die  Lehrerinnen  als  Ange- 
hörige des  Primarlehrerstandes  schon  Mitglieder  der  für  diesen  Lehrkörper 
vorgesehenen  Konferenzen  sind. 

Die  Aufsicht  über  die  Arbeitsschulen  üben  in  erster  Linie  die 
lokalen  Schulbehörden  aus  und  zwar  mit  Ausnahme  der  Kantone  Uri,  Nid- 
walden,  Baselstadt.   Appenzell  l.-Rh.,   Tessin  und   Wallis  durch    eine  hierzu 
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bestellte  Kommission  sachkundiger  Frauen,  welchen  meistens  «Ii e  direkte  Beauf- 
sichtigung der  Arbeitsschulen,  die  Begutachtung  von  Arhcitsschulfragcn  und 
die  Berichterstattung  an  die  Oberbehörde  zufällt. 

Ausserdem  w  erden  in  den  Kantonen  Zürich,  Luzern,  Solothurn.  St.  Gallen, 
Aargau.  Thurgau  Bezirksinspektorinnen  ernannt.  Diese  haben  die  ihnen  unter- 
stellten Schulen  jahrlich  ein-  bis  zweimal  zu  besuchen,  die  Prüfungen  abzu- 
nehmen. Bericht  über  den  Befund  jeder  Schule  zu  erstatten  und  nach  Mög- 
lichkeit zur  Hebung  des  Arbeitsschulwesens  beizutragen.  Im  Pflichtenkreis 
der  Bezirksinspektorinnen  des  Kantons  Aargau  liegt  auch  die  Leitung  der 
Bildungskurse  für  Arbeitslehrerinnen  und  die  Abnahme  der  Wahlfähigkeits- 
prüfungen. 

Die  Kantone  Zürich,  Mitwählen.  Glarus.  Kreiburg,  Solothurn  und  Genf 
besitzen  das  Institut  eines  kantonalen  Arbeitsschulinspektorates :  in  Bern  und 
Schaffhausen  lässt  die  Erziehungsdirektion  von  Zeit  zu  Zeit  die  Arbeitsschulen 
durch  eine  fachkundige  Inspektorin  inspizieren.  Dadurch  soll  eine  gründliche  Ober- 
aufsicht und  eine  gleichmäßige  Beurteilung  sämtlicher  Arbeitsschulen  bezweckt 
werden.  Die  kantonalen  Inspektorinnen  haben  gewöhnlich  neben  der  Inspektion 
der  Schulen  auch  die  Kurse  zur  Heranbildung  von  Arbeitslehrerinnen  zu  leiten. 
Ausserdem  halten  sie  in  Versammlungen  von  Arbeitslehrerinnen  und  im  Schosse 
von  Frauenkreisen  hie  und  da  Vorträge  über  Fragen,  welche  den  Handarbeits- 
unterricht der  Mädchen  betreffen. 

IV.  Schlussbemerkungen.  Das  Arbeitsschulwesen  in  der  Schweiz  steht 
nach  all'  dem  Gesagten  überall  im  Stadium  der  Entwicklung.  Da,  wo  man 
den  Wert  der  schulgemässen  Ausbildung  der  Mädchen  in  den  Handarbeiten  so 
recht  anerkennt,  ist  man  eifrig  bemüht,  durch  Hebung  der  Ausbildung  und 
Stellung  der  Arbeitslehrerinnen  diesem  Unterrichtszweig  geeignete  Lehrkräfte 
zuzuführen.  Lehrkräfte,  welche  nicht  nur  über  das  nötige  Mass  technischer 
Fertigkeiten  verfügen,  sondern  die  auch  im  stände  sind,  den  Unterricht  zu 
durchgeistigen  und  an  der  Erziehung  der  Mädchen  mitzuwirken.  Mögen  diese 
Bestrebungen  immer  mehr  Boden  gewinnen.  Solange  aber  den  Arbeitslehre- 
rinnen keine  besseren  Besoldungen  in  Aussicht  stehen ,  können  auch  die 
Ansprüche  an  das  Lehrpersonal  nicht  wohl  gesteigert  werden. 

Ein  weiterer  Faktor,  von  dem  der  Erfolg  des  Arbeitsunterrichtes  abhängig 
ist.  besteht  in  der  Dauer  der  Unterrichtszeit.  Sollen  unsere  Mädchen  in  der 
Volksschule  Verständnis  für  die  Bedürfnisse  des  Hauses  und  ausreichende  tech- 
nische Fertigkeiten  auf  dem  Gebiete  der  Handarbeiten  erhalten,  so  muss  sich 
dieser  Unterricht  auf  mindestens  fünf  bis  sechs  Jahreskursc  mit  vier  bis  sechs 
wöchentlichen  Stunden  ausdehnen,  und  es  darf  die  allgemeine  Einführung  des 
hauswirtschaftlichen  Unterrichts  nur  noch  eine  Frage  der  Zeil  sein. 

V.  Litterattir.     Schweizerische  Schnistutistih  1894  93,  III.  B,i.  —  Jahrbücher  des 
UnUrrichts'.vesens  der  Schweiz  von  s&Qj — 1900. 

Johanna  Schürer,  kantonale  Arbcitsschnlinspektorin,  Zürich. 

Arbeitszeit. 

I.  Allgemeines  und  <m  schichtliches  —  II.  Die  Arbeitszeit  in  den 
Fabriken.  —  III.  Einfluss  der  Bewilligungen  zur  Ueberschrcitung  des 
.Maximalarbeitstages  auf  die  Arbeitsdauer  in  den  Fabriken.  —  IV.  Litteratur. 

L  Allgemeines  und  Geschichtliches.  Für  die  erste  Hälfte  des  abgelau- 
fenen Jahrhunderts  besitzen  wir  keine  umfassenden  und  zuverlässigen  Angaben 
über  die  regelmässige  Arbeitszeit  der  in  der  Industrie  und  im  Gewerbe  beschäf- 
tigten Personen.     So   lange  der   Staat   die  Beschränkung   der  Arbeitszeit  der 
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Erwachsenen  nicht  als  seine  Aufgabe  betrachtete  und  die  Arbeiter  selber  in 
der  Verlängerung  der  Arbeitszeit  wenn  nicht  das  einzige,  so  doch  das  wichtigste 
Mittel  erblickten,  um  ihre  Lebenslage  zu  heben,  hatte  niemand  ein  besonderes 
Interesse  an  der  Ermittlung  der  üblichen  Dauer  des  Arbeitstages  in  den  ver- 
schiedenen Gegenden  und  Berufen.  So  kommt  es.  dass  wir  weder  in  den 
sonst  so  wertvollen  Schilderungen  der  Kantone,  welche  in  den  dreissiger  Jahren 
unter  dem  Titel:  «  Historisch  -  geographisch  -  statistisches  Gemälde  der  Schweiz» 
erschienen  sind,  noch  in  der  1848  publizierten  «Neuen  Statistik  der  Schweiz» 
von  Stephan  Franseini  Mitteilungen  über  die  Dauer  der  Arbeitszeit  finden, 
während  sie  dagegen  über  die  Lohnverhältnisse  Auskunft  geben.  Die  erste 
Anregung,  die  Arbeitszeit  der  erwachsenen  Arbeiter  gesetzlich  zu  beschränken, 
wurde  1853  in  Zürich  gemacht,  wo  Professor  Bluntschli  in  dem  von  ihm 
ausgearbeiteten  Gesetzesentwurf  den  zwolfstündigen  Maximalarbeitstag  vorsah. 
Die  dagegen  seitens  der  Industriellen  erhobenen  Einwendungen  riefen  nicht 
etwa  den  Widerspruch  der  Arbeiter  hervor:  diese  würden  vielmehr,  wenn  sie 
überhaupt  zum  Wort  gekommen  wären,  sich  auf  Seite  der  Unternehmer  gestellt 
und  deren  Widerstand  verstärkt  haben. 

Bis  Ende  der  sechziger  Jahre  belief  sich  in  der  Textil-.  namentlich  der 
Baum  w  ollindust  ri»-.  die  tägliche  Arbeitszeit  auf  1.?.  seltener  auf  14  oder  nur 
12  Stunden,  in  den  handwerksmässigen  Betriehen  auf  12  oder  13  Stunden. 

Die  ersten  ernsthaften,  in  der  Hauptsache  von  den  Bauhandwerkern  aus- 
gehenden Versuche,  den  zwolfstündigen  durch  den  elfstündigcn  Arbeitstag  zu 
ersetzen,  fallen  in  die  zweite  Hälfte  der  sechziger  Jahre.  In  der  gleichen  Zeit 
wurde  aber  auch  schon  der  Zehnstundentag  gefordert.  Er  war  das  Ziel  der 
grossen,  von  der  «Internationalen»  unterstützten  Arbeitseinstellung  des  Jahres 
1868  in  Genf,  an  der  sich  etwa  3000  Bauhand werker  beteiligten  und  die  für 
die  Maurer.  Zimmerlcute  und  Schreiner  den  elfstündigcn,  für  die  Schlosser, 
Spengler  und  Mechaniker  den  zehnstündigen  Arbeitstag  zur  Folge  hatte.  Etwa 
zur  gleichen  Zeit  petitionierten,  ohne  Erfolg,  die  Arbeiter  von  Escher.  Wyss 
&  Cie.  in  Zürich  um  Einführung  der  zehnstündigen  Arbeitszeit.  Dagegen  wurde 
dieselbe  den  Graveuren  in  Chaux -de  -  Fonds  zugestanden.  Von  1870 — 188t) 
machte  der  Zehnstundentag  erheblichere  Fortschritte.  So  wurde  er  eingeführt 
1872  bei  den  Typographcn  in  Bern,  den  Goldarbeitern  in  Genf,  die  zum  Teil 
sogar  nur  neun  Stunden  arbeiteten.  1873  bei  den  Spenglern  und  Schlössen» 
in  Zürich  und  den  Schreinern  in  Basel.  Allgemeiner  wurde  aber  die  zehn- 
stündige Arbeitszeit  erst  im  folgenden  Jahrzehnt  und  anfangs  der  neunziger 
Jahre.  Den  Schreinern  in  Bern  wurde  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  auf 
10 '/i  Stunden  erst  im  Jahre  1887  nach  einem  hartnäckigen  Streik,  der  zwölf 
Wochen  gedauert  und  etwa  Fr.  15.000  gekostet  hatte,  bewilligt.  Die  grosse 
Arbeitseinstellung  der  Arbeiter  der  Baugewerbe  in  Zürich  vom  Jahre  1888.  die 
ebenfalls  die  Anerkennung  des  Zehnstundentages  zum  Ziele  hatte,  verlief  ohne 
den  erwarteten  Erfolg.  Im  Jahre  1889  verlangten  die  Zimmerleute.  Steinhauer. 
Maurer  und  Gipser  in  St.  Gallen  nach  einem  durch  die  Vermittlung  des  Regie- 
rungsrates beendigten  Streik  die  zehnstündige  Arbeitszeit.  Die  bedeutendsten 
Erfolge  weist  die  Zehnstundenbewegung  seit  1890  auf.  Am  1.  Januar  1891 
wurde  der  Zehnstundentag  zufolge  eines  Beschlusses  des  Vereins  schweizerischer 
Maschihcnindustrieller  in  den  meisten  Maschinenfabriken  eingeführt. 

Von  dieser  auf  eine  allmähliche  Verkürzung  der  Arbeitszeit  gerichteten 
Bewegung  schlössen  sich  aber  einige  Berufsarten  und  Industrien  fast  völlig  aus: 
andere  folgten  ihr  nur  langsam  nach.  Dahin  gehören  beispielsweise  die 
Schmiede  und  Wagner,  die  noch  im  Jahre  1890  in  Luzern  für  eine  Ver- 
kürzung der  Arbeitszeit  von  13  auf  11  Stunden  kämpfen  mussten.    Im  Jahre  1883 
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brach  in  einer  züricherischen  Fassfabrik  ein  Streik  aus.  weil  der  Unternehmer  sich 
einer  Herabsetzung  der  14  stündigen  Arbeitszeit  widersetzte.  Aus  einer  vom 
Schweizerischen  Arbeitersekretariat  veröffentlichten  Arbeit  über  Lohnbewegungen 
und  Streiks  in  der  Schweiz  von  1860 — 1894  ergiebt  sich  folgendes:  Von  25  Lohn- 
bewegungen, die  die  Einführung  des  clfstündigcn  Arbeitstages  zum  Ziele  hatten, 
fallen  in  die  Zeit  von  1800— 1870  5.  in  das  Jahrzehnt  1871  —  1880  11.  in  die 
Zeit  von  1880 — 1894  nur  noch  Auf  die  Einführung  des  Zehnstundentages 
waren  im  genannten  Zeitraum  136  Bewegungen  gerichtet  und  zwar  13  in  der 
Zeit  von  1860—1870.  23  in  der  Zeit  von  1871—1880  und  100  seit  1881. 

Den  grössten  Widerstand  se  tzten  von  jeher  die  Textilindustriellcn, 
namentlich  die  Baumwollspinner  und  Baumwollwcbcr.  der  Verkürzung  der 
Arbeitszeit  entgegen.  Hier  belief  sich  die  Arbeitszeit  bis  1870  durchgängig 
auf  13  Stunden,  wurde  aber  dann,  nicht  zum  wenigsten  in  der  Absicht,  dadurch 
der  Agitation  für  das  Fabrikgeselz  etwas  von  ihrer  Nachhaltigkeit  zu  nehmen, 
von  manchen  Fabrikbesitzern  auf  12  Stunden  herabgesetzt.  Noch  im  Jahre 
1873  beklagten  sich  die  Baumwoll  weber  in  Kriens  über  14  stündige  Arbeitszeit. 

L'cber  die  Dauer  der  Arbeitszeit  in  den  Buchdruckereien  giebt  eine 
vom  Schweizerischen  Typographenbund  im  Herbst  1893  veranstaltete  Enquete 
Aufschluss.  Daraus  ergiebt  sich,  dass  damals  von  1267  Schriftsetzern  33 
11  und  mehr  als  11  Stunden  arbeiteten.  053  10  oder  10  V*  Stunden.  581  nur 
9  1  t.  9  oder  8  '/«  Stunden. 

IL  Die  Arbeitszeit  in  den  Fabriken.  Ist  unsere  Kenntnis  der  Dauer  der 
Arbeitszeit  in  den  handwerksmässigen  Betrieben  eine  lückenhafte,  so  sind  wir 
ziemlich  genau  unterrichtet  über  die  Zustände  in  den  dem  Fabrikgesetz  unter- 
stellten Betrieben.  In  den  Jahren  1895  und  ll>01  veranstaltete  das  eidgenössische 
Fabrikinspektorat  dicsfälligc  Erhebungen,  die  als  zuverlässig  gelten  können.  Es 
ergiebt  sich  daraus  für  das  zuerst  genannte  Jahr  und  für  die  einzelnen  Berufe 
folgendes:  Im  Zeitpunkt  der  Erhebung  (am  5.  Juni  1895)  wann  dem  Fabrik- 
gesetz 4933  Betriebe  mit  200.190  Arbeitern  unterstellt.     Davon  arbeiteten: 


!    11  Stunden 

10  Vt  Stund. 

10  Stunden 

2  Stunden 

1  Stunden 

weniger  alt  *>  St. 

!  Atbvitcr 

Etabla- 

Arbeiter 

ArU'itcrl  Ef*,',i»' 

Arbeiter1  Ku,h,is- 

Arbeit»  t  Ktabl»- 

wmt'mc 

114297 
57.15V 

2935 
60,30/o 

1853U 

9.267« 

308 
«.*/. 

567381  1333 
28,86°  o]'27.4°/o 

6651  117 

3,33%|  2.4"/o 

1  2793 
|l.39°,o 

128 

1190  48 

|0,59".„  17o 

Zwei  Dritteile  aller  Etablissementr.  die  zusammen  57%  aller  Arbeiter 
beschäftigten,  nutzten  also  den  Maximalarbeitstag  noch  voll  aus.  Welches  Bild 
aber  die  einzelnen  Industrien  darbieten,  ist  aus  der  Tabelle  auf  Seite  298 
zu  ersehen. 

Es  ergiebt  sieh  daraus,  dass  die  Industrien  mit  der  längstem  Arbeitszeit 
auch  die  grösste  Zahl  weiblicher  und  jugendlicher  Arbeitskräfte  beschäftigen 
und  dass  somit  eine  Verkürzung  des  Maximalarheitsiagcs  vor  allem  den  Frauen 
und  den  jugendlichen  Arbeitern  zu  gute  käme.  Seit  1895  ist  die  Dauer  der 
täglichen  Arbeitszeit  in  sämtlichen  Berufsgruppen  wiederum  wesentlich  zurück- 
gegangen. Es  arbeiteten  von  allen  Fabrikarbeitern  im  Jahre  1901:  11  Stunden 
41.7°/0  (1895  57.15%),  10  1  s  12,2%  (9.26%i,  10  Stunden  38,1  %  (28.36%), 
9  >/,  Stunden  4,6 %  (3,33%)!  9  Stunden  und  weniger  3.3%  (1,39%).  Befanden 
sich  im  Jahre  1895  die  Etablissemcnte  und  die  Arbeiter,  die  täglich  1 1  Stunden 
arbeiteten,  noch  in  der  Mehrzahl,  so  bilden  sie  gegenwärtig  die  Minderheit. 
Von  sämtlichen  Fabriken  Hessen  nur  noch  47%  11  Stunden  arbeiten,  gegenüber 
60,3%  im  Jahre  1895. 
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Es  arbeiteten 

Von  den  Arbeitern 

i 

.1.,. . 

11  Stund. 

10  oder 

i  AI  '  c*,l 

IU'ij  attl. 

weniger 
als  lU  Md. 

ii  • 

0 

In 

92.0 

7,2 

0,* 

..1*1  " 

22..} 

0.5 

Salinen,  Erden  und  Steine  .    .  , 

im  4 

UÖlT 

Uebrige  Textilindustrie  . 

60.5 

34.5 

5.0 

Lebens-  und  Genussmittcl    .  . 

47.1 

51.0 

1.9 

42.9 

48.9 

8.2 

Chemische  Industrie  .    .    .  . 

41.9 

44.6 

13.3 

87.0 

62.3 

0,7 

Papierfabriken  u.  polygraphische 

36.0 

34.3 

29.7 

Verarbeiter  von  Häuten  u.  Leder 

27.3 

47.1 

25.5 

26.4 

63.6 

10.0 

Maschinenindustrie  .... 

16.4 

81.0 

2.6 

Gesamte  Industrie  

57.1 

37.6 

Gesamtzahl 
der  in  der 
betr.  Industrie 
beschäftigten 
Personen 


Davon  weiblich 

oder 
unter  18  Jahren 


48,536 
31.145 

9.718 
11.773 
14.004 
16.33-1 

4.058 
11.347 

11.062 
8.865 
9.936 

23.921 


80.552 
24.481 
1.567 
8.706 
7.484 
6.317 

837: 

904 

4.195 
4668 

1.723: 
2,731 


63.0% 
78.6V 
16,0V 
73.9V 

50,0% 

38.7*. 
20.6«,4 
8.0'„ 

38.0% 
55.7% 
17.3% 


200.199      94.165  ^47.0*/, 

Ui.  Der  Einfluss  der  Bewilligungen  zur  Ueberschreitung  des  Maximal- 
arbeitstages auf  die  durchschnittliche  Arbeitsdauer  in  den  Fabriken  ist  oft 

stark  überschät /X  worden.  Die  gelegentlich  in  Deutschland  aufgestellte  Behaup- 
tung, dass  die  Bestimmung  des  Maximalarbeitstages  durch  die  Ueberzeit -Bewil- 
ligungen illusorisch  gemacht  werden,  ist  völlig  unrichtig.  Das  berechtigte 
Begehren  um  grössere  Einschränkung  der  Bewilligungen  stützt  sich  auf  andere, 
hier  nicht  zu  erörternd«*  Gründe,  l>h»*r  die  Häufigkeit  und  den  Umfang  der 
Ucberzeitbewilligungen  enthalten  die  Kabrikinspektoratsbcrichte  seit  dem  Jahre 
1886  detaillierte  Angaben.  Es  ergiebt  sich  daraus,  dass  die  Zahl  der  Ueberzeit- 
bewilligungen  bis  zum  Jahre  18.X(I  anstieg,  von  da  an  aber  stetig  zurückging. 
Im  genannten  Jahre  erhielten  im  I.  Inspektionskreis  von  den  1684  Etahlisse- 
menten  5M>  die  Bewilligung  zur  Leberzeitarbeit  und  zwar  für  insgesamt 
24,504  Arbeiter.  Die  Zahl  der  gestatteten  Ueberzcitstunden  belief  sich  aul 
816,714.  Es  entfielen  somit  auf  jeden  zur  IVberzeitarbeit  herangezogenen 
Arbeiter  33  Stunden.  Verteilt  man  aber,  um  «  inen  Massstab  für  die  Bedeutung 
der  Ueberzeitarbeit  für  die  Arbeitsdauer  im  allgemeinen  zu  gewinnen, 
die  Ueberzeit  auf  di«-  aus  71,577  Köpfen  bestehende  Arbeiterschaft,  so  ergiebt 
sich,  dass  die  Jahresarheitszeit  des  Einzelnen  um  11,4  Stunden,  d.  h.  um  0,34% 
verlängert  w «irden  ist.  Seither  sind  nun  dies«-  Zahlen  beträchtlich  zurück- 
gegangen. Das  Jahr  1*4 00  weist  im  I.  Inspektionsbezirk  bei  2068  Etablissementen 
und  93,519  Arbeitern  419  Uebcrzcitbewilligungen  für  insgesamt  12.881  Arbeiter 
und  195.062  Arbeitsstunden  auf.  B«i  gleichmässiger  Verteilung  der  Ueber- 
stunden  auf  alle  Arbeiter  wären  somit  auf  den  einzelnen  nur  zwei  Stunden 
entfallen,  was  eine  Verlängerung  de*  Maximalarbeitstages  um  weniger  als 
einen  Tausendstel  bedeutet.  Von  den  Arbeitern,  für  die  die  Ueberzeit 
bewilligt  worden  ist,  hat  jeder  im  Durchschnitt  15  Ueberstunden  gearbeitet, 
was  für  die  zu  3000  Stunden  angenommene  Jahresarheitszeit  gar  nicht  in 
Betracht  fällt.  Dabei  darf  freilich  nicht  ausser  acht  gelassen  werden,  dass  die 
Fälle,  in  denen  ohne  behördliche  Bewilligung  die  Arbeitszeit  über  den  Maximal- 
arbeitstag hinaus  verlängert  wird,  nicht  selten  sind.  Allein  sie  sind  entfernt 
nicht  so  häufig,  dass  sie  am  Gesagten  etwas  zu  ändern  vermochten. 

IV.  JAtteratttr.  Die  Berichte  der  ridg.  Fahrikinspektoren.  —  Schweix  eriseke 
Fabrikstatistik  nach  den  Erhebungen  des  eidg.  Fabrikin/pektorates  vom  j.  Juni  iSqs 
und  vom  j.  yuni/Qos,  herausgegeben  vom  >cbweix.  /ndnstriedepartemrnt,  Ziern  iSgb  und 
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1902.  —  Lohnbewegungen  und  Streiks  in  der  Schweiz  seit  dem  fahre  iSöo.  Beilage 
zum  S.  fahresbericht  des  Schweiz.  Arbeitersekretariates.    Zürich,  -  V.  Böhmer t, 

Untersuchung  und  Bericht  über  die  Lage  der  Fabrikarbeiter,  erstattet  an  die  gemein- 
nützige Gesellschaft  des  Kantons  Zürich.  —  Statistik  über  die  Lohn-,  Arbeiter- 
und Vtreinsr'erhältnisse,  sowie  der  lieber  zeitarbeit  in  den  Buchdruckereien  im  Gebiete 
des  Schweizer.  Typographenbundes,  umfassend  die  Monate  Oktober,  Xovctnber  und 
Dezember  /Sgj.    St.  Gallen  /Syj. 

Otto  Lang,   Oberrichter,  Zürich. 

Armenwesen:  a)  Geschichte  des  Armen wesens. 

!  Vorgeschichte. —  IT.  Die  alte  Eidgenossenschaft:  1.  vom  ersten  Bund  bis 
zum  Tagsatzungsbeschluss  vom  30.  Mai.  1491  ;  2.  von  diesem  Beschluss  bis  zu  demjenigen 
vom  30.  September  1551:  3.  vom  letzteren  Beschluss  bis  zu  dem  vom  6.  Juli  1681; 
4.  vom  letzteren  Beschluss  bis  zum  Niedergang  der  alten  Eidgenossenschaft.  —  III.  Der 
helvetische  Einheitsstaat.  —  IV.  Der  eidgenössische  Staatenbund:  1.  Media- 
tionszeit; 2.  Restaurationszeit;  3  Regencrationszeit.  —  V.  Der  Bundesstaat:  1.  bi» 
zur  Bundesverfassung  von  1874;   2.  1874  bis  |8<)8.  —  VI.  Litteratur. 

L  Vorgeschichte.  In  der  Zeit  vor  der  Bildung  der  Eidgenossenschaft 
gab  es  im  Gebiete  der  heutigen  Schweiz  eine  öffentliche  Armenpflege  durch 
Grundherren,  Verwandte,  Genossenschaften.  Kirchen  und  Stiidte.  Bischof 
Romedius  in  Chur  erliess  anfangs  des  9.  Jahrhunderts  ein  Strafgesetzbuch  für 
Rhätien.  in  welchem  er  die  Armen  in  besonderen  Schutz  nimmt,  und  Bischof 
Landri  de  Mont  in  Sitten  verpflichtete  in  den  ersten  Dezennien  des  l.S.  Jahr- 
hunderts sein*-  Priester,  die  zu  Gunsten  der  Armen  fliessenden  Vermächtnisse 
aufzuzeichnen.  Im  Dienste  des  Armenwesens  standen  bereits  zahlreiche 
Anstalten  l  Vcrpflcgungshäuser  für  Sieche,  Klcndenherbergen,  Fremdenspitiiler, 
ßerghospiziem. 

IL  Die  alte  Eidgenossenschaft  (1291—1798).  1.  Die  Zeit  vom  ersten 
Bi'sn  (I.  AfGfST  1291  >  ms  zi*m  Tag.satzi\ngsbeschli:ss  vom  30.  Mai  1491. 
Die  Städte  Zürich  und  Bern  besassen  schon  bei  Eintritt  in  den  Bund  ziemlich 
gut  geordnete  Armenpflegen.  In  der  St.idt  Zürich  hatte  nach  einer  Verordnung 
von  1322  jede  Ratsabteilung,  bevor  sie  von  ihrem  viermonatlichen  Regiment 
zurücktrat,  aus  dem  Stadtseckel  40  I'fd.  unter  die  Kloster  der  Bettelorden 
und  unter  die  Annen  zu  verteilen:  ein  Ratserkenntnis  von  1323  bestimmte, 
dass  nur  solche  Arme,  die  den  Almosen  nicht  nachzugehen  vermögen,  im 
Spital  Aufnahme  finden  sollen.  Die  bernische  Stadtsatzung  von  1407  enthält 
genauere  Bestimmungen  über  die  Austeilung  von  Spenden:  1449  wurde  das 
Amt  eines  Spendmcisters  geschaffen.  Der  Abt  von  St.  Gallen  beklagte  sich 
1480  an  der  eidgenössischen  Tagsatzung  über  die  Stadt  St.  Gallen,  welche  die 
Verfügung  getroffen  hatte,  dass  ihre  Armen  zum  Unterschied  der  armen 
Gotteshausleute  als  Zeichen  beim  Almosengehen  einen  Korb  («Speng»)  anhangen 
müssen;  der  Chronist  Rütiner  berichtet,  dass  vor  dem  Burgunderkrieg  nach 
Mitteilung  seines  Vaters  bloss  ein  Weib  und  drei  Knaben  mit  dem  vor- 
geschriebenen Anhängekorb  bei  den  Blutsverwandten  Almosen  gesammelt  haben. 
Nach  dem  Burgunderkrieg  gab  es  aber  in  den  eidgenössischen  Orten  so  viele 
Bettler,  dass  die  Tagsatzung  unter  verschiedenen  Malen  sich  über  Massnahmen 
gegen  das  Bcttelunwesen  beraten  musste. 

2.  Die  Zeit  vom  Tagsatzisüsbeschliss  vom  30.  Mai  1491  bis  zu 
demjenigen  vom  30.  September  1551.  Die  Tagsat  zu  ng  in  Luzern  vom 
30.  Mai  1491  fasste  den  Beschluss:  jeder  Ort  soll  seine  armen  Leute  selbst 
versorgen.  Die  Orte  wurden  angewiesen,  diese  allgemeine  Vorschrift  genau 
zu  beachten.  —  In  Zürich  suchte  Ulrich  Zwingli  die  Armenpflege  gründlich 
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zu  reorganisieren,  indem  <  r  auf  die  Unterscheidung  der  würdigen  Armen  von 
den  unwürdigen  drang,  die  Mittel  für  die  Armenpflege  aus  den  Gütern  der 
aufgehobenen  Klöster  entnehmen  wollte  und  eine  Armenkrciseintcilung  nach 
den  Kirchspielen  befürwortete.  In  diesem  Sinne  erliess  dann  der  Rat  von 
Zürich  am  15.  Januar  1525  ein«-  Armenordnung.  Durch  dieselbe  wurde  das 
Almosen-  oder  Ilinteramt  in  der  Stadt  geschaffen,  welches  mit  dem  Erlös  der 
fünf  verkauften  ("horherrenhäuser.  dem  Erlös  von  21  Käplancipfriinden  der 
Probstei  und  sieben  Chorherren-  und  Kaplaneipfründen  der  Abtei,  den  sämtlichen 
Kapellengütern  in  und  um  Zürich,  den  vom  Rat  verwalteten  öffentlichen  Spenden 
und  dem  Vermögen  der  geistlichen  und  weltlichen  Bruderschaften  dotiert  wurde. 
Am  Dienstag  vor  Auffahrt  1528  verordnete  der  Rat  von  Zürich  für  die  Land- 
gemeinden, dass  die  Pfleger  innert  Monatsfrist  ein  Verzeichnis  über  Einnahmen 
und  Ausgaben,  sowie  ein  vollständiges  Inventar  über  Liegenschaften,  Gülten 
und  Zinsen  bezüglich  den  für  die  Armen  bestimmten  Kirchengütern  anzufertigen 
haben.  Die  zürcherische  Landschaft  war  in  drei  (Töss,  Rüti  und  Kappel), 
später  vier  sogenannt**  c äussere  Almosenämter»  eingeteilt.  Die  Centraileitung 
stand  dem  Almosenamt  der  Stadt  zu.  Für  die  äussern  Almosenämter  ordnete 
der  Rat  1545  die  halbjährliche  Aufnahme  von  Armenetats  an.  —  Die  Stadt 
Hern  erhb-lt  am  20.  Oktober  1528  eine  Verordnung,  wonach  für  jedes  Stadt- 
viertel besondere  Armenetats  aufgenommen  wurden,  unterstützungsberechtigt 
waren  nur  Bürger.  Am  15.  Dezember  1531  stellten  Ausgeschossene  des 
Landvolks  bei  der  bernischen  Obrigkeit  das  Gesuch,  dass  die  Klostergüter 
ganz  den  Gemeinden  für  die  Armenpflege  und  sonstigen  Lasten  überlassen 
werden  möchten,  welchem  Gesuch  dann  der  Rat  in  der  Weise  nachkam,  dass 
er  die  Klöster  Frienisberg.  Interlakcn.  Thorberg  und  Konigsfelden  in  Ver- 
pflegungs-  und  Spendanstalten  umwandeln  liess.  die  Klöster  Fraubrunnen, 
Buchsee  und  Gottstatt  zu  Spendanstalten  bestimmte.  Der  Rat  schärfte  am 
7.  September  1544  dem  Landvolk  ein,  dass  es  für  seine  würdigen  Armen  zu 
sorgen  habe,  und  erliess  am  29.  Oktober  1545  an  die  welschen  Landleute  den 
Befehl,  dass  sie  ihre  armen  Arbeitsunfähigen,  falls  diese  nicht  von  Verwandten 
unterstützt  werden  können,  in  den  Kirchspielen  durch  «gemeine  Steuern» 
erhalten    sollen.  In  der   Basler   Reformationsordnung   vom    1.  April  1529 

wurde  das  Kirchenopfer  für  die  Armen  bestimmt.  Schon  1527  hatte  man  in 
Basel  ein  städtisches  Almosenami  errichtet.  —  Der  Armcnsäcklcinfonds  der 
Stadt  Schaffhausen  (angelegt  im  1 4.  Jahrhundert)  war  derart  angewachsen,  dass 
daraus  1520  die  Gcrichtshcrrlichkeit  von  Beringen  angekauft  werden  konnte.  — 
In  der  Stadt  St.  Gallen  wurden  nach  der  Reformation  ein  Stockamt  zur 
Unterstützung  der  einheimischen  Armen,  welchem  die  wöchentlichen  Sammlungen 
von  Haus  zu  Haus  zugewiesen  wurden,  und  eine  Bindhauskasse  zur  Unter- 
stützung von  fremden  Annen,  welcher  die  sonntaglichen  Kirchensteuern  zufielen, 
errichtet.  Auch  in  dieser  Zeit  musste  die  Tagsatzung  sich  wiederholt  mit 
der  Bekämpfung  des  Bettelunwesens  befassen. 

3.  Die  Zeit  vom  Tagsatzcnusbeschiass  vom  30.  September  1551  bis 
zv  demjenigen  vom  t).  JiLi  1681.  Die  Badener  Tagsatzung  am  30.  September 
1551  erneuerte  den  Beschluss  vorn  30.  Mai  1491.  indem  sie  aufstellte:  jeder 
Ort,  auch  die  drei  Bünde  und  Wallis,  und  alle  Vogteien.  jeder  Flecken,  jede 
Kirchhör*'  soll  seine  Armen  selbst,  nach  eines  jeden  Orts  Vermögen,  erhalten. 
Auf  weiteren  Tagsatzungen  wurde  vereinbart,  dass  die  einheimischen  Armen 
nicht  herumstreifen  sollen  und  die  fremden  auszuweisen  seien:  einzig  den 
Orten,  welche  ihre  Armen  nicht  selbst  zu  erhalten  vermochten,  wurde  gestattet, 
solche  mit  Bettelbriefen  zu  versehen  und  sie  auch  ausserhalb  der  Heimat  den 
Almosen  nachziehen  zu  lassen  (Beschlüsse  vom  5.  Februar  1560.  14.  März  1563 
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und  24.  März  1591).  —  Die  bernisrhe  Obrigkeit  «rliess  am  31.  Mai  1571  ein 
Mandat,  in  welchem  die  Gemeinden  aufgefordert  werden,  ihre  würdigen  Armen, 
wenn  nötig  unter  obrigkeitlicher  Mithülfe,  zu  unterstützen:  1586  wurden  die  Amt- 
leute angewiesen,  den  Gemeinden  auf  Rechnung  des  Staates  in  der  Armenpflege 
beizustehen.  Der  Rat  von  Bern  sah  sieh  am  b.  Januar  1587  genötigt,  den  Gemeinden 
den  Ausdruck    «ihre  Armen»  dahin  zu    erläutern,   dass  alle  in  der  Gemeinde 
ansässigen    Armen    darunter    verstanden    seien.     Nach    einer    Weisung  vom 
5.  Dezember  1591  wurden  m  den  Gemeinden  unter  Mitwirkung  der  Amtleute 
«Armenrödel»  aufgenommen.  —  Zur  wirksamen  Bekämpfung  des  Beuels  trafen 
der  Fürstabt  von  St.  Gallen,  die  Stadt  St.  Gallen  und  Appenzell  am 
24.  März   1580   das  Uebereinkommen .   dass   in   ihren   Gebieten  Armenlistcn 
geführt  werden  sollen.    1585  wurde  in  Appenzell  der  Grundsatz  aufgestellt: 
jede  Rhod  hat  ihre  Armen  selbst  zu  besorgen;  dies  wurde  am  25.  Mai  1592 
bestätigt.    Seit  1594   erhielten  in  Appenzell  aus   dem   Landseckel   nur  noch 
diejenigen  Armen   Unterstützungen,   welche   im   Besitze   eines   «  Zeddclehens  » 
von  Hauptleuf  und  Rüth'  waren.  —  In  Frei  bürg  wurden  die  Gemeinden  am 
18.  Juli    1580  vom   Rate  aufgefordert,  die  fremden  Armen  über  die  Grenze 
zu   weisen    und   die  in  einer  anderen  Gemeinde  des  Standes,  als  in  der  sie 
gebürtig  sind,  befindlichen  Annen  in  ihre  Gemeinde  zurückzuschicken:  zur  Hand- 
habung   dieser   Ordnung    ernannten    die    meisten    freiburgisrhen  Gemeinden 
«Bettelvögte.»     Eine  Verordnung  vom  11.  Dezember  1572  regelte  das  obrig- 
keitliche Unterstützungswesen.    ■    Der  Rat  von  Zürich  beschloss  1585:  jede 
Gemeinde  soll   ihren  Armen  aus  dem  jährlichen  Einkommen  und  Nutzen  der 
Kirch-  und  Kapellengüter,  so  man  ihnen  anfangs  der  Reformation  zum  Unter- 
halt der  Armen  gelassen,  nach  Gestaltsame  Hülfe  thun;   wo  aber  an  etlichen 
Orten   wegen  der  Viele  der  Armen  das  Almosen  nicht   hinreicht,   wolle  die 
Obrigkeit  dann  aus  dem  nächsten  Kloster  Handreichung  und  Hülfe  gewähren. 
In  Basel  wurde  am  b.  Juni  159t)   verordnet,   dass  zu  Gunsten  der  Armen  in 
den  Landgemeinden  sonntägliche  Sammlungen  stattfinden  sollen  und  dass  fremde 
Arme  zur  Weiterreise  zu   unterstützen  seien.  —  In   Luzern    fand    durch  die 
Ratsordnung  von   1590  das  Armenwesen  eine  allgemeine  Regelung.  Danach 
hatte  jede  Gemeinde   ein  Verzeichnis   über   ihre  Armen   zu   führen  und  ihren 
Unterstützungswürdigen  als  Zeichen  ein  messingenes  Schildehen  zu  geben.  Als 
Mittel  für  die  Armenpflege  sollten  dienen:  das  jährliche  Spendeinkommen,  der 
Vorsehuss  des  Bruderschaftsgutsertrages,  ein  Teil  des  Vorschusses  des  Kirchen- 
guts,   Kirchenalmosen,   freiwillige   Beiträge   von   Hablichen,    Beiträge  aus  der 
Staatssteuer  für  Schiesseten  u.  s.  w.    Die  Besorgung  der  Armenpflege  lag  den 
Pfarrern  und  je  zwei  weltlichen  Pflegern  unter  Aufsicht  der  Dekane  und  eines 
obrigkeitlichen  Centraiausschusses  ob.    Die  vermöglichen  Gemeindseinwohner 
sollten   den  ärmeren  Kirchgenossen  Feldarbeit  zuweisen.     Von  dieser  Armen- 
ordnung gab  der  luzernische  Gesandte   der  Tagsatzung  am   20.  Januar  1591 
Kenntnis  mit   dem  Beifügen,  dass   künftighin  der  Stand  Luzern   die  in  sein 
Gebiet   von  anderen  Orten   abgesetzten   Bettler  unnachsic.htlich  zurückweisen 
und  Ross  und  Wagen,  mit  welchem  sie  gebracht,  anne.xieren  werde.  Luzern 
veranlasste  durch  seine  Armenordnung  verschiedene  andere  Stände  zu  Reorga- 
nisationen im  Armenwesen.  —  Die  bernischen  Landgemeinden  mussten  von 
1593   hinweg  jährlich   über  das  Armengut   öffentliche   Rechnung  legen.  Am 
28.  Dezember   1614  verordnete   der  Rat  von  Bern,  dass   die  Gemeinden  ihre 
ansässigen  Armen  und  diejenigen  Herumstreifendet),   welche  in  ihnen  geboren 
wurden,  zu  unterstützen  haben.    Eine  Instruktion  an  die  Amtleute  von  1614 
bestimmte,  dass  Gemeinden  mit  grossen  Armenlasten  von  reichen  Nachbargemein- 
den, wem.  vom  Staat  Beihülfe  erhalten  sollen.  Für  die  Stadl  Bern  gab  die  Obrig- 
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keit  am  13.  Mai  1643  ein»-  besonder»'  Bettelordnung,  nach  welcher  die  Feuer- 
g' schauer  Verzeichnisse  über  die  Hausarmen  führen  sollton.  Eine  Bottelordnun^ 
für  das  Land  von  1664  bestimmte  in  weiterer  Ausführung  einer  Verordnung  von 
1628.  dass  die  Gemeind«*  für  die  Armenpflege  von  jedem  im  Verhältnis  zu 
seinem  Vermögen  einen  Beitrag,  der  in  Naturalien  wöchentlich,  oder  im  Herbst 
geleistet  werden  knnnte.  fordern  durfte  und  dass  der  Almosner  unter  Reehnungs- 
ablegung  diese  «Zusammenschütze»  zu  verwalten  habe.  1672  wurde  lür 
Stadt  und  Land  «'ine  neu»-  Bettelordnung  erlassen  und  am  20.  Januar  lt>7o 
im  Druck  herausgegeben.  Nach  dieser  Bettelordnung  waren  bei  den  Land- 
gemeinden die  armen  üorfgenossen  und  die  armen  Hintersassen,  welche  in 
denselben  geboren  und  erzog«n  wurden  und  bis  in  ihr  Alter  dort  gelebt  haben, 
unterstützungsberechtigt.  In  der  Stadt  Bern  hatten  die  Gesellschaften  und 
Zünfte,  welche  am  24.  Februar  1676  zur  Berichterstattung  über  ihr  Armen- 
und  Stubengui  aufgefordert  wurden,  die  Armenpflege  auszuüben:  gemäss  der 
am  25.  November  1676  vom  Rat  genehmigten  Instruktion  musste  jede  Zunft  und 
Gesellschaft  zwei  Almosner  bezeichnen  und  Armenetats  führen:  als  obrig- 
keitliche Beisteuer  wurde  der  bis  dahin  für  die  Verpflegung  von  bürgerlichen 
Armen  verwendete  Betrag  bestimmt.  Zur  Erledigung  von  Streitigkeiten 
betretend  die  Unterstützungspflicht  wurde  Ib76  eine  Almosenkammer  ein- 
gesetzt. Am  29.  März  1676  verordnete  der  Rat  infolge  der  Klagen  wegen 
Abschiebungen,  dass  landesangehörige  Arme  an  d»m  Ort.  wo  sie  sich  jetzt 
befinden,  verbleiben  sollen:  wenn  aber  jemand  fortzieht,  habe  ihm  seine 
Gemeinde  ein  Zeugnis,  eine  Art  Heimatschein,  zu  g«-ben.  In  der  Stadt  Bern 
mussten  laut  Verordnung  vom  29.  August  lo7o  die  geduldeten  Hintersassen 
jährlich  einen  Toleranzschein  lösen.  Personen,  welche  nur  das  Landrecht 
besassen,  erhielten  von  der  Obrigkeit,  damit  >ie  von  den  Gemeinden  geduldet 
wurden,  die  Unterstützung  bei  Verarmung  garantierende  Scheine.  Die  Gemeinden 
wurden  am  24.  Juni  lr»7S  angewiesen,  unter  Androhung  der  Heimat  verlustig- 
erklärung  leichtsinnig»-  Eheschliessungen  Mittelloser  zu  hintertreiben.  —  In  Uri 
versuchte  1659  Oberst  Pcrcgrin  Zwyer  eine  geordnet«-  Armenpflege  einzuführen, 
jedoch  ohne  Erfolg.  —  1665  wurd«*  in  Luzern  die  Ausübung  der  Armenpflege 
an  Stelle  der  Kirchspiel»-  den  Steuergemeinden  übertragen.  —  Nachdem  in  der 
Stadt  Zürich  zu  Gunsten  der  Armen  die  Kirehensteuern  seit  1558  eingeführt 
waren,  fing  man  1667  auch  auf  dem  Land  an.  das  <  Säekligold  »  für  die  Annen 
einzuziehen.  1634  wollte  man  in  Zürich  für  die  Armenunterstützungen  die 
Herbst-  und  Erniesteuer  allgemein  »•inführen.  In  einer  Verordnung  von  lb62 
wurden  die  züricherischen  Genudnden  verpflichtet,  die  armen  Angehörigen  in  ihre 
Gebiete  einzubannen.  —  Die  glarneri sehen  Landrechnungen  enthalten  seit 
1614  jeweilen  kleinere  Posten  für  Spenden  an  Reisend«'  etc.  • —  Die  Regierung 
von  Freiburg  verfügte  1612  und  1630.  dass  die  den  Gemeinden  zur  Benutzung 
überlassenen  Staatsgüter  zu  Armenzwecken  dienen  sollen:  1661  und  lo74 
wurde  den  Gemeinden  ein  und  derselben  Pfarrei  gestattet,  ihre  Armengüter 
gemeinschaftlich  zu  verwalten.  In  der  Stadt  Basel  erklärte  man  1570.  da>s 
»lie  Armenpflege  sich  nur  auf  die  städtische  Bürgerschaft  zu  beschränken  habe: 
1626  wurde  erkannt,  dass  die  Geistlichen  würdige  Arme  durch  Fürbittzettel 
beim  grossen  Almosen  anmelden  konnten.  Aus  dem  Jahre  1656  datieren  die 
ältesten  Aufzeichnungen  über  die  Rationes  aeeeptorum  et  expensorum  curatela? 
fisci  pauperum  ecclesiastici  von  Basel,  und  aus  dem  Jahre  1664  rührt  da^ 
erste  Kapitalverzeichnis  des  Fiscus  pauperum  stimmi  templi  her.  Der  Rat  von 
Basel  stellte  am  1.  Januar  1608  für  die  Landschaft  den  Grundsatz  auf.  dass 
jede  Gemeinde  zuerst  und  zunächst  für  ihre  Armen  zu  sorgen  habe,  und  in 
einem  Dekret  vom  S.  Januar  1679  wurde  die  Besorgung  des  Armenwesens  den 
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Pfarrern  unterstellt.  1609  wunle  das  Armenwesen  in  Schaffhausen  reorgani- 
siert: die  Annen  «irr  Stadt  erhielten  bestimmte  Beiträg«'  und  diejenigen  der  Land- 
schaft wurden  an  die  Kirchenvater  ihrer  Gemeinde  gewiesen.  —  Die  Obrigkeit 
von  Ausserrhoden  machte  in  den  Jahren  1647  und  1675  Anstrengungen, 
den  bereits  vor  der  Trennung  Appenzell*  aufgestellten  Grundsatz,  dass  jede 
Rhud  ihre  Armen  seihst  zu  besorgen  habe,  zu  verwirklichen.  Verschiedene 
ausserrhodische  Gemeinden  besassen  bereits  «-igene  Armenfonds,  so  Speicher 
(seit  165H)  und  Trogen  (seit  1675).  1676  verordnete  der  Landammann  und 
Rat  von  Ausserrhoden,  dass  die  Gemeinden  für  die  Erhebung  von  Armensteuern 
einer  obrigkeitlichen  Bewilligung  bedürfen,  und  verfügte,  dass  jede  Gemeinde 
die  Armen  im  Lande  selbst  zu  versorgen  habe  und  Armenpfleger,  sowie  die 
Pfarrer  keine  Bettelbriefe  mehr  ausstellen  dürfen.  -  Der  Abt  von  St.  Gallen 
sah  in  einer  Bcttelordnung  von  15N6  vor.  dass  die  Chortnesscr  die  Annen- 
listen zu  führen  und  die  den  würdigen  Armen  abgegebenen  Zeichen  zu  kontrol- 
lieren haben.  Die  Stadt  St.  Gallen  sorgte  namentlich  für  die  armen  Kinder; 
1563  beschloss  der  Rat,  aus  dem  Vermögen  von  Waisen  die  Kosten  für 
Erlernung  eines  Handwerks  zu  decken.  -  In  Graubünden  war  die  Besorgung 
des  Amienwcsens  den  «Gemeinden»  <i.  d.  R.  blosse  ökonomische  Korporationen) 
überlassen.  —  Bischof  Hildebrand  Jost  in  Sitten  erliess  1625  «Statuten»,  in 
«eichen  für  Wallis  die  genaue  Rcchnungsablage  über  Annengüter  vorgesehen 
war.  —  Kür  die  genferische  Bürgerschaft  wurde  die  Armenpflege  durch  das 
«allgemeine  Spital»  besorgt,  während  besondere  Hülfskassen  für  die  in  Genf 
niedergelassenen  Deutschen,  Italiener  und  Franzosen  bestanden.  —  Verschiedene 
Kirchgemeinden  von  Neuenbürg  errichteten  «Fonds  des  Sachets»  zu  Gunsten 
der  Annen,  z.  B.  Boudry  (um  1530).  La  Brevine  (1673).  --  Für  die  bernisch- 
freiburgische  Herrschaft  S«  h w a r z e n b u i  g  wurde  1643  in  einer  Bettelordnung 
die  Vorschrift  erlassen,  dass  die  Gemeinden  ihre  Armen  ganz  zu  erhalten 
haben,  nachdem  dieses  Gebiet  vorher  infolge  der  ausgedehnten  Allmen- 
den eine  Besiedelung  von  ärmern  Leuten  aus  Bern  und  Freibur«  bekommen 
hatte,  so  dass  mm  die  schwarzenburgisehen  Gemeinden  eine  grosse  Armenlast 
erhielten. 

Die  Ver  wandte  nun  t  erst  üt  zungspflicht  wurde  in  einzelnen  Gegenden 
fest  normiert,  so  in  Finsiedeln  (Hofrodel.  Artikel  von  1662).  im  alten  Land 
Schwyz  (Landbuch.  Artikel  von  lt>71).  in  Obwalden  (altes  Landbuch.  Artikel 
von  1578).  in  Nidwaiden  (Landbuch.  Artikel  von  1623).  in  Luzern  (Armen- 
ordnung von  1590),  in  Glarus  (Landbuch.  Artikel  von  1(>13  und  1629),  in 
Zug  (1645),  in  Appenzell  (1570:  speziell  Innerrhoden:  Landbuch.  Artikel  122 
von  1584  und  Verordnung  von  1662:  speziell  Ausseirhoden:  Landbuch, 
Artikel  125  von  1b7b),  etc.  Die  Priva  t  wohl  t  hat  igk  eil  dieser  Zeit  war 
nicht  unbedeutend.  \'ers<  hiedene  Wtdilthäter  errichteten  zu  Gunsten  von 
Annen  Stiftungen,  so  1585  Oberst  Ritter  Peter  a  Pro  in  l  ri.  Andere  nahmen 
sich  den  Annen  in  hervorragender  Weise  an.  namentlich  Frauen  (  Anna  Bullinger, 
Margaretha  von  Cham,  Regula  Breitinger  etc.) 

Nach  dem  allmählichen  Erlös«  hen  des  Aussatzes  wurden  verschiedene 
Siechenhäuser  in  Annenverpflegungsanstalten  umgewandelt.  Am  19.  August  1642 
wurden  die  bernis«hcn  Verpflegungs-  und  Spendanstaltcn  in  den  ehemaligen 
Klöstern  vollständig  reorganisiert.  Eine  der  grössten  Wohlthätigkeitsanstalten 
dieser  Zeit  war  das  Spital  Züri«  h :  dasselbe  bestand  aus  einem  Oberhaus  (für 
Pfründer).  einem  Grosshaus  (für  arme  Kranke  von  Stadt  und  Land),  einem 
Unterhaus  (für  Pfründer  und  Kranke),  einem  «Mueshafen»  (für  Durch- 
reisende u.s.  w.).  In  Städten  wurden  «Waisen-  und  Zuchtanstalten »  errichtet, 
1637  in  Zürich.  1657  in  Bern.  165S  in  St.  Galleu  und  1667  in  Basel. 
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4.  Die  Zeit  vom  Tagsatzitnosbeschi.iss  vom  «>.  Jui.i  1681  bis  ziy 
Niedergang  der  alten  Eidgenossenschakt.  An  der  Tagsatzung  in  Baden 
am  6.  Juli  lt>81  musste  der  (Grundsatz  von  1491  den  Ständen  nochmals  in 
Erinnerung  gehrarht  werden.  Nach  diesem  Bcschluss  waren  die  ausserhalb 
ihrer  Heimat  Verarmten  heimzuschaffen.  170b  wurde  in  Langenthal  von  Ver- 
tretern der  Stande  Hern,  Luzern.  Masel  und  Solothurn  eine  Konferenz 
behufs  Aufstellung  einheitlicher  Bct  t clo  rd nun  gen  abgehalten,  an  welcher 
auf  eine  strenge  Durchführung  einer  geordneten  Armenpflege  gedrungen  wurde. 
—  Die  Nid  waldner  Bettelordnung  vom  8.  Juli  1693  bestimmte,  das  die  ein- 
heimischen Armen  von  der  Ucrti,  in  welcher  sie  wohnen,  edas  heilige  Almosen > 
empfangen  sollen.  Die  luzernische  Armenordnung  vom  15.  Dezember  1718 
sieht  als  ein  Hülfsmittel  für  die  Armenunterstützung  Steuern  vor.  1783  verordnete 
die  luzernische  Obrigkeit,  dass  herumziehende  Bettler  in  ihre  Gemeinden  zu  weisen 
seien,  und  dass  jede  Gemeinde  einen  Waisenvogt  zur  Besorgung  des  Annen wesens 
einzusetzen  habe.  —  In  Zürich  wurde  lt>89  in  allen  Gemeinden  das  «Säckligeld» 
eingeführt.  1771  Hess  der  Rat  von  Zürich  angesichts  des  herrschenden  Notstandes 
ein  Verzeichnis  über  die  Hilfsbedürftigen  aufnehmen,  wobei  es  sich  ergab,  dass 
ausser  den  Alrnosengenössigcn  sich  im  Kanton  42.234  dürftige  Personen  befanden, 
sodass  ca.  '/s  sämtlicher  Dorfbewohner  unterstützungsbedürftig  war.  Ks  wurde 
hierauf  eine  neue  Armenordnung  erlassen.  -  Nach  einer  von  der  evangelischen 
Landsgemeinde  von  Glarus  genehmigten  Verordnung  von  1770  sollten  die 
herumziehenden  Armen  in  die  Heimat  verwiesen  werden  und  die  Gemeinden 
zur  Unterstützung  der  Armen  aus  ihren  .Armengütern  verpflichtet  sein.  Im  gleichen 
Jahr  wurde  von  Johann  Peter  Zwicky  eine  Landesarmenkasse  gegründet;  der 
daherige  Fonds  wurde  1779  unter  die  Gemeinden  verteilt  mit  der  Bestimmung, 
dass  die  Betreffnisse  nicht  aufgebraucht  und  nur  die  Erträge  zu  Armen  zwecken 
verwendet  werden  dürfen.  In  Bern  wurde  am  21.  November  1690  die  Bettel- 
ordnung von  1672  76  mit  einigen  Modifikationen  neu  herausgegeben.  Nach  dieser 
Verordnung  durften  die  Spend-  und  Armengüter  nicht  vermindert  werden; 
den  Unterstützten  war  es  untersagt,  ausserhalb  ihrer  Heimatgemeinde  herum- 
zustreifen, sofern  sie  nicht  im  Besitze  obrigkeitlicher  Steuer-  und  Bettelbriefe 
waren  ;  die  für  die  Unterstützungen  fehlenden  Mittel  sollten  durch  Steuern 
von  Hablichen  aufgebracht  weiden.  Die  Bettelordnung  von  1690  beschränkt^ 
die  Wirksamkeit  des  Staates  auf  dem  Gebiete  des  Armenwesens;  trotzdem 
waren  die  durch  die  Landalmosen-  und  Habitantenkammer  jährlich  veraus- 
gabten Summen  sehr  bedeutend.  Kür  die  Stadt  Bern  wurde  1711  ein  Almosen- 
direktorium eingesetzt.  Im  Emmenthal  hafteten  schon  längst  Armenauflagen 
auf  Gütern,  ähnlich  wie  Zehnten  {«Emmenzüge»).  Zur  Aufsicht  über  die 
Armen  wurden  in  der  Stadt  am  4.  Januar  1696  vier  Inspektoren  ernannt;  auf 
dem  Lande  wies  die  Prädikanten-Ordnung  von  1748  den  Pfarrern  diese  Auf- 
sicht zu.  Die  bernischen  Landsassen  wurden  1780  zu  einer  Korporation  ver- 
einigt, welche  nach  «lern  Dekret  vom  18.  Februar  ihre  verarmten  Angehörigen 
zu  unterstützen  hatte :  die  Armenkasse  wurde  aus  Beiträgen  vermöglicher 
Landsassen  und  aus  Staatszuschüssen  gespiesen.  Armenkasse  und  Armenfonds 
wurden  von  einer  fünfgliedrigen  Landsassenkommission  verwaltet.  —  Die  basle- 
rischen  Landgemeinden  hatten  nach  dem  Beschluss  vom  20.  Oktober  1727 
« Armenseckel »  zu  errichten;  der  Rat  ordnete  zur  ersten  Fondierung  dieser 
Gemeindegüter,  die  von  Armenschaflhern  zu  verwalten  waren  und  über  welche 
jährlich  an  das  Deputatenamt  Rechnung  gelegt  werden  musste,  1728  und  1730 
freiwillige  Steuern  im  ganzen  Lande  an.  1758  fand  eine  Reorganisation  des 
städtischen  Almosenamtes  statt  und  1762  wurden  die  kirchlichen  Armenfonds  der 
Stadt  Basel  unter  weltliche  Aufsicht  gestellt.  —  Am  9.  August  1695  ermahnte 
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clie  Obrigke it  von  Schaffhausen  die  Landgemeinden,  dir  früher  getroffene  Ver- 
ordnung des  «Sarklinsammelns»  in  d«n  Kirchen  zu  befolgen  und  aus  dem  Ertrag 
die  würdigen  Armen  zu  unterstützen.-  1736  wurde  in  das  Landbueh  von  Ausser- 
rhoden als  Artikel  187  die  Bestimmung  aufgenommen,  das*  jede  Gemeinde 
ihre  Armen  selbst  zu  versorgen  habe;  die  bis  dahin  aus  einem  besondern 
Fonds  jährlich  ausgerichteten  Beiträge  an  die  Bezahlung  der  Schullöhne  für 
arme  Kinder  wurden  in  ein  unbedingtes  Armengeld  umgewandelt.  1 7**8  wurde 
dann  der  ausserrhodische  «Fonds  zu  Armengeldcrn >  und  der  Erlös  des  ver- 
äusserten Landesarmenhauses  im  Gfeld  unter  die  Gemeinden  verteilt.  -  -  Infolge 
der  Körnsperre  des  deutschen  Reichs  gegen  die  Kidgenossenschaft  1688  1694 
war  im  Gebiet  des  Abtes  von  St.  (Lallen  ein  Notstand  eingetreten,  welcher  den 
Fürstabt  Sfondratti  veranlasste,  die  Beamten  zu  einer  Konferenz  einzuberufen ; 
in  dieser  Konferenz  wurde  beschlossen,  von  den  Bauern  je  nach  Vermögen 
Beitrage,  die  in  Natura  geleistet  werden  durften,  für  die  Armenunterstützung 
zu  erbeben.  Der  Fürstabt  selbst  Hess  in  Italien  für  23,000  Gulden  Getreide 
ankaufen,  welches  er  unter  die  Bedrängten  verteilte.  Der  Landrat  von  Wallis 
erklärte  am  5.  Dezember  1714.  dass  das  Armenwesen  Sache  der  Zehnten,  bezw. 
der  Gemeinden  sei.  —  In  Genf  wurde  1721  die  Verwaltung  der  «deutschen 
Hülfskasse»  der  genferis«  hen  Bürgerschaft  übertragen.  --  Am  8.  Februar  1773 
verordnete  die  neuen  burgische  Obrigkeit,  dass  die  Gemeinden  zur  Ausübung 
der  Armenpflege  verpflichtet  seien.  — -  Bischof  Johann  Conrad  von  Basel  verwies 
in  einer  Verordnung  vom  1.  Juli  171b  die  Armen  von  Pruntrut  und  Umgebung 
auf  das  Armenbureau  in  I'runtrut :  eine  weitere  Verordnung  für  Pruntrut  und 
Ajoie  vom  18.  Februar  1769  verfügte,  dass  wöchentliche  Sammlungen  vor- 
zunehmen, eine  Sammelbüchse  beim  Eingang  des  Spitals  Pruntrut  anzubringen 
und  die  Almosen  in  der  Stadt  am  Mittwoch,  in  der  Landschaft  am  Donnerstag, 
auszuteilen  seien.  Ein  bischhöfliches  Mandat  vom  14.  Juli  1725  empfahl  die  ein- 
heimischen Annen  d<  r  werkthätigen  Liebe,  bis  ein  Mittel  gefunden  sei,  dass 
jede  Gemeinde  ihre  Armen  selbst  erhalten  könne;  das  Mandat  sah  die  Führung 
von  Armenverzeichnissen  und  wöchentliche  Sammlungen  zu  Gunsten  der 
Armen  vor.  Zur  Ausgleichung  der  Armcnlast  der  Gemeinden  verordnete  der 
Bischof  am  15.  März  1787,  dass  eine  Centralkassc.  welcher  Beiträge  des 
Bischofs.  Beiträge  grösserer  Kirchengüter  und  die  Erträge  der  am  Tage  nach 
den  Vicrteljahrmärkten  in  Pruntrut  vorzunehmenden  Sammlungen  zufliessen 
sollen,  zu  errichten  sei.  -  In  den  gemeinen  Herrschaften  Thurgau  und  Rhein- 
thal  wurden  in  paritätischen  Gemeinden  die  Annengüter  zwischen  Konfessionen 
geteilt  (im  Rheinthal  nach  dem  Landfrieden  von  1712).  Die  reformierten 
rheinthalischen  Armenverwaltungen  standen  unter  zürcherischer  Gesetzgebung. 
Auch  in  der  Herrschaft   Echallens  entstanden  konfessionelle  Armengüter. 

Verschiedcnerorts  wurde  das  Verwandten  -  Unterstützungswesen  näher 
präzisiert,  so  in  Schwyz  1685.  in  Nidwaiden  1704  und  1731.  in  Luzern  1714 
und  1716,  in  Glarus  1754.  In  dieser  Zeit  wurden  verschiedene  nennenswerte 
Stiftungen  für  Armenzwecke  errichtet,  z.  B.  das  Mählcnsche  Freundarmengut 
in  Höingen  (1693),  das  Venedigcr-Gestift  in  Ursern  (1721),  die  Ronca-Stiftung 
des  Standes  Schwyz  (1792),  die  Chorherr  Stolzsche  Stiftung  von  Ob-  und  Nid- 
walden  (1713),  die  Rente  Morat  des  ehemaligen  Bezirks  Montagny  (1768),  die 
Baronsche  Stiftung  von  Solothurn  (1784).  der  toggenburgische  Staringerfonds, 
die  grosse  Jahrzeitstiftung  der  Kirchgemeinde  Morel  (1705)  und  die  Wehrlische 
Waisenstiftung  des  Bistums  Basel  (1779). 

Die  Verbindung  der  Waisen-  mit  Zuchtanstalten  wurde  in  Bern 
(1684),  in  St.  Gallen  und  in  Zürich  (1771)  aufgehoben.  Es  entstanden  nun  in 
verschiedenen  grösseren  Orten  der  Schweiz  besondere  Waisenanstalten,   so  in 
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Zürich  ( 1 7üö,  7 1>.  in  Bern  (1757  und  17S3/S<>>.  in  Thun  (1771).  in  Burgd-rt 
(1760),  in  Böfingen  <  1 7 1 > 2 > .  in  Lausanne  (1775).  in  Luzern  (lb'>7).  in  Neuen- 
burg. Hinwiederum  begegnen  wir  jetzt  häufig  W:ai*enanstaltcn  in  Verbindung 
mit  Armenhäusern,  z.  B.  in  Aarau  < 1  783).  in  Tropen  ( 1  7bS>,  in  Herisau  ( 1  7f»9), 
in  Wald,  Kanton  Appenzell  A.-Rh.  (1787).  in  Speicher  (17<>2h  in  Gais(17%|. 
Kine  ganz  neue  Richtung  in  das  Armencrzichungswcsen  brachte  Heinrich 
Pestalozzi,  der  \  on  I  7 75 —  I  7.*S0  auf  seinem  Gut  «Neuhof»  eine  Anstalt  leitete: 
die  Grundsätze,  «eiche  er  in  dieser  Anstalt  befolgte,  legte  er  17**0  in  der 
bekannten  Denkschrift  an  Zinzcndorl  nieder. 

III.  Der  helvetische  Einheitsstaat  (1798^1803).  Die  Maxime  der  helve- 
tischen Gesetzgeber,  alles  zu  vereinheitlichen,  stiess  im  Armenwesen  auf  unüber- 
windliche Schwierigkeiten,  und  gerade  hier  mussten  dem  Althergebrachten 
Konzessionen  gemacht  werden.  Nachdem  die  Verfassung  vom  12.  April  1 7(»S 
nur  das  Staatsbürgerrecht  proklamiert  halle,  nuisste  im  Gesetz  vom  13.  Februar 
179°  doch  auch  das  Ortsbürgerrechl  bis  zu  einem  gewissen  Grade  wieder 
anerkannt  werden,  indem  dieses  Gesetz  die  Besorgung  der  Armen  unter  Garantie 
der  Bürger-  und  Armengüter  den  alten  Gemeinden  zuwies.  Der  in  jenem  Gesetz 
für  helvetische  Staatsbürger  vorgesehene  erzwingbare  Kinkauf  in  ein  Ortsbürger- 
recht musste  jedoch  mit  Gesetz  vom  *>.  Oktober  1800  widerrufen  werden. 
Das  Gesetz  vom  13.  Februar  1 7*»*»  bestimmte  ferner,  dass  keine  Gemeinde 
ihr  Armengut  verteilen  dürfe,  und  dass  kein  Nichts »rtsbürger  zu  irgend  einer 
Steuerleistung  für  das  Armenwesen  angehalten  werden  kann:  einzig  da.  \\>> 
bisher  auf  Liegenschaften  von  Nichtortsbürgern  Abgaben  für  die  Armenpflege 
verlegt  wurden,  konnten  vorläufig  solche  Steuern  noch  weiter  bezogen  werden. 
Der  L'eberschuss  der  Linkünfte  von  geistlic  hen  Korporationen  sollte  laut  einein 
Dekret  vom  17.  November  17l»S  zum  Teil  für  Armenzwcekc  verwendet  werden. 
Am  15.  Oktober  1  7*>S  erlies*  das  helvetisc  he  Direktorium  die  Verordnung,  dass 
die  Annenuntersiützungen  aus  Hinkünften  geistlicher  Korporationen  durch  die 
staatlichen  Verwalter  der  Klöster  unter  Aufsic  ht  der  kantonalen  Verwaltungs- 
kammern zu  erfolgen  haben.  Nach  den  Schrec  kenslagen  von  Nidwaiden  nuisste 
die  helvetische  Regierung  für  die  armen  Waisen  sorgen:  am  30.  November  17*>S 
wurde  beschlossen,  in  Staus  ein  Armen-  und  Waisenhaus  zu  errichten,  und 
am  5.  Dezember  1 7'IS  berief  das  Direktorium  Heinric  h  Pestalozzi  zur  Leitung 
der  Ansl;tlt.  Wenn  auch  die  Anstalt  kaum  ein  halbes  Jahr  bestand,  so  ist  sie 
nicht  mir  für  das  schweizerische  Armencrzielumgs  wesen.  sondern  für  die  Volks- 
bildung überhaupt  von  der  allergrösstcn  Bedeutung  geworden.  Der  durch  die 
Kriegswirren  hervorgerufene  Pauperismus  bewirkte,  dass  in  verschiedenen 
Gege  nden  der  Sc  hweiz  Hülfvereine  entstanden,  so  1  7m)  in  Zürich  tauf  Initiative 
von  Dr.  Joh.  t'asp.  Hirzel  d.  J.).  im  Juni   LS00  in  Bern.  1800  in  St.  Gallen. 

IV.  Der  eidgenössische  Staatenbund  von  1803 — 1848.  1.  Mkima tionnzeit 
(1803  -1815).  Die  Vennitllungsnkte  \..m30.  Pluviose .  an  XI.  behielt  den 
helvetischen  Grundsalz  der  freien  Niederlassung  unter  gewissen  Bedingungen 
bei.  Diese  Bedingungen  wurden  am  t>.  Juli  1805  in  einem  Tagsatzungsheschhiss 
festgesetzt  :  darnach  waren  Niedergelassene  im  Verarmungsfall  in  ihre  Heimat 
zurückzuweisen.  Die  zürcherische  Regierung  besc  bloss  1803.  dass  5"* 
des  Staatszehnten  für  die  Annen  verwendet  werden  sollen,  und  am  22.  Mai  180t> 
erliess  sie  ein  Gesetz  betreuend  die  Aufsicht  und  Rechnungsabnahme  über  die 
Kirchen-  und  Annengüter.  -  Den  bernischen  Gemeinden  erschloss  das  Gesetz 
über  die  Hintersäss-  und  Kin/ugsgelder  von  1804  eine  neue  llülfsquelle  für  die 
Armenpflege.  Im  Dezember  1807  gab  der  Grosse  Rai  eine  Verordnung  über 
die  Besorgung  der  Armen,  welche  in  22  Paragraphen  im  Wesentlichen  bloss 
die  alten  bernischen  Satzungen  zusammenfasste.   Dieser  folgte  am  17.  Mai  1811 
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eine  Verordnung  betreffend  das»  Armenfuhrwesen.  Die  nach  der  Abtrennung 
\on  Waadt  und  Aargau  an  Bern  verbliebenen  Landsassen  führten  ihre  geson- 
derte Armenverwaltung  weiter.  —  In  Luzern  verpflichtete  die  Regierung 
die  1N03  neu  organisierten  Gemeindeverwaltungen,  durch  einen  Waisenvogt 
wieder  für  die  würdigen  Armen  zu  sorgen.  —  In  Uri  wurde  von  der  Lands- 
nemeindc  auf  flic  Bemühungen  von  Pfarrer  Anton  de  Vaya  und  Bannerherr 
Kmanuel  Jauch  am  15.  Mai  1805  der  Beschluss  gefasst,  eine  geordnete  Armen- 
pflege  einzuführen.  1812  wurde  festgesetzt,  dass  die  Bezirksbürger  von  Uri 
nach  einem  15 jahrigen  Wohnsitz  in  einer  Gemeinde  des  Bezirks  bei  dieser 
armenunterstützungsbereehtigt  werden.  Die  Gemeindearmenpflegen  wurden  aus 
dem  Hezirksgut  dotiert:  die  Oberaufsicht  führte  eine  Centralarmenpflcgc  aus. 
Seit  1810;  15  wurden  die  Stcuerlisten  für  die  unterstützungspflichtigen  Ver- 
wandten im  Bezirk  Uri  von  der  Gemeindearmenpflege,  im  Bezirk  Ursern  vom 
«Dorfgericht»  entworfen.  Der  Landrat  von  Schwyz  verfügte  am  19.  Oktober 
1808,  dass  jede  Gemeinde  ihre  Armen  selbst  zu  besorgen  habe;  in  Bezirken 
mit  mehreren  Gemeinden  entstanden  aber  bei  der  Durchführung  dieses  Grund- 
satz«1* grosse  Schwierigkeiten,  indem  es  hier  kein  ausgeschiedenes  Gemeinde- 
hürgerrecht  gab.  —  In  einem  Gutachten  von  1813  zu  der  Bettelordnung 
ohwaldcns  von  1808  wurde  die  Umsetzung  von  Gemcindc-Armenkommis- 
Monen  befürwortet.  —  Für  Nid  wählen  wurde  das  Armenwesen  mit  Gesetz  vom 
U.Januar  1811  geordnet.  Dieses  Gesetz  führte  besondere  Armengemeinden 
cm.  «eich«'  mit  den  Kirchgemeinden  korrespondierten  und  auf  der  Ucrtcrcchts- 
venössigkeit  aufgebaut  waren.  Die  1811  ausserhalb  des  Kantons  wohnenden 
bandleute.  wchhe  das  Uertcrccht  ihrer  Vorfahren  nicht  mehr  nachweisen 
konnten,  sowie  die  Personen,  welche  in  Nidwaiden  geduldet  werden  mussten. 
wurden  unter  eine  Landcsarmcnverwaltung  gestellt.  —  In  Glarus  verordnet«« 
am  2.  Mai  1800  der  evangelische  Rat,  dass  die  evangelischen  Gemeinden 
Artnenkommissionen  einzusetzen  haben  und  dass  eine  evangelische  Landeskasse 
für  Armenz  wecke  zu  errichten  sei.  1800  wurde  in  diesem  Kanton  bestimmt. 
■Ia>*  Personen,  wchhe  vermöglich  sind,  aber  freiwillig  keine  Beitrage  für  das 
Armen  wesen  geben,  zur  Bezahlung  einer  verhältnismässigen  Steuer  angehalten 
»erden  können.  Infolge  der  durch  den  Niedergang  der  Baumwollspinnerei  zu 
Tage  ge  tretenen  Armennot  sah  sich  die  glarnerische  Regierung  genötigt,  am 
1<>.  Januar  1814  einen  1  Hilferuf  zu  erlassen.  Das  Gesetz  über  Abschaffung 
des  Bettels  v.mi  17.  Dezember  181  1  verpflichtete  die  Pfarreien  des  Kantons 
Freiburg  zur  Unterstützung  der  würdigen  Armen:  die  Armenkassen  wurden 
je  von  einer  Kommission,  unter  Vorsitz  des  Pfarrers,  verwaltet.  In  So lo- 
tlm  rn  bestimmte  ein  Gesetz  vom  17.  Dezember  1813.  dass  jede  Gemeinde 
einen  Annenfonds  zu  errichten  habe  und  das9  nötigenfalls  der  Kleine  Rat  den 
'»cineindcn.  welchen  die  Mittel  zur  Errichtung  eines  solchen  Fonds  abgehen, 
besondere  Weisungen  geben  werde.  Die  Besorgung  des  Armenwesens  der 
Imslerische  n  Gemeinden  war  den  Pfarrern  und  den  Gemeinderäten  wie  vor 
der  Helvetik  übertragen,  nur  dass  ihnen  genauer«-  Vorschriften  über  die  Ver- 
waltung der  Armengüter  gegeben  worden  waren.  Auch  in  Schaffhausen 
übt«-  der  Ortsgeistliche,  in  Verbindung  mit  dem  Geineindegericht,  die  Annen- 
pflege  in  einer  Gemeinde  aus.  Die  Rechnung  des  Armen-Gutsverwalters  hatte 
das  Gemeindegcricht,  unter  Vorsitz  des  Pfarrers,  zu  prüfen,  worauf  sie  dann 
der  Rechnungskonimission  zur  Ratifikation  zu  übergeben  war.  Am  7.  Mai  1804 
schafften  Neu-  und  Alträth  von  Ausserrhoden  die  Beisassengelder  ab.  ver- 
pflichteten aber  die  Bei-  und  Hintersassen  zu  einer  jährlichen  Beitragsleistunj! 
für  den   Unterhalt   der   Annen.  Die   s  t.  -  gal  lischen   Gemeinden  wurden 
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des  Armenfonds,  oder  wenn  derselbe  nicht  genügt,  aus  besonderen  Steuern  zu 
erhalten.  Die  Kantonsverfassung  von  1814  übertrug  den  Gemeinderäten,  als 
interkonfessionelle  Behörden,  die  Leitung  des  Gemeinde  -  Armen  wesens  und 
bezeichnete  die  Bezirksstatthalterei  als  Rekursinstanz.  —  Die  aargauische 
Verfassung  von  1803  ermöglichte  den  Niedergelassenen  durch  Bezahlung  jähr- 
licher Beiträge  oder  einer  Aversalsumme  an  das  Armengut  die  Erlangung  eines 
Anspruchs  auf  die  ortsbürgerliche  Unterstützung  im  Verarmungsfall.  Durch  die 
Verordnungen  vom  24.  Mai  1804.  30.  Dezember  1805,  16.  April  180(>  und 
4.  Dezember  1807  wurden  den  Gemeinde- Armengütern  Einnahmsquellen  eröffnet. 
Die  Grundsätze  betreffend  die  Gcmeindc-Armenverwaltung  und  das  Armen- 
wesen des  Kantons  Aargau  überhaupt,  enthält  das  Armengesetz  vom  17.  Mai 
1804.  Das  Armenstcucrwcsen  wurde  am  4.  Mai  1809  dahin  geregelt,  dass 
nur  von  Anteilhabern  am  Armengut  in  und  ausserhalb  der  Gemeinde  solche 
Steuern  bezogen  werden  durften.  —  Die  tessinische  Verfassung  von  1 803 
sah  in  Art.  3  Gemeinde-Armenkassen  vor,  in  welche  die  keinem  Patriziat«» 
angehörenden  Kantonsbürger  zur  Erlangung  des  Wahlrechts  jährlich  eine  Gebühr 
zu  bezahlen  hatten;  Artikel  4  sicherte  im  Verarmungsfall  den  Patrizi  und  den- 
jenigen, welche  jene  Gebühr  oder  eine  Aversalsumme  bezahlten,  die  Unter- 
stützung durch  die  Gemeinde  zu.  Die  Armenkasse  hatte  nach  Verfassungs- 
artikel  5  die  Munieipalitä  zu  verwalten.  Die  Landsassen,  welche  Waadt  von 
Bern  übernehmen  musste,  wurden  behufs  Führung  einer  gemeinsamen  Armen- 
kasse durch  (iesetz  von  1811  zu  der  Corporation  vaudoise  vereinigt. 

Pestalozzis  Idee  der  Armenerziehung  wurdr  von  Phil.  Em.  von 
Fellenberg  (1771  1844)  aufgegriffen  und  von  Johann  Jakob  Wehrli  {1790 
bis  1827)  auf  dem  Hofwyl  bei  Bern  praktisch  durchgeführt:  die  sogenannte 
Wehrlischule  erhielt  Ende  1810  ihre  definitive  Gestaltung.  Ihr  Ruf  ging  weit 
über  die  schweizerischen  Landesgrenzen  hinaus.  —  Nachdem  nun  auch  auf 
I.  März  1806  die  Waisenanstalt  der  Stadt  Basel  getrennt  worden  war.  finden 
wir  in  den  meisten  schweizerischen  Hauptstädten  gut  geleitet»-  speziell'- Waisen- 
anstalten. 

Von  den  Stiftungen,  welche  in  dieser  Zeit  errichtet  worden  waren,  ist 
besonders  der  am  20.  August  1811  von  Jakob  Laurenz  Custer  (1755—1828) 
gegründete  evangelisch-rhcinthalisehc  Armenfonds  hervorzuheben;  die  Zinsen 
dieses  Fonds  sollen  in  einem  Turnus  an  die  Gemeinden  Balgach.  Marbach, 
Eichberg,  Berneck-Au,  Altstätten,  St.  Margrethen.  Rheineck,  Dieboldsau-Widnau, 
Rebstein  und  Thal  zur  Bildung  und  Aeufnung  je  eines  Custcrschen  Annen- 
fonds zufliessen.  Heinrich  Meyer  hinterliess  seiner  Heimatgemeinde  Rüfenach 
am  14.  Februar  1814  einen  Gründungsfonds  für  ein  Armenhaus,  und  Graf  Alphon* 
Turconi  von  Mailand  der  Gemeinde  Mendrisio  1M07  einen  solchen  für  ein 
Spital  für  arme  Kranke  des  ganzen  Kantons  Tessin. 

2.  Rhstaurationszkit  (1815 — 1830).  Der  Bundesvertrag  vom  7.  A ugust 
1815  berührte  das  Armen-,  selbst  das  Niederlassungswesen  nicht;  dagegen 
bestand  ein  unter  13  Kantonen  abgeschlossenes  Konkordat  vom  10.  Juli  1819, 
welches  von  jedem  Niederlassungspetenten  u.  a.  den  Nachweis  verlangte,  da-» 
er  sich  und  die  Seinigen  ohne  Belästigung  der  Gemeinde  zu  erhalten  im  stände 
sei.  Die  reformierten  Gebiete  des  neuen  Kantonsteils  Bern  gestalteten  die 
Armenpflege  mehr  oder  weniger  nach  «lern  Vorbild  des  alten  Kantonsteils;  der 
Regierungsstatthalter  von  Münster  proklamierte  sogar  für  sein  Amt  das  Annen- 
gesetz von  1807.  Die  Landesökonomiekommission  schrieb  am  2.  April  1818 
Preisfragen  über  den  Zustand  und  die  Verbesserung  des  Armen wesens  im 
Kanton  Bern  aus ;  gestützt  auf  die  zahlreich  eingelaufenen  Lösungen  crliess 
die  Regierung  am  14.  April  1819  ein  Kreisschreiben  betreffend  die  Ausschrri- 
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bung  von  Teilen  und  die  Verwaltung  des  Armengutes,  sowie  am  13.  April  1820 
ein  Paternitätsgesetz.  Am  4.  November  1829  und  am  22.  Januar  1830  wurden 
dm  bernischen  Gemeinden  für  die  Armengutsrechnungen  Formulare  gegeben.  — 
Auch  in  Luzcrn  waren  am  8.  Marz  1815  Preisfragen  über  eine  zweckmässige 
Einrichtung  des  Armen  wesens  ausgeschrieben  worden.  Die  beiden  eingelau- 
fenen Lösungen  von  Joseph  Segesscr  und  I*.  Kopp  riefen  dem  <Regierungs- 
bcschluss  über  eine  neue  Einrichtung  des  Armenwesens>  vom  11.  Dezember 
181*).  Nach  dieser  Armenordnung  hatte  jede  Gemeinde  eine  Waisen  Verwaltung 
zur  Besorgung  des  Armenwesens  einzusetzen;  zur  Beaufsichtigung  und  Leitung 
wurde  ein  kantonaler  Armen-  und  Vormundschaftsrat  ernannt.  Sie  führte  die 
direkte  Armensteuer  gesetzlich  ein.  —  Der  Landrat  von  Schwyz  erneuerte 
am  14.  Oktober  1818  die  Schlussnahme  von  1808  und  gab  dazu  die  Erläuterung, 
dass  Angehörige  von  mehrgemeindigen  Bezirken,  wenn  sie  ununterbrochen 
25  Jahre  in  einer  Gemeinde  des  Heimatbezirkes  wohnen,  bei  dieser  das  Recht 
auf  Unterstützung  erlangen.  1824  führte  die  schwyzerische  Regierung  Lotterien 
zu  Armen  zw  ecken  für  den  ganzen  Kanton  ein.  —  Die  Vereinigungsurkunde 
Engelbergs  mit  Obwalden  vom  19. /24.  November  1815  bcliess  den  beiden 
Teilen  dir  alten  Einrichtungen  im  Armenwesen.  —  1816  verkaufte  die  Landes- 
behörde von  Nidwaiden  das  sogenannte  Siechenhaus  und  verteilte  den  Erlös 
untrr  die  Gemcindcarmcnpflegen.  —  Die  evangelische  Landsgemeinde  von 
Glarus  bcschloss  1820,  dass.  vorbehalten  in  besonderen  Unglücksfällen,  nie- 
mand in  den  sechs  ersten  Jahren  seines  Ehestandes  unterstützt  werden  soll.  — 
Die  frei  burgische  Regierung  übertrug  nach  der  Verfassung  von  1830  die 
Besorgung  des  Armenwesens  den  aus  den  alten  Gemeinden  in  politische  Körper- 
schaften umgewandelten  staatlichen  Organen.  —  1816/17  ermunterte  die 
Regierung  die  solothurnischen  Gemeinden  zur  Errichtung  von  Armen- 
hausern. —  Mit  Gesetz  vom  3.  April  1816  wurde  in  Basel  aus  dem  bis  dahin 
für  das  kantonale  Kirchen-,  Schul-  und  Armenwesen  bestandenen  Fonds  ein 
Teil  als  >peziclles  Armengut  für  die  reformierten  Gemeinden  der  vier  alten  Land- 
bezirke des  Kantons  ausgeschieden ;  zur  Aeufnung  dieses  infolge  der  Teurung 
von  1810/17  zusammengeschmolzenen  Landarmenguts  ordnete  das  Gesetz  vom 
5.  Dezember  1818  die  Erhebung  einer  Armensteuer  in  den  interessierten 
Gemeinden  an.  Kür  den  neuen  Kantonsteil  (Birseck)  wurde  nach  der  Verein- 
barung zwischen  dem  eidgenössischen  Vorort  und  dem  Kanton  Basel  aus  einer 
eingeführten  Grundsteuer  ein  besonderer  Fonds  für  das  Kirchen-,  Sch  ul-  und 
Armenwesen  gebildet;  die  neun  birseckischen  Gemeinden  hatten  bis  1816  je 
ein  Armengut  anzulegen.  —  1816  entstand  der  sogenannte  Müller-Friedbergschc 
Armengesetzes-Entwurf,  welcher  zwar  nicht  zum  Gesetz  erhoben  wurde,  aber 
doch  für  die  spätere  Armengesetzgebung  im  Kanton  St.  Gallen  grundlegend 
wurde.  1818  lehnte  der  st.  gallische  Grosse  Rat  einen  Gesctzes-Entwurf, 
welcher  die  Centralisation  der  Armenvcr waltung  vorsah,  und  einen  solchen, 
der  die  Hülfsqucllen  der  kantonalen  Armendirektion  betraf,  ab,  weil  die  Tren- 
nung der  Armenpflege  nach  Konfessionen  verlangt  wurde;  dagegen  wurde  am 
20.  April  1818  ein  Heiratsgesetz  angenommen,  von  dem  ein  wohlthätigcr 
Einfluss  auf  die  kantonalen  Armenverhältnisse  erhofft  wurde.  —  Bürgermeister 
und  Kleiner  Rat  vom  Aargau  erliesscn  am  25.  Oktober  1825  ein  Gemeindc- 
Arrnenreglcment,  um  den  1804  aufgestellten  Grundsätzen  eine  möglichst  ein- 
heitliche Ausführung  zu  verschaffen.  —  Im  Thurgau  bestimmte  ein  Gesetz 
von  1819,  dass,  soweit  die  ordentlichen  Mittel  für  das  Armenwesen  nicht  hin- 
reichen, Kollekten  zu  erheben  seien.  —  Ein  waadtländischer  Regierungs- 
beschluss  vom  26.  September  1817  verfügte,  dass  die  Gemeinden  ihre  armen 
Mitbürger  zu  unterstützen  haben  und  dass  die  Einwohner,  statt  direkt  Almosen 


Digitized  by  Google 


310 


Armen  wesen  (Geschieht«-  <le>  Armenwesens) 


abzugeben,  das  hiefür  Bestimmte  der  mit  dem  Armen  wesen  betrauten  Gemeinde- 
behörde abliefern  sollen.  Im  Wallis  wurde  die  Armenpflege  durch  Gesetz 
vom  23.  Mai  1827  einheitlich  geregelt.  Auch  dieses  Gesetz  bestimmte,  dass 
die  Einwohner  ihre  Spenden  durch  die  Armen-  (Gemeinde-)  Kasse  ausrichten 
sollen.  —  Im  Kanton  Neuenburg  verbot  das  Dekret  vom  20.  Februar  1819 
die  Erhebung  von  Armensteuern:  die  Gemeinden  werden  zur  Unterstützung 
ihrer  Armen  nur  insoweit  verpflichtet,  als  der  Ertrag  der  Armengüter  es  ihnen 
erlaubt.  Im  alten  Territorium  Genfs  wurden  die  artnenrechtlichen  Ver- 
hältnisse durch  die  1815/lb  erfolgte  Einverleibung  der  neuen  Gebiete  nicht 
weiter  berührt.  Das  « Spital  >  verblieb  also  ausschliessliches  Eigentum  der 
alten  Genfer  und  stand  auch  jetzt  noch  in  der  Verwaltung  der  SocietC  de 
bienfaisance.  wie  es  durch  Vertrag  vom  7.  Floreal  an  VI  angeordnet  und  durch 
die  Verfassung  vom  24.  August  1814  bestätigt  worden  war.  Für  die  armen 
Kranken  des  neuen  Kantonsteils  errichtete  Staatsrat  Tronchin  am  8.  Mai  18I<S 
eine  Stiftung.  Ein  Reglement  von  1820  verlangte  Gemeinde- Armenverwaltungen. 

Die  Wehrlischule  wurde  eine  Bildungsstätte  für  Armenerzieher.  In  der 
Folge  entstanden  verschiedene  Armenerziehungsanstalten  nach  Pcstalozzischen 
Grundsätzen,  wie  Bläsihof  im  Kanton  Zürich  ( 1818,  eingegangen  182b),  Linth- 
kolonie  (1819).  Gundeldingen  im  Kanton  Basel  (1823),  Schurtanne  bei  Trogen 
(1824)  und  Carra  im  Kanton  Genf  (1820).  Durch  Fräulein  Marie- Anne  (alamr 
entstand  in  Locle  1814  die  erste  Rettungsanstalt  in  der  Schweiz,  das  Asile 
des  Billodes.  In  verschiedenen  Orten  wurden  die  Waisen-Abteilungen  von  den 
Armenhäusern  losgetrennt  und  zu  selbständigen  Anstalten  erhoben,  so  nament- 
lich in  Gemeinden  Ausserrhodens. 

Als  hervorragende  Wohlthäter  dieser  Zeit  sind  zu  nennen:  Pankratius 
Vorster,  der  letzte  Fürstabt  von  St.  (»allen.  Jakob  Ludwig  von  Pourtales,  der 
Stifter  des  Hopital  Pourtales  in  Neuenburg,  und  seine  Söhne,  Thaddäus 
Kosciuszko,  der  seine  letzten  Tage  in  Solothurn  zubrachte.  Joseph  von  Cham- 
pagne, etc.  Abt  Pankratius  verfügte  am  1 .  Juli  1819.  dass  die  ihm  infolge 
der  Stiftssäkularisation  gemäss  dem  Wiener  Kongress  von  1815  zugefallen« 
Abfindungssumme  unter  die  Hauptorte  der  Kantone  Uri,  Schwyz,  Unterwaiden, 
Zug.  Innerrhoden,  Wallis,  Luzern  und  Freiburg  zur  Errichtung  je  eines  Anni- 
versariums  verteilt  werde  (der  letztgenannte  Stand  vcrzicht«-te  auf  sein  Betreffnis 
zu  gunsten  von  Unterwaiden).  Die  Wehrli-Stiftung  des  ehemaligen  Bistums 
Basel  wurde  am  11.  Juli  1822  zwischen  den  interessierten  Gebieten  der  Kan- 
tone Bern  und  Basel  geteilt.  Bei  Anlass  der  Reformationsfeier  1819  übergab 
die  züricherische  R«,gi«rung  an  das  evangelische  Wildhaus,  dem  Geburtsort 
Zwingiis.  einen  Fonds  zur  Unterstützung  armer  Konfirmanden. 

3.  Die  Rkoknkkatioxszeit  ( 1830 — 1848).  Die  französische  Julirevolution 
brachte  auch  der  Schweiz  den  Völkerfrühling.  —  Das  z üri ch e r i sch e  Kirchen- 
gesetz vom  25.  Okiober  1831  bezeichnete  den  <Stillstand»  als  die  Behörd'-. 
welcher  die  Besorgung  des  Armen wesens  obliegt.  Am  9.  Februar/ 25.  Sep- 
tember 183<>  erliess  der  zürichcrische  Kantonsrat  ein  neues  Armengesetz. 
welchem  «lie  Regierung  eine  Instruktion  beigab.  Durch  dieses  Ges«'tz  wurden 
Staatsbeiträge  ;m  di<*  Gemeindcarmcnpflcgen  eingeführt.  1844  folgte  eine  Ver- 
ordnung über  das  Armenfuhrwesen  und  184b  ein  Gesetz  über  die  Annen- 
polizei. —  Die  he  mische  Verfassung  von  1831  bestimmte,  dass  der  Staat 
die  Oberaufsicht  über  das  Armenwesen  führen  und  den  Gemeinden  in  der 
Verpflegung  der  Armen  beistehen  soll.  Im  Mai  1832  erliess  die  Regierung 
als  das  Notwendigst«*  für  «lie  Reform  des  Armenwesens  eine  Verordnung 
betreffend  Handhabung  der  Vorschriften  gegen  den  Bettel.  D«>r  Grosse  Rat 
fasst««  1S3N  den  B«-s(hluss.  dass  die  Klosterspenden  den  Armen   des  ganzen 
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Kantons   zukommen   sollen.     Bereits  1833  hatte   Phil.  Km.  von  Fellcnbcrg  die 
Revision  der  Armcngeset/.gebung  des  alten  Kantonsteils  verlangt.  Das  Gemeinde- 
Gesetz    vom  20.  Dezember   1833   wies   dir   Armenpflege   wieder  den  Hurger- 
gemeinden zu.  und  es  sollte  dann  ein  Armengcseiz.  erlassen  werden,  wozu  im 
Laufe  der  Zeit  auch  verschiedene  Entwürfe  gemacht  wurden.     Die  neue  Ver- 
fassung vom  13. '31.  Juli   1N4(>   enthielt  in  Artikel  K5   drei  Grundsätze,  welche 
eine   totale  Reform   der  Einrichtung   der  Armenfürsorge   im  alten  Kantonsteil 
verlangten:    Aufhebung  der  gesetzlichen  Unterstützungspflicht  der  Gemeinden, 
Einführung  der  freiwilligen  Armenpflege.  Verpflichtung  des  Staates  zu  Heiträgen 
Iiis  zur  ganzlichen  Durchführung   der   frei  williget)  Armenpflege  (Reformkredit: 
Fr.  400,000  a.  \\  '.>.     Der  von  Regierungsrat    Dr.  Schneitier   vorgelegte  Armen- 
gesetzes-Ent  w  urf  wurde   vom   Grossen   Rat    mit    w  enigen   Abänderungen  am 
21.  April    1847   aeeeptiert.     Nach   diesem    Gesetz    sollten    freiwillige  Armen- 
vereine  mit   Staatsbeitragen   eine   örtliche    Armenpflege   ausüben  und   in  ihre 
Dienste  kantonale  Anstalten   gestellt  werden:   kein  Kantonsangehöriger  durfte 
mehr  wegen  Armut  in  die  } b-imatgemeinde  zurückgewiesen  werden.   Von  1851 
hinweg  sollte  jede  Armentelle  abgeschafft  sein  und  von  lSt>I  hinweg  hatten  die 
bürgerlichen  Armenpflegen  keinen  Anspruch  mehr  auf  Staatshciträgc.   Dem  Staat 
wurden  1  '/•■•  Millionen  Franken  zur  Errichtung  und  Subventionierung  von  Anstalten 
zur  Verfügung  gestellt.    Durch  verschiedene  Reklamationen  genötigt,  dekretierte 
die  Hchörde  am  25.  Mai   1S48  die  Errichtung   der  Zwangsarbeitsanstalt  Thor- 
berg, und  am  X.  September  1848  folgte  dann  ein  Gesetz  betreffend  Errichtung 
von  Armenanstalten.    Die  Verfassung   von  lS4t»  hatte  auch  die  Einzugs-  und 
Hintersassgelder  aufgehoben.        In  Luzcrn  wurde  183S  das  den  Kirchen  und 
Kapellen  gestiftete  Spendgut  den  Gemeinden  zur  Verwaltung  unterstellt.  1841 
wurden  Fr.  300,000  aus  dem  Gewinn  des  Staates  am  Salz  unter  die  Gemeinden 
zu  Händen  ihrer  Armenfonds  verteilt.  —  In  l/ri  wurde  durch  Bczirksgemeinde- 
Erkenntnis  vom  11.  Mai  1844  bestimmt,  dass  die  in  einer  Gemeinde  des  Hezirks 
wohnenden  Bezirksbürger  nach  einem  ununterbrochenen  15  jährigen  Ansitz  bei 
dieser  das  Recht  auf  Unterstützung  im  Verarmungsfall  erhalten.        Das  orga- 
nische Gesetz  für  Hezirksräte  im  Kanton  Schwyz  vom  12.  März  1835  übertrug 
diesen  die  Sorge  für  eine   zweckmässige  Armenpflege  und  die  Aufsicht  über 
die  Armenverwaltungen.     Der   Bezirksrat   von   Schwyz  organisierte    1840  die 
Gemeindearmenpflege.  Die  Niederlassungsverordnung  für  sch  wyzerische  Kantons- 
bürger vom  10.  Januar  1830  schrieb  vor.  dass  die  seit  1803  in  einem  anderen 
als  ihrem  heimatlichen  Bezirk  Niedergelassenen  angehalten  werden  können,  eine 
Bescheinigung  ihrer  l'rsprungsgemeinde  einzulegen,  in  w  elcher  diese  sich  ver- 
pflichtet, sie  und  ihre  Nachkommen  zu  jeder  Zeit  und  unter  allen  Umständen 
wiederaufzunehmen.   Die  Verfassung  vom  8.  Februar  1*4H  machte  das  Armen- 
wesen   zu  einer  Gemeindeangelegenheit  :    sie   spricht  aber    bloss   von  einem 
Bezirks-  und  Kantons-,  und  noch  nicht  von  einem  Gemeinde  -  Bürgerrecht. 
In  Obwalden  beantragte  eine  am        Februar  1848  von  der  Regierung  behufs 
Prüfung  der  Frage  betreffend  Abschaffung  des  Gassenbcttels  eingesetzte  Kom- 
mission, es  solle  in  jeder  Gemeinde   eine  Armenpflege  bestellt  werden,  damit 
die  Armen  nicht  mehr  gezwungen  seien,  dem  Bettel  nachzuziehen:  die  Regie- 
rung erhob  am  2b.  Februar  1848  diesen  Antrag  zum  Beschluss.  -     In  Glarus 
wurde  1840,  gestützt  auf  die  neue  Kantonsverfassung  von  1837.  ein  Armen- 
gesetz erlassen,  welches  nun  die  Armenpflege  für  beide  konfessionellen  Teile 
gleich   gestaltete:  über  die  Gemeindearmenpflegen   wurde  eine  Landesarmen- 
kommission gesetzt.   Dem  Armengesetz  w  urde  am  1(>.  Dezember  1840/22.  Februar 
1841  eine  Instruktion  beigegeben,  und  am  7.  September  1841  folgte  noch  ein 
Regulativ   betreffend  den   Steuerrodel.   —   Im   Kanton  Zug  wurde   ein  erster 
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Versuch  zur  einheitlichen  Organisation  der  Armenpflege  am  13.  November  1845 
gemacht.  Die  daherige  Verordnung  erklärte  die  Heimatgemeinden  für  unter- 
stützungspflichtig :  sie  sah  die  jahrliche  Rechnungsahlage  vor.  Am  20.  Dezem- 
ber 1831  wurde  in  Frei  bürg  ein  Gemeindegesetz  erlassen,  welches  die  Aus- 
übung der  obligatorischen  Annenpflege,  wie  es  schon  die  Verfassung  verlangte, 
den  politischen  Gemeinden  zuwies;  es  war  aber  den  Gemeinden  gestattet,  die 
Armenpflege  durch  die  Pfarreien  weiterführen  zu  lassen,  doch  wurde  auch  in 
diesen  Fällen  meist  der  bisherige  Pfarrei  -  Armenfonds  unter  die  beteiligten 
Gemeinden  geteilt.  Das  Civilgesetzbuch  Solothurns  von  1835  räumte  den 
Heimatgemeinden  das  Eheeinspruchsrecht  gegenüber  Männern,  welche  für  sich 
oder  ihre  Kinder  Armcnunterstützungen  empfangen  und  die  daherigen  Beiträge 
noch  nicht  restituiert  haben,  ein.  —  Infolge  der  Trennung  Haseis  wurde  das 
Landannengut  gemäss  eidgenössischem  Schiedsgerichtsspruch  vom  <».  Oktober 
1833  unter  die  beiden  neuen  Kantine  geteilt.  In  Haselland  gingen  1838  die 
Verrichtungen  der  bisherigen  Armenkommissionen  an  die  Gemeinderäte  über.  -- 
Die  Kantonsverfassung  Ausserrhodens  vom  31.  August  1834  nahm  den  alten 
Grundsatz,  dass  jede  Gemeinde  ihre  annen  Angehörigen,  sie  mögen  wohnen, 
wo  sie  wollen,  selbst  zu  erhalten  habe,  als  Artikel  20  auf.  In  St.  Gallen 
räumte  das  Armengesetz  vom  30.  April  1835  den  Ortsbürgern  das  Recht  auf 
Armenunterstützung  bei  den  Heimatgemeinden  ein:  Aufsicht  und  Leitung  des 
Armenwesens  wurde  dem  Gemeinderat  zugewiesen.  Der  si.  gallische  Regie- 
rungsrat hatte  nach  einer  Verordnung  vom  März  1N42  den  Hau  und  den  Hctrieb 
der  Armen-  und  Waisenanstalten  im  Kanton  zu  beaufsichtigen.  —  Artikel  8 
der  Verfassung  des  Kantons  Graubünden  von  1830  beschrankte  die  bisherige 
Selbständigkeit  der  Gemeinden  in  Hezug  auf  das  Armenwesen  und  führte  eine 
kantonale  Armenbehörde  ein.  Eine  Verordnung  betreffend  das  Armenwesen 
folgte  dann  1845.  Am  27.  Oktober  1847  beschloss  der  Grosse  Rat,  dass  die 
Gemeinden  das  Armengut  von  ihrem  übrigen  Vermögen  auszuscheiden  haben.  — 
Das  aargauische  Gcnieindegesctz  vom  17.  Oktober  1831  stellte  die  Ver- 
waltung des  Armenguls  der  Ortsbürgergemeinde  unter  die  Aufsicht  des  Gemeinde- 
rates. Das  Gemeindesteuergesetz  vom  17.  Dezember  1838  bestimmte,  dass 
die  Ortsbürgergemeinden  die  Armenausgaben  zu  bestreiten  haben  und  das-* 
von  den  Ortsbürgern  in  und  ausser  der  Heimatgemeinde  nach  Verhältnis  ihres 
Vermögens  und  Erwerbs  Annensteuern  zu  beziehen  seien.  Ein  Gesetz  vom 
2b.  September  1841  weist  der  Ortsbürgerversammlung  die  Begrenzung  der 
Kompetenz  des  Gemeinderates  in  der  Armengutsverwaltung  und  die  Anordnung 
der  Armensteuererhebung  als  Aufgaben  zu.  —  Im  Thurgau  wurde  am  18.  Dezem- 
ber 1833  eine  Armenordnung  erlassen,  welche  die  Besorgung  der  Armen  den 
Pfarrgemeinden  übertrug  und  die  politischen  Gemeinden  verpflichtete,  wenn 
die  Einkünfte  der  Pfarrgemeinden  erschöpft,  diesen  in  der  Unterstützung  der 
Armen  beizustehen.  —  Nach  dem  Gesetz  über  die  Municipalitäten  vom  7.  April 
1832  sollten  die  Gemeinden  des  Kantons  Tessin  ihren  arbeitsfähigen  Armen, 
welche  in  die  Gemeinde  eingebannt,  Arbeit  zuwenden.  —  In  W'aadt  wurde 
1835  eine  Kommission  zur  Untersuchung  der  Armenverhältnisse  eingesetzt; 
ihr  Bericht  wurde  1841  veröffentlicht.  —  Die  genferische  Verfassung  vom 
24.  Mai  1847  garantierte  dem  alten  Kantonsteil  das  Eigentum  des  c Spitals», 
traf  aber  in  Bezug  auf  die  Verwaltung  die  Aendcrung.  dass  eine  besondere 
Kommission  mit  der  Geschäftsführung  betraut  werde.  Die  Verfassung  bestimmte 
ferner,  dass  ohne  Autorisation  des  Grossen  Rates  keine  Kollektivstiftung  für 
Gemeinnützigkeit  oder  Wohlthätigkcit  im  Kanton  bestehen  könne. 

Von  den  in  dieser  Zeit   errichteten  Stiftungen  sind  zu  nennen :   die  drei 
Schenkungen  von  je  Fr.  30.000  an  die  Stadt  Solothurn  von  dem  im  solothur- 
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nischen  Waisenhaus  auferzogenen  Zinugicsscr  Joseph  Nielaus  Schwaller  in  Lyon 
'Testament  vom  10.  Febmar  1838),  die  Leonhard  Paravirini-Stiftung  zu  gunsten 
der  drei  städtischen  Armeninstitutionen  Haseis  (1844).  die  Stiftung  von  Dom- 
herr Berchtold  für  die  Armen  der  Pfarrgemeinde  Morel  (vom  23.  August  1846)  etc. 
Zur  Förderung  der  Armenerziehung  entstanden  in  Zürich  die  «Waisenanstalt» 
(Verein»  Neumünster  (1836).  in  Kern  der  Verein  für  christliche  Volksbildung 
(September  1833)  u.  s.  f.  Der  letztgenannte  Verein  gründete  die  Anstalten 
Kattwvl  (1835.  nach  ca.  20  Jahren  wieder  eingegangen).  Dorf  borg  bei  Langnau 
(1837.  eingegangen  1848)  und  Rütti  (1837.  später  ins  Steinhölzligut  verlegt). 
Auf  Pestalozzis  100.  Geburtstag.  12.  Januar  1846.  wurde  in  Olsberg  eine  Armen- 
erziehungsanstalt als  «Pestalozzi-Stiftung»  eröffnet.  Die  Schweizerische  gemein- 
nützige Gesellschaft  bcsehloss  auf  Anregung  von  Dr.  Joh.  Caspar  Zell  weger 
am  10.  November  1838  die  Errichtung  einer  Anstalt  für  verwahrloste  Knaben; 
diese  Anstalt  wurde  am  I.Juni  1840  in  der  Rärhtelen  bei  Bern  eröffnet.  Es 
entstanden  in  dieser  Zeit  noch  eine  Reihe  weiterer  Anstallen  für  Armen- 
krziehung  und  -Verpflegung. 

V.  Der  schweizerische  Bundesstaat  (seit  1848).  1.  Dik  Zeit  von  der 
Konstituierung  bis  zur  N  eri  assungskevision  von  1874.  Die  Bundesver- 
fassung vom  12.  September  1S4S  bestimmte  namentlich  in  Rücksicht  darauf, 
dass  in  der  Schwei/  das  Armen-  an  das  Bürgerrecht  geknüpft  sei  und  erstcres 
nicht  verloren  gehen  dürfe:  das  schweizerische  Bürgerrecht  könne  nur  durch 
eigene  Verzichtleistung  annulliert  werden.  Sie  stellte  im  weiteren  den  Grund- 
*atz  auf.  dass  den  Schweizerbürgern  die  Niederlassung  innerhalb  der  Eidgenossen- 
schaft unter  gewissen  Vorbehalten  gewährleistet  sei  und  führt  unter  diesen 
Vorbehalten  auch  «lic  Armut  auf.  Durch  «  ine  Partialrevision  von  186«>  wurde 
der  für  die  Niederlassung  vorgesehene  Ausweis  über  Existenzmittel  fallen 
gelassen;  dagegen  bestand  das  Recht  zur  I leiinweisung  wegen  Verarmung  fort. 
In  Bezug  auf  die  armen  kranken  Niedergelassenen  etc  .  wurden  von  der  Bundes- 
behörde im  Namen  einzelner  Kantone  mit  anderen  Staaten  Vereinbarungen 
für  unentgeltliche  Verpflegung  bei  Recipmcität  ge trollen,  und  zwar  1856  mit 
Sardinien  (später  auf  Italien  ausgedehnt).  1857/65  mit  Oesterreich  -  Ungarn, 
1860  mit  Württemberg.  1861.62  mit  Preussen.  1862  mit  Bayern  und  1865  mit 
Baden.  Am  lt>.  November  18<i5  kam  zwischen  der  Mehrzahl  der  Kantone 
reihst  ein  Konkordat  betreffend  gegenseitige  Vergütung  von  Verpflegungs- 
und Beerdigungskosten  für  arme  Angehörige  zu  stände;  Bern  und  Luzern 
hielten  aber  entsc  hieden  am  Prinzip  der  Unentgeltlichkeit  fest  und  traten,  wie 
übrigens  noch  andere  Kantone,  dem  Konkordate  nicht  bei.  Am  26.  November 
1865  vereinbarten  IS  Kantone.  Oesterreich  und  Württemberg  einen  Tarif  für 
die  Kostenberechnung  betreffend  Arznung  und  Verpflegung  von  Armen.  Durch 
die  Verordnungen  vom  10.  November  1851  und  13.  Juni  1862  hatte  der  Bund 
den  schweizerischen  Armenbehörden  im  eidgenössischen  Postverkehr  Porto- 
Ireiheit  eingeräumt,  und  bei  de  r  Konzessionserteilung  für  Eisenbahn-  und  Dampf- 
schiff-Unternehmungen behielten  sich  die  Bundesbehörden  in  der  Regel  die 
Taxermässigung  für  Armentransporte  vor.  ferner  wurden  die  Kreispostdirektionen 
ermächtigt,  an  Arme  im  schweizerischen  Postverkehr  Freiplätze  zu  gewähren. 
Das  Bundesgesetz  über  das  Verfahren  bei  dem  Bundesgericht  in  bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten  vom  6.,  13.  Juli  1855  stellte  den  Grundsatz  des  Armenrechts 
in  der  Prozessführung  auf;  mit  Frankreich  wurde  am  15.  April  1869  im  Ver- 
trag betreffend  die  eivilree  htlichen  Verhältnisse  auc  h  die  gegenseitige  Gewäh- 
rung des  Armenrechts  in  Gerichtssachen  vereinbart.  —  Im  Kanton  Zürich 
wurde  am  28.  April  1853  ein  neues  Annengeset/,  ein  Werk  von  Dr.  Ulrich 
Zehnder.  angenommen;  dasselbe  macht  die  Armenpflege  zu  eine  r  (ommunallast, 
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je  nach  (Irin  Armen  fonds  einer  Gemeinde  richtet  sieh  deren  Armensteuerbezug. 
1854  gab  «Ii«'  Regierung  dm  Armenbehörden  eine  si  »ri^ l;i Itiji  ausgearbeitete 
Instruktion  in  dir  Hände.  Dir  m-ur  Kantonsverfassung  vom  »S.  April  18h1* 
sieht  in  Artikrl  54  vor,  das*  durch  dir  Gesetzgebung  die  Pflicht  zur  Annon- 
Unterstützung  und  dir  damit  verbundenen  Rechte  ganz  oder  teilweise  der  Wohn- 
gemeinde übertrafen  werden  können.  Der  (Crosse  Rat  drs  Kantons  Rem 
erliess  184'»  ein  Armcnpolizeigeset  z.  Das  Armeng eset /.  für  den  alten  Kantonsiril 
von  1847  hattr  sich  in  der  Praxis  durrhaus  nicht  bewahrt:  die  Erhebung  von 
Armrnsteuern  inusstr  nach  wie  vor  gestattet  werden;  dir  freiwilligen  Armtn- 
vereine  konnten  in  v  rrs«  hird<  nen  Kin  hgemcindrn  nicht  ins  Leben  gerufen  werden: 
die  Staatsanstalten  traten  nicht  zur  richtigen  Zeit  in  den  Dienst  der  Armen- 
pflege. Am  11.  Oktober  1851  wurde  ein  Gesetz  angenommen,  welches  den 
Gemeinden  die  Befugnis  zur  Erhebung  einer  Teile  in  natura  (Zuteilung  der 
Kinder  auf  die  Höfe»  gab  und  durch  das  den  alten  Heimatannenpflegrn  auf 
Kosten  der  örtlichen  Armen  vereine  eine  grössere  Staatsunterstützung  zuge- 
sichert wurde.  Das  Gemeindegesetz  vom  ö.  Dezember  1852  stellt«-  den  Grund- 
satz auf,  dass  die  Armenpflege,  soweit  ihre  Auslagen  nicht  aus  dem  Ertrag 
der  bürgerlichen  Armengüter  bestritten  werden  können,  den  örtlichen  und  frei- 
willigen Charakter  hat.  und  dies  bedingte  den  Erlass  eines  neuen  Armengesetzes. 
Einen  vom  nachmaligen  Rundesrat  Dr.  K.  Schenk  ausgearbeiteten  Entwurf  zu 
einem  solchen  Gesetz  nahm  der  Grosse  Rat  mit  einigen  Abänderungen  am 
l.Juli  1857  an.  Dieses  Armengesetz  verfügte,  dass  in  allen  Gemeinden,  in 
welchen  Armentellen  erhoben  wurden  oder  zur  Ersetzung  des  Armengutes 
erhoben  werden  müssen,  die  Armengntsverwaltung  Sache  der  Einwohner- 
gemeinde sei  und  dass  nur  an  Bürgergemeinden,  die  einzig  aus  dem  Ertrag 
ihrer  Armengüter  die  armen  Vngehörigen  zu  unterstützen  vermögen,  die 
Fortführung  der  bürgerlichen  Armenpflege  grstattet  werde.  Indem  es  die  Ein- 
wohnergemeinden  zur  Unterstützung  der  Armen  verpflichtete,  wurde  die  Wr- 
fassuilgsbestimmung  betretVend  das  Armenwesen  modifiziert.  «Notarme»  Per- 
sonen wurden  in  die  Grenzen  des  Unterstützungs  wohnsitz.es  gebannt.  Auch 
die  Unterstützung  der  bloss  «dürftigen»  Personen  wurde  im  Gesetz  geregelt: 
dasselbe  sah  hierfür  Spend-  und  Krankenkassen-Kommissionen  vor.  Betreffend 
Niederlassung  und  Armenpolizei  folgten  am  14.  April  1858  das  Armengesetz 
ergänzende  Gesetze.  185*'  wurde  die  Landsassenkorporation  aufgehoben.  Im 
Kaufe  der  Zeit  erhielten  im  alten  Kantonsteil  Bern  sogenannte  Wohnsitzscheine 
eine  ähnliche  Bedeutung,  wie  in  Kantonen  mit  bürgerlicher  Armenpflege  die 
Heimatscheinc.  und  es  musste  deshalb  am  17.  Mai  18o'>  ein  neues  Gesetz  über 
Aufenthalt  und  Niederlassung  der  Kantonsbürger  erlassen  werden:  dieses  Gesetz 
bestimmte,  dass  im  alten  Kaidonsteil  mit  der  Erwerbung  des  polizeilichen 
Wohnsitzes  »nach  30  Tagen)  die  Unterstützungsberechtigung  verknüpft  sei. 
In  Luzern  wurde  1855  vom  Grossen  Rat  ein  Armengesetzesent wurf  durch- 
beraten: die  Frage  der  Centralisation  des  Armenwesens  wurde  ablehnend 
beantwortet,  dagegen  die  Errichtung  von  in  den  Dienst  der  Armenpflege  zu 
stellenden  Staatsanstalten  in  die  Aufgabe  der  Behörde  gestellt.  Am  5.  Dezem- 
ber 185(i  nahm  der  Grosse  Rat  das  neue  Armengesetz  an.  welches  im  wesent- 
lichen nur  eine  Neuauflage  der  Armenordnung  von  1819  war.  Ueber  die 
Armengutsverwaltung  verengte  die  Ortsbürgerversammlung ;  die  Armenpflege 
dagegen  besorgte  in  der  Regel  der  Gemeinderat  der  politischen  Gemeinde, 
bloss  Luzern,  Willisau,  Sursce,  Sempach  und  Münster  hatten  hierfür  besondere 
«Armen-  und  Waisenräte»  eingesetzt.  Die  Verfassung  von  I8b3  sah  bereits 
wieder  eine  Armengesetzesrevision  vor.  Ein  von  Schultheiss  Dr.  Segesser  aus- 
gearbeiteter (iesetzesentwurf  wurde   18(»4   vom   Regierungsrat    abgelehnt  und 
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zwei  vom  Departement  des  < .ieineinde w  <>''ns  am  S.  ( >ktob<  r  1Ko4  und  25.  Okto- 
ber 18»>f>   vorgelebt«-  Kntwürfe    wurden   gar   ni<  ht    in  Metra«  hl    gezogen.  Der 
Entwurf  von  l.Si)l>  war  auf  «Ii«-  neu«-  Verfassung  von  diesem  Jahr  bin.  web  he 
die  Annengesrtzesrevision  noelnnals  vorsah,  angefertigt  worden.       Naeb  einem 
Beschluss  vom  0.  Mai   1852   sollte  jeder  Gemeinde  des  Bezirk»  -s  Uri  aus  dem 
Korporations\ ermögen  p«r  Kopf  d«r  Gesanitbevölkerung  'in    Beitrag  von  drei 
Gulden  für   da».   Arnu  n-.  Schul-  und  Schützen  Wesen    ausgerichtet  werden. 
Das   Armen wesen    im   Kanton    Schwyz    wurde    ilureb    die    Verordnung  vom 
12.  Februar    1851    geregelt.     Der   ( iemeinderaT ,   dem    »Ii«-    Aufsieht    über  die 
Arm«  nguts\ erwaltung  zukam,  halt«-  «ine  «Armcnpflcg« •  v,  /u  wühlen:  ihm  selbst 
lag  der   Mezug   «1er   Gemeindearmenst euer,  die  Taxation    der  unterstützungs- 
pflichtigen Verwandten,  da*  Armenfuhrwesen  u.  s.  w.  ob.     Die  Armenordnung 
statuierte  zugleieh  das  ( ieiivindebürgerrecht,  indem  sie  in  Art.  8.  lit.  «I  bestimmte, 
dass  diejenigen,  welche  wenigsierjs  25  Jahre  in  einer  Gemeinde  ihres  H««imat- 
bezirkes  ununterbrochen  gewohnt  haben,  in  derselben  beimatbereebtigt  werden: 
allein  diese   Bestimmung   wurde  am   2.  iH-zemb«  r  IN  70   förmlich  aufgehoben, 
un«l  die  Gesetzgeber  erhielten   den  Auftrag,  das  ( ;emeindebürg«-rre«htswesen 
endlich    zu   organisier«!).    —     In   Obwalden    wurde   das    Armenwesen  durch 
Gesetz  vorn  2b.  Oktober  1851   geordnei.     Die  Armenpfleg«-  war  darnach  Sache 
«les  Bürgergemeinderatcs.  bezw.  einer  von  dieser  bestellten  Kommission.  Zur 
Deckung    der   Armenausgaben    sollt«-    nötigenfalls    eine    Armensteuer  erhoben 
werden.     Am    1(1.  Januar    1852    wurde    zu   diesem   Gesetz    eine  Vollzb-hungs- 
verordnung   erlassen.      -    Seit   18t>7  wurden  die  Unehelichen   in  Nidwaiden 
bei  derjenigen  Armeng«'meinde,   zu  welcher  ihre  Mutter  gebort,  eingeteilt. 
Das  gla  rneri.sc.be  Armcngrsciz  von  1M40  wurd«-  IN  4M  dabin  abgeändert .  «lass 
die  Armenpflegen  zur  Veranlagung  von  Steuern   ermai  htigt   wurden,  wogegen 
den  Veranlagten  der  Rekurs  an  die  Landesarmenkommission  offen  stand.  1850. 
1852  und  1864  erlitt  das  Arm««ngc-««tz  weitere  M-oditfkat ionen  ;  nach  der  letzten 
Abänderung   konnten   nun    «Ii«-    ( »eineind'-armenpri'egen    Armensteuern  ordent- 
licherweise erheben.     Am    7.  November  184*-»    ««rliess   der   Rat   «in  Regulativ 
betreffend  Verwandtschaftssteuerrodel  und  im  Oktober  1853  eine  Verordnung 
über  das  unerlaubte   Steuersammeln.     Hin  Landratsbeschluss    vom  14.  Februar 
I8bh  setzte  fest,  dass  für  die   von  den  Gcmeindearmenpflegen  in  das  Armen- 
und  Krankenhaus  Glarus  untergebracht««!!  Kranken  und  Gebrechlichen  die  Hälfte 
«les  Kostgeldes  aus  der  l.ande*arm'.«nkasse   bezahlt   werde.  —  Di««  Verfassung 
des  Kantons  Zug  von  1848  stellte  das  Gcnieindcarmenu  esen   unter  die  Auf- 
sicht  des  Staates.     Im   Auftrage   des   Grossen  Rates   fand    I8b5   eine  Unter- 
suchung der  Gemeindearmenverwaltungen  statt,  die  ein  befriedigendes  Resultat 
ergab.    —    Der  Kanton  Freiburg  erhielt   am  25.  Mai  1*50  ein  neues  Armen- 
gesetz: aber  schon  am  15.  Dezember  1858  stellte  Ruffieux  im  Grossen  Rat  den 
Antrag,  eine   Kommission   zur   Untersuchung   der  Folgen   der  obligatorischen 
Armenpflege  und  zur  allfälligen  Vorlegung  eines  Gesetzesentwurfes  einzusetzen. 
Der  Bericht  dieser  Kommission  erschien  am  21.  April  1N68.  und  am  17.  Novem- 
ber 18b*l  wurde  das  «Gesetz   über  die  Armenunterstützung  und  den  Bettel» 
erlassen.     Das  Gesetz  von  18b"  enthält  die  Bestimmungen,   dass  kein  gesetz- 
licher Anspruch  auf  Armenunterstützung  bestehe    und  dass  die  Armenstcuern 
abgeschafft  seien,  der  Staatsrat  jedoch  den  Gemeinden  ausserordentlicherweise 
einen  Zuschlag  für  das  Armenwesen  auf  ihre  gewöhnlichen  Steuern  gestatten 
könne.  —  Das  sol  othurnische  Gemeindegesetz  vom  28.  Oktober  1871  nahm 
«Jen  Grundsatz  des  C'ivilgesctzbuches  von  1843  auf.  dass  die  Bürgergemeinden 
für  ihre  armen  Angehörigen  zu   sorgen   haben.    Für  das   Armenstetier  wesen 
dagegen  kam  das  Territorialprinzip  zur  Anwendung.       Am  7.  November  1 85** 
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wurde  in  Haselland  ein  neues»  Armengesetz  angenommen;  darnach  hatten  die 
Ortsbürgerversammlungen  «  Armenpflegen  >,  in  welche  auch  Einsassen  wahlbar 
waren,  zu  ernennen.  Der  Ort  Birsfelden,  der  sich  in  dieser  Zeit  aus  einem 
einsamen  Gehöft  zur  drittgrössten  Gemeinde  des  Kantons  entwickelt  hatte, 
wendete  das  Armengesetz.  weil  ohne  Ortsbürgerschaft,  freiwillig  auf  die  Ein- 
wohnerschalt an,  nachdem  I-S67  ein  Armenfonds  angelegt  worden  war.  Die 
Kantonsverfassung  von  1873  sah  die  Vereinigung  der  Armenverwaliungen  de«» 
alten  und  des  neuen  Landesteils  vor.  Der  Kanton  Schaffhausen  erhielt 
unterm  14.  März  1851  ein  Annengesetz.  welches  den  «Gemeinderat»  als  Armen- 
behördc  bezeichnet:  durch  das  Gemeindegesetz  von  1 8b  1  wurde  die  doppelte 
Gemeindeorganisation  eingeführt  und  es  fiel  hierbei  die  Armenpflege  dem  Bürger-, 
die  Armenpolizei  dem  Einwohnerrat  zu.  Die  Kantonalarmenkommission  wurde 
am  15.  Juni  1852  aufgehoben  und  ihre  Funktionen  der  Regierung  zugewiesen.  — 
Die  Verfassung  von  Innerrhoden  vom  24.  November  1872  bestätigte  die  bis- 
herigen selbständigen  Armenverwaltungen  des  inneren  und  des  äusseren  Landes- 
teils. Im  äusseren  Landesteil  wurden  die  beiden  Armenkreise  Hirschberg  und 
Oberegg  vereinigt.  Im  inneren  Landesteil  bestanden  drei  gemeinsame  Armen- 
anstalten (Waisenhaus.  Armenhaus  und  Spital),  »leren  Verwalter  nach  der  Ver- 
fassung \>-n  1872  vom  Grossen  Rat  ernannt  wurden;  die  Armenpflege  wurde 
hier  durch  eine  Centralverwaltung  » Armleutscckelamt)  und  durch  die  für  jeden 
Steuerbezirk  (Gemeinde)  eingesetzte  Unterverwaltung  besorgt.  —  In  St.  Gallen 
wurden  gemäss  Beschluss  des  katholischen  Grossratskollegiums  vom  1 7.  Januar 
1849  aus  dem  von  der  Säkularisation  des  Klosters  St.  Gallen  herrührenden 
Fonds  100.(100  Gulden  unter  die  katholischen  Gemeinden  verteilt,  wodurch 
verschiedenerorts  Separatarmenfonds  entstanden.  Am  13.  Januar  1<853  wurde 
durch  ein  Gesetz  bestimmt,  dass  Doppelbürger,  wenn  sie  in  einer  ihrer  Heimat- 
gemeinden  wohnen,  vor»  dieser  unterstützt  werden  sollen,  wobei  die  unter- 
stützende Gemeinde  die  übrigen  Heimatgemeinden  in  Mitleidenschaft  ziehen 
darf.  Leber  das  Armenfuhrwesen  wurde  am  1.  April  18b8  eine  besondere 
Verordnung  erlassen.  Der  Grosse  Rat  von  firaubünden  erliess  1849  eine 
neue  Armenverordnung,  welch«-  eine  Kantonalarmenkommission,  Bezirksarmen- 
kommissäre und  Geiii«  indearm«  nkommissionen  vorsah.  Diese  Verordnung  wurde 
dann  durch  diejenig«-  vom  28.  April  und  5.  Mai  1857  ersetzt :  die  Armenpflege 
b«Tuht  auf  «lern  Bürgerprinzip,  wurde  aber  den  politischen  Gemeinden  zur 
Besorgung  übertragen.  Die  Armenordnung  von  1857  erhielt  unterm  20.  April 
1859,  5.  April  18t,2.  25.  Oktober  18t,4.  5.  April  18b7  und  10.  April  1872  Modi- 
fikationen. -  Nach  dein  aargauischen  Gesetz  betreffend  Erweiterung  der 
ortsbürgerlichen  Gemeindeautunoniie  vom  2b.  Mai  1855  erhielten  die  Ortsbürger- 
gemeind«'n  neuerdings  die  Kompetenz.  Armensteuern  zu  bewilligen.  Der  Ver- 
fassungsartikel betretlend  das  Armenwesen  wurde  18b3  dahin  revidiert,  dass 
das  Anspruchsrecht  auf  Armenunterstützung  beschränkt  wurde.  Der  Direktion 
des  Innern  wurde  18b3  eine  Armenkommission  beigegeben.  l<S6b  verbot  der 
Grosse  Rat  die  Verkostgeldung  der  Gemeindearmen  auf  dem  Wege  der  Minder- 
steigerungen. Für  das  Armensteuerwesen  gab  ein  Gesetz  vom  30.  November 
ISbb  die  b  itenden  Grundsätze:  darnach  wurde  den  auswärts  wohnenden  Orts- 
bürgern von  ihrem  StcuerbeticiTnis  der  Wert  des  Burgernutzanteils  abgerechnet. 
Die  Verfassung  von  1852  sah  bereits  den  Erlass  eines  neuen  Armengesetzes 
vor.  —  Das  thurgauische  Armenwesen  wurde  durch  Gesetz  vom  15.  April 
18ol  neu  organisiert.  Die  Armenpflege  beruht  auf  dem  Bürgerprinzip;  der 
Armenkreis-  wurde  aber  die  Kirchgem«-inde-Einteilung  zu  Grunde  gelegt  und 
die  Kirchenvorsteherschaften  erhielten  die  Funktionen  der  Armenbehörden. 
Allfällig«"-   Rechnungsdefizite   haben  die   Kirchgemeinden  und  die  bezüglichen 
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Ortsgemeinden  je  zur  Hälfte  zu  tragen.  —  Das  Gesetz  über  die  Municipalitäten 
des  Kantons  Tcssin  vom  13.  Juni  1854  bestätigte  die  früher  aufgestellten 
Grundlagen  für  das  Armenwesen.  Die  Gemeinde  iComunel  hat  die  Pflicht, 
für  die  verarmten  Ortsbürger,  gehören  dieselben  Patriziaten  an  oder  nicht,  zu 
sorgen:  die  daherigen  Ausgaben  müssen  in  der  Regel  durch  Steuern  gedeckt 
werden,  da  die  Gemeinden  gesetzlich  nicht  zur  Anlegung  und  Aeufnung  beson- 
derer Armengüter  verbunden  sind.  Nach  einem  Gesetz  vom  27.  November 
1855  wurden  die  Wohngemeinden  verpflichtet,  nichtortsbürgerliche  erkrankte 
Tessiner.  unter  Rcgress  auf  die  heimatliche  Gemeinde  iConuine  d'attincnza). 
zu  unterstützen.  -  -  Die  Mitglieder  der  Corporation  vaudoise  wurden  1871 
in  Ste-Croix  eingebürgert,  wofür  an  das  Gemeindearmengut  Kr.  550.000  vom 
Kanton  und  den  waadtländis«  hen  Gemeinden  bezahlt  wurden ;  auch  die  Mit- 
glieder der  übrigen  Heimatlosenkorporationen  wurden  eingebürgert,  doch  behielt 
die  Korporation  von  Rolle  als  bürgerliche  Abteilung  der  Gemeinde  Rolle  ihre 
besondere  Armenpflege.  Unter  den  wesentlichen  Aufgaben  der  Municipalitäten 
zahlt  die  Kantonsverfassung  vom  15.  Dezember  1*0 1  die  Verwaltung  der  Armen- 
kasse auf.  Zur  Erleichterung  der  Gemeindearmenlasten  wurden  zwei  staatliche 
Institutionen,  eine  zur  Fürsorge  für  Unheilbare  und  Altersschwache  und  eine 
zur  Krankenfürsorge,  geschaffen;  durch  Gesetz  vom  17.  Januar  1851  wurden 
diese  Institutionen  dotiert.  Die  staatliche  Einrichtung  zu  gunsten  der  Alters- 
schwachen und  Unheilbaren  erhielt  am  t».  Juni  1H/1  von  Ch.  I..  D.  Cottier-Bo\s 
eine  Stiftung  für  Errichtung  einer  Pflegeanstalt.  Die  Geineinden  des  Kantons 
Wallis  sollten  nach  einem  Beschluss  vom  2°.  Juli  1850  je  eine  Armenkommission, 
bei  einer  Busse  von  Kr.  50  im  Unterlassungsfall,  einsetzen.  Das  Gesetz  betr. 
die  Bürgerschaften  vom  23.  November  1870  gestattet  den  Municipalitäten.  wenn 
der  allgemeine  Steuerfuss  2  %o  übersteigt,  die  bürgerlichen  Nutzungskorpo- 
rationen zu  Beiträgen,  bis  zu  20°  0  des  Einkommens  derselben,  für  das  Armen- 
wesen anzuhalten.  -  Im  Kanton  Neuenburg  wurde  durch  Gesetz  vom 
12.  Dezember  1850  fakultativ  das  Muni<  ipalsystem  eingeführt:  in  Gemeinde- 
bezirken, in  welchen  die  «Municipalität»  eingeführt  wurde,  sank  die  «Commune» 
in  der  Regel  zu  einem  blossen  Armenunterstützungsverband  herab.  --  Das 
genferische  Verfassungsgesetz  vom  2<».  August  27.  September  18oS  vereinigte 
das  Armenwesen  des  neuen  und  des  alten  Kantonsteils  unter  ein«-  einzige  Ver- 
waltung :  dieses  sogenannte  Hospicc  general  wurde  aus  den  Gütern  des  alten 
Genfer  Spitals  und  dem  Waisenfonds  des  alten  Kantonsteils,  der  Kondation 
Tronchin  des  neuen  Kantonsteils,  sowie  den  für  die  Armenpflege  bestimmten 
Gemeindegütern  dotiert  («Masse»). 

In  dieser  Periode  wurden  wieder  eine  Anzahl  Fonds  zu  V  liierst  ui  zungs- 
z  wecken  errichtet,  von  diesen  sind  zu  nennen:  der  Kaspar  Staubersche 
Blindenfond  des  Kantons  Zürich  (vom  14.  November  1865t.  die  Rosehi-Stiftung 
der  Stadt  Bern  (vom  30.  Dezember  18o0i.  die  Ziehler-Stiftung  der  Stadt  Bern 
(vom  14.  Juni  1865).  das  Zurbrüggsche  Sonderarmengut  von  Aeschi-Krattigen- 
Reichenbach  (von  1866).  die  Anton  Muheims.hen  Stiftungen  in  Uri  (von 
1873).  die  Wildstiftungen  von  Mitlödi  und  Nitfurn  (von  1855  und  1871).  die 
Lukas-Stiftung  von  Basel  (vom  Lukastag  1856»,  die  Florian  Marolani-Schachtlersche 
Armenstiftung  der  evangelischen  Kirchgemeinde  Altstatten  (vom  20.  November 
1862),  die  Oberst  Heinrich  Kunz-Stiftungen  verschiedener  Fabrikorte  (aus  den 
1860er  Jahren),  die  Napoleon  III. -Stiftungen  von  SalenMein  und  Krmatingen, 
die  Suchard-Stiftung  von  Boudry  (von  I80.V1  et« .  Armenerziehungs vereine 
entstanden:  in  Baselland  auf  Anregung  von  Regierungsrat  Banga.  Seminar- 
dircktor  Kettiger  und  Pfarrer  Widmann  (am  IS.  Oktober  1848).  in  Zofingen 
(am  20.  März  1856».  in  Brugg  (am  O.Juni  1857),  in  Aarau  <18b0t,  in  Lenzburg 


Digitized  by  Google 


3  IN 


Armenwesen  (Geschichte  des  Annen wocnM 


(am  2M.Janu.tr  1  St»0 j.  in  Bremgarten  ilSnh.  in  Baden  ( 1 8<>2  >.  in  Muri  i lNf>2i. 
in  /.urzach  (1N(»4),  in  Kulm  (INötY).  in  der  Sta«1»  Luzern  <1N5<>>.  in  Le  Sentier 
<1N71>,  in  Corcellcs-Neuenburg  tlNöS).  in  Genf  t  INi»4>.  Die  Armenerzieher 
drr  Ostschtfciz  hielten  seil  1N4N  zeitweise  Versammlungen  ab,  später  auch 
diejenigen  der  We>tsi  hweiz  :  aus  beiden  Sektionen  entstand  dann  der  «  Armen- 
erzicherverein.  >  Di«-  Armenerziehunganstaltcn  vermehrten  sich  in  erfreulicher 
Weise:  s..  traten  ins  Lehen:  die  schweizerische  Rettungsanstalt  Sonnenberg 
(1N5M)  die  Kaspar  /.e||wegers(  hen  Anstalten  in  Wangen  und  Tageis  wang^n 
(1N57  und  lNtVi>.  die  Rettungsanstall  Sonnenbühl  bei  Kmbrach  (lN6.?t.  dif 
zürcherische  Pestalozzi-Stillung  in  Schlieren  <  1  Ho 7 ).  die  bernische  Rettungs- 
anstalt  Landorf  ilS51i.  die  Viktoria-Stillung  in  Bern<lN5'»i,  die  Anstalt  Hilten 
(1S5.1».  die  von  Jean  Page  gestiftete  Krziehungsanstal  t  in  Auborangcs  t 1  Nb5i.  ilie 
Discher-Anstalt  in  Soloihurn  <lN»»Mf,  die  Richter-Lindersche  Anstalt  in  Hasel 
US5.lt,  die  Anstalt  Sommerau  von  Haselland  UN52),  die  Anstalt  Haselaugst 
(|N5.?i  die  Anstalt  Krenkendorf  <IS5N|.  die  Rettungsanstalt  Wiesen  bei  Hcrisnu 
UN49>,  die  loggenhurgis«  he  Rettungsanstalt  Hochsteig  US51>,  die  rhcinlhalisc  he 
Rettungsanstall  Halgach  US5»m.  die  katholische  Rettungsanstalt  Thurhof  US"<>|. 
die  katholisehe  Anstalt  Löwenberg  bei  Schleuis  (1N5I),  die  Meyersehe  Rettungs- 
anslalt  in  Ufingen  UN<»7>.  die  Anstalt  Maria  Krönung  in  Huden  tlN()9>.  di<- 
schweizerische  Rettungsanstalt  Serix  bei  Oron  UNl».l».  die  Kcolc  de  Jargonant 
in  Kaus- Vivcs  U 

Kincr  der  grössten  schweizerischen  Wohlthäter  des  IM.  Jahrhunderts  i*t 
Pater  Theodosius  i  Anton  Crispin  Klorentini  von  Münster.  Kanton  Grau- 
bünclen.  1N0S-  ist, 5).  Kr  isi  der  Begründer  der  weil  verbreiteten  Kongregation 
der  bannherzigen  Schwestern  von  Ingenhohl.  Die  Kongregation  leistet 
namentlich  für  das  Armcnerziehungs-  und  das  öffentliche  Krankenpflegewesen 
ganz  bedeutendes.  Das  Sanilatswesen  im  Kriegsdienst  erhielt  durch  die  infolge 
der  Schrift  «Souvenir  de  Solferino  >  von  Henri  Dunum  errichtete  Genfer 
Konvention  vom  c  Roten  Kreuz»  tl>S<>4>  eine  menschenwürdige  Regelung. 
Verschiedenen  gro>smütigen  Privatpersonen  sind  öflentliche  Krankenanstalten, 
welche  namentlich  im  Dienste  der  Armenllege  stehen,  zu  verdanken,  so  an 
Kmanuel  Ludwig  Ziegler  < Zieglerspiial  Hern,  1N<>7),  Julia  von  Jenncr  i  Kinder- 
spital Hern.  1S5S>.  Landammann  Kmanuel  Müller  <  Kantonsspilal  Altdorf.  IN~2|. 
Staatsrat  Jean  Page  (St.  Josephs-Hospiz  Hillens.  1N<>7>,  den  Schwestern  Klisabrth 
von  Hurkhardl- Vischer  und  Charlotte  His-Vischer  t .Kindel spital  Hasel.  1N5.1». 
Herrn  und  Krau  de  Butini-de  la  Rive  t  Hutini-Spital  in  Plainpalais.  1N5'».  und 
Krankenasvl  Prieme  in  Parpüst  und  Baron  Adolf  von  Rothschild  »Höpital 
Rothschild'  in  Genf.  IN74). 

2.    Dil.  /.KIT   VON    |>KR   VkkI  ASSI  NosUKVISION    VON    1N74   »IS  ZI  M    12.  SEP- 
TEM HER   1S(>S.    DKM    50JÄHRIGEN   HeSTAXD  IH  S  S(  HWf.lZKUISt  HKS  BUNDESSTAATES. 

Die  Bundesverfassung  vom  2'*.  Mai  1N74  hat.  obwohl  auch  sie  den  Kantoner. 
die  Armenpflege  für  ihre  Angehörigen  zur  gesetzlichen  Normierung  überlässt. 
doch  tief  in  das  Armenwesen  eingreifende  Grundsätze  aufgestellt.  In  Art.  45 
wird  bestimmt,  dass  die  vorübergehende  Hüllsbedürftigkeit  das  Recht  der 
Niederlassung  von  Schweizerbürgern  innerhalb  den»  eidgenössischen  Gebiet 
nicht  aufhebt  und  dass  eine  Ausweisung  von  Angehörigen  anderer  Kantone, 
w  elche  dauernd  der  <  >erientlichkeit  zur  Last  fallen,  nur  durch  regierungsratlichc 
Intervention  geschehen  darf:  der  Artikel  räumt  den  Kantonen  mit  örtlicher 
Armenpflege  «las  Recht  ein.  die  Niederlassungsbewilligung  für  ihre  Angehörigen 
an  die  Bedingungen  e  Arbeitsfähigkeit  >  und  <  Nichtarmengenössigkeit  >  zu 
knüpfen.  Nach  Artikel  4S  haben  arme,  nicht  heimti ansport fähige  Schweizer- 
bürger in  Krankheitsfällen  bei  der  Wolmgemeinde  d;is  Recht  auf  Unterstützung. 
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Durch  «las  auf  diesen  Artikel  sich  stützende  Bundesgesetz  vom  22.  Juni  1875 
wird    das    Prinzip    der    Unentgeltlichkeit    eingeführt.     In    der    Praxis  wurde 
angenommen,   dass  die  Unterstützung  in  Krankheitsfallen  nicht  in  der  Gleich- 
berechtigungsklausel   der   Staatsverträge    inbegriffen    sei;    die  Bundesbehörde 
traf  daher   diesbezüglich«-    spezielle    Vereinbarungen    mit    Italien    (am  6.  und 
15.  Oktober  1S75 1,   Oesterreich-Ungarn   (am   7.  Dezember  1875).  Deutschland 
(am  27.  April  187b,  erneuert  am  31.  Mai  189üi.  Frankreich  (am  27.  September 
1SS2».   Belgien  tarn    12.  November   lHlm)  und   Portugal   (am   Id.  Mai  1898). 
Y.ur  Erleichterung  der  aus  diesen  Bestimmungen  der  Ocffcntlichkcit  entstehenden 
Lasten  hat  Artikel  341  des  schweizerischen  O.-R   die  Arbeitgeber  verflichtet, 
die  in  ihrer  häuslichen  Gemeinschaft   lebenden,   vorübergehend  unverschuldet 
erkrankten  Dienstpflichtigen  auf  eigene  Kosten  verpflegen  und  ärztlich  behandeln 
m  lassen.     Zur  Vorbeugung  von  Ausweisungen    wegen  Verarmung  wirken  in 
der  Schweiz  Hülfsgcsellschaften  von  Ausländern,  im  Ausland  Hülfsgesellst  haften 
vun  Schweizern.    Dem  Bundesrat  gelang  es  laut  Kreisschreiben  an  die  Kantons- 
regierungen  vom  b.  November  187'».  mit    den   vier  Grenzstaaten   eine  Verein- 
barung  Betreffend  Ta\ermässigungen  für  Armentransporte  auf  Eisenbahnen  zu 
»Tzielen.     Mit   <ien   schweizerischen    Eisenbahnverwaltungen    hinwieder  wurde 
vom  Bund    unterm        Dezember  1  «SS  1  ein  Reglement   betreffend  den  internen 
Armentransport   aufgestellt.     Gestützt    auf  die    Bundesverfassung    wurde  am 
22.  März   ISSN  ein  Bundesgesetz  erlassen,    welches  den   schweizerischen  Aus- 
wanderungsagenten  u.  a.  die  Beförderung  von  Personen,  die  ohne  1  Hilfsmittel 
am  Bestimmungsort   anlangen    würden,   verbietet.     Aitikel   54  der  Bundesver- 
fassung untersagt  den  Armenpflegen  den  Eheeinspruch  und  schaffte  die  Heirats- 
gebühren, welche  früher  eine  bedeutende  Einnahmsquclle  für  das  Annenwesen 
waren,  ab.   —   Der  zürcherische  Kantonsrat  beauftragte  am  1(>.  November 
1880  und  25.  Januar  1881  der»  Regierungsrat.  im  Hinblick  auf  die  Niederlassungs- 
verhältnisse  eine  Armengesetzesrcvision  vorzubereiten.     Unterm  11.  April  18«)2 
reichte    die   Armenpflege    von   Hedingen  (Präsident:    Pfarrer  J.   Bleibler)  dem 
Kantonsrat  einen  Initiativvorschlag  zu  einem  neuen  Armengesetz  ein.  über  den 
jedoch   18*18  noch  nicht  entschieden  war.     Das  Armen wesen  der  Stadt  Zürich 
wurde  nach  der  Inkommunalisierung  iler  Aussergenieinden  nach  dem  Elberfelder 
System  organisiert  (17.  Juni  JS(>3i:  eine  halbamtlic  he  Stellung  erhielt  durch  diese 
<  >rganisation  der  freiwillige  Armenverein,  indem  ihm  die  «Einwohnerarmenpflege» 
zugew  iesen  w  urde.  Nach  der  Verordnung  vom  27.  August  1<S(M  verabfolgt  der  Staat 
Zürich    an    Bezirks-    und   Gcincindespitälcr    für    die    Aufnahme   von  almoscn- 
genössigen   Kantonsbürgern   Fr.  1 .  20   und   von  armen    Kantonsfremden  Fr.  2 
per  Verpflegungstag.  und  nach  dem  Regulativ  vom  8.  Juni  1895  an  arme  Kur- 
bedürftige   Beiträge.  —  In   Bern  wollte  man   durch  die  Verfassungsrevisions- 
bestrebungen  von  1882  insbesondere  den  im  Armenwesen  bestehenden  Uebel- 
ständen  abhelfen;   auch  der  Verfassungsrat  von   1884  stellte  das  Armenwesen 
in  den  Vordergrund  seiner  Verhandlungen.    Die  Staatsverfassung  vom  4.  Juni 
1893  Bestimmt  nun  in  Artikel  91,  dass  die  öffentliche  Armenpflege  eine  gemein- 
schaftliche Aufgabe  der   organisierten  freiwilligen  Thätigkeit.  der  Gemeinden 
und  des  Staates  sei  und  dass  der  Staat  eine  Armcnsteuer  bis  '/4  der  direkten 
Staatssteuer  erheben   könne.     Der   von   Regierungsrat    Ritschani   gestützt  auf 
diesen  Verfassungsartikel  ausgearbeitete  Entwurf  zu  einem  Armen-  und  Niedcr- 
I assungsgesetz   für  den  alten    und    neuen   Kantonsteil    wurde    vom   Volk  am 
28.  Oktober    1897   angenommen.     Zur  weitem  Ausführung  erliess  der  Grosse- 
Rat  am  2b.  April  18«)8  ein  Dekret  betreffend  die  Obliegenheiten  eines  kantonalen 
Armeninspektors  und  ein  solches  betreffend  die  Uebernahme  der  Verpflegungs- 
kosten armer  erkrankter  Kantonsfremder  durch  den  Staat.        Das  Postulat  der 
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Armengesetzesrcvision  für  den  Kanton  Luzcrn  musste  aus  der  Verfassung  von 
1869  auch  in  diejenige  von  1875  hinüber  genommen  werden.  Kin  neue» 
Gesetz  wurde  dann  aber  erst  am  21.  September  1889  erlassen.  Durch  diese« 
(lesetz  erwuchs  dem  Kanton,  aus  der  Uebernahme  der  Armenarztkosten,  eine 
so  grosse  Last,  dass  das  Departement  des  Gemeindewesens  auf  eine  im 
Grossen  Rat  gestellte  Motion  hin  am  4.  Dezember  189(>  an  die  Vorstände  der 
Annenanstalten  ein  Cirkular  ergehen  liess  mit  der  Erklärung,  das  Departement 
werde  in  Zukunft  für  ärztliche  Besuche  in  Armenanstalten  nur  noch  dann 
aufkommen,  wenn  der  Kranke  nicht  selbst  zum  Arzt  gehen  könne.  1898  wurde, 
um  dem  Missbrauch  der  Inanspruchnahme  der  Armenärzte  Kinhalt  zu  gebieten, 
ein  Formular  für  Armutszeugnisse  eingeführt.  —  Die  Landsgemeinde  von  Uri 
beschloss  am  b.  Mai  1883,  die  Verwandtschaftssteuern  zu  beschranken:  den 
Gemeinden  wurde  es  überlassen,  den  d;dierigen  Ausfall  durch  eine  Gcmcinde- 
armensteuer  zu  ersetzen.  Am  29.  Mai  1883  verfügte  der  Landrat,  dass.  soweit 
die  Gemeinden  nicht  spezielle  Fonds  oder  Fremdenspitäler  mit  ausreichenden 
Mitteln  besitzen,  die  Kosten  für  arme  krank«-  Durchreisende  aus  der  Staatskasse 
zurückvergütet  werden.  Der  Armenfonds  des  Bezirks  Uri  wurde  am  11.  Mai 
1884  unter  die  Gemeinden  verteilt.  Die  Kantonsverfassung  vom  <>.  Mai  1SN8 
überträgt  die  Oberaufsicht  über  das  Annenwesen  dem  Regierungsrat :  vorher 
war  das  Armenwesen  ausschliesslich  Sache  der  Gemeinden  und  der  beiden 
Korporationen  Uri  und  Ursern.  Am  2.  Mai  1S*)7  erliess  die  Landsgemeinde  das 
erste  Armengesetz  für  den  ganzen  Kanton.  -  In  Schwyz  ordnete  der  Kantons- 
rat am  24.  Januar  1878  die  Verteilung  der  Ronca-Stiftung  unter  die  Gemeinden 
zu  Händen  der  Armenfonds  an.  Nidwaiden  ersetzte  am  30.  Mai  1882  sein 
Armengesetz  von  1811  durch  ein  neues:  bezüglich  die  Armenberechtigunß 
wurden  die  Bestimmungen  des  alten  Gesetzes  beibehalten,  die  Wahl  der 
Annenbehürde  jedoch  wurde  den  Armengemeinden  überlassen.  Nach  dem 
neuen  (lesetz  hat  jeder  Kantonsbürger,  welcher  im  Kanton  wohnt  .  an  dir 
heimatliche  Armengemeinde  Armensteuern  zu  zahlen:  die  in  andern  Kantonen 
wohnhaften  Nidwaldner  haben,  soweit  sie  nicht  von  ihrer  Wohngemeinde  mit 
Annensteuern  belegt  werden,  solche  an  ihre  Armengemeinde  in  Nidualden  zu 
entrichten.  Am  21.  Juli  1875  erhielt  die  Landesarmenkommission  von  Glaru- 
die  Weisung,  dass  die  Auslagen  der  Genieinden  für  arme  erkrankte  Kantons- 
fremde das  Land  zu  tragen  habe:  die  von  dieser  Kommission  ausgearbeitete 
bezügliche  Tarifordnung  genehmigte  der  Rat  am  20.  Okiober  1875.  und  derselbe 
bestimmte  gleichzeitig,  dass  das  nämliche  Prinzip  auch  für  Ausländer,  mit  deren 
Heimatstaaten  keine  Verträge  bestehen,  angewendet  werden  soll.  1877  beschloss 
die  Landsgemeinde,  die  Unterstützungspflicht  der  Verwandten  auf  den  1.  Grad 
zu  beschränken  und  das  Armengesetz  zu  revidieren.  Der  von  der  Lando- 
armenkommission  ausgearbeitete  Gesetzesentwurf  wurde  vom  Landrat  1878 
angenommen.  In  Abänderung  des  Beschlusses  von  1875,  wurde  am  12.  November 
1879  bestimmt,  dass  die  Gemeinden  die  Kosten  für  die  erkrankten  Kantons- 
fremden von  ansässigen  Familien  zu  übernehmen  haben.  Am  2.  Mai  1880 
wurde  in  die  Verfassung  an  Stelle  des  Art.  90  ein  besonderes  Kapitel  «Von 
den  Armengemeinden»  eingeschalten,  dieses  Kapitel  ging  dann  auch  in  dir 
neue  Kantonsverfassung  vom  22.  Mai  1887  über.  Im  Kanton  Zug  wurde  am 
8.  November  1880  ein  neues  Armengesetz  erlassen,  welches  eine  reduzierte 
Verwandtenunterstützung  vorsieht,  die  Erhaltung  des  Armenfonds  auf  unge- 
schmälerten Bestand  verlangt  und  die  Anstaltsversorgung  empfiehlt.  —  Die  Ver- 
fassung des  Kantons  Solothurn  vom  12.  Dezember  1875  überlässt  das  Armen- 
wesen den  Gemeinden,  und  diejenige  vom  23.  Oktober  1887  bestätigte  das 
Prinzip  der  Armenunterstützung  durch   die  Heimatgemeinden.     1880  war  ein 
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Armengcsetzescntwurf  vom  Kantonsrat   in  Beratung  gezogen,   aber  verworfen 
worden.  —  In  Basel stadt  liegt  seit  2.  Dezember  1889  die  Armenpflege  ver- 
fassungsgemäss  den   Bürgergemeinden  und  der   freiwilligen  Thätigkeit  unter 
Mitwirkung  des  Staates  ob.     Am  25.  November  1897  erliess  der  Grosse  Rat, 
nachdem  bereits   1876  für  die  Landgemeinden  die  Verordnung  über  die  Ver- 
waltung  der  Annenseckel   von    180b   durch   das   Gemeindegesetz  aufgehoben 
worden    war,   ein  spezielles  Armengesetz.     Auch  .in  Basel  erhielt,   wie  in  der 
Stadt  Zürich,  die  <  freiwillige  Armenpflege»  durch  die  Zuweisung  der  Unter- 
stützung vorübergehend  in  Not  befindlicher  Einwohner  einen  amtlichen  Charakter 
(1898). —  Durch  Vertrag  vom  18.  Februar  und  21.  Juni  1874  vereinigten  die 
beiden  Kantonsteile   von   Baselland  ihre  Armengutsverwaltungen:   der  neue 
Kantonsteil   erwarb    mit    einer  Einkaufssumme    von   Fr.  115,000  das  Anteil- 
haberrecht am  «Landarmengut».  —  Die  Verfassung  des  Kantons  Schaffhausen 
vom  24.  März  1876  weist  die  Armenpflege  zur  Hauptsache  den  Bürgergerneinden 
zu.  —  Der  alte  Verfassungsartikel  betreffend  das   Armen  wesen  wurde  in  die 
neue  ausserrhodische  Verfassung  vom  15.  Oktober  187b  hinübergenommen 
(Art.  15).  —  In  Innerrhoden  stellte  der  Grosse  Rat  am  18.  November  1897 
ein  Reglement  betreffend  die  Besorgung  des  Armenwesens  auf.   welches  die 
besonderen  Verhältnisse  des  inneren  und  des  äusseren  Landesteiles  nicht  ver- 
ändert. —  -  Die  politischen  Gemeindendes  Kantons  St.  Gallen  erhielten  durch 
ein  Gesetz  vom  7.  Juni  1887   die  Verpflichtung,  Niedergelassene  in  Notfällen 
vorübergehend  zu  unterstützen,  und  zwar  Kantonsfremde  im  Sinne  des  Bundes- 
gesetzes.   Ein  Gesetz  vom  18.  November  1880  verfügte,  dass  Kinder  womöglich 
in  Anstalten   versorgt  werden  sollen;  dieses  Gesetz  wurde  am  18.  November 
189b   durch   ein  neues  ersetzt,   welches   nun   die   Versorgung  «1er   Kinder  in 
Armenanstalten   mit  Erwachsenen   untersagt.     Der  Kanton   unterstützt  gemäss 
Heschluss  vom  24.  Januar  1893  die  st.  gallischen  Rettungsanstalten.  —  Nach  der 
bündnerisehen   Kantonsverfassung   vom   23.  Mai    1880   sind   die  politischen 
Gemeinden,  soweit  das  Armenwesen  nicht  Sache  der  bürgerlichen  Korporationen 
ist,  verpflichtet,  für  die  Armen  zu  sorgen.       Ein  von  der  Regierung  des  Kantons 
Aargau  ausgearbeiteter  Gesetzesentwurf,  welcher  anfänglich  die  Armenpflege 
nach   den»  Territorialprinzip  ordnete,   wurde  am  9.  Juli   187b  vom  Volk  ver- 
worfen;  ein  zweiter  Entwurf  vom  b.  September  1877  gelangte  gar  nicht  zur 
Beratung.     Das  Postulat   betreffend  Erlass  eines  Armengesetzes   musste  daher 
:uich   in   die   neue   Verfassung  hinübergenommen    weiden.     Diese  Verfassung 
vom  23.  April   1885   bestimmt,  dass   Almosengcnössige,  auch   wenn  sie  die 
empfangenen  Unterstützungen  nicht  restituiert  haben,  ein  Jahr  nach  Bezug  der 
letzten  Unterstützung  das  Stimmrecht  wieder  erhalten  sollen  und  dass  für  die 
Armenausgaben  der  Ertrag  der  Annengüter,  der  Ertrag  des  allgemeinen  Orts- 
bürgergutes  und   Armensteuern    zu   dienen    haben.     Am   9.  November  1888 
wurde   der  Grundsatz  aufgestellt,   dass   für  das  Armenwesen  alle  Ortsbürger, 
mögen  sie  in  oder  ausser  der  Heimatgemeinde  wohnen,  mit  ihrem  sämtlichen 
Vermögen  und  Erwerb  steuerpflichtig  seien.  —  Das  thurgauische  Gemeinde- 
gesetz vom  8.  November  1874  setzte  fest,  dass  Kinder,  welche  sich  nicht  zur 
Konfession  des  Vaters  bekennen,  derjenigen  Armengemeinde,  der  die  Bewohner 
ihres   Bürgerorts  von   gleicher  Konfession  angehören,   zuzuteilen   seien,  und 
durch  Grossratsbesehluss  vom  lb./ 18.  März  1891  wurde  die  Verfügung  getroffen, 
dass   Witwen  und   geschiedene   Frauen,    die   in   paritätischer  Ehe   gelebt,  in 
die  Armengemeinde,    welcher  sie  ihrer  eigenen   Konfession  nach  angehören, 
aufgenommen    werden    sollen.    Am    13.  Mai    1898    wurde   eine  Verordnung 
betreffend  die  Verabfolgung  von  Staatsbeiträgen  an  die  Armenausgaben  der 
Kirch-  und  Ortsgemeinden  erlassen.  —  Im  Kanton  Tessin  wurden  dem  Grossen 
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Rat  1874,  1882.  1883  und  1894  Projekt»*  zu  einem  Armengesetz  vorgelegt; 
in  seiner  Schrift  von  1894  schlug  Bertoni  dir  Schaffung  von  Armen  verbanden 
(ähnlich  den  in  Tcssin  eingeführten  Verbänden  für  Kreisarzte)  vor.  -  Gestüut 
auf  dir  Kantonsverfassung  vom  1.  März  1885  erliess  der  Grosse  Rat  von 
Waadt  am  24.  August  1888  ein  Gesetz  betreffend  die  Armenpflege  und  <h-n 
Kinderschutz.  Dasselbe  bestätigte  das  Bürgerprinzip  in  der  Gemeindearmen- 
pflege und  fügte  zu  den  zwei  bisherigen  staatlichen  Hinrichtungen  für  da« 
öffentliche  Hülfswesen  noch  eine  dritte,  diejenige  für  Kinderschutz.  Im 
Wallis  wurde  am  14.  Juli  189»»  ein  Armengesetzesent wurf .  nach  welchem 
jede  Gemeinde  ein  Ariucngut  besitzen  imiss  und  in  »lie  Gemeindearmen- 
kommissionen  auch  Krauen  wählbar  sind,  ausgegeben;  derselbe  wurde  am 
3.  Dezember  1898  zum  Gesetz  erhoben.  —  Das  neuenburgische  Gemeindr- 
gesetz  vom  17.  März  1875  bestätigt»*  den  Grundsatz,  «lass  die  Armen- 
pflege Sache  der  <  Commune  >  sei.  Di«*  Verfassungsartikel  vom  7.  April  und 
15.  Mai  1887  führten  die  Vereinfachung  der  Gcmcindeorganisatiou  herbei: 
die  Verwaltungen  der  Communes  und  Municipalitc's  wurden  vereinigt  und 
die  bürgerlichen  Güter  jcd<*r  Gemeinde  zu  einem  «Fonds  des  ressortissants >, 
welcher  in  erster  Linie  dem  Armenwesen  zu  dienen  hat,  zusammengele-it. 
Auf  Grund  dieser  Artikel  wurden  am  5.  März  1888  ein  Gemeinde-  un«l  am 
23.  März  1889  ein  Armengesetz  erlassen.  Heide  Gesetze  bestimmen,  dass  «lie 
Gemeinde  die  in  ihr  ansässigen  oder  ausserhalb  des  Kant»»ns  niedergelassenen 
Ortsbürger  und  aus  Rceiprocitat  die  in  ihrem  Gebiet  niedergelassenen  Bürger 
der  andern  Gemeinden  des  Kantons  im  Vrrarmungsfall  zu  unterstützen  haben: 
Gemeinden,  deren  «Fonds  des  ressortissants >  zur  Bestreitung  der  Armenaus- 
lagen  nicht  einen  hinreichenden  Krtrag  abwerfen  oder  die  durch  das  eingeführte 
Territorialprinzip  eine  grössere  Armenlast  bekommen  haben,  erhalten  aus  »lein 
kantonalen  Hülfs-  und  Reservefonds  Beiträge.  —  Am  Schluss  dieser  Pcrio»lc 
wurde  im. Kanton  Genf  ein  Verfassungsgesetz  vorbereitet,  welches  die  frühen*n 
Grundsätze  für  »las  »öffentliche  Hülfswesen  in  einem  zeitgemässrn  Ausbau 
umfassen  soll  (das  Ges»-tz  trat  dann  1899  in  Kraft). 

Von  den  wahrend  der  Periode  1874  1898  errichteten  Fonds  zu  Armen- 
zwecken sind  hier  zu  erwähnen:  die  Johann  Oetiker-Stiftung  von  Männedorf 
(1878),  die  Wildermett-Stiftung  von  Biel  (1883),  die  Stiftung  von  Joseph  Wüest 
für  (iross wangen  (Kt.  Luzern,  1875),  die  Karl  Muheimschen  Stiftungen  in  Uri 
(1883),  die  P.  Furrerschen  Stiftungen  in  Uri  (1883).  die  Stiftung  des  im  Armen- 
haus auferzogenen  Alois  Grätzer  für  Kinsiedeln  (187b),  die  Rosenberger-Stiftung 
von  Rilten  (1804).  das  Oberst  Letter-Legat  des  Bürgerspitals  Zug  (1880),  die 
Bersetia-Stiftung  für  den  Kanton  Freiburg  (1875),  die  Schwcndimannsche  Blinden- 
stiftung  für  den  Kanton  Solothurn.  die  Christoph  Meriansche  Stiftung  von  Basel 
(circa  10  Millionen  Franken),  «lie  Handschin-Stiftung  von  Baselland  (1894t,  die 
Baron  de  Loe'sehe  Stiftung  d«*s  Kantons  Graubünden,  die  Spescha-Stiftung  von 
Andest  (188b).  «lie  1  lässeli-Stiftung  des  Frickthals  ( 188b).  der  Fond«.  Balli  pegli 
ammalati  poveri  \'almaggesi  (1885).  die  J.  A.  Chappuis-Stiftung  der  waadtlän- 
dischen  Instituti«>n  für  Kinderschutz  (1881),  die  G.  L.  Comtesse'sche  Stiftung 
der  waadtländischen  Institution  für  »las  öffentliche  Krankenwesen  (1881).  die 
Stiftung  von  Domherr  Blatter  für  das  Mäd«  hen- Waisenhaus  in  Sitten  (1897», 
die  Stiftung  Borel,  welche  187b  zur  Errichtung  einer  kantonalen  neuenburgischen 
Waisenanstalt  bestimmt  wurde,  und  «lie  Stiftung  Du  Bois  des  Kantons  Neuen- 
burg (1888),  die  Stiftung  des  Herzogs  von  Braunschweig  für  Genf  und  «iie 
Stiftung  zum  Andenken  an  die  Kaiserin  Elisab«'th  v«»n  Oesterreich  für  Genf 
(1898).  —  Zu  den  älteren  A  rmenerziehungs  vereinen  traten  solche  in:  Inter- 
lakcn  11880),  Rohrbach  (188b).  Meiringen  ( 1887).  Stadt  Bern  (1887).  Wattenwil 
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<18')li,  Wählern  (1891),  Frutigcn-Niedersimmenthal  (1892)  und  Obersimmenthal 
(1H%>.  diese  acht  unter  dem  Namen  «  Gotthelf-Stiftungcn »  :  in  St. -Immer  (1877), 
Villcrct  (1879).  Sonvilier  (1882)  und  Biel  (1884),  diese  vier  unter  dem  Namen 
«Oeuvres  des  orphelins  pauvres > ;  in  Ölten -Gösgen  (1878),  Lebern  (1880), 
BalMhal -Thal  (1889).  Kriegstetten  (1890).  Baisthal  -  Gau  (1894)  und  Buchegg- 
hertf  (I.  Sektion  1892.  II.  Sektion  1895,  vereinigt  1898);  in  Laufenburg  1882 
und  Rheinfelden  (1889);  im  Thurgau  (1882)  etc.  • —  Von  den  neu  entstan- 
denen Armen  Erziehungsanstalten  sind  besonders  die  luzernische  Anstalt 
Rathhausen  ( 1882)  und  die  urnerische  Anstalt  in  Alldorf  ( 1887)  zu  nennen.  — 
Während  die  älteren  A  rmcnvcrpflegungsanstaltcn  in  der  Regel  bloss  für 
ein/eine  Gemeinden  bestanden,  wurden  nun  Anstalten  durch  Gcmcindevcrbändc 
in  grosserem  Massstabc  errichtet,  wie  1876  durch  berneroberhindische  Gemeinden 
in  l'tzigen,  1876  durch  seelandische  Gemeinden  in  Worben.  1880  durch  mittel- 
ländische Gemeinden  in  Riggisbcrg.  1892  durch  oberaargauische  Gemeinden 
in  Dettenbühl,  1897  durch  Genieinden  der  Aemter  Burgdorf,  Fraubrunnen  und 
Trnchselwald  in  Frienisberg.  1894  durch  Gemeinden  des  Tavannes-Thals.  Zu  den 
alteren  Armen-  und  A  rmen  kra  n  ken  -  Vereinen  kamen  eine  ganze  Reihe 
neuer.  Die  Kantons-  und  Bezirksspitäler,  die  kantonalen  Irrcnhcilanstalten, 
die  Blinden-  und  Taubstummenstaltcn ,  die  Bader  Schinznach.  Baden,  Rhein- 
lelden.  Pfäfers,  Lavey.  Leuk  u.  s.  w.  nehmen  Arme  zu  Vergiinstigungstaxen, 
'■vcntuell  gratis  auf.  —  Die  Armenpflege  wird  in  der  Schweiz  durch  Kinlührung 
moderner  socialer  Werke  m«hr  und  mehr  entlastet. 

VI.  Litteratur.  Die  Schweix  betritt  zur  Zeit  noch  kein  Spexiatwerk,  xvelches  die 
Geschichte  des  Armenwesens  der  gesamten  Eidgenossenschaft  behandelt ;  dagegen  finden 
sich  geschichtliche  Darstellungen  für  einzelne  Gebiete  und  bestimmte  Epochen,  sowie 
wertvolle  historische  Notixen  in  zahlreichen  Abhandlungen.  Von  diesen  sind  zu  nennen 
solche,  welche  erschienen  find:  „Neujahr sblatt  der  Hü  If  sg e se Ilse haf  t  Zürich": 
Abhandlungen  betr.  Zürich:  1819  von  Joh.  Schultheis  und  1 8 38  von  8alom.  Vögelin;  Bern: 
/80g  70  von  Fritz  Hunziker  und  Qottl.  Studer;  Stadl  Luxem:  1876  von  Gehrig;  Uri:  181)4 
von  0.  Muheim;  Schwyz:  1S97  von  Gabriel  Meier;  Unlerwalden:  Z893  von  Ignaz  ton  Ah; 
Glarus:  z88z  von  Freuier;  Zug:  Z891  92  von  A.Weber:  Freiburg:  z 900  von  Rämy  (auch 
in  besonderer  französischer  Ausgabe);  Solothuru:  iSSj  von  Wilh.  Vigier;  Basel  1873175 
von  Heilz  (auch  in  einer  Baster  Ausgabe  von  1873);  Schaff  hausen:  1879:80  von  Keller; 
Appenzell:  /8Sj  von  Walt  her  Bion ;  St.  Gallen:  1871  z>on  U.  Gulzwlller ;  Stadt  Chur: 
1877  zon  Leonh.  Herold;  Aargau:  1884  von  £.  Zschokke ;  Thurgau:  1883  von  J.  Häberlln- 
Schaltegger;  Waadt:  /S78  von  Lochmann;  Wallis:  tooi  von  Imetch;  Neuenbürg:  J872 
von  G.  de  Montmollin ;  Genf  :  /SSb—90  von  Fug.  Mittendorff  (auch  in  besonderer  französ. 
Ausgabe,  Genf  /S88).  —  -  Organ  der  schweizer,  gemeinnützigen  Gesellschaft  (früher 
„Jahresbericht'1,  nunmehr  „Schweizer  ische  Zeitschrift  für  Gemeinnützig' 
heit"J:  Historische  Notizen  in  Eröffnungsreden  von  Jahresversammlungen  betreffend: 
L'ri:  zon  G.  Muheim  (Jahrg.  1894,  /.  34/ );  Unlerwalden:  von  Herrmann  (1863,  p.  4); 
Glarus:  von  J.  Heer  (z8bz.  /.  4/);  Freiburg:  von  H.  Schaller,  (1874,  /.  j/j)  ;  Aargau: 
von  Aug.  Keller  1/868,  p.399)  etc.  —  Aufsätze  über  das  Armen~.vesen  in  geschichtlicher 
Beziehung,  betreffend:  Bern:  von  Rud.  Fetscherin  (Jahrg.  182b,  /.  95):  Luxem:  von 
Jos.  Krauer  (/82b,  p.  /3z);  Zug:  von  A.  Staub  (/S87,  p.  90);  Basel:  von  Markus  Lutz  ( 1826, 
p.  /40t;  Baselstadt:  von  Philipp!  (/89S,  /.  zb2);  Baselland:  von  J.  Kettiger  (/803, 
p.  433/;  Ausserrhoden:  von  Joh.  Jak.  Frey  (/82b,  /.  144  und  1S27,  /.  205)  etc.  —  Histo- 
risc  h~g  eog  raphiseh-slat  istisches  Gemälde  der  Schweiz:  Historische  Notizen 
betreffend:  Zürich:  von  Gerold  Meyer  von  Knonau  184b:  Luzem:  von  Kasimir  ff y  ff  er 
Z839:  Glarus:  von  Oswald  Heer  und  J.  J.  Blumer  1849;  Basel:  von  L.  A.  Burckhardt  /S41  ; 
Schaff  hausen:  von  Ed.  ImThurn  1840;  Appenzell:  von  Gabr.  Büsch  1835;  Aargau:  von 
Franz  Xaver  Bronner  1844;  Thurgau:  von  J.  A.  Pupikofer  1S37 ;  Tessin:  von  Steph. 
Franscini  /83J,  etc.  —  Schweizerische  statistische  Zeitschrift:  Abhandlungen 
betreffend  die  Geschichte  des  Armenwesens  der  Kantone:  Bern:  von  Karl  Geiser  (Jahrg. 
/ 893 194,  auch  in  Separatausgabe);  Baselland:  von  M.  Birmann  (187z,  wurde  auch  in 
„Birmanns  Geschichte  der  Landschaft  Basel"  abgedruckt);  Appenzell:  von  J.  B.  Ruich 
IzStHf);  Aargau:  von  Aug.  Keller  /S67 ;  Waadt:  von  Morax  /S99.  —  Max  Wirlhs 
„Atigemeine  Beschreibung  und  Statistik  der  Schweiz*':   Historische  Notizen 
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in  Bd.  II,  1873,  betreffend:  Luzern:  von  Kailmlr  Pf/Ifer,  p.  So;  Obwalden:  von  A.  Lock- 
mann,  /.  iao;  Nidwaiden:  von  Detchwanden,  p.  iöj;  Zug:  von  Miliar,  p.  20/ ;  Giern  : 
z'on  4.  Haar,  p.  /20;  Freiburg :  von  Schneuwly,  p.  20g;  Solotkurn:  von  8lmon  Kaiaar,  p.  243; 
Schaff  hausen:  von  J.  Hallauer,  p.306;  St.  Gallen:  von  H.  Wartmann,  p.  jjj;  Genf:  ?et 
Galiffa,  p.  488.  —  Neujahrsblatt  der  Hülfsgesellsc ha/t  von  Wintert!,, r 
Abhandlung  betr.  Zürich  von  Morf,  '874,  etc.  —  Emmiugka  us*  Arme npf legt 
Abschnitt  „Schweix"  von  ¥.  Böhmart,  /87J.  —  /  DuÖS,  Rede  im  zürickeriseken  Kantet/- 
rat;  Zürich  /8jj.  —  Bernhard  Riggenbach,  Das  Armenwesen  der  Reformationsteil: 
Basel  1883.  —  K.  Wälder,  Die  Entwicklung  der  Armenverhältnisse  des  Kantons  Zürki 
/83Ö—S4;  Zürich  /8j6.  —  Gruner,  Zustand  und  Geschichte  der  Armenhäuser  im  Kantet 
Bern;  Bern  1800.  —  Karl  Huniiker,  Die  Landsassen,  ikre  Interessen  und  Bedürfnisse  ei<. 
Bern  1834.  —  Jb.  Egger,  Das  Armen-  und  Landsassenwesen,  ein  Versuek  historisch- 
pragmatischer  Darstellung  der  Armenverhältnisse  im  Kanton  Bern,  /8jö.  —  C.  Sebent, 
Die  Entwicklung  der  Armenverhältnisse  des  Kantons  Bern;  Bern  /Sjö.  —  S.  Sehnt 
Uassistanee  publique  dans  le  Jura  et  dans  Fanden  canlon:  St.  Imier  /SS '2.  —  Zemp 
Referat  anlässlich  der  ersten  Beratung  des  luzerniseken  Armengesetzentzvurfes  vm 
26.  Februar  188g  —  von  Matt,  Landfakrendes  Volk  in  Nidwaiden,  rSg/.  —  Charlet 
Bämy,  Le  pauperisme,  la  mendiciU  et  Passistanee  publique  h  Fribourg,  1888.  —  l.  M. 
Hungerbähler,  Geschichte  des  st.  gallischen  Armenwesens.  /8<f.  —  Raimondo  Rotsi,  /.'«•• 
sislunce  publique  au  canlon  du  Tessin,  Gent-ve  /$oo. 

Dr.  Haas  Anderegg,  Bern. 


Armenwesen:  b)  Gegenwärtige  Organisation. 

I.  Einleitung.  —  II.  Die  Stellung  und  Thättgkci  t  der  Etdge nossense hat; 
im  Armenwesen.  —  III.  Das  kantonale  Armen wesen:  1.  Büigerprituip ;  2.  Woho 
sitzprinzip.  — ■  IV.  Freiwillige  Armenpflege.  —  V.  Reformbestrebungen:  1  kioie 
nale  Reformen;  2.  das  einheitliche  eidgenössische  Armenwesen.  —  VI.  Schlus»- 
betrachtungen  —  VII.  Litteratur. 

I.  Einleitung.  Der  Begriff  «arm»  muss  für  die  folgenden  Ausführungen 
über  das  heutige  Armenwesen  der  Schweiz  genauer  bestimmt  werden.  Wir 
erkennen  unter  den  gegenwärtigen  wirtschaftlichen,  politischen,  socialen  und 
kulturellen  Verhältnissen  als  Normalthatbestand,  der  das  Eingreifen  der  organi- 
sierten  «Armenfürsorge»  erheischt,  einen  solchen,  wo  eine  Einzelperson  oder 
eine  einzelne  Familiengeineinschaft  sich  vorübergehend  oder  dauernd  infolg« 
körperlicher,  geistiger  oder  technischer  Minderqualifikation  als  ausser  stand" 
offenbart ,  sich  die  landesüblich  notwendigen  Lebensbedarfsartikel  sclb>t  tv. 
beschaffen,  während  gleichzeitig  keine  hülfspflichtige  und  ausreichend  hülfsfahige 
Nahestehenden  vorhanden  sind.  Es  bleibt  sich  dabei  vernünftigerweise  gleich, 
ob  die  handelnde  Armenpflege  eine  amtliche,  gesetzliche,  oder  eine  freiwillige 
ist,  nur  muss  es  eine  Armenpflcgschaft  sein. 

Man  weiss  heutzutage,  dass  jeder  einzelne  .Armenfall  als  sociales  Vor- 
kommnis unbedingt  auf  die  allgemeinen  und  die  persönlichen  Ursachen  de^ 
Armseins  zurückgeführt  werden  muss,  d.  h.  gleichzeitig  verschuldet  und 
unverschuldet  ist.  Das  Mischungsbetreffnis  der  Faktoren  kann,  wenn  erkannt, 
niemals  das  Eingreifen  der  Armeninstanz  in  irgend  welchem  Grade  eventua- 
lisieren,  sondern  einzig  den  Modus  der  Aktion  bestimmen.  Denn  soweit  hat  sich 
das  wissenschaftliche  Erkennen  auf  dem  Gebiete  des  Gesellschaftlichen  abgeklärt, 
dass  man  in  der  Armut  im  Eingangs  definierten  Sinne  das  gegebene  Objekt 
der  «socialen  Sanität»  erblickt,  und  zwar  sowohl  aus  Gründen  der  Humanität, 
wie  der  öffentlichen  Ordnung.  Ohne  dem  einzelnen  ein  klagbares  Recht  ein- 
zuräumen, ist  der  staatliche  oder  amtliche  gesetzlich  organisierte  human? 
Altruismus  (HülfswilligkciO  oder  gleicherweise  die  entsprechend  organisierte 
und  angegliederte  freiwillige  Liebcsthätigkeit  (Opferwilligkeit)  stets  und  sofort 
berufen  und  befähigt,  nicht  nur  unterstützend  mit  Mitteln,  sondern  auch 
sanierend  durch  Massnahmen,  eventuell  Eingriffe,  erfolgreich  zu  wirken. 
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Nach  diesen  und  ähnlichen  Brurteilungsgrundlagcn  sind  auch  die  schwei- 
zerischen Armengesetze  zu  würdigen. 

II.  Die  Stellung  und  Thätigkeit  der  Eidgenossenschaft  im  Armen- 
wesen. Diese  ist  mit  andern  Staatszwecken  abhängig  von  dem  aus  der 
Mediationsakte  Napoleons  in  die  heutige  Bundesverfassung  übernommenen 
Grundsätze:  « Les  cantons  jouissent  de  tous  les  pouvoirs  qui  n'ont  pas  «5t<* 
express^ment  deTtfgutfs  a  Pautoritd  fdde>ale».  (Art.  12;  vcrgl.  Art.  3  der  B.-V.  vom 
29.  Mai  1874).  Somit  giebt  es  bis  heute  kein  eidgenössisches  Armen  wesen, 
keine  Bundesarmenpflege.  Das  Armenwesen  ist  Domäne  der  «souveränen» 
Kantone  gewesen  und  geblieben. 

Das  hinderte  indessen  keineswegs,  dass  ein  gewisses,  allerdings  sehr 
lückenhaftes  Bundesarmenre«  ht.  d.  h.  eine  Anzahl  Bundesrechtsstcllcn  geschaffen 
wurden,  die  das  Armenwesen  der  Schweiz  direkt  teite,  teils  indirekt  berühren 
und  bestimmen. 

Ganz  direkt  betreffen  das  Armenwesen  die  Art.  45  und  48  der  Bundes- 
verfassung, indirekt  die  Art.  32bi\  34b;\  44  und  68,  während  Art.  18  eine 
Art  Spezialarmenpflege  der  Eidgenossenschaft  ins  Leben  gerufen  hat,  die  man 
aber  richtigerweise  doch  auf  eine  Linie  mit  der  Bundeshülfe  des  Art.  34 bu 
-teilt-    Diese  Artikel  sind  der  Reihe  nach  zu  behandeln. 

a)  Der  Aitikel  45  der  Bundesverfassung,  der  die  «Freizügigkeit»  statuiert.  Gemäss  Alinea  3 
dt «elben  ■  kann  die  Niederlassung  denjenigen  entzogen  werden,  welche  dauernd  der  öffentlichen 
Wohltbärjgkeit  zur  Last  fallen,  und  deren  Heimatgemeinde,  beziehungsweise  Heimatkanton,  eine 
angemessene  Unterstützung  trotz  amtlicher  Aufforderung  nicht  gewahrt»  Die  Worte  «dauernd» 
and  «öffentlich»  sind  sehr  zu  betonen,  was  aus  der  Bundespraxis  hei  vorgebt;  jetzt  sind  die  ein- 
schlagenden Rekurse  ans  Bundesgericht  zu  richten.  Weiter  in  Alinea  4  und  5  heisst  es:  (4)  « In 
Kantonen,  wo  die  örtliche  Armenpflege  besteht,  darf  die  Gestattung  der  Niederlassung  für  Kantons- 
angehörige an  die  Bedingung  geknüpft  werden,  dass  dieselben  arbeitsfähig  und  an  Ihrem  bisherigen 
Wohnorte  im  Heimatkanton  nicht  bereits  in  dauernder  Weise  der  öffentlichen  Wohlthitigkeit  zur 
Last  gefallen  seien.-  (5)  Jede  Ausweisung  ■■  (Entzug  der  Niederlassung)  «wegen  Verarmung  mau 
von  Seiten  der  Regierung  des  Niederlassungskanlons  genehmigt  und  der  heimatlichen  Regierung» 
(durch  die  Regierung  des  Nieder lassungskantons)  zum  Voraus  angezeigt  werden».  Von  dieser 
letztem  Bestimmung  (Alinea  5)  wird  aber  auch  in  Bern,  wo  die  örtliche  Armenpflege  herrscht,  kein 
grosser  Gebrauch  gemacht;  es  ist  dafür  die  zweijährige  Garantiehaft  der  frühem  Wohnsitzgemeinde 

Der  Art.  45  regelt  also  nicht  nur  den  armenrechtlichen  Nicderlassungs- 
entzug  für  die  ganze  Schweiz  einheitlich  für  den  interkantonalen  Verkehr, 
sondern  auch  für  die  Bürgergemeinden  im  einzelnen  Kanton,  wo  das  Bürger- 
prinzip im  Armenwesen  gilt.  Die  Kantone  haben  ihr  Niederlassungsrccht 
danach  einzurichten.  Es  ist  heutzutage  die  Ausweisung  wegen  Verarmung 
sowie  die  Verweigerung  der  Niederlassung  im  Zustande  der  Hülfsbcdürftigkeit 
kaum  mehr  als  zulässig  zu  erachten.  Zu  entschuldigen  sind  diese  beiden 
äusserst  einschneidenden  Massregcln  nur  soweit,  als  sie  geeignet  sind,  als 
Drohung  auf  die  Hülfsbereit Willigkeit  der  Verpflichteten  und  die  Indolenz  der 
l'nterstützten  zu  wirken. 

b)  Der  Artikel  48  der  Bundesverfassung  betrifft  die  «  Einwohnerarmenkrankenpflege »  oder, 
einfacher,  die  polizeiliche  «■  Einwohneratmenpflege  Er  lautet  :  «Ein  Bundesgesetz  wird  über  die 
Kosten  der  Verpflegung  und  Beerdigung  armer  Angehöriger  eines  Kantons,  welche  in  einem  andern 
Kanton  krank  werden  oder  sterben,  die  nötigen  Tiestimmungen  treffen». 

Das  Bundesgesetz,  datiert  vom  22.  Juni  1875,  ist  ein  sehr  wichtiger 
gesetzgeberischer  Erlass  deswegen,  weil  zufolge  einer  Reihe  von  Staatsver- 
trägen (mit  den  vier  angrenzenden  Mächten  und  Belgien)  seine  Geltung  auch 
auf  die  in  der  Schweiz  niedergelassenen  oder  sich  aufhaltenden  Ausländer 
(bekanntlich  eine  unverhältnismäsig  hohe  Zahl,  rund  13°/©)  ausgedehnt  worden 
ist.     Der  Inhalt  desselben  ist  folgender: 

« Art.  1 .  Die  Kantone  haben  dafür  zu  sorgen,  dass  unbemittelten  Angehörigen  anderer 
Kantone,  welche  erkranken  und  deren  Rückkehr  in  den  Hetmaikanton  ohne  Nachteil  für  ihre  oder 
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Anderer  Gesundheit  nicht  geschehen  kann,  die  erforderliche  Pflege  und  ärztliche  Besorgung  und  im 
Sterbcfalle  eine  schickliche  Beerdigung  zu  teil  werden  Man  möge  hierzu  vergleichen  Art.  53  de: 
Bundesverfassung  Art.  2.  Ein  Ersatz  der  hierbei  erwachsenen  Kost?n  durch  die  öffentlichen  Kassea 
oder  Anstalten  der  Heiraatkantone  findet  nicht  statt». 

Die  Kantone  nun  nehmen  teils  die  daherigen  Kosten  auf  die  Staatskasse, 
teils  teilen  sie  sich  in  dieselben  zugleich  mit  den  Gemeinden  (Rückvcrgütunj:»- 
prinzip).  In  denjenigen  Kantonen,  wo  sonst  das  Bürgerprinzip  im  Armen- 
wesen  gilt,  —  die  Mehrzahl,  —  durchbricht  dieses  Gesetz  dasselbe  für  die 
alleinige  Kategorie  der  erkrankten,  verunglückten  und  verstorbenen  Armen, 
die  Kantonsfremde  sind.  Die  entscheidende  praktische  Bedeutung  kommt  in 
diesem  Gesetze  dem  Merkmale  der  Transportfähigkeit  (im  medizinischen  Sinnt- > 
zu.  Sobald  diese  bei  einem  Kranken  als  nicht  mehr  vorhanden  konstatiert  ist. 
hat  der  Wohnort  oder  Aufenthaltsort  die  betreffenden  Kantonsfremden  zu 
verpflegen  bis  zur  wicdcreingetrctencn  Transportfähigkeit,  und  zwar  ohne  für 
die  so  erlaufenen  Kosten  auf  die  Heimat  des  Petenten  Regress  nehmen  zu  können. 

Durch  dieses  Gesetz  und  seine  richtige  Praxis,  die  unter  der  Oberauf- 
sicht des  Bundes  geübt  wird,  ist  verhindert,  dass  mit  schwerkranken  Armen 
ein  inhumaner  Abschub  von  Seiten  der  Gemeinden  stattfinde.  Dass  die  trans- 
portfähigen Mittellosen  im  Krankheitsfälle  abgeschoben  werden,  ist  darum 
keineswegs  human.  Kantonen  mit  starker  kantonsfremder  Einwanderung  und 
grosser  Flottantenfrequenz.  wie  z.  B.  Zürich,  Basel,  Genf  (Grossstädte),  erwachsen 
allerdings  aus  dieser  t  Einwohnerarmenpflege  >  ganz  bedeutende  Kosten  und 
natürlich  um  so  mehr,  als  in  diesen  Kantonen  das  Gesetz  noch  ausdehnend 
interpretiert  respektive  praktiziert  wird,  wozu  eigentlich  kein  Anlass  vorhanden 
ist,  so  lange  nicht  in  andern  Kantonen  und  insbesondere  im  Ausland  Gegen- 
recht gehalten  wird,  was  nicht  der  Fall.  Insofern  sind  thatsichlich  in  Zürich 
die  Ausländer  gegenüber  dem  Kantonsbürger  besser  gestellt.  Zürich  lässt 
nämlich  die  Kantonshülfe  der  Einwohnerarmenpflege  schon  dann  eintreten, 
wenn  nur  erst  der  Wegtransport  «aus  Rücksichten  der  Humanität  unthunlicb 
erscheint >.  Dagegen  ist  durchaus  nichts  einzuwenden,  nur  dagegen,  dass  dies-» 
Praxis  anderswo  keine  Nachahmung  findet. 

c»  Die  Artikel  44  und  <>8  der  Bundesverfassung  gehören  insofern  hierher, 
als  sie  beide  das  Entstehen  von  Heimatlosen  verhindern,  respektive  deren 
Beseitigung  regeln,  so  dass  also  Leute,  die  im  Falle  der  Verarmung  kein> 
gesetzliche  Zuflucht  hätten,  sozusagen  bei  uns  ausgeschlossen  sind. 

d)  Von  grosser  Bedeutung  für  das  schweizerische  Armcnwcsen  ist  indirekt 

der  Artikel  32,,!\  angenommen  in  der  Volksabstimmung  vom  25.  Oktober  18S5. 

Derselbe  betrifft  das  Alkoholmonopol  und  den  Alkoholzehntel.     Der  für  den 

Zusammenhang  wichtige  Passus  des  Artikels  lautet  (Alinea  4)  : 

« Die  Reineinnahmen  des  Bundes  aus  der  inländischen  Fabrikation  und  aui  dem  entsprechendes 
Zollzuschlag  auf  eingeführte  gebrannte  Wasser  werden  unter  die  samtlichen  Kantone  nach  Verhältrs 
der  durch  die  jeweilige  letzte  eidgenössische  Volkszählung  ermittelten  faktischen  Bevölkerung  verteilt. 
Von  den  daherigen  Einnahmen  hiben  die  Kantone  wenigstens  lo'/0  zur  Bekämpfung  des  Alkabo- 
Iismus  in  seinen  Ursachen  und  Wirkungen  zu  verwenden.  » 

Man  weiss  genugsam,  dass  die  sociale  Seuche  des  Alkoholismus  einerseits 
eine  Hauptursache  der  Verarmung,  andererseits  hinwiederum  die  frequentesf 
Begleiterscheinung  bei  begonnener  wie  bei  vorgerückter  Verwahrlosung  und 
Verarmung  von  jeher  gewesen  ist.  Der  sogenannte  Alkoholzehntel  wirkt  seit 
seinem  ersten  Einsätze  stetsfort  sehr  viel  gutes  auf  dem  Gebiete  der  pro- 
phylaktischen Armenpflege,  speziell  Armenkindererziehung  und  auf  dem  Gebiet 
der  Geisteskrankenheilung  (Trinker,  Irre,  Epileptische  etc.). 

e)  Der  Artikel  34'''"  der  Bundesverfassung,  angenommen  in  der  Volks- 
abstimmung vom  2'».  Oktober  1890,  lautet: 
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Der  Bund  wird  auf  dein  Wege  der  Gesetzgebung  die  Kranken-  und  Unfallversicherung  ein- 
richten, unter  Berücksichtigung  der  bestehenden  Krankenkassen.  Kr  kann  den  Heitritt  allgemein  oder 
für  einiclne  Bevölkerungsklasst/n  obligatorisch  erklären. 

Das  Bundesgesetz  vom  5.  Oktober  1N99  betreffend  die  Kranken-  und 
Unfallversicherung  mit  Obligatorium  für  die  «unselbständig  Erwerbenden»  ist 
aber  am  20.  Mai  1900  mit  grossem  Mehr  verworfen  worden.  Es  ist  unbe- 
streitbar, dass.  wenn  auch  in  der  That  Versicherung  und  Armenpflege  zwei 
verschiedene  Dinge  sind,  das  je  in  Ausführung  des  Art.  36b"  erlassene  und 
vom  Volk  angenommene  Bundesgesetz  unbedingt  im  grossem  nicht  nur  von 
finanziellem  Einfluss  auf  das  Annenwesen  in  der  Schweiz  sein  wird.  Es  unter- 
liegt keinem  Zweifel,  dass  eine  solche  Zwangsversicherung  der  Verarmung  des 
arbeitenden  Volkes  energisch  vorbeugt  und  ausserdem  die  Entwicklung 
respektive  Aenderung  des  Armenwesens  in  der  Richtung  einer  einheitlichen 
eidgenössischen  Armenfürsorge  auf  territorialer  Grundlage  befördert. 

f)  Der  Artikel   18  der  Bundesverfassung,   die  Wehrverfassung  betreffend, 

bestimmt  in  Alinea  2  folgendes: 

Wehrmänner.  welche  infolge  des  eidgenössischen  Militärdienstes  ihr  Leben  verlieren  oder 
dauernden  Schaden  an  ihrer  Gesundheit  erleiden,  haben  für  sich  oder  ihre  Familien  im  Falle  des 
Bedürfnisses  Anspruch  auf  Unterstützung  des  Bundes.  - 

Es  wurde  bereits  gesagt,  dass  man  darin  keine  «Armenpflege»  des  Bundes 
zu  erblicken  hat.  Wenn  der  Bund  die  im  Zusammenhang  mit  dem  eidgenös- 
sischen Dienst  in  Dürftigkeit  geratenen  Wehrmänner  etc.  «unterstützt»,  so  ist 
das  ebensowenig  Armenpflege  im  wissenschaftlichen  Sinne,  als  es  Annenpflege 
genannt  werden  darf,  wenn  der  Bund  als  Unternehmer  an  in  seinen  Fabriken  etc. 
verunglückte  Arbeiter  die  gesetzlichen  Haftpflichtenlschädigungen  ausbezahlt. 
Es  handelt  sich  nur  hier  in  beiden  Fällen  um  durchaus  civilprozessualisch  bei- 
treibbare  Ansprüche.  Forderungen,  um  klagbares  Recht  —  und  somit  nicht  um 
öffentliche  Armenunterstützung.  Die  amtlich«-  Armenstatistik  ist  im  Fehler, 
wenn  sie  «ohne  weiteres»  den  Art.  18.2  der  Bundesverfassung  als  Bundes- 
armenpflcgsartikel  registriert. 

Damit  ist  die  Rolle  des  Bundes  im  schweizerischen  Armenwesen  voll- 
stündig  gezeichnet.  In  Würdigung  derselben  ist  zu  sagen,  dass  eher  und  bevor 
der  Artikel  34 vollzogen  sein  wird,  der  Bund  in  Armensachen  wenigstens 
finanziell  keinen  erheblichen  selbständigen  Einfluss  haben  kann.  Seine  heutige 
Mitwirkung  ist  beschränkt  auf  die  Vorschriften  für  das  kantonale  Armenwesen. 

Immerhin  unterstützt  der  Bund  auch  Werke  der  Armenfürsorge  gemäss 
Art.  23  der  Bundesverfassung  in  der  ganzen  Schweiz.  Bei  Anlass  der  Budget- 
beratungen  der  eidgenössischen  Räte  pro  1S98  —  ein  prinzipieller  Bundes- 
beschluss  existiert  nicht  —  wurde  z.  B.  der  ostschweizerischen  Arbeiterkolonie 
Herdern  im  Tburgau  ein  einmaliger  Bundesbeitrag  von  Fr.  20,000  zugewendet. 
Ferner  mag  hier  erwähnt  werden,  dass  der  Bund,  gleich  wie  die  Kantonsregic- 
rungen.  die  zahlreichen  und  Grosses  leistenden  schweizerischen  Hülfsvereine  im 
Ausland  kräftig  subventioniert  (190).  Zum  Schluss  sei  noch  angeführt,  dass  die 
Korrespondenz  in  Armensachen  durch  die  eidgenössische  Post  «Portofreiheit» 
geniesst.  und  dass  gleichzeitig  die  schweizerischen  Eisenbahnen  für  Armen- 
transporte auf  den  Ansätzen  III.  Klasse  50°     Taxermässigung  gewähren. 

III.  Das  kantonale  Armenwesen.  Das  kantonale  Armenwesen  ist  sehr  ver- 
schieden im  Einzelnen,  wenn  auch  hinwiederum  in  der  Grundlage  und  Struktur 
übereinstimmend.  Es  bestehen  neben  einander  ganz  neue  Armengesetze  und 
»■ehr  alte.  Wallis.  1899:  St.  Gallen  1835.  Nach  ihrer  Tendenz  sind  sie  teils 
rein  repressiv,  teils  aber  auch  wirklich  prophylaktisch.  Unter  diesen  Umstän- 
den lässt   sich   eine    ohne  weitere  Begründungen   einleuchtende  oder  einfache 
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systematische  Ordnung  des  Stoffes  nicht  finden:  wir  haben  daher  die  Art  der 
Darstellung  nach  geographisch -wirtschaftlichen  Gruppen  gewählt. 

1.  Bürgeri'RINzip.  Weitaus  die  meisten  Kantone  der  Schweiz  auch  die- 
jenigen, die  ein  eigentliches  kantonales  Armengeset/  gar  nicht  haben,  wie  z.  B. 
Aargau  oder  Solothurn,  —  führen  die  sogenannte  bürgerliche  Armenpflege. 
Wir  betrachten  zunächst  diese:  und  zwar  bringen  wir  in  aller  Kürze  aus  den 
verschiedenen  Armengesetzen  die  wichtigsten  Bestimmungen  der  Haupttitcl: 
Unterstützungsgrundsätzc  ,  Behördenorganisation,  Hülfsmittcl .  Diziplinarmittel, 
zur  Darstellung. 

A.  Nordschweizerische  Gruppe,  a)  Von  hervorragender  Bedeutung 
ist  hier  der  Kant  »in  Zürich,  dessen  Armen  wesen  bis  zur  Stunde  auf  dem 
absoluten  Bürgerprinzip  ruht.  Das  Armenwesen  ist  hier  also  Sache  der  Bürger- 
gemeinde, aber  der  Staat  beteiligt  sich  ganz  erheblich  finanziell  an  den  Armen- 
lasten, insbesondere  der  armem  Gemeinden.  Das  heute  noch  geltende  Armen- 
gesetz  stammt  aus  dein  Jahre  1853:  die  Kantonsverfassung,  die  in  den  Art.  22 
und  54  das  Armen  wesen  berührt,  aus  dem  Jahre  1869. 

Als  notorische  Unterstützungsgründe  der  gesetzlichen  Armenpflege  gelten: 
Waisen-  und  sonstige  Verlasscnschaft  bei  Kindern.  Alters-  und  Gchrcchens- 
Arbeitsunfähigkeit,  dies  im  dauernden  Sinne :  weiter  Krankheits- Arbeitsunfähig- 
keit im  vorübergehenden  Sinne.  Demgemäss  werden  Kinder  unter  Obacht  der 
Armenbehörde  erzogen  und  geschult,  Gebrechliche  und  Alte  zweckmässig  ver- 
sorgt, und  die  Kranken  behandelt  und  verpflegt.  Als  passende  Unterkunft  ist 
neben  der  Anstalts-  auch  Familicnversorgung  anerkannt.  Der  Petent  soll 
womöglich  personlich  vor  der  Armenbehörde  zur  genauen  Abhörung  erscheinen. 
Dies  ist  freilich  meist  unmöglich.  Die  auswärtige  Armenpflege  hat  daher  das 
Institut  der  Inspektion  erfordert.  Für  erhaltene  Unterstützung  gilt  Rückerstattungs- 
pflicht. Die  Gemeinden  haben  durch  ein  vom  Gemeinderat  detachiertes  Collcgium, 
vielfach  unter  Vorsitz  des  Ortspfarrers,  von  Bürgern  die  Armenpflege  zu  be- 
sorgen und  das  Armengut  zu  verwalten.  Soweit  nicht  vorgängig  verpflichtete 
Fonds  oder  Personen  eintreten  müssen  oder  können,  unterstützt  vorübergehend 
oder  dauernd  das  Armengut  der  Heimalgemeinde.  In  ihrer  Vertretung  soll  im 
Kanton  die  Wohngemeinde  auf  ihre  Rechnung  das  nötige  thun.  Die  Annen- 
ausgaben deckt  in  erster  Linie  das  Armengut,  später  treten  ordentliche  und 
ausserordentliche  Staatsbeiträge  ein.  die  sich  nach  der  Höhe  der  Armensteuer- 
pflicht der  (im  Kanton  wohnenden)  Bürger,  die  prinzipiell  besteht,  richten. 
Gegen  pflichtwidriges  Gehahren  Unterstützter  hat  die  Gemeinde  (respektive  die 
Familie)  in  Art.  29  eine  gute  Waffe.  Gegen  Hülfspflichtige  stehen  ebenfalls 
wirksame  Mittel  zur  Hand.  Gegen  Bettel  und  Stromerwesen,  wogegen  übrigens 
seit  1889  in  allen  Gemeinden  die  Naturalverpflegung  ankämpft,  bestehen 
energische  Massregeln. 

Ausserdem  bestehen  Verordnungen  betreffend  Armentransport.  Armenarzt- 
wesen, llebammenwesen  etc.  etc. 

Die  Einwohnerarmenpflege  der  Kantonsfremden  bezahlt  der  Kantonal- 
armenfonds. Der  Staat  unterhält  Versorgungs-  und  Korrektionsanstalten,  er 
subventioniert  eine  grosse  Anzahl  von  Wohlthätigkeits- Veranstaltungen,  und  hat 
eine  Reihe  von  Fonds  zur  Verfügung. 

In  der  Stadt  Zürich  wirkt  eine  mächtige  freiwillige  (amtlich  subven- 
tionierte) Wohlthätigkeitspflege.  Die  private  organisierte  Wohlthätigkeitspflege 
ist  hoch  entwickelt. 

b)  Das  kantonale  Armenwesen  von  Schaffhausen  qualifiziert  sich  als 
basierend  auf  dem  Bürgerprinzip  mit  partiellem  Einbruch  des  Ein wohnerprinzips. 
Es  ist  geordnet  durch  das  Gemeindegesetz  vom  9.  Juni  1892.    Dort  wird  im 
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Titel  V  das  Armenwesen  behandelt.  Dasselbe  ist  so  ziemlich  den  Gemeinden 
überlassen,  was  oft  gar  nicht  im  Interesse  der  auswärtigen  Armenpflege  ist. 
Das  Departement  des  Gemeinde wesens  hat  auf  die  meist  etwas  harthölzige 
Armenpraxis  der  Landgemeinden,  ähnlieh  wie  in  Luxem  oder  Solothurn.  wenig 
Einfluss.  Fn  die  Besorgung  des  öftentliehen  Armen  wesens  teilen  sich  Bürger- 
und Einwohnergemeinden  aushilfsweise  springt  der  Staat  bei.  Art.  55  der 
Kantonsverfassung.  Die  Einwohnergemeinde  besorgt  die  Nichtbürger.  gemäss 
den  Staatsverträgen  und  dem  Bundesgesetz  von  1875.  die  Bürgergemeinde  haftet 
für  ihn-  Angehörigen.  Dieser  Modus  erseheint  als  sehr  praktisch.  Wie  in  Zürich 
sind  die  Bürgergemeinden  einander  ersatzpflichtig,  und  giebt  die  Wohngemeinde 
Vorschuss  und  »ermittelt  Hülfsgesurhe  an  die  Heimat.  Es  bestehen  Notkranken- 
stuben. Wo  das  Armengut  nicht  ausreirht.  treten  Armensteuern  der  in  der 
Gemeinde  wohnhaften  Bürger  ein.  weiterhin  der  Staat.  Gemäss  Art.  155  sind 
die  Gemeinden  verpflichtet,  obligatorische  Krankernkassen  für  die  Niedergelassenen 
einzurichten.  Die  Gemeinde  Lnterhallau  hat  1893  einen  obligatorischen  Kranken- 
L'nterstützungsverein(Vollversicherung)  eingerichtet:  sonst  blieb  die  Bestimmung 
einfach  unerfüllt,  angeblich  in  Hinblick  auf  die  eidgenössische  Zwangsversicherung. 
Jetzt  soll  damit  Ernst  werden.  Leider  fehlt  ein  Kantonsspital!  Der  Staat  hilft 
den  Gemeinden  bei  Versorgung  von  Irren.  Epileptischen.  Schwachsinnigen  und 
Invaliden,  bei  Erziehung  von  Blinden.  Taubstummen  etc.  in  Anstalten,  bei 
Versorgung  von  Waisen  und  verwahrlosten  jugendlichen  Personen  in  Rettungs- 
und Zwangsarbeitsanstaltcn.  Ncbstdcm  finanziert  der  Staat  die  Naturalverpflegung. 
Die  Armen-.  Bettel-,  Wirtschafts-  und  Sittenpolizei  ist  Gemeindesache.  In  der 
Stadt  besteht  schon  seit  1852  eine  kirchliche  Armenpflege,  sowie  seit  1860  ein 
Armenbureau  (gegen  den  Haus-  und  Strassenbettel).  Während  das  zürichcrischc 
Armenwesen  ein  durchaus  präventiv  indiziertes  und  vorzüglich  organisiertes 
thatsächlich  ist.  kann  das  Schaft1  'hauser  kaum  volle  Anerkennung  finden,  wie 
der  regicrungsrätliche  Bericht  1898  selber  eingesteht,  es  fehle  vor  allem  noch 
ein  Armen-  und  Krankenasyl. 

c)  Die  thurgauisch  e  Staatsverwaltung  ist  mit  Recht  überhaupt  und  auch 
bezüglich  des  Armenwesens  durch  ihre  Korrektheit  bekannt.  Im  Thurgau  herrscht 
ein  gemildertes  Bürgerprinzip,  sonst  ists  wie  in  /.ürieh.  Das  Armengeselz 
datiert  vom  15.  April  1861.  Wir  werfen  einen  raschen  Blick  hinein.  Die 
Unterstützung  hülfsbedürftiger  Armen  ist  zunächst  Pflicht  der  Familie.  Diese 
Pflicht  ist  gesetzlich  geregelt,  sie  untersteht  der  Aufsieht  und  Jurisdiktion  der 
Kirchenvorsteherschaft  der  Gemeinde.  Im  Unvermögensfallc  der  Familie  tritt 
die  bürgerliche  Kirchgemeinde  ein.  Die  Leitung  des  Armen  w  esens  ist  Sache 
der  konfessionellen  Kirchenvorsteherschaft.  deren  Vorsitz  der  Pfarrer  hat.  der 
die  Gesuche  womöglich  persönlich  entgegennimmt.  Die  Armengutsrechnung 
führt  der  Armenpfleger.  Gegenstand  der  Armenfürsorge  sind:  arme  Waisen 
oder  sonst  hülflose,  verlassene  Kinder,  Erwachsene,  die  arbeitsunfähig  oder 
krank  sind,  almoscngenössige  Verstorbene  (Beerdigung».  Gebrechliche  und  Alte 
werden  versorgt.  Kinder  erzogen  und  gebildet.  Erkrankte  arme  Einwohner 
werden  seitens  der  Armenbehörde  sofort  an  die  I leimatinstanz  empfohlen. 
(Kostenersatz).  Verpflegungsbedürftige  werden  in  Anstalten  oder  Familien  ver- 
sorgt. Abstcigerung  ist  ausgeschlossen.  Unterbringung  in  Armenhäusern  in 
beschränktem  Masse  unter  allen  Kautelen  angängig.  Hülfsquellen  sind  zunächst 
die  Erträge  des  Armenfonds.  Kirchensteuern  sodann,  und  Staatszuschüssc. 
Puncto  Steuern  sind  vorgesehen  :  solche  der  Kirchenein wohnergemeindc  und 
der  Ortseinwohnergemeinde  (je  zur  Hälfte),  nachdem  die  Erträgnisse  der  kon- 
fessionellen und  paritätischen  Ortsarmengüter  verwendet  sind.  Der  Staat,  der 
übrigens  die  Einwohnerarmenpflege  der  Ausländer  bezahlt,  während  die  gleiche 
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Leistung  für  Schweizer  «hn  Gemeinden  (»bürgt,  leistet  Na«  hhülfe,  wo  die  (ic- 
meintie  erschöpft  und  greift  ein  bei  ausserordentlichen  Notständen  vorbeugend. 
Seine  Mitttel  sind  hierbei  die  Zinsen  des  Kantonalannenfomls ;  armen  Kranken 
giebt  er  Bad-  und  Kurkostenbeiträge.  Der  Bettel  ist,  wie  in  /.ürich.  streng 
\ erboten.  Die  Bestimmungen  der  Armenpolizei  sind  sehr  eingehend,  ahnlich 
wie  in  Zürich.  Seit  1895  besteht  die  Xaluralvcrpflcgung,  daneben  aber  eine 
scharfe  Polizei.  Thurgau  hat  eine  bekannte  /. vvangsarbeitsanstalt  in  Kalchrein 
und  den  sehr  wohlthätig  (für  die  Armen)  verwalteten  Kantonsspital  in  Kreuz- 
üngen.  Wie  in  der  Stadt  Schafl'hausen  herrscht  auch  in  dem  Hauptorte  Frauen- 
feld eine  rege  freiwillige  Wohlthätigkeit. 

d)  In  St.  Gallen  ist  das  öffentliche  Armenwesen  gemäss  Kantonsver- 
fassung Art.  14  id.  d.  Ib.  November  lSbO)  Sache  der  Oemeinden  mit  Beihülfe 
d«'s  Staates  insbesondere  für  Versorgungsbedürftige.  Das  Aruungesetz.  in 
Kraft  seit  30.  April  1835,  stipuliert  im  wesentlichen  folgendes:  das  Armen- 
wesen besorgt  «b  r  Ortsverwaltungsrat.  eventuell,  in  paritätischen  Ol tsgemrinden, 
die  konfessionelle  Annenpflege.  Die  Annenpolizei  ist  Sache  des  Gemeindcrate«, 
der  überhaupt  die  Aufsicht  führt,  und  Steuern  ausschreibt,  Gegenstand  der 
Unterstützung  sind  nur  Notarme:  rnmündige,  Greise,  ganz  Kranke,  Elende, 
hülflos  (leistes/errüttete :  weiter:  halberwerbsfähige  Kinder.  Gebret  hliche.  Alte. 
Arbeitsscheu  und  Liederlichkeit  haben  kein  Anrecht.  Die  Unterstützungspflicht 
beschränkt  sieht  auf  die  unentbehrlichsten  Lebensbedürfnisse.  Unterstützt 
werden  nur  Ortsbürger,  und  in  der  Regel  diese  nur,  wenn  sie  in  der  Gemeinde 
wohnen  (vergl.  Zug):  Notfalle  vorbehalten  ( Bundesgesetz  von  1875).  Ks  bestehen 
Armenkommissionen.  Armenpflegen,  die  über  die  Annen  Aufsicht  führen,  und 
eventuell  vorübergehende  Hülfe  durch  den  Annenpfleger  geben  lassen  kann. 
Rekursrecht  der  Unterstützungsbedürftigen  und  Pflichtigen  an  den  Regierungsrat. 
Scharfe  Armenpoli/ei  mit  Wirtshaus-  und  Spiel  verbot.  Strafe  des  Arbeitshauses 
(auch  für  uneheliche  Mütter»  sowie  Zwangsdomizil.  F.ndlich  Rückerstattungs- 
pflicht. Das  Gesetz  betreffend  das  polizeiliche  Armenwesen,  in  Kraft  seit 
23.  August  1S77,  ist  eigentlich  nur  «las  Einfühlungsgesetz  zum  Bundesgesetz 
von  1875.  F.s  besteht  eine  Kantonshülfskasse,  die  an  Kantonseinwohner, 
die  durch  ausserordentliche  Natur-  und  Elementarereignisse.  gegen  die  es 
kein«*  Versicherung  giebt,  in  Not  versetzt  sind.  Unterstützungen  gewährt. 
(Gesetz  vom  1.  Marz  1S4S.)  Der  Kanton  betreibt  ein  Kantonsspital,  diverse 
Krankenhäuser  < Walh  nstailt,  Uznach),  «lie  Heil-  un«l  Pflcgeanstalt  St.  Pirmins- 
berg, «las  Asyl  in  Wyl,  «lie  Zwangsarbeitsanstalt  Bizi,  die  Entbindungsanstalt  etc.. 
er  subventi«»niert  «Ii«'  Taubstummenanstalt  «  t« .,   sowie  die  Naturalv«rpflegung. 

Das  st.  gallische  Annengesetz  ist  zwar  alt.  aber  sein«1  Handhabung  ist 
eine  durchaus  moderne.  Besonders  bemerkenswert  ist  das  erfolgreiche  energisch 
und  zi«lb«-wusste  Vorgelun  «ier  Armenixhörden  gegen  verbrecherische  Miss- 
wirtschaft von  unterstützten  Familienvorständen. 

e)  Im  Kanton  A  p  p  e  n  z  «•  1 1  - 1  n  n  er  r  h  od  e  n  besieht  ein  sogenanntes 
Reglement  betreflend  die  Besorgung  des  Armen wesens  vom  18.  November 
18°7.  Zum  Verständnis  desselben  ist  zu  bem«rk«n.  tlass  «Ier  Bezirk  im  Sinne 
des  Reglementes  so  ziemlich  das  ist.  was  man  in  andern  Kantonen  nennt 
Gemeinde.  Weit«T,  neben  «Ier  staatlichen  und  «Ier  Bezirks  -  Armenpflege, 
die  im  innern  Landesteil  durch  «Ii«-  c«»ntrnle  Armenkasse  g«-spiesen  wird  und 
nebenbei  «lie  Einnahmen  aus  der  Hundesteuer  erhält,  bestehen  in  den  meisten 
Kin-hgemeinden  (durch  «len  Ortsgeistlichen  geleistet  freiwillige  Annenvereine. 

Gemäss  Art.  10  der  Kantonsverfassung  vom  24.  Wintennonat  1872  übt 
der  Staat  die  Oberaufsicht  über  das  Arnum wesen.  «las  vom  innern  Lainh'steil 
un«l    von    Oberegg    selbständig    geführt    wird.     Die   dem    innern  Lamlestcile 
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angehörigen  aber  aufwärts  wohnenden  Armen  werden  vom  Armlewtsäekelaint 
respektive  von  der  centralen  Armenkomtnissiou  in  Appenzell  direkt  bedient. 
Die  Unterstützung  der  Annen  im  innern  Landesteil  ist  Sache  desjenigen 
Bezirks,  wo  der  Bedürftige  verarmte.  Er  behält  das  l'nterstützungsbezugsrccht 
su  lange  er  es  bedarf,  auch  wenn  er  den  Bezirk  verlasst  (aber  nicht  den 
Landesteil!).  Wenn  er  den  innern  Landesteil  verlasst.  su  wird  für  ihn  das 
Annleutsäekelamt  (der  Staat)  unterstützungspflichtig.  W  enn  er  innert  zwei 
Jahren  zurückkehrt.,  su  lebt  sein  früheres  Armenrecht  wieder  auf,  spater  muss  der 
neu«-  Wuhnbezirk  unterstützen,  was  für  aus  dem  «Ausland»  Heimgekehrte  auch 
gilt,  insofern  sie  vorher  entweder  nicht  oder  vom  Staat  unterstützt  wurden  Man 
konnte  diese  Organisation  beinahe  als  L'nterstützungs  Wohnsitz  betrachten,  aber 
man  muss  bedenken,  dass  es  in  dem  kleinen  Kanton  keine  Gemeindebürgcr- 
rechte  giebt,  nur  Kantunsbürgerrecht,  hingegen  haben  die  Bezirke  eigene 
Annenkassen  und  somit  ihre  eigenen  Interessen.  Demgemäss  haben  wir  ein 
Biirgerarmenwesen-Komproiniss  zwischen  Staat  und  Bezirken  einerseits,  und  den 
Bezirken  unter  sich  anderseits.  Das  Svstem  dient  nur  dazu,  mit  Hülfe  der 
Freizügigkeit  und  der  Fristen  die  Armenlasten  zu  veri eilen.  Für  ärztliche 
Behandlung.  Asylversetzung  stehen  Bezirk  und  Staat  zusammen,  desgleichen 
im  Falle  von  Versetzung  in  Besserung*-  und  Rentings-  etc.  Anstalten.  Ein 
Armenhaus  und  ein  Waisenhaus  bestehen  in  Appenzell,  ebenso  ein  Kantuns- 
spital, worüber  der  Kanton  verfügt.  Einwohnerarmenpflegkarten  bestreitet 
der  Staat  zur  Hälfte  (Rückvergütungspraxis,  wie  iti  Thurgau  z.  B.l  Die  Bezirks- 
annenverwahung  hat  armen-  und  zuchtpolizeiliche  Kompetenz  (l'eberwcisung 
an  den  Strafrichter).  Das  Annleutsäekelamt  fungiert  als  Besch  werdeinstanz. 
Die  Finanzmittel  fürs  Armenwesen  werden  beschafft  :  aus  den  Testaten  (es 
giebt  aber  wenige)  den  Zinsen  (besteht  aber  nur  in  einzelnen  Bezirken 
«welches  Vermögen  und  zwar  da  auch  wenig,  aus  dem  Reinertrag  der 
Hundesteuer  (Art.  7)  und  weitaus  zum  grössten  Teil  aus  den  Zuschüssen  der 
centralen  Armenkasse  <  Armlcutsäckelamt  (.  Letzteres  bekommt  von  der  kanto- 
nalen Staats-  und  Armensteuer  1  oo.  die  ganze  Staats-  und  Armensteuer 
beträgt  schon  seit  Jahren  jeweilen  5 "  oo  und  wird  alljährlich  durch  den  Grossen 
Rat  festgesetzt. 

f»  Im  Kanton  A  ppen  z  e  11  -  A  usserrhod  e  n  ist  die  Sorge  ftir  die  Armen 
ganz  den  Gemeinden  überlassen.  Die  Gemeinden  haben  alle  amtliche  Armen- 
pflegschaften, sowie  freiwillige  Armenvereine,  und  unterhalten  Armen-  und 
Waisenhäuser,  die  gut  geleitet  sind.  Die  Armenausgaben  der  Gemeinden 
sind  bedeutende.  Die  Kantonalverfassung  lautet  in  Art.  15:  Jede  Gemeinde 
hat  ihre  armen  Angehörigen,  sie  mögen  in  oder  ausser  derselben  wohnen, 
selbst  zu  unterstützen.  Ein  kantonales  Grundgesetz  giebt  es  nicht,  ebenso 
wenig  kantonale  Armenausgaben. 

g>  Die  Armenordnung  des  Kantons  Graubünden  stammt  aus  dem  Jahre 
1857,  ist  aber  fortlaufend  abgeändert  bis  189(»  und  verbessert  worden.  Demgemäss 
hat  die  Gemeinde  ihre  Angehörigen  angemessen  zu  unterstützen,  gleichviel, 
ob  sie  in  der  Gemeinde  wohnen  oder  ausserhalb.  Als  unterstützungsbedürftig 
sind  solche  anzusehen,  die  vorübergehend  oder  «lauernd  ausser  Fall  sind,  sich 
selbst  zu  helfen,  namentlich  altersschwache,  gebrechliche  und  kranke  Arme, 
sowie  verwaiste  oder  verwahrloste  Kinder  vermögensloser  Eltern.  Wer  einer 
Gemeinde  als  Niedergelassener  durch  Verarmung  zur  Last  fällt,  kann  weggewiesen 
werden.  Die  Einwohnerarmenpflege  ist  Sache  der  Wohngemeinde  mit  Regress 
auf  die  Heimat  (wie  in  Zürich).  Bestimmungen  über  Armentransport  sind 
vorhanden.  Wenn  der  Ertrag  des  Armengutes  nicht  ausreicht,  hat  die 
Gemeinde    das   Fehlende    durch   Sammeln   von   Privatbeiträgen   in   Geld  oder 
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Natura  oder  anders  wir  geeignet  zu  ersetzen.  Dabei  werden  die  .Anverwandten 
speziell  herangezogen.  Erst  zuletzt  tritt  der  Staat  ein.  und  zwar  nimmt  er 
dann  zunächst  freiwillige  Armensteuern  auf.  Diese  Art  der  Dcckungsbcschaffung 
ist  ein  Kuriosuni  und  scheint  für  die  öffentliche  Armenpflege  eigentlich  nicht 
angebracht.  Den  Armenkommissionen  der  Gemeinden  liegt  die  Sorge  für  das 
Armengut  ob,  ferner  die  Verwaltung  der  Armenhäuser,  Verkehr  mit  den  Vor- 
mundschaftsbehörden. Sie  hat  auch  den  Armen  zum  Mitgenuss  an  den  Gemcinds- 
utilitäten  (Naturalnutzungen)  zu  verhelfen,  Arbeit  zu  beschaffen  für  Arbeitslose. 
Liederliche  zu  recht  zu  weisen,  die  auswärtige  Armenpflege  zu  besorgen,  die 
niedergelassenen  Armen  zu  patronisicren  (Schutzvögte),  die  Waisen-  und  Kranken- 
häuser zu  überwachen.  Die  Oberaufsicht  hat  das  Departement  des  Erziehungs- 
wesens. Der  Regierungsrat  verfügt  Staatsbeiträge  (Kantonshülfskasse).  leitet 
die  Korrektionsanstalt  Realta,  ordnet  die  Kollekten  an.  Weitere  Bestimmungen 
betreffen  die  Armenpolizei  (Schwabengängerei).  Der  Staat  subventioniert  ins- 
besondere die  Kürsorge  für  die  arme  Jugend.    Freiwillige  Armenpflege  in  Chur. 

h)  Das  Armcngesetz  des  Kantons  Glarus,  erlassen  von  der  Landcs- 
gerneinde  1S78.  revidiert  am  9.  Mai  1886.  Gemäss  Verfassung  $  19  hat  der 
Staat  die  Oberaufsicht  über  das  Armcnwesen.  das  er  gesetzlicherweise  unter- 
stützen muss.  (Art.  79  der  Verfassung).  Die  Unterstützungsgründe  sind  die 
gleichen  wie  /.  B.  in  Zürich.  Die  gesetzliche  Unterstützung  enthält  das  durchaus 
Notwendige.  Die  Ausübung  der  Pflicht  der  Armenunterstützung  obliegt  den 
Armenkreisen.  Wie  in  Zürich  gilt  die  Ersatzpflicht.  Verarmung  durch  eigenes 
Verschulden  hat  Verlust  des  Aktivbürgerrechts  zur  Folge  (Bevogtigung). 
Rcfundationspflicht  und  Hüllspflicht  der  Familie.  Die  Armengemeinde  besteht 
aus  der  stimmberechtigten  bürgerlichen  Einwohnerschaft  eines  Armenkreises 
Übe  «  Tag wenlcute  >  |.  Eine  Armenpflege,  in  der  Gemeinde  gewählt,  verwaltet 
das  Armengut,  kann  auch  Steuern  ausschreiben.  Scharfe  Kontrolle.  Bei  Waisen 
'..  B.  sind  insbesondere  die  Erziehung,  bei  Alten  und  Gebrechlichen  (Arbeits- 
unfähigen) die  Versorgung  (in  Armenhäusern),  bei  Kranken  die  Verpflegung 
im  Auge  behalten.  (Bad-  und  Kurgutscheine).  Missbrauch  in  Armensachen  wird 
an  das  Polizeigericht  gewiesen.  Wirtshausverbot  für  Unterstützte,  wobei,  wie 
in  Thurgau,  der  fehlbare  Wirt  mit  gebüsst  wird.  Strenge  Armen-  und  Bettel- 
polizei. Auf  Anordnung  des  Polizeigerichts  erfolgt  Detention  in  einer  Zwangs- 
arbeitsanstalt (3  Monate  bis  2  Jahre),  an  die  daherigen  Kosten  zahlt  der  Staat 
zwei  Drittel.  Die  Mittel  für  das  Armenwesen  fliessen  aus  dem  Armengut,  aus 
freiwilligen  Steuern.  Beiträgen  des  Staates  und  der  Tagwenkorporationsgüter. 
Die  im  Kanton  wohnhaften  Landmänner,  Bürger,  sind  steuerpflichtig.  Die 
Oberaufsicht  ist  Sache  der  Vormundschaftsdirektion.  Die  finanzielle  Mithülfe 
des  Staates  ist  eine  sehr  weitgehende  und  gesetzlich  festgelegte  ($  45).  Die 
Einwohnerarmenpflege  bezahlen  Staat  und  Gemeinden  zusammen  nach  gesetz- 
lichem Verteiler.  Armenhäuser  sind  in  Glarus  und  Näfcls.  Das  Armcnwesen 
des  Kantons  Glarus  ist  ein  gut  konsolidiertes  und  gut  geführtes. 

B.  Die  nordsch  weizerischc  Gruppe,  a)  Betrachten  wir  zunächst  das 
sehr  interessante  Armenwesen  in  Baselstadt.  Hier  haben  wir  zwar  auch 
das  Bürgerprinzip,  aber  in  Verbindung  mit  einer  amtlich  organisierten  Frei- 
willigkeit und  mit  einem  Zusatz  allgemeine  r  staatlicher  Einwohnerkrankenpflege 
(Poliklinik).  In  Ausführung  von  J$  lb  der  Kantonsverfassung,  d.  d.  2.  Dezember 
1889,  wurde  im  Kanton  Basclstadt,  der  allerdings  organisatorisch  sehr  einfach 
zu  bewältigende  Verhältnisse  aufweist,  das  Armcnwesen  durch  Gesetz,  d.  d. 
25.  November  1897.  geregelt.  Die  Armenpflege  ist  Sache  der  Bürgergemeinden 
(Stadt  und  drei  Landgemeinden)  und  der  freiwilligen  Thätigkeit  unter  Aufsicht, 
Mitwirkung  und  finanzieller  Unterstützung  des  Staates  (Departement  des  Innern). 
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Die  Besorgung  liegt  den  bürgerlichen  Armenbehörden  und  den  Organen  der 
nicht  bürgerlichen  allgemeinen  Armenpflege  ob.  Die  dein  Kanton  durch  das 
vielfach  erwähnte  Bundesgesetz  von  1875  auferlegten  Leistungen  bezahlt  die 
Kantons-(Polizei-)Kassc.  Die  Naturalverpflcgung  ist  Staatssache,  ebenso  die 
Niederlassungspolizei.  Als  offizielle  dauernde  Unterstützungsgründe  der  bürger- 
lichen Armenpflege  gelten :  Verlassenheit  und  Verwahrlosung  der  Jugend, 
Gebrechen  und  Alter  bei  Erwachsenen,  ferner  chronischer  Notstand  (Unter-  " 
bilanz)  bei  Familien.  Vorgängige  gründliche  Information.  Die  öffentliche 
Unterstützung  ist  nur  subsidiär.  Refundationspflicht.  Anstalten  sind  :  Almosen- 
anit,  Waisenhaus,  mit  Inspektion  für  die  übrigens  sehr  eoulantc  auswärtige 
.Annenpflege.  Die  Ausgaben  deckt  zunächst  das  Armengut.  weiterhin  die 
Christian  Merianstiftung.  Eventuell  kommt  allein,  wie  in  Nidwaiden,  eine 
Erbschaftsabgabe  noch  in  Anwendung. 

Die  sogenannte  «allgemeine  Armenpflege»  ist  genau  das,  was  man  in 
Zürich  (Stadt)  die  «freiwillige  und  Einwohnerarmenpflege >  getauft  hat:  der 
amtlich  sanktionierte  und  subventionierte  freiwillige  Armenverein.  Sie  hat  ihr 
eigenes  Statut.  Sie  geht  zurück  ins  Jahr  1870,  als  Nachfolgerin  der  Kranken- 
kommission und  des  Armcnkollegiums .  ähnlich  wie  die  städtische  Zürcher 
Institution  auf  den  alten  freiwilligen  Armenverein  aus  den  Jahren  1874/78 
folgte  und  den  Wohlthätigkcitsverein  mit  absorbierte.  Aufgabe  dieser  allge- 
meinen Armenpflege  ist  die  vorübergehende  Unterstützung  von  Bürgern  und 
Niedergelassenen,  in  Fällen  von  (unverschuldeter)  Krankheit,  Erwerbsstockung, 
Verdienstlosigkeit.  Immerhin  werden  «Ii«*  Bürgerfamilien  nach  einem  Unter- 
stützungsjahr der  bürgerlichen  Armenpflege,  d.  h.  dem  Almosenamt  überwiesen. 
Für  fremde  Niedergelassene  besteht  richtigerweise,  was,  seltsam  genug,  in 
Zürich  unterlassen  ist ,  »  ine  Karenzzeit  von  2  Jahren.  Zugleich  sind  für 
Niedergelassene,  was  in  Zürich  leider  auch  nicht  aufgenommen,  durchaus  mit 
Recht  die  Gewährung  der  Unterstützung  in  jeder  Art  und  in  jedem  Stadiuni 
an  die  angemessene  Mitwirkung  der  Heimatgemeinde  geknüpft.  Das  System 
der  ausgleichenden  Kooperation  von  Heimats-  und  Wohnorts- Armenkasse  ist 
in  Basel  musterhaft.  Die  allgemeine  Armenpflege  hat  sehr  richtigerweise, 
was  in  Zürich  ebenfalls  fehlt.  Schluss  mit  der  (staatlichen)  Poliklinik,  zum 
Zwecke  rationeller  Unterstützung  mi(  Krankenkost.  Kuren.  Bandagen  etc.  von 
poliklinikberechtigten  Armen.  Die  allgemeine  Poliklinik  funktioniert  als  Kin- 
wohnerkrankenpflege.  die  1898  rund  9000  berechtigte  minderbemittelte  und 
unbemittelte  Ansässig»!  umfasste  und  z.  t.  auch  bediente  und  den  Staat  Fr.  190,000 
kostete.  Durch  die  leider  verunglückte  eidgenössische  Unfall-  und  Kranken- 
versicherung wäre  Basel  von  diesen  Kosten  zum  grössten  Teil  entlastet  worden. 
Als  Arbeitsamt  fungiert  der  unentgeltliche  Arbeitsnachweis  der  allgemeinen 
Armenpflege.     Daneben  besteht  die  Armenarbeitsanstalt  zum  Silberberg. 

Die  Ausgaben  bestreiten  in  erster  Linie  die  zahlenden  Mitglieder,  dann 
zu  '/j  der  Staat,  der  ausserdem  ein  den  Reservefond  übersteigendes  Defizit 
deckt.  Organe  der  allgemeinen  Armenpflege  sind:  die  Armenpfleger  (l  auf 
10  Positionen):  die  Bezirkspflege,  die  die  Hülfe  bewilligt,  die  leitende  Kom- 
mission (neungliedrig,  drei  vom  Regierungsrat  delegiert),  die  u.  a.  sich  mit 
exceptionellen  Verhältnissen,  betreffend  die  Karenzzeit  z.  B.  befasst,  die  General- 
versammlung und  das  Sekretariat,  wo  Korrespondenz,  Buchhaltung,  Information, 
Registration  und  Statistik  etc.  besorgt  wird.  Jeder  Kantonseinwohner,  der 
Fr.  3  Jahresbeitrag  zahlt,  ist  Mitglied  der  Armenpflege.  Jeder  ist  verpflichtet, 
die  Wahl  als  Armenpfleger  auf  eine  Amtsdauer  von  3  Jahren  anzunehmen. 
(Busse  bis  auf  Fr.  200  bei  Renitenz).  Der  amtierende  Sekretär  ist  den  Staats- 
beamten  gleichgestellt.     Die  Organisation  der  allgemeinen  Armenpflege  lehnt 
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sich  merklich  an  «las  sogenannte  Elberfelder  System  an.  Sir  arbeitet  womöglich 
mit  Gutscheinen,  sonst  mit  Bargaben.  Ausser  der  allgemeinen  .Armenpflege 
besteht  noch  ein  eigenes  staatliches  Institut  cler  Altersversorgung  für  lang- 
jährige Niedergelassene.  Die  Versorgung  geschieht  durch  Verpfandung  oder 
in  Privatunterkunft.  Das  Armenwesen  des  Kantons  Basrlstadt,  das  für  Zürich 
und  andere  einer  riesigen  Fremdeninvasion  ausgesetzten  Städte  vorbildlich  ist. 
verdient  alle  Anerkennung  ob  seiner  humanen  und  weisen  Organisation.  Die 
private  Wohlthätigkeit,  die  ja  in  Hasel  überreich  entwickelt  ist,  hat  an  dem 
Sekretariat  der  allgemeinen  Armenpflege  einen  willkommenen  C  entraipunkt. 

b)  Das  Gesetz  über  das  Armen  wesen  im  Kanton  Hasel  land  datiert  vom 
7.  November  1859.  die  Vollzugsvcrordnung  vom  (>.  Oktober  18b0  in  Ausführung 
der  Kantonsverfassung  von  1850.  In  jeder  Gemeinde  (Gemeindegesetz  vom 
14.  März  1881,  $  124»  besteht  eine  Armenpflege,  in  der  der  Pfarrer  von  amts- 
wegen  beratende  Stimme  hat.  Die  Unterstützungsgrundsätzc  sind  wie  z.  K.  in 
Obwalden ;  in  den  anschliessenden  Bestimmungen  über  Unterstützungspflicht  etc. 
ist  Anschluss  an  Zürich  bemerkbar.  Die  Mittel  sind  durchaus  die  üblichen,  auch 
Steuern  und  Zuschüsse  der  Gemeinden  mit  Genehmigung  des  Regierungsrates. 
Der  Staat  unterstützt  freiwillige  Vereine,  nach  Massgabe  der  Leistungen.  Die 
Bestimmungen  über  die  Verhinderung  leichtsinniger  Ehen  sind  natürlich  aufge- 
hoben, wir  notieren  nur  ihr  einstiges  Vorhandensein.  Armen-  und  Bcttelpolizei. 
Einsperrung  bei  pflichtwidrigem  Gebahren  bis  auf  10  Tage  durch  statthalteramt- 
liche Verfügung  bei  Ungehorsam,  bei  Elternpflichtvcrletzung  bis  auf  8  Wochen 
(durch  den  Bezirksgerichtspräsidenten i.  Die  Vollzugsverordnung  ist  wesentlich 
eine  Instruktion,  wie  wir  dies  in  Zürich  und  Schwyz  haben,  sie  kennt  die 
Reihenpflege  auch,  wie  L'ri,  sie  heisst  hier  «Kehre-schicken»,  doch  soll  dies  su 
selten  als  möglich  vorkommen.  In  Notlallen  hat  der  Armenpräsident  eine 
gewisse  Kompetenz,  sonst  ist  die  Hauptperson  der  Armenverwaltung  der 
Kassier.  Die  Oberaufsicht  führt  «las  Departement  des  Innern.  Die  Regierung 
bewilligt  an  die  Armenausgaben  der  Gemeinden  ausserordentliche  Staatsbeiträge. 

ci  Ein  eigentliches  Armengesetz  hat  der  Kanton  Solothurn  nicht.  Hin- 
gegen kommen  in  Betracht  einmal  das  Gemeindegesetz:  Organisation  des 
Gemeindewesens,  d.d.  28.  Oktober  1871,  Abschnitt  II,  von  dem  Bürgerrecht. 
$  31.  Jede  Gemeinde  ist  verbunden,  für  den  Unterhalt  derjenigen  dürftigen 
Gemeindebürger  zu  sorgen,  die  sich  weder  durch  eigene  Arbeit  durchzubringen 
im  stände  sind,  noch  durch  die  dazu  verpflichteten  Personen  ($$  250  251  des 
(Zivilgesetzbuches!  hinlängliche  Unterstützung  erhalten.  Weiter  kommen  in  Frage 
$  32,  $  33,  $  b9 ;  sodann  $  1  «Kompetenz  der  Bürgergemeinde :  Armenwesen i 
der  Verordnung  vom  15.  Juli  1881.  Sehr  merkwürdig  sind  dann  die 
Grundmavimen  zu  einer  Armenverordnung,  aufgestellt  von  dem  Grossen  Rat 
den  17.  Dezember  1813.  Die  1.  richtet  sich  gegen  den  Bettel,  die  2.  befiehlt 
die  Schaffung  um!  Aeulnung  von  Armenfonds  an.  (Staatsbeiträge.)  3.  Jede 
Gemeinde  hat  ihre  Ortsannen  selber  zu  erhalten:  hierzu  ist  in  jeder  Gemeinde 
notwendig  die  Einführung  einer  Armenpflege.  Ein  Reglement,  wenn,  was 
wann  und  wie  selbe  das  Almosen  auszuteilen  habe.  4.  Der  Staat  trägt  nur 
verhältnismässig  bei  an  den  Unterhalt  derjenigen  Gemeindcarmen,  die  in  der 
bürgerlichen  Gesellschaft  nicht  können  geduldet  werden,  als  wahnsinnige,  blöd- 
sinnige, sieche  und  unheilbare  kranke  Arme.  Verordnung  zum  Bundesgesetz  von 
1875.  Einwohnerarmenpflege  ist  Sache  der  Gemeinden  und  die  Kosten  bezahlt  der 
Kantonsarmenfond,  der  ausserdem  Badekurkosten  und  Bandage-Artikel  bezahlt, 
sowie  Beiträge  an  Unterstützungsvereine  leistet.  Der  Kanton  unterhält  das 
Kantonsspital  in  Ölten,  sowie  die  Heilanstalt  (für  Irre  etc.)  Rosegg  bei  Solo- 
thurn. ferner  eine  Reibe  anderer  Anstalten  und  die  Naturalverpflegung.  Weiter 
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bestehen  im  Kanton,  ähnlich  wie  im  Kanton  Aargau.  eine  Reihe  vom  Staate 
unterstützte  Arnienerziehungsvereine .  die  die  Hauptträger  der  freiwilligen 
Armenpflege  sind.  Ein  kantonales  Alters-  und  Armenasyl  fehlt  noch.  (Vergl. 
den  Artikel  «  Altersversorgung  >.) 

d>  Bis  zur  Stunde  hat  ein  eigentliches  Armengesetz  auch  der  Kanton 
Aargau  nicht,  dafür  eine  Menge  von  Verordnungen,  die  alle  teilweise  das 
Armenwesen  betreffen.  Zunächst  gilt  noch  das  Armengesetz  vom  17.  Mai 
1804.  Einige  rele\antc  Bestimmungen  sind  folgende:  Jeder  Kantonshürger  hat 
im  Falle  der  Verarmung  Ansprüche  auf  Unterstützung  von  seiner  Gemeinde, 
aus  Fonds  und  Stiftungen,  und  vom  Staat.  Aus  dem  gleichen  Jahr  stammt  die 
Verordnung  betreffend  die  ärztliche  Besorgung  v«>n  Armen  und  Reisenden, 
die  z.  t.  heute  noch  gilt.  Bezirksannenarzt.  Einige  Details  übergehen  wir 
und  gelangen  zur  Verordnung  wider  den  Bettel  vom  28.  August  1S17.  Bekanntlich 
hatten  die  Kantone  Zürich,  Bern.  Luzern.  Zug,  Aargau.  Solothurn  und  Basel 
seit  IK07  ein  Bettelkonkord.it:  die  aufgegriffenen  Bettler  wurden  nicht  an  der 
Kantonsgrenze  freigelassen,  sondern  der  Polizei  abgeliefert!  Bestimmungen 
über  Armenfuhrwesen  aus  dem  Jahre  1839,  über  Einbürgerung  der  ewigen 
Einsassen,  Landsassen  und  Heimatlosen  aus  dem  Jahre  1847  etc.,  interessieren 
hier  uns  weniger,  dagegen  das  (Icmeindsarmenrcglement  vom  25.  Winter- 
monat 1825.  Die  Verwaltung  des  Armengutes  steht  dem  Gemeinderate  zu, 
er  bestimmt  den  Annenpfleger.  $  4  nennt  eine  lange  Reihe  von  Einnahmen. 
Der  Hauptinhalt  behandelt  eigentlich  nur  die  Armengutsverwaltung.  In  $  35 
wird  gesagt:  $  3  des  Gesetzes  vom  17.  Mai  1804  sage :  alle  Armenunterstützung 
soll  bezwecken,  die  Armut  zu  beseitigen  durch  wirtschaftliche  Sclbständig- 
marhung  der  Unterstützten,  nicht  aber  den  Bettel,  den  Müssiggang  zu  unter- 
halten. Die  Versorgung  durch'  den  Umgang  wird  als  jedes  Ehrgefühl 
unterdrückende  Unterstützungsart  verboten.  Die  Unterstützungen  sollen  nicht 
anders  als  vor  versammelter  Armenpflege  bewilligt  werden!  etc.  Im  Kanton 
bestehen  Armenhäuser,  aber  wie  /..  B.  in  St.  (lallen  widmet  ihnen  die  Regierung 
eine  besondere  Aufmerksamkeit.  Anstatt  einer  Verordnung  über  Armenpolizei 
hat  der  Aargau  ein  Ergänzungsgeset /  zur  Strafrechtspflege  in  $  2  einen  sehr 
gesunden  Rückhalt  gegen  Vernachlässigung  der  Familienpflirhten.  was  zucht- 
poli/eilich  bestraft  wird  (Zuchtpolizeigesetz,  d.d.  19.  Februar  1868).  Natürlich 
hat  der  Kanton  die  Naturalverpflegung,  seit  1S<>5,  und  zwar  seit  1897  mit 
Arbeitsvermittlung.  In  den  II  Bezirken  bestehen  Arnienerziehungsvereine, 
ferner  Frauenvereine.  In  Rheinfelden,  Baden.  Schinznaeh  sind  Armenbäder. 
In  Königsfehlen  ist  die  Heil-  und  Pflegeanstalt,  in  Aarau  das  Kantonsspital, 
in  Lenzburg  die  Zwangsarbeitsanstalt.  Eine  ganze  Reihe  von  Rettungs-  und 
Erziehungsanstalten  teils  öffentliche,  teils  private  mit  Staatshülfe  sind  an  der 
Arbeit.  Trotz  alledem  ist  das  Armenwesen  dieses  Kantons,  wie  auch  dasjenige 
von  Solothurn.  speziell,  was  die  auswärtige  Armenpflege  angeht,  durchaus 
reformbedürftig. 

(".  Die  urschweizerische  Gruppe,  a)  Für  das  ganze  Armenwesen 
des  Kantons  Zug  sind  massgebend:  das  Gesetz  über  das  Armenwesen  vom 
8.  November  1880,  das  Gemeindegesetz  vom  20.  Wintermonat  1S7<>,  das  (iesetz 
betreffend  die  Lncntgeltliehkeit  der  Rechtspflege  und  des  Rechtsbeistandes, 
eine  originelle  Einrichtung  von  fortschrittlichem  Ociste,  vom  18.  März  1897. 
Danach  sind  die  Bürgergeineinden  verpflichtet,  aus  Rücksichten  der  Humanität 
und  der  öffentlichen  Ordnung,  die  verarmten  Bürger  nach  Kräften  zu  unter- 
stützen, wobei  die  Mitwirkung  von  privaten  Hülfsvercinen  vorbehalten  ist. 
Die  auswärtige  Unterstützung  (d.  h.  die  auswärtige  Armenpflege)  ist  dem 
Ermessen  der  Almenverwaltung  anheimgestellt.    (Das  ist  allerdings  bedenklich 
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und  keineswegs  im  Interesse  der  freien  Niederlassung).  Niedergelassene  Nicht- 
bürger  werden  im  Verarmungsfalle  einfach  gemäss  Art.  45  der  Bundesverfassung 
besorgt.  Üie  Einnahmequellen  der  Bürgergemeinden  sind  u.  a. :  Zinsen  der 
Funds,  direkte  Steuern,  wozu  alle  in  der  Schweiz  —  also  nicht  bloss  die  im 
Kanton,  wie  in  Zürich,  -  wohnhaften  Gemeindebürger  beitragen.  Als  unter- 
stützungsberechtigt gelten,  im  Falle  ungenügender  freiwilliger  Hülfe:  Waisen  und 
verlassene  Kinder,  vermögenslose  Erwachsene  im  Falle  von  Alter,  Gebrech- 
lichkeit .  Krankheit,  Geisteszerrüttung),  verbunden  mit  Arbeitsunfähigkeit, 
vorübergehend  in  Notlage  geratene  Familien.  Der  Kanton  kennt  das  Institut 
der  Armenärzte.  In  Einwohnerarmenpflegfällen  verfügt  der  Gemeinderat. 
Sonst  hegt  die  Verwaltung  des  Armenwesens  dem  Bürgerrat  für  die  Bürger, 
dem  Einwohnerrat  für  die  Nichtbürger  der  Gemeinde  ob.  Oberaufsicht  übt  der 
Regierungsrat.  Die  Armen  Verwaltung  kann  Familien  auflösen,  mit  Ermächtigung 
des  Regierungsrates  gegen  liederliche  etc.  Arme  disziplinarisch  vorgehen, 
eventuell  Detention  verlugen.  Armcnhau>systcm.  Wirtshaus  verbot.  Nutzungen 
von  dauernd  im  Armenhaus  internierten  Armengenössigen  sind  zur  Verfügung 
der  Verwaltung.  Unterstützungspflicht  der  Verwandten  und  Familien.  Rück- 
ersiattungspflicht.  Armutszeugnisse  stellt  der  Gemeinderat  aus,  deren  Inhaber 
nicht  almosengenössig,  also  stimmberechtigt  ist.  Unentgeltliche  Rechtspflege  und 
Verbeiständung  wird  dem  gewährt,  der  in  Wahrung  seiner  Rechtsinteressen 
ohne  Beschränkung  des  notwendigsten  Lebensunterhaltes  für  sich  und  seine 
Familie  die  Gerichts-  und  Anwaltskosten  nicht  aufbringt.  Das  bezügliche 
Gesuch  ist  an  die  kantonale  Polizeidirektion  zu  richten. 

b)  Auch  in  Luzern  ist  das  Bürgerprinzip,  aber  gemildert  durch  einen 
Zusatz  von  Einwohnerarmenkrankenpflegc.  immerhin  anders  als  in  Schaffhausen. 
Seit  1.  Januar  1891  besteht  das  neue  Armerigesetz  in  Kraft:  es  datiert  vom 
21.  November  1889.  Seine  einschneidende  Neuerung  liegt  in  $  23,  indem  der 
Bürgergemeinde  die  Pflicht  auferlegt  ist.  armen  kranken  Einwohnern,  seien 
sie  Gemeindeangehörige  oder  nicht,  während  höchstens  20  Tagen  im  gleichen 
Kalenderjahr  die  nötige  Pflege  angedeihen  zu  lassen:  und  zwar  ohne  Rückgriff 
wegen  der  Kosten  auf  die  Heimatgemeinde.  Wie  in  Schaffhausen  untersteht 
hier  das-  Armen wesen  dem  Departement  des  Gemeindewesens,  aber  wie  dort 
ist  hier  diese  Stelle  nicht  in  der  Lage,  einen  bedeutenden  Einfluss  auf  die 
harte  Gcmcindearnicnpflegc  auszuüben,  die  dem  Gemeinderat  zur  direkten 
Praxis  zufällt.  Mit  den  Organen  der  freiwilligen  Armenpflege  soll  die  gesetz- 
liche in  Wechselwirkung  stehen  und  kooperativ  vorgehen.  Der  §  steht  aber 
meist  bloss  auf  dem  Papier.  Die  freiwillige  Armenpflege  soll  nämlich  dann 
auch  subventioniert  werden.  Sehr  eingehend  sind  die  Bestimmungen  über 
die  Unterstützungspflicht  der  Verwandten.  Merkwürdig  ist  in  diesem  Zusammen- 
hang die  Bestimmung,  dass  die  Witwe-Mutter,  wenn  sie  durch  Ehe  Bürgerin 
einer  andern  Gemeinde  wird,  die  Erziehung  der  Kinder  aus  der  frühern  Ehe 
pekuniär  sicher  stellen  muss.  Die  Heimatgemeinde  unterstützt  also  subsidiär 
ihre  Angehörigen,  wenn  es  sind  unbemittelte  Waisenkinder  (und  Findelkinder), 
verlassene  hülfelose  und  wegen  Armut  der  Eltern  sittlich  oder  gesundheitlich 
gefährdete  Kinder,  Sorge  für  Erziehung  und  Berufsbildung;  wenn  es  sind 
vermögenslose  Erwachsene  im  Stadium  der  Alters-  oder  Gebrechlichkeits- 
Arbeitsunfähigkeit.  Almosengenössige  Familien  kann  der  Gemeinderat  jederzeit 
auflösen,  einzelne  Glieder  unterstützen,  versorgen,  arbeitsfähige  sich  selbt  über- 
lassen: noch  schärfer  als  in  Zug.  Dies  erscheint  indessen  weniger  human  als 
radikal.  Begreiflich  wird  diese  Beurteilung  der  Armut  nur  aus  den  bittem 
Erfahrungen  des  rauhen  Erwerbslebens  der  Bergbauern.  Unter  den  Einnahme- 
quellen figurieren  auch  Armensteuern,  und  Staatszuschüssc.  Der  Staat  subventio- 
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mert,  wie  in  Zürich,  die  stark  belasteten  Annengemeinden,  er  entschädigt  die 
Armenärzte,  er  unterstützt  Alters-,  Sterbe-  und  Krankenkassen.  Er  unterhält 
die  Vcrpflegungs-  und  Erziehungsanstalt  für  arme  Kinder  in  Rathausen,  die 
wesentlich  zur  Entlastung  der  ärmeren  Gcineindcwaisenämtcr  dient,  ferner 
♦•ine  Zwangsarbeitsanstalt.  Im  Kanton  Luzern  finden  wir  das  System  der 
Armenhausversorgung  und  dasjenige  der  Verdingung,  die  beides  durchaus  nicht 
♦  inwandfreie  Arten  der  Armenfürsorge  sind.  Vorherrschende  Naturalunter- 
stützung.  Ein  ganzes  System  von  Strafandrohungen  richtet  sich  gegen  Bettel, 
pflichtwidriges  Verhalten  Unterstützter,  Pflichtiger,  Pfleger  etc.  Auch  hier  ist 
»*'it  1892  die  Xaturalverpflegung  eingeführt,  deren  Kosten  Kanton  und  Gemeinde- 
verbände  tragen.  Besonders  entwickelt  ist  die  freiwillige  Armenfürsorge  in 
drr  Stadt  Luzern  und  in  Entlebuch.  Sonst  aber  gehört  die  luzernische  (auswär- 
tige) Armenpflege  zum  Schwierigsten,  wie  speziell  der  Kanton  Zürich,  der  ganz 
mit  luzernischen  Armen  überschwemmt  ist,  weiss.  Das  luzernische  Armenwesen 
ist  rein  repressiv  gerichtet  und  somit  nach  heutigen  Erfordernissen  unzulänglich. 

c)  Der  Kanton  Uri  hat  ein  Armengesetz  vom  2.  Mai  1897  (Lands- 
gemeindebeschluss).  Es  beruht  auf  Art.  *>  der  Kantonsverfassung.  Die  Bürger- 
gemeinden haben  die  Pflicht,  unter.  Aufsicht  und  Mitwirkung  des  Staates  ihre 
Bürger  im  Verarmungsfall  zu  unterstützen.  Unterstützungsberechtigte  sind 
folgende:  1.  Anne  und  gleichzeitig  reduziert  Arbeitsfähige:  2.  dürftige  Familien 
oder  Einzelne  in  vorübergehendem  Mangel  an  den  unentbehrlichsten  Bedürf- 
nissen des  Lebens :  also  arme  Waisen  und  sonst  hülf  lose  Kinder,  arbeitsunfähige 
Erwachsene,  Kranke,  sonst  Bedürftige  (Arbeitslose  etc.),  die  ausreichender  Hülfe 
seitens  der  freiwilligen  Wohlthätigkeit  entbehren.  Die  SS  7,  8  und  11  regeln 
die  Einwohnerarmenpflege  mit  Regressrecht  auf  die  Heimat  und  die  Familicn- 
hülfspflicht  inkl.  Rückerstattungspflicht,  ähnlich  wie  in  Zürich.  $  12  ist  pro- 
phylaktisch und  ordnet  die  Unterstützungsweise.  Vorgesehen  ist  die  Verkost- 
g»'ldung,  Unterbringung  im  Armenhaus,  in  der  Erziehungsanstalt,  im  Kantunsspital 
etc..  Hülfe  unter  Belassung  in  der  Familie,  Barhülfe;  Arbeitsbeschaffung.  $  16 
schafft  die  nötige  Praxis  hinsichtlich  Belassung  oder  Wegnahme  von  unter- 
stützungsbedürftigen Kindern  der  Familie.  Sehr  gut  ist  §17,  der  über  die 
auswärtige  Armenpflege  verfügt.  Wie  in  Graubünden,  müssen  hier  Nutzungen 
von  Armengcnössigen  zu  ihren  gunsten  von  der  Behörde  verwendet  werden. 
Die  Armenpflege  hat,  wie  in  Luzern.  sich  mit  der  freiwilligen  Armenfürsorge 
in  Verbindung  zu  setzen.  Titel  III  ist  die  Vollzugsverordnung  zum  Bundes- 
gesetz von  1875.  Die  Armenpflege,  der  die  Untersuchung  des  Falles  und  die 
Verfügung  zusteht,  hat  auch  die  Steuerpflicht  der  Verwandten  festzusetzen 
(Reihenpflege.  Unter  den  Dcckungsbcschaflungsmitteln  notieren  wir:  Erträge, 
Staatsbeiträge,  Leistungen  von  Korporationen,  Armensteuern  (aller  Einwohner!). 
Armenhäuser.  Armenrecht  (ähnlich  wie  in  Zug).  Der  Staat  trägt  bei  einen 
Jahresbeitrag  von  Fr.  12,000  zur  Verteilung  auf  die  Gemeinden,  er  fördert  die 
Errichtung  der  Korrektionsanstalt,  des  Asyls  für  unheilbar  Geisteskranke,  die 
Errichtung  von  Armenhäusern.  Armenpolizeiliche  Bestimmungen  (Ucberweisung 
an  die  Staatsanwaltschaft).  Weiter  kennt  Uri  das  Institut  der  Armenärzte  mit 
Kostenbeteiligung  des  Staates,  sowie  die  Naturalvcrpflegung  armer  Durch- 
reisender. 

d)  Im  Kanton  Schwyz  besteht  noch  die  Armenverordnung  vom  12.  Februar 
1851.  Bedingung  zur  Unterstützungspflicht  eines  sich  um  Unterstützung  Mel- 
denden ist  Armut.  Diese  Pflicht  erstreckt  sich  ciuf  Waisen  und  hülflose  Kinder, 
Verpflegung  der  Invaliden,  arme  Kranke  (inkl.  Geisteskranke).  Wo  keine  Pflich- 
tigen Verwandten  da,  muss  die  Gemeinde  eintreten.  Als  heimatberechtigt 
gelten,  die  aus  der  Gemeinde  abstammen,  die  ihr  durch  Verehelichung  und 
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Bürgcrrcrhtserteilung  angehören,  die  einer  Gemeinde  obrigkeitlich  Zugewiesenen, 
zu  Duldenden.  Di  r  Bezirk  ist  im  Notfall  haftpflichtig.  Einwohnerarmenpflege, 
d.  h.  Vertretung  der  Heimatgemeinde,  wie  in  Zürich.  $  12:  vorübergehende 
Unterstützung  seitens  der  freiwilligen  Armenvereinc  gilt  nicht  als  Belastung 
der  Gemeinde!  Die  Mittel  der  Armenbehörde  sind:  Zinse  des  Armengutes, 
Sammlungen  freiwilliger  Itciträgc.  Krtrag  von  Gemeinde-  und  Genossenland, 
Vermögenssteuer  etc.  Das  <  Armenrecht»  befreit  zugleich  von  Schulgeld  und 
Steuern.  Scharfe  Disciplinarbestimrnungcn  gegen  Kettel  und  Arbeitsscheu,  sowie 
gegen  Missführung  l « inconduite ».  wie  man  das  in  Genf  nennt)  der  Armen  und 
speziell  der  Eltern  und  Kinder  in  unterstützter  Familie.  Ucberweisun^  ans 
Bezirksgericht  (Gefängnisstrafe).  Das  Annenwesen  besorgt  der  Gemeinderat, 
resp.  die  Armenpflege,  unter  Aufsicht  des  Bezirksrats  und  Regierungsrats  (genau 
wie  in  Zürich).  Es  besteht  nun,  wie  in  Zürich,  zum  Gesetz  eine  Instruktion, 
datiert  vom  5.  April  1851,  aus  der  wir,  sie  ist  übrigens  heute  noch  durchaus 
zureichend,  nur  das  Institut  der  Armenväter  (l'atronc),  das  ja  auch  Graubünden 
kennt,  erwähnen.  Es  ist  der  Grundgedanke  des  Elberfelder  Systems,  das  ja 
auch  aus  dieser  Zeit  stammt. 

ei  Der  Kanton  Unter  walden  nid  dem  Wald  hat  ein  Armengesetz 
vom  30.  April  1882,  das  sachgemäss  mit  den  entsprechenden  Bestimmungen 
der  umliegenden  Kantone  vielfach  übereinstimmt.  Wir  erwähnen  nur  Einiges 
daraus:  d.is  Recht  zur  Unterstützung  durch  eine  Armengemeinde  und  hingegen 
auch  die  Pflicht,  zur  Unterstützung  der  Armen  an  dieselbe  zu  steuern,  haben  z.  B. 
alle  Korporationsbürger  («Uerthner  »).  die  in  der  Gemeinde  sitzen  und  das  Ucrthc- 
recht  gemessen.  Die  Unterstützungsgrundsätze  sind  die  üblichen.  Die  Nutzungen 
von  Unterstützten  fallen  zur  Verfügung  der  Armenbehörde  (Glarus.  Graubünden, 
l/ri  etc.).  Die  Unterstützten  dürfen  z.  B.  nur  das  obligatorische  Militärschjessen 
mitmachen.  Selbstverschuldete  Armut  bringt  das  Aktivbürgerrecht  zu  Verlust 
(Glarus).  Einwohnerannenpflege  mit  Rücksicht  auf  die  Krankenkassenmitglied- 
schaft (Zürich).  Sache  der  Be.-.irksgemcinde.  Selbständige  Kompetenz  des  Annen- 
Präsidenten  in  Notfällen,  sonst  fungiert  die  Armenverwaltung  (allmonatliche 
Sitzung),  die  z.  B.  Einsperrung  bis  auf  acht  Tage  verfügt  als  Disciplinarstrafe. 
Wie  in  Zug  ist  das  Eintreten  auf  die  auswärtige  Armenpflege  dem  Ermessen 
der  Armenverwaltung  anheimgestellt.  Unter  den  Finanzen  finden  wir  als  Ein- 
künfte des  Annengutes  z.  B.  auch  Erbschaftsabgaben.  Abgaben  vom  Licgen- 
schaftsverkehr.  Steuern.     Bettel-  und  Armenpolizei. 

f)  Der  Kanton  Unterwaiden  ob  dem  Wald  hat  auch  ein  Armengesetz. 
dasselbe  ist  erlassen  von  der  Landsgemeinde  am  26.  Weinmonat  1851  und 
seither  abgeändert  (noch  im  März  1898),  es  stimmt  mit  dem  Graubündner 
vielfach  überein.  Die  Unterstützungsgrundsätze  sind  durchaus  die  üblichen 
(vergl.  z.  B.  Glarus).  Auch  die  Einnahmequellen  erzeigen  nichts  Neues  oder 
Ungewöhnliches.  $  12  bestimmt  die  Familien-  und  verwandtschaftliche  Unter- 
stützungspflicht, die  bei  Bürgern  der  gleichen  Gemeinde  bis  auf  den  fünften 
Grad  (inkl.)  geht.  Es  werden  Armenkommissionen  eingesetzt.  Der  Gemeinderat 
überwacht  den  Steuerbezug,  die  Führung  und  Bedienung  der  Armen,  forscht 
den  Ursachen  der  Armut  nach  und  verfügt  in  Fällen  von  Misswirtschaft  (Selbst- 
verschulden) eventuell  Bevogtung  (Glarus  und  Zürich).  Die  Pflichten  der  Unter- 
stützten ( Arbeitsamkeit,  Eingezogenheit.  Verzicht  auf  Spiel  und  Belustigung, 
Rückerstattung)  sind  genau  geregelt.  Armenpolizei.  Bestrafung  der  Fehlbaren 
durch  den  Regierungsrat. 

D.  Die  west-  und  südschweizerische  Gruppe  (die  welsche 
Schweiz),  a)  Der  Kanton  Freiburg  hat  ein  Gesetz  vom  17.  Wintermonat  1S6"J 
über  die  Armenunterstützung  und  den  Bettel.   Die  Annen  haben  keinen  gesetz- 
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liehen  .Anspruch  auf  Unterstützung  durch  die  Gemeinde,  d.  h.  aber  nur,  dass 
es  kein  klagbares  Recht  auf  Unterstützung  giebt  (Luzern).  Die  Gemeinden 
sind  doch  verpflichtet,  für  die  armen  Angehörigen  zu  sorgen,  sie  können  das 
unmittelbar  oder  durch  Vermittlung  der  Armenvereine  thun.  Die  Kategorien 
der  Unterstützungsbererhtigten  sind  durchaus  die  üblichen.  Die  \rcrwaltung 
ist  Sache  der  Gemeinderäte,  der  Geistliche  kann  beigezogen  werden.  Wenn 
die  Unterstützungen  pfarrci weise  verteilt  werden,  so  muss  der  Pfarrer  beige- 
zogen werden.  Es  kann  auch  ein  besonderer  Ausschuss  bestellt  werden.  Aufsicht 
üben  die  Oberamtleute  und  die  Direktion  des  Innern.  Unter  den  Hülfsquellen 
finden  wir:  Erträgnisse  von  Fonds,  Bussen,  Gebühren  für  Wirtschaftspatente, 
Heiratsgebühren,  Einkaufsgelder:  —  ausserordentlich:  Kollekten,  Gemeinde- 
beiträge. Die  Armenpolizei  ist  sehr  scharf  (Einsperrung  im  Zuchthaus  bis  drei 
Monate,  wenn  der  Unterstützte  seinen  Zustand  durch  Trunk  oder  Müssiggang 
verschuldet,  sich  weigert,  die  angewiesene  Arbeit  zu  thun).  Ueberhaupt  bilden 
die  Straf-  und  Repressivbestimmungen  aller  Art  den  Hauptinhalt  dieses  Gesetzes, 
da>  insofern  unter  dem  heutigen  Stand  der  Aufklärung  im  Armenwesen  nur 
wenig  Interesse  verdienen  kann. 

b)  Der  Kanton  Waadt  hat  sich  der  Ende  der  achtziger  Jahre  bemerk- 
baren Neubewegung  auf  dem  Gebiete  der  Armengesetzgebung  angeschlossen 
und  dann  ein  sehr  gutes  Armengesetz  geschaffen:  loi  du  24  aoüt  1888  sur 
lassistance  publique,  des  pauvres  et  lYducation  des  enfants  malhcureux  et 
abandonnes.  Unterstützungsberechtigt  sind :  armen  Waisen  und  verlassene 
Kinder.  Alte  und  Arbeitsunfähige,  unverschuldet  vorübergehend  Bedürftige. 
In  der  Regel  findet  die  Unterstützung  in  der  Häuslichkeit  statt,  eventuell  in 
anderen  Familien  oder  Anstalten.  Die  Kinder  werden  erzogen  und  geschult 
und  berufsmässig  ausgebildet,  die  anderen  zweckmässig  beschäftigt  und  ver- 
pflegt. Die  Arbeitslosen  werden  mit  Arbeit  versehen.  Die  Pflichten  der  Familie 
sind  kurz  und  gut  festgestellt.  Ebenso  die  Pflichten  des  Staates.  Die  Ein- 
wohnerarmenpflege ist  doch  Sache  der  Gemeinden.  Die  Verwaltung  ist  Sache 
des  Gemeinderates  unter  Aufsicht  des  Prefct  und  des  Departements  des  Innern. 
Die  Hülfsquellen  sind  u.  a.  Kollekten  und  Staatsbeiträge,  Beiträge  der  «Con- 
frerics  >.  Ein  grosser  Abschnitt  ist  dann  der  Enfance  malbeureuse  gewidmet  — 
ahnlicli  wie  in  Neuenbürg.  Die  Obsorge  für  die  Kranken.  Greise,  Invaliden 
und  Unheilbaren  ist  Staatssache.  Armenpolizei  ( Wirtshausverbol),  A'ersctzung  in 
«ine  Strafarbeitskolonie.  —  Das  waadtländiscbe  Armcngesctz  ist  durchaus 
m<>«lern  und  praktisch  und  verdient  insofern  alle  Anerkennung. 

c)  Das  allerneueste  Gesetz  über  die  Armenpflege  hat  der  Kanton  Wallis 
I>  datiert  vom  3.  Dezember  1898.  Die  öffentliche  Armenpflege  umfasst  genau 
die  gleichen  Kategorien  wie  im  .Kanton  Waadt.  Die  Einwohnerarmenpflege 
der  Schweizerbürger  besorgt  die  Gemeinde,  die  der  Ausländer  der  Staat.  Die 
N'aturalverpflegung  ist  Sache  der  Gemeinde.  Der  Staat  unterstützt  Wohlthätig- 
keitsanstalten  und  Erziehungsinstitutc  für  arme  Kinder,  auch  Privatanstalten. 
—  Die  Organisation  der  Armenpflege  betreffend  ist  zu  erwähnen:  der  Wohl- 
thätigkeitsaussehuss,  in  dem  auch  Frauen  sind,  dann  der  Gemeinderat  etc. 
Die  Burgergüter  sind  beitragspflichtig  an  die  Annenkasse.  Der  Wohlthätigkeits- 
.'tusschuss.  bestellt  vom  Gemeinderat,  überwacht  die  direkte  Verteilung  der 
flabcn.  die  Führung  der  Eltern,  die  Führung  der  Annen  selbst  etc.  etc..  er 
verhandelt  mit  der  unterstützungspflichtigen  Verwandtschaft  zunächst  gütlich, 
nachher  verfügt  der  Gemeinderat.  —  Straf bestimmungen  gegen  Bettel  und 
pflichtwidriges  Gebahren  der  Unterstützten,  wie  z.  B.  in  Uri.  Das  Gesetz  von 
Wallis  bringt  den  originellen  Gedanken  der  amtlichen  Mitwirkung  der  Frau 
in  der  gesetzlichen  Armenpflege. 
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d)  Der  Kanton  Genf  hat  kein  eigentliches  Armengesetz.  Es  besteht  ein 
Verfassungsgesetz  über  die  Organisation  der  öffentlichen  Armenpflege  (29.  Okto- 
ber 1898).  Die  öffentliche  Armenpflege  umfasst  demnach  folgende  Anstalten: 
Hospiee  göndral,  Kantonsspital.  Irrenanstalt.  Erholungshaus  Petit  -  Saeonnex. 
Altcrsasyl,  Kinderschutzdienst,  alles  untersteht  der  Direktion  des  Regierungs- 
rates. Für  jedes  Institut  besteht  eine  Spczialkommission.  Für  uns  kommt 
insbesondere  in  Betracht  das  Hospiee  gcndral,  dem  die  Hedürftigenunterstützung 
der  Genferbürger  obliegt.  Die  begründeten  Gesuche  gelangen  an  den  Präsi- 
denten und  werden  speziell  geprüft  durch  ein  Mitglied  der  Kommission.  Ent- 
scheid über  den  Antrag  in  der  Sitzung.  Der  Petent  muss  die  Gabe  (Geld 
oder  natura)  persönlich  in  Empfang  nehmen,  Kinder  dürfen  nie  quittieren. 
Invalide  werden  im  Hause  unterstützt  (Reglement  vom  3.  September  1895). 
Jedes  Jahr  veranstaltet  das  Hospiee,  das  die  nationale  Wohlthätigkeitsanstali 
vorstellt,  eine  Kollekte  in  allen  Gemeinden  zur  Deckung  des  Defizits.  Dt** 
Hauptausgabe  wird  indessen  durch  das  rentierende  Vermögen  der  Anstalt 
bestritten. 

Ausserdem  besteht  in  Genf  das  Bureau  central  de  bienfaisance  des  frei- 
willigen Annenvereins,  der  vorübergehende  Hülfe  gewährt,  nicht  nur  an  Genfer, 
eine  Organisation,  die  viel  Aehnlichkeit  hat  mit  der  Einwohnerarmenpflege  in 
Zürich,  und  schon  seit  33  Jahren  arbeitet.  Erwähnenswert  ist  auch  der  Adresse- 
offiYe  in  Genf,  gegründet  durch  die  Socidtd  pour  l  assistance  par  le  travail, 
der  schon  über  Fr.  50,000  an  Arbeitslose  (seit  1895)  Vermittelt  hat. 

e)  Der  Kanton  Tessin,  den  wir  im  Anschluss  an  die  welschen  Kantone 
behandeln,  hat  es  trotz  sehr  vieler  Anlaufe  noch  nicht  zu  einein  Armengesetz 
gebracht;  er  ist  im  gleichen  Falle  wie  Aargau.  Er  hat  einige  Verfassungs- 
artikel, in  denen  vom  Prinzip  der  Bürgerarmenpflege  der  Gemeinden  die  Rede 
ist.  —  Hingegen  besteht  seit  1855  eine  konstante  Verwaltungspraxis  puncto 
Armenwesen,  als  Ersatz.  Demgemäss  besteht  also  strenge  bürgerliche  Armen- 
pflege, wie  man  sie  etwa  in  Zug  übt.  Auf  das  Einzelne  können  wir  nicht 
eintreten.  Es  soll  nur  erwähnt  werden,  dass  die  Regierung  kraft  ihres  Ober- 
aufsichtsrechtes darauf  zu  halten  in  der  Lage  und  willens  ist.  dass  die  Gemeinden 
eine  humane  und  im  modernen  Sinne  verwaltete  Annenpraxis  üben. 

2.  WoHNSiTzi'RiNzn*.  Das  Territorialprinzip,  das  in  der  Bundesverfassung 
von  1874  in  Art.  45  bereits  berücksichtigt  ist.  hat  bis  heute  erst  den  Kanton 
Bern  definitiv  und  den  Kanton  Neuenburg  jüngsthin  erobert.  Indessen  isi 
auch  in  Bern  das  neue  Armengesetz  noch  nicht  absolut  eingewurzelt.  Man 
kann  also  nicht  sagen,  dass  in  der  Schweiz  das  Wohnsitzprinzip  im  Armen - 
wesen  eine  bedeutende  Rolle  spiele.  Wenn  heute  der  Bund  ein  Bundesgesetz 
betreffend  eine  Anzahl  prinzipieller  Punkte  erlassen  würde,  so  hätte  er  auf  da* 
Vorhandensein  dieses  neben  dem  ßürgerarmenwesen  Rücksicht  zu  nehmen. 
Ein  organisatorisches  Hindernis  könnte  dies  indessen  nicht  bilden. 

a>  Der  Kanton  Bern  ist  weder  ohne  Versuche  mit  «lern  Bürgerprinzip, 
noch  verschiedene  gewaltige  Anstrengungen  zu  seinem  heutigen  Armenwesen, 
das  auf  dem  Einwohnerprinzip  basiert,  gekommen.  Das  geltende  einheitlich' 
Armengesetz  datiert  aus  dem  Jahre  1897  und  ist  in  der  That  wesentlich  das 
Werk  des  kantonalen  Armendirektors  Ritsehard.  Seine  Ausführungen  zum 
Entwurf  gehören  zum  Lesenswertesten  über  Armenpolitik  überhaupt.  Der 
Kanton  ist  nunmehr  mit  einer  organisierten  Mannigfaltigkeit  von  Unterstützungs- 
u  ohnsitzen  ausgestattet.  Folgerichtig  wurde  das  Niederlassungs  wesen,  das  hier 
eine  einschneidende  Rolle  spielt  und  alle  Aufmerksamkeit  des  Gesetzgebers 
erfordert,  eigentümlich  gestaltet,  im  Interesse  der  richtigen  Lastenverteilung. 
L.tstenausgleichung.     Erwerbbar   ist    ein    Unterstiitzungswohnsitz    durch  Ein- 
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wohnung,  Niederlassung  in  dauerndem  Sinn  {Heimatschein).  Knt/.ug  oder  Ver- 
weigerung der  Niederlassung  bei  erwiesener  dauernder  Hülfsbedürftigkcit. 
Innerhalb  der  zwei  ersten  Jahre  der  Niederlassung  am  Orte  hat  die  frühere 
Wohnsitzgemeinde  die  erwachsenden  Unterstützungskosten  der  jetzigen  zu 
erstatten.  Oer  erworbene  Unterstützungswohnsitz  geht  durch  Niederlassung 
ausserhalb  des  Kantons  innert  der  zwei  folgenden  Jahre  nicht  unter.  Die 
weitere  auswärtige  Armenpflege  ist  Sache  der  kantonalen  Armendirektion.  Sehr 
viel  Aufmerksamkeit  schenkt  Bern  dem  Institut  der  Inspektoren.  Die  Bczirks- 
armeninspektoren  haben  den  Etat  der  dauernd  Unterstützten  festzusetzen,  die 
Versorgung  der  Unterstützten  zu  beaufsichtigen  (es  besteht  eine  Instruktion 
vnm  IH.  Oktober  1898).  Ausserdem  fungiert  ein  kantonaler  Armeninspektor, 
<lem  insbesondere  auch  die  Aufsicht  über  die  auswärtige  Armenpflege  obliegt 
("Dekret  vom  26.  April  1898,  wichtig  $5!».  Die  Einwohnerarmenpflege  gemäss 
Hundesgesetz  (1875)  bezahlt  der  Kanton,  der  auch  50%  der  Kosten  der  Natural- 
verpflegung  trägt.  Die  finanziellen  Hülfsmittel  der  öffentlichen  Armenpflege 
für  di<-  dauernd  Unterstützten  sind  Beiträge  der  Familie,  der  Burgcrgüter,  der 
fiemeindearmengüter,  die  Rückerstattungen.  Beiträge  des  Staates  und  der 
(ierneinden.    Nebst  dem  bestehen  «Spendkassen». 

b)  Der  zweite  Kanton,  der  es  noch  mit  dem  Territorialprinzip  neuerdings 
probiert,  ist  Neuenburg;  und  das  muss  man  schon  sagen,  er  als  durch  und 
durch   gleichartig  begüterter  Industrickanton  mit  einer  hochintclligenten  und 
arbeitsamen  und  durchaus  zusammengehörigen  Bevölkerung  eignet  sich  dazu 
besser  als  Bern.    Das  betreffende  Oesetz  (loi  sur  l'assistance  publique  et  sur 
la   protection   de  l'cnfance  malhcureuse»  datiert    vom  23.  März   1889.  Jede 
Gemeinde  unterstützt  ihre  Angehörigen  und  die  Angehörigen  anderer  Gemein- 
den des  Kantons,  die  in  der  Gemeinde  wohnen.    Mit  der  Niederlassung  erwirbt 
der  Kantonsbürger  den  Unterstiitzungswohnsitz  (domicile  de  secours).  Nieder- 
lassung wird  nur  bei  Arbeitsunfähigkeit  verweigert.  Die  ausserkantonale  Armen- 
pflege ist  Sache  der  Heimatgemeinde,  diese  ist  übrigens  zur  Hülfelcistung  nach 
auswärts  nicht  verpflichtet,  nur  im  Falle  der  Heimschaffung.  Unterstützt  werden: 
hülflose    Kinder,   Waisen,    Alte,    Kranke,  Invalide.    Die   Waisen   kommen  in 
Erziehungsanstalten,  die  Greise  und  Invaliden  in  Anstalten  oder  zu  Familien, 
die  Kranken  (inkl.  Geisteskranke  und  Unheilbare)  kommen  in  Krankenhäuser. 
Finanzen :    Fondserträgnisse.   Familienbeiträge,   Geschenke,  Rückerstattungen, 
Kollekten,  Lizenzen  für  Schauspiele,  Konzerte  etc.   Ausserdem  kommen  Beiträge 
der  Gemeinden  und  des  Staates  hinzu,  wenn  nötig.   Der  Gemeinderat  setzt  eine 
Armenkommission  ein,  der  die  Ausübungen  der  Armenfürsorge  obliegt.  Aus 
den  Bestimmungen  über  den  Kinderschutz  citieren  wir  Art.  65.    Es  kann  die 
elterliche  Gewalt  entzogen  werden  notorischen  Misswirtschaftern  und  Trinkern. 
Die   Einwohner- Armenpflege    i  Bundesgesetz    1875)  ist  Sache  der  Gemeinden 
( l'olizcikasse). 

Dass  nun  gerade  eine  unüberbrückbare  Kluft  bestehe  zwischen  dem  Terri- 
torialarmenwcsen  von  Neuenburg  und  dem  Bürgerprinzip,  kann  man  nicht  finden. 
Der  Kanton  Appenzell-Innerrhoden  konnte  etwa  mit  dem  gleichen  Recht  auch 
als  Einwohnerarmenpflegs-Kanton  gelten,  wie  Neuenburg. 

IV.  Freiwillige  Armenpflege.  Neben  der  obligatorischen  oder,  besser 
gesagt,  gesetzlichen  Armenpflege  giebt  es  in  der  Schweiz  durchweg  eine  sehr 
rege  und  stellenweise  hochentwickelte  freiwillige  Armenpflegethätigkeit.  In 
Basel  und  in  Zürich  haben  sich  die  bestorganisierten  Institute  der  freiwilligen 
Armenpflege  sogar  amtliche  Anerkennung  und  öffentliche  Subvention  von  erheb- 
licher Bedeutung  zu  erringen  gewusst.  Thatsache  ist,  dass  überall  die  frei- 
willige Liebesthätigkcit  die  gesetzliche  entlastet,  ergänzt,  jedenfalls  unterstützt. 
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Aber  es  ist  unerlässlich,  dass  die  gesetzliche  Armenfürsorge  bestehe  und  lest 
gegründet  sei.  Es  giebt  Zweige  der  Armenpflege,  die  der  freiwilligen  Thätig- 
keit  nicht  überlassen  sein  können.  Die  freiwillige  Thätigkeit  äussert  sich  in 
Wirksamkeit  von  Vereinen,  insbesondere  auch  Frauenvereinen,  die  nicht  bloss 
finanzielle,  sondern  sehr  wertvolle  persönliche  Einwirkungen  und  Hülle  ein- 
zusetzen haben.  Das  ist  ja  überhaupt  wertvoll,  dass  die  persönliche  Einwirkung, 
die  von  Seiten  der  gesetzlichen  Armenpflege  meist  fehlt  oder  dann  unpassend 
erfolgt,  möglichst  gepflegt  wird.  Die  Hülfsvereine  haben  insbesondere  Berufung 
zur  Pflege  der  Kindererziehung,  auch  zur  Krankenpflege.  Eine  irgendwelche 
zuverlässige  Uebersicht  über  die  vorhandene  freiwillige  Armenpflegethätigkeit 
ist  zur  Zeit  nicht  vorhanden,  es  herrscht  auf  diesem  Gebiete  auch  vielfach 
die  «Mode».  Wer  sich  einen  Einblick  z.  B.  in  die  Wohlthätigkeitsenergie  der 
Stadt  Zürich  verschaffen  will,  den  können  wir  auf  die  ganz  neue  Publikation 
(Juli  1900):  «Zürich,  deine  Wohlthaten  erhalten  dich!»  verweisen.  Man  muss 
aber  ja  nicht  glauben,  dass  nur  in  den  Städten  in  dieser  Weise  gewirkt  werde: 
es  ist  vielmehr  auch  in  Land-  und  Berggemeinden  vielfach  ein  erfreulicher 
Opfersinn  vorhanden. 

V.  Reformbestrebungen.  I.  Kantonai.k  Rkkormln.  In  manchen  Kan- 
tonen sind,  wie  wir  gesehen  haben,  in  den  letzten  Jahren  neue  Armengeset7e 
an  Stelle  der  alten  und  veralteten  getreten.  Reformen  sind  notwendig  geworden 
hauptsächlich  wegen  der  total  veränderten  Bevölkerungszusammensetzung,  wie 
sie  heute  Thatsache  ist:  die  wenigsten  Bürger  wohnen  noch  in  der  Bürger- 
gemeinde  selbst.  Daher  kamen  dann  grosse  Ucbelstände  in  der  immer  mehr 
überhandnehmenden  auswärtigen  Armenpflege  und  bedenkliche  finanzielle 
Ungleichheiten  und  Ungerechtigkeiten  der  Belastung  der  Gemeinden.  Die 
gemfichten,  wie  die  projektierten  Reformen  bedeuten  im  Grunde  immer  eine 
Korrektur  des  undurchführbar  gewordenen  strengen  Bürgerprinzips  durch  Ein- 
führung gewisser  Momente  des  Wohnprinzips.  Mehrfach  wurde  dann  zugleich 
vom  Gemeindearmenwesen  zur  Staatsarmenpflege  übergegangen,  oder  wenig- 
stens dahin  tendiert.  Soviel  steht  fest,  dass.  wenn  auch  das  Armenbürgerrecht 
selbst  noch  eine  fast  unerschütterte  Grundinstitution  der  schweizerischen  Ver- 
fassungsgebilde ist,  die  Einsicht  sich  immer  mehr  verbreitet,  dass  es  mit  dem 
sonst  geltenden  Grundsätze  der  Freizügigkeit  vielfach  in  unheilvollen  Konflikt 
kommt  und  dass  Reinedur  geschaffen  werden  muss  und  nur  kann  durch  grössere 
Biegsamkeit.  So  bequem  es  in  verwaltungstechnischer  Hinsicht  ist.  wenn  da* 
Armenrecht  dem  Bürger  überall  hin  folgt,  so  unmöglich  wird  den  Gemeinden 
die  auswärtige  Armenpflege  ohne  Kooperation  des  Unterstützungswohnsitzes 
resp.  der  Unterstützungsorgane  des  Wohnsitzes  der  Bürger  und  zwar  insbeson- 
dere den  Landgemeinden  mit  agricolen  oder  hausindustriellen  bescheidenen 
Verhältnissen  gegenüber  den  anspruchsvollen  armen  Bürgern,  die  dem  «Zun 
in  die  Stadt»  gefolgt  sind. 

a)  Interessant  ist  die  Reformbewegung  im  Kanton  Zürich  verlaufen.  Der 
auf  Veranlassung  der  sogenannten  «Hedingerinitiative»  d.  h.  des  Abänderungs- 
vorschlags zum  Armengesetz  vom  28.  Juni  1853  im  Sinne  der  Einführung  eines 
Territorialarmen wesens  vom  11.  April  1892  ausgearbeitete  Gesetzesentwurf  (der 
endlich  am  30.  Juni  1899  publiziert  werden  konnte)  wurde  am  30.  Oktober 
1899  vom  Kantonsrate  selbst  abgelehnt.  Damit  war  ein  Vorstoss  der  vom 
Städtehass  erfüllten  Bauerngemeinden  abgeschlagen.  Ganz  ohne  Resultat  ver- 
liefen aber  die  Debatten  nicht.  Die  Regierung  wurde  eingeladen,  zu  prüfen 
und  Bericht  und  Antrag  zu  stellen,  in  welcher  Weise  die  stark  belasteten 
Armengemeinden  bis  zum  Erlass  eines  neuen  Armengesetzes  noch  wirksamer 
unterstützt  werden  können.   Am  9.  Juni  1900  beantragte  nun  der  Regierungsrat 
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dem  Kantonsrate,  für  das  Jahr  1900  als  allgemeine  Beiträge  an  ilie  Armen- 
ausgaben der  Gemeinden  Fr.  280,000  einzustellen.  «Kein«:  Gemeinde  sollte 
in  der  Regel  mehr  als  1  1  *  0  oo  Armen- Vermögenssteuer  erheben  müssen  >  — 
das  war  dabei  der  leitende  Gedanke.  Vorläufig  wird  es  bei  einer  derartigen 
Finanzausgleichspolitik  verbleiben,  ebenso  also  beim  alten  Armengesetz. 

b)  Soviel  uns  bekannt  geworden,  hat  auch  der  Kanton  Schaffhausen 
die  Absieht,  sein  Gerneindegesetz  zu  revidieren,  wobei  dann  auch  das  Armen- 
wesen davon  profitieren  würde.  Näheres  über  die  Knt  würfe  etr.  hierüber  ist 
aber  noeh  nicht  zur  Mitteilung  gelangt. 

c>  Im  Kanton  Thurgau  hat.  ähnlich  wie  in  Zürich,  der  Bauernbund  — 
allerdings  erfolglos  —  anno  1898  verlangt,  dass  das  Armengesetz  im  Sinne 
der  Einführung  des  Territorialprinzips  revidiert  werde.  Der  Regicrungsrat 
bemerkte  im  gleichen  Bericht  hier/u  folgendes  mit  Recht:  «  Wenig  empfehlend 
für  das  Territorialprinzip  sind  die  Erfahrungen,  die  im  Verkehr  mit  den 
deutscher.  Armenbehörden  gemacht  werden.*  Der  Regierungsrat  meint  die 
unendlich  schleppende  Geschäftserledigung  und  die  endlose  Vielschreiberei. 

d)  Auch  in  Euzern  sieht  man  sich  zu  einer  Reform  der  dort  einge- 
richteten Einwohner-Armenkrankenpllege  veranlasst.  Wir  haben  notiert,  dass 
dieselbe  dort  Staatssache  ist.  Nun  haben  sich  die  daherigen  Kosten  in  einer 
für  den  Staat  drückend  gewordenen  Weise  gesteigert,  so  dass  Abhülfe  not 
thut.  Es  ist  eben  konstatiert  worden,  «dass  mit  der  Erwirkung  der  Armen- 
scheine  .Missbrauch  getrieben  wird».  Die  Gemeinden  sind  an  den  Kosten 
gar  nicht  interessiert  und  haben  sonst  kein  Interesse  an  einer  scharfen  Kon- 
trolle. Man  muss  daher,  um  diese  zu  erzielen,  die  Gemeinden  wieder  inter- 
essieren. Daraufhin  zielen  nun  die  Reformvorschläge  der  Regierung.  Sic  will 
die  Gemeinden  subventionieren,  nicht  mehr  ganz  entlasten.  Zur  Beratung  in 
der  gesetzgebenden  Behörde  sind  die  Vorschläge  der  Regierung  noch  nicht 
gelangt.  (Siehe  Nr.  12  des  «Sc  hweiz.  Ontralblattes  für  Staats-  und  Gemeinde- 
verwaltung», Seite  92  IV.,  Artikel  von  Staatsschreiher  Schnyder). 

e)  Im  Kanton  Aargau  ist  »lie  Klage  über  zu  grosse  Armenlastcn  per- 
manent. Mit  Recht  kann  es  befremden,  sagt  die  Regierung  »1899»,  dass  die 
Revision  des  veralteten  Gesetzes  von  1804  und  des  Gemeindcarmenreglements 
von  1825  immer  noch  nicht  an  die  Hand  genommen  wird.  Es  hat  das  seinen 
Grund  darin,  dass  es  einerseits  ausserordentlich  schwierig  ist,  die  Besorgung 
des  Armen-  und  namentlich  des  L  nterstützungswesens  nach  bestimmten  gesetz- 
lichen Normen  zu  regeln  und  dass  man  anderseits  auch  ohne  Gesetzespara- 
graphen ganz  gut  auskommen  kann.  Es  ist  kein  Armenfall  wie  der  andere; 
nach  Schablonen  kann  da  nicht  verfahren  werden. 

Dass  das  Gesetz  von  1804  den  modernen  Anforderungen  nicht  mehr  ent- 
spreche, wusste  man  schon  lange.  Schon  1S49  legte  der  Regierungsrat  den 
Entwurf  eines  neuen  vor:  er  wurde  abgelehnt.  Die  Verfassung  von  1852 
forderte  ($  31)  den  beförderlichen  Erlass  eines  Armengesetzes.  18<>3  wurde 
der  Armcnartikel  revidiert  (die  Fürsorge  für  die  Armen  ist  Sache  der  Heimat - 
gemeinden  unter  Mitwirkung  des  Staates  etc.  l'eber  die  Armenpflege  und 
deren  Organisation,  sowie  über  die  Einrichtung  der  Armenhäuser  wird  das 
Gesetz  das  Nähere  bestimmen.  Art.  82).  Es  entstand  dann  das  Gesetz  von 
IH76.  Die  Regierung  wollte  das  Territorialprinzip  einführen.  Das  Gesetz 
wurde  vom  Volk  verworfen.  Bis  heute  ist  es  zu  einem  neuen  Gesetz  nicht 
gekommen.  Die  Gemeinden  würden  vermutlich  ein  Gesetz,  das  die  obliga- 
torische Armenpflege  zu  Ungunsten  der  freiwilligen  beschränkt,  annehmen. 
Jedenfalls  wird  man  im  Aargau  leistungsfähige  Armenverbände  schaffen  müssen, 
ohne   aber  dem  Territorialprinzip  Konzessionen  zu  machen.    (.Vergl.  die  vor- 
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zügliche  Schrift:  Das  Armenwesen  im  Aargau  von  F.  Naef.  Kantonsstatistiker. 
Aarau  1888.) 

f)  Der  Kanton  Freihurg  hat.  wie  wir  erfahren,  mit'  der  auswärtigen 
Abteilung  der  bürgerlichen  Armenpflege  auch  teilweise  trübe  Erfahrungen 
gemacht,  die  die  Regierung  zu  mehreren  Kreisschreiben  an  die  Genieinden 
veranlasste  und  auch  zu  einem  Entwurf  eines  neuen  Armengesetzes  geführt 
hat,  indem  man  eventuell  zum  System  des  Kantons  Neuenburg  scheint  über- 
gehen zu  wollen.  Indessen  hat  die  Bewegung  noch  zu  keinem  definitiv  dis- 
kutierbaren Projekt  geführt. 

gt  Unter  denjenigen  Kantonen,  die  im  Begriffe  stehen,  ihr  Armenwesen 
zu  reformieren,  befindet  sich  auch  noch  der  Kanton  Tessin.  Mit  Recht  hält 
man  auch  im  Tessin  die  herrschenden  Zustände  im  Armenwesen  keineswegs 
für  ideal.  Man  arbeitet  seit  langer  Zeil  daran,  ein  Gesetz  zu  stände  und 
durchzubringen.  1874  wurde  ein  Projekt  vom  Grossen  Rat  verworfen.  1882 
nahm  Respini  im  Grossen  Rat  die  Sache  wieder  auf.  er  wollte  eine  Ver- 
schmelzung im  Bürger-  und  Wohnprinzip.  Die  begutachtende  Kommission 
zerfiel  in  eine  Majorität  und  eine  Minorität,  die  einen  eigenen  Entwurf  ein- 
brachte. —  1890  kam  die  Sache  neuerdings  in  Fluss.  Im  April  1894  brachte 
die  Regierung  ein  Projekt  vor  den  Grossen  Rat.  Dasselbe  ist  aber  noch  heute 
nicht  angenommen.  Man  hat  sich  darin  doch  zum  Beibehalten  des  Bürger- 
gemeinde -  Armenwesens  entschlossen.  Die  Gemeinden  sind  natürlicherweise 
interessiert  an  der  gerechten  Verwaltung  des  Armenwesens.  Der  Entwurf 
würde  übrigens,  wenn  er  Gesetz  würde,  dem  Kanton  Tessin  alle  Ehre  machen. 
Er  hätte  alsdann  ein  durchaus  modernes  und  ganz  normales  Armengesetz,  wie 
z.  B.  der  Kanton  Waadt  eines  hat.  (Vergl.  «  Schweiz.  Centraiblatt  für  Staats- 
und Gemeindeverwaltung»,  1900,  Nr.  8). 

Es  wäre  durchaus  zu  begrüssen,  wenn  wieder  einmal  ein  frischer,  schnei- 
diger Zug  in  die  Rci'ormthätigkeit  auf  dem  Gebiete  des  kantonalen  Armen- 
wesens käme,  umsomehr.  als  kaum  vom  Bunde  aus  eine  vorbildliche  Aktion 
in  dieser  Sache  ausgehen  wird,  wenigstens  so  bald  nicht.  Die  Leistungen  der 
oben  behandelten  Kantone  sind  bisher  «ar  nicht  so  sehr  achtunggebietend,  dass 
man  sieh  befriedigt  erklären  könnte. 

2.  Das  f.inhkii i.iche  kiduknOssischk  Armkswkskx.  Der  schweizerische 
Bundesstaat  führt,  wie  wir  gesehen  haben,  keine  eigene  und  eigentliche  Bundes- 
armenpflege. Das  Annenwesen  ist  Sache  der  Kantone  und  von  diesen  meist 
mehr  oder  weniger  ganz  den  Gemeinden  zur  direkten  Ausübung  überlassen. 
Die  Mitwirkung  der  Stände  als  solcher  beschränkt  sich  einerseits  auf  die  Ober- 
aufsicht, die  Gesetzgebung  und  in  bestimmten  Fällen  auf  die  finanzielle  Aus- 
hülfe, anderseits  auch  teilweise  auf  die  Besorgung  resp.  Bezahlung  der  Kosten 
der  Einwohner- Annenkrankenpflege  der  Kantonsfreniden. 

Gewiss  ist  die  in  den  Städte-  und  Industriekantonen  mit  Industrie-  und 
Bildungscentren,  wie  z.  B.  Zürich.  Basel.  Genf.  Waadt,  Ncuehätel.  St.  Gallen 
die  freiwillige  Armenpflege  zum  Teil  sehr  reich  entwickelt  und  reich  dotiert, 
auch  von  Staat  und  Gemeinde  subventioniert  -  was  jedenfalls  du-  schwierige 
Armenpflege  des  strengen  Bürgerprinzips  unter  unserem  Regime  der  absoluten 
Freizügigkeit  erleichtert  und  die  Härten  mildert,  ja  gewissermassen  eine  förm- 
liche Einwohnerarmenpflege  inmitten  der  Bürgerarinenwesensdomänen  geschaffen 
hat.  Wir  nennen  hier  mit  Stolz  die  grandiosen  Institute  der  «freiwilligen  und 
Einwohneramicnpflcge  der  Stadt  Zürich»  und  die  freiwillige,  d.h.  «allgemeine 
Armenpflege»  in  Basel,  sowie  das  « Bureau  Central  de  Bienfaisance »  in  Genf. 

Das  eigentliche  Territorialsystcm  haben  gemäss  dem  Zug  der  Zeit  und 
den  Wanderungsverhältnissen  entsprechend  bloss  die  Kantone  Bern  und  Neuen- 
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hurn  eingeführt,  die  anderen  verharren  beim  Armen  wesen  der  Bürgergemeinden. 
Aber  erstens  haben,  wie  wir  wissen,  viele  Kantone,  Tür  ihr  eigenes  Gebiet 
natürlich,  die  grössten  Härten  des  Bürgerarmen  wesens  beseitigt,  oder  zu  besei- 
tigen die  Absicht,  zweitens  sind  die  Bürgerarmenrechtc  der  verschiedenen 
Kantone  nicht  so  total  verschieden  und  auseinandergehend,  dass  nicht  ein 
Bundesarmenrecht  auf  dem  Bürgerprincip  beruhend  prinzipiell  möglich  und 
erspriesslii  h  sein  könnte,  wie  wir  ja  auch  «-in  Bundesgesetz  über  die  civil- 
rechtlichen  Verhältnisse  der  Aufenthalter  und  Niedergelassenen  haben.  Natürlich 
müsste  jenes  Bundesgesetz  das  Niedcrlassungswescn  eingehend  organisieren. 
Die  Kompetenz  könnte  dem  Bunde  gegeben  werden,  ohne  die  Eilersucht  des 
Kantönligeistes  zu  provozieren,  indem  den  Kantonen  ja  der  Vollzug  anheim- 
gegeben werden  müsste.  Möglicherweise  könnte  der  Bund  die  Kompetenz 
übrigens  schon  aus  der  geltenden  Bundesverfassung.  Art.  45.  herleiten,  in  dem 
ja  bereits  das  Arnicnwescn  der  territorialen  Kantone  vorgesehen  ist.  Hin 
organisatorisches  unüberwindliches  Hindernis  für  «  ine  Bundesgesetzgebung  kann 
das  Bestehen  beider  Armenpraxis  nebeneinander  kaum  bilden. 

Hingegen  katin  wohl  an  ein  einheitliches  Bundesterritorialarmenwesen 
überhaupt,  auf  Grundlage  der  Bundesstaatsorganisation,  die  für  die  Schweiz 
doch  unbedingt  die  gegebene  ist  und  die  sich  bewährt  hat,  nicht  gedacht 
werden.  Das  würde  die  Aufhebung  des  Staatshaushaltes  zu  gunsten  des  uni- 
versellen Bundeshaushaltes  voraussetzen. 

Wir  möchten  auch  in  der  Thal  nicht  mit  der  Centralisation  so  weit  gehen, 
w<  nn  wir  schon  ein  eidgenössisches  Versicherungsgesetz  begrüsst  und  unterstützt 
haben.  Aber  im  Interesse  der  wirtschaftlichen  Freizügigkeit  müssen  wir  fordern, 
dass  die  Gesetzgebung  des  Bundes  im  Sinne  einer  Kombination  der  Grundsätze 
des  Bürgerrechts  und  des  Unterstützungswohnsitzes  vorbereitet  werde,  was  uns 
durchaus  möglich  erscheint  und  was  uns  insbesondere  auch  in  finanzieller  Hin- 
sicht nicht  nur  gerecht,  sondern  sehr  wertvoll  und  ganz  wohl  thunlich  erscheint. 
Man  wird  es  eben  als  gegeben  erachten,  dass  die  Bundesfinanz  alsdann  ganz 
direkte  Ausgaben  für  das  Armen  wesen  budgetieren  soll.  Der  Bund  hätte  als- 
dann nicht  nur  das  Recht  (Art.  23  der  Bundesverfassung),  öifcntliche  Werke 
von  allgemeiner  Bedeutung  zu  errichten  oder  zu  subventionieren,  sondern  er 
hätte  die  Pflicht,  eidgenössische  Anstalten  der  Armenfürsorge,  insbesondere 
Arinenkrankenanstalten.  Heilanstalten.  Versorgungs-  und  Besserungsanstalten 
zu  erbauen  und  zu  unterhalten  — •  ferner  hätte  der  Bund  eine  edle  Aufgabe 
ru  erfüllen,  auf  dem  Gebiete  der  Prophylaxis  wirkend,  indem  er  seine  Mittel 
der  Armenkindererziehung  widmete. 

Heute  schon  ist  vom  Bunde  jedenfalls  das  verlangbar.  dass  «  r.  «1er  die 
Nieih-rlassungs-  und  gegenseitigen  Unterstützungsverträg«-  allgemeinverbindlich 
mit  «lern  Auslande  abschlicsst,  die  Kosten  der  Verpflegung  erkrankter  Aus- 
länder gemäss  Bundesgesetz  übernimmt  und  somit  die  Bundesein wohnerarmen- 
pflege  bezahlt.  Die  Kantone,  speziell  di«-  unter  der  Fremdeninvasion  leidenden 
Städtekantone,  würden  also  ganz  bedeutend  entlastet  zu  gunsten  der  kantonalen 
Armenfinanz,  der  Bund  hätte  alsdann  wohl  auch  mehr  Interesse  an  einer  natio- 
nalen Einbürgerungsgesetzgebung  und  -Politik,  die  heute  noch  fehlt. 

VI.  SchhlSSbetrachtungen.  Die  überblickende  Betrachtung  des  Armen- 
wesens in  der  Schweiz  vermittelt  uns  durchaus  nicht  d«-n  befriedigenden 
Gesamteindruck,  den  man  erwarten  muss  im  Vergleich  und  in  Anbetracht  der 
hochentwickelten  Volkswirtschaft  und  Volksbildung  unseres  Landes.  Das  Armen - 
wesen  ist  um  finanziellen  Partikularismus  willen  eine  leider  zurückgebliebene 
öffentliche  Verwaltungsthätigkeit  eines  sonst  politisch  rührigen  Volkes,  das  auch 
wirtschaftlich,  unter  schwierigen  Verhältnissen   kämpfend,   bedeutende  Erfolge 
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erzielt  hat.  lin  allgemeinen  stehen  aber  leider  der  Annenverwaltung  im  woi- 
testen  Sinne  weder  die  rei<  hen  Miiiel,  noch  vor  allem  die  nötigen  Verwaltungv 
kapazitäten  zur  Verfügung.  Vielfarh  liegt  di»*  Praxis  auch  der  ganz  human 
gedac  hten  und  tendierenden  Gesetze  in  Händen  von  kaum  ausreichend  befähig- 
ten und  gesinnten  Kollegien  oder  Einzelfunktionaren.  Es  ist  auch  für  dk 
Ausbildung  von  wirklichen  Berufsarmenpflegern  —  oder  wenigstens  z.  B.  Aus- 
bildung der  Geist  liehen  und  der  Aerzte  in  Arniensachen  —  l>i-  heute  sozusagen 
nichts  gethan. 

Weiterhin  sollten  dann  regelmässig  Kongresse  und  Konferenzen  der  Leiter 
der  Armenwesen  stattfinden,  wie  dies  ja  im  Polizeiwesen  mit  Krfolg  eingeführt 
ist.  Endlich  ist  der  Mangel  von  Fachschriften  und  ähnlicher  Institute  sehr 
bedenklieh.  Ein  centrales  schweizerisches  oder  interkantonales  Amt  für  Armen- 
wesen würde  uns  weiterhin  nicht  nur  Ehre  mac  hen,  sondern  auch  Nutzen  und 
Gewinn  bringen,  liier  konnten  die  grossen  gemeinnützigen  Gesellschaften  der 
Schweiz,  die  n.»ch  am  ehesten  für  das  Armenwesen  thatkräftig  Sympathie 
zeigen,  eine  gediegene  Schöpfung  zu  stände  bringen:  an  geeigneten  Leuten 
dürfte  es  wohl  hier  nicht  fehlen. 

Für  aktuelle,  umfassende  und  wissenschaftliche  Armenstatistik ,  sowie 
andere  Sammelwerke  auf  dem  Gebiete  des  Armenwesens  sollten  Bund  und 
Kantone  viel  mehr  thun. 

Alle  derartige  Organisationen  und  Institute  würden  ganz  direkt  den  besten 
Einfluss  auf  das  Armenwesen  in  der  Schweiz  haben  und  man  bekäme  dann  auch 
Leute,  denen  man  mit  Vertrauen  Vorarbeiten  etc.  für  künftige  Gesetzgebungen 
überbinden  resp.  überlassen  könnte. 

VII.  Litter atlir.  Gesetze,  Verordnungen,  Dekrete  etc.  Berichte  der  Regierungen 
etc.  Niederer,  Armenwesen  der  Schweiz,  Zürich  1870.  —  Schweiz.  Statistik-  der  amtliches 
Armenpßegc,  1S78  und  tyot.  —  Niedermann,  Die  Anstalten  und  Vereine  der  Schweiz  für 
Armenerziehung  und  Arutenx'ersorgung,  Zürich  tSyb.  —  Schmid  dt  Wild,  „Zürich,  dein* 
Wohlthöfen  erhalten  dich",  Zürich  1900.  —  A.  Le  Cointe,  Invcntaire  des  insfitutious  rcouo- 
miques  et  sociales  de  la  Suisse ;  Gcncve  itjoo.  —  Blumer-Uorel,  Bundesstaatsrecht.  — 
r.  Sttfis,  Bundesrcchtspra\is.  —  Steiger,  Oekonomische  Tragweite  der  Versichcrungsgesetze: 
Bern  tqoo.  -  Schmid,  Unsen  Fremden/rage.  Zürich  tijoo.  —  Schmid  d  Wild,  Ratgeber 
für  Armenpflege.    Zürich  rqo*. 

Dr.  C.  A.  Schmid,  Rechtsanwalt. 
Sekretär  der  freiwilligen  und  Einwohner- Armenpflege,  Zürich 

Armenwesen:  c)  Statistik. 

I.  Allgemeines.  —  II.  A  r ni 0  n  s ia  t  i  s t  i sehe  A  rbe i  ic n  betreffend  die  gesamte 
Schweiz.  —  III.  Armenstatistische  Arbeiten  betreffend  einzelne  Kanton* 
etc.        IV.  Utteratur. 

I.  Allgemeines.  Die  statistischen  Untersuchungen  auf  dem  Gelm-te  de* 
Armenwesens  können  sich  nur  auf  die  organisierte  Armenpflege  (obligato- 
risch-amtliche, fakultativ-amtliche  und  organisiert-private  Armenpflege)  beziehen: 
über  die  ganz  freie  private  Armenpflege-  erhält  man  höchstens  durch 
Aufnahme  einer  Enquete  ein  annäherndes  Bild.  Durch  eine  Statistik  über  da* 
Armenwesen  lässt  sich  somit  der  Statu!  der  Annut.  be/.w.  des  Wohlstande* 
eines  Volkes  nicht  vollständig  darstellen:  sie  kann  und  soll  aber  eine  sichere 
Basis  für  Einführung  socialer  Werke  zur  Verminderung  der  Verarmung  t Unfall-. 
Kranken-,  Alters- Versicherungen.  Haftpflicht  etc.)  bieten.  Die  armenstatistischen 
Erhebungen  können  sich  füglich,  je  nach  dem  Zweck,  zu  welchem  sie  gemacht 
werden,  bloss  auf  eine  Abteilung  de  r  organisierten  Armenpflege,  das 
obligatorische  oder   freiwillige,   das  amtliche  oder  private  Armenwesen.  oder 
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auf  einen  speziellen  Zw<ig  ärrsflbrn,  wir  «las  Armrn<-r/.i<  hungsu  esen, 
das  Armenkrankenwesen,  das  Anstaltsvrrsorgungswrsrn  beschränken. 

IL  Armenstatistische  Arbeiten  betreffend  die  gesamte  Schweiz.   Di«-  hcl- 
vrtisrhr  Regierung  Hess  durch  dir  Verwaltungskammern  d<T  Kantone  statistisch»- 
Erhebungen  über  das  Jahr  1/97  machm,  um  daraus  Anhaltspunkte  für  di<-  Aus- 
arbeitung eines  Armengesctzes  zu  erhalten.     Wenn  auch  dir  Rest rehungen  auf 
dem  Gebiete  des  Artnenwrsrns  zur  Zeit  der  Hrlvc  tik  nicht  zur  Verwirklichung 
gelangten,  so  hatten  dieselben  doch  zur  Folge,  dass  dir  obligatorisch-amtlich«' 
Armenpflege  in  den  einzeln«'!!  Kantonen  ein«T  gesumlen  Entwicklung  rntg»'g«'ii- 
ging.     Bei  der  Konstituierung  der  Eidg«'nossenschaft  als  Bund«*sstaat  herrschte 
die  allgemeine  Ansicht,  dass  man   dir  Annrnpfleg«'  au«  h   fernerhin  d«n  Kan- 
tonen zur  gesetzlichen  Normierung  überlasse.    Es  ist  daher  erklärlich,  dass  die 
eidgenössischen  Behörden  in  j»-ner  Zeit    kein  dirrktrs  Interesse  zur  Aufnahm«' 
einer  Armenstatistik  hatten,  um  so  mehr,  als  sie  ja  in  Gebiet«-n.  welch»1  ihnen 
unterstellt    wurden,    statistisch«'    Untersuchungen   aller    Art    anordnen  mussten. 
Als   dann   aber   ein   besonderes   eidg«nössisches   statistisches   Bureau  errichtet 
werden  sollt»-,  wies  man  in  der  bezügli«  hrn  Botschaft  vom  l).  Januar  18ö0  doch 
speziell  au«  h  auf  armenstatistische  Arbriten  hin.    Das  eidgenössisch«-  statistische 
Bureau  konnte  zwar  bis   in   die  neuer«-  Z«-it    infolge  dring«'ndrr.   im  Interesse 
von  verfassungsmässig«-!)  Aufgaben   «b-s  Bund«-s   liegendrn  Arb<ii«n   sich  nicht 
mit   speziellen  Erhebungen   auf  dem  Gebiet«-   d«  s  Armrnwrsrn-   befassen.  In 
dem  von  ihm  seit  18**1  h*-rausgegeb«-nen  « Statist  isclu-n  Jahrbuch  <b  r  Schw«  iz 
Annuaire  statistique  de  la  Suisse»    werden   nunm«-hr  fortg«srt/.te  statistische 
Zusammenstellungen  über  vers«  hi«-d«  ne  mit  «b  in  Arnunwrsrn  in  engster  Beziehung 
stehenden   Institutionen,   wie   Rettungs-  und  Zwangscrzh-hungs  -  Anstalten  (seit 
1892),  Anstalten  für  Epileptische,  S«  h wa«  hsinnige  und  G»  isteskrank«-  (seit  1892). 
Taubstummenanstalten    (seit    1893),    Trinkerheilstätten    (seit    1893».  Blinden- 
anstalten (seit  1894t  etc.  gebracht.     Gemäss  ein«-r  Motion  von  Morel  und  Mit- 
unterzeichneten  ordnet«-  der   Rundesrat   1885  eine  statistische  Erhebung  über 
die   in   eidgenössischen   Angelegenheiten    nicht    stimmfähigen  Schweizerbürger 
pro  1884  an.    Die  Ergebnisse  dieser  Statistik  wurden  im  bundesrätlich«-n  B»-richt 
vom  13.  März   1885   publiziert;   darnach  befanden  sich  unter  d«-n  3*1,185  vom 
Stimmrecht   Ausgeschlossenen    7540   IVrsonen.    für   w«lchr   «Verarmung»  den 
Ausschliessungsgrund    bildete.     Die    7540   Person«»n   entfallen   auf   15  Kantone 
und  zwar  folg«-ndermassen  : 


Zürich  . 

.  b43 

Frei  bürg    .  . 

550 

Graubünden  . 

195 

Bern 

.  3579 

Sohlt  hurn  . 

127 

Aargau 

814 

Schwyz 

.  175 

Basel land  . 

52 

Thurgau 

259 

Nidwahb-n 

.  77 

Schaff  haus«-n  . 

128 

Tessin  . 

IUI 

Zug  .    .  . 

.  48 

St.  Gallen  .  . 

721 

Wallis   .     .  . 

71 

Nach  einer  im  Bundesblatt  von  1897  publizierten  statistischen  Uebersicht 
über  die  Verwendung  des  Alkoholzehnt  cl*  von  1889  1895  betrug  der  auf  die 
c  Armenversorgung  im  allgemeinen»  entfallende  Teil  3,9  0  Di«-  von  der  eid- 
genössischen Postverwaltung  betreffend  di<-  Portofrcilnit  gemachte  statistische 
Untersuchung  pro  1898  ergab,  dass  durch  ih  n  portofrei«  !)  Wrkehr  in  Armen- 
sacben  dem  Bund  ein  Einnahmenausfall  von  Fr.  35,000  erwachs«-.  Auf  eine 
bezügliche  Motion  von  Dufour,  Brenn«)-  und  Mitunterzeichneten  vom  S.Juni 
1889  ordnete  das  eidgenössische  Justizdepartement  im  Jahn-  189t)  ein«-  statistische 
Erhebung  über  die  Spital-  und  Unterstützungskosten,  «Ii«'  «l«-n  Kantonen  durch 
internationale  Verträge  auferlegt  wenlen,  an:  darnach  betrugen  für  Genf  z.  ß. 
die  dem  Fiskus  pro  1888  aufgefallen«-!)  Auslagen  Fr.  41. '»79.  95.  „der  39  Cts.  pro 
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Kopf  drr  Bevölkerung.  Um  ii»-n  Kantonen  die  Leistungen  der  schweizerisch«. n 
Hülfsgescllschaftcn  und  Wohlthätigkeitsinsiitutioncn  im  Ausland  vor  .\ugcn  >u 
führen,  veröffentlichte  das  eidgenössische  politische  Departement  im  Bundes- 
blatt  1S<)2  die  Resultate  einer  bezüglichen  Enquete  pro  1890:  in  der  nach- 
folgenden Tabelle  finden  sich  zugleich  auch  die  Beitrüge  der  Kantone  pro  1S90 
an  diese  Vereine  und  Institutionen  angegeben: 


Beitrag 
des 

Unterstützung 

Beitrag 

Unterstützung 

M  n  t  o  n 

v.  Angehörigen 

Kanton 

des 

!  v.  Angehörigen 

Kantons 

Zahl 

Betray 

Kantons 

Betrag 

Zürich   .    .  . 

Kr. 

2800 

1 

4500 

Kr 
27000 

Schaphausen  . 

Kr. 

400 

500 

fr 

2200 

Bern  .... 

2000 

400o 

30000 

Ausserrhoden 

500 

400 

3600 

1  Luzern  .    .  . 

1000 

1000 

5000 

Innerrhoden  . 

60 

240 

2000  : 

Uri  .... 

100 

150 

3000 

St.  Gallen    .  . 

1500 

1900 

9000 

Schwy/  .    .  . 

300 

500 

3000 

Graubünden  . 

1000 

1000 

15000 

Obwalden  . 

100 

120 

900 

Aargnu  .    .  . 

1000 

1900 

11000 

Nidwaiden 

100 

100 

720 

Thurgau    .  . 

M00 

1000 

7000 

\  Glarus  . 

650 

,  400 

7000 

T essin   .    .  . 

1500 

1500 

38000 

Zug  .... 

120 

150 

700 

Waadt   .    .  . 

1420  2600 
200  900 

34000 

Freiburg    .  . 

700 

700 

8000 

Wallis   .    .  . 

8000 

Solothurn 

500 

700 

3400 

Neuenburg 

1400 

600 

6000 

Baselatadt  .  . 

1000 

500 

2700 

Genf  .... 

1000 

1400 

24000 

Käsclland    .  . 

400 

500 

400U 

II 

indeOttait  i8«v,  II.  IM 

,  p.  Kos. 

Seil  längerer  Zeit  giebt  das  eidgenössische  politische  Departement  jährlich 
statistische  Uebersichten  über  diese  Vereine  und  Institutionen  heraus:  nach 
derjenigen  von  1  unterstützten  Mund  und  Kantone:  133  schweizerisch»- 
Hülfsgesellsrhafien.  11  schweizerische  Asyle.  18  ausländische.  Schweizer  zu 
Vergünstigungstaxen  aufnehmende  Asyle  und  Spitäler. 

Im  Jahre  1872  wäre  der  Bund  genötigt  gewesen,  zur  Beantwortung  ver- 
schiedener Kragen  über  das  Armenwesen  der  Schweiz,  welche  von  der  eng- 
lischen Regierung  und  von  der  britischen  Gesellschaft  an  den  Bundesrat  gestellt 
worden  waren,  armenstatistische  Erhebungen  zu  machen.  Zufälligerweise  hatte 
zu  dieser  Zeil  die  Schweizerische  statislische  Gesellschaft  zum  Teil 
die  Vorarbeiten  zu  einer  ersten  allgemeinen  schweizerischen  Armenstatistik 
gemacht  :  der  Bundesrat  förderte  nun  das  Unternehmen  der  Gesellschaft,  um 
durch  diese  Statistik  die  zur  Beantwortung  jener  Fragen  benötigten  Angaben 
zu  erhalten.  Den  Ansioss  zur  Aufnahme  einer  schweizerischen  Armenstatistik 
durch  die  Schweizerische  statistische  Gesellschaft  gab  Xationalrat  Dr.  Augustin 
Keller  mit  seinem  Referat  vom  11.  Oktober  INOb.  Die  Gesellschaft  beauf- 
tragte Ständerat  Dr.  F.  Göttisheim  mit  der  Ausarbeitung  eines  Referates  über 
die  Anhandnahme  einer  Statistik  betreffend  das  freiwillige  Armenwesen  in  der 
Schweiz  für  die  Jahresversammlung  1871  in  Basel:  der  Referent  beantragte 
dann,  siati  eine  Erhebung  bloss  über  das  freiwillige,  eine  solche  über  das  gesamte 
organisierte  Armenwesen  zu  veranstalten,  welchem  Antrag  die  Gesellschaft 
beistimmte  und  für  die  Erhebung  das  Jahr  1 S 7«>  zu  Grunde  zu  legen  bcschlos>. 
Am  12.  April  1872  erliess  der  Bundesrat  an  die  Kantonsregierungen  ein  Kreis- 
schreiben, mittelst  welchem  diese  zur  thäligen  Mitwirkung  eingeladen  wurden. 
Das  statistische  Material  lief  trotz  der  von  den  Kantonen  gegebenen  Zusiche- 
rungen äusserst  langsam  ein.  so  das*,  verbunden  mit  anderen  hemmenden  Vor- 
kommnissen, die  Statistik  erst  im  Jahre  1878  im  Druck  herausgegeben  werden 
konnte.  Sie  zerfällt  in  eine  von  Obergerichtsschreiber  G.  Niederer  bearbeitete 
Abteilung    «Die  amtliche   Armenpflege»   und   in   eine   von   Pfarrer  Trechsel 
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zusammengestellte  Abteilung    *  Die   freiwillig»*  Armenpflege  >.     Wi»-   .schon  aus 
d«*n  Titeln  der  beiden  Teile  hervorgeht,  konnten  die  Leistungen  der  fakultativ- 
amtlirhen   Armenpflege   in   beide  Abteilungen   eingereiht  werden,   so  dass  di«- 
Statistik  nun  wed«_-r  ein  genaues  Mild  von  «br  obligatorischen,  noch  ein  solches 
von  d«-r   freiwilligen  Armenpflege   bietet  :  die  An  der  Krhebung  bracht«1  aber 
auch  mit  sich,   dass  verschieden«*  Institutionen,   namentlich   d«*r  fakultativ-amt- 
lichen Armenpflege,  übergangen  wurden,  während  Wohllhätigkeitscinrichtungen 
allgemeinerer  Natur,  di«*  nicht  als  rein«*  Armensachc  b«*handelt  werden  dürfen, 
wie  Spitäler.   Berücksichtigung   fanden.     Von  diesen  Müng«'ln   abgesehen,  darf 
»Ii«:  erste  allgemein  -  sch  weizerisch»*  Armenstatistik   doch  al*  ein  grun»ll«*gendes 
Werk  bezeichnet  werden.    Di«*  S<  hweizerisehe  statistische  Gesellschaft  hatt»*  für 
die  Drucklegung  der  Arbeit  beim  Mund  um  einen  Beitrag  nachgesucht:  diesem 
Gesuch  war  in  der  Weise  «mtsprochen  worden,  dass  die  Arbeit  vorerst  durch 
«*tne  Expertise  geprüft  werden  sollte.  Die  hierfür  ernannte  Kommission  (Ständerat 
Dr.  M.  Mirmnnn.    Dir»*kt»jr  Dr.  L.  Guillaumc,    Direktor  Dr.  J.  Kummer.  Arnvn- 
tlirektionssekretär  Mithlheim  und  Diakon  J.  L.  Spyril  gaben  «*in  äuss«*rst  günstiges 
Urteil  über  ».las  Werk  ab:  zugleich  sprach  sie  den  Wunsch  aus,  es  möchte  im 
Anschluss  an  «lie  eidgenössische  Volkszählung  von  1880  «in«*  zweite  Armen- 
statistik   erstellt   werden.     D«*n   Ge«lanken.   ein«*  neu«*   schweizerische  Armen- 
statistik aufzunehmen,   brachte   aber  «*rst  Direktor  Dr.  J.  Kummer  durch  sein 
am  31.  August   1889  in  Bern  gehaltenes  Referat  in  der  Schweizerischen  stati- 
stischen Gesellschaft  wieder   in  Fluss.     Mun»l   und  Kanton«*  sicherten  auch  für 
dies«-  Statistik  ihr«*  Mithülfe  zu.     Durch  Vermittlung  des  eidgenössischen  stati- 
stischen Bureaus  wurde  im  Jahr«'  1891    «las  Material   für  die  «Schweizerisch«' 
Armenstatistik  pro  1890»  erhoben.     Der  von  der  S«*h  w«*izerisehen  statistisc  hen 
«icsellschaft  bezeichnet«'  Mearb«iter  legte  «las   ganz«-  Gewicht  auf  «Ii«*  Durch- 
führung  eines  Vergleiches   mit  der  Statistik   pro  1870.    weshalb  sein«*  Arlxit, 
ab   sie  im  Jahre    l<S9t>   von  »b*r  (""eniralkommissbm   <b*r   G«*sellschaft  geprüft 
wurde,    wegen  »1er   Mäng«*l,  die   vi«  h   infolge  d«  r   M«  arbeit ungsw«*ise  in  noch 
weit  grosserem  Masse  ab  in  »1er  1  S/Oer  Statistik  zeigten,  nicht  als  zum  Druck 
««eignet   erachtet    werden   könnt«-.     Die   C*e ntralkommission  gelangte  nun  mit 
«lern  Gesu«  h  an  den  Bundesrat,  es  m«j«hte  das  «»idgenössische  statistisch»*  Bureau 
»las  Material  betreffend  die  amtliche  Armenpflege   zur  definitiven  Bearbeitung 
übernehmen.    Dem  Gesu«  h  wurde  entsprochen;  alb  in  «las  «*idg«*nössisch<*  stati- 
stische   Bureau   konnte   <ti«*  Arbeit  nicht  in  seinen  or<lentlich»*n  Geschäftsgang 
einreihen,  weshalb  es  im  Jahre  1897  hierfür  zwei  I Hilfsbeamte  anstellen  musste. 
Bis  zur   ersten  Hälft«*   des  Jahres  190»)  wurde   der  Tabellenteil  f»*rtig  «*rstcllt : 
dir  Ergebnisse  der  einzelnen  Kantone  wurden  je  weilen  den  zuständigen  Behörden 
zur  Prüfung  und  Erteilung  des  Imprimatur  vorgelegt.   Durch  »Ii«;  Art  und  Weise 
»ler   Erbebung   war  es  au«  h   b«  i   dieser   Statistik    unmöglich,  den  Tabcllenteil 
derart    zu  bearbeiten,  dass  ihm   k«*ine  Mängel  anhaften ;  diese  Mängel  sollen 
aber  im  Textteil  möglichst  ausgeglichen  wrden.     Der  Tabellenteil,  wi<*  er  nun 
vorliegt,  bringt  eine  exakte  Ausscheidung  »ler  amtlichen   von   der  organisiert- 
privaten Armenpflege,  und  der  Armeninstitutionen  von  den  allgemeinen  Wohl- 
thätigkeits«*inrichtungen ;    er  bringt  eine  auf  gründlichem  Studium  beruhende 
und  von  den  Kantonsbehörden  anerkannt«*  Trennung  »ler  obligatorisch-amtlichen 
von  der  fakultativ-amtlichen  Armenpflege  :  er  bringt  «  ine  klare  Darlegung  der 
Armenkreise  der  «ddtgatorisehen  Armenpflege  zur  politischen  Gebietseinteilung,. 
s«»wic   eine  vollständige   l'ebersicht  der  in  der  Schweiz  bestehenden  armen- 
rechtlichen Bestimmungen. 

Es  folgen  hier  die  Haupt resultate  der   Abteilung   *.  Amtliche  Armen- 
pflege»  aus  der  I.  schweizerischen  Armenstatistik  und  diejenigen  der 
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Bund,  Kantone 


A  rm  e  rißvj  t  e  r 
t  Reinvermögen) 


y 


1870 


1890 


Einnahmen 


1870 


1890 


i. 

—  • 

3 
4. 
5. 
i>. 
.  . 

9. 

in. 
n. 

12. 
13. 
14. 
15. 
Uk 
17. 
18. 
19. 
20. 
21. 
22. 
23. 
24. 


A.  Bund  

B.  Kantone: 

Zürich   

Bern  

Luzcrn  

Uri   

Schwvz  

Unterwalden  ob  dem  Wald 
Unterwaiden  nid  dem  Wald 

(»larus  

Zug  

Freiburg  

Solothurn  

Itaseistadt  

Basellandschalt  ... 

Schatfhausen  

Appenzell  Ausserrhoden  . 
Appenzell  lnnerrhoden 

St.  (lallen  

Graubünden   

Aargau  

Thurgau  

Tessin  

Waadt  

Wallis  

Neuenburg  

Genf  


Total  Schweiz: 


v,. 


'  15.611,552 
26,623.101 
6,743,643 

642.032 
1.099.418 

442.478 

163.287 
1,869.424 
1.195.720 
3.997.266 
3,373.940 
7.807.674 
1.892,144 
4.324,155 
4,158,519 

529.145 
13.472.687 
1,561.726 
9.570.372 
4.366.953 
1.838.570 
'  11,654.769 
1.161.811 
5.207.174 
4.212.061 


It. 


13.147.538.  89 

41.046.790. 11 

10.288.646.  76 
1.432.614.  89 
2.424,234.  33 
939.782.  79 
389,133.  04 
3,519.562.  65 
1.707.110.  33 
0,482.078.  79 
3.564.309.  20 

11.411.045. 03 
:U  70,198.  61 
7.049.400.  95 
6,302.197.  01 
716.263.  59 

22.219.007.  99 
3.817.377.  04 

13.937.120.41 
6.288.635.  51 
3.067.521.  13 

14.750.335.  12 
1.422.885.  78 

21.830.152.35 
5.6i:>.or>2.  9G 


133.822.624     206.538.915. 26 


Fr. 


1.380.570 
2,806.112 
1,080,709 

71.776 
118.104 

70.345 

63.320 
135.858 

73.651 
340.954 
248.837 
495.243 
185.867 
298.454 
414,672 

68.629 
985.989 
129.667 
858.070 
499,355 

96.103 
1.280.854 

72.701 
408.690 
328,030 


94.199.« 

1.983.495.15 

4,106.411.07 

1.637.074.40 
115,666-25 
212.405. 13 
100.066.42 
81.113.« 
284.204.70 
122.261.48 
778.773.13 
290.474.3« 
620.767.01 
288.579. 3? 
487.689.» 
580598.28 
98.442. 06 

1 .556.895. 
272.717. 

1.377.007.7 
577.510.90 
215.128.» 

1.700.092. 
91.032 

1.089.041. « 
625.464. 38 


12.512.560  19.3*2.113.48 


1  I>*bei  <l;i>.  bedeutend*  Vermögen    <ler  kantonalen  Krankrnai  stallen  inbegriffen  (bei  Zürieh  Fr.  <\3i,.n» 
bei  WaaJt  Fr.  1.148,000). 


II.  schweizerischen  Statistik  «ler  amtlichen  A  rmen  pflege.  Nach  «lein 
hiervor  Gesagten  ist  es  jedoch  klar,  «lass  «lies«-  Resuhate  nicht  ohne  weitere^ 
miteinander  verglichen  werden  können,  tun  so  mehr,  als  in  der  1890  er  Statistik 
zur  Verhütung  doppelter  Aufführung  gewisser  Posten  (wie  Staatsbeitrage)  alle 
erforderlichen  Abzüge  und  Verrechnungen  zwischen  den  einzelnen  Institutionen 
gemacht  wurden,  während  auf  dies«-s  in  der  1870er  Statistik  keine  Rücksicht 
genommen  wurden  war.    tSiehc  die  obenstchendc  Tabelle.) 

Bezüglich  «kr  freiwilligen  Armenpflege  enthält  «lie  Statistik  pro  1*>7i» 
folgende  Hauptresultate  : 

Reinvermogen  der  Armengüter  Kr.  IS,  115,153 

Kinnahmen  >  2,21S.*lt>2 

Unterstüiztenzahl :    9 1 ,57S 

l'ntersiützungsbetrag   »  1,847,02S 

Gesamtausgaben  (inkl.  Vcrwaltungskosten)  >  2.013,1*4 

Das  Krhcbungsmaterial  betreffend  die  organisiert-private  Armenpflege  pn> 
1M90  behielt  die  Schweizerische  statistisch«-  Gesellschaft  1896  noch  zurück:  auf 
Antrag  von  Pfarrer  W.  Niedermann,  welchem  dieses  Material  zur  Bearbeitung 
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Unterstützungen 


1870 


Ordentliche 


Unser- 

.  -  , 


Unterstütz. 


Auster- 

ij  ordent- 
liche 


1890 

Ordentliche  der  obli- 
gator.  Armenpflege 


Unter- 
stützte 


Unterstützung*- 
betrag 


!  Ausserordentl. 
der  obligator. 
und  diejenigen 
d.  fakultativen 
Armenpflege 


Gesamtausgaben 

(incl.  Verwaltung*-  und 
Betriebskosten) 


I! 


1870 


1890 


- 

»2* 


Fr. 


1.202.752 
2.444.734 
760.068 
53,609 
95,313 
52,597 
54,756 
105.600 
65.721 1 
300.548. 
232.348 
467.707 
155,315 
174.433 
299,378 
56.297 ; 
902.230 
112,335 
66s».843 
319.918  I 
72.543 
1.181.200 
52.922 
361.701 
391.073 


Kr. 


18,947 
94,130 
4.246 
371 
1.392 
566 

2.712 
335 

12.805 
1.391 
7.873 
4.554 
437 
1,607 
134 

19.386 
6.344 

38.252 
9.620 
1.314 

12.763 
3.288 
6.214 
5.035 


Kr. 


9.808 
3  34.704 
9.899 
1,490 
1,367 

601 

408 
1,059 

521 
5.728 
2,154 
1.577 
1,860 
1,561 
3,067 

630 
7,219 
1,612 
11,246 
2,951 
1,056 
11,965 
1.426 
2,415 
2.852 


1.312,102.  94 
5  2,685.105.  47 
847,477.  67 

73,915.  36 
164,753. 85 

62,835.  36 

53.387.  01 
186,686. 28 

69.090. 03 
427.088.  90 
186,651.  55 
358,460.  93 
165.805.  55 
268.367.  41 
560.057.  27 

66.164  49 
1,073.876. 32 
196.809.  79 
908.902.  56 
402,043.  — 
116,189.  82 
1,196,428.  07 

46.929.  06 
397,770.  24 
513,924. 10 


24  i66  10.587.936  253  TIC 


119.176  12.340.823.03 


Fr. 

94.199. 60 

324,712.  43 

824,878. 46 
49,394.  28 
15,733.  54 
7,492.  06 
26,173. 86 
4,817. 12 
45.492. 33 
22,431. 83 

183,031.  69 
59,536.  07 

310,541.  08 
32,043.81 
15.461.  51 
21,924. 13 
7.179.  20 

275,220.  96 
32.803.  80 

175.318.  28 
44,847.  50 
47,571.22 

405.868.  93 
37.124.  98 

196.977.  88 

285.535.  97 


3.545.812.  02 


Kr. 

Kr 

94.199.  60 

1,300,504 

1.846,663. 05 

1 

2,683,158 

4,094,999.32 

2 

997.349 

1,431.741.  45 

3 

57,981 

105,367.  29 

4 

118.642       213.206. 57 

5 

67,386 

92,884. 47 

6 

64.855 

73.494.  76 

7 

117.989 

241,173.  89 

8 

75.302 

122.459. 10 

9 

349.432 

751.017.86 

10 

247.655 

279,335.  50 

11 

637,609 

731.717.  57 

12 

165,137  241,998.36 

13 

226,605 

343,464.  99 

14 

414,564 

586,255.  84 

15 

61.869 

100,047.  37 

16 

986.802 

1,632,760.  68 

17 

120.963 

257,958.  70 

18 

831.221 

1.306.290. 11 

19 

457.055 

502,046.  04 

20 

87.504 

195,753.  72 

21 

1.246.043 

1.678,956.  27 

22 

60.178 

88.527.  01 

23 

:1»97.874 

713.629.  60 

24 

4-11.379 

843,693.  87 

25 

12.214.956 

18.569.637.  99 

:  Nach  der  berichtigten  Tabelle   auf  pag.  26H  der  Statistik  pro  1870.   —   »   Dabei  auch  die  Nk  hi-Notarrnea 
rn  KantooitciU  (i7,Jti  Untcr*tüute  mit  Kr.  707,659.00».  welche  im  Grunde  p-noraiiipii  nicht  den  Unterstüuten 
in  MifUnrivchen  Arnu-niiflego  der  .imlerrii  Kantone  gleichgestellt  worden  konr.en. 


zugestellt  wurde,  ordnete  die  < Icsellschafi  eine  ganz  neue  Erhebung  über  die 
freiwillig»-  Armenpflege  pro  1895  an.  Nach  »inem  Bundesratsbeschlus.s  vom 
Herbst  1899  soll  das  eidgenössische  statistische  Bureau  nun  aueh  dieses  Material 
U-arbriten. 

Die  Subkonunission  für  das  Armen-  und  Armenanslaltswesen  der  Schwei- 
zerischen gemeinnützigen  Gesellschaft  hatte  Pfarrer  W.  N  jedermann 
mit  der  Ausarbeitung  «  ines  Führers  durch  die  Anstalten  und  Vereine  der 
Schweiz  für  Annen-Erziehung  und  -Versorgung  beauftragt  ;  das  Werk,  welches 
1 89b  erschien,  zahlt  auf :  1 29  \  r  m  c  n  -  u  n  d  W a  i  s  e  n  -  E  r  z  i  e  h  u  n  g  s  -  A  n  s  t  a  1 1  e  n 
und  Vereine:  15.}  Institutionen  für  Versorgung  von  moralisch 
Seh  wachen,  nämlich:  28  Vereine  und  Anstalten  zur  Versorgung  verwahrloster 
Kinder.  33  Besserung*-  und  Rettungs-Anstalten,  23  Korrektions-  und  Zwangs- 
arbeitsansialten  und  Arbeiterkolonien.  9  Trinkerheil- Anstalten  und  -Asyle, 
44  Mägdeherbergen  etc..  lü  Anstalten  für  gefallene  Mädchen:  50b  Institu- 
tionen für  Versorgung  von  geistig  und  physisch  Schwachen  und 
Kranken,  als:  13  Anstalten  für  schwachsinnige  Kinder.  I  Anstalt  für  skro- 
phulose  Kinder,  4  Anstalten  für  Epileptische,  30  Blinden-  und  Taubstummen- 
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Anstalten  und  -Vereine;,  210  Spitäler  und  Krankenasyle.  69  Rekonvnlescenten- 
Anstalten.  Sanatorien,  Annen-  und  Meerbäder.  39  Irren-Heilanstalten  umi 
Hülfsvereine,  81  Asyle  für  Altersschwach«*  und  Unheilbare  und  weitere  Ver- 
sorgungsanstaltcn.  37  Krippen  und  Kinderhorte.  22  Ferienkolonien  und  Milch- 
stationen.    Zusammen  788  Anstalten. 

Ueber  43  Armenerziehungsv ereine,  welche  auf  13  Kantone  entfallen,  ver- 
öffentlichte Pfarrer  Karl  Schweizer  in  der  Zeitschrift  für  schweizerisch« 
Statistik  1897  eine  Arbeit.  Die  Armcncrzichungsnnstaltcn  in  der  Schweiz 
wurden  von  1873-  77  von  Johann  Wellauer  und  Johannes  Müller  einer 
statistischen  Untersuchung  unterworfen.  Nach  der  zweiten  Auflage  des  Werkes 
bestanden  in  der  Schweiz  (in  22  Kantonen):  28  Stadt  Waisenhäuser,  23  Land- 
waisenhäuser, 58  Rettungsanstalten.  10  Taubstummenanstalten.  3  Blinden- 
anstalten. 3  Anstalten  für  schwachsinnige  Kineler,  9  industrielle  Arm«'nerziehungs- 
anstalten.  Zusammen  134  Anstalten.  In  diesen  134  Anstalten  wirkten  25.1 
Erzieher,  310  Erzieherinnen  und  323  Dienstboten  und  Gehülfen.  In  denselben 
waren  5704  Kinder  untergebracht;  die  Durchschnittskosten  für  ein  Kind  pro 
Jahr  beliefen  sich  auf  Fr.  365.  Die  Gesamtkosten  —  Kr.  2.082,014  wurden 
zu  *M%  von  Gemeinden,  Privaten  und  den  Anstalten  und  zu  6 °/o  vom  Staate 
gedeckt. 

m.  Armenstatistische  Arbeiten  betreffend  einzelne  Kantone  etc.  Ueber 
die  obligatorische  Gem«-ind<  armenpflege  wird  in  sämtlichen  Kantonen  «  ine  amtliehe 
Kontrolle  geführt;  verschiedene  Kantonsbehörden  stellen  hei  diesem  Anlas* 
die  Rechnungsergebnisse  einzelner  Verwaltungsjahrc  zusammen  und  publizieren 
solche  in  mehr  oder  weniger  eingehender  Form.  Dr.  L.  Guillaume.  Direktor 
des  eidgenössischen  statistischen  Hureaus.  machte  im  Vorbericht  zur  zweiten 
schweizerischen  Armenstatistik  die  begrüssens werte  Anregung,  es  möchten  die 
Kantonsbeh«'jrden  für  ihre  diesbezüglichen  Zusammenstellungen  ein  einheitliches 
Verfahren  beachten,  damit  «lie  Resultate  der  verschiedenen  Kantone  im  Stati- 
stischen Jahrbuch  der  Schweiz  vergleichend  zusammengestellt  werden  könnten. 

Einzelne  Kantone  veranstalteten  auch  schon  besondere  annenstatistische 
Erhebungen.  Eine  der  ältesten  kantonalen  armenstat  istischen  Aufnahmen  besitzt 
wohl  Bern  «pro  1764). 

Es  hat  hier  dun  haus  kein«-n  Zweck.  Resultate  aus  kantonalen  und  <  om- 
munalen  statistischen  Darstellungen  und  aus  statistischen  Uebcrsichten  von 
Anstalten  und  Vereinen  zu  bringen,  indem  das  Verfahren  in  der  Erhebung  und 
Bearbeitung  solcher  Zusammenstellungen  so  verschiedenartig  ist.  dass  den 
daherigen  Ziffern  jeder  Vergleichswert  abgeht;  beim  Vermögen  beispielsweise 
werden  oft  nur  die  Aktiven,  oft  nur  die  zinstragenden  Kapitalien,  oft  nur  die 
produktiven  Vermögensteile  erc.  angegeben,  bei  der  Zahl  der  Unterstützten 
figurieren  oft  nui  di«;  einzelstehenden  Personen  und  Familienoberhäupter,  oft 
jedes  einzelne  Familienglied,  die  Verwaltungskosten  werden  oft  auf  die  Unter- 
stützten repartiert,  oft  aber  besonders  aufgeführt. 

JV.  Litterntur.  Das  Armen-.vesen  der  Schweiz ,  Aktiengesetzgebung  »mi 
statistische  Darstellung  der  amtlichen  und  f rehrilligen  Armenpßege.  Zürich,  Oreli 
füssli  tf-  Cie.,  fSfS,  deutsche  und  französische  Ausgab«.  —  //.  schweizerische  StatistH 
der  amtlichen  Armenpßege  (f/j.  Lieferung  der  sclhveizer.  Statistik),  /.  u.  2.  Bd.,  Brrx 
n)Of,  deutsche  h.  franz.  Ausg.  —  Die  Anstalten  und  Vereine  der  Schweiz  für  Arm rr- 
er ziehung  und  Armenversorgung.  Zürich  1896.  —  Die  scMveizerischen  Armenerziekungs- 
anstalten,  3.  Aufl.,  Schaff  hausen  /8jS.  —  Die  Armenverhältnisse,  insbesondere  die 
Staatsbeiträge  an  die  Armenausgaben  der  Gemeinden  des  Kantons  Zürich.  (Anhang 
:n  der  jährlichen  (iemeindeßnanzstatistik).  —  Die  beruische  Armenstatistik  pro  n°4* 
veröffentlicht  im  statistischen  Jahrbuch  des  Kantons  Bern  von  /87J — 77.  —  Statistische 
Beilagen  zur  Botschaft  der  Direktion  des  Armemvesens  des  Kantons  Bern  an  de* 
Regierungsrat,  betreffend  ein  neues  Armengesetz  von  1893.    -  J.  Jou,  Die  Ergebnisse 
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der  Armenpflege  der  Gesellschaft  tu  Schmieden  in  Hern  von  j86/  —  $0,  ^Zeitschrift  für 
schs;eizer.  Statistik",  /Syj.  —  Das  Armenuesen  der  Stadt  Biel  von  /Sj>o—<?j.  —  Das 
Verhältnis  des  Steuerkapitals  im  Polizehvesen  zu  demjenigen  im  Armen-scsen  des  Kautons 
Luzern,  statistisch  dargestellt  t<mm  Departement  des  Gemeindewesens,  /S88.  —  Sta- 
tistische Untersuchung  betreffend  das  Armenzvesen  des  Kantons  Luzern,  bearbeitet  und 
publiziert  vom  Departement  des  Gemeindnvesens,  /SSS.  —  Statistische  Erhebung  über 
Errichtung,  Umfang  und  Katasterschat zung  der  Armenanstalten  des  Kantons  Äuzern, 
i$qo,  —  Die  statistischen  Beilagen  über  das  Gemeindcarmenzvcsen  Obwaldens  zum 
KanJonsamtsblatt  <  zeitweilig  t.  ■—  Die  Ergebnisse  der  basellandschaftlichen  Gemeinde- 
(trmemrechnungen  von  rSfy — 84,  im  Amtskalender  von  Baselland,  zSSj.  —  J.  Hallauer, 
Statistik  über  das  Armenzvesen  des  Kantons  Schaff  hausen  von  /8jj — j8,  /8j<j.  — 
Statistische  Erhebung  über  die  auf  Rechnung  der  Gemeindearmenkassen  des  Kantons 
St.  Gallen  versorgten  Kinder,  im  Amtsbl.  d.  Kts.  St.  Gallen  /Syj,  —  Statistik  über 
die  Gemeiudearmenverv.altungen  des  Kantons  Graubünden,  im  rrgierungsrüll.  Bericht 
pro  z8gj.  —  Statistische  Erhebung  über  das  Armenzvesen  im  Kanton  Thurgau  pro 
(Publikation  der  Hauptergebnisse  vom  9.  November  1897).  - —  Assistenza  pubblica 
nel  cantone  Ticino  per  /'anno  /888,  veröffentlicht  als  Anhang  zum  Rechenschaftsbericht 
des  tessinischen  Departements  des  Innern  pro  iSgo.  —  Enquete  sur  le  pauperismc  dans 
le  canton  de  V'aud;  Lausanne  /84z.  —  Statistik  über  die  Armenfonds  der  Gemeinden  des 
Kantons  Wallis  pro  /Sgj,  im  staatsrätlichen  Rechenschaftsbericht  /8gj.  —  Statistischer 
Anhang  zu  den  „Rapports  au  Grand- Conscil  sur  Vexeeution  de  la  loi  sur  les  commune*" 
des  Kantons  Neuenbürg  (seit  /SS8/. 

Dr.  Hans  Anderegg,  Bern. 


Asylrecht. 

I.  Begriff  und  Geschichte  des  Asylrechts.  —  II.  Das  Asylrecht  in 
der  Schweiz:  1.  die  Befugnisse  der  Bundesbehörden;  2.  das  Verhältnis  zwischen 
dem  Bund  und  den  Kantonen:  3.  die  Ausübung  des  Asylrechts.  —  III.  Litterat  u  r. 

I.  Begriff  und  Geschichte  des  Asylrechts.    Asyl  bedeutet  eigentlich  den 
Ort,  von  dem  niemand  hinweggezogen  worden  darf.    In  der  modernen  Kultur- 
weit  gehört  das  Asylrecht  dem  Völkerrecht  an.    Es  sind  nur  Fremd«-,  nicht 
Staatsangehörige,  die  in  einem  Staat  Asyl  suchen,  die  Staatsangehörigen  haben 
«•inen  Rechtsanspruch  auf  Eintritt  und  Verbleiben  in  ihrem  Heimatstaat.  { Landes- 
verweisung Staatsangehöriger  lässt   sich    weder  gesetzgeberisch  rechtfertigen, 
noch  erscheint  sie,  wenigstens  was  das  Schweizerrecht  anbelangt,  rechtlich  als 
zulässig.)    Zwei  Kategorien  von  Personen  gewährt  ein  Staat,  unter  Umständen 
und  ohne  hierzu  rechtlich  verpflichtet  zu  sein,  in  seinem  Gebiete  Asyl :  einmal 
nimmt  das  Asyl  in  einem  Staate  in  Anspruch   der  flüchtige  Verbrecher,  der 
von   einem   andern  Staat    wegen   eines   solchen  Verbrechens   verfolgt  wird, 
bezüglich  dessen  für  den  aufnehmenden  Staat  eine  Auslieferungspflicht  nicht 
besteht;  sodann  gemessen  das  Asyl  in  einem  Staate  auch  diejenigen  Personen, 
die   sich   insbesondere  nicht  im  Besitze  genügender  Ausweisschriften  befinden 
und   die    infolgedessen    weder  kraft   internationaler  Verträge,   noch  kraft  der 
Landesgesetzgebung  einen  Rechtsanspruch  auf  Gewährung  von  Aufenthalt  und 
Wohnsitz  in  einem  Staate  haben :  denn  ein  allgemeines  von  keiner  Bedingung 
abhängiges  Recht   zum  Eintritt    in  einen    fremden  Staat   besteht  nicht.  Die 
sogen,  politischen  Flüchtlinge,  denen  vorab,  jedoch  nicht  ausschliesslich,  Asyl 
gewährt  wird,  sind  nicht  immer  solche  Personen,  die  wegen  bereits  begangener 
politischer    Verbrechen    verfolgt    werden   —    wegen    politischer  Verbrechen 
bewilligt    die   Schweiz    die   Auslieferung    nicht,    Art.  10   des  Bundesgesetzes 
betreffend  die  Auslieferung  vom  22.  Januar   1N92,  —  sondern  häufig  sind  es 
Personen,  die  wegen  ihrer  politischen  Anschauungen  ihre  Heimat  zu  verlassen 
sich  veranlasst  sehen  und  im  fremden  Lande  gastliche  Aufnahme  (Asyl)  finden, 
■  .bschon  sie  nicht  im  Besitz  ordnungsmässiger  Ausweisschriften  sind,  die  ihnen 
v>n  ihrer  heimatlichen  Behörde  vorenthalten  werden. 
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Abgesehen  von  dem  rudimentären  gesandtschaftlichen  Asylrecht,  das  mit 
der  völkerrechtlichen  Exterritorialität  zusammenhängt  und  in  einer  beschränkten 
Lokalimmuniiät  (franchise  de  l'hötel)  besteht,  (s.  « Exterritorialität »)  gehört  das 
Asylreeht.  sofern  man  darunter  den  Inbegriff  der  rechtlichen  Bestimmungen  für 
Zufluchtsstätten  versteht,  der  Rechtsgeschichte  an.    Dieses  nicht  mehr  praktische 
Asylrecht  hat  in  religiösen  Vorstellungen  seinen  Ursprung.    Es  verdankt  seine 
Entstehung  und   Ausbildung  der  Anschauung,  dass  ein  der  Gottes  Verehrung 
geweihter  Ort  und  was  mit  diesem  Ort  in  unmittelbarem  Zusammenhang  stellt, 
einen  besonderen  Frieden  habe,  und  dass  daher,   wer  sich  an  solchem  Ort 
befindet,    oder   sich    dahin   flüchtet,    vor   jeglicher    gewaltsamen  Entfernung 
gesichert  sei  und  Schutz  und  Sicherheit  daselbst  geniesse.    Die  christliche  Kirche 
des  Mittelalters  hat  in  eigenem  Interesse  sowohl  wie  im  Interesse  der  Rechts- 
ordnung dieses  Recht  der  religiösen  Freistätten,  das  sozusagen  bei  allen  Völkern 
des  Altertums  vorkam  und  von  den  christlichen  Kaisern  für  Kirchen  anerkannt 
wurde,  in  ihr  Rechtssystem  aufgenommen  und  weiter  ausgebildet.    Es  galt  für 
Kirchen  und  für  die  diesen  zudienenden  Hallen,  Vorhöfe  und  Kirchhöfe  nebst 
einem  Umkreis   von  30—40  Schritten,   ferner  für  Klöster,   für  alle  religiösen 
Gebäude .   ja  sogar   für  die  bischöfliche   Wohnung.     Es  kommt  zu  gut  ver- 
schuldeten Personen  gegenüber  ihren  Gläubigern,  besonders  aber  Verbrechern; 
im    Laufe    der    Zeit    wurden    einzelne    Verbrecher    von    der   Wohlthat  aus- 
geschlossen, so  Strasscnräuber,  Wegelagerer,  Plünderer,  solche  die  Mord  oder 
Verstümmelung  in  Kirchen  oder  auf  Kirchhöfen  begehen,  später  auch  Meuchel- 
mörder, Ketzer.  JMajcstätsverbre«  her  u.  a.  m.    Wenn  jemand  auch  nicht  gewalt- 
sam von  einer  Freistätte  weggezogen  werden  durfte,  so  konnte  der  weltliche 
Richter  immerhin  die  Auslieferung   verlangen,  und  diese  machte  die  Kirche 
alsdann   von   dem  Ausschluss   von  Todes-   und   verstümmelnden  Leibesstrafen 
abhängig.    Wer  aber  den  Flüchtling  gewaltsam  von  dem  Alyl  reist,  den  trifft 
nach    römischem    Recht    Todesstrafe    wie    einen    Majestätsverbreeber .  nach 
kanonischem   Recht   öffentliche    Husse,   Kirchenbann  und   Strafe  anderer  Art. 
Keinen  Anspruch  auf  den  Schutz   des  Asyls  hat,   wer  bewaffnet  in   die  Frei- 
stätte eindringt  und  sieh  weigert  seine  Waffen  niederzulegen.    Mit  Ausgang  des 
Mittelalters  wurde  das  kirchliche  Asyl  seitens  der  weltlichen  Obrigkeit  nicht  mehr 
voll  und  ganz  anerkannt:  später   verschwindet  es  vollständig.    Nicht  überall 
wurde   es   förmlich   von  der  staatlichen  Gewalt  abgeschafft;  mancherorts  hei 
es  ohne  weiteres  dahin,  weil  es  infolge  der  Erstarkung  des  Landfriedens  und 
besserer  Ausführung  einer   milderen  Strafrcchtsordnnng   als   im  Widerspruch 
stehend  mit  moderner  Rechtsanschauung  betrachtet  wurde,  l  ebrigens  hatten  im 
Mittelalter,  ja  bis  ins  1 7.  Jahrhundert,  auch  weltliche  Fürsten,  namentlich  der 
Kaiser,  durch  Privilegienerteilung  einzelne  Orte  unter  den  verschiedenartigsten 
Modifikationen  als   Freistatten   sowohl  für  insolvent   flüchtige  Schuldner,  wie 
für  einzelne  Verbrecher  (z.H.  für  fahrlässige  Totschläger)  erklärt:  auch  dieses 
Asylrecht  verschwindet  aus  den  gleichen  Gründen  wie  das  kirchliche. 

Das  moderne  Asylrecht  ist  kein  Rechtsanspruch  auf  Asylgewährung :  das 
Individuum  kann  nicht  rechtlich  beanspruchen,  dass  ihm  Asyl  gewährt  werde. 
Wird  ihm  solches  gewährt  ,  so  geschieht  es  nicht  auf  Grund  eines  ihm 
zustehenden  Rechtes;  wird  ihm  Asyl  verweigert,  oder  das  bewilligte  Asyl 
wieder  entzogen,  so  liegt  hierin  nie  eine  Rechtsverletzung  <a.  A.  die  populäre 
der  Flüchtlingsfrage  gewidmete  Pamphletlitteratur).  Das  moderne  Asylrecht  «t 
vielmehr  ein  Hoheitsrecht  jedes  einzelnen  Staates,  nämlich  die  Hefugnis. 
Fremde  in  seinem  Lande  gastweise  aufzunehmen  und  sie  daselbst  zu  dulden, 
und  dieses  Recht  übt  der  Staat  so  aus.  wie  er  es  glaubt  verantworten  ru 
können,  einerseits  mit  Rücksicht  auf  seine  Selbständigkeit  und  Unabhängigkeit 
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gegenüber  anderen  Staaten,  anderseits  mit  Rücksicht  auf  die  ihm  als  Mitglied 
der  internationalen  Staatengemeinschaft  obliegenden  Pflichten. 

IL  Das  Asylrecht  in  der  Schweiz.  1.  Die  Befugnisse  der  Bundes- 
behörden.  Nach  schweizerischem  Recht  ist  die  Fremdenpolizei,  als  Teil  der 
Personenpolizei.  Sache  des  Kantonalstaates,  demnach  auch  die  politische 
Fremdenpolizei  (s.  «Fremdenpolizei»).  Der  Kanton  hat  also  darüber  zu  ent- 
scheiden, ob  er  einen  fremden  Flüchtling  in  seinem  Gebiete  dulden,  oder 
ob  und  unter  welchen  Voraussetzungen  er  ihm  sein  Gebiet  verschlicssen  will. 
Die  in  der  Schweiz  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  gemachten 
Krfahrungen  Hessen  es  aber  bei  der  Revision  des  Bundesvertrages  als  wünschens- 
wert erscheinen,  dem  Bunde  eine  bestimmte  Kompetenz  auf  diesem  Gebiete 
/uzuscheiden :  und  deshalb  wurde  Art.  57  der  Bundesverfassung  1848  (jetzt 
Art.  70  der  Bundesverfassung  1874)  dahin  formuliert:  dem  Bunde  steht  das 
Recht  zu.  Fremde,  welche  die  innere  oder  äussere  Sicherheit  der  Eidgenossen- 
schaft gefährden,  aus  dem  schweizerischen  Gebiete  wegzuweisen.  Die  Sanktion 
dieser  Verfassung« Vorschrift  liegt  in  der  Strafe  wegen  Bannbruches,  die  in 
Art.  (»3  litt.  a.  des  Bundesstrafgesetzes  vom  4.  Februar  1853  angedroht  ist. 
Ks  ist  beachtenswert,  wie  die  ausdrückliche  Aufnahme  des  Art.  57  mit  dem 
Hinweis  darauf  verlangt  werden  musste,  «um  damit  für  die  Zukunft  sach- 
bezüglichc  Kompetenzstreitigkeiten  zwischen  den  Kantonen  und  der  Eid- 
genossenschaft unmöglich  zu  machen»,  während  sich  doch  die  bezügliche 
Befugnis  des  Bundes  ohne  weiteres  aus  den  Bestimmungen  der  Art.  74  Ziffer  13, 
90  Ziffer  2.  8,  9,  10  der  Bundesverfassung  1848  (jetzt  Art.  85  Ziffer  6 — 8, 
102.  Ziffer  2.  8—10  der  Bundesverfassung  1874)  folgern  lässt. 

2.  Das  Verhältnis  zwischen  dem  Bund  und  den  Kantonen.  Das 
Verhältnis  der  Bundeskompetenz  zur  kantonalen  ist  folgendes:  «Die  Erteilung 
des  Asyls  ist  zunächst  Sache  der  Kantone,  und  es  kann  der  Bund  in  der 
Regel  die  Kantone  nicht  zu  Gewährung  des  Asyls  zwingen,  wohl  aber  dieses 
Recht  nach  Massgabc  des  Art.  57  (jetzt  70)  der  Bundcsverfassung  beschränken. 
Im  hohem  Interesse  der  Öffentlichen  Ordnung  und  Sicherheit  muss  aber  unter 
Umständen  von  diesem  Grundsätze  abgegangen  werden»  (Ullmer  1,  Nr.  322). 
Ein  solcher  Fall  trat  im  Juli  1849  ein,  als  die  Zahl  der  Flüchtlinge  aus 
Deutschland  und  Italien  mehr  als  11,000  betrug.  Damals  schrieb  der  Bundesrat 
nusrtahms weise  das  Asyl  vor,  ordnete  eine  centrale  Leitung  an  und  hielt 
die  Kantone  an,  eine  gewisse  Zahl  von  Flüchtlingen  zu  dulden,  wobei  er 
dann  einen  Teil  der  Kosten  übernahm;  ein  ähnliches  Verfahren  beobachtete 
er  im  Jahre  1864.  als  nach  dem  damaligen  Polenaufstand  eine  grössere  Anzahl 
polnischer  Flüchtlinge  in  die  Schweiz  kam.  «Wenn  es  sich  dagegen  um  Inter- 
nierung einzelner  Flüchtlinge  handelt,  so  geschieht  dieses  nie  in  der  Form, 
das*  man  sie  von  Bundeswegen  gewissen  Kantonen  zuweist,  sondern  man 
befiehlt  ihnen  einfach,  einen  oder  mehrere  Grenzkantone  zu  verlassen  und  im 
Innern  der  Schweiz  ein  Asyl  nachzusuchen»  (Ullmer  I.  Nr.  331).  Aus  ihrer 
Ausweisungsbefugnis  hat  nämlich  die  Bundesbehörde  die  Befugnis  der  Inter- 
nierung, als  das  minus,  abgeleitet,  ja  selbst  die  Befugnis,  den  Kantonen  zu 
verbieten,  gewissen  Kategorien  von  Flüchtlingen  Asyl  zu  gewähren.  Für  die 
von  den  Kantonen  erfolgten  Ausweisungen  asylbedürftiger  Fremden  sind  diese 
•lern  Bunde  nicht  verantwortlich;  die  kantonale  Ausweisung  wirkt  indessen 
nicht  über  die  betreffenden  kantonalen  Grenzen  hinaus,  und  sie  würde  sogar 
hinfällig,  wenn  der  Ausgewiesene  in  einem  andern  Kanton  nicht  nur  ein  Asyl 
lande,  sondern  daselbst  geradezu  Bürger  würde.  Würde  ein  Kanton  seine 
Aus-wr-isungsverfügung  dem  Bundesrat  zur  Bestätigung  vorlegen,  so  behält  sieh 
dieser  eine   selbständige   Prüfung   vor.    nämlich   nach   der   Richtung,    ob  sich 
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vom  Standpunkt  des  Art.  70  der  Bundesverfassung  eine  Ausweisung  rechtfertigt 
oder  nicht.  Im  letzteren  Fall  bleibt  die  Ausweisung  nur  als  kantonale  aufrecht. 
Gegen  eine  vom  Bundesrat  verfügte  Ausweisung  kann  ein  Kanton  eine  Ein- 
sprache nicht  erheben.  Zu  Anfang  der  50er  Jahre  war  die  Regierung  des 
Kantons  Genf  gegenüber  den  Anordnungen  des  Bundesrats  betreffend  die 
politischen  Flüchtlinge  nicht  nur  lässig,  sondern  sie  vertrat  geradezu  die  Ansicht, 
dass  der  Bundesrat  eine  Ausweisung,  falls  die  kantonalen  Behörden  dagegen 
Einsprache  erheben,  nur  dann  anordnen  könne,  wenn  er  sich  mit  diesen  dar- 
über einige,  im  Falle  einer  Meinungsverschiedenheit  aber  die  Sache  entweder 
dem  Bundesgericht  oder  der  Bundesversammlung  zur  Entscheidung  vorlegen 
müsse.  Die  Bundesversammlung  trat  auf  diese  Anschauung  nicht  ein :  mit 
Recht,  denn  die  Ausübung  der  eigenen  Befugnisse  des  Bundesrates  kann  nicht 
von  dem  guten  Willen  eines  Kantons  abhangen.  Noch  viel  weniger  hat  der 
Ausgewiesene  selbst  ein  Beschwerderecht  an  die  Bundesversammlung  gegenüber 
einer  bundesrätlichen  Ausweisungsverfügung;  und  auch  der  v.m  einem  Kanton 
abgewiesene  Flüchtling  kann  nicht  wegen  Verletzung  des  Asylrechts  bei  einer 
Bundesinstanz  Beschwerde  führen.  Seinerseits  ist  «1er  Bundesrat  auf  die  Mit- 
wirkung kantonaler  Organe  angewiesen,  behufs  korrekter  Ausübung  der  ihm 
zustehenden  Ausweisungsbefugnis  und  der  damit  notwendigerweise  verbundenen 
Kontrolle  über  die  «politische  Fremdenpolizei».  Mittelst  Kreisschreiben  erteilt 
er  den  kantonalen  Regierungen  zu  handen  der  Unterbehörden  die  notwendigen 
Instruktionen  und  lässt  sich  über  einzelne  Verhältnisse  und  einzelne  Personen 
sowohl  wie  über  die  allgemeine  Situation  auf  dem  Gebiete  der  politischen 
Fremdenpolizei  Bericht  erstatten.  Die  Erfahrungen  haben  leider  wiederholt 
gezeigt,  dass  bei  den  kantonalen  Behörden  nicht  immer  das  richtige  Verständnis 
für  die  diesbezüglichen  Fragen  vorhanden  ist,  sodass  selbst  peinliche  Zwischen- 
fälle infolge  Indiskretion  kantonaler  Ausführungsorgane  vorkamen.  Die  poli- 
tischen Ereignisse  der  80 er  Jahre  zeigten  des  deutlichsten  die  Unzulänglichkeit 
der  bisherigen  losen  Organisation  der  politischen  Fremdenpolizei.  Dieselben 
führten  die  öffentliche  Meinung  dazu,  die  Schaffung  rim-r  besonderen  eidge- 
nössischen Amtsstelle  zu  verlangen,  welche  «die  Frenulenpolizei  in  Bezug  auf 
Handlungen,  die  die  innere  oder  äussere  Sicherheit  der  Schweiz  gefährden,  zu 
überwachen  hätte».  Diese  Amtsstelle  ist  die  durch  Bundrsgesctz  vom  28.  Juni  188'» 
eingeführte  Bundesanwaltschaft,  die  zwar  nicht  an  Stelle  der  kantonalen  Behörden, 
wohl  aber  neben  denselben  und  in  Verbindung  mit  ihnen  die  Geschäfte  der  poli- 
tischen FremdenpoÜ2ei  besorgt  und  dem  Bundesrat  die  auf  Anwendung  des  Art.  70 
der  Bundesverfassung  gehenden  Anträge  unterbreitet  (s.  «Bundesanwaltschaft»). 

Die  Ausweisung  auf  Grund  des  Art.  70  der  Bundesverfassung  ist  Sache 
des  Bundesrates  (vergl.  Bundesverfassung  Art.  102.  Ziffer  2,  8 — 10),  sie  ist 
also  eine  von  einer  Administrativbchörde  ausgehende  Verfügung.  Wiederholt 
ist  von  politischen  Parteien,  die  glauben,  es  sei  ihre  Aufgabe,  sich  ausgewiesener 
politischer  Flüchtlinge  anzunehmen,  die  Anregung  gemacht  worden,  das  Aus- 
weisungsrecht des  Bundesrates  einzuschränken  entweder  in  der  Weise,  da>s 
eine  Ausweisung  überhaupt  nur  bei  Vorliegen  einer  Strafthat,  deren  Beurteilung 
allein  dem  Richter  zukommt,  stattfinden  dürfe,  oder  in  der  Weise,  dass  durch 
ein  Bundesgesetz  Art.  70  der  Bundesverfassung  näher  ausgeführt  werde.  Es 
liegt  solchen  Anregungen  die  irrtümliche  Auffassung  zu  Grunde,  der  Flüchtling 
habe  ein  Recht  auf  Asylgewährung. 

Dik  Ausübuni.;  des  Asyi.rkchts.  Nach  folgendem  Grundsatz  richtet 
sich  die  Schweiz  in  der  Frage  des  Asylrechts:  «Sie  gewährt  den  politisch 
Verfolgten  aller  Parteien  ein  Asyl,  wenn  sie  sich  durch  ruhiges  Verhalten  des- 
selben würdig  bezeigen,  sie  gewährt  ihnen  aber  kein  Asyl,  wenn  sie  auf  deren 
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Gebiet   ihre  Umtriebe  und  Angriffe  gegen  die  Existenz  und  Rechtssicherheit 
anderer  Staaten  fortsetzen»  (Ullmcr  I,  Nr.  .121).    Ausgewiesen  wurden  u.a. 
Flüchtlinge,   die  gegen  ihre  Internierung  öffentlich  protestierten,  Spione  und 
Geheimagenten  (agents  provocateur),  solche,  die  durch  Missbrauch  der  Presse 
die  guten  Beziehungen  der  Schweiz  zu  befreundeten  Staaten  gefährden,  solche, 
die  vom  Hoden  der  Schweiz  aus  einen  politischen  Umsturz  in  ihrer  Heimat  zu 
organisieren  beabsichtigen,  in  neuerer  Zeit  sodann  namentlich  Anarchisten, 
zunächst  solche,  die  zur  Propaganda  der  That  schreiten  oder  zu  solcher  auf- 
reizen, dann  aber  auch  alle  die,  die  sich  der  anarchistischen  Propaganda  über- 
haupt in  Wort  oder  Schrift  schuldig  machen  oder  mit  Rücksicht  auf  ihr  Hcnehmen 
als  «gefährliche  Anarchisten»  betrachtet  werden  müssen  (vcrgl.  besonders  die 
Stellungnahme  der  Hundesbehörden  infolge  der  Ermordung  der  Kaiserin  von 
Oesterreich  durch  den  italienischen  Anarchisten  Lucchcni  in  Genf).  Während 
in  früheren  Jahren   hauptsachlich  solche  politisch  Verfolgte  in  der  Schweiz 
Asyl  suchten,  die  wegen  ihrer  Ansichten  über  die  zweckniässigste  Staatsform 
ihre  Heimat  verliessen.  wurden  sie  seit  Ende  der  70  er  Jahre  mehr  und  mehr 
ersetzt  durch  Socialdemokraten  und  alsdann  durch  Anhänger  des  Anarchismus, 
die  sich  zur  Propaganda  der  That  bekennen.    Mit  Bezug  auf  die  Anarchisten 
wurde  von  Ständerat  Muheim  schon  im  Jahre  1891   betont:    «In  Hctrcff*  der 
Fremdenpolizei  wird  eine  angemessene  und  spontane,  nicht  erst  vom  Auslande 
veranlasste  Energie  von  der  öffentlichen  Meinung  entschieden  unterstützt;  weil 
wir  das  Asylrecht  heilig  halten,   wollen  wir  es  vor  Missbrauch  schützen.  Es 
ist   klar,  da»s  eine  mehr  doktrinäre  Besprechung  weitgehender  Reformpläne 
von  der  Propaganda  zur  That  sehr  wohl  zu  unterscheiden  ist.    Wo  aber  diese 
Besprechung   einen  agitatorischen  und  provokatorischen  Charakter  annimmt, 
da  kann  und  darf  sie  jedenfalls  nur  solange  geduldet  werden,  als  sie  nicht  an 
den    Grundlagen   der    Gesellschaft    rüttelt.    Letzteres    geschieht   aber  ganz 
zweifellos   bei  anarchistischen  Kongressen»  (Salis  IV,  Nr.  1370).    Nicht  der 
politische  Flüchtling  im  engern  Sinne,  sondern  der  Anarchist  begehrt  heutzutage 
Asyl.    Häufig  ist  der  Anarchist  ein  Asyl  suchender  Verbrecher:  aber  gerade 
das  von  ihm  begangene  oder  beabsichtigte  Verbrechen  rechtfertigt  eine  Asyl- 
gewährung nicht,  anarchistische  Verbrecher  dürfen  nicht  als  politische  Ver- 
brecher anerkannt  werden. 

///.  Litte ratur.  Dann,  l'cber  den  Ursprung  des  Asylrechts  und  dessen  Schick- 
sale und  Ueberreste  in  Europa,  „Zeitschrift  für  deutsches  Rcchf\  1840,  III,  S.  327 
bis  368,  —  r.  ktohl,  Rev  ision  der  völkerrechtlichen  Lehre  vom  Asyl,  „Zeitschrift  für  die 
gesamte  Staatswissenschaf i*\  1833,  IX,  S.  461  ff.  —  Bulmirlncq,  Das  Asylrecht  1833. 

—  Lammasch,  Auslieferungsrecht  und  Asylrecht,  1S87.  —  r.  Martltz,  Internationale  Rechts- 
hilfe in  Straf  sachen,  t8.S8,  1897.  —  Lehr,  Tableau  gtneral  de  V Institut  de  Droit  Inter- 
national, /87s — 1892,  p.  ro2 — /07.  —  Ririer,  Lehrbuch  des  Völkerrechts,  j88q,p. 18b — 188. 

—  Blumer-Morel,  Handbuch  des  Schweizerischen  Bundesstaatsrechts,  II,  p.  240 — 238. 

—  Kaiser,  Grundsätze  schweizerischer  Politik  1873,  p.  667 — 691.  —  I.  Langh&rd,  Das 
Recht  der  politischen  Fremdenausweisung,  i8yi.  —  U Ilmer,  Die  Staatsrechtliche  Praxis 
der  schweizerischen  Bundesbehörden,  J.S62,  1866,  I,  AV.  321 — 332,  II,  AV.  922  -  934. — 
r.  Salis,  Schweizerisches  Bundesrecht,  1893,  IV,  Nr.  1368—1403.  —  Seuffert,  Anarchismus 
und  Straf  recht,  7899,  /.  188—198. 

Dr.  L.  R.  V.  Salis,  Professor  an  der  Unhersitat  Bern. 

Ausfuhrverbote. 

I.  Allgemeines.  —  II.  Geschichtliches.  —  III.  Die  Bestimmungen 
der  Handelsverträge  betreffend  Ausfuhrverbote.  —  IV.  Litteratur. 

L  Allgemeines.  Ausfuhrverbote  seitens  eines  Staates  werden  erlassen, 
um  d<-n  Export  gewisser  Waren  aus  dem  Lande  unmöglich  zu  machen.  Dies  kann 
geschehen,  indem  einerseits  die  Ausfuhr  einfach  verboten,  und  anderseits  zur 
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Ausfuhr  bestimmte  Waren  mit  einem  so  hohen  Ausgangszoll  < Prohibitivzoll) 
belegt  werden,  dass  eine  Ausfuhr  unmöglich  gemacht  wird.  Solche  Ausfuhr- 
verbote kamen  von  jeher  zur  Anwendung  für  Rohstoffe  und  Lebensmittel  zur 
Abwendung  von  Hungersnöten,  sowie  für  Waffen,  Pferde,  Kohlen  u.  dgl.  in 
Kriegsfällen.  Im  Altertum  und  Mittelalter  waren  Ausfuhrverbote  zahlreicher 
als  in  der  Neuzeit  und  die  freihändlerischen  Anschauungen,  die  gegen  Knd> 
des  18.  Jahrhunderts  allgemein  zur  Geltung  kamen,  führten  namentlich  zur 
Aufhebung  der  Getreideausfuhrverbote.  Auch  sind  bei  der  gegenwartigen  Ent- 
wicklung der  Verkehrsverhältnisse  eigentliche  Hungersnöte  nicht  mehr  «> 
zu  befürchten,  wie  in  früherer  Zeit,  sodass  in  Zukunft  Ausfuhrverbote  für 
Getreide  und  Lebensmittel  selten  zur  Anwendung  kommen  dürften.  Im  Allge- 
meinen muss  konstatiert  werden,  dass  die  Entwicklung  des  Wohlstandes  eines 
Leindes  unter  Ausfuhrhindernisscn  und  Ausfuhrverboten  entschieden  leidet. 

II.  Geschichtliches.  In  der  alten  Eidgenossenschaft  kamen  Ausfuhrverbote 
vielfach  zur  Anwendung,  sei  es  als  Polizeiverfügungen  oder  eigentliche  Sperr- 
massregcln,  wie  solche  namentlich  in  Missjahren  sogar  von  Kanton  gegen 
Kanton  erlassen  wurden.  Aber  auch  die  damaligen  Binnen-  und  Lokalzölle 
(Land-  und  Wasserzölle,  Weg-  und  Brückengelder,  Geleitgebühren  etc.)  um! 
namentlich  die  lästigen  Transitzölle  an  den  Grenzen  der  einzelnen  Kanton«- 
müssen  als  Ausfuhrhindcrnissc  bezeichnet  werden. 

Nachdem  durch  die  Bundesverfassung  vom  12.  Herbstmonat  1848  da« 
Zollwesen  der  Schweiz  als  Bundessache  erklärt  worden  war,  wurde  dem  Bundes- 
rate, als  der  obersten  vollziehenden  und  leitenden  Behörde,  schon  im  ersten 
Bundesgesetz  über  das  Zollwesen  vom  20.  Juni  1849,  sowie  auch  im  Gesetz*- 
vom  27.  August  1851  (Art.  34)  und  dem  gegenwärtig  in  Kraft  bestehenden 
Gesetze  vom  28.  Juni  1893  (Art.  35)  die  Befugnis  erteilt,  unter  ausserordentlichen 
Umständen,  namentlich  im  Falle  von  Teuerung  der  Lebensmittel  etc.  vorüber- 
gehend ihm  geeignet  scheinende  Massnahmen  zu  treffen,  unter  dem  Vorbehalt 
jedoch,  der  Bundesversammlung  bei  deren  nächstem  Zusammentritt  Bericht  zu 
erstatten  und  die  getroffenen  Massnahmen  ihrer  Genehmigung  anheimzusi eilen. 
Es  schlicssen  diese  Bestimmungen  zweifelsohne  auch  die  Befugnis  in  sich,  y 
nach  Umständen  Ausfuhrverbote  zu  erlassen. 

m.  Die  Bestimmungen  der  Handelsverträge  betreffend  Ausruhrverbote. 
Was  die  vertraglichen  Abmachungen  betreffend  Ausfuhrverbote  anbelangt,  so 
enthalten  unsere  Handelsverträge  mit  den  hauptsächlich  in  Betracht  fallenden 
vier  umliegenden  Staaten  nachstehende  Bestimmungen  : 

Vertrag  mit  Deutschland,  vom  io.  Dezember  1891.  (Art.  1,  Absatz  3  und  4.  sowie 
Schlussprotokoll):  Die  vertragschliesscndcn  Teile  machen  sich  verbindlich,  gegen  einander  kein 
Einfuhrverbot  und  kein  Ausfuhrverbot  in  Kraft  zu  setzen,  welches  nicht  zu  gleicher  Zeit  oder  doch 
unter  gleichen  Voraussetzungen  auch  auf  die  andern  Nationen  Anwendung  lande.  Die  vertr.tgichliesiendcn 
Teile  werden  jedoch  wahrend  der  Dauer  des  gegenwartigen  Vertrages  die  Ausfuhr  von  Gjtreide, 
Schlachtvieh  und  Brennmaterialien  gegenseitig  nicht  verbieten.  Diese  (vorstehenden)  Bestimmungen 
schliessen  die  Befugnis  nicht  aus,  Einfuhr-,  Durchfuhr-  und  Ausfuhrvorl»  >:e  zu  erlasen:  ai  mit  tki\xg 
auf  die  gegenwärtig  bestehenden  oder  künftig  einzuführen  Jen  Staatsm  onopol«* ;  b)  aus  yejundbeits- 
polizeilichen  Rücksichten ;  c)  in  Beziehung  auf  Kriegsbedürfnisse  unter  aussei  ordentlichen  Umständen. 

Vertrag  mit  Österreich-Ungarn,  vom  10.  Dezember  1891.  (Au.  1,  Ziff.  2):  Die  vertrag- 
«chlicssenden  Teile  verpflichten  sich,  den  gegenseitigen  Verkehr  zwischen  ihren  Linden  durch  keinerlei 
Einfuhr-,  Ausfuhr-  oder  Durchfuhrverbote  zu  hemmen.  Ausnahmen  hievon  dürfen  nur  stattfinden : 
a)  bei  den  gegenwärtig  bestehenden  oder  künftig  etwa  einzuführenden  Staatsmonopolcn ;  b)  aus  gesund- 
heits-  und  veierinärpolizeilichen  Rücksichten,  insbesondere  im  Interesse  der  öffentlichen  Gesundheitspflege 
und  in  Uebereinstimmung  mit  den  diesbezüglich  geltenden  internationalen  Grundsätzen :  c)  unter 
ausserordentlichen  Umständen  in  Beziehung  auf  Kriegsbedürfnisse.  Der  unter  b)  ausgesprochene 
Vorbehalt  erstreckt  sich  auch  auf  die  zum  Schutze  der  Landwirtschaft  allfällig  notwendig  werdenden 
Vorsieh  tsm  assrege]  n . 

Vertrag  mit  Italien,  vom  19.  April  1892.  (Art.  7,  Absatz  2  und  3):  Di«-  kontrahierenden 
Staaten  verpflichten  sich,  gegen  einander  keinerlei  Zölle  oder  Hinfuhr-  und  Ausfuhrverbot'.-  aufzustell-n. 
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welche  nicht  gleichzeitig  auf  jede  aiid'te  Nation  Anwendung  finden.  En.läch  verpachten  sie  sich, 
die  Einfuhr  oder  Ausfuhr  \<>n  tietreide,  Vieh  oder  sonstigen  Tieren  all-  r  Art  von  dun  einen  nach 
tiem  andern  I-aude  weder  zu  verbieten,  noch  zu  hemmen,  ausgenommen  Vieh  und  sonstige  Tiere  bei 
geh<''rig  konstatiertem  Auftreten  einer  Viehseuche.  Sollte  sich  jedoch  einer  der  kontrahierenden  Staaten 
gegenüber  irgend  einer  .indem  Macht  im  Kriegszustände  befinden,  oder  sich  g<  notigt  sehen,  seine 
Armee  auf  den  Kriegsfuss  /u  setzen,  so  soll  derselbe  an  diese  Bestimmung  nicht  gebunden  sein. 

Mit  Frankreich  besteht  xnr  Zeit  kein  Handelsx  ertrag  und  die  kommer- 
zielle Verständigung  \>«m  lt>.  August  1895  enthalt  bezüglich  der  Kin-  und 
Ausfuhr-  und  Dur«  hfuhrverhot e  keinerlei  Bestimmungen.  Die  von  der  fran- 
zösischen Katniner  abgelehnte  Handelsübereinkunft  vom  2.}.  Juli  1S(»2  enthielt 
dagegen  in  ihrem  Art.  1')  be/ügli«  h  dieser  Verbote  ahnliehe  Bestimmungen, 
wie  die  Handelsx  erträgt-  mit  den  drei  vorgenannten  Staaten. 

IV.  Litteratttr.     Sic/ie  dir  Literatur  tu  da  Artikeln  „Ausfuhrzölle" ,  Jhiudvli- 
< -ertrüge ,  _A»//:.r w  «  ' . 

A.  Sttitler,  Zolhekretär,  Hern. 

Ausfuhrzölle. 

I    Allgemeine*.  —  II.  «i  "seh  ich  t  liehe».  —  III.  « \  •  »•  n  wä  r  t  ige  i  Zustand. — 
IV.  Litt«  ratur. 

I.  Allgemeines.  Als  Ausfuhr-  "ihr  Importzoll«-  werden  diejenigen  Zölle 
bezeichnet,  die  von  einem  Staate  bei  der  Ausfuhr  s.-iner  Landesprixlukte 
erhoben  werden.  Die  Ausfuhrzölle  treten  in  der  gegenwärtigen  /eil.  in  welcher 
das  Zollsystem  auf  den  Einfuhrzöllen  aufgebaut  ist.  immer  mehr  zurück  und 
die  hauptsächlichsten  Handelsstaaten  Europas,  s.iwie  die  V«  reinigten  Staaten 
von  Nordamerika  haben  dieselben  überhaupt  abgeschail'l.  In  d«r  Schweiz  ist 
die  allgemeine  Strömung  ebenfalls  gegen  die  Ausfuhrzölle  und  letztere  sind 
von  keiner  grossen  Bedeutung  mehr. 

Die  Gründe,  welche  zur  Frhebung  von  Xusfuhrz.öllen  Anlass  gaben, 
waren  verschiedener  Art.  So  wurden  Ausfuhrzölle  erh<tl>en.  wenn  «las  Land 
das  Monopol  in  der  Lieferung  des  betreffenden  Produktes  be-ass,  oder  wenn 
die  Allgemeinheit  der  Bevölkerung  ein  gewisses  Anrecht  auf  das  betreifende 
Produkt  zu  haben  glaubte,  wie  z.  B.  bei  der  Ausfuhr  von  II« dz  aus  den  Wal- 
dungen des  Landes.  Diese  rhdzausfuhrzölle  spielten  in  früherer  Zeit  auch  in 
der  Schweiz  eine  bedeutende  Rolle.  Sodann  wurden  Ausfuhrzolle  erlmben, 
um  die  einheimischen  Rohstoffe,  wie  Häute  und  Felle.  Alteisen  und  Knochen 
etc.  behufs  Verarbeitung  im  Inland»-,  durch  di«  *«-  Gebühren  zurückzuhalten. 
Vielfach  aber  wurden  Ausfuhrzolle  aus  keinem  andern  Grunde  bezogen,  als 
um  dem  Staate  Geldmittel  zu  verschaffen. 

Die  Ausfuhrzölle  sind  einerseits  zurückgegangen  und  teilweise  ganz  ver- 
schwunden, weil  dieselben  als  eine  ungerechte  Besteuerung  empfunden  wurden, 
l'nd  thatsäehlich  werden  die  Ausfuhrzölle  nur  von  einzelnen  Produzenten 
getragen,  während  die  eingeführten  Waren  für  die  Gcsanitb«-vÖlkcrung  bestimmt 
sind  und  somit  die  /olllast,  die  auf  den  Finfuhrzölh-n  ruht,  sich  auf  die 
Bewohner  je  nach  der  Bedeutung  der  Konsumtion  gleiehmässig  verteilt. 
Anderseits  befürchtet«-  man  durc  h  Frhebung  von  Ausfuhrzöllen  eine  Eins«  hränkung 
der  Ausfuhr. 

H.  Geschichtliches.  In  der  alten  Eidgenossenschaft  war  das  /«dlwescn 
Sache  der  beinahe  souveränen  Kantone  und  dieselben  erhoben,  sei  es  unter 
der  Bezeichnung  «  Ausfuhrzoll»  selbst,  oder  ab«  r  unter  derjenigen  von  Brürken- 
geldern.  Weggeldern.  Wasserzöllen  etc.  Ausfuhrzölle  für  ihre  Landesproduktc. 
Die  Gesetze,  welche  zur  Zeit  der  Ib-lv«  lik.  d.  h.  nach  d-  m  Zusammenbruch 
der    alten    Eidgenossenschaft    die    Wrbes>erung   des   Z<»llw  cs-tis  bezweckten. 
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sprechen  von  einer  Ausfuhrgebühr,  welche  6  °/o  ad  valorem  nicht  übersteigen 
sollte.  Diesen,  sowie  spätem  Erlassen  wunle  jedoch  wenig  Beachtung  geschenkt 
und  die  Kantone  bezogen  nach  wie  vor  Zollgebühren  nach  ihrem  Belieben. 
Das  von  12  Kantonen  abgeschlossene  Konkordat  (Zollvereinigungsvertrag)  vom 
12.  Oktober  1847  machte  dann  dem  bisherigen  System  ein  Ende  und  war 
der  erste  konsequenteste  Versuch  einer  Centralisation  des  schweizerischen 
Zollwesens,  wonach,  an  Stelle  der  aufgehobenen  Lokalzölle,  an  den  Grenzen 
Eingangs-,  Ausgangs-  und  Durchgangszolle  erhoben  und  zum  Schutze  einiger 
einheimischer  Produktionszweige  •  Ausfuhrzölle,  sowie  für  alle  Ausfuhrwaren 
eine  Kontrollgebühr  von  2  '/i  Rappen  vom  Brutto/entner  festgesetzt  wurden. 
Die  hieraus  entstehenden  Reineinnahmen  sollten  nach  dem  Massstabe  der 
Bevölkerung  verteilt  werden. 

Durch  die  Bundesverfassung  vom  12.  Herbstinonat  1S4S  wurde  das  Zoll- 
wesen der  Schweiz  Sache  des  Bundes  und  letzterem  die  Befugnis  zur  Erhebung 
von  Eingangs-,  massigen  Durchgangs-  und  Ausgangsgebühren  erteilt.  Die 
Ansicht,  von  welcher  der  Bundesrat  bezüglich  der  Erhebung  von  Ausfuhrzöllen 
damals  (wie  auch  späterhin»  ausging,  finden  wir  des  Nähern  begründet  in 
seiner  Botschaft  an  die  Bundesversammlung  zu  dem  Vorschlag  eines  Bundes- 
gesetzes über  das  Zollwesen  vom  7.  April  IS 49.  In  derselben  heisst  es: 
«Was  nun  die  Ausfuhrzölle  betrifft,  so  ist  es  der  Grundsatz  jeder  gesunden 
Staatsökonomie,  dieselben  so  niedrig  als  thunlich  zu  halten,  wenn  sie  nicht 
ganz  unterdrückt  werden  können.  Beförderung  der  Ausfuhr  wird  überall  an- 
gestrebt, und  wo  die  Rohstoffe  hohe  Eingangszölle  entrichten,  wird  bei  der 
Ausfuhr  der  fertigen  Fabrikate  diese  Einfuhrgebühr  unter  dem  Namen  Ausfuhr- 
prämie meistens  zurückgegeben.  In  der  Schweiz,  als  einem  vorzüglich  auf  die 
Ausfuhr  angewiesenen  Lande,  darf  daher  der  Ausfuhrzoll  nur  in  einer  Kontroll- 
gebühr, nebst  einem  kleinen  Beitrag  an  die  Entschädigungssumme  an  di»- 
Kantone  für  die  aufgehobenen  Binnenzölle  bestehen. >  Das  Holz  wurde  mit 
einem  etwas  höhern  Ausfuhrzoll  als  andere  Waren  belegt,  indem  angenommen 
wurde,  dass  derselbe  vi  nn  Käufer  bezahlt  wer  Je  und  es  nur  gerecht  fand, 
«wenn  man  dem  fremden  Käufer  des  Holzes  auch  einen  Beitrag  an  die  Aus- 
gaben uns. res  Landes  auferlegt  und  dem  Einwohner  die  Last  dadurch  etwas 
erleichtert.» 

Im  ersten  Bundesgesetz  über  das  Zollwesen  nebst  Tarif  vom  20.  Juni 
1840  wurden  bei  der  Ausfuhr  als  /ollfrei  erklärt:  Gegenstände  von  derselben 
Person  getragen  und  im  Gesamtgewichte  von  unter  80  Pfund:  rohe  Steine. 
Der  Zolltarif  selbst  klassierte  die  Waren  für  die  Ausfuhr  a»  nach  Zugtierlasten 
(1  Zugtierlast  =  15  Zentner)  für  grobe  Artikel,  mit  1  und  3  Batzen  Zoll: 
bi  nach  Stückzahl  für  Tiere  mit  Vi.  5  und  10  Batzen  Zoll:  c)  nach  »lern  Wert 
(3  und  5  0  o)  für  Holzkohlen  und  Holz,  roh,  und  Schnittwaren:  d)  nach  Schweizer- 
zentner Bruttogewicht  mit  1  Batzen  (alle  nicht  besonders  genannten  Waren». 
5  Batzen  (Gerherlohe.  Kelle.  Häutet.  10  Batzen  (Baumrinde»  und  15  Batzen 
(Lumpen). 

Der  Gesetzesentwurf  über  das  Zollwesen  vom  10.  Mai  1850  enthält  dann 
Modifikationen  gegenüber  dem  alten  Gesetz  bezüglich  der  Ein-  und  Ausfuhr- 
zölle in»  schweizerischen  Grenzrayon,  sowie-  die  Bestimmung,  dass  Zollbefreiung 
bei  der  Ausfuhr  nur  für  solche  Gegenstände  gestattet  sei.  welche  von  einer 
und  derselben  Person  getragen  werden  und  deren  Ausgangs/oll  weniger  als 
10  Rp.  ausmacht.  Im  Tarif  wurde  für  die  Ausfuhr  folgende  Gebührenskala 
aufgestellt:  a>  vom  Stück.  3  Unterabteilungen  mit  5  Cts..  50  Cts.  und  Fr.  1.5" 
Zoll:  b)  vom  Werte.  2  l'nterabteilungen  mit  3  und  5%;  <)  vom  Gewichte: 
ai  nach  Zugtierlasten  3  Unterabteilungen   mit   15  Cts..    30  Cts.  und  Fr.  1.50: 
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b)  nach  Zentnern  4  l'nterabteilungen  mit  10  Cts..  SO  Cts.  Fr.  1  und  Kr.  2  Zoll. 
Dieses  neue  Gesetz  mit  Tarif  wurde  von  der  Bundesversammlung  am  27.  August 
1851  erlassen:  der  Tarif  hatte  Geltung  bis.  linde  1884.  wenn  auch  infolge  späterer 
Erlasse,  sowie  von  Handelsverträgen,  vielfach  in  veränderter  Gestalt. 

Obgleich  infolge  der  erhöhten  Anforderungen,  welche  mit  Inkrafttreten 
der  Hundesverfassung  von  1874  an  die  Finanzen  des  Bundes  gestellt  wurden, 
eine  Erhöhung  der  Zölle  in  Aussicht  genommen  werden  musstc,  so  wurden 
doch,  der  früher  besprochenen  Ansicht  des  Bundesrates  gemäss,  durch  das 
Tarifgesetz  vom  26.  Juni  1884  die  meisten  Ausfuhrzölle  abgeschafft  und  die 
Ansätze  herabgesetzt.  Die  Tarilnovcllc  von  1887  sieht  drei  Kategorien  Ausfuhr- 
zölle (Tiere.  Holz,  andere  Waren)  mit   19  Positionen  vor. 

HI.  Gegenwärtiger  Zustand.  Das  gegenwärtig  in  Kraft  bestehende 
Tarifgesetz   vom   10.  April   1891    weist   noch  nachstehende  Ausfuhrzölle  auf: 

1.  für  Tiere:  Pferde  und  Maultier»-  Fr.  1.50  per  Stück  :  Füllen  und  Esel,  Rind- 
vieh über  hO  kg.  und  Schweine  mit  oder  über  40  kg.  Gewicht  50  Cts.  per 
Stück:  Kälber,  nicht  über  60  kg.  und  Schweine  unter  40  kg.  Gewicht,  Schafe 
und   Ziegen    5   Cts.    per  Stück:    Bienenstöcke,   gefüllt.    10    Cts.    per  Stück; 

2.  für  andere  Waren:  rohe  Felle  und  Häute,  frisches  Fleisch  «um  die  Pariser 
Bevölkerung,  welche  die  besten  Fleischstücke  der  in  der  Schweiz  geschlachteten 
Tiere  bezieht,  für  diesen  Luxus  zu  besteuern  >  Fr.  1  per  Zentner:  altes  Eisen 
20  Cts.  und  Knochen  10  Cts.  per  Zentner. 

Die  Ausfuhrzölle  gaben  dem  Staate  in  den  letzten  Jahren  folgende  Ein- 
nahmen : 

1890:    Fr.  113.147.55  1S90:    Fr.  133.529.  30 

1897:      «    117,532.45  1900:      «    134.961.  73 

189S:     <    120,830.55  1901:      »  135.183.92 

IV.  Littcratur.  A.  Huber  und  H.  Suter,  Dan  Zolhveaen  der  Sc/n-ciz,  Bern  t8ifO 
( St/>iirata/)zuif  aus  Furrera  Volksvsirtschaft$le.\ikun  der  üeh-.veiz  t.  —  A.  Huber,  Die 
tintv.it  klting  des  eidgemissisckeit  Zolhvesens  bis  J84S,  Bern,  /8go.  —  f.  Frey,  Die 
srkn-eiserifcke  //andetsfotitik  der  Icttteu  y>ikrzeknte,  Leipzig  189-- 

A.  Studer,  /-»/hekretar,  Bern. 

Auslieferung  und  Auslieferungsverträge. 

I.  Begriff.  —  II.   Dir  Auslieferung  z\vi>clun  den   Kantonen.  —  III.  Die 
Auslieferung  Rejjenüner  dem  Auslände.  —  IV.  Statistisches.  —  V.  I.iticralur. 

I.  Begriff.  Auslieferung  ist  die  zwangsweise  L'eberlieferung  von  Personen, 
die  wegen  einer  der  Kompetenz  eines  anderen  Staates  unterliegenden  strafbaren 
Handlung  angeschuldigt  oder  verurteilt  sind,  an  diesen  Staat,  zum  Zweck  der 
Durchführung  des  Prozesses  oder  der  Strafvollstreckung,  durch  den  Staat,  in 
dem  sie  zur  Zeit  sich  aufhalten  (Zufluchtsstaat).  Bei  den  heutzutage  immer 
mehr  gefühlten  solidarischen  Interessen  von  Staaten  mit  homogenem  Strafen- 
system an  Bekämpfung  des  Verbrechertums  erscheint  eine  solche  Massregel, 
gegenüber  der  sonst  gegen  Fremde  gehandhabten  Ausweisung  oder  etwa 
ihnen  gewährtem  Asyl,  teils  zur  Aufrechterhaltung  der  fremden  Rechtsordnung, 
teils  der  eigenen  geboten  und  nach  Ansicht  der  meisten  —  entgegen  der 
Meinung  Kinzclner.  wie  Schauberg,  Lammasch,  Hamaker  und  neuestens 
Grivaz  nicht,  wie  diese  meinen,  als  ein  Rechtspflegeakt.  der  ein  Strafrecht 
des  ausliefernden  Staates  voraussetzt,  wohl  aber  als  der  wichtigst«-  Rcchts- 
hülleakt  zwischen  Staaten.  Erst  in  Zusammenhang  mit  der  Entwicklung  der 
völkerrechtlichen  Gemeinschaft  und  des  Völkerrechts  sowie  des  Souveränitäts- 
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begriffcs  hat  sich  diese  früher  ganz  willkürlich  «»  brauchte  Massregel  zu  einem 
dauernden  völkerrechtlichen  Institute  im  Interesse  der  allgemeinen  Rechtsordnung 
entwickelt.  Bis  in  die  Mitte  dieses  Jahrhunderts  wurde  fast  ausschliesslich  nur 
zufolge  bestehender  vertraglicher  Verpflichtung  ausgeliefert,  in  neuerer  Zeit  in 
schwereren  Fallen  auch  ohne  solche,  sei  es  auf  Zusicherung  des  Gegenrechts 
hin,  sei  es  selbst  ohne  solche.  Die  ursprünglich  sehr  beschrankte  Zahl  \  on  Au*- 
lieferungsdelikten  hat  sich  allmählich  bis  zu  den  geringeren  Uebertretungen 
erweitert.  Als  Hauptgrundsätze  gelten  heute  noch  der  der  Nichtauslieferung  der 
Inländer  und  der  wegen  politischer  Delikte  Verfolgten,  ebenso  vielfach  Verwei- 
gerung wegen  Verletzung  rein  militärischer  Pflichten,  Steuer-  und  Zollkont raven- 
tionen,  Religionsdelikten,  geringeren  Sittlichkeitsdelikten.  Beleidigungen  und  Zwei- 
kampf, endlich  Pressdelikten  (s.  «  As\ Irecht  »).  Gewöhnliche  Voraussetzung  der 
Auslieferung  ist,  dass  die  Handlung  nach  dem  Recht  beider  Staaten  (noch)  strafbar 
ist  und  der  Thatort  nicht  im  Gebiet  des  Zufluchtsslaai  es  liegt.  Auch  sind  die  Erfor- 
dernisse meist  strengere  bei  erst  Angeschuldigten,  weniger  strenge  bei  schon  Ver- 
urteilten. Ohne  Genehmigung  des  ausliefernden  Staates  darf  der  die  Auslieferung 
erzielende  Staat  nur  wegen  des  Deliktes  unter  Einhaltung  sonstiger  Bedingungen 
verfolgen  und  bestrafen,  wegen  dessen  *ie  gewährt  wurde  (Spezialität ».  Die 
Rechtslage  des  Ausgelieferten  ist  verschieden,  je  nachdem  über  die  Zulässigkeit 
der  Auslieferung  Gerichtsbehörden  mehr  oder  minder  entscheidend  zu  befinden 
haben  oder  lediglich  die  Verwaltung  entscheidet  und  ausserdem  dem  Verfolgten 
diese  oder  jene  Einspruchsrechte  gewährt  sind.  Ein  Recht  desselben,  in  seine 
Auslieferung  einzuwilligen,  worauf  etwa  Auslieferung  brevi  manu  erfolgt,  ist 
nicht  überall  anerkannt  (freiwillige  Auslieferung).  Für  die  Schweiz  als  Bundes- 
staat (seit  184<S)  kommt  die  Auslieferung  als  interkantonale  und  inter- 
nationale in  Betracht. 

II.  Die  Auslieferung  zwischen  den  Kantonen.  Die  geschichtliche  Ent- 
wicklung des  Auslieferungs wesens  der  Schweiz  bis  zur  Bundesverfassung  von 
184S.  die  an  Stelle  der  bisherigen  kantonalen  Kompetenz  zur  Regelung  dieser 
Verhältnisse  lediglich  die  Bundesgesetzgebung  für  kompetent  erklärte  (Art.  8. 
55)  ist  dargestellt  vonColombi  (S.  453—489).  Noch  vor  Erlass  des  Bundes- 
gesetzes über  das  Bundesstrafrecht  vom  4.  Februar  1853  kam  das  Bundes- 
gesetz über  die  Auslieferung  von  Verbrechern  und  Angeschuldigten  \om 
24.  Juli  1852  zu  stände.  ,  \.  S.  III.  lhl.  Wolf  I,  429,  Wolf,  schweizerisches 
Rechtsbuch  II.  295).  Nach  Art.  1  sind  die  Kantone  verpflichtet,  durch  Aus- 
lieferung der  in  ihrem  Gebiete  sich  aufhaltenden  Personen,  die  in  einem  andern 
strafberechtigten  Kantone  wegen  eines  der  in  Art.  2  aufgeführten  Verbrechen 
(Vergehen.)  strafrechtlich  verfolgt  werden,  sich  Rechtshülfe  zu  leisten,  beziehungs- 
weise wenn  es  sich  um  in  dem  Kanton  verbürgerte  oder  niedergelassene 
Personen  handelt,  im  Falle  der  Verweigerung  der  Auslieferung  sie  nach  ihren 
Gesetzen  zu  beurteilen  und  zu  bestrafen  oder  eine  über  sie  verhängte  Strafe 
vollziehen  zu  lassen  (was  nach  E.  I.  305.  auch  für  dauernd  im  Kanton  wohn- 
halte Aufenthalter  gilt).  Dieser  Verpflichtung  entsprich)  nach  konstanter 
bundesrechtlicher  Praxis  der  staatsrechtliche  Grundsatz,  dass  ein  Kanton  in  den 
vom  Gesetze  vorgesehenen  Verbrechensfällen,  abgesehen  von  freiwilliger  Unter- 
werfung des  Thäters  unter  seine  Gerichtsbarkeit,  nicht  berechtigt  ist,  gegen 
eine  bekanntermassen  im  Gebiete  eines  andern  Kantons  sich  aufhaltende 
Person  eine  Strafverfolgung  in  anderer  Weise  als  durch  Einleitung  des  Aus- 
licfcrungsvcrfahrens  durchzuführen,  er  namentlich  also  nicht  ein  Kontumazial- 
verfahren  einleiten  oder  unter  Einstellung  des  Verfahrens  den  Fall  der 
Betretung  abwarten  darf  iE.  I.  193,  III.  248,  40r>.  VI,  210  -212.  557  u.  «i... 
Hierauf  hat  der  Kanton,    wie  ebenso  auch  nach  den  Art.  S  und  9  der  Ange- 
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schuldige  oder  Verurteilte,  ein  Re.ht  ,  K.  VI.  M.  211,  217,  557;  IX,  lo2, 
XIV.  UM).  Selbst  schon  erfolgte  Durchführung  eines  Verfahrens  in  einein 
Kantone  steht  dein  nicht  entgegen  (Z.  St.  XIII,  <>1  ff).  Auch  VcimhIi,  Teil- 
nahme und  Begünstigung  gelten  als  unter  Art.  2  fallend  <  K.  VI.  20V».  2  IN),  da 
dies  den  Interessen  der  Rechtspflege  und  der  heutigen  Praxis  gegenüber  dein 
Auslande  entspricht,  wahrend  enigegen  letzterer  hinsichtlich  der  Krage  der 
Verjährung  nur  die  Gesetze  des  ersuchenden  Kantons  entscheiden  (Blumer- 
Morel  I,  301).  Für  die  Begriffsbestimmung  der  Auslieferungsdelikte  ist  in 
erster  Linie  das  Bundesgesetz  massgebend  <K.  XIV.  l'»0>.  Kein  Kanton  isi 
gehindert,  auch  wo  keine  gesetzliche  Verpflichtung  besteht.  Auslieferung  zu 
gewähren  (E.  IV,  235,  V,  535,  VIII,  227.  XXV.  ISi.  Kür  unbedeutendere  Fälle 
kann  Auslieferung  nicht  verlangt  werden  i  K.  VII,  71*.));  für  politisc  he  und 
Pressvergehen  muss  sie  nach  Art.  3  nicht  geleistet  und  darf  sie  nach  Bundes- 
verfassung von  1874,  Art.  67,  nicht  verbindlich  gemacht  werden.  Das  Ver- 
hältnis der  Bestimmung  in  Art.  4  gegenüber  Art.  1  Abs.  2  interpretiert  E.  III, 
667  (Morel  I,  303).  Provisorische  Auslieferung  von  Strafgefangenen  zur 
Durchführung  einer  Untersuchung  in  einem  andern  Kanton  liegt  im  Sinne  des 
Gesetzes  (E.  V,  203».  Gewisse  Zweifel  bezw.  Anwendung  des  Art.  6  entschied 
E.  I.  304.  — -  Die  Art.  7  IV.  betreffen  das  Auslieferungsverfahren.  Bei  Ver- 
weigerung der  Auslieferung  oder  Streit,  an  welchen  Kanton  ausgeliefert 
werden  soll,  entscheidet  jetzt  das  Mundesgericht  (Bundesverfassung  von  1874, 
Art.  113,  Ziff.  2.  revid.  Organ.  Gesetz  vom  22.  März  1N93,  Art.  1  75,  177). 
Gehört  der  Verfolgte  weder  dem  ersuchenden,  noch  dem  ersuchten  Kantone 
an,  so  gilt  eine  Befragung  des  Heimatkantons  nicht  als  nötig.  (Blumer- 
Morel  1,  309).  Die  in  das  Gesetz  nicht  aufgenommenen,  noc  h  gültig  gebliebenen 
Artt.  10  und  20  des  Konkordates  vom  S.  Juni  1809  regeln  Zeugein  erhöre  in 
Kriminal  fällen.  Kür  die  Kostenfrage  der  Auslieferung  sind  entscheidend  die 
Artt.  15,  16  des  Bundesgesetzes  im  jetzigen  Texte  des  Bundesgesetzes  vorn 
24.  Juli  1867  (A.  S.  IX.  86),  für  die  Kosten  bei  Zeugenvorladung  das  Bundes- 
gesetz vom  2.  Februar  1872  (A.  S.  X.  h72  Colombi  500.  K.  XII,  49).  — 
Revisionsvorschläge  betreffs  dieses  Gesetzes  machten  Colomhi  und  Kronauer 
(Z.  XXVUI.  562 — 566):  Verhandlungen  des  Juristentages  in  Bellinzona  (ebenda 
638 — 6*>7);  über  besondere  Ucbereinkommen  einzelner  Kantone  in  Polizeifällen 
Colomhi  509—514:  über  die  Zürcher  Praxis  Z.  St.  IV.  12t>.  XI.  360.  XII.  147. 

III.  Die  Auslieferung  gegenüber  dem  Auslande.    Hierüber  bestehen 
zur  Zeit  folgende  Verträge  mit  folgenden  Staaten: 

1.  Vereinigte  Staaten  von  Amerika:  Früher  Art.  XIII— XVII  des  Staatsvertrages  vom  23.  Xov. 

1850,  ratifiziert  1855  (A.  S.  V,  216.  Wolf  II.  397.  v.  Sali*  III.  413).  —  Ueber  die  Auslieferung 
des  Schweizers  Figuer,  E.  XVII,  85,  v.  Sali«  HI,  449,  483.  Km  Auslieferungsvertrag  wurde 
am  1.  Mai  1900  zu  W.i«hing:on  abgeKhlosien.  vom  Senate  .im  5.  Juni  1900  mit  zwei 
Amendements  genehmigt.  Nach  diesem  Vertrage  vom  14.  .Mai  1900  (Ä.  S.  n.  F.  XVIII,  633) 
soll  keine  d?r  beiden  Regiirun^en  g -halten  sein,  ihre  eigenen  Staatsangehörigen  auszuliefern 
(Art.  b.  Unter  elf  Nummern  werden  die  Ausliefernngsdelikte  aufgezählt  (Art.  II)  einschliesslich 
Versuch  oder  Teilnahme  (Art.  III).  Ueber  den  politischen  Charakter  der  Sttafthat  entscheiden 
die  Behörden  d«  Zufluchts<iaate*  (Art.  VII).  D  r  ersuchende  Staat  soll  keinerlei  Auslagen  zu 
tragen  haben  für  die  Dienstleistungen  derjenigen  Beamten  der  angesprochenen  Regierung,  welche 
einen  festen  Gehalt  beziehen,  und  für  die  der  nur  Gebühren  beziehenden  Beamten  sollen  keine 
höheren  Gebühren  berechnet  werden  dürfen,  als  die  gewöhnlichen,  die  d'  n  Beamten  nach  den 
Gesetzen  ihres  Landes  fiir  Amtshandlungen  bei  der  Ausübung  des  ordentlichen  Strafverfahrens 
zukommen  (Art.  XIII);  alle  sonstigen  Kosten  für  Festnahme.  Inhafihehahung.  Unt>  rsuchung 
und  Uebergabe  des  Flüchtigen  fallen  dem  ersuchenden  Staate  zur  Last. 

2.  Italien:  Vertrag  vom  22.  Juli  1868,  Zusatzvertrag  vom  i.Juli  t*73  <A.  S.  IX,  73J-  ^L  294. 

Wolf  II.  5<>8.  573,  v.  Sali»  III,  41O).  Dazu  Uebereinkunft  über  den  Polizcidienst  in  ("hiasso 
und  l.uino  vom  16.  Febniar  1881  (A.  S.  n  F.  V.  577.  Wolf  II.  949)  und  Erklärung  vom 
II.  November  1884.  12.  Januar  1883  betreffend  Transportbef-hlfonnuar  (A-  S.  11.  F.  VIII,  05, 
Wolf  II,  952).    Ueber  Strafurteilformulare  H.  1869.  II.  t>8. 
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3.  Frankreich:   Vertrag  vom  «»  Juli  1869  (A.  S.  X.  33,  Bur.de>ratsl>eschluss  \om  28.  Juni  1884- 

Ziffer  22  des  Ar«.  1  berichtigend.  A  S.  n.  F.  VII.  461,  Wolf  II.  57b.  583,  \.  S;iJis  III,  416)- 
Dazu  Erklärung  vom  12.  April  1893  betreffend  Tunis  iA.  S.  11.  F.  XIII.  353).  Ueber  Straf- 
urteile  B.  t88o,  IV,  750.  1885,  I.  189;  über  Heimtransport  flüchtiger  Minderjähriger  behufs 
Unterbringung  in  Besserungsanstalten  B.  t88o,  I.  408.    Vergl.  Pandectes  p.  409,  576  77. 

4.  Portugal:  Vertrag  vom  30.  Oktober  1873  (A.  S.  n.  F.  I.  161,  AVolf  II,  600,  v.  Sali*  III,  418). 

5.  Russland:  Vertrag  vom   17.5.  November   1873  (A.  S.  n.  F.  I.  410.  Wolf  II.  384,  v.  Saiis 

III.  4' 7». 

6.  Deutschen  Reich:    Vertrag  vom    24.  Januar    1874   mit  Protokoll  ül>er  direkten  Verkehr  der 

Grenzstaaten  (A.  S.  n.  F.  I,  82,  Wolf  II,  597,  v.  Salis  III,  418).  Die  Transitdeklaration  mi: 
der  Schwei/  und  Italien  vom  25.  Juli  1873  wurde  am  23.  Juli  1893  gekündigt  (v.  Martitz  IL 
704");  über  Uebergabe  von  Verbrechern  B.  1807,  I.  402  und  über  Durchliefeiung  B.  iqoo.  1,  831 

7.  Belgien:  Vertrag  vom  13.  Mai  1874,  Zusatzvertrag  vom  11.  November  1882  (A.  S.  11.  F.  I,  39. 

VI.  617,  Wolf  II.  589.  505,  v.  Salis  III,  420).  Ueber  Strafurteile  B.  1879,  III,  173.  641; 
über  das  Verfahren  B.  1891,  11.  618;  üb<  r  Rückleitung  flüchtiger  junger  Leute  behufs  Unter- 
bringung in  Besserungsanstalten  B.  i<)00,  III.  741,  IV,  23:  über  genaue  Regelung  der  Spezia- 
lität Töndury  <)<)• 

8.  Luxemburg:  Vertrag  vom  10.  Februar  1876  (A.  S.  n.  F.  II,  120,  Wolf  II,  605.  v.  Salis  III, 

421).    UeUi  An.  5  vergl.  v.  Marli  tz  11.  841:  über  Strafurteile  B.  1884.  III.  132. 

9.  Grossbritannien:  Vertrag  vom  2b.  November  1X80,  an  Stelle  des  früheren  vom  31.  März  1874 

(A.  S.  n.  F.  V.  313.  Wolf  II,  (.13.  v.  Sali*  III.  421).  Ueber  den  Fall  Wilson  B.  1878.  II, 
520.  864.  v.  Salis  III.  423.  Ueber  den  Fall  Castioni  B.  1891,  II.  020,  1892,  II.  375. 
v.  Salis  III.  445,  Bad. -r  43,  Z.  St.  V.  110. 

10.  Spanien:   Vertrag  \0m  31.  August  18X3  (A.  S.  n.  F.  VII.  337.  Wolf  11,  622.   v.  Salis  III, 

424.  Töndury  7*>. 

It.  Salvador.  Vertrag  \om  30.  Oktober  1XX3  (A.  S  n.  F.  VII.  694,  Wolf  II.  620.,  v.  Salis  III. 
423,  Töndury  7*>- 

12.  Südafrikanische  R<  publik:  Art.  X  dos  F.  N.  II.  Vertrages  vom  6.  November  1885  (A.  S. 
n.  F.  X,  2<)(.,  Wolf  II,  453.  Salis  III,  43b).  Ueber  den  ersten  (Basler)  Anwendungstall  B. 
1000,  I,  S34. 

13.  Monaco:  Uebereinkunft  \om  10.  De/embor  1XX5  (A.  S.  n.  F.  VIII.  467.  Wolf  II,  636, 
v.  Salis  III.  426,  Töndury  7*). 

14.  Serbien:  Vertrag  vom  28.  Xmembtr  18X7  mit  Beilage  befreffend  das  politisch«-  Delikt  (A.  S. 
n.  F.  X.  077,  701.  Wolf  II,  643.  v.  Salis  III.  427.  Töndury  78). 

15.  Ecuador:  Praxis.  Uebcreinkommen  vom  22.  Juni  »888  (A.  S.  n.  F.  XI,  219,  Wolf  II,  »»52, 
v.  Salis  III.  42X1. 

ib.  Ivongostaat:  Art.  XV  des  F.  N.  H.  Vertrage*  vom  ib.  November  1X89  (A.  S.  n.  F.  XI,  441, 
v.  Salis  HI,  433.  I'andectes  p.  603,  <>i7>. 

17.  Oesterreich -t*  ngarn:  Vertrag  vom  10.  März  iX<M>,  an  Stelle  der  früheren  vom  17.  Juli  1835 
(A.  S.  n.  F.  XV.  50t.,  v.  Salis  III.  42«!.  Z.  n.  F.  XVI,  411).  Dazu  Uebcreinkunft  vom 
4.  November  1X9X  (A.  S.  n.  F.  XVI,  X58)  betreffend  Uebergabe  und  Ucbernahme  von  Ver- 
brechern an  d  r  Grenze  und  Erklärung  betreifend  direkten  Verkehr  der  beiderseitigen  Gerichts- 
behörden vom  30.  Dezember  |  X<)()  an  Stelle  der  früheren  von  1856  (A.  S.  n.  F.  XVIII.  2  ff  l 

lX.  Niederlande:  Vertrag  vom  31.  März  iXq8.  an  Stelle  des  früheren  vom  21.  Dezember  1853, 
(A.S.  n.  F.  XVII,  2,  llilty  XII.  360,  Z.  XIII,  415). 

Die  beiden  letzten  Vertrage,  wie  der  neue  mit  den  Vereinigten  Staaten, 
sind  nach  Massgabe  des  endlich.  40  Jahre  nach  dem  interkantonalen,  zustande 
gekommenen  Bundesgesetzes  he  trollend  die  Auslieferung  gegenüber  dem  Ausland« 
vom  22.  Januar  1  S«»2  abgeschlossen.  (A.  S.  n.  F.  XII,  870,  v.  Salis  III.  381. 
llilty  VII.  95.  v.  Maititz  II.  809.  Z.  n.  F.  XU.  350.  Wulf.  Schweizerisches 
Rechtsbuch  II,  303,  Z.  Ii.  II.  202:  in  französischem  Text  J.  D.  I.  XIX.  781.  Annuaire 
WII.  54b.  in  italienischem  Text  Coli.  Legisl.  della  R.  P.  III.  27).  —  Pandectes 
p.  (>14     t»  1  7  (separat  7,^7 — 745). 

Ueber  Gegenrechtserklärungen.  Bunde?ratsbericht  vom  2.  Juni  180.2  in  Bundesblatt 
|Mc>2.  III,  490,  v.  Salis  III.  43X,  IV,  330;  dazu  Bundesblatt  1893,  II,  76  (Italien).  1899  I,  302 
( Oesterreich ),  |X<>9  II,  «194  (Liechtenstein).  Das  Auslicferungsverfahrcn  ausführlich  dargestellt  »oc 
Berney  und  Töndury.  —  Die  Entscheidungen  des  Bundesgerichts  sind  übersichtlich  zusammen- 
gestellt im  General-Register  I  zu  Band  I  —  IX,  Lausanne,  188b,  II  zu  Band  X — XIX,  Lausanne. 
1809.  Sic  werden  auch  mitgeteilt  in  Z.  St.,  Z.  B.,  |.  D.  L.  in  den  Annales  de  jurisprudence  de 
S.  de  Blonay.  Lausanne  I,  1893  ss..  R.  P..  und  in  der  Sammlung  von  Dr.  E.  Cur ti  (Zürich  1900. 

Der  Art.  1  regelt  genau  die  Kompetenz  des  Bundesrats  zur  Krteilung  und 
Annahme    von   <  legenrechtserk  liirungen.    Es   können  nach  ihm  mit  fremden 
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Staaten  innerhalb  der  Grenzen  dieses  Gesetzes  Auslieferungsverträge  abge- 
schlossen werden  (vergl.  v.  Martitz  11,  5237  gegen  Hilty  VII,  118).  Auf 
Antrag  von  Rivier  bestimmt  Art.  2.  dass  kein  Seh weizerbürger  an  einen 
fremden  Staat  ausgeliefert  werden  darf  und  sagt  dann,  « wird  ein  in  der 
Schweiz  befindlicher  Schweizerbürger  von  einem  auswärtigen  Staate  wegen 
eines  im  Staatsvrtrage  oder  in  einer  Gegenrechtserklärung  vorgesehenen  straf- 
baren Handlung  verfolgt,  so  erteilt  der  Bundesrat  dem  verfolgenden  Staate 
auf  dessen  Ersuchen  oder  bei  «1er  Ablehnung  des  Auslieferungsbegehrens  die 
Zusicherung,  dass  der  Verfolgte  in  der  Schweiz  nach  dem  im  Gebiete  des 
zuständigen  Gerichts  geltenden  Rechte  beurteilt  und  gegebenen  Kalles  bestraft 
werden  wird.  Diese  Zusicherung  wird  jedoch  nur  gegeben,  sofern  der  ersuchende 
Staat  erklärt,  dass  der  Schweizerbürger  nach  Verbüssung  der  in  der  Schweiz 
gegen  ihn  verhängten  Strafe  auf  seinem  Gebiet«-  nicht  nochmals  wegen  des- 
selben Verbrechens  verfolgt  und  auch  ein  von  seinen  Gerichten  gegen  ihn 
ausgefälltes  Strafurteil  nicht  vollzogen  werden  wird.»  Gegenüber  entgegen- 
gesetzter Ansicht  des  Bundesrats  hat  eine  Entscheidung  des  schweizerischen 
Bundesgerichts  vom  21.  Oktober  189o  (XXII,  942.  Z.  St.,  X,  111)  den  Bundesrat 
nicht  für  befugt  erklärt,  von  dieser  hier  vorgesehenen  Erklärung  des  ersuchenden 
Staates  Umgang  zu  nehmen  und  die  Vertragsstaaten  nicht  für  verpflichtet 
erachtet,  wegen  im  anderen  Staate  verübter  Auslieferungsdelikte  bedingungslos, 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  ihre  Gesetzgebung  dies  /.ul.'isst,  zu  verfolgen,  wie 
eine  solche  Verpflichtung  in  einer  allerdings  auch  nicht  alle  Zweifel  aus- 
schliessenden  Weise  einzig  im  Vertrage  mit  Russland  Art.  2  festgesetzt  ist. 
Demzufolge  ergaben  sich  unbefriedigende  Verhältnisse  in  den  Beziehungen 
zum  Deutsrhen  Reich  bei  dessen  Weigerung,  jene  Zusicherung  zu  erteilen,  da 
man  dazu  nicht  befugt  sei  (vergl.  B.  1897  I.  407.  1898,  1,  475.  1  >*«>«>  I.  399, 
1900,  I.  838).  Dies  veranlasste  den  Züricherischen  Juristenverein  zu  einer 
Eingabe  an  den  Bundesrat  <Z.  St.  XII,  360).  —  Aus  den  der  limitativen  Auf- 
zählung der  Auslieferungsdelikte  in  (Art.  3)  folgenden  Artikeln  über  Zulässig- 
keit  oder  Unzulässigkeit  der  Auslieferung  ist  besonders  Artikel  10  hervorzu- 
heben, mit  dem  man  eine  dem  Auslande  mehr  als  früher  entgegenkommende,  etwas 
festere  Stellung  rücksichllich  politischer  Verbrechen  und  Vergehen  einnahm,  die 
jahrzehntelang  bei  den  Verhandlungen  mit  auswärtigen  Staaten  die  grössten 
Schwierigkeiten  bereitet  hatten.  Ks  «kann»  hiernach  Auslieferung  bewilligt 
werden,  obgleich  der  Thäter  einen  politischen  Beweggrund  oder  Zweck  vor- 
schützt, wenn  die  Handlung,  um  »leren  Willen  die  Auslieferung  verlangt  wird, 
«vorwiegend»  den  Charakter  eines  gemeinen  Verbrechens  oder  Vergehens 
hat.  Das  Bundesgericht  entscheidet  im  einzelnen  Kalle  nach  freiem  Ermessen 
über  die  Natur  der  strafbaren  Handlung  auf  Grund  des  Thatbcstandcs.  Diese, 
von  strenger  Kritik  allerdings  nicht  verschont  gebliebene  Kormel  wird  immerhin 
die  Vertragsschliessung  in  Zukunft  erleichtern,  wie  dies  seitdem  auch  der 
Fall  war,  solange  man  überhaupt  sich  nicht  entschliesst,  angesichts  der  sich 
mehrenden  anarchistischen  Verbrechen,  die  in  der  Genfer  Session  des  Institut 
de  droit  international  ( 1892)  angenommenen  Thesen  oder  die  Modifikation  von 
Grivaz  (302)  zur  Richtschnur  zu  nehmen:  vergl.  v.  Marti  tz  II,  532:  Rolin 
25;  Pfenninger  575;  Hilty  V,  911.  VII.  113:  v.  Orelli  355:  die  Schrift 
von  Bader:  l  llmann  27'J.  280;  Rivier  1.  354;  Rivier-v.  Bar  224;  Pan- 
dectes  pp.  41  1—442  n"'  324— 444  (separat  pp.  18o  — 2<>3i;  R.  D.  .1.  1S*>2  pp. 
212  ss.  (Berney). 

Durch  die  Vorschriften  über  das  Auslieferungsverfahren  (Art.  15  ff)  werden 
hie  und  da  alle  fremden  Staaten,  ob  auf  Vertrags fuss  oder  nicht,  sofort  getroffen 
(v.  Marti  tz  II,  525 14 1.     Nach  Art.  2'J  kann  die  Regierung  des  Zutluchtskantons 
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unter  ilrei  Voraussetzungen  die  Auslieferung  von  sich  aus  anordnen  und  unver- 
züglich vollziehen  (v.  Sali*  III.  38b  i.  Wenn  sieh  der  Verhaftete  in  einer  Ein- 
sprache auf  das  gegenwärtige  Gesetz,  auf  einen  Staatsvertrag,  oder  eine  Gegen- 
rechtserklärung stützt,  entscheidet  das  Hundesgericht  —  und  zwar  stets  end- 
gültig, ob  die  Auslieferung  stattzufinden  hat  oder  nicht  (Artt.  23,  24».  Nach 
Art.  30  (Zusatz  der  Bundesversammlung)  kann  der  Bundesrat  im  Einverständnis 
aller  Beteiligten  gestatten,  dass  eine  im  Ausland  verhängte  Gefängnisstrafe 
in  einer  inländischen  Verhaftsanstalt  erstanden  werde  und  trägt  nach  Art.  31 
der  Bund  die  Kosten  der  von  seinen  Behörden  angeordneten  Auslieferungen 
an  auswärtige  Staaten. 

IV.  Statistisches.  IVber  den  internationalen  Auslicferungsvcrkehr  der 
Schweiz  in  den  Jahren  1890—1899  berichtete  Prof.  Zürcher  in  Z.  St.  XIV, 
213 — 21b.  In  diesen  zehn  Jahren  stellte  die  Schweiz  an  auswärtige  Staaten 
1118  Gesuche,  denen  zufolge  695  Auslieferungen  erfolgten,  13  verweigert 
wurden.  In  17b  Fällen  wurde  der  Thäter  nicht  entdeckt,  in  153  Fällen  das 
Begehren  zurückgezogen.  Dagegen  wurden  an  die  Schweiz  2611  Gesuche 
gestellt,  in  2099  Fällen  entsprochen,  in  105  Fällen  das  Begehren  zurückgezogen, 
in  349  Fällen  blieb  der  Thäter  unentdeekt,  in  20  Fällen  Auslieferung  verweigert. 

Im  Jahre  1900  wurden  von  der  Schweiz  beim  Auslande  136  Begehren 
und  von  auswärtigen  Staaten  bei  der  Schweiz  438  anhängig  gemacht.  Von 
diesen  Begehren  wurden  36"  (7  durch  das  Bundesgericht)  bewilligt,  in  45  Fällen 
blieben  die  Nachforschungen  erfolglos,  in  18  wurde  das  Begehren  zurückgezogen 
und  in  5  (1  durch  das  Bundesgericht)  verweigert.  84  Gesuchen  der  Schweiz 
wurde  entsprochen,  in  5  Fällen  nicht,  in  1"  Fällen  blieben  die  Verfolgten 
unentdeekt  und  in  22  wurde  das  Begehren  zurückgezogen.  7  Auslieferungen 
fanden  kurzer  Hand  statt.  Die  an  die  Kantone  nach  Art.  31  des  Auslieferungs- 
gesetzes von  1*92  zu  vergütenden  Kosten  beliefert  sich  auf  Fr.  7875.35  (1899: 
Fr.  6793). 

Im  Jahre  l'»01  stellte  die  Schweiz  147  Begehren,  die  auswärtigen  Staaten 
441.  Jenen  wurde  in  81  Fällen  entsprochen,  in  4  Fällen  nicht;  in  33  Fällen 
blieben  die  Verfolgten  unentdeekt,  in  17  das  Begehren  zurückgezogen.  Dem 
Auslande  wurde  in  372  Fällen  entsprochen  (7  durch  das  Bundesgericht),  in  5 
Fällen  (1  durch  das  Bundesgericht)  nicht  entsprochen,  in  37  Fällen  blieben  die 
Nachforschungen  resultatlos,  in  24  das  Begehren  zurückgezogen.  Den  Kantonen 
wurden  Fr.  8937.  2«)  vergütet. 

W  eitere  Notizen  giebt  der  Bericht  des  eidgenössischen  Justiz-  und  Polizei- 
departements für  19ült  S.  51     62,  für  1901  S.  30 — 35. 

V.  Litteratur.    Bibliographie  in  Lammasch  und  in  den  Pandectes,  p.  öjj — 6js  (im 

Separat-.:  erke  zu  Anfang).  R.  Bäder,  Der  liegriß  des  politischen  Delikts  nach  seJhcri- 
zerischer  < '>es>-i 'zgebung  und  Praxis.  Diss.  Zürich  1S94,  von  neuem  Zürich  /900.  — 
J.  Berney,  De  la  pro*  ednre  suivie  en  Suisse  pour  f  exlradition  aux  pars  etrangers.  Bült 
tSSi).  --  Blumer-Morel,  Handbuch  des  schw  eizerischen  Kundesstaatsrechtes,  j.  Aufl.  I. 
Basel  /Si/f.  —  A.  Brüstlein,  in  Z  St.  III,  //j.  —  L.  Colombi  in  Z.  XXVIII,  45s-  — 
F.  Griraz,  naturc  et  eßets  du  principe  de  t\isilc  politii/ue,  Paris  /&//.  —  H.  G.  Hamakef 
im  Archiv  für  ößenll.  Recht,  I,  299.  K.  Hilty,  Politisches  Jahrbuch  der  sckzi-eiirr. 
Eidgenossenschaft,  Hern.  —  H.  Lammasch,  Auslief  er  ungspßieht  und  Asylrecht,  Leipzig 
1SS7.  —  F.  v.  Martitt.  Internationale  Rechtshilfe  in  Strafsachen,  Bd.  II,  Leipzig  iS<^. 
—  A.  v.  Orelli  in  Z.  XII,  jjo.  —  Pandectes  francaises,  ripertoire,  tome  j/,  Paris  /Sipg 
s.  v.  extradilion,  p.  .44 — öjj;  /von  L.  Besuchet,  separat  als  „Tratte  de  f  extra  ditiom* , 
Paris  1  $<)<>).  —  H.  Pfenninger  im  Archiv  für  ößentl.  Recht  VI.  —  F.  Raitin,  de  f Extra- 
dition en  Snisse,  Genevc  fSjj.  —  A.  Rivier,  principe.*  du  droit  des  gens.  Paris  I,  /S96. 

Riyier-Y.  Bar,  Lehrbuch  des  Völkerrechts,  3.  Auß.,  Stuttgart  /$$<).  —  A.  Rolin  in 
R.  D.  I.  A'A IV.  /-.  —  V.Rossel,  Les  traites  d'extradition  de  la  Suisse,  These.  Delemani 
/S7".  —  £.  Ruffy,  I.\  xtradition  et  les  traites  coucius  par  la  Suissc,  These.  Lausasnt 
1S77.  —  L.R.v.Satis,  Schweizerisches  Bundesrecht,  Bd.  III,  Bern  iSos,  S.  j8o  ß.  iframi. 
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Ausg  .,  tome  III,  p.  s';S  •«•*■»  //"/-  A  o.'V  -'^'  7  —     Schauberg  in  Z.  XVI,  /07. 

—  Ch.  Soldan.  Vex'tradition  des  crituinels  politiqms.  Paris  /SSj.  —  0.  Töndury,  Die 
Auslieferungsverträge  der  Schneit  und  die  Bundcspra\is  in  Auslieferungssachen.  Diss. 
Zürich  iS<>o.  —  £.  U Ilmann,  Völkerrecht,  I'reiburg  i.  B.  iSqS.  —  P.  Wolf,  Die  schwei- 
zerische Bundesgesetzgebung,  Basel  I  /Sgo,  II.  —  Rndlich  die  inzwischen 
erschienene  eingehende  Arbeit  von  Alfred  Schwarzenbach,  Das  materielle  Auslief crungs- 
recht  der  Schwei:  nach  dem  Butidesgesetz  vom  22.  Januar  1892  und  den  gellenden 
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Außereheliches  Kindesverhältnis. 

I.  Allgemeines.  —  II.  Die  ausserehelich  e  Mutterschaft.  —  III.  Die 
aussereheliche  Vaterschaft:  1.  Das  uneheliche  Kind  tritt  in  den  Stand  des 
Vaters;  2.  der  uneheliche  Vater  ist  nur  zu  pekuniären  Leistungen  verpflichtet  und 
das  Kind  behält  den  Stand  der  Mutter.  —  IV.  Die  Lage  des  Kindes  in 
der  Familie.  —  V.  Das  Erbrecht.  —  VI.  .Schlussbemerkungen.  — 
VII.  Litteratur. 

I.  Allgemeines.  Die  Lag«'  des  ausserchelichen  Kindes  zeitigt  eine 
Reihe  gesetzgeberischer  Probleme,  für  die  es  im  Grunde  genommen  unmöglich 
ist.  eine  ganz  befriedigende  Lösung  zu  finden.  Diese  Kinder  kommen  sozusagen 
ohne  Bewilligung  des  Gesetzes  auf  die  Welt.  Sie  sind  jedoch  menschliche 
Wesen,  die  ganz  unschuldig  sind  an  dem  Unglück  ihrer  Geburt;  sie  sind  daher 
auch  berechtigt,  den  Schutz  des  Staates  zu  beanspruchen.  Doch  das  Mitleid,  das 
sie  einflössen,  wird  notgedrungen  durch  die  Rücksichten,  welche  man  der  Ehe 
schuldet,  begrenzt,  einer  Institution,  die  Kinbusse  an  ihrem  Ansehen  erleiden 
würde,  wenn  dir  Gesetzgebung  k<  inen  wesentlichen  Unterschied  zwischen 
den  in  der  Khe  geborenen  und  den  ausserchelichen  Kindern  machen  würde. 
Es  ist  eigentlich  selbstverständlich,  dass  es  Pflicht  der  Kitern  ist,  für  ihre 
ausserchelichen  Kinder  zu  sorgen,  und  zwar  verlangt  es  die  Gerechtigkeit, 
dass  diese  Pflicht  gleiehmässig  von  Vater  und  Mutter  erfüllt  werde.  Allein 
die  Natur  weist  nur  auf  die  Mutier  hin,  wühlend  die  Nachforschungen  nach 
dem  Vater  in  der  Regel  mit  grossen  Schwierigkeiten  verbunden  sind,  wenn 
sich  der  Letztere  seinen  Pflichten  entzieht.  Aber  auch  in  dem  Kalle,  wenn 
Vater  und  Mutter  bekannt  sind,  wie  sollte  unter  sie  die  gemeinschaftliche  Pflicht 
verteilt  werden,  eine  Pflicht,  deren  Krfüllung  ein  gemeinschaftliches  Leben 
voraussetzt.  da  die  Eltern  einander  entfremdet  sind  und  getrennt  von- 
einander leben:  Und  dann,  enthalten  nicht  die  geschlechtlichen  Beziehungen, 
welche  ausserhalb  der  gesetzlichen  Khe,  die  diese  Beziehungen  sanktionieren 
sollte,  gepflegt  worden,  eine  gewisse  Verletzung  der  Gesellschaftsordnung? 
Kann  dann  die  Gesellschaft  angesichts  der  Verletzung  eines  ihrer  ersten  Gesetze 
gleichgültig  bleiben  ?  Aber  wäre  es  dann  andererseits  vernünftig.  Untersuchung 
über  so  heikle  Kragen  anzustellen?  Wäre  es  nicht  mit  Rücksicht  darauf  eher 
angezeigt,  solche  Dinge  systematisch  zu  ignorieren,  um  kein  Aergernis  zu 
erregen  und  keine  Irrtümer  zu  begehen  in  einer  Sache,  wo  fast  immer  die 
genauen  Beweise  fehlen:    Welches  Von  beiden  Uebcln  ist   nun   das  kleinere? 
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Es  ist  leicht  hegreiflh  h,  dass  die  verschiedenen  Gesetzgebungen,  bald 
von  der  einen,  bald  von  der  anderen  Ansicht  —  die  /war  einander  völlig 
entgegengesetzt  sind,  von  denen  aber  jede  für  sich  dennoch  plausibel  erscheint  — 
geleitet,  zu  den  verschiedensten  Massnahmen  gelangen  mussten.  Wir  werden 
uns  davon  überzeugen,  wenn  wir  einen  Blick  werfen  auf  die  einschlägigen 
Bestimmungen  unserer  kantonalen  Rechte  betreffend  die  Lage  des  ausserehe- 
lichen  Kindes. 

II.  Die  aussereheliche  Mutterschaft.  Mater  semper  e er ta.  Die  Mutter 
ist  immer  bekannt.  Die  Geburt  ihres  Kindes  zeigt  sie  an  und  es  ist  das 
genügend,  um  zwischen  ihr  und  ihrem  Kinde  ein  unlösliches  Band  herzustellen. 
Die  uneheliche  Mutterschaft  wirkt  für  die  Mutter  ebenso  verpflichtend,  wie 
die  gesetzliche :  um  sich  von  ihr  loszusagen,  muss  man  ein  Verbrechen  begehen. 
Das  ist  gemeines  Recht  und  auch  das  in  Kraft  bestehende  Recht  in  allen 
unseren  Kantonen. 

Dieses  gemeine  Recht  ist  jedoch  nicht  universell.  Das  französische  Recht 
verlangt  als  notwendige  Bedingung  der  natürlichen  Mutterschaft  die  freiwillige 
Anerkennung  des  Kindes  seitens  «1er  Mutter,  und  in  der  That  wird  in  Frankreich 
eine  grosse  Anzahl  von  Kindern  im  Civilstandsregistcr  als  von  unbekannten 
Müttern  geboren  verzeichnet.  Es  ist  jedoch  nicht  ausser  Acht  zu  lassen, 
dass  in  Frankreich  die  Möglichkeit  immer  vorhanden  war.  sich  der  ausser- 
ehelichen  Kinder  zu  entledigen,  sei  es  auf  die  Weise,  dass  man  sie  anonym 
in  Findelhäuser  unterbrachte,  die  ehemals  in  allen  bedeutenden  Städten  vor- 
handen waren,  sei  es,  wie  man  es  jetzt  macht,  dass  man  sie  der  öffent- 
lichen Wohlthätigkeit.  übergiebt.  In  der  Schweiz  erfreuten  sich  die  ausscr- 
ehelichen  Mütter  nie  einer  solchen  Schonung.  Die  französischen  Bestimmungen 
betreffend  die  Anerkennung  des  aussereheliehen  Kindes  seitens  der  Mutter 
sind  zwar  in  die  Gesetzgebung  der  romanischen  Kantone  übergegangen,  allein 
die  Errichtung  von  Wohlthätigkeitsanstalten,  die  notwendig  wären,  um  diesen 
Bestimmungen  eine  praktische  Anwendung  zu  geben,  blieb  aus.  Sie  waren 
in  der  That  nie  mehr  als  blosse  Formeln,  denn  wenn  auch  das  Privatreeht  den 
Müttern  die  Möglichkeit  zu  verleihen  scheint,  sich  ihrer  Mutterpflichten  durch 
Nichterkennung  ihres  Kindes  zu  entziehen,  so  mangelt  es  anderseits  nicht 
an  indirekten,  sehr  wirksamen  Mitteln,  die  Anerkennung  seitens  der  Mutter 
zu  erzwingen. 

Das  eidgenössische  Civilstandsgesetz  vom  24.  Dezember  1874  hat  zur 
Feststellung  der  Mutterschaft  verschiedene  Personen  (Art.  15)  zur  Anzeige 
der  Geburt  verpflichtet,  welche  Anzeige  stets  genaue  Angaben  betreffend 
die  Mutter  enthalten  muss  (Art.  16);  die  Eintragungen  im  Civilstandsregister 
sind  rechts-  und  beweiskräftig,  solange  kein  entgegengesetzter  Beweis  geleistet 
wird  (s.  « Civilstandswesen  >).  Obwohl  einige  Schriftsteller  darüber  im  Zweifel 
sind,  ob  das  eidgenössische  Civilstandsgesetz  die  kantonalen  Bestimmungen 
betreffend  die  Feststellung  der  Mutterschaft  ersetze,  so  muss  man  doch  gestehen, 
dass  faktisch,  in  der  ganzen  Schweiz,  die  natürliche  Mutterschaft  einzig  und 
allein  durch  die  offiziell  konstatierte  Thatsache  der  Entbindung,  ohne  jegliche 
Mitwirkung   seitens   der  Mutter,  entsteht. 

Das  aussereheliche  Kind  trägt  den  Namen  seiner  Mutier  und  erhält  das 
Bürgerrecht  ihres  Kantons  und  ihrer  Gemeinde.  Handelt  es  sich  um  eine 
Witwe  oiler  eine  geschiedene  Frau,  so  bekommt  in  der  Regel  das  ausser- 
eheliche Kind  den  Mädchennamen  seiner  Mutter. 

Das  ist  die  Lage  des  unehelichen  Kindes,  hervorgegangen  aus  der  That^ 
sache  seiner  Geburt.     Doch  kann  dies.-  Sachlage  in  manchen  Kantonen  durch 
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Feststellung  civilstandsrcchtlieher  Beziehungen  zwischen  dem  Vater  und  (Inn 
unehelichen  Kind»-  modifiziert  werden. 

EI.  Die  aussereheliche  Vaterschaft.  Während  sieh  die  Mutterschaft  auf 
eine  natürliche  Weise  kundgiebt,  ist  die  Vaterschaft  nimmer  an  und  für  sich 
offenbar.  Darum  hat  die  Mehrheit  unserer  kantonalen  Rechte,  die  früher  mit 
der  Anerkennung  der  ausscrehelichen  Vaterschaft  bedeutsame  Kolben  ver- 
knüpfte, damit  geendigt,  dass  sie  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts 
diese  Folgen  ziemlich  reduzierte,  «»der  sie  sogar  vom  guten  Willen  des  Vaters 
abhängig  machte.  Behandeln  wir  zunächst  diejenigen  Fälle,  in  welchen  die 
natürliche  Vaterschaft  die  Lage  des  Kindes  überhaupt  bestimmt,  sodann  wollen 
wir  zu  den  bei  weitem  zahlreicheren  Fällen  übergehen,  in  welchen  der  Vater 
bloss  zur  Leistung  einer  gewissen  Summe  Ueldes  verpflichtet  ist.  3 

1.  Das  uneheliche  Kino  tritt  in  den  Stand  seines  Vaters  (den 
Namen,  das  Bürgerrecht):  a)  durch  die  durchaus  freiwillige  Anerkennung 
d»'s  Kindes  durch  den  Vater;  dies  ist  der  Fall  in  Genf  und  im  Berner-Jura, 
wo  der  französische  Kodex  noch  in  Kraft  ist.  ebenso  in  den  Kantonen  Waadt, 
Tessin.  Neuchatel,  wo  die  Nachforschungen  nach  dem  Vater  prinzipiell 
untersagt  sind;  in  den  Kantonen  Wallis  und  Freiburg;  endlich  auch  in 
Hern.  Aargau  und  Solothurn,  doch  hier  nur  unter  bestimmten  Bedingungen 
und  unter  unerlässlicher  Mitwirkung  der  administrativen  oder  richterlichen 
Gewalt;  b)  durch  ein  gegen  den  Vater  gerichtetes  Urteil  in  den  Kantonen 
Appenzell  I.-R.  und  Wallis  —  den  einzigen  Kantonen,  welche  die  gericht- 
liche Nachforschung  nach  der  Vaterschaft  mit  den  entsprechenden  Folgen  für 
den  Stand  des  Kindes  beibehielten:  -  und,  in  Ausnahmsfällen,  wenn  die  Mutter 
das  Opfer  eines  Verbrechens  gewesen  ist,  auch  in  Genf,  im  Berner-Jura, 
der  Waadt.,  den)  Tessin  und  in  Frei  bürg. 

2.  Der  uneheliche  Vater  ist  nur  zu  pekuniären  Leistungen  ver- 
pflichtet und  das  Kind  behält  den  Stand  der  Mutter.  Dies  ist  die 
Folge  der  Vaterschaftsklage,  die  in  allen  Kantonen  mit  Ausnahme  von  Genf 
und  Berner-Jura,  Waadt,  Tessin  und  Neuchatel,  wo  die  Nachforschungen 
nach  dem  Vater  dem  französischen  System  gemäss  prinzipiell  untersagt  sind, 
zulässig  ist:  eine  Ausnahme  bilden  auch  Appenzell  I.-R.  und  Wallis,  wo 
in»  Gegenteil  das  uneheliche  Kind  dem  Vater  gerichtlich  zuerkannt  werden  kann, 
l'eberall  aber  wird  der  Vater  nur  deswegen  ausfindig  gemacht,  um  ihn  zu 
zwingen,  für  den  Unterhalt  des  Kindes  zu  sorgen,  das  im  übrigen  in  der 
Gewalt  der  Mutter  verbleibt  und  in  den  Stand  derselben  tritt.  Die  Einleitung 
des  betreffenden  Verfahrens  hängt  mancherorts  vom  Willen  der  Mutter  ab; 
an  manchen  Orten  aber  und  insbesondere  in  der  Urschweiz  giebt  die  Erklärung, 
welche  die  Mutier  über  ihre  Schwangerschaft  zu  machen  hat,  den  Anstoss  zur 
Veranstaltung  offizieller  Nachforschungen. 

IV.  Die  Lage  des  Kindes  in  der  Familie,  a)  Das  natürliche  Band,  sei 
es  auf  welche  Weise  immer  festgestellt,  bilde»  zwischen  dem  Kinde  einerseits 
und  seinem  Vater,  seiner  Mutter  und  deren  Verwandten  anderseits  ein  Hindernis 
zur  Ehe  in  den  vom  eidgenössischen  Civilstandsgesetze  festgesetzten  Grenzen, 
bi  Wenn  das  Kind  in  den  Stand  seines  Vaters  tritt  (vgl.  oben  III,  1).  muss  die 
Mutter  in  der  Regel  dasselbe  einige  Zeit  unterhalten  (b  Monate,  2  Jahre, 
4  Jahre),  nach  deren  Ablauf  diese  Pflicht  einzig  und  allein  dem  Vater  zufällt, 
allerdings  nur  wenn  der  Letzten-  ausreichende  Mittel  besitzt,  sonst  aber  ist 
die  Mutter  gehalten,  subsidiär  einzutreten,  ci  In  anderen  Fällen  (vgl.  III  2i. 
muss  die  Mutter  und.  in  Ermangelung  derselben,  die  Gemeinde  das  Kind 
unterhalten   unter    Auferlegung   einer   Zusteuer   auf  den   Vater   (derselbe  hat 
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u.  a.  der  Mutter  dir  Kosten  des  Kindbettes  zu  ersetzen).  Diese  Steuer  ist 
sehr  verschieden,  je  nach  der  kantonalen  Gesetzgebung :  in  Solothurn  betragt 
sie  Fr.  120  jährlich,  bis  der  Knabe  sein  sechzehntes  und  das  Mädchen  ihr 
fünfzehntes  .Altersjahr  erreicht  haben:  in  .Aargau  Kr.  50—100  während  der  Dauer 
von  lb  Jahren:  in  Obwalden  Fr.  70 — ISO  im  Laufe  von  17  Jahren:  in 
Nidwaiden  Fr.  50—300  für  die  Dauer  von  lb  Jahren:  andere  Kantone, 
wie  Zürich,  Thurgau,  Glarus,  Schwyz  und  Luzern,  überlassen  den 
Gerichten  die  Bestimmung  der  Summe,  die  nach  den  besonderen  Verhältnissen 
des  gegebenen  Falles  und  dem  jährlichen  Hinkommen  berechnet  wird :  einige 
dieser  Kantone  verpflichten  den  A'ater  für  die  berufliche  Ausbildung  des  Kindes 
von  dessen  12.  Jahre  an  zu  sorget),  d)  Die  Pflicht,  das  Kind  zu  unterhalten 
und  zu  erziehen,  liegt  in  der  Regel  der  Mutter  und  dem  Vater  ob,  nicht  al><r 
den  Kitern  derselben.  Zürich  und  Graubünden  bilden,  jedoch  in  dieser 
Itcziehung  eine  Ausnahme,  wobei  letzterer  Kanton  allerdings  nur  die  Grosserem 
mütterlicherseits  verpflichtet. 

V.  Das  Erbrecht,  a)  Die  Kantone  der  Urschweiz,  Uri,  Schwyz  und 
Unterwaiden,  gewähren  dem  ausserehelichen  Kinde  kein  Erbrecht,  nicht 
einmal  hinsichtlieh  der  Mutter:  es  kann  von  den  berechtigten  Erben  seiner 
Mutter  nur  die  zu  seinem  Unterhalt  nötigen  Mittel  fordern,  b)  In  den  Kantonen 
Genf,  Berner-Jura,  Waadt,  Ncuchätel,  Freiburg  und  W  allis  hat  das 
uneheliche  Kind  das  Recht  auf  einen  mehr  oder  weniger  bedeutenden  Teil 
der  mütterlichen  Erbschaft,  je  nach  der  Nähe  der  gesetzlichen  Erben ;  das 
Gleiche  ist  im  Tessin  der  Fall,  doch  mit  der  Beschränkung,  dass  es  gänzlich 
von  den  gesetzlichen  Erben  herausgedrängt  werden  kann  und  nur  das  Recht 
behält,  seinrn  Unterhalt  zu  beziehen.  Aehnlich  gestalten  sich  die  Verhältnisse 
beim  Beerben  des  aussercheliehen  Vaters,  der  das  Kind  anerkannt  hat.  Diese 
Kantone  geben  dem  ausserehelichen  Kinde  keinen  Erbanspruch  gegenüber 
den  A'erwandten,  des  Vaters  oder  der  Mutter,  c)  Andere  Kantone,  wie  Luzern. 
Solothurn,  St.  Gallen,  Zürich,  Schal  Ihausen.  Zug.  Thurgau,  Grau- 
bünden.  Basel-Stadt  und  Basel-Land,  Aargau,  Glarus.  Appenzell 
A.-Rh.  und  Bern  geben  dem  ausserehcliehen  Kinde  dieselben  Rechte,  wie 
den  ehelichen,  sei  es  beim  Beerben  der  Mutter,  oder  der  Blutsverwandten  in  aul- 
steigender Linie,  ja  sogar  aller  mütterlichen  Verwandten,  d)  Appenzell  L-Rh. 
giebt  dem  ausserehcliehen  Kinde  einen  Anspruch  auf  die  Hinterlassenschaft 
seiner  Verwandten  mütterlicher-  und  väterlicherseits  in  der  Höhe  der  Hälfte 
dessen,  was  es  bekommen  würde,  wenn  es  ein  eheliches  Kind  wäre:  Appen- 
zell A.-Rh.  hält  an  dieser  Einschränkung  nur  hinsichtlich  der  väterlichen 
Hinterlassenschaft,  e)  Endlich  erhält  das  Kind  ein  sehr  weites  Anrecht  auf 
die  Hinterlassenschaft  des  Vaters  oder  sogar  dessen  Verwandten,  wenn  es  vom 
Vater  unter  Mitwirkung  von  Gerichtsbehörden,  in  den  Kantonen  Bern,  Solo- 
thurn und  Aargau.  anerkannt  worden  ist,  und  in  dem  ersten  dieser  Kantone 
sogar  dann,  wenn  die  Anerkennung  mittelst  einer  notariell  beglaubigten 
Urkunde  erfolgt. 

VI.  Schlussbemerkungen.  Aus  dieser  kurzen  Uebersicht.  welche  uns 
das  Eingehen  auf  die  Details  nicht  erlaubte  und  aus  welcher  wir  die  Betrachtuni: 
der  Lage  der  Kinder,  die  in  Ehebruch  oder  Blutschande  geboren  werden 
(letztere  sind  in  den  Gesetzgebungen  der  romanischen  Kantone  berücksichtigt), 
wie  auch  derjenigen,  welc  he  mehr  oder  weniger  den  ehelichen  Kindern  ziemlich 
gleichgestellt  sind  (die  Brautkinder  in  den  Kantonen  Zürich,  Schaffhausen. 
Glarus  und  Thurgau)  ausschieden,  ist  zu  ersehen,  wie  gross  die  Bunt- 
scheckigkeit unseres  geltenden  Rechtes  ist.  Hervorzuheben  ist  allerdings,  dass 
die  Wohllliat  der  Legitimation  eines  ausserehelichen  Kindes   durch   die  na<h- 
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folgende  Ehe  allen  ausserehelichen  Kindern  durch  den  Art.  54  der  Bundes- 
verfassung zu  gute  kommt. 

VII.  Litteratur.    f.  Huber,  Svs/efH  und  Geschickte  des  schweizerischen  Privat- 
rechtes,  I,  W  29  und  30;  II,  §33  ;  IV,  §  139,  und  die  dort  angegebene  Bibliographie. 
(Der  vorstehende  Artikel  ist  aus  dem  französischen  Manuskript  übersetzt.) 

Dr.  F.  H.  Mentha,  Professor  an  der  Akademie  in  XeucMtel. 

Ausstellungen:  a)  gewerblich  -  industrielle  Ausstellungen. 

I.  Landesausstellungen.  —  II.  Interkantonale  Ausstellungen.  — 
J1J.  Kantonale  Ausstellungen.  —  IV.  Litteratur. 

Nicht  berücksichtigt  ist  die  Beteiligung  der  Schweiz  an  Internat.  Ausstellungen.) 

I.  Landesausstellungen.    Die  gewerblich-industriellen  Ausstellungen  sind 
auch   in   der  Schwei/,  aus  den  veränderten  Verkehrs-  und  Produktionsverhält- 
nissen  hervorgegangen.    Waren   früher  die  Messen  und   Märkte  hinreichen«!, 
um  einesteils  die  Rohprodukte  zu  erwerben,  andernteils  fertige  Waren  abzu- 
setzen,  so  musste  diese  primitive  Vermittlungsform  unzureichend  sein,  sobald 
die  Grossindustrie  und  der  Verkehr  sich   entwickelten   und  der  allgemeine 
Welthandel    bisher   ungeahnte   Ausdehnung   annahm.    Einen   Teil   der  neuen 
Aufgabe  übernahmen  die  Ausstellungen,  die  ausserdem  aber  auch  noch  einen 
bildenden   Einfluss   haben  sollten.    Die  ersten   schweizerischen  Ausstellungen 
gewerblich-industrieller  Natur  fanden  im  Kanton  Bern  statt.  Kunstausstellungen 
waren   in   Basel,   Genf  und  Zürich   vorausgegangen.     Im  Aufrufe:   «wie  den 
Künsten   und  der  Industrie   bei  uns  konnte  aufgeholfen  werden»,  —  verfasst 
von   Sigmund  Wagner,  anlässlich  der  1804  im  Auftrage  der  Regierung  von 
der  ökonomischen  Gesellschaft   in   Bern  veranstalteten  Ausstellung,  ist  auch 
namentlich    auf  die  Notwendigkeit    einer  Veredlung  der  industriellen  Arbeit 
durch  Knnst  die  Rede.    Hierdurch  sei  auch  der  Export  schweizerischer  Waren 
gesichert.     Auch   der  Vorschlag,   keine  Geldprämien  zu   verabfolgen,  sondern 
den  Besten,  —  dem  Beispiele  der  Griechen  folgend,  Ehrenplätze  in  öffentlichen 
Versammlungen  —   dem  Theater  —   zuzuweisen,  lässt  auf  den  Einfluss  der 
damaligen,  antiquisierenden  Kunstrichtung  schlicssen.    Diese  «.Auszeichnung» 
sollte  allerdings  nur  ein  Jahr  dauern,  um  die  Produzenten  nicht  übermütig  zu 
machen.  Dagegen  sollte  man  für  ihre  Produkte  in  in-  und  ausländischen  Zeitungen 
Reklame  machen.    Es  waren,  1S04.  mehrere  Schweizer  Kantone  in  Bern  ver- 
treten,  der  Katalog   zählte  399   Aussteller.    Es   wurde  auch  eine  Verlosung 
abgehalten,  dir  128  Louis  d'or  einnahm  und  156  Billete  verkaufte,   die  also 
einen  Wert  von  Fr.  10  das  Stück  hatten.    Das  Reglement  sah  den  Garderobe - 
zwatig  vor.    Diese  Ausstellungen  in  Bern  wiederholten  sich  jewcilcn  zur  Zeit 
der  eidgenössischen  Tagsatzungen  1810,  ISIS,  1824,  1S30,  183b.    Eine  «Aus- 
stellungszeitung»   als  «Gclegenheitshlatt »  erschien   1824  zweimal   per  Woche, 
unentgeltlich.    Im  gleichen  Jahr  erteilte  man  auch  Geldprämien  von  je  6  Gold- 
dukaten.     Beim  Tuch  wurde  gefordert,  dass  hierzu  inländische  Rohstoffe  ver- 
wendet  wurden.    Für  ausserkantonale  Teilnehmer  gab  die  bernische  Regierung 
Fr.  50(>.    Um  zu  verhüten,  dass  unpraktische,  sogenannte  «Kunststücke»  ver- 
fertigt  würden,  gab  man  die  Bekanntmachung  erst  einige  Monate  vor  Eröffnung 
heraus.     Von    1S24 — 183h  hat  der  Kotnmerzienrat  die  Ausstellungen  geleitet. 
Bei  der  Ausstellung  1S3U  ist  bemerkenswert,  dass  vom  Professor  der  Chemie. 
Brunner,  mit  Hülfe  der  Direktion  des  Innern,  ein  Gesamtbericht  ausgearbeitet 
wurde,    in  dem  auch  die  «permanenten  Ausstellungen»  zur  Unterstützung 
des  Kleinhandwerks,  dem  keine  Vcrkaufsgelegenhcitcn  zur  Verfügung  stehen. 
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gefordert  wurden.  Dieselben  haben  auch  den  schweizerischen  und  die  kanto- 
nalen Gewerbevereinc,  sowie  spätere  Ausstellungsunternehmen  beschäftigt,  ohne 
bis  jetzt  in  einer  allgemeinen  Form  ihre  Lösung  gefunden  zu  haben.  Die 
Ge werbcmusccn  und  Gcwerbehallen  sind  ihren  Anregungen  zu  verdanken, 
allein  durch  dieselben  ist  nicht  die  ganze  Aufgabe,  die  man  im  Auge  hatte, 
—  besonders  nach  der  kaufmännischen  Seite  —  gelöst.  Der  Reingewinn  der 
Landesausstellung  Zürich  1883  mit  ungefähr  Fr.  20,000  und  derjenige  der 
kantonalen  Ausstellung  Zürich  1894  mit  rund  Fr.  100,000  wurde  zu  diesem 
Zwecke  bestimmt. 

1828  hatte  Genf  eine  «Exposition  des  produits  de  ('Industrie»  von  der 
Socicrte"  des  Arts  ins  Leben  gerufen,  an  der  auch  ausserkantonale  Aussteller 
teilnehmen  durften.  Es  erschienen  aber  nur  12  solcher,  während  in  52  Gruppen 
im  ganzen  266  Aussteller  gezählt  wurden.  Die  Uhrenindustric  war  haupt- 
sächlich vertreten.  Ein  eingehender  Schlussbcricht  wurde  von  Frangois  de 
Neuchateau  verfasst.  —  1833  unternahm  die  gleiche  Gesellschaft  citv  zweite 
interkantonale  Ausstellung,  die  etwas  besser  als  diejenige  von  1828  besucht 
war.  —  1833  und  1839  inszenierte  Lausanne  eine  «Exposition  publique  des 
produits  des  arts  et  de  rindustrie  suisses». 

1843,  Schweizerische  Industrie-  und  Gewcrbcausstellung  St.  Gallen,  ver- 
anstaltet vom  St.  Gallischen  Gewerbeverein,  182  Aussteller  mit  264  Ausstellungs- 
gegenständen, namentlich  aus  dem  Gewerbe.  Die  Einnahmen  betrugen 
1182  Gulden,  die  Ausgaben  3889.  Die  Mitglieder  des  Gewerbevereins 
besorgten  die  Arbeiten. 

1848,  II.  Schweizerische  Industrie-  und  Gewerbeausstcllung  in  Bern, 
infolge  der  politischen  Bewegung  wenig  beachtet;  war  vom  Schweizerischen 
Gewerbeverein  unter  Mitwirkung  der  kantonalen  gemeinnützigen  und  der 
ökonomischen  Gesellschaft  zur  Zeit  der  Tagsatzung  durchgeführt.  Ausgaben 
Fr.  40,639;  Ueberschuss  Fr.  101.30.  —  b51  Aussteller,  hauptsächlich  Gewerbe- 
treibende, 966  Gegenstände;  die  Hälfte  aus  dem  Kanton  Rem.  die  andern  aus 
nahezu  allen  Kantonen. 

1855,  Industrieausstellung  in  Willisau.  Grösste  bis  jetzt  abgehaltene, 
mit  1000  Ausstellern  aus  10  Kantonen,  von  denen  Luzern,  Bern,  Aarau  am 
stärksten  vertreten  waren,  mit  zusammen  10,000  Gegenständen  in  11  Gruppen, 
d.'irunter  eine  mit  «Damenarbeiten».  Der  Bund  gab  Fr.  1000,  der  Kanton 
Luzern  Fr.  1500,  die  Gemeinde  Fr.  300.  Der  Schweizerische  Gewerbeverein 
machte  eifrig  Propaganda  für  die  Ausstellung.  Es  wird  geklagt,  dass  auch 
mit  Rücksicht  auf  die  Verlosung  abgelegene  Gegenstände  und  ausländische 
Artikel  vereinzelt  Zugang  gefunden  hätten.  Die  Aussteller  wurden  für  die 
angekauften  Gegenstände  mit  Losen  bezahlt.  Der  Kaufpreis  der  Gegenstände 
war  im  Katalog  angegeben.  Abbilden  der  Ausstellungsgegenstände  war  ver- 
boten. In  der  Generalversammlung  des  Schweizerischen  Gewerbevereins  vom 
27./2S.  August  1855  stellte  der  Präsident  der  Willisauer  Ausstellung  den  Antrag, 
drei  Mitglieder  zu  ernennen,  welche  über  periodisch  wiederkehrende  Aus- 
stellungen beraten  sollten,  damit  jeweilen  Fortschritte  ermöglicht  würden. 
Das  Geld  zu  den  Ausstellungen  sollten  Bund.  Regierungen  und  Vereine  auf- 
bringen. Der  Antrag  wurde  einstimmig  angenommen,  mehrere  Jahre  erscheint 
dies  Traktandum  in  den  Versammlungen,  allein  es  kam  keine  Lösung  zustande. 
(Der  Kanton  Zürich  bcschloss  in  seinem  Gesetz  über  das  Handwerks wesen 
vom  9.  Mai  1832,  alle  drei  Jahre  eine  Ausstellung  zu  veranstaltet),  allein  der 
Beschluss  wurde  nicht  durchgeführt.) 

1857,  Schweizerische  Industrie  -  Ausstellung  Bern,  auf  Anregung  des 
Schweizerischen  GewerbeverHns  im  Jahre  1855.     Bundespräsident  Stampfli  ist 
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Präsident  des  grossen  Ausschusses  und  später  Präsident  des  Vollziehungsaus- 
schusses.  Im  Einladungscirkular  von  185b  wird  bemerkt,  dass  Gewerbe,  Industrie, 
Landwirtschaft  und  Kunst  aufgenommen  werden  und  der  hohe  Wert  der  Aus- 
stellungen überhaupt  betont.  Zugleich  wurde  auf  die,  im  gleichen  Jahre  zu 
erfolgende  Einweihung  des  neuen  Bundesrathauses,  sowie  die  Fertigstellung 
der  Centraibahn  bis  Schönbühl  bei  Hern  hingewiesen.  Ein  Aktienkapital  von 
Fr.  50,000  war  in  Teilen  von  Fr.  20  in  Aussicht  genommen.  Die  Subventionen  und 
freiwilligen  Beiträge  waren  mit  Fr.  50.000,  —  die  Eintrittsgelder  mit  Fr.  40,000 
ins  Budget  eingesetzt.  Eine  Lotterie  fand  nur  für  die  Kunstabteilung  statt. 
Das  Programm  sah  Ausstellung  von  Rohprodukten,  Halbfabrikaten,  Fabrikaten, 
Zeichnungen ,  möglichst  je  in  ihrer  Zusammengehörigkeit  placiert  • —  vor, 
praktisch  nützliche  Gegenstände  sollten  bevorzugt  werden.  Werkzeuge  und 
Maschinen,  die  in  der  Industrie  verwendet  würden,  Koch-,  Heiz-,  Leucht- 
apparate, Luft-  und  Wasserreinigungsmaschinen  waren  als  besonders  will- 
kommen angeführt.  Auch  die  motorische  Kraft  wurde  später  hinzugenommen. 
2050  Aussteller  meldeten  sich  für  die  10  Gruppen  sowie  die  Abteilungen 
Kunst  und  Landwirtschaft.  Die  bernische  Regierung  hatte  ein  Gebäude  mit 
drei  grossen  Sälen  mit  je  12,000  Fuss  Quadratfläche  erstellen  lassen.  Die 
Jury  erteilte  1297  Medaillen  und  Ehrenmcldungen,  für  die  Landwirtschaft  Geld- 
prämien. Professor  Bolley  verfasste  einen  sehr  umfangreichen  Gesamtbericht, 
der  als  zeitgenössische  Industrie-  und  Gewerbeenquetc  gelten  kann. 

Von  1857 — 1883  ist  keine  allgemeine  schweizerische  Ausstellung  zu  ver- 
zeichnen. Im  Jahre  1880  besprach  der  Gewerbeverein  Zürich  die  Frage  einer 
schweizerischen  Landesausstellung,  die  1883  zur  Ausführung  kam.  Laut  Pro- 
gramm waren  vorgesehen:  Erzeugnisse  der  Industrie,  Gewerbe,  Kunstgewerbe, 
der  Kunst,  Landwirtschalt,  des  gesamten  Unterrichtswesens.  Der  Zweck  war 
ein  übersichtliches  Bild  der  Leistungsfähigkeit  der  schweizerischen  Bevölkerung 
auf  diesen  Gebieten  zu  gewähren,  dadurch  zur  gegenseitigen  Belehrung  und 
zur  richtigen  Würdigung  der  eigenen  Kraft  zu  dienen,  den  Absatz  der  schwei- 
zerischen Produktion  im  Inlande  zu  heben  und  dem  ganzen  Lande  die  Bedeutung 
der  verschiedenen  Industrien  voll  und  ganz  zum  Bewusstsein  zu  bringen.» 

Das  Ausstellungsarcal  umfasste  95,000  m  mit  31  Gebäulichkeitcn  — 
.39,81 2  ni  überbauter  Grundfläche,  ohne  die  für  die  landwirtschaftlichen  Abteilungen 
benutzten  Kasernenräume  —  und  7465  Ausstellern  aus  allen  Kantonen,  welche 
sich  an  42  Gruppen  beteiligten.  Für  die  Industrie-  und  Kunstausstellungen 
wurden  600,000  Lose  mit  5588  Gewinnen  abgesetzt. 

Vom  öffentlichen  Verkaufsbureau  wurden  für  Fr.  177,305  Waren  direkt 
verkauft.  Der  Gesamtwert  der  versicherten  Ausstellungsgegenstände  betrug 
Fr.  8,600,000.  Die  Jury  gab  2009  Diplome  ab;  in  der  Industrieabteilung 
wurde  das  System  der  begründeten,  einheitlichen  Diplome  anstatt  der  Medaillen 
durchgeführt,  wodurch  allerdings  die  Abstufung  der  Leistungen  praktisch  sehr 
an  Wert  verlor,  da  jeder  «  Prämierte  >  sich  als  diplomiert  bezeichnet,  ohne  die 
meist  lange  Begründung  zu  berücksichtigen.  Der  Bund  gab  Fr#  430,000,  der 
Kanton  Zürich  Fr.  80,000,  übrige  Kantone  Fr.  47,000,  Stadt  Zürich  mit  Aussen- 
gemeinden  Fr.  47,000  Subventionen.  Freiwillige  Beiträge  wurden  Fr.  128,232 
geleistet,  die  Eintrittsgelder  betrugen  Fr.  1.757,891,  die  Einnahmen  im  ganzen 
Fr.  3,637.973,  die  Ausgaben  Fr.  3,614.684,  sodass  ein  Ucberschuss  von 
Fr.  23,289  verblieb.  Für  jede  Gruppe  erschien  ein  Spezialbericht  der  Gruppen- 
jury und  ausserdem  ein  umfassender  allgemeiner  Bericht.  Der  Katalog  war 
in  den  drei  Landessprachen  abgefasst. 

In  Genf  war   1868   eine   schweizerische   Landesausstellung   geplant,  die 
sogar  noch  die  «Nachbargegenden»   in  sich  schliessen  sollte.    Die  Anregung 
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ging  von  der  «Sektion  dindustrie  et  d'agricullurc  de  Tinstitut  national  >  in  Genf 
aus.  Man  dachte  sich,  die  schweizerischen  Aussteller  der  Weltausstellung  Paris 
1867  würden  die  Gelegenheit  gern  benützen,  um  ihre  Erzeugnisse  auch  an 
einer  speziell  schweizerischen  Ausstellung  zu  zeigen,  es  sollte  zugleich  eine 
Kontrolle  der  Pariser  Jury  sein.  Das  Budget  war  mit  Fr.  505,000  in  Ein-  und 
Ausgaben  vorgesehen.  Der  Gedanke  fand  wenig  Anklang,  die  Ausführung 
unterblieb.  Zehn  Jahre  spater  kam  man  auf  die  Sache  zurück,  entwarf  aber 
ein  kleineres  Projekt,  welche  eine  Spezialausstellung  für  Uhren,  Bijouterien, 
Musikdosen,  Holzschnitzereien,  Keramik,  Buchbinderei.  Seide,  Stickerei  u.  s.  w. 
sein  sollte.  Auch  dieses  Projekt  kam  nicht  zur  Ausführung.  1885  besprach 
man  die  Idee  einer  internationalen  Ausstellung  in  Genf  für  das  Jahr  1888;  es 
waren  schon  1000  provisorische  Anmeldungen  eingegangen,  zwei  grössere 
Versammlungen  fanden  statt,  ein  Budget  von  Fr.  1.800,000  wurde  angenommen, 
wovon  schon  Fr.  300.000  gezeichnet  waren.  Die  Weltausstellung  Paris  kam 
in  die  Quere,  die  Industriellen  gaben  dieser  den  Vorzug,  eine  Konferenz  in 
Bern  beschloss  dagegen  für  eine  nächste  Landesausstellung,  frühestens  1893. 
Genf  den  Vorzug  zu  geben.  1892  wurde  das  Projekt  der  1896  abgehaltenen 
grössten  schweizerischen  Landesausstellung  wieder  aufgenommen.  Das  Pro- 
gramm war  ungefähr  im  gleichen  Rahmen  wie  das  der  Landesausstellung  1883. 
welche  übrigens  vielfach  als  Muster  diente.  Der  Bund  gab  eine  Million. 
Kanton  Genf  Fr.  420,000,  Stadt  Genf  2b0,000,  andere  Gemeinden  des  Kantons 
89,180  —  andere  Kantone  Fr.  64,750  Subventionen.  Das  Garantiekapital  war 
Fr.  570,000,  die  Verlosung  mit  800,000  Losen  ergab  einen  Reingewinn  von 
Fr.  249,919.  Die  Eintrittsgelder  betrugen  Fr.  1,301,797,  die  Einnahmen 
Fr.  7,352,238,  —  die  Ausgaben  Fr.  7,430.328.  somit  ergab  sich,  da  das  Garantie- 
kapital  nicht  zurückgezahlt  werden  konnte,  ein  Defizit  von  Fr.  048.090.  Der 
Kanton  hatte  eine  Nachsubvention  von  netto  Fr.  170,000  geleistet.  Genf 
war  nicht  central  gelegen  und  hatte  auch  nicht  in  nächster  Nähe  jene  bevöl- 
kerten Orte,  welche  die  Rendite  eines  so  grossen  Unternehmens  ausmachen 
müssen. 

Wie  in  Zürich  1883  war  auch  hier  ein«-  grosse  Ausstellungskommission 
aus  verschiedenen  Landesteilen  mit  dem  Vorsteher  des  eidgenössischen  Handels- 
departements an  der  Spitze,  thätig.  Die  Zahl  der  Aussteller  betrug  7687, 
wovon  6567  permanente  und  1119  temporäre.  Die  überbaute  Fläche  betrug 
61,353  m,  das  gesamte  Areal  400,000  m.  Die  Versicherungssumme  Fr.  17,649.908. 
Das  offizielle  Verkaufsbureau  verkaufte  für  die  von  ihm  vertretenen  1513  Aus- 
steller für  Fr.  255,312  Waren,  wobei  allerdings  die  indirekt  vermittelten  Ver- 
käufe nicht  inbegriffen  sind.  Als  System  für  die  Prämierung  diente  das 
Diplom  in  drei  Abstufungen  mit  Medaillen.  Es  erhielten  goldene  Medaillen- 
diplome: 11  *3#/o,  silberne  24  «/3  %,  bronzene  27 '»oder  beurteilten  Aussteller. 
Die  Zahl  der  Rekurse  betrug  600.  wovon  die  Hüfte  als  berechtigt  erklärt 
wurden.  Mit  der  Ausstellung  wurde  auch  das  sogenannte  c Schweizerdorf > 
verbunden,  welches  in  malerischer  Weise  unsere  heimischen,  ländlichen  Bau- 
stile und  Sitten  veranschaulichen  sollte.  Es  trug,  wie  der  « pare  de  plaisance>. 
der  verschiedene  fremde  Völkerschaft en,  Menagerien,  Glücksspiele  etc.  auf- 
wies, allerdings  zur  Unterhaltung  bei,  allein  der  ernste  Charakter  des  Unter- 
nehmens verlor  hierdurch  und  der  Besucher  wurde  zu  sehr  abgelenkt.  Die 
Zusammenstellung  aller  Juryberichte,  der  <  Rapport  administratif  >  und  der 
Hauptkatalog,  die  in  drei  Sprachen  erschienen,  können  als  dauernde  Nach- 
schlagbücher dienen.  In  Zürich  und  Genf  erschienen  auch  offizielle  Aus- 
stellungszeil ungen.  Bei  beiden  Ausstellungen  wurden  nationale  Kongresse  und 
zahlreiche  Vereinsversammlungen  aller  Art  abgehalten. 
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Von  Hern  aus  ist  ein  Gesuch  an  den  Hundesrat  abgegangen,  worin  dieser 
Kanton  für  eine  nä«  liste  Landesausstellung  um  die  Priorität  einkommt.  Es 
werden  aber  wohl  10 — 15  Jahre  na«  Ii  d«*r  (ienfer  Landesausstellung  vergehen, 
bis  an  die  Ausführung  dieses  Planes  gedacht   werden  kann. 

1S94  wurde  in  Zürich  die  kantonal«*  Ge Werbeausstellung,  und  18*>*>  in 
Thun  die  erste  bernische  kantonale  Industrie-,  Gewerbe-  und  landwirtschaftliche 
Ausstellung  abgehalten.  Heide  hatten,  neben  den  kantonalen  Gruppen,  sogenannte 
eidgenössische  Spezialausstellungen :  Zürich  für  Unfallverhütung,  Fabrikhygieine 
und  Samariterwesen:  Kleinmotoren:  Hausindustrie  und  Frauenarbeit.  In  Thun 
waren  die  beiden  ersteren  ebenfalls  als  schweizerisch«*  Abteilungen  organisiert, 
statt  der  letzteren  war  ein«*  Gruppe  «Feuerlöschwesen»  eingeschaltet.  Zürich 
hatte  Fr.  .^5,000  Subvention  vom  Hunde,  die  man  Thun  aber  verweigerte. 
Zürich  hatte  einen  Reingewinn  von  nahezu  Fr.  100,000,  während  Thun  ein 
ungefähr  gleich  grosses  Defizit  aufweist,  da  auch  «las  Garantiekapital  v«*rloreu 
ging.  Thun  war.  wie  seine  Nachbarschaft  zu  wenig  bevölkert,  um  das  Unter- 
nehmen rentabel  zu  machen.  Näheres  ist  aus  den  ausführlichen  Schluss- 
bericht«*n  ersichtlich. 

IL  Interkantonale  Ausstellungen.  An  Interkantonalen  A  u s s t  e 1 1  u n g e n 

sin«l  zu  verzeichnen:  Handwerks-  und  Industrie  -  Ausstellungen  «l«*s  Kantons 
St.  Gall«*n  uml  Appenzell  in  St.  Gallen,  1^52.  Gentral-schweizeris«li<*  Kunst  - 
und  Gewerbeausstcllung  in  Luzern,  1N7*>.  —  Interkantonale  Gewerbe-  und 
Industrie- Ausstellung  in  Zoling«*n  1  S«)2,  die  ausser  dem  Aargau  nanv  ntli«  h  den 
bernis<hen  Oberaargau  und  S«»lothurn  vertrat. 

HL  Kantonale  Ausstellungen.  Di«*  Zahl  der  kantonalen  Hczirks- 
tind  noch  eng«'r  begrenzten,  sowie  die  Fa<  ha  u ss t  e 1 1  u n gen  ,  die  in  der  Schweiz 
abgehalten  wurdrn,  ist  sehr  gross,  ihr«.*  Aufzählung  würde  hier  zu  weit  führen 
und  Vollständigkeit  wäre  schwer  zu  erreichen.  Die  erste  kantonale  Ausstellung 
in  der  Schweiz  dürfte  die  Exposition  des  produits  «le  l'lndustrie  genevoise  1S2H 
gewesen  sein  mit  2b(>  Ausstellern  in  r>2  Gruppen  und  einer  staatlichen  Sub- 
vention von  M)()i)  Gulden.  (andolle  verfasste  den  S«  hlussbcricht,  in  dem  er 
auch  energisch  für  die  Prinzipien  «1er  Gewerbefrcihcit.  und  des  Freihandels 
eintrat. 

IV.  Litteratlir.  Ks  besteht  keine  zusammenfassende  Darstellung  des  Ausstellungs- 
wesens in  des  Schweiz.  Ausser  den  offiziellen  Publikationen  (Kataloge,  Jury-  und 
St  klussberichte)  ist  die  I.ilteratur  meist  in  Artikeln  der  Fach-  und  öffentlichen  Presse 
zu  suchen.  Eine  Zusammenstellung  derselben  erscheint  in  der  Bibliographie  der  Schweiz. 
Landeskunde,  Pascikcl  Industrie  und  < iewerbe.  Das  Wesentlichste  ist:  I.  Schwei- 
zerische Ausstellungen:  Sign).  Wagner,  Vorschlag,  wie  durch  eine  äff enl liehe  Kunst- 
ausstellung den  Künsten  und  der  Industrie  in  der  Schweiz  überhäuft  und  besonders  in 
Bern  wieder  könnte  aufgeholfen  werden.  Bern  tSo4.  —  Derselbe,  Anzeige  einer  öffent- 
lichen Ausstellung  von  Kunst-  und  Industrieprodukten  in  Bern  /S/o.  —  Karl  Brunner, 
Bericht  über  die  im  yuli  /Sjo  in  Bern  eröffnete  Industrieausstellung.  -  A.  Perdonnet, 
Rapport  sur  fe\position  ites  produits  de  finduslrie  suisse,  Lausanne  /Sjj.  H.  Schinz, 
Bericht  über  die  Schweiz,  (iewerbe-  und  Industrieausstellung,  St.  Gallen  /Sjj.  —  Bericht 
über  die  II.  allg.  Schweiz.  Industrie-  und  Gewerbrausstellung \  Bern  /SjS,  mit  Katalog 
als  Anhang.  —  ///.  Schweiz.  Industrieausstellung,  Bern  /S,7.  Vergl.  Schweiz.  Bundes- 
rat t,  /Sj6  u.  /S57.  Bericht  über  diese  Ausstellung,  Redakteur:  Dr.  Bolle/.  —  Rapport 
de  la  Commission  chargee  d'etudier  le  pro/et  d'une  e\position  de  /' Industrie  suisse  ii 
Geneve  /SöS.  Geneve  /Söö.  —  Landesausstellung  Zürich  /SS;.  Vergl.  Botschaft  des 
Bundesrate*,  Bundesblatt  /SS/.  IV.  S.  b/o.  Ferner:  Fachberic/ite,  Illustr.  offizielle 
Ausstellungszeitung,  Bericht  über  die  Verwaltung.  -  0.  Ziegler,  Briefe  von  der  Schweiz. 
Lantlesausstellnng.  —  Rieter  -  Bodmer,  Vorschläge,  betr.  das  \  'er halten  der  schweizer. 
Industrie,  gegenüber  inländischen  und  ausländischen  Ausstellungen.  Zürich  /SSö.  — 
Landesausstellung  in  Genf  /8q(>.  Vergl.  Botschaft  des  Bundesrates,  Bundesblat t  /St);. 
V.  S.  4o<).  Ferner:  Festberichte  der  yury.  Illustrierte  offizielle  Ausstellungszeitung. 
Rapport  technique.    Rapport  administratif.        BoOS-Jegher,  Die  Landesausstellungen  in 
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der  Schweiz  mit  besonderer  Berücksichtigung  jener  in  Genf  /8i/ö  und  einer  spater  in 
Hern  abzuhaltenden.  „Schweizer.  Bitltter  für  Wirtschaft*-  und  Sociaipolitik"  7897. 
II.  und  III.  Interkantonale  und  kantonale  Ausstellungen.  Bericht  über  die 
centralsckiveiz.  Ausstellung,  Luzern  iSjg.  —  Bericht  über  die  Handwerker-  und  Industrie- 
ausstellung der  Kantone  St.  Hallen  und  Appenzell  /S32.  —  De  CändoHe,  Rapport  snr 
re.xposition  des  produils  de  V Industrie  genevoise  cu  182S.  —  A.  Huber,  Generalbericht 
des  Preisgerichtes  der  kantonalen  Industrieausstellung,  I'rciburg  j8t)2.  —  Schluss- 
berichte der  kantonalen  Ausstellungen  in  Schaffhausen  i$SO,  Frauenfeld  /Sjo,  rSjö  und 
r8<pj,  Kreuz/ingen  /Söö,  Luxem  /8i)j,  i'i  erdon  /Syj,  Zürich  iSqj  l-crgi.  auch  offizielle 
illuslr.  Ausstcllungszeitung),  Gtarus  Thun 

Ed.  Boos- Jvgher,  Sekretär  des  Schweizerischen  Gewerbevereins,  /.ü  rieh. 


Ausstellungen:  b)  landwirtschaftliche  Ausstellungen. 

I.  Allgrmcirifs.  --  II.  Ausslellungsarton.  —  III.  Statistisches:    1.  Laniks- 
:iusslrUun}-vn;  2.  kantonal.-  Ausstellung!».  —  IV.  Literatur. 

I.  Allgemeines.  Das  landwirtschaftliche  Ausstellungswesen  gelangte  erst 
gegen  die  Mitte  des  vergangenen  Jahrhunderts  zu  eigentlicher  Bedeutung.  Um 
jene  /.cit  entwickelten  sich  Handel  und  Industrie  in  ungeahnter  Weise:  auch 
die  Landwirtschaft  wurde  vom  Strome  der  Zeit  erfasst  und  sah  sich  genötigt, 
den  Konkurrenzkampf  in  weit  höherem  Masse  aufzunehmen  als  bis  anhin.  Infolge 
der  riesigen  Umgestaltungen  auf  dem  Gebiet  des  Verkehrswesens  im  Zusammen- 
hang mit  den  anderweitigen  Erfindungen  und  Entdeckungen,  wurde  der  europäische 
Markt  mit  landwirtschaftlichen  Produkten  überseeischer  Länder  überschwemmt. 
Daher  galt  es.  den  Konkurrenzkampf  auf  der  ganzen  Linie  aufzunehmen,  wenn 
der  Kauernstand  als  die  feste  Stütze  des  Staates  erhalten  bleiben  soll.  Neue 
Produktionsziele  sollten  angebahnt,  mehr  und  besseres  auf  möglichst  billige 
Weise  produziert  werden,  um  die  Produktion  den  Zeitverhältnissen  anzupassen. 
Somit  wurde  es  mehr  denn  je  notwendig,  keine  Mittel  unbenützt  zu  lassen, 
welche  dazu  dienen  konnten,  belehrend  auf  die  landwirtschaftliche  Bevölkerung 
zu  wirken.  In  der  That  war  man  bestrebt,  sowohl  durch  direkte  Belehrung 
als  auch  durch  das  Beispiel  das  Ziel  zu  erreichen.  Daher  ist  das  landwirt- 
schaftliche Ausstellungswesen  ein  Mittel  von  nie  hoch  genug  zu  schätzender 
Bedeutung,  weil  nicht  nur  der  Produzent  Anregungen  der  verschiedensten  Art 
empfängt,  sondern  auch  beim  Konsurnenten  die  Vorliebe  für  einheimische 
Erzeugnisse  geweckt  wird;  auch  dein  Ausland  wird  auf  diese  Weise  Gelegenheit 
geboten,  ein  einheitliches  Bild  von  der  Produktion  der  schweizerischen  Land- 
wirtschaft zu  gewinnen. 

Das  Ausstellungswesen  im  allgemeinen  ist  im  Laufe  der  Zeit  Gemeingut 
der  Bevölkerung  geworden.  Nicht  nur  im  Inlande  pflegt  man  die  Durchführung 
der  Idee  mit  Liebe,  sondern  man  konkurriert  auch  an  ausländischen  Aus- 
stellungen namentlich  in  Bezug  auf  die  Leistungen  in  der  Viehzucht  um  die 
Siegcspalme  und  zwar  mit  vollem  Kerbt.  Die  Viehzucht  ist  im  allgemeinen 
unser  Hauptproduktionsziel:  die  schweizerischen  Viehrassen  haben  bis  heute 
nicht  nur  in  den  europäischen  Staaten  infolge  ihrer  Leistungskraft  Eingang 
gefunden,  sondern  auch  in  überseeischen  Gebieten.  Daher  muss  man  bestrebt 
sein,  den  guten  Ruf  zu  bewahren:  infolge  der  Anstrengungen  des  Auslandes 
darf  man  internationale  Ausstellungen  nicht  unberücksichtigt  lassen:  jedes  Aus- 
bleiben ist  gleichbedeutend  mit  Vorrücken  ausländischer  Konkurrenz.  Die 
Behörden  und  landwirtschaftlichen  Vereinigungen  dürfen  es  deshalb  keines- 
wegs unterlassen,  den  bestehenden  Wetteifer  in  der  Produktion  durch  sicher 
geregelte  Unterstützungen  nicht  nur  zu  erhalten  sondern  auch  zu  erhohen. 
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II.  Ausstellungsarten.  Das  Ausstellungswescn  der  Schwei/  nahm  in  der 
Industrie  den  Anfang.  Aber  nach  und  nach  gewannen  die  landwirtschaftlichen 
grosse  Bedeutung  und  unter  ihnen  die  Viehausstcllungen,  weil  sie  einfacherer 
Natur  sind  als  alle  übrigen.  Ausser  diesen  grossen  schweizerischen  oder  kantonalen 
Ausstellungen  giebt  es  noch  eine  grosse  Zahl  solcher,  deren  Wahrnehmung 
gewöhnlich  nicht  in  weitere  Kreise  dringt.  Das  sind  z.  H.  Lokalausstellungen 
von  Obst  für  einzelne  Gemeinden:  Viehausstellungen  für  gewisse  Kantonsteile 
bei  Anlas*  von  Viehschauen  und  Körungen.  Da  und  dort  werden  Maschinen 
und  G  era t e- Pro b c n  mit  Ausstellungscharakter  abgehalten,  um  den  Bauern 
den  Wert  und  die  Handhabung  solcher  Geräte  praktisch  vorzuführen  etc.  Der- 
artige Unternehmungen  sind  sehr  nützlich  und  werden  von  den  Bauern 
dieser  Gegend  stets  fleissig  besucht.  Die  Opfer,  welche  hierzu  erforderlich 
sind,  sind  unbedeutend  und  werden  in  der  Regel  von  den  Gemeinden  oder 
landwirtschaftlichen  Vereinen  getragen.  Während  hier  das  Bild  der  Ausstellung 
ganz  einfacher  Natur  ist  und  lediglich  den  Zweck  der  Belehrung  für  eine 
einzelne  Gegend  hat.  trägt  eine  kantonale  oder  gar  schweizerische  landwirt- 
schaftliche Ausstellung  einen  ganz  andern  Charakter.  Bei  solchen  sollen 
sämtliche  Zweige  der  Bodenkultur  dem  Besucher  ein  einheitliches  Bild  über 
die  Leistungen  und  den  Fortsehritt  auf  dem  Gebiete  der  Produktinn  entwerfen, 
Impulse  dieser  oder  jener  Art  sollen  in  den  verschiedensten  Gebieten  der 
Schweiz  praktische  Anwendung  ermöglichen.  Zum  Zwecke  der  Durchführung 
des  Gedankens  haben  Staat  und  Vereine  es  nicht  unterlassen,  die  nötigen  Schritte 
zu  thun.  um  die  finanzielle  Grundlage  zu  sichern.  Ks  ist  möglich  geworden, 
zwischen  den  beiden  landwirtschaftlichen  Hauptvereinen  der  Schweiz  (Schweize- 
rischer landwirtschaftlicher  Verein  der  deutschen  Schweiz  und  Landwirtschaft- 
licher Verein  der  romanischen  Schweiz»  im  Mai  1<S 70  eine  Vereinbarung  zu 
treffen,  wonach  womöglich  alle  vier  Jahre  in  abwechselnder  Reihenfolge  in  den 
Teilen  der  Schwei/  eine  landwirtschaftliche  Ausstellung  für  sich  oder  in 
Anlehnung  an  eine  Industrieausstellung  veranstaltet  werden  soll.  Der  Text 
der  Vereinbarung  lautet : 

„Die  landwirtschaftlichen  Hauptvereine  der  deutschen  und  romanischen  Schweiz  haben 
sich  behufs  Regulierung  der  allgemeinen  schweizerischen  landwirtschaftlichen  Ausstellungen 
unter  gefälliger  Mitwirkung  des  eidgenössischen  Departements  des  Innern  Ober  folgende 
Grundsätze  geeinigt:  Art.  1.  Die  vom  Bunde  unterstützten  allgemeinen  schweizerischen 
landwirtschaftlichen  Autstellungen  finden  je  von  vier  zu  vier  Jahren  statt.  Art.  2.  Diese 
Ausstellungen  werden  abwechselnd  in  der  romanischen,  mittleren  und  östlichen  Schweiz 
abgehalten.  Art.  ,V  Es  findet  bei  denselben  ein  entsprechender  Wechsel  im  Konkurse 
von  landwirtschaftlichen  Nutztieren  (Pferde.  Rinder,  Kleinvieh)  mit  denjenigen  von  land- 
wirtschaftlichen Maschinen.  Geräten  und  Produkten  statt.  Es  steht  jedoch  den  Haupt- 
vereinen frei,  den  Konkurs  nach  Gutdünken  über  alle  landwirtschaftlichen  Gebiete  zu 
erstrecken.  Art.  4.  Die  Genehmigung  des  Ausstellungsortes,  sowie  des  Programmes  und 
die  Wahl  des  Preisgerichtes  ist  Sache  der  Verständigung  der  beiden  Haupt  vereine,  die 
fernere  Organisation.  Ausführung  und  Liquidierung  dagegen  Sache  desjenigen  Vereins, 
der  die  Ausstellung  übernommen  hat.  Zu  diesem  Zwecke  werden  dein  letzteren  die  Bundes-, 
Kantonal-  und  anderweitigen  Beiträge  unter  den  im  Programm  festgestellten  Bedingungen 
überlassen.  Das  vereinbarte  Programm  ist  dem  schweizerischen  Departement  des  Innern 
zur  Genehmigung  vorzulegen.  Art.  5.  Die  erste  nach  diesem  Normativ  abzuhaltende  allge- 
meine schweizerische  Ausstellung  soll  im  Jahre  1873  in  der  Ostschweiz  stattfinden  und  sich 
auf  landwirtschaftliche  Nutztiere  beziehen.  Art.  t>.  Vom  Jahre  1870  an  werden  allgemeine 
landwirtschaftliche  Fachausstellungen  (kantonale  oder  interkantonale)  denjenigen  Vereinen 
zur  Last  fallen,  welche  solche  organisieren.  Es  wird  jedoch  den  betreffenden  Vereinen  zur 
Pflicht  gemacht,  in  den  Jahren,  in  welchen  allgemeine  schweizerische  Ausstellungen  statt- 
finden, keine  grösseren  interkantonalen  Ausstellungen  zu  veranstalten." 

Ausser  diesen  allgemeinen  Ausstellungen  mit  mehr  oder  weniger  grossem 
Umfang  giebt  es  in  neuerer  Zeil  noch  eine  Reihe  anderer.  Vor  allen  Dingen 
bedürfen  die  Zuch  t  sl  i  ermärk  t  e  der  Erwähnung.    Infolge  der  fortschreitenden 
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Entwicklung  der  Vichzuchtgenosscns»  halten  sah  man  sich  in  den  Zuchtgebietcn 
veranlasst,  möglichst  einheitliche  Hahnen  einzuschlagen,  Hinrichtungen  für 
zweckmässige  A bsatzquellen  tler  Zuchttiere  zu  .schaffen.  Erleichterung  in  der 
Beschaffung  vorzüglicher  Zuchtstiere  zu  ermöglichen  etc.  Daher  wurde  in  erster 
Linie  der  Gedanke  eines  Zuchtstiermarktes  mit  Ausstcllungscharakter  auf- 
gegriffen und  wird  heut«-  auch  praktisch  durchgeführt.  Auf  diese  Weiste  wird 
es  möglich,  das  beste  männliche  Zuchtmaterial  zu  besammeln  und  zu  sichten, 
den  Vichzuehtgenossens<  halten  in  erster  Linie,  sowie  allen  Kaufern  von 
rassereinen  guten  Zuchtstieren  Gelegenheit  zu  gehen,  ihre  Einkäufe  mit  leichter 
Mühe  machen  zu  können.  Die  Erfahrungen,  welche  man  gemacht  hat,  sind 
derart  günstige,  dass  die  Einrichtung  .Aussicht  auf  Dauer  hat.  Die  Züchter 
des  Braunvichgeliictes  waren  die  ersten,  welche  die  Idee  zur  Verwirklichung 
brachten.  Alljährlich  findet  seit  dem  Jahr  1897  in  Zug  ein  Zucht  stiermarkt 
statt.  In  gleicher  Weise  gingen  die  Fleckviehzüchter  der  West-  und  Ostschweiz 
vor:  auch  die  Züchter  der  Freiburgcr  Rasse  ahmten  das  Heispiel  nach.  Dem- 
nach linden  alljährlich  auch  in  Hern,  Winterthur  um!  Freiburg  Zuchtstiermärkte 
statt.  Der  Besuch  von  Nah  und  Fem  ist  sehr  erfreulich;  die  Fortschritte  auf 
dem  Gebiete-  der  Zucht  sind  deutlich  bemerkbar.  Inwieweit  dieser  Gedanke 
Bedeutung  hat,  beweist  der  Umstand,  dass  man  auch  im  Ausland  Anstrengungen 
macht,  derartige  Märkte  mit  Ausstellungscharakter  durchzuführen. 

Auch  auf  dem  Gebiet  der  Wein-  und  Most  produk  tion  ist  man  nach 
und  nach  zur  l'eberzeugung  gelangt,  dass  die  Produktion  von  l^ualitätswein 
und  -Most  ein  Mittel  zur  hohen  Verwertung  der  bezüglichen  Rohprodukte  sei 
und  dass  der  Ansporn  am  besten  durch  bezügliche  Märkte  mit  Ausstellung 
verbunden  ermöglicht  werde.  Zugleich  soll  durch  dieses  Vorgehen  dem  Käufer 
Gelegenheit  geboten  werden,  sich  über  die  einheimische  Produktion  zu  orientieren 
und  den  bezüglichen  Bedarf  ohne  die  Dazwisrhenkunft  der  Händler  zu  decken. 
Der  Behauptung,  die  Produktion  guter  Weine  in  gewissen  Teilen  der  Schweiz 
sei  unmöglich,  wird  auf  diese  Weise  am  besten  erwidert.  —  Die  Ausführung 
des  Gedankens  nahm  im  Jahr  1898  in  Zürich  (Weinmarkt),  im  Jahr  1899  in 
St.  Gallen  i  Mostmarkt)  und  1902  in  Euzern  (Mostmarkt)  praktische  Gestalt  an; 
es  ist  zu  erwarten,  es  werden  sich  diese  ersten  Versuche  in  Zukunft  wiederholen. 

Zur  Hebung  des  Getreidebaues  sieht  der  Schweizerische  landwirtschaftliche 
Verein  da  und  dort  Samenmärkl  e  vor.  Der  Bedeutung  des  Saatgutes  für 
die  Getreideproduktion  bewusst.  bezweckt  man  nach  und  nach  eine  zielhc- 
wusste  A'eredlung  desselben  zu  ermöglichen  und  dem  Rückgang  der  Anbau- 
fläche Vorschub  zu  leisten. 

Aus  diesen  Erörterungen  ist  ersichtlich,  dass  man  keine  Mittel  scheut, 
die  Produktion  auf  dem  Wege  des  Aussiellungs wesens  zu  heben  und  lohnend 
zu  gestalten.  Man  beginnt  mit  kleinen  örtlichen  Ausstellungen  für  ein 
bestimmtes  Produktionsziel  und  endet  mit  grossartigen  Zusammenstellungen 
der  Leistungen  der  gesamten  Landwirtschaft  der  Kantone  und  schliesslich  der 
ganzen  Eidgenossenschaft.  Der  Weg.  auf  welchem  wir  schreiten,  scheint  uns 
daher  auch  für  die  Zukunft  der  richtige  zu  sein,  denn  er  entspricht  der  Praxis 
aus  langjähriger  Erfahrung. 

III.  Statistisches.  Im  Folgenden  wird  I  nigang  genommen  von  den  ver- 
schiedenen kleineren  Ausstellungen,  da  dies  bei  der  Fülle  des  Materials  zu 
weit  führen  würde:  wir  verweisen  hauptsächlich  auf  die-  schweizerischen  und 
die  grösseren  kantonalen  Ausstellungen. 

1.  Landes- Alsstklm  nokn.  Bern,  1  7  fand  vom  15.  Juni  bis  10.  Oktober 
eine-  schweizerische  Industrieausstellung  statt.  Zum  ersten  Male  nahm  auch 
die  Landwirtschaft  in   bedeutendem  l'mläng   daran   ieil   und   zwar  waren  aus- 
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gestellt:  Hornvieh,  Zieg«  n,  Schwein«-.  Schal«-  und  in  geringem  Masse  Boden- 
erzeugnisse. 

Zürich  1801.     Schw«-izeris<  he  Viehausstellung. 

Solothurn  1804.  Sclnvi-izerisch«- landwirtschaftlich«-  Ausstellung,  Prämien- 
hetrag  Fr.  SOOO. 

Hern  1867.     Schweizerische  M«dkereiausste|lung. 

Langenthal  1 8«>S.  { 1  L—  1  5.  September.)  Dritte  s<  h  weizerische  Riml- 
wehausstcllung.     Prämienbetrag  Kr.  10.040. 

Weinfelden  1 S7A.  <5. — 14.  Oktober.)  Schweizerische  landwirtschaftliche 
Ausstellung.  Sie  ist  seit  der  Vereinbarung  vom  Mai  1*70  die  erste  allgemeine 
schweizerische  landwirtschaftliche  Ausstellung  und  bot  zum  ersten  Mal  ein 
interessantes  Zusammenhangendes  Bild  samtlicher  Zweige  der  Landwirtschaft. 
Pr.imienbetrag  Fr.  2S.340. 

Freiburg  18*7.  (17.  —  24.  September.»  Schweiz«  ri-<  he  landwirtschaft- 
liche Ausstellung,    Prämienb'trag  Fr.  54.858. 

Luzern  1881.  (2. — 11.  Oktob«*r.>  Schweizerische  landwirtschaftliche 
Ausstellung.  Prämienbetrag  Fr.  77,738.  Zum  ersten  Male  wurde'  hier  dem 
land  w  i  r  t  schaft  1  i«  hen  Bi  I  du  ngs  w  esen  sehr  grosse  Aufmerksamkeit  geschenkt. 
Man  gelangte  in  land  wirtsihaftli«  hen  Kreisen  im  Laufe  der  Zeit  eben  doch  zu 
der  Ueberzeugung,  dass  der  Hauer  der  heutigen  Zeit  nicht  nur  mit  der  Hand 
allein  t batig  sein  müsse,  sondern  dass  die  Waffen  des  Geistes  zielbcwusst 
unterstützen  sollen,  wenn  man  den  Kampf  ums  Dasein  fechten  will.  So  zeichnete 
sich  vor  allem  die  landwirtschaftlich«'  Abteilung  a.  P.  mit  den  Ausstellungs- 
objekten aus  und  legte  deutlich  Zeugnis  ab  von  d«-m  s<-gensr«  i<  hen  Wirken  der 
Hochschule  für  die  Landwirtschaft,  welche  1S7I  g<grün«l't  und  bis  zum  heutigen 
Tag  unter  der  kräftigen  Leitung  des  H«rrn  Professor  Dr.  Krämer  zum  Wohl  des 
schweizerischen  Bauernstamles  wirkt  und  schafft. 

Zürich  1883.  (1.  Mai  bis  I.  Oktober.)  Schweizerische  Landesausstellung. 
Sie  ist  jedenfalls  die  bedeutendste,  weh  h«-  in  der  S<  hw«-iz  je  abg«-halt«'n  wurde. 
Die  Landwirtschaft  beteiligte  sich  in  bedeutend«'!-  \V«'ise;  Fortschritte  auf  dem 
(Jcbiet  der  Technik  waren  deutlich  benu-rkbar. 

Solothurn   1885.    (Herbst)    Schweizerisch«'  Kleinviehausstellung. 
Neuenburg   1887.    Schweizerische  landwirtschaftliche  Ausstellung.  Hier 
fanden  /um  ersten  Mal  umfangreiche  Messungen  der  prämierten  Ti«  re  statt  zum 
Zweck«-  «ler  Feststellung  von  Normahnassen  für  di«-  später  einzuführend«*  Methode 
der  Viehbeurteilung  an  Hand  des  Messstockes  iMess-  und  Punktierverfahren). 

Zürich  1880.  Im  Anschluss  an  die  (iewerbeausstellung  wurde  eine 
schweizerische  landwirtschaftliche  Ausstellung  verbutub'n. 

Hern  1S05.  Schweizerisch«-  landwirtschaftliche  A  usst«*llung.  Sie  ist 
wohl  gelungen  und  zeigte  d«-m  Jb-su« -her  einen  deutlichen  und  ziemlich  voll- 
kommenen Hinblick  über  d«n  Stand  der  landwirtschaftlichen  Produktion. 

Genf  1806.  Schweizerische  Lamb'sausstellung  un«l  im  Anschluss  schw<Mz«- 
rische  landwirtschaftliche  Ausstellung. 

2.  Kantonale  Aussteixlsgen.  V««n  «len  kantonalen  landwirts«  haftli«  hen 
Ausstellungen  sind  in  neuerer  Zeit  folgende  erwähnenswert: 

Thun  1800:  Luzern  1809;  Wald  (Kanton  Zürich)  1900. 
Im  Interesse  der  schweizerischen  Landwirtschaft  hat  tl«*r  Hund  seit  1848 
mitgewirkt  zur  Hrmöglichung  d«*r  Beteiligung  an  internationalen  Ausstellungen 
und  zwar  durch  Ernennung  von  Kommissionen  b«-hufs  Organisation  un«l  dun  h 
direkte  finanzielle  Unterstützung. 

Litte ratlir.     Berichte  und  Kataloge  »her  die  verschiedenen  Ausstellungen. 
Alttert  Näf,  Lehrer  an  der  aargauischen  landwirtschaftlichen  Winter  schule,  Brugg. 
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Auswanderungswesen. 

I.  Allgemeines.  —  II.  Geschichtliches.  —  III.  Auswanderungspolitik: 
1.  Politik  der  Kautone.  2.  Politik  des  Bundes.  —  IV.  Sta tist isches.  —  V.  Ursacher. 
der  Auswanderung.  —  VI.  Litteratur. 

I.  Allgemeines.  Unter  Auswanderung  versteht  man  ein  Verlassen  des 
Heimatstaates  behufs  dauernder  Niederlassung  in  eitlem  amleren  Lande.  Je  nach 
dem  dieser  Wegzug  vereinzelt  und  selten  oder  massenliaft  und  oft  stattfindet, 
.spricht  man  von  Linzel-  beziehungsweise  .Massenauswanderung.  Der  Kinzelaus- 
wanderung  ist  \otn  volkswirtschaftlichen  Standpunkte  aus  im  grossen  und  ganzen 
keine  Bedeutung  beizulegen;  anders  verhält  es  sieh  hinsichtlich  der  Massen- 
auswanderung. Wie  jede  Massenerscheinung  deutet  das  Auftreten  einer  Massen- 
auswanderung auf  das  Vorhandensein  besonderer  gesellschaftlicher  Verhältnisse 
hin,  welche  in  typischer  Weise  den  Willen  und  die  Handlungen  grösserer  oder 
geringerer  Volksteile  beeinflussen.  Das  Verlassen  der  heimatlichen  Scholle,  der 
Bruch  mit  den  heimatlichen  Sitten  und  Gebräuchen,  der  Austritt  aus  dem 
gewohnten  Gedanken-  und  Gefühlskreise,  die  dauernde  Trennung  von  Ver- 
wandten, Freunden  und  Bekannten  —  -  diese  und  ähnliche  immateriellen  Opfer, 
welche  der  Auswanderer  neben  man«  hem  materiellen  zu  bringen  pflegt,  legen 
genügendes  Zeugnis  dafür  ab.  dass  die  gesellschaftlichen  Verhältnisse,  in  welchen 
die  Massenauswanderung  ihre  Wurzeln  hat.  jedenfalls  aussergewöhnlicher  Natur 
sind.  In  den  Volksschichten,  aus  welchen  sich  die  Massenauswanderung  rekru- 
tiert, lässt  sich  in  der  Regel  mit  Leichtigkeit  das  Vorhandensein  einer  mehr 
oder  weniger  intensiven  Unzufriedenheit  mit  den  heimatlichen  Verhältnissen 
konstatieren,  mit  welcher  Hand  in  Hand  eine  Uebersehätzung  der  Zustände 
des  fremden  Landes,  welches  das  Ziel  der  Auswanderung  ist,  und  die  Hoffnung, 
in  diesem  Lande  besseren  Lebensbedingungen  begegnen  zu  können,  geht.  Oh 
diese  Unzufriedenheit  beziehungsweise  diese  Hoffnung  auch  gerechtfertigt  sind, 
ist  eine  andere  Frage:  immerhin  ist  die  Massenauswanderung  das  Zeichen  dafür, 
dass  derartige  Ansichten  und  Gefühle  im  Volke  Verbreitung  gefunden  haben. 
Mag  man  nun  die  Massenauswanderung  vom  nationalökonomischen  Standpunkte 
aus  als  ein  willkommenes  Mittel  zur  Aufrechterhaltung  des  Gleichgewichtes 
zwischen  der  Volkszahl  und  den  Lxistenzmittcln  begrüssen  oder  als  einen 
unwiederbringlichen  Verlust  an  Arbeitskraft  und  Kapital  beklagen.  —  in 
beiden  Fällen  bildet  die  Massenauswanderung  ein  gesellschaftliches  Phänomen, 
welches  in  gleicher  Weise  die  Aufmerksamkeit  des  Socialtheoretikers,  wie  des 
Socialpolitikers  verdient. 

Massenauswandei ungen  aus  einem  Lande  nach  dem  anderen  haben  seit 
jeher  stattgefunden  und  waren  bereits  in  entlegenen  Jahrhunderten  von  grösster 
Bedeutung  für  die  Kntwicklung  der  Menschheit,  indem  oft  diese  es  gewesen 
sind,  durch  welche  unbekannte  oder  halbbekannte  Erdstriche  in  den  Kuiturkreis 
hineingezogen  wurden.  In  dieser  letzteren  Beziehung  spielen  seit  dem  Zeitalter 
der  Entdeckungen  namentlich  die  Auswanderungen  aus  europäischen  Staaten 
nach  überseeischen  Gebieten  eine  hervorragende  Rolle:  allein  diese  Aus- 
wanderung hat  nicht  bloss  dazu  gedient,  die  neuen  Weltteile  der  europäischen 
Kultur  zu  erschliessen,  vielmehr  übte  dieselbe  auf  die  europäischen  Verhältnisse 
selbst  einen  tiefgehenden  Kinfluss  aus.  indem  die  in  jenen  Weltteilen  gemachten 
Eroberungen  wirtschaftlicher  und  politischer  Natur  das  sociale  Leben  der  euro- 
päischen Nationen  in  neue  Bahnen  lenkten. 

Neben  der  Massinaus  Wanderung  nach  überseeischen  Gebieten,  welche  mit 
der  Zeit  die  grossartigsten  Dimensionen  angenommen  hat,  trat  die  für  frühere 
Epochen  im  grossen  und  ganzen    allein  in  Betracht  kommende  Auswanderung 
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aus  einem  europäischen  Lande  nach  einem  anderen  europäischen  Lande  allmählich 
in  den  Hintergrund,  so  dass  man  sich  schliesslich  daran  gewöhnt  hat,  unter  Aus- 
wanderung einzig  und  allein  die  überseeische  Auswanderung  zu  verstehen. 
Diese  letztere  ist  es  denn  auch,  welche  man  zu  der  sogenannten  Bevölkerungsfrage 
in  Beziehung  zu  setzen  pflegt  und  welche  namentlich  in  den  letzten  Jahrzehnten 
in  einzelnen  Ländern  mehr  oder  weniger  eingreifend«'  Massnahmen  der  Staats- 
verwaltung hervorgerufen  hat. 

IL  Geschichtliches.  Zuverlässige  Angaben  über  die  Anfänge  der  über- 
seeischen Auswanderung  aus  der  Schweiz  sind  nur  wenige  vorhanden:  mit 
ziemlicher  Sicherheit  kann  jedoch  dieselbe  bis  ins  17.  Jahrhundert  zurück  ver- 
folgt werden.  Das  vornehmliche  Auswanderungsziel  der  Schweizer  scheint 
Nordamerika  gewesen  zu  sein,  was  sich  übrigens  auch  in  der  Folgezeit  in 
keiner  Weise  geändert  hat.  Die  erste  massenhafte  Einwanderung  von  Schweizern 
nach  diesem  Lande  datiert  vom  Jahre  1710.  Damals  trafen  daselbst  5000 
Schweizer,  meistens  Berner,  ein.  Fünfundzwanzig  Jahre  darauf  wurde  in  Nord- 
amerika die  erste  schweizerische  Kolonie  «New-Bcrnc»  gegründet. 

Mit  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  beginnt  der  Strom  der  schweizerischen 
Auswanderung  nach  Amerika  stärker  und  regelmässiger  zu  Wessen.  Neben 
Nordamerika  tritt  Brasilien  auf  den  Plan.  Bis  gegen  die  Mitte  des  Jahrhunderts 
tragt  die  Auswanderung  einen  überwiegend  kolonisatorischen  Charakter,  indem 
die  zu  grösseren  oder  kleineren  Gruppen  vereinigten  Auswanderer  auf  eigene 
Faust  oder  auf  Initiative  und  unter  Beistand  der  eigens  zum  Zwecke  der 
Besiedlung  übcrseeischerGebiete  durch  landesangehörige  Auswanderer  gegründeten 
Auswanderungsgesellschaften  und  -Vereine  oder  sogar  unter  direkter  Mithülfe 
der  heimatlichen  Behörden  auf  bis  dahin  unbewohntem  Boden  sich  eine 
gemeinsame  neue  Heimstätte  zu  errichten  suchten.  In  der  Schweiz,  wie  ander- 
wärts, sah  man  damals  in  der  Untersützung  derartiger  Auswanderung  das  beste 
Mittel,  um  den  sich  breit  machenden  Pauperismus  zu  bekämpfen.  Hin  grosser 
Teil  der  an  diesen  Gründungen  beteiligten  Auswanderer  gingen  wegen  Mangel 
an  Mitteln  und  übler,  ausbeuterischer  Behandlung  von  Seiten  der  Behörden  und 
zum  Teil  auch  der  Bevölkerung  des  Einwanderungsortes  elendiglich  zu  Grunde. 
Viele  traten  nach  langem  Leiden  die  Rückkehr  nach  der  Heimat  an.  Nur 
wenigen  war  es  beschieden,  unter  den  fremden  eigenartigen  Verhältnissen 
einigermassen  festen  Fuss  zu  lassen. 

In  den  fünfziger  Jahren  nimmt  die  schweizerische  Auswanderung  einen 
nie  geahnten  Aufschwung,  und  zwar  trotz  aller  Warnungen  von  Seiten  der 
schweizerischen  Konsulate  in  überseeischen  Gebieten  und  trotz  der  einlangenden 
Trauerbotschaften  von  vielen  Ausgewanderten.  Kin  förmliches  Auswandcrungs- 
fieber  befiel  weite  Schichten  der  Bevölkerung.  Von  gewissenlosen  Spekulanten 
wurde  diese  Sachlage  auszunützen  gesucht,  indem  sie  durch  zahlreiche  Bro- 
schüren. Zeitungsartikeln,  durch  Veröffentlichung  von  bestellten  Briefen  aus 
Amerika,  in  welchen  die  dortigen  Zustände  in  rosigem  Lichte  geschildert  wurden. 
Hunderte  und  aber  Hunderte  zum  Auswandern  veranlassten,  um  dann  mit  dem 
Verkauf  von  falschen  l'eberfahrtskartcn  oder  durch  sonstige  Betrügereien  und 
Uebervorteilungen  reiche  Krnte  zu  machen.  Unter  diesen  Umständen  konnte 
es  nicht  ausbleiben,  dass  unter  den  Auswanderungsscharen  sich  auch  viele 
arbeitsunfähige  Elemente  befanden.  Schwachsinnige.  Krüppel,  Greise,  deren 
Auswanderung  man  zu  Hause  da  und  dort  sogar  gerne  sah  und  unterstützte. 
Bedauernswert  waren  diese  Leute,  von  denen  viele  schon  während  der  Reise 
den  verschiedenen  Mühsalen  erlagen.  Zahlreiche  Auswanderer  blieben,  weil 
jedweder  Mittel  bar.  im  Ausschiffungshafen  stecken;  ohne  Arbeit,  ohne  Ver- 
dienst  häuften   sich   daselbst    grosse  Armeen   von  Eingewanderten  zusammen. 
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innerhalb  welcher  Hungersnot,  epidemische  Krankheiten  und  dergleichen  Greuel 
viele  dahinrafften. 

Der  Hauptstrom  der  schweizerischen  Auswanderung  ging  auch  jetzt,  wie 
natürlich,  nach  der  Nordamerikanischen  Union  und  zwar  ungeachtet  dessen, 
dass  daselbst  namentlich  infolge  der  Ueberseh wemmung  des  Landes  durch 
unbemittelt«-  und  arbeitsunfähige  europäische  Kiemente  der  Einwanderung  in 
steigendem  Mass«'  Schwierigkeiten  in  den  Weg  gelegt  wurden,  während  ander- 
wärts, wie  z.  B.  in  Brasilien,  in  Argentinien,  in  .Mexiko  u.  s.  w.,  die  Kinwaivle- 
rung  von  Staatswegen  möglichst  zu  fördern  gesucht  wurde. 

Was  «Ii«'  sch  wciz«'rische  Auswanderung  nach  Nordamerika  speziell 
betrifft,  so  war  dieselbe  bis  gegen  die  Mitte  der  fünfzig«*r  Jahre  um  erhältnis- 
mässig  hoch.  In  «len  «larauffolgendcn  Jahren  brach  über  die  Union  eine  gewaltige 
(Jehl-  und  Geschäftskrisis  heran,  welche  furchtbares  Kl«n«l  in  den  Arbeiter- 
kreisen des  Gewerbes  und  der  Industrie  verursachte.  Dieser  Umstand,  ver- 
bunden mit  den  offiziellen  Mitteilungen  über  «lie  misslich«*  Lage  der  schwei- 
zerischen Kolonien  bewirkten  in  den  nächsten  Jahren  eine  etwelche  Einschrän- 
kung  der  schweizerischen  Auswanderung.  Na«  h  dem  Sezessionskriege,  der  die 
amerikanische  Bevölkerung  bedeutend  re«luziert  hatte,  trat  im  \'crhalten  der 
Unionsbehörden  «ler  Einwanderung  gegenüber  insofern  ein  Umschwung  ein, 
als  versucht  wurde  «zur  Wie«lerbevölk«'rung  des  Landes»  wüns«  henswerte  fremde 
Elemente  herbeizuziehen.  Auch  in  der  Schweiz  wurde  dieser  Umstand  bald 
bekannt,  zumal  die  Berichte  einzelner  Schweizer  Konsuln  die  Einwanderung 
von  Handwerkern  und  Lamlarbeitern  empfahlen.  Die  Wirkung  blieb  nicht 
aus:  in  den  nächsten  Jahren  ging  die  Auswanderung  nach  der  Union  wieder 
in  «lie  Höhe,  st.  «lass  mancherorts  der  Befürchtung  Ausdruck  gegeben  wurde, 
die  Massenauswanderung  mochte  wieder  den  früheren  Umfang  erreichen,  was 
sich  allerdings  als  grundlos  erwies. 

Ueber  den  Charakter  «ler  damaligen  schweizerischen  Auswanderung  geben 
die  seit  1864  regelmässig  eintreffenden  Berichte  der  schweizerischen  Konsuln 
in  Nordamerika  einigen  Aufschluss.  Ks  folgt  aus  denselben  zur  Genüge,  «iass 
der  grösstc  Teil  der  schweizerischen  Auswamlcrer  zu  den  ärmsten  Be\ölk»- 
rungss«  hichten  gehörte.  Aus  der  S«  hweiz  kamen  verhältnismässig  mehr  ent- 
blösste  und  hilflose  Kinwanderer  als  aus  irgend  «inem  andenm  Lande.  Da> 
Elend  ilieser  Leute,  heisst  es  in  einem  Konsularln-richte.  spottet  aller  Beschrei- 
bung. Auch  die  landwirtschaftlichen  Kreisen  entstammenden  Kinwanderer  ver- 
mögen nur  selten  sich  auskömmlich  einzurichten,  wenn  sie  nicht  ein  grösseres 
Vermögen  mitgebracht  hatten,  indem  es  wegen  der  Konkurrenz  erfahrener 
Landeseinwohner  nur  einzelnen  hie  und  da  gelingt,  vom  HeimstättcngeseU 
Gebrauch  zu  machen  und  in  den  Besitz  eines  Landstriches  zu  gelangen. 

Die  planlose  Auswanderung  einzudämmen,  sie  in  geordnete  Bahnen  zu 
lenken  unii  d«*m  Auswanrierer  mit  Rat  und  That  beizustehen,  suchten  zu  jener 
Zeit  «lie  in  d«-n  fünfziger  und  sechziger  Jahren  in  grosser  Zahl  entstandenen 
Auswandcrungsvcrcine.  Auch  die  Schweizerisch«-  gemeinnützige  Gesellschaft, 
die  sich  übrigens  seit  1820  mit  «ler  Auswanderungsfrage  befasste,  sowie  der 
Schweizerische  Grütliverein  entfalteten  eine  energische  Thätigkeit  zum  Zwecke 
der  Organisation  der  Auswanderung  und  der  Hülfeleistung  für  solche  Eid- 
genossen, «Ii»-  auszuwandern  sich  «-ntsehlossen  haben,  beziehungsweise  für  sidch« . 
w  elche  jenseits  «les  O«  «  ans  in  Not  geraten  waren.  Di<-  Zahl  der  auf  Anregung 
oder  unter  den  Auspizien  der  verschicd«*nen  Vereine  und  Hülfsgesellscbaften 
gegründeten  schweizerischen  Kolonien  in  Nordamerika  ist  jedenfalls  ziemlich 
gross.  Die  Mehrzahl  «lerselben  verschwand  jedoch  ziemlhh  bald  von  der  Ober- 
fläche,   während    es    einzelnen,    wie    z.  B.  d«  n   Kolonien   «Grütli»   im  Staate 


Diaitized  bv  C-tf 


A  us  wanderungs  w  esen 


3S3 


Tenncssee  und  «  Bernstadt  »  im  Staate  K«-ntucky,  allerdings  gelang,  es  zu  «inem 
bescheidenen  Wohlstand  zu  bringen. 

Trotz  dieser  schlimmen  Erfahrungen  wuchs  die  Zahl  der  schweizerischen 
Auswanderer  nach  Nordamerika  immer  wieder  an.  sobald  aus  diesem  Lande 
verhältnismassig  günstigere  Hcrichte  über  die  dortigen  wirtschaftlichen-  und 
Erwerbsverhältnisse  kamen.  In  der  schweizerischen  Bevölkerung  dürfte  somit 
eine  gewisse  auswanderungsbereite  c  Reservearmee  »  vorhanden  gewesen  sein, 
welcher  Umstand  übrigens  auch  bis  in  die  jüngste  Zeit  hinein  seine  Geltung 
nicht  verloren  zu  haben  scheint,  welche  je  nach  der  Gunst  der  Verhältnisse 
bald  grössere,  bald  geringe  Seharen  stellte,  die  der  Heimat  den  Rücken  kehrten. 
Im  höchsten  Grade  einschränkend  auf  die  schweizerische  Auswanderung  nach 
Nordamerika  wirkte  jedoch  die  Einwanderungsgesetzgebung  der  Union  aus  den 
achziger  und  neunziger  Jahren,  welche  namentlich  die  Einwanderung  von  Mittel- 
losen. Arbeitsunfähigen  und  sogenannten  Kontraktsarbeitern  fast  vollständig 
unmöglich  machte.  Die  Union  brauchte  im  Grossen  und  Ganzen  keine  fremden 
«Hände  >  mehr;  zumal  die  einheimische  Arbeiterschaft  aus  durchaus  begründeter 
Furcht,  die  Ankömmlinge,  an  eine  niedrigere  Lebenslage  gewohnt,  würden 
durch  Untcrbictung  einen  Druck  auf  die  mit  vielen  Opfern  erkämpften  mehr 
oder  weniger  anständigen  Arbeitslöhne  ausüben  und  dadurch  den  verhältnis- 
mässig hohen  Standard  of  lifc  des  amerikanischen  Arbeiters  in  Frage  stellen, 
die  eifrigste   Befürworterin   der   erwähnten   einschränkenden   Massregeln  war. 

Die  ungeheuren  Vorteile,  welche  Nordamerika  aus  der  europäischen  Aus- 
wanderung zog,  veranlasste  wiederholt  andere  amerikanische  Länder,  es  nicht 
an  Bemühungen  fehlen  zu  lassen,  um  wenigstens  sich  eines  Teiles  des  Aus- 
wanderungsstromes zu  bemächtigen.  Schon  früh  hatte  namentlich  Brasilien 
Anstalten  getroffen,  um  gegen  Gewährung  von  Ländereien.  Wohnungen.  Geld- 
unterstützungen europäisch«-  Auswanderer  heranzuziehen,  und  die  Regierung 
dieses  Landes  wandte  sich  gegen  Ende  des  zweiten  Jahrzehnts  des  vorigen 
Jahrhunderts  sogar  offiziell  in  dieser  Angelegenheit  an  die  Schweiz.  Staats-  und 
Gemeindebehörden  ergriffen  die  willkommene  Gelegenheit,  sich  der  bedürftigen 
Bürger  zu  entledigen,  und  kamen  dem  Wunsche  der  brasilianisc  hen  Regierung 
gerne  entgegen.  Im  Herbst  1811)  verliessen  mehr  als  2000  Schweizer  Europa 
und  kamen  nach  mehrwöchentlicher  Reise  unter  Verlust  von  .Hb  Personen, 
die  während  der  Ueberfahrt  starben,  in  Rio  de  Janeiro  an.  Mit  Hülfe  der 
Regierung  wurde  von  ihnen  auf  einer  kleinen  Hochebene,  einige  Tagereisen 
von  der  Hauptstadt  entfernt,  die  Kolonie  «  Ncu-Frcibtirg  »  gegründet.  In  einem 
bezüglichen  Berichte  aus  den  30er  Jahren  heisst  es  über  diese  Kolonie  folgender- 
massen  :  «Diejenigen,  welche  in  Brasilien  ankamen,  wurden  bald  von  Krank- 
heiten dezimiert,  und  fanden  in  Ncu-Freiburg  keineswegs  vor,  was  man  ihnen 
versprochen  hatte.  Im  Jahre  1821  befand  sich  die  Kolonie  in  einem  so  beklagens- 
werten Zustande,  dass  sich  in  London  ein  Komitee  von  schweizerischen  und 
anderen  Wohlthätern  bildete,  um  ihnen  Hülfsmittel  zu  liefern,  und  dass  man  zu 
ihren  Gunsten  im  Anfang  des  Jahres  1822  in  einem  Teile  der  Schwei/  Kollekten 
veranstaltete,  zu  deren  Aeufnung  der  Grosse  Rat  von  Freiburg  am  In.  Januar 
gleichen  Jahres  Fr.  2000.  derjenige-  von  Bern  Fr.  lbOO  votiert«-,  letzterer  mit 
dem  Motive  ., damit  sie  nicht  zurückkommen  möchten*4.» 

Uni  «lie  Mitte  der  50er  Jahre  schwoll  auf  einmal  die  schweizerische  Aus- 
wanderung nach  Brasilien  bedeutend  an.  Di«-  brasilianische  Regierung  hatte  mit 
einer  Hamburger  Gesellschaft  wegen  Lieferung  von  Ein wand«-rern  Verträge 
abgeschlossen.-  Als  Lockmittel  diente  das  von  einem  brasilianischen  Senator 
Vergueiro  erfundene  sogenannte  Halbpachtsystem.  Dem  Kolonisten  wurd«*  ver- 
sprochen, dass  man  ihm  alles  zur  behaglichen  Einrichtung  in  d«-r  neuen  Heimat 
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Notwendige  zur  Verfügung  stellen  würde,  wofür  derselbe  die  Hälfte  der  Ertrüge  an 
den  Gutsherrn  abzuliefern  hätte:  die  ander«-  Hälfte  sei  aber,  sagten  die  von  der 
brasilianischen  Regierung  bestellten  Apostel  der  Auswanderung  nach  Brasilien, 
durchaus  genügend,  um  dem  Kolonisten  die  Möglichkeit  zu  geben,  in  wenigen 
Jahren  das  von  ihm  bebaute  Grundstück  samt  Behausung  loszukaufen.  Die 
bezügliche  Propaganda  in  der  Schweiz  verfehlte  ihre  Wirkung  nicht.  Tausende 
von  Schweizerbürgern  wanderten  in  die  Halbpacht-Kolonien,  unterstützt  von 
den  heimatliehen  Behörden,  ein.  Aber  schon  nach  kurzer  Zeit  stellte  es  sich 
heraus,  dass  die  meisten  ins  Verderben  gerieten.  Das  Halbpachtsystcm  erwies 
sich  als  ein  krasses  Ausbeutungsmittel,  durch  welches  die  Kolonisten  der  Frucht 
ihrer  jahrelangen  schweren  Arbeit  vollständig  beraubt  werden  konnten.  Die  Lage 
der  letzteren  war  schliesslich  derart,  dass  eine  ständerät liehe  Kommission,  die  sich 
mit  der  schweizerischen  Auswanderung  nach  Brasilien  zu  befassen  hatte,  sich 
bewogen  fühlte,  zu  sagen,  es  sei  für  die  Schweiz  eine  Ehrensache,  «diese  Mit- 
bürger aus  der  Sklaverei  zu  befreien».  Erst  durch  jahrelange  unausgesetzte 
Bemühungen  des  Bundesrates,  der  zur  Untersuchung  der  Verhältnisse  der 
brasilianischen  Schweizerkolonien  einen  ausserordentlichen  Gesandten,  von 
Tsehudi  aus  Glarus,  abordnete,  gelang  es,  die  brasilianische  Regierung  zu 
veranlassen,  sieh  der  Kolonisten  schützend  anzunehmen  und  deren  trauriges  Los 
cinigermassen  zu  bessern.  —  In  den  foüer  und  "Oer  Jahren  war  die  schweizerische 
Auswanderung  nach  Brasilien  ziemlich  unbedeutend.  Erst  in  den  80er  Jahren 
nimmt  sie  wieder  an  Umfang  zu,  und  zwar  ausschliesslich  infolge  der  masslosen 
Propaganda,  welche  wiederum  von  Agenten  der  brasilianischen  Regierung  ent- 
wickelt wurde,  die  den  Auswanderungslustigen  die  unentgeltliche  Beförderung  von 
einem  europäischen  Hafen  aus.  unentgeltlichen  mehrtägigen  Aufenthalt  in  einem 
Emigrantenhotel  bis  zur  Abfahrt  nach  den  Kolonien  und  unentgeltliche  Reise 
dahin,  Abgälte  von  Landlosen  und  Beschaffung  der  zur  ersten  Einrichtung  nötigen 
Objekte  unier  anscheinend  günstigen  Bedingungen  etc.  in  Aussieht  stellten. 
Allein  die  Berichte  über  die  enttäuschten  Hoffnungen  der  Ausgewanderten, 
sowie  die  politischen  Wirren,  die  gegen  Ende  der  80er  Jahre  in  Brasilien 
ausbrachen.  Hessen  in  der  schweizerischen  Auswanderung  nach  diesem  Lande 
bald  wieder  eine  merkliche  Reduktion  eintreten. 

Aus  den  *)0er  Jahren  ist  die  Gründung  zweier  Schweizer-Kolonien  in 
Brasilien  zu  verzeichnen.  1890  rief  der  in  Rio  de  Janeiro  etablierte  Kaufmann 
Eugen  Meyer  aus  Liestal  die  Kolonie  «Alpina»  ins  Leben.  In  diesem  und  in 
dem  darauffolgenden  Jahre  wanderten  dorthin  zirka  140  Personen,  meistens 
St.  Galler,  aus.  Nach  verhältnismässig  kurzer  Zeit  begannen  die  meisten  Kolo- 
nisten sich  über  ihr  Los  bei  dem  Bundesrat  zu  beklagen.  Als  zunächst  von 
dieser  Seite  keine  Hülfe  kam.  wuchs  die  Unzufriedenheit  unter  den  Kolonisten 
und  es  drohte  ein  Aufstand  derselben  gegen  die  Kolonialleitung,  was  zum 
Einschreiten  der  brasilianischen  Polizei  führte.  Ein  Teil  der  Kolonisten  wurde 
aus  der  Kolonie  entlernt,  ein  anderer  verliess  freiwillig  dieselbe,  um  in  den 
benachbarten  Gegenden  Arbeit  zu  suchen,  nicht  wenige  traten,  sofern  sie  die 
dazu  nötigen  Mittel  erhielten,  die  Rückreise  nach  der  Schweiz  an. 

Für  eine  ander*?  schweizerische  Kolonie  in  Brasilien  wurde  im  Jahre  1S97 
namentlich  in  den  Kantonen  Zürich  und  Aargau  eifrigst  Propaganda  gemacht. 
Die  Regierung  von  S;\o  Paulo,  hiess  es,  wolle  in  Funil  eine  schweizerisch«' 
Musterkolonie  gründen,  zu  welchem  Zwecke  den  schweizerischen  Auswanderern 
nach  dieser  Gegend  weitgehende  Begünstigungen  gewährt  werden  sollten.  Das 
brasilianische  Generalkonsulat  in  Genf  schien  an  der  Spitze  der  bezüglichen 
Propaganda  gestanden  zu  sein,  und  es  gelang  den  Werbern,  ca.  100  Schweizer 
zur  Auswanderung  nachdem  genannten  Orte  zu  bewegen.    Auch  das  Schicksal 
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dieser  Kolonisten  ist  kein  beneidenswertes.  Ait>  «lein  Berichte  des  Schweizerischen 
Auswanderungsamtes  vom  Jahre  189V  geht  hervor,  dass  viele  Ansiedler  der  in 
Rede  stehenden  Kolonie  in  eine  geradezu  trostlose  Lage  geraten  sind.  Unter 
den  Kolonisten  brachen  Misshelligkeiten  aus,  und  eine  Untersuchung  ergab,  dass 
sich  darunter  viele  ungeeignete  Elemente  befanden,  die  einerseits  mit  dem 
landwirtschaftlichen  Betrieb  zu  wenig  vertraut,  anderseits  den  Härten  des 
Kolonistenlebens  durchaus  nicht  gewachsen  sind.  Es  erwies  sich  aber  auch, 
dass  den  Ansiedlern  vor  ihrer  Abreise  aus  der  Schweiz  Versprechungen  gemacht 
worden  waren,  die  nicht  gehalten  und  dass  mit  der  Leitung  der  Kolonie  unge- 
eignete Persönlichkeiten  betraut  wurden.  Eine  grössere  Anzahl  von  Familien, 
verliess  infolge  dieser  Umstände  die  Kolonie;  nur  einige  wenige  scheinen  sich 
daselbst  wohl  zu  befinden. 

Von  einiger  Bedeutung  war  auch  die  schweizerische  Auswanderung 
narh  Argentinien,  die.  namentlich  durch  die  Gründung  der  Kolonie  «Ncu- 
Helvetia»  in  Rosario  oriental  im  Jahre  1 8t>  1  angeregt,  sich  eine  Zeitlang  in 
aufsteigender  Richtung  bewegte,  um  dann  allerdings  ziemlich  zusammenzu- 
schrumpfen. Im  Laufe  der  Jahre  wurde  daselbst  eine  Anzahl  weiterer  schwei- 
zerischer Niederlassungen  gegründet,  welche  hauptsächlich  die  späteren  Ankömm- 
linge anzogen.  Die  Berichte  aus  einzelnen  Kolonien  waren  ziemlich  günstig, 
während  in  Bezug  auf  andere  sich  im  grossen  und  ganzen  die  Klagen  wieder- 
holten, die  oben  hinsichtlich  anderer  Kolonien  mitgeteilt  wurden;  oft  kam  es 
auch  v<»r.  dass  die  scheinbar  sichersten  Besitztitel  nicht  anerkannt  wurden,  so 
dass  die  Kolonisten  ihres  rechtmässig  erworbenen  Eigentums  verlustig  gingen. 

Im  Herbst  188«?  findet  die  erste  ziemlich  starke  schweizerische  Aus- 
wanderung nach  Chile  statt,  veranlasst  durch  eine  von  Agenten  der  chilenischen 
Regierung  entwickelte  rege  Propaganda.  Infolge  ungünstiger  Nachrichten  aus 
jenem  Lande  entschloss  sich  der  Bundesrat  bald  darauf,  für  eine  Zeitlang  den 
Aliswanderungsagenturen  die  Spedition  von  Kolonisten  nach  Chile  zu  verbieten. 
Dieses  sowohl  als  einlangende  Berichte  über  die  Unsicherheit  in  den  Kolonien, 
über  wiederholt  begangene  Mordthaten  an  Schweizern,  über  viele  Diebstähle, 
Fälle  von  Raub  und  andere  (iewaltthätigkeiten,  sowie  die  Reduktion  der 
Begünstigungen  von  Seiten  der  chilenischen  Regierung,  schränkten  bald  die 
schweizerische  Auswanderung  nach  diesem  Lande  bedeutend  ein. 

Was  die  schweizerische  Auswanderung  nach  anderen  amerikanischen 
Ländern  oder  nac  h  Ländern  anderer  Erdteile  anbelangt,  so  war  dieselbe  stets 
absolut  wie  relativ  ziemlich  gering,  so  dass  die  Schilderung  derselben  luglich 
aus  dieser  geschichtlichen  Skizze  wegbleiben  kann. 

III.  Auswanderungspolitik.  1.  Die  Politik  der  Kantone.  Vor  Ergreifung 
bezüglicher  gesetzgeberischer  Massnahmen  von  seiten  des  Bundes,  war  das 
Auswanderungswesen  Sache  der  Kantone.  Wie  überall  während  der  Herrschaft 
der  Merkantilpolilik.  so  war  man  auch  in  der  Schweiz  ursprünglich  der  Aus- 
wanderung nicht  gewogen:  in  dein  Wegzug  von  Arbeitern  sali  man  eine 
Schwächung  der  Produktion  und  fürchtete  vor  einer  Steigerung  der  Arbeits- 
lohne. Daher  waren  in  manchen  Kantonen  schon  im  17.  und  namentlich  im 
18.  Jahrhundert  Auswanderungsverbote  erlassen.  Mit  Beginn  des  19.  Jahrhunderts 
ändern  sich  allmählich  allerorts  die  Ansichten  in  Bezug  auf  diesen  Gegenstand, 
indem  im  Gefolge  der  einbrechenden  neuen  industriellen  Aera  das  Gespenst 
des  Pauperismus  au«  h  in  manchen  Gegenden  der  Schweiz  auftauchte.  Die  Aus- 
wanderung, früher  verpönt,  wird  jetzt  gleichsam  zum  Universalmittel  gegen  die 
gesellschaftlichen  Uebel.  dessen  sich  Staats-  und  Gemeindebehörden  in  aus- 
giebiger Weise  bedienen.  Inauguriert  wurde  diese  Politik  vom  Kanton  Kreiburg, 
fb  r   die    erste    grosse  Auswanderung    von   <  Heimatlosen  >    nac  h    Brasilien  im 
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Jahre  1819  förmlich  organisierte.  Anfallt;  ilcr  40er  Jahre  liess  der  Kanton  Glarus 
durch  Vortragende  eine  Propaganda  für  die  organisierte  Auswanderung  ent- 
wickeln und  beteiligte  sich  bald  ilarauf  an  der  Gründung  der  Kolonie  c  Neu- 
Glarus>  im  nordamerikanisehen  Staate  Wisconsin.  Bis  in  die  uOer  Jahre 
befleissigie  sich  ein  grosser  Teil  der  Kantone  und  Gemeinden  dieser  Politik* 
Tausende  von  Armen.  Erwerbsunfähigen,  Minderjährigen,  Krüppeln.  Greisen  und 
dergleichen  Elementen  wurden  «behufs  Erleichterung  des  Landes»  in  über- 
seeisch»' Gegenden  abgeschoben  und  auf  soh  he  Weise  dem  Verderben  entgegen- 
geführt, und  erst  die  gesetzlichen  Massnahmen  der  amerikanischen  Union  gegen 
die  Einwanderung  von  arbeitsunfähigen  und  lohndrüekenden  Kiementen  machte 
diesem  Treiben  allmählich  ein  Ende.  Einige  wenige  Kantone  nahmen  sich  der 
Auswanderer  schützend  an.  und  zwar  durch  Kontrolle  der  Auswanderungs- 
agenturen, durch  Unterstützung  der  überseeischen  seh weizerischen  Hülfsgesell- 
schaften,  an  welche  sich  in  Not  geratene  Auswanderer  zu  wenden  pflegten, 
durch  Raterteilung,  an  Auswanderungslustige  und  dergleichen;  darunter  gab  es 
allerdings  manche,  welche  sich  dabei  von  der  Erwägung  leiten  Hessen,  das 
Auswanderungswesen  müsse  zu  «lern  Ende  behördlich  überwacht  werden,  damit 
nicht  Leute  auswanderten,  welche  sich  durch  die  Auswanderung  ihren  Ver- 
pflichtungen gegenüber  dem  Staate,  der  Gemeinde,  oder  gegenüber  privaten 
Personen  entziehen  wollten,  bezw.  unterstützungsbedürftige  Familienglieder 
besitzen,  die  bei  Wegzug  ihres  Ernährers  der  öffentlic  hen  Wohlthätigkeit  zur 
Last  fallen  könnten. 

Gesetzgeberisch  auf  dem  Gebiete  des  Auswanderungswesens  ist  zuerst  der 
Kanton  Hern  im  Jahre  1852  vorgegangen.  Iiis  zum  Erlass  des  eidgenössischen 
Gesetzes  im  Jahre  188t)  haben  weitere  15  Kantone  bezügliche  gesetzgeberische 
Massnahmen  von  grösserer  oder  geringerer  Tragweite  getroffen.  Gemäss  der 
vom  Hundesrate  im  Jahre  187')  veröffentlichten  Ergebnisse  einer  Umfrage  bei 
den  Kantonsregierungen  bestanden  zu  jener  /.eil  in  den  Kantonen  folgende 
gesetzlichen  Bestimmungen  betreffend  das  Auswanderungswesen: 

1.  Im  Kanton  Item:  a)  Dekret  über  das  Auswanderungswesen,  vom  30.  Wintermonat 
1852.  b)  Dekret  betreffend  die  Auswanderungsagenten,  vom  7.  Christmonat  1852.  c)  Kreis- 
schreiben über  einseitige  Burgerrechtsverzichtleistungen.  vom  April  1824.  d)  Art.  10  der 
Verordnung  vom  23.  März  1H38.  betreffend  Ausstellung  von  Reisepässen,  e^  Kreisschreiben 
Ober  die  Ausstellung  von  AuBwanderungspässen,  vom  <<.  Mai  184t>  (in  desuetudinem  geraten 
oder  vielmehr  niemals  streng  beobachtet),  f)  Verordnung  vom  30.  Herbstmonat  1853.  betreffend 
die   Förmlichkeiten,   die   bei   bleibendem   Verlassen   des  Kantons   zu   beobachten  waren. 

g)  Kreisschreiben  vom  20.  1  lerbstnionat  1S54,  betreffend  die  Unterstützung  von  Auswanderern. 

h)  Verordnung  betreffend  Verbot  des  Verkaufs  und  der  Verbreitung  von  amerikanischen 
Inlandfuhrbillets.  vom  V.  Brachmonat  1858.  ö  Verordnung  über  Verabfolgung  der  Ausweis- 
schriften an  ausser  Landes  ziehende  Steuerpflichtige,  vom  25.  April  18h4.  —  Die  Auswande- 
rungsagentur w  ar  an  ein  Patent  geknüpft,  wofür  Fr.  5000  zu  .V  ©  verzinslich  zu  deponieren 
waren  (nebst  der  Patentgebühr  von  Fr.  25),  und  stand  unter  bestimmter  Kontrolle.  Der 
Inhalt,  den  die  Verträge  haben  mussten,  war  angegeben  (Gesetz  vom  7.  Dezember  1852). 
Ein  besonderer  Wert  wurde  in  Bern  auf  die  Erteilung  von  Reisepässen  an  Auswanderer  gelegt. 

2.  Der  Kanton  Luxem  besass  eine  Regierungsverordnung  vom  7.  Dezember  1S66, 
wonach  eine  Realkaution  von  Fr.  8000  oder  annehmbare  Personalkaution  von  Auswanderungs- 
agenten verlangt  wurden  (Patentgebühr  Fr.  25)  und  in  welcher  einige  Vorschriften  über  den 
Inhalt  der  Verträge  angegeben  waren. 

3.  Der  Kanton  Schwvz  hatte  etne  Verordnung  vom  27.  November  1854.  Real- oder 
Personalkaution  von  Fr.  400<>  und  eine  Patentgebühr  von  Fr.  10. 

4.  In  Obwalden  bestand  kein  Gesetz,  sondern  nur  ein  Kegicrungsbcschluss,  demzu- 
folge die  Namen   der  Auswanderer  behufs  Kontrolle   im  Amtsblatt   veröffentlicht  werden 


5.  In  Nidw  aiden  bestand  eine  Verordnung  vom  15.  Februar  1866,  wonach  jeder 
Kantonsbürger,  .der  überseeisch  auswandern  wollte,  dazu  die  Erlaubnis  der  heimatlichen 
Annenbehörde  bedurfte,  die  den  Ort  der  Auswanderung,  familiäre  Verhältnisse,  die  geistige 
und  körperlich*-  Arbeitsfähigkeit,  die  Vermögensverhältnisse,  den  Reisevertrag  zu  untersuchen 
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hatte,  mit  Apellation  an  den  Grossen  Rat.  Eine  bestimmte  Barschaft  (einzelne  Fr.  5übis60 
Ober  alle  Reisekosten)  wurde  verlangt.  Solche,  die  ohne  Bewilligung  oder  Pass  auswanderten, 
verfielen  bei  der  Rückkehr  strafrechtlicher  Behandlung.  Das  Kantonsbürgerrecht  blieb  aus- 
drücklich den  Auswanderern.  Dieselben  erhielten  Beistände  für  ihre  heimatlichen  Verhält- 
nisse: gegen  die  Gesetze  des  Kantons  abgeschlossene  Ehen  in  Amerika  wurden  nicht 
anerkannt.  Die  Auswanderungsagenturen  bedurften  ein  Patent,  aber  leisteten  keine  Kaution. 

6.  In  Zug  bedurfte  es  einer  Auakündung  zur  Auswanderung  und  die  Agenturen  waren 
konzessioniert  gegen  Realkaution  von  Fr.  2—3000  und  Fr.  25  jährliche  Patentgebühr.  Der 
Inhalt  der  Verträge  war  nicht  bestimmt,  dagegen  mussten  sie  auf  Verlangen  den  Behörden 
vorgewiesen  werden.   (Verordnung  vom  19.  Februar  1855.) 

7.  Glarus  hatte  eine  Verordnung  im  II.  Teil  seines  Landbuches,  pag.  142  (10.  No- 
vember 1857).  mit  Realkaution  von  Fr.  6000  und  Kanzleigebuhr  von  Fr.  20.  Der  Inhalt  der 
Verträge  war  kurz  bestimmt.  Einen  besonderen  Wert  legte  auch  Glarus,  wie  Bern,  darauf, 
dass  Reisepasse  erteilt  wurden,  und  schärfte  deshalb  mittelst  eines  Kreisschreibens  vom 
17.  21.  Oktober  1873  den  konzessionierten  Auswanderungsfirmen  noch  besonders  ein,  dass 
sie  keine  direkten  Verträge  mit  Glarncr  Angehörigen  abschliessen  dürfen,  sondern  bloss 
durch  Vermittlung  der  in  Glarus  angesessenen  Unteragenten. 

8.  Freiburg  hatte  ein  Gesetz  vom  25.  November  1862.  Konzession  mit  Realkaution 
von  Fr.  5 — 10,000  und  Kanzleigebahr  von  Fr.  30 — 60  alle  drei  Jahre  zu  erneuern.  Die  Agenten 
mussten  Schweizer  sein  und  im  Kanton  wohnen.  Die  Gemeinden  bedurften  zu  Auswande- 
rung^ erwägen  oder  Beiträgen  die  Erlaubnis  des  Staatsrates. 

9.  Solothurn:  Die  Gesetzessammlung  II,  147  enthielt  ein  Auswanderungsgesetz  vom 
10.  März  1855,  das  namentlich  die  Gemeindeunterstützung  regelt.  Die  Verträge  bedurften 
der  «icnehmigttng  des  Oberamtes;  es  wurden  hiefür  einige  Normen  angegeben.  Die  Aus- 
wanderungsagenten leisteten  Kaution  von  Fr.  5000  zu  3  */0  verzinsbar  und  verzeigten  Domizil 
im  Kanton. 

10.  Baselstadt:  Die  Vorschriften  betreffend  das  Auswanderungswesen  enthielt  ein 
Gesetz  vom  2.  Oktober  IS54  über  Agenturbetrieb,  mit  Kaution  von  Fr.  8000,  eine  Verord- 
nung vom  27.  Januar  1855  über  Kontrolle  hierüber  und  ein  ergänzender  Ratsbeschluss  vom 
M>.  September  1865,  wonach  die  Vorschrift,  dass  nur  Personen  mit  Reiseschriften  spediert 
werden  dürfen,  auf  Reklamation  der  Agenten  fallen  gelassen  war.  Die  Basler  Regierung 
befand  sich  seither  in  Widerspruch  mit  mehreren  anderen  Kantonen,  die  sich  bei  ihr  über 
Spedition  von  Auswanderern  ohne  Reiseschriften  beklagen.  Basel  führte  für  seine  Ansicht 
namentlich  an,  dass  die  Nachbarstaaten  solche  Vorschriften  nicht  hätten,  der  französische 
Konsul  in  Basel  z.  B.  blosse  Auswanderungsverträge  visierte  und  auch  im  Elsass  nur  Vor- 
schriften bestunden,  die  die  Umgehung  der  Militärpflicht  verhinderten.  Alle  Vertragsabschlüsse 
mussten  dagegen  der  l'olizeidirektion  angezeigt  werden.  Das  Strafgesetz  enthielt  in  Art.  160 
die  Bedingungen  über  Strafbarkeit  der  Agenten. 

11.  Sc  ha  ff  hausen  hatte  eine  Verordnung  vom  23.  August  1854  über  die  Auswande- 
nmgsagenturen,  nebst  Nachtrag  vom  27.  Mai  1857,  betreffend  die  Notwendigkeit  von  Ausweis- 
schriften.  Die  Kaution  betrug  Fr.  5000;  die  Agenturen  mussten  hier  zum  voraus  bei  der 
Bewerbung  um  die  Konzession  Entwürfe  zu  ihren  Verträgen  eingeben. 

12.  St.  Gallen  hatte  ein  Gesetz  über  Auswanderungsagenturen,  vom  II.  Juli  1869, 
nebst  Vollziehungsverordnung  vom  16.  Februar  1870.  Das  Gesetz  bezog  sich  übrigens  nicht 
allein  auf  das  Auswanderungswesen,  sondern  Versicherungsverträge  sind  damit  in  Verbindung 
gebracht.  Die  Kaution  betrug  nach  Bericht  des  Regierungsrates  (nicht  im  Gesetz)  Fr.  10,000 
für  jede  Hauptagentur.  Im  übrigen  enthielt  das  Gesetz  die  gewöhnlichen  Bedingungen. 

13.  Graubünden  hatte  nur  eine  kurze,  provisorische  Grossratsverordnung  über  den 
Betrieb  von  Auswanderungsagenturen,  vom  6.  Juli  1854,  wonach  eine  regierungsrätliche 
Bewilligung  gegen  Kaution  von  Fr.  8000  erforderlich  war.  Reiseschriften  wurden  nur  erteilt 
gegen  Vorweis  der  Verträge.  Ausserdem  bestand  eine  neuere  Vorschrift,  wonach  Personen, 
die  nach  Amerika  auswandern  wollten,  dies  amtlich  bekannt  machen  mussten. 

14.  Aargau  besass  vier  Konzessionen,  die  Fr.  5000  Real-  oder  Kr.  10,000  Pcrsonalkaution 
leisteten,  ohne  ein  Gesetz.  Ein  solches  befand  sich  in  Vorbereitung,  wurde  aber  infolge  des 
Art.  34  der  Bundesverfassung  sistiert  Die  Konzessionen  beruhten  hier  auf  einem  Vertrag 
mit  dt°n  Agenturen.  Ein  Grossratsbeschluss  vom  16.  September  1851  lautete  dahin,  dass 
ärmeren  Auswanderern  zur  Reise  ins  Innere  von  Amerika  ein  Staatsbeitrag  von  Fr.  20 — 30 
per  Kopf  verabreicht  werden  könne,  den  der  schweizerische  Konsul  in  New- York  auszahlte. 

15.  Tessin  besass  ein  Gesetz  vom  13.  Juni  1855  über  die  Auswanderung  nach  Amerika 
und  Australien.  Dasselbe  verbot  streng  jede  Gemeindeunterstützung  zur  Auswanderung,  und  . 
jeden  Vertrag,  durch  den  der  Auswanderer  sich  zu  persönlicher  Dienstleistung  für  den  Preis 
des  Transporte»  verpflichtete.  Es  setzte  ferner  ein  Alter  von  18  Jahren  für  einen  selbständigen 
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Auswanderer  fest.  Alle  Auswanderungsverträge  mussten  dem  Staatsrat  vorgewiesen  werden. 
Die  Kaution  für  die  Agenturen  war  hier  die  höchste,  Fr.  20.non.  ebenso  verhältnismässig 
hoch  waren  die  Bussen  für  Gesetzesumgehungen  (Kr.  500— 1000).  Alle  Venrage  mit  nicht 
konzessionierten  Agenten  waren  überdies  null  und  nichtig  erklärt. 

16.  Wallis  hatte  ein  Dekret  des  Staatsrates  vom  20.  Dezember  1856.  wonach  von 
jeder  Agentur  Fr.  10,000  Kaution  verlangt  wurde.  Personen,  die  nicht  die  nötige  Intelligenz 
und  die  nötigen  Mittel  besassen,  die  sie  vor  drohendem  Elend  schützen  konnten,  war  die 
Auswanderung  absolut  verboten.  Wer  ohne  Vertrag  mit  einer  Agentur  direkt  auswanderte, 
musste  Fr.  800  Mittel  nachweisen,  eine  Familie  Fr.  1200.  Ein  neues  Auswanderungsgeseti 
hatte  bereits  am  20.  November  18/4  die  erste  Lesung  passiert,  ist  dann  aber  im  Hinblick 
auf  das  eidgenössische  sistiert  worden. 

17.  In  Genf  endlich  bestanden  keine  besondern  Gesetze  über  das  Auswanderungs- 
wesen. Agenturen  waren  wie  alle  andern  industriellen  Geschäfte  angesehen  und  unterlagen 
keinen  besonderen  Bestimmungen. 

Alle  vorstehend  nicht  genannten  Kantone,  nämlich  also:  Zürich,  Uri.  Baselland, 
beide  Appenzell,  Thurgau,  Waadt  und  Neuenburg  besassen  durchaus  keinerlei  Gesetz- 
gebung über  das  Auswanderungswesen. 

2.  Dik  Politik  des  BuxnF.s.  So  lange  das  Auswanderungswesen  Sache 
der  Kantone  blieb,  konnte  der  Bund  selbstverständlich  keine  selbständige  Aus- 
wanderungspoliük  treiben.  Immerhin  hatte  ihm  diese  Angelegenheit  schon 
früh  zu  schaffen  gegeben.  Die  traurige  Lage  vieler  schweizerischer  Auswanderer 
in  überseeischen  Ländern  fand  bereits  in  den  ersten  Dezennien  des  vorigen 
Jahrhunderts  in  den  Berichten  mancher  schweizerischer  Konsuln  beredten  Aus- 
druck, und  die  Bimdcsbehörde  ermangelte  nicht,  die  schweizerischen  Vertreter 
in  solchen  Gebieten  anzuweisen,  den  in  Not  geratenen  Auswanderern  mit  Rat 
und  That  beizustehen.  Aber  auch  schon  vor  Wegzug  aus  Europa  sollte  der 
schweizerische  Auswanderer  möglichst  vor  Ausbeutung  von  Seiten  gewissenloser 
Agenten  geschützt  werden.  Zu  diesem  Behufe  wurde  bereits  im  Jahre  184S 
gemäss  Beschluss  der  Tagsatzung  dem  schweizerischen  Konsulat  in  Ha  vre,  wo 
sich  die  meisten  schweizerischen  Auswanderer  einschifften,  ein  eigener  Kom- 
missar beigegeben  zur  ausschliesslichen  Besorgung  des  Auswanderungswesens, 
welche  Stelle  allerdings  infolge  von  Kompelcnzkonfiikten  zwischen  dem  Konsul 
und  dem  Kommissär  im  darauffolgenden  Jahre  aufgehoben  und  durch  Anstellung 
eines  unter  der  Verantwortlichkeit  des  Konsuls  stehenden  besonderen  Gehülfen 
ersetzt  wurde. 

Auch  die  Bundesverfassung  von  1848  gab  der  Bundesbehörde  keine 
besonderen  Kompetenzen  in  Bezug  auf  das  Auswanderungswesen.  Der  Natur 
der  Sache  gemäss  ergaben  sich  jedoch  für  den  Bundesrat  ein«'  Reihe  von  Aul- 
gaben, die  er  jedenfalls  nicht  von  sieb  weisen  durfte.  In  seinen  Händen  kon- 
zentrierten sich  die  bezüglichen  Berichte  der  schweizerischen  Konsuln,  an  ihn 
gelangten  die  etwaigen  Beschwerden  von  Seiten  der  Auswanderungsländer,  an 
ihn  richteten  Aus  wanderungsgesellschaften  und  Vereine  Gesuche  um  Unterstützung 
ihrer  Projekte  u.  s.  w.  Er  musste  zu  den  bekannt  gewordenen  Thatsachen  und 
aufgeworfenen  Fragen  Stellung  nehmen,  zumal  die  Bundesversammlung  selbst 
ihn  durch  Annahme  bezüglicher  Postulate  mehrfach  dazu  veranlasste. 

Von  vorneherein  lehnte  der  Bundesrat  jede  Beteiligung  des  Staates  an 
kolonisatorischen  Unternehmungen  ab,  ebenso  wie  eine  direkte  Einmischung  in 
die  Wahl  überseeischer  Niederlassungen,  um  dadurch  die  unparteiische  und 
uneigennützige  Stellung  der  Eidgenossenschaft  in  der  Fürsorge  für  die  Aus 
gewanderten  zu  wahren.  Um  so  mehr  aber  betonte  er  die  Pflicht  derselben, 
denjenigen,  welche  durchaus  ihre  Heimat  verlassen  wollen,  den  nötigen  Schutz 
zu  sichern.  Die  Bundesversammlung  billigte  durchaus  diese  Stellungnahme  des 
Bundesrates,  indem  sie  wiederholt  weitergehende  Motionen  und  Anträge,  auf 
welchem  Gebiete  sich  namentlich  Nationalrat  Dr.  Joos  aus  Schaffhausen  aus- 
zeichnete, fast  immer  ablehnte. 
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Das  Verhalten  des  Rundes  der  Auswanderungsfrage  gegenüber  ist  bis  auf 
den  heutigen  Tag  unverändert  geblieben.  Die  verschiedenen  gesetzgeberischen 
Massnahmen,  die  von  Rundes  wegen  im  Laufe  der  Zeit  ergriffen  wurden,  wurzeln 
chnr  Ausnahme  im  gleichen  Roden  und  neigen  nach  einem  und  demselben  Ziele 
hin.  Weder  wurde  die  Auswanderung  vom  Runde  begünstigt,  noch  irgendwie 
behindert,  weil,  wie  der  Rundesrat  sich  einmal  in  einer  Rotschaft  ausdrückte, 
die  Erschwerung  der  Auswanderung  eine  Reschränkung  der  Verwertung  der 
Arbeitskraft  zu  gunsten  des  inlandischen  Arbeitgebers,  während  die  Regünstigung 
derselben  eine  Revorzugung  desjenigen,  welcher  ausser  seinem  lleimatlande 
sein  Glück  sucht  auf  Unkosten  derjenigen,  welche  mit  dem  Vatcrlande  Freud 
und  Leid  tragen,  bedeuten  würde.  Die  Rundesbehörde  betrachtete  vielmehr  die 
Auswanderung  als  eine  Thatsache  und  beschränkte  sich  darauf,  den  Auswan- 
d'rungslustigen  Rat  und  Schutz  zu  gewähren. 

Dieser  Aufgabe  konnte  jedoch  die  Rundesbehorde  erst  in  vollem  Masse 
gerecht  werden,  als  ihr  durch  Verfassung  und  Gesetz  die  nötigen  Kompetenzen 
erteilt  worden  sind. 

Rei  Anlass  der  Revision  der  Rundesverfassung  wurde  nun  auch  für  die 
von  allen  Seiten  als  notwendig  erachtete  Konzentration  der  Massnahmen  hin- 
sichtlich des  Aus wanderungs wesens  in  den  Händen  des  Rundes  durch  Aufnahme 
des  Art.  34.  AI.  2.  in  die  Rundesverfassung  von  1874  die  verfassungsmässige 
Grundlage  geschaffen.  Dabei  trug  die  Ansicht  den  Sieg  davon,  dass  der 
Hund  sich  nicht  mit  der  Refördcrung  oder  Unterstützung  einer  Auswanderung 
im  grösseren  Massstabe  aus  sozialen  oder  nationalökonomischen  Gründen  zu 
befassen,  was  von  mancher  Seite  gewünscht  wurde,  sondern  vielmehr  sich  mit 
der  Kontrolle  der  ohne  offizielle  Hülfe  bereits  bestehenden  Auswanderung  zu 
begnügen  hätte. 

Der  betreffende  Verfassungsartikel  lautet  folgendennassen : 

r  Der  Geschäftsbetrieb  der  Auswanderungsagenturen  und  von  Privatunter- 
nehmungen auf  dem  Gebiete  des  Versicherungswesens  unterliegt  der  Aufsicht  und 
Gesetzgebung  des  Bundes". 

Durch  diese  Verfassungsbestimmung  wurde  also  die  Thätigkeit  der  Rundes- 
behörden auf  dem  Gebiete  des  Aus  Wanderungswesens  auf  das  Inland  beschränkt. 

In  Ausführung  des  mitgeteilten  Vcrfassungsartikels  legte  der  Rundesrat 
nach  vorausgegangener  Reratung  einer  Kommission  von  Sachverständigen  und 
nach  Einholung  einer  grossen  Anzahl  von  Renditen  von  Kantonsregierungen, 
schweizerischen  Konsuln  im  Auslande.  Aus  Wanderungsagenturen ,  unterm 
2lK  November  1879  der  Rundesversammlung  einen  bezüglichen  Gesetzesentwurf 
vor.  welcher  gemäss  den  oben  charakterisierten  Grundsätzen  hauptsächlich 
folgendes  anstrebt : 

1.  Dass  die  Auswanderungsagenturen,  welche  in  der  Schweiz  ihre  Geschäfte  betreiben, 
unter  eine  wirksamere  allgemein  eidgenössische  Kontrolle  gestellt  und  zugleich  inner  der 
angemessenen  Schranken  auch  für  diejenigen  Personen  verantwortlich  gemacht  werden, 
welcher  sie  sich  ausserhalb  der  schweizerischen  Grenzen  zur  Beförderung  der  Auswanderer 
bis  an  ihren  Restimmungsort  bedienen,  oder  welche  sie  sonst  als  Unteragenten  oder  Zwischen- 
personc-n  irgend  einer  Art  gebrauchen; 

2.  dass  demgemäss  ferner  gewisse,  durch  die  Erfahrung  als  notwendig  nachgewiesene 
Vorschriften  erlassen  werden,  welche  sich  nicht  bloss  auf  den  Transport  im  Inlande,  sondern 
namentlich  auch  auf  die  Seereise  und  den  Aufenthalt  in  den  europäischen  und  überseeischen 
Häfen  beziehen,  welche  Vorschriften  einen  notwendigen,  wörtlichen  Restandteil  eines  jeden 
mit  schweizerischen  Auswanderern  abgeschlossenen  Vertrages  bilden  müssen  und  für  welche 
der  inländische  Agent  vor  inländischem  Gerichtsstände  verantwortlic  h  gemacht  werden  kann; 

3.  dass  die  Reförderung  von  gewissen  Personen  gänzlich  verboten  oder  nur  unter 
bestimmten  Vorsichtsmassregeln  gestattet  wird,  wobei  nicht  allein  allgemeine  Gründe, 
sondern  auch  die  Gesetzgebungen  derjenigen  Staaten  massgebend  sein  müssen,  welche  den 
Strom  der  schweizerischen  Auswanderung  vorzugsweise  aufnehmen; 
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4.  dass  endlich  mit  der  unmittelbaren  Aufsicht  über  das  Auswanderungswesen  in 
diesem  beschränkten  Sinne  eine  besondere  Person,  ein  Auswanderungskommissär  betraut 
werde,  in  dessen  Aufgabe  es  liegt,  neben  der  gewöhnlichen  Handhabung  des  Gesetzes  den 
Auswanderungslustigen  in  der  Schweiz  auch  noch  unentgeltlich  mit  Rat  und  Empfehlungen 
an  die  Hand  zu  gehen  und  sich  zugleich  in  beständiger  Verbindung  mit  den  Auswanderun^s- 
kommissären  der  auswärtigen  Staaten  in  den  Hafenstädten  zu  erhalten,  durch  deren  Ver- 
mittlung allein  ein  wirksamer  Schutz  der  schweizerischen  Auswanderer  zu  erzielen  ist,  da. 
wo  sie  seiner  gerade  am  meisten  bedürfen. 

Der  (iesetzesentwurf  des  Bundesrates  wurde  von  der  Bundesversammlung 
im  Jahre  1880  durchberaten  und  am  24.  Dezember  desselben  Jahres  zum  Gesetze 
erhoben.  Die  einzige  wichtige  Aenderung,  welche  die  Bundesversammlung  an 
dem  Entwürfe  vorgenommen  hatte,  war  die  Streichung  der  neu  zu  kreierenden 
Stelle  eines  Auswanderungskommissärs  am  Departemente  des  Handels  und  der 
Landwirtschaft,  welchem  nach  dem  Gesetze  die  Ausübung  der  Aufsicht  des 
Bundesrates  über  die  Auswanderungsagenturen  Überbunden  wurde. 

Ziemlich  bald  nach  Inkrafttreten   des   c  Bundesgesetzes    betreffend  den 
Geschäftsbetrieb  von  Auswanderungsagenturen  »  stellte  sich  jedoch  heraus,  dass 
dasselbe  in  manchen  Punkten  unvollständig  ist.    Bereits  am  3.  Mai  18-S1  fasste 
der  Nationalrat  einen  Beschluss,  mit  welchem  der  Bundesrat  eingeladen  wurde, 
€  angesichts  der  von  Jahr  zu  Jahr  sich  steigernden  Auswanderung  von  Schweizern, 
die  Frage  zu  untersuchen  und  der  Bundesversammlung  beförderlich  Bericht  und 
Antrag  einzubringen,  auf  welche  Weise  der  planlosen  Auswanderung  vorge- 
beugt und  im   weitern,   wie  namentlich  das  Streben  auswandernder  Familien 
nach  einer  gesicherten  neuen  Heimat  in  richtige  Bahnen  geleitet  werden  könnte  >. 
—  Der  Bundesrat,  getreu  seinen  Traditionen  auf  dem  Gebiet«-  des  Auswande- 
rungswesens, lehnte  auch  jetzt  eine  direkte  Teilnahme  an  Vorkehrungen  zu 
Gunsten  der  Beförderung  oder  Beschränkung  der  Auswanderung  ab,  glaubte 
aber  den  den  Auswanderern  zu  gewährenden  Schutz  in  der  Richtung  erweitern 
zu  können,  dass  er  sich  bereit  erklärte,  denselben  die  getreuesten  Aufschlüsse 
über  die  Gebiete  zu  erteilen,  auf  welchen  sie  sich  niederzulassen  gedächten. 
Zu  diesem  Behufc  hat  der  Bundesrat  die  schweizerischen  Konsulate  in  Amerika 
eingeladen : 

1.  Von  Zeit  zu  Zeit  Berichte  über  die  Gegenden  einzusenden,  welche  sie  als  Ziel  der  schwei- 
zerischen Auswanderer  in  guten  Treuen  empfehlen  können,  insbesondere  itber  den  Arbeitern  lrkt,  die 
Lebensmiuelpreise,  Besitz  Verhältnisse,  Badenbeschaffenheit.  Klima.  Abgib?n.  Schule  und  Kirche: 
2.  die  bereits  in  ihren  respektiven  Bezirken  beliebenden  schweizerischen  Niederlassung ;n  zu  veran- 
lassen, ihnen  zu  Händen  des  Rundesrates  alljährlich  wenigstens  einmal  dasjenige  einzuberichien.  was 
zur  Belehrung  von  Auswandernden  dienlich  erscheint,  sowie  dies?lb;a  anzufragen,  ob  und  unter 
welchen  Bedingungen  sie  sich  anheischig  machen  würden,  einzelne  Personen  oder  Familien  bei  sich 
aufzunehmen,  falls  solche  ihnen  von  Konsulaten  oder  Gemeinden  zugewiesen  würden;  3.  jcwe'den  bei 
Ankunft  einer  grösseren  Anzahl  schweizerischer  Auswanderer  sich  nach  dem  betreffenden  Ausschiffungs- 
haien zu  begeben  und  Denjenigen  mit  Rat  beizustehen,  die  sich  an  sie  wenden;  4.  sich  beförderlich 
darüber  auszusprechen,  welche  weitere  Mittel  und  Wege  ihnen  und  den  schweizerischen  Unterstützung*- 
gesellschaften  ihres  Konsulatsbezirkes  geeignet  erscheinen,  der  planlosen  Auswanderung  vorzubeugen. 

Durch  dieses  Vorgehen  des  Bundesrates  konnte  im  Laufe  der  Zeit  in  der 
That  wertvolles  Material  gesammelt  werden,  welches  zum  Nutzen  der  Aus- 
wanderer verwendet  wurde.  Allein  das  Gesetz  hatte  verschiedene  Mängel, 
welche  die  Wirksamkeit  der  Kontrolle  über  das  Auswanderungswesen  in  mancher 
Richtung  abzuschwächen  geeignet  schienen.  Die  Berichte  des  Bundesrates  aus 
den  ersten  Jahren  nach  dem  Inkrafttreten  des  Auswanderungsgesetzes  wiesen 
wiederholt  an  Hand  der  Thatsachen  auf  einzelne  derselben  hin.  So  konnten 
z.  B.  Geschäfte  Auswanderer  durch  Aushändigung  von  direkten  Reisebillets 
befördern,  ohne  den  Anforderungen,  welche  das  Gesetz  an  Auswanderungsagen- 
turen  stellte,  genügen  zu  müssen,  weil  die  Kontrolle  nur  dann  stattzufinden 
hatte,  wenn  die  Spedition  des  Auswanderers  auf  Grund   eines  mit  demselben 
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abgeschlossenen  Reisevertrages  geschah.    Sodann  gab  Was  (icM'tz  den  Agen- 
turen die  Möglichkeit,  sich  mit  einer  beliebig  grossen  Zahl   von  Unteragenten 
zu  vergehen,  welche  in  «1er  Regel  keine  fixe  Besoldung,  sondern  vielmehr  eine 
gewisse  Entschädigung  je  nach  der  Zahl  der  zur  Spedition  übernommenen  Aus- 
wanderer erhielten,  weswegen  dieselben  natürlich  ein  Interesse  hatten,  für  die 
Auswanderung   geradezu  Propaganda   zu   machen.     Dieser   Uebelstand  machte 
sich  um  so  mehr  geltend,   als  mit   diesem  Amte   von  den    Agenturen  solche 
Personen  betraut  wurden,  welche  ihres  sonstigen  Berufe-  wegen  mit  grösseren 
Personenkreisen  in  Berührung  kamen:  Wirte,  Lehrer,  Postbeamte  und  dergleichen; 
dazu  kam  der  Umstand,  dass  der  Wortlaut   des  Gesetzes   zu  Zweifeln  .\nlass 
gab.  ob  sich  auch  die  Unteragenten  der  vorgeschriebenen  Kontrolle  über  die  Ver- 
tragsabschlüsse und  sonstige  geschäftlichen  Manipulationen  zu  unterziehen  haben. 
Ferner   konnte   das  Gesetz   den  Auswanderer  nicht   vor   Ucbervorteilung  von 
Seiten  des  Agenten  schützen,  wenn  derselbe  dem  Wortlaute  der  betreffenden 
Gesetzesbestimmung  gemäss  dem  Auswanderer  die  von   ihm   vor  der  Abreise 
in  Empfang   genommenen  Geldbeträge  am   vertragsmässigen  Bestimmungsorte 
zwar  bar  ausbezahlen  Hess,  aber  in  einer  Geldsorte,  die  ihres  reduzierten  Real- 
wertes w  egen  den  Wert  der  erhaltenen  Beträge  bedeutend  verkürzte.  Bedeutende 
Uebelständc  ergaben  sich  auch  daraus,  dass  die  Aufgaben  der  kantonalen  Behör- 
den,  welche   bei  der  Aufsicht  über  den  Geschäftsbetrieb  der  Auswanderungs- 
agenturen mitzuwirken  hatten,  nicht  näher  präcisiert  wurden.     Die  kantonalen 
Behörden   kamen   vielfach   ihren  Pflic  hten   nicht  nach,  oft  in  der  Ansicht,  die 
betreffende  Materie  gehe  in  erster  Linie  nicht  sie.  sondern  vielmehr  die  Bundes- 
behörden an:  da  aber  die  Bundesbehörden  keine  eigenen  Vollzugsorgane  in  den 
Kantonen  habe,  so  sind  oft,  wie  die  Erfahrung  lehrte,  von  Privaten  und  Auswan- 
derungsagenturen begangene  Verstösse  gegen  das  Gesetz  ungeahndet  geblieben. 

Diese  und  ähnliche  Thatsachen  und  Erfahrungen  veranlassten  schliesslich  die 
Bundesversammlung,  die  Notwendig  der  Revision  des  Gesetzes  in  Erwägung  zu 
ziehen,  und  am  1.  Juli  188h  wurde  von  ihr  das  Postulat  angenommen,  lautend: 

•  Der  Bundesrat  wird  eingeladen,  die  Frage  zu  prüfen,  ob  das  Bundesgesetz  vom  24.  Dezember 
1880  betreffend  die  Auswanderungsagenturen  nicht  einer  ergänzenden  Revision  zu  unterziehen  »ei. 

Gestützt  darauf  beauftragte  das  Handels-  und  Landwirtschaftsdepartement 
Nationalrat  L.  Karrer.  das  einschlägige  Material  zu  sammeln  und  ein  bezüg- 
liches Gutachten  auszuarbeiten:  nach  Eingang  dieser  Arbeit  wurden  vom  Bundes- 
rate die  Abänderungsvorschläge  zum  Gesetz  von  1880  festgestellt  und  mit  Bot- 
schaft vom  t>.  Juni  1887  der  Bundesversammlung  unterbreitet.  Am  22.  März 
1888  wurde  der  Entwurf  Gesetz,  nachdem  von  der  Bundesversammlung  einige 
wenige  Acnderungcn  vorgenommen  wurden.  Die  wesentlichen  Bestim- 
mungen dieses  <  Bundesgesetzes  betreffend  den  Geschäftsbetrieb  von  Aus- 
wanderungsagenturen »  sind  folgende  : 

Die  Aufsicht  über  den  Geschäftsbetrieb  der  Auswandcrungsagi'nluren  wird  vom  Bundesrate 
unter  Mitwirkung  der  kantonalen  Behörden  ausgeübt.  Den  letztern  liegt  insbesondere  ob :  a>  die 
Vorprüfung  darüber,  ob  die  Bedingungen,  von  denen  das  Gesetz  die  Ausstellung  eines  Patentes  oder 
die  Genehmigung  der  Anstellung  von  Unteragenten  abhängig  macht,  bei  den  Agenten  oder  Unter- 
agenten  vorhanden  sind;  b)  die  strafrechtliche  Verfolgung  der  ihnen  nach  diesem  Gesetze  zur  Abur- 
teilung unterstellten  Personen.  Wer  sich  mit  der  geschäftsmässigen  Beförderung  von  Auswanderern 
oder  mit  dem  geschaftsmassigen  Verkauf  von  Passagebillcten  befassen  will,  bedarf  hierfür  eines  vom 
Bundesrate  ausgestellten  Patentes.  Patente  dürfen  nur  solchen  Agenten  oder  Bevollmächtigten  einer 
Agenturgesellschaft  erteilt  werden,  welche  sich  darüber  ausweisen,  dass  sie  1.  einen  guten  Leumund 
geniewen  und  in  bürgerlichen  Rechten  und  Ehren  stehen;  2.  mit  der  Geschäftsführung  der  Aus- 
wanderung vertraut  und  im  stände  sind,  die  sichere  Beförderung  der  Auswanderer  zu  besorgen : 
3.  innerhalb  der  Eidgenossenschaft  ein  festes  Domizil  haben.  Für  das  Patent  ist  eine  jährliche  Gebühr 
von  Fr.  50  zu  entrichten.  Die  Auswanderungsagenten  und  ihre  Unteragenten  dürfen  weder  in  einem 
Dienst-  noch  in  irgend  einem  Abhängigkeitsverhältnisse  zu  einer  überseeischen  Dampfschiff-  oder  Eisen- 
bahnuntemehmnng  stehen     Jede  Auswanderungsagentur  hat  «egen  Empfangnahme  des  Patentes  eine 
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Kaution  von  Kr.  40.000  zu  Händen  des  Bundes  zu  hinterlegen.  Hei  der  Anstellung  je  eines  Unter- 
agenten haben  die  Agenturen  eine  weitere  Kaution  von  Kr.  3000  zu  leisten.  Diejenigen  Personen, 
welche  sich  mit  dem  geschäftsmässigen  Verkauf  von  Passagebilleten  befassen,  haben  eine  Kaution 
von  Fr.  20,000  zu  leisten.  Die  Kaution  dient  zur  Sicherheit  für  Ansprüche,  welche  nach  Massgabe 
dieses  Gesetzes  von  den  Behörden  oder  Auswanderern  oder  den  Rechtsnachfolgern  der  letztem  geltend 
gemacht  werden  können.  Den  Agenten  ist  gestattet,  sich  mit  Unteragenten  zu  versehen.  Diese 
müssen  die  nämlichen  Bedingungen  erfüllen,  w  ie  die  Agenten.  Ihre  Anstellung  unterliegt  der  Geneh- 
migung des  Bundesrates  und  ist  der  zuständigen  Behörde  des  Kantons,  in  welchem  sie  ihr  Domizil 
haben,  zur  Kenntnis  zu  bringen.  Der  Geschäftsverkehr  mit  den  Auswanderern  darf  nur  durch  die 
Agenten,  beziehungsweise  Untcrageiuen,  vermittelt  werden.  Die  Agenten  und  Untcragcnten  dürfen 
weder  Beamte  noch  Angestellte  des  Bundes  sein.  Die  Agenten  sind  sowohl  gegenüber  den  Behörden 
als  gegenüber  den  Auswanderern  für  ihre  eigene  Geschäftsführung  und  die  ihrer  L'nteragenten,  sowie 
für  diejenige  ihrer  Vertreter  im  Auslande  persönlich  verantwortlich.  Die  Namen  der  patentierten 
Agenten,  der  Bevollmächtigten  anerkannter  Gesellschaften  und  ihrer  Unteragenten  werden  sofort  nach 
ihrer  Eintragung  in  die  amtliche  Kontrolle,  sowie  in  jährlichen  Zusammenstellungen  durch  das  Bundes- 
blatt  veröffentlicht.  Den  Personen,  welche  nicht  auf  diese  Weise  öffentlich  bekannt  gemacht  sind, 
ist  in  der  Schweiz  jede  auf  die  Beföiderung  von  Auswanderern  sich  beziehende  Publikation  unter- 
sagt. Die  Agenten  und  l'nteragenten  haben  eine  eingebundene  und  paginierte  Kontrolle  über  ihre 
Vertragsabschlüsse  und  gebundene  und  paginierte  Kopierbücher  über  ihre  Korrespondenzen  zu  fuhren. 
F.rstere  sind  verpflichtet,  dem  Bundesrate  alle  von  ihm  über  diese  Verträge,  sowie  über  ihr  Ver- 
hältnis zu  den  fremden  Schiffsgesellschaften  verlangten  Mitteilungen  /u  machen.  Uebt-rdies  ist  der 
Bundesrat,  sowie  die  zuständige  kantonale  Behörde,  jederzeit  zur  Hinsicht  in  die  Geschäftskontrolle 
und  in  alle  Bücher  und  Skripturen  der  Agenten  und  Unteragenten  berechtigt.  Dieselben  sind  ver- 
pflichtet, den  Polizeibehörden  allen  von  diesen  verlangten  Aufschluss  behufs  Fahndung  auf  Verbrecher 
zu  erteilen.  Personen,  Gesellschaften  oder  Agenturen,  welche  in  irgend  einer  Eigenschaft  ein  Kolo.ni- 
sationsunternehmen  vertreten,  haben  dies  dem  Bundesrate  anzuzeigen  und  ihm  über  das  Unternehmen 
vollständigen  Aufschluss  zu  geben.  Dem  Bundesrate  steht  in  jedem  einzelnen  Falle  die  Entscheidung 
darüber  zu,  ob  und  unter  welchen  Bedingungen  Privaten.  Gesellschaften  oder  Agenturen  gestattet 
werden  kann,  ein  Kolonisationsunternehtnen  zu  vertreten.  Den  Agenten  ist  verboten  die  Beförderung: 
1.  von  Personen,  die  wegen  vorgerückten  Alters,  Krankheit  oder  Gebrechlichkeit  arbeitsunfähig  sind, 
sofern  nicht  eine  hinlängliche  Versorgung  derselben  am  Bestimmungsorte  nachgewiesen  ist;  2.  von 
minderjährigen  oder  unter  Vormundschaft  stehenden  Personen  ohne  schriftliche,  amtlich  beglaubigte 
Einwilligung  der  Inhaber  der  elterlichen  oder  vormundschaftlichen  Gewalt.  Minderjährige  unter  l«> 
Jahren  müssen  überdies  von  zuverlässigen  Personen  begleitet  werden,  und  es  muss  für  ihre  gehörige 
Unterkunft  am  Reiseziel  gesorgt  sein ;  3.  von  Personen,  welche  nach  Bestreitung  der  Reisekosten 
ohne  Hülfsmittel  am  Bestimmungsorte  anlangen  würden;  4.  von  Personen,  denen  die  Gesetze  des 
Einwauderungslandes  den  Eintritt  verbieten ;  5.  von  Personen,  welche  keine  Ausweisschriften  über 
Herkunft  und  Bürgerrecht  besitzen;  «».  von  militärdienstpflichtigen  Schweizerbürgern,  die  sich  nicht 
ausgewiesen,  dass  sie  die  vom  Staate  erhaltenen  Militäreffekten  zurückerstattet  haben:  7.  von  Eltern, 
sofern  dieselben  unerzogene  Kinder  zurücklassen  wollen  und  die  zuständige  Armenbehörde  mit  der 
Auswanderung  nicht  einverstanden  ist.  Den  Agenturen  sowohl  als  den  Kolonisationsgesellschaften 
ist  der  Abschluss  von  Verträgen,  laut  welchen  sie  sich  zur  Lieferung  von  einer  gewissen  Anzahl  Per- 
sonen, sei  es  an  Schiffsgesellschafien,  Kolonisation!»-  und  andere  Unternehmungen  oder  Staatsregie- 
rungen, verpflichten,  untersagt.  Die  Agenten  haben  bei  Uebernahme  von  Geldbeträgen  dafür  zu  sorgen, 
dass  die  betreffende  Summe  dem  Auswanderer  am  Bestimmungsort  bar,  ohne  Abzug  und  zu  einem 
Kurs  ausbezahlt  wird,  welcher  dem  Wert  der  dem  Agenten  in  der  Schweiz  geleisteten.  Einzahlung 
entspricht,  wobei  in  Normalzeiten  die  jeweiligen  Wechselkurse  der  hauptsächlichsten  euro|käiachen 
Bankplätzc  auf  die  betreffenden  Auszahlungsplätze  massgebend  sein  sollen.  Die  Verpflichtung  der 
Agenten  gegen  den  Auswanderer  umfasst  in  allen  Fällen:  1.  sichere  Beförderung  der  Personen  und 
ihres  Gepäcks  um  einen  bestimmten,  im  Vertrage  festgesetzten,  in  keinem  Falle  und  in  keiner  Weise 
zu  erhöhenden  l'rcis  bis  an  den  vertragsmassigen  Bestimmungsort,  vorbehalten  die  nach  Ziffer  5  und 
6  dieses  Artikels  erwachsenden  Zuschläge.  Für  den  Transport  vom  Schiffe  bis  zur  Landungsstcile 
dürfen  keine  besondern  Spesen  berechnet  werden;  2.  genügende,  gesunde  und  reinliche  Verpflegung 
und  Beherbergung  auf  der  ganzen  Reise,  den  Fall  ausgenommen,  dass  der  Auswanderer  sich  vor- 
behält, während  der  Laudrcise  selbst  für  Kost  und  I Aigis  zu  sorgen:  3.  unentgeltliche  ärzdiche  Behand- 
lung; 4.  anständige  Bestattung  bei  Tod  auf  der  Reise:  5.  Versicherung  des  Gepäcks  sowohl  gegen 
Beschädigung  als  Verlust  nach  einem  vom  Bundesrate  genehmigten  und  in  dem  Vertrag  enthaltenen 
Tarif;  6.  Versicherung  des  Familienhauptes  und  beim  Fehlen  desselben  dessen  Vertreters  gegen  Unfall 
während  «1er  Reise  bis  zur  Ankunft  am  vertraglich  festgesetzten  Bestimmungsort  für  Fr.  500 :  die 
Prämie  hiefür  ist  im  Vertrage  anzugeben ;  der  bezügliche  Tarif  unterliegt  der  Genehmigung  des  Bundes- 
rates; 7.  bei  Aufenthalt  oder  Verzögerung  auf  «1er  Reise  ohne  nachweisbare  Schuld  des  Auswanderers 
vollständige  Verpflegung  und  Beherbergung  des  Auswandereis  und.  im  Falle  die  beabsichtigte  Beför- 
derungsgelegcnhtit  nicht  vorhanden  oder  nicht  ausreichend  wäre,  prompte  anderweitige  Beförderung 
mindestens  ebenso  guter  Art  wie  die  im  Vertrag  angegebene.  Bei  der  Beförderung  der  Auswanderer 
sind  folgende  Vorschriften  zu  beobachten:  1.  Die  Beföiderung  auf  Eisenbahnen  hat  in  gut  verschliess- 
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baren  Personenwaggons  zu  geschehen,   worin  nur  so  viele  Personen  untergebracht  werden  dürfen,  als 
rcglemcntarische  Sitzplätze  vorhanden  sind.    Den  Auswanderern  ist  der  Eintritt  in  du-  gewöhnlichen 
Wardokalc  auf  den  Haltstationen  soweit  möglich  zu  gestatten.    2.   Die  Beförderung  zu  Wasser  tlarf 
nur  auf  Schiffen  derjenigen  Gesellschaft  geschehen,  welche  im  Reivvertr.ige  genannt  ist.  Diese  Schiffe 
müssen  zum  Transport  von  Auswanderern  autorisiert,  hiefür  mit  bleibenden  Einrichtungen  versehen 
sein,  eine  Trennung  der  Geschlechter  ermöglichen,  einen  Arzt  mit  sich  führen  und  einer  polizeilichen 
Kontrolle  über  ihre  Beschaffenheit  am  Orte  der  Abfahrt  unterliegen.    3.  Der  Auswanderer  hat  unter 
keinen  Umständen   über  die  im  Vertrag  festgesetzten  Leistungen  hinaus  Nachzahlungen  zu  machen 
oder  Trinkgelder,  HospitalgrUk  r  oder  sonstige  Gebühren  zu  entrichten.  4.  Es  darf  der  Fahrpreis  weder 
garu  noch   teilweise  in  persönlichen  Dienstleistungen   bestehen.    5.  Ks  darf  keine  Selbstbeköstigung 
während  der  Seereise  stattfinden,  und  die  Speisen  müssen  dem  Auswanderer  in  guter  Oualität  und 
gehörig  zubereitet  geliefert  werden,  b.  Alle  Transporte  von  Auswanderern  mit  überseeischem  Reiseziel, 
welche  nicht  von  einem  Agenten  oder  l'nteragenten   begleitet  sind,  hat  die  Agentur  an  den  Hall- 
stttionen   und  im  Kinschiffungshnfen  durch  einen  Bevollmächtigten  in  Empfang  nehmen  zu  lassen. 
Bis  zur  Abtahrt  des  Schiffes  darf  der  Begleiter  die  Auswanderer  nicht  verlassen.    7.  Die  Agenten 
haben  Vorsorge  zu  treffen,  dass  die  Konsulate  in  den  Ein-  und  Ausschiffungshüfen  von  der  Ankunft 
von  Auswanderern   benachrichtigt,   und   die  Auswanderer  daselbst  von  einem  Bevollmächtigten  der 
Agentur  in  Empfang  genommen  werden.    Wenn  von  Seite  des  Agenten  diesen  Bestimmungen  nicht 
nachgelebt  wird,  so  ist  der  Auswanderer  berechtigt,  von  dem  Vertrage  zurückzutreten  und  gegen  den 
Agenten  auf  Schadenersatz  zu  klagen.   Die  Auswandenmgsv«  rträge  müssen  schriftlich  in  zwei  gleich- 
lautenden Exemplaren   al>gefa$st   sein,   von   denen  das  eine  dem  Auswanderer  übergelnn  wird,  das 
andere  in  den  Händen  des  Agenten  verbleibt.    Der  Vertrag  m«ss  enthalten:  l.  die  genaue  Namcns- 
(►ezeichnung,   Geburtsjahr,    Heimat  und  Wohnort  des  Auswanderers,   sowie  die  Reiseroute   und  den 
Bestimmungsort,  bis  zu  welchem  der  Agent  die  Beförderung  übernommen  hat;  2.  die  genaue  Angabe 
der  Abreisezeit,   sowie,    im  Falle  des  Transportes  über  Meer,  der  Schilfsgelegenhcit  und  des  Tages 
der  Abfahrt:  3.  die  Bestimmung  des  Raumes  auf  dem  Schiffe,  den  der  Auswanderer  für  sich,  even- 
tuell seine  Familie,  und  sein  Gepäck  in  Anspruch  zu  nehmen  berechtigt  ist;   4.  die  genaue  Angabe 
lin  Worten  und  Zahlen)  des  Transport-  und  Versicherungspreises  für  Personen  und  Gepäck ;  der  Breis 
eines  allfälligen   überseeischen  Inlandfahrbillets  ist  in  dem  Vertrage  besonders  vorzumerken ;    5.  die 
Wiedergabe  der  Art.  15,  16,  21.  22  und  23  dieses  Gesetzes;    0.  die  Bestimmung,  dass,  wenn  ein 
Auswanderer  wegen  nachgewiesener  Erkrankung  oder  anderweitiger  unverschuldeter  Verhinderung  die 
Reise  nicht  antreten   oder  nicht  fortsetzen  kann,  der  Agent  verpflichtet  ist,  die  für  die  Beförderung 
des  Auswanderers  und  seiner  bei   ihm  bleibenden  Angehörigen  bezahlten  Betrüge  zurückzuerstatten, 
unter  Abzug  jedoch  der  für  Abschluss  oder  teilweise  Ausführung  des  Vertrages  erwachsenen  Auslagen. 
Der  Auswanderungsvertrag  darf  den  Auswanderern  nirgends  und  unter  keinem  Vorwande  abverlangt 
werden.  Die  Agenten  werden,  wenn  sie  selbst  oder  ihre  Unteragenten  oder  Vertreter  in  oder  ausser- 
halb der  Schweiz  dem  gegenwärtigen  Gesetze  zuwiderhandeln,  vom  Bundesrate  mit  Fr.  20  bis  Fr.  tooo 
gebüsst,    unbeschadet  der  zu  stellenden   Entschädigungsklagcn.     Beim  Vorhandensein  erschwerender 
Umstände  wird  ihnen  überdies  das  Patent  entzogen,  und  es  sind  die  schuldigen  Agenten  oder  Unter- 
agenten  und  Vertreter  behufs  Anwendung  der  Freiheitsstrafe  nach  Art.  tg  den  kantonalen  Gerichten 
zur  Aburteilung  zuzuweisen.  Personen,  welche  sich  mit  dem  geschaftsmässigen  Verkauf  von  Passage- 
billeten  befassen,   unterlieget)  allen  einschlägigen  Bestimmungen  dieses  Gesetzes.    Die  schweizerischen 
Konsuln  haben  jede  Reklamation  schweizerischer  Auswanderer  wegen  Verletzung  der  denselben  zuge- 
sicherten Bedingungen  unentgeltlich  zu  prüfen,   insofern  die  Reklamation  innerhalb  <>b  Stunden  nach 
Ankunft  der  Auswanderer  erhöbet»  wird,   im  weitem  auf  Verlangen  der  Reklamanten  über  den  Fall 
ein  Protokoll  aufzunehmen  und  eine  Abschrift  davon   dem  Bundesrate  einzusenden.    Dem  Bundesrat 
steht  di«   Berechtigung  zu,  zu  verbieten:    1.  Annoncen  in  öffentlichen  Blättern  ödere  andere  Publi- 
kationen jeder  Art,  welche  geeignet  sind.  Personen,  die  auswandern  wollen,  in  Irrtum  zu  führen  ;  2.  die 
Benutzung  von  Transporrgelegenheiten,    welche  den  Bestimmungen   dieses  Gesetzes  nicht  entsprechen 
oder  zu  begründeten  Klagen  Anlass  geben.   Die  Aufsicht  des  Bundesrates  über  die  Auswanderungsagenten 
und  die  Kontrolle  über  die  Durchführung  des  Gese  tzes  wird  ilas  vom  Bundesrat  hiemil  beauftragte  Departe- 
ment ausgeübt.   Demselben  wird  zu  diesem  Zwecke  ein  besonderes  Bureau  beigegeben,  welches  sich  mit 
den  betreffenden  Stellen  in  anderen  Staaten  in  Verbindung  setzen  und  auf  gestelltes  Verlangen  Personen, 
welche  auswandern  wollen,  mit  den  nötigen  Auskünften,  Räten  und  Empfehlungen  versehen  wird. 

Durch  Vollziehungsvcrordnung  vom  10.  Juli  1888  wurde?  das  Auswandc- 
rungswesen  dem  Departement  des  Auswärtigen  zugeteilt.  Die  Organisation  des 
in  Art.  25  des  Gesetzes  vorgesehenen  schweizerischen  A  us  w  andorungs- 
bureaus  wurde  sodann  durch  Besvliluss  des  Bundesrates  vom  18.  September 
desselben  Jahres  festgestellt: 

Das  Bureau  zerfällt  in  zwei  Abteilungen,  in  eine  administrative  und  eine 
kommissarische,  die  je  einem  Chef,  dem  die  notige  Kanzleiaushilfe  beigegeben 
ist,  unterstellt  sind.  Die  administrative  Abteilung  hat  die  Patentierungs- 
gesuche zu  begutachten  und  die  Aufsicht  und  die  Kontrolle  über  die  Gcsehiifts- 
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Führung  der  Agenten,  Unteragenten  und  Passagebillctvcrkäufer  zu  führen,  ebenso 
wie  die  Kontrolle  über  die  Kautionen,  Bestrafungen,  gerichtliche  Urteile,  Annoncen 
und  andere  bezügliche  Publikationen  etc.,  ferner  hat  sie  dann  statistisches  Material 
zu  sammeln,  sowie  das  Material  betreffend  Spedition,  der  Eisenbahn-  und  Schiffs- 
verbindungen, Transportpreis  und  dergleichen;  sie  begutachtet  prinzipielle  in 
ihr  Gebiet  gehörige  Fragen  und  bereitet  die  Anträge  betreffend  etwaige  Koloni- 
sationsunternehmungen vor;  endlich  begleitet  sie  von  Zeit  zu  Zeit  Auswande- 
rungszüge  zum  Zwecke  der  Kontrolle  über  angemessene  Vollziehung  der  ein- 
schlägigen Bestimmungen  des  Aus  Wanderungsgesetzes.  Die  kommissarische 
Abteilung  hat  den  Verkehr  mit  in  Betracht  kommenden  Personen  und  Behörden 
in  auswärtigen  Staaten  behufs  Wahrung  der  allgemeinen  Interessen  der  schwei- 
zerischen Auswanderung  zu  pflegen;  sie  begleitet  einzelne  Auswanderungszüge, 
besichtigt  im  Einschiffungshafen  die  Logishäuser,  Schiffseinrichtungen  etc.  und 
sorgt  für  Abstellung  etwaiger  Mängel,  sucht  im  Inlande  eine  leichtfertige  Aus- 
wanderung zu  verhüten  und  erteilt  Auswanderungslustigen  Rat  und  Auskunft; 
sie  sammelt  das  auswärtige  gesetzgeberische  das  Auswanderungswesen  betreffende 
Material,  die  wissenschaftlichen  Schriften  über  die  Verhältnisse  der  wichtigsten 
Einwanderungsländer  wie  auch  sonstige  .Uiswandcrungslitteratur ;  schliesslich 
liegt  ihr  auch  die  Begutachtung  von  Kolonisationsunternehmungen  und  der 
damit  zusammenhängenden  Fragen  oh. 

Durch  Bundesbcs«  hluss  vom  .31.  Dezember  1900  wurden  beide  bis  dahin 
selbständigen  Abteilungen  des  Auswanderungsbureaus  als  solche  aufgehoben 
und  die  vorstehend  skizzierten  Obliegenheiten  derselben  dem  nunmehr  unge- 
teilten Schweizerischen  Auswanderungsamte  überbunden. 

IV.  Statistisches.  Der  erste  Versuch,  eine  Statistik  der  schweizerischen 
Auswanderung  anzulegen,  wurde  im  Jahre  1841  durch  II  uber-Salad  in  in  Genf, 
dem  eifrigsten  Apostel  der  organisierten  Auswanderung,  gemacht  ;  viel  kam 
jedoch  dabei  nicht  heraus.  First  seit  1868  kann  man  eigentlich  von  einer 
schweizerischen  Auswanderungsstatistik  sprechen,  wenn  auch  nicht  ausser  Acht 
zu  lassen  ist,  dass  die  bis  zum  Jahre  1881  auf  kantonalen  Angaben  beruhen- 
den Zusammenstellungen  wenigstens  bis  1879,  bis  zu  welchem  Jahre  von  einigen 
Kantonen  keine  Angaben  zu  erhalten  waren,  trotz  wiederholter  Aulforderungen 
vonseiten  des  Bundesrates,  ziemlich  lückenhaft  sind.  Seit  Juni  1881  werden  an 
Stelle  der  kantonalen  Berichte  die  Mitteilungen  der  Aus  Wanderungsagenturen 
der  Auswanderungsstatistik  zu  Grunde  gelegt.  Die  statistische  Verarbeitung 
der  von  den  Agenturen  zu  liefernden  Angaben  über  die  überseeische  Aus- 
wanderung deckte  jedoch  eine  Anzahl  Mängel  und  Unrichtigkeiten  auf.  welche 
bei  der  Ausfüllung  des  für  jene  Angaben  benutzten  Formulars  mit  unterlaufen 
waren.  Dieser  Umstand,  sowie  die  Absicht,  die  Ergebnisse  der  Auswanderungs- 
statistik öfters  zu  publizieren  als  bis  dahin,  haben  den  Bundesrat  1887  veran- 
lasst, die  Agenturen  anzuhalten,  ihm  die  Angaben  über  die  von  ihnen  spedierten 
Schweizerbürger  und  in  der  Schweiz  niedergelassenen  Ausländer  allmonatlich 
und  zwar  nach  einem  Formular  einzusenden,  welches  geeignet  sein  dürfte,  über 
die  schweizerische  Auswanderung  vollständigeren  Aufschluss  zu  geben,  als  dies 
bis  anhin  der  Fall  sein  konnte. 

Nichtsdestoweniger  muss  gesagt  werden,  dass  die  Auswanderungsstatistik 
sich  durchaus  nicht  in  allen  Stücken  mit  dem  thatsächlichen  Verhältnisse  deckt, 
indem  einerseits  auch  die  jetzige  Erhebungsweise  manche  Fehlschlüsse  möglich 
macht,  während  andererseits  gewisse  Fälle  von  Auswanderung  sich  der  Kenntnis 
der  zuständigen  Behörde  entziehen.  Nach  dem  Zeugnis  des  Chefs  des  schwei- 
zerischen Auswanderungsamtes.  J.  Dreifuss,  bedient  sich  eine  nicht  unerheb- 
liche Anzahl   von  Personen,   welche  auswandern  wollen,  der  Vermittlung  der 
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patentierten  schweizerischen  Agenturen  nicht,  sei  es.  dass  solc  he  Personen 
nach  Gegenden  auswandern,  nach  welche  jene  Agenturen  zu  spedieren  keine 
Gelegenheit  haben,  sei  es,  dass  solche  Personen  direkt  nach  den  Kinschiffungs- 
häfen  reisen  und  sich  die  Schiffsbillete  dort  erwerben:  sodann  kommt  es  vor, 
dass  Agenturen  die  Spedition  von  Personen  nicht  einberichtet  haben,  die  sie 
nach  den  Vorschriften  des  Aus  Wanderungsgesetzes  nicht  hätten  befördern  sollen. 
Da  und  dort,  namentlich  aber  im  Kanton  Tessin,  giebt  es  eine  Anzahl  geheimer 
Agenten,  welche  mit  Schiffsgesellschaften  in  Verbindung  stehen  und  diesen 
Auswanderer  zuweisen,  deren  Zahl  natürlich  nicht  ermittelt  werden  kann.  Im 
gleichen  Kanton  kommt  es  vor,  dass  Unteragenten,  welche  im  Dienste  paten- 
tierter Agenturen  stehen,  auf  eigene  Rechnung  und  ohne  Vorwissen  der  letzteren 
Speditionen  ausführen,  die  ebenfalls  nicht  amtlich  notiert  werden  können.  End- 
lich kommen  häufig  doppelte  Zählungen  vor,  weil  sich,  wie  in  den  bezüglichen 
Berichten  des  Bundesrates  zu  lesen  ist,  unter  den  Auswandernden  der  einzelnen 
Berichtsjahre  oft  Personen  befinden  und  mitgezählt  werden,  die  bereits  früher 
in  einem  überseeischen  Lande  gewohnt  hatten  und  nur  zu  kürzerem  oder 
längerem  Besuch  in  die  Schweiz  gekommen  waren. 

Die  schweizerische  Auswanderungsstatistik  umfasst  somit  die  von  den  Aus- 
wanderungsagenturen  nach  überseeischen  Gebieten  beförderten  Schweizerbürger 
und  in  der  Schweiz  niedergelassenen  Ausländer.  Seit  einigen  Jahren  wird  neben- 
bei auch  eine  Statistik  solcher  von  schweizerischen  Agenturen  beförderten  Per- 
sonen geführt,  die  sich  entweder  nur  vorübergehend  in  der  Schweiz  aufgehalten 
haben  oder  die  nur  behufs  Abschlusses  ihrer  Reiseverträge  in  die  Schweiz 
gekommen  waren.    (Siehe  die  Tabelle  auf  Seite  .Wb.» 

Nach  dem  Aus  w anderun gs z i e I  verteilen  sich  die  Auswanderer  f< »Igender- 
massen,  wobei  zu  bemerken  ist.  dass  erst  seit  dein  Jahre  1887  detaillierte 
Angaben  gemacht  werden: 
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Zur  Charakteristik  der  Verteilung  der  Auswanderer  nach  dem  Kerut"  mögen 
folgende  Angaben  aus  dem  Jahrfünft  1897—  1901  dienen:  Urproduktion  4875 
(32.44°  oi  Personen,  Industrie  3502  (23.31  °oi,  Handel,  Verkehr,  Verwaltung 
2731  (18,  17°  oh  persönliche  Dienstleistungen  1295  (8, (»3°  0),  Rentner,  Studenten, 
alle  übrigen  Berufe  20(>2  (13,72%»,  ohne  Merufsangabe  5(>1  (3.73  %).  Die 
Urproduktion  und  namentlich  die  Landwirtschaft  ist  es,  die  das  allergrösste 
Kontingent  von  Auswanderern  stellt. 

Aus  folgender  Zusammenstellung  der  Auswanderer  des  Jahres  1901  nach 
Alter.  Geschlecht  und  Civilstand  geht  hervor,  dass  die  weitaus  grösste 
Majorität  der  Auswanderer  im  Alter  zwischen  20 — 39  Jahren  steht,  also  im 
Alter  der  besten,  noch  ungesch wachten  Arbeitskraft. 
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Zum  Schluss  sei  noch  mitgeteilt,  dass  gemäss  der  vom  Hundesrate  im 
Januar  1902  veröffentlichten  Liste  in  der  Schweiz  zur  Zeit  14  Aus  w  anderungs- 
agenturen  (Kanton  Zürich  2,  Hern  1,  Luzern  1,  Haselstadl  5,  Tessin  4,  Genf  1> 
bestehen,  welche  zusammen  179  Unteragenturen  besitzen  und  zwar  im 
Kanton  Zürich  10.  Hern  32,  Luzern  5.  Uri  2,  Schwyz  5,  Übwalden  3,  Glarus  (>, 
Solothurn  1,  Haselstadt  11,  Schaffhausen  •».  Appenzell  a.  Rh.  2,  St.  Gallen  10. 
Graubünden  13,  Aargau  5,  Thurgau  2,  Tessin  33,  Wandt  12.  Wallis  7.  Neuen- 
bürg 9,  Genf  5.  Ferner  3  Pas  sa  ge b i  1 1  e  t  -  V  e  rk  au f  ss  t  e 1 1  e  n  mit  5  Zweig- 
geschäften. 

V.  Ursachen  der  Auswanderung.  Drei  grosse  Ursachenkomplexe  sind  es, 
von  denen  seit  jeher  die  Auswanderung  eines  Landes  vornehmlich  herzurühren 
pflegte:  religiöse,  politische  und  wirtschaftliche.  Auch  in  der  Schweiz  übten  die- 
selben zu  verschiedenen  Zeilen  einen  stärkeren  oder  geringeren  Kintltiss  aus;  allein 
früher  als  anderswo  wurde  die  Wirkung  der  beiden  zuerst  erwähnten  Ursachen- 
komplexe infolge  <ler  freiheitlichen  Ausgestaltung  der  gesellschaftlichen  Ver- 
hältnisse in  der  Eidgenossenschaft  abgeschwächt  und  spielen  schon  lang  in 
dieser  Heziehung  keine  Rolle  mehr.  Die  Gründe  der  schweizerischen  Aus- 
wanderung der  letzten  Jahrzehnte  müssen  vielmehr  hauptsächlich  in  tlen  wirt- 
schaftlichen Verhältnissen  des  Landes  gesucht  werden. 

Bis  zur  Mitte  «les  "vorigen  Jahrhunderts  rekrutierte  sich  das  Gros  der 
schweizerischen  Auswanderung  aus  den  ärmeren  und  ärmsten  Hevölkerungs- 
schichten.  Es  ist  bereits  oben  mitgeteilt  worden,  dass  die  Auswanderung 
solcher  Elemente  von  Kantons-  und  Gemeindebehörden  ni<  ht   nur  unterstützt, 
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sondern  vielmehr  förmlich  gefördert  wurde.  Tausende  von  armen  Schweizer- 
bürgern Messen  sich  in  überseeisc  he  Gebiete  spedieren,  in  der  Hoffnung,  dort 
ihren  Lebensunterhalt  gewinnen  zu  können.  Seitdem  aber  die  Nordamerikanische 
Union,  welches  Land,  wie  oben  dargethan.  das  Hauptauswanderungsziel  der 
Schweizer  seit  jeher  gewesen  ist.  Massnahmen  gegen  die  Einwanderung  von  völlig 
Mittellosen  und  Arbeitsunfähigen  ergriffen  hat,  nahm  allerdings  die  Auswan- 
derung gekennzeichneter  Elemente  aus  der  Schweiz  bedeutend  ab,  jedoch  noch  bis 
Inkrafttreten  des  eidgenössischen  Aus  Wanderungsgesetzes  von  1880  wurden 
häufig  Klagen  von  Seiten  der  amerikanischen  Behörden,  schweizerischer  Kon- 
suln in  Nordamerika  und  dortiger  schweizerischer  Hülfsgeschaftcn  laut  über 
die  grosse  Zahl  von  mittellosen  schweizerischen  Auswandernden,  die  jedes 
Jahr  auf  den  für  solche  Individuen  ungastlichen  Boden  Amerikas  geworfen 
wurden.  Aus  dem  Umstände,  dass  die  Auswanderung  solcher  Elemente  die 
behördliche  Unterstützung  fand,  geht  aber  klar  hervor,  dass  offenbar  für  die- 
selben in  der  Heimat  keine  passende  Verwendung  vorhanden  war.  dass  die- 
selben mit  anderen  Worten  keine  Arbeit  finden  konnten,  weswegen  sie  der 
öffentlichen  Wohlthätigkeit  anheimzufallen  drohten. 

Mit  dem  Inkrafttreten  des  Aus  Wanderungsgesetzes  ändert  sieh  das  Bild 
in  der  Weise,  dass  die  völlig  Mittellosen  von  der  Spedition  nach  überseeischen 
Gebieten  gänzlich  ausgeschlossen  wurden;  diese  müssen  demnach  zu  Hause 
bleiben  und  die  Verringerung  der  Auswanderungszahlen  in  den  letzten  Jahren 
ist  wohl  unter  anderem  nicht  in  geringem  Masse  diesem  Umstände  zuzu- 
schreiben. Aber  auch  jetzt  sind  die  Auswanderer  durchschnittlich  den  minder- 
bemittelten Bevölkerungsschichten  zuzuzählen.  Man  braucht  nur  die  von  den- 
selben mitgenommenen  Geldbeträge  in  Betracht  zu  ziehen,  um  sich  davon  zu 
überzeugen.  So  haben  z.  B.  die  im  Jahre  1901  aus  der  Schweiz  ausgewanderten 
3921  Personen  zusammen  den  Agenten  die  Wechselsumme  im  Betrag  von 
Kr.  325,9<>0.  60  einbezahlt,  also  durchschnittlich  Er.  83  pro  Auswanderer.  Wenn 
auch  manche  Auswanderer  ihr  Geld  den  Agenturen  nicht  anvertrauen,  sondern 
es  in  bar  mit  sich  nehmen  oder  Wechsel  bei  Bankgeschäften  kaufen,  so  muss 
doch  gesagt  werden,  dass  der  schweizerische  Auswanderer  im  Durchschnitt  im 
besten  Falle  über  ein  paar  hundert  Franken  verfügt. 

Veranlasst  durch  das  Postulat  des  Nationalrates  vom  2b.  April  1882, 
durch  welches  der  Bunde  srat  eingeladen  wurde,  die  Auswanderungsfrage  in  der 
Richtung  zu  untersuchen,  ob  die  Erwerbsverhältnisse  in  der  Schweiz  derart 
seien,  dass  die  Auswanderung  notwendig  geworden  sei,  crliess  derselbe  am 
21.  Juli  I8S3  ein  Kreisschreiben  an  die  Kanlonsregierungen,  durch  welches 
dieselben  aufgefordert  wurden,  durch  ihre  Organe  in  den  Bezirken  und  Gemein- 
den den  Ursachen  der  Auswanderung  nachforschen  zu  lassen. 

Die  eingelangten  Antworten  der  Kantonsregierungen  widersprechen  einander 
vielfach,  was  sich  jedoch  ganz  natürlich  durch  die  ausserordentliche  Mannig- 
faltigkeit und  Verschiedenheit  der  einschlägigen  Verhältnisse  in  den  einzelnen 
Kantonen  erklären  lässt.  Immerhin  geht  aus  denselben  deutlich  hervor,  dass 
überall  die  volkswirtschaftlichen  Zustände,  die  die  Schweiz  allerdings  in  viel- 
facher Beziehung  mit  anderen  Ländern  Europas  geinein  hat,  für  Viele  eine 
Quelle  des  Unbehagens,  des  allmählichen  ökonomischen  Rückganges,  des  end- 
lichen Ruins  und  infolgedessen  eine  Veranlassung  zur  Auswanderung  sind. 
Im  speziellen  wird  auf  die  schlimmen  Erwerbsverhältnisse  der  landwirtschaft- 
lichen Bevölkerung,  namentlich  der  Kleinbauern,  hingewiesen:  die  allmähliche 
Schmälerung  d«  s  Besitzes,  die  unerträgliche  Verschuldung,  die  Bodenentwertung 
(in  manchen  Kantonen  im  Gegente  il  die  Verteuerung  des  Grund  und  Bodens) 
und  dergleichen  untergraben  die  Existenz  vieler  Bauern  und  veranlassen  sie  der 
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Heimat  den  Rücken  zu  kehren.  Die  von  Zeit  zu  Zeit  wiederkehrenden  und 
längere  oder  kürzere  Zeit  andauernden  ge  werblichen  Krisen,  die  Verschiebungen, 
welche  infolge  der  veränderten  Arbeitsmethoden,  der  entwickelten  Kommuni- 
kationsmittel etc.  in  den  Kreisen  der  Gewerbetreibenden  entstanden  sind,  die 
Arbeits-  und  Verdicnstlosigkeit  grösserer  Massen  —  dies  alles  bildet  den  Boden, 
auf  welchem  die  Auswanderungslust  gedeiht  und  den  entsprechenden  Kntschluss 
zeitigt. 

Allerdings  darf  nicht  ausser  Acht  gelassen  werden,  dass  auf  die  Entwick- 
lung  der  schweizerischen,  wie  überhaupt  der  europäischen  Auswanderung  einen 
sehr  grossen  Einfluss  neben  den  einheimischen  Verhältnissen  auch  die  Verhält- 
nisse der  Einwanderungsländer  ausgeübt  haben  und  noch  immer  ausüben.  Mag 
es  einem  in  der  Heimat  noch  so  schlecht  gehen,  so  entschliesst  man  sich  zur 
Auswanderung  in  der  Regel  doch  erst,  wenn  man  glaubt,  es  drüben  besser 
haben  zu  können.  Die  Berichte,  welche  Ausgewanderte  über  die  Zustände  in 
jenen  Ländern  nach  Hause  schicken,  werden  daher  belebend  oder  abschwächend 
auf  die  Auswanderung  wirken,  je  nachdem  sie  günstig  oder  ungünstig  lauten. 
In  gleicher  Richtung  wirkt  das  Verhalten  der  Regierung  des  Einwandcrungs- 
landes  den  Einwandernden  gegenüber:  die  Verlockungen  und  Verhcissungen 
derselben  haben  stets  den  Auswanderungsstrom  aus  europäischen  Ländern 
anschwellen  lassen,  während  die  Hindernisse,  die  man  der  Einwanderung  in 
den  Weg  legte,  denselben  naturnotwendig  einschrankten. 

VI.  IAtteratUT.  i'eber  schu  etherische  Aus:,  an der ung.  Berichte  der  schwei- 
zerischen Konsular- Agenten  in  Europa,  Sord- Afrika  und  beiden  Amerika,  mit  An- 
merkungen der  Ton  der  Schweiz,  gemeinnützigen  Gesellschaft  in  ihrer  am  18.  September 
'$44  gehaltenen  Sitzung  niedergesetzten  Ausv.-anderungskommission.  Glarus  /84J.  — 
Aktenstücke  betreffend  die  Auswanderung  nach  Brasilien.  Veröffentlicht  auf  Anordnung 
des  Bundesrates,  /SjS.  -  lierichte  des  schweizer,  ausserordentlichen  Gesandten  in  Bra- 
silien. Herrn  von  Tschad! ,  an  den  Bundesrat  über  die  dortigen  Verhältnisse  der  Kolo- 
nisten, 1860 — i8bi.  —  Ausf  ührliche  Erörterung  der  Beweggründe,  welche  eine  Schweizer 
Hülfsgescllschaft  für  Auswanderung  und  Kolonisation  ins  /.eben  gerufen.   Bern  1866. 

—  Wilhelm  JOOS,  Offenes  Sendschreiben  an  die  Schweizer,  gemeinnützige  Gesellschaft. 
Scha ff  hausen  /S6/.  —  Derselbe,  Einige  Gedanken  über  kolonisatorische  Auswanderung 
nebst  Auf schluss  über  zwei  Angebote  von  Landesschenkungen.  Schaffhausen  i8i)<).  — 
J.  L  Spyri,  Gutachten  über  die  schweizerische  Auswanderung  an  die  Schweizer,  gemein- 
nützige Gesellschaft.  Zürich  /S63.  —  Botschaft  des  Bundesrates  an  die  Bundesversamm- 
lung betreffend  den  Entwurf  zu  einem  Gesetze  über  den  Geschäftsbetrieb  von  Aus- 
Wanderungsagenturen,  vom  .Xovcinbcr  fSyg.  L.  Karrer,  Das  schweizerische  Aus- 
wanderungswesen und  die  Revision  und  Vollziehung  des  Bundesgesetzes  betreffend  den 
Geschäftsbetrieb  von  Auswanderungsagcnluren.  Bericht,  im  Auftrage  des  schweizer. 
Handels-  und  Eandwirlschaftsdepartemcnts  erstattet.  Bern  /SSO.  --  Botschaft  des  Bundes- 
rates an  die  Bundesversammlung  betreffend  die  Revision  des  Bundesgesetzes  über  den 
Geschäftsbetrieb  von  Auswanderungsagenturen,  vom  6.  Juni  /SS?.  —  J.  DreifuSS,  Die 
uberseeische  Auswanderung  aus  der  Schweiz  im  Jahre  /88S.  „Zeitschrift  für  schwei- 
zerische Statistik" ,  /Syo.  •-  H.  Bokemeyer,  Das  Auswamlerungswesen  in  der  Schweiz, 
in  Belgien,   England  und  Deutschtand  nach  offiziellem  Schriftenmaterial.    Berlin  iSqz. 

—  Berichte  des  eidgen.  Handels-  und  Landwirtschaftsdepartements,  1SS0 — /8S7.  — 
Berichte  des  eidgen.  Departements  des  Auswärtigen,  fSSS  —/S<?6.  —  Berichte  des  poli- 
tischen Departements,  181)7  ff- 

Dr.  N.  Rcicliesbrrfi,  J'/ofessor  an  der  Universität  Bern. 
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B. 

Bäckereigewerbe. 

1,  Geseulichf  Bestimmung!  n.  —  II.  V  c-rc ins w esen.  —  III.  Produktions- 
und  Absatzverhältnisse.  —  IV.  Anstellungs-  un<!  Lohnverhältnisse.  — 
V.  Littcratur. 

I.  Gesetzliche  Bestimmungen.  Das  Bäckereigewerbe  in  der  Schweiz  ist 
kein  einheitliches,  noch  existiert  darüber  irgend  welche  Gesetzgebung  schwei- 
zerischen Ursprunges.  Alle  bezüglichen  Gesetze  und  Verordnungen  sind  auf 
kantonalem  Roden  entstanden. 

Schon  in  früheren  Zeiten  gab  es  Gesetze  und  Verordnungen  über  das 
Bäckcrcigewerbe.  Interessant  in  dieser  Beziehung  sind  z.  B.  bezügliche  Schrift- 
stücke aus  den  Jahren  1774  1817  datierend  und  erlassen  von  der  Obrigkeit 
der  Stadt  und  Republik  Bern.  Nicht  nur  über  die  Zubereitung  und  den  Verkauf 
des  Brotes  nach  Gewicht  existierten  damals  Verordnungen,  sondern  auch  der 
Brotpreis  wurde  an  Hand  der  jeweiligen  Fruchtpreise  alle  Monate  ein-  his 
zweimal  von  der  Ohmgeldkammer  festgesetzt,  dem  Publikum  bekannt  gemacht, 
und  in  jeder  Bäckerei  musste  eine  Preis-  und  Gewichtstabelle  angeschlagen 
werden. 

Diese  kantonalen  Vorschriften  sind  nun  ebenfalls  sehr  verschieden,  und 
erstrecken  sich  in  der  Hauptsache  auf  die  Herstellung  des  Brotes  und  des  dazu 
verwendeten  Mchles,  sowie  auf  die  Reinlichkeit  in  den  Bäckereien  und  die 
Kontrolle  über  den  Verkauf  des  Brotes. 

In  einzelnen  Kantonen  wird  das  Brot  nach  Gewicht  verkauft  ohne  in 
entsprechenden  Laiben  gebacken  zu  sein,  andernorts  muss  es  in  Laiben  von 
'/,,  1  und  2  Kilo  gebacken  und  dem  Publikum  vorgewogen  werden.  Kehlendes 
Gewicht  muss,  aus  einem  Stück  bestehend,  zugelegt  werden. 

In  etlichen  Kantonen  dagegen  wird  die  Kontrolle  immer  noch  durch  die 
Polizeibehörden  ausgeübt,  indem  dieselben  von  Zeit  zu  Zeit  das  Brot  in  den 
Bäckereien  selbst  nach  wägen,  zu  leichtes  konfiszieren  und  den  betreffenden 
Bäcker  mit  Busse  belegen.  Dieses  letztere  Verfahren  ist  entschieden  zu  ver- 
urteilen, indem  es  auch  dem  ehrlichsten  Bäcker  nicht  immer  möglich  ist.  das 
Brot  genau  auf  das  bestimmte  Gewicht  auszuhacken.  Das  eidgenössische 
Lebensmittelgesetz,  das  im  Jahr  1S99  von  den  Räten  teilweise  durchberaten 
worden  ist,  hatte  in  allen  diesen  Punkten  Wandel  geschaffen. 

Kinheitliche  Deklaration  des  Mehles  und  des  Brotes,  einheitliche  Nonnen, 
über  Einrichtung  und  Betrieb  der  Bäckereien  in  der  Schweiz.  Verkauf  des 
Brotes  nach  Gewicht,  sowie  Verbot  des  Brotverkaufes  in  Spezerciläden  zusammen 
mit  unsauberen  Bedarfsartikeln  (Petrol  u.  dg!.),  alle  diese  Dinge  wichtiger  Natur 
sind  im  Gesetzentwurf  vorgesehen.    (Siehe  «  Lebensmiltelpolizei  >.) 

II.  Vereinswesen.  In  den  letzten  10  Jahren  haben  sich  in  der  ganzen 
Schweiz  Konsumbäckereien  gebildet  ,  welche  das  Backergewerbe  ziemlich 
gefährden:  ja  es  scheint,  als  ob  auch  in  dieser  Branche  der  Grossbetrieb 
überhand  nehmen,  und  den  Kleinmeister  verdrängen  wolle.  Die  Bäckermeister 
in  der  Schwei/  haben  sich  deshalb  zusammengeschlossen  und  suchen  ihr  Hand- 
werk zu  schützen.  Von  den  über  500t)  Bäckereien  der  Schweiz  gehören 
etwa  die  Hälfte  dem  Schweizerischen  Bäcker-  und  Konditorenverbande  an, 
der  in  bO  Sektionen  über  die  ganze  Schweiz  verbreitet  ist. 
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Der  Verband  bezweckt  dir  Wahrung  der  beruflichen  und  ökonomischen 
Interessen  seiner  Mitglieder,  die  Förderung  des  Hacker-  und  Konditoren- 
ge werbes  im  allgemeinen,  sowie  die  Heranbildung  tüchtiger  Arbeitskräfte. 

Zu  diesem  /.weck  hat  der  Verband  das  Lehrlingswesen  bereits  seit  vielen 
Jahren  organisiert  und  seither  immer  besser  ausgestaltet. 

Die  Lehrlingsprüfung  ist  obligatorisch:  wer  sie  mit  Erfolg  besteht,  erhält 
ilas  mit  dem  Lehrbrief  versehene  Arbeitsbuch,  dessen  Hcsitx  dem  jungen 
Gehülfen  nicht  bloss  in  der  Schweiz,  sondern  auch  in  Deutschland.  Frankreich 
und  Oesterreich  die  Erlangung  einer  guten  Stelle  sehr  erleichtert. 

Bis  Ende  1901  konnten  4070  solcher  Arbeitsbücher  ausgegeben  werden. 
Der  grössere  Teil  der  Arbeitsbuchinhaber  ist  inzwischen  in  den  Meisterstand 
übergetreten. 

III.  Produktions-  und  Absatzverhältnisse.  Die  Produktion»-  und  Absatz- 
\ erhältnrsse  im  Bäckereigewerbe  wurden  in  den  letzten  Jahren,  namentlich  aui 
dem  Lande,  auch  noch  dadurch  schwer  geschädigt,  dass  eine  grosse  -Menge 
französischen  Mehles  in  die  West-  und  Mittelschweiz  eingeführt  wurde.  Trotz- 
dem dieses  Mehl  minderwertiger  Qualität  ist.  und  von  den  Bäckern  nicht  ver- 
wendet werden  kann,  wird  es  von  der  Landbevölkerung  seines  billigen  Preises 
halber  massenhaft  gekauft,  und  dann  selbst  verbacken.  Die  französische 
Regierung  bezahlt  nämlich  eine  bedeutende  Prämie  für  ausgeführtes  Mehl, 
weshalb  dasselbe  dann  in  der  Schweiz  billiger  abgesetzt  werden  kann. 

Ebenso  verschieden  wie  die  Gesetze  und  Verordnungen,  sind  auch  die 
Hrotsorten  in  der  Schweiz.  Beinahe  jeder  Kanton  hat  seine  eigene  Art  von 
Brot  und  dessen  Zubereitung;  es  sind  dies  meistens  Sitten  und  Gebräuche  aus 
früheren  Zeiten,  nebstdem  trägt  in  neuerer  Zeit  auch  die  ungleiche  Xumme- 
rierung  des  Mehles  seitens  der  Müller  dazu  bei,  darum  auch  die  ungleichen 
brotpreise  in  der  Schweiz.  So  haben  z.  B.  die  ostschweizerischen  Kantone 
stets-  den  höchsten  Brotpreis,  obschon  sich  die  schweizerischen  Fruchtlager- 
plätze daselbst  befinden. 

Als  Neuheit  im  Bäckereigewerbe  wurde  vor  einigen  Jahren  das  Steinmetz- 
brot eingeführt.  Infolge  eines  eigenen  Mahlvcrfahrens  sollte  dieses  Brot,  aus 
'•inheimischer  Frucht    hergestellt  ,  besonders  nahrhaft   und   schmackhaft  sein. 

Als  wichtiger  Faktor  im  Bäckereigewerbe  in  der  Schweiz  muss  auch 
das  Militärbrot  bezeichnet  werden.  Dasselbe  wird  auf  den  eidgenössischen 
Waffenplätzen  hauptsächlich  durch  Bäckermeister,  in  grösseren  Manövern 
dagegen  durch  die  Feldbäckereien  der  Verwaltungstruppen  geliefert.  Das 
von  den  Bäckermeistern  zu  liefernde  Brot  wird  jeweilen  für  ein  Jahr  zur 
Konkurrenz  ausgeschrieben  und  muss  in  Laiben  von  1  ijt  Kilo  verabfolgt 
werden. 

In  neuerer  Zeit  ist  der  Bund  auch  selbst  im  Besitz  von  Mehl,  das  er  aus 
seinen  Fruchtvorräten  mahlen  lässt,  den  Bäckern  liefert,  und  dann  nur  noch 
den  Backlohn  zu  bezahlen  hat.  Das  schweizerische  Militärbrot  ist  ein  schönes, 
schmackhaftes  Mittelbrot  und  es  ist  seine  Qualität  gegenüber  früheren  Jahren 
bedeutend  besser. 

IV.  Anstellung«-  und  Lohnverhältnisse.  Die  Arbeitskräfte  sind  meistens 
junge  Leute;  das  .Arbeitsverhältnis  ist  als  ein  auf  kurze  Zeitdauer  abgeschlossenes 
zu  betrachten.  Der  Meister  giebt  dem  Arbeiter  Kost  und  Logis  im  Hause. 
Arbeiter,  welche  sich  in  späteren  Jahren  nicht  zum  Meister  emporschwingen 
können,  verlassen  gar  oft  den  Beruf  und  nehmen  anderweitige  Arbeit. 

In  vielen  Meistervereinen  besteht  über  das  Anstellungsverhältnis  eine 
Backstubenverordnung  mit  14tägiger  Kündigung.    Der  Lohn  wird  alle  14  Tage 

2f> 
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oder  alle  Monate  ausbezahlt  un«l  betragt  je  nach  Leistung  40  bis  60  Fr.  per 
Monat.    Gegenüber  früheren  Jahren  sind  dir  Lohne  bedeutend  gestiegen. 

Vr.  Litteratlir.  Häcker-  und  Konditor- Zeitung-,  ojfitie/lcs  oidigtttorisckes  Organ 
des  ScAzi'eizer.  Bäcker-  und  Konditoren- Verbandes,  Herausgegeben  vom  Centraikomitee 
in  Zürich.  —  yahresherichte  des  Sck-.veizer.  ßäckrr-  und  Konditoren-Verbandes. 

Ad.  Ingold,  Sekretär  des  Bäckermeister;  ereins.  Hern. 

Banken. 

I.  Geschichtliches.    —    II.  Gegenwärtiger  Stand.    —   III.  Gesetz- 
gehung.       IV.  Litteratur. 

I.  Geschichtliches.  Die  Entstehung  der  ersten  eigentlichen  Hanken  fallt 
in  der  Schweiz  in  eine  viel  spätere  Zeit,  als  in  den  ineisten  der  anderen  euro- 
paischen Staaten.  Zum  Zwecke  der  Geldbeschaffung  für  den  geldbedürftigen 
Staat  wurde  die  älteste  Hank,  über  die  zuverlässige  Berichte  vorliegen,  die 
Hank  von  Venedig,  im  Jahre  1171  gegründet.  Das  gleiche  Bedürfnis  rief  1394 
die  Bank  St.  Georg  in  Genua  und  1401  dir  Bank  von  Barcelona  ins  Leben. 
Mehr  für  die  Bedürfnisse  des  kaufmännischen  Verkehrs  und  auch  mehr  nach 
den  Grundsätzen  desselben  eingerichtet,  entstanden  1609  und  1619  die  Banken 
von  Amsterdam  und  Hamburg.  Dir  erste  deutsche  Wechselbank  eröffnete  mit 
Genehmigung  des"  Kaisers  Maximilian  in  Nürnberg  bereits  1498  ihre  Kassen. 
Wieder  mehr  in  den  Dienst  der  Staatshnanzen  sich  stellend,  wurden  gegründet, 
die  Bank  von  England  1694.  die  königliche  Bank  in  Berlin  1765  und  die  Bank 
von  Frankreich  1800. 

%  '■  Bis  zum  zweiten  Drittel  des  19.  Jahrhunderts  lagen  in  der  Schweiz  fast 
nur  Private  dem  Bankgeschäfte  ob,  nachdem  allerdings  bereits  im  Jahre  1755 
die  Bank  Leu  &  Comp,  in  Zürich  als  erste  Hypothekenbank  nicht  nur  in  der 
Schweiz,  sondern  auch  in  Kuropa  gegründet  wurde.  1834  errichtete  der  Kanton 
Hern  seine  Kantonalbank,  als  reine  Staatsbank,  1836  folgte  die  Bank  in 
St.  Gallen  und  1837  diejenige  von  Zürich:  dir  beiden  letzteren  als  Privat- 
institute.  Nun  entstanden  rasch  nacheinander  eine  Reihe  von  Hanken,  und  der 
heutige  Bestand  weist  ein  mannigfaltiges  Bild  der  verschiedensten  Hankinsti- 
tutionen auf.  35  Emissionsbanken  besorgen  die  Hanknotenemissioti  und  dazu 
je  nach  ihrem  Aufbau  auch  die  anderen  verschiedenen  Bankgeschäfte,  sogar  »las 
mit  dem  Begriff  einer  Zeddelbank  kaum  gut  verträgliche  der  Hypothekenbank. 

II.  Gegenwärtiger  Bestand.  Die  nachstehenden  Tabellen,  zu  deren  Auf- 
stellung eine  Arbeit  des  Hanknoteninspektors  Sandoz  und  eine  solche  von 
Adlig,  Kontrolrur  der  Berner  Kantonalbank  wertvolles  Material  lieferte,  weisen 
folgendes  auf  (siehe  Tabelle  1  u.  11  auf  S.  403): 

Nach  dem  schweizerischen  Handelsregister  bestanden  in  der  Schweiz  auf 
den  30.  Juni   1«>(H  : 

In  Bezug  auf  die  Organisation:  In  Bezug  auf  den  Geschäftsbetrieb: 

23  Staatsinslitute.  125    Handelsbanken    und   Banken  mit 
3  Aktienbanken  mit  teilweiser  Staats-  Handels-  und  Hypothekar-Abtei- 
garantie, lungen; 
234  Aktiengesellschaften.  4  reine  Diskontobanken. 
170  Genossenschaften,  15  reine  Hypothekarbankcn. 
30  Gerneindeinstitule  und  Stiltungen,  269  Ersparnis-   und  Spar-    und  Leih- 
2<>6  Privat  firmen.  kassen, 

726_  ,>iehe  Tabelle  I.  Seite   103.)  2bi!  Hn  vatbankiers  und  Börsenagenten. 

4>   Kredit-  und  Spargenossenschalten. 

72»)  (siehe  Tabelle  II.) 
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Zitaranecsiellufii  der  scbwelier.  Bankloslilute, 
Spar-  u  Leihkassen.  Bank-  u.  Börsenliriei  und 
Krtdlt-  nd  SpirsenetSNtchaftei 

S»:in.i  :..  y>  Juni  f   il.  m  liw.-ijt.  1  ti.ii.U-Un-|;. 


1  worunter  34  Notenbanken,  von  denen  4  ausschliesslich  das  Diskontogeschäft  betr  eiben 
—  *  worunter  eine  Notenbank. 

Diese  72b  Firmen  besitzen  überdies  IIb  Filialen  und  Agenturen  auf 
anderen  Platzen,  so  dass  im  ganzen  842  Rankstcllcn  in  Thätigkeit  sind. 

'Von  den  35  Noten-Kinissionsbanken  sind 

IS  reine  Staatsbanken  mit  einer  Fmissionssumme  von  1 23  Millionen  Franken 
3  gemischte        »  »»  >  i21>  : 

14  Aktieninstitute  »      >  *  »      95        >  > 

Total  -  Emission     239  Millionen  Franken 

Aus  der  Tabelle  III  (S.  404  Ii.)  sind  (Jründungsjahr,  Organisation  und  die 
Höhe  der  eigenen  Gelder  der  hauptsächlichsten  schweizerischen  Hankinstitute 
und  Krsparniskassen  (ca.  200)  ersichtlich.  Für  diese  Zusammenstellung  konnten 
mir  diejenigen  Institute  in  Betracht  gezogen  werden,  die  öffentlich  Rechnung 
ablegen  (circa  400)  und  von  diesen  wurden  alle  diejenigen  weggelassen,  deren 
Bilanzsumme  eine  Million  Franken  nicht  erreicht  oder  von  denen  nähere 
Angaben  nicht  erhältlich  waren. 
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III.  Verzeichnis  der  wichtigeren  Bankinstitute  und  Ersparniskassen 
mit  öffentlicher  Rechnungsablage 

Erklärung  der  Abkürzungen:  A  —  Aktiengesellschaften ;  KA  —  Kommandit- 
Aktiengesellschaften;  A  A  St.  =  Aktienbank  mit  Staatsbeteiiigung;  G  —  Genossenschaft : 
St.  -^s  Staatsinstitut;  Gem.  =  Gemeindeinstitut;  Stiftg.  =  Stiftung  gemeinnutziger  Gesell- 
schaften. —  Die  fettgedruckten  Firmen  sind  zur  Notenemission  autorisiert. 


Charakter 

des 
Institutes 

Firma 

■ 

at 
r  m 

°J 

"3 

Einbezahltes 

Kapital 
Ende  l<H>0 

jvc54?j  ven 
Ende  1900 

Kanton  Aarnan 

A&St. 

1854 

6,000.000 

600.000  ; 

A 

Aargauische  Kreditanstalt  

1872 

5.000.000 

500,000  : 

G 

Allgemeine  Aargauische  Ersparniskasse 

1812 

1.474,801 

A 

Baden.    Hank  in  Baden  

loOO 

i  Ann  haa 
4.000,000 

<; 

Ersparniskasse  Baden  und  Umgebung 

1844 

151,000 

Ii 

Gewerbekasse  Baden  

1864 

981,500 

452.000 

G 

Brugg.    Spar-  und  Leihkasse  

Ö4U.U00 

A 

Lenzburg.    Hypothekar-  und  Leihkasse  .  . 

1868 

1.000.060 

240.000 

A 

1874 

400,000 

130.000 

A 

Reinach.    Volksbank  in  Reinach  .... 

1888 

500,000 

120,000 

G 

Rhcinfcldcn.    Ersparniskasse  Rheinfelden  . 

1842 

— 

360,000 

A 

Schöftland.  Spar-  und  Kreditkasse  Surenthal 

1881 

300.000 

102,090  1 

A 

1868 

200.000 

53.000 

A 

Zofingen.    Bank  in  Zofingen  

1863 

2.500.000 

266.000  ' 

A 

130.» 

UAA  1  OA 

800.120 

OKA  AAA 

ZöO.000 

G 

Zurzach.    Spar-  u.  Leihkasse  d.  Bez.  Zurzach 

1852 

350.000 

Kanton  Appenzell  A.-Rh. 

St. 

Herisau.  Appenzell  A.-Rh.  Kantonalbank 

1876 

2,000.000 

400.000 

A 

Bank  für  Appenzell-Ausserrhoden  .    .  . 

1866 

1,500.000 

126.543 

Kanton  Appenzell  I.-Rh. 

St. 

Appenzell.    Appenzell-I.-Rh.  Kantonalbank 

1899 

— 

35.500 

Kanton  Baselland. 

A 

Arlesheim.   Spar-  und  Leihkasse  des  Bezirks 

1876 

300.000 

46.462 

>  A 

1863 

200.000 

104,348 

A 

Liestal.    Bascllandschaftl.  Hypothekenbank 

1849 

5,000.000 

1,260.000 

st. 

Basellandschaftliche  Kantonalbank 

1864 

3,000.000 

1,563.745 

V 

Sissach.    Spar-  und  Leihkassa  

1864 

500.000 

148.000 

Kanton  Baselstadt. 

A 

Basel.    Bank  für  Transportwerte  .... 

1894 

1,000,000 

483,550 

A 

Bank  in  Basel  

1844 

16,000.000 

1.000,000 

A 

1879 

8.000.000 

1.800,000 

G 

Basler  Kredit-Gesellschaft 

1877 

454.080 

125,000 

A 

1862 

20,000.000 

2.000,000 

St. 

1899 

5.000.000 

50.000 

A 

Comptoir  d'Escompte  du  Jura  .... 

1890 

l. 000.000 

140.000 

A 

1860 

5,000,000 

1.800,000 

A 

1863 

5.000.000 

1,100.000 

A 

Oberrheinische  Bank  in  Basel  .... 

1896 

IL  i;..V»0.W9 

IL  2,3«>1 

V 

1871 

40.000.000 

11.712,002 

A 

Schweizerische  Eisenbahnbank  .... 

1890 

5.000.000 

79.040 

A 

Schweizer.  Gesellschaft  f.  elektr.  Industrie 

1896 

4,000.000 

526.431 

KA 

Vest.  Eckel  &  Cie  

•> 

1.000.000 

300.000 

Stifte 

1909 

1.758,726  1 
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Charakter 

des 
Institutes 

Firma 

o  § 

Einbezahltes 

Kapital 
Ende  1900 

Ende  1 900 

Kanton  Bern. 

G 

1843 

95.500 

99,504 

i  A 

Bern.    Berner  Handelsbank  

1863 

5.000,000 

640.163 

St. 

Hypothekarkasse  des  Kantons  Bern  .  . 

1846 

20.000.000 

lUflhrU.Gfnd«. 

1  St. 

Kantonalbank  von  Bern  

1833 

20,000.000 

1.000,000 

A 

18*9 

250.000 

50,000 

<■ 

Schweizerische  Volksbank  

1*69 

18,882.150 

2,650,000 

A 

1856 

4,000.000 

1,400.000 

G 

Biel.    Erspamiskasse  der  Stadt  Biel   .    .  . 

1823 

- 

528.519 

A 

1*69 

1.000,000 

220,410 

A 

Vorsichtskasse  in  Biel  

1858 

600,000 

162.600 

G 

Büren  a.  A.    Ersparniskasse  des  Amtsbezirks 

Büren  

1837 

196.300 

35,000 

G 

Burgdorf.    Amtsersparniskasse  Burgdorf 

1834 

101,000 

500,342 

!  A 

1864 

800.000 

210,000 

A 

Courtelarv.    Caisse  d'Epargne  du  district  de 

1829 

14.493 

781,947 

A 

1886 

1.000.000 

125,885 

A 

Caisse  d'Epargne  et  de  Credit  du  district 

1856 

30.000 

27,500 

Gem. 

Fraubrunnen.    Amtsersparniskasse     .    .  . 

1839 

— 

155.317 

G 

Grosshöchstetten.  Ersparniskasse  von  Konol- 

1828 

— 

563,315 

A 

Herzogenbuchsee.    Spar-  und  Leihkasse 

1861 

150,000 

50,000 

A 

Huttwil.    Spar-  und  Leihkasse  

1876 

100,000 

50.000 

G 

Interlaken.    Volksbank  Interlaken  .... 

1873 

791.000 

234,000 

A 

Kirchberg.    Spar-  und  Leihkasse  .... 

1878 

60.000 

16,000 

A 

Langenthal.    Bank  in  Langenthal  .... 

1867 

1,000,000 

247.000 

A 

Ersparniskasse  d.  Amtsbezirks  Aarwangen 

1823 

25.500 

422.327 

G 

18«5 

376,500 

139,868 

(i 

Erspamiskasse  des  Amtsbezirks  Signau 

1840 

19.800 

404.685 

A 
•  V 

Moutier.    Banque  Populaire  du  district  de 

1864 

200,000 

61.462 

A 

Caisse  d'Epargne  du  district  de  Moutier 

1856 

20.000 

171,500 

A 

Münsingen.    Spar-  und  Leihkasse  .... 

1870 

100,000 

48,287 

G 

Nidau.  Ersparniskasse  

1824 

72.500 

389.200 

A 

oaignc  jc  gier.     Baisse  o  ixpargne  et  tu  v.  rttuv 

des  Franches-Montagnes  

1856 

40,000 

50,000 

A 

Steffisburg.  Spar-  und  Leihkasse  .... 

1863 

400,000 

102,000 

G 

1826 

339.708 

A 

Spar-  und  Leihkasse  

1866 

1.000.000 

300.000 

\ 

Wangen  a.  A.    Erspamiskasse  des  Amtsbe- 

1824 

14.210 

307.481 

A 

Wiedlisbach.  Hülfs-  u.  Sparkasse  des  Bippcr- 

1874 

43,100 

41.300 

Kanton  Freiburn. 

A 

Bulle.    Banque  Populaire  de  la  Gruyere 

1853 

500,000 

135.000 

A 

1873 

1,000,000 

200,000 

A 

Estavayer.    Credit  Agricol  et  Industriel 

1  OOO 

1  ODO  fWl 

900  000 

A 

Freiburg.    Banque  Cantonale  Fribour- 

1850 

2,400,000 

315,000 

St. 

Banque  de  l'Etat  de  Fribourg  .   .  . 

1892 

21,000,000 

863,783  , 

A 

Caisse  Hypoth£caire  du  Cant.  de  Fribourg 

1853 

3.000.000 

349,000 

Kanton  Genf. 

A 

Genf.    Banque  de  Genfcvc  

1848 

2.500.000 

947,721 

A 

Banque  de  Paris  et  des  Pays-Bas  .    .  . 

? 

(18.««l.245) 
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Charakter 

des 
Institutes  j 

P'irma 

C 

2  'S 
°l 

T3 

kinbezahltes 

Kapital 
Knde  1900 

Reserven 

A 

Genf.   Banque  du  Commerce  .... 

1  O  riAil  rw~kl~k 

l  £.1100,1  >00 

A 

Banquc  Genevoise  de  l'rets  et  Depots  . 

18X1 

2.500.00') 

242.50»» 

A 

Banane  industrielle  Genevoise  .... 

1893 

1.500.000 

lo5.7"»4 

(i 

Banque  Popiilaire  Genevoise  .... 

186S 

9*4-100 

303.S67 

Sl. 

Caisse  d'F.pargnc  du  Canton  de  Geneve 

1816 

3.430. 1>>9 

Sl.AÖem. 

/  ^'...d  1 1 lA.ifVi/.^Ai Hu  (  'jint   r| (~t£iiitvc 
V'UiSSc  1 1»  puinccairc  uu  \ -ani,  ui  »icnvn 

1847 

3  S0»l  Ol  MI 

700.660 

G 

Caissc  Mutuelle  de  Credit  et  de  Depots 

1877 

306.S2S 

62.626  , 

A 

Comptoir  d'Kscompte  de  Gcnevc  .    .  . 

ls55 

5.000.000 

2.5 7 5. <X>0  | 

A 

1863 

(|tW,iK)">K))  ; 

A 

Union  financiere  de  Oerie vc  .            .  . 

1890 

8,t)'>0.000 

405.U..H» 

A 

K.aaton  uiarus. 

1852 

2.250.000 

471.180 

Sl. 

Glarner  Kantonalbank  

13*3 

1.500.000 

olO.OW 

IVatluiu  liraUDuuQOL) 

A 

1862 

2.H*)0,000 

60321 1 

St. 

GraubUndner  Kantonalbank     .   .  . 

1870 

2.(M>0.000 

2.lo3.994 

A 

1896 

125000 

2.307 

A 

Kanton  Luern. 

Grosswaagen.    HQlfskasse  in  Grosswangen 

1882 

200.000 

68.000 

A 

Hochdorf.    Volksbank  in  Hochdorf    .    .  . 

1874 

400,000 

120.000 

A 

Luzem.   Bank  in  Luzern  

1856 

6.0(»(i.u00 

&  f\f\  i  ki  k  t\ 

A 

Kreditanstalt  in  Luzern  

1*72 

500.000 

1  UO.LHJO 

St. 

Luzerner  Kantonalbank  

1850 

3.000.000 

1     J  Eil  £\i  kl  ~\ 

1,43  4.000 

KA 

E.  Sidler  &  Cie  

1890 

800.000 

nur  .  ■  ji> 

25o.>ü4o 

\ 

>  OIK>rJHIlK    III    l*ll£ClH  ....... 

500  000 

125.000 

Kanton  Neaeabarg. 

A 

160.000 

bO.(.K>0 

A 

1     /iriln             D  '1  ffldtll  A      /"III       1     f~S  1 

1  500  000 

75O.Oi)0 

St. 

Neuenburg.  Banque  Cant.  Neuchäteloise 

IS  82 

4.000.000 

646.000 

A 

Banque  Commerciale  Neuchäteloise 

lss2 

4.000.000 

158.000 

Stil  tK. 

V^AISSC   (1  r#pargiie   Uc    »lCUCiiultl        .      .  • 

IST? 

o  280  1 73 

A 

Credit  foncier  Ncuchutelois  

1S63 

3.000.000 

492.000  ; 

nanion  niuwaiaen. 

St. 

Staus.    Kantonale  Spar-  und  Leihkasse 

von  Nidwaiden  

1879 

500. 00O 

ii)0  Oi  J 

132.244 

Kantnn  OTiwäldan 

Sl. 

Samen,   Obwaldner  Kantonalbank    .  . 

ICV50 

Kanton  St.  Gallen. 

V 

Altstatten.    Kncinthauscne  rvreaitanstalt 

ls  i\ 

OOlf.l  'Wv 

A 

Sparkasse  Altstatten  

A 

Azmoos.   Spar-  u.  l.cihkasse  Wartau-Sevclen 

sUO.OtWJ 

A 

Buchs.  W  erdenbcrgische  Spar-  u.  l.cinanstalt 

i  in  <\t~it\ 

A 

Flums.    Spar-  und  Kreditkassa  

185>y 

Ol  \i  k  i  kl  u  i 

4  1  »IW 

A 

Gossau.    Krsparniskasse  Gossau  .... 

■   1  \«  l  Iii  W  k 

fiji  I  W  U"» 
U ' ) . 1 ™  f\J 

A 

Graba.    Kreditanstalt  Grabs  

18  so 

120.000 

28.700 

A 

Lichtensteig.    Toggenburger  Bank     .  . 

1*63 

1.500,000 

LOOO.OiW  , 

A 

Kagaz.    Bank  in  Kaga/  

1894 

500.000 

60.000 

A 

Rapperswil.    Leihbank  Rapperswil     .    .  . 

1865 

200.000 

86.000 

A 

St.  Gallen.   Bank  in  St.  Gallen  ... 

is«7 

9.000.000 

1^00.000 

i  iein. 

Ersparnisanstalt  der  Stadt  St.  Gallen  .  . 

181 1 

350.000 

A 

Kreditanstalt  in  St.  Gallen  .... 

1S54 

2.500.000 

1.500.000 

A 

St.  Gallische  llvpothekarkasse  .... 

1S64 

2.000.000 

1  St. 

St.  Gallische  Kantonalbank  ... 

istfs 

7.000.000 

1.794.000 

H.inkr-n 


4(17 


y  .1 

-£  c 

• 

Pirni.'i 

3  1 
- 

iMiibtvahlt  t's 

)v   1  II  1  \  1  1 

i-.ndc  19Mft 

Reseiven 
Knde  1900 

■ 

1    ' ' 

Thal.     Krspar.nsanstalt    Kheinerk  -  rhal- 

l.ut/enbory  ....   



75.657 

A 

\\  allcnstadt.     Sarganserlandisrhe  Spat-  und 

Leihanstalt 

ItJlt.tMIM 

53  000 

1  A 

Wil.    Hank  in  Wil  

1^9 

L.MMI.tllHl 

215.000 

IVA  III  Uli  OtdiallUaUacLI. 

«  i Olli. 

W  f       II                                                                       IT  11*11 

Hailau.    Spar-  und  Leinkassc  llnllau  . 

1S60 

206. 000 

\ 

Scharihausen.    Bank  tn  Schannausen 

I  >t>2 

3.«.mii>.00Ü 

530.000 

,  Stitt-,'. 

Erspamiskasse  in  Schaafhausen  .... 

1^17 

676.565  1 

st. 

Schaff  hauser  Kantonalbank     .  . 

L5W.00O 

327.40 1 

A 

Spar-  und  Leihkasse  

■JIMl.tMH) 

293.446 

nduiuii  auuw  yi. 

A 

Kinsicdeln.    Spar-  und  Lcihkassc       .    .  . 

1 S5 1 

301  MM. Ml 

36.000 

'  A 

Schwvz.    ISauk  in  Schwvz  

1^73 

2oo.ooo 

5 1.000 

St. 

H79 

1  .5oO,oi.mi 

379,000 

<  i t» III . 

Sparkasse  der  (»emeinde  Schwvz  .    .  . 

ls  12 

— 

«»  1  L  ^  «All 

309.911 

1  A 

Kanton  Solothurn. 

(irctichcn.    Spar-  und  Lcihkassc     .  . 

1  "MjS 

225.000 

75.400 

« tetn. 

456.737 

<  iem. 

Solothurn.  hrspanuskasse  d.  Stadt  Solothurn 

1^19 

. — . 

278.53S 

1  A 

Schweizerische  Hypothekenbank    .    .  . 

2.öoo,ooo 

34.543 

A 

Solothurner  Hültskasse  

1*17 

1.200.000 

242.000 

st. 

Solothurner  Kantonalbank  .... 

5.000.000 

1,212.000 

A 

l^t.54 

100.000 

65.500 

A 

Solothurnisrhe  Yolksbnnk  

ls72 

1.000,000 

loo.ooo 

A 

Rantnn  Titaaln 

iianion  i  essin. 

Bcllinzona.   Banca  Cantonale  Ticinese 

l^til 

1.625. <mio 

20.O'  M) 

A 

lianca  l'opolarc  Ticinese  

l.Oi  10.000 

500,0<MI 

A 

Locamo.    Itanca  Svizzera  juvericam 

1  •<9rJ 

1.50O.0OII 

50.000 

A 

1  w  ti 

L.»oo.<  100 

J  <.000 

A 

Lugano.   Banca  dclla  Svizzera  italiana 

-t  .  ^ 
1>i3 

1,000.000 

430.000 

A 

Banca  Popolare  di  Lugano  .... 

1.1 .011.000 

361.000 

Kanton  Thnrgan. 

A 

Diesscnhofcn.    Leih-  und  Sparkasse  des  Be- 

zirks Diessenhofen 

1*65 

250  000 

151.000 

A 

Eschenz.    Leih-  und  Sparkasse  

1*65 

5<MiooO 

1 95.000 

A 

rrauenfeld.    ThurgauiSChe  Hypotheken- 

bank                               .       .  . 

*. 000.000 

2.120,000 

4, 

A 

Steckborn.    Leih-  und  Sparkasse  .... 

1^.4 

500.000 

1 50.000 

St. 

Leinfelden.  Thurgauiscbe  Kantonalbank 

1>i0 

5.000.000 

1,700.000 

1 

St. 

Altdorf  Ersparniskassa  des  Kantons  Uri 

iOO.OOO 

290.000 

Kantnn  Waadt 

A  \  St. 

Lausanne.    Banque  Cantonale  Vaudoise 

1  ^45 

12.0oii.  0110 

4 .900.000 

KA 

lianque  Ch.  Schmidhauscr  tSr  <-'ie. 

1<!>3 

25o.ooo 

137.944 

A 

Maiupie  d'Rscompte  et  do  I)6pöts 

1  » 

2.5OO.000 

33O.O00 

A 

t  aissc  Hvpothecaire  Cantonale  Vaudoise 

H49 

12,1  »00.000 

2,391.301 

A 

Societe  (»enerale  Alsacicnne  de  lianque 

H^l 

Ii. 

1k.  ,t36..'«ti 

<  • 

1*64 

553.100 

563.340 

i  A 

Montreux.    Hanque  de  Montreux  .... 

1*0* 

2.000.000 

430.000 

KA 

l*7s 

1,000.000 

140,000 

A 

I'ayernc.    lianque  l'..pulairc  de  la  Mro/e  . 

lSr>4 

4>  10.000 

95.000 
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Banken 


Charakter 
des 
Instituts  | 

<= 

Kirrrici                        "H  Sc 

Einbezahltes 

Kapital 
Ende  1900 

Reserven  j 
Ende  19O0  j 

A 


Vevcy.    Credit  du  Lt-man 
Vverdon.    Credit  Yverdonnois 


Brig.    Bank  in  Brig  . 


A&St. 


A 
A 
A 
Ü 
A 
A 
A 
A 
A 
A 
A 
A 
A 
A 
A 
A 
i. 
A 
A 
A 
A 
A 
A 
(j 
A 
A 
St. 


Zug. 

Zug.    Sparkassa  Zug 
Zuger  Kantonalbank 


Kanton  Zürich. 

Dietikon.    Leihkasse  Dietikun  . 
Hurgen.    Leihkassa  Horgen  .... 
Kloten.    Leihkasse  Kloten-ßasscrsdorf 
KQssnach.    Sparkasse  Küssnach 
Meilen.    Leihkasse  Meileri-Herrliberg 
Richtersweil.    Leihkasse  Richtersweil 

Stäfa.    Leihkassc  Stäfa  

Stammheim.    Leihkasse  Stammheim  . 
Wädensweil.    Bank  Wädensweil 
Winterthur.    Bank  in  Winterthur  .  . 

Hypothekarbank  in  Winterthur  .  . 
Zürich.    Aktiengesellschaft  Leu  &  Co. 

Bank  für  elektrische  Unternehmungen 

Bank  für  Orientalische  Eisenbahnen 

Bank  in  Zürich  

Eidgenössische  Bank  (A.G.).    .  . 

Gewerbebank  Zürich  

Hypothekarbank  Zürich  .... 

Inkasso-  und  ElTektenbank     .    .  . 

Leihkasse  Enge  

Leihkasse  Xeumünster  

Leihkassc  der  Stadt  Zürich  .    .  . 

Schweilerische  Kreditanstalt     .  , 

Spar-  und  Leihkasse  Ausaeraihl-Wiedikon 

Zürcher  Depositenbank  .... 

Zürcher  Eisenbahnbank  ... 

Zürcher  Kantonalbank  .... 


1867 

im 


im 


1*40 
1891 


1.000.000 
346.300 


250.000 


2,000,000 
2.000.000 


300.000 
240.000 


Ö.000 


459.530 
269.000 


1  HDO 

D4J.000 

OS)  Q,1l~k 

1363 

1.000,000 

200.000 

1873 

400.000 

130.000 

183« 

58.000 

1866 

50.500 

44.000 

1875 

320,000 

43.800 

1872 

250,000 

120.000 

1863 

102,400 

35.000 

1863 

2.000,000 

625.000 

1862 

15.000.000 

2.375.000 

1866 

12.500.000 

1,600.000 

1755 

20.000,000 

2.325.000 

1895 

30.000,000 

309.410 

1890 

15.000,000 

617.933 

1836 

10.000,000 

1,100,000 

1863 

25.000.000 

2,900,000 

1867 

2.071.730 

280.000 

1896 

2.000,000 

140.000 

1896 

3.000.000 

235.000 

1867 

1.500,000 

460.000 

1859 

1.000.000 

270.000 

1857 

1.600.000 

440.000 

1856 

40,000,000 

10,000,000 

1890 

1.875.800 

245.000 

1889 

2.000,000 

270.000 

1S94 

1.600.000 

1X70 

20,000.000 

9,500.000 

Diese  circa  200  Institute  repräsentieren  ein  einbezahltes  Kapital  von 
circa  634  Millionen  Franken  und  besitzen  Reserven  für  eine  Summe  von  rund 
131  Millionen  Franken,  wobei  die  in  der  Schweiz  bestehenden  Filialen  aus- 
ländischer Finanzinstitute  (Credit  Lyonnais,  Banquc  de  Paris  et  des  Pays-Bas, 
Oberrheinische  Bank.  Allgemeine  elsässischc  Bankgcsellschal't)  nicht  inbe- 
griffen sind. 

Nach  A.  Furrers  Volksuirtschaftslcxikon  der  Schweiz  weisen  per  Ende 
1883  29<»  Institute  ein  einbezahltcs  Kapital  inkl.  Reserven  von  438  Millionen 
Franken  auf,  denen  heute  vorgenannte  7<>5  Millionen  v«m  200  Instituten  gegen- 
über stehen. 

Das  Gesamtergebnis  ist  wohl  der  Eindruck  einer  grossartigen  Entwicklung 
des  Bankwesens  der  Schweiz,  das  mit  der  Entwicklung  des  allgemeinen  Ver- 
kehrs Schritt  gehalten  hat.  Handels-  und  llypnthekarbanken  stehen  dem  Gross- 
verkehr zur  Genüge  zu  Gebot  und  die  Zahl  «1er  Sparkassen  zur  Aufnahme  und 
zur  Anlage  der  Ersparnisse  ist  eine  genügende  geworden,  nach  der  Meinung 
vieler  Fachleute  eine  so  grosse,  dass  die  Errichtung  von  Postsparkassen  keinem 
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Bedürfnisse  mehr  zu  entsprechen  hätte,  l'ehersehen  wird  dabei  aber,  dass  die 
Postsparkasse  nicht  in  Konkurrenz  zu  den  bestehenden  Sparinstituten  sich  zu 
stellen  hatte,  sondern  als  weiteres  Bindeglied  zwischen  sie  und  den  kleinen 
Sparer  treten  soll. 

Die  Statistik  von  Pfarrer  Spyri,  die  im  Auftrage  des  eidgenössischen 
Departements  des  Innern  im  Jahre  18<>4  verfasst  wurde,  weist  Knde  1862 
230  Sparkassen  mit  einer  Einlage  von  Fr.  131,542.639  auf.  Die  im  Jahre  1889 
erschienene  Statistik  des  Departementes  selbst  ergiebt  pro  1886  auf  357  Spar- 
kassen ein  Guthaben  der  Einleger  von  Fr.  593,724.829.  Im  Jahre  18*»8  wurde 
eine  neue  Statistik  im  Auftrag  des  Departementes  durch  Herrn  Fatio  erstellt,  deren 
Schlussergebnis  Ml  Sparkassen  mit  einer  Spareinlage  von  Fr.  937.917.977.  19 
pro  Knde  1896  erzeigt. 

Es  darf  daher  wohl  gesagt  werden,  dass  alle  diese  Bankeinrichtungen 
genügen  würden,  wenn  nicht  ein  wichtiges  Glied  in  der  Kette  fehlte;  nämlich 
dasjenige  einer  Girobank,  die  als  Centrale  Notenbank  auch  die  Geld- 
zirkulatiun  zu  regulieren  hätte.  Wenn  auch  das  Gebiet  der  Diskontopolitik 
und  dasjenige  der  Emissionsbanken  in  besonderen  Abschnitten  behandelt  wird, 
so  muss  doch  auch  hier  darauf  hingewiesen  werden,  dass  der  Ausgleichsvcrkehr 
auf  und  zwischen  den  verschiedenen  Bankplätzen  gegenwärtig  einen  viel  zu 
grossen  Aufwand  an  Barmitteln  erfordert.  Wenn  wir  beispielsweise  nur  anführen, 
dass  bei  der  Deutschen  Reichsbank  im  Jahre  1900  jede  Mark  Guthaben  auf 
den  Girorechnungen  im  Jahre  405  Mal  in  einfacher  Aufrechnung  umgesetzt 
wurde,  bei  einem  Anfangsguthaben  von  Mk.  385.357,278.  62  auf  1.  Januar  1900 
und  auf  der  anderen  Seite  darauf  hinweisen,  dass  in  der  Schweiz  diese  Art 
des  Bankverkehrs  fast  gänzlich  fehlt,  so  wird  es  wohl  klar,  dass  hier  eine 
Lücke  besteht,  deren  dauernder  Fortbesland  für  das  Land  einen  grossen  wirt- 
schaftlichen Schaden  bedeutet. 

Die  von  den  Emissionsbanken  errichtete  Abrechnungsstelle  ist  nur 
ihnen  selbst  zugänglich  und  dem  allgemeinen  Verkehr  verschlossen.  Die  in 
den  Räten  angeregte  Einführung  des  Postgiroverkehrs  und  des  Postchecks 
würde  wohl  eine  wesentliche  Besserung  bringen,  aber  sie  bedeutet  eben  doch 
auch  eher  eine  Ergänzung  zu  der  \  erfassungsgemäss  zu  errichtenden  Notenbank. 

Dass  das  Bankwesen  in  der  Schweiz  einen  so  decentralisierten  Charakter 
hat.  liegt  wohl  vor  allem  auch  in  den  Eigentümlichkeiten  des  sch weizerischen 
Staatsgebildcs.  Diese  Decentralisation  brachte  es  auch  mit  sich,  dass  nur 
wenige  Banken  sich  ausschliesslich  mit  einer  Spezialität  des  Bankfaches  befassen, 
und  dass  vielmehr  mit  Rücksicht  auf  ihr  verhältnismässig  kleines  Gebiet  die 
meisten  die  verschiedensten  Zweige  des  Bankgeschäftes  in  ihrem  Betrieb  ver- 
einigen. Zur  Zeit  der  Errichtung  all  der  Ranken,  die  vor  1848  entstanden, 
bestand  auch  noch  die  Münzverschiedenheit  von  Kanton  zu  Kanton.  Die 
Ordnung  des  Münzwesens  auf  eidgenössischem  Gebiet  und  der  Erlass  des 
Banknotengesetzes  von  1881  haben  unverkennbare  Besserung  gebracht,  ebenso 
das  Inkrafttreten  des  Obligationenrcc  htes  für  die  Aktiengesellsc  haften  und  das 
Bankgeschäft  überhaupt.  Immer  noch  machen  sich  aber  Verschiedenheiten 
nachteilig  geltend  für  einen  durch  das  ganze  Land  gleichmässig  zu  gestaltenden 
Bankverkehr,  so  namentlich  die  grossen  Untersc  hiede  in  den  kantonalen  Gesetzen 
über  den  Stempel,  speziell  über  den  Wechselstempel. 

Besserungen  auf  diesem  Gebiete  werden  zu  neuer  Entwicklung  des  schwei- 
zerischen Bankwesens  im  allgemeinen  beitragen,  das  gerade  zur  gegenwärtigen 
Zeit,  abgesehen  von  obigen  Mängeln,  als  ein  gesundes  sich  erwiesen  hat. 

III.  Gesetzgebung.  Eine  eigentliche  sc  hweizerische  Bankgesetzgebung 
besteht  nur  für  die  Emissionsbanken  im  Bankgesetz  von  1881.  das  die  Vor- 
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schriften  über  «Ii«-  Ausgab«:  von  Banknoten  enthalt.  Daneben  b«steli«n  in  «h-n 
Kantoru-n,  «leren  Kantonalbanken  r«in<-  Siaarsliankrn  —  i 1 1 « I _  oder  wo  d«-r  kan- 
tonal«* Sta.u  hei  der  h*->t eilenden  Knussiousbank  am  Kapital  oder  am  h  nur 
hei  der  Verwaltung  beteiligt  ist,  besondere  <ie>etz«-  über  die  <  irgani-aüon 
dieser  Banken,  ebenso  üh«-r  die  stn  it In  h>-n  I  lypothekarinstitute.  Alle  stehen 
unter  ilen  Bestimmungen  des  Banknotengesei  zes.  soweit  es  die  N'Ucncmisdan 
anbelangt  uiifl  unter  den  Vorschriften  des  s.  Ii  w  ei/erisr  h.-n  Ob!igation<  nre<  htc; 
mit  Bezug  auf  R'  i lmungsahlage.  (>i  -gani-at  ion  und  <  Jeschaftsführung.  Die  Aus- 
führung des  revidierten  Verfassung- artikels  .Vi  wird  auf  den  /eitpunkt  der 
Krriehtung  einer  « «Mitralen  Notenbank  und  «l<-s  Rückzuges  der  h«?st eilend«  i 
Notenaus^.ihen  da-  Banknot  eng<-s«-t  z  ans-er  Kraft  s<-t;.<>n. 

IV.  LitteratUT.  Ad.  Burckhardt-BiiChoff.  Die  Zeddelhanken  in  der  S.hv.ei:  *»/ 
das  Bedürfnis  einer  einheitlichen  .\\>/en:irkulati>>n.  Base/  /.*.;/.  —  A.  Ssndoi,  Ins/>(stetr 
des  Bam/ues  d'emissivn.  tSi?<.  —  Schwei-.  Finanz iahrl>iu  h  UfOf.  —  Spyri.  /•>.</*</ r*j>  • 
kinsrri  der  Schv.eiz  rSöf.  -  Statistik  der  scki.ei;  irischen  Sparkassen  für  /Ssi  unl 
/SS.'.  Statistisches  Bureau  /SS'?.  Wilhelm  FaÜO.  Die  Sparkassen  der  Sek:.,,:  /,?^>. 
—  yahres!>ei  i<  hie  der  .<<      eizerischen  Bankinstitute. 

J.  JUrtrr,  Xationalrat,  I'räsid-  iit  der  Kantona/hank,  B<  rn. 

Banknotenwesen. 

I.  A  1  lg«--  tu  ci  ric  s.  —  II  Geschichtliches:  1.  Hankgrümlungcn  un<{  .lit 
Zustände  im  N'utenuesen  bis  zum  Krinas  des  eidgenössischen  Münzgcset.-es:  2  das 
gegenseitige  Verhältnis  der  Hank  nstitute  seit  IK5i>;  .*>.  Anläufe  zur  gesetzlichen 
Regelung  des  Fmissionswcsens;  4.  die  Konkordatshanken:  5.  Hundesgesetz  über 
die  Finlösung  und  .Ausgabe  der  Banknoten:  '>.  Entwicklung  des  Notenwesen»  seit 
1SSI.  —  III.  Ho  st  rebungen  /.u  (Junsten  der  (Zentralisation  des  Noten- 
wesens. —  IV.  Rctraehtungen  über  die  Bedeutung  der  Cc n  t  ra  I  i  sa  t  ion 
des  N  nten  w  esens  f  G  r  di  e  s  c  h  \v  c  i  /  e  rt  sc  he  V  o  Ik  s  w  i  rt  sc  ha  ft.  —  V.  MaM- 
nahmen  der  Emi  ssi<wi  sbank  e  n  zum  Z  n  ecke  der  K  egu  lierung  der  Xoten- 
cirkulation.  —  VI    Sc  h  I  u  ssbe  t  ra  c  ht  ungen.  —  VII.  Litteratur. 

L  Allgemeines.  Das  Banknoten  wiesen  im  allgemeinen  hat  sieh  au-  ih'm 
Depositen-  und  (iirog«'*«- hält«-  der  Banken  <*ntwi<  kell.  D<  r  Vorlauhr  der  Bank- 
note war  der  De[)ositeti-  oder  Kmpfangsch«*in  «h-r  Bank  für  das  ihr  zur  Auf- 
bewahrung übergeben«-  Geld  (Depositum).  Die  Ausstellung  «lerartiger  (.Quit- 
tungen ;mf  kleinere  Teilbetrag«-  von  oft  rumhn  Summen,  und  auf  den  Inhaber 
statt  wie  früher  auf  den  Namen  des  Deponenten  lautend,  in  Verbindung  mit 
der  aulgekoinmeni  n  (lewohnheit.  sieh  so|«  her  S<  he  ine  als  Zahlungsmittel  gegen- 
über Dritten  zu  be«lien«n.  bildete  «len  L'ebergang  v«»m  Depositensrhein  zur 
Anweisung  und  zur  Banknote.  Mit  der  beschreitenden  Kntwi«  klung  des  Geld- 
und  Zahlungsverkehrs  und  der  spater  hinziigetn't«-n«-n  Vergütung  von  Zinsen 
auf  den  Depositen,  <-rhi«lt  «lie  Bank.  w«  nn  s«dion  nicht  <  hVktiv  Kigentümern 
d«-rs«-lben,  doch  ein  b«'dingtes  Verfügungsr«  «  ht  darüber.  Aus  dem  Depositum 
wurde  ein  Darleihen,  wobei  der  Dep«»nent  sich  zum  Gläubig«!*  der  Bank  und 
«li«>se  sich  zur  S<  huhhu-rin  «lesseihen  uimvambdten.  B«-hufs  g«* winnhringen<Vr 
Verw«-rtung  dieser  zu  ve  rzinsenden  Depositen  verlegte  sich  die  Bank  auf  «lie 
Krwerhung  rentablerer  Korderungen,  wie  insbesondere  Wechsel,  rückzahlbare 
Obligationen,  Klfekon  utul  d«-rgl.  und  bezahlte  dieselben  mit  unverzinslichen, 
bei  Sicht  zahlbaren  Anweisungen  < Zahlungsversprcchen i  auf  ihre  Kasse,  d.  h.  im 
mo«|ernen  Sinne  mit  Banknoten.  Die  Banknote  ist  somit  eine  unverzinsliche, 
bei  Vorweisung  an  «h-n  L'eberbringer  in  gesetzlichem  Gehle  zu  zahlende 
Anweisung  einer  Bank  auf  sich  selbst.  Der  Zweck  ihrer  Ausgabe  ist  für  «lie 
Bankett  die  B»  -«  halfung  unverzinslicher,  d.  h.  moglbbst  hilliger  Betriebsmittel. 
Für  den  N'ehmer,  mit  an«l«  r«  n  Wort«  n  für  «las  mit  Noten  verkehrende  Publikum 
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bildet  sie  ein  bequemes  Zahlungsinstrument  uml  wird  dadurch  zum  Cirkulations- 
miltcl.  Sie  erfüllt  somit  auch  Volkswirts»  hall liehe  Funktionen.  Namentlich  in 
Ländern  wie  z.  B.  in  der  Schweiz  mit  Mark  entwickeltem  Verkehr,  aber  mangel- 
haft ausgebildeten  Zahlungseinrichtungen,  vermag  sie  bei  technisch  richtiger 
Verwendung  mit  Vorteil  den  schwankenden  /.ahlungsbediirfnissen  gerecht  zu 
werden.  Dies  aber  auch  nur,  wenn  ihr  Umlauf  der  notigen  Elastizität  nicht 
entbehrt.  Sie  ist  indessen  selber  kein  Geld,  sondern  mir  ein  Geldersat ./.mittel 
(Geldsurrogat),  dem  je  nach  dem  Masse  der  Kreditwürdigkeit  und  der  Bedeutung 
des  Institutes,  das  sie  ausgiebt  (emittiert!,  die  Fähigkeit  innewohnt,  die  Funk- 
tionen des  Metallgeldes  zu  ersetzen.  Niemand,  ausser  den  Noten-  oder  Emissions- 
banken selbst,  ist  daher  gehalten.  Banknoten  an  Zahlungsstatt  anzunehmen. 
Kine  Verpflichtung  zu  deren  Annahme  besteht  nur  in  denjenigen  Staaten,  wo 
gesetzlich  der  sogenannte  «legale  fürs»  der  Noten  dekretiert  ist,  was  in  der 
Schweiz  nicht  der  Fall  ist. 

II.  Geschichtliches.  1.  BankgrCnih  n«;kn  im>  du.  Ziständk  im  N'otkn- 
wkskn  ms  zcxi  Kki.ass  i>ks  i:ii>gi;nössisc  men  mün/.<;ksi  tzks.  Wie  ander wärts, 
verdankt  auch  in  unserm  Lande  die  Banknote  ihre  Entstehung  einerseits  dem 
Bestreben  der  Banken,  ihre  Gelder  und  ihren  Kredit  möglichst  vielseitig  und 
nutzbringend  zu  verwerten,  andererseits  aber  auch  dem  Bedürfnis  einer  leichtern 
Verkehrsvermittlung;  sie  ist  somit,  wie  eine  Reihe  anderer  Institutionen,  aus 
der  privaten  Initiative  der  zunächst  interessierten  Kreise,  hier  der  Bank-  und 
1  {andelsweit  hervorgegangen. 

Die  ersten  Noten  wurden  in  der  Schweiz  anfangs  des  neunzehnten  Jahr- 
hunderts ausgegeben.  Kine  geld-  und  kredit  wirtschaftliche  Bedeutung  von 
einigermassen  nennenswertem  Umfange  vermochten  sie  indessen  erst  gegen  die 
Mitte  desselben  zu  erreichen.  Die  ersten  schüchternen  Versuche  werden  einigen 
Privathanquiers  in  Genf,  Lausanne  und  Bern  zugeschrieben.  Die  damals 
ausgegebenen  Banknoten  waren  unter  der  Bezeichnung  «Bons  de  caisse» 
(Kassascheine)  bekannt.  Sie  vermochten  sich  aber,  weil  von  beschränkter 
Kreditfähigkeit,  nur  in  engerem  Kreise  und  nur  während  ganz  kurzer  /eil  im 
Umlauf  zu  erhalten,  weshalb  sie  auch  ihrer  Bestimmung.  Vermittlerinnen  billigen, 
d.  h.  zinsfreien  Geldes  zu  werden,  nicht  in  gewünschtem  Umfange  entsprechen 
konnten  und  daher  auch  bald  wieder  aufgegeben  wurden.  Deren  Ausgabe 
beschränkte  sich  übrigens  nur  auf  kleine  Abschnitte  und  auf  verschwindende 
Gesamtsummen.  Erst  die  dreissiger  Jahre  mit  den  intensiver  sich  entwickeln- 
den Handelsiteziehungen  und  dem  Verlangen  nach  einem  handlicheren  und 
billigeren  Umlaufsmittel  an  Stelle  des  für  einen  ausgedehnteren  Zahlung* verkehr 
unpraktischen  Metallgehles,  gestatteten  der  Banknote  ihre  eigentliche  Kin- 
bürgerung  in  den  Verkehr. 

Die  im  Jahre  1834  gegründete  Kantonalbank  von  Hern  war  das  erste 
öffentliche  schweizerische  Bankinstitut,  das  sich  mit  der  Notenausgabe  bel'asste. 
Ihm  folgten  1836  die  Bank  in  Zürich.  1SA7  die  Bank  in  St.  Gallen.  1844  die 
Bank  in  Basel,  1845  die  Banque  du  Commerce  in  Genf  und  die  Banque 
Cantonale  Vaudoise  in  Lausanne,  1848  die  Banque  de  Geneve.  1850  die  Banque 
Cantonale  Fribourgeoise,  1851  die  Thurgauische  Hypothekenbank,  1852  die 
Bank  in  Glarus,  1854  die  Banque  Cantonale  Neuchatcloise  (188.3  in  Liquidation 
getreten)  und  die  Aargauische  Bank.  185<»  die  Banque  Cantonale  du  Valais 
(zwangsweise  liquidiert  im  Jahre  1871)  und  die  Bank  in  Lu/.ern,  1857  die  Bank 
in  Solothurn.  18b0  die  Tessiner  Kantonalltank,  18(>2  die  Bank  in  Sc  haffhausen 
und  die;  Bank  für  Graubünden,  18(>3  die  Kidgenössische  Bank  und  die  Toggen- 
burger  Bank,  1S(>7  die  St.  Gallische  Kantonalbank,  18»>8  die  Basellandsc  halt- 
liche Kantonalbank.  1870  che  Zürcher  Kantonalbank,  die  Thurgauisc  he  Kantonal- 
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hank,  die  ( Jrauhündner  Kantonalbank.  187.}  die  Kank  der  Italienischen  Schweiz. 
187b  die  Appenzell  A.-Rh.  Kantonalbank.  Ferner  sind  während  und  nach 
dieser  Periode  entstanden:  1837  die  Ersparniskasse  des  Kantons  L"ri.  1850  die 
Spar-  und  Leihkassc  des  Kantons  Luzcrn  (später  Luzerner  Kantonalbank).  1853 
die  Kanque  populaire  de  la  Gruyerc,  1854  die  Caissc  hypothecairc  du  Canton 
de  Fribourg,  1862  die  Leihkasse  Glarus.  1864  die  Kanque  populaire  de  la 
Kroyc,  18b6  der  Credit  agricole  et  industriel  de  la  Kroye,  1867  die  Caisse 
damortissement  de  la  dettc  ))ublique  (später  Kanque  de  lEtat  de  Fribourg). 
1873  der  Credit  Gruye>ien,  1879  die  Kantonale  Spar-  und  Leihkasse  Nidwaiden, 
welche  Institute  sich  aber  erst  einige  Zeit  nach  ihrer  Gründung  dem  Geschäft.- 
der  Notenausgabe  widmeten. 

Der  Stand  des  schweizerischen  Notenwesens  war  im  Jahre  1862  folgender 
(nach  K.  Pictet  <  Lcs  banques  de  circulation  en  Suisse»  Genf  1863): 


Ende  1862 

Durchschnitt 

BanUe  ri 

der  Noten- 

eingezahltes 

zirkulation  Im  i 

Kapital 

Jahre  1862 

503.000 

6,000.000 

2,089,000 

3,180.000 

1,683.000 

i    Bank  in  Kasel  

2.000.000 

697.000 

Kanque  du  Commerce  

3.100.000 

1.470,000 

Kaiujue  C'antonale  V'audoise   .    .  . 

6.000.000 

2,871,000 

Kanque  de  Gerleve  

2.500.000 

950,000 

Kanque  C'antonale  Fribourgeoise 

1.000,000 

357,000 

Thurgauischc  Hypothekenbank    .  . 

1.500.000 

433,000 

1.000,000 

542,000 

Kanque  C'antonale  Neuchäteloise 

1,000.000 

1,145,000 

2.000.000 

254,000 

Kanque  Canton  ale  du  Valais  .    .  . 

1.500.000 

450,000 

500.000 

168,000 

2.000,000 

121,000 

1    Kanra  Cantonalc  Ticinese  .... 

1.000,000 

73.000  j 

lf>  Banken  mit  Fr. 

37,780,000 

13,756,000 

Das  Jahr  18(>4  wies  bereits  20  Banken  mit  einem  eingezahlten  Kapital 
von  53,6  Millionen  und  einer  durchschnittlichen  Notenzirkulation  von  15.7  M. 
auf.  Die  Zunahm«-  der  letztem  war  aber  trotz  Vermehrung  der  Notenbanken 
bis  gegen  die  siebziger  Jahre  eine  unwesentliche.  Mit  dem  Aufschwung  von 
Handel  und  Industrie  nach  Beendigung  des  deutsch-französischen  Krieges  dagegen 
entwickelte  sich  auch  das  schweizerische  Notenwesen  in  ziemlich  rascher  Pro- 
gression, wie  nachstehende  Aufstellung  erzeigt: 


!  Jahr 

Zahl 
der 
Banken 

Durchschnitt 
d.  Zirkulation 
in  Millionen 
Franken 

Betreffnis  auf  [ 
den  Kopf  der  I 
Bevi'Mkerung  j 

Jahr 

Zahl 
der 
Banken 

Durchschnitt 
d.  Zirkulation  , 
in  Millionen  ' 
Franken  j 

"3  t  M 

«■3  §  ! 
«  im  r 

«5  o  _* 
Iii 

1869 

21 

18,1 

Fr.  6.85 

1876 

32 

80,6 

Fr.  29. 15 

1870 

24 

18,1 

-    6. 90 

1877 

34 

83,1 

-  29.85 

1871 

28 

24,8 

„  9.25 

1878 

35 

82,6 

_  29  45 

1872 

29 

31.6 

r  11.75 

1879 

86 

83,7 

.  29.70 

!  1873 

'29 

47.8 

.  17.60 

1880 

36 

92.9 

-  32.75 

1874 

32 

65.4 

.  23.95 

1881 

36 

99,4 

-  34.85 

1875 

32 

77.3 

-  28. 10 
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Aber  nicht  nur  dem  vermehrten  Bedürfnis  des  Handelsstamles  an  sirli 
aHein  ist  diese  nach  und  nach  raschere  Entwicklung  des  Notenwesens  zuzu- 
schreiben. An  Stelle  der  früher  Noten  ausgebenden  Privatbanquiers  mit,  wenn 
auch  gutem,  so  doch  zu  wenig  kontrollierbarem  Kredit,  waren  öffentlich  als 
kreditfähig  bekannte  Bankinstitute  getreten,  die  nun  das  Geschäft  der  Noten- 
ausgabe als  besondern  Zweig  ihrer  Geschäftstätigkeit  kultivierten.  Hypotheken- 
hanken. Kreditanstalten,  Handels-  und  Diskontobanken  waren  erstanden,  je  nach 
dem  vorwiegenden  Bedürfnis  ihres  Wirkungskreises.  Auch  staatliche  Institute 
(Kantonalbanken)  waren  gegründet  worden,  die  alle  ein  mehr  oder  weniger 
erhöhtes  Vertrauen  beanspruchen  durften.  Das  anfänglich  gegen  die  neue  Ein- 
richtung vorhandene  Misstraucn  schwand  daher  zusehends  und  das  Publikum 
gewöhnte  sich  bald  an  dieses  praktischere  Zirkulationsmittel.  Die  Banken 
ihrerseits  hatten  keine  Veranlassung,  diese  neue  Form  der  Verwertung  ihres 
Kredits  nicht  voll  zu  würdigen  und  leisteten  der  Vermehrung  kräftigen  Vor- 
schub. Sie  waren  in  diesem  Vorgehen  während  der  ersten  Periode  auch  ziem- 
lich ungehindert,  denn  noch  mischte  sich  der  Bundesstaat  bis  zum  Jahre  1881 
nicht  mit  Erfolg  in  das  Geschäft  der  Notenemission  und  die  Kantonsregierungen 
begannen  erst  nach  und  nach,  vereinzelt  und  meist  in  ungenügender  Weise, 
demselben  ihre  Aufmerksamkeit  zuzuwenden.  Da  wo  die  Aktionsfreiheit  der 
Notenbanken  eingeschränkt  und  die  Materie  gesetzlicher  Regelung  unterzogen 
wurde,  geschah  es  in  höchst  verschiedenem  Masse.  Die  aufgestellten  Vor- 
schriften erstreckten  sich  unterschiedlich  zum  Teil  nur  auf  die  Beschrankung 
der  Emission  in  varierendem  Verhältnis  zur  Höhe  des  einbezahlten  Kapitals, 
zum  Teil  nur  auf  das  Mass  und  die  Zusammensetzung  der  Notendeckung,  auf 
die  Erhebung  von  Notensteuern,  dann  auch  hin  und  wieder  auf  Massnahmen 
für  Fälle  von  Nichteinlösung  der  Noten  durch  die  Ausgabestelle  (Anwendung 
des  wechselrechtlichen  Vorgehens  gegen  die  Banken  an  Stelle  des  gewöhnlichen 
Betreibungsverfahrens);  aber  nirgends  stossen  wir  auf  einen  Paragraphen,  der 
den  Noteninhabern  ein  Pfand  gesichert  oder  ein  Vorzugsrecht  auf  die  Masse 
der  Bank  im  Konkursfalle  eingeräumt  hätte.  In  einigen  Fällen  finden  wir 
Bestimmungen  über  die  Beteiligung  des  Staates  am  Gewinne  der  Bank,  auch 
über  Partizipation  an  der  Kapitalbeschaffung.  Einzelne  Kantone  erklärten  sich 
haftbar  für  die  Verpflichtungen  ihrer  staatlichen  Institute.  In  keinem  Kantone 
aber  war  z.  B.  die  Notenausgabe  von  der  staatlichen  Bewilligung  abhängig 
gemacht.  Mit  der  Sanktion  ihrer  Statuten  war  die  Bank  auch  im  Besitze  des 
Emissionsrechtes  u.  s.  w. 

So  verschieden  Mangels  einheitlicher  Gesetzesbestimmungen  die  Beding- 
ungen für  die  Notenausgabe  waren,  so  ungleichartig  waren  auch  die  Noten 
selber  nach  äusserer  Form.  Grösse  und  Einteilung  der  Abschnitte,  wie  nach 
ihrer  Währungsstipulation.  Namentlich  in  letzterer  Hinsicht  herrschte  ein  eigent- 
liches Durcheinander.  Bis  zum  Jahre  1850,  d.  h.  bis  zum  Inkrafttreten  der 
eidgenössischen  Münzgesetzgebung,  zirkulierten  nebeneinander  Frankennoten 
(alte  französische  Franken)  von  Basel  und  Genf,  Guldennoten  der  Bank  in 
St.  Gallen.  Brabanterthalernoten  der  Bank  in  Zürich,  Fünffrankenthalernotcn 
der  Berner-  und  Waadtländer  Kantonalbank.  Noch  im  Jahre  1882  waren  neben 
grössern  Abschnitten  Noten  ä  5,  10  und  20  Franken  im  Verkehr.  Die  Form 
der  Noten  war  bisweilen  unpraktisch.  Zum  häufigen  Mangel  einer  künstlerischen 
Zeichnung  gesellte  sich  öfters  eine  schlechte  Ausführung,  ungeeignetes  oder 
schlechtes  Papier  und  dazu  eine  langsame,  unzureichende  Erneuerung  der  Noten- 
formulare, welcher  Umstand  Notenfälschungen  Thür  und  Thor  öffnete. 

Eine  fernere  Schwäche  des  Notenwesens  jener  Zeit  bildete  das  absolute 
Fehlen  jeder  Verständigung  oder  vertraglichen  Vereinbarung  der  Banken  unter 
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sich.  An  Stelle  gegenseitiger  Annäherung  herrschte  Abneigung.  Jedes  Institut 
erblickt  c  in  den  andern  Notenbanken  Konkurrenzinstitute  und  in  der  Hin  Wande- 
rung ihrer  Noten  in  das  für  sieh  in  Anspruch  genommene  Verkehrsgcbiet  einen 
l  ibergrifl  in  seine  Reihte,  dem  naeh  damaliger  Ansicht  energisch  entgegen- 
zutreten war.  Um  der  eigenen  Note  einen  besseren  Absatz  zu  sichern  und 
die  Noten  anderer  Institute  nach  Möglichkeit  abzuslossen,  wurden  letztere  nie  lit 
selten  refüsiert,  zum  mindesten  aber  nur  unter  Abzug  angenommen.  Wird 
dabei  noch  der  Umstand  mit  in  Beriu  ksichtigung  gezogen,  dass  neben  dem 
Mangel  einer  einheitlichen  staatlichen  Oberaufsicht  und  Kontrolle,  d.  b.  albe- 
rnem verbindlicher  gesetzlicher  Vorschriften,  auch  jede  eingehendere  Beurteilung 
der  technischen  Organisation,  der  finanziellen  Lage,  der  Deckung,  der  Zahlung»- 
bercitschaft  der  einzelnen  Hanken  und  mithin  der  Kreditfähigkeit  ihrer  Noten 
ausgeschlossen  war,  indem  keine  der  Banken  periodisch  ihre  Situationen  ver- 
öffentlichte, so  liegt  es  auf  der  Hand,  dass  das  Umlaufsgebiet  der  Noten  ein 
nur  beschränktes  sein  konnte  und  dieselben  infolgedessen  nur  selten  und  in 
versch windenden  Betragen  die  heimatlichen  Grenzen  überschritten.  Wann  und 
wo  es  dennoch  geschah,  konnte  sich  der  Inhaber  ihrer  nicht  mehr  ohne  Ver- 
lust entäussern.  Die  Note  diente  also  damals  der  Kreditvermittlung  und  Ver- 
kchrserleiehterung  noch  in  sehr  unvollkommenem  Masse;  sie  war  noch  lange 
nicht,  was  sie  sein  kann  und  sein  soll,  ein  gern  genommenes  und  ihren  volks- 
wirtschaftlichen Zweck  als  sic  heres  Geldsurrogat  erfüllendes  Zirkulationsmittel. 

2.  Das  <u.<;knseitk;k  Verhältnis  »kr  Bankinstitute  seit  185t).  Die 
erste  Remedur  brachte  die  Münzgesetzgebung  von  1.S5U  durch  die  Einführung 
der  Franken  Währung,  die  eine  einheitliche  Wertnotierung  ermöglichte.  Aber 
auch  die  Banken  ihrerseits  fingen  an  von  sich  aus  auf  Verbesserungen  zu  sinnen. 
Ks  bildeten  sich  eine  Reihe  Konkordate,  die  alle  eine  Hebung  der  Umlaufs- 
fähigkeit der  Noten  und  im  allgemeinen  die  Anbahnung  besserer  gegenseitiger 
Geschäftsbeziehungen  bezweckten.  Die  erste  Vereinbarung  wurde  im  Jahre 
1852  zwischen  den  Banken  von  Basel  und  Zürich  abgesc  hlossen.  Beide  Banken 
verpflichteten  sich  zur  gegenseitigen  Annahme  und  Bareinlösung  ihrer  Noten 
unter  Abzug  von  1  °/(io  Provision;  beide  räumten  sich  auch  das  Recht  ein. 
Anweisungen  auf  einander  zu  ziehen  unter  Anrechnung  von  ebenfalls  1  0  <* 
Provision.  Weitere  derartige  Vereinbarungen  folgten,  eine  noch  im  nämlichen 
Jahre  zwischen  Basel  und  St.  Gallen,  eine  andere  im  Jahre  1 S 5 1>  zwischen 
Basel  und  Aarau.  Line  am  .3 1 .  Mai  1859  vorgenommene  Revision  der  Ueber- 
einkunft  zwischen  Basel  und  Zürich  bezweckte  in  erster  Linie  eine  Reduktion 
der  zu  verrechnenden  Gebühren  auf  1  ;  0  oo,  sow  ie  den  Linschluss  gegenseitiger 
Wechseldiskontierung  und  Inkassobesorgung  zu  demselben  Provisionsansatze. 
Im  Jahre  18(>0  wurden  im  nämlichen  Sinne  die  Vereinbarungen  zwischen  Basel 
und  St.  Gallen  einerseits  und  Basel  und  Aarau  anderseits  erneuert.  Im  gleichen 
Jahre  kam  ein  solcher  Vertrag  /  wischen  Basel  und  Solothurn  zu  stände.  Fernere 
derartige  Konventionen  wurden  auch  vereinbart  zwischen  der  Bank  in  St.  Galien. 
der  Toggenburger  Bank  und  der  Thurgauischen  Hypothekenbank,  sowie  zwischen 
einigen  Banken  der  Centraischweiz.  Ein  im  Jahre  18b2  zwischen  den  Banken 
in  Züric  h.  St.  Gallen  und  Basel  abgeschlossenes  Konkordat  enthielt  bereits 
folgende  Stipulationen:  Gegenseitige  Annahme  und  Einlösung  der  Noten  ohne 
Kosten,  Ausstellung  von  Mandaten  und  Annahme  von  Wechseln  auf  die  gegen- 
seitigen Plätze  zum  Diskonto,  zu  den  gleichen  Bedingungen  wie  sie  auf  dem 
eigenen  Platze  galten. 

Diese  Bestimmungen  von  allen  Banken  angenommen,  hätten  gegenüber 
den  frühern  prekären  Verhältnissen  schon  einen  wesentlichen  Fortschritt  bedeute!. 
Allein   eine  Einigung   zwischen   sämtlichen  Notenbanken    war  nie  zu  erzielen. 
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Knt  weder  hielt  sich   ein  T«il   di  r  Banken  —  jeweilen   mehr  in  ihr«  in  Selbst- 
gefühl, als   in   ihn  n   eigenl liehen  Interessen   verletzt  —  schmollend   zur  Seite 
oder  es  waren  die  Verschiedenheiten  ihrer  Grundlagen  und  Gcschäftsprinzipirn. 
die  Divergenz  ihrer  Interessen,  «dt  aueh  Kr  Wasungen  gesunder  notenbanktech- 
nischer  Natur,    welche   ein   uniiherbriiekhares  Hindernis   für  einen  allgemeinen 
Zusammcnschluss   bildeten.     Anstatt   einer   Vereinigung    bildeten    sieh  Gcgen- 
konkordatc,   die   sieh    g.-genseitig   befehdeten   und    sehädigten.     Die    fast  voll- 
ständige Ungebundenheit  im  schweizerischen  Notenwesen  hat   eben  ursächlich 
dazu  geführt,  dass  sich  dasselbe  schon  in  seinen  Anfängen  auf  «  ine  ungesunde 
und  unsichere  Basis   stellen   könnt«,   indem  es   weit    weniger  volkswirt- 
schaftliehen Bedürfnissen  a  n  g  e  pa  s  s  t ,  a  I  s  vielmehr  fiskalischen  Inte- 
ressen  dienstbar   gemacht    wurde,    ein   Uehelstand,    der   sich    trotz  der 
mobilen   konstitutionellen  V  erhältnisse   d«  s  Landes  bis  heute   nicht  mehr  hat 
berichtigen  lassen  und  der  auch  bis  zur  Stunde  noch  einen  technisch  richtigen 
Aushau  unseres  fiduziaren  Zirkulationswesens   verhindert   hat.     Entgegen  dem 
allein  richtigen  Prinzip,  dass  Banknoten  nur  von  Instituten  ausgegeben  werden 
sollen,  die  sieh  ausschliesslich  mit  kurzfristigen  Geschäften  befassen,  d.  h.  mit 
solchen,  die  den  Charakter  einer  stetigen  kurzen  Abwicklung  tragen,  wie  Dis- 
kontieren von  Wechseln,  Check-  und  Girogeschäften,  haben  sich  in  der  Schweiz 
von  Anfang   an  Banken  auf  das  Geschäft  der  Notenausgabe  geworfen,  deren 
Geschäfts-kreis   nichts    weniger  als   dein  einer  richtigen  Notenbank  entsprach, 
wie    Hypothekenbanken,    Ersparniskassen,    dann    auch    Kreditinstitute,  deren 
Thätigkeit  sich  entweder  nur  auf  einen  kleinen  lokalbegrenzten  Wirkungskreis 
beschränkte   oder   sich   bisweilen  auf  spekulativ«-    Unternehmungen  ausdehnte 
(Gründung  von  Aktien-  und   Kommanditgesellschaften,   Beteiligung  an  solchen, 
Betrieb  von  Börsen-,  Waren-  und  Liegenschaftsgeschäften  auf  eigene  und  für 
fremde  Rechnung,  Eröffnung  von  Blankokrediten  u.  dgl.  in.).     Wenn  derartige 
Unternehmungen  im  übrigen  auch  auf  absolut  solider  Grundlage  ruhen  und  ihre 
sonstige  Organisation  eine  tadelh'se  ist,  so  wird  eben  doch  «Ii«-  stetige  Zahlungs- 
bereitschaft solcher  Banken  durch  ihre  geschäftlichen  Transaktionen  langfristiger 
oder  riskierter  Natur  zeitweise  sehr  in  Erage  gestellt. 

Infolge  der  herrsehenden  Animosität  machte  sich  zu  jener  Zeit  denn  auch 
vielfach  unter  den  Banken,  wie  schon  erwähnt,  die  Tendenz  geltend,  die  Noten 
der  gegnerischen  Institute  nach  Möglichkeit  aus  der  Zirkulation  zu  verdrängen, 
um  für  die  Eigenen  Raum  zu  schaffen,  und  so  verloren  die  meisten  der  Noten- 
institute ihre  Z«-it  in  nutzlosem  Ringen  um  die  Präponderanz  ihrer  Noten, 
anstatt  durch  einen  engern  Zusammcnschluss  in  der  Hebung  der  nationalen 
Geld-,  Kredit-  und  Zirkulationsverhältnisse  ihren  Vorteil  und  ihn-  Prosperität 
zu  suchen.  Aber  auch  selbst  die  Konkordatsbanken  unter  sich  kümmerten 
sieh  im  Grunde  äusserst  wenig  um  das  Wohl  und  Welte  ihrer  .Mitkontrahenten, 
behielten  selbständig  und  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Kolleginnen  nur  ihren  eigenen 
Kassastand  und  ihre  eigene  Zirkulation  im  Auge,  nahmen  Diskontierungen 
absolut  nur  von  ihrem  eigenen  Standpunkte  aus  vor,  die  sie  dann  auch  ganz 
nach  Gutdünken  zeitweilig  suspendierten.  In  diesem  Punkt«-  liegt  die  Ursache, 
warum  auch  die  Konkordate  jener  Periode  keine  wesentlich  praktischen  Resultate 
zu  fönlern  vermochten  und  deshalb  denn  auch  gerade  in  Zeiten  von  Krisen, 
während  welcher  das  Land  am  meisten  ihrer  Dienste  bedurft  hätte,  ihren  Zweek 
und  ihre  Mission  vollständig  verfehlten. 

In  dieser  höchst  mangelhaften  Verfassung  ihres  Notenwesens  wurde  die 
Schweiz  vom  deutsch-französischen  Kriege  überrascht.  Die  Verwicklungen  und 
die  Kriegserklärung  waren  so  plötzlich  erfolgt,  dass  den  Notenbanken  keine 
Zeit  mehr  blieb,  sich  auf  die  rasch  eintretende  Gcldkrisis  vorzubereiten.  Schlag 
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auf  Schlag  waren  sich  die  Ereignisse  gefolgt  und  ein  Bangen  nuisste  in  jenen 
Momenten  den  Kenner  der  Verhältnisse  beschleichen,  denn  es  war  vorauszu- 
sehen, dass  weder  die  Notenbanken  noch  die  gesamten  übrigen  Geld-  und 
Kreditinstitute  der  Schweiz  den  kommenden  Schwierigkeiten  gewachsen  sein 
werden.  Und  so  war  es  denn  auch.  «  In  gleichem  Verhältnis  zum  Anwachsen 
des  Misstrauens  und  der  Schwierigkeiten»  —  schreibt  Conrad  Keller  («Die 
Krisis  des  Jahres  1870  in  ihrer  Wirkung  auf  die  Schweiz  und  Vorschläge  zum 
Ausbau  des  schweizerischen  Kreditsystems»  Bern.  1871)  —  «steigerte  sich 
gleich  das  Bedürfnis  nach  Barschaft.  Hunderte  von  Transaktionen,  die  sonn 
auf  dem  Kredit wege  abgewickelt  wurden,  erforderten  jetzt  zu  ihrer  Begleichung 
Barschaft.  Jeder  suchte  nun  so  viel  Bannittel  an  sich  zu  ziehen,  als  es  ihm 
seine  Verhältnisse  erlaubten:  Hunderte  von  Personen,  die  sonst  keinen  Kassa- 
bcstand hatten,  legten  sich  nun  einen  solchen  an,  und  diejenigen,  die  sich  sonst 
mit  einem  Barvorrat  von  10,000  befriedigten,  hielten  nun  einen  drei-  und  vier- 
fachen u.  s.  w.  im  Verhältnis. »  Die  Kidgenossenschaft  selbst  bedurfte  plötz- 
lich bedeutender  Mittel  für  ihre  militärischen  Vorkehren.  Alles  drängte  sich 
zu  den  Geldinstituten.  Die  Diskontobanken  wurden  trotz  täglich  gesteigerter 
Diskontoansätze  mit  Diskontobegehren  überstürmt:  selbst  die  grössten  unter 
ihnen  schlugen,  um  ihre  eigene  L;ige  nicht  zu  gefährden,  schon  in  den  ersten 
Tagen  der  Krisis  jedes  Diskontobegehren  rundweg  ab.  Die  grossen  Porte- 
feuillebestände in  Schweizerpapier  wurden  dadurch  für  den  Zahlungsverkehr 
wertlos  gemacht  und  die  Kreditinstitute,  auf  welche  sich  nun  Jedermann  drängte, 
waren  ihrer  grössten  Hülfsquellen  beraubt.  Die  besten  Auslandwechsel  und 
die  solidesten  Wertpapiere  waren  während  mehrerer  Tage  unverkäuflich.  Die 
grössten  Anstrengungen  wurden  gemacht,  um  Geld  aus  dem  Auslande  zu 
beziehen,  alle  jedoch  mit  ungenügendem  Erfolg.  Die  aussergewöhnlichsten 
Mittel  mussten-von  Kantonsregierungen,  Städten  und  Genossenschaften  ergriffen 
werden,  um  die  Krise  zu  beschworen,  aber  nichts  half,  bis  endlich  der  Bundesrat 
zur  Tariticrung  (offizielle  Kursbestimmung)  englischen  Geldes,  der  Gold-Sove- 
rcigns  schritt.  Gestützt  auf  diese  Massnahme  konnten  nun  die  in  den  Porte- 
feuille der  Banken  in  ziemlichen  Beträgen  vorhandenen  Wechsel  auf  England 
für  Goldbezüge  Verwendung  finden.  Sobald  diese  Massnahmen  in  den  breiten 
Schichten  des  Volkes  bekannt  wurden  und  die  ersten  grössern  Sendungen 
anlangten,  kehrten  die  Beruhigung  und  das  Vertrauen  wieder  und  die  Krisis 
war  beschworen. 

Anläufe  zur  gesetzlichen  Regelung  des  Emis$wxswkskx.s.  Die 
gekennzeichneten  Verlegenheiten,  besonders  aber  die  Wahrnehmung,  dass  durch 
die  Krise  die  ganze  Kreditmaschinerie  des  Landes  ins  Stocken  geraten  war 
und  gänzlich  versagt  hatte,  hatten  nun  vielen  über  die  ungenügenden  Einrich- 
tungen unseres  Geld-,  Kredit-,  namentlich  aber  Notenwesens  die  Augen  geöffnet, 
und  eine  Anzahl  tüchtiger  Staats-  und  Kachmänner  machten  sich  nun  hinter 
das  Problem,  eine  Besserung  in  die  Verhältnisse  zu  bringen.  Schon  im  Jahre 
1865  hatte  der  völlige  Mangel  einheitlicher  Gesetzesvorschriften  unsere,  sich 
für  ein  gesundes  Geschäfts-  und  Verkehrsleben  interessierenden  Staatsmänner 
veranlasst,  ein  Bundesgesetz  über  die  Notenausgabe  anzustreben.  Infolge  dessen 
wurde  die  ständerätlü  he  Kommission,  welche  mit  der  Vorberatung  der  Revision 
der  48er  Verfassung  betraut  worden  war,  zugleich  mit  dem  Studium  der  Bank- 
notenfrage beauftrag».  Professor  Dr.  Küttimann  verfasste  ein  Gutachten,  worin 
er  der  Notwendigkeit  der  Errichtung  einer  schweizerischen  Diskontobank  mit 
Notenmonopol  beredten  Ausdruck  gab.  für  seine  Ideen  aber  damals  noch  zu  wenii; 
Unterstützung  fand.  Inzwischen  kamen  die  Krfahrungen  des  Jahres  1870  hinzu, 
welche  auch  die   saumseligsten  Optimisten  aufrüttelten  und  einer  gesetzlichen 
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Sanierung  des  Xotenwesens  geneigt  y.u  machen  vermochten.  Der  Anlauf  schien 
ein  Erfolgversprechender.  Der  Hundesrat  befasste  sich  mit  der  Sache.  Eine  Anzahl 
mit  der  Materie  vertrauter  Männer,  Nationalökonomen  und  erste  Autoritäten 
im  Finanz-  uml  Bankfache,  wie  die  Professoren  Rüttiniann  und  G.  Vogt  aus 
Zürich.  Fcer-Hcrzog,  Nationalrat  aus  Aarau,  Dr.  Kaiser,  Nationalrat  aus 
Solothurn  u.  a.,  wurden  mit  der  Prüfung  der  Frage  beauftragt.  Auch  berufene 
Vertreter  des  Schweizerischen  Handels-  und  Industrievereins,  wie  Keller, 
Direktor  der  Hank  in  Winterthur  und  E.  Pictet,  Banquier  in  Genf,  gaben 
ihre  Gutachten  ab  und  alle  erblickten  die  allein  richtige  Lösung  in  einem  gesetz- 
geberischen Eingreifen  der  Hundesbehörden.  Die  einen  glaubten  allerdings  das 
Heil  noch  im  dezentralisierten  System  suchen  zu  müssen,  andere  dagegen 
betonten  schon  dannzumal  die  unumgänglich*1  Notwendigkeit  der  Schaffung 
eines  einzigen  starken  Landesinstitutes;  einig  aber  waren  sie  alle  darin,  dass  . 
die  Lage  unhaltbar  geworden  sei,  und  dass  die  Schweiz  absolut  einer,  sowohl 
nach  äusserer  Form,  als  nach  innerem  Gehalt  (Kreditfähigkeit),  gesetzlich  nor- 
mierten Note  bedürfe.  Eine  Reihe  Vorschläge  wurden  gemacht,  zur  Ausführung 
aber  gelangte  keiner.  Eine  auf  die  erwähnten  Kommissionsberic  htc  gestützte 
erste  Hotschaft  des  Hundesrates  an  die  Räte  vom  b.  Dezember  1870  hatte  die 
Introduktion  folgenden  Verfassiingsartikels  bezweckt: 

»Der  Bund  wird  im  Wege  der  Gesetzgebung  allgemeine  Vorschriften  über  die  Aus- 
gabe und  den  Umlauf  der  Banknoten  aufstellen." 

Dieser  Revisionsvorschlag  ging  in  den  Räten  nicht  durch.  Sobald  nun  aber 
der  Höbepunkt  der  Krisis  überschritten  war  und  jedermann  wieder  aufatmen 
konnte,  liess  auch  der  Eifer  und  «las  Interesse  für  die  Sache  nach,  die  Anstren- 
gungen alle  erwiesen  sich  als  ein  blosses  Strohfeuer  und  die  ganze  Bewegung 
verlief  resultatlos  im  Sande. 

Noch  zu  verschiedenen  Malen  wurden  seitens  des  Hundesrates  Versuche 
gemacht,  das  schweizerische  Notenwesen  in  gesetzliche  Bahnen  zu  leiten,  allein 
noch  ein  ganzes  Jahrzent  lang  ohne  Erfolg.  Der  Widerstand  interessierter 
Kreise  und  das  für  die  Materie  fehlende  Verständnis  bei  den  Massen  des  Volkes 
vereitelten  immer  wieder  seine  Bemühungen. 

In   den  Verfassungsentwurf  vom   5.  März    1872   sollte  alsdann  folgende 

Bestimmung  Aufnahme  rinden: 

-  Der  Bund  ist  befugt,  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  allgemeine  Vorschriften  über  die 
Ausgabe  .und  die  Einlösung  von  Banknoten  aufzustellen.  > 

Dieser  Entwurf  fiel  der  Befürchtung  einer  zu  grossen  Einmischung  des  Staate«; 
zum  Opfer.  Ein  neuer  Entwurf,  entstanden  auf  dem  Hoden  gegenseitiger  Zuge- 
ständnisse gelangte  endlich  am  19.  April  1874  als  Art.  39  der  revidierten 
Bundesverfassung  mit  folgendem  Wortlaut  durch  Volksabstimmung  zur  Annahme: 

Der  Bund  ist  befugt,  im  Wege  der  Gesetzgebung  allgemeine  Vorschriften  über  die  Ausgabe 
und  Einlösung  von  Banknoten  zu  erlassen.  Er  darf  jedoch  keinerlei  Monopol  für  die  Ausgabe  von 
Banknoten  aufstellen  und  ehenso  keine  Rechtsverbindlichkeit  für  die  Annahme  derselben  aussprechen.» 

Der  Antrag  des  Bundesrates  hatte  sich  auf  den  ersten  Passus  des  Artikels 
beschränkt,  was  weitaus  das  richtigere  gewesen  wäre,  indem  dadurch  der  Ent- 
scheid über  die  Art  des  Systems,  ob  Beibehaltung  der  Vielheit  der  Hanken 
oder  Uebergang  zur  Centralisation,  der  Gesetzgebung  überlassen  geblieben 
und  künftigen  Modifikationen  der  Weg  besser  geebnet  gewesen  wäre.  Allein 
die  den  Notenbanken  nahestehenden  Kreise,  die  kantonalen  und  partiku- 
laristisehen  Interessen  hatten  die  Oberhand  und  bei  dieser  Sachlage  blieb 
die  notenbanktechnisch  allein  richtige  Lösung,  die  Schaffung  eines  Central- 
noteninstitutes  wiederum  für  einen  langen  Zeitraum  ausgeschlossen  und 
damit  eine   bessere  Regelung  des  schweizerischen  Zahlungsverkehrs  und  der 

■27 


Umlaufsvcrhähnissc,  wie  auch  die  Durchführung  einer  energischen  und  ziel- 
bewussten  Diskonto-  und  Währungspolitik.  Etwas  war  zwar  gegenüber  dein 
bisherigen  Zustande  immerhin  gewonnen:  Die  Berechtigung  des  Hundes,  legis- 
latorisch in  die  Materie  einzugreifen  und  dadurch  das  bisherige  System  der 
Vielheit  der  Hanken  st»  zu  gestalten  und  auszubauen,  dass  die  schweizerische 
Banknote  wenigstens  um  ein  beträchtliches  kredit-  und  zirkulationsiähiger  wurde. 
Es  konnten  die  fühlbarsten  Lücken  und  Schwächen  der  bisherigen  Einrichtung 
beseitigt  und  damit  die  Sicherheit  der  Notengläubiger  um  etwas  weniges 
gehoben  werden.  Allein  noch  erhebliche  Zeit  verstrich,  verschiedene  Anläufe 
mussten  wiederum  genommen  werden,  bis  der  Artikel  endlich  zur  Ausführung 
gelangen  konnte.  Das  erste  vom  Bundesrat  ausgearbeitete  und  mit  Botschaft 
vom  16.  Juni  1874  den  Räten  vorgelegte,  von  deren  Kommissionen  und  ihnen 
selbst  zu  dessen  Schaden  mehrfach  amendiertc  Gesetzesprojekt  wurde  vom 
Volke  verworfen.  Es  diente  dasselbe  zwei  Jahre  später  nebst  zwei  andern, 
vom  Nationalrate  atisgearbeiteten  Projekten,  als  Diskussionsgrundlage  zu  einem 
neuen  Entwürfe,  der  aber  ebenfalls  dem  dagegen  inscenierten  Refercndunis- 
hegehren  am  26.  April  1876  zum  Opfer  fiel.  Die  Gründe  des  verneinenden 
Volksentscheides  waren  sehr  verschiedener  Art.  Den  einen  Kreisen,  insbe- 
sondere den  den  Banken  nahestehenden,  war  das  Projekt  zu  weit  gegangen, 
sie  hatten  die  den  Emissionsinstituten  auferlegten  Bedingungen  als  zu  drückende 
empfunden,  andere  •  dagegen  halten  in  demselben  nur  ein  Flick  werk  erblickt, 
das  weder  den  neuern  Prinzipien  einer  gesunden  Notenbanktechnik  entspreche, 
noch  insbesondere  die  allgemeinen  Landesintercssen  in  hinreichender  Weise 
berücksichtige.  Der  Entwurf  war  eben  das  Erzeugnis  eines  Kompromisses  und 
als  solches  in  den  Augen  jeder  Partei  mangelhaft  gewesen.  Doch  lag  der  Fehler 
weniger  im  Gesetzesprojekte  selbst,  als  in  der  verfehlten  Konzeption  des  Ver- 
fassungsartikels. Immerhin  hätte  das  Gesetz  sehr  beachtenswerte  Verbesse- 
rungen gebracht  und  wäre  jedenfalls  «lein  gesetzlosen  Zustande  vorzuziehen 
gewesen.  So  blieb  denn  der  Verfassungsartikel  3<>  wiederum  weitere  fünf  Jahre 
unausgeführt. 

4.  Dif.  Konkohdatsiiankex.  Indessen  hatte  bei  den  Notenbanken  selbst  die 
Ueberzeugung  von  der  Unzulänglichkeit  ihrer  Einrichtungen  und  der  Unnahbarkeit 
der  Zustände  Platz  gegriffen,  und  es  machten  sich  lebhafte  Wünsche  nach  einer 
den  Notenwert  sicherstellenden  und  den  Notenverkehr  reglierenden  Ordnung  in 
immer  bestimmterer  Form  geltend,  davon  zeugt  unzweideutig  der  Umstand,  dass 
einige  unter  ihnen  unmittelbar  nach  dem  Fall  der  Gesetzesvorlage  von  1876  nach 
Mitteln  und  Wegen  suchten,  um  den  Nachteilen  des  negativen  Volksentscheides  die 
Spitze  abzubrechen.  Ihr  eigenes  Interesse  gebot  ihnen,  auf  Remedur  zu  sinnen, 
um  den  Verkehrsbedürfnissen  mehr  als  bis  dahin  entgegen  zu  kommen.  War  es 
möglich,  die  dringendsten  Postulate  des  Verkehrs  zu  verwirklichen,  so  durften 
die  Emissionsbanken  hoffen,  dass  die  alten  Klagen  über  die  Unzulänglichkeit 
ihres  Systems  verstummen  und  dadurch  vielleicht  auch  eine  Einmischung  des 
Bundes  in  das  Notenwesen,  wenn  nicht  ganz  illusorisch  gemacht,  so  doch  weiter 
hinausgeschoben  würde.  Jedenfalls  war  davon  eine  Zirkulationsvermchrung  zu 
erwarten.  Von  dieser  Idee  geleitet,  ergriffen  die  Banken  von  Zürich,  St.  Gallen, 
Hasel,  die  ßanque  du  Commerce  in  Genf  und  die  Kantonalbank  von  Bern  die 
Initiative  zu  einem  neuen  Konkordat,  dem  bald  ein  grosser  Teil  der  Sanken 
beitrat.  Das  Uebereinkommen  erstrekte  sich  in  der  Hauptsache  auf  folgende 
Punkte  :  Gegenseitige  spesenfreie  Ausstellung  von  Anweisungen  und  Besor- 
gung der  Inkassi.  Verpflichtung  zur  gegenseitigen  abzugsfreien  Einlösung  der 
Noten  ä  Fr.  äü  und  darüber  innert  dem  Rahmen  der  verfügbaren  Mittel  jeder 
Bank,  insoweit  und  so  lange  die  einzelnen  Mitkontrahenten  selber  diesen  Ver- 
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bindlichkc  iten  nachkommen.  Gegenseitige  Zusendung  von  wöchentlichen  Situa- 
tionen, aus  welchen  mindestens  der  Bestand  an  gesetzlicher  Barschaft,  an 
Noten  der  übrigen  Konkordatsbanken,  der  eigenen  Noten  in  Kassa,  sowie  der 
Umlauf  an  eigenen  Noten  ersichtlich  sein  musste.  Kbenso  war  die  Aufstellung 
und  gegenseitige  Zusendung  von  Monatsbilanzen  seitens  jeder  Konkordatsbank 
vorgesehen.  Ferner  wurde  für  den  gegenseitigen  Notenaustausch  eine  sogenannte 
Ausgleichs-  oder  l'entralstelle  geschalten,  welche  die  Hank  in  Zürich  über- 
nahm. Das  Präsidium  führte  die  Kantonalbank  von  Bern. 

Dieses  Konkordat  mit  Modiiikationen  vom  Jahre  1879  hatte  Bestand  bis 
zum  Jahre  1 88 1 .  Ks  hatte  unzweifelhafte  Verdienste  um  die  Verbesserung  der 
schweizerischen  Banknotenverkältnissc  aufzuweisen,  aber  dennoch  vermochte 
es  eben  nur  zu  einem  Teile  die  Anforderungen,  welche  an  ein  gutes  Bank- 
notenwesen zu  stellen  sind,  zu  erfüllen.  Kinmal  gelang  es  ihm,  von  den  damals 
bestehenden  .35  Notenbanken  nur  24  unter  einen  Hut  zu  bringen.  Die  1 1 
übrigen  hielten  sich  dem  Konkordat  lerne  und  infolge  davon  musste  das  Chaos 
in  jeder  Richtung  fortbestehen.  Sodann  boten  auch  die  oben  berührten  Haupt- 
punkt«- des  Vertrages  in  Bezug  auf  die  von  jeder  Notenbank  zu  fordernde 
Sicherheit  für  die  jederzeitige  Kinlösbatkeit  ihrer  Noten  keine  hinreichende 
Gewähr,  indem  auch  aus  den  Wochensituationen  der  Umfang  der  sonstigen 
täglichen  Verbindlichkeiten  der  Banken  ausser  der  Notenschuld  nicht  ersicht- 
lich war  und  selbst  die  Monatsbilanzen  eine  klare  Ausscheidung  der  kurz- 
fälligen von  den  langsichtigen  Verpflichtungen  nicht  erkennen  Hessen,  um  eine 
Beurteilung  zu  ermöglichen,  ob  im  Falle  einer  Panik,  eines  «Run»,  einer  Krise 
u.  dgl.,  die  einzelnen  Banken  in  Bezug  auf  ihre  jederzeitige  Zahlungsbercit- 
schaft  gesichert  dastehen.  Wenn  auch  in  Bezug  auf  die  Notenverbindlichkeiten  für 
geschäftlich  normale  Zeiten  das  Verhältnis  zwischen  diesen  und  den  vorhan- 
denen disponiblen  Barmitteln  noch  kein  schlechtes  genannt  werden  konnte,  so 
Hess  dagegen  das  Deckungsverhältnis  für  krisenhafte  Momente,  ausgedehnt  auf 
das  Total  der  kurzfälligen  Verpflichtungen  bei  einer  Anzahl  von  Banken  die 
nämliche  Beruhigung  nicht  aufkommen. 

Nachstehende,  von  der  Centraistelle  der  Konkordatsbanken  ausgearbeitete 
Aufstellung  gibt  für  die  Jahre  1877  1879  Aufschluss  über  den  Durchschnitt, 
die  Maxima  und  die  Minima  (letztere  mit  den  entsprechenden  Daten)  der 
gesamten  Notenemission,  Notenzirkulation,  des  Barvorrates  und  des  prozentualen 
Verhältnisses  des  Barvorrates  gegenüber  def  Notenzirkulation  dieser  Banken: 

Schweizerische  Konkordatsbanken.* 

Notenemission,  Zirkulation  und  Barvorrat  zusammengestellt  nach  den  Wochensituationen 

der  Jahre  IN~7  bis  und  mit  1879. 

Durchschnitt  Fr.  Maxima  Fr. 

1877     H2.837.000       04.785.000  10.  November 
07.720,000      102,258.000  0. 

101  288,000     102,000.000  22. 

70.857,000  10. 
«,004.000  0. 
84.440,000  8. 

30,147,000  27.  Januar 
37,045,000     2.  November 
40,015.000  16.  August 

58  70     17.  Februar 


Notenemission: 


Zirkulation : 


Barvorrat : 


1878 
1870 
18?7 
1878 
1879 
1877 
1878 
1870 


08.508,000 
08,738.000 
71,780,000 

34.311,000 
31,321,000 
37.443,000 

50°/. 

>  1018       46° 0 
u.  Notrtuirkulalion  j  1870  52% 

"  Da»  Konkordat  bestand  :  Vom 
au«  22  Banken,  vom  i .  Juli  iS^A  bis  ji.  Deiember  i8;o 


Prozent.  Verhältnis  j  1877 
rvrischen  Barvorrat  '  1878 


54  °/0     23.  „ 
00°/,     23.  August 


Minima  Fr. 

01.008,000  13.  Januar 
03.54a.000     5.  , 

100,511,000  21.  Juni 

02.710,000  15.  August 

02, 1 28,000  2  <.  Februar 

05,200,000  22.  Mär/. 

30,102,000  20.  Mai 

27,330,000  29.  Juni 

33,329.000  4.  Januar 

427.         5.  Mai 
■10  7o        4.  - 
42  7„         4. Januar 


Januar  bis  jo.  Juni  1H77  aus  21  Banken,  vom  i.Juli  1877  bis  30.  Juni  187Ä 
»4  Ilaoken.  —    In  obigen  Zittern  sind  »elbstredend  die 


Beträfe  der  dem  Konkordat  mebt  angehörenden  Banken  nicht  inbegiiffen.  Der  Notenumlauf  der  letzteren  bojiei  <uVh 
'toi  Jahre  1*78  iotgetamt  auf  ea.  5  1 ,',  Millionen  Fianken. 
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Im  Verhältnis  zu  der  damals  schon  ausserordentlichen  Verkehrsentwicklung 
des  Landes  und  in  Anbetracht  des  Kehlens  vereinfachter  Zahlungseinrichtungcn. 
wie  Clearinghouse-,  ('heck-  und  Girosystem,  welche  Institutionen  moderner 
Bankterhnik  in  den  Staaten,  die  damit  ausgerüstet  sind,  gewaltige  Summen  von 
Zirkulationsmitteln  entbehrlich  machen,  ist  der  schweizerische  Notenumlauf 
jener  Zeitperiode  im  Vergleich  zu  andern  Ländern  kein  bedeutender  zu  nennen. 
Dass  er  aber  bei  der  absoluten  Unzulänglichkeit  unseres  Notensystems  und 
«lern  bei  einzelnen  Instituten  schwachen  Deckungsverhältnis,  das  sich  bei  den 
Konkordatsbankeu  im  Durchschnitt  allerdings  auf  ca.  49  0  o  stellte,  im  Minimum 
aber  kaum  die  40  °/0  erreichte  und  bei  gewissen  ausser  dem  Konkordat  stehen- 
den Hanken  oft  noch  ziemlich  weit  unter  diesen  Prozentsatz  zurückging,  über- 
haupt nur  diesen  Betrag  erreichen  konnte,  könnte  eigentlich  als  eine  auffällige 
Krscheinung  bezeichnet  werden,  wenn  uns  nicht  ein  anderer  Umstand  eine 
Erklärung  dafür  böte  —  die  schweizerischen  Währungsverhältnisse.  Die  Schweiz 
war  mit  der  Annahme  des  Münzgesetzes  von  1852  effektiv  zur  Goldwährung 
übergegangen,  musste  sich  aber  später  infolge  ihres  Heitritts  zur  lateinischen 
Münzunion  im  Jahre  18(>5  der  Doppelwährung  anbequemen.  Im  Jahre  1872 
begann  nun  aber  der  Preis  des  Silbers  zu  sinken,  das  Gold  wurde  überall 
begehrter  und  da  infolge  gänzlichen  Mangels  einer  nationalen  Diskontopolitik 
dem  gelben  Metall  in  der  Schweiz  kein  Schutz  geboten  war,  wurde  dasselbe 
durch  das  reichlich  zuströmende  Silber  der  Unionsstaaten  aus  dem  Lande  ver- 
drängt. Das  Publikum  des  Gebrauchs  der  unhandlichen  schweren  Silbermünzen 
entwöhnt,  nahm  daher  ohne  lange  Ueberlegung  zur  bequemeren  Banknote  seine 
Zuflucht.  Dieser  Wechsel  in  den  Zirkulationsverhältnissen  wurde  noch  gefördert 
durch  die  in  der  italienischen  Valuta  eingetretenen  Störungen,  wie  auch  durch 
gewisse  andere  Verumständungen  während  und  nach  dem  deutsch-französischen 
Kriege. 

5.  Das  Bindksoksrtz  Obf.r  die  Einlösung  und  Ausgabe  von  Bank- 
noten. Das  ungeordnete  und  unentwickelte  Notenwesen  hatte  der  Schweiz 
zu  wiederholten  Malen  schwere  materielle  Schädigungen  eingetragen.  E- 
ist  daher  begreiflich,  dass  die  Stimmen,  welche  energisch  eine  endliche 
Regelung  desselben  verlangten,  nicht  verstummen  wollten.  Trotz  aller  Mangel- 
haftigkeit war  eben  die  schweizerische  Note  gegen  das  Ende  der  siebziger 
Jahre  hin  doch  schon  zu  einem  so  wichtigen  Faktor  des  Verkehrs  heran- 
gewachsen und  gestaltete  sich  der  Einfluss  des  Notenwesens  auf  die  Geldver- 
hältnisse des  Landes  schon  zu  einer  so  massgebenden  Bedeutung,  dass  sich  die 
Banknotenfrage  zu  einer  nationalökonomischen  Angelegenheit  allerersten  Ranges 
erhob.  Trotz  der  mehrfachen  Niederlagen  der  Gesetzgebung  auf  diesem  Gebiete 
konnten  daher  die  Landesbehörden  diesen  Zweig  der  Volkswirtschaft  nicht 
länger  mehr  der  Selbstentwicklung  überlassen,  zu  grosse  Gesamtinteressen 
standen  auf  dem  Spiele.  Den  ersten  Anlauf  nahm  1879  Nationalrat  Jons  mit 
seiner  Motion.  Art.  39  der  Bundesverfassung  sei  zu  revidieren  und  die  Ausgabe 
von  Noten  als  Bundessache  zu  erklären,  dem  Bunde  somit  das  Monopol  dafür 
zu  übertragen.  Der  Antrag  wurde  abgelehnt.  Der  rührige  Schaffhauscr  Abge- 
ordnete gab  sich  indessen  mit  diesem  Entscheide  nicht  zufrieden.  Von  Nationalrat 
Th.  (urli  unterstützt,  sammelte  er  ca.  80,000  Unterschriften,  um  vermittelst 
derselben  auf  dem  Petitionswege  die  Revision  von  Art.  39  im  Sinne  der  Ver- 
leihung des  Notenmonopols  an  den  Bund  anzustreben,  mit  der  gleichzeitigen 
Absicht,  die  Monopolerträgnisse  dem  Bund  und  den  Kantonen  zuzuwenden. 
In  Berücksichtigung  dieser  Aktion  wurde  auf  eine  bundesrätlichc  Botschaft  und 
ein  v»n  Dr.  Kern  eingeholtes  (Jutachten  hin,  am  17.  September  1880  von  den 
Räten  beschlossen,  durch  Volksabstimmung  entscheiden  zu  lassen,  ob  Art.  39 
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der  Bundesverfassung  zu  revidieren  sei  oder  nicht.  Der  am  31 .  Oktober  1880 
gefallene  Entscheid  hatte  ein  verneinendes  Resultat  und  auch  diese  Anstreng- 
ungen waren  somit  ohne  Erfolg.  In  der  Zwischenzeit,  d.  h.  schon  in  der  Jtini- 
session  des  Jahres  1879  war  aber  der  Bundesrat  durch  die  Bundesversammlung 
eingeladen  worden,  einen  neuen  Gesetzesentwurf  auf  der  Grundlage  des  bis- 
herigen Art.  .39,  also  noch  auf  dem  Boden  des  Regimes  der  Vielheit  der  Banken, 
auszuarbeiten.  Der  neue  Entwurf  wurde  im  Juni  1880  den  Räten  zur  Behand- 
lung übergeben.  Aus  diesem  und  zwei  von  den  Räten  selbst  vorgelegten  Pro-  • 
jekten  resultierte  dann  endlich  das  vom  Volke  angenommene  Gesetz  vom 
8.  Marz  1881,  wie  es  einstweilen  heute  noch  in  Wirksamkeit  ist  und  bis  zum 
Momente,  wo  die  nun  schon  seit  12  Jahren  im  Wurfe  liegende  Schweizerische 
Centrainotenbank  endlich  geschaffen  sein  und  dem  Verkehr  ihre  Schalter  öffnen 
wird,  zu  Kraft  besteht. 

So  war  es  denn  doch  schliesslich  gelungen,  einmal  bundesgesetzliche  Ord- 
nung in  das  schweizerische  Banknotenwesen  zu  bringen. 

Das  Gesetz  bestimmt  in  seinen  Hauptzügen  folgendes: 

Die  Ermächtigung  zur  Ausgabe  von  Banknoten  wird  vom  Bundesrate  erteilt  und  darf,  wenn 
die  Erfüllung  der  gesetzlichen  Erfordernisse  nachgewiesen  ist,  nicht  verweigert  werden.  Solche 
Erfordernisse  sind :  Die  Bank  muss  ihren  Hauptsitz  auf  schweizerischem  Gebiete  haben  und  unter- 
steht deren  Firmabezeichnung  der  bundesratlichen  Genehmigung.  Sie  muss  entweder  als  Ansialt  der' 
Kantone  oder  als  Aktiengesellschaft  rechtsgültig  konstituiert  sein,  hat  öffentlich  Rechnung  abzulegen 
und  sich  über  ein  eigenes,  cinbezahltes,  effektives  und  ausschliesslich  für  ihren  Geschäftsbetrieb  haft- 
bares Kapital  von  mindestens  Fr.  500,000  auszuweisen.  Sie  übernimmt  die  Verpflichtung,  die  Noten 
der  andern  schweizerischen  Emissionsbanken  nach  Massgabe  von  Art.  20  an  Zahlung  anzunehmen. 
Der  Bund  leistet  für  die  Noten  der  Emissionsbanken  keine  Gewähr.  Jede  Bank  ist  nur  für  ihre 
eigenen  Noten  verantwortlich,  sie  bat  aber  die  Noten  der  andern  Banken  zum  vollen  Nennwert  ein- 
zulösen, solange  diese  ihr  gegenüber  die  Einlösungspflicht  selber  pünktlich  erfüllen.  Ausser  den 
Emissionsbanken  selber  ist  Niemand  verpflichtet,  Banknoten  an  Zahlungsstatt  anzunehmen.  (Es  sind 
die  schweizerischen  Noten  somit  weder  gesetzliches  Zahlungsmittel,  wie  die  Noten  der  Bank  von 
Frankreich  und  der  Bank  von  England,  noch  können  sie  dem  Zwangskurse  unterstem  werden.)  Die 
Notenemission  einer  Bank  darf  nicht  jnehr  als  das  Doppelte  ihres  eingezahlten  und  wirklich  vor- 
handenen Kapitals  betragen.  Der  Bundesversammlung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  jederzeit  und  je 
nach  Umständen  die  Höhe  der  Gesamtemission  des  Landes  festzustellen  und  im  Verhältnis  zu  der- 
selben die  Emissionsbeträge  der  ein* einen  Banken  zu  bestimmen.  Vierzig  Prozent  der  jeweiligen 
Notenzirkulation  einer  Bank  müssen  stets  durch  einen  Vorrat  an  Barschaft  gedeckt  sein,  der  von  den 
übrigen  Kassabeständen  der  Bank  getrennt  gehalten  und  gebucht  wird.  Diese  Bardeckung  darf  nicht 
für  den  sonstigen  Geschäftsbetrieb  der  Bank,  sondern  nur  zur  Einlösung  ihrer  Noten  in  Anspruch 
genommen  werden  und  haftet  den  Noteninhabern  als  Spezialpfand.  Der  Rest,  60  "/o  der  Noten- 
emission sollen  gedeckt  sein:  a)  entweder  durch  Hinterlage  von  Wertschriften  oder  b)  die  Garantie 
desjenigen  Kantons,  auf  dessen  Gebiet  die  Anstalt  ihren  Hauptsitz  hat  oder  c)  durch  den  Bestand 
des  Wechselportefeuille,  sofern  die  Bank  sich  einem  beschränkten  Geschäftsbetriebe  unterzieht,  der 
folgende  Geschäfte  ausschlicsst :  1.  Gewährung  von  ungedecktem  Kredit*  2.  Kauf  und  Verkauf  von 
Waren  oder  Wertpapieren  für  eigene  oder  fremde  Rechnung  auf  Termine  oder  Gutsprachc  für  die 
Einlösung  solcher  Geschäfte ;  3.  Erwerb  von  Grundeigentum,  sofern  letzteres  nicht  zum  eigenen 
Geschäftsbetrieb  dient;  4.  Industrielle,  gewerbliche  und  Handelsunternehmungen  und  Gründungen, 
ausgenommen  Handel  mit  edeln  Metaller.;  5.  Versicherungsgeschäfte;  6.  Aktien-  und  Anleihens- 
emissionen mit  t'ebernahmspflicht,  ausgenommen  für  schweizerische  Staats-  und  Gemeindeanleihen; 
7.  Beteiligung  bei  Firmen,  welche  solche  untersagte  Geschäfte  betreiben.  —  Aus  der  Notenemission 
entstehende  ptivatrechlliche  Streitigkeiten  unterliegen  dem  Entscheide  des  Bundesgcrichls.  Auf  Grund 
einer  durch  eine  Bank  nicht  eingelösten  Note  ihrer  Emission  kann  amtliche  E'rniestcihebung  statt- 
finden und  gestützt  auf  diese  nach  Ablauf  einer  durch  das  Bundesgericht  zu  bestimmenden  Frist  zur 
Zwangsliquidation  der  Bank  geschritten  werden.  Die  Banken  sind  zur  regelmässigen  Einreichung 
von  Wochensituationen,  Monatsbilanzen  und  Jahresrcchmingen  nach  offiziellem  Schema  an  den  Bundesrat 
verpflichtet,  der  dieselben  durch  das  Inspektor»!  der  Emissionsbanken  prüfen,  publizieren  und  statistisch 
verarbeiten  lässt.  Der  letztern  Amtsstelle  sind  die  sich  auf  Geschäfts-Kassa-  und  Buchführung  erstrecken- 
den Inspektionen  der  Emissionsbanken,  sowie  die  Anfertigung  der  nach  einheitlichem  Typus  auf  Kosten 
der  Banken  zu  erstellenden  Notenformulare  Überbunden.  Es  dürfen  nur  Noten  ä  Fr.  5o,  too.  5oo 
und  1000  ausgegeben  werden  und  die  Fr.  5o  Al>schnitte  dürfen  nicht  mehr  als  den  vierten  Teil  des 
Emissionsbetrages  einer  Bank  ausmachen.  Eine  Notenstcucr  ist  festgesetzt  auf  1  °/«o  für  den  Bund 
(Notenkontrollgebühr)  und  6  "/oo  im  Maximum  für  die  Kantone.  Vereinbarungen  zwischen  Banken 
bezüglich  gemeinsamer  Ausgabe  oder  gegenseitiger  Einlösung  von  Noten  undder  hieraus  sich  ergebenden 
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Verhältnisse  unterliegen  der  Genehmigung  des  Bundesrates.  Längste»  sechi  Monate  nach  Inkraft- 
treten des  Gesetze»  haben  die  bestehenden  Emissionsbanken,  insofern  sie  sich  zur  Fortsetzung  der 
Notenausgabe  ontschliessen,  beim  Bundesrate  die  bezügliche  Ermächtigung  einzuholen,  sich  über  die 
Erfüllung  der  gesetzlichen  Bedingungen  auszuweisen  und  zn  erklären,  welche  Emissiorusuiume  sie 
fortan  Ix-anspruchen.  Besondere  Regulative  ordnen  die  Hinterlage  der  Wert-schriften,  den  Rückzug 
der  alten  gegen  neue  Noten  u.  a.  m 

Der  Gegenwert  nicht  zur  F.iulösung  gelangter  Noten  verfallt  nich  einem  Zeitraum  von  30 
Jahren,  vom  Datum  des  Rückrufes  an  gerechnet,  dem  schweizerischen  Invalidenfonds. 

<>.  Entwicki.l  \o  iiks  Notknwkskss  skit  1HS1.  /.ur  Zeit  der  Annahme 
des  gr-schildcrten  Gesetzes  (18N1)  war  ihr  Stand  des  schweizerischen  X<iten- 
wesens  folgender: 


E 

Einbezahltcs 

.  -  e 

1  £■£,■§ 

tU 

H  is  ri  U  e  i\ 

Kapital  auf 

Im 

Ende  1881 

= — •* 

Kr. 

Abgerundete  l'iaw  'Jt  Franken 

10,000.000 

7,007 

7,257 

2,876 

6,000,000 

5,000 

4,502 

4.001 

4,500,000 

4,125 

3,995 

1.448 

300 

287 

111 

4,000,000 
7.000,000 

8,000 

7,505 

3,751 

17.054 

14,074 

4.757 

B an que  Cantonale  Vaudoise  

1 2,000 ,000 

6.209 

5,172 

2,114 

2,500.000 

5,002 

4,030 

1,041 

Banquc  C'antonale   Friboureeoise  .... 

2.400.000 

1.771 

1.703 

697 

Spar-   und   Leihkasse  des  Kantons  Ltizern 

906 

982 

S71 

3,000.0(10 

750 

725 

312 

Hank  in  Glarus   

2,250.000 

1.279 

1.160 

370 

Hanque  Populaire  de  la  Gruyere  .... 

500,000 

108 

100 

54 

Hanque  Cantonale  Ncuehätcloise  ancienne     .    .  . 

3,000.000 

6,000 

5.650 

1.661 

0,000,000 

8,000 

2,326 

836 

Caisse  hvpothecaire  du  Camon  de  Kribourg  .    .  . 

2.025,150 

93 

26 

173 

Itank  in  l.uzcrn   

4.000.000 

2,00i) 

1,053 

S81 

3.000.000 

2.202 

1.878 

8x5 

Banca  cantonale  ticin cse   .  .  

1 ,O00.00o 

2,500 

2,060 

31* 

1,500,000 
2.000,000 

700 

652 

259 

651 

285 

ISO 

Leihkasse  Glarus  ....   

1,000.000 

300 

293 

134 

Eidgenössische  Hank  

12,000,000 

5.000 

4.783 

2.248 

Togge nb urger  Hank  

2.200.00O 

1,000 

970 

336 

200,000 

20 

18 

29 

Credit  agrieol  et  industriel  de  la  Broyc 

050.000 

215 

214 

74 

St.  Gallische  Kantonalbank  

6,000,000 

0.052 

5,9*0 

2,374 

Caisse  d' amortissement  de  ladette  publique 

715 

730 

lö:i 

Haselland  schalt  liehe  Kantonalbank     .    .  . 

3,000,0<H) 

721 

690 

290 

Thurgauisoh  e  Kantonalbank  

2.300,000 

1,500 

1,306 

551 

2,000,000 

2,000 

1,958 

657 

Zürcher  Kantonalbank  

12,000,000 

15,000 

12,276 

7,109 

Hanca  della  Svizz-era  Italiana  

1,000,000 

1,609 

1,437 

516 

500,000 

167 

165 

27 

Appenzell  A.-Rh.  Kantonalbank  

2,000,000 

2,666 
257 

1,947 
237 

704 

Kantonale  Spar-  u.  Leihkasse  v.  Nidwaldcn 

97.766 

73 

Total  36  Hanken 

123,022,916 

112,386 

99,401  |  42,851 

Von  diesen  3(>  Ranken  haben  sich  unter  die  Herrschaft  des  Hanknoten- 


gesetzes gestellt  die  durch  gesperrten  Druck  bezeichneten  20  Banken.  Die 
Emissionsbcwilligung  haben  neu  verlangt:  Bam|iie  Common  aale  Neu?h"ite loise. 
SchatVhauser  Kantonalbank,  Glarner  Kantonalbank.  Ban<|iie  Cantonale  Neu- 
chateloise  nouv.  Total  der  Notenbanken  mit  bundesratlich  bewilligter  Emission 
somit  33  Hanken.  Sieben  der  früheren  Notenbanken,  die  Ancienne  Banquc 
C'antonale   Neudiateloise,  die   Eidgenössische   Hank,  die   Bank  in  Glarus,  die 
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Leihkasse  Glarus,  die  Bank  für  Graubünden,  die  Banque  populaire  de  la  Broye, 
die  Caisse  hypothecairc  du  Canton  de  Fribourg  haben  vor  Inkrafttreten  des 
Gesetzes  auf  ihr  Emissionsrecht  verzichtet  (die  anc.  Banque  Cantonale  Neu- 
chuteloise  und  die  Leihkasse  Glarus  infolge  Liquidation).  Ihre  Noten  wurden 
zurückgerufen  und  der  Rückzug,  sowie  die  Vernichtung  der  eingehenden  Noten 
vollzieht  sich  unter  eidgenössischer  Kontrolle.  Am  31.  Dezember  1900  hatten 
diese  Institute  zusammen  noch  für  Fr.  9S.380  ihrer  Noten  ausstehend. 

Nachstehende  Tabelle  giebt  einen  Ucberblick  über  den  Stand  des  schwei- 
zerischen Banknotenwesens  im  Jahre  1885: 


Kinhezahltcs 

r — 

!  J.ilir«- 

J;ilire*- 

Banken 

Kapital  auf 

i  di.ichsclinilt 
«1er 

durrWhmtt 
cor 

ilurcliwhnilt 
<lrr  gexetcl. 

Kndc  1885 

Z  lktlUti-  T» 

Ilarw  hilft 

Fr. 

Abgcmn« 

ete  T.iu»rn«tc  Kranken 

I 

6,000,000 

8,000 

7.955 

3.854 

•1 

Basellarulschaftliche  Kantonalbank    .  . 

3.000,000 

1.500 

1,492 

686 

10.000,000 

10,000 

9.3^9 

5.861 

4 

Banca  cantonale  ticincse      .    .  . 

1,000.000 

1,999 

1,959 

957 

5 

Hank  in  St.  Gallen  

4.500,000 

7.173 

7.024 

3.507 

Crödit  agricol  et  itidustriel  de  Iii  Broye 

790.000 

500 

495 

212 

7 

#      m                                       i              w  w  III 

Thurgauische  Kantonalbank  .... 

2.500,000 

1,500 

1,456 

734 

Aargauische  Rank  

6,000,000 

3.998 

3.694 

1.822 

9 

Toggenburger  Bank  

2,734,000 

1.000 

980 

4<5 

10 

Banca  della  Svizzera  Italiana  .... 

1.000,000 

2,000 

1,967 

1.002 

11 

Thurgauische  Hypothekenbank     .    .  . 

3.000.000 

1.000 

974 

631 

12 

Graubündncr  Kantonalbank  .... 

2.000.000 

3,000 

2.961 

1,403 

lo 

t\.untonai->>par-  uno  Lcinkassc  Laizcrn 

l  jtAfh  Ann 

i  tä<i  i 
l,o«H 

1.793 

931 

14 

10.000,000 

20.000 

16.450 

8.031 

15 

Appenzell  A.-Rh.  Kantonalbank    .    .  . 

2,000.000 

2,979 

2,923 

1.259 

16 

6,000,000 

5.994 

5,040 

3.969 

17 

Bank  in  Basel  

6,000.000 

12.000 

.10,338 

5,359 

18 

Bank  in  Luzcrn  

1,000.000 

2,851 

2.793 

1.489 

19 

Bank  de  Gencve '   

2,500.000 

5,000 

4.826 

2,012 

20 

600,000 

300 

294 

159 

21 

Zürcher  Kantonalbank  

12,000.000 

14,996 

12.373 

8,729 

22 

3.000,000 

2,851 

2.763 

1,408 

23 

Bank  in  Schaff  hausen  

1.500.000 

1,175 

1.154 

569 

24 

Banque  Cantonale  Fribourgeoise  .    .  . 

2.400.000 

994 

970 

554 

25 

Caisse  d'amortissement  de  la  dette  publ." 

750,000 

1.493 

1.452 

662 

26 

Banque  Cantonale  Vaudoise  .... 

12,000.000 

9,966 

9.201 

4,770 

27 

Erspartiiskasse  des  Kantons  Uri  . 

500.000 

500 

492 

215 

28 

Kantonale  Spar-  u.  Leihkasse  Nidwaiden 

500.000 

500 

492 

210 

29 

Banque  populaire  de  la  Gruvere4 

500.000 

299 

297 

141 

30 

Banque  Cantonale  Neuchateloise  .    .  . 

4,000.000 

3,000 

2.812 

1.263 

3  t 

Banque  Commercialo  Neuchateloise 

4.000,000 

5.000 

4.147 

2.026 

32 

Schaffhauser  Kantonalbank  .... 

1.000.000 

1.000 

986 

457 

33 

1.000.000 

1.500 

1,490 

654 

Total 

117,674,000 

135.902 

123,431 

65.511 

1  Wurde  im  Jahre  189.2  in  „Luzerner  Kantonalbank  umgewande 

t.  —  *  Hat  im  Jahre 

1894  auf  ihr  Emissio'nsrecht  verzichtet.  -  1  Hat  im  Jahre  1899  auf  ihr  Kmissionsrecht  ver- 
zichtet, —  4  Haben  im  Jahre  1892  auf  ihr  Kmissionsrecht  verzichtet.  —  1  Wurde  durch 
kantonales  Gesetz  von  1885  auf  1.  Januar  1886  aufgehoben;  ihre  Aktiven  und  Passiven 
gingen  auf  die  neugegrQndetc  „Solothurner  Kantonalbank-  (Nr.  34)  über.  —  *  Wurde  im 
Jahre  1893  in  „ Banque  de  l'Ktat  de  Fribourg*  (Nr.  38)  umgewandelt,  ihre  Aktiven  und 
I'assivcn  wurden  von  letzterem  Institute  übernommen. 

Von  diesen  33  Emissionsinstituten  leisteten  die  Garantie  für  die  bO°/o 
ihrer  Notenemission  nach  Massgabe  von  Art.  12  des  Gesetzes:  Nr.  t,  2,  3,  7, 
8.  12,  13,  15,  21,  22,  25,  2b,  27,  28,  30.  32,  und  33  durch  Kantonsgarantie: 
Nr.  4,  b,  0,  10.  11,  IS,  20,  23,  24  und  29  durch  Hinterlage  von  \\ Yrtschriften ; 
Nr.  5,   14,  lb,  17,  1<>,  31  durch  Verpfandung  des  WYchselporiefeuillc. 
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Nach  der  Natur  ihres  Geschiiftskreises  ausgeschieden,  rangierten  von  diesen 
33  Banken:  sechs  unter  die  Diskontbanken,  nämlich  Nr.  5.  14,  16.  17.  19.31; 
sieben  unter  die  Handelsbanken,  nämlich  Nr.  3,  4,  0,  10,  20,  24,  29:  acht 
unter  die  Hypothekarbanken,  nämlich  Nr.  1,  2,  7,  11,  13,  27.  2S,  33:  elf  unter 
die  Banken  mit  gemischtem  Geschäftsbetrieb,  nämlich  Nr.  8.  9,  12.  15,  18.  21.  22, 
23,  20,  30,  32  :  eine  unter  die  Hanken  mit  eigenartigem  Geschäftskreise  Nr.  25. 

Zu  diesen  33  Banken  sind  bis  und  mit  dem  Jahre  1900  als  Emissions- 
institute noch  neu  hinzugetreten:  Im  Jährt-  1887  die  Obwaldncr  Kantonalbank, 
Nr.  35;  1S<)0  die  Kantonalbank  Sehwyz.  Nr.  36 :  1891  der  Crcdito  Ticinese, 
Nr.  37 ;  1893  die  Zuger  Kantonalbank,  Nr.  39 :  1898  die  Banca  populäre  di 
Lugano,  Nr.  40:  1900  die  Basler  Kantonalbank.  Nr.  41. 

Am  31.  Dezember  1900  erzeigten  die  schweizerischen  Emissionsbanken 
folgenden  Status: 


i\ 
U 

C 

j:L 

Deckung 

Flr  m  a 

St: 
—  c 

r  5  E 

II' 

ij  1  — - 

c  «5  ** 

ISS 

•uii  ur  ui*. 

6* 

r 

?  f  .1-5 

Xr   &  —  J£ 

5  a  "5 

o  a 

6«>°/l(  der 
Emission 

Zahlen  in  lautenden  Franken 

l 

St.  Gallische  Kantonalbauk  .... 

7.000 

14,000 

13,679 

7,039 

51.1 

KaiUiinrui 

2 

Basellandschaftliche  Kantonalbank  . 

3.000 

2.000 

1,956 

988 

50.5 

*• 

3 

10.000 

20,000 

17.599 

9.567 

54.4 

4 

Banca  Cantonale  Ticinese  .... 

1  fi'2'i 

2  000 

\  974 

48.8 

WcrU^briftaa 

5 

9.000 

18.000 

17.544 

7.942 

45.3 

f  *tluflP«rtf. 

<; 

Credit  agricol  et  industriel  de  la  Broye 

1,000 

1,000 

984 

431  ! 

43,8 

WerUduiftti 

7 

Thurgauische  Kantonalbank  .... 

5.000 

5,000 

4.867 

2,389  i 

49.1 

Kulciinmt. 

8 

6.000 

6,000 

5.885 

2,692 

40. 1 

- 

9 

4,500 

1.000 

965 

485 

50,3 

10 

Banca  della  Svizzera  Italiana  . 

1,000 

2.000 

1.972 

1.003 

50.8 

- 

11 

Thurgauische  Hypothekenbank      .  . 

8,000 

1.000 

989 

546 

55,2 

12 

Oraubündncr  Kantonalbank  .... 

2.000 

•1,000 

3.948 

2.021 

51.2 

liaitoitnrut. 

13 

3.000 

6,000 

5.726 

3,125 

54.6 

14 

12.000 

24,000 

21.624 

10.002 

46.3 

W«k"rtrttf 

15 

Appenzell  A.-Rh.  Kantonalbank    .  . 

2,000 

3.000 

2.973 

1.437 

48.3 

kut«wmit 

17 

Bank  in  Basel  

16,000 

24.000 

22,014 

11,000 

50.0 

Wt(ki.->*rtrf. 

18 

6,000 

5,000 

4.928 

2.514 

51.1 

Wmjchriftti 

21 

20.000 

30.000 

23.317 

15,206 

65.2 

kutougtrut 

23 

8.000 

3.500 

3,483 

1.561 

45,5 

WerUtthfas 

24 

Banquc  Cantonale  Fribourgeoise  . 

2,100 

1.250 

1,228 

547 

44.6 

26 

Banque  Cantonale  Vaudoise 

12.000 

12.000 

10.576 

5,202 

49.2 

lüitouririit. 

27 

Krsparniskasse  des  Kantons  Uli    .  . 

750 

1,500 

1.470 

690 

47,0 

— 

28 

Kanton.  Spar-  u.  Leihkasse  Nidwalden 

500 

1.000 

982 

473 

48,2 

30 

Banque  Cantonale  Xeuchäteloisc  .  . 

4,000 

8.000 

7,604 

3.297 

43.4 

31 

Banque  Commerciale  Neuchätcloise 

4.000 

8,000 

7,825 

3.330 

42,6 

fwb.-P»rUf. 

32 

Schaffhauser  Kantonalbank  .... 

1.500 

2.500 

2,453 

1.428 

58,0 

33 

1.500 

2.500 

2.486 

1,151 
2.401 

46,3 
49.1 

r 

34 

Solothurner  Kantonalbank  .... 

5.000 

5.000 

4.892 

- 

35 

Obwaldner  Kantonalbank  .... 

500 

1,000 

980 

•466 

47.5 

36 

1,500 

3.000 

2.929 

1,506 

51.4 

37 

Credito  Ticinese  

1,500 

2.250 

2.213 

976 

44.0 

Um«  Ii  Mi« 

38 

Banque  de  l'F.tat  de  Fribourg  .    .  . 

21.000 

5.000 

4,919 

2.090 

42.5 

39 

2.000 

3.000 

2.956 

1.428 

48.3 

•10 

Banca  popolare  di  Lugano  .... 

1.000 

2.000 

1.986 

902 

45.4 

|  WfTtxknftt» 

41 

Basier  Kantonalbank  

5.000 

10.0*10 

4.797 

2.210 

46.1 

.^5  Banken  mit  zusammen 

134.275 

239.500 

216,673 

108.905 

50,3* 

1  ♦hrrkiebitt 

Als  Notenbank  Nr.  42  ist  im  Jahre  1M01  noch  die  Appenzell  I.-Kh.  Kantonalbank  mit 
einem  Kapital  von  l"r.  »no.nOO  und  einer  bewilligten  F.niissionssumme  von  Fr.  1,000.000 
hi  nzugekommen. 
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Der  in  obiger  Zusammenstellung  ausgewiesene  Total-Barvorrat  der  Banken 
im  Betrage  von  Kr.  108,905,000  setzte  sich  zusammen  aus: 
Fr.  98,515,000  in  Gold    —  90,5  °0  und 
»    10,390,000   >   Silber  =.     9.5%  des  Gesamtbetrages. 

Der  nicht  durch  Barschaft  garantierte  Teil  der  Notenemission  fand  sich 
Knde  1900  gedeckt: 

a)  Bei  21  Banken  mit  einem  einbezahlten  Kapital  von  zusammen 
Fr.  113.250.000  und  einer  bewilligten  Emissionssumme  von  Fr.  144,500,000 
(=6I,5°/o,  resp.  00.3%  des  Gesamtbetrages)  durch  Kantonsgarantie; 

h>  bei  10  Banken  mit  einem  einbezahlten  Kapital  von  Fr.  30.025,000 
und  einer  Emissionssumme  von  Fr.  21,000,000  (  =  10,3%,  resp.  8,8%  des 
Oesamtbetrages)  durch  Hinterlage  von  Wert  sehr iften; 

c)  bei  4  Banken  mit  einem  einbezahlten  Kapital  von  Fr.  41.000,000  und 
einer  Euiissionssumme  von  Fr.  74,000.000  (  =  22,2%.  resp.  30,9  °/,>  des  Gesamt- 
betrages) durch  Verpfändung  des  \Y  ech  se  I  port  e  fe  ui  1 1  e. 

Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  berechnet,  betrug  die  Notenzirkulation 
der  Schweiz: 

Im   Durchschnitt  der  zehn  Jahre  1871-1880  Fr.  24.  30;  in  den  Jahren 

1881  Fr.  34.85  1M86  Fr.  43.  70  1891   Fr.  55.  20  1890  Fr.  03.  05 

1882  >    34.30  1887    »    40.20  1892    >    54.95  1897    >  05.90 

1883  >    35.00  1888    >    47.70  1893    »    50.10  1898    >  08.40 


>    39.80  1889    >    49.50  1894    >    57.20  1899    »  70.45 

1885    >    42.05  1890    »    51.70  1895    »    59.05  1900    »  05.40 

Der  Rückgang  im  Jahre  1900  um  Fr.  5.05  pro  Kopf  der  Bevölkerung  ist  nur  schein- 
bar. Die  Bevölkerungsziffern  für  die  einzelnen  Jahre  des  Jahrzehnts  l«71  — 1880  sind  pro- 
portional nach  der  Progression  vom  Census  auf  Ende  1870  (2,669.147  Seelen)  bis  zum  Census 
auf  Ende  1880  (2,846,102  Seelen)  ermittelt  und  auf  den  Jahresdurchschnitt  gestellt.  Des- 
gleichen für  die  Jahre  1881  —  1899  nach  der  Progression  vom  Census  auf  Ende  1880  (2,846.102 
Seelen»  bis  zum  Census  auf  Ende  1888  (2.933,334  Seelen).  Für  das  Jahr  1900  erfolgte  die 
Berechnung  der  Notenzirkulation  per  Kopf  nach  dem  Ergebnis  der  Volkszählung  vom 
1.  Dezember  1900  (3,312,551  Seelen).  Die  Berechnung  auf  der  Basis  der  proportioneilen 
Progressivziffer  (3,058,748  Seelen)  hätte  Fr.  70.  85  pro  Kopf  ergeben. 

Nachstehende  G c  n  eral  bi  lan  z  der  schweizerischen  Emissionsbanken  auf 
31.  Dezember  1900  giebt  Aufschluss  über  den  Geschäftskreis  und  die  allgemeine 
Situation  der  Emissionsbanken  in  der  letzten  Zeitperiode  (siehe  Seite  420,27). 

Ferner  folgen  in  einer  weiteren  Zusammenstellung  die  Ziffern  zweier 
zeitlich  auseinander  liegenden  Jahre  der  General-Gewinn  und  Verlustrcchnung. 
(Siehe  Seite  428). 

Von  den  Ende  1900  bestehenden,  auf  Seite  424  mit  Firma  und  Ordnungs- 
nummer aufgeführten  35  schweizerischen  Emissionsbanken  sind: 

a)  Reine  Staatsbanken:   18  Institute,  die  Nummern  1,2.3,  7,  12,  13. 
15.  21,  27.  28.  30,  32,  33,  34,  35.  30,  38.  41; 

b)  Privatbanken:  13  Institute,  die  Nummern  4,  5,  0.  9,  10,  11,  14,  17. 
18.  23,  31,  37.  40; 

c)  Gemischte  Banken:  4  Institute,  die  Nummern  8.  24.  20,  39. 

Bei  den  letzteren  ist  die  Staatsbeteiligung  eine  verschiedene:  Bei  Nr.  8 
setzt  sich  das  Dotationskapital  zur  Hälfte  aus  Staats-,  zur  Hälfte  aus  Privat- 
mitteln zusammen:  bei  Nr.  24  besitzt  der  Staat  nur  500  Aktien  ä  Fr.  500. — , 
der  Rest  der  Aktien  ist  in  den  Händen  Privater:  bei  Nr.  20  garantiert  der 
Staat  nur  die  Emissionssumme,  das  Kapital  ist  ganz  von  Privaten  aufgebracht; 
bei  Nr.  39  ist  die  Hälfte  des  Kapitals  vom  Staate,  die  andere  Hälfte  von 
Privaten  beschafft. 
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Oeneral  -  Bilanz  der  35  Schwei- 


Aktiven  auf  31.  Dezem- 


95,600.000 
15  397  SOI 

I.  Kassa. 

Notendeckung  in  gesetzlicher  Barschaft. 

WCUllJ^iT    gC9vl£|Il  HC    17>«*1  »i  llHIl. 

124,497.150 

29 

110.997,391 
3.162.400 
8,181.600 
1.555.758 

34 

i 

95 

Gesetzliche  Barschaft. 
Eigene  Noten. 

Noten  anderer  schweizerischer  Emissionsbanken. 
Uebrige  Kassabcständc. 

|  167,235,518 

02 

2.084.800 

7.825.076 
54.154.205 
103,171.436 

35 

22 
01 
44 

II.  Kurzfällige  Guthaben. 

(Längstens  innert  8  Tagen  verfügbar.) 

(.  hecks-,  Depot-  und  Kassascheine,  fällige  Platzwechsel. 

Coupons  und  andere  kurzfällige  Schuldscheine. 
Schweizerische  Km isgionsbanken- Debitoren. 
Korrespondenten-Debitoren. 

Conto  zwischen  Hauptbank  und  Zu  eiganstalten. 

257.547,934 

95 

160.460.7",  1 
44,095,815 
44.256.750 
2,200.000 
o46,00b 
5.883.610 

89 
33 
57 

35 
81 

III.  Wechselforderuugen. 

Disconto-Schweizer- Wechsel. 
Wechsel  auf  das  Ausland. 
Wechsel  mit  Faustpfand. 

Wechsel  mit  nur  einer  Unterschrift  und  ohne  Faustpfand. 
Warrants  und  Guntrodcl. 
Wechsel  zum  Inkasso. 

1,035,616,317 

23 

213,230.186 
15.895.423 

1 58  535  798 
3.683,210 

637.031.335 
7,240.062 

1 

70 
11 

67 

37 
75 

IV.  Andere  Forderungen  auf  Zeit* 

(Nach  8  Tagen  verfügbare  Guthaben.) 

Cotito-Corrent-Debitoren  mit  gedecktem  Kredit. 
Conto-Corrent-Debitoren  mit  ungedecktem  Kredit  (inkl. 
Anlagen  bei  Banken). 

^f*niilf~itt4*rif*in4*   nn  rtf*  W'  »»i"*riÄ»»lt.'«"*r<Ti!i  iii/,liLri»if'     ctpi IppI' 
Ol  IllllUov-lll.  Iiis,    vllllv    •*  1.1  I13C 1  >     1  \J  lllul  lt.  I1KC1 1.    gCUCt  MC, 

Schuldscheine  ohne  Wechselverbindlichkeit,  ungedeckte 
(inkl.  Vorschüsse  an  Gemeinden  und  Korporationen). 
Hypothekar-Anlagen  aller  Art. 
Reports  und  Divers. 

116,900,391 

32 

9,500.859 
102.934.794 

12,435,658 
3.194  068 

1.270,668 

50 
30 

80 
83 

69 

V.  Aktiven  mit  unbestimmter  Anlagezeit. 

Aktien. 
Obligationen. 

Effekten  (öffentliche  Wertpapiere). 

(irundeigentum,   nicht  zum  eigenen  Geschäftsbetrieb 

bestimmt. 
Liquidationen  und  Restanz.cn. 

14,934,843 

85 

14.070.343 
864.500 

85 

VI.  Verpfändete  Aktiven. 

Effekten  (öffentliche  Wertpapiere). 
Grundeigentum. 

11.793,335 

24 

5.148.763 
137,470 

95 

^4 

75 

»11.  r  esie  Anlagen. 

Kommnnditcn  und  Beteiligungen. 
Immobilien  zum  eigenen  deschättsbetrieb. 
Mobilicn. 

22,634,510 

i>9 

639.145 
19.940,026 

2,055.347 

47 

02 

60 

VIII.  Gesellschafts-Conti  (Comptes  d'ordre). 

Ausstehende  Gebühren  u.  zu  amortisier.  Anleihekosten. 
Ratazinsen    auf  Aktivposten   und    Rückdisconto  auf 

Passivposten. 
Bezahlte  Dividenden  auf  dem  Dotationskapital. 

| 

7.000.000  1 

IX.  Ausstehendes  Kapital. 

Ausstehendes  Dotation»-  und  Aktienkapital. 

1 1.758.160,009 

99 
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zerischen  Emissionsbanken. 


her  1900.  I'assiven 


I.  Notenemission. 

1 

227.056.000 
11,944.1*00 

239.000.000 

Ii.  ikurziaiiige  ocnuiuen. 

(Längsten«  innert  H  Tagen  rückzahlbar.) 

1  i 

Kurzsichtige  Depositen-  und  Kassascheine  und  andere 
Schweizerische  Emissionsbanken-Kreditoren  .... 

Conto  zwischen  Haupthank  und  Zweiganstalten    .  . 
Verfallene,  noch  nicht  erhobene  Zinsen  und  Dividenden 

2.203.300 
23.563.547 

5.576.365 
17.496.U57 

1 4    .=»07  7SQ 

109.241.466 
100.127,459 
2,573.823 
268,874 

in 
;oi 

88 
66 
28 
30 
75 
90 
24 

406,559,735 

i 

1  ; 
03 

III.  Wechselschulden. 

Eigen-Wechsel  

7.823,500 
17,428.849 

50 

25,252,349 

50: 

IV.  Andere  Schulden  auf  Zeit. 

(Mit  KOckzahlungsfrist  von  langer  als  8  Tagen.) 

Conto-Corrent-Kreditoren  

Sparkassa-Kinlagen  

Schuldscheine  (Depositenscheine,  Obligationen  etc.). 
welche  im  Laufe  des  nächsten  Kalenderjahres  fällig 
oder  nach  erfolgter  Kündigung  rückzahlbar  sind 

Schuldscheine.  (Depositenscheine.  Obligationen  etc.) 
mit  Rückzahlungsfrist  von  länger  als  einem  Jahre 

Hypothekar-Schulden  

57.590,897 
178.790.575 

117,998.069 

450.628,153 
342.927 
30.100,800 

18 
4M 

60 

72 
27 

835,457,423 

20 

V.  Gesellschafts -Conti  (Comptes  d'ordre). 

• 

Reserve  für  mutmassliche  Verluste  

Ratazinscn  und  Zinsrestanzen  auf  Passivposten 

Zu  verteilender  Reingewinn  für  das  Rechnungsjahr  1900 

2.086.641 
1.867,264 
7.893.347 
10.017,728 

23 
07 

79 

21,864,981 

09 

VI.  Eigene  Gelder. 

Einbczahltes  Kapital  

Gewinn-Saldo- Vortrag  auf  das  Jahr  1901  

184.275.000 
34,818,372 

557,218 
427.915 

70 
94 
10 
43 

223,025,521 

17  ! 

VII.  Ausstehendes  Kapital. 

Ausstehendes  Dotations-  und  Aktienkapital  .... 

7,000,000 

1,758,160,009 

99 
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General -Gewinn-  und  Verlust -Rechnung  von  1891  und  1900. 

(1891:  36  Hanken.    1900:  35  Hanken.) 


SOLL  (lttte»posle»t 


1891 

1900 

137.422 

176,362 

1  MO  404 
i,vou.i 

9  7ii  41  •< 

282.448 

375.214 

238.891 

415.184 

452,580 

340.993 

896,899 

56,104 
95,192 

3,*23.047 

79.752 
130  938 
5,170,755 

181.522 
870,344 
127,62b 
62,199 

1 ,241.691 

597,279 

228,2*3 
1,216,566 
287,307 
136,255 

1,818.421 
1,491.384 

2,715,669 
5,414.341 
263,429 

6,125,526 
10,404,687 
359,940 

11,251,489 

21,059,34o 

74,457 

13.142 

8ä:Ü6.664 

39~453,974 

554,567 

113.742 

144,922 

OAQ  771 

3.644 

Hj  70« 

425.568 

82.080 

1,412,284 

1,431.319 

14.ri  040 

385  414 

592.298 

355,994 

3.478,059" 

2,520.929 

10,905 

l 

::.vt.349 

7.287.757 
7  642.106 

13,678.1-"» 
14,018,873 

35.912.472 

0iJ.<t82.952 

Verwaltungskosten. 

Entschädigung  an  die 
Verwaltungsbehörden. 

Besoldungen  an  d.  Ange- 
stellten, inkl.  Gratiftkat. 

Lokalmiete,  Unterhalt  d. 
Hankgehaudc  und  Ge- 
schäftslokalitäten. 

Bureauauslagen  aller  Art 
und  Mobiliar. 

Porti,  Depeschen  u.  Kon- 
kordatsspesen. 

Kosten  für  Beschaffung 
von  Barschaft. 

Banknoten- Anfert.-Kost. 

Diverse  andere  Spesen. 

Steuern. 

ßundesbanknotensteuer. 
Kanton.  Hanknotensteuer 
Andere  kanton.  Steuern. 
Gemeindesteuern. 

Passivzinsen. 

An  Chccks-Conti,  Banken 
und  Korrespondenten. 

,  Cnto.-Corrt.-Krcditor. 

.  Sparkassa-Einlagen. 

»  Eigenwechsel  u.  kurz- 
sichtige Kassascheine 

.  Obligationen  u.  andere 
Schuldscheine  a.  Zeit. 

„  div.  verzins!. Schulden. 

Verluste  u.  Abscbreib. 

Auf  Disconto-Schweizer 

Wechsel. 
„  übr.  Wechselfordergn. 
.  Conto-Corrent-Debi- 

toren  u.  Korrespond. 
„  Hypothekaranlagen  u. 

Schuldscheine  ohne 

Wechsel  verbindlichk. 
.  Effekten  (öffentliche 

Wertpapiere). 
„  Hankgebäude  u.  and. 

Grundeigentum. 
.  Diversen  u.  Vortrage 

f.  mutmassl.  Verluste. 

Andere  Lastenposten. 

Gemeinnütz.  Verwendgn. 

Reingewinn. 

Gcwinn-Saldo-Vortrag  v. 
Vorjahr. 

Reingewinn  des  Rech- 
nungsjahres. 


Ertrag  des  Wechsel- 
portefeuille. 

Disconto-Schweizcr- 

Wechsel 
Wechsel  aufs  Ausland  . 
Wechsel  mit  Faustpfand 
Uebrige    Wechsel  und 
Wechsel-Inkasso  .    .  . 

Aktivzinsen  und 
Provisionen. 

Von  Banken  u.  Korresp. 
„  Cto.-Corr.-Debitoren 
„   Conto-Conrent- Kre- 
ditoren (Provisionen  l 
„  Schuldscheinen  (ohne 
Wechsclverbindlichk.) 
I  Ivpothckaranlagen 

aller  Art  

„  Zinsen  und  Kursge- 
winne von  Effekten 
„  diversen  Guthaben  . 
„  Effekten  -  Kauf-  und 
Verkaufs-Provisionen 

Ertrag  d.  Immobilien. 

Von  den  Hankgebäuden 
„  and.  Grundeigentum. 

Andere  Nutzposten. 

Gebühren  für  Aufbewah- 
rung von  Werttiteln 

Diverse  and.  Gebühren 

Agio  auf  Münzsorten  etc. 

Gewinnanteil  an  Kom- 
manditen  u.  Syndikaten 

Diverse  Nutzposten  .  . 

Wiedereingänge  von 
früheren  Abschrei- 
bungen   

Gewinn-Saldovortrag 
vom  Vorjahre     .  . 


HABEN  iNmpnH) 
1900  1891 


6.398,947 
1.939.135 
2.073,207 

116,636 
10.522.925 


2.421,016 
9,500,904 

242,424 

7,052,713 

25,564,680 

5,646,372 
474,656 

73.237 
50,975,952 

245.360 
_1291145 
374,505 


6.135.055 
055.286 
2.102.623 

95.377 


8,988.341 

S?  15.973 
3.7*7.975 

187.366 

3.414.251 

11.929.27: 

4.S75.410 
424.247 

130.038 


188,915 
31,442 
186,976 

197,328 
108,028 
TT2T689 


204.353 
107.573 
401,9 


144.106 

52,*79 
78.013 

155,982 
114.197 

545. 1 77 


«2.9X2.952  35.912.172 
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Die  Rechnungsergebnisse  waren  im  Durchschnitt  der  achtzehn- 
jährigen Periode  1883  —  1900  für  sämtliche  Hanken  in  einander  gerechnet 
folgende: 

b                                                  1888  -1900:  1900  allein: 
C.ewinnberechtigte»  Kapital   .    .    Kr.  2,516,913.519                     Fr.  182.796,581  (1899) 

Bruttogewinn  ,     279,355.096  =  1 1,< '«»9  %       „  23,183.171  =  12.976',',, 

Verwendung  des  Bruttogewinns: 

Verwaltungskosten  ....     ,      62,927,718  =  2.500"  „      „  5.439,629  —  2,976"", 

Steuern  ,      21,351,835   ^  0,H48%       „  1,818  421  =  0,995° : 

Verluste  und  Abschreibungen      ,      37,596,730  —  1.494"  c       .  2,540.929  =  1,390"  „ 

Reingewinn  ,     157.478,811    -  6,257%       ,  1 6.384. 190  =  7,«2l *  „ 

Verwendung  des  Reingewinnes: 

Dividende  ,     136,437.765  =  5.421%      ,  11.160.214  =  6,105% 

Reserven  ,      20,922,752  =  0.831  %      ,  2.100.971  =  1,149"  0 

Gemeinnützige  Zwecke     .    .      „  44.048  =  0,002% 

Mutation  des  Gewinnsaldo   .      ,            74.244  =  0.003%       ,  123.004  =  0.067% 
Andere  Zuweisungen  a.  d.  Reserven    .         1.703,777                       „    -r-  4,987 
Eigene  Gelder  Knde  190U: 

Aktien-  oder  Dotationskapital  Fr.  184.275,000 

Reserven   „  38.590,346 

Gewinn-Saldo  „  463,398 

Ul.  Bestrebungen  zu  Gunsten  der  Ceatralisation  des  Notenwesens. 

Gegenüber  den  frühem  Verhältnissen  der  gesetzlosen  Periode,  dem  <  laisser 
aller»  hatte  das  Banknotengesetz  von  1881  einige  unverkennbare  Vorteile 
gebracht,  allein  bald  brach  sich  die  Erkenntnis  Bahn,  dass  die  realisierten  Fort- 
schritte ungenügende  seien  und  ein  Mchrcrcs  zur  Sanierung  und  Kräftigung 
unseres  Noten wesens  zu  geschehen  habe.  Als  Hauptübelstände  machten  sich 
bemerkbar:  Der  in  der  Regel  schwache,  für  ausserordentliche  Bedürfnisse 
ungenügende  Stand  der  verfügbaren  Barschaft  (1890:  im  Durchschnitt  ca.  20 
Millionen)  in  Verbindung  mit  dem  Verbot,  die  obligatorische  Barreserve  je 
anzugreifen:  neben  der  stetig  zunehmenden  Notenzirkulation  (1890:  152'  • 
Millionen)  die  bedeutenden,  stets  wachsenden  andern  kurzfälligen  Verbindlich- 
keiten der  Emissionsbanken  (1890:  ca.  170  Millionen)  und  der  Mangel  einer 
vorsorglichen  Diskontopolitik  zur  Regulierung  des  Geldstandes.  Die  Banken 
selbst  beklagten  sich  mit  Recht  über  eine  zu  weit  gehende  Besteuerung  der 
Noten,  die  sich  auch  auf  den  unproduktiven  Teil  ihrer  Emission,  d.  h.  auf  die 
in  ihren  Kassen  liegenden  Noten  ausdehnt,  was  zur  Folge  hat,  dass  die  Banken 
ihre  Noten  so  viel  als  möglich  in  Umlauf  zu  halten  suchen,  wodurch  begreif- 
licherweise die  Spannungsfähigkeit  und  Elastizität  der  schweizerischen  Noten- 
zirkulation sehr  beeinträchtigt  wird  und  infolgedessen  den  Bedürfnissen  des 
Geldmarktes  und  Verkehrs  sich  nicht  anzupassen  und  deren  Fluktuationen 
nicht  zu  folgen  vermag.  Die  Ucberzeugung  drang  in  immer  weitere  Kreise, 
dass  auch  auf  Grundlage  des  Gesetzes  von  1881  das  schweizerische  Noten- 
wesen immer  noch  die  ernstesten  Gefahren  in  sich  berge  und  einer  neuen  ein- 
schneidenden Reform  bedürftig  sei.  Allerdings  war  von  Niemandem  je  die 
schliessliche  Solvenz  der  Emissionsinstitute  in  Zweifel  gezogen  worden,  denn 
die  schweizerischen  Notenbanken  sind  so  ziemlich  alle  ohne  Ausnahme  gut 
fundiert  und  im  allgemeinen  vorsichtig  geleitet,  wohl  aber  erweckten  ihre  unge- 
nügenden Barvorräte  von  jeher  die  Befürchtung  einer  unzureichenden  Zahlungs- 
bercitschaft  für  Fälle  aussergewöhnlicher  Anspannungen.  In  diesem  Sinne  hatte 
sich  im  März  1887  in  einem  Zirkular  an  die  Emissionsbanken  auch  das  eid- 
genössische Finanzdepartement  ausgesprochen : 

«  Infolge  unserer  Erhebungen  sind  wir  zu  der  Ueberzeugung  gelangt,  dass  bei  einer  grossen 
Zahl  der  schweizerischen  Emissionsbanken  die  Verhältnisse  derart  liegen,  dass  in  kritischen  Zeit- 
lauften manches  Institut  kaum  in  der  Lage  wäre,  auf  die  Dauer  die  an  seine  Kasse  zunickströmenden 
Noten  einlösen  zu  können. » 
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Wie  früher  »finden  aber  auch  diesmal  die  Reformvorschläge  weit  aus- 
einander. Während  die  Einen  sich  mit  einer  blossen  Revision  des  bisherigen 
Gesetzes  begnügen  wollten,  verlangten  Andere  mit  allem  Nachdruck  die  Cen- 
tralisierung  des  Noten wesens.  Ein  auf  die  letztere  Lösung  hinzielender  Antrag 
von  C  ramer- Frey  in  der  Junisession  des  Nationalrates  von  1885  vermochte 
indessen  die  Mehrheit  der  Stimmen  nicht  auf  sich  zu  vereinigen  und  obschon 
auch  der  schweizerische  Handels-  und  Industrieverein  in  seinen  Gutachten  vom 
Oktober  1887  die  Kreierung  einer  Landesbank  mit  Notenmonopol  befürwortete, 
so  entschloss  sich  der  Hundesrat  im  Jahre  1890  auf  eine  Einladung  der  Rate 
dennoc  h  zur  Ausarbeitung  eines  Gesetzesentwurfes  auf  Grundlage  des  bisherigen 
Art.  39,  mit  anderen  Worten  auf  der  bisherigen  Basis  der  Pluralität  der  Banken. 
Hierbei  untcrliess  der  Bundesrat  indessen  nicht,  in  der  Botschaft  /um  Gesetzes- 
entwurf seinen  eigenen  Standpunkt  zu  Gunsten  der  Centralisation  durch  fol- 
genden Passus  positiv  zu  wahren : 

«  Der  Bundesrat  verhehlt  sich  nun  keineswegs,  dass  mit  der  Revision  des  Banknotengesetzes, 
welches  auf  dem  System  der  Vielheit  der  Banken  beruht,  eine  durchgreifende  Reform  des  schwei- 
zerischen Notenwesens,  eine  gründliche  und  endgültige  Lösung  der  Notenbankfrage  nicht  erzielt 
werden  kann.  Er  neigt  vielmehr  der  Ansicht  zu,  dass  dieses  nur  durch  die  Centralisierung  der  Noten- 
ausgabe, durch  die  Schaffung  einer  mit  dem  Notenmonopol  ausgestalteten  schweizerischen  I-andesbank 
erreicht  werden  kann,  welcher  ausser  den  einer  Notenbank  naturgemäss  zukommenden  geschäftlichen  Auf- 
gaben in  erster  Linie  diejenige  gestellt  würde,  den  Von-at  und  den  Umlauf  an  metallenen  und  fiduziaren 
Z  ihlungsmitteln  den  Bedürfnissen  des  Landes  und  dem  Schutze  der  Währung  gemäss  zu  regeln.» 

Der  zur  Verfügung  stehende  enge  Raum  gestattet  hier  nicht,  auf  die 
einzelnen  Artikel  und  Refonnvorschläge  des  Entwurfes  näher  einzugehen. 
Immerhin  sei  bemerkt,  dass  die  hauptsächlichsten  Neuerungen  wie  Erhöhung 
des  Grundkapitalminimums  auf  1  Million,  die  Möglichkeit  eines  Angreilens  der 
auf  50  °/0  der  Zirkulationssummc  normierten  Bardeckung,  die  vom  Bund  ein- 
zurichtende Depositen-  und  Kompensationskasse,  die  nach  und  nach  als  Giro- 
stelle in  den  Dienst  nicht  nur  der  Emissionsinstitute,  sondern  auch  der  übrigen 
Banken  und  Geldinstitute  des  Landes  sich  zu  stellen  berufen  gewesen  wäre, 
den  Ersatz  der  Kantonalgarantie  durch  Realdeckung,  die  Beschränkung  der 
Kontrahierung  kurzfälliger  Schulden  u.  a.  m.  wiederum  einen  ziemlichen  Schritt 
nac  h  vorwärts  bedeutet  hätten.  Allein  bereits  war  die  Bewegung  zu  Gunsten 
einer  radikaleren  Lösung  von  Fachkreisen  auf  die  Bevölkerung  übergegangen 
und  auch  die  Räte  vermochten  sich  in  ihrer  Mehrzahl  der  Notwendigkeit  der 
Centralisierung  des  Notenwesens  nicht  mehr  zu  verschliessen.  So  kam  es,  dass. 
als  inmitten  einer  starken  Strömung  zu  Gunsten  der  Vereinheitlichung  das 
Gesetzesprojekt  vor  die  Räte  gelangte,  die  Behandlung  desselben  abgelehnt 
und  am  14.  September  1890  eine  Motion  von  Nationalrat  Keller  zu  Gunsten 
einer  Revision  von  Art.  39  der  Bundesverfassung  im  Sinne  der  Uebert  ragung 
des  ausschliesslichen  Rechtes  der  Notenausgabe  an  den  Bund,  bezw.  an  ein 
von  diesem  zu  schallendes  Noteninstitut,  erheblich  erklärt  wurde.  Die  Folge 
dieser  Motion  war  die  Ausarbeitung  eines  Entwurfes  für  die  Revision  des  Bank- 
notenartikels der  Verfassung  von  Seiten  des  Bundesrates,  welcher  den  Räten 
schon  Ende  Dezember  1S90  vorgelegt  wurde.  Der  Bundesrat  liess  in  diesem 
Entwürfe  die  Frage,  ob  Staatsbank  oder  Privatbank  noch  offen,  widirend  sich 
das  eidgenössische  Finanzdepartement  (damals  unter  Herrn  Bundesrat  Hammer) 
in  der  bezüglichen  Botschaft  für  eine  centrale  Privatbank  ausgesprochen  hatte. 
Nach  heissen  Debatten  wurde  der  Entwurf  erstmals  vom  Nationalrate  ange- 
nommen, vom  Ständerale  verworfen,  hi  der  Sommersession  1891  von  Nationalrat 
Häberli  neuerdings  aufgegriffen,  gelangte  derselbe  dann  schliesslich  nach  einer 
unerquicklichen  Konzessionstragödie  zu  Gunsten  der  fiskalischen  Interessen  der 
Kantone  in  folgender  Fassung  zur  Annahme: 
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*  Das  Recht  zur  Ausgabe  von  Banknoten  und  andern  gleichartigen  Geldzeichen  steht  aus- 
schliesslich dem  Bunde  zu.  Der  Bund  kann  das  ausschliessliche  Recht  zur  Ausgabe  von  Banknoten 
durch  eine  unier  gesonderter  Verwaltung  stehende  Staatsbank  ausüben  oder  es,  vorbehaltlich  des  Ruck- 
kaufsrechtes,  einer  zu  errichtenden  Aktienbank  übertragen,  die  unter  seiner  Mitwirkung  und  Aufsicht 
verwaltet  witd.  —  Die  mit  dem  Notenmonopol  ausgestattete  Bank  hat  die  Hauptaufgabe,  den  Geld- 
umlauf des  Landes  zu  regeln  und  den  Zahlungsverkehr  zu  erleichtern.  Der  Reingewinn  der  Bank 
über  eine  angemessene  Verzinsung,  bezw.  eine  angemessene  Dividende  des  Dotations-  oder  Aktien- 
kapitals und  die  nötigen  Einlagen  in  den  Reservefonds  hinaus,  kommt  wenigstens  zu  zwei  Dritteilen 
den  Kantonen  zu.  Die  Bank  und  ihre  Zwciganstaltcn  dürfen  in  den  Kantonen  keiner  Besteuerung 
unterzogen  werden.  Eine  Rechtsverbindlichkeit  für  die  Annahme  von  Banknoten  und  andern  gleich- 
artigen Geldzeichen  kann  der  Bund  ausser  bei  Notlagen  in  Kriegszeiten  nicht  aussprechen.  Die 
Bandesgesetzgebung  wird  über  den  Sitz  der  Bank,  deren  Grundlagen  und  Organisation,  sowie  über 
die  Ausführung  dieses  Artikels  überhaupt  das  Nähere  bestimmen.  » 

Nachdem  alsdann  durch  die  Volksabstimmung  vom  18.  Oktober  1891  mit 
einer  Mehrheit   von   230,108   gegen    157,853  Stimmen  und   der  Mehrheit  der 
Kantone  dem  Artikel  die  verfassungsmässige  Sanktion  erteilt  war,  konnte  der 
Bundesrat   zur  Ausarbeitung  eines  Hankgesetzentwurfes  schreiten.    Die  nach- 
herigen Erfahrungen  zeigten  indessen,  dass  der  grössere  Teil  der  Hindernisse 
noch  nicht  bewältigt  war.    Wohl  gab  der  Verfassungsartikel  dem  Gesetzgeber 
für  die  Ausarbeitung  eines  Bankprojektes  genügend  Wegleitung   in  Bezug  auf 
die  Hauptaufgaben  der  Bank,   er   war  auch  fixiert  in  Hinsicht  der  Verteilung 
des  Reingewinnes,  der  Steuerverhältnisse,  der  rechtlichen  Stellung  der  Noten, 
des  Geschäftskreises  der  Bank  u.  s.  w.,   allein   zum  Kardinalpunkt  —  Staats- 
bank  oder  Aktienbank   —  musste  vorerst   noch  Stellung  genommen  werden. 
Das  vom  Bundesrate  mit  der  Behandlung  der  Angelegenheit  betraute  Finanz- 
departement (jetzt  unter  Herrn  Bundesrat  Häuser)  unterbreitete  diese  Frage 
im  Jahre  1893  dem  Bundesrate   zum  prinzipiellen  Entscheid,  der  zu  Gunsten 
der  reinen  Staatsbank  ausfiel.     Die  auf  Grund  dieses  Entscheides  ausge- 
arbeitete Vorlage,  auf  deren  Bestimmungen  Raummangels  wegen  hier  im  ein- 
zelnen  nicht   eingetreten   werden   kann,    wurde  von   den   Räten  mit  einigen 
Modifikationen  angenommen,   vom  Volke  aber  in  der  durch  ein  Referendums- 
begehren hervorgerufenen  Volksabstimmung  vom  28.  Februar  1897  mit  255,984 
Nein  gegen  195,764  Ja  verworfen.     Der  Gründe  für  diesen  negativen  Entscheid 
sind  viele   genannt    worden :   Die   einseitig  staatliche  Beschaffung  des  Grund- 
kapitals :  die  Furcht  vor  Ueberhandnahme  des  Staatssocialismus ;  Widerstreben 
gegen  das  Anwachsen  der  Centralgewalt  des  Bundes:  die  Gefahr  der  politischen 
Ausbeutung   der  Bank   durch   die  Bundesbehörden  und  die  daherige  Besorgnis 
einer  Vermengung  des  Staatskredits  mit  dem  Kredite  «1er  Bank;  die  Haftbar- 
keit des  Bundes,  die  Kriegsgefahr   für   das  staatliche  Geldinstitut   und  seitens 
der  kommerziellen  und  industriellen  Kreise  :  Die  allzu  geringe  Berücksichtigung 
des  kaufmännischen  Elementes  in  den  Verwaltungs-  und  Aufsichtsbehörden  der 
Bank.     Wenn  indessen  auch  alle  diese  Faktoren  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
an    dem    verneinenden   Volksvotum   mitgewirkt    haben    mögen,    so    kann  es 
heute  für  Niemanden  mehr   zweifelhalt  sein,   dass  neben  dem  Widerstand  der 
Handelskreise  als  Anhänger  der   Bank   auf  privater  Grundlage,  insbesondere 
die   vermeintlich   gefährdeten   Interessen  der  Kantone   es  waren,  die  bei  «lern 
grössten  Teil    der  Stimmenden    den   Ausschlag    für    ihr    verneinendes  Votum 
gegeben  haben. 

Infolge  dieser  Niederlage  war  nun  die  Aufgabe  des  Gesetzgebers  wiederum 
nicht  gelöst  und  es  bedurfte  neuer  Anstrengungen  und  Studien,  um  den  Ver- 
fassungsartikel zur  Ausführung  zu  bringen.  Bereits  in  der  ausserordentlichen 
Märzscssion  1897  gingen  schon  Anregungen  hierzu  von  den  Räten  aus.  Zwei 
im  Nationalrat  gestellte  Motionen  nachstehenden  Wortlautes  luden  den  Bundesrat 
zur  Ausarbeitung  eines  neuen  Entwurfes  ein: 
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Motion  Gaudard  und  Miiunterzeiehncr : 
<  Der  Bundesrat  wird  eingeladen,  in  einer  der  nächsten  Sessionen  Bericht  und  Gesetsesentwnrf 
betreffend  die  Errichtung  einer  Nationalhank  vorzulegen,  welche  beschränkte  Haftbarkeit  und  eine 
vom  Staate  unabhängige  juristische  Persönlichkeit  besitzen,  und  deren  Kapital  durch  den  Bund,  die 
Kantone  und  eventuell  die  Kantonalbanken  geliefert  werden  »oll.  Die  Nationalbank  soll  ihren  Sitz 
in  Bern  haben.  Das  Gesetz  wird  den  Wahbuodus  für  die  Organe  der  Bank  feststellen,  welche  unt« 
der  Leitung  und  Aufsicht  des  Bundes  stehen  sollen.» 

Motion  C  ram e  r -  Kr »•  v  und  Mitunterzeichner : 
*  Der  Bundesrat  wird  eingeladen,  unter  Würdigung  des  Volksentscheides  vom  28.  Februar 
189"  und  mit  möglichster  Beförderung  einen  neuen  Gesetzentwurf  betreffend  die  Ausführung  des 
Art.  39  der  Bundesverfassung  vorzulegen.« 

Zu  diesen  Postulaten  gesellten  sich  mehrere,  den  nämlichen  Zweck  ver- 
folgende Eingaben  an  das  eidgenössische  Finanzdepartement,  so  die  von  einigen 
Mitgliedern  der  Bundesversammlung  ausgearbeiteten  «  Grundzüge  für  die  Errich- 
tung einer  schweizerischen  Notenbank  >,  dann  ein  die  Kantonalbankinteressen 
im  besondern  vertretender  Entwurf  von  alt  Nationalrat  Keller.  Der  schwei- 
zerische Handels-  und  Industrieverein  löste  im  Frühjahr  1898  sein  während  der 
Refercndumscampagne  gegen  den  ersten  Bundesbankgesetzentwurf  gegebene* 
Versprechen  durch  Einreichung  einer  fertig  ausgearbeiteten  Vorlage  ein.  die 
eine  Bank  auf  gemischter  Grundlage  vorsah,  d.  h.  mit  Kapitalbeschartung  durch 
die  Kantone  ('/.%),  bestehende  Emissionsbanken  ('/»),  Private  (^/.i  der  Kapital- 
summe). 

Auf  Grund  dieser  mehrseitigen  Begehren  schritt  das  vom  Bundesrate  mit 
der  Sache  betraute  eidgenössische  Finanzdepartement  bereits  schon  im  Früh- 
sommer 1898  zur  Wiederaufnahme  der  Angelegenheit.  Zwei  Expertenkommis- 
sionen wurden  einberufen  behufs  Feststellung  der  dem  neuen  Gesetzesprojekte 
zu  gebenden  prinzipiellen  Grundlage,  eine  grössere  von  16  Mitgliedern  zuerst, 
eine  engere  nachträglich.  Auf  das  Ergebnis  dieser  Kommissionsberatungen 
stützte  sich  dann  der  Aufbau  der  letzten  bundesrätlichen  Vorlage  (National- 
bank), die  bereits  am  24.  März  1899  den  parlamentarischen  Kommissionen  zur 
Prüfung  überwiesen  werden  konnte.  Vom  Nationalrat  wurde  der  neue  Entwurf 
noch  im  Laufe  der  Junisession  desselben  Jahres  durchberaten.  Der  Ständerat 
hat  die  Behandlung  auf  Antrag  seiner  Kommission  aus  Opportunitätsgründen 
politischer  und  finanzieller  Natur  bis  zur  Juniscssion  1901  verschoben.  Die 
alsdann  eröffneten  Beratungen  offenbarten  bedeutende  Divergenzen  zwischen 
beiden  Räten.  Hart  umstrittene  Punkte  bildeten  vor  allem  die  Bestimmung 
des  Centraisitzes  der  Bank,  dann  aber  auch  die  Annahme  verzinslicher  Gelder, 
die  Verzinsung  des  Grundkapitals,  die  Privilegiumsdauer,  die  Gewährung  von 
Vorschüssen  auf  Wertpapiere  an  die  bisherigen  Emissionsbanken  und  die  Dauer 
der  Rückzugsfrist  für  ihre  Noten.  Eine  Einigung  mit  dem  Nationalrat  wurde 
indessen  in  allen  diesen  Punkten  erzielt  bis  auf  Art.  3,  al.  1  (Sitzfragc),  an 
welcher  Klippe  dann  schliesslr«  h  auch  dieses  Gesetzesprojekt  zerschellen  sollte. 
In  mehreren  Abstimmungen  hatte  sich  der  Nationalrat  in  seiner  Mehrheit  für 
Bern  als  Sitz  der  Bank  entschieden,  während  der  Ständerat  in  wiederholten 
Voten  ebenso  bestimmt  an  sehicr  Wahl  zu  Gunsten  Zürichs  festhielt.  Ver- 
mittelnde Anträge  wie  Lostrennung  der  Sitzfrage  vom  Gesetz  und  Lösung  der- 
selben durch  Volksabstimmung  beliebten  nicht  und  so  kam  es,  dass  Mangels 
Verständigung  über  diesen  Punkt  das  Zustandekommen  des  zweiten  Projektes 
zu  einem  Centralbankgesetz  schon  im  Schosse  der  Räte  scheiterte.  Dem 
Gesetze  wurde  auch  im  Volke  eine  ungünstige  Aufnahme  prognostiziert. 
Es  hatte  schon  vor  seiner  endgültigen  Schöpfung  der  Gegner  viele.  Im 
Vordertretfen  wären,  wie  vorauszusehen  war.  auf  Seite  setner  Feinde  die 
grundsätzlichen   Gegner  jeder  C'cntralisation   gestanden,   denen  eich  die  mit 
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dem  gewählten  System  Unzufriedenen  angeschlossen  hatten,  zu  welchen  sowohl 
ein  Teil  der  Freunde  der  reinen  Staatsbank,  namentlich  die  mehr  links  stehen- 
den Gruppen,  wie  insbesondere  die  Anhänger  der  reinen  Aktienbank  zu  zahlen 
gewesen  wären.  Das  Grus  der  Gegner  hätten  aber  zweifellos  wiederum  die- 
jenigen gestellt,  die  schon  im  ersten  Kntwurf  eine  Schädigung  der  Kantonal- 
hanken und  damit  der  kantonalen  Finanzen  erblicken  zu  müssen  geglaubt  haben. 
Da  alle  diese  verschiedenartigen  Aspirationen  und  Interessen  schon  in  den 
Räten  sich  Geltung  zu  verschaffen  suchten,  so  konnte  der  schliessliche  Aus- 
gang nicht  zu  sehr  überraschen  und  legt  dieser  Umstand  im  Gegenteil  die  Ver- 
mutung äusserst  nahe,  dass  der  Streit  um  die  Sitzfrage  vielen  die  willkommene 
Handhabe  geboten  habe,  dem  unbeliebten  Gesetze  den  Todesstoss  zu  versetzen. 

Dieses  Kndresultat  ist  unzweifelhaft  vom  Gesichtspunkte  der  dringend 
notwendigen  Regulierung  und  Befestigung  unserer  Zirkulation-,  Kredit-  und 
Valutaverhältnisse  äusserst  zu  beklagen.  Wenn  auch  in  den  Augen  verschiedener 
Parteien  und  Interessenten  das  gefallene  Gesetzesprojekt  in  Bezug  auf  das 
System  nicht  das  Ideal  der  gewünschten  Centrainotenbank  verkörperte,  so  war 
seine  innere  Organisation  dagegen  doch  so  beschaffen,  dass  ihm  die  Qualifika- 
tion einer  lebensfähigen  und  ihrem  Zwecke  dun  haus  entsprechenden  Schöpfung 
nicht  aberkannt  werden  konnte.  Verschiedenen  gegen  die  Vorlage  von  1896 
(reine  Staatsbank  —  Bundesbank)  erhobenen  Hinwänden  war  im  Nationalbank- 
projekt Rechnung  getragen  worden.  So  wurde  von  der  Haftbarkeit  des  Bundes 
Umgang  genommen,  durch  die  Dreiteilung  in  der  Kapitalbesc  haffung  (U-,  durch 
den  Bund,  *■»  durch  die  Kantone,  '/a  durch  Private)  und  die  entsprechende 
Vertretung  der  Kantone  und  der  Privaten  im  Generalrat,  war  eine  Vermengung 
des  Bankkredites  mit  dem  Staatskredit,  sowie  allfällige  U ebergriffe  seitens  des 
Staates,  wie  sie  beim  ersten  Projekt  als  möglich  befürchtet  wurden,  absolut 
ausgeschlossen  und  eine  neutrale  sachgemässe  Behandlung  der  Geschäfte 
gesichert.  In  verschiedenen  Punkten,  so  in  einer  noch  grössern  Hinengung  des 
Geschäftskreises  und  andern  war  das  letzte  Projekt  mehr  als  das  frühere  den 
Interessen  der  Kantonalbanken  entgegen  gekommen.  Auch  das  Privatkapital 
hätte  bei  einer  vierprozentigen  Verzinsung  der  Anteilscheine  noch  seine  Rech- 
nung finden  können.  Mit  der  Beschränkung  der  Hntgegennahme  von  verzins- 
lichen Depositen  auf  die  Verwaltungen  des  Bundes  war  der  Bankwelt  im  allge- 
meinen eine  sehr  ansehnliche  Konzession  bewilligt  worden.  Was  den  technischen, 
aus  der  Vorlage  von  189b  unverändert  herübergenommenen  Teil  des  Projektes 
anbelangt,  so  konnte  dieser  als  um  so  korrekter  gelten,  als  derselbe  schon  in 
der  Refercndumscampagnc  von  1897  unbeanstandet  geblieben  war. 

IV.  Betrachtungen  über  die  Bedeutung  der  Zentralisation  des  Noten- 
wesens für  die  schweizerische  Volkswirtschaft.  Da  somit  nun  auch  der  zweite 
Versuch,  das  schweizerische  Banknotenwesen  zu  ccntralisicrcn,  den  Partei-  und 
Interessengegensätzen  zum  Opfer  gefallen  ist.  so  ist  die  Hahn  zur  Lösung  dieser 
Frage  neuerdings  frei  geworden. 

So  sehr  nun  auch  die  bisherigen  Misserfolge  geeignet  wären,  die  leitenden 
Kreise  zu  entmutigen,  so  darf  die  Initiative  in  der  Bank  frage  nicht  erlahmen, 
denn  nicht  nur  besteht  der  revidier! e  Verfassungsartikel  39  noch  zu  Recht 
und  muss  ausgeführt  werden,  sondern  es  verlangt  auch  die  Wohlfahrt  des  Landes, 
die  Sanierung  und  Befestigung  unserer  Geld-  und  Kreditverhältnisse  dringend 
eine  durchgreifende  Reform,  die  richtig  und  nachhaltig  nur  durch  die  Kreierung 
einer  centralen  Notenhank  herbeigeführt  werden  kann.  Zu  viele  und  zu  wichtige 
Interessen  der  Allgemeinheit  stehen  bei  der  heutigen  Entwicklung  und  Aus- 
dehnung des  Banknotenwesens  auf  dem  Spiel.  Die  Valuta  des  Landes  hat  sich 
allerdings  im  Jahre  1901  vorübergehend  bedeutend  gebessert  und  zwar  so,  dass 
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sie  gegenüber  den  meisten  Ländern  die  Parität  überstieg.  Der  Kenner  der 
Verhältnisse  weiss  aber,  dass  weder  dieser  günstige  Umschwung  den  Bemühungen 
unserer  Emissionsbanken  zu  verdanken,  noch  dass  die  Situation  überhaupt  von 
Dauer  ist.  Iis  kann  kaum  ein  Zweifel  darüber  bestehen,  dass,  wenn  sich  die 
Wirkung  der  starken  Investierung  ausländischen,  namentlich  französischen  Kapi- 
tals in  schweizerische  Eisenbahnpapicre  einmal  wieder  verflüchtigt  haben,  und 
eine  in  der  Eisenbahnverstaatlichungsaktion  vielleicht  eintretende  Verzögerung 
nicht  rechtzeitig  genug  neue  Nachschübe  solcher  Titel  erlauben  wird,  es  auch 
sofort  wieder -mit  der  Gleichwertigkeit  unserer  Valuta  zu  Ende  sein  wird. 
Iliczu  wird  es  namentlich  kommen,  wenn  unter  Umständen  auch  die  Aufnahms- 
fähigkeit oder  Aufnahmslust  der  fremden  Märkte  sich  für  diese  Titel  mit  der 
Zeit  verringert  oder  sch weizerischerseits  starke  Rückkäufe  stattfinden,  wenn  die 
Amortisation  dieser  Titel  beginnen,  oder  wenn  dem  gegenwärtigen  geschäft- 
lichen Rückschlag  mit  der  bedeutenden  Importverminderung  vielleicht  bald 
wieder  ein  et  welcher  Aufschwung  mit  intensiverem  Kapitalbedarf  und  einer 
Verschärfung  der  Passivität  der  Warenbilanz  folgen  wird,  oder  auch  nur  einmal 
eine  ungünstige  Fremdensaison,  eine  schlechte  Ernte  etc.  sich  einstellen  sollten: 
denn  unter  diesen  Voraussetzungen  würden  gegenteilige  Kapitalströmungen 
hervorgerufen,  welche  die  annähernd  normale  Zahlungsbilanz  rasch  wieder  zu 
einer  stark  passiven  gestalten  und  eine  um  so  intensivere  Valutadepression  verur- 
sachen müssten,  als  durch  diese  Massenverkäufe  von  Effekten  ans  Ausland  unsere 
Verschuldung  diesem  gegenüber*  in  beträchtlichem  Masse  zugenommen  hat. 

Man  gebe  sich  in  dieser  Beziehung  keinen  Illusionen  hin,  die  Haupt- 
schwächen  und  Grundübel  unseres  Notenwesens  —  zu  grosser  Notenumlauf, 
zu  schwach  gedeckte  Noten  und  dazu  keine  von  höheren  Gesichts- 
punkten aus  geleitete  Diskontopolitik  (s.  «Diskontopolitik»)  — ,  welche 
bis  anhin  die  Kapitalursachen  der  Valutadepression  gebildet  haben,  sind  noch 
nicht  behoben  und  werden,  so  lange  die  Notenausgabe  immer  noch  in  erster 
Linie  von  Gewinn-  und  Erwerbsrücksichten,  statt  von  volkswirtschaftlichen  Zielen 
aus  geleitet  wird,  auch  nicht  behoben  werden.  Durchgreifende,  d.  h.  wirklichen 
Erfolg  versprechende  Reformen  werden  allein  nur  durch  Korrektur  dieser  drei 
Punkte  erreicht  werden  können;  einer  solchen  stellt  aber  das  Vielbankensystem 
sozusagen  unüberwindliche  Schwierigkeiten  entgegen.  Selbst  der  Bund  hat  es 
nie  versucht,  auf  gesetzlichem  Wege  eine  Reduktion  der  Notenemission  herbei- 
zuführen oder  wenigstens  die  Erteilung  von  Ermächtigungen  zu  Neuemissionen 
zu  sistieren  und  doch  steht  der  Bundesversammlung  gemäss  Art.  9  des  Bank- 
notengesetzes von  1881  das  Recht  zu,  «jederzeit  und  je  nach  Umständen  die 
Höhe  der  Gesamtemission  des  Landes  festzustellen  und  im  Verhältnis  zu  der- 
selben die  Emissionsbeträge  der  einzelnen  Banken  zu  bestimmen». 

Nach  welchem  Verfahren  hätte  er  aber  auch  hierin  zu  Werke  gehen 
sollen,  ohne  wirkliche  oder  imaginäre  Rechte  und  Interessen  zu  verletzen,  ohne 
einen  Protest-  und  Reklamationssturm  gegen  seine  Massnahmen  zu  entfesseln 
und  das  Odium  der  Parteilichkeit  oder  Begünstigung  auf  sich  zu  laden?  Aber 
auch  in  anderer  Hinsicht  wäre  es  nicht  geraten,  ohne  vorgängige  Ersatz- 
vorkehren zu  einer  bedeutenderen  Notenreduktion  zu  schreiten.  Der  Verkehr 
bedarf  einer  gewissen  Menge  Zahlungs-  oder  Ausgleichsmittel,  ohne  welche  er 
seine  Geschäftstransaktionen  nicht  ohne  sehr  fühlbare  und  störende  Hemmnisse 
abzuwickeln  vermöchte.  Verfügt  derselbe  über  nur  ungenügende  Quantitäten 
Metallgeldes  und  stehen  ihm  gleichzeitig  auch  keine  entwickelteren  tech- 
nischen Zahlungsausgleichsmittel  zur  Disposition,  so  kann  er  der  Noten  bei 
seiner  heutigen  Ausdehnung  in  grösserem  Masse  nicht  entbehren.  Für 
unsere   dermaligen  Verhältnisse    bietet   sich   somit  als  einziger  und  alleiniger 
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Ausweg  nur  die  vorherige  Einführung  anderer,  zugleich  vereinfachter  und 
billigerer  Zahlungsausgleichsmittel ,  d.  h.  einer  praktischeren  ,  technischen 
Zahlungsmethode  in  Form  eines  gut  organisierten,  den  Verkehrsbedürfnissen 
entsprechend  über  das  ganze  Landesgebiet  richtig  verzweigten  Buchüber- 
tragungs-  (Giro-)  und  Kompensationsdienstes  (Clearingverfahren).  Erst  dann 
wird  es  möglich  sein,  die  umlaufenden  Noten,  ohne  Verkehrshindernisse  her- 
vorzurufen, um  das  nötige  Mass  zu  vermindern.  Werden  aber  unsere  Emissions- 
banken je  freiwillig  zu  diesem  Auskunftsmittel  greifen  und  eine  hinreichend 
zweckmässige  Organisation  in  diesem  Sinne  schaffen?  Es  ist  dies  kaum  anzu- 
nehmen, denn  dieser  Schritt  wäre  gleichbedeutend  mit  einer  freiwilligen  Ver- 
zichtleistung auf  einen  namhaften  Teil  ihres  Notengewinnes.  Das  Notengeschäft 
bildet  heute  aber  ein  zu  beliebtes  Ausbeutungsobjekt  für  einen  Teil  der 
schweizerischen  Emissionsbanken,  als  dass  sie  ohne  gesetzlichen  Zwang  von 
dieser  Erwerbsquelle  je  lassen  werden.  Denn  obgleich  selbst  aus  beteiligten 
Kreisen  in  den  letztern  Jahren  mehrfach  gewichtige  Stimmen  laut  geworden 
sind,  welche  die  heutige  ungesunde  Situation  unserer  Gcldverhältnisse  als 
mit  der  herrschenden  Notenplethora  im  Zusammenhang  stehend  bezeich- 
neten und  einer  Verminderung  der  Noten  das  Wort  redeten,  sind  doch  fast 
jedes  Jahr  neue  Emissionsinstitute  ins  Leben  getreten,  die  alle  das  Uebcl 
vermehren  helfen.  Der  schweizerische  Geldmarkt  wird  also  zweifelsohne  so 
lange  nicht  von  der  Uebcrfülle  dieser  seiner  papierenen  Umlaufsmittel  ent- 
lastet werden,  als  nicht  ein  Centralnoteninstitut  die  Lösung  dieser  dringenden 
Aufgabe  auf  sich  nimmt.  Inzwischen  werden  aber  diese  zu  schwach  gedeckten 
Geldsurrogate  fortfahren,  auf  den  Wechselmarkt  d.  h.  auf  die  Diskontosätze 
und  damit  auf  den  Valutastand  zu  drücken  und  die  Kreditvcrhältnissc  des 
Landes  in  gefahrdrohender  Weise  zu  untergraben  (s.  « Diskontopolitik  >). 

Im  Interesse  des  Verkehrs  und  der  gesamten  schweizerischen  Volkswirt- 
schaft muss  es  thatsächlich  äusserst  bedauert  werden,  dass  das  neue  Central- 
noteninstitut nicht  in  einem  Zeitpunkte  günstigen  Valutastandes  hat  geschaffen 
werden  können.  Organisation  und  Inbetriebsetzung  hätten  sich  unter  ruhigen 
normaleren  Verhältnissen  leichter  vollziehen  lassen,  als  vielleicht  später  und 
wäre  dadurch  dem  Lande  für  Zeiten  der  Wiederkehr  schwierigerer  Markt- 
lagen die  nötige  Stütze  und  der  zuverlässige  Rückhalt  gesichert  worden,  deren 
das  schweizerische  Geld-  und  Kreditwesen  so  dringend  bedarf.  Starke  Valuta- 
depressionen sind  bei  unsern  heutigen  monetären  und  fiduziaren  Einrichtungen 
und  Verhältnissen  stets  zu  befürchten.  Aber  auch  vor  kommerziellen,  Bau-  und 
Liegenschaftskrisen  ist  die  Schweiz  so  wenig  oder  noch  weniger  gefeit,  als 
andere  Staaten.  —  das  lehren  uns  die  zwei  letztern  Jahre  1900/1901.  Ja  selbst 
heftige  Geldkrisen,  hervorgerufen  durch  politische  Verwicklungen,  durch  Krieg 
und  Kriegsgefahr  können  uns  wieder  überraschen  wie  ehedem.  Man  scheint 
heute  in  der  Schweiz  völlig  vergessen  zu  haben,  in  welcher  Lage  die  schwei- 
zerischen Emissionsbanken  in  den  Jahren  1870/1871  sich  befanden  und  doch 
ist  es  gut,  dass  man  jener  Situation  sich  immer  wieder  und  wieder  erinnere, 
besonders  im  jetzigen  Zeitpunkte,  wo  ein  erneuter  Versuch,  das  Notenwesen 
zu  centralisieren,  missglückt  ist.  Das  Land  Tand  an  den  Banken  keine  Stütze. 
Die  zu  geringe  Barreserve  und  die  Illiquidität  ihrer  sonstigen  Mittel  gestatteten 
ihnen,  wie  bereits  an  anderer  Stelle  schon  erwähnt,  nicht,  den  Bedürfnissen 
des  Verkehrs  zu  genügen.  cSo  bald  nur  die  Furcht  da  war»,  schrieb  der 
schon  citierte  Conrad  Keller,  «dass  die  Französische  Bank  nicht  mehr  dis- 
kontiere, sahen  sie  sich  in  die  Unmöglichkeit  versetzt,  weiter  zu  diskontieren 
und  versetzten  damit  der  schweizerischen  Kreditorganisation  einen  fast  tötlichen 
Schlag.  Die  relativ  kurze  Dauer  der  Krisis  Hess  bloss  Männer  vom  Fach  dic- 
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jenigen  Folgen  ahnen,  welche  für  die  Schweiz  unzweifelhaft  hätten  eintreten 
müssen,  wenn  das  Kriegsglück  nirht  so  rasch  sich  bleibend  auf  eine  Seite 
gewendet  hätte,  sondern  wenn  im  steten  Wechsel  bald  ein  Stück  von  Frank- 
reich, bald  eine  deutsche  Provinz  von  dem  Gräuel  der  Schlachten  heimgesucht 
worden  wäre,  oder  wenn  gar  als  Gipfel  des  Unglücks  ganz  Kuropa  am  Kriege 
hätte  teilnehmen  müssen  und  aus  Mangel  an  Sicherheit  und  an  Verkehrsmitteln 
kein  fremdes  Gold  mehr  nach  unserm  Lande  hätte  gebracht  werden  können. 
Die  Schweiz  hätte  dann,  um  mit  Feer- Herzog  zu  sprechen,  einer  belagerten 
Stadt  geglichen,  und  man  hätte  entweder  zu  allgemeiner  Zahlungseinstellung 
oder  zum  Zwangskurs  eines  irgendwie  zu  s<  hallenden  Papiergeldes  übergehen 
müssen.» 

Heute,  d.  h.  30  Jahre  nach  jener  Geld-  und  Kreditkrise  haben  sich  die 
Verhältnisse  bei  unsern  Emissionsbanken  trotz  der  in  jenen  Erfahrungen  liegenden 
eindringlichen  Mahnung,  insbesondere  in  Bezug  auf  hinreichend«'  Znhlungs- 
bereitschaft,  nicht  nur  nicht  gebessert,  sondern  bedeutend  verschlimmert.  Wenn 
einerseits  auch  ihr  Bardeckungsverhaltnis  gegenüber  jener  Zeit  sich  um  einige 
Prozente  gehoben  hat  (siehe  nachstehende  Tabelle,  aus  welcher  die  Zunahme 
des  schweizerischen  Notenumlaufes  unter  der  Herrschaft  des  Banknotcngesetz^s 
von  1881,  nebst  den  jeweiligen  Barbeständen,  sowie  das  Deckungsverhältnis 
ersichtlich  ist),  so  haben  anderseits  ihre  übrigen  Mittel,  wie  teils  aus  frühern 
Angaben  dieses  Aufsatzes  hervorgeht,  teils  im  Artikel  «  Diskontopolitik  >  des 
nähern  ausgeführt  ist,  in  Bezug  auf  Liquidität  eine  ganz  beträchtliche  Einbusse 
erlitten,  indem  die  kurzfristigen  Guthaben  sich  im  Verhältnis  nur  wenig  ver- 
mehrt, die  langfristigen,  schwer  realisierbaren  dagegen  in  ganz  bedeutendem 
Masse  zugenommen  haben. 


Jahr 

Zahl 
der 
Banken 

Emission 

Zirkulation 

Barvorrat 

Verhältnis  d. 
Barvorrats  iu  . 
d.  Zirkulation  > 

1882 

20 

103,584.000 

90.302,000 

51,500.000 

65 

1*83 

20/33 

123,394,000 

117.551,000 

63,422,000 

54 

1881 

33 

133,022,000 

120,328,0011 

72.720.000 

56 

i  188'» 

33 

138,034,00'» 

134.516,00» 

60.601.000 

52 

mG 

33 

139,050,000 

138,060,000 

70.277,000 

51 

1*37 

31 

1 12,010,000 

134,835,00.» 

75.666,000 

56 

1888 

34 

150,320,00t» 

130.637,000 

71.161,000 

58,8 

1880 

34 

153.194.000 

14  5,4»!  1,000 

76,205,000 
80.043,000 

*H 

18!  Ml 

35 

1(31,342,000 

152,44  J.000 

•>«,< 

1801 

36 

181,022,000 

163,187.000 

84.802,000 

57.1 

1*92 

34 

177,238.000 

163.344,000 

88,033.000 

50,5  ' 

1803 

35 

176,085.000 

167,360,000 

80,413,000 

58,'»  ! 

1*04 

34 

180,585.000 

171.285.0)0 

02,102.000 

58,3 

1805 

34 

180,834,000 

170,221,000 

03,640,000 

55.8 

1806 

34 

107,310.000 

190,155,000 

95,713,000 

53.0 

1807 

31 

207,353.000 

10O.415.0W 

00.975,000 

53,8 

1898 

3:> 

219,693.000 

207,665,000 

Ml.233,000 

53,7 

1890 

34 

224,846,000 

211,685,000 

106,618,000 
108,005.000 

53,5 

1900 

35 

228,298,000 

216,673,000 

54,3 

Es  ist  zuzugeben,  dass  für  geschäftlich  normale  und  politisch  ruhige  Zeiten 
die  flüssigen  Mittel  der  meisten  unserer  Emissionsbanken  völlig  ausreichen.  Nun 
hat  man  aber  schon  im  Inlande  mit  bald  mehr  bald  weniger  regelmässigen 
Schwankungen  im  Verkehrsbedürfnis  zu  rechnen,  sodann  ist  der  schweizerische 
Geldmarkt,  wie  jeder  andere,  sehr  empfindlich  sowohl  für  wirtschaftliche  wie 
politische  Vorkommnisse  auch   des  Auslandes,   und   lehrt  die  Erfahrung,  dass 
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sich  bisweilen  dahcrigc  Wirkungen  auf  den  Kapitalmarkt  viel  zu  rasch  einstellen, 
als  dass  noch  rechtzeitig  vorsorgliche  Sichcrungsmassnahmen  dagegen  getroffen 
werden  konnten.  Würden  nun  aber  einmal  unsere  Kmissionsbanken  von  einem 
solch  schwierigen  Momente,  einer  Krisis,  irgend  einer  Panik   oder  dergleichen 
überrascht,  und  wären  die  gewöhnlichen  Ressourcen,  wie  sie  ihnen  u.  a.  insbe- 
sondere  Frankreich    bietet,    durch   irgend    einen   Umstand    unterbunden  oder 
waren  dieselben  der  Kürze  der  Zeit   halber  nicht  mehr  benutzbar,  so  ist  es 
sehr  fraglich,  ob  in  Bezug  auf  Liquidität  der  Mittel  die  Situation  einer  Anzahl 
unter  ihnen  derart  beschaffen  wäre,  dass  sie  jedem  heftigeren  Anprall  zu  wider- 
stehen vermöchten.  Und  da  die  Institute  unter  sich  in  den  mannigfaltigsten  und 
vielseitigsten  Beziehungen  stehen,  so  könnten  leicht  auch  solche  unter  ihnen 
mit  ins  Verhängnis  hineingerissen  werden,  an  deren  solidester  Basis  und  vor- 
sichtigstem Gebahren  vorher  niemand  gezweifelt  hat.    Ks  mögen  vielleicht  die 
vorstehenden  Krörterungen   in   gewissen  Kreisen  unangenehm  berühren,  allein 
ich  erachte  es  im  Interesse  des  Landes  als  meine  Pflicht,   bei  diesem  Anlasse 
auf  diese  verschiedenen  Möglichkeiten  hinzuweisen.   Das  Unzweckmässige  und 
Mangelhafte  des  heutigen  schweizerischen  Notenbanksystems  liegt  aber  nament- 
lich auch  darin,  dass  die  Emissionsbanken  in  ihrer  gegenseitig  losen,  selbstän- 
digen Sti  llung  mit  ihrer  durchaus  ungebundenen  Bewegung*-  und  Handlungs- 
freiheit in  Momenten,  wo  sich,  wie  z.  B.  bei  Handels-  und  Spekulationskrisen  die 
Situation   zu  verderben,  die  Ausbeutung  der  Konjunktur  zu  überspannen  und 
zu  überhitzen  beginnt,  sich  nicht  über  geeignete  nuten-  und  diskontopolitischc 
Massnahmen,   zu  denen   in  gewissem  wohlerwogenem  Masse  auch  rechtzeitige 
Kreditrestriktionen  gehören,  zu  einigen  vermögen,   um  einer  ungesunden  Aus- 
dehnung des  spekulativen  Treibens  entgegen  zu  arbeiten,  und  um  dadurch,  wie 
es  grössern  Notenbanken  des  Ausbundes  des  öftern  gelingt,  den  verheerenden 
Folgen  einer  Krise  vorzubeugen  oder  dieselben  doch  in  thunlichstem  Masse  zu 
mildern   und   so  ihre  eigene  Stellung  zu  schützen,  ohne  den  wirklich  kredit- 
würdigen Positionen  ihre  Hilfe  versagen  zu  müssen. 

Aber  auch  in  anderer  Hinsicht   bleiben,    wie  früher  schon  berührt,  die 
Träger   unseres   heutigen  Notensystems,   weit  hinter  den   Leistungen  zurück, 
die   der  moderne  verkehrsreiche   Kulturstaat  von   einer   richtig  organisierten 
und    zweckmässig  arbeitenden  Notenbank   zu   verlangen   berechtigt    ist.  Wir 
sehen  heute  z.  B.  die  Deutsche  Reichsbank   mit  ihrem  vorzüglich  organisierten 
und  gleich  einem  Spinnengewebe  verzweigten  Gironetz  auf  technischem  Wege, 
d.  h.   ohne  Zuhülfcnahmc   von   Geld  oder  Banknoten  einen  gewaltigen  Zah- 
lungsverkehr bewältigen.    (Der  Umsatz  in  Giroüberweisungen  betrug  im  Jahre 
I«»00   ohne   Barschaft    136,IK7,8M..W7  Mark   und   inklusive  der  Umsätze  mit 
Barschaft  Ib3,(i.}2.30°-,H91  Mark.)    Ks  ist  in  die  Augen  springend,  welch  bedeu- 
tende Zahlungs-  und   dadurch  Verkchrserleichterungen  diese  Umsätze   in  sich 
schliessen    und    welch   beträchtliche   Summen   von  Zirkulationsmitteln  dadurch 
dem  Verkehr  entbehrlich  werden,  die  einerseits  die  Befriedigung  der  Bedürf- 
nisse des   Klcinverkehrs   erleichtern,  anderseits  die   Reservemittel   der  Reichs- 
bank stärken,  und  wodurch  insbesondere  der  Valuta  des  Landes  mehr  Schutz 
verliehen  und  zu  prompte  und  zu  starke  Depressionen  derselben  verhütet  wer- 
den.   Man  braucht  bei  dergleichen  Betrachtungen  absolut  kein  positiver  Gegner 
unserer  heutigen  Emissionsbanken  zu  sein,  um  einzusehen,  dass  trotz  gewisser 
anerkennenswerter  Leistungen  derselben  und  des  vielfach  guten  Willens,  den 
namentlich  einzelne  derselben  in  den  letztem  Jahren  dabei  an  den  Tag  legen, 
das  gegenwärtige  Regime  unseres  Noten  Wesens  den  Anforderungen,  die  Handel, 
Gewerbe  und  Industrie,  mit  einem  Wort  das  ganze  in  blühender  Entwicklung 
begriffene  Verkehrsleben  d<  r  Schweiz  an  dasselbe  stellt  und  bei  seinen  schwachen 
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Ressourcen  zu  stellen  genötigt  ist,  absolut  nicht  mehr  gewachsen  ist  und  dass 
dasselbe  für  unser  Land,  insbesondere  in  Bezug  auf  die  primitiven,  vom  Gesichts- 
punkte der  neuern  Banktechnik  aus  betrachtet,  veralteten  und  obsoleten  Ein- 
richtungen des  Zahlungsverkehrs,  eine  eigentliche  wirtschaftliche  Inferiorität 
bedeutet. 

V.  Massnahmen  der  Emissionsbanken  zum  Zwecke  der  Regulierung 
der  Notenzirkulation.  Wohl  sind  der  Initiative  der  Emissionsbanken  wahrend 
der  gesetzliehen  Periode  eine  Anzahl  verschiedener  mehr  oder  weniger  nütz- 
licher Einrichtungen  entsprungen,  die  aber  im  allgemeinen,  mit  höchstens  ein 
oder  zwei  Ausnahmen,  über  ein  Experimentalstadium  noch  nicht  hinausgekommen 
sind.  So  wurde  bald  nach  Inkrafttreten  des  heute  noch  in  Wirksamkeit  befind- 
lichen Banknotengesetzes,  im  Jahre  1882,  zur  Erneuerung  der  schon  früher  zwischen 
den  Konkordatsbanken  bestandenen  Vereinbarung  betreffend  gegenseitig  spesen- 
freier Besorgung  des  Inkasso-  und  Mandatverkehrs  geschritten,  die  dann  im 
Jahre  1887  teil  weisen  Modifikationen  unterzogen  wurde.  Wie  schon  bei  jenem 
frühern  Uebcreinkommen  vom  Jahre  1876,  so  glaubte  man  auch  bei  dieser 
neuen  Vereinbarung  die  Haupterrungenschaft  in  der  Errichtung  einer  gemein- 
samen Depot-  und  Kompcnsationskassc  erblicken  zu  dürfen,  die  von  einer  der 
namhaftesten  Emissionsbanken  (bis  1.  Juli  1887  von  der  Bank  in  7,ürich.  von 
da  an  von  der  Züricher  Kantonalbank)  unter  der  Bezeichnung  «Centralstellc 
der  schweizerischen  Konkordatsbanken»  vom  eigenen  Geschäftsbetrieb  getrennt 
geleitet,  in  erster  Linie  der  Erleichterung  des  Notenaustausches  und  der 
Begleichung  der  durch  den  Noten-  sowie  Inkasso-  und  Mandatverkehr  ent- 
stehenden gegenseitigen  Verbindlichkeiten  zu  dienen  bestimmt  war,  dann  aber 
mit  der  Zeit  gemäss  der  Absicht  und  den  Erwartungen  der  Konkordatstcilnchmer 
in  eine  eigentliche  Kompensationskammer  (Ausglcichss  teil  c).  zu  einem  soge- 
nannten Clcaring-House  sich  auswachsen  sollte.  Allein  diese  letztern  auf  die 
Institution  gesetzten  Hoffnungen  verwirklichten  sich  nicht.  Anfangs  noch  in 
ziemlichem  Masse  benützt,  ging  der  Gebrauch  und  damit  die  Bedeutung  der 
Centralstellc  rasch  zurück.  Ihre  Ausbildung  zu  einem  Clearing-House  scheiterte 
teils  am  Mangel  richtiger  Organisation,  teils  an  einer  gewissen  Voreingenommen- 
heit, die  der  Schöpfung  seitens  der  Banken  selbst  entgegengebracht  wurde. 
Zweckdienliche  Umgestaltungen  derselben  unterblieben  aber  nichtsdestoweniger 
bis  in  die  jüngste  Zeit.  Ucberhaupt  scheint  bei  unsern  Emissionsbanken,  nach 
ihrer  Unthätigk,eit  in  dieser  Richtung  zu  urteilen,  während  einer  langen  Reihe 
von  Jahren,  ein  Gefühl  der  Rat-  und  Mutlosigkeit,  mancherorts  vielleicht  auch 
gepaart  mit  einer  gewissen  Dosis  Interesselosigkeit  den  Erfordernissen  des 
Verkehrs  gegenüber,  oder  Scheu  vor  materiellen  Einbusscn  und  Opfern,  Platz 
gegriffen  und  weitern  Reformbestrebungen  verkehrs-  oder  banktechnischer  Natur 
hindernd  entgegengestanden  zu  haben.  Ein  gewisser  Indifferentismus  und  eine 
mehr  oder  weniger  begreifliche  Zurückhaltung  in  diesem  Punkte  wäre  den 
Banken  indessen  angesichts  der  immer  länger  sich  hinschleppenden  und  wie 
ein  Damoklesschwert  über  ihren  Häuptern  schwebenden  Centraibank  frage  völlig 
zu  verzeihen  gewesen,  wenn  nicht  die  inzwischen  erfolgte  gewaltige  Zunahme 
der  Notenzirkulation  denn  doch  einen  allzu  scharfen  Kontrast  zu  der  Unthätig- 
keit  in  jener  Richtung  gebildet  und  schliesslich  die  Valuta  bedenklich  zu  af fi- 
xieren gedroht  hätte.  Ein  Erwachen  aus  diesem  lethargischen  Zustand  brachte 
denn  auch  die  Periode  ausserge wohnlich  kräftigen  Geschäftsaufschwungs  der 
Jahre  1895 — 1900.  Die  für  ganz  Mittel-  und  Westeuropa  günstige  Konjunktur 
war  —  etwas  weniger  als  in  Deutschland  zwar  —  aber  doch  so  kräftig  auch 
in  der  Schweiz  ausgenützt  worden,  dass  ein  intensiver  allgemeiner  Geld-  und 
Kapitalbedarf  sich  einstellte  und  sich  in  der  Schweiz  durch  ein  stetiges  Steigen 
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der  fremden  Wechselkurse  unangenehm  fühlbar  machte.    Die  durch  eine  stark 
vennehrte  Wareneinfuhr  verschlechterte  Zahlungsbilanz  des  Landes  drückte  auf 
den  Valutastand.    Die  unsere  Gegenguthaben  übersteigenden  Kurderungen  des 
Auslandes  mirssten  effektiv  beglichen  werden  und  da  infolge  dieser  vermehrten 
Zahlungen  der  Gobi-  und  bald  auch  der  Silberpunkt  um  ein  bedeutemlcs  über- 
schritten   waren   (die  Devise  Paris   stieg   bis  zu  100.80),   so  musste  sich  bei 
unsern  primitiven  Einrichtungen  des  Zahlungsverkehrs,  notgedrungen   ein  die 
Geld-  und  Zahlungsverhältnisse  schädigender  und   schliesslich  s<*lbst  die  metal- 
lische Unterlage  der  Währung   gefährdender  Metallabfluss  einstellen.    Da  aber 
der  schweizerische  Verkehr,  wie  schon  betont,  der  Zirkulationsmittel  weniger 
als  jeder  andere  entbehren  kann,  so  mussten  ihm  an  Stelle  des  exportierten 
Metallgeldes  um  so  mehr  Surrogate   in  Form  der  Banknoten  geboten  werden. 
.Aus  diesem  Umstände  erklärt  sich  zum  Teil  das  anormal  gewachsene  Bedürfnis 
nach  Banknoten  und  di<-  bedeutende  Zunahme  der  Notenzirkulation.   Gemäss  den 
Ausführungen  unter  «Diskontopolitik  und  Valuta»   sind  aber  die   zu  34  ihres 
Nominalwertes  blosses  Kreditpapicr  darstellenden   schweizerischen  Hanknoten 
als  Ausgleichsmittel  gegenüber  dem  Auslande  nicht  verwendbar.    Sie  mussten 
somit  bei  einmal  eingetretener  Depression  des  Valutastandes  um  so  mehr  Gold- 
und  Silbergeld  verdrängen,  je  mehr  ihrer  in  Zirkulation  gesetzt  wurden.  Je 
mehr  Hartgeld  aber  ausgeführt  wurde,  desto  höher  musste  dasselbe  im  Inlande 
im  Preise  steigen,  desto  höher  stieg  das  Agio  und  desto  mehr  musste  unsere 
Valuta  den  fremdländischen  Valuten  gegenüber  einbiissen.    Sowie  nun  aber  die 
Entwertung  der  schweizerischen  Valuta  oder  das  Disagio  eine   gewisse  Höhe 
erreicht   hatte,  so   gestaltete   sich  die  Ausfuhr  von  Barschaft   zum  lukrativen 
Geschäfte,   die  Spekulation   bemächtigte   sich   derselben  und   so   entstand  die 
bekannte  sogenannte  Silberdrainage,   worüber  näheres  im  Artikel  «Diskonto- 
politik %. 

Dadurch  wurden  die  Emissionsbanken  aber  zum  Teil  ihrer  Bannittel 
beraubt  und  waren  genötigt,  sich  solche  wiederum  unter  bedeutenden  Kosten 
aus  Frankreich  zurückkommen  zu  lassen.  Die  Banken  waren  indessen  durch 
diese  Spekulation  ungleich  in  Kontribution  gesetzt.  Das  Bestreben,  die  den 
einzelnen  aus  der  Situation  erwachsenden  Kosten  etwas  gleichmässiger  auf 
die  Schultern  aller  zu  verteilen,  führte  die  Banken  zur  sogenannten  Konvention 
von  Lugano,  gemäss  welcher  ein  von  sämtlichen  Kontrahenten  zu  beziehender 
jährlicher  Beitrag  von  1  °/oo  ihrer  respektiven  Emissionssummen  dazu  Verwen- 
dung linden  soll,  denjenigen  Instituten,  die  sich  mit  dem  Bezüge  von  Barschaft 
aus  dem  Auslande  befassen,  oder  welche  durch  besondere  Abmachungen  den 
Barexport  verhindern,  einen  Teil  ihn-r  daherigen  Auslagen  zu  vergüten,  und 
in  welcher  auch  gemeinsame  Abwehrmassregeln  gegen  die  spekulative  Silber- 
ausfuhr selbst  Aufnahme  fanden.  Unter  dem  Drange  der  unleidlichen  Verhält- 
nisse war  die  Lust  für  Konventionsbestrebungen  überhaupt  wiederum  erwacht. 
Der  vorgenannten  Vereinbarung  war  schon  im  Jahre  1893  eine  andere  betreffend 
die  gemeinsame  Festsetzung  eines  einheitlichen  offiziellen  Diskontosatzes  voraus- 
gegangen, der  im  März  1898  eine  fernere,  das  sogenannte  «Convenium  betreffend 
die  Aufstellung  eines  einheitlichen  Privat-Minimaldiskontosatzes »  gefolgt  war, 
welcher  aber  eine  Anzahl  Banken  schon  von  Anfang  an  nicht  beigetreten  und 
von  welcher  andere  später  wieder  abgefallen  sind. 

Von  weiteren  seitherigen  Konventionen  sind  zu  «'rwähnen  : 
a)  Die  neben  den  Uebereinkommen  betreffend  einheitliche  Diskonto- 
massnahmen    weitaus    wichtigste   Vereinbarung   vom   9.  Juni    1900,  welche 
temporäre  allgemeine   Reduktionen   der   Notenemission  durch  Reservcstcllung 
gewisser  Prozentsätze  von  Noten  bezweckt,  wodurch  ein  Ueberflutcn  der  Noten- 
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Zirkulation  verhütet  und  eine  Kräftigung  der  Diskontopolitik  herbei  irc  führt 
werden  soll. 

Ii)  Die  Vereinbarung  vom  28.  Marz  1**01,  zufolge  welcher  die  bisherige 
Centralsiclle  in  Zürich  derart  umgestaltet  werden  soll,  dass  sie  ihrer  ursprüng- 
lichen Bestimmung  einer  riehlig  funktionierenden  Giro-  und  Abrechnungs- 
stelle besser  zu  entsprechen  vermag,  l  eber  die  Neuerung  lässt  sich  ein 
abschliessendes  Urteil  einstweilen  noch  nicht  fallen.  Zu  richtiger  Bemessung 
der  Hoffnungen,  welche  an  diese  Innovation  geknüpft  werden  mögen,  ist 
indessen  darauf  hinzuweisen,  dass  man  sich  darunter  noch  keine  Schöpfung 
vorzustellen  hat.  wie  sie  durch  die  beiden  gefallenen  Centraibankprojekte  hätte 
ins  Leben  gerufen  werden  sollen,  d.  h.  eine  Institution,  an  der  sich  die  heutigen 
Kmissionsbanken  sowohl,  wie  vermutlich  fast  ausnahmslos  alle  übrigen  Banken 
und  mit  der  Zeit  der  gesamte  Handels-  und  Gewerbestand  beteiligt  hätten  um! 
die  somit  im  Laufe  weniger  Jahre  sozusagen  den  ganzen  wichtigern  Teil  des  inlän- 
dischen Zahlungsverkehrs  umfasst  und  vermittelt  hätte.  Die  jetzt  bestehende 
Hinrichtung  ist  einzig  nur  zur  Begleichung  der  Verbindlichkeiten  der  Eniissions- 
banken  unter  sich  bestimmt  und  dient  also  direkt  ausschliesslich  nur 
diesen.  Bei  zweckentsprechender  Organisation  und  hinreichender  Benützung 
seitens  der  Beteiligten  kann  diese  Giro-  und  Abrechnungsstelle  den  letzteren 
gute  Dienste  leisten,  allein  es  muss  doch  gesagt  werden,  dass  in  dieser  Hin- 
richtung eine  wirkliche  Hrrungenschaft  für  die  Gesamtheit  der  Verkchrsthätigkeit 
des  Landes  nur  dann  erblickt  werden  konnte,  wenn  derselben  seitens  ihrer 
(minder  eine  rasche  und  ausgreifende  Weiterentwicklung  im  Sinne  der  Schaffung 
eines  richtigen,  das  ganze  Land  umfassenden  Giro-  und  Kompensationsdienstes 
zugedacht  wäre,  dessen  Benützung  in  Form  von  eigenen  Girorechnungen  jedem 
Bankinstitut,  jedem  Handels-  und  Gc  werbstreibenden  zur  Verfügung  stände. 
Sodann  mag  es  in  Bezug  auf  die  innere*  Struktur  der  Schöpfung  vom  noten- 
und  währungstechnischen  Standpunkte  aus  als  fragwürdig  erscheinen,  ob  die 
Emissionsbanken  gut  daran  gethan  haben,  ihre  Rechnungen  bei  der  Centralstellc 
in  Barschafts-  und  Notenkonti  auszuscheiden,  indem  sie  durch  das  in  dieser 
Anordnung  liegende  offizielle  Zugeständnis,  dass  selbst  in  ihren  Augen 
Noten  und  Hart  gehl  in  der  Schweiz  nicht  mehr  den  gleichen  Wert  repräsen- 
tieren, dem  Kredit  ihrer  Noten  keinen  Vorschub  leisten  für  den  Fall,  dass  diese 
Thatsache  dem  weiteren  Publikum  einmal  zum  vollen  Bewusstsein  kommen 
sollte. 

c)  Die  Vereinbarung  vom  22.  Juni  1V01  betreffend  den-  Inkasso-  und 
Mandat  verkehr.  Die  meisten  Bestimmungen  derselben  sind  in  sachlich  unver- 
änderter Form  aus  dem  früher  bestandenen  Konkordat  herübergenommen.  Als 
neue  Hinrichtung  ist  dagegen  zu  erwähnen  die  künftige  Abgabe  von  überall, 
d.  h.  bei  jeder  beliebigen  schweizerischen  Emissionsbank  oder  deren  Filialen 
zahlbarem  sogenannten  Generalmandaten  im  Höchstbetrage  von  Fr.  5000  pro 
Hin/elmandat.  Jede  Emissionsbank  ist  verpflichtet,  solche  auf  die  Gesamtheit  der 
Emissionsbanken  lautende  Mandate  während  eines  Zeitraumes  von  15  Tagen  vom 
Datum  der  Ausstellung  derselben  an  gerechnet,  spätestens  zwei  Tage  nach  Vor- 
weisung spesenfrei  einzulösen.  Fünfzehn  Tage  nach  ihrer  Ausstellung  sind  diese 
Mandate  nur  noc  h  bei  der  emittierenden  Bank  selbst  zahlbar.  Die  Verrechnung 
der  aus  diesem  Mandat  verkehr  entstehenden  gegenseitigen  Verbindlichkeiten 
vollzieht  sich  durch  die  gemeinsame  Giro-  und  Abrechnungsstelle  in  Zürich 
und  zwar  durch  die  Konti  B  (Notenkonti)  der  Banken.  Vom  allgemeinen  Stand- 
punkte aus  kann  diese  den  Verkehr  erleichternde  Neuerung  nur  zu  begrüsseti 
sein,  falls  die  Mandat  kosten  von  den  Banken  nicht  zu  hoch  normiert  werden. 
Ob  dieselbe  aber  in  Zeiten  einer  Valutadepression  in  den  Händen  der  Metall- 
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draineure  für  die  Emissionsbanken  nicht  zur  Achillesferse  werde,  möge  dahin- 
gestellt bleiben. 

VI.  Schlussbetrachtungen.  Die  nähere  Betrachtung  der  Neuerungen, 
welche  auf  dem  Gebiete  verkehrstechnischer  Institutionen  bis  jetzt  von  den 
Emissionsbanken  eingeführt  worden  sind,  ergiebt  unwiderleglich,  dass  dieselben 
alle  zusammen  in  ihrer  heutigen  Gestalt  und  Ausdehnung  noch  bei  weitem 
nicht  dem  entsprechen  und  noch  lange  nicht  an  das  hinanreichen,  was  im 
Interesse  praktischer  Zahlungseinrichtungen  und  gesunder  Geld/irkulations-  und 
Kreditverhältnisse  zum  Gedeihen  der  schweizerischen  Volkswirtschaft  angestrebt 
werden  muss.  Die  (entralbank  muss  also  kommen,  denn  nur  diese  vermag 
mit  den  bisherigen  völlig  unzulänglichen  Verhältnissen  zu  brechen  und  unser 
Notenwesen  in  gesunde  erspriessliche  Bahnen  zu  leiten.  Es  muss  somit  an  der 
Ausführung  des  Art.  .Vi  der  Verfassung  fortgearbeitet  werden,  bis  endlich  die 
jahrzehntelangen  Anstrengungen  für  die  Vereinheitlichung  des  schweizerischen 
Banknotenwesens  von  Erfolg  gekrönt  sein  werden.  Dass  übrigens  die  Anhänger 
der  C'entralisation  und  Verfechter  eines  gesunden  Geldwesens  die  Arme  nicht 
in  den  Schooss  legen,  geht  aus  einer  Motion  hervor,  welche  Scherrcr- 
Füllcmann.  Hirtcr  und  Mitunterzeichner  vor  Sehluss  der  Junisession  1 90 1 
im  Nationalrate  deponiert  haben,  die  folgenden  Wortlaut  hat  . 

«  Der  Bundesrat  wird  eingeladen,  den  eidgenössischen  Räten  beförderlich  einen  neuen  Gesetzes- 
eniwurf  zur  Ausfuhrung  des  Art.  39  der  Bundesverfassung  (Banknotenmonopol)  vorzulegen,  wesent- 
lich auf  Grundlage  des  verworfenen  Bundesgesetzes  vom  IS.  Juni  1896  (reine  Staatsbank)  und  unter 
möglichster  Berücksichtigung  der  Interessen  der  Kantonalbanken.» 

Ob  dieser  neue  Vurstoss  seitens  der  Staatsbankfreunde  das  gewünschte 
Endziel  erreichen  wird,  bleibt  allerdings  abzuwarten.  Die  Gegensätze  stehen 
sich  heute  schroffer  gegenüber,  als  je.  Vor  allem  wird  es  schwer  halten, 
die  übermässig  geschraubten  Forderungen  der  Kantone  zu  befriedigen,  welche 
sich  mit  dem  vermeintlichen  Ausfall,  der  ihnen  durch  das  ihren  kantonalen 
Instituten  entzogene  Notenemissionsrecht,  durch  den  Wegfall  der  Notensteuern. 
Depotgebühren  etc.  entstehen  soll,  nicht  abfinden  zu  können  glauben,  trotzdem 
ihnen  doch  schon  durch  den  Vcrfassungsartikel  im  Minimum  5  n  des  Rein- 
gewinnes des  zu  gründenden  C'entralinstitutcs  zugesprochen  sind  und  ihnen 
sowohl  durch  das  Bankprojekt  vom  18.  Juni  lS9t»  (Bundesbank),  als  durch 
den  im  laufenden  Jahre  gescheiterten  zweiten  Entwurf  (Nationalbankprojekt) 
sogar  der  gesamte,  über  die  Verzinsung  des  Grundkapitals  und  die  Zuwei- 
sung an  die  Reserven  hinaus  resultierende  Reingewinn  effektiv  zuerkannt 
worden  war  und  dass  —  was  weder  zu  vergessen  noch  zu  unterschätzen 
ist  —  auch  sievon  den  segensreichen  Wirkungen  der  Thäligkeit  einer  cen- 
tralen Notenbank  profitieren  werden.  Wie  rächt  es  sich  doch  heute,  dass 
das  schweizerische  Notenwesen  so  lange  der  Initiative  der  Privaten  und 
Kantone  überlassen  geblieben  ist.  Diesem  Umstände  allein  ist  es  zuzuschrei- 
ben, dass  dasselbe  einerseits  den  Sonderinteressen  der  Erstem  sowohl,  wie 
namentlich  aber  dem  Fiskus  der  Kantone  in  einer  Weise  hat  dienstbar 
gemacht  werden  können,  dass  heute  eine  richtige  Sanierung  desselben  und 
seine  Loslösung  von  den  verschiedenen  dominierenden  Geldinteressen  auf  fast 
unüberwindliche  Schwierigkeiten  stösst  und  dass  leicht  diese  Hindernisse  die 
Lösung  der  Banknotenfrage  so  lange  aufzuhalten  vermögen,  bis  sich  eines 
Tages  sehr  verhängnisvolle  Folgen  aus  dieser  Situation  für  das  Land  ergeben 
werden.  Besorgt  muss  man  sich  denn  heute  fragen,  wie  lange  es  wohl  noch 
anstehen  werde,  bis  endlich  auch  einmal  in  der  Schweiz  die  Einsicht  allgemein 
zum  Durchbruch  gelange,  dass  ein  richtiges  Notenwesen,  das  seinen  eigent- 
lichen  wirtschaftlichen  Zweck  als  Regulator  und  Stütze  gesunder  Geld-  und 
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ValutavcrhiUtnissc  zu  erfüllen  bestimmt  sei,  unmöglich  in  erster  Linie  Gcld- 
crwcrbsrücksichtcn  tributar  bleiben  könne,  und  ob  sich  diese  Erkenntnis  wohl 
noch  rechtzeitig  genug  Bahn  brechen  werde,  bevor  eine  verheerende  Kata- 
strophe gebieterisch,  aber  zur  Vermeidung  von  Verlusten  alsdann  zu  spät, 
dazu  zwinge. 

VII.  Litteratur.  Ad.  Burkhardt-Blschoff,  Die  Zeddelbanken  in  der  Schweiz,  Basel 
/8öj.  —  Schweizerischer  Handeln-  und  Industrieverein ',  Drei  Gutachten  über  das 
schweizerische  Banknotenwesen,  Bern  1871.  —  Max  Wirth,  Allgemeine  Beschreibung  und 
Statistik  der  Schweiz,  Zürich  187t.  —  C.  Cramer-Frey,  Die  Regulierung  des  Banknoten- 
Evesens  in  der  Schweiz,  Zürich  /880.  —  Gutachten  des  schweizerischen  Handels-  und 
Industrievereins:  Das  schweizerische  Banknotenwesen,  Zürich  /SS/.  —  Julius  Wolf,  Zur 
Reform  des  schweizerischen  Notenbankwesens,  Zürich  /S88.  —  A.  Sandoz,  L.es  banque* 
suisses  iV Emission  az'ant  Centr6e  en  vigueur  de  la  loi  du  8  mars  /88/.  „Zeitschrift  für 
schweizerische  Statistik*  /8<?j.  —  Jahresberichte  des  schweizerischen  Handels-  und 
Induslrievereins.  —  Jährliche  Geschäftsberichte  des  eidgenössischen  Finanzdepartements 
(Abteilung  Banknotenwesen)  im  Schweizerischen  Bundesblatt.  —  J.  Hirter,  Bundesgesetz 
betreffend  Errichtung  einer  schweizerischen  Bundesbank,  Bern  /89b. 


Bauarbeiterschutz. 

I.  Geschichtliches.  —  II.  Inhalt  des  Bauarbeiterschutzes.  —  III.  Lit- 
teratur. 

I.  Geschichtliches.  Während  die  Fabrikarbeiter  schon  im  Jahre  1877  ein 
Schutzgesetz  erhielten,  fanden  die  Bauarbeiter  erst  im  Jahre  1887,  nach  Krlass 
des  erweiterten  Haftpflichtgesetzes,  durch  Ausdehnung  des  Geltungsbereiches 
dieses  Gesetzes  auf  die  Baugewerbe,  eine  erste  Berücksichtigung.  Von  dieser 
Zeit  bis  zum  Jahre  1895  ist  dann  an  die  Bauarbeiter  nicht  mehr  gedacht  worden. 
Die  sozialpolitische  Diskussion  darüber,  ob  und  wie  die  Bauarbeiter  vor  Gefahren 
für  Leben  und  Gesundheit  geschützt  werden  könnten,  kam  erst  wieder  in  Fluss, 
als  sich  die  Unfälle  in  schreckenerregender  Weise  vermehrten. 

In  Zürich  fand  der  Bauarbeiterschutz  seinen  ersten  Verteidiger  im  Jahre 
1893  und  zwar  im  Fachverein  der  Zimmerleute.  Bald  befassten  sich  auf  seine 
Anregungen   hin   die    verwandten  Berufsgewerkschaften  mit   dieser  wichtigen 
Frage.    Es  erfolgte  darauf  die  Bildung  eines  Initiativkomitees  und  dieses  trat 
nach  gehöriger  Abklärung  der  Frage  vor  den  Stadtrat  und  die  Bauarbeiterschaft. 
Die  Anregungen  und  Eingaben  dieses  Initiativkomitees  wurden  allseitig,  beson- 
ders von  den  interessierten  Arbeitern,  dem  Stadtrat  und  von  der  Presse,  sehr 
beachtet.    Der  Stadtrat  trat,  gestützt  auf  einige  Eingaben,   sehr  bald  zu  Bera- 
tungen zusammen  und  diese  verdichteten  sich  zu  einem  «Entwurf  einer  Ver- 
ordnung zur  Verhütung  von  Unfällen  auf  Bauten».   Der  erste  Entwurf 
des  Stadtrates  fand  mehrfache  Anfechtungen,    weil  einige  Schutzbegehren  gar 
nicht,   bezw.    zu    wenig    berücksichtigt    worden   waren.    Die  dann  folgenden 
gemeinsamen  Besprechungen  erforderten  sehr  viel  Zeit,  innerhalb  welcher  sich 
in  kurzer  Reihenfolge  einige  schwere  Unfälle  ereigneten,  die  mehrere  Menschen- 
leben forderten.  Nun  ergriff  Presse  und  die  öffentliche  Meinung  Partei  für  die 
Schutzbegehren  der  Arbeiter.    Die  Folge   davon  war  eine  Beschleunigung  der 
Arbeiten  und  ein  weiteres  Entgegenkommen  des  Stadtrates.  Endlich  nach  mehr 
als    zweijährigem  Warten   —   am  15.  Marz  1895    —   erhielt  die  Verordnung 
Gesetzeskraft.   Allein  nach  kurzer  Praxis  stellte  es  sich  heraus,  dass  der  Ver- 
ordnung ein  schwerer  Fehler  anhaftete,  welcher  ihren  ganzen  Zweck  und  Nutzen 
in  Frage  zu  stellen  drohte.   Nämlich  anstatt  die  Inspektion  des  Gerüstmaterials  und 
der  Gerüste  Fachmännern  zu  übertragen,  waren  hierzu  Polizcibcamte  bestimmt 
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worden,  deren  Kenntnisse  aber  zu  solchen  Aufgaben  durchaus  nicht  ausreichten. 
Trotz  der  Verordnung  ereigneten  sich  wieder  schwere  Unfälle,  welche  dann 
den  Stadtrat  veranlassten,  dem  Begehren  der  Bauarbeiterschaft  um  Anstellung 
von  Fachleuten  als  Inspektoren  zu  entsprechen.  Nun  erst  trat  die  gute  W  irkung 
ein,  die  man  von  diesem  Schutzgesetz  erwartet  hatte. 

In  St.  Gallen  hat,  als  diese  Frage  in  einer  öffentlichen  Bauarbcitcrver- 
sammlung  zum  Anschnitt  gebracht  worden  war,  die  kompetente  Behörde  auf 
einige  Bestimmungen  eines  alten  Gesetzes  zurückgegriffen  und  eine  strenge 
Befolgung  derselben  beim  Gerüstbaue  vorgeschrieben.  Auf  einen  ordentlichen 
Hauarbeiterschutz  kann  das  alles  wenig  Anspruch  erheben.  In  Kanton  Bern  führte 
diese  Frage  des  Bauarbeiterschutzes,  nachdem  im  Grossen  Rate  eine  entsprechende 
Motion  erheblich  erklärt  worden  war,  zunächst  zu  einem  Kompetenzstreit.  Nach 
Beilegung  desselben  wurde  ein  Schutzgesetz  ausgearbeitet  und  angenommen, 
das  den  Gemeinden  die  Kompetenz  giebt,  bezügliche  Verordnungen  zu  erlassen. 
Bisher  bat  nur  die  Gemeinde  Bern  von  dieser  Kompetenz  Gebrauch  gemacht 
und  einen  Arbeiter  als  Kontrolleur  angestellt.  Desgleichen  hat  Basel,  wo 
schon  im  Jahre  1896  die  Anregung  von  Bauarbeitern  gemacht  wurde,  ein  Schutz- 
gesetz erlassen.  In  Luzern,  Wint erthur ,  Schaffhausen  und  Genf  hat  die 
Bauarbeiterschaft  ebenfalls  die  Stadtbehörden  um  Erlass  von  Schutzgesetzen 
ersucht  und  die  dahin  tendierenden  Motionen  socialdemokratischer  Abgeordneter 
sind  sämtlich  erheblich  erklärt  worden  und  führten  zum  Teil  zu  positiven 
Massnahmen. 

Einen  neuen  Impuls  erhielten  all  diese  Bestrebungen  durch  die  Publikation 
eines  Verordnungsentwurfes  seitens  des  alt  Fabrikinspektors  Dr.  Schul  er. 
(Inspektionsbericht  18%/97.  S.  283  ff.)  Bei  all  diesen  Verordnungen  diente  die 
Zürcher  Verordnung  den  Behörden  als  Vor-  und  Unterlage. 

IL  Inhalt  des  Bauarbeiterschutzes.  Die  Haupt  demente  des  Bauarbeiter- 
schutzes bestehen:  1.  aus  sanitären  und  allgemeinen  Vorschriften  (Bau- 
bude, Abort,  —  über  die  Beschaffenheit  der  Gerüst  Werkzeuge  und  Rohmate- 
rialien, —  im  Interesse  der  Sicherheit  für  an  Bauten  vorübergehende  Passanten 
und  aus  einigen  weiteren  Voraussetzungen,  bevor  mit  einer  Bau-,  Ertl-  oder 
Abbruchsarbeit  begonnen  werden  darf);  2.  aus  Anordnungen,  welche  die  Erd- 
und  Fundament!  crungsarbeiten  betreffen;  3.  aus  solchen  über  den  eigent- 
lichen Gerüstbau;  4.  aus  Anordnungen  betreffend  die  Höhenarbeiten 
(Aufzugsarbeiten,  Balkenlegen,  Spenglerei  und  Dachdeckerei) ;  5.  aus  Schutz- 
bestimmungen gegen  die  Schäden  offener  Coaksfcucr;  6.  aus  Schutzvor- 
richtungen bei  Winterbauten;  und  7.  aus  Bestimmungen,  welche  die  Inspek- 
tion, Verantwortlichkeit  und  Strafen  betreffen. 

1.  Als  sanitäre  Erfordernisse  gelten,  die  Erstellung  einer  soliden  «Bau- 
bude», in  welcher  sich  die  Arbeiter  umkleiden,  waschen  und  ihre  Mahlzeiten 
einnehmen  können.  Sic  muss  genügend  Raum  und  Licht  haben.  Ist  ein  Bau 
so  weit  gediehen,  dass  darin  ein  oder  mehrere  Räume  für  diese  Zwecke  ein- 
gerichtet werden  können,  so  hat  dies  unverzüglich  zu  geschehen.  Desgleichen 
ist  die  Erbauung  von  Aborten,  welche  ebenfalls  den  gesundheitlichen  und 
sittlichen  Anforderungen  entsprechen  müssen,  notwendig,  dabei  sind  Vorschriften 
über  die  Zahl  und  Reinigung  derselben  vorhanden. 

Bevor  mit  Bau-,  Erd-  oder  Abbruchsarbeiten  begonnen  werden  darf, 
müssen  solche  Vorrichtungen  getroffen  werden,  welche  Arbeiter  und  Passanten 
vor  Schaden  schützen.  Es  muss  z.  B.,  wenn  Baugerüste  die  Strassenpassage 
einnehmen,  dieselbe  mit  einem  Bauzaun  abgeschlossen  und  dann,  je  nach  der 
Baute,  ein  Schutzdach,  bestehend  aus  (mindestens)  3,5  cm  dicken  Hrettern, 
3,5  m  über  den  Strassengrund  und  mit  Neigung  gegen  den  Hau,  erstellt  werden. 
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Alles  für  Schutzvorrichtungen  zur  Verwendung  kommende  Material  und  da* 
Werkzeug  muss  von  guter  zweckentsprechender  Beschaffenheit  sein  und  vom 
Bauunternehmer  oder  einer  hierzu  ausdrücklich  beauftragten  Person  und  vom 
Gerüstinspektor  vor  und  in  bestimmten  Intervallen  wahrend  der  Verwendung 
untersucht  werden.  In  dieselbe  Kategorie  von  Bestimmungen  gehören  diejenigen, 
wonach  Arbeiten  in  solchen  Neubauten,  woselbst  noch  keine  Treppen  erstellt 
und  diese  nicht  mindestens  mit  einem  Geländer  versehen  worden  sind,  nur  bei 
Tageslicht  verrichtet  werden  dürfen;  dieser  Bestimmung  gesellt  sich  ein 
Verbot  zu,  wonach  das  Betreten  der  Rohbauten  während  der  Dunkelheit  unstatt- 
haft ist.  Zugang*?  zu  den  Bauten  müssen  wahrend  der  Dauer  der  Arbeitsruhc 
abgesperrt  werden.  Der  alten  Gewohnheit,  den  Abputz  eines  Hauses  von  einer 
Leiter  aus  zu  verrichten,  wird  mit  einem  Verbot  entgegengewirkt:  vom  Verbot 
ungetroffen  dürfen  nur  kleinere  Arbeiten  bleiben. 

Abbruchsarbeiten  erfordern  viele.  Vorsichtsmassnahmen.  Angeordnet 
ist,  dass  ganze  Wände,  Kamine  etc.  nur  unter  fachkundiger  Aufsicht  und 
nach  Beseitigung  aller  für  Arbeiter  und  Vorübergehende  bestehenden  G «-fahren, 
umgeworfen  werden  dürfen.  Auch  sollen  alte  Hoden  nicht  durch  Abbrmhs- 
material  oder  Schutt  belastet  werden.  Durch  fleissiges  Begicssen  des  Schuttes 
wird  verhindert,  dass  Arbeiter  vom  Staube  übermässig  belästigt  werden.  Durch 
ergänzende  Bestimmungen  sollte  angeordnet  werden,  dass  altes  Baumaterial, 
welches  aus  beträchtlicher  Höhe  abwärts  befördert  werden  soll,  hinuntergetragen, 
oder  mittels  Aufzügen,  Rohren  oder  Rutschhahnen  abgelassen  werden  muss. 
Der  nächste  Weitertransport  dieser  Materialien  sollte  dann  nicht  unmittelbar 
mit  den  Händen,  sondern  mit  einem  Werkzeug  geschehen. 

Bei  einer  Augenverletzung  durch  Einspritzen  von  Kalk  sollte  das  Auswaschen 
des  Auges  mit  Wasser  verboten,  dafür  die  Verwendung  von  gutern  Gel  ange- 
ordnet werden. 

2.  Bei  Erd-  und  Fu ndam c n  t  i e ru n g sarbei  t c n  ist  darauf  zu  achten,  dass 
Gräben  und  Baugruben  genügende  Böschung  haben  oder  gut  abgespriesst  werden. 
Das  Unterwühlen  der  Eni  wände  ist  verboten.  Bei  Fundamentierungsarbeiten  neben 
schon  bestehenden  Gebäuden  erfordert  die  Sicherheit,  dass,  wenn  das  Nachbar- 
gebäude weniger  tief  als  der  Neubau  fundamentiert  ist,  der  erforderliche 
Bodenaushub  stückweise,  und  dann  die  Ausmauerung  sofort  dem  Fortgang 
der  Aushubarbeiten  entsprechend  auszuführen  ist.  Die  Dolen  und  Schachtanlagen 
erfordern  genügende  Abspriessungcn  und  Senkgruben  eine  solide  Ausschalung. 
Wenn  Rollkies,  Sand  oder  aufgefülltes  Material  vorhanden  sein  sollte,  so  sind 
vorhandene  oder  sich  bildend«-  Höhlungen  zwischen  Verschalung  und  dem 
Material  mit  Lehm,  Moos  oder  Reisig  gut  zu  dichten.  Die  Entfernung  der 
Verschalungen  erfordert  gleichviel  Sorgfalt  und  darf  nur  ringweise,  beziehungs- 
weise erst  dann  erfolgen,  wenn  das  Mauerwerk  bis  an  die  Unterkantc  des 
Ringes  hinterfüllt  ist. 

Die  Vcrgiftungs-  und  Erstickungsgefahren  in  Gruben,  Kanälen,  alten 
Gängen  werden  dadurch  festgestellt,  dass  man  eine  Laterne  mit  brennendem 
Licht  langsam  hinunterlässt.  Löscht  das  Licht  aus.  so  ist  durch  Luftzufuhr. 
Ventilatoren  oder  stark  angefeuchteten,  frisch  gelöschten  Kalk  die  Gruben- 
uder Kanalatmosphäre  zu  reinigen. 

•3.  Bei  den  fünf  Uauptarten  von  Berüstung  wird  als  allgemeine  Vor- 
schrift aufgestellt,  dass  dieselben  nach  fachmännischen  Grundsätzen  erstellt  und 
unterhalten  werden  müssen.  Die  Gerüststangen  müssen  mit  Neigung  nach  dem 
Bau  in  die  Erde  eingegraben  werden.  Für  den  Fall,  dass  Holzschwellen  zur 
Verwendung  kommen,  müssen  die  Stangen  so  mit  Zapfen,  Klammern  etc. 
befestigt    werden,  dass   sie   nicht   rutschen  können.    Der  Sicherheit  wegen  ist 
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auch  eine  Befestigung  der  Gerüststangen  nach  dem  Innern  des  Gebäudes  not- 
wendig. Die  Gerüsthebel,  die  nicht  über  1,5  in  von  einander  entfernt  sein 
dürfen,  müssen  mit  den  Streichstangen  verbunden  werden.  Ein  weiteres  Sicher- 
heitserfordernis ist,  dass  an  senkrechten  Stangen  (mindestens  von  4  zu  4  m) 
wagrerhtc  Streichstangen  anzubringen,  mit  guten  Hanfseilen  oder  Patentgerüst- 
haltern zu  befestigen,  und  diese  dann  durch  senkrecht  unterstellte,  an  die 
Stangen  ebenfalls  festgebundene  sogenannte  «Kerzen»  zu  unterstützen  sind. 
Gerüstbretter  müssen  4,5  cm  dick  und  an  den  Enden  durch  einen  Eisenband- 
beschlag vor  Spalten  geschützt  sein.  Beim  Verlegen  derselben  muss  auf  dichtes 
Nebeneinanderlegen  und  auf  Verhütung  von  «Fallen»  Obacht  gegeben  werden. 
Das  Durchfallen  von  Baumaterial  und  das  Aufkippen  oder  Ausweichen  der 
Bretter  verhütet  man  damit,  dass  an  den  Hirnenden  eine  angemessene  Uebcr- 
deckung  (Minimum  40  cm)  stattfindet.  Damit  die  Arbeiter  vor  einem  Absturz 
von  der  Rürkcnwand  aus  sicher  sind,  ist  in  Brusthöhe  ein  Geländer  anzubringen. 
Das  Herunterfallen  von  Steinen  wird  durch  Anschlag  eines  Randbrettes  (Bord- 
brett» verhütet.  Die  Belastung  eines  Gerüstes  ist  subjektiver  Schätzung  über- 
lassen. Ein  qualifizierter  Polier  wird  die  Maximalhclastung  berechnen  können, 
wo  ein  solcher  fehlt,  müssen  die  Inspektoren  um  so  mehr  Klciss  entwickeln. 
In  der  Züricher  Verordnung  fehlt  dann  eine  Anordnung,  wonach  unter  einem 
Gerüst,  auf  welchem  gearbeitet  wird,  der  Gerüstbelag  nicht  entfernt  werden 
darf.  Ferner  fehlt  die  Bestimmung,  dass  Bockgerüste  nie  auf  Langhölzer 
oder  offener  Balkenlage  gestellt  werden  dürfen,  sondern  nur  auf  dichten  und 
solidem  Belag.  Die  Böcke  sollten  höchstens  2,5  m  von  einander  gestellt  durch 
Latten  und  Bretter  gut  verbunden  und  am  Bodenbcleg  und  Gebälk  gut  befestigt 
werden. 

Bei  Hebel-  oder  sogenannten  fliegenden  Gerüsten  ist  eine  nur  massige 
Belastung  gestattet.  Sie  erfordern  im  Innern  der  Gebäude  eine  sichere  Befesti- 
gung und  an  den  Aussenseiten  eine  Vorwand  (Minimalhöhe  40  cm). 

Eine  weitere  .Gerüstart  sind  die  Hänge  oder  Rahmengerüste.  Sollen  sie 
zu  anderen  als  zu  kleineren  Dachdecker-,  Spengler-,  Maler-  oder  Weisslcrarbeiten 
verwendet  werden,  so  ist  der  Gefährlichkeit  wegen,  welche  hier  eine  strenge 
Befolgung  aller  Konstruktionsvorschriften  erforderlich  macht,  eine  polizeiliche 
Bewilligung  einzuholen. 

Bei  Anwendung  von  Seilgerüsten  sind  die  Seile  an  entsprechend  starke 
Rollen  zu  legen. 

Die  Gerüstleitern  müssen  so  befestigt  werden,  dass  sie  weder  abrutschen 
noch  überschlagen  können.  Sie  müssen  80  cm  über  den  Austritt  hinwegragen 
und  bei  weit  auseinanderstehenden  Gerüstlagen  gegen  das  Durchbiegen  und 
seitliche  Schwanken  kreuzweise,  oder  wo  dies  nicht  nötig  erscheint,  jeden- 
falls einfach  abgesteift  werden.  Damit  nun  unter  Gerüste  Arbeitende  durch 
herabfallende  Steine  nicht  verletzt  werden  und  damit  Leitern,  die  von  einem 
Gerüst  zum  andern  führen,  nicht  aus  und  vom  Gerüst  herunterrutschen,  müssen 
die  Leitergänge  gut  verdeckt,  beziehungsweise  die  Leiterpodeste  kräftig  befestigt 
»ein.  Laufbrücken  erfordern  im  Minimum  80  cm  Breite.  Die  Aufgangsbretter 
dürfen  40  "/o  Steigung  haben  und  müssen  mit  Leisten  versehen  sein.  Die  Pfosten 
derselben  bedürfen  auf  den  Balkenlagen  einer  soliden  Befestigung.  Durch 
Randleisten  an  beiden  Seiten  verhütet  man,  dass  Steinstücke  hinunterfallen 
oder  mit  dem  Fuss  hinuntergestossen  werden.  Laufbrücken,  die  auch  für  den 
Transport  bestimmt  sind,  müssen  1,2  m  breit  sein  und  alle  zwei  Stockwerke 
ein  Podest  haben.  Für  Stein-  und  Mörtelträger  müssen  genügend  Ruhestätten 
angebracht  und  es  dürfen  die  Zugänge  so  wenig  wie  Laufbrücken  mit  Materialien 
oder  Gerätschaften   verstellt  werden.     Bei  Frostwetter   ist   dem  Ausrutschen 
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auf  Laufbrücken,  Gerüsten,  Treppen,  durch  Sandstreuer*  vorzubeugen.  Dasselbe 
hat  auf  Mauerflächen  zu  geschehen,  auf  welche  Balken  aufgelegt  werden  sollen. 
Die  vielen  Abstürze,  die  sich  im  Innern  der  Haue  ereignen,  verhütet  man 
durch  ordentliche  Uebcrdcckungcn  oder  Umfriedungen  der  Treppcnlücher, 
Fahrschächtc  etc.  Das  gleiche  hat  mit  Kalkgruben  und  andern  Vertiefungen 
zu  geschehen. 

Aufzugsarbeiten  und  Halkenlcgcn  sind  äusserst  gefährliche  und  auf- 
regende Arbeiten.  Während  den  Aufzügen  von  Konstruktionsmatcrialicn  hat 
jede  Arbeit  in  der  Aufzugsumgebung  zu  unterbleiben.  Nur  wenn  gute  Schutz- 
vorrichtungen vorhanden  sind,  sind  Ausnahmen  gestattet.  Die  Aufstellung  der 
Arbeiter,  die  an  der  Aufzugswinde  stehen  oder  mit  der  Schwengleinc  beschäftigt 
sind,  muss  eine  derartige  sein,  dass  sie  vor  herabfallenden  Gegenständen  schnell 
genug  ausweichen  können.  Im  Innern  des  Hauses  dürfen  während  der  Gebälk- 
legung  oder  Erstellung  des  Dachstuhles  Arbeiter  sich  nur  dann  aufhalten,  wenn 
die  unmittelbar  darunter  liegende  Balkenlage  Brettverdeckung  hat.  Bei  eisernem 
Konstruktionsmaterial  sind  Ketten  statt  Seile  und  eine  um  so  derbere  Aufzugs- 
vorrichtung zu  benutzen.  Aufzüge  zur  Personenbeförderung  zu  benutzen  ist 
unstatthaft. 

Von  noch  grösserer  Gefährlichkeit  sind  die  Dachdecker-  und  Speng- 
Icrarbciten.  Die  Gefährlichkeit  derselben  erfordert,  dass  die  Gerüste  stehen 
bleiben.  Bei  Vornahme  von  Arbeiten  auf  dem  obersten  Gerüstgang  muss  der- 
selbe mindestens  70  cm  über  die  Dachrinnen  hervorragen  und  in  der  ganzen 
Breite  mit  Brettern  dicht  anschliessend  abgedeckt  und  mit  einer  80  cm  hohen 
Ausscnwand  versehen  werden.  Die  Entfernung  des  Beleges  auf  der  obersten 
Balkenlage  darf  vor  Vollendung  der  erwähnten  Arbeiten  nicht  geschehen.  Die 
Dachdecker,  Glaser,  Spengler,  die  zur  Ausführung  oder  Reparatur  von  Glas- 
und  anderen  Dächern  beordert  werden,  haben  mittels  Dachseile  sich  vor  Absturz 
zu  sichern.  Durch  besondere  Vorschriften  muss  erwirkt  werden,  dass  Dachleitcrn 
mit  guten  Sprossen  und  genügender  Zahl  anzulegen  sind  und  dass  Dachhaken 
einen  Querschnitt  von  mindestens  3 — 4  cm  haben  müssen.  Ihre  Befestigung  hat 
mit  Spitzen,  Krampen,  starken  Nägeln  oder  Schrauben  zu  geschehen.  Die 
Rinnenhaken  sind  in  ausreichender  Stärke  herzustellen,  in  Abständen  von 
höchstens  70  etn  fest  anzubringen.  Neucindcckungcn  und  Reparaturen  eines 
Glasdaches  erfordern  die  Erstellung  eines  mit  Brettern  fest  gedeckten  Gerüstes 
unmittelbar  unter  dem  Dache  und  dürfen  nur  von  diesem  aus  ausgeführt  werden. 
Die  Verwendung  epileptischer  oder  sonst  an  Schwindelanfällc  leidende  Arbeiter 
zu  Verrichtungen  auf  Gerüsten  ist  verboten. 

5.  Eine  sehr  streitige  Frage  in  der  Bauarbciterschutz-Gesetzgebung  ist  die 
Verwendung  des  offenen  Coaksfeuers.  Die  Züricher  Verordnung  verbietet  die 
Verwendung  solcher  Trockenfeuer  «in  geschlossenen  Räumen,  in  welchen 
gearbeitet  wird».  Anderseits  aber  will  man  unter  Voraussetzung,  dass  in  solchen 
Räumen  für  Abzug  schädlicher  Gase  gesorgt  ist,  die  Verwendung  in  geschlossenen 
Räumen  gestatten.  Nach  Ansicht  dritter  hingegen  bedinge  die  chemische 
Beschaffenheit  des  Kohlenoxydgases  ein  absolutes  Verbot  der  offenen  Coaks- 
feucr  (also  Coakskorbes).  Eine  Anzahl  von  guten  Kennern  dieser  Materie 
unterstützte  Bautechniker  repräsentieren  eine  vierte  Richtung  in  dieser  Frage, 
indem  sie  die  künstliche  Austrocknung  gänzlich  verwerfen.  Im  Zusammen- 
hang hiermit,  hier  aber  zur  Definition  noch  nicht  geeignet,  steht  die  sogenannte 
«Fensterfrage».  Wenn  man  von  der  künstlichen  Austrocknung  glaubt,  sie  nicht 
entbehren  zu  können,  so  sollte  man  aber  die  Verwendung  des  Coakskorbes 
verbieten  und  denselben  durch  transportable  Oefcn  mit  Abzugsröhren 
ersetzen.    Als    gewissenhafter  Socialpolitiker   und  Gesetzgeber  hat   man  sich 
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nämlich  für  den  Fall,  dass  Geneigtheit  bestehen  sollte,  die  Züricher  Verordnung 
zu  kopieren,  die  Frage  vorzulegen:  wo  stecken  denn  eigentlich  in  einem  Neu- 
bau die  geschlossenen»  Räumer  —  Im  Interesse  der  Gesundheit  der 
Bauarbeiter  sowohl  wie  im  Interesse  der  Haltbarkeit  und  Festigkeit  des 
Mauerwerkes  sollte  das  offene  Coaksfeuer  gänzlich  verboten  werden. 

6.  Die  Schutzvorrichtungen  für  W  in  t  er  bauten  sind  überall  da 
Erfordernis  und  von  hohem  Wort,  woselbst  die  Bauthätigkeit  nur  die  «illernot- 
wendigstc  Einschränkung  erfährt,  die  durch  kalte  Witterung  bedingt  wird,  der 
Jnnenbau  aber  trotzdem  fortgesetzt  wird.  Bei  dieser  Frage  kommen  vor  allem 
die  Hafner,  Gipser,  Stukkateure,  Parquettlcger  und  Maler  in  Betracht.  Die 
Krage  nach  dem  Bauarbeiterschutz  in  Winterbauten  steht  so:  Welchen  Einfluss 
hat  die  Zugluft  in  offenen  Winterbauten  auf  die  Gesundheit  der  Arbeiter?  Vor 
allem  sind  es  Erkrankungen  der  .Atmungsorgane,  Magen-  und  Darmleiden, 
Rheumatismus  und  Lungenschwindsucht,  die  in  solchen  Bauten  erzeugt  und 
begünstigt  werden.  Im  allgemeinen  ist  notwendig,  dass  die  Innenarbeiter  vor 
Zugluft  geschützt  werden,  dass  diese  Bauten  entweder  rechtzeitig  ihre  richtigen, 
oder  aber,  wenn  die  Erstellung  nicht  möglich  ist,  provisorischen  Fenster 
und  Thüren  erhalten.  Thüren  und  Fenster  müssen  leicht  zu  öffnen  und  zu 
schliessen  sein.  (Diese  und  die  folgende  Bestimmung  fehlen  leider  in  der  Züricher 
Verordnung.)  Für  den  Hafner,  soweit  er  zur  Ofensetzung  verwendet  wird,  ist 
eine  Schleifbank  mit  einem  Sandblock,  der  leicht  befeuchtet  werden  kann,  not- 
wendig. Auf  dieser  Schleifbank  ist  alles  Setzmaterial,  was  darauf  verwendbar 
zu  machen  ist,  zu  bearbeiten.  Das  Schleifen  der  Kacheln  mit  trockenem 
Sandstein  und  an  die  Brust  angelegt,  muss  streng  verboten  werden. 

7.  Die  Schlussbcstimmungen  des  Bauarbeiterschutzgesetzes  betreffen  die 
Inspektion, Verantwortlichkeit  und  Strafen.  Alle  zur  Berüstung  bestimmten 
Materialien  müssen,  soweit  dieselben  in  Gebrauch  sind,  in  bestimmten  Inter- 
vallen (von  2  zu  2  Monaten)  vom  Inspektor  untersucht  und  die  Gerüste  ent- 
sprechend ihrer  Weiterentwicklung  inspiziert  werden.    Den  Inspektoren  (oder 
Kontrolleuren)   gebührt  das  Recht   für  den  Fall,   dass  beim  Gerüstbau  grobe 
Fehler  gemacht  worden  sind,  die  sofortige  Einstellung  der  Arbeit  für  so  lange 
verfügen  zu  dürfen,  bis  die  Fehler  beseitigt  sind.  Kann  er  diese  Gcrüstkorrcktur 
nicht  persönlich  überwachen,  so  muss  ein  Angehöriger  eines  Sicherheitsorgans 
ihn  ersetzen.  Dem  Inspektor  gebührt  ferner  das  Recht,  Gerüstmaterialien,  die 
er  für    desqualifiziert  hält   und  deren  Reparatur  oder  Vernichtung  er  verlangt 
hat,   für   den  Fall,   dass  seinen  Anordnungen  innerhalb  einer  bestimmten  Zeit 
ll — 2  Tage)  nicht  Folge  gegeben  wurde,  auf  Kosten  des  Unternehmers  selbst 
zur  Reparatur  oder  zur  Vernichtung  vom  Bauplatz  fortschaffen  zu  lassen.  Der 
Mangel   einer  derartigen  Bestimmung  in  der  Züricher  Verordnung  hat  schon 
schweres  Unglück  verschuldet.  Eine  gute  und  genügende  Inspektion  ist 
Haupterfordernis  beim  Bauarbeiterschutz.  Die  Inspektion  muss  entweder 
als    selbständiges   Organ    konstituiert,   oder  der   Inspektion    für   Fabrik-  und 
Gewerbewesen   als  ergänzender  Bestandteil  angegliedert  werden.    Eine  solche 
Inspektionsorganisation  wfe  in  Zürich,  woselbst  sie  dem  Polizeiwesen  unterstellt 
worden  ist,  erscheint  unzweckmässig.  Eine  richtige  Berüstung  und  zugleich  eine 
Erleichterung   der  Aufgaben   der   Inspektoren   wird   auch   durch  öffentlichen 
Anschlag  der  Gerüstverordnungen  an  allen  Bauplätzen  (und  zwar  in  den  jeweilig 
notwendigen   verschiedenen  Sprachen)  erzielt.    Die    Plakattafeln   müssen  mit 
einem  kleinen  Dache  versehen  werden. 

Verantwortlich  ist  für  die  Anordnungen  zum  Schutze  für  Leben  und 
Gesundheit  der  Bauarbeiter  der  Reihe  und  »lern  Grade  nach  :  der  Bauherr, 
Bauunternehmer,  seine  Beauftragten,  der  Gewerbeinhaber  oder  Werkmeister, 
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dann  der  Arbeiter  selbst.  Zu  Widerhandlungen  werden  mit  Gold-  oder  Gefängnis- 
strafe belegt.  Das  Strafverfahren  ist  entweder  ein  nur  administratives  oder 
ein  strafrechtliches.  Das  jeweilige  Verfahren  wird  diktiert  vom  Krgebnis  der 
Inspektion  und  Untersuchung.  Letztere  findet  in  der  Regel  dann  statt,  wenn 
bei  Eintritt  eines  Unglücks  auf  schweres  Verschulden  geschlossen  werden  kann. 

III.  lAtterattir.  Missstände  im  Baugewerbe.  Eine  Arbeiterdarstellung.  Heraus- 
gegeben  von  der  Generalkommission  der  Gewerkschaften  Deutschlands  (Sitz  Hamburg). 
—  Verwaltungsberichte  der  Städte  Zürich  und  Basel.  —  fuspektionsberichte  der  eidg. 
Fabrikinspektoren.  —  Weitere  sehr  objektive  Informationen  bieten  verschiedene  Zeit- 
schriften der  Berufsgewerkschaften. 

Otto  Martens,  gen:  Sekretär  des  Schweizerischen  Maurerverbandes,  Zürich. 

4 

Bauernbefreiung. 

I.  Die  Leibeigenschaft  in  voreidgenössischer  Zeit.  —  II.  Die  Entwick- 
lung der  Leiheigenschaft  in  den  einzelnen  Landesteilen  der  Schweiz:  1.  Die 
Stüdtckantone;  2.  die  Lvidkantone;  die  geistlichen  Gebiete:  4.  die  Untcrthancnlindcr. 
—  III.  Die  völlige  Aufhebung  der  Leibeigenschaft.  —  IV.  Litteratur. 

I.  Die  Leibeigenschaft  in  voreidgenössischer  Zeit.  Da  die  unter  römischer 
Herrschaft  bestehende  Sklaverei  hier  ausser  Betracht  fallt,  bildet  die  Einwande- 
rung der  Alamannen  zu  Anfang  des  5.  Jahrhunderts  die  Voraussetzung  des 
Aufkommens  einer  Leibeigenschaft  im  Gebiete  der  heutigen  Schweiz.  Die 
Alamannen  besiedelten  den  grössteti  Teil  unseres  Landes,  soweit  dessen  Volk 
jetzt  deutsch  spricht,  gerieten  aber  im  l».  Jahrhundert  samt  den  in  der  west- 
lichen Schweiz  eingedrungenen  Burgundern  unter  die  Herrschaft  der  Franken, 
deren  Könige  aus  dem  Hause  der  Merowinger  jedoch  den  Alamannen  ihre 
besonderen  Gesetze  Hessen.  Vollberechtigte  Glieder  des  Volkes,  die  an  der 
unter  freiem  Himmel  abgehaltenen  Volks-,  spater  Landsgemeinde  oder  dein 
Ding  teilnahmen,  waren  nur  die  freien  Alamannen.  Von  diesen  unterschieden 
sich  die  Halb-  und  Unfreien,  die  teils  aus  Kriegsgefangenen,  teils  aus  den  von 
den  Einwanderern  im  Lande  vorgefundenen  sogenannten  Römern,  d.  h.  roinani- 
sierten  Kelten  (Helvetiern)  und  Rätern  bestanden.  Während  die  Freien  sich 
in  Hochfreie  (Adelige),  Mitlelfreie  und  Gemeinfreie  gliederten,  hiessen  die  Halb- 
freien Hörige  oder  Liten  (auch  Lazzen)  und  die  Unfreien  Leibeigene,  früher 
Schalke  oder  Knechte.  Weder  die  Hörigen  noch  die  Leibeigenen  hatten  Grund- 
besitz :  aber  jenen  wies  der  Grundherr  Boden,  Vieh  und  Ackergeräte  an.  Ihre 
Wohnung  mussten  diese  «  Kolonen  >  selbst  errichten.  Dem  Herrn  leisteten  sie 
Dienste  und  zahlten  ihm  Zinse  an  Feldfrüchten  und  Bier,  selten  an  Geld.  Gegen 
diese  Leistungen  und  die  Verpflichtung,  das  Gut  eher  zu  verbessern  als  zu 
schädigen,  genossen  sie  den  Schutz  des  Herrn,  der  auch  ihr  Richter  war. 
Persönlich  waren  sie  frei  und  konnten  ihre  Stellung  verlassen.  Anders  die 
Leibeigenen,  welcher  Name  übrigens  erst  12S*J  vorkommt.  Sie  hatten  keine 
menschlichen  Rechte,  galten  als  Ware  und  standen  nicht  besser  als  das  Vieh. 
Der  Herr  konnte  mit  ihnen  nach  Gutdünken  verfahren;  doch  sehrieb  ihm  sein 
eigenes  Interesse,  wenn  er  nicht  ganz  verroht  war,  eine  menschliche  Behand- 
lung der  Leute  vor,  die  Kriegsgefangenschaft  oder  Menschenhandel  in  seine 
Gewalt  gebracht  hatten.  Ihre  Beschäftigung  bestand  in  Knechtsidiensten  und 
Handarbeiten.  Statt  eines  Zinses  für  das  ihnen  überlassene  kleine  Stück  Land 
(halbe  Hube  oder  Schuopisse)  leisteten  sie  dem  Herrn  Frondienste  und  wenn 
sie  sieh  darin  gewandt  zeigten,  konnten  sie  die  Stufe  der  freien  Kolonen 
ersteigen,  nur  dass  sie  «  an  die  Scholle  gebunden  >  blieben.  Auch  konnten  sie 
Ersparnisse  machen  und   sich   damit   freikaufen,  blieben  aber  unter  der  Munt 
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(Vormundschaft)  des  (Grundherrn,  bis  etwa  dir  Volksgemcinde  auf  Antra«  des 
Crntenars  oder  Grafen  (d.  h.  des  Vorstehers  eines  Bezirks*)  oder  Gaus)  sie  als 
vollfrei  erklärte,  was  aber  immerhin  schwierig  zu  erreichen  war.  Heirateten 
sich  Personen  verschiedenen  Standes,  so  folgten  die  Kinder  «  der  ärgern  Hand», 
d.  h.  sie  traten  in  den  geringem  Stand,  sei  es  des  Vaters  oder  der  Mutter. 
Am  deutlichsten  trennte  die  Stände  das  verschiedene  Wergeid,  d.  h.  die 
Entschädigung  oder  Sühne  an  die  Hinterlasscncn  für  einen  begangenen  Tot- 
schlag: es  betrug  für  die  drei  Stufen  der  Freien  240,  200  und  160,  für  Hörige 
SO  Schillinge  (ein  Schilling  [Solidus]  hatte  im  (>.  Jahrhundert  einen  Silberwert 
von  5  Franken  und  einen  Verkehrswert  von  125  Franken):  für  Knechte  wurde, 
wie  für  Ware  oder  Vieh,  der  Herr  entschädigt.  Begingen  aber  die  Knechte 
Ausschweifungen  oder  verachteten  die  Kirchengebote,  so  drohten  ihnen  die 
Gesetze  König  Childeberts  1.  mit  hundert  Streichen.  Waren  sie  des  Diebstahls 
beschuldigt,  wurden  aber  von  ihren  Herren  nicht  ausgeliefert,  so  mussten  Letztere 
die  Busse  bezahlen  und  verloren  ihr  Recht  auf  die  Knechte,  die  mit  300  Streichen 
bestraft  wurden:  des  Raubes  überwiesen,  was  bei  allen  Verbrechen  durch  eine 
Feuer-  oder  Wasserprobe  geschah,  büssten  sie  mit  dem  Strange.  Sonntags- 
arbeit kostete  den  Leibeigenen  Prügel,  den  Freien  aber  ein  Drittel  seines  Grund- 
besitzes und  den  Verlust  der  Freiheit.  Die  Verehelichung  mit  Blutsverwandten 
stirss  den  Freien  unter  die  Hörigen. 

Das  Christentum  hob  die  Leibeigenschalt  nicht  auf,  milderte  sie  aber  und 
beschränkte  den  Menschenhandel.  Die  Leute  durften  nicht  an  Juden  otlcr 
Heiden  verkauft  werden.  Die  Klöster  selbst  Iz.  B.  St.  Gallen)  empfingen  mit 
der  Schenkung  von  Grundstücken  («zum  Heil  der  Seele»  des  Besitzers,  wie 
die  Urkunden  sagen)  auch  die  darauf  lebenden  Leibeigenen  als  Eigentum,  die 
in  der  Regel  gut  behandelt  wurden.  Auch  Freie  übergaben  nicht  selten  sich 
selbst  und  ihr  Gut  der  Kirche,  um  gegen  die  häufigen  Fehdrn  in  jenen  unruhigen 
Zeiten  und  vor  ihrer  Aushebung  zum  Kriegsdienste  gesichert  zu  sein,  allerdings 
oft  unter  der  Bedingung,  dir  Vergabung  gegen  ein  Lösegeld  wieder  rückgängig 
machen  zu  dürfen.  Bis  dahin  waren  sie  Hörige  oder  Zinsleute.  Sic  fühlten 
sich  aber  als  «Gotteshausleute»  und  standen  über  den  sonstigen  Hörigen  und 
nahe  den  Freien,  ja  waren  diesen  oft  an  Rechten  gleich.  Während  das  ganze 
sogenannte  Mittelalter  hindurch  der  Zustand  der  Freien  sich  verschlimmerte, 
verbesserte  sich  derjenige  der  Hörigen:  nur  durften  sie  sich  in  der  Regel  nicht 
mit  Angehörigen  anderer  Herren  verehelichen  und  nur  mit  Einwilligung  des 
Herrn.  Aus  diesem  Umstände  hat  sich  die  Sage  vom  «Jus  primae  noctis» 
des  Herrn,  brzw.  des  Klöstermeiers,  bei  den  Bräuten  seiner  Hörigen  gebildet; 
es  war  dies  aber  nie  ein  Recht  und  kommt  als  solches  nur  in  einer  Fassung 
vor.  die  erkennen  lässt,  dass  sich  der  Hörige  davon  mit  einer  kleinen  Summe 
loskaufen  konnte,  die  durch  die  Geschenke  der  Herrschaft  bei  Anlass  der  Hoch- 
zeit weit  überwogen  wurde.  In  späterer  Zeit  wurde  aber  auch  jene  Beschrän- 
kung gemildert,  indem  mehrere  Klöster  zusammen  einen  Vertrag  schlössen,  der 
ihren  Hörigen  dir  gegenseitige  Ehe  gestattete. 

Auch  die  Leibeigenen  kamen  unter  dem  auf  das  fränkische  folgenden 
Deutschen  Reiche  vielfach  empor.  Schotte  leibeigene  Mädchen  gefielen  oft 
ihren  Herren  so  sehr,  dass  sich  zwischen  ihnen  ein  «lauerndes  Verhältnis,  wenn 
auch  ohne  Ehr,  bildrtr.  Eticho  der  Weife  gab  seine  Tochter  aus  solcher  Ver- 
bindung einem  rätischen  Edelmann  zur  Frau  und  aus  dieser  Ehe  stammten 
dir  Grafen  von  Rapperswil,  die  Herren  von  Uster  u.  a..  und  da  Rapprrswil 
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sich  oft  mit  Toggenburg  verschwägerte,  auch  die  späteren  Grafen  von 
Toggenburg. 

Mit  der  Ausbildung  lies  Feudal  uesens  seit  dem  t).  und  10.  Jahrhundert 
gliederten  sieh  die  Stände  auf  mannigfaltigere  Weise.  An  der  Spitze  der  Freien 
standen  die  Grafen,  nun  nicht  mehr  blosse  Richter  der  Gaue,  sondern  Herren 
von  Landstrichen;  nach  ihnen  kamen  die  Freiherren,  dann  die  Mittelfreien, 
die  durch  die  empfangenen  Lehen  nicht  zu  persönlichen  Diensten  verpflichtet 
waren,  was  aber  bei  den  Ministerialen,  durch  Gunst  oder  durch  Auszeich- 
nung im  Hof-  und  Waffendienste  emporgekommenen  Hörigen,  der  Fall  war. 
Sic  bekleideten  bei  jenen  Herren  llofämterund  Verwaltungsstellen  und  belassen 
durch  Verleihung  erbliche  Burgsässe  mit  Gütern  und  Leibeigenen.  Weniger 
begünstig)  waren  die  Kdelknechte,  aus  denen  sie  hervorgingen.  Die  Dienstmannen 
oder  Ministerialen  begannen  ihre  Laufbahn  als  Knappen  und  schwangen  sich, 
wenn  tüchtig,  namentlich  durch  den  Reiterdienst  zu  dem  danach  benannten 
Ritterstande  empor.  So  abhängig  die  Dienstrnannen  in  vielen  Beziehungen 
vom  Dienstherrn  waren,  so  wenig  sie  sich  von  den  den  Hörigen  auferlegten 
Beschränkungen  freimachen  konnten,  so  abhängig  war  hinwieder  der  Dienst- 
herr von  der  Genossenschaft  seiner  Dicnstlcute,  die  das  Recht  hatte,  zu  urteilen, 
ob  er  seine  Pflichten,  sie  zu  schützen,  auszurüsten  u.  s.  w.  erfülle.  Nicht  w  enige 
später  hochadelige  Familien  stammten  von  Ministerialen,  d.  h.  gewesenen  Höriger», 
die  wieder  ohne  Zweifel  vielfach  ursprünglich  Leiheigene  gewesen  waren. 

Mit  der  Zeit,  d.  h.  etwa  vom  13.  bis  lb.  Jahrhundert,  sonderten  sich  die 
Dynasten  (Grafen.  Freiherren  und  Ministerialen)  durch  Macht  und  Stellung 
immer  mehr  vom  Volke  ab.  während  dagegen  die  immer  mehr  zusammen- 
schwindenden, der  Landwirtschaft  lebenden  Gemeinfreien,  die  Hörigen  und  die 
Leibeigenen  in  eine  bald  nicht  mehr  zu  gliedernde  Masse,  in  die  der  Bauern 
zusammenschmolzen.  Die  Gaugenossenschaften  waren  aufgelöst,  die  Grafen 
Landesherren  geworden,  und  die  Gemeinfreien  hatten  keinen  andern  Halt  mehr, 
sich  gegen  die  zunehmende  Rechtswillkür  und  Rechtlosigkeit  zu  schützen,  als 
sich  unter  den  Schutz  eines  Mächtigen,  eines  Grafen,  Bischofs  oder  sonstigen 
Herrn  zu  begeben  und  ihm  als  ihrem  Schutzvogte  Abgaben  und  Frondienste 
zu  leisten,  wogegen  er  für  sie  die  Reichssteuer  zahlte  und  sie  gegen  Gewalt 
schützte,  d.  h.  wenn  er  nicht  selbst  solche  ausübte.  Ihre  Leistungen  wurden 
urkundlich  festgesetzt:  sie  bestanden  in  Holz.  Früchten,  Vieh  und  wenn  der 
Herr  reiste,  in  einem  Saumross.  Starb  ein  solcher  Zinsmann,  so  Hei  je  nach 
Abmachung  sein  bestes  Gewand  oder  Stück  Vieh  (das  «  Besthaupt  »  oder  allge- 
mein :  der  «Totenfall»)  an  den  Herrn,  ausgenommen  wenn  nichts  dergleichen 
vorhanden  war  oder  der  Vertrag  nichts  darüber  enthielt. 

Jene  Verschmelzung  in  den  Bauernstand  ging  indessen  nicht  so  schnell 
vor  sich.  Man  unterschied  noch  lange  zwischen  Freien,  Hörigen  und  Leib- 
eigenen: doch  besetzte  man,  wenn  es  an  Freien  fehlte,  die  Volksrichterstellen 
mit  Hörigen  und  erkannte  sie  für  die  Zeit  ihrer  Amtsführung  als  Freie  an. 
Man  vermied  vielfach  den  Namen  der  Leibeigenen  und  bezeichnete  sie  als 
Kigenleute.  und  wenn  ihr  Herr  ihnen  in  Krankheit  keine  Hülfe  leistete,  wurden 
sie  nach  dem  thurgauischen  Landrechte,  d.  h.  dem  Schwabenspiegel,  frei  (nach 
diesem  damals  auch  in  der  heutigen  Schweiz  geltenden  Gesetzbuche  (einer  süd- 
deutschen Bearbeitung  des  Sachsenspiegels]  ordnete  sich  die  ständische  Gliede- 
rung der  Feudalzeit  nach  «Heerschilden».  Den  1.  solchen  hatte  der  König, 
den  2.  die  geistlichen,  den  3.  die  weltlichen  Fürsten,  den  4.  die  Hochfreien,  den 
5.  die  Mittelfreien,  den  6.  die  Ministerialen  und  den  7.  die  übrigen  ritterfähigen 
Leute).  Dagegen  konnte  ein  Herr  den  undankbaren  Freigelassenen  wieder  zum 
Kigenmatm  machen.    Aber  immer  mehr  begriff  man  unter  Bauern  unterschiedslos 
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Alle,  die  nicht  acit'li^  oder  Stadtbürger  waren.  Die  Stadtbürgerschaft  machte 
ohne  weiteres  frei.  —  Zur  Verschmelzung  der  Hauern  trugen  Khcn  /wischen 
Freien  und  Hörigen  oder  Eigenen,  deren  Kinder  immer  noch  «der  ärgern  Hand  » 
(siehe  oben)  folgten,  mächtig  bei.  Ebenso  schwanden  die  früheren  Schranken 
dadurch,  dass  die  Freii  n,  wenn  sie  durch  Lehen,  Dienst-  und  Zinspflichten  über- 
nahmen, zu  Hörigen  wurden.  Diese  Uebergänge  verwickelten  sich  so  sehr, 
dass,  als  die  Eidgenossensehaft  sich  ausbreitete,  man  ausserhalb  der  Bürgen 
und  Städte  und  der  wenigen  freien  Thalschaften  in  der  L'rschwciz  nur  noch 
von  Bauern  hörte,  die  im  ganzen  thatsächlich  Leibeigene  oder  im  besten  Falle 
Hörige  von  weltlichen  oder  geistlichen  Herren  waren. 

II.  Die  Entwickelung  der  Leibeigenschaft  in  den  einzelnen  Landesteilen 
der  Schweiz.  Je  mehr  sich  die  Eidgenossenschaft  durch  ihre  Kriegsthaten  im 
14.  und  15.  Jahrhundert  vom  Reiche  unabhängig  machte,  um  so  mehr  unter- 
schieden sich  ihre  politischen  und  socialen  Zustände  von  den  monarchisch 
gebliebenen  Rciehsteilcn.  Die  Abwesenheit  dieser  Staatsform  in  der  Schweiz, 
wo  selbe  weder  durch  die  Abteien,  noch  durch  das  Fürstentum  Neuenburg 
dem  Wesen  nach  vertreten  war,  machte  einen  einheimischen  Briefadel  (nachdem 
der  WafTenadel  durch  die  Volksheere  beseitigt  war)  unmöglich.  Ebensowenig 
konnte  sich  hier  an  der  Stelle  der  feudalen  Zustände  ein  fürstlicher  Absolutis- 
mus entwickeln,  wozu  jede  Grundlage  fehlte;  während  dieser  in  Preussen  im 
IM.  Jahrhundert  durch  ein  Machtgebot  die  Leibeigenschaft  und  im  19.  die  Erb- 
unterthänigkeit  aufhob,  musste  erstere  bei  uns  länger  fortbestehen.  Endlich 
kannte  die  Schweiz  keine  Nivellierung  der  Verhältnisse;  denn  sie  bestand  aus 
Stadtgebieten  mit  zünftischer  oder  patrizischer  Verfassung  und  Rechtlosigkeit 
des  Landvolkes,  aus  Landschaften  mit  formell  demokratischen  Einrichtungen, 
aus  geistlichen  Herrschaften,  in  denen  der  Bischof  oder  Abt  von  seinem  Kapitel 
oder  Konvent  abhängig  war,  und  aus  einem  Fürstentum  mit  weit  entferntem 
Oberhaupte.  Sehen  wir  nun,  wie  sich  in  diesen  verschiedenartigen  Gebieten 
der  hier  behandelte  Gegenstand  entwickelte  und  zwar:  1.  in  den  Städtekantonen, 
2.  in  den  Landkantonen,  3.  in  den  geistlichen  Gebieten  und  4.  in  den  Lnter- 
thanenländern.  Von  der  romanischen  Schweiz,  die  in  dieser  Richtung  dun  haus 
nichts  charakteristisches  bot,  müssen  wir  hier  absehen. 

I.  Die  Städtekantone.  Als  Typen  der  Städte  kantone  wählen  wir 
hier  die  drei  späteren  Vororte  Bern,  Zürich  und  Luzcrn,  deren  Verhältnisse 
am  besten  bekannt,  weil  durch  die  tüchtigsten  Geschichtswerke  behandelt  sind. 

Das  von  der  Stadt  Bern  nach  und  nach  erworbene  Landgebiet  zählte 
nicht  wenig  von  Alters  her  reichsfreic  Bewohner,  die  zu  grossem  Teile  auch 
das  bernische  Bürgerrecht  erhalten  hatten.  Daneben  bestand  die  Leibeigen- 
schaft auf  «lern  Lande  fort,  wie  sie  bis  dahin  bestanden  hatte.  Die  Leibeigenen 
waren  im  14.  Jahrhundert  an  die  Scholle  gebunden,  durften  ohne  Bewilligung 
«les  Herrn  nicht  heiraten  und  sich  nicht  aus  dessen  «Twing  und  Bann»  ent- 
fernen; wurde  ihnen  dies  aber  auf  kurze  Zeit  erlaubt,  so  mussten  sie  sich  auf 
Mahnung  zurückbegeben  und  unterdessen  auf  Martini  ein  I ltdin  als  Zins  ent- 
richten: starben  sie  ohne  Leibeserben,  so  erhielt  der  Herr  ihr  Hab  und  Gut. 
Ungehorsam  gegen  diese  Vorschriften  hatte  eine  Busse  z.  B.  von  100  Gulden 
zur  Folge.  Längere  Abwesenheit  kostete  jährliche  Frondienste.  Die  leibeigene 
Frau  eines  Freien  blieb  dem  Herrn  untergeben;  oft  opferte  ihr  auch  der  Ehe- 
mann seine  Freiheit  und  die  der  Kinder.  Leibeigene  wurden  mit  Frau,  Kindern, 
Leib  und  Gut,  Steuern  und  Diensten  verkauft,  z.  B.  um  30  Pfund  alter  Pfennige. 
Die  Berner  Regierung  begünstigte  im  1 5.  Jahrhundert  geradezu  die  Lösung  von 
der  Leibeigenschaft.  Schon  seit  1413  begegnen  wir  Massenloskäufen  von  Ange- 
hörigen ganzer  Herrschaften  (z.  B.  Oltingen   um  2078  Gulden).     Einige  Jahre 
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Much  (Ion  Burgunderkriegen  Hessen  Schultheis*  und  Rat  ihre  eigenen  Leute  zu 
Krlarh  frei  und  fuhren  damit  in  anderen  Herrschaften,  sogar  gegen  den  Willen 
der  Herren  fort,  ja  sie  kündeten  den  Klostern  des  ganzen  Kantons  den  Lo>- 
kauf  ihrer  Leibeigenen  an.  Am  Ende  des  15.  Jahrhunderts  war  beinahe  im 
ganzen  Kanton  die  Leibeigenschaft  beseitigt  —  doch  nicht  so  vollständig,  dass 
nicht  Henzi  und  sein*'  Mitverschworenen  im  Jahre  1749  unter  anderm  im  Falle 
ihres  Sieges  die  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  auf  ihr  Programm  nehmen  konnten. 

Im  Gebiete  von  Zürich  zerfiel  (urkundlich  1383»  die  weltliche  Bevölke- 
rung in  vier  Stände:  Herren,  Edclleute,  Bürger  und  Bauern,  wozu  noch  die 
Geistlichen  kamen.  Die  Herren  wichen  nach  und  nach  der  Stadthoheit  ;  die 
Edelleute  wurden  Bürger,  wenn  sie  auch  auf  Gütern  blieben;  die  Bürger 
umfassten  die  den  Zünften  angehörenden  Stadtbewohner,  und  ihr  Stand  erforderte 
5  Jahre  Wohnsitz  in  der  Stadt,  seit  1407  aber  eine  Einkaufssumme  ohne  diese 
Bedingung:  an  Rechten  waren  sie  gleich,  ob  früher  Edelleute,  Gemeinfreie 
oder  Hörige.  Im  Jahre  1540  aber  wurden  die  Kigcnleute  vom  Bürgerrechte 
ausgeschlossen.  Unter  den  Bauern  machte  man  keinen  Unterschied  mehr  zwischen 
Freien  und  Hörigen.  Schon  seit  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  wurden  viele 
Hörige  frei  oder  mancher  Lasten  ledig.  Waldmann  erklärte  1481)  die  Kinder 
der  Ungenossen  (d.  h.  der  Leute  verschiedenen  Standes)  in  der  Herrschat: 
Kiburg  als  erbfähig.  Im  Jahre  1514  wurde  das  Folgen  der  «ärgern  Hand» 
abgeschafft.  Das  Volk  verlangte  aber  mehr,  so  besonders  in  dem  mit  dem 
deutschen  Bauernkriege  ( 1 525)  gleichzeitigen  und  mit  der  Wiedertäuferei  zusammen- 
hängenden Aufstande,  völlige  Aufhebung  aller  drückenden  Lasten  ohne  Unter- 
schied ihres  Ursprungs.  Und  noch  in  demselben  Jahre  hob  der  Rat  unter 
Zwingiis  Einfluss  die  Leibeigenschaft  auf  und  erliess  allen  von  den  früheren 
Herren  auf  ihn  übergegangenen  Leibeigenen  die  Fidle  und  die  Strafen  der 
Ungenossenschaft.  Nur  in  Grüningen,  \s,o  die  Volksforderungen  am  weitesten 
gegangen  waren,  liess  er  die  Hörigkeit  fortbestehen.  Von  dieser  Massregel 
waren  freilich  die  Leibeigenen  fremder  Herren  und  Klöster  im  Kanton  aus- 
genommen, da  Zürich  über  diese  kein  Recht  zu  verfügen  hatte.  Desto  härter 
al»er  hing  die  Stadt  Zürich  an  der  Aufrechthaltung  ihrer  Herrschaft  gegenüber 
dem  politisch  rechtlosen,  wenn  auch  meist  mild  behandelten  Landvolkc,  und 
erschwerte  den  Einkauf  in  ihr  Bürgerrecht  immer  mehr,  ja  sie  machte  ihn  oft 
unmöglich.  Dagegen  wurde  im  17.  und  18.  Jahrhundert  die  Hörigkeit  nach 
und  nach  abgeschafft  und  der  Rat  beförderte  den  Loskauf  von  Leibeigenen 
fremder  Herren,  besonders  der  Klöster  St.  Gallen  und  Einsiedcln. 

In  Luzern  waren  in  der  Regel  die  Hintersassen  des  die  Stadt  beherr- 
schenden Klosters  Murbach  (im  Elsass)  Unfreie  (lat.  Servi),  und  in  diese  Stellung 
sanken  auch  jene  Freien,  die  dem  Kloster  ihre  Güter  schenkten.  Freie  gab 
es  nur  ausnahmsweise.  Von  den  übrigen  Unfreien  unterschieden  sich  die  eine 
grössere  Freiheit  geniessenden  Gotteshausleute ;  ihr  Besitz  war  durch  das  Hof- 
recht  gesichert  und  sie  konnten  am  Hofgericht  teilnehmen.  An  die  Scholle 
gebunden  waren  sie  nicht,  aber  sie  durficn  nur  unter  sich  Ehen  schliessen, 
sonst  verloren  ihre  Kinder  das  Erbrecht.  Dagegen  konnten  sie  ein  freies  Gut 
ausserhalb  des  Hofes  besitzen,  jedoch  nur  mit  Bewilligung  des  Herrn  (d.  h.  des 
Klosters»  veräussern.  Bewegliche  Sachen  durften  sie  ohne  Beschränkung  besitzen, 
immerhin  mit  Ausnahme  des  Todfalles,  in  dem  aber  das  Besthaupt  abgelöst 
werden  konnte.  Nachdem  Luzern  frei  geworden,  nahm  die  Gleichberech- 
tigung der  Hörigen  mit  den  Freien  stetig  zu,  nur  hatten  Letzte  einen  Vorzug 
in  der  Zulassung  zu  Aemtern. 

In  der  Folge  spielte  in  den  Städtekantonen  die  Freiheit  oder  Unfreiheit 
keine  Rolle  mehr:  diese  Frage  trat  vor  dem  Gegensatze  zwischen  den  regieren- 
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den  Städten  und  dem  regirrten  Lande  in  den  Hintergrund.  Die  Erbitterung 
des  Landvolkes  über  die  an  Härte  zunehmende  Herrschaft  der  Stadtbürger- 
•»«halt,  besonders  aber  üt)er  die  masslosen  Steuern  und  die  Verschlechterung 
der  Münzen,  führte  lt>46  zu  einem  Aufstände  der  Hauern  im  Kanton  /.ürich 
und  Iö53  zu  dem  weit  bedeutendem  Hauernkriege  in  den  Kantonen  Luzcrn, 
Hern,  Sulothurn  und  Hasel,  die  beide  bekanntlich,  ausgenommen  in  SoMhurn. 
durch  Hlut  und  Eisen  unterdrückt  wurden  und  zwar  mit  Heilulfe  der  dem  Namen 
nach  demokratischen  Urkantone,  in  deren  Augen  die  eroberten  Landschaften 
keinen  Anspruch  auf  Freiheit  hatten.  Unter  den  Hegehren  der  Hauern  finden 
wir  auch  dasjenige  einer  Abschaffung  der  Leibeigenschaft:  doch  trat  es  hinter 
den  Forderungen  politisc  hen  Charakters  zurück.  Die  Unterdrückung  der  Hauern 
befestigte  die  angemasste  Herrschalt  der  Patrizier  und  begründete  zugleich  die 
Schwache,  welche  diese  beim  Untergange  der  alten  Kidgenossenschaft  1798, 
v..m  Volke  verlassen,  zeigten. 

2.  Dir  Landkan  i  ose.  Auch  in  den  Urkantonen  und  den  übrigen 
demokratischen  Ländchen  gab  es  in  älterer  Zeit  Leute  von  verschiedenen 
Graden  der  Freiheit.  Doch  vernehmen  wir  hier  nichts  von  eigentlichen  Leib- 
eigenen, d.  h.  Knechten  (servi).  Man  unterschied  hier  zwischen  Markgenossen 
und  Hintersassen,  d.  h.  die  hinter  ihren  Herren  Bassen:  letztere  kamen  den 
Hörigen  gleich.  Das  Gemeinland,  die  Allmeinde,  konnten  die  Freien  und 
Hintersassen  benutzen,  an  der  Gemeinde  aber  stimmten  nur  Jene.  Wenn 
Kdle  und  Kreie  ihre  Höfe  der  Kirche  übergaben,  geschah  es  mit  den  Hörigen. 
Diese  waren  zwar  an  die  Scholle  gebunden,  aber  ihre  Haltung  nahm  stetig  an 
Härte  ab.  Immer  mehr  erhielten  sie  das  Recht,  frei  wegzuziehen,  so  in  Ein- 
siedeln. Neuheim  (Zug)  und  andere,  und  an  beweglichem  Gut  hatten  sie  unbe- 
schränktes Eigentum:  aber  der  Mangel  an  Leibeserben  stellte  (so  besonders  in 
Kngelbcrg)  den  Herrn  an  deren  Statt.  Dieser  «  Fall  ».  das  Hesthaupt,  herrschte 
in  Unterwaiden,  Schwyz,  Zug  und  Appenzell.  Kinder  von  Hörigen  verschiedener 
Herren  fielen  dem  Herrn  der  Mutter  zu,  so  /..  iL  in  Uri.  wo  noch  1317  der 
Sohn  eines  Freien  und  einer  Hörigen  das  Meieramt  des  Vaters  zu  bekleiden 
unfähig  wurde.  In  dieser  Zeit  finden  wir  beinahe  nur  noch  Klöster  als  Grund- 
herren. Nachdem  die  Urkantone  unabhängig  geworden  waren,  wurden  ihre 
Landlcute  an  Rechten  gleich  und  es  verschwanden  nach  und  nach  die  Kdeln 
auf  einer  und  die  Hörigen  auf  der  andern  Seite;  denn  Letztere  kauften  sich 
los.  wodurch  Kirche  und  Adel  ihren  Grundbesitz  verloren.  Nur  die  Einge- 
wanderten fuhren  fort,  als  Hintersassen  des  Landrechtes  und  der  freien  Hewegung 
in  Handel.  Gewerben  und  Hcsitz  zu  entbehren.  Von  Jagd  und  Fischerei  waren 
sie  ausgeschlossen.  Doch  konnten  sie  das  Landrecht  um  geringen  Preis  kaufen, 
wenn  sie  nicht  —  Leibeigene  waren. 

Den  Urkantonen  war  in  seinen  Zuständen  Graubünden  sehr  ähnlich. 
Die  Leibeigenschaft  kam  hier  in  einigen  Landschaften  nur  ausnahmsweise,  wohl 
auch  gar  nicht  vor.  und  in  anderen  war  ihr  nur  eine  Minderheit  unterworfen. 
Denn  in  den  Gebirgen  hatte  das  Feudal wesen,  dessen  Vorbedingung  der  Acker- 
bau war,  niemals  recht  Fuss  gefasst  und  es  hatten  sich  zahlreiche,  von  Hause 
aus  freie  Leute,  wie  z.  H.  die  aus  dem  Wallis,  wo  ein  ähnliches  Verhältnis 
herrschte,  stammenden  «  freien  Walser  »  angesiedelt. 

3.  Dir  geistlichen  Herrschaften.  Als  Typus  der  geistlichen  Herr- 
schaften betrachten  wir  das  Gebiet  der  Abtei  St.  Gallen.  Hier  hatte  die 
Leibeigenschaft  von  jeher,  infolge  der  zahlreichen  Schenkungen  von  Gütern  an 
das  Kloster,  einen  grossen  Umfang.  Die  diesem  Stande  Angehörenden  waren 
vom  Kriegsdienste  ausgeschlossen  und  bebauten  die  Höfe  ihrer  Herren  oder 
legten  solche  an.    Jedem  war  eine  Hube  (daher  der  häufige  Name  Huber)  über- 
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lassen,   von  der  er  /-ins  an  Bier,   Brot,  Kicrn,   Hühnern.  Schweinen  u.  s.  w. 
zahlen  und  Frondienste  auf  dem  Felde,  die  Weiber  mit  Weben  und  Stricken, 
leisten   musstc.    Sie   konnten   vertauscht,   verschenkt,   verkauft  und  verliehen 
werden;  meist  aber  geschah  dies  nur  zugleich  mit  ihrer  Hube.    Manche  erwarben 
sich  ein  Vermögen  und  kauften  selbst  wieder  Leibeigene     Der  Herr  erbte  den 
grössten  Teil   ihres  Nachlasses,   besonders  Vieh   und  Kleider.     Selten  konnten 
sie  die  Freiheit  erwerben  und  auch  dies  nur  um  Geld.     Ks  muss  indessen  zuge- 
standen werden,   dass  auf  diesen  Verhaltnissen  nicht   nur  der  Wohlstand  des. 
Klosters  und  seiner  Vassallcn,  sondern  auch  der  des' Landes  überhaupt  beruhte. 
Kin  Teil   der  Leibeigenen   des  Klosters  arbeitete  in   dessen  Mauern   in  allen 
möglichen  Handwerken:  andere   hüteten   die  Herden,   dienten  als  Schiffer  auf 
dem  Bodensee  oder  waren  in  den  klösterlichen  Höfen  und  Besitzungen  bis  weit 
nach  Ratien,  Burgund  und  Schwaben  zerstreut,  wo  sie  von  Mönchen  und  Vögten 
des  Stiftes   beaufsichtigt   wurden.    Man   zählte  solcher  Klosterleute   schon  im 
10.  Jahrhundert  1723.    Für  den  Mangel  der  Freiheit  entschädigte  sie  sorgloses 
Leben.    Mit  der  Zeit  fand  indessen  manche  Linderung  ihres  Loses  Hingang, 
namentlich  im  Krbrechte,   wenn   sie  Kinder  hatten;  die  Witwen  ohne  Kinder 
erhielten  aber  nur  ein  Drittel  des  Krbes.    Die  Khe  mit  Ungenossen  blieb  dagegen 
strafbar,   wenn  nicht  der  «Wechsel»  eintrat,  d.  h.  die  Braut  dem  Herrn  des 
Bräutigams  abgetreten   wurde.    Ohne  dies  schloss  solche  Khe  die  Krbschait 
aus.    Strafbar  war  auch  der  Wegzug  vom  Orte:  er  galt  als  Diebstahl,  und  der 
Herr,  d.  h.  das  Kloster  «jagte  den  Leuten  nach»,  so  dass  sie  ihm  untergeben 
blieben.    Nach  «Jahr  und  Tag»  aber  blieb  der  Flüchtling  nur  noch  den  Fall 
schuldig  und  auch  diesen,  unter  Anwendung  gewisser  (komischer)  Formen,  nicht 
überall.     Im  14.  Jahrhundert  war  der  Handel  mit  Leibeigenen  im  Stiftsgebiete 
ungemein  häufig.     Das  Kloster  zahlte  für  einen  Leibeigenen  5  Pfund  Pfennige 
und  forderte  für  die  Tötung  eines  solchen  deren  50.    Nicht  einmal  der  geist- 
liche Stand  befreite  von  der  Leibeigenschaft  und  dem  Krblalle;  doch  wurden 
um  eine  geringe  Summe  Ausnahmen  gemacht.     Ks  fehlte  unter  den  Leibeigenen 
nicht  an  «  Hochstaplern»,  die  sich  für  Freie  ausgaben,  aber,  wenn  dies  erwiesen 
wurde,  in  die  Leibeigenschaft  gerichtlich  zurückgebracht  wurden.    In  späterer 
Zeit  schämte  man  sich  dieses  Namens:  die  Klöster   nannten  ihre  Leibeigenen 
«Gotteshausleute»,  die  Adeligen   «eigene  Leute»,   was  aber  die  Sache  nicht 
änderte ;  vielmehr  legte  man  ihnen  ausser  den  Zinsen  noch  Steuern  auf,  sowohl 
für  rechtmässig  gehaltene  (Kopf-  und  Reichssteuern),  als  willkürliche  (sogenannte 
Raubsteuern).     Auf  dem  Lande  schwand  die  Zahl  der  Freien  immer  mehr  dahin; 
die  Freien  vergassen  ihre  Würde  oft  und  wurden  Gotteshausleute.     Doch  dies 
wurde  mit  der  Bewegung,  die  im  16.  Jahrhundert  die  Geisler  ergriff,  anders. 
Die  Gotteshausleute  wurden  ungehorsam:  sie   wollten  frei  sein  und  die  Fälle 
und  Zinse  nicht  mehr  entrichten,  wurden  aber  von  den  eidgenössischen  Schinn- 
orten  des   Klosters  (155'J)   zur  Weiterleistung  ihrer  Pflichten   verurteilt.  Kin 
Anführer.  Hertenstein  von  Rorschaeh,  wurde  auf  ewig  des  Landes  verwiesen. 
Indessen  Hess  sich  der  frühere  Zustand  nicht,  mehr  völlig  herstellen  und  man 
musstc  häutig  Loskäufe  und  in  vielen  Fällen  einen  Nachlass  der  Abgaben  ouVr 
der  Unfreiheit  gestatten.     Dessenungeachtet  war  noch  am  Knde  des  18.  Jahr- 
hunderts das  Volk  der  «Alten  Landschaft»  des  Klosters  St.  Gallen  nicht  nur 
politisch  rechtlos,  sondern  grösstenteils  auch  noch  leibeigen  oder  wenigstens 
hörig,  was  ja  in  späterer  Zeit  nicht  mehr  genau  unterschieden  wurde;  es  hatte 
Fall.  Khrschatz,  Fasnachthühner,  Zehnten.  Grundzinse  u.  s.  w.  abzutragen,  bis 
der  Aufstand  von  1  7<)5  diesem  Zustande  ein  Knde  machte. 

4.  Dik  I'ntkrth aneni.äNbkr.    Das  Thurgau  war  ohne  Frage  die  wich- 
tigste unter  den  Land  vogt  eien  der  Kidgenossen  und  ist  diejenige,  über  die 
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wir  mit  Nachrichten  am  reichlichsten  versehen  sind.     Auch  waren  die  Zustande 
der  übrigen  gemeinen  Herrschaften,  wie  Rheinthal,  Sargans.  Freiämter.  Baden 
u.  s.  w.  v<m  denen  des  Thurgaus  nicht  wesentlich  verschieden.    In  ihnen  allen 
war  bis  1  79S  der  Leibeigenschaft  die  weitaus  grösste  Masse  des  Volkes  unter- 
würfen und  es  störte  die  Kidgenossen  nicht  im  mindesten,  ihnen  nach  Beliehen 
einen  von  Hörigen  oder  Knechten  stammenden  Landvogt  zu  senden,  der  Gerichts- 
herren  und  Leibeigene  unter  derselben  Fuchtel  hielt.     Die  Kroherung  des  Thur- 
gaus (14t>0)  hatte  in  den  socialen  Zuständen  der  Landschaft   nichts  geändert: 
es  waren  wesentlich  die  in  Abschnitt  I  geschilderten.     Die  Fasnachthühner,  das 
Besthaupt,  der  Gewandfall  dauerten  nicht  nur  fort  —  die  zahlreichen  Gerichts- 
herren, deren  bedeutendste   der  Bischof  von  Konstanz,   die  Kloster  St.  Gallen 
und  Reichenau  waren  (sonst   meist  kleine  Adelige),  drückten   sogar  Freie  zu 
Eigenen  herunter,   wenn   sie  nicht   die  Abstammung   von   einer   freien  Mutter 
beweisen  konnten.     Als  frei  anerkannt  wurde  nur.  wer  vier  frei«-  Ahnen  nach- 
zuweisen hatte.     So   gab   es   allerlei  Irrungen  und  Verwirrungen.     Die  eidge- 
nössischen Landesherren,  regierende  Orte  und  Landvögte,    waren   immer  eher 
zur  Knechtung  als  zur  Befreiung  geneigt  und  so  beschlossen  sie  1504  in  Baden 
einfach,  dass  auch  die  Freien  das  Fasnachthuhn  entrichten  sollen!  Fortwährende 
Beschwerden  des  Volkes   erzielten    wohl  zeitweise  diese   und  jene  Milderung, 
brachten  aber  keine  befriedigende  Abhilfe.  Um  so  schlimmer,  als  zur  Reformations- 
zeit beide  Glaubensparteien   ihre  l'nterthanen  zu  sich  herüberzuziehen  suchten. 

Nachdem   Zürich,   wie   erwähnt,  die  Leibeigenschaft   in  seinem  Gebiete 
aufgehoben,   suchte   es   in   diesem  Sinne   auch   auf  die  gemeinen  Herrschaften 
einzuwirken.     Ks  waltete  seitdem  ein  Streben,  die  Leibeigenschaft  zu  mildern 
und  zu  mindern,   «lern  aber  die  Mehrheit   der  Tagsatzung  entgegen  arbeitete. 
Kinwanderer.  die  sich  bereits  losgekauft  hatten,  wurden  wieder  als  unfrei,  als 
Leibeigene   der  regierenden  Orte   behandelt.     Die   Leibherren,   geistliche  und 
weltliche,  hielten  zähe  an  ihren  Haupt-   und  Gewandfallen.     Von  den  Leib- 
eigenen der  Orte  nahm  jenen  der  Landvogt.  «Uesen  «1er  Landweihe]:  der  Eigen- 
nutz spielte  also  die  Hauptrolle.     W  ohl  gestanden   1M»7  die  regierenden  Orte, 
dass  in  der  Kidgenossenschaff  die  Leibeigenschaft  sich  übel  ausnehme ;  aber  es 
blieb  dabei!     Sogar  Stadtbürgern  ging  es  nicht  besser:  erst  15.X0  wurden  die 
Biscbofszeller  von  der  Leibeigens«  halt  befreit.     Als  «1er  Bauernkrieg  H>53  aus- 
brach, mussten  auch  die  Thurgauer  und  andere  Unterthanen  ausziehen,  um  ihre 
Schicksalsgen<jssen   unterdrücken   zu   helfen.     Krst    1  <» 7 1    verzichtete   die  Tag- 
satzung auf  den  Fall  bei  Vorhandensein  ehelicher  Kinder,  Knkel  od«T  Geschwister 
des  Verstorbenen.     Es  gab   indessen   noch  manche  Unsicherheiten:   seit  1  "Ob 
war   das  Verzeichnis   der   Leibeigenen   nicht   erneuert   und   ganze  Gemeinden 
waren  vergessen  worden  zu  verzeichnen.     Um  dem  abzuhelfen,  verbanden  sich 
«lie  Gerichtsherren  1766  zu  einem  Vergleich,  wonach  jeder  von  ihnen  das  Fall- 
recht  über  seine  G«'richtsunterthan«?n  erhalten  und  auf  seift«"  in  atuleren  Gerichten 
wohnenden  Leibeigenen  zu  Gunsten  der  dortigen  I lerrsehaftsbcsitzer  verzichten 
solle.    Mehrer«'  Herren  verzichteten  ganz  auf  die  L<"iheigens<  halt.  Angesprochen 
wurden  als  Leibeigene  ausserhalb  der  Mah-fizgeri«  hte  (derjenigen  der  regu-ren- 
den  Ort«')  und   der  Städte  20,479   erwachsene  Personen,   darunter  31  OS  vom 
Klostor  St.  Gallen. 

Im  allgemeinen  kann  an  der  Hand  der  Thatsachen  gesagt  werden,  dass 
dir  katholischen  Herren  zäher  an  der  Leibeigenschaft  festhielten  als  die  pro- 
testantischen, die  geistlichen  hinwieder  zäher  als  die  weltlkhen  und,  so  sonder- 
bar dies  klingt,  die  demokratischen  Orte,  die  doch  zu  Hause  keine  Leibeigem  n 
hatten,  in  den  Unterthanenländern  härter  gegen  Freiheitsgedanken  verfuhren 
als  die  aristokratischen  Stände.     Vor  d<r  Re  volution  haben  sich  Zürich  und 
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Hern  die  grosstcn  Verdienste  um  die  persönliche,  wenn  auch  nicht  um  die 
politische  Freiheil  erworben.  Bern  bemühte  sich  schon  seit  1480.  im  Aargau 
die  Leibeigenschaft  zu  beseitigen,  und  seit  der  Reformation  war  im  bernischen 
Aargau  dieser  Zustand  verschwunden,  wahrend  er  in  den  katholischen  <  freien 
Aemtern»  bis  1797  fortbestand. 

III.  Die  völlige  Aufhebung  der  Leibeigenschaft.  Nach  dem  Ausbruche 
der  französischen  Revolution,  deren  grosse  Ideen  die  nachfolgende  Schreckens- 
herrschaft wohl  für  einige  Zeit  trüben,  nicht  aber  beseitigen  konnte,  machten 
sich  diese  Ideen  auch  in  der  Schweiz  geltend,  allerdings  erst  nach  Ueber- 
windung  des  blutigen  Terrorismus.  Zuerst  geschah  dies  im  (Jebictc  der  Abtei 
St.  Gallen,  deren  unterthaniges  Volk,  wenn  auch  wirtschaftlich  nicht  schlecht 
gestellt,  in  politischer  Beziehung  wohl  das  rechtloseste  der  Schweiz  war:  denn 
es  regierten  ausschliesslich  die  Mönche,  neben  wenigen  vom  Kloster  abhängigen 
weltlichen  Beamten.  Im  Jahre  1793  begann  es  in  Gossau  zu  gären,  und  ein 
Landesausschuss  setzte  61  Klagepunkte  auf,  deren  vierter  die  unentgeltliche 
Aufhebung  der  Leibeigenschaft  verlangte.  Der  gütige  Abt  Beda  liess  diese 
Punkte  prüfen  und  schluss  mit  dem  Volke,  gegen  den  Willen  des  Kapitels. 
1795  den  «gütlichen  Vertrag  >,  worin  er  den  Begehren  des  Volkes  im  wesent- 
lichen entsprach.  « mit  einem  Federzuge »  die  Leibeigenschaft  aufhob  und  den 
Fall,  die  Fasnachthühner  u.  s.  w.  für  den  Betrag  von  135,720  Gulden  loszu- 
kaufen bewilligte.  Der  Widerspruch  seiner  und  des  Volkes  Feinde  fruchtete 
nichts  und  der  Reaktions versuch  des  neuen  Abtes  Pankraz  scheiterte  an  dem 
Eingreifen  der  eidgenössischen  Schirmorte,  die  der  «alten  Landschaft  >  1797 
einen  Landrat  bewilligten,  namentlich  aber  an  den  Ereignissen  von  1798. 

Noch  bevor  diese  eintraten,  hob  Zürich   (1790  und    1797)  die  letzten 

Reste  der  Leibeigenschaft,  die  eigentlich  nur  noch  eine  Form   waren,  auf. 

Schon  1785  hatte  Solothurn  sie  beseitigt..  In  der  übrigen  Schweiz  fielen  sie 

von  selbst  durch  die  Freilassungsurkunden,    welche  die  von  der  drohenden 

Haltung  des  Volkes  erschreckten  regierenden  Orte  im  Anfang  des  Miirz  1798 

den  «gemeinen  Herrschaften  >  ausstellten.    Die  helvetische  Verfassung  besiegelte 

diese  Schritte  vollends  in  Beziehung  auf  die  gesamte  Schweiz,  ohne  dass  dies 

mit  nackten  Worten  ausgesprochen   zu  werden  brauchte,  und  dabei   blieb  es 

auch  nach  dem  Sturze  der  helvetischen  Republik  und  der  Mediationsakte. 
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Dr.  Otto  Henne  am  Rhyn,  Stuatsarchnar,  St.  Gallen. 

Bauernbewegung. 

I.  Von  den  ersten  Bunden  bis  zur  Holvetik.  -    II.  Das  XIX.  Jahrhundert. 
-    III.  r.itUratur. 

I.  Von  den  ersten  Bünden  bis  zur  Helvetik.   Auch  in  der  Schweiz  ist 
ähnlich  wie  in  Deutschland  unsere  heutige  gesellschaftliche  Verfassung  aus  «lern 
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Lehenswesen  des  Mittelalters  he-rvorg« •gangen.  Die  Bewohner  des  Landes  sc  hieden 
sich  in  zwei  Klassen,  den  Adel  und  das  Volk.  Im  elften,  zwölftem  und  elrei- 
zchnten  Jahrhundert  war  das  Volk  ziemlich  gleichbedeutend  mit  dem  Hauern- 
stande. Innerhalh  desselben  konnte  man  folgender  Abstufungen  unterscheiden: 
a)  Der  Freie:  Der  vollständig  unabhängig  war  von  jeder  (Irundherrschaft,  und 
sein  volles  Kigentum  bewirtschaftete,  b)  Die  freien  Hintersassen:  Diese 
bewirtschafteten  das  Eigentum  eines  Herrn,  und  mussteti  Grundzinsen  zahlen. 
Ihnen  geborte  die  Grosszahl  der  freien  Hauern  an.  c)  Die  Vogtlcute:  Sie- 
unterstunden  der  erblichen  niederen  Vogtei,  und  waren  mannigfachen  Abgaben 
und  Kronen  etc.  unterworfen,  d)  Die  Hörigen.  Sie-  waren  selbst  Eigentun) 
des  Herrn  und  wohnten  auf  den  Gütern  desselben.  Sie  waren  an  die  Scholle 
gebunden  und  konnten  nur  mit  dem  Hoden  veräussert  werden.  Die  Hörigen 
geistlicher  Stifte  nannte  man  Gottcshauslcutc.  e)  Die  Leibeigenen  :  Sie  waren 
volles  Eigentum  des  Herrn,  der  sie  wie  eine  Ware  kaufen  und  verkaufen  konnte. 

Aus  diesen  fünf  Gruppen  setzte  sich  die  bauerliche  Bevölkerung  zur  Zeit, 
als  die  ersten  Bünde  der  Eidgenossen  geschlossen  wurden,  zusammen.  Schon  im 
zwölften  Jahrhundert  zeigte  sich  allgemein  das  Bestreben,  die  Stellung  der  freien 
Bauern  herabzudrücken,  diejenige  der  Leibeigenen  und  Hörigen  etwas  freier 
zu  gestalten.  Insbesondere  wurde  die  Stellung  der  Gotteshausleute  eine  der 
Freiheit  ziemlich  nahe  kommende.  Die  Vögte  grillen  dagegen  immer  mehr  will- 
kürlich in  die  alten  Rechte  der  freien  Bauern  und  Hintersassen  ein  und  suchten 
sie  mit  den  gleichen  Lasten  wie  die  Vogtleute  zu  belegen.  Fast  aller  freie  Grund- 
besitz ging  im  Laufe  der  Zeit  den  Bauern  verloren.  Die  Abgaben,  Gebühren 
und  Fronen  stiegen  und  die  Bauern  kamen  in  grosse  ökonomische  Not.  In 
einzelnen  Bezirke  n  fanden  sich  allerdings  noch  lange  eine  grössere  Zahl  freier 
Bauern,  die  sogar  ihre  eigene  Gerichtsbarkeit  hatten.  Doch  auch  ihnen  drohte 
das  Schicksal,  gleich  ihrer  Zeitgenossen,  unter  die  Herrschaft  eines  Adeligen  zu 
fallen.  Schutz  davor  bot  auf  die  Dauer  nur  das  Schwert  in  der  kräftigen  Hand. 
Im  freien  Eigentum  ganzer  Thalschaften,  eh  r  sogenannte  n  Markgenossenschaft, 
stund  mancherorts  gemeinsamer  Wald-  und  Weidebesit z.  Aus  der  ge-meinsamen 
Leitung  dieser  gemeinsamen  Wirtschaft  verdankt  die  Landsgemeinele  ihre  Ent- 
stehung. Hier  ist  die  Wurzel  für  den  Sinn  der  Zusammengehörigkeit,  Freiheit 
und  Unabhängigkeit  zu  suchen.  Die  Länder  Uri.  Sehwyz  in  erster,  Ob-  und 
Nidwalele-n  in  zweiter  Linie  erfreuten  sich  besonders  weitgehender  Freiheiten, 
die  Uri  im  Jahre  12.11  und  Sehwyz  im  Jahre  1 231*  vom  Kaiser  schriftlich 
garantie  rt  wurden.  Unter  König  Rudolf  von  Habsburg  wurden  diese  alten 
Rechte-  eingeschränkt.  Da  starb  eler  Kaiser  im  Jahre  1201  und  nun  war  die 
Stunde  gekommen,  da  sich  die  Bauern  der  Waldstätte'  zum  ersten  Bunde 
zusammenschlössen.  <  Dieser  Bund  der  Wahistätte».  sagt  Dändliker  (Geschichte 
der  Schweiz.  18«>.L  Band  I,  Seite  ,?5<>).  «sollte  nicht  alle  bisherigen  Verhältnisse 

mit  einem  Schlage  aufheben         Nur  der  Versuch  Habsburgs  oder  jeder  andern 

Macht,  die  Rechte  der  Freien,  der  Gotteshaus-  und  Reichsleute  zu  vernichten 
und  Freie  unel  Hörige  auf  gleiche  Stufe  eler  Unterwürfigkeit  he-rniederzuelrücken, 
sollte  zurückgewiesen  werden.» 

Diese  ersten  Freiheitskämpfe  eler  Eidgenossen  wurde-n  von  Bauern  aus- 
gefochten,  um  ehe-  wirtschaftlie  hen  unel  sozialen  Verhältnisse  eler  bäuerlichen 
Bevölkerung  handelt  e-s  sich  dabei  in  erster  Linie.  Die  Eidgenossen  dachten 
nicht  daran,  einen  neuen,  politisch  unabhängigen  Staat  zu  gründen,  die  alten 
Rechte  .sollten  bewahrt  werden,  abe  r  jedermann  soll  nae  h  dem  Stanele  seiner 
Person,  seinem  Herrn,  wie  es  sich  geziemt,  unterthan  sein  und  dienen.  Der 
Hauer  verteidigte  die  alten  gesetzlichen  Zustände  gegen  ehe  Uebergrilfc  des 
Herrenree  htes.  Es  war  ein  Kampf  gegen  elie  Herahdrüekung  des  ganz  oder  teil- 
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weise  freien  Bauernstandes  in  die  Rechtsverhältnisse  der  Vogtleute  und  Hörigen. 
Der  Bund  der  Eidgenossen  war  der  erste  schweizerische  Bauern- 
tum d,  der  Freiheitskampf  der  Wald stätte  die  erste  Bauernbewegung 
der  Schweiz.  Die  kriegerischen  Erfolge  brachten  zunächst  neben  der  Sicherung 
der  alten  Rechte,  grössere  politische  Freiheit.  Im  Innern  gelang  es  aber  den 
Bestrebungen  der  Eidgenossen  im  Laufe  des  15.  Jahrhunderts  immer  mehr, 
auch  die  Lasten  der  Grundherr*«  haft  abzuwerfen.  Ein  starker  freier  Bauernstand 
entstund.  Es  bildete  sich  die  Selbstverwaltung  der  Gemeinden  aus.  die  Leib- 
eigenen näherten  sich  den  Hörigen,  die  Lage  der  Hörigen  wurde  gebessert. 
Schon  im  15.  Jahrhundert  kamen  zahlreiche  Fälle  von  Loskauf  aus  Hörigkeit 
und  Leibeigenschaft  vor.  Im  lo.  Jahrhundert  verschwanden  die  ständischen 
Unterschiede  immer  mehr:  an  ihre  Stelle  trat  der  Gegensatz  von  Stadt-  und 
Landbewohner.  Am  schroffsten  trat  das  in  den  zu  den  Städten  gehörenden 
Landschaften  und  den  t'nterthancnländcr  hervor.  In  den  Städten  wuchs  Wohl- 
stand und  Reichtum.  Der  Bauer  aber  blieb  bedrückt.  Das  Geld  gab  Ansehen 
und  EinfUiss.  Eine  tiefe  weite  Kluft  trennte  den  Armen  immer  mehr  vom 
Reichen.  Die  ursprünglich  demokratische  Verfassung  bildete  sieh  insbesondere 
in  den  Städtckantonen  immer  mehr  zu  «incr  aristokratischen  aus.  Die  Bestim- 
mung des  Stanser  Verkommnis,  welche  gefährlich«-  Gemeindsversanunlungen, 
Zusammenrottungen  und  Anträge  verbot,  wurde  in  der  Folge  benutzt,  um  die 
Bauern  von  der  Mitwirkung  in  öffentlichen  Fragen  auszus«  hliesscn.  Der  Klassen- 
unterschied zwischen  Städter  und  Bauer  wurde  immer  gnisscr.  Die  Reformation 
entfachte  das  glimmende  Feuer.  Die  Wiedertäufer  predigten  den  Krieg  gegen 
die  Obrigkeit.  Di«-  Lehre  v«»n  der  Gleichheit  aller  fand  in  den  Herzen  der 
bedrückten  Bauern  freudigen  Wiederhall.  Abschaffung  der  Fronen  und  Zehnten, 
Rechte  auf  Jagd  und  Fischerei,  Aufhebung  der  Bussen  für  l.'ngenossenehen  und 
anderes  mehr  wurde  gefordert.  Im  Kanton  Zürich  wurden  im  Jahre  1523  die 
Zehnten  verweigert,  im  Kanton  St.  Gallen  wollten  die  Rorschacher  dem  Abte 
keine  Abgaben  mehr  entrichten,  im  Thurgau  lehnten  sich  «lie  Bauern  gegen 
die  Leibeigenschaft  auf,  Basel  mussie  sich  zu  Zugeständnissen  bewegen  lassen. 
Schaffhausen  unterdrückte  «lie  Bewegung  mit  Waffengewalt.  Die  Nie«lerlage  der 
Bauernbewegung  in  Deutschland  entriss  aber  auch  den  schweizerischen  Bauern 
ihre  ersten  Erfolge  wieder,  die  Herren  setzten  den  Bauern  den  Fuss  auf  den 
Nacken,  und  sie  mussten  sich  aufs  neue  fügen  und  gedulden  lernen.  Die  Macht- 
haber der  Eidgenossenschaft  hatten  kein  Verständnis  für  die  Bauern  ihrer 
Unterthanenländer.  Die  zweite  Bauernbewegung  der  Schweiz  wurde  im 
Keime  erstickt.  Es  war  nur  einer  kleinen  Zahl  von  Bauern,  denjenigen  der 
Waldstätte,  beschieden,  die  Früchte  der  ersten  Bünde  der  Eidgenossen  zu 
.ernten,  «ler  grösste  Teil  derselben  war  Unterthan  der  Herren  zu  Stadt  und 
Land.  Der  Bauer  blieb  verachtet  und  misshamlell  und  nach  den  Bauern- 
erhebungen der  Jahr«-  1523  n<«  h  mehr  als  vorher. 

Im  1<>.  und  17.  Jahrhundert  verknöcherte  das  aristokratische  Regicrungs- 
system  immer  mehr.  Die  Ausübung  von  Handwerk  und  Gewerbe  auf  dem 
Lande  wurde  verboten.  Die  Bauern,  welche  durch  das  Lehenswesen  schon  schwer 
belastet  waren,  wurden  durch  die  allgemeinen  Landessteuern,  Zölle,  Umgelder. 
Monopole  (Salz  und  Pulver),  Trattengelder  (Abgaben  auf  Viehverkauf)  un«l  das 
Wucher-  und  Hypotheken wesen  noch  mehr  bedrückt.  Nach  dem  dreissigjährigen 
Kriege  stiegen  die  Steuern.  Vereinzelte  Bauernaufstände,  «lie  sich  dagegen  auf- 
zulehnen suchten,  wunlen  bald  erstickt. 

Ende  des  Jahres  1652  normierten  Bern  und  nachher  Luzcrn  und  die 
andern  Orte  einen  Abschlag  «les  Gehlwertes.  Da  die  Frist  zum  Umtausch  viel 
zu  kurz  war.  kamen  die  Bauern  in  grossen  Schaden.  Das  wirkte  wie  Feuer  im 
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l'ulvcrfass.    Das  Kntlebuch   ging   voran.    Am  26.  Februar  1653  gründeten  die 
Kauern  in  Wollhusen  einen  Hund.    Seine  Forderungen  waren  massvoll,  fanden 
aber  trotzdem   kein  Gehör.    Kine  eidgenössische  Vermittlung  blieb  erfolglos. 
Da  rückten  die  Hauern  bewaffnet  vor  Luzern  und   schlössen  am  1<>.  März  die 
Stadt    ein.    Durch   einige  Zugeständnisse   Hessen  sie  sich  aber  zur  Heimkehr 
bewegen.     In  Hern.    Solothurn,    Hasel    und   »lern   bernischen  Aargau  hatte  das 
Heispiel  der  Luzerner  bereits  gezündet.  Da  berief  Hern  Truppen  ein  und  ging 
die  verbündeten  Orte  um  Hülfe  an.    Die  Tagsatzung  stellte  sich  auf  die  Seite 
der  Herren  und  traf  Vorbereitungen  zur  Unterdrückung  der  Bewegung  mit  Waffen- 
gewalt. Da  gaben  die  Städte  etwas  nach.    Hern  erklärte   den  Salzverkauf  und 
die  Viehausfuhr  als   frei  und   bewilligte   noch    weitere  Erleichterungen.  Auch 
Solothurn  und   Hasel  machten   Konzessionen.     Ks  schien,  als   sei  die  Gefahr 
beseitigt.  Doch  narh  kurzer  Zeit  ging  der  Sturm  von  neuem  los.  Am  2.?.  April 
kam  eine  grosse  Abgeordnetenversammlung  in  Sumiswald   zusammen.  Leuen- 
berger  wurde  gegen  seinen  Willen  zum  Wortführer  gemacht.  Kin  neuer  Hundes- 
brief wurde  verlesen,  durch  welchen  sich  die  Hauern  verpflichteten,  zusammen- 
zustehen, um  das  Volk  vor  den  Ungerechtigkeiten  und  neuen  <  Aufsätzen»  zu 
schützen.  Ihnen  schwebte,  wenn  auch  unklar,  die  ld<  e  des  ersten  Hauernbundes 
vom  Jahre  1291    vor.     Der  Obrigkeit    soll   bleiben,    was  ihr  von  rechtswegen 
gehört,  aber  der  Bauer  soll  seine  alten  Rechte    und  eine  Verbesserung  seiner 
ökonomischen  Lage  erhalten.  Jetzt  wurden  eidgenössische  Truppen  aufgeboten. 
Leuenberger  rief  den  Landsturm  ein,  .auch  die  Luzerner  Hauern  rüsteten  zum 
Kampfe.  Bern  und  Luzern  wurde  das  Ultimatum  gestellt.    In  ihrer  Bedrängnis 
bewilligte  die  Regierung  die  meisten  Forderungen  der  Hauern.  Doch  der  Friede 
wurde  nicht  gehalten.    Bei  Wohlenswil  und  Bublikon   kam  es  zum  Waffenent- 
scheid, der  für  die  Bauern  ungünstig  endete.  Viele  Hauern  zogen  heim.  Unter 
der  Führung  Schilds  fochten  sie  bei  Gislikon.    Trotz   ihres  Sieges  nahmen  sie 
den  Spruch   des   eidgenossischen  Richters   an.    Die   meisten  Begehren  wurden 
abgewiesen  und  der  Bauernbund  aufgehoben.    Eine  blutige  Niederlage  Leuen- 
bergers  am  K.  Juni  besiegelte  das  Schicksal  der  Bewegung. 

Und  nun  folgte  die  grausame  Sühne.  Die  Führer,  mehrere  hundert,  unter 
ihnen  Leuenberger  und  Schild,  wurden  eingesperrt,  gehängt,  enthauptet,  gevi er- 
teilt, man  schnitt  ihnen  die  Zunge  heraus  und  marterte  sie  in  grässlicher  Weise. 
Im  Blute  wurde  diese  dritte  Baue  rn  be  w  egung  der  Schweiz  erstickt. 
Ks  sollte  lange  dauern,  bis  endlich  dennoch  auch  dem  Bauernstande  das 
Morgenrot  einer  bessern  Zeit  aufgehen  konnte. 

Noch  einmal  regten  sich  im  siebenzehnten  Jahrhundert  die  Bauern  an 
verschiedenen  Orten.  Doch  überall  ohne  dauernden  Krfolg.  Wohl  fing  man  in 
den  gebildeten  Kreisen  an  für  den  Landhau  zu  schwärmen  und  ihn  zu  preisen, 
wohl  suchte  man  technische  Fortschritte  einzuleiten,  wohl  gründeten  hervor- 
ragende Männer  die  bernische  ökonomische  und  gemeinnützige  Gesellschaft, 
aber  trotz  alledem  wollten  die  Herren  die  Lasten  der  Bauern  nicht  erleichtern 
und  die  Fesseln  nicht  lösen. 

Es  ist  eine  der  schmerzlichsten  Thatsachen  der  Schweizergeschichte,  dass 
die  Bestrebungen  der  Bauern  zur  Befreiung  von  den  Lasten  der  Lehensver- 
fassung erst  Krfolg  hatten,  als  die  französischen  Bajonette  die  Beweisführung 
für  die  Berechtigung  der  bäuerlichen  Forderungen  übernahmen.  Das  Jahr  1 79H 
brachte  die  Kntschcidung.  Zuerst  musste  Basel  nachgeben,  dann  folgte  die 
Befreiung  der  Waadt.  In  Bern,  Solothurn,  Freiburg,  Luzern,  Schaffhausen,  Zürich, 
St.  Gallen,  Thurgau,  in  den  tessinischen  Vogteien,  den  freien  Aemtern  stunden 
die  Bauern  auf  und  unter  dem  Drucke  Napoleons  brach  das  alte  Feudal wesen 
zusammen.    Unzweifelhaft   haben   wir  es  auch  hier  mit  einer  Bauernbewegung 
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zu  thun.  Sic  war  aber  weit  mehr  als  ihre  Vorgänger  im  17.  Jahrhundert  mit 
politischen  Faktoren  vermischt.  Die  Freude  darüber,  das«  endlich  auch  für  den 
Bauern  der  Freiheitsmorgen  angebrochen,  wird  gedampft  durch  den  Schmerz, 
dass  sie  einem  fremden  .Machthaber  zu  verdanken  war,  und  dass  mit  den  alten 
Vor-  und  Unrechten  auch  die  alte  Eidgenossenschaft  unterging.  Hatten  im 
17.  Jahrhundert  die  Ideen  eines  Schibi  und  eines  Leuenberger  gesiegt,  hatte 
sich  jenesmal  der  Hauer  aus  eigener  Kraft  selbst  helfen  können,  mit  Stolz 
könnten  wir  auf  die  schweizerische  Hauernbefreiung  zurückblicken,  und  dem 
Vaterlande  wäre  wohl  diese  tiefe  Erniedrigung  an  der  Wende  des  achtzehnten 
Jahrhunderts  erspart  geblieben.  So  aber  wird  eine  rechte  Freude  an  dieser 
vierten  Ha  uer  n  be  w  egu  n  g  in  der  Schweiz  trotz  ihres  Erfolges  nicht  auf- 
kommen können. 

II.  Das  XIX.  Jahrhundert.  Die  helvetische  Verfassung  brachte  der  Schweiz 
im  Jahre  1798  die  politische  Freiheit  aller  und  hob  die  alte  Ständescheidung 
auf,  Zehnten  und  Grundzinse  wurden  als  ablösbar  erklärt,  und  die  Zünfte  und 
Zölle  abgcschafl't.  Die  Hoffnung,  dass  diese  Lasten  einfach  aufgehoben  würden, 
erfüllte  sich  zwar  nicht.  Jedoch  erklärte  auch  die  Mediationsakte  von  1803  die 
Zehnten  und  Grundzinse  als  ablösbar.  Nicht  ohne  neue  Aufregung  in  Hauern- 
kreisen (Hockenkriegt  wurden  die  kantonalen  Verfügungen  aufgenommen,  die 
in  Ausführung  dieser  Hcstimtmingen  erlassen  wurden  und  oft  die  Erwartungen 
tauschten. 

Nach  dem  Sturze  Napoleons  machte  sich  die  Reaktion  von  neuem  breit. 
Das  Jahr  1830  brachte  heftige  Kämpfe  um  die  kantonalen  Verfassungsrevisionen. 
Doch  es  handelt  sich  hier  nicht  mehr  um  die  alten  bäuerlichen  Postulate.  Es 
sind  keine  Hauernbewegungen  mehr,  sondern  politische  Zwistigkeiten.  Dasselbe 
gilt  vom  Sonderbundskrieg  des  Jahres  1847.  Die  bäuerliche  Hefreiung,  die 
Ablösung  der  alten  Lasten  hatte  sich  allmählich  vollzogen  und  die  Hundes- 
verfassung des  Jahres  1848  bildete  den  Schlussstein  der  ganzen  Entwicklung. 
Wie  in  der  Mediationsakle  hiess  es  auch  hier:  «Alle  Schweizer  sind  vor  dem 
Gesetze  gleich.  Es  giebt  keine  Unterthanenverhältnisse,  keine  Vorrechte  der 
Geburt,  «1er  Familien  oder  Personen.»  Die  Handels-  und  Gewerbefreiheit  und 
die  freie  Niederlassung  wurden  garantiert  und  die  letzten  Hindernisse  für  die 
freie  Entwicklung  der  Landbevölkerung  wurden  weggeräumt. 

Die  nächsten  Jahrzehnte  bildeten  eine  Periode  stillen  ruhigen  Schattens 
der  landwirtschaftlichen  Kreise.  Landwirtschaftliche  Vereine  und  landwirtschaft- 
liche Schulen  entstunden.  Der  Hetrieb  wurde  umgestalte«  und  die  Produktivität 
der  Landwirtschaft  machte  ungeahnte  Fortschritte,  Ihren  Höhepunkt  erreichte 
die  aufsteigende  Hewegung  der  landwirtschaftlichen  Lage  anfangs  der  siebziger 
Jahre.  Von  da  an  trat  aber  ein  Rückgang  der  Preise  landwirtschaftlicher  Pro- 
dukte ein.  Die  Bodenverschuldung  fing  die  Leute  an  zu  drücken  und  Mitte  der 
achtziger  Jahre  spricht  man  landauf,  landab  von  einer  Notlage  der  Landwirtschaft. 

Ein  Bundesbesehluss  vom  Jahre  1884  ermächtigte  den  Bundesrat  zu  Mass- 
nahmen zur  Förderung  der  Landwirtschaft.  Die  kantonalen  Regierungen  und 
die  landwirtschaftlichen  Vereine  unterstützten  diese  Bestrebungen  des  Bundes. 
Die  Fortschritte  der  landwirtschaftlichen  Technik  verbreiteten  sich  unter  ihrer 
Führung  rasch  im  ganzen  Lande.  Doch  die  Preise  erholten  sich  nicht,  die  Aus- 
gaben und  Betriebskosten  der  Hauern  stiegen  und  trotz  höherer  Roherträge 
fehlte  die  Rentabilität.  Doppelt  schlecht  war  derjenige  bestellt,  dem  das  Betriebs- 
kapital, die  Bildung  und  die  Kenntnisse  fehlten,  um  die  Neuerungen  richtig 
auszunützen.  Wohl  kamen  den  einzelnen  Schwachen  die  Genossenschaften  zu 
Hülfe,  aber  das  hinderte  nicht,  dass  die  Lage  der  ärmeren,  weniger  gebildeten 
Kleinbauern  besonders  bedrückt  war.  Mit  Misstrauen  betrachteten  diese  Kreise 
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die  Thätigkeit  des  Bundes  und  der  Vereine  zur  Hebung  der  Landwirtschaft 
und  es  brauchte  nur  einen  Anstoss,  um  den  geheimen  Unmut  zu  öffentlichem 
Ausdruck  zu  bringen. 

bin  züricherischcr  Landwirt,  namens  K.  Keller,  verlasste  eine  Flugschrift, 
beutelt:  «Die  Bauernsklaverei  der  Neuzeit  oder  die  Bauern  im  Kampfe  mit 
den  Federhelden».  Sie  fordert  zum  Kampfe  gegen  die  Bureaukratie  und  zur 
Gründung  eines  schweizerischen  Bauernbundes  auf.  Jeder,  welcher  nicht  Land- 
wirt ist,  sowie  jeder  Landwirt,  welcher  eine  staatliche  Besoldung  von  über 
Kr.  500  bezieht,  soll  ausgeschlossen  sein.  In  49  Postulaten  werden  die  öffent- 
lichen Hinric  htungen  («die  neuen  Schöpfungen  des  Kederhcldentums  » )  kritisiert 
und  alles  das,  was  dem  Gefühle  des  Bauern  in  unserer  modernen  Zeit  wider- 
strebt, mit  scharfen  und  uft  bittern  Worten  gegeißelt.  Es  ist  kein  Philosoph, 
kein  tiefer  logischer  Denker,  aber  ein  ehrlicher,  von  der  Richtigkeit  seiner 
Auflassung  überzeugter  Bauer,  der  zu  uns  spricht.  Manches  mutet  einem  ganz 
mittelalterlich  an.  Der  Grundton  geht  überall  dahin:  Wir  Bauern  müssen  uns 
sorgen  und  plagen  und  die  «Federhelden»  nehmen  in  Form  von  Zinsen, 
Gebühren  und  Steuern  dem  Bauer  das  Erworbene  weg  und  verbrauchen  das- 
selbe in  schlecht  angewendeter  Weise.  (Typisch  ist  das  Titelbild  der  Schrift. 
Line  Schar  von  Bauern  zieht  eine  Equipage,  auf  deren  Bock  einige  Federfuchser 
die  Peitschen  schwingen,  auf  den  Polstern  sitzen  einige  befrackte  Herren,  die 
einen  Geldsack  für  Besoldungen  und  Pensionen  bei  sich  haben.  Hinten  ist 
ein  Karren  angehängt,  auf  dem  übermütige  Arbeiter  sich  vergnügen,  und  der 
«•in  Plakat  «S  Stunden  Arbeit  und  billige  Lebensrnittel»  trägt.  Auf  der  Deichsel 
sitzt  ein  Vorstandsmitglied  der  landwirtschaftlichen  Vereine.)  Die  praktischen 
Vorschläge  beziehen  sich  auf  die  Verweigerung  der  Vermögensbesteuerung  für 
landwirtschaftliche  Liegenschaften  auf  dem  Rechtswege,  Vereinigung  der  Bauern 
und  Entfernung  der  Bureaukratie  aus  den  landwirtschaftlichen  Vereinen,  das 
bäuerliche  Erbrecht,  die  bäuerlichen  Steuerverhältnisse  und  Ersparnisse  im 
Bundeshaushalte,  die  Zollpolitik,  die  Hypothekenbanken  und  den  Eisenbahn- 
verkehr, die  Herbeiführung  von  Einfachheit  und  der  Veredlung  des  Volks- 
«harakters. 

Keller  hat  dem,  was  ein  grosser  Teil  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung 
dachte,  in  einer  den  Bauern  entsprechenden  Form  Ausdruck  gegeben.  Hierauf 
beruhte  sein  Erfolg.  In  den  Kantonen  Zürich,  Thurgau,  Aargau,  Schwyz, 
St.  Gallen,  Bern  und  Basselland  entstunden  Bauernbünde  und  diese  vereinigten 
sich  zu  einem  schweizerischen  Bauernbunde.  Das  von  Keller  aufgestellte  Prinzip 
des  Ausschlusses  aller  «Federhelden»  wurde  zwar  nicht  streng  durchgeführt, 
aber  die  ganze  Bewegung  blieb  doch  eine  rein  bäuerliche.  Es  wurde  folgendes 
Programm  aufgestellt  : 

a)  Vereinfachung  im  Staatshaushalte  im  Sinne  der  Ersparnisse,  b)  Gänzliche  Abschaffung  der 
Staatsbeiträge  an  Liuusbanten  und  Festlichkeiten,  c)  Aufhebung  der  nicht  lohnenden  staatlichen 
Anstalten,  d)  Verminderung  der  Beamten.  e)  Beseitigung  des  Pensionswesens,  f)  Einführung  einer 
Vergnügungs-  und  Luxusstcuer.  g)  Verwendung  der  hierdurch  ersparten  Gelder  zur  Erleichterung  des 
Gemeindehaushaltes  resp.  Verminderung  der  Gemeindesteuern.  Ii)  Restcuening  des  Grund  und  Rodens 
nicht  wie  bis  anhin  nach  dessen  Verkehrswert,  sondern  nach  dessen  Ertrag,  i)  Besteuening  des  Ein- 
kommens bei  Gemeindesteuern,  j)  Schaffung  eines  bäuerlichen  Erbrechtes  im  Sinne  grösserer  Bevor- 
itiguog  des  übernehmenden  Sohnes  gegenüber  seinen  Geschwistern,  kl  Erleichterung  des  Nebenver- 
dienst« für  den  Kleinbauern  durch  der  Arbeitszeit  entsprechenden  Bahnverkehr.  1)  Gleichmassige 
Verteilung  der  Industrie  aufs  Land,  m)  Verwendung  der  Ersparnisse  tu  Gunsten  der  Landwirtschaft . 
n)  Reduktion  de»  Zinsfusses.  o)  Teilweise  Verwendung  des  Zinses  zur  Tilgung  des  Kapitals,  p)  Bessere, 
die  Interessen  der  Bauern  schützende  Zollpolitik.  <jk  Bekämpfung  des  Achtstundentages,  r)  Zurück- 
tuhrung  des  Volkes  zai  Einfachheit,  Sparsamkeit  und  ausdauernder  Arbeit,  s)  Mehr  auf  das  Prak- 
tische gerichtete  Schulbildung,  t)  Hebung  des  Volkscharaktcrs  durch  mehr  auf  das  Gemüt  wirkenden 
Schul-  und  Religionsunterricht,  u)  Härtere  Bestrafung  des  Gemeinen  und  Schlechten,  v)  Stärkere 
Vertretung  des  Bauernstandes  in  der  obersten  Behörde.    w|  Banernsekretär. 
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Nur  ein  kleiner  Teil  dieses  Programms  konnte  bis  jetzt  verwirklicht  werden. 
Im  Kanton  Zürich  hat  der  Bauernbund'  verschiedene  Male  wirksam  in  die  Politik 
eingegriffen,  und  die  Verwerfung  verschiedener  Gesetze  herbeigeführt.  Die 
positiven  Krfolgc  waren  bis  jetzt  nocht  nicht  sehr  gross. 

Im  Laufe  der  Zeit  hat  die  anfängliche  Begeisterung  stark  abgenommen, 
verschiedene  Hauernbündc,  so  derjenige  des  Kantons  Aargau,  St.  Gallen  und 
Schwyz,  haben  sich  aufgelöst.  .Auch  der  züricherische  Bauernbund  hat  an  Mit- 
gliederzahl verloren,  wenn  schon  er  immer  noch  einen  einflussreichen  Faktor 
itn  öffentlichen  Leben  des  Kantons  Zürich  bildet. 

Trotz  gewisser  reaktionärer  Tendenzen  wird  man  dieser  Bauernbewegung 
ihre  Berechtigung  und  ihren  gesunden  Kern  nicht  abstreiten  können.  Ihr  war 
es  zu  verdanken,  dass  man  von  der  einseitigen  Berücksichtigung  der  Technik 
und  des  Bildungswesens  in  den  Kreisen,  die  sich  mit  der  Förderung  der  Land- 
wirtschaft befasste.  zurückkam,  und  den  volkswirtschaftlichen  Fragen  wieder 
mehr  Aufmerksamkeit  schenkte.  Der  grosse  Fehler  des  Bauernbundes  bestund 
darin,  dass  er  sich  gegen  die  Fachbildung  und  auch  gegen  die  gebildeten 
Landwirte,  Land wirtschaftslehrcr  und  andere  der  Landwirtschaft  nahe  stehende 
Personen  misstrauisch  und  ablehnend  verhielt.  Kr  war  von  einem  Extrem  in 
das  andere  verfallen.  Mit  Recht  hatte  er  sich  aufgelehnt  gegen  gewisse  Ele- 
mente, die  in  den  landwirtschaftlichen  Vereinen  gerne  den  gemeinnützigen 
Patrioten  und  wohlwollenden  Freund  der  Landwirtschaft  spielten,  dies  benützten, 
um  sich  populär  zu  machen  und  zu  Aemtern  und  Würden  zu  gelangen,  die 
aber,  wenn  es  galt,  das  landwirtschaftliche  Interesse  gegen  dasjenige  anderer 
Krwcrbsgruppen  und  insbesondere  gegen  die  Konsumenten  zu  verteidigen,  sich 
drückten  oder  gar  ihre  Stellung  in  den  landwirtschaftlichen  Vereinen  benützten, 
um  die  Geschäfte  politischer  Parteien  und  der  Gegner  der  Landwirtschaft  zu 
besorgen.  Der  Bauernbund  hat  wohl  daran  gethan,  zu  verhindern,  dass  diese 
Leute  in  seinen  Versammlungen  das  grosse  Wort  führen  können.  Er  hat  sich 
aber  schwer  geschädigt,  dass  er  keine  Unterschiede  machte  und  durch  seine 
Opposition  gegen  landwirtschaftliche  Schulen  und  technische  Fortschritte  viele 
seiner  besten  Freunde  und  tüchtigsten  Glieder  fern  hielt.  Hierin  liegt  der  Grund, 
dass  die  frische  Bewegung,  welche  die  Keller'sche  Flugschrift  hervorgerufen 
hatte,  so  bald  wieder  zur  Ruhe  gekommen  ist. 

Auch  heute  noch  haben  aber  die  Bauernbünde  auf  kantonalem  Boden 
eine  wichtige  Aufgabe.  Bei  Wahlen  und  bei  Fragen,  wo  auch  politische  Inter- 
essen mitspielen,  k/innen  die  Vereine,  die  Staatssubventionen  beziehen,  nicht 
frei  handeln.  Der  unabhängige  Bauernbund  kann  hier  die  landwirtschaftlichen 
Interessen  besser  vertreten.  Zu  diesem  Zwecke  sollten  aber  sämtliche  Mitglieder 
der  landwirtschaftlichen  Vereine  und  Genossenschaften  den  Bauernbünden  bei- 
treten und  sich  denselben  nicht,  wie  es  heute  manchmal  der  Fall  ist,  feindlich 
gegenüber  stellen. 

Die  Bauernbünde  haben  unzweifelhaft  in  der  kantonalen  Politik  einigen 
Einfluss  gehabt,  in  eidgenössischen  Fragen  dagegen  haben  sie  bis  jetzt  keine 
Rolle  gespielt.  Ihnen  gebührt  aber  das  Verdienst,  durch  die  Idee  der  Gründung 
eines  Bauernsekretariates  den  Anstoss  zur  Gründung  eines  grossen  Bauernver- 
bandes gegeben  zu  haben.  Am  7.  Juni  des  Jahres  1897  wurde  dieser  Bauern- 
verband im  Grossratssaale  zu  Bern  ins  Leben  gerufen  und  damit  die  jüngste, 
die  ganze  Schweiz  umfassende  Bauernbewegung  eingeleitet. 

Der  Verband  hat  bis  jetzt  kein  Programm  aufgestellt.  Aus  den  bisherigen 
Diskussionen  geht  hervor,  dass,  wenn  man  auch  über  die  Wege  und  Mittel 
noch  nicht  einig  ist.  die  ganze  Bewegung  doch  im  wesentlichen  folgenden 
Zielen  zusteuert : 
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A.  Bestrebungen  für  die  bessere  Verwertung  der  landwirtschaftlichen 
Produkte:  1.  Wahrung  der  landwirtschaftlichen  Interessen  in  der  Zollpolitik.  2.  Ermässigung 
der  Eisenbahntarife  und  weitere  Begünstigung  der  landwirtschaftlichen  Produkte  im  Trans- 
portwesen. 3.  Förderung  des  Genossenschaftswesens.  4.  Berücksichtigung  der  inländischen 
Produktion  bei  den  Lieferungen  für  das  Militär  und  die  öffentlichen  Anstalten.  5.  Schutz 
vor  der  unlauteren  Konkurrenz  durch  ein  Lebensmittelgesetz. 

B.  Bestrebungen  für  die  Sicherung  der  landwirtschaftlichen  Besitz- 
verhältnisse: 1.  Verhütung  des  Ueberzahlens  landwirtschaftlicher  Liegenschaften  durch: 
a>  die  Einführung  der  Katastervermessung;  b)  amtliche  Schätzung  des  Bodens  nach  dem 
Ertragswert  (bei  der  Versteuerung  und  dergleichen);  c.)  weitere  Massnahmen  (z.  B.  Buchhaltung, 
Bekämpfung  der  Gütermetzgerei,  strengere  Gantvorschriften  und  dergleichen).  2.  Beschrän- 
kung der  freien  Verschuldbarkeit  der  Liegenschaften.  3.  Ermässigung  des  Zinsfusses  und 
Verbesserung  der  Kreditverhältnisse  im  allgemeinen.  4.  Schuldenamortisation.  5.  Begünsti- 
gung des  übernehmenden  Sohnes  im  bäuerlichen  Erbrechte. 

C.  Verschiedene  Bestrebungen:  1.  Stärkere  Vertretung  der  Landwirtschaft  in 
den  Riten  und  Regierungen.  2.  Ausbau  des  landwirtschaftlichen  Subventionswesens.  3.  Wirk- 
samere Viehseuchenpolizei.    4.  Bekämpfung  des  landwirtschaftlichen  Arbeitermangels. 

Die  hier  genannten  I'ostulatc  geben  kein  erschöpfendes  Programm  des 
Bauernverbandes.  Hin  solches  existiert  bis  jetzt  noch  gar  nicht.  Wir  haben  nur 
diejenigen  Korderungen  zusammengestellt,  die  in  den  bisherigen  Verhandlungen 
des  Bauernverbandes  besonders  hervorgehoben  wurden.  (Uebcr  die  Thätigkcit 
des  Verbandes  vergleiche  Artikel:  «Bauernverband».) 

In  wenigen  Jahren  ist  diese  Bauernbewegung  zu  einem  cinflussreichen 
Faktor  des  öffentlichen  Lebens  der  Schweiz  herangewachsen.  Ihre  Bedeutung 
ist  insbesondere  bei  der  Vorberatung  der  Zolltarifrevision  hervorgetreten.  In 
allen  Teilen  des  Landes  wurden  grosse  Bauerntage  veranstaltet,  die  von  den 
Bauern  ausserordentlich  zahlreich  besucht  wurden,  so  z.  B.  in  Sumiswald  1800 
und  in  Brugg  4200  Teilnehmer. 

III.  Litteratur.  Dändliker,  Geschickte  der  Schweiz.  Zürich  /Sgj.  —  Bögll, 
AVWdw  Leuenberger  und  der  Bauernkrieg  von  iöjj.  Schweizer-Bauer  /ooo,  Nr.  6. — 
Hans  Vögli,  Der  bernische  Bauernkrieg  in  den  yahren  /Ö4/  und  föjj.  Bern  /88g.  — 
Ttl.  r.  Liebenau,  Der  Schriftführer  der  Enllebucher  im  grossen  schweizerischen  Bauern- 
krieg. —  K.  Keller,  Die  Bauernsklaverei  der  Neuzeit  oder  die  Bauern  im  Kampfe  mit 
den  Federkelden.  Zürich  /88g.  —  Mitteilungen  des  schw  eizerischen  Bauernsekretariates, 
yakresberickte  des  schweizerischen  Bauernverbandes.  Bern. 

Dr.  E.  Laur,  Schweizerischer  Bauernsekretilr,  Brugg. 


Bauernsekretariat  (Schweizerisches). 

I.  Gründung.    —    II.  Zweck   und   Organisation.   —   III.   Thätigkeit.  — 
IV.  Schlusshemcrkungen.  —  V.  Litteratur. 

I.  Gründung.  Die  erste  Anregung  zur  Gründung  eines  Bauernsekretariates 
ging  vom  züricherischen  Bauernbunde  aus.  Ein  Mitglied  desselben,  National- 
rat Kern,  trug  die  Idee  in  den  landwirtschaftlichen  Klub  der  Bundesversammlung, 
wo  sie  allgemein  begrüsst  wurde.  Ein  Komitee  wurde  bestellt.  Dasselbe 
organisierte  zuerst  die  Gründung  eines  schweizerischen  Bauernverbandes.  In  der 
konstituierenden  Sitzung  desselben  am  7.  Juni  1897  wurde  die  Errichtung  eines 
schweizerischen  Bauernsekretariates  beschlossen  und  eine  Eingabe  an  die 
Bundesversammlung,  in  welcher  dieselbe  um  eine  jahrliche  Subvention  von 
Fr.  18,000  angegangen  wurde,  gutgeheissen.  In  der  Dezembersession  des  Jahres 
1S97  wurde  bei  der  Budgetberatung  der  betreffende  Kredit  für  das  Jahr  1898 
bewilligt.  Am  l.  Juli  1898  konnte  «las  Bureau  eröffnet  werden. 

IL  Zweck  und  Organisation.  Das  Bauernsekretariat  ist  die  Ccntralstellc 
de«  schweizerischen  Bauernverbandes.  Es  hat  die  Aufgabe,  die  Zustände  der 
einheimischen  Landwirtschaft  und  die  Mittel  zur  Hebung  derselben  zu  studieren. 
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das  thatsächliche  Beweismatcrial  zu  sammeln  und  Vorschlage  für  die  Förderung 
des  bäuerlichen  Gewerbes  aufzustellen. 

Das  schweizerische  Hauernsekretariat  besteht  aus  dem  Bauernsekreüir, 
dem  Adjunkten  und  dem  erforderlichen  Hilfspersonal.  Der  Bauernsekretär  ist 
der  verantwortliche  Vorsteher  des  Bauernsekretariates.  Die  dem  Hauernsekretär 
überwiesenen  speziellen  Aufgaben  werden  alljährlich  durch  ein  Arbeitsprogramm 
festgestellt.  Ausserdem  hat  der  Hauernsekretar  allen  Heschlüssen  des  leitenden 
Ausschusses  und  des  Verbandsvorstandes  nachzukommen,  auch  ist  ihm  die 
Pflicht  Überbunden,  Aufträge  des  schweizerischen  Landwirtschaftsdcpartementes. 
die  beim  Verbandsvorstande  angebracht  werden,  auszuführen.  Das  Hauern- 
sekretariat hat  die  Pflicht,  so  weit  möglich  gegenüber  unsern  Verbandsmitgliedcrn 
auf  gestellte  mündliche  oder  schriftliche  Anfragen,  die  gewünschte  Auskunft 
zu  geben;  zur  Abhaltung  von  Vorträgen  über  wichtige  landwirtschaftliche 
Tagesfragen  kann  dasselbe  nur  soweit  verpflichtet  werden,  als  damit  nicht  eine 
Störung  und  Verschleppung  der  ihm  überwiesenen  Hureauarbeiten  verbunden 
ist.  Die  unmittelbare  Aufsicht  über  das  Hauernsekretariat  steht  dem  leitenden 
Ausschusse  zu.  Dem  Hauernsekretär  wird  das  Recht  eingeräumt,  zum  Zwecke  der 
Durchführung  der  ihm  überwiesenen  Arbeiten  mit  Behörden  und  Vereinen  direkt 
in  Verbindung  zu  treten,  alles  unter  Verantwortung  an  die  vorgesetzten  Organe. 

III.  Thätigkeit.  Das  Arbeitsprogramm  des  Sekretariates  war  bis  jetzt  fest- 
gesetzt wie  folgt:  1898:  1.  Die  wichtigsten  Aufgaben  einer  schweizerischen 
Agrarstatistik.  2.  Die  wirtschaftlichen  Folgen  der  Handelsverträge  für  die 
schweizerische  Landwirtschaft.  3.  Die  eidgenössische  Lebensmittelpolizeigesct/- 
gebung.  4.  Die  Lieferungen  für  die  Armeeverpflegung.  Als  später  zu  lösende 
Aufgaben  wurde  gleichzeitig  die  Untersuchung  folgender  Fragen  genannt : 
5.  Die  Hypothekarfrage.  »>.  Die  Viehseuchenpolizei.  7.  Die  landwirtschaftliche 
Dienstbotenfrage.    8.  Die  Eisenbahntarife  für  landwirtschaftliche  Produkte. 

1899:  1.  Gutachten  zum  Gesetze  und  den  Verordnungen  über  Lebens- 
mittclpolizei.  2.  Gutachten  zu  dem  Gesetze  über  das  Tarifwescn  der  Hundes- 
bahnen. 3.  Vorbereitungen  für  die  Handelsverträge.  4.  Probeerhebungen  für 
eine  landwirtschaftliche  Erujuete  (im  Auftrage  des  Landwirt  schaftsdepartementcsl. 

1900:  1.  Fortsetzung  der  Vorbereitungen  für  die  Handelsverträge,  und 
2.  der  Probeerhebungen  für  eine  landwirtschaftliche  Enquete. 

1901:  1.  Vorbereitung  der  Handelsverträge;  2.  Erhebungen  über  Renta- 
bilität einzelner  Landwirtschaftsbetriebe;  3.  Studium  des  Entwurfes  für  ein 
schweizerisches  ( "ivilgesetzbuch. 

1902:  l.  Zolltarif  und  Handelsverträge:  2.  Schweizerisches  ('ivilgesetz- 
buch :   3.  Erhebungen  über  die  Rentabilität  landwirtschaftlicher  Betriebe. 

Die  dem  Sekretariate  in  diesen  Arbeitsprogrammen  gestellte  Aufgabe  ist 
von  demselben  bis  Ende  1901  in  folgender  Weise  gehist  worden: 

1.  Agrarstatistik:  In  Heft  2  der  Mitteilungen  des  Schweizerischen 
Hauernsekretariates  veröffentlichte  das  Sekretariat  eine  Studie :  « Landwirt- 
schaftliche Enqueten.  Ein  Beitrag  zur  schweizerischen  Gewerbe-Enquete».  In 
derselben  werden  die  verschiedenen  Methoden  zur  Untersuchung  der  landwirt- 
schaftlichen Verhältnisse  besprochen,  sodann  eine  Darstellung  und  Kritik  der 
landwirtschaftlichen  Enqueten  des  Auslandes  gegeben  und  schliesslich  Vorschläge 
für  eine  schweizerische  landwirtschaftliche  Enquete  gemacht.  Für  dieselbe 
werden  monographische  Darstellungen  der  landwirtschaftlichen  Verhältnisse  in 
typischen  Gemeinden  und  die  Beobachtung  einzelner  typischer  Wirtschaften 
empfohlen.  Ausserdem  ist  im  Jahresberichte  des  Sekretariates  (Heft  3  der  Mit- 
teilungen) ein  Fragebogen  für  die  landwirtschaftliche  Abteilung  der  Gewerbe- 
zählung enthalten. 
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Das  schweizerische  I .and wirtschaftsdepartement  beauftragte  sodann  das 
Sekretariat.  Probeerhebungen  für  eine  solche  landwirtschaftliche  Enquete  zu 
machen.  Zu  diesem  Zwecke  wurden  *>  Wirtschaften  ausgewählt  und  in  denselben 
während  eines  Jahres  die  Erhebungen  durchgeführt.  Die  Resultate  dieses  Ver- 
suches wurden  m  einem  Berichte  an  das  schweizerische  Landwirtschafts- 
departement dargelegt.  Dieser  Bericht  ist  in  dem  landwirtschaftlichen  Jahr- 
buch der  Schweiz  publiziert  worden.  Durch  den  Krfolg  dieser  Krhebungen 
ermuntert,  wurde  beschlossen,  dieselben  fortzusetzen.  Im  Jahre  l'»01  02  wurden 
in  110  Betrieben  die  Buchhaltungen  nach  eitlem  einheitlichen  System  geführt 
und  die  Bücher  vom  Sekretariat  kontrolliert  und  verarbeitet.  Die  Bundesver- 
sammlung gewährte  für  das  Jahr  1002  einen  Beitrag  von  Kr.  5000,  um  die 
l."ntersuehung  w eiterzuführen. 

2.  Lcbensmittelpolizei :  Am  28.  Februar  IS1»1»  erschien  der  Kntwurf 
für  ein  Bundesgesetz  betreffend  den  Verkehr  mit  Lebensmitteln  und  Gebrauchs- 
gegenständen. In  Heft  5  der  Mitteilungen  gab  das  Sekretariat  ein  Gutachten 
zu  demselben  ab.  In  demselben  wird  namentlich  die  vorgeschlagene  Organisation 
der  Grenzkontrolle  als  ungenügend  bezeichnet  und  die  Errichtung  eidgenössischer 
Grenz laboratorien  empfohlen. 

In  Heft  7  der  Mitteilungen  publizierte  sodann  das  Sekretariat  «  Beiträge 
für  die  Verordnungen  zu  einem  schweizerischen  Lebensmittelgcsetz».  Der  bis 
jetzt  erschienene  erste  Teil  behandelt  die  Verordnungen  über  Wein.  Honig. 
Milch.  Kette  und  Molkereiprodukte.  Der  zweite  Teil,  der  den  Verkehr  mit 
Most,  Obst,  Gemüse,  Eiern,  Mehl  und  Fleisch  behandeln  soll,  ist  in  Vorbereitung. 
Da  aber  die  eidgenössischen  Räte  die  Beratung  des  Lebensmiitelgesetzcs 
abgebrochen  haben,  wurde  die  Weiterführung  dieser  Vorarbeiten  auch  vom 
Sekretariate  verschoben. 

3.  Eisen  bahntari  fe:  Das  schweizerische  Kisenbahndepartement  über- 
mittelte dem  Bauernverbände  im  Jahre  1898  einen  Entwurf  zu  einem  Bundes- 
gesetze über  das  Tarifwesen  der  schweizerischen  Bundesbahnen  mit  der  Ein- 
ladung, ihm  seine  Wünsche  und  Anträge  dazu  bekannt  zu  geben.  Der  Ausschluss 
beauftragte  das  Sekretariat,  ihm  über  den  Entwurf  ein  Gutachten  vorzulegen. 
Dasselbe  ist  in  Heft  b  der  Mitteilungen  enthalten.  Im  grossen  und  ganzen 
wurde  der  Entwurf  als  den  Wünschen  der  Landwirtschaft  entsprechend  bezeic  hnet. 
Jedoch  werden  noch  einige  Garantien  für  Berücksichtigung  der  Landwirtschaft 
bei  der  Klassifikation  der  Waren  und  der  Ausarbeitung  der  Ausnahmetarife 
empfohlen. 

4.  Handelsverträge:  Im  Auftrage  des  schweizerischen  Handels-, 
Industrie-  und  Landwirtschaltsdepartementes  führte  der  schweizerische  Bauern- 
verband eine  Enquete  zur  Vorbereitung  der  künftigen  Handelsverträge  durch. 
Das  Bauernsekretariat  wurde  mit  den  nötigen  Vorarbeiten  betraut.  Es  gab  eine 
Arbeit  betitelt  €  Materialien  zur  Vorbereitung  der  Handelsverträge»  heraus.  Im 
Vorwort  derselben  wurden  die  Grundlagen  unseres  Zollwesens,  die  bestehenden 
Handelsverträge,  sowie  der  Zweck  und  die  Art  der  Durchführung  der  Enquete 
geschildert.  Der  Hauptinhalt  umfasst  ca.  150  Positionen  des  heutigen  Gebräu«  hs- 
tarifes,  für  welche  die  Ein-  und  Ausfuhr  nach  der  schweizerischen  Handelsstatistik, 
die  schweizerischen  Zölle  seit  1S4S,  die  ausländischen  Eingangszölle  und  die 
Hauptergebnisse  der  Handelsstatistik  unserer  Nachbarstaaten  zusammengestellt 
wurde.  Sodann  verfasste  das  Sekretariat  eine  kritische  Darstellung  der  bisherigen 
Anwendung  des  Artikels  2*»  der  Bundesverfassung,  Schätzungen  der  landwirt- 
schaftlichen Produktion  der  Schweiz,  eine  Untersuchung  über  den  Einfluss  der 
bisherigen  Zollpolitik  auf  die  einzelnen  Betriebszweige  der  Landwirtschaft,  und 
eine  Darstellung   der  Bedeutung   der   Erneuerung   der  Zolltarife   und  Handels- 
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Verträge  für  die  Land-  und  Volkswirtschaft.  Alle  diese  Arbeiten  sind  im  Berichte 
des  Verbandes  in  Sachen  der  Handelsverträge  enthalten,  bereits  gedruckt,  aber 
bis  jetzt  erst  zum  Teil  veröffentlicht,  worden.  In  Vorbereitung  befinden  sich  aus- 
ländische Produktionsschätzungen  für  landwirtschaftliche  Konkurrenzartikel.  Ver- 
gleich der  schweizerischen  Handclsstatistik  mit  der  ausländischen,  eine  Unter- 
suchung über  die  Verhältnisse  der  Grenzzone  etc. 

Das  Sekretariat  verlässte  ausserdem  eine  populär  gehaltene  Broschüre  über 
den  Zolltarif  und  die  Landwirtschaft,  die  in  vielen  tausenden  Exemplaren  in 
der  ganzen  Schweiz  verbreitet  wurde. 

5.  Viehseuchenpolizei:  Das  Sekretariat  verfasste  ein  Gutachten  über 
die  SÖmmerungsschafe  im  Kanton  Graubünden  und  arbeitete  die  Hingabe  des 
Hauernverbandes  in  Sachen  der  Viehseuchenpolizei  aus. 

6.  Entwurf  zu  einem  schweizerischen  Ci vilgesetzbuch  :  L'm  das 
Studium  des  umfangreichen  Werkes  zu  erleichtern,  veröffentlichte  das  Sekretariat 
in  Heft  12  und  14  seiner  Mitteilungen  einige  Betrachtungen  über  die  wichtigsten 
die  Landwirtschaft  berührenden  Bestimmungen.  Heft  12  behandelt  das  Per- 
sonen-, Familien-  und  Erbrecht.  In  lieft  14  sind  einige  Abschnitte  des  Sachen- 
rechtes (Eigentum,  Dienstbarkeiten,  Grundlasten  und  Fahrnispfand)  heraus- 
gegriffen. Die  für  die  Landwirtschaft  bedeutendsten  Abteilungen,  das  Grundbuch 
und  das  Grundpfandrecht,  werden  in  einem  später  erscheinenden  Heft  behandelt. 

Mit  den  übrigen  Gegenständen  des  Arbeitsprogramme«  konnte  sich  das 
Sekretariat  bis  jetzt  noch  nicht  befassen. 

Neben  den  Programmarbeiten  hat  das  Bauernsekretariat  die  gesamte 
Korrespondenz  des  Bauernverbandes  besorgt,  darunter  folgende  Eingaben  an 
Behörden  ausgearbeitet : 

1898:  1.  Eingabe  an  das  schweizerische  Eisenbahndepartement  betreffend  den  Wagenmangel 
für  den  Obstexport.  2.  Eingabe  an  die  Präsidialverwallung  der  schweizerischen  Eisenbahnen  betreffend 
Ermässigung  der  Tarife  für  Spedition  von  Obst  auf  den  schweizerischen  Bahnen.  1899;  1.  Eingabe 
an  den  schweizerischen  Bundesrat  betreffend  Revision  des  Bundesgesetzes  über  polizeiliche  Massrc-geln 
gegen  Viehseuchen.  2.  Eingabe  an  den  schweizerischen  Bundesrat  betreffend  die  Kranken-  und  Unfall 
Versicherung  {Biersteuer  und  Haftpflicht).  3.  Erste  Eingabe  an  den  schweizerischen  Bundesrat  betreffend 
das  Buudesgejetz  über  den  Verkehr  mit  Lel>cnsmitteln  und  Gebrauchsgegenständen.  4.  Zweite  Eingabe 
an  den  schweizerischen  Bundesrat  und  die  Kommissionen  der  eidgenössischen  Rate  betreffend  <las 
Bundcsgcset/  über  den  Verkehr  mit  Lebensmitteln  utnl  Gebrauchsgegenständen.  5.  Eingabe  an  die 
schweizerische  Bundesversammlung  betreffend  Wiederaufnahme  der  Beratung  des  Bundesgesetzes  über 
den  Verkehr  mit  Lebensmitteln  und  Gebrauchsgegenständen.  6.  Zweite  Eingabe  an  das  schweizerische 
Tost-  und  Eiscnbahndepartcment  betreffend  Wagenmangel  beim  Obstexport  auf  den  schweizerischen 
Eisenbahnen.  *.  Dritte  Eingabe  an  das  schweizerische  Post-  und  Eisenbahndepartement  enthaltend  die 
Erwiderung  auf  die  Vernehmlassung  der  Präsidialverwallung  der  schweizerischen  Eisenbahnen  über 
die  Eingabe  betreffend  den  Wagenmangel  beim  Obstexport.  8.  Eingabe  an  das  schweizerische  Post- 
und  Kisenbahndeparteinciu  betreffend  Buudesgeseiz  über  das  Tarifwesen  der  Bundesbahnen.  9.  Ein- 
gabe an  das  schweizerische  Justizdepartement  betreffend  die  Abteilung  Gi undpfand  im  Entwurf*  für 
ein  schweizerisches  Civilgcsetzbuch.  mit  Beilage;  Bericht  der  Kommission  zur  Beratung  d<-s  Vor- 
entwurfcs  zu  einem  schweizerischen  Grundpfandrechtc  an  den  leitenden  Ausschuss  des  schweizerischen 
Bauemverliandes.  10.  Fängabe  an  das  schweizerische  Militlrdepartement  betreffend  Fleischlicferung 
für  die  Trupp*  nzusammenzüge.  1900:  1.  Vierte  Eingabe  an  das  schweizerische  Eisenbahndeparte- 
ment in  Sachen  des  Wagenmangels  für  den  Obstexport.  2.  Eingabe  an  das  schweizerische  Alkohol- 
amt in  Sachen  des  Pflichlenhcftes  für  die  Brennlose.  1  90  I  :  I.  Eingabe  an  den  Bundesrat  betr. 
Verarbeitung  der  Volkszählung  von  1900.  2.  Bericht  an  das  Schweiz.  Departement  des  Innern  betr. 
die  Viehzählung  von  1901.  3-  Gutachten  an  das  Schweiz.  Handelsdepartement  betr.  Erlass  eine* 
Gesetzes  über  das  Hausierwescn  und  über  die  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbes.  4.  Eingabe 
an  das  Schwei/..  Justizdepartement  betr.  Unterstützung  der  Motion  des  Grossen  Rates  des  Kantons 
Tessin  in  Sachen  der  Revision  des  Artikels  142  des  Schuld-  und  Betreibungsgesetzes.  5.  Eingaben 
an  das  Schweiz  Zolldepartement  betf.  die  Einteilung  der  Hagelkanonen  in  die  Position  « Landwirt- 
schaftliche Maschinen»  des  Gebrauchstarifs.  1902:  Gutachten  an  das  Schweiz.  Handclsdepartenicm 
betr.  Behandlung  der  landwirtschaftlichen  Maschinen  in  dem  neuen  Zolltarif.  2.  Eingaben  an  die 
Generaldirektiou  der  Bundesbahnen  in  Sachen  des  Wagcnmangcls  für  den  Obstexport  und  Revision 
des  Obstexporttarifs  im  Sinne  einer  Reduktion  der  Taxen.  3.  Eingabe  an  die  Zolltarifkoramission 
lies  Nationalstes  betr.  die  landwirtschaftlichen  und  Gartenwerkzeuge. 
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IV.  ScblllSSbemerkung.  Die  Idee,  ein  schwciz<risch«'s  Hauernsekretariat 
2«  gründen,  ist,  als  sie  auftauchte,  selbst  in  landwirtschaftlichen  Kreisen  zuerst 
mit  Zurückhaltung  aufgenommen  und  bespöttelt  worden.  Man  wusste  vielerorts 
nicht  recht,  welch«-  Aufgabe  einem  solchen  Institute  zukommen  sollte.  Die 
vorstehende  kurze  Uebersieht  über  die  bisherige  Thätigkeit  zeigt,  dass  es  dem 
Sekretariate  an  Arbeit  nicht  fehlte,  und  es  in  der  That  geeignet  ist,  an  der 
Förderung  der  landwirtschaftlichen  Interessen  kräftig  mitzuarbeiten.  Ks  berechtigt 
«lies  auch  zur  Hoffnung,  dass  diejenigen,  welche  dem  Bauernsekretariate  eine 
kurze  Lebensfähigkeit  voraussagten,  im  Irrtum  waren.  Das  junge  Institut  ist 
bereits  so  erstarkt  und  hat  sich  nicht  nur  bei  den  Behörden,  sondern  insbesondere 
auch  in  «1er  bäuerlichen  Bevölkerung  schon  so  viele  Freunde  erworben,  dass 
sein  Fortbestand  ausser  Frage  stehen  dürfte. 

V.  Litteratur.  Das  schweiierische  Bauernsekretariat.  Rede  von  Nationalrat  Jenny 
an  die  Gründungsversammlung  des  schweizer.  Bauernverbandes.  —  Mitteilungen  des 
schwell.  Bauernsekretariates:  Nr.  /.  Der  Wagenmangel  beim  Obstexport  und  die  Ver- 
billigung  von  Obst  auf  den  Schweiz.  Eisenbahnen.  Nr.  2.  Landwirtschaftliche  Enqueten. 
Nr.  3.  Erster  Jahresbericht  des  leitenden  Ausschusses  des  Schweiz  Bauernverbandes 
und  des  Schweiz.  Bauernsekretariates.  Nr.  4.  Protokoll  der  Delegierteuversammfaug 
des  Schweiz.  Bauernverbandes  vom  6.  Januar  1899  in  Bern  und  Eingaben  an  die  eid- 
genössischen Behörden  betr.  Viehseuchenpolizei,  Kranhen-  und  Unfallversicherung  ( Bier- 
stener),  Lebensmittelgesetz  und  Wagenmangel  für  den  Obstexport.  Nr.  j.  Gutachten 
zum  Entwürfe  für  ein  Bundesgesetz  betr.  den  Verkehr  mit  Lebensmitteln  und  Gebrauchs- 
gegenständen (vom  jS.  Februar  1899).  6-  Gutachten  betr.  den  Entwurf  zu  einem 
Bundesgesetze  über  das  Tarif  we.se»  der  Schweiz.  Bundesbahnen.  Nr.  7.  Beitrüge  für 
die  Verordnungen  zu  einem  schweit.  Lebensmittelgesetze.  I.  Teil:  Wein,  Honig,  Milch, 
Fette  und  Molkcreiprodukle.  Nr.  8.  Stenogramm  der  Verhandlungen  der  ausserordent- 
lichen Dclegierteuversammlnug  des  Schweiz.  Bauernverbandes  über  das  Bundesgesetz 
betr.  die  Unfall-  und  Kt'anktnversicherung  vom  //.  Dezember  1899  "n  Museum  in  Bern. 
Nr.  9.  Zweiter  Jahresbericht  des  teilenden  Ausschusses  dt«  Schweiz.  Bauernverbandes 
und  des  Schweiz.  Bauernsekretariates  /Sqq.  Nr.  10.  Dritter  Jahresbericht  des  leiten- 
den Ausschusses  des  Schweiz.  Bauernverbandes  und  des  Schweiz.  Bauernsekretariates 
/900.  Nr.  //.  Protokoll  der  Delegiertenversammlung  des  Schweiz.  Bauernverbandes, 
Sonntag  den  «7.  März  1901  im  Bahnhof  restaurant  in  Ölten  und  Bericht  an  das  Schweiz. 
Landwirlschaftsdeparlement  betr.  Revision  des  Viehseuchengesetzes.  Nr.  12.  Der  Ent- 
wurf für  ein  Schweiz.  Civilgesetzbuch  in  seinen  für  die  Landwirtschaft  wichtigsten 
Bestimmungen,  besprochen  vom  Schweiz.  Bauernsekretariat.  I.  Teil:  Personen-,  Famitien- 
und  Erbrecht.  Nr.  t j.  Vierter  Jahresbericht  des  leitenden  Ausschusses  des  Schweiz. 
Bauernverbandes  und  des  schweit.  Bauernsekretariates  /90/.  Nr.  14.  Der  Entwurf 
für  ein  Schweiz.  Civilgesetzbuch  in  seinen  für  die  Landwirtschaft  wichtigsten  Bestim- 
mungen, besprochen  vom  Schweiz.  Bauernsekretariat.  II.  Teil:  Das  Sachenrecht  (Eigen- 
tum, Dienstbarkeit,  Grundlasten,  Fahrnispfand).  Nr.  /j.  Protokoll  der  Delegierten- 
Versammlung  des  Schweiz.  Bauernverbandes  vom  Sonntag  den  22.  Februar  1903  im 
Grossratssaale  in  Bern  —  Sämtliche  Publikationen  sind  auch  in  französischer  Sprache 
erschienen.  —  Es  wurden  ausserdem  in  Sachen  der  Handelsverträge  folgende  Druck- 
sachen publiziert:  /.  Die  Bedeutung  der  Handelsverträge  für  die  Schweiz.  Landwirt- 
schaft ( Vortrag  von  Dr.  Laur).  3.  Das  Tarif syttem  für  die  Erneuerung  der  Handels- 
verträge, j.  Materialien  zur  Vorbereitung  der  Handelsverträge.  4.  Enquete  zur 
Vorbereitung  der  künftigen  Handelsverträge.  I.  Allgemeiner  Teil  II  Spezieller  Teil, 
j.  Die  Landwirtschaft  und  der  neue  schweizerische  Zolltarif.  —  Diese  Publikationen 
sind  ebenfalls  in  französischer  Ausgabe  erschienen. 

Dr.  E.  Laur,  Schweizeris<her  Ihiuernsekrctär,  Hrugg. 

Bauernverband  (Schweizerischer). 

I.  (iriindunj».  —   II.  Statuten  und  Reglement.  —   III.  Thätifjkeit  des  Ver- 
bandes. —  IV.  Statistisches.  —  V.  Litteratur. 

I.  Gründung.  Bis  zum  Jahre  1S97  fehlte  zwischen  den  zahlreichen  land- 
wirtschaftlichen Verbindungen  der  Schweiz  ein  allgemeiner  Zusammenhang.  Ks. 
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hatten  sich  wohl  einzelne  grössere  Verbände,  wie  z.  B.  der  Schweizerische 
landwirtschaftliche  Verein,  der  die  landwirtschaftlichen  Vereine  der  deutschen 
Schweiz,  die  Föderation  des  SocieHös  d'agriculture  de  la  Suisse  romande.  welche 
die  landwirtschaftlichen  Vereine  der  welschen  Schweiz  umfasst,  die  Socicta 
ticinese  d'agricoltura  und  mehrere  Gcnossenschaflsv  erbände  gebildet.  Im  Jahre 
18*10  war  auch  ein  schweizerischer  Bauernhund  entstanden,  der  eine  Anzahl 
kantonaler  Sektionen  vereinigte.  Aber  zwischen  diesen  Verbänden  bestund 
kein  Zusammenhang.  Vereinzelt  kam  es  vor,  dass  die  Vorstande  dieser  oder 
jener  Verbände  bei  der  Beratung  gewisser  Fragen  miteinander  Fühlung  suchten, 
sehr  oft  machte  sich  aber  in  den  allerwichtigsten  Angelegenheiten  eine  starke 
Zersplitterung  geltend,  die  insbesondere  bei  den  letzten  Verhandlungen  über 
die  Zolltarife  (1891)  die  Landwirtschaft  sehr  benachteiligt  hat.  Die  Gegner 
der  landwirtschaftlichen  Bestrebungen  wussten  diese  Differenzen  jeweils  geschickt 
zu  ihren  Gunsten  auszunützen.  Allgemein  hatte  man  das  Gefühl,  dass  die 
damaligen  Verhaltnisse  unglückliche  für  die  Landwirtschaft  seien.  So  war  denn 
der  Boden  für  eine  neue  Organisation  gut  vorbereitet. 

Ende  fies  Jahres  189b  fasste  der  landwirtschaftliche  Klub  der  Bundes- 
versammlung den  Beschluss,  für  die  Errichtung  eines  Bauernsekretariates  ein- 
zutreten. Dies  gab  den  Anstoss  zur  Gründung  des  schweizerischen  Bauern- 
verbandes. Die  vom  landwirtschaftlichen  Klub  der  Bundesversammlung  eingesetzte 
Kommission  kam  bei  näherer  Prüfung  der  Verhältnisse  zu  dem  Schlüsse,  dass 
die  Gründung  und  die  Wirksamkeit  eines  Bauernsekretariates  das  Bestehen 
eines  schweizerischen  Bauernbundes  zur  Voraussetzung  haben  müsse.  Im  Früh- 
jahr des  Jahres  1897  erliess  die  Kommission  einen  Aufruf  an  sämtlic  he  land- 
wirtschaftliche Vereinigungen  der  Schweiz,  durch  welchen  dieselben  zu  einer 
Delcgiertenversammlung  zum  Zwecke  der  Gründung  eines  allgemeinen  schwei- 
zerischen Bauernbundes  und  zur  Schaffung  eines  Bauernsekretariates  eingeladen 
wurden,  in  demselben  wurde  auf  die  schon  bestehenden  Vereinigungen  mehrerer 
Berufsgruppen  als  den  Gewerbeverein,  Handels-  und  Industrieverein  und  Arbeiter- 
bund hingewiesen  und  insbesondere  die  Bedeutung  des  neuen  Bundes  für  die 
Erneuerung  der  Handelsverträge  hervorgehoben. 

Der  Aufruf  fand  im  ganzen  Lande  Interesse  und  Zustimmung.  Am  7.  Juni 
des  Jahres  1897  traten  in  Bern  281  Delegierte,  die  gegen  100,000  organisierte 
Bauern  repräsentierten,  zusammen.  Die  grossen  landwirtschaftlichen  Vereine 
der  deutschen  und  welschen  Schweiz,  die  für  ihre  Selbständigkeit  gegenüber 
der  neuen  Gründung  gewisse  Bedenken  hegten,  zeigten  sich  zuerst  etwas  zurück- 
haltend. Aber  die  begeisterte  Stimmung,  welche  die  Versammlung  beherrschte, 
wollte  von  Zuwarten  nichts  mehr  wissen,  die  formellen  Bedenken  mussten  zurück- 
treten und  mit  196  gegen  .38  Stimmen  wurde  die  Gründung  eines  schweize- 
lischen  Bauernverbandes  gegründet.  Die  Bezeichnung  Bauernbund  wurde  abge- 
rehnt.  um  einer  Verwechslung  mit  der  bereits  bestehenden  Vereinigung  zu 
vermeiden.  Gleichzeitig  wurde  eine  Eingabe  an  die  Bundesversammlung  behufs 
Erteilung  einer  Subvention  für  den  Unterhalt  eines  Bauernsekretariates  beschlossen. 

Gewisse  Schwierigkeiten,  die  aus  dem  Verhältnis  zu  den  bestehenden 
landwirtschaftlichen  I lauptvereinen  entsprangen,  machten  eine  Statutenrevision 
notwendig,  die  am  27.  März  1898  stattfand.  Damit  wurde  gleichzeitig  die 
Wirksamkeit  des  Verbandes  eröffnet. 

II.  Statuten  und  Reglement.  Der  Zweck  des  Verbatides  bildet  die  gemein- 
same Vertretung  und  Wahrung  der  landwirtschaftlichen  Interessen.  Eintritts- 
berechtigt ist  jede  Vereinigung  ohne  Unterschied  ihrer  politischen  und  religiösen 
Richtung,  welch«'  in  ihrer  Mehrheit  aus  Schweizerbürgern  besteht  und  land- 
wirtschaftliche  Interessen   vertritt.     Die   Organe   des   Verbandes   sind:  a)  die 
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Dclegiertcnversammlung :  b)  der  Verbandsx orstand ;  c)  der  leitende  Ausschuss: 
dl  das  Hauernsekretariat.  Die  Delegierten  werden  von  den  Vereinigungen  gewählt. 
Die  Dclegiertenversammlung  ernennt  den  aus  45  Mitgliedern  bestehenden  Ver- 
bandsvorstand. Dieser  bezeichnet  aus  seiner  Mitte  die  neun  Mitglieder  des 
leitenden  Ausschusses.  Der  Bauernsekretär  wird  vom  Verbandsvorstand  gewählt 
und  hat  beratende  Stimme.  Zur  Bestreitung  der  Ausgaben  des  Verbandes  haben 
die  Vereinigungen  pro  Mitglied  einen  Jahresbeitrag  von  wenigstens  5  Rappen 
zu  entrichten.    An  die  Kosten  des  Sekretariates  giebt  der  Bund  eine  Subvention. 

III.  Tbätigkeit  des  Verbandes.  Der  Verband  hat  sich  bis  jetzt  insbesondere 
mit  eidgenössischen  Gesetzesvorlagen  befasst. 

Er  erliess  einen  Aufruf,  durch  welchen  er  sich  für  den  Verfassungsartikel 
betretend  die  Rechtseinheit  aussprach. 

Die  grossen  Schädigungen,  welche  die  schweizerische  Landwirtschaft  durch 
die  Maul-  und  Klauenseuche  erlitt,  gaben  Anlass  zu  einer  näheren  Prüfung  der 
eidgenössischen  Gesetzgebung  betreffend  die  V  i  ehs  euch  e  n  pol  i  z  ei. 
Als  Resultat  der  Verhandlungen  ging  der  Beschluss  hervor,  den  Bundesrat  um 
Revision  des  Bundesgesetzes  über  polizeiliehe  Massrcgcln  gegen  Viehseuchen 
vom  S.  Februar  1892  zu  ersuchen.  Kine  vom  Verbandspräsidenten  gestellt«' 
Motion,  die  den  gleichen  Zweck  verfolgte,  wurde  im  Nationalrat  erheblich 
erklärt.  Das  schweizerische  Land wirtschaftsdepartement  ist  mit  den  weiteren 
Vorarbeiten  betraut  worden. 

In  eingehender  Weise  hat  sich  sodann  der  Verband  mit  dem  Entwürfe 
für  ein  schweizerisches  Lebensmittelgesetz  befasst.  Gegenüber  der 
Vorlage  des  Bundesrates  wurde  insbesondere  eine  bessere  Organisation  der 
Grenzkontrolle  verlangt.  Bei  der  Beratung  im  Ständerate  kamen  zuvor  die 
Anträge  des  Verbandes  zur  Sprache,  sie  fanden  aber  die  Zustimmung  der 
Mehrheit  nicht.  In  der  nationalrätlichen  Kommission  dagegen  wurden  dieselben 
günstiger  aufgenommen.  Die  Finanzierung  der  Kranken-  und  Unfallversicherung 
veranlasste  die  Bundesversammlung  die  Beratung  des  Gesetzes  zu  sisticren. 
Eine  Eingabe  des  Bauernverbandes,  das  Gesetz  wieder  auf  die  Traktandcnliste 
zu  nehmen,  bezw.  eine  diesbezügliche  Motion  von  Nationalrat  Baldinger  wurde 
vom  Nationalste  trotz  Verwerfung  der  Versicherungsgesetze  abgelehnt.  Weitere 
Schritte  in  Verbindung  mit  dem  Schweizerischen  Gewerbeverein  wurden  dann 
im  Jahre  1901  von  Erfolg  gekrönt.  Die  eidgenössischen  Rate  beschlossen,  das 
zurückgelegte  Gesetz  wieder  auf  die  Traktandenliste  zu  nehmen.  Der  Entwurf 
ist  gegenwärtig  aber  immer  noch  im  Schosse  der  nationalrätlichen  Kommission. 

Zum  Entwürfe  des  schweizerischen  Eiscnbahndepartementes  für  ein  Bundes- 
gesetz betreffend  das  Tarifwesen  der  künftigen  Bundesbahnen  wurden 
vom  Verbände  verschiedene  Wünsche  geäussert,  die  teilweise  schon  in  der  Vor- 
lage des  Bundesrates  berücksichtigt  worden  sind.  Das  Gesetz  ist  von  den 
Räten  noch  nicht  durchberaten  worden. 

Zum  Bundesgesetzc  betreffend  die  Kranken-  und  Unfallver- 
sicherung konnte  sich  der  Bauernverband  erst  äussern,  als  die  Vorlage  von 
den  eidgenössischen  Räten  schon  endgültig  erledigt  war.  In  Rücksicht  auf  den 
humanitären  Charakter  des  Gesetzes  wurde  mit  Mehrheit  beschlossen,  trotz  der 
vom  Bauernsekretär  vorgebrachten  und  gerechtfertigten  Bedenken,  das  Gesetz 
zur  Annahme  zu  empfehlen.  Ew  geschah  »lies  allerdings  ohne  Begeisterung 
und  gegen  die  Meinung  einer  starken  Minderheit.  Eine  eigentliche  Agitation 
für  das  Gesetz  fand  nicht  statt  und  es  wurde  auch  kein  Aufruf  für  dasselbe 
erlassen.  In  der  Volksabstimmung  schloss  sich  aber  die  grosse  Mehrheit  der 
Bauernsamc  der  Ansicht  derjenigen  Delegierten  an,  welche  die  Gesetzesvorlage 
als   nachteilig  für  die  Landwirtschaft  betrachteten. 
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Der  Verbami  beteiligte  sich  auch  an  den  Vorarbeiten  für  ein  schwei- 
zerisches Ci  vilgesetzbuch.  Kr  beschäftigte  sich  zunächst  mit  dem  V  r- 
etitwurfe  für  das  Grundpfandrecht  um!  hat  sich  zu  demselben  gutachtlich 
geäussert.  Im  Jahre  1901,  nachdem  der  Vorentwurf  des  Departements  erschienen, 
wurde  eine  Spczialkommission  bestellt,  die  sich  bis  jetzt  mit  dem  ersten  Teil. 
Personen-,  Familien-  und  Erbrecht  beschäftigt  hat  und  seine  Anträge  zu  Händen 
der  Expertenkommission  des  Departementes  gemacht  hat.  Das  Sachenrecht 
wird  noch  in  späteren  Heratungen  behandelt. 

Die  Hauptaufgabe  des  Verbandes  brachte  gegenwärtig  die  Vorbereitungen 
für  die  neuen  Handelsverträge.  Der  Verband  beteiligte  sich  an  der  zu 
diesem  Zwecke  vom  schweizerischen  Handels-,  Industrie-  und  Landwirts«  haft^- 
departemente  angeordneten  Enquete.  Zuerst  in  Spezialkonimissioncn  und  nachher 
in  den  Vorständen  wurden  die  einzelnen  Positionen  behandelt  und  über  die 
Ergebnisse  derselben  dem  Departemente  ein  umfassender  Bericht  abgegeben.. 
Es  gelang,  die  verschiedenen  Interessenten  bei  diesen  Besprechungen  zu  gegen- 
seitigen Konzessionen  zu  bewegen  und  auf  diese  Weise  zu  Vorsehiiigen  zu 
kommen,  für  welche  die  ganze  organisierte  Bauernsame  geschlossen  ein- 
stehen wird. 

Neben  dieser  Hauptaufgabe  beschäftigte  sich  der  Verband  in  den  letzten 
Jahren  noch  mit  einer  Reihe  anderer  Gegenstände,  von  denen  wir  noch  folgende 
erwähnen : 

Die  schweizerischen  Bahn  Verwaltungen  wurden  um  Ermässigung  der 
Export tarife  für  Obst  ersucht.  Die  Bahnen  lehnten  jedoch  das  Gesuch  ab. 
Eine  neue  Eingabe  an  die  Gencraldirektion  der  schweizerischen  Bundesbahnen 
harrt  noch  der  Entscheidung.  Es  ist  zu  erwarten,  nachdem  die  Generaldirektion 
der  Bundesbahnen  übernommen  hat,  die  Sache  einer  näheren  Prüfung  zu  unter- 
ziehen, dass  diesen  Forderungen  entsprochen  wird. 

Mehr  Erfolg  hatte  eine  Eingabe  an  das  schweizerische  Eisenhahndepaxie- 
ment  betreffend  Vorkehrungen  gegen  den  Wagcnmangel  für  den  Obst- 
export. Nach  langen  Verhandlungen,  die  sich  über  zwei  Jahre  hinauszogen, 
wurden  schliesslich  gewisse  Konzessionen  zugestanden. 

Auch  eine  Eingab»'  in  Sachen  der  Lieferung  landwirtschaftlicher 
Produkte  fü  r  d  i  e  M  i  I  i  t  är  v  er  p  fl  eg  u  n  g  führte  zu  einem  befriedigenden  Resultat. 
Eine  Kommission,  bestehend  aus  Vertretern  der  Armeeverwaltung  und  der 
Landwirtschaft,  einigte  sich  auf  verschiedene  Postulate.  Gestützt  darauf  machte 
der  Bundesrat  Vorschläge  zum  Zwecke  einer  besseren  Berücksichtigung  der 
1-and Wirtschaft  bei  den  Lieferungen  zur  Verpflegung  der  Armee.  Ihre  Anwen- 
dung würde  eine  wesentliche  Verbesserung  der  gegenwärtigen  Verhältnisse 
bedeuten. 

In  Sachen  einer  Gewerbestatistik  und  gewerblichen  Enquete  i».t 
es  den  Bemühungen  des  Bauernverbandes  gelungen,  die  Miteinbeziehung  der 
(wind Wirtschaft  in  die  Erhebung  zu  erreichen.  Das  Bauernsekretariat  wurde  vom 
schweizerischen  Landwirtschaftsdepartement  mit  den  notigen  Vorarbeiten  betraut. 
In  Rücksicht  auf  die  Finanzierung  der  Versicherungsgesetze  wurde  die  auf  19<»1 
projektierte  Erhebung  von  der  Bundesversammlung  bis  auf  weiteres  verschoben. 
Man  hofft,  dass  sie  im  Jahre  1905  wieder  aufgegriffen  werde. 

Neben  einer  grossen  Zahl  landwirtschaftlicher  Zeitschriften,  die  von  den 
Sektionen  des  Bauernverbandes  unterhalten  werden,  giebt  der  Verband  auch 
ein  eigenes  Organ  heraus.  Die  deutsche  Auflage  «Schweizerische  Bauernzeitung  > 
erscheint  in  5.?, 000.  die  französische   « Paysan  suisse »  in  12,000  Exemplaren. 

Die  rege  Thäfigkeit,  die  der  schweizerische  Bauernverband  in  der  kurzen 
Zeit  seines  Bestehens  entwickelt  hat,  ist  wohl  der  beste  Beweis  für  die  Zweck- 
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mässigkeit  seiner  Gründung.  Die  Verschiedenheit  der  Interessen,  der  Sprache, 
der  Sitte  und  Anschauung  bereiten  seiner  Kntwieklung  allerdings  viele  Schwierig- 
keiten. Die  bisherigen  Krfahrungen  rechtfertigen  aber  die  Vermutung,  dass  der 
schweizerische  Bauernverband  immer  mehr  zu  einem  massgebenden  Faktor  in 
unserem  öffentlichen  Leben  erstarken  werde. 

IV.  Statistisches.  Der  Verband  zahlt  18' Sektionen  mit  folgender  Mit- 
gliederzahl:  1.  Schweizerischer  landwirtschaftlicher  Verein  27,962.  2.  Föderation 
des  SocüHe's  d'agriculture  de  la  Suisse  romande  14,590.  3.  Socictä  ticinese 
d' Agricoltura  3950.  3.  Verband  landwirtschaftlicher  Genossenschaften  der  Ost- 
schweiz 8100.  5.  Verband  bernist  her  Käsercigenosscnschaften  2000.  6.  Schwei- 
zerischer alpwirtschaftlicher  Verein  1000.  7.  Landwirtschaftliche  Konsum- 
genossenschaft des  Kantons  Solothurn  1023.  8.  Landwirtschaftlicher  Genossen- 
schaftsverband der  Centraischweiz  2302.  9.  Bauernbund  von  Baselland  200. 
10.  Bauernbund  des  Kantons  Zürich  2000.  11.  Verband  landwirtschaftlicher 
Genossenschaften    der  Mittelschweiz    (Bern    und   benachbarter  Kantone)  8337. 

12.  Verband    schweizerischer   Braunvieh    züchtender    Genossenschaften    33 IS. 

13.  Verband  züricherischer  Sennereigenossenschaften  2000.  14.  Syndicat  pour 
les  vins  vaudois  150.  15.  Landwirtschaftliche  Genossenschaft  Worb  120. 
16.  Assoc  iation  des  maraic  hers  de  Genece  130.  17.  Verband  sc  hweizerischer 
Fleckvieh  züchtender  Genossenschaften  3257.  18.  Assoc  iation  des  hortieulteurs 
de  (ieneve  50.    Toial  80.489  Mitglieder. 

V.  Littcratur.    Das  schweizerische  Bauernsekretariat,  Beru  ht  .  ob  Nationalrat  yeuny 

an  die  Gr ümlungsver Sammlung  des  schweizer.  Bauernverbandes.  —  Siehe  ferner  die 
I.itteratur  :um  Artikel  „Bauernsekretariat  (Schweizerisches)"  und  namentlich  Heft  jt 
4,  S,  <y,  ro,  rr,  fj  und  /j  der  „Mitteilungen  des  Schweiz.  Bauernsekretariates" . 

Dr.  E.  Laitr,  Schweizerischer  Bauernsekretiir,  Brugg. 

Baugewerbe. 

I.  Allgemeine  Lage.  —    II.  Mittel  zur  Abhülfe  der  l'ebelstände.  — 
III.  Litteratur. 

I.  Allgemeine  Lage.  Die  wirtschaftliche  Lage  der  Baugewerbe  hängt 
naturgemäss  ab  von  der  Bauthätigkeit,  hauptsächlich  in  den  grössern  Städten. 
Leider  besteht  keine  offizielle  fortgesetzte  Statistik  der  Bauthätigkeit  in 
den  grossem  Gemeinwesen  der  Schweiz,  obwohl  eine  solche  höchst  interessante1 
Streiflichter  auf  die  kulturelle  und  sociale  Kntwieklung  unseres  Landes  werfen 
könnte.  Das  Sekretariat  des  Schweizerischen  Gew  erbevereins  hat  im  Jahre  18"»9 
einen  solchen  Versuch  über  die  Bauthätigkeit  der  15  schweizerischen  Gemeinden 
mit  mehr  als  10,000  Hin  wohnern  im  Dezennium  1889—1898  unternommen 
(Stand  und  Kntwieklung  der  schweizerischen  Gewerbethätigkeit  1S98,  p.  41 — 53). 
Diese  Statistik  zeigte  u.  a.,  dass  in  den  15  Städten  zusammen  jährlich  1067 
bis  1473,  oder  durchschnittlich  1257  neue  Wohnungen  entstanden  sind.  Die 
Meldungen  zeitweiscr  fieberhafter  Bauthätigkeit  bestätigen  sich  namentlich  bei 
den  Städten  Zürich,  Basel,  Bern  und  Winterthur  (Vermehrung  der  Wohn- 
häuserzahl innerhalb  der  zehn  Jahre  in  Zürich  um  68,9  0  o,  Basel  52,8%, 
Bern  51,5%,  Winterthur  40,6%  u.  s.  w  .)  Immerhin  stellt  die  Statistik  fest, 
dass  die  Bauthätigkeit  das  Wohnungsbedürfnis  nirgends  wesentlich  überschritten 
haben  kann. 

Line  rege  Bauthätigkeit  wird  nicht  nur  auf  die  eigentlichen  Baugewerbe, 
sondern  auch  auf  eine  ganze  Anzahl  weiterer  Gewerbe,  auf  Handel  und  Banken, 
Verkehr,  Urproduktion  etc.  günstig  einwirken,  ist  somit  nicht  nur  das  Merkmal 
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eines  schon  bestellenden  wirtschaftlichen  Aufschwungs,  sondern  auch  die  Ursache 
weiterer  Förderung  des  Volkswohlstandes  — ■  vorausgesetzt,  dass  diese  Bau- 
thätigkeit  mit  der  Zunahme  der  Bevölkerung  und  ihrer  Ansprüche  an  Wohn- 
und  Arbeitsräumen  Schritt  halte,  sich  aui"  gesunder  Hasis  bewegt  und  nicht  in 
unsinnige  Spekulation  ausarte.  Leider  hat  aber  gar  zu  oft  eine  längere  Periode 
reger  Bauthätigkeit  übermassige  Unternehmungslust  und  leichtsinnige  Speku- 
lationen im  Liegenschaftsverkehr  zur  Folge. 

Diese  Hegleiterscheinung  hat  sich  in  den  letzten  Jahren  wieder  in  einigen 
schweizerischen  Städten  geltend  gemacht.  Ihre  schlimmen  Nach  Wirkungen, 
wie  z.  H.  ungetilgte  Forderungen,  grössere  Nachfrage  nach  Geld  und  daherige 
Erhöhung  des  Zinsfusses.  Sinken  der  Grundwerte  und  Mietzinse,  flauer  Geschäfts- 
gang und  andere  Zeichen  tlieser  naturgemässen  Reaktion  drücken  schwer  auf 
manchem  Hauhandwerker. 

In  den  gesammelten  Berichten  über  die  Lage  der  Baugewerbe  machen 
sich  namentlich  folgende  Klagen  geltend:  Aeusserst  schlimme  Zustände  im 
Submissionsverfahren:  gedrückte  Preise,  welche  fast  jeden  Gewinn  ausschlicssen ; 
allzu  grosse  Konkurrenz  von  Handwerkern  ausländischer  Herkunft,  welche  zu 
jedem  Preis  und  ohne  irgend  welche  Gewähr  für  solide  Ausführung  Arbeiten 
übernehmen:  kurze  Lieferungstermine,  welche  den  Bauhandwerkern  nicht 
gestatten,  auf  die  Ausführung  die  wünschbare  Sorgfalt  zu  verwenden  und 
wodurch  sie  genötigt  werden,  eine  grössere  Zahl  nicht  genügend  tauglicher 
Arbeiter  einzustellen  (daher  auch  vermehrte  Arbeitslosigkeit  der  Hauarbeiter 
im  Winter);  allgemeine  Pfuscherei,  weil  die  Architekten  nicht  mehr  wie  früher 
jedes  Werk  auf  die  Qualität  des  Materials  und  der  guten  Ausführung  prüfen: 
stetige  Steigerung  der  Baumateriaiienpreise  und  Arbeitslöhne;  Mangel  tüchtiger 
einheimischer  Poliere  und  gelernter  Arbeiter,  weil  die  Tendenz  herrsche,  die 
Löhne  möglichst  zu  nivellieren,  wodurch  das  Streben  nach  beruflicher  Ausbildung 
erlahme,  und  weil  wenige  Handwerksmeister  Lust  haben,  Lehrlinge  heranzu- 
bilden, da  die  damit  verbundenen  Pflichten.  Mühen  und  Sorgen  den  etwaigen 
Gewinn  überwiegen. 

II.  Mittel  zur  Abhülfe  der  Uebelstände.  Als  Mittel,  diesen  l ^beiständen 
entgegenzutreten,  sind  namentlich  namhaft  zu  machen:  .Gesetzliche  Regelung 
des  Submissionsverfahrens;  Förderung  der  beruflichen  Organisation  und  gemein- 
same Preis-  und  Lohntarife:  gesetzliche  Regelung  des  Arbeitsvertrages  und  des 
Lehrlingswesens:  Unterstützung  der  Berufslehre  beim  Meister:  Errichtung  von 
Fachkursen  und  Fachschulen  für  Hauarbeiter  (für  die  Ausbildung  von  Technikern 
ist  genügend  gesorgt):  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit  der  Schweizerbürger, 
namentlich  durch  staatliche  Einrichtung  und  Unterstützung  der  Arbeitslosen- 
versicherung: Ersatz  der  ungenügenden  und  ungerechten  Haftpflichtgesetzgebung 
durch  die  eidgenossische  obligatorische  Unfallversicherung. 

Insbesondere  aber  muss  dahin  gewirkt  werden,  dass  die  Forderungen 
der  Hau  band  werk  er  gesetzlich  besser  geschützt  und  hypothekarisch 
sicher  gestellt  werden  können.  Von  den  Kantonen  ist  in  dieser  Richtung  in 
nächster  Zeit  kaum  etwas  zu  erwarten,  wohl  aber  ist  zu  hoffen,  dass  mittelst 
der  vom  Schweizervolk  beschlossenen  Vereinheitlichung  des  Civilrechts  eine 
zeitgemässe  Reform  des  H  y  po  t h  e kar k  r ed i  t s  verwirklicht  werde.  Der 
Redaktor  des  bezüglichen  Gesetzesenlwurfs,  Herr  Professor  Huber  in  Hern, 
hat  diesem  Bedürfnis  Rechnung  getragen  und  glaubt,  dass  eine  solche  Sicher- 
stellung rechtlich  begründet  und  formell  durchführbar  sei  ivergl.  Art.  82.* — 825 
iles  Vorentwurfes). 

Die  heutige  Lage  der  Haugewerbe  und  die  bei  den  letzten  Baukrisen  mit 
Hau-  und  Liegenschaftsspekulantcn   gemachten  trüben  Erfahrungen  erheischen 
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eine  solche  Reform  mit  aller  Dringli«  hkeit.  Der  Hypothekargläubiger  ist  auf 
Kosten  der  Hauhandwerker  für  seine  Forderungen  gesetzlich  geschützt,  während 
letzterer  weder  Eigentumsvorbehalte  machen,  noch  kommissionsweise  liefern 
oder  kurze  Zahlungsfristen  gegen  Wechsel  ausbedingen  kann.  Anderseits  muss 
ein  Hauhandwerksmeister  die  Arbeitslöhne  und  das  Haumaterial  in  kurzen 
Terminen  ausbezahlen,  ohne  —  im  Gegensat/  zum  Hauherrn  und  zum  Hypo- 
thekargläubiger —  irgendwelche  Sicherheit  zu  haben.  Der  Hauhandwerker  ist 
oft  auch  ganz  im  Unklaren,  wer  eigentlich  für  seine  Forderung  haftet  ;  denn 
eine  solche  bezieht  sich  nicht  auf  das  Objekt,  sondern  den  Besteller,  und  dieser 
bietet  oft  keine  Garantie. 

Die  Jahresversammlung  des  Schweizerischen  Gewerbevereins  in  Hasel 
(1901)  hat  dieser  Frage  besondere  Aufmerksamkeit  gewidmet  und  sich  grund- 
sätzlich mit  der  vorgesehenen  Lösung  einverstanden  erklärt,  jedoch  dem  eidge- 
nössischen Justizdepartement  einige  Abänderungsanträge  anempfohlen. 

III.  I Atter atUT.  Stand  und  Entwicklung  der  schweizerischen  Gewerbethätigkeit 
im  yakre  j8g8.  Xach  eingeholten  Erkundigungen  bei  Fachleuten  verarbeitet  von  Werner 
Krebs,  Sekretär  des  Schweiz.  Gewerbeverems.  Bern  i8qq.  --  Ed.  Boos-Jegher,  Die  Lage 
der  schweizerischen  Baugewerbe  und  die  Xolwendigkeit  eines  gesetzlichen  Schutzes  ihrer 
Forderungen.  Th.  Hellmüller,  Das  gesetzliche  Pfandrecht  für  die  Forderungen  der 
Bauhandwerker  und  Unternehmer  im  Vorentwurf  des  schweizerischen  Civilgeselzbuckes. 
„Gewerbliche  Zeit/ragen"  lieft  XIX.  Bern  iqo3.  —  August  Egger,  Der  privatrecht- 
liche Schutz  der  Bauhandwerker  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  neue  schweizerische 
Civilgesetzgebung.  Zürich  iqoo.  —  Heinrich  Karrer,  Der  -Bau schwindet  und  der  Schutz 
der  Kauhandwerkcr  und  Lieferanten.  Zürich  /qoo.  —  F.  Meili,  Der  gesetzgeberische 
Kampf  gegen  Schädigungen  im  Bauhandwerk,  in  der  illoyalen  Konkurrenz  und  im 
Kreditwesen.    „Schweizer  Zeitf ragen" ,   Heft  32.    Zürich  /qoi.\ 

Werner  Krebs,  Sekretär  des  Schweiz.  Gewerbevereins,  Bern. 

Baupolizei. 

1.  Da»  Baurecht  im  allgemeinen.  —  II.  Die  eigentliche  Baupolizei: 
1.  formelle  Baupolizei;  2.  materielle  Baupolizei.  -  III.  Die  sogenannte  Bau- 
pflege. —  IV.  Litteratur. 

I.  Das  Baurecht  im  allgemeinen.  Die  Haupolizei  bildet  nur  einen,  zwar 
heute  den  hauptsächlichsten  und  wichtigsten  Teil  des  Haurechtes  im  allgemeinen. 
Daher  zunächst  von  diesem  ein  Wort,  um  die  Stellung  der  Baupolizei  in  ihm 
erkennen  zu  lassen. 

Baurecht  ist  der  Inbegriff  der  Rechtssätze  mit  Bezug  auf  das  Bauen, 
d.  h.  die  Errichtung  von  Gebäuden  oder  Gebäudeteilen  über  und  unter  der 
Erde.  Das  Bauen  im  Sinne  des  Baurechtes  umfasst  also  nur  den  Vertikalbau, 
im  Gegensatz  zum  Horizontalbau.  als  insbesondere  Strassen-,  Eisenbahn-  und 
Wasserbau.  Zwar  ist  auch  die  Anlage  von  Gas-  und  Wasserleitungen,  Kanali- 
sationen etc.  wegen  des  Zusammenhangs  mit  dem  eigentlichen  Bauwesen  zu 
diesem  zu  rechnen. 

Es  giebt  privates  und  öffentliches  Baurecht.  Das  private  Baurecht  enthält 
Btiubcschränkungen  im  Interesse  dritter  Privaten,  namentlich  der  Nachbarn. 
Diese  Beschränkungen  beruhen  teils  und  in  erster  Linie  im  Eigentumsrecht 
selbst,  indem  das  Baurecht  auf  die  Eigentumsgrenzen  zurückgewiesen  wird, 
teils  im  Nachbarrechte,  insofern  als  dasselbe  dem  Baurecht  auch  innerhalb  der 
Eigentumsgrenzen  selbst  Schranken  setzt. 

Das  öffentliche  Baurecht  anderseits  bezeichnet  man  schlechthin  als  Bau- 
polizei, indem  unter  diesem  Ausdruck  alle  Bestimmungen  zusammengefasst  werden, 
welche   im   öffentlichen  Interesse   mit  Bezug   auf   das  Bauen    zu  treffen  sind 
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(vcrgl.  noch  Lcening,  Hand  wörterbuc  Ii  der  Staatswissenschaften,  II.  Auflage,  Artikel 
« Baupolizei  >).  Wie  aber  Polizei  überhaupt  nur  die  negative  Seite  der  Sorge 
im  öffentlichen  Interesse  bezeichnet,  so  auch  die  Baupolizei  an  ihrem  Orte; 
während  sich  eine  positive  Fürsorge  von  Staat  und  Gemeinde  für  das  Bauwesen 
zu  bilden  begonnen  hat,  die  nachgerade  darauf  Anspruch  besitzt,  \on  der  Bau- 
polizei ausgeschieden  und  als  besonderer  Teil  des  öffentlichen  Baurechtes  unter 
dem  Namen  Baupflege  behandelt  zu  werden. 

Dem  engern  und  eigentlichen  Sinne  nach  ist  Baupolizei  der  Inbegriff  von 
Baubeschränkungen  im  öffentlichen  Interesse.  Mit  dem  privaten  Baurecht  hat 
sie  also  den  Charakter  der  Beschränkung  gemein  und  ist  anscheinend  nament- 
lich mit  dem  Nachbarrechte  nahe  verwandt.  Von  diesem  unterscheidet  sie  sich 
aber  wesentlich,  einerseits  durch  die  Art  des  Interesses,  anderseits  durch  die 
Art  der  Geltendmachung.  Die  Interessen,  welche  die  Baupolizei  vertritt,  sind 
zwar  der  Gattung  nach  zum  Teil  die  gleichen  wie  beim  Nachbarrecht,  so 
Sicherheit  und  Gesundheit,  gerade  die  wichtigsten  bei  der  Baupolizei.  Hier 
stellen  sie  aber  öffentliche  Interessen  dar,  Interessen  der  Oeffcntlk hkeit,  der 
Bevölkerung  schlechthin :  beim  Nar hbarrecht  dagegen  sind  sie  wahrgenommen 
lediglich  in  Rücksicht  auf  den  Nachbar.  Und  dieser  Unterschied  spricht  sich 
auch  im  Umfang  der  Bestimmungen  aus:  das  Nachbarrecht  verlangt  z.B.  hin- 
sichtlich der  Sic  herheit  nur,  dass  der  Nachbarschaft  das  Haus  nic  ht  auf  den 
Kopf  falle,  während  die  Baupolizei  auch  Sicherheit  im  Innern  des  Hauses 
bedingt,  mit  Bezug  auf  Treppen,  Dielen  etc.,  damit  jeder  und  der  Eigentümer 
selbst  nicht  zuletzt  das  Haus  ohne  Gefahr  für  Leib  und  Leben  betreten  kann.  Zum 
andern  Teil  aber  gehen  die  öffentlichen  Interessen  über  die  Rücksichten  für 
den  Nachbarn  weit  hinaus;  es  gelten  noch  andere  Gründe  und  deren  immer 
mehr  dafür,  die  private  Baufreiheit  zu  gunsten  der  (.»Öffentlichkeit  beschränken 
zu  dürfen:  Zweckmässigkeit  (mit  Bezug  auf  die  Strassen  und  den  Verkehr), 
Annehmlichkeit,  ja  Schönheit  des  Baues  und  der  Fassaden  etc.  Durch  die-  Art 
der  Geltendmachung  aber  unterscheiden  sich  Nachbarrechte  und  Baupolizei 
dunhaus:  jenes  steht  ganz  beim  Nachbarn,  indem  es  Popularklagen  daraus 
nicht  giebt;  diese  dagegen  ist  von  Amtswegen  wahrzunehmen  mit  ander» 
Worten,  ist  das  Nachbarrecht  doch  wohl  dispositives,  so  die  Baupolizei  umge- 
kehrt absolutes  Recht. 

Im  Gegensatz  zur  eigentlichen  Baupolizei  ist  die  Baupflege  positive  For- 
derung des  Bauwesens  durch  Staat  oder  Gemeinde  in  öffentlichem  Interesse, 
lind  zwar  handelt  es  sich  dabei  hauptsächlich  um  das  dem  privaten  Wohnungs- 
bedürfnis dienende  Bauwesen,  nicht  um  Bauten  für  die  öffentliche  Verwaltung, 
wie  Rathäuser,  Schul häuser,  Kasernen,  Gefängnisse  u.  a.  Diese  sogenannte 
Baupflege  kann  bestehen  entweder  in  finanzieller  Unterstützung  der  privaten 
Bauthäiigkeit  oder  in  Selbstanlage  der  für  das  gemeine  Bedürfnis  nötigen  Bauten. 
Die  finanzielle  Unterstützung  hat  besonders  zum  Zweck,  die  individuelle  Frei- 
willigkeit zu  wec  ken  zur  Durchführung  der  Baupolizei,  soweit  deren  Zwang  nicht 
ausreicht.  Wenn  /.  B.  Häuser  der  Durchführung  einer  Strasscnlinie  im  Wege  stehen 
oder  öffentlichen  Interessen  Eintrag  thun,  ohne  dass  die  Baupolizei  die  Macht 
zu  ihrer  Niederlegung  besitzt,  so  gelingt  es  unter  Umständen  der  Baupflege  in 
Form  der  Unterstützung,  den  Zweck  zu  erreichen.  Die  Unterstützung  selbst  ist 
entweder  negativ:  Entlastung  von  Auflagen,  insbesondere  von  der  Handänderungs- 
gebühr  (d<-m  neuen  Erwerber  eines  Gebäudes  wird  die  Auflage  reduziert  oder 
erlassen  gegen  das  Versprechen,  das  Gebäude  baupolizeigemäss  umzuändern 
oder  mit  Rücksicht  auf  einen  neuen  Strassenzug  zu  schleifen*  — ■  oder  positiv: 
Beitragslcistung  an  bezügliche  Kosten.  Anderseits  die  Selbstanlage  durch  das 
Gemeinwesen  zum  Zwecke,  einem  öffentlichen  Bedürfnisse  abzuhelfen.  Dieselbe 
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kornint  vor  entweder  in  Form  zudienender  Anlagen  zu  privaten  Gebäuden,  wie 
insbesondere  als  Kanalisation,  dann  auch  als  Wasser-,  Gas-  und  Kiekt  rizitäts- 
werke  (d.  h.  Zuleitung  von  Wasser  und  Beleuchtungssubstanz  in  die  Häuser). 
Oder  allmählich  auch  als  Anlage  von  Wohnhäusern  selbst,  zur  Beseitigung  oder 
Erleichterung  der  Wohnungsnot,  namentlich  von  Arbeiterhäusern  beziehungsweise 
Arbeiterquarticren. 

IL  Die  eigentliche  Baupolizei.  Ks  ist  zu  unterscheiden  zwischen  formeller 
und  materieller  Baupolizei. 

1.  Dik  formelle  Rai* i*oi .17. K i  betrifft  folgende  Punkte: 

a)  Kompetenz  zum  Krlass  von  Vorschriften.  In  erster  Linie  kommt  in 
Betracht  der  Bund  betreffend  die  Fabriken.  Das  eidgen« issisc  he  Fabrikgesetz 
bestimmt  in  Art.  3.  Absatz  5:  «Der  Bundesrat  erlässt  die  zur  einheitlichen 
Ausführung  dieses  Artikels»  d.  h.  betreffend  Errichtung  und  Betrieb  von 
Fabriken  —  «erforderlichen  allgemeinen  Vorschriften  und  Spezialreglemente. 
In  Bezug  auf  die  Baupolizei  bleiben  immerhin  unter  Beobachtung  obiger  gesetz- 
licher Vorschriften  die  kantonalen  Gesetze  in  Kraft  >.  Dazu  die  vom  Bundesrat 
erlassenen  «Vorschriften  betreffend  den  Neu-  oder  Umbau  von  Fabrikanlagen  >, 
vom  13.  Dezember  1897  (Bundesgesetze  XVI,  401).  Im  übrigen  ist  die  Baupolizei 
Sache  »1er  Kantone.  Die  Kantone  können  selber  Vorschriften  erlassen  oder  zum 
Krlass  die  Gemeinden  ermächtigen  bezw.  verpflichten.  Jedenfalls  braucht  es  für 
Baubeschränkungen  eine  gesetzliche  Grundlage:  weder  kann  der  Kanton  auf 
dem  Verordnungswege  solche  Vorschriften  erlassen,  noch  die  Gemeinde  aus 
sich  durch  blosses  Gemeindestatut  (vergl.  Bundesgerichtliche  Entscheidungen  : 
betreffend  kantonale  Verordnungen.  VI,  597;  betreffend  lokale  Baureglemente, 
X.  240).  noch  weniger  kann  sie  es  auf  dem  Verfügungswege,  ausser  bei 
immanenter  Gefahr  (cins\urzdrohcnde  Bauten).  Die  Durchführung  der  Gesetze 
aber  ist  Sache  der  Gemeinden. 

b)  Form  der  kantonalen  Erlasse.  Dieselben  besteben  entweder  nur  in* 
Kinzelvorschriften  oder  aber  in  organischen  Bauordnungen.  In  dieser  Beziehung 
nehmen  die  Kantone  drei  verschiedene  Standpunkte  ein.  1.  Die  einen  besitzen, 
abgesehen  von  privatrechtlichen  Bestimmungen,  nur  Kinzelvorschriften;  so 
Neuenburg  betreffend  gefahrdrohende  Bauten  (Loi  sur  l'entretien  des  maisons 
au  point  de  vue  de  la  sc'curite  publique,  28  avril  1880).  2.  Andere  haben 
organische  Bauordnungen  vorgesehen,  deren  Aufstellung  aber  den  Gemeinden 
überlassen  oder  übertragen:  Aargau  (Gesetz,  über  Aufstellung  von  Bauvor- 
schriften für  Erweiterung  von  Ortschaften,  vom  24.  Februar  1875),  Basel  - 
land  (Gesetz  über  Aufstellung  von  Vorschriften  für  bauliche  Erweiterungen  von 
Ortschaften,  vom  16.  August  1875)  und  Bern  (Gesetz  betreffend  die  Aufstellung 
von  Alignementsplänen  und  von  baupolizeilichen  Vorschriften  durch  die  Gemein- 
den, vom  15.  Juli  1894).  3.  Die  dritte  Gruppe  besitzt  mehr  oder  weniger 
einlässliche  kantonale  Baugesetze.  Dazu  gehören  Baselstadt  (Gesetz  über 
Hochbauten,  vom  27.  Juni  1895)  und  Zürich  (Baugesetz  für  Ortschaften  mit 
städtischen  Verhältnissen,  vom  23.  April  1893),  mit  den  weitestgehenden  Bau- 
vorschriften; im  übrigen  auch  Genf  (Loi  generale  sur  les  routes,  la  voirie, 
les  construetions,  les  eours  d*eau.  les  mines  et  l'expropriation,  15  juin  1895), 
Schaffhausen  (Baugesetz,  vom  10.  September  1868),  Solothurn  (Baugesetz, 
vom  24.  April  1875),  Waadt  (Loi  sur  la  police  des  construetions,  22  mai  1875) 
und  Zug  (Baugesetz  für  die  Stadt  Zug,  19.  August  1897). 

c)  Geltungsgebiet.  Dasselbe  ist  verschieden,  je  nachdem  es  sich  um 
Kinzelbauvorschriften  oder  organische  Bauordnungen  bandelt.  Jene  gelten,  indem 
sie  nur  das  notwendigste  enthalten  und  daher  überall  Anwendung  finden,  für 
das  tfanze  Staatsgebiet.  Eigentliche  Bauordnungen  dagegen,  die  ein  kompaktes 
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bezw.  städtisches  Baugebiet  voraussetzen,  werden  unter  Umstanden  ausdrücklich 
nur  für  solche  Gebiete  erlassen.  So  können  schon  lokale  Baustatute  ihre  Geltung 
auf  bestimmte  Teile  des  Gemeindebanns,  die  eigentliche  Ortschaft  oder  sogar 
bestimmte  Quartiere  derselben  beschränken.  Von  den  kantonalen  Bauordnungen 
aber  gilt  nur  diejenige  von  Baselstadt  unbedingt  für  den  ganzen  Kanton,  der 
auch  sozusagen  in  der  Stadt  aufgeht:  die  der  übrigen  Kantone  dagegen  nicht. 
So  das  Baugesetz  von  Zürich,  schon  dem  Titel  nach;  dasselbe  gilt  allerdings 
nicht  nur  für  die  beiden  Städte  Zürich  und  Winterthur,  sondern  bis  jetzt  fü> 
20  weitere  Gemeinden  ganz  oder  teilweise.  Zug  hat  nur  ein  Baugesetz  für  die 
Stadt  Zug,  immerhin  mit  der  Möglichkeit  der  Erstreckung  auch  auf  andere 
Gemeinden. 

2.  Die  materielle  Baupolizei  bildet  den  Eingriff  in  das  private  Baurecht. 
Betreffend  die  Frage,  in  wie  weit  der  Kingriff  vor  der  verfassungsmässigen 
Eigentumsgarantie  zulässig  sei.  ist«  durch  bundesgerichtlichc  Urteile  konstatiert, 
tlass  die  Baupolizei  das  Recht  hat,  nicht  nur  die  Baufreiheit,  betreffend  neu 
zu  errichtende  Bauten,  zu  beschränken  (bundesgerichtliche  Entscheidungen  V, 
,397),  sondern  auch  in  «las  Baueigentum  selbst,  betreffend  bestehende  Bauten, 
einzugreifen  bis  zu  deren  Zerstörung  (ibid.  IV  471,  XI  121),  und  zwar  in 
letztenn  wie  im  erstem  Fall  ohne  Entschädigungspflicht  —  im  letztern  ohne 
Entschädigungspflicht  allerdings  nur,  wenn  der  Eingriff  zur  Abwendung  erheb- 
licher drohender  Gefahren  notwendig  erscheint. 

Die  Vorschriften  lassen  sich  nach  den  verschiedenen  Seiten  gruppieren, 
welche  das  Bauwesen  im  ganzen  darbietet. 

a)  Bebauung.  Betreffend  die  Bebauung  ausserhalb  von  Ortschaften 
d.  h.  Wohnplätzen  einer  bürgerlichen  Gemeinschaft,  bezw.  in  abgelegenen  Teilen 
der  Gemeinde  kommt  in  Frage  das  Recht  der  sogenannten  Ansiedelung. 
Ansiedelung  heisst  die  Errichtung  eines  Wohngebäudes  auf  einem  bisher  unbe- 
bauten Grundstücke  ausserhalb  einer  bewohnten  Ortschaft  oder  eines  zur  Ort- 
schaft bezw.  deren  Erweiterung  bestimmten  Gebietes,  und  beim  Recht  der 
Ansiedelung  handelt  es  sich  darum,  ob  es  zum  Bezug  entlegener  Wohnplätze 
einer  behördlichen  Genehmigung  bedarf.  Das  Recht  der  Ansiedelung  ist  sonst 
in  der  Schweiz  frei,  im  Gegensatz  z.  B.  zu  Preussen  mit  seiner  Ansiedelungs- 
gesetzgebung. Einzig  Luzern  weist  eine  bezügliche  Bestimmung  auf  in  seinem 
alten  Gesetz  über  die  Baufreiheit,  vom  23.  März  1833,  $3:  «Aus  Rücksichten 
des  gemeinen  Wohles  wird  die  Baufreiheit  dahin  beschränkt  ...  b)  dass  auf 
ganz  kleinen  Grundstücken,  die  gemäss  ihrem  Umfang  eine  zweckmässige 
Landwirtschaft  nicht  gestatten,  in  abgelegenen  unwirtschaftlichen,  von  andern 
Ortschaften  allzu  weit  entfernten  Gegenden,  ohne  besondere  Bewilligung  keine 
Häuser  oder  Wohnungen,  in  welchen  eine  Familie  das  ganze  Jahr  hindurch 
ihren  Aufenthalt  haben  kann,  erbaut  werden  dürfen».  Soweit  diese  Bestimmung 
aus  feuerpolizeilichem  oder  sonst  sicherheitspolizeilichem  Interesse  gerechtfertigt 
wäre,  erschiene  sie  auch  als  zulässige  Beschränkung  der  Baufreiheit :  indem  sie 
aber  mehr  von  Rücksichten  auf  die  Privatökonomic  (landwirtschaftlich  selbst- 
ständiger Betrieb)  eingegeben  zu  sein  scheint,  ist  sie  kaum  mehr  statthaft.  — 
l  ebrigens  kommt  auch  ein  Ansiedelungsrecht  vor  im  Sinne  der  Baupflege, 
zum  Zwecke  nämlich  der  Förderung  der  Besu  delung  unbewohnter  Landstrecken; 
in  der  Schweiz  freilich  nicht. 

Anderseils  die  Behauung  innerhalb  einer  Ortschaft  bezw.  die  Uebcr- 
bauung  eines  zur  Ortschaft  gehörigen  oder  bestimmten  Gebietes.  Dieselbe  wird 
bestimmt  entweder  einfach  nach  dem  Strassenplan  oder  nach  einem  besondern 
Bebauungsplan.  1.  St  rassen  plan -System  als  das  primitivere,  das  immerhin 
eine   gewisse   Ordnung    vorstellt    gegenüber   der   völligen   Regellosigkeit  im 
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Bebauungswesen,  wie  sie  noch  vielfach  in  ländlichen  Kantonen  hc/w.  auf  dem 
Lande  besteht.  Hei  diesem  System  hat  sich  die  Bebauung  nach  nichts  anderem 
zu  richten  als  nach  dem  gegebenen  oder  projektierten  Strassennctz.  Dieses  ist 
für  die  Hebauung  tiestimmend  in  der  Richtung  der  Hautet»  zur  Strasse  (Aligne- 
ment)  und  in  der  Höhe  der  Grundfläche  (Niveau).  Betreffend  das  Aligncment, 
Richtungslinie,  hier  also  die  Haulinie  d.  h.  die  Flucht,  in  welcher  zu  bauen: 
entweder  ist  die  Strassenlinie  zugleich  die  Haulinie,  oder  es  giebt  eine  besondere 
Haulinie  hinter  und  parallel  der  Strassenlinie.  Das  Niveau  betreffend  ist  Vor- 
schrift, die  Haufläche  soll  ä  niveau  der  Strasse  sein,  mit  dieser  gleiche  Höhe 
und  Steigung  haben.  —  2.  Bebauungsplan,  zum  /.werke  rationeller  Hebauung 

—  rationell  für  das  ganze  Quartier  und  für  den  einzelnen  betreffend  Ausnutzung 
seines  Stückes  Hauland.  In  ersterer  Beziehung  handelt  es  sich  um  die  Einteilung 
des  Gebietes  durch  die  Strassenzüge.  Der  Bebauungsplan  hat  sich  allerdings 
nach  den  Hauptstrassenzügen,  jtn  übrigen  sich  die  Strassenzüge  umgekehrt  nach 
dem  Bebauungsplan  zu  richten,  und  zwar  ist  diesfalls  eine  theoretische  Haupt- 
forderung die,  die  Richtung  der  rechtwinklig  einander  sich  schneidenden  Strassen 
soll  womöglich  zwischen  die  Kardinalpunkie  des  Horizontes  fallen,  also  von 
Nordost  nach  Südwest  und  von  Südost  nach  Nordwest  gehen,  damit  jede 
Häuserseite  eine  Zeit  lang  den  wohlthatigen  Einwirkungen  der  Sonne  ausgesetzt 
sei.  —  Betreffend  die  zweckmässige  Ausnutzung  der  Baugründe:  Vorschrift 
rechtwinkliger  Grenzen  der  Baugrundstücke  auf  die  Strassenachse.  und  zu 
diesem  Zwecke  wo  nötig  das  Recht  des  Abtausches  oder  der  Abfindung  mit 
dem  Nachbarn  im  einzelnen,  oder  der  Zusammenlegung  und  Neueinteilung  der 
Grundstücke  des  ganzen  Quartiers,  ähnlich  der  Feldbereinigung  im  Interesse 
der  Landwirtschaft. 

b)  Der  Bau.  Die  diesfälligen  Vorschriften  betreffen  nicht  nur  den  Bau 
selbst,  sondern  auch  und  vor  allem  die  zur  Aufführung  des  Baues  zudienenden 
Einrichtungen,  namentlich  das  Baugerüst.  Mit  Bezug  auf  das  Baugerüst  kommt 
in  Frage  die  Sicherheit  vor  Einsturz,  mit  Rücksicht  auf  Arbeiter  und  Publikum, 
und  kann  auch  auf  dem  blossen  Verordnungs-  oder  Verfiigungswege  und  von 
Gemeindewegen  vorgegangen  werden  (vgl.  oben  «Kompetenz»).  Bertreffend 
den  Bau  selbst  gibt  es  sicherheitspolizeiliche,  speziell  feuerpolizeiliche  Vor- 
schriften (insbesondere  für  öffentliche  Gebäude,  pro  publico,  wie  Theater  u.  a.) 

—  gesundheitliche  (Baugrund,  Grundluft,  Lichtweite  der  Wohnräume  etc.)  — 
sogar  ästhetische  (Fassaden  etc.).  Die  Vorschriften  gehören  aber  zur  Bau- 
technik, und  es  bleibt  hier  bloss  hervorzuheben,  dass  das  Baugesetz  von  Basel- 

"Stadt  sowohl  nach  seiten  der  wahrgenommenen  Interessen  als  hinsichtlich  der 
eingreifenden  Bestimmungen  am  vorgeschrittensten  erscheint. 

c)  Bestehende  Bauten.  Die  Frage  ist.  inwieweit  die  Vorschriften  be- 
treffend Bebauung  und  Bau  auf  bereits  bestehende  Gebäude  anwendbar  sind. 

Für  den  Fall  eines  Umbaues  oder  einer  Hauptreparatur  werden  die 
Vorschriften  gewöhnlich  anwendbar  erklärt,  namentlich  diejenigen  betreffend 
den  Bau,  und  wenn  der  Umbau  den  Umfang  des  Gebäudes  betrifft  (im  Falle 
also  namentlich  der  Erweiterung),  auch  wohl  diejenigen  betreffend  Bebauung 
(Stellung  zur  Baulinie  etc.).  Sonst  höchstens  bei  Feuereinrichtungen  und 
bei  Einsturz  drohenden  Bauten,  immerhin  mit  dem  Recht  der  Alternative 
für  den  Besitzer,  statt  der  baugesetzgemässen  Erneuerung  den  Abbruch  vorzu- 
nehmen. Ja  im  Falle  von  Einsturz  drohenden  Bauten  begnügt  sich  das  Gesetz 
eigentlich,  die  sichere  Herstellung  nach  der  bisherigen  Situation  zu  verlangen. 

Im  übrigen  wird  die  Gemeinde,  wenn  sie  ein  baupolizeiwidriges  Gebäude 
umgestaltet  oder  abgebrochen  wissen  will,  vom  Gesetz  auf  den  Expropria- 
tionsweg gewiesen,  selbst  bei  erheblichen  drohenden  Gefahren,  trotzdem  eine 
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su  weit  gehende  Rücksicht  auf  das  Privateigentum  keineswegs  in  der  Eigen- 
tumsgarantie  liegt  (vgl.  die  Kingangsbernerkung  zur  materiellen  Baupolizei). 
Nur  bei  Einsturz  drohenden  Bauten  fällt  die  Herstellung,  die  aber  eben  nur. 
soweit  zur  Sicherheit  für  Bewohner  und  Publikum  notwendig,  dem  Gesetze 
nach  verlangt  werden  kann,  oder  der  Abbruch  zu  Lasten  des  Eigentümers 
(vgl.  züricherisches  Baugesetz  $$  122  und  124).  —  An  die  Kosten  einer  Expro- 
priation zur  Ausführung  oder  Aenderung  einer  Strasse  oder  eines  Platzes  haben 
die  Anstosser,  soweit  sie  davon  Nutzen  ziehen,  Beiträge  zu  leisten  (ibid.  $31, 
eine  Bestimmung,  die  auch  sonst  in  Kxpropriationsgesetzcn  vorkommt).  Basel- 
Stadt  sieht  zwecks  umfassenderer  Verwirklichung  der  baupolizeilichen  Vor- 
schriften die  sogenannte  Zonenexpropriation  vor,  wonach  bei  Durchführung 
von  Baulinien  Privateigentum  nicht  nur  innerhalb  der  Baulinie  selbst,  sondern 
auch  im  weiteren  Umfange  einer  bestimmten,  hinter  die  Baulinie  sich  er- 
streckenden «  Zone  >  (daher  der  Name)  expropriiert  werden  kann  (Gesetz  über 
Zonenexpropriation  rom  28.  April  1898). 

d)  Gewerbeanlagen.  Es  handelt  sich  um  Anlagen,  die  durch  das  Ge- 
werbe, welches  darin  betrieben  wird,  allgemein  gefährlich  oder  schädlich  sein 
können.  Solche  Anlagen  bedingen  nämlich  Abweichungen  vom  sonstigen  Bau- 
recht in  allen  drei  Richtungen,  nach  denen  dasselbe  bisher  dargestellt  erscheint. 
Betreffend  speziell  feuers-  oder  explosionsgefährliche  Einrichtungen  (Dampfkessel, 
Motoranlagcn  eto  muss  auf  die  Darstellung  der  Feuerpolizei  abgestellt  werden: 
im  folgenden  kommen  sonstige  Gewerbeeinrichtungen,  bezw.  die  Gewerbecin- 
richtungen  im  übrigen  in  Betracht. 

Für  Fabriken  sind  die  Vorschriften  des  Bundesrates  betreffend  den  Neu- 
oder Umbau  von  Fabrikanlagen  (vgl.  oben  «Kompetenz»)  massgebend;  sie 
gelten  nur  für  den  Bau,  nicht  für  das  Placement,  und  kommen  nur  für  Neu- 
oder Umbauten  von  Fabriken  zur  Anwendung.  Im  übrigen  kommt  es  auf  dat. 
kantonale  Recht  an.  also  nicht  nur  betreffend  sonstige  Gewcrbcanlagen,  sondern 
auch  betreffend  das  Placement  von  Fabrikanlagen,  mit  andern  Worten  in  Sachen 
der  «  Bebauung  >  stehen  letztere  unter  kantonalem  Recht. 

Was  die  bauliche  Einrichtung  sonstiger  Gewerbeanlagen  betrifft,  so  ist 
gewöhnlich  nur  verlangt,  dass  Vorkehrungen  zu  möglichster  Abwendung  von 
Schädigungen  und  Belästigungen  zu  treffen  sind  ;  diese  Forderung  gilt  aber  für 
bestehende  Bauten  nicht  weniger  als  für  neu  zu  errichtende. 

Betreffend  das  Placement,  also  nach  seiten  der  sogenannten  Bebauung, 
so  ist  für  absolut  gefährliche  Gcwerbeanlagen  (Petrolkcller,  Pulver-  und  Dynamit- 
magazine etc.)  unbedingt  verlangt,  dass  sie  entfernt  von  menschlichen  Won" 
Hungen,  bezw.  ausserhalb  der  Ortschaft  angelegt  oder  verlegt  werden  —  bei 
andern  dagegen  nur  bedingt,  für  den  Fall  nämlich,  dass  die  genannten  Vor- 
kehrungen nicht  ausreichen.  Aber  wie  die  Vorkehrungen  selbst  vorgeschrieben 
werden  können,  so  kann,  wo  diese  nicht  ausreichen,  die  Verlegung  auch  be- 
stehender Gewerbebetriebe  verlangt  werden  —  ohne  Pflicht  der  Expropriation: 
es  handelt  sich  ja  nicht  um  Ausschluss  der  Anlage  selbst,  bezw.  deren  Benutzung 
überhaupt,  sondern  nur  einer  besonderen  Art  der  Benutzung,  bezw.  eines  un- 
zulässigen Betriebes. 

Die  Verlegung  einfach  ausserhalb  des  Umkreises  einer  Ortschaft  hat  aber 
den  Nachteil,  dass  sich  mit  Ausdehnung  der  Ortschaft  der  Uebelstand  wieder- 
holt. Daher  das  gesetzgeberische  Postulat  der  Konzentrierung  von  Gewerbc- 
anlagen  auf  bestimmte  (Quartiere  innerhalb  der  Ortschaft,  das  natürlich  sich 
nicht  auf  absolut  gefährliche  Anlagen  bezieht,  indem  solche  unbedingt  ausser 
die  Ortschaft  zu  verweisen  sind.  Die  Konzcntricrung  kann  verlangt  werden 
so.  dass  einerseits  keine  Gewerbeanlage  auf  einem  andern  Platze  und  ander- 
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scits  auf  dem  bestimmten  Platz  keine  andere  als  eine  Gewerbeanlage  bewilligt 
würde.  Als  Platz  kann  bestimmt  werden  speziell  das  Centrum  der  Ortschaft 
(City system)  oder  beliebige  Teile  der  Ortschaft,  die  dafür  speziell  geeignet, 
bezw.  bereits  benutzt  sind  (System  der  Industriequartiere).  Das  letztere 
System  war  im  züricherischen  Gcwcrbcgcsetzcscntwurf  vorgesehen,  der  in  der 
Volksabstimmung  vom  17.  Dezember  1899  verworfen  worden  ist. 

III.  Die  sogenannte  Baupflege.  Finanzielle  Unterstützung  der  privaten 
Bauthätigkeit  zum  Zwecke  der  Verbesserung  des  Baubestandes,  und  zwar  in 
Form  der  Entlastung  von  Auflagen,  speziell  als  Reduktion  der  Einregistricrungs- 
und  Transskriptionsgebühr  findet  sich  in  Genf,  gemäss  dem  Gesetz  vom  28.  Sep- 
tember 1898  (loi  favorisant  la  Substitution  de  maisons  neuves  ä  de  vieux 
immeublcs).  Genf  hat  auch  für  Errichtung  gesunder  und  billiger  Wohnungen 
von  Gemeindewegen  Vorsorge  getroffen,  durch  die  Loi  approuvant  unc  Con- 
vention com  lue  avec  la  ville  de  Genevc  pour  la  construetion  de  logeincnts 
h  y  g  ic"  niq  ues  et  a  bon  marche,  vom  15.  Februar  1896.  Darnach  übernimmt 
die  Stadl  Genf  den  Bau  billiger  Wohnungen,  wogegen  der  Staat  auf  die  Hand- 
änderungsgebühren verzichtet.  —  Sonst  kommen  als  Gemeinwerke  nur  zudienende 
Anlagen  vor  (Kanalisation,  Wasser-,  Gas-,  Elektrizitätswerke),  und  auch  ohne 
von  Staatswegen  vorgeschrieben  zu  sein,  ausser  in  Basel-Stadt,  wo  die  bezüg- 
lichen Erlasse  kantonal  sind,  wie  sie  es  auch  kaum  anders  sein  können. 

IV.  Litterntttr.  lietr.  die  schweizerische  Baupolizei  speziell  giebt  es  keine 
erwähneus-.icrte  Litter alur,  ausser  J.  Schollenberger,  Grundriss  des  Staats-  und  Ver- 
-i  alt  ungerechtes  der  schzieizer.  Kantone,  Band  //,  S.  ijq  ff. ;  betr.  die  Baupolizei  im 
allgemeinen  aber  ist  auf  die  J.ehr-  und  Handbücher  des  Verwaltungsrechtes  zu 
verweisen. 

Dr.  J.  Schollenberger,  Professor  an  der  Universität  Zürich. 

Beamtenvereine:  a)  Staats-  und  Gemeindebeamtenvereine. 

I.  Kinleitung:  I.  Der  Beamten  begriff;  2.  Beamtenvereine.  —  II.  Die  hauptsäch- 
lichsten Bcamicnvcrcincr  in  der  Schweiz:  i.  Unter  den  eidgenössischen  Beamten 
und  Angestellten;   2.  Unter  den  kantonalen  und  Gemeindebeamten.  —  III.  Littcratur. 

L  Einleitung.  1.  Dkr  Kkamtknhkgrikf.  a)  Im  allgemeinen.  Unter 
Beamten  im  weitern  staatsrechtlichen  Sinne  versteht  man  die  im  Dienste  eines 
Staates  oder  einer  Gemeinde  stehenden  Personen.  Im  engern  Sinne  sind  Beamte 
die  Inhaber  eines  öffentlichen,  ständigen  Amtes.  Zu  den  Beamten  in  jenem 
weitern  Sinne  gehören  auch  die  öffentlichen  Angestellten  oder  Bediensteten, 
welche  zwar  im  Dienste  eines  Staates  oder  einer  Gemeinde  stehen,  aber  kein 
eigentliches  Amt  bekleiden,  denen  also  keine  selbständigen  amtlichen  Funktionen 
zukommen. 

Privat beamte  sind  Angestellte  eines  Privaten  (Fabrikbesitzers,  einer 
Aktiengesellschaft  u.  s.  w.). 

In  den  nachstehenden  Ausführungen  sind  nur  die  öffentlichen  Beamten 
und  Angestellten  in  Bund  und  Kantonen,  mit  Ausnahme  der  Bundesbahn- 
Beamten  und  -Angestellten  und  der  öffentlichen  Arbeiter  berücksichtigt,  ücber 
die  letzteren  siehe  den  Artikel  «Staats-  und  Gemeindearbeiter:». 

b)  In  der  eidgenössischen  Staatsverwaltung  werden  unter  «Beamten» 
die  (wenigstens  erstmals)  vom  Bundesrate  zur  Besorgung  eines  bestimmten 
Geschäftskrcises  der  Verwaltung  und  auf  eine  bestimmte  Amtsdaucr  gewählten 
Personen  verstanden,  während  als  «Angestellte»  oder  «Bedienstete»  die  von 
den  Departementen  oder  von  ihnen  unterstellten  Acmtern  (Direktionen  etc.) 
auf  unbestimmte  Zeit  gewählten  Personen  bezeichnet  werden.  Das  Bundesgesetz 
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über  das  Zollwesen  vom  2S.  Juli  1S93  zählt  genau  auf,  welches  Personal  der 
Zollverwaltung  zu  der  Kategorie  der  Beamten  und  zu  derjenigen  der  Ange- 
stellten gehört.  Hei  der  Postverwaltung  sind  «Angestellte»  die  Briefkastenleerer, 
die  Packer,  Bureaudiener,  Briefträger  und  die  Postkondukteure;  die  übrigen 
sind  «Beamte».  «Angestellte»  der  Telegraphenverwaltung  sind  die  Depeschen- 
träger  (Ausläufer)  und  die  Bureaudiener ;  Telegraphisten  etc.  sind  «Beamte». 
Die  Angestellten  tragen  meist  Uniform. 

c)  Auch  in  den  Kantonen  wird  zwischen  Beamten  und  Angestellten 
unterschieden;  doch  fehlt  fast  überall  eine  gesetzliche  Definition  der  beiden 
Begriffe.  Die  beiden  Ausdrücke  werden  auch  gleichbedeutend  gebraucht.  So 
gilt  z.  B.  ü  4  der  züricherischen  Verordnung  betreffend  die  Amtsstellung  und 
Besoldung  der  Beamten  und  Angestellten  der  kantonalen  Verwaltung  nicht  nur 
für  die  «Beamten»,  sondern  auch  für  die  Angestellten  (Abwarte.  Heizer,  Weibel). 
Anderseits  kann  Mitglied  des  «Vereins  der  Basler  Staatsangestellten»  jeder 
kantonale  Beamte  und  Angestellte  sein;  hier  ist  also  offenbar  der  Begriff 
«  Staatsangestelltcr »  der  weitere.  (Vergleiche  übrigens  hiezu  Schollenberger, 
(Jrundriss  des  Staats-  und  Verwaltungsrechts  der  schweizerischen  Kantone,  1. 
Seite  111.) 

2.  Beamtenvkreine  sind  Vereinigungen  von  Beamten  (und  Angestellten) 
zum  Zwecke  der  Förderung  ihrer  geistigen  und  materiellen  Interessen. 

Die  Mittel  zur  Krrcichung  dieses  Zweckes  sind  natürlich  sehr  verschieden; 
sie  richten  sich  nach  dem  speziellen  Zwecke,  welchen  ein  Beamtenverein  ver- 
folgt: während  der  «Schweizerische  Lebensversicherung« -Verein»  das  Lebens- 
versicherungsgeschäft betreibt,  giebt  es  eine  Anzahl  von  Beamtenvercinen, 
denen  wohl  in  der  Hauptsache  die  «  Pflege  der  Kollegialität  >  zur  Erreichung 
des  Zweckes  genügt. 

In  der  Schweiz  besteht  eine  ansehnliche  Zahl  von  Beamtenvereinen.  Wir 
treffen  solche  namentlich  unter  den  eidgenössischen  Beamten  und  Angestellten 
und  unter  der  Beamtenschaft  der  grössern  Kantone,  d.  h.  da,  wo  eine  grössere 
Zahl  von  Personen  existiert,  denen  ihr  Amt  oder  ihre  Anstellung  ausschliessliche 
oder  doch  Hauptbeschäftigung  und  Haupter wcrhsquellc  ist  und  daher  ihr  Haupt- 
interesse beansprucht.  Wo  dagegen,  wie  in  den  kleinem  Kantonen,  die  Zahl 
der  Beamten  gering  ist.  wo  die  Aemter  zudem  meist  unbesoldete  Ehrenämter 
oder  blosse  Nebenbeschäftigung  der  Beamten  sind,  besteht  ein  geringes  gemein- 
sames Interesse  und  daher  im  allgemeinen  auch  kein  Bedürfnis  nach  einem 
Zusammenschluss. 

Einigen  dieser  Beamtenvereine,  wie  dein  « Schweizerischen  Lebensver- 
sicherungs-Verein», dem  «Schweizerischen  Amtsbürgschaftsverein»,  den  kanto- 
nalen Amtsbürgschaftsgenossenschaften  kommt  eine  nicht  unwesentliche  wirt- 
schaftliche Bedeutung  zu.  Andere  tragen  zur  Förderung  der  allgemeinen  und 
speziellen  Bildung  ihrer  Mitglieder  bei  oder  erleichtern  durch  Vermittlung  der 
persönlichen  Bekanntschaft  auch  den  amtlichen  Verkehr  unter  den  Mitgliedern. 
Aus  dem  Schosse  von  Beamtenvereinen  sind  wiederholt  Anregungen  zur  Ver- 
einheitlichung des  Rechts  oder  wenigstens  der  Vereinheitlichung  und  Verein- 
fachung der  Praxis  hervorgegangen. 

II.  Die  hauptsächlichsten  Beamtenvereine  in  der  Schweiz.  1.  Unter 
den  eidgenössischen  Beamten  und  ANGESTELLTEN.  A.  Vereine  mit  Mit- 
gliedern aus  allen  Verwaltungsabteilungen.  In  erster  Linie  sind  hier 
zu  nennen  der  «Schweizerische  Lebensversicherungs-Verein»  und  der 
«Schweizerische  A  mt  sbür  gs  chaft  s  v  erei  n  »,  die  beiden  grössten  in  der 
Schweiz  bestehenden  Beamtenvereinc. 
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Der  « Sch  jv ei zeriseh  c  Lcbcnsversichcrungs-Verein»  (eingetragene 
Genossenschaft)  ist  heute  ein  bedeutendes,  vom  Hundesrat  konzessioniertes 
Lebensvcrsicherungs-Institut.  Seine  Gründung  fällt  in  das  Jahr  1870,  wo  Post- 
halter Diener  von  Ebnat  in  einer  Versammlung  der  Heamten  und  -Angestellten 
des  Postkreises  St.  Gallen  am  12.  Februar  1870  die  Schaffung  eines  auf  Gegen- 
seitigkeit beruhenden  Lebensversicherungsvereins  der  Heamten  und  Angestellten 
dieses  Postkreises  anregte.  Veranlassung  zu  dem  Vorschlage  gab  der  Heschluss 
der  Hundcsvcrsammlung  vom  24.  Juli  1867,  durch  welchen  der  infolge  einer 
Petition  von  über  2200  eidgenössischen  Beamten  vom  Hundesrat  eingebrachte 
Beschlussesentwurf  betreffend  die  Lebensversicherung  der  eidgenössischen  He- 
amten und  Angestellten  dem  Hundesrate  zu  nochmaliger  Prüfung  zurückgewiesen 
wurde,  was  zur  Folge  hatte,  dass  die  Angelegenheit  wieder  ruhen  blieb.  Die 
Anregung  Dieners  fand  Heifall  und  es  wurde  energisch  an  ihrer  Verwirklichung 
gearbeitet:  am  1 .  Juli  1870  konstituierte  sich  der  «Lebensversicherung»- Verein 
der  Heamten  und  Angestellten  des  Postkreises  St.  Gallen»  mit  228  Mitgliedern. 
Schon  im  folgenden  Jahre  wurde  eine  Statutenrevision  beschlossen,  hauptsächlich 
um  den  Heamten  und  Angestellten  anderer  Postkreise  den  Anschlusi*  an  den 
Verein  zu  ermöglichen,  da  sich  die  Beamten  und  Angestellten  der  Postkreise 
Zürich,  Hern  und  Luzern  zum  Heitritt  bereit  erklärt  hatten.  Die  neuen  Statuten 
traten  mit  27.  September  1871  in  Kraft:  der  Verein  nannte  sich  nunmehr 
«l'nterstützungs-  und  Versicherungsvercin  schweizerischer  Postbeamter  und 
-Bediensteter»:  den  ersten  vier  Sektionen  St.  Gallen,  Zürich,  Hern  und  Luzern 
schlössen  sich  noch  im  Jahr  1871  die  Beamten  und  Angestellten  der  Postkreise 
Aarau,  Hasel  und  Chur,  1872  auch  diejenigen  von  Genf  und  Lausanne  und 
Neuenburg  und  schliesslich  1874  auch  von  Bellinzona  an,  sodass  der  Verein 
nunmehr  alle  '  1 1  Postkreise  umfasste  und  über  1900  Mitglieder  zählte.  Schon 
durch  die  Delegiertenversammlung  von  1872  in  Luzern  war  das  Centraikomitee 
beauftragt  worden,  den  Bundesrat  um  einen  Bundesbeitrag  zu  ersuchen,  in  dem 
Sinne,  dass  dem  Vereine  der  jeweilige  Ertrag  der  Ordnungsbussen  und  der  Reinertrag 
der  Rehutsstücke  überwiesen  werde.  Ferner  sollte  die  Aufbewahrung  der  Werttitel 
des  Vereins  bei  der  eidgenössischen  Staatskasse  angestrebt  werden.  Ein  Bundes- 
beitrag wurde  erstmals  pro  187.?  unter  der  Bedingung  bewilligt,  dass  der  Verein 
auch  andern  eidgenössischen  Heamten  und  Angestellten  zugänglich  gemacht 
werde,  jedenfalls  aber  denjenigen  der  Telegraphenvcrwaltung,  welche  bereits 
beim  Vereine  um  Zutritt  nachgesucht  hatten.  Die  Aufbewahrung  der  Werttitel 
des  Vereins  bei  der  eidgenössischen  Staatskasse  wurde  dagegen  anfänglich 
abgelehnt,  im  Jahr  1878  schliesslich  doch  übernommen  (Betrag  damals  I-Y.  3f>4,000t. 
Nachdem  mit  Frühjahr  187.?  der  Beitritt  zum  Verein  den  Beamten  und  Ange- 
stellten der  Telegraphenverwaltung  eröffnet  worden  war.  suchten  auch  die 
Zollbeamten  Anschiuss  zu  erlangen.  Das  eidgenössische  Zolldepartement  liess 
jedoch  vorerst  die  Statuten  des  Vereins  durch  Professor  Kinkelin  in  Basel  einer 
genauen  Prüfung  unterziehen.  Der  Experte  konstatierte  in  seinem  Gutachten 
vorn  4.  Juni  1874  so  erhebliche  versii  herungste<  hnischc  Mängel,  dass  dem 
Centralkomitee  des  Vereins  vom  Postdepartement  bedeutet  wurde,  der  Hundes- 
beitrag könnte  weiterhin  nur  bewilligt  werden,  wenn  der  Verein  auf  eine  neu«', 
versicherungstechnisch  richtige  Grundlage  gestellt  werde.  Die  Statutenrevision 
wurde  ungesäumt  unter  Zuzug  von  Professor  Kinkelin  in  Angriff  genommen: 
in  der  Delcgicrtenvcrsammlung  vom  lK  bis  11.  Mai  1875  in  Luzern  gab  sich 
der  Verein  neue  Statuten  und  den  neuen  Namen  «Versicherungsverein  der 
eidgenössischen  Heamten  und  Bediensteten  ».  Die  neuen  Statuten  traten  am 
1.  Januar  187b  in  Kraft.  Sie  bezeichnen  als  Zweck  des  auf  dem  Prinzip  der 
Gegenseitigkeit  beruhenden  Vereins  die  Ausrichtung  fixer  Versicherungssummen 
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an  die  Hintcrlassenen  verstorbener  Mitglieder,  oder  an  die  Versicherten  nach 
zurückgelegtem  60.  Altersjahre,  sowie  die  Ausrichtung  von  Altersrenten.  Der 
Heitritt  zum  Verein  wurde  allen  Beamten  und  Bediensteten  der  eidgenössischen 
Vcrwaltungszweige  gestattet,  welche  das  55.  Altcrsjahr  noch  nicht  überschritten 
haben  und  sich  einer  guten  Gesundheit  erfreuen.  Die  Versicherung  fand  statt 
mittels  vorauszubezahlender  monatlicher  Prämien  auf  fixe  Beträge  und  zwar 
nach  Massgabe  eines  Tarifcs  A  zahlbar  nach  dem  Ableben,  oder  gemäss  einem 
Tarif  B  zahlbar  nach  zurückgelegtem  <»0.  Altersjahr  oder  früher  erfolgtem 
Ableben.  Die  Versicherung  konnte  je  nach  Wunsch  des  Versicherten  auf  die 
Beträge  von  Fr.  100—5000  erfolgen  in  Summen,  die  durch  100  teilbar  sind. 
Ausserdem  wurde  den  Beitrittsberechtigten  freigestellt,  nach  einem  besondern 
Tarife  eine  Versicherung  auf  eine  jährliche  Rente  zahlbar  an  das  Mitglied  vom 
Alter  von  60  Jahren  an  (ohne  Gewinnanteil)  einzugehen  und  zwar  für  Summen 
von  Fr.  100 — 1000. 

In  organisatorischer  Beziehung  sahen  die  neuen  Statuten  für  die  Beamten 
und  Bediensteten  der  Post-  und  Telegraphcnvcrwaltung  die  Bildung  von  Sek- 
tionen in  jedem  Postkreise  vor,  wahrend  die  den  übrigen  Vcrwaltungszw eigen 
angehörenden  Mitglieder  sich  je  nach  Bedürfnis  in  selbständige  Sektionen  zu 
organisieren  hatten.  Jeder  Sektion  sollte  ein  Komitee,  bestehend  aus  Präsident, 
Aktuar  und  Kassier  und  eventuell  weitern  Mitgliedern,  vorstchen.  Diese  Sek- 
tionskomitecs  waren  von  den  Sektions-Hauptversammlungen  zu  wählen,  standen 
unter  der  Leitung  eines  Centraikomitees,  das  die  Delcgiertenversammlung  aus 
den  Sektionskomitecs  auf  die  Dauer  von  2  Jahren  zu  ernennen  hatte.  Die 
Dclegiertenversammlung  trat  alle  2  Jahre  zusammen :  jede  Sektion  von  50  bis 
100  Mitgliedern  wählte  einen,  Sektionen  von  über  100  Mitgliedern  wählten 
zwei  Delegierte.  Im  weitern  bestimmten  die  Statuten  die  Obliegenheiten  dieser 
Vereinsorgane  und  stellten  die  Grundsätze  der  Kassaverwaltung  etc.  auf.  All- 
jährlich sollte  nach  den  Grundsätzen  der  Versicherungstechnik  eine  Berechnung 
des  Deckungskapitals  aufgestellt  werden.  Hiebei  sich  ergebende  Ueberschüssc 
waren  bis  zum  Betrage  des  zehnten  Teiles  des  Deckungskapitals  als  Reserve- 
fond anzusammeln.  Ks  wurde  bestimmt,  dass  das  Deckungskapital  unter  keinen 
Umständen  angegriffen  werden  dürfe;  allfällige  Rückschläge  waren  aus  dem 
Reservefond,  eventuell  aus  einer  Erhöhung  der  Jahreseinlagen  zu  decken.  Für 
den  Fall,  als  der  Reservefond  den  Betrag  des  zehnten  Teiles  des  Deckungs- 
kapitales erreicht  haben  werde,  war  die  Verwendung  des  Ueberscbusscs  zur 
Ermässigung  der  Prämien  sämtlicher  auf  den  Todesfall  versicherter  Mitglieder 
im  Verhältnis  zu  ihren  Einlagen  vorgesehen. 

Der  Verein  war  damit  zur  eigentlichen  Lebensvcrsichcrungsgesellschaft 
geworden.  Das  Vereinsvermögen  beliei*  sich  bei  der  Geschäftsübergabe  auf 
Fr.  52,812.07  gegen  Fr.  5287.25  beim  Uebergang  der  Geschäftsleitung  von 
der  Sektion  St.  Gallen  auf  die  Sektion  Zürich  im  Jahr  1873.  Von  den  2368 
Mitgliedern,  welche  der  Verein  im  Jahr  1875  zählte,  traten  nur  1875  mit  2013 
Polizcn  (die  Differenz  rührt  von  der  Erhöhung  der  Versicherungssummen  her. 
was  statutengemäss  die  Ausstellung  einer  zweiten  Polize  bedingte)  in  den  neuen 
Verein  über.  Die  Bundessubvention,  anfanglich  Fr.  10,000,  dann  Fr.  23,000, 
wurde  für  1878  und  1879  auf  Fr.  30,000  erhöht;  1880  wurde  dem  Verein  zum 
erstenmal  auch  der  Ertrag  der  Ordnungsbussen  (1880:  Fr.  13,466.65)  über- 
lassen. Diese  Subsidien  flössen  bis  1883  in  den  Reservefond. 

Im  Jahr  1881  konnte  bereits  eine  Summe  von  ca.  Fr.  60,000  zur  Ver- 
minderung der  Prämien  zu  gunsten  sämtlicher  Mitglieder  der  Periode  1876 — 1880 
verwendet  werden,  da  der  Reservefond  den  zehnten  Teil  des  Dcckungskapitals 
mit  dem  Jahr  1880  weit  überschritten  hatte.    Gleichzeitig  wurde  beschlossen. 
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die  Rciträgc  des  Bundes  vom  Jahr  1883  an  ausschliesslich  zur  Prämienermäs- 
sigung der  effektiv  im  eidgenössischen  Dienste  stehenden  Vereinsmitglieder  zu 
verwenden,  anstatt  sie  in  den  Reservefond  zu  legen.  Dieser  Prämienermässigung 
wurden  auch  die  im  eidgenössischen  Dienste  stehenden  Mitglieder  teilhaftig 
erklärt,  welche  vor  1876  anderweitig,  jedoch  im  ganzen  nur  bis  Fr.  5000. — 
versichert  waren.  Infolge  dieser  Beschlüsse  wurde  die  Bundessubvention  für 
das  Jahr  1882  auf  Fr.  50,000  erhöht;  ausserdem  wurde  dem  Verein  der  Ertrag 
der  Ordnungsbussen  zugewiesen. 

Das  Inkrafttreten  des  Bundesgesetzes  über  das  Obligationenrecht  (1.  Januar 
1883)  bedingte  eine  abermalige  Statutenrevision;  sie  wurde  auf  1.  Januar  188b 
durchgeführt  und  brachte  hauptsächlich  folgende  Neuerungen:  Aufstellung  von 
Vertrauensärzten  für  die  Sektions-  und  das  Ccntralkomitce ;  Ucbernahmc  der 
Untersuchungskosten  auf  die  Vcrcinskasse ;  Entscheid  über  Aufnahme  neuer 
Mitglieder  durch  das  Ccntralkomitee,  statt  wie  bisher  durch  das  betreffende 
Sektionskomitee;  Ausdehnung  der  Versicherungssumme  bis  auf  Fr.  10,000,  unter 
Rückversicherung  der  Summen  über  Fr.  5000;  Herabsetzung  der  Frist  für 
Prämienstundung  von  3  auf  2  Monate ;  sofortige  Auszahlung  des  Üeckungs- 
kapitals  bei  Verlegung  des  Wohnsitzes  ins  Ausland  und  Rückkauf  von  in  gericht- 
licher Liquidation  befindlicher  Polizen:  Anzeige  von  Uebertragungen  (Versatz) 
von  Polizen  an  das  betreffende  Sektionskomitee ;  Erhöhung  des  Reservefonds 
von  10  auf  20°/o  des  Deckungskapitals :  Ucbernahmc  der  Sektionsunkosten  auf 
die  Centraikasse  und  billige  Entschädigung  der  Sektionskomitees:  mässige 
Erhöhung  der  Prämientarife  für  neue  Versicherungen. 

Die  Anträge  auf  Einführung  von  Geldvorschüssen  auf  Vereinspolizen  und 
auf  Auszahlung  des  Deckungskapitals  an  Mitglieder,  die  ihre  Versicherung  nicht 
mehr  fortführen  können,  wurden  abgelehnt.  Dagegen  wurde  beschlossen,  den 
die  20%  des  Deckungskapitals  auf  Ende  1885  übersteigenden  Teil  des  Reserve- 
fonds als  Dividende  an  die  Mitglieder  im  Verhältnis  ihrer  seit  Eintritt  in  den 
Verein  bezahlten  Prämien  zu  verteilen;  hiefür  konnte  1886  ein  Betrag  von 
Fr.  44,286.  78  verwendet  werden. 

Infolge  des  Inkrafttretens  des  Bundesgesetzes  betreffend  die  Beaufsichtigung 
von  Privatunternehmungen  im  Gebiete  des  Versicherungswesens  (vom  25.  Juni 
1885)  wurde  der  Verein  vom  Jahr  188<>  an  der  Aufsicht  des  Bundesrates,  bezw. 
des  eidgenössischen  Versicherungsamtes  unterstellt.  Die  Konzession  wurde  erst- 
mals auf  t>  Jahre  erteilt,  die  Kaution  auf  Fr.  100.000.  die  Staatsgebühr  auf 
1  °/oo  der  Brutto-Prärnieneinnahmen  festgestellt. 

Im  Jahr  1889  ersuchte  eine  Anzahl  Beamter  von  15  verschiedenen  kan- 
tonalen Staatsverwaltungen  um  Ermöglichung  des  Anschlusses  an  den  Verein. 
Die  Generalversammlung  sprach  sich  grundsätzlich  für  Aufnahme  von  Kan- 
tonalbeamten  aus  und  bcschloss  eine  entsprechende  Statutenrevision.  In  einer 
ausserordentlichen  Generalversammlung  (25.  2b.  August  1890  in  Genf)  wurden 
die  neuen  Statuten  aufgestellt;  sie  traten  nach  Annahme  in  der  Urabstimmung 
auf  1.  Januar  1891  in  Kraft.  Ausser  der  Beitrittsmöglichkeit  für  Kantonalbeamte, 
die  sich  in  10  besondern  Sektionen  zu  organisieren  haben,  brachten  sie  haupt- 
sächlich folgende  Neuerungen:  die  .Acnderung  der  Vereinsfirma  in  c  Schwei- 
zerischer Lebensve  rsicherungs-Vercin»;  Reduktion  der  Zahl  der  Vertreter 
der  einzelnen  Sektionen  in  der  Generalversammlung  auf  höchstens  zwei; 
Erhöhung  der  Prämien  bei  nicht  völlig  gesunden  Antragstellern:  Auszahlung 
des  Deckungskapitals  an  bedürftige,  aus  der  eidgenössischen  oder  einer  kanto- 
nalen Verwaltung  austretende  Mitglieder;  Ermässigung  des  Reservefonds  von 
20°  o  auf  l0°/0  des  Deckungskapitals:  Verteilung  des  Ueberschusses  über  den 
Reservefond  alle  3  Jahre  nach  Massgabe  der  einbczahlten  Prämien,  sobald  der 
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Uebcrsehuss  Kr.  10,000  erreicht  hat.  Auch  wurde  jetzt  die  bei  der  letzten 
Statutenrevision  abgelehnte  G  c  Währung  von  Geld  Vorschüssen  auf  Vereins- 
polizen  eingeführt:  hiefür  wurde  ein  besonderes  Reglement  erlassen,  dessen 
Aenderung  ohne  Statutenrevision  von  der  Generalversammlung  beschlossen 
werden  kann.  Von  dieser  neuen  Institution  wurde  bald  reger  Gebrauch  gemacht: 
im  Jahr  1891  wurden  an  14b  Mitglieder  im  ganzen  ca.  Fr.  50,000  Vorschüsse 
ausgerichtet. 

Da  im  Jahr  1889  die  Ausgaben  für  Prämienermässigungen  den  Betrag 
der  Bundessubvention  überschritten,  erhöhte  der  Bundesrat  den  festen  Beitrag 
dir  das  Jahr  1891  auf  Fr.  t>5,000  und  vom  Jahr  1892  an  auf  Fr.  100.000. 

Mit  1.  Januar  1893  trat  ein  neuer  Rententarif  in  Kraft,  welcher  Renten 
mit  Rückgewähr  der  Einlagen  unter  Abzug  von  5%  vorsah.  Versicherungen 
dieser  Art  sind  jedoch  besonders  der  hohen  Prämien  wegen  wenige  abge- 
schlossen worden. 

Aufnahmen  von  Kantonalbeamten  erfolgten  erst  1892  und  zwar  nur 
14  aus  den  Kantonen  Aargau  und  Solothurn.  mit  einer  Gesamtversicherung  von 
Fr.  41,900.  Die  Aufgenommenen  wurden  mit  Rücksicht  auf  die  geringe  Zahl 
den  Sektionen  Aargau  und  Solothurn  zugeteilt.  Die  Ursachen  der  geringen 
Beteiligung  der  Kantonalbeami en  lag  zweifellos  daran,  dass  nur  die  beiden 
genannten  Kantone  damals  ihren  Beamten  Beiträge  an  Versicherungen  aus- 
richteten. 

Erst  1893  kam  es  zur  Bildung  einer  Kantonalsektion  im  Kanton  Glarus. 
welcher  seinen  Beamten  einen  Versicherungsbeitrag  gewährte:  die  Sektion  zählte 
bei  ihrer  Gründung  35  Mitglieder  mit  einer  Gesamtversicherungssumme  von 
Fr.  57,700.  Die  Kantonalsektion  Glarus  ist  auch  heute  noch  die  einzige. 

1895  wurde  neuerdings  eine  Statutenrevision  —  die  dritte  seit  der 
Reorganisation  von  1876  —  beschlossen  behufs  Einführung  von  Versicherungen 
bis  Fr.  1000  ohne  ärztliche  Untersuchung  und  von  Versicherungen  zahlbar  nach 
zurückgelegtem  50.  und  55.  Altersjahr,  ferner  zum  /wecke,  den  vom  Vereine 
abgewiesenen  Versicherungsbewerbern  die  Beteiligung  an  der  Bundessubvention 
zu  ermöglichen.  Die  Revision,  welche  in  der  Urabstimmung  vom  5.  November 
1897  bei  geringer  Beteiligung  (54,8%)  fast  einstimmig  angenommen  wurde 
(98.8%),  erstreckte  sich  ausserdem  noch  auf  eine  ganze  Anzahl  von  Punkten, 
von  denen  die  folgenden  als  wesentlichste  Neuerungen  erwähnt  seien:  Jeder 
Sektion  mit  höchstens  30<l  Mitgliedern  wurden  zwei  Delegierte,  den  Sektionen 
mit  über  300  Mitgliedern  wurden  drei  Delegierte  in  der  Generalversammlung 
zuerkannt,  wobei  jedoch  in  allen  Fallen  der  Sektionspräsident  als  Delegierter 
von  Amtes  wegen  inbegriffen  ist.  Ferner.  Aufnahme  der  in  der  General- 
versammlung von  1891  bereits  eingeführten  Rentenversicherung  mit  Prämien- 
rückgewähr: Sistierung  der  Prämienzahlung  nach  zurückgelegtem  85.  Altersjahr: 
Berechtigung  zur  Erhöhung  einer  Versicherung  bis  zum  statutarischen  Höchst  - 
betrage  auch  nach  Austritt  aus  dem  eidgenössischen  oder  kantonalen  Dienste; 
Verwendung  des  Deckungskapitales  als  Prämieneinlage  ( Reduktion i  für  eine 
neue  Versicherung  bei  Umwandlung  der  bestehenden  Versicherung.  Auch  hin- 
sichtlich der  Speisung  des  Reservefonds  wurden  neue  Vorschriften  getroffen: 
Die  über  «las  Deckungskapital  hinaus  sich  ergebenden  Ueberschüsse  sind  bi- 
zum  Betrag  von  2%  des  Unterschieties  /wischen  dem  Deckungskapital  und 
den  versicherten  Summen  als  Reservej'ond  anzusammeln.  Der  Ueberschuss  über 
den  hiernach  gebildeten  Reservefond  soll  alle  drei  Jahre  an  die  Mitglieder  — 
mit  Ausnahme  der  Rentner  —  als  Dividende  verteilt  werden:  der  Anteil 
eines  Mitgliedes  berechnet  sich  nach  seinen  seit  dem  Eintritt  in  den  Verein 
geleisteten  Einlagen. 
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Die  aus  der  Bundessubvention  zu  bestreitende  Präinicnermässigung  beginnt 
n;ich  den  neuen  Statuten  mit  dem  Eintritt  in  den  Verein,  während  früher  eine 
Karenzzeit  von  b  Monaten  statuiert  war;  sie  endigt  in  der  Regel  mit  dem 
Austritt  des  Vereinsmitglicdes  aus*  dem  eidgenössischen  Dienste,  kann  aber 
ausnahmsweise  auch  noch  nachher  gestattet  werden.  Einen  Anteil  an  der 
Bundessubvention  bis  auf  Fr.  30  jährlich  erhält  eventuell  auch  jeder  abgewiesene 
Versichcrungsbe werber,  welcher  auch  bei  einer  andern  Versicherungsgesellschaft 
nicht  angenommen  wird,  unter  der  Bedingung,  dass  er  in  die  Vercinskassc 
einen  gleichen  Betrag  als  Spareinlage  einlegt.  Unter  den  gleichen  Bedingungen 
erhalten  Mitglieder,  die  nur  mit  Fr.  1000  ohne  ärztliche  Untersuchung  versichert 
sind,  einen  Anteil  an  der  Bundessubvention,  der  mit  dem  Beitrag  an  die  Ver- 
sicherungsprämie den  Gesamtbetrag  von  Fr.  30  jährlich  nicht  übersteigen  darf. — 
Die  Berechtigung  zum  Bezüge  von  Geldvorschüssen  gegen  Hinterlage  der  Polize 
wurde  ausgedehnt  auf  alle  Mitglieder,  d.  h.  auch  die  aus  dem  eidgenössischen 
oder  kantonalen  Dienste  ausgetretenen.  Die  Vorschüsse  dürfen  nur  bis  höchstens 
*/a  des  Deckungskapitals  und  höchstens  dem  Betrage  des  Rückkaufswertes  der 
betreffenden  Versicherung  gemacht  werden;  sie  sind  mit  4  °/o  zu  verzinsen  und 
es  hat  die  Rückzahlung  in  der  Regel  in  jährlichen  Raten  zu  erfolgen.  (Regle- 
ment vom  12.  August  1897).  Schliesslich  wurden  auch  neue  Prärnientarife 
aufgestellt. 

Die  organisatorischen  Bestimmungen  blieben  im  übrigen  in  der 
Hauptsache  unverändert.  Der  Verein  setzt  sich  zusammen:  l.  aus  Beamten 
und  Angestellten  der  sämtlichen  eidgenössischen  Verwaltungszweige,  welche 
in  jedem  der  11  schweizerischen  Postkreise  je  eine  Sektion  bilden,  während 
eine  weitere  (12.)  Sektion  von  Zollbeamten  und  -Angestellten  mit  Sitz  in 
Schaffhausen  besteht,  der  aber  auch  andere  eidgenössische  Beamte  und  Ange- 
stellte beitreten  können;  und  2.  aus  Beamten  und  Angestellten  der  kantonalen 
Ver waltungen,  welche  unter  sich  10  besondere  kantonale  Sektionen  bilden. 

Zur  Aufnahme  berechtigt  sind  alle  definitiv  gewählten  eidgenössischen 
und  kantonalen  Beamten  und  Angestellten,  welche  das  55.  Altcrsjahr  nicht 
überschritten  haben  und  sich  einer  guten  Gesundheit  erfreuen :  ebenso  können 
die  von  der  Post-  und  Telegraphenverwaltung  angestellten  Lehrlinge  und 
Aspiranten  dem  Vereine  beitreten.  Die  Beitrittsberechtigung  erstreckt  sich  auch 
auf  solche  provisorische  Beamte  und  Angestellte,  die  von  eidgenössischen  oder 
kantonalen  Verwaltungsbehörden  auf  wenigstens  ein  Jahr  ernannt  sind  und 
endlich  können  auch  provisorisch  Angestellte,  welche  von  den  Verwaltungs- 
behörden alljährlich  auf  eine  bestimmte  kürzere  Zeitdauer  beigezogen  werden, 
Aufnahme  finden.  Ob  ein  im  kantonalen  Dienste  stehender  Bewerber  in  diesem 
Sinne  als  kantonaler  Beamter  oder  Angestellter  zu  betrachten  ist,  wird  den» 
Entscheide  der  betreffenden  Kantonsregierurig  anheimgestellt. 

Für  die  Vcreinsschulden  haften  nicht  die  einzelnen  Mitglieder,  sondern 
nur  das  Vercinsvcrmögen. 

Jeder  Sektion  steht  ein  Sektionskomitee  vor,  bestehend  aus  mindestens 
5  Mitgliedern  (das  mit  der  Centralleitung  betraute  Komitee  soll  mindestens 
7  Mitglieder  zählen). 

Die  Sektionskomitees  besorgen  den  gesamten  Geschäftsverkehr  mit  den 
Versicherten  ihrer  Sektion.  Sie  werden  von  den  in  der  Regel  alljährlich 
zusammentretenden  Sektionshaupt  Versammlungen  auf  die  Dauer  von  zwei 
Jahren  mit  VViederwählbarkeit  gewählt. 

Die  aus  den  Delegierten  der  Sektionen  gebildete  Generalversammlung 
rindet  ordentlicherweise  alle  zwei  Jahre  statt.  Sie  bezeichnet  die  Sektion,  welcher 
für  zwei  Jahre  die  Centralleitung  zufällt;  deren  Komitee  übernimmt  die  Funk- 
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tionen  des  Central  komitecs.  Präsident,  Aktuar  und  Kassier  des  Ccntral- 
komitees  bilden  das  engere  Centralkomitec. 

Dem  Centralkomitce  Hegt  der  Verkehr  mit  den  Sektionskomitees  üb;  es 
beschliesst  über  Aufnahme  und  Ausschluss  von  Mitgliedern,  die  Umwandlung 
und  den  Rückkauf  von  Polizen  auf  das  Gutachten  der  Sektionskomitees;  <■* 
verwaltet  das  Vereinsvermögen,  führt  alle  den  Gesamtverein  betreffenden  Ver- 
handlungen; ihm  steht  die  Beschlussfassung  über  Rekurse  und  die  Begutachtung 
von  Rekursen  an  die  Generalversammlung  zu.  Das  Centralkomitec  legt  die 
Jahresrechnung  des  Vereins  ab  und  erstattet  den  Geschäftsbericht.  Centrai- 
komitee ist  seit  1876  das  Sektionskomitee  Basel. 

Diese  neuen  Statuten  sind  mit  1.  Januar  1898  in  Kraft  getreten  und  gelten 
zur  Zeit  unverändert.  Die  Bundessubvention  wurde  pro  1901  auf  Fr.  125,000 
erhöht. 

Der  Verein  zählte  Ende  1900  5099  Mitglieder  gegen  3807  im  Jahr  1895; 
3167  im  Jahr  1890;  2835  im  Jahr  1885  :  2108  im  Jahr  1880  und  1960  im  Jahr  1876. 

Das  Vereinsvermögen  betrug  je  Ende 


Dcckungslt.ipiul 

Rcs«rvefoiul 

Bundessubventionsfond 

Total 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

1876 

128,567 

19,686 

148,253 

1880 

498,001 

169,177 

667,178 

1885 

990,641 

242.415 

80,248 

1,313,304 

1890 

1,647,626 

330.923 

49,070 

2.027,619 

1895 

2,436,885 

301,571 

192,626 

2,931.082 

1900 

3,413,999 

535,371 

212,372 

4,161,742 

Der  «Schweizerische  Amtsbürgsehaftsvercin  » ,  Genossenschalt 
eidgenössischer  Beamter  und  Angestellter,  ist  aus  dem  Schweizerischen  Lebens- 
versicherungs-Verein hervorgegangen.  Schon  bei  der  Gründung  des  « Lebens- 
versicherungs-Vereins der  Beamten  und  Angestellten  des  Postkreises  St.  Gallen» 
im  Jahr  1870  wurde  die  Frage  aufgeworfen,  ob  dieser  Verein  sich  nicht  auch 
mit  der  Ucbernahme  von  Amtsbürgschaften'  befassen  solle.  Man  fand  es  jedoch 
geratener,  zunächst  hiervon  abzusehen.  Irn  Jahr  1872,  nachdem  der  St.  Galler 
Verein  sich  bereits  zum  «  Unterstützung*-  und  Versicherungsverein  schweizerischer 
Postbeamter  und  -Bediensteter»  entwickelt  hatte,  brachte  Postinspektor  Höhn 
(der  nachmalige  Weltpostdirektor)  die  Frage  neuerdings  zur  Sprache.  1877 
wurde  ein  Initiativkomitee  für  Gründung  eines  Amtsbürgschaftsvereins  bestellt 
und  1882  fand  unter  dem  Postpersonal  eine  Abstimmung  darüber  statt,  ob  ein 
solcher  Verein  gegründet  werden  solle.  Mit  3665  gegen  1738  Stimmen  wurde 
die  Gründung  eines  Amtsbürgschaftsvereins  grundsätzlich  beschlossen .  im 
folgenden  Jahre  (1883)  konnten  die  Statuten  mit  dem  eidgenössischen  Post- 
departement  vereinbart  und  auf  I.Januar  1884  in  Kraft  erklärt  werden. 

Der  Bundesrat  hat  durch  Verordnung  vom  21.  August  1883  (Eidg.  Ges.- 
Sammlung  VII,  271),  revidiert  durch  die  Verordnung  über  die  Amtskautionen 
der  Beamten,  Angestellten  und  Bediensteten  des  Bundes  vom  21.  Januar  1896 
(Kidg.  Ges. -Sammig.  XV,  401)  die  Garantie  des  Schweizerischen  Amtsbürgschafts- 
vereins als  Amtskaution  zugelassen. 

Der  Verein,  welcher  anfänglich  nur  dem  Postpersonal  zugänglich  war. 
gab  sich  unterm  28.  Oktober  1890  neue  Statuten,  durch  welche  allen  Beamten 
und  Angestellten  der  eidgenössischen  Verwaltung,  deren  Amtsbürgschaftssumme 
Fr.  20,000  nicht  übersteigt  und  die  im  Besitze  eines  offiziellen  Ernennungsaktes 
sind,  ferner  den  patentierten  Aspiranten  und  Lehrlingen  der  Post-  und  Tele- 
graphenverwaltung der  Beitritt  ermöglicht   wurde.    Auch  andere  Beamte  und 
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Angestellte,  namentlich  solche  in  provisorisc  her  Stellung,  sowie  Pustpferdehalter 
können  nach  Ermessen  der  Sektionskomitees  in  den  Verein  aufgenommen  werden. 

Die  Organisation  des  Vereins  ist  analog,  derjenigen  des  Schweizerischen 
Lebensversicherungs- Vereins  (in  jedem  Pustkreis  eine  Sektion  mit  Sektions- 
komitee: mindestens  alle  zwei' Jahre  eine  Sektionsversammlung ;  (Yntralkomitec 
für  die  Geschäftsleitung;  Generalversammlung  tler  Delegierten  der  Sektionen). 

Der  Verein  übernimmt  für  alle  seine  Mitglieder  die  solidarische  Bürgschaft 
für  ihre  Amtspflichten  gegenüber  der  eidgenössischen  Verwaltung  nach  den 
jeweils  bestehenden  Vorschriften,  zur  Zeit  nach  einem  von  der  eidgenössischen 
Verwaltung  festgestellten  Formular.  Jei'es  Mitglied  ist  verpflichtet,  die  darin 
ausgesprochene  solidarische  Verbindlichkeit  unverweigerlich  anzuerkennen.  Er 
haftet  persönlich  und  solidarisch  der  Verwaltung  gegenüber  für  seine  Vereins- 
genossen bis  auf  den  Betrag  seiner  eigenen  Bürgschaftssumme. 

Diejenigen  Mitglieder,  für  welche  der  Verein,  oder  einzelne  Vercinsgcnossen. 
Amtsbürgschaftsvcrpflichtungcn  erfüllen  müssen,  sind  dem  Verein,  bezw.  den 
für  sie  /.ahlenden,  unbedingten  Ersatz  der  gezahlten  Summen,  nebst  .Auslagen 
und  Zinsen,  schuldig.  Die  Quittung  der  eidgenössischen  Verwaltung  für  die 
bezahlte  Amtsbürgschaftssumme  bildet  einen  unbedingt  vollziehbaren  Titel  gegen 
den  Schuldner  oder  seine  Rechtsnachfolger.  Hält  sich  die  eidgenössische  Ver- 
waltung nicht  an  den  Verein,  sondern  an  einzelne  Mitglieder  desselben  in  ihrer 
Eigenschaft  als  solidarische  Bürgen,  so  ist  der  Verein  verpflichtet,  seinerseits 
dieselben  sofort  schadlos  zu  halten  und  die  Regressklage  gegen  den  Schuldner 
selbst  und  auf  eigenes  Risiko  an  die  Hand  zu  nehmen. 

Zur  Deckung  der  übernommenen  Verbindlichkeiten  erhebt  der  Verein 
von  jedem  Mitglied  ein  Eintrittsgeld,  welches  die  Generalversammlung  bestimmt 
(1900  Fr.  1  fix.  früher  Fr.  2,  dann  1  — 3  °/o<»  der  Bürgschaftssumme)  und  eine 
jährliche  Prämie,  die  durch  das  Centraikomitee  fesgesetzt  wird. 

Aus  den  jährlichen  Rcinerträgnissen  wird  ein  fester  Reservefond  gebildet, 
der  7°/oo  von  der  Gesamtsumme  der  übernommenen  Bürgsc  haften  betragen  soll 
(Ende  1900  stand  derselbe  noch  Fr.  49,000  unter  diesem  Betrage). 

Die  verfügbaren  Gelder  werden  bei  staatlich  oder  durch  Gemeinden 
garantierten  Geldinstituten  angelegt  oder  in  Wcrttitel  umgewandelt,  welche  die 
gleichen  Garantien  bieten.  Diese  Anlagen  werden  möglichst  gleichmässig  auf 
alle  Kantone  verteilt.  • —  Die  Werttitel  des  Vereins  werden  bei  der  Bundeskasse 
oder  bei  einem  staatlich  garantierten  Geldinstitute  deponiert. 

Im  Falle  des  Todes  oder  des  ehrenvollen  Austrittes  aus  der  Verwaltung 
(freiwillige  Demission,  Stellenaufhebung,  Versetzung  in  den  Ruhestand)  wird 
dem  austretenden  Mitgliede,  bezw.  seinen  Rechtsnachfolgern,  sein  Anteil  an 
den  jährlichen  Ueberschüssen,  oder  am  Reservefond,  vergütet. 

Der  Anteil  am  Reingewinn  wird  vom  Gentraikomitee  jedes  Jahr  per  mille 
der  Bürgschaftssummc  festgesetzt.  Er  betrug  1900  33  Rappen  vom  Tausend  der 
Hürgschaftssumme  und  wurde  an  495  statutengemäss  ausgetretene  Mitglieder 
ausbezahlt.  Der  Reservefond  des  Vereins  belicf  sich  Ende  1900  auf  Fr.  22b, 400. 

Die  Zahl  der  Vcreinsmitgliedcr  betrug  Ende  1900  13,262.  97°/o  aller 
Postbeamten  und  -Angestellten  sind  Mitglieder  des  Vereins.  Von  der  Tele- 
graphenverwaltung gehören  1405,  von  der  Zollverwaltung  1018,  von  andern 
Verwaltungen  58  Beamte  und  Angestellte  dem  Vereine  an.  Die  Gesamtbürg- 
schaftssumme  erreichte  den  Betrag  von  Fr.  39,262,900.  Das  Total  der  Prämien 
und  Eintrittsgebühren  belief  sich  im  Jahr  1900  auf  Fr.  21.524.  10. 

Im  Jahr  1900  hatte  der  Verein  7  Verlustfälle  im  Betrage  von  Fr.  7651.98 
zu  verzeichnen,  welche  sämtlich  Postbeamte  oder -Angestellte  betreffen;  dieser 
Betrag  übersteigt  den  Durchschnitt  der  letzten  16  Jahre   um  ein  bedeutendes. 
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Die  Delegiertenversammlung  vom  Jahr  1899  hatte  das  Centralkomiter 
beauftragt,  bei  den  Bundesbehörden  die  gänzliche  Aufhebung  der  Amtskautionen 
für  das  eidgenössische  Beamtcnpersonal  in  Anregung  zu  bringen,  unter  Hinweis 
darauf,  dass  z.  B.  bei  der  deutschen  Reichspostvcrwaltung  und  bei  der  Gotthard- 
bahnvcrwaltung  bereits  von  der  Stellung  von  Amtskautionen  Umgang  genommen 
wird.  Der  Bundesrat  beschied  das  Ansuchen  abschlägig;  dagegen  schlug  das 
eidgenössische  Postdcpartetnent  die  Uebergabc  der  Geschäftsleitung  des  Amts- 
bürgschaftsvereins an  die  Bundesverwaltung  vor.  Die  Delegiertenversammlung 
vom  12.  September  1901  in  Zürich  bcschloss  jedoch,  den  Genossenschaftern 
die  Ablehnung  dieser  Offerte,  wohl  aber  eine  Reorganisation  des  Vereins  zu 
beantragen.  Die  Urabstimmung  hat  noch  nicht  stattgefunden. 

Ein  weiterer  Verein,  der  grundsätzlich  Beamte  und  Angestellte  sämtlicher 
eidgenössischer  Vcrwaltungsz weige  aufnimmt,  ist  die  1896  in  Lausanne  ge- 
gründete Gesellschaft  «La  Retraite  mutuelle^.  Ihre  Mitglieder  rekrutieren 
sich  zur  Zeit  jedoch  bloss  aus  Beamten  der  Post-,  Telegraphen-  und  der  Zoll- 
verwaltung in  den  Postkreisen  Genf,  Lausanne  und  Neuenburg,  die  drei  Sektionen 
zählten  Ende  Februar  1902  335  Mitglieder.  Der  Verein  bezweckt  die  Aus- 
zahlung einer  lebenslänglichen  Pension  an  seine  Mitglieder,  welche  nach  einer 
bestimmten  Anzahl  Jahre  den  eidgenössischen  Dienst  verlassen  und  zwar  sind 
für  die  dem  Verein  im  Jahre  1897  beigetretenen  Mitglieder  die  wirklichen 
Dienstjahre  massgebend,  für  die  später  eingetretenen  die  Zahl  der  Jahre,  welche 
sie  dem  Verein  angehören.  Bei  monatlichen  Prämien  von  Fr.  1  bis  Fr.  20  sind 
jährliche  Pensionen  von  Fr.  300  bis  Fr.  2400  bei  25,  30  und  35  Dienst-  bezw. 
"  Vercinsjahren  vorgesehen.  Von  den  nach  1.  Januar  1898  eintretenden  Mit- 
gliedern wird  ein  Eintrittsgeld  von  Fr.  5  erhoben.  Den  Erben  der  vor  dem 
Pcnsionierungsalter  verstorbenen  Mitgliedern,  sowie  den  aus  der  eidgenössischen 
Verwaltung  ausscheidenden  Mitgliedern  soll  ein  gewisser,  alljährlich  nach  dem 
Vermögensstand  festzusetzender  Teil  ihrer  Einlagen  aus  dem  Reservefond  zurück- 
erstattet werden.  Das  Nettovermögen  der  Gesellschaft  belief  sich  Ende  1901 
auf  Fr.  146,022.  55.  —  Voraussichtlich  wird  sich  die  Gesellschaft  in  absehbarer 
Zeit  wieder  auflösen,  da  die  erwartete  Bundessubvention  auf  Grund  eines  der 
Gesellschaft  ungünstigen  Gutachtens  des  Mathematikers  des  eidgenössischen 
Versicherungsamtes,  Professor  Moser,  ausblieb. 

B.  Vereine  von  Beamten  und  Angestellten  einzelner  Vcr- 
waltungsabtei  lunge  n.  Weitaus  die  meisten  der  zahlreichen  Beamten  und 
Angestellten  der  Post-,  der  Telegraphen-  und  der  Zollverwaltung  gehören  der 
Lokalsektion  eines  Verbandes  ihrer  Amtsgenossen  an.  Dabei  bringt  es  dir 
Verschiedenartigkeit  der  Amtstätigkeit  und  der  Besoldung,  und  damit  der 
hauptsächlichsten  Interessen  mit,  dass  die  Beamten  und  Angestellten  im  all- 
gemeinen sich  nicht  in  gemeinschaftlichen  Vereinen  zusammenschliessen,  sondern 
ihre  Interessen  durch  gesonderte  Organisationen  vertreten.  Einige  Vereine,  dir 
beiden  Kategorien  offen  stehen,  sind  unter  d)  erwähnt. 

a)  Von  Postbeamtenvereinen  sind  zu  nennender  «Verband  schwei- 
zer i  sch  er  Pos  tbeamt  er  >  (V.S.P.),  «Socidte-  suisse  des  fonetionnaires  postaux>, 
eingetragene  Genossenschaft,  welche  seit  1894  die  Beamten  der  Postburcaux 
I.  und  II.,  zum  Teil  auch  III.  Klasse  vereinigt.  Der  Verband  zählt  gegenwärtig' 
in  20  Sektionen  etwa  1400  Mitglieder. 

Die  einzelnen  Sektionen  geben  sich  eigene  Statuten,  welche  jedoch  mit 
den  Verbandsstatuten  in  Einklang  stehen  müssen  und  der  Sanktion  des  Centrai- 
vorstandes unterliegen.  Die  Sektionen  haben  ihren  eigenen  Vorstand  und  ihre 
eigene  Sektionskasse.  Die  Leitung  des  Verbandes  liegt  einem  Central  - 
vorstände  ob,  der  auf  eine  Amtsdauer  von   zwei  Jahren  durch  die  von  der 
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Abgeordneten*  ersammlung  zum  Vorort  bezeichnete  Sektion  bestellt  wird. 
Die  Abgeordnctenversammlung  findet  alljährlich  statt.  Die  wichtigern  ihrer 
Beschlüsse  (Statutenrevision,  Einführung  von  Spezialeinrichtungen,  Ausgaben 
über  Fr.  300)  können  der  Urabstimmung  unterworfen  werden.  Die  Ab- 
geordnetenversammlung bestimmt  alljährlich  eine  Sektion  zur  Prüfung  der 
Rechnung»-  und  Geschäftsführung  des  Ccntralvorstandcs,  zu  welchem  Zwecke 
zwei  besondere  Rechnungsrevisoren  zu  wählen  sind.  Es  wird  von  jedem  Mit- 
gliede  ein  Eintrittsgeld  und  ein  Jahresbeitrag  von  Fr.  1  erhoben.  Der  Verband 
verfügt  über  ein  kleines  Vermögen.  Die  ältesten  der  Sektionen,  der  seit  etwa 
30  Jahren  bestehende  sogenannte  «  Bahnpost  -  K  lub  Zürich»  (über  300  Mit- 
glieder) besitzt  eine  reichhaltige  Bibliothek  mit  gutbesuchtem  Lesezimmer  und 
einem  wohlausgestatteten  «Lesezirkel». 

Der  V.  S.  P.  steht  seit  1898  in  Union  mit  dem  «Schweizerischen 
Posthalter-Verbande»  (S.  P.  V.),  «Socidte-  des  bureaulistcs  postau vsuisses ». 
Dieser  Verband,  18^3  gegründet,  umschliesst  die  Posthaltcr,  Ablagehalter  und 
Telegraphisten  der  Postbureaux  III.  Klasse.  Seine  Organisation  ist  im  wesent- 
lichen dieselbe  wir  diejenige  des  V.  S.  P.  Der  Jahresbeitrag  beträgt  für  jedes 
Mitglied  mindestens  Fr.  5,  wofür  es  jedoch  das  Vereinsorgan  unentgeltlich 
erhält.  Der  Verband  zählte  Ende  1900  1077  Mitglieder  (10  Sektionen  und 
171  Einzelmitglicder). 

Die  beiden  Verbände  geben  eine  gemeinschaftliche,  für  die  Verbands- 
mitglieder obligatorische  Zeitung,  das  «Echo,  Organ  der  schweizerischen  Post- 
und  Telegraphcnbcamtcn»,  heraus,  das  statutengemäss  von  einem  akademisch 
gebildeten  Redaktor,  dem  eine  aus  Vertretern  beider  Verbände  gebildete  Re- 
daktionskommission zur  Seite  steht,  geleitet  wird  (z.  Z.  Dr.  L.  F.  Meyer  in 
Luzern).  Das  «Echo»  ist  vor  allem  das  Sprachrohr  für  die  Wünsche  der  Post- 
beamten gegenüber  der  Postverwaltung  ;  es  enthält  ausser  den  Jahresberichten 
der  Sektionen  und  der  beiden  Centraikomitees  Aufsätze,  Mitteilungen,  An- 
regungen etc.  aller  Art  aus  dem  Gebiete  der  Post-  und  Telcgraphcnvcrwaltung. 

Der  «Verband  schweizerischer  Post  Verwalter  und  Bureauchefs» 
nimmt  die  Postverwalter  und  Bureauchefs  mit  Einschluss  der  Dienstchefs  und 
der  Unter- Bureaucheis  auf.  1898  gegründet,  zählt  er  etwa  120  Mitglieder,  die 
sich  auf  sämtliche  Postkreise  verteilen.  Die  Bestellung  von  Sektionen  wurde 
der  kleinen  Mitgliederzahl  wegen  noch  nicht  als  nötig  erachtet. 

b)  Die  Beamten  der  Telegraphenverwaltung  sind  organisiert  durch 
das  Mittel  des  «Schweizerischen  Telegraphistcnvereins»  (S.  T.  V.),  der 
freilich  nicht  mehr  alle  lokalen  Telegraphistenvercine  umfasst.  Telegraphisten- 
vereine  entstanden  in  Zürich,  Bern.  Lausanne,  Genf.  Luzern  und  Basel  schon 
im  Jahr  1873:  sie  schlössen  sich  im  folgenden  Jahre  zu  einem  Verbände,  dem 
S.  T.  V.  zusammen,  dem  Mitte  1901  in  sieben  Sektionen  cirka  220  Mitglieder 
angehörten:  daneben  zählt  der  Verein  etwa  30  Einzelmitglicder.  Die  Tele- 
graphisten vereine  von  St.  Gallen  und  Lausanne  sind  aus  dem  Verband  aus- 
getreten. Die  Organisation  und  Verwaltung  des  Verein«  ist  analog  derjenigen 
des  Püstbeamtenverbandcs.  Dclegicrtcnvcrsammlungcn  finden  nur  statt,  wenn 
die  Mehrheit  der  Sektionen  und  der  stimmenden  Mitglieder  es  verlangt.  Ein 
besonderes  Reglement  sieht  die  Prämierung  von  Preisaufgaben  durch  die  Centrai- 
kasse vor.  Der  Jahresbeitrag  beträgt  Fr.  1  für  jedes  Mitglied.  Der  S.  T.  V. 
hat  im  September  1902  das  «Echo»  als  obligatorisches  Vereinsorgan  erklärt. 

Die  Aufnahme  des  S.  T.  V.  in  die  Union  des  «Verbandes  schweizerischer 
Postbeamter»  und  des  «Schweizerischen  Posthalterverbandes»   ist  beabsichtigt. 

c)  Die  schweizerischen  Zollbeamten  haben  seit  1897  unter  sich  einen 
«Verband  sch  w  eizerischer  Zollbeamt  er  »  (WS.  Z.),  welcher  aus  Sektionen. 
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Einzelmitgliedern  und  Ehrenmitgliedern  besteht.  Die  Organisation  auch  diesrs 
Verbandes  ist  in  der  Hauptsac  he  dem  V.  S.  T.  nachgebildet.  Der  Verband 
zählte  1<)01  cirka  200  Mitglieder. 

Dem  «Verein  schweizerischer  Post-,  Telegraphen-  und  Zoll- 
angestellter (V.  S.  P.  T.  u.  Z.  A.)  gehörten  Ende  1901  3648  Angestellte  der 
drei  Verwaltungen,  sowie  auch  eine  kleine  Zahl  von  Telcphonangcstelltcn  an. 
Die  Mehrzahl  der  Mitglieder  entfällt  auf  die  Postverwaltung  (1901:  3005).  Es 
bestehen  42  Sektionen,  von  denen  die  Sektion  Lausanne  Ende  1901  501.  die 
Sektion  Zürich  404.  Masel  368  Mitglieder  zählte;  die  kleinsten  Sektionen  waren 
1901  die  Scklion  Haslcr  Postkondukteure  (15),  Züricherischer  Landbriefträger 
(16)  und  die  Sektion  Davos-Platz  (16).  Der  Sprache  nach  waren  es  30  deutsche. 
9  französische  und  3  italienische  Sektionen.  Organisatorisch  unterscheidet  sich 
auch  dieser  Verein  nicht  wesentlich  von  den  vorerwähnten  Beamtenvereinen. 
Seine  Gründung  erfolgte  im  Jahre  1891;  er  gab  das  seither  durch  die  «Union» 
ersetzte  Blatt  «Postverein»,  in  der  französischen  Ausgabe  «Cor  du  Postillon», 
heraus. 

Der  «Verband  schweizerischer  Zollbeamter»  und  der  «Verein  schwei- 
zerischer Post-,  Telegraphen-  und  Zollangestellter»  bilden  in  Verbindung  mit 
dem.  «Verband  eidgenössischer  Arbeiter»,  dem  «Verband  eidgenössischer  Tele- 
phonarbeiter »  und  dem  «Verband  eidgenössischer  Beamter  und  Angestellter 
des  Kantons  Wallis»  den  «Gcneralvcrhand  eidgenössischer  Beamter 
und  Angest  el  Iter  (G.  V.  E.  B.  u.  A.),  dem  anfänglich  auch  der  «Schweizerische 
Telegraphistenvercin»  angehörte.  Der  Generalverband,  welcher  im  Jahre  1898 
gegründet  wurde,  bezweckt  die  Wahrung  gemeinsamer  Berufsinteressen  und 
gegenseitige  Solidarität .  und  sucht  diese  Zwecke  hauptsächlich  durch  die 
Herausgabe  eines  deutschen  und  eines  französischen  Fachorgans,  sowie  durch 
das  Institut  eines  ständigen  Generalsekretariates  zu  erreichen.  Die  dem  Ge- 
neralverband angehörenden  Einzelvereine  bleiben,  abgesehen  von  den  Vorschriften 
über  das  Verbandsorgan  und  das  Generalsekretariat,  selbständig.  Ein  Gencral- 
vorstand,  bestehend  aus  fünf  Mitgliedern  (zwei  Beamten  und  drei  Angestellten, 
je  einer  von  jeder  Verwaltung)  leitet  und  vertritt  den  Gencralverband.  Seine 
Amtsdauer  beträgt  zwei  Jahre. 

Das  Verbandsorgan,  die  «Union»,  erscheint  wöchentlich  einmal  in 
deutscher  und  (selbständiger)  französischer  Ausgabe;  die  deutsche  Ausgabe  ist 
obligatorisch  für  die  Vcrbandsmitgliedcr.  Zur  Leitung  beider  Organe  besteht 
eine  fünfgliedrige  Redaktionskommission ;  Redaktor  ist  zur  Zeit  Dr.  jur.  et  phil. 
Rothenberger-Klcin  in  Basel. 

Eine  vom  Generalvorstand  des  G.  V.  E.  B.  u.  A.  auf  den  3.  Juni  1902 
einberufene  Versammlung  von  eidgenössischen  Beamten  und  Angestellten  in 
Basel,  welche  von  etwa  80  Mann  besucht  war,  beschloss,  auf  die  Organisation 
eines  lockeren  Föderativverbandes  aller  eidgenössischer  Beamter,  Angestellter 
und  Arbeiter  hinzuarbeiten,  der  unter  voller  Wahrung  der  Selbständigkeit  der 
Einzelverbände  und  ihrer  Organe  von  Fall  zu  Fall  in  Wirksamkeit  treten  soll. 

d)  Von  Vereinen,  denen  sowohl  Beamte  wie  Angestellte  beitreten  können, 
sind  folgende  zu  erwähnen:  Der  «Verein  eidgenössischer  Beamter  und 
Angestellter  des  Kantons  Wallis»  (1899  gegründet,  etwa  100  Mitglieder, 
meist  Postbeamte  und  Angestellte);  ferner  die  im  Jahr  1874  gegründete 
«SoeieUe'  postale  de  Lausanne»;  diese  bezweckt,  ihren  Mitgliedern  (zur 
Zeit  ca.  420,  aus  dem  II.  eidgenössischen  Postkreis)  bis  zu  */8,  höchstens  aber 
Fr.  1000  der  Entschädigungssumme  zu  ersetzen,  welche  sie  in  ihrer  Eigenschaft 
als  Postbeamte  oder  -Angestellte  gemäss  Verfügung  der  zuständigen  Behörde 
als  Ersatz  für  Verluste,  Verspätungen  oder  Beschädigungen  von  Poststücken  etc. 
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bezahlen  müssen;  an  Verluste  etc.,  welche  aus  grobem  Verschulden  des  Mit- 
gliedes entstanden  sind,  und  an  Kassendetizitc  wird  kein  Ersatz  geleistet.  Die 
Höhe  des  Ersatzes  setzt  die  Vereins  Versammlung  fest.  Ks  wird  von  jedem 
Mitgliede  eine  Eintrittsgebühr  von  Fr.  5  und  ein  vierteljährlicher  Beitrag  er- 
hoben.   Das  Vereinsvermögen  beträgt  zur  Z.eit  etwa  Fr.  9300. 

Die  «SocieHt?  postale  de  Lausanne»  unterhält  gleichzeitig  eine  reichhaltige 
Bibliothek  belletristischer  Werke,  deren  Benützung  für  die  Vereinsmitglieder 
unentgeltlich  ist:  Nichtmitgliedern  (Postlern)  ist  die  Bibliothek  gegen  eine 
Abonnementsgebühr  ebenfalls  zugänglich. 

Unter  den  Beamten  und  Angestellten  der  Oberpostdirektion  in  Bern 
besteht  seit  1890  ein  «Steuer bezugs-  und  Sparverein  von  Beamten  und 
Angestellten  der  Oberpostdirektion»,  der  die  Genehmigung  der  Ober- 
postdirektion erhalten  hat.  Unter  Mitwirkung  der  Kreispostkasse  Bern  werden 
von  den  Mitgliedern  in  monatlichen  Raten  durch  Abzug  vom  Gehalte 
erhoben:  a)  Die  alljährlich  zu  bezahlenden  Steuern  an  Staat,  Gemeinde, 
Kirche,  Militär;  b)  die  an  den  Schweizerischen  Lebensversicherungsverein  zu 
entrichtenden  Prämien;  c)  beliebige  Spareinlagen  als  solche,  oder  zur 
Deckung  periodisch  wiederkehrender  Ausgaben,  wie  Lebens  Versicherungsprämien, 
Hauszins,  Urlaubskosten  u.  s.  w.  Ein  dem  Vorstand  des  Vereins  angehörender 
Kassier  besorgt  das  gesamte  Rcchnungs-  und  Kassenwesen,  den  Verkehr  mit 
der  Krcispostkassc,  mit  der  Bank,  bei  welcher  die  Ersparnisse  angelegt  werden; 
mit  der  Lebensversicherungsgescllschaft.  der  Steuerkasse  u.  s.  vv.  Es  werden 
weder  Eintritts-  noch  Untcrhaltungsgelder  bezogen.  Die  Mitgliederzahl  beträgt 
cirka  70. 

2.  Unter  kantonalen  und  Gemeindebeamten.  A.  Uebersicht.  In 
einigen  Kantonen  giebt  es,  soweit  in  Erfahrung  zu  bringen  war,  keine  Beamlen- 
vereine  von  einiger  Bedeutung;  es  ist  dies  der  Fall  in  den  Kantonen  Uri, 
Schwyz,  Obwalden,  Nidwaiden,  Freiburg,  Baselland,  Schaffhausen,  Appenzell  l.-Rh. 
und,  wie  es  scheint,  auch  in  den  «welschen»  Kantonen,  mit  Ausnahme  des 
Kantons  Waadt,  in  welchem  seit  1895  eine  «Societe"  de  cautionnement  mutuel 
des  fonetionnaires  et  officiers  publics  >  (Amtsbürgschaftsverein)  besteht.  Die 
Ursache  dieser  Erscheinung  ist  bei  den  erstem  wohl  in  der  Kleinheit  der 
Verhältnisse  und  in  der  geringen  Zahl  von  Beamten  zu  suchen,  während  in 
den  westschweizerischen  Kantonen  vielleicht  die  verhältnismässig  zahlreichen 
gegenseitigen  Untcrstützungsgescllschaftcn  und  philantropischen  Vereine  ein 
Bedürfnis  nach  besondern  Beamtenvereinen  weniger  aufkommen  lassen.  Im 
Kanton  Tessin  wirkt,  wie  uns  mitgeteilt  wird,  der  häufige  Wechsel  unter  den 
Beamten,  infolge  der  politischen  Verhältnisse,  ungünstig  auf  die  Bildung  von 
Beamtenvereinen. 

B.  Beamten  vereine,  welche  der  Absieht  nach,  sämtliche  Be- 
amten und  Angestellten  einer  kantonalen  oder  Gemeindeverwaltung 
umfassen,  giebt  es  nur  wenige:  Im  Kanton  Aargau  besteht  seit  1890  der 
«Aargauische  Beamtenverein»,  dem  jeder  aargauische  Staatsbeamte  und 
-Angestellte  beitreten  kann.  Das  Bestreben  dieses  Vereins  geht  hauptsächlich 
auf  Errichtung  einer  Pensionskassc,  wofür  ein  Teil  des  aus  der  Säkularisation 
des  Klostervcrmögcns  von  Muri  und  Wcttingcn  herrührenden  sogenannten 
Klosterpensionsfonds  in  Anspruch  genommen  werden  will ;  die  Angelegenheit 
ist  noch  vor  dem  Grossen  Rate  anhängig.  Der  Verein  zählt  etwa  160  Mitglieder. 
—  Die  Beamten  und  Angestellten  des  Kantons  Basels t ad t  haben  seit  dem 
Jahre  1877  einen  «Verein  der  Basler  Staatsangestellten»  und  im  Kanton 
Solothurn  wurde  im  Jahre  1898  ein  «Verein  solothurnischer  Staats- 
beamter und  -Angestellter»,  der  jetzt  etwa  150  Mitglieder  hat,  gegründet. 


492  Beamtenvereine  (Staats-  und  Gemeinde-Beamtenvereine) 


Der  Jahresbeitrag  der  Mitglieder  des  aargauischen  und  des  solothurnischen 
Vereins  beträgt  je  Fr.  I,  in  Basel  Fr.  2.  Zur  Leitung  des  Vereins  wird  überall 
ein  mehrgliedrigcr  Vorstand  bestellt. 

In  der  Stadt  Zürich  besteht  seit  etwa  zwei  Jahren  ein  cVcrein  von 
stadtzürichcrischen  Beamten  und  Angestellten»,  dem  Funktionäre  aus 
allen  Verwaltungsabteilungen  angehören  (ca.  100  Mitglieder).  Der  Verein  ver- 
anstaltet zur  Förderung  der  allgemeinen  und  beruflichen  Bildung  seiner  Mit- 
glieder Vorträge  und  Kurse:  ferner  hat  er  eine  besondere  «Sterbckassc»  ins» 
Leben  gerufen,  welche  an  die  Hinterlassenen  verstorbener  Mitglieder  Beiträge 
von  Fr.  300 — 500  ausrichtet. 

Im  Kanton  Zürich  besteht  auch  für  die  Beamten  und  Angestellten  der 
kantonalen  und  der  Bezirksverwaltung,  sowie  der  Kantonalbank  und  der  Rechts- 
pflege mit  Einschluss  der  Notare  seit  1892  eine  Witwen-  und  Waisen- 
stiftung (Vgl.  hierüber  den  Artikel  «Staats-  und  Gemeindebcamtenversicherung»>. 
Eine  ähnliche  Institution  besteht  im  Kanton  Graubünden  unter  dem  Nament 
«Wechselseitige  Alters-  und  Unterstützungskasse  der  kantonalen 
Beamten». 

Hier  möge  auch  erwähnt  werden  der  «Bernisch-kantonale  Bureau- 
listenverein» und  der  «Stadtbernische  Bureaulistenverein»,  welch«.' 
beide  sämtlichen  kantonalen  und  städtischen  Beamten  und  Angestellten,  gleich- 
zeitig aber  auch  Privatangestclltcn  offen  stehen.  Seine  Mitglieder  rekrutieren 
sich  hauptsächlich  aus  untern  Beamten  und  Angestellten.  Der  stadtbernisehe 
Verein  unterhält  eine  gutbesuchte  Fortbildungsschule  mit  hauptsächlich  kauf- 
männischen Lehrfächern. 

C.  Vereine  von  einzelnen  Beamtenkategorien.  In  den  Kantonen 
Bern  (1891),  Zürich  (1894),  Waadt  (1895)  und  St.  Gallen  (1900)  hat  di«- 
Bcamtenschaft,  welche  gesetzlich  zur  Stellung  von  Amtskautionen  verpflichtet 
ist,  Amtsbürgschaftsgenosscnschaften  gegründet,  welche  die  Erfüllung 
der  Kautionspflicht  für  ihre  Mitglieder  übernehmen. 

In  den  Jahren  1886 — 1889  hatte  die  schweizerische  Gemeinnützige  Ge- 
sellschaft auf  Anregung  von  Dr.  Paul  Speiser,  Regierungsrat  in  Basel,  An- 
strengungen gemacht,  den  kantonalen  kautionspflichtigen  Beamten  den  Beitritt 
zum  schweizerischen  Amtsbürgschaftsverein  zu  ermöglichen.  Die  Sache  schien 
auf  guten  Wegen:  eine  Reihe  von  Kantonen  hatte  die  Beschickung  einer 
Konferenz  zur  Besprechung  der  Frage  zugesagt,  da  scheiterte  der  V ersuch  am 
Widerstand  des  Schweizerischen  Amtsbürgschaftsvereins  und  an  der  Passivität 
des  schweizerischen  Postdepartements.  Hierauf  schritt  man  zunächst  im  Kanton 
Bern  zur  Gründung  einer  eigenen  Aintsbürgschaftsgenosscnschaft ;  ihm  folgten 
Zürich,  Waadt  und  St.  Gallen :  in  jüngster  Zeit  wird  auch  im  Kanton  Thurgau 
die  Bildung  einer  solchen  Genossenschaft  angestrebt. 

Bezüglich  der  Ausdehnung  des  Wirkungskreises  geht  (nach  Othmar  Müller) 
die  bernische  Amtsbürgschaftsgenossenschaft  am  weitesten,  indem  sie  auf 
Grund  der  revidierten  Statuten  von  1899  nicht  nur,  wie  die  Genossenschaften 
von  Zürich  und  St.  Gallen,  den  kautionspflichtigen  Beamten  des  Staates,  der 
Gemeinden  und  staatlich  anerkannten  Korporationen,  sondern  auch  von  im 
Handelsregister  eingetragenen  Aktiengesellschaften  oder  Genossenschaften  zu- 
dient, welche  öffentlich  Rechnung  ablegen  und  ausnahmsweise  auch  ausserhalb 
des  Kantons  wohnenden  Personen  Aufnahme  gewährt,  sofern  die  Kautions- 
nehmerin,  Aktiengesellschaft  oder  Genossenschaft,  ihren  Hauptaitz  im  Kanton 
Bern  hat.  Die  Genossenschaft  des  Kantons  Waadt  dagegen  beschränkt  sich 
auf  die  Mitgliedschaft  der  «  prtfposcS  aus  poursuites  et  faillitcs,  notaires,  con- 
servateurs  des  droits  reels,  receveurs.  agents  d  affaircs».  —  Bei  der  Amts- 


Beamtenvereine  (Staats-  und  Gemeinde-Beamtenvercine) 


493 


bürgschaftsgenossenschaft  des  Kantons  Zürich  ist  dir  Höhn  der  von  der 
Genossenschaft  zu  übernehmenden  Kautionssumme  beschränkt  auf  Fr.  30,000 
(früher  Fr.  10,000),  bei  Bern  auf  Fr.  15,000,  bei  Waadt  und  St.  Gallen 
dagegen  unbeschränkt ;  bei  St.  Gallen  kommen  indessen  de  facto  keine  höheren 
Kautionen  als  bis  Fr.  26,000  vor. 

Die  hauptsächlichste  Verschiedenheit  in  der  Organisation  dieser  Verbände 
tritt  zu  Tage  in  der  Beantwortung  der  Frage,  in  welcher  Weise  die  A.-B.-G. 
der  für  ihre  Mitglieder  gegenüber  den  Kautionsnehmern  eingegangenen  Haft- 
barkeit Genüge  leistet.  Ks  stehen  sich  hier  zwei  Systeme  gegenüber,  von 
denen  das  eine  von  der  Amtsbürgschaftsgrnossenschalt  des  Kantons  Zürich, 
das  andere  von  den  drei  Verbänden  Bern,  Waadt  und  St.  Gallen  vertreten 
wird.  Zürich  schliesst  nämlich  jede  über  die  statutarisch  vorgesehenen  Prämicn- 
leistungen  hinausgehende  solidarische  Haftbarkeit  der  Mitglieder  grundsätzlich 
aus,  nimmt  dagegen  auf  rasche  Aeufnung  eines  Garantiefondes,  durch  Fest- 
setzung einer  Kintrittsprämie  von  2  °/o  der  Kautionssumme  Bedacht,  welche 
Einlage  einem  austretenden  Mitglied,  ohne  Zinsvergütung  zurückerstattet  wird. 
Dieser  Garantie-  oder  Kautionsfond  hat  im  Minimum  2  %  aller  Kautionen  zu 
betragen  und  soll  so  geäufnet  werden,  dass  nach  Ablauf  von  12  Jahren  das 
Betreffnis  der  im  gleichen  Rechnungsjahre  eingetretenen  und  in  der  Genossen- 
schaft verbliebenen  Mitglieder  4°/o  der  Kautionssumme  erreicht  (1899  erreichte 
derselbe  2,84%  der  Kautionssumme);  wenn  ein  Mitglied  4°o  seiner  Kautions- 
summe einbezahlt  hat,  bleibt  es  von  weitern  ordentlichen  Prämienzahlungen 
befreit.  Neben  dieser  relativ  hohen,  aber  beim  Mangel  einer  solidarischen 
Haftbarkeit  der  Mitglieder  erklärlichen  Eintrittstaxe  sieht  Zürich  Jahresprämien 
von  2  °/oo  der  Kautionssumme  vor,  bezüglich  welcher  den  austretenden  Mit- 
gliedern kein  Restitutionsanspruch  zusteht,  sowie  für  den  Fall,  dass  der  Kautions- 
fond durch  Schadensdeckung  unter  die  vorgeschriebene  Höhe  von  2  bezw.  4  0  » 
der  Gcsanitkautionssumme  herabsinkt,  die  Erhebung  von  Nachschussprämien, 
welche  ebenfalls  im  Verhältnis  zur  Kautionssumme  innert  Jahresfrist,  aher  bei 
Beträgen  von  über  1  °/o  in  zwei  Raten  zu  erheben  sind. 

Bern.  Waadt  und  St.  Gallen  sehen  ebenfalls  einen  «Kirch  Eintritts-  und 
Jahresprämien  proportional  der  Höhe  der  Kautionssumme  zu  äufnenden  Ge- 
nossenschaftsfond vor;  Bern  erhebt  3  0  oo  Eintrittstave  und  1  °/oo  Jahresprämie, 
im  Minimum  Fr.  1  ohne  Rückforderungsrecht  beim  Austritt;  Waadt  1  %  Eintritts- 
gebühr, die  dem  Reservefond  zufällt  und  bei  Austritt  pro  rata  zinslos  zurück- 
erstattet wird,  und  daneben  1  °,oo  Jahresprämie  zur  Aeufnung  des  Gcnossen- 
schaftsfondes,  dem  auch  die  Zinsen  des  Reservefondes,  Rückzahlungen  bezahlter 
Schäden  und  allfällige  Subsidicn  zuflicssen;  St.  Gallen  endlich  verlangt  1  %o 
Kintrittsprämie  im  Minimum  von  Fr.  2  und  2'°,oo  Jahresprämien,  im  Minimum 
Fr.  1  per  Versicherung,  ohne  Restitutionsanspruch  im  Falle  des  Austritts.  — - 
Neben  diesen  Prämienleistungen  der  Mitglieder  schreiben  nun  die  Genossen- 
schaftsstatuten  von  Bern,  Waadt  und  St.  Gallen  —  im  Gegensatz  zu  Zürich  — 
auch  eine  subsidiäre  solidarische  Haftbarkeit  der  Mitglieder  vor,  auf  welche 
im  Falle  der  Unzulänglichkeit  der  Genossenschaftsfonde  zur  Deckung  von 
Schäden  gegriffen  werden  kann,  und  zwar  Bern  bis  zu  25°/o  der  übernommenen 
Kautionssumme,  Waadt  und  St.  Gallen  je  bis  zu  10  °  0  der  lezteren. 

Vom  Zeitpunkt  an,  da  der  Genossenschaftsfond  eine  gewisse  Höhe  er- 
reicht hat  (bei  Bern  2  0  o,  bei  St.  Gallen  1  0  der  Gesamtkautionssumme}, 
sieht  Bern  die  Reduktion  der  Prämienansätze  für  die  bisherigen  Mitglieder, 
St.  Gallen  die  Rückerstattung  bezw.  Anrechnung  allfälliger  auf  Grund  der 
solidarischen  Haftbarkeit  geleisteten  Nachschussprämien  vor. 
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Die  Organisation  der  vier  Verbände  weist  keine  wesentlichen  Verschieden- 
heiten auf.  Zürich,  Waadt  und  St.  Gallen  beschränken  sich  auf  die  üblichen 
Organe:  a)  Generalversammlung  (Jahresversammlung  der  Mitglieder  mit  Kom- 
petenz zur  Kntgegcnnahme  und  Genehmigung  der  Jahresrechnung,  zur  Wahl 
des  Vorstandes  und  der  Rechnungsrevisoren,  zur  Statutenrevision  und  allfälliger 
Liquidation:  b)  Vorstand,  aus  sieben  Mitgliedern  bestehend,  in  Zürich  und 
St.  Gallen  auf  drei  Jahre,  in  Waadt  für  zwei  Jahre  gewählt,  zur  Besorgung  der 
Angelegenheiten  der  Genossenschaft:  c)  Rechnungskommission  (Zürich  und  Waadt 
drei  Mitglieder  auf  ein  Jahr:  St.  Gallen  drei  Mitglieder  und  zwei  Supplcantcn 
auf  drei  Jahre  zur  Prüfung  und  Berichterstattung  über  die  Jahresrechnung, 
welche  überall  auch  dem  Regierungsratc   zur  Gutheissung  zu  unterbreiten  ist. 

Mit  Rücksicht  auf  die  territoriale  Ausdehnung  seines  Wirkungskreises 
sieht  der  bernische  Verband  neben  der  Gesamtheit  der  Mitglieder,  welche  wie 
beim  schweizerischen  Amtsbürgschaftsverein  in  Bezirkssektionen  alle  zwei  Jahre 
sich  versammelt,  die  alljährlich  zusammentretende  Delegiertcnversammlung  (Auf- 
sichtsrat) vor;  der  erstem  steht  die  Wahl  der  Delegierten  (auf  je  20  Mitglieder 
ein  Delegierter)  und  die  Beschlussfassung  über  Statutenrevision,  Liquidation 
und  allfälligc  Anträge  auf  Abberufung  des  Vorstandes,  der  letztern  dagegen 
die  Wahl  des  Vorstandes,  der  Rechnungsrevisoren  und  die  Abnahme  und  Ge- 
nehmigung der  Jahresrechnung  zu. 

Beschlüsse  über  Aufnahme  und  Ausschluss  der  Mitglieder  erfolgen  durch 
den  Vorstand  unter  Vorbehalt  des  Rekurses  an  den  endgültigen  Entscheid  der 
Generalversammlung  ;  dem  freiwilligen  Austritt  auf  Ende  eines  Rechnungsjahres 
hat  schriftliche,  mehrmonatliche  (in  Zürich  auf  vier  Monate,  in  Bern,  Waadt 
und  St.  Gallen  auf  drei  Monate)  Kündigung  vorausgehen. 

Die  Anlage  und  Verwaltung  der  Genossenschaftsgelder  besorgen  die 
Verbände  von  Zürich,  Bern  und  Waadt  selbständig  bei  inländischen  Instituten; 
in  St.  Gallen  wird  der  Genossenschaftsfond  durch  die  Staatskasse  verwaltet, 
welche  auch  die  Kinnahmen  und  Ausgaben  der  laufenden  Rechnung  nach  Massgahe 
der  mit  dem  kantonalen  Finanzdepartement  vereinbarten  Vorschriften  besorgt. 

Die  Amtsbürgschaftsgcnosscnsrhalt  des  Kantons  Bern  wies  Ende  1899  einen 
Mitgliederbestand  von  1120  auf,  bei  einer  Kautionssumme  von  Kr.  3,559,490: 
diejenige  im  Kanton  Zürich  auf  den  gleichen  Zeitpunkt  357  Mitglieder  und 
eine  Kautionssumme  von  Fr.  1.150,600;  Waadt  123  Mitglieder  und  Fr.  1,785,000 
Kautionssumme.  —  Die  Amtsbürgschaftsgenossenschaft  des  Kantons  St.  Gullen 
hat  ihre  Thätigkeit  erst  am  1.  Januar  1900  begonnen:  sie  zählte  Ende  1901 
421  Mitglieder  mit  einer  Gesamtkautionssumme  von  Fr.  ^20,600.  Die  st.  gallische 
Amtsbürgschaftsgenossenschaft  hat  auch  die  Schaffung  einer  Pensions-  und 
Unterstützungskasse  für  die  Staats- und  Gemeindebeamten  des  Kantons  St.  Gallen 
angeregt. 

Organisiert  sind  die  Betreibungsbeamten  im  Kanton  Zürich:  Ein 
t  Kollegium  der  Be  t  r  e  i  hiin  gs  beamt  e  n  der  Stadt  Zürich  und  deren 
Substituten»  vereinigt  seit  1898  die  städtischen  Funktionäre;  ausserdem  be- 
sieht ein  «Verband  der  Betreibungsbeamten  des  Bezirkes  Zürich> 
(1897)  und  ein  «Verband  der  G  emeindammäuncr  des  Kantons  Zürich» 
(1900).  Alle  drei  Vereinigungen  bezwecken  gleichtnässige  Behandlung  der  Bctrci- 
bungs-  und  übrigen  Amtsgeschäfte,  gegenseitige  Belehrung  durch  Besprechung 
interessanter  Fälle  aus  «1er  Praxis.  Beratung  von  einschlägigen  gesetzgeberischen 
Arbeiten  und  die  Forderung  der  Standesinteressen.  Die  Vorstände  erteilen 
den  Mitgliedern  Wegleitung  in  schwierigem  Amtsgeschäften. 

In  mehreren  Kantonen  treffen  wir  Vereinigungen  der  Gemeinderats- 
schreiber,   die   einerseits    den    Zweck    verfolgen,   die    Beamten,    welche  in 
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häufigem  schriftlichen  Verkehr  stehen,  auch  persönlich  einander  näher  zu 
bringen,  anderseits  einheitliche  Behandlung  von  AmtsgeschäMtcn,  die  Anbringung 
von  Wünschen  und  Begehren  bei  den  Oberbehörden  erstreben.  Solche  Gemcindc- 
schrcibervcrcine  bestehen  in  einigen  Bezirken  des  Kantons  Zürich:  der  älteste 
ist  der  seit  Ende  1870er  Jahre  bestehende  «Verein  der  Gemeinderats- 
schreiber und  Verwaltungsbeamten  des  Bezirkes  Zürich»,  welcher 
auch  Mitglieder  aus  andern  Bezirken  und  andere  Verwaltungsbeamtc  aufnimmt 
—  ca.  60  Mitglieder  — ,  sodann  im  Kanton  Luzern  («Luzernischer  Gemeindc- 
schreibervercin»).  in  einigen  Bezirken  des  Kantons  St.  Gallen  (z.  B.  «Toggen- 
burgischer  Gemeindcratsschreiberverein  »).  Auch  der  Kanton  Aargau  weist 
einige  derartige  Vereinigungen  auf,  so  gehören  dem  « Beamten  verein  des 
Bezirkes  Brugg»  hauptsächlich  Gemeindeschreiber  an.  Die  «Gemeinde- 
schreiber-Konferenz des  Kantons  Appenzell  A.-Rh.»  besteht  schon 
seit  den  1860er  Jahren  und  wird  von  den  20  Gemeindeschreibern  des  Kantons 
regelmässig  besucht. 

Auch  die  G  er ichtsschrcibcr  finden  sich  in  einigen  Kantonen  (Zürich, 
Luzern.  Si. Gallen,  Appenzell  A.-Rh.)  zeitweilig  zusammen:  im  Kanton  Aargau 
existiert  seit  1888  ein  « Beamten  verein  aargauischer  Bezirksgerichte» 
mit  ca.  70  Mitgliedern.  Vereinigungen  haben  auch  die  Regicrungsstat  t- 
halter  in  den  Kantonen  Zürich  und  Bern:  ebenso  die  Bezirksammänner 
im  Kanton  St. -Gallen. 

Wohl  einen  der  ältesten  Beamtenvereine  besitzt  der  Kanton  Zürich  in 
dem  «Verein  züricherischer  Notare»,  der  schon  seit  1835  existiert  und  dem 
sämtliche  Notare  des  Kantons  angehören.  Der  Verein  gliedert  sich  in  fünf 
Sektionen,  welche  sich  auf  die  36  Notariatskreise  des  Kantons  verteilen.  Jede 
Sektion  entsendet  ein  Mitglied  in  den  Vorstand,  welcher  damit  auch  Vorsitzender 
der  Sektion  wird.  Der  Verein  hat  sich  zur  Aufgabe  gestellt,  «zur  zeitgemässen 
Kntwicklung  des  züricherischen  und  eidgenössischen  Justizwesens  beizutragen, 
über  die  praktische  Geschäftsführung  der  Notare  Beratung  zu  pflegen  und 
neben  Wahrung  der  Ehre  und  des  Interesses  des  Notarenstandes  namentlich 
die  Kollegialität  unter  den  Mitgliedern  zu  fördern.» 

Von  Vereinen  von  Polizeibeamten  ist  zu  erwähnender  «Verein  der 
Stadtpolizei  Zürich»,  der  aus  einein  Schiessverein  der  Stadtpolizei  Zürich 
hervorgegangen,  seit  1900  die  städtische  Polizei-  und  Sanitätspolizeimannschaft 
umschliesst  (ca.  215  Mitglieder).  Ks  bestehen  vier  Sektionen  (für  Schiessen, 
Turnen,  Wasserfahren  und  für  Gesang).  Einen  Verein  bilden  auch  die  Pol  izei- 
ver walter  des  Kantons  Appenzell  A.-Rh. 

Die  kantonalen  M  i  Ii  tärbcamt  en  ,  wenigstens  der  deutschen  Sc  hweiz, 
sind  organisiert  in  dem  «Verein  schweizerischer  Se  k  t  i  onsch  e  fs »,  der 
Ende  1901  330  Mitglieder  zählte.  Seine  Gründung  fällt  ins  Jahr  1889.  Er 
bezweckt  ausser  der  Pflege  der  Kameradschaft  eine  möglichst  einheitliche 
Geschäftsführung  durch  die  Sektionschefs  etc.  Der  Verein  giebt  die  vierzehn- 
täglich erscheinenden  «Blätter  für  die  Militärbcamtungen»  als  offizielles  Vereins- 
organ heraus. 

In  den  Kantonen  Bern.  Solothurn  und  Waadt  bestehen  kantonale 
Korst  vereine,  denen  die  Forstbeamten  angehören  ;  in  verschiedenen  Kantonen 
(Zürich.  Berner  Oberland  und  Mittelland,  Tessin,  Graubünden)  finden  mehr 
oder  weniger  regelmässig  unter  dem  Vorsitz  des  betreffenden  Oberförsters 
Konferenzen  von  Korstbeamten  statt.  Im  übrigen  sind  wohl  die  meisten  Forst- 
beamten Mitglieder  des  «Schweizerischen  Korst  verein»  »,  der  1843  auf 
Anregung  von  bertiischen  Korstbeamten  gegründet,  sich  etwa  zur  Hälfte  aus 
wissenschaftlich  gebildeten  Korstbeamten,  zur  andern  Hälfte  aus  Unterforstern. 
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Itannwarten.  Privaten  und  Wald  freunden  zusammensetzt.  (Total  ea.  340  Mit- 
glieder.) Die  Gründung  einer  Forstschule  am  eidgenössischen  Politechnikum 
im  Jahre  1855,  die  Untersuchung  der  schweizerischen  Gehirgswaldungen  von 
1858 — 18o0,  die  Aufnahme  einer  die  Hochgebirgs Waldungen  betreffenden  Bestim- 
mung in  die  Bundesverfassung  von  1874,  die  Abänderung  dieses  Verfassungs- 
artikels im  Sinne  einer  Ausdehnung  der  forstpolizeilichen  Oberaufsicht  des 
Bundes  auf  die  ganze  Schweiz  und  manche  andere  forstwirtschaftlich  wichtige 
Institution  sind  der  Initiative  des  «Schweizerischen  Forstvereins»  zu  verdanken. 

Der  «Schweizerische  Forstverein»  besitzt  seit  mehr  als  50  Jahren  ein 
eigenes  Vereinsorgan,  das  seit  18bl  den  Titel  «Schweizerische  Zeitschrift  für 
Forstwesen»  führt:  es  brachte  anfänglich  Beiträge  in  französischer  und  deutscher 
Sprache.  Von  1875 — 1870  erschien  eine  französische  Ucbcrsctzung  als  «Journal 
suisse  d'Kconomie  forestiere».  Seit  Anfang  1899  bestehen  zwei  getrennte  Aus- 
gaben, die  französische  unter  dem  Titel  «Journal  forestier  suisse»  (Redakteur. 
Dr.  F.  Fankhauser,  Bern). 

Das  untere  Forst  personal  hat  im  Jahre  1899  einen  «Verband  schwei- 
zerischer Unterförster»  geschaffen,  dem  übrigens  ebenfalls  Private  bei- 
treten können :  der  Verband  ist  in  Sektionen  und  Einzelmitglieder  organisiert. 

Endlich  sind  auf  interkantonalem  Gebiete  noch  Institutionen  zu 
erwähnen,  die  zwar  keine  eigentlichen  Beamtenvereine  sind,  aber  doch  ungefähr 
dieselben  /-werke  wie  diese  verfolgen  und  die,  der  Eigenart  der  schweizerischen 
Verhältnisse  vorzüglich  entsprechend,  schon  sehr  bemerkenswerte  Erfolge  erzielt 
haben.    Es  sind  dies  die  ständigen  interkantonalen  Konferenzen. 

Die  älteste  derselben  ist  die  Konferenz  der  Polizeidirektoren  der  welschen 
Schweiz  («Conferences  des  C  hefs  des  dtfpartemcnts  de  police  de  la 
suisse  romandc»),  welche  von  den  Kantonen  beschickt  wird,  die  dem  Kon- 
kordat vom  Mai  1875  betreffend  den  Schutz  junger  Leute  im  Ausland  bei- 
getreten sind,  nämlich  von  den  Kantonen  Freiburg,  Waadt,  Wallis.  Neuenbürg. 
Genf,  Hern,  sowie  (seit  1897)  St.  Gallen  und  (seit  1899)  Aargau.  Nach  Art.  11 
der  Vollziehungsverordnung  vom  2b,  März  1887  zu  dem  genannten  Konkordate 
vereinigen  sich  die  Polizeidirektoren  der  Konkordatskantune  mindestens  all- 
jährlich einmal  zur  Beratung  über  den  Vollzug  des  Konkordats,  sowie  auch 
zur  Besprechung  anderer  aktueller  Themata  auf  dem  Gebiete  des  Polizeiwesens 
(z.B.  Massnahmen  gegen  die  Anarchisten,  gegen  den  Verkauf  obseöner  Schriften 
auf  den  Bahnhöfen,  Polizeitransporte.  Vereinheitlichung  der  Signalementsformeln, 
Einrichtung  einheitlicher  Strafregister  in  cb-n  Konkordatskantonen  etc.). 

Auch  die  kantonalen  P o  1  iz  ei  k omma  nda n  t  en  kommen  seit  einigen  Jahren 
alljährlich  zu  einer  Konferenz  zusammen. 

Zu  den  Konferenzen  gehört  auch  der  «  V  e  r  b  a  n  d  d  e  r  a  in  1 1  i  <  h  e  n 
Statistiker»,  der  1889  in  Aarau  als  freie  Vereinigung  gegründet  wurde.  Er 
hält  alljährlich  zusammen  mit  der  Schweizerischen  statstischen  Gesellschaft  eine 
Versammlung  zum  Zwecke  der  Förderung  und  Vervollkommnung  der  amtlichen 
und  wissenschaftlichen  Statistik.  Diese  Konferenz  hat  eine  Reihe  wertvoller 
statistischer  und  volkswirtschaftlicher  Arbeiten  gezeitigt,  welche  jeweilen  in 
der  «Zeitschrift  für  schweizerische  Statistik»  veröffentlicht  werden. 

Zur  Behandlung  gemeinsamer,  die  Schule  und  die  Jugenderziehung  beschla- 
gender Fragen,  sowie  im  Interesse  gegenseitiger  Fühlungnahme  versammeln 
sich  die  Vorsteher  sämtlicher  kantonaler  Erziehungsdcpartcmcntc  seit  1S97 
wenigstens  jährlich  einmal  («Konferenz  der  kantonalen  Erziehungs- 
dirckt  oren »).  Die  Konferenz  hat  einen  ständigen  Sekretär  (Staatssc  hreiber 
Dr.  Huber  in  Zürich),  der  das  Protokoll  führt  und  in»  Auftrag  des  jeweiligen 
Konferenz-Präsidenten  die  aus  der  Vorbereitung  der  Geschäfte  sich  ergebenden 
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nötigen  Arbeiten  besorgt.  Ausserdem  hat  er  die  ihm  jeweilen  von  der  Kon- 
ferenz beschlossenen  hesondern  Auftrüge  auszuführen.  Er  hat  ferner  die  von 
den  einzelnen  Erziehungsdepartementen  verlangten  Informationen  zu  liefern  und 
insbesondere  auch  die  Sammlung  des  die  Schulgesundheitspflegc,  den  Schulhausbau 
und  die  Schulmobiliarfrage  betroffenden  Materials  im  Auge  zu  behalten.  Die 
Konferenz  entfaltet  eine  sehr  lebhafte  Thätigkeit ;  sie  hat  sich  im  Jahre  1900 
viermal  versammelt  und  namentlich  die  Frage  der  SubventiomVrung  der  Primar- 
schule durch  den  Hund,  ferner  die  Erstellung  eines  schweizerischen  Schulatlasses, 
das  Reglement  betreffend  den  Maturitätsauswcis  für  die  Kandidaten  der  medi- 
zinischen Berufsarten  etc.  behandelt. 

Seit  1899  finden  sich  die  kantonalen  Finanzdirektoren  alljährlich  zu 
einer  Konferenz  zusammen.  Sie  haben  bereits  dem  Bundesrate  einen  Entwurf 
für  ein  Bundesgesetz  über  das  Verbot  der  Doppelbesteuerung  eingereicht. 

Im  Jahr  1900  endlich  haben  auch  die  seh  w  eizerisi  hen  Staatsschreiber 
eine  Konferenz  ins  Leben  gerufen,  die  sie  alljährlich  einmal  zusammenführt. 
An  der  Konferenz  im  Jahre  1902  wurde  die  «Herausgabe  der  kantonalen 
Amtsblätter  vom  administrativen  und  fiskalischen  Gesichtspunkte  aus>  erörtert. 
Unter  der  Aegide  der  Staatsschreiber-Konferenz  erscheint  seit  Anfang  April  1900 
das  vom  Verfasser  dieses  Artikels  redigierte  «Schweizerische  Zentralblatt  für 
Staats-  und  Gemeindeverwaltung»,  offizielles  Organ  der  Staatsschreiber  -  Kon- 
ferenz und  des  «Schweizerischen  Städteverbandes». 

III.  Litter atur.  Schollenberger,  Grundriss  des  Staats-  und  Verwallungsrechts  der 
Schweix.  Kantone,  I,  S.  in.  —  Die  "Jahresberichte  und  Rechnungen  der  verschiedenen 
Beamtenvereine,  soweit  solche  im  Druck  erscheinen.  Zu  erwähnen:  Jahresbericht  des 
Schweix.  Z*cbensversichernngsvercins,  insbesondere  über  das  Geschäftsjahr  i*9J,  welcher 
zugleich  einen  allgemeinen  Bericht  über  die  Jahre  1S70—1S9+  enthält;  ferner  die 
Jahresberichte  des  Schweizerischen  Amtsbürgschaftsvereins,  der  verschiedenen  kantonalen 
Amtsbürgschaftsgenossenschaften,  lieber  letztere  vgl.  Othm&r  Müller,  Die  kantonalen 
Amtsbürgschaf tsgenossenschafte.n  (im  Schweizerischen  Zentralblatt  für  Staats-  und 
Gemeindeverwaltung,  /,  .Vr,  17);  ferner  Schweizerische  Zeitschrift  für  Gemeinnützig- 
keit, /8S6,  S.  235;  18S7,  S.  J<)r  ;  rSSS,  S.  196  und  1S89,  S.  174.  —  Naef,  Zur  Frage 
der  Errichtung  einer  Pensionskasse  für  die  aargauischen  Staatsbeamten  (Zofingen,  1899). 
„Zeitschrift  für  schweizerische  Statistik",  1889,  S.  193  ff.  —  Jahrbuch  des  Unterrichts- 
wesens  in  der  Schweiz,  1899,  S.  70 ;  1900,  S.  1 2b. 

Dr.  A.  BoBHhardt,  Direktionssekretär.  Zürich. 

Beamten  vereine,  b)  Privatbeamten  vereine. 

I.   Allgemeine«.  —  II.   Entstehung.   Organisation.   Aufgaben  und 
Thätigkeit.  —  III.  Litteratur. 

I.  Allgemeines.  Ueber  Vereinigungen  von  Privatbeamten  kann  aus  den 
meisten  Schweizerkantonen  gar  nichts  gemeldet  werden.  Nur  in  einigen  Kan- 
tonen bestehen  gegenwärtig  derartige,  oder  ähnliche  Verbände.  Trotzdem  die 
Zahl  der  Privatbeamten  überall  verhältnismässig  gross  ist,  haben  es  dieselben, 
mit  wenigen  Ausnahmen,  noch  nicht  gewagt,  zur  Wahrung  ihrer  Interessen 
sich  zusammcnzuschliessen.  Die  Gründe  mögen  verschiedener  Art  sein,  sind 
aber  gewiss  nicht  darin  zu  suchen,  dass  eine  bessere  Bezahlung  nicht  wünschens- 
wert wäre.  Im  Gegenteil,  gerade  diese  Verhältnisse  könnten  in  den  meisten 
Kantonen  den  Grund  bilden,  sich  zu  vereinigen.  Aber  bis  dahin  wird  es  an 
der  hiezu  nötigen  Initiative  gefehlt  haben.  Es  ist  zudem  zu  bemerken,  dass 
die  Grosszahl  der  Privatbcamten  aus  jungen  Leuten  besteht,  welche  sich 
nach  verhältnismässig  kurzem  Wirken  in  diesen  Kreisen  einer  selbständigeren 
oder  sicheren  Stellung    zuwenden,    sei   es    durch    Uebernahme   eines  eigenen 
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Geschäftes,  oder  durrh  Lebertritt  in  den  Post-,  Eisenbahn-,  Telegraphen-  oder 
sonstigen  Staatsdienst. 

II.  Entstehung,  Organisation,  Aufgaben  und  Thätigkeit.  Zur  Zeit  be- 
stehen bloss  zwei  Privatbeamten  -  Organisationen :  1.  der  Bernisch  -  kantonale 
Bureaulistenverein  und  2.  der  Aargauisch-kantonale  Bureaulistenverein.  Daneben 
bestehen  in  einigen  Kantonen  einzig  Unterstützungs-  und  Altersversorgungs- 
kassen. 

1.  Dkr  Bkrnisch-kantonale  Blrf.aulistknvkrein  wurde  im  Jahre  1890 
in  Bern  gegründet  und  zwar  fanden  sich  damals  27  Angestellte  zusammen, 
welche  zum  grösseren  Teile  auf  staatlichen  Bureaux  der  Bezirksverwaltungen 
arbeiteten. 

Die  Gründe,  welche  diese  Angestellte  bewegten,  einen  Verband  zur 
Wahrung  ihrer  Interessen  ins  Leben  zu  rufen,  waren  folgende : 

Bis  zum  Jahre  1878  waren  die  Amts-  und  Gcrichtsschreibcr  der  30  Amts- 
bezirke des  Kantons  Bern  für  ihre  Bezahlung  auf  den  Bezug  der  vom  Staate 
festgesetzten  fixen  Gebühren  angewiesen  und  es  darf  gleich  gesagt  werden, 
dass  sie  dabei  ihre  Rechnung  fanden;  hatten  doch  viele  dieser  Beamten  jener 
Zeiten  in  wenig  Jahren  ordentliche  Summen  bei  Seite  gelegt.  Selbstverständlich 
war  es  ihnen  überlassen,  die  nötige  Zahl  von  Hülfsarbeitern  zur  Bewältigung 
der  Geschäfte  anzustellen  und  zu  honorieren.  Diese  Privatbeamten,  «Schrciber>, 
wie  sie  im  Berner  Lande  überall  genannt  werden,  waren  denn  auch  ganz 
ungenügend  besoldet  und  befanden  sich  geradezu  in  erbärmlichen  Verhältnissen. 
Sie  atmeten  daher  völlig  auf,  als  im  Jahre  1878  das  neue  Gesetz  über  die 
Amts-  und  Gerichtsschreibereien  zustande  kam.  Diese  Neuordnung  der  Bezirks- 
schreibereien hatte  ihren  Grund  in  der  misslichen  Finanzlage  des  Staatshaus- 
haltes und  der  damalige  Vorsteher  des  Finanzdepartements  hatte  es  bald  heraus- 
gefunden, dass  der  Fiskus  dadurch  eine  erhebliche  Mehreinnahme  erzielen  könne, 
wenn  er  die  fixen  Gebühren  zu  Händen  der  Staatskasse  beziehen  lasse  und 
dann  die  Amts-  und  Gerichtsschreiber,  sowie  deren  Angestellte  mit  einer  fixen 
Besoldung  bedenke.  So  kam  es  denn,  dass  die  fetten  Posten  in  magere  umge- 
wandelt wurden.  Immerhin  wusste  man  die  Unzufriedenen  dadurch  einiger- 
massen  zu  entschädigen,  indem  man  im  neuen  Gesetz  bestimmte,  dass  die 
Besoldungen  der  Angestellten  nicht  etwa  diesen  letztern  vom  Staate  ausbezahlt, 
sondern  ebenfalls  den  Beamten  eingehändigt  wurden.  Die  schöne  Hoffnung 
der  Angestellten  ging  also  nicht  in  Erfüllung,  denn  die  Beamten  bezahlten  wie 
bis  dahin  was  sie  eben  wollten  und  fast  überall  war  der  Angestellte  überdies 
gezwungen,  die  Verpflegung  von  seinem  Vorgesetzten  zu  empfangen.  Es  war 
daher  kein  Wunder,  dass  die  Angestellten  mit  aller  Energie  darnach  trachteten, 
sich  durch  Erwerbung  des  Notariatspatentes  ebenfalls  eine  eigene  Stellung  zu 
erobern.  Letzterer  Stand  erhielt  dadurch  in  den  Jahren  1880—1890  eine  solche 
Ueberproduktion.  dass  sich  die  Regierung  veranlasst  sah.  ein  neues,  bedeutend 
strengeres  .Studienreglement  für  Fürsprecher  und  Notare  zu  erlassen,  welches 
seine  Wirkung  sehr  bald  äusserte.  Diejenigen  aber,  welche  gezwungen  waren, 
ihr  Brot  als  Angestellte  auf  einem  Bureau  weiter  zu  verdienen,  sahen  endlich 
ein,  dass  die  meisten  Beamten  von  den  Entschädigungen,  die  ihnen  der  Staat 
zur  Anstellung  der  nötigen  Arbeiter  ausrichtete,  den  grösseren  Teil  in  ihre 
Taschen  steckten,  und  fassten  den  Mut.  durch  Gründung  eines  Verbandes  diesen 
Missständen  entgegenzutreten.  Einige  Angestellte  auf  Privatbureaux.  die  damals 
noch  schlechter  daran  waren,  schlössen  sich  an;  die  Hauptzahl  der  Vereins- 
mitgliedcr  bildeten  aber  vorderhand  die  Angestellten  der  Bezirksburcaux. 

Bemerkt  mag  hier  werden,  dass  im  Kanton  Bern  das  Notariat  nicht  ver- 
staatlicht  ist.    Der  Inhaber   eines   solchen  Ausweises  hat  daher  eine  doppelte 
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Berufswahl,  er  kann  entweder  Staatsbeamter  werden,  oder  ein  Bureau  als  Notar 
betreiben.  Alle  öffentlichen  Urkunden  müssen  im  Kantun  Bern  durch  einen 
Notar  verfasst  werden,  deshalb  ist  auch  das  letztere  noch  einträglich  (s.  «No- 
tariatswesen>). 

Ferner  ist  zu  betonen,  dass  die  Angestellten  der  Staatsbureaux  nicht  als 
Staatsange  st  eilte  betrachtet  werden.  Die  Regierung  ist  vielmehr  der  Ansicht, 
dass  diese  Angestellten  in  einem  Privatverhältnis  zu  den  Amts-  und  Gerichts- 
schreibern stehen  und  daher  müssen  sie  vorderhand  auch  zu  den  Privatbeamten 
gerechnet  werden,  trotzdem  Art.  10,  Alinea  1  der  kantonalen  Verfassung  sagt : 
«Kein  Beamter  oder  Angestellter  kann  von  seinem  Amte  anders  als  durch 
richterliches  Urteil  entsetzt  oder  entfernt  werden. >  Durch  bundesgerichtlichen 
Entscheid  vom  Jahre  1896  ist  aber  die  Anschauung  der  Regierung  als  richtig 
anerkannt  worden. 

Der  Verein  wurde  also  gegründet.  Die  Organisation  war  möglichst  einfach. 
Hin  Vorstand  von  5 — 7  Mitgliedern  wurde  eingesetzt  und  demselben  die  Leitung 
der  Geschäfte  anvertraut.  Zweck  des  Vereins  war.  Anstrebung  der  ökonomischen 
Besserstellung,  gegenseitige  bestmögliche  Unterstützung,  Hebung  des  Bureau- 
listenstandes und  Pflege  der  Kameradschaft.  Der  Vorstand  hatte  natürlich  nur 
unbedeutende  Kompetenzen  und  musste  fast  alle  Geschäfte  der  alle  Jahre  einmal 
zusammentretenden  Hauptversammlung,  an  welcher  jedes  Mitglied  stimmberechtigt 
war.  vorlegen.  Das  Hauptaugenmerk  des  Vereins  war  darauf  gerichtet,  die 
direkte  Bezahlung  für  alle  auf  Staatsbureaux  arbeitenden  Bureaulisten  zu  er- 
wirken. Es  wurde  schon  im  ersten  Vereinsjahr  eine  Petition  bei  der  Regierung 
eingereicht,  worin  die  bestehenden  Uebelstände  und  namentlich  auch  die  ganz 
ungenügende  Bezahlung  hervorgehoben  wurden.  Aber  die  Petenten  sahen  sich 
getäuscht,  wenn  sie  auf  rasche  Anhandnahme  ihres  Gesuches  gehofft  hatten. 
Die  Sache  wurde  ruchbar  und  es  kam  sogar  zu  einigen  Massregelungen.  Dessen 
ungeachtet  liessen  die  Mitglieder  des  Bureaulistenvereins  eine  zweite  Petition, 
wiederum  von  allen  unterzeichnet,  folgen.  Diesmal  begnügten  sich  dieselben 
aber  nicht  damit,  sie  machten  gleichzeitig  verschiedenen  Mitgliedern  des  G rossen 
Rates  von  den  unhaltbaren  Zuständen  Mitteilung  und  das  wirkte  endlich.  Im 
Jahre  1894  wurde,  nachdem  durch  das  Einführungsgesetz  zum  Bundesgesetz 
über  Schuldbetreibung  und  Konkurs  der  bisherige  Gcsetzesartikel  die  nötige 
Abänderung  erfahren  hatte,  von  der  Regierung  ein  bezüglicher  Dekretsentwurf 
vorgelegt,  vom  Grossen  Rate  auch  .angenommen  und  dadurch  für  alle  Angestellten 
die  direkte  Bcsoldungsausrichtung,  ohne  Vermittlung  der  Bezirksbeamten,  ein- 
geführt, womit  sich  gleichzeitig  eine  kleine  Besserstellung  verband.  Das 
Minimum  der  Ansätze  beträgt  Fr.  1200,  das  Maximum  Kr.  3000  und  es  wurden 
Zulagen  von  je  Fr.  150  von  fünf  zu  fünf  Dienstjahren  beschlossen.  Das  war 
wenigstens  etwas.  Der  Verein  hatte  sein  erstes  Ziel  erreicht  und  stand  von 
nun  an  auf  sicherem  Boden.  Die  Gesinnung  der  Beamten  gegenüber  diesen 
Umstürzlern  änderte  nach  und  nach  und  heute  wünscht  niemand  die  alten 
Verhältnisse  mehr  zurück. 

Schon  im  Jahre  1893  hatte  der  Verein  infolge  seiner  Ausdehnung  eine 
Neuorganisation  für  nötig  befunden  und  sich  neue  Statuten  gegeben.  Darin 
war  namentlich  das  Institut'  einer  vom  Verein  zu  organisierenden  Stellen- 
vermittlung vorgesehen  und  es  wurden  die  Obliegenheiten  des  Vorstandes 
bedeutend  vermehrt  und  die  Kompetenzen  vergrössert.  Die  frühere  Organisation 
(Verband  für  das  ganze  Kantonsgebiet)  wurde  beibehalten. 

Es  mag  erwähnt  werden,  dass  der  Vorstand  unterdessen  zweimal  änderte 
und  dabei  auch  an  andere  Orte  verlegt  wurde.  Dieser  Umstand  wirkte  nicht 
gerade-   zum  Vorteil  des  Vereins,  da  begreiflicherweise  dir  neuen  Mitglieder 
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nicht  orientiert  waren  und  dann  wieder  einige  Zeit  nötig  hatten,  um  sich  in  die 
Geschäfte  einzuarbeiten. 

Im  Jahre  1894  kam  der  Vorstand  nach  Bern,  wo  er  bis  heute  geblieben  ist. 

Bis  zum  Jahre  1894  blieb  die  Mitgliederzahl,  die  bis  1892  fast  auf  100 
angestiegen  war,  ziemlich  stationär.  Da  nun  bewegte  sich  das  Vereinsrad  wieder 
stärker.  Ks  hatte  dies  aber  auch  verschiedene  Gründe.  Durch  das  vorerwähnte 
Dekret  vom  19.  Dezember  1894  bemühten  sich  die  meisten  Angestellten,  auf 
Staatsbureau x  Platz  zu  linden.  Ferner  war  durch  das  neue  Reglement  vielen 
die  Erwerbung  des  Notariatspatentes  als  zu  schwierig  erschienen;  eine  grosse 
Anzahl  wendete  sich  daher  einer  anderen  Laufbahn  zu.  Es  hatte  dies  natürlich 
zur  Folge,  das»  die  Privatburcaux  -  Inhaber  nur  mit  grosser  Mühe  Angestellte 
erhalten  konnten,  ohne  dass  sie  ihnen  auch  eine  gute  Besoldung  offerierten. 
Der  Mangel  an  derartigen  Arbeitskräften  dauert  heute  noch  an  und  viele  Für- 
sprecher und  Notare  sehen  sich  daher  gezwungen,  weibliche  Angestellte 
zu  engagieren,  welche  überall  mit  einer  geringeren  Bezahlung  vorlieb  nehmen. 
Das  kantonale  Besoldungsdekret  hat  also  auch  für  die  Angestellten  auf  den 
Privatburcaux  seine  Wirkung  ausgeübt,  und  dies  einsehend,  traten  dem  Verband 
diese  Burcaulisten  ebenfalls  bei,  so  dass  auf  den  heutigen  Tag  nur  ein  kleiner 
Prozentsatz  sich  dem  Berufsverband  noch  nicht  angeschlossen  hat. 

Einzig  in  Bern  war  bis  zum  Jahr  1896  die  Zahl  der  Mitglieder  eine 
verhältnismässig  geringe.  Aber  auch  hier  wurde  die  Organisation  von  einer 
grossen  Anzahl  von  Bureaulisten  gewünscht  und  deshalb  gründeten  diese  in 
Bern  im  Jahre  1895  einen  selbständigen  Verein,  dessen  Organisation  ebenfalls 
eine  ganz  einfache  war.  Schon  nach  kürzerem  Bestände  suchte  dieser  sich 
dem  kantonalen  Verbände  anzuschliessen,  indem  er  seine  Stellenvermittlung 
mit  derjenigen  des  schon  früher  bestandenen  Vereins  vereinigte.  Damit  wurde 
aber  festgelegt,  dass  der  Stcllenvermittler  stets  in  Bern  seinen  Sitz  haben 
müsse.  Dieses  St e 1 1  en v er mi tt l ungs- 1 n s t i tut  hat  sich  seither  ziemlich  ent- 
wickelt und  gedeiht  sowohl  zum  Nutzen  der  Vercinsmitglieder  als  auch  der 
Prinzipale.    In  letzter  Zeit  werden  auch  Lehrlinge  plaziert. 

Nachdem  dieser  Schritt  gethan  war,  machte  man  einen  weitern  durch 
Gründung  eines  V  creinsorganes.  Die  daherigen  Kosten  wurden  von  beiden 
Vereinen  im  Verhältnis  der  Mitgliederzahl  getragen.  Dieselbe  betrug  circa  500. 
wovon  auf  den  stadtbernischen  Verein  fast  die  Hälfte  entHelen.  Das  Organ 
führte  den  Titel  <  Korrespondcnzblatt »;  später,  im  Jahre  1898,  wurde  derselbe 
in  <  Bernische  Burcauzeitung»  abgeändert. 

Durch  dieses  Pressorgan,  das  die  ersten  zwei  Jahre  ein  monatliches  war 
und  seither  alle  vierzehn  Tage  erscheint,  wurde  es  möglich,  mit  den  Mitgliedern 
stets  direkt  zu  verkehren  und  es  besteht  dadurch  die  notwendige  Fühlung, 
deren  Mangel  lange  empfunden  wurde. 

l  in  dem  stadtbernischen  Verein  den  Anschluss  zu  erleichtern,  wurde 
schliesslich  vom  kantonalen  Verband  im  Jahre  189(»  seine  Neuorganisation 
beschlossen  und  am  27.  Juni  1897  bezügliche  Statuten  aufgestellt.  Nach  den- 
selben besteht  nun  der  Verein  aus  Sektionen,  die  sich  in  einem  beliebigen 
Bezirk  bilden  können. 

Die  Kreisverbände  sind  folgende:  Interlaken-Oberhasle,  Saauen  -  O  ber- 
und Niedersirnmenthal  und  Frutigen,  Thun,  Konollingen  -  Seftigen  -  Schwarzen- 
burg,  Eminenthai,  Bern.  Oberaargau,  Burgdorf  -  Fraubrunnen,  Seeland,  Biel. 
Krlaeh-Neuenstadt,  fjidau,  Montier,  Jura-Sud,  Porrentruy,  Aargau  (aargauisch- 
k.intonaler  Bureaulisten  verein). 

Diesen  Sektionen  ist  ihre  Organisation  selbst  überlassen,  sie  soll  indessen 
den  Geniraistatuten  entsprechen. 
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Im  Jahre  1897  erweiterte  der  Verein  seine  Zweckbestimmung,  indem 
auch  dem  Unterrichtswesen  Unterstützung  zugesagt  wurde. 

Die  Kreisverbände  haben  angefangen,  Unterrichtskurse  abzuhalten. 
So  besteht  z.  B.  in  Bern  eine  Fortbildungsschule  für  Sprachen,  Buchhaltung, 
Schreiben  etc.,  welche  von  Bund,  Kanton  und  Gemeinde  subventioniert  ist 
und  seit  Jahren  sich  guter  Frequenz  erfreut.  Namentlich  waren  es  stets  viele 
weibliche  Kursbesucher,  die  sich  dieser  Schule  bedienten,  da  ihnen  z.  B.  für 
die  vom  kaufmännischen  Verein  abgehaltenen  Kurse  der  Zutritt  nicht  gestattet 
wird.  Dass  sich  der  stadtbernische  Kreisverband  dadurch  grosse  finanzielle 
Opfer  auferlegt,  liegt  auf  der  Hand. 

Aus  dem  uns  gedruckt  vorliegenden  Geschäftsbericht  über  die  Vereins- 
jahre 1898/1899  und  1899/1900  kann  folgendes  über  die  Thätigkcit  des 
bf-rnisch-kantonalcn  Bureaulistenvereins  erwähnt  werden: 

i.  Der  Verein  hat  versucht,  über  die  Lohn-  und  Anstellung* Verhältnisse  auf  Prival- 
bureaux  (Fürsprecher-,  Notariats-,  Agentur-  und  Sachwaltcrbureaux)  eine  Statistik  anzulegen.  Einzelne 
Kreisverbände  haben  die  Angaben  aufstellen  können,  andere  aber  nicht,  oder  nur  unvollständig.  Das 
vorhandene  Material  weist  nicht  gerade  günstige  Besoldungsverhältnisse  in  diesen  Bureaux  auf,  da 
z.  B.  der  Durchschnittsansatz  unter  demjenigen  steht,  welchen  die  Statistik  über  die  höhn  Verhältnisse 
der  schweizerischen  Eisenbahner  ergeben  hat.  Dagegen  ist,  wie  schon  gesagt,  der  Ansatz  im  allge- 
meinen gegen  früher  gestiegen.  2.  Die  Bemühungen  des  Vereins  haben  die  auf  Privalbureaux  übliche 
Sonntagsarbeit  ziemlich  abgeschafft  und  wo  dieselbe  noch  besteht,  sind  die  Verhältnisse  der 
betreffenden  Gegend  schuld  daran.  3.  Durch  die  Initiative  des  Kreisverbandes  Rem  kam  die  Gründung 
eines  Fonds,  der  zur  Errichtung  eines  Ferienheims  bestimmt  ist  und  den  Namen  <  Burcaulistcn- 
heim*  führt,  zustande.  Dieser  ist  bis  jetzt  auf  ca.  Fr.  3000  angewachsen.  Zur  Förderung  dieser 
Bestrebung  ist  nun  eine  Genossenschaft  gegründet  worden.  4.  Der  Verein  hat  die  Ordnung  des 
Lehrlingswesens  an  die  Hand  genommen  und  zu  diesem  Zwecke  folgende  Massnahmen  getroffen : 
a)  Erweiterung  seiner  Stellenvermittlung  durch  Plazierung  von  Lehrlingen.  Damit  hat  der  Verein  bis 
jetzt  sowohl  bei  Prinzipalen  als  bei  den  Lehrlingen,  d.  h.  deren  Vormündern,  zur  vollen  Zufriedenheit 
gewirkt,  b)  Aufstellung  einer  Lehrlingsordnung  unter  Mitwirkung  der  Vorsteher  von  I'rivatbureaux. 
Ein  bezüglicher  Entwurf  ist  bereits  aufgestellt  und  harrt  nun  der  Begutachtung  der  Arbeitgeber. 
c>  Untersuchung  der  Frage  der  Einführung  einer  Lehrlingsprüfung.  Hierbei  ist  man  allerdings  zur 
Ansicht  geneigt,  dass  nur  ein  staatliches  Obligatorium  eine  richtige  Lehrlingsprüfung  ermöglichen  könnte. 
5.  Der  Verein  hat  ferner  in  den  letzten  zwei  Jahren  namenüich  die  Erreichung  folgender  zwei  Ziele 
verfolgt  und  beim  Grossen  Rat  petiüoniert  um:  a)  Ausarbeitung  eines  neuen  Slcuergcsetzes, 
behufs  gerechter  Verteilung  der  öffentlichen  I -asten  im  Kanton  Bern  und  zwecks  Entlastung  der  Fix- 
besoldcten  unter  Berücksichtigung  folgender  spezieller  Wünsche  :  Geslattung  eines  angemessenen  Abzuges 
für  Ehegatten  und  Kinder,  Einführung  einer  massigen  Progression,  b)  Ausarbeitung  eines  kantonalen 
Besoldungsgesetzes  für  sämtliche  Beamte,  Angestellte  und  Arbeiter  des  Staates,  unter  angemessener 
Erhöhung  der  heute  zu  niedrig  gehaltenen  Besoldungsansätzc,  mit  jeweiligen  Zulagen  mit  Zunahme 
der  Dienstjahre,  bis  zur  Erreichung  eines  Maximums,  sowie  Einführung  der  direkten  Anstellung  sämt- 
licher Angestellter  auf  Staatsbureaux  und  Wahl  auf  bestimmte  Amtsdaucr  nach  erfolgter  Ausschreibung 
der  Stelle.  Zur  Erreichung  dieser  Ziele  wurden  jedes  Jahr  spezielle  Versammlungen  at>gehalten  und 
die  betreffenden  Kragen  diskutiert;  dem  Grossen  Rate  sind  bezügliche  Eingaben  eingereicht  worden 
und  es  ist  zu  hoffen,  dass  diese  wichtigen  Fragen  in  nächster  Zeit  ihre  Lösung  finden  und  den  gestellten 
Wünschen  nach  Möglichkeit  Rechnung  getragen  werde. 

Der  bcrnisch-kantonalc  Bureaulistenverein,  bezw.  dessen  Centralvorstand, 
hat  ferner  folgende  zwei  Hauptziele  auf  sein  Programm  genommen  und  daherige 
Untersuchungen  angestellt : 

1.  Gründung  einer  schweizerischen  Vereinigung,  unter  Ausdehnung  des  bestehenden 
Vereinsorgam  zu  einer  schweizerischen  Bureauzeitung.  Ein  solcher  Verband  wird  z.  B.  nach  Ein- 
führung des  eidgenössischen  Civil-  und  Strafrechtes  um  so  grossem  Zweck  haben,  als  Angestellte 
(Linn  mit  Leichtigkeit  in  der  ganzen  Schweiz  sowohl  in  Privat-  als  in  Staatsbureaux  verwendet 
werden  könnten.  Namentlich  würde  aber  ein  solcher  Verband  in  denjenigen  Kantonen  für  die  Ange- 
stellten eine  Wohlthat  werden,  wo  die  Anstellungsverhältntssc  und  namentlich  die  Bezahlung  ganz 
miserabel  sind.  2.  Gründung  einer  K  ran ken- ,  U 11  fa 1 1- und  Sterbekassc,  mit  späterer  Ausdehnung 
in  eine  Altersversorgung.  Diese  Frage  ist,  nachdem  die  staatliche  Regelung  des  Versicherungswesens 
vom  Schweizervolk  verworfen  worden  ist,  <'ine  sehr  wichtige,  aber  schwierige  und  wud  ohne  staat- 
liche Mithülfe  und  erhebliche  Vergrösscrung  des  Verbandes  in  nächster  Zeit  kaum  in  befriedigender 
Welse  gelöst  werden  können.  Immerhin  scheint  es  nicht  unmöglich,  auch  in  dieser  Angelegenheit 
einen  Anlang  zu  machen. 
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2.  Leber  den  Aargauisch-kantonai.en  Burkaulistenverein,  der  sich 
aus  Angestellten  von  Staats-,  Gemeinde-  und  Privatbureau x  zusammensetzt, 
brauchten  wir  eigentlich  nicht  mehr  gesondert  zu  berichten,  da  dieser  Verband, 
wie  aus  vorstehendem  ersichtlich,  sich  dem  bernisch-kantonalen  Bureaulisten- 
verein angeschlossen  hat  und  also  in  Bezug  auf  Zwecke  und  Organisation  ganz 
dem  Kreisverbandc  des  letztern  Vereins  gleichkommt.  Er  zählt  ca.  40  Mitglieder. 

Es  ist  dagegen  nicht  uninteressant,  die  Gründe  kennen  zu  lernen,  welche 
zur  Gründung  dieses  Verbandes  geführt  haben.  Im  Jahre  1898  fragten  einig. 
Bureaulisten  im  Kanton  Aargau  beim  Centraivorstand  des  bernischen  Verbandes 
an,  ob  man  ihnen  bei  Gründung  eines  solchen  Berufsverbandes  behülflich  sein 
würde.  Diese  Anfrage  wurde  vorerst  mit  einigem  Misstrauen  aufgenommen, 
denn  seit  Jahren  waren  die  aargauischen  Kollegen  als*  Konkurrenten  bekannt, 
da  sie  in  ziemlich  grosser  Zahl  in  den  Kanton  Bern  zogen,  um  eine  Besser- 
stellung zu  erfahren.  Im  Aargau  selbst  waren  die  Lohnansätze  stets  so  gering, 
dass  dabei  von  einer  Lebensexistenz  nicht  gesprochen  werden  konnte.  Wie  aus 
der  Darstellung  des  bernischen  Vereins  hervorgeht,  haben  die  Privatbureaux 
lange  Zeit  Mangel  an  Arbeitskräften  gehabt  und  deshalb  wurden  Leute  aus 
dem  Kanton  Aargau  beigezogen,  da  diese,  wenigstens  in  den  ersten  Jahren, 
mit  geringer  Besoldung  vorlieb  nahmrm.  Das  Misstrauen  war  daher  begreiflich, 
denn  mit  der  Annahme  des  aargauischen  Vereins  als  Kreisverband  konnten 
dessen  Mitglieder  auch  die  bernische  Stellenvermittlung  benutzen  und  also 
noch  leichter  Eingang  in  den  Kanttin  Bern  linden.  —  Man  sah  aber  doch  ein. 
dass  es  verfehlt  wäre,  die  Aargauer  einfach  abzuweisen,  fasste  daher  Vertrauen 
zu  diesen  Kollegen  und  machte  ihnen  klar,  dass  sie  von  nun  an  eine  Besser- 
stellung in  erster  Linie  dadurch  suchen  möchten,  die  Verhältnisse  in  ihrem 
I leimatkanton  zu  ändern.  Und  wirklich  hatte  man  sich  nicht  getäuscht,  die 
Aargauer  haben  Kollegialität  gehalten  und  die  früher  bestandene  Rivalität  ist 
verschwunden.  Obschon  im  Kanton  Aargau  der  Bureaulistenverein  einen  mate- 
riellen Erfolg  noch  nicht  aufzuweisen  hat,  ist  er  doch  durch  die  moralische 
V nterstützung  der  Berner  schon  zu  einem  gewissen  Ansehen  gelangt.  Untt-r 
der  Führung  des  bernischen  Vorstandes  arbeitet  der  Verband  ruhig  an  seiner 
Entwicklung  weiter  und  wird  sicher  auch  dem  ganzen  Stande  stets  zur  Ehre 
gereichen. 

Weiterer  Erörterungen  können  wir  uns  unter  Verweisung  auf  das  unter 
Bern  gesagte  enthalten. 

III.  IAttemtur.  Geschäftsberichte  des  Cenlralvorstandes  des  bernisch-kantomalen 
Bureaulistenvercins  seit  /8g8lgg,  Herrn,  nebst  Berichten  der  Stellenvermittlung  für  die 
nämliche  Zeit.  —  „Bernische  Bureauxeitung".  ■  fahr  gang  /  u.  ff.  Bern.  —  Fortbil- 
dungsschule des  stadtbernischen  Bureaulistenvereins.  Berichte  über  die  Unterrichtsfakre 
/8gj-  iijoi.  —  Eingaben  an  den  Grossen  Bat  des  Kantons  Bern,  betreffend  Steuer- 
gesetz  und  Besoldungszvesen,  sowie  direkte  Anstellung  auf  Staatsbureaux  ;  r8gg  m.  rgot . 

Oscar  Wdbel,  Präsident  des  Bernisch-kantonalen  Bureaulistenvereins,  Bern. 

Befähigungsnachweis. 

1.  Allgemeines.  —  II.  Volkswirtschaftliche  Bedeutung  des  Befähi- 
gungsnachweises. —  III.  Litteratur. 

I.  Allgemeines.  Zur  Zeit  der  Zünfte  bedurfte  es  zum  Eintritt  in  die  Lehre 
oder  zur  Beförderung  in  den  Gesellen-  oder  Meistergrad  eines  Befähigungs- 
nachweises. Der  Zweck  desselben  bestund  hauptsächlich  darin,  untaugliche 
Elemente  vom  Handwerk  fern  zu  halten  und  dasselbe  vor  Ueberproduktionen 
zu  schützen.    Aus  dem  letzteren  Grunde  umfasste  denn  auch  der  Befähigungs- 
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nachweis  nicht  nur  das  Gebiet  des  beruflichen  Wissens  und  Könnens,  sondern 
es  erstreckte  sich  derselbe  je  nach  Beruf  oder  Ort  auch  auf  die  Herkunft,  den 
Besitz,  die  Moral  etc.  der  Kandidaten.  All  diese  Bedingungen  gaben  dem  aus- 
schliesslich aus  Berufsangehörigen  zusammengesetzten  Examinatoren-Kollegium 
ein  Mittel  in  die  Hand,  um  dem  Handwerk  oder  dem  Ort  mehr  oder  weniger 
Arbeitskräfte  zuzuführen  und  so  die  Produktion  zu  reglieren.  Nicht  selten 
spielten  aber  auch  Motive  politischer,  religiöser  oder  egoistischer  Natur  bei 
den  Prüfungen  eine  Rolle.  So  erkannte  z.  B.  in  Zürich  die  Gilde  der  Kupfer- 
schmiede, es  können  die  Söhne  der  Weber  nicht  befähigt  sein,  das  Handwerk 
der  Kupferschmiede  zu  erlernen.  In  Luzern.  wo.  wie  vielerorts,  eine  drei- 
jährige absolvierte  Wanderschaft  eine  Bedingung  war,  um  zur  Beförderungs- 
arbeit zum  Meistergrad  Zulass  zu  erhalten,  durften  die  im  Kanton  Bern  ge- 
machten Wanderungen  nicht  in  Anrechnung  gebracht  werden.  Uneheliche 
Söhne  oder  verheiratete  Männer  wurden  vielerorts  nicht  als  Lehrlinge  zuge- 
lassen. In  Basel  durfte  aus  der  gleichen  Familie  nur  ein  Sohn  das  Handwerk 
des  Vaters  erlernen  etc.  Solche  und  ähnliche  Bedingungen  wurden  nach  und 
nach  im  Ucbcrmass  in  das  Programm  des  Befähigungsnachweises  aufgenommen 
und  damit  der  Grundgedanke  desselben,  der  für  jene  Zeit  ein  wirtschaftlich 
praktischer  war,  nachteilig  beeinflusst.  Immerhin  zählte  der  Befähigungsnach- 
weis zu  denjenigen  Einschränkungen  der  Zünfte,  die  im  grossen  und  ganzen 
ihre  Aufgabe  erfüllten,  deren  Aufhebung  man  in  Berufskreisen  am  meisten 
bedauerte. 

So  darf  es  denn  nicht  befremden,  wenn  sich  heute,  zu  einer  Zeit,  wo 
das  Manchester-Erwerbssystem  je  länger  je  mehr  Erscheinungen  zeitigt,  die 
einen  Eingriff  in  dieses  System  als  dringlich  erscheinen  lassen,  eine  starke 
Strömung  für  Wiedereinführung  der  Befähigungsnachweise  bemerkbar  macht. 
Ganz  besonders  ist  diese  Strömung  in  deutschen  Handwerkerkreisen  vertreten ; 
in  Oesterreich  ist  der  Befähigungsnachweis  zum  Teil  wieder  eingeführt.  So 
sehr  aber  diese  Einschränkung  der  freien  Entwicklung  unter  der  Herrschaft 
der  Zünfte  zeitgemäss,  wenn  nicht  unerlässlich  war,  so  wenig  wird  sie  im 
heutigen  Erwerbsleben  die  ihr  zugedachte  Wirkung  zu  erfüllen  imstande  sein. 

IL  Volkswirtschaftliche  Bedeutung  des  Befähigungsnachweises.  Es  wird 
geklagt,  dass  Leute  einen  Beruf  ergreifen  und  ausüben,  ohne  denselben  gelernt 
zu  haben,  dass  sie  ihn  mangelhalt  betreiben,  Preisschleuderungcn  begehen,  den 
Mangel  an  guter  Qualität  und  gewissenhafter  Arbeit  verschleiern,  durch  viele 
und  grosse  Reklamen  die  Kundschaft  täuschen,  dass  sie  ihre  Existenz,  sogar 
den  Wohlstand  ausschliesslich  solchem  unlauteren  Gesehäftsgcbahren  zu  ver- 
danken haben  etc.  Und  gegen  solche  Erscheinungen  der  Neuzeit  glaubt  man 
durch  Wiedereinführung  des  Befähigungsnac  hweises  regulierend  wirken  zu  können. 

Das  Vorhandensein  der  Erscheinungen  muss  zugegeben  werden  ;  sie  sind 
eine  Folge  des  schrankenlosen  Wettkampfes  und  die  Folgen  davon  werden  zu- 
nehmend kritischer.  Allein  ebenso  unbestritten  ist  die  Thatsache.  dass  auch 
gelernte  Fachleute  sich  über  das  allgemeine  Berufswohl  hinwegsetzen  und  sich 
des  unlautern  Wettbewerbes  in  vorgenanntem  Sinne  schuldig  machen,  sobald 
sie  darin  einen  Vorteil  erblicken.  Im  Gebiete  des  Submissionswesens  wird  die 
Thatsache  ohne  Untcrlass  erhärtet,  dass  auch  die  tüchtigsten  Berufsgenossen 
vor  unzulässigen  Preisunterbietungen  nicht  zurückschrecken.  Mithin  könnte  der 
Befähigungsnachweis  höchstens  erwirken,  dass  künftig  der  unlautere  Wettbewerb 
nicht  mehr  durch  Leute  begangen  wird,  welche  den  Beruf  nicht  gelernt  haben, 
man  hätte  aber  damit  noch  kein  Mittel,  um  auch  die  gelernten  Fachleute  an 
einem  Gesehäftsgcbahren  zu  hindern,  welches  im  Interesse  des  allgemeinen 
Berufsrechts  als  unzulässig  erkannt  ist. 
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Als  Mittel  gegen  die  l'eberproduktion  kann  der  Befähigungsnachweis  auch 
keine  Gewähr  bieten,  so  lange  man  jeden  Kandidaten  zulassen  oder  befördern 
müsste,  welcher  den  gestellten  Anforderungen  genügen  würde.  Eine  Bestätigung 
dafür  finden  wir  in  den  Kreisen  wissenschaftlicher  Berufsarten,  woselbst  sich 
ungeachtet  einer  strengen  Handhabung  des  Befähigungsnachweises  eine  mindestens 
so  grosse  Ucberproduktion  fühlbar  macht,  als  in  Berufen  ohne  solchen.  Als 
weiteres  Beispiel  kann  der  Barbier-Beruf  genannt  werden,  in  welchem  nicht 
weniger  über  die  vorgenannten  Erscheinungen  geklagt  wird;  obwohl  er,  abgesehen 
vom  Befähigungsnachweis,  nicht  ohne  Berufskenntnisse  ausgeübt  werden  kann. 

Einen  wichtigen  Einfluss  auf  diese  Zeitfrage  hat  die  Umgestaltung  der 
Produktions-  und  Verkehrsverhältnisse,  der  Handelsbeziehungen  etc.  Heute 
können,  was  zur  Zunftzeit  eben  nicht  der  Fall  war,  die  verschiedensten  Bedarfs- 
artikel in  fertigem  oder  vorgearbeitetem  Zustande  aus  in-  und  ausländischen 
Bezugsquellen  bezogen  und  dem  Konsumenten  zugänglich  gemacht  werden. 
Gelänge  es  also,  die  Produktion  eines  Landes  oder  Kreises  durch  das  Mittel  des 
Befähigungsnachweises  zu  veredeln,  so  würde  das  gleiche  Mittel  nicht  vor  Zufuhr 
und  Verkauf  mangelhaft  erstellter  Fabrikate  anderer  Länder  oder  Kreise  schützen. 

Die  wenigen  Beispiele  zeigen,  wie  man  im  heutigen  Erwerbsleben  mit 
ganz  andern  Faktoren  zu  rechnen  hat.  als  zur  Zeit  der  Zünfte.  Von  dieser 
Umgestaltung  muss  man  gebührend  Vormerkung  nehmen,  um  über  die  Bedeutung 
oder  Wirkung  des  Befähigungsnachweises  zutreffend  urteilen  zu  können.  Die 
Reform  der  Erwerbsbedingungen  wird  freilich,  wie  bereits  gesagt,  immer  mehr 
zu  einer  dringenden  Zeit  frage  und  Hand  in  Hand  damit  ist  auch  «Ii«-  Frage  des 
Befähigungsnachweises  als  Rcformmiltel  wieder  mehr  in  den  Vordergrund 
getreten.  Man  darf  aber  solche  Mittel  nicht  nach  dem  Dienste  beurteilen,  die 
sie  in  einem  andern  Zeitalter  und  unter  ganz  andern  Verhältnissen  zu  erfüllen 
berufen  waren.  Das  Erw  erhss\ stem  der  Zünfte  mit  all  seinen  Engherzigkeiten 
ist  gefallen  und  wird  in  seiner  damaligen  Gestalt  nicht  wieder  erstehen.  Da 
anderseits  das  heutige  System  mit  seiner  fast  bedingungslosen  Zwangslosigkeit 
auch  seine  Mangel  aulweist,  so  wird  man  wohl  für  die  Zukunft  einen  Mittelweg 
in  Aussicht  nehmen  müssen.  Oh  aber  dabei  betreffend  Einschränkung  die 
Grenzen  hoch  oder  niedrig  gezogen  werden,  so  darf  mit  Bestimmtheit  ange- 
nommen werden,  es  werde  dem  Befähigungsnachweis  entweder  keine,  oder 
nur  eine  untergeordnete  Rolle  zufallen.  Der  Drang  nach  Vergrösserung.  die 
Ausbeutungssucht,  die  Mannigfaltigkeit  und  Dehnbarkeit  der  Bedingungen,  die 
in  dem  taglich  zwischen  Produzent.  Handler  und  Konsument  sich  vollziehenden 
Warenverkehrs  zur  Anwendung  gelangen.  >ind  Faktoren  geworden,  gegen 
welche  der  Befähigungsnachweis  nicht  mit  nennenswertem  Erfolg  wird  kämpfen 
können.  Sollte  ihm  aber  doch  in  der  Reihe  kommender  Kampfmittel  ein  Platz 
eingeräumt  werden,  so  wird  er  auch  die  kleine,  ihm  zufallende  Aufgabe  nur 
dann  erfüllen  können,  wenn  er  Hand  in  Hand  mit  andern  Einschränkungen  zur 
Anwendung  gelangt.  Das  geht  aus  dem  Gesagten  wohl  hinlänglich  hervor,  dass 
im  heutigen  Erwerbsleben  isolierte  Einschränkungsbestimmungen  nicht  zur 
Geltung  gelangen  können.  L'ebrigens  wäre  die  Wirkung  des  Befähigungsnach- 
weises auch  zur  Zeit  der  Zünfte  eine  geschmälerte  gewesen,  wenn  er  nicht 
durch  eine  Reihe  anderer  Bestimmungen  ergänzt  worden  wäre. 

///.  Littvratlir.  Thilo  Hampke,  Der  Hefilhigungsnac/nveis  im  Handwerk:  Jena 
iS<)3.  -  H.  Ueili,  Ist  die  Einführung  des  Befähigungsnachweises  im  Handn'erk  iv.eck- 
»nissig  und  durchführbar}  t  Ger.erbl.  Zeitfragen,  Urft  X).  Zürich  1894.  —  Wllh.  Stiedi, 
Der  /iefähignngsnach-.ieis.  Leipzig  /8<pj.  —  Hugo  Rocht,  Der  lief  ähigungsnach-.ieis,  seine 
Eni:  ü klang  11.  seine  Durchführbarkeit  ( Ilubcrtis  prakt.-gev-erbl .  Bibliothek)  /.ei/T./Xgj. 

J .  Schcidejij£er,  J'täsident  des  Schzi'ri:.  Gc:,  erbei  ereins,  Bern. 
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Begnadigung. 

I.  Allgemeines.  —  II.  Bundesgesetzgebung.  —  III.  Kantonalgcsctzgebung. — 
IV.  Litteratur. 

I.  Allgemeines.  Ueber  Wesen.  Berechtigung  und  Umfang  der  Begnadigung 
besteht  zur  Zeit  noch  eint'  weitgehende  Meinungsverschiedenheit  bei  Rcchls- 
philosophen,  Straf-  und  Staatsrechtslehrern.  Zumeist  wird  sie  als  Korrelat  des 
Rechts  des  Staates  zu  strafen  aufgefasst  und  stellt  sieh  teils  als  ein  überwiegend 
dem  Staat  zustehender  Verzicht  auf  Strafverfolgung,  teils  ihm  ausschliesslich 
zustehender  Verzicht  auf  Strafvollzug  dar.  Gnade  ist  gerecht fertigt  durch  die 
Idee  der  Gerechtigkeit,  die  in  Gesetzgebung  und  Rechtspflege  nur  über  unvoll- 
kommene Mittel  zu  ihrer  Verwirklichung  verfügt:  sie  ist  ihrem  Ursprung  nach 
Verzeihung  (früher  hauptsächlich  des  Privatem,  nicht  Richtigstellung  gerechter 
oder  verdienter  Strafe,  sondern  Vergeben,  Schenken  der  Strafe.  Sie  sollte  nie 
willkürlich  und  stets  mit  höchster  Vorsicht  nur  dann  angewandt  werden,  wenn 
dadurch  nicht  die  Erreichung  eines  allgemeinen  Zwecks  der  staatlichen  Straf- 
thätigkeit  in  Frage  gestellt  wird.  Sie  ist  weder  ein  Akt  der  Gesetzgebung 
(oder  wenigstens  nur  unter  besonderen  Verhältnissen),  noch  ein  Ausfluss  der 
richterlichen  Gewalt  nach  heutiger  Auffassung,  mag  auch  letztere  bei  den 
weiten  Strafrahmen  unserer  modernen  Gesetze  ähnlichen  Rücksichten  durch 
Individualisierung  Rechnung  tragen  können  und  eine  wesentliche  Einschränkung 
der  Ausübung  des  Begnadigungsrechts  zufolge  immer  häufigerer  Anwendung 
einer  Einrichtung  des  jetzigen  Strafvollzugs  (vorläufige  Entlassung)  und  all- 
mählicher Verwendung  einer  neuen  Urtcilsform  (bedingte  Verurteilung)  einge- 
treten sein.  Sie  kann  nicht  überall  als  Souveränitätsreeht  bezeichnet  werden, 
da  die  Begnadigungsgewalt  auch  Staatsoberhäuptern  zusteht,  die  nicht  Souveräne 
sind,  wie  dem  deutschen  Kaiser  in  gewissen  Reichssl rafsachen,  obgleich  er 
nicht  Souverän  des  Deutschen  Reiches  ist.  und  dem  französischen  Präsidenten, 
der  nicht  Souverän  Frankreichs  ist.  Falsch  ist  die  hie  und  da  noch  vertretene 
Auffassung,  dass  die  Begnadigung  die  deliktische  Natur  der  That  beseitige 
oder  hin«  eghngiere.  Letzteres  kann  höchstens  für  die  Amnestie  gelten  im 
Sinne  der  französischen  und  italienischen  Jurisprudenz  oder  dann,  wenn  sie  in 
diesem  Sinne  und  zu  diesem  Zwecke  erteilt  wird.  Wesentlich  ein  Verzicht  auf 
Vollstreckung  einer  Strafe,  kann  sie  sich  auch  nicht  auf  Deliktsfolgen  beziehen, 
die  nicht  Strafe  sind,  und  darf  in  den  meisten  Staaten,  als  im  allgemeinen 
Interesse  der  Rechtsordnung  erlassen,  nicht  abgelehnt  werden,  während  bei 
willkürlicher  Strafumwandlung  dies  statthaft  ist.  wie  in  diesem  Sinne  auch  jetzt 
die  schwedische  und  die  norwegische  Verlassungshestimmung  verstanden  wird. 
Ein  leider  sehr  schwankender  Sprachgebrauch,  namentlich  in  der  deutsch- 
schweizerischen  Gesetzgebung,  lässt  die  Unterschiede  der  sogenannten  Nieder- 
schlagung oder  Abolition  und  anderseits  die  Begnadigung  im  engern  Sinne 
ohne  feste  Abgrenzung.  Es  wäre  nahe  liegend,  jene  auf  den  Zeitraum  bis  zur 
Urteilsfällung  zu  beschränken,  diese  erst  nach  Urteilsfällung  anzunehmen;  nach 
geltendem  Recht  greifen  aber  beide  Institute  auch  in  den  andern  Zeitraum 
über  und  es  tritt  die  Begnadigung  in  <|tiantitativ  wie  qualitativ  höchst  ver- 
schiedenem Umfange  auf.  Eine  gleiche  Begriffsunbestimmtheit  macht  sich  bei 
der  Amnestie  (Vergessenheit.  Vergeben!  geltend,  die  vielfach  nicht  auf  den 
Zeitraum  nach  Urteilsfällung  eingeschränkt  erscheint.  Hierbei  sollte  weniger 
auf  die  Mehr-  oder  Vielheit  der  darunter  fallenden  Individuen,  als  vielmehr  auf 
eine  bestimmte  Deliktskategorie  (politische  Verbrechen,  Pressdelikte,  Körper- 
verletzungen, militärische  Vergehen  u.  s.  w.i  der  Nachdruck  gelegt  werden. 
Wiederum   als   besondere  Formen   der  Begnadigung   begegnen  Restitution,  im 
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strengeren  Sinne  als  Wiederverleihung  entzogener  Vermögensstücke  oder 
Wiedereinsetzung  in  ein  Amt,  was  aber  gewöhnlich  ein  mit  dem  Gnadenakt 
verbundener  sonstiger  Verwaltungsakt  ist,  nicht  aber  selbstverständliche  Folge 
der  Begnadigung,  und  weiter  die  speziell  sogenannte  Rehabilitation,  die  nach 
Vorgang  Frankreichs  namentlich  auch  in  der  Schweiz  Aufnahme  gefunden  hat, 
als  Wiederverleihung  entzogener  Rechte  oder  Fähigkeiten.  Besondere  Schwierig- 
keiten bereitet  endlich  die  formelle  Erledigung  von  Begnadigungsbegehren, 
sowohl  wenn  sie  einem  einzelnen,  wie  namentlich,  wo  sie  gesetzgebenden 
Versammlungen  oder  sonstigen  Körperschaften  zugewiesen  ist.  In  der  Schweiz 
steht  das  Begnadigungsrecht  in  seinen  verschiedenen  Formen  teils  dem  Bunde, 
teils  den  Kantonen  zu. 

II.  Bundesgesetzgebung.  Souverän  im  schweizerischen  Bundesstaate  ist 
nach  der  Bundesverfassung  das  Schweizervolk  in  Verbindung  mit  den  Kantonen. 
Seit  1848  wurde  das  Begnadigungsrecht  von  bestimmten  Behörden  im  Namen 
des  Souveräns  ausgeübt.  Eine  solche  Uebertragung,  der  Ausübung  nach,  fand 
statt,  als  die  Bundesverfassung  die  Begnadigungsbefugnis  in  die  Zuständigkeit 
der  vereinigten  Bundesversammlung  legte  (Bundesverfassung  von  1848,  Art.  747, 
80;  Bundesverfassung  von  1874,  Art.  857,  92).  Dann  verlieh  das  Bundesgesetz 
vom  30.  Juni  1849,  Art.  11,  dem  Bundesrat  ein  Begnadigungsrecht  und  vor- 
behielt das  Bundesstrafrecht  vom  4.  Februar  1853,  Art.  74,  wenn  es  auch  die 
Ausübung  der  Strafgerichtsbarkeit  des  Bundes  durch  die  kantonalen  Gerichte 
einführte,  der  Bundesversammlung  das  Begnadigungsrecht.  Das  Bundesstrafrcchts- 
pflegegesetz  vom  27.  August  1851  regelte  in  den  Artt.  Ih9 — 174  die  Begnadigung 
und  in  den  Artt.  175  -182  die  Rehabilitation,  später  die  an  Stelle  des  früheren 
Gesetzes  von  1851  getretene  Militärstrafgerichtsordnung  vom  28.  Juni  1889, 
Artt.  214-  217  die  Begnadigung  in  Militärstrafsachen.  In  der  Praxis  der  Bundes- 
versammlung wurde  es  üblich,  über  Amnestiebegehren  die  beiden  gesetzgebenden 
Räte  gesondert  verhandeln  zu  lassen,  über  Begnadigungsgesuche  dagegen  die 
vereinigte  Bundesversammlung.  Die  der  Praxis  zugrundeliegende  Anschauung, 
dass  das  Begnadigungsrecht  etwas  von  Amnestie  verschiedenes  sei,  erachtete 
Stooss  (Grundzüge  I,  460)  als  unrichtig  nach  dein  Stande  der  heutigen  Doktrin 
und  der  Bundesrat  schloss  sich  dieser  Ansicht  an,  als  er  in  seiner  Botschaft 
zum  Entwurf  eines  revidierten  Bundesgesetzes  über  die  Organisation  der  Bundcs- 
rechtspflege  vom  5.  April  1892  (Bundesblatt  1892,  II,  364)  Vorschläge  über 
nähere  Regulierung  dieser  Materie  machte.  Art.  167  sprach  den  Grundsatz  aus. 
dass  das  Begnadigungsrecht  dem  Bunde  auf  dem  Gebiete  des  Strafrechts  inso- 
weit zukomme,  als  er  die  Gesetzgebungshoheit  darüber  besitzt.  Die  Artt.  168 
bis  170  bestimmten  den  Begriff  der  Begnadigung  und  ihrer  Arten,  wie  die 
Wirkungen  in  straf-  und  civilrechtlicher  Beziehung.  Nach  Art.  171  sollte  c  das 
Recht  der  Begnadigung  im  Namen  des  Bundes  ausgeübt  werden:  a)  durch  die 
vereinigte  Bundesversammlung  in  denjenigen  Straffällen,  welche  vom  Bundes- 
gerichte mit  Zuziehung  von  Geschworncn  beurteilt  worden  sind;  b)  durch  den 
Bundesrat  in  allen  übrigen  Fällen,  in  denen  dem  Bunde  die  Rechtsprechung 
zukommt,  gleichviel  ob  dieselbe  durch  die  Gerichtsorgane  des  Bundes  selbst 
vorgenommen  oder  den  Kantonsbehörden  übertragen  worden  sei:  c)  durch  die 
nach  der  Kantonalgesctzgcbung  zuständigen  Kantonsbehörden  in  denjenigen 
Fällen,  in  welchen  den  kantonalen  Gerichten  die  Rechtsprechung  in  Anwendung 
eidgenössischer  Strafgesetze  von  Gesetzeswegen  zukommt.  —  Die  Wiederein- 
setzung eines  Verurteilten  in  den  bürgerlichen  Ehrenstand  (Rehabilitation)  erfolgt 
in  den  Fällen  von  litt,  a  und  b  durch  den  eidgenössischen  Kassationshof,  in 
den  Fällen  von  c  dagegen  durch  die  nach  der  Kantonalgesctzgcbung  zuständige 
Kantonsbehörde  >.  Leider  sind  diese  durchaus  sachgemässen  Bestimmungen  nicht 
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in  das  revidierte  Organisationsgesetz  vom  22.  März  1893  aufgenommen  worden. 
Nur  in  Art.  125  wurde  der  Satz  hinübergenommen,  dass  das  Begnadigungsrecht 
gegenüber  kantonalen,  auf  Grundlage  bundesgerichtlicher  Normen  ausgefällten 
Strafurteilen  der  Bundesversammlung  vorbehalten  bleibe,  während  der  Kassa- 
tionshof nach  Art.  145,  Xr.  3,  entscheidet  über  Rehabilitationsgcsm  he  in  den 
Fällen,  in  welchen  die  Beurteilung  durch  ein  eidgenössisches  Gericht  (Assisen 
oder  Bundesstrafgericht)  stattgefunden  hat,  Nr.  4,  über  Rehabilitationsgesuche 
in  den  Fällen,  wo  den  kantonalen  Gerichten  die  Rechtsprechung  durch  einen 
Beschluss  des  Bundesrates  übertragen  worden  ist  und  zwar  nach  Art.  22  gemäss 
den  aufrecht  erhaltenen  Artt.  175 — 182  des  Bundesgesetzes  vom  27.  August  1851 
(Ausgabe  jenes  Bundesgesetzes  von  Reichel,  S.  110,  121).  —  -  Uebcr  die  bis- 
herige Praxis  des  Bundesrates  von  Salis,  III,  361  ff.  und  kritische  Bemerkungen 
bei  Rüttimann,  I.  286,  Dubs,  11,63,  Gysin,  1 1  ff.,  Blumer- Morel,  III,  77. 

m.  Kantonalgesetzgebung.  Die  in  den  Kantonen  geltenden  gesetzlichen 
Bestimmungen  sind  aufgeführt  in  dem  Werke  von  Stooss,  die  schweizerischen 
Strafgesetzbücher  zur  Vergleichung  zusammengestellt,  Basel  und  Genf  1890, 
S.  256  ff.,  und  ausführlich  dargestellt  in  dem  andern  «Die  Grundzüge  des 
schweizerischen  Strafrechts >,  Basel  und  Genf,  Bd.  I,  450  ff.  —  Begnadigungs- 
behörden sind  zumeist  die  gesetzgebenden  Räte  (Grosser  Rat,  Kantonsrat, 
Landrat),  daneben  der  Regierungsrat  oder  eine  besondere  Begnadigungs-  oder 
Petitionskommission.  Uebcr  Rehabilitation  entscheiden  überwiegend  gerichtliche 
Behörden.  Die  zur  Zeit  bestehenden  kantonalen  Vorschriften  sind  folgende: 
Aargau:  Krim.  Ges.  $$  51,54:  Ges.  über  Rehabil.  peinl.  Verurteilter,  vom 
15.  März  1854  (G.  S.  IV,  321);  Verord.  über  die  Ausübung  des  Begnadigungs- 
rechts und  die  Bewillig,  der  bedingten  Freilassung,  vom  22.  Nov.  1897  (G.  S. 
n.  F.  V,  71,  Z.  St.  XI.  126);  Verf.  1885,  Art.  33  litt.  t.  -  Appenzell  A.-Rh. : 
Verf.  1876,  Art.  28  Nr.l  1  ;  Strafg.  23,  24 ;  Strafproz.  Jj$  102.  103.  —  Appenzell- 
I.-Rh.:  Verf.  1872,  Artt.  27;  Strafg.  1899,  Art.  17,  18.  —  Basel -Stadt:  Strafg. 
$$  20—23;  Verf.  1889,  $39  litt.  i.  —  Basel-Land:  Strafg.  *S  20  23:  Landrats- 
beschl.  vom  28.  Mai  1883  (G.  S.  XII,  340):  Verf.  1892,  $18  Nr.  12,  13.  —  Bern: 
Dekret  des  Grossen  Rats,  vom  23.  Sept.  1850  (Ges.  V,  283);  Verf.  in  Straf- 
sachen, Artt.  557 — 574;  Verf.  1893,  Art.  26,  Nr.  17.  -  Freiburg:  Constit., 
art.  45  litt,  i;  Code  pönal,  art.  86—101,  314;  Proc.  pdn.,  art.  514—520;  Loi 
sur  les  pönitenciers,  du  20  sept.  1877,  art.  36 — 39.  —  St.  Gallen:  Strafg. 
Art.  49,  50;  Strafrechtspflege  Art.  209—216;  Verf.  1890,  Art.  55  Nr.  13.  — 
Genf;  Constit..  art.  58,  59;  Code  pönal,  art.  63 — 65:  Loi  du  12  juin  1895 
(Rccucil  tome  LX1,  288);  Proc.  ptfn.,  art.  483— 492.  —  Glarus:  Verf.  1887, 
Art.  44  Nr.  13;  Strafg.  1899,  16,  17;  Strafproz.  1899,  §  150.  —  Grau- 
bünden:   Strafg.  $  17;   Ges.   über   Ausübung   des    Begnadigungsrechts,  vom 

15.  Juni  1869  und  22.  Juni  1872  (Amtl.  G.  S.  IV,  339):  Verf.  1892,  Art.  21. — 
Luzcrn:  Krim.  $$  84 — 89;  Ges.  betr.  bedingte  Freil.  und  Begnadigung,  vom 

16.  Januar  1871  (vergl.  Die  Luzernischc  Gesetzgebung,  Bd.  IV,  Luzern  1900, 
S.  703);  Verf.  1875,  $  56  (ebenda  I,  60).  —  Neuenburg:  Constit.,  Art.  39  ; 
Code  pönal,  art.  111;  Proc.  pön.,  art.  529 — 544.  —  Schaffhausen:  Strafg. 
«86— 90:  Verf.  1876,  Art.  41,  Nr.  8,9.  —  Sch  wyz:  Kriminalstrafg.  §S  24,  25; 
Verf.  1898,  jft  38,  65.  —  Solothurn:  Strafg.  $  25;  Strafproz.  $8  452 — 461; 
Verf.  1887,  Art.  31,  Nr.  10.  —  Tessin:  Cod.  pen.,  art.  81:  Costit.  1892.  art.  6; 
Legge  dcl  27  majo  1898  sul  diritto  di  grazia  cd  amnistia  (Boll.  off.  n.  s. 
XXIV,  195,  Z.  St.  XII,  404).  —  Thurgau:  Ges.  betr.  die  Begnadigung,  Rehabil. 
und  gerichtl.  Strafumwandlung,  vom  30.  Mai  1866  (G.S.III,  137);  Verf.  $  36  c. 
—  Unter  walden  nid  dem  Wald:  Verf.  1877,  Art.  48,H,  62;  Ges.  vom 
28.  August  1878  und  Verordnung  vom  16.  Februar  1880.  —  Unterwaiden 
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ob  dem  Wald:  Kriminalstrafg.  Art.  43,  44;  Poliz.  Art.  22;  Verf.  18b7,  Art.  47 
(Landbuch  I.  Bd..  Sarnon  1899,  S.  56,  190,  234».  —  Uri:  Verf.  1888,  Art.  59  litt.  k. 
Art.  6*)  litt,  c  Nr.  4;  Regl.  für  den  Landrat,  vom  1 7.  Juni  1889,  Art.  11  »Ent- 
wurf Pfenninger.  S.  95).  - —  Waadt:  Code  p£nal,  art.  83 — 88:  Proc.  pön.. 
art.  557 — 577:  Constit.  1885,  art.  12.  —  Wallis:  Constit.  1875,  art.  34': 
Proc.  pem  (24  nov.  1883t.  art.  356 bi\  425—429.  —  Zürich:  Verf.  1869. 
Art.  31*.  5«»:  Gesch.  Ürd.  d.  Kantonsrates.  $  41,  des  Regierungsrates,  $  21  Ziff.*2: 
Strafg.  $  29  <3.  Aufl.  von  Zürcher,  S.  39):  Rechtspflege  $$  1110  If.  (Kommentar 
von  Sträuli,  1883.  Suppl.  1896).  —  Zug:  Strafg.  $  16;  Ges.  über  bedingte 
Kreil.,  Begnadigung  und  Rehabilitation,  vom  27.  Dez.  1871  (G.  S.  V.  121): 
Verf.  1894,  g  41  litt.  I. 

IV.  Litternttir.  Bibliographie  in  ßeib,  Lehrbuch  des  Deutschem  Straf  rechts, 
Bd.  II,  Leipzig  iXbi,  S.  131  ff.;  Binding,  Grundriss  des  Deutschen  Straf  rechts  (6), 
Leipzig  it)o2y  S.  260  ff;  RSpcrt.  genlral  alphab.  du  droit  francais,  tome  IV,  Paris  iS&\ 
p.  I47 — 172,  tome  XXIII,  l'ari.i  /900,  p.  J/J— !  Pandectcs  francaises,  tome  VI,  Paris 
18S9,  p.  320 — 368,  und  in  der  neuesten  Monographie  von  Dr.  jur.  Conrad  Stockar,  da* 
schw  eizerische  Begnadigungsrecht  hauptsächlich  vom  Staats-  und  strafprozessrechtlichen 
Standpunkt  aus  dargestellt.  Zürich.  Druck  und  Verlag  von  Schulthess  J-  Cie.  /90/, 
p.  I  II-  IX.  —  Birkmiyer,  Encyklopädie  der  Rechtswissenschaft.  Berlin  r 900.  S.1000.— 
Blumer  Uorel,  Handbuch  des  Schweiz.  Bundesstaatsrechtes,  2.  Aufl.,  Btl.  III.  Basel  /SS?. 
S.  77.  --  Dub$,  das  öffentliche  Recht  der  Schweiz.  Eidgenossenschaft,  Bd.  II.  Zürich 
187S.  S.  63.  —  Elsas,  über  das  Begnadigungsrecht.  Mannheim  /SS8  (dazu  Archtv  für 
öffentt.  Recht  V,  440  ff.).  Beyer  in  ¥.  Hoitiendorffs  Rechtslexikon  (3)  Bd.  I.  Leipzig 
/SSo.  S.  234.  —  Gysin,  das  Brgnadigttngswesen  in  der  Schweiz  inclusive  das  Institut 
der  bedingten  Freilassung.  Referat.  Liestat  /SS/.  -  Ortloff  in  Goltdammers  Archiv, 
Bd.  43.  S.  92  ff.,  2/j  ff.  —  Rulf  im  Oesterreich.  Staatswörterbuch  von  Mischler  und 
Ulbrich,  IUI.  I.  Wien  1X95.  S.  //.?.  —  Rüttimattfl,  das  nordamerikanische  Bundesstaatsrecht 
verglichen  mit  den  politischen  Einrichtungen  der  Schweiz,  I.  Zürich  1S67.  S.  286.  — 
r.Salis,  Schweizerisches  Bundesrecht,  III.  Bd.  Bern  1892.  S.  36/  ff.  t franz.  Ausg.  373  s  , 
ilal.  Ausg.  3/6  sgg.J.  —  Schollenberger,  Grundriss  des  Staats-  und  Verwatlungsrechls 
der  Schweiz.  Kantone,  l>d.  I.  Zürich  /900.  S.  HO.  —  Seuffert  in  t.  Stengels  Wörterbuch 
des  I  'erwallungsrechts.  Freiburg  i.  B.  I.  /890.  S.  147.  —  Staatswörterbuch  von  Dr. 
Bachem,  2.  Aufl.  Freiburg  i.  B.  190t.  I.  7/8.  —  Vassalli,  Kritische  Untersuchungen  über 
das  Begnadigungsrecht.  Zürich  1867.  —  Ueber  den  Bolliger-Prozess  in  Zürich  vergl. 
Zürcher  in  der  r  Schweiz.  Zeitschrift  für  Straf  recht"  XI,  432—466,  und  StOCkar  S.  17 
bis  _•/.  —  Leber  die  Begnadigung  bei  den  Naturrechtslehrern :  Theodor  Sternberg  in 
der  Zeitschrift  für  vergl.  Rechtswissenschaft,  XIII,  321  ff. 

Dr.  A.  Teichmann,  Professor  an  der  Universität  Basel. 

Besitz. 

1.  Begriff.  —  II.  Ausübung  des  Bcsitzrc chtes.  III.  Krwcr!»  des  Besitze». 
IV.  Besii/schut*.  —  V.  Verlust  des  Hesiues.  —  VI.  I.ittt  ratur. 

I.  Begriff.  Das  Besitzesrecht  derjenigen  Schweizerkantone,  welche  kein 
coditiziertes  Privatrecht  Italien,  ruht  gewohnheitsrechtlich  auf  dem  Grunde  des 
Mittelalters.  Nach  K.  Huber,  System  und  Geschichte  des  schweizerischen 
Privatrechtes.  Bd.  IV,  S.  232.  A.  44.  scheint  indessen  in  älterer  Zeit  der  Besitz 
für  sich  allein  keinen  Rechtsschutz  genossen  zu  haben,  überhaupt  nur  für  die 
Stellung  der  Parteien  im  Prozess  und  die  Aufrechthaltung  des  bestehenden 
Zustande«,  während  des  Streit  Verfahrens  von  Bedeutung  gewesen  zu  sein.  Dagegen 
findet  sich  ein  Schiedsspruch  vom  Jahre  1311  zwischen  Schwyz  und  Einsiedeln, 
in  welchem  der  Besitz  schon  als  solcher  geschützt  wird:  Huber  macht  indessen 
darauf  aufmerksam,  dass  hierbei  die  eine  Partei  geistlichen  Standes  war.  als.i 
ein  Hereinwirken  des  römischen  und  kanonischen  Rechtes  wohl  anzunehmen 
sei.  wie  denn  auc  h  überhaupt  seit  dem  Anfang  des  1 4.  Jahrhunderts  die  Rechts- 
<|uellen  den  Einfluss  der  römisch-kanonischen  Besitzlehre  deutlich  erkennen  lassen. 
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Die  Kantone  mit  codifiziertem  Privatrecht  gehen  mit  Bezug  auf  die  Behand- 
lung des  Besitzes  sehr  auseinander.  So  schon  in  der  Stellung,  welche  sie  den 
Normen  des  Besitzes  anweisen:  Zug  und  Glarus  enthalten  nur  gelegentliche 
Bestimmungen  über  den  Besitz,  welche  durch  das  schweizerische  Obligationen- 
recht  ausser  Kraft  gesetzt  worden  sind.  Die  dem  französischen  Code  folgenden 
Codes  von  Waadt,  Wallis,  Genf,  Neuenburg,  Bcrnerjura  behandelnden 
Besitz  gleich  ihrem  Muster  in  der  Lehre  von  der  Verjährung  und  vom  Frucht- 
erwerb, also  ebenfalls  nur  bei  Gelegenheit  anderer  Rechtsinstitute.  In  den  Gesetz- 
büchern der  Berner  Gruppe,  Bern,  Luzern,  Solothurn,  sowie  in  denen  der 
Züricher  Gruppe,  Zürich,  Schaffhausen,  Graubünden,  bilden  die  Regeln 
über  den  Besitz  einen  besonderen  Abschnitt.  Freiburg  um!  Tessin  haben 
einen  Mittelweg  eingeschlagen;  sie  folgen  dem  französischen  Code  mit  Bezug  auf 
die  Ersitzung  und  behandeln  im  übrigen  den  Besitz  in  besonderem  Abschnitt. 

Den  sämtlichen  schweizerischen  Bestimmungen  über  den  Besitz  liegt,  bald 
unmittelbar,  bald  mittelbar,  der  römisch  rechtliche  Begriff  des  Besitzes  zu 
Grunde,  wonach  der  Besitz  die  thatsächliche  Herrschaft,  und  zwar  zunächst 
über  eine  körperliche  Sache,  ist,  wie  das  Eigentum  die  rechtliche  Herrschaft 
über  eine  solche:  eine  Sache  besitzen  heisst,  sie  thatsächlich  in  seiner  Gewalt 
haben.  Im  übrigen  bieten  auch  diesfalls  die  Kantone  ein  buntes  Bild.  Dem 
französischen  Code  2228  folgend  setzen  Waadt  1637,  Wallis  1986,  Neuen- 
bürg 1782  und  Tessin  229  den  Besitz  gleich  der  Innehabung  (detention) 
oder  dem  Genuss  (jouissance)  einer  Sache.  Die  andern  Kantone  dagegen, 
welche  den  Besitz  definieren,  unterscheiden  zwischen  blosser  Innehabung, 
d.  h.  eder  physischen  Möglichkeit,  über  eine  Sache  zu  verlugen»,  und  Besitz, 
d.  h.  der  Innehabung  verbunden  mit  der  Absicht,  die  Sache  auf  irgend  eine 
Weise  zu  dem  Seinen  zu  zählen  (ä  titre  de  propritMaire).  also  mit  dem  animus 
domini  des  gemeinen  Rechts.  So  Bern  349,  Luzern  221,  Freiburg  425.  In 
ähnlicher  Weise  unterscheidet  Solothurn  665  und  667  zwischen  blossem  Besitz 
als  <  Gewalt  oder  Gewahrsam  über  eine  Sache»,  und  juristischem  Besitz,  der 
mit  dem  animus  domini  ausgeübt  wird.  Graubünden  180  definiert  den  Besitz 
als  «thatsächliche  Herrschaft  über  eine  Sache,  verbunden  mit  der  Absicht,  ein 
wirkliches  oder  behauptetes  Recht  an  derselben  auszuüben». 

Graubünden  und  Zürich  heben  als  eine  häutige  Erscheinungsform  des 
Besitzes  das  Aufbewahren  von  Sachen  auf  einem  Grundstück  hervor.  Grau- 
bünden  182  stellt  die  Vermutung  auf,  dass  die  auf  einem  Grundstück  oder 
in  einer  Wohnung  oder  sonstigen  Gebäulichkeit  befindlichen  beweglichen  Sachen 
sich  im  Besitz  desjenigen  befinden,  welcher  das  betreffende  Grundstück  oder 
die  betreffende  Räumlichkeit  besitzt.  Zürich  68  sagt,  dass  der  Besitz  eines 
Grundstückes  oder  einer  Wohnung  in  der  Regel  den  Besitz  der  beweglichen 
Sachen  nach  sich  ziehe,  welche  in  den  Bereich  des  Grundstückes  oder  der 
Wohnung  kommen  und  um  dessen  willen  in  die  Macht  des  Besitzes  dieser 
Liegenschaften  geraten. 

Nach  dem  Muster  des  französischen  Code  2230  präsumiert  Frei  bürg  429, 
dass  der  Inhaber  einer  Sache  den  Besitz  für  sich  selbst  und  als  Eigentums- 
besitz ausübe;  ebenso  Tessin  231  mit  dem  Zusätze,  dass  die  Vermutung  gelte, 
wenn  nicht  bewiesen  werde,  dass  der  Besitz  im  Namen  eines  andern  begonnen 
worden  sei,  in  welchem  Falle  die  Forldauer  dieses  fremden  Besitzes  präsumiert 
werde.  Das  römische  Recht  hat  den  Begriff  des  Besitzes  ausgedehnt  auf 
denjenigen  thatsächlichen  Eingriff  in  das  Eigentum  eines  andern,  welcher  als 
Ausübung  einer  angeblichen  Scrvitutbereehtigung  erscheint,  es  spricht  dem 
Ausübenden  « gewissermassen  Rechtsbesitz»  zu.  Das  Mittelalter  erstreckte 
dann  den  Begriff  Rechtsbesitz  noch  auf  andere  thatsächliche  Ausübungen  wirk- 


Digitized  by  Google 


510 


Besitz 


lichcr  oder  angeblicher  Befugnisse.  In  weiterer  Entwicklung  dieser  Idee 
bezeichnet  der  französische  Code  den  Genuss  eines  Rechtes  überhaupt  als 
Besitz,  und  spricht  auch  von  einer  possession  d'eHat  am  Stande  des  Ehegatten, 
und  am  Eltern-  und  Kindesverhältnis,  welche  possession  d'£tat  im  Streit  über 
die  rechtliche  Existenz  dieses  Verhältnisses  die  Bewcislast  auf  die  Gegenpartei 
wälzt.  Diesem  Beispiel  sind  mit  einigen  Modifikationen  die  westschweizerischen 
Gesetzbücher  gefolgt.  Den  Genuss  eines  Rechtes  erklären  als  Besitz  Waadt 
1637,  Wallis  1986,  Neuenburg  1782,  Freiburg  425,  auch  Tessin  229: 
die  possession  d'tftat  haben  aufgenommen  Waadt  102  Wallis  121  — 123,  125, 
Neuenburg  138,  225  f.,  Freiburg  15t»  f.,  Genf  320,  Tessin  201. 

Von  den  dem  österreichischen  Gesetzbuche  folgenden  Kantonen  erstrecken 
Bern  350  und  Luzcrn  222  den  Begriff  der  <lnnehabung>,'  also  des  Besitzes, 
auf  Rechte  jeder  Art.  Dagegen  schlicssen  sich  Solothurn,  Zürich  und  Schaff- 
hausen an  das  römische  Recht  an  und  beschränken  den  Rechtsbesitz  auf  die 
Ausübung  dinglicher  Nutzungsrechte,  und  zwar  Solothurn  666  auf  die  von 
Dienstbarkeiten,  Zürich  105  und  Schaffhausen  471  auf  die  von  Dienstbar- 
keiten und  anderen  Realrechten.  Letztere  beiden  Kantone  sprechen  dabei  von 
einem  Besitz,  welcher  sich  zwar  nicht  in  thatsächlichcr  Herrschaft  über  eine 
Sache,  aber  in  thatsächlicher  und  bewusster  Ausübung  des  entsprechenden 
Rechtes  äussert.  Dazu  fügen  Zürich  107  und  Schaffhausen  473:  «Ist  das 
entsprechende  Recht  von  der  Art,  dass  die  Ausübung  desselben  sich  in  Hand- 
lungen äussert,  welche  nur  von  Zeit  zu  Zeit  vorgenommen  werden,  z.  B.  in 
Benutzung  eines  Weges  oder  in  Bezahlung  eines  Grundzinses,  so  bedarf  es 
zum  Nachweise  des  Besitzes  einer  kleineren  oder  grösseren  Zahl  solcher  Hand- 
lungen, je  nachdem  aus  den  übrigen  Umständen  leichter  oder  weniger  leicht  auf 
die  dem  Rechtsverhältnisse  entsprechende  Gesinnung  der  Beteiligten  geschlossen 
werden  kann.» 

Bekanntlich  anerkennt  das  römische  Recht  einen  Besitz  auch  in  gewissen 
Fällen,  in  denen  kein  anitnus  dotnini  vorhanden  ist,  Savigny  nennt  ihn  abge- 
leiteten Besitz.  Diese  Ausnahme  ist  in  den  Kantonen,  welche  für  den  Besitz 
jenen  aniinus  verlangen,  Bern,  Luzern,  Solothurn,  nicht  aufgenommen  worden. 

Zürich  64  verlangt  für  den  Besitz  nicht  animus  domini,  wohl  aber  den 
Willen,  die  Macht  über  die  Sache  «in  eigenem  Interesse»  auszuüben:  das 
ist  freilich  nur  als  Regel  hingestellt,  aber  es  ist  unerfindlich,  was  die  Ausnahme 
bilden  soll. 

Im  fernem  unterscheiden  Zürich  66  und  Schaffhausen  432  zwischen 
Eigentumsbesitz,  also  Besitz  mit  animus  domini,  und  Besitz  derjenigen 
Personen,  welche  «ihren  Besitz  zwar  regelmässig  von  dem  Eigentümer  ableiten, 
aber  ein  selbständiges  Interesse  daran  haben,  dem  Niessbrauchs-,  Pfand-,  Pacht-. 
Mietebesitz».  Das  ist  aber  nicht  der  abgeleitete  Besitz  Savignys,  sondern  nur 
eine  andere  Bezeichnung  für  das,  was  man  im  gemeinen  Rechte  mit  dem  Aus- 
druck «Detention  im  eigenen  Interesse»  zu  bezeichnen  pflegt:  es  soll  damit 
gesagt  werden,  dass  auch  dieses  Innehaben  den  Schutz  des  Besitzes  geniesse. 

II.  Ausübung  des  Besitzrechtes.  Ausgeübt  werden  kann  der  Besitz 
nicht  nur  durch  den  Besitzer  selbst,  sondern  auch  in  seinem  Namen  durch 
einen  andern,  einen  Stellvertreter.  Tessin  229.  Wer  also  in  Zürich  oder 
Schaffhausen  Niessbrauchs-  oder  Mictcbcsitz  hat,  übt  damit  zugleich  den  Besitz 
des  Eigentümers  oder  Vermieters  aus.  gerade  wie  nach  Deutschlands  B.  G.  B. 
864  in  diesem  Falle  der  mittelbare  Besitz  des  einen  und  der  unmittelbare 
Besitz  des  andern  neben  einander  hergehen.  In  gleicher  Weise  anerkennt 
Solothurn  667  die  Möglichkeit  mehrerer  Besitzer  an  der  nämlichen  ganzen 
Sache,   indem  gesagt    wird,  dass  an  der  vom  wirklichen  Besitzer  besessenen 
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Sache  ein  Dritter  in  dem  Masse  den  juristischen  Besitz  habe,  als  jener  ein 
Recht  dieses  Dritten  an  der  besessenen  Sache  anerkenne. 

ÜL  Erwerb  des  Besitzes  an  einer  Sache  ist  nach  dem  Gesagten  gleich- 
bedeutend mit  Erwerb  der  ^tatsächlichen  Gewalt  über  dieselbe.  Solothurn 
665  bestimmt:  Der  Besitz  einer  Sache  wird  durch  diejenigen  Handlungen 
erworben,  durch  welche  sie  in  die  Gewalt  oder  den  Gewahrsam  von  jemandem 
gelangt.  Namentlich  werden  bewegliche  Sachen  durch  Ergreifen  und  Verwahren, 
unbewegliche  durch  Bearbeiten  und  Benutzen  in  Besitz  genommen. 

Bern  350  sagt:  Die  Innehabung  körperlicher  Sachen  wird  durch  die 
physische  Ergreifung,  und  diejenige  von  Rechten  durch  die  Ausübung  derselben 
erworben. 

In  dem  Begriffe  der  Gewalt  liegen  zwei  Faktoren,  welche  Zürich  64  an 
der  Hand  des  römischen  Rechtes  so  unterscheidet :  körperliche  Macht  und 
Wille,  sie  auszuüben.  Dieser  Wille  setzt  Handlungsfähigkeit  voraus;  darum 
verlangen  Bern  351,  Luzern  223  und  Freiburg  428  für  den,  der  seine 
Innehabung  zum  Besitz  erheben  will,  Handlungsfähigkeit,  bezw.  Ersatz  der 
fehlenden  Handlungsfähigkeit  durch  einen  Vormund. 

Der  Besitzerwerb  kann  auch  durch  einen  Stellvertreter  stattfinden,  und 
zwar  in  der  Weise,  dass  jemand  sich  die  körperliche  Macht  über  eine  Sache 
aneignet,  um  diese  dadurch  dem  Willen  eines  andern  zu  unterwerfen.  Den 
Besitz  hat  aber  in  diesem  Falle  jener  andere,  der  Vertretene,  erst  dann 
erworben,  wenn  er  von  der  geschehenen  Bemächtigung,  der  sogenannten  Apprc- 
hension,  Kenntnis  erhalten  und  sie  gebilligt,  oder  schon  zum  voraus  seinen 
Erwerbswillcn  geäussert  hat.  Denn  so  lange  jemand  eine  Sache  nicht  beherrschen 
will,  übt  er  auch  keine  Gewalt  über  sie  aus.  Zürich  67,  Schaffhausen  433. 

Das  Gegenstück  des  Besitzerwerbes  durch  Stellvertreter  bildet  der  Fall, 
dass  jemand,  welcher  den  Besitz  eines  andern  als  dessen  Stellvertreter  ausübt, 
den  Entschluss  fasst,  die  körperliche  Macht  über  das  betreffende  Objekt,  welche 
er  ja  bereits  inne  hat,  von  nun  an  für  sich  selber  auszuüben,  also  selbst  dessen 
Besitzer  zu  sein.  So  kann  leicht  einem  Besitzer  sein  Besitz  entzogen  werden, 
ohne  dass  er  auch  nur  eine  Ahnung  davon  hat.  Gegen  diese  Gefahr  richten 
sich  Bern  352,  Luzern  224  und  Freihurg  432,  indem  sie  bestimmen,  dass 
wer  eine  Sache  als  Stellvertreter  eines  andern  inne  habe,  nicht  berechtigt  sei, 
ohne  Beistimmung  dieses  letztern  seine  Innehabung  in  einen  Besitz  zu  verwandeln. 

Solothurn  666  sagt:  Der  Besitz  von  Dienstbarkeiten  wird  dadurch 
erworben,  dass  jemand  auf  der  Sache  eines  andern  die  dem  auszuübenden 
Rechte  entsprechenden  Handlungen  vornimmt,  oder  dass  der  Eigentümer  das, 
was  er  sonst  zu  thun  befugt  wäre,  auf  jemandes  Verbot  oder  Zumutung  unter- 
lässt.  Uebereinstimmend  mit  dem  zweiten  Gliede  dieser  Alternative  betonen 
auch  Zürich  106  und  Schaffhausen  472,  dass  der  Besitz  von  negativen 
Dienstbarkeiten  in  Ermangelung  eines  auf  Besitzerwerb  gerichteten  Rcchtstitels 
nicht  schon  durch  das  blosse  Nichtthun  des  angeblich  Verpflichteten,  sondern 
erst  dann  erworben  werde,  wenn  der  Besitzer  eine  dem  Inhalte  der  Servitut 
widersprechende  Handlung  des  andern  gehemmt  habe. 

Je  nach  dem  Ursprung  eines  erworbenen  Gutes  werden  sowohl  die  Arten 
des  Besitzerwerbes  wie  die  des  Rechtserwerbes  in  zwei  Gruppen  geteilt:  der 
Erwerb  ist  entweder  originär,  d.  h.  ohne  Vorgänger,  oder  derivativ,  d.  h. 
gestützt  auf  einen  Vorgänger,  wobei  die  Streitfrage,  ob  eine  Nachfolge  in 
den  Besitz  des  Vorgängers  stattfinde  oder  nicht,  als  rein  theoretisch  und  wie 
mir  scheint  auf  einen  Wortstreit  hinauslaufend,  auf  sich  beruhen  bleiben  mag. 

Der  originäre  Besitzerwerb  kann  stattfinden  sowohl  an  Sachen,  welche 
gerade   von  niemandem  besessen  werden,   als  auch  an  solchen,    welche  sich 
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bereits  im  Besitze  eines  andern  befinden,  also  mit  Verletzung  von  dessen  Besitz. 
Im  ersteren  Falle  wird  die  Besitzergreifung  Okkupation  genannt;  und  wenn 
die  Sache  nicht  nur  nicht  im  Besitz,  sondern  auch  nicht  im  Eigentum  einer 
Person  steht,  und  die  Okkupation  verbunden  ist  mit  dem  Willen,  Eigentum  zu 
erwerben,  so  wird  damit  auch  das  Eigentum  an  der  herrenlosen  Sache  erworben. 
Im  zweiten  Falle  dagegen  besteht  ein  Konflikt  zwischen  dem  alten  und  dem 
neuen  Besitzer,  wovon  unten  die  Red>-  sein  wird. 

Unter  den  derivativen  Erwerbsarten  ist  weitaus  die  wichtigste  der 
Besitzerwerb  aus  der  Hand  eines  andern;  er  geschieht  durch  die  Uebergabe, 
Tradition,  der  Sache. 

Die  Uebergabe  unbeweglicher  Sachen  steht  unter  den  kantonalen 
Rechten,  die  Uebergabe  b e  w  egl i c h er  Sach en  dagegen  ist  seit  1.  Januar  1883 
normiert  durch  das  schweizerische  Obligationenrecht  Art.  200  u.  ff.  Dessen 
Bestimmungen  gelten  aber  nach  Zürich  108^  auch  für  den  Besitz  an  Liegen- 
schaften, soweit  nicht  durch  das  kantonale  Recht  etwas  anderes  bestimmt  ist. 
In  gleicher  Weise  wird  durch  die  Gerichtspraxis  auch  in  andern  Kantonen  das 
schweizerische  Obligationenrecht  subsidiär  auf  den  Besitz  an  unbeweglichen 
Sachen  angewendet. 

Die  Uebcrtragung  des  Eigentums  von  einer  Liegenschaft  geschieht  durch 
notarialische  Fertigung  im  Grundprotokoll.  Mit  derselben  fällt  aber  keineswegs 
notwendig  auch  die  Uebcrtragung  des  Besitzes  zusammen.  Die  Fertigung  lässt 
sich  hierin  mit  der  altrömischen  Mancipation  vergleichen;  wie  bei  dieser  wird 
bei  ihr  der  Besitzesübergang  oft  als  schon  geschehen,  oft  als  zu  bestimmter 
künftiger  Zeit  erfolgend  bezeichnet,  etwa  mit  den  Worten:  «Der  Antritt  des 
Kaufes  hat  bereits  stattgefunden  >  oder  «...  findet  am  nächsten  l.^Iai  statt». 

Betreffend  die  Uebergabe  beweglicher  Sachen  unterscheidet  das  schwei- 
zerische Obligationcnrecht  201  zwischen  der  Uebergabe  einer  vom  Besitzer 
unmittelbar  besessenen  und  der  einer  in  Händen  eines  dritten  liegenden, 
also  durch  einen  Stellvertreter  besessenen  Sache.  Letztere  kann  dadurch 
geschehen,  dass  der  Stellvertreter  von  dein  bisherigen  Besitzer  beauftragt  wird, 
die  Sache  für  den  neuen  Erwerber  in  Gewahrsam  zu  halten:  im  ersteren  Falle 
geschieht  die  Uebergabe  durch  eine  Handlung  des  Besitzers  selbst. 

Ferner  unterscheidet  Obligationenrecht  200  zwischen  Uebergabe  durch 
Aushändigung  der  Sache  an  den.  der  den  Besitz  erwerben  soll,  und  Uebergabe 
durch  Uebertragung  solcher  Mittel  an  den  beabsichtigten  Erwerber,  welche  ihm 
die  ausschliessliche  Verfügung  über  die  Sache  gewähren;  es  ist  das,  was  die 
neuere  Theorie  an  die  Stelle  der  früheren  sogenannten  symbolischen  Tradition 
gesetzt  hat.  Als  solche  Mittel  erscheinen  Schlüssel  und  Ausweispapiere  wie 
Connossemenle,  Gepäckscheine. 

Zürich  <>5  erklärt  für  genügende  Besitzergreifung  eine  auch  ohne  kör- 
perliche Berührung  der  Sache  « geoffenbartr  Möglichkeit,  auf  die  Sache  unmit- 
telbar einzuwirken,  z.  B.  wenn  die  Sache  in  die  Wohnung  oder  das  Magazin 
des  Erwerbers  gelangt  ist,  seihst  wenn  dieser  weder  persönlich  noch  durch 
einen  Stellvertreter  zugegen  war». 

Obligationenrecht  202  normiert  den  Fall,  dass  der  bisherige  Besitzer  die 
Sache  infolge  eines  besonderen  Rechtsverhältnisses,  z.  B.  einer  Miete,  als  Stell- 
vertreter des  Erwerbers  im  Besitz,  in  der  Hand  behält,  das  sogen,  constitutum 
possessorium ;  es  ist  dabei  bestimmt,  dass  eine  damit  etwa  beabsichtigte 
Benachteiligung  eines  dritten  durch  den  Richter  solle  unwirksam  gemacht 
werden  können.  Dieses  Uonstitut  erwähnen  auch  Bern  352  und  Luzcrn  224. 

Eine  Besitzesübertragung  kann  auch  unter  Abwesenden  geschehen,  durch 
Uebersenden  der  Sache.  In  diesem  Falle  fragt  es  sich,  welches  der  Moment 
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des  Besitzüberganges  sei.  Nach  dem  schweizerischen  Obligationenrecht  Art.  203 
ist  es  der  Moment  des  Empfangs,  nicht  der  der  Abscndung  der  Sache.  Auch 
dieser  Empfang  kann  aber  durch  einen  Stellvertreter  stattfinden;  und  so  kommt 
es  also  darauf  an.  als  wessen  Bote  oder  Stellvertreter  der  Uebcrbringcr  der 
Sache  erscheint:  ist  er  Bote  oder  Stellvertreter  des  Absenders,  so  geht  der 
Besitz  erst  mit  der  Ablieferung  der  Sache  auf  den  Empfänger  über:  ist  er 
dagegen  Bote  oder  Vertreter  des  Empfängers,  so  erwirbt  er  für  diesen  den 
Besitz  schon  durch  seine  eigene  Entgegennahme.  Die  Post  ist  Bote  des 
Absenders,  auch  wenn  dieser  sich  ihrer  auf  Wunsch  des  Empfängers  bedient ; 
das  Poststück  geht  also  erst  mit  der  Ablieferung  in  den  Besitz  des  Adressaten  über. 

Ein  derivativer  Besitzerwerb  ist  auch  der  des  Erben  an  einer  Sache  des 
Nachlasses.  Diese  Art  des  Besitzerwerbes  steht  unter  kantonalem  Recht. 
Zürich  69  bestimmt  ausdrücklich,  dass  der  Erbe  den  Besitz  des  Erblassers  in 
der  Weise  fortsetze,  wie  ihn  der  Erblasser  gehabt  habe,  und  zwar  der  gesetz- 
liche Erbe  unmittelbar  mit  dem  Tode  des  Erblassers,  der  Testaments-  und  der 
Vertragserbe  erst  mit  der  nach  dem  Erbantritt  geschehenen  Uebernahme  des 
Nachlasses ;  da  ebenso  auch  das  Eigentum  an  den  Xachlasssachen  übergeht, 
fallen  hier  Besitzes-  und  Eigentumsübergang  zusammen.  Dies  entspricht  auch 
den  Rechten  der  andern  Kantone,  indem  sie  nicht  unterscheiden  zwischen  dem 
Uebergang  der  Rechte  und  dem  des  Besitzes  an  Nachlassaktiven.  Das  trifft 
auch  für  Tcssin  237  zu,  welches  stets  von  Rechtswegen  den  Besitz  des  Erb- 
lassers auf  den  Erben  übergehen  lässt. 

IV.  Besitzschutz.  Der  Besitz  geniesst  staatlichen  Schutz.  Und  das 
auch  dann,  wenn  er  nicht  auf  ein  Recht  gestützt  ist.  Der  Grund  davon  liegt 
nicht  etwa  in  einer  Vermutung,  dass  der  Besitz  ein  berechtigter,  z.  B.  der 
Besitzer  der  Eigentümer  sei;  denn  wenn  er  das  auch  offenbar  nicht  ist,  so  wird 
er  doch  geschützt ;  wohl  aber  in  dem  allgemein  geltenden  Grundsatz,  dass  bis 
zu  staatlicher  Feststellung  der  Rechtswidrigkeit  der  bestehenden  Thatsachen 
der  Friede  gewahrt,  der  bestehende  Zustand  unangetastet  gelassen  werden 
muss.  Es  liegt  im  Interesse  des  Staates,  seiner  Ruhe  und  Ordnung,  dass  That- 
bestände  so  lange  geschützt  werden,  bis  ihre  l'nrechtmässigkeit  nachgewiesen  ist. 

Aber  nicht  nur  das.  Es  liegt  ferner  im  Interesse  des  Staates,  dass,  wenn 
ein  Thatbestand  schon  eine  gewisse  Reihe  von  Jahren  hindurch  gedauert  hat, 
der  Beweis  seiner  Rethtswidrigkeit  gar  nicht  mehr  geleistet  werden  darf,  eine 
Aenderung  aus  Gründen  alten  Rechts  nicht  mehr  verlangt  werden  kann.  Denn 
die  bestehenden  Zustände  werden  den  Lebensverhältnissen  der  Menschen  zu 
Grunde  gelegt,  zum  Ausgangspunkte  der  Berechnungen  über  die  ökonomischen 
Verhältnisse  der  einzelnen  Menschen,  zu  Faktoren  der  Bilanz  über  den  vor- 
handenen Vermögensbestand,  der  Hoffnungen  und  Befürchtungen  für  die  Zukunft 
gemacht,  und  so  würden  Interessen  weiter  Kreise  in  Mitleidenschaft  gezogen, 
wenn  plötzlich  auf  Grundlage  alter  vergessener  Rechte  längst  bestehende  fest- 
gewurzelte Thatbcständc  vernichtet  würden. 

Die  Frage  bleibt  also  nur  die,  wie  lange  noch  jeweilen  das  Interesse  des 
Staates  am  Schutze  bestehender  Privatrechte  grösser  ist,  als  sein  Interesse  an 
der  Aufrechthaltung  eines  vorhandenen,  wenn  auch  vielleicht  rechtswidrigen 
Thatbestandes,  von  wann  an  das  letztere  überwiegt.  Das  ausgebildete  römische 
Recht  schützte  der  Regel  nach  das  alte  nicht  mehr  ausgeübte  Recht  noch  eine 
Generation  lang  in  seinem  Bestände,  und  so  wieder  das  B.  G.  B.  Deutschlands  ; 
gegenüber  dem  Besitz  schützte  es  das  Eigentum  je  nach  der  Art  wie  er 
erworben  worden  war  auch  nur  kürzere  Zeit.  Die  schweizerischen  Gesetzbücher 
aber  gehen,  wie  mir  scheint  mit  Recht,  von  der  Ansicht  aus,  dass  das  heute 
raschere  Leben  mit  seinen  Verkehrsmitteln  im  ganzen  kürzere  Fristen  verlange. 
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Allein  nicht  jeder  Besitzstand  verdient  den  nämlichen  Schutz:  es  kommt 
darauf  an,  wie  der  Besitz  erwürben  worden  ist.  Das  römische  Recht  unter- 
scheidet diesfalls  nach  zwei  Einteilungsgründen,  erstens  nach  einem  objek- 
tiven Merkmal,  nämlich  der  äusseren  Erscheinung  des  Erwerbes:  fehlerhaft 
ist  ein  Besitz,  welcher  erworben  wurden  ist  durch  widerrechtliche  Gewalt 
gegenüber  dem  bisherigen  Besitzer,  oder  heimlich  hinter  seinem  Rücken,  oder 
dadurch,  dass  die  auf  Zusehen  anvertraute  Sache  nicht  wieder  zurückgegeben, 
das  Vertrauen  missbraucht  worden  ist,  fehlerlos  der  nicht  so  erworbene 
Besitz;  zweitens  nach  dem  subjektiven  Merkmal  des  Bcwusstseins,  mit 
welchem  der  Besitz  erworben  wurde;  darnach  ist  der  Besitz  entweder  bös- 
gläubig: der  Erwerber  weiss,  dass  sein  Besitzerwerb  dem  Rechte  nicht 
entspricht,  oder  gutgläubig:  der  Erwerb  entspricht  dem  Rechte,  oder  der 
Erwerber  weiss  nicht,  dass  er  das  Recht  verletzt;  diese  Eigenschaft  des  Besitzes 
wird  vermutet;  oder  tituliert  gutgläubig:  der  Erwerber  ist  deswegen  in 
gutem  Glauben,  weil  er  den  Besitz  erwirbt  gestützt  auf  einen  Rechtstitel, 
welcher  diesen  Glauben  rechtfertigt,  da  er  an  sich  geeignet  ist,  mit  dem 
Erwerb  des  Besitzes  auch  den  beabsichtigten  Erwerb  des  Rechtes  zu  bewerk- 
stelligen, wobei  immerhin  das  Rechtsgeschäft  doch  an  einem  Mangel  leiden 
kann,  welcher  diese  Absicht  vereitelt,  z.  B.  an  dem  fehlerhaften  Rechte  des 
Vorgängers,  einem  Mangel,  welchen  eben  der  Erwerber  des  Besitzes  nicht  kennt. 

Die  schweizerischen  Gesetzbücher  kombinieren  fast  durchweg  den  objek- 
tiven und  den  subjektiven  Mangel  im  Besitz,  und  es  ist  ja  wohl  auch  richtig, 
dass  der  fehlerhaft  erworbene  Besitz  zugleich  auch  stets  ein  bösgläubig  erworbener 
sein  wird;  so  nennt  Zürich  70  den  durch  Gewalt  oder  Arglist  erworbenen  Besitz 
«fehlerhaft  und  bösgläubig»,  Schaffhausen  436  «fehlerhaft  und  unehrlich»; 
Tessin  230  verlangt  für  den  legitimen  Besitz  ein  dauerndes,  ununterbrochenes, 
friedliches,  öffentliches,  nicht  zweideutiges  Innehaben.  Eine  klare  Unterscheidung 
zwischen  den  beiden  Massstäben  macht  nur  Graubünden  183:  Der  Besitz  ist 
unrechtlich  oder  rechtlich,  je  nachdem  er  willkürlich  (d.  h.  durch  Gewalt. 
Arglist  oder  Missbrauch  des  Vertrauens)  erworben  wurde  oder  nicht,  unredlich 
oder  redlich,  je  nachdem  der  Erwerber  weiss  oder  bei  einer  auch  nur  gewöhn- 
lichen Aufmerksamkeit  hätte  wissen  müssen,  dass  ein  anderer  ein  besseres 
Recht  als  er  an  der  Sache  habe  —  oder  nicht. 

Hern  371  und  lauern  235  bezeichnen  als  Fehler  des  Besitzerwerbes 
«Gewalt,  List,  oder  Missbrauch  einer  Vergünstigung»,  Freiburg  259  violenee 
ou  dol,  Tessin  232,  233  atti  meramente  faeoltativi  e  quelli  di  semplice  tolleranza, 
violcnti  o  clandestini,  Aargau  450  «List  und  Gewalt»,  wozu  851  die  bittweise 
Ausübung  des  Besitzes  fügt. 

Der  fehlerlos  erworbene  Besitz  gilt  zugleich  als  gutgläubiger  Züric h  76: 
aber  wie  Graubünden  fügt  Zürich  74  hinzu,  dass  wer  schon  zur  Zeit  der 
Besitzergreifung  auch  bei  gewöhnlicher  Aufmerksamkeit  Ursache  gehabt  habe, 
an  der  Gültigkeit  des  Rechtsgrundes  seiner  Besitzergreifung  zu  zweifeln  und 
dennuch  diese  Gültigkeit  nicht  weiter  geprüft  habe,  nicht  als  gutgläubiger 
Besitzer  behandelt  werde. 

Wie  verhält  es  sich,  wenn  derjenige,  welcher  seinen  Besitz  in  gutem 
Glauben  erworben  hat,  nachher  sich  von  der  Unrcchtmässigkeit  desselben 
überzeugt : 

Nach  römischem  Recht  blieb  sein  Besitz  gleichwohl  ein  gutgläubiger, 
nicht  aber  nach  dem  kanonischen  Rechte.  Der  französische  Code  2269  ging, 
entgegen  älterem  Rechte  Frankreichs,  auf  den  römischen  Grundsatz  zurück. 
Ebenso  Neuen  bürg  1785  für  den  titulierten  Besitz,  der  sonst  in  diesem  Gesetz- 
buche nicht  vorkommt.    Tessin  921,    Bern  1030,   Freiburg  439,  Absatz  2. 
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schliessen  sich  dem  kanonischen  Rechte  an.  Ebenso  Zürich  75  und  Schaff- 
hausen 441,  welche  ausführen:  Nachträglich  auftretende  blosse  Zweifel  an 
der  Rechtmässigkeit  des  Besitzerwerbes  sollen  zwar  nicht  genügen,  den  Besitz 
nicht  mehr  als  einen  gutgläubigen  erscheinen  zu  lassen,  wohl  aber  das  nach- 
träglich eintretende  Bewusstsein  des  Besitzers,  dass  er  die  Sache  mit  Unrecht 
einem  andern  vorenthalte,  die  conscientia  rei  aliena?  des  kanonischen  Rechts. 

Dem  so  in  verschiedener  Art  erworbenen  Besitz  nun  wird  folgender 
Schutz  zu  teil  : 

1.  Jeder  Besitz,  mag  er  auch  fehlerhaft  und  in  bösem  Glauben  erworben 
worden  sein,  genicsst  nach  den  meisten  kantonalen  Gesetzbüchern  einen 
gewissen  Schutz  des  Staates,  «  Nur  der  französische  Code,  und  so  seine  Nach- 
ahmungen mit  Ausnahme  von  Freiburg  enthalten  hierüber  keine  Bestimmungen, 
indem  hier  der  Schutz  der  Person  bereits  als  auch  hinreichend  für  den  Schutz 
ihres  Besitzes  betrachtet  wird»  (Huber  p.  126).  Es  gelten  also  diesfalls  die 
Vorschriften  des  schweizerischen  Obligationenrechts  über  die  unerlaubten  Hand- 
lungen. 

Dem  römischen  Rechte  entsprechend  bestimmen  Zürich  77  und  Schaff- 
hausen 443,  dass  jeder  Besitzer  berechtigt  sei,  jeden  Versuch  der  Störung 
seines  Besitzes  durch  eine  nicht  auf  staatlicher  Ermächtigung  beruhende  Gewalt 
mit  Gewalt  zurückzuweisen.  Zur  Verteidigung  jedweden  Besitzes  ist  die 
Selbsthülfe  erlaubt.  So  sagen  ebenfalls  kurz  und  klar  Solothurn  670:  «Der 
Besitzer  einer  Sache  oder  einer  Dienstbarkeit  hat  das  Recht,  dieselbe  zu 
schützen»,  und  Freiburg  444:  «II  est  permis  d  opposer  la  force  ä  la  force  au 
moment  du  trouble». 

Das  österreichische  B.C.  B.  K44  berechtigt  den  Besitzer  nur  «in  dem 
Falle,  dass  die  richterliche  Hülfe  zu  spät  kommen  würde,  Gewalt  mit  ange- 
messener Gewalt  abzutreiben».  Ebenso  gestatten  Bern  360,  Luzern  232  und 
Aargau  448  die  gewaltsame  Verteidigung  des  Besitzers  nur  dann,  «wenn  die 
richterliche  Hülfe  nicht  bei  der  Hand  ist».  Der  Unterschied  vom  römischen 
Recht  ist  indessen  wohl  nur  scheinbar,  denn  richterliche  Hülfe  wird  bei  gewalt- 
samem Angriff  wohl  nie  gleich  bei  der  Hand  sein. 

Zürich  77  betont,  dass  insbesondere  derjenige  gewaltthätige  Angriff, 
welcher  ein  Vergehen  darstelle,  durch  Selbsthiilfc  abgewehrt  werden  dürfe. 

Dieses  Verteidigungsrecht  steh't  grundsätzlich  dem  Besitzer  auch  dann  zu, 
wenn  der  Angreifer  ein  Recht  auf  die  Aneignung  des  Besitzes  hat.  Denn 
dieses  Recht  darf  nicht  gewaltsam,  sondern  nur  auf  geriehtli<  hem  Wege  geltend 
gemacht  werden.  Zürich  72,  Luzern  226. 

Ausnahmsweise  aber  ist  auch  in  der  Offensive  die  Selbsthülfe  in 
einem  Falle  erlaubt,  in  welchem  die  richterliche  Hülfe  zu  spät  kommen  würde: 
dem  Gast-  oder  Schenkwirte  ist  der  gewaltsame  Entzug  eines  Besitzes,  die 
Selbstpfändung,  gestattet,  wenn  Gefahr  vorhanden  ist,  dass  der  Gast  die  gegen 
Barzahlung  gelieferten  Speisen,  Getränke  und  die  übrige  laufende  Wirtsrechnung 
nicht  gehörig  und  rechtzeitig  bezahlen  werde.    Zürich  401. 

Ist  der  Besitzer  berechtigt,  einen  gewaltsamen  Angriff  auf  seinen  Besitz 
mit  Gewalt  abzuschlagen,  so  ist  er  noch  um  so  eher  befugt,  gegen  einen 
solchen  Angriff  ri  cht  er  I  i  ch  cn  Sch  u  t  z  in  Anspruch  zu  nehmen.  Es  muss  auch 
dieser  Schutz  ihm  zu  teil  werden,  gleichviel  ob  sein  Besitz  ein  berechtigter  sei 
oder  nicht,  und  wie  er  ihn  erworben  habe;  Zürich  77.  Schaffhausen  443, 
Tessin  239;  die  Einrede,  dass  sein  Besitz  selbst  ein  fehlerhafter  sei,  ist  also 
ausgeschlossen. 

Diesen  Schutz  verheisst  auch  Bern  371  gegen  jede  Verdrängung  durch 
Gewalt,  List,  oder  den  Missbrauch  einer  Vergünstigung,  mit  dem  Rechte  auf 
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Schadenersatz,  wobei  immerhin  dem  Gegner  unbenommen  bleibt,  nach  Wieder- 
herstellung des  vorigen  ZuStandes  sein  Recht  auf  den  Gegenstand  des  Besitzes 
gerichtlich  zu  verfolgen.  Ebenso  Luzern  235,  Aargau  450,  Frei  bürg  459 
und  für  den  Besitz  an  Immobilien  445.  So  auch  Graubünden  219,  Satz  2. 
«Gegenüber  einem  unredlichen  Besitzer  genügt  zur  Entwehrung  einer  Sache 
der  Beweis  eines  früheren  Besitzes  und  der  Unredlichkeit  des  jetzigen  Besitzest. 

Diese  Klage  unterliegt  der  gewöhnlichen  Verjährung:  nur  Tessin  239 
beschrankt  sie  auf  ein  Jahr  seit  der  Spoliation. 

Eine  besondere  Art  der  Bedrohung  eines  Besitzstandes  bildet  der  Umstand, 
dass  ein  Gebäude,  eine  Mauer,  ein  Baum  des  Nachbars  einzustürzen  und  über 
die  Grenze  hinüber  zu  fallen  droht:  das  ist  derjenige  Thatbestand,  welcher 
nach  römischem  Recht  den  Bedrohten  zum  Verlangen  der  Cautio  damni  infecti 
berechtigt.  Darüber  bestimmen  Bern  361,  Luzern  233  und  Aargau  449: 
«Bedroht  der  gefährliche  oder  der  schadhafte  Zustand  einer  fremden  Sache 
den  Besitzer  eines  dinglichen  Rechtes  mit  einem  Schaden,  so  ist  er  berechtigt, 
den  Besitzer  der  gefährlichen  oder  schadhaften  Sache  anzuhalten,  ihn  binnen 
einer  von  der  kompetenten  Behörde  zu  bestimmenden  Notfrist  gegen  den 
Schaden  sicher  zu  stellen  und,  wenn  derselbe  dieses  nicht  thut,  von  dem 
Richter  die  Bewilligung  auszuwirken,  die  Sache  auf  Kosten  des  Besitzers  für 
sich  unschädlich  zu  machcn>. 

Aehnlich  bestimmt  Solothurn  671,  dass  der  Besitzer,  «wenn  er  von 
einem  andern  durch  Errichtung  eines  neuen  Gebäudes  oder  anderer  Werke, 
oder  durch  ungenügsame  Besorgung  derselben  in  seinen  Rechten  gefährdet  > 
werde,  die  zur  Abwendung  der  Gefahr  erforderlichen  Massregeln  anordnen 
lassen  könne. 

Diesen  Bestimmungen  entsprechen  die  eingehenderen  von  Freiburg 
455—457, 

Bern  362  und  Luzern  234  geben  überhaupt  allgemein  dem  Besitzer 
das  Recht,  auf  seine  blosse  Erklärung  hin,  dass  sein  Besitz  gefährdet  sei,  ein 
gerichtliches  Verbot  auszuwirken,  welches  eine  etwaige  Störung  desselben  mit 
Strafe  bedrohe.  Der  Gegner  kann  hingegen  innerhalb  eines  Jahres  Widerspruch 
erheben,  worauf  der  possessorische  Prozess,  die  sogenannte  Verbotsklage, 
erfolgt,  ansorist  der  Besitzstand  als  anerkannt  gilt,  Bern  364 — 367.  Aehnlich 
Frei  bürg  448  450. 

Zürich  7<S  und  Schaffhausen  444  sprechen  von  dem  Fall,  dass  gegen- 
über der  Besitzklage  der  Beklagte  behauptet,  er  selbst  sei  der  Besitzer  der  Sache. 
ni<  ht  der  Kläger.  Man  könnte  zwar  meinen,  ein  so  thatsächliches  Verhältnis 
wie  der  Besitz  sei  ja  offensichtlich  und  könne  daher  nicht  wohl  streitig  werden: 
fragen  könne  es  sich  nur,  ob  er  dem  Rechte  entspreche  oder  nicht.  Allein  bei 
nicht  umzäumtem  Grundstück,  verwischten  Grenzen,  bei  einem  Hund  und  der- 
gleichen kann  das  doch  streitig  sein.  Dann  soll  vorläufig  derjenigen  Partei  der 
Vorzug  gegeben  werden,  «welche  zur  Zeit  den  reellen  Besitz  hat>,  jedoch 
nur  dann  —  und  hierin  liegt  eine  Inkonsequenz  —  «wenn  nicht  vorliegt,  dass 
sie  auf  widerrechtliche  Weise  die  Gegenpartei  aus  dem  Besitz  verdrängt  habe». 
Also:  wenn  nicht  bestritten  ist,  dass  jemand  im  Besitz  sei,  kann  seiner  Klage 
nicht  die  Einrede  des  fehlerhaften  oder  bösgläubigen  Besitzes  entgegengehalten 
werden,  wohl  aber,  wenn  sein  Besitz  bestritten  ist;  immerhin  muss,  wie  ich 
die  Worte  «wenn  nicht  vorliegt»  auffasse,  die  Einrede  schon  liquid  begründet 
sein.  Ucber  die  Frage  des  «reellen  Besitzes»  wird  nötigenfalls  ein  possessorium 
summariissimum  stattzufinden  haben. 

2.  Der  gutgläubige  Besitz.  Nach  römischem  Recht  wird  der  objektiv 
fehlerlose  Besitz  ohne  weiteres  auch  als  subjektiv  gutgläubig  angesehen,  mag 
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auch  der  Besitzer  nicht  im  stände  sein,  den  Grund  seines  Besitzes  anzugeben. 
So  z.  B.  wenn  er  von  einem  seiner  vielen  Bücher  nicht  weiss,  wie  er  in  dessen 
Besitz  gekommen  ist. 

Inhaltlich  stimmen  damit  die  schweizerischen  Gesetzbücher  überein;  sie 
bezeichnen  solchen  Besitz  meist  als  redlichen  Besitz.  Solothurn  676  sagt: 
«Der  Besitzer,  welcher  keinen  Grund  hat,  an  der  Rechtmässigkeit  seines  Besitzes 
zu  zweifeln,  ist  ein  redlichere  Achnlich,  wenn  auch  weniger  bestimmt.  Aargau 
438:  «wer  eine  Sache,  die  er  besitzt,  aus  wahrscheinlichen  Gründen  für  die 
seinige  hält,  ist  ein  redlicher  Besitzern  Tcssin  920  definiert  den  guten  Glauben 
als  den  Glauben,  dass  der,  von  dem  man  die  besessene  Sache  erhalten  habe, 
das  Recht  gehabt  habe,  ihr  Eigentum  zu  übertragen.  Da  wird  also  der  gute 
Glaube  nur  in  Verbindung  mit  einem  Titel  angenommen:  auf  beides  aber 
kommt  es  nicht  an  in  der  Besitzesklage.  Tessin  239;  Bedeutung  hat  nach 
dem  Gesetz  von  Tcssin  bona  hdes  und  justus  titulus  nur  bei  der  Vindikation 
und  für  die  Ersitzung,  wie  im  römischen  Recht. 

Nach  den  übrigen  kantonalen  Gesetzen  dagegen  besteht  ein  gewisser, 
freilich  nicht  immer  klarer  Unterschied  im  Schutze  des  Besitzes.  Während  dem 
bösgläubigen  Besitz  der  richterliche  Schutz  nur  gegen  Gewalt,  List  und  Vcr- 
trauensmissbrauch  gewährt  wird,  geniesst  der  gutgläubige  Besitz  den  Schutz 
des  Richters  gegen  jede  Beeinträchtigung  seiner  Integrität :  es  wird  ihm  die 
allgemeine  Besitzesklage  zu  teil.  Zürich  77  und  79  und  Schaffhausen  445 
schützen  jeden  Besitzer  gegen  unbefugte  Gewalt  oder  Vergehen,  den  gut- 
gläubigen gegen  jede  eigenmächtige,  wenn  auch  nur  teilweise  Störung,  selbst 
wenn  kein  Vergehen  darin  liegt.  Man  muss  zugeben,  dass  die  Antithese  keine 
gelungene  ist. 

Zürich  80  und  Schaffhausen  44ö  bestimmen  ferner,  dass  der  gutgläubige 
Besitz  zum  Ersatz  des  durch  eigenmächtige  Störung  verursachten  Schadens, 
und  - —  nach  römischem  Vorbild  —  wenn  weitere  Störungen  zu  befürchten 
sind,  zum  Verlangen  einer  Kaution  für  den  Fall  ihres  Eintretens  berechtige. 
Diesfälligcn  Begehren  kann  also  die  Einrede  entgegengestellt  werden,  dass  der 
Besitz  des  Petenten  kein  gutgläubiger  sei,  wofür  allerdings  die  Bewcislast  den 
Beklagten  trifft. 

Beide  Kantone  geben  ferner,  und  zwar  Zürich  81  und  Schaffhausen 
447.  im  Gegensatz  zu  dem  sonst  allgemein  geltenden  Rechte  die  Klage  aut 
Wiederherstellung  eines  widerrechtlich,  durch  Gewalt,  List  oder  Missbrauch 
einer  Vergünstigung  entzogenen  Besitzes  und  auf  Schadenersatz  nur  dem  gut- 
gläubigen Besitzer;  Rüttimann  schrieb  aber  in  seiner  «Lehre  von  dem  Besitz», 
nach  den  privatrechtlichen  Gesetzbüchern  der  Schweiz,  Vermischte  Schriften 
1S76,  diese  Voraussetzung  für  die  Legitimation  zur  Klage  werde  in  der  Praxis 
gar  nicht  beachtet. 

In  beiden  Kantonen.  Zürich  82  und  Schaffhausen  448,  wird  betont, 
dass  der  Besitzklage  ein  besseres  Recht  des  Beklagten  auf  den  Besitz  nicht 
entgegenstehe,  vielmehr  die  Geltendmachung  dieses  Rechtes  «dem  gewohnten 
Wege  Rechtens  >  vorbehalten  bleiben  müsse.  Das  entspricht  den  allgemein 
geltenden  Grundsätzen. 

Graubünden  184  giebt  ebenso  »lein  rechtlichen  Besitz  selbständigen 
Anspruch  auf  Rechtsschutz,  «so  zwar,  dass  niemand,  ob  er  auch  zu  dem  Besitz 
einer  Sache  berechtigt  wäre,  dieselbe  dem  rechtlichen  Besitzer  willkürlich 
entreissen  bezw.  vorenthalten,  sondern  nur  gerichtlich  einklagen  kann,  widrigen- 
falls er  eine  unrechtliche  Besitzergreifung  bezw.  eine  Besitzesstörung  begeht, 
gegen  welche  auf  Verlangen  des  Beeinträchtigten  auf  dem  Wege  des  summa- 
rischen Verfahrens  eingeschritten  werden  muss  >. 
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Wie  die  gemeinrechtliche  Spolienklage,  so  geht  die  Besitzklagc  der  Kantone 
auch  gegen  denjenigen  an  der  Entziehung  des  Besitzes  nicht  beteiligten  dritten 
Besitzer,  welcher  beim  Erwerb  seines  Besitzes  wusste,  dass  der  Besitz  dem 
Kläger  auf  widerrechtliche  Weise  entzogen  worden  war.  Zürich  83,  Schap- 
hausen 449,  Graubünden  184. 

Die  Klage  verjährt  wie  nach  dem  österreichischen  B.  G.  B.,  so  auch 
nach  Bern  371,  Luzern  235,  Freiburg  459,  stillschweigend  auch  Aargau. 
in  der  ordentlichen  Frist.  Andere  Kantone  stellen  kürzere  Verjährungsfristen 
auf:  Tessin  239  ein  Jahr  seit  der  Spoliation,  Zürich  84  und  Schaffhausen 
450  sechs  Monate,  mit  dem  Zusatz,  dass  nach  Ablauf  dieser  Frist  die  Klage 
nur  noch  auf  die  Bereicherung  des  Beklagten  gehe,  nicht  auf  die  noch  vor- 
handene, sondern  «soweit  der  Beklagte  aus  dem  begangenen  Unrechte  bereichert 
worden  ist>.  Graubünden  184  gibt  die  Klage  nur  3  Monate  lang,  welche 
aber  nach  dem  Kommentar  von  P.  C.  Planta  erst  von  der  Kenntnis  der  Bcsiues- 
störung  an  laufen. 

Die  Form  des  Verfahrens  der  Besitzklage  ist  der  summarische  Proze>s 
Graubünden  184,  Zürich  84,  Tessin  240;  die  Bcrcicherungsklage  wird  im 
ordentlichen  Verfahren  verhandelt. 

Soweit  übrigens  in  der  Entziehung  des  Besitzes  eine  unerlaubte  Handlung 
liegt,  kommen  mit  Bezug  auf  die  Verjährung  oder  Verwirkung  der  Klage  die 
Bestimmungen  des  schweizerischen  Obligationenrechts  Art.  50  ff.  zur  Anwendung. 

Wie  schon  pag.  24  gesagt  ist,  enthalten  die  Gesetzbücher  der  westschwei- 
zerischen Kantone  keine  Bestimmung  über  die  Besitzklage  mit  Bezug  auf 
bewegliche  Sachen. 

Was  den  Besitz  an  Grundstücken  betrifft,  so  hat  entsprechend  dein 
französischen  Rechte  derselbe  in  der  Waadt  (code  civ.  1645,  code  de  proc. 
civ.  397,  398)  erst  dann  einen  Anspruch  auf  voll  wirksamen  Schutz,  wenn  er  ein 
Jahr  lang  öffentlich  und  friedlich  ausgeübt  worden  ist;  ebenso  in  Genf  (Civil- 
prozess  Titel  XIX,  S$  260,  261);  Tessin  238  setzt  einen  rechtmässigen  Besitz 
von  über  einem  Jahr  voraus  und  lässt  die  Klage  in  einem  Jahr  von  der  Besitzes- 
störung an  verjähren;  Wallis  (Gesetz  betreffend  Civilprozess  $$  583 — 587) 
verlangt  diese  Dauer  des  Besitzes  nur  dann,  wenn  der  Angrifl'  nicht  auf 
(lewalt  beruht. 

Im  Anschluss  an  die  Normen  der  Bcsitzesklage  stellen  die  kantonalen 
(iesetze  Bestimmungen  auf  über  die  Herausgabe  von  Früchten  an  den,  der 
ein  besseres  Recht  an  der  Sache  hat,  und  über  den  Ersatz  von  Verwen- 
dungen, welche  auf  die  herauszugebende  Sache  gemacht  worden  sind.  So 
Zürich  85 — 91,  Schaffhausen  451 — 457,  Bern  359,  l.uzern  231,  Aargau 
446,  Soluthurn  709,  Graubünden  210,217;  ferner  nach  dem  französischen 
Code  549  Waadt  319,  Neuenburg  397,  Wallis  386-  389,  Freiburg  441 
bis  443,  Tessin  242-  -245.  In  Wahrheit  handelt  es  sich  jedoch  diesfalls  um 
Regeln  der  Eigentumsklage,  und  es  ist  daher  hier  nicht  weiter  darauf  einzutreten. 

3.  Der  gutgläubige,  auf  tauglichem  Erwerbstitel  beruhende 
Besitz.  Der  franzosische  Code  550  nennt  diesen  Besitz  lediglich  gutgläubig, 
und  seine  Definition  ist  wörtlich  übergegangen  in  die  Gesetzbücher  von  Waadt 
350,  Wallis  387  und  Neuenburg  398.  Auch  Bern  353  und  355  verlangt 
sowohl  für  den  redlichen  als  auch  für  den  rechtmässigen  Besitz  einen  Titel, 
nämlich  dass  der  Besitz  beruhe  auf  einem  Grund,  der  es  dem  Besitzer  rechtlich 
möglich  mache,  den  Besi (/.gegenständ  in  derjenigen  Hinsicht,  in  der  er  den 
Besitz  ausübe,  zu  dem  Seinen  zu  zählen,  also  einen  Grund  für  Erwerb  des 
Eigentums  oder  eines  andern  dinglichen  Rechts;  je  nachdem  aber  der  Besitzer 
einen  Grund  hat.  an  der  Rechtmässigkeit  seines  Titels  zu  zweifeln  oder  nicht. 
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ist  sein  Besitz  ein  unredlicher  oder  ein  redlicher.  Ebenso  Solothurn  676,  und 
Luzcrn  227,  wo  nach  «zu  /weifein»  noch  beigefügt  wird  «und  der  also  die 
Sache,  die  er  besitzt,  für  die  seinige  hält  >.  und  nach  dem  oben  Gesagten 
auch  T essin  920. 

Zürich  71  und  Schaffhausen  437  bezeichnen  das,  was  das  römische 
Recht  justus  titulus  nennt,  als  «einen  auf  Besitzerwerb  gerichteten  und  dafür 
tauglichen  Rechtsgründ  z.B.  Kauf,  Geschenk,  Erbrechte  sie  nennen  so  erworbenen 
Besitz  « rechtmässig  >.  Solothurn  67.?  bezeichnet  ihn  als  « auf  gültige  Art 
erworben>.  Beides  trifft  indessen  nicht  ganz  zu,  denn  auch  ein  solcher  Besitz 
kann  unrechtmässig,  nicht  gültig  erworben  sein,  weil  nämlich  der  Rechtsvorfahr 
kein  Recht  auf  den  Besitz  hatte.  Freiburg  437  nennt  denn  auch  ganz  richtig 
nur  denjenigen  Besitz  possession  ldgitime,  welcher  vom  Eigentümer  her  erworben 
worden  ist.  Rüttimann  $  17,  und  nach  ihm  Huber  pag.  112  AI.  1,  halten  dafür, 
dass  in  Zürich  71  aus  Versehen  von  Besitzerwerb  statt  von  Kigentumscrwcrb 
die  Rede  sei:  sie  übersehen,  dass  das  zürichcrischc  Recht  auch  einen  titulierten 
Miete-,  Leihbesitz  u.  dergl.  kennt.  Tessin  918  definiert  den  justus  titulus  als 
eine  zur  Eigentumsübertragung  geeignete  causa:  ebenso  Kreiburg  437.  Tessin 
919  fügt  hinzu,  dass  die  Eigenschaft  des  Erben,  Beschenkten,  Legatars  u.  s.  w. 
einen  justus  titulus  mit  Bezug  auf  die  wirklich  oder  vermeintlich  im  Nachlass, 
Legat  oder  in  der  Schenkung  inbegriffenen  Sachen  verleihe.  Aargau  438,  851 
fragt  einem  Bcsitztitel  überhaupt  nicht  nach,  es  kennt  nur  den  redliehen  Besitz. 

Nach  dem  französischen  Code  2279  gilt  der  bekannte  Satz  En  fait  de 
meublcs  la  possession  vaut  titre,  und  ebenso  nach  den  ihm  folgenden  schwei- 
zerischen Gesetzbüchern  mit  Ausnahme  von  Freiburg  429,2129  und  Tessin 
231.  924.    Da  ist  also  von  blossem  tituliertem  Besitz  keine  Rede. 

Der  titulierte  Besitz  giebt  nach  römischem  Recht  dem  Besitzer  nicht  nur 
eine  Klage  zum  Schutze  seines  Besitzes,  sondern  auch  eine  dingliche,  die  sogen, 
publicianische,  Klage  gegen  jeden,  der  dem  Besitzer  die  Sac  he  vorenthält,  oder 
ein  dingliches  Recht  an  derselben  beansprucht.  Zürich  92  und  Schaffhausen 
458  nennen  sie  Besi  t  zesrech  t  sk  läge.  Sie  ist  ihrer  Natur  nach  nur  von 
relativer  Wirksamkeit,  denn  sie  kann  nicht  mit  Erfolg  gegen  den  angestellt 
werden,  dem  nicht  wie  dein  Kläger  bloss  ein  Besitztitel,  sondern  das  Recht 
selbst  zur  Seite  steht,  kraft  welchem  er  und  nicht  der  Kläger  als  der  zur 
lnnehabung  Berechtigte  erscheint.  Aber  auch  dann  ist  die  Klage  ohne  Erfolg, 
wenn  der  Beklagte  so  gut  wie  der  Kläger  sich  bloss  auf  einen  Besitztitel  zu 
stützen  vermag :  denn  er  hat  Anspruch  auf  den  nämlichen  Schutz  wie  der 
Kläger,  darum  bei  gleic  hem  Besitztitel  «glücklic  h  der  Besitzer»  !  So  nach  dem 
Muster  des  österreichischen  Gesetzbuches  372  und  373  Luzcrn  259,  260,  und 
wohl  direkt  nach  römischem  Recht  Züric  h  93 — 95  und  Schaffhausen  45') 
bis  461.  Den  gleichen  Sinn  hat  Bern  410,  und  so  Graubünden  219  mit  den 
Worten:  «Wenn  einer  sein  behauptetes  Eigentum  an  einer  seinem  redlichen 
Besitz  entzogenen  Sache  nicht  anders  beweist,  als  dadurch,  dass  er  sie  infolge 
eines  zu  Uebertragung  des  Eigentums  geeigneten  Aktes  besessen,  so  ist  dieser 
Nachweis  als  genügend  zur  Eigentumsklagc  (Entwehrung)  anzusehen  gegenüber 
einem  wenn  auch  redlic  hen  Besitzer,  der  nicht  ein  mindestens  ebenso  gutes  Besitz- 
recht  darzuthun  vermag.»  Während  wie  oben  bemerkt  nach  römischem  Recht 
und  den  ihm  folgenden  Gesetzbücher  wie  Zürich  die  Vermutung  nur  für  den 
guten  Glauben  des  Besitzers  spricht,  der  behauptete  Titel  aher  bewiesen  werden 
muss,  stellen  der  französische  Code  und  die  ihm  folgenden  westschweizerischen 
Gesetzbücher  auch  die  Vermutung  des  Besitztitels  bei  unbeweglichen  Sachen  auf. 
Oesterreich  324  vermutet  vollends  ganz  allgemein  nicht  nur  den  guten  Glauben 
des  Besitzers,  sondern  auch  den  Bcsitztitel,  und  so,  wenn  auch  nicht  formell, 
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so  docl)  materiell  auch  Tcssin  922.  Der  folgende  Art.  923  lügt  den  in  der 
Natur  der  Sache  liegenden  Satz  hinzu,  dass  der  böse  Glaube  des  früheren 
Besitzers  dem  Nachfolger  nicht  schade,  sei  er  Universal-  oder  Singularsuccessor. 
Die  nämliche  Präsumtion  stellen  auch  Bern  356  und  Luzern  228  auf,  jedoch 
nur  für  den  ewirklichen  Besitzer»,  denjenigen  also,  welcher  die  Sache  inne  hat; 
also  kann  «1er  Kläger  in  der  Bcsitzrcrhtsklage  sich  nicht  auf  diese  Vermutung 
stützen,  er  hat  ja  seinen  Besitz  verloren.  Gerade  so,  ausgenommen  den  Besitz 
an  gestohlenen  oder  verlorenen  Sachen  —  Freiburg  440.  Die  in  allen  diesen 
drei  Paragraphen  wiederkehrende  Bestimmung,  dass  der  Besitzer  nicht  zur 
Angabe  seines  Titels  angehalten  werden  könne,  geht  auf  eine  Konstitution  der 
römischen  Kaiser  Arcadius  und  Honorius  vom  Jahr  39b,  I.  11  C.  de  her.  pet. 
3,  31,  zurück,  und  kann  sich  wie  diese  1.  11  nicht  auf  die  BesitzrechLs- 
(publicianische)  Klage,  sondern  nur  auf  die  Stellung  des  Beklagten  im  Eigen- 
tums- und  im  Erbschaftsprozess  bezichen.  Nach  Solothurn  b74  hat  der  Besitzer 
die  Vermutung  für  sich,  dass  er  den  Besitz  auf  rechtmässige  Weise  erworben 
habe;  wer  das  Gegenteil  behauptet,  muss  dafür  den  Beweis  leisten.  Sobald 
aber  der  Beweis  geleistet  ist,  ist  der  Besitz  an  den  früheren  Besitzer  heraus- 
zugeben. 675. 

Eine  fernere  Wirkung  des  titulierten  Besitzes  ist  die,  dass  er  durch  die 
blosse  Thatsache  seiner  ungestörten  Fortdauer  mit  dem  Ablauf  einer  gewissen 
Zeit  zum  Rechte  wird:  es  wird  Eigentum  oder  ein  anderes  Recht  ersessen. 
Zürich  121.  Tessin  912,  92-4,  925.  Verschiedene  Kantone  verlangen  für  die 
Ersitzung  auch  nicht  einmal  den  guten  Glauben,  sie  lassen  die  Einrede  des 
bösen  Glaubens  gegenüber  dem,  der  sich  auf  Ersitzung  stützt,  nicht  zu: 
Neuen  bürg  1818,  Waadt  1670,  Solothurn  753  (nicht  Wallis  201b.  das  von 
der  dreissigjährigen  Verjährung  spricht).  Aargau  851  verlangt  ausser  dem 
Zeitablauf  nur,  dass  der  Sach-  oder  Rechtsbesitz  fehlerlos  ausgeübt  worden  sei, 
wie  das  römische  Recht  zur  Ersitzung  von  Servituten. 

Allgemein  geltendem  Grundsatz  entspricht  es,  wenn  Tessin  235  und  23b 
für  den  Beweis  der  Dauer  des  Besitzes  die  Präsumtion  aufstellt,  dass,  wer 
früheren  Besitz  oder  einen  Besitztitel  nachweist,  als  seither  ununterbrochen 
besitzen«!  angesehen  werde  bis  zum  Beweise  des  Gegenteils. 

V.  Verlust  des  Besitzes.  Zürich  96— 104  und  St  haffhausen  462-  -470 
bestimmen  übereinstimmend  mit  dem  römischen  Recht,  dass  der  Besitz  verloren 
werde,  wenn  das  Gegenteil  eines  der  beiden  für  den  Erwerb  des  Besitzes 
notwendigen  Elemente  eintrete,  wenn  also  entweder  die  Möglichkeit  aufhöre, 
körperliche  Macht  über  die  Sache  auszuüben,  z.  B.  die  Sache  untergehe,  dauernd 
verloren  oder  dem  Besitzer  entzogen  und  vorenthalten  werde,  oder  wenn  sein 
Wille  aufhöre,  seine  Macht  über  die  Sache  in  eigenem  Interesse  zu  üben; 
wogegen  betont  wird,  dass  die  blosse  Abwesenheit  des  Besitzers  oder  die 
eingetretene  Unfähigkeit  desselben,  Besitz  zu  erwerben,  den  bereits  erworbenen 
Besitz  nicht  aufhebe. 

Als  ein  Fall  der  erstem  Art  wird  besonders  hervorgehoben,  dass  ein 
besessenes  wildes  Tier  ausgebrochen  und  nicht  mehr  der  körperlichen  Gewalt 
des  Besitzers  unterworfen  ist.  ein  gezähmtes  Tier  nicht  mehr  in  den  Gewahr- 
sani des  Besitzers  zurückzukehren  pflegt,  wobei  positiv  bestimmt  wird,  dass 
den  weggeflogenen  Bienenschwarm  der  Besitzer  binnen  3  Tagen  nach  dem 
Ausflüge  verfolgen  kann,  s<>  dass,  was  er  davon  wieder  in  seine  Macht  bringt, 
als  fortwährend  in  seinem  Besitze  geblieben  angenommen  wird.  Zürich  99, 
100.  Schaf fhaus.-n  464.  465. 

Speziell  mit  Bezug  auf  den  Besitz  an  einem  Grundstück  wird,  wiederum 
im  Anschluss  an  römisches  Recht,  bestimmt,   dass  derselbe  erst  dann  als  ver- 
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loren  anzusehen  sei,  wenn  der  Besitzer  von  der  Invasion  eines  andern  Kenntnis 
erhalten,  und  versäumt  habe,  die  Herrschaft  dieses  andern  ohne  Verzug  zu 
beseitigen. 

Da  der  Besitz  eine  ebenso  ausschliessliche  Herrschaft  ist  wie  das  Eigen- 
tum, so  versteht  sich  ferner  von  selbst,  dass  mit  dem  constitutum  possessorium 
(s.  o.  S.  512)  der  Besitz  des  bisherigen  Besitzers  untergeht. 

Ebenfalls  an  das  römische  Recht  lehnt  sich  endlich  die  Bestimmung  an, 
dass  der  durch  einen  Stellvertreter  ausgeübte  Besitz  nicht  schon  durch  den 
blossen  Verzicht  dieses  Stellvertreters  untergehen  solle,  sondern  erst  durch 
eine  Uebertragung  an  einen  andern,  oder  dadurch,  dass  der  Besitz  vom  Stell- 
vertreter dem  Vertretenen  widerrechtlich  vorenthalten  werde.  Zürich  104, 
Schaffhausen  470. 

Eigentümlich  drückt  sich  über  den  Verlust  des  Besitzes  Bern  374— 37<» 
aus.  Danach  hört  der  Besitz  einer  körperlichen  Sache  auf:  1.  durch  den 
Verlust  der  Sache  und  der  Hoffnung,  sie  wieder  aufzufinden;  2.  durch  freiwillige 
Aufgabe,  und  3.  durch  die  Erwerbung  desselben  von  Seiten  eines  andern. 

Der  Besitz  eines  dinglichen  Rechtes,  welches  auf  einem  Grundstück  haftet, 
geht  dadurch  unter,  dass  der  Besitzer  es  einein  andern  förmlich  zufertigen  oder 
im  Grundbuche  förmlich  löschen  lässt.  und  der  Besitz  von  Rechten,  welche 
dem  Bewerber  nicht  förmlich  zugefertigt  werden,  1.  durch  die  Verweigerung 
der  Leistung  oder  die  Verhinderung  der  Ausübung  des  Rechts  von  Seite  des 
Verpflichteten,  wenn  der  Besitzer  des  Rechts  während  der  gesetzlichen  Notfrist, 
von  dem  Augenblicke  an,  wo  ihm  die  Verweigerung  oder  Verhinderung  bekannt 
geworden,  keinen  rechtlichen  Auftritt  macht,  um  in  seinem  Besitze  geschützt 
zu  werden:  2.  durch  die  Verzichtleistung.    Bern  376. 

Damit  stimmt  auch  Freiburg  462  und  4»>3  tiberein:  ferner  betreffend 
den  Besitz  an  körperlichen  Sachen  und  den  Besitz  an  Rechten  und  unbeweg- 
lichen Sachen,  welche  dem  Erwerber  zugefertigt  und  in  die  öffentlichen  Bücher 
eingetragen  sind.  Luzern  237  und  238.  Im  übrigen  drückt  sieh  Luzern  239 
kurz  so  aus:  «Bei  anderen  Rechten  hört  der  Besitz  auf,  wenn  jemand  das, 
was  er  sonst  geleistet  hat.  nicht  mehr  leisten  zu  wollen  erklärt,  wenn  er  die 
Ausübung  des  Rechtes  eines  andern  nicht  mehr  duldet,  oder  wenn  er  das 
Verbot,  etwas  zu  unterlassen,  nicht  mehr  achtet,  der  Besitzer  aber  in  allen 
diesen  Fällen  es  dabei  bewenden  lässt.  und  die  Erhaltung  des  Besitzes  nicht 
einklagt.» 

Solothurn  679  lässt  den  Besitz  an  einer  körperlichen  Sache  nur 
durch  den  Verlust  der  Gewalt  über  dieselbe  verloren  gehen. 

(In  Wirklichkeit  wird  wohl  auch  der  Verlust  durch  entgegengesetzten 
Willen  hier  untergebracht  werden  können.) 

«Der  Besitz  der  Dienstbarkeit  geht  verloren,  wenn  die  Ausübung  des 
Rechtes  nicht  mehr  möglich  ist,  wenn  sie  der  Besitzer  oder  Eigentümer  der 
Sache  nicht  mehr  duldet,  oder  wenn  er  das  Verbot,  etwas  zu  unterlassen,  nicht 
mehr  befolgt  und  der  Besitzer  des  Rechts  es  d.tbei  bewenden  lässt.»  680.  Der 
durch  Stellvertreter  ausgeübte  Besitz,  geht  verloren,  wenn  der  Vertreter  auf 
unzweideutige  Art  zu  erkennen  giebt.  dass  er  die  Rechte  des  Vertretenen 
nicht  mehr  anerkenne  und  dieser  es  dabei  bewenden  lässt,  es  wäre  denn, 
dass  der  Besitz  im  Grund-  und  Hypothekenbuch  eingetragen  wäre,  in  welchem 
Falle  der  Besitz  erst  durch  die  Tilgung  des  Eintrages  aufhört. 

Diese  Rechte  weichen  mehr  im  Ausdruck  als  im  Inhalte  von  einander  ab. 
Interessant  ist  ihre  Uebercinstimtnung  darin,  dass  der  Rechtsbesitz  oder  der 
Besitz  des  Vertretenen  trotz  einem  entgegenstehenden  thatsächlichen  Zustande 
nicht   als    verloren    gelten    soll,    wenn   sofort   mit  «lein  Bekanntwerden  dieses 
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Zustande*  die  nötigen  Schritte  zur  Wiedererlangung  der  thatsächlichen  Macht 
gethan  werden,  ein  Gedanke,  der  sich  schon  im  römischen  Rechte  findet. 

V/.  Litteratltr.  Eugen  Huber,  System  und  Geschichte  des  xeh-.veit.  Privatrechts, 
Bd.  III,  S.  107 — 134,  /88g.  —  J.J.  Rättimann,  Die  Lehre  von  dem  Besitze,  nach  den  privat- 
rechtlichen Gesetzbüchern  der  Schweiz;  in  seinen  „Kleinen  X'ermischtcn  Schriften^,  S.  fjj 
Ais  350,  1876.  Die  Kommentare  tu  dem  kantonalen  Sachenrecht :  von  Bern  (van 
König),    Graubünden  (Von  P.  C.  Planta),    Amern  (von  Rennward  Meyer),   Aargau  (vo* 

0.  Hirtel),  Zürich  (von  A.  Schneider/.  -   Die  kantonalen  Spruchsammlunffen. 

Dr.  A.  Schneider,  Professor  an  der  Universität  Zürich. 

Bestattungswesen. 

1.  Begriffe  und  Allgemeines    —  II.  Bundesrechtliche  Bestimmungen 
1.  kultuspolizetliche  Bestimmungen;    2.  Leiehentransporte.  —  III.  Kantonsrechtliche 
Bestimmungen:    1.  Lcichenbehandlung ;   2.  Bcgräbnisiilätzc;   3.  Kremation;   4.  Unent- 
geltliche Beerdigung.  —  IV.  Littcratur. 

1.  Begriffe  und  Allgemeines.  Bestattungswesen  ist  der  Inbegriff  der 
Thätigkeitcn  mit  Bezug  auf  die  Beseitigung  der  Toten,  d.  h.  der  Menschen- 
leichen. Die  Beseitigung  der  Tierkadaver  hangt  dem  Rechte  nach  mit  der 
Vichseuchenpolizci  zusammen,  bej  deren  Darstellung  daher  sie  ihre  Berück- 
sichtigung finden  wird  (s.  «Viehseuchen  und  Viehscuchcnpolizei>  >.  Die  Bestattung 
erfolgt  von  altersher  in  zwei  verschiedenen  Formen:  durch  Beerdigung  oder 
Begräbnis,  d.  h.  Eingrabung  der  Leichen  in  die  Erde,  oder  durch  Verbrennung 
(Kremation,  Feuerbestattung).  Bei  den  Indogermancn  ist  die  Verbrennung  die 
älteste  Bestattungsart :  erst  mit  dem  Christentum  infolge  des  Glaubens  an  die 
Auferstehung  ist  sie  durch  die  Beerdigung  ersetzt  worden.  Auch  bei  den 
Hamiten  (Egyptern)  fand  keine  eigentliche  Beerdigung  statt,  sondern  Einbal- 
samierung und  Beisetzung  in  oberirdischen  Totcngrüften,  wovon  die  Pyramiden 
spezielle  Zeugen  sind.  Nur  bei  den  Semiten,  speziell  den  Juden  ist  die  Be- 
erdigung althergebracht.  Die  Beerdigung  ist  also  spezifisch  jüdisch-christlich 
und  bei  uns  noch  die  hauptsächlichste  Art  der  Bestattung,  neben  der  in  neuester 
Zeit  die  Feuerbestattung  Eingang  gefunden  hat.  Mit  Rücksicht  hierauf  handelt 
es  sich  nicht  nur  um  das  Beerdigungs-,  sondern  um  das  Bestattungswesen  im 
allgemeinen. 

Das  Recht  mit  Bezug  auf  das  Bestattungswesen  umfasst  die  Bestattungs- 
pulizei  und  die  Einrichtung  der  unentgeltlichen  Beerdigung.  Die 
("ivilstandsluhrung  nach  dieser  Seite  ist  die  Beurkundung  vom  Ableben  einer 
Person;  sie  gehört  nicht  zum  Bestattungswesen  selbst,  sondern  bildet  dessen 
Voraussetzung  und  kommt  mit  der  übrigen  Civilstandsführung  zusammen  an 
anderem  Orte  zur  Darstellung  (s.  « C'ivilstandswcsen  > ).  Die  Bestattungspolizei 
ist  den  Öffent liehen  Interessen  nach,  welche  von  ihr  wahrzunehmen  sind,  teils 
und  in  der  Hauptsache  G  esund h ei  t  s  po  I  i  z  e i ,  insofern  als  die  Beseitigung  der 
Leichen  deren  Unschädlichmachung  für  die  Gesundheit  der  Lebenden  bezweckt. 
Daneben  aber  ist  sie  auch  Sicherheitspolizei,  gerichtet  auf  die  Sicherung 
vor  dem  Lebendigbegrabenwerden  und  zu  diesem  Zwecke  bestehend  in  der 
Feststellung  des  Leichenzustandcs,  welcher  die  Voraussetzung  bildet  für  die 
Zulässigkeit  der  Bestattung.  Nach  einer  dritten  Seite  ist  die  Bestattungspolizei 
Ku  1 1 us po  1  i  z  ei  :  die  Toten  sind  von  altersher  auch  und  vor  allem  Gegenstand 
des  Kultus,  und  daher  hatte  die  Kirche  Gewalt  über  sie  beansprucht,  aber, 
in  einer  Weise,  namentlich  durch  Zurücksetzung  Andersgläubiger,  ausgeübt, 
dass  der  Staat  auch  nach  dieser  Seite  einzugreifen  gezwungen  war.  —  Die 
unentgeltliche  Beerdigung  ihrerseits  stellt,  im  Gegensatz  zur  Bestattungs- 
polizei  als   einer  Art   der  Sicherheitspolizei   im   alten  Sinne   des  Wortes,  ein 
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Institut  der  Wohlfahrtspolizei  oder  der  heute  sogenannten  Pflege  dar,  der  posi- 
tiven Förderung  und  Unterstützung  eines  Vcrwaltungsz  weiges  durch  das  Ge- 
meinwesen. 

II.  Bundesrechtliche  Bestimmungen.  In  der  Schweiz  kommt  vor  allem 
das  Bundesrecht  in  Betracht,  das  nicht  nur  das  (ivilstandswesen  im  ganzen, 
im  Sinne  der  Laisierung,  d.  h.  der  Uehertragung  auf  die  hürgerlichen  Behörden, 
einheitlich  geregelt,  sondern  auch  in  das  Bestattungswesen  seihst  eingegriffen 
hat,  nach  zwei  Seiten:  nach  seiten  der  Kultuspolizei  und  nach  Seiten  der  Ge- 
sundheitspolizei betreffend  speziell  den  Leichentransport. 

1.  Kui.tuspoi.izkii.ichk  Bkstimmungkn.  In  dieser  Beziehung  kommt  zur 
Geltung  die  Bestimmung  von  Art.  53.  Abs.  2  der  Bundesverfassung,  lautend: 
cDie  Verfügung  über  die  Begräbnisplatze  steht  den  bürgerlichen  Behörden 
zu.  Sic  haben  dafür  zu  sorgen,  dass  jeder  Verstorbene  schicklich  beerdigt 
werden  kann.»  Die  Bestimmung  enthält  also  zwei  Forderungen:  1.  Laisie- 
rung der  Begräbnisplätze.  Diese  Vorschrift  bezieht  sich  auf  die  öffent- 
lichen Friedhöfe,  auf  Privat-  und  Korporationsfriedhöfe  dagegen  nicht.  Weder 
gehen  Friedhöfe  letzterer  Art  auf  die  bürgerlichen  Behörden  zur  Besorgung 
über,  noch  ist  die  Anlage  neuer,  von  wem  immer  sie  ausgehen  mag,  von 
Bundes  wegen  verboten.  Anderseits  bedingt  die  Forderung  der  Laisierung  kein 
Eigentumsrecht  des  bürgerlichen  Gemeinwesens  am  Friedhof,  wenn  nur  die 
«Verfügung»  über  denselben  den  bürgerlichen  Behörden  zusteht.  In  diesem 
Verfügungsrecht  liegt  auch  das  Recht  zur  Ausschliessung  kirchlicher  Hand- 
lungen vom  Friedhof,  wie  solche  zu  leisten  die  Kirche  ihrerseits  auch  nicht 
verpflichtet  ist.  --  2.  Schickliche  Beerdigung.  Zufolge  dieser  Forderung 
darf  keine  verletzende  Ausnahme  stattfinden  weder  im  Begängnis  noch  im  Be- 
gräbnis. Im  Begängnis  nicht  insofern,  als  das  Grabgeläute  auch  Andersgläubigen, 
als  für  welche  die  Kirche  bestimmt  ist,  zu  teil  werden  soll;  diese  Folgerung 
ist  übrigens  erst  hinterher  aus  dem  Gebot  der  schicklichen  Beerdigung  gezogen 
worden  und  auch  diejenige,  die  immer  wieder  zu  Konflikten  führt.  Mit  Bezug 
auf  das  Begräbnis  aber  sollen  die  Beerdigungen  in  der  Regel  der  Reihe  nach 
statthaben  und  weder  der  Arme,  noch  der  Andersgläubige,  noch  der  Selbst- 
mörder soll  davon  ausgeschlossen  werden,  auch  sollen  sie  nicht  zu  heimlicher 
Zeit  begraben  werden.  —  Die  Leichenverbrennung  an  sich  ist  nicht  unschick- 
lich, sie  soll  aber  in  der  Vornahme  nicht  weniger  schicklich  sein,  als  die  Be- 
erdigung, mit  andern  Worten  das  Gebot  der  schicklichen  Beerdigung  gilt  auch 
für  sie.  Dieses  Gebot  bezieht  sich,  im  Gegensatz  zur  Forderung  der  Laisierung, 
auch  auf  Privat-,  bezw.  Korporationsfriedhöfe,  insofern  als  unschickliche  Be- 
erdigung auch  hier  nicht  zu  dulden  ist. 

2.  Leichentransi'orte.  Die  bundesrechi liehen  Vorschriften  betreffend  den 
Leichentransport,  enthalten  im  Bundesgesetz  betreffend  Epidemien  und  in 
der  speziellen  Verordnung  betreffend  Leichentransport,  beziehen  sich  zunächst, 
vom  Standpunkt  der  Seuchenpolizei  aus.  wie  sie  erlassen  sind  —  auf  den  Trans- 
port von  Leichen  solcher  Personen,  die  an  einer  der  im  Epidemiegesetz  vor- 
gesehenen Seuchen  gestorben  sind,  im  weitem  aber  auf  den  Leichentransport 
überhaupt.  Im  erstem  Fall  aber  beziehen  sie  sich  auf  jeden  Transport,  auch 
den  innerhalb  des  Sterbeortes  selbst:  vom  Sterbehaus  zum  Friedhof;  sonst 
dagegen  nur  auf  den  Transport  ausser  den  Sterbeort,  in  einen  andern  Kanton 
oder  Staat.  Die  Vorschriften  betreffen  Desinfektion  und  Einsargung  der  Leiche 
und  machen  für  den  Leichentransport  ausser  den  Stcrbcort  zur  Bedingung  den 
Leichenpass  als  amtliche  Beurkundung  der  Erfüllung  dieser  Vorschriften. 
Mit  Deutschland  besteht  auch  eine  Vereinbarung  betreffend  Leichenpässe,  mit 
entsprechenden  Bestimmungen. 
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III  Kantonsrechtliche  Bestimmungen.  Im  übrigen  ist  das  Bestattungswesen 
Sache  der  Kantone  und  kommen  hauptsächlich  folgende  Punkte  in  Betracht : 

1 .  Leichen  Behandlung.  Dieselbe  besteht  ordentlicherweise  in  der  Le  i  r  h  en- 
srhau  zur  Konstatierung  des  Todes  und  in  der  Leic  hen  Wartung  d.  h.  Ab- 
Wartung  einer  bestimmten  Frist  bis  zur  Bestattung,  unter  Beobachtung  der  Leiche 
auf  den  Eintritt  der  Todeszeichen  als  Bestätigung  des  Todes.  (Vergleiche  die 
Instruktien  für  die  Leichenschauer  im  Kanton  Schaff  hausen,  die  mit  den  Worten 
beginnt:  «Das  Schrecklichste,  was  dem  Menschen  begegnen  kann,  ist,  lebendig 
begraben  zu  werden,  oder  das  Wiedererwachen  im  Grabe.  Schon  der  blosse 
Gedanke  an  die  Möglichkeit  desselben  erschüttert  sein  Innerstes.  Zur  grossen 
Beruhigung  muss  es  daher  gereichen,  wenn  man  versichert  ist.  dass  in  dieser 
Hinsicht  zweckmässige  Anstalten  getroffen  sind,  welche  deshalb  die  vollkom- 
menste Sicherstellung  gewähren.»)  In  dieser  Zeit  erfolgt  die  Einkleidung  und 
Einsargung  des  Leichnams.  Die  Wartefrist  beträgt  nach  den  meisten  kantonalen 
Gesetzgebungen  dreimal  24  Stunden,  in  Seuchenfällen  aber  wird  sie  verkürzt 
oder  fällt  ganz  weg  gemäss  Bundesgesetz.  Eine  Sektion  (Autopsie.  Leichen- 
öffnung) findet  von  Amtswegen  nur  statt  aus  gerichtlichen  oder  sanitätspoli- 
zeilichen Gründen  (Verdacht  gewaltsamen  Todes  oder  seuchenverdächtig),  und 
überhaupt  nur  nach  Eintritt  sicherer  Todeszeichen.  Zur  Aufnahme  von  Leichen 
bis  zur  Bestattung  dienen  öffentliche  Leichenhäuser  oder  Leichenkammern. 
Dieselben  sind  aber  nicht  obligatorisch;  weder  besteht  eine  Verpflichtung  der 
Gemeinden  zur  I-'.rrichtung,  ausser  im  Tessin,  noch  eine  Verpflichtung  der 
Angehörigen  des  Toten  zur  Unterbringung  desselben  im  öffentlichen  Leichen- 
hause (sogenannter  Leichenhausz  w  ang),  ausser  in  Scuchenfällen.  wo  ein 
solches  überhaupt  existiert,  wieder  nach  Bundesgesetz.  Eine  besondere  Art 
Leichenhäuser  sind  die  morgues  (wörtlich  Beobachtungslokale)  zur  Ausstellung 
aufgefundener  Leichen  von  unbekannten  Personen. 

2.  BeoräbnisI'LÄtze.  Dieselben  heissen  Friedhöfe,  in  der  Bedeutung  einfach 
eines  eingefriedeten  Platzes,  nicht  eines  besonders  befriedeten,  dem  FYieden 
geweihten  Platzes;  französisch  und  italienisch  hingegen  eimetiercs,  eimiterii 
d.  h.  Ruhestätten  (vom  griechischen  koimao,  zur  Ruhe  legen).  Sofern  die  Fried- 
höfe, was  heute  nicht  mehr  zulässig,  um  Kirchen  angelegt  sind,  heissen  sie 
Kirchhöfe. 

Rechtlich  erhebt  sich  zunächst  die  Frage,  ob  öffentliche  oder  private 
Friedhöfe,  hezw.  oh  die  Friedhöfe  öffentlich  sein  müssen  oder  auch  privat 
sein  dürfen.  Oetfentliche  Friedhöfe  giebt  es  überall,  indem  solche  vun  Staats- 
wegen vorgeschrieben  werden;  die  Hinrichtung  ist  aber  Sache  der  Gemeinden, 
es  sind  also  G  eine  i  nd  e  friedhöfe.  Und  zwar  gilt  für  dieselben  im  Prinzip  und 
als  Regel  der  sogenannte  F'r i  edh o  f z  w  an g  d.h.  die  Verpflichtung,  die  Leichen 
im  betreffenden  Friedhof,  also  im  öffentlichen  Friedhof,  bestatten  zu  lassen. 
So  z.  B.  auch  im  Kanton  Zürich;  vergl.  Gesetz  betreffend  die  Leichenbestattung 
vom  2'L  August  1*8*1,  §  5  :  «Jede  Leiche  wird  auf  dem  Friedhofe  derjenigen 
Gemeinde  bestattet,  in  welcher  der  Tod  erfolgt  ist.»  Dadurch  ist  prinzipiell 
jede  Bestattung  an  anderem  Orte  als  auf  den  öffentlichen  Gemeindefriedhöfen 
ausgeschlossen.  P  r  i  v  a  t  f  r  i  e  dhö  f  e  oder  sonstige  Korporationsfriedhöfe 
sind  also  nur  zulässig,  soweit  sie  durch  Gesetz  vorbehalten  erscheinen.  Aus- 
drücklich vorbehalten  sind  solche  z.  B.  in  den  Kantemen  Bern  und  Genf.  Auch 
soweit  Privat  friedhöfe  bestehen  können,  haben  die  Behörden  das  Recht  und 
hezw.  die  Pflicht,  aus  Gründen  schicklicher  Beerdigung,  einer  also  bundes- 
mässigen  Forderung,  oder  der  Sanitätspolizei  einzuschreiten  hezw.  Vorschriften 
zu  machen:  im  übrigen  ist  Anlage  und  Flinrichtung  von  privaten,  hezw.  Kor- 
porationsfriedhöfen Sache  privaten  Ermessens. 
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Die  öffentlichen  Friedhöfe  und  die  Bestattung  darin  für  sich  be- 
trachtet. Betreffend  1.  die  Anlage  sind  es  hauptsächlich  zwei  Anforderungen, 
welche  an  den  Friedhof  gestellt  werden:  es  soll  seine  Ausdünstung  und  die 
Infiltration  des  Bodens  den  Lebenden  nicht  gefährlich  werden  und  seine  Be- 
schaffenheit der  Verwesung  im  Sinne  von  deren  Beschleunigung  günstig  sein. 
In  ersterer  Beziehung  ist  verlangt,  dass  er  entfernt  von  menschlichen  Wohnungen, 
wie  auch  von  Quellen  und  Brunnen  angelegt  werde,  und  sind  aus  eben  dieser 
Rücksicht  speziell  die  Beerdigungen  in  und  um  Kirchen,  also  die  Kirchen  und 
die  Kirchhöfe  als  Beerdigungsplätze  verpönt.  Wie  aber,  wenn  einem  Friedhofe, 
der  ursprünglich  in  ordnungsgemässer  Entfernung  angelegt  war,  neue  Wohnungs- 
und Brunnenanlagen  nahe  rücken?  Dann  bleibt  schlechthin  nur  die  Expro- 
priation solcher  Anlagen  oder  die  Schliessung  des  Friedhofes,  sofern  nicht  dem 
Näherrücken  ein  gesetzliches  Verbot  als  baupolizeiliche  Beschränkung  des 
Eigentumsrechtes  der  Grundstücke  innerhalb  der  betreffenden  Entfernung  ent- 
gegensteht, wie  es  im  Kanton  Tessin  der  Fall  ist  (codice  sanitario,  Art.  lü(>). 
Die  andere  Anforderung,  im  Interesse  der  Beschleunigung  der  Verwesung, 
bedingt,  dass  der  Boden  trocken  und  sandig,  nicht  nass,  thonig  oder 
lehmig  sei.  —  2.  Die  einzelnen  Beerdigungen  betreffend  gibt  es  Vor- 
schriften für  Sarg.  Grab  und  Grabesruhe.  Die  Bestimmungen  betreffend  den 
ersteren  setzen  noch  den  Holzsarg  voraus,  dem  vom  Gipssarg  (Tachyphag) 
neuestens  der  Rang  streitig  gemacht  wird.  Beim  Grab  kommt  es  hauptsächlich 
auf  eine  gehörige  Tiefe  an,  um  die  Ausdünstung,  wie  auch  die  Ausscharrung 
der  Leiche  zu  verhindern,  und  die  Vorschriften  gehen  diesfalls  zumeist  auf  die 
sprichwörtlichen  sechs  Fuss.  Unter  Grabesruhe  ist  verstanden  die  zur  Ver- 
wesung als  notwendig  angenommene  und  darnach  gesetzlich  fixierte  Zeit  (Mittel 
20  Jahre  für  Erwachsene),  während  deren  das  Grab  nicht  umgegraben  werden 
darf.  Die  Vorschrift  der  Grabesruhe  bedingt  auch  die  Unzulässigkeit  der 
Wiederausgrabung  der  Leiche  innerhalb  der  betreffenden  Zeit  ohne  behördliche 
Bewilligung,  der  sogenannten  Exhumation.  Die  Bewilligung  dazu,  bezw.  die 
Anordnung  derselben,  erfolgt  auch  nur  aus  besondern  Gründen:  im  Falle  straf- 
gerichtlicher Untersuchung  und  im  Interesse  einer  Verlegung  der  Leiche :  für 
den  letztern  Fall  ist  die  genannte  bundesrätliche  Verordnung  betreffend  den 
Leichentransport  massgebend.  Nach  «1er  Grabesruhe  richtet  sich  denn  auch 
der  Gräberturnus  d.  h.  diejenige  Kehrordnung  der  Beerdigung,  wonach  diese 
sich  in  der  Weise  fortsetzt,  dass  beim  ersten  Grab  wieder  angefangen  wird, 
was  eben  nicht  geschehen  darf,  ehe  dieses  seine  Grabesruhe  vollendet  hat.  — 
3.  Schliessung  und  Aufhebung  des  Friedhofes.  Beide  Massnahmen  sind 
keineswegs  identisch,  wie  sie  auch  zeitlich  ganz  auseinander  fallen.  Schliessung 
ist  einfach  Einstellung  der  Beerdigungen  im  betreffenden  Friedhof,  des  mehr 
geschäftsmässig  als  pietätsvoll  sogenannten  tBetriebes»  des  Friedhofes.  Die 
Schliessung  kann  stattfinden,  nachdem  der  Friedhof  gefüllt  ist,  statt  also  mit 
einem  neuen  Gräberturnus  zu  beginnen.  Sie  kann  aber  auch  schon  früher 
erfolgen,  insbesondere  aus  Zwang  sanitätspolizeilicher  Gründe,  wie  dann,  wenn 
sich  Wohnungen  um  den  Friedhof  anhäufen.  Mit  der  Schliessung  verliert  der 
Friedhof  seinen  Charakter  noch  nicht  :  er  bleibt  vielmehr  Friedhof  bis  das 
letzte  Grab  seine  Grabesruhe  vollendet  hat,  indem  er  nicht  nur  der  Beerdigung 
dienen  soll,  sondern  auch  der  Sicherung  der  Grabesruhe.  Erst  nach  Vollendung 
der  Grabesruhe  des  letzten  Grabes  kann  der  Friedhof  im  ganzen  aufgehoben 
werden  und  hört  damit  auf,  Friedhof  zu  sein. 

Der  Uebergang  der  öffentlichen  Friedhöfe  von  den  kirchlichen  an  die 
bürgerlichen  Behörden,  der  also  eine  Forderung  der  Bundesverfassung  ist, 
begegnete  vielfachen  Schwierigkeiten,  teils  aus  religiösen,  teils  aus  ökonomischen 
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Gründen.  Aus  religiösen  namentlich  in  den  katholischen  Kantonen,  vor  allem 
aus  in  Freiburg,  wo  erst  nach  wiederholter  Kassation  bezüglicher  kantonaler 
Bestimmung  durch  die  Bundesbehörde  dem  betreffenden  Bundcsverfassungs- 
artikcl  vom  Regierungsrat  Genüge  geleistet  wurde  und  nicht  ohne  die  einen 
förmlichen  Protest  enthaltende  Erklärung:  «Die  kirchliche  Behörde  hat  davon 
Kenntnis  erhalten  und  hat  eingesehen,  dass  wir  gezwungen  waren,  diese 
Massregcln  vorzuschreiben.»  Oekonomisehc  Anstünde  ergaben  sich  nicht  sowohl 
aus  dem  Vollzug  der  Bundesverfassungsbestimmung  selbst,  welche  nur  den 
Uebergang  des  Verfügungsrechtes  über  den  Friedhof  fordert,  als  vielmehr 
aus  der  gelegentlichen  Erweiterung  dieser  Forderung  durch  die  Kantonal- 
gesetzgebung dahin,  dass  auch  das  Eigentumsrecht  am  öffentlichen  Friedhof 
auf  die  bürgerlichen  Behörden  bezw.  auf  die  von  ihnen  vertretenen  Korporationen 
übergehen  soll  oder  doch  von  ihnen  könne  in  Anspruch  genommen  werden. 
Namentlich  die  geschlossenen  Friedhöfe  wurden  gelegentlich  von  den  bürgerlichen 
Behörden  mit  Rücksicht  auf  die  nahe  Möglichkeit  der  Verwertung  insofern 
als  gute  Beute  betrachtet,  als  sie  dieselben  billig  oder  umsonst  zu  Händen 
nehmen  wollten,  ohne  für  deren  Betrieb  mehr  viel  aufwenden  zu  müssen.  Im 
Kanton  Zürich  z.  B.  ist  diese  Abtretung  zu  Eigentum  vorgesehen  und  kamen 
solche  Spekulationen  vor. 

3.  Kremation.  Diese  Bestattungsart  hat  zuerst  im  Kanton  Zürich  Eingang 
gefunden,  von  wo  aucli  die  Propaganda  dafür  in  der  Schweiz  ausging,  als 
deren  unermüdlichster  Pionnier  Wegmann  -  Ercolani  genannt  zu  werden  ver- 
dient. Die  behördliche  Zulassung  erfolgte  hier  im  Jahre  1877,  darnach  auch 
in  Haselstadt.  Waadt,  Neuenburg  und  Genf.  Die  Bestattung  bedarf  in  jedem 
einzelnen  Fall  der  behördlichen  Bewilligung,  deren  Erteilung  ihrerseits  an  die 
Bedingungen  geknüpft  ist :  Bescheinigung  der  Zustimmung  des  Verstorbenen, 
eine  durch  religiöse  Rücksichten  eingegebene  Bedingung,  und  dokumentierte 
Gewissheit  der  Todesursache,  in  der  Meinung,  dass  jeder  Verdacht  einer  ver- 
brecherischen Todesursache  ausgeschlossen  sein  muss,  indem  die  Verbrennung 
die  Möglichkeit  nachheriger  Untersuchung  am  Verstorbenen  abschneidet.  — 
Als  öffentliche  Anstalt  ist  die  Kremation  nur  in  Baselstadt  eingerichtet  worden 
und  zwar  von  Staatswegen:  in  den  andern  Kantonen  durch  Privatinitiative. 
In  der  Stadt  Zürich  ist  unseres  Wissens  das  Krematorium  inzwischen  an  die 
Stadt  übergegangen  und  steht  zur  Zeit  bei  der  Behörde  der  Vorschlag  in 
Beratung,  in  allen  Fallen,  soweit  nicht  vom  Verstorbenen  oder  seinen  Ange- 
hörigen ausdrücklich  Beerdigung  verlangt  sei,  die  Kremation  anzuwenden,  nicht 
zum  wenigsten  in  Rücksicht  auf  die  Kosten  der  Beschaffung  neuer  und  so 
grosser  Friedhofe,  wie  sie  eine  Grossstadt  bedarf. 

4.  Unentgeltliche  Beerdigung.  Von  Kantons-  bezw.  Gesetzeswegen 
eingeführt  zuerst  in  Baselstadt  (1885),  dann  in  Zürich  (1890),  Waadt,  Glarus 
und  Neuenburg,  und  zwar  sonst  zu  Lasten  der  Gemeinde,  in  Baselstadt  und 
Glarus  dagegen  auf  Kosten  des  Staates;  in  Zürich  leistet  der  Staat  wenigstens 
einen  Beitrag.  Sie  bezieht  sich  nur  auf  die  Beerdigung  in  öffentlichen  Friedhöfen. 
Sie  umfasst  ausser  der  Einsenkung  und  dem  Platz  auf  dem  Friedhof  auch  die 
Ueberführung  und  bezw.  die  Einsargung.  Einsenkung  und  Platz  auf  dem  öffent- 
lichen Friedhof  war  von  jeher  unentgeltlich,  so  dass  sich  die  Unentgeltlichkeit 
ge wissermassen  rückwärts,  vom  Friedhof  zum  Sterbchaus  zurück,  ausgedehnt 
hat.  Man  begreift  denn  auch  unter  unentgeltlicher  Beerdigung  nur  diese  weitere 
A  usdehnung. 

Von  Gemeinde  wegen  ist  sie  noch  in  einigen  anderen  Kantonen  einge- 
führt. Sie  erstreckt  sich  nicht  auf  die  Kremation,  insofern  diese  selbst  privat 
ist:  aber  auch  in  Baselstadt  ist  die  Kremation  nicht  unentgeltlich,  obschon  sie 
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dort  von  Staats  wegen  betrieben  wird,  gleich  der  Beerdigung.  Immerhin  sind 
die  übrigen  Leistungen  des  Gemeinwesens  (Transport,  Sarg),  soweit  überhaupt, 
auch  mit  Bezug  auf  eine  zu  kremierende  Leiche,  unentgeltlich,  und  schliesslich 
hat  auch  die  Asche  Anspruch  auf  einen  unentgeltlichen  Platz  im  öffentlichen 
Friedhof. 

Die  unentgeltlichen  Leistungen  des  Gemeinwesens  können  von  den 
Angehörigen  nicht  abgelehnt  werden,  um  durch  andere,  speziell  luxuriösere, 
in  eigenen  Kosten  ersetzt  zu  werden.  Das  liegt  im  Prinzip  der  Unentgeltlich- 
keit begründet:  sie  ist  allerdings  hier  wie  auf  andern  Gebieten  im  Interesse 
der  Armen  eingeführt  worden,  aber  nicht  als  Almosen  und  um  das  nicht  zu 
sein,  eben  als  verbindliche  gleiche  Leistung  für  Alle.  Sie  ist  mit  einem  Wort 
nicht  armenrechtlich,  sondern  socialpolitisch.  Wenn  und  soweit  daher  eine 
Ablehnung  statthaft  erscheinen  sollte,  müsstc  sie  gesetzlich  ausdrücklich  zu- 
gelassen sein.  Die  Gemeinde  selbst  bezw.  der  Staat  kann  freilich  in  beson- 
deren Fällen  die  vorgesehenen  Leistungen  erhöhen,  sofern  es  die  Rechts- 
gleichheit nicht  berührt. 

IV.  Litter atttr.  Vergl.  die  Artikel  „Beerdigungswesen"  in  folgenden  Sammel- 
werken mit  den  weiteren  Litter  aturangaben:  v.  Holt/endorffs  Rechtsle.xikon,  Schönbergs 
Handbuch  der  politischen  Oekonomie,  von  Stengels  Wörterbuch  des  deutschen  Verwaltungs- 
rechtes  und  Conrad'»  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.  —  Betr.  die  Kremation 
speziell  ist  aus  der  Legion  bezüglicher  Schriften  hervorzuheben:  „lieber  Leichenver- 
brennung als  rationellste  Be  stattung  sar  t"  t  von  Wegmann- Ercolani  in  Zürich,  selbst  Besitzer 
einer  selten  vollständigen  Kollektion  von  Fachlitteratur.  —  Für  das  Schweiz.  Recht: 
Schollenbsrger,  Grundriss  des  Staats-  und  Vcrwallungsrechtcs  der  Schweiz.  Kantone, 
//,  p.  io3ff. 

Dr.  J.  Scholletllterger,  /Professor  an  der  Universität  Zürich. 

Betreibung  und  Konkurs. 

I.  Einleitung,  —  II.  Organisation.  —  III.  Das  V erfahren.  —  IV.  Gerichts- 
stand. —  V.  Betreibungsbegehren  und  Zahlungsbefehl.  —  VI.  Der  Rechts- 
vorschlag. —  VII.  Rechtsöffnung.  —  VIII.  Schutzmittel  des  Schuldners 
bei  unterlassenem  Rechtsvorschlag.  —  IX.  Die  Pfändungsbetreibung.  — 
X.  Die  Betreibung  auf  Pfandverwertung.  —  XI.  Die  Konkursbetreibung.  — 

XII.  Konkursgründe,   welche  ohne  vorgängige  Beireibung  entstehen.  — 

XIII.  Mict-  und  Pachtzinsbctrcibu ng.  —  XIV.  Arrest.  —  XV.  Konkurs: 
I.  Das  Konkursverfahren;  2.  das  materielle  Konkursrecht;  3.  Widerruf  des  Konkurses.  — 
XVI.  Die  Anfechtungsklage.  -  XVII.  Der  Xachlass vertrag.  —  XVIII.  Die 
Rechtsmittel  in  der  Zwangsvollstreckung.  —  XIX.  Folgen  der  Insolvenz 
auf  die  bürgerlichen  Rechte  des  Schuldners.—  XX.  Kosten.  —  XXI.  Quellen 
und  Littcratur. 

L  Einleitung.  Art.  64  der  Bundesverfassung  von  1874  bestimmt,  dass 
dem  Bunde  die  Gesetzgebung  über  das  Betreibungs-  und  Konkursverfahren 
zusteht.  Schon  unter  der  Bundesverfassung  von  1848  waren  Bestrebungen, 
welche  sich  auf  Vereinheitlichung  des  Zwangsvollstreckungsverfahrens,  das  im 
schweizerischen  Rechte  eine  eigentümliche  Entwicklung  erhalten  hat,  richteten, 
vorhanden  gewesen,  die  aber  zu  keinem  Resultate  geführt  haben.  Auch  unter 
der  neuen  Verfassung  dauerte  es  noch  geraume  Zeit,  bis  das  Bundesgesetz 
vom  11.  April  1889  über  Schuldbetreibung  und  Konkurs  erlassen  werden  konnte, 
welches  seit  dem  1.  Januar  1892  in  Kraft  getreten  ist.  —  Vorentwürfe  wurden 
geliefert  von  Professor  A.  Heusler  in  Basel  (System  der  Konkursbetreibung, 
1874»,  von  der  Minderheit  der  zur  Beratung  dieses  Entwurfes  eingesetzten 
Kommission  (Betreibung  auf  Pfändung  Regel,  auf  Konkurs  Ausnahme,  1875), 
von  Obergerichtspräsident  Bärlocher  in  St.  Gallen  (Betreibung  auf  Pfändung, 
1880),  von  Obergerichtspräsident  Oberer  in  Liestal  (gemischtes  System  je  nach 
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dem  Werte  der  in  Betreibung  gesetzten  Forderung,  1881).  Unter  Mitwirkung 
verschiedener  seh weizcrischer  Juristen  (Rundesrichter  Soldan  f,  Professor  Speiser) 
erschien  am  11.  November  1885  der  Kntwurf  des  damals  unter  Leitung  von 
Dr.  L.  Ruchonnet  (f)  stehenden  Justizdepartemcntes,  der  vom  Bundesrat  im 
Jahre  1886  angenommen  und  der  Bundesversammlung  vorgelegt  wurde. 

Gegen  das  am  4.  Mai  1889  publizierte  Gesetz  wurde  das  Referendum 
ergriffen:  es  wurde  jedoch  in  der  Volksabstimmung  vom  17.  November  1889 
mit  244,317  gegen  217,921,  also  mit  einer  Mehrheit  von  26,39b  Stimmen 
angenommen. 

Das  Gesetz  regelt  die  Zwangsvollstreckungen  auf  Geldschulden  und 
Kautionsansprüche  (Art.  38».  Alle  andern  Zwangsvollstreckungen  sind  dem 
kantonalen  Civilprozessrechte  überlassen.  Diese  besondere  Behandlung  eines 
Teiles  des  Civilprozesses  hängt  damit  zusammen,  dass  sich  in  einem  grossen 
Teile  der  Schweiz  für  die  Einforderung  von  Geldschulden  ein  besonderes  Ver- 
fahren ausgebildet  hatte,  welches  man  mit  dem  Namen  «Betreibung»  bezeichnete. 
Die  Grundlage  bildete  eine  amtlich,  aber  ohne  richterliche  Mitwirkung  an  den 
Schuldner  gerichtete  Aufforderung  des  Gläubigers,  die  geschuldete  Summe  zu 
zahlen.  Erhob  der  Schuldner  nicht  Widerspruch,  so  wurde  die  Zahlungsauffor- 
derung zu  einem  exekutorischen  Titel,  auf  welchen  gestützt  je  nach  dem 
System  der  kantonalen  Gesetzgebung  entweder  die  Pfändung  oder  nach  noch- 
maliger amtlicher  Mahnung  der  Konkurs  anbegehrt  werden  konnte.  Die 
Schwierigkeiten  der  Uebertragung  dieses  Systems  in  das  Bundesrecht  bestanden 
einmal  in  der  Organisation  der  Betrcibungs-  und  Konkursbeamtung,  anderseits 
darin,  dass  gewisse  kantonale  Gesetzgebungen  die  Konkurserkennung  gegenüber 
dem  nicht  kaufmännischen  Schuldner  ablehnten.  Die  Lösung  wurde  darin 
gefunden,  dass  die  Organisation  im  wesentlichen  den  kantonalen  Gesetzen 
überlassen,  das  System  der  Betreibung  aber  doppelspurig  angelegt  wurde,  so 
dass  die  Betreibung  auf  Pfändung  die  Regel  bildet,  diejenige  auf  Konkurs  nur 
gegenüber  dem  im  Handelsregister  eingetragenen  Schuldner  zulässig  ist  (ver- 
gleiche Art.  39,. 

II.  Organisation.  Art.  1  ff.  Die  Betreibung  wird  geleitet  durch  die 
Betrcibungs-  und  Konkursbeamten.  Das  Gebiet  jedes  Kantons  bildet  einen  oder 
mehrere  Betrcibungs-  und  Konkurskreise.  —  Das  Betreibungs-  und  Konkursamt 
kann  vereinigt  und  der  nämlichen  Amtsstelle  übertragen  werden.  —  Die 
Beamten  und  Angestellten  sind  für  ihre  Amtshandlungen  verantwortlich:  die 
Klage  auf  Schadensersatz  ist  auf  dem  Civil wege  anzustellen.  Im  Falle,  dass  die 
Schadensersatzsumme  von  dem  Beamten  oder  dessen  Amtsbürgen  nicht  einge- 
trieben werden  kann,  haftet  subsidiär  der  Staat  (d.  h.  der  kantonale  Fiskus) 
mit  Rückgriff  auf  den  Wahlkreis,  vorausgesetzt,  dass  dieser  selbständige  juristische 
Persönlichkeit  besitzt.  Die  Beamten  sind  in  gewissen  gesetzlich  bestimmten 
Fällen  ablehnbar.  Es  ist  ihnen  bei  Folge  der  Nichtigkeit  untersagt,  für  eigene 
Rechnung  bezüglich  einer  in  Betreibung  gesetzten  Forderung  oder  bezüglich 
zu  verwertender  Gegenstände  Rechtsgeschäfte  einzugehen.  Das  Bctrcibungsarnt 
nimmt  Zahlungen  für  Rechnung  des  betreibenden  Gläubigers  entgegen.  Die 
Schuld  erlischt  durch  solch  eine  Zahlung. 

Zur  Ucbcrwachung  der  Betreibungs-  und  Konkursämter  besteht  in  jedem 
Kanton  eine  Aufsichtsbehörde,  die  in  mehrere  Instanzen  (untere  und  obere) 
gegliedert  sein  kann.  Die  Aufsicht  ist  einerseits  eine  disziplinarische  (Rüge, 
Geldbusse  bis  Fr.  200,  Amtseinstellung  bis  auf  sechs  Monate,  Amtsentsetzung), 
anderseits  steht  den  Parteien  und  den  am  Verfahren  beteiligten  Personen  das 
Rechtsmittel  der  Beschwerde  (vergl.  XVIII)  zu. 
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Durch  das  Bundesgesetz  vom  28.  Juni  1895  ist  die  vorher  dein  Bundesrate 
zustehende  Oberaufsicht  dein  Bundesgerichte  übertragen ;  demselben  steht  die 
Verordnungsgewalt  zu:  es  entscheidet  als  letzte  Instanz  in  Besch werdesachen, 
aber  nicht  als  Disziplinarbehörde  über  die  Beamten,  die  in  dieser  Hinsicht 
einzig  den  kantonalen  Aufsichtsbehörden  unterstehen. 

Auf  dieser  Grundlage  sind  die  Kantone  frei,  die  Beamtenorganisation  zu 
bestimmen,  wovon  sie  in  ausgiebiger  W  eise  Gebrauch  gemacht  haben.  In  der 
Ostschweiz  bilden  meistens  die  Gemeinden  die  Betreibungskreise,  während  die 
Konkurskreisc  besonders  umschrieben  sind.  Die  Beamten  werden  häutig  durch 
Volkswahl  bestimmt.  Irgend  welcher  Qualifikation  bedürfen  sie  nach  dem  kan- 
tonalen Rechte  nicht.  —  In  grösseren  Kreisen  stehen  ihnen  eine  Reihe  von 
Angestellten  zur  Verfügung.  Von  der  Befugnis,  das  Betreibungs-  und  Kon- 
kursamt zu  vereinigen,  haben  nur  wenige  Kantone,  u.  a.  Bern,  Gebrauch 
gemacht.  Die  Aufsichtsbehörden  sind  mit  wenigen  Ausnahmen  Gerichtsbehörden 
oder  besonders  zusammengesetzte,  dem  kantonalen  Regierungsrat  (»der  Grossen 
Rat  unterstellte  Behörden,  soweit  nicht  der  Regierungsrat  selbst,  wie  z.  B.  in 
der  Urschwciz.  als  Aufsichtsbehörde  bestellt  ist. 

Ferner  haben  die  Kantone  zu  bezeichnen  die  Behörden,  welche  für  Arrest- 
bewilligungen zuständig  sein  sollen  (Arrest hehörden)  und  die  Nachlassbehörden, 
unter  deren  Aufsicht  sich  das  Nachlassverfahrcn  abspielt  (vergl.  XVII). 

Für  das  Publikum  besteht  die  Erleichterung,  dass  'der  Gläubiger  nur  an 
das  Betreibungsamt  des  Wohnortes  seines  Schuldners  zu  adressieren  braucht  ; 
die  mit  der  Einteilung  der  Betreibungskreise  bekannt  gemachte  Post  befördert 
den  Brief,  auch  wenn  der  angegebene  Wohnort  nicht  mit  dem  Amtssitze  des 
Betreibungsamtes  übereinstimmt,  dennoch  an  die  richtige  Adresse.  (Verordnung 
Nr.  I  zum  Bundesgesetz  über  Schuldbetreibung  und  Konkurs  vom  18.  De- 
zember 1891.) 

ill.  Das  Verfahren.  Art.  38  ff.  Das  Verfahren  ist  entweder  Betreibung 
auf  Pfändung  beziehungsweise  Pfandverwertung  oder  Betreibung  auf  Konkurs, 
d.  h.  Spezialexekution  auf  einzelne  Vermögensstücke  oder  Generalexekution  auf 
das  gesamte  Vermögen  des  Schuldners.  Ob  die  eine  oder  andere  Betreibungsart 
zur  Anwendung  gelangt,  entscheidet  sich  teils  nach  der  Person  des  Schuldners, 
teils  nach  dem  Gegenstand  der  Betreibung. 

Alle  Arten  der  Betreibung  beginnen  mit  dem  Zahlungsbefehl,  d.  h.  mit 
einer  dem  Schuldner  durch  das  Betreibungsamt  zugestellten  Aufforderung,  die 
Schuld  zu  bezahlen.    Sie  wird  fortgesetzt : 

a)  Auf  dem  Wege  der  ordentlichen  Konkursbetreibung  oder  (nach  Wahl 
des  Gläubigers)  der  Wechselbetreibung,  wenn  der  Schuldner  in  einer  der  in 
Art.  39  des  Gesetzes  bezeichneten  Eigenschaften  ")  im  Handelsregister  eingetragen 
ist.  Die  Eintragung  äussert  ihre  Wirkung  mit  dem  auf  die  Publikation  im 
Handelsamtsblatte  folgenden  Tage  und  verliert  sie  sechs  Monate  nach  der 
Publikation  der  Streichung  im  Handclsamtsblattc.  Ein  Ergänzungsgesetz  zum 
Schweizerischen  Obligationenrecht  (Bundesgesetz  zur  Ergänzung  der  Bestim- 
mungen des  Obligationenrechtes  über  das  Handelsregister  vom  11.  Dezember 
1888)  führte  den  Grundsatz  der  Offizialeintragung  ins  Handelsregister  ein.  Wenn 
auch  jeder,  der  sich  durch  Verträge  verpflichten  kann,  berechtigt  ist.  sich  im 
Handelsregister  eintragen  zu  lassen  und  damit  der  Konkursbetreibung  unterliegt, 


)  Als  Inhaber  einer  Einzelfirma;  als  Mitglied  einer  Kollektivgesellschaft;  als  unbeschrankt 
haftend»  Mitglied  einer  Kommanditgesellschaft ;  als  Mitglied  des  Vorstandes  einer  Kommanditaktien- 
g  esc  II  schaff ;  als  Kollektivgesellschaft;  als  Kommanditgesellschaft ;  als  Aktien-  oder  Kommanditaktien- 
grsellschaft ;  als  Genossenschaft ;  als  Verein.  Ausserdem  unterliegt  der  Konkursbetreibung,  wer  nach 
Art  865.  Abs.  1,  des  Obligationenrechts  sich  freiwillig  in  das  Handelsregister  hat  eintragen  lassen. 
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so  Listet  die  Eintragspflicht  «loch  nur  auf  demjenigen,  der  ein  kaufmännisches 
Gewerbe  betreibt. 

Nach  dem  Geschäftsberichte  des  eidgenössischen  Justiz-  und  Polizei- 
departementes  pro  1901  betrug  die  Gesamtzahl  der  auf  31.  Dezember  1901  im 
schweizerischen  Handelsregister  eingetragenen  Personen  48,426,  wovon  693 
auf  das  Register  B  (Eintragungen  nicht  handeltreibender  Personen)  fallen. 

b)  Auf  dem  Wege  der  Ketreibung  auf  Pfandverwertung,  wenn  ein  ver- 
tragliches Pfandrecht  (welchem  auch  das  Retentionsrecht  oder  ein  gesetzliches 
Pfandrecht  gleich  steht)  besteht;  dies  auch  dann,  wenn  der  Schuldner  der 
Konkursbetreibung  unterliegen  würde.  Hei  pfandversicherten  Wechsel  forderungen 
dagegen  kann  der  Gläubiger  nach  seiner  Wahl  auch  die  auf  Konkurs  gehende 
Wechselbetreibung  durchführen.  Für  grundpfändlich  versicherte  Zinse  oder 
Annuitäten  steht  es  in  der  Wahl  des  Gläubigers,  entweder  auf  Verwertung  des 
Pfandes  oder  je  nach  der  Person  des  Schuldners  auf  Pfändung  oder  Konkurs 
zu  betreiben. 

c)  In  allen  andern  Fällen  tritt  die  Betreibung  auf  Pfändung  ein.  Dieser 
loder  der  Betreibung  auf  Pfandverwertung)  bleiben  auch  ohne  Rücksicht  auf 
die  Person  des  Schuldners  vorbehalten  die  Betreibung  für  Steuern,  Abgaben. 
Gebühren,  Sportein,  Bussen  und  andere  im  öffentlichen  Rechte  begründete 
Leistungen. 

Mesondcrer  Ordnung  durch  das  kantonale  oder  eidgenössische  Recht  sind 
vorbehalten:  die  Verwertung  von  auf  Grund  fiskalischer  oder  strafrechtlicher 
Gesetze  mit  Beschlag  belegten  Gegenständen ;  die  Betreibung  durch  Pfandleih- 
anstalten; die  Zwangsvollstreckung  gegen  Kantone,  Bezirke  und  Gemeinden; 
die  Zwangsliquidation  der  Eisenbahnen;  die  Zwangsliquidation  der  Emissions- 
banken. 

IV.  Gerichtsstand.  Art.  46  ff.  Der  ordentliche  Gerichtsstand  der  Betreibung 
ist  am  Wohnsitz  des  Schuldners  mit  Ausschluss  jeder  Vereinbarung.  Bei  Mangel 
eines  Wohnsitzes  ist  die  Betreibung  am  Aufenthaltsorte  des  Schuldners  zu 
erheben.  Im  Ausland  wohnende  Schuldner  können  in  der  Schweiz  am  Orte 
ihrer  Geschäftsniederlassung  für  auf  Rechnung  der  letztern  eingegangene  Ver- 
bindlichkeiten belangt  werden:  im  Ausland  wohnende  Schuldner  können  aucli 
an  einem  von  ihnen  gewählten  Spczialdomizil  in  der  Schweiz  betrieben  werden. 
Bilden  nach  kantonalem  Rechte  die  Bestandteile  einer  Verlassenschaft  eine 
besondere  zur  Befriedigung  der  Gläubiger  dienende  Masse,  so  wird  die  Betrei- 
bung in  der  auf  den  Erblasser  anwendbaren  Art  an  dessen  Betreibungsgerichts- 
stand durchgeführt.  Die  Betreibung  auf  ein  Grundpfand  ist  am  Orte  der 
gelegenen  Sache  durchzuführen.  Eine  Betreibung  auf  Faustpfand  kann  am  Orte 
der  gelegenen  Sache  oder  am  Wohnsitze  des  Schuldners  eingeleitet  werden. 
I3ie  zur  Proscquicrung  eines  Arrestes  erforderliche  Betreibung  ist  am  forum 
arresti  anzuheben.  Konkursandrohung  und  Eröffnung  können  jedoch  am 
ordentlichen  Betreibungsgerichtsstande  erfolgen.  Gegen  den  flüchtigen  Schuldner 
ist  der  Konkurs  am  letzten  schweizerischen  Wohnorte  zu  eröffnen.  Der  Konkurs 
gegen  denselben  Schuldner  kann  nur  an  einem  Orte  erölfnet  werden.  Er  gilt 
dort  als  eröffnet,  wo  er  zuerst  erkannt  wird.  Veränderung  des  Wohnsitzes 
nach  Zustellung  der  Pfändungsankündigung,  der  Konkursandrohung  oder  des 
Zahlungsbefehls  auf  Wechselbetreibung  bleibt  ohne  Einfluss  auf  den  Gerichtsstand. 

Die  Praxis  des  Bundesgerichtes  hat  für  Betreibungen  aus  öffentlich  recht- 
lichem Titel  den  Kantonen  das  Recht  eingeräumt,  den  nicht  domizilierten 
Schuldner  im  Gebiete  des  Kantons  da  zu  betreiben,  wo  er  Vermögen  besitzt. 

V.  Betreibungsbegehren  und  Zahlungsbefehl.  Art.  77  ff.  Die  Betreibung 
beginnt  mit  dem  an  den  zuständigen  Betreibungsbeamten  zu  richtenden  Begehren 
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auf  Erlass  des  Zahlungsbefehls.  Dem  Beamten  steht  keinerlei  Cognition  über 
die  Begründetheit  der  Forderung  zu,  er  hat,  wenn  er  sich  sachlich  und  örtlich 
zuständig  erachtet,  den  Zahlungsbefehl  sofort  zu  erlassen. 

Bei  der  Betreibung  auf  Pfandverwertung  ist  das  haftende  Pfand  anzugehen, 
bei  der  Wcchselbetreibung  die  Wechsel-  oder  Checkurkunde.  Der  Beamte  hat 
in  diesem  Falle  nur  zu  untersuchen,  ob  sich  prima  facie  aus  der  vorgelegten 
Urkunde  eine  wechsehnässige  Verpflichtung  ergibt. 

Der  vom  Beamten  zu  erlassende  Zahlungsbefehl  trägt  für  Pfändung  und 
Konkursbetreibung  die  gleiche  Form,  während  er  bei  der  Betreibung  auf  Pfand- 
verwertung und  der  Wechselbetreibung  von  der  Regel  abweicht.  Er  enthält 
die  Daten  des  gestellten  Begehrens  und  die  Aufforderung  an  den  Schuldner, 
die  geforderte  Summe  zu  bezahlen  oder  Rcchtsvorschlag  (Widerspruch)  zu 
erheben,  mit  der  weitem  Androhung,  dass,  wenn  weder  das  eine  noch  das 
andere  binnen  bestimmter  Fristen  erfolgt,  die  Betreibung  ihren  Fortgang  nimmt. 

Bei  der  Betreibung  auf  Pfandverwertung  wird  das  Pfand  im  Zahlungs- 
befehle angegeben.  Bei  der  Betreibung  auf  Wechsel  die  Androhung  aufgenommen, 
dass  nach  Ablauf  der  Fristen  sofort  der  Konkurs  erkannt  werden  kann.  Die 
Zustellung  des  Zahlungsbefehls  findet  in  Doppel  statt,  von  denen  das  eine  an 
den  betreibenden  Gläubiger  zurückgeht. 

Jeder  dem  Betreibungsverlähren  unterstellte  Anspruch,  auch  der  durch 
Urteil  bereits  festgestellte,  unterliegt  dieser  Einleitung  des  Verfahrens. 

Für  das  Betreibungsbegehren  und  die  verschiedenen  Formen  des  Zahlungs- 
befehles bestehen  amtliche  Formulare. 

Der  Zahlungsbefehl  bildet  die  Grundlage  der  Zwangsvollstreckung  und 
ist  ein  sehr  einfaches  Mittel  der  rechtlichen  Geltendmachung  eines  Anspruches; 
der  Gläubiger  ist  nicht  gezwungen,  bei  Nichtbefriedigung  durch  den  Schuldner 
den  kostspieligen  Weg  des  gerichtlichen  Verfahrens  zu  beschreiten  und  es 
werden  durch  diese  Einrichtung  in  der  Schweiz  eine  Menge  überflüssiger 
Säumnisurteile,  die  sonst  notwendig  wären,  erspart. 

VI.  Der  Rechtsvorschlag.  Art.  74  ff.  Der  Schuldner  hat  das  Recht,  gegen 
den  Zahlungsbefehl  einen  <  Rechtsvorschlag»  genannten  formlosen  Widerspruch 
ohne  Angabe  von  Gründen  zu  erheben.  Der  Rechtsvorschlag  stellt  die  Betreibung 
ein  und  der  Gläubiger  ist  zur  Beseitigung  des  Rechtsvorschlages  an  den  Richter 
gewiesen.  Für  den  Rechtsvorschlag  besteht  eine  Frist  von  lü  Tagen.  Gegen 
unverschuldete  Unterlassung  des  Rechtsvorschlagcs  ist  ein  Wiedercinsetzungs- 
recht  gegeben.  Der  Rechtsvorschlag  richtet  sich  nur  gegen  das  Bestehen  der 
Forderung  oder  gegen  das  Recht,  dieselbe  auf  dem  Betreibungswege  geltend 
zu  machen.  Einwendungen  gegen  das  gewählte  Verfahren  sind  auf  dem  Wege 
der  Beschwerde  an  die  Aufsichtsbehörde  geltend  zu  machen. 

VII.  Rechtsöffnung.  Art.  80  ff.  Die  Rechtsöffnung  ist  ein  dem  Gläubiger 
gegebenes  Mittel,  den  Rechtsvorschlag  des  Schuldners  im  summarischen  Prozesse 
zu  beseitigen  und  Fortsetzung  der  Zwangsvollstreckung  zu  erlangen.  Der 
Richter  entscheidet  über  die  Erteilung  der  Rechtsöffnung.  Der  Entscheid  bezieht 
sich  nicht  auf  den  Bestand  der  Forderung,  sondern  auf  die  Fortsetzung  der 
Betreibung. 

Die  Rechtsöffnung  zerfällt  in  die  definitive   und  die  provisorische. 

a)  Definitive  Rechtsöffnung  wird  erteilt  auf  Vorlage  eines  Urteils  oder 
eines  demselben  gleichstehenden  Titels  (gerichtlicher  Vergleich  und  gerichtliche 
Schuldanerkcnnung ;  innerhalb  des  Kantonsgebietes  Beschlüsse  und  Entscheide 
der  Verwaltungsorgane,  welche  die  kantonale  Gesetzgebung  gerichtlichen 
Urteilen  gleichstellt).  Die  Rechtsöffnung  ist  zu  gewähren,  wenn  der  Betriebene 
nicht  durch  Urkunden  beweist,  dass  die  Schuld  seit  Erlass  des  Titels  getilgt 


Digitized  by  Google 


532  Betreibung  und  Konkurs 


oder  gestundet,  oder  wenn  er  die  Verjährung  anruft.  Stammt  das  Urteil  aus 
einem  andern  Kanton  als  dem  Betreibungskanton,  so  kann  der  Schuldner  noch 
die  Einreden  der  mangelnden  Kompetenz  des  urteilenden  Gerichtes,  der 
mangelnden  Vorladung  oder  mangelnden  gesetzlichen  Vertretung  erheben. 
Stammt  das  Urteil  aus  einem  auswärtigen  Staate,  so  entscheiden  über  dessen 
Vollstreckbarkeit  zunächst  die  bestehenden  Staatsverträge.  Einwendungen  aus 
einem  über  Urteilsvollziehung  abgeschlossenen  Staatsvertrage  hat  der  Rechtf- 
öffnungsrichter  zu  prüfen.  Besteht  kein  Staatsvertrag,  so  ist  das  kantonale 
Kxequaturverfahren,  das  sich  nach  der  kantonalen  Prozessgesetzgebung  richtet, 
einzuleiten.  Auf  eine  Exequaturverfügung  wird  RechtsölTnung,  wie  auf  ein 
anderes  kantonales  Urteil  erteilt.  Die  definitive  Rechtsoffnung  beseitigt  den 
Rechtsvorschlag  des  Schuldners  unbedingt.  Die  Zwangsvollstreckung  nimmt 
ihren  Fortgang,  wie  wenn  kein  Widerspruch  erfolgt  wäre. 

b)  Provisorische  Rechtsöffnung  wird  erteilt,  wenn  die  Forderung  auf 
einer  durch  öffentliche  oder  durch  Privaturkundc  festgestellten  Schuldancrkennuns 
beruht.  Der  Schuldner  hat  seine  Einreden  sofort  glaubhaft  zu  machen :  kann  er 
dies  nicht,  so  wird  die  provisorische  Rechtsöffnung  erteilt,  welche  bewirkt, 
dass  die  Zwangsvollstreckung  auf  Antrag  des  Gläubigers  je  nach  der  Person 
des  Schuldners  entweder  bis  zur  Pfändung  oder  bis  zur  Aufnahme  des  Inventars 
fortgesetzt  wird.  Dem  Schuldner  steht  aber  das  Recht  zu,  binnen  10  Tagen 
von  der  Eröffnung  des  Rcchtsöffnungsurtcils  die  sogenannte  Aberkennungsklage, 
eine  negative  Feststellungsklage  auf  Nichtbestehen  der  in  Betreibung  gesetzten 
Forderung  im  ordentlichen  Verfahren  auszuspielen.  Unterlässt  er  dies  oder 
wird  er  mit  der  Aberkennungsklagc  abgewiesen,  so  wird  die  provisorische 
Rechtsöffnung  definitiv  und  die  Zwangsvollstreckung  nimmt  ihren  Fortgang. 

Eine  etwas  andere  Gestalt  nimmt  die  Rechtsöffnung  bei  der  Wechsel  - 
I  Kr  treibung  an.  Der  Rechtsvorschlag  hat  bei  dieser  nicht  ohne  weiteres  ein- 
stellende Wirkung,  sondern  wird  vom  Betreibungsamt  dem  Gericht  übermittelt, 
welches  im  summarischen  Verfahren  mit  oder  ohne  Einvernahme  der  Parteien 
über  die  Bewilligung  des  Rechtsvorschlags  entscheidet.-  Die  Bewilligung  darf 
nur  erfolgen,  wenn  der  Schuldner  durch  Urkunden  beweist,  dass  er  die  Schuld 
an  den  Inhaber  des  Wechsels  oder  Check s  bezahlt  oder  dass  sie  von  diesen» 
nachgelassen  oder  gestundet  ist,  oder  wenn  er  Fälschung  des  Titels  odex 
Begründetheit  einer  aus  dem  Wcchselrcehte  hervorgehenden  Einrede  glaubhaft 
macht :  endlich  gegen  Hinterlegung  der  Forderungssumme,  wenn  eine  der 
gegen  den  Wechselinhaber  zulässigen  Einreden  des  materiellen  Rechtes  aus 
\rt.  811  O.-R.  glaubhaft  erscheint. 

Wird  die  Rechtsöffnung  abgewiesen,  oder  bei  der  Wechselbctrcibung  der 
Rechtsvorschlag  bewilligt,  oder  steht  dem  Gläubiger  keine  Urkunde  zu  Gebote, 
welche  ihn  zum  Rechtsöffnungsbegehren  berechtigt,  so  hat  er  den  Weg  des 
ordentlichen  Prozesses  (bei  der  Wechselbetreibung  des  Wechselprozesses)  nach 
der  kantonalen  Prozessordnung  zu  betreten.  Siegt  er  im  Prozess,  so  nimmt  die 
Betreibung  ihren  Fortgang;  die  Zeitdauer  des  Prozesses  wird  für  die  zur  Fort- 
setzung der  Betreibung  gegebenen  Fristen  nicht  berechnet. 

Vm.  Schutzmittel  des  Schuldners  bei  unterlassenem  Rechtsvorschlag. 
Art.  85.  8b.  a'i  Ein  Schuldner,  der  durch  Urkunden  beweist,  dass  die  in  Betreibung 
gesetzte  Forderung  samt  Zins  und  Kosten  getilgt  oder  gestundet  ist.  kann 
jederzeit  beim  Gerichte  die  Aufhebung,  beziehungsweise  Einstellung  der 
Betreibung  verlangen.  Dieses  Recht  steht  dem  Schuldner  auch  noch  vor  der 
Eröffnung  des  Konkurses  beim  Konkursgerichte  zu  (Art.  172,  Ziff.  3).  Bei  der 
Wechselbetreibung  entgeht  diese  letztere  Befugnis  dem  Schuldner,  weil  das 
Konkurserkenntnis  ohne  Parteiverhandlung  erfolgt. 
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b)  Dem  Schuldner,  welcher  infolge  Betreibungszwanges  Zahlung  leistet, 
steht  das  Rückforderungsrecht  auf  dem  Wege  des  ordentlichen  Prozesses  zu, 
wenn  er  den  Nachweis  leistet,  dass  er  eine  Nichtschuld  bezahlt  hat.  Die  Klage 
ist  von  keiner  andern  Voraussetzung,  als  dem  Nachweis  der  Nichtschuld 
abhangig.  —  Die  Klage  ist  zeitlich  auf  ein  Jahr  nach  der  Zahlung  beschränkt; 
sie  kann  am  ordentlichen  Gerichtsstände  des  Beklagten  oder  am  Betreibungs- 
ortc  angebracht  werden. 

IX.  Die  Pfändungsbetreibung.  Art.  88  11.  a)  Die  Pfändung.  Ist  die 
zwanzigtägige  Frist  von  Zustellung  des  Zahlungsbefehls  verstrichen,  so  hat  der 
Gläubiger  das  Recht,  den  Antrag  auf  Pfändung  zu  stellen.  Diese  wird  vom 
Betreibungsbeamten  beim  Schuldner,  der  verpflichtet  ist,  derselben  beizuwohnen 
und  alle  seine  Vermögensgegenstände  anzugeben,  vollzogen.  Der  Beamte  kann 
nötigenfalls  die  Hülfe  der  Polizeigewalt  in  Anspruch  nehmen.  Die  Pfändung 
ist  fortzusetzen  bis  nach  der  Schätzung  des  Beamten  die  in  Betreibung  gesetzte 
Forderung  durch  den  Wert  der  gepfändeten  Gegenstände  gedeckt  ist. 

Von  der  Pfändung  sind  ausgeschlossen  die  in  Art.  92  aufgezählten  Korn- 
petenzstücke.  (Die  zum  persönlichen  Gebrauch  des  Schuldners  und  seiner 
Familienangehörigen  dienenden  Kleider,  Gerätschaften,  Berufswerkzeuge  etc,; 
notwendige  Nahrungs-  und  Feuerungsmittel;  nach  Wahl  des  Schuldners  eine 
Kuh,  drei  Ziegen  oder  drei  Schafe  nebst  Futter  und  Stroh  für  1  Monat,  wenn 
die  Tiere  zur  Ernährung  für  den  Schuldner  und  dessen  Familie  unentbehrlich 
sind;  Militärausrüstungsgegenstände:  Dienstpferd,  Sold;  eidgenössische  oder 
kantonale  Militär-  oder  Polizeipensionen:  Unterstützungen  von  Hülfs-,  Kranken-, 
Armenkassen  und  ähnlichen  Anstalten;  Pensionen  und  Kapitalbeträge,  welche 
als  Entschädigungen  für  Körperverletzung  oder  Tod  geschuldet  oder  ausbezahlt 
sind  :  unpfändbar  bestellte  Leibrenten.) 

Lohnguthaben,  Gehalte  und  Diensteinkommen  jeder  Art,  Nutznicssungen 
und  deren  Erträgnisse,  Alimcntationsbciträge,  Alterspcnsionen,  Renten  von 
Versicherungs-  und  Alterskasscn  sind  von  der  Pfändung  befreit,  soweit  dieselben 
nach  Ermessen  des  Betreibtingsbcamten  dem  Schuldner  und  dessen  Familie 
unumgänglich  notwendig  sind. 

Früchte  auf  dem  Halme  können  vor  gewissen  Jahresterminen  nicht 
gepfändet  werden  (aufwiesen  nicht  vor  1.  April,- auf  Feldern  nicht  vor  l.Juni, 
in  Reben  nicht  vor  dem  20.  August.) 

Die  Pfändung  von  Forderungen  erfolgt  dem  Schuldner  gegenüber  durch 
die  Erklärung  des  Beamten,  dem  Drittschuldner  gegenüber  durch  Anzeige  der 
erfolgten  Pfändung,  verbunden  mit  der  Mitteilung,  dass  rechtsgültig  nur  noch 
an  das  Betreibungsamt  gezahlt  werden  kann. 

Die  Pfändung  einer  Liegenschaft  ist  unter  Angabe  des  Betrages  der  kan- 
tonalen Amtsstelle,  welche  die  Grund-  und  Hypothekenbücher  führt,  anzuzeigen. 

Die  Pfändung,  betrachte  man  sie  nun  als  eine  blosse  geric  htliche  Beschlag- 
nahme oder  als  ein  den»  Konventionalpfandrecht  analoges  dingliches  Recht, 
gewährt  dem  Gläubiger  kein  ausschliessliches  Recht  auf  Befriedigung  aus  den 
gepfändeten  Gegenständen.  Dies  schon  nicht  der  sogenannten  Anschluss- 
pfändung wegen.  Gläubiger,  welche  innerhalb  30  Tagen  nach  der  erfolgten 
Pfändung  ein  Pfändungsbegehren  stellen,  d.  h.  deren  Betreibung  so  weit  vor- 
gerückt ist,  dass  sie  in  der  Lage  sind,  dies  zu  thun.  nehmen  an  der  Pfändung 
in  der  Weise  teil,  dass  diese  so  weit  zu  ergänzen  ist.  als  zur  Deckung  ihrer 
Forderungen  erforderlich  ist,  wodurch  eine  sogenannte  Gruppenpfändung  (eine 
Gruppe  von  Gläubigern)  entsteht.  —  Eine  Ausnahmestellung  nehmen  hierbei 
ein :  die  Ehefrau,  Kinder,  Mündel  und  Verbeiständeten  des  Schuldners  für 
Forderungen  aus  dem  ehelichen,  elterlichen  oder  vormundschaftlichen  Verhält- 
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nissc.  Diese  Personen  dürfen  sich,  falls  das  kantonale  Recht  ihnen  dies«.- 
Befugnis  gewährt,  ohne  vorgängige  Betreibung  der  Pfändung  anschiiessen.  Die 
Berechtigung  der  Ehefrau  hängt  natürlich  von  der  Gestaltung  des  ehelichen 
Güterrechtes  ab;  denn  die  Anschlusspfändung  kann  ihrer  Natur  nach  nur  aus- 
geübt werden,  soweit  die  Ehefrau  eine  Forderung  gegen  den  Ehemann  besitzt. 
Steht  ihr  ein  dinglicher  Anspruch  auf  Herausgabe  zu,  so  ist  sie  nicht  Anschluss- 
berechtigte, sondern  Vindikantin  (z.  B.  beim  Dotalsysteme).  —  Die  Kantonr 
können  überdies  die  Anschlussfrist  für  die  genannten  Personen  von  30  auf  40 
Tage  erhohen. 

Bei  Liegenschaftspfändungen  hat  die  Möglichkeit  der  Anschlusspfändung 
die  Folge,  dass  die  Tragweite  der  erfolgten  Pfändung  erst  nach  Ablauf  der 
Anschlussfrist  crmessen  werden  kann,  so  dass  einzelne  Kantone  (z.  B.  Basel- 
stadt) nach  erfolgter  bctreibungsrechtlichcr  Pfändung  eine  Sperrung  des  Grund- 
buches eintreten  lassen. 

Ueber  die  Vornahme  der  Pfändung  ist  eine  Urkunde  (die  Pfändungs- 
urkunde) aufzunehmen,  welche  sowohl  dem  Gläubiger  als  dem  Schuldner 
abschriftlich  zuzustellen  ist.  Die  Pfändungsurkunde  gilt  soweit  der  betriebene 
Anspruch  nicht  gedeckt  ist,  als  Verlustschein. 

b)  Anspruch  Dritter  im  Pfändungsverfahren.  Die  Widerspruchs- 
klage eines  Dritten,  welcher  Eigentum  oder  Pfandrecht  an  den  gepfändeten 
Vermögensstücken  behauptet,  ist  verschieden  geordnet,  je  nachdem  der  Gegen- 
stand sich  im  Gewahrsam  des  Schuldners  oder  des  Dritten  befindet.  Dem 
gerichtlichen  Verfahren  geht  ein  vor  dem  Betreibungsbeamten  sich  abspielendes, 
auf  Verteilung  der  Parteirollen  gerichtetes  Verfahren  voraus.  Steht  fest,  dass 
eine  Bestreitung  der  Pfändung  durch  einen  Dritten  erfolgt  und  widersetzen 
sich  der  Gläubiger  oder  der  Schuldner  oder  beide  dem  erhobenen  Ansprüche, 
so  untersucht  der  Betreibungsbeamte,  ob  der  Gegenstand  im  Gewahrsam  des 
Schuldners  oder  des  Dritten  steht.  Im  ersteren  Falle  setzt  er  dem  Dritten  eine 
zehntägige  Frist,  um  gegen  den  Gläubiger  oder  gegen  den  Schuldner  oder 
gegen  beide  zu  klagen,  im  letztern  Falle  erhält  der  Gläubiger  die  Frist,  um 
gegen  den  Dritten  zu  klagen.  Wird  innert  der  Frist  vor  dem  kantonal  zustän- 
digen Gerichte  nicht  geklagt,  so  gilt  im  ersten  Falle  die  Pfändung,  im  zweiten 
Falle  der  Anspruch  des  Dritten  als  anerkannt.  Während  des  Prozesses  ist  die 
Betreibung  durch  den  Prozessrichter  einzustellen.  Ein  Dritter,  der  nicht  in  die 
Lage  gesetzt  wurde,  seinen  Widerspruch  geltend  zu  machen,  kann  den  Anspruch 
auf  die  gepfändete  Sache  oder  an  deren  Erlös,  so  lange  derselbe  nicht  verteilt 
ist,  geltend  machen. 

In  Beziehung  auf  gestohlene  oder  verlorene  Sachen  sind  die  Bestimmungen 
der  Art.  207  und  208  O.-R.  vorbehalten,  wobei  als  öffentliche  Steigerung  auch 
der  freihändige  Verkauf  gepfändeter  Sachen  durch  das  Betreibungsamt  gilt. 

c)  Die  Verwertung.  Der  Gläubiger  kann  die  Verwertung  beweglicher 
Gegenstände  und  Forderungen  frühestens  einen  Monat  und  spätestens  ein  Jahr, 
die  Verwertung  von  Liegenschaften  frühestens  sechs  Monate  und  spätestens 
zwei  Jahre  nach  der  Pfändung  verlangen.  Diese  Fristen  laufen  bei  der  Teil- 
nahme mehrerer  Gläubiger  von  dem  Tage  des  letzten  Pfändungsbegehrens. 
Jeder  Gläubiger  einer  Gruppe  (nicht  die  sich  anschliessende  Ehefrau  und  die 
ihr  Gleichgestellten)  hat  das  Recht  Verwertung  zu  verlangen.  Der  Schuldner 
ist  von  dem  gestellten  Verwertungsbegehren  binnen  drei  Tagen  in  Kenntnis 
zu  setzen.  Dem  Schuldner  kann  durch  das  Betreibungsamt  nach  freiem  Ermessen 
ein  dreimonatlicher  Aufschub  der  Verwertung  gestattet  werden,  wenn  er  einen 
Viertel  der  in  Betreibung  stehenden  Summe  zahlt  und  sich  verpflichtet,  monat- 
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liehe  Abschlagszahlungen  von  mindestens  einem  Viertel  zu  machen.  Der  Auf- 
schub fallt  dahin,  wenn  die  Abschlagszahlungen  nicht  pünktlich  erfolgen. 

1.  Von  Beweglichkeiten.  Bewegliche  Sachen  und  Forderungen  werden 
vom  Betreibungsamte  frühestens  10  Tage  und  spätestens  einen  Monat  nach 
Stellung  des  Verwertungsbegehrens  an  öffentlicher  Steigerung  verkauft.  Die 
Verwertung  von  Früchten  auf  dem  Halm  kann  vor  der  Reife  nur  mit  Ein- 
willigung des  Schuldners  erfolgen.  Auf  Begehren  des  Schuldners  können  die 
gepfändeten  Gegenstände  jederzeit  verwertet  werden.  Der  Betreibungsbeamte 
kann  Gegenstände,  welche  schneller  Wert  Verminderung  ausgesetzt  sind,  aus 
freier  Hand  verkaufen.  Der  freihändige  Verkauf  findet  überdies  noch  unter 
gewissen  andern  gesetzlich  gegebenen  Voraussetzungen  statt. 

Die  Versteigerung  erfolgt  an  den  Meistbietenden  gegen  Barzahlung,  wenn 
nicht  der  Betreibungsbeamte  einen  Zahlungstermin  gewährt. 

Die  Hingabe  an  den  Meistbietenden  bei  der  ersten  Steigerung  erfolgt 
jedoch  nur  dann,  wenn  das  Angebot  den  Schatzungswert  erreicht  und  den 
Betrag  allfälliger  dem  betreibenden  Gläubiger  im  Range  vorgehender  pfand- 
versicherter Forderungen  übersteigt.  —  Erfolgt  kein  solches  Mindestgebot,  so 
findet  unter  Entbindung  der  Bieter  der  ersten  Steigerung  eine  zweite  Steigerung 
statt,  bei  welcher  als  Mindestgebot  der  Betrag  der  im  Range  vorgehenden 
Pfandforderungen  überstiegen  sein  mtiss.  Erfolgt  kein  solches  Angebot,  so  fällt 
der  gepfändete  Gegenstand  aus  der  Betreibung  ( Deckungsprinzipl. 

Forderungen  werden  wie  bewegliche  Sachen  versteigert.  Wenn  die  Gesamt- 
heit der  zu  einer  Gruppe  gehörenden  Gläubiger  es  verlangt,  können  die  For- 
derungen der  Gesamtheit  der  Gläubiger  oder  einzelnen  von  ihnen  an  Zahlungsstatt 
oder  zur  Eintreibung  überwiesen  werden.  Im  erstem  Falle  findet  bis  zur  Höhe 
der  Forderungen  der  Gläubiger  eine  gesetzliche  Cession  statt,  im  letztern  Falle 
dient  der  Eingang  in  erster  Linie  zur  Deckung  der  mit  dem  Inkassomandat 
betrauten  Gläubiger. 

Die  Verwertung  von  Rechten  anderer  Art  (Niessbrauch,  Anteil  an  unver- 
tcilter  Erbschaft,  Gesellschafts-  oder  Gemeinschaftsvermögen)  wird  im  Einzel- 
falle nach  Anordnung  der  Aufsichtsbehörde  vorgenommen. 

2.  Von  Liegenschaften.  Liegenschaften  werden  im  Laufe  des  zweiten 
Monates  nach  dem  Verwertungsbegehren  auf  öffentliche  Auskündung  hin  öffent- 
lich durch  das  Betreibungsamt  versteigert.  Das  Betreibungsamt  hat  die  Gedinge 
des  Kaufs  (Steigerungsbedingungen)  festzustellen  und  10  Tage  vor  der  Ver- 
steigerung zu  jedermanns  Einsicht  aufzulegen.  Die  Steigerungsbedingungen 
bestimmen,  je  nach  dem  in  den  kantonalen  Einführungsgesetzen  enthaltenen 
Rechte,  ob  die  Steigerung  gegen  bar  oder  unter  Abrechnung  «1er  dem  Käufer 
zur  Zahlung  zu  überweisenden  Aufhaftungen  übergeht;  ferner,  welche  dingliche 
Lasten  zu  übernehmen  sind  und  welche  Kosten  der  Ersteigerer  zu  bezahlen  hat. 

Der  Betreibungsbeamte  hat  an  der  Hand  der  öffentlichen  Bücher  ein 
Verzeichnis  der  Lasten  aufzunehmen.  Dieses  Lastenverzeichnis  wird  den  an  der 
Pfändung  teilnehmenden  Gläubigern  und  dem  Schuldner  zur  Bestreitung  innert 
zehntägiger  Frist  mitgeteilt.  —  Erfolgt  eine  Bestreitung,  so  hat  der  Dritte 
nach  den  Vorschriften  des  Widerspruchsverfahrens  zu  klagen  (vergl.  IX,  litt.  b). 
Nichtbcstreitung  gilt  als  Anerkennung. 

Der  Betreibungsbeamte  hat  ferner  eine  Schätzung  der  Liegenschaft  zu 
veranstalten,  deren  Ergebnis  den  Pfandgläubigern  mitzuteilen  ist. 

Auch  für  Liegenschaften  gilt  »las  oben  für  Mobilien  auseinandergesetzte 
Deckungsprinzip :  d.  h.  das  Mindestgebot  an  der  ersten  Steigerung  muss  die 
pfandrechtlichen  Vorgänge,  sowie  die  Schätzung  der  Liegenschaft  übersteigen. 
Erfolgt  kein  solches  Gebot,  so  findet  eine  zweite  Steigerung  mit  Mindestgebot 
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der  pfandrechtlichen  Vorgänge  statt.  Wird  auch  dieses  Mindestgebot  nicht 
erreicht,  so  fällt  die  gepfändete  Liegenschaft  ausser  Retreibung. 

Ob  Gesamthaft  mehrerer  gemeinsam  verpfändeter  Liegenschaften  besteht, 
oder  ob  nur  die  ein/eine  katastermässig  individualisierte  Liegenschaft  haftet, 
wonach  sich  dann  die  Höhe  des  Mindestgebotes  richtet,  entscheidet  sich  nach 
«lern  kantonalen  Hypothekarrecht ;  ebenso  wie  weit  die  Liegenschaft  dinglich 
für  verfallene  Zinse  haftet. 

Der  Zuschlag  erfolgt  nach  dreimaligem  Aufruf  an  den  Meistbietenden. 
Derselbe  begründet  aber  nicht  Eigentum,  sondern  der  Ucbcrgang  des  Eigentunis 
erfolgt  nach  den  Formen  des  kantonalen  Rechtes  (Fertigung,  Grundbuchein- 
trag etc.).  Trotzdem  ist  der  Ersteigerer  durch  den  Zuschlag  vor  jedem  ding- 
lichen Anspruch,  auch  dem  Eigentumsanspruch  eines  Dritten  geschützt.  Denn  der 
Zuschlag  erfolgt  auf  Grundlage  des  Lastenverzeichnisses  (Art.  140).  Dort  sind 
aber  die  Art.  106  und  107  anwendbar  erklärt. 

Die  Zahlung  hat  in  bar,  soweit  nicht  nach  kantonalem  Rechte  überbundene 
llypothckaraufhaftungcn  abzurechnen  sind,  oder  gegen  Gewährung  eine* 
Zahlungstermines  von  höchstens  sechs  Monaten  zu  erfolgen.  Die  Liegenschaft 
haftet  in  diesem  Falle  für  den  Kaufpreis  samt  Zins  als  Pfand,  wobei  nach 
Ermessen  des  Retreibungsamtes  noch  weitere  Sicherheit  ausbedungen  werden 
kann.  Der  Ersteigerer  erhalt  das  Verfügungsrecht  über  die  Liegenschaft  erst, 
wenn  diese  Sicherheit  geleistet  ist.  Erfolgt  die  Zahlung  nicht  rechtzeitig,  so 
wird  die  Uebertragung  rückgängig  gemacht,  eine  neue  Steigerung  ausgeschrieben, 
für  welche  das  Mindestangebot  einer  zweiten  Steigerung  gilt  und  der  frühere 
Ersteigerer  samt  seinen  Bürgen  haften  für  den  Ausfall  und  allen  weitern 
Schaden. 

d)  Die  Verteilung.  Die  Verteilung  findet  statt,  sobald  alle  von  einer 
Pfändung  ergriffenen  Vermögensstücke  verwertet  sind.  Abschlagsverteilungen 
sind  nach  Ermessen  des  Amtes  zulässig.  Aus  dem  Erlös  werden  vorab  die 
Kosten  der  Verwertung  und  Verteilung  gedeckt.  Der  Reinerlös  wird  an  die 
beteiligten  Gläubiger  bis  zur  Höhe  ihrer  Forderungen  samt  Zins  und  Retreibungs- 
kosten (vergl.  XX)  ausgeliefert.  Werden  die  Forderungen  nicht  gedeckt,  so 
nimmt  das  Retreibungsamt  ohne  weiteren  Antrag  Nachpfändungen  beim  Schuldner 
vor,  die  aber  .'dlfällig  inzwischen  erfolgte  Pfändungen  nicht  benachteiligen 
dürfen,  verwertet  und  verteilt. 

Können  bei  Anschlusspfändungen  nicht  sämtliche  Gläubiger  einer  Grupp«- 
befriedigt  werden,  so  entwirft  das  Retreibungsamt  gemäss  den  für  den  Konkurs 
über  die  Rangordnung  der  Gläubiger  (vergl.  XV  R.)  geltenden  Restimmungcn 
einen  Kollokationsplan  (Art.  146,  21l>).  Für  die  Einreihung  in  die  ersten  drei 
Klassen  des  Art.  219  ist  der  Zeitpunkt  des  Pfändungsbegehrens  durch  den 
Gläubiger  massgebend.  Die  Gläubiger  werden  unter  Zustellung  eines  Auszuges 
von  der  Auflegung  der  Kollokationstabcllc  beim  Retreibungsamte  benachrichtigt. 
Es  steht  jedem  Gläubiger  das  Recht  zu,  den  Kollokationsplan,  soweit  er  ein 
rechtliches  Interesse  dafür  nachweist,  binnen  zehn  Tagen  beim  Gerichte  des 
Retreibungsortes  durch  Klage  gegen  die  Heteiligten  anzufechten. 

Kür  den  ungedeckt  bleibenden  Teil  seiner  Forderung  erhält  der  Gläubiger 
«  inen  (definitiven)  Verlustschein. 

Die  Rechts  Wirkungen  des  Verlustsrheines  sind:  Er  gilt  als  Schuldancr- 
kennung  für  die  provisorische  Rechtsöffnung  ;  der  Schuldner  ist  gegenüber  dem 
Gläubiger,  der  einen  Vcrlustschein  besitzt,  arrestmässig  (Art.  271,  Ziff.  5i: 

der  Gläubiger  wird  zur  Anfechtungsklage  legitimiert  (Art.  285.  Ziff.  2). 
indem  der  Nachweis  seiner  Benachteiligung  erbracht  ist.  Dieser  Nachweis 
kann  aber  durr.h  Gegenbeweis  entkräftet  werden: 
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der  Glaubiger  kann  während  sechs  Monaten  von  der  Zustellung  des 
Vcrlustscheines  die  Betreibung  ohne  neuen  Zahlungsbefehl  fortsetzen : 

der  Zinsenlauf  gegenüber  dem  Schuldner,  nicht  gegenüber  Dritten,  welche 
für  die  Forderung  haften,  hört  auf : 

die  Forderung  ist  gegenüber  dem  Schuldner  unverjährbar;  dagegen  ver- 
jährt sie  gegenüber  dessen  Erben,  wenn  der  Gläubiger  dieselbe  ein  Jahr  nach 
dem  Erbschaftsantrittc  nicht  geltend  macht. 

Wird  der  Gläubiger  voll  gedeckt,  so  hat  er  den  Fordcrungstitel  quittiert 
zu  Händen  des  Schuldners  dem  Amte  herauszugeben.  Bei  teilweiser  Deckung 
bescheinigt  das  Betreibungsamt  den  Betrag,  für  welchen  die  Forderung  noch 
zu  Recht  besteht.  Bei  Liegenschaften  und  Grundlasten  veranlast  das  Betrei- 
bungsamt die  erforderlichen  Tilgungen  und  Umschreibungen  in  den  öffentlichen 
Büchern. 

X.  Die  Betreibung  auf  Pfandverwertung.  Art.  151  ff.  Mit  geringen  Ab- 
weichungen schliesst  sich  die  Betreibung  auf  Pfandverwertung  der  Betreibung 
auf  Pfand  an.  Der  wesentliche  Unterschied  ergiebt  sich  daraus,  dass  ein 
Konvcntionalpfand  vorhanden  ist  und  deshalb  der  Akt  der  Pfandnahmc  wegfällt. 
Ziel  der  Betreibung  ist  die  Liquidation  dieses  Konventionalpfandes.  Sie  beginnt 
mit  einem  Zahlungsbefehl,  der  vom  Zahlungsbefehl  der  Pfandbetreibung  wesent- 
lich darin  abweicht,  dass  der  Pfandgegenstand  sowie  gegebenen  Falles,  der 
Dritte,  der  Eigentümer  des  Pfandes  geworden  ist  oder  der  das  Pfand  bestellt 
hat.  namentlich  anzuführen  ist. 

Im  Zahlungsbefehl  ist  die  Zahlungsfrist  auf  einen  Monat  bei  Faustpfand, 
auf  sechs  Monate  bei  Grundpfand  anzusetzen,  unter  der  Androhung,  dass,  wenn 
der  Schuldner  weder  Rechtsvorschlag  erhebt  noch  Zahlung  leistet,  das  Pfand 
versteigert  wird.  Dem  Dritten,  der  Pfand  bestellt  oder  Eigentum  am  Pfand 
erworben,  wird  ein  Doppel  des  Zahlungsbefehls  zugestellt:  er  wird  aber  dadurch 
nicht  in  die  Betreibung  hineingezogen,  sondern  der  in  seinen  Händen  befindliche 
Gegenstand  bildet  nur  das  Objekt  der  Zwangsexekution.  Will  er  diese  als 
unzulässig  bestreiten,  so  inuss  er  Einspruch  erheben  auf  dem  Wege  des  Wider- 
spruchsverfahrens, welches  bei  der  Betreibung  auf  Pfandverwertung  zwischen 
das  Verwertungsbegehren  und  die  Versteigerung  hineingeschoben  ist  (Art.  155). 
Die  Verwertung  ist  in  gleicher  Weise,  wie  beim  Pfändungsverfahren  vorzunehmen. 
Ein  Unterschied  ist  nur  insofern  vorhanden,  als  der  Anteil  des  betreibenden 
Pfandgläubigers  bei  Verwertung  von  Liegenschaften  in  bar  auszurichten  ist 
und  nicht  durch  Anweisung  (Ueberbund)  gedeckt  werden  darf.  —  Bei  der 
Verteilung  findet  eine  Kollokation  nur  unter  den  Pfandgläubigern  statt,  da  eine 
Gruppe  von  betreibenden  Gläubigern  ohne  Konventional-Pfandrecht  nicht  existiert, 
denn  diese  Betreibungsart  kann  nur  von  einem  oder  mehreren  Pfandgläubigern 
angehoben  werden.  Da  das  Ziel  der  Betreibung  hier  nur  die  Verwertung  des 
Konventionalpfandes  bildet,  so  wird  dadurch,  wenn  der  Gläubiger  teilweise 
oder  gänzlich  unbefriedigt  bleibt,  nicht  die  Insolvenz  des  Schuldners,  sondern 
nur  die  Insuffizienz  des  Pfandgegenstandes  festgestellt.  Der  Gläubiger  erhält 
daher  keinen  Verlustschein,  sondern  einen  Pfandausfallschein;  er  kann  die 
Betreibung  nun  je  nach  der  Person  des  Schuldners  auf  dem  Wege  der  Pfändung 
oder  des  Konkurses  führen.  Betreibt  er  binnen  Monatsfrist,  so  bedarf  es 
keines  neuen  Zahlungsbefehls,  sondern  er  kann,  gestützt  auf  den  erlassenen 
Zahlungsbefehl,  ein  Fortsetzungsbegehren  an  das  zuständige  Betreibungsamt 
erlassen. 

Vorbehalten  sind  nur  die  Bestimmungen  derjenigen  kantonalen  Gesetz- 
gebungen, welche  eine  personliche  Haftbarkeit  für  die  als  Grundlast  auf  dem 
Grundstück  haftende  Pfandforderuni;  nicht  kennen. 
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XI.  Die  Konkursbetreibung.  Das  Ziel  der  Konkurshetreibung  ist  die 
Eröffnung  des  Konkurses  gegen  den  Schuldner  und  die  daran  sich  knüpfende 
Gesamtliquidation  seine»  Vermögens.    Die  Konkursbetreibung  zerfallt: 

a)  In  die  ordentliche  Konkursbetreibung  (Art.  159  ff. |.  Zwanzig 
Tage  nach  Zustellung  des  Zahlungsbefehls  kann  der  Glaubiger  verlangen,  dass 
dem  Schuldner  der  Konkurs  angedroht  werde.  Die  Konkursandrohung  wird  dem 
Schuldner  binnen  drei  Tagen  zugestellt.  Sie  ist  eine  mit  der  Warnung  der 
Konkurseröffnung  versehene  verstärkte  Aufforderung  zur  Zahlung. 

Die  Zustellung  der  Konkursandrohung  bewirkt,  dass  der  Glaubiger  heim 
Konkursgerichtc  den  Antrag  auf  Aufnahme  des  Güterverzeichnisses  stellen  kann. 
Das  Güterverzeichnis  wird  vom  Betreibungsamte  aufgenommen  und  umfasst  das 
gesamte  Vermögen  des  Schuldners,  welcher  durch  diese  Inventarisierung  das 
Verfügungsrecht  verliert. 

Zwanzig  Tage  nach  Zustellung  der  Konkursandrohung  kann  der  Gläubiger 
beim  Konkursgerichte  die  Eröffnung  des  Konkurses  beantragen.  Die  abgelaufene 
Konkursandrohung  bildet  also  ohne  weiteren  Nachweis  der  Insolvenz  einen 
Konkursgrund.  Dieser  Konkursgrund  besteht  aber  nur  zu  Gunsten  des  be- 
treibenden Gläubigers,  nicht  jedes  Dritten. 

Das  Recht  des  Gläubigers.  Konkurs  zu  verlangen,  erlischt  binnen  eines 
Jahres  seit  Zustellung  des  Zahlungsbefehls,  wobei  die  zwischen  Anhebung  und 
Erledigung  einer  gerichtlichen  Klage  (falls  Rechtsvorschlag  erhoben  wart  er- 
forderliche Zeit  nicht  in  Betracht  fällt.  —  Der  Gläubiger  kann  das  Konkurs- 
begehreu  zurückziehen,  darf  es  dann  aber  während  Monatsfrist  nicht  erneuern. 
Der  Gläubiger  haftet  für  die  bis  zur  ersten  Gläubigerversammlung  entstehenden 
Kosten  und  kann  vom  Gericht  zu  einem  entsprechenden  Vorschuss  angehalten 
werden. 

Die  Bezeichnung  der  Konkursgerichte  ist  Sache  der  Kantone,  welche 
entweder  den  Bezirksgerichtspräsidenten  als  Einzelrichter  oder  das  Bezirks- 
amts-, Kreis-)  Gericht  mit  dieser  Funktion  betraut  haben. 

Das  Konkursgericht  kann  sofort  nach  Anbringung  des  Begehrens  die 
erforderlichen  Massnahmen  zur  Sicherung  der  Gläubigerrechte  treffen,  insbesondere 
ein  Güterverzeichnis  aufnehmen  lassen.  Es  entscheidet,  unter  Anzeige  des 
Termins  an  die  Parteien,  ohne  Aufschub  über  das  Begehren  auf  Konkurs- 
eröffnung. Seiner  Prüfung  unterliegt  nur,  ob  das  Begehren  des  Gläubigers,  mit 
Rücksicht  auf  das  vorangegangene  Verfahren,  begründet  ist.  Die  Gültigkeit 
dieses  Verfahrens  selbst  untersteht  seiner  Prüfung  nicht.  Deshalb  hat  da* 
Gericht  sein  Erkenntnis  einzustellen  und  die  Akten  der  Aufsichtsbehörde  zu 
überweisen,  wenn  es  von  sich  aus  findet,  dass  der  Schuldner  der  Konkurs- 
betreibung nicht  unterliegt  oder  dass  ein  nichthandlungsfähiger  Schuldner  in 
gesetzwidriger  Weise  betrieben  worden  ist.  —  Ebenso,  wenn  die  Aufsichts- 
behörde auf  erhobene  Beschwerde  die  Betreibung  einstellt.  Der  Entscheid  der 
Aufsichtsbehörde  ist  dann  für  das  Gericht  verbindlich. 

Im  übrigen  entscheidet  das  Gericht  auf  Grundlage  des  Betreibungsver- 
fahrens und  darf,  wenn  diesem  gemäss  die  Voraussetzungen  der  Konkurs- 
eröffnung gegeben  sind,  das  Begehren  nur  abweisen,  wenn  dem  Schuldner 
ein  nachträglicher  Rechtsvorschlag  gestattet  wird  oder  der  Schuldner  mittelst 
Urkunden  beweist,  dass  die  Schuh!  getilgt  oder  gestundet  ist. 

Der  Konkurs  gilt  in  dem  Zeitpunkt  als  eröffnet,  in  welchem  er  erkannt 
wird;  das  Gericht  hat  in  seinem  Beschluss  diesen  Zeitpunkt  festzustellen. 
Sobald  das  Konkurserkenntnis  vollstreckbar  geworden  ist,  geht  dasselbe  an 
den  Konkursbearnten  zur  Vollziehung  und  an  den  Handelsregisterführer  *ur 
Vornahme  der  erforderlichen  Löschungen  im  Handelsregister. 
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Der  Entscheid  über  die  Konkurseröffnung  kann  binnen  zehn  Tagen  an 
die  obere  kantonale  Gerichtsinstanz  weitergezogen  werden.  Ohne  besondere 
Einstellungsverfügung  der  obern  Instanz  bleibt  aber  der  Entscheid  der  untern 
Behörde  sofort  vollstreckbar. 

b)  Die  Wcchselbetreibung  (Art.  177  (f.).  Die  Wechselbetreibung  als 
ausserordentliche  Konkursbetreibung  findet  statt  für  Forderungen,  die  sich  auf 
Wechsel  oder  Check  stützen,  auch  wenn  dieselben  pfandversichert  sind  {vgl.  III  b). 
Die  Wechselbetrcibung  ist  ein  ausserordentlich  rasches  Verfahren,  bei  welchem 
sehon  der  im widersprochene  Zahlungsbefehl  die  Grundlage  der  Konkurseröffnung 
bildet,  sodass  also  die  Konkursandrohung  als  besonderer  Akt  wegfällt  und 
mit  dem  Zahlungsbefehl  verbunden  ist. 

Zur  Wcchselbetreibung  bedarf  es  des  Antrags  des  Gläubigers,  der  auch 
die  ordentliche  Konkursbetreibung  oder  bei  pfandversicherten  Forderungen  die 
Betreibung  auf  Pfandverwertung  einschlagen  kann. 

Der  Wechselbetreibung  muss  eine  Forderung  aus  Wechsel  oder  Check 
zu  Grunde  liegen:  deshalb  ist  bei  Einleitung  der  Betreibung  der  Forderungstitel 
{Wechsel  oder  Chek)  dem  Betreibungsamt«-  vorzulegen.  Das  Betreibungsamt 
hat  bei  der  Wechselbetrcibung  ausnahmsweise  auch  eine  Cognition  darüber, 
oh  die  vorgelegte  Urkunde  die  Möglichkeit  einer  Wechselverbindlichkeit  ergiebt. 
—  Ncbstdcm  ist  die  Wechselbetrcibung,  da  sie  auf  Konkurs  geht,  nur  gegen 
denjenig<.-n  möglich,  der  überhaupt  der  Konkursbetreibung  unterliegt.  —  Die 
Einleitung  der  Wechselbetreibung  kann  vom  Schuldner,  wie  jede  andere  unzu- 
treffende Einleitung,  mittelst  Beschwerde  an  die  Aufsichtsbehörde  angefochten 
werden. 

Der  Zahlungsbefehl  enthält  neben  den  Angaben  des  Bctreihungsbegehrens 
und  der  Aufforderung  zur  Zahlung  oder  Sicherheitsleistung  die  Mitteilung  über 
die  Rechtsvorschlagsfrist  (fünf  Tage)  und  die  Konkursandrohung. 

Der  Rechtsvorschlag  hat  bei  der  Wechselbetrcibung  nicht  die  Wirkung 
der  unbedingten  Einstellung  der  Betreibung,  sondern  es  bedarf  hierfür  eines 
im  summarischen  Verfahren  ergehenden  Gerichtsentscheides.  Erst  wenn  ver- 
mittelst eines  solchen  das  Gericht  die  Bewilligung  zum  Rechtsvorschlag  erteilt, 
übt  derselbe  einstellende  Wirkung  und  der  Gläubiger  ist  auf  den  Weg  der 
Wechselklagc  nach  den  hierüber  bestehenden  Vorschriften  des  kantonalen 
Prozessrechtes  verwiesen.    (Vergl.  oben  VII  Rechtsöffnung.) 

Bei  Verweigerung  des  Rcchtsvorschlages  kann  das  Gericht  vorsorgliche 
Massnahmen  zur  Sicherung  der  Gläubigerrechte,  insbesondere  Aufnahme  des 
Güterverzeichnisses  verfügen  ;  gleichzeitig  kann  das  Gericht  aber  auch  Sicherheits- 
leistung vom  Gläubiger  verlangen.  Gegen  den  Entscheid  ist  Weiterziehung  an 
die  obere  kantonale  Instanz  binnen  fünf  Tagen  vorgesehen.  Ist  ein  Rechts- 
vorschlag nicht  bewilligt  oder  überhaupt  nicht  erhoben  und  dem  Zahlungsbefehle 
nicht  genügt,  so  kann  der  Gläubiger  beim  Konkursgerichte  unter  Vorlegung 
des  Fordcrungstitcls,  des  Zahlungsbefehls,  sowie  gegebenen  Falles  des  Gerichts- 
entscheides über  die  Verweigerung  des  Rcchtsvorschlages  die  Eröffnung  des 
Konkurses  beantragen.  Der  beschleunigten  Natur  der  Wcchselbetreibung  gemäss 
muss  dieser  Antrag  binnen  Monatsfrist  gestellt  werden,  sonst  fallen  die  aus 
der  Betreibung  erworbenen  Rechte  dahin.  Das  Gericht  entscheidet  binnen  drei 
Tagen  ohne  Parteiverhandlung  über  den  gestellten  Antrag.  Die  Weiterziehung 
an  eine  obere  Gerichtsinstanz  ist  ausgeschlossen. 

XII.  Konkursgründe,  welche  ohne  vorgängige  Betreibung  entstehen. 
Art.  190  ff.  Neben  den  infolge  regelrechter  Betreibung  entstehenden  Konkurs- 
gründen (abgelaufene  Konkursandrohung  oder  Zahlungsbefehl  bei  der  Wechsel  - 
betreibung)  kennt  das  schweizerische  Recht  eine  Anzahl  anderer  Gründe,  welche 
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zur  Konkurseröffnung  führen  können,  ohne  dass  eine  Betreibung  vorherzugehen 
braucht. 

A.  Ein  Gläubiger  kann  unter  Bescheinigung  dieser  seiner  Eigenschaft  den 
Konkurs  beantragen:  1.  Gegen  jeden  Schuldner  (gleichgültig  ob  derselbe  im 
Handelsregister  eingetragen  ist  oder  nicht),  dessen  Aufenthalt  unbekannt  ist 
oder  der  flüchtig  ist,  um  sich  seinen  Verbindlichkeiten  zu  entziehen  oder  der 
betrügerische  Handlungen  zum  Nachteile  der  Gläubiger  begangen  oder  zu 
begehen  versucht  hat,  oder  der  bei  einer  Betreibung  auf  Pfändung  Bestandteile 
seines  Vermögens  verheimlicht  hat.  2.  Gegen  den  der  Konkursbetreibung 
unterliegenden  Schuldner,  der  seine  Zahlungen  eingestellt  hat.  Das  Bundes- 
gericht sieht,  der  Auffassung  des  deutschen  Konkursrechtes  folgend,  in  der 
Zahlungseinstellung  einen  die  Zahlungsunfähigkeit  äusserlich  manifestierenden 
Thatbestand.  3.  Wenn  gegenüber  dem  der  Konkursbetreibung  unterliegenden 
Schuldner  der  Nachlassvertrag  verworfen  oder  die  Nachlassstundung  widerrufen 
ist,  kann  der  Gläubiger  binnen  zehn  Tagen  von  der  Publikation  hinweg  die 
sofortige  Konkurseröffnung  verlangen.  Ebenso  bei  gänzlicher  Aufhebung  des 
Nachlassvcrtrages  (Art.  316). 

B.  Jeder  Schuldner,  also  auch  der  der  Konkursbetreibung  nicht  unter- 
liegende, kann  die  Eröffnung  seines  Konkurses  beantragen,  wenn  er  sich  selbst 
bei  Gericht  zahlungsunfähig  erklart. 

C.  Bei  der  Aktiengesellschaft  und  Genossenschaft  liegt  der  Verwaltung, 
sobald  die  Forderungen  der  Gläubiger  durch  die  Aktiven  nicht  mehr  gedeckt 
sind,  die  Verpflichtung  ob,  dein  Konkursgcrichtc  die  Eröffnung  des  Konkurses 
zu  beantragen,  üas  Gericht  kann  auf  Antrag  eines  oder  mehrerer  Gläubiger 
die  Konkurserkennung  verschieben  und  die  zur  Erhaltung  des  Vermögens  der 
Gesellschaft  erforderlichen  Anordnungen  treffen  (O.-R.  Art.  657  u.  704). 

D.  Die  Ausschlagung  einer  Verlassenschaft  gilt  insofern  als  Konkursgrund, 
als  eine  solche  Verlasscnsrhal't  auf  dein  Wege  des  Konkurses  durch  das  Konkurs- 
amt liquidiert  wird. 

XIII.  Miet-  und  Pachtzinsbetreibung.  Art.  282  ff.  Die  Miet-  und  Pa<  ht- 
zinsbetreibung.  soweit  sie  auf  Realisierung  des  dem  Vermieter  und  Verpächter 
zustehenden  Retentionsrechtes  an  den  Invektcn  und  Illaten  des  Mieters  und 
Pächters  gerichtet  ist,  ist  als  Betreibung  auf  Pländvcrwertung  (siehe  diese  in  X) 
durchzuführen.  Das  Gesetz  hat  indes  einerseits  besondere  Bestimmungen  über 
Exmission  des  Mieters  und  Pächters,  andererseits  solche  zum  Schutze  des 
Retentionsrechtes  au  Igest  eilt. 

a)  Exmission.  Das  Ohligationenrccht  gestattet  dem  Vermieter  und  Ver- 
pächter bei  Nichtzahlung  des  Zinses  den  Vertrag  mittelst  ausserordentlicher 
und  sehr  kurzer  Kristeinsetzung  (je  nach  Umständen  6,  30  und  60  Tage)  auf- 
zulösen. 

Es  wird  nun  dem  Vermieter  und  Verpächter  gestattet,  die  Androhung 
der  Vertragsauflösung  binnen  dieser  Fristen  mit  dem  Zahlungsbefehl  zu  ver- 
binden mit  der  Wirkung,  dass  nicht  nur  für  die  schuldige  Geldsumme  Exekutiv- 
wirkung eintritt,  sondern  auch  für  die  angedrohte  Ausweisung,  falls  gegen  den 
Zahlungsbefehl  Rechtsvorschlag  nicht  erhoben  wird. 

Auf  den  unwidersprochen  gebliebenen  Zahlungsbefehl  hin  kann  derGläubiger 
bei  der  nach  kantonalem  Einführungsgesetz  zuständigen  Behörde  die  Ausweisung 
des  renitenten  Mieters  oder  Pächters,  wenn  innert  der  gesetzten  Frist  Zahlung 
nicht  erfolgt  ist,  beantragen.  Die  Ausweisung  erfolgt,  wenn  die  Ausweisungs- 
behörde findet,  dass  der  Zahlungsbefehl  ordnungsgemäss  erlassen,  dass  kein 
Rechtsvorschlag  erhoben  und  dass  die  gesetzte  Frist  abgelaufen  ist.  Der  Beweis 
der  Zahlung  innert  der  Frist  liegt  dem  Schuldner  ob. 
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b)  Schutz  des  Retentionsrechtes.  Vermieter  und  Verpächter  können, 
auch  wenn  Betreibung  noch  nicht  angehoben  ist,  zum  Schutze  des  ihnen  im 
Obligationenrccht  (Art.  294,  295  und  297)  eingeräumten  Retentionsrechtes  durch 
das  Betreibungsamt,  bei  dringender  Gefahr  unter  Mitwirkung  der  Polizei,  ein 
Verzeichnis  der  dem  Retentionsrecht  unterliegenden  Gegenstände  aufnehmen 
lassen.  Die  aus  dem  Obligationenrecht  zu  entnehmenden  Voraussetzungen  der 
Aufnahme  der  Retentionsurkundc  sind :  Fälligkeit  des  Mietzinses  oder  Gefahr  im 
Verzuge.  —  Ist  die  Retentionsurkunde  aufgenommen,  so  setzt  der  Betreibungs- 
beamte dem  Gläubiger  eine  Frist  zur  Anhebung  der  Betreibung  auf  Pfand  - 
Verwertung.  Hin  weiterer,  über  das  Obligationenrecht  hinausgehender  Schutz 
des  Retentionsrechtes  wird  im  Betreibungsrechte  dadurch  geschaffen,  das«  der 
Vermieter  oder  Verpächter  unter  Vorbehalt  der  Rechte  gutgläubiger  Dritter 
berechtigt  erklärt  wird,  die  vom  Miet-  oder  Pachtgegenstand  heimlich  oder 
gewaltsam  weggebrachten,  dem  Retentionsrecht  unterliegenden  Gegenstände 
mit  Hülfe  von  Polizeigewalt  wieder  in  die  vermieteten  oder  verpachteten  Räum- 
lichkeiten zurückbringen  zu  lassen. 

XIV.  Arrest  Art.  271  ff.  Der  Arrest  bildet  im  schweizerischen  Rechte 
die  ausserhalb  dem  Gange  des  ordentlichen  Zwangsvollstreckungsverfahrens 
erfolgende  Beschlagnahme  von  Vermögensstücken  des  Schuldners  zur  Sicher- 
stellung einer  gefährdeten  Forderung  des  Gläubigers.  Der  Arrest  geht  nur 
auf  das  Vermögen,  nicht  auf  die  Person  des  Schuldners,  da  nach  den  Bestim- 
mungen der  Bundcsverfassung  (Art.  59)  Schuldhaft  unzulässig  ist. 

Der  Arrest  setzt  voraus:  a)  Eine  Forderung.  Dieselbe  muss  in  der 
Regel  (Ausnahme  nur  bei  bestimmten  Arrestgründen,  siehe  unten)  verfallen 
sein.  Der  Arrest  ist  ausgeschlossen,  soweit  die  Forderung  pfandversichert  ist. 
(Bedingte  Forderungen,  vergl  O.-R.  Art.  172,  Abs.  2.) 

b)  Kinen  Arrestgrund.  Das  schweizerische  Recht  kennt  nur  bestimmte 
Arrestgründe:  ohne  das  Vorhandensein  eines  der  im  Gesetz  gegebenen  Gründe 
darf  ein  Arrest  nicht  bewilligt  werden. 

Die  Arre8tgründc  sind:  1.  Wenn  der  Schuldner  keinen  festen  Wohnsitz 
hat.  2.  Wenn  der  Schuldner  in  der  Absicht,  sich  der  Erfüllung  seiner  Ver- 
bindlichkeiten zu  entziehen,  Vermögensstücke  bei  Seite  schafft,  sich  flüchtig 
macht  oder  Anstalten  zur  Flucht  trifft.  In  diesen  Fällen  darf  der  Arrest  auch 
für  nicht  verfallene  Forderungen  herausgenommen  werden  und  es  bewirkt  der 
Arrest  gegenüber  dem  Schuldner,  nicht  gegenüber  Dritten,  die  Fälligkeit  der 
Forderung.  3.  Wenn  der  Schuldner  auf  der  Durchreise  begriffen  ist  oder  zu 
den  Personen  gehört,  welche  Messen  und  Märkte  besuchen,  für  Forderungen, 
die  ihrer  Natur  nach  sofort  zu  erfüllen  sind.  4.  Wenn  der  Schuldner  nicht  in 
der  Schweiz  wohnt.  5.  Wenn  dem  Gläubiger  ein  provisorischer  oder  end- 
gültiger Verlustschein  zugestellt  ist.  Vorbehalten  bleiben  die  Bestimmungen 
von  Staatsverträgen,  die  den  Ausländerarrest  (Ziff.  4)  ausschlicssen  (z.  B.  Gerichts- 
standsv ertrag  mit  Frankreich  vom  15.  Juni  1869). 

Das  Arrestgesuch  ist  bei  der  nach  kantonalem  Einführungsgesetz  zustän- 
dige Arrestbehörde  (meist  Präsident  des  Bezirksgerichtes)  des  Ortes,  wo  sich 
das  mit  Arrest  zu  belegende  Vermögen  befindet,  zu  stellen,  unter  Glaubhaft- 
machung der  Forderung  und  eines  der  oben  aufgezählten  Arrestgründc.  —  Die 
Arrestbehörde  beauftragt  den  Betreibungsbeamten  oder  einen  andern  Beamten 
oder  Angestellten  mit  der  Vollziehung  des  Arrestes  und  übergiebt  demselben 
den  Arrestbefehl,  wobei  dem  Gläubiger  vorherige  Sicherheitsleistung  auferlegt 
werden  kann.  Der  Vollzug  des  Arrestes  richtet  sich  nach  den  Vorschriften 
über  die  Pfändung;  die  der  Pfändungsurkundc  entsprechende  Urkunde  heisst 
die  Arresturkunde. 
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Die  Prosequierung  des  Arrestes  durch  den  Gläubiger  macht  sich  in  der 
Weise,  dass  derselbe,  soweit  er  nicht  vorher  schon  Betreibung  oder  Klage 
angehoben  hat,  verpflichtet  ist,  binnen  zehn  Tagen  von  Zustellung  der  Arrest- 
urkunde an,  am  Orte  der  Arrestherausnahme  Hetreibung  anzuheben.  Erfolgt 
Rechtsvorschlag,  so  hat  der  Gläubiger  binnen  zehn  Tagen  Rechtsöffnung  zu 
verlangen  oder  Klage  zu  erheben;  bei  Abweisung  des  Rechtsöffnungsbegehrens 
innert  der  nämlichen  Frist  Klage  zu  erheben.  Nichtbeobachtung  der  Frist  hat 
Dahinlallcn  des  Arrestes  zur  Folge.  Für  die  Rechtsöffnung  besteht  der  Gerichts- 
stand des  Hctreibungsortes,  für  die  Klage  auf  Begründetheit  der  Forderung 
hängt   es  vom   kantonalen  Prozessrecht  ab,  ob  das  forum  arresti  gegeben  ist. 

Ebenfalls  fällt  der  Arrest  dahin,  wenn  der  Gläubiger  die  Betreibung 
perimieren  lässt,  wenn  er  diese  oder  die  erhobene  Klage  zurückzieht  oder 
wenn  er  mit  der  Klage  abgewiesen  wird. 

Gegen  den  Arrestbefehl  selbst  findet  weder  Berufung  noch  Beschwerde 
statt;  der  Schuldner  kann  jedoch  den  Arrest  anfechten  durch  Klage  auf  Auf- 
hebung des  Arrestes,  welche  binnen  fünf  Tagen  von  Zustellung  der  Arrest- 
urkunde am  Gerichtsstande  des  Betreibungsortes  anzubringen  ist.  Diese  Klage 
wird  im  beschleunigten  Verfahren  geführt.  Durch  diese  Anordnung  sind  zwar 
die  Parteirollen  verkehrt,  indem  statt  dass  der  Gläubiger  die  Aufrechterhaltung, 
der  Schuldner  die  Aufhebung  des  Arrestes  beantragen  muss.  Nicht  aber  hat. 
worüber  zwar  in  der  Gerichtspraxis  Streit  besteht,  eine  Veränderung  der  Bcweis- 
last  stattgefunden;  denn  dem  Gläubiger  liegt  der  Nachweis  darüber  ob,  dass 
im  Momente  der  Arrestherausnahme  gegen  den  Schuldner  ein  Arrestgrund 
vorlag. 

Ungerechtfertigte  Herausnahme  des  Arrestes  begründet,  ohne  Rücksicht 
auf  Verschulden  des  Gläubigers,  eine  Schadenersatzklage  des  Schuldners,  für 
welche  der  Gerichtsstand  des  Arrestortes  gegeben  ist. 

Aus  dem  Arrest  erwächst  kein  Privilegium  im  Konkurs  für  den  Arrest- 
nehmer;  einzig  die  entstandenen  Kosten  kann  er  aus  dem  Erlös  der  Arrest  - 
gegenstände  vorwegnehmen.  Der  Arrestnehmcr,  dessen  Betreibung  noch  nicht 
bis  zur  Pfändung  vorgerückt  ist,  nimmt  an  der  Pfändung  provisorisch  teil,  wenn 
von  anderer  Seite  die  Arrestgegenstände  auf  dem  Betreibungswegc  gepfändet 
werden. 

XV.  Der  Konkurs.  Der  Konkurs  gliedert  sich  auch  nach  sch weizerischeni 
Rechte  in  das  formelle  Konkursrecht  (Konkursverlähren)  und  in  das  materielle 
Konkursrecht.  Das  erstere  umlasst  die  Vorschriften,  welche  sich  auf  die  Fest- 
stellung, Sicherung,  Verwertung  und  Verteilung  des  Massenvermögens,  da« 
letztere  die  Vorschriften,  welche  sich  auf  den  Einfluss,  den  die  Konkurseröffnung 
auf  die  Rechtsstellung  des  Schuldners  und  seiner  Gläubiger  ausübt,  beziehen. 
Ein  Teil  dieser  ersteren  Vorschriften,  die  Konkurseröffnung,  musste  schon  in 
der  bisherigen  Darstellung  behandelt  werden.  Das  Konkursverfahren  ist  ein 
summarisches,  wenn  das  Konktirsamt  bei  der  Inventaraufnahme  findet,  dass  das 
vorhandene  Vermögen  voraussichtlich  nicht  zur  Deckung  der  Kosten  des  ordent- 
lichen Verfahrens  ausreicht.  Das  Konkursgericht  beschliesst  Einstellung  des 
Verfahrens,  wenn  das  Konkursamt  ihm  mitteilt,  dass  sich  bei  der  Inventur 
keinerlei  zur  Masse  gehöriges  Vermögen  vorgefunden  hat. 

1.  Das  Konkursverfahren.  Art.  221  IT.  A.  An  die  Konkurseröffnung 
schlicsst  sich  die  Feststellung  und  Sicherung  des  Massevermögens  an,  welche 
das  zuständige  Konkursamt  sofort  nach  Mitteilung  des  Konkurserkenntnisses 
vorzunehmen  hat  (Art.  221 — 231).  Das  Inventar  umfasst  alles  zur  Konkurs- 
masse gehörige  Vermögen  :  aufgezeichnet  werden  auch  die  dem  Schuldner  zu  freier 
Verfügung  überlassenen  Kompetenzstücke  (vcrgl.  IX  a)  und  Gegenstände,  die  von 
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Dritten  als  Eigentum  angesprochen  oder  als  Eigentum  Dritter  bezeichnet  werden. 
Der  Gcmeinschuldner  hat  bei  der  Inventuraufnahme  mitzuwirken  und,  wie  bei 
der  Pfändung,  sein  Vermögen  anzugeben.  Er  hat  überhaupt  während  des  Ver- 
fahren* zur  Verfügung  der  Konkursbehörden  zu  stehen.  Demselben  kann  nach 
Ermessen  der  Konkursverwaltung  ein  billiger  Unterhaltsbeitrag  gewährt  und 
er  kann  im  Genüsse  seiner  Wohnung  belassen  werden. 

Magazine,  Warenlager.  Werkstätten.  Wirtschaften  etc.  sind  zu  schliessen, 
falls  das  Konkursamt  den  Weiterbetrieb  bis  zur  ersten  Gläubigerversammlung 
nicht  für  angezeigt  erachtet.  Das  Vermögen  ist  zu  versiegeln;  Geld,  Wert- 
papiere, Geschäftsbücher  etc.  sind  vom  Konkursamt  in  besondere  Verwahrung 
zu  nehmen. 

B.  Anmeldung  der  Gläubiger  (Art.  232—234,  251).  Das  Konkursamt 
macht  die  Eröffnung  des  Konkurses  öffentlich  bekannt,  womit  sich  die  Auf- 
forderung an  die  Gläubiger  zur  Eingabe  ihrer  Forderungen  verbindet  (Fristen: 
ein  Monat  von  der  Bekanntmachung;  für  aussereuropäischc  Gläubiger  können 
die  Fristen  angemessen  durch  das  Konkursamt  verlängert  werden).  Pfand- 
gläubiger sind  verpflichtet,  sich  anzumelden,  soweit  ihre  Forderungen  nicht  aus 
öffentlichen  Büchern  ersichtlich  sind.  Faustpfänder  sind  an  die  Masse  abzu- 
liefern: verschuldete  Nichtablieferung  hat  Verlust  des  Faustpfandrechtes  zur 
Folge.  Schuldner  des  Gemeinschuldners  werden  unter  Strafandrohung  zur  Angabe 
der  Schuldposten  aufgefordert.  Die  Publikation  des  Konkurserkenntnisses  ent- 
hält nebst  diesen  verschiedenen  Aulforderungen  die  Einberufung  zur  ersten 
Gläubigerversammlung  auf  einen  spätestens  zehn  Tage  nach  der  Bekanntmachung 
des  Konkurses  fallenden  Termin.  Jedem  bekannten  Gläubiger  stellt  das  Kon- 
kursamt ein  Exemplar  der  Bekanntmachung  brieflich  zu. 

Die  Unterlassung  der  Eingabe  durch  einen  Gläubiger  hat  aber  nicht 
Präklusiv  Wirkung.  Bis  zum  Schlüsse  des  Verfahrens  haben  die  Gläubiger  das 
Recht,  ihre  Ansprüche  geltend  zu  inachen.  Verspätete  Konkurseingaben  haben 
nur  keinen  Anspruch  auf  schon  erfolgte  Abschlagsverteilungen  Und  der  Gläu- 
biger hat  die  dadurch  entstandenen  Kosten  (z.  B.  Publikation  der  Auflage  des 
abgeänderten  Kollokationsplancs)  allein  zu  tragen. 

C.  Verwaltung  der  Masse  (Art.  235  ff.).  Das  schweizerische  Konkurs- 
recht  steht  auf  dem  Boden  einer  sehr  ausgedehnten  Selbstverwaltung  durch 
die  Gläubiger,  in  deren  Münden  es  liegt,  eine  besondere  Konkursverwaltung 
und  einen  Gläubigerausschuss  zu  bestellen,  welche  dann  Verwaltung  und  Liqui- 
dation ohne  jede  Mitwirkung  staatlicher  Organe  durchführen.  Nur  wenn  die 
Gläubiger  weder  Gläubigerauss«  huss  noch  Konkursverwaltung  bestellen,  liegt 
die  Konkursverwaltung  in  den  Händen  des  Konkursbeamten,  der  aber,  soweit 
das  Gesetz  die  Konkursverwaltung  nicht  selbständig  stellt,  an  die  Beschlüsse 
der  Gläubigerversammlung  gebunden  ist  und  dieser  verantwortlich  bleibt.  Die 
Organe  der  Masse  sind:  a)  Die  Gläubigerversammlung.  Die  Gläubiger- 
versammlung muss  zweimal  mindestens  einberufen  werden,  zum  erstenmal  nach 
der  Konkurserkennung  zur  Organisation  der  Verwaltung,  zum  zweitenmal  nach 
Feststellung  des  Kollokationsplancs  zur  Durchführung  »1er  Verwertung.  Weitere 
Gläubigerversammlungen  sind  fakultativ.  Die  Gläubigcrvcrsammlung  entscheidet 
über  Einsetzung  und  Absetzung  einer  besonderen  Konkursverwaltung,  eines 
Gläubigerausschusses,  über  die  Fortsetzung  des  Geschäftsbetriebes  des  Schuld- 
ners bis  zur  Verwertung;  über  die  Art  der  Verwertung  (aus  freier  Hand,  en 
bloc  oder  en  detail)  und  ordnet  nach  Feststellung  des  Kollokationsplanes  alles 
weitere  für  die  Durchführung  des  Konkurses  an.  Alle  Beschlüsse  werden  mit 
Gläubigermajorität,  ohne  Berücksichtigung  der  Forderungssummen,  gefasst.  Nur 
die   Pfandgläubiger   können    bezüglich   der  Verwertung   der  Pfandobjekte  in 
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anderer  Weise  als  durch  öffentliche  Versteigerung  nicht  majorisiert  werden, 
b)  Der  Gläubigerausschuss.  Der  Gläubigerausschuss  ist  die  von  der  Gläu- 
bigerversammlung eingesetzte  Kontrollbehörde  über  die  Thätigkcit  der  Konkurs- 
vcrwaltung.  c>  Die  Konkursverwaltung.  Die  Konkursverwaltung  besteht 
entweder  aus  den  von  der  Gläubigerversammlung  gewählten  Personen  (eine 
oder  mehrerer,  auch  der  Konkursbeamte  kann  gewählt  werden.  Oder  es  hat. 
wenn  die  Gläubigervcrsammlung  keinen  Gebrauch  von  ihrem  Wahlrecht  macht 
oder  nicht  zu  stände  kommt,  der  Konkursbeamte  von  Amtes  wegen  die  Stellung 
des  Konkursverwalters.  Die  Konkursverwaltung  hat  alle  zur  Durchführung  des 
Konkurses  erforderlichen  Massnahmen  nach  den  gesetzlichen  Vorschriften  und 
den  Weisungen  der  Gläubigerversammlung  und  eventuell  des  Gläubigerausschusse» 
zu  treffen.  Das  Verhältnis  zu  diesen  Organen  ist  aber  ein  internes.  Dritten 
gegenüber  verpflichten  ihre  Handlungen  die  Masse,  wie  sie  auch  letztere  vor 
Gericht,  ohne  besonderer  Vollmacht  zu  bedürfen,  verlritt. 

Da  niemand  gezwungen  werden  kann,  eine  Konkursverwaltung  zu  über- 
nehmen und  dieselbe  auch  kein  Amt  ist,  so  haftet  die  von  den  Gläubigern 
gewählte  Konkursverwaltung  aus  einem  in  seinem  Inhalt  gesetzlich  umschriebenen 
Mandat  gemäss  den  Bestimmungen  des  Obligationenrechtcs.  Der  Konkursbeamte, 
der  v  on  Gesetzes  wegen  die  Konkursverwaltung  führt,  haftet  als  Beamter. 

Die  Konkursverwaltung  verfügt  über  die  Herausgabe  von  Sachen,  welche 
von  Dritten  als  Eigentum  angesprochen  werden.  Hält  sie  den  Anspruch  für 
unbegründet,  so  setzt  sie  dem  Dritten  eine  Frist  von  zehn  Tagen  zur  Klage- 
anhebung.  Klagt  der  Dritte  nicht  binnen  der  Frist,  so  gilt  der  Anspruch  gegen- 
über der  Masse  als  verwirkt. 

Die  Konkursverwaltung  zieht  unbestrittene  fällige  Guthaben  der  Masse 
ein,  verwertet  Gegenstände,  die  rascher  Wertverminderung  ausgesetzt  sind  oder 
kostspieligen  Unterhalt  erfordern;  ebenso  kann  sie  Wertpapiere  und  andere 
Gegenstände,  die  Börsen-  oder  Marktpreise  haben,  sofort  verwerten. 

D.  Feststellung  der  Ansprüche  der  Gläubiger  (Art.  244  ff.)  Nach 
Ablauf  der  Eingabsfrist  schreitet  die  Konkursverwaltung  zur  Feststellung  der 
Ansprüche  der  Gläubiger.  Die  Feststellung  erfolgt  durch  den  Kollokationsplan, 
der  alle  Eingaben,  auch  die  abgewiesenen,  enthalten  soll.  Ueber  jede  Forderung 
ist  der  Schuldner  einzuvernehmen.  ohne  dass  die  Konkursverwaltung  an  dessen 
Aussage  gebunden  wäre.  Die  Konkursverwaltung  ist  berechtigt,  die  zur  Er- 
wahrung  der  Gläubigerforderungen  erforderlichen  Massnahmen  zu  treffen: 
dagegen  kennt  das  schweizerische  Recht  keinen  Prüfungstermin,  an  welchem 
unter  Mitwirkung  sämtlicher  Gläubiger  über  Anerkennung  oder  Nichtanerken- 
nung einer  Forderung  entschieden  wird.  —  Der  Kollokationsplan  ist,  wenn  ein 
Gläubigcrausschuss  besteht,  diesem  zur  Genehmigung  vorzulegen.  Erst  der  vom 
Gläubigcrausschuss  genehmigte  oder  abgeänderte  Kollokationsplan  unterliegt 
der  Anfechtung.  Der  Kollokationsplan  wird  beim  Konkursamte  aufgelegt  und 
die  Auflegung  öffentlich  bekannt  gemacht.  Nur  diejenigen  Gläubiger,  welche 
ganz  oder  teilweise  abgewiesen  oder  nicht  in  dem  von  ihnen  beanspruchten 
Rang  angewiesen  sind,  erhalten  hierüber  und  von  der  Auflegung  eine  be- 
sondere Anzeige. 

Der  Kollokationsplan  kann  von  jedem  Gläubiger,  aber  auch  nur  von 
einem  solchen,  nicht  vom  Schuldner  und  nicht  von  Dritten,  gerichtlich  beim 
Gerichtsstände  des  Konkursortes  im  beschleunigten  Verfahren  angefochten  werden. 

Die  Klage  richtet  sich,  wenn  sie  gegen  die  Abweisung  oder  nicht  ent- 
sprechende Rangstellung  des  Gläubigers  geht,  gegen  die  Masse,  wenn  die 
Anweisung  oder  der  Rang  eines  andern  Gläubigers  angefochten  wird,  gegen 
diesen.    Das  Urteil  wirkt  aber,  wenn  die  Klage  zugesprochen  wird,  zu  gunsten 
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sämtlicher  Gläubiger,  d.  h.  der  Kollokationsplan  ist  in  seiner  Gesamtheit  an 
der  Hand  des  Urteils  zu  berichtigen:  nur  erhält  der  obsiegende  Gläubiger 
ge wissermassen  als  Risikoprämie  für  die  Prozessführung,  bis  zur  vollen  Be- 
friedigung den  Anteil  des  Unterlegenen  an  der  Konkursmasse  (dessen  Dividende) 
oder  die  dem  abgewiesenen  Teile  der  Forderung  des  Unterlegenen  entsprechende 
Quote  der  Dividende. 

E.  Die  Verwertung  (Art.  252  ff.),  Nach  Feststellung  des  Kollokations- 
planes  wird  die  zweite  Gläubigerversammlung  einberufen,  welche  die  für  die 
Verwertung  erforderlichen  Weisungen  erteilt.  Die  Konkursverwaltung  besorgt 
die  Verwertung  und  zwar  ist  alles  Vermögen  der  Masse  zu  versilbern,  da  die 
Befriedigung  der  Gläubiger  nicht  durch  Anweisung,  sondern  durch  Bezahlung 
erfolgt.  Der  ordentliche  Verwertungsmodus  ist  die  öffentliche  Versteigerung, 
wenn  die  Gläubiger  nicht  Verkauf  aus  freier  Hand  bcschliessen. 

Jeder  Gläubiger  ist  berechtigt,  diejenigen  Rechtsansprüche  der  Masse  zu 
verfolgen,  auf  deren  Geltendmachung  die  Gesamtheit  der  Glaubiger  verzichtet. 

Unter  die  hier  gemeinten  Rechtsansprüche  fällt  alles,  was  für  die  Masse 
einen  vermögensrechtlichen  Wert  besitzt  und  auf  die  Höhe  der  Konkursdividende 
von  Einfluss  sein  kann:  also  Einklagung  von  der  Masse  zustehenden  Forderungen, 
Rechten  und  Sachen,  Anfechtungsklagen  etc.;  aber  auch  Bestreitungen  von 
Ansprüchen  gegen  die  Masse,  wenn  diese  den  Prozess  nicht  aufnehmen  will, 
z-  gegenüber  einem  Aussonderungsberechtigten  ( Vindikanten),  gegenüber 
einem  abgewiesenen  Konkursgläubiger,  der  Einspruch  gegen  den  Kollokations- 
plan erhebt.  Uebcrall  kann  der  einzelne  Gläubiger  in  diesen  Fällen  an  Stelle 
der  Masse  treten.  Erzielt  die  Rechtsverfolgung  durch  den  Gläubiger  ein  Re- 
sultat, so  ist  er  in  erster  Linie  zu  befriedigen;    der  Rest  fällt  an  die  Masse. 

F.  Verteilung  und  Schluss  des  Verfahrens  (Art.  261  ff.).  Nach  Ein- 
gang des  Erlöses  der  ganzen  Masse  und  nachdem  der  Kollokationsplan  in  Rechts- 
kraft erwachsen  ist,  also  allfällige  Anfechtungsprozesse  erledigt  sind,  stellt  die 
Konkursverwaltung  die  Verteilungsliste  und  die  Schlussrechnung  auf.  Die  Ver- 
teilungsliste wird  durch  Beisetzung  entsprechender  Rubriken  am  Kollokations- 
plan, auf  den  sie  sich  stützt,  angebracht. 

Die  Massakosten  (Kosten  der  Eröffnung  und  Durchführung  des  Konkurses) 
werden  vorab  gedeckt ;  die  Kosten  der  Verwaltung  und  Verwertung  der  Pfand- 
gegenstände werden  von  deren  Erlös  genommen;  der  übrige  Eriös  wird  an 
die  Gläubiger  an  Hand  der  im  Kollokationsplan  aulgestellten  Rangordnung 
verteilt. 

Verteilungsliste  und  Schlussrcchnung  werden  während  zehn  Tagen  beim 
Konkursamte  aufgelegt,  wovon  jedem  Gläubiger  unter  Mitteilung  eines  seine 
Forderung  betreffenden  Auszuges  Anzeige  gemacht  wird.  Die  Verteilung  kann 
nicht  mehr  gerichtlich,  sondern  nur  durch  Beschwerde  bei  der  Aufsichtsbehörde 
angefochten  werden. 

Nach  Ablauf  der  zehntägigen  Frist  erfolgt  die  Verteilung.  Abschlags- 
verteilungen können  nach  Ablauf  der  für  Anfechtung  des  Kollokationsplanes 
bestimmten  Frist  (siehe  oben  unter  D)  vorgenommen  werden. 

Kei  der  Verteilung  erhält  der  Gläubiger  einen  Verlustschcin  für  den 
ungedeckt  bleibenden  Teil  seiner  Forderung.  In  demselben  ist  anzugeben,  ob 
der  Schuldner  bei  Feststellung  des  Kollokationsplanes  die  Forderung  aner- 
kannt oder  bestritten  hat.  Die  Anerkennung  macht  den  Verlustschein  zu  einer 
den  Gläubiger  zur  provisorischen  Rechtsöffnung  berechtigenden  Urkunde.  — 
Der  Verlustschein  hat  die  für  den  Vcrlustschein  bei  der  Betreibung  auf  Pfand- 
verwertung gegebenen  Folgen  (vergl.  IX,  litt.  d).  Der  Gläubiger  kann  jedoch 
eine  neue  Betreibung  nur  anheben,  wenn  er  nachweist,  dass  der  Schuldner  zu 
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neuem  Vermögen  gelangt  ist.  Diese  Vorfrage  ist  eventuell  durch  gerichtlichen 
Entscheid  im  beschleunigten  Verfahren  zu  erledigen,  wenn  sie  durch  Rechts- 
vorschlag des  Schuldners  streitig  wird. 

Durch  die  Praxis  ist  festgestellt,  dass  die  Fortsetzung  der  alten  Retreibung 
binnen  sechs  Monaten,  wie  sie  für  den  Pfandvcrlustschein  gilt,  für  Konkurs- 
vcrlustschcine  überhaupt  keine  Anwendung  findet. 

Die  Forderungen  derjenigen  Glaubiger,  welche  «am  Konkurse  nicht  teil- 
genommen haben,  unterliegen  denselben  Beschränkungen,  wie  diejenigen,  für 
welche  ein  Verlustschcin  ausgestellt  ist. 

Nach  der  Verteilung  legt  die  Konkursverwaltung  dem  Konkursgericht 
einen  Schlussbericht  vor.  Das  Gericht  erklärt  auf  Untersuchung  über  die  voll- 
ständige Durchführung  hin  das  Verfahren  als  geschlossen.  Gibt  die  Geschäfts- 
führung der  Verwaltung  dem  Gericht  Anlass  zu  Bemerkungen,  so  überweist  es 
die  Sache  der  Aufsichtsbehörde.    Der  Schluss  des  Verfahrens  wird  publiziert. 

Werden  nach  Schluss  des  Verfahrens  Vermügensstücke  entdeckt,  welche 
zur  Masse  gehören,  so  besorgt  das  Konkursamt  ohne  weitere  Förmlichkeit 
Verwertung  und  Verteilung.  Nachträglich  entdeckte  zweifelhafte  Rechtsansprüche 
sollen  den  Gläubigern  zur  Kenntnis  gebracht  werden.  Verzichtet  die  Gesamt- 
heit auf  die  Durchführung,  so  hat  wiederum  der  einzelne  Gläubiger  das  Recht 
der  Durchführung. 

Ein  Konkursverfahren  soll  binnen  sechs  Monaten  seit  der  Eröffnung  durch- 
geführt werden.  Doch  kann  die  Aufsichtsbehörde  diese  Frist  in  angemessener 
Weise  verlängern. 

2.  Das  materiki.i.k  Konkuksukc ht.  A.  Einwirkungen  des  Konkurses 
auf  das  Vermögen  des  Schuldners  (Art.  197  ff.).  Zur  Konkursmasse  gehört 
sämtliches  Vermögen,  welches  dem  Schuldner  im  Momente  der  Konkurseröffnung 
angehört  und  bis  zum  Schlüsse  des  Verfahrens  anfallt,  gleichgültig,  wo  dieses 
Vermögen  liegt.  Eine  Ausnahme  bilden  die  Kompetenzstücke  und  die  höchst- 
persönlichen Rechte,  da  diesen  letztem  die  Eigenschaft  der  Uebertragbarkeit 
fehlt.  Auch  Gegenstände,  an  denen  Pfandrechte  haften,  sind  zur  Masse  zu  ziehen. 
Die  Pfandgläubiger  sind  nach  schweizerischem  Konkursrecht  nicht  Absonderungs- 
berechtigte, sondern  Konkursgräubiger,  welche  allerdings  in  erster  Linie  aus 
dem  Erlös  der  verpfändeten  Gegenstände  gedeckt  werden.  Ebenfalls  gehört 
zur  Konkursmasse  alles,  was  Gegenstand  der  Anfechtungsklage  sein  kann. 

Laufende  Beireibungen  fallen  dahin,  gepfändete  und  mit  Arrest  belegte 
Vermögensstücke  gehören  in  die  Konkursmasse ;  nur  wenn  bereits  Verwertung 
stattgefunden  hat,  so  ist  die  Verteilung  an  die  betreibenden  Gläubiger  vor- 
zunehmen und  der  Ueberschuss  über  deren  Ansprüche  fällt  an  die  Konkurs- 
masse: während  der  Dauer  des  Verfahrens  können  keine  neuen  Betreibungen 
gegen  den  Schuldner  angehoben  werden. 

Einzelfälle.  Wenn  sich  in  den  Händen  des  Schuldners  ein  Inhaber- 
oder Ordrepapier  befindet,  welches  ihm  nur  zur  Einkassierung  oder  als  Deckung 
für  eine  bestimmt  bezeichnete  künftige  Zahlung  übergeben  oder  indossiert 
wurde,   so  kann  der  Berechtigte  Rückgabe  von  der  Masse  verlangen. 

Wenn  der  Gemeinschuldner  eine  fremde  Sache  verkauft  und  im  Zeitpunkte 
der  Konkurseröffnung  den  Kaufpreis  noch  nicht  erhalten  hat,  so  kann  der  Eigen- 
tümer gegen  Vergütung  dessen,  was  der  Schuldner  darauf  zu  fordern  hat, 
Abtretung  der  Forderung  oder  Herausgabe  des  inz  wischen  von  der  Konkurs- 
verwaltung eingezogenen  Kaufpreises  (letzterer  als  Massaschuld,  nicht  als  Konkurs- 
dividende) verlangen. 

Wenn  eine  verkaufte  Sache  an  den  Gemeinschuldncr  abgesendet,  aber 
im  Momente  der  Konkurseröffnung  noch  nicht  an  ihn  übergegangen  ist,  so  kann 
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der  Verkäufer  die  Rückgabe  verlangen,  wenn  die  Konkursverwaltung  nicht 
vorzieht,  den  Kaufpreis  zu  bezahlen.  Der  Verkäufer  ist  im  erstem  Falle  Vindi- 
kant,  im  zweiten  Fall  ist  ihm  der  Kaufpreis  als  Massaschuld  zu  bezahlen.  Das 
Rücknahmerecht  des  Verkäufers  ist  ausgeschlossen,  wenn  die  Sache  vor  der 
öffentlichen  Bekanntmachung  des  Konkurses  von  einem  gutgläubigen  Dritten 
auf  Grund  eines  Frachtbriefes,  Konosscmcnts  oder  Ladescheines  zu  Eigentum 
oder  Pfand  erworben  ist.   In  diesem  Falle  bleibt  der  Verkäufer  Konkursgläubiger. 

Alle  Rechtshandlungen  des  Gcmcinschuldncrs,  welche  derselbe  nach  der 
Konkurseröffnung  in  Bezug  auf  Vcrmügcnsstüekc,  welche  zur  Konkursmasse 
gehören,  vornimmt,  sind  den  Konkursgläubigern  gegenüber  ungültig  ;  der  Schuldner 
verliert  damit  die  Verfügungsfähigkeit  über  das  zur  Masse  gehörige  Vermögen. 
Hier  besteht  eine  aus  wechselrechtlichen  Gründen  geschaffene  Ausnahme:  Hat 
der  Gcmeinschuldner  vor  der  öffentlichen  Bekanntmachung  des  Konkurses  einen 
eigenen  oder  einen  auf  ihn  gezogenen  Wechsel  bezahlt,  so  ist  die  Zahlung 
gültig,  sofern  der  Wechselinhaber  von  der  Konkurseröffnung  keine  Kenntnis 
hatte  und  im  Falle  der  Nichtzahlung  den  wechselrechtlichen  Regress  gegen 
Dritte  mit  Erfolg  hätte  ausüben  können.  Nicht  gelöst  ist  die  im  deutschen 
Konkursrechte  bejahte  Frage,  ob  die  Konkursverwaltung  auf  den  letzten  Wechsel- 
regressschuldner für  diese  Zahlung  den  Rückgriff  nehmen  dürfe.  Sie  wird 
aber  auch  für  das  schweizerische  Recht  in  der  Regel  im  bejahenden  Sinne 
entschieden. 

Forderungen,  welche  zur  Konkursmasse  gehören,  können  nach  der  Konkurs- 
eröffnung nicht  mehr  gültig  an  den  Gemeinschuldner  bezahlt  werden;  eine 
solche  Zahlung  bewirkt  für  den  Dritten  nur  insoweit  Befreiung,  als  das  Ge- 
leistete in  die  Konkursmasse  gelangt  ist.  Erfolgte  die  Zahlung  vor  der  öffent- 
lichen Bekanntmachung  des  Konkurses,  so  ist  der  Leistende  befreit,  wenn  ihm 
die  Eröffnung  des  Konkurses  nicht  bekannt  war.  Das  Gegenteil  ist  ihm  von 
der  Konkursverwaltung  zu  beweisen. 

Civilprozessc,  in  denen  der  Gemcinschuldncr  als  Kläger  oder  Beklagter 
steht,  sind  nach  der  Konkurseröffnung,  dringliche  Fälle  vorbehalten,  einzustellen 
und  können  erst  zehn  Tage  nach  der  zweiten  Gläubigcrversammlung  wieder 
aufgenommen  werden.  Hiervon  sind  ausgenommen  Entschädigungsklagen  wegen 
Ehr-  und  Körperverletzungen  und  Prozesse  über  Civilstand,  Ehesachen  und 
Untcrhaltsansprüche. 

Während  der  im  Gesetz  bestimmten  Einstellungszeit  (also  bis  zehn  Tage 
nach  der  ersten  Gläubigerversammlung)  laufen  die  Verjährungs-  und  Vcrwirkungs- 
fristen  nicht. 

B.  Wirkungen  des  Konkurses  auf  die  Rechte  der  Gläubiger. 
Art.  208  ff.  Durch  die  Konkurseröffnung  werden  sämtliche  Schuldverpflichtungen 
des  Gemcinschuldners  fällig:  zugleich  wird  jedoch  der  Zinsenlauf  eingestellt, 
so  dass  von  verzinslichen  Forderungen  nur  der  Zins  bis  zum  Tage  der  Kon- 
kurseröffnung gefordert  werden  kann.  Einzig  für  pfand versicherte  Forderungen 
läuft  der  Zins  weiter.  Die  Einstellung  des  Zinsenlaufcs  bezieht  sich  nur  auf 
den  Gemeinschuldncr;  Dritte  (z.  B.  Bürgen),  welche  für  den  Gemeinschuldner 
haften,  bleiben  zinspflichtig. 

Nicht  verfallene  unverzinsliche  Forderungen  können  nur  unter  Abzug  eines 
Zwischenzinses  (Intcrusurium)  von  5%  geltend  gemacht  werden. 

Forderungen  unter  aufschiebender  Bedingung  oder  mit  ungewisser  Ver- 
fallzeit sind  zum  vollen  Betrage  im  Konkurse  zuzulassen.  Die  auf  diese  Ansprüche 
fallende  Konkursdividende  ist  jedoch  auf  der  staatlich  bezeichneten  Depositcn- 
anstalt  durch  die  Konkursverwaltung  zu  deponieren  und  kann  vom  Gläubiger 
nur  pro  rata  seines  fällig  gewordenen  Anspruches  bezogen  werden. 
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Im  Konkurse  des  Leibrentenschuldners  kann  der  Gläubiger  dasjenige 
Kinsatzkapital  eingeben,  welches  erforderlich  wäre,  um  ihm  bei  einer  soliden 
Rcntenanstalt  die  geschuldete  Rente  zu  verschaffen  (Art.  522  O.-R.). 

Forderungen,  welche  nicht  auf  eine  Geldzahlung  gehen,  sind  in  Geld- 
forderungen  von  entsprechendem  Werte  umzuwandeln;  indessen  hat  die  Kon- 
kursvcrwaltung  das  Recht,  die  geforderte  Leistung  in  natura  zu  erfüllen,  wofür 
der  Gläubiger  dann  Sicherstcllung  verlangen  kann.  —  Beim  Pachtverhältnis 
bleiben  die  Bestimmungen  des  Obligationenrechtes  über  den  Konkurs  des 
Pächters  (Fortsetzung  des  Vertrages  bis  zum  Ende  des  Pachtjahrcs  gegen 
Sicherheitsleistung)  vorbehalten. 

Das  persönliche  Rücktrittsrecht  vom  Vertrage  wirkt  nicht  dinglich;  d.  h. 
der  Rücktritt  macht  den  Zurücktretenden  nicht  zum  Aussonderungsberechtigten 
(Vindikanten),  sondern  er  bleibt  Konkursgläubiger;  anders  beim  Eigentums- 
vorbehalt. Wenn  mit  Eigentumsvorbehalt  verkauft  ist,  so  kann  der  Verkäufer 
auch  im  Konkurse  die  geleistete  Sache  zur  Aussonderung  bringen. 

Verrechnung  (Kompensation)  im  Konkurse  ist  zulässig  und  wird  durch 
die  Konkurseröffnung  nicht  ausgeschlossen.  Dagegen  ist  sie  nicht  zulässig  : 
a)  wenn  ein  Schuldner  des  Gcmcinschuldncrs  erst  nach  der  Konkurseröffnung 
Gläubiger  geworden  ist;  b)  wenn  ein  Gläubiger  des  Gemcinschuldners  erst 
nach  der  Konkurseröffnung  Schuldner  desselben  oder  der  Konkursverwaltung 
wird ;  c)  wenn  die  Forderung  des  Konkursgläubigers  auf  einem  Inhaberpapiere 
beruht:  d)  im  Konkurse  der  Aktiengesellschaft  und  Genossenschaft  können 
rückständige  Beiträge  der  Mitglieder  an  das  Gesellschaftskapitai  (Aktienein- 
zahlungen, Gcnossenschaftseinzahlungen)  nicht  mit  Forderungen  an  die  Gesell- 
schaft verrechnet  werden. 

Anfechtbar  ist  die  Verrechnung,  wenn  der  Schuldner  des  Gemeinschuld- 
ners v  o  r  der  Konkurseröffnung,  aber  in  Kenntnis  der  Zahlungsunfähigkeit  des 
Gemeinschuldners,  eine  Forderung  an  denselben  erworben  hat,  um  sich  oder 
einem  andern  durch  die  Verrechnung  unter  Benachteiligung  der  Konkursmasse 
einen  Vorteil  zuzuwenden. 

Da  mit  dem  Konkurse  alle  Forderungen  gegen  den  Gemeinschuldner  fällig 
werden,  so  sind  auch  seine  Bürgschaften  im  Konkurse  einzugeben.  Die  Kon- 
kursmasse hat  aber  für  den  bezahlten  Betrag  Rückgriff  gegen  den  Hauptschuldner 
und  die  Mitbürgen.  Diese  Regressfrage  ist  im  Falle  gleichzeitiger  Konkurse 
der  haftenden  Personen  besonders  geregelt.  —  Für  den  Fall  des  gleichzeitigen 
Konkurses  mehrerer  solidarisch  haftender  Mitverpflichteter  besteht  dem  Vorgang 
des  französischen  und  deutschen  Rechtes  entsprechend  die  Vorschrift,  dass  der 
Gläubiger  in  allen  Konkursen  seine  ganze  Forderung  eingeben  darf.  So  lange 
er  nicht  voll  befriedigt  ist,  besteht  unter  den  Massen  kein  Rückgriff  für  die 
geleisteten  Teilzahlungen.  Erst  wenn  sich  ein  Ueberschuss  ergiebt,  so  ist  dieser 
Ueberschuss  nach  Massgabe  der  civilrechtlirhcn  Rückgriffsverhältnisse  unter  die 
Massen  zu  verteilen. 

Ist  ein  Gläubiger  von  einem  Mitverpflichteten  des  Gemcinschuldners  teil- 
weise befriedigt  worden,  so  ist  er  trotzdem  berechtigt,  im  Konkurs  seine  ganze 
Forderung  einzugeben,  ohne  Rücksicht  auf  bestehende  Rückgriffsrechte  des 
bezahlt  habenden  Mitverpflichteten.  —  Auch  der  Mitverpflichtetc  kann,  falls  er 
eine  Regressl'orderung  besitzt,  diese  im  Konkurse  eingeben.  Der  Hauptgläubiger 
wird  zunächst  vollständig  befriedigt.  Erst  wenn  sich  aus  der  auf  seine  Eingabe 
fallenden  Konkursdividende  ein  Ueberschuss  über  seine  Gesamtforderung  unter 
Berücksichtigung  der  erhaltenen  Teilzahlung  ergibt,  ist  aus  diesem  Ueberschuss 
der  Regressanspruch  des  Teilzahlers  mit  der  auf  diesen  fallenden  Konkurs- 
dividende zu  befriedigen.  Der  Rest  ist  unter  die  übrigen  Gläubiger  zu  verteilen. 
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Der  Konkurs  der  Kollektiv  gcsellschaft  hat  den  Konkurs  ihrer  Teilhaber 
nicht  zur  gesetzlichen  Folge  und  umgekehrt  der  Konkurs  eines  Teilhabers  nicht 
den  der  Gesellschaft.  —  Tritt  aber  bei  Vorhandensein  von  Konkursgründen 
gegen  beide  gleichzeitig  der  Konkurs  der  Gesellschaft  und  eines  ihrer  Teilhaber 
ein,  so  können  die  Gesellschaftsgläubiger  im  Konkurs  des  Teilhabers  nur  den- 
jenigen Teil  ihrer  Forderungen  geltend  machen,  der  im  Gesellschaftskonkurs 
unbefriedigt  geblieben  ist.  Für  die  entstehenden  Regressyerhältnisse  sind  die 
oben  entwickelten  Vorschriften  über  den  gleichzeitigen  Konkurs  mehrerer  Mit- 
verpflichteter massgebend.  —  Fällt  dagegen  nur  der  Teilhaber  der  Gesellschaft 
in  Konkurs,  so  können  die  Gesellschaftsgläubiger  ihre  Gesamt forderungen  an 
die  Gesellschaft  eingeben.  Die  Konkursmasse  hat  dieselben  RückgrifFsrechte, 
wie  diejenige  des  Bürgen  (siehe  oben). 

Die  Rangordnung  der  Gläubiger.  Die  für  die  Anweisung  der  Kon- 
kursgläubiger (nicht  der  Vindikanten  [Aussonderungsberechtigten]  und  nicht  der 
Massagläubiger),  welche  durch  den  Kollokationsplan  (siehe  oben  1  D)  erfolgt, 
massgebenden  Grundsätze  sind  in  Art.  219  des  Gesetzes  enthalten.  Da  die 
Pfandgläubiger  als  Konkursgläubiger  behandelt  werden,  so  erscheinen  auch  sie 
im  Kollokationsplan.  Sie  geniessen  aber  insofern  eine  bevorzugte  Stellung,  als 
der  Erlös  der  verwerteten  Pfandobjektc  nach  Abzug  der  Verwertungskosten 
zur  Befriedigung  ihrer  Forderung  verwendet  wird.  Nur  soweit  ihre  Forderung 
aus  diesem  Erlös  nicht  gedeckt  werden  kann,  stehen  sie  dann  den  übrigen 
Konkursgläubigern  gleich,  d.  h.  sind  dem  ihnen  sonst  als  Gläubiger  zukom- 
menden Range  gemäss  anzuweisen.  Der  Rang  der  Grundpfandgläubiger  unter  sich 
bestimmt  sich  bis  zum  Erlass  des  eidgenössischen  Civilgesetzbuchcs  nach  dem 
kantonalen  Rechte;  ebenso  entscheidet  dieses  darüber,  wie  weit  das  Pfand  für 
Zinsen  haftet.  Danach  scheidet  sich  der  Kollokationsplan  naturgemäss  in  zwei 
Teile:  der  eine  enthält  die  Anweisung  der  Pfandgläubiger  und  der  andere  die 
Anweisung  der  übrigen  Konkursgläubiger  und  der  Pfandgläubiger,  soweit  sie 
aus  ihren  Pfändern  nicht  gedeckt  sind. 

Für  diesen  zweiten  Teil  gilt  nachfolgende  Klassenordnung,  welche  so  zu 
verstehen  ist,  dass  die  Gläubiger  einer  nachfolgenden  Klasse  nur  Befriedigung 
erhalten,  wenn  diejenigen  der  vorhergehenden  Klasse  voll  befriedigt  sind.  Die 
Gläubiger  einer  und  derselben  Klasse  haben  unter  sich  gleiches  Recht. 

Erste  Klasse,  a)  Die  I.obnl>eträge  der  Dienstboten  für  das  letzte  Jahr  vor  der  Konkurs- 
eröffnung, b)  Die  Besoldungen  der  Commis  und  Burcauangestelltcn  für  das  letzte  Halbjahr  vor  der 
Konkurseröffnung,  c)  Die  J^ohnbetrage  der  auf  Tag-  oder  Stücklohn  gedungenen  Arbeiter,  der 
Fabrikarbeiter  und  anderer  auf  Tag-  oder  Wochenlohn  gedungenen  Personen  für  das  letzte  Vierteljahr 
vor  der  Konkurseröffnung,   d)  Die  Beerdigungskosten. 

Zweite  Klasse,  a)  Die  Forderungen  von  Personen,  deren  Vermögen  kraft  Vormundschaft 
oder  elterlicher  Gewalt  dem  Gemeinschuldner  anvertraut  war,  für  alles,  was  derselbe  ihnen  in  dieser 
Eigenschaft  schuldig  geworden  ist.  Dieses  Vorzugsrecht  gilt  nur  dann,  wenn  der  Konkurs  wälircnd 
der  Dauer  der  vormundschafüichen  oder  elterlichen  Verwaltung  oder  innerhalb  Jahresfrist  nach  deren 
Beendigung  eröffnet  worden  ist.  Die  Dauer  eines  Prozess-  oder  Belreibungsverfabrens  fallt  dabei  nicht 
in  Berechnung,  b)  Die  Forderungen  der  Arbeiterkassen  gegenüber  dem  Arbeitgeber. 

Dritte  Klasse.  Die  Forderungen  der  staatlich  anerkannten  Aerzte,  der  Apotheker  und 
Hebammen,  sowie  sonstige  Forderungen  wegen  Pflege  und  Wartung  des  Gcmeinschuldners  und  seiner 
Hausgenosseo  für  das  letzte  Jahr  vor  der  Konkurseröffnung. 

Vierte  Klasse.  Der  nach  dem  kantonalen  Rechte  privilegierte  Teil  der  Forderung  der  Ehe- 
frau des  Gemeinschuldners  für  ihr  zugebrachtes  Frauengut  (in  die  Ehe  gebrachtes  oder  während  der 
Ehe  durch  Erbschaft  oder  Schenkung  von  Seite  dritter  Personen  erworbenes  Vermögen),  soweit  das- 
selbe kraft  gesetzlich  anerkannten  Güterrechts  im  Eigentum  oder  in  der  Verwaltung  des  Ehemannes 
sich  befindet.  Der  privilegierte  Teil  des  zugebrachten  Fr.iuengutes  darf  nicht  mehr  als  die  Hälfte 
demselben  betragen  Auf  dem  privilegierten  Teile  wird  der  Wert  derjenigen  Vcrmögeiistücke,  welche 
die  Ehefrau  als  Eigentümerin  zurücknimmt,  sowie  der  Betrag,  welchen  sie  auf  Grund  eines  ihr 
zustehenden  Pfandrechts  erhalt,  angerechnet 

Fünfte  Klasse.  Alle  übrigen  Forderungen  mit  Einschluss  der  Forderung  der  Ehefrau  für 
den  nicht  privilegierten  Teil  ihres  zugebrachten  Frauengutes. 
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3.  Dkr  Widerruf  des  Konkurses.  Art.  195.  Die  Konkurseröffnung  wird 
durch  das  Konkursgericht  widerrufen,  wenn  der  Gemeinsehuldner  von  sämt- 
lichen Gläubigern  die  schriftliche  Erklärung  beibringt,  dass  sie  ihre  Konkurs- 
eingabe zurückziehen  oder  wenn  ein  Nachlassvertrag  zu  stände  gekommen  ist 
(vergl.  XVII).  Der  Widerruf  kann  also  erst  nach  Ablauf  der  Eingabefrist  ver- 
hängt werden,  da  erst  dann  feststeht,  welche  gläubigerischen  Ansprüche  erhoben 
werden.  Nach  der  Schlusscrklärung  ist  ein  Widerruf  nicht  mehr  zulässig.  — 
Der  Widerruf  ist  öffentlich  bekannt  zu  machen.  Durch  den  Widerruf  wird  der 
Schuldner  in  die  Verwaltung  seines  Vermögens  wieder  eingesetzt. 

Die  Einstellung  der  Liquidation  einer  erblosen  Verlassenschaft  wird  vom 
Konkursgerichtc  verfügt,  wenn  vor  Schluss  des  Verfahrens  ein  Erbberechtigter 
den  Antritt  der  Erbschaft  erklärt  und  für  Bezahlung  der  Schulden  Sicherheit  leistet. 

XVI.  Die  Anfechtungsklage.  Art.  285  ff.  Ausser  der  unter  XV,  2,  B  bei 
Behandlung  der  Kompensation  aufgestellten  Anfechtungsklage  gibt  das  Gesetz 
den  Gläubigern  in  und  ausser  Konkurs  das  Recht,  gewisse  Rechtshandlungen 
des  Schuldners  durch  Klage  gegen  den  dritten  Begünstigten  aufheben  zu  lassen. 
Ausser  Konkurs  ist  nur  derjenige  Gläubiger  legitimiert  zur  Klage,  der  einen 
(provisorischen  oder  definitiven)  Verlustschein  besitzt;  im  Konkurs  ist  es  die 
Konkursverwaltung:  es  sei  denn,  dass  der  einzelne  Gläubiger  (siehe  XV  A  5) 
an  die  Stelle  derselben  getreten  ist,  in  welchem  Falle  er  die  Anfechtungsklage 
am  Platze  der  Konkursvcr waltung  durchführen  kann.  Die  Anfechtungsklage 
richtet  sich  nur  gegen  denjenigen,  welcher  aus  der  anfechtbaren  Rechtshand- 
lung des  Schuldners  Vorteil  gezogen  hat  und  dessen  Erben;  gegen  Dritte  nur 
bei  Nachweis  von  Erwerb  in  bösem  Glauben  vom  Begünstigten ;  sie  geht  auf 
Rückerstattung  des  durch  die  anfechtbare  Rechtshandlung  erworbenen  Ver- 
mögens, ist  also  persönlichen,  nicht  dinglichen  Charakters.  Der  gutgläubige 
Empfänger  einer  Schenkung  ist  nur  zur  Rückgabe  der  Bereicherung  verpflichtet. 

Die  Gegenleistung  des  Anfechtungsbeklagten,  wenn  es  sich  um  zweiseitige 
Geschäfte  handelt,  ist  zu  erstatten,  soweit  sich  dieselbe  noch  in  Händen  des 
Schuldners,  resp.  der  Konkursmasse  befindet;  darüber  hinaus  kann  ein  Anspruch 
nur  gegen  den  Schuldner,  resp.  die  Konkursmasse  als  Konkursanspruch  geltend 
gemacht  werden.  Wurde  durch  die  anfechtbare  Rechtshandlung  eine  Forderung 
des  Anfcchtungsbeklagten  getilgt,  so  tritt  diese  Forderung  mit  der  erfolgten 
Rückerstattung  des  Empfangenen  wieder  in  Kraft.  Das  Gesetz  stellt  folgende 
Fälle  «1er  Anfechtbarkeit  auf: 

Anfechtbar  sind  mit  Ausnahme  gebräuchlicher  Gelegenheitsgeschenke  alle  Schenkungen  und 
unentgeltlichen  Verfügungen,  welche  vom  Schuldner  innerhalb  der  letzten  sechs  Monate  vor  der 
Pfändung  oder  Konkureeröffnung  vorgenommen  worden  sind.  Den  Schenkungen  sind  gleichgestellt: 
1 .  Rechtsgeschäfte,  bei  denen  der  Schuldner  eine  Gegenleistung  angenommen  hat,  die  zu  seiner  eigenen 
Leistung  in  einem  Mißverhältnisse  steht ;  Rechtsgeschäfte,  durch  welche  der  Schuldner  sich  oder 
einem  Dritten  eine  Leibrente  oder  einen  Nicssbrauch  erworben  hat.  —  Anfechtbar  sind  im  weitem 
die  folgenden  Rechtshandlungen,  sofern  der  Schuldner  sie  innerhalb  der  letzten  sechs  Monate  vor  der 
Pfändung  oder  Konkurseröffnung  vorgenommen  hat  und  im  Zeitpunkte  der  Vornahme  bereits  über- 
schuldet war:  I.  Begründung  eines  Pfandrechtes  zur  Sicherung  bereits  bestehender  Verbindlichkeiten, 
deren  Erfüllung  sicherzustellen  der  Schuldner  nicht  schon  früher  verpflichtet  war;  z.  Tilgung  eioer 
GehtschuUI  auf  andere  Weise  als  durch  Barschaft  oder  durch  anderweitige  übliche  Zahlungsmittel; 
3.  Zahlung  einer  nicht  verfallenen  Schuld.  Die  Anfechtbarkeit  ist  indessen  ausgeschlossen,  wenn  der 
Begünstigte  beweist,  diss  er  die  Vermögenslage  des  Schuldners  nicht  gekannt  hat  —  Anfechtbar  sind 
endlich,  ohne  Rücksicht  auf  den  Zeitpunkt  ihrer  Vornahme,  alle  Rechtshandlungen,  welche  der 
Schuldner  in  der  dem  andern  Teile  erkennbaren  Absicht  vorgenommen  hat,  seine  Gläubiger  zu  benach- 
teiligen oder  einzelne  Gläubiger  zum  Nachteil  anderer  zu  begünstigen. 

Es  lassen  sich  darnach  nach  schweizerischem  Rechte  ebenfalls,  wie  nach 
deutschem,  drei  Arten  der  Anfechtungsklage:  die  Schenkung»-,  Ueberschuldungs- 
und  Deliktspauliana  unterscheiden,  wenn  gleich  bei  letzterer  hervorzuheben  ist. 
dass  das  schweizerische  Recht  dem  Dritten  gegenüber  nicht  das  Wissen  von 


Betreibung  und  Konkurs 


551 


der  fraudulösen  .\bsirht  des  Schuldners,  sondern  nur  das  Wissenkönnen  (in 
der  dem  andern  Teile  erkennbaren  Absicht)  voraussetzt.  Ks  ist  darunter 
verstanden,  dass  der  Dritte  das  im  Verkehr  notwendige  Mass  von  Vorsicht 
gebrauchen  und  sich  nicht  auf  Geschälte  einlassen  soll,  deren  zweifelhaften 
Charakter  er  bei  einiger  Aufmerksamkeit  erkennen  konnte.  Die  Anfechtungs- 
klage verjährt  binnen  fünf  Jahren  seit  der  anfechtbaren  Rechtshandlung. 

Da  der  Civilprozess  noch  der  kantonalen  Souveränität  untersteht  und  in 
den  verschiedenen  Civilprozessordnungen  der  Kantone  das  Prinzip  der  freien 
Beweiswürdigung  noch  nicht  überall  durchgedrungen  ist.  so  ist  bundesrechtlich 
vorgesehen,  dass  bei  Anfechtungsprozessen  der  Richter  nach  freiem  Ermessen 
zu  urteilen  hat. 

Der  strafrechtliche  Schutz  der  anfechtbaren  Handlungen  ist  bis  zur  Uni- 
fikation des  Strafrechts  den  Kantonen  überlassen  und  sind  die  darauf  bezüg- 
lichen Thatbestände  aus  den  Einführungsgesetzen   der  Kantone  zu  entnehmen. 

XVII.  Der  Nachlassvertrag.  Der  Nachlassvertrag  des  schweizerischen  Rechtes 
nimmt  im  Anschluss  und  Weiterentwicklung  der  in  Frankreich  ausgebildeten 
liquidation  judiciaire  eine  besondere  Stellung  deshalb  ein,  weil  er  ganz  unab- 
hängig vom  Konkurs  gestellt  ist.  Zwar  ist  ein  Nachlassvertrag  auch  im  Konkurs 
möglich,  in  welchem  Kalle  die  zweite  Gläubigerversammlung  darüber  zu 
beschliessen  hat  :  aber  der  Konkurs  ist  nicht  mehr  die  Voraussetzung  eines 
Nachlassvertrages.  Jeder  Schuldner  kann  rbe  Rechtswohlthat  des  Nachlassver- 
trages erlangen,  auch  derjenige,  gegen  den  eine  Konkursbetreibung  nicht 
möglich  ist.  —  Das  Gesetz  schreibt  zwar  über  die  Vermögenslage  des  Schuldners 
nichts  vor;  die  amtliche  Prüfung  der  Vermögenslage  des  Schuldners,  welche 
der  Gewährung  der  Nachlassstundung  vorhergeht,  verhindert  aber,  dass  der 
Nachlassvertrag  in  leichtfertiger  Weise,  ohne  dass  seine  Notlage  den  Schuldner 
dazu  drängt,  abgeschlossen  werden  kann. 

Die  Behörden,  vor  welchen  das  Verfahren  sich  abspielt,  die  sogenannten 
Nachlassbehörden,  sind  von  den  Kantonen  zu  bezeichnen;  die  meisten  Kantone 
haben  das  Verfahren  in  die  Hände  gerichtlicher  Behörden  gelegt. 

Der  Schuldner,  welcher  mit  seinen  Gläubigern  einen  Nachlassvertrag 
abschliessen  will,  hat  der  Nachlassbehörde  einen  Entwurf  einzureichen  unter 
Beilegung  einer  Bilanz,  aus  welcher  seine  Vermögenslage  zu  ersehen  ist,  und 
eines  Verzeichnisses  seiner  Geschäftsbücher,  wenn  er  zu  Führung  von  solchen 
verpflichtet  ist.  Auf  das  Begehren  des  Schuldners  kann  nur  eingetreten  werden, 
wenn  die  Mehrheit  der  Gläubiger  dem  Entwürfe  unterschriftlieh  zustimmt  und 
zugleich  die  auf  diese  Mehrheit  entfallende  Forderungssumme  die  Hälfte  des 
Gesamtbetrages  der  Forderungen  übersteigt.  Die  pfandversicherten  und  privi- 
legierten Gläubiger  und  die  Ehefrau  des  Schuldners,  sowie  deren  Korderungen, 
werden  hierbei  nicht  mitgerechnet.  Die  Zustimmung  eines  Gläubigers  zum 
Entwürfe  verpflichtet  denselben  nicht  zur  Annahme  des  Nachlassvertrages. 

Die  Nachlassbchördc  hat  vor  dem  Entscheid  die  Vermögenslage  des 
Schuldners,  den  Stand  seiner  Buchführung,  sein  Gcschäftsgehahren  und  die 
Ursachen  der  Nichterfüllung  seiner  Verbindlichkeiten  zu  prüfen.  Denn  die 
Rechtswohlthat  des  Nachlassvertrags  soll  nur  dem  ehrlichen  bedrängten 
Schuldner  zu  teil  werden.  Ist  das  Gesuch  bewilligt,  so  gewährt  die  Nachlass- 
behörde dem  Schuldner  eine  Nachlassstundung  von  zwei  Monaten  (welche  auf 
vier  Monate  verlängert  werden  kann)  und  ernennt  einen  Sachwalter,  als  welcher 
auch  ein  Betreibungs-  und  Konkursbeamter  bezeichnet  werden  kann.  Die 
Nachlassstundung  hat  Einstellung  jeder  Zwangsexekution  gegen  den  Schuldner 
zur  Folge.  Verjährungs-  und  Verwirkungsfristen,  welche  durch  Betreibung 
unterbrochen  werden,  laufen  nicht. 
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Der  Sachwalter  wird  zwar  nicht  gesetzlicher  Vertreter  des  Schuldner*, 
hat  aber  während  der  Dauer  des  Verfahrens  die  geschäftliche  Thätigkeit  des 
Schuldners  zu  überwachen.  Diesem  ist  aber  von  der  öffentlichen  Bekannt- 
machung der  Nachlassstundung  hinweg  bei  Strafe  der  Ungültigkeit  der  Rechts- 
handlung und  des  Widerrufs  der  Nachlassstundung  untersagt,  Liegenschaften 
zu  veräussern  und  zu  belasten,  Pfänder  zu  bestellen.  Bürgschaften  einzugehen 
(»der  unentgeltliche  Verfügungen  zu  treffen. 

Der  Sachwalter  stellt  Aktiv-  und  Passivbestand  des  schuldnerischen  Ver- 
mögens fest.  Das  erstere  erfolgt  durch  Aufnahme  eines  Inventars  und  Schätzung 
der  einzelnen  Vermögensstücke  durch  den  Sachwalter.  Der  Passivbestand  wird 
dadurch  hergestellt,  dass  die  Gläubiger  durch  öffentliche  Auskündung  zur 
Anmeldung  ihrer  Ansprüche  aufgefordert  werden.  Niehtanmeldung  hat  Aus- 
schluss von  der  Stimmberechtigung  bei  den  Verhandlungen  über  den  Nachlass- 
vertrag zur  Folge.  —  Ueber  die  Anmeldungen  der  Gläubiger  ist  eine  Erklärung 
des  Schuldners  einzuholen. 

Mit  der  Auskündung  zur  Eingabe  der  Ansprachen  werden  die  Gläubiger 
zu  einer  spätestens  einen  Monat  nach  der  Publikation  anzusetzenden  Ver- 
sammlung eingeladen,  in  welcher  über  Ablehnung  oder  Annahme  des  vom 
Schuldner  vorgeschlagenen  Nachlassvertrages  entschieden  wird.  Der  Sachwalter 
leitet  die  Verhandlungen  und  erstattet  über  die  Vermögenslage  des  Schuldners 
Bericht.  Die  Zustimmungserklärungen  sind  schriftlich  zu  Protokoll  zu  geben. 
Dieselben  können  gültig  auch  noch  zehn  Tage  nach  der  Versammlung  einge- 
geben werden.  Der  Schuldner  hat  der  Versammlung  beizuwohnen,  um  auf 
Verlangen  den  Gläubigern  die  erforderlichen  Auskünfte  zu  erteilen.  Der  Nach- 
lassvertrag gilt  als  angenommen,  wenn  zwei  Dritteile  der  Gläubiger  demselben 
zugestimmt  haben  und  die  von  ihnen  vertretene  Forderungssumme  zwei  Dritt- 
teile des  Gesamtbetrags  der  Forderungen  ausmacht.  Die  privilegierten  Gläubiger 
und  die  Ehefrau  des  Schuldners  werden  hierbei  weder  für  ihre  Person  noch 
für  ihre  Forderung  mitgerechnet;  pfandversicherte  Forderungen  zählen  nur  zu 
demjenigen  Betrage  mit,  welcher  nach  der  Sehätzung  des  Sachwalters  ungedeckt 
ist.  Die  Nachlassbehörde  entscheidet,  ob  und  zu  welchem  Betrage  bedingte 
Forderungen  und  solche  mit  ungewisser  Verfallzcit,  sowie  bestrittene  Forde- 
rungen mitzuzählen  sind.  Dem  gerichtlichen  Entscheide  über  den  Rechtsbestand 
der  Forderungen  wird  dadurch  nicht  vorgegriffen. 

Ueber  die  Annahme  des  Nachlassvertrags  fasst  der  Sachwalter  ein  Gut- 
achten ab,  welches  er  der  Nachlassbehörde,  die  den  Nachlassvertrag  zu  geneh- 
migen hat,  unterbreitet.  Die  Nachlasshehörde  hat  zunächst  zu  untersuchen, 
ob  die  erforderliche  Gläubigermehrheit  vorhanden  ist.  Entscheidet  sie  diese 
Vorfrage  im  bejahenden  Sinne,  so  darf  sie  den  Nachlassvertrag  nur  unter 
folgenden  Voraussetzungen  genehmigen:  1.  wenn  der  Schuldner  nicht  zum 
Nachteil  seiner  Gläubiger  unredliche  oder  sehr  leichtfertige  Handlungen 
begangen  hat ;  2.  wenn  die  angebotene  Summe  in  richtigem  Verhältnisse  zu 
den  Hülfsmitteln  des  Schuldners  steht.  Dabei  können  auch  dessen  Erbanwart- 
schaften in  Anschlag  gebracht  werden;  3.  wenn  die  Vollziehung  des  Nach- 
lassvertrages und  die  vollständige  Befriedigung  der  angemeldeten  privilegierten 
Gläubiger  hinlänglich  sichergestellt  sind,  es  sei  denn,  dass  die  letztem  hieraul 
verzichten.  Unter  den  privilegierten  Gläubigern  der  Ziff.  3  sind,  wie  bei  der 
Berechnung  der  Mehrheit  nicht  gezählten  privilegierten  Gläubigern,  diejenigen 
der  Klassen  I  bis  IV  (einschliesslich  des  Privilegs  der  Ehefrau)  zu  verstehen 
(vergl.  oben  XV  B  2.  Rangordnung  der  Gläubiger). 

Aus  dieser  Darstellung  ergibt  sich  .  dass  auch  nach  schweizerischem 
Rechte  durch  den  Nachlass\ ertrag   nur  die  Rechte   der  Kurrentgläubiger  (der 
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laufenden  Schulden)  berührt  werden.  Ausserhalb  des  Nachlassvertrages  stehen 
die  Pfandgläubiger,  soweit  ihre  Forderung  nach  Schätzung  des  Sachwalters 
durch  das  Pfand  gedeckt  ist,  und  die  privilegierten  Gläubiger.  Sie  stimmen 
nicht  mir,  aber  ihre  Ansprüche  sollen  auch  durch  den  Nachlassvertrag  keine 
Einbussc  erleiden.  Die  Ehefrau  hat  kein  Stimmrecht,  soweit  aber  ihre  Forderung 
für  ihr  Eingebrachtes  privilegiert  ist,  geniesst  sie  des  Schutzes  der  als  Voraus- 
setzung des  Nachlassvcrtragcs  aufgestellten  Sicherstellung  eines  privilegierten 
Gläubigers:  soweit  ihre  Forderung  nicht  privilegiert  ist,  muss  sie  sich  freilich 
mit  der  Nachlassquote  zufrieden  geben,  anderen  Feststellung  sie  nicht  mitwirkt. 

Der  Entscheid  über  den  Nachlassvertrag  wird,  ob  er  auf  Bestätigung 
oder  auf  Verwerfung  lautet,  publiziert  und  die  Wirkungen  der  Nachlassstundung 
fallen  mit  der  Publikation  dahin. 

Im  Falle  der  Bestätigung  ist  der  Nachlassvertrag  für  samtliche  Gläubiger 
des  Schuldners  verbindlich :  alle  Pfändungen  mit  Bezug  auf  noch  nicht  ver- 
wertete Vermögensstücke  fallen  dahin.  Der  Schuldner  hat  auf  Anordnung -der 
Nachlassbehörde  die  auf  bestrittene  Ansprachen  fallenden  Beträge  der  Nach- 
quote bei  der  Depositenanstalt  zu  hinterlegen  und  den  Gläubigern  bestrittener 
Forderungen  sind  (im  Nachlassentsc  heid)  Fristen  zur  Einklagung  zu  setzen.  Unter- 
lassen sie  die  Klage  binnen  der  Frist,  so  verlieren  sie  ihren  Anspruch  auf  die 
Quote,  welche  in  diesem  Falle  dem  Schuldner  zurückzuerstatten  ist;  ebenso 
wenn  die  Klage  abgewiesen  wird. 

Die  Forderung  des  Gläubigers  auf  den  nachgelassenen  Teil  seiner  Forde- 
rung geht  zwar  nicht  unter:  ihrer  Einklagung  steht  aber  die  Einrede  aus  dem 
bestätigten  Nachlassvertrag  entgegen;  dagegen  lebt  sie  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen (siehe  weiter  unten)  durch  Aufhebung  des  Nachlassvcrtragcs  wieder  auf. 

Nicht  verbindlich  ist  der  Nachlassvertrag  für  die  Pfandgläubiger,  soweit 
ihre  Forderung  durch  das  Pfand  nach  der  Schätzung  des  Sachwalters  gedeckt 
ist;  für  den  übrigen  Teil  der  Forderung  sind  sie  wie  Kurrentgläubiger  zu 
behandeln. 

Eine  Nachforderung  über  die  Nachlassquote  hinaus  ist,  auch  wenn  der 
Schuldner  zu  besserem  Vermögen  gelangt,  den  Gläubigern  nicht  gegeben.  Der 
Nachlassschuldner  steht  also  in  dieser  Beziehung  besser  als  der  Konkursit, 
gegen  den  neue  Betreibung  bei  Nachweis  neuen  Vermögens  gestattet  ist. 

Die  Verwerfung  des  Nachlassvertrages  hat  neben  Aufhebung  der  Nach- 
lassstundung keine  andere  besondere  Folge,  als  dass  gegen  den  der  Konkurs- 
betreibung unterliegenden  Schuldner  ohne  vorgängige  Betreibung  auf  Antrag 
jeden  Gläubigers  zehn  Tage  nach  der  Bekanntmachung  der  Konkurs  verhängt 
werden  kann. 

Jedes  Versprechen,  durch  welc  hes  der  Sc  huldner  einem  Gläubiger  mehr 
als  die  im  Nachlassvertrag  zugesicherte  Leistung  verheisst,  ist  ungültig. 

Der  Nachlassvertrag  kann  durch  die  Nachlassbehördc  aufgehoben  werden : 
a)  Gegenüber  dem  einzelnen  Gläubiger,  auf  dessen  Antrag,  wenn  der  Schuldner 
die  Bedingungen  des  Nachlasses  nicht  erfüllt.  Der  Gläubiger  tritt  damit  in 
seine  früheren  Rechte  ein,  unbeschadet  der  ihm  durch  den  Nachlassvertrag 
zugesicherten  Rechte.  b>  Auf  Antrag  eines  Gläubigers  für  alle  Gläubiger,  wenn 
der  Nachlassvertrag  auf  unredliche  Weise  zu  stände  gekommen  ist.  Unterliegt 
der  Schuldner  der  Konkursbetreibung,  so  kann  gegen  ihn  der  Konkurs  ohne 
vorgängige  Betreibung,  wie-  bei  Verwerfung  des  Nachlassvertrages  erötmet 
werden. 

Die  Rechte  der  Gläubiger  des  Nachlassschuldners  gegen  Mitschuldncr, 
Bürgen  und  Gewährspflichtige  werden  durch  den  Nachlassvertrag  nicht  berührt, 
wenn  er  diesen  Personen  mindestens  10  Tage  vor  der  Gläubigerversainndung 
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Ort  und  Zeit  derselben  mitteilt  und  ihnen  Abtretung  der  Forderung  gegen 
Zahlung  anbietet.  - —  Ebenso  kann  der  Gläubiger  auch  unbeschadet  seiner 
Rechte  diesen  Personen  den  Entscheid  über  den  Heitritt  zum  Nachlassvcrtxage 
übertragen. 

Wird  im  Konkurse  ein  Nach)ass\ ertrag  vorgeschlagen,  so  begutachtet  die 
Konkursverwaltung  den  Nachlassvertrag  zu  Händen  der  Gläubiger,  welche  in 
ihrer  zweiten  Versammlung  darüber  entscheiden.  Die  Konkursverwaltung  tritt 
an  Stelle  des  Sachwalters  und  legt  den  Verlrag  der  Nachlnssbehörde  zur 
Bestätigung  vor.  Bestätigt  diese  den  Vertrag,  so  ist  der  Konkurs  auf  Antrag 
des  Konkursverwalters  durch  das  Konkursgericht  zu  widerrufen:  im  Ablehnungs- 
falle nimmt  das  Konkursverfahren  seinen  Fortgang. 

XVffl.  Die  Rechtsmittel  in  der  Zwangsvollstreckung.  Die  besondere 
Behördenorganisation  des  Zwangsvollstreckungsverfahrens  hat  auch  zur  Folge, 
dass  die  civilprozessualischen  Rechtsmittel  im  Betreibungsverfahren  nicht 
Anwendung  finden  können.  Das  hat  wieder  eine  Ausscheidung  zwischen  den 
Kompetenzen  der  Gerichte  und  der  Aufsichtsbehörden  in  Betreibungssachen 
notwendig  gemacht. 

Das  Gesetz  führt  ein  «Beschwerde»  genanntes  Rechtsmittel  ein.  Die 
Beschwerde  richtet  sich  an  die  Aufsichtsbehörde;  zunächst,  soweit  solche 
bestehen,  an  die  verschiedenen  kantonalen  Instanzen  derselben;  in  letzter  Linie 
an  die  Schuldbetreibung.«.-  und  Konkurskammer  des  Bundesgerichtes. 

Die  Beschwerde,  die  sich  nur  auf  Handlungen  der  Betrcibungs-  und 
Konkursbeamten,  niemals  auf  gerichtliche  Entscheidungen  beziehen  kann,  ist 
an  die  Aufsichtsbehörde  zu  richten,  soweit  nicht  das  (leset/  ausdrücklich 
den  Weg  der  gerichtlichen  Klage  vorgesehen  hat. 

Beschwerdegründe  sind:  a)  Verletzung  der  Vorschriften  des  Gesetzes: 
b)  Rechtsverweigerung  und  Rechtsverzögerung:  e)  dass  eine  Verfügung  eines 
Beamten  den  Verhältnissen  nicht  angemessen  erscheint. 

Die  Beschwerdeeinlegung  hat  keine  Suspensivwirkung;  eine  Einstellung 
der  Zwangsvollstreckung  findet  nur  statt  auf  ausdrückliche  Verfügung  der 
angegangenen  Aufsichtsbehörde  oder  ihres  Präsidenten. 

Das  Verfahren  ist  schriftlich  :  bei  den  ersten  Instanzen  kann  die  Beschwerde 
auch  mündlich  angebracht  werden. 

Da  das  Verfahren  als  eine  Beschwerdeführung  gegen  den  Beamten  gedacht 
ist,  so  ist  die  Einvernahme  der  dabei  beteiligten  Gegenpartei  nicht  notwendiges 
Erfordernis:  Sie  findet  je  nach  Ermessen  der  Aufsichtsbehörden  statt.  Zur 
Besch werdeführung  sind  legitimiert  die  am  Betreibungsverfahren  beteiligten 
Personen,  zunächst  der  Gläubiger  und  der  Schuldner,  der  Konkursverwalter, 
aber  auch  jeder  Dritte,  der  durch  eine  in  einem  Betreibungsverfahren  von 
einem  Beamten  getroffene  Verfügung  in  seinen  rechtliehen  Interessen  verletzt  ist. 

Das  Rechtsmittel  der  Beschwerde  ist  auch  gegen  die  Konkursverwaltung, 
gegen  Beschlüsse  von  ( J läuhigerversammlungen  im  Konkurs  und  gegen  den 
Sachwalter  im  Nachlassverfahren  gegeben:  die  Beschwerde  richtet  sich  aber 
im  letztern  Falle  an  die  Nachlassbehörde. 

l'eber  die  Ausscheidung  zwischen  Gerichts-  und  Betreibungsbehl  irden  ist  zu 
sagen,  dass  den  Gerichten  zugewiesen  sind:  a)  M  a  teri  cl  lrceh  1 1  ic  he  Fragen. 
Die  Klage  auf  Begründetheit  der  Forderung  bei  erhobenem  Rechtsvorschlag  in 
der  ordentlichen  und  in  der  Wechselbetreibung  (Wechselklage),  bei  der  Arrest- 
betreibung: die  Aberkennungsklage,  die  Rückforderungsklage  ausbezahlter  Nicht- 
schuld,  die  Bestreitung  des  durch  Anschlusspfändung  erhobenen  Anspruches 
der  Ehefrau  und  der  ihr  gleichgestellten  Personen,  die  Widerspruchsklagc  im 
Pfändungsverfahren  und  die- Vindikation  im  Konkurse,  die  Bestreitung  des  Lasten- 
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Verzeichnisses  im  Pfändungsverfahren,  Kollokationsstreitigkeitcn  im  Plandungs- 
verfahren  und  im  Konkurse;  die  Schadensersatzklage  wegen  unbegründeter 
Arrestherausnahme;  die  Klage  auf  Zurückbringung  vtm  dem  Retentionsrecht 
unterliegenden  Gegenständen;  die  Anfechtungsklage;  die  Klage  auf  Anerken- 
nung einer  bestrittenen  Nachlassforderung,  b)  Prozessuale  Knt  Scheidungen. 
Zulassung  eines  verspäteten  Rechtsvorschlages;  Rechtsöffnungsbegehren  und 
Kewilligung  des  Rechtsvorschlags  bei  der  Wechselbetreibung;  Hegehren  um 
Aufhebung  oder  (Einstellung  der  Betreibung;  über  Aufnahme  eines  Güter- 
verzeichnisses  oder  andere  vorsorgliche  Massnahmen  vor  der  Konkurseröffnung; 
die  Konkurseröffnung,  der  Widerruf,  die  Einstellung  und  der  Schluss  des  Konkurs- 
verfahrens; über  die  Frage,  oh  ein  in  Konkurs  gefallener  Schuldner  wieder  zu 
neuem  Vermögen  gekommen  ist;  die  Arrestauf  hebungskluge. 

Das  Verfahren  ist.  soweit  nicht  einzelne  Vorschriften  im  Bundesgesetze 
enthalten  sind,  durch  die  Kantone  nach  den  zwei  Kategorien  des  summarischen 
und  beschleunigten  Verfahrens  zu  ordnen.  Das  summarische  für  Rechtsöffnung 
und  Konkursbegehren,  das  beschleunigte  für  die  Bestreitungsprozesse  der  Khe- 
frau  und  der  ihr  Gleichgestellten,  für  Koll.  .kationsprozesse  im  Plandungs  und 
Konkursverfahren,  für  die  Arrestaufhebung  und  für  Streitigkeiten  über  Zurück- 
bringung von  heimlich  dem  Retentionsrecht  entzogenen  Gegenstünden. 

Die  Berufung  an  das  Bundesgericht  ist  gegeben  für  die  unter  a)  auf- 
gezählten Streitigkeiten,  soweit  im  übrigen  die  Voraussetzungen  des  Rechts- 
mittels zutreffen:  gleich  verhält  es  sich  mit  der  Kassation.  Der  staatsrechtliche 
Rekurs  hat  in  Betreibungssachen  im  ganzen  ein  beschränktes  Anwendungs- 
gebiet; er  kann  zulässig  sein  bei  Gerichtsstandsfragen,  Verletzung  des  Art.  61 
der  B.-V.  (Vollziehung  von  schweizerischen'  (ivilurteilen  im  Gebiete  der  Kid- 
genossenschaft), bei  Rechtsverweigerung,  bei  Verhaltnissen,  bei  welchen  Grund- 
sätze aus  Staatsverträgen  zur  Anwendung  gelangen,  über  die  Frage  der  Auf- 
hebung kantonalen  Rechtes  durch  Bundesrecht. 

Kontrovers  ist  die  Frage,  wie  weit  die  Gerichtsbehörden  berechtigt  sind, 
durch  provisorische  Verfügungen  (soweit  solche  nicht  im  Gesetz  vorgesehen 
sind)  in  den  Gang  des  Zwangsvollstrerkungsvcrfahrens  einzugreifen.  Die  Gerichts- 
praxis neigt  eher  zur  Verneinung  der  Frage. 

Das  Disziplinarverfahren  gegen  die  Betreibung«-  und  Konkursbeamten 
(vergl.  oben  II),  welche  kantonale  Beamte  sind,  liegt  ausschliesslich  in  den 
Händen  der  kantonalen  Aufsichtsbehörden.  Kine  Weiterziehung  des  disziplinar- 
erkenntnisses  an  das  Bundesgericht  ist  ausgeschlossen. 

XIX.  Folgen  der  Insolvenz  auf  die  bürgerlichen  Rechte  des  Schuldners. 
Die  Bundesverfassung  gibt  zwar  in  Art.  66  dem  Bunde  das  Recht,  zu  bestimmen, 
unter  welchen  Voraussetzungen  der  Schweizerbürger  seiner  politischen  Rechte 
verlustig  erklärt  werden  kann.  Kin  Bundesgesetz  darüber  ist  aber  bis  jetzt 
nicht  erlassen  worden  und  auch  im  Betreibungsrechte  ist  für  einstweilen  die 
Ordnung  dieser  Sache  den  Kantonen  anheimgestellt  (Art.  26).  Einzig  der  bundes- 
rcchtliche  Satz  ist  aufgestellt,  dass  Rehabilitation  eintreten  muss,  wenn  der 
Konkurs  widerrufen  oder  wenn  sämtliche  zu  Verlust  gekommenen  Gläubiger 
befriedigt  sind  oder  beistimmen.  Die  Kantone  haben  sehr  verschieden  legi- 
feriert.  Bald  haben  sie  den  Verlust  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  nur  für  den 
Konkurs  ausgesprochen  (wie  Genf,  Waadt  und  Zürich),  bald  ist  diese  Folge 
sowohl  mit  dem  Konkurs-  als  dem  Pfandverlustschein  verbunden,  wobei  die 
Einstellung  in  der  bürgerlichen  Ehrenfähigkeit  bald  eine  dauernde,  bald  eine 
zeitlich  beschränkte  ist.  Dem  Schuldner  wird  in  einzelnen  kantonalen  Gesetz- 
gebungen bald  gestattet,  einen  Entlastungsbeweis  zu  führen,  bald  hat  der  Richter 
dies  von  Amtswegen  zu  untersuchen. 
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XX.  Kosten.  Die  Kosten  des  Verfahrens  trägt  der  Schuldner.  Unter  den 
Betreibungskosten  sind  aber  nur  die  Kosten  der  von  Beamten  vorgenommenen 
Handlungen  verstanden,  nicht  die  Vertretungskosten  des  Gläubigers.  Der  Gläu- 
biger ist  verpflichtet,  die  Kosten  auf  Verlangen  des  Beamten  vorzuschi essen, 
kann  dieselben  dann  aber  bei  Zahlungen  des  Schuldners  vorab  erheben. 

Das  Beschwerdeverfahren  ist  kostenlos;  nur  kann  der  Unterlegene  bei 
trölerischer  Anwendung  des  Rechtsmittels  zu  einer  Kanzleigcbühr  verurteilt 
werden. 

Ueber  die  Kosten  besteht  der  vom  Bundesrate  erlassene  Tarif  vom  1.  Mai 
1891  mit  Abänderungen  vom  12.  März  1901. 

Die  gemäss  diesem  Tarif  bezogenen  Kosten  bilden  je  nach  der  kantonalen 
Organisation  entweder  die  Kntschädigung  des  Beamten  oder  fallen  in  die 
kantonale  Staatskasse. 

Die  im  Betreibungs-  und  Konkursverfahren,  ebenso  im  Beschwerdeverfahren 
errichteten  Aktenstücke  sind  stcmpelfrei. 

XXI.  Quellen  und  Litteratur.  Bundesgesetz  über  Schuldbetreibung  u.  Komtur f 
v.  //.  April  i88q.  —  Tarifs.  /.  Mai  /8g/  —  Verordnung  Nr.  I  tum  B.-G.  über  Schuld- 
betreibung und  Konkurs  ( Formulare,  Register  und  Rechnungsführung)  vom  18.  Dexbr, 
/8g/.  —  Verordnung  Nr,  II  tum  B.-G.  über  Schuldbetreibung  und  Konkurs  v.  24.  Dez. 
1893  (Titel  der  kantonalen  Aufsichtsbehörden  und  Beschnerdeführung).  —  B.-G.  betr. 
die  Uebertragung  der  Oberaufsicht  über  das  Schuldbetreibung.*-  und  Konkur  Seesen  an 
das  Bundesgericht  vom  28.  funi  1895.  —  Bundesratsbeschluss  vom  /3.  Märt  /go/  betr. 
teilweise  Abänderung  des  Tarifs  vom  / .  Mai  /8g/  tum  B.-G.  über  Schuldbetreibung 
*  und  Konkurs.  —  Brüstlein  und  Weber,  Das  Bundesgesetz  über  Schuldbetreibung  und  Kon- 
kurs für  den  praktischen  Gebrauch  erläutert.  II.  Auflage.  Zürick  rgoo;  die  erste  Auf- 
lage dieses  Werkes  erschien  in  selbständiger  französischer  Bearbeitung  Lausanne  1893 
unter  dem  Titel:  Brust  lein  et  Rambert,  commeniaire  de  la  loi  fiderale  sur  la  poursuite 
pour  dettes  et  la  faillite.  —  Neubörger,  Das  Bundesgesetz  über  Schuldbetreibung  und 
Konkurs  mit  Erläuterungen.  Brugg  /89a.  —  Jäger,  Das  Bundesgesetz  betr.  Schuld- 
betreibung und  Konkurs ;  unter  Berücksichtigung  der  Praxis  der  Bundesbehörden  und 
der  Entscheidungen  kantonaler  Gerichte  und  Aufsichtsbehörden  für  den  praktischen 
Gebrauch  erläutert. 

Alex.  Reichel,   Professor  an  der  Universität 
und  Abteilungschef  im  eidgen.  yustiz-  und  Polizeidepartement,  Bern. 

Bibliothekwesen. 

I.  Einleitung.  —  II.  Geschichtliche  Entwicklung.  —  III.  Verhält- 
nisse im  Jahr  1868:  1.  Allgemeines;  2.  Populäre  Bibliotheken;  3.  Wissenschaft- 
liche Bibliotheken  ;  4.  Ergebnisse.  —  IV.  Entwicklung  seit  1868:  I.Richtungen; 
2.  Formen:  3.  Zukünftige  Aufgaben.  —  V.  Litteratur. 

I.  Einleitung.  Ueber  das  Bibliothekwesen  der  Schweiz  liegt  eine  aus  dem 
Jahre  1872  stammende  umfangreiche  Statistik  von  Dr.  Ernst  Heitz  vor:  «Die 
Öffentlichen  Bibliotheken  der  Schweiz  im  Jahr  1868  nach  dem  von  der  schwei- 
zerischen statistischen  Gesellschaft  gesammelten  Material;  herausgegeben  von 
der  schweizerischen  statistischen  Gesellschaft;  Basel  1872».  Auf  die  schwei- 
zerischen Verhältnisse  nimmt  sodann  Bezug  Petzholdts  €  Adressbuch  der  Biblio- 
theken Deutschlands  mit  Kinschluss  von  Oesterreich- Ungarn  und  der  Schwei» 
1875  >.  das  u.  a.  auch  die  Bibliotheken  von  ca.  250  Bibliotheksorten  der  Schweiz 
aufführt,  jedoch  zum  überwiegenden  Teil  lediglich  mit  den  kurzen  Notizen,  die 
Heitz  lieferte,  und  nur  für  die  wichtigeren  Anstalten  mit  einlässlicheren  Angaben 
über  Geschichte,  Inhalt.  Finanzverhältnisse  u.  s.  f.  Seither  ist  nichts  mehr  für 
die  Sammlung  statistischen  Materials  gethan  worden.  Paul  Schwenkes  Adress- 
buch der  deutschen  Bibliotheken,  dem  überaus  reiche  amtliche  statistische 
Angaben  zu  Grunde  liegm  und  das  diese  sehr  exakt  verarbeitet,  beschränkt  sich 
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auf  die  Bibliotheken  des  deutschen  Reiches.  Einzelne  schweizerische  Bibliotheken 
geben  über  ihre  Entwicklung  in  jährlichen  Rechenschaftsberichten  Auskunft, 
die  entweder  in  denen  der  betreffenden  Obcrbchörden  enthalten  sind  oder  (wie 
bei  der  öffentlichen  Bibliothek  in  Basel,  der  Landesbibliothek  in  Bern,  der  Biblio- 
theque publique  in  Genf  und  der  Stadtbibliothek  in  Zürich)  besonders  erscheinen 
und  zum  Teil  recht  einlässlich  sind.  Allerdings  mag  sich  der  Leser  (oder  Ver- 
fasser) öfters  fragen,  ob  eine  Berichterstattung  über  grössere  Zwischenräume, 
3 — 5  Jahre,  nicht  erspriesslicher  wäre,  da  die  Spanne  eines  einzigen  Jahres 
gerade  für  die  stille,  aber  weitschichtige  Bibliotheksarbeit  doch  gar  kurz  ist 
und  das  Wesentliche  der  Entwicklung  sich  der  Berichterstattung  mit  nur 
einjähriger  Periode  allzuleicht  entzieht.  Allgemeine  Angaben  neueren  Datums, 
die  sich  zur  Zusammenfassung  und  Vergleichung  eignen,  fehlen  jedoch  gänzlich. 
Und  doch  wäre  es  sehr  wertvoll,  solche  zu  besitzen,  und  ein  überaus  ver- 
dienstliches Unternehmen,  solche  zu  sammeln  und  eine  neue  Statistik  über  die 
schweizerischen  Bibliotheken  zu  veranlassen.  Die  Grenzen  müssten  dabei  aller- 
dings enger  gezogen  werden.  Schon  bei  Hcitz  erschwert  die  Weite  des  Rahmens 
und  die  Fülle  des  Materials  den  Ueberblick.  Der  seither  eingetretene  grosse 
Aufschwung  im  Bibliothekwesen  würde  eine  Beschränkung  in  der  Zahl  der 
befragten  Bibliotheken  im  Interesse  einer  intensiveren  Durcharbeitung  der  ein- 
gehenden Angaben  erst  recht  notwendig  machen.  Dafür  hätte  das  Fragenschema 
auf  eine  Reihe  weiterer  Punkte  Rücksicht  zu  nehmen. 

Eine  Skizze  über  das  schweizerische  Bibliothekwesen  wird  von  Heitz 
ausgehen  und  unter  Verwertung  der  von  ihm  gegebenen  Daten  einen  Ueber- 
blick: 1.  über  die  geschichtliche  Entwicklung  und  2.  über  die  Verhält- 
nisse im  Jahr  1868  zu  geben  haben,  um  hernach  3.  einen  Blick  auf  die 
seitherigen  Fort-  und  Neubildungen  zu  werfen. 

II.  Geschichtliche  Entwicklung.  Die  Anfänge  des  Bibliothek  wesens  liegen, 
wie  überall  nördlich  der  Alpen,  so  auch  in  der  Schweiz  in  den  Klöstern.  Wie 
nicht  anders  zu  erwarten,  handelt  es  sich  hierbei  vornehmlich  um  Schöpfungen 
des  Benediktinerordens,  auf  den  die  bedeutendsten  der  heute  noch  bestehenden 
Stiftsbibliotheken  zurückführen:  die  Stiftsbibliotheken  von  Einsiedeln  und  Engel- 
berg und  die  weltberühmte  von  St.  Gallen. 

Den  Büchersammlungcn  der  Klöster  und  der  anderen  geistlichen  Stifte 
gesellte  sich  im  15.  Jahrhundert  die  der  im  Jahr  1460  gegründeten  Basler 
Universität  bei,  die  heutige  «öffentliche  Bibliothek  der  Universität». 

Mit  der  Erfindung  der  Buchdruckerkunst  und  dem  Anbruch  der  Neuzeit 
stellte  sich  ein  regeres  Bedürfnis  nach  Büchersammlungen  ein.  Reformation 
und  Gegenreformation  schufen  im  16.  Jahrhundert  eine  Reihe  von  Bibliotheken 
und  eröffneten  eine  Periode  von  Bibliothcksgründungen,  die  wir  bis  ca.  1750 
gehen  lassen  können.  Vertreter  dieser  Periode  sind  einerseits  die  älteren  der 
noch  heute  bestehenden  Stadt-  oder  Bürgerbibliotheken,  zum  Teil  besonderen 
Bibliotheksgesellschaften  gehörende,  aber  von  der  Gunst  der  Obrigkeiten  getragene 
Sammlungen  von  durchaus  gelehrtem  Charakter,  andererseits  eine  Reihe  von  geist- 
lichen Korporationsbibliotheken  teils  reformierten,  teils  katholischen  Ursprungs. 
Als  Stadtbibliotheken  sind  zu  nennen  die  von  Bern  (nach  1528),  St.  Gallen 
(Vadians  Vermächtnis  1551),  Genf  (Bibliotheque  publique  1551  oder  1568),  Zürich 
(1629,  die  den  Charakter  eines  Gesellschaftsinstitutes  in  wesentlichen  Formen 
merkwürdigerweise  noch  bis  heute  bewahrt  hat),  Schaft hausen  (1636),  Winter- 
thur  (1660),  Zofingen  (1693),  Thun  (1696).  Die  auf  reformiertem  Gebiet  entstan- 
denen geistlichen  Bibliotheken  sind,  wie  die  an  die  Universitätsbibliothek  über- 
gegangene Kirchenbibliothek  in  Basel  (1529),  die  Bibliothek  der  Akademie  in 
Lausanne  (1536,  der  Grundstock  der  heutigen  Kantonsbibliothek),  die  Bibliotheque 
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des  tftudiants  ebenda  (1540),  die  heute  noch  bestehende  Bibliothcque  des 
pastcurs  (1538)  in  Neuchätel  und  die  Bibliothek  der  Compagnie  des  pasteurs  in 
Genf  (15  .  .),  wissenschaftlich-theologische  Sammlungen.  Auf  katholischer  Seite 
entwickeln  die  llaupttriiger  und  Hauptwortführer  der  Gegenreformation,  die 
Jesuiten  und  die  Kapuziner,  auch  auf  dem  Gebiete  des  Bibliothek wesens  eine 
ansehnliche  Thätigkeit,  die  zwar  keineswegs  ausschliesslich  theologischen  Charak- 
ters war,  aber  um  so  entschiedener  den  kirchlichen  Zwecken  diente.  Die  Biblio- 
theken der  Jesuiten- Kollegien  in  Luzern  (1577)  und  Freiburg  (1580  81)  bildeten 
nachmals  die  Grundlagen  der  beiden  gleichnamigen  Kantonsbibliotheken.  Höchst 
bemerkenswert  mit  Rücksicht  auf  den  von  ihnen  ausgehenden  Einfluss,  wie  auf 
ihre  Bändezahl,  die  1868  in  einzelnen  Anstalten  bis  gegen  11,000  hinaufging, 
sind  die  Klosterbibliotheken  der  Kapuziner,  deren  vom  Jahr  1565  bis  zum 
Jahr  1672  nicht  weniger  als  17  heute  noch  bestehende  gegründet  wurden: 
Lugano  (1565),  Stans  (1585),  Luzern,  Solothurn  und  Appenzell  (1588).  Zug  (1595). 
Rapperswil  (1604»,  Freiburg  (1609),  Ölten  (1646),  Samen  (1648),  Mels  (1651), 
Wil  (1653),  Schüpfhcim  und  Arth  (1655),  Näfcls  (1671),  Dornach  (1672), 
Schwyz  (16  .  .). 

Mit  der  Zeit  der  Aufklärung,  d.  h.  von  der  .Mitte  des  18.  Jahrhunderts 
an,  macht  sich  eine  neue  Welle  bemerkbar.  Die  Geister  entwinden  sich  den 
starren  Formen  der  überlieferten  Lchrmeinungen  und  der  selbstgenügsamen 
Existenz  in  den  altgewohnten  Verhältnissen. 

In  der  Theologie  kündigt  sich  der  Kampf  zwischen  Rationalismus  und 
Supranaturalismus  an.  Die  exakten  Wissenschaften  dehnen  ihr  Gebiet  aus  und 
zugleich  auch  die  Kreise  ihrer  Anhänger,  die  sie  nicht  zum  mindesten  durch 
Anwendung  der  Theorie  auf  die  praktische  Volkswirtschaft  an  sich  fesseln. 
Und  jene  tiefgreifende  allgemeine  Wandlung  der  Anschauungen,  die  von  England 
ausgeht,  in  Frankreich  sich  an  die  Namen  Voltaire  und  Rousseau  knüpft,  in 
Deutschland  die  Form  des  Sturnies  und  Dranges  annimmt  :  sie  schreitet  auch  an 
der  Schweiz  nicht  spurlos  vorbei,  bringt  in  die  Städte  ein  vermehrtes  Bildungs- 
bedürfnis, lässt  in  den  kleineren  neue  Bibliotheken  entstehen,  die  weniger 
gelehrte,  als  vielmehr  Bildungsinstitute,  in  der  französischen  Schweiz  sogar  nur 
solche,  sein  wollen,  ruft  in  den  grösseren  neben  den  bereits  vorhandenen 
gelehrten  Bibliotheken  besondere  Anstalten  ins  Leben,  die  ihr  Augenmerk 
ausschliesslich  »lern  Aktuellen,  der  zeitgenossischen  Litteratur,  wie  der  Ver- 
breitung politischer  Nachrichten  zuwenden,  und  verbindet  sich  schliesslich  auf 
dem  Lande  mit  der  politischen  Unzufriedenheit.  Ihren  Abschluss  findet  diese 
Periode  'mit  dem  Jahr  I  798. 

Als  Wegweiser  für  diese  Entwicklungen  sind  zu  nennen: 

a)  Die  Predigerbibliothek  in  Bern  (1750),  zwei  theologische  Bibliotheken, 
die  Frey-Gi  ynäus  srhe  (1759)  und  die  d"  Annone's«  he,  in  Basel  (1770).  die  Biblio- 
thek der  Academie  de  theologie  in  Genf  und  die  Ministerialbihliothck  in  Schatf- 
hausen  (beide  1780). 

b)  Die  Bibliotheken  der  Naturlörschenden  Gesellschaft  und  der  Medi- 
zinischen Gesellschaft  in  Zürich  (1746  und  vor  1786).  der  Oekonomischcn  Gesell- 
schaft in  Bern  (176:),  das  Vorbild  für  die  erst  50  Jahre  später  entstandene  Oeko- 
nomisch  -  gemeinnützige  Gesellschaft  in  Freiburg  (1  777),  die  der  Botanisc  hen 
Anstalt  in  Basel. 

c)  Die  Bibliothcque  publique  in  Vverdon  (1761),  die  Bibliothcque  de  la 
ville  in  Morgcs  (1767).  die  Bibliotheque  de  la  ville  in  N'euchatel  (1794).  die 
Stadtbibliotheken  in  Solothurn  (1764),  Biel  (1765),  Burgdorf  (1777). 

dl  Die  allgemeine  Lesegesellschaft  in  Basel  (1787),  die  Lesegesellschaft 
in  Bern  (1791),  —  ein  entsprechendes  Institut,  das  in  Zürich  1793  geplant  wurde. 
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trat  nicht  ins  Leben  und  fand  seine  Verwirklichung  erst  1836  in  der  Museums- 
gcsellschaft.  —  die  Gesellschaft  c  Musis  et  Amieis»  in  Schalthausen  (1795). 

e)  Die  Lesegesellschaft  in  Wädensweil  (178.),  die  Jugend-  und  Volks- 
bibliothek Weinfehlen  (1792)  und  die  Rheinthalische  Lesebibliothek  in  Alt- 
stätten (1796). 

Das  19.  Jahrhundert  beginnt  sofort  mit  einem  bisher  ungeahnten  Aufschwung, 
der  sich  progressiv  tortsetzt.  Von  den  178b  Bibliotheken,  für  die  Heitz  bestimmte 
Gründungsjahrc  anzugeben  in  der  Lage  ist,  entlallen  nicht  weniger  als  1 70U 
auf  die  Zeit  von  1801  —  1870.  und  zwar  118  auf  1801  —  1830,  432  auf  1831 
bis  1847.  529  auf  1848—1860  und  (»21  auf  186 1 —1870.  Wer  diese  Zahlen  im 
einzelnen  verfolgt,  dem  wird  ganz  besonder*  der  starke  Anteil  der  ersten  Jahre 
des  vierten  Jahrzehntes  auffallen. 

Im  Gegensatz  zu  früher  sind  die  bedeutendsten  der  neuen  Schöpfungen 
nunmehr  staatliche  Gründungen.  Die  vermehrte  Sorge  für  das  Unterrichtswesen 
wendet  sich  auch  dem  Bibliothekwesen,  als  einem  wesentlichen  Gliede  desselben, 
zu.  Im  Anschluss  an  die  kantonalen  Mittel-  und  Hochschulen  entstehen  besondere 
Bibliotheken  mit  wissenschaftlicher  Tendenz  für  die  kantonalen  Lehranstalten, 
mit  kürzerem  Namen  und  zugleich  weiterer  Fassung  ihrer  Aufgabe  kurzhin  auch 
«Kantonsbibliotheken»  benannt,  in  die  auch  die  Bibliotheken  kurz  vorher  auf- 
gehobener geistlicher  Stiftungen  ihren  Weg  linden :  Aarau  (1803),  Frauenfeld 
(1807,  bis  1835  nur  Regierungsbibliothek),  Chur  (1823),  Luzern  ( 1832),  Liestal 
(1833»,  Zürich  (1835),  Freiburg  (1835).  Nicht  an  eine  kantonale,  sondern  an  eine 
eidgenossische  Schule  knüpft  sich  die  Bibliothek  des  Polytechnikums  in  Zürich 
(1855)  an.  Neben  ihnen  ist  je  ein  Vertreter  aus  den  Gruppen  der  Stadt-  oder 
Bürgerbibliotheken  und  der  Verwaltungsbibliotheken  besonders  zu  erwähnen: 
die  Bürgerbibliothek  Luzern  1 1809),  die,  wenn  auch  nicht  mit  vollem  Bewusst- 
sein,  sich  schon  von  Anfang  an  zur  Helvcticabibliothck  ausbildete,  und  die 
eidgenössische  Centraibibliothek  in  Bern  (1848),  die  den  Rahmen  eines  centra- 
lisicrten  Depots  der  für  die  einzelnen  Zweige  der  Bundesverwaltung  bestimmten 
Bücherbestände  in  der  Richtung  nach  einer  universellen  Bibliothek  seit  geraumer 
Zeit  überschritten  hat,  ohne  dass  Berechtigung  dazu  vorliegt. 

An  diese  Anstalten  schliesst  sich  nun  die  grosse  Menge  aller  anderen 
von  1SO0  bis  1868  gegründeten  Bibliotheken  au,  die,  teils  kantonalen,  teils 
kommunalen,  teils  korporativen  oder  privaten  Ursprungs,  mit  Beständen  zwischen 
fünf-  und  zweistelligen  Zahlen,  allen  möglichen  Bedürfnissen  zu  entsprechen  und 
den  verschiedensten  Leserkreisen  zu  dienen  haben.  Neben  den  Stadtbibliotheken 
(meist  belehrenden  und  unterhaltenden  Charakters),  den  Verwaltungs-  und 
Behördenbibliotheken,  den  Spczialbibliotheken  der  Lchrcrseminarien,  Kollegien 
und  Mittelschulen,  sind  zu  nennen:  die  Institute  der  Lese-  und  Museumsgesell- 
schaften und  Lesevereine  (besonders  im  zweiten  und  dritten  Jahrzehnt),  die 
Bibliotheken  wissenschaftlicher  Gesellschaften,  deren  Zuwachs  zumeist  aus  dem 
Tauschverkehr  hervorgeht  (seit  ca.  1830)  und  der  Kunstgcsells«  haften,  die  Lehrer- 
bibliotheken :  ferner  die  zahllosen  Volks-  und  Jugendbibliotheken,  Schul-,  Sonntags- 
schul- und  Pfarrbibliotheken,  die  den  Bildungsbedürfnissen  des  Kleinbürger-  und 
Bauernstandes  zu  dienen  haben.  Entsprechend  der  Ausdehnung  der  militärischen 
Interessen  und  dem  kommerziellen  Aufschwung  setzen  in  der  Mitte  des  Jahr- 
hunderts die  militärischen  und  die  kaufmännischen  Bibliotheken  ein.  Auch  der 
Handwerkerstand  besinnt  sich  auf  seine  Interessen  und  legt,  allerdings  in  beschei- 
denste^ Verhältnissen,  Gewerbebibliotheken  an.  Die  touristische  Erschliessung 
und  Beschreibung  des  Hochgebirges  ruft,  nicht  zum  wenigsten  unter  englischem 
Einfluss,  seit  1860  die  Gründung  des  Schweizerischen  Alpenklubs  und  damit  in 
seinen  Sektionen  eine  besondere  kleine  Bibliothekbewegung  hervor.  Die  schärfere 


Digitized  by  Google 


560 


Bibliothek  wcscn 


Ausgestaltung  der  konfessionellen  Verhältnisse  bewirkt  die  Gründung  von  Biblio- 
theken konfessioneller  Färbung,  die  der  evangelischen  Jünglingsvercine  und  der 
katholischen  Piusvereine.  Das  Emporkommen  neuer  gesellschaftlicher  Schichten, 
die  sich  seit  der  Mitte  des  Jahrhunderts  emporarbeiten,  findet  seinen  Ausdruck 
in  den  Bibliotheken  der  Konsumvereine,  der  Grütlivereinc  und  der  speziellen 
Arbeitervereine,  die,  gemäss  den  Bestrebungen  ihrer  Gründer,  bald  mehr  die 
allgemein  bildende,  bald  mehr  die  politische  oder  die  sociale,  am  wenigsten 
die  berufliche  Seite  betonen,  alle  aber  ihre  eigentümlichen  Nüancen  tragen. 
In  der  ganzen  grossen  Auswahl  fehlt  nur  eine  Gattung,  die  aus  begreiflichen 
Gründen  gerade  in  der  Schweiz  wenig  Erdreich  fand:  die  Familienbibliothck, 
obgleich  wenigstens  ein  rühmlicher  Anfang  vorhanden  gewesen  wäre:  die 
Mülincnsche  Familienbibliothck  in  Bern. 

TLL  Verhältnisse  im  Jahre  1868.  1.  Ai.lof.mbines.  Im  Jahr  1868  waren 
nach  der  Heitzschen  Zählung  2090  Bibliotheken  vorhanden,  von  denen  aber  84 
die  an  sie  gerichteten  Fragen  nicht  beantwortet  hatten,  sodass  sich  das  statistische 
Material  nur  auf  2006  Anstalten  bezieht.  Die  Aufnahme  der  Bibliotheken  in 
das  Verzeichnis  wurde  nur  davon  abhängig  gemacht,  ob  1.  <  irgend  welche 
Vorrichtungen  zur  Konservierung  oder  Aeufnung  der  Sammlung  gegeben  >  seien 
und  ob  2.  c ausdrücklicher  Zweck  die  Befriedigung  des  Lesebedürfnisses  — 
gleichviel  welcher  Art  —  bei  einer  grössern  und  wechselnden  Zahl  von  Personen» 
sei.  Sicherlich  ist  es  überaus  schwierig,  eine  Definition  zu  finden,  nicht  sowohl 
für  den  Begriff  der  öffentlichen  Bibliothek  schlechthin,  sondern  vielmehr  für 
den  Begriff  einer  Bibliothek,  die  der  Allgemeinheit  in  dem  Masse  zur  Verfügung 
steht,  dass  sie  als  Teil  des  grossen  nationalen  Bücherschatzes  gelten  kann. 
Eine  zu  weite  Umschreibung  ist  immer  noch  besser  als  eine  zu  enge.  Aber 
die  vorliegende,  die  auch  viele  Sammlungen  mit  weniger  als  100  Bänden,  ja 
sogar  solche  mit  nur  18,  15  und  12  aufnahm,  war  doch  gar  zu  weit  und  liess 
das  Material  ganz  übermässig  anschwellen.  Die  qualitative  Verarbeitung,  der 
die  vielfach  so  verschiedenartigen  und  einer  Gruppierung  nach  allgemeinen 
Gesichtspunkten  sich  so  leicht  entziehenden  Verhältnisse  unseres  Landes  ohnehin 
schon  grosse  Schwierigkeiten  entgegensetzen,  musst<?  fast  ganz  unterbleiben. 
Es  konnten  mehr  nur  die  Verteilung  auf  die  Bevölkerung,  sowie  die  Eigen- 
tums-, die  Bcnutzungs-  und  die  finanziellen  Verhältnisse  zur  Darstellung  gelangen. 
Und  von  den  Ergebnissen  sind  erst  mich  einzelne  unrichtig  oder  nur  mit  Vorsicht 
anzunehmen. 

Die  Verteilung  der  oben  erwähnten  200(>  Bibliotheken  über  das  Land 
ist  eine  recht  ungleiche.  Mittelland  und  Jura  erscheinen  mit  einem  dichten 
Netz  überzogen.  Die  meisten  Bibliotheken  zählen  die  Kantone  Zürich  (262), 
Aargau  (252),  Waadt  (247),  Bern  (222).  Das  Hochgebirge  ist  begreiflicherweise 
nur  schwach  vertreten,  Graubünden  mit  32,  Wallis  mit  15  (zu  denen  freilich 
noch  3,  bezw.  6  weitere  kommen,  die  keine  Antwort  gaben).  Im  Verhältnis 
zur  Bevölkerungszahl  sind  zahlreich  ausgestattet  insbesondere  die  Kantone  Solo- 
thurn  und  Schaffhausen  mit  165,  bezw.  69  Bibliotheken,  daneben  auch  Aargau 
und  Waadt.  Auf  eine  Bibliothek  entfallen  in  Solothurn  474,  in  Schaffhausen  516 
Einwohner,  im  Tessin  dagegen  5981,  in  der  ganzen  Schweiz  1209  Einwohner. 

Die  Gesamtbestände  betragen  rund  2,500,000  Bände  d.h.  93,3  Bande 
auf  100  Einwohner.  Begreiflicherweise  deckt  sich  die  lokale  Verteilung  der 
Bestände  nicht  oder  nicht  durchwegs  mit  der  der  Bibliotheken.  Uebcrcinstim- 
rnung  ist  nur  für  das  Hochgebirge  und  die  italienische  Schweiz  vorhanden. 
Eine  Häufung  tritt  in  den  Sjädtekantonen  Baselstadt  und  Genf,  daneben  auch 
in  Obwalden  auf,  wo  auf  100  Einwohner  je  390,  bezw.  252,  bezw.  209  Bände 
kommen.    Bemerkenswert  ist,  dass  die  Bestände  in  der  französischen  Schweiz 
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dichter  sind,  als  in  der  deutschen,  1 10,1  Bücher  gegenüber  91,5.  Die  italienische 
Schweiz  (Tcssin  und  der  bündnerische  Distrikt  Bormio  (!|)  zählen  nur  24,2  Bände. 

In  jeder  Bibliothek  waren  im  Durchschnitt  1250  Bünde  vorhanden.  Als 
die  grosstc  erscheint  mit  100,000  Bänden  die  Stadtbibliothek  Zürich,  dann 
folgen  bis  zur  Zahl  von  50,000  Bänden  hinab  die  Universitätsbibliothek  Basel 
mit  94,000,  die  Kantonsbibliothek  Luzcrn  mit  80,000,  die  Bibliotheque  publique 
in  Genf  mit  75,000,  die  Socicrtc"  de  lecture  ebenda  mit  62,000.  die  Kantons- 
bibliotheken in  Aarau  und  Lausanne  und  die  Bibliotheque  publique  in  Neuchätel 
mit  je  60,000.  1  %  aller  Bibliotheken  umfasst  zwischen  100,000  und  25,000, 
3  °/o  zwischen  25.000  und  5000,  21  °/«  zwischen  5000  und  500,  31  °/0  zwischen 
500  und  200,  und  44  %  weniger  als  200.  Die  Verteilung  ist  auch  hier  wieder 
überaus  verschieden.  Nahe  bei  Baselstadt  mit  dem  Durchschnittsmaximum  der 
auf  eine  Anstalt  entfallenden  Bändezahl  (5600)  liegt  Solothurn  mit  dem  Durch- 
schnittsminimum (700).  Die  deutsche  Schweiz  hat  an  den  ganz  kleinen  Sammlungen 
mit  unter  200  Bänden  grosseren  Anteil  als  die  französische,  wogegen  diese 
verhältnismässig  viel  mehr  Anstalten  mit  Beständen  von  200 — 5000  Bänden  zählt. 

Eigentümer  dieser  2006  Sammlungen  sind  bei  50,7  °/o  Bund  oder  Kantone 
oder  Gemeinden,  bei  26,7  %  Vereine  und  bei  22,6  °/o  Korporationen  oder  Anstalten. 
In  Wirklichkeit  werden  sich  diese  Verhältnisse  wohl  nicht  so  klar  scheiden 
lassen,  da  die  Ucbergänge  z.  B.  von  Gemeinde  zu  Korporation  oder  von  Korpo- 
ration zu  Verein  überaus  schwankend  und  unsicher  sind. 

Ueber  die  finanziellen  Verhältnisse  berichtet  Heitz  folgendes:  Die 
Gesamteinnahmen  betrugen  rund  Fr.  295,000,  davon  giegen  ein  38,4  °/o  aus 
offiziellen  Beiträgen  von  Staat  oder  Gemeinde,  37,9  °/o  aus  Bcnutzungsgeldern 
und  23,7  °/o  aus  anderen  Quellen  (Fonds  etc.).  Ausgegeben  wurden  rund  Fr.  285,000, 
davon  210,000  für  Anschaffungen  (inbegriffen  Einbände).  Die  Zahl  der  ange- 
kauften Bände  betrug  im  Erhebungsjahr  44,500.  die  der  geschenkten  24,000. 
Für  jedes  gekaufte  Buch  wurden  im  Durchschnitt  gegen  Fr.  5  ausgegeben  (inbe- 
griffen Einbandkosten  für  geschenkte  aber  ungebundene  Werke).  Die  ent- 
sprechenden Ansätze  für  die  einzelnen  Kantone  sind  begreiflicherweise  sehr 
verschieden  und  steigen  von  50  Rp.  (Nidwaiden)  bis  auf  Fr.  10  (Baselstadt). 
Die  Kosten  für  Verwaltung  u.  s.  f.  beziffern  sich  auf  Fr.  75,000.  Gar  keine  Aus- 
gaben in  dieser  Rubrik  weisen  nur  die  Kantone  Ob- und  Nid walden,  Appenzell  I.-Rh. 
und  Tessin  auf. 

Hinsichtlich  der  Bestimmung  der  Bibliotheken  unterscheidet  Heitz 
(Tabellen  pag.  72)  vier  Gruppen:  a)  Wissenschaftliche  (294),  b)  Gemischte  (103), 
c)  Volksbibliotheken  (786)  und  d)  Jugendbibliotheken  (823).  Unmittelbar  daneben 
führt  er  unter  dem  zusammenfassenden  Begriff  «populäre  Bibliotheken»  1734 
auf,  so  dass  als  «nicht  populäre»,  d.h.  wohl  wissenschaftliche  Bibliotheken 
272  übrig  bleiben.  Vielleicht  lassen  sich  die  Bibliotheken  seines  Verzeichnisses 
folgendermassen  gruppieren,  wobei  es  allerdings  nicht  ohne  Willkür  abgeht, 
da  eine  Unterscheidung  zwischen  den  beiden  Gruppen  in  der  Schweiz  noch 
schwieriger  durchzuführen  ist,  als  anders  wo: 

davon  wissen- 
populär schaftlich 

1.  Jugend-  und  Schülerbibliotheken  <;i.   7<>0  760  — 

2.  Volksbibliothekcn  >     720  720 

3.  Anstaltsbibliotheken    (Spitäler,  Gefängnisse, 

Asyle,  jedoch  nicht  Erziehungsanstalten)  .    .     »      35  35 

4.  Arbeiter-,  Gesellen-  und  Grütlivercinsbiblio- 

theken  »     155  155  — 


Uebertrag    ca.  1670  1670 

36 
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davon  wisacD- 
populär  schaftlirh 


U  ebertrag 

ca. 

1670 

1670 

— 

Bibliotheken  für  Handels-  und  Gewerbe-,  tech- 

50  >) 

25 

25 

6. 

90  ') 

45 

45 

7. 

Bibliotheken   von  höheren  Mittelschulen  und 
Lchrerseminaricn  (jedoch  nicht  Schülerbiblio- 

» 

35 

— 

35 

S. 

Geistliche  Bibliotheken  (worunter  31  Kloster- 

65 

65 

9. 

Vereine  und  Gesellschaften  für  Geschieht«-  und 

Naturwissenschaften  und  für  Kunst  .    .    .  . 

> 

30 

30 

10. 

15 

15 

11. 

Grössere    Lesegesellschaften    und  Museums- 

» 

10  '•) 

10 

12.  Stadt-*).  Kantuns-  und  Hochsc  hulbibliothekcn 

> 

40 

40 

ca. 

2005 

1740 

2b5 

')  Mit  Rücksicht  auf  die  vielen  kleinen  oder  für  einfachere  Bedarfnisse  berechneten 
Bibliotheken  gleichmässig  auf  beide  Gruppen  verteilt. 

*)  Mit  Rücksicht  auf  das  in  ihnen  vorhandene  Studienmaterial  zu  den  wissenschaftlichen 
Bibliotheken  gerechnet,  wiewohl  grösstenteils  allgemeinen  Bildungsbedürfnissen  entsprechend, 

2.  Bei  den  populäre*  Bibliotheken  macht  Heitz  auf  einen  bemerkenswerten 
Unterschied  zwischen  der  deutschen  und  der  französischen  Schweiz  aufmerksam, 
insofern  dort  die  Schulbibliotheken,  hier  die  Volksbibliotheken  stärker  vertreten 
sind.  Letzterer  Umstand  ist  fast  ausschliesslich  der  Waadt  zuzuschreiben.  Das 
Ueberwiegen  der  Schulbibliotheken  in  der  deutschen  Schweiz  dagegen  wird 
vornehmlich  durch  den  Kanton  Solothurn  illustriert,  der  auf  165  Bibliotheken 
überhaupt  und  auf  145  populäre  nicht  weniger  als  125  Schulbibliotheken  zählt, 
davon  allerdings  80  mit  weniger  als  100  Bänden. 

Die  Ausgaben  für  die  populären  Bibliotheken  beziffern  sich  auf  ca.  Fr.  130.000. 
d.  h.  auf  etwas  weniger  als  die  Hälfte  der  Ausgaben  für  alle  Bibliotheken. 
Hicvon  wurden  nur  16°/o  durch  Beiträge  der  Gemeinden  gedeckt,  84  °/o  gierigen 
anderswie  ein,  d.  Ii.  vornehmlich  aus  Bcnutzungsgcldcrn.  Die  Verteilung  der 
Auslagen  auf  die  Köpfe  ergiebt  Fr.  4.  90  für  je  100  Einwohner.  Obenan  steht 
wiederum  Basel  (mit  Fr.  28),  dann  folgen  Genf  (12,2),  Schaft  hausen  (8,1).  Appen- 
zell A.-Rh.  (7.4),  Zürich  (7,1).  Waadt  (6,6),  St.  Gallen  (5,1). 

Als  Bestände  der  1734  populären  Bibliotheken  werden  ca.  980.000  Bände 
angegeben,  d.  h.  37  auf  100  Kinwohner.  Die  Zahl  der  gelesenen  Bände  (von 
Heitz  nicht  direkt  angegeben)  ist  wiederum  grossen  Schwankungen  unterworfen. 
Im  ganzen  beträgt  sie  1.225,000  Bünde.  Ueber  dem  Durchschnitt  von  46  Banden 
auf  100  Kinwohner  stehen  die  Kantone  Baselstadt  (180  Bücher),  Schaafhausen 
und  Genf  (92).  Waa.lt  (80).  Appenzell  A.-Rh.  (66).  Neuchätel  (53),  Zürich  (50), 
Aargau  (47).  Die  niedrigsten  Ziffern  weisen  wiederum  die  Gebirgskantone  auf, 
Wallis  (17).  Uri  (8),  Graubünden  (4),  ausserdem  Freiburg  (14)  und  Tessin  (14). 
Jedes  Buch  wurde  1 V*  Mal  benutzt,  und  wenn  man  die  Gesamtausgaberauf 
die  Zahl  der  gelesenen  Bücher  verteilt,  so  kam  jedes  gelesene  auf  10.7  R|>. 
zu  stehen. 

Fast  die  Hälfte  der  Bibliotheken  konnte  unentgeltlich  benutzt  werden. 

3.  Die  wissenschaftlichen  Bibliotmeken  umfassen  ca.  1,510,000  Hände, 
das  macht  ca.  5700  auf  jede  Bibliothek.  Davon  entfallen  200,000  auf  die 
31  Klosterbibliolheken.  20.000  auf  die  9  Lchrerseminarien.  Der  jährliche  Gesamt  - 
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aufwand  beträgt  Fr.  150,001),  was  einem  Durchschnitt  von  nur  ca.  Kr.  565  auf 
die  einzelne  Anstalt  gleichkommt.  Darin  sind  jedoch  bei  manchen  Bibliotheken 
kleinere  oder  grössere  Posten  für  Besoldungen  nicht  inbegriffen,  da  diese,  zumal 
wenn  die  Bibliothekare  ihre  Sammlungen  im  Nebenamt  verwalteten,  aus  andern 
Krediten  flössen.  Uebcr  die  höchsten  Beträge,  Fr.  12,000  bis  Fr.  13,300,  verfügten 
die  Universitätbibliothek  in  Basel,  die  Bibliothcque  publique  in  Genf  und 
die  Stadtbibliotheken  in  Bern  und  Zürich ;  zu  dem  der  Basler  Bibliothek 
trat  noch  der  Gehalt  für  den  Oberbibliothekar  hinzu.  Um  diese  Ansätze  mit 
ausländischen  zeitgenössischen  zu  vergleichen,  sei  erwähnt,  dass  die  Anschaflfungs- 
kredite  für  folgende  deutsche  Bibliotheken  1875  betrugen  (die  Gesamtkredite 
sind  auf  etwa  das  Doppelte  anzusetzen):  Königliche  Bibliothek  Berlin  ca.  Fr.  57,000 
und  die  Universitätsbibliotheken  Göttingen,  Marburg  und  Erlangen  ca.  Fr.  36,000, 
bezw.  Fr.  11,700  und  Fr.  13,000,  die  Stadtbibliotheken  in  Frankfurt  und  Mainz 
<-a.  Fr.  7200,  bezw.  Fr.  4200. 

4.  Erc.ebmsse.  Heitz  empfand  begreiflicherweise  den  Wunsrh,  die  Ergebnisse 
seiner  Statistik  mit  denen  anderer  Länder  zu  vergleichen;  jedoch  lag  ihm  hiezu 
nur  italienisches  Material  vor.  Eine  Statistik  des  Königreichs  Italien  von  1863 
wies  210  Bibliotheken  mit  rund  4,450,000  Bänden  auf.  Augenscheinlich  umfasst 
sie  indessen  nur  wissenschaftliche  Bibliotheken.  Ihnen  gegenüber  würden  die 
Bestände  der  ca.  265  wissenschaftlichen  Bibliotheken  der  Schweiz  etwas  mehr 
als  den  dritten  Teil  bilden,  ein  Verhältnis,  das  sicherlich  als  überaus  günstig 
zu  bezeichnen  ist.  Schwenkes  Adressbuch  von  1893  zählt  für  Deutschland  1609 
wissenschaftliche  Bibliotheken  mit  27,100,000  Bänden  auf.  Der  Rahmen  ist 
dort  viel  enger  gezogen,  und  wir  hätten  zu  entsprechender  Vergleichung  für 
die  Schweiz  von  der  Zahl  der  Bibliotheken  wohl  einen  Abzug  von  vielleicht  '/b, 
von  der  Zahl  der  Bände  von  ca.  '/«  zu  machen.  Es  würden  den  27  Millionen 
des  deutschen  Reiches  also  etwa  \lU  der  Schweiz  gegenüber  stehen.  Dabei 
ist  nicht  ausser  Acht  zu  lassen,  dass  die  Zeit  zwischen  den  beiden  Statistiken 
gerade  für  das  Bibliothek wesen  eine  Zeit  grosser  Veränderungen  bedeutet. 

Im  ganzen  dürfen  die  Ergebnisse  der  Hcitzschen  Statistik  sicherlich  als 
höchst  erfreulich  gelten.  Bibliotheken  ganz  grossen  Stils  gab  es  nicht  und 
giebt  es  auch  heute  nicht.  Die  wissenschaftlichen  Mittelpunkte  besassen  An- 
stalten mit  bemerkenswerten  Bücherschätzen  und  umfassten  ausserdem  noch  eine 
grössere  Anzahl  kleinerer  Sammlungen.  Aber  nicht  in  dieser  Richtung  liegt 
das  Charakteristische,  sondern  in  der  intensiven  Verteilung  über  das  ganze 
Land,  die  auch  kleine  Orte  nicht  ohne  eine  Bibliothek  licss,  sicherlich 
nicht  zum  Nachteil  der  gesamten  geistigen  Kultur  des  Landes,  die  die  nämliche 
Erscheinung  aufweist.  Das  trifft  sowohl  für  die  wissenschaftlichen  wie  für  die 
populären  Bibliotheken  zu. 

IV.  Entwicklung  seit  1866.  1.  Richtungen.  Seit  dem  Erscheinen  des 
lleitzschen  Werkes  sind  mehr  als  30  Jahre  verflossen,  während  deren  das  Biblio- 
thekwesen, wie  überall,  so  auch  in  der  Schweiz  einen  mächtigen  Aufschwung 
genommen  hat.  Im  modernen  Leben  spielen  die  Bibliotheken  eine  unendlich 
viel  wichtigere  Rolle  als  früher,  sowohl  intensiv  als  extensiv.  Einerseits  vermag 
«ler  mächtigen  Ausdehnung  aller  Gebiete  des  Wissens  und  der  menschlichen 
Betätigungen  die  Schule,  trotz  verlängerter  Lernzeit,  nicht  mehr  nachzufolgen. 
Die  Selbstbelehrung  durch  Bücher  bildet  je  länger  desto  mehr  die  schlechthin 
notwendige  Ergänzung  zu  den  durch  die  Schule  vermittelten  Kenntnissen. 
Andererseits  bedingt  das  Emporringen  der  untern  Bevölkerungsschichtcn  zu 
einer  wirtschaftlich  gesicherteren  und  freieren  Existenz  ein  Streben  nach  Bildung, 
das  zu  seiner  Befriedigung  nach  Büchern  greift  und  auf  Bibliotheken  angewiesen 
ist   und   das  zweifellos  eine  der  charakteristischen  Erscheinungen  unserer  Zeit 
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bildet.  «Wissen  ist  Macht».  Niemand  wird  die  grosse  Einseitigkeit  dieses 
Wortes  übersehen.  Aber  es  wird  sich  auch  niemand  diesem  Wissensdrang 
entgegen  stellen  wollen.  Mit  diesem  Streben  nach  vermehrter  Bildung  verbindet 
sich  dasjenige  nach  einer  höher  gerichteten  Unterhaltung,  die  zu  vermitteln 
wiederum  Aufgabe  der  Bücher  und  der  Bibliotheken  ist. 

Diese  Verhältnisse  äusserten  sich  im  Bereich  des  Bibliothekwesens,  wie 
in  andern  Landern,  so  auch  in  der  Schweiz  im  allgemeinen  vorzugsweise  in 
vier  Richtungen  : 

a)  Zunächst  in  einer  bemerkenswerten  Entwicklung  des  wissenschaft- 
lichen Bibliothekwesens.  Drei  neue  kantonale  Bibliotheken  werden 
errichtet,  die  Hochschulbibliothek  in  Bern,  die  aus  der  1730  gegründeten 
Studentenbibliothek  hervorging ,  und  die  Kantonsbibliotheken  für  Obwalden 
und  Solothurn.  Die  bereits  vorhandenen  wissenschaftlichen*  Anstalten,  ins- 
besondere die  in  den  grössern  Städten,  dehnen  sich  stark  aus.  Eine  Vermehrung 
der  Bestände  auf  das  doppelte  und  mehr  lässt  sich  da  und  dort  nachweisen 
(die  im  zürcherischen  alphabetischen  Centraikatalog  vereinigten  14  Bibliotheken 
zählten  1868  —  5  kleinere  bestanden  damals  noch  nicht  —  ca.  185,000  Bände. 
1901  ca.  400,000  Titel  und  Rück  weise,  was  vielleicht  einer  Zahl  von  ca.  480,000 
Bänden  gleichkommt).  Die  grössten  Bestände  wird  jetzt  vermutlich  die  l  ni- 
versitätsbibliotheck  Basel  besitzen  (ca.  230,000  Bände),  ausser  der  Landes- 
bibliothek unseres  Wissens  die  einzige  Anstalt,  die  eine  umfassende  Bandstatistik 
besitzt.  Auch  die  Benutzung  hat  sich  gehoben,  an  einzelnen  Orten  bis  auf  das 
fünffache,  wie  nachfolgende  Tabelle  zeigt: 

Die  obere  Zahl  bedeutet  die  Benutzung  in  Bänden  zu  Haute,  die  untere  die  im  Lese«u!; 
t*t  nur  eine  Zahl  aufgesetzt,  so  ist  Benutzung  zu  Hause  und  im  Lesesaal  nicht  ausgeschieden: 
?  bedeutet,  dus  die  betreffende  Bibliothek  damals  noch  keine  Statistik  führte,  0  dass  sie  noch  nicht 
bestand. 


Basel 

Universitätsbibliothek 

1870 

3,950 

5 

1880 
6,944 

1890 
6,710 

3 

IQOO 

14.894 
14.612 

Bern 

Hochschulbibliothek 

0 
0 

0 

«> 

3,182 

3 

■ 

ca.  7,600 

Landesbibliothek 

0 

0 

0 
0 

0 
0 

0,742 

> 

Stadtbibliothek 

: 
: 

3,141 

3 

4.187 

3 

5,047 

(ienf 

BiMiothcquc  publique 

.; 
: 

* 

<  a.  5,000 
ca.  6,000 

24.675 

28,088 

43,532 

Lausanne 

Bihlinthcquc  canlonale 

7,359 
ca.  25,000 

6,194 
20,807 

ca.  1 1,575 
1  1,640 

Zürich 

Kantonsbibliothek 

? 

* 

5,191 

3 

7,117 

•: 

8,850 

* 

Stadtbibliothek 

ca.  2,600 

• 

ca.  4,000 

3 

■ 

7,266 

12.518 
9.978 

)  Da  die  Bibliothek  erst  am  1.  Mai  1400  eröffnet  wurde,  ist  die  Zahl  für  1901  eingeae^t. 

Als  eine  neue  Kategorie  wissenschaftlicher  Bibliotheken  treten  uns  die 
kleinen  Handbibliotheken  der  Hochschulinstitute  und  Hochschulscminarien  ent- 
gegen, deren  Gründung  oder  wenigstens  bedeutsamere  Entwicklung  in  die 
letzten  30  Jahre  fällt. 

Im  Die  Fortschritte  in  der  Technik  und  der  grosse  Aufschwung  der 
Gewerbe,  wie  die  gesteigerten  Anforderungen  an  Verständnis  und  Geschmack 
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der  Gewerbetreibenden  führen  im  Anschluss  an  die  neugegründeten  Gewerbe- 
und  Kunstgcwerbeschulen  und  Gewerbemuscen  zur  Errichtung  von  besonderen 
Gewerbebibliotheken,  die  in  ganz  anderer  Weise  als  die  bisherigen 
bescheidenen  Gewerbevereinsbibliotheken  die  Karhausbildung  pflegen  und  die 
zumal  in  den  Industriecentren  ein  nicht  unbeträchtliches  Bücher-  und  Vorlagen- 
material vereinigen,  auch  wenn  sie  für  gewisse  Gebiete,  z.  B.  für  Technologie, 
noch  recht  viel  zu  wünschen  übrig  lassen.  So  die  Bibliotheken  der  Gewerbe- 
schule in  Basel,  der  Ecolc  des  arts  et  meliers  in  Genf,  der  Gewerbemuscen 
in  Aarau,  Bern,  St.  Gallen  und  Zürich. 

c)  Die  grosse  von  England  und  Nordamerika  ausgehende  Bewegung  auf 
dem  Gebiete  der  freien,  öffentlichen  Bildungsbibliotheken  schreitet 
auch  an  unserm  Lande  nicht  spurlos  vorbei.  Zwar  darf  nicht  unerwähnt  bleiben, 
dass  diesen  modernen  Forderungen  nach  allgemein  zuganglichem  belehrendem 
und  unterhaltendem  Bildungsstoff  in  einzelnen  Teilen  der  Schweiz  schon  früher 
und  zum  Teil  noch  mehr,  als  es  sich  aus  Heitz  ergibt,  in  anerkennenswerter 
Weise  entsprochen  wurde ;  es  sei  hier  nur  an  die  Bibliotheken  einzelner  Städte 
des  Aargaus  und  des  Waadtlandes  erinnert  (Zofingen,  Lenzburg,  Vevey,  Yver- 
don  u.  s.  f.),  sowie  an  die  Bibliotheques  circulantes  von  Genf  (die  aber  nicht  als 
Wanderbibliotheken,  sondern  nur  als  Ausleihebibliothekcn  zu  bezeichnen  sind, 
im  Gegensatz  zur  Bibliotheque  publique,  die  in  der  Regel  nicht  ausleiht).  Aber 
Thatsache  bleibt  doch,  dass  die  unendlich  vielen  Volksbibliotheken  bei  der 
herrschenden  Zersplitterung  der  Kräfte  wie  der  Mittel  das  nicht  zu  leisten 
vermögen,  was  unsere  Zeit  verlangt.  L'nd  überdies  leiden  viele  an  dem  Fehler, 
dass  sie  die  Bedürfnisse  häufig  zu  tief  fassen,  sich  mit  denen  begnügen,  die 
sie  vorfinden,  ohne  sich  Mühe  zu  geben,  sie  zu  heben.  Neuorganisationen 
treten  zunächst  für  die  grösseren  Städte  ein.  Allerdings  nicht  im  Sinne  der 
Erweiterung  der  wissenschaftlichen  Anstalten  zu  modernen  Einheitsbibliotheken, 
die  auch  den  allgemeinen  Bildungsintcresscn  im  weitesten  Umfange  zu  ent- 
sprechen suchen  würden,  sondern  im  Sinne  von  Neugründungen  speziell  für 
die  allgemeinen  Bildungsintcressi  n.  Zu  erwähnen  sind  hier  besonders  die  Volks- 
bibliotheken in  Basel,  d.  h.  eine  unter  einheitlicher  Leitung  stehende  Reihe 
von  einfacher  ausgestatteten  Quartierbibliotheken,  zu  denen  neuestens  eine 
höheren  Bedürfnissen  entsprechende  Centrale  hinzugetreten  ist.  und  die  aus  10 
Bibliotheken  zusammengewachsene  Oeffentliche  Bibliothek  der  Pestalozzi- Gesell- 
schaft in  Zürich,  die,  ursprünglich  als  eentralisierte  Bibliothek  mit  zerstreuten 
Ausgabestellen  eingerichtet,  nunmehr  ausser  der  Centrale  auch  Filialen  einzu- 
richten trachtet.  Das  Ideal  der  öffentlichen  Bücherhalle,  das  Lesesaal  und  Bibliothek 
unter  einem  Dache  vereinigt  und  das  nach  amerikanischem  und  englischem 
Muster  nun  auch  deutschen  und  österreichischen  Boden  zu  erobern  beginnt, 
hat  in  der  Schweiz  leider  noch  keine  Verwirklichung  gefunden;  die  diesbezüg- 
lichen Unternehmungen  sind  auch  dort,  wo  sie  dem  gleichen  Besitzer  gehören 
(Pestalozzi-Gesellschaft  in  Zürich),  organisatorisch  noch  getrennt. 

d)  Zu  diesen  drei  Gebieten  kommt  als  letztes  die  Pflege  der  ein- 
heimischen Litteratur  hinzu.  Auch  hier  war  das  Ausland  mit  dem  Beispiel 
bereits  vorangegangen.  Neu  ist  lediglich,  dass  diese  Aufgabe  als  eine  aus- 
schliessliche einer  besonderen  neuzuerrichtenden  Anstalt  zugewiesen  wurde. 
Durch  den  Bundesbeschluss  vom  28.  Juni  1894  wurde  eine  besondere  Landes- 
bibliothek mit  Sitz  in  Bern  geschaffen  und  mit  dem  Zweck,  «die  die  Schweiz 
oder-  deren  Teile  betreffenden  Publikationen  und  litterarischen  Erzeugnisse 
sowohl  inländischen  wie  ausländischen  Ursprungs>  und  «die  von  schweizerischen 
Autoren  herrührenden  bedeutsamen  Schrift  werke  jeder  Art »  vom  Jahre  1848  an 
zu   sammeln.    Für  die  aus   früherer   Zeit    stammenden    Helvetica    wurde  als 
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eidgenössische'  Sammelstelle  die  Bürgerbibliothek  Luzern  bezeichnet,  die  (obwohl 
keineswegs  über  die  reichsten  Helveticabestande  verfügend)  dieser  Aufgabe 
von  Anfang  an  vorzugsweise  ihr  Augenmerk  zugewendet  hatte.  Diese  dem 
Bunde  übertragene  Aufgabe  ist  von  Bedeutung  insbesondere  für  die  Zeit  des 
neuen  Bundesstaates  und  für  seine  Vorgeschichte,  richtiger  für  die  Zeit  von 
1798  an,  indem  sie  das  Material  über  die  allgemeine  Kulturentwicklung  der 
Schweiz,  wie  sie  sich  in  einer  unendlich  zersplitterten  Litteratur  vom  viel- 
bändigen Werk  bis  zum  kleinen  Rechenschaftsbericht  und  zum  Flugblatt 
abspiegelt,  in  der  Landesbibliothek  vereinigt. 

Diese  Entwicklung  wurde  nicht  unwesentlich  durch  die  Gründungsgeschicht»' 
eines  andern  eigenössischen  Instituts  bedingt.  Die  ncugeplante  Bibliothek  an 
eine  bereits  vorhandene  anzulehnen,  war  selbst  von  den  geistigen  Urhebern 
der  neuen  Anstalt  nicht  ins  Auge  gefasst  worden.  Da  das  Eintreten  des  Bundes 
mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  neuere  Litteratur  angeregt  worden  war  und 
man  von  anderer  Seite  her  sich  sagen  musste,  dass  es  für  eine  neue  Anstalt 
selbst  unter  Aufwendung  der  grössten  Mittel  nicht  möglich  sein  werde,  die 
einschlägigen  Druckwerke  aus  früherer  Zeit  zu  beschaffen,  soweit  es  sich 
wenigstens  um  Helvetica  im  weiteren  Sinne  handle,  kam  es  zu  einer  Teilung 
der  Aufgabe  in  zeitlicher  Hinsicht.  In  der  Hast  der  Beratungen  wurde  dabei 
— -  und  auch  der  Referent  hat  dabei  mitgewirkt  —  als  Grenzscheidc  unrich- 
tigerweise statt  des  Jahres  1798  das  Jahr  1848  gewählt.  Aus  der  Teilung  in 
zeitlicher  Hinsicht  wuchs  dann  auch  die  in  lokaler  heraus.  So  trat  neben  die 
Anstalt  zur  systematischen  Sammlung  der  neueren  Litteratur  eine  andere 
Sammelstelle  zur  gelegentlichen  Sammlung  der  älteren ;  da  jedoch  die  Bestände 
dieser  letzteren  nur  als  ein  Bruchteil  der  überhaupt  in  den  Bibliotheken  des 
ganzen  Landes  vorhandenen  Helveticalitteratur  vor  1848  zu  gelten  hatten,  wurde 
gleichzeitig  ein  drittes  beschlossen:  Die  Anlage  eines  Nach weiskataloges.  der 
die  einschlägigen  Werke  der  übrigen  Sammlungen  verzeichnen  sollte. 

Auch  bibliographische  Aufgaben  anderer  Art  wurden  im  allgemeinen  vor- 
gesehen. Eine  ist  bereits  in  Durchführung:  Die  Herausgabe  eines  monatlichen 
€  Bibliographischen  Bulletins  der  Schweiz»,  das  zu  gleicher  Zeit  Zuwachsver- 
zeichnis der  Landesbibliothek  und  bibliographische  Verzeichnung  der  neuen 
Erscheinungen  irgendwie  schweizerischen  Charakters  (mit  Rücksicht  auf  Inhalt. 
Verlag,  Druckort,  Verfasserschaft)  ist. 

Hinsichtlich  der  Organisation  ist  zu  wünschen,  dass  die  leitende  Kom- 
mission, wie  bei  den  übrigen  eidgenössischen  Anstalten,  in  ihrer  Zusammen- 
setzung nicht  nur  auf  den  Sitz  der  Anstalt  beschränkt  bleib»;. 

2.  Formen.  Fragen  wir  uns,  wie,  von  welchen  Gesichtspunkten  aus  und 
in  welchen  Formen  sich  die  Entwicklung  unseres  Bibliothek wesens  auf  diesen 
Gebieten  vollzogen  hat,  so  ist  eine  genaue  Antwort,  die  das  allgemeine  aus 
der  Fülle  des  besonderen  herauslösen  würde,  mit  Rücksicht  auf  die  letztere 
überaus  schwer  und  infolge  Mangels  des  nötigen  statistischen  Materials  grössten- 
teils unmöglich.  Was  im  folgenden  ausgeführt  wird,  darf  keinen  weiteren 
Anspruch  erheben,  als  dass  es  die  allgemeine  Strömung  im  grossen  ganzen 
charakterisieren  und  einzelne  Erscheinungen  in  den  grossen  Zusammenhang  ein- 
reihen möchte. 

Die  Bihliol  hekspolitik  der  letzten  Jahrzehnte  —  um  uns  dieses  Aus- 
druckes zu  bedienen  —  wird  zunächst,  wie  überall  in  der  Welt,  so  auch  in 
unserm  Lande  dadurch  gekennzeichnet,  dass  die  Errichtung  und  die  Förderung 
von  Bibliotheken  viel  mehr  denn  früher  als  eine  Pflicht  der  Allgemein- 
heil, eine  Aufgabe  des  Gemeinwesens  betrachtet  wird.  Staat  und  Gemeinde 
haben   ihre  Aufwendungen   für  Bibliotheksz wecke  beträchtlich  vermehrt,  ohne 
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freilirh  die  Vorbilder  uns  benachbarter  Staaten  zu  erreichen.  Dabei  ist  aller- 
dings nicht  zu  übersehen,  dass  sich  im  Laufe  der  letzten  30  Jahre  auch  die 
litterarische  Produktion  ganz  mächtig  gehoben  hat.  Für  Deutschland  wird  die 
Steigerung  auf  volle  316  °/o  berechnet.  Es  würde  also  nach  diesem  Massstabe 
selbst  eine  dreifache  Vermehrung  der  Anschaffungsbeträge  nur  ein  Schritthalten 
mit  der  Produktion  bedeuten.  Dabei  ist  zu  bemerken,  dass  die  Zeitschriften 
und  sogenannten  Fortsetzungen,  d.  h.  also  gerade  die  Werke,  die  die  Mittel 
der  privaten  Bücherkäufer  übermässig  stark  belasten  und  deshalb  vornehmlich  in 
den  Anschaffungsbereich  der  öffentlichen  Bibliotheken  fallen,  heute  einen  grösseren 
Anteil  an  der  Produktion  einnehmen  als  früher.  Selbst  bei  proportionaler 
Vermehrung  der  Anschaffungbeträge  werden  diese  also  gegenwärtig  viel  ein- 
seitiger festgelegt  werden  als  früher.  Die  Erhebung  einer  Lesegebühr  ist, 
wenigstens  an  den  von  Staat  oder  Gemeinde  gehaltenen  oder  unterstützten 
Bibliotheken,  im  Rückgang  begriffen  oder  ganz  dahin  gefallen.  Ueber  den 
Umfang  der  Aufwendungen  für  einige  grössere  Bibliotheken  gibt  nachfolgende 
Tabelle  Auskunft,  in  der  sämtliche  Gehalte  inbegriffen  sind. 


1870 

1880 

1890 

1900 

Kr. 

Fr. 

Fr. 

Kr. 

Basel 

Universitätsbibliothek 

1  2,500 

21.700 

33,400 

63,500 

Bern 

Hochschulbihliothek 

0 

0 

8,900 

17.100 

> 

Landesbibliothek 

0 

0 

0 

61,600  *) 

> 

Stadtbibliothek 

9,800 

12,100 

17,800 

20,000 

Genf 

Bibliotheque  publique 

33.000 

48,700 

Lausann« 

'    Bibliotheque  cantonale 

8.300 

13,100 

13.500 

23,100 

Zürich 

Kantonsbibliothek 

6,200 

19,900 

21,200 

24,600 

Stadtbibliothek 

13.200 

17,200 

22.200 

35.200 

Bibliothek  des  Polytechnikums 

•i  1901. 

24,800 

Sehe 

n kungen   von  Privatpe 

r  s  o  n  e  n 

sind  von 

jeher  in 

erfreulicher 

Weise  unsern  Bibliotheken  zugekommen,  und  /war  sowohl  Schenkungen  an 
Büchern  wie  an  Geld;  einzelne  verdanken  ihnen  ihre  wertvollsten  Bestände 
(so  die  Stadtbibliothek  Bern),  andere  (wie  die  Bürgerbihliothek  Luzern  oder 
die  Volksbibliothek  in  Valleyrcs-sur-Orbe)  geradezu  ihren  Ursprung:  dritten 
(wie  der  Stadtbibliothek  in  Zürich  und  der  Bibliotheque  publique  in  Genf) 
haben  sie  nicht  unbeträchtliche  Fonds  anzusammeln  gestattet.  Grosses  leistet 
insbesondere  Basel,  das  zugleich  auch  eine  ganz  eigene  Form  solcher  Zuwen- 
dungen eingeführt  hat  :  als  Stiftung  angelegte  Geldsammlungen,  die  zum 
Gedächtnis  der  Bibliothek  nahestehender  verstorbener  Mitbürger  von  «leren 
Freunden  veranstaltet  wurden  (Peter  Merian-Stiftung,  Ludwig  Sieber-Stiftung, 
Jakob  Burckhardt-Stiftung).  Ferner  hat  Basel  die  Hälfte  der  Bausumme  lür  sein 
neues  Bibliotheksgebäude  freiwilligen  Beiträgen  zu  verdanken.  Zotingen  sein 
neues  Bibliothek*-  und  Sammlungsgebäude  sogar  einem  einzigen  hochherzigen 
Mitbürger.  Auch  Zürich  hat  kürzlich  eine  grosse  Schenkung  zu  Bauzwecken 
erhalten. 

Die  Einrichtung  der  sogenannten  Pflichtexemplare  hat  bis  zum  Ende 
des  18.  Jahrhunderts  in  mehreren  Orten  bestanden,  unter  andern  in  Zürich. 
In  Genf  und  in  der  Waadt  besteht  sie  heute  noch.  Wo  sie  einmal  dahingefallen 
ist,  würde  ein  Versuch,  sie  zu  neuem  Leben  zu  erwecken,  als  ein  Eingriff  in 
die  Gewerbefreiheit  empfunden,  so  sehr  im  Interesse  der  Bibliotheken  zu 
wünschen  wäre,  dass  sie  noch  zu  Reeht  bestünde,  und  so  gering  die  aus  ihr 
den  Verlegern  erwachsende  Last  wäre. 


Digitized  by  Go 


5bS 


Bibliothekwesen 


Hinsichtlich  der  Hcnutzungsart  huldigt  die  Schweiz  auch  in  den  wissen- 
schaftlichen Bibliotheken  durchaus  dem  insbesondere  in  Deutschland  und 
Oesterreich  verbreiteten  System  des  Ausleihens  der  Bücher  nach  Hause.  Sogar 
Genf,  das,  entsprechend  dem  französischen  und  englischen  System,  bisher  die 
Benutzung  im  Lokal  als  Regel  aufstellte,  macht  Anstalten,  von  der  Präscn*- 
zur  Ausleihebibliothek  überzugehen. 

Im  Gebiete  des  Bibliothekbaues  haben  die  letzten  Jahre  erfreuliche 
Fortschritte  gebracht  und  das  moderne  Büchermagazin  mit  den  niedern  Bücher- 
geschossen,  die  die  Verwendung  von  Leitern  entbehrlich  machen,  auch  in  der 
Schweiz  eingeführt  (Universitätsbibliothek  in  Basel  189b.  Bibliothek  des  Poly- 
technikums im  Polytechnikum  in  Zürich  1898,  Landesbibliothek  in  Bern  1900, 
Stadtbibliothek  in  Zofingen  1901.  neuer  Saal  in  der  Bibliothek  der  Museums- 
gesellschaft in  Zürich  1898).  In  all  diesen  Punkten  folgt  die  Schweiz  durchaus 
der  Entwicklung,  die  die  Nachbarstaaten  eingeschlagen  haben. 

In  einer  Hinsicht  aber  darf  sie  wohl  einen  gewissen  Vorsprung  für  sich 
in  Anspruch  nehmen:  in  der  ausgedehnten  Anwendung  des  Katalogdruckes. 
Von  den  2006  Bibliotheken  der  Heitzschen  Statistik  weisen  283  gedruckte 
Kataloge  auf.  Seither  ist  die  Zahl  stark  gestiegen.  Unter  den  grösseren  Biblio- 
theken der  Schweiz  gibt  es  nur  zwei,  die  nicht  gedruckte  Kataloge,  und  zwar 
solche  aus  den  letzten  Jahrzehnten,  besitzen,  und  die  eine  derselben  hat 
wenigstens  früher  dem  Katalogdruck  gehuldigt.  Manche  Anstalten  führen  ihre 
gedruckten  Kataloge  periodisch  nach,  andere  geben  nach  kürzeren  oder  längeren 
Zwischenräumen  kleinere  oder  grössere  Supplemente  aus.  oder  schreiten  von 
Zeit  zu  Zeit  zu  einem  Neudruck;  bei  dritten  schliesslich  liegt  die  Zeit  des 
letzten  Katalogdruckes  schon  erheblich  weit  zurück  ;  aber  ein  einmal  gedruckter 
Katalog  erhebt  doch  schon  durch  seine  blosse  Existenz  die  Forderung  nach 
Fortführung.  Allerdings  garantiert  der  gedruckte  Katalog  für  sich  allein  noch 
nicht  die  zweckgemässc  Benutzbarkeit  einer  Bibliothek;  es  wäre  denn,  dass 
er  nach  kurzen  Zwischenräumen  jeweilen  in  neuer  Auflage  erscheinen  würde 
und  den  doppelten  Anforderungen  an  einen  alphabetischen  und  einen  Real- 
katalog zu  entsprechen  vermöchte,  was  übrigens  sehr  teuer  zu  stehen  käme. 
Die  Hauptsache  ist,  dass  das  Vorhandensein  gedruckter  Titelausschnitte  den 
Verwaltungen  gestattet,  diese  Ausschnitte,  den  Bedürfnissen  des  Publikums 
entsprechend,  in  mancherlei  Weise  zu  den  erforderlichen  Katalogen  (Band-  oder 
Zettelkataloger»)  zusammenzustellen.  Kreieste  Zugänglichkeit  dieser  Kataloge  ist 
nach  den  in  unserm  Lande  allgemein  vorhandenen  Anschauungen  eine  uner- 
lässlic.he  Voraussetzung.  Der  Aufwand,  den  sie  erfordern,  ist  allerdings  recht 
erheblich.  Sie  erschlicssen  aber  einem  Publikum,  das  die  bibliographischen 
(Hilfsmittel  nur  zum  Teil  zu  beherrschen  vermag,  die  Sammlung  erst  recht, 
erleichtern,  wenn  sie  einmal  angelegt  sind,  der  Verwaltung  ihre  Arbeit,  da  ihr 
das  Aussetzen  der  Signaturen  auf  den  Bestellzetteln  und  das  Richtigstellen 
falsch  formulierter  Bestellungen  erspart  wird,  und  gestatten  überdies,  den  Aus- 
leihedienst so  einzurichten,  dass  der  Besteller  die  gewünschten  Bücher  .sofort 
erhalten  kann. 

Die  gedruckten  Kataloge  stellen  sich  bald  als  reine  alphabetische  Kataloge 
dar,  bald  als  Realkataloge,  die  die  Titel  nach  grossen  Gruppen  scheiden  und 
innerhalb  dieser  alphabetisch  aufführen.  Einzelnen  alphabetischen  Katalogen  ist 
ein  knappes  und  einfaches  Sachregister,  einzelnen  Realkatalogen  ein  alpha- 
betisches Register  betgefügt.  Im  ganzen  überwiegt  der  alphabetische  Katalog, 
der  jedes  Schwanken  über  die  Anordnung  der  Titel  oder  ihre  Einreihung  an 
zwei  verschiedenen  Orten  ausschliesst  und  die  weitere  Verwendbarkeit  derselben 
in  der  Form  von  Tit«-l,mss<  hnitten  in  höherein  M.'tsse  ermöglicht  als  der  Real- 
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katalog.  Ein  ausführlicher  systematischer  Katalog,  den  eine  Anstalt  druckte,  hat 
keine  Nachfolger  gefunden,  und  mit  Recht. 

Der  Grundsatz,  dass  jede  Bibliothek  einen  alphabetischen  wie  einen 
Realkatalog  besitzet»  sollte,  ist  indessen  trotz  dem  Gesagten  von  der  Verwirk- 
lichung noch  recht  weit  entfernt.  Kinlässlichc  und  ausführliche  Realkataloge 
bestehen,  mit  Ausnahme  des  oben  genannten,  noch  nicht,  wenigstens  nicht  an 
den  grosseren  Bibliotheken,  oder  sind  erst  in  Vorbereitung.  Hier  liegt  für  die 
Zukunft  eine  der  wesentlichsten  und  dringendsten  Aufgaben. 

Bei  der  Wahl  zwischen  dem  mehr  wissenschaftlich  gedachten  systematischen 
Katalog  und  dem  lexikalisch  angelegten  und  für  weitere  Kreise  berechneten 
Schlagwortkatalog  wurde  in  den  letzten  Jahren  an  zweien  der  grössten  Anstalten, 
der  Landesbibliothek  in  Bern  und  der  Stadtbibliothek  in  Zürich,  gleichzeitig 
dem  letztern  der  Vorzug  gegeben.  Eine  systematische  Aufstellung  besteht 
unseres  Wissens  nur  in  der  Stadtbibliothek  St.  Gallen. 

Die  bibliothekarische  Thätigkeit  hat  sich  im  Laufe  der  letzten  30 
Jahre  auch  in  der  Schweiz  ausgedehnt  und  vertieft  und  ist,  wenigstens  an  den 
grössern  Bibliotheken,  von  der  Bethätigung  im  Nebenamt  mehr  und  mehr  zum 
ausschliesslichen  Beruf  geworden,  der  eine  wissenschaftliche  Vorbildung  und 
eine  volle  Arbeitskraft  verlangt  und  sich  auch  innerlich  nicht  einem  jeden 
erschliesst,  der  von  irgend  einem  andern  Arbeitsgebiet  an  ihn  herantritt.  Dem- 
gemäss  sind  auch  die  persönlichen  Ausgaben  erheblich  gewachsen.  Heitz 
bezifferte  die  Verwaltungsausgaben  an  den  279  Bibliotheken,  von  denen  er 
hierüber  näheren  Aufschluss  erhalten  konnte,  auf  Fr.  47,249;  er  hatte  allerdings 
beizufügen,  dass  an  verschiedenen,  namentlich  staatlichen  Anstalten,  was  auch 
heute  noch  mancherorts  zutrifft,  die  personlichen  Aufwendungen  nicht  in  den 
Bibliotheksrechnungen,  sondern  anderswo  erscheinen.  Gegenwärtig  wird  dieser 
Betrag  von  den  Bibliotheksgehalten  schon  einer  einzigen  unserer  grösseren 
Städte  erreicht.  Allerdings  sind  die  Ansätze  auch  heute  noch  teilweise  unge- 
nügend. Andererseits  ist  die  Arbeitslast  überreichlich  bemessen,  was  zur  Folge 
hat,  dass  die  Bibliothekare  für  das  Studium  allgemeiner  Fragen  ihres  Faches 
und  für  die  Ausbreitung  und  Vertiefung  ihrer  wissenschaftlichen  Kenntnisse, 
die  ja  ihren  Anstalten  direkt  zu  gute  kommt,  geschweige  denn  für  spezielle 
wissenschaftliche  Arbeiten  kaum  oder  gar  nicht  Zeit  finden.  Jedenfalls  ist  der 
Aufwand  der  schweizerischen  Bibliotheken  für  persönliche  Zwecke  gegenüber 
den  sachlichen  Ausgaben  im  Vergleich  mit  den  Verhältnissen  des  Auslandes 
stets  noch  bescheiden.  Von  der  amerikanisc  hen  Norm,  die  für  je  10,000  Bände 
einen  Beamten  vorsieht  (  wofür  allerdings  das  amerikanische  Publikum  .auch 
ganz  andere  Anforderungen  an  seine  Bibliotheken  stellt,  denen  die  unsrigen 
noch  lange  nicht  gewachsen  sind),  wollen  wir  gar  nicht  sprechen. 

Ein  Zusammenschluss  der  schweizerischen  Bibliothekare  zum  Zwecke 
gegenseitiger  Aussprache  und  gemeinsamer  Behandlung  von  Berufsfragen  ist 
erst  spät  erfolgt.  Die  1897  gegründete  «Vereinigung  schweizerischer  Biblio- 
thekare» ist  bemerkenswerterweise  immerhin  noch  nicht  die  jüngste  dieser 
Veranstaltungen.  In  Deutschland  landen  sieh  die  Bibliothekare  trotz  dem  starken 
Band,  das  insbesondere  die  preussiscl.cn  Anstalten  unter  sich  vereinigt,  sogar 
erst  etwas  später. 

Als  Amtsstellen,  die  den  leitenden  Bihliothckaren  übergeordnet  sind, 
bestehen  an  den  meisten  Anstalten  be  sondere  Bi  bl  io t  he  kskommi  ssioucn. 
Früher  pflegten  diese  häutig  auch  Geschäfte  durchaus  untergeordneter  Art  zu 
behandeln.  Dem  Berufsbibliothekariat  der  neueren  Zeit  entspricht  indessen 
neben  der  grösseren  Verantwortlichkeit  von  selbst  auch  eine  grossere  Bewegungs- 
freiheit.   Ueber  Einzelheiten    der  Verwaltung    zu    entscheiden    oder  über  die 
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Anschaffungen  zu  beschliessen  (mit  Ausnahme  von  grösseren  Werken»,  kann 
<las  Vorschlagsreeht  der  Kommissionsmilglicder  unbeschadet  —  heute  nicht 
mehr  Sache  der  Kommissionen  sein;  diese  werden  sich  richtigerweise  neben 
der  allgemeinen  Kontrolle  und  der  Kntwicklung  der  betreffenden  Anstalten 
im  allgemeinen  nur  mit  den  bedeutenderen  Geschäften,  also  mit  Entscheiden 
von  grundsätzlicher  Bedeutung  oder  grösserer  Tragweite  befassen. 

3.  ZukOnftiok  Aufgaben.  Niemand  wird  in  der  Vielgestaltigkeit  der 
schweizerischen  Verhältnisse  schlechthin  einen  Vorteil  erblicken.  So  wenig  wir 
für  eine  absolute  Ccntralisation  geschaffen  sind,  so  ist  doch  nicht  zu  verkennen, 
dass  die  Vielgcstaltigkeit,  sofern  sie  nicht  historisch  bedingt  und  zur  Erhaltung 
berechtigter  Eigenart  notwendig  ist,  überaus  leicht  zur  Zersplitterung  führt. 
Ungünstig  haben  sich  die  Verhältnisse  besonders  in  Zürich  entwickelt,  wo 
neben  der  Stadtbibliothek,  und  wohl  veranlasst  durch  deren  Haltung,  nach  ein- 
ander die  Bibliotheken  der  naturforschenden  Gesellschaft,  der  medizinisch- 
chirurgischen Bibliothekgesellschaft,  der  juristischen  Bibliothekgescllschaft  und 
schliesslich  der  kantonalen  Lehranstalten  entstanden.  Achnliche  Verhältnisse 
bestehen  in  Bern  (Stadtbibliothek  und  Hochschulbibliothek,  Lesegesellschaft  und 
Museumsgcsellschaft) .  Genf  (Fakultätsbibliotheken  neben  der  Bibliotheque 
publique),  Solothurn  (Stadt-  und  Kantonsbibliothek)  u.  s.  f.  Die  Reaktion  im 
Sinne  eines  Zusammenschlusses  der  Kräfte  kann  nicht  ausbleiben:  sie  macht 
sich  bemerkenswerterweise  gerade  in  Zürich  stark  geltend  in  der  Herstellung 
gemeinsamer  periodischer  Zuwachsverzeichnissc  der  verschiedenen  Bibliotheken, 
in  der  Anlage  eines  alphabetischen  Centralkataloges  über  die  Bestände  der  in 
der  Stadt  befindlichen  Büchersammlungen,  in  Projekten  auch  für  eine  räumliche 
Vereinigung  der  oben  genannten  Anstalten.  Aehnliche  Bestrebungen  zeigen 
sich  auch  andernorts,  und  sie  verdienen  sicherlich  weitgehendste  Berücksichtigung 
von  dem  Gesichtspunkt  aus,  der  in  unserer  Zeit  des  angespanntesten  wirt- 
schaftlichen Wettkampfes  zwischen  den  einzelnen  Nationen  doppelt  wichtig  ist, 
dass  jeder  Auiwand,  der  nicht  im  möglichsten  Umfange  ausgenutzt  wird,  eine 
zwecklose  und  nicht  zu  rechtfertigende  Ausgabe  bedeutet.  Uebrigens  gehört 
in  diesen  Zusammenhang  auch  eine  andere,  und  zwar  schon  ältere  Erscheinung: 
der  Uebergang  der  Bibliotheken  historischer  oder  naturwissenschaftlicher  Gesell- 
schaften an  die  öffentlichen  Bibliotheken  der  betreffenden  Städte. 

Die  Zukunft  wird  sicherlich  in  dieser  Hinsicht  noch  weitere  Schritte  zu 
verzeichnen  haben,  und  zwar  auch  solche,  die  sich  nicht  nur  auf  eine  Steigerung 
der  Leistungen  innerhalb  eines  Bibliotheksortes  beziehen,  sondern  auf  ein 
systematisches  Zusammenwirken  verschiedener  Städte.  Nichts  hindert,  dass  das 
Vorgehen  zwischen  verschiedenen  Bibliotheken  der  nämlichen  Stadt,  die  sich 
gegenseitig  über  die  Anschaffungen  verständigen,  in  betreff  grosser  und  umfang- 
reicher und  doch  nicht  schlechthin  überall  notwendiger  Werke  auch  zwischen 
den  Bibliotheken  verschiedener  Städte  angewendet  werde.  Es  wird  sich  das 
auch  aus  dem  folgenden  Grunde  empfehlen  : 

Als  ein  mehrsprachiges  und  ethnographisch  gemischtes  Land,  dessen 
Geschichte  in  enger  Wechselwirkung  zu  der  aller  Nachbarländer  steht,  hängt 
die  Schweiz  in  ihrem  geistigen  Leben,  so  weit  solches  durch  Schrift  und  Druck 
beeinfhisst  wird,  von  verschiedenen  Litteratur-  und  Kulturkreisen  ab,  die  durch 
ihre  verschiedenen  Nachbarn  vertreten  werden.  Dcingemäss  haben  auch  ihre 
Bibliotheken  ihr  Interesse  den  litterarischen  Erscheinungen  der  verschiedenen 
Nachbarländer  zuzuwenden.  Zwar  glaubte  Heitz  feststellen  zu  müssen,  dass  die 
Bibliotheken  der  deutschen  Schweiz  sozusagen  nur  deutsche,  die  der  französischen 
nur  französische  Werke  anschaffen.  Kür  die  populären  Bibliotheken  wird  das 
heute  noch  zutreffen,  und  zwar  um  so  mehr,  je  kleiner  sie  sind ;  das  Bedürfnis 
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nach  ausspannender  Lektüre  wird  eben  verhältnismässig  selten  nach  fremd- 
sprachigen Werken  greifen.  Die  wissenschaftlichen  Bibliotheken  jetloch  weisen 
gegenüber  früher  eine  grössere  Berücksichtigung  von  Werken  auf,  die  den 
andern  Landessprachen  angehören.  Das  ist  auch  durchaus  notwendig.  Aber  die 
daraus  entstehende  Anspannung  der  Geldmittel  wird  eine  Entlastung  durch 
gegenseitige  Verabredungen  nur  noch  mehr  zur  Pflicht  machen. 

Sind  das  Dinge,  die  ausschliesslich  die  wissenschaftlichen  Bibliotheken 
betreffen,  so  werden  zweifellos  die  populären  Bibliotheken  sich  einer  andern 
Einrichtung  mehr  bedienen,  als  es  bisher  geschah :  der  Wanderbibliotheken,  die 
für  einen  grösseren  räumlichen  Umkreis  bestimmt  sind  und  innerhalb  dessen 
periodisch  und  gruppenweise  abwechselnd  von  Ort  zu  Ort  wandern.  Heitz  führt 
in  seiner  Statistik  nur  zwei  im  Waadtlande  befindliche  an.  Ob  solche  seither 
auch  anderswo  eingeführt  wurden,  ist  mir  nicht  bekannt.  Sicher  aber  ist,  dass 
das  Volksbibliothekwesen  aus  der  Errichtung  von  Wanderbibliotheken  einen 
mächtigen  Aufschwung  zu  nehmen  vermöchte.  Wenn  die  Hcitzsche  Statistik 
im  Leser  einen  Eindruck  erweckt,  so  ist  es  der,  dass  die  Zersplitterung  auf 
diesem  Gebiete  noch  viel  grösser  und  das  Zusammenfassen  der  Kräfte  noch 
viel  wünschbarer  ist  als  auf  dem  des  wissenschaftlichen  Bibliothek wesens.  Was 
können  Sammlungen  von  hundert  oder  auch  mehreren  hundert  Bänden  bedeuten 
und  ausrichten,  zumal  wenn  sie  sich  nicht  nur  auf  schön- wissenschaftliche 
Litteratur  beschränken,  sondern  etwa  auch  landwirtschaftliche  oder  gewerb- 
liche umfassen  wollen?  Nur  allzu  sehr  gehen  die  knappen  Mittel  in  der 
Anschafl'ung  überall  eingestellter  Werke  auf,  die  dann  doch  nur  einem  kleinen 
Kreise  zu  dienen  vermögen  und  entsprechend  wenig  verlangt  werden.  Grössere 
Reichhaltigkeit  des  Lesestolfes  und  intensivere  Ausnutzung  der  Bestände:  das 
müssen  hier  die  Zielpunkte  sein.  Gewiss  sind  die  Schwierigkeiten  nicht  zu 
unterschätzen.  Sic  liegen  nicht  nur  in  der  technischen  Organisation,  sondern 
auch  in  den  verschiedenartigen  Bedürfnissen  der  Leserkreise  mit  Rücksicht 
auf  Konfession,  Berufstätigkeit  u.  s.  f.  Aber  sie  sind  nicht  unüberwindlich. 
Wo  ein  Wille  ist,  da  ist  auch  ein  Weg,  wird  es  nach  dem  englischen  Sprich- 
wort auch  hier  heissen. 

Diese  Ausführungen  sind  keineswegs  dahin  aufzufassen  ,  als  ob  eine 
absolute  Trennung  zwischen  populären  und  wissenschaftlichen  Bibliotheken 
möglich  oder  wünschbar  wäre.  Sie  entspricht  freilich  im  ganzem  der  bisherigen 
Entwicklung;  aber  auf  Uebergänge  und  auf  Anstalten,  die  beiden  Gebieten 
angehören,  ist  bereits  hingewiesen  worden,  und  die  Einheitsbibliothek,  die  ins- 
besondere in  Amerika  zu  Hause  ist  und  neuestens  auch  in  Deutschland  Eingang 
findet,  wird  wohl  auch  in  der  Schweiz  auf  die  zukünftige  Entwicklung  des 
Bibliothekwesens  bemerkenswerten  Einfluss  ausüben,  nicht  im  Sinne  von  Neu- 
gründungen, sondern  von  Annäherung,  Verschmelzung  und  Ausbau  bereits 
bestehender  Sammlungen. 

Die  Verteilung  des  speziell  wissenschaftlichen  Lebens  über  eine  Anzahl 
grösserer  oder  kleinerer  geistiger  Mittelpunkte  auf  der  einen  Seite  und  die  im 
ganzen  Land  sich  kundgebende  Teilnahme  an  allgemeinsten  Bildungsinteressen 
auf  der  andern  werden  das  Bibliothekwesen  der  Schweiz  stets  zu  weitgehender 
Individualisierung  nötigen.  Dieser  durch  möglichste  Konzentrierung  der  Leistung 
das  nötige  Gegengewicht  zu  geben,  das  Vorhandene  so  auszugestalten,  dass 
es  auf  zweckmässigste  Weise  den  grössten  Nutzen  zu  stiften  vermag,  der 
litterarischen  Produktion  in  ausgiebiger  Weise  zu  folgen,  es  nach  den  ver- 
schiedenen Seiten  hin  zu  thun,  wo  die  Wurzeln  unserer  Kultur  liegen,  und 
dabei   zugleich   den  Benutzern   sc»    weit  als  möglich  entgegen  zu  kommen,  ja 
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selbst  nachzugehen:  «las  wird  je  langer  je  mehr  die  Aufgabe  des  schweizerischen 
Bibliothekwesens  sein.  Möge  es  hierbei  stets  die  nötige  Opferfreudigkeit  finden 
seitens  der  Einzelnen  wie  der  Gesamtheit. 

V.  Litter atlir.  Werke  über  das  schweizerische  Bibliothekwesen  im  allgemeinen 
existieren  ausser  den  eingangs  genannten  nickt,  lieber  die  Geschichte  eintelner  Anstalten 
bestehen  eine  Reihe  von  Druckschriften  und  Aufsätzen,  die  hier  aufzuführen  jedoch  im 

weitläufig  ::äre. 

Dr.  Hermann  Escher,  I.  Bibliothekar  der  Stadlbibliothek  Zürich. 

Bienenzucht 

I.  Allgemeines.  —  II.  Geschichtliches.  —  III.  V erei nswesen  und  gegen- 
wärtiger Stand  der  Bienenzucht.  —  IV.  Statistisches.  —  V.  Schlussbemcr- 
kungvn.  —  VI.  Litteratur. 

I.  Allgemeines.  Die  Biene  ist  das  einzige  Insekt,  welches  unter  all  der 
ungeheuren  Zahl  von  Insekten  «Haustier»  geworden  ist.  Sie  verdankt  die 
Fürsorge  und  Pflege,  die  der  Mensch  ihr  zuwendet,  ihrem  fast  beispiellosen 
Sammcltrieb,  der  sie  befähigt.  Nahrungsvorrate  aufzuspeichern,  die  ihr  gestatten, 
den  langen  Winter  unseres  Landes  in  grossen  Gesellschaften  zu  überdauern. 
Mit  dem  ersten  Frühlingserwachen  sind  somit  tausende  von  Arbeitern  wieder 
bereit,  für  die  Existenz  der  Gesamtheit  zu  wirken.  Nicht  selten  erübrigt  ein 
Bienenvolk  beträchtliche  Mengen  seiner  Hauptnahrung,  des  Honigs,  den  sein 
Pfleger  um  so  eifriger  behandigt,  weil  er  als  Genuss-,  Nahrungs-  und  Heilmittel 
seit  ältesten  Zeiten  in  hohen  Ehren  steht.  —  Die  reichliche  Aufnahme  von 
Nahrung,  Honig  und  Blütenstaub  (Pollen)  führt  die  Biene  zur  Fettabsonderung 
in  Gestalt  des  Wachses:  dasselbe  dient  ihr  zum  Aufbau  ihres  Gehäuses.  Die 
kunstvollen,  meist  sechsseitigen  Zellen,  die  sie  zu  Waben  aneinanderreiht,  sind 
die  Wiegen  ihres  Nachwuchses  und  die  Speicher  für  ihren  Vorrat.  Das  Wachs 
war  infolge  seiner  Bildsamkeit  und  Brennbarkeit  zu  allen  Zeiten  ein  gesuchter 
Gebrauchsartikel  und  erscheint  i.  B.  im  Mittelalter  als  Naturalsteuer.  —  Abge- 
sehen von  diesen  materiellen  Vorteilen  bietet  das  Bienenleben  für  Gemüt  und 
Geist  des  oberflächlichen  wie  des  tieferblickenden  Beobachters  so  viel  Anziehendes, 
mitunter  fast  Wunderbares,  dass  Mythe,  Aberglaube,  Wetterpropheten,  Volks- 
mund, Dichter  und  Naturforscher  sich  je  und  je  um  die  Wette  mit  der  Biene 
beschäftiget».  Die  Bezeichnung  «Bienenvater»  deutet  unzweideutig  auf  die 
innigen  Beziehungen  zwischen  Mensch  und  Biene. 

In  der  Schweiz  sind  zwei  Arten  heimisch:  die  deutsche  oder  schwarze 
Biene  und  die  italienische :  letztere,  nur  in  den  südlichem  Thälern  heimisch, 
unterscheidet  sich  durch  gelbe  Ringe  an  der  Hinterleibswurzcl  und  rötliche 
Beine ;  sie  ist  naturgemäss  nicht  so  widerstandsfähig  gegen  strenge  Winter, 
wie  jene.  Durch  Kreuzung  der  beiden  Rassen  sucht  man  nördlich  der  Alpen 
die  Vorzüge  beider  zu  vereinigen:  den  ausgeprägten  Sammeltrieb  und  die 
Widerstandsfähigkeit  der  deutschen,  mit  dem  feinen  Geruchssinn,  dem  stärkern 
Brut tri«  b.  der  Gutartigkeit  und  Schönheit  der  südlichen  Biene.  Um  dem  geringen 
Sch warmtrieb  (Geschlechtstrieb)  der  schwarzen  Biene  aufzuhelfen  und  stärkere 
Vermehrung  der  Völker  herbeizuführen,  importierte  die  Schweiz  in  den  letzten 
zwanzig  Jahren  zahlreiche  Krainer-  und  Kärntner-Zuchtvölker  und  Königinnen, 
eine  Rasse  mit  graulichen  Hintcrleibsringcn ;  aus  beträchtlichen  Höhenlagen 
stammend,  ist  sie  gegen  Witterungseinflüsse  abgehärtet  :  ihre  grosse  Sch warmlust 
vereitelt  jedoch  nicht  selten  den  Honigertrag. 

Ein  Bienenvolk  auf  der  Höhe  seiner  Entwicklung  enthält  ein  eierlegendes 
Weibchen.  Königin.  j>0,000  bis  1 00.000  Arbeiter  (in  der  Entwicklung  verkümmerte 
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Weibchen)  und  einige  100  oder  1000  Drohnen  (Männchen).  Je  nach  der  Grösse 
verlangt  der  Bien  eine  Wohnung  von  40  bis  100  Liter  Rauminhalt.  —  Das 
Gedeihen  eines  Bienenvolkes  hängt  ab  von  der  Fruchtbarkeit  der  Königtn  und 
«lern  richtigen  Verhältnis  der  Arbeiterzahl  zu  dieser  Fruchtbarkeit.  Eine  gute 
Königin  muss  zur  Zeit  starker  Tracht  täglich  bis  3000  Eier  legen  können ;  sie 
beginnt  mit  der  Eierlage  im  Februar  und  März  und  endigt  sie  im  September ; 
der  Höhepunkt  der  Eierlage  liegt  im  Mai  und  Juni:  unter  normalen  Verhält- 
nissen werden  nur  vom  April  bis  Juli  Drohnen  erbrüte«,  weil  auch  nur  zu  dieser 
Zeit  junge  Königinnen  vorhanden  sind.  Die  Brut  (Ei.  Made,  Puppe)  wird  von 
den  Haus-  oder  .Ammenbienen  mit  milch  weissem  dünnen  Brei  gefüttert  und 
zugleich  erwärmt.  In  durchschnittlich  20  Tagen  vollzieht  sich  die  Metamorphose 
(Königin  17  Tage,  Arbeiter  21  Tage,  Drohnen  24  Tage).  Bien  jn  über  14  Tage 
alt  fliegen  auf  Tracht  ;  sie  tragen  im  Honigmagen  Nektar  und  Wasser  herbei, 
an  dem  körbchenartig  gestalteten  Schienbein  des  hintersten  Fusspaars  Blüten- 
staub und  H;»rz.  Honig,  Blütenstaub  und  Wasser  gehören  zu  den  täglichen 
Bedürfnissen  der  Biene.  Harz  braucht  die  Biene  zum  Verstopfen  der  Ritzen 
und  kleinen  Hohlräume,  wo  die  wabenzerstörende  Wachsmotte  sich  einnisten 
könnte.  —  Nehmen  die  Hausbienen  überhand,  so  erbrüten  sie  junge  Königinnen 
und  die  alte  Königin  entweicht  mit  einer  Schar  meist  älterer  Bienen:  so  bildet 
sich  der  Erstschwann.  Nachschwärme  enthalten  junge,  unbefruchtete  Königinnen 
und  meist  jüngere  Bienen.  Die  Drohnen  sind  nur  nützlich  zur  Befruchtung 
junger  Königinnen;  dämm  werden  sie  im  Juli  ausgehungert  und  verjagt.  — 
Die  neuesten  Zuchtzielc  der  schweizerischen  Imkerschaft  sind  auf  die  Zucht 
von  Königinnen  und  Drohnen  aus  bestem  Rassenmaterial  von  hervorragender 
Fnichtbarkeit,  starkem  Sammcltricb  und  mässiger  Schwarmlust  gerichtet  unter 
Verhütung  der  Inzucht  (Königinnen  über  zwei  Jahre  alt  taugen  nicht  mehr  viel). 
—  Wie  bedeutungsvoll  diese  Ziele  sind,  geht  aus  der  Erfahrung  hervor,  dass 
Völker,  die  diesen  Bedingungen  entsprechen,  bei  günstigen  Trachtperioden 
3 — 8  kg  Honig  täglich  einzusammeln  vermögen.  Tagesleistungen  von  2—4  kg 
sind  keine  Seltenheit.  55  Beobachtungsstationen  im  Gebiet  der  Schweiz  haben 
durch  tägliche  Wägungen  diese  Thatsache  vielfach  bestätigt.  Im  honigreichen 
Sommer  1893  ergaben  die  Wagvölker  in  Altstätten  (Reinthal),  Ballwyl,  Hoch- 
grath,  Düdingen,  Münchenbuchsee  einen  Reinertrag  von  Kilogramm  103,  9<>, 
66,  66,  63,  zusammen  404  kg  («Schweizerische  Bienenzeitung >  1894,  Nr.  69). 

Die  heutige  Forstwirtschaft,  welche  keine  hohlen  Bäume  und  Stöcke  duldet, 
die  fortschreitende  Zivilisation  und  Bevölkerungszunahme,  welche  das  Gewild 
überhaupt  verdrängt  oder  dann  unter  gesetzlichen  Schutz  stellt,  haben  der  Biene 
die  Bedingungen  entzogen,  als  Wildtier  zu  existieren.  Sie  ist  ganz  auf  die 
Fürsorge  ihres  Pflegers  angewiesen.  Aber  auch  der  Zuchtbetrieb  ist  in  ganz  neue 
Bahnen  gelenkt  worden,  seitdem  die  Eröffnung  des  Weltmarkts  durch  Dampf- 
schiffahrt und  Eisenbahnen  den  schweizerischen  Landwirtschaftsbetrieb  völlig 
verändert  hat.  Ausgedehnte  Getreide-  und  Brachfelder,  Rcpssaaten,  Esparsetten- 
und  Naturwiesen,  langgezogene  Hecken  aus  Dorn-,  Hasel-  und  Weidengebüsch, 
meistens  vorzügliche  Bienen  weiden,  sind  der  besseren  Bodenverwertung  durch 
Gräser-  und  Kleesaat,  Kartoffel-  und  Rübenpflanzung,  für  die  Bienenzucht  gänzlich 
belanglos,  gewichen.  Die  Trachtperioden  sind  daher  kürzer,  die  Trachtgebiete 
beschränkter  als  früher.  Reichlichen  Honigertrag  liefern  nur  ausgedehnte  Bestände 
einer  oder  mehrerer  nektarreichen  Pflanzenarten ;  im  ersten  Rang  stehen  der 
Löwenzahn,  Kirschbaum,  Wiesensalbei,  Esparsette,  Heidekraut  ;  bei  anhaltend 
feuchtwarmer  Witterung  honigen  gut  die  rotblühende  Rosskastanie,  Akazien, 
Buchen.  Eichen,  Weissklee  und  Bärenklau ;  Kernobstbäume,  Erlen,  Birken,  Lind»*n 
sind   gute  Pollenspender,  Honig  geben  ihre  Blüten  wenig.    Reichlich  entquillt 
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süsser  Saft  den  durch  Insekten  angebohrten  Zweigen  der  Rottanne,  besonders 
aber  der  Weisstanne  (Waldhonig).  Ist  das  Trachtgebiet  über  eine  Viertelstunde 
vom  Bienenstand  entfernt,  so  wird  die  Ernte  durch  Verlust  an  Zeit  und  Arbeits- 
bienen sehr  beschränkt.  Zur  Zeit  der  Haupttracht  gehen  täglich  4 — 600  Bienen 
eines  Volkes  zugrunde ;  in  sechs  bis  sieben  Wochen  ist  eine  neue  Generation 
auf  dem  Plan. 

Zur  Beschränkung  der  Trachtgebiete  gesellt  sich  die  nordwärts  den  Alpen 
meist  unbeständige  Witterung  im  Frühjahr  und  Vorsommer.  Achttägige  Tracht- 
perioden sind  im  Frühjahr  nicht  häufig,  vierzehntägige  eine  Seltenheit,  jene 
genügen  zu  einer  mittleren  (12  -15  kg),  diese  zu  einer  sehr  guten  Krnte  (20 
bis  40  kg).  ■ —  Der  Ungunst  der  zeitlich  und  räumlich  oft  beschränkten  Tracht- 
verhältnisse war  der  alte  Gloekenstrohkorh  nicht  gewachsen.  Die  Völklein 
blieben  zu  klein,  um  in  kurzer  Zeit  beträchtliche  Vorräte  aufzustappeln ;  die 
Fütterung  war  meist  umständlich  und  ungenügend ;  durch  vielfache  Inzucht 
degenerierten  die  Bienenstände  und  zeigten  wenig  Widerstand  gegen  Krankheiten 
(Faulbrut).  So  entvölkerten  sich  die  Korbreihen  vor  den  Fenstern  der  stattlichen 
Bauernhäuser  und  manches  schmucke  Bienenhaus  geriet  in  Verfall.  Das  war 
zumeist  die  Folge  davon,  dass  nicht  nur  die  Waben  in  den  Strohkörben  stabil 
waren,  sondern  auch  in  den  Köpfen  der  Imker  sah's  meist  recht  stabil  aus 
und  man  hatte  versäumt,  das  Wesen  der  Biene  zu  studieren  und  auf  den  Propheten 
im  eigenen  Lande  zu  hören,  der  das  Studium  der  Naturgeschichte  der  Biene 
zu  seiner  Lebensaufgabe  gemacht,  die  bewegliche  Wabe  geschaffen  und  den 
Mobilbetrieb  empfohlen  hatte. 

II.  Geschichtliches.  Der  Vater  der  modernen  rationellen  Bienenzucht  ist 
unbestreitbar  Franz  Huber,  von  Genf,  geboren  den  2.  Juli  1 750,  gestorben  den 
22.  Dezember  1S31.  Mit  19  Jahren  erblindet,  hat  er  durch  die  von  ihm  geleiteten 
Beobachtungen  seines  Dieners  und  Mitarbeiters  Franz  Bürnens  ein  Licht  in 
das  Dunkel  des  Bienenlebens  gebracht,  das  noch  heute  kaum  von  einem  Forscher 
entbehrt  werden  kann.  Angeregt  durch  den  hervorragenden  Naturforscher 
Charles  Bonnet,  von  Vivis  und  das  Studium  der  Schriften  R^aumurs  und  des 
Holländers  Schwammerdamm  über  die  Insekten,  dehnte  er  seine  Unter- 
suchungen hauptsächlich  aus  auf  die  Befruchtung  der  Königin,  die  Bedeutung  der 
drei  Bienen wesen,  die  Wachsbereitung  und  den  Wabenbau,  die  Ernährung  und 
Metamorphose  der  Brut,  die  Schwarmbildung,  die  Sinne  der  Biene,  die  Lüftung 
der  Wohnung.  Kr  konstruierte  Bienen  Wohnungen  mit  Waben  in  Rahmen,  die 
nach  Art  eines  Buches  geöffnet  oder  auch  jeder  Rahmen  allein  ausgehoben  werden 
konnte  und  empfahl  den  Mobilbetrieb  und  die  Bildung  künstlicher  Schwärme, 
indem  er  die  üblichen  Methoden  der  Honiggewinnung  (Abschwefelung)  und 
Itienenbehandlung   <ä  la  Ibis  cruelles  et  mal-entcndues »  nannte. 

«Ich  weiss»,  sagte  Huber,  «dass  die  Landlcute  nicht  sofort  sich  zu  meiner 
Methode  bekennen  werden :  sie  sind  zu  befangen  in  ihren  Vorurteilen  und 
alten  Gewohnheiten:  aber  die  Naturforscher  und  tiefer  blickenden  Landwirte 
werden  den  Nutzen  meines  V  erfahrens  einsehen  und  ich  hoffe,  dass  ihr  Beispiel 
beitraget»  wird  zur  Ausbreitung  und  Hebung  der  Hienenzucht.» 

Fünfzig  Jahre  später  trat  der  Mobilbetrieb  fast  gleichzeitig  von  Schlesien 
und  Amerika  aus  seinen  Siegeslauf  an.  Dort  war  es  Langstroth,  der  nach 
Hubers  ld«'c  ein«*  Kastenwohnung  mit  Waben  in  beweglichen  Rahmen  konstruierte 
(1851  i.  hier  begann  Pfarrer  Dzierzon  in  genialer  Weise  durch  Theorie  und  Praxis 
die  Bienenzucht  in  die  von  Huber  erhofften  Bahnen  zu  lenken.  Auch  Dzierzon 
wählt«-  xiir  Kastenwohnung;  Hess  aber  seine  Bienen  die  Waben  an  einen  Rost 
von  einzelnen  Stäben  bauen,  sn  dass  sie  nur  seitlich  von  «ler  Kastenwandung 
gelöst  werden  mussten.  um  gehoben  zu  werden.    Baron  August  v.  Berlepsch 
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empfahl  bald  darauf  die  Rähmchcnvvabe  und  diese  siegte  der  grössern  Bequem- 
lichkeit wegen  über  den  Stäbchenrost.  Seit  jenen  Tagen  bildet  die  Konstruktion 
der  Bienen wohnung  und  der  Rähmchcnwahe  eine  der  wichtigsten  Sorgen  des 
Bienenzüchters:  Anpassungsvermögen  an  die  Grösse  und  Leistungsfähigkeit  des 
Biens.  Warmhaltigkeit  und  Trockenheit,  solide  und  genaue  Bauart,  Einfachheit 
und  Bequemlichkeit,  Schutz  gegen  Feinde  und  Witterung,  grosse  Waben  im 
Brutraum,  kleinere  im  Honigraum  und  möglichste  Beweglichkeit  derselben, 
»ind  die  Bedingungen,  welche  Wissenschaft  und  Praxis  an  die  Bienenwohnung 
stellen.  In  der  Schweiz  haben  zwei  Systeme  allgemeinste  Geltung  gefunden:  der 
<  Bür  k  i -Je  k  er  ka  s  ten  >  und  der  «  Dadant-Blatt».  Jener  ist  eine  Verbesserung 
des  Berlepschstockes,  indem  Christian  Bürki,  Werkmeister  in  der  Munitions- 
fabrik auf  dem  Liebifeld  bei  Bern  1864),  der  Wabcngrösse  den  Schweizer- 
zollstab zugrunde  legte.  Pfarrer  Jeker  in  Ölten  erhöhte  die  Brutwabe  noch 
um  ihre  Hälfte  und  empfahl  zwei  Honigetagen  mit  Honigwaben  von  Drittelhöhe 
der  Brutrahmen.  Dieses  System  akzeptierte  der  Vorstand  des  Vereins  schwei- 
zerischer Bienenfreunde  und  seitdem  heisst  es  c  Schweizerstock  >.  Sein  Raum- 
inhalt fasst  <>5  Liter,  davon  kommen  auf  den  Brutraum  ca.  60  Liter;  die  Brut- 
wabe misst  360  mm  Höhe  und  28b  mm  Breite,  die  Honigwabe  ein  Drittel 
hievon;  der  Schweizerstock  hält  12 — 15  Brut- und  doppelt  soviel  Honigrahmen. 
Kr  besitzt  den  Vorzug,  dass  er  zu  Mehrbeuten  und  geschlossenen  Pavillons 
zusammengebaut  werden  kann  und  den  Nachteil,  nur  von  Hinten  geöffnet  werden 
zu  können,  während  Boden,  Decke,  Vorder-  und  Seiten  wände  unter  sich  fest 
verbunden  sind.  Das  Dadant-Blattsystem  ist  eine  Kombination  der  von  Lang- 
stroth und  Johann  Blatt  in  Rhcinfelden  (j  1864)  erstellten  Rahmenwaben  mit 
dem  von  Ch.  Dadant  (f  1902  Amerika)  konstruierten  Kasten;  die  Wabengrösse  ist 
Blatts  Werk,  der  Kasten  amerikanischen  Ursprungs.  Der  Brutraum  misst  450  mm 
l.ängc  und  Breite,  320  mm  Höhe,  fasst  ca.  65  Liter  und  wird  mit  12  Rahmen 
möbliert,  die  435  mm  lang,  300  mm  hoch  sind;  die  halb  so  grossen  Honig- 
rahmen werden  in  1 — 3  Aufsätzen  gegeben,  je  nach  Bedürfnis.  Im  Dadant- 
Blattkasten  ist  das  Problem  des  Mobilbetriebs  am  vollkommensten  durchgeführt ; 
kein  Teil  ist  mit  dem  andern  fest  verbunden:  Dach,  Aufsätze.  Brutraumkasten, 
Boden-  und  Flugbrett,  Rahmen  bilden  sämtlich  besondere  Stücke;  dieser  Umstand 
erfordert  solide  und  genaue  Konstruktion  und  verhindert  die  Zusammenfügung 
tu  Pavillons;  jedes  Volk  braucht  sein  eigenes  Haus  und  Dach;  der  Betrieb  ist 
daher  etwas  teuer  und  erheischt  mehr  Platz  als  der  Schweizerstuck,  ermöglicht 
aber  eine  viel  raschere  Behandlung  und  Pflege  des  Bienenvolkes,  gewährt  somit 
grosse  Zeitersparnis.  Beide  Systeme  gestatten  die  Entnahme  der  gefüllten  Honig- 
waben und  die  Möblierung  mit  leeren,  ohne  Störung  des  Brutraumes:  beide 
sind  aufgebaut  auf  den  Erfahrungen  der  einsichtsvollsten  Praktiker  der  Schweiz 
und  gründlichem  Studium  der  Bienennatur  und  der  Landesverhältnisse;  der 
«Schweizerstock»  ist  mehr  in  der  deutschen,  der  « Dadant-Blatt  >  in  der  roma- 
nischen Schweiz  sehr  verbreitet.  Um  die  Verbreitung  des  letztern  machte  sich 
Professor  Eduard  Bertrand  in  Nyon  sehr  verdient. 

Franz  Huber  nötigte  seine  Bienen  zum  Bauen  von  Waben  in  seine  Holz- 
rahmen, indem  er  an  die  innere  und  untere  Seite  der  Tragleiste  ein  schmales 
Wabenstück  anlötete  ;  dasselbe  wurde  von  den  Bienen  gehorsamst  bis  zur  untern 
Querleiste  fortgesetzt  und  gleichzeitig  an  den  Scitenlcistcn  befestigt.  Schreiner 
Mehring  in  Frankcnthal  (Schlesien)  erfand  die  Pressung  der  Zellenbödcn  oder 
Wabenmittelwände :  natürliche  Zellenbödcn  erhält  man,  wenn  man  an  einer 
neugebauten  Wabe  beidseitig  die  Zellenwandungcn  rasiert,  die  Böden  schont: 
jeder  Zellenbödcn  besteht  aus  drei  nach  innen  zusammenlaufenden  Rhomben: 
ihr  Berührungspunkt  bildet  auf  der  andern  Seite  den  Vereinigungspunkt  der 
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Wandungen  von  drei  Zellen.  Bahnbrechend  für  die  Erfindung  Mehrings  war 
der  encrgievollc  l'eter  Jakob  (f  1878)  von  Fraubrunnen,  eigentlich  der  erste 
und  lange  Zeit  der  einzige  Fabrikant  künstlicher  Mittel  wände.  Zwischen  zwei 
Platten  presste  er  die  dünnen  Wachsblätter  mit  den  Rhomben  entsprechenden 
Kindrücken,  befestigte  diese  Zellenboden  in  den  Ruhmchen  und  möblierte  damit 
die  Kasten.  Da  die  Eindrücke  nur  der  Arbeiterzelle  entsprachen,  so  bauten 
die  Bienen  auch  nur  solche  und  Peter  Jakob  verhütete  den  Bau  von  Drohnen- 
zellen und  die  Erbrütung  überzähliger  Drohnen.  Die  Amerikaner  erfanden  bald  die 
Walzenpressen  und  riefen  damit  der  Grossfabrikation.  B.  Rictsche  in  Biberach 
erstellt  in  neuerer  Zeit  Handpressen,  welche  es  jedem  Züchter  möglich  machen, 
auch  kleine  Wachsvorritte  in  Zellcnbödcn  umzuformen.  Das  Hand-  und  Haus- 
fabrikat wird  dem  Grossfabrikat  vorgezogen.  Durch  die  Mittel wandfabrikation 
beherrscht  der  Bienenzüchter  den  Wabenbau  fast  vollständig,  bestimmt  die 
Grösse  der  Zellen  und  der  Waben,  fördert  ungemein  die  Bauthätigkcit  der 
Bienen  und  vermehrt  seinen  Wabenvorrat,  auf  welchem  das  Geheimnis  der 
grossen  Erträge  des  Mobilbetriebs  wesentlich  beruht. 

Von  noch  grösserer  Bedeutung  ist  die  Erfindung  der  Honigschleuder  durch 
Major  Hruschka  in  Dolo  bei  Venedig.  In  einem  Zylinder  von  Holz  oder  Blech 
wird  ein  Haspel  mit  vier  Seiten  aus  Drahtgeflecht,  an  welche  die  den  Honig- 
räumen enthobenen  Waben  gelehnt  werden,  vermittelst  Zahnrad  und  Kurbel  in 
horizontale  Schwingung  versetzt  ;  der  flüssige  Honig  wird  aus  den  Waben  durch 
die  Drahtgitter  an  die  Innenwand  des  Zylinders  geschleudert,  sammelt  sich  am 
Boden  und  wird  vermittelst  eines  Hahnens  abgefüllt.  Der  sogenannte  Schleuder- 
honig ist  somit  das  unverfälschte,  reinlichste  Produkt  der  Bienenzucht.  Mit  den 
entleerten  Waben  möbliert  der  Imker  wieder  seine  Honigräumc.  Die  Honig- 
schleuder ist  dem  Mobilimker  unentbehrlich.  Die  schweizerische  Industrie  hat  die 
ursprüngliche  primitive  Form  sehr  vervollständigt.  Die  Honiggewinnung  ist 
abhUngig  von  der  Starke  und  Qualit.it  der  Völker.  Die  Zucht  solcher  ist  nur 
durchden  Mobilbetrieb  vollkommen  erreichbar:  Er  ermöglicht  die  Korrektur 
des  schadhaften  Wabenbaues,  die  Verstärkung  schwacher  Völker,  die  Bildung 
künstlicher  Schwärme  durch  Teilung  starker  oder  aus  Teilen  mehrerer,  die  Auf- 
zucht junger  Königinnen,  die  Ersetzung  abgelebter  durch  kräftige,  die  Erkennung 
von  Krankheiten,  die  Fütterung  mit  vollen  Waben  u.  v.  a.  m. 

IQ.  Vereinswesen  und  gegenwärtiger  Stand  der  Bienenzucht  Pfarrer 
Dzierzons  epochemachendes  Auftreten,  seine  seit  1845  erscheinende  Zeitung, 
sein  Lehrbuch  «Theorie  und  Praxis  des  schlcsischen  Bienenfreundes >  gewannen 
rasch  der  rationellen  Bienenzucht  auch  in  der  Schweiz  begeisterte  Freunde. 
Professor  August  Menzel  in  Zürich,  ein  aufmerksamer  Beobachterund  fleissiger 
Biencnschriftsteller,  Peter  Jakob  in  Fraubrunnen,  thatkräftig  und  erfahren, 
stellten  sich  an  die  Spitze  der  Kämpfer  für  die  neue  Richtung.  1861  gründeten 
sie  den  Verein  schweizerischer  Bienenfreunde,  dessen  Organ  «Schweizerische 
Bienenzeitung >,  von  Menzel  redigiert  (mit  Unterbrechungen  erschienen  1862 
bis  1869),  schwer  gegen  Vorurteile  zu  streiten  hatte.  Seit  1869  führte  besonders 
Jakob,  der  überlegene  Praktiker,  den  Kampf  immer  siegreicher.  Eine  junge 
Schule  Mobilimker  bildete  Bezirks-  und  kantonale  Vereine ;  diese  schlössen  sich 
allmählich  als  Filialvereine  dem  Verein  schweizerischer  Bienenfreunde  an  und 
heute  zählt  derselbe  nebst  1200  direkten  Mitgliedern  100  Filialvcreine  mit  über 
6000  Zugehörigen.  Die  «Schweizerische  Bienenzeitung»  seit  1878  nacheinander 
redigiert  von  Philipp  Ritter,  Archivar  in  Bern  (i  1902),  Pfarrer  Jek er  in  Ölten. 
Rud.  Göldi  in  Altstätten,  gehört  mit  32  Jahrgängen  zu  den  besten  Bienenzeit- 
schriften der  Gegenwart.  Gleicherweise  schlössen  sich  die  Bezirksvereine  der  West- 
schweiz 1879  zur  Socitfte  Romande  des  Apicultcurs  zusammen  mit  15  Sektionen 
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und  über  700  Mitgliedern.  Die  «Revue  internationale  d*Apieulture>,  im  gleichen 
Jahre  gegründet  und  seither  stets  unter  der  Direktion  des  Professors  Eduard 
Bertrand  in  Nyon,  zählt  die  berühmtesten  Bienenschriftsteller  Frankreichs  und 
Amerikas  zu  ihren  Mitarbeitern  und  ihr  Leserkreis  dehnt  sich  über  alle  zivili- 
sierten  Länder  au*.   —    Beide  Imkerverbände   stehen  unter  der  Leitung  von 
Centraivorständen.  Der  Verein  schweizerischer  Bienenfreunde  legt  seinen  Mit- 
gliedern keine  anderen  Verpflichtungen  auf  als  das  Abonnement  des  Centrai- 
organs, dessen  Reinertrag  wieder  nur  den  Vereinszwecken  dient.   In  der  Societe 
Romande  zahlt  jedes  Mitglied  Fr.  1  L'nterhaltungsgcld.  Die  «Revue  internationale 
d'Apiculture»  ist  Privateigentum.  Seit  Jahrzehnten  stehen  in  den  Centrai  vorständen 
Männer,  die  mit  seltenem  Geschick,  mit  Ausdauer  und  Begeisterung  die  Filial- 
vereine und   Einzelmitglieder  zur  Mitarbeit  in  der  Hebung  der  Bienenzucht 
herbeigezogen  haben.    Die  Thätigkeit  der  Verbände  erstreckt  sich  wesentlich 
über  folgende  Gebiete :  Organisation  von  Wanderlehrvorträgen  und  Kursen 
für  Anfänger,  Fortgeschrittene  und  zur  Ausbildung  von  Wanderlehrern  :  Errich- 
tung von  apistischen  Stationen  in  allen  Höhenlagen  des  Vcrcinsgebietes  mit 
Beobachtungsvölkern,   deren    Lebenserscheinungen    täglich    unter  Berücksich- 
tigung der.  klimatischen  Einflüsse  registriert  und  deren  Nahrungsbedürfnisse  und 
Leistungsfähigkeit  durch  die  Wage  bestimmt   werden.     55   solcher  Stationen 
senden  allmonatlich  ihre  Berichte  an  die  Centraistationen  in  Zürich  und  Boudry. 
woselbst  sie  zu  ebenso  interessanten  Situations-  und  Erntebildern  verarbeitet 
werden;  Einrichtung  von  Zuchtstationen,  wo  durch  Isolierung  von  Drohnen 
und  jungen  Königinnen  ausgesucht   vorzügliches  Rasscnzuchtmaterial  erzogen 
wird  (Ufenau,  St.  Petersinsel) ;  Gründung  einer  Hon  ig  Untersuchungsstation 
in  Zürich  und  der  Honigkont rolle  durch  Fachleute  bei  den  Ständen  der 
Imker,  beide  Institutionen  zum  Schutze  des  Honigkonsumenten,  wie  des  Pro- 
duzenten; der  kontrollierte  Honig  wird  auf  Echtheit,  Reife  und  Reinheit  unter- 
sucht, erhält  eine   Kontrollmarke,   wodurch  der  Konsument   erhöhte  Gewähr 
erhält  für  gute  und  einheimische  Ware.    Bibliotheken  bestehen  in  Nyon  und 
Zug;  letztere   zählt  über  1000  Bände,  wovon  durchschnittlich  300  im  l'mlauf 
sind;  sie  ist  unentgeltlich  für  Mitglieder  des  Vereins   schweizerischer  Bienen- 
freunde.    Seit    1888   besteht   auf  dem   Rosenberg   bei  Zug  ein  apistisches 
Museum,  unter  der  fachkundig  ordnenden  Hand  der  Herren  Theiler,  Vater 
und  Sohn;    dasselbe  gibt  ein  umfassendes  Bild   der  Bienenzucht  nach  ihrer 
historischen  Entwicklung  und  ihrem  gegenwärtigen  Stand  mit  allen  Hülfsmitteln. 
Jährliche  Wander-  und  Delegicrtenversammlungen   sorgen   für  den  per- 
sönlichen und  geistigen  Kontakt  unter  den  Filialvereinen  und  mit  den  leitenden 
Vorständen  der  Imkerverbände.    Als   Filialvereine  des  schweizerischen  land- 
wirtschaftlichen Vereins,  bezw.  der  Federathin  romande  d' Agriculture  erhalten 
beide  Verbände  jährliche  Subventionen  vom  Bund. 

IV.  Statistisches.  An  den  schweizerischen  landwirtschaftlichen  Ausstel- 
lungen in  Bern  1895  und  Genf  1 896  zeigte  die  Bienenzucht  ganz  ungeahnte 
Fortschritte  und  reihte  sich  in  würdiger  Weise  an  die  anderen  Abteilungen. 
Dieser  Aufschwung  erhält  auch  volle  Bestätigung  durch  die  eidgenössischen 
Viehzählungen.   Die  Schweiz  zählte 

1876:    177,120  Bienenvölker,  41,237  Bienenzüchter 

1886:    207,384  >  41,136  » 

1896:    254,109  »  44,583  > 

hieraus  ergibt  sich  eine  Vermehrung  der  Völker  von  1876 — 1896  um  43,5  °/o. 
der  Bienenbesitzer  um  8  %,  der  Völker  berechnet  auf  einen  Besitzer  um  32  °/o. 
Der  Wert  der  Bienenstöcke  wird  auf  Fr.  4,574,000  geschätzt  oder  per  Volk 
Fr.  18  anfangs  April.    Ein  Mobilvolk  mit  voller  Ausrüstung  repräsentiert  jedoch 
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einen  bedeutend  hohem  Wert.  Ulrich  Kramer  in  Zürich,  Präsident  des  Vereins 
schweizerischer  Bienenfreunde,  zur  Zeit  der  hervorragendste  Förderer  und  Kenner 
der  schweizerischen  Bienenzucht,  schätzt  nach  den  pro  1900  eingegangenen 
Saison-  und  Ernteberichten  den  Honigertrag  per  Volk  auf  6  Kilo,  was  für 
254,000  Völker  1.524,000  kg,  ä  Fr.  2,  rund  3  Millionen  Franken  ausmacht. 
Das  Jahr  1900  steht  bedeutend  unter  Mittel.  —  In  der  Westschweiz  beträgt 
der  Durchschnittspreis  per  Kilogramm  Fr.  2  im  detail,  Fr.  1.60  bis  Fr.  1.80 
en  gros,  in  der  Deutschschweiz  etwas  höher.  —  Die  Schweiz  führt  nur  etwa 
150  q  Honig  aus,  da  das  einzige  Land,  wohin  eine  namhafte  Ausfuhr  möglich 
wäre,  Deutschland,  den  Kilozentner  mit  Fr.  49.  40  besteuert.  Der  Ausfuhrpreis 
des  Schweizerhonigs  schwankt  zwischen  Fr.  2.  10  bis  Fr.  2.  20.  Dagegen  führt 
die  Schweiz  von  1886—1895  durchschnittlich  2610  q  Honig  ä  85  Cts.  per  Kilo- 
gramm ein:  1899  stieg  die  Einfuhr  auf  4856  q  zu  86  Cts.  per  Kilogramm.  1900 
betrug  sie  3460  q ;  1901  3575  q.  Es  ist  ersichtlich,  dass  die  billigen  Honige 
aus  Chili,  Centraiamerika  und  Italien,  die  samt  Eingangszoll  (Fr.  15  per  100  kg) 
kaum  auf  Fr.  1  per  Kilo  zu  stehen  kommen,  dem  einheimischen  Produkt  schwere 
Konkurrenz  machen.  Durch  seine  Realität,  Reinheit  und  Feingeschmack  vermag 
letzteres  den  Preis  oben  zu  halten. 

V.  Schiusabemerkungen.  Aus  Imkerkreisen  macht  sich  infolge  der  oben 
mitgeteilten  Thatsachen  der  Ruf  nach  Erhöhung  des  Einfuhrzolles  geltend:  noch 
lauter  tönt  die  Forderung,  dass  der  Honighändler  durch  Ursprungszeugnisse  die 
Bezugsquelle  bekannt  gebe,  damit  nicht  ausländisches  Produkt  unter  Schweizer- 
marke verkauft  und  dadurch  der  Konsument  wie  der  einheimische  Produzent 
geschädigt  wird.  Der  Vorstand  des  Vereins  schweizerischer  Bienenfreunde  hat 
beim  schweizerischen  Bauernsekretariat  eine  dieser  Forderung  entsprechende 
Eingabe  gemacht,  zu  Händen  eines  zu  erlassenden  schweizerischen  Lehens- 
mittelgesetzes. 

Ein  schweizerisches  Bienenrecht  giebt  es  natürlich  so  wenig,  wie  ein 
schweizerisches  Privatrecht  überhaupt.  Das  Recht.  Bienenstände  auf  seinem 
Eigentum  aufzurichten,  steht  jedermann  zu.  so  weit  nicht  nachweisbar  Belästi- 
gungen durch  die  Bienen  eintreten.  Das  Recht,  entflogene  Schwärme  während 
kürzerer  oder  längerer  Zeit  zu  verfolgen  und  anzusprechen,  ist  in  unsern  kanto- 
nalen Rechten  zur  Herrschaft  gelangt,  entgegen  der  im  Mittelalter  vielfach 
geltenden  Praxis,  dass  der  entflogene  Schwann  ein  Wildtier  sei.  Der  freie  Flug 
der  Biene,  resp.  das  uneingeschränkte  W  eiderecht  derselben,  ist  ein  alther- 
gebrachtes Gewohnheitsrecht,  das  sich  einesteils  auf  den  Zwittercharakter  der 
Biene  als  Wild-  und  Haustier,  andernteils  auf  die  Erfahrung  stützt,  dass,  was 
die  Biene  einsammelt,  sonst  niemand  zu  Nutzen  käme  (res  nullius). 

Gegenüber  der  in  Ernst  und  Scherz  erhobenen  Bemerkung,  dass  der  Imker 
«ernte,  wo  er  nicht  gesäet  hat>,  sicherte  die  wissenschaftliche  For>chung  die 
Stellung  des  Imkers.  Sie  hat  bewiesen,  dass  bei  den  Pflanzen,  wie  bei  andern 
Lebewesen,  Inzucht  zur  Degeneration  führt,  dass  manche  Kern-  und  Steinobst- 
sorten nur  durch  Kreuzung  mit  Pollen  verwandter  Arten,  nicht  aber  durch 
Pollen  der  eigenen  Blüten,  zum  Fruchtansatz  und  zur  Bildung  grosser  Früchte 
und  keimfähiger  Samen  gebracht  werden.  Gewisse  Pflanzen,  wie  die  Wiesen- 
salbei ,  sind  geradezu  durch  Bau  und  Mechanismus  ihrer  Blütenteile  auf 
Befruchtung  durch  den  den  Insekten  anhängenden  Pollen  anderer  Pflanzen- 
individuen angewiesen.  Professor  B.  Waite,  vom  landwirtschaftlichen  Depar- 
tement in  Washington,  der  im  Interesse  des  amerikanischen  Obstbaues  Unter- 
suchungen anstellte,  sagt  hierüber:  «Der  Blütenstaub  der  Birn-  und  Apfelbäume 
ist  nicht  so  beschatten,  dass  er  durch  den  Wind  übertragen  werden  kann. 
Die  Befruchtung  durch  den  Pollen   dieser  Bäume   hängt  somit  vollständig  von 
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der  Thätigkeit  der  Insekten  ab.  Die  Bienen  und  einige  verwandte  Arten  sind 
die  eifrigsten  Förderer  der  Kreuzung  bei  der  Pflanzenbefruchtung.  >  («Revue 
internationale  d'Apiculture»,  pag.  107,  1900.)  Gleiche  Untersuchungen  und  Erfah- 
rungen machten  schweizerische  Bienen-  und  Obstbaumzüchter  (siehe  «Schwei- 
zerische Bienenzeitung  >  1891:  Seite  231,  1894:  Seite  362).  Sie  beweisen,  dass 
die  Biene  dem  Obst-  und  Beerenziichter  höchst  wertvolle  Dienste  leistet.  In 
Amerika  und  England  weiss  man  dieselben  in  den  ungeheuren  Obstgärten  zu 
schätzen.  —  Wie  gross  die  Bedeutung  der  Biene  als  Vermittlerin  der  Fremd- 
bestäubung für  die  Erhaltung,  Stärkung  uud  Mannigfaltigkeit  der  Vegetation 
überhaupt  ist,  das  entzieht  sich  der  Schätzung.  Sicher  ist  —  und  die  Imker- 
schaft darf  den  Gelehrten  dankbar  sein  für  diese  Entdeckungen  —  dass  der 
Biene  im  Naturhaushalt  eine  Aufgabe  zufällt,  deren  Wichtigkeit  die  messbaren 
Vorteile  des  Bienenzüchters  übersteigt.  Die  Landwirte,  die  Gärtner  und  alle 
diejenigen,  deren  Herz  und  Auge  sich  an  dem  wundersamen  Blumenschmucke 
unserer  Fluren  zu  Berg  und  Thal  erfreuen  können,  mögen  darum  dankbar  in 
der  Biene  die  eifrigste  Mitarbeiterin  und  Förderin  ihrer  Bestrebungen  und 
Augenweide  anerkennen  und  ihr  stetsfort  das  Wohlwullen  und  die  Bewunderung 
zuwenden,  deren  sie  sich  seit  den  ältesten  Zeiten  erfreute. 

VI.  Litteratar.  Jeker,  Kramer,  Theiler,  Der  stihveixerische  ßienenvaler,  praktische 
Anleitung  zur  Bienenzucht.  I.—  V.  Auflage.  Ölten,  Zürich,  Zug  1889— /89J.  —  Vir. 
Kramer,  Rassenxucht  der  Schweizer  Imker.  I. —  //.  Auflage.  Aarau  /SgS — iqoo.  — 
Jahresbericht  über  die  vom  Verein  schweizerischer  Bienenfreunde  errichteten  apistischem 
Stationen,  mit  graphischen  Darstellungen  der  Wägungen.  1884  ff.  —  Der  Korbimker, 
gemeinverständliche,  renh  illustrierte  Anleitung  für  rationelle  Korb-Bienenzucht.  Luxer* 
1893.  —  Schweizerische  Bienenzeitung,  herausgegeben  vom  Verein  sektveixeriseker  Bienen- 
freunde; alte  und  neue  Folge.  Bei  Sauerländer  &  Co.  in  Aarau  —  Revue  International* 
d'Apiculture,  J879  ff.  Nyon. 

C.  A.  Run  flaut),  Gymnasiallehrer, 
Präsident  des  Vereins  bernischer  Bienenfreunde,  Bern. 

Bijouterie. 

I.  Geschichtliches.   —    II.  Statistisches.   —    III.  Schlussbcmerkungen.  — 
IV.  Litieratur. 

I.  Geschichtliches.  Die  Anfänge  des  Bijouteriegewerbes  und  der  Gold- 
arbeiterkunst  in  der  Schweiz  gehen  bis  vor  die  Zeit  der  Begründung  der 
Kidgenossenschaft  zurück.  Genf  war  und  ist  noch  jetzt  das  Centrum  dieser 
Gewerbe.  Es  ist  unmöglich,  genau  den  Zeitpunkt  tler  Einführung  der  Bijouterie 
zu  bestimmen:  Spuren  finden  sich  schon  im  fünften  Jahrhundert,  zu  einer  Zeit, 
wo  die  Münzausprägung  den  Goldarbcitern  überlassen  worden  war.  die  in  die 
Kunst  der  Bearbeitung  und  Legierung  der  Edelmetalle  eingeweiht  waren.  Die 
Bezeichnung  «Goldarbeitcr»  wurde  zu  jener  Zeit  ebenso  gut  den  Golds<  hmuck- 
händlem  als  den  Goldarbeitern  verliehen.  Das  Wort  « orfevre  >  entsteht  aus 
dem  lateinischen  «aurifaber>  (aurum  —  Gold,  faber  Arbeiter,  Meister).  Erst 
später,  gegen  das  Jahr  1700,  wurde  zum  erstenmale  das  Wort  «  Bijoutier  > 
gebraucht.  Gegen  Ende  des  13.  Jahrhunderts  linden  sich  in  den  Genfer  Archiven 
einige  Namen  von  Goldarbeitern,  aber  erst  anfangs  des  1 5.  Jahrhunderts  scheint 
die  Goldarbeiterkunst  in  Genf  feste  Wurzeln  zu  fassen,  beschützt  von  Rcgle- 
menten  und  Ordonnanzen,  die  sich  auf  das  Abstempeln  und  den  Feingehalt 
von  Edelmetallen  beziehen.  Die  Kundschaft  der  Genfer  Goldarbeiter  erstreckte 
sich  weit  über  die  Grenzen  der  reichen  Bürgerschaft  des  Landes  nach  Deutsch- 
land und  Italien :  ihre  Arbeit  wurde  von  den  Fürstlichkeiten  der  benachbarten 
Länder  sehr  geschätzt.  Doch  wurde  dieser  ßlütezustand  durch  die  Reformation 
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während  eines  Teiles  des  lb.  Jahrhunderts  unterbrochen,  indem  einerseits  die 
katholischen  Länder  sich  gegen  Genf  abschlössen,  während  anderseits  die 
damaligen  strengen  Gesetze  gegen  den  Luxus  den  einheimischen  Frauen  das 
Tragen  von  Schmucksachen  untersagten.  Die  Genfer  Goldarbeiter,  die  für  ihre 
Waren  anderwärts  .Absatz  suchen  mussten,  bemühten  sich  denn  auch,  ihre 
Handelsbeziehungen  in  der  Schweiz  und  im  Auslande  auszudehnen,  und  auf 
solche  Weise  wuchs  und  befestigte  sich  der  Ruhm  des  Genfer  Goldarbeiter- 
gewerbe» weit  über  die  Grenzen  des  Landes. 

Am  18.  April  156b  wurden  die  Ordonnanzen  der  «  magnifiques  et  tros 
HonorCs  Seigncurs  de  Gcncvo  betreffend  den  Goldhandel  und  das  Goldgewerbe 
■erlassen.  Der  Feingehalt  des  Goldes,  welcher  früher  auf  21  Karats  festgesetzt 
wurde,  ging  allmählich  auf  18  Karats  zurück,  d.  h.  740/io©o,  der  des  Silbers« 
auf  10  Denar  bezw.  Bs,/iooo.  Der  für  das  Gold  fixierte  Feingehalt  wird  noch 
jetzt  in  den  meisten  Ländern  bevorzugt.  Diese  Ordonnanzen  wurden  jedoch 
wiederholt  revidiert  und  erweitert;  am  27.  Juli  1753  wurden  dieselben  in 
abgeänderter  Form  vom  Rate  genehmigt  und  wieder  ausgegeben.  Die  grosse 
Zahl  der  Goldarbeiter,  die  in  der  Zeit  zwischen  den  erwähnten  Daten  einge- 
schrieben wurden,  zeugt  von  der  wachsenden  Bedeutung  dieser  Industrie  in  Genf. 

Im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  wurde  die  Goldindustrie  in  grossen  Werk- 
stätten betrieben,  welche  bis  zu  der  Vereinigung  Genfs  mit  Frankreich  vor- 
trefflich gediehen.  Die  Uhrcnindustric,  welche  sich  gleichzeitig  mit  der  Gold- 
industrie entwickelte,  fand  in  derselben  eine  wertvolle  Stütze  in  der  Herstellung 
von  kostbaren  Uhren  und  der  Verzierung  von  Uhrengehäusen  mit  Email. 
Malereien  und  Ciselierungcn,  in  welchen  Arbeiten  die  Genfer  Goldschmiede 
sich  eines  bedeutenden  Rufes  erfreuen. 

Nach  den  politischen  Vorgängen  anfangs  des  19.  Jahrhunderts,  welche 
Genf  seine  Unabhängigkeit  wiedergaben,  trat  eine  neue  Blüteperiode  ein,  die 
jedoch  häufigen  Schwankungen  unterlag,  hervorgerufen  durch  die  Konkurrenz 
Italiens  und  besonders  Deutschlands.  In  der  Herstellung  von  Luxusartikeln 
machte  Genf  löbliche  und  oft  von  Erfolg  begleitete  Anstrengungen,  sich 
den  französischen  Meistern  zu  nähern;  hingegen  hatte  es  schwer  zu  kämpfen 
mit  Italien  und  Deutschland  hinsichtlich  der  gangbaren  und  leichteren  Ware, 
behauptete  jedoch  seine  Superiorität  in  Bezug  auf  geschmackvolle  Ware  mitt- 
lerer Qualität,  welche  Ware  in  Kuropa  und  in  überseeischen  Lindern,  wo  'j© 
der  Gesamtproduktion  derselben  Absatz  fand,  geschätzt  war. 

Am  22.  September  1815  erliess  der  Kanton  Genf  ein  Gesetz  betreffend 
Ueberwachung  des  Feingehaltes  der  Gold-  und  Silberwaren,  welches  die  Artikel 
aus  18  Karats  Gold  einer  fakultativen  Kontrolle  unterstellte  und  die  Herstellung 
von  Gold  waren  von  geringerer  Feinheit  untersagte.  Dieses  Verbot,  welches 
von  den  Interessenten  mit  Recht  als  den  Fortschritt  hemmend  empfunden  wurde 
und  dazu  geeignet  schien ,  sie  in  eine  unvorteilhafte  l^age  gegenüber  den 
ausländischen  Konkurrenten  zu  versetzen,  wurde  erst  nach  51  Jahren  durch 
Erlass  eines  neuen  Gesetzes  vom  13.  Januar  18b6  beseitigt,  welches  gestattete, 
Gold  von  beliebigem  Feingehalte  zu  verarbeiten;  doch  konnten  auch  nachher 
nur  Waren  von  18  Karat  mit  dem  amtlichen  Kontrollstempel  versehen  werden. 
Dieses  Gesetz  ist  noch  heute  im  Kanton  Genf  in  Kraft. 

II.  Statistisches.  Im  Jahre  1834  zählte  man  in  Genf  50  Goldarbeiterateliers, 
die  ca.  300  Arbeiter  beschäftigten;  1 8<»7  waren  solcher  40  vorhanden,  in 
welchen  47()  Männer,  176  Frauen  und  95  Lehrlinge  arbeiteten:  die  jährliche 
Produktion  hatte  einen  Wert  von  Fr.  5,000.000  gegenüber  Fr.  4,500,000  von 
1843.    Diese  Vermehrung  der  Arbeiterzahl  trotz  der  Abnahme   der  Zahl  der 
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Werkstätten  ist  durch  einige  Jahre  vorher  eingetretenen  Veränderungen  in  der 
Goldkettenindustrie  zu  erklären.  Die  Goldkettenfabrikanten  riefen,  in  ihrem 
Fache  sich  mehr  und  mehr  spezialisierend,  einen  bedeutenden  Aufschwung  ihrer 
Industrie  hervor  und  ihre  Produkte  stellten  jetzt  beinahe  8/<  unserer  schweize- 
rischen Ausfuhr  dar.  —  Die  Zahl  der  Arbeiter  vermehrte  sich  auch  infolge 
des  Krieges  von  1870/71,  welcher  die  Uebersiedlung  vieler  Arbeiter  aus 
Frankreich,  Deutschland  und  Italien  nach  der  Schweiz  und  namentlich  nach 
Genf  verursacht  hatte;  zahlreiche  Aufträge  kamen  bis  1873,  in  welchem  Jahre 
der  günstige  Geschäftsgang  infolge  eines  unglücklichen  Streikes  unterbrochen 
wurde  und  viele  Arbeiter  in  ihre  Heimat  zurückwanderten.  —  Nach  der  Industrie- 
karte von  Schlatter,  veröffentlicht  aus  Anlass  der  schweizerischen  Landcs-Aus- 
stellung  von  1883,  waren  in  der  Schweiz  40  Bijoutcricfabrikantcn  mit  1975 
Arbeitern,  von  denen  1550  auf  den  Kanton  Genf,  260  auf  den  Kanton  Waadt, 
7(>  auf  Schaffhausen,  45  auf  Zürich,  28  auf  Bern  und  16  auf  Luzern  entfielen. 
Ohne  die  Bedeutung  dieser  Arbeit  herabsetzen  zu  wollen,  glauben  wir  doch  hier 
einige  Fehler,  die  sich  in  der  Schätzung  der  schweizerischen  Ausfuhr,  die  auf 
20  Millionen  Franken  gewertet  wurde,  eingeschlichen  haben,  berichtigen  zu 
müssen.  Zunächst  dürfte  die  für  den  Kanton  Genf  angegebene  Arbeiterzahl 
übertrieben  sein.  Diese  Fehler  rühren  zweifellos  von  der  Verwechslung  der 
Bijouterie  mit  der  Uhrgehäusefabrikation  her.  Diese  letztere,  welche  im  Jahre 
1883  in  Genf  eine  grosse  Anzahl  Arbeiter  beschäftigte  und  eine  bedeutende 
Ziffer  zur  Ausfuhr  lieferte,  gehört  «lern  Uhrmachergew  erbe  und  nicht  der 
Bijouterie  an.  Gegenwärtig  zählt  man  in  der  Schweiz  93  Fabrikanten  und  880 
Arbeiter,  welche  sich  auf  die  einzelnen  Kantone  folgendermassen  verteilen: 
Basel-Stadt  5  Fabrikanten  (mit  10  Arbeitern),  Bern  10  (30).  Genf  37  (600), 
Luzern  4  (20),  St.  Gallen  5  (10),  Schaffhausen  3  (150),  Zürich  14  (35):  Aargau  2, 
Appenzell  2,  Thurgau  2,  Tessin  2,  Glarus  1,  Graubünden  1,  Neuenburg  1, 
Untcrwalden  1,  Schwyz  1,  Solothurn  1,  Uri  1  (die  15  Fabriken  dieser  letzteren 
1 1  Kantone  beschäftigen  zusammen  25  Arbeiter).  Hierzu  ist  noch  die  Zahl 
der  Diamantenschlcifcreien  zu  zählen,  deren  es  in  Bern  2,  in  Genf  6,  in  Neuen- 
burg 2,  in  Luzern  2,  im  Waadtlandc  3  gibt,  zusammen  also  15  mit  ungefähr 
100  Arbeitern  beiderlei  Geschlechts. 

Die  Schweiz  zählt  357  Juwelierläden,  und  zwar  Aargau  4,  Appenzell  2, 
Basel  26,  Bern  37,  Freiburg  10.  Genf  50,  Glarus  1,  Graubünden  17,  Luzern  23, 
Neuenburg  23,  Unterwaiden  2,  St.  Gallen  13,  Schaffhausen  3,  Schwyz  2.  Solo- 
thurn 5,  Thurgau  11,  Tessin  17,  Waadt  55,  Zug  4,  Zürich  52.  Iis  ist  schwer, 
den  Gesamtwert  der  schweizerischen  Produktion  und  den  jährlichen  Umsatz 
festzustellen,  ein  jeder  sucht  den  Betrag  seiner  Operationen  zu  verheimlichen; 
der  Wert  der  Produktion  des  Jahres  1899  dürfte  sich  auf  7  bis  8  Millionen 
Franken  belaufen,  der  des  Jahres  1900  auf  9  bis  10  Millionen. 


Die  Statistik  der  hin-  und   Ausfuhr   von  Gold-  und  Silberwaren  und 
von  eigentlichen  Schmucksachen  weist  folgende  Zahlen  auf: 


Einfuhr 

Ausfuhr 

Jahr 

Zentner 

Mittelwert 

Gesamtsumme 

Jahr 

Zentner 

Mittelwert 

Gesamtsumme 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

1886 

97 

30,700 

2,987,340 

188b 

54 

93,600 

5,065,185 

1890 

129 

43,500 

5,605,381 

1890 

39 

90.700 

3,549,994 

1898 

140 

49,000 

6,854,396 

1898 

25 

110,000 

2,715,680 

1899 

159 

47,700 

7,587,618 

1899 

36 

172.100 

6,190,029 

1900 

150 

45,700 

6,874,068 

1900 

40 

197,800 

7,862.819 

1901 

157 

49,300 

7,730.828 

1901 

33 

225.700 

7,354,962 
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Einfuhr 

Ausfuhr 

1891» 

1890  1891 

1899 

1900 

1901 

Deutschland 
Frankreich  . 
Belgien  .... 
Italien  .... 

Fr. 

5.401,759 
1,350378 
175.680 
378,829 

Fr.  Fr. 

4.906,658  4,891.716 
1,143,243  1,487.473 
64.845  362,116 
504,934  !  738,734 

Fr. 

039,510 
4,174,891 

318,859 
290.250 

Fr. 

669,621 
5.692,299 
3d&522 
247,716 

Fr. 

610.093 
4,412.340 
408.759 
316.357 

Obwohl  wir  die  Thatsachc  konstatieren  können,  dass  die  Ziffern  der  Aus- 
fuhr, dank  den  vollkommeneren  Berichten  über  die  Ausfuhr  von  Genfer  Schmuck- 
sachen und  Ketten  nach  Frankreich  seit  dem  Jahre  1899  beständig  an  Genauig- 
keit zunimmt,  müssen  wir  doch  auf  einige  andere  Lücken  hinweisen;  in  d«*r 
That  wird  eine  bedeutende  Menge  ausländischer  Waren,  die  in  der  Ziffer  der 
Einfuhr  figuriert,  nach  anderen  Ländern  durch  Vermittler  weiter  transportiert, 
ohne  dass  von  der  Ausfuhr  dieser  Waren  die  Statistik  irgendwie  avisiert  würde. 
Wir  dürfen  daher  behaupten,  dass  die  Ziffer  unserer  Ausfuhr  diejenige  der  Ein- 
fuhr weit  übertrifft.  Endlich  können  wir  aus  der  Prüfung  des  Mittelwertes 
der  Meterzentner  nachweisen,  dass  bei  der  Ausfuhr  die  Gold  waren  prädomi- 
nieren, während  bei  der  Einfuhr  die  Silberwaren  den  Ausschlag  geben. 

III.  Schlussbemerkungen.  Unsere  schweizerischen  Goldarbeitcr  haben  ein 
weites  Thätigkeitsfeld  vor  sich ;  sie  müssen  suchen,  ihre  Fabrikation  zu  vervoll- 
kommnen, indem  sie  nicht  die  deutsche  leichte  und  billige  Ware  nachahmen, 
sondern  vielmehr  sich  die  vortreffliche  französische  zum  Muster  nehmen ;  sie 
werden  dann  in  der  Lage  sein,  den  schweizerischen  Markt  mit  passenden 
Artikeln  zu  versehen  und  den  noch  zu  bedeutenden  Vertrieb  von  Export- 
ware einzuschränken. 

Hat  sich  die  Kettenfabrikation  in  wunderbarer  Weise  entwickelt,  so  können 
wir  das  leider  in  Bezug  auf  die  Fabrikation  von  Schmuckgegenständen  nicht 
behaupten.  Die  Konkurrenz  der  benachbarten  Länder  ist  sehr  bedeutend, 
besonders  in  den  minderwertigen  Artikeln  Deutschlands,  und  das  Quantum  der 
Waren,  die  wir  für  inneren  Bedarf  stellen,  ist  ungenügend.  In  den  interessierten 
Kreisen  würde  man  gerne  die  Einführung  eines  einheitlichen  gesetzlichen  Fein- 
gehaltes mit  obligatorischer  amtlicher  Abstempelung  der  Geld-  und  Silberwaren 
sehen,  um  dem  unlauteren  Wettbewerb  ein  Ende  zu  machen.  Dies  sollte  aber 
nur  unter  der  Bedingung  eingeführt  werden,  dass  die  Massregel  nur  für  den 
Detailverkauf  im  Innern  der  Schweiz  Geltung  hätte,  damit  nicht  unsere  Ausfuhr 
beeinträchtigt  und  die  Freiheit  des  Handels  durch  Verbot  des  Verkaufs  von 
Gold-  und  Silberwaren  von  geringerem  Feingehalt  beschränkt  würde.  Unserer 
Meinung  nach  reicht  diese  Massregel,  und  mag  sie  noch  so  wohlthätig  wirken, 
nicht  aus,  um  dieser  interessanten  nationalen  Industrie  ihren  früheren  Blüte- 
zustand wiederzugeben. 

Die  künstlerische  Bijouterie  nahm  seit  einigen  Jahren  in  Paris  einen 
gewaltigen  Aufschwung  an,  dank  der  Einführung  der  <  neuen  Kunst»,  welche 
ihren  Ursprung  aus  dem  tiefen  Studium  der  Natur  schöpft;  sie  hat  eine  Unige- 
staltung erfahren,  deren  Blüte  uns  die  Weltausstellung  des  Jahres  1900  vor 
Augen  brachte.  Anderseits  bemüht  sich  die  deutsche  Bijouterie  ihre  Ausfuhr 
auszudehnen,  besonders  in  den  geprägten,  mit  Flittergold  besetzten,  sehr  leichten 
Waren,  deren  Preise  jeder  Konkurrenz  Trotz  bieten. 

Die  schweizerischen  Bijoutiers  müssen,  ohne  der  französischen  Bijouterie 
und  den  momentanen  Uebertrcibungen  der  « neuen  >  Kunst  nachzuahmen,  die 
ebenso    wenig   den   ausländischen    wie   den    einheimischen    Klienten  gefallen 
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würden,  bestrebt  sein,  einen  Mittelweg  zwischen  diesen  beiden  Richtungen  zu 
suchen.  Ks  ist  kein  Mangel  in  der  Schweiz  an  Schulen  und  Museen  der  deko- 
rativen Künste.  Lasst  uns  dieselben  weiter  vervollkommnen,  damit  unsere 
jungen  Künstler  hier  ihrer  Ausbildung,  ohne  welche  der  beste  Arbeiter  unver- 
mögend ist,  obliegen  können.  Unsere  Erzeugnisse  müssen  wir  in  Zukunft  durch 
eine  gut  angebrachte  Reklame  bekannt  machen:  in  dem  Masse,  als  neue  Muster 
entstehen,  müssen  wir  durch  häufige  Versendung  von  Proben  auf  dieselben 
aufmerksam  zu  machen  suchen.  Durch  diese  und  ähnliche  Massnahmen  wird, 
wie  wir  überzeugt  sind,  unsere  schöne  Industrie  in  Zukunft  nicht  bloss  ihre 
bisherige  ehrenwerte  Stellung  behalten,  sondern  einen  immer  grösseren  Auf- 
schwung nehmen  und  sich  in  immer  grosserem  Masse  ihrer  vielhundertjährigen 
Ueberlieferung  würdig  erweisen. 

IV.  Litteratur.  Guillaumet-Vaucher,  Notice  kistorioue  sur  forfevrerie  lt  Genhve% 
188&.  —  £.  Brocher-Veret,  Uenquite  sur  la  Situation  de  la  fahrication  d' 'korlog er ie,  de 
bijouterie  et  de  holten  a  musique  ii  Gencve,  tS68.  —  J.  Ferrero,  Joailleric  et  bijouterie; 
Rapport  prisemtf  au  Departement  fidiral  du  Commerce.  Genhve  /goo.  —  Derselbe, 
I. ,  itat  actuel  de  la  bijouterie  ii  Geneve.  „Moniteur  de  /' Industrie  et  de  la  Construclion" , 
VIII.  Jahrg.,  Nr.  j*  u.  ss  (  Gen/). 

(Der  vorstehende  Artikel  ist  aus  dem  französisekeu  Manuskript  übersetzt.) 

J.  FerretO,  Juwelier,  Genf. 

Blindenstatistik. 

I.  Definition.  —  II  Geschichtliches.  —  III.  Allgemeine  Verfahrungs- 
weisen  bei  Blindenzählungen.  —  IV.  Ergebnisse  der  Blindenzlhlung  von 
1895.  —  V.  Litteratur. 

I.  Definition.  In  wissenschaftlicher  Hinsicht  ist  nur  jener  Mensch  blind, 
welchem  jegliche  objektive  Lichtempfindung  abgeht,  dessen  objektive  Licht- 
perzeption  also  gleich  Null  ist.  Für  die  Praxis  aber  ist  eine  solche  Begriffs- 
bestimmung viel  zu  eng  begrenzt;  es  wurde  daher  von  der  schweizerischen 
Augenärztekommission  folgende  Definition  für  die  Blindenerhebung  von  1895 
aufgestellt : 

AU  blind  wird  jedermann  betrachtet,  welcher  im  praktischen  Leben  als  blind  angesehen  wird, 
der  z.  B.  an  fremden  Orten  sich  nicht  selbst  führen  kann,  oder  der  einen  Beruf,  welcher  direktes 
Sehen  erfordert,  nicht  auszuüben  vermag  » 

Dabei  wurde  eine  durch  spezialistische  Ausbildung  gewonnene  Erwerbs- 
fähigkeit  nicht  in  Betracht  gezogen. 

Bei  der  darauf  folgenden  medizinischen  Individualaufnahme  war  eine 
direkte  Definition  der  Blindheit  umgangen  und  für  jedes  Auge  durch  folgende 
speziellen  Kragen  ersetzt:  Grad  der  Blindheit  des  rechten  (linken)  Auges: 
a)  Totale  Blindheit?  b)  Grad  der  Lichtcmplindung :  c)  Kann  er  (sie)  Kinger 
zählen?  Auf  welche  Distanz?  (In  Metern  und  Ccntimetcrn  anzugeben.)  Ent- 
sprechend dieser  Fragen  unterschieden  wir  vier  Grade  der  Blindheit: 

I.  Visus  (S)  =  O  (absolute  Amaurose).  II.  Visus  l-  (quantitative  Lichtempfindung.  Unter- 
scheidung von  hell  und  dunkel).    III.   Visus  (qualitative  Lichtempfindung,  ausreichend,  um 

Bewegungen  der  Hand,  Zahl  der  Finger  bis  auf  '/j  Meter  Distanz  zu  erkennen.  IV.  Gleiche  quali- 
tative Lichtempfindung  wie  bei  III.  aber  mit  entsprechend  erweiterter  Distanz  für  die  Erkennung  der 
Handbewegungen  und  für  »las  Fingerzählen  bis  auf  l  Meter. 

II.  Geschichtliches.  Die  Anfänge  der  Blindenstatistik  reichen  nicht  weit 
zurüc  k.  In  Deutschland  wurden  zuerst  in  den  Jahren  1830—1840  die  Herzog- 
tümer Braunschweig  und  Nassau  durch  Professor  Lachmann  auf  ihre  Blindenzahl 
untersucht.  Desgleichen  fand  schon  1840  in  Bayern  eine  Zählung  statt,  dann 
wieder  1858  und  1871  etc.   In  Preussen  fand  die  erste  Zählung  1871  statt,  in 
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Oesterreich  18()9,  in  England  1851,  in  Nordamerika  1830,  in  Württemberg  1853, 
in  den  Niederlanden  1859,   in  Schweden  1870,   in  Frankreich  1861    etc.  etc. 

In  der  Schweiz  wurde  die  erste  Zählung  im  Jahre  1849  im  Kanton  Bern 
nach  .Amtsbezirken  vorgenommen.  Dieselbe  verfolgte  rein  philanthropische 
Zwecke  und  wurde  übrigens  nicht  weiter  verwertet.  Der  erste  Versuch  einer 
die  ganze  Schweiz  umfassenden  Blindenzählung  fand  bei  Anlass  der  allgemeinen 
Volkszählung  im  Jahre  1870  statt.  Die  Ergebnisse  derselben  wurden  durch 
Dr.  E.  Emmcrt,  Privatdozent  für  Ophthalmologie  an  der  Universität  Bern,  im 
Korrespondenzblatt  für  Schweizer  Acrzte,  IV.  Jahrg.  1874,  publiziert.  Andere 
die  ganze  Schweiz  umfassende  Erhebungen  nahm  man  von  nun  an  bis  1895  nicht 
mehr  vor.  Einzig  die  vom  eidgenössischen  statistischen  Bureau  veröffentlichten 
jahrlichen  Berichte  über  die  Rekrutenaushebungen  in  der  Schweiz,  sowie  eine 
diesbezügliche  Arbeit  von  Major  Dr.  H.  Bircher  enthalten  einige  Angaben  über 
Vorkommen  von  Sehstörungen  und  Blindheit  im  militärpflichtigen  Alter.  Fernere 
wertvolle  Beiträge  über  Sehstörungen  im  Kindesalter  enthält  die  gleichfalls  vom 
eidgenössischen  statistischen  Bureau  publizierte  Statistik  der  schwachsinnigen, 
gebrechlichen  und  körperlich  verwahrlosten  Kinder  im  schulpflichtigen  Alter. 
Bern  1897. 

m.  Allgemeine  Verfahrungsweisen  bei  Blindenzählungen.  Alle  blinden- 
statistischen  Erhebungen,  welche  vor  dem  Jahre  1851,  d.  h.  vor  der  Erfindung 
des  Augenspiegels  durch  Helmholz  stattfanden,  haben  nur  einen  sehr 
beschränkten  Wert,  weil  darin  die  Hauptsache  bei  der  Blindenfrage  nur  eine 
untergeordnete  Rolle  spielt.  Sie  geben  uns  wohl  Aufsrhluss  über  Vorkommen  der 
Blindheit,  nicht  aber  über  das  Wesen  und  die  Ursachen  derselben,  hezw.  über  das 
Wesen  mancher  zur  Blindheit  führenden  Augenkrankheiten,  deren  Diagnose  erst 
durch  den  Augenspiegel  möglich  wurde.  Die  gleichen  Mängel  haften  auch  allen 
seitherigen  durch  Laien  bei  Anlass  von  allgemeinen  Volkszählungen  vorgenom- 
menen Erhebungen  an.  Letztcrem  Uebelstande  wollten  von  Zehender  für  die 
Herzogtümer  Mecklenburg  durch  kontrollierende  Nachfragen  bei  den  Landes- 
geistlichen vermittelst  Frageblätter  und  Emmcrt  für  die  Schweiz  durch  Auf- 
stellung eines  ziemlich  komplizierten  Fragenschemas  cinigermassen  abhelfen. 
Dabei  blieb  jedoch  die  wichtigste  Frage  (nach  der  Erblindungsursache)  in  den 
meisten  Fällen  unbeantwortet,  da  sie  von  einem  Laien  mit  wenigen  Ausnahmen 
mangels  ophthalmologischer  Kenntnisse  unmöglich  richtig  beantwortet  werden 
kann.  Im  übrigen  wäre  bei  einer  allgemeinen  Volkszählung  ein  so  ausführliches 
Fragenschema,  wie  Emmert  vorschlug,  für  ein  einzelnes  Gebrechen  kaum  aus- 
füllbar gewesen.  Deshalb  wurde  bei  den  schweizerischen  Volkszählungen  seit 
1870  die  Frage  nach  körperlichen  und  geistigen  Gebrechen  mit  der  Begründung 
weggelassen,  dass  die  Ergebnisse  solcher  Aufnahmen  durch  Volkszählungsbeamte 
allzusehr  von  denjenigen  abweichen,  welche  durch  Fachleute  gefunden  werden. 

Den  besten  Weg  zur  Auffindung  aller  Blinden  eines  Landes  schlug,  wie 
uns  scheint.  Kerschbaumer  für  das  Herzogtum  Salzburg  ein.  Mit  Benutzung 
der  seit  1877  in  ganz  Oesterreich  durch  die  Gemeindevorsteher  aufgestellten 
und  geführten  Blindenlistcn  einer  jeden  Gemeinde  und  nachheriger  Verglcichung 
derselben  mit  den  Angaben  in  der  Individualaufnahme  der  Gebrechlichen 
anlässlich  der  allgemeinen  Volkszählung  von  1880,  war  eine  ziemlich  voll- 
ständige Liste  aller  im  Lande?  lebenden  Blinden  möglich.  Letztere  wurden  nun 
in  den  Kliniken  oder  auf  Exkursionen  im  Lande  herum  durch  Kerschbaumer 
und  seine  Assistenten  untersucht,  wobei  auch  die  Journale  der  Augenspitälrr 
gute  Dienste  leisteten.  So  kam  ein  sehr  gutes  Resultat  zu  stände.  Aehnliche 
Wege  schlug  auch  Krailshcimer  für  Württemberg  ein.  In  der  Schweiz  ver- 
anstaltete auf  Initiative  eines  Komitees,  bestehend  aus  einer  Reihe  von  Augen- 
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ärzten  und  Direktoren  der  schweizerischen  Universitätsaugenkliniken  der  Bun- 
desrat im  Jahre  1895  durch  das  eidgenössische  statistische  Bureau  mit  Hülfe 
der  Pfarrämter  und  Gemeindevorsteher  eine  Erhebung  aller  Blinden  in  der 
Schweiz  mittels  Erhcbungsformularen,  deren  Wortlaut  folgender  war: 

Kanton,  Gemeinde,  Laufende  Nummer,  Name,  Vorname,  Wohnort  und  genaue  Adresse, 
Geburtsjahr,  Geburtsort,  Heimatsort,  Erziehung  in  einer  Anstalt.  In  welcher  Anstalt,  Beschäftigung, 
Vercnögensvcrhaltnisse :  bemittelt,  erwerbend,  unterstützt;  Civilstand:  ledig,  verheiratet,  verwitwet, 
geschieden ;  ehelich  oder  unehelich  geboren,  Religion. 

Die  Ergebnisse   dieser  Erhebung    wurden  sortiert  und  nach  Gemeinden 

den  in  nächster  Nähe  wohnenden  Acrztcn  zur  Untersuchung  übermittelt.  Die 

bei  diesem  Anlasse  benützte  medizinische  Zählkarte  legte  foigende  Fragen  zur 

Beantwortung  vor: 

Kanton,  Bezirk,  Gemeinde,  Name,  Geburtsjahr,  Konfession,  Civilstand,  Beruf  vor  (nach)  der 
Erblindung,  Wenn  der  (die)  Blinde  ein  Kind,  Beruf  des  Vaters,  Sind  die  Ellern  verwandt,  Leiden 
die  Eltern  an  Sehstörungen,  Leiden  die  Geschwister  an  Sebstürungen.  Wenn  der  (die)  Blinde  ver- 
heiratet, hat  er  (sie)  vor  oder  nach  der  Erblindung  geheiratet.  Hat  er  (sie)  normalsichtige  Kinder  und 
wie  viel,  In  welchem  Alter  trat  die  Erblindung  des  rechten  (linken)  Auges  ein,  Befund  des  rechten 
(linken)  Auges,  Erblindungsursache  des  rechten  (linken)  Auges,  Grad  der  Blindheit  des  rechten  (linken) 
Auges:  a)  Totale  Blindheit,  b)  Grad  der  Lichtempfindung,  c)  Kann  er  (sie)  Finger  zahlen,  Auf 
welche  Distanz  (in  Metern  und  Centimetern  anzugeben).  Ist  die  Erblindung  durch  eine  altgemeine 
Erkrankung  erfolgt.  Sonstige  Verhältnisse,  welche  für  die  Beurteilung  des  Falles  wichtig  sind.  Ort 
und  Datum,  Der  Berichterstatter. 

Erst  die  Ergebnisse  dieser  Zählung,  welche  noch  ergänzt  und  durch 
Nachfragen  vervollständigt  wurden ,  dienten  als  Basis  zur  schweizerischen 
Blindenstatistik  von  1895. 

IV.  Ergebnisse  der  Bündenzählung  von  1895.  Die  Zählung  der  Blinden 
in  der  Schweiz  durch  die  Pfarrämter  und  Gemeindevorstände  ergab  die  Total- 
sumnie  von  2397  Personen,  welche  Zahl  jedoch  durch  die  vorgenommene 
Sichtung  bedeutend  reduziert  wurde.  Vorerst  fielen  71  Nummern  weg,  weil 
die  betreffenden  Personen  teils  als  nicht  auffindbar,  teils  als  landesabwesend 
und  teils  als  identisch  mit  andern  oder  schon  vor  der  Erhebung  gestorben 
sich  herausstellten.  219  Personen  waren  nach  unserm  aufgestellten  Schema 
teils  nicht  blind,  teils  halb-  (nur  einseitig)  blind  und  teils  nur  schwachsichtig. 

Es  blieben  somit  für  die  allgemein  statistischen  Untersuchungen  nur 
2107  gültige  Erhebungen;  davon  waren  jedoch  wieder  165  vor  der  medi- 
zinischen Untersuchung  gestorben  und  von  weitern  159  fehlten  die  bezüglichen 
medizinischen  Zählkarten,  so  dass  für  die  Mcdi  zinalstatisti  k  nur  mehr  1783 
doppelseitig  erblindete  Personen  in  Betracht  kamen. 

An  diesen  Zahlen  beteiligen  sich  die  einzelnen  Kantone  wie  folgt,  wobei 
die  erste  Zahl  das  Total  der  Erhebung  überhaupt,  die  zweite  die  zur  all- 
gemeinen Berechnung  gültige  Zahl  und  die  dritte  die  für  die  medizi- 
nische Untersuchung  brauchbaren  Zählkarten  angibt:  Zürich  265,  231,  210; 
Bern  419,  373,  298;  Luzern  130,  110,  94;  Uri  21,  19,  18;  Schwyz  39, 
32,  27;  Obwalden  9,  8,  8 ;  Nidwaiden  7,  6,  6;  Glarus  20,  19,  17;  Zug  15, 
12,  12;  Freiburg  105,  99,  71;  Solothurn  94,  81,  62;  Basel-Stadt  37,  37,  32; 
Basel-Land  39,  36,  33:  Schaffhauscn  41,  33,  31;  Appenzell  A.-Rh.  51,  46,  44; 
Appenzell  I.-Rh.  8,  8,  8 :  St.  Gallen  151,  134,  110;  Graubünden  91,  77,  64; 
Aargau  182,  161.  149:  Thurgau  73,  61,  61:  Tcssin  113,  107,97;  Waadt  271, 
227,  193:  Wallis  88,  76,  37;  Neuenburg  76,  65,  54:  Genf  52,  49,  47. 
Schweiz  2397,  2107,  1783;  Prozent  100,  87,90,  74,39. 

Folgende  Tabelle  gibt  den  Blindenbestand  eines  jeden  Kantons  im  Ver- 
gleich zu  seiner  Gesamtbevölkerung  an,  zugleich  mit  Ausrechnung  der  dazu- 
gehörigen Quoten  (auf  10,000  berechnet).  Diesen  Zahlen  sind  die  Ergebnisse 
der  Zählung   vom  Jahre  1870   nach   Ernmert   gegenübergestellt,    au»  welchen 
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hervorgeht,  dass  die  Blinden  in  der  Schweiz  während  der  Zeit  von  1870 — 1895 
um  75  Personen  zugenommen  haben,  die  Quote  aber  infolge  der  ungleich 
stärkeren  Bevölkerungszunahme  um  0,39  zurückgegangen  ist. 
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«.T. 

7  1,7 1 3 

85>521 

Ol 

81 

8.  57 

9.  46 

i7  7*;o 

l  t  .  t  uo 

7'i  7  10 

•(7 
O  i 

"»  (19 

51,1  J  7 

01.941 

ii  5 

30 

0.  47 

5.81 

37.721 

37.7*:; 

37 

33 

9.  81 

8.  73 

•1  "5.72*5 

51.109 

.55 

10 

7.  IS 

8  51 

1  l.IH*«.» 

12>8S 

13 

8 

10.  92 

6.21 

191.015 

228.174 

124 

134 

6.50 

5.  87 

9t."S2 

94.S10 

121 

77 

13.  18 

8.  12 

198,*  73 

19:5.5*0 

137 

101 

6  89 

8.  32 

93.300 

101.678 

OS 

Ol 

7.  28 

5.  83 

ny,oi9 

120.751 

122 

107 

10.  20 

8.44 

231,700 

217,055 

196 

227 

3.  47 

9.  17 

f*f.;,s<7 

101. 9S5 

58 

70 

5.  99 

7.45 

9  7.284 

108,153 

07 
4 1 

65 
•19 

0.  89 
4.  39 

6.  01 
4.64 

2.009.  H  7 

2.917.754 

2032 

2107 

I 

7.61 

7.22 

Zürich 

Bern  ... 
Luzern 

Uri      .    .    .  . 
Schwvz 
Ob  walden 
Nidwaldeit    .  . 
(Jlarus     .  , 
Zu«     .    .    .  . 
Freiburj;       .  . 
Solothurn 
Haselstadt 
Husellrmil 
Schaff  hausen 
Appen/eil  A.Rli. 
Appenzell  l,Kh. 
St.  Gallen      .  - 
Granbünden 
Aargau 

Thurguu       .  . 
Tcssin 
Waadt      .  . 
Wallis      .     .  . 
Neuenbürg  . 
Gen»    .    .  . 


Schwei/. 

Obigen  sowie  allen  nachfolgenden  Prozentberechnungen  und  Zusammen- 
stellungen wurden  die  Ergebnisse  der  Volkszählung  von  1888  zu  Grunde  gelegt. 

Nach  Heimat,  Geschlecht  und  Konfession  ergibt  vorgenannte 
Statistik,  dass  unter  den  2107  blinden  Personen 

2039  Schweizer,  d.  h.  auf  100  Blinde  96,8  und  auf  10,000  Schweizer  7.59  und 
68  Ausländer      »      >    100      »       3,2     »      »    1 0,000  Ausländer  2,96  sind. 
1109  Blinde  sind  männlichen  Geschlechts;  Prozentzahl  52,6:    Quote  7,82 

998      »         >     weiblichen  »         :  »  47,4:       »  6,65 

1232      >         >     protestantischer  Konfession;  >  58,5:       >  7,18 

865      »         »     katholischer  »        :  »  41.0:       »  7,31 

4      »         >    jüdischer  >        ;  »  0,2  :        >  4,96 

b       »  »     ohne  Angabc  der       >      y  ;  »  0,3  ;        >  6,45 

Auffallend  ist  dabei  die  stärkere  Beteiligung  des  männlichen  Geschlechts, 
was  hauptsächlich  auf  die  grössere  Gefahr  bei  der  Erwerbsthätigkeit  durch 
Verletzungen  zurückgeführt  werden  muss.  — ■  Unter  den  2107  Blinden  sind  nur 
68  Ausländer.  Der  Grund  hierfür  liegt  darin,  dass  Blinde  selten  auswandern, 
sondern  umgekehrt  viel  lieber  in  ihre  Heimat  ziehen,  weil  dort  ihnen  eher  Verdienst 
oder  Unterstützung  zu  teil  wird.  Eine  grössere  Neigung  der  Juden  zur  Erblin- 
dung, wie  sie  einzelne  Forscher  gefunden  haben,  konnten  wir  nicht  nachweisen. 

Die  Verteilung  der  Blinden  auf  die  einzelnen  Altersstufen  ist  eine 
sehr  verschiedene;  doch  macht  sich  überall  eine  Steigerung  der  Erblindungs- 
gefahr mit  dem  zunehmenden  Alter  geltend. 
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Folgende  Tabelle  drückt  zunächst  das  Verhältnis  des  Blindseins  für  jede 
Altersstufe  in  Prozenten  aus:  sodann  gibt  sie  auch  die  Quoten  für  die  betref- 
fenden Altersstufen  an,  verglichen  mit  der  Gesamtbevölkerung  im  gleichen  Alter. 


Alter 

( ievajnt- 
bevölkerunn 

Klinik- 

Quote 

aut 
10,000 

Alter 

(  il-SAlllt- 

be\  ölkerung 

Blank 

Quote 
au) 

0—10  Jahre 
11-20  . 

21—30  , 
31—40  - 
41—50  „ 
51-60  - 

633.03:2 
577,957 
463,880 
364.534 
333.423 
265,380 

80 
123 
150 
171 

108 
322 

1.3 
2.  1 
3.2 
4.7 
5.  0 
12 

t'ehcrtrag 
Gl     70  Jahre 
11-60  „ 
81    90  . 

über  00  . 

«kir  Absim  i.  Alt. 

2,643,186 
186,025 
73.671 

M.35;; 

510 

1044 
410 
453 
108 
13 
10 

23 
61 
110 

250 

Gebert  rag 

2,643,1  86 

1044 

Total 

2.917.75  t 

2107 

7.  22 

Auf  Perioden  von  5  zu  5  Jahren  verteilt,  jedoch  mit  Weglassung  der 
absoluten  Zahlen,  ergibt  sich  folgender  Ueberblick  : 


Auf 

Quote 

Auf 

Quote 

Alter 

je  100 

auf  je 

Alter 

je  100 

auf  je 

Klinde 

10,000 

Blinde 

1 0,00(1 

trifft  es 

Einw. 

trifft  es 

Einw 

0 —  5  Jahre 

1.6 

1.05 

51 — 55  Jahre 

6.9 

10. 15 

6-10  . 

2.2 

1.  49 

56-60  , 

8.4 

14.  48 

11-15  „ 

2.7 

1.86 

61—65  ., 

9.4 

18.96 

16-20  . 

3.  1 

2.44 

66-70  . 

10.4 

27.  15 

21-25  „ 

3.3 

2.83 

71-75  „ 

12.7 

56.  80 

26-30  . 

3.8 

3.  59 

76—80  - 

8.8 

69.  76 

31—35  , 

4.0 

4. 45 

81-85  - 

5.6 

106.  76 

36—40  . 

4.1 

4.  95 

86-90  - 

2.3 

152.84 

41-45  „ 

3.9 

4.92 

Ober  90  . 
ohne  Angabe  d.  Alt. 

0.6 

250.  48 

46  -  50  . 

5.5 

6.  98 

0.5 

Obige  Berechnung  stellt  das  Alter  der  Blinden  zur  Zeit  der  Zählung  dar; 
nachfolgende  viel  wichtigere  jedoch  zeigt  uns  das  Alter  des  betreffenden  Indivi- 
duums zur  Zeit  seiner  Erblindung  und  zwar  nicht  nach  Personen  geordnet, 
sondern  nach  Augen,  weil  bei  einem  und  demselben  Individuum  nicht  immer 
beide  Augen  zu  gleicher  Zeit  erblinden. 


Die  Erblindung  trat  ein 

im  Alter 

Rechtes 

Au  {je 

Linkes 

Auge 

Total 

Au^en 

Auf  10,000  Personen  der 
gleichen  u.  nachfolgenden 

Altersklasse   erblinden  im 
Alter 

rechts 

links 

total 

von  unter  1  Jahr  .... 

350 

35G 

715 

1.23 

1.  22 

1.  225 

i» 

2  bis  10  Jahren  .    .  . 

208 

105 

403 

0.  73 

0.6s 

0.  705 

-? 

11    „  20   

144 

144 

2S8 

0.  63 

0.  63 

0.  630 

■» 

21  .30   

170 

176 

346 

1.00 

1.  03 

1.015 

-■ 

31    .   40  .... 

169 

175 

3-14 

1.  36 

1.  41 

1.  3S5 

t 

41    „  50       n      .    .  . 

206 

100 

405 

2.  37 

2.  28 

2.  325 

!» 

51    „  60       „      .  . 

266 

266 

532 

4  03 

4.93 

4.  030 

« 

61    „  70       „     .    .  . 

262 

255 

517 

9.  54 

9.  20 

0.415 

Über  70   

234 

253 

487 

26.  43 

28.  57 

27  500 

ne  Angabe  des  Alters 

80 

88 

177 

Total 

2107 

2107 

4214 
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Vorstehende  Tabelle  macht  uns  mit  der  Wahrscheinlichkeit  des  Blind  - 
werdens  bekannt.  Dieser  Berechnung  Hegt  die  Erwägung  zu  Grunde,  dass  im 
ersten  Lebensjahre  alle  Bewohner  hätten  erblinden  können,  während  in 
Wirklichkeit  nur  715  .Augen  im  ersten  Lebensjahr  erblindet  sind.  Für  jedes 
folgende  Jahr  und  ebenso  auch  für  jedes  Jahrzehnt  vermindert  sich  diese 
Gesamtzahl  um  die  Summe  der  vorhergehenden  Gruppen,  weil  die  vorher- 
gehenden Jahrgänge  das  betreffende  Alter,  z.  B.  das  4.  Jahrzehnt,  noch  nicht 
erreicht  haben. 

Aus  dieser  Tabelle  geht  hervor,  dass  im  ersten  Lebensjahr  die  Erblin- 
dungsgefahr gross  ist,  während  die  Schulzeit  die  geringste  Erblindungsgefahr 
in  sich  schliesst.  Vom  Ib.  bis  50.  Jahr  nimmt  sie  langsam,  aber  stetig  zu: 
vom  51.  Lebensjahr  an  steigt  sie  rasch  und  erreicht  ihren  Höhepunkt  zwischen 
dem  75.  und  80.  Altcrsjahre. 

Nach  Geburt  und  Civilstand  verteilen  sich  die  Blinden  in  der  Schweiz 
wie  folgt: 


männlich 

weiblich 

Total 

absolut 

Quote' 

absolut 

% 

Quote' 

absolut  j 

•/. 

Quote' 

Zahl  der  Blinden 

1109 

52.6 

7.  82 

998 

47.4 

6.  65 

2107 

100 

7.22 

Geburt: 

legitim  .... 

1020 

92.0 

908 

91.0 

,  1928 

91.5 

illegitim    .    .  . 

41 

3.7 

44 

4.4 

85 

4.0 

ohne  Angabe 

48 

4.3 

46 

4.6 

94 

4.5 

Civilstand: 

ledig  .... 

577 

52.0 

6.  47 

503 

50.4 

5.65 

1080 

51.3 

6.06 

verheiratet     .  . 

387 

30.4 

7.  24 

175 

17.5 

3.  72 

512 

24.3 

5. 47 

verwitwet .    .  . 

183 

16.5 

32.2 

'  308 

30.9 

23.5 

491 

23,3 

26.2 

geschieden    .  . 

9 

0.8 

22.5 

10 

1  0 

13.2 

19 

0.9 

16.3 

ohne  Angabe 

3 

0.3 

2 

0.2 

i 

5 

0.2 

1  Auf  10,000  Einwohner  desselben  Standes  und  Geschlechts. 


Wie  bei  den  übrigen  körperlichen  Gebrechen  zeigen  auch  hier  die 
illegitimen  Kinder  mehr  Neigung  zur  Erblindung  als  die  legitimen;  sei  es, 
dass  diesen  Kindern  häufiger  als  sonst  die  nötige  Pflege  abgeht ;  sei  es,  dass 
viele  Mütter  illegitimer  Kinder  infolge  unsoliden  Lebenswandels  Krankheiten 
sich  zugezogen  haben,  welche  auf  die  Kinder  übergehen  und  Erblindungen  zur 
Folge  haben  können  (Blennorrhoea  neonatorum  und  Lues). 

Ferner  ergibt  sich  aus  obiger  Tabelle,  dass  die  Blindenquote  für  das 
weibliche  Geschlecht  nicht  nur  im  allgemeinen  kleiner  ist  als  für  das  männ- 
liche, sondern  dass  dies  auch  bei  jedem  Stande,  einzeln  betrachtet,  der  Fall  ist. 

Von  1 783  medizinisch  untersuchten  Blinden  waren  886  nicht  ledigen 
Standes,  davon  aber  752  (377  männliche  und  375  weibliche)  erst  nach  der  Ver- 
heiratung erblindet:  für  51  Blinde  fehlten  genaue  Angaben  über  den  Zeitpunkt 
ihrer  Verheiratung  (ob  vor  oder  nach  der  Erblindung).  Von  den  83  vor  der 
Verheiratung  erblindeten  Personen  waren  62  Männer  und  nur  21  Frauen:  ein 
blinder  Mann  hat  also  dreimal  mehr  Chance,  sich  verheiraten  zu  können,  als 
eine  blinde  Frauensperson.  —  Zu  den  886  verheirateten  Blinden  sind  noch 
13  ledige  blinde  Personen  mit  Nachkommenschaft  zu  zählen,  zusammen  also 
89*)  Blinde.  Davon  hatten  130  Blinde  keine,  633  nur  normalsichtige,  19  nur 
mit  Sehslörungen  behaftete  und  45  mit  Schstörungen  behaftete  und  normal- 
sichtige   Kinder:   bei   72   Blinden   fehlten  bezügliche  Angaben. 
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Eine  häufige  Erscheinung  bei  Blinden  ist  das  Vorkommen  von  SehstÖrungen 
und  Blindheit  bei  deren  Eltern  und  Geschwistern,  die  wir  besonders  bei 
Retinitis  und  Chorioretinitis  pigmentosa  öfters  treffen.  Ob  Verwandtschaft  der 
Eltern  von  Einfluss  für  die  Entstehung  der  Blindheit  ist,  konnte  aus  den  vor- 
handenen Thatsachen  nicht  sicher  festgestellt  werden.  Von  1783  medizinisch 
untersuchten  Blinden  hatten  77  (4,3%)  verwandte  Eltern.  —  Die  nähern  Ver- 
hältnisse erläutern  nachstehende  Angaben: 


Es  haben  demnach  13  von  100  Blinden  Eltern  und  17  von  100  Blinden 
Geschwister  mit  Sehstörungen. 

In  79  Fällen  hatten  Blinde  zugleich  mit  SehstÖrungen  behaftete  Eltern 
und  Geschwister.  Somit  waren  total  462  Fälle  von  Sehstörungen  bei  den  Eltern 
oder  Geschwistern  der  Blinden  (26°/o). 

Von  besonderm  Einfluss  auf  die  Entstehung  der  Erblindung  ist  der  Beruf 
des  Menschen.  Von  den  1783  medizinisch  untersuchten  Blinden  übten  (vorder 
Erblindung)  keinen  Beruf  aus  274,  weil  von  erster  Lebenszeit  an  blind;  235, 
weil  zur  Zeit  der  Erblindung  Kind  unter  16  Jahren;  bei  99  fehlten  Angaben 
des  Berufes  (unbeantwortete  Fragen);  zusammen  608  Blinde  oder  34,1  "  o-  Der 
Rest  von  1175  Blinden  (65,9  °/o)  übte  vor  der  Erblindung  einen  Beruf  aus.  Nach- 
stehende Zusammenstellung  zeigt  uns  die  Erblindungsgefahr  einzelner  Berufsarten, 
auf  10,000  unmittelbare  Berufsangehörige  ausgerechnet.  (Diejenigen  Berufsarten, 
welche  weniger  als  2000  unmittelbare  Berufsangehörige  aufweisen,  werden  hier 
«ler  Kürze  halber  nicht  notiert,  weil  bei  einer  kleineren  Zahl  von  unmittelbaren 
Berufsangehörigen  der  Zufall  eine  zu  grosse  Rolle  spielt,  als  dass  sich  aus  den 
betreffenden  Quoten  einigermassen  zuverlässige  Schlüsse  ziehen  Hessen.) 

Steinbruch-  und  Minenarbeiter:  Quote  32,2,  Landwirte,  Landarbeiter  6,8, 
Gärtner  5,4,  Müller  18,5,  Bäcker  7,9,  Metzger  8,6,  Schneider  9,3,  Schuhmacher 
10,4,  Coiffeure  5,0,  Architekten  9,2,  Zicglcr  2,8,  Steinhaucr  10,8,  Maurer  10.5, 
Handlanger  13,4,  Dachdecker  8,6,  Holzhacker  10,7,  Zimmerleutc  4,5,  Schreiner 
6,6,  Rechenmacher,  Wagner  6,3,  Küfer  2,3,  Hafner  4,4,  Maler  7,4,  Sattler  9.9, 
Flechtarbeiter  (Korb,  Sessel,  Schuh)  25,9*),  Textilimlustriearheitcr  6,3,  Schmiede 
9,2,  Schlosser,  Mechaniker,  Giesser  5,6,  Spengler  9,9,  Uhrmacher  3,6,  Buch- 
binder 14,9,  Handelsleute  etc.  7,0,  Wirte,  Portiers,  Dienstmänner  9,7,  Strassen- 
arbeiter  4,1,  Eisenbahnangestellte  und -Arbeiter  2,8,  Post-  und  Tclegraphenbeamte 
oder  Angestellte,  Zollbeamte  8,0,  Fuhrleute,  Kutscher,  Postillione  13,8,  Kanzlisten, 
Bureauangestellte  21,8,  Polizisten,  Nachtwächter  9,1,  Aerztc,  Chirurgen.  Apo- 
theker 13,4,  Geistliche  8,2,  Lehrer  6.3,  Musiker  (Organist)  45,7'),  Taglöhncr 
21,8,  Schneiderinnen,  Näherinnen  9,1,  Modistinnen  13,5,  Strickerinnen  10,3,. 
Wäscherinnen  und  Glätterinnen  9,8.  Textilindustriearbeiterinnen  4,3,  Uhrmache- 
rinnen 7,8,  Krämerinnen  etc.  7,8.  Wirtinnen  0,6,  Lehrerinnen  6,4,  Taglöhne- 
rinnen 13,8. 


*)  Beides  sind  Berufsarten,  welche  von  schwachsichtigen  Personen  mit  Vorliebe  gewählt 
werden,  da  sie  an  die  Augen  nicht  starke  Anforderungen  stellen  und  bei  einer  gewissen  Fertigkeit 
auch  nach  der  Erblindung  geübt  werden  können.  ErsteTC  Berufsart  zahlt  aber  nur  1  *»35,  letztere  nur 
H76  unmittelbare  Berufsangehörige.  Gleichwohl  dürfen  wir  ihre  hohen  Quoten  aus  oben  berührten 
Gründen  als  der  Wirklichkeit  entsprechend  ansehen. 


Eltern  mit  Sehstömngen 


Geschwister  mit  SehstÖrungen 


Vater  97 
Mutter  119 
Beide  23 


1  Geschwister  223 

2  >  52 

3  u.  mehr  »  27 


239 


302 
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Wie  bereits  erwähnt,  beträgt  die  durchschnittliche  Hlindenquote  für  das 
männliche  Geschlecht  7,82,  für  das  weibliche  6,65,  für  beide  zusammen  7,22. 
Ueber  diesen  Durchschnittsquoten  stehen  folgende  der  vorgenannten  Berufs- 
arten: a)  männliche:  Musiker,  Steinbruch-  und  Minenarbeiter,  Flechtarbeiten 
Bureauangestellte,  Taglöhner,  Müller,  Buchbinder,  Fuhrleute  etc.,  Ilandlanger, 
Aerzte  etc..  Steinhauer,  Ilolzhackcr,  Maurer,  Schuhmacher,  Sattler,  Spengler. 
Wirte  etc.,  Schneider,  Architekten,  Schmiede,  Polizisten  etc.,  Metzger,  Dach- 
decker, Geistliche.  Postbeamte  etc..  Bäcker:  b)  weibliche:  Taglöhnerinnen, 
Modistinnen.  Strickerinnen,  Wäscherinnen  etc.,  Schneiderinnen  etc.,  Uhrmache- 
rinnen, Krämerinnen  etc.  Unter  der  Durchschnittsquote:  a)  männliche 
Berufsarten:  Maler,  Handelsleute  etc.,  Landwirte  etc.,  Schreiner,  Textilindustrie- 
arbeitcr,  Recheninacher  etc.,  Lehrer,  Schlosser  etc.,  Gärtner,  Coiffeure,  Zimmer- 
leute,  Hafner,  Strassenarbeiter.  Uhrmacher,  Zicglcr.  Eisenbahnangestellte  etc., 
Küfer;  b)  weibliche:  Lehrerinnen,  Textilindustriearbeiterinnen,  Wirtinnen  etc. 

Nach  dem  Blindheitsgrade  verteilen  sich  die  medizinisch  unter- 
suchten Blinden  nach  unserm  aufgestellten  Schema  wie  folgt: 


Total 

I.  Grad 

II.  Grad 

III.  Grad 

IV.  Grad 

ohne  Angb. 

abso- 
lut 

7. 

abso- 
lut 

7. 

abso- 
lut 

°l 

IQ 

abso- 
lut 

•/ 

10 

abso- 
lut 

abso- 
lut 

7. 

Rechtes  Auge 
Linkes  Auge 

1783 
17S3 

100 

1032 
1028 

57. 88 
57.  66 

•132 
4'i\ 

24.  23 
24  17 

181 

192 

10.  15 
10.77 

95 
88 

5.33 
4.93 

43 
44 

2.41 
2.47 

Zusammen 

3öCü 

100 

2060 

57.  77 

863 

24.  20 

373 

10. 46 

183 

5  13 

87 

44 

Wollten  wir  nach  dem  Vorgehen  von  Magnus  u.  a.  den  IV.  Blindheitsgrad 
als  schon  zur  Schwachsichtigkeit  gehörend  eliminieren,  so  würde  die  Hlinden- 
quote für  die  Schweiz  erheblich  tiefer  zu  stehen  kommen. 

Unserer  nachstehenden  Einteilung  und  Ucber sieht  der  Blindheits- 
formen und  ihrer  Ursachen  fügen  wir  /um  bessern  Verständnis  die  Ergebnisse 
der'neucsten  Blindenstatistik  von  Krailsheimer  über  unser  Nachbarland  Württem- 
berg bei.  sowie  jene,  welche  Magnus  aus  den  Ergebnissen  verschiedener  Forscher 
über  mehrere  Städte  und  Gegenden  Deutschlands  in  seiner  Gcneraltabelle  (die 
Blindheit,  ihre  Entstehung  und  Verhütung.  Breslau  188.1)  zusammengestellt  hat. 

Demnach  haben  wir: 


Ursache 

Schweiz 

"  

Magnus 

Krails- 
heimer 

% 

,'0 

7. 

6.870 

3.835 

16.  14 

II.  Erworbene  Erblindungen  ....   

93. 130 

96. 165 

83.86 

A.  Idiopathische  Erkrankungen  der  Augen  .... 

66. 967 

67. 098 

58.21 

B.  Erblindungen  infolge  Verletzungen  

12.675 

10.  758 

11.03 

C.  Erblindungen  infolge  allgemeiner  Körperkrankheiten 

13.  488 

18. 309 

13.  62 

Dazu  unbekannte  Ursachen,  (von  Krailsheimer  als  beson- 

0.09 

Diesen  Forschern  gegenüber  stehen  unsere  Zahlen  in  der  Mitte  bezüglich 
der  idiopathischen  Erblindungen  und  solcher  nach  allgemeinen  Körperkrank- 
heiten, höher  aber  bezüglich  der  Augenverlctzungen. 

Alle  nachfolgenden  Zusammenstellungen  und  Berechnungen  mussten  nach 
Augen  und  nicht  nach  Personen  erfolgen,  weil  oft  bei  einem  und  demselben 
Individuum  die  beiden  Augen  aus  ganz  verschiedenen  Ursachen  und  zu  ver- 
schiedenen Zeiten  erblindet  waren. 
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Uebersicbt  der  Erblindungsursachen 


Aueen 

Geschlecht 

T 

otal 

Ursache 

rechts 

links 

tnännl. 

weibl. 

absolut 

% 

I.  Angeborene  Erblindungen. 

Anophthalmus 

12 

12 

14 

10 

24 

0.  673 

24 

25 

28 

21 

49 

1.374 

Atrophla  nervi  optici  congenita 

15 

15 

20 

10 

30 

0.  841 

34 

34 

39 

29 

68 

1.907 

Chorioiditis  et  Chorioretinitis  congenita 

5 

5 

8 

2 

10 

0.  280 

1 

1 

— 

2 

2 

0.  056 

Nystagmus  congenitus  

— 

1 

1 

— 

1 

0.  028 

Nicht  bestimmbare  angeborene  Ursachen 

31 

30 

33 

28 

61 

1.710 

Summa  aller  angeborenen  Erblindungen 

1  '>Q 

144 

IlO 

OJ  c 
J45 

0.  870 

II.  Erworbene  Erblindungen. 

A.  Durch  i  d  i  o  na  t  h  i  sc  he  Erkrankuniren 

der  Augen. 

^cicssus  sive  ADiano  Ketinac  .... 

49 

Oö 

40 

11 

Ol 

1  o 

(LA. 
04 

1  701 

Atroptua  nervi  optici          .  ... 

114 

1  117 

ion 

1<JU 

1 1fi 
lOO 

.ioi) 

ö.  iV!z 

Rlenorrhoea  neonatorum  et  adultorum  . 

i  4« 

lOO 

14K 

ä/U 

I.  o  Ii 

406 

412 

344 

474 

«IS 

oo  noti 
Ja.  yoö 

 _?  _  ;  J i  A ;  Ä 

7 
f 

O 

n 
O 

9 

1  o 
Ii 

U.  oo  / 

/  *  »»  •  i  *■«  j  \  r  o  ♦  I  Ii  I  t  i  t: 

oo 

OO 

97 

Mi 
OO 

1  R>>1 
1.  Ö01 

f  —  t  <A  •  *  t*  j  -i   ■  »X  M 

100 

1  ÄÄ 

101 

1  ßl 

lOl 

7  UO.V1 

Hämorrhagia  intra-ocularis  

R 
O 

0 

# 

4 

11 

U.  oU8 

1 
1 



O 

o 

& 

A  ACÜ 

U.  Uao 

13 

u 

10 

14 

A  ATO 

Luxatto  lentis  (wahrsch.  nicht  traumatisch) 

1 

l 

1 

A  AOÜ 

Irido-Cvclitis 

15 

15 

15 

15 

30 

0  841 

V.  VT  4 

11 

9 

10 

10 

20 

0.  561 

Keratitis 

KU 

c  r 

CA 

50 

108 

3.  029 

1 
1 

i 

o 

2 

0.  056 

■                 x1"«*          •      *  _a  *  .  • 

i 
i 

i 

X 

O 

2 

0. 056 

w  ^  _              _   1   t  

•A 

>i 

4 

2 

6 

0.  168 

Dm»«.         l_  *La|  sab  X  rt 

4 

o 

O 

7 

y 

n  oto 

o 

O 
<S 

J. 

C\  110 

\      f   1            ■  «  A           ^»  ^  V            *  A  U 

24 

«so 

26 

4iV 

21 

AI 

1  Q1S 
1.  olS 

o 

Q 
O 

O 

c 

4 

• 

O 

n  i  (tu 

67 

69 

76 

60 

i  <m 

1  Ot) 

o.  ÖI4 

Unbestimmte  Ursachen  ...... 

1 1ii 

1 11 

1  1  ^ 

1  QA 
1  Ov 

0. 

Summa  der  durch  idiopath.  Erkrankungen 

erworbenen  Erblindungen 

1188 

1200 

i  n/v  1 

1 20 1 

1187 

2388 

66. 967 

B.  Durch  Verletzungen  zuze/otrcne 

Erblindungen. 

Verbrennungen  

14 

16 

25 

5 

30 

0.841 

132 

105 

190 

47 

237 

6. 646 

1 

1 

2 

2 

0.  056 

Secessus  sive  Ablatio  retinae  traumatica 

2 

1 

2 

1 

3 

0. 084 

87 

49 

50 

36 

86 

2.412 

30 

30 

35 

25 

60 

1.683 

Atrophia  nervi  optici  nach  Schädelverletzung 

1 

2 

3 

3 

0. 084 

2 

1 

2 

1 

3 

0. 084 

4 

3 

4 

3 

7 

0. 196 

1 

1 

2 

2 

0.  056 

8 

11 

13 

6 

19 

0.  533 

Summa  der  durch  Verletzungen  zugezo- 

genen Erblindungen 

232 

220 

328 

124 

452 

12.  675 
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Ursache 


Augen 


rechts  links 


Geschlecht 


mknnl.  weibl 


Total 


absolut 


» i 


C.  Durch  allgemeine  Körperkrank- 
heiten erworbene  Erblindungen. 
Atrophia  nervi  optici  nach  Neuritis 

„  •>        »        n    unbek.  centr.  Urs. 

Nicht  näher  bestimmbare  Krankheiten  des 
Hirns  und  seiner  Häute  .... 

Meningitis  

Gehirntumoren  

Hematemesis  mit  folgender  Atr.  nervi  opt 

n  n  m  Uveitis 

Infektionskrankheiten  unbekannter  Natur 

Diphtheritis  

Ery  sipelas   

Morbilli  

Scharlach   ... 

Variola  

*  Influenza  

Pertussis   

Febris  puerperuiis  

Ulcus  corneae  nach  Pyämia  univ.  . 

Typhus   

Conjunktivitis  granulosa  

Febris  intermittens  

Rotz  

Tuberkulose  

Lues  

Ulcus  corneae  chronic,  eczemat.  recid.  sive 

Ulcus  scrophul  

Summa  der  durch  allgemeine  Körperkrank- 
heiten erworbenen  Erblindungen 

Rekapitulation. 

I.  Angeborene  Erblindungen  .... 

II.  Erworbene  Erblindungen : 

A.  Infolge  idiop.  Erkrankungen  der  Augen 

B.  Infolge  Verletzungen  ..... 

C.  Infolge  allgemeiner  KÖrperkiaakheiten 

Summa 


14 

30 

1 
19 
5 
1 
1 

12 
5 
4 
ti 
7 

22 
9 
1 
1 
1 
9 
2 
1 

2 
63 

25 


14 

30 

1 
20 
5 
1 
1 
12 
4 
4 
7 

4 

21 
10 

1 
1 
o 
2 
1 
1 
2 
61 

25 


16 

32 

2 
23 
4 
2 

10 
5 
4 
4 
8 

23 
6 


2 
11 
4 

2 

2 
84 

20 


241 


122 

1188 
232 
241 


240 


123 

1200 
220 
240 


264 


143 

1201 
328 
264 


178:1 


1783 


1936 


12 

28 


16 
6 


14 

4 
4 
9 
6 

20 
13 
1 

2 


1 

2 
40 

30 


28 
60 

2 
39 
10 
2 
2 
24 
9 
8 
13 
14 
43 
19 
l 

2 

'■> 

18 
4 

2 

1 
4 

124 
50 


0.  785 

1.  < 


217 


102 

1187 
124 
217 


481 


245 

2388 
452 
481 


1630 


3566 


0.056 
1.094 
0  280 
0.056 
0.056 
0.672 
0.252 
0.224 
0.365 
0.393 
1.206 
0.533 
0.028 
0.056 
0. 056 
0.505 
0.112 
0.056 
0.028 
0  112 
3.477 

1.402 


13. 488 


6.  870 

66.  967 
12.675 
13.488 


100 


Wir  übergehen  hier  alle  Details,  indem  wir  auf  vorstehende  Tabelle  ver- 
weisen und  nur  das  wichtigste  hervorheben. 

Die  kongenitalen  Amaurosen  sind  entweder  bei  der  Geburt  schon 
fertig  ausgebildet  (angeborncs  Blindscin)  oder  bei  der  Geburt  erst  im  W  erden 
begriffen  (angebome  Krblindung).  Wir  zählen  245  kongenitale  Amaurosen  (6.8  7°/o), 
davon  sind  138  b,  53  II.,  31  III.  und  16  IV.  Grades  (7  ohne  Angabe  des  Grades'). 

Unter  den  erworbenen  Amaurosen  nehmen  die  idiopathischen 
Krblindungen  den  ersten  Rang  ein.  Unter  diesen  stehen  wieder  die  Cataracta 
mit  einer  Totalsumme  von  818  (22,938  °/o)  im  Vordergrund,  dazu  noch  68 
(1,907%)  kongenitale  und  3  (0,084 0  o)  traumatische  und  4(0,112°/o)  luetische 
Cataracta,  zusammen  893,  davon  389  männlichen  und  504  weiblichen  Personen 
angehörend,  ferner  291  1.,  331  II.,  163  III.  und  74  IV.  Grades  (34  ohne  An- 
gaben). 

Die  Cataracta  senilis  tritt  hauptsächlich  im  höhern  Alter  auf,  wie  folgende 
Tabelle  beweist: 
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Alter 
51     60  Jahre 
<.l-  70  » 
71  —  80  » 
Sl  um!  mehr 


Quote  (auf  io.ooo  s 
0.972 
3,205 
12,875 
1 5.1 2«» 


Alter  Quote  (auf  10,000) 
16—20  Jahre  0,0076 
2l_30     >  0,015 
31  —  40     »  0,097 
41—50      >  0,212 

Die  Sehnervenatrophien  sind  total  mit  4/4  Erblindungen  vertreten: 
239  idiopathische.  30  kongenitale,  3  traumatische  und  202  nach  allgemeinen 
Körperkrankheiten;  274  I.,  110  II.,  43  III.  und  2*)  IV.  Grades  (18  ohne  Angaben). 

Glaukome  finden  wir  in  289  Fallen  (8,104  °/0).  davon  7  nach  allgemeinen 
Körperkrankheiten,  nämlich  123  an  mannlichen  und  I6t>  an  weihlichen  Per- 
sonen, ferner  226  1.,  41  II.,  11  III.  und  8  IV.  Grades  (3  ohne  Angaben).  Es 
betraf  im  ganzen  16 1  Personen,  davon  sind  128  beidseitig  und  33  einseitig 
an  Glaucoma  erblindet. 

Die  übrigen  genuinen  Erkrankungen  des  Uvcaltraktus  machen  zusammen 
297  Falle  aus  (8,329%)  mit  173  Erblindungen  I.,  67  11..  39  III.  und  18  IV. 
Grades.  Von  sämtlichen  Erkrankungen  des  Uvealtraktus  (ohne  Glaukom), 
welche  zur  Erblindung  führten,  betrafen  80  Fälle  die  Chorioidea  oder  Retina 
allein.  90  Fälle  die  Iris  und  den  Corpus  ciliare,  22  mal  waren  es  akute  Panoph- 
thalmien  und  172  mal  schwere  uveitische  Prozesse,  zusammen  364  Erblindungen 
infolge  Uvealerkrankungen. 

Eine  verhängnisvolle  Krankheit  ist  die  Blennorrhoca  neonatorum,  der 
im  ganzen  264  Augen  (7,403 °/o)  zum  Opfer  Helen.  Dabei  zeigt  sich,  dass  das 
Land  gegenüber  den  Städten  und  die  landwirtschaftliche  Bevölkerung  gegenüber 
der  industriellen  weniger  davon  betroffen  wird.  Speziell  sind  illegitime  Kinder 
häufig  dieser  Erblindungsform  ausgesetzt.  Es  hängt  dies  vielfach  mit  dem 
unsoliden  Lebenswandel  solcher  Mütter,  sowie  mit  dem  Mangel  an  sorgfältiger 
Pflege  dieser  Kinder  zusammen.  —  Es  wurden  187  Erblindungen  I.,  56  II., 
16  III.  und  5  IV.  Grades  notiert,  die  136  Kindern  angehörten  (128  beidseitige 
und  8  einseitige),  welche  an  Blcnnorrhoea  neonatorum  erkrankten  und  infolge 
davon  erblindeten. 

An  Hornhauterkrankungen  erblindeten  277  Augen  (7,7t>8 °/0),  welche 
sich  auf  162  Personen  verteilen  (115  beidseitig  und  4  7  einseitig).  Grad:  158  I.. 
61  II.,  31  III.  und  22  IV.  (5  ohne  Angaben).  Das  jugendliche  Alter  überwiegt 
hier  weitaus  (74  Erblindungen  unter  5  Jahren),  meistens  infolge  skrophulöser 
Augenentzündungen. 

Die  durch  Verletzungen  zugezogenen  Erblindungen  betreffen: 


Augrn 

'Z 

\ 

■f. 

VI  ^ 

=5  = 

Ursache 

Iii 

1 

c 

: 

- 

.- 

Ii 

u 

u 

So 

> 

h 

a 

0 

0 

l.  Kopfverletzgn. 
mit  direkten  u. 

in  direkten  Ver- 

letzungen der 
Augen  .    .  . 
2.  Verunglückte 
Operation  en 

165 

30 

141 

30 

24.3 
35 

63 

25 

217 
43 

41 

6 

4 
t 

6 

3 

8 
1 

13 

170 
34 

47 

3l>6 
60 

S.Ssl 
1.6*3 

4  311 
1.93S 

4.  93 
1.79 

3.  Ophthalmia 
%^  mpA  c 

37 

40 

50 

36 

51 

23 

7 

4 

1 

30 

2  412 

4.509 

4.31 

232 

220 

328 

124 

341 

70 

18 

13 

10 

290 

371 

452 

12.  675 
38 

10.  758 

11.03 
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Die  237  Erblindungen  infolge  direkter  Verletzungen  der  Augen  verteilen 
sich  auf  folgende  Altersstufen: 

Alter  Augen  Alter  Augen  Alter  Augen 

1—  5  Jahre        15  21—25  Jahre        25  41—50  Jahre  24 

b— 10      >  19  25—30      >  29  51—60      >  14 

11  —  15      »  7  31 — 15      >  27  61— 70      »  16 

16—20     »  23  36—40     »  15  "1—80     >  II 

Ohne  Angaben     12  Augen  Summa    237  Augen 

Unter  den  29  Erblindungen  im  Alter  von  26 — 30  Jahren  erfolgten  Ui 
durch  Schussvcrlctzungen. 

Nach  allgemeinen  Körperkrankheiten  erblindeten  nicht  weniger  al* 
481  Augen  (13,488%;  Magnus  18,299%,  Krailsheimer  13,62%).  Davon  ent- 
fallen 139  Fälle  (3,898%)  auf  Erkrankungen  des  Hirns  und  seiner  Häute 
(inklusive  Neuritis).  4  (0,112%)  auf  allgemeine,  nicht  infektiöse  Körperkrank- 
heiten, 153  (4.290%)  auf  akute  und  185  (5,188%)  auf  chronische  Infektions- 
krankheiten. Ks  betrifft  dies  total  248  Personen,  wovon  233  beidseitig  und 
15  einseitig  an  derselben  Ursache  erblindet  sind.  Die  mit  Erblindungen  einher- 
gehenden Hirnhauterkrankungen  und  Infektionskrankheiten  treten  weitaus  am 
meisten  im  jugendlichen  Alter  auf.  bei  den  ersteren  von  139  Fallen  50mal.  bei 
den  letztern  von  153  Fällen  78 mal  im  Alter  von  unter  10  Jahren,  Bei  den 
chronischen  Infektionskrankheiten  sind  die  skrophulösen  Augenentzündungen  mit 
nachfolgender  Erblindung  beim  Kindesalter  stark  vertreten,  während  die  luctischen 
Augenkrankheiten  sowohl  das  kindliche  Alter  infolge  Heredität  (Vererbung) 
als  das  mittlere  Alter  infolge  Erwerbung  (Acquirierung)  betreffen.  Am  wenigsten 
sind  die  Altersstufen  von  10 — 30  Jahren  und  dann  von  (»0  Jahren  an  belastet. 
Auch  hier  finden  wir  wie  bei  der  Blennorrhoca  neonatorum  auf  dem  Lande  und 
unter  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  bedeutend  geringere  Quoten  als  in 
den  Städten  und  bei  vorwiegend  industrieller  Bevölkerung,  wie  folgende  Zahlen 
beweisen:  Blinde  Augen  überhaupt  Davon  an  Lues  erblindet 

Beruf:    Landwirt  374  6 

Metzger  14  4 

Schuster  20  4 

Fabrikarbeiter  20  6 
Uhrmacher  22  b 
Portier  10  4     etc.  etc. 

V.  Littcratur.  Laurenz  Paly,  Die  Blinden  in  der  Schweiz.  Medizinalstatislhchc 
Untersuchungen  nach  den  Ergebnissen  der  Zählung  (Sonder er hebung)  von  t8o$ '*)(>• 
Separatabdruck  aus  der  „Zeitschrift  für  schweizerische  Statistik "  jö.  yakrg.  IQOO- 
Kommissionsverlag  von  Schmid  »(■  Franke,  Bern.  -  Lachmann,  Ueber  die  Sotwen- 
digkeit  einer  zweckmässigen  Einrichtung  und  Verwaltung  von  Blindenunlerrichts- 
Erziehungsinstituten  und  von  Beschäftigung*-  und  Versorgungsanstalten  für  erwachsene 
Blinde,  nebst  dem  Versuche  der  Begründung  einer  Blindenstatistik  verglichen  mit  einer 
neubearbeiteten  Statistik  der  Taubstummen.  Braunschweig  /S4J.  —  Schmidt  -  Riltipltr, 
Ueber  Blindsein.  r  Nord  und  SüdJ,  /SSo.  —  Katz,  Beitrag  zur  Blindenstatistik.  „Berliner 
klinische  Wochenschriff ,  1874,  AV.  15  und  24.  —  0.  von  hiayr,  Die  Verbreitung  der 
Blindheit,  Taubstummheit,  des  Blödsinns  und  des  Irrsinns  in  Bayern,  nebst  einer  all- 
gemeinen internationalen  Statistik  dieser  Gebrechen.  A'A'A'I*.  Heft  der  „Beiträgt  ztr 
Statistik  des  Königreiches  Bayern".  /S77. —  Blrcher,  Die  Rekrutier ung  und  Ausmuste- 
rung der  schweizerischen  Armee.  Aarau  /SSO.  —  Schweizerische  Statistik,  Lieferung  114 
und  Bern  /Sg7  und  iqoo.  —  Cohn,  Blindenstatistik.  Eulenburg  s  Beal-Emyilopädif 

der  gesamten  Heilkunde.  Band  III.  Wien  und  Leipzig  1894.  —  Immert .  Blindenstatistik. 
Statistik  über  die  Verbreitung  der  Refraktionsanomalien  in  der  Schzveiz.  ,Korrtsf.- 
Blatt  für  Schweizer  Aerztc",  IV.  yakrg.  1874.  —•  Eidgenössische  Volkszählung  :*•» 
/.  Dezember  /SSo.  Vorwort  fpag.  A'J  zu  I.  Band,  j/.  Lieferung  der  „Schweizerische* 
Statistik".  —  Heim,  Die  Blennorrhoca  neonatorum  und  deren  Verhütung  in  der  Schweiz. 
Olte»  /Sgs-  Dr.  L.  Paly,  Arzt,  Entlebuck. 
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Blindenvcrsorgung. 

I.  Geschichtliches.  —   II.  Die  Blindenanstalten.  —  III.  Beschäftigung, 
Versorgung  und  Vermögensverhältnissc  der  Blinden.  —  IV.  Littetatur. 

I.  Geschichtliches.  Die  Fürsorge  für  die  Blinden  ist  im  Gegensatze  zur 
Blindcnstatistik  schon  im  Mittelalter  Gegenstand  humaner  Bestrebungen  gewesen. 
Sc  hon  Ludwig  der  Heilige  gründete  1260  das  Hospital  Quinze-vingts.  Die  Anstalt 
besteht  noch  heute.  Das  im  Jahre  1331  gegründete  Elsing  -  Spital  in  London 
soll  ursprünglich  ein  Blindenspital  gewesen  sein.  Die  erste  Blindencrzichungs- 
anstalt  gründete  1784  Hauy  in  Paris.  Gegenwärtig  gibt  es  wohl  kein  civili- 
siertes  Land,  das  nicht  eine  oder  mehrere  Blindenerziehungs-  und  Versorgungs- 
anstalten besitzt. 

Kine  Geschichte  des  Blinden wesens  schrieb  1837  Klein  in  Wien.  Im 
Jahre  1S73  fand  in  Wien  der  erste  Blindenlehrerkongress  statt,  dem  solche  in 
Dresden,  Berlin,  Frankfurt  a.  M.  etc.  folgten.  Auf  diesen  wurde  vorzüglich  die 
Blindenerziehung  und  -Versorgung  besprochen  und  zu  fördern  gesucht.  Ersterc 
suchte  man  in  den  Schulen  durch  Bildung  von  Blindenklassen  dem  Wesen  und 
Charakter  der  Blinden  adaequatcr  zu  machen.  In  den  Blindenerzichungsinstitutcn 
bilden  das  Lesen  und  Schreiben  der  Blindenschrift  wohl  das  erste  Unterrichts- 
fach :  dann  folgen  Religionsunterricht,  Handfertigkeitsunterricht,  Musikunterricht 
etc.  Am  wichtigsten  für  das  materielle  Wohl  erweist  sich  der  1  landfcrtigkcits- 
unterricht,  indem  z.  B.  Teppichflechten,  Sessclflcchten,  Bürstenbinden,  Schuh-  und 
Finkcnflcchtcn  auch  von  den  Blinden  erlernt  und  ausgeübt  werden  können 
und  ihnen  damit  ein  Mittel  zur  eigenen  Exisienz  geschaffen  wird. 

Die  Blindenschrift  ist  eine  aus  Reliefzeichcn  bestehende  Schrift,  die  von 
den  Blinden  durch  Tasten  mit  dem  Zeigefinger  der  rechten  Hand  gelesen  wird, 
wahrend  der  Zeigefinger  der  linken  Hand  am  Anfange  der  jedesmaligen  Zeile 
liegen  bleibt,  um  das  Auffinden  der  folgenden  Zeile  zu  erleichtern.  Diese  Lettern 
haben  meistens  eckige,  durch  das  Tastgefühl  leicht  erkennbare  Formen.  Die 
grösste  Verbreitung  hat  jedoch  die  nach  ihrem  Erfinder  benannte  Brailleschrift 
gefunden.  Dieselbe  besteht  aus  höchstens  sechs  Punkten,  die  nach  Zahl  und 
Stellung  die  einzelnen  Buchstaben  darstellen.  Auch  die  einzelnen  Zahlformen 
(Ziffern)  werden  durch  Punkte  ausgedrückt,  welche  in  verschiedenen  Stellungen 
zu  einander  gestellt  sind.  Mit  einem  einfachen  Apparate  kann  der  Blinde  diese 
Schrift  auch  schreiben.    Das  Schreiben  findet  von  rechts  nach  links  statt. 

Viel  Gutes  stiften  die  Blindenversorgungsvereine,  die  das  Elend  der  Blinden 
/u  lindern  trachten. 

II.  Die  Blindenanstalten.  Wir  entnehmen  folgender,  dem  statistischen 
Jahrbuch  der  Schweiz,  8.  Jahrgang,  Bern  189«),  entlehnten  Tabelle,  dass  die 
Schweiz  im  ganzen  vier  Blindenanstalten  besitzt,  nämlich: 


Blindcnbestand  Kn 

de  1898 

Blindenanstalt 

Bettzahl 

männlich 

weiblich 

Total 

12 

8 

20 

15 

Köniz  (Kt.  Bern)  ....  .... 

22 

11 

33 

36 

Blindenanstalt  I.änggasse,  Hern  

8 

8 

8 

Lausanne: 

1.  Institut   ... 

16 

13 

29 

32 

29 

29 

-  ') 

ü 

12 

12 

Total 

87 

44 

131 

103 

*)  Die  Männer  schlafen  nicht  im  Gebäude. 
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Ende  1897  betrug  der  Bestand  135,  1896:  129,  1895:  119,  1894: 
106  Blinde. 

Aus  den  Angaben  in  den  Erhebungsformularen  und  medizinischen  Zahl- 
kartm  finden  wir,  dass  von  den  2107  zur  allgemeinen  ßlindcnstatistik  benutzten 
Fallen  304  <  14,43%)  Personen  einmal  in  Blindenanstalten  waren.  —  Davon 
entfallen  23  auf  ausländische  Anstalten.  —  Diese  304  Blinden  verteilen  sich  am 
die  einzelnen  Kantone  und  Anstalten  wie  folgt: 


Kantone 


A.  n       t  r  l  l  t  e  n 


schweizerische 


Zürich 

aiuJ.  WtM. 


Körn«: 


Lausanne 


müil.  *nH. 


männlich 





Zürich  . 
Hern 

Tri    .     .  . 
S.-hw  .  / 
<  )b wählen 
Nidwaldcn 
(.lanis  . 
Ziitf  . 
Kreibtir^ 
Nuloth  urn 
liasHsbtdt 


l'AScIl.'inci  . 
Schatttiauscri 
Appen*»-;]  A.-Kh. 

Appenzell  I  -Rh 
St.  (.allen  . 
<  yra ubündr:; 
A  nr^.T  u 

Trssin  . 
VWwidt  .  . 
Wallis    .  . 
Ncm-nliuri; 
t.enf      .  . 


S.'hu  eiz 


231 

373 

110 

19 

32 
s 

Ö 
Ii* 
12 
99 
Hl 
37 

3b 
33 
Iti 

13  i 

77 

i<;i 

»ji 

M7 
227 
7b 
er, 

•19 


2107 


Weiblich 
Zusammen 


öl 

7« 

1 

1 
1 

3 
1 

ü 

■ 


l 

10 


9  t 

'  i 
■ 


32 
1 
1 
1 

3 


10 


40 


■ 


33 


1  (Illach) 


i 

2 


301 


49 
18 


67 


18     46  36 

—  .  30  .  — 


82  I 


9  i  — 


1  (Wim) 
5  il  Ilvesheim, 

4  Ill/achl 
1  (Illzach) 

1  „ 

2  (Stuttgart  u. 
H 


1 

2 
1 


59 
7 

3 
5 


33 

1 

■ 

■ 


1  (Linz) 


2  {Ilvesheim  u. 
Hciligenbronn) 

3  (Mailand) 


— 


87 
45 


132 


45 


6 


Von  diesen  304  Blinden  waren  199  männliche  und  105  weibliche  Blinde: 
es  macht  dies  17,95%  aller  männlichen  Blinden  und  10,52%  aller  weiblichen 
Blinden  aus.  Auf  die  schweizerischen  Anstalten  entfallen  92,4%,  auf  die  aus- 
ländischen 7,6%.    Die  übrigen  180.1  Bünden  waren  nie  in  Blindenanstalten. 

Im  nachfolgenden  bringen  wir  noch  einige  Angaben  über  die  Blinden- 
anstalten in  der  Schweiz. 

Die  Blindenanstalt  Zürich  wurde  am  1.  November  1809  eröffnet  umi 
zählte  9  Insassen.  Von  1810—1820  war  sie  total  von  41  Zöglingen  besucht 
und  das  Anstaltsverrnögcn  verzeigte  bereits  über  fl.  7000.  Im  Jahre  1827  wurde  mit 
der  Blindenanstalt  auch  eine  Taubstummenanstalt  verbunden.  Seit  1832  wirkte 
als  Lehrer  Georg  Schibel.   Sein  Schüler,  der  blinde  Felix  Kündig  hat  durch 
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seine  prächtigen  Dichtungen  und  Kompositionen  sich  ein  bleibendes  Denkmal 
als  Dichter  und  Komponist  gesetzt.  Jm  Jahre  1859  konnte  die  Anstalt  schon 
auf  ihren  50jährigen  Bestand  zurückblicken.  Innert  dieser  Zeit  wurden  150  Blinde 
in  dieselbe  aufgenommen,  die  sich  auf  Zürich  (103),  zwölf  Kantone  der  übrigen 
Schweiz  (38)  und  auf  das  Ausland  (9)  verteilen.  Das  Vermögen  der  Anstalt 
betrug  damals  Fr.  51,281,  wurde  in  den  folgenden  39  Jahren  jedoch  stets 
vermehrt,  so  dass  es  im  Oktober  1898  die  Summe  von  Fr.  118,019.43  erreicht 
hatte,  das  Anstaltsgcbäudc  im  Werte  von  ca.  Fr.  200,000  nicht  mitgerechnet. 
Nach  bOjähriger  Wirksamkeit  trat  Direktor  G.  Schibel  1892  zurück  und  sein 
Nachfolger  wurde  der  gegenwärtige  Direktor  G.  Fr.  Kuli,  der  schon  vorher 
13  Jahre  als  Oberlehrer  an  der  Anstalt  thätig  gewesen.  Am  26.  März  1899 
starb  der  bereits  erwähnte  Felix  Kündig,  der  68  Jahre  in  der  Anstalt  verbrachte 
und  Schüler,  Lehrling,  Musikschüler,  Organist  an  der  Grossniünsterkapelle  und 
langjähriger  Lehrer  seiner  Schicksalsgenossen  in  der  Anstalt  war.  Am  6.  Mai  1900 
folgte  ihm  sein  93jähriger  Lehrer  Schibel  in  die  Ewigkeit  nach. 

Dem  96.  Ncujahrsblatt  der  Hülfsgcsellschaft  Zürich,  welche  die  Anstalt 
ins  Leben  gerufen  und  bis  heute  geleitet  hat,  entnehmen  wir  u.  a.  folgende 
sehr  interessanten  Ausführungen  über  Erziehung  und  Ausbildung  der  Blinden. 
Die  eigentliche  Denk-  und  Auffassungsweisc  des  Blinden  können  wir  uns  gar 
nicht  leicht  vorstellen.  Er  hat  eine  gewisse  Vorstellung  und  macht  einen 
Unterschied  zwischen  Tag  und  Nacht.  Dagegen  vermag  er  sich  keinen  Begriff 
von  den  Farben  zu  bilden.  Er  weiss  nichts  von  Helle,  Licht,  Farbe,  Glanz.  Aber 
seine  übrigen  Sinne  bilden  sich  viel  besser  aus,  wenn  sie  zweckmässig  geübt 
werden.  Blinde,  die  eine  gute  Erziehung  und  Ausbildung  erhalten  und  gut 
begabt  sind,  fühlen  sich  relativ  glücklich.  Sehr  unglücklich  jedoch  müssen  jene 
Blinden  sein,  die  zu  keiner  geistigen  und  beruflichen  Ausbildung  gelangen.  Die 
schreckliche  Plage  für  sie  ist  die  Langeweile. 

Schon  in  der  «  Muttcrschule  >  sollen  1.  cit.  Ncujahrsblatt  Gehör-  und  Tast- 
sinn richtig  geübt  werden.  Die  blinden  Kinder  müssen  namentlich  gewöhnt 
werden,  zu  gehen  und  sich  zurecht  zu  finden,  selbständig  zu  essen  und  sich 
zu  kleiden,  und  dürfen  nicht  zu  immerwährendem  Stillsitzen  etc.  verurteilt 
werden.  Vom  fünften  Jahr  an  ist  der  Besuch  von  Kleinkinderschulcn  auch  für 
blinde  Kinder  zu  empfehlen,  doch  bedürfen  sie  dort  zuverlässiger  Führung  und 
sorgsamer  Pflege.  Im  schulpflichtigen  Alter  soll  das  blinde  Kind  auch  die 
öffentliche  Primarschule  besuchen,  mit  dem  zehnten  Jahr  aber  in  eine  Blinden- 
anstalt übertreten.  Der  Aufenthalt  dahier  dürfte  8 — 9  Jahre  dauern.  Das  Pro- 
gramm der  Blindenbildung  in  der  Gegenwart  geht  dahin,  in  der  notwendigen 
elementaren  Bildung  das  Ziel  der  Blindenanstalt  nicht  allzu  niedrig  zu  stecken, 
sondern  eine  gründliche  Primarschulbildung  jedem  Blinden  zu  teil  werden  zu 
lassen;  dabei  aber  in  der  wissenschaftlichen,  höhern  Bildung  das  Ziel  der 
Blindenschule  nicht  allzu  hoch  zu  stecken,  so  z.  B.  zu  einer  musikalischen 
Ausbildung  nur  diejenigen  Blinden  herbeizuziehen,  welche  wirklich  musikalisches 
Talent  zeigen.  Daneben  aber  ist  das  Hauptaugenmerk  darauf  zu  richten,  aus 
dem  Blinden  einen  für  seine  Verhältnisse  möglichst  tüchtigen  Arbeiter  heran- 
zubilden, der  imstande  ist,  sich  durch  seiner  Hände  Arbeit  in  bescheidenen 
Lebensverhältnissen  einen  Teil  seines  Lebensunterhaltes  selbst  zu  verdienen 
und  sich  eine  einigermassen  selbständige  Stellung  im  Leben  zu  erwerben,  die 
dem  Blinden  das  Lebensglück  erhöht  wie  dem  Sehenden.  Der  Unterricht  in 
der  Blindenanstalt  zerfällt  also  in  einen  eigentlichen  Schulunterricht  (mit 
Religionsunterricht)  und  Arbeitsunterricht. 

Die  aus  der  Anstalt  ausgetretenen  Blinden  sollen  auch  später  stets  mit 
der  Anstalt  in  Verbindung  stehen;  sie  sollen  ihre  Arbeiten  der  Anstalt  selbst 
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zu  einem  entsprechenden  Preise  abgeben  können,  falls  sie  sonst  nicht  genügend 
Absatz  linden.  Das  gibt  dem  ausgetretenen  Blinden  Lust  und  Liebe  zur 
Arbeit,  der  Anstalt  aber  verursacht  dies  grosse  Auslagen,  die  durch  gemein- 
nützige Spenden  etc.  gedeckt  werden  müssen,  wenn  nicht  ein  recht  grosser 
Kundenkreis  seinen  diesbezüglichen  Bedarf  von  den  Blindenanstalten  bezieht. 

Der  Kanton  Zürich  besitzt  ferner  noch  einen  Fond  von  Fr.  60,000,  aus 
dessen  Zinsen  35  arme  Blinde  unterstützt  werden.  Dieselben  müssen  wenigstens 
35  Jahre  alt,  nicht  Insassen  einer  Anstalt  und  wirklich  bedürftig  sein. 

Die  Privatblindenanstalt  Köniz  bei  Bern  hatte  von  1881  bis  18% 
folgenden  Blindcnbestand  : 


Juhr 

Pfleg- 
linge 

Lrhrlinge 
u.  Schüler 

Total 
Blinde 

Jahr 

Pfleg- 
linge 

Lehrlinge 
u.  Schüler 

Total 
Blinde 

1881 

57 

26 

83 

1889 

22 

18 

40 

1882 

II 

30 

74 

1890 

13 

17 

30 

1883 

44 

26 

70 

1891 

10 

24 

34 

1884 

40 

26 

66 

1892 

8 

26 

34 

1885 

20 

24 

44 

1893 

7 

41 

48 

1886 

24 

15 

39 

1894 

6 

38 

44 

1887 

20 

17 

37 

1895 

35 

36 

1888 

20 

17 

37 

1896 

1 

35 

36 

Diese  Tabelle  zeigt,  dass  die  Anstalt  Köniz  früher  eine  Versorgungsanstalt 
für  Alte  und  Gebrechliche  war  und  erst  seit  1890  eine  Erziehungsanstalt  für 
blinde  Kinder  und  eine  Stätte  beruflicher  Ausbildung  geworden  ist,  wie  der  Jahres- 
bericht pro  1896  sagt.  Im  letztgenannten  Jahre  zählte  die  Vorstcherfamilie  vier 
Mitglieder,  daneben  waren  4  Lehrkräfte,  1  Hausierer  und  3  Mägde.  Unter  den 
Anstaltsinsassen  waren  23  Zöglinge  (Schüler),  12  Lehrlinge  und  1  Pflegling. 
Diese  verteilen  sich  auf  die  Kantone  Bern  (23),  Schaphausen  (3),  St.  Gallen  (2l. 
Graubünden  (2),  Zürich,  Baselland,  Aargau,  Solothurn,  Glarus  und  Luzern  (je  Ii. 

Der  Unterrichtsplan  ist  für  eine  Unter-  und  eine  Oberklasse  eingerichtet; 
das  Lehrziel  deckt  sich  mit  dem  einer  guten   Primarschule.     Drei  Lehrlinge 
bestanden  1896  die  Rekrutenprüfung  mit  den  Noten  :  1.  1.  1.  1  —  2,  2.  2.  2 
1,  1,  1,  2.    Der  Musikunterricht  wird  eifrig  gepflegt. 

Sieben  Anfragen  von  später  Erblindeten  um  Aufnahme  in  die  Lehrwerk- 
stätten mussten  —  meist  aus  Mangel  an  Platz  —  abschlägig  beschieden  werden. 
Der  mehrerwähnte  Bericht  bezeichnet  die  Errichtung  einer  zweckmässig  organi- 
sierten Werkstätte  für  später  erblindete  Personen  als  ein  dringendes  Bedürfnis. 
Diese  Anstalt  sollte  dann  zugleich  den  aus  den  Unterrichts-  und  Erziehungs- 
anstalten ausgetretenen  Blinden  ein  Heim  bieten  und  den  Arbeitsfähigen  voll 
und  ganz  den  Ertrag  ihrer  Arbeit  sichern. 

Die  Einnahmen  pro  189b  betrugen  Fr.  90,692,  die  Ausgaben  Kr.  89.303. 
das  Reinvermögen  belief  sich  auf  Ende  dieses  Jahres  auf  Fr.  356,443.  Die 
eigentlichen  Ausgaben  für  die  allgemeine  und  berufliche  Erziehung  der  Blinden, 
die  Verpflegung  des  Gesamtpcrsonals,  der  Anstaltsverwaltung  und  Lokalmiete 
für  das  Schloss  Köniz  bcliefen  sich  auf  Fr.  22,275  bei  einem  durchschnittlichen 
Blindcnbestand  von  30s/5.  Somit  kostete  ein  Blinder  ca.  Fr.  726.  75  per  Jahr, 
oder  pro  Tag  Fr.  2. 

Der  bernische  Blinden  -  Versorgungsverein  zählt  laut  XV.  Jahresbericht 
295  Aktivmitglieder;  er  versorgte  1898/99  total  50  Blinde,  die  sich  auf  folgende 
Rubriken  verteilen: 
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1.  Blinde  im  Hlindcnhcim  Küniz  2  Personen 

2.  Im  Blindenheim  für  Frauen  an  der  Xcufeldstrasse,  Hern  9  » 

3.  In  Armen-  und  Krankenanstalten  untergebracht  5  » 

4.  In  Familien  verkostgeldet   14  » 

5.  In  Selbstpflegc  6  » 

6.  Mit  einmaliger  Unterstützung  4  a 


7.  In  Armcnanstalten,  die  ein  jährliches  Taschengeld  beziehen    .10  > 

Summa  50  Personen 
Das  Vermögen  dieses  Vereins  auf  1.  April  1899  betrug  Fr.  84,348. 

Das  Klindenasyl  in  Lausanne,  unter  der  Direktion  von  M.  Th.  Secretan, 
zählte  1899  in  allen  drei  Abteilungen  zusammen  87  Blinde,  welche  einer 
bestimmten  Arbeit  oblagen. 

Asyl  für  Erwachsene.  Männer  27;  Arbeitsleistungen:  1 10  Strohsessel, 
1207  Körbe,  14,409  Bürsten.  228  gedrechselte  Gegenstände. 

Frauen  19:  Arbeitsleistungen:  209  Strohsesscl,  48  Bodenteppiche,  97  Näh- 
arbeiten, 873  Strickarbeiten. 

Bildungsanstalt.  Knaben  21:  Arbeitsleistungen:  232  Sessel,  201  Paar 
Kabuschen  (Pantoffeln),  61  Teppiche,  35  Netze.  994  Bürsten,  67  gedrechselte 
(legenstände  und  22  verschiedene  Arbeiten.  Mädchen  16:  Arbeiten:  12  Sessel, 
92  Netze.  17  Näharbeiten,  45  Paar  Babuschen,  174  Strickarbeiten  und  6  ver- 
schiedene Arbeiten. 

Die  Anstalt  in  Lausanne  beherbergt  ferner  als  dritte  Abteilung  eine  Heil- 
anstalt für  schwere  Augenkranke  und  heilbare  Blinde. 

Laut  medizinischem  Bericht  über  diese  Anstalt  von  Dr.  Dufour  wurden 
total  525  Blinde  ärztlich  behandelt.  3b2  wurden  als  geheilt,  87  als  gebessert 
entlassen,  bei  27  Fällen  blieb  der  Zustand  gleich,  15  wurden  zu  weiterer  Unter- 
suchung zugelassen,  1  Person  starb  und  34  verblieben  Ende  1899  noch  in  der 
Anstalt.  Diese  525  Fälle  verteilen  sich  wie  folgt:  214  auf  das  Waadtland, 
190  auf  12  Kantone  der  Schweiz  und  121  aufs  Ausland. 

Die  Einnahmen  pro  1899  betrugen  Fr.  65,834,  die  Ausgaben  Fr.  69,324, 
das  Vermögen  belief  sich  auf  Fr.  935,338. 

III.  Beschäftigung,  Versorgung  und  Vermögensverhältnisse  der  Blinden 
in  der  Schweiz.  Darüber  finden  wir  in  folgender  Zusammenstellung  Auf- 
schluss : 

Absolute  0, 
Blindenzahl 


Total  der  Blinden   2107  100 

Davon  ohne  Beschäftigung  : 

a)  privatlebend   917  43,5 

b)  in  Anstalten')  untergebracht   245  1  1.6 

Mit  Beschäftigung: 

a»   privatlebend   832  39,5 

b)  in  Anstalten  untergebracht   105  5,0 

Summe  der  Privatlcbenden   1749  83,0 

>  »in  Anstalten  Untergebrachten   350  16,6 

»         »     Unbeschäftigten   1  162  55,1 

>  >     Beschäftigten   937  44,5 

Ohne  Angabe  über  Beschäftigung  und  Versorgung  ....  8  0,4 


*)  Hierzu  werden  alle  jene  Blinden  gerechnet,  die  in  Blindenanstalten,  Armenhäusern  oder 
anderen  Versorgung*-  und  Pflegcanstalten  untergebracht  sind. 
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Absolute  o 
Blinden  zahl  4 


Von  den  Unbeschäftigten  waren: 

a)  bemittelt   386  18.3 

b)  unterstützt*)   755  35,8 

Von  den  Beschäftigten  waren : 

a)  bemittelt   303  14,4 

b)  erwerbend   219  10.4 

c)  unterstützt   400  19,0 

Ohne  Angabc  über  Vermögen   44  2,0 

Von  den  l'rivatlebenden  waren : 

a)  bemittelt   657  31,2 

b)  erwerbend   189  9,0 

c)  unterstützt   869  41,2 

Von  den  in  Anstalten  Untergebrachten  waren: 

a)  bemittelt   32  1,5 

b)  erwerbend   30  1,4 

c)  unterstützt   284  13,5 

Ohne  Angabc  über  Vermögen  und  Versorgung   46  2,2 

Summe  der  Bemittelten   689  32,7 

>  >     Erwerbenden   219  10.4 

>  »     Unterstützten   1  153  54.7 


*)  Zu  den  Untersülzten  sind  auch  jene  blinden  gezählt,  die  als  unbemittelt  oder  arm,  nicit 
aber  ausdrücklich  als  erwerbend  bezeichnet  sind. 

Obige  Zahlen  bedürfen  nur  weniger  Erläuterungen.  Zu  den  unbeschäftigten 
1162  Blinden  gehören  nicht  nur  solche,  die  infolge  ihrer  Blindheit  und  anderer 
körperlichen  Gebrechen  nicht  arbeiten  können,  sondern  auch  blinde  Kinder 
unter  16  Jahren  und  solche  Blinde,  denen  ihre  Vermögensverhältnisse  ein  ruhiges 
Dasein  erlauben. 

Beschäftigungslose  blinde  Anstaltsgenossen  leiden  gewöhnlich  noch  an 
anderen  körperlichen  Gebrechen,  weil  für  alle  arbeitsfähigen  Anstaltsgenossen 
schon  aus  erzieherischen  Gründen  wenn  möglich  eine  Beschäftigung  gesucht  wird. 

Von  den  1749  l'rivatlebcnden  waren  869  unterstützt,  einerseits,  weil  sie 
absolut  zu  keiner  Arbeit  fähig  sind  (wohl  die  Grosszahl),  anderseits,  weil  ihre 
Arbeit,  die  sie  noch  verrichten  können,  sie  keineswegs  genügend  ernährt.  Sic 
machen  41.2  °/o  sämtlicher  Blinden  oder  50,7  °/o  aller  privatlebenden  Blinden 
aus.  Es  ist  dies  von  allen  Kategorien  die  ärmste  und  social  am  schlimmsten 
bestellte,  weil  sie  selber  ganz  hülflos,  ihre  Angehörigen  meist  arm  sind  und 
die  Öffentliche  und  private  Fürsorge  für  diese  Unglücklichen  noch  sehr  viel  zu 
wünschen  übrig  lässt. 

Einen  noch  bessern  Einblick  in  das  Leben  der  Blinden  und  damit  auch 
in  ihre  Versorgung  gewinnen  wir.  wenn  wir  ihren  Beruf  nach  der  Erblindung 
betrac  hten.  Von  den  1783  medizinisch  untersuchten  Blinden  vom  Jahre  1895 
übten  nach  ihrer  Erblindung  keinen  Beruf  aus: 

a)   920  Blinde,  weil  alters-  oder   krankheitshalber  dazu  unfähig 

oder  wegen  Mangel  an  passender  Beschäftigung  51,60% 
_b)_I2S      »       weil  Kind  unter  16  Jahren   .   7.18% 

1048  Blinde  58,78% 
Zur  Zeit  des  Eintritts  ihrer  Erblindung  waren  aber  nur  608  (oder  34,10%) 
ohne  Beruf.    Somit  beträgt  die  Zunahme  der  Berufslosigkeit  infolge  Erblindung 
440  Personen  (»der  24.0.S  °/o.  Die  übrigen  735  (407  männlichen  und  328  weib- 
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liehen)  Blinden  übten  auch  nach  der  Erblindung  noch  einen  Beruf  oder  eine 
bestimmte  Beschäftigung  aus.  Die  unmittelbaren  Berufsangehörigen  waren  nach 
der  Erblindung  durch  folgende  Berufsarten  vertreten : 

a)  Männliche  Berufsarten :  Landwirte  und  Landarbeiter  127  Blinde, 
Müller  3,  Schuhmacher  2.  Hutmacher  1,  Zementarbeiter  1.  Maurer  1,  Hand- 
langer 3,  Schreiner  1,  Drechsler  3,  Rechenmacher  2,  Drchbanktretcr  2,  Holz- 
hacker 21,  Flechtarbeiter  112,  Bürsten-  und  Besenbinder  15,  Weber  und  Spuler  5, 
Metallwarenfabrikanten  2,  Schmied  und  Schlosser  3,  Spengler  1.  Schachtel- 
macher 1,  Tabakarbeiter  3,  Handelsleute,  Krämer,  Hausierer  und  Kolporteure  26, 
Wirte  3,  Strasscnkehrcr  3.  Boten  2,  Arzt  1.  Schriftsteller,  Gelehrte  3,  Musiker, 
Organisten  18.  Wandernde  Musikanten  3,  Klavierstimmer  3,  Blindenlehrer  5, 
Geistliche  4,  Kirchendiener  3.  Holzschnitzler  1,  Taglöhner  4.  Summa  388  Blinde. 

b)  Weibliche  Berufsarten:  Schneiderin  1  Blinde,  Strickerinnen  67, 
Flechtarbeitcrinncn  12,  Bürstenbinderinnen  13,  Weberinnen  und  Spulerinnen  4, 
Spinnerinnen  5,  Krämerinnen.  Hausiererinnen  17,  Botin  1.  Organistin  1,  Blinden- 
lehrerinnen 4,  Summa  125  Blinde.  Hierzu  männliche  Berufsarten  388  Blinde 
sowie  222  Blinde,  deren  Beruf  nicht  genau  umschrieben  ist,  die  aber  doch  einer 
regelmässigen  Beschäftigung  obliegen,  mitgerechnet,  macht  total  735  Blinde. 

Als  neue  Berufsarten,  welche  vor  der  Erblindung  von  keinem  Blinden 
ausgeübt  wurden,  sind  in  den  medizinischen  Zählkarten  erwähnt:  Drehbank- 
treter,  Flcchtarbeiterin,  Bürstenbinderin,  Metall  Warenfabrikant,  Tabakarbeiter, 
Kolporteur,  Organistin,  Wandernder  Musikant.  Blindenlehrer,  Blindenlehrerin, 
Klavierstimmer,  zusammen  11. 

IV.  Litteratur.  Cohn,  Blindenslalislii:  Eulenburgs  Realencykhpädic  der  gesamten 
Heilkunde.  III.  Band.  Wien  und  Leipzig  'Sqj.  —  Statistisches  Jahrbuch  der  Schweix. 
8.  Jahrgang.  ^899.  —  L  Pal/,  Die  Bünden  in  der  Schweiz.  Medizinal-statistische  Unter- 
suchungen nach  den  Ergebnissen  der  Zählung  ( Sondererhebung)  von  r  893196.  Bern  rqoo. 

—  Rechenschaftsberichte  über  die  Blinden-  und  Taubstummenanstalt  Zürich.  /8/0 — /900. 

—  Sechsundueuuxigstes  Xeufahrsblattt  herausgegeben  von  der  Hülf  sge Seilschaft  in  Zürich 
auf  das  Jahr  1896.  —  Siebenler  Jahresbericht  der  bernischen  Privatblindenanstalt  Köniz 
für  das  Jahr  1896.  Bern  ^897.  —  Jahresberichte  des  Berner  Blindenversorgungsvereins. 
-V/Z,  XIV.  und  XV.  —  Rapport  de  L\tsite  des  Aveugles  ä  Lausanne  pour  Pannie 
1899.    Lausanne  n)oo. 

Dr.  L.  Paty,  Arzt,  Entlebuch. 

Bodenverschuldung. 

I.  (Jucllcn.  —  II.  Ergebnisse  statistischer  Erhebungen.  —  Iii.  Gang  der 
Verschuldung.  —  IV.  Ursachen  der  Verschuldung.  --    V.  Littcratur. 

I.  Quellen.  Stand  und  Gang  der  Hypothckarvcrschuldung  sind  für  Behörden 
und  Volkswirte  von  Zeit  zu  Zeit  rechte  Sorgenkinder  gewesen,  denen  sie  viel 
Aufmerksamkeit  zu  opfern  gezwungen  waren.  Zuerst  war  es  die  Sorge  um  die 
Entwicklung  des  Pfandrechts  und  11  ypothekarsyslems,  das  sie  in  Atem  hielt. 
Spater  wurden  sie  die  Geister,  denen  man  gerufen,  nicht  mehr  los.  Gegenstand 
ihrer  Sorge  ward  die  sogenannte  Ueberschuldung  und  Ziel  ihrer  Wünsche 
Regelung  der  Amortisation  der  Hypothekarschulden.  Die  einzelnen  Phasen 
dieser  Entwicklung  zu  zeichnen  gehört  nicht  in  den  Rahmen  unserer  Aufgabe. 
Zudem  haben  dieselben  wenigstens  nach  der  juristischen  Seite  hin  bereits  ein- 
gehende Darstellung  gefunden,  während  eine  nur  einigermassen  erschöpfende 
Behandlung  der  verschiedenen  Vorschläge,  Gesetze  und  Massnahmen  zur  Be- 
kämpfung der  Ueberschuldung  etc.  viel  zu  weit  führen  müsste. 

Dies  erscheint  sofort  begreiflich,  wenn  man  sich  auf  der  einen  Seite  die 
Verschiedenheit  des  Pfandrechts  und  Kreditwesens  der  einzelnen  Kantone  und 
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auf  der  andern  Seite  Stand  und  Grad  der  Hypothekarvcrschuldung  sann  deren 
Folgen  vorstellt.  Leider  blieb  die  genaue  Krfassung  der  Grösse  und  des  Umfang* 
des  Uebels  stets  etwas  hinter  dem  Kifer  und  dem  guten  Willen  der  Heilkünstler 
auf  diesem  Gebiete  zurück.  Mit  wenigen  Ausnahmen  blieb  es  sozusagen  erst 
dem  letzten  Jahrzehnt  des  1').  Jahrhunderts  überlassen,  genaue  und  einwandfreie 
Nachweisungen  über  den  Stand  der  Hypothekarverschuldung  einzelner  Teile 
der  Schweiz  beizubringen. 

Den  ersten  Anlauf  hierzu  machte  der  Kanton  Baselland,  dessen  Landrat 
auf  Antrag  von  Stephan  Gschwind  am  14.  Oktober  188**  die  Regierung 
einzuladen  bcschloss ,  über  die  wirtschaftliche  Lage  der  Bevölkerung  und 
namentlich  über  den  Stand  und  die  Zunahme  der  Bodenverschuldung  eine 
Untersuchung  anzustellen  und  über  deren  Ergebnis  beförderlichst  Bericht  iu 
erstatten.  In  der  Junisession  des  Jahres  18')  1  erklärte  der  Nationalrat  ein»* 
Motion  von  Curti  und  Genossen  für  erheblich,  wodurch  dem  Bundesrat  unter 
anderem  der  Auftrag  erteilt  wurde,  « eine  Zusammenstellung  der  Thatsachen 
zu  veranlassen,  welche  über  die  landwirtschaftliche  Bodenverschuldung  und 
ihre  Folgen  in  Erfahrung  gebracht  werden  können».  Das  schweizerische  Land- 
wirtschaftsdepartement  lud  die  Kantonsregierungen  unterm  5.  Februar  und 
30.  Mai  18**2  zu  Mitteilungen  über  die  landwirtschaftliche  BodenverschuldunK 
ein  und  hielt  ausserdem  mit  kantonalen  Delegierten  eine  Konferenz  betreffend 
Erhebungen  über  die  Bodcnvcrschuldung  ab.  Das  Ergebnis  dieser  Verhandlungen 
war  ein  sehr  dürftiges.  Die  Konferenz  beschränkte  sich  darauf,  dem  Bundesrat 
die  Sammlung  der  Versehuldungsursachcn  zu  empfehlen,  den  Erlass  einheitlicher 
Vorschriften  über  die  Statistik  des  Betreibungswesens  zu  verlangen  und  nähere 
Prüfung  der  Frage  zu  wünschen,  ob  nicht  die  Grundbuchführer  sämtlicher 
Kantone  verpflichtet  werden  könnten,  über  alle  Handänderungen  und  Schuld- 
verschreibungen betreffend  Liegenschaften  nach  einheitlichem  Formular  Mit- 
teilungen zu  machen.  Leider  blieb  die  Mehrzahl  dieser  Wünsche  unerfüllt. 
Selbst  die  Sammlung  der  Thatsachen.  durch  welche  die  Verschuldung  der 
Landwirtschaft  verursacht  wurde,  erwies  sich  bei  näherem  Zusehen  ah  ein 
schwerlich  zu  einem  praktischen  Ziele  führendes  Postulat,  weshalb  das  Land- 
wirtschaftsdepartement an  die  Kantonsregierungen  den  Wunsch  richtete,  es 
möchten  in  einzelnen  Gemeinden  typische  Erhebungen  über  die  landwirtschaft- 
liche Bodenverschuldung  und  deren  Folgen  veranstaltet  werden.  Diesem  Wunsche 
entsprachen  die  Regierungen  von  Thurgau,  Nidwaiden  und  Baselstadt. 
Neben  diesen  Berichten  besitzen  noch  eine  ganze  Anzahl  von  Kantonen  mehr 
oder  weniger  gründliche  Erhebungen  über  die  Hypothekarversrhuldung.  In  den 
Kantonen  Zürich  und  Bern  lieferten  die  statistischen  Bureaux  interessante 
Zusammenstellungen  über  die  Hypothekarverschuldung,  welche,  wenn  sie  aucli 
nicht  Anspruch  auf  absolute  Genauigkeit  erheben  können,  doch  wesentliche 
Anhaltspunkte  zur  Beurteilung  der  socialen  Verhältnisse  der  landwirtschaftlichen 
Bevölkerung  darbieten.  Das  gleiche  gilt  von  den  Zusammenstellungen  der 
Hypothekarverschuldung,  wie  sie  in  mehreren  Kantonen  für  Steucrz wecke  vor- 
genommen werden,  sowie  von  den  Aufstellungen  einzelner  Privatstatistiker. 

Daneben  besitzen  noch  eine  Reihe  von  Kantonen  regelmässige  Ausweise 
über  den  Gang  der  Verschuldung,  indem  sie  entweder,  wie  z.  B.  Waadt. 
Genf,  Neuenbürg.  Tessin  und  Zug.,  jährlich  über  Neubestellung  und  Tilgung 
der  Hypotheken  berichten  oder  wenigstens,  wie  z.  B.  Schwyz,  Zahl  und 
Betrag  der  Hypothekenbestellung  im  regierungsrätlichen  Jahresberichte  ver- 
zeichnen. Diesen  Angaben  kommt  für  unsere  Zwecke  insofern  etwelcher  Wert 
zu.  als  sich  aus  der  Betrachtung  des  Gangs  der  Verschuldung  einigermassen 
sichere  Schlüsse  auf  den  Stand  derselben  ziehen  lassen.  Wie  sehr  es  sich  hierbei 
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bloss  um  Schlüsse  handelt,  mag  daraus  ersehen  werden,  dass  in  eim:r  ganzen 
Anzahl  dieser  Kantone  der  Stand  der  Hypothckarverschuldung  aus  diesen 
Angaben  nicht  zahlcnmässig  zu  ermitteln  wäre,  während  andere  Kantone,  wie 
z.  B.  Tessin,  welcher  infolge  seines  im  Jahre  1891  in  Kraft  getretenen  Hypo- 
thekargesetzes in  dem  jeweiligen  Contoreso  del  Consiglio  di  Stato  della 
Rcpublica  a  Cantone  del  Ticino  (Dipartimento  di  Giustizia)  genaue  Angaben 
über  Zahl  und  Summe  der  «eingeschriebenen,  wieder  eingeschriebenen  und 
gestrichenen»  Hypotheken  publiziert,  sich  bis  jetzt  die  verhältnismässig  geringe 
Mühe  nicht  genommen  haben,  den  Stand  der  Hypothekarverschuldung  festzustellen. 

II.  Ergebnisse  statistischer  Erhebungen.  Auf  Grund  dieser  allerdings 
sehr  verschiedenwertigen  Ermittelungen,  die  sich  auf  Tabelle  I  <S.  b04)  zusammen- 
gestellt rinden,  ergibt  sich  für  die  Kantone  Zürich,  Bern,  Obwaldcn, 
Glarus.  Freiburg,  Basclstadt,  Baselland,  Scha  ff  hausen .  Appenzell 
l.-Rh.  und  Aargau  auf  Mitte  der  neunziger  Jahre  eine  Hypothekarschuld  von 
Fr.  2.107,323,550.  Dieser  Summe  gegenüber  ist  die  Behauptung,  dass  die 
bücherliche  Verschuldung  grösser  sei  als  die  thatsächliche,  ein  schlechter  Trost, 
abgesehen  davon,  dass  diese  Behauptung  auf  schwachen  Füssen  steht.  Zeigten 
sich  ja  z.  B.  bei  der  Erhebung  von  Basclstadt  für  den  Bettingerbann  überhaupt 
keine  nennenswerte  Differenzen,  während  im  Spalcnquartier  nur  2,84  °/o  des 
Totalhypothekenbctrages  abbezahlt  waren,  ohne  im  Grundbuch  gelöscht  worden 
zu  sein.  Im  Thurgau  übertraf  für  den  Kreis  Matzingen  die  bücherliche  Ver- 
schuldung bei  den  Kaufschuldbricfen  die  thatsächliche  um  47,b°/0.  Doch  ist 
nicht  zu  vergessen,  dass  die  Kaufschuldbriefsumme  bloss  etwa  den  zehnten  Teil 
der  Hypothekarversehuldung  des  genannten  Kreises  ausmacht  und  somit  die 
thatsächliche  Verschuldung  durch  die  bücherliche  bloss  um  6,3  °/o  übertreffen 
wird.  Der  Bericht  des  Regierungsrates  von  Ba  seil  and  über  das  Ergebnis  der 
volkswirtschaftlichen  Enquete  auf  Ende  1889  will  für  die  Betrüge  der  abbezahlten 
aber  nicht  gestrichenen  Hypotheken  l2°/o  in  Abzug  bringen.  Sechs  Jahre  später 
zieht  der  regierungsrätliche  Rechenschaftsbericht  sogar  15°/o  an  der  Gesamt- 
schuldsumme unter  genannter  Begründung  ab.  Dieser  Ansatz  würde  ungefähr 
stimmen  mit  den  Ergebnissen  der  Gültenbereinigung  in  4  Gemeinden  des 
Kantons  Nidwaiden,  wo  etwa  I6°/o  der  Schuldverschreibungen  als  Versiche- 
rungen und  eigene  Kapitalien  auf  eigenen  Gülten  konstatiert  wurden.  Hinsichtlich 
der  Zuverlässigkeit  der  Ermittelung  der  Hypothekarschulden  für  Stcuerzwecke 
bemerken  wir  bloss,  dass  z.  B.  die  thatsächliche  Verschuldung  im  Kreis 
Matzingen  um  Fr.  877,131.  41  höher  ist  als  der  aus  den  Steuerregistern  sich 
ergebende  Betrag  der  Hypothekarschulden.  Ein  Ueberstcigen  des  Schatzungs- 
wertes durch  die  Hypothekarschulden  scheint  dann  und  wann  auch  im  Kanton 
Aargau  vorzukommen,  wenigstens  ventiliert  der  ersterwähnte  Bericht  die 
Frage,  ob  in  solchen  Fällen  der  Schuldenüberschuss  an  allfällig  vorhandenem 
mobilem  Vermögen  abzurechnen  sei.  Daher  gehen  wir  wohl  nicht  stark  in  die 
Irre,  wenn  wir  der  ermittelten  Schuldsumme  allen  Glauben  schenken.  Wir 
dürfen  dies  um  so  eher  thun,  als  die  Ermittelungen  einzelner  ganz  gewichtiger 
Kantone  in  den  Anfang  der  neunziger  Jahre  fallen  und  das  beträchtliche  Wachs- 
tum der  Schulden  für  die  Zwischenzeit  nicht  berücksichtigt  werden  konnte.  Für 
die  genannten  Kantone  mit  1,421,826  Einwohnern  und  11504,6  km*  produktiven 
Areals  halten  wir  darum  fest  an  der  bereits  genannten  Hypothekarsumme. 

Der  Weg  zur  Schätzung  der  Hypotkekarverschuldung  der  übrigen  Kantone 
ist  ein  gegebener.  Unter  Berücksichtigung  der  Einwohnerzahl  und  namentlich 
des  Bestandes  an  produktivem  Areal  darf  man  wohl  für  sie  nach  dieser  Rich- 
tung hin  dieselben  Verhältnisse  in  Rechnung  stellen  wie  für  die  Kantone, 
deren  Hypothekarverschuldung  hekannt  ist.    Es  handelt  sich  hierbei  um  die 
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Tab.  I. 

jähr 

Schuld- 
summe 

Liefen» 

pro 
Hektar 

pro 
Kopf 

Zürich 

Bern  .... 
Obwalden  . 
Wolfenschiessen  . 
Dallenwyl 
Glarus 
Freiburg  . 
Haselstadt 
Baselland  .     .  . 
Schaffhausen  . 
Appenzell  I.-Rh.  . 
Aargau 
Thurgau*  . 
Matzingen 
Solothurn  * 
Genf*       .     .  . 

1891 
1892 
1809 
1893 
1893 
1898 
1896 
1896 
1898 
1898 
1898 
1892 
1892 
1892 

774,800.000 
416,198,650 
22,831,139 

46,534,717 
159.004,969 
271,871,166 
89.298.247 
88.372,502 
26.565,939 
211.846.221 
164.668,157 

100.000,000 
115,000,000 

65 
40.3 
56. 15 

66 

67 

43.7 

— 
62. 18 

70 

— 
72.9 
48.  89 

4895 
775 
571 

1013 
1074 
89431 
1977 
3144 
1839 
1571 
1933 

2297.8 
775  5 
1517.  7 
3429  6 
2676.4 
1359.  5 
1334 
3282.  6 
1260. 5 
2338.9 
2197. 7 
1095 

1773.  52 

*  Schätzung. 

Tab.  II. 

Produktives 

Unprodukt. 

_  * 

Einwohner- 

Hypothekar- 

Are 

a  1 

zahl 

schuld 

km* 

km» 

Zürich  .... 

1607.  2 

116.3 

337,183 

774,800,000 

Bern  . 

5368.  7 

1515.  7 

536,679 

416.198,650 

Obwalden 

399.4 

75.4 

15,048 

22,831,139 

Glarus  .... 

448  6 

242.6 

33,825 

46,534,717 

Kreiburg 

1471.5 

76.8 

119,155 

159,004.969 

Baselstadt 

30.4 

5.4 

73.749 

271,871,166 

Baselland 

411.6 

12.9 

61,941 

89,298,247 

Schaffhausen 

281.0 

13.2 

37,783 

88,372.502 

Appenzell  I.-Rh. 

144.4 

14.6 

12,888 

26,565,939 

Aargau  ... 

1341.8 

62.3 

193,580 

211.846.221 

.  11.504.6 

1,421,826 

2107.323,550 

Luzem    ....  1369.0 

131.8 

l'ri  

477  7 

598.3 

Schwyz  ... 

660.2 

248. 3 

Nidwaiden 

217.  9 

72.6 

Zug  .... 

194.3 

44.9 

Solothurn 

772.  2 

19.4 

Appenzell  A.-Rh. 

253.  6 

7.0 

St.  Gallen 

1713.5 

305.5 

Graiibünden  . 

3851. 6 

333S.  2 

Thurgau 

847.1 

157.6 

Tessin  ... 

1880.  0 

938.4 

Waadt    .  . 

2737.  8 

194.4 

Wallis 

2409.  9 

2837.  2 

Neuenbürg 

572.3 

235  5 

•  • 

(ienf  ... 

230.  1 

46.9 

18.187.  2 

11.732.5 

Kanton«*  Luzcrn,  L'ri.  Sehwyz,  Xidwaldcn,  Zug,  Solothurn,  Appen- 
zell A.-Rh.,  St.  (.lallen.  Graubünden.  Thurgau,  Tessin,  Waadt,  Wallis. 
Neuenbürg,  Genf.  Dieselben  haben  ein  produktives  Areal  von  18,187.2  km1 
(Mehe  oben  Tabelle  II).    Da  es  nun  durchschnittlich  auf  den  Quadratkilometer 
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Fr.  174,480.08  Hypothekarschulden  trifft,  so  würde  die  Gesamtschuld  de  rselben 
sich  auf  Fr.  3,173,304,1 10.  98  belaufen.  Eine  Stichprobe  möge  den  Grad  der 
Zuverlässigkeit  dieser  Zahl,  die  uns  eher  /u  gering  als  zu  hoch  erscheint,  ver- 
anschaulichen. So  ermittelten  wir  für  das  Jahr  1892  für  den  Kanton  Thurgau 
eine  Hypothekarschuldsumme  von  Fr.  164,668,157:  nach  unserem  Durchschnitts- 
ansatz für  die  ganze  Schweiz  würden  auf  den  Thurgau,  d.  h.  für  847,1  km5 
Fr.  161,989,528  Hypothekarschulden  entfallen. 

Die  Hypothckarverschuldung   für  die   ganze  Schweiz  betrug  somit  Mitte 
der  neunziger  Jahre  mindestens  Fr.  5,280.627,<>60. 

Eine  Botschaft  des  Bundesrates  schützte  die  gesamte  verzinsliche  Hypothekar- 
last der  Schweiz  für  das  Jahr  1896  auf  4  bis  <>  Milliarden.  Schon  im  Jahre 
1883  schätzte  der  in  dieser  Materie  sehr  bewanderte  damalige  thurgauische 
Staatsschreiber  E.  Kollbrunner  in  seinem  äusserst  instruktiven  Bericht  über 
Gruppe  26  der  schweizerischen  Landesausstellung  (1.  Band,  I.  Abteilung, 
II.  Gesetzgebung,  Verwaltung,  Kultunmtcrnehmungen,  Kreditwesen)  die  Summe 
der  Hypothekarschulden  für  die  ganze  Schweiz  auf  ca.  4200  Millionen,  was 
im  Durchschnitt  gegen  Fr.  1500  auf  jeden  Einwohner  oder  rund  Fr.  7400  auf 
jeden  Haushalt  ausmacht.  Als  Grundlage  dieser  Schätzung  dienten  ihm  folgende 
Angaben  aus  den  Kantonen: 


Anno 

Summe  der  Hypothekarschulden 

Per  Kopf 

Per  Haushaltung 

Genf 

1880 

1  17,874,57«. 

1,160 

6,250 

Luzcrn 

1881 

300,000,000 

2.000 

10,000 

Bern 

1882 

417,000,000 

1,000 

5,000 

Thurgau 

1883 

130,000.000 

1.250 

6.250 

Zürich 

1882 

638,000,000 

2,000 

10,000 

Diese  Schuldsumme 

an  sich  betrachtet  liefert  keinen  wesentlichen  Beitrag 

zur  Kenntnis  der  socialen  Verhältnisse  unseres  Landes.  Auch  die  Kopfquote 
der  Hypothekarverschuldung  ist  nicht  besonders  wertvoll  und  verzichten  wir 
deshalb  darauf,  dieselbe  zwischen  den  einzelnen  Kantonen  oder  gar  mit  den- 
jenigen des  Auslandes  zu  vergleichen.  Wer  sich  hierfür  interessiert,  mag  sich  die- 
selbe auf  Tabelle  I  (S.  604)  ansehen.  Doch  können  wir  nicht  umhin,  vor  voreiligen 
Schlüssen  ernstlich  zu  warnen.  Auch  der  Vergleichsfaktur  der  Hektaren  hat,  wie 
u.  a.  auch  Dr.  F.  Buomberger  ganz  richtig  betont,  nicht  sehr  grossen  Wert. 

Das  richtigste  zur  Beurteilnng  der  Hypothekarverschuldung  wäre  der 
Ertragswert.  Allein  es  ist  kaum  Aussicht  vorhanden,  denselben  in  absehbarer 
Zeit  unmittelbar  in  auch  nur  annähernd  vollständiger  und  befriedigender  Weise 
festgestellt  zu  sehen.  Wir  müssen  uns  daher  mit  dem  Steuer  wert  begnügen, 
der  sich  auf  Tabelle  III  zusammengestellt  findet,  soweit  dies  möglich  war.  Der- 
selbe beträgt  in  den  Kantonen  Zürich,  Bern,  Obwalden,  Freiburg,  Basel- 
land, Schaffhausen,  A  ppen  z  cl  I  I.-Rh.,  Aargau  Fr.  3, 4S0, 336. 906.  Auf diesen 
Verpfändungsrealitäten  haftet  eine  Hypothekarschuld  von  Fr.  1,788,917.667. 


Tab.  III. 

Jahr 

Kataster  wert  an 

Hypothekar- 

Liegenschaft. 

Gebäulichkt. 

Total 

schuld 

Zürich  

Obwalden  .... 
Freiburg  .... 
Batelland  .... 
Schaff  hausen 
Appenzell  A.-Rh.  . 

1891 
1892 
1899 
1896 
1897 
1898 
1899 
1892 

372,000,000 

73.029,841 
96,760,342 

218,000.000 

819.700,000 

96,897,775 
45,365.101 
38.153.245 
268.000,000 

1191,700,000 
1039,937,660 
40,657,633 
363,835,309 
169,927,616 
142,125,443 
38,153.245 
486.000,000 

774.800,000 

416,198,650 
22,831,139 

159,004,969 
89,298,247 
88.372,502 
26,565,989 

211,846,221 
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Eine  Vcrglcichung  des  Verhältnisses  der  Ilypothckarschulden  zum  Kataster- 
wert der  einzelnen  Kantone  hat  angesichts  der  Verschiedenheiten  des  Licgcn- 
schaftskatasters  geringen  Wert.  Je  nach  dem  Alter  und  der  Art  der  Anlage 
des  Katasters  wird  den  Werten  desselben  ganz  verschiedene  Bedeutung  zukommen 
und  folgt  aus  den  in  Tabelle  I  mit  geteilten  Verhältniszahlen  nicht  ohne  weiteres 
ein  grosserer  oder  geringerer  Grad  der  Verschuldung. 

Wir  verzichten  darum  auf  weitere  Zusammenstellungen  der  Katasterwerte 
und  beschränken  uns  auf  die  Benützung  folgender  Ziffern  : 

Nach  einer  von  F.  v.  Tschudy  gelieferten  Ucbersicht  soll  sich  das  in 
der  Landwirtschaft  angelegte  Grundkapital  ohne  die  Gebäude  auf  2508  Millionen 
Franken  belaufen.  In  Erwägung  der  Grundwertsteigerung,  die  seit  den  sechziger 
Jahren,  auf  welche  Periode  sich  diese  Zahlen  beziehen,  stattgefunden  hat, 
schätzt  Professor  A.  Krämer  in  Furrers  < Volkswirtschaftslexikon  der  Schweiz» 
(II.  Band  S.  274)  das  Grundkapital  der  Grundstücke  auf  2884  Millionen,  wozu 
noch  der  Wert  der  Waldungen  mit  1440  Millionen  hinzuzurechnen  wäre.  Diese 
4324  Millionen  ergeben  mit  dem  Gebäudewert  einen  Betrag  von  mindestens 
10  bis  11  Milliarden,  welchen  die  genannte  Hypothckarschuldsummc  gegen- 
übersteht. 

Zur  richtigen  Würdigung  der  Hypothekarbelastung  dürfen  aber  eine  Anzahl 
von  Momenten  nicht  vergessen  werden.  Vor  allem  ist  an  den  unverschuldeten 
Besitz  zu  erinnern.  In  einer  Gemeinde  des  Kreises  Matzingen  macht  derselbe 
z.  B.  mehr  als  den  vierten  Teil  des  Katasterwertes  aus.  In  Baselstadt  waren 
im  Jahre  1893  42,33°  o  «1er  Parzellen  und  69,43 °/o  der  Fläche  unverschuldet. 
In»  Kanton  Freiburg  betrug  der  Unterpfand  freie  Wert  im  Jahre  1896  nicht 
weniger  als  56,3 °/o  des  Katasterwertes.  Im  Wirtschaftskreis  Bettingen  der 
Enquete  von  Baselstadt  lasten  durchschnittlich  auf  dem  Eigentümer  Fr.  2958 
und  auf  1  m*  Boden  Fr.  0,11  Ilypothekarschulden.  Zieht  man  aber  bloss  den 
wirklich  verschuldeten  Grundbesitz  in  Berücksichtigung,  so  ändert  sich  dieses 
Verhältnis  wesentlich.  Die  auf  einen  verschuldeten.  Grundbesitzer  entfallende 
Schuldsumme  belauft  sich  dann  auf  Fr.  4517  und  die  Belastung  pro  rn*  auf 
Fr.  0,29.  Vom  Gesamtbesitz  sind  bloss  23,4%  hypothekarisch  belastet,  während 
in  That  und  Wahrheit  die  I  lypothekarverschuldung  50, t>  °/0  des  Schatzungswertes 
des  belasteten  Besitzes  ausmacht.  Dies  wird  sofort  verständlich.  Von  den  84 
Grundbesitzern  des  Wirtschaftskreises  Bettingen  sind  29  mit  einem  Areal  von 
1 .050.070.5  m*  im  Werte  von  Fr.  492.520  ohne  Hypothekarschulden.  Aehnliche 
Erscheinungen  in  dieser  Richtung  ergab  eine  von  uns  durchgeführte  Erhebung 
in  einer  Gemeinde  des  Kantons  Thurgau,  wie  aus  beistehenden  Tabellen 
ersichtlich  ist.  von  denen  die  erste  den  Gesamtbesitz,  die  zweite  bloss  den 
verschuldeten  Grundbesitz  berücksichtigt. 


Besitzgruppe 

Beaitzfläche 

Besitzer 

Steuerwert 

Immobiliarv 

erschuldung 

ha 

Kr. 

im  ganzen 

in  *  o 

1 

9.81 

14 

35,534 

20,574 

57.8 

1  5 

120.43 

39 

348.K.2 

319,538 

91,8 

5  -10 

229.3 

25 

365.714 

299,743 

81.9 

10-  17 

9,8,() 

l» 

lb0.070 

70.000 

43.7 

Besit/gruppe 

Besitzflärhe 

Besitzer 

Steuerwert 

Immobiliarversrhuldung 

ha 

Kr. 

im  ganzen 

in«/o 

1 

7.5 

10 

23.401 

20.574 

87.9 

1—  5 

1 15.43 

38 

328,153 

319,538 

97.3 

5  -10 

190 

21 

2S6.31 3 

299.743 

104.7 

10—17 

85 

5 

130.050 

70.000 

53.8 
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Diese  Zahlen  dürften  zum  Beweise  dafür  genügen,  dass  die  Verschuldung 
in  sehr  vielen  Fallen  eine  recht  drückende  sein  muss.  Dies  ergibt  sich  übrigens 
auch  aus  der  Beobachtung  der  Verschiedenheit  des  Vcrschuldungsgrades  in  den 
einzelnen  Kantunsteilen.  Gegenden  und  Gemeinden.  So  ist  beispielsweise  im 
Kanton  Kreiburg  die  durchschnittliche  hypothekarische  Belastung  des  Liegen- 
schaftswertes im  Bezirk  Gruyere  um  15,1  °/o  höher  als  im  Seebezirk.  Im  Kanton 
Bern  schwankt  die  Verschuldung  der  Gemeinden  zwischen  5.4 %  und  73,1  °/o 
des  Liegenschaftswertes  und  diejenige  der  Landesteile  zwischen  23,7  und 
57.1 0  o-  Im  Kanton  Aargau  weisen  132  Gemeinden  eine  Bodenverschuldung 
von  7 — 39  °/o  und  117  Gemeinden  eine  solche  von  40 — 78  °/o  auf.  Im  Kanton 
Zürich  variiert  die  Hypothekarbelastung  der  einzelnen  Bezirke  um  31,9%  des 
Grundwertes. 

Die  von  uns  bereits  erwähnte  Erhebung  in  einer  thurgauischen  Gemeinde 
ergab  nach  dieser  Richtung  folgendes  Resultat:  Von  73  verschuldeten  Grund- 
besitzern waren 

i»  Grundbesitzer  mit  einer  Verschuldung  von  21 — 40%  des  Katasterwertes 
7  »  »       *  »  »      41„_i,0°/o  » 

12  >  >  »  >      ol     80°/o  » 

19  >  ,  »     81  — 100°/o  » 

29  >       »  >  ,    über  100%  * 

Hin  weiterer  Kommentar  hierzu  ist  wohl  überflüssig.  Leider  fehlt  zur 
.\brundung  dieses  Bildes  die  Unterscheidung  der  Ränge  der  Schuldsummen. 
Je  stärker  die  höheren  Ränge  der  Schuldbriefe  vertreten  sind,  um  so  mehr 
muss  durchschnittlich  auf  Ueberschuldung  einzelner  Gebietsteile  und  Besitzer 
geschlossen  werden.  Dies  gilt  besonders  von  ländlichen  Verhältnissen.  Es  ist 
nicht  zufällig,  dass  die  Erhebung  aus  Baselstadt  auf  den  Unterschied  bei  der 
Verteilung  der  Pfandrechte  unter  die  Ränge  zwischen  Stadt  und  Land  auf- 
merksam macht.  Die  Landgemeinden* zeigten  dort  1885  überhaupt  nur  3  Rang- 
stufen und  wiesen  den  beiden  ersten  Rängen  noch  1893  nahezu  9b  %  sämtlicher 
Hypotheken  zu.  obgleich  in  diesem  Jahre  sich  das  Eindringen  städtischer  Ver- 
hältnisse im  Auftreten  von  Hypotheken  vierten  und  fünften  Ranges  bemerkbar 
machte.  Unsere  oben  ausgesprochene  Behauptung  macht  sich  überdies  auch  im 
Zinsfuss  und  der  Art  der  Kreditoren  geltend.  Der  Zinsfuss  im  Kanton  Basel- 
stadt zeigt  eine  regelmässige  Abstufung  für  Hypotheken  ersten  bis  vierten 
Ranges,  während  die  an  Zahl  und  Betrag  nur  geringen  Hypotheken  der  Ränge 
V  und  VI  und  höher  keine  Stetigkeit  der  Steigerung  erkennen  lassen.  Hypo- 
theken vierten  und  höheren  Ranges  sind  bei  der  öffentlichen  Verwaltung  den 
Korporationen,  Stiftungen,  Gesellschaften  ohne  Erwerbszweck  und  den  Genossen- 
schaften als  Kreditoren  seltene  Ausnahmen,  während  die  Hypothekarguthaben 
der  Kollektiv-  und  Kommanditgesellschaften  mit  3,83%  und  die  der  Aktien- 
gesellschaften mit  7,05%  im  dritten  und  höheren  Rängen  beteiligt  sind. 

Nicht  minder  bedauerlich  als  dieser  Mangel  unserer  Hypothekarstatistik 
ist  ein  anderer,  nämlich  die  Unmöglichkeit  die  Hypothekarsrhuldsumme  für 
bestimmte  Besitzesklassen  festzustellen.  Der  gleiche  Schuldbetrag  wirkt  ganz 
verschieden,  je  nachdem  er  auf  grosserem  Grundbesitz  lastet  oder  aber  auf 
kleineren  Gütern.  Am  ersten  Orte  kann  derselbe  nur  auf  einzelnen  wenigen 
Besitzern  lasten  und  somit  auch  nur  die  Lage  weniger  beeinflussen,  beim  kleinen 
Grundbesitz  aber  diejenige  von  10  und  noch  mehr. 

Wie  lehrreich  eine  solche  Ausscheidung  wäre,  mag  aus  folgendem  hervor- 
gehen. Für  den  Wirtschaftskreis  Bettingen  hat  die  Enquete  von  Baselstadt 
folgende  vier  Eigentümerklassen  unterschieden : 


Digitized  by  Google 


6DS 


Boden  Verschuldung 


1.  Gesamtbesitz  des  Eigentümers  über  20  ha. 

2.  »  »  >  »       5 — 20  ha. 

3.  »  »  >  »         1 — 5  ha. 

4.  >  »  »  »    unter    1  ha. 

Die  erste  Klasse  mit  2  Grundbesitzern  und  720.699  m2  unverschuldeten 
Areals  fallt  gänzlich  ausser  Betracht,  während  in  der  II.  Klasse  auf  den  Eigen- 
tümer Fr.  15,318,  in  der  III.  Fr.  5897  und  in  der  IV.  Fr.  b315  Hypothekar- 
schulden lasten. 

Unsere  Erhebung  in  einer  einzelnen  Gemeinde  des  Kantons  Thurgau 
(vergl.  die  Tabelle  S.  606)  hat  ähnliche  Resultate  ergeben.  Dieselbe  zeigte 
die  auch  in  anderen  Ländern  konstatierte  Thatsache.  das*  der  Grossgrund- 
besitz absolut  und  relativ  am  wenigsten  mit  Schulden  beladen  ist,  während 
die  Hauptlast  der  Hypothckarschulden  auf  dem  mittleren  und  namentlich  dem 
kleinen  Grundbesitz  ruht.  Zeigt  ja  die  Besitzgruppe  von  1-  5  ha  die  höchste 
Belastung,  bei  welcher  dieselbe  91,8  °/0  des  Steuerwertes  beträgt.  Nicht  viel 
besser  ist  es  um  den  mittleren  Grundbesitz  mit  seinen  81,9%  des  Kataster- 
werts bestellt.  Auch  der  kleine  Grundbesitz  trägt  an  seinen  57,8%  gewiss 
schwer  genug. 

III.  Der  Gang  der  Verschuldung.  Dieser  ist  überall  da,  wo  genaue 
Kenntnis  des  Werts  der  Verpfändungsrealitäten  fehlt,  der  zuverlässigere  Grad- 
messer der  volkswirtschaftlichen  Verhältnisse  als  der  Stand  derselben.  Aus  dem 
rascheren  oder  langsameren  Wachsen,  dein  Stillstand  oder  Rückschritt  der 
Verschuldung  innerhalb  bestimmter  Perioden  können  ziemlich  zuverlässige 
Schlüsse  gezogen  werden.  Selbstverständlich  sind  hierbei  die  ins  Gewicht 
fallenden  speziellen  Faktoren  nicht  ausser  Acht  zu  lassen.  Vor  allem  ist  da  ein 
Unterschied  zu  machen  zwischen  dem  Gang  der  Verschuldung  in  industriellen 
und  bäuerlichen  Gegenden  und  Bezirken,  in  städtischen  und  ländlichen  Ver- 
hältnissen. Die  Verschuldung  in  letztern  ist  es  ja  bekanntlich  gewesen,  welche 
die  Soeialpolitiker  zum  Aufsehen  mahnte  und  die  Frage  der  sogenannten  Boden- 
vcrschuldung  in  neuerer  Zeit  wiederum  aufrollte.  Den  Erfolg  dieses  neu 
erwachten  Eifers  haben  wir  bereits  im  Vorangehenden  gekennzeichnet.  Er 
beruht  darauf,  dass  durch  die  grössere  Aufmerksamkeit,  welche  der 
Hypothekarstatistik  geschenkt  zu  werden  beginnt,  langsam  die 
Vorbedingungen  zur  genauen  Erkenntnis  der  Boden  Verschuldung 
geschaffen  werden. 

Uebrigens  dürfte  neben  einer  richtigen  Hypothekarstatistik  die  Darstellung 
einzelner  typischen  Gemeinden  nach  dieser  Seite  hin,  wie  dies  sowohl  von  der 
mehrfach  erwähnten  Expertenkommission  als  auch  namentlich  von  der  Agrar- 
kommission  der  schweizerischen  statistischen  Gesellschaft  und  dieser  selbst 
postuliert  wurde,  vollständig  genügen,  um  zur  Erkenntnis  des  Umfangs  und 
der  Intensität  der  Bodenverschuldung  im  Speziellen  zu  gelangen. 

Im  Gang  der  Verschuldung  (s.  Tabelle  IV  S.  609),  soweit  wir  denselben 
auf  Grund  des  vorhandenen  Materials  überblicken  können,  lassen  sich  zwei 
ziemlich  überall  hervortretende  Perioden  unterscheiden.  Die  eine  beginnt  Ende 
der  sechziger  Jahre  und  dauert  bis  in  den  Anfang  der  achtziger  Jahre  hinein. 
Diese  ist  ausgezeichnet  durch  eine  rasche  Gangart  der  Verschuldung.  Ihr 
Nachfolger,  die  Periode,  welche  sich  bis  Mitte  der  neunziger  Jahre  erstreckt, 
zeigt  einen  etwas  langsameren  Gang  der  Verschuldungszunahme.  So  nahm 
z.  B.  die  Verschuldung  im  Kanton  Baselland  in  den  siebenziger  Jahren  jährlich 
um  ca.  2  Millionen  und  in  den  achtziger  Jahren  um  etwa  1  Million  zu.  Das- 
selbe zeigt  sich  im  Kanton  Bern,  wo  die  Verschuldungszunahme  von  1866 — 1867 
ebenfalls   grösser  ist  als   in   dem  darauf  folgenden  zehnjährigen  Zeitabschnitt. 
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Im  Kanton  Zürich  nahm  dir  Verschuldung  von  1875 — 1884  per  Jahr  um  4.62  % 
und  von  1885 — 1891  um  2,t>7  °/0  zu»  wahrend  im  Kanton  A  arg  au  von  1872 
bis  1886  die  jährliche  Verschuldungszunahme  2,29  °/o  und  1887 — 1892  bloss 
noch  0,71  °/o  betrug.  Dasselbe  zeigen  die  Erhebungen  kleineren  Umfang*.  Von 
den  auf  den  Privatliegcnschaften  vom  16.  Juni  1851  bis  Ende  des  Jahres  1890 
erfolgten  Bekenntnissen  fallen  in 

Wolfenschiessen  Dallenwil 
auf  die  Jahrzehnie  1851—1860     .    .    .      9  °/o  5  °/0 

»     »  »         1861—1870     ...    22  >  27  > 


*       >  > 

1871  —  1880     .     .  . 

40  > 

44 

»       >  > 

1881  —  1890     .    .  . 

29  » 

24 

» 

Tab.  IV. 

Zunahme   der  Verschuldung 

Jahre 

in  Liegen- 

im  ganzen 

in  °/o 

per  Jahr 

Zürich   

1875-1884 

205,885.885 

46.2 

4.62 

-  ..... 

'  1885-1891 

121,895,824 

18.7 

2. 67 

1856—1886 

230,324,190 

127 

4.  02 

11.2 

Luzern  

1868—1877 

81.214,757 

1878-1888 

16,759,110 





Obwalden  .... 

1865—1898 

7.860,286 

75.  8 

2.3 

8.85 

Glarus  

1888-1897 

6,561.183 

16.41 

1.  64 

Freiburg  .... 

1887—1896 

26,8S8,255 

20.8 

2.  03 

3.6 

Baselstadt  .... 

1893—1898 

123.604,118 

62.89 

10.  39 

Raselland  .... 

1870—1890 

31,000,000 
13,383,934 

„  .... 
Schaafhausen 

1891-1898 

17.  63 

2.2 

1892-1898 

25,697,148 

41 

6.83 

8.  28 

Aargau  

1872-1886 

51,975,013 

34  .3  ' 

2.  29 

7.2 

n  ..... 

1887—1892 

8,698,522 

4.  28 

0.71 

0.6 

Thurgau  .... 

1881-1886 

111.340.319 

813 

5.6 

Kreis  Matzingen 

1879-1892 

1,630,756 

36.6 

2.8 

Die  Ursache  dieses  etwas  langsameren  Anwachsens  der  Verschuldung 
dürfte  wohl  darin  liegen,  dass  namentlich,  so  weit  ländlicher  Grundbesitz  in 
Frage  kommt,  der  langsamer  steigende,  stillstehende  oder  sogar  zum  Teil 
wenigstens  zurückgehende  Wert  der  Verpfändungsrealitäten  grösserer  Hypothekar- 
belastung  Schranken  entgegensetzte.  Aus  der  reichen  Zahl  von  Belegen  hierfür 
führen  wir  nur  einige  Fälle  an.  Im  Amtsbezirk  Signau  ist  von  1866 — 1892  die 
grundpfändliche  Verschuldung  bloss  um  10°/o  rascher  gewachsen  als  das  rohe 
(irundsteucrkapital,  während  dies  z.  B.  im  Oberhasli  mit  22,2  °/o  viel  rascher 
ging.  DerGrund  hierfür  liegt  darin,  dass  1866  die  grundpfändliche  Verschuldung 
hier  bloss  25  %  betrug,  während  sie  dort  damals  schon  47,1  °/o  ausmachte. 
Im  Kanton  Freiburg,  wovon  1887—1896  die  Verschuldung  um  20,3  %  zuge- 
nommen hat,  zeigt  der  Bezirk  Vevcysc  mit  4,3  °/o  die  geringste  Zunahme  der 
Hypothekarverschuldung.  Dies  wird  sofort  auch  dem  Fernerstehenden  klar, 
wenn  man  beobachtet,  dass  dieser  Bezirk  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  schon 
im  Jahre  1887  die  höchste  Hypothekarschuld  (Fr.  1235)  aufwies.  Diese  Last 
war  wohl  damals  schon  gross  genug,  und  es  ist  erklärlich,  dass  sie  innerhalb 
der  genannten  Jahre  bloss  um  Fr.  53  per  Kopf  der  Bevölkerung  und  um  Fr.  23 
per  Hektar  zugenommen  hat,  während  im  ganzen  Kanton  diese  Zunahme  Fr.  225 
bezw.  Fr.  176  betrug.  In  Obwaldcn  wuchs  die  Verschuldung  von  1865 — 1898 
in  Lungern  am  raschesten.  Sie  nahm  dort  um  10,82  "/0  zu,  während  die  durch- 
schnittliche Zunahme  für  die  sechs  alten  Gemeinden  mit  gleichem  Gültenrecht 
bloss  3,85  %  betrug.   Die  Erklärung  hierfür  liegt  darin,  dass  diese  Gemeinde  im 
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Jahre  1865  mit  37%  die  niedrigste  Hypothekarverschuldung  aufwies.  In  Alpnach, 
das  1865  schon  6b, 75  °/o  des  Wertes  seiner  Liegenschaften  verpfändet  hatte, 
ist  dieselbe  bis  1898  sogar  um  5,83  °/0  gestinken.  Im  Kanton  Luzern  nahm 
die  Hypothckarverschuldung  von  1868 — 1877  jährlich  um  Fr.  8,121,475  iu. 
Nachdem  diese  Zunahme  von  1858—1867  jährlich  Fr.  3,128,736  betragen  hatte, 
ist  es  ziemlich  begreiflich,  dass  diese  Zunahme  sich  im  Dezennium  von  1878 
bis  1887  verlangsamte.  Sie  betrug  jährlich  bloss  noch  Fr.  1,675,911.  Hält  man 
mit  diesen  und  ähnlichen  Thatsachen  die  Erscheinung  zusammen,  dass  z.  R.  im 
Kanton  Zürich  der  gegenwärtige  Verkehrspreis  des  Acker-  und  Wiesenlandes 
dem  schon  vor  70  und  80  Jahren  bezahlten  entspricht,  so  braucht  man  über  das 
ungleiche  Marschtempo  des  Wachstums  der  Verschuldung  nicht  mehr  viele  Worte 
zu  verlieren.  Nach  der  Bodenwertstatistik  des  statistischen  Bureaus  des  Kantons 
Zürich  hat  der  landwirtschaftliche  Boden  von  1885—1892  um  Fr.  5,383,310 
oder  um  1,5  °/o  zugenommen,  während  sich  im  gleichen  Zeitraum  die  Hypo- 
thekarverschuldung um  Fr.  205,385,385  oder  um  46,2  °/o  vermehrte.  Hält  man 
hiermit  die  Erscheinung  zusammen,  dass  z.  B.  in  den  Bezirken  Bülach  und 
Horgen  die  Wertbeträge  bedeutend  zurückgegangen  sind  und  für  zwei  weitere 
fast  gleich  blieben,  so  begreift  man  von  selbst,  dass  die  Verschuldung  aus  ganz 
natürlichen  Gründen  ein  sehr  ungleiches  Marschtempo  innerhalb  der  einzelnen 
Bezirke  einschlagen  muss  und  von  einem  gewissen  Zeitpunkt  an  überhaupt  nur 
noch  sehr  langsam  und  schwerfällig  zunehmen  kann.  Selbstverständlich  ist  es 
leider  unmöglich,  die  Gesamtzunahme  der  Verschuldung  in  der  Schweiz  fest- 
zustellen. Nach  Tabelle  V  beträgt  dieselbe  für  die  Kantone  Zürich,  Bern, 
Luzern,  Glarus,  Zug,  Freiburg,  Baselstadt,  Baselland.  Schaffhausen, 
Tessin,  Waadt,  Neuenburg  Fr.  119,560,519.  Ohne  weiteres  geben  wir  zu, 
dass  die  Verschuldungszunahmc  einzelner  Jahre  durch  eine  ganze  Anzahl  mehr 
zufälliger  Momente  bestimmt  werden  mag,  deren  genaue  Erkenntnis  sich  dem 
Fernerstehenden  ohne  weiteres  entzieht.  Allein  wie  eine  Vergleichung  der 
jährlichen  Verschuldungszunahme  der  einzelnen  Kantone  ergibt,  kommen  die 
von  uns  angeführten  Jahresergebnisse  dem  Durchschnitt  aus  einer  grösseren 
Anzahl  von  Jahren  ziemlich  nahe.  Und  dürfte  es  daher  kaum  zu  hoch  gegriffen 
sein,  wenn  wir  die  jährliche  Zunahme  der  Hypothekarverschuldung  in  der 
Schweiz  auf  mindestens  160 — 180  Millionen  ansetzen. 


Tab.  V. 

Schuldverschreibungen 

p 

Jahr 

neui'rrichlelc 

getilgte 

Zunahme 

Zahl  Summe- 

Zahl  Summe 

Zürich 
P.ern  . 
Luzern 
(rlarus 
Zug 

Kreib  ur;'  . 
I  lascrlstadt 
f  '.»selland 
Sc.h.üThaiiserj 
Tess'm 
Waadt 


Neiieid'urL 


wn 

ls;ej 
l^s'.i 

WM 

L-:% 

WM 
WM 
]  V,s 

]*:m 

1*^ 

W.V 

WM 


—  (il.:;.):;."47 

«,224.r,iu 

iü5u      2.131  ,ü3ü 
i:;.a:;<;.7w 


:ur. 


12:111  r,5,I'.»6\7<t0  s..,->o 

l-2-m  15<>.v>-_»  7515 

LU00  .V2,v.t:!,:L.5  702) 

1411  HL  10.)  .it:',7  13*''. 


2.V3<j2,150 

2.389.891 

1.28-1 
ö,70O,!*3S 


30.  :507.Ö68 

31,  :>51,819 
ol.250,338 
H.7'16.04^ 


35,981,797 

3.M7.210 

3,8  34.619 

1.082,709 

2,115..'t31 

4,385,32-2 
25,000.700 

4,587,404 

9,508.885 

3,018,186 
— 

-  vV< 

21.642,967 
4,634,889 
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Diese  Zahl  gibt  zu  den  ernstesten  Bedenken  Veranlassung.  Gewiss  wird 
ein  grosser  Teil  dieser  Summe  zu  produktiven  Zwecken  verwendet.  Die  Frage 
des  Grades  dieser  Produktivität  ist  hier  bloss  aufzuwerfen,  nicht  aber  zu  erörtern. 
Dagegen  ist  nicht  zu  vergessen,  dass  ein  wesentlicher  Teil  dieser  Summe  zu 
konsumtiven  Zwecken,  zur  Deckung  von  Betricbsdefiziten  etc.  seine  Verwendung 
findet.  Mit  dieser  beständigen  Zunahme  der  Hypothckarschuld  wächst  die  Zins- 
pflicht unseres  Volkes  Jahr  um  Jahr  um  6 — 8  Millionen  Franken,  d.h.  mindestens 
um  Fr.  2  per  Kopf.  Angesichts  dieses  Wachstums  ist  daher  die  Frage  nach 
dem  Ende  dieser  Entwicklung  gewiss  völlig  gerechtfertigt  und  muss  es  sehr 
begreiflich  erscheinen,  dass  von  Kennern  dieser  Verhältnisse  schon  längst  nach 
Mitteln  gesucht  wurde,  diesem  Wachstum  hindernd  in  den  Weg  zu  treten. 

Selbstverständlich  herrscht  zwischen  dem  Gang  der  städtischen  und 
ländlichen  Verschuldung  ein  bedeutender  Unterschied,  wie  dies  auch  bei 
den  verschiedenen  Ursachen  derselben  begreiflich  ist.  In  den  Städten  sind  die 
central  gelegenen  Teile  diejenigen,  deren  Verschuldung  die  relativ  geringste 
Steigerung  aufweist,  während  die  um  das  Stadtcentrum  gelegenen,  der  baulichen 
Entwicklung  viel  mehr  Raum  gewährenden  Teile  eine  viel  raschere  Zunahme 
der  Bodenverschuldung  erfahren,  wie  die  auch  nach  dieser  Seite  hin  sehr  ein- 
l.issliche  und  instruktive  Erhebung  Baselstadts  deutlich  zeigt. 

IV.  Ursachen  der  Verschuldung.  Als  Ursachen  der  Bodenvcrschuldung 
werden  genannt:  Die  Ablösung  der  Zehnten  und  Grundzinse,  Fehljahrc,  Ver- 
mehrung der  Ausgaben  für  geistige  und  leibliche  Bedürfnisse,  Steuern  und 
Vereinszwecke,  die  Entwickelung  des  Kapitalcharaktcrs  von  Grund  und  Boden 
und  der  damit  verbundene  unwirtschaftliche  Ankauf  von  Grundstücken,  Pro- 
duktionsveränderungen im  landwirtschaftlichen  Betrieb  und  damit  zusammen- 
hängende Verstärkung  der  Abhängigkeit  des  Reinertrages  vom  Weltmarkt  und 
der  Konjunktur  und  endlich  Amcliorationcn  und  Erbteilungen.  Dazu  mögen  in 
einzelnen  Gegenden  und  I^andesteilen  auch  noch  das  Aufhören  der  Hausindustrie 
u.  s.  w.  als  Ursachen  mitgewirkt  haben. 

Je  nach  der  Betonung  der  einen  oder  anderen  Ursache  der  Verschuldung 
werden  auch  die  Vorschläge  zur  Abhülfe  aussehen.  Ein  Vorschlag,  welcher  in 
neuerer  Zeit  viel  gehurt  wurde,  ist  die  Zinsreduktion.  Diese  Forderung  wurde 
durch  die  Behauptung  zu  diskreditieren  versucht,  dass  die  blosse  Zinsreduktion 
unmittelbar  zur  Steigerung  des  Bodenwertes  und  dadurch  mittelbar  zu  noch 
stärkerer  Hypothekarbelastung  des  landwirtschaftlichen  Grundbesitzes  führe. 
Diese  Behauptung  ist  nicht  richtig.  Dies  zeigt  die  Erfahrung  und  beweist  die 
bereits  erwähnte  züricherischc  Erhebung,  welche  in  einer  Periode  sinkenden 
Zinsfusses  die  behauptete  und  theoretisch  erwartungsmässige  Landpreiserhöhung 
nicht  erkennen  liess.  Trotzdem  sind  auch  wir  davon  überzeugt,  dass  die  blosse 
Reduktion  des  Zinsfusses  der  l'eberschuldung  nicht  zu  wehren  vermag.  Dies 
könnte  bloss  durch  die  Verbindung  derselben  mit  der  zwangsweisen  Amorti- 
sation der  Grundschulden  geschehen.  Leider  sind  die  Versuche  mehrerer  Banken 
nach  dieser  Richtung  am  Widerstreben  der  bäuerlichen  Bevölkerung  gescheitert. 
Sind  unsere  Landwirte  nicht  für  diese  Art  der  Abhülfe  zu  gewinnen,  so  ist 
es  leicht  begreiflich,  dass  die  Tragweite  radikalerer  Massnahmen,  wie  sie  z.B. 
im  Kanton  Baselland  vorgeschlagen  wurden,  vorderhand  ihre  Sanktion  noch 
nicht  erhalten  werden. 

Jedenfalls  ist  nicht  zuletzt  von  einer  umfassenden,  die  modernen  hypothe- 
karrechtlichen Fortschritte  berücksichtigenden  Gesetzgebung  für  das  ganz«-  Land, 
wie  sie  die  Einführung  der  Rechtseinheit  in  Aussicht  nimmt,  eine  Erleichterung 


zu  erwarten,  die  für  Gläubiger  und  Schuldner  glciehermasscn  von  Vorteil  wäre. 
Die  Differenz   des  heutigen  durch  die  Vielgestaltigkeit  des  Hypothekarrechte» 
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bedingten  und  dem  künftigen  Zinsfuss  berechnet  der  Bundesrat  auf  3 — 5  "  <* 
und  die  künftige  Mindcrbclastung  des  Landes  auf  jährlich  ungefähr  18  Millionen. 
Hoffentlich  hat  das  Sc.hweizervolk  den  jahrlichen  Tribut  von  Fr.  2  bis  Fr.  b 
per  Kopf  für  die  mangelhafte  Organisation  seines  Hypothekarwesens  samt  all 
ihrer  Unbequemlichkeit  nicht  mehr  lange  zu  entrichten  (s.  «Hypothekarrecht»). 

V.  LUteratur.  I.  C.  Frtyenmuth,  Beitrag  zur  Beleuchtung  und  Würdigung  der 
Schuldversicherungsanstalten  des  Kantons  Tkurgau.  tS jo.  —  Wy&$,  politisches  Handbuch 
für  die  Stadt  und  Landschaft  Zürich.  Zürich  1796.  —  Historisch-geographisch-statisti- 
sches Gemälde  der  Schweis.  St.  Gallen  und  Bern.  Heft  XIX.  Waadt,  I.  Bd.,  S.  ?04 ; 
XV IH.  Tessin  S. /34  t  V.  Schwyz  S.  108;  VI.  Unterwaiden  S.  48 ;  XII.  Schaß  hauten 
S.  32;  VII.  Glarus  S.  473.  —  C.  K.  Müller,  Beiträge  zur  Geschichte  der  Güter />r ci<e 
im  Kanton  Zürich.  „Zeitschrift  für  schweizerische  Statistik".  1874.  —  Bericht  ühtr 
Gruppe  26  der  schweizerischen  Landesausstellung  Zürich  1883.  I.  Bd.,  I.  Abteilung. 
II.  Teil:  Gesetzgebung,  Verwaltung,  Kulturunternehmungen,  Kreditwesen.  —  Bericht 
des  Regierungsrates  an  den  h.  Landrat  über  das  Ergebnis  der  volkswirtsckaftticken 
Enquete  auf  Ende  1889.  Liestal  /8go.  —  Slatistiscke  Mitteilungen  betreffend  den 
Kanton  Zürich,  kerausgegeben  durch  das  kantonale  slatistiscke  Bureau.  1891.  I.  Heft. 
Ergebnisse  der  Ree kts Statistik.  Wintertkur  1892.  —  Protokoll  der  Konferenz  kantonaler 
Delegierten  betr.  Erkebungen  über  die  Bodenversckuldung.  Bern  1892.  —  Mitteilungen 
des  berniseken  statistiseken  Bureaus.  Lieferung  I.  Berickt  über  die  Versckuldung 
des  Grundbesitzes  und  deren  Ürsacken.  Bern  1893.  ~  Schwendimann,  Die  Boden- 
verschuldung im  Kanton  Lutern.  „Schweiz.  Blätter  für  Wirtschaf ls-  und  Socialpolitik- . 
1894.  II.  Bd.  —  Landwirtschaftliches  Jahrbuch  der  Schweiz.  1S94.  S.  Sj — 123  und 
336—330.  —  Bericht  Über  die  Bodfnz<er schuldung  im  Kreis  Matzingen.  Erstattet  int 
Auftrage  des  thurgauischen  Regierungsrales  von  E.  Hof  mann.  —  AI.  Flueler,  Ueber  die 
Bodenverschuldung  in  Nidwaiden.  —  f.  Hof  mann,  Die  Bodenverschuldung  in  der  Schwei;. 
„Schweiz.  Blätter  für  Wirtschafts-  und  Socialpolitik" .  1893.  II.  Band  —  J.  Kistler. 
Erkebungen  über  Vermögen,  Sckulden  und  Erwerb  im  Kanton  Aargau  in  den  Jakren 
1892,  1886  und  1872.  „Zeitsckrift  für  Schweiz.  Statistik".  1893.  —  Botsckaft  des  Bundes- 
rates an  die  Bundesversammlung,  betreffend  die  Revision  der  Bundesverfassung  zur 
Einfükrung  der  Recktseinkeit.  28.  November  1896.  —  H.  Schneebell.  Die  Konkurs  Statistik 
als  Mittel  zur  Erkennung  der  ürsacken  des  Notstandes  in  der  Landwirtschaft.  Mit 
besonderer  Rücksicklnakme  auf  sekweizeriseke  und  speziell  zürickeriseke  Verkält  misse. 
Bern  /89J.  —  Mitteilungen  des  sekweiz.  Bauernsekretariates.  Nr.  2.  landwirtschaft- 
liche Enqueten.  Bern  /S98  —  Statistik  der  Hypotkekarversckuldung  im  Kanton  Frei- 
burg.  „Zeitsckrift  für  sekweiz.  Statistik".  1899.  —  Berickt  und  Rechnung  über  die 
Finantverwaltung  des  Kantons  Unterwaiden  ob  dem  Wald  für  das  Amts/akr  1899  1900. 
S.  49  f.  —  Hermann  Blocher,  Der  gegenwärtige  Stand  der  Hypothekarstatistik.  Basel 
1898.  -  -  l.  Steiger,  Betrachtungen  über  den  Finanz kauskalt  der  Kantone  und  ihre 
Beziehungen  zum  Bund.  6.  376.  —  Th.  Koiak,  Bericht  über  die  Erhebungen  betreffend 
Liegensckaflsz'erkekr  im  Kanton  Basetstadt  aus  Auftrag  des  Vorstekers  des  Justii- 
deparlements  erstattet.  Basel  1899.  —  Compte  rendn  du  Conseit  r/' Etat  du  camton  de 
Vaud,  Departement  de  Justice  et  Police.  No  XI  ( Droits  ree.ls).  Lausanne.  —  Rapport 
sur  la  geslion  du  Conseil  d'  Etat  du  canlon  de  Genhve.  Departement  des  finamees  et 
conlributions.  S.  91.  Geneve.  -  Rapport  du  Conseit  d  Etat  de  Neuckätet  '  au  graad 
Conseit  sur  la  gestion  et  Pexecution  des  lots  pendanl  Vannie  /S98.  S.  Sb.  ■  Rechen- 
schaftsbericht des  Regierungsrates  des  eidg.  Standes  Zug  1898.  Justiz-  und  Roliiei- 
wesen,  S.  7.  —  Jahresbericht  des  Regierungsrates  und  des  Kantonsgerichles  an  de» 
h.  Kantonsrai  des  eidg.  Standes  Schwyz  über  das  Amtsjahr  /89S,  S.  28.  -  Rechen- 
schaftsbericht des  Regierungsrates  an  den  h.  Kantonsrat  von  Appenzelt  A.-Rh.  vom 
Amtsjahr  1 898:99,  S.  19. 

Dr.  K.  Hof  mann,  Nationalrai,  Frauenfeld. 

Börsenwesen:  a)  Effektenbörse. 

I.  Geschichtliches.  -    II.  Organisation.   Cotierung.  —  III.  I.iticratur. 

I.  Geschichtliches.  Die  älteste  Börsenorganisation  der  Schweiz  hat  die 
Stadt  Genf,  woselbst  auch  die  ältesten  Bankgeschäfte  der  Schweiz  etabliert 
waren.  Nach  einer  im  Jahre  1891  in  Paris  erschienenen  Publikation  Mirabe.iu 
(par  Kdmond  Rousse  de  Pacaddmie  francai.se)  haben  die  Genfer  Bankiers  schon 
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im  Jahre  1770  einen  regen  Verkehr  mil  Pariser  Geschäftshäusern  und  Banken 
unterhalten.  Erst  mit  der  Entwicklung  des  Aktienwesens,  die  ihre  Kraft  haupt- 
sächlich aus  der  Gründung  von  Eisenbahngcscllschaftcn  zog,  machte  sich  in 
der  Schweiz  das  Bedürfnis  nach  Ccntralisicrung  des  Handels  in  Wertpapieren 
geltend.  Gegen  End«?  des  Jahres  184.S  entstand  in  der  Schweiz  die  erste  Eisen- 
bahn von  Zürich  nach  dem  nahen  Baden.  Von  diesem  Zeitpunkte  an  begann 
eine  rege  Gründerthätigkcit  sowohl  auf  dem  Gebiete  des  Eisenbahnwesens,  als 
auch  auf  demjenigen  der  Finanz.  Eine  grosse  Zahl  der  heute  bestehenden 
Banken  verdankt  ihre  Entstehung  jener  Zeitperiode  von  1850 — 1860.  (Vergl. 
den  Artikel  <  Banken».)  Eine  Menge  Werte  kamen  durch  diese  Gründungen 
in  den  Handel,  der  sich  dazumal  noch  vielfach  zwischen  Käufer  und  Verkäufer 
direkt  vollzog.  Die  Vielgestaltigkeit  und  Ausdehnung  dieses  Verkehrs  rief  schon 
in  den  Jahren  1855 — 1860  der  Vermittlung,  die  in  Genf  bis  zum  Jahre  1863 
schon  solche  Dimensionen  angenommen  hatte,  dass  die  Vermittler  sich  ent- 
schlossen, zu  bestimmten  Zeiten  und  an  bestimmtem  Orte  zusammen  zu  kommen, 
um  ihre  Geschäfte  zu  erledigen.  Erst  dreizehn  Jahre  später  folgten  die  Ver- 
mittler der  Stadt  Basel  dem  Genfer  Beispiel,  obwohl  der  Handel  in  Wert- 
papieren in  den  Jahren  1870/71  in  Basel  schon  grosse  Dimensionen  angenommen 
hatte.  Durch  die  von  Deutschland  und  Italien  bewilligte  Subvention  an  den 
Bau  der  Gotthardbahn  entstand  in  jener  Zeit  auch  eine  engere  Fühlung  zwischen 
.  den  deutschen  und  den  sc  hweizerischen  Banken.  Infolge  jener  Subvention  wurde 
in  Deutschland  das  Interesse  für  schweizerische  Bahnaktien  wachgerufen,  während 
anderseits  die  schweizerische  Finanz  sich  nicht  mehr  ausschliesslich  nach  Paris 
wandte,  wie  bis  zum  Jahre  1870.  In  Basel  fiel  die  Gründung  der  dortigen 
Börse,  im  Jahre  1876,  zusammen  mit  der  Gründung  des  Schweizerischen  Handels- 
und Industrievereins,  dessen  Sektion  Basel  die  Aufsicht  über  die  Basler  Börse 
führte.  Die  Vermittler  mussten  sich  verpflichten,  sich  unter  allen  Umständen 
im  Falle  von  Streitigkeiten  dem  Spruche  der  Banksektion  des  Basler  Handels- 
und Industrievereins  zu  unterziehen.  Im  Jahre  1877  vereinigten  sich  auch  die 
Vermittler  Zürichs  zu  einem  Effcktcnbörsenvercin,  nachdem  sie  schon  früher 
regelmässige  Zusammenkünfte  abgehalten  hatten,  lieber  die  Zulassung  in  den 
Verein  als  Agent  de  change  oder  als  Sensal  entschied  die  Mehrheit  der  Vereins- 
mitglieder,  ähnlich  wie  in  Genf,  während  in  Basel  die  Zustimmung  der  Bank- 
sektion erforderlich  war.  Die  Aburteilung  von  Streitigkeiten  war  auch  in  diesem 
Statut  einem  Schiedsgericht  vorbehalten,  das  Kursblatt  der  Züricher  Börse  musstc 
vom  amtlichen  Börsenkommissär  unterzeichnet  werden,  vor  seiner  Drucklegung, 
auch  hatte  derselbe  für  alle  während  der  Börsenzeit  im  Börsenlokal  zwischen 
Nichtmitgliedern  des  Effektenbörsenvereins  unter  sich  abgeschlossenen  Geschäfte 
die  Schlusszcttel  anzufertigen.  Zürich  hatte  somit  schon  im  Jahre  1877  eine 
staatlich  beaufsichtigte  Börse,  während  die  Basler  Börse  erst  20 Jahre  später, 
infolge  des  Krachs  im  Jahre  1890/91,  unter  Staatsaufsicht  gestellt  wurde.  Für 
die  Züricher  Börse  hatte  jener  Krach  eine  wesentliche  Verschärfung  der  Staats- 
aufsicht zur  Folge,  die  dem  Börsenkommissär  selbst  die  Einsicht  in  die  Börsen- 
journalc  der  Agcnts  de  change  und  Sensale  gestattet  (Gesetz  vom  31.  Mai  1896). 
Dieses  Gesetz  macht  die  Ausübung  des  Berufes  als  gewerbsmässiger  Vermittler 
von  Wertpapieren  sogar  von  der  staatlichen  Einwilligung  abhängig:  ebenso  in 
Basel  das  Gesetz  vom  8.  April  1897,  das  insofern  noch  strenger  ist,  als  das 
zürichcrische,  indem  der  staatliche  Börsenkommissär  verpflichtet  ist,  die 
Börsenjournale  sämtlicher  Banken  und  Bankgeschäfte  (nicht  nur  (Irr  konzes- 
sionierten Börsentirmen)  periodisch  nachzusehen. 

Die  Klagbarkeit   von  Forderungen,  herrührend  aus  dem  Börsenverkehr, 
richtet  sich  in  der  ganzen  Schweiz  nach  den  Bestimmungen  des  Schweizerischen 
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Obligationenrechtcs,  das  Fordmingen  aus  Spiel  und  Wette  nicht  schützt.  Es 
liegt  somit  im  Krmesscn  des  Richters,  die  eine  Forderung  als  Spielschuld,  die 
andere  als  legale  Schuld  zu  bezeichnen. 

II.  Organisation.  Cotierung.  Börsen  von  Bedeutung  befinden  sich,  wie 
gesagt,  in  den  drei  Städten  Zürich,  Basel  und  Genf. 

Die  Genfer  Börse  ist  nur  eine  private  Vereinigung,  deren  Statuten  mVht 
veröffentlicht  werden. 

An  der  Züricher  Börse  werden  die  Geschäfte  durch  Börsensensale  und 
Börsenagenten  ausgeführt. 

.Als  Börsensensal  wird  betrachtet,  wer  an  der  Börse  Käufe  und  Verkäufe 
von  Wertpapieren  für  fremde  Rechnung  und  auf  fremden  Namen  vermittelt. 

Als  Börsenagent  gilt,  wer  an  der  Börse  Käufe  oder  Verkäufe  von  Wert- 
papieren auf  den  eigenen  Namen,  gleichviel  ob  für  eigene  oder  fremde  Rech- 
nung, abschliesst. 

Jeder  Börsensensal  hat  für  richtige  Erfüllung  der  «lern  Gesetze  gemäss 
abgeschlossenen  Geschäfte  eine  Realkaution  von  Fr.  5000  und  jeder  Börsen- 
agent eine  solche  von  Fr.  20,000  bei  der  Finanzdirektion  zu  hinterlegen. 

Sämtliche  an  der  Börse  abgeschlossenen  Geschäfte  unterliegen  einer  staat- 
lichen Gebühr,  welche  von  beiden  Kontrahenten  zur  Hälfte  zu  tragen  ist. 
Dieselbe  beträgt  '/iO'Ooo  der  Kaufsumme  bei  Barabschlüssen  und  '/«o.ooo  bei 
Termingeschäften  bis  zu  45  Tagen. 

Kin  staatlicher  Kommissär  wohnt  den  täglichen  Börscnsilzungen  bei. 

Der  Handel  mit  Coupons  über  noch  nicht  festgesetzte  Dividenden, 
sowie  von  Prämienlosen  auf  Abzahlung  ist  untersagt. 

Ferner  sind  untersagt  Geschäfte  auf  Zeit:  a^  mit  öffentlichen  Beamten 
im  Kanton,  deren  Stellung  Leistung  einer  Amtskaution  erfordert;  b)  mit  Geschälts- 
angestcllten  ohne  Einwilligung  der  Prinzipale;  c)  mit  mittellosen  Personen. 

Man  unterscheidet  an  der  Züricher  Börse  drei  Sorten  von  Geschäften: 
a)  Kauf  und  Verkauf  von  Aktien  und  Obligationen  gegen  bar;  b)  Kauf  und 
Verkauf  von  Aktien  auf  Termin  bis  längstens  45  Tage;  c)  Kauf  und  Verkauf 
auf  Prämie  bis  längstens  45  Tage. 

Käufe  comptant  müssen  bis  anderen  Tages,  abends  4  Uhr  regliert  werden: 
Käufe  auf  Termin,  d.  h.  lieferbar  und  zahlbar  Ende  des  Monats  oder  Ende 
nächsten  Monates;  Obligationen  werden  nur  gegen  bar  gehandelt. 

Bei  Prämiengeschäften  hat  der  Käufer  das  Recht,  am  4.  letzten  des 
Monats  d.  h.  am  Prämien  -  Erklärungstage,  die  gekauften  Titel  gegen  blos>e 
Bezahlung  der  ausbedungenen  Prämie  d.  h.  des  Reugeldes  den  Kauf  rückgängig 
zu  machen,  resp.  die  gekauften  Titel  dem  Verkäufer  zu  überlassen. 

Wenn  beispielsweise  Jura-Simplonaktien  am  1.  November  Fr.  180  gelten 
und  Prämicngesehäfte  ü  Fr.  18.1  dont  5  Ende  November  abgeschlossen  werden, 
so  hat  der  Käufer  das  Recht,  wenn  der  Titel  Ende  Monates  nur  Fr.  178  oder 
weniger  notiert,  bloss  die  ausbedungene  Prämie  von  Fr.  5  plus  Spesen  pro 
Stück  zu  bezahlen  und  das  Geschäft  rückgängig  zu  machen. 

Die  Prämiengcschäfte  involvieren  also  ein  begrenztes  Risiko,  dafür 
aber  ist  der  Titel  je  nach  Höhe  der  Prämie  und  je  nach  dem  längeren  oder 
kürzeren  Termine,  mehr  oder  weniger  höher  zu  bezahlen  als  bei  festem  Kaufe. 
Die  kleinsten  Prämien  sind  Fr.  1,  die  höchsten  Fr.  100. 

Es  linden  an  den  Börsen  Basel  und  Zürich  täglich  zwei,  morgens  1 1  Uhr 
und  nachmittags  4  Uhr,  und  in  Genf  täglich  eine  Sitzung  statt. 

In  Basel  haben  die  Mitglieder  der  Börse  eine  Patentgebühr  zu  entrichten, 
deren  Höhe  das  Finanzdepartement  innert  Fr.  500  bis  Fr.  5000  festsetzt. 
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Daselbst  sind  laut  Gesetz  vom  8.  April  1897  nur  die  Mitglieder  der 
Börsenkammer  zum  Abschluss  von  Geschäften  an  der  Börse  berechtigt,  welche 
von  der  Börsenkommission  die  Konzession  «'Hangt  haben.  Letztere  kann  nur 
Bewerbern  erteilt  werden,  welche  die  erforderlichen  Fachkenntnisse  besitzen. 

Die  Börsenkammer  besteht  aus  im  Basier  Handelsregister  eingetragenen 
Bank-  und  Effektengeschäften  und  Börsensensalen.  Die  Zahl  der  letztern  darf 
höchstens  12  betragen.  Dieselben  dürfen  nur  für  in  Basel  wohnhafte  Personen 
Börsengeschäfte  abschliessen.  Zur  Zeit  findet  der  Börsenverkehr  in  Basel 
direkt  zwischen  den  Mitgliedern  der  Börsenkammer  statt,   also  ohne  Sensale. 

Aktien  von  Gesellschaften,  deren  Kapital  weniger  als  5  Millionen  Kranken 
beträgt,  sind  vom  Terminhandcl.  ausgeschlossen,  im  übrigen  existieren  ungefähr 
dieselben  Vorschriften  wie  in  Zürich  für  den  Börsenverkehr. 

Die  in  Basel  cotierten  und  daselbst  domizilierten  sieben  Aktienbanken 
repräsentieren  zusammen  ein  Aktienkapital  von  95  Millionen  Kranken,  währen«! 
sie  mit  einer  Bilanzsumme  von  Total  über  400  Millionen  arbeiten. 

Die  ebenfalls  cotierten  oder  cotierl  gewesenen  und  zum  Rückkauf  be- 
stimmten fünf  grossen  schweizerischen  Eisenbahngesellschaften  haben  zusammen 
ein  Aktienkapital  von  320  Millionen  Kranken.  Vier  Versicherungsgesellschaften 
daselbst  artx'itcn  mit  einem  nominellen  Aktienkapital  von  26.5  Millionen  Kranken. 

An  «ler  Basler  Börse  sind  cotiert : 

AS  diverse  Sorten  in-  und  ausländischer  Staats-Obligationen 
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ländische  Gesellschaftsaktien  und  Obligationen  jeder  Art  in  weit  höherem 
Masse  zur  Dotierung  zugelassen. 

Mit  der  nunmehr  in  Aktion  gesetzten  Verstaatlichung,  werden  «lic  Aktien 
unserer  fünf  grossen  schweizerischen  Eisenbahngesellschaften  vom  Kurszettel 
successive  verschwinden  und  so  die  Börsen  in  ihrer  Thätigkeit  reduziert  werden. 
Das  in  diesen,  zur  Rückzahlung  gelangenden  Aktien,  versierte  Kapital  von 
ca.  300  Millionen  Kranken,  wird  voraussichtlich  teilweis«'  in  Obligationen,  aber 
teilweise  auch  wieder  in  Aktien  angelegt  werden,  so  dass  den  Börsen  suc- 
cessive ein  gewisser  Ersatz  in  desto  Icbhaftemn  Geschäfte  in  Bank-  und 
Industrieaktien  wird  geboten  werden. 

III.  Litteratur.  Struck,  Die  Kfett.uKrs,.  /..v/a^  tSSi.  —  Müller,  Dos  Keport- 
geuhä/t,  Adln-itil-Zürich  i8y6.  —  Wolf,  Zur  Frage  der  B'-rsen reform.  --  W,  Speiser,  La 
Bottrse  de  Bile.  Utile  1S9J.  —  Ed.  ChäblOZ,  Manuel  dm  Valeurs  <  <>f,es  au\  Bourses  de  Bdle 
et  Zürich.    Biile  iSyg. 

Hermann  Kocher,  gew.  Smuii.  Bern. 

Börsenwesen:  b)  Produktenbörse. 

I.  Allgemeines.  —  II.  Die  Landesproduk tenborse  in  Zürich.  —  III.  Litteratur. 

I.  Allgemeines.  Unter  Produktenbörse  versteht  man  im  modernen, 
mündlichen  Handels  und  Verkehrsleben  einen  Markt  ohne  Vorhandensein  von 
Waren  und  Zahlmitteln,  der  sich  zu  bestimmter  Stunde  in  einem  zweckdienlichen 
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Lokale  entwickelt  und  auf  Angehot  und  Nachfrage  betreffend  die  Erzeugnisse 
der  Landwirtschaft  beschrankt  ist. 

Hislang  war  man  darauf  angewiesen,  .die  Landesprodukte  in  natura  zu 
Markt  zu  führen  und  daselbst  bestmöglichst  abzusetzen.  Durch  die  rapide 
Zunahme  der  Bevölkerung  ergab  sich  aber,  dass  die  Ligenproduktion  einzelner 
(legenden  und  Länder  nicht  mehr  ausreichte,  so  dass  das  Fehlende  durch  fremde 
Zufuhren  ausgeglichen  weiden  musste.  Die  Beschaffung  des  notwendigen  Ersatzes, 
insbesondere  an  Lebensmitteln,  wurde  in  der  Folge  erleichtert  durch  die  Ent- 
wicklung der  Kommunikationsmittel,  welche  durch  die  Anwendung  der  Dampf- 
kraft und  in  neuester  Zeit  der  elektrischen  Energie  ermöglicht  wurde.  Damit 
waren  vollständig  neue  Verhältnisse  geschaffen  und  alle  früheren  geographischen 
und  topographischen  Hindernisse  bewältigt,  so  dass  der  Austausch  der  Produkte 
von  Ciegend  zu  Gegend,  von  Land  zu  Land,  ja  von  Weltteil  zu  Weltteil  leicht 
vor  sich  ging,  und  die  Zeiten  der  Hungersnöte  (vorbehaltlich  jener  Länder, 
welche  vom  modernen  Verkchrslcbcn  noch  nicht  oder  nur  wenig  berührt  sind) 
als  der  Vergangenheit  angehörig  betrachtet  werden  dürfen. 

Nun  liegt  es  klar,  dass  die  ausländischen  Erzeugnisse  in  anderen  Gebieten 
nicht  ohne  weiteres  in  natura  und  dem  verfügbaren  Quantum  zum  Verkauf 
angeboten  werden  können,  man  ist  vielmehr  darauf  angewiesen,  von  dem  betref- 
fenden Artikel  Muster  zu  erheben  und  solche  einem  eventuellen  Käufer  zu 
offerieren.  Diese  neuen  Verhältnisse  führten  naturgemäss  zum  Verlassen  der 
bisher  betriebenen  sogenannten  c  Kaufhäuser  >.  an  deren  Stelle  nun  die  Engros- 
Depots  und  Lagerhäuser  mit  Bahn-  oder,  wo  möglich,  mit  Schiffahrtsanschluss 
traten.  Der  einzelne  landwirtschaftliche  Produzent  hat  aufgehört,  mit  dem  Konsu- 
menten in  direkter  Verbindung  zu  stehen.  An  seine  Stelle  tritt  der  Makler, 
Kommissionär  oder  Agent,  der  gegen  eine  gewisse  Provision  den  Verkehr  zu 
vermitteln  hat.  Alle  diese  Umstände  und  Veränderungen  im  Verkehrsleben 
zeitigten  den  Gedanken  der  Schaffung  von  Handels -Ccntralst eilen,  wie  solche 
für  Wertschriften-  und  Geldmarkt  bereits  seit  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahr- 
hunderts in  grösseren  Städten  des  Auslandes  unter  gesetzlichen  Bestimmungen 
und  unter  Aufsicht  des  Staates  bestehen. 

II.  Die  Landesproduktenbörse  in  Zürich.  Eine  erste  Gründung  dieser 
Art  wurde  im  Jahr  1900  unter  dem  Titel  « Landesproduktenbörsc »  in  Zürich 
privat  ins  Leben  gerufen,  allerdings  erst  in  ziemlich  primitiver  Weise,  ohne 
Reglemente  und  Verantwortlichkeit  der  dabei  Beteiligten.  Der  nun  cirka  zwei- 
jährige Betrieb  zeigt  jedoch,  dass  das  junge  Institut  dem  Lande  vorzügliche 
Dienste  leistet  und  es  hat  sich  der  moderne  Landwirt  sehr  rasch  in  den  Gedanken 
eingelebt,  seine  Produkte  an  dieser  Stelle  anzumelden  und,  wenn  erforderlich, 
zu  bemustern.  Anderseits  liegt  der  Centralstelle  die  Aufgabe  ob,  Kaufsanfragen 
zu  registrieren  und  durch  die  eingegangenen  bezüglichen  Angebote  zu  befrie- 
digen. Dabei  tritt  zugleich  die  wichtige  Thatsache  hervor,  dass  die  €  Produkten- 
börse», an  weh  her  alle  möglichen  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse,  wie  Zucht-, 
Nutz-  und  Schlachtvieh,  Getreide  aller  Art,  Mehl.  Milch  und  Milchprodukte, 
Gemüse,  Eier.  Getränke,  Futter  etc.,  kurz  alle  für  Mensch  und  Vieh  bestimmten 
Nahrungs-  und  Genussmittel  gehandelt  werden,  gewissermassen  ein  Spiegelbild 
des  üherschiissigen  Vorrates  oder  des  ungedeckten  Bedarfes  ist.  Die  <  Börse > 
ist  zugleich  dasjenige  Mittel,  das  die  Preislagen  unter  Berücksichtigung  der 
Qualitäten  zum  Ausgleich  bringt,  wie  aus  dem  Ergebnis  von  Angebot  und 
Nachfrage  die  Meng«.'  und  Qualität  der  event.  benötig! cn  oder  überschüssigen 
verschiedenen  Warengattungen  ersichtlich  sind. 

Die  Züricher  Landesproduktenbörse  hat  eine  Erweiterung  in  dem  Sinne 
erfahren,  als  dieselbe  im  August  D02  vom  kantonalen  landwirtschaftlichen  Verein 
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übernommen  wurde  und  fortan  unter  dessen  Oberleitung  steht.  Sie  wird  durch 
ihren  Vertreter  ('Kommissionär')  gleich  den  andern  Börsenmaklern  eine  eigentliche 
Vermittlungsstelle  einnehmen,  bei  der  alles  gehandelt  und  verhandelt  werden 
kann.  Die  Geschäfts  -  Unterhandlungen  werden  nicht  unter  Beibringung  der 
ganzen  verfügbaren  Warenvorräte  gepflogen,  sondern  auf  genügende  Muster- 
vorlagc  hin.  welche  das  zu  verkaufende  oder  gewünschte  Los  genau  dar- 
stellen soll.  Alle  an  der  Börse  vermittelten  Abschlüsse  geschehen  nach  Statut 
und  Reglement,  welche  in  der  Folge  festgesetzt  bezw.  erlassen  wurden, 
wobei  die  Ausfertigung  eines  regelrechten  Kontraktes  zwischen  Kommissionär 
und  Käufer  nötig  ist,  gemäss  welchem  die  Quantität  und  Qualität,  Lieferungs- 
bedingungen, Art  der  Verpackung,  die  Frage  der  Fracht-  und  Kostenübernahme, 
Zahlungsmodus  etc.  etc.  genau  fixiert  werden.  Ein  solcher  Vertrag  ist  für 
beide  Kontrahenten  verbindlich.  Dem  Beispiel  Zürichs  folgend  sind  neuestens 
auch  in  Sursee  und  Zofin  gen  ähnlich«-  Anstalten  eröffnet  und  in  Betrieb 
gesetzt  worden. 

Selbstverständlich  ist  eine  derartige  Organisation  den  handelsrechtlichen 
Gesetzen  unterstellt  und  dementsprechend  verantwortlich;  sie  soll,  um  dem 
schweizerischen  Obligationenrecht  zu  genügen,  ins  Handelsregister  eingetragen 
und  demnach  einen  wirklichen  kaufmännischen  Charakter  erhalten.  Ist  diese 
Organisation  einmal  durchgeführt,  so  müssen  zweifellos  an  andern  Verkehrs- 
zentren der  Schweiz  Schwesterinstitute  entstehen  und  die  bisherigen  Sonder- 
abteilungen, wie  Getreide-,  Wein-.  Käse-  und  Butterbörsen  etc.  in  dieser  Neu- 
gestaltung aufgehen. 

Endlich  sei  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  der  Landesproduktenbörsc 
durch  das  Organ  «  Sch  w  ei /.e  risch  c  L e bensmi  1 1 e I  - Ze  i  tung  »  eine  wesentliche 
Unterstützung  nach  Innen  und  nach  Aussen  zu  teil  geworden  ist. 

Es  ist  ferner  nicht  ausgeschlossen,  dass  mit  der  Zeit  die  «Produktenbörse» 
zur  Etablierung  und  zum  Betrieb  einer  Produkten ba n k  schreite,  welche  dazu 
dienen  würde,  dem  geldbedürftigen  Landwirt  unter  genau  festgesetzten  Bedin- 
gungen seine  unverkauften  Erzeugnisse  bis  auf  eine  gewisse  Höhe  zu  belehnen. 

Die  Produktenbörse  hat  nicht  bloss  nationale,  sondern  internationale 
Bedeutung,  indem  sie  einzig  dazu  geeignet  ist,  durch  Vermittlung  ausländischer 
Börsen  auch  fremde  Kaufsliebhaber  zur  Deckung  ihres  Bedarfes  heranzuziehen. 

L'cbcr  den  bisherigen  Verkehr  an  den  genannten  Produktenbörsen  lassen 

sich  brauchbare  Daten  nicht  beibringen.  Weder  die  Produktenbörse  in  Zürich, 

noch  die  Schwesternanstalten  in  Surse«  und  Zohngen  verfügen  bis  jetzt  über 
eine   zuverlässige  Statistik. 

JJJ.  Litteratlir.  H.  A.  Berlepsch,  Chronik  der  (ieu-erhe.  j.  Band.  St.  Gallen  /Sjo. 
—  Wochenlteriehle  der  „Schweiz.  Lebensmittel-Zeitung* .  —  Offizielle  Monatsberichte  der 
l*roduktenbörse  Zürich  an  die  Presse. 

J.  A.  Enäeler,  Zürich. 

Boykott. 

I.  Begriff.  —  II.  Geschichtliches.  —  III.  Bemerkenswerte  Boykotte 
in  der  Schweiz.  —  IV.  Der  Boykott  vom  Standpunkte  des  geltenden 
Rechtes.  —  V.  Littcratur. 

I.  Begriff.  «Boykott»  nennt  man  die  Verrufserklärung  einer  Person,  der 
zufolge  derselben  der  wirtschaftliche  Verkehr  ganz  oder  zum  Teil  dadurch 
abgeschnitten  werden  soll,  dass  ihre  Waren  nicht  gekauft,  oder  dass  ihr  keine 
solchen  geliefert  werden,  oder  dass  ihr  keine  Arbeit  geleistet  wird.  Der  Boykott 
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ist  ein  von  organisierten  Arbeitern  gegen  Arbeitgeber,  oder  von  Unternehmer- 
verbänden gegen  Unternehmer  und  Konsumgenossenschaften  angewendetes 
Kampfmittel,  durch  das  der  Boykottierte  für  sein  Verhalten  gestraft  oder  zur 
Erfüllung  gewisser  Forderungen  veranlasst  werden  soll. 

IL  Geschichtliches.  Verrufserklärungen  waren  bereits  bei  den  mittelalter- 
lichen Zünften  in  Uebung.  Meister  oder  Gesellen,  die  die  Zunftgesetze  verletzten, 
wurden  «gescholten»,  und  damit  sie  das  Handwerk  nicht  anderwärts  betreiben, 
«aufgetrieben»,  d.  h.  durch  »rief  verfolgt.  Diese  Verrufserklärungen  waren  im 
Zunftrecht  vorgesehene  Strafmittcl,  und  dadurch  wesentlich  vom  Boykott  ver- 
schieden, der  ein  wirtschaftliches  Kampfmittel  ist. 

Der  Boykott  kam  zuerst  in  Irland  auf.  Dort  hatte  der  Kapitän  Boykott, 
als  Gutsverwalter  des  Lord  Krnc,  durch  brutale  Strenge  gegen  die  Pächter 
solche  Erbitterung  gegen  sich  wachgerufen,  dass  ihn  die  irische  Landliga  1880 
durch  ein  Volksgcricht  in  die  Acht  erklären  liess.  Knapp  vor  der  Ernte  ver- 
liessen  ihn  Arbeil  er  und  Dienstboten,  Wirts-  und  Fuhrleute  versagten  ihm  ihre 
Dienste,  niemand  wollte  ihm  Lebensmittel  verkaufen.  Boykott  musstc  auswandern. 
Das  gegen  ihn  erprobte  und  nach  ihm  getaufte  Verfahren  wurde  v«»n  der 
Landliga  noch  oft  gegen  ihre  Feinde  angewendet.  In  den  Vereinigten  Staaten 
bedienten  sich  die  Gewerkschaften  des  Boykotts  gegen  die  Unternehmer, 
zumeist  bei  Strikes.  um  die  Aufnahme  von  Ersatzarbeitern  (seabs)  zu  verhindern, 
oder  deren  Entlassung  zu  erzwingen.  Sic  erklärten  die  Waren  des  bekämpften 
Unternehmers  für  solange  in  Verruf,  bis  er  nachgab.  Die  Boykottvcrhängung 
wurde  durch  Zeitungen  oder  Flugblätter  kundgemacht.  Die  organisierten  Arbeiter 
durften  die  verrufenen  Waren  nicht  kaufen,  widrigenfalls  ihnen  selbst  die  Ver- 
rufserklärung bevorstand,  und  Zwischenhändler  oder  Wirte  wurden  durch 
Androhung  der  Kundschaftsentzichung  gezwungen,  die  verrufenen  Waren  nicht 
zu  führen.  Der  Boykott  wurde  seit  1880  in  Nordamerika  überaus  häutig  ange- 
wendet. Er  betraf  in  der  Regel  Massenartikel,  deren  Hauptkonsumenten  Arbeiter 
waren,  so  Bier.  Hüte.  Schuhe,  Kleider,  auch  Zeitungen. 

Von  Amerika  verbreitete  sich  der  Boykott  über  Europa.  In  Deutschland 
wurde  er  von  der  socialdemokratischen  Partei  meist  gegen  Fabrikanten,  die 
der  Maifeier  widerstrebten,  oder  gegen  Wirte  angewendet,  die  ihre  Lokale  den 
Genossen  versagten. 

in.  Bemerkenswerte  Boykotte  in  der  Schweiz.  Die  Zahl  der  Boykotte, 
die  sich  bisher  in  der  Schweiz  abspielten,  ist  eine  verhältnismässig  geringe. 
Von  schweizerischen  Boykotten,  die  durch  die  Zahl  der  Beteiligten,  durch 
Örtliche  Ausdehnung,  oder  ihre  wirtschaftliehe  Bedeutung  bemerkenswert  waren, 
sind  zu  nennen : 

I.  Die  Biokaden  des  schweizerischen  Bäcker-  und  Konditoren- 
verbandes. Dieser  Verband  bekämpfte  die  Konsumvereine  und  Genossenschafts- 
bäckereien, vor  allem  aber  die  « Preispfuscher» ,  d.  h.  jene  Bäcker,  die  das 
festgesetzte  Preisminimum  nicht  einhielten.  Sein  Kampfmittel  war  die  Blokade, 
was  mit  Boykott  gleichbedeutend  ist.  Der  18li3  in  Zürich  versammelte  Bäckertag 
beschloss  ein  Blokadercglemcnt,  wonach  jede,  wo  immer  in  der  Schweiz  ver- 
hängte Blokade  in  der  ganzen  Schweiz  durchgeführt  werden  musste.  Ein  Bäcker, 
der  die  vom  Verband  vorgeschriebenen  Preise  nicht  einhielt,  oder  sonst  dessen 
Unzufriedenheit  erregte,  sollte  von  keinem  Schweizer  Müller  oder  Mehlhändler 
Mehl  geliefert  erhalten.  Müller  und  Mehlhändler,  die  dagegen  handelten,  sollten 
blokiert  werden,  d.  h.  kein  Verbandsgenosse  sollte  von  ihm  Mehl  beziehen. 
Die  Kundmachung  der  Biokaden  erfolgte  durch  die  Bäcker-  und  Konditorzeitung; 
aus  welcher  zu  entnehmen  ist,  dass  die  Blokade  über  eine  beträchtliche  Anzahl 
von  Bäckern  und  zwar  meist  mit  Erfolg  verhängt  worden  ist. 
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2.  Die  Boykotticrungen  der  landwirtschaftlichen  Genossen- 
schaften durch  die  Gross-  und  Kleinhändler.  Nachdem  die  landwirt- 
schaftlichen Genossenschaften  so  erstarkt  waren,  dass  sie  nicht  nur  die  Detailisten, 
sondern  auch  die  Grossisten  zu  umgehen,  und  direkte  Einkäufe  in  Eisen-, 
Kolonial-  und  Manufakturwaren  bei  den  Produzenten  zu  machen  im  stände 
waren,  begann  gegen  sie  der  Kampf  der  Händler.  Die  Bewegung  ging  18M3 
vom  Verband  der  schweizerischen  Eisenhändler  aus.  Dieser  Verband  verbot 
seinen  Mitgliedern,  bei  sonstiger  Ausstosgung,  jeden  Geschäftsverkehr  mit  den 
landwirtschaftlichen  Genossenschaften,  und  lud  solche  Finnen,  von  denen  die 
Genossenschafter  etwa  Wan  n  beziehen  konnten,  ein,  dem  Verbände  beizutreten, 
oder  schriftlich  zu  erklären,  dass  sie  jeden  Geschäftsverkehr  mit  den  Genossen- 
schaften unterlassen  werden.  Firmen,  die  weder  das  eine  noch  das  «andere 
thaten,  sollten  von  jedem  Geschäftsverkehr  mit  den  Verbandsmitgliedern  aus- 
geschlossen sein,  d.  h.  boykottiert  werden. 

Aehnliche  Beschlüsse  fasste  der  Verband  schweizerischer  Kolonialhändler 
in  seiner  Generalversammlung  vom  17.  Juni  1894,  dem  bald  der  Verband  der 
schweizerischen  Manufaktur-  und  Schuh warenhändler  folgte.  Die  Bestrebungen  der 
Händlerverbände,  denen  es  an  Einigkeit  fehlte,  blieben  ohne  wesentlichen  Erfolg, 
zumal  sich  die  Genossenschaften  im  Ausland  Bezugsquellen  verschafft  hatten. 

3.  Der  Bierboykott  im  Jahre  18') 6.  Bierbrauer  Haas  in  Zürich,  der 
schon  mehrmals  organisierte  Arbeiter  entlassen  hatte,  entliess  im  Mai  1896 
zwei  dem  Brauerfachverein  angehörende  Arbeiter.  Das  Komitee  des  Gewerk- 
schaftsbundes, welch  letzterem  die  Brauerfachvcreinc  angehörten,  nahm  an, 
dass  die  Entlassung  der  beiden  Arbeiter  nur  wegen  ihrer  Zugehörigkeit  zum 
Fachverein  erfolgt  sei,  und  forderte  H.  zur  Zurücknahme  der  Kündigung  auf, 
widrigenfalls  man  annehmen  müsse,  er  wolle  alle  Fachvereinsmitglicder  aus 
der  Brauerei  entfernen.  Haas  lehnte  diesen  Vorschlag  des  Komitees  ab,  ebenso 
einen  zweiten,  die  zwei  offenen  Stellen  durch  Vermittlung  des  Fachvereins  zu 
besetzen,,  und  berief  sich  darauf,  dass  die  Benützung  des  Arbeitsnachweises 
nach  Art.  13  der  am  1.  April  189b  in  Kraft  getretenen  Arbeitsordnung  fakul- 
tativ sei.  Darauf  wurde  in  der  «Arbeiterstimme»  vom  23.  Mai  die  Verhängung 
des  Boykotts  über  H.  kundgemacht.  Ein  Verzeichnis  jener  Wirtsrhaften,  die 
H'sches  Bier  verzapften,  wurde  in  lausenden  von  Exemplaren  verteilt,  und 
erschien  in  der  «Arbeiterstimme»  vom  27.  Mai.  Nach  erfolglosen  Wrglcichs- 
vcrhandlungen  zwischen  dem  Bundeskomitee  und  dem  Vorstand  des  Brauherren- 
verbandes, erklärten  die  Brauherren  zu  Gegenmassregeln  zu  schreiten,  falls 
nicht  der  Boykott  bis  16.  Juni  aufgehoben  würde.  Da  der  Boykott  seinen 
Fortgang  nahm,  beschloss  der  am  17.  Juni  in  Ölten  versammelte  Verband  der 
Brauherren:  a)  Die  zwischen  Brauherren  und  Arbeitern  vereinbart  gewesene 
Arbeitsordnung  vom  1.  April  1896  tritt  ausser  Kraft,  an  deren  Stelle  tritt  eine 
von  den  Brauherren  allein  festgesetzte,  b)  In  weitere  Verhandlung  mit  dem 
Bundeskomitee  wird  nicht  eingetreten,  c)  Alle  Verbandsgenossen  müssen  bis 
20.  Juni  wenigstens  ein  Viertel  ihrer  organisierten  Arbeiter  entlassen. 

In  Ausführung  dieser  Beschlüsse  wurde  10  Brauern  gekündigt,  51  wurden 
sofort  entlassen,  darunter  24  Verheiratete.  Das  Vorgehen  der  Brauherren  rief 
grosse  Erbitterung  bei  der  Arbeiterschaft  hervor.  Ucbcrall  in  der  Schweiz,  wo 
es  Organisationen  gab,  wurden  Volksversammlungen  einberufen,  welche  nun- 
mehr den  Boykott  über  eine  grössere  Anzahl  von  Brauereien  verhängten  und 
zu  dessen  Leitung  Lokalkomitees  einsetzten.  Die  boykottierten  Brauereien 
wurden  durch  die  Arbeiterblätter  kundgemacht,  der  Ruf:  «Trinkt  kein  Ringbier», 
erging  an  die  ganze  Bevölkerung.  Für  die  ausgesperrten  Brauer  wurden  Samm- 
lungen eingeleitet. 
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Darauf  antworteten  die  Hrauherrcn  mit  der  Krklärung,  dass  sie  alle 
organisierten  Brauer  entlassen  würden,  falls  nicht  der  Boykott  bis  8.  Juli  auf- 
gehoben sei.  Da  es  beim  Boykott  blieb,  wurden  an  200  organisierte  Arbeiter 
entlassen,  und  die  Kündigung  nur  gegen  jene  zurückgezogen,  die  aus  den 
Organisationen  austraten.  Die  offenen  Stellen  wurden  meist  mit  Ausländern 
besetzt.  Die  Folge  dieser  Massrcgel  war,  dass  von  der  gesamten  organisierten 
Arbeiterschaft  der  Schweiz  am  13.  Juli  der  Gencralboykott  über  alle  dem 
Verbände  angehörigen  Brauereien  verhängt  wurde. 

Der  Brauherrenverband  fasste  hierauf  am  21.  August  folgende  Beschlüsse: 
Verpflichtungen  gegenüber  dem  Bundeskomitee  durch  Unterschreibung  einer 
.Arbeitsordnung  werden  nicht  mehr  eingegangen,  an  der  neuen  Arbeitsordnung 
vom  17.  Juni  wird  festgehalten,  kein  Vcrbandsmitglicd  ist  verpflichtet,  einen 
Arbeitsnachweis  zu  benützen.  Kündigung  und  Entlassung  erfolgen  nach  Art.  9 
des  Fabrikgesetzes  und  Art.  ,14.1  des  Obligationenrechts. 

Am  20.  September  wurde  der  Boykott  aufgehoben;  er  war  für  die  Arbeiter 
nachteilig  ausgefallen,  da  die  Arbeitsordnung  vom  17.  Juni  an  die  Stelle  der 
den  Arbeitern  günstigeren  von»  1.  April  getreten  war. 

4.  Die  Boykotte  des  S  t  ickerei  Verbandes  der  Ostschweiz.  Ueber 
die  Stickerei-Industrie  der  Ostschweiz  war  infolge  von  Uebcrproduktion  eine 
schwere  Krise  hereingebrochen.  Stetig  sanken  die  Löhne,  Preis  und  Qualität 
der  Ware  verschlechterte  sich,  Korruption  in  der  Produktion  und  wilde  Speku- 
lation nahmen  überhand;  so  dass  dieser  Industrie  völliger  Ruin  drohte.  1885 
wurde  der  Verband  der  Stickerei-Industriellen  der  Ostschweiz,  dem  Fabrikanten 
und  Kaufleute  angehörten,  gegründet,  um  die  zur  Erhaltung  dieser  Industrie 
erforderlichen  Massregeln,  nämlich  :  Minimallohn,  Normalarbeitszeit,  Produktions- 
einschränkung  etc.,  durchzuführen.  (>  Exportfirmen  verweigerten  ihren  Eintritt 
in  den  Verband,  und  machten  den  Mitgliedern  ruinöse  Konkurrenz  dadurch, 
dass  sie  billiger  zu  produzieren  vermochten,  weil  sie  nicht  an  Minimallohn  und 
Normalarbcitszeit  gebunden  waren.  Der  Verband,  dessen  Fortbestand  hierdurch 
in  Frage  gestellt  war.  drohte  1887  den  <»  Firmen  den  Boykott  an,  falls  sie 
nicht  binnen  einer  bestimmten  Frist  dem  Verband  beiträten.  Der  Boykott  war 
so  geplant,  dass  den  6  Firmen  nicht  nur  der  Verkehr  mit  den  Verbandsgenossen, 
sondern  auch  mit  den  Hilfsindustriellen  und  Materiallieferantcn  abgeschnitten 
werden  sollt«-.  Den  letzteren  sollte,  falls  sie  den  Verkehr  mit  den  Boykottierten 
fortsetzten,  die  Kundschaft  der  Verbandsfirmen  entzogen  werden.  Sogar  den 
Angestellten  der  b  Firmen  wurde  gedroht,  sie  bei  künftigen  Anstellungsgesuchcn 
abzuweisen,  falls  sie  nicht  binnen  3  Monaten  austreten.  Noch  vor  Ablauf  der 
Frist  traten  die  o  Firmen  in  den  Verband.  1890  kam  es  zur  Ausführung  des 
Boykotts.  Einige  Firmen  waren  aus  dem  Verband  getreten  und  eine  war 
ausgeschlossen  worden.  Am  17.  Dezember  1890  bcschloss  der  Verband,  die 
renitenten  Finnen,  die  ihn  durch  Konkurrenz  und  Agitation  schädigten,  zu 
boykottieren,  falls  sie  nicht  binnen  8  Tagen  ihren  Eintritt  anmelden.  Nach 
Ablauf  der  Frist  begann  der  Boykott.  Die  Hilfsindustriellen  hatten  sich  «bis 
auf  den  letzten  Kistenmacher >  dem  Boykott  angeschlossen.  Auch  die  Banken 
beschlossen  die  Sperre  der  Boykottierten.  Bis  19.  Januar  waren  sämtliche 
koykottierten  Firmen  dem  Verband  beigetreten.  Der  Erfolg  des  Boykotts  war 
ein  vollständiger,  weil  er  vortrefflich  organisiert  war,  und  weil  die  öffentliche 
Meinung  auf  Seite  des  Verbandes  stand. 

Von  geringer  Bedeutung  waren  die  vom  Bundeskomitee  des  Gewerk- 
schaftsbundes verhängten  Boykotte  über  Aargauer  Tuchfabrikanten  (1894  und 
1895'»  und  über  eine  Genfer  Brauerei  (1894). 
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IV.  Der  Boykott  vom  Standpunkte  des  geltenden  Rechtes.  Es  trägt  sich 
nun,  ob  das  in  der  Schweiz  geltende  Recht  den  Boykott  als  zulässig  erkennt, 
und  welchen  Schutz  es  dem  Boykottierten  bietet. 

Art.  31  der  Bundesverfassung,  der  die  Freiheit  des  Handels  und  der 
Gewerbe  gewährleistet,  bietet  nur  Schutz  gegen  Uebergritfe,  die  von  staatlichen 
Organen,  nicht  aber  gegen  solche,  die  von  Privaten  ausgehen.  Ob  und  inwie- 
fern dem  Boykottierten  Entschädigungsansprüche  gegen  jene  zustehen,  die  den 
Boykott  ins  Werk  gesetzt  haben,  normieren  die  Art.  50  und  55  des  Schweize- 
rischen Obligationcnrcchtes;  ersterer  gewährt  Entschädigung  für  widerrechtlich 
zugefügten  Schaden,  letzterer  für  unerlaubte  Handlungen,  durch  die  jemand 
in  seinen  persönlichen  Verhältnissen  verletzt  worden  ist.  Ob  eine  Boykottierung 
als  widerrechtliche  oder  unerlaubte  Handlung  anzusehen  ist,  bleibt  von  Fall  zu 
Fall  dem  richterlichen  Ermessen  anhcimgcstcllt.  Ucber  diese  Frage  hat  sich  bei 
den  Schweizer  Gerichten  bisher  noch  keine  einheitliche  Spruchpraxis  herausgebil- 
det. Es  mögen  daher  einige  Erkenntnisse  angeführt  werden,  aus  denen  entnommen 
werden  kann,  welche  Auffassung  Dcliktsklagen  aus  Boykotterklärungen  bei  ein- 
zelnen Gerichten  erfahren  haben.  Das  Tribunal  cantonal  des  Kantons  Neuenbürg 
erklärte  1893  die  Blokade  gegen  ein  Mitglied  des  Bäckerverbandes  als  widerrecht- 
lich, weil  statutenmässig  Verrufserklärungen  nur  gegen  Nichtmitglieder  festgesetzt 
waren.  Der  Berner  Appellations-  und  Kassationshof  sagt  in  seinem  Erkenntnisse 
vom  29.  November  1892:  In  der  Erklärung,  kein  Mitglied  werde  bei  der  Klä- 
gerin arbeiten,  solange  sie  nicht  Abschaffung  von  Kost  und  Logis  im  Geschäft 
bewillige,  liegt  keine  Widerrechtlichkeit,  das  geschah  zur  Wahrung  berechtigter 
Interessen.    Widerrechtlich  ist  aber  die  Art  der  Publikation  des  Interdikts  .  .  . 

Das  Bundesgericht  hat  1890  einem  blokierten  Bäcker  gegen  den 
Vereinsvorstand  eine  Entschädigung  zuerkannt.  In  der  Begründung  sagt  es : 
«Die  Vereinbarung  eines  Preisminimums,  an  das  die  Verbandsmitglieder  gebunden 
sind,  verstösst  weder  gegen  die  gute  Sitte,  noch  gegen  die  Rechtsordnung. 
Ein  Recht  auf  Berücksichtigung  seiner  Pestellung  an  Müller  hatte  der  Kläger 
auch  nicht.  Dagegen  wurde  sein  Individualrecht  auf  Achtung  und  Geltung 
seiner  Person  im  Verkehr  dadurch  verletzt,  dass  durch  Drohung  oder  Zwang 
Kunden  oder  Lieferanten  von  ihm  ferngehalten  wurden.» 

Keines  der  kantonalen  Strafgesetze  führt  Verrufserklärungen  unter  den 
strafbaren  Handlungen  an.  Nur  in  drei  Kantonen  werden  Verrufserklärungen 
unter  gewissen  Voraussetzungen  für  strafbar  erklärt,  in  Baselstadt  dann, 
wenn  durch  sie  ein  Zwang  zur  Teilnahme  an  Vereinigungen  behufs  Erlangung 
besserer  Arbeitsbedingungen  ausgeübt  wird,  und  in  Genf  und  Tessin  dann, 
wenn  durch  sie  die  Freiheit  der  Arbeit  bedroht  ist. 

In  der  Verrufserklärung  könnte  das  Delikt  der  «Bedrohung»,  der  «Nötigung» 
oder  der  «Erpressung»  nur  dann  erblickt  werden,  wenn  sie  als  eine  «rechts- 
widrige Zufügung  von  Nachteilen»,  oder  als  «widerrechtliche  Drohung»  anzu- 
sehen wäre.  Das  ist  aber  nicht  der  Fall.  Ebenso  wenig  liegt  in  der  blossen 
Veröffentlichung  der  Boykotterklärung  eine  Ehrverletzung;  denn  die  Aufforderung, 
gewisse  Geschäftsbeziehungen  mit  einer  Person  abzubrechen,  enthält  nichts, 
was  deren  Ehre  oder  Ansehen  herabzuwürdigen  vermöchte.  Daraus,  dass  mit- 
unter bei  Boykottierungen  Gewaltthaten  verübt,  (»der  in  deren  Kundmachungen 
ehrverletzende  Ausdrücke  gebraucht  werden,  kann  nicht  die  Strafbarkeit  de« 
Boykotts  überhaupt  abgeleitet  werden. 

V.  Litteratur.  Sartori  ut  r.  Waltershausen,  Boykott™,  ein  neues  Kampfmittel  der 
amerikanische*  Getverkvereine.  „Jahrb.  für  Xal.-Oekon.  und  Statistik" ,  A".  F.  Bd.  AV. 
—  hl.  r.  H ecket,  Der  Boykott.  Daselbst.  III.  F.  Bd.  X.  —  Eugen  Lieohti,  Die  Verrufs- 
erklärungen  im  modernen  Erwerbsleben.   Zürich  1897. 

Georg  Snlzer,  Präsident  des  h'assalioHsirericktes,  Zürich. 
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B  u  ch  d  ruckerei  ge  werbe. 

I.  Begriff.    —    II.    Historisches    —    HI.  Technische   Kntwicklung.  — 
IV.  Vereinswesen.  —  V.  Statistisches.  —  VI.  Litteratur. 

I.  Begriff.  Der  Begriff  Buchdruck  umfasst  das  Verfahren,  die  sämtlichen 
in  Form  von  Metallstäbchen  (Typen,  Lettern)  gegossenen  Schriftzeichen  der 
verschiedenen  Sprachen  nach  einem  vorliegenden  Manuskripte  zu  Wörtern 
zusammenzusetzen,  die  Wörter  in  Zeilen  auszuschliessen,  die  Zeilen  zu  Seiten 
und  die  Seiten  zu  Bogen  (Druckformen)  zu  umbrechen  und  von  diesen  eine 
beliebige  Anzahl  Abdrücke  auf  Papier  zu  machen  und  endlich  die  einzelnen 
Typen  wieder  auseinander  zu  nehmen,  zu  sortieren  resp.  abzulegen,  wie  der 
technische  Ausdruck  lautet,  um  alsdann  mit  denselben  neue  Formen  zu  erstellen. 
Das  Aneinanderreihen  der  einzelnen  Typen  zu  Wörtern  heisst  setzen.  Das  Setzen 
geschieht  von  Hand  durch  die  Schriftsetzer,  oder  in  neuerer  Zeit  auch  durch 
ausserordentlich  geistreich  konstruierte  Setzmaschinen.  Die  Abzüge  von  den 
Formen  wurden  früher  mit  Handpressen  erstellt.  An  Stelle  der  Handpresse 
trat  dann  die  1811  erstmals  eingeführte  Schnellpresse,  welche  allmählich  die 
Handpresse  beinahe  ganz  verdrängte. 

II.  Historisches.  Zu  Ende  des  14.  Jahrhunderts  w  urden  Bilder,  Spielkarten, 
Gebete,  ja  sogar  auch  ein  Auszug  einer  italienischen  Grammatik  von  Donatus 
in  Holztafcln  gestochen  und  von  letzteren  wurden,  allerdings  mangelhafte, 
Abzüge  gemacht.  Die  ältesten  Drucke  mit  beweglichen  Typen  können  auf 
den  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  zurückgeführt  werden.  Als  Erfinder  des  Systems, 
einzelne  Buchstaben  aus  Holz  zu  schneiden  und  mit  denselben  auch  grössere 
Werke  zu  setzen,  wird  Johannes  Gutenberg  von  Mainz  bezeichnet.  Seine 
ersten  Buchstaben  waren  aus  Birkenholz  geschnitten  und  wurden  mittelst  Draht 
aneinander  gereiht.  Die  ersten  derartigen  Druckerzeugnisse  datieren  aus  der 
ersten  Hälfte  des  1 5.  Jahrhunderts.  Peter  Schöffer  aus  Gernsheim  am  Rhein 
schnitt  schon  1455  Stempel,  die  er  in  Matrizen  abschlug  und  in  welchen  er 
dann  Buchstaben  aus  Metall  goss.  Das  Geheimnis  konnte  nicht  lange  bewahrt 
werden  und  sehr  bald  wurde  die  Buchdruckerkunst  auch  in  Strassburg  und 
Hadem  ausgeübt.  Von  Köln  sind  Drucke  aus  dein  Jahre  146b  bekannt,  von 
Augsburg  seit  1468,  von  Nürnberg  seit  1470.  Im  gleichen  Jahre  (1470)  ver- 
öffentlichte der  Chorherr  Elias  Helie  von  Lau  (Ten  zu  Bcro-Münster  (Luzern) 
«las  für  den  Unterricht  bestimmte  Werk  « Manotrectus  ».  Auch  der  Goldschmied 
Prokopius  Waldvogel,  aus  Prag  gebürtig  und  seit  143*)  Bürger  von  Luzern. 
betrieb  gleichzeitig  mit  Gutenberg  die  Kunst  des  Buchdruckens.  {Dr.  Th.  von 
Liebenau,  Uebcrblick  über  die  Geschichte  der  Buchdruckerei  der  Stadt  Luzern. 
1900.)  Von  Basel  sind  noch  Drucke  vorhanden  aus  den  Jahren  1460—  1470 
und  die  Buchdruckerkunst  stund  dort  zu  Ende  des  15.  und  anfangs  des  16.  Jahr- 
hunderts in  grosser  Blüte.  Hervorragende  Leistungen  erzielten  dort  die  Meister 
Bertold  Ruppel,  Michael  Wenssler  (1475—1491),  Friedrich  Biel  und 
Bernhard  Richel  (1474—1482). 

Im  15.  Jahrhundert  bestanden  ferner  Druckereien  in  Burgdorf  (1475),  in 
Genf  (1478),  wo  Adam  Stcynschaber  aus  Schweinfurt  die  Buchdruckerkunst 
ausübte,  und  in  Sursee,  wo  1500  die  Schweizerchronik  von  Nikiaus  Schradin. 
Schreiber  in  Luzern,  erschien,  namentlich  vom  Sch wabenkrieg  handelnd.  Sie 
wurde  1516  neu  herausgegeben  vom  wandernden  Buchdrucker  Johann  Cist. 
genannt  Knoblauch,  aus  Zofingen. 

Zu  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  trat  Zürich  in  die  Reihe  der  Druckorte. 
1504  erschien  dort  der  «Schützenbrief»,  eine  weitverbreitete  Einladung  zu 
einem  Schützenfest.    Drucke  aus  den  Jahren   1508,  1521,  1524  legen  Zeugnis 


Digitized  by  Google 


Buchdruckcreige  werbe 


623 


davon  ab,  dass  der  Büchcrdruek  (Bibeln,  Psalter,  Kalender  etc.)  auf  einer  hohen 
Stufe  stand.  Froschaucr  und  Johannes  Hager  waren  in  Zürich  sehr  hervor- 
ragende Drurker. 

1525  errichtete  Thomas  Murner,  Doktor  der  Theologie  und  beider 
Rechte,  ein  aus  dem  Elsass  geflohener  Franziskaner,  in  Luzern  eine  Druckerei, 
zur  Verteidigung  der  katholischen  Lehre.  Eine  Menge  Schriften  zur  Bekämpfung 
der  Reformation  wurden  von  Murner  gedruckt.  1529  sollte  er  deshalb  von  den 
Luzernern  an  die  Züricher  Gerichte  ausgeliefert  werden:  er  entzog  sich  jedoch 
durch  Flucht  der  Auslieferung. 

Auch  an  anderen  Orten  der  Schwei/  entstanden  in  rascher  Folge 
Druckereien. 

155<i  druckte  in  Lausanne  Jean  River.  1571  Jean  le  Prcux.  Von  Schaff- 
hausen sind  Drucke  von  Konrad  Waldkirch  aus  dem  Jahre  1577  erhalten. 
In  St.  Gallen  wurde  1578  einem  Drucker  von  der  Obrigkeit  die  Ausübung 
seines  Berufes  untersagt.    In  Pruntrut  übte  J.  Kai  b  vre  die  schwarze  Kunst  aus. 

Im  17.  und  18.  Jahrhundert  sind  in  der  Schweiz  die  ersten  Zeitungen 
entstanden.  In  Basel  erschien  1610  die  c  Ordinäre  Wochenzeitung»,  anfangs 
der  dreissiger  Jahre  in  Zürich  die  «Wöchentliche  Ordinari-  und  Extraordinari- 
Zeitung»,  in  Bern  1722  das  «Bernische  Frcitagsblättlein  >,  in  Schaffhausen  1734 
die  «Merkwürdigkeiten  der  neuesten  Weltgeschichte»  und  die  «Schaffhauser 
Mittwoc  hs-  und  Sonntags-Post- und  Ordinari-Zeitung  »  in  Chur  1710  die  «Mon- 
tägliche  Churer-Zeitung»,  in  Luzern  1744  die  «Luzcrncrischc  Dienstags-Zeitung», 
in  St.  Gallen  1754  das  «  Freitags- Avis-Blättlein »,  in  Zürich  1780  die  «Zürchcr- 
Zeitung»  in  Chur  1 78(»  das  «Leseblatt  zum  Nutzen  und  Vergnügen»,  etc. 

III.  Technische  Entwicklung.  Mit  der  starken  Verbreitung  der  Druckereien 
im  17.  und  18.  Jahrhundert  hielt  die  technische  Leistung  nicht  Schritt. 

Bis  gegen  Ende  des  15.  Jahrhunderts  sind  alle  Drucke  in  grossen  Folio- 
oder Quartformaten.  Titel  und  Seitenzahlen  fehlen.  Die  Typen  sind  Nach- 
ahmungen der  altgothischen  Münchschrift.  Die  Orthographie  i*t  sehr  mangelhaft. 
Schon  Schüffer  bildete  die  verzierten  und  bunten  Initialen  der  Klosterschrcibcr 
nach  und  gegen  Ende  des  16.  Jahrhunderts  w  urden  die  Drucksachen  grössten- 
teils mit  in  Holz  geschnittenen  Initialen  und  Ornamenten  reich  ausgestattet. 
Die  Typen  erhielten  bald  einen  ruhigeren,  regelmässigen.^  Schnitt.  Der  Druck 
ist  grösstenteils  sorgfältig  auf  starkem  Papier  ausgeführt. 

Die  kriegerischen  Ereignisse  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  beeinflussten 
die  künstlerische  Entwicklung  des  Buckdruckereigewerbes  in  ungünstiger  Weise, 
wenn  auch  namentlich  die  Reformationszeit  günstig  auf  vermehrte  Produktion 
von  Drucksachen  einwirkte.  Erst  die  ganz  hervorragenden  Leistungen  von 
Ambroise  Didot  in  Paris  im  18.  Jahrhundert  führten  einen  neuen  technischen 
Aufschwung  herbei.  Ein  Instrument  für  die  Schriftgiesser  zum  Justieren  der 
Schriften,  der  Typometer,  trug  wesentlich  dazu  bei,  die  Schriften  vollkommen 
herzustellen.  Neue  Hülfsmittel  zum  Schliessen  der  Können  für  den  Druck, 
metallene  Hohlstege,  waren  gleich  dem  Typometer  Erfindungen  Didots.  Ebenso 
führte  er  an  Stelle  der  bisher  meist  gebräuchlichen  gothischen,  Kanzlei-  und 
Frakturschriften  ruhig  gehaltene  lateinische  Schriften  ( Antiquaschriften)  ein. 
Fournier  in  Paris  systematisierte  die  Grösse  der  Sc  hriften,  d.  h.  die  Ausdehnung 
des  einzelnen  Buchstabens  von  seiner  Rückseite-  bis  zur  Oberfläche,  oder  des 
Raumes,  den  der  Buchstabe  von  einer  Zeile  zur  nächstfolgenden  beanspmeht. 
Bisher  bestand  keine  feststehende  Grosse  für  die  einzelnen  Schriften,  jede 
Schriftgiesserei  hatte  ihren  eigenen  Massstab.  Fournier  legte  seinem  Massstabe 
den  typographischen  Punkt,  das  ist  der  27.  Teil  eines  Centimetcrs,  zu  Grunde. 
Dieses  System  wurde  bahnbrechend  und  bürgerte  sich  überall  ein.    Die  Burh- 
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druckereien  gelangten  dadurch  zu  systematischem  Material  für  ihre  Arbeiten, 
so  dass  ein  Zusammenfügen  der  verschiedenen  Teile  dieses  Materials  mit-  und 
nebeneinander  nunmehr  leicht  möglich  wurde.  Auch  die  Länge  (Höhe)  des 
Buchstabenkörpers,  Kegel  genannt,  wurde  auf  24  mm  normiert. 

In  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  verfertigten  Wilhelm  Haas 
und  Sohn  in  Basel  anerkannt  schöne  Schriften  und  leisteten  Vorzügliches  im 
Landkartensatz. 

Die  Erfindung  der  Papiermaschine  gegen  Ende  des  18.  Jahrhunderts  und 
der  Schnellpresse  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  gaben  dem  Buchdruckerei- 
gewerbe einen  ungeahnten  Aufschwung.  Die  Kunst  wurde  dem  Buchdruck  durch 
eine  Menge  von  Verfahren  dienstbar  gemacht.  Zur  besonderen  Herstellung  von 
Druckplatten,  Illustrationen,  Verzierungen  etc.  bediente  man  sich  der  Chemic- 
typie,  der  Gliphographie,  der  Zinkhochatzung,  der  Autotypographie,  galvanischer 
Verfahren,  der  Stereotypie,  der  Photographie  etc.  Eine  reiche  neue  Fach- 
litteratur  der  Buchdruckerkunst  ist  entstanden  und  gibt  sowohl  den  Buch- 
druckern, als  auch  allen  denen,  welche  zu  ihnen  in  näheren  Beziehungen  stehen, 
jeden  gewünschten  Aufschluss. 

Auch  die  Schriftgiessereien,  die  sich  schon  bald  zu  einem  besonderen 
Gewerbe  abtrennten,  hielten  mit  der  grossartigen  Entwicklung  des  Buchdruckerei- 
gewerbes  Schritt.  Es  würde  zu  weit  führen,  hier  alle  die  verschiedenen  Gat- 
tungen, Schnitte  und  Grössen  der  Schriften,  die  heutzutage  zur  Verwendung 
gelangen,  anzuführen.  Ebenso  muss  für  die  Technik  des  Buchdruckes  auf  die 
Lehrbücher  verwiesen  werden. 

Erwähnt  sei  hier  nur  noch,  dass  das  eigentliche  Drucken,  das  Anfertigen 
der  Abzüge  von  den  Druckformen  auf  Pergament  oder  Papier  bis  zu  Ende 
des  18.  Jahrhunderts  durch  hölzerne  Handpressen  geschah.  Wilhelm  Haas  in 
Basel  brachte  an  diesen  Holzpressen  1  772  bedeutende  Verbesserungen  an. 
Seine  Schrift  hierüber,  c  Beschreibung  und  Abriss  einer  neuen  1772  in  Basel 
erfundenen  Buckdruckerpresse»  befindet  sich  in  der  Bürgerbibliothek  in  Basel. 
Eine  hölzerne  Presse  aus  dieser  Periode  befindet  sich  in  der  Buchdruckerstube 
des  historischen  Museums  in  Bern.  Zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  bis  1830 
kamen  eiserne  Pressen  •  in  Gebrauch,  die  schon  viel  bessere  Leistungen  ermög- 
lichten. 

Im  Jahre  1830  hielt  die  mittlerweile  erfundene  Schnellpresse  ihren  Einzug 
in  die  Buchdruckereien.  Die  dadurch  in  dem  Gewerbe  hervorgerufene  Umwälzung 
war  eine  epochemachende.  Nur  dadurch  und  durch  die  gleichzeitigen  Verkehrs- 
erleichterungen ist  es  möglic  h  geworden,  der  Wissenschaft  und  der  Volksbildung 
diejenige  Ausbreitung  zu  geben,  welche  sie  jetzt  besitzt.  Während  mit  den 
früheren  Pressen  etwa  250  Druckblätter  bis  zu  einem  Formate  von  70  X  f)-  cm 
in  der  Stunde  gedruckt  werden  konnten,  werden  auf  der  Schnellpresse  1000 
Blätter  noch  grösserer  Formate  in  der  gleichen  Zeit  gedruckt.  Der  Schnell- 
presse folgten  rasch  die  Doppelmaschinen,  mit  denen  2000 — 2500  Drucke  per 
Stunde  geleistet  werden,  im  Jahre  1847  die  .Reaktions-Zeitungsmaschine  für 
6000  Zeitungen  grössten  Formats  per  Stunde  und  endlich  die  Rotationsmaschinen, 
welche  von  endlosem  Papier  20,000  Exemplare  und  mehr  per  Stunde  drucken 
und  falzen.  Die  Rotationsmaschinen  werden  seit  einigen  Jahren  auch  für  2, 
3  und  4  Bogen  eingerichtet,  so  dass  10 — 80,000  Bogen  grosses  Zeitungsformat 
per  Stunde  gedruckt  werden  können. 

Im  Jahre  1893  wurden  in  der  Schweiz  in  der  Buchdruckerei  Jent  &  Cie. 
in  Bern  die  ersten  Setzmaschinen  in  Betrieb  gestellt  und  zwar  die  in  Amerika 
verfertigte  Thorne,  kombinierte  Setz-  und  Ablegemaschine.    In  der  Maschine 
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werden  gleiche  Lettern  verwendet  wie  für  den  Hantisatz.  Ihre  Bedienung 
erfordert  drei  Personen  und  werden  mit  ihr  10 — 12,000  Buchstaben  in  der 
Stund«'  gesetzt,  zu  Zeilen  ausgeschlossen  und  gleichzeitig  ebensoviele  Buch- 
staben von  schon  gebrauchtem  Satz  sortiert  und  abgelegt. 

In  den  Jahren  1899  bis  1902  gelangten  dann  in  der  Schweiz  neben  der 
Thorne  noch  andere  Systeme  von  Setzmaschinen  zur  Einführung,  der  Typograph, 
die  Linotype  und  die  Monoline.  Letztere  drei  sind  Zeilengießmaschinen.  Statt 
Lettern  werden  die  Matrizen  von  solchen  aneinandergereiht,  zu  Zeilen  aus- 
geschlossen und  die  Matrizenzeile  wird  in  einen  Giessapparat  geführt  und 
gegossen. 

Die  Einführung  der  Setzmaschine  im  Buchdruckereigewerbe  wird  für  die 
Herstellung  des  Satzes  ebenso  grosse  Umwälzungen  hervorrufen  wie  die  Ein- 
führung der  Schnellpresse  und  der  Rotationsmaschinc  dies  für  den  Druck  zur 
Folge  hatte. 

IV.  Vereinswesen.  Eine  eigentliche  Organisation  der  Buchdrucker, 
sowohl  der  Arbeitgeber  als  «1er  Arbeitnehmer,  war  bis  zum  Jahre  1858  in  der 
Schweiz  nicht  vorhanden.  Das  Buchdrnckercige werbe  war  um  diese  Zeit  in 
raschem  Aufschwung  begriffen  und  verschiedene  Bedürfnisse  des  Gewerbes 
selber  gaben  den  Anstoss  zur  Gründung  eines  Gewerkvereins.  Am  15.  August 
1858  wurde  in  Ölten  gemeinsam  von  Prinzipalen  und  Gehülfen  der  «Schwei- 
zerische Typographenbund  >  gegründet,  der  mit  der  Zeit  zu  einem  reinen 
Gehilfenbund  wurde.    (Siehe  «Typographenbund».) 

Am  24.  Oktober  1869  wurde  in  Zürich  der  Verein  schweizerischer 
Bu  c  h  druc  k  er  ei  besi  tz  er  gegründet,  mit  dem  Zwecke  gemeinsamer  Förderung 
der  geistigen  und  materiellen  Interessen  des  schweizerischen  Buchdrucker- 
standes, nach  dem  alten  Wahrspruche :  «Eintracht  nährt,  Zwietracht  zerstört». 
Zur  Erreichung  dieses  Zweckes  stellte  sich  der  Verein  zur  Aufgabe:  a)  seinen 
Mitgliedern  durch  periodische  Versammlungen  und  in  sonst  geeigneter  Weise  — 
event.  durch  ein  zu  gründendes  Vercinsorgan  - —  Gelegenheit  zu  Besprechungen, 
Mitteilungen,  Anregungen  und  Vorschlägen  zubieten  und  im  speziellen :  b)  Weckung 
und  Pflege  freundlicher  Kollegialität  unter  den  Prinzipalen  und  guten  Vernehmens 
zwischen  diesen  und  den  Gehilfen;  c)  Anbahnung  und  Durchführung  allgemein 
gültiger  Geschäftsusancen :  d)  Anstrebung  einer  Vereinigung  mit  der  Gehilfen- 
schaft für  Lösung  von  Fragen  gemeinsamen  Interesses. 

Dem  Vereine  traten  damals  41  Prinzipale  bei.  Am  7.  Januar  1882  wurden 
die  Buchdruckercien  dem  Fabrikgesetz  und  demgemäss  auch  dem  Haftpflicht- 
gesetz und  am  19.  September  dem  erweiterten  Haftpflichtgesetz  unterstellt. 
Infolge  dessen  konstituierte  sich  der  Verein  schweizerischer  Buchdruckcrci- 
besitzer  am  21.  Oktober  1888  als  Genossenschaft  und  gab  sich  ganz  neue 
Statuten.  Darin  wurde  namentlich  berücksichtigt,  die  Versicherung  der  Ange- 
stellten der  Mitglieder  gegen  Folgen  aus  Unfall  durch  den  Verein  selbst :  die 
Versicherung  durch  den  Verein  gegen  haftpflichtige  Berufskrankheiten :  die 
Unterstützung  der  Angestellten  in  Invaliditäts-  und  Todesfällen:  die  Schaffung 
einer  Reservekasse.  Der  Verein  wurde  in  acht  Kreise  eingeteilt  mit  je  einer 
Kreiskommission.  Der  Vorstand  des  Gesamtvereins  wurde  aus  drei  Mitgliedern 
bestellt.  Die  Mitgliederzahl,  die  im  Jahre  1887  81  betrug,  stieg  im  Jahre  1888 
auf  148.  bis  zum  Jahre  1894  auf  165  und  bis  Ende  1901  auf  192. 

Am  25.  September  1873  beschloss  die  Generalversammlung  des  Vereins 
schweizerischer  Buchdruckereibesitzer:  Es  wird  ein  Fond  gegründet  behufs 
Unterstützung  der  von  heute  an  arbeitsunfähig  gewordenen  Buchdruckcrgehilfcn 
der  Schweiz,  welche  nicht  Mitglieder  des  Typographcnbundcs  sind,  ebenso  zur 
Unterstützung  der  Witwen  oder  nächsten  I  Unterlassenen  solcher  Gehilfen.  Dieser 
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Fond  wird  gebildet  durch  Beiträge  drr  Mitglieder  des  Vereins  schweizerischer 
Buchdrurkercibesit  zcr. 

Im  Jahre  1878  traten  an  Stelle  der  Heiträge  der  Mitglieder  jährliche 
Zuweisungen  aus  der  allgemeinen  Vereinskasse.  1883  wurde  ein  neues  Regle- 
ment für  die  Unterstützungskassc  aufgestellt.  Die  Invalidenunterstützung  wurde 
auf  Kr.  6  per  Woche  normiert,  das  an  die  {Unterlassenen  auszurichtende  Sterbe- 
geld auf  Fr.  300.  Die  Gehilfen  hatten  an  die  Kasse  keine  Heiträge  zu  ent- 
richten. Bis  Knde  1890  verabfolgte  der  Verein  schweizerischer  Buchdruckerei- 
besitzer Fr.  10,73b  für  Unterstützungen  in  Invaliditäts-  und  Todesfällen. 

Mit  dem  Jahre  1801  trat  die  «Allgemeine  Krankenkasse  für  Mit- 
glieder und  Angestellte  des  Vereins  schweizerischer  Buchdruckerei- 
besitzer» in  Betrieb.  Der  Vorstand  besteht  aus  zwei  Mitgliedern  des  Vereins 
schweizerischer  Buchdruckereibesitzer  und  aus  drei  Gehilfen.  Sie  ist  bestimmt 
für  diejenigen  Druckereiangestellten,  welche  weder  dem  Typographenbund  noch 
der  Societe  föderative  des  typographes  de  la  Suisse  romande  angehören.  Die 
Mitglieder  entrichten  Wochenbeiträge  und  gleich  hohe  Beiträge  bezahlen  zu  % 
die  Prinzipale,  bei  denen  erstcre  in  Arbeit  stehen  und  '/»  "'cr  Verein  schwei- 
zerischer Buchdruckereibesitzer.  Nach  einjährigem  Bestände  zählte  die  Kranken- 
kasse t>72  Mitglieder. 

Schon  früher,  1888.  wurde  eine  V  iati  k umska sse  gegründet  zur  Unter- 
stützung von  Gehilfen,  die  sich  auf  der  Reise  befinden  und  dem  Typographcn- 
bunde  nicht  angehören  und  1802  gliederte  sich  diesen  Unterstützungskassen 
noch  die  Konditionslosenkassc  an,  zur  Unterstützung  arbeitsloser  Gehilfen. 
Alle  diese  Unterstützungskassen  haben  nunmehr  ihre  eigene  einheitliche  Central- 
verwaltung.  die  periodisch  von  einer  Delegicrtcnversnmmlung  der  Mitglieder 
der  Kassen  gewählt  wird  und  in  welcher  auch  der  Verein  schweizerischer 
Buchdruckercibesitzer  vertreten  ist. 

Mit  dem  Jahre  1880  übernahm  der  Verein  schweizerischer  Buchdruckerei- 

besitzer  die  Versicherung  der  Angestellten  seiner  Mitglieder  gegen  Folgen  von 

Unfällen.    Die    gesamte   Administration   des  Versicherungswesens    wurde  «lern 

Vorstande  Überbunden. 

..     ..              .,  ,  .                 .-      ,  ,  ..              Durchschnitts-  Zahl  der  Vergütung  iio 

,  ,      WtsicJh  rtc       /-iihl  der          I-.iuscliidigungs-  .  ....  .  ^  ° .  ,..„ 

lahr                          TT  ,,,,                        *    0            summe  entschädigten  Durchschnitt 

•'          INrrsonen          Unfälle                 summe                    T.  t  „  ,  .   .    *  _  _ 

per  Unfall  Arbeitstage         per  Tag 

1889  1882  34  ™  1,81%  Fr.  1720.45  Fr.   63.72  577  Fr.  2. 98 

1894  2700  72  =  2,bl°,o  >    7900.75  »    119.40  1273  >  6.28 

1899  .vi  19  132—2.97°»  >  18983.70  »    138.55  248<»  »    7.  b3 

19iil  4130  175    ^  4.1 4  0  o  >  19282.  85  »    1  12.75  3081  »  6.25 

Im  Jahre  1889  wurde  vom  Verein  ein  Arbeitsnachweis  und  eine  Stellen- 
vermittlung geschaffen,  die  sich  grosser  Frequenz  erfreuen. 

Der  Verein  besitzt  seit  dem  Jahre  1872  ein  eigenes  Organ,  früher  unter 
dem  Titel  «Mitteilungen  für  den  Verein  schweizerischer  Buchtlruckereibesitzer>, 
heute  die  «  Schw  eizerische  Buchdruckerzeitung  »  in  deutscher  und  französischer 
Sprache. 

Mit  dem  Jahre  1887  trat  ein  gemeinschaftlich  mit  der  Gehilfenschaft  aus- 
gearbeitetes L<- hrl  i ngs  r  e gula  t  i  v  für  die  deutsche  Schweiz  in  Kraft.  Zahl, 
Ausbildung  und  Prüfung  der  Lehrlinge  wurden  dadurch  einheitlich  geregelt. 
Im  gleichen  Jahre  stellte  der  Verein  sch weizerischer  Buchdruckereibesitzer  einen 
einheitlichen  Fehl  vert rag  und  Lehrbrief  auf. 

Von  der  Ueberzeugung  ausgehend,  dass  es  gewiss  überlebte  Ansicht  und 
Metbode   ist,   wenn   in   der   Schule   vier   Schriften,   deutsche  und  französische 
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Schreibschrift  zum  schreiben  und  Fraktur  und  Antiqua  zum  lesen  einer  Sprache 
erlernt  werden  müssen,  beteiligte  sich  der  Verein  wiederholt,  leider  ohne  Erfolg, 
an  verschiedenen  Vorstösscn  zur  Abschaffung  der  Fraktur,  deren  Studium  getrost 
den  Philologen  überlassen  bleiben  dürfte. 

Die  Generalversammlung  des  Vereins  bejahte  im  Jahre  1893  mit  grossem 
Mehr  die  Frage  der  Nützlichkeit  und  Notwendigkeit  einer  obligatorischen  Berufs- 
genossenschaft für  die  schweizerischen  Buchdrucker  und  eine  diesbezügliche 
Eingabe  an  die  Bundesversammlung.  In  der  Session  der  eidgenössischen  Räte 
vom  Dezember  189.3  wurde  ein  Antrag  auf  Revision  der  Bundesverfassung  nach 
dieser  Richtung  abgelehnt. 

Zur  Erzielung  einer  einheitlichen  Orthographie  in  den  Buchdruckercien 
der  deutschen  Schweiz  gab  der  Verein  schweizerischer  Buchdruckereibesitzer 
im  Jahre  1885  ein  schweizerisches  Rechtschreibcbüchlein  heraus,  enthaltend 
Regeln  und  Wörterverzeichnis  mit  steter  Berücksichtigung  der  Abweichungen 
der  preussisch  -  deutschen  Orthographie.  Im  Jahre  1892  wurde  in  einer  vom 
eidgenössischen  Departement  des  Innern  einberufenen  Konferenz,  an  der  1  7  Kan- 
tone vertreten  waren,  sowie  der  Verein  schweizerischer  Buchdruckereibesitzer, 
der  schweizerische  Pressverband,  der  Buchhändlerverein  und  der  Typographen- 
bund,  beschlossen,  als  zukünftige  Orthographie  der  deutschen  Schweiz  gelte 
vom  1.  Januar  1893  an  die  in  Deutschland  verbreitetste,  die  in  Dudens  ortho- 
graphischem Wörtcrhuche  festgesetzte  Orthographie.  Im  Jahre  1902  hat  der 
schweizerische  Bundesrat  die  Beschlüsse  der  «  Orthographischen  Konferenz  >, 
die  1901  in  Berlin  getagt  hat,  anerkannt,  und  ist  für  die  deutsche  Orthographie 
nunmehr  das  «  Orthographische  Wörterbuch  der  deutschen  Sprache  »  von  Dr. 
Konrad  Duden  nach  den  für  Deutschland,  Oesterreich  und  die  Schweiz  gültigen 
amtlichen  Regeln  massgebend. 

Auf  dem  Gebiete  des  Submissionswesens,  der  Schmutzkonkurren/  und  der 
Preisschleuderei  wurden  seit  Jahren  vielfache  Schritte  gethan,  um  Besserungen 
zu  erzielen,  leider  ohne  wesentlichen  Erfolg. 

V.  Statistisches.  Im  Jahre  1898  veranstaltete  das  Sekretariat  des  schwei- 
zerischen Gewerbevereins  eine  Statistik  der  schweizerischen  Buchdru<  kereidn. 
491  Firmen  erhielten  den  Fragebogen,  415  beantworteten  denselben  vollständig, 
30  unvollständig,  so  dass  immerhin  die  Resultate  von  90,6  %»  der  damals 
bestehenden  Buchdruckereien  vorliegen.  Ueber  die  Art  des  Betriebes  gaben 
427  Firmen  als  vorwiegende  Geschäftsbräuchen  an:  275  Finnen  Herstellung 
von  Werken.  218  Zeitschriften,  332  Zeitungen,  414  Accidenzarbeiten.  342  Firmen 
waren  im  Handelsregister  eingetragen  und  2b3  dem  Fabrikgesetz  unterstellt. 
In  den  Buchdruckereien  waren  beschäftigt  508  Inhaber,  Direktoren  und  Geschäfts- 
führerer (491  männliche,  17  weibliche):  585  Buchhalter,  Commis.  Kopisten, 
Expedienten  (390  m.,  195  w.):  203  Faktoren  (202  m.,  1  w.);  88  Korrektoren 
<~5  tn..  13  w.);  259<»  Schriftsetzer  (2526  m.,  73  w.);  491  Sehriftsetzerlehrlinge 
(4S7  m.,  4  w.;  11  Setzmaschinenpersonal  (7  m.,  4  w.);  424  Maschinenmeister; 
179  Maschinenmeisterlehrlinge;  267  Einlegerund  399  Einlegerinnen:  <ö  Stcreo- 
tvpeure  und  Sehriftgicsser ;  215  Lithographiegehülfen  und  Lehrlinge  (Lithographie 
verbunden  mit  Buchdruckerci ) :  255  Buchbinder  (245  m..  10  w.'K  5'M  Falzer, 
Falzerinnen  und  Speditionsgehülfen  (155  m.,  438  w.i;  35  Heizer  :  1112  Maga- 
ziner, Packer,  Ausläufer,  Zeitungsverträger.  Handlanger  und  Radtreiber  (7  1 4  m., 
398  w.);  150  übriges  Personal  (101  m.,  49  w.).  Total  8197  Personen.  420  Firmen 
hatten  im  Betriebe  32  Rotationsmaschinen.  802  Schnellpressen.  448  Trettpresscn. 
249  Handpressen.  12  Setzmaschinen. 

445  Firmen  hatten  zusammen  331  HP  mechanische  Betriebskraft. 
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Die  durchschnittliche  Arbeitsdauer  per  Woche  betrug  in  2  Buchdruckereien 
hüchstens  48  Stunden;  in  7  Buchdruckereien  48'/s— 51  Stunden;  in  16*)  Buch- 
druckcrcicn  51'/, — 54  St.;  in  85  Druckereien  541/, — 57  St.;  in  129  Druckereien 
57'/,— bO  St.;  in  4  Druckereien  60'/,— 63  St.;  in  6  Druckereien  63'/*— 66  St. 
und  in  1  Druckerei  über  66  Stunden. 

VI.  Litteratar.  K.  Dllatlko,  Beiträge  zur  Ortenberg/rage.  Berlim  i8Sg.  —  K.  B. 
Lorck,  Hamdbttck  der  Geschickte  der  Buckdruckerkunst.  Leipzig  s88j.  —  Faulmtnn,  Die 
Erfindung  der  Buchdr  ucker hunst.  Wien  1881.  —  A.  F.  Dldot,  Hisloire  de  la  Typographie. 
Paris  1882.  —  Mitteilungen  für  den  Verein  schweizerischer  Buchdruckereibesitzer  (  Verlag 
des  Vereins).  —  Schweiferische  Bnchdruckerzeitung  (  Verlag  des  Vereins  schweizerischer 
Buchdruckereibesitzer).  —  Schweizer  grapkiseke  Mitteilungen.  St.  Galten.  —  Helvetische 
Typographie,  Organ  des  schweizerischen  Typograpkenbuudes.  Basel.  —  Vergleiche  auch 
die  Litteratur  zum  Arlihel  „Buchhandel" . 

H.  Jent,  Buchdruckereibesitzer  und  Verleger,  Bern. 

Buchhandel. 

I.  Geschichtliches.  —  II.  Die  verschiedenen  Zweig«'  des  heutigen  Buch- 
handels. —  III.  Statistisches.  —  IV.  Berufsorganisation.  --  V.  Gesetz- 
gehung.  —  VI.  Litteratur. 

I.  Geschichtliches.  Die  Geschichte  des  schweizerischen  Buchhandels,  unter 
dem  wir  hier  ausschliesslich  den  Handel  mit  gedruckten  Büchern  verstehen,  " 
ist  nur  soweit  geschrieben,  als  sie  zusammenfällt  mit  der  Geschichte  des  Buch- 
drucks in  der  Schweiz,  zu  welcher  1840  die  Jubiläumsfeier  der  Erfindung  dieses 
letzteren  (das  Jahr  1440  galt  damals  noch  als  dasjenige  der  Erfindung  Gutz- 
bergs, während  jetzt  auf  Grund  neuerer  Forschungen  1450  angenommen  ist» 
wertvolle  Beiträge  lieferte,  und  soweit  die  Gcschichtschreiber  des  deutschen 
Buchhandels  sie  berücksichtigt  haben. 

Anhebend  zu  einer  Zeit,  da  die  Trennung  der  Schweiz  vom  Reith  für 
wichtige  Gebietsteile  entweder  noch  gar  nicht  vollzogen,  Basel  z.  B.  noch  zum 
Reich  gehörte  und  Zürich  sich  eine  «kaiserliche  Stadt»  nannte,  oder  doch  noch 
zu  neuen  Datums  war,  als  dass  sie  schon  die  Schärfe  der  Gegensätzlichkeit 
späterer  Zeiten  erlangt  haben  konnte,  ging  die  Entwicklung  des  Buchhandel* 
unter  dem  Einflüsse  gemeinsamer  Sprache  und  Litteratur  und  nachher  auch 
gemeinsamer  Berufsorganisation  trotz  politischer  Sonderentwicklung  in  Deutsch- 
land und  der  Schweiz  steigend  und  fallend  ziemlich  parallel  vor  sich  und  zog 
selbst  die  französisch  sprechende  Schweiz,  deren  Wesen  in  manchem  ohnehin 
deutschem  Wesen  verwandter  als  echt  französischer  Art,  in  ihren  Bereich. 

Die  Buchdrucker  der  ersten  Jahrzehnte  nach  der  Erfindung  Gutenberg> 
sowohl  in  der  Schweiz,  die  unter  denselben  mit  glänzenden  Namen  vertreten 
ist,  als  in  Deutschland  waren  auch  die  Verleger  ihrer  Presserzeugnisse.  Sie 
waren  bedeutende  Männer  von  akademischer  Bildung,  diese  ersten  Buchdrucker 
und  Buchhändler,  die  sich  mit  einer  von  hoher  geschäftlicher  Einsicht  und 
Thatkraft  getragenen  Begeisterung  der  neuen  «Kunst»  zuwandten  und  unter- 
stützt von  Gelehrten  und  Künstlern  Werke  schufen,  die  durch  ihre  allseitige 
Vollendung  heute  noch  Bewunderung  erregen.  Der  grosse  Zug,  der  durch  die 
ganze  Zeit  ging,  ist  auch  ihren  Druckwerken  eigen,  die,  meist  Folianten  und 
Quart, inten  auf  gediegenem  Papier,  bei  einem  etwa  fünfmal  niederem  Preise 
als  Handschriften,  die  sich  bei  manchen  Liebhabern  immer  noch  des  Vorzuges 
erfreuten,  diesen  an  Schönheit  mindestens  gleichzukommen  oder  sie  zu  übertreffen 
trachteten.  Gross  war  freilich  trotz  des  billigeren  Preises  die  Zahl  der  Käufer 
.solcher  Prachtwerke  noch  nicht,  daher  auch  die  Auflagen  klein,  meist  nur  einige 
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Ii undurt.  Den  Absatz  ihrer  Rüther  suchten  die  Buchdrucker-Verleger  in  ver- 
schiedener Weise.  Ein  Hauptmittel  war  der  Austausch  gegen  die  Werke  anderer 
Verleger,  für  die  man  Abnehmer  hatte  oder  erwartete,  was  bis  /um  dreissig- 
jährigen  Kriege  namentlich  an  den  Messen  in  Frankfurt  am  Main  geschah, 
wohin  die  Buchhändler,  auch  aus  der  Schweiz,  zu  diesem  Zwecke  meist  per- 
sönlich sich  begaben,  wie  denn  z.  B.  von  dem  Basier  Heinrich  Petri  (gestorben 
1579)  die  Grahschrift  meldet,  dass  er  108mal  die  Frankfurter  Messe  besucht 
habe.  Aber  auch  gegen  bar  wurde  verkauft,  sowohl  in  Partien  und  ganzen 
Auflagen  an  Wiederverkaufer  («Bu<  hführer>,  heute  Sortimenter),  als  einzeln  an 
das  Publikum,  sei  es  direkt  oder  durch  Angestellte,  ansässige  und  reisende 
Buchführer.  Zu  den  Hauptabnehmern  gehörten  anfangs  kirchliche  Würdenträger 
und  Klöster,  denn  Rom,  damals  die  Förderin  aller  Künste,  patronisierte  auch 
diejenige  Gutenhcrgs,  solange  diese  sich  nicht  gegen  die  Kirche  wandte.  Von 
da  an  wurde  die  vorher  gepriesene  Kunst  ein  cTeufclswerk»,  das  nun  aber 
auch  anfing,  ins  eigentliche  Vrolk  zu  dringen,  um  dann  bald  ein  mächtiges 
Rüstzeug  der  Reformation  zu  werden.  Damit  trat  auch  in  Buchdruck  und  Buch- 
handel ein  Wandel  ein,  der  in  technischer  Beziehung  ein  Niedergang  war.  Der 
Verlag  trennte  sich  mehr  und  mehr  vom  Druck  und  der  Verkehr  mit  dem 
Publikum  vom  Verlag;  an  die  Stelle  der  monumentalen  Werke  der  ersten  Zeit 
traten  neben  handlichen  Klassikerausgaben  und  Lehrbüchern  kleine  Bibeln  und 
Gebetbücher,  besonders  aber  Flugschriften  von  geringer  Ausstattung,  die  durch 
kleine  Leute  jeder  Art  gleich  einer  beliebigen  anderen  Ware  auf  Jahrmärkten, 
bei  uns  besonders  auch  an  der  Zurzacher  Messe,  in  den  Häusern  und  auf  den 
Strassen  feilgeboten  und  massenhaft  an  den  Mann  gebracht  wurden.  Allmählich 
bildeten  sich  nun  auch  die  Bräuche  des  jetzigen  Buchhandels  aus:  so  der 
Rabatt  an  Wiederverkäufer  und  die  bedingungsweise  (ä  condition)  Lieferung 
von  neuen  Büchern,  was  den  Ausdruck  «pro  novitatc»  aufbrachte,  der  um  die 
Wende  des  17.  und  IS.  Jahrhunderts  aufkommt  und  den  Anfang  des  heutigen 
Sortimentshandcls  bedeutet.  Hatte  bis  dahin  der  Buchdruck,  unterstützt  vom 
Buchhandel,  immerhin  noch  als  Organ  geistiger  Bewegung  sich  erwiesen,  so 
hörte  das  im  weitern  Verlaufe  bei  der  Versumpfung  des  geistigen  Lebens  auf 
der  einen  und  der  Verknöcherung  auf  der  anderen  Seite  in  der  Schweiz  wie 
in  Deutschland  auf,  während  beide  im  Ausland,  besonders  in  Frankreich,  Eng- 
land und  den  Niederlanden,  noch  in  der  schönsten  Blüte  standen.  Krst  in  der 
zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  erwachte  wieder  neues  Leben,  auch  bei 
uns,  und  hier  war  es  nun  Zürich,  das  die  Führung  übernahm.  Wie  der  deutsche 
und  schweizerische  Buchhandel  dann  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  zu  seiner 
heutigen  Bedeutung  und  Hinrichtung  sich  entwickelte,  kann  im  Rahmen  dieses 
Artikels  nicht  mehr  dargestellt  werden;  dagegen  mögen  noch  einige  Details 
über  dessen  Anfänge  in  der  Schweiz  Platz  finden. 

Der  erste  und  zugleich  bedeutendste  Druck-  und  Verlagsort  in  der  heutigen 
Schweiz  war  Basel,  dem  in  der  Zeitfolge  der  Einführung  der  Buchdruckerkunst 
neben  Mainz,  der  Wiege  derselben,  nur  noch  Köln  vorangeht.  Der  erste 
bekannte  Basler  Druck  muss  schon  vor  1468  die  Presse  verlassen  haben  und 
gegen  die  Jahrhundertwende  hatte  Basel  schon  20  Druckereien,  die  vollauf  mit 
dem  Druck  von  Verlagswerkcn  beschäftigt  waren  —  eine  Zahl,  die  von  nicht 
vielen  Städten  des  Auslandes  erreicht  und  von  nur  ganz  wenigen  übertroffen 
wurde.  Zu  der  Gunst  der  Lage  und  der  politischen  und  merkantilen  Bedeutung 
der  Stadt  trat  als  besonders  fördernder  Faktor  die  Gründung  der  Universität 
(1460)  hinzu.  <  Fast  ein  volles  Jahrhundert»  —  sagt  von  Basel  Friedrich 
Kapp,  der  Geschichtschreiber  des  deutschen  Buchhandels  —  «steht  diese  alte 
Reichsstadt  für  ganz  Deutschland  im  Vordergrunde  der  buchhändlerischcn  Thätig- 
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keit  uml  Bedeutung.»  Schon  der  erst«.*  Drucker,  Berthold  Rippcl  von  Hanau, 
entwickelte  eine  rührige  Thätigkeit  im  Werkdruck;  noch  mehr  war  dies  der 
Fall  beim  zweiten,  Namens  Michael  Wenszler,  der  zeitweise  mit  Friedric  h 
Biel  und  mit  Bernhard  Richcl  associert  war;  sie  wurden  jedoch  weit  in 
den  Schatten  gestellt  durch  den  berühmten  Magister  Johann  Amerbaeh, 
einen  der  bedeutendsten  Drucker  und  Verleger  seiner  Zeit.  Aber  «einer  der 
grössten  Buchhändler  aller  Zeiten»  (Kapp)  war  Johann  Frohen  (1460 — 1527». 
der  Freund  und  Verleger  des  Erasmus,  der  Miicen  Holbeins,  den  er  zuerst 
für  die  künstlerische  Ausschmückung  seiner  besonders  schön  und  korrekt 
gedruckten  Bücher  beschäftigte;  denn  « guter  Geschmack,  gelehrte  Bildung  und 
praktischer  Sinn  vereinigten  sich  in  ihm  in  wunderbarer  Harmonie».  Von 
Johann  Froben  verlegt  zu  werden,  galt  als  eine  Ehre,  nach  der  eifrig  gestrebt 
wurde;  er  hat  denn  auch  in  den  3b  Jahren  seiner  Thätigkeit  zuerst  mit  4. 
dann  mit  6  und  schliesslich  mit  7  Pressen  257  meist  sehr  bedeutende  und 
umfangreiche  Werke  —  doch  nie  ein  deutsches  -  gedruckt.  Andere  Basler 
Buchdrucker  und  Verleger  von  Bedeutung  waren  Johann  und  Adam  Petri. 
beide  Nachdrucker,  der  letztere  besonders  der  Schriften  Luthers,  durch  die  er 
reich  wurde.  So  geht  der  Nachdruck,  der  bis  um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts 
ein  stets  beklagter  und  eifrig  bekämpfter  Krebsschaden  des  Buchhandels  war. 
bis  in  die  Anfänge  des  Buchdrucks  zurück.  Nachfolger  von  Adam  Petri  war 
Heinrich  Petri  (Henric  Petri),  den  Kaiser  Karl  V.  in  Anerkennung  seiner 
Verdienste  in  den  Ritterstand  erhob.  (Die  1494  von  Johann  Petri  gegründete. 
1766  in  Schweighaus  ersehe  Verlagsbuchhandlung  umgeänderte  Firma  bestand 
als  solche  bis  Ende  1882  und  wird  seither  unter  dem  Namen  ihres  jetzigen 
Inhabers  Benno  Schwabe  fortgeführt.)  Mit  Johann  Oporinus,  einem  der 
universellen  Geister,  wie  jene  Zeit  sie  hervorbrachte,  denn  er  war  zugleich 
Mediziner,  Physiker,  Professor  der  griechischen  Sprache,  fruchtbarer  Schriftsteller. 
Buchdrucker  und  Verleger,  aber  kein  nüchtern  rechnender  Geschäftsmann, 
gelangte  Basels  Buchhandel  nochmals  zu  hoher  Blüte,  die  jedoch  nicht  mehr 
von  langer  Dauer  war. 

In  der  Zeitfolge  die  zweite  Druckstadt  der  heutigen  Schweiz  -  wenn 
man  absieht  von  Bcromünster  und  Burgdorf,  deren  noch  ältere  Buchdruckereien 
für  den  Buchhandel  keine  Bedeutung  erlangten  —  war  Genf,  wo  vom  Jahr 
1478  an  Bücher  in  grosser  Anzahl  erschienen,  Ritterromane  und  romanhaue 
Andachtsbüchcr,  meist  in  französischer,  zum  Teil  auch  in  lateinischer  Sprache 
gedruckt  und  verlegt  von  Adam  Steynschaber  aus  Schweinfurt.  Der  zweite 
Genfer  Drucker  war  der  Genfer  Loys  Crusc  oder,  wie  er  sich  nannte,  Louy* 
Guerbin  oder  Garbin,  dessen  Editionen  sich  durch  reiche  und  geschmackvolle 
Ausstattung  auszeichnen.  In  den  Büchern,  die  gegen  Ende  des  dritten  und  zu 
Anfang  des  vierten  Dezenniums  des  1 6.  Jahrhunderts  in  Genf  erschienen,  kündet 
sich  bereits  die  Reformation  an,  in  deren  Dienst  dann  Buchdruck  und  Buch- 
handel von  1535  an  fast  ausschliesslich  traten  und  eine  nicht  mehr  zu  zählende 
Menge  von  Büchern  und  Flugschriften  erzeugten,  darunter  die  umfangreichen 
Werke  Calvins,  Theodor  de  Bezas  u.  a.  Die  «  Froben »  Genfs  waren  die 
berühmten  Etienne  (Stephanus),  Robert  und  Heinrich,  die  aus  Paris  dahin 
übergesiedelt  waren  und  eine  bewundernswerte  Thätigkeit  entwickelten,  welche 
sich  nicht  auf  theologische  Schriften  beschränkte,  sondern  schöne  Klassiker- 
ausgaben zu  Tage  förderte  und  in  dem  fünf  Folianten  starken  Thesaurus 
Linguae  Graccac  ihre  Krönung  fand.  Hauptkunde  und  freigebiger  Gönner 
des  Heinrich  Etienne  war  der  reiche  Augsburger  Fugger.  Aus  der  nicht 
geringen  Zahl  der  Genfer  Buchdrucker-Verleger  des  1 7.  Jahrhunderts  sind  her- 
vorzuheben  die    De  Tourncs  von  Lyon  und  Pyramus  de  Candolle;  von 
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denen  des  18.  Jahrhunderts  die  Gramer.  Verleger  Voltaires.  Wiederhold, 
Fatio  und  Bovilliat.  Freund  Rousseaus.  Gegen  das  Ende  des  I S.  Jahrhunderts 
ging  unter  dem  Einfluss  der  inneren  W  irren,  die  eine  Mass«-  politischer  Pam- 
phlete hervorriefen,  der  Verlagshandel  in  Genf  so  zurück,  das«  /.  B.  Saussur« 
sein  epochemachendes  Werk  über  die  Alpen  in  Neuenbürg  erscheinen  Hess. 
Zu  hervorragender  Bedeutung  für  den  Buchhandel  gelangte  Genf  bis  zur 
neueren  Zeit  nicht  mehr. 

Für  Zürich  lässt  sich  der  erste  Druck  nicht  vor  1»04  nachweisen:  aber 
was  die  Bedeutung  der  Stadt  für  den  Buchhandel  im  1<>.  Jahrhundert  betrifft, 
so  weist  Kapp  ihr  den  Platz  gleich  hinter  Basel  an.  Zürichs  grosser  Buch- 
drucker-Verleger war  Cbristoffel  Froschauer  aus  Neuburg  in  Bayern.  Ein 
Mann  von  gediegener  Bildung,  praktisch  und  energisch,  war  Froschauer  der 
Reformation  entschieden  zugethan.  auch  persönlicher  Freund  Zwingiis,  von 
dem  er  nicht  weniger  als  75  grössere  und  kleinere  Schriften  verlegte.  Doch 
auch  die  Werke  aller  damaligen  Züricher  Gelehrten  und  Bewegungsmänner 
druckte  und  verlegte  er  und  verwendete  auf  ihre  Ausstattung  die  grösste 
Sorgfalt  ohne  Rücksicht  auf  die  Kosten,  wie  das  u.  a.  die  auch  bei  ihm 
erschienene  reich  illustrierte  Schweizerchronik  von  Stumpf  zeigt.  Ganz  einzig 
aber  ist  Froschauers  Bedeutung  als  Bibeldrucker  und  -Verleger.  Sein  Werk  ist 
die  erste  Schweizerausgabe  der  ganzen  Bibel  in  Grossfolio  und  nicht  weniger 
als  (>3  Bibelausgaben  in  verschiedenen  Sprachen  und  15  Ausgaben  des  Neuen 
Testaments  sind  von  1524—  1  5f>4  aus  seinen  Pressen  hervorgegangen.  Auft>lt> 
wird  die  Gesamtzahl  seiner  Verlagsartikel  und  auf  24')  diejenige  seines  Neffen 
und  dessen  Erben  angegeben.  Von  diesen  erwarb  der  Buchdrucker  Wolf  das 
Geschäft,  von  dem  es  162»>  an  die  Familie  Bodmer.  1723  an  Heidegger 
und  Rahn  überging,  worauf  es  1765  mit  der  Ore  Mischen  Druckerei  vereinigt 
wurde,  aus  der  sich  im  Verlaufe  der  Zeit  die  tiervorragenden  Verlags-  und 
Sortimentsfirmen  Orell,  Gessner  Cie.  <17<>0  —  17d8).  Grell,  Gessner. 
Füssli  &  Cie.  (1  768—  179«)  und  Orell.  Füssli  \  Cie.  entwickelten. 

Neben  den  drei  Centren  des  Buchdrucks  und  Buchhandels  Basel,  Genf 
und  Zürich  treten  alle  anderen  Städte  der  Schweiz  weit  zurück:  einige  heute 
bedeutende  sind  sogar  auffallend  spät  in  die  Reihe  der  Druckorte  eingetreten: 
so  z.  B.  Bern  beglaubigtcrmassen  erst  1537  und  St.  (»allen  gar  erst  1570. 
also  volle  120  Jahre  nac  h  der  Erfindung  der  Buchdruckerkunst  und  über  10<> 
Jahre  später  als  Basel. 

II.  Die  verschiedenen  Zweige  des  heutigen  Buchhandels.  Wie  der 
Verlagshandcl  seiner  Zeit  aus  dem  Betriebe  des  Buchdrucks  sich  zu  einem 
selbständigen  Beruf  entwickelt  hat,  so  der  Sortiment  shandcl  aus  dem  Verlag. 
Im  Sortimentshandel  unterscheidet  man  heute,  neben  dein  Buchhandel  im  engern 
Sinne,  hinsichtlich  der  Ware  den  Landkarten-,  Kunst-  und  Musikalien  - 
handel,  sowie  das  Antiquariat;  hinsichtlich  des  Betriebs  den  Reise-  und  den 
Kolportagebuchhandel,  deren  Unterschied  vom  Ladenhandel  und  von  einander 
man  wohl  dahin  definieren  kann,  dass  der  Reiscbuchhandel  sich  hauptsächlich 
mit  dem  Vertriebe  sei  es  einzelner  grosser  Werke  oder  des  ganzen  Verlags 
einer  Firma  befasst  und  dafür  weitere  Gebiete  in  den  Bereich  seiner  Thätigkeit 
zieht,  der  Kolportagehandel  dagegen,  der  sich  meist  auf  engere  Gebiete  und 
einzelne  Städte  konzentriert,  mit  dem  hausiermässigen  Verkaufe  von  Sc  hriften 
aus  der  Hand,  sowie  mit  der  Aufnahme  von  Bestellungen  auf  Zeitschriften  und 
Lieferungswerke,  besonders  Romane.  Dass  es  vielfac  h  nicht  gerade  die  gute 
Litteratur,  die  kolportiert  wird,  ist  bekannt  und  wird  auc  h  ausgedrückt  durch 
die  anrüchige  Bezeichnung  «Kolportageromane».  Als  dienendes  Organ  für  den 
Gesamtbuchhandel  kommt  zu  den  genannten  Zweigen  noc  h  das  K  ornmi  ss i  o n s- 
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geschah,  dessen  Sitz  an  die  verschiedenen  Kommissiunsplätzc  gebunden  ist. 
Alle  die  vorgenannten  Zweige  und  Abarten  des  Buchhandels  können  auch  in 
einer  Finna  vereinigt  sein  und  thatsächlich  ist  die  Verbindung  von  Buch- 
druckerei, Verbig  und  Sortiment  auch  nicht  selten,  das  letztere  jedoch  meist  mit 
Ausschluss  der  speziellen  Zweige  in  grosserem  Umfang  sowie  des  Antiquariats, 
weil  sowohl  dieses  als  auch  Landkarten-,  Kunst-  und  Musikalienhandel,  wenn 
sie  höheren  Ansprüchen  genügen  sollen,  spezielle  Kenntnisse  und  Pflege,  grosses 
Lager  und  deshalb  bedeutend«  »  Kapital  erfordern. 

Der  Verleger  ist  es.  der  das  Manuskript  eines  Werkes  unter  den  durch 
den  Verlagsvertrag  festgesetzten  Bedingungen,  namentlich  auch  hinsichtlich  des 
Honorars,  vom  Autor  oder  dessen  rechtlichen  Vertretern,  sei  es.  dass  es  ihm 
angetragen  worden  oder  dass  dessen  Bearbeitung  in  seinem  Auftrag  erfolgte, 
erwirbt,  und  zwar  mit  der  Verpflichtung,  es  im  Drucke  herauszugeben.  Das 
fertige  Buch  bringt  er  dann,  nachdem  er  dessen  Krscheinen  in  üblicher  W  eise 
durch  Anzeigen  in  den  Organen  des  Buchhandels  und  Cirkulare  bekannt 
gemacht,  in  der  Regel  durch  den  Sort  imenter  nach  den  allgemeinen  Bestim- 
mungen der  buchhändlerischen  Verkehrsordnung  und  Handclsgebräuche  und 
mitunter  noch  unter  besonderen  Bedingungen  in  den  Handel,  indem  er  es  den 
Handlungen,  die  ein  offenes  Konto  bei  ihm  haben,  entweder  unverlangt  (was 
immer  seltener  geschieht)  oder  auf  Verlangen  (mittelst  besonderer  Wahl-  und 
Vcrlangzettel)  in  einem  oder  mehreren  Kxcmplarcn  als  Neuigkeit  (pro  novitate) 
ä  condition.  d.  h.  unter  der  Bedingung  der  Rücknahme  nicht  abgesetzter 
Kxcmplare.  oder  fest  bezw.  gegen  bar  liefert,  mit  einem  Rabatt,  der  bei  Büchern 
heutzutage  in  der  Regel  25%  beträgt.  In  gleicher  Weise  werden  Bücher  ver- 
langt und  geliefert,  die  nicht  neu  erschienen  sind.  Die  Abrechnung  über  die 
fest  in  Rechnung  bezogenen  und  die  von  den  bedingungsweise  bezogenen 
abgesetzten  Bücher  findet  alljährlich  an  den  hiefür  bestimmten  Abrechnungs- 
plätzen und  -Tagen  statt  (für  die  Mitglieder  des  Schweizer  Buchhändlervereins 
unter  sich  in  Zürich  am  ersten  Montag  im  Juni).  Die  nicht  abgesetzten  Bücher 
ist  der  Sortimenter  verpflichtet,  rechtzeitig  vor  der  Abrechnung  an  den  Verleger 
zurückzusenden  (remittieren»:  er  kann  sie  aber  auch,  des  letzteren  Genehmigung 
vorausgesetzt,  in  neue  Rechnung  auf  Lager  behalten  (disponieren).  Der  Verleger 
pflegt  den  Sortimenter  auch  durch  Lieferung  von  Prospekten,  Zeitungsannoncen 
und  Rezensionen  zu  unterstützen.  Aufgabe  des  letzteren  ist  dann  zunächst  die 
zweckmässige  Auswahl  der  Neuheiten  zur  Vornahme  der  Ansichtssendungen 
an  das  Publikum,  ein  Geschäft,  das  viel  Umsicht  und  viele  kleine  Arbeit  verlangt. 
Nicht  weniger  wichtig  ist  jedoch  die  Anlage  eines  sowohl  hinsichtlich  der 
örtlichen  Verhältnisse  als  auch  seines  litterarischen  Wertes  gut  assortierten  Lager», 
um  Nachfragen  und  Verlangen  von  Auswahlsendungen  prompt  entsprechen  zu 
können.  Die  Hinrichtungen  und  Verkehrsregeln  des  Buchhandels  in  Deutschland 
und  der  Schweiz  begünstigen  heutzutage  in  weit  höherem  Grade  als  früher  die 
Gründung  und  den  Bestand  zahlreicher  Sortimentshandlungen  und  ermöglichen 
durch  diese  dem  Verleger  einen  intensivem  Vertrieb  seiner  Erzeugnisse  als 
auf  irgendeine  andere  Art.  was  aber  freilich  den  letztem  hinwieder  in  die 
Lage  versetzt,  sowohl  ausgedehnteren  und  länger  dauernden  Kredit  gewähren 
zu  müssen,  als  sonst  üblich,  wie  auch  die  Höhe  seiner  Auflagen  mehr  nach 
dem  Bedarf  für  die  ä  conditions weise  Versendung  als  nach  dem  voraussicht- 
lichen Absätze  zu  bemessen,  ein  Umstand,  der  nicht  ohne  Rückwirkung  auf 
d  n   Preis  der   deutschen  Bücher  ist. 

Noch  ist  hier  eines  Geschäftsbetriebes  zu  gedenken,  der  ge wissermassen 
•  ine  Mittelstellung  zwischen  Verlag  und  Sortiment  einnimmt,  nämlich  der 
Barsortimente   <*<,   gen.mnt.    weil  sie  in  der  Regel  bar  einkaufen    und  ver- 
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kaufen),  deren  erstes  anfangs  der  Künfzigerjahre  in  Leipzig  gegründet  wurde 
mit  dem  Zwecke,  den  Sortimenten)  gangbare  Werke,  die  von  den  Verlegern 
selbst  nur  roh  oder  geheftet  abgegeben  werden,  gebunden  zu  liefern  und  es 
damit  auch  dem  kleineren  Sortimenter  zu  erleichtern,  ein  Lager  gut  und 
geschmackvoll  gebundener  Bücher  zu  hallen.  Die  Hinrichtung  hat  sich  bewahrt 
und  im  Laufe  der  Zeit  eine  Anzahl  grosser  Geschäfte  ins  Leben  gerufen. 

Das  Antiquariatsgeschäft,  dessen  Haupt vertriebsmittcl  Lagerkataloge 
sind,  handelt  mit  alten  und  mit  gebrauchten  neuen  Büchern.  In  ersterer 
Beziehung  leistet  es  Wissenschaft  und  Litteratur  unschätzbare  Dienste;  in 
letzterer  Hinsicht  wirkt  es  wesentlich  ökonomisch,  kollidiert  aber  nicht  selten 
mit  dem  eigentlichen  Sortiment  und  greift  in  dessen  Geschäftskreis  über. 
Darauf  geradezu  berechnet  ist  das  sogenannte  «Moderne  A  ntiquariat » 
oder  «  G  ross- A  ntiquariat  »,  d.  h.  der  systematisc  he  Vertrieb  neuer  Bücher 
zu  Antiquariatspreisen,  was  ihm  einerseits  durch  Erwerbung  von  Auflageresten, 
Partiebezügen  und  dergleichen,  andererseits  hauptsächlich  dadurch  ermöglicht 
wird,  dass  es  sich  auf  gangbare  Bücher  beschränkt,  an  deren  Einführung  das 
Sortiment  Arbeit  und  Kosten  gewendet  hat.  Der  Schaden,  der  dem  Sortiment 
und  mittelbar  auch  dem  Verlag  aus  letzterer  Praxis  erwäc  hst,  liegt  auf  der 
Hand.  Andererseits  ist  jedoch  auch  nicht  zu  verkennen,  dass  das  «Gross-Anti- 
quariat», indem  es  sich  als  sogenannter  «  R  es t  bin  h  h an d  el  >  (vulgo  «Ramsch- 
geschäft») des  Vertriebes  von  Auflageresten,  die  —  ein  Symptom  von  Ueber- 
produklion  —  durch  das  Sortiment  nicht  mehr  anzubringen  sind,  annimmt,  eine 
Funktion  von  unbestreitbarem  Werte  für  die  betreffenden  Verleger  und  Autoren 
ausübt,  während  freilich  dem  Sortiment  auch  hieraus  insofern  Nachteil  erwächst, 
als  das  bücherkaufende  Publikum  mit  zum  Ted  im  Preise  übermässig  herab- 
gesetzter neuer  Litteratur  überfüttert  und  sein  I  i  teil  hinsichtlich  der  angemessenen 
Preise  neuer  Bücher  verwirrt  wird. 

Das  Kommissionsgeschäft  dient  dem  Buc  hhandel,  ist  aber  nicht  selbst 
Handel.  Schweizerischer  Kommissionsplatz  ist  Zürich,  wo  sich  dermalen  sechs 
Firmen  mit  dem  Kommissionsgeschäft  befassen,  das  darin  besteht,  dass  sie 
Sendungen  ihrer  Kommittenten  entgegennehmen  und  an  die  Adressaten 
durch  deren  Kommissionäre  verteilen  und  umgekehrt  Sendungen  für  die 
Kommittenten  annehmen  und.  ineist  in  bestimmten  periodischen  Sammcl- 
sendungen,  ihnen  zugehen  lassen.  In  gleicher  Weise  vermitteln  die  Kom- 
missionäre Zahlungen.  Mit  dem  deutschen  Buchhandel  verkehren  die  schwei- 
zerischen Buchhandlungen  über  Stuttgart  und  Leipzig:  über  erstem  Platz 
speziell  mit  dem  süddeutschen  Buchhandel,  über  Leipzig  mit  allen  anderen 
"Handlungen  Deutschlands  und  Oesterreichs,  sowie  des  übrigen  Auslandes, 
die  dort  Vertreter  haben.  Mit  Paris  verkehren  die  Buchhandlungen  der  fran- 
zösisch sprechendem  Schweiz  natürlich  direkt  und  auch  die  grosseren  Hand- 
lungen der  deutschen  Schweiz  haben  dort  wie  in  London  und  Mailand  eigene 
Kommissionäre. 

III.  Statistisches.  Das  schweizerische  Ragionenbuch  zählt  auf  den  31.  De- 
zember 1899  als  «Buchhandlungen.  Verlagshandlungcn.  Vcrlagsanstalten  >  342 
Firmen  auf,  die  sich  auf  107  Ortschaften  verteilen,  und  ausserdem  noch  11 
spezielle  Antiquariate  unel  9  Kunstverlagsanstalten.  Das  ist  die  Gesamtzahl  aller 
Geschäfte,  auch  blosser  Saisongeschäfte,  die  sich,  sei  es  auch  nur  nebenher, 
mit  dem  Verkaufe  von  Drucksachen  irgendwelcher  Art  befassen  oder  als  Ver- 
lagshandlungen irgendeinen  Kalender  oder  dergleichen  herausgeben;  zu  den 
eigentlichen  Buchhandlungen  gehört  nur  e-in  Teil  derselben.  Näher  kommt 
diesem  Begriffe  das  Verzeichnis  im  offiziellen  «Adressbuch  des  deutschen  Buch- 
handels  und   der   verwandten  Geschäftszweige»,  das  für  1900  in  der  Schweiz 
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274  Firmen  aufführt,  die  sich  auf  <»5  Ortschaften  verteilen.  Do«  Ii  stehen  auch 
von  diesen  noch  hei  weitem  nicht  alle  in  regelmässigem,  durch  Vereinsstatuten 
und  Verkehrsordnung  geregelten  Verkehr  mit  einander,  was  nur  der  Fall 
ist  bei  den  Mitgliedern  der  beiden  grossen  schweizerischen  Buchhändlervereine. 
denen  jetzt  214  Firmen  angehören  (wobei  diejenigen,  die  in  beiden,  nur  einmal 
gezählt  sind). 

Produktion  und  Umsatz  des  schweizerischen  Buchhandels  lassen  sich  nicht 
annähernd  genau  in  Zahlen  bestimmen.  Die  blosse  Aufzählung  der  buehhänd- 
Icrischen  Publikationen  eines  Jahres  und  die  Addition  des  Ladenpreises  derselben 
hat  nur  ein  gewisses  bibliographisches  Interesse,  aber  keinen  volkswirtschaft- 
lichen Wert.*)  Doch  soll  nicht  unerwähnt  bleiben,  dass  ein  von  Seminardirektor 
Bücher  unternommener  Versuch,  die  jährliche  litterarische  Produktion  der  Schweiz 
zu  ermitteln,  für  das  Jahr  1894  im  ganzen  1310  oder  nach  Abzug  der  blossen 
Gclegenheitsschriften  1009"  Werke  ergab,  von  denen  <>73  deutsche  und  33t» 
französische,  so  dass  auf  100,000  deutsche  Einwohner  (diese  zu  71%  der 
Gesamthcvölkcrung  angenommen)  32,  auf  100.000  »1er  französischen  <21.8°/o) 
53  Werke  kommen.  Die  von  Bucher  für  1S94  ermittelte  Bändezahl  wird  durch 
die  schweizerische  Landesbibliothek  insofern  bestätigt,  als  diese  für  1899  einen 
Zuwachs  ihrer  Sammlungen  um  '»47  in  diesem  Jahr  erschienene  Bände  ver- 
zeichnet. (Was  ihr  daneben  1899  an  Broschüren.  Kinzclblättcrn,  Karten.  Ansichten 
und  Porträts,  im  ganzen  4M"H>  Nummern,  zugegangen  ist.  kommt  für  uns  nicht« 
in  Betracht.) 

Die  Schweiz  würde  hiernach  zu  den  publizistisch  regsamsten  Ländern 
gehören.  Aber  um  verwertbare  volkswirtschaftliche  Resultate  zu  erlangen, 
müsste  man  »las  darin  angelegte  Kapital,  den  Absatz  und  den  realen  Gewinn 
oder  Verlust  kennen.  Faktoren,  die  wohl  für  einzelne  Werke  zu  ermitteln, 
aber  für  die  ganze  Landesproduktion  nicht  zusammenzubringen  sind.  Auch  die 
Lagervorräte  entziehen  sich  einer  auch  nur  annähernd  sicheren  Schätzung,  da 
der  Preis  des  Buches  nicht  durch  Angebot  und  Nachfrage  bestimmt  wird  und 
ein  nicht  verkäufliches  Buch,  indem  es  zu  Makulatur  hinabsinkt,  eine  Ent- 
wertung erleidet  wie  kaum  eine  andere  Ware.  Ebensowenig  wie  derjenige  des 
Verlages  ist  der  Gesamtumsatz  des  schweizerischen  Sortiments  bestimmbar; 
hinsichtlich  desjenigen  von  Büchern  schweizerischen  Ursprungs  aus  den  ange- 
führten Gründen  nicht:  aber  auch  nicht  mit  genügender  Sicherheit  hinsichtlich 
der  Bücher  nichtschweizerischer  Herkunft.  Indesseti  mögen  diesfalls  doch 
•folgende  amtliche  Erhebungen  über  die  Einfuhr  und  Ausfuhr  von  Büchern. 
Landkarten  und  Musikalien  in  den  Jahren  1S97.  1898,  1899.  1900  und  1901 
hier  Platz  finden.     (Siehe  die  Tabelle  auf  Seite  t>35). 

Zu  diesen  Zahlen  ist  zunächst  zu  bemerken,  dass  dieselben  die  Ein- 
und  Ausfuhr  nach  Abzug  der  schweizerischen  Remittenden  nach  den»  Aus- 
lande darstellen,  während  die  Bücherremittenden  aus  dem  Ausland  und  die 
Rücksendung  der  Musikalien  nach  beiden  Richtungen,  die  ziemlich  geringfügig, 
dabei  nicht  berücksichtigt  sind.  Dem  Jahresberichte  der  handelsstatistischen 
Abteilung  des  Zolldepartements  für  1897  ist  sodann  zu  entnehmen,  dass  in 
diesem  Jahr   die  Bürhereinfuhr   aulfallend    stark  zugenommen  (4555  q  n.)  und 


*t  Kim*  zuverlässige  Bibliographie  hat  die  Schweiz  übrigens  erst  erhalten  in  dem  monat- 
lichen Bibliographischen  Bulletin,  das  die  Schweizerische  Landeabiblioihek  mit  dem  Anfang 
des  neuen  Jahrhunderts  herauszugeben  begonnen  hat  und  in  dessen  Hauptteilc  «Bibliographie»  alle  ihr 
zugehenden  neuen  Druckschriften,  Karten,  Musikalien  und  Kunstblätter  verzeichnet  werden,  die  mit 
der  Schweiz  in  irgendwelcher  Beziehung  stehen,  also  nicht  bloss,  was  von  1901  an  in  «ler  Schweix, 
sondern  auch  was  im  Ausland  erscheint,  wenn  ej  schweizerischen  Inhalts  oder  einen  schweizerischen 
Verfasser  hat. 
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1897 

1898 

1899 

1900 

1901 

{ W  L- , 

Wert 
i. \m  fr. 

q.  n. 

Wert 
i.  1000  fr. 

q.  n. 
(IN  kg.) 

Wert 
i.  Iii*»  fr. 

q.  n.  Wert 
(IDOLg.)  i.  IdDO fr. 

q.  n. 

(HHliM 

Wert 

i.lOMfr. 

Einfuhr  aus: 
Deutschland  *)  . 
Frankreich  . 
den  übrigen  Ländern 

14685 
4652 

69 1 

6379 
2597 
335 

14579 
4690 
767 

7128 
1775 
384 

13222 
5303 
810 

5307 
3209 
387 

14989 
5671 

908 

6079 
2183 
467 

13978 
5326 
882 

5893 
2663 
151 

Totaleinfuhr 

20028 

9311 

20030 

9287 

19335 

8903 

21568 

8729 

20186 

9007 

Ausfuhr  nach: 
Deutschland*)  . 
Frankreich  . 
den  übrigen  Ländern 

4763 
998 
2150 

2025 
453 
772 

5086 
936 

ITHS 

2091 
447 
670 

5066 
1073 
2594 

2159 
524 
823 

6020 
1224 
1429 

2357 
536 
607 

5951 
1015 
1255 

2287 
517 
562 

Totalausfuhr 

7911 

3250 

7810 

3208 

8733 

3506 

8748 

3500  t» 

8277  3420t 

•)  Mit  Einschluss  des  grössten  Teils  des  Verkehrs  mit  vielen  anderen  Landern  (be- 
sonders Oesterreich,  England  und  Amerika). 

t)  Inbegriffen  75  q.  n.  (1900),  resp.  56  (1901)  Musikalien  mit  ungenannter  Bestimmung 
gewertet  zu  Fr.  63.000  (1900).  resp.  Fr.  54.000  (1901). 


ebenso  die  schweizerische  Ausfuhr  (777  q  n.  =  Fr.  358.000);  ja  dir  Ausfuhr 
von  Musikalien  hat  sich  im  genannten  Jahre  nahe/u  verdreifacht  (von  i>2  auf 
182  (|  n.).  Dieser  Zunahme'  folgte  jedoch  schon  18*18  wieder  ein  kleiner 
Rückgang  in  Einfuhr  und  Ausfuhr,  der  sich  1899  für  Deutschland  noch  ver- 
schärfte, wogegen  Frankreich  wieder  mehr  einführte.  Auch  der  Durchschnittswert 
der  eingeführten  Bücher  erfuhr  in  diesen  Jahren  erhebliche  Vers«  hirbungen. 
1897  wurde  der  Mittelwert  für  Bücher  deutsch-österreichischer  Provenienz  von 
Fr.  467  per  Kilozentner  auf  Fr.  425  herabgesetzt,  derjenige  französischer  Bücher 
dagegen  von  Fr.  520  auf  557  erhöht.  Umgekehrt  verhielt  es  sich  1898;  allein 
schon  1899  musste  der  Durchschnittswert  der  Provenienzen  aus  Deutschland- 
Oesterreich  von  Fr.  485  auf  395  herabgesetzt  werden,  derjenige  französischer 
Bücher  dagegen  von  Fr.  375  im  Jahre  1898  auf  Fr.  604  erhöht  werden.  So 
starke  Schwankungen  innerhalb  weniger  Jahre  lassen  sich  nur  aus  zufälligen 
Vcrumständungen  erklären;  aber  der  durchwegs  höhere  Mittelwert  der  Hinfuhr 
aus  Frankreich  bestätigt  doch  die  auch  sonst  konstatiert«?  Thatsache,  das*  die 
Bücherproduktion  Frankreichs  (und  Englands)  qualitativ,  d.  h.  am  Ladenpreise 
gemessen,  bedeutend  höher  steht  als  die  quantitativ  weit  grössere  Deutschlands, 
Oesterreichs  und  der  Schweiz.  Auf  die  Ausfuhr  schweizerischen  Verlags  wirkt 
der  Umstand  hemmend,  dass  seine  Publikationen  meist  spezifisch  schweizerischen 
Charakter  haben,  nicht  weil  er  die  einheimischen  Erzeugnisse  besonders  sucht, 
sondern  weil  er  sich  hauptsächlich  darauf  angewiesen  sieht.  Aber  selbst  auf 
diesem  ohnehin  beschränkten  Gebiete  wird  der  schweizerische  Verlagsbuch- 
handel in  neuerer  Zeit  stark  beeinträchtigt  durch  den  Staatsverlag  von 
Schulbüchern,  eine  Verstaatlichung,  deren  Zweckmässigkeit  nicht  unanfechtbar, 
weder  vom  volkswirtschaftlichen  und  fiskalischen  Standpunkt  aus.  da  die  billigere 
Herstellung  Illusion,  noch  vom  pädagogischen,  dies  insofern  nicht,  als  der 
Staatsverlag,  indem  er  den  Wettbewerb  um  die  Verbesserung  der  Schulbücher 
unterdrückt,  Gefahr  läuft,  zum  Stillstande  zu  führen. 

Schliesslich  sei  im  Hinblick  auf  die  in  die  Millionen  gehende  Verbreitung 
ihrer  billigen  kleinen  Hefte  auch  noch  ehrend  der  Vereine  (Basel,  Bern  und 
Zürich,  die  behufs  Auswahl  und  Austausch  ihrer  Schriften  im  Kartell  mitein- 
ander stehen)  zur  Verbreitung  guter  Schriften  gedacht  als  Bundesgenossen 
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des  soliden  ehrenhaften  Buchhandels  im  Kampfe  gegen  schlechte  Bücher  und 
als  Pioniere  der  Lesefreude  in  immer  weiteren  Kreisen  des  Volkes. 

Im  allgemeinen  darf  wohl  auch  konstatiert  werden,  dass  das  Schweizer- 
volk, wie  es  hinsichtlich  des  Post-  und  Telcgraphenvcrkchrs  obenan  steht,  so 
auch  unter  den  lesenden  Völkern  eine  rühmliche  Stellung  einnimmt,  und  zwar 
dürfte  dies  in  der  deutschen  Schweiz  fast  mehr  noch  den  breiteren  Schichten 
d<  r  Bevölkerung  zu  verdanken  sein  als  den  wohlsituierten  Klassen.  Wie  indessen 
in  der  litterarischen  Produktion  die  franzosisch  sprechende  Bevölkerung  der 
Schweiz  die  deutsch  sprechende  relatif  übertrifft,  so  geht  sie  nach  den  Beob- 
achtungen kompetenter  Beurteiler  dieser  auch  hinsichtlich  des  Ankaufs  von 
Büchern  voran. 

IV.  Berufsorganisation.  Einen  bedeutsamen  Marchstein  in  der  Entwicklung 
des  schweizerischen  Buchhandels  bildet  die  Gründung  des  schweizerischen 
Buch  händl  er  v  ere  in  s.  An  der  Gründung  des  «Börsenvereins  der  deutschen 
Buchhändler»  im  Jahr  1825,  der  dann  eine  so  ausserordentliche  Bedeutung  für 
den  Buchhandel  erlangte,  hatte  sich  noch  kein  Schweizer  beteiliget.  Zum 
erstenmal  traten  schweizerische  Buchhändler  zur  Beratung  gemeinsamer  Inter- 
essen 1842  zusammen,  und  eine  zweite  Versammlung  fand  im  folgenden  Jahre 
statt  :  aber  zur  Bildung  eines  Vereins  kam  es  trotz  der  trostlosen,  zerfahrenen 
Zustände  erst  sechs  Jahre  später,  und  die  unmittelbar'?  Veranlassung  dazu  gab 
der  neue  eidgenössische  Zolltarif,  welcher  Bücher  mit  einem  Zoll  von  25  Batzen 
per  Zentner  belegte.  In  einer  im  Juli  1849  in  Baden  gehaltenen  Versammlung 
wurde  beschlossen,  hiegegen  beim  Bundesrate  vorstellig  zu  werden,  und 
zugleich  auch  die  gleichmässige  Tarilierung  der  Biicherpreise  und  ein  gleich- 
mässiges  Verfahren  mit  Bezug  auf  den  Kundenrabatt  festgesetzt.  Der  Tarif 
trat  am  1.  Januar  1850  in  Kraft;  aber  die  von  3(i  Firmen  unterzeichnete  Zoll- 
petition hatte  keinen  Erfolg  gegenüber  dem  massgebenden  Grundsatz,  dass 
Luxusartikel  zu  besteuern  seien,  und  der  Ansicht,  dass  Bücher  wenigstens 
teilweise  Luxus  seien:  es  blieb  bei  den  25  Batzen,  die  zwei  Jahre  später,  «als 
infolge  der  Einführung  des  neuen  Münzsystems  der  Zolltarif  revidiert  wurde, 
in  Fr.  .L  50  umgewandelt  wurden.  Die  Herabsetzung  auf  den  jetzt  noch 
bestehenden  Ansatz  von  1  Fr.  per  Kilozentner  erfolgte  erst  1804  infolge  des 
Zollvertrages  mit  Frankreich,  das  gleich  den  anderen  Nachbarstaaten  der 
Schweiz.  Deutschland,  Oesterreich-Ungarn  und  Italien,  Bücher  ganz  frei  ein- 
gehen liiSSt. 

Die  erste  Generalversammlung  des  Schweizerischen  Buchhändlervercins. 
die  am  21.  Mai  1  SSO  in  Baden  stattfand,  wurde  von  Buchhändler  Friedrich 
Schulihess  in  Zürich  präsidiert,  der  in  seiner  Eröffnungsrede  als  leitende  Grund- 
sätze des  Vereins  bezeichnete:  Das  eigene  Interesse  im  Wohlergehen  des 
Ganzen  zu  suchen,  nichts  zu  beschliessen,  was  das  unbefangene  Publikum  nicht 
als  billig  betrachten  kann,  alles  zu  vermeiden,  was  einem  Monopol  ähnlich 
sieht  und  demgemäss  auch  jedem  untadclhaften  Mann  den  Anschluss  an  den 
Verein  zu  gestatten,  woran  die  in  der  gleichen  Versammlung  angenommenen 
Statuten  die  Bedingung  knüpfen,  dass  er  sich  durch  eigenhändige  Unterschrift 
verpflichte,  die  Statuten,  die  Beschlüsse  der  Generalversammlung  und  die 
Verkaufsnormen  des  Vereins  gewissenhaft  zu  beobachten.  Zweck  des  Vereins 
ist  nach  den  Statuten,  «das  Wohl  und  die  Ehrenhaftigkeit  des  schweizerischen 
Buchhandels  im  allgemeinen  und  die  geschäftlichen  Interessen  seiner  Mitglieder 
insbesondere  zu  fördern,  sowie  auch  den  Börsenverein  der  deutschen  Buch- 
händler in  der  Durchführung  seiner  Satzungen  und  der  Beschlüsse  der  Haupt- 
versammlung und  des  Vorstandes  zu  unterstützen.»  Leitende  Behörde  des 
Vereins    ist    ein  Vorstand    von    fünf  Mitgliedern   mit   jährlich  alternierendem 
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Präsidium,  neben  dem  ein  Friedensrichter  erstinstanzlich  die  Klagen  betreffend 
Statutenverlet2ungcn  und  darüber  entstehende  Streitigkeiten  zwischen  Mitgliedern 
entscheidet.  .Als  erster  Vorstand  wurden  die  um  das  Zustandekommen  des 
Vereins  besonders  verdienten  fünf  Mitglieder  der  vorberatenden  Kommission 
bestellt:  Friedrich  Schulthess  in  Zürich,  Präsident:  Christian  Heyel  in 
Frauenfeld,  Aktuar;  Johannes  Hagenbuch  (Grell,  Füssli  &  Cie.)  in  Zürich, 
Carl  Sauerländer  in  Aarau,  Friedrich  Fuhr  (Huber  &  Cie.)  in  St.  Gallen. 
Erster  Friedensrichter  war  C.  P.  Scheit  lin.  Im  Laufe  der  Jahre  haben  die 
Statuten  eine  Reihe  mehr  oder  weniger  bedeutender,  aber  seine  Grundlagen 
nicht  berührender  Aenderungcn  erfahren,  die  dann  1888  in  einer  Generalver- 
sammlung kodifiziert  wurden  und  von  denen  hier  nur  zu  erwähnen,  dass  seit 
1859  Zürich  ständiger  Versammlungsort  und  seit  18t>0  die  Jahresabrechnung 
mit  der  Generalversammlung  verbunden  wird,  die  seit  1884  jeweilcn  am  ersten 
Montag  im  Juni  stattfindet.  Eine  besondere  «Uebereinkunft  >  regelt  in  rechts- 
verbindlicher Weise  den  Verkehr  der  schweizerischen  Buchhandlungen  mit  ein- 
ander, mit  dem  Publikum  und  den  Wiederverkäufern  hinsichtlich  des  Rabatts 
und  der  Ankündigung  antiquarischer  Werke.  Sie  bestimmt,  dass  für  den 
Ladenpreis  von  Büchern  deutschen  Ursprungs  die  1874  angenommene  Tabelle 
massgebend  sei,  die  auf  der  Umrechnung  der  Mark  in  Fr.  1.  25  mit  einem 
Zuschlag  von  durchschnittlich  61/«0/0  beruht.  Die  Aufforderung,  diesen  Zuschlag 
fallen  zu  lassen,  ist  wiederholt  an  den  schweizerischen  Buchhandel  heran- 
getreten, besonders  dringlich  in  der  zweiten  Hälfte  der  Neunzigerjahre  aus 
akademischen  und  Lehrerkreisen,  verbunden  mit  hohen  Rabattforderungen  und 
begründet  auf  ganz  unzutreffende  Annahmen  hinsichtlich  des  Reingewinns  der 
Sortimenter.  Einlässliche  Erhebungen  haben  jedoch  ergeben,  dass  der  Zuschlag, 
zu  dem  die  grossen  Transportspesen  infolge  der  weiten  Entfernung  von  den 
Centralen  des  deutschen  Buchhandels  und  der  durchschnittlich  hohe  Lebens- 
standard in  der  Schweiz  geführt  haben,  nicht  fallen  gelassen  werden  kann  ohne 
Gefährdung  der  soliden  Grundlage  des  Sortimentsgeschäfts,  an  welcher  der 
schweizerische  Verlagshandel  und  mittelbar  Wissenschaft,  Litteratur  und  Volks- 
bildung interessiert  sind.  Schliesslich  gelang  es  dem  Verein  im  Jahr  189S, 
vermittelst  spezieller  Konzessionen  eine  Verständigung  zu  erzielen,  aus  der 
dann  eine  neue  « Uebereinkunft  >  hervorging,  welche  im  allgemeinen  die  bis 
dahin  geltende  Preisberechnung  fortbestehen  lässt.  Eine  Ucbersicht  über  die 
Verhandlungen  des  Vorstandes  und  der  Generalversammlungen  von  der  Grün- 
dung des  Vereins  bis  auf  die  Gegenwart  herab  gewährt  ein  Bild  reger  Thätig- 
keit,  an  welcher  die  Bestrebungen  für  den  Schutz  gegen  Nachdruck,  für  die 
Behauptung  der  vereinbarten  Ladenpreise,  für  gute  Beziehungen  der  Vcrcins- 
mitglieder  zu  einander,  sowie  zum  ausserschweizerischen  und  im  besondern 
zum  deutschen  Buchhandel  und  dessen  Organen  einen  Hauptanteil  haben,  was 
denn  auch  anlässlich  der  Gedenkfeier  des  fünfzigjährigen  Bestandes  des  Vereins 
im  Juni  1899  in  Rede  und  Schrift  mit  lebhafter  Befriedigung  konstatiert  worden 
ist.  Der  an  der  Jahresversammlung  im  Juni  1902  erstattete  Jahresbericht  gibt 
eine  Mitgliedcrzahl  von  142  an,  von  denen  21  nicht  Mitglieder  des  Börsen- 
vereins sind. 

Im  Juli  18bb  wurde  in  Lausanne  von  12  Buchhändlern  der  Städte  Genf, 
Lausanne  und  Neuenburg  die  Socidte"  des  Libraires  et  Editeurs  de  la 
Sutsse  Romande  gegründet,  die  sich  hauptsachlich  mit  Berufsangelegenheiten 
und  Fragen  des  litterarischen  Eigentums  beschäftigte,  auch  zeitweise  ein  von 
J.  Carey  geleitetes  Blatt  (Bulletin  de  Librairie  de  la  Suisse  Romande)  heraus- 
gab. Im  Jahr  1879  löste  der  Verein  sich  auf,  wurde  dann  aber  1889  dun  h 
den  Cercle  des  Libraires  de  Gcncvc.  der  sieh  1888  auf  Anregung  von  Alfred 
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(herbuliez  gebildet  hatte,  wieder  ins  Leben  gerufen.  Seine  Bestrebungen 
sind  im  wesentlichen  dieselben  wie  die  des  Schweizerischen  Buchhändlcrvcreins, 
dem  auch  ein  Teil  seiner  Mitglieder  angehört  und  mit  dem  er  die  besten 
Beziehungen  unterhält.  So  hat  er  u.  a.  in  den  neuen  Statuten,  die  er  sich  im 
Januar  1901  gegeben,  auch  den  Zuschlag  des  deutsch-schweizerischen  Buch- 
handels zum  Markpreise  für  seine  Mitglieder  ebenfalls  verbindlich  erklärt.  An 
den  beiden  ersten  internationalen  Verlegerkongressen  in  Brüssel  und  Paris 
vertrat  er  den  schweizerischen  Verlagshandel  und  Hess  sich  1899  in  London 
durch  den  Abgeordneten  des  Schweizerischen  Buchhändlervereins  mitvertreten. 
Von  1901  an  giebt  er  eine  bis  1900  reichende,  von  A.Jullien  in  Genf  redi- 
gierte Bibliographie  de  la  Suisse  Romandc  heraus.  Seine  Mitgliedcrzahl  hat  sich 
bisher  zwischen  »>5  und  118  bewegt  und  betrug  Ende  1900  104. 

Ein  nicht  unwichtiges  Organ  des  schweizerischen  Buchhandels  ist  das 
Seh  w  e i  z crische  V e re  inssort  iment,  gegründet  1882.  Es  ist  eine  Genossen- 
schaft mit  beschränkter  Haftbarkeit  und  Sitz  und  Gerichtsstand  in  Ölten. 
Genossenschafter  kann  jedes  Mitglied  des  Schweiz.  Buchhändlcrvcreins  werden 
durch  Erwerbung  von  mindestens  einem  Anteilscheine  von  nominell  500  Fr. 
Als  Zweck  bezeichnen  die  Statuten  «Kauf  und  Verkauf  buchhändlcrischer  Kon- 
sumartikel»,  mit  andern  Worten,  durch  Haltung  eines  Lagers  gangbarer  Werke 
den  Mitgliedern  jederzeit  den  thunlichst  schnellen  Bezug  derselben  zu  ermög- 
lichen zu  einem  Preise,  welcher  die  Selbstkosten  nur  so  weit  übersteigt,  als 
erforderlich  zur  Verzinsung  des  Gesellschaftskapitals  zu  4  °/o,  zu  angemessenen 
Abschreibungen  und  zur  Ansammlung  eines  Reservefonds.  Den  Betrieb  leitet 
unter  der  Oberaufsicht  des  Vereinsvorstandes  der  Gerant.  Das  Genossenschafts- 
kapital betrug  im  Jahr  1901/2  Fr.  74,500  in  149  Anteilscheinen,  die  sich  auf  90 
Mitglieder  verteilen:  der  Reservefond  mit  Ende  1901 ,  2  Fr.  27.225  :  das  Lager 
hatte  »inen  Nettowert  von  rund  Fr.  201,574,  wovon  Fr.  129,801  fest:  der 
Absatz  betrug  rund  Fr.  382.002  in  Bezügen,  die  von  weniger  als  Fr.  1000 
<15  Mitglieder)  bis  über  Fr.  25.000  pro  Jahr  (1  Mitglied)  sich  bewegen.  Ein- 
gegangen sind  im  Jahr  1901/2  in  2044  Post-  und  932  Bahnsendungen  90,117.  kg 
und  ausgegangen  115,530  kg  in  23,820  Sendungen,  wovon  14,385  Paketpost- 
sendungen mit  <>7,272  kg. 

Seit  August  1883  besteht  ein  «Schweizerischer  Buchhand]  ungs- 
G  ehül  f  en  v  er  ei  n>,  als  dessen  Zweck  die  Statuten  bezeichnen  «die  allseilige 
Wahrnehmung  und  Portierung  der  Interessen  des  Buchhandlungs-Gchülfenstandes 
im  allgemeinen  und  der  Mitglieder  im  einzelnen>  und  zu  dessen  Erreichung  im 
besondern  die  Krankenkasse  und  die  Unterstützung>.kassc  bestimmt  sind.  Arn 
1.  April  1900  zählte  der  Verein  53  Mitglieder,  die  einen  Jahresbeitrag  von 
Fr.  12  leisten,  und  erhielt  ausserdem  freie  Beiträge  von  25  Prinzipalen,  sowie 
vom  Schweiz.  Buehhändlerverein  als  solchem.  Das  Vereinsvermögen  betrug  am 
gleichen  Tag  Fr.  8299.  r.o. 

V.  Gesetzgebung.  Schon  das  von  Dr.  Bluntschli  redigierte  Privatreeht- 
liche  Gesetzbuch  für  den  Kanton  Zürich  vom  Jahr  1853  enthielt  einen  Abschnitt 
« Verlagskontrakt>  <SS  159'»—  1014).  In  präziserer  Form  ordnete  dann  dieses 
Rechtsverhältnis  das  schweizerische  Obligationenrecht  von  1881,  an  dessen 
Redaktion  der  genannte  züricherische  Rechtsgelehrte  wieder  hervorragenden 
Anteil  halte,  in  dem  Abschnitt  «  V  e r  1  ags  v  er  t ra  g  »  ('$$  373 — 391),  zu  dessen 
Beratung  in  der  Kommission  auch  ein  Vertreter  des  schweizerischen  Verlags- 
handeh  zugelassen  wurde.  Das  Buntlesgesetz  nimmt  auf  die  Usancen  des 
Buchhandels  gebührende  Rücksicht  und  wahrt  berechtigte  Interessen  sowohl 
der  Verleger  als  der  Autoren.  Demzufolge  lebte  es  sich  ohne  Schwierigkeiten 
ein  und  hat  sich  nun  in  nahezu  zwanzigjährigem  Bestände  bewährt. 
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Weit  mehr  als  die  Koditizierung  des  Verlagsrechts  beschäftigte  den 
schweizerischen  Buchhandel  der  Schutz  des  litteraris<hen  Eigentums  gegen 
Nachdruck.  Nur  in  Genf,  das  auch  noch  nach  1815  die  bezügliche  französische 
Gesetzgebung  beibehalten  hatte,  gab  es  gesetzlichen  Schutz  gegen  Nachdruck ; 
Zürich  und  Basel  schützten  nur  den  Autor  und  den  Drucker,  der  ein  Privileg 
erworben  hatte,  das  aber  natürlich  nur  für  ihr  eigenes  kleines  Gebiet  Geltung 
und  daher  sehr  beschrankten  Wert  hatte.  Wie  wenig  noch  in  den  vierziger 
Jahren  »1er  Gedanke,  dass  unerlaubter  Nachdruck  verwerflich  sei,  Wurzel  gefasst 
hatte,  geht  unter  anderm  daraus  hervor,  dass  1844  che  Kommission  für  die 
Beratung  des  Privatrechtlichen  Gesetzbuches  für  den  Kanton  Zürich  den  von 
Professor  Bluntschli  darin  aufgenommenen  Abschnitt  «Vom  Rechte  des  Autors» 
gänzlich  stric  h.  Der  erste  Kanton,  der  von  sich  aus  diese  Materie  gesetzgeberisch 
ordnete,  war  Soluthurn.  das  in  sein  1-S41 —  1S47  erlassenes  (  ivilgcsetzbuch  die 
in  Zürich  verworfenen  Bestimmungen  des  Bluntschlisehen  Entwurfes  fast  wörtlich 
aufnahm.  Den  ersten  realen  Erfolg  erzielten  die  auf  den  Schutz  gegen  Nach- 
druck abzielenden  Bestrebungen  in  dem  «  Konkordat  über  den  Schutz  des 
schriftstellerisc  hen  und  künstlerisc  hen  Eigentums»  vom  Jahr  1853,  dem  bis  1867 
14  ganze  und  halbe  Kantone  sich  ansc  hlössen.  Eine  weitere  Ausdehnung  erhielt 
dieser  Schutz  1 8f>4  durch  den  Handelsvertrag  .mit  Frankreic  h.  Aber  noch  1866 
verwarf  das  Schweizervolk  mit  starker  Mehrheit  anlässlich  der  Abstimmung 
über  eine-  Partialrevision  der  Bundesverfassung  auch  einen  Artikel,  der  dem 
Bund  einstweilen  bloss  die  Befugnis  einräumen  wollte,  gesetzliche  Bestimmungen 
zum  Schutze  des  sc  hriftstellerischen,  künstlerischen  und  industriellen  Eigentums 
zu  erlassen.  Erst  mit  1SS4  trat  das  *  Bundesgesetz  betreffend  das  Urheberrecht 
an  Werken  der  Eitteratur  und  Kunst»,  dessen  Erlass  die  Revision  der  Bundes- 
verfassung von  1874  ermöglicht  hatte,  in  Kraft;  und  IMSt,  erfolgte  dann  die 
Gründung  einer  «Inte  rnationalen  Union  zum  Schutze  der  Werke  der  Litteratur 
und  Kunst»,  auch  kurzweg  «  Berncr  Konvention  von  IS.Sti»  genannt,  weil  sie 
in  Bern  abgeschlossen  worden  und  diese  Stadt  auch  der  Sitz  des  ständigen 
Bureaus  der  Union  ist.  Ihr  sind  bis  189S  13  Staaten  mit  einer  Seelenzahl  von 
ca.  530  Millionen  beigetreten,  darunter,  neben  der  Schwe  iz,  das  deutsche  Reich, 
Krankreich,  Grossbritannien.  Italien.  Spanien.  Be  lgien  und  Norwegen,  wogegen 
die  Niederlande.  Oesterreich.  Portugal,  Russland.  Schweden  und  die  Vereinigten 
Staaten  noch  ferngeblieben  sind. 

VI.  Littemtnr.  Friedrich  Kapp,  Geschichte  Urs  deutschen  Buchhandels  bis  in  das 
17.  Jahrhundert.  Leipzig  iSSö.  —  Publikationen  des  ßörsenvereins  der  deutschen  Buch- 
händler. Erste  Folge,  g  Bünde.  Dieselben.  Neue  Folge.  Bd.  I — A'A".  ( 187^-^1 8g8).  — 
Codex  nundinarius  Gcrmaniae  litcrariac  bisecutaris  (Messjahrbücher  des  deutschen  Buch- 
handels  /  >A/ —  184b).  Mit  Vorwort  und  Einleitung  von  Gustav  Schwelschhc.  Halle  r8jo. 

—  F.  L.  Hoffmann  (IVegetin),  Verzeichnis  von  Schriften,  -welche  die  Geschichte  der 
Bttchdruckerkunst  in  der  Schweix  zum  Gegenstand  haben.  Hatte  /S47.  —  Oeorg  Rettig, 
Die  Anfänge  der  Buchdruckerkunst  der  Schweif.  ( Berner  Taschenbuch  1878.)  —  Der- 
selbe, Buchdrucker  und  Reformatoren.  / Hemer  Taschenbuch  1SX0.)  - —  P.  W.  (Wegolln), 
Die  Buchdruckereien  der  Schweiz.  St.  Gallen  /Sj6.  —  J.  Stockmeyer  und  B.  Reber,  Bei- 
träge zur  Basler  Buchdrucker  geschickte.  Basel  1840.  —  C.  W.  Hecket hörn,  The  I*rinters 
0/  Baste  in  the  /j.  and  ib.  Centuries.  London  /8yy.  —  Streuber,  Neue  Beiträge  zur 
Basier  Buchdruckergeschichle.  (Beiträge  zur  vaterländischen  Geschichte.  Herausgegeben 
von  der  Historischen  Gesellschaft  zu  Basel,  III.  Bd.)  Basel  184b.  —  A.  Fechter,  Beiträge 
zur  ältesten  Geschichte  der  Buchdrnckcrkunst  in  Basel.  (Basier  Taschenbuch  auf  das 
Jahr  iSbj.)  -    Theophile  Dufour,  Livres  imprimes  a  Gcneve  et  a  Neuchätel.  Genf  187S. 

—  f.  H.  Gaullieur,  Etudes  sur  la  Typographie  Genevoise  du  NVe  au  A'IA'e  siede  et 
sur  les  origines  de  riinprimcrie  en  Snisse.  „Bulletin  de  /' Institut  National  Genevois. 
II,  f."  Genf  i8jj.  -  Arrets  du  Conseil  de  Gcneve  sur  le  fait  de  /' imprimerie  et  de  la 
librairie  de  1841  ä  /8jo.  Recueillis  et  annotes  par  Alfred  Variier.  Genf  1S93.  —  Buch- 
druckerei  in  Graubunden  <  J.  Andr.  v.  Sprecher,  Geschichte  der  Bepublik  der  drei  Bünde 
im  j8.  Jahrhundert,   2.  Bd./    Chur  /Syj.        Weg*! in,   Beiträge  zur  Buchdrucker-  und 
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Litter  atur ff  esc  hichtr  St.  Gullens.  St.  Gallen  /Sjj.  Derselbe,  Geschickte  der  Buch- 
druckercien  im  Konto*  St.  Gallen.  St.  Gallen  1840.  —  tmllio  kl  Ott  a,  Bibliograßa  slorica 
ticinese.  Zürich  184g.  —  Tlpografta  Agnetti,  In,  in  Lugano  (1746  -  fjqq)  con  atcuni  cenni 
sullo  sviluppo  della  stampa  net  canlone  Ticino.  „Bulletino  storico  della  Svizzera  Italiana, 
IV."  Bellinzona  1X82.  —  Salomort  Vögelin,  Christoph  Froschauer,  erster  berühmter  Bach- 
dr ucker  in  Zürich,  nach  seinem  Leben  und  Wirken.  Zürich  1840.  —  Denkschrift  der 
Museumsgesellschaf l  in  Zürich  zur  Feier  des  34.  Juni  /S40.  —  J.  Horner,  Neujahrsblatt 
der  Stadtbibliothek  in  Zürich  auf  das  Jahr  1S41.  (Beitrüge  zur  Geschichte  der  Buch- 
dr  ucker  ei  in  Zürich.)  —  0.  W,  Zapf,  Reisen  in  einige  Klöster  Sekwabens,  durck  den 
Schwarzwald  und  in  die  Schweiz.  Erlangen  178b.  —  Adolph  Rüssel,  Gesamt- Verlags- 
katalog des  deutschen  Buchhandels,  Bd.  XIV,  Bundesrepublik  Schweiz  (1882),  Bd.  XVI, 
Ergänzungen,  Schweiz.  A.  V.  Orelli,  Das  schweizerische  BundesgesHz  betreffend  das 
Urheberrecht  an  Werken  der  Lilteratur  und  Kunst  etc.  Zürich  1884.  —  Ernst  Röthlis- 
berger,  Geistiges  Eigentum  und  geistige  Produktion  in  der  Sckwciz.  /89S.  —  Schwei- 
zerisch* Handelsstatistik.  Jahresberichte,  herausgegeben  Z'Om  Schweiz.  ZolldepartemeuJ . 
Abschnitt  Buchhandel.  —  ( Jahres- )  Berichte  über  Handel  und  Industrie  der  Schweiz. 
Erstattet  vom  Vorstande  des  Schweiz.  Handels-  und  Industriez  ereins.  —  Jahresberichte 
der  Schweizerischen  Landesbibliothek.  -    Jahresberichte  des  Sckweiz.  Buchkilndtervereins. 

—  Der  schweizerische  Buchhändlen-erein  /S49 — 1899.  (Bearbeitet  von  Benno  Schwad*.) 

—  Chronik  des  schweizerischen  Buckkandiervereins  1849-/900.  (Bearbeiter :  Er.  Fehr, 
Alexander  Franeke,  Fr.  Schult hess,  Eugen  Fehr.) 

Dr.  J.  Huber,    Verlagsbuckhandler,  Frauenfeld. 

Budget  der  Eidgenossenschaft. 

I.  Vorschriften  betreffend  das  Budget.  —  11.  Terminologie.  —  III.  Umfang. 
Aufbau  und  Form  des  Budgets. —  IV.  Nachtragskredite.  —  V.  Budgctüber- 
schreilungen.  —  VI.  Gültigkeitsdauer  des  Budgets  und  der  besonderen  Kre- 
dite. —  VII.  Uebertragungen  oder  Virements.  —  VIII.  Vorbereitung  und 
Aufstellung  des  Budgets.  -•  IX.  Beratung  und  Beschl iessung  des  Budgets 
in  der  Bundesversammlung.  —  X.  Vollzug  des  Budgets.  —  XI.  Wachsen 
des  Budgets.       XIl.  Lttteratur. 

I.  Vorschriften  betreffend  das  Budget.  lieber  das  Budget  der  Kidgenossen- 
schaft besteht  kein  besonderes  Gesetz,  sondern  die  massgebenden  Bestimmungen 
sind  sowohl  in  der  Bundesverfassung  als  in  verschiedenen  Erlassen  der  Bundes- 
versammlung und  des  Bundesrates  enthalten. 

Die  Bundesverfassung  beschrankt  sich  darauf,  in  Art.  85  die  Aufstellung 
d.  h.  die  definitive  Festsetzung  und  N  otierung  des  Budgets  in  die  Befugnis  der 
Bundesversammlung  zu  legen  und  ferner  in  Art.  102,  Ziff.  l-l  die  Aufgabe  der 
Entwerfung  des  Voranschlages  dem  Bundesrate  zuzuweisen.  Durch  Bundcs- 
beschluss  betreffend  Organisation  und  Geschäftsgang  des  Bundesrates  («1er  letzte 
datiert  vom  28.  Juni  18«)5)  ist  die  Aufstellung  des  Voranschlags  d.  h.  die 
Vorbereitung  desselben  dem  Geschäftskreis  des  Finanzdepartements  zugeteilt. 
Die  wichtigsten  Dctailbestirnmungen  über  das  Budget  (es  sind  nur  wenige)  sind 
enthalten  im  Reglement  über  die  Organisation  der  Finanzverwaltung  und  die 
Einrichtung  und  Führung  des  eidgenössischen  Kassen-  und  Rechnungswesens 
vom  V).  Februar  1877.  das  frühere  Vorschriften  zusammenfasste  und  ergänzte. 
Daneben  können  als  fernere  Weglcitungcn  angesehen  werden  die  Beschlüsse, 
welche  die  Bundesversammlung  im  Verlauf  der  Jahre  jeweilcn  anlässlich  der 
Budgetberatung  und  »1er  Abnahme  des  Geschäftsberichts  und  der  Staatsrechnung 
fasste,  sowie  die  einschlägigen  alljährlichen  Bundesratshest  hlüsse  und  endlich 
eine  vom  Bundesrate  am  17.  Dezember  1877  genehmigte  Verordnung  des  Militär- 
departements über  die  Aufstellung  des  Budgets  dieses  Departements  und  über 
die  Zuteilung  und  Verwendung  der  betreffenden  Kredite. 

II.  Terminologie.  Der  offizielle  Name  des  eidgenössischen  Budgets  ist 
Voranschlag.  Die  Bundesverfassung  spricht  in  den  beiden  oberwähnten  Artikeln 
von  dem  «Voranschlag».    Des  nämlichen  Ausdruckes  bedient  sich  der  Bundes- 
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beschluss  über  dir  Organisation  und  den  (Je schäftsgang  des  Bundesrates.  Dem- 
gemäß tragt  das  Budget  den  Titel  «Voranschlag  der  schweizerischen  Eidgenossen- 
schaft für  das  Jahr  X.»  Doch  findet  sich  auch  in  Bundesbcs<  hlüssen  und 
Verordnungen  die  Bezeichnung  «Budget».  Dagegen  ist  das  in  Deutschland 
vielfach  angewandte  Wort  «Etat»  in  der  Bundesverwaltung  nicht  gebräuchlich. 

III.  Umfang,  Aufbau  und  Form  des  Budgets.  Ursprünglich  erstreckte 
sich  tlas  Budget  der  Eidgenossenschaft  auch  auf  den  Status  und  die  Bewegungen 
des  Kapitalvermögens  des  Bundes,  während  der  jetzige  Voranschlag  nur  mehr 
die  Vrrwaltungsrcchnung  ins  Auge  fasst  und  sich  mit  den  Kapitalbewegungcn 
nur  insofern  beschäftigt,  als  für  die  Bemessung  der  in  die  laufende  Rechnung 
einzustellenden  Liegenschafts-  und  Kapitalzinse  der  Stand  der  Liegenschaften 
sowie  der  angelegten  und  verzinslichen  Betriebskapitalien  ermittelt,  beziehungs- 
weise berechnet  wird. 

Der  Voranschlag  zerfällt  in  zwei  Hauptteile:  Einnahmen  und  Ausgaben. 
Die  Einnahmen  setzen  sich  zusammen  aus  vier  Abschnitten:  I.  Ertrag  der 
Liegenschaften  und  Kapitalien.  II.  Allgemeine  Verwaltung  (A.  Bundeskanzlei 
und  B.  Bundesgericht).  III.  Departemente  (A  Politisches,  B.  Inneres.  C.  Justiz 
■und  Polizei,  D.  Militär,  E.  Finanzen  und  Zölle.  F.  Handel,  Industrie  und  Land- 
wirtschaft. (J.  Post  und  Eisenbahnen  mit  Telegraphen).  IV.  Unvorhergesehenes, 
Die  Ausgaben  umfassen  ebenfalls  vier  Abschnitte.  Abschnitt  1  trägt  den  Titel 
Amortisation  und  Verzinsung  (der  eidgenössischen  Anleihen);  Abschnitt  II  zerfällt 
in  A.  Nationalrat,  B.  Ständerat,  C.  Bundesrat,.  D.  Bundeskanzlei,  E.  Bundes- 
gericht :  die  übrigen  Haupttitel  sind  die  nämlichen  wie  bei  den  Einnahmen.  Am 
Schlüsse  des  Einnahmen-  und  Ausgabenkapitels  befindet  sich  je  ein  Zusammen- 
zog;  dem  Zusammenzug  der  Ausgaben  folgt  die  Bilanz,  an  welche  sich  eine 
Uebersicht  der  mutmasslichen  Reinergebnisse  der  einzelnen  Departemente  und 
Verwaltungen  (Reineinnahmen  und  -ausgaben)  anschliesst.  Es  ergibt  sich  aus 
dem  Vorstehenden,  dass  für  die  Gruppierung  der  Budgetposten  zwei  verschiedene 
Systeme  befolgt  werden.  Bei  den  Abschnitten  I  und  IV  sind  die  Einnahmen 
und  Ausgaben  nach  ihrer  inneren  Zusammengehörigkeit,  bei  II  und  III  nach 
den  administrativen  Ressorts  klassiert. 

Den  einzelnen  rechts  in  Kolonne  eingesetzten  Detailposten  der  Einnahmen 
und  Ausgaben,  der  Zusammenzüge  und  der  Bilanz  sind  links  die  entsprechenden 
Ziffern  der  letzten  Staatsrechnung  und  des  Voranschlags  des  laufenden  Jahres 
gegenübergestellt. 

Der  Voranschlag  ist  eine  zahlenmäßige  Zusammenstellung  ohne  weitere 
erläuternde  Beisätze.  Die  Begründung  der  einzelnen  Posten  geschieht  in  einer 
besonderen  an  die  eidgenössischen  Räte  gerichteten  Botschaft,  in  welcher  nach 
einem  allgemeinen,  einleitenden  Uebcrblh  k.  gemäss  den  Vorschriften  des  Art.  75 
des  obzitierten  Reglements  vom  19.  Februar  1877,  namentlich  die  Abweichungen 
gegenüber  den  früeren  Jahren  und  die  neueingestellten  Ansätze  beleuchtet 
werden. 

Der  Voranschlag  wird  möglichst  spezialisiert,  namentlich  bei  den  Aus- 
gaben der  Centralvcrwaltung.  Weitere  Einzelheiten  enthält  die  Botschaft,  in 
welcher  eine  ganze  Reihe  von  Budgetansätzen  in  Unterrubriken  zerlegt  werden, 
insbesondere  bei  einzelnen  Kapiteln  des  Departements  des  Innern,  des  Militär- 
departements, des  Landwirtschaftsdepartements,  der  Postverwaltung  und  der 
Telegraphenverwaltung.  Es  wird  auch  auf  möglichste  Stabilität  des  Rubriken- 
baues gehalten.  Seit  Jahren  enthält  die  Einladung  des  Bundesrates  an  die 
Vcrwaltungsabteilungen  zur  Einreichung  ihrer  Beiträge  zum  Budget  die  Vor- 
schrift, dass  die  bestehenden  Rubriken  beizubehalten  und  vor  dieselben  die 
gehörigen  Buchstaben   und  Ziffern  anzubringen  s'  ien.     Eine  Rubrik  wird  nur 
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dann  ausgeschaltet,  wenn  angenommen  werden  darf,  dass  sie  endgültig  ver- 
schwindet. So  wird  i.  B.  bei  der  Postverwaltung  die  Ausgabenruhrik  XVII.  Ver- 
minderung des  Betriebsmatcrials  und  bei  der  Telegraphenverwaltung  die  Aus- 
gabenrubrik XI.  Verminderung  des  Inventars  beibehalten,  obschon  beide  seit 
einigen  Jahren  keine  Ziffer  mehr  aufweisen.  Es  erleichtert  dies  die  Vergleichung 
mit  früheren  Budgets.  Allfällige  neue  Rubriken  werden  an  passender  Stelle 
eingereiht  und  entsprechend  numeriert. 

Ks  bestehen  keine  sogenannten  Spezial-  oder  Xebenbudgets.  sondern  der 
Voranschlag  unifasst  die  ganze  laufende  Verwaltung  des  Bundes.  Das  sogenannte 
Materialbudget  der  Militärverwaltung,  welches,  um  die  rechtzeitige  und  vorteil- 
hafte Beschallung  von  Kriegsmaterial  zu  ermöglichen,  jewcilen  schon  in  der 
Junisession  von  den  eidgenössischen  Räten  festgesetzt  wird,  kann  nicht  als 
Spczialetat  angesehen  werden,  da  es  dem  Budget  der  Militärverwaltung  einver- 
leibt wird  und  mit  diesem  einen  Bestandteil  des  Gesamtvoranschlags  bildet. 
Desgleichen  ist  das  Budget  der  Alkoholverwaltung  auch  kein  Nebenetat  des 
eidgenössischen  Budgets,  da  bekanntlich  die  Reinergebnisse  der  genannten  Ver- 
waltung an  die  Kantone  verteilt  werden.  Dagegen  ist  nunmehr  die  vom  eigent- 
lichen Bundesstaatshaushalt  vollständig  getrennte  Verwaltung  der  Bundesbahnen 
Gegenstand  eines  besonderen  Voranschlags  geworden. 

Ebenso  gibt  es  kein  sogenanntes  ausserordentliches  Budget,  sondern  nur 
ein  ordentliches. 

Der  Voranschlag  ist  <  in  Bruno-Budget,  indem  sowohl  die  Einnahmen  als 
die  Ausgaben  in  ihrem  vollen  Umfange  darin  enthalten  sind.  Es  besteht  immerhin 
eine  Ausnahme  beim  Militärdepartement  für  die  Pulververwaltung,  die  Pferderegic- 
anstalt  und  die  Militärwerkstätten  ( 'Konstruktion* werkstätte,  Munitionsfabrik  und 
Waffenfabrik),  da  nur  deren  Reinerträgnisse  in  die  Hauptkolonne  eingestellt 
werden,  um  nicht  die  Gesamtausgaben  des  genannten  Departements  hoher 
erscheinen  zu  lassen,  als  sie  in  Wirklichkeit  sind.  Hier  möge  auch  noch  bei- 
gefügt werden,  das*  das  Budget  der  Münzverwaltung  das  Hauplhudget  in  keiner 
Weise  berührt,  weil  Einnahmen  und  Ausgaben  dieses  Verwaltungszweiges  eben- 
falls ausserhalb  der  Hauptkolonne  gestellt  sind  und  die  sich  ergebenden  Rech- 
nungsergebnisse auf  den  Münzreservefonds  übertragen  werden. 

Das  nach  den  vorstehenden  Grundsätzen  aufgestellte  Budget  bildet  die 
Grundlage  der  Staatsrechnung,  welche  nach  .Massgabe  von  Art.  77.  Alinea  1 
des  vorerwähnten  Reglements  vom  l'i.  Februar  1877  sämtliche  Einnahmen  und 
Ausgaben  im  Laufe  des  Jahres  «nach  den  im  Budget  aufgestellten  Abteilungen 
umfassen  soll > .  Art.  07  des  nämlichen  Reglements  sc  hreibt  ebenfalls  vor.  dass  die 
Rechnungen  in  einer  dem  Budget  entsprechenden  Form  aufgestellt  sein  sollen. 

IV.  Nachtragskredite.  Schon  Arl.  12.  Alinea  2  des  Bundesgesetzes  vom 
10.  Mai  1849  über  die  Organisation  und  den  Geschäftsgang  des  Bundesrates 
enthielt  die  Vorschrift,  dass,  dringliche  Ausgaben  vorbehalten,  das  Budget  nie 
überschritten,  sondern  in  den  erforderlichen  Fällen  bei  der  ersten  Versammlung 
des  National-  und  Ständerates  der  nötige  weitere  Kredit  beantragt  werden 
solle.  In  ähnlichem  Sinne  lauteten  Ziffer  12  des  Mundcsbeschlusses  betreffend 
die  Geschäftsführung  des  Bundesrates  im  Jahre  1850.  sow  ie  Ziffer  3  des  Bundes- 
beschlusses betreifend  die  eidgenössis«  he  Staatsrechnung  von  1875.  Alle  diese 
Wegleitungen  sind  nunmehr  zusammengefasst  in  Art.  10  des  mehrfach  erwähnten 
Reglements  vom  1(».  Februar  1877,  welcher  folgendes  vorschreibt: 

•  Alle  Zahlungsanweisungen  müssen  sich  entweder  auf  einen  Budget-  oder  auf  einen  von  der 
Bundesversammlung  bewilligten  Xachtragskredit  oder  endlich  auf  einen  speziellen  Besch luss  de»  Bundes- 
rats stai/.,  n.  wonach  das  betreffende  Departement,  respektive  die  Bundeskanzlei,  zu  der  Ausgabe 
ermächtigt  worden,  wofür  aber  jeweijen  in  der  nächsten  Session  die  Genehmigung  der  Bundes- 
ver-ammluTie;  einzuholen  ist. 
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Dir  Nachtragskreditbegehren  werden  der  Bundesversammlung  jeweilen 
mittelst  einer  Botschaft  unterbreitet:  gewöhnlich  gelangen  im  Laufe  eines  Jahres 
drei  Nachtragskrcditbcgchren  an  die  oberste  Behörde:  im  Jahr  1902  waren 
es  ausnahmsweise  vier.  Die  von  der  Bundesversammlung  bewilligten  Spezial- 
t  kredite  werden,  soweit  möglich,  auch  in  das  Budget  oder  in  die  Nachtrags- 
kredite aufgenommen. 

Die  Nachtragskredite  betrugen  in  den  sechs  letzten  Jahren:  1896: 
Kr.  3,334.333;  1897:  Fr.  7.690,923:  1898:  Fr.  7,696,834:  1899:  Fr.  5.083.853; 
1900:  Fr.  5,573.720:  1*»01  :  6,207,000.  Es  ist  aber  zu  bemerken,  dass  bei 
diesen  Summen  sich  ganz  erhebliche  Posten  befinden,  die  nicht  als  eigentliche 
Nachtragskredite  zu  betrachten  sind,  wie  Ucbcrtragungcn  von  unerschöpften 
Krediten  aus  dem  Vorjahre,  Ausgaben  aus  frühern  Bundesbeschlüssen  resul- 
tierend, u.  s.  w.  Werden  diese  Beträge  abgezogen,  so  bilden  die  Nachtrags- 
kredite im  Jahre  1896:  1.4  %:  1897:  3,2  % ;  1898:  3  •/©;  1899:  2,5  %; 
1900:  3%;  1901:  2,5  0  o  des  ursprünglichen  Ausgabenbudgets,  was  sicherlich 
nicht  als  ein  Missverhältnis  bezeichnet  werden  kann. 

V.  Budgetüberschreitungen.  Ist  es  nicht  mehr  möglich,  für  eine  dringliche, 
nicht  budgetiertc  Ausgabe  oder  für  eine  Kreditüberschreitung  vor  Abschluss 
der  Jahresrechnung  einen  Nachtragskredit  zu  verlangen,  so  wird,  nachdem  der 
Bundesrat  die  Ausgabe  vorläufig  genehmigt  hat,  hierfür  im  Staatsrcchnungs- 
bericht  um  Indemnität  nachgesucht.  Es  handelt  sich  hier  jeweilen  im  Verhältnis 
zu  den  Gesamtausgaben  um  ganz  unbedeutende  Beträge. 

VI.  Gültigkeitsdauer  des  Budgets  und  der  besonderen  Kredite.  Das 
eidgenössische  Budget  umfasst  den  Zeitraum  eines  Jahres  vom  1.  Januar  bis 
31.  Dezember  und  fällt  somit  mit  dem  Kalenderjahr  zusammen.  Immerhin  können 
zur  Bereinigung  der  Rechnungsverhältnisse  sämtliche  Abteilungen,  mit  Ausnahme 
des  Militärdepartements,  Anweisungen  auf  das  Budget  noch  bis  zum  15.  Februar 
des  nächstfolgenden  Jahres  ausstellen;  diese  Frist  wird  für  das  weitschichtige 
Militärdepartement  bis  Ende  Februar  erstreckt.  Früher  lief  der  Termin  für 
Anweisungen  auf  alte  Rechnung  für  alle  Departemente  schon  am  31.  Januar 
ab.  Zu  Anfang  eines  jeden  Jahres  sind  also  während  1 '/t  bezw.  während  zwei 
Monaten  zwei  Budgets  in  Kraft,  das  alte,  dessen  Gültigkeitsdauer  eigentlich 
erst  mit  dem  15.  bezw.  28.  Februar  aufhört,  und  das  neue,  dessen  Wirksam- 
keit mit  dem  1.  Januar  begonnen  hat.  Nach  dem  15.  Februar  bezw.  nach  Ende 
dieses  Monats  dürfen  keine  Zahlungen  mehr  auf  Rechnung  des  abgelaufenen 
Budgets  gemacht  werden;  die  nicht  erschöpften  Budget-  oder  Nachtragskredite 
fallen  dahin  und  es  darf  im  neuen  Rechnungsjahre  keine  Ausgabe  darauf 
begründet  werden.  Uebertragbar  von  einem  Jahre  zum  andern  bis  zu  ihrer 
Erschöpfung  im  Sinn«-  der  ursprünglichen  Zweckbestimmung  sind  nur  solche 
Kredite,  welche  durch  spezielle  Bundesbeschlüsse  bewilligt,  aber  nicht  auf  ein 
bestimmtes  Jahr  angewiesen  sind. 

VII.  Uebertragungen  oder  Virements.  Dieselben  sind  unter>agt.  Das 
Reglement  über  die  Einrichtung  und  Führung  des  eidgenössischen  Kassen wesrns 
und  die  Kassenverwaltung  vom  4.  Dezember  1854  enthielt  in  Art.  33  bereits 
die  Bestimmung,  dass  keine  Kredite  während  dem  Laufe  eines  Jahres  auf  andere 
Abschnitte  oder  Rubriken  des  Budgets  übertragen  werden  können.  Art.  75  des 
Reglements  über  die  Organisation  der  Finanzverwaltung  vorn  31.  Dezember  18M 
drückte  sich  noch  deutlicher  aus,  indem  er  weiter  vorschrieb,  dass  auch  keine 
Ausgaben  auf  einer  andern  Rubrik,  als  auf  derjenigen,  wohin  sie  ihrer  Natur 
nach  gehören,  verrechnet  werden  dürfen. 

Im  nämlichen  Sinne  sprach  sich  die  Bundesversammlung  aus.  welche  im 
Bundesbe Schlüsse   zum  Budget   lür   da*  Jahr  1870  den  Bundesrat  ausdrücklich 
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einlud,  darüber  zu  wachen,  dass  von  dem  Mittel  der  Ucbertragungcn  t  Virements> 
gegenüber  den  Budgctansätzen  kein  Gebrauch  gemacht  werde. 

Art.  82  des  gegenwärtig  in  Kraft  bestehenden  Reglements  über  die 
Organisation  der  Finanzvcrwaltung  vom  19.  Februar  1877  reproduziert  den 
obzitierten  Art.  75  des  Reglements  vom  31.  Dezember  1861  und  lautet  abt» 
folgendermasscn :  «Ebenso  wenig  können  irgend  welche  Kredite  während  dem 
Uaufe  des  Jahres  auf  andere  Abschnitte  oder  Rubriken  des  Budgets  übertragen 
oder  Ausgaben  auf  einer  anderen  Rubrik  als  auf  derjenigen,  wohin  sie  ihrer 
Natur  nach  gehören,  verrechnet  werden.» 

VIII.  Vorbereitung  und  Aufstellung  des  Budgets.  Das  Reglement  über 
die  Einrichtung  und  Führung  des  eidgenössischen  Rechnungswesens  vom 
4.  Dezember  1854  bestimmte  in  Art.  2b,  dass  das  Budget  schon  Ende  Mai 
der  Bundesversammlung  vorgelegt  werden  solle.  Es  hatte  diese  Zeitbestimmung 
ihren  Grund  darin,  dass  früher  in  der  Regel  nur  eine  Session  im  Jahr  und  zwar 
im  Juni  stattfand.  Demgcmäss  enthielt  auch  das  Reglement  vom  31.  Dezember 
18()1  die  Bestimmung,  dass  sämtliche  Departemente  ihren  Entwurf- Voranschlag 
bis  spätestens  den  30.  März  dem  Finanzdepartement  zuzustellen  hätten.  Um 
ihre  Budgets  rechtzeitig  aufzustellen,  mussten  deshalb  die  Departemente  schon 
im  Laufe  des  Munats  Februar  oder  spätestens  anfangs  März  ihre  diesbezüglichen 
Vorarbeiten  beginnen.  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  ein  solches  Verfahren,  di<- 
Bedürfnisse  für  eine  zukünftige  Rechnungsperiode  beinahe  ein  Jahr  zum  voraus 
zu  bestimmen,  allerlei  Unzukömmlichkeiten  nach  sich  ziehen  und  man  mit  der 
Zeit  davon  abgehen  musste.  Die  Bundesversammlung  beschloss  denn  auch  am 
22.  Dezember  1863,  dass  als  Fortsetzung  der  ordentlichen  Juniscssion  in  der 
Regel  alljährlich  im  Dezember  eine  zweite  Sitzung  angeordnet  werden  solle, 
in  welcher  die  Beratung  des  Budgets  für  das  folgende  Jahr  stattzufinden  habe. 
Eine  Folge  hiervon  war  ferner  der  Bundesbeschluss  vom  17.  Dezember  1S<>4 
betreffend  das  Budget  vorn  Jahre  1865,  Ziffer  16,  wonach  der  Bundesrat  ein- 
geladen wurde,  künftig  nicht  nur  das  Budget,  sondern  auch  eine,  die  einzelnen 
Ansätze  desselben  in  cinlässlichcr  und  möglichst  verständlicher  Weise  begrün- 
dende Botschaft  Mern  Drucke  übergeben  zu  lassen  und  dafür  zu  sorgen,  dass 
alle  Budgetvorlagen  jeweilcn  spätestens  bis  zum  1.  November  der  Kominission 
desjenigen  der  beiden  ijcsetzgebenden  Räte,  welchem  in  Sachen  die  Priorität 
zusteht,  und  längstens  bis  zum  15.  November  den  Mitgliedern  der  Bundes- 
versammlung zur  Verfügung  gestellt  werden  können.  Diese  Fristbestimmungen 
wurden  nachmals  durch  Bundesbeschluss  vom  23.  Dezember  1876  zum  Budget 
für  das  Jahr  1877  dem  Bundesrat  in  Erinnerung  gebracht.  Dementsprechend 
wurde  alsdann  in  dem  vielfach  erwähnten  Reglement  vom  19.  Februar  1877  in 
Art.  75  die  Bestimmung  aufgenommen,  dass  sämtliche  Departemente  den  Ent- 
wurf ihres  Voranschlags  je  bis  spätestens  den  15.  September  dem  Finanz- 
departement zuzustellen  haben.  Durch  Scblussnahme  des  Bundesrates  vm 
7.  Juni  1902  ist  dieser  Termin  auf  den  1.  September  festgesetzt  worden. 

Die  bezügliche  Einladung  wird  jeweilen  vom  Bundesrate  auf  Antrag  «!<•> 
Finanzdepartements  gegen  Ende  des  Monats  Juni  erlassen.  Die  auf  «lern  Finanz- 
departement  eingehenden  Beiträge  werden  von  der  Abteilung  Finanzbureau 
gesammelt,  arithmetisch  geprüft  und  zusammengestellt;  die  nämliche  Abteilung 
besorgt  auch  die  Drucklegung.  Die  so  erstellten  Entwürfe,  Budget  und  Botschaft, 
werden  alsdann  vom  Finanzdepartement  nach  allen  Richtungen  sorgfältig  gepniit 
und  hierauf  dem  Bundesrate  mit  eventuellen  Abänderungsanträgen  gewöhnlich 
in  der  erster»  Hälfte  Oktober  unterbreitet.  Die  eingehende  Beratung  des  Bundes- 
rates, welche  jeweilen  verschiedene  besondere  Sitzungen  in  Anspruch  nimmt, 
hat    *>ehr  oft   eine    nicht  unerhebliche  Umarbeitung  des  Budgets    im  Gefolge. 
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Das  Finanzdepartement  wird  dann  mit  der  Hereinigung  des  Hudgets  und  der 
Hotschaft  nach  Massgabe  der  vom  Bundesrate  gefassten  Beschlüsse  und  mit 
der  Zustellung  der  definitiven  Vorlagen  an  die  Kommissionen  der  beiden  Rate 
beauftragt.  Die  Frist  vom  1.  September  bis  zum  1.  November  für  Zusammen- 
stellung, Drucklegung  und  Beratung  der  Budgetvorlagen  durch  den  Bundesrat 
ist  immer  noch  eine  etwas  knappe,  um  so  mehr  als  diese  letzten  an  Umfang 
von  Jahr  zu  Jahr  zunehmen  und  der  Termin  zur  Einreichung  der  Budgets 
nicht  immer  von  allen  Departementen  eingehalter,  wird:  doch  ist  es  bis  jetzt 
immer  möglich  gewesen,  den  Kommissionen  die  beiden  Vorlagen  in  beiden 
Sprachen  rechtzeitig  zuzustellen.  Die  Budgetvorlagen  der  fünf  letzten  Jahre 
wurden  vom  Bundesrate  an  folgenden  Tagen  definitiv  angenommen:  pro  1899: 
am  19.  Oktober  1898:  pro  1900:  am  25.  Oktober  1899;  pro  1901  :  am  19.  Ok- 
tober 1900;  pro  1902:  am  21.  Oktober  1901;  pro  1903:  am  18.  Oktober  1902. 

IX.  Beratung  und  Beschtiessung  des  Budgets  in  der  Bundesversammlung. 
Wie  schon  im  Abschnitt  I  ausgeführt  worden  ist,  hat  die  Bundesverfassung  die 
definitive  Festsetzung  des  Voranschlags  in  die  Hände  der  Bundesversammlung 
gelegt.  Da  weder  in  der  Verfassung  noch  in  irgend  einem  Gesetz  oder  Bundes- 
beschluss  eine  Umschreibung  dieser  Befugnisse  enthalten  ist,  so  ist  diese  letztere 
eine  unbeschränkte.  Theoretisch  gesprochen,  ist  also  die  Bundesversammlung 
befugt,  alle  'ihr  gutscheinenden  Abänderungen  am  Budget  vorzunehmen.  In 
Wirklichkeit  aber  ist  das  Recht  zur  Bewilligung  der  Kredite  wie  auch  anderswo 
durch  die  Macht  der  Verhältnisse  beschränkt  und  für  eine  ganze  Reihe  von 
Posten,  die  auf  Vcrlässungsbcstimmungen,  auf  Gesetzen  oder  auf  Vertrags- 
bedingungen beruhen,  welche  mit  Zustimmung  der  Räte  eingegangen  wurden, 
zur  blossen  Formsache  geworden.  Auch  irn  Falle  eines  politischen  Konflikts 
mit  dem  Bundesrate  konnte  die  Bundesversammlung  nicht  ohne  weiteres  die 
Ausgaben  für  Amortisation  und  Verzinsung  der  Anleihen,  für  Besoldungen  der 
Beamtungcn  u.  s.  w.  streichen  und  so  die  Staatsmaschine  zum  Stillestehen 
zwingen.  Bis  jetzt  sind  mit  Bezug  auf  den  Voranschlag  keine  erheblichen  Diffe- 
renzen  zwischen   der  gesetzgebenden   und   vollziehenden  Behörde  entstanden. 

Infolge  der  bevorstehenden  Verfassungsrevision  wurden  die  Budgets  für 
das  Jahr  1872  und  1874  erst  nach  Beginn  des  betreffenden  Budgetjahres  von 
den  eidgenössischen  Räten  angenommen.  Im  Dezember  1873  hatte  der  Stände- 
rat den  Heschluss  gefasst,  dass  die  Budgetberatung  erst  nach  Bereinigung  der 
Bundesverfassung  in  erster  Beratung  wiederaufgenommen  und  also  au!  den  Monat 
Januar  1874  verschoben  bleiben  solle.  Inzwischen  sei  der  Bundesrat  ermächtigt, 
die  Verwaltung  auf  Grundlage  und  innerhalb  der  Schranken  der  Ansätze  seines 
Voranschlags  bis  zur  definitiven  Erledigung  der  Budgetvorlage  fortzuführen. 
Der  Nationalrat  trat  mit  Bezug  auf  diese  Vollmaehterteilung  an  den  Buntlesrat 
dem  ständerätlichen  Beschlüsse  bei.  Das  Budget  für  das  Jahr  1874  wurde 
infolgedessen  erst  am  28.  und  29.  Januar  des  nämlichen  Jahres  von  der  Bundes- 
versammlung erledigt.  Das  Budget  für  das  Jahr  1872  war  aus  dem  nämlichen 
Grunde  ebenfalls  erst  am  31.  Januar  und  am  3.  Februar  1872  von  der  Bundes- 
versammlung definitiv  angenommen  worden.  Ob  im  Dezember  1871  der  Bundes- 
rat ebenfalls  ermächtigt  worden  ist,  das  von  ihm  aufgestellte  Budget  einstweilen 
provisorisch  zur  Anwendung  zu  bringen,  ist  anzunehmen,  aber  aus  den  Proto- 
kollen nicht  ersichtlich. 

Abgesehen  von  diesen  zwei  in  ausserordentlichen  Verhältnissen  begrün- 
deten Ausnahmen,  ist  der  Voranschlag  immer  rechtzeitig,  d.  h.  vor  Beginn  des 
betreffenden  Budgetjahres  erledigt  worden,  so  dass  zu  den  in  anderen  Staaten 
gebräuchlichen  Notmittcln,  wie  provisorische  Zwölftel  u.  s.  w.,  nicht  gegriffen 
w  erden  musstc.  Sollte  aber  aus  irgend  einem  Grunde  das  Budget  wieder  cin- 
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mal  nicht  rechtzeitig  (»»"reinigt  worden,  so  müsste  dem  Bundesrate  eine  ähnlich«- 
Vollmacht  wie  die  im  Jahr  187.?  erteilte  gegeben  oder  es  müssten  provisorische 
Kredite  eröffnet  werden,  wozu  die  Bundesversammlung  nach  dem  Vorhergesagten 
die  nötige  Kompetenz  besitzt. 

Ks  ist  Iiis  jetzt  ein  einziges  Mal  vorgekommen  (im  Jahre  1889),  dass  Nach- 
tragskredite, weil  die  bezügliche  Botschaft  etwas  spat  eingereicht  worden  war. 
in  einem  der  Rüto  nicht  behandelt  wunlen.  Die  Angelegenheit  fand  dann  ihr»- 
Erledigung  dadurch,  dass  die  betreffenden  Ausgaben  nachtraglieh  durch  Geneh- 
migung der  Staatsrechnung  pro  1889,  in  welcher  sie  als  Kreditüberschreit un«en 
figurierten,  gutgeheissen  wurden. 

Zur  Vorbereitung  der  Budgetdebatte  ernennen  der  Nationalrat  und  Ständern 
je  eine  Kommission,  welcher  auch  die  Nachtragskredite  und  dann  nachher  die 
Staatsrechnung  des  nämlichen  Jahres  zur  Prüfung  und  Berichterstattung  über- 
wiesen werden.  Die  Kommission  des  Rates,  welchem  die  Priorität  in  Sachen 
zukommt,  besammelt  sich  gewöhnlich  um  den  8.  oder  IS.  November  herum. 
Zur  Erleichterung  der  Prüfung  trennt  sie  sich  in  Subkommissioncn,  welche  sich 
nachher  wieder  in  Plenarsitzungen  zur  Fassung  der  gemeinschaftlichen  Beschlüsse 
und  zur  Ernennung  der  Berichterstatter  vereinigen. 

Die  Beratungen  im  Schosse  der  Bundesversammlung  erfolgen  nach  Mass- 
gabe der  Bestimmungen  der  Gcschäftsreglementc  beider  Räte  und  des  Bundc>- 
gesetzes  über  den  Geschäftsverkehr  zwischen  denselben.  Gewöhnlich  wird  ein 
Abschnitt  (»der  ein  Departement  kapitelweise  in  Beratung  gesetzt,  wobei  es 
natürlich  der  Kommission  oder  einem  einzelnen  Mitgliede  unbenommen  ist. 
einen  einzelnen  Posten  herauszugreifen  und  darüber  einen  Beschluss  zu  ver- 
anlassen. Wie  für  jeden  anderen  Beschluss,  ist  für  die  Gültigkeit  einer  Kredit- 
bewilligung die  Zustimmung  beider  Räte  erforderlich.  Ein  Kredit,  auf  den  sich 
die  Räte  nicht  einigen  können,  ist  als  dahingcfallcn  zu  betrachten. 

Im  Ciegensatz  zu  den  Vorgängen  in  anderen  Parlamenten  wird  die  Budget- 
beratung nicht  zu  allgemeinen  politischen  Diskussionen  benutzt;  auch  werden 
Postulate  betreffend  die  Verwaltung,  Gesetzgebung  u.  s.  w.  eher  bei  der  Prüfung 
des  Geschäftsberichts  zur  Sprache  gebracht. 

Die  Schlussnahme  betreffend  das  Budget  erhält  die  Form  eines  Bundes- 
bcschlusses,  der  indessen  der  Volksabstimmung  nicht  unterliegt,  da  die  Bundes- 
verfassung das  Finanzreferendum  nicht  kennt. 

X.  Vollzug  des  Budgets.  Das  Budget  wird  nach  Annahme  durch  die 
gesetzgebenden  Räte  auf  den  Anfang  des  folgenden  Jahres  vollziehbar.  indem 
vom  1.  Januar  an  auf  die  darin  enthaltenen  Kredite  Anweisungen  ausgestellt 
werden  können.  Die  Verfügungen  über  die  Departementalkredite  steht  den 
betreffenden  Departementen  zu;  über  die  Kredite  «Bundeskanzler  und  «Bundes- 
gericht» disponieren  diese  Verwaltungsabteilungen ;  die  Anweisungen  über 
Abschnitt  I  (Amortisation  und  Verzinsung)  und  Abschnitt  IV  (Unvorhergesehenes) 
werden  vom  Finanzdepartement  ausgestellt.  Für  den  eigentlichen  Vollzug  wird 
auf  die  Artikel  « Kontrollierung  der  Bundesfinanzen  >  und  « Staatsrechten^  > 
verw  iesen. 

XI.  Wachsen  des  Budgets.  Wie  alle  modernen  Kulturstaaten  ist  auch 
die  schweizerische  Eidgenossenschaft  dem  «Gesetze  der  wachsenden  Staat* - 
tätigkeiten»  unterworfen.  Es  war  dies  schon  unter  der  Herrschaft  der  lS48er 
Verfassung  der  Fall.  gan».  besonders  aber  trifft  dies  zu  seit  der  Revision  von 
1874,  welche  dem  Bunde  eine  ganze  Reihe  neuer  Ausgaben  überwies  und 
schon  bestehende  erweiterte.  Nichts  bringt  diese  Tatsache  deutlicher  zum 
Ausdruck  als  das  Anwachsen  des  Budgets,  das  im  Zeiträume  eines  halben 
Jahrhunderts  von  nicht  ganz  fünf  Millionen  Franken  auf  über  hundert  Millionen 
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Franken 

gestiegen 

ist,  weshalb  zum 

Schlüsse  die 

Haupt/ahlen 

seit  dem  ersten 

Budget,  d.  h.  seit 

1 H49.  von  fünf  zu 

fünf  Jahren 

hier  Platz  lin 

den  möge  n  : 

Jahr 

Hinnahmen 

Ausgaben 

Jahr 

Einnahrmn 

Ansahen 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

184«) 

4,777.708 

4,822.5  24 

1S75 

3").5  16,000 

3«», 266.000 

1854 

13,768.500 

13.091.483 

1880 

40.59«>.00O 

■4O.782.O0O 

185'» 

16,848,000 

16.2S3.000 

1885 

4  5, SS  2, 000 

40.7S2.000 

1864 

1  7,806.300 
21.873.300 

1  «1.556.300 

1890 

72,«>56.0()0 

85.506,800  2i 

1861» 

22. 124.  ISO 

1895 

76,532.00*» 

78,Sl>5.000 

1874 

36/W3.000 

37.003,000') 

pmo 

102.825,00»» 

103,665,001» 

')  Budget  des  Jahies.  im  Verlaufe  dessen  die  u vidierte  Bundesverfassung  in  Kraft  getreten  ist. 
v)  In  dieser  Summe  sind  ausserordentliche  Ausgaben  für  Neubewaffnung  der  Infanterie  inbegriffen 
Pro  K)03  sieht  der  am  18.  Oktobei   1902   vom  Bundesrate  zu  Knde  beratene  F.ntwurf  vor: 
an  Einnahmen  Fr.  106,430,000.  an  Aufgaben  1  10,545.000. 


Die  Vermehrung  hei  den  Hinnahmen  fällt  der  Hauptsache  nach  auf  die 
Zollerträgnissc.  die  bekanntlich  die  vornehmste  Kinnahms<|iielle  des  Bundes 
bilden  und  im  Voranschlag  für  (las  Jahr  1«>00  auf  rund  50'/,  Millionen  Franken 
gesc  hützt  wurden.  Infolge  des  w  irf»< -haftlichen  Rückschlags  der  letzten  Jahre 
mussten  die  /..»lleinnahnicn  herabgesetzt  werden  im  Budget  1*'01  auf  48  Mil- 
lionen Kranken,  1«>02  auf  46  Millionen  Kranken:  pro  1«>03  glaubt  der  Bundesrat 
gehen  zu  können  auf  4(»  Millionen  Kranken.  Dem  Anwachsen  der  Zoll- 
cinnahmen  stehen  vermehrte  Ansprüche  auf  fast  allen  Gebieten  der  Bundes- 
tätigkeit gegenüber,  wie  Beiträge  an  Anstalten,  an  öffentliche  Werke  verschiedener 
Art  (Flusskorrektionen.  Strassenbauten.  Eisenbahnen),  an  Handel.  Industrie  und 
Landwirtschaft.  Daneben  haben  sich  auch  die  Ausgaben  für  das  Militär 
erheblich  gesteigert,  weil  die  Kidgenossenschaft  zum  Schutze  ihrer  Neutralital 
und  Unabhängigkeit  auf  dem  Gebiete  der  Vervollkommnung  des  Wehrwesens. 
soweit  es  mit  ihrem  Milizsystem  vereinbar  ist,  mit  den  benachbarten  Mächten 
Sehritt  halten  muss.  Immerhin  wäre  ein  weniger  sprunghaftes  Steigen  unseres 
Budgets  vom  Standpunkte  einer  ruhigen  und  gesunden  Entwicklung  des  Bundes- 
staatshaushaltes wünschenswert . 

XII.  Litteratlir.  f>ie  vorzitierten  l'erfassungsb.stinimiingrny  (r'esetzc  und  l'crord- 
nungen,  sowie  die  Budgets  der  Eidgenossenschaft  pro  iSj<ß  bis  und  mit  ioo.i  nclist  dm  lie- 
gt, itenden  erläuternden  Botschaft,». 

H.  Imbotlen,  Sekretär  des  eidg.  Fin.nizd, partetiunts,  Her». 

Bundesanwaltschaft. 

1.  Errichtung  der  Bundesanwaltschaft.  —  II.  Der  Geschäftskreis  der 
Bundcsanwaltschaf  t  nach  dem  Gesetze  Uber  die  Bundesstra!  rech  tspf  lege 
von  1851  und  der  Zustand  derselben  bis  zum  Erlass  des  Bundcsgeset/es 
über  die  Bundesanwaltschaft  von  1880.  —  III.  Die  Bundesan  wal  tschaft 
seit   1889.  —  IV.  l.itteratur. 

I.  Errichtung  der  Bundesanwaltschaft.  In  der  Bundesverfassung  vom 
12.  Herbstmonat  1848  wird  unter  Titel  IV  <  Bundesgericht  >  in  Art.  107  die 
Ernennung  eines  Bundesanwaltes  in  Aussicht  genommen  mit  der  Vorschrift  : 
«Die  Bundesgesetzgebung  wird  das  Nähere  bestimmen:  a>  über  die  Aulstellung 
eines  Staatsanwaltes.» 

Am  5.  Oktober  184«»  erliess  die  Bundesversammlung  in  Ausführung  dieses 
Titels  der  Verfassung  ein  Gesetz  über  die  Organisation  der  Bundesrcchtsptlege, 
welches  in  Art.  43  46  die  Funktionen  des  Generalan  walte*  in  folgender  Weise 
umschrieb  : 
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Art.  43.  Der  Bundesrat  erwählt  einen  Generalanwalt  für  die  ganze  Kidgenossenschaft,  und 
so  oft  eine  Untersuchung  eingeleitet  wird,  einen  Bezirksanwalt.  Die  Amtsdauer  des  Gcncralanwaltes 
geht  immer  mit  derjenigen  des  Bundesrates  selbst  zu  Ende. 

Art.  44.  Der  Gencrntanwali  steht  unter  der  Aufsicht  und  Leitung  des  Bundesrates. 

Art.  45.  Der  Gencralanwalt  hat  neben  den  Pflichten,  deren  Erfüllung  ihm  durch  besondere 
Gesetze  übertragen  werden  wird,  die  Verrichtungen  der  Staatsanwaltschaft  bei  der  Anklagekammer 
und  dem  Kassaüonsgcrichtc  (des  Bundesgerichte«!  zu  besorgen.  Er  überwacht  die  Bezirksanwälte  und 
erlässt  die  nötigen  Weisungen  an  dieselben.  Er  kann  auch  den  Staatsanwälten  und  Strafpolizeibeamten 
der  Kantone  und  ihren  Untergebenen,  mit  Hinsicht  auf  die  Verfolgung  von  Verbrechen  und  Ver- 
gehen, die  in  die  Befugnis  des  l.andesgcrichtes  einschlagen,  Aufträge  erteilen. 

Art.  46.  Der  Bezirksanwalt  betreibt  die  Anklage  bei  dem  Verhörrichter  und  bei  dem  Assisen- 
hofe.  Die  Verrichtungen  eines  Bezirksanwaltes  können  dem  Generalan walte  übertragen  werden.  Der 
Generalanwalt  und  die  ßezirks.tnwältc  stellen  ihre  Antrüge  vor  Gericht  nach  eigener  freier  Ueberzeugung. 

Bereits  am  30.  Juni  1 84**  wurde  eine«  der  in  Art.  45  der  Gerichts- 
organisation erwähnten  behindern  Bundesgesetze  erlassen,  weh  he  dem  Bundes- 
anwalte  weitere  Pflichten  (und  Rechte)  übertrug,  nämlich  das  in  seinen  wesent- 
lichen Bestimmungen  gegenwärtig  noch  in  Kraft  bestehende  Gesetz  über  das 
Verfahren  bei  Uebertrctungen  fiskalischer  und  polizeilicher  Bundesgesetze.  Das- 
selbe bestimmt,  dass  derartige  Uebertrctungen  von  den  kompetenten  Gerichten 
iler  Kantone  beurteilt  werden  sollen,  in  denen  die  Strafthat  begangen  wurde, 
sofern  sich  der  Zuwiderhandelnde  nicht  freiwillig  den  von  der  eidgenössischen 
Verwaltungsbehörde  ausgesprochenen  Busse  unterzieht.  Die  Möglichkeit  der 
Weiterziehung  des  Urteile*  eines  Gerichtes  erster  Instanz  in  diesen  Materien 
an  die  kantonale  Oberbehörde  und  an  das  Bundesgericht  als  Kassationsinstanz 
ist  für  gewisse  Fälle  bundesgesetzlich  geregelt.  Nach  Art.  1°-  aber  kann  die 
Bundesanwaltschaft  ;ds  Vertreter  des  Staates  in  derartigen  Prozessen  selbständig 
auftreten,  wer  auch  der  Richter  sei.  der  sie  beurteilt.  In  der  Praxis  gestaltete 
sich  das  Verfahren  so.  dass  der  Bundesanwalt  die  Einleitung  des  Verfahrens 
durch  l'cbcrwcisung  der  Akten  an  die  zuständigen  Gerichtsstellen  besorgt  und 
entweder  selbst  oder  durch  Vermittlung  der  kantonalen  Staatsanwälte  die 
beteiligten  Verwaltungen  vor  Gericht  vertritt.  Spezielle  Vorschriften  hierüber 
enthalten  die  Transportordnung  für  die  schweizerischen  Posten  vom  3.  Dezem- 
ber 1SM4.  Art.  13,  Ziif.  12  und  die  Vollziehungsverordnung  zum  Bundesgesetz 
über  gebrannte  Wasser  vom  24.  Dezember  1900.  Art.  87  u.  tf. 

Als  nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  zu  behandelnde  sogenannte 
Fiskalprozesse,  im  Gegensatz  zum  eigentlichen  Bundesstrafrecht  und  den  Polizei- 
gesetzen, gelten  zur  Zeit  solche  betreffend  Ucbertrettmg  des  Postregals  und  des 
Pulverregals,  und  der  Bundesgesetze  betreffend  das  Zollwesen  und  das  Alkohol- 


Arn  30.  Dezember  1850  erfolgte  der  Krlass  des  ersten  Bundesgesetzes 
über  den  Geschäftskreis  und  die  Besoldung  des  Generalanwaltes,  in  Art.  1 
bestimmend  : 

Dem  Gcnerulanwalt  werden  ausser  dem  Gcschäftskreis,  welchen  das  Gesetz  über  die  Organi- 
sation der  Bundcsrechtspftege  und  das  Gesetz  über  das  Verfahren  t>ci  Uebcrlretungcn  fiskalischer 
und  polizeilicher  Bundesgesetze  ihm  anweist,  nachfolgende  Geschäfte  überwiesen;  1.  Die  Vorunter- 
suchung in  allen  streitigen  Fällen  von  Heimatlosigkeit  und  die  Stellung  diesfälliger  Anträge  an  das 
Justiz-  und  I'olizeidcpartement  zu  Händen  des  Bundesrates.  2.  Die  Führung  von  Civilproz»-ssen  vor 
dem  Bundesger  ich  te  im  Interesse  der  Eidgenossenschaft.  3.  Die  Besorgung  oder  Begutachtung  anderer 
Rechtssachen,  die  ihm  vom  Bundesrate  .»der  dessen  Departementen  zu  diesem  Behufe  überwiesen  werden. 

Der  in  diesen  Gesetzen  als  Generalanwalt  des  Bundes  (procurcur  gcineral 
>]<•  la  coufederation,  procurature  generale  della  confederationc)  bezeichnete 
Beamte  war  demnach  in  erster  Linie  dazu  bestimmt,  im  Strafprozesse  die  öffent- 
lichen Interessen  der  Eidgenossenschaft  während  der  Voruntersuchung  und  vor 
Gericht  zu  vertreten.  Der  Umfang  des  materiellen  Bundesstrafrechtes,  soweit 
Verbrechen  und  Vergehen  in  Frage  kommen,  wurde  festgestellt  im  Gesetze  über 
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das  Bundesstrafrecht  vom  4.  tlornung  1853.  nac  hdem  schon  am  27.  August  1851 
ein  Gesetz  über  die  Bundesstrafrechtspflege  erlassen  worden  war. 

II.  Der  Geschäftskreis  der  Bundesanwaltschaft  nach  dem  Gesetze  über 
die  Bundesstrafrechtspflege  von  1851  und  der  Zustand  desselben  bis  zum 
Erlass  des  Bundesgesetzes  Uber  die  Bundesanwaltschaft  von  1889.  Das 
Gesetz  über  die  BundesstrafrcchtspnVge ,  das  gegenwärtig  noch  in  seinen 
wesentlichen  Teilen  in  Geltung  ist.  sehreibt  in  Art.  2  vor.  dass  alle  im 
Gebiete  der  Eidgenossenschaft  verübten  Uebertretungen  der  Strafgesetze  des 
Bundes  von  Bundes  wegen  strafrechtlich  verfolgt  werden  sollen.  Bei  poli- 
tischen Vergehen  tritt  die  Verfolgung  nur  auf  Grund  einer  vorläufigen 
Entscheidung  des  Bundesrates  ein,  bei  gemeinen  Vergehen  schreitet  der 
Generalanwah  auf  die  Aufforderung  des  Bundesrates  oder  von  sich  aus  ein, 
vorbehalten  die  Vorschriften  des  Verantwortlichkcilsgesetzes  (Art.  4).  Die 
Bundesanwaltschaft  in  der  Person  des  Gcneralan walte»  oder  der  Bezirksanwälte 
wird  bezeichnet  als  das  Organ  des  Bundesrates  bei  den  Gerichtsbehörden,  das 
unter  Aufsicht  und  Leitung  des  Bundesrates  steht  (Art.  0).  Im  Titel  II  des 
Gesetzes,  handelnd  von  der  gerichtlichen  Polizei,  wird  «der  Anwaltschaft  des 
Bundes»  die  Mitwirkung  bei  der  Aufsuchung  von  Vergehen  übertragen,  welche 
in  das  Gebiet  der  Bundesstrafrechtspflege  fallen  (Art.  11  und  12).  Den  übrigen 
Bundes-  und  Kantonalpolizeibeamten  und  -Angestellten  wird  aufgegeben,  unver- 
züglich über  ihre  Wahrnehmungen  bezüglich  solcher  Vergehen  der  Bundes- 
anwaltschaft Mitteilung  zu  machen,  nachdem  sie  die  nötigen  Vorsichtsmassregeln 
getroffen  haben,  um  zu  verhindern,  dass  sich  die  Spuren  des  Vergehens  ver- 
lieren und  nachdem  sie  die  Schuldindizien  gesammelt  und  sich  nötigenfalls  der 
Person  des  Schuldigen  versichert  haben  (Art.  13- — 15).  Die  Bundesanwaltschaft 
ihrerseits  soll  die  einstweilen  verhafteten  Personen  unverzüglich  dem  Unter- 
suchungsrichter überliefern  und  wenn  Verhaftung  stattgefunden,  innerhalb 
24  Stunden,  nachdem  die  Akten  bei  ihr  einge  troffen,  solche  dem  eidgenössischen 
Instruktionsrichter  oder  der  kantonalen  Gerichtsbehörde  zur  Verfügung  stellen 
(Art.  loi. 

In  der  hierauf  folgenden  Voruntersuchung,  die  von  einem  vom  Bundcs- 
gerichte  gewählten  Untersuchungsrichter  geführt  wird,  steht  der  Bundesanwalt- 
schaft das  Recht  zu.  notwendig  scheinende  Requisitionen  zu  stellen.  Ihr  Ver- 
treter soll  von  allen  Untersuchungsakten  Kenntnis  nehmen  und  so  oft  er  es 
für  nötig  findet,  den  Verrichtungen  des  Untersuchungsrichters  beiwohnen  (Art.  17 
bis  20).  Nach  geschlossener  Voruntersuchung  steht  dem  Bundesanwalt  die 
Befugnis  zu,  Einstellung  des  Verfahrens  zu  verfügen,  sofern  er  mit  dem  Unter- 
suchungsrichter der  Ansicht  ist,  dass  das  Verfahren  auf  sich  zu  beruhen  habe, 
andernfalls  hat  er  die  Akti  n  dem  Präsidenten  der  Anklagekammer  zu  über- 
mitteln mit  einem  schriftlichen  motivierten  Antrage  über  die  Versetzung  der 
in  Untersuchung  gezogenen  Personen  in  Anklagezustand.  Sofern  die  Anklage- 
kammer diesem  Antrage  zustimmt,  hat  wiederum  der  Bundesanwalt  die  Akten 
dem  Präsidenten  des  zur  Be  urteilung  der  Sache  kompetenten  Gerichtshofes  zu 
übersenden  (Art.  29—30). 

Im  Hauptverfahren  vor  den  Bundesassisen  endlich  übt  der  Vertreter  der 
Bundesanwaltschaft  alle  Funktionen  des  Vertreters  der  öffentlichen  Gewalt  aus 
durch  Anrufung  von  Zeugen  und  Sac  hverständigen  über  den  Thatbestand  des  Falles, 
durch  Abhörung  derselben  vor  Gericht  und  durch  Begründung  der  auf  die  Leitung 
des  Verfahrens  und  auf  Beurteilung  der  Schulelfragen  bezüglichen  Anträge.  Endlich 
hat  er  bei  erfolgter  Schuldigerklärung  die  Anwendung  des  Gesetzes  zu  verlangen 
(Titel  V  und  VI  des  Gesetzes,  Art.  43— 144i.  Die  nämliche  Stellung  ist  dem 
Bundesanwalte   zugewiesen    in    einem  allfälligen   Kassations-    resp.  Revisions- 
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vorfahren  (Titel  und  VIII.  Art.  l.>5  I63l.  Endlich  bat  er  Gesuche  um 
Begnadigung  und  solche  um  Rehabilitation  zu  I  landen  der  entsc  heidenden 
Instanzen  zu  begutachten  (Titel  IX  und  X,  Art.  1h«»-  182).  Der  Vollzug  der 
kondemnierenden  Urteile  dagegen  ist  Sache  des  Bundesrates. 

Was  Ausstand  und  Ablehnuni;  der  Beamten  der  Bundesanwalts«  haft  anbe- 
langt, so  bestimmte  der  Art.  b2  des  Organisationsgesetzes,  dass  eine  Ablehnung 
durch  die  Prozessparteien  nicht  stattfinden  könne,  dass  dagegen  der  Bundesrat 
von  Amtes  wegen  oder  auf  das  Gesuch  eines  Beteiligten  dann  die  Besorgung 
eines  Geschäftes  einem  anderen  Beamten  übertragen  könne,  wenn  der  General- 
anwalt oder  der  Bezirksanwalt  sich  in  Verhältnissen  befinde,  welche  die 
Ablehnung  eines  Richters  rechtfertigen  würde.  Der  Gencralan  walt  selbst  unter- 
steht hinsichtlich  seiner  Verantwortlichkeit  für  amtliche  Verrichtungen  dem 
allgemeinen  Bundesstrafrcehte  und  gemäss  der  Spezialvorschrift  des  Art.  40  des 
Verantwortlichkeitsgesetzes  vom  9.  Dezember  1850  der  Beurteilung  durch  da- 
Bundesgericht.  Für  den  Fall  einer  Anklage  gegen  Mitglieder  der  Bundesver- 
sammlung oder  von  Beamten  oder  Behörden,  die  von  der  Bundesversammlung 
gewählt  sind,  ist  nach  Art.  27  daselbst  in  vereinigter  Sitzung  der  Bundesver- 
sammlung ein  besonderer  Staatsanwalt  zu  wählen. 

In  Ausführung  dieser  Gesetzesvorschriften  bestellte  der  Bundesrat  den 
ersten  Generalanwalt  der  Eidgenossensehaft  in  der  Person  des  Herrn  Amiet 
aus  Solothurn,  der  aber  im  Jahre  1850  sein  Amt  niederlegte,  worauf  die  Bundes- 
versammlung am  2.  September  gleichen  Jahres  den  Beschluss  fasste,  der  Bundesrat 
sei  ermächtigt,  die  Stelle  des  eidgenössischen  Generalanwaltes  einstweilen 
unbesetzt  zu  lassen,  in  der  Meinung,  dass  die  Funktionen  desselben  ander  w  eitigen 
Beamten  des  Justiz-  und  Polizcidcpartementes  bezw.  ad  hoc  ernannten  Anwälten 
übertragen  w  e  rd  e  n . 

Die  revidierte  Bundesverfassung  von  1874  enthielt  keine  Bestimmungen 
über  die  Bundesan waltschaft  und  im  Gesetze  betreffend  die  Organisation  der 
Bundesrechtspflege  vom  27.  Brachmonat  gleic  hen  Jahres  ist  in  Art.  37  lediglich 
gesagt:  «Der  Bundesrat  bezeichnet  in  jedem  einzelnen  Fall  (der  durch  die 
Bundesassisen  zu  beurteilen  ist )  den  Bundesanwalt.»  Die  letzteren  Fälle  waren 
sehr  selten,  im  übrigen  wurden  die  früher  der  Bundesan  waltschaft  zugewie- 
senen Geschäfte,  insbesondere  die  Icberweisung  von  Fiskal-  und  Polizei- 
strafsachen an  die  kantonalen  Gerichte,  die  Voruntersuchung  und  Antragstellung 
in  Fällen  von  Heimatlosigkeit  u.  s.  w  .  von  der  Kanzlei  des  Justizdepartomentcs 
besorgt,  woselbst  auch  seit  20.  April  1888  ein  besonderes  Sekretariat  für  die 
Fremdenpolizei  bestand. 

Diese  Zustände  erwiesen  sich  indessen  als  unbefriedigend  und  es  wurde 
im  Laufe  der  Jahre  hei  verschiedenen  Anlässen  die  Notw  endigkeit  der  Wieder- 
besetzung der  Stelle  eines  eidgenössischen  Gencralanwaltes  betont.  Zuerst 
namentlich  im  Jahre  1879,  als  die  Rechnung  eines  zum  Bundesanwalt  ad  hoc 
ernannten  Advokaten  mit  übertriebenen  Ansätzen  präsentiert  worden  war.  Doch 
dauerte  es  bis  zum  Jahre  1S89,  bis  diese  Wünsche  bestimmte  Gestalt  annahmen  in 
Form  eines  vom  Bundesrate  den  Räten  mit  Botschaft  vom  1  S.Juni  1889  vorgelegten 
Entwurfes  eines  Gesetzes  über  die  Bundesanwaltschaft.  Die  Notwendigkeit  der 
vorgeschlagenen  Abänderung  des  damaligen  Rechtszustandes  wird  in  der  bundes- 
ritlichen  Botschaft  im  wesentlichen  mit  folgendem  begründet: 

«  Die  Entwicklung  des  Rechtslebens  im  allgemeinen,  wie  sie  durch  die  Bundesvi-rl.issung  von 
1874  eingeführt  wird  und  jedes  Jahr  durch  neue  Desiderien  erweitert  wird,  erfordert  kräftige  und 
fähige  Arbeiter,  die  das  Ganze  umfassen  und  eine  gedeihliche  Ausführung  zu  erzielen  vermögen.  In 
diesem  Kampfe  haben  sich  nicht  bloss  die  Geschäfte  des  Justizdeparlementes,  sondern  auch  diejenige! 
der  ganzen  Administration  vermehrt  und  jedem  einzelnen  Departemente  treten  Geschäfte  entgegne, 
die  einer  juristischen  Prüfung  bedürfen.   Hier  sollen  sie  für  «las  Civilrecht  im  Gcncrnlanwah  diejenige 
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Person  finden,  welch«-  der  Anwalt  der  Departemente  ist  und  ;tuth  den  Hund  repräsentiert.  Die  andere 
wichtigere  Aufgabe  wird  jedoch  der  Generalanwalt  auf  dem  Gebiete  des  Strafrechtes  finden,  weil  die 
Fragen  di  r  Centralisation  des  matetiellen  Rechtes  und  zunächst  diejenigen  der  Revision  des  Bundes- 
strafrechtes, sowie  der  Bundesstrafrechtspflege  in  Behandlung  liegen.  Hier  ist  die  Errichtung  einer 
ständigen  Beatmung  von  grossem  Werte,  welche  die  verschiedenartigen  Arbeiten  übersehen  und  in 
Uebereinsiimmung  bringen  kann.  Im  femern  würde  den»  Bundesanwalt  die  Einleitung  .iiier  Straf- 
prozesse aus  dem  Gebiete  des  Bundesstrafrechtes  zufallen,  welche  in  der  Regel  den  Kantonen  zur 
Beurteilung  überwiesen  werden,  Gefährdungen  des  Eisenbahn-  und  Tramwaybetriebcs,  Wahlvergehen, 
Fälschung  von  Bundesakten  n.  s.  w..  inbegriffen  die  Prüfung  der  kantonalgerichtlichen  Entscheide  im 
Vergleich  mit  den  Gesetzen  und  die  Besorgung  von  Appellationen  und  ailfälligon  Kassniionsbcschwerden. 
Kommen  hinzu  die  Vertretung  des  Bundes  in  Fiskal-  und  Polizcislraffällen  und  die  Vertretung  des 
Bundes  in  der  eigentlichen  Bundesstrafrechtspflege  vor  den  Assisen. 

Als  drittes  Gebiet  der  Thatigkeit  des  Geneialanwaltes  endlich  wird  bezeichnet  die  Herstellung 
einer  regelmässigen  und  bleibenden  Verbindung  zwischen  der  Bundesbehörde  und  den  Kantonen 
hinsichtlich  der  Fremdenpolizei  und  die  Herbeiführung  einer  guten  Organijation  der  politischen  Poll/ei. 
Es  wird  dabei  hingewiesen  auf  die  Erfahrungen  bei  den  politischen  Untersuchungen  in  den  Jahren  i885, 
1888  und  1889,  welche  zur  vollsten  Evidenz  bewiesen  hätten,  dass  die  polizeilichen  Behörden  nicht 
genügend  organisiert  seien,  um  solche  Geschäfte  mit  der  nötigen  Raschhrit  und  Uebereinsiimmung 
erledigen  zu  können.  Trotz  genügender  Hülfsmittel.  welche  die  Bundesstrafrechtspflege  biete,  um 
politische  Vergehen  und  auch  Versuche  zu  solchen  in  ihren  Anfängen  aufzusuchen  und  zur  ent- 
sprechenden Behandlung  durch  die  polizeilichen  oder  gerichtlichen  Behörden  zu  führen,  mangle  es 
doch  immer  in  einem  gewissen  Grade  an  einer  einheitlichen  Leitung.  •* 

Diese  Argumentationen  des  Bundesrates  wurden  als  durchaus  /ut rettend 
anerkannt  im  Berichte  der  nationalrätlichen  Kommission  zum  Gesetzesentwurf. 
Auch  hier  wird  auseinandergesetzt,  dass  die  seit  1874  s<>  sehr  erweiterte  Gesetz- 
gebung de«  Bundes  auf  dem  Gebiete  des  Strafrechtes  eine  Neuordnung  der  Rechts- 
pflege notwendig  mache  und  dass  die  dabei  zu  erfüllenden  Aufgaben  einen  straf- 
rechtskundigen Beamten  erheischen,  welchen  mau  den  Kriminalisten  des 
Hundes  werde  nennen  können.  Im  übrigen  sollte  der  Bundesanwalt,  nach  Inhalt 
dieses  Berichtes,  der  erste  Beamte  der  gerichl  I  iehen  Pnlizei  sein.  Dabei 
wird  ausgeführt,  dass  allerdings  diese  kriminalpolizeiliche  Thatigkeit  des  Bundes- 
anwaltes auch  zu  Verfügungen  der  politischen  und  nicht  der  gerichtlichen  Polizei 
führen  könne,  dass  speziell  bei  politischen  Umtrieben  von  Ausländern  nichts 
entgegen  stehe,  dass  der  Bundesrat  auf  Grund  der  vom  Bundesanwalt  gesam- 
melten Akten  zu  Ausweisungen  gemäss  Art.  70  der  Bundesverfassung  schreite. 
Kine  gerichtliche  Prozedur  könne  zur  Verurteilung,  zur  Freisprechung  oder  zu 
Polizeimassrcgeln  führen,  ohne  dadurch  ihren  rechtlichen  Charakter  zu  verlieren. 

III.  Di«  Bundesanwaltschaft  seit  1889.  Auf  oben  bezeichneter  Grundlage 
basiert  das  Bundesgesetz  über  die  Bundesanwaltschaft  \om  28.  Juni  188'), 
welches  unter  Aufhebung  des  Art,  37  der  Bundesstrafrechtspflege  von  1874 
das  Amt  eines  vom  Bundesrate  zu  wählenden  und  unte  r  dessen  Aufsicht 
stehenden  Generalanwaltes  wieder  herstellt.  Die  Funktionen  dieses  Beamten 
sind  in  Art.  3  und  4  des  Gesetzes  dahin  umschrieben : 

Der  Generalanwalt  übt  diejenigen  Funküoncn  aus,  welche  ihm  durch  die  Rundesgeselzgebung, 
insbesondere  durch  das  Gesetz  über  die  Bundesstrafrechtspflege,  übertragen  sind. 

Er  überwacht  die  Fremdenpolizci  in  Beziehung  auf  Handlungen,  welche  die  innere  oder  äussere 
Sicherheit  der  Schweiz  gefährden,  sowie  die  bezüglichen  Untersuchungen  und  unterbteitet  dem 
Bundesrat  auf  Anwendung  des  Art.  70  der  Bundesverfassung  gehende  Anträge. 

Dem  Generalanwalt  kann  im  weitem  die  Besorgung  von  Arbeiten  auf  dem  Gebiete  des  Straf- 
rechtes übertragen  werden,  welche  in  den  Geschäftskreis  des  eidgenössischen  Justiz-  und  Polizei- 
departementes  fallen. 

Auf  besondere  Weisung  hin  vertritt  derselbe  die  Eidgenossenschaft  vor  Gericht. 

Im  fernem  wird  die  Besoldung  des  Generalanwaltes  festgesetzt  und  erklärt, 
dass  der  Bundesrat  für  Fälle  besonderen  Bedürfnisses  weiten-  Vertreter  der 
Bundesanwaltschaft  bestellen  und  deren  Entschädigung  bestimmen  könne. 

Gegen  dieses  Gesetz  wurde  ein  Referendum  verlangt.  Dasselbe  fand 
indessen  nur  ungenügende  Unterstützung,  nämlich  25,330  Stimmen,  weshalb  das 
Gesetz  mit  Bundesratsbeschluss  vom  15.  Dezember  1889  in  Kralt  erklärt  wurde. 
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Im  Jahre  189«?  veränderte  ein  neues  Gesetz  über  die  Organisation  der 
Bundesrechtspflege  die  frühere  Stellung  des  Bundesanwaltes  in»  Strafprozesse 
wesentlich.  So  enthält  dasselbe  in  .Art.  12  Vorschriften  über  die  Unzulässigkeit 
der  Bekleidung  des  Amtes  des  Generalanwaltes  durch  eine  Person,  welche  mit 
einem  Mitglied  oder  Kanzlcibeamlen  des  Bundesgerichtes  oder  mit  einem  eid- 
genossischen Vntersuchungsbeamtcn  oder  dessen  Schriftführer  blutsverwandt 
oder  verschwägert  ist  ..d<  r  sonst  in  bestimmten  nahen  Beziehungen  steht. 
Art.  27  u.  IV.  regelt  Ausstand  und  Ablehnung  des  Bundesanwaltes  in  der  Weise, 
dass  er  diesfalls  den  Mitgliedern  des  Bundesgerichtes  gleichgestellt  ist  und  über 
seinen  Ausstand  der  Bundesrat  zu  entscheiden  hat.  Art.  125  und  227  u.  ff. 
bestimmen,  dass  der  Bundesrat  berechtigt  sei.  Uebertrctungen  der  Bundesstraf- 
g«  setze  und  Fiskalgesetze  des  Bundes  dem  neukreierten  Bundesstrafgericht  zur 
Beurteilung  zu  überweisen  und  dass  »|er  Bundesanwalt  die  Interessen  des 
Staates  vor  diesem  in  analoger  Weise  wie  vor  den  Bundesassisen  zu  vertreten 
habe.    (Art.  12b  u.  ff.) 

Dem  im  Jahre  INS*»  erwählten  Generalanwalt  wurde  zur  Führung  der 
Register  und  Kontrollen  der  Fremdenpolizei  der  hisherige  Sekretär  <lcs  Justiz- 
departementes  beigegelten.  Die  Bundcsanwaltschaft  vereinbarte  mit  den  Kan- 
tonsregierungen eine  bestimmte  Geschäftsordnung,  nach  welcher  dieselben  über 
wichtige  Vorkommnisse  auf  dem  Gebiete  der  Fremdenpolizei  zu  berichten 
haben,  während  sie  anderseits  durch  Kreisschreiben  der  Bundesanwaltschaft  über 
die  Ergebnisse  dieses  Dienstes  benachrichtigt  werden.  Was  die  Ausweisung  von 
Landesfremden  anbetrifft,  die  durch  politische  Umtriebe  die  innere  oder  äussere 
Sicherheil  des  Landes  gefährden,  so  ist  insbesondere  zu  erwähnen  ein  Beschluss 
des  Bundesrates  vom  2.?.  September  18^8.  Darin  wird  <  in  Krwägung.  dass 
die  überhandnehmende  anarchistische  Propaganda  eine  Gefahr  für  die  Sicherheit 
des  Landes  bildet»  bei  Anlass  der  Ausweisung  von  3b  Individuen  meist  itali- 
enischer Herkunft  wegen  anarchistischer  Propaganda  der  Bundesanwalt  beauf- 
tragt, über  weitere  in  der  Schweiz  sich  aufhaltende  Ausländer,  welche  an 
solcher  Propaganda  sich  beteiligen  oder  welche  gefährliche  Anarchisten  sind, 
dem  Bundesrate  mit  Beförderung  Bericht  und  Antrag  vorzulegen,  ferner  werden 
die  Kantone  eingeladen,  Ausländer  solcher  Art,  sobald  sie  ihr  Gebiet  betreten, 
dem  Bundesanwalt  namhaft  zu  machen  und  endlich,  das  Treiben  aller  auf  ihren» 
Gebiet  sich  aufhaltenden  Anarchisten  genau  zu  überwachen  und  dem  Kundes- 
anwalt allfällige  Gesetzesübertretungen  zur  Kenntnis  zu  bringen,  insbesondere 
solche,  die  sich  auf  das  Bundesgesetz  betreffend  die  öffentliche  Sicherheit  vom 
12.  April  1 8'*4  beziehen.  Die  in  Genf  verübte  Ermordung  der  österreichischen 
Kaiserin  führt«*  zur  Ausweisung  einer  grossen  Anzahl  von  Fremden,  die  sich  als 
Anarchisten  in  der  Schweiz  bemerkbar  gemacht  hatten.  Seither  wurde  diese 
Massregel  von  Bundes  wegen  verhältnismässig  selten  angewendet  und  nur  dann, 
wenn  anarchistisch«'  Propaganda  nachgewiesen  werden  konnte.  Aus  den  Jahres- 
berichten des  eidgenössischen  Justiz-  und  Polizeidepartements  ergeben  sich 
folgende  Zahlen.  Ausgewiesen  wurden  im  ganzen,  inbegriffen  Anarchisten: 
1899  12.  1900  7  und  1901  «»  Personen  (s.  « Fremdenpolizei  >). 

Die  Hauptaufgabe  und  Hauptthätigkeit  des  Generalanwaltes  liegt  aber 
auf  dem  Gebiete  der  eigentlichen  Strafrechtspflege.  7m  den  zahlreichen  Gesetzen 
fiskalischer,  polizeilicher  und  eigentlich  strafrechtlicher  Natur,  deren  Bedeutsam- 
keit bei  der  Neubesetzung  des  Amtes  hervorgehoben  wurde,  sind  auf  allen 
Abteilungen  der  Bundesverwaltung  noch  neue  hinzugetret«'n. 

In  materieller  Beziehung  stellte  das  Gesetz  vom  12.  April  1894  betr. 
Ergänzung  des  Bundesstrafrechtes  neue  Thathestände  materieller  Natur  unter  das 
Bundesstrafrecht.  Gritrauch  von  Sprengstoffen  zu  verbrecherischen  Zwecken  etc.. 
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deren  Verfolgung  wiederum  der  Hundesanwaltschaft  obliegt.  Die  mannig- 
fachen neueren  Bundesgesetze  üher  Verkehrsrecht  (Markenschutz,  gewerb- 
liche Muster  und  Modelle,  Urheberrecht,  Erfindungsschutz,  Transportordnung 
auf  Eisenbahnen  und  Dampfschiffen)  und  ähnlichen  Materien  enthalten  der 
Natur  der  Sache  nach  stets  Vorschriften  über  polizeiliche  Ahndung  von  Ueber- 
tretungen.  Wie  sehr  seit  1889  diese  Vergehen  gegen  das  Bundesstrafrecht  an 
Zahl  und  Bedeutung  zugenommen  haben,  zeigt  am  besten  die  Thatsache,  dass 
damals  die  jahrlich  zur  Anzeige  gelangten  Eisenbahngefährdungen  nur  cirka  70 
betrugen,  jetzt  aber  mehr  als  200.  Eine  ständige  von  Jahr  zu  Jahr  sich  ver- 
mehrende Kategorie  von  Geschäften  bilden  ferner  die  für  die  Departemente 
auszuarbeitenden  Rechtsgutachten  über  Fragen  strafrechtlicher  Natur. 

Am  22.  Februar  1892  trat  das  Bundesgesetz  betreffend  die  Auslieferung 
gegenüber  dem  Auslände  in  Kraft,  welches  dem  Verfolgten  das  Recht  einräumt, 
den  Entscheid  des  Bundesgerichtes  über  solche  Einwendungen  anzurufen,  die 
sich  auf  dieses  Gesetz,  auf  einen  mit  dem  verfolgenden  Staate  abgeschlos- 
senen Vertrag  oder  eine  Gegenrechtserklärung  stützen.  In  diesen  Fällen  ist 
es  Sache  des  Bundcsan waltes.  sieh  an  der  Voruntersuchung  und  dem  Haupt- 
verfahren  zu  beteiligen  und  in  letzterm  dem  Gerichte  Gutachten  über  die 
Zulässigkeit  der  Auslieferung  abzugeben  (s.  c  Auslieferung  und  Auslieferungs- 
verträge >).  Die  sämtlichen  Begnadigungsgesuche  in  Bundesstrafsachen  gehen 
nach  jetziger  Praxis  ebenfalls  zur  Begutachtung  an  die  Bundesanwaltschaft 
(s.  c  Begnadigung»).  Infolge  von  Anregungen  in  den  eidgenössischen  Räten 
wurde  auch  die  Durchführung  der  Prozesse  wegen  Einbürgerung  von  Heimat- 
losen, welche  im  Jahre  1850  dem  Generalnnwalte  gesetzlich  überwiesen  worden 
war,  in  jüngster  Zeit  durch  bundesrätliche  Beschlüsse  von  Fall  zu  Fall  wieder 
der  nämlichen  Behörde  übertragen. 

IV.  Litteratnr.  r.  Balis,  Sihwen.  Bundesstaatsrecht,  Bd.  I.  AV.  147.  —  Botschaß 
des  Bundesrates  betr.  ilen  Entwurf  eines  liundesgesrtzes  über  die  Bundesanstalt  Schaft  vom 
15.  Juni  1889  (Bdshl.  tSSg,  Bd.  ///,  627.  —  Bericht  der  Kommission  des  Xationalrates  betr. 
das  Amt  eines  eidgen.  Generalanwalts  vorn  Juni  /SSg.  ebenda  />.  82$.  —  Bundesrat. t- 
beschluss  betr.  Massnahmen  gegen  die  Anarchisten  vom  J.i.  Sept.  eSgS.  Bdsbl.  Bl.  IV,  p.  44,  f. 

O.  Krotmuer,  Bnttdesan-.ralt,  Bern. 

Bundesgericht 

I.  Geschichtliches:  I.  Ahe  Eidgenossenschaft ;  2.  Hdvetik;  3.  Meiliaüou;  4.  Restau- 
ration; 5.  Bundesstaat.  —  II.  Geltendes  Recht:  l.  Allgemeines.  Organisation,  Stellung; 
2.  Kompetenzen.        III.  Ouellen  und  Litter.uur. 

I.  Geschichtliches.  Dem  Wesen  einer  Verbindung  mehrerer  Staaten  zu 
einem  höheren  Gebilde,  sei  diese  Verbindung  enger  oder  loser,  ist  es  immanent, 
dass  zur  Schlichtung  von  Streitigkeiten  zwischen  diesen  Staaten  (den  Glied- 
staaten) irgend  eine  Einrichtung  getroffen,  irgend  ein  Organismu.s  geschaffen 
werde.  Dieser  Satz  bestätigt  sich  denn  auch  in  der  Entwicklung  der  eidgenös- 
sischen Bünde. 

1.  Die  Zeit  der  alten  Eidgenossenschaft*  (von  den  ersten  Bünden  bis 
zum  Jahre  1798).  Als  charakteristisch  für  diese  Periode  der  Entwicklung  der 
schweizerischen  Eidgenossenschaft  ist  zu  bezeichnen  die  Einsetzung  von  Schieds- 
gerichten zur  gütlichen  Schlichtung  und  rechtlichen  Erledigung  von  Streitig- 
keiten zwischen  den  Bundesglicdern.  Die  Ausbildung  dieser  Institution  in  den 
einzelnen  Bünden  war  mannigfach.  Für  die  Zwecke  dieses  Aufsatzes  ist  eine 
Aufzählung  im  einzelnen  überflüssig  und  mag  ein  Hinweis  auf  die  unten  <  itierte 
Abhandlung  von  R.  v.  Mohl  a.  a.  O.  S.  27  -36,  sowie  auf  Weber,  a.  a.  ( 
S.  264  ff.,  Dubs  a.  a.  O.  S.  72  ff..  Reichel  a.  .1.  O.  S.  Will  ff.  genügen. 
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2.  Dik  Zeit  der  IIi-xvetik  (1798 — 1803).  Mit  Hülfe  der  französischen 
Bajonette  war  die  alte  Eidgenossenschaft  mit  einem  Schlag  in  einen  Ein- 
heitsstaat nach  französischem  Muster  umgewandelt  worden.  In  diesem  Ge- 
bilde hatte  ein  Hundesgericht  naturgemäss  keinen  Raum,  da  eben  ein  Bund 
nicht  bestand.  Wohl  aber  ward  (durch  die  helvetische  Verfassung  vom 
12.  April  1798»  ein  Oberster  Gerichtshof  eingesetzt,  an  dessen  Gestaltung 
die  (zu  Verwaltungskreisen  herabgedrückten)  Kantone  insofern  Anteil  hatten, 
als  jeder  Kanton  ein  Mitglied  ernannte.  Kompetenzen  dieses  Gerichtshofes: 
a)  Aburteilung  der  Mitglieder  der  gesetzgebenden  Räte  und  des  Vollziehungs- 
dircktoriums :  b)  Beurteilung  aller  Kriminalsachen  auf  welche  Todesstrafe, 
oder  die  Einsperrung  oder  die  Deportation  auf  10  Jahre  angedroht  war:  c)  Kas- 
sationshof in  Civilsachen  gegenüber  Entscheiden  der  unteren  Gerichte,  insofern 
als  Mangel  der  Kompetenz.  Verletzung  der  Form  oder  «1er  Staatsverfassung, 
Kassationsgründe  waren.  Amtssitz:  derjenige  der  gesetzgebenden  Räte. 

3.  Zeit  per  Mediation  (1803 — 1815».  In  erster  Linie  war  die  Organi- 
sation von  Schiedsgerichten,  die  der  Landammann  der  Schweiz  in  seiner  Eigen- 
schaft als  Vermittler  ernennen  sollte,  \orgcsehcn.  Konnten  die  Streitigkeiten 
nicht  auf  diesem  schiedsgerichtlichen  Wege  erledigt  werden,  so  hatte  die  Tag- 
satzung als  Gerichtshuf  (Syndikat)  zu  entscheiden,  wobei  jedem  Mitglied  eine 
Slimme  zustand  und  ihm  keine  Instruktionen  erteilt  werden  konnten. 

4.  Zeit  der  Restauration  (und  der  Regeneration),  Bundes v ertrag 
vom  7.  August  1815.  Rückkehr  zum  System  der  Schiedsgerichte  (dem  sog. 
«eidgenossischen  Recht  >>,  in  folgender  näherer  Gestaltung  ($  3): 

«  Alle  Ansprüche  und  Streitigkeiten  zwischen  den  Kantonen  über  Gegen- 
stände, die  nicht  durch  den  Bundesvertrag  gewährleistet  sind,  werden  an  das 
Kidgenössische  Recht  gewiesen.  Der  ("lang  und  die  Form  dieser  Rechtshandlung 
sind  folgendermasscn  festgesetzt: 

Jeder  der  zwei  streitenden  Kantone  wählt  aus  den  Magistratspersonen 
anderer  Kantone  zwei.  oder,  wenn  die  Kantone  darüber  einig  halten,  einen 
Schiedsrichter. 

Wenn  die  Streitsache  zwischen  mehr  als  zwei  Kantonen  obwaltet,  so  wird 
die  bestimmte  Zahl  von  jeder  Partei  gewählt. 

Diese  Schiedsrichter  vereint,  trachten  den  Streit  in  der  Minne  und  auf 
dem  Pfad  der  Vermittlung  beizulegen. 

Kann  diese?«  nicht  erreicht  werden,  so  wählen  die  Schiedsrichter  einen 
( Ibmann  aus  den  Magistratspersonen  eines  in  der  Sache  unparteiischen  Kantons, 
und  aus  welchem  nicht  bereits  einer  der  Schiedsrichter  gezogen  ist. 

Sollten  die  Schiedsrichter  sich  über  die  Wahl  des  Obmanns  nicht  ver- 
einigen können  und  einer  der  Kantone  darüber  Beschwerde  führen,  so  wird 
der  Obmann  von  der  Tagsatzung  gesetzt,  wobei  aber  die  in  Streit  stehenden 
Kantone  kein  Stimmrecht  haben  :  der  Obmann  und  die  Schiedsrichter  versuchen 
nochmals,  den  Streit  durch  Vermittlung  auszugleichen  oder  entscheiden,  im 
Fall  allseitiger  f'ebergabe,  d.h.  Kompromissspruch;  geschieht  aber  keines  von 
beiden,  so  sprechen  sie  über  die  Streitsache  nach  den  Rechten,  endlich  ab. 

Der  Sprueh  kann  nicht  weiter  gezogen  werden  und  wird  erforderlichen- 
falls durch  Verfügung  der  Tagsatzung  in  Vollziehung  gesetzt. 

Die  nach  obigen  Bestimmungen  gewählten  Schiedsrichter  und  Obmänner 
werden  von  ihren  Regierungen  des  Eides  für  ihren  Kanton  in  der  obwaltenden 
Streitsache  entlassen.  Bei  allen  vorfallenden  Streitigkeiten  sollen  die  betreffenden 
Kantone  sich  jeder  gewaltsamen  Massregel  oder  sogar  Bewaffnung  enthalten, 
den  in  diesem  Artikel  festgesetzten  Rechtspl'ad  genau  befolgen  und  dem  Spruch 
in  allen  Teilen  statt  tlum.» 
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5.  Du:  Zkit  ms  Binoksstaa tks.  A.  Di«-  Verfassung  vom  12.  Sep- 
tember 1848.  Schon  die  misslungenen  Bestrebungen  auf  Umwandlung  des 
Staatenbundes  in  einen  Bundesstaat  in  den  30 er  Jahren  ( Verfassungsentwurf 
von  1S31  und  1832).  sahen  die  Einsetzung  eines  Bundesgerichtes  als  einer 
stehenden  Behörde  vor.  Und  in  der  That  liegt  im  Hundesstaat  (im  Gegensatz 
zum  Staatenbund)  noch  ein  anderer  Grund  zur  Einrichtung  eines  derartigen 
Gerichtes  vor.  als  das  Eingangs  erwähnte  der  Notwendigkeit  der  Schlichtung 
und  Entscheidung  von  Streitigkeiten  zwischen  den  Hundesgliedern:  Der  Hundes- 
staat hat  eine  vollständige  recht  liehe  Existenz  als  Staat,  er  ist  ein  selbständiges 
staatliches  Gebilde  mit  eigener  Souveränität.  Dieser  Staat  bedarf  zu  seinem 
Schutze  notwendiger  Weise  auch  strafrechtlicher  Normen,  die  von  ihm  aus- 
gehen müssen:  und  zur  Beurteilung  der  Uebertretungen  dieser  Normen  —  oder 
strafrechtlicher  Angriffe  auf  den  Bund  und  dessen  Organe  —  -  wird  am  besten 
ein  eigenes  Gericht  des  Bundes  geeignet  sein.  Sodann  kann  die  Gesetzgebungs- 
gewalt des  Bundes  lim  Gegensat/  zu  den  Einzelstaaten)  eine  Ausdehnung  auch 
auf  'andere  Materien  des  Rec  hts  ( Verwaltungs-  und  Civilrccht)  erhalten,  und 
in  diesem  Falle  erweist  sich  die  Einsetzung  eines  obersten  Gerichtshofes  zur 
einheitlichen   Anwendung   des  vom  Bunde •  geschaffenen  Rechts   als  Bedürfnis. 

Auf  diesen  drei  Grundgedanken  beruht  denn  auch  die  Institution  des  durch 
die  Bundesverfassung  von  1848  zum  erstenmal  neu  geschaffenen  und  durch 
das  B u n d c s g e s e t  z  vom  5.  Juni  1  8 4 M  über  die  Organisation  der  Hundes- 
rechtspflege  näher  normierten  ersten  schweizerischen  Bundesgerichts.  Erst 
hier  setzt  daher  die  Geschichte  des  eigentlichen  Bundesgerichtes  ein. 

Stellung  und  Kompetenzen  des  Bundesgerichts  Waren  nach  dieser  Ver- 
fassung und  nach  dem  genannten  Gesetz  folgendermassen  geordnet: 

1.  Stellung  und  Organisation.  Zahl  der  Richter:  11.  nebst  ebenso 
vielen  Ersatzmännern.  Stellung:  Wahlrichtcr.  Wahlbehörde:  die  Bundesver- 
sammlung. Amtsdauer:  drei  Jahre.  Wählbar:  jeder  Schweizerbürger,  der  in  den 
Nationalrat  wählbar  war  (d.  h.  jeder  stimmberechtigte  Schweizerbürger,  welt- 
lichen Standes,  Art.  o-l  B.-V.N  Incompatibilitätcn:  die  Stellung  eines  Mitgliedes 
des  Bundesrates  oder  eines  von  diesem  gewählten  Beamten.  Das  Gericht  war 
nicht  ständig,  doch  war  Verhandlungssitz  für  die  Regel  Bern.  Für  die  Ver- 
waltung der  Strafrec  htsptlegc  zerfiel  da-  Gericht  in  eine  Anklagekammer,  eine 
Kriminalkammer  und  ein  Kassationsgericht.  Die  Straircchtspflege  wurde  in 
Verbindung  mit  Schwurgerichten  ausgeübt.  Das  Organisationsgesetz  enthielt  die 
Bestimmungen  über  die  Organisation  dieser  Schwurgerichte  (Kriminalkammer 
in  Verbindung  mit  den  Geschworenen  :  für  letztere  Einteilung  der  Schweiz  in 
fünf  Assisenbezirke).  Kerner  ordnete  es  die  Stellung  der  (vom  Bundesgericht 
zu  ernennenden)  Untersuchungsrichter,  sowie  diejenige  der  Bundesanwaltschaft. 
(Vgl.  hierüber  den  Artikel  «Mundesanwaltschaft».) 

2.  Kompetenzen.  Die  Kompetenzen  des  Bundesgerichts  erstreckten  sich 
schtm  damals  auf  die  drei  Gebiete  des  ("ivilrec hts.  des  Strafrechts  und  des 
Staatsrechts. 

ai  Civilrei  htlic  he  (Art.  47  Org.-Ges.j:  Das  Bundesgericht  war  kom- 
petent für  Beurteilung  von:  1.  Streitigkeiten  zwischen  Kantonen  unter  sich. 
2.  Streitigke  iten  zwischen  dem  Bund  und  einem  Kanton.  3.  Streitigkeiten  zwischen 
ausländischen  Klägern  und  dem  Bund,  nach  Weisung  des  Bundesrates  oder  der 
Bundesversammlung.  4.  Streitigkeiten  zwischen  Korporationen  und  Privaten  als 
Klägern  und  dem  Bund  als  Beklagten  bei  einem  ( I  laupt ->  Streit  wert  von  wenig- 
stens Fr.  3000  (alter  Währung).  5.  Bürgerliche  Rechtsstreitigkeiten  von  einen» 
Streitwert  von  wenigstens  Kr.  3000  (wie  oben),  die  durch  Uebereinkunft  beider 
Parteien   an  das  Bundesgericht   gezogen  werden  i gemäss  Art.   102  der  B.-V.). 
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6.  Schadenersatzklagen  aus  Verbrechen,  sofern  sie  nicht  vom  Assisengericht 
erledigt  waren.  7.  Bürgerliehe  Streitigkeiten,  welche  die  Bundesversammlung 
vermöge  Art.  106  der  Bundesverfassung  durch  besondere  Gesetze  in  die  Kompe- 
tenz des  Bundesgerichts  legen  wird.  8.  Bürgerliche  Rechtsstreitigkeiten,  welche 
durch  die  Gesetzgebung  eines  Kantons  im  Einverständnis  mit  der  Bundes- 
versammlung an  das  Bundesgericht  gewiesen  werden. 

Hierzu  folgendes:  ad  1  und  2  amtete  das  Bundesgericht  so  recht  in  seiner 
Stellung  als  eigentliches  Bundesgericht  im  engeren  Sinne  (vgl.  die  Einleitung). 
Ad.  3  und  4  war  zur  Zeit  Kompetenz  des  Bundesgerichts  wenigstens  wünschens- 
wert zur  Schaffung  einer  unabhängigen  Instanz.  Ein  ganz  anderes  Moment 
tritt  bei  5  zu  Tage :  das  Bundesgericht  soll  hier  als  vereinbartes  Gericht. 
Schiedsgericht,  walten.  Der  Gedanke  war.  Privaten  die  Erledigung  grösserer 
Prozesse  in  einer  Instanz  und  vor  einem  juristisch  durchaus  gebildeten  Gerichte 
zu  ermöglichen.  Eine  Anomalie  weist  Nr.  i>  auf:  das  Bundesgericht  sollte 
hiernach  Schadenersatzansprüche,  die  gar  nicht  vom  eidgenössischen  Recht 
geregelt  waren,  beurteilen.  In  allen  diesen  Fullen,  1 — 6,  urteilte  das  Bundes- 
gericht als  erste  und  einzige  Instanz.  Dagegen  waren  in  Ziffer  7  und  auch 
in  Ziffer  8  (in  einer  sehr  abnormalen  Bestimmung:)  die  Keime  enthalten,  aus 
denen  sich  das  Bundesgericht  zu  einem  Gerichte  höherer  Instanz  entwickeln 
konnte. 

b)  Strafrechtliche:  1.  Die  Anklage  kämme  r  hatte  die  Untersuchung 
zu  überwachen  und  nach  deren  Schluss  die  Frage  der  Ucberweisung  (an  die 
eidgenössischen  Behörden  oder  an  das  zuständige  Kantonsgericht)  oder  der 
Einstellung  zu  beurteilen  (Art.  48  Org.-Ges.). 

2.  Das  Assisengericht  (Kriminalkammer  mit  Geschworenen»  beurteilte 
(Art.  49  Org.-Ges.): 

a)  Die  von  einer  Bundesbebördc  ernannten  Beamten  in  den  Fällen  des  Art.  104,  litt,  a  B.-V. 
(d.  h.  bei  Ueberweisunj;  dieser  Beamten  zur  strafrechüichen  Beurteilung). 

h)  Teilnehmer  an  einem  durch  Art.  104,  litt,  b,  c  und  d  B.-V.  vorgesehenen  Verbrechen 
(Hochverrat  gegen  die  Eidgenossenschaft,  Autruhr  und  Gewalttbat  gegen  die  Bundesbehörden;  Ver- 
brechen und  Vergehen  gegen  das  Völkerrecht :  politisch?  Verbrechen  und  Vergehen,  die  Ursache  oder 
Folge  derjenigen  Unruhen  sind,  durch  welche  eine  bewaffnete  eidgenössische  Intervention  veranlasst 
worden  ist). 

c)  Teilnehmer  an  Verbrechen  und  Vorgehen,  welche  die  Bundesversammlung  vermöge  Art.  106  B.-V. 
durch  besondere  Gesetze  in  die  Kompetenz  des  Bundc&gerichts  legen  wird. 

d)  Diejenigen  Straffälle.  welche  die  Gesetzgebung  eines  Kantons  im  Einverständnisse  mit  der 
Bundesversammlung  den»  Assisengerichte  übertragen  würde. 

3.  Das  Kassationsgericht  beurteilte  alle  Nichtigkeitsbeschwerden  über 
das  Verfahren  oder  über  ein  Urteil  des  Assisengerichtes,  und  entschied  über 
Kompetenzkonflikte  zwischen  den  eigenössischen  Civil-  und  Militärstrafgerichten 
(Art.  51  Org.-Ges.).  Ferner  hatte  es  gemäss  Art.  IS  des  Bundesgesetzes  betr. 
das  Verfahren  bei  Uebcrtrctungen  fiskalischer  und  polizeilicher  Natur  (Bundes- 
gesetz vom  30.  Juni  1849)  über  Kassationsbeschwerden  gegen  kantonale 
Urteile  in  dieser  Materie  zu '  entscheiden :  doch  war  die  Kassation  beschränkt 
auf  folgende  Gründe:  Inkompetenz  des  Gerichts,  Verstoss  gegen  bestimmte 
gesetzliche  Vorschriften,  wesentliche  Formfehler. 

Danach  war  das  Assisengericht  (naturgemäss)  stets  erste  und  letzte 
Instanz  (mit  Vorbehalt  der  Nichtigkeitsbeschwerde).  Das  Kassationsgericht 
war  Kassationsinstanz  gegenüber  dem  .Assisengericht,  und  hatte  daneben  noch 
die  erwärmte  Spezialentscheidungsbcfugnis  in  Kompetenzkonflikten.  Endlich  war 
es  in  der  genannten  Beschränkung  Kassationsgericht  gegenüber  Urteilen  kanto- 
naler Gerichte. 

c)  Staatsrerhtlirhes:  Als  Staatsgencht-hof  hatte  das  Bundesgericht  zu 
beurteilen  : 
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1 .  Verletzungen  der  durch  die  Bundesverfassung  garantierten  Rechte, 
wenn  hierauf  bezügliche  Klagen  von  der  Bundesversammlung  an  es  gewiesen 
werden  (Art.  105  B.-V.  und  Art.  47  Org.-Gcs.). 

2.  Streitigkeiten  mit  Bezug  auf  Heimatlosigkeit.1) 

Ad  2  war  das  Bundesgericht  wiederum  Bundcsgericht  im  engern  und  eigent- 
lichen Sinne.  Durch  die  Bestimmung  Ziffer  1  war  der  (noch  sehr  dürftige)  Ansatz 
zur  Staatsrechtspflege  zwecks  Schutzes  der  individuellen  verfassungsmässigen 
Rechte  der  Bürger  gegeben.  Die  Kompetenz  des  Bundesgerichts  als  Staatsgerichts- 
hof war  danach  sehr  eingeschränkt.  Das  ganze  wichtige  und  interessante  Gebiet 
der  staatsrechtlichen  Streitigkeiten  zwischen  Kantonen,  deren  Beur- 
teilung so  recht  eigentlich  in  die  Stellung  eines  Bundesgerichts  gelegen  hätte, 
war  den  politischen  Behörden  —  Bundesrat  und  Bundesversammlung  -  über- 
tragen;  ein  in  allen  Beziehungen  zu  beklagender  Uebelstand  (vgl.  Dubs  a.  a.  O. 
S.  82  f.;  Blumer- Morel  a.  a.  O.  S.  130  ff.). 

3.  Die  Entwicklung  unter  der  Bundesverfassung  von  184S  und 
dem  Organisationsgesetz  von  1849: 

1.  Von  der  Möglichkeit,  dem  Bundesgericht  weitere  Materien  zu  überweisen,  machte  die 
Bundesgesetzgebung  drei  Mal  Gebrauch : 

a)  Durch  das  Hundesgesetz  betreffend  die  Verbindlichkeit  zur  Abtretung  von 
Privatrechten,  vom  i.  Mai  1850.  wurde  das  Bundesgericht  als  Rckursinstanz  gegenüber  den 
Entscheiden  der  eidgenössischen  Schätzungskommission  eingesetzt  (Art.  35  ff.  dieses  Gesetzes),  wobei 
ihm  gleichzeitig  die  Aufsicht  über  diese  Kommission  zugeteilt  wurde  (Art.  28  cod.). 

b)  Durch  Nachtragsgesetz  betreffend  die  gemischten  Ehen,  vom  3.  Februar  1862, 
wurde  das  Bundesgericht  zur  Scheidung  gemischter  Ehen  als  erste  und  letzte  Instanz  dann  zuständig 
erklärt,  wenn  Eheleute  verschiedener  Konfession  nicht  unter  der  bürgerlichen  Gerichtsbarkeit  oder  unter 
einer  die  gänzliche  Ehescheidung  abschliessenden  Gesetzgebung  standen  (s.  « Ehegesetzgebung »). 

c)  Das  Bundesgesetz  über  Bau  und  Betrieb  der  Eisenbahnen  vom  23. Dezember  1872 
überwies  der  Beurteilung  des  Bundesgerichts  alle  privatrechtlichen  Streitigkeiten  zwischen  dem  Bund 
und  einer  Eisenbahngcsellschaft ;  Entschädigungsfordeningen  der  Eisenbahnverwaltung  an  Private ; 
Knttchädigungjforderungen  einer  Eisenbahnverwaltung  an  die  andere. 

2.  Von  der  den  Kantonen  in  Art.  47,  Ziffer  6,  und  Art.  49.  Ziffer  4,  verliehenen  Befugnis, 
weitere  Gegenstände  der  Beurteilung  des  BundesgerichLs  durch  die  Gesetzgebung  im  Einverständnis 
mit  der  Bundesversammlung,  zu  übertragen,  machte  kein  Kanton  Gebrauch. 

3.  Die  Ucberweisung  eines  Falles  von  Verletzung  individueller  Rechte  durch  die  Bundes- 
versammlung an  das  Bundcsgericht  kam  ein  einziges  Mal  vor.   (1851,  Fall  Duprc.) 

B.  Diese  ganze  Organisation  und  Stellung  des  Bundesgerichts  wurde  — 
wie  die  Bundesverfassung  von  1848  überhaupt,  in  der  sie  wurzelte  -  als  eine 
Halbheit  empfunden.  (Vgl.  R.  v.  Mühl  a.  a.  O.  S.  34  ff.)  So  war  man  sich 
denn  bei  den  Revisionsbewegungen  anfangs  der  70er  Jahre  klar,  dass  in  der 
Stellung  des  Bundesgerichts  nach  mehrfachen  Richtungen  hin  eine  Aenderung 
stattfinden  müsse.  So  brachte  denn  schon  die  Bundesverfassung  vom  29.  Mai 
1874  selber  über  die  Stellung  des  ßundesgesetzes  Abänderungen,  die  sich  in 
folgende  drei  Sätze  zusammenfassen  lassen : 

1.  Das  Bundesgericht  wurde  in  einen  ständigen  Gerichtshuf  gestaltet, 
die  Richter  wurden  Berufsrichter,  das  Gericht  erhielt  einen  Amtssitz. 

2.  Die  Kntscheidung  über  Kompetenzkonflikte  zwischen  Bundesbehürdcn 
einerseits,  Kantonalbehörden  anderseits:  über  staatsrechtliche  Streitigkeiten 
zwischen  Kantonen;  endlich  über  Beschwerden  betreffend  Verletzung  verfassungs- 
mässiger Rechte  der  Bürger,  sowie  über  solche  von  Privaten  wegen  Verletzung 
von  Konkordaten  und  Staatsverträgen  wurde  grundsätzlich  —  unter  Vorbehalt 
der  administrativen  Streitigkeiten  —  dem  Bundesgericht  übertragen(  Art.  1 13 B.-V.), 
also  seine  staatsrechtliche  Gerichtsbarkeit  ganz  bedeutend  erweitert,  ja 
eine  eigentliche  staatsrechtliche  Gerichtsbarkeit  erst  geschaffen. 

')  Mit  Recht  reiht  Reichel  a.  a.  O.  S.  LXXX  dieses  Gebiet  unter  die  staatsrechtlichen 
Kompetenzen  ein,  obschon  das  betreffende  Gesetz  sie  im  Zusammenhang  mit  den  civilrechtlichen 
Streitigkeiten  (Ziffer  2  des  Art.  48)  aufzählte. 
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3.  Endlich  wurde  der  Bundesgesetzgebung  in  weiterer  Ausführung  des 
schon  früher  geltenden  Satzes,  dass  sie  weitere  Materien  der  Beurteilung  des 
Bundesgerichts  unterstellen  könne,  speziell  die  Aufgabe  erteilt,  die  Befugnisse 
festzustellen,  welche  ihm  (dem  Bundesgericht)  nach  Erlassung  der  im  Art.  64 
vorgesehenen  eidgenössischen  Gesetze  behufs  einheitlicher  Anwendung  derselben 
zu  übertragen  sind  (Art.  114)  —  alsu  die  Möglichkeit  gewährt,  das  Bundcs- 
gericht  als  oberste  Instanz  über  den  kantonalen  Gerichten  zwecks  einheitlicher 
Wahrung  des  eidgenossischen  Rechts  einzusetzen. 

Diese  Grundlagen  sind  zunächst  weiter  ausgeführt  worden  im  Bundes- 
gesetz über  die  Organisation  der  Bundesrechtspflege,  vom  27.  Juni 
1874  (A.  S.  N.  F.  I,  S.  136  ff.).  Mit  Rücksicht  darauf,  dass  dieses  Gesetz 
inzwischen  revidiert  bezw.  aufgehoben  worden  ist  und  dass  die  Darstellung  des 
geltenden  Rechtes  die  Hauptaufgabe  des  vorliegenden  Aufsatzes  bilden  soll, 
sei  hier  nur  folgendes  hervorgehoben : 

Die  Zahl  der  Richter  wurde  festgesetzt  auf  neun:  ebenso  viele  Ersatz- 
männer. Amtssitz:  die  Stadt  Lausanne  (Bundesbeschluss  vom  2b.  Juni  1874). 
Betreffend  die  Wählbarkeit  wurde  die  Unvereinbarkeit  ausgedehnt  auf  die  Stellung 
eines  Mitgliedes  der  Bundesversammlung  und  eines  von  dieser  Behörde  gewählten 
Beamten.  Die  Bekleidung  irgend  einer  anderen  Beamtung,  irgend  eines  anderen 
Berufes  oder  Gewerbes,  speziell  auch  der  Stelle  eines  Direktors  oder  Mitgliedes 
des  Verwaltungsrates  einer  Erwerbsgesellschaft,  ward  untersagt.  Bei  der  Wahl 
sollte  (gemäss  Art.  107  B.-V.)  darauf  Bedacht  genommen  werden,  dass  alle  drei 
Nationalspraehen  vertreten  seien.  Amtsdauer:  6  Jahre.  Festes  Gehalt  (Fr.  10.000, 
Präsident  Fr.  11,000). 

Bezüglich  der  Kompetenzen  folgendes: 

1.  Ci  v  i  1  r e chts pf  1  e ge  :  a)  Gemäss  Art.  114  Bundesverfassung  wurden  der 
Kompetenz  des  Bundesgerichts  ausser  den  schon  d.  h.  gemäss  bisherigen  Bundes- 
gesetzen  überwiesenen  Sachen  noch  weiter  überwiesen:  alle  bei  der  Zwangs- 
liquidation von  Eisenbahnen  entstehenden  Fragen,  gemäss  dem  bezüglichen 
Bundesgesetz  vom  24.  Juni  1M74:  b)  sodann  wurde  für  Rechtsstreitigkeiten,  die  von 
kantonalen  Gerichten  nach  eidgenossischem  Gesetz  zu  entscheiden  waren,  ein  eid- 
genössisches Rechtsmittel  —  der  sogenannte  ci vilrechtliche  Rekurs  oder  die 
Weiterziehung  eingeführt.  Dessen  Voraussetzungen  waren  nach  Art.  2^ 
und  30  des  Bundesgesetzes:  1.  Anwendung  (oder  Anwendbarkeit)  eidgenös- 
sischen Rechtes.  2.  Hauptstreitwert  von  mindestens  Fr.  3000  bei  Streitigkeiten, 
die  einer  vermögensrechtlichen  Schätzung  unterliegen.  3.  Letztinstanzliches 
kantonales  Haupturtcil.  Doch  konnten  im  Einverständnis  beider  Parteien  auch 
erstinstanzliche  kantonale  Ilaupturtcile,  mit  Umgehung  der  kantonalen  zweiten 
Instanz,  an  das  Mundesgericht  gezogen  werden. 

Natur  des  Rechtsmittels :  « Das  Bundesgericht  tut  seinem  Urteile  den  von  den  kantonalen 
Gerichten  festgestellten  Tatbestand  zu  gründe  zu  legen.  Sollte  aber  über  bestrittene  Thatsacben. 
welche  von  entscheidendem  Einflüsse  auf  die  Urteilsfällung  sind,  durch  die  kantonalen  Instanzen  ein 
Beweis  überhaupt  nicht  zugelassen  worden  sein,  so  kann  das  Bundesgericht  eine  Aktenvervollstindiguog 
durch  die  nämliche  Instanz,  welche  das  Urteil  gefallt  hat,  anordnen  und  hierauf  ohne  weitere  Partei- 
vortrage das  Endurteil  erlassen.»  Art.  30,  Schlussabsatz:  «Die  Parteien  können  beim  Bundesf crich : 
die  Abänderung  des  .  .  .  kantonalen  Urteile*  nachsuchen.»  Danach  war  das  Bundesgericht  Reform- 
mstanz;  seine  Nachprüfungsbefugnis  beschränkte  sich  jedoch  auf  die  Nachprüfung  der  Rechtsfragen, 
und  zwar  der  Rechtsfragen  eidgenössischen  Rechts.  Alles  andere  interessiert  hier  nicht;  es  »ei  hierfür 
verwiesen  auf  Hafner.  Das  Rechtsmittel  der  Anrufung  des  Bundesgerichts  in  Civilstrehigkeiten.  in 
der  Zeitschrift  für  schweizerisches  Recht,  neue  Folge.  Band  III,  S.  153  ff.  und  485  ff. 

c)  Die  Bestimmungen  betreffend  Zuweisung  von  Streitfällen  an  das  Bundes- 
Bericht  d.  h.  die  Verfassung  und  die  Gesetzgebung  eines  Kantons,  mit  Geneh- 
migung der  Bundesversammlung,  und  betreffend  den  vereinbarten  Gerichtsstand 
wurden  beibehalten  (letzteres  gemäss  Art.  111  B.-V.). 
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2.  Strafrechtspflcge.  Hier  ist  nichts  wesentlich  neues  zu  melden,  als 
dass  nun  ausdrücklich  in  das  Gesetz  aufgenommen  war,  dass  das  Kassations- 
gericht auch  über  Beschwerden  gegen  Urteile  kantonaler  Gerichte,  welche 
sich  auf  Ucbertretungcn  fiskalischer  Bundesgesetze  beziehen,  zu  entscheiden 
habe  (Art.  53). 

3.  Staatsrcchtspflcgc.  Als  sog.  Administrativstreitigkeiten  werden 
dein  Entscheide  des  Bundesgerichtes  entzogen  und  dem  Bundesrate  bezw.  der 
Bundesversammlung  zugewiesen  (Art.  59  B.-Gcs.): 

a)  Art.  18,  Satz  3  Bundesverfassung  betreffend  unentgeltliche  Ausrüstung  der  Weh rm inner; 
b)  Art.  27,  SaU  2  und  3  betreffend  das  Schulwesen  der  Kantone;  c)  Art.  31  betreffend  Handels- 
und Gewcrbefrcibrit ;  d)  Art.  31  und  32  betreffend  Verbrauchssteuern  und  Ohmgeld;  e)  Art.  43, 
45  und  47  betreffend  Rechte  der  Niedergelassenen;  f)  Art.  49,  50  und  5I  betreffend  Glaubens- 
und Gewissensfreiheit,  doch  sind  dem  Bundesgericht  vorbehalten  Steueranstande  und  Anstände  aus 
dem  I'rivatrecht,  welche  Ober  die  Bildung  oder  Trennung  von  Religionsgesellschaften  entstehen ; 
g)  Art.  49  und  53  betreffend  Begrabnisplätze ;  h)  Beschwerden  über  die  Anwendung  der  in  den 
Ait.  25,  33.  34,  39,  40  und  69  Bundesverfassung  vorgesehenen  Bundesgesetze;  i)  Beschwerden  gegen 
die  Gültigkeit  kantonaler  Wahlen  und  Abstimmungen ;  k)  Anstände  hierüber  und  aus  denjenigen 
Bestimmungen  der  Staatsvertrage  mit  dem  Auslande,  welche  sich  auf  Handels-  und  Zoll  Verhältnisse, 
l'ntentgebQhren,  Niederlassungen,  Befreiung  vom  Militarptlichtersatz  und  Freizügigkeit  beziehen. 

Auch  in  dieser  wesentlich  vervollkommneten  Gestalt  der  Organisation  des 
Bundesgerichts  machte  sich  mit  der  Zeit  ein  Bedürfnis  nach  Revision  geltend. 
Den  naturgemässen  Anstoss  dazu  gab  die  mit  der  vermehrten  Gesctzgcbungs- 
thätigkeit  des  Bundes,  speziell  im  Gebiete  der  Civilrechte,  zunehmende  Geschäfts- 
last des  Gerichts.  Auch  im  übrigen  erwies  sich  eine  Revision  mit  der  Zeit  als 
wünschbar;  so  wurde  namentlich  über  die  zu  grosse  Ausdehnung  der  soge- 
nannten Administrativstreitigkeiten  geklagt.  So  erteilte  denn  das  eidgenössische 
Justizdepartement  Herrn  Bundesrichtcr  Hafner  den  Auftrag,  einen  Entwurf  mit 
Motiven  auszuarbeiten.  Dieser  erschien  im  Frühjahr  1888.  Das  Bundesgericht 
reichte  dazu  Bemerkungen  und  Anträge  ein.  Nachdem  der  Entwurf  im  Oktober 
1889  vom  Bundesrat  einer  Expertenkommission  vorgelegt  und  von  dieser  durch- 
hcraten  worden  war,  wurde  er  im  Jahre  1892  den  eidgenössischen  Räten  über- 
wiesen. Die  Annahme  fand  —  im  wesentlichen  nach  der  Vorlage  des  Bundes- 
rates —  am  22.  März  1893  statt.  Das  Referendum  gegen  das  Gesetz  wurde 
nicht  ergriffen,  und  es  trat  am  1.  Januar  1894  in  Kraft. 

Am  28.  Juni  1895  wurde  alsdann  das  Bundesgesetz  betreffend  die 
l  cbertragung  der  Oberaufsicht  über  das  Schuldbetreibung*-  und 
Konkurs  wesen  an  das  Bundesgericht  erlassen,  das  nun  einen  integrierenden 
Bestandteil  des  Organisationsgesetzes  vom  22.  März  I8«>3  bildet  (s.  <  Betreibung 
und  Konkurs»). 

In  dieser  modifizierten  Gestalt  soll  nun  das  neue  Organisationsgesetz  im 
folgenden  einer  gedrängten  Betrachtung  unterzogen  werden. 

IL  Geltendes  Recht.  1.  Allgemeines,  Organisation.  Stellung.  Zahl 
der  Mitglieder  16,  wovon  ein  Präsident  und  ein  Vizepräsident;  9  Ersatzmänner. 
Wahlbehörde:  Vereinigte  Bundesversammlung.  Amtsdauer:  sechs  Jahre.  Wahl- 
erfordernisse (Wählbarkeit):  gleich  denjenigen  zur  Wählbarkeit  in  den  Nationalrat 
(die  stimmberechtigten  Schweizerbürger  weltlichen  Standes).  Unvereinbar  mit 
dem  Amte  eines  Bundesrichters  ist  die  Stellung  eines  Mitgliedes  der  Bundesver- 
sammlung, des  Bundesrates  und  der  von  diesen  Behörden  gewählten  Beamten.  Die 
Hundesrichter  dürfen  keine  andere  Beamtung  annehmen,  nicht  bei  Krwerbs- 
anstalten  die  Stellung  von  Direktoren,  von  Mitgliedern  der  Verwaltung,  des  Vor- 
standes oder  des  Aufsichtsrates  einnehmen.  Die  Kanzlei  wird  vom  Bundesgericht 
selbst  bestellt  (Art.  109  B.-V.);  sie  besteht  aus  drei  Gcrii  htsschreibern,  vier 
Sekretären,  einem  Archivar,  den  Kanzlisten  und  dem  Weibcl.  Amtssitz:  Lausanne 
(«siehe  oben). 


Digitized  by  Go 


b(»0 


Bundesgericht 


—       O)       '  ' 

III 


J3 

O 

t  « 

u,  TO 

**  V 

«  a 


c 

3 


*  -5  'S 

,2 

-Sc* 

£  5  « 

ho  o  U  ^  tl 
—  —  ü  v 

t>    U     O.  g  W 

«»Es« 

-■S  - 


cd  89 
it 

**  C  N 
U  1)  w 

»JS  * 

c» 


j  *  5 
o  — 

XU!  g 

P§ 
CO  K  ° 

■  > 

C  o  C  c 
O  3  1)  c 
C   ti  JZ  2 

«  C/)  <a  > 


3  >  -o 


^  *o  5  «i 

»kl  c 

5.8  ü  g 


5  X 

£  « 


.  *»  5  c  03 

C  S  f,  t* 


ti  cS 

l    II  4) 

2*1 


£  3* 
2  <  2=  « 

1»       .    fc£  ~  "3 

-•8  255 


Sin 


<  £ 
c 

C  tl 

£  sz 
o  ti 
«S  SC 

e  sc  . 

sii 

~  ■ .tl  ej 
r*  «I 
tl  ** 

=s  c/3 


i 

2 

2 

o 

V  t» 
u  TO 

2  <= 

3  a. 

CO 


C  ^ 

5  « 


IT. 

te 
u 
T3 
C 
3 

ffl 


W  «J 

t,  * 

.-  t>  _ 

^3  f  ^  ^ 
w  u 

C    •  "3 

^  'S 

4  3  II 


c 

U3 

« 

c 

tl 

X. 


C  C  *>  c 
tc  - 


tl 
u 


-O  =0 


c  c  S 
o  3  2 


3  if  o 
c  O  ü 


t  <  -a  ^ 


5  - 

3  U 
V 

—  u 
e  u 

V  V 


-O  O  3 
>  X 


o  -c 


K  T3  ^  -O 


r  «J  S 

■g  e - 

*;  ci 


•a  r 

T  «I 


T3 

<d  c 

N  " 

«  C 


=  £ 


°  c  >  «  * 


Cl  t>  Ol 
tl    <e  -Z  XI 


=  J3 
3  u 

•£  "C 


c  i- 


u  o 


3  ~ 


3  c 

«;  •-• 


r  o  r  c  «  ti 
S  icrs  ti  =4  cx 

>  ffl  V      <b  "5 

c   ü  c r  **  c 

£  o  *  -g  -a  ti 
fll  Bü  »-o 


n 
-3 
C 
3 

a 


:  n  c 

•:|-s 

is  u  c  c 

£  «  c  g 

(fl  c  i 

C  ü  2  3 

£  t  s  N 

v  c  c  u 

*.  O  3  C 

2  'jd  «  2 

c  «J 

'flC'^ 


N  JZ 
**  t> 

■  u  c 
«uc 

"3  tl 
«o  C  • 


L    r*  V 

■a  «  3 

c  .ü  t; 
S.  -o  2 


ti 

«i 


tl 

u  «3 

•  ^> 


E  3 

E  c 

«3  Ci 
^  .2 


x 

u 
"u 
ei 

5 

n 
« 

v 


3  * 


tl  ,ti 


-r  ir. 


«i  ^2  5 

*•   C  3 

u  3C2 

So  P 

3  -o  > 

ci 


ti  ~ 


I 

•o 

c  u  -5 

3  t>  X 

=  E  5 

u  «  • 

-O  J£  «I 

ti  C  tl 

ti  E  'C 


.«      w  b  l. 

u  - — ■  T  — 


I 

! 


S  ? 

ü 


ti 

x; 

ti 


^  x: 

—  o 

-  "5 

tl 


c-  o 
ti  z  . 

"  «J  •** 

»    II  c 
K  Ü 
•  »      <a  • 

c  ^  -o  c 

o  o  c  -s 

3  E 


3 
3 

c 
tl 

> 

- 


•5  « 
c  l 

s  » 


^  ti  U. 


c 

3 
C 


n 


O  tl 

2  c 


.>  ti 

c  e 

ti  ti 

c  c 

o  o 


C  C 


ti 

O 

V  c 

c 

2  * 

In 


1 s 

C  4-1 
3  Dt 

Ü  * 

u  * 

m  c 

-s 

u  td 

■-  £• 

•  2 

c  ö« 

«i  X 

aOUl 
C 

-.s 


C  3 
ü  *» 

x; 

'S  w 

'S  N 

S  B 
*-  <u 

c  '2 

«S  tl 

E  t 

•5  25 
=  JS. 

o 

— •  ti 


3-5.5 

-  bO 

J=  c  3 


3 

x: 


3  X.  tl 


13 

e 

3  « 

«  <r_ 

m  C 

,«  O 

ü  r 

ti  5 


3  u 

tl  — 

«I  V 

■  i  n 


ti  •  -C 

C  tl  3 


i-  .  • 


B6  g 
&2 


CJ    tl  V 

J  *l  > 

Sf  3  'S  « 

2  So 

75  S-  i 

•    V  O 

•a  c  -a 


'S  • 

3.E 

T3  tl 


•  3 


^  4i  x  •= 

•  c  • 


öS  = 


2t: 

0>  ti 

-I 


S  x 
ti  ti 

5 


5»  OB  _ 

S*  S  - 


ti 
c 


«SS? 


x  ^  3 

v  S  « 

•r  3  ü 

«  t,  s 

ä5  -  - 

v  u  ti 

•a  ti  &o 

3  •»  2 

»  -  I, 


-  4ä 


-  u 

C  -3 


X  -o  a 

t»  u  C  -w 

•r  o  ti  i. 

C  5  MC 


•  CS  K  bi 

'■sStj 


Digitized  by  Googl 


Bundesgericht 


661 


u 
m 


CE    v  o 


•*  00 
«1  o 


3  3 
Ü  CS  — 


•  E  C  .O  V  3  3 

t  C  3  ,  J3  J* 
^  tmSJ  jj^  t{C 

«  _  *»  "3  c  o 
*>  E  «  j=  3  U 
o  *-  o  ja 


'  oc 
•  ac 


i 

M 

2 

U 

CO 

S 


■o 

SS 

*J  -'3 

>  t 


>  JS 
.s  «> 

~  *» 
t  u 


3  a! 


■st; 


£  "  ■£  5 

e 

«  c 
1» 

£  £  &  |  £ 

*  ä  ß  £  «F 
o  *»  te  PQ 

•  5  c  e 

*>       3  i; 

Sä  &E 


•o  x  *» 

■sc 
"i° 


c  t 
El 


o  *» 


i 

Ja 

s  I 

CO 


E  - 

—  13 

**  3. 

«  X. 

E  «  td 

^  'S  X, 
_  C 

u  _ 
«y  v  C 
M<  $ 
m 


C   '  c 

6C>J  c 
u  « 

c  c  — 

3  «< 

L    K  () 

5  -3  <J 

J=  ö  'C 
0  «  o 

-  so 

.2 

3  S 


ja  Mi 

MC« 

C  3  C 

«  £  £  « 


*2£ 


öS  £  -S  ^  D  15  -2 


10 


8  2L 


c 

e 


o 
o 


2  fa- 


V 

■5 


c 


«  c  V 

£  c  -o 


So 


US* 
3  C  « 


V  O 


-a 


c  c 
=  -a 


SC  ^ 

c 

3 


41 

=  E 
r  -c 
■  --"'S 
x     t.  « 
■o  h  V  3 


S  t 

-  »-  f 

^  i>  ^  Ü 

c     o  -c 


«  3 


°  e 

■X. 


-  o 


V 

tc 
c 

3 

V 
■ji 
m 
3 
es 
u 
C 

> 


x  E 

*>  3 

as  c 

•-  »» 


4j 


Sf  i<  -ga 


Uli 


i  3  u  .t; 


rt  ja  o 


Sei* 


c   «  « 


o  t  «    *t  - 


3  O 


.  C 


ja  « 
-a  « 


V 

c 

3 

X)  c 

c  «; 

V  JC  • 

u  c 
»  t» 

c  «3  x 

<  c  Sä 
..  2S  « 
<a  "  • 

C  3  K5 

§  «  c 
c  «* 

gjD  u  M 

.2  o 


cd 

3 

OB  4| 
*  'S 


vi 

e  T3 


«3  JQ 


«•  SB 


c  c 


ö  .2 
SS 

11 

NC 


—  e 


I 

I  ' 


s 

b  w  . 

t»  —  c 

°  c  ? 

e  *•  u 

_  ^5  j= 

o      u  «  ffl 


«**] 


•T  " 
o 
■O 


o 


X  0 


t/)  c 


»■s  3 


Digitized  by  Go< 


062 


Bundesgericht 


Einteilung  des  Bundesgerichts :  Zwei  Abteilungen  von  je  7  Mitgliedern: 
in  der  einen  führt  der  Präsident,  in  der  andern  der  Vizepräsident  den  Vorsitz. 
Dazu  die  Schuldbetreibungs-  und  Konkurskammer,  die  aus  den  zwei  übrigen 
Mitgliedern  und  dem  Vizepräsidenten  besteht.  Für  die  Strafrechtspflcge  bestehen 
folgende  Strafgerichtsbehörden  :  1.  Anklagekammer,  drei  Mitglieder;  2.  Kriminal- 
kammer  (Assisenhof),  drei  Mitglieder,  welche  die  drei  Nationalsprachen  vertreten: 
3.  Bundesstrafgericht,  bestehend  aus  den  drei  Mitgliedern  der  Kriminalkainmer 
und  zwei  weitern  Mitgliedern  des  Bundesgerirhts :  4.  Kassationshof,  fünl  Mit- 
glieder. 

Präsident  und  Vizepräsident  werden  von  der  Vereinigten  Bundesversamm- 
lung je  auf  die  Dauer  von  zwei  Jahren  gewählt;  dagegen  bestellt  das  Gericht 
seine  Abteilungen,  die  Srhuldbetreibungs-  und  Konkurskammer  und  die  Straf- 
gerichtsbehörden selbst  je  auf  zwei  Jahre.  Die  Geschäftsverteilung  zwischen 
den  zwei  Abteilungen  erfolgt  ebenfalls  durch  das  Bundesgericht;  über  den 
Gesrhäftskrcis  s.u.  Die  Abteihingen,  die  Schuldbetreibungs-  und  Konkurskammer, 
sowie  die  Strafgerichtsbehörden  müssen  immer  vollzählig  besetzt  sein.  Für  da- 
Plenum  genügt  in  der  Regel  die  Zahl  von  1 1   Richtern  (inkl.  Präsident). 

Ocftcntli«  hkeit  der  Beratungen  und  der  Abstimmungen,  mit  Ausnahme  der 
Schuldbetreibungs-  und  Konkurskammer,  der  Anklagekammer,  des  Geschwornen- 
und  des  Bundesstrafgerichts.  Ausschluss  der  Ocffcntliehkeit  möglich  (durch 
Gericht^bcschluss)  bei  Gefährdung  der  öffentlichen  Ordnung  oder  der  Sittlichkeit. 

Stellung  zu  den  Kantonen:  «Die  für  die  Bundesrechtspflege  bestellten 
Behörden  und  Beamten  können  alle  Amtshandlungen,  für  welche  sie  zuständig 
sind,  in  jedem  Kanton  vornehmen,  ohne  vorher  die  Einwilligung  der  Kantons- 
behörden nachsuchen  zu  müssen.  —  Die  Kantonsbehörden  haben  ihnen  die  zur 
Erfüllung  ihrer  Aufgabe  erforderliche  Unterstützung  zu  gewähren.»  (Art.  14 
Org.-G.)  «  Die  Kantone  sind  verpflichtet,  die  Entscheidungen  der  mit  der 
Bundesrechtspflege  betrauten  Behörden  in  gleicher  Weise  zu  vollziehen,  wie 
die  rechtskräftigen  Urteile  ihrer  Gerichte.  —  Wegen  mangelhafter  Vollziehung 
kann  beim  Bundesrate  Beschwerde  erhoben  werden.  Der  Bundesrat  trifft  die 
erforderlichen  Verfügungen.»  (Art.  45  eod.) 

Aufsichtsbehörde:  Die  Bundesversammlung,  an  welche  alljährlich  der 
Geschäftsbericht  zu  erstatten  ist.  «Innerhalb  seiner  richterlichen  Thätigkeit  ist 
das  Bundesgericht  unabhängig  und  nur  dem  Gesetze  unterworfen.  Eine  bundes- 
gerichtliche  Entscheidung  kann  nur  vom  Bundesgericht  selbst  nach  Massgabe 
der  gesetzlichen  Bestimmungen  aufgehoben  oder  abgeändert  werden.»  I.Art.  47 
Org.-G.) 

Besoldungen:  Richter  Kr.  12,000:  Präsident  Zulage  von  Fr.  1000;  Gerichlsschreiber  Fr.  7000 
bis  9000:  Sekretäre  Fr.  5000  bis  7000:  Archivar  Fr.  3300  bis  5000.  —  Bei  auswärtigen  Amt«- 
geschähen:  Fr.  10  Taggcld  und  Reiseent-tchädigung  nach  Art.  I  des  Bundesgesetzes  vom  t6.  Aug.  iß*1*- 

2.  Dik  Kompetenzen  ues  BuNDEsoERicHTHS.  Nach  der  R  c  c  h  t  s  m a  t  c  ri <• 
hat  das  Bundesgericht  eine  vierfache  Kompetenz :  es  übt  aus  Civilrechtspflcg-?. 
Strafrechtspflege,  Staatsrechtspflege ,  Rechtspflege  in  Schuldbetreibungs-  und 
Konkurssachen. 

Innerhalb  dieser  verschiedenen  Gebiete  ist  seine  Thätigkeit  und  >einc 
Kompetenz  irn  einzelnen  sehr  verschiedenartig.  Die  Tabelle  auf  Seite  660/61 
will  versuchen,  diese  verschiedenartige  Gerichtsbarkeit*)  übersichtlich  darzu- 
stellen. 

*)  Mit  Recht  sagt  Reichel  a.  a.  o.  S.  IX:  »Das  schweizerische  Bundesgericht  ist  ei"  ti<- 
richtshof.  ausgerüstet  mit  so  ausgedehnten  und  verschiedenartigen  Kompetenzen,  wie  vielleicht  kWn 
anderer  Gerichtshof  civilisierter  Staaten.  • 
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Zu  dieser  Tabelle  folgende  Kemcrk  ungcn: 

A.  Das  Hundesgericht  erscheint  zunächst  ab  Bundesgericht  im  engern 
und  eigentlichen  Sinne  bei  der  Civilrechtspflege  sub  A.  1  1  und  .3,  II: 
bei  der  Strafrechtspflege  sub  A.  I  und  II:  bei  der  Staatsrechtspflege  sub  A.  I. 

B.  Seine  Stellung  zur  Wahrung  des  eidgenössischen  Rechtes 
tritt  zu  Tage  bei  den  Kompetenzen:  Civilrechtspflege:  B.  (zum  Teil);  C;  bei 
der  Strafrechtspflege  bei  (B.  und)  C. :  bei  der  Staatsrechtspflege  bei  C.  :  bei 
der  Rechtspflege  in  Schuldbetreibungs-  und  Konkurssachen  (Rekurse). 

C.  Eine  Thätigkeit  eigener  Art  ist  diejenige,  die  hier  als  «Staatsgerichts- 
hof i.  e.  S.>  bezeichnet  ist:  die  Wahrung  der  verfassungsmässigen  Rechte  der 
Bürger.  Es  fallen  hierunter  die  Beschwerden  wegen  Verletzung  der  in  der 
Bundesverfassung  und  in  den  Kantonsverfassungen  gewährleisteten  individuellen 
Rechte,  wie:  Rechtsgleichheit,  l'nverletzlichkeit  des  Eigentums.  Hausrceht, 
Fressfreiheit,  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit,  Vereins-  und  Versammlungs- 
recht, Schutz  gegen  Doppclbesteuerung  (durch  mehrere  Kantone),  Recht  auf 
den  verfassungsmässigen  Richter  etc.  etc.  Ausgenommen  von  der  Kompetenz 
des  Bundesgerichtes,  und  der  Beurteilung  des  Bundesrates  bezw.  der  Bundes- 
versammlung unterstellt,  sind  nach  Art.  189  Org.-Gcs.  namentlich:  Beschwerden 
wegen  Verletzung  der  Handels-  und  Gewerbefreiheit,  solche  betreffend  politische 
Stimmberechtigung  der  Bürger  und  betreffend  kantonale  Wahlen  und  Abstim- 
mungen. Kerner  sind  vom  Bundesrat  oder  von  der  Bundesversammlung  zu 
behandeln:  «Anstände,  herrührend  aus  denjenigen  Bestimmungen  der  Stnatsver- 
träge  mit  dem  Ausland,  welche  sich  auf  Handels-  und  Zollverhaltnissc,  Fatent- 
gebühren,  Freizügigkeit.  Niederlassung  und  Befreiung  vom  Militärpfli«  htersatz 
beziehen.»  Sodann  findet  sich  die  allgemeine  Bestimmung,  vom  Bundesrat  oder 
von  der  Bundesversammlung  seien  zu  erledigen:  «Beschwerden  betreffend  die 
Anwendung  der  auf  Grund  der  Bundesverfassung  erlassenen  Bundesgesetze, 
soweit  nicht  diese  Gesetze  selbst  oder  (das)  Organisations-Gesetz  abweichende 
Bestimmungen  enthalten.»  Wichtig  ist  hierbei,  dass  der  Rechtssprechung  des 
Bundesgerichtes  in  allen  Fällen  die  Gerichtsstandsfragen   vorbehalten  bleiben. 

D.  Das  Bundesgericht  übt  endlich  in  gewissem  Masse  die  Stellung  eines 
V  e  r  w  a  1 1  u  n  g  s  g  e  r  i  c  h  t  s  h  o  f  e  s  gegenüber  den  eidgenössischen  politischen 
Behörden  -—  speziell  dem  Bundesrate  aus.  Hierher  gehören  die  Fälle,  wo 
der  Entscheid  des  Bundesgerichtes  gegenüber  einer  Verfügung  des  Bundes- 
rates angerufen  werden  kann,  also  namentlich  die  Beschwerden  betreffend  Fest- 
setzung der  Jahresbilanz  und  betreffend  Rückkauf  der  Eisenbahnen.  Obschon 
es  sieh  hierbei  für  die  Bahnen  (im  zweiten  Fall  freilich  auch  für  den  Bund) 
um  vermögensrechtliche  Interessen  handelt,  ist  der  Streit  im  Grunde  eine  Ver- 
waltungsstreitigkeit.  Es  hätte  sieh  daher  fragen  können,  ob  nicht  noch  eine 
V.  Kompelenzrubrik,  «Verwaltungsrechtspflege»,  in  die  Tabelle  hätte  aufge- 
nommen werden  sollen.  Wenn  dies  nicht  geschehen  ist.  so  liegt  der  Grund 
wesentlich  darin,  dass  das  Gesetz  selber  diese  Ausscheidung  nicht  trifft. 

E.  Von  Wichtigkeit  ist  endlich  noch  folgendes:  Im  Anschlüsse  an  die 
Festsetzung  der  Kompetenzen  des  Bundesgerichtes  als  Staat sgerichtshof  be- 
stimmt Art.  175,  Abs.  3,  Org.-Ges.  (  Art.  113,  Abs.  3.  B.-V.):  « In  allen  diesen 
Fällen  sind  jedoch  die  von  der  Bundesversammlung  erlassenen  Gesetze  und  all- 
gemein verbindlichen  Beschlüsse,  sowie  die  von  ihr  genehmigten  Staatsverträge 
für  das  Bundesgericht  massgebend.»  Das  Bundesgericht  kann  also,  im  Gegen- 
sätze zum  amerikanischen  Staatsrechte.  Bundesgesetze,  allgemein  verbindliche 
Bundesbeschlüsse  und  von  der  Bundesversammlung  genehmigte  Staatsverträge 
nicht  nach  ihrer  Vereinbarkeit  mit  der  Bundesverfassung  überprüfen  :  es  steht 
insofern  unter  der  Bundesversammlung.    Das  erklärt  sich  aus  den  speziellen 
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schweizerischen  Verhältnissen.  Kantonale  Gesetze  dagegen  können  vom  Bundes- 
gerichte  frei  auf  ihre  Verfassungsmässigkeit  hin  geprüft  und  gegebenenfalls 
aufgehoben  werden,  trotz  Annahme  durch  Volksabstimmung.  —  Diese  Be- 
stimmung findet  sich  nur  im  Abschnitt  c  Staatsrechtspflcgo,  wo  sie  der  Natur 
der  Sache  nach  ihren  Platz  hatte.  Denn  das»  das  Bundcsgcrieht  als  Civil-  und 
als  Strafgcrichtshol  an  die  Bundesgesetze  gebunden  ist,  ist  klar. 

L  eber  die  G  e  s  c  h  ä  f  t  e  v  e  r  t  e  i  1  un  g  endlich,  die.  wie  bemerkt,  durch 
Reglement  geregelt  ist,  folgendes: 

A.  Das  Plenum  entscheidet:  i.  Ueber  Auslicferungsbegehren  fremder  Staaten.  2.  Ueber 
Beschwerden  gegen  das  Verfahren  und  die  Entscheidungen  der  eidgenössischen  Schatzungskomroission 
in  Expropriationsstreitigkeiten.  3.  Ueber  Eröffnungen  der  Zwangsliquidationen  gegen  Eisenbahnen  und 
Emissionsbanken.  4.  In  allen  Streitigkeiten,  die  nicht  speziell  einer  Abteilung  oder  den  Strafgerichts- 
behftrden  zugewiesen  sind 

B.  Die  erste  Abteilung  beurteilt:  t.  Die  civilrechtlichen  Berufungen,  mit  Ausnahme  der 
der  zweiten  Abteilung  überwiesenen.  2.  Die  Beschwerden  in  Amortisationssachen.  3.  Civilrcchtliche 
Kassationsbegehren.  4.  Erst-  und  letztinstanzliche  Civilstreitigkeiten,  soweit  diese  Bundesgesetze 
beschlagen,  in  denen  die  erste  Abteilung  als  Beruf ungsinstanz  zustandig  ist.  5.  Beschwerden  gegen 
die  Entscheide  des  Masse  verwalten  bei  Zwangsliquidationen  der  Eisenbahnen. 

C.  Die  zweite  Abteilung  entscheidet:  l.  Ueber  alle  staatsrechtlichen  Streitigkeiten,  mit 
Ausnahme  der  Auslieferungsbegehren  fremder  Staaten.  2.  Ueber  die  erst-  und  letztinstanzlichen  Civil- 
streitigkeiten, soweit  nicht  die  1.  Abteilung  zu  entscheiden  hat.  3.  Ueber  civilrechtlicbe  Berufungen 
in  den  Civilstreitigkeiten  ans  den  Bundesgesetzen  betreffend  Civilstand  und  Ehe.  Gewerbchaftpflicht, 
Kisenbahnhaftpflicht,  Schuldbetreibung  und  Konkurs. 

Damit  wäre  das  für  diese  Abhandlung  Wissenswerte  mitgeteilt.  Alles 
nähere  über  Kompetenzen,  und  speziell  auch  alles  prozessualische,  auch  die 
Fragen  über  die  Natur  der  Rechtsmittel  etc.,  interessieren  hier  nicht. 

Dagegen  mag  aus  dem  Geschäftsbericht  des  Bundesgerichts  für  das  Jahr 
1*HM>  ein  L' eberblick  über  die  Geschäfte  gegeben  werden. 


I.  Civilsachen. 

1 .  Erst-  und  letz  lins  tarn  liebe  Geschäfte 

2.  Expropriationen  

3.  Berufungen  

4.  Revisionsbegehren  

5.  Erläuterungsbegehren  

6.  Kassationsbegehren  

7.  Nfoderationsbegchren  


Gesamtzahl  Civil 


II.  Strafsachen. 

1.  Kassationsbeschwerden     .  . 

2.  Klagen  beim  Strafgericht 


III.  Staatsrechtliche  Streitigkeiten. 

1.  Kompetenzkonflikte  zutschen  Bundes-  und 

kantonalen  Behörden  

2.  Staatsrecht!.  Str«it;gkeiten  zwischen  Kantonen 

3.  Auslieferung  

4.  Beschwerden  \on  Privaten  

5.  Verzicht  auf  das  Schweizerbürgcrrecht  .  . 
«>.  Rechnungswesen  der  Eisenbahnen  .... 
7.  Revisionsl>egohren  


IV.  Schuldbetreibung*- 
s  a  c  b  e  ti  . 


uml  Konkurs- 
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III.  Quellen  und  Litteratur.  Quellen:  Zum  geschichtlichem  Teil  die  im  Test 
überall  angeführten  Jfunde.n  ertrage,  Verfassungen  und  Gesetze.  Zum  Abschnitt  II- 
Hundesverfasiung  vom  2g.  Mai  1874,  Art.  tob — r/4;  Bundesgtsetx  über  die  Or^am- 
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sutiom  der  Bundesrcchlspßege  vom  22.  März  /Sgj,  in  der  durch  das  Bundesgeselt  be- 
freiend die  Ueber iragung  der  Oberaufsicht  über  das  Schuldbetreibung.*-  und  Konkurswesem 
an  das  Bundesgericht,  vpm  28.  yuni  /8gj,  modifizierten  Gestalt.  —  Reglement  für  das 
schweizerische  Bundesgericht  vom  7.  September  1893  mit  seitherigen  Abänderungen.  — 
Hafners  I*rojekl  von  1888  mit  Motiven,  Bern  /88g  (in  französischer  Ueber  sei zung  von  Nessi). 
Bundesrätlicher  Gesetzesent-.iurf  vom  j.  April  /8gs  und  Botschaft  dazu.  —  Litter  atur: 
Zum  geschichtlichen  Teil:  R,  t,  Moni,  Geschichtliche  Xachweise  über  Bundesgerichte,  in 
der  „Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswissenschaf tk,  Bd.  26  (/8jo).  —  H.  Weber, 
Die  Hilfsverpflichtungen  der  XIII  Orte.  (Sep.- Abdruck  aus  dem  'Jahrbuch  für  Schweix. 
Geschichte".  Bd.  XVII.)  —  DubS,  Das  öffentliche  Recht  der  schweizerischen  Eidgenossen- 
schaft, Bd.  II,  S.  72  ff.  -  Blumer-Morel,  Bundesstaatsrechl,  Bd.  III.  (2.  Auflage), 
S.  /j/  ff.  —  Zum  ganzen  vergleiche  die  vorzügliche  Einleitung  zu  Reichels  Kommentar 
zum  Organisationsgesetz  vom  22.  März  *8gj  (Bern  iSgb).  —  Einzelnes:  Ueber  die 
Weiterziehung  an  das  Bundesgericht  in  Civiislreitigkeiten  eidgenössischen  Rechts  nach 
dem  Organisationsgesetz  von  1874:  Hafner  in  der  nZ.  f.  schweif.  R.  X.  F,m,  ///.  A\  /jj ff. 
und  48s  ff-  —  Ueber  den  staatsrechtlichen  Rekurs:  Ch.  Soldan,  Du  recours  de  droit 
public  au  Tribunal  fediral;  G.Schoch,  Der  staatsrechtliche  Rekurs  nach  Bundesrecht; 
Caerard,  Du  recours  pour  rioialion  de  f^galiti  devant  la  toi;  letzlere  beide  in  dem 
Verhandlungen  des  Schweiz,  yuristenvereins  für  das  Jahr  1S86  (und  in  PZ.  f.  Schweis. 
R\  X.  F..  Bd.  V.)  —  Ueber  die  Kassationsbeschwerde  in  Strafsachen:  Th.  Weiss,  in  ,Z. 
/.  sekweit.  Straf. .R*,  Bd.  XIII.  S.  113  ff.  Siehe  sodann  die  Geschäftsberichte  des 
Bundesgerichts  an  die  Bundesversammlung. 

Dr.  Th.  Weist*,  Bundesgerichtsschreiber,  Lausanne. 

Bundesgesetzgebung. 

I.  Der  eidgenössische  Gesetzgeber  und  dessen  Befugnisse.  •  II.  Stadien 
betreHend  Entstehung  und  Wirksamkeit  eines  Bundesgeseizes.  —  III.  Die 
Krsuhate  des  Referendums.  —  IV.  I-itteratur. 

I.  Der  eidgenössische  Gesetzgeber  und  dessen  Befugnisse.  Hei  Errichtung 
des  Bundesstaates  im  Jahre  1848  wurde  eidgenössischer  Gesetzgeber  die  nach 
dem  Zweikammersystem  gegliederte,  aus  Nationalrat  und  Stünderat  bestehende 
Bundesversammlung:  diese  übernahm  nicht  nur  den  grössten  Teil  der  Funktionen 
der  Tagsatzung,  dem  Organ  der  alten  Eidgenossenschaft,  sondern  sie  erhielt 
infolge  der  Neugestaltung  des  Verhältnisses  zwischen  Bundesgewalt  und  Kan- 
tonalgewalt ein  reiches  Mass  weiterer  Funktionen.  Verfassungsgemäss  war  sie 
gleich  der  alten  Tagsatzung  Trägerin  der  c  obersten  Gewalt»  im  Bunde,  die 
sie  auf  Grund  und  in  Nachachtung  der  Schranken  der  Bundesverfassung  aus- 
zuüben hatte.  Kine  ihrer  vorzüglichsten  Aufgaben,  jedoch  nicht  ihre  einzige 
Aufgabe,  war  der  Erlass  der  Bundesgesetze.  Infolge  der  aus  dem  kantonalen 
öffentlichen  Leben  in  die  Bundesverhältnisse  eingedrungenen  demokratisch- 
centralistischcn  Bewegung  trat  im  Jahre  1874,  mit  Inkrafttreten  der  neuen  Bundes- 
verfassung, neben  die  Bundesversammlung  das  Schweizervolk  unter  Beobachtung 
der  Bestimmungen  über  das  sogenannte  fakultative  Referendum  als  Gesetz- 
geber. Für  den  Erlass  von  Bundesgesetzen  und  allgemein  verbindlichen  Bundes- 
beschlüssen, sofern  letztere  nicht  dringlicher  Natur  sind,  ist  nach  dem  zur  Zeit 
geltenden  V erfassungsrecht  nicht  mehr  die  Bundesversammlung  das  einzig 
kompetente  Bundesorgan,  sondern  über  Annahme  oder  Verwerfung  dieser  Erlasse 
haben  sich  auch  die  stimmberechtigten  Schweizerbürger  auszusprechen,  sobald 
dies  innert  nützlicher  Frist  und  in  richtiger  Form  von  .10,000  Stimmberechtigten 
oder  von  acht  Kantonen  verlangt  wird. 

Es  wäre  daher  von  grösster  praktischer  Wichtigkeit,  genau  zu  bestimmen, 
wodurch  sich  die  verschiedenen  Erlasse  und  Anordnungen  der  Bundesversammlung 
von  einander  unterscheiden;  denn  während  bei  Bundesgesetzen  das  fakultative 
Referendum  unter  keinen  Umständen  ausgeschlossen  werden  kann,  ist  ein 
solcher    Ausschluss    bei    allgemein    verbindlichen    Bundesbeschlüssen  dadurch 
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möglich,  dass  sie  als  dringlicher  Natur  erklärt  werden,  und  endlich  greift  das 
Referendum  von  vorneherein  nicht  Platz,  wenn  es  sich  um  nicht  allgemein 
verbindliche  Bundeshcschliis.se  oder  um  anderweitige  Anordnungen,  Verfügungen 
und  Willenserklärungen  der  Bundesversammlung  handelt.  Das  Unterscheidungs- 
merkmal ist  nun  ein  rein  formales.  Die  Bundesversammlung  nimmt  die  Ein- 
reihung ihrer  Erlasse  in  die  genannten  Kategorien  selbst  vor  und  benennt 
sie  darnach;  dadurch,  dass  sie  einen  ihrer  Erlasse  Bundcsgcsetz  oder  Bundes- 
bcschluss  nennt,  ist  und  bleibt  es  dabei,  ohne  jede  Rücksicht  auf  seinen  Inhalt. 
Der  Bundesrat  hat  zwar  schon  in  seiner  Botschaft  vom  29.  Mai  1874  (Salb, 
Bundesrecht,  1,  Nr.  242)  die  Krage  aufgeworfen,  ob  es  nicht  angezeigt  wäre, 
gesetzlich  eine  bestimmte  Definition  von  Bundesgesetz  und  Bundcsbeschluss  zu 
geben,  um  für  die  Zukunft  von  vorneherein  von  der  Bundesversammlung  «die 
Versuchung  ferne  zu  halten,  einen  gesetzgeberischen  Erlass  durch  willkürliche 
Benennung  dem  fakultativen  Referendum  zu  entziehen  und  dessen  unmittelbare 
Vollziehung  zu  bewirken.»  Weder  d**r  Bundesrat  noch  die  Bundesversammlung 
sahen  sich  jedoch  veranlasst,  diesem  Gedanken  weitere  Folge  zu  geben;  denn 
«die  Garantien  gegen  willkürliches,  von  Sinn  und  Geist  der  Bundesverfassung 
abweichendes  Verfahren  liegen,  nach  Ansicht  des  Bundesrates,  nicht  in  einer 
theoretischen  Begriffsbestimmung,  welche  selbst  wieder  verschiedenen  Inter- 
pretationen Raum  böte,  wenn  es  sich  um  deren  Anwendung  auf  einen  zweifel- 
haften Fall  handelt,  sie  liegen  in  der  Bundesversammlung  selbst,  in  der  Not- 
wendigkeit der  Uebereinstimmung  beider  Räte  und  in  der  öffentlichen  Meinung 
des  Schweizervolkes.»  Die  Praxis  hat  sich  nun  seit  1874  dahin  ausgebildet, 
dass  bezüglich  einzelner  Erlasse  kein  Zweifel  darüber  entstehen  kann,  wie  sie 
zu  benennen  sind.  Trotzdem  vergeht  angesichts  der  Mannigfaltigkeit  der  Erlasse 
kaum  ein  Jahr,  in  welchem  nicht  in  den  eidgenössischen  Räten  die  Frage 
erörtert  wird,  ob  in  einein  konkreten  Fall  der  Erlass  mit  der  sogenannten 
Referendumsklausel  zu  versehen  sei,  ferner  ob  der  Erlass  als  Gesetz  oder  als 
Beschluss  zu  mialili/.icren  sei;  hierbei  kam  sogar  die  Inkonsequenz  vor,  dass 
ein  Erlass.  der  seinem  Wesen  nach  ein  Verwaltungsakt  ist,  in  der  Ueberschrilt 
als  Beschluss  und  im  Kontext  als  Gesetz  bezeichnet  wurden  ist  (vgl.  Amtliche 
Sammlung  n.  F.,  NVI.,  Seite  592).  womit  sich  die  Bundesversammlung  eine 
zweifache  Verirrung  zu  schulden  kommen  li<  ss.  Zu  alle  dem  kommt,  dass  schon 
seit  einer  Reihe  von  Jahren  die  in  der  Bundesversammlung  vorherrschende, 
von  den  einzelnen  Mitgliedern  allerdings  aus  verschiedenen  Gründen  vertreten»! 
Richtung  dahin  strebt,  nicht  nur  im  Zwcil'elfalle  die  Referendumsklausel  nicht 
wegzulassen,  sondern  dieselbe  selbst  da  aufzunehmen,  wo  der  Erlass  weder 
ein  Gesetz  noch  ein  allgemein  verbindlicher  Beschluss  im  Sinne  der  Bundes- 
verfassung ist,  vorausgesetzt  immerhin,  dass  es  sich  nicht  um  einen  Erlass 
derjenigen  Kategorien  handelt,  bei  denen  der  Referendumsausschluss  auf  lang- 
jähriger konstanter  Praxis  beruht:  hierher  gehören,  abgesehen  von  Einzel- 
verfügungen, Staatsverträge  und  Finanzfragen.  Und  wenn  durch  Staatsvertrage 
das  interne  Recht  in  erheblichem  Umfange  abgeändert  wird  und  mit  Inkraft- 
treten eines  Staatsvertrages  die  verschiedensten  bundesgesetzlichen  Bestimmungen 
ausser  Wirksamkeit  treten,  so  ist  trotzdem  die  Genehmigung  der  Staatsverträge 
stets  als  ausschliessliche  Sache  der  Bundesv  ersammlung  behandelt  worden  (Art.  85, 
Ziff.  5  der  B.-Verf.i,  und  der  Genehmigungsbesehluss  der  Bundesversammlung 
wird  sowohl  als  Genehmigung  des  Vertragsinhaltcs  zu  Händen  der  Gegenpartei 
als  auch  als  Gesetzesbefehl  zu  Händen  wen  es  angeht  im  Inland  aufgefasst 
(vgl.  Salis  a.  O.  1,  Nr.  277,  278).  Als  daher  im  Jahre  189b  Fonjallaz  und 
Decurtins  im  Nationalrat  eine  Motion  betreffend  Einbeziehung  der  Handels- 
verträge in  die  Referendumsbestimmung  des  Art.  89  der  Bundesverfassung  ein- 
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brachten,  stellten  sie  das  Bekehren  auf  Revision  dieser  Verfassungsvorschrift  und 
wagten  nicht  den  Satz  zu  vertreten,  dass  etwa  kraft  geltenden  Bundesrechts 
die  Staatsvertriige  dann  dem  Referendum  unterliegen,  wenn  durch  sie  bundes- 
gesetzliche Vorschriften  aufgehoben  oder  modifiziert  werden.  Wie  bei  der  Frage 
der  Behandlung  der  Staatsvertriige,  so  beruft  man  sich  auch  bei  Finanzfragen 
vorab  auf  die  Entstehungsgeschichte  des  Art.  89  der  Bundesverfassung,  um 
den  Ausschluss  des  sogenannten  Finanzreferendums  für  das  Bundesrechtsgebiet 
im  Gegensatz  zu  dem  verschiedener  kantonaler  Rechte  zu  rechtfertigen.  Ange- 
sichts dieser  Auffassung  ist  bis  jetzt  noch  nie  versucht  worden,  das  Budget, 
die  Nachtrage  zum  Budget,  die  Staatsrechnung  der  Kidgenossenschaft  oder  die 
Genehmigung  von  Bundesanleihen  dem  Referendum  zu  unterstellen;  ebenso 
wenig  verlangte  man  die  Refcrendurnsklauscl,  wenn  auf  Grund  von  Bundes- 
gesetzen Hinrichtungen,  namentlich  Bauten,  und  die  für  solche  Werke  auszu- 
setzenden Kredite  durch  die  Bundesversammlung  zu  beschließen  waren.  Eine 
Referendumsdebatte  blieb  aber  in  den  eidgenössischen  Ritten  beispielsweise 
nicht  aus  anlässlich  der  Beschlussfassung  über  die  Errichtung  des  Parlamcnts- 
gebäudes  (Bundesbeschluss  vom  30.  Miirz  1894,  A.  S.  n.  F.,  XIV. ,  S.  224,  Stenogr. 
Bulletin  1894,  III,  S.  425,  450  f.)  oder  anlässlich  der  Beschlussfassung  betreffend 
Uebernahme  der  Bundesgarantie  für  das  von  der  Jura-Simplonbahngesellschaft 
auszugebende  Anleihen  von  60  Millionen  Franken  für  den  Bau  des  Simplontunnels 
(Bundesbeschluss  vom  19.  April  1898,  A.  S.  n.  F.,  XVI.,  S.  695).  Im  letzteren 
Falle  handelte  es  sich  um  ein  Novum  in  den  Annalen  der  Finanzverwaltung  des 
Bundes  ;  und  wenn  dabei  die  Notwendigkeit  der  Referendumsklausel  für  den 
Beschluss  behauptet  worden  ist,  so  geschah  es  doch  wohl  von  dem  Gesichts- 
punkt aus,  dass  der  Garantiebeschluss  nicht  nur  Ausführungsbeschluss,  sondern 
eigentlich  auch  Bcgründungsbeschluss  für  die  rechtliche  Zulässigkeit  der  Mass- 
nahme überhaupt  sein  soll  und  in  sofern  Gesetzeswert  habe.  Indem  die  Bundes- 
versammlung die  Referendumsklausel  ablehnte,  stellte  sie  sich  in  Widerspruch 
mit  der  Anschauung,  die  sie  selbst  im  Jahre  1890  bei  dem  ihnlich  gelagerten 
Fall  des  Ankaufes  der  Prioritätsaktien  der  Jura  -  Simplonbahngesellsehaft  ver- 
treten hat.  Damals  untcrliess  sie  es  nicht,  ihren  Beschluss  vom  27.  Juni  1890 
dem  verfassungsmässigen  Referendum  zu  unterstellen  (vgl.  A.  S.  n.  F..  XI..  S.  711, 
Salis  a.  ().,  III,  S.  9).  Im  Widerspruch  mit  konstanter  Praxis  wäre  es  gewesen, 
wenn  die  Bundesversammlung  dem  Begehren  auf  Beifügung  der  Refercndums- 
klausel  an  ihren  Beschluss  über  den  Bau  eines  Parlamcntsgebäudes  entsprochen 
hätte;  dagegen  ist  verfassungsgemäss  kaum  gerechtfertigt  die  nicht  selten 
befolgte  Praxis,  wonach  die  Bundesversammlung  ohne  Referendumsvorbehalt 
Beschlüsse  fasst,  durch  die  in  Verbindung  mit  Kredit bewilliguugen  für  ein  Werk 
ein  neuer  Verwaltungszweig  eingeführt  oder  die  Organisation  eines  bereits 
bestehenden  Vcrwaltungszwcigcs  erweitert  wird. 

Mag  man  auch  in  der  Neuheit  der  Frage  und  in  der  Schwierigkeit  ihrer 
Beantwortung  für  die  erste  Zeit  der  Herrschaft  des  Art.  89  der  Bundesverfassung 
eine  Entschuldigung  finden  für  die  unterlassene  t'msehreihung  des  Gebiets  der 
Bundesgesetzgebung  gegenüber  dem  der  verschiedenen  Arten  von  Bundes- 
beschlüssen, so  kann  heute  nach  bald  dreissigjähriger  Erfahrung  der  von  den 
Bundesbehörden  immer  noch  vertretene  Standpunkt  nicht  mehr  gebilligt  werden. 
Es  sollte  vielmehr  zur  Verhütung  von  Missbrauch,  zur  Befestigung  des  Rechts 
und  zur  Stärkung  des  Rechtsgefühls  eine  genaue  Abgrenzung  der  verschiedenen 
Kategorien  der  Erlasse  und  Anordnungen  der  Bundesversammlung  aufgestellt 
werden.  Und  wenn  auf  Grund  einer  solchen  gesetzlichen  Abgrenzung  ohne 
Zweifel  auch  der  Zukunft  Interpretations-Schwierigkeiten  nicht  erspart  bleiben 
werden,  so  werden  dieselben  doch  auf  ein  bedeutend  engeres  Gebiet  beschränkt, 


Digitized  by  Go 


i>UH 


Bundesgesetzgebung 


und  man  bedarf  auch  nicht  mehr  des  höchst  fatalen  Auskunftsmittels,  zur  Unter- 
stützung einer  getroffenen  Entscheidung,  die  öffentliche  Meinung  des  Schwcizcr- 
vulkcs  anrufen  zu  müssen.  Versuchen  wir  selbst,  weniger  an  Hand  der  recht 
mangelhaften,  zudem  eine  erhebliche  Divergenz  zwischen  deutschem  und  fran- 
zösischem Text  aufweisenden  Ausdrucksweise  des  Art.  89  der  Bundcsverfassung, 
als  vielmehr  im  Sinn  und  Geist  der  Verfassungsvorsehrift  die  Unterscheidung 
zwischen  Bundesgesetz  und  Bundesbcschluss  zu  treffen,  so  dürfen  wir  etwa 
sagen:  Ein  Bundesgesetz  und  kein  Bundesbeschluss  ist  überall  zu  erlassen,  wo 
die  Bundesverfassung  direkt  ein  Bundesgesetz  ruft,  oder  wo  die  Abänderung 
eines  Bundesgesetzes  in  Frage  steht,  oder  endlich,  wo  es  sich  um  die  Aufstel- 
lung von  Rechtsnormen  (Rechtsregeln)  handelt;  hierbei  fallt,  weil  besonderen 
eigenartigen  Regeln  unterliegend,  nicht  in  Betracht  der  Fall,  wo  neue  oder 
revidiert«-  Artikel  zur  Bundesverfassung  festzustellen  sind.  Hcissen  aber  alle 
anderen  F.rlassc  und  Anordnungen  der  Bundesversammlung  Bundesbeschlüsse 
schlechthin,  so  ist  das  Gebiet  der  allgemein  verbindlichen  Beschlüsse  gegenüber 
dem  Gebiet  der  nicht  allgemein  verbindlichen  Beschlüsse  dadurch  abgegrenzt, 
dass  rrstere  die  auf  Grund  der  Bundesverfassung  oder  der  Bundesgesetze  zu 
erlassenden  Anordnungen  genereller  Natur  sind.  Dringlich  ist  aber  derjenige 
Beschluss.  dessen  sofortige  Vollziehung  in  dem  Sinne  notwendig  ist,  dass  bei 
Unterlassung  sofortiger  Vollziehung  das  Gemeinwesen  Schaden  leiden  müsstc. 
Als  Bundesbeschlüsse  nicht  allgemein  verbindlicher  Natur  charakterisieren  sich 
(ganz  unabhängig  von  obiger  Unterscheidung):  Eriass,  Handhabung  und  Aus- 
führung der  Gcschaftsreglemente  durch  die  Räte;  Genehmigungsbeschlüsse  zu 
Staatsvertragen,  zu  Massnahmen  und  Erlassen  des  Bundesrates  oder  zu  solchen 
kantonaler  Behörden:  die  verschiedenartigsten  von  der  Bundesversammlung 
ausgehenden  Rcgierungshandlungen  und  Verwaltungsaktc  (solche  kommen  vorab 
vor  auf  dem  Gebiet  der  auswärtigen  Angelegenheiten,  der  Heeresverwaltung, 
der  Finanzverwaltung,  der  Eisenbahnverwaltung  u.  s.  w.):  die  der  Bundes- 
versammlung zustehenden  Rekursentscheidungen.  Antworten  auf  Petitionen, 
Intervent ionsbeschlüsse  u.  a.  m. 

II.  Stadien  betreffend  Entstehung  und  Wirksamkeit  eines  Bundes- 
gesetzes.   Es  sind  folgende  Stadien  zu  unterscheiden: 

l.  Die  Anregung  für  den  Eriass.  Ein  Vorschlagsrecht  für  Bundesgesetze 
im  Sinne  eines  politischen  Rechtes  hat  das  Schweizervolk  nicht,  im  Gegensatz 
zu  der  ihm  zustehenden  Verfassungsinitiative.  Auch  die  stimmberechtigten 
Srhweizerbürger  können  daher  allein  auf  dem  Weg  der  Petition  den  Eriass 
eines  Bundesgesetzes  anregen.  Das  Vorschlagsrccht  (die  Initiative)  steht  zu: 
jedem  der  beiden  Rate,  sowie  jedem  Mitglied  der  Räte,  ferner  den  Kantonen 
auf  dem  Korrespondenz  weg  und  endlich  dem  Bundesrat,  nicht  aber  den  Mit- 
gliedern des  letzteren  (vgl.  Art.  9.3,  101,  102,  Ziff.  4  B.-Verf.)  Von  praktischer 
Bedeutung  ist  jedoch  nur  das  Vorschlagsrecht  des  Bundesrates;  denn  sieht  man 
von  den  höchst  seltenen  Ausnahmefällen  ab  (vgl.  z.  B.  Motion  Häbcrlin  vom 
28.  Juli  1891  betreffend  das  Banknotenmonopol,  Art.  39  der  B.-Verf.).  so  tritt 
die  Bundesversammlung  auf  die  von  einem  ihrer  Mitglieder  oder  von  einem 
Kanton  ausgehende  Anregung  nicht  direkt  und  sofort  ein,  sondern  übermittelt 
eine  solche  Anregung  zunächst  dem  Bundesrat  zum  Antrag  und  Bericht,  worauf 
dieser  in  der  üblichen  Form  seinerseits  einen  bezüglichen  Vorschlag  (Botschaft 
n<bst  begleitendem  Entwurf  eines  Bundesgesetzes)  der  Bundesversammlung 
vorlegt  (vergl.  Geschäftsverkehrgesetz  vom  22.  Dezember  1849,  Art.  8,  und 
revidiertes  Gesetz  vom  9.  Oktober  1902,  Art.  14,  hierzu  Botschaft  vom  30.  März 
18«)»».  Bdbl.  18^9.  11.  S.  477  ff.,  507;  Geschäftsreglement  des  Nationalrates, 
Art.  64  ff.,  und  des  Ständerates,  Art.  58  f.)  s.  «Initiative». 
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2.  Die  Festsetzung  des  Gesetzestextes  ist  ausschliesslich  Sache  der  Bundes- 
versammlung. Mögen  dieser  auf  dem  Wege  der  Antragstcllung  seitens  ihrer 
Mitglieder  oder  seitens  des  Bundesrates  oder  dessen  Mitglieder,  oder  auf  dem 
Wege  der  Eingabe  durch  Kantone  oder  Drittpersonen  irgendwelche  Vorschlage 
gemacht  werden,  Gesetzestext  ist  und  wird  nur  das,  was  als  solcher  von  den 
beiden  Räten  durch  übereinstimmenden  Beschluss  auf  reglcments-  und  gesetz- 
mässige  Weise  beschlossen  ist.  —  Neben  der  schwierigen  Aufgabe  einer  hin- 
länglichen und  genauen  Gesetzesredaktion  besteht  für  den  eidgenössischen 
Gesetzgeber  die  weitere  Schwierigkeit,  die  vollständige  Uebereinstimmung  des 
deutschen  und  französischen  und  eventuell  des  italienischen  Gesetzestextes 
herbeizuführen.  Da  die  Eidgenossenschaft  verfassungsgemüss  (Art.  IIb  B.-Verf.) 
drei  gleichwertige  Sprachen  besitzt,  werden  Bundesgesetze  ausnahmslos  deutsch 
und  französisch  textiert,  ausnahmsweise  auch  italienisch;  es  hat  daher  (von 
einigen  Ausnahmen  aus  früherer  Zeit  abgesehen)  der  deutsche  und  der  fran- 
zösische Gesetzestext  den  Wert  eines  Originaltextes,  und  nur  der  italienische 
Text  ist  in  der  Regel  Uebersetzung.  Im  Laufe  der  Zeit  sind  nun  eine  Reihe 
bedenklicher  Redaktionsversehen  in  den  verschiedensten  Bundesgesetzen  konsta- 
tiert worden,  vorab  Divergenzen  zwischen  dem  französischen  und  dem  deutschen 
Texte,  sodann  eine  wenig  sorgfältige  Redaktion  des  gesetzgeberischen  Gedankens 
u.  s.  w.,  weshalb  die  Bundesversammlung  unterm  25.  Juni  1888  vom  Bundesrat 
einen  Antrag  darüber  einforderte,  «wie  die  endgültige  Redaktion  der  Bundes- 
gesetze und  die  Bereinigung  ihrer  Texte  in  den  drei  Landessprachen  zweck- 
mässiger organisiert  werden  könne>  (Salis  a.  O..  I,  Nr.  257).  Im  revidierten 
Geschäftsverkehrgesetz  vom  9.  Oktober  1902  ist  in  Art.  8  und  '»  eine  Redaktions- 
kommission vorgesehen,  die  bestehen  soll  aus  den  jeweiligen  Berichterstattern 
und  den  Uebersetzern  beider  Räte,  sowie  dem  zweiten  Vizekanzler;  dieser  Kom- 
mission sollen  Bundesgesetze  vor  der  Schlussabstimmung  in  den  Räten  zur  Durch- 
sicht unterbreitet  werden,  und  sie  habe  insbesondere  darüber  zu  wachen,  dass  der 
deutsche  um!  französische  Text  übereinstimmen.  Dies.-  Vorschrift  ist  nicht  voll- 
ständig befriedigend,  weil  diese  Kommission  vielleicht  eine  gewisse  Gewähr 
für  Herstellung  der  Uebereinstimmung  der  Texte  bieten  «nag.  jedoch  keine 
Gewähr  bietet  für  eine  korrekte  Gesetzesredaktion.  Die  Krage  der  Ueberein- 
stimmung der  Texte  ist  allein  im  Zusammenhang  mit  der  Gesetzesredaktion 
überhaupt  richtig  zu  lösen;  die  Gesetzesredaktion  aber  ist  nicht  nur  eine  Kunst, 
sondern  erheischt  vor  allem  die  vollständige  Beherrschung  des  gesamten  vor- 
handenen Gcsctzcsstofies  :  hierauf  wäre  also  zuerst  bei  der  Konstituierung  einer 
Redaktionskommission  zu  achten;  es  bedarf  etwas  anderes  als  eine  in  ihrem 
wesentlichen  Bestände  wechselnde  Kommission. 

3.  Die  Ausfertigung  der  Gesetze,  der  der  Festsetzung  des  Textes  nach- 
folgende Akt,  geschieht  in  der  Weise,  dass  die  von  der  Bundeskanzlei  herzu- 
stellende Originalausfertigung  (resp.  Originalausfertigungen  in  deutscher  und 
französischer  event.  auch  in  italienischer  Sprache)  namens  der  Bundesversammlung 
von  den  Präsidenten  und  Protokollführern  der  beiden  Räte  mit  Angabe  des 
Datums  der  Annahme  unterzeichnet  und  dem  Bundesrat  zur  Bekanntmachung 
und  eventuellen  Vollziehung  mitgeteilt  werden.  Die  im  Bundesgesetz  vom 
22.  Dezember  1849,  Art.  48,  überdies  noch  vorgesehene  Beisetzung  des  Siegels 
der  Eidgenossenschaft  ist  in  der  Praxis  seit  vielen  Jahren  nicht  mehr  geübt 
worden;  das  revidierte  Gesetz  vom  9.  Oktober  1902.  Art.  32,  Hess  sie  daher 
fallen  (vgl.  Bundcsbl.  1899,  II,  S.  487). 

4.  Die  Bekanntmachung  der 'von  der  Bundesversammlung  beschlossenen 
Gesetze  (Publikation)  erfolgt  durch  den  Bundesrat  im  Bundesblatt  und  durch 
Versendung  an  die  kantonalen  Regierungen.    Diese  Bekanntmachung  soll  nach 
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Vorschrift  des  Art.  3  des  Bundesgesetzes  vom  17.  Juni  1874  unmittelbar  nach 
F.rlass  des  Gesetzes  geschehen;  aus  der  Praxis  sind  jedoch  mehrere  Fälle 
bekannt,  in  denen  der  Bundesrat  mit  der  Bekanntmachung  einige  Zeit  zuwartete. 
Die  Motive  einer  solchen  Zögerung  sind  in  politischen  Erwägungen  zu  suchen. 
Der  Bundesrat  muss  die  Bekanntmachung  vornehmen;  er  hat  keine  Befugnis, 
sie  zu  unterlassen.  Der  Zeitpunkt  der  Bekanntmachung  im  Bundcsblatt  ist 
massgebend  für  die  sogenannte  Referendumsfrist;  von  diesem  Zeitpunkt  an 
läuft  nämlich  die  gesetzliche  unerstreckbare  Frist  von  00  Tagen,  innerhalb 
welcher  30,000  stimmberechtigte  Schweizerbürger  oder  acht  Kantone  beim 
Bundesrat  das  Begehren  auf  Anordnung  einer  Volksabstimmung  über  das  bekannt- 
gemachte  Bundesgesetz  stellen  können.  Dass  acht  Kantone  das  Referendum 
gegen  ein  Bundesgesetz  ergriffen,  ist  bis  jetzt  nicht  vorgekommen;  namens 
der  Kantone  reicht  der  Grosse  Rat  (Kantonsrat,  Landrat)  das  Begehren  ein. 
es  wäre  denn,  dass  kraft  kantonalen  Rechts  diese  Befugnis  durch  kantonale 
Volksabstimmung  auszuüben  wäre.  Die  Referendumsbegehren  der  wenigstens 
30.000  stimmberechtigten  Schweizerbürger  haben  schriftlich  und  mit  persön- 
licher Unterschrift  zu  erfolgen ;  die  Unterschrift  muss  zwar  nicht  beglaubigt 
sein,  hingegen  muss  die  eidgenössische  Stimmberechtigung  des  Unterzeichners 
durch  die  Gemeindebehörde  seines  Wohnsitzes  bescheinigt  werden.  In  der 
Praxis  gestaltet  sich  eine  Refcrcndumscampagne  in  der  Weise,  dass  sich  ein 
oder  mehrere  Referendumskomitees  bilden,  dass  diese  im  ganzen  Land  herum 
»•der  in  den  ihnen  zugewiesenen  Bezirken  Unterschriften  auf  Referendums- 
bogen  sammeln,  und  dass  die  gesetzlich  vorgeschriebene  Bescheinigung  je 
am  Fusse  der  Referendumsbogen  erfolgt.  Die  Zahl  der  ungiltigen  einzelnen 
Referendumsbegehren  oder  Referendumsbogen  ist  oft  recht  gross,  indessen 
wurden  noch  nie  in  solch  erheblichem  Umfang  Unterschriften  als  ungültig 
erklärt,  dass  die  Zahl  der  verbleibenden  gültigen  Begehren  unter  30,000  gesunken 
wäre  (vgl.  im  einzelnen  Salis  a.  O.,  1.  Nr.  268  ff.;  A.  S.  n.  F.  IV.,  S.  91,  603. 
XVII.,  S.  S18;  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht  n.  F.,  XVII.,  S.  39b).  Ist  das  Referendum 
mit  Krfolg  gegen  ein  Bundesgesetz  ergriffen  worden,  so  ordnet  der  Bundesrat 
die  Referendumsabstimmung  über  dasselbe  an. 

5.  Die  Referendumsabstimmung  über  ein  Bundesgesetz  ist  eine  eidgenös- 
sische Volksabstimmung,  bei  der  die  Mehrheit  der  an  der  Abstimmung  teil- 
nehmenden stimmberechtigten  Schweizerbürger,  ohne  Rücksicht  auf  die  Kantone, 
entscheidet  durch  Stimmabgabe:  ja  oder  nein,  ob  das  Bundesgesetz  anzunehmen 
oder  zu  verwerfen  sei.  Die  Abstimmung  geschieht  in  der  ganzen  Schweiz  an 
einem  und  demselben,  vom  Bundesrat  festzusetzenden  Tag,  nach  vorheriger 
genügender  Verbreitung  des  betreffenden  Bundesgesetzes.  Zugelassen  ist  seit  dem 
Bundesgesetz  vom  30.  März  1900  die  sogenannte  Samstagsurne.  Die  Abstim- 
mung selbst  geschieht  unter  Leitung  der  Kantone,  das  Abstimmungsresultat  aber 
wird  vorn  Bundesrat  auf  Grund  der  von  den  Kantonen  einzusendenden  Abstim- 
mungsprotokollcn  festgestellt  (vgl.  im  einzelnen  das  Bundesgesetz  betreffend 
Volksabstimmung  vom  17.  Juni  1874,  A.  S.  n.  F.,  I,  S.  116). 

(>.  Ist  das  Referendum  gegen  ein  Hundesgesetz  gar  nicht  anbegehrt  worden, 
oiler  hat  es  eine  genügende  Unterstützung  nicht  gefunden,  so  konstatiert  der 
Mundesrat  nach  Ablauf  der  Referendumsfrist  das  Inkrafttreten  dieses  Bundes- 
gesetzes,  ordnet  seine  Vollziehung  an  und  publiziert  es  in  der  amtlichen  Gesetzes- 
sammlung. Das  gleiche  thut  er  auf  Grund  des  Abstimmungsergebnisses,  wenn 
das  Bundesgesetz  in  der  Volksabstimmung  angenommen  ist;  wird  dagegen  ein 
Hundesgesetz  in  der  Volksabstimmung  verworfen,  so  konstatiert  und  publiziert 
der  Bundesrat  auch  dieses  Ergebnis,  ohne  jedoch  zu  einer  weiteren  Vorkehrung 
Anlass  zu  haben. 
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7.  Mit  »lern  Inkrafttreten  eines  Bundesgesetzes  ist  nicht  notwendigerweise 
auch  sein  Vollzug  (seine  Wirksamkeit)  gegeben.  Das  Datum  des  Vollzuges  wird, 
wenn  das  Bundesgesetz  selbst  nicht  einen  späteren  Termin  festsetzt,  vom  Bundesrat 
anlässlich  der  Inkrafterklärung  bestimm» ;  vgl.  ferner  das  revidierte  Geschäfts- 
verkehrsgesetz  vom  9.  Oktober  1902,  Art.  36. 

Wie  erfolgt  die  Sanktion  eines  Bundesgesetzes:  Das  Institut  des  fakul- 
tativen Referendums  erschwert  die  Beantwortung  dieser  Frage.  Ist  die  Sanktion 
der  Befehl  des  Bundesgesetzgebers,  dass  ein  gesetzter  Inhalt  Bundesgesetz  sein 
soll,  so  steht  die  Sanktion  der  Bundesgesetze  bei  den  Stimmberechtigten  in 
der  Volksabstimmung,  falls  das  Referendum  ergriffen  worden  ist,  wo  dieses 
unterblieb,  bei  der  Bundesversammlung  in  der  Schlussabstimmung;  darnach  gilt: 
Die  Bundesversammlung  beschlicsst  ein  Bundesgesetz  und  dieser  Beschluss  ist 
die  Sanktion  unter  der  Bedingung,  dass  ein  Referendum  nicht  zu  stände  kommt: 
.  nach  Ablauf  der  Referendumsfrist  konstatiert  der  Bundesrat,  dass  es  bei  der 
von  der  Bundesversammlung  erteilten  Sanktion  sein  Bewenden  hat.  Kommt 
dagegen  das  Referendum  zu  stände,  so  erteilen  die  Stimmberechtigten  in  der 
Volksabstimmung  dem  beschlossenen  Bundesgesetz  die  Sanktion  oder  sie  ver- 
weigern dieselbe;  hier  konstatiert  der  Bundesrat  auf  Grund  des  Ergebnisses 
der  Abstimmung,  dass  das  beschlossene  Bundesgesetz  die  Sanktion  erhalten 
hat  oder  dass  die  Sanktion  ausgeblieben  ist.  Die  Auffassung,  die  in  allen  Fällen 
die  Sanktion  dem  Volke  zuerkennt  und  neben  eine  ausdrückliche  eine  still- 
schweigende setzt  für  den  Fall  der  unterbliebenen  Volksabstimmung,  dürfte 
nicht  haltbar  sein,  weil  sie  rechtliche  Vorgänge  nicht  erklärt,  sondern  zu  dem 
Aushülfsmittel  der  Fiktion  greift. 

Die  Ansichten  der  Parteien  über  den  Wert  des  Referendums  sind  heute 
nach  bald  dreissigjähriger  Erfahrung  wesentlich  andere,  als  die  zur  Zeit  der 
Einführung  dieser  Institution  in  das  Verfassungsrecht.  Sind  auch  die  erzielten 
Resultate  im  Bund  und  in  den  Kantonen  keineswegs  identisch,  s«>  dürfte  hier 
ebenso  wenig  wie  dort  ein  erfolgreicher  Versuch  auf  Aufhebung  dieses  Volks- 
rechtes unternommen  werden.  Ks  kann  sich  für  die  Zukunft  nur'  um  Aus- 
gestaltung des  Referendums  handeln  und  zwar  in  der  von  R.  Brunner  in  einer 
Motion  vom  21.  Dezember  1893  angedeuteten  Richtung,  wonach  tan  die  Stelle 
des  dermal»  geltenden  sogenannten  fakultativen  Referendums  ein  beschränktes 
obligatorisches  Referendum»  zu  treten  hat.  Mit  Rücksicht  auf  die  veränderte 
«politische  Lage»  wurde  die  Motion  im  Juni  1896  zurückgezogen.  Das  Bedürfnis 
ihrer  Erneuerung  lässt  sich  nicht  bestreiten.  Jetzt  schon  kann  aber  nicht  ver- 
schwiegen werden,  dass  die  Meinungsverschiedenheit  einst  gross  sein  wird, 
wenn  das  Bcthätigungsgebiet  des  obligatorischen  Referendums  genau  abgegrenzt 
werden  soll;  und  doch  ist  diese  Abgrenzung  die  Hauptsache,  weil  sie  allein 
eine  genügende  Garantie  gewährt  für  Wahrung  der  verfassungsmässigen  V olks- 
rechte durch  die  Bundesversammlung  ls.  «Referendum»). 

Als  langjähriges,  scharf  und  fein  beobachtendes  Mitglied  der  Bundes- 
versammlung gab  Th.  Curti  in  einer  Broschüre:  «Die  Resultate  des  schwei- 
zerischen Referendums»,  1898.  S.  48.  der  Ueberzeugung  Ausdruck,  «tlass  das 
Referendum  nur  wenig  Gutes,  was  wir  thun  wollten,  gehindert,  wohl  aber 
manches  Böse  schon  dadurch,  dass  es  warnend  vor  uns  stand,  verhütet  hat.  Ich 
möchte  sagen,  dass  es  die  Demokratie  trotz  möglicher  rückläufiger  Bewegungen 
nicht  zum  Stillstand  verurteile,  sondern  dem  Fortschritt  selber  Stetigkeit  gebe.» 
Nur  infolge  einer  durch  politische  I'arteirücksichten  verursachten  Befangenheit 
des  Urteils  wird  jemand  zögern,  das  Zutreffende  dieser  Anschauung  anzuerkennen. 

III.  Die  Resultate  des  Referendums.  Die  Resultate  der  Anwendung  des 
Art.  89  der  Bundesverfassung  seit  dem  Jahre  1874  sind: 
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I.  Abstimmung  vom  23.  Mai  1875  Ober  das  Bundesgesetz  betr.  die  politische  Stimm- 
berechtigung der  Schweizerbürger  vom  24.  Dezember  1874:  Referendumsbegehren  108.674: 
ja  202,583,  nein  207,263;  mehr  nein  4680. 

2  Abstimmung  vom  23.  Mai  1875  über  das  Bundesgesetz  betr.  Civilstand  und  Ehe  von 
24.  Dezember  1874:  Referendumsbegehren  106.560;  ja  213,199.  nein  205.069:  mehr  ja  8130. 

3.  Bundesgesetz  über  Jagd  und  Vogelschutz  vom  17.  September  1875:  Rcferenduns- 
begehren  12,538. 

4.  Abstimmung  vom  23.  April  1876  über  das  Bundesgesetz  betr.  das  Banknotenwesen 
vom  18.  September  1875:  Referendumsbegehren  33,749;  ja  120,068,  nein  193  253:  mehr 
nein  73,185. 

5.  Abstimmung  vom  9.  Juli  1876  über  das  ßundesgesetz  betr.  die  Militärpflichtersatz- 
steuer vom  23.  Dezember  1875:  Referendumsbegehren  80.549;  ja  156,157.  nein  184.894: 
mehr  nein  28,737. 

6.  Abstimmung  vom  21.  Oktober  1877  über  das  Bundesgesetz  betr.  die  Arbeit  in 
den  Fabriken  vom  23  März  1877:  Referendumsbegehren  54,344;  ja  181.204.  nein  170.857: 
mehr  ja  10,347. 

7.  Abstimmung  vom  21.  Oktober  1877  über  das  Bundesgesetz  betr.  den  Militärpflicht- 
ersatx  vom  27.  März  1877:  Referendumsbegehren  63.800;  ja  170.223,  nein  181.383,  mehr 
nein  11,160. 

8.  Abstimmung  vom  21.  Oktober  1877  über  das  Bundesgesetz  betr.  die  politischen 
Rechte  vom  28.  Marz  1877:  Referendumsbegehren  42.747;  ja  131,557.  nein  213.230:  mehr 
nein  81,673. 

9.  Bundesgesetz  betr.  die  Besoldung  der  eidgenössischen  Militärbeamten  vom  16.  Juni 
1877:  Referendumsbegehren  13,729. 

10.  Bundesgesetz  betr.  den  Militärpflichtersatz  vom  28.  Juni  1878:  Rpferendurm- 
begehren  6606. 

II.  Abstimmung  vom  19.  Januar  1879  über  das  Bundesgesetz  betr.  Gewährung  von 
Subsidien  für  Alpenbahnen  vom  22.  August  1888:  Referendumsbegehren  36,062;  ja  237,731. 
nein  115,571;  mehr  ja  163.160. 

12.  Bundesgesetz  betr.  Erhöhung  des  Eingangszolles  vom  20.  Juni  1879:  Referendums- 
begehren 19.315. 

13.  Abstimmung  vom  30.  Juli  1832  über  das  Bundesgesetz  betr.  Massnahmen  gegen 
gemeingefährliche  Epidemien  vom  31.  Januar  1882:  Referendumsbegehren  80.324:  ja  63,027. 
nein  254.340;  mehr  nein  186,313. 

14.  Abstimmung  vom  26.  November  1882  über  den  Bundesbeschluss  betr.  Vollziehung 
des  Art.  27  der  Bundesverfassung  (Schulsekretär)  vom  14.  Juni  1882:  Referendumsbegehren 
180,995;  ja  172.010,  nein  318.1*9:  mehr  nein  146,129. 

15.  Abstimmung  vom  11.  Mai  1884  über  das  Bundesgesetz  betr.  die  Organisation  dw 
eidgenössischen  Justiz-  und  Polizeidepartements  vom  11.  Dezember  1883:  Referendums- 
begehren 93.046;  ja  149.729.  nein  214.916;  mehr  nein  65.187. 

16  Abstimmung  vom  11.  Mai  1884  über  den  Bundesbeschluss  betr.  die  l'atenttaxen 
der  Handelsreisenden  vom  11.  Dezember  1883:  Referendumsbegehren  93,046;  ja  174,195. 
nein  189,550 ;  mehr  nein  15,355. 

17.  Abstimmung  vom  11.  Mai  1884  über  den  Bundesbeschluss  betr.  Gewährung  eine» 
Beitrages  von  Fr.  10,000  an  die  Kanzleikosten  der  Gesandtschaft  in  Washington  vom 
19.  Dezember  1883:  Referendumsbegehren  93.046;  ja  137.824.  nein  219.728;  mehr  nein  81,904 

18.  Abstimmung  vom  11.  Mai  1884  Ober  das  Bundesgesetz  betr.  die  Ergänzung  des 
Bundesstrafrechte»  vom  19.  Dezember  1883:  Referendumsbegehren  93.046:  ja  159,063.  nein 
202,773,  mehr  nein  43.705. 

19.  Abstimmung  vom  15.  Mai  1887  über  das  Rundesgesetz  betr.  gebrannte  Wasser 
vom  23.  Dezember  1886:  Referendumsbegehren  52.412;  ja  267.122.  nein  138.496;  mehr 
ja  128,626. 

20.  Abstimmung  vom  17.  November  1889  über  das  Bundesgesetz  über  Schuldbetreibung 
und  Konkurs  vom  11.  April  1380:  Referendumsbegehren  62.948;  ja  244.317.  nein  217.921. 
mehr  ja  26.396. 

21.  Bundcsgrsetz  vom  28.  Juni  1889  betr.  die  Bundesanwaltschaft:  Referendums- 
begehren 25.330 

22.  Abstimmung  vom  15.  März  1891  Über  das  Bundesgesetz  betr.  die  arbeitsunfähig 
gewordenen  eidgenössischen  Beamten  und  Angestellten  (Pensionsgesetz)  vom  26.  Sept.  1390: 
Referendumsbegehren  84  572;  ja  91,851,  nein  353.977;  mehr  nein  262,126. 

23  Abstimmung  vom  18.  Oktober  1891  über  das  Bundesgesetz  betr.  den  Zolltarif 
vom  10.  April  1891:  Referendumsbegehren  51.564;  ja  220.002.  nein  158.934;  mehr  ja  61,070. 

24.  Abstimmung  vom  6.  Dezember  1891  über  den  Bundesbeschluss  betr.  Ankauf  der 
schweizerischen  Ccntralbahn  vom  25.  ?uni  1891:  Referendumsbegehren  91.693:  ja  130.729. 
nein  239.406;  mehr  nein  158.67". 
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25.  Bundesgesetz  vom  22.  Januar  1892  betr.  die  Auslieferung  gegenüber  dem  Ausland  : 
Referendumsbegehren  21,567. 

26.  Abstimmung  vom  3.  Februar  1895  über  das  Bundesgesetz  betr.  die  Vertretung 
der'Schweiz  im  Auslande  vom  27.  Juni  1894:  Referendumsbegehren  37.040;  ja  124,517.  nein 
177,991:  mehr  nein  53.474. 

27.  Abstimmung  vom  4.  Oktober  1890  über  das  Hundesgesetz  einer  Disziplinarstraf- 
ordnung für  die  eidgenössische  Armee  vom  23.  März  1896:  Referendumsbegehren  64.025; 
ja  77.169.  nein  310,992:  mehr  nein  233.823. 

28.  Abstimmung  vom  4.  Oktober  1896  Über  das  Bundesgesetz  betr.  die  Gewährleistung 
beim  Viehhandcl  vom  25.  Marz  1896:  Referendumsbegehren  43,964;  y\  174.880.  nein  209,118  ; 
mehr  nein  34.238. 

29.  Abstimmung  vom  4  Oktober  1896  über  das  Bundesgesetz  betr.  das  Rechnungs- 
wesen der  Eisenbahnen  vom  27.  März  1896:  Referendumsbegehren  56.413;  ja  223.228.  nein 
176,577  ;  mehr  ja  46.651. 

30.  Abstimmung  vom  28.  Februar  1897  über  das  Bundesgesetz  betr.  Errichtung  einer 
schweizerischen  Bundesbank  vom  18.  Juni  1896:  Referendumsbegehren  72,487;  ja  195,764, 
nein  255.984;  mehr  nein  60.220. 

31.  Abstimmung  vom  20.  Februar  1898  über  das  Bundesgesetz  betr.  die  Erwerbung 
und  den  Betrieb  von  Eisenbahnen  für  Rechnung  des  Bundes  und  die  Organisation  der 
Verwaltung  der  schweizerischen  Bundesbahnen  vom  15.  Oktober  1897:  Referendumsbegehren 
82,880;  ja  386.634.  nein  182.718:  mehr  ja  203.916. 

32.  Abstimmung  vom  20.  Mai  1900  über  das  Btmdesgesctz  betr.  die  Kranken-  und 
Unfallversicherung  mit  Einschluss  der  Militärvcrsicherung  vom  5.  Oktober  1899:  Referendums- 
begehren 117,461;  ja  148,035.  nein  341.914;  mehr  nein  193.879. 

83.  Bundesgesetz  vom  4.  Juni  1902  betr.  die  Nationalratswahlkreise  :  Referendums- 
begehren 25,239. 

IV.  Litteratur.  Blumer-tlorel,  Handbuch  des  Schweizerischen  Bundesstaatsrechtes. 
tSSj,  III',  S.  i  -34-  -  r.  SaliS,  Schweizcrisihes  Bundesrecht,  /8g/.  I,  Nr.  24t  ff. 
r.  Orelli,  Das  Staatsrecht  der  schweizerische*  Eidgenossenschaft,  /S83,  S.  80,  81.  — 
Dubs,  Das  öffentliche  Recht  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft,  II,  1878,  43  ff.  ■  - 
i.  Schollenberger,  Das  Bundesstaatsrecht  der  Schweiz,  igo2,  S.  23/— 233.  —  Th.  Curti, 
Geschichte  der  schweizerischen  l'olksgcsetzgebung,  1SS2,  S.  238 — 294.  —  P.  Hies'ar.d, 
Zur  Lehre  von  den  Rechtsqucllen  im  schweizerischen  Staatsrecht,  iSgi.  —  Htlty,  Das 
Referendum  im  schweizerischen  Staatsrecht,  Archiv  für  öffentliches  Recht,  II,  S.  167  ff. 
—  Signorel,  Elude  de  ligislation  comparee  sur  le  referendum  ligislatif,  1X96,  //.  2JO 
sttir.  —  Orot,  Stüdes,  tSgs,  pp.  /  suiv.,  485  sniv. 

Dr.  L.  R.  V.  Sdlis,  Professor  an  der  Universität  Bern. 
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I.  Die  verfassungsmässige  Grundlage  und  die  Organisation.  — 
11.  Die  gegenwärtige  Stellung  der  Bundeskanzlei  im  eidgenössi- 
schen V  e  r  w  a  1 1  u  ng  s  org  a  n  i  smus.  —  III.  Personalbestand  und  Aus- 
gabenetat. —  IV.  I. itteratur. 

I.  Die  verfassungsmässige  Grundlage  und  die  Organisation.  Eine  so 
ausgedehnte  Verwaltung,  wie  die  eidgenössische  im  Lauf  der  Jahre  geworden 
ist,  bedarf  zu  Besorgung  ihrer  Kanzleigcschüfte  einer  entsprechenden  Einrichtung. 
Diese  Einrichtung  ist  die  B  u  n  d  e  s  k  a  n  z  I  e  i. 

Art.  105.  Die  gegenwärtige  Bundesverfassung  bestimmt  diesfalls,  in 
Uebereinstimmung  mit  Art.       der  48er  Verfassung,  was  folgt: 

«Eine  Dundeskanzlei,  welcher  ein  Kanzler  vorsteht,  besorgt  die  Kanzleigcschäfte  bei 
der  Bundesversammlung  und  beim  Bundesrat.  Der  Kanzler  wird  von  der  Bundesversamm- 
lung auf  die  Dauer  von  drei  Jahren  jeweilen  gleichzeitig  mit  dem  Bundesrat  gewählt.  Die 
Bundeskanzlei  steht  unter  der  besondern  Aufsicht  des  Bundesrates.  Die  nähere  Organi- 
sation der  Bundeskanzlei  bleibt  der  Bundesgesetzgebung  vorbehalten.» 

Die  Ausführung  dieser  verfassungsmässigen  Vorschriften  erfolgte  zunächst 
durch  das  Bundesgesetz  über  Organisation  und  Geschäftsgang  des  Bundesrates 
vom  lb.  Mai  1849,  sowie  durch  das  Reglement  für  die  Bundeskanzlei  vom 
7.  August  1850. 
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Die  meisten  der  in  diesen  Erlassen  niedergelegten  Bestimmungen  bestehen 
trotz  viclfarhcn  Abänderungen,  welche  namentlich  das  Bundesgesetz  von  1849 
erlitten  hat,  auch  jetzt  noeh  zu  Recht. 

Der  neueste  die  Materie  ordnende  gesetzgeberische  Erlass  ist  der  Bundes- 
beschluss  vom  28.  Juni  18M5. 

Hiernarh  gestaltet  sieh  «iie  Organisation  der  Kundeskanzlei  wie  folgt: 

Vorsteher  der  Bundeskanzlci  ist  der  Kanzler.  Er  wird  von  der  Bundes- 
versammlung, je  weilen  gleichzeitig  mit  den  Mitgliedern  des  Bundesrates,  auf 
die  Dauer  von  drei  Jahren  gewühlt  und  behält,  gleich  diesen,  sein  politisches 
und  bürgerliches.  Domizil  in  dem  Kantone  bei,  in  welchem  er  verbürgert  ist. 
Er  wohnt,  wenn  weder  die  Bundesversammlung  noch  der  Nationalrat  versammelt 
ist,  in  der  Regel  den  Sitzungen  des  Bundesrates  bei,  verfasst  die  von  dieser 
Behörde  beschlossenen  Schreiben  und  Ausfertigungen  und  besorgt  die  Herausgabe 
und  Veröffentlichung  der  Gesetze,  Verordnungen  und  Beschlüsse  der  eidge- 
nössischen Behörden.  Er  führt  die  Protokolle  der  Vereinigten  Bundesversammlung 
und  des  Nationalrates  und  verfasst  die  von  diesen  Behörden  ausgehenden 
Schreiben. 

Ihm  sind  zwei  Stellvertreter  (Vizekanzler)  beigegeben,  welche  vom 
Bundesrat  auf  eine  Amtsdauer  von  drei  Jahren  gewählt  werden:  dieselben  sind 
gleichzeitig  Sekretäre  (Protollführcr)  des  Bundesrates  und  nach  dem  Kanzler 
die  obersten  Beamten  der  Bundeskanzlei;  der  I.  Vizekanzler  führt  ordent- 
licherweise das  Protokoll  des  Ständerates  und  verfasst  die  von  diesem  aus- 
gehenden Schreiben;  der  II.  Vizekanzler  hat  insbesondere  die  französische 
Fassung  der  vom  Bundesrat  ausgehenden  Erlasse  zu  überwachen. 

Unter  dem  Kanzler  und  seinen  Stellvertretern  stehen  der  Rcgistrator 
und  L'nterregistrator,  die  beiden  Kanzleisekretäre,  sowie  alle  übrigen 
Kanzleibeamten  und  -Angestellten. 

Ihnen  ist  auch  das  gesamte  Wei  beipersonal  unterstellt. 

Die  L'eberwachung  der  Bundeskanzlei  ist  dem  Politischen  Departe- 
ment übertragen.  Dem  Vorsteher  desselben,  d.  h.  dem  Bundespräsidenten,  ist 
hierfür  der  Kanzler  beigegeben,  welcher  dazu  stets  hülfreiche  Hand  bieten  soll. 
Im  übrigen  steht  die  Bundeskanzlei  unter  der  unmittelbaren  Aufsicht  des 
letzteren. 

Die  wichtigsten  Veränderungen,  welche  durch  die  neueste  Gesetzgebung 
gegenüber  dem  früheren  Zustande  herbeigeführt  worden  sind,  bestehen  demnarh 
in  folgendem: 

Früher  war  die  L'eberwachung  der  Bundeskanzlei  Sache  des  Departements 
des  Innern;  jetzt  ist  sie  dem  Politischen  Departement  übertragen. 

Früher  bildete  das  eidgenössische  Archiv  eine  besondere  Abteilung  der 
Bundeskanzlei :  jetzt  unterstellt  es  dem  Departement  des  Innern. 

Früher  war  dem  Kanzler  nur  ein  Stellvertreter  (Vizekanzler)  beigeordnet: 
jetzt  sind  es  deren  zwei. 

Gehen  wir  nun  auf  die  Organisation  der  Bundeskanzlei  näher  ein.  so 
finden  wir,  dass  sie  in  vier  wohl  auseinander  zu  haltende  Abteilungen  zerfallt: 
I.  die  Registratur:  2.  die  eigentliche  Kanzlei;  3.  das  Drucksachenburcau: 
l.    die  Material  Verwaltung. 

ad  1.  Der  Registratur  steht  ein  Registrator  vor.  Zu  Besorgung  der 
Registraturyesrhäfte  ist  ihm  ein  l'nterregistrator  beigegeben. 

Seine  Hauptaufgaben  sind  folgende: 

Er  besorgt  die  Registrierung  sämtlicher  Protokolle  des  Bundesrates,  des 
National-  und  Ständerates  und  der  Vereinigten  Bundesversammlung.  sÖWIC 
sämtlicher  zugehöriger  Akten. 
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Er  bereitet  die  Ucbcr Weisung  der  einlangenden  Geschäfte  an  die  kompe- 
tenten Departemente  vor  und  führt  eine  Gcschäftskontrollc,  welche  das  Datum 
der  einlangenden  Schriftstücke,  den  Namen  des  Einsenders,  den  Betreff,  die 
Ueberweisung  und  die  endliche  Erledigung  des  Geschäftes  angibt. 

Er  verwahrt  die  daherigen  Bücher  und  Akten  und  besorgt  periodisch 
deren  Abgabe  an  das  Bundesarchiv. 

Früher  blieben  die  Akten  erledigter  Geschäfte  während  6  Jahren  im 
Maximum  auf  der  Registratur;  seit  aber  das  Archiv  aus  dem  Verwaltungs- 
gebäude (Bundeshaus-West)  in  ein  eigenes,  von  jenem  ziemlich  entfernt  liegendes 
Gebäude  verbracht  worden  ist,  was  das  Nachschlagen  zeitraubender  macht, 
werden  sie  9  Jahre  auf  der  Registratur  aufbewahrt. 

Dank  der  Anlage  der  genannten  Register  (Personen-  und  Materienregister) 
und  Kontrollen  wird  es  möglich  —  und  das  ist  der  Hauptzweck  der  Registratur 
—  in  relativ  kurzer  Frist  nicht  nur  sämtliche,  auf  ein  erledigtes  Geschäft 
bezüglichen  Akten  zu  erheben,  sondern  auch  sich  zu  vergewissern,  in  welchem 
Stadium  der  Behandlung  ein  noch  pendentes  Geschäft  jewcilen  sich  befindet, 
und  wo  die  zugehörigen  Akten  liegen. 

Zu  den  speziellen  Obliegenheiten  des  Untcrregistrators  gehört  noch  das 
Beglaubigung»  wesen. 

Die  Bundeskanzlei  beglaubigt  nicht  nur  Unterschrift  und  Siegel  der  kan- 
tonalen Staatskanzleien,  sondern  übernimmt  auch  die  Einholung  der  für  Akten- 
stücke, welche  im  Ausland  zur  Verwendung  gelangen  sollen,  notwendigen 
Beglaubigungen  der  kompetenten  ausländischen  Amtsstellen. 

ad  2.  Der  Kanzlei  im  engern  Sinne  steht  der  K an  z I ei s ek r et  ä r -  Burea u- 
chef  vor,  welchem  ein  Adjunkt  beigegeben  ist. 

Aufgabe  der  Kanzlei  ist  die  Ausfertigung  und  Expedition  der  von  der 
Bundesversammlung  und  dem  Bundesrat  ausgehenden  Korrespondenz,  sowie  der 
eigentlichen  Kanzleischrciben,  sodann  die  Reinschrift  der  Protokolle  des  Bundes- 
rates, des  National-  und  Ständerates  und  der  Vereinigten  Bundesversammlung, 
endlich  die  Ausfertigung  von  Staatsverträgen,  Vollmachten,  Beglaubigungs-  und 
Empfehlungsschreiben.  Offizicrsbrevels  und  ähnlichen  Aktenstücken. 

Der  Kanzlcisckretär-Bureauchef  verfasst  die  ihm  vom  Kanzler  oder  dessen 
Stellvertretern  übertragene  Korrespondenz  und  besorgt  nötigen  Falles  die 
lebersetzung  der  in  einer  fremden  Sprache  abgefassten  Aktenstücke  ins  Deutsche. 
Im  übrigen  liegt  ihm  hauptsächlich  ob,  die  Arbeiten  unter  das  ihm  unterge- 
ordnete Kanzleipcrsonal  zu  verteilen. 

Da  seit  einigen  Jahren,  je  nach  der  Sprache,  deren  sich  die  betreffenden 
Behörden  oder  Privaten  in  ihrem  Verkehr  mit  dem  Bundesrate  und  dessen 
Departementen  und  mit  der  Bundeskanzlei  bedienen,  in  allen  drei  National- 
sprachen  korrespondiert  wird,  so  sind  der  Kanzlei  verschiedene  Uebersctzcr 
zugeteilt,  und  zwar  zwei  Uebersctzcr  ins  Französische  und  ein  Uebersctzcr  ins 
Italienische,  zu  denen  noch  ein  Uebersctzcr  ins  Deutsche  kommt.  (Daraus 
ergibt  sich  für  solche  Persönlichkeiten,  welche  auf  der  Bundeskanzlei  Anstellung 
suchen,  die  Bedeutung  einer  Kenntnis  der  drei  Nationalsprachcn,  wenigstens 
soweit  solche  erforderlich  ist.  um  Schriftstücke,  welche  in  der  einen  oder 
anderen  derselben  redigiert  sind,  korrekt  ausfertigen  zu  können.) 

ad  3.  Dem  Drucksachenbureau  steht  ebenfalls  ein  Kanzleisekretär,  der 
D  r  u  c  k  s  a  c  h  e  n  s  e  k  r  e  t  ä  r ,  vor. 

Ihm  liegt,  abgesehen  von  der  ihm,  gleich  dem  Kanzlcisckretär-Bureauchef, 
nötigenfalls  auffallenden  Pflicht  zur  Anfertigung  von  Ucbersctzungen  ins  Deutsche, 
die  Besorgung  des  Drucksachenwesens  ob.  Dahin  gehört  u.  a.  die  Drucklegung 
der  offiziellen  Gesetzessammlung  in  allen  drei  Nationalsprachen  und  des  Mundes- 
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blattes  in  deutscher  und  französischer  Sprache,  sowie  die  Anfertigung  und 
Drucklegung  der  zugehörigen  Register;  die  Drucklegung  des  amtlichen  steno- 
graphischen Bulletins ;  die  Besorgung  der  Drucksachen  für  die  Bundesversamm- 
lung (Drucklegung  der  Kommissional-  und  individuellen  Antrage  und  der 
Zusammenstellung  der  Beratungsergebnisse  des  National-  und  Ständerates);  die 
Drucklegung  und  der  Versandt  der  Vorlagen  und  Stimmzettel  für  eidgenössische 
Abstimmungen  aller  Art  (Vcrfassungs-,  Referendums-  und  Initiativabstimmungcn}; 
endlich  die  Prüfung  und  Genehmigung  der  daherigen  ßuchdruckcrrcchnungon 
und  der  Vertrieb  und  die  Verrechnung  der  von  der  Bundeskanzlei  heraus- 
gegebenen Imprimate. 

ad  4.  Die  Materialverwaltung,  welche  ein  Materialverwalter  besorgt, 
hat  die  Aufgabe,  das  für  die  Bundeskanzlei,  die  eidgenössischen  gesetzgebenden 
RUte  und  deren  Kommissionen,  sowie  für  die  Departemente  benötigte  Bureau- 
matcrial  in  möglichst  guter  Qualität  zu  beschaffen  und  an  die  ersteren  unent- 
geltlich, an  die  letzteren  zum  Selbstkostenpreise  abzugeben. 

Früher  hatte  die  Bundeskanzlei  auch  für  einzelne  Departemente  oder 
Departementsabteilungen  in  der  Weise  aufzukommen,  dass  sie  denselben  das 
Material  unentgeltlich  lieferte.  Das  Finanzdepartcment  regte  indessen,  unter 
Hinweis  auf  die  Anomalie,  dass  die  einen  Departemente  für  ihren  Betlarf  auf 
den  Kredit  der  Bundeskanzlei  angewiesen  waren,  wahrend  die  anderen  eigene 
Kredite  besassen,  die  Frage  an,  ob  nicht  besser  ein  einheitliches  Verfahren 
Platz  greifen  würde.  In  der  That  wurde  denn  auch  verfügt,  dass  jedes  Departe- 
ment die  daherigen  Auslagen  selber  zu  bestreiten  habe,  womit  zusammenhing, 
dass  der  bisherige  Kredit  der  Bundeskanzlei  entsprechend  herabgesetzt  wurde. 

Dabei  wurde,  wie  sich  die  bundesrätliche  Botschaft  betr.  das  Budget  pro 
1902  ausdrückt,  immerhin  vorausgesetzt,  dass  die  einzelnen  Verwaltungen,  zur 
Erzielung  von  Ersparnissen,  ihr  Material  soweit  möglich  nach  wie  vor  bei  der 
Materialverwaltung  der  Bundeskanzlei  beziehen  werden,  indem  diese  bei  ihrem 
grossen  Bedarf  in  der  Lage  ist,  sich  direkt  an  Grossisten  zu  wenden,  und 
daher  ihren  Abnehmern  die  Preisdifferenz  erspart  bleibt,  welche  der  Detaillist 
auf  seine  Ware  zu  schlagen  pflegt. 

Da  die  richtige  Besorgung  dieses  Verwaltungszweiges  ohnehin  tüchtige 
Kenntnis.se  in  der  Komptabiiitat  voraussetzt,  so  gelangte  man  dazu,  das 
Rechnungswesen,  welches  anfänglich  dem  Kanzleisekretär-Bureauchef  obge- 
legen hatte  und  sieh  mit  der  Zeit,  namentlich  auch  infolge  der  Vermehrung 
der  schweizerischen  Gesandtschaften  und  Konsulate  im  Ausland,  immer  kom- 
plizierter gestaltete,  jenem  abzunehmen  und  dem  Materiatvcrwaltcr  zu  übertragen. 
Dieser  ist  demnach  auch  Rechnungsführer  der  Bundeskanzlei  und  hat  als  solcher 
entsprechende  Kaution  zu  leisten. 

II.  Die  gegenwärtige  Stellung  der  Bundeskanzlei  im  eidgenössischen 
Verwaltungsorganismus.  Aus  dieser  Ucbersicht  ergibt  sich,  dass  die  Bundes- 
kanzlei in  ihrer  jetzigen  Gestaltung  weit  davon  entfernt  ist,  die  Bedeutung 
beanspruchen  zu  können,  welche  ihrer  Vorgängerin,  der  durch  die  Mediationn- 
Verfassung  und  dann  wieder  durch  den  Bundesvertrag  von  1815  ins  Leben 
gerufenen  Eidgenössischen  Kanzlei  und  deren  leitenden  Personen,  dem  Kanzl-  r 
und  dessen  Stellvertreter  (Staatsschreiber),  zukam.  Ks  liegt  das  in  der  Natur 
der  Sache.  Denn  jene  Kanzlei  war,  wie  Bluntsehli  und  Dubs  in  ihren  bekannten 
Werken  ausführen,  das  ständige  Element  im  Wechsel  der  Vororte,  und  da  ihre 
obersten  Beamten  den  Zusammenhang  der  Geschäfte,  den  formellen  Geschäfts- 
gang und  die  diplomatischen  Usancen  so  ziemlich  einzig  kannten,  so  war-  n 
sie  eigentlich  die  einflussreichsten  Personen  in  der  damaligen  Organisation. 
Mit  der  Schaffung   des  Bundesrates,  als   der  ständigen  obersten  vollziehenden 
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und  leitenden  Behörde  der  Eidgcnosscns<  halt,  wobei  noch  dem  jeweiligen 
Vorsteher  des  Politischen  Departemente»  (Bundespräsidenten),  welcher  das  Land 
nach  aussen  repräsentiert,  wie  übrigens,  auch  den  Vorstehern  der  übrigen 
Departemente,  eine  eigene  Kanzlei  beigegeben  wurde,  ist  das  natürlich  anders 
geworden.  Wenn  der  Kanzler,  gleich  den  Mitgliedern  des  Mundesrates,  frei 
durch  die  Hundesversammlung  gewählt  wird,  so  hängt  das  damit  zusammen, 
dass  er  der  erste  Schriftführer  nicht  nur  des  Hundesrates,  sondern  auch  der 
Hundesversammlung  ist,  wie  denn  die  Hundeskanzlei,  schon  verfassungsmässig, 
die  Kanzleigcschäfte  nicht  nur  beim  Hundesrat,  sondern  auch  bei  der  Hundes- 
versammlung besorgt. 

Analog  wurden  unter  der  Mediations-  und  15er  Verfassung  Kanzler  und 
Staatsschreiber  nicht  etwa  durch  den  Vorort  bestellt,  sondern  von  der  Tag- 
satzung gewählt. 

Wenn  so  die  Hundeskanzlei  auf  der  einen  Seite  politischen  Kinfiuss  und 
massgebende  Einwirkung  auf  den  Gang  der  Geschäfte  im  allgemeinen  verloren 
hat.  so  hat  sie  auf  der  andern  Seite  an  Bedeutung  gewonnen,  indem  ihre 
Thätigkeit,  entsprechend  der  fortschreitenden  Centralisation  einerseits,  den 
gesteigerten  Verkehrsbeziehungen  mit  dem  Auslande  anderseits,  an  Umfang 
ausserordentlich  zugenommen  hat,  zumal  in  neuester  Zeit,  wo  auch  das  Gebiet 
selbständigen  Amtens  für  sie  nicht  unerheblich  erweitert  worden  ist. 

Infolge  des  Rufes  nach  Verwaltungsrelorm.  vorab  nach  Entlastung  des 
Hundesrates  und  seiner  Departemente,  erfolgte  nämlich  durch  Hundesratsbeschluss 
vom  9.  April  1897  die  Ucbertragung  gewisser  Kompetenzen  des  Gesamtbundes- 
rates an  die  einzelnen  Departementschefs  und  gewisser  Kompetenzen  dieser 
Departementschefs  an  die  Chefs  der  einzelnen  Vcrwaltungsabtcilungen.  Bei 
diesem  Anlasse  wurde  auch  der  Kompetenzenkreis  der  Hundeskanzlei  als  solchen 
erweitert,  und  zwar  wurden  ihr  u.  a.  (und  das  ist  die  wichtigste  und  wohl 
auch  dankbarste  der  ihr  neu  zugeteilten  Aufgaben)  zu  selbständiger  Besorgung 
übertragen:  die  Vermittlung  des  Verkehrs  zwischen  Kantonsbehörden  (respektive 
auch  Gemeindebehörden  und  Privaten)  einerseits  und  schweizerischen  Gesandt- 
schaften und  Konsulaten  anderseits,  soweit  es  sich  um  Auskunfterteilung  und 
um  Nachforschung  nach  Personen  oder  Sachen,  um  Beschaffung  von  Civilstands- 
akten  ,  um  Flüssigmachung  von  Unterstützungen  und  um  Liquidation  und 
Erhebung  von  Nachlässen  handelt,  immerhin  in  der  Meinung,  dass  da,  wo 
streitige  grundsätzliche  oder  Rechtsfragen  zu  erledigen  sind,  die  Ueberweisung 
an  das  kompetente  Departement  zu  erfolgen  hat. 

III.  Personalbestand  und  Ausgabenetat.  Dem  Umfang  der  zu  bewältigenden 
Arbeit  adäquat  hat  sich  auch  das  Personal  vermehrt,  und  die  Bundeskanzlei  weist  zur 
Zeit  nachfolgenden  Personalbestand  auf:  I  Kanzler,  2  Vizekanzler,  1  Rcgi- 
strator,  2  Kanzleisekretäre,  I  Unterregistrator,  2  Uebersetzer  ins  Französische, 
1  Uebersetzer  ins  Italienische,  1  Uebersetzer  ins  Deutsche,  1  Adjunkt  des 
Kanzleisekretär-Bureauchef,  1  Materialverwalter,  6  Kanzlisten  I.  Klasse,  5  Kanz- 
listen II.  Klasse.  Dazu  kommen  noch  :  7  Weibel,  3  Weibelgehülfen  und  2  Aus- 
läufer. 

Die  Besoldung  aller  dieser,  mit  Ausnahme  des  Kanzlers  vom  Bundesrat 
auf  die  Dauer  von  je  drei  Jahren  gewählten,  Beamten  und  Angestellten  wird 
durch  das  allgemeine  Besoldungsgesetz  vom  Jahre  1897  geregelt,  wieder  mit  Aus- 
nahme derjenigen  des  Kanzlers,  welche,  gleichzeitig  mit  derjenigen  der  Mitglieder 
des  Bundesrates,  durch  Bundesbeschluss  vom  22.  Dezember  1899  neu  festgesetzt 
wurde.  Die  jeweilen  zu  Bedienung  des  National-  und  Ständerates  und  ihrer 
Kommissionen  ad  hoc  einberufenen  Weibel  werden  mit  Taggeldern  entschädigt. 

Entsprechend  sind  auch  die  Ausgaben  gewachsen. 
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Die  alljährlich  regelmässig  wiederkehrenden  Ausgaben  dürfen  mit  ziem- 
licher Sicherheit  auf  rund  Kr.  400,000  veranschlagt  werden,  von  welchen  den 
Besoldungen  einerseits,  den  Druckkosten  anderseits  der  Löwenanteil  zufallt. 
Das  Budget  pro  1903  weist  diesfalls  folgende  Hau  ptausgabc  posten  auf: 

1.  Besoldungen  Fr.  160,475. — 

2.  Material: 

Druckkosten  und  Lithographien  .      »  153,000.- 

Schreibmaterialien  »       6,500.  — 

Stenographisches  Bulletin  .  .  .  >  45,000.  — 
Diesen  Ausgaben  stehen,  wie  es  die  Natur  der  Sache  mit  sich  bringt, 
verhältnismässig  kleine  Einnahmen  gegenüber.  Sie  sind  auf  durchschnittlich 
Kr.  30,00U  per  Jahr  zu  veranschlagen,  wobei  der  Erlös  für  Drucksachen  die 
grösste  Ziffer  aufweist.  Dagegen  ist  der  Ertrag  der  sogenannten  Kanzlei  - 
sportein,  wie  solche  durch  das  Gesetz  vom  10.  Juni  1879  festgesetzt  wurden, 
ein  minimer.  Einzig  die  Legalisationsgebühren  (eine  Beglaubigung  durch  die 
Bundeskanzlei  kostet  Fr.  1)  sind  hier  erwähnenswert.  Sie  machen  durchschnitt- 
lich Fr.  1500—2000  per  Jahr  aus. 

Wesentliche  Aenderungen,  sei  es  in  den  Kinnahmen,  sei  es  in  den  Atis- 
gaben, stehen  für  die  nächste  Zeit  nicht  zu  gewärtigen. 

IV.  LitteratUT.    Siehe  die  unter  JAtteratHr*  beim  Artikel  „Bundesrat"  anMe- 
führten  Werke  über  Bundesstaalsreckt. 

Dr.  (i.  Ringier,  Bundeskanzler,  Bern. 


Bundesrat 

l.  Errichtung  des  Bundesrates.  —  II.  Wahl  des  Bundcsriies,  —  III.  Ver- 
hältnis des  Bundesrates  iur  Bundesversammlung.  —  IV.  Organisation 
des  Bundesrates.  —  V.  Stellung  des  Bundesrates  im  eidgenossischen 
Behflrdenorganismus.  —  VI.  Litteratur. 

I.  Errichtung  des  Bundesrates.  Die  Schöpfung  des  Bundesrates  « bildet 
das  Hauptmoment  der  Umgestaltung  von  18-18.  Der  Bund  ist  erst  durch  diese 
permanente  und  selbständige,  vom  Kantonalleben  unabhängig  gestellte  Behörde 
zum  Bewusstsein  seiner  staatlichen  Besonderheit  gekommen.  Solange  das  poli- 
tische Leben  des  Bundes  von  dem  kantonalen  Leben  nicht  ausgeschieden, 
sondern  in  einer  vorörtlichen  Leitung  ganz  wesentlich  mit  dem  Sondericben 
dieses  Vorortes  verknüpft  war,  konnte  es  unmöglich  zu  einer  ganz  selbständigen 
Entwicklung  gelangen.»  Mit  diesen  Worten  hebt  Dubs  (II,  S.  66)  in  prägnanter 
Kürze  die  politische  Tragweite  der  Einsetzung  des  Bundesrates  im  Jahre  184H 
hervor;  ebenso  charakteristisch  ist  es  für  die  Restaurationsperiode,  dass  man 
damals  jede  Spur  ein«T  eigenen  Bundesregierung,  selbst  den  «  Landammann 
der  Schweiz»  aus  der  Mediationszeit  fallen  Hess  und  sich  mit  einem  in  zwei- 
jährigem Turnus  zwischen  Zürich,  Bern  und  Luzern  wechselnden  Vororte 
begnügte,  von  dem  es  in  $  10  des  Bundesvertrages  1815  heisst :  Die  Leitung 
der  Bundesangelegenheiten,  wenn  die  Tagsatzung  nicht  versammelt  ist,  wird 
einem  Vorort  mit  den  bis  zum  Jahr  1798  ausgeübten  Befugnissen  übertragen. 
Als  daher  mit  den  Dreissigrr  Jahren  die  Bestrebungen  nach  grösserer  Einheit 
im  Bundesleben  im  Revisionsbeschluss  der  Tagsatzung  vom  1 7.  Juni  1832  Auf- 
druck fanden,  war  es  von  vorneherein  klar,  dass  an  Stelle  der  vorörtlichen 
Regierung  mit  ihren  unbestimmten,  ja  unbestimmbaren,  jedenfalls  unzulänglichen 
Befugnissen  ein«-  Bundesregierung  zu  treten  habe:  «Ks  ist  Zeit,  dass  die  Eid- 
genossenschaft  einmal   eine   eigene  Regierung  erhalte,  die  sich  ausschliesslich 
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mit  den  Angelegenheiten  des  Hundes  beschäftigt  und  nicht  daneben  noch  die 
Angelegenheiten  eines  einzelnen  Standes  besorgt.  .  .  .  Für  die  Beibehaltung 
des  bisherigen  vorortlichen  Verhältnisses  ist  kein  Grund  vorhanden.  Seine 
Abschaffung  ist  eine  der  unerläßlichen  Veränderungen.  Nichts  spricht  zu  seinen 
Gunsten,  nicht  einmal  die  Rücksicht  der  Sparsamkeit...  Die  Kidgenossenschalt 
soll  ihre  eigene,  ihr  selbst  verantwortliche,  von  ihr  sclbsl  gewählte  Regierung 
haben... >  Auf  Grund  solcher  in  dem  von  I1.  Rossi  verfassten  Bericht  der  Kom- 
mission der  Tagsatzung  vom  15.  Dezember  1832  niedergelegten  Erwägungen. 
Seile  141  ff.,  wurde  als  «leitende  und  vollziehende  Behörde  der  Eidgenossen- 
schaft ein  Bundesrat,  bestehend  aus  dem  Landammann  der  Schweiz  und  vier 
Bundesräten  vorgeschlagen,  von  denen  der  erstem  durch  die  Kantone  (d.  h. 
die  Organe  der  kantonalen  Gesetzgebung),  die  letzteren  durch  die  Tagsatzung 
zu  wählen  sind.  Während  bei  diesem  Vorschlag  die  Erinnerungen  an  die 
Mediationszeit  und  an  die  Helvetik  nachwirkten,  hat  der  1848  geschaffene 
siebengliedrige.  von  der  Bundesversammlung  gewählte  Bundesrat  sein  Vorbild 
in  der  Organisation  der  kantonalen  Regierung  jener  Zeit.  Deshalb  ist  der 
Bundesrat  nicht  mehr,  wie  dies  1832  noch  im  Anschluss  an  das  Bundesrecht 
von  1815  vorgesehen  war,  der  Stellvertreter  der  nicht  versammeltet»  Bundes- 
versammlung: deshalb  ist  auch  der  Kandammann  der  Schweiz  ersetzt  durch  den 
Bundespräsidenten,  welch  letzterer  aus  den  Mitgliedern  des  Bundesrates  von 
der  Bundesversammlung  gewählt  wird  und  nicht  direkt  als  solcher  in  einer 
eigenartigen  Wahlweise:  und  deshalb  ist  auch  der  Bundespräsident  weder  von 
Amteswegen  Präsident  der  Bundesversammlung,  noch  hat  er  funktionell  eine 
prinzipiell  verschiedene  Stellung  von  derjenigen  der  anderen  Mitglieder  des 
Bundesrates. 

II.  Wahl  des  Bundesrates.  Die  Mitglieder  des  Bundesrates  weiden  von 
der  Vereinigten  Bundesversammlung  auf  Grund  eines  besondern  Wahlreglenients 
aus  allen  Schweizerbürgern,  welche  als  Mitglieder  des  Nationalrates  wählbar 
sind,  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren  gewählt.  Jedesmal  nach  Oesamterneuerung 
des  Nationalrates  findet  auch  Gesamt erneuerung  des  Bundesrates  statt.  In  der 
Zwischenzeit  werden  nötigenfalls  Ersatzwahlen  vorgenommen.  Aus  dem  näm- 
lichen Kanton  iresp.  Halbkanton)  darf  jedoch  nicht  mehr  als  ein  Mitglied  in 
den  Bundesrat  gewählt  weiden.  Die  Wiederwählbarkcit  ist  unbeschränkt.  Die 
Mitglieder  des  Bundesrates  haben  sich  ihrem  Amt  voll  und  ganz,  unter  Aus- 
schluss jedes  sonstigen  Amtes,  Berufes  oder  Gewerbes,  zu  widmen  und  beziehen 
dafür  einen  Jahresgehalt,  der.  im  Gegensatz  zu  der  den  Mitgliedern  der  Bundes- 
versammlung gewährten  Entschädigung,  den  gleichen  Charakter  hat  wie  da- 
Diensteinkommen  der  übrigen  Bundesbeamten:  durch  Dekret  der  Bundesver- 
sammlung vom  15.  November  1848  war  dieser  Jahresgehalt  aul '  bOOO  Schweizer- 
franken für  den  Bundespräsidenten  und  Kr.  5000  für  die  übrigen  Mitglieder 
festgesetzt  worden:  diese  Beträge  wurden  erhöht  auf  10,000  und  8500  durch 
Bundesbeschluss  vom  30.  Juli  1858.  13.500  und  12,000  durch  Bundcshes<  hluss 
vom  20.  Juni  1872  und  auf  17,000  und  15.000  durch  Referendums-Bundes- 
bcschluss  vom  22.  Dezember  1899. 

Den  Vorsitz  im  Bundesrat  führt  der  Bundespräsident,  der  wie  der  Vize- 
präsident von  der  Vereinigten  Bundesversammlung  für  die  Dauer  eines  Jahres 
aus  den  Mitgliedern  tles  Bundesrates  gewählt  wird.  Der  abtretende  Präsident 
ist  für  das  folgende  Jahr  weder  als  Präsident  noch  als  Vizepräsident  wählbar, 
und  auch  die  Stelle  eines  Vizepräsidenten  kann  ein  Mitglied  nicht  währenif 
zwei  unmittelbar  auf  einander  folgenden  Jahren  bekleiden.  Audi  in  dieser 
Vorschrift  kommt  der  Gedanke  zum  Ausdruck,  dass  der  Bundespräsident  keine 
andere  staatsrechtliche  Stellung  einnimmt  als  die  des  Präsidiums  eines  Kollegiums. 
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Das  Kollegium  und  iiit  ht  das  einzelne  Mitglied,  also  auch  nicht  das  Präsidium 
des  Kollegiums,  ist  Inhaber  der  dem  Bundesrat  zustehenden  Amtsgewalt. 
Zur  gültigen  Verhandlung  bedarf  es  der  Anwesenheit  von  mindestens  vier 
Mitgliedern. 

III.  Verhältnis  des  Bundesrates  zur  Bundesversammlung.  Heinalu:  aus- 
nahmslos wühlt  die  Hundesversanunlung  die  Mitglieder  des  Hundesrates  aus  ihrer 
Mitte:  trotzdem  hat  der  Bundesrat  rechtlich  nicht  bloss  die  Stellung  eines 
delegierten  Ausschusses  aus  der  Hundesversammlung;  denn  obgleich  sowohl  der 
Bundesrat  wie  seine  Mitglieder  bei  den  Verhandlungen  der  Bundesversammlung 
beratende  Stimme  und  über  einen  in  Beratung  liegenden  Gegenstand  Anträge 
zu  stellen  die  Befugnis  haben,  so  sind  die  Bundesratsmitglieder  nicht  zugleich 
Mitglieder  der  Bundesversammlung.  Ferner  hat  der  Bundesrat  der  Bundesver- 
sammlung jährlich  Budget  und  Ree  Inning  zur  Genehmigung  vorzulegen,  wie 
«Rechenschaft  über  seine  Verrichtungen»  zu  erstatten  und  auf  Interpellationen 
aus  der  Mitte  der  Bundesversammlung  zu  antworten:  nichtsdestoweniger  ist  er 
bezüglich  einer  Reihe  von  Funktionen  unabhängig  von  der  Bundesversammlung 
und  steht  ihr  insofern  selbständig  gegenüber,  als  sie  seine  Einzelverfügungen 
auf  bestimmten  Gebieten  wohl  tadeln  oder  loben  kann,  dieselben  aber  nicht 
aufzuheben  und  ungeschehen  zu  machen  das  Recht  hat.  Ks  kann  auch  nicht 
gesagt  werden,  dass  er  ihren  Weisungen  und  Verrhaltungsmassregcln  unter  allen 
Umständen  nachkommen  muss :  denn  der  Bundesrat  steht  nicht  unter  den 
Befehlen  der  Bundesversammlung,  er  hat  vielmehr  eigene  verfassungsmässige 
Rechte.  Würde  ein  dauernder  Konflikt  zwischen  Bundesrat  um!  Bundesversamm- 
lung ausbrechen,  so  kann  derselbe  wahrend  der  Dauer  einer  Amtsperiode  nicht 
gehist  werden:  denn  der  Bundesrat  und  seine  Mitglieder  sind  rechtlich  nicht 
gehalten,  zu  demissionieren,  wenn  sie  sich  mit  den  Anschauungen  der  Mehrheit 
der  Bundesversammlung  im  Widerspruch  befinden,  und  auch  thatsächlich  ent- 
spricht eine  solche  Demission  nicht  den  l.andessitten  :  seinerseits  hat  aber  auch 
der  Bundesrat  nicht  die  rechtliche  Möglichkeit,  eine  Uebereinstimmung  der 
Ansichten  der  Bundesversammlung  mit  seinen  eigenen  Ansic  hten  herbeizuführen. 
Die  Bundesversammlung  kann  eleu  Bundesrat  nicht  abberufen  und  dieser  kann 
jene-  nicht  auflösen.  Mag  auch  ursprünglic  h,  schon  im  Hinblick  auf  die  Zeit  vor 
1848.  das  Verhältnis  heider  thatsächlich  das  gewesen  sein,  dass  der  llundesrat 
nur  die  Rolle  eines  gc-M  hältsführendcn  Ausschusses  der  Hundesversanunlung  inne 
hatte,  unter  Wahrung  und  Betonung  der  reinen  Abhängigkeit  von  dieser,  so 
hat  sich  dieses  ^tatsächliche  Verhältnis  im  Laufe  der  Entwicklung  ganz  wesentlich 
geändert,  und  zwar  infolge  des  Einflusses  des  Bundesrates  auf  die  Gestallung 
der  Gesetzgebung,  ferner  infolge  der  sich  von  Jahr  zu  Jahr  ausdehnenden 
Bundesverwaltung  und  endlic  h  infolge  der  allgemeinen  Ent  wicklung  der  Parla- 
mente, der  sich  auch  die  schweizerischen  Räte  nicht  zu  e  ntziehen  vermochten. 
Das  massgebende  Wort  bei  der  Bundesgesetzgehung  spricht  der  Bundesrat:  und 
die  ganze  Bunde  sverwaltung  und  die  damit  verbundene  Machtfüll«-  ist  in  den 
Händen  des  Bundesrates  konzentriert. 

IV.  Organisation  des  Bundesrates.  Die  Ge  sc  häfte  des  Kundesrates  werden 
nach  Departementen  unter  die  e  inzelnen  Mitglieder  ve  rteilt.  Diese  Einteilung 
hat  aber  einzig  zum  /.weck,  die  Prüfung  und  Besorgung  der  Geschäfte  zu 
fordern:  der  jeweilige  Entscheid  geht  von  dem  Bundesrate  als  Behorch1  aus. 
Der  Bundesrat  und  seine  Departemente  sind  befugt,  für  besondere  Geschäfte 
Sachkundig«-  beizuziehen.  Diese  Verfassung* Vorschrift  (187  4  Art.  103.  lö^- 
entsprechend  1S4S  An.  'G,  02»  geht  direkt  auf  die  früher n  Entwürfe  einer 
Bundesverfassung  zurück  und  lautete  daselbst  dahin  (Art.  74  des  l*.tit«urles 
Mai   1S.U,  ver^l.  An.  79  dc>  Entwurfes  Dezember  1S.?2>:  «Die  Geschälte  des 
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Bundesrates  zerfallen  in  vier  Departemente:  diejenigen  des  Aeussern.  des  Innern, 
des  Militärs  und  der  Finanzen.  Diese  Einteilung  hat  einzig  zum  Zweck,  die 
Prüfung  und  Ausfertigung  der  (iesehäfte  zu  erleichtern;  der  jeweilige  Entscheid 
geht  v<m  dem  Bundesrate  als  Behörde  aus.  Bleibende  eidgenössische  Kommis- 
sionen imit  Ausnahme  der  I.iuthpolizcikommissiun.  die  jedoch  unmittelbar  dem 
Bundesrate  untergeordnet  ist)  hören  auf;  indessen  ist  der  Bundesrat  befugt, 
für  einzelne  F"älle  Sachkundige  beizuziehen.  >  Man  bekannte  sich  hiermit, 
beitretend  der  damals  in  verschiedenen  Kant- »neu  zum  Durchbruch  kommenden 
Auffassung,  zum  Departementalsystem  unter  Ablehnung  des  Kollegialsystems. 
«Jene  gesonderten  Verwaltungen.  -  führt  der  Bericht  Rossi  aus.  Seite  115  — 
jene  Kommissionen,  welche  beträchtliche  Kosten  verursachen,  und  bei  denen 
dennoch  die  Geschäfte  in  eine  wahrhaft  bedauerliche  Stockung  geraten,  werden 
wegfallen.  Durch  zahlreiche  und  bloss  vorübergehend  zusammentretende  Kom- 
missionen kann  die  Verwaltung  keinen  festen  und  geregelten  Gang  erhalten. 
Verantwortlichkeit  ist  dabei  keitie.  weil  zu  viele  sie  teilen.  .  .  Kommissionen, 
die  nur  von  Zeit  zu  Zeit  zusammentreten,  können  mit  Erfolg  einen  einzelnen 
Kntwurf  beraten,  eine  gesetzgeberische  Arbeit,  eine  Verordnung  über  Vcrwal- 
tungsgegenstände  vorbereiten.  Verwalten  können  sie  nicht.  .  .  Wir  erhalten  eine 
Bundesregierung,  eine  permanente  tüchtige  Behörde,  auf  welcher  eine  persön- 
liche, durch  das  Gesetz  genau  bestimmte  wahre  Verantwortlichkeit  ruht.  Es 
ist  dringend  notwendig,  dass  diese  Idee  einer  persönlichen  und  wahren  Ver- 
antwortlichkeit, dieses  mächtige  politische  Schutzmittel  «Midlich  einmal  in  der 
Regierung  unseres  Landes  heimisch  werde.  *  Mit  Einführung  der  Bundesver- 
fassung 1848  wurden,  entsprechend  der  .Mtigli<  derzahl  des  Bundesrates,  sieben 
Departemente  ge><  halfen:  einem  jeden  derselben  steht  ein  Mitglied  des  Bundes- 
rates vor.  Das  Organisationsgesetz  vom  Id.  Mai  1S4<>  enthält  sodann  in 
Art.  20  und  22  folgende  Umschreibung  des  Departcmentalsvsiems,  Art.  20:  Die 
Geschäfte  und  Verw altungs/ weige  des  Bundesrates,  die  besonderer  Aufsicht, 
Vorbcratung  oder  untergeordneter  Verfügungen  bedürfen,  werden  den  Departe- 
menten zugewiesen.  Letzter--  sind  befugt,  mit  schweizerischen  Regierungen 
und  deren  Beamtungen.  sowie  mit  eidgenössischen  Beamten  in  unmittelbaren 
Verkehr  zu  treten,  soweit  dieses  zur  Behandlung  ihrer  Geschäfte  erforderlich 
ist.  Alle  Entscheide  gehen  jedoch  vom  Bundesrate  als  Behörde  selbst  aus. 
Art.  22:  Zur  Vorberatung  und  teilweisen  Erledigung  der  (iesehäfte.  soweit 
letzteres  besonders  bestimmt  wird,  teilt  sich  der  Bundesrat  in  7  Departemente.  — 
Die  diesen  Bestimmungen  zu  Grunde  liegend«'  und  in  der  Praxis  zur  Ausführung 
gekommene  Anschauung  ging  also  dahin:  die  Vorberatung  einer  Angelegenheit 
geschieht  durch  ein  Departement:  die  Beschlussfassung  und  Ausführung  ist 
Sache  des  Buntlesrates;  kraft  besonderen  Auftrages  und  ausnahmsweise  bezüglich 
untergeordneter  Verfügungen  kraft  generellen  Auftrages  kann  ein  Departement 
mit  der  Ausführung  betraut  werden.  Die  ganze  Bundesverwaltung  liegt  in  den 
Münden  des  Bundesrates  und  sein  Evpeditionsbureau  ist  die  Bundeskanzlei.  Mit 
der  Entfaltung  der  Bundesverwaltung  konnte  diese  Auffassung  in  der  Praxis 
nicht  mehr  verwirklicht  werden:  die  Zahl  der  von  den  Departementen  direkt 
zu  erledigenden  Geschäfte  \  entehrte  sich  zusehends,  und  der  Bundesrat  behielt 
bezüglich  solcher  (iesehäfte  nur  noch  die  Aufsicht,  l'nter  Festhalten  an  dem 
in  Art.  103  niedergelegten  Verfassungsgrundsatz  verfügte  daher  —  zur  Her- 
stellung der  l'ebereiiistimmung  des  Rechtszustandes  mit  der  bestehenden  Praxis 
—  der  Organisationsbeschluss  vom  21.  August  1878:  l'nter  Vorbehalt  end- 
gültigen Entscheides  des  Bundesrates  erledigen  die  Departemente  von  sich  aus 
«lic  (iesehäfte,  welche  ihnen,  sei  es  kraft  gesetzlicher  Bestimmungen,  sei  es 
infolge    besonderer  Schlussnahmen    des    Bundesrates    überwiesen    sind  (vergl. 
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Salis,  Schweizerisches  Bundesrecht,  I.  Nr.  134).  Hieran  hat  man  seither  fest- 
gehalten und  ist  auf  dem  vorgezeichneten  Weg  der  Delegationen  in  der  Weise 
weitergegangen,  dass  nun  nicht  nur  Kompetenzübertragungen  vom  Bundesrat 
an  die  Departementsvorsteher,  sondern  auch  solche  von  den  Dcpartements- 
vorsteheru  an  die  Abteilungs-Chefs  vorkommen  (vergl.  Bundesratsbcschluss  vom 
«>.  April  1897  betreffend  die  Kompetenzen  der  Departemente  und  der  Abteilungs- 
Chefs,  Aintl.  Samml.  n.  F.  XVI.,  S.  117).  Parallel  mit  dieser  Entwicklung  gellt 
die  der  Einrichtung  selbständiger  Verwaltungsämter.  Weil  man  übrigens  die 
beiden  Entwicklungsreihen  nicht  scharf  zu  trennen  verstand,  bestehen  in  der 
Praxis  bedenkliche  Unklarheiten  betreffend  die  vorbchaltene  endgültige  Ent- 
scheidungsbefugnis des  Bundesrates.  Auch  die  Bundeskanzlei  ist  von  der  all- 
gemeinen Entwicklung  nicht  unberührt  geblieben:  war  sie  früher  ge wissennassen 
das  Ccntralbureau  für  die  gesamte  Bundesverwaltung,  so  ist  sie  dies  schon 
längst  nicht  mehr;  dagegen  ist  sie  selbst  für  gewisse  Funktionen  ein  selb- 
ständiges Bundesamt  geworden  (s.  «  Bundeskanzlei  » ). 

Im  Gegensatz  zum  geltenden  Recht,  welches  dem  Bundespräsidenten 
neben  der  Leitung  des  Kollegiums  ein  Departement  zuweist,  hatte  der  Lanrl- 
ammann  der  Schweiz  nach  den  Vorschlägen  der  dreissiger  Jahre  nur  den  Vorsitz 
und  die  Leitung  des  Bundesrates.  Diese  Stellung  begründete  der  Bericht  Rossi, 
Seite  114,  wie  folgt:  «Alle  arbeiten  mit  ihm.  und  er  wird  sich  um  so  eher  in 
der  geeigneten  Stellung  linden,  eine  thätige  und  unparteiische  Aufsicht  auszu- 
üben, als  er  keinen  eigentlichen  Vcrwaltungsz weig  hat,  hinsichtlich  dessen  er 
den  Gegenbemerkungen  seiner  Kollegen  ausgesetzt  sein  könnte.  Wäre  er  mit 
einem  besondern  Verwaltungszweige  beauftragt  und  zugleich  Präsident  des 
Bundesrates,  so  würde  er  durch  erstercs  mit  seinen  Kollegen  auf  gleiche  Linie 
gestellt,  durch  letzteres  sein  Verwaltungszweig  der  Kontrolle  entzogen.  >  Als 
in  neuerer  Zeit  die  Krage  der  Reorganisation  des  Bundesrates  erörtert  wurde, 
war  man  u.  a.  auch  bestrebt,  dem  Mundespräsidenten  innerhalb  der  Verlässungs- 
schranken  eine  im  Vergleich  zum  geltenden  Recht  hervorragendere  Stellung 
zu  geben.  Von  dieser  Erwägung  ausgehend  formulierte  man  Art.  13  der  Organi- 
sationsordnung für  den  Bundesrat  i,  Bundesbcschluss  vom  2S.  Juni  18')ö.  Amtl. 
Samml.  n.  F.  XV..  S.  188)  dahin:  Dem  Bundespräsidenten  liegt  die  Leitung  der 
Geschäfte  des  Bundesrates  und  die  Vorprüfung  der  von  den  Departementen  an 
den  Bundesrat  gelangenden  Geschäfte  ob.  Kr  beaufsichtigt  den  Gang  der 
gesamten  Bundesverwaltung  und  sorgt  für  die  beförderliche  Erledigung  der 
den  Departementen  zugewiesenen  Geschäfte.  Gleichzeitig  kehrte  man  /u  der 
vor  1888  geltenden  Bestimmung  zurück,  wonaeh  der  Bundespräsident  notwen- 
digerweise die  Leitung  des  politischen  Departements  zu  übernehmen  hatte,  und 
brach  wenigstens  mit  Bezug  auf  dieses  Departement  mit  der  seit  1888  befolgten 
Praxis,  wonach  ein  jährlicher  Wechsel  in  einer  oder  mehreren  Departements- 
leitungen unterblieb  (vergl.  Bundesratsbcschluss  vom  S.  Juli  1887,  Amtl.  Sainl. 
n.  K.  -X.,  S.  104).  Ks  darf  füglich  bezweifelt  werden,  dass  hierdurch  das  erstrebte 
Ziel  wirklich  erreicht  wurde;  und  es  wäre  zu  erwägen,  ob  nicht  der  Vorschlag 
der  dreissiger  Jahre-,  nämlich  die  Leitung  des  Bundesrates  sowohl  wie  die 
Aufsicht  über  die  gesamte  Bundesverwaltung,  in  die  Hände  eines  nicht  mit 
einem  besondern  Departement  belasteten  Präsidenten  zu  legen,  die  zutreffende 
Lösung  enthält.  Hierauf  weisen  auch  die  jetzt  üblichen  Präsidialverfügungen 
hin,  durch  welche-  Departemcntalanträge  vom  Bundespräsidenten  ohne  Einbe- 
rufung des  Rates  selbst,  jedoch  namens  des  Rates  genehmigt  werden.  Solche 
Präsidialverfügungen.  beruhend  auf  einer  vom  Bundesrat  seinem  Vorsitzenden 
erteilten  Vollmacht,  stehen  in  ihrem  rechtlichen  Wert  den  Beschlüssen  des 
Bundesrates  durchaus  gleich. 
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V.  Stellung  des  Bundesrates  im  eidgenössischen  Behördenorganismus. 

Dass  das  Prinzip  der  sogenannten  Gewaltentrennung  im  schweizerischen  Hundes 
Staat  keineswegs  durchgeführt  ist,  zeigt  der  Unistand,  dass  die  Bundesversamm- 
lung ein  nicht  unbedeutendes  Mass  von  Verwaltungshcfugnissen  besitzt,  und 
der  weitere  Umstand,  dass  der  Bundesrat  nicht  nur  Exekutivbehörde  ist.  sondern 
auch  Funktionen  der  Gesetzgebung  und  der  Rechtsprechung  ausübt.  Wenn 
daher  laut  Verfassungsvorschrift  (Art.  95,  entsprechend  l S 4 S  Art.  83)  der 
Bundesrat  die  «oberste  vollziehende  und  leitende  Behörde  der  Kidgenossen- 
schaft >  ist,  so  heisst  das  nur,  dass  er  vor  allem  Vollziehungsbehorde  ist,  und 
dass  er  in  der  Reihenfolge  der  Vollziehungsinstanzen  ordentlicherweise  die 
oberste  Stelle  einnimmt.  Ein  Gesamtüberblick  über  seine  Funktionen  ergibt, 
dass  er  teilnimmt  an  der  Gesetzgebung  (z.  B.  Initiative)  und  an  der  Organi- 
sation und  Einrichtung  des  Bundesstaates  (z.  B.  Wahlen»,  ferner  dass  er  ordent- 
liche Regierungs-  und  oberste  Verwaltungsbehörde  ist,  und  endlich,  dass  er 
einen  Teil  der  Rechtsprechung  ausübt  (Staatsrechtspflege  und  Verwaltungsrechts- 
pflege).  Auf  Grund  der  Revision  der  Bundesverfassung  1*74  ist  zwar  seine 
Thätigkcit  auf  dem  Gebiet  der  Staatsrechtspflege  zweimal  wesentlich  einge- 
schränkt worden  (zuerst  durch  das  Organisationsgesetz  der  Bundesrechtspflege 
vom  27.  Juni  1874,  dann  durch  das  vom  22.  Marz  189«?).  vollständig  aufgehoben 
ist  sie  nicht.  Das  Jahr  1874  hat  aber  anderseits  eine  ganz  erhebliche  Erweiterung 
der  Befugnisse  des  Bundesrates  als  oberste  Verwaltungsbehörde  des  Bundes 
gebracht:  infolge  dessen  konnte  denn  das  Postulat  der  Einrichtung  einer  vom 
Bundesrat  getrennten  Verwaltungsrechtspflege  so  wenig  ausbleiben,  wie  das 
Postulat  eines  selbständigen  Rechnungshofes  (vergl.  Zeitschrift  für  Schweiz. 
Recht  1897.  n.  F.  XVI,  S.  821  »f.,  Salis,  a.  O.  I,  Nr.  140,  Hilty,  Politisches 
Jahrbuch  XIII,  S.  507 ;  und  jetzt  Art.  24  IV.  des  revidierten  ( .csrliältsverkehr- 
gesetzes  vom  9.  Oktober  1902:  Einsetzung  parlamentarischer  Finanzkommissionen, 
nebst  ständigen  Delegationen  aus  denselben  behufs  Prüfung  und  Ueherwachung 
des  Finanzhaushaltes).  Die  Art  der  Ausführung  dieser  Postulate  hängt  mit  der 
Entwicklung,  die  der  Bundesverwaltung  weiterhin  beschieden  sein  wird,  zusammen. 
Bis  jetzt  bewegt  sich  diese  fast  ununterbrochen  in  den  seit  1848  befahrenen 
Geleisen;  sie  ist  im  wesentlichen  bedingt  durch  die  Stellung  des  Bundesrates 
innerhalb  der  Verwaltung.  Deshalb  läuft  die  Frage  der  Verwaltungsreform  stets 
auf  die  Frage  der  Stellung  des  Bundesrates  hinaus.  Und  hier  steht  bis  auf 
weiteres  die  Frage  der  Wahlart  im  Vordergrund  des  Interesses.  Auf  Orund 
eines  Initiativbegehrens,  das  trotz  seines  demokratischen  Inhaltes  bei  den  offi- 
ziellen demokratischen  Parteien  wenig  Unterstützung  fand,  haben  Schweizervolk 
und  Kantone  am  4.  November  1900  entschieden,  dass  von  einer  Erhöhung  d  :r 
Mitgliederzahl  des  Bundesrates  von  7  auf  9  und  von  dessen  Bestellung  durch 
direkte  Volks  wähl  in  einem  Wahlkreis  abzusehen  sei.  Wäre  dieses  Initiativ- 
begehren .angenommen  worden,  so  wäre  es  Sache  der  Bundesgesetzgebung 
gewesen,  da  auch  der  bisherige  Art.  103  der  Verfassung  aufgehoben  worden 
wäre,  in  freier  Weise  für  Bundesrat  und  Bundesverwaltung  eine  neue,  den 
modernen  Bedürfnissen  angepasste  Organisation  zu  schallen. 

VI.  Litte ratlir.  Dubs,  Das  öffentlich*  Recht  der  schweizerischem  Eidgenossenschaft, 
'878,  //,  S.  64  ff.  —  Rüttimann,  Bundesstaatsrecht,  /S67,  I,  21 4,  2/j.  -  Kaiser, 
Schweiz.  Staatsrecht,  /8jg,  //,  «*.  1*7  ff.  -  Blumer-Morel,  Handbuch  des  Schweiz.  Bundes- 
Staatsrechts.  1887,  III2,  S.  82—131.  —  *■  Salii,  Schweiz.  Bundesrecht,  tSgi,  /,  Xr.ijjff. 
V.  Orelli,  Das  Staatsrecht  der  Schweiz.  Eidgenossenschaft,  /KS*,  S.  54 — J#.  Schollen- 
berger,  Das  Bundesstautsr  echt  der  Schweiz,  igo2,  S.  248-236.  -  Orot,  Etudes,  tSgz, 
suiv.,  j8/  suiv.  —  Adam-Loum/er,  l.a  Confcdcration  Suisse.  r8go,  tag.  jg — 72.  —  Theodor 
Curtl,  Im  Bundesrathaus,  /8gj,  S.  54  ff,  toj  ff.  —  Bundesblatt  iS<J4,  II,  S.  766—8 j g; 
IV,  46g ff.;  igoo,  IV,  S.87g—go4;  igo2,  I,  S.  040.  —  Stenographisches  Bulletin  der 
Bundesversammlung  IV,  S./ojff.,  l  \  S.ggff.;  XI,  S.  263—303,  387— jgg.  —  Hilty,  Polit. 
Jahrb.,  X,  S.  St t  ff.;  XII,  j'gfff-  Dr.  L.  R.  V.  Sali*,  Prof.  u.  d.  Universität  Bern. 
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Bundesverfassung. 

1.  Geschichtliches  —  II.  Ausgestaltung  der  Bundesverfassung  von  1874. 
III.  Inhalt  und  Revision  der  Artikel  der  Bundesverfassung.  —  IV.  Partial- 
revisionen. —  V.  Litteratur. 

I.  Geschichtliches.  Die  zur  Zeit  geltende  Bundesverfassung  der  schwei- 
zerist hon  Kidgenossenschaft  datiert  vom  29.  Mai  1874,  dem  Tage,  an  welchem 
und  auf  welchen  die  Bundesversammlung  die  mit  Bundesgesetz  vom 3 I.Januar  1874 
revidierte  und  in  dir  Volks-  und  Standeabstimmung  vom  1'».  April  mit  340,19V 
gegen  198.013  Personalstimmcn  und  mit  141/,  gegen  7'/2  Ständestimmen  ange- 
nommene Bundesverfassung  in  Kraft  erklärt  hat.  Seither  erfuhr  diese  neue 
Bundesverfassung  wiederholt  Partialrevisionen,  sodass  das  gegenwartige  Bundcs- 
verfassungsrecht  nicht  mehr  vollständig  mit  dem  1874  sanktionierten  überein- 
stimmt. Die  Bundesverfassung  selbst  beruht  sowohl  formell  wie  materiell  auf 
derjenigen  des  Jahres  1848.  Die  verfassungsmässigen  Grundlagen  des  modernen 
eidgenössischen  Staatswesens  sind  1848  geschaffen  worden;  diese  sind  187-1 
nicht  verlassen,  sondern  ausgebildet  worden.  Mit  dem  1 2.  September  1848  trat 
namentlich  neben  und  über  die  kantonalen  Gliedstaaten  der  Gesamtstaat  der 
schweizerischen  Kidgenossenschaft  ins  Leben  und  ersetzte  die  auf  dem  Bundcs- 
vertrag vom  7.  August  1815  beruhende  völkerrechtliche  Vereinigung  der  22 
souveränen  Kantone.  Mag  daher  auch  die  Bundesverfassung  unmittelbar  aus  den 
politischen  Bewegungen  der  sechziger  und  ersten  siebenziger  Jahre  hervor- 
gegangen sein,  so  darf  doch  nicht  tibersehen  werden,  dass  in  ihr  auch  enthalten 
sind  und  sogar  einen  wesentlichen  Bestandteil  ausmachen  die  Resultate  dessen, 
was  in  den  dreis^iger  und  vierziger  Jahren  erstrebt  und  erkämpft  wurde. 
Uchrigens  fehlt  auch  in  der  Bundesverfassung  1848  die  historische  Kontinuität 
nicht :  Selbst  in  der  von  ihr  im  wesentlichen  neu  geschaffenen  Bundesorgani- 
sation  finden  sich  manche  Anknüpfungspunkte  an  das  frühere  Bundesrecht: 
ferner  weist  die  Gestaltung  des  Verhältnisses  von  Bund  zu  den  Kantonen  und 
der  Kantone  unter  einander  wiederholt  und  intensiv  auf  die  Sätze  des  Bundcs- 
vertrages von  1815.  und  endlich  zeigen  die  materiellen  Bundeskompetenzen 
nicht  nur  Krinnerungen  an  das  Recht  der  Mediationszeit,  sondern  selbst  die 
Nachwirkungen  einzelner  Versuche  der  Abgrenzung  der  Bundeskompetenz 
gegenüber  der  kantonalen  Kompetenz  aus  der  Zeit  der  Helvetik. 

Die  helvetische  Verfassung  (1798)  und  die  Mediationsakte  (1803)  sind  der 
Schweiz  von  auswärtiger  Macht  oktroyiert  worden.  Der  Bundesvertrag  kam 
zwar  1815  durch  freiwilligen  Beitritt  samtlicher  Kantone  zustande:  immerhin 
war  der  Anteil  der  alberten  Mächte  an  seiner  Entstehung  kein  geringer.  Als 
daher  mit  Beginn  der  dreissiger  Jahre  sowohl  in  den  Kantonen  wie  im  Bunde 
das  Verlangen  nach  Neugestaltung  der  staatlichen  Verhältnisse  im  Sinne  der 
liberalen  Ideen  zur  Thal  drängte,  da  bezeichnete  man  es  als  «das  erste 
Gebrechen»  des  Bundesvertrages  des  Jahres  1815,  «dass  er  unter  fremdem 
Kinfluss  entstanden  und  dem  Schweizerlande  aufgehalsct  wurde,  ohne  die 
Genehmigung  des  Sch weizervolk«-*  darüber  einzuholen.  Die  Bürger  der  Kantone 
bilden  zusammen  die  Gesamtnation.  Von  ihr  geht  die  Nationalsouveränetät  aus, 
sie  allein  hat  das  Recht,  sich  eine  Buntlesverfassung  zu  geben»  (J.  J.  Bäblcr. 
Die  alten  eidgenössischen  Bünde  und  die  Bundesrevision,  1848.  Seite  54).  Im 
Jahre  ISIS  wurde  die  freie,  vom  Ausland  unabhängige  Selbstkonstituierungs- 
befugnis  der  Kidgenossenschaft  nicht  mehr  in  Frage  gezogen  (vergl.  F.  Stettlcr. 
Gedanken  über  eine  Revision  des  eidgenössischen  Bundesvertrages,  1836,  S.  58), 
und  in  der  Schweiz  betrachtete  man  es  als  selbstverständlich,  dass  wie  in  de» 
Kantoio  n   so   auch    im  Bunde   eine  neue  Verfassung  der  Volksabstimmung  *u 
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unterbreiten  sei.  Da  aber  der  Bundcsvertrag  über  eine  Revision  kerne  Vorschriften 
enthielt,  wandte  man  auf  die  vorzunehmende  Verfassungsabstimmung,  antieipando, 
teilweise  die  Vorschriften  der  neuen  Verfassung  selbst  an,  allerdings  in  den 
Formen  und  nach  dem  Rechte  für  kantonale  Verfassungsabstimmungen.  In 
dieser  Weise  fand  im  Laufe  des  August  1848  in  den  Kantonen  die  Volks- 
abstimmung über  den  von  der  Tagsatzung  vom  15.  Mai  bis  27.  Juni  festgesetzten 
Entwurf  einer  Bundesverfassung  ab  (ausgenommen  im  Kanton  Freiburg,  wo 
gemäss  Art.  45  der  Verfassung  des  Jahres  1831  der  Entscheid  des  Grossen 
Rates  die  Volksabstimmung  vertrat) ;  und  cerwägend.  dass  aus  der  vorgenommenen 
genauen  Prüfung  sämtlicher  Verbal prozesse  über  die  in  allen  Kantonen  statt- 
gehabte Abstimmung  hervorgeht,  es  sei  die  in  Frage  liegende  Bundesverfassung 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  von  15'/«  Kantonen,  welche  zusammen 
eine  Bevölkerung  von  1,897,887  Seelen,  also  die  überwiegende  Mehrheit  der 
schweizerischen  Bevölkerung  und  der  Kantone  repräsentieren,  angenommen 
worden>,  erklärte  die  Tagsatz.ung  am  12.  September  1848  die  neue  Bundes- 
verfassung als  Grundgesetz  der  Eidgenossenschaft.  Hierbei  ist  nur  das  eine 
hervorzuheben,  dass  die  Tagsatzung  weder  auf  Grund  des  damals  massgebenden 
Bundesvertrages,  noch  auf  Grund  eines  besonderen  Ucbereinkommens  der 
Kantone  die  Befugnis  besass,  so  wie  sie  es  gethan,  eine  Bundesrevision  ins 
Werk  zu  setzen.  Trotz  der  scheinbar  gesetzesgemässen  Form,  in  der  die  1848er 
Verfassung  ins  Leben  trat,  ist  also  die  Umwandlung  der  Schweiz  aus  einem 
Staatenbund  in  einen  Bundesstaat  kein  Rechtsvorgang  auf  Grund  und  in  Nach- 
achtung bestehenden  Rechtes;  diese  Umwandlung  ist  vielmehr  ein«'  historische 
Thatsache,  die  mit  ihrem  Geschehen  das  bestehende  Recht  bei  Seite  setzte 
und  gleichzeitig  das  neue  Rcchtsgcbilde  und  das  neue  Recht  schuf,  eine 
historische  Thatsache,  die  der  Unterwerfung  des  Sonderbundes  auf  dem  Fuss«- 
folgte  und  der  gegenüber  den  Kantonen,  die  mit  der  Aenderung  der  verfassungs- 
rechtlichen Verhältnisse  nicht  einverstanden  waren,  nichts  anderes  als  die 
Unterwerfung  übrig  blieb  (vergl.  v.  Salis  in  Zeitschrift  für  Schweiz.  Recht, 
n.  F.  XVII.,  S.  493).  Einmal  aber  in  Kraft  getreten,  schrieb  die  Bundesverfassung 
selbst  für  die  Zukunft  genau  vor,  in  welcher  Weise  sie  auf  dem  Wege  des 
Rechtes  revidierbar  sei.  Dieser  verfassungsmässige  Weg  ist  seither  wiederholt 
beschritten  worden,  nicht  nur  bei  der  versuchten  und  bei  der  zustande  gekom- 
menen Totalrcvision,  sondern  auch  bei  den  verschiedenen  Partialrevisionen;  ja 
das  verfassungsmässige  Revisionsverfahren  selbst  ist  auf  diese  Weise  1891 
abgeändert  worden.  Während  also  die  Bundesverfassung  1848  ausserhalb  des 
bestehenden  Rechtes  geschaffen  wurde,  sind  die  Bundesverfassung  1874  und 
die  seitherigen  Partialrevisionen  Anwendungsfälle  bestehenden  Rechtes,  sie  sind 
auf  Grund  und  in  Xachachtung  desselben  zustande  gekommen. 

Während  der  fünfziger  Jahre  hatten  die  Bundesbehörden  die  Aufgabe,  den 
verfassungsmässigen  Bau  einzurichten  und  durch  Gesetzgebung  und  Praxis 
auszubauen.  Das  Bedürfnis  einer  Revision  des  Grundgesetzes  machte  sich  nicht 
geltend.  Der  Revisionsgedanke  trat  aber  auf,  als  1864  durch  den  Handelsvertrag 
mit  Frankreich  französischen  Juden  freie  Niederlassung  und  die  damit  ver- 
bundenen Rechte  in  den  Kantonen  bewilligt  wurden.  Da  dadurch  diesen  Juden 
eine  Rechtsstellung  zugesichert  wurde,  die  die  schweizerischen  Juden  nicht 
besassen,  und  da  nicht  alle  Kantone  den  letzteren  dieselbe  Rechtsstellung  von 
sich  aus  einzuräumen  Willens  waren,  erschien  eine  Revision  der  Art.  41  und  48 
der  Bundesverfassung  als  notwendig.  Diese  Bewegung  zeitigte  weitere  Revisions- 
begehren, welchen  die  Bundesversammlung  in  ihrem  Bcsrhluss  vom  19.  No- 
vember 1865  Rechnung  trug.  In  der  Volks-  und  Ständeabstimmung  vom 
16.  Januar  1866  wurde  indessen  nur  die  Revision  der  Judenartikel  ( Art.  41  u.  48» 
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angenommen  (mit  170,032  gegen  149,401  Pcrsonalstimmen  und  12'/s  gegen 
9'/a  Standestimmen),  während  die  übrigen  Revisionspunkte  verworfen  wurden; 
diese  hatten  sich  bezogen  auf :  Glaubens- und  Gewissensfreiheit :  Rechtsstellung 
der  Niedergelassenen  hinsichtlich  des  Rechts  zur  Niederlassung,  des  Stimm- 
rechte, der  civilrcchtlichen  Verhältnisse  und  der  Steuerpflicht:  Abschaffung 
einzelner  Strafarten;  Unterdrückung  der  Glücksspiele;  Mass-  und  Gewichtein- 
heit ;  Schutz  litterarischen  und  gewerblichen  Urheberrechts. 

Dieses  negative  Resultat  brachte  die  Revisionsbewegung  nicht  zum  Still- 
stand, brachte  sie  im  Gegenteil  in  vollen  Fluss,  denn  unter  den  Verwerfenden 
waren  im  Januar  1866  namentlich  auch  solehe,  die  bereits  eine  umfassendere 
Revision  anstrebten.  Man  verlangte  ein  Zurücktreten  der  mit  dem  Bestände 
der  Kantone  verbundenen  Verschiedenheiten,  überhaupt  eine  grössere  Centrali- 
sation.  wodurch  dauernd  der  Gegensatz  zwischen  Centralisten  und  Föderalisten 
im  politischen  Hundesleben  geschaffen  wurde;  man  forderte  im  Anschluss  an 
die  entsprechende  Bewegung  in  den  Kantonen  und  gestützt  auf  dieselbe  den 
U ebergang  von  der  ausschliesslichen  Repräsentativrepublik  zu  der  unmittelbaren 
Demokratie,  wodurch  der  politische  Gegensatz  zwischen  Demokraten  und 
Liberalen  charakterisiert  wird,  und  man  rief  nach  Massnahmen  gegen  die 
Ansprüche  der  katholischen  Kirche  auf  Grund  des  Syllabus  und  des  Vaticanum, 
wodurch  der  Gegensatz  zwischen  Kulturkämpfern  und  Ultramontanen  entstand. 
Den  Postulatcn  der  Radikalen  auf  Ausdehnung  der  individuellen  Rechte  des 
Bürgers,  insbesondere  seiner  Bewegungsfreiheit,  und  dem  gleichfalls  schon  auf- 
tretenden Postulat  eines  Arbeiterschutzes  stellten  sich  die  Konservativen  entgegen. 
Eine  selbständige  Arbeiterbewegung  dagegen  machte  sich  erst  in  bescheidenen 
Anfängen  bemerkbar,  und  damit  steht  im  Zusammenhang,  dass  das  allgemeine 
Postulat  der  Sozialpolitik  noch  nicht  zum  Angelpunkt  einer  politischen  Partei- 
bildung werden  konnte. 

Den  unmittelbaren  Anstoss  zur  Wiederaufnahme  der  Revision  der  Bundes- 
verfassung seitens  der  Bundesbehörden  gab  die  Motion  Ruchonnet  betreffend 
einige  eherechtliche  Vorschriften.  Als  Föderalist  beabsichtigte  zwar  Ruchonnet 
nur  den  Erlass  eines  Bundesgesetzes  im  Rahmen  der  1848er  Verfassung;  die 
Bundesversammlung  aber  beschloss,  dem  von  R.  Brunner  gestellten  Antrag 
der  revisionsfreundlichen  Mitglieder  Folge  gebend,  den  2.?.  Dezember  1869, 
den  Bundesrat  einzuladen,  «bis  zur  nächsten  Session  der  Bundesversammlung 
Bericht  und  Antrag  zu  bringen,  in  welcher  Weise  die  Bundesverfassung  zu 
revidieren  sei.  um  sowohl  die  Zwecke  der  Motion  zu  erreichen,  als  auch  über- 
haupt die  Bundesverfassung  mit  den  Zeitbedürfnissen  in  Einklang  zu  bringen». 
Der  Bundesrat  fasste  in  seiner  hierauf  an  die  eidgenössischen  Räte  erlassenen 
Botschaft  vom  17.  Juni  1870  folgende  Revisionspunkte  ins  Auge:  Militärwesen, 
Rechtseinheit  auf  einzelnen  Gebieten  des  Civilrechts,  Niederlassungsrecht, 
Handels-  und  Gewerbefreiheit,  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit.  Eherecht  unter 
Abschaffung  geistlicher  Gerichtsbarkeit,  Mass-  und  Gewichtseinheit,  Schutz  der 
Gebirgswaldungen,  Schweizerbürgerrecht,  Stellung  des  Bundesgerichtes.  Auf  den 
weitem  Gang  der  Beratungen  über  die  Verfassungsrevision  waren  die  grossen 
weltgeschichtlichen  politischen  und  religiösen  Ereignisse  des  Jahres  1870  nicht 
ohne  Einfluss:  im  Gegensatz  zum  bundesrätlichen  Vorschlag  beschloss  die 
nationalrät  liehe  Kommission  schon  am  28.  Februar  1871  die  Vornahme  einer 
Totalrevision,  und  auf  diesem  Boden  fanden  ihre  Beratungen  vom  27.  Februar 
bis  IS.  Marz  und  vom  17.  bis  19,  April  statt,  ebenso  die  der  ständerätlichen 
Kommission  vorn  9.  bis  19.  Mai  und  endlich  auch  die  der  eidgenössischen  Räte 
selbst  vom  6.  November  bis  5.  März  1872.  Der  am  letztem  Tage  vollendete 
Entwurf  einer  neuen  Bundesverfassung  zeichnet  sich  insbesondere  durch  folgende 
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Neuerungen  aus:  Im  Vordergrund  stehen  die  Militärcinheit  und  die  Rechts- 
einheit, ferner  das  fakultative  Gesetzesreferendum  und  die  Gesetzesinitiative. 
Das  Bundesheer  besteht  nicht  mehr  aus  den  kantonalen  Kontingenten,  sondern 
aus  der  gesamten  dienstpflichtigen  Mannschaft ;  die  Organisation  des  Bundes- 
heeres ist  ausschliesslich  Bundessache,  dafür  trägt  auch  der  Bund  die  Kosten 
des  Unterrichts,  der  Bewaffnung,  Bekleidung  und  Ausrüstung  des  Bundeshecres ; 
und  nur  die  Ausführung  des  Militärgesetzes  in  den  Kantonen  geschieht 
durch  die  Kantonsbehörden,  indessen  in  den  durch  die  Bundesgesetzgebung 
festgesetzten  Grenzen.  Hiefür  fielen  nun  dem  Bunde  fast  ungeteilt  die  Erträgnisse 
der  Zölle  und  des  Postrcgals  zu.  Als  Bundessache  wird  erklärt  die  Gesetz- 
gebung über  das  Civilrecht  wie  über  das  Strafrecht,  über  das  civilprozessuale 
Verfahren  wie  über  den  Strafprozess :  den  Kantonen  wird  jedoch  garantiert 
das  Institut  der  Schwurgerichte,  dagegen  werden  untersagt  Schuldverhaft  und 
körperliche  Strafen  und  abgeschafft  wird  die  Todesstrafe.  Voraussetzung  des 
fakultativen  Referendums  und  der  Gesetzesinitiative  ist  das  Vorliegen  eines 
bezüglichen  Begehrens  von  50.000  stimmberechtigten  Srhweizerbürgern  oder 
von  fünf  Kantonen;  das  auf  Grund  der  Gesetzesinitiative  von  der  Bundesver- 
sammlung auszuarbeitende  Bundesgesetz  unterliegt  in  obligatorischer  Weise 
der  Volksabstimmung.  Die  Gesetzgebung  des  Bundes  wurde  auf  folgende 
Gebiete  ausgedehnt:  Wasser-  und  Forstpolizei  im  Hochgebirge,  Vogelschutz, 
Jagd-  und  Fischereiausübung,  Bau  und  Betrieb  von  Eisenbahnen.  Banknoten- 
wesen. Lotterieverbot,  gemeingefährliche  Epidemien  und  Viehseuchen,  Gewerbe- 
betrieb von  Auswanderungsagenturen  und  Privatvcrsichcrungsunternehmungen, 
Schutz  der  Arbeiter  gegen  Gesundheit  und  Sicherheit  gefährdenden  Betrieb, 
Kinderarbeit  in  Fabriken,  ferner  aber  auch :  Errichtung  höherer  Untcrrichts- 
anstalten.  Befähigungsausweis  in  wissenschaftlichen  Berufsarten,  Minimai- 
mass  der  Anforderungen  an  den  obligatorischen  und  unentgeltlichen  Primar- 
unterricht.  Folgende  individuelle  Rechte  der  Bürger  wurden  anerkannt:  die 
Xiederlassungsfreiheit  und  in  Verbindung  damit  in  weitem  Umfange  die 
Stimmberechtigung  des  Niedergelassenen  im  Niederlassungskanton,  die  Handels- 
und Gewerbefreiheit,  die  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit,  das  Recht  zur  Ehe. 
In  der  Organisation  der  Bundesbehörden  erfuhr  das  Bundesgericht  eine  Acnde- 
rung:  es  tritt  als  ständiger  unabhängiger  Gerichtshof  an  Stelle  des  bisherigen 
Ausschusses  aus  der  Bundesversammlung,  und  es  wird  insbesondere  oberste 
Instanz  für  Wahrung  der  Rechtseinheit  und  selbständiger  Staatsgerichtshof  an 
Stelle  der  Bundesversammlung  zum  Schutze  verfassungsmässiger  Rechte  der 
Bürger  gegen  Eingriffe  kantonaler  Behörden. 

In  der  Volks-  und  Ständeabstimmung  vom  12.  Mai  1872  wurde  der 
Entwurf  mit  261,072  gegen  255,609  IVrsonalstimmen  und  13  gegen  9  Standes- 
stimmen verworfen;  er  hielt  nicht  stand  gegenüber  dem  vereinigten  Ansturm 
der  Föderalisten.  Ultramontanen  und  Konservativen;  annehmende  Stände  waren 
nur:  Zürich.  Bern,  Glarus,  Soluthurn.  Basel,  Schaff  hausen.  St.  Gallen,  Aargau 
und  Thurgau.  Als  nun  im  Oktober  1872  die  Gesamtcrneuerungswahlen  in  den 
Nationalrat  entsc  hieden  zu  Gunste  n  der  Revisionsfreunde  ausfielen,  zögerte  die 
Bundesversammlung  nicht,  den  Bundesrat  mit  Beschluss  vom  21.  Dezember 
einzuladen.  «Bericht  und  Antrag  über  Wiederaufnahme  der  Revision  der  Bundes- 
verfassung vorzulegen».  Der  Bunde  srat,  aus  dem  der  Föderalist  Dubs  inzwischen 
ausgetreten  war.  trat  entschiedener  als  1870  für  die  Totalrevision  ein :  erlegte 
mit  Botschaft  vom  4.  Juli  1873  der  Bundesversammlung  auf  Grundlage  des 
Entwurfes  vom  5.  März  1872  einen  neuen  Verfassungsentwurf  vor.  durch  den 
in  einigen  Punkten,  insbesonde  re  im  .Militärwesen,  auf  dem  Gebiet  der  Rcchts- 
cinheit  und  im  Schulartikel  den  Föderalisten  bescheidene  Konzessionen  gemacht 
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wurden,  in  dorn  aber  auch  bereits  Stellung  genommen  wurde  gegen  die  gerade 
in  jenen  Tagen  erhobenen  Machtansprüchc  der  römisch-katholischen  Kirche. 
Bei  den  Beratungen  der  Kommissionen  der  eidgenössischen  Rate  vom  8.  Sep- 
tember 1873  bis  28.  Oktober  und  bei  den  Beratungen  der  Bundesversammlung 
selbst  \<»m  3.  November  bis  31.  Januar  1874  handelte  es  sicli  im  wesentlichen 
um  das  gegenseitig  einzuräumende  Mass  von  Konzessionen  der  Anhänger  des 
1872er  Entwurfes  einerseits  und  der  Föderalisten  anderseits.  Jene  begnügten 
sich  mit  bescheidenen  Anlangen  auf  dem  Gebiet  der  Militäreinheit  und  der 
Rechtseinheit,  verzichteten  auf  das  Gesetzgebungsrecht  des  Bundes  im  Primar- 
schulwesen und  Hessen  die  Gesetzesinitiative  fallen;  diese  erhoben  nun  gegen 
die  Totalrevision  keine  weitere  Opposition  und  aeeeptierten  auch  das  mit  den 
föderativen  Prinzipien  im  Widerspruch  stehende  fakultative  Gesetzesreferendum 
gegenüber  dem  von  der  demokratischen  Bewegung  geforderten  obligatorischen 
Referendum.  Die  allgemeine  kirchenpolitische  Lage  brachte  es  endlich  mit  sich, 
dass  die  Räte  neben  der  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  einigen  Bestimmungen 
ihre  Zustimmung  erteilten,  die  sich  als  Kampfcsbestimmungen  gegen  die  katho- 
lische Kirche  darstellen;  sie  waren  hierbei  des  Beifalls  der  liberalen  Katholiken 
und  der  Protestanten  sicher.  So  fiel  denn  die  Volks-  und  Ständeabstimmung 
am  19.  April  1874  in  dem  eingangs  mitgeteilten  Sinne  günstig  für  den  neuen 
Verfassungsentwurf  aus :  nur  die  katholischen  Kantone:  Luzcrn,  Uri.  Schwyz. 
Nid-  und  Obwalden,  Zug,  Freiburg,  Wallis  und  Appenzell  I.-Rh.  verwarfen  die 
Vorlage,  die  im  wesentlichen  föderalistisch  gesinnten  romanischen  Kantone 
waren  mit  der  Vorlage  mehrheitlich  einverstanden.  Am  29.  Mai  1874  erklärte 
die  Bundesversammlung  die  neue  Bundesverfassung  feierlich  in  Kraft. 

II.  Die  Ausgestaltung  der  Bundesverfassung  von  1874.  Um  die  neue 
Bundesverfassung  ganz  zur  That  werden  zu  lassen,  bedurfte  es  des  Erlasses 
einer  grossen  Reihe  von  Bundesgesetzen.  Verschiedene  Artikel  der  Verfassung 
hatten  rechtlich  nur  den  Wert,  dass  sie  die  Grundlage  für  die  Gcsetzes- 
thätigkeit  des  Bundes  bildeten :  für  das  materielle  Bundesrecht  aber  waren 
sie  bis  zu  ihrer  gesetzlichen  Ausführung  blosse  Programmartikel.  In  der 
Praxis  machte  man  nun  bald  die  Erfahrung,  dass  die  Ausführung  solcher 
Programmartikel  eine  recht  schwierige,  oft  unlösbare  Arbeit  war;  das  fakultative 
Referendum  —  1874  als  centralistische  und  radikale  Errungenschaft  qualifiziert 
—  wurde  gegenüber  der  Mehrheit  der  eidgenössischen  Räte  von  der  födera- 
listischen und  konservativen  Opposition  wiederholt  mit  Erfolg  gehandhabt.  So 
blieben  bis  auf  den  heutigen  Tag  verschiedene  Verfassungsvorschriften  unaus- 
geführt (vergl.  die  Art.  46,  47,  49  Abs.  6,  66).  während  im  Laufe  der  Zeit 
neue,  1874  noch  nicht  vorgesehene  Aufgaben  an  den  Bundesgesetzgeber  heran- 
traten, deren  Lösung  er  nur  zum  kleinsten  Teil,  ohne  vorangehende  Verfassungs- 
änderung, vorzunehmen  befugt  war.  In  Würdigung  dieser  Thatsache  und  in 
Berücksichtigung  der  Bedeutung  der  1891  erfolgten  Einführung  der  formulierten 
Verfassungsinitiative  wird  man  es  heute  als  durchaus  richtig  bezeichnen  müssen, 
dass  seit  1874  bei  Aenderung  der  Buntlesverfassung  je  und  je  der  Weg  der 
Partialrevision  beschritten  wurde.  Erst  wenn  einmal  die  Grundlagen  des  Hundes- 
staates selbst  sollten  in  Frage  gezogen  werden,  d.  h.  wenn  das  prinzipielle 
Verhältnis  von  Bund  und  Kanton  (vergl.  /..  B.  Art.  3,  6)  oder  die  Grundzüge 
der  Organisation  der  politischen  Bundesbehörden  (z.  B.  das  Prinzip  des  Zwei- 
kammersystems, das  Verhältnis  von  Bundesrat  zu  Bundesversammlung)  sollten 
geändert  werden,  dann  wäre  der  Ruf  einer  Totalrevision  der  Bundesverfassung 
gerechtfertigt,  ja  geradezu  notwendig.  Solange  dies  nicht  der  Fall  ist,  sind 
Partialrevisionen  nicht  nur  sachgemässer,  sondern  auch  politisch  leichter  durch- 
führbar;  bedeutungslos  ist  dabei   der   Umstand,  dass  bei   weiterm  Vorgehen 
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in  dieser  Richtung  sowohl  die  Zusätze  zur  Bundesverfassung  von  1874,  wie 
auch  »lie  /.ah!  unausgeführter  Verfassungsbestirnmungen  sich  erheblich  ver- 
mehren. 

Diese  Auflassung  des  Vorzuges  der  Partialrevision  vor  der  Totalrevision 
steht  im  Gegensatz  zu  den  Anschauungen,  die  nach  Inkrafttreten  der  neuen 
Bundesverfassung  lange  Zeit  die  herrschenden  waren.  Man  fasste  nämlich  die 
Bundesverfassung  gerne  als  einen  Kompromiss  auf.  der  unangetastet  bleiben 
sollte,  und  gerade  «ieshalb  stiess  die  erste  Partialrevisionsbewegung.  ausgehend 
1S78  von  Standerat  Freu  ler  und  gerichtet  auf  Beseitigung  des  Verbots  der 
Todesstrafe  (  Art.  05),  auf  verschiedenen  Seiten  auf  entschiedenen  Widerspruch: 
trotzdem  war  sie  erfolgreich,  und  damit  war  gewissermassen  der  Lehrsatz  der 
partiellen  Unantastbarkeit  der  Bundesverfassung  widerlegt  (vgl.  jedoch  auch 
Jlilty,  Polit.  Jahrbuch  1893.  VIII,  S.  414).  Hierzu  kam,  dass  die  Referendums- 
erfahrungen der  siebenziger  und  ersten  achziger  Jahre  die  Mehrheit  »ler  Bundes- 
versammlung geneigt  machen  mussten,  auf  die  Wünsche  und  Postidate  der 
oppositionellen  Gruppen  in  den  Raten  und  im  Volke  Rüc  ksicht  zu  nehmen,  um 
einer  für  die  (Entwicklung  des  Staatslebens  verhängnisvollen  Lahmlegung  der 
Gesctzesthätigkeit  vorzubeugen.  Die  Wortführer  der  Katholiken,  die  Nationalräte 
Zemp,  Keel  und  Pedrazzini,  säumten  nicht,  in  einer  Motion  vom  6.  Juni  1884 
die  Revision  einer  Reihe  von  Verfassungs\ orschriften  zu  beantragen:  die  Folge 
war  eine  Debatte  im  Nationalrat  vom  19.  bis  23.  Juni,  während  welcher  von 
verschiedenen  Seiten  weitere  Revisionsvorschläge  eingebracht  wurden,  die  dann 
vom  Rate  insgesamt  dem  Bundesrat  zur  Prüfung  und  zum  Bericht  überwies«  n 
wurden  und  zwar  «nach  Einsicht  der  Motionen  der  Herren  Zemp  und  Genossen, 
sowie  Brosi.  Brunner,  Joos.  Keller,  Lutz,  Moos,  Straub,  Vögelin,  und  in  Betracht, 
dass  diese  Motionen  auf  eine  teilweise  Revision  der  Bundesverfassung  abzielen, 
da ss  aber  in  Bezug  auf  die  einzelnen  zu  revidierenden  Punkte  zwischen  den- 
selben keine  Uebereinstimmung  besteht,  und  in  Betracht,  dass  '  es  geboten 
erscheint,  vor  der  Entscheidung  der  Hauptfrage  die  gestellten  Anträge  einer 
reiflichen  Prüfung  zu  unterstellen.»  Die  Motion  Zemp  und  Genossen  bezog  sich 
auf  folgende  Artikel  der  Verfassung:  27  (Garantie  der  Unterrichtsfreiheit). 
31  ( Ausschluss  des  Wirtschaftsgewerbes  und  des  Kleinverkauls  geistiger  Getränke 
von  der  Handels-  und  Gewerbefreiheit).  32  (Beibehaltung  des  Ohmgcldcs), 
73  (Einer-  bis  höchstens  Dreier-Wahlkreise  für  den  Nationalrai  in  Verbindung 
mit  Proportionalität».  89  und  120  (Ausdehnung  der  Volksmitwirkung  bei  der 
Gesetzgebung  jeder  Artj;  die  übrigen  Antragsteller  zogen  überdies  die  Art.  34. 
38,  39.  49,  ö4,  70,  72,  73  und  75  in  die  Revisionsdebatte  hinein.  Einzelne  der 
hier  in  Anregung  gebrachten  Verfassungsänderungen  sind  inzwischen  verwirklicht 
worden  (Art.  31,  32,  32bis.  39,  (>4,  1  18  ff.),  ausserdem  sind  noch  andere  im 
Laufe  der  Jahre  dazu  gekommen  (vergl.  z.  B.  Art.  24.  25bis.  27b'\  34bi».  (>4.  64b'\ 
69b").  während  wieder  andere,  die  schon  in  den  80er  Jahren  im  Wurfe  waren 
oder  »lie  erst  seither  vorgeschlagen  wurden,  in  der  Abstimmung  unterlagen 
(Gewerbewesen.  Militärartikel,  Zündhölzchenmonopol,  Recht  auf  Arbeit,  Abgabe 
eines  Teils  der  Zollerträgnisse  an  die  Kantone,  Proportional  wähl  des  National- 
rates, Volkswahl  des  Bundesrates). 

III.  Inhalt  und  Revision  der  Artikel  der  Bundesverfassung.  Prinzipiell 
ist  festzuhalten:  Für  die  Abgrenzung  der  Bundeskompetenz  gegenüber  der- 
jenigen der  Kantone  sind  die  Artikel  der  Bundesverfassung  grundlegende 
Norm ;  es  hat  daher  in  der  Regel  dem  Bundesgesetzgeber  der  Bundesver- 
fassungsgesetzgeber voranzugehen.  Während  aber  «lie  Bundesgesetzgebung 
in  den  Händen  der  eidgenössischen  Räte  liegt,  zu  denen  fakultativ  die 
stimmberechtigten  Schweizerbürger  treten,  sind   für  die  Normen  der  Bundes- 
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Verfassung  die  notwendigerweise  zusammenwirkenden  thätigen  Faktoren: 
Bundesversammlung,  «Schweizervolk  und  Stände  >  (die  stimmberechtigten 
Schweizer  als  Gesamtvolk  und  als  nach  Kantonen  gegliedertes  Volk,  Art.  121 
Abs.  3).  Was  aber  den  Inhalt  der  Kundesverfassungsartikcl  anlangt,  so  besteht 
in  dieser  Beziehung  keine  Schranke,  und  nichts  hindert  den  Verfassungsgesctx- 
geber  als  Vcrfassungsinhalt  dasjenige  zu  setzen,  was  ebenso  zutreffend,  ja  noch 
richtiger  in  einem  Bundesgesetz  oder  sogar  in  der  Ausführungsverordnung  eines 
untergeordneten  Organes  seinen  Platz  fände.  Ein  materielles  Unterscheidungs- 
merkmal für  das,  was  von  der  Bundesverfassung  ausgeschlossen  ist  und  in 
einen  Bundeserlass  anderer  Art  gehört,  gibt  es  nicht.  Der  Bundesverfassungs- 
gesetzgeber ist  an  keine  Rechtsschranken  gebunden.  Die  praktische  Bedeutung 
dieser  Thatsache  liegt  klar  zu  Tage,  wenn  man  überlegt,  dass  seit  der  Partial- 
revision der  Bundesverfassung  vom  29.  Juli  1891  das  Bundesverfassungsrecht 
zwar  noch  nicht  die  Gesetzesinitiative,  wohl  aber  die  sogenannte  formulierte 
Verfassungsinitiative  als  politisches  Recht  der  Stimmberechtigten  kennt. 

Die  Bundesverfassung  von  1874  hatte  in  Uebereinstimmung  mit  derjenigen 
von  1848  (Abschnitt  III,  Revision  der  Bundesverfassung,  1874  Art.  118 — 121, 
1848  Art.  111  — 114)  den  Schweizerbürgern  (genauer:  50,000  in  ordnungs- 
gemässer Weise  das  bezügliche  Begehren  stellenden  Stimmberechtigten»  nur  die 
Befugnis  eingeräumt,  zu  verlangen,  dass  darüber  abgestimmt  werde,  ob  die 
Bundesverfassung  revidiert  werden  solle :  wurde  diese  Anfrage  in  der  Volks- 
abstimmung mehrheitlich  bejaht,  so  hatte  eine  hierauf  neu  zu  wählende  Bundes- 
versammlung «die  Revision  zur  Hand  zu  nehmen».  Die  Initiative,  als  politisches 
Recht  der  Stimmberechtigten,  bestand  also  nur  darin,  die  Revision  überhaupt 
anregen  zu  können  ;  die  Initianten  hatten  keinerlei  rechtlichen  Einfluss  auf  die 
Gestaltung  der  Bundesverfassung  selbst ;  das  Mass  und  den  Umfang  der  vor- 
zunehmenden Revision  zu  bestimmen,  lag  ausschliesslich  in  der  Hand  der 
Bundesversammlung.  Dieses  Bundesverfassungsrecht  hat  nun  1891  eine  grund- 
sätzliche Umgestaltung  erfahren  (Art.  IIS — 123).  Für  Annahme  dieser  Umge- 
staltung waren  weniger  günstige  Resultate  auf  dem  Gebiete  des  kantonalen 
Initiativrerhts  massgebend,  als  vielmehr  die  Tendenz,  die  Befugnisse  der  Bundes- 
versammlung zu  schmälern  und  den  Einlluss  des  Volkes  auf  die  Gestaltung  der 
Bundesverfassung  zu  vermehren:  und  in  dieser  Tendenz  vereinigten  sich  auf- 
fallcnderweise  Cent ralisten  und  Föderalisten,  soweit  sie  überhaupt  der  demo- 
tischen Bewegung  nicht  Widerstand  zu  leisten  Willens  waren  oder  sich  derselben 
anzuschliessen  vermochten ;  beide  Parteien  erhofften  aus  der  Verwirklichung 
des  rein  demokratischen  Postulates  für  die  Zukunft  eine  Stärkung  der  eigenen 
politischen  Stellung.  Nach  heutigem  Recht  können  die  lnitiant.cn  wie  früher 
eine  allgemeine  Anregung  machen:  sie  haben  aber  überdies  geradezu  die 
Befugnis,  in  der  Form  der  formulierten  Initiative  direkt  den  Inhalt  künftiger 
Verfassungsartikel  festzusetzen  und  denselben  durch  eine  ihnen  günstige 
Abstimmung  des  Volke»  und  der  Stände  zur  Annahme  zu  bringen:  in  diesem 
Fall  ist  <lie  Bundesversammlung  darauf  beschränkt,  in  der  Weise  dem  Initiativ- 
vorschlag gegenüber  Stellung  zu  nehmen,  dass  sie  denselben  entweder  zur 
Annahme  empfiehlt  oder  dessen  Verwerfung  beantragt  oder  endlich  gleichzeitig 
mit  dein  Initiativvorschlag  einen  eigenen  Gegenvorschlag  der  Abstimmung  unter- 
breitet. Auf  den  Inhalt  und  die  Fassung  des  Initiativvorschlages  aber  hat  sie 
i;ar  keim  n  Kinfluss,  sie  kann  ihn  nicht  modifizieren  und  noch  weniger  kann 
sie  die  Abstimmung  über  ihn  verhindern. 

Ist  aber,  wie  oben  angeführt  wurde,  der  Inhalt  der  Verfassungsartikci 
von  keiner  Rechtsschranke  abhängig,  so  sind  "die  Initianten  keineswegs  darauf 
beschränkt,    nur  allgemeine  Rechtsprinzipien,  wegh-itende  Grundsätze  für  den 
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Bundesgesetzgeber  oder  mehr  oder  weniger  ausführliche  Rechtsnormen  in 
ihren  Initiativvorschlag  aufzunehmen ;  sie  können  auch  einzelne  organisatorische 
Massnahmen  oder  irgend  eine  Verwaltungs-  und  Regierungshandlung  (z.  B. 
Einsetzung  oder  Abberufung  einer  Behörde,  Zuwendung  einer  Geldsumme  für 
einen  konkreten  Zweck,  Naturalisation  eines  Fremden  u.  s.  w.)  zum  Gegenstand 
ihrer  Initiative  machen.  Glaubt  man  betonen  zu  müssen,  dass  solche  Befugnis 
auch  die  Bundesversammlung  besitze,  wenn  sie  von  dem  ihr  zustehenden  Recht 
der  Verfassungsinitiative  Gebrauch  macht,  so  darf  nicht  übersehen  werden, 
dass  die  Handhabung  einer  Befugnis  durch  eine  Behörde  —  selbst  wenn  es 
eine  rein  politische  Behörde  ist  —  sich  wesentlich  anders  gestaltet  als  in  den 
Händen  einer  unkontrollierten  agitatorischen  Partei.  Der  Gesetzgeber  sollte 
daher  zur  Vermeidung  möglichen  Missbrauches  durch  die  Stimmberechtigten 
und  zur  Verhütung  einer  Ausartung  der  formulierten  Initiative  die  Ausübung 
dieses  Volksrechtes  mit  Kautelen  umgeben;  er  sollte  insbesondere  vorschreiben, 
dass  nur  Grundsätze  und  Fragen  der  Gesetzgebung  (Gesetze  im  materiellen 
Sinn,  Rechtssätze),  nicht  aber  Verwaltungs-  und  Regierungsmassnahmen  oder 
organisatorische  Ausführungsverfügungcn  Gegenstand  dieser  Verfassungsinitiative 
sein  können.  Dadurch  würde  die  Bcthätigung  derselben  ausdrücklich  auf  das- 
jenige Gebiet  beschränkt,  für  welches  sie  überhaupt  geschaffen  wurde:  und  es 
würden  von  vorneherein  Tendenzen  einer  missbräuchlichen  Anwendung  lahm 
gelegt  (vgl.  auch  die  Motion  Gobat  vom  23.  Juni  1894,  Ucbersicht  «1er  Ver- 
handlungen der  Bundesversammlung,  Dezember  1894,  Nr.  54V 

IV.  Partialrevisionen.  Die  Partialrevisionen  der  Bundesverfassung  von 
1874  und  die  Initiativbegehren  sind: 

1.  Annehmende  Abstimmung  vom  18.  Mai  1879  über  die  den  28.  Marz  beschlossene  teilweise 
Abänderung  des  Art.  65  (Todesstrafe),  200.485  gegen  181.588  und  18  */,  6  */*• 

2.  Verwerfende  Abstimmung  vom  81  Oktober  1880  über  Totalrevision  infolge  Initiativbegehrens, 
260,126  gegen  121.099. 

3.  Verwerfende  Abstimmung  vom  30.  Juli  1882  über  die  den  28.  April  beschlossene  Erwei- 
terung des  Art.  64  (gewerbliches  Urheberrecht),  156,658  gegen  141,616  und  14  «/,  gegen  7  '/,- 

4.  Annehmende  Abstimmung  vom  25.  Oktober  1885  über  die  den  26.  Juni  beschlossene 
Abänderung  der  Art.  31,  82b»,  Uebcrg.-Art.  6  (Alkoholfrage.  Wirtschaftswesen,  Konsumgebühren), 
230.250  gegen  157.463  und  13 V,  gegen  6%. 

5.  Annehmende  Abstimmung  vom  10.  Juli  1887  über  die  den  28-  April  beschlossene  Erwei- 
terung des  Art.  64  (gewerbliches  Urheberrecht),  203,506  gegen  57.862  und  18»/,  gegen  1  '/,. 

6.  Annehmende  Abstimmung  vom  26-  Oktober  1890  über  die  den  13.  Juni  beschlossene 
Ergänzung  des  Art.  84bi»  (Unfall-  und  Krankenversicherung),  283.228  gegen  92.200  und  18*/,  gegen  V/t. 

7.  Annehmende  Abstimmung  vom  5.  Juli  1891  über  die  den  8.  April  beschlossene  Abänderung 
des  Abschnittes:  Revision  der  Bundesverfassung  (Art.  118  ff.,  Volksinitiative),  183,029  gegen  120,599 
und  16*/t  gegen  S'/»- 

8-  Annehmende  Abstimmung  vom  18-  Oktober  1891  über  die  den  29.  Juli  beschlossene  Ab- 
änderung des  Art!  39  (Ranknotenmonopol),  231.578  gegen  158,615  und  12  V,  gegen  7  */»• 

9-  Annehmende  Abstimmung  vom  20.  August  1893  über  das  formulierte  Initiativbegehren  um 
Aufnahme  des  Art.  25bi*  (Schächtverbot),  entgegen  «lern  Antrag  der  Bundesversammlung  vom  20.  Juni, 
191.527  gegen  127.101  und  10*/»  gegen  9»/t. 

10.  Verwerfende  Abstimmung  vom  4  März  1894  über  die  den  20-  Dezember  1893  beschlossene 
Aufnahme  eines  Art.  34'«  (Gewerbewesen),  158.492  gegen  135.713  und  14'/,  gegen  7'/,. 

11.  Verwerfende  Abstimmung  vom  3.  Juni  1894  über  das  formulierte  Initiativbegehren  um 
Aufnahme  eines  Artikels  betr.  das  Recht  zur  Arbeit,  entsprechend  dem  Verwerfungsantrag  der  Bundes- 
versammlung vom  13.  April.  308,289  gegen  75.880  und  22  gegen  0. 

12-  Verwerfende  Abstimmung  vom  4.  November  1894  über  das  formulierte  Initiativliegehren 
um  Aufnahme  eines  Art.  30bi*  (Abgabe  eines  Teils  der  ZollerUagnisse  an  die  Kantone),  entsprechend 
dem  Verwerfungsantrag  der  Bundesversammlung  vom  28.  Juni,  350,639  gegen  145,462  und  13  V» 
gegen  8  V,. 

13.  Verwerfende  Abstimmung  vom  29.  September  1895  über  die  den  26.  März  beschlossene 
Aufnahme  eines  Art.  34i"  (Zündhölzchenmonopol).  184,109  gegen  140.174  und  14 '/»  gegen  7 '/»• 

14.  Verwerfende  Abstimmung  vom  3.  November  1895  über  die  den  27.  |uni  l>eschl<>5scrie 
Aenderung  der  Militärartikel  (Art   18  ff.).  269.751  gegen  195,178  und  17'/»  gegen "4 7t. 
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15.  Annehmende  Abstimmung  vom  11.  Juli  1897  über  die  den  19.  März  beschlossene  Aenderung 
dos  Art.  24  (Wasserbau-  und  Forstpolizei),  156.102  gegen  89,561  und  14  V,  gegen  5 '/,• 

16.  Annehmende  Abstimmung  vom  11.  Juli  1897  über  die  den  26.  Mar«  beschlossene  Auf- 
nahme des  Art.  69bi»  (Lebens-  und  Genussmittelgesetzgebung),  162.250  gegen  86.955  und  167?  liegen  3V,. 

17.  Annehmende  Abstimmung  vom  13.  November  1898  über  die  den  30-  Juni  beschlossen? 
Krweiterung  des  Art.  64  und  Aufnahme  des  Art.  64b'<  (Rechtseinheit).  2Ö4.914  gegen  101,762,  betr. 
Art.  64*>i*  566,610  gegen  101,780  und  15  »/*  gegen  4 %. 

18.  Verwerfende  Abstimmung  vom  4.  Novemher  1900  über  da*  formulierte  lnitiativbegehrm 
um  Abänderung  des  Art.  73  (Einführung  der  Proportionalwahl  des  Nationalrates),  entsprechend  dem 
Verwerfungsantrag  der  Bundesversammlung  vom  21.  Juni,  244,666  gegen  169,003  und  10  '/l  gegen  9*/i. 

19.  Verwerfende  Abstimmung  vom  4.  November  1900  über  dos  formulierte  Initiativbegehren 
um  Abänderung  der  Art.  95,  96,  100,  103  (Wahl  des  Bundesrates  durch  das  Volk),  entsprechend  d»m 
Verwerfungsantrag  der  Bundesversammlung  vom  21.  Juni,  270,522  gegen  115,923  und  12  '/s  gegen  7" 's. 

20.  Annehmende  Abstimmjng  vom  23.  November  1902  über  die  den  4.  Ott  tob  ;r  beich'.ojse:^ 
Aufnahme  eines  Art.  27bit  (Schulsubvention),  ungefähr  260,001  gegen  85,000  und  21  1 ':  g?g-£»  ';'»• 

V.  Litteratur.  Blumar -Morel,  Handhuck  des  schweif.  Bundesstaatsrechte.s,  iSgr,  P. 
S.  Si—tgg,  fS8j,  Iiis,  S.  3j?  ff.  —  Dubs,  Das  öffentliche  Recht  der  schweizerische* 
Eidgenossenschaft,  II,  /87S,  S.  jj — 43.   —  v.  Orelli,  Das  Staatsrecke  der  Schweiz.  Eid- 
genossenschaft,   /SSj,   §  3.    —   Blunttchll,    Geschickte   des  Schweiz.    Hundes  rechtes,  P, 
S.  47g  ff.         Joh.  Meyer,    Geschickte  des   Schweiz.  Bundesrechtes,  II,   S.  40  ff.,  8/  f.. 
45' ff'   —   Hilty,    Die  Bundesverfassungen    der   Schweiz.   Eidgenossenschaft,   i8gt.  — 
Kaiser  und  Strickler,  Geschickte  und  Texte  der  Bundesverfassungen  der  Schweiz.  Eid- 
genossenschaft, igoi.  —  Strickler,  Schweizerisches  Verfassungsbücklein,  /Sgo,  S  ///  ff  — 
¥.  Salti,  Sctweizerisckes  Bundesrecht,  I,  JVr.  333—24/.  —  Ad.ims-Loumyer.  La  Confedcratioi 
Suisse,  /Sgo,  pp.  27  suiv.  —  f.  Segesier,  lieber  Bundesrevision,  rSöj.  —  Dubs,  Die  seiwi:. 
Demokratie  in  ihrer  Fortentwicklung,  tSbS.  —  r,  Planta,  Die  Schweiz  in  ihrer  Ent- 
wicklung zum  Einheitsstaat,  /S77.  —  Orot,  Etudes  et  portrails  politiques,  r8gs-  PP-  453 
suiv.  —  Fleiner,  Die  Gründung  des  sekweizeriseken  Bundesstaates  im  Jahr  1S4S,  /Soi. 

Dr.  L.  R.  von  Sa  Iis,  Professor  an  der  Universität  Hern. 


Bundesversammlung. 

I.  Einleitung.  —  II.  Gegenseitiges  Verhältnis  zwischen  Nationalr.it 
und  Ständerat.  —  III.  Vereinigte  Bundesversammlung.  —  IV.  Nationalrat.  — 
V.  Ständerat,  —  VI.  Funktionen  der  Bundesversammlung.  —  VII.  Litteratur. 

I.  Einleitung.  Mit  der  Bundesversammlung  wurde  im  Jahre  1S48  das  sog. 
Zweikammersystem  in  den  Organismus  der  /.um  Bundesstaat  um  gestalteten 
schweizerischen  Kidgenossenschaft  eingeführt.  Wie  mj  manche  neue  Institution 
in  der  Eidgenossenschaft  nur  auf  dem  Wege  des  Kompromisses  und  als  Produkt 
eines  solchen  zur  Kinfuhrung  kommt,  so  war  dies  auch  mit  der  Bundesver- 
sammlung der  Fall.  Zur  Kmpfehlung  des  «eigentlichen»  Zweikammersystems, 
«wie  dasselhe  in  der  konstitutionellen  Monarchie  oder  in  den  meisten  Staaten 
der  nordamerikanischen  Union  sich  vorlinde  >,  wurde  1848  in  d^-r  Kommission 
zur  Bundesrevision  folgendes  vorgebracht  (vgl.  Protokoll  über  die  Verhandlungen 
der  genannten  Kommission,  verfasst  vom  eidgenössischen  Kanzler  Sehics«-. 
Sitzung  vom  22.  und  23.  Marz  1848,  S.  128,  129): 

« Die  Wahrheit  des  Zweikammersystems  beruhe  darin,  dass  sowohl  in  dem  Repräsenunlemate 
(jetzt  Nationalrat)  als  in  der  Kammer,  welche  die  Stände  vertrete  (jetzt  Ständerat).  abg«on<krt 
beraten  und  votiert  werden  müsste.  Beide  Kammern  wären  für  sich  selbständig  und  mit  den  Präro- 
gativen des  Vorschlagsrcchts  ausgerüstet ;  ein  Gesetz  erlange  nur  alsdann  Gültigkeit,  wenn  die  Zustim- 
mung beider  Korpuralionen  erfolgt  sei.  Durch  ein  solches  System  werde  beiden  Richtungen,  welch- 
man  zu  realisieren  strebe,  ein  vollkommenes  Genüge  geleistet :  dem  nationalen  Elemente  in  der  frei 
gewühlten  Repräsentantenkammer  und  dem  kantonalen  l'rin/.ipe  in  der  die  Abgeordneten  der  einzelnen 
Stände  umfassenden  Tagsatzung.  Durch  Aufstellung  eines  derartig  gebildeten  Systems  werde  die  Souve- 
ränität der  Kantone  aufrecht  erhalten.  .  . .  Die  Wechselbeziehung  zwischen  beiden  Kammern  werde 
von  wohlthätigem  Kinflusse  sein,  denn  während  in  dem  Nationalratc  die  Nation  in  ihrer  Gesamtheit 
sich  aussprechen  könne,  während  in  der  ersten  Kammer  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  das  Prinzip 
der  Bewegung  und  des  Fortschrittes  vorzugsweise  seinen  Vusdruck  finde,  dürfte  in  der  Ständekammtr 
ein  Gegengewicht  gegen  Ueberstürzung,  eine  Garantie  der  Kantonalrechte  gefunden  sein.  ...  Dtr 
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Vorschlag  des  Zweikammersystems  wurde  nachdrücklich  und  um  so  mehr  unterstützt,  aU  es  den 
Anschein  habe,  dass  die  übrigen  Projekte  nur  teilweise  belriedigen,  und  als  es  im  Streben  der  Kom- 
mission liegen  müsse,  einen  Vorschlag  zu  bringen,  welcher  eine  möglichst  grosse  Mehrht  it  auf  sich 
vereinigen  konnte.  Die  Schwierigkeiten  dieses  System*  .  .  durften  in  der  Wirklichkeit  so  unehlich  nicht 
sein,  wenn  man  anders  gentigt  wäre,  folgende  Bedingungen  anzunehmen :  I.  Die  (iesandten  der  Stände 
dürfen  künftig  nicht  mehr  an  Instruktionen  gebunden  sein,  sondern  es  sollen  die  Xantone  ihre  Garantien 
in  den  l'crsonen  suchen,  die  sie  zur  Ständekainmer  abordnen ;  2.  soil  den  Halbkantonen  wie  den 
gan/en  eine  Stimme  eingeräumt  werden ;  3.  würde  dies  nicht  beliebt,  so  müsste  die  Bestimmung 
aufgenommen  werden,  das»  ein  litschluss  der  Nationalversammlung  gUichwohl  in  Kraft  erwachsen 
wurde,  wenn  die  zweite  Kammer  .  .  binnen  einer  bestimmten  Frist  zu  keiner  Entscheidung,  resp.  zu 
keiner  Mehrheit  gelangen  konnte.» 

Nicht  im  Anschluss  an  den  Grossen  Rat  und  den  Senat  der  ersten  helve- 
tischen Verfassung  nahm  man  das.  Zweikammersystem  in  die  Mundesverfassung 
von  1 848  auf,  sondern  im  Anschluss  an  das  konstitutionelle  Staatsrecht,  und 
die  Elemente  für  die  Bildung  der  beiden  Kammern  oder  Käte  sollten  sein: 
einerseits  das  Schweizcrvolk  als  Einheit,  die  Nation,  andererseits  die  Kanton«' 
oder  das  nach  Kantonen  gegliederte  Volk  als  die  den  Hundesstaat  bildenden 
Stände:  indessen  kamen  bei  der  Organisation  der  beiden  Räte  diese  Gesichts- 
punkte nicht  rein  zur  Durchführung,  beim  Nationalrat  nicht,  weil  jeder  Kanton 
und  Halbkanton  wenigstens  ein  Mitglied  in  denselben  zu  wählen  hat  und  weil 
die  eidgenössischen  Wahlkreise  nicht  aus  Teilen  verschiedener  Kantone  gebildet 
werden  können,  beim  Ständerat  nicht,  weil  die  Mitglieder  desselben  «ohne 
Instruktionen»  zu  stimmen  haben  und  einer  kantonalen  Behörde  für  ihr  Votum 
im  Ständerat  nicht  verantwortlich  sind. 

Die  seit  1848  mit  dem  Zweikammersystem  gemachten  Erfahrungen  dürfen 
im  allgemeinen  als  durchaus  befriedigende  bezeichnet  werden,  und  so  blieb 
diese  Einrichtung  bei  den  verschiedenen  Bundesverfassungsrevisionsbewegungcn 
im  wesentlichen  unangetastet.  Wohl  tönt  hin  und  wieder  der  Ruf  auf  Abschaf- 
fung des  Ständerates,  doch  ist  derselbe  bis  jetzt  nie  ein  anhaltender  oder  auch 
nur  von  einiger  Bedeutung  gewesen:  allerdings  ist  auch  1872,  zur  Revisions- 
zeit, im  Nationalrat  gesagt  worden:  «  das  Zweikammersystem  habe  sich  bereits 
mehr  oder  weniger  überlebt,  es  sei  keineswegs  ein  echt  schweizerisches  Erzeugnis; 
es  sei  dazu  angethan,  die  obersten  Behörden  der  Eidgenossenschaft  zu  keinem 
Beschlüsse  kommen  zu  lassen,  und  schon  vielfach  habe  man  sich  im  Volke 
gewundert  über  den  ungehinderten  Fortbestand  einer  Doppelmaschinc,  an  welcher, 
wie  an  einem  unlösbaren  Knoten,  das  Staatsgebäude  zerschellen  könnte»  (Pro- 
tokoll über  die  Verhandlungen  des  schweizerischen  Nationalrates  betr.  Revision 
der  Bundesverfassung.  1871.  1872.  Bern  187.1,  S.  .187).  Doch  es  fanden  diese 
Anschauungen  keine  weitere  Beachtung.  Ks  war  vielmehr  das  reine  Repräsen- 
tativsystem in  der  Bundesgesetzgebung,  gegen  welches  sich  damals  die  Kritik 
richtete;  die  direkte  Volksgesetzgebung  in  »1er  Form  des  fakultativen  Referen- 
dums war  es,  die  man  damals  als  fortschrittliche  Neuerung  erkämpfte  und  in 
das  Bundesrecht  einführte. 

II.  Gegenseitiges  Verhältnis  zwischen  Nationalrat  und  Ständerat.  Das 
zur  Zeit  geltende  Recht  ist:  Die  Bundesversammlung  besteht  aus  zwei  Abtei- 
lungen, A.  aus  dem  Nationalrat  und  B.  aus  dem  Ständerat  (Art.  71  der  B.-V. 
=  Art.  60  B.-V.  1848).  Jede  Abteilung  (Rat)  bildet  ein  Kollegium  für  sich  und 
verhandelt  in  der  Regel  abgesondert  (Art.  92);  eine  Willenserklärung  des  Bundes 
liegt  erst  dann  vor.  wenn  beide  Abteilungen  übereinstimmende,  inhaltsglciche 
Beschlüsse  gefasst  haben  (Art.  89.  Abs.  1).  Hierzu  ist  noch  zu  sagen:  1.  Kein 
Rat  hat  Sonderbefugnisse;  was  in  den  Geschäftskreis  des  einen  fällt,  gehört 
auch  in  den  Geschäftskreis  des  andern.  Keine  Ausnahme  hievon  bildet  die 
Vorschrift  im  Art.  120  der  Bundesverfassung  betreffend  Totalrevision,  sowie 
die   des  Art.  102.   Schlusssatz   (vgl.  dazu  Art.  8  des   alten,   Art.  14   des  revi- 


Digitized  by  Go 


094 


Bundesversammlung 


dierten  Gesrhäftsvcrkchrgesetzes)  betreffend  Motionen;  und  mit  der  Thatsachc, 
dass  jede  Abteilung  ein  selbständiges  Kollegium  ist,  hängt  zusammen,  das* 
jeder  Rat  sein  eigenes  Gcschäftsrcglcmcnt  hat,  dass  jeder  sein  Bureau  sich 
selbst  bestellt  (Art.  78,  82),  dass  Wahlaktenprüfung  und  Validation  der  National- 
ratswahlen dem  Nationalrate  allein  zustehen,  w  ic  auch  der  Ständerat  allein  die 
« Ernennungsakte  der  neuernannten  Abgeordneten  >  prüft ;  vergleiche  ferner 
Art.  1  des  Bundesgesetzes  vom  23.  Dezember  1851  betreffend  Zustimmung  einer 
Abteilung  zur  polizeilichen  oder  gerichtlichen  Verfolgung  eines  Mitgliedes  eines 
Rates  wegen  Vergehen,  die  sich  nicht  auf  seine  amtliche  Stellung  beziehen. 
2.  Die  Gleichstellung  beider  Abteilungen  der  Bundesversammlung  zeigt  sicli 
besonders  in  der  Art  der  Erledigung  der  von  ihnen  zu  behandelnden  Geschäfte; 
sie  ziehen  einen  Gegenstand  nicht  gleichzeitig,  sondern  eine  nach  der  andern 
in  Beratung ;  sie  haben  sich  aber  zuvor  darüber  zu  verständigen,  von  welcher 
Abteilung  ein  Geschäft  zuerst  zu  behandeln  ist;  nötigenfalls  entscheidet  dcirübcr 
das  von  den  Präsidenten  der  Abteilungen  zu  ziehende  Los  (Geschäftsverkehr- 
gesetz Art.  2  und  3).  Im  Laufe  der  Zeit  hat  sich  für  gewisse  Kategorien 
von  Geschäften  die  ständige  Priorität  eines  der  beiden  Räte  oder  die  Ab- 
wechslung in  der  Priorität  zwischen  beiden  übungsgemäss  festgesetzt,  Rechts- 
satz ist  diese  Hebung  nicht.  3.  Hat  der  erstbehandelnde  Rat  einen  Bera- 
tungsgegenstand erledigt ,  so  übermittelt  er  das  Resultat  seiner  Beratung 
dem  anderen  Rat  tin  der  Regel  innerhalb  zweier  Tage»,  worauf  dieser  die 
Angelegenheit  in  Beratung  zu  ziehen  hat.  und  zwar  selbst  dann,  wenn  der 
erstbehandelnde  Rat  auf  ein  Geschäft  nicht  einzutreten  beschlossen  oder  nach 
Schluss  der  Beratung  dasselbe  abgelehnt  hat:  jeder  der  Räte  ist  zu  beförder- 
licher Behandlung  der  ihm  von  dem  anderen  übermittelten  Beratungsgegen- 
stände verpflichtet,  ein  rechtliches  Zwangsmittel  gegen  einen  säumigen  gibt  es 
allerdings  nicht.  Tritt  der  zweitbehandelnde  Rat  dem  Vorschlag  in  allen  Teilen 
bei,  so  ist  der  Bundesbeschluss  perfekt,  und  es  wird  derselbe  dem  Bundesrat 
zur  Vollziehung  übermittelt.  Verwirft  er  dagegen  den  Vorschlag  oder  ändert 
er  ihn  ab,  so  sind  die  Gegenanträge  dem  ersten  Rate  zu  übersenden,  der 
nochmals  darüber  in  Beratung  tritt  und  seine  Beschlüsse  neuerdings  dem  anderen 
Rate  mitteilt.  Bei  einer  solchen  zweiten  Beratung  darf  jedoch  auf  Punkte, 
bezüglich  deren  sich  bereits  eine  Uebcrcinstimmung  der  beiden  Räte  ergeben 
hat,  nicht  mehr  eingetreten  werden,  es  wäre  denn,  dass  ein  neues  Eintreten 
durch  beschlossene  Abänderungen  erforderlich  würde,  oder  dass  die  Kommis- 
sionen beider  Räte  übereinstimmend  einen  bezüglichen  Antrag  stellten.  Das  Ver- 
fahren der  Differenzen-Bereinigung  wird  fortgesetzt,  bis  eine  Einigung  zwischen 
beiden  Räten  erreicht  ist,  oder  bis  beide  erklären,  dass  sie  bei  ihren  abweichen- 
den Schlussnahmen  definitiv  beharren:  im  letzteren  Falle  bleibt  der  Gegenstand 
liegen,  bis  er  auf  die  für  die  Gesetzgebung  vorgeschriebene  Weise  wieder  zur 
Behandlung  gebracht  wird.  In  neuerer  Zeit  hat  man  wiederholt  und  mit  Erfolg 
die  Differenzen  in  der  Weise  zum  Ausgleich  gebracht,  dass  die  Kommissionen 
(Ausschüsse)  beider  Räte  zusammentreten  und  sich  über  einen  gemeinsamen 
Antrag  verständigt  haben,  der  alsdann  auch  in  den  Räten  angenommen  wurde. 
Durch  das  revidierte  Geschäftsverkehrgesetz  vom  9.  Oktober  1902  ist  dieses  Ver- 
fahren in  der  Weise  geregelt  (Art.  6  und  7),  dass,  wenn  beide  Räte  beschliessen. 
auf  ihren  abweichenden  Schlussnahmen  zu  beharren,  die  Differenzen  einer  au- 
den  vereinigten  Kommissionen  beider  Räte  gebildeten  Konferenz  zu  unterbreiten 
sind;  über  einen  hier  erzielten  gemeinsamen  Antrag  beider  Kommissionen  ent- 
scheiden alsdann  die  Räte  in  gesonderter  Verhandlung.  4.  Die  beiden  Abteilungen 
der  Bundesversammlung  haben  stets  zu  gleicher  Zeit  Session,  d.  h.  es  erfolgt  unter 
allen  Umständen  die  Einberufung  der  Bundesversammlung  und  nicht  etwa  nur 
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die  des  einen  oder  des  anderen  Rates:  deshalb  kann  auch  keiner  der  Räte  die  Ver- 
tagung oder  den  Schluss  der  Session  allein  beschliessen,  vielmehr  bedarf  es  hierzu 
des  übereinstimmenden  Beschlusses  beider  Räte.  Verschieden  von  der  Dauer  der 
Session  ist  die  der  eigentlichen  Sitzungen  oder  Beratungsstunden :  hierin  richtet 
sich  jeder  Rat  nach  seinen  eigenen  Bedürfnissen  ein  (Geschäftsreglcment  des 
Nationalrates,  Art.  3).  Da  nun  der  Stilnderat  weniger  Mitglieder  zählt  als  der 
Nationalrat,  so  sind  auch  seine  Sitzungen  in  der  Regel  kürzer  als  die  des 
anderen  Rates,  und  es  fallen  auch  Sitzungen  geradezu  aus:  deshalb  bestimmt 
nun  das  revidierte  Geschäftsverkehrgesetz  in  Art.  16,  Abs.  2,  das  Ausfallen  von 
drei  Sitzungen  gilt  nicht  als  Vertagung :  nicht  in  das  Gesetz  aufgenommen  wurde 
dagegen  der  weitere  Vorschlag:  wenn  der  Stand  der  Geschäfte  es  erfordert, 
kann  durch  Beschluss  beider  Räte  ihr  Zusammentritt  behufs  Fortsetzung  einer 
ordentlichen  Session  auf  verschiedene  Tage  angesetzt  werden.  Zur  ordentlichen 
Session  versammelte  sich  die  Bundesversammlung  auf  Grund  des  Geschäfts- 
verkehrgesetzes von  1849  jährlich  einmal  am  ersten  Montag  des  Monats  Juli,  seit 
1872:  Juni:  eine  Fortsetzung  dieser  Session  fand  auf  Grund  des  Bundesbeschlusses 
vom  22.  Dezember  18ü3  jeweilen  im  Dezember  statt,  vorab  zum  Zweck  der  Bera- 
tung des  Budgets  für  das  folgende  Jahr :  häufig  fand  auch  «-ine  Frühlings-  oder 
Herbstfortsetzung  statt,  auf  Grund  besonderen  Vertagungsbeschlusses  der  Räte. 
Als  ordentliche  Session  war  auch  die  nach  der  Gcsamterncucrung  des  National- 
rates am  ersten  Montag  des  Dezember  beginnende  Session  zu  betrachten 
(Art.  27  ff.  des  Wahlgesetzes  von  1872).  Gemäss  dem  revidierten  Geschäfts- 
verkehrgesetz von  1902  versammelt  sich  nun  die  Bundesversammlung  zur  ersten 
Abteilung  der  ordentlichen  Jahressession  (vgl.  Art.  86.  Abs.  1  der  B.-V.)  am 
ersten  Montag  des  Monats  Dezember,  zur  zweiten  Abteilung  derselben  Session 
am  ersten  Montag  des  Monats  Juni  iles  folgenden  Jahres :  es  gibt  also  in  der 
Regel  jährlich  nur  eine  Session,  beginnend  im  Dezember,  mit  Fortsetzung  im 
folgenden  Jahr,  wobei  eine  Vertagung  auf  Frühjahr  oder  Herbst  nicht  ausge- 
schlossen bleibt.  Ausserordentliche  Sessionen  werden  somit  zur  Seltenheit 
werden.  Zu  einer  ausserordentlichen  Session  wird  die  Bundesversammlung  ein- 
berufen durch  Beschluss  des  Bundesrates,  auf  Begehren  eines  Vierteils  der  Mit- 
glieder des  Nationalrates  oder  auf  Begehren  von  fünf  Kantonen  ( Art.  Sh,  Abs  2 
der  B.-V.:   vgl.  lerner  Art.  10  des  Garantiegesetzes  vom  2.?.  Dezember  1851). 

L'eber  die  besondere  staatsrechtliche  Stellung  der  Mitglieder  der  Bundes- 
versammlung enthalten  einzelne  Bestimmungen  das  Bundesgesetz  über  die  Ver- 
antwortlichkeit der  eidgenössischen  Behörden  vom  (>.  Dezember  1850.  A.S.II, 
S.  149.  und  das  Bundesgesetz  über  die  politischen  und  polizeilichen  Garantien 
zu  gunsten  der  Eidgenossenschaft  vom  2.1.  Dezember  1851.  A.  S.  III.  S.  33 ; 
sie  haben,  wie  die  Mitglieder  des  Bundesrates  und  des  Bunde>.gerichte»  und  der 
Kanzler  der  Eidgenossenschaft,  folgenden  Eid  zu  schworen.  «Ich  schwüre  vor 
Gott,  dem  Allmächtigen,  die  Verlassung  und  Gesetze  des  Bundes  treu  und 
wahr  zu  halten,  die  Einheit.  Kraft  und  Ehre  der  schweizerischen  Nation  zu 
wahren,  die  Unabhängigkeit  des  Vaterlandes,  die  Freiheit  und  die  Re<  hte  des 
Volks  und  seiner  Bürger  zu  schützen  und  zu  schirmen,  und  überhaupt  alle  mir 
übertragenen  Pflichten  gewissenhaft  zu  erfüllen,  so  wahr  mir  Gott  helle»  (Dekret 
der  Bundesversammlung  vom  15.  November  1848,  A.  S.  I,  S.  45).  Es  steht  aber 
den  Mitgliedern  frei,  statt  dieses  Eides  ein  entsprechendes  Gelöbnis  abzulegen 
(vgl.  Beschlüsse  der  Räte  vom  8.  März  und  8.  Dezember  1875,  Art.  49,  Abs.  4 
der  B.-V.  und  Art.  13  des  Organisationsgesetzes  der  Bundesrechtspflege  vom 
22.  März  1893). 

III.  Vereinigte  Bundesversammlung  (Art.  92  B.-V).  Zur  Zeit  der  Vor- 
beratung der  1848er  Verfassung  trug  man  gegen  Einführung  des  Zweikainmer- 
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svstcms  namentlich  auch  das  Bedenk«1!»,  dass  «zwischen  beiden  Kammern  fort- 
während Reibungen  zu  besorgen  wiircn.  indem  das  dritte  Glied  fehle,  das 
geeignet  wäre,  die  Gegensätze  auszugleichen»  (cit.  Protokoll,  S.  12l>).  Von 
der  Krwägung  ausgehend,  dass  wegen  der  Gefahr  eines  Konfliktes  zwischen 
beiden  Kammern  in  gewissen  Fällen  das  Zweikammersystem  geradezu  un.»n- 
wendhar  sei,  kam  man  dazu  für  solche  Fälle  Nationalst  und  Ständerat  zu 
einem  einheitlichen  Kollegium  zusammenzuziehen,  und  so  wurde  als  Organ  des 
Hundes  die  Vereinigte  Bundesversammlung  eingeführt;  sie  besteht  aus  der 
Gesamtheit  der  Mitglieder  beider  Räte,  steht  unter  der  Leitung  des  jeweiligen 
Präsidenten  des  Nationalstes,  jedes  Mitglied  hat  eine  Stimme.  Infolge  der  im 
Laufe  der  Jahrzehnte  erfolgten  Frhöhung  der  Mitgliederzahl  des  Nationalste« 
trilt  die  Bedeutung  der  Mitglieder  des  Ständerates  in  der  Vereinigten  Bundes- 
versammlung mehr  und  mehr  zurück,  so  dass  diese  eigentlich  nur  noch  ein 
um  etwas  vermehrter  Nationalrat  ist.  Ks  gilt  denn  auch  für  sie  das  Gesehafts- 
reglcmcm  des  Nationalrates  mit  der  Ausnahme,  dass  sie  für  Vornahme  von 
Wahlen  ein  eigenes  Wahlreglement  besitzt,  das  sie  am  27.  Januar  185'»  erlassen 
hatte,  nachdem  im  Jahr  vorher,  anlässlich  der  Wahl  des  Bundespräsidenten  «arge 
l'nregehnässigkeitcn».  die  die  Kassation  der  erst  getroffenen  Wahl  zur  Folge 
hatten,  vorgefallen  waren  (vgl.  A.  S.  I,  S.  44,  VI.  S.  148:  Kommissionsbericht 
vom  31.  Juli  1858  über  die  Wahlverhandlungen  vom  24.  Juni  gleichen  Jahres. 
Bdbl.  185S.  II.  S.  335 — 345).  Indem  jetzt  das  revidierte  Geschäftsverkehrgesetz 
von  1M02  in  Art.  15  für  das  Verfahren  bei  Wahlen  der  Bundesversammlung 
die  Vorschriften  des  (ieschälisreglcments  des  Nationalrats  für  massgebend  erklärt, 
ist  das  erwähnte  Wahlreglement  von  1859  ausser  Kraft  getreten.  Die  Funktionen 
der  Vereinigten  Bundesversammlung  sind  beschränkt  auf:  1.  Wahlen  (inkl.  Ab- 
nahme des  Amtseides),  die  ihr  kraft  Verfassung  oder  Bundesgesetz  übertragen  sind: 
naeh  konstanter  Praxis  handelt  es  sich  hierbei  ausschliesslich  um  Personen-,  nicht 
um  Ortswahlen  (vgl.  Salis.  I.  Nr.  128).  Zur  Zeit  sind  es  die  Wahlen  der  Mit- 
glieder des  Bundesrates,  der  Mitglieder  und  Ersatzmänner  des  Bundesgerif htes. 
mit  Einscbluss  der  Vorsitzenden  dieser  beiden  Behörden,  ferner  die  Wahl  des 
Kanzlers  der  Kidgenossenschaft,  sowie  die  des  Generals  der  eidgenössischen 
Armee,  endlich  die  der  Mitglieder  und  Krsatzmänner  des  ausserordentlichen 
Militärgerichts  gemäss  Art.  20 — 24  der  Militärgerichtsordnung  (A.S.  n.  F.  XI. 
S.  278).  vor  1874  auch  noch  die  Wahl  des  Chefs  des  Armeestabes  und  die  Wahl 
der  eidgenössischen  Repräsentanten  (  vgl.  Salis.  I.  Nr.  154.  Blumer-Morel,  III.  S.  76). 

2.  Begnadigung,  nicht  dagegen  Amnestie  (vgl.  Ulliner.  Staatsrechtliche  Praxis 
der  Bundesbehörden.  I.Nr.  343.  Salis,  III.  Nr.  1  I  72  IT..  Blumer-Morel.  III.  S.  77,  79). 

3.  Kompetenzstreitigkeiten  zwischen  bundesbehörden.  d.  h.  Kompetenzkonflikte 
im  eigentlichen  Sinn  (Art.  85.  Ziffer  13  der  B.-V..  zu  interpretieren  nach  dein 
Wortlaut  der  Bundesverfassung  von  1848:  «Entscheidungen  darüber,  ob  eine 
Frage  in  die  Kompetenz  des  Bundesrates  oder  des  Bundesgerichtes  falle»). 
Obschon  Kompetenzkonflikte  auch  zwischen  anderen  Bundesbehörden  denkbar 
>ind,  so  würden  dieselben  trotzdem  nicht  in  die  Kognition  der  Vereinigten 
Bundesversammlung  fallen.  Nach  der  Bundesverfassung  von  1848  (Art.  74,  Ziff.  17) 
hatte  diese  Koinpei enzstreitigkeiten  überhaupt  zu  entscheiden,  also  insbesondere 
auch  darüber,  ob  ein  Gegenstand  in  den  Bereich  des  Bundes  oder  der  Kantonal- 
souveränität  gehöre:  durch  das  Garantiegesetz  vom  23.  Dezember  1851  wurden 
ihr  deshalb  «  ine  Reihe  weiterer  Spezialfälle  zur  Entscheidung  zugewiesen.  Es 
ist  nun  nicht  anzunehmen,  dass  die  diesbezüglichen  Bestimmungen  mit  Inkraft- 
treten der  Mundesverfassung  von  1874  ohne  weiteres  ausser  Kraft  getreten 
wären:  sie  sind  es  nur  in  so  weit,  ab  die  betreffenden  Fälle  sich  als  Kompetenz- 
Streitigkeiten  zwischen  Bundesbehörden  und  Kantonalbehörden  (von  den  eigent- 
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liehen  Kompetenzkonflikten  zu  unterscheiden  und  richtiger  als  Hoheitskonflikte 
zu  bezeichnen)  darstellen  und  daher  von  dem  Bumlcsgerieht  zu  beurteilen  sind. 

IV.  Nationalrat  heisst  das  eine  Kollegium  der  Rundesversammlung;  der 
seiner  Hildung  zu  Grund«-  liegend«'  Gedanke  ist  der,  dass  er  eine  Repräsen- 
tation des  gesamten  Schweizervulkes,  als  Kinhcit.  sein  soll;  deshalb  ist  bei 
seiner  Wahl  das  allgemeine  Stimmrecht  sozusagen  als  selbstverständlich 
vorausgesetzt  ---  jeder  Schweizerbürger,  nicht  nur  der  Kantonsbürger,  stimm- 
berechtigt: immerhin  wurde  der  bei  der  Vorberatung  der  Verfassung  von  1848 
gemachten  Anregung,  den  Nationalrat  \on  der  gesamten  stimmberechtigten 
Bevölkerung  in  einem  einzigen  Wahlkreis  wählen  zu  lassen,  keine  Folge  gegeben, 
die  Wahl  geht  vielmehr  in  Wahlkreisen  vor  sich  (Protokoll  I.  c,  S.  122,  156, 
178).   Im  einzelnen  gilt: 

1.  Der  Nationalrat  wird  von  Abgeordneten  des  schweizerischen  Volke« 
(dt-putcS)  gebildet:  auf  je  20.000  Seelen  der  Gesamtbevölkerung  wird  ein  Mit- 
glied gewählt,  jedoch  wird  dabei  ein  Bruchteil  über  10.000  Seelen  für  20,000 
Seelen  berechnet,  und  jedem  Kanton  sowie  jedem  Halbkanton  wird  die  Wahl 
wenigstens  eines  Mitgliedes  garantiert  (Art.  72).  Unter  Gesamtbevölkerung 
versteht  man  die  auf  Grund  der  offiziellen  eidgenössischen  Volkszählung  siel» 
ergebende  gesamt«'  Wohnbevölkerung  der  Kantone:  es  kommt  also  nicht  allein 
die  schweizerisch«-  Bevölkerung  in  Betracht  (vgl.  jedoch  die  zur  /.eil  pendente 
Initiativ«-  Hochstrasser- Fonja  llaz.  Bbl.  1902.  II.  S.  475).  jedesmal  nach  einer 
solchen  Volkszählung  hat  eine  neue  Festsetzung  der  Mitglicder/.ahl  des  National- 
rates und  deren  Verteilung  auf  Kantone  und  Wahlkreise  zu  erfolgen.  Eine 
Aenderung  der  Bevölkerungszahl  in  einem  Wahlkreis  in  der  Zwischenzeil.  i>t 
rechtlich  für  die  Abgeordn«icnzahl  bedeutungslos.  Die  Zahl  der  Mitglieder  des 
Nationalrates  betrug  darnach  1848:  111,  1850:  120.  18h.*:  128.  1872:  135. 
1881:  145.  1890:  147,  l')02:  167  Mitglieder  (  A.S.  I.  S.  39.  II,  S.  221,  VII. 
S.  565.  X,  S.  «»34.  n.  F.  V.  S.  451,  XI.  S.  (»70.  XIX.  S.  208).  Eine  Aenderung  der 
Verhältniszahl  im  Sinne  einer  Erhöhung,  z.  B.  von  20,00t)  auf  30,000  Seelen, 
wäre  nicht  unzweckmässig,  jedoch  für  verschiedene  politische  Parteien  unan- 
nehmbar, wenigstens  solang«-  als  jedem  Kanton  mindestens  ein  Mitglied  zukommt, 
und  solange  die  eidgenössischen  Wahlkreise  mit  den  Kantonsgrenzen  zusammen- 
fallen müssen;  si«'  wäre  nämlich  eine  nicht  gerechtfertigte  Bevorzugung  der 
kleinen  Kantone. 

2.  Die  Wahlen  in  den  Nationalrat  finden  in  eidgenössischen  Wahlkreisen 
statt,  welche  jedoch  nicht  aus  Teilen  verschiedener  Kantone  gebildet  werden 
können  (Art.  73).  Im  Jahre  1848  wies  die  Tagsatzimg  durch  Beschluss  vom 
14.  September  jedem  Kanton  di«>  Anzahl  der  ihm  zukommenden  Abgeordneten 
zum  Nationalrat  zu  und  üb»:rliess  «  s  «für  di«  smal>  den  Kantonen  die  Wahlen 
in  einem  oder  mehreren  Wahlkreisen  vornehmen  zu  lassen.  Durch  das  Bundes- 
gesetz vom  21.  Dezember  1850  (Art.  1.  A.  S.  II,  S.  210 — 221>  wurden  sodann 
die  Wahlkreise  gebildet.  Schon  «Jamals  klagt«-  man  über  sogenannte  Wahlkreis- 
geometrie, d.  h.  darüber,  dass  die  herrschende  Partei  die  Kreis«-  in  ihrem 
Interesse  gestaltet  habe:  doch  wurde  bis  heute  die  Grundlage  dieser  Wahlkreis- 
einteilung nie  prinzipiell  geändert,  obsehon  im  Laufe  der  Zeit  die  Verschieden- 
heiten der  Kreise  mehr  und  mehr  zu  Tage  traten  :  1863  wurden  tlie  Wahlkreise 
«ler  Kantone  St.  Gallen  und  Graubümlen  geändert;  1872  wurde  die  Zahl  der 
Fünfer-  und  Viererkreise  vermehrt.  1881  Freiburg  zwar  in  drei  Zweierkreise 
gespalten,  im  Kanton  Tessin  dagegen  ein  Zweier-  und  ein  Fünferkreis  errichtet. 
Infolge  einer  im  Nationalrat  1885  gestellten  Motion  schlug  der  Bundesrat  1 88*» 
«•ine  systematische  Revision  «ler  Kreiseinteilung  vor.  vermittelst  Anwendung 
des  Grundsatzes,   dass  ein  Wahlkreis   ni<  hl  mehr  als  drei.  «venUuM  vier  Vei  - 
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treter  zu  wühlen  habe;  d«-r  Bundesrat  gestand  ausdrücklich  zu.  da**  hei  der 
gegenwärtigen  Kreiseinteilung  «abnorm«-  Vcrtreuingsverhältnisse»  bestehen.  Die 
eidgenössischen  Räte  traten  jedoch  bei  Erlass  des  Gesetzes  vom  20.  Juni  1890 
auf  eine  solche  prinzipielle  und  durchgehende  Bereinigung  der  Wahlkreiscin- 
tcilung  nicht  ein,  so  dass  1890  neben  einem  Serhserkreis.  die  Zahl  der  Vierer- 
und  Fünferkreise  keine  geringe  wurde.     Bei  Krlass  des  Wahlkreisgesetzes  vom 

4.  Juni  1902  endlich  erklärte  der  Bundesrat  in  -einer  Botschaft  vom  2b.  Februar 
1902,  dass  es  sich  nicht  um  eine  durchgreifende  Reform  der  Wahlkreisfrage 
handeln  könne;  es  solle  an  dem  bisherigen  Zustand  nicht  ohne  Not  gerüttelt, 
vielmehr  die  infolge  der  Bevölkerungszunahme  bedingt«-  Vermehrung  der 
Nationalratssitze  den  bestehenden  Kreisen  entsprechend  ihrer  Bevölkerungszahl 
zugeteilt  werden.  Die  wichtigste  Aenderung  ist  die  Umgestaltung  des  Kantons 
Graubünden,  der  bisher  in  drei  Wahlkreise  zerfiel,  jetzt  einen  einzigen  Fünfer- 
kreis bildet.  Im  übrigen  gibt  es  nun  einen  Neunerkreis  (Stadt  Zürich  mit  A (fol- 
tern), zwei  Siebener-  und  mehrere  Sechserkreise.  Abgesehen  von  den  Kantonen, 
die  als  solche  Einer-,  Zweier-,  oder  Dreierkreise  sind,  bestehen  klein«-  Kreise 
nur  in  den  Kantonen:  Luzern.  Freiburg,  St.  Gallen  und  Aargau.  Mit  der  Frage 
der  Wahlkreise  steht  in  engem  Zusammenhang  die  Frag«-  der  rechtliehen  Garantie 
einer  Vertretung  der  Minderheitsparteien.  In  Einer-  und  Zweierkreisen  hat  die 
Frage  der  Proportionalvertretung  keine  Bedeutung,  wohl  aber  in  den  Kreisen, 
in  denen  mehr  wie  zwei  Abgeordnet«-  zum  Nationalrat  zu  wühlen  sin«l.  Wenn 
nun  auch  in  der  politischen  Tagespresse.  auf  Parteitagen  und  selbst  in  den 
Katssälen  dem  Proporz  von  den  Freunden  desselben  grosse  Wichtigkeit  bei- 
gelegt wird,  so  kann  dennoch  nicht  zugegeben  werden,  dass  die  Einführung 
des  Proporzes  für  die  Wahlen  in  d«^n  Nationalrat  ein  unanfechtbares  Postulat 
politischer  Gerechtigkeit  sei.  so  lange  nämlich  Wahlkreise  verschiedener  Grösse 
existieren,  und  so  lange  die  Wahlkreise  mit  den  Kantonsgrenzen  zusammen- 
fallen müssen.  Deshalb  ist  die  erste  Frage  die:  Einerkreise  oder  grössere  Kreise, 
im  letzteren  Falle  aber  sollten  die  eidgenössischen  Kreise  nicht  notwendiger- 
weise mit  den  Kantonsgrenzen  zusammenfallen.  Beim  gegenwärtigen  Rechts- 
zustand bilden  die  Kantonsgrenzen  immerhin  eine  fest«-  Schranke  gegen  eine 
allzu  krasse  Wahlkreisgeometrie. 

3.  Wahlfähig  als  Mitglied  des  Nationalrates  ist  jeder  stimmberechtigte 
Schweizerbürger  weltlichen  Stand«-*  (Art.  75);  nach  der  1848er  Verfassung 
bestand  die  weitere  Beschränkung:  Naturalisierte  Schweizerbürger  müssen  seit 
wenigstens  fünf  Jahren  das  erworbene  Bürgerrecht  besitzen,  um  wahlfähig  zu 
sein.  Mit  Rücksicht  auf  das  Kantons-  oder  Genieindebürgerrecht  oder  mit  Rück- 
sicht auf  den  Wohnsitz  besteht  keine  Wahllähigkeitsbeschränkung.  Die  zu 
Ungunsten  des  geistlichen  Standes  aufgestellte  Bestimmung  hat.  weil  sie  nur 
die  römisch-katholische  G«.-istlichkeit  trifft,  etwas  Gehässiges  an  sich,  wie  auch 
Dubs,  II,  S.  49  hervorhebt:  besondere  Wichtigkeit  besitzt  sie  nicht  (Protokoll  1.  c 

5.  148).  Nicht  di<*  Wahlfähigkeit,  sondern  di«-  Unvereinbarkeit  der  Innchabung 
zweier  Stellen  normiert  Art.  77  <ler  Bumlcsverfassung  (=  Art.  66  B.-V.  1848) 
bestimmend:  Die  Mitglieder  des  Ständerates,  des  Bundesrates  und  von  letzterem 
gewählte  Beamte  können  nicht  zugleich  Mitglieder  «les  Nationalrates  sein: 
dasselbe  gilt  für  Bundesrichter  (Art.  108  B.-V..  nicht  aber  für  Ersatzmänner 
des  Bundcsgerichtcs).  Beschränkungen  des  kantonalen  Rechtes  kommen  dagegen 
für  das  Bundesrecht  nicht  in  Betracht ;  es  kann  «laher  das  kantonale  Recht 
nur  die  kantonale  Funktion  als  unzulässig  erklären  (vgl.  auch  «las  eidg.  Wahl- 
gesetz 1872.  Art.  14  und  15). 

4.  Der  modernen  demokratischen  Ent  Wickelung  entsprechend  sind  die 
Wahlen  in  den  Nationalrat  direkte  Wahlen,  nicht  solche  vermittelst  Wahlmänner 
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(Art.  73,  Satz  Ii,  und  stimmberechtigt  ist  der  Schweizer,  der  das  20.  Altcrsjahr 
zurückgelegt  hat  und  im  übrigen  nach  der  Gesetzgebung  des  Kantons,  in  welchem 
er  seinen  Wohnsitz  hat,  nicht  vom  .Aktivbürgerrecht  ausgeschlossen  ist  (Art.  74, 
Abs.  1).  Der  Stimmberechtigte  hat  sein  Stimmrecht  an  seinem  Wohnsitz  tarn 
politischen  Domizil)  auszuüben,  und  als  Wohnsitz  gilt  der  Ort,  wo  er  als  Orts- 
bürger oder  als  Niedergelassener  oder  Aufenthalter  wohnt  (Art.  3  des  Wahl- 
gesetzes 1872:  die  Sonderstellung  der  Mitglieder  des  Bundesrates,  des  Bundes- 
gerichtes und  des  Kanzlers,  vgl.  Art.  5  des  Garantiegesetzes  vom  23.  Dezember 
1851  und  Art.  15  des  Organisationsgesetzes  1893).  Der  Begriff  dieses  politischen 
Domizils  ist  demnach  ein  Begriff  des  eidgenössischen  Rechtes;  um  so  mehr 
muss  es  als  Anomalie  bezeichnet  werden,  dass  sich  die  Krage  der  Einstellung 
im  eidgenössischen  Aktivbürgerrecht  nicht  nach  Bundcsre; ht,  sondern  nach 
kantonal  verschiedenem  Recht  beurteilt  ;  allerdings  hätte  auf  Grund  von  Art.  74, 
Abs.  2  der  B.-V.  1874  (anders  1848)  der  Bundesgesetzgeber  die  Befugnis,  über 
die  eidgenössische  Stimmberechtigung  einheitliche  Vorschriften  aufzustellen,  aber 
bis  jetzt  ist  ihnen  der  Erlass  solcher  Vorschriften  nicht  geglückt  »vgl.  Sali»,  II, 
Nr.  807).  Für  die  Wahlen  selbst  gilt  das  Mchrheitsprinzip :  Gewählt  sind  die- 
jenigen, auf  welche  sich  die  absolute  Mehrheit  der  stimmenden  Wähler  vereinigt 
hat;  hierbei  werden  leere  Stimmzettel,  im  Gegensatz  zu  ungültigen,  nicht 
berücksichtigt;  jene,  nicht  aber  diese  werden  von  der  Zahl  der  abgegebenen 
Stimmzettel  abgezogen,  und  alsdann  beträgt  die  absolute  Mehrheit  die  Hälfte 
der  Stimmzettel  plus  l  resp.  '/•.  Kommt  im  ersten  Wahlgang  die  Wahl  nicht 
zu  stände,  so  findet  ein  zweiter  ganz  freier  Wahlgang  statt;  bei  diesem  gilt 
derjenige  als  gewählt,  der  die  meisten  Stimmen  erhalten  hat.  Es  gilt  also  nur 
noch  das  relative,  nicht  mehr  das  absolute  Mehr,  dies  seil  dem  Ergänzungs- 
gesetz vom  20.  März  1**00  (A.  S.  n.  F.  XVIII,  S.  102):  früher  galt  erst  für  den 
dritten  VVahlgang,  der  eine  Art  Stichwahl  war,  das  relative  Mehr  (vgl.  Art.  21 
des  Wahlgesetzes  1872).  Die  Frage  der  Ersetzung  des  Mehrheitsprinzips  durch 
das  Proportionalwahlverfahren,  die  schon  1871,  1872  in  den  eidgenössischen 
Räten  zur  Sprache  gekommen  war  und  seither  wiederholt  behandelt  wurde 
(vgl.  Klöti,  Die  Proportional  wähl  in  der  Schweiz,  1901,  S.  130—176,  441—450), 
dürfte  bis  auf  weiteres  keine  Aussicht  auf  praktische  Verwirklichung  haben, 
seitdem  in  der  Abstimmung  vom  4.  November  1900  das  hierauf  bezügliche 
Initiativbegehren,  entsprechend  der  Stellungnahme  der  Bundesversammlung,  mit 
244,666  gegen  169,008  Stimmen  und  von  1 1 gegen  10'/»  Ständen  verworfen 
worden  ist  (vgl.  Bdbl.  1900,  IV.  S.  575,  Hlumer-Morcl,  III.  S.  36  -38). 

5.  Der  Nationalrat  wird  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren  gewählt,  und  nach 
Ablauf  derselben  findet  jeweils  eine  Gesamterneuerung  statt  (Art.  76).  Seine 
Amtsdauer  beginnt  mit  dem  ersten  Montag  des  der  Gesamterneuerung  folgenden 
Dezember  und  dauert  bis  zu  dem  diesem  Tage,  drei  Jahre  später,  vorangehenden 
Sonntag  (Art.  32  des  Wahlgesetzes*  1872).  Bei  dieser  Amtsdauer  hat  es  auch 
sein  Bewenden,  wenn  ausnahmsweise  auf  Grund  von  Art.  120,  Abs.  2  der  B.-V. 
die  gesamte  Bundesversammlung  einer  Neuwahl  unterliegt;  denn  die  auf  diese 
Weise  neu  gewählte  Bundesversammlung  wäre  als  Ersatzbundesversammlung  für 
die  abtretende  anzusehen,  nicht  als  solche,  der  die  Stellung  einer  ordentlichen 
Amtsnachfolgerin  zukommt.  Die  Wahlen  für  die  Gesamterneuerung  beginnen 
am  letzten  Sonntag  im  Oktober  und  werden  nötigenfalls  an  dem  von  der 
betreffenden  Kantonsregierung  bestimmten  Tage,  der  nicht  wiederum  ein  Sonntag 
sein  muss,  fortgesetzt;  ebenso  bestimmt  die  Kantonsregierung,  auf  Einladung 
des  Bundesrates  hin,  den  Zeitpunkt  für  Ersatzwahlen  solcher  Stellen  im  Natio- 
nalrat, die  im  Laufe  einer  Amtsperiode  erledigt  worden  sind  (vgl.  näheres  Art.  16 
bis  18,  33—35  des  Wahlgesetzes  1872). 
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6.  Die  Wahlen  in  «hm  Nationalrai  finden  mittelst  schriftlicher  und  geheimer 
Stimmabgabc  statt,  auch  ist  Stimmabgabe  durch  Stellvertretung  untersagt  (Art.  S 
des  Wahlgesetzes  1872).  Die  Wahlverhandlung  selhsi  geschieht  im  übrigen  nach 
den  Vorschriften  des  kantonalen  Rechts  und  unter  Leitung  und  Aufsicht  kanto- 
naler Organe.  Die  Kantonsregierung  nimmt  hieran  insofern  Teil,  als  sie  a)  dem 
Gewählten  von  der  auf  ihn  gefallenen  W  ahl  mittelst  Zuschrift  Mitteilung  macht. 
l>)  dem  Hundesrat  den  Namen  des  Gewählten  zur  Kenntnis  bringt,  und  e)  auf 
Grund  der  Protokolle  der  Wahlburcaux  das  Ergebnis  der  Wahlverhandlung 
zusammenstellt  und  in  angemessener  Weise  sofort  öffentlich  bekannt  macht 
(Art.  0  und  24  des  Wahlgesetzes  1 H72 ).  Hei  Ersatzwahl  wird  der  von  der 
Kantonsregierung  als  gewählt  Krklärte  vom  Hundesrat  zu  den  Sitzungen  des 
Nationalrates  «in  der  gewöhnlichen  Form»  einberufen,  an  den  Verhandlungen 
des  Rates  nimmt  er  Teil,  nachdem  seine  Wahl  vom  Nationalrat  selbst  geprüft 
und  validiert  ist  und  er  den  Eid  als  Mitglied  des  Rates  gehostet  hat.  Hei  der 
Gesamte'rncucrung  dagegen  treten  «alle  diejenigen,  welche  mit  einem  ihre  Wahl 
beurkundenden  Schreiben  einer  Kantonsregierung  versehen  sind»,  ohne  weitere 
Einladung  am  ersten  Montag  im  Dezember,  vormittags  10  Uhr,  in  der  Hundesstadt 
zur  konstituierenden  Sitzung  des  Nationalrates  zusammen.  Diese  Versammlung 
wird  vorn  Alterspräsidenten,  als  dem  durch  das  Reglement  bezeichneten  provi- 
sorischen Vorsitzenden,  eröflhet.  worauf  die  Prüfung  und  Anerkennung  der 
Wahlen  durch  den  Rat  selbst  zu  erfolgen  hat.  Die  Wahlen,  gegen  welche 
keine  W  ahleinsprachen  vorliegen,  werden  in  globo  auf  Grund  eines  Berichtes 
der  vom  provisorischen  Bureau  ernannten  W'ahlaktcnprüfungs-Kommission  aner- 
kannt, während  die  Wahlen,  gegen  welche  Wahleinsprachen  vorliegen,  Gegenstand 
besonderer  späterer  Beschlussfassung  des  Rates  sind.  Wahleinsprachen  werden 
aber  nur  berücksichtigt,  wenn  sie  binnen  sechs  Tagen  seit  der  öffentlichen 
Bekanntmachung  des  Wahlergebnisses  durch  die  Kantonsregierung  bei  dieser 
zu  Händen  der  Hundesbehörden  anhängig  gemacht  werden:  sie  können  sich 
auf  «alles  was  während  des  ganzen  Verlaufes  der  W  ahlverhandlung  vorgefallen 
ist > .  beziehen.  Bis  zur  Entscheidung  über  Anerkennung  oder  Kassation  der 
Wahlen  kommt  bei  der  Integralerneuerung  den  Betreffenden  Sitz  und  Stimme  im 
Rate  zu.  und  nur  bei  Behandlung  von  ihre  Wahl  berührenden  Wahleinsprachen 
haben  sie  sich  in  Ausstand  zu  begeben  (vgl.  Art.  10,  11,  29.  30  des  Wahl- 
gesetzes von  \H72).  Mit  der  Validation  der  Wahl  oder  Wahlen,  und  nicht  etwa 
erst  mit  der  darauf  folgenden  Eidesleistung,  hat  der  Gewählte  in  nicht  mehr 
anfechtbarer  Weise  die  Mitgliedschaft  des  Nationalrates  erworben.  Die  Validation 
oder  Kassation  einer  Wahl  steht  dem  Nationalrat  zu;  es  steht  ihm  aber  nicht 
zu.  an  Stelle  eines  von  der  Kantonsregierung  als  gewählt  Erklärten  einen 
anderen  als  durch  die  Wahlverhandlung  gewähltes  Mitglied  des  Nationalrates 
zu  bezeichnen:  dies  wäre  ein  Eingriff  in  «lie  Funktionen  «1er  die  Wahlen  leiten- 
den und  sie  überwachenden  Organ«-  «ler  Kantone  oder  des  Bundes  (Bundesrat 
und  Bundesversammlung):  vgl.  den  nicht  in  einwandfreier  Weise  erledigten  Fall 
aus  «lern  40.  Wahlkreis  (Tessin).  vom  Oktober  1881,  Salis,  I,  Nr.  132. 

7.  Der  Nationalrat  konstituiert  sich  durch  Wahl  seines  Bureau;  dieses 
besteht  aus  dem  Präsidenten  und  vier  Stimmenzählern  (Art.  12  des  Geschäfts- 
reglements).  Der  Rat  wählt  den  Präsidenten  und  die  Stimmenzählcr,  ebens«) 
einen  Vizepräsidenten  aus  seiner  Mitte  und  zwar  je  für  eine  Session,  handle 
es  sich  um  «  ine  «»rdentliche  oder  ausserordentliche  Session.  Dasjenige  Mitglied, 
welches  während  einer  ordentlichen  Sitzung  die  Stelle  eines  Präsidenten 
bekleidete,  ist  für  die  nächstfolgende  «»rdentliche  Sitzung  weder  als  Präsident 
noch  als  Vizepräsident  wählbar.  Das  gleiche  Mitglied  kann  nicht  während  zwei 
unmittelbar   aufeinander   folgenden   ordentlichen  Sitzungen   Vizepräsident  sein 
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(Art.  78);  diese  Satze  gelten  nicht,  wenn  auf  eine  ordentliche  eine  ausser- 
ordentliche, oder  auf  eine  ausserordentliche  eine  ordentliche  Session  folgt. 

8.  Laut  Art.  79  der  Bundesverfassung  werden  die  Mitglieder  des  National- 
stes aus  der  Bundeskasse  entschädigt ;  die  Tagsatzung  setzte  hierfür  den 
14.  September  1848  ein  Taggcld  von  acht  Schweizerfranken  nebst  einein  im 
Verhältnis  zu  den  Reisestunden  stehenden  Postgeld  fest  (Art.  12,  A.  S.  I,  S.  42): 
das  Tag-  oder  Sit/.ungsgeld  wurde  im  Laufe  der  Zeit  erhöht:  den  IM.  Juli  185S 
auf  Fr.  12,  für  Kommissionssitzungen  auf  Fr.  15,  den  22.  September  1869  auf 
Fr.  14,  den  22.  September  1874  endlich  auf  Fr.  20;  und  das  Reisegeld  wurde 
festgesetzt  für  jede  zurückgelegte  W  egstunde:  1858  auf  Fr.  I.  50,  18U1)  auf  Fr.  1. 
unter  Zulage  von  '  s  Fr.  für  Mitglieder,  die  über  einen  schweizerischen  Alpen- 
pass  zu  reisen  haben,  auf  dem  eine  erhöhte  Posttaxe  erhoben  wird,  und  schliesslich 
1878  auf  20  Rappen  für  jeden  zurückgelegten  Kilometer,  unter  Zulage  von 
10  Rappen  für  Bergstrecken  mit  erhöhter  Pusttave  <  \.  S.  VI,  S.  4 1,  X,  S.  2, 
n.  F.  1,  S.  490,  III.  S.  65t»  ;  Mundesgesetz  betreffend  Rciseentschädigungen  vom 
16.  August  1878). 

9.  Das  Geschäftsregleincnt  enthält  das  Detail  der  Geschäftsordnung  des 
Nationalrates.  Da  dasselbe  das  Datum  vom  9.  Juli  1850  (A.  S.  II,  S.  14)  trägt 
und  durch  spätere  Beschlüsse  nur  in  wenigen  Punkten  ergänzt  wurde,  so  spiegelt 
es  keineswegs  vollständig  die  heute  thalsächlich  geübte  Geschäftsordnung.  Seine 
Revision  ist  denn  auch  schon  seit  Dezember  lNU,}  pendent ;  diese  konnte  jedoch 
noch  nicht  in  Angriff  genommen  werden,  weil  sie  abhängig  ist  von  derjenigen 
des  Bundesgesetzes  über  den  Geschäftsverkehr  beider  Räte  vom  22.  Dezember 
1849.  Mit  dem  Frlass  des  revidierten  Geschäftsverkehrgesetzes  vom  9.  Okto- 
ber 1902  ist  nun  insbesondere  die  rechtliche  Stellung  gewisser  Ausschüsse  der 
eidgenössischen  Räte  (Kommissionen)  näher  umschrieben,  und  zwar  so,  dass  in 
Zukunft  verschiedene  Geschäfte  in  einer  den  heutigen  Bedürfnissen  entsprechen- 
den Weise  erledigt  werden  können  (vgl.  Art.  6,  8,  24— 2'» :  Entwurf  des  Bundesrates 
vom  30.  März  1899,  Art.  6  und  16bi\  Bbl.  1899.  II.  S.  506,  510).  Die  Ausschüsse 
oder  Kommissionen  der  eidgenössischen  Räte  haben  nur  die  Stellung  einer  vor- 
beratenden und  begutachtenden  Instanz  ohne  selbständige  Befugnisse,  und  ohne 
dass  die  Räte  ihnen  selbständige  Befugnisse,  insbesondere  einen  Teil  ihrer  Amts- 
gewalt, übertragen  konnten.  Diese  und  keine  anders  geartete  Stellung  hat  auch 
bis  auf  weiteres  die  durch  das  Gesetz  vom  9.  Oktober  1902  geschaffene  par- 
lamentarische Finanzkommission  und  ihre  Delegation. 

An  den  Beratungen  wie  bei  der  Beschlussfassung  des  Nationalrates  können, 
unter  Vorbehalt  der  für  den  Bundesrat  geltenden  Ausnahme,  nur  Mitglieder  des 
Rates  teilnehmen.  Der  Rat  kann  deshalb  Personen,  die  nicht  seine  Mitglieder  sind, 
nicht  in  seiner  Mitte  empfangen,  und  er  kann  auch  nicht  mit  solchen  Personen 
oder  mit  inländischen  oder  ausländischen  Behörden  direkt  in  Unterhandlung 
treten  oder  mit  denselben  durch  seine  Ausschüsse  Verhandlungen  pflegen  lassen: 
solches  kann  er  nur  durch  Vermittlung  des  Bundesrates.  Line  direkte,  mit  Umgehung 
des  Bundesrates  veranstaltete  sogenannte  parlamentarische  Enquete  wäre  kaum 
verfassungsgemäss  und  hätte  jedenfalls  keinen  amtlichen  Charakter.  Der  Keim 
zu  einer  Acndcrung  dieses  Rechtszustandes  liegt  in  Art.  26  des  revidierten 
Geschäftsverkehrgesetzes,  der  die  Befugnisse  der  Delegationen  der  parlamen- 
tarischen Finanzkommission  festsetzt.  Teilnahme  an  den  Beratungen  des  Rates 
steht  nun,  wie  den  Mitgliedern  des  Rates,  auch  dem  Bundesrat  und  den 
Mitgliedern  des  Bundesrates  zu,  diesen  ist  durch  die  Verfassung  (Art.  101) 
zudem  das  Recht  eingeräumt,  über  einen  in  Beratung  liegenden  Gegenstand 
Anträge  zu  stellen.  Diese  Befugnis  ist  also  nicht  beschränkt  auf  den  Bundesrat 
als    Behörde,   sie   steht   auch   individuell   den  Mitgliedern   des   Bundesrates  zu. 
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Ob  hingegen  der  Bundesrat,  als  Behörde,  von  diesem  seinem  Rechte  in  der 
Weise  Gebrauch  machen  könnte,  dass  er  dasselbe  nicht  durch  eines  seiner 
Mitglieder,  sondern  durch  einen  mit  Instruktionen  versehenen  bevollmäch- 
tigten Beamten  ausüben  Hesse,  ist  zweifelhaft;  in  der  Praxis  ist  eine  solche 
Vertretung  des  Bundesrates  bis  jetzt  noch  nie  vorgekommen,  und  zwar 
weil  man  sie  als  unzulässig  und  für  das  Ansehen  des  Bundesrates  schädlich 
hält.  Mündliche  Interpellationen  endlich  können  im  Nationalrat  nur  an  den 
Bundesrat  gerichtet  werden,  vgl.  Art.  22  des  Geschäftsverkehrgesetzes  von 
1902.  Ob  ausser  dem  Bundesrat  auch  das  Bundesgericht  zur  schriftlichen  Aus- 
kunftserteilung oder  Berichterstattung  direkt  durch  Nationalratsbcschluss  (im 
Gegensatz  zu  einem  förmlichen  Bundesbeschluss)  verhalten  werden  kann,  ist 
zweifelhaft:  unter  allen  Umständen  ist  dies  nicht  der  Fall  bezüglich  anderer 
Bundesbehörden,  von  denen  keine  in  direktem  Verkehr  mit  der  Bundesver- 
sammlung sieht  (vgl.  Art.  68  des  Reglements  des  Nationalstes,  Art.  60  des 
Reglements  des  Ständerates:  Art.  85.  Ziff.  11,  102,  Ziff.  16  der  B.-V.  Eigenartig 
ist  jetzt  die  Stellung  der  Delegation  der  parlamentarischen  Finanzkommission 
gemäss  Art.  26  des  revidierten  Geschäftsvcrkchrgcsctzes). 

10.  Einer  politischen  Betrachtung  mögen  die  Mitglieder  des  Nationalrates 
Vertreter  ihrer  Wahlkreise  sein ;  von  rechtlichem  Gesichtspunkt  aus  wäre  diese 
Vertretungsauffassung  nicht  haltbar.  Rechtlich  kommen  die  Wähler  nur  als  Wahl- 
körper in  Betracht;  der  Gewählte  selbst  steht  in  keiner  rechtlichen  Abhängig- 
keit von  seinen  Wählern.  Seine  Rechtsstellung  ist  die  der  Mitgliedschaft  eines 
Teilorganes  des  Bundes,-  so  dass  sein  individueller  Wille  in  Verbindung  mit 
anderen,  in  verfassungs-  und  gesetzmässiger  Weise  geäussert,  eine  Staatswillens- 
crklärung  schafft.  Die  Mitglieder  des  Nationalrates  stimmen  ohne  Instruktion; 
die  Erteilung  solcher  und  ihre  Annahme  bindet  das  Mitglied  nur  moralisch, 
nicht  aber  rechtlich.  Der  Wahlkörpcr  oder  ein  Teil  desselben  hat  ferner  kein 
Abberufungsrecht,  und  endlich  besteht  keine  rechtliche  Verantwortlichkeit  gegen- 
über den  Wählern  ;  politisch  mag  eine  Verantwortlichkeit  dadurch  gegeben  sein, 
dass  ein  Mitglied,  das  das  Vertrauen  seiner  Wähler  verscherzt  hat,  nicht  wieder 
»c wählt  wird,  rechtliche  Bedeutung  hat  diese  Art  von  Verantwortlichkeit  nicht. 

V.  Ständerat  heisst  die  zweite  Abteilung,  das  andere  Kollegium  der 
Mundesversammlung:  politisch  stellt  er  sich  dar  als  eine  Vertretung  der  Kantone, 
die  die  Gliedstaaten  des  Bundesstaates  sind,  und  zwar  eine  Vertretung  demokra- 
tischer Staaten  insofern,  als  in  den  Kantonen  die  Wahl  der  Abgeordneten  in 
den  Ständerat  direkt  durch  die  stimmberechtigte  Bevölkerung  erfolgt.  Obsohon 
nun  das  Bundesrecht  betreffend  die  Organisation  des  Ständerates,  unter  Einfluss 
des  seiner  Zeit  für  die  Tagsatzung  geltenden  Rechtes,  sich  auf  das  notwendigste 
beschränkt,  so  erinnert  der  Ständerat  augenfällig  doch  nur  hinsichtlich  seiner 
Mitgliederzahl  an  die  alte  Tagsatzung,  während  er  im  übrigen  ein  von  dieser 
durchaus  verschiedenes  staatsrec  htli«  lies  Gebilde  ist  und  deshalb  auch  keines- 
wegs als  deren  Nachfolger  bezeichnet  werden  darf.  Der  Ständerat  besteht  aus 
44  Abgeordneten  der  Kantone  (B.-V.  1848.  Art.  71,  Abs.  2  gebraucht  noch 
den  irreführenden  Ausdruck:  Gesandten).  Jeder  Kanton  wählt  zwei  Abgeordnete, 
in  den  geteilten  Kantonen  jeder  Landesteil  einen  Abgeordneten  (Art.  80k 

1.  Mitglieder  des  Nationalrates,  des  Bundesrates  und  des  Bundesgcriclites 
Wonnen  nicht  zugleich  Mitglieder  des  Ständerates  sein  (Art.  81,  108,  Abs.  2); 
im  übrigen  bestimmt  das  kantonale  Recht,  wer  wählbar  ist.  hundesrechtlich 
>!eht  der  Wahl  von  Bundesbeamten  oder  Geistlichen  in  den  Ständerat  nichts 
entgegen. 

2.  Die  Wald  der  Mitglieder  des  Ständerates  erfolgt  in  der  von  «Jen 
Kantonen  vorgeschriebenen  Weise:   das   kantonale  Recht   ist  also  massgebend 
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für  die  Frage,  ob  die  Wahl  in  direkter  Volkswahl  zu  geschehen  hat  oder  ob 
sie  einem  kantonalen  Präscntativkörper  (Kantonsrat,  Landrat,  Grosser  Rat) 
zusteht.  Und  da  die  Wahl  eine  kantonale  Wahl  ist,  so  richtet  sich  die  Frage 
der  Stimmberechtigung  nach  kantonalem  Recht,  unter  Vorbehalt  der  durch 
Bundesrecht  den  schweizerischen  Niedergelassenen  und  Aufenthaltern  garantierten 
politischen  Rechte  (Art.  43,  Abs.  5,  47  der  B.-V.);  Wahlbeschwerden  sind  auf 
dem  gewöhnlichen  Wege  zu  erledigen,  sie  gelangen  nicht  an  den  Ständerat 
allein,  sondern,  soweit  ihre  Weitcrziehung  an  eine  Bundesinstanz  überhaupt 
zulässig  ist,  an  Bundesrat  und  Bundesversammlung  (vgl.  Art.  189,  Abs.  4  des 
Organisationsgesetzes  1893). 

3.  Die  Amtsdauer  der  Mitglieder  des  Ständerates,  sowie  der  Zeitpunkt 
der  Wiederwahl  bestimmt  gleichfalls  das  kantonale  Recht.  Früher  betrug  die 
Amtsdauer  in  der  Regel  nur  ein  Jahr,  jetzt  gibt  es  Mitglieder  des  Rates  mit 
einjähriger,  solche  mit  zweijähriger  und  solche  mit  dreijähriger  Amtsdauer; 
der  Kanton  Zug  hat  sogar  eine  vierjährige  Amtsdauer.  Folge  hievon  ist,  dass 
eine  Gesaniterneuerung  des  Rates,  seit  der  erstmaligen  Konstituierung  im  Jahre 
1848  (über  diese  vgl.  den  Tagsatzungsbeschluss  vom  14.  September  1848,  A.  S.  1, 
S.  38)  nicht  mehr  stattgefunden  hat  und  nur  in  dem  Ausnahmefall  des  Art.  120, 
Abs.  2  der  Bundesverfassung  stattfinden  würde. 

4.  Die  Validation  oder  Kassation  der  Wahl  neuernannter  Mitglieder  steht 
nicht  dem  Ständerat  selbst  zu.  Der  Rat  ist  darauf  beschränkt,  die  Richtigkeit 
der  «Ernennungsakte»  zu  prüfen;  hat  die  kompetente  kantonale  Behörde  als 
Wahlergebnis  die  Wahl  einer  bestimmten  Person  festgestellt  und  ihr  die  Ernen- 
nungsakte zugestellt,  so  hat  diese  Sitz  und  Stimme  im  Ständerat,  es  wäre  denn, 
dass  im  ordentlichen  Beschwerdeverfahren  von  der  kompetenten  Behörde  die 
Wahl  vorläufig  oder  endgültig  kassiert  würde.  Die  Prüfung  des  Ständerates 
bezüglich  der  Wahl  seiner  Mitglieder  ist  demnach  eine  rein  formale.  Ist  der 
Ernennungsakt  in  Ordnung,  so  hat  das  neue  Mitglied  den  vorgeschriebenen 
Eid  zu  schwören  und  nimmt  hierauf  an  den  Verhandlungen  des  Rates  teil  (Art.  3 
des  Geschäftsreglcments). 

5.  Der  Ständerat  wählt  für  jede  ordentliche  oder  ausserordentliche  Sitzung 
aus  seiner  Mitte  einen  Präsidenten  und  einen  Vizepräsidenten.  Aus  den  Abge- 
ordneten desjenigen  Kantons,  aus  welchem  für  eine  ordentliche  Sitzung  der 
Präsident  gewählt  worden  ist.  kann  für  die  nächstfolgende  ordentliche  Sitzung 
weder  der  Präsident  noch  der  Vizepräsident  gewählt  werden.  Abgeordnete  des 
gleichen  Kantons  können  nicht  während  zwei  unmittelbar  aufeinander  folgenden 
ordentlichen  Sitzungen  die  Stelle  eines  Vizepräsidenten  bekleiden  (Art.  82, 
Abs.  1 — 3).  Soweit  diese  Vorschriften  von  den  für  den  Nationalrat  geltenden 
abweichen,  hängt  dies  zusammen  mit  der  politischen  Auffassung,  dass  der 
Ständerat  eine  Vertretung  der  Kantone  sei.  Das  Bureau  des  Ständerates  besteht 
aus  dem  Präsidenten  und  zwei  vom  Rate  aus  seiner  Mitte  gewählten  Stimmen- 
zählern. 

b.  Nach  Art.  S3  der  Bundesverfassung  werden  die  Mitglieder  des  Stände- 
rates von  den  Kantonen  entschädigt.  Dies«-  Bestimmung,  an  sich  nicht  gerecht- 
fertigt, weil  der  Ständerat  ein  Teilorgan  des  Bundesstaates  ist,  erklärt  sich  als 
Konsequenz  der  unhaltbaren  Auffassung,  die  im  Ständerat  die  Fortsetzung  der 
alten  Tagsatzung  sieht.  Da  auch  das  Mass  der  Entschädigung  von  den  Kantonen 
bestimmt  wird,  so  kann  die  Entschädigung  für  die  einzelnen  Mitglieder  des 
Rates  ein«-  sehr  verschiedene  sein.  Die  Bestimmung  kommt  jedoch  nur  für  die 
Session  des  Rates  zur  Anwendung;  es  muss  freilich  als  widerspruchsvoll 
bezeichnet  werden,  dass  die  Mitglieder  des  Ständerates  für  Teilnahme  an  den 
Sitzungen  des  Rates  von  den  Kantonen,  für  Teilnahme  an  den  Sitzungen  stände- 
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Tätlicher  Kommissionen  dagegen,  gleich  den  Mitgliedern  des  Nationalrates,  au* 
der  Mundeskasse  honoriert  werden.  Dieser  Widerspruch  ist  durch  den  Mundes- 
beschluss  vom  19.  Juli  1858  ausdrücklich  sanktioniert  worden  und  besteht 
ununterbrochen  zu  Recht  (vgl.  A.  S.  VI,  S.  41,  n.  F.  I,  S.  49b). 

7.  Das  Detail  der  Geschäftsordnung  des  Standerates  ist  in  dem  Geschäfts- 
reglement,  «las  sich  der  Rat  den  7.  Dezember  1849  gegeben  hat,  niedergelegt. 
Im  wesentlichen  entspricht  sein  Inhalt  demjenigen  des  Nationalrates.  Es  kann 
daher  auf  das  oben  Gesagte  verwiesen  werden,  namentlich  auch  bezüglich  der 
Frage  der  Stellung  der  Kommissionen  (Ausschüsse»  des  Rates  und  der  Krage 
der  Meleiligung  des  Mundesrates  an  dni  Heratungen  des  Rates,  sowie  des  Aus- 
schlusses anderer  Personen  von  denselben.  Soweit  zwischen  den  Reglementen 
der  beiden  eidgenössischen  Räre  Verschiedenheiten  bestehen,  sind  sie  zum 
grössten  Teil  bedingt  durch  die  verschiedene  Mitgliederzahl  der  beiden  Kollegien. 
Zur  Zeit  ist  die  Revision  des  Geschäftsreglements  des  Ständerates  pendent. 

8.  Auch  der  Ständen«  und  seine  Mitglieder  sind  für  die  rechtliche  Metrach- 
tung keine  Vertreter,  namentlich  nicht  Vertreter  der  Kantone.  Vielmehr  ist 
der  Ständerat.  gleich  dem  Nationalrat.  eine  Abteilung  der  Hundesversammlung, 
und  er  ist.  als  solche,  ein  Bestandteil  eines  Mundesorganes.  Er  ist  also  auch 
kein  Organ  der  Kantone.  Somit  ist  auch  die  Stellung  der  einzelnen  Abgeord- 
neten zum  Ständerat  die  der  Mitgliedschaft  dieses  Kollegiums,  das  Organ  des 
Mundes  ist.  Die  Mitglieder  des  Ständerates  votieren  und  stimmen  tohne  Instruk- 
tionen». Es  kann  deshalb  vorkommen,  dass  die  von  einem  Kanton  gewählten 
Abgeordneten  in  entgegengesetztem  Sinne  ihre  Stimme  abgeben,  besonders 
wenn  sie  nicht  der  gleichen  politischen  Partei  angehören,  wodurch  beim  Abstim- 
mungsresultat die  Stimmen  ihres  Kantons  sich  gegenseitig  aufheben,  ein  Ergebnis 
das  zur  Zeit  der  alten  Tagsatzung  nur  bei  der  Stimmabgabc  von  Vertretern 
der  Halbkantone  möglich  war.  Doch  ist  diese  Thatsache  nur  von  thatsächlicher. 
nicht  von  rechtlicher  Medcutung.  wie  ja  das  gleiche  sich  auch  bei  Abstim- 
mungen im  Nationalrat  ereignen  kann.  Die  Mitglieder  des  Ständerates  haben 
auch  niemandem  gegenüber  Rechenschaft  über  ihre  Stimmgebung  im  Rate  abzu- 
legen. Ks  ist  allerdings  die  Anschauung  schon  vertreten  worden,  die  Ständerät»- 
könnten  in  den  kantonalen  Mehörden  über  ihre  Stimmabgabc  im  Ständerat 
interpelliert  werden  (vgl.  Blumer,  Handbuch,  1.  Aufl.,  II,  S.  18).  Diese  Auffassung 
steht  im  Widerspruch  mit  der  rechtlichen  Stellung  der  Mitglieder  des  Stände- 
rates zu  den  kantonalen  Mehörden.  und  wie  unhaltbar  sie  ist,  zeigt  schon  die 
Erwägung,  dass  eine  solche  Interpellation  geradezu  unmöglich  ist,  wenn  der 
betreffende  Abgeordnete  zum  Ständerat  gar  nicht  Mitglied  der  interpellierenden 
kantonalen  Hehördc  ist.  Nur  das  ist  zuzugeben,  dass  für  die  Mitglieder  des 
Ständerates,  in  gleicher  Weise  wie  für  die  des  Nationalrates,  eine  politische 
Verantwortlichkeit  besteht  in  dem  Umstand,  dass  sie  sich  nach  Ablauf  ihrer 
Amtsdauer  einer  Wiederwahl  zu  unterziehen  haben  und  infolge  ihrer  Stimm- 
abgabe im  Rate  unter  Umständen  der  Gefahr  der  Nicht-Wiederwahl  ausgesetzt 
sind.  Endlich  ist  hervorzuheben,  dass  das  kantonale  Recht  Mitgliedern  des 
Ständerates  gegenüber  ein  Abberufungsrecht  statuieren  kann  und  zum  Teil 
auch  in  «1er  That  statuiert:  ein  solches  existiert  gegenüber  den  Mitgliedern 
des  Nationalrates  nicht.  Diese  mögliche  Verschiedenheit  ist  dadurch  gegeben, 
dass  Nationalratswahlen  eidgenössische,  Ständeratswahlcn  dagegen  kantonale 
Wahlen  sind. 

VI.  Funktionen  der  Bundesversammlung.  Zur  Zeit  des  Mundesvertrages 
von  1815  war  die  Tagsatzung  sozusagen  das  einzige  Organ  des  Mundes;  sie 
«besorgte  nach  den  Vorschriften  des  Bundesvertrages,  die  ihr  von  den  souveränen 
Ständen  übertragenen  Angelegenheiten  des  Mundes»  (§  8).    Unselbständig  war 
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neben  ihr  der  Vorort;  denn  nur  «wenn  die  Tagsatzung  nicht  versammelt  ist», 
wird  die  Leitung  der  Bundesangelegenheiten  «einem  Vorort,  mit  den  bis  zum 
Jahr  1798   ausgeübten  Befugnissen,   übertragen».    Die  neue  Bundesverfassung 
schuf  nun  im  Jahre  1848:    eine  Bundesversammlung,  einen  Bundesrat  und  ein 
Bundesgericht.    Man   würde  sich  aber  tauschen,   wenn  man  annehmen  wollte, 
hiernach  sei  das  Prinzip  der  Gewaltentrennung  im  Bundesrecht  zur  Anerkennung 
und  Durchführung  gekommen.    Nur  Ansätze  für  Durchführung  dieses  Prinzips 
enthielt   die  Bundesverfassung,   und   wenn  auch  1874   und  in  der  seitherigen 
Gesetzgebung  das  Prinzip  etwas  weiter  durchgeführt  wurde,  so  fehlt  es  doch 
auch  heute  noch  an  einer  konsequenten  und  saehgemässen  Handhabung  desselben. 
Wie  übrigens  in  den  Kantonen  mit  der  Entwicklung  der  unmittelbaren  Demo- 
kratie die  bisherigen  Repräsentativkörper,  gewissermassen  als  Ersatz  für  die 
ihnen  gewordene  Einschränkung  ihrer  Befugnisse  auf  dem  Gebiet  der  Gesetz- 
gebung, auf  Vermehrung  und  Stärkung  ihrer  Funktionen  auf  dem  Gebiet  der 
Einrichtung  des  Staatswesens   und   auf  dem   der  Verwaltung  und  Regierung 
bedacht  sind,  so  lassen  sich  dieselben  Bestrebungen  auch  im  Bunde  beobachten. 
Und  hier  erscheint  diese  Tendenz  der  Bundesversammlung  keineswegs  als  solche, 
die,  sei  es  mit  dem  Wortlaut,  sei  es  mit  dem  Geiste  der  Bundesverfassung  im 
Widerspruch  stünde.  Der  Bundesrat  ist  allerdings  verfassungsgemäss  «die  oberste 
vollziehende  und  leitende  Behörde  der  Eidgenossenschaft»  (Art.  95  =  Art.83  B.-V. 
1848);  aber  anderseits  ist  die  Bundesversammlung  nicht  nur  das  Organ  des  Bundes, 
auf  das  prinzipiell  die  Funktionen  der  ehemaligen  Tagsatzung  übertragen  worden 
sind,  das  demnach  deren  Nachfolgerin  ist,   sondern  ihr  steht  auch  vorab  die 
Ausübung  aller  der  Befugnisse  zu,  die  «lern  Bunde  aus  der  im  Laufe  der  Jahr- 
zehnte eingetretenen  Centralisation  zugewachsen   sind   und   zuwachsen.  Die 
Kompetenz  der  Bundesversammlung  steht  im  Bundesret  ht  in  erster  Linie  und 
ist  gegenständlich  nicht  beschränkt;  in  diesem  Sinne  lautet  Art.  84  der  Bundes- 
verfassung (=  Art.  73  B.-V.  1848):   Der  Nationalrat  und  der  Ständerat  haben 
alle  Gegenstände  zu  behandeln,  welche   nach   Inhalt  der  gegenwärtigen  Ver- 
fassung in  die  Kompetenz  des  Bundes  gehören  und  nicht  einer  andern  Bundes- 
behörde zugeschieden  sind.   Es  wäre  daher  ganz  schief,  wenn  man  die  Bundes- 
versammlung als  das  gesetzgebende  Organ  des  Bundes  bezeichnen  wollte;  und 
unrichtig  wäre   diese  Ansicht   nicht  erst   seit  1874.    wo  mit   Einführung  des 
sogenannten  fakultativen  Referendums  und  im  Sinne  desselben  die  Sanktion 
der  Gesetze  und  der  allgemein  verbindlichen,  nicht  dringlichen  Bundesbeschlüsse 
den  stimmberechtigten  Schweizerbürgern  zusteht  (Art.  89  B.-V.),  sondern  auch 
schon  für  die  Zeit  vor  1874.  weil  damals,   wie  heute,  die  Bundesversammlung 
bei  der  Gesetzgebung,  bei  der  Verwaltung  und  bei  der  Rechtsprechung  beteiligt 
war  und  beteiligt  ist.  Zutreffend  drückt  sich  daher  die  Bundesverfassung,  Art.  71 
(entsprechend  Art.  60  B.-V.  1848),  dahin  aus:  Unter  Vorbehalt  der  Rechte  des 
Volkes  und  der  Kantone  (Art.  89  und  121,  Gesetzesreferendum  und  Verfassungs- 
initiative)  wird  die  oberste  Gewalt  des  Bundes  durch  die  Bundesversammlung 
ausgeübt. 

Die  Thätigkeit  der  Bundesversammlung  erstreckt  sich  im  Rahtnen  des 
geltenden  Verfassungsrechtes  auf  folgende  Gebiete : 

1.  Organisation  und  Einrichtung  des  Bundesstaates,  Art.  85.  Ziff.  I,  3,  4. 

2.  Festsetzung  des  Inhalts  der  Bundesgesetze,  Art.  85,  Ziff.  2,  14.  Nur 
die  Bundesversammlung  kann  ein  Bundesgesetz,  das  dem  fakultativen  Referendum 
unterliegt,  erlassen.  Damit  ist  aber  nicht  gesagt,  dass  nur  durch  sie  Rechts- 
normen in  Kraft  gesetzt  werden  können.  Rechtsnormen  stellt  auch  der  Bundesrat 
auf,  zwar  nicht  unter  dem  Namen  Bundesgesetz,  sundern  nur  unter  dem  Namen 
Verordnung  oder  Beschluss.  Auch  bei  der  Revision  der  Bundesverfassung  handelt 
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es  sich  um  den  Erlass  eines  Bundesgesetzes,  das  allerdings  zur  Annahme  oder 
Verwerfung  dem  Schweizervolke  und  den  Kantonen  vorzulegen  ist;  infolge  der 
Ausbildung  der  Verfassungsinitiative  erfolgt  unter  Umständen  die  Festsetzung 
des  Revisionsgesetzes,  unabhängig  von  der  Bundesversammlung,  direkt  durch 
die  Initiantcn  (Art.  121  der  B.-V.  in  der  Fassung  von  1891). 

3.  Hoheits-  und  Regierungsaktc  in  auswärtigen  und  interkantonalen 
Angelegenheiten,  Art.  85,  Ziff.  5 — 8,  in  Verbindung  mit  dem  Bundesrat,  vergl. 
Art.  102,  Ziff.  1  —  4,  7 — 11.  Die  Ausscheidung  der  Kompetenzen  des  letztern 
von  denjenigen  der  Bundesversammlung  erfolgt  auf  diesen  Gebieten  nicht 
überall  nach  denselben  Grundsätzen.  Zum  Teil  hat  der  Bundesrat  nur  die 
Stellung  des  ausführenden  Organes,  zum  Teil  die  eines  Ersatzorganes,  zum  Teil 
aber  sind  seine  Kompetenzen  selbständige  neben  denjenigen  der  Bundesver- 
sammlung. Z.  B.  Massrcgeln  für  die  aussen*  oder  innere  Sicherheit  ordnet  die 
Bundesversammlung  an  und  dem  Bundesrat  liegt  die  Ausführung  dieser  Mass- 
rcgeln ob  (Art.  85,  Ziff.  6  und  7  und  Art.  102,  Ziff.  8— 10,  16);  oder  die 
Bundesversammlung  verfügt  über  das  Bundesheer,  ist  somit  oberster  Kriegsherr, 
im  Falle  der  Dringlichkeit  und  unter  gewissem  Vorbehalt  kann  aber  auch  der 
Bundesrat  die  erforderliche  Truppenzahl  aufbieten  und  über  solche  verfügen 
(Art.  H5,  Ziff.  9  und  Art.  102,  Ziff.  11);  oder  der  Abschluss  von  Verträgen  mit 
dem  Ausland  liegt  in  den  Händen  des  Bundesrates,  er  bedarf  aber  vorgängig 
der  Ermächtigung  durch  die  Bundesversammlung  oder  wenigstens  vor  der  ihm 
zustehenden  Ratifikation  eines  Vertrages  der  Genehmigung  desselben  durch  die 
Bundesversammlung  (Art.  85,  Ziff.  5  und  Art.  102,  Ziff.  8)  u.  a.  m. 

4.  Verwaltungsakte,  besonders  auf  den  Gebieten  der  Militärverwaltung, 
der  Finanzverwaltung  (Budget,  Nachtragskredite,  Anlehen)  und  der  Verwaltung 
öffentlicher  Werk«-  (Errichtung  öffentlicher  Werke.  Eisenbahnverwaltung),  Art. 20, 
23.  26,  85  Ziff.  10. 

5.  Oberaufsicht  über  die  eidgenössische  Verwaltung  und  Rechtspflege, 
deshalb  auch  Entscheidung  von  Kompetenzstreitigkeiten  zwischen  Bundesbe- 
hörden. Art.  S5.  Ziff.  II,  13:  ferner  vergl.  Art.  102,  Ziff.  15.  16,  Organisations- 
gesetz 1893.  Art.  47. 

(>.  Beschwerden  gegen  Entscheidungen  des  Bundesrates  über  Administrativ- 
streitigkeiten, Art.  85  Ziff.  13.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  auf  die  Bedeutung 
dieser  Bestimmung  im  einzelnen  einzutreten;  es  genüge  daher  die  Konstatierung 
der  Thatsache,  dass  es  sich  bei  diesen  sogenannten  Adminislrativstreitigkciten 
keineswegs  um  die  Verwaltungsbcschwerde  oder  um  Verwaltungsstreitigkeiten 
handelt,  sondern  tun  den  bei  Bundesrat  und  Bundesversammlung  verbliebenen 
Rest  der  Bundesstaatsrechtspflege.  Unter  der  Bundesverfassung  von  1848  war 
zum  Teil  infolge  ungünstiger  oder  unrichtiger  Leitung  der  Praxis  die  gesamte 
Staal srechtspflege  in  den  Händen  des  Bundesrates  und  der  Bundesversammlung 
konzentriert.  Die  Bundesverfassung  von  1S74  und  die  auf  ihr  aufbauende 
Gesetzgebung  (Organisationsgesetz  vom  27.  Juni  1874  und  dasjenige  vom 
22.  März  I 893)  haben  diese  Staatsrechtspflege  zum  grössten  Teil  dem  Bundes- 
gericht zugeschieden:  und  so  handelt  es  sich  bei  den  sogenannten  Administrativ- 
streitigkeiten des  Art.  85.  Ziff.  13.  nur  um  verhältnismässig  wenige,  genau 
bestimmte,  aus  Art.  1N9  des  Organisationsgesetzes  sich  ergebende  Fälle,  in 
denen  die  staatsrechtliche  Beschwerde  gegenüber  kantonalen  Verfügungen  und 
kantonalen  Knts.  beiden,  statt  an  das  Bundesgericht,  an  den  Bundesrat  und  von 
diesem  weiter  an  die  Bundesversammlung  zu  richten  ist. 

In  der  Verfassung  von  1848  (Art.  74,  Ziff.  15)  waren  nun  der  Bundes- 
versammlung ohne  Einschränkung  zugewiesen:  Beschwerden  von  Kantonen  oder 
Bürgern   über  Verfügungen  des   Hundesrates.     Diese  Vorschrift   ist,  ersatzlos, 
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1874  weggefallen;  damit  ist  zugleich  der  Beweis  erbracht,  dass  im  geltenden 
Bundesrecht  die  Bundesversammlung  nicht  ganz  allgemein  und  ohne  weiteres 
eine  über  dem  Bundesrat  stehende  Besch werdeinstanz  ist;  eine  Vcrwaltungs- 
beschwerde,  als  Rechtsmittel,  gegenüber  Verfügungen  des  Bundesrates  in  reinen 
Bundesverwaltungssachen  existiert  nicht  oder  existiert  nicht  mehr,  auch  wenn 
eine  solche,  was  zwar  streitig  war,  vor  1874  bestanden  hätte.  Wohl  kann  auf 
Grund  der  der  Bundesversammlung  zustehenden  Oberaufsicht  über  die  eidge- 
nössische Verwaltung  und  auf  Grund  des  Petitionsrechtes  eine  vom  Bundesrat 
behandelte  Vcrwaltungssache  jener  unterbreitet  werden.  Ein  solches  V orbringen 
geschieht  aber  nicht  kraft  eines  den  Petenten  zustehenden  prozessualen  Rechtes 
und  hat  deshalb  auch  nicht  die  Wirkungen  einer  Rechtsbeschwerde,  und  die 
Bundesversammlung  ihrerseits  ist  wohl  zur  Antworterteilung,  nicht  aber  zur 
Entscheidung  verpflichtet.  Das  Rekursrecht  an  die  Bundesversammlung  gegenüber 
einem  Vcrwaltungsakt  oder  einer  Vcrwaltungsentscheidung  des  Bundesrates 
niuss  somit  im  einzelnen  Fall  durch  besondern  Rechtssatz  nachgewiesen  sein, 
wie  übrigens  einzelne  Bundesgesetze  ein  solches  Rekursrecht  in  der  That 
statuieren  (vergl.  Salis,  1,  Nr.  131;  Bb).  1899,  111,  S.  1000,  1901,11,  S.  829  ff. ; 
Nebenbahnengesetz  Art.  1,  Abs.  3,  A.  S.  n.  F.  XVIII,  S.  42). 

VII.  Litteratur.  Dubs,  Das  Öffentliche  Recht  der  Eidgenossenschaft,  /S78,  II, 
s-  4Sff->  7°i  7'-  —  Rüttimann,  Bundesstaatsrecht,  1867,  I,  §§  /09  ff.  —  Blumer-kiorel, 
Handbuch  des  Schweiz.  Bundesstaatsrechts,  1887,  III,  S.  /—82.  —  r.  Orelli,  Das  Staats, 
recht  der  Schweiz.  Eidgenossenschaft,  /88j,  S.  28 — jj.  —  I.  Schollenberger,  Das  Bundes- 
staatsrecht der  Schweiz,  tgo2,  S.  2jS-  -246.  —  Adtmt~Loum/tr,  ha  Comfidiration  suisse- 
/890,  p.  42—58.  —  Theodor  Curti,  Die  schweizerischen  Volhsrechte,  /900,  S.  r — 17.  — 
Veith,  Der  rechtliche  Einßuss  der  Kantone  auf  die  Bnndesgen/alt,  /902,  S.  4g  ff.,  77—89. 

Dr.  L.  R.  V.  Salis,  Professor  an  der  Universität  Bern. 


Bundesverwaltung. 

I.  Die  Ausführung  materiellen  Bundesrechts.  —  II.  Rechtsschutz 
auf  dem  Gebiete  des  Verwaltungsrechts.  —  HI.  Organisation  der 
Bundesverwaltung.  —  IV.  Litteratur. 

I.  Die  Ausführung  materiellen  Bundesrechts.  Die  Bundesverwaltung 
erstrec  kt  sich  nicht  auf  alle  Gebiete  der  Bundesgesetzgebung ;  letztere  ist  eine 
umfassendere.  Ks  ist  eine  Eigentümlichkeit  des  deutschen  und  schweizerischen 
Bundessystems,  dass  der  Bund  in  verschiedenen  Materien  das  Recht  der  Gesetz- 
gebung hat,  dass  ihm  aber  die  Ausführung  seiner  Gesetze  nicht  selbst  zusteht, 
dass  diese  vielmehr  durch  die  Kantone  zu  erfolgen  hat.  Wie  die  Kantone 
alsdann  die  Verwaltung  behufs  Ausführung  materiellen  Bundesrechts  organisieren, 
ist  ihre  Sache  und  berührt  die  Bundesorgane  nur  insofern,  als  diese  darauf  zu 
achten  haben,  dass  das  Bundesrecht  seinem  Sinn  und  Zwecke  nach  zur  An- 
wendung kommt.  Es  ist  eine  Ausnahme,  wenn  im  Bundesgesetz  neben  mate- 
riellen Normen  auch  solche  darüber  enthalten  sind,  durch  wen  die  Kantone 
die  Ausführung  vorzunehmen  haben,  oder  wie  die  kantonale  Verwaltung  ein- 
zurichten ist.  Solche  Ausnahmefalle  kommen  allerdings  in  neuerer  Zeit  häufiger 
vor.  Verwaltung  auf  Grund  von  Bundesrecht  geschieht  also  entweder  durch 
die  Kantone  oder  durch  die  Bundesverwaltung.  Der  Unterschied  der  Ver- 
waltung durch  eigene  Organe  von  derjenigen,  die  durch  die  Kantone  erfolgt, 
ist  staatsrechtlich  sehr  gross.  Kr  hat  eine  gewisse  äussere  Aehnlichkeit  mit 
der  im  Einheitsstaat  durchgeführten  Unterscheidung  zwischen  direkter  Staats- 
verwaltung  und  Verwaltung   durch   kommunale   Verbände  (Selbstverwaltung); 
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er  deckt  sich  aber  keineswegs  mit  dieser,  weil  die  Kantone,  auch  wenn  sie 
auf  Grund  von  Bundesrecht  verwalten,  staatliche  Gebilde  bleiben  und  keines- 
wegs den  Charakter  kommunaler  Verbände  annehmen.  Staatsrechtlich  als 
Kantone  und  nicht  verwaltungsrechtlich  als  untergeordnetes  Organ  sind  die 
Kantone  dem  Bund  verantwortlich  für  die  Verwaltung  im  Rahmen  der  Rundes- 
gesetze.  Das  kantonale  Vollziehungs-  und  Ausführungsorgan  bleibt  kantonale;. 
Organ,  auch  wenn  es  Bundesrecht  handhabt ;  es  steht  nicht  unter  der  Disziplinar- 
und  Ordnungsgewalt  der  Bundesorgane,  sondern  ist  nur  seiner  Kantonsbehörde 
gegenüber  verantwortlich.  Und  der  einzelne  Verwaltungsakt  kann  nicht  auf  dem 
Verwaltungsweg  vor  eine  Bundesbehörde  gebracht  werden,  sondern,  im  Prinzip 
wenigstens,  nur  auf  dem  Weg  der  staatsrechtlichen  Angelegenheit  zwischen 
Bund  und  Kanton.  Einem  Abgehen  von  dieser  Auffassung,  wie  es  übrigens, 
in  der  Praxis  der  letzten  zwei  Jahrzehnte  verschiedentlich  beobachtet  werden 
kann,  muss  entgegengetreten  werden,  wollen  die  Kantone  vermeiden,  bezüglich 
der  ihnen  zukommenden  Vollziehung  von  Bundesrecht  in  die  Stellung  kommu- 
naler Verbände  herabzusinken. 

II.  Rechtsschutz  auf  dem  Gebiete  des  Verwaltungsrechts.  Wir  haben 
in  der  Schweiz  Verwaltung  durch  die  Kantone  auf  Grund  kantonalen  Rech- 
tes, Verwaltung  durch  die  Kantone  auf  Grund  eidgenössischen  Rechtes  und 
Verwaltung  durch  den  Bund  auf  Grund  eidgenössischen  Rechtes.  Wenn  wir 
nun  sehen,  wie  in  auswärtigen  Staaten  zur  Verwirklichung  des  Rechtstaates 
und  zum  Schutze  des  Bürgers  gegenüber  den  Behörden  ein  ausgebildetes 
System  einer  Verwaltungsgeriehtsbarkcit  eingeführt  worden  ist,  so  müssen 
wir  es  einigermassen  als  auffallend  bezeichnen,  dass  in  der  Schweiz  das 
Postulat  der  Verwaltungsgerichtsbarkeit  im  Bund  wie  in  den  Kantonen 
keineswegs  im  Vordergrund  politischer  Diskussionen  steht.  Es  hängt  dies  zum 
Teil  damit  zusammen,  dass  das  Bundesrecht  dem  Bürger  einen  sehr  weitgehen- 
den öffentlichrechtlichcn  Schutz  gewährt  und  zwar  in  der  Form  der  staats- 
rechtlichen Beschwerde  beim  Bundesgericht  oder  beim  Bundesrat.  Diese  staats- 
rechtliche Beschwerde  ist  aber  nur  ein  teilweiser  und  unvollständiger  Ersatz 
für  die  ermangelnde  Vcrwaltungsgerichtsbarkeit ;  sie  bildet  auch  ein  Hindernis 
für  die  Einführung  der  letzteren.  Denn  bestände  sie  nicht,  so  hätte  eine  Ver- 
waltungsgeriehtsbarkcit in  Bund  und  in  den  Kantonen  längst  eingeführt  werden 
müssen  (siehe  «Verwaltungsgerichtsbarkeit»).  Durch  das  Vorhandensein  der 
staatsrechtlichen  Beschwerde  ist  dafür  gesorgt,  dass,  soweit  die  Verwaltung  nach 
Bundesrecht  in  den  Händen  der  Kantone  liegt,  diese  zur  strikten  Beobachtung 
des  Bundesrechtes  angehalten  werden  können:  ausnahmsweise  kann  mit  der 
staatsrechtlichen  Beschwerde  auch  Rcmedur  geschaffen  werden,  wenn  kantonale 
Behörden  ihr  kantonales  Verwaltungsrecht  verletzen  (nämlich  unter  den»  Titel 
einer  Verletzung  des  Art.  4  der  Bundesverfassung);  die  staatsrechtliche  Beschwerde 
versagt  aber,  wo  die  Verwaltung  nach  Bundesrecht  durch  die  Bundesver- 
waltung geschieht  (vergl.  im  einzelnen  Bundesrechtspflcgegesctz  vom  22.  März 
1893,  Art.  175 — 19b).  Wir  haben  somit  den  eigenartigen  Rechtszustand,  dass 
der  Bundesgesetzgeber  dem  Bürger  einen  Rechtsschutz  zur  Verfügung  stellt, 
wenn  Mundesrecht  durch  kantonale  Organe,  jedoch  nicht,  wenn  Bundesrecht 
durch  Bundesorgane  zu  vollziehen  ist;  und  doch  kann  nicht  gesagt  werden, 
dass  jene  eine  geringere  Garantie  für  Wahrung  und  Beobachtung  des  Runden- 
rechtes  gewahret»  als  diese;  eine  solche  Garantie  liegt  weder  in  der  Art  der 
Bestellung  der  Organe,  noch  in  der  Art  ihrer  Zusammensetzung,  noch  in  d-  r 
Art  des  ihnen  vorgeschriebenen  Geschäftsganges.  Es  muss  betont  werden,  da** 
gerade  mit  Rücksicht  auf  die  im  Laufe  der  Jahre  ununterbrochen  sich  aus- 
dehnende  Bundesverwaltung  die   Einrichtung  einer  Verwaltungsgerichtsbarkel! 


Digitized  by  Google 


Bundesverwaltung 


in  den  Gebieten  direkter  Bundesverwaltung  nachgerade  ein  dringendes 
Bedürfnis  ist. 

Der  Mangel  einer  gesetzlich  genau  umschriebenen  Kompetenzausscheidung 
unter  den  Organen  der  Bundesverwaltung  höherer  und  niederer  Ordnung  bringt 
es  mit  sich,  dass  der  Bundesrat,  das  oberste  Verwaltungsorgan  des  Bundes,  an 
einer  die  Behandlung  und  Erledigung  der  Geschäfte  nicht  günstig  beein- 
flussenden Geschäftsüberhäufung  leidet,  und  deshalb  bildet  auch,  von  anderen 
Oründen  abgesehen,  die  in  weitestem  Umfang  zugelassene  Verwaltungsbe- 
sch werde  von  den  unteren  Organen  der  Bundesverwaltung  an  den  Bundesrat 
absolut  keinen  genügenden  Krsatz  für  die  fehlende  Vcrwaltungsgcrichtsbarkeit. 
Grosse  Bedeutung  kann  auch  der  an  sich  ganz  nützlichen  Vorschrift  des  Art.  25, 
Ziff.  17  des  Bundesbeschlusses  vom  28.  Juni  1895  (Amtl.  Sammlung  n.  F.,  XV., 
S.  193)  nicht  beigelegt  werden,  weil  der  durch  diese  Vorschrift  vorgesehene 
Mitbericht  des  eidgenössischen  Justizdepartements  keineswegs  die  in  der  Orga- 
nisation und  im  Verfahren  eines  Verwaltungsgerichtes  liegende  Garantie  für 
die  Rechtshandhabung  ersetzt. 

Und  wenn  nun  gar  in  der  Praxis  wiederholt  die  Auffassung  hethatigt 
wurde,  wonach,  einzelne  Ausnahmefälle  vorbehalten,  bundesrätliche  Verfügungen 
und  Entscheidungen  auf  dem  Beschwerdeweg  an  die  Bundesversammlung  weiter- 
gezogen werden  und  diese  solche  Angelegenheiten  materiell  behandelt,  so  ist 
dieser  Praxis  zunächst  entgegenzuhalten,  dass  sie  vielleicht  nach  der  Bundesver- 
fassung von  1848  (vgl.  deren  Art.  74,  Ziff.  15),  nicht  aber  nach  der  von  1874 
(vgl.  deren  Art.  85,  Ziff.  11,  12)  rechtlich  zulässig  ist;  sodann  fehlt  aber  bei  der 
Besch werdeführung  an  eine  zahlreiche  politische  Behörde  jede  Garantie  dafür, 
dass  die  Entscheidung  nach  Rechtsgrundsätzen  erfolgt. 

III.  Organisation  der  Bundesverwaltung.  Die  heutige  Organisation  der 
Bundesverwaltung  beruht  auf  der  1848  angenommenen,  seither  nicht  verlassenen 
Basis.  Das  ordentliche  oberste  Organ  ist  der  Bundesrat.  Er  ist  nicht  nur  Auf- 
sichtsorgan, sondern  direkt  Verwaltungsorgan.  Verfassungsgemäss  erfolgt  die 
Geschäftsverteilung  im  Bundesrat  nach  dem  Departementalsystcm.  Die  ursprüng- 
liche Idee  dieses  Systems  war,  dass  jedem  Departement  ein  Mitglied  des 
Bundesrates  vorzustehen  habe,  dass  aber  nicht  das  Departement,  sondern  nur 
der  Bundesrat  als  Kollegium  verfügende  Behörde  sei  und  dem  Departement 
nur  die  Vorbereitung  und  Besorgung  der  Geschäfte  zustehe.  Diese  Idee  Hess 
sich  jedoch  nicht  lange  ausnahmslos  praktisch  durchführen;  denn  schon  die 
ersten  Organisationsgesetze  über  die  184M  dem  Bunde  übertragenen  Verwaltungs- 
zweige  sehen  vor,  dass  unter  dem  Bundesrat  die  unmittelbare  Aufsicht  über 
einen  solchen  Vcrwaltungsz weig  ein  Departement  des  Bundesrates  ausübt,  und 
dass  die  Leitung  des  gesamten  Vcrwaltungsz weiges  einem  besonderen  Ober- 
verwaltungsdirektor (z.  B.  Oberzolldirektor,  Gcneralpostdirektor,  Telegraphen- 
dircktor  u.  s.  w.)  anvertraut  wird.  Die  ganze  Entwicklung  der  Bundesverwaltung 
lässt  sich  folgendermassen  zusammenfassen:  Einzelne  Zweige  der  Bundesver- 
waltung werden  direkt  und  ausschliesslich  durch  die  eidgenössische  Centralverwal- 
tung  besorgt  und  zwar  in  der  Weise,  dass  die  Kompetenzen  zwischen  Bundesrat, 
Departements-Chef  und  Abteilungs-Chef  geteilt  sind;  entweder  kraft  generellen 
oder  speziellen  Auftrages  haben  Departements-Chef  und  Abteilungs-Chef  einen 
.Teil  derjenigen  Funktionen,  deren  Ausübung  eigentlich  Sache  des  Bundesrates 
wäre ;  der  Bundesrat  hat  sich  bezüglich  solcher  delegierten  Funktionen  nur  die 
Aufsicht  und  die  Entscheidung  auf  Grund  von  Beschwerden  gegen  Departcmcntal- 
verfügungen  vorbehalten  (vergl.  insbesondere  ßundcsratsbeschluss  vom  9.  April 
1897  betr.  die  Kompetenzen  der  Departemente  und  der  Abteilungs-Chefs,  A.  S. 
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n.  F.  XVI.,  S.  117).  Bezüglich  einer  Reihe  anderer  Verwaltungszweigc  besteht 
ein  eidgenössisches  Amt  mit  selbständigen  gesetzlich  umschriebenen  Funktionen: 
es  steht  unter  der  Aufsicht  eines  Departements  und  unter  der  Oberaufsicht 
des  Bundesrates.  Hier  ist  es  also  nicht  die  Kompetenzübertragung  von  Bundes- 
rat resp.  Departement  auf  das  eidgenössische  Amt,  welches  diesem  seinen 
Charakter  als  Behörde  verleiht;  vielmehr  leitet  es  seine  amtlichen  Befugnisse 
unmittelbar  aus  dem  Gesetz  ab;  und  Bundesrat  und  Departement  sind  kraft 
Gesetz  auf  die  Aufsicht  beschränkt,  ohne  unmittelbare  Vcrwaltungsbelugnisse 
zu  besitzen  (vgl.  z.  B.  die  Stellung  des  eidgenössischen  Amtes  für  geistiges 
Eigentum,  das  eidgenössische  Versicherungsamt,  ferner  der  eidgenössische 
Schulrat  und  die  Landesmuseumskommission).  Bezüglich  weniger  aber  wich- 
tiger Verwaltungszweigc  endlich  ist  unter  dem  Bundesrat  und  Departement 
als  Aufsichtsbehörde  eine  eidgenössische  Ccntralbehörde  eingerichtet,  der 
untergeordnet  sind  die  Kreisverwaltungen  und  innerhalb  der  Kreise  die  ein- 
zelnen Aemter;  hierher  gehören  vor  allem  die  Zoll-,  Post-  und  Telegraphen- 
Verwaltungen. 

Der  Bundesrat  zählt  sieben  Mitglieder;  es  gibt  demgemäss  sieben  Departe- 
mente ;  in  diese  sieben  Departemente  ist  die  Gesamtheit  der  Verwaltungs- 
zweigc einzureihen.  1849  wurde  folgende  Departcmentaleinteilung  festgesetzt: 
1.  Politisches  Departement,  2.  Departement  des  Innern,  3.  Justiz-  und  Polizei- 
departement, 4.  Militärdepartement,  5.  Finanzdepvtement,  6.  Handels-  und 
Zolldepartement,  7.  Post-  und  Baudepartement.  Eine  Aenderung  trat  1873  ein 
infolge  des  1872  erlassenen  Eisenbahngesetzes  und  infolge  der  grossen  Entwick- 
lung des  Post-  und  Telegraphcnwesens :  das  Bauwesen  wurde  dem  Departement 
des  Innern  zugewiesen;  das  5.  Departement  wurde  zum  Finanz-  und  Zolldcparte- 
ment.  das  6.  zum  Eisenbahn-  und  Handelsdepartement  und  das  7.  zum  Post-  und 
Telegraphendepartement.  Eine  weitere  Aenderung  erfolgte  1878,  indem  nun 
das  (>.  als  Handels-  und  Landwirtschaftsdepartement  und  das  7.  als  Post-  und 
Eisenbahndepartement  bezeichnet  wurde.  1887  wurde  das  politische  Departe- 
ment zum  Departement  des  Acussern,  unter  Zuweisung  der  Handelsabteilung, 
und  das  6.  zum  Industrie-  und  Landwirtsc.haftsdcpartement ;  von  kleineren 
Verschiebungen  abgesehen,  kehrte  man  1895  zurück  zur  Aufstellung  eines 
politischen  Departements  und  zur  Einrichtung  eines  Handels-,  Industrie-  und 
Landwirtschaftsdepartements. 

Der  Bundesrat  ist  eine  als  Kollegium  organisierte  Behörde;   die  Depar- 
temente, die  eidgenössischen  Aemter  und  Direktionen  dagegen  sind  bure.iu- 
mässig  organisiert.    Verfassungsgemäss  (Art.  104)  sind  Bundesrat  und  Departe- 
mente befugt,  <für  besondere  Geschäfte  Sachkundige  beizuziehen»  ;  mit  dieser 
Bestimmung  wollte  man  1848  nicht  nur  zum  Ausdruck  bringen,  dass  Experten 
im  einzelnen  Fall  zugelassen  sein  sollen,  sondern  auch,  dass  das  Kommissional- 
system  in  der  Bundesverwaltung  ausgeschlossen  sein  soll.    Diesen  letzteren  Satz 
hat  man  aber  in  der  Verfassung  nicht  ausdrücklich  ausgesprochen,  und  so  gilt 
er  nicht.   Im  Gegensatz  zu  den  Anschauungen  früherer  Jahre  hat  man  in  neuerer 
Zeit  wiederholt  bleibende  eidgenössische  Kommissionen  in  den  verschiedensten 
Verwaltungszweigen  organisiert;    bald  haben  sie  nur   den  Charakter  begut- 
achtender Kollegien,  bald  denjenigen  eigentlicher  Behörden.    Nicht  immer  hat 
man  ihnen  eine  genau  fixierte  Rechtsstellung  zugewiesen.    Man  hat  erkannt, 
und  das  ist  die  Hauptsache,  dass  einer  bedenklichen  Beamtcnbureaukratie  am 
besten  dadurch  vorgebeugt  wird,  dass  in  einzelnen,  nicht  in  allen  Verwaltungen 
Verwaltungskommissionen  eingesetzt   werden.    In  diesem  Sinne  hat  auch  das 
Organisationsgesetz  der  Bundesbahnen  (vgl.  Bundesgesetz  vom  15.  Oktober  1897. 
Amtl.  Sammig.  n.  F..  XVI.,  S.  553)  das  Organ  des  Verwaltungsrates  der  Bundes- 
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bahnen  und  das  der  Kreiseisenbahnrate  eingeführt,  wie  überhaupt  dickes  Gesetz 
verschiedene  .Abweichungen  von  dem  bisherigen  Schema  der  (Organisation 
eines  Bundesverwaltungszweiges  aufweist. 

JV.  Litteratttr.  S.  Litteratur  beim  Artikel  „Bundesrat"  ;  ferner  Velth,  Der  recht- 
ticke EiuHuss  der  Kantone  auf  die  Bundesgewalt ',  tgoj,  S.  jy  ff.  —  ß,  Vogt,  in  Zeit- 
schrift für  sckxveit.  Reckt  1897,  n.  /■'.  Xl'f,  S.  82/  ff.  —  J.  Schollenberger,  Grundriß 
des  Staats-  und  Verwaltung sreckts  der  sekiteiz.  Kantone,  ///,  6\  79/ — 240. 

Dr.  L.  R.  V.  Salis,  Professor  an  der  Iniversitiit  Bern. 


C. 

Cacao-  und  Chocoladefabrikation. 

I.  Allgemeines.  —  II.  Entwicklung  der  schweizerischen  Cacao-  und 
Chocoladeindustric.  —  III.  Produkte  der  schweizerischen  Chocolatcrie.  — 
IV.  Wirtschaftliche  und  sociale  Verhaltnisse.  —  V.  Allgemeine  Betrach- 
tungen. —  VI.  Statistik.  —  VII.  Litteratur. 

I.  Allgemeines.  Der  Cacaobaum  stammt  aus  dem  tropischen  Amerika 
zwischen  dem  23°  nördlicher  und  15 — 20°  südlicher  Breite. 

Die  Verarbeitung  des  Samens  der  Cacaofrucht  zu  einem  Nahmngs-  und 
Gcnussmittcl,  in  seiner  ursprünglichen  Form  als  Cacaopulver  und  später  zu 
Chocolade,  lässt  sich  geschichtlich  mit  Bestimmtheit  nicht  weiter  zurückver- 
folgen, als  bis  zur  Kroberung  von  Mexiko  durch  die  Spanier.  Es  ist  jedoch 
mit  Sicherheit  anzunehmen,  dass  der  Gcnuss  des  Cacaos  den  damaligen  Be- 
wohnern Centraiamerikas  schon  seit  langem  bekannt  war,  wenigstens  traf 
Fernando  (  ortez  dort  eine  schon  sehr  ausgedehnte  Kultur  des  Cacaobaumcs 
an.  Es  sind  aber  bei  der  rücksichtslosen  Eroberung  Mexikos  durch  die  gold- 
gierigen Spanier  thatsächlich  fast  alle  bezüglichen  geschichtlichen  Quellen 
vernichtet  worden  oder  verloren  gegangen.  Von  den  Spaniern  ist  die  Chocolade 
nach  Europa  gebracht  worden  und  datieren  die  ersten  Aufzeichnungen  darüber 
in  Europa  aus  dem  Jahre  1520.  Die  Zubereitung  der  Cacaobohnen  zu  Cacao 
und  Chocolade  wurde  von  den  Spaniern  als  ein  wichtiges  Geheimnis  streng 
behütet  und  ist  darin  wohl  der  Grund  zu  suchen,  dass  die  Verbreitung  des 
Cacaogenusses  im  übrigen  Europa  so  langsam  vor  sich  ging.  So  treffen  wir 
auf  geschichtliche  Notizen  über  Chocolade  in  Italien  ersi  im  Jahre  160t..  in 
England  1657.  Frankreich  lt>t>l  und  Deutschland  H>71). 

Centraiamerika  war  damals  fast  ausschliesslich  die  Bezugsquelle  für  das 
Rohmaterial. 

Heute  ist  die  Kultur  des  Cacaobaumes  in  unzähligen  Gebieten  der  feucht  - 
heissen  Zone  stark  verbreitet.  In  Central-  und  Südamerika  wird  ausser  in 
Mexiko  Cacao  kultiviert  in  Guatemala.  Venezuela,  Ecuador,  Guyana.  Brasilien, 
auf  den  grossen  Antillen,  Cuba,  Haiti,  Jamaika,  Porto  Rico,  Guadeloupe,  den 
kleinen  Antillen.  Martinique,  St.  Lucia,  'Granada,  Trinidat  etc.  etc. 

Afrika  besitzt  Cacaopflanzungen  in  Kamerun,  auf  Bourbon,  St.  Thonru'. 
Prinipe,  Fernando  po  und  den  kanarischen  Inseln  und  im  Osten  schickt  sich 
die  ostafrikanische  Landbaugesellschaft  an,  ihre  weiten  Gebiete  der  Cacao- 
kultur  zu  eröffnen. 

Asien  führt  Cacao  aus  von  Ceylon,  Java.  Manilla  etc. 

Versuche,  welche  man  in  Europa  anstellte,  wenn  auch  vorläufig  nur  in 
Treibhäusern,  um  den  Cacaobaum  zu  aeclimatisieren,  sind  nur  zum  geringsten 
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Teile  geglückt.  Ks  gelang  wohl,  die  Cacaopflanze  zum  Waclisen.  sogar  zum 
Rlühcn  zu  bringen,  reife  Flüchte  aber  konnten  keine  erzielt  werden. 

Wie  alle  menschlichen  Genussmittel  hat  auch  der  Cacao.  wie  er  ursprünglich 
auch  mehr  für  ein  Genussmittel  als  ein  Nahrungsmittel  angesehen  wurde,  seine 
nicht  uninteressante  Geschichte  und  gibt  zu  deren  näheren  Studium  die  Schrift 
<  Der  Cacao  und  die  Chocoladc»  von  A.  Mitscherlich  die  beste  Auskunft.  Ueber 
seine  Zuträglichkeit  und  Nährwert  herrschen  bis  weit  ins  17.  Jahrhundert  die 
fabelhaftesten  und  widersprechendsten  Ansichten.  Es  rührt  dies  hauptsächlich 
daher,  weil,  dank  der  noch  wenig  entwickelten  chemischen  Wissenschaften, 
über  seine  nährwertliche  Zusammensetzung  mehr  oder  weniger  Ungewissheit 
obwaltete  und  weil  seine  Verarbeitung  zu  Cacaopulver  und  Chocolade  so 
ängstlich  mit   dem  Schleier  eines  geheimnisvollen  Prozesses  umgeben  wurde. 

Wenn  sich  Ansichten  geltend  machten  wie  diejenige  eines  englischen 
Arztes,  Stubbe,  der  die  Behauptung  aufstellte,  eine  Unze  <30  Gramm)  Cacao 
enthalte  mehr  Fette  und  nährende  Stoffe  als  ein  Pfund  besten  Rind-  oder 
Schöpsenfleisch,  eine  Ansicht,  welche  weit  über  das  Ziel  hinausschoss,  so  ist  es 
wieder  fast  nicht  begreiflich,  wenn  auf  der  anderen  Seite  die  Unterschätzung 
des  Cacao  als  Nahrungs-  und  Gcnussmittcl  so  weit  ging,  denselben  als  ein 
Getränk  kennzeichnen  zu  wollen,  das  sich  besser  für  die  Schweine  als  für 
Menschen  eignen  dürfte  (Girolam  Benzoni.  livre  des  drogucs  tftrangercs). 

Heute,  wo  man  seine  chemische  Zusammensetzung  und  seinen  Inhalt  an 
wirklichen  Nährstoffen  besser  kennt,  sind  die  Ansichten  über  seinen  Wert  so 
ziemlich  auf  das  richtige  Mass  eingestellt.  Der  Cacao  hat  den  grossen  Vorzug, 
uns  eine  vorteilhafte  Kombination  von  einem  Nahrungs-  und  einem  Genuss- 
mittel zur  Verfügung  zu  stellen.  Kr  verdient  deshalb  auf  alle  Fälle  dem  Kaffee 
und  Thee.  welch  letztere  im  Grunde  kein  Nahrungsmittel  sind,  vorgezogen  zu 
werden.  Der  Gehalt  des  Cacaos  an  Fett  42— 45—50  %  Stärke  9-  - 1 4 0  o, 
Kiweiskorper  1 4 —  1 5  °/0,  Zucker  1,5  —  2%,  Salze  3,5—6%  stempeln  denselben 
zu  einem  hervorragenden  Nahrungsmittel. 

Das  in  ihm  enthaltene  Alcaloid-Theobromin  1,2 — 1,6%  mit  seinen  nerven- 
anregenden, dem  Coffein  und  dem  Thein  ähnlichen  Eigenschaften  und  seine 
aromatischen  Bestandteile  verleihen  ihm  den  Charakter  eines  nicht  zu  unter- 
schätzenden Genussmittels. 

Die  neuesten  chemisch-physiologischen  Untersuchungen  haben  bewiesen, 
dass  der  Wert  eines  Genussmittels  nicht  allein  von  der  Menge  des  in  ihm 
enthaltenen  Alcaloides  abhängt,  sondern  dass  es  hauptsächlich  das  sozusagen 
harmonische  Zusammenwirken  aller  Bestandteile,  aus  welchen  man  sich  den 
Komplex  des  Genussmittelprinzipes  bestehend  denkt,  insbesondere  auch  die 
Mitwirkung  der  aromatischen  Bestandteile,  ist,  welche  den  Massstab  für  die 
Güte  und  den  Marktwert  bedingen.  Im  Cacao  scheint  sich  nun  diese  wohl- 
thätige  Zusammen  Wirkung  in  sehr  günstiger  Weise  zu  charakterisieren. 

Der  Cacao  ist  wohl  dasjenige  Naturprodukt,  das  in  seiner  Zusammen- 
setzung dein  Nahrungsmittel  par  excellence,  der  Milch,  am  ähnlichsten  ist  (man 
muss  sich  zu  diesem  Vergleiche  die  Milch  ohne  ihren  relativ  wertlosen  Gehalt 
an  Wasser,  also  zu  Pulver  eingetrocknete  oder  wenigstens  sehr  stark  konden- 
sierte Milch  vorstellen»  und  wäre  wohl  im  stände  wie  Milch,  auf  längere  Zeit 
dem  Menschen  als  alleiniges  Nahrungsmittel^  zu  dienen.  Es  ist  zu  bedauern, 
dass  vun  breiteren  Bevölkerungsklassen  der  Nährwert  des  Cacaos  noch  viel  zu 
wenig  erkannt  ist  oder  unterschätzt  wird  und  dass  nicht  in  ausgedehnterem 
Masse  in  demselben  ein  Ersatz  für  den  sinnlosen  Kaffee-  und  Cichoriengenuss, 
welcher  im  Grunde  nur  eine  grosse  Selbsttäuschung  auf  Kosten  der  Arbeitskraft 
ist,  gesucht  wird.    Auch  die  schweizerische  Bevölkerung  hat  in  dieser  Hinsicht 
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viel  nachzuholen.  Die  Entgegnung,  der  Cacaokonsum  komme  zu  teuer,  ist  nur 
relativ  berechtigt.  Ein  Cacaofrühstück,  dem  mit  Milchzusatz,  wie  bei  Kaffee 
und  Cichorien,  noch  eine  Verbesserung  zugewendet  wird,  ist  nährwertlich  enorm 
höher  zu  stellen  als  ein  Milchkaffee  oder  Milchcichorie,  wie  er  von  unserer 
Arbeiterklasse  mit  Vorliebe  getrunken  wird,  und  kommt  nicht  viel  höher  zu 
stehen.  Es  werden  heute  von  der  schweizerischen  Chocoladeindustrie  eine 
Menge  sehr  nahrhafter  Cacaopräparate  in  den  Mandel  gebracht,  welche  eine 
Berücksichtigung  in  obigem  Sinne  ganz  verdienen. 

n.  Entwicklung  der  schweizerischen  Cacao-  und  Chocoladeindustrie.  In 

der  Schweiz  fallen  die  ersten  Anfange  einer  fabrikmässigen  Cacao-  und  Choco- 
ladeindustrie in  das  zweite  V  iertel  des  letzten  Jahrhunderts.  Wohl  sind  schon 
früher,  wahrscheinlich  von  Frankreich  her  angeregt,  Chocoladepräparatc  dar- 
gestellt worden,  jedoch  stets  nur  als  Begleitprodukte  der  Zuckerbäckerei.  Die 
ersten  Fabrikbetriebe  entstanden  in  der  französischen  Schweiz  und  ist  wohl 
Ph.  Suchard,  Serriercs  bei  Neuenbürg,  als  erster  Fabrikant  zu  betrachten. 
Ph.  Suchard,  der  im  Jahre  182b  seine  Fabrik  eröffnete,  und  die  späteren  Leiter 
der  in  der  Folge  mit  nicht  alltäglichem  Erfolg  sich  zum  Weltgeschäft  empor- 
arbeitenden Firma  Russ-Suchard  und  Cie.  haben  sich  um  die  schweizerische 
Chocolaterie  grosse  Verdienste  erworben.  Der  Fabrik  Suchard  haben  sich  im 
Laufe  des  Jahrhunderts  eine  ganze  Menge  kleinerer  und  grösserer  Firmen,  bis 
zu  solchen,  welche  heute  ebenfalls  Weltruf  geniessen,  angeschlossen. 

Heute  besitzt  die  Schweiz  14  grössere  Fabrikbetriebe.  Kleinere  Betriebe, 
welche  sich  nicht  fabrikmässig  in  einiger  Massen  grösserem  Massstabe  einge- 
richtet hatten  und  von  welchen  im  Jahre  1880  noch  eine  ganze  Menge  vor- 
handen waren,  mussten  meistens  dem  Grosshctricbe  weichen  oder  beteiligen 
sich  heute  nur  nebensächlich  am  Export.  Die  schweizerische  Chocoladeindustrie 
arbeitet  mit  einem  Kraftaufwand  von  rund  5000  HP.  in  Form  von  Dampf. 
Wasser  und  Elektrizität.  Sie  beschäftigt  cirka  4500  Arbeiter  männlichen  und 
weiblichen  Geschlechts  und  beträgt  das  engagierte  Betriebskapital  ca.  25  bis 
30  Millionen  Franken.  Einige  Firmen  besitzen  zudem  grössere  Zweigfabriken 
im  Ausland:  Suchard  in  Lörrach  (Deutschland)  und  Bludcnz  (Oesterreich):  J.  Klaus 
in  Morteau  (Frankreich).  Die  meisten  Firmen  haben  grössere  Niederlagen  in 
den  grösseren  Städten  des  Kontinents,  in  England,   Egypten  und  der  Türkei. 

Bis  zum  Jahre  1875  wurde  von  der  schweizerischen  Chocoladeindustrie 
fast  ausschliesslich  nur  Chocolade  und  Cacao  (ohne  weitere  Zusätze)  in  den 
Handel  gebracht.  Sic  hatte  sich  schon  zu  dieser  Zeit  einen -ganz  bedeutenden 
Ruf  erworben  und  trat  z.  B.  an  der  Weltausstellung  in  Wien  im  Jahre  1873 
in  scharfe  Konkurrenz  mit  den  grössten  Firmen  des  Auslandes,  wie  Mennier, 
Paris,  Gebrüder  Stollwerk  in  Köln,  welche  sie  bereits,  nicht  in  der  Quantität 
der  täglichen  Produktion,  jedoch  in  der  Qualität  überflügelt  hatte.  Die  Zoll- 
verhältnisse waren  aber  der  Entwicklung  der  Industrie  auf  Export  nicht  günstig 
und  erst  nach  Abschluss  einiger  günstiger  Handelsverträge  und  nach  Ausbau 
des  Eisenbahnnetzes  konnte  sich  dieselbe  am  Weltmarkt  beteiligen.  Ganz  abnorm 
geringe  Einfuhrzölle  erleichtern  noch  heute  die  Einfuhr  ausländischer  Produkte, 
welche  dazu  noch  die  Vorteile  billigerer  Transportkosten  der  Rohmateriale  zu 
gute  kommen;  und  wenn  sich  unsere  Chocoladeindustrie  heute  erfolgreich  am 
Aussenhandel  beteiligen  kann,  so  ist  das  nur  dank  der  vorzüglichen  Beschaffenheit 
ihrer  Produkte.  In  Frankreich,  wo  die  Chocoladeindustrie  schon  lange  auf  sehr 
hoher  Stufe  steht,  war  der  Konsum  bis  vor  kurzem  noch  ganz  unbedeutend«  Nach 
dem  Kriege  1870; 71  wurde  der  Einfuhrzoll  auf  Ausland-Chocolade  geradezu  ver- 
dreifacht.   England,  dessen  Zollverhältnisse  der  Einfuhr  stetsfort  günstig  waren, 
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Hess  sich  vom  schweizerischen  Markt  erst  nachträglich  und  eigentlich  nur  mit 
der  Milchchocolade  erobern,  ist  aber  auch  in  der  Folge  der  grösste  Abnehmer 
dieses  Produktes  geworden  und  geblieben. 

Im  Jahre  1875  erfand  D.  Feter  die  Milchchocolade;  er  errang  damit  an 
der  Pariser  Weltausstellung  1878  die  silberne  Medaille:  der  Konsum  dies« 
neuen  Artikels  der  Branche  nahm  in  weniger  als  12  Jahren  so  enorm  zu, 
dass  sich  die  Socic'tt*  des  Chocolats  au  Lait  Peter  in  zwei  grossen  Fabriken 
nur  mit  der  Produktion  dieser  Art  C'hocolade  abgeben  konnte  und  dass  heute, 
noch  dazu  genommen,  in  anderen  C'hoeoladelirmen  mehr  als  1500  Arbeiter 
ausschliesslich  damit  beschäftigt  sind.  Es  ist,  wie  schon  angedeutet,  die  «Gala 
Pctcr>,  welche  den  enormen  Export  anbahnte.  Diesem  Erfolg  zur  Seite  steht 
nicht  weniger  beispiellos  die  rasche  Anerkennung  der  ursprünglichen  Schwcizcr- 
Chocoladc,  welche  heut«-,  dank  dem  Aufwand  aller  geistigen  und  technischen 
Hülfsmittel,  die  schweizerische  Chocolade-Grossindustric  zu  verzeichnen  hat.  Ks 
ist  natürlich  nicht  zu  vergessen,  dass  es  der  ganzen  Energie  der  nun  zur  Gross- 
industrie gewordenen  schweizerischen  (  hocolaterie,  des  praktischen  Aulwandos 
aller  modernen  Hülsmittel  und  des  fortwährenden  Bestrebens,  nur  ausgesuchte 
Produkte  auf  den  Weltmarkt  zu  bringen,  bedurfte,  um  die  ganze  Industrie  zu 
Entwicklung  und  zu  dem  Ansehen  zu  bringen,  wie  sie  es  heute  besitzt. 
Hand  in  Hand  mit  der  rationellen  Fabrikation  durchging  einen  ähnlichen 
Entwicklungsgang  auch  die  Aufmachung  der  fertigen  Ware  zum  Verkauf:  dir 
Art  und  Weise  der  Verpackung  hat  sich  nachgerade  auch  in  der  schweizerischen 
Chocolaterie  als  fundamentale  Wichtigkeit  für  den  Absatz  gestaltet.  Ebenso 
spricht  die  intensive  Reklame  in  ihren  mannigfaltigen  Formen  ein  gewichtiges 
Wort  mit  und  es  werden  auch  in  der  Zukunft  alle  diese  Faktoren  mithelfen 
müssen,  um  der  schweizerischen  (hocoladeindustrie  ihren  guten  Ruf  nun  am  h 
dauernd  zu  erhalten. 

ID.  Produkte  der  schweizerischen  Chocolaterie.  Die  Produkte  der  schwei- 
zerischen (  hocoladeindustrie  kommen  heut«-  im  wesentlichen  unter  folgenden 
Formen  in  den  Handel: 

Cacaopulver,  sogenannter  aufgeschlossener,  entölter  oder  holländischer 
Cacao,  C.'ocao  soluble.  Dieses  ist  das  mittelbare  Pulver  aus  gerösteten  Cacau- 
bohnen,  denen  zum  grösseren  Teil  das  Fett,  die  Cacaobutter,  durch  Abpressen 
entzogen  wurde.  Der  sogenannte  Aufschliessungsprozess  hat  den  Zweck,  das 
Cacaopulver  leichter  verdaulich  zu  machen  und  besteht  darin,  den  Cacaobohncn 
Fett  zu  entziehen  und  die  Holzfaserbestandteile  aufzulockern,  sie  in  eine  Art 
Qucllungs/.ustand  zu  versetzen,  so  dass  die  Stärke  als  Inhalt  der  Zellen  der 
Verdauung  zugänglich  wird.  Das  aufgeschlossene  Pulver  sinkt  bei  der  Zubereitung 
des  Cacaogctränkes  nicht  mehr  so  schnell  zu  Boden,  sondern  bleibt  in  Suspension 
und  bedingt  infolge  dessen  eine  grössere  Schmackhaftigkcit.  Die  beim  alkalischen 
Aufschliessungsprozess  miterfolgende  Abstumpfung  der  beim  Rösten  der  Bohnen 
entstandenen  Säuren  ist  ein  weiterer  Vorteil  zu  gunsten  der  Schmackhaftigkcit 
und  Haltbarkeit  des  Präparates. 

Dieser  Aufschliessungsprozess.  zuerst  von  den  Holländern  angewandt, 
daher  auch  der  Name  <  holländischer  Cacao  ».  wurde  von  denselben  lange  Zeit 
geheim  gehalten,  ist  aber  heute  Gemeingut  der  meisten  Cacaolabrikant'*n 
geworden. 

Cacaomasse  oder  C  hoeol  ad  c  n  t  eig  ist  die  gleichmässig  feine,  in  der 
Wärme  einen  dünnen  Brei  bildende  Masse,  welche  aus  vollständig  enthüllten 
gerösteten  Cacaobohnen,  ohne  Fettentzug  und  ohne  weiteren  Zusatz,  durch 
einfaches  Mahlen  erhalten  wird. 
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Chocolade  ist  eine  innige  Mischung  von  Cacaomasse  mit  reinem  weissen 
Rohrzucker.  Bei  einigen  speziellen  Sorten  kommt  noch  ein  wechselnder  Prozent- 
satz Cacaobutter  hinzu.  Wird  gewöhnlich  mit  Vanille  oder  Vanillin  parfümiert. 
Eine  gute  Chocolade  besteht  aus  40 — 50  °/o  Cacaomassc  und  50 — 60    o  Zucker. 

Milchchocolade  ist  Chocolade,  welcher  im  Laufe  der  Fabrikation  ein 
gewisser  Prozentsatz  Milch  in  Pulver  oder  kondensierter  Form  zugesetzt  wurde. 

Couverture  oder  U eberzugsmasse  ist  Cacaomasse,  der  man  zum 
Zwecke  eines  grösseren  Grades  von  Dünnflüssig  werden  beim  Kr  wärmen  weitere 
Mengen  Cacaobutter  zugesetzt  hat.  Findet  ausschliesslich  nur  Verwendung  in 
der  Confiserie  zum  Ucbcrziehen  oder  Uebcrgicsscn  von  Zuckerbäckerwaren. 

Hafercacao  besteht  aus  einer  innigen  Mischung  von  aufgeschlossenem 
Cacaopulver  mit  präpariertem  Hafermehl. 

Cacaobutter  ist  das  bei  der  Darstellung  von  entöltem  Cacao  erhaltenen 
Cacaofctt.    Findet  Verwendung  in  der  Chocolatcric  selbst  und  in  tlcr  Medizin. 

Haselnuss-  und  Mandelchocoladc  sind  Chocoladen  mit  wechselnden 
Zusätzen  von  Haselnuss-  und  Mandelkernen  und  fallt  mehr  ins  Gebiet  der 
Confiserie. 

Delta  Peter,  Bloc-Cailler,  Dejeuner  au  cacao  instant  and  Köhler, 
Record  Villars  etc.  etc.  sind  Chocoladcspezialitatcn  der  betreffenden  Firmen, 
welche  bezwecken,  dem  konsumierenden  Publikum  ein  Cacaopriiparat  in  die 
Hand  zu  geben,  mit  welchem  sich  durch  einfaches  Aufkochen  mit  Wasser  oder 
Milch  augenblicklich  eine  Tasse  fertige  Chocolade  zu  billigstem  Preise  zubereiten 
lässt.  Sic  stellen  lose,  gepresste  Blöcke  oder  Würfel  mit  wechselnder  Form  und 
Gewicht  dar  und  bestehen  aus  Milchchocoladepulver  mit  geringen  Zusätzen, 
wie  Zucker,  Malz,  Hafermehl  etc.  etc. 

IV.  Wirtschaftliche  und  sociale  Verhältnisse.  Vom  allgemeinen  schwei- 
zerischen volkswirtschaftlichen  und  socialen  Standpunkte  aus  betrachtet,  ist  von 
nicht  zu  unterschätzender  Wichtigkeit,  dass  durch  die  Chocolatcric  eine  ganze 
Menge  anderer  Indusriez weige  in  günstige  Mitleidenschaft  hineingezogen  werden. 
Die  junge  schweizerische  Zuckerindustrie  rindet  an  der  Chocolatcric  einen  grossen 
Abnehmer.  Der  Milchwirtschaft  ist  durch  dieselbe  ein  neues  grosses  Absatz- 
gebiet erschlossen  worden.  Die  beiden  grossen  Fabriken  Peter  und  Cailler 
konsumieren  täglich  allein  25,000  Liter  Milch.  Es  kommen  dazu  noch  die 
anderen  kleineren  und  grösseren  Firmen,  die  nicht  ausschliesslich,  aber  doch 
in  grösserem  Massstabe  Milchchocolade  in  den  Handel  bringen:  Suchard,  Kohler, 
Frey,  Tobler  &  Cie.,  Kaiser  &  Cic.  Ferner  finden  Industriezweige,  wie  die 
Cartonagefabrik,  Buchdruckerei  und  Fabrikation  von  Luxuscin  wickelpapier, 
Tagespresse,  Holzembalagcfabrikation  etc.  etc.  nicht  zu  unterschätzende  Kin- 
nahmequellen und  ausser  in  der  Fabrik  Beschäftigten  rinden  tausende  von 
Arbeitskräften  indirekt  eine  Beteiligung. 

Die  Arbeitsverhältnisse  in  der  schweizerischen  Chocoladeindustric  sind 
zudem  nicht  ungünstig.  Die  Arbeit  ist  angenehm  und  nicht  ungesund.  Die 
Löhne  bewegen  sich  für  männliche  Arbeitskräfte  /.wischen  4  5'/s-  b  Franken 
täglich,  für  weibliche  zwischen  2 — 3  Franken. 

V.  Allgemeine  Betrachtungen.  Wie  schon  bemerkt,  klagt  die  schwei- 
zerische Chocoladeindustrie  heute  noch  über  ungünstige  Zollvcrhältnissc, 
und  sind  es  gerade  unsere  Nachbarstaaten,  welche  unsere  Produkte  mit  den 
höchsten  Zöllen  belegt  haben.  Es  dürfte  an  der  Zeit  sein,  die  Cacaoprodukte 
nachgerade  mehr  als  courantc  Nahrungsmittel  und  weniger  als  Genussmittel 
oder  Luxusartikel  betrachten  zu  wollen.  Die  Rückvergütung  der  Zölle  auf 
Rohmaterialien,  Cacaobohnen  und  Zucker,  bei  letzterem  vielleic  ht  in  Form  von 
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Ausfuhrprämien,  Hcriicksichtigung  des  Prozentsatzes  vom  Wert  der  Waren  und 
nicht  des  Gewichtes  derselben  allein  bei  Aufstellung  der  Zollansätze,  sind 
Wünsche  der  Interessenten,  deren  Erfüllung  der  schweizerischen  Chocolade- 
industrie,  nach  deren  Dafürhalten,  zu  Nutzen  kommen  und  wahrscheinlich  ver- 
hüten dürfte,  dass  grössere  Teile  unserer  Betriebe  ins  Ausland  wanderten. 

VI.  Statistisches. 


Ausfuhr  und  Einfuhr  von  Cacaopulver,  Chocoladenteig  und  fertiger  Chocolade 


Jahr 

Einfuhr 

Ausfuhr 

— 

> 

Einfuhr 

Ausfuhr 

Menge 

in 
tookg 

Wert  in 
Franken 

Menge  in 
IOO  kg 

Wen  in 
Franken 

Menge 

in 
io<.kn 

Wert  in 
Franken 

Menge  in 
IOO  kg 

Wert  in 
Franken 

1890 

251 

85,680 

6,814 

2,133,247 

1898 

535 

225,500 

18.634 

6.270  641 

1895 

260 

108.620 

11,061 

3,762.738 

1899 

528 

224,690 

24,777 

8.389.289 

1596 

435 

185,720 

12.017 

4.027,946 

1900 

612 

256.730 

31.402 

10.846.994 

1897 

558 

240.530  14,489 

4,978.199 

1901 

701 

296,250 

41,208 

15,513.147 

Einfuhr  von  Cacaobohnen  (Rohmaterial). 


Jahr 

Menge  in  100  kg 

Wert  in  Fr. 

Jahr 

Menge  in  100  kg 

Wert  in  Fr. 

1890 

13,142 

2,628,400 

1898 

31.862 

5.970.769 

1895 

22.05«. 

3,728,240 

1899 

33.298 

7.084,510 

1896 

26,942 

4.203,990 

1900 

35,807 

7.667.168 

1897 

26.381 

4.387,736 

1901 

43,633 

8,448,57b 

Die  Ausfuhr  von  Cacaobohnen  nach  dem  Ausland,  welche  sich  in  dem 
Rahmen  von:  im  Jahre  1896  —  1683  q  im  Werte  von  Kr.  262.548,  im  Jahre 
1900  =z  2588  q  im  Werte  von  Kr.  553,832  bewegte,  ist  ganz  zurückgegangen 
und  findet  seine  Erklärung  in  der  damaligen  temporären  Abgabe  von  Roh- 
material der  .schweizerischen  Kinnen  an  ihre  Kilialcn  im  Ausland. 


Aus-  und  Einfuhr  von  Cacao  und  Chocoladen. 


|ah, 

Cacaopulver  und  Chocoladenteig 

Chocoladen 

i  :  i  u  1'  ti  h  r 

A  u  s  t"  u  Ii  r 

F.  i  n  !  u  Ii  r 

Ausluhr 

in 

l. 

Wert  :n 

Mcr^r  in 
ii  'U  kg 

Wirt  in 
Franken 

;  n 

Wort  in 
Franken 

Menge  in 
HM  kg 

Wert  in 
r  ranicco 

1890 

15-1 

5m.ö2u 

393 

171.552 

97 

27,100 

6,421 



1,961,795 

1*95 

213 

95,*5ü 

13H 

513>29 

*l 

12.770 

9,747 

3,248.909 

1s;m; 

379 

170.550 

SL'3 

306.095 

,>6 

15,170  , 

11.194 

3.719,851 

1V'7 

-199 

224.550 

smi 

32-1.750 

59 

15.980  : 

13,609 

4.653.449 

1V.-S 

■I5u 

202,5U" 

995 

353.590 

85 

23.000 

17,639 

5.917,055 

l  ■">".•< 

!;.<; 

2i»5.20i> 

1290 

-181.594 

72 

19.490 

23.481 

7.907.695 

19-i0 

:,u-, 

22-\<;oo 

1971 

S27.862 

104 

28,130 

29,481 

l!»"l 

:.91 

267,:<ni' 

2-i  >1 

1.150.730 

107 

28.950 

38,407 

VII  Litteratur.  Alf.  Mlttcherlich,  Der  Cacao  und  die  Chocolade.  Berlin  /S58.  — 
Curinsrfics  of  l.itterat.  lntrptiuction  of  7'ea,  Coffee  a?  C/tocolate.  London  1824.  —  Henry 
Jumetle,  1s  cacaoyer,  sa  culture  et  aon  exploitation  dam  tous  les  pars  de  produetion.  Paris 
/CK«'.  —  P.  Zipperer,  Die  Chocoladen/ahrikation.  Berlin  tgoi.  —  Compte  rendu  de  l'txpe- 
sihon  nationale  suisse  <i  Üeneve.  —  Jahresberichte  der  eid«.  f/andelsstatisti*. 

Dr.  A.  Kaiser,  Apotheker.  Bern. 
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I.Begriff.  —  II.  Geschichte.  -  III.  Gesetzgebung.  —  IV.  Wirtschaftliche 
Natur.  —  V.  Wesentliche  Erfordernisse  des  Checks.  —  VI.  Die  materielle 
Voraussetzung.  —  VII.  Accept.  —  VIII.  Pflichten  des  Bezogenen.  - 
IX.  Uebertragung  des  Check*.  —  X.  Präsentation  und  Zahlung.  —  XI.  Re- 
gress  etc.  —  XII.  Stempel.  —  XIII.  Check falschung.  —  XIV.  Reform- 
bestrebungen.  —  XV.  l.itteratur. 

I.  Begriff.  Ucber  den  allgemeinen  Begriff  des  Checks  wird  lebhaft 
gestritten;  für  den  schweizerischen  Check  ist  die  Kontroverse  durch  die 
Gesetzgebung  entschieden.  Zwar  fehlt  es  auch  im  Schweizerischen  Obligationen- 
recht an  einer  wirklichen  Legaldefinition;  doch  ist  die  Begriffsbestimmung  aus 
den  Art.  830  und  831  mit  Sicherheit  zu  gewinnen.  Hiernach  ist  der  schweize- 
rischc  Check  eine  schriftliche,  datierte  und  sich  selbst  als  Chek  bezeichnende 
Sichtan Weisung  auf  Zahlung  einer  Geldsumme,  über  welche  der  Aussteller  bei 
dem  Bezogenen  sofort  zu  verfügen  das  Recht  hat.  Der  Bezogene  pflegt  in  der 
Regel  eine  Bank  oder  ein  Bankier  zu  sein;  zumeist  hat  der  Aussteller  bei  dem 
Bezogenen  ein  Depot;  gewöhnlich  wird  diese  Anweisung  auf  ein  Formular 
geschrieben,  welches  der  Aussteller  einem  ihm  vom  Bezogenen  übergebenen 
Formularheft  (Checkbuch)  entnimmt.  In  der  Regel  also  pflegt  der  Check  eine 
formularmassige  Bankdepotsichtanweisung  zu  sein;  «loch  ist  nach  Schweizer 
Recht  weder  die  Bankierseigenschaft  des  Bezogenen,  noch  ein  bares  Depot, 
noch  die  Verwendung  eines  Formulars  notwendig. 

II.  Geschichte.*)  Die  Heimat  der  Bankdepot-Anweisung  ist  Italien;  die 
ältesten  uns  erhaltenen  stammen  aus  Sicilien  (1416,  1543).  Das  Institut  kam 
vermutlich  über  Holland  nach  England,  wo  es  zur  höchsten  Blüte  gelangte. 
Die  ältesten  auf  uns  gekommenen  englischen  Checks  sind  vom  Jahre  1683;  sie 
hiessen  cash  notes;  der  Name  Check  wurde  wohl  erst  im  18.  Jahrhundert  üblich; 
er  ist  von  exchequer  (französisch  dehiquicr)  abzuleiten.  —  Nach  der  Schweiz 
scheint  der  Gebrauch  der  Checks  bald  nach  1830  gekommen  zu  sein.  Er  ist 
zuerst  bei  der  «Bank  in  Zürich>  nachweisbar;  ihr  Umsatz  auf  Checkkonto  bcliel 
sich  im  Jahre  1837  auf  14  Millionen  (Fr.  Fick  S.  <»8  und  128).  Das  Formular 
eines  solchen  alteren  «Bankscheines>  oder  «  Bankmandats  >  lautete  nach  Mun- 
zinger S.  406:  «An  die  Bank  in  Zürich.  Von  meinem  Guthaben  bei  der  Bank 
in  Zürich  überlasse  ich  an  A.  die  Summe  von  Franken  tausend  Bankvaluta,  zu 
Belastung  in  Konto-Korrent,  den  1.  Oktober  1864.  X.»  (Unterschrift.)  Auch  in 
Basel  und  Genf  cirkulierten  schon  um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  ähnliche 
Bankscheinc :  kurz  vor  1865  adoptierte  auch  die  Eidgenössische  Bank  in  Bern 
das  System  des  Checks  und  zwar  nach  englischem  Muster  (Munzinger).  Jene 
Bankscheinc  waren  nicht  reine  Sichtpapierc,  sondern  wenigstens  bei  grösseren 
Summen  in  der  Regel  erst  3 — 8  Tage  nach  Sicht  zahlbar;  der  von  den  Banken 
ihren  Checkkunden  auf  die  Depositen  zugebilligte  Zins  betrug  in  d*m  60er  Jahren 
4%  .  (Fick  a.  a.  O.) 

An  einer  Statistik  des  frühem  oder  heutigen  Chrckverkehrs  der  Gesamt- 
schweiz fehlt  es  leider  bisher;  Fick  hat  nur  für  zwei  Züricher  Banken  Zahlen 
ermitteln  können,  nämlich  für  die  Schweizerische  Kreditanstalt  betreffs  der 
Jahre  1873—1894  und  für  die  Bank  in  Zürich  betreffs  der  Jahre  1837 — 1895. 
Bei  der  Kreditanstalt  stieg  der  Checkverkehr  stetig  von  Jahr  zu  Jahr,  nämlich 
von  76  auf  828  Millionen  Franken ;  1901  betrug  der  Gesamtumsatz  auf  Check- 

*)  Auf  die  Geschichte  des  Checks  ausserhalb  der  Schweiz  kann  hier  nicht  näher  eingegangen 
werden;  vergl.  meinen  Aufsat/,  in  Z.  f.  vergleich.  Rechtswiss.,  I,  S.  1 17  ff-  ( > Hj8>  und  in  Handw. 
der  Staatswiss..  2.  Aufl..  III.  S.  24  fr  (1900). 
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konto  über  1114  Millionen,  wobei  freilich  die  in  Soll  und  Haben  gegebenen 
Zahlen  zusammengezogen  sind;  übrigens  ist  ein  Teil  des  über  Checkkonto 
gehenden  Verkehrs  nicht  durch  Chccks,  sondern  durch  Sicht  Wechsel,  Virements, 
Rarabhebungen  u.  dcrgl.  bewerkstelligt,  während  anderseits  auch  über  andere 
Konti  dem  eigentlichen  Checkverkehr  ähnliche  Transaktionen  stattfinden.  (Nach 
freundlicher  Auskunft  der  Direktion.)  Bei  der  Bank  in  Zürich  folgte  der  anfäng- 
lichen starken  Steigerung,  nachdem  1881  ein  Maximum  von  1050  Millionen 
erreicht  war,  zufolge  der  Nichtgewährung  resp.  Reduktion  der  Zinsvergütung 
ein  stetiger  Rückgang,  so  dass  im  Jahr  1895  der  Jahresumsatz  auf  Checkkonto 
mit  42  Millionen  auf  dem  Niveau  des  Jahres  1842  wieder  angelangt  war:  1901 
betrug  sowohl  der  Eingang  wie  der  Ausgang  ungefähr  je  29  Millionen;  der 
Zinssatz  beträgt  zur  Zeit  (Oktober  1902)  nur  2 °/o.  (Nach  freundlicher  Auskunft 
der  Direktion). 

III.  Gesetzgebung.  Wenngleich  es  in  den  kantonalen  Gesetzen  an  Normen 
über  einfache-  und  auch  über  wechselähnlichc  (kaufmännische)  Anweisungen 
nicht  fehlt,  so  gebrach  es  doch  an  allen  Spczialbestimmungcn,  die  den  besondern 
Eigentümlichkeiten  der  ab  Check  zu  bezahlenden  Anweisungen  gerecht  geworden 
wären.  Die  gesetzliche  Regelung  erfolgte  erst  spät  und  nicht  durch  die  Kantone, 
sundern  durch  den  Bund.  Den  ersten  Versuch  machte  der  von  Munzinger 
ausgearbeitete  Entwurf  eines  schweizerischen  Handelsrechts  vom  Jahr  1864; 
er  enthielt  in  Art.  443  und  444  wenige,  aber  treffende  Normen  über  das  mit 
dem  Doppelnamen  Bankanweisung  oder  cheque  bezeichnete  Papier,  mit 
dessen  wirtschaftlichem  und  juristischem  Wesen  sich  die  vortrefflichen  Motive 
des  Entwurfs  eingehend  (S.  397 — 471)  beschäftigten.  Der  Munzingersche  Ent- 
wurf des  Handelsrechts  blieb  infolge  der  auf  umfassende  Rechtseinigung 
gerichteten  Bestrebungen  liegen.  Die  ersten  Entwürfe  des  Schweizerischen 
Obligationenrcchts  von  1871,  1875  und  1877  gaben  nur  Bestimmungen  über 
die  Anweisung  und  übergingen  den  Check  ganz,  wohl  zufolge  der  Ansicht  des 
Redaktors  Prof.  Heinr.  Fi<  k.  dass  die  Normen  über  den  Sichtwechsel  genügten. 
Diese  Ansicht  erscheint  indes  nicht  zutreffend,  da  der  Sichtwechscl  innerhalb 
eines  Jahres  nac  h  der  Ausstellung  zur  Zahlung  präsentiert  werden  muss  <  Art.  750), 
die  Gestattung  einer  sc»  langen  Umlaufsfrist  aber  «lern  Zweck  des  Checks.  ein 
Zahlungsmittel  und  nicht  ein  Zirkulationsmittel  zu  sein,  —  vergl.  unten  bei 
Ziff.  IV  —  zuwiderläuft.  Der  Entwurf  von  1879  erwähnt  zwar  den  Check  an 
einer  Stelle,  jedoch  nur,  um  ihn,  falls  er  nicht  Tratte  oder  wechselähnlichc  Ordre- 
an Weisung  ist,  den  Normen  der  einfachen  Anweisung  zu  unterstellen.  Auf  die 
Initiative  des  Ständerates  wurde  die  Ausfüllung  jener  Lücke  des  Entwurfs 
beschlossen.  Am  11.  Januar  1 88 1  legte  das  eidgenössische  Justizdepartement 
einen  bezüglichen  Entwurf  der  Kommission  des  Ständerates  vor.  Aus  den  Ver- 
handlungen der  Räte  ging  der  30.  Titel  des  Obligationcnrechts  vom  14.  Juni  1881 
hervor,  der  den  Check  in  H  Artikeln  regelt.  Als  Vorbild  diente  dabei  nicht 
das  englische  ('heckrecht,  «las  den  Check  als  Banksicht  Wechsel  auffasst,  sondern 
nach  dem  ausdrücklichen  Wunsche  des  N'ationalrates  das  französische  Gesetz 
vom  14.  Juni  18(»5.  das  sowohl  von  der  Bankierseigenschaft  des  Bezogenen, 
als  auch  \<>n  der  Auffassung  des  Checks  als  einer  blossen  Unterart  des  Wechsels 
abstrahiert.  Eine  Reihe  engherziger  Bestimmungen,  die  der  Furcht  des  fran- 
zösischen Gesetzgeber*  vor  Hinterziehungen  des  Wechselstempels  durch  Check- 
ausstellung entsprungen  waren,  sind  in  der  Schweiz  glücklicherweise  vermieden; 
bedauerlicherweise  ist  aber  der  Zwang  zur  Datierung  in  Buchstaben  aus  dem 
französischen  Gesetz  herübergenommen  worden.  Eine  ganz  selbständige  und 
sehr  verdienstliche  Neuerung  des  schweizerischen  Checkrechts  ist  die  Aufstellung 
des  Erfordernisses  der  Selbstlx  /eichnung  des  Papiers  als  Check,  eine  Neuerung. 


Check  w  esen 


719 


die  in  der  Folge  auch  von  den  skandinavischen  Chcckgcsetzen  und  den  Check- 
gesetzentwürfen Oesterreichs.  Deutschlands  und  der  Niederlande  adoptiert 
worden  ist.  Die  Bestimmungen  über  den  gezogenen  Wechsel  gelten  auch  für 
den  Check,  soweit  sie  nicht  mit  den  Bestimmungen  des  Titels  über  den  Check 
in  Widerspruch  stehen  (Art.  S.3b).  eine  Klausel,  die  eine  ganze  Reihe  von 
Streitfragen  zur  Folge  gehabt  hat. 

IV.  Wirtschaftliche  Natur.*)  Der  Check  ist  seiner  Bestimmung  nach 
Zahlungsmittel.  Er  bezweckt  in  der  Regel  nur  eine  Verschiebung  in  der  Person 
des  Zahlungsleisters  (Koch),  die  Verlegung  der  Zahlstelle  in  die  Geschäftsräume 
des  Bezogenen;  er  erstrebt  also  nur  die  Aufhebung  einer  räumlichen,  nicht 
auch  einer  zeitlichen  Differenz  (Birnbaum).  Der  Check  strebt  nicht  nach 
l'mlauf,  sondern  nach  schneller  Präsentation  und  Einlösung:  er  kann  zwar  vom 
Empfänger  bei  der  ihm  obliegenden  Zahlung  benutzt  werden  und  auch  durch 
mehrere  Hände  gehen:  am  erwünschtesten  ist  es  aber  doch,  wenn  er  vom  ersten 
Empfänger  seinem  eigenen  Bankier  zur  Gutschrift  und  Einziehung  übergeben  wird. 
Der  Check    ist  im  Gegensatz    zum  Wechsel   —   seiner  Bestimmung  nach 

kein  Kreditmittel.  «Der  Mann,  welcher  einen  Wechsel  verkauft,  braucht  Geld ; 
der  Mann,  welcher  einen  Check  verkauft,  hat  Geld>  (Georg  Siemens). 

Als  Zahlmittel  ist  der  Check  der  Banknote  verwandt.  Während  aber  die 
Banknote  ein  direktes  Zahlungsversprechen  der  emittierenden  Bank  enthält, 
gibt  der  Aussteller  des  Checks  nur  ein  bedingtes  Versprechen;  er  verspricht 
nur  für  die  Zahlung  aufzukommen,  falls  die  Bank  -hei  rechtzeitiger  Präsentation 
den  Check  nicht  einlösen  sollte:  dies  bedingte  Versprechen  (Regressversprechen) 
steht  übrigens  nicht  wörtlich  im  Check  selbst:  es  wird  aber,  wie  bei  der 
Tratte,  durch  das  Gesetz  (Art.  S35)  in  die  Unterschrift  des  Ausstellers  hinein- 
gelegt. Wer  eine  Banknote  annimmt,  braucht  nur  der  Bank  Vertrauen  zu 
schenken:  wer  einen  Check  in  Zahlung  nimmt,  muss  dem  Aussteller  und  der 
bezogenen  Bank  kreditieren,  dem  Aussteller,  dass  er  ein  sofortiges  Verfügungs- 
recht über  den  angewiesenen  Betrag  hat.  der  bezogenen  Bank,  dass  sie  zahlen 
kann  (Goldst  -hmidt .  Handbuc  h  des  Handelsrechts,  S.  1223).  —  Die  Banknote 
lautet  nur  auf  runde  Summen:  der  Check  kann  auch  auf  beliebige  Beträge 
gestellt  werden. 

Von  der  Giroanweisung  (virementj  unterscheidet  sieh  der  Check  dadurch, 
dass  er  einen  Barzahlung«-,  keinen  Ab-  und  Zuschreibungsaufirag  enthält:  der 
Check  ist  Zahlungsanweisung,  die  Giroanweisung  ist  Buchungsanweisung  (Koch). 
Für  die  Giroanweisung  wird  jedoch  nicht  selten  der  Name  Check  (roter  Check, 
Ueberweisungseheck)  gebraucht. 

Der  Check  gewährt  alle  Vorteile  der  «geldlosen  Zahlung  >.  Er  erspart 
dem  Aussteller  Zeit,  Muhe  und  Kosten  der  eigenen  Kassahaltung  und  sichert 
Min  damit  vor  den  Gefahren  des  Diebstahls,  auch  des  Abbrennen« :  überdies 
schafft  er  ihm  in  der  Buchung  des  Bezogenen  ein  wertvolles  Beweismittel  der 
von  ihm  veranlassten  Zahlung:  er  schützt  in  gleicher  Weise  Aussteller  und 
Bezogenen  auch  vor  den  Nachteilen  des  Verzählens  und  Verlierens.  «Durch 
die  w  eitverbreitete  und  se  hr  wünschenswerte,  obsclmn  nie  In  gerade  uncrlässliehe 
Verbindung  des  Che«  kwe-sens  mit  dem  Bankdepositcngese  häfi  und  den  Abrech- 
nungsstellen (Clearinghäusern)  dient  der  (heck  auch  der  Allgemeinheit;  er 
hemmt  die  unproduktive  Ansammlung  von  W  ertmitteln.  «  enfoui  dans  les  bas 
de  laine»  (Mornyi:  er  führt  dem  Mandel  und  der  Industrie  neue  Kapitalien 
zu.  regt  durc  h  die  übliche  (Je Währung  eines  massigen  Depositalzinsen  zur  Spar- 


*»  Ich  zitiere  in  diesem  Abschnitt  nur  wonig  verändert  eine  Reihe  von  Sätzen,  die  ich  bereits 
im  Handwörterbuch  der  Staatswissensch.u'ten.  Fenn,  MI,  S.  22.  aiisgesprtKhen  habe. 
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samkeit  an,  verringert  den  Preis  des  Metallgeldes,  beschränkt  die  übermässige 
Emission  von  Papiergeld  und  hemmt  die  Gefahr  der  Geldkrisis. »  Anderseits 
kann  der  Check  allerdings  gerade  bei  Eintritt  einer  solchen  Krisis  gefährlich 
werden,  da  die  Banken  den  grössten  Teil  der  zur  Deckung  hinterlegten  Depots 
auszuleihen  pflegen,  überdies  auch  oft  die  Ziehung  nicht  gedeckter  Checks 
zulassen;  nach  Fick  S.  134,  295  und  297  gestatteten  von  35  befragten  Schweizer 
Banken  etwa  die  Hälfte  Ziehungen  auf  Blanr okredit ,  28  die  Ziehung  auf 
gedeckten  Kredit,  und  29  erklären,  gelegentlich  auch  überzogene  Checks 
einzulösen. 

V.  Wesentliche  Erfordernisse  des  Checks.  Der  schweizerische  Check 
muss  sechs  formellen  Erfordernissen  genügen,  sonst  ist  die  Urkunde  kein 
Check.  Diese  Erfordernisse  sind:  a)  die  Checkklausel,  d.  h.  die  Selbstbezcichnung 
der  Urkunde  als  Check,  das  «Stichwort»  Check,  wie  es  Wendt  nennt;  diese 
Klausel  gehört,  obschon  dies  bestritten,  in  den  Kontext;  b)  die  Checksummc  und 
zwar  in  Buchstaben:  Effektenchecks  (sog.  grüne  Checks)  und  Checks  auf 
Lieferung  von  Waren  sind  dadurch  ausgeschlossen;  c)  die  Unterschrift  des  Aus- 
stellers; d)  das  Orts-  und  Zeitdatum  und  zwar  unzweckmässigerweise  nach 
französischem  Muster  die  Angabe  des  Monatstages  in  Buchstaben;  e)  die  Angabe 
des  Bezogenen;  Notadressen  sind  für  zulässig  zu  erachten;  und  f)  die  Angabc 
des  Zahlungsorts;  domizilierte  Checks  sind  ausgeschlossen;  Platz-  und  Distanz- 
checks  sind  in  gleicher  Weise  statthaft. 

Im  Gegensatz  zum  gezogenen  Wechsel  bedarf  es  weder  der  Angabe  eines 
Remittenten,  noch  der  Angabe  der  Verfallzeit ;  der  Check  gilt  bei  Fehlen  jener 
Angaben  als  auf  den  Inhaber  gestellt  und  als  bei  Sicht  fällig.  Statt  der 
Stellung  auf  den  Inhaber  ist  auch  die  Ausstellung  an  eine  bestimmte  Person 
oder  deren  Ordre  zulässig.  Dagegen  ist  eine  andere  Vcrfallzcit  als  bei  Sicht 
unstatthaft;  der  Check  ist  selbst  dann  auf  Sicht  zahlbar,  wenn  er  eine  andere 
Bestimmung  Uber  die  Verfallzeit  enthält  (  Art.  833):  die  Sichtstellung  gehört 
zum  Begriff  des  schweizerischen  Checks.  Eine  Bezugnahme  auf  die  Deckung 
ist  im  Check  nicht  erforderlich. 

Ein  dem  Gesetz  entsprechender  Check  brauchte  daher  nur  zu  lauten: 
Zürich,  den  siebenten  März  1901. 

Gegen  diesen  Check  zahlen  Sie  tausend  Franken. 
An  Herrn  B.  in  A. 
Zürich. 

Thatsächlieh  werden  übrigens  in  der  Schweiz  diese  sechs  wesentlichen 
Formvorschriften  nicht  immer  beobachtet;  insbesondere  wird  häufig  das  Datum 
nicht  in  Worten  ausgeschrieben  (Fick.  S.  1 2t» i. 

Allgemein  üblich  ist  der  Gebrauch  der  den  Checkbüchern  entnommenen 
Formulare  :  ein  solches  lautet : 

Zürich,  den  7.  März  1901.  Fr.  1000. 

Den  7.  März  1901  Schweizerische  Kreditanstalt  in  Zürich. 

Fr.  1000  Zahlen    Sie   gegen   diesen   Check   an   die  Ordre  des 

Ordre  B.  in  Zürich.     Herrn  B.  in  Zürich  Franken  tausend. 

Nr.  .  .  .  Check  Nr.  ...  A. 

Statt  der  Checks  in  Anweisungsform  begegnen  auch  Quittungen; 
insofern  sie  die  sechs  wesentlichen  Erfordernisse  des  Checks  enthalten,  sind  sie 
gültige  Checks  (vergl.  auch  Zoller  S.  14  und  Fick  S.  126  unten  und  IbO  ff.l. 
Duplikate  sind  zulässig,  doch  ist  dies  nicht  unbestritten. 

VI.  Die  materielle  Voraussetzung  (Deckung).  Nach  Art.  831  darf  ein  Check 
nur  ausgestellt  werden,  wenn  der  Aussteller  über  den  angewiesenen  Betrai; 
bei  dem  Bezogenen   sofort    zu  verfügen  das  Recht  hat.    Ein  solches  Ver- 
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fügungsrecht  erfordert  keineswegs  ein  bares  Depot,  vielmehr  genügt  auch 
Kreditgewährung  seitens  des  Bezogenen  (Hafner,  Fick;  a.  M.  Haberstich;. 
Anderseits  gewährt  das  Vorhandensein  einer  fälligen  Forderung  gegen  den 
Bezogenen  dem  Gläubiger  noch  nicht  das  Recht,  sofort  Checks  in  beliebigen 
Teilbeträgen  auf  den  Bezogenen  zu  ziehen,  denn  dadurch  würde  die  Lage  des 
Schuldners  im  Widerspruch  zu  Art.  410  verschlechtert  werden.  Es  bedarf  viel- 
mehr, wie  ich  anderwärts  schon  ausgeführt,  einer  vorgängigen  Ermächtigung 
des  Bezogenen  zur  Checkemission,  mit  andern  Worten  einer  vorgängigen  Ueber- 
einkunft,  des  sogenannten  Ch  ec  k  v  ertrages.  Dieses  Erfordernis  ergibt  sich 
nicht  nur  aus  allgemeinen  Erwägungen,  sondern  für  die  Schweiz  auch  noch 
aus  der  Thatsache.  dass  das  französische  Gesetz,  das  dem  schweizerischen  als 
Vorbild  gedient  hat,  zwar  nicht  nach  seinem  Wortlaut,  aber  nach  seiner  Ent- 
stehungsgeschichte und  der  Interpretation  der  berufensten  französischen  Ausleger 
eine  « Convention  prealable  »  als  unerlässlich  für  den  Check  erachtet.  Für  das 
Erfordernis  des  Checkvertrages  nach  Schweizer  Recht  erklären  sich  auch  Emil 
Vogt  (Einlösungsversprechen)  und  mit  einer  kleinen  Modifikation  Fick  (S.  307: 
«  Kein  Check  ohne  Checkvertrag  oder  gesetzliche  Fiktion  eines  solchcn>);  auch 
das  Urteil  des  schwcizerichcn  Bundesgerichtes  vom  22.  September  1898  nimmt 
den  Checkvertrag  an.  Gegen  denselben  Zoller  und  Schneider.  Der  Vertrag 
kann  formlos  geschlossen  werden  ;  in  der  Regel  schliesst  er  sich  einem  Hinter- 
legungs-  oder  Kontokorrent -Vertrage  an;  oft  wird  er  durch  Geben  und  Nehmen 
des  Checkbuchs  perfekt. 

Die  Ausstellung  eines  Checks  ohne  sofortiges  Verfügungsrecht  des  Aus- 
stellers über  die  angewiesene  Geldsumme  (Scheincheck)  verpflichtet  den  Aus- 
steller über  die  sonstige  Regresspflicht  hinaus  nicht  nur  zum  vollen  Schadenersatz, 
sondern  noch  zur  Vergütung  von  5  °/o  der  angewiesenen  und  ungezählt 
gebliebenen  Summe  an  den  Inhaber  des  Checks  (Art.  837).  Ob  diese  Busse 
auch  dann  verwirkt  ist,  wenn  der  Aussteller  zwischen  Ausstellung  und  Prä- 
sentation des  Checks  dem  Bezogenen  Deckung  gegeben  hat,  ist  streitig,  aber 
nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  zu  bejahen.  Ocffentliche  Strafe  tritt,  soweit 
kein  gemeines  Delikt  (Betrug)  konkurriert,  im  Gegensatz  zum  französischen 
Recht,  nicht  ein. 

VII.  Accept.  Die  Präsentation  zur  Annahme  und  die  Annahme  finden 
bei  dem  Check  nicht  statt  (Art.  834);  daher  gibt  es  auch  keinen  Regress 
mangels  Annahme.  Ob  ein  freiwillig  erteiltes  Accept  ganz  wirkungslos  sei,  ist 
zwar  umstritten,  doch  nach  der  strengen  Fassung  des  Gesetzestextes  zu  bejahen. 
(Vergl.  jedoch  auch  Entscheidung  des  Bundesgerichtes  vom  29.  Oktober  1886.) 
Das  Acceptverbot  entspringt  der  Befürchtung,  dass  die  aeeeptierten  Checks  zu 
Umlaufsmitteln,  wie  Banknoten,  werden  und  der  schleunigen  Präsentation  sich 
entziehen  könnten. 

Vm.  Pflichten  des  Bezogenen.  Der  Bezogene  haftet  dem  Aussteller 
wegen  Nichteinlösung  vertragsmässig  gezogener  Checks  auf  vollen  Schadens- 
ersatz; zu  dem  Schaden  gehört  auch  die  Kreditschädigung,  sowie  der  entgangene 
Gewinn. 

Ob  der  Bezogene  auch  dem  Inhaber  haftet,  ist  sehr  streitig;  das  fran- 
zösische Recht  bejaht  die  Frage,  und  das  gleiche  dürfte  für  die  Schweiz,  die 
das  französische  Gesetz  zum  Vorbild  genommen,  anzunehmen  sein.  So  auch 
Rossel;  anderer  Meinung  sind  Zoller  und  Fick.  Der  klagende  Inhaber  kann 
aber  jedenfalls  nur  die  Rechte  des  Ausstellers  gegen  den  Bezogenen  geltend 
machen. 

Tod  um!  Geschäftsunfähigkeit  des  Ausstellers  sind  ohne  Einfluss  auf  die 
Einlösungspflicht  des  Bezogenen.  Ob  der  Aussteller  den  Check  dem  Bezogenen 
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gegenüber  widerrufen  k<">nnc,  ist  streitig;  für  die  Bejahung  spricht  die  Ana- 
logie des  An  Weisungsrechts  (Art.  412),  für  die  Verneinung  dagegen  das  wohl 
auch  hier  entscheidende  Vorbild  des  französischen  Rechts.  Der  Konkurs  des 
Ausstellers  nimmt  nach'  französischem  Recht  dem  Bezogenen  nicht  da«  Ein- 
lösungsrecht; er  gibt  vielmehr  dem  Inhaber  das  Absonderungsrecht  an  der 
Deckung:  das  dürfte  auch  für  die  Schweiz  anzunehmen  sein  trotz  Art.  412; 
anderer  Meinung  Fick  S.  408  ff. 

Bei  nicht  voll  ausreichender  Deckung  hat  die  Einlösung  nach  der  Reihen- 
folge der  Präsentation  zu  erfolgen :  der  Grundsatz  « rirst  come,  tirst  served  > 
wird  auch  von  der  französischen  Jurisprudenz  anerkannt.  Gleichzeitige  Präsen- 
tation nicht  vollgedecktcr  Checks  gibt  dem  Bezogenen  wohl  die  Wahl  zwischen 
proratarischcr  Zahlung  und  Hinterlegung. 

IX.  Uebertragung  des  Checks.  Das  Recht  aus  dem  Inhaber«  heck  geht  mit 
der  Besitzübertragung  über,  das  Recht  aus  dem  Ordrecheck  mit  dem  Wechsel- 
mässigen  Indossament ;  auch  Blankogiro  ist  statthaft.  Ob  auch  der  auf  den 
Namen  eines  Remittenten  ohne  <  )rdreklausel  gestellte  (  heck  indossabcl  ist, 
wird  bestritten;  die  Frage  ist  aber  zu  bejahen  (Haberstich,  Schneider. 
Zoller,  Fick;  anderer  Meinung  Hafner).  Der  mit  Rectaklausel  versehene 
Check  kann  nur  «  ediert,  nicht  indossiert  werden.  Checks  an  eigene  Ordre  sind 
statthaft. 

X.  Präsentation  und  Zahlung.  Der  Platzcheck  ist  binnen  5,  der  Distanz- 
check binnen  <S  Tagen  im  Geschäftslokal,  eventuell  in  der  Wohnung  des 
Bezogenen,  zu  präsentieren:  mit  beiderseitigem  Einverständnisse  kann  die 
Präsentation  auch  an  einein  andern  Orte.  z.  B.  bei  einer  Abrechnungsstelle 
erftdgen.  Der  Ausstellungstag  wird  in  die  Frist  nicht  mit  eingerechnet  (Art.  88. 
Ziff.  1);  die  Frist  verlängert  sich,  wenn  der  letzte  Tag  auf  einen  Sonn-  oder 
Festtag  fällt,  um  «Uesen  Tag.  Teilzahlung  nmss  der  Inhaber  annehmen.  Ehren- 
zahlung ist  als  statthaft   zu  erachten. 

Eine  Avisierung  des  Bezogenen  durch  den  Aussteller  ist  nicht  üblich 
(Zoller:  vergl.  aber  auch  Z.  f.  Handelsrecht.  Bd.  32,  S.  202  n.  1). 

XI.  Regress,  Protest,  Verjährung.  Der  Rückgriff  aus  dem  unbezahlten 
Check  hat  die  Nichteinlösung  zur  Voraussetzung.  Die  Dish.morierung  kann, 
obsehon  auch  «lies  streitig,  nur  dun  h  formellen  Protest  erwiesen  werden 
(Zoll  er,  H  aber  si  ich.  Fick;  anderer  Meinung  Schneider,  Hafner  und 
Rossel),  es  sei  denn  der  Protest  im  Check  erlassen.  Der  Protest  kann  nur 
am  ersten  oder  zweiten  Werktage  nach  Verfall,  nicht  aber  am  Verfalltage  selbst 
erhoben  werden  (anderer  Meinung  Hafneri. 

Eine  Verpflichtung  zur  Notifikation  besteht  für  den  Check  ebenso  wenig, 
als  für  den  Wechsel. 

Hei  rechtzeitiger  Präsentation  haften  Aussteller  und  Indossanten  solidarisch 
und  wechselmässig  aus  der  dislmnorierten  Urkunde  selbst.  Bei  verspäteter 
Präsentation  haftet  dagegen  nur  der  Aussteller,  und  auch  dieser  wird  frei, 
insofern  er  «durch  «lie  Iii«  ht  erfolgte  Präsentatinn  dem  Bezogenen  gegenüber 
in  Verlust  gekommen  ist  >. 

Der  Regress  kann  auch  sprungsweise  genommen  werden.  Regressrtahme 
mittelst  Rückcheck  limlet  nicht  statt.  Die  Regresssumme  besteht  in  der  nicht 
gezahlten  Checksumme.  <»%.  Zinsen,  Porti  und  i/n°/o  Provision  für  jede  Regress- 
nahme.  Der  Aussteller  eines  ungeileckt  gezogenen  Checks  haftet  noch  darüber 
hinaus  für  volhn  Schadenersatz  und  5  °/o  Busse  (vergl.  oben  zu  VIII). 

Die  R«  gressklage  verjährt,  wie  bei  dem  Wechsel,  je  nach  der  geogra- 
phischen Zone  in   I.  3  oder  12  .Monaten. 
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Ist  die  Rcgressklagc  verjährt  oder  mangels  Präsentation  und  Protestation 
verloren,  so  steht  dem  Inhaber  dir  Bereichcrungsklagc  gegen  den  Aussteller 
und  den  Bezogenen,  nicht  aber  gegen  die  Indossanten  zu  Gebote:  diese  Klage 
verjährt  erst  in  10  Jahren  (Art.  146). 

Der  formellen  Wechselstrenge  ( Wechsclprozess  und  Wechselexekution) 
unterliegen  der  Aussteller  resp.  die  Indossanten  nur,  wenn  sie  im  Handelsregister 
eingetragen  sind.  Art.  720  und  836.  Vergl.  auch  Bundesgesetz  über  Schuld- 
betreibung und  Konkurs  vom  11.  April  1889,  Art.  177. 

Statt  des  Regresses  aus  der  Checkurkunde  kann  der  Inhaber  auch  aus 
dem  zu  Grunde  liegenden  Rechtsverhältnisse  im  gewöhnlichen  Prozesse  gegen 
seinen  unmittelbaren  Vormann  klagen,  mag  dies  der  Aussteller,  ein  Indossant 
oder  fin  Blanko! radent  sein,  der  ihm  den  Check,  ohne  ihn  zu  indossieren, 
übergeben  hat.  Kine  Tilgung  derjenigen  Forderung,  für  welche  der  Check  hin- 
gegeben wurde,  ist  nicht  zu  vermuten;  der  Check  gilt  im  Zweifel  als  zahlungs- 
halbcr,  nicht  als  an  Zahlungsstatt  gegeben. 

Gar  nicht  gesetzlich  geregelt  und  auch  ganz  ungewöhnlich  ist  in  der 
Schweiz  der  englische  Gebrauch  des  sogenannten  crossing:  es  ist  bestimmt, 
die  Auszahlung  des  Checks  an  andere  Personen,  als  an  einen  Bankier  zu 
verhindern:  es  besteht  in  der  Ziehung  zweier  parallelen  Querlinien  durch  die 
Vorderseite  des  Checks,  zwischen  welche  die  Firma  eines  bestimmten  Bankiers 
oder  die  Worte  « &  Cie.  »  oder  (resp.  und)  die  Klausel  «not  ncgotiablc» 
geschrieben  werden. 

Die  Amortisation  abhanden  gekommener  Checks  ist  statthaft  und  folgt 
den  Regeln  der  Wechsclamortisation. 

XII.  Stempel.  Eine  eidgenössische  Checkstempelsteuer  gibt  es  nicht.  Im 
Kanton  Tessin  besteht  ein  Fixstempel  von  10  Cts.  auf  jeden  dort  ausgestellten 
.■der  zahlbaren  Check  (Decr.  legisl.  vom  27.  November  1886):  in  Baselstadt 
gilt  derselbe  Stempelsatz,  jedoch  nur  für  Checks  über  Fr.  100  (Gesetz  vom 
N.  Oktober  1883t;  Zürich  kennt  zur  Zeit  weder  Wechsel-,  noch  Checkstempel; 
über  Genf  vergl.  Fick  S.  140  fl*. 

XIII.  Checkfälschung.  Die  Gefahr  der  Fälschung  trägt  mangels  besonderer 
Abrede  grundsätzlich  der  Bezogene:  der  Aussteller  ist  ihm  jedoch  zum  Schadens- 
ersätze verpflichtet,  falls  er  sich  eines  die  Fälschung  ermöglichenden  Ver- 
sebens schuldig  gemacht  hat.  (Das  Mass  dieses  Schadensersatzes  bestimmt  sich 
gemäss  Art.  116  nach  der  Schwere  des  Verschuldens  des  Ausstellers.^  Ein 
vertretbares  Versehen  liegt  in  der  ungenügenden  Aufbewahrung  des  Check- 
buches, snfern  eine  besonder*-  Sorgfalt  hierbei  ausdrücklich  ausbedungen  worden; 
das  Bundesgericht  gehl  aber  entgegen  den  Gutachten  Meili's  und  des  Verfassers 
noch    weiter;    es   nimmt   in  seiner  Entscheidung  vom  22.  September  1898  an, 

.dass  schon  durch  den  Check  vertrag  an  und  für  sich  die  Verpflichtung  über- 
nommen werde,  das  Chcckhuch  nicht  in  Hände  Unberufener  gelangen  zu  lassen. 
Die  Schadensersatzpflicht  des  Ausstellers  fällt  auch  nach  der  Meinung  des 
Bundesgerichtes  fort,  wenn  der  Bezogene  sich  bei  der  Einlösung  ein  schweres 
Versehen  zu  Schulden  kommen  lässt. 

XIV.  Reformbestrebungen.  Bei  der  in  Aussicht  stehenden  Revision  des 
Oldigatirmenrechts  dürften  die  zahlreichen  Lücken  des  Gesetzes  bezüglich  des 
Checks  zu  ergänzen,  die  Streitfragen  zu  entscheiden  sein.  Für  die  Reform- 
bedürftigkeit hat  sich  1900  auf  dem  Schweizerischen  Juristentag  zu  St.  Gallen 
auch  der  Referent  Janggen  ausgesprochen;  Dernburg  behauptet  soyar,  dass 
sich  die  schweizerische  Regelung  des  Checkverkehrs  nicht  bewährt  habe  und 
mir  deshalb  nicht  besonders  schädlich  für  den  Verkehr  in  der  Schweiz  wirke, 
weil  dieser  Verkehr  es  nicht  beachte.    Das  trifft   aber  »loch  wohl  nur  für  das 
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formale  Erfordernis  der  Datierung  in  Buchstaben  zu.  Fick  erklärt  ein  Check- 
gesetz für  die  Schweiz  überhaupt  als  überflüssig,  eine  Ansicht,  der  nicht  bei- 
gepflichtet werden  kann. 

Der  Postcheckverkehr,  der  in  Oesterreich  einen  höchst  bedeutenden 
Umfang  gewonnen,  ist  in  der  Schweiz,  wie  in  Deutschland,  in  Vorbereitung, 
jedoch  noch  nicht  zur  gesetzlichen  Einführung  gelangt ;  die  bezügliche  Mution 
wurde  von  Köchlin  und  Genossen  im  Nationalrat  am  15.  Juni  1900  eingereicht. 
(S.  «  Diskontopolitik  ».) 

XV.  Litterattir.  Uebtr  den  Check  im  allgemeinen,  vergl.  fl.  Koch,  Vorträge  umd 
Aufsätze,  t8gt,  S.  /40  ff.,  und  Qeorg  Cohn,  im  Handwörterbuch  der  Staalswissemsckaften, 
2.  Aufl.,  yena,  igoo,  III,  S.  20 ff.  und  die  ausführliche  Literaturzusammenstellung 
daselbst,  S.  38  ff.  —  für  das  schweizerische  Ckeckwesen  kommt  ausser  de»  Lehrbücher» 
und  Kommentaren  des  Obligationenrechts  von  Haberstich,  Hafner,  Jacottet,  Rossel,  Schneids.' 
und  £.  Vogt  insbesondere  in  Betracht:  F.  Fick,  Die  Frage  der  Checkgesetzgebung  auf 
dem  europ.  Kontinent,  Zürich,  1897,  und  0.  Zoller,  Der  Check  des  Schweiz.  Öbligationtn- 
rechts,  1883,  und  in  Z.  f.  Schweiz.  Recht,  Bd.  ja,  S.  r 36.  —  Vergl.  ferner  Dernburg, 
Das  bürgerliche  Recht  des  deutschen  Reichs,  /gor,  II,  2,  S.  218.  —  Heckscher,  in  Z.  f. 
//andelsrecht,  Bd.  48,  S.  38g  ff.  —  Horn,  Die  nordischen  Checkgeselte.  Kiel,  /8gg. 
Simon  Kayter,  Lieber  den  Güterumlauf  und  seine  Bedeutung,  /88S,  .S".  37  r.  —  Ke/ssner.  in 
Z  f.  Handelsrecht,  Bd.  48,  S.  299  ff.  u.  320.  —  Koch,  im  Jurist.  Litter.  Blatt.  XI,  S.  sjjf. 
—  Köchlin,  Postcheck  und  Postgiro,  Basel  (1900).  — König,  in  Centralblatt  für  Re.chlszv.,  X. 
S.  g8ff.~  Uelli,  in  Holdheims  Monatsschrift,  VII,  S.  202  ff.  und  VIII,  S  85 ß.  —  Uijtr 
von  Schauensee,  in  Z.  f.  Handelsrecht,  Bd.  32,  S.  200  ff.  —  Nessi,  im  yourn.  des  tribun., 
1882,  Bd.  30,  S.  398  ff.,  und  in  Thailen  Annales  de  droit  commercial,  XII,  S.  307.  — 
Rleuer,  in  Z.  f.  Handelsrecht,  Bd.  2g,  S.  120  ff.,  ijo.  -  8pelser,  ebendaselbst,  Bd.  36, 
S.  163  und  in  Z.  f.  Schweix.  Reckt,  n.  F.  VIII,  S.  46  ff.  —  G.  Vogt,  Krit.  Erörterungen 
zu  dem  Urteil  des  '/.üricher  Handelsgerichts  vom  rS.  Februar  r8g8  und  der  über  die>r* 
Rechtsfall  erstatteten  Gutachten  von  Meili  und  Cohn,  Zürich,  /SgS.  —  Ueili  und  Cohn, 
Entgegnung  auf  die  Vogt  sehen  kritischen  Erörterungen,  /Xg8.  —  J.  WolfT,  Zur  Reform 
des  Schweiz.  Notenbankwesens,  1888,  S.  63  ff.  —  Verhandlungen  des  Schweizer  yuristen- 
Vereins  tgoo  in  Z.  f.  Schweizer  Recht,  Bd.  4/,  S.  637  ff.,  664,  668,  67g  (Janggen)  *«</ 
707  (Grenler).  —  Xeueslens:  Arthur  Curti,  Schweiz.  Handelsrecht,  Zürich,  /go3,  S.  143 ß \ 

Dr.  Georg  Cohn,  Professor  an  drr  Universität  Zürih. 

Chemische  Industrie. 

I.  Allgemeines.  —  II.  Die  Hauptklassen  der  chemischen  Industrie: 

I.  Schwefelsäure;  2.  andere  Säuren,  Alkalien  etc.;  3.  künstliche  Dangemittel: 
4.  SprengstorTindustrie;  5.  elektrochemische  Industrie;  6.  chemische  Industrie 
zu  pharmazeutischen  und  photographischen  Zwecken ;  7.  die  trockene  Destillati  m 
von   Holz;    8.  die  Seifenindustrie;    9.  Stärkefabrikation;    10.  Leimfabrikation: 

II.  Lacke  und  Firnisse;  12.  Buch-  und  Steindruckfarben;  13.  die  Industrie  der 
künstlichen  organischen  Farbstoffe;  14.  Farbholzcxtraktc :  15.  Druckerei,  Färberei 
und  Bleicherei.  —  III.  Litteratur. 

I.  Allgemeines.  Die  schweizerische  chemische  Industrie  ist  in  ihren  ersten 
Anfangen  so  alt,  wie  die  Chemie  in  ihrer  neueren  Gestalt  selbst,  ganz  abge- 
sehen von  den  auf  chemischem  Gebiete  liegenden  Handwerken  des  Seifensieders. 
Gerbers.  Färbers  u.  s.  w.,  die  natürlich  noch  viel  älter  sind,  die  uns  aber  hi'?r 
nur  insoweit  beschäftigen  können,  als  sie  in  grösserem  Massstabc  mittels  B  • 
nutzung  der  wissenschaftlichen  Errungenschaften  der  Chemie  betrieben  werden. 
Die  chemische  Industrie  hat  es  in  der  Schweiz  ungleich  schwerer  als  in  den 
meisten  anderen  Ländern  gehabt,  in  denen  sie  zu  grösserer  Blüte  gediehen  i«-:; 
sie  miiss  ihre  Kohl«',  wie  fast  alle  ihre  Rohmaterialien  aus  dem  Auslände 
beziehen  und  hat  im  Lande  selbst  nur  ein  sehr  beschränktes  Absatzfeld,  «rüh- 
rend ihr  die  Ausfuhr  nach  fremden  Ländern  einerseits  in  vielen  Fällen  dur^ri 
hohe  Zollschranken,  anderseits  fast  überall  durch  den  Wettbewerb  grosserer 
und  günstiger  gelegener  Länder  erschwert,  grossenteils  sogar  einfach  unmöglich 
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gemacht  wird.  Wenn  sie  dennoch  in  vielen  Zweigen  sich  behauptet  und  in 
einigen  sich  zu  schöner  Blüte  entwickelt  hat,  so  verdankt  sie  dies  in  erster 
Linie  der  zähen  Thatkraft  der  Schweizer  und  weiterhin  ihren  hervorragenden 
Bildungsstätten  aller  Grade  bis  hinauf  zu  den  höchsten. 

II.  Die  Hauptklassen  der  chemischen  Industrie.  1.  Schwefei.säurk. 
Der  Natur  der  Sache  nach  müssen  wir  unser  Gebiet  in  die  einzelnen  überhaupt 
in  Betracht  kommenden  Klassen  der  chemischen  Industrie  einteilen  und  beginnen 
mit  der  sogenannten  chemischen  Grossindustric.  Für  diese  fehlen  in  der 
Schweiz  nicht  nur  die  Kuhlen,  sondern  auch  Schwefel  oder  Kiese,  und  auch  das 
Kochsalz  wurde  bis  auf  die  neueste  Zeit  im  Lande  selbst  nicht  einmal  in  genü- 
gender Menge  gewonnen,  um  das  Bedürfnis  der  Bevölkerung  nach  dem  Salz  als 
Nahrungsmittel  zu  decken,  so  dass  für  die  chemische  Industrie  nichts  übrig  blieb. 
Trotzdem  entstand  merkwürdigerweise  schon  ein  Vicrteljahrhundert  vor  dem 
grossen  Deutschland  eine  wenn  auch  nur  kleine  Sch  w  e  fei  säure  fabri  k  in  der 
Schweiz,  die  von  Heb.  Ziegler  und  J.  S.  Clais  1778  in  Winterthur  begründet 
wurde  und  in  den  Händen  von  Jakob  Ziegler  bis  1854  bestehen  blieb,  nach- 
dem der  Betrieb  auf  Salzsäure.  Sulfat,  Soda,  Salpetersäure,  Chlorkalk,  Zinnsalz 
u.  s.  w.  ausgedehnt  worden  war,  seit  1830  auch  auf  Glasfabrikation. 

Line  dauernde  Stätte  fand  diese  Industrie  zu  Uetikon  am  Zürichsee,  wo 
1810  von  Rusterholz  eine  Fabrik  für  Schwefelsäure,  Salzsäure,  Soda  u.  s.  w. 
angelegt  wurde,  die  allerdings  um  die  Mitte  des  Jahrhunderts  einging.  Aber 
an  demselben  Orte  errichteten  1818  Heinrich  und  Caspaj-  Schnorf  eine  der- 
artige Fabrik,  die  unter  der  Firma  Gebrüder  Schnorf  sich  immer  mehr  ent- 
wickelte und  heute,  als  einzige  Schwefelsäurefabrik ')  in  der  Schweiz,  ganz 
erhebliche  Dimensionen  angenommen  hat.  1825  wurde  die  Herstellung  von 
Salzsaure.  1826  die  von  Soda,  1837  die  von  Chlorkalk  und  um  dieselbe  Zeit 
diejenige  der  für  Färberei  und  Druckerei  ausserdem  erforderlichen  Beizen  und 
anderen  Chemikalien  eingeführt.  Selbst  Glas  wurde  1840 — 1856  gemacht,  um 
den  damals  sehr  grossen  Verbrauch  an  Glasretorten  zu  decken. 

Bei  »lern  Umstände,  dass  bis  in  die  fünfziger  Jahre  Eisenbahnen  im  Innern 
des  Landes  ganz  fehlten  und  auch  noch  20  Jahre  später  das  Netz  nur  un- 
vollkommen ausgebildet  war,  dass  aber  der  Transport  von  Säuren  in  Glas- 
flaschen auf  Landstrassen  bei  grösserer  Entfernung  allzu  teuer  kommt,  ist  es 
verständlich,  dass  zur  Befriedigung  des  örtlichen  Bedarfes  an  Schwefelsäure, 
Salzsäure  und  Salpetersäure  an  verschiedenen  Orten  des  Landes  kleine  Fabriken 
entstanden  oder  bestehen  blieben,  so  in  Aarau  von  etwa  1800 — 1870,  in 
W  interthur  (vgl.  oben)  bis  1854.  in  Si  hweizerhall  (Basel)  bis  1860,  in  Horgcn 
bis  etwaj  187t).  Nach  Ausbau  der  Eisenbahnen  wurden  diese  kleinen  Fabriken 
unrentabel  und  dies  zeigt«-  sich  auch  bei  der  Errichtung  neuer  derartiger  Fabriken 
in  den  achtziger  Jahren  in  Wadens  weil  und  Altstetten  bei  Zürich,  die  nach 
kurzer  Zeil  eingingen,  weil  sie  nicht  allein  die  Konkurrenz  der  inzwischen  zum 
Grossbetrieb  übergegangenen  Fabrik  in  Uetikon,  sondern  auch  diejenige  der 
noch  grösseren  Fabriken  der  Nachbarländer  nicht  besteben  konnten. 

Die  Fabrik  in  Uetikon  besitzt  heute  20,000  cbm  Kammerraum  und  deckt 
nicht  nur  ihren  eigenen  Bedarf  an  Schwefelsäure,  sondern  verkauft  auch  noch 
ca.  13,000  Tonnen  bOgradigc  Säure  im  Jahre,  wozu  übrigens  noch  eine  ganz  er- 
hebliche Menge  von  Deutschland  und  Frankreich  eingeführter  Säure  kommt 
(im  Jahre  1901  76  598  Meterzentner). 


*)  In  neuester  Zeit  schreitet  man  auch  an  andern  Orten  der  Schweiz  zur  Errichtung 
von  Schwefelfäurefabriken. 
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2.  ,\M)i;ke  Säuren,  Alkalien  etv.  S a I p «* t  ersäure  wird  ausser  in 
l'etikon  auch  in  Dynamitfabriken  für  deren  eigenen  Bedarf  hergestellt.  Die 
Menge  derselben  dürft e  über  1000  Tonnen  im  Jahr e  betragen.  Salzsäure  wurd« , 
da  dafür  stets  Verbrauch  war,  in  allen  oben  genannten  kleinen  Fabriken  und 
/war  in  Olasretortcn  hergestellt;  seit  1855  kamen  die  Sulfatöfen  auf.  Heute 
wird  sie  nur  noeh  in  l'etikon  erzeugt,  wo  ausser  dem  eigenen  Verbrauche  noch 
10,000  Tonnen  im  Jahre  verkauft  werden  (Einfuhr  nach  der  Schweiz  im  Jahre 
1901  57  293  Meterzentcr).  Das  dabei  gleichzeitig  gewonnene  Sulfat  wird 
jetzt  ausschliesslich  zur  Olasfabrikalion  benutzt:  die  früher  ebenfalls  geschehend» 
Ilmwandlung  in  Soda  musste  wegen  der  dafür  zu  ungünstigen  Lage  der 
Schweiz  und  des  Aufkommens  des  Ammoniaksodaverfahrens  später  wieder 
eingestellt  werden,  ebenso  (seit  1883)  die  Benutzung  der  Salzsäure  zur  Dar- 
stellung von  Chlorkalk.  Nur  die  Umwandlung  von  (aus  dem  Ausland  eingeführter» 
kalzinierter  Soda  in  Krvstallsoda  wird  in  L'etikon  weiter  betrieben. 

Die  (lesamt  einfuhr  nach  der  Schweiz  von  Sodasalz  tKalz. -Soda)  belief  sich  1**0 1 
auf  84  808  Meterzentner,  von  kaustischer  Soda  (und  Kali)  auf  22  092  Meterzentner. 

Von  anderen  Produkten  der  anorganisch-chemischen  Industrie,  die  von 
jeher  in  den  Sch wefelsäurefabrikcn,  zum  Teil  aber  auch  in  besonderen  Fabriken 
mit  hergestellt  wurden,  seien  genannt:  Eisenvitriol.  Eisenbeizen,  (>■>- 
genanntes  salpetersaures  Eisen,  in  Wirklichkeit  Ferrisulfat,  dann  holzessigsaup-N 
Eisen),  /innsalz.  Kupfervitriol.  Von  Eisen-,  Kupfer-  und  Zinkvitriol  wurde 
1901  eingeführt  10305  Meterzentner  und  ausgeführt  2069  Meterzentner:  von 
Zinnsalzen  dagegen  eingeführt  nur  572  und  ausgeführt  1213  Meterzentner. 

3.  Künstliche  DCnumittel.  Eng  anzuschlicssen  ist  die  Fabrikation  von 
künstlichen  Düngmitteln,  zuerst  1862  in  Marthalen,  gefolgt  von  einer 
ganzen  Anzahl  anderer  Orte.  Das  wichtigste  künstliche  Düngnüttel,  das 
Superphosphat,  wurde  aber  noch  viele  Jahre  lang  nur  aus  Deutschland  ein- 
geführt und  wird  erst  seit  1882  in  Uetikon  mit  eigener,  in  sechs  anderen 
Fabriken  mit  gekaufter  Schwefelsäure  hergestellt.  Die  Konkurrenz  des  Aus- 
landes ist  hier  sehr  stark  zu  spüren,  und  wird  neuerdings  durch  die  Einfuhr 
von  Thomasschlackeninchl  (ca.  20.000  Tonnen  im  Jahre)  noch  verschlimmert. 
Die  gegenwärtige  Produktion  von  Superphosphaten  in  der  Schweiz  wird  auf 
30,000  Tonnen,  die  Einfuhr  auf  25,000  Tonnen  geschätzt  (Einfuhr  aller  Arten 
von  künstlichen  Düngstoffen  1901  :  70,242  Tonnen). 

4.  Sprknostoi-'kin nt'STRiK.  Diese  entstand  in  der  Schweiz  während 
des  Baues  der  (Joi thardbahn  und  ist  durch  eine  Fabrik  im  Kanton  Uri  und 
eine  andere  im  Wallis  vertreten,  abgesehen  von  der  eidgenössischen  Munitions- 
fabrik in  Thun,  lieber  den  Umfang  dieser  Fabrikation  waren  statistische  An- 
gaben nicht  zu  erhalten.  Die  Einfuhr  an  Sprengstoffen  betrug  1901  18o2  Meter- 
zentner, die  Ausfuhr  990  Meterzentner. 

5.  Elektrochemische  Ixdi'strie.  Eine  grosse  Zukunft  besitzen  die  auf 
den  Wasserkräften  der  Schweiz  beruhenden  elektrochemischen  Industrieen. 
Die  älteste  und  noch  heute  am  meisten  blühende  derselben  ist  die  Darstellung 
des  Aluminiums  am  Rheinfall  zu  Neuhausen,  begonnen  1888  von  der 
.Aluminium-Industrie  A.-CJ.,  welche  1890  zuerst  in  der  Welt  die  Darstellung 
•von  reinem  elektrolytischem  Aluminium  nach  eigenem  Verfahren  aufnahm  und 
bis  auf  die  letzten  Jahr«'  die  Hauptmenge  dieses  Metalls  produzierte.  Auch 
jetzt  steht  sie  mit  ihrer  Jahresproduktion  von  2500  Tonnen  Aluminium  wohl  an  der 
Spitze  aller  Fabriken  der  Welt.  Auch  in  der  Fabrikation  von  Calciumkarbid. 
die  1894  aufgenommen  wurde,  ging  diese  Firma  bahnbrechend  vor,  die  ausser- 
dem ihre  eigenen  Elektroden  -  Kohlen ,  dann  Natriummetall  und  das  neue 
Oxydationsmittel  Kaliumperkarbonat  darstellt. 
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Nächst  «lein  Aluminium  ist  «las  wicht igst (<  in  der  S«hw<-iz  auf  <-h-kt r< 
«•hcniischen  Weg«-  »•rhalti,nr  Produkt  das  chlnrsaiirc  Kali.  Di<>  grosse,  l S*H > 
in  Meirich  gesetzt«-  Fabrik  in  Vallorhe-s  arbeitet  mit  etwa  3000  Pferdcstärke-n, 
«•ine  kleiner»'  Fabrik  in  Turgi  seit  1805.  Die  ('■«•  santtproduktion  an  ehlor- 
saurem  Kali,  Natron  und  Maryt  belauft  sich  auf  ca.  1800  Tonnen,  wovon  nur 
<»Ö — 70  Tonnen  in  der  Schwei/  selbst  v«-rbrau<  ht  werden.  Vallorbes  liefert  aucli 
Perchlorat  und  P«-rsulfal  (ca.  201)0-  2500  kg),  welch'  b-tzO-n-s  auch  in 
Mols  fabri/iert  wird. 

Di«-  Fabrikation  von  Arlznalnm  un«l  Chlor  auf  ehklr.ilv tis«  hetn  WYge 
ist  in  den  letzten  Jahren  von  der  Seiciete  Le  Voltn  zu  N'ernier  bei  (ienf  und 
von  der  chemisi  hen  Fabrik  zu  Monthey  im  W  allis  aufgenommen  worden,  welche 
zusammen  über  1700  1000  HP.  verfügen.  Schon  bei  Verwendung  von  nur 
IbOO  HP.  würde  >lies  ein.r  Pr..«luktionsfähigk«'it  von  .3000  .3500  Tonnen 
kaustischer  Soda  (70  72%)  und  700O  8000  Tonnen  Chlorkalk  entsprechen, 
was  namentlic  h  in  Mezug  auf  den  Letzteren  den  Ib-darf  »les  Inlands  bei  weitem 
übersteigt.  Die  wirklich  von  ihnen  schon  fabrizierte  und  in  den  Handel  ge- 
brachte Men^e  war  noch  nic  ht  festzuste  llen,  die  Schwierigkeiten  d«-r  Fabrikation 
scheinen  aber  überwunden  zu  sein  und  dainil  der  chemischen  (Irossindustrie 
in  der  Schweiz  die  Mahn  «-röffnel  zu  sein.  Die  Wirkung  der  elektrochemischen 
Anlagen  zeigt  sich  schon  darin,  dass  im  Jahre  1001  neben  der  Kinfuhr  von 
22002  Meterzentner  Aetznatron  und  Kali  eine  Ausfuhr  von  1 450  Meterzentner 
stand  und  bei  Chlorkalk  übersteigt  sogar  die  Ausfuhr  (14  370  Meterzentner)  die 
Kinfuhr  ( l  1  34b  Meterzentner). 

Das  Calciumcarbid  wird  gewöhnlic  h  der  Klcktroe  heinie  zugeteilt,  ob- 
wohl bei  seiner  Herstellung  die  Flekt rizilat  eigentlich  nur  als  Wärmequelle 
auftrit.  Ks  wurde  in  der  Schweiz,  wie  oben  erwähnt,  zueist  von  der  Aluminium- 
lndustrie-( ie>e||schaft  in  Neuhausen  in  den  Handel  gebracht.  Seitdem  sind 
8  weitere  Fabriken  errichtet  worden,  mit  im  (ianzen  24.000  disponiblen  Pferde- 
stärken labgesehen  von  Neuhausen):  allerdings  haben  zwei  derselben  den  Metrieb 
wieder  eingestellt.  Die  noch  im  Metrieb  stehenden  Fabriken,  ausser  Neuhausen, 
lieferten  1000:  8000  Tonnen,  während  sie  ca.  15.000  zu  liefern  im  stände 
wären.  Der  Verbrauch  in  der  Schweiz  beträgt  zur  /eil  500-  800  Tonnen  : 
die  Hnuptmeuge  wird  nac  h  Deutschland  und  nach  überseeischen  Ländern  aus- 
geführt (1001  42  865  Meterzentner).  Der  Preis  des  Karbids  betrug  1S0<>  noch 
Fr.  000    800.   1001   nur  Fr.  200  die  Tonn«-. 

0.    (  HKMls<  IIK  IMH'STRIKN  7A    IMIAKMAZKl  I  ISCHKN  IM)   fit«)  I  OliKAI'HINC  HKS 

/\vk<  kkn.  Di«-  feineren  chemischen  I  n«l  us  t  ri  «•«•  n  .  welche  in  erster  Linie 
für  pharmazeutische  und  ph  o  t  o  g  ra  p  h  i  sc  h  «'  /we«  k  <■  arbeiten,  lassen  sich 
bis  auf  «Ii«*  Mitte  des  10.  Jahrluind«'its  zurückverfolgen.  wo  in  Ftiu'rthab-n. 
Frauenb-Id.  Aarau  u.  s.  w.  sich  aus  Apotheken  «lerartige  Fabrikationen  ent- 
wiekelten.  Im  grösseren  Massstabe  begannen  diese  in  den  Jahre  n  nach  18/0 
in  /«dingen.  St.  (iallen,  Masel  u.  s.  w.  und  besonders  seit  1800.  wo  au«  h  die 
romanisch«*  Schw«*iz  sich  kräftig«-r  daran  zu  b«-thätig«n  anfing.  Di«-  «hemisch- 
pharmaz«-utische  Industrie  kann  heute  auf  30  Firmen  mit  <-twa  1000  Arbeitern 
geschätzt  werden,  w«d>ei  auch  einige  der  grossen  Farb«-nfabrik«  n  sich  durch 
Herstellung  medizinischer  Präparate  bet«-ilig«-n. 

7.  Die  trockkxk  Dkstii.i.atiox  von  Hoi.z.  insb«-son«b-r«-  von  Mu«  lu-nholz. 
wird  in  «b-r  Schweiz  von  3-  4  (früher  4  0)  Fabriken  ausgeübt.  w«-s«-ntli«:h 
im  Osten  «les  Landes,  bis  auf  di«-  neuere  Zeit  in  zietnli«  h  primitiver  Art.  jetzt 
aber  mit  neuen,  guten  Apparaten.  Das  Hauptprodukt  ist  Kssigsäur«-  (Holz- 
essig), daneben  Holzgeist:  «|er  dabei  entstehend*-  Theer  ist  schlecht  zu  ver- 
werten  un«l  auch  eb-r  Absatz  der  Holzkohle  ist  heute  viel  schwieriger  als  früher. 
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Ueber  den  Umfang  der  Produktion  ist  nichts  bekannt:  jedenfalls  deckt  sie-  den 
Bedarf  des  Landes  nicht .  wie  die  Einfuhrlisten  zeigen. 

•S.  Skifknjndustrik.  Die  Herstellung  von  Seife  war  bis  vor  UM)  Jahren 
und  langer  in  der  Schwei/  nicht  nur  (wie  damals  auch  anderwärts)  ein  Klein- 
gewerbe, sondern  selbst  als  solches  ohne»  Bedeutung,  wie  daraus  hervorgeht, 
dass  nicht  einmal  in  Zürich.  Hasel  und  Hern  eigene  Seifensiedergilden  bestanden, 
vielmehr  die  Seife  teils  ;,us  «len  im  Lande  vorkommenden  Fetten  und  Holz- 
asche durch  fahrende  deutsche  (iesellen  gesotten,  teils  aus  dem  Auslände, 
hauptsachlich  aus  Südfrankreir  h.  bezogen  wurde.  Krst  nach  der  Mitte  des 
19.  Jahrhunderts  machte  sich  der  billigere  Bezug  der  Rohmaterialien  in  der 
Einführung  des  Dampfes  geltend,  aber  erst  im  letzten  Viertel  desselben  entstanden 
wirkliche  Seifenfabriken  grossen  Stiles  mit  allen  Einrichtungen  der  neueren 
Technik  in  Zürich.  Winterthur  und  ande  rwärts.  Die  se  vermögen  nunmehr  den 
Wettbewerb  mit  Marseille  in  der  Olivenölseife,  mit  England  in  den  Talgkern- 
seifen und  mit  Frankreich  und  Deutschland  in  den  Toiletteseifen  in  allen  Stücken 
aufzunehmen,  soweit  nicht  die  ungünstige  geographische  und  handelspolitische 
Lag«:  des  Landes  im  Wege  steht.  Diesen  hindernden  Umstünden  ist  es  zuzu- 
schreiben, dass  die  verschiedenen  grosseren  Seifenfabriken  und  die  zahlreichen 
im  Lande  zerstreuten  Se-ifensieele-re-ien  eleu  Bedarf  des  Landes  dennoch  bei 
weitem  nicht  decken  können,  so  dass  im  Jahre  1  *>0 1  1  < * ,  1 3 1  Meterzentner 
gewöhnliche  und  S42  Zentner  Parlüme-rieseife  eingeführt,  aber  nur  l ()»»(>  beziehungs- 
weise- 333  Zentner  ausge  führt  wurden. 

Als  Nebenprodukt  wird  hie  und  da  (Hycerin  aus  den  Unterlaugen 
gemacht,  in  Verbindung  mit  der  Seile-  an  einigen  Orten  auc  h  Stearinkerzen; 
doch  ist  deren  inlandisch'»  Erzeugung  gegenüber  der  Einfuhr  vom  \uslande 
nicht  se  hr  bedeutend. 

Tür  k  i  sc  h  rot  öl  wird  von  »-inigen  Farbern  selbst  fabriziert;  ausserdem 
etwa  ISO  Tonnen  im  Jahre-  von  drei  oder  vier  chemischen  Fabriken,  welche  die 
übrigen  Färber  und  Katlunelrue  ker  damit  versorgen. 

Stäkki  i  ahkika  riox.  Diese-r  Zweig  ist  in  de  r  Schweiz  ziemlich  neuen 
Datums:  nachweislich  erst  seit  184t>.  In  Bezug  auf  Kartoffelstärke  ist  die 
Konkurre  nz  mit  den  grosse  n  norddeutschen  Fabriken  unmöglich,  dagegen  ver- 
sorgen die  schweizerischen  Fabriken  das  Inland  vollständig  mit  Weizenstärke 
U.Amlung»),  Maisstärke-,  Dextrin.  Kleber  und  fast  vollständig  mit  Reisstarke 
(alles  in  allem  zirka  2500  3500  Tonnen).  In  Bezug  auf  Kleber  («Wienerpapp»» 
steht  die-  sc  h weiz'»risc  he-  Fabrikation  obenan  in  allen  Märkten. 

ID.  Lkimi  AHRiK.vrioN.  Die  se  ist  in  eb  r  Sc  hweiz  nic  ht  von  grosser 
Bedeutung  und  deckt  bei  weitem  nicht  den  heimischen  Bedarf  (1901  Einfuhr 
»»64b.  Ausfuhr  25 1 0  Meterzentner) ;  doch  wird  recht  guter  Knochenleim  sogar 
exportiert  und  die  Produkte:  der  (einzigen)  ( j  e I a  t  i  ne fabrik  in  Winterthur  sind 
unzweifelhaft  auch  im  Auslände  anerkannt  (Ausfuhr  1901  1045  Meterzentner 
gegen  709  Meterzentner  Einfuhr). 

11.  Lackk  UM)  FtRMssK.  Die-  Herstellung  von  Lacken  und  Firnissen 
ist  erst  se-it  verhältnismassig  kurzer  Zeit  aus  dem  Stadium  de»s  Handwerks  in 
dasjenige  eines  wirklichen  Fabrikbetriebs  getreten,  in  der  Schweiz  erst  seit 
dem  Bau  eh  r  als  ( Irosskonsumenten  auftretenden  Eisenbahnen,  in  intensiverer 
Weise  «  ist  seil  e  twa  30  Jahren.  Vorher  kamen  diese  Artikel  aus  Holland  und 
England,  von  denen  namentlic  h  das  letztere  noch  heute  einen  scharfen  Wett- 
bewerb daran  in  der  Schweiz  treibt,  woneben  in  den  letzten  Jahren  aber  auch 
andere  Länder,  in  erster  Linie  Deutschland,  aufgetreten  sind,  so  dass  die 
Fabrikation  der  Lacke  und  Firnisse  in  der  Schweiz  selbst,  obwohl  hier  nunmehr 
allen  Bedürfnissen   an  Qualität   entsprochen  werden  kann,   und  sie  sich  gegen 
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früher  auch  quantitativ  stark  entwickelt  hat.  grossen  Schwierigkeiten  begegnet, 
um  so  melir.  als  sie  infolge  iler  Zollvcrhaltnissc  ausschliesslich  auf  inländischen 
Absatz  angewiesen  ist  (1901  Einfuhr  40üS  Meterzentner.  Ausfuhr  175  Meter- 
zentner. 

12.  Buch-  und  SnaxnutcKi  akhk x.  Auch  die  Fabrikation  von  Buch- 
und  St  cindruck  färben.  sowie  diejenige  von  schwarzen  und  hunten  Pigmcnt- 
farben  wird  in  der  Schweiz  mit  Erfolg  betrieben  und  hat  sich  in  den  letzten 
Jahr«'!!  noch  mehr  ausgedehnt.  Mit  A  n s t  re i <  h  fa r be  n  befassen  sich  etwa 
20  grossere  und  kleinere  Fabriken.  Bleivveiss  wird  an  drei  Orten  hergestellt. 
Das  Anreiben  der  Karben  mit  Oe|  wird  heute  fast  durchgängig  dem  Anstreicher 
und  Mab  r  von  der  Fabrik  abgenommen,  zu  grossem  h  vgicinischem  Vorteile 
desselben.  \'om  Auslande  macht  hier  Frankreich  die  grösste  Konkurrenz, 
obwohl  die  inlandischen  Fabriken  im  stände  waren,  den  ganzen  Bedarf  des 
Landes  zu  decken.    An  Ausfuhr  ist  infolge  der  /ollyerh.'iltnisse  nicht  zu  «lenken. 

H.      Dil'.    IXDUSTKIK    DKR    KÜXsTI.K  HKN    OHGAN ISCHKX    FARBSTOFF K  (vldgo 

«Anilinfarben»)  ist  die  blühendste  unter  den  schweizerischen  chemischen 
Industrien.  Hier  spielt  das  Fehlen  der  Rohmaterialien  im  Inlande  wegen  deren 
höheren  Preisen,  die  grossere  Entfernung  vom  Produktionsorte  gestatten,  eine 
geringere  Ri'lle  als  bei  Massenartikeln,  und  auf  der  anderen  Seite  macht  sich 
hier  die  hohe  Entwicklung  des  chemischen  Unterrichtes  an  den  schweizerischen 
Bildungsstätten  am  meisten  geltend.  Die  erste  Anilinfarbenfabrik  wurde  1857 
in  England  gegründet  und  schon  1S5(>  folgte  Basel,  wo  die  dort  bestehende 
Farbho|ze\traktfabrik  die  ersten  Anilinfarben  (Mauvein)  machte,  und  wo  bis 
heute  dieser  Industriezweig  fast  ganz  lokalisiert  geblieben  ist.  1  St>2  folgte  die 
Fuchsinfabrik  zu  Schweizerhall,  dann  andere  Fabriken  in  Basel  und  18f>8  eine 
solche  in  La  Plaine  bei  Genf.  Die  Zahl  der  Fabriken  betrug  schliesslich  neun, 
jetzt  infolge  von  Verschmelzungen  nur  sieben.  Bekanntlich  ist  »las  gemeinsame 
Ausgangsmaterial  für  alle  diese  Farben  der  Steinkohlentheer.  dessen  Verar- 
beitung auf  Benzol.  Naphtalan,  Phenol,  Anthracen  u.  s.  vv.  in  der  Schweiz,  nicht 
vorgenommen  wird.  V  ielmehr  werden  diese  Materialien,  sowie  auch  zum  Teil 
die  aus  ihnen  weiter  gewonnenen  Zwischenprodukte:  Anilin.  N'aphtol,  Phtal- 
süure  u.  s.  vv.  aus  dem  Auslande  bezogen.  Die  Verarbeitung  auf  die  Farbstoffe 
selbst  geschieht  dann  in  den  schweizerischen  Fabriken  zum  Teil  nach  den 
auswärts  erfundenen  Verlähren,  zum  erheblichen  Teil  jedoch  nach  Verfahren, 
die  in  ihnen  selbst  ausgearbeitet  worden  sind.  Es  würde  weit  über  den  Rahmen 
dieses  Artikels  hinausgehen,  wenn  wir  die  einzelnen  Farbstoffe  aufzählen  wollten, 
um  die  es  sich  hier  handelt.  Eines  der  wichtigsten  derselben,  das  Alizarin, 
wurde  einige  Jahre  lang  in  ganz  vorzüglicher  Qualität  dargestellt,  bis  die  Kon- 
zentrierung seiner  Fabrikation  in  den  Händen  einiger  weniger,  vor  allem 
deutscher  Häuser,  es  den  kleineren  Fabriken,  darunter  auch  den  schweizerischen, 
unmöglich  machte,  das  Feld  zu  behaupten. 

Die  Gesamtproduktion  an  Theerfarben  in  der  Schweiz  ist  seit  ihrer  ersten 
Einführung  in  beständigem  Wachstum  gebbeben.  Welche  achtunggebietende 
Stellung  sie  heute,  wie  übrigens  im  Verhältnis  schon  seit  20  Jahren,  einnimmt, 
geht  daraus  hervor,  dass  im  Jahre  1899  ihr  Wert  auf  ca.  18  Millionen  Franken 
geschätzt  wird,  gegenüber  nur  8-  10  Millionen  in  Frankreich  und  8 — 9  Mil- 
lionen in  England,  welche  Lander,  namentlich  das  letztere,  in  Bezug  auf  die 
Rohmaterialien,  so  viel  günstiger  gestellt  sind  (Deutschland  produziert  etwa  für 
100  Millionen  Franken).  Von  diesem  Quantum  bleibt  nur  etwa  1  u  in  der 
Schweiz,  die  für  etwa  151/»  Millionen  Franken  Theerfarben  ausführt.  Bemer- 
kenswert ist  es,  dass  der  Preis  der  Produkte  ständig  zurückgeht,  z.  B.  von 
durchschnittlich  Fr.  732  per  Meterzentner  im  Jahre  1888  auf  Fr.  500  im  Jahre 
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1*99,  so  dass  /.  Ii.  «Ii.-  im  Jahn-  IS'M»  ausgeführte  Menge  \,,n  33.P*S  /.entnern 
grosser  als  1,N'»7  war  (wo  sie  29,452  Zentner  betrug),  wahrend  der  r.esam?- 
wert  von  1 1>.5 1  I  Tausenden  von  Kranken  auf  In, 437  sank.  Kür  1901  betragen 
die  Zahlen:  Einfuhr  3*71  Meterzentner,  Wert  Kr.  1,045,000:  Ausfuhr  31.393 
Meterzentner,  Wert  Kr.  14.753,000.  Kin  Viertel  dieser  Menge  geht  allein  nach 
Nordamerika,  die  nächst  besten  Kunden  für  Theerfarhen  sind  iVutsrhland  und 
England:  in  weiterem  Alistande  folgen  Italien.  Kussland.  Krankreirh.  Oesterreich, 
Hritisc  h-lndien  und  ilann  erst  andere  Länder. 

Auch  die  Menge  der  beschäftigten  Arbeiter  und  Hcamtcn  ist  fortwährend 
gewachsen;  im  Jahre  1 S7*»  betrug  sie  im  Kanton  Masel  KM  :  1**0:  43*  Arbeiter, 
10«  Mureau  -  Personal  :  l*9t, :  1300  Arbeiter.  140  Mureau  -  Angestellte  und 
<S0  Chemiker. 

Die  in  dieser  Industrie  erzielten  (iewinne  waren  in  früheren  Jahren  s»»|ir 
gross ;  heule  aber  hat  sie  einen  ungleich  schwereren  Stand,  und  der  Nachteil, 
dass  die  anderen  Produkt ionsländer  erheblich  geringere  Krachten  sowohl  für 
Kohlen,  als  für  die  Produkte  zu  tragen  haben,  macht  sich  immer  mehr  fühlbar, 
während  die  Xollvcrhällnisse  in  diesem  Kalle  keine  so  grosse  Kolle  wie  in  anderen 
Küche rn  der  Industrie  spielen.  Mehr  ist  dies  der  Kall  mit  dem  in  allen  übrigen 
Ländern  bestehenden  Patentschutz  für  chemische  Erfindungen,  worauf  hier  nicht 
eingegangen  werden  kann. 

Iiier  muss  auch  der  Darstellung  \on  synthetischen  A  i / u  «•  i  im  i  1 1  »■!  n 
( Antipyrin.  Phenaceiin  u.  s.  w..  auch  Saccharin  ist  hier  einzureihen),  sowie  der- 
jenigen von  künstlichen  Kiechstofien  ivor  allem  Moschus)  gedacht  werden, 
die  während  des  M.  stehens  der  betrelVenden  Patente  im  Auslände  sehr  gewinn- 
reich war  und  auch  in  der  Schweiz  stark  betrieben  wurde.  Mit  dem  Erloschen 
der  fremden  Patente  fielen  in  diesen  Kälbm  die  Preise  so  stark,  dass  ,|n- 
Fabrikation  dadurch  in  der  Schweiz  zum  Teil  unlohnend  wurde. 

14.  Kakhmoi./j-:\tk aktk.  Die  Darstellung  von  Ka r b h o I  z e  \  t  r :.  k  i  e n . 
wobei  natürliche  Karhmatcrialicn  in  Arbeit  genommen  werden,  datiert  von  l*5t». 
Die  einzige  grossere  Kabrik  dieses  Zweiges,  in  Hasel,  hatte  sich  einen  sehr 
geachteten  Namen  darin  erworben:  sie  verarbeitete  im  Jahre  1SS2  2375  Tonnen 
Karbhol/er  mit  einem  Personal  von  5*  Mann,  und  verkaufte  ihre  Extrakte  nicht 
nur  im  Inlande,  sondern  bis  Kussland.  Kngland.  Nordamerika  u.  s.  w  .  Die  in 
Itczug  auf  Krachten  und  Kohlen  so  ungünstige  Lage  Hess  es  aber  nicht  zu 
einer  weiteren  Ausdehnung  der  Kabrikation  kommen  und  dazu  kam  noch  du- 
allmählich«-  Verdrängung  der  Karbholzextrakte  durch  künstliche  Karbstoflfc.  so 
dass  heute  die  ersteren  bei  uns  nur  verhältnismässig  wenig  angewendet  werden. 
Die  Kabrik  beschäftigt  sich  jetzt  wesentlich  mit  K\trakten  aus  (ierbstoflen. 
besonders  Sumach.  Die  Ausfuhr  von  solchen  Extrakten  ist  von  einem  Werte 
von  1  .(»47,000  Kranken  im  Jahre  |89<»  auf  340.000  Kranken  im  Jahre  1901 
gesunken,  der  eine  Einfuhr  im  Werte  von  230,000  Kranken  gegenübersteht. 
Der  Wert  der  ( lesamt erzeugung  von  Pflanzenfarben  in  der  Schweiz  kann  auf 
etwa  1  Million  Kranken  angesehen  werden:  es  werden  darin  ungefähr  100  Arbeiter 
beschäftigt. 

15.  Dkl-ckkkki.  Kärbkuki  IM)  Hi.KicHKRKi.  Wir  schlicssen  hieran  einige 
Angaben  über  die  Entwicklung  derjenigen  Teile  der  Textilindustrie,  welche 
mit  der  chemischen  Industrie  im  engsten  Zusammenhange  stehen.  Die  erste 
Zeugdruckerei  auf  heute  schweizerischem  Gebiet  entstand  in  Genf  im  Jahre 
169*.  und  schon  1701  folgte  Zürich  nach,  um  I71(>  Hasel.  Neuenburg  und 
Aargau.  1 740  Glarus,  1 7(>5  Thurgau  u.a.m.  His  dahin  .hatte  man  wesentlich 
nur  mit  Krappfarben  und  Indigo  gearbeitet:  damals  kam  aber  die  c|||uminicrung> 
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mit  Tafelfarben  «lazu.  in  (Irr  b«somlcrs  Neuenburg  und  Glarus  h«-rvorste«  hen. 
Im  letzten  Viertel  des  IM.  Jahrhunderts  kann  man  die  in  der  heutigen  Schweiz 
vorhandenen  Dru«  ktische  (wovon  viele  in  Neuenbürg)  auf  mindestens  3000, 
die  Zahl  der  Arbeiter  auf  9000.  den  Wert  der  Fabriken  auf  12  Millionen 
Gulden  veranschlagen.  Die  Wirren  der  Jahre  1 798  1803.  verbunden  mit  der 
damals  in  Kngland  nach  Krtindung  des  Walzendruckes  einsetzenden  über- 
mächtigen Konkurrenz  vernichteten  die  Drucktndustrie  in  Genf  und  Neuenburg, 
die  Bildung  des  deutschen  Zollvereins  diejenige  im  Aargau.  sowie  einen 
grossen  Teil  derjenigen  des  Thurgau  und  von  Zürich.  In  letzterem  Kanton 
hatte  die  Türkischrot larherri  schon  1 784  Eingang  gefunden  und  wurde  dann 
der  in  Mülhausen  1S11  erfunden«'  Aetzdruck  auf  Türkischrot  eingeführt,  der 
später  besonders  im  Kanton  Glarus  «-ine  Statte  fand.  Dieser  Kanton  nimmt  im 
19.  Jahrhundert  weitaus  die  erste  Stelle  in  der  schweizerischen  Druckerei  ein, 
wobei  seine  Entwicklung  vor  allem  dadurch  gefördert  wurde,  dass  man,  im 
Gegensatz  zu  der  englischen  Massenproduktion,  sich  den  Bedürfnissen  der  Ab- 
nehmer in  den  Exportlandern  anpasst  und  dadurch  zuerst  in  Italien,  dann  (seit 
1834)  im  Orient  ein  weites  Feld  gewann.  Tin  1834  wurden  die  Dampf- 
farben eingeführt  und  namentlich  für  den  Artikel:  Yasmn  (Kopftücher,  ("halcs  et«  .) 
verwendet:  um  1842  kommt  die  Einführung  der  aus  Java  stammenden  Batiek- 
Artikel  hinzu. 

Schon  um  1845  besass  die  Glarncr  Druckerei  148(1  Drucklisch«'  mit 
3200  Arbeitern  und  produzierte  für  3  Millionen  Gulden  Ware:  1S(>4  schon 
4204  Drucktisrhe,  47  Druckmaschinen,  10.001)  Arbeiter  und  einen  Produktions- 
wert  v«m  25  Millionen  Fr.,  gegenüber  7  '>  Millionen  in  der  ganzen  übrigen 
Schweiz.  Das  war  wohl  der  Höhepunkt  dieser  Industrie,  1888  gab  es  in  der  Schweiz 
27  Druckereien,  wovon  21  im  Kanton  Glarus.  mit  3878  Arb<it«rn.  Die  Zoll- 
tarifänderungen  des  Jahres  1892,  der  Verlust  vers« -hi«-dcn«T  aus  wältiger  Markte 
(wobei  die  •  Konkurrenz  sich  «lort  etablien-nder  Schw«iz«T  stark  mitwirkte», 
die  Uebermarht  Englands  und  wohl  auch  «las  Zurückbleiben  \icler  kleiner 
Fabriken  auf  technischem  Gebi«-t  verursacht«*!!  ein«-  Einschränkung  des  Absatzes 
und  damit  der  Produktion,  «leren  End«"  noch  nicht  abzusehen  ist.  Die  Türkisch- 
rotfärb«-rei  und  -Druckerei  und  Batickdriu'krrci  haben  sich  s«i  ziemlich  be- 
hauptet, als  neuer  Zweig  ist  die  W«dl-  und  Seidemlru«  kerei  dazug«  kommen. 
Dem  entsprechend  war  (bei  \«ts«  h w imh  nd  khinerm  Inlaml- Absatz)  der  Wert 
der  Ausfuhr  1809—1000  auf  Kr.  8.3b5,<)00  herabgesunken.  Zur  Zeit  bestehen 
im  Kanton  (ilarus  1(>  Kinnen  mit  2188  Arbeitern,  Zürich  1  Kattun-,  1  Seiden- 
Druckerei.  St.  Gallen.  Thurgau,  Aargau  je  1.  Baselst.nlt  2  <S«iden-)  Druckereien. 

Die  Färlxrei  «ler  Sei«le  sowohl  als  auch  «br  Baumwolle  ist  in  der  Schweiz 
hoch  entwickelt.  Die  Kabriken  dieses  Zweiges  in  Thalweil,  Basel.  Winter- 
thur  u.  a.  sind  weit  über  die  Grenzen  «h's  Kantons  bekannt  un«l  haben  viel«' 
wichtige  Verfahren  neu  erfunden  und  entwickelt.  Es  giebl  in  «ler  Schweiz 
etwa  100  Färbereien  mit  üb«r  4000  Arbeit«-™. 

Die  Bleicherei  -  Industrie  ist  zum  Teil  in  Verbindung  mit  der  Baumwoll- 
färberei namentlich  in  Wintcrthur,  zum  Teil  als  Hilfsindustrie  der  Stickerei 
in  den  Kant«»nen  St.  Gallen  und  Appenzell  weit  ausgebreitet  und  steht  eben- 
falls durchaus  auf  «ler  Höh«*  der  Zeit.  Die  Baumwoll-  und  Leinenbleicherei 
und  Appretur  beschäftigt  in  der  Schweiz  ungefähr  3000  Arbeiter. 

(Unterlagen  zu  dem  vorstehenden  Artikel  sind  dem  Verfasser  grösstenteils  schriftlich 
durch  die  folgenden  Herren  mitgeteilt  worden:  A.  Schnorf-  Flury  (chemische  Gross- 
industrie); C.  Dändliker  (Holzessig):  B.  Siegfried  (chemisch-pharmazeutische  Präparate)  : 
W.  Steinfels  (Seife):  A.  Jennv-Trümpy  (Färberei  und  Druckerei) :  F.  Kcverdin  (orga- 
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nischc  Farbstoffe):  Egli  (Leim);  Dr.  A.  Landolt  (Lacke  und  Karben) ;  Dr.  Nourision 
und  Aluminiumindustric  -  Aktienges  ellschal't  (Elektrochemie);  O.  Nehcr  (Stärke): 
Dietrich  &  Co.  (Türkischrotöl). 

///.  Litteruttir.  Die  gedruckte  Litleratur  beschränkt  sich  auf  die  amt/icien 
Berichte  über  die  Landesausstellungen  in  Zürich  /SSj  und  Gen/  /Sgö;  für  SfetiaJ- 
ziveige  sei  noch  Jaubert,  Historiqne  de  l'industrie  suisse  des  tnatii-res  colorantes  arti- 
ßcieiies,  Gen'rve  jS<)6,  und  Adolf  Jenny-Trümpy,  Handel  und  Industrie  des  Kantons  Glans, 
1.  Teil,  /SyS.  er-.cähnl.  Die  Einfuhr-  und  Ausfuhrtahlen  sind  den  amtlichen  Berichten 
entnommen. 

Dr.  G.  Lunge,  Professor  am  eidgen.  Polytechnikum,  Zürich. 

Christlich-sociale  Bewegung:  ai  Evangelisch-sociale  Bewegung. 

1.  Evangelisch-sociale  Vereine.  —  II.  Evangelische  Arbeitervereine  - 
III.  Jünglings-  und  M  ännervercine.  —  IV.  Littcratur. 

I.  Evangelisch-sociale  Vereine.  Solche  Vereine  sind  in  der  Schweiz  in 
den  MO  er  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  ins  Leben  gerufen  worden  und  stehen 
hier  somit  noch  durchwegs  im  Stadium  der  ersten  Entwicklung.  Diesem  Stand 
der  Dinge  entspricht  auch  die  Mannigfaltigkeit  der  Aufgaben,  welche  die  Vereine 
sich  gestellt  haben  und  die  Verschiedenartigkeit  ihrer  Thätigkeitsmethode.  Einzig 
der  christlich-sociale  Verein  in  Genf  —  infolge  einer  heftig  verlaufenen  Arbeiter- 
bewegung 1888  ins  Leben  gerufen,  steht  mit  seiner  Entstehungsgeschichte 
ausserhalb  des  Rahmens,  Wer  für  die  übrigen  vier  Vereine:  Basel,  Bern,  Neuen- 
bürg und  Zürich  als  ein  gemeinsamer  bezeichnet  werden  kann  und  seine 
Gründung  kann  nicht  gleich  den  andern  zurückgeführt  werden  auf  Impulse,  die 
wir  von  den  Trägern  der  ehristlich-socialen  Bewegung  in  Deutschland  empfanget» 
haben.  Wohl  aber  sind  alle  seine  Thätigkeitszwcige,  das  Bureau  de  travail. 
«las  Atelier  coopcYatif  pour  vetements,  Atelier  pour  les  ouvrages  des  femmes 
u.  s.  w.  Frucht  des  erwachten  Gewissens  und  der  Erkenntnis,  dass  man  in 
christlichen  Kreisen  unseres  Landes  nur  zu  lange  sich  indifferent  verhalten 
hatte  gegenüber  den  Fragen,  die  man  am  einfachsten  unter  dem  Kollektiv- 
namen Arbeiterfrage  zusammenfasst.  In  dieser  Hinsicht,  in  Weckung  der 
Gewissen  auch  in  den  übrigen  Teilen  der  Schweiz  intensiv  gewirkt  zu  haben, 
ist  das  Verdienst  des  gewesenen  Hofpredigers  A.  Stöcker.  Freunde  der  evang. 
Landeskirche,  die  eine  Entfremdung  der  Arbeitcrwelt  von  christlichem  Leben 
und  christlicher  Weltanschauung  zwar  nicht  verhindern  konnten,  aber  auch 
nicht  verschulden  wollten,  hatten  ihn  ins  Land  gerufen  und  es  wäre  ungerecht, 
der  Anregungen  zu  vergessen,  die  man  ihm  zu  verdanken  hat.  Die  jüngere 
Generation  der  Christlich-Socialcn  ist  namentlich  durch  die  Gedanken  Friedrich 
Naumanns  und  die  Arbeil  des  e\ angelisch-socialen  Kongresses  kräftig  angeregt 
worden.  Was  Pfarrer  Benz,  der  damalige  Sekretär  des  cvangelisch-socialcn  Vereins 
in  Basel  in  den  cSchwcizerischcn  Blättern  für  Wirtschafts-  und  Socialpolitik>  (Jahr- 
gang 1805)  antieipando  schrieb,  von  der  Notwendigkeit,  «die  noch  vielfach 
gebundenen  eminent  socialen  Kräfte  des  Evangeliums  zu  entbinden  und  in  dem 
wirtschaftlichen  Gährungsprozess  der  Gegenwart  wirksam  zu  machen»,  das 
geht  in  der  Gründung  der  verschiedenen  ehristlich-socialen  Gesellschaften  und 
Vereine,  welchen  Namen  sie  auch  tragen  mögen,  seiner  allmählichen  Verwirk- 
lichung entgegen. 

Einzelne  dieser  Vereine  begnügen  sich  zur  Stunde  noch  mit  der  akademischen 
Erörterung  socialer  Fragen,  so  die  Christlich-sociale  Gesellschaft  des  Kantons 
Bern,  die  Christlich-sociologische  Konferenz  des  Kantons  Zürich  und  die  jüngste 
dieser  Gesellschaften  in  Neuenburg.  Andere,  wie  der  oben  erwähnte  Christlich- 
sociale  Verein  der  Stadl   Genf,  der  Christlich-sociale  Verein  der  Stadt  Bern 
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und  der  Evangelisch-sociale  Verein  der  Stadt  Basel  haben  zwar  die  Veranstal- 
tung von  Vorträgen  und  Diskussjonen  ebenfalls  auf  ihrem  Arbeitsprogramm, 
begnügen  sich  jedoch  nicht  damit,  sondern  wenden  sich  praktischen  socialen 
Aufgaben  zu,  entweder  durch  Institute,  wie  wir  sie  beim  Genfer  Verein  auf- 
gezählt haben,  oder  durch  Gründung  und  Förderung  von  Arbeitersekretariaten 
(s.  « Arbcitersekretariate>)  und  christlich-socialer  Arbeitervereine  (s.  u.). 

Nachdem  ein  Versuch  in  Ölten  1894.  eine  schweizerische  christlich-sociale 
Gesellschaft  zu  gründen,  aus  verschiedenen  Ursachen  scheiterte,  hat  der  andere 
Weg,  die  Gesellschaften  und  Vereine  in  den  Städten  und  Kantonen  sich  ent- 
wickeln zu  lassen  und  dann  einen  Verband  zu  gründen,  rascher  und  sicherer 
zum  Ziel  geführt.  Dieser  Verband  besteht  seit  dem  24.  April  1900  und  umfasst 
alle  in  vorstehenden  Erörterungen  angeführten  Vereine. 

Zum  Schluss  darf  darauf  hingewiesen  werden,  dass  bei  aller  Dankbarkeit 
für  die  aus  Deutschland  empfangenen  Impulse  die  Entstehung  und  Entwicklung 
der  schweizerischen  christlich  -  socialen  Vereine  eine  durchaus  nationale  und 
originale  ist.  Nicht  nur  bilden  diese  Vereine  keine  politische  oder  religiöse 
Partei  an  und  für  sich,  sie  sind  auch  unabhängig  von  jeder  religiösen  oder 
politischen  Partei. 

II.  Evangelische  Arbeitervereine.  Die  Zahl  der  evangelischen  Arbeiter- 
vereine in  der  Schweiz  ist  klein.  Es  existieren  solche  erst  in  Basel  (seit  1894), 
in  Horgen  (1894),  in  Bern  (1898),  in  Zürich  (1903).  Ihre  Geschichte  ist  also,  nach 
Ansicht  der  christlich  Gesinnten,  noch  sehr  jung.  Sic  wollen  einen  doppelten  Zweck 
erfüllen.  Einmal  möchten  sie  die  socialen  Dinge  grundsätzlich  auch  von  christlich- 
sittlichen Gesichtspunkten  aus  betrachten  und  behandeln.  Sie  bedeuten  insofern 
eine  Reaktion  gegen  den  materialistischen  Geist,  der  anfanglich  die  Arbeiter- 
bewegung beherrschte  und  eine  einseitige  Ueberschätzung  «1er  materiellen  Seite 
des  Lebens  und  eine  Vernachlässigung  der  sittlichen  Kaktoren  zur  Folge  hatte. 
Sie  hoffen  durch  ihre  entschiedene  Betonung  der  sittlichen  Faktoren  zur  Ergänzung 
und  Vertiefung  der  Arbeiterbewegung  einen  nützlichen  Beitrag  leisten  zu  können. 
Sodann  wollen  sie  auch  den  Arbeitern,  die  eben  dieser  ursprünglich  mate- 
rialistische und  kirchen-  und  christentumsfeindliche  Geist  von  der  Arbeiter- 
bewegung ferne  hielt,  Gelegenheit  zu  socialer  Mitarbeit  geben.  Sie  halten  es 
nicht  für  sittlich,  sich  die  Errungenschaften,  die  die  organisierte  Arbeiterschaft 
erringt,  gefallen  zu  lassen  und  doch  selber  Anstrengung  und  Opfer  dafür  zu 
scheuen.  Darum  lehnen  es  die  evangelischen  Arbeitervereine  der  Schweiz,  im 
Gegensatz  zu  einem  grossen  Teil  der  evangelischen  Arbeitervereine  Deutsch- 
lands, grundsätzlich  ab,  Leuten  die  Mitgliedschaft  zu  gewähren,  die  einem 
anderen  wirtschaftlichen  Interesscnkreis  angehören  als  dem  der  Arbeiterschaft. 

Im  Februar  1900  schlössen  sich  die  Vereine  zu  einem  schweizerischen 
Verbände  zusammen.  Ihre  ■  sociale  Stellungnahme  ist  in  folgendem  kurzen 
Programm  ausgesproc  hen  : 

I.  Wir  sind  chnstlich-social,  leiten  die  Berechtigung  und  Notwendigkeit  unserer  Vereinigung 
aus  den  Fordmingen  des  praktischen  Christentums  ab  und  kämpfen  mit  den  uns  zu  Gebote  stehenden 
gesetzlichen  Mitteln  gegen  die  UebeHtände  und  Ungerechtigkeiten  des  modernen  Erwerbslebens. 
II.  Wir  stehen  auf  nationalem  Boden,  verpflichten  uns  aber  keiner  politischen  Part«,  sondern  ent- 
scheidin unsere  Stellung  zu  den  staalspolilischcn  und  socialpolitischen  Fragen  von  Fall  zu  Fall  nach 
Massgabe  unserer  christlich-socialen  Grundsätze.  III.  Auf  Grund  unserer  christlich  socialen  Ueber- 
zetigung  und  Gesinnung  unterstützen  wir  alle  Bestrebungen,  die  der  F.rziehung  sittlicher  Persönlich- 
keiten und  der  ErmSglichung  und  Förderung  dei  Familienlebens  dienen.  Wir  fordern  deshalb  eine 
l>esonnene  aber  entschlossene  Socialpolitik,  deren  Ziel  die  Versöhnung  der  Klassengegensätze  und  die 
Hebung  der  geistigen  und  ökonomischen  Lebenshaltung  der  arbeitenden  Bevölkerung  ist-  IV.  Als 
nächste  socialpolitische  Aufgaben  erkennen  wir:  l.  Ausbau  der  Sonntagsgesstzgcbung,  Einführung  des 
freien  Samstag-Nachmittags,  Verkürzung  der  Arbeitszeit  2.  Gesetzlichen  Schutz  der  persönlichen  und 
'iffentlichen  Sicherheit,  wie  ihn  das  persönliche  und  öffentliche  Eigentum  geniesst.    3.  Ausdehnung  der 
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Arheiterschutzgesetzgebung ,  besonder!  des  Arbeitcrinnenscbulzes ;  Hinbeziehung  der  Näherinnen, 
Modistinnen,  Ladentöchter,  Kellnerinnen  u.  s.  w.  in  die  gesetzlichen  Schutzbestimmungen;  gleiche 
Bezahlung  der  Frauenarbeit  bei  gleicher  Leistung:  weibliche  Adjunkten  des  FabrUcinspektorates. 
4.  Lehrlingsgcsetz.  5.  Gesetzliche  Regelung  der  Versicherung  gegen  Unfall.  Krankheit  und  verdienst- 
loses Alter.  6.  Bekilmpfung  der  Arbeitslosigkeit.  7.  Unpolitische  und  interkonfessionelle  Gewerk- 
schaften. 8.  Forderung  des  Genossenschaftswesens.  9.  Bekämpfung  der  Wohnungsnot  und  des  Boden- 
wuchers.  10.  Steuerreform,  besondere  Behandlung  des  arbeitslosen  Einkommens,  amtliche  InvenUrisation 
bei  Todesfällen. 

Der  erste  Delegiertentag  nahm  zunächst  dir  Frage  des  freien  Samstag- 
Nachmittags  an  die  Hand  und  richtete  eine  einlasslich  begründete  Hingabe  an 
ilic  Bundesversammlung.  Die  Hingabe  wurde  vom  Arbeiterbund  und  den  Sonntags- 
vereinen  unterstützt.  Sie  führte  zu  dem  Beschluss  der  beiden  Rate,  in  das 
Fabrikgesetz  den  5  l'hr-Arbeitsschluss  an  Samstagen  aufzunehmen.  Der  Verband 
ist  dem  schweizerischen  Arbeiterbunde  beigetreten. 

Im  übrigen  gestaltet  sich  das  Leben  und  die  Thätigkeit  der  einzelnen 
Vereine  verschieden.  In  Bern  wurde  eine  leistungsfähige  Krankenkasse  gegründet. 
Basel  rief  eine  Sterbekasse  und  ein  Mübeldepot  ins  Leben.  Einzelne  Mitglieder 
beteiligen  sich  mit  Eifer  und  Hingabe  an  der  genossenschaftlichen  und  gewerk- 
schaftlichen Arbeit.  Dem  Basler  Verein  haben  Arbeiterfreunde  im  Wettsteinhof 
ein  schönes,  eigenes  Heim  geschaffen,  das  die  Entwicklung  des  Vereins  mächtig 
forderte.  Leider  ha!  die  junge  Bewegung  und  insbesondere  der  Berner  Verein 
durch  den  Tod  von  Karl  Heinric  h  Mann  im  Herbst  1900  einen  schweren 
Verlust  erlitten.  Das  Zeugnis  eines  selbstlosen,  aufopferungsfähigen  Mannes 
folgte  ihm  ins  Grab  und  auch  Männer,  die  politisch  und  religiös  anders  dachten 
als  er.  haben  seinem  Charakter  und  seiner  Lauterkeit  ihre  Aehtung  gezollt. 

III.  Jünglings-  und  Männervereine.  Die  christlit  henjünglings-  und  Männer- 
vereine der  Schweiz  erfreuen  sich  in  eleu  letzten  zwei  Jahrzehnten  einer  ausser- 
ordentlichen Zunahme  und  bilden,  soweit  es  die  deutsche?  Schweiz  betrifft,  einen 
Verband  von  .^lo  Vereinen  mit  cirka  5500  Mitgliedern:  dazu  kommen  l(»ä  Vereine 
französischer  Zunge  mit  cirka  3400  Mitgliedern.  Im  ganzen  wird  die  Mitglieder- 
zahl der  evangelisch-christlichen  Jünglings-  und  Männervereinc  der  Schweiz 
heute  auf  10.000  beziffert  werden  dürfen.  Die  ältesten  Vereine  sind:  Baselstadt. 
Evangelischer  Männerverein  ( 1  768) :  Schaffhausen.  Jünglingsverein  ( 1825) :  Basel- 
stadt. Evangelischer  Jünglingsverein  <1*3(>>:  Bern.  C  hristlicher  Verein  junger 
Männer  (1845t.  In  den  Jahren  1851  —  1860  traten  29.  1860—1870  17.  1871 
bis  1880  .U.  1881  — 1890  b2.  1*90—1900  125  neue  Vereine  hinzu  und  es 
verzeigen  demnach  die  beiden  letzten  Jahrzehnte  einen  bedeutenden  Aufschwung 
der  Jünglingsvereinssache  in  der  Schweiz.  Zeitlich  hängt  es  mehr  oder  weniger 
zusammen  mit  der  Gründung  des  Schweizerischen  Jünglingsbundes  (l*64i.  mit 
der  Anstellung  eigener  Vereinsagenten  (seit  1*77).  mit  der  Publikation  eines 
Vereinsorgans:  «Der  schweizerische  Jünglingsbote»,  (gegründet  vom  Kunstmaler 
David  Kölliker  1 858 1.  Ausser  dem  «Schweizerischen  Jünglingsboten»,  der  in 
Hern  erscheint  und  den  Vereinen  der  deutschen  Schweiz  als  Organ  dient, 
erscheint  in  Lausanne  seit  1*55  das  «Journal  des  l'nions»  als  Organ  der 
•  •brist liehen  Jünglingsvereine  der  französischen  Schweiz.  Da  in  den  Jünglings- 
vereinen  der  Pflege  des  Gesanges  besondere  Aufmerksamkeit  geschenkt  wird, 
so  fanden  gesangskundige  und  musikalisch  gebildete  Mitglieder  Veranlassung 
zur  Herausgabe  passender  Liedersammlungen,  die  in  der  Regel  ausser  den 
geistlichen  Liedern  auch  eine  Anzahl  von  Vaterlands-  und  Naturliedern  ent- 
halten. —  In  den  ersten  Jahrzehnten  der  Vereinsgeschichte  beschränkten  sieh 
die-  damals  bestehenden  Vereine  ciarauf,  dem  Bedürfnis  nach  gemeinsamer 
Erbauung  in  Bibelhetrac  lilung.  Gesang  und  Gebet  genüge  zu  leisten  und  e> 
wird  wohl  niclu  unbillig  sein,  den  verhältnismässigen  Stillstand  oder  das  langsame 
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Wachstum  der  Vereinssache  in  den  Jahren  1 8i>  1  - —  188Ü  auf  diesen  Umstand 
zurückzuführen.  Allmahlich  machte  das  Bedürfnis  nach  christlicher  Geselligkeit, 
nach  einer  W  irksamkeit  über  den  engeren  Kreis  des  Vereinslebens  hinaus  sich 
geltend  in  der  Gründung  geeigneter  Bibliotheken,  in  der  Eröffnung  von  Lese- 
sälen, in  der  Beteiligung  von  Kindergottesdiensten  (Sonntagsschulen),  in  der 
Fürsorgi-  der  im  Dienst  stehenden  Wehrmänner,  insbesondere  bei  den  Truppcn- 
zusammenzügen.  in  Beteiligung  bei  der  Krankenpflege,  überhaupt  je  nach  lokalen 
Verhältnissen  und  je  nach  Gesamtphysiognoniie  der  Mitgliedschaft  bei  den  ver- 
schiedensten Zw  eigen  christlicher  Licbesthätigkeit.  In  der  Veranstaltung  •  von 
Kezirksversatnmlungen,  in  der  Gründung  kantonaler  Verbände  und  vollends  des 
Schweizerischen  Jünglingsbundes,  in  den  freundschaftlichen  Beziehungen  zu  den 
gesinnungsverwandten  Vereinen  und  Verbänden  des  Auslandes,  in  der  Zuge- 
hörigkeit zu  den  internationalen  Konferenzen  liegt  ein  ungemein  förderndes 
Element  des  gegenseitigen  Gedankenaustausches,  der  Belehrung,  der  frucht- 
bringenden Arbeit,  der  eigentliche  Keim  des  Wachstums  nach  innen  und  aussen. 

Die  christlichen  Jünglingsverein'-  stehen  in  religiöser  Hinsicht  auf  dem 
Boden  der  evangelischen  Alianz  und  schliessen  von  der  Mitgliedschaft  niemanden 
au»,  der  zu  ihren  Grundsätzen  sich  bekennt,  welcher  Denomination  innerhalb  der 
evangelischen  Kirche  er  auch  angehören  mag.  Politisch  sind  sie  durchaus  neutral 
und  unabhängig  von  jeder  bestehenden  politischen  Partei. 

/V.  Littemtur.  J.  Probst,  Die  sociale  Arbeit  des  Geistlichen.  —  6.  Benz,  Unser 
tüglick  Brot  tri/'  uns  heute,  /8gö.  —  Derselbe,  Die  christliche  Bruderliebe,  r8gy.  — 
Derselbe,  Der  freie  Samstag- Nachmittag,  /gor.  —  Derselbe,  Die  socialen  Pflichten  des 
Studenten,  1902.  —  0.  Louterburg,  Christentum,  Arbeiterschaft  und  sociale  Frage,  1902. 

Prof.  Hilty,  Einige  Gedanken  über  die  Gründung  chrisllich-socialer  Vereine,  1896.  ~— 
Friedrich  Naumann,  Enttretfnung  auf  Hiltvs  Schrift.  /Sgö.  —  Carl  H.  Mann,  Die  Arbeil 
im  Licht  der  Bibel,  1898. 

Anmerkung  des  Herausgebers:  Der  vorstehende  Aufsatz  des  verstorbenen 
C.  II.  Mann  wurde  in  anerkennenswerter  Weise  von  Pfarrer  Gustav  Bant  in  Basel  durch- 
gesehen und  ergänzt.  Den  II.  Abschnitt  „  Evangelische  Arbeitervereine"  sowie  die 
/.itteraturangaben  verdanken  wir  ausschliesslich  dem  letzteren. 

Carl  H.  MatlU,  -  eil.  evangelischer  Arbeifersekretär,  Hern. 

Christlich-sociale  Bewegung:  b)  Katholisch-sociale  Bewegung. 

1.  Allgemeines.  —  II.  Die  vorwiegend  charitativen  Uestrcbungcn:  i.  Keli- 
pi<Vs  charitative  Genossenschaften:  2  Charitative  Vereinigungen  unter  den  katholischen 
Laien.  —  III.  Socialreforinerische  Itcstrebungen:  l.  Parlamentarische  Thätigkcit  : 
2.  Bauernverbände;  3.  Arbeiterorganisationen  ;  4.  Jünglingsvereine  ;  5.  Kaufmännische  Vereine; 
6.  Mässi|*keitsbestrebung<  n  :  ".  Die  katholischen  Arbeiterorganisationen  im  schweizerischen 
Arbeiterl uinde ;  8.  Stellungnahme  zur  Krage  des  internationalen  Arbeil<  rschut/e* ;  <).  Ver- 
einigungen /ux  »ii-ienschaltlichcn  Krörtcrung  socialpolitischer  Fragen.  —  IV.  Liltcratur. 

I.  Allgemeines.  Katholisch-sociale  Bestrebungen  nennen  wir  alle  die- 
jenigen l'nternehniungen,  welche  in  neuester  Zeit  auf  Grund  der  katholischen 
Wirtschafislehre  ins  Werk  gesetzt  wurden  zur  gesellschaftlichen  Hebung  der 
arbeitenden  Volksklassen.  Wie  anderswo,  so  sind  au»  h  in  der  Schweiz  diese 
Bestrebungen  in  charitative  und  in  socialreforinerische.  die  letztern 
hinwiederum  in  wirtschaftliche  und  Wirtschaft-politische  zu  unterscheiden. 
Charitative  und  socialreformerisc  he  Bestrebungen  berühren  sich  zwar  vielfach, 
stützen  und  bedingen  sich  gegenseitig,  sind  alter  nach  Wesen,  Mitteln  und 
Zielen  vielfach  verschieden.  Während  in  den  Anlängsstadien  der  schweizerischen 
Socialhewegung  auf  katholischer  Seil e  die  charitat i\ e  Strömung  stark  überwog, 
traten  in  der  Folge  die  wirtschaftlichen  und  wirtschaftspolitisehen  Reform- 
postulate  in  den  Vorde  rgrund. 
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II.  Die  vorwiegend  charitativen  Bestrebungen.  1.  Rki.igiös-charitative 
Genossenschaften.  Die  religiös-politischen  Kämpfe  der  vierziger  Jahre  hatten 
mit  der  Verfassungsänderung  von  18-18  ihren  Abschluss  gefunden:  die  folgen- 
den vier  Jahrzehnte  brachten  den  kraftigen  Aufschwung  der  Industrie,  des 
Handels  und  Verkehrs,  aber  gleichzeitig  die  in  gerader  Progression  damit  fort- 
schreitende Herausbildung  der  socialen  Gegensätze.  Den  dadurch  verursachten 
gesellschaftlichen  Missständen,  sowie  den  Folgen  der  in  Art.  41  der  1848er 
Verfassung  gewährleisteten,  durch  die  Revisionen  von  186b  und  1874  (Art.  45 
und*46)  und  durch  die  Niederlassungsverträge  von  1875,  1882  etc.  erweiterten 
Freiheit  der  Niederlassung  suchte  man  in  den  katholischen  Kantonen  zunächst 
durch  Verbesserung  der  Annengesetzgebung,  durch  Errichtung  von  Gemeinde- 
land Bezirksarmenhäusern  und  durch  die  seitens  des  Klerus  beförderte  Grün- 
dung von  freiwilligen  Armen-  und  Wohlthätigkcitsvereinen  zu  begegnen. 

Bahnbrechend  aber  wurde  für  die  Weckung  und  Organisation  der  chari- 
tativen Bestrebungen  die  Wirksamkeit  des  Kapuziners  P.  Theodosius  Floren- 
tini (f  1865).  Wir  können  hier  nur  jene  Werke  erwähnen,  durch  deren  Begrün- 
dung der  weitblickende,  thatenreiche  Mann  in  die  sociale  Bewegung  mächtig 
cingegrifl'en  und  eine  Aktion  entfaltet  hat.  welche  bis  zur  Stunde  über  die 
Grenzen  der  Schweiz  weit  hinansreicht.  Im  Oktober  1844  gründete  P.  Theo- 
dosius das  Institut  der  c  Lehrschwestern  vom  heiligen  Kreuz»  in  Menzingen. 
Dasselbe  sollte  für  private  und  öffentliche  Schulen  und  Waisenhäuser  tüchtige 
und  möglichst  billige  Lehrkräfte  heranziehen.  Als  Mitglied  der  schweizerischen 
gemeinnützigen  Gesellschaft  nahm  er  deren  Mithülfe  in  Anspruch  zur  Förderung 
seiner  1849  begonnenen  Unternehmung,  che  herrschende  Arbeitslosigkeit  durch 
die  Einführung  der  Hausindustrie  zu  bekämpfen.  1850  gründete  Theodosius  in 
('hur  die  «Landeskrankenanstalt»:  diese  erweiterte  er  1852,  indem  er  das 
c Spital  zum  heiligen  Kreuz»  baute.  Mit  der  Führung  dieses  Spitals  betraute 
er  die  1852  von  ihm  gegründete  religiöse  Genossenschaft  der  «  Barmherzigen 
Schwestern  vom  heiligen  Kreuz»,  der  er  am  1.  März  1852  seine  tüchtigste 
Mitarbeiterin,  Theresia  Scherer  aus  Meggen  (Luzcrn)  zur  Oberin  gab  (f  1885). 
Im  Jahre  1858  wurde  die  Ccntralleituny,  das  Mutterhaus  der  Barmherzigen 
Schwestern  von  (  hur  nach  Ingenbohl  verlegt.  Die  Kongregation  der  Schwestern 
von  Ingenbohl  ist  die  grossartigste  unter  den  socialen  Schöpfungen  des 
P.  Theodosius. 

Um  armen  Waisen  und  ältcrn  Personen  sichere  Zufluchtsstätten  zu  bereiten, 
baute  Theodosius  in  ('hur  1854  ein  Waisenhaus  mit  Kinderarbeitsschule  und 
1855  ein  Pfründnerhaus.  1S55  gründete  er  eine  Rettungs-  und  Waiscnanstalt 
zu  Paspels  (Domlesehg);  sie  wurde  1864  in  das  Schloss  Löwenberg  verlegt. 
Die  Geldmittel  zu  all  diesen  Gründungen  denen  wir  auch  die  Neubelebung 
des  seit  Vertreibung  der  Jesuiten  ( 1847)  leerstehenden  Kollegiums  «Maria  Hilf» 
in  Schwyz  (Wiedereröffnung  185<>  den  13.  Oktober)  durch  P.  Theodosius  bei- 
zählen müssen  —  erwarb  P.  Theodosius  durch  die  Inanspruchnahme  wohl- 
thätiger  Gönner,  sowie  durch  ausgedehnte,  an  Strapazen  reiche  Sammelrcisen 
in  Oesterreich,  Ungarn,  Böhmen.  Deutschland  und  Italien. 

In  der  Absicht,  das  Industrieleben  der  Gegenwart  zu  «christianisieren», 
d.  h.  die  Fabrikjugend  vor  sittlicher  Verderbnis  zu  bewahren,  unter  den  Fabrik- 
arbeitern den  christlichen  Familiensinn  zu  fördern,  ihnen  zu  gerechtem  Lohn 
und  gutem  Auskommen  zu  verhelfen,  endlich  mit  dem  Ziele,  den  neben  der 
Entlohnung  der  Arbeiter  aus  dem  Betriebe  resultierenden  Reingewinn  zur  För- 
derung philanthropischer  Zwecke  zu  verwenden,  ging  Theodosius  mit  kühnem 
Wagemut  seihst  zum  Fabri  k  betrieb  über.  Die  1854  für  die  Fabrikjugend 
der  Spinnerei  Neuägeri  errichtete  «  Erzichungs-  und  Arbeitsanstalt  am  Gubel  ». 
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welche  gut  wirkte  und  den  Kindern  ermöglichte ,  namhafte  Ersparnisse  zu 
erzielen,  diente  als  Ausgangspunkt:  es  folgte  1857  die  Einführung  der  Baum- 
wollweberei in  Ingenhohl,  1859  der  Kauf  einer  grössern  Tuchfabrik  (mit  124 
Arbeitern)  in  Oberleutensdorf  bei  Tepliz  (Böhmen).  Aus  Ungarn  führte  er  als 
neuen  Erwerbszweig  die  Verarbeitung  von  Maisstroh  zu  Papier  ins  st.  gallische 
Rheinthal  ein;  er  gründete  1862  mit  Hülfe  einer  Aktiengesellschaft  eine  Mais- 
stroh-Papierfabrik zu  Thal  (St.  Gallen).  Diese  industriellen  Unternehmungen 
aber  brachten  ihrem  Gründer  statt  des  erhofften  Erfolges  die  peinlichsten  Sorgen. 
Sie  konnten  die  Konkurrenz  nicht  bestehen  und  ermangelten  eines  handels- 
technisch geschulten  Betriebspersonals.  «Aber  selbst  seine  verfehlte  Oberleutens- 
dorfer  Fabrik  bleibt  ein  Denkmal  einer  grossen  Idee,  wonach  Fabrikherr  und 
Fabrikarbeiter  gewissermassen  eine  christliche  Familie  bilden  sollten,  und  zwar 
so,  dass  der  Ertrag  ihrer  Arbeit,  direkt  oder  indirekt,  allen  zu  gute  kommen 
würde  »  (Planta). 

Das  beredteste  Zeugnis  für  den  weitblickenden  Geist  des  P.  Theodosius  bietet 
die  wachsende  Blüte  seiner  beiden  Hauptgründungen,  der  Genossenschaften 
von  Menzingcn  und  Ingenbohl.  Diese  Genossenschaften  repräsentieren  in  der 
von  Theodosius  gegebenen  Organisation  eine  glückliche  Vereinigung  des  klöster- 
lichen mit  dem  Laienelemente.  Durch  ihren  nicht  klausurierten,  nur  wenig 
gcmassrcgeltcn  Verkehr  nach  aussen,  durch  ihr  anspruchloses,  verständnisinniges 
Eingehen  auf  die  lokalen  Eigentümlichkeiten  und  Bedürfnisse  der  verschiedenen 
Wirkungskreise  und  durch  das  entschiedene  Vorherrschen  des  bürgerlichen, 
bäuerlichen,  spezifisch  schweizerischen  Elementes  entsprechen  sie  einem  unläug- 
baren  Bedürfnisse  der  katholischen  Schweiz.  -  -  In  der  Folge  wirkten  die 
Schwestern  des  Institutes  zum  heiligen  Kreuz  in  Mcnzingen  vorwiegend  im 
Lehrfachc,  in  Schulen,  Pensionaten,  Haushaltungskursen  und  Fabrikhospizen. 
Die  Barmherzigen  Schwestern  vom  heiligen  Kreuz  in  Ingenbohl  bethätigten 
sich  hauptsachlich  in  der  Waiscnerzichung,  in  Armenhäusern,  Spitälern  und 
Heilanstalten.  —  Die  Zahl  der  Mcnzingcr  Schwestern  betrug  auf  1.  Januar  1903 
total  80b,  wovon  92  in  Südafrika,  8  in  Chile  thätig  sind.  Zur  Kongregation  von 
Ingenbohl  zählen  laut  Katalog  pro  1903  insgesamt  3808  Schwestern  in  709 
Anstalten;  davon  gehören  zum  Mutterhaus  in  Ingenbohl  1510;  zu  den  Provinzen: 
Böhmen  390,  Oberösterreich  698,  Slavonien  86,  Steiermark  354,  Mähren  239. 
Baden-Hohenzollern  531. 

Von  Geistesverwandten  des  P.  Theodosius  Florentini  wurden  in  verschie- 
denen Teilen  der  Schweiz  Institute  mit  ähnlichen  charitativen  Zielen  gegründet, 
welche  indessen  an  Ausdehnung  hinter  den  Theodosianischen  Gründungen  weit 
zurückstehen.  Die  früheste  Gründung  dieser  Art  ist  das  1830  durch  Professur 
Jos.  Widmer  (Luzerne  Ratsherr  Jos.  Leu  (Ebersol)  und  Kaplan  Jos.  L.  Blum 
(Hochdorf)  ins  Leben  gerufene  Schwesterninstitut  Baldegg  (Luzern)  für  Jugend- 
unterricht, Spital-  und  Privatkrankenpflege. 

Die  charitative  Thätigkeit  entzieht  sich  aus  leicht  ersichtlichen  Gründen 
einer  genauen  statistischen  Erfassung.  Einige  Anhaltspunkte  bietet  die  Schrift 
«Schweizerischer  Charitasführer»  von  P.  Rutin  Steimer  O.  C.  welche  pro  1899 
an  charitativen  Anstalten  ihr  katholischen  Schweiz  u.  a.  aufführt :  214  Armen- 
anstalten. Armenhäuser  und  Armenstiftungen,  49  Waisenhäuser  und  Erziehungs- 
anstalten für  arme  Kinder,  65  Krankenhäuser,  Spitäler,  Krankenhospize,  18 
Mädchenheime  und  Dienstbotenherbergen,  27  Krippen  und  Kleinkindcrschulen. 
23  Stipendienstiftungen  für  Lehrlinge  und  jugendliche  Arbeiter,  3  Irrenhilfsx  ercine. 
4  Taubstummenanstalten,  10  Rettungsanstalten  und  Besserungshäuser  für  Kinder. 

Einzelne  dieser  Anstalten  werden  durch  private,  einzelne  durch  genossen- 
schaftliche  Liebesthätigkcit .    viele   unter  Mitwirkung   kommunaler  oder  kan- 
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tonaler  Hülfskräftc  geführt  und  unterhalten.  Bei  der  Mehrzahl  sind  weltliche 
und  geistliche  Kräfte  gemeinsam  thätig. 

2.  Charitative  Vkkeinigungen  unter  den  katholischen  Laien.  Im 
Jahre  1856  machte  Joseph  Ignaz  von  Ah  (-,1896),  damals  Professor  am  Priester - 
seminar  in  Chur,  zuerst  in  der  «Schweizerischen  Kirchenzeitung»  die  An- 
regung zur  Gründung  des  «ersten  allgemeinen  Katholikenvereines  der  Schweiz». 
Darauf  bildeten  sich  nach  dem  Muster  der  seit  1848  von  Mainz  aus  in  Deutsch- 
land ins  Lehen  getretenen  Piusvereine  vorerst  örtliche  Piusvcrcins-Sektioncn 
in  Solothurn,  Wyl  (St.  Gallen),  ("hur,  Stans,  Rührdorf  (Aargau)  und  Emmen 
(Luzcrn).  Nachdem  20  dieser  Ortsvereine  mit  total  250  Mitgliedern  gegründet 
waren,  wurde  am  21.  Juli  1857  die  erste  allgemeine  Versammlung  zur  end- 
gültigen Konstituierung  des  Vereins  in  Beggenricd  (Nidwaiden)  abgehalten. 
Auf  Antrag  des  Grafen  Theodor  Sehcrer-Roccard  (aus  Solothurn)  wurde 
der  Name  «Schweizerischer  Piusverein»  gewählt:  die  von  J.  J.  von  Ah 
verfassten  Statuten  wurden  genehmigt.  Sic  sehen  als  Vereinszweckc  vor  ($  1) 
die  Bewahrung  und  Erhaltung  des  katholischen  Glaubens,  sowie  die  Bcthätigung 
desselben  durch  christliche  Liebeswerke  und  die  Pflege  katholischer  Wissen- 
schaft und  Kunst.  Sic  verordnen  die  Bildung  von  Orts-  und  Kreisvereinen, 
die  Oberleitung  durch  einen  Ccntralvorstand,  monatliche  oder  wenigstens  viertel- 
jährliche Ortsvcrsarnmlungcn,  eine  jährliche  Generalversammlung  und  monat- 
liche Beiträge  (mindestens  10  Cts.)  an  die  Orts-  und  Centraikasse.  Aus  den 
Beiträgen  sollen  ($  2)  wissenschaftliche  Unternehmungen  angeregt,  Volksschriften 
verbreitet,  gute  Schul-  und  Bildungsanstaltcn  gefördert,  andere  wohlthätigc 
Vereine  unterstützt,  örtliche  oder  allgemeine  Werke  geistlicher  und  leiblicher 
Barmherzigkeit  unternommen  werden. 

Hatte  der  Piusverein,  der  Zeitlage  entsprechend,  in  den  ersten  jähren 
seines  Bestandes  vorzüglich  die  V  erteidigung  der  religiösen  Rechte  der  Schweizer 
Katholiken  gegenüber  dem  Radikalismus  zu  führen,  so  vernachlässigte  er  aber 
auch  die  Ucbung  christlicher  Liebeswerke  nicht.  In  der  Folge  traten  die  chari- 
tativ -socialen  Bestrebungen  stärker  in  den  Vordergrund,  in  dem  Masse,  als 
durch  die  sociale  Entwickclung  mehr  und  mehr  die  Verteidigung  der  socialen 
Rechte  des  arbeitenden  Volkes  zur  Gewissenspflicht  katholischer  Männer  wurde. 
Zur  Pflege  der  socialen  Liebeswerke  bildeten  sich  im  Schosse  des  Piusvereins 
Einzclsektioncn,  und  es  wurden  bestehende  Privatunternehmungen  dieser  Rich- 
tung durch  den  Piusverein  patroniert ,  finanziell  unterstützt  und  schliesslich 
seiner  Leitung  unterstellt.  Als  socialer,  zu  mindestens  zwei  Dritteilen  au» 
Arbeitern,  Dienstboten  und  Kleinbauern  bestehender  Verein  trat  denn  auch 
188/  der  Schweizerische  Piusverein  dem  Schweizerischen  Arbeiterbundc  (siehe 
«Arbeiterbund»)  bei.  In  seiner  Eingabe  an  den  Bundesvorstand  des  Schweiz. 
Arbeiterbundes  (dat.  d.  PL  März  1896)  konstatierte  der  Ccntralpräsident  Dr. 
R.  v<»n  Reding,  edass  die  Arbeiterinteressen  und  die  Förderung  des  Arbeiter- 
Wohles  nicht  bloss  durch  Kräftigung  und  Hebung  des  religiösen  Lebens,  son- 
dern auch  durch  werkthätige  Unterstützung  und  materielle  Beihülfe  seit  Langem 
ein  Hauptbestreben  des  Piusvereines  bilden...  Fast  an  jeder  Generalversamm- 
lung, an  jeder  kantonalen.  Kreis-  oder  Orts  Versammlung  stehen  seit  Jahren 
die  socialen  Fragen:  Krankenkassen.  Arbeiterversicherung,  Fabrikarbeit,  Not- 
stand der  bäuerlichen  Bevölkerung .  Bodenkredit .  die  Dienstbotenfrage,  die 
Frauenarbeit  etc.  im  Vordergründe  der  Diskussion...  Seit  mehr  wie  zwanzig 
Jahren  (seil  1  S<>3)  hat  der  Piusverein  in  der  West-,  Central-  und  Ostschweiz 
je  ein  Patrunat  für  unentgeltliche  Stellenvermittlung  für  Lehrlinge,  Arbeiter 
und  Dienstboten  errichtet  und  in  seinen  Kosten  unterhalten.»  lieber  die  Thätig- 
keit  dieser  drei  Patronate  in  den  Jahren  1885  — 1894  werden  sodann  statistische 
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Angaben  gemacht,  gemäss  welchen  innert  den  neun  Jahren  12,338  Arbeiter 
und  Lehrlinge  Arbeit  nachsuchten,  8407  Meister  sich  um  Arbeiter  oder 
Lehrlinge  bewarben,  und  mehr  als  6ü°/o  dieser  20,745  Gesuche  durch  die 
Patronatsdirektoren  befriedigt  werden  konnten  und  zwar  ohne  irgendwelche 
Kosten  für  die  Arbeit-  oder  Stcllcsuchcnden.  Abschliessend  werden  erwähnt 
die  im  Vereine  bestehenden  Patronate  für  Amerika-Auswandernde,  für  arme, 
verlassene  Kinder  in  der  Mittel-,  Ost-  und  Westschweiz,  die  Beiträge  an  die 
katholischen  Männer-  und  Arbeitervereine,  an  die  Errichtung  von  Gcscllen- 
häusern  und  Dienstbotenheimen,  «an  die  Gründungskosten  des  Ccntralverbandes 
freier  katholischer  Krankenkassen,  endlich  das  auf  Anregung  des  kantonalen 
Piusvereins  vom  Grossen  Rate  des  Kantons  Freiburg  unterm  29.  November 
1895  erlassene  Lehrlings-  und  Arbcitcrschutzgcsctz.  —  Aus  den  seitherigenjahrcs- 
berichten  wären  ferner  zu  erwähnen  die  Stipendien  an  dürftige  Studierende, 
die  Patronate  für  Sprachlchrlinge  und  für  Taubstumme,  die  Einrichtung  guter 
Volksbibliothckcn  in  Industriegegenden,  die  unter  dem  Schutze  des  Piusvereins 
1S75  geschehene  Gründung  des  katholischen  Erzichungs Vereins,  endlich  die 
Thätigkcit  der  seit  189b  im  Verein  bestellten  Charitaskommission. 

Auf  der  Generalversammlung  des  Piusvereins  in  Einsicdcln,  den  30.  August 
1H99  wurde  das  Vcrcinsprogramm  erweitert,  die  Organisation  vervollständigt. 
I  m  in  den  Wirkungskreis  des  Vereins  auch  gewisse  Fragen  der  Politik  und 
Socialpolitik  wirksam  einzubeziehen,  wurde  in  $  1  der  Statuten  «die  einträch- 
tige und  kräftige  Bethätigung  der  Schweizer  Katholiken  im  religiösen,  kirchlich- 
politischen  und  socialen  Leben  in  engern  und  weitern  Kreisen,  »  in  S  2  das 
Zusammenwirken  mit  den  übrigen  katholischen  Vereinen  der  Schweiz  in  Aus- 
sicht genommen.  An  die  Stelle  des  bisherigen  Namens  « Piusvcrcin  »  trat  die 
Bezeichnung  «Schweizerischer  Katholikenverein»,  nicht  als  ob  das  im  Namen 
Pius*  IX.  gelegene  grundsätzliche  Programm  verlassen  werden  sollte,  sondern 
im  Sinne  der  Erweiterung  des  Programmes  und  zur  Erzielung  eines  raschern 
Wachstums  und  einer  vermehrten  Aktionsfähigkeit.  Endlich  wurde  die  Stelle 
eines  Geschäftsführers  für  den  Verein  geschaffen.  Er  hat  als  ausführendes 
Organ  dein  Vercinspräsidentcn  und  dem  Centralkomitcc  zu  dienen  und  für  die 
äussere  Ausbreitung  und  innere  Belebung  des  Vereines  sich  zu  bethätigen. 

Auf  1.  Januar  1903  zählte  der  Schweizerische  Katholikenverein  224  ört- 
liche Sektionen  mit  35,141  Mitgliedern;  darunter  29,154  Jünglinge  und  Manner, 
5987  Frauen  und  Töchter. 

In  vorstehenden  Ziffern  ist  der  Bestand  der  Föderation  catholique  de 
la  Suisse  Romande  einbegriffen.  Dieser  Verband,  mit  ähnlichen  religiösen 
und  socialen  Zwecken  wie  der  Piusvercin,  wurde  1888  durch  den  Zusammen- 
schluss  von  vier  französischen  Vereinen  mit  total  350  Mitgliedern  gegründet. 
Durch  Beschluss  der  Delegiertenversammlung  vom  18.  August  1900  schloss 
sich  die  Föderation  Romande  dem  Schweizerischen  Katholikenverein  an,  doch 
so.  dass  sie  im  Rahmen  des  Gesamtverbandes  ihre  besondere  Organisation 
und  Leitung  beibehält.  Gleichzeitig  wurde  ihr  Organ,  die  Zeitschrift  « La 
Quinzaine»  mit  dem  französischen  Organe  des  Schweizerischen  Katholikcn- 
vereincs  verschmolzen.  —  Auf  Neujahr  1903  zählte  die  Fedöration  25  Sek- 
tionen mit  3752  Mitgliedern. 

Die  wichtigste  religiös-charitativc  Einzelorganisation  des  schweizerischen 
Katholikenvercins  ist  der  «Katholische  Verein  für  inländische  Mission 
in  der  Schweiz»,  gegründet  1863  mit  der  Aufgabe,  «den  Katholiken,  welche 
in  den  protestantischen  Kantonen  zerstreut  wohnen  und  der  religiösen  Pflege 
entbehren,  zur  Seelsorge  zu  verhelfen  »  (Stat.  §  1).  Die  inländische  Mission 
verbindet  tnit  ihrem  religiösen  /.werke  ein  bedeutsames  sociales  Moment :  Die 
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in  die  protestantischen  Kantone  einwandernden  Katholiken  sind  grösstenteils 
Arbeiter.  Neben  der  Sorge  für  ihre  religiösen  Bedürfnisse  bietet  ihnen  daher 
die  inländische  Mission  auch  mannigfache  sociale  Hülfe  und  bildet  ein  organi- 
satorisches Band  für  die  Scclsorgestcllen  der  Diaspora.  Im  Jahre  1001  betrugen 
die  ordentlichen  Einnahmen  der  inländischen  Mission  durch  Kollekten  —  abge- 
sehen von  den  Zuwendungen  durch  Vermächtnisse  undSchenkungen  —  Fr.  155,426; 
die  Zahl  der  unterstützten  Scclsorgestellcn  war  102. 

Als  Organe  des  Piusvcrcins  erschienen  bis  Dezember  1900  die  Monats- 
schriften « Pius-Annalen  >,  seit  1807  mit  der  Beigabe  « Charitasblättcr  >  und 
«Bulletin  de  l'Association  catholique  suisse  de  Pie  IX. >.  Seil  1.  Januar  1001 
sind  die  «  Pius-Annalen  »  zur  Wochenschrift  «  Der  Schweizerkatholik  >  erweitert, 
das  «Bulletin  de  l'Association»  erscheint  monatlich  zweimal  unter  dem  Titel 
«Revue  Populaire,  Organe  de  I' Association  catholique  suisse». 

Unter  den  Organisationen  social-charitativen  Charakters,  welche  ausser 
dem  Schweizerischen  Katholikenverein  stehen,  aber  von  demselben  mehrfach 
gefördert  und  subventioniert  werden,  müssen  wir  vorab  die  freiwilligen 
Armrnunterstützungsver eine  nennen.  Fast  alle  befolgen  das  Doppelprinzip 
des  regelmässigen  persönlichen  Armenbesuches  und  der  Verabreichung  von 
Naturalunterstützungen.  Der  «Charitasführer»  zählt  pro  1800  total  236  freiwillige 
Armenvercine  auf;  davon  126  charitative  Männer-,  110  charitative  Frauenvereine. 
Müttervereine  und  Elisabethkonferenzen.  -  -  Unter  den  Männer- Wohlthätigkcits- 
vereinen  verdienen  besondere  Beachtung  die  Vinzenzkonferenzen.  Der  jüngste 
«Generalbericht»  der  «Konferenzen  vom  heil.  Vinzenz  von  Paul»  verzeigt  für 
die  Schweiz  pro  1002  68  örtliche  Sektionen  oder  Konferenzen,  meist  in  Städten, 
aber  besonders  in  den  Kantonen  Freiburg,  Euzcrn  und  Bern  auch  auf  dem 
Lande;  die  Mitgliederzahl  betrug  2683,  darunter  1660  Aktiv-,  1014  beitragende 
Ehrenmitglieder,  die  Zahl  der  unterstützten  Familien  1715:  die  Totalausgaben 
beliefen  sich  auf  Fr.  100,205.  An  der  Universität  Freiburg  besteht  seit  1800 
eine  Vinzenzkonferenz  für  Studierende,  welche  auf  Neujahr  1003  einen  Bestand 
von  65  Aktiv-  und  43  Passivmitgliedern  aufwies. 

Anläßlich  des  internationalen  katholischen  Gclehrtenkongresscs  zu  Frei- 
burg schlössen  sich  den  1°.  August  1807  Vertreterinnen  katholischer  Mädchen- 
schutzvereine Frankreichs,  Italiens.  Deutschlands,  Oesterreichs,  Englands,  Ru- 
mäniens, Belgiens  und  der  Schweiz  zu  einem  «Internationalen  Vereine  zum 
Schutze  junger  Mädchen»  zusammen  und  bestimmten  als  Sitz  der  Central- 
leitung  des  Vereines  Frei  bürg  i.  d.  Schweiz.  Seither  hat  der  Verein  nicht 
nur  in  allen  grösseren  Verkehrscentren  Europas  und  Amerikas  seine  Vertretungen 
und  Burcaux,  sondern  er  ist  dank  seiner  leistungsfähigen  Organisation  in  sämt- 
liche Kantone  und  alle  grössern  Ortschaften  der  Schweiz  vorgedrungen,  mit 
den  bestehenden  Marienhäusern  und  Mädchenheimen  in  regelmässigen  Verkehr 
getreten  und  durch  seine  kantonalen  und  ortlichen  Komitees  für  den  Stellen- 
nachweis und  für  die  Ausbildung  weiblichen  Dicnstpersonales  durch  Haus- 
haltungsschulcn  wirksam  geworden.  Die  seit  1808  erscheinenden  Jahresbericht»* 
und  die  seit  1.  Mai  180')  monatlich  ausgegebenen  «Berichte  des  internationalen 
katholischen  Mädchenschutzvereins»  —  «Bulletin  de  POeuvre  catholique  intcr- 
nation.de  pour  la  Protection  de  la  jeune  tillc»  -  -  orientieren  über  die  Entwicke- 
lung  der  Vercinsthätigkei»,  bieten  aber  bisher  noch  keine  Statistik  des  Personal- 
bestandes und  der  erzielten  Arbeitsvermittelungen. 

III.  Socialreforracrische  Bestrebungen.  Die  bis  anhin  genannten  religiösen 
Genossenschaften  und  katholischen  Vereine  sind  in  ihrer  den  wirtschaftlichen 
Bedürfnissen  zugewendeten  Thätigkeit  vorwiegend  charitativer Natur :  Sie  streben, 
die  Not  der  Zeit  durch  Werke  der  thätigen  Nächstenliebe  zu  mindern.  Mit  dem 
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Fortschritte  der  kapitalistischen  Produktionsweise  in  der  Schweiz  wie  in  den 
Nachbarländern  .stellte  sich  indessen  immer  gebieterischer  die  Notwendigkeit 
heraus,  neben  den  charitativen  Werken  die  Durchführung  einer  wirksamen  Social- 
reform  unter  Inanspruchnahme  aller  dabei  beteiligten  Faktoren  des  Gescll- 
schaftsverbandes  an  die  Hand  zu  nehmen.  Diese  Bestrebungen  stellen  sich 
katholischerseits  auf  den  Boden  des  Naturrechtes  und  der  christlichen  Gerech- 
tigkeitsnormen. In  vielseitiger  parlamentarischer,  organisatorischer  und  wirt- 
schaftspolitischer  Tbätigkeit  und  im  Verbände  mit  gleichstehenden  Gruppen 
anderer  Lager  trachten  die  socialgesinnten  Katholiken  dahin,  die  kapitalistische 
Frei  Wirtschaft  durch  die  christliche  Wirtschaftsordnung  zu  ersetzen. 

1.  Parlamentarische  Thätiokeit.  Zunächst  tritt  die  Thätigkeit  der 
politischen  Räte  in  den  Bereich  unserer  Beobachtung.  Durch  die  möglichst 
vollkommene  Ausgestaltung  der  demokratischen  Institutionen,  sowie  durch  den 
Ausbau  der  socialen  Gesetzgebung  wollten  katholische  Demokraten  und  Social- 
reformer  den  Bauern  und  Arbeitern  in  möglichst  ausgiebiger  Weise  ihren  Anteil 
an  der  Rcgierungsgc walt  und  an  den  Kulturgütern  der  Gegenwart  verschaffen. 
( Ueber  die  Stellungnahme  katholischer  Parlamentarier  zu  verschiedenen  Fragen 
der  eidgenössischen  Soeialpolitik  s.  den  Art.  «  Parteien  der  Bundesversammlung».) 
An  dieser  Stelle  erwähnen  wir  bloss  das  beharrliche  Eintreten  Gallus  Jakob 
Baumgartners  (seit  1848)  für  die  Ausdehnung  der  Yolksrcchte.  die  Wahrung 
der  Bauernintercssen  durch  F.  X.  Beck-Leu  (seit  18d9)  u.  a.,  die  fast  einstimmige 
Stellungnahme  der  katholischen  Politiker  für  das  Referendum  (1874),  die  Ini- 
tiative (1891).  die  Wahl  des  Bundesrates  durch  das  Volk  und  die  Proportional- 
wahl des  Nationalrates  (1884  und  1900),  die  Unterstützung  des  Fabrikgesetzes 
(1877),  der  Haftpflichtgesetzc  (1875,  1881  und  1887),  der  obligatorischen 
Berufsgenossenschaften  (1893)  und  der  Freigabe  des  Samstag-Nachmittags  (1901 
und  1902)  durch  die  hervorragendsten  katholischen  Parlamentarier. 

2.  Bauernverbände.    Unter  den  Organisationen  mit  socialen  Reformzielen 
nennen  wir  an  erster  Stelle  die  Baue r  n  v er bä  nd  e.  1859  gründete  F.  \.  Beck- 
Leu  in  Verbindung  mit  einigen  Berufsgenossen  den  <  Baucrnvcrcin  des  Kantons 
Luzern»  zu  dem  Zwecke,   die  Standesinteressen  der  kantonalen  Bauersame  zu 
verteidigen,  insbesondere  die  Landwirtschaft   von  der   kapitalistischen  Bevor- 
mundung  durch    städtische   Geldinstitute  zu   befreien.    In   derselben  Absicht 
nahmen  Beck-Leu  und  seine  Gesinnungsgenossen  Julius  Schnyder,  Joseph  Zust, 
Heinrich  Attcnhofcr  u.  a.  regen   Anteil   an  der   Reorganisation  der  Sparkassa 
Suisec  (1859),  eines  gemeinnützigen,  1827  gegründeten  Institutes.  Der  Luzerncr 
Bauernverein  wurde  in  der  Folge  vorbildlich  für  die  Gründung  ähnlicher  Berufs- 
\ •  rr bände  in  einzelnen  anderen  Kantonen.    In  Luzern  war  bei  dieser  Gründung 
der  Gedanke  leitend,  dass  die  Sorge  für  die  Freiheit  und  ökonomische  Selbst- 
ständigkeit des   kleinem  und   mittlem   Bauernstandes   die  erste  Pflicht  christ- 
licher  Soeialpolitik    ist.  —  In  der  Folge  trat   unter  den  Bauern  mehr  das 
Genossenschaftswesen  in  Gestalt  der  Molkerei-,  der  Viehzucht-,  der  Produktiv- 
und  Konsumgenossenschaften  auf  dem  Boden  der  reinen  Interessenvertretung 
ins  Leben.    An  der  Entwie  kelung  des  Genossenschaftswesens  haben  allcrwärts 
in  der  Schweiz,  namentlich  in  Luzern,  Freiburg,  Nidwaiden,  Baselland,  Schwyz 
die  katholischen  Bauern  und  ihre  Wortführer  regen  Anteil  genommen.  Auch  bei 
der  Schaffung  des  schweizerischen   Bauernverbandes   und  Bauernsekre- 
tariates (7.  Juni  1897)  als  der  offiziellen  Berufsorganisation  der  schweizerischen 
Hauersarne,  haben  die  Bauernverbände  katholischer  Kantone  und  Hauernvertreter, 
wie  die  Nationalräte  Niederberger  (Nidwaldcn)  und  Dccurtins,  die  Landwirte  de 
Chastonay  (Sidcrs,  Wallis).  Huber  (Zell,  Luzern),  Roggo(Runtcls,  Freiburg), Wuilleret 
(Freiburg)  sich  wirksam  bethätigt   (s.  «  Bauernsekretariat »,  «Bauernverband»). 
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Im  Dezember  1899  gründete  Pfarrer  Johann  Traber  die  Raiffeisen- 
kas.se  zu  Bichelsec  (Thurgau)  und  hernach  eine  Reihe  von  RaifTeisenvercinen. 
Auf  1.  Januar  1903  betrug  die  Zahl  der  katholischerseits  gegründeten  RaifTeiscn- 
kassen  29,  die  Gesamtzahl  der  Mitglieder  1450.  Am  25.  September  1902 
schlössen  sich  10  dieser  Kassenvereine  mit  650  Mitgliedern  zum  schweizerischen 
Raifteiscnverbnnde  zusammen  (s.  «Raiffeisen'schc  Darlehenskassen  >). 

3.  Arbeiterorganisationen.  Als  katholische  Arbeiterorganisation 
mit  socialen  Reformzielen  trat  in  der  Schweiz  zuerst  der  katholische  Ge- 
sellen verein  ins  Leben.  Gegründet  1M49  durch  den  Kaplan  —  frühem 
Sehuhmachergesellen  Adolf  Kolping  in  Elberfeld  ( Rheinprcussen),  wurde  der 
Verein  seitens  des  Gründers  selber  1859  in  die  Schweiz  eingeführt  durch 
Errichtung  des  katholischen  Gesellenvcrcines  in  Basel.  Die  Oberleitung  des 
Gesellenvereines  besorgt  der  Generalpräses  in  Köln.  Der  gesamte  Verband 
zählte  zur  Zeit  des  Gründungsjubiläums  (Juni  1X99)  986  Kinzelvereinc  in  allen 
fünf  Weltteilen.  Die  Organisation  ist  nach  Ländern  und  Diözesen.  Der  Gesellen- 
verein bietet  durchreisenden  Mitgliedern  Herberge,  Unterstützung  und  Arbeits- 
nachweis, sammelt  im  Vereinslokal  oder  im  Vercinshaus  in  den  abendlichen 
und  sonntäglichen  Feierstunden  die  Mitglieder  zu  traulicher  Kameradschaft  und 
Unterhaltung,  fördert  ihre  berufliche  und  allgemeine  Bildung.  Er  sucht  der- 
gestalt dem  Gesellen  in  der  Fremde  ein  Heim  zu  bieten  und  das  Vaterhaus 
zu  ersetzen.  Die  aus  dem  Gesellcnverein  hervorgegangenen  Handwerksmeister 
eines  Vereinsortes  bilden  in  der  Regel  einen  Schutzvorstand  und  suchen  durch 
Hülfe  und  Rat  den  jungen  Berufsgenossen  das  Emporsteigen  zu  fester  Lebens- 
stellung zu  erleichtern.  Mit  Neujahr  1903  zählt  der  katholische  Gesellenverein 
in  der  Schweiz  32  Sektionen  mit  ungefähr  1500  aktiven  und  2500  passiven 
oder  Ehrenmitgliedern.  Der  katholische  Gesellenverein  ist  durch  seine  von 
Kolping  gegebene  Organisation  der  Typus  und  Ausgangspunkt  für  die  ander- 
weitigen Arbeiterorganisationen  katholischer  Richtung  geworden. 

Was  der  Gesellenverein  den  wandernden  Handwerksgesellen,  das  will  der 
Verband  katholischer  Männer-  und  Arbeitervereine  der  Schweiz  den 
Industriearbeitern  bieten.    Er  will  zugleich  ein  einigendes  Band  der  Solidarität 
um  die  in  der  Industrie  und   in   der   Landwirtschaft   thätigen  Arbeitskräfte 
schlingen.    Sind  doch  die  vitalen  Interessen  beider  Klassen  im  tiefsten  Grunde 
dieselben  und  nützt  ein  einiges  Zusammenwirken  zur  Erkämpfung  der  gemein- 
samen Ziele  den  beiden  Klassen  ungleich  mehr,  als  das  Ankämpfen  der  Industrie- 
arbeiter gegen  die  Kleinbauern  und  Landknechtc  zur  Freude  des  GrosskapitaW. 
das  inzwischen  die  Arbeitskraft  beider  Kontingente  zu  seiner  Mehrung  aus- 
beutet. —  In  dem  Rundschreiben  Humanuni  genus  (dat.  d.  20.  April  1884)  hatte 
Leo  XIII.  zur  Gründung   katholischer  Arbeitervereine  aufgefordert.     Die  rege 
Thätigkeit  für  die  Entfaltung  des  katholischen  Arbeitervereinswesens,  welche 
daraufhin  in  Deutschland,   Frankreich  und   Belgien  begann,  machte  sich  bald 
auch  in  der  Schweiz  fühlbar.  In  den  Städten  Zürich,  St.  Gallen  und  Solothurn 
hatten  sich  in  den  Kulturkampfjahren  katholische  Männervereine  gebildet,  in 
Basel  war  schon  1870  der  Katholikenverein  gegründet  worden.  Das  Bedürfnis 
nach  engerem  Zusammenschluss   zur  Wahrung  zunächst  der  religiösen,  bald 
auch  der  socialen   Interessen  bewog   diese  Vereine,  am  4.  Oktober  1885  in 
Zürich  den  ersten  Züricher  Katholikentag  abzuhalten  und  den  Ruf  nach  einer 
Organisation  aller  katholischen  Vereine  der  Schweiz  und  nach  einem  schwei- 
zerischen Katholikentag  zu  erheben.    Am  21.  August  1887  fand  der  Delegierten- 
tag der  Diaspora-Katholiken  in  Basel  statt.  Dabei  wurde  auf  Antrag  von  Rechts- 
anwalt Dr.  Ernst  Feigenwinter  (Basel)  einstimmig  beschlossen:  es  soll  die 
Bildung  katholischer  Arbeitervereine  in  der  Schweiz  an  die  Hand  genommen 


Digitized  by  Google 


Christlich-soriaW-  Bewegung  (  Katholisch-sociale  15c wegung i 


743 


werden.  Das  zu  diesem  /.werke  bestellte  Initiativkomitee  beauftrage  Dr.  Feigen- 
winter  und  Vikar  Dr.  Heck  (Basel)  mit  der  Ausarbeitung  von  Programmstatuten 
für  die  zu  gründenden  Vereine.  Das  Jahr  1888  war  für  die  Gewinnung  neuer 
Verbandsglieder  günstig,  namentlich  herrschte  auf  dem  Züricher  Katholiken- 
tag vorn  21.  Oktober  eine  grosse  Begeisterung  für  die  Gründung  von  Arbeiter- 
vereinen. So  konnte  den  3.  Dezember  ISNS  auf  dem  Delegiertentage  in  Bader» 
(Aargau)  der  .Verband  definitiv  gegründet  werden.  Demselben  traten  sofort 
zwölf  Vereine  bei.  Die  Statuten  wurden  genehmigt  und  stehen  im  wesent- 
lichen bis  heute  in  Kraft.  Gemäss  dem  Wunsche  der  Mehrheit  der  beitretenden 
Sektionen,  welche  bisher  sich  »Katholische  Männervereine  >  nannten,  wurde 
«ler  Centraiorganisation  der  Titel  «Verband  katholischer  Männer-  und  Arbeiter- 
vereine der  Schweiz»  gegeben.  «Der  Verband  umfasst  Vereine  verschiedener 
Benennung.  Für  den  Beitritt  ist  wesentliches  Krfordernis,  dass  der  anmeldende 
Verein  zur  Mehrzahl  aus  industriellen  oder  landwirtschaftlichen  Arbeitern 
bestehe,  und  dass  er  die  Wahrung  und  Förderung  der  Interessen  der  Arbeiter 
im  katholischen  Sinne  bezwecke.»  ($  IS,  I'rogr.-Stat.t  Für  die  Centralleitung 
wurde  das  Vorortssystem  und  als  erster  Vorort  Zürich  gewählt.  In  Abführung 
dieses  Beschlusses  bestellten  am  3.  Februar  1N89  die  Delegierten  der  Züricher 
katholischen  Männer-  und  Arbeitervereine  das  Centralkomitec. 

Auf  der  ersten  Generalversammlung  des  Verbandes  in  Zürich,  den  7.  Juli 
1889.  wurde  der  socialreformcrische  Charakter  des  Verbandes  bestimmt  accen- 
tuiert.  Derselbe  kommt  auch  in  den  Programmstatuten  ($$  1,2  und  7)  scharf 
zum  Ausdruck.  Der  Verband  erklärte  gleich  von  Beginn  an  seinen  Beitritt 
zum  schweizerischen  Arbeiterbund. 

Aus  «ler  seitherigen  Thätigkeit  des  Verbandes  katholischer  Männer-  und 
Arbeitervereine  seien  kurz  folgende  Momente  herausgehoben:  Auf  der  Dele- 
gierten- und  Generalversammlung  zu  Ölten  (30.  und  31.  August  1S90)  erklärte  sich 
der  Verband  grundsätzlich  für  das  staatliche  Banknotenmonopol,  beschloss  die 
Errichtung  von  Vereinen  für  junge  Kaufleute  <s.  u.>  und  genehmigte  die  Statuten 
zur  Gründung  von  Krankenkassen  und-deren  Zusammenschhiss  in  einer  Centrai- 
kasse. Auch  wurde  konstatiert,  dass  gemäss  Beschluss  der  Delegiertenversammlung 
des  Ccntralvcrbandcs  im  Januar  1.S90  der  Verband  schweizerischer  Social  - 
politiker  (s.u.)  sich  gebildet  habe.  Auf  der  Generalversammlung  zu  Freiburg, 
den  11.  und  12.  Juli  1891,  gewann  der  Verband  Fühlung  mit  den  Organisationen 
der  Westschweiz;  Ständerat  Bossy  formulierte  die  Postulate  der  Mutualisten 
;in  die  Gesetzgebung  über  Kranken-  und  Unfallversicherung.  Durch  Beschluss 
der  Generalversammlung  des  Jahres  1S92.  den  22.  und  23.  Oktober  in  Zürich 
wurde  das  Centraikomitee  beauftragt,  alljährlich  ein  Arbeitsprogramm  für  die 
Verbandssektionen  aufzustellen.  Während  vorher  das  «Basler  Volksblatt»  als 
offizielles  Publikationsorgan  der  .Männervereine  galt,  trat  mit  I.Januar  1  S*>2  «Der 
Arbeiter»  (Schaphausen )  als  spezielles  Organ  des  Verbandes  kath«  »lischer  Männer- 
und  Arbeitervereine  und  der  katholischen  Gcscllcnvcreine  der  Schweiz  ins  Leben. 
Mit  der  Generalversammlung  von  Luzern  i2.  und  3.  September  1893)  traten  die 
katholischen  Jünglingsvereine  der  Schweiz  (s.  u.)  durch  Beschluss  ihres  Präsides- 
konventes in  engere  Verbindung  mit  den  Männer-  und  Arbeitervereinen  und 
erklärten  den  «Arbeiter»  ebenfalls  als  ihr  Publikationsorgan.  Landwirtschafts- 
ichrer Abt  (Bünzen)  und  Nationalrat  Hochstrasser  entwickelten  das  Programm 
der  Männer-  und  Arbeitervereine  auf  «lern  Gebiete  der  Agrarreform.  Die  von 
Professor  Beck  vorgelegten  Thesen  markierten  den  Standpunkt  des  Verbandes 
gegenüber  dem  Forrer'schen  Versicherungsprojekte  ts.  «  Arbeiterversh  hcrung  »). 
Als  Anforderungen  an  ein  eidgenössisches  Gc Werbegesetz  wurden  1804  auf 
der  Jahresversammlung  zu  Basel  die  obligatorische  Berufsgenossenschaft  und  der 
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Befähigungsnachweis  der  Lehrlinge  statuiert.  1895  machte  das  Centraikomitee 
Erhebungen  über  die  Beobachtung  der  Feiertagsbestimmungen  des  Fabrikgesetzes 
und  brachte  die  Ergebnisse  den  zuständigen  Behörden  zur  Kenntnis.  Die  General- 
versammlung in  Zug  (31.  August  und  1.  Sept.  1895)  erörterte  die  Hypothekar- 
frage mit  Rücksicht  auf  die  Vorgänge  in  Baselland  und  Nidwaiden.  Auch 
wurde  gemäss  Vorschlag  von  Dr.  Ming  (Samen)  rege  Förderung  der  Mässigkeits- 
bewegung  (s.  u.)  beschlossen.  —  Aus  dem  Schosse  des  Verbandes  gingen  1894 
die  Anregung  zur  Gründung  der  katholischen  Volkspartei  der  Schweiz  und  die 
Grundlinien  ihrer  Organisation  hervor,  welche  auf  der  konstituierenden  Ver- 
sammlung den  12.  August  1894  in  Luzern  zur  Annahme  gelangten.  —  Der  Ver- 
bandstag in  Frauenfeld,  den  26.  und  27.  September  1896,  nahm  Stellung  zur 
Frage  der  Eisenbahnverstaatlichung.  Die  Generalversammlung  in  Solothurn 
(3.  und  4.  Juli  1897)  legte  den  Sektionen  die  Pflicht  des  Eingreifens  in  die  kan- 
tonale und  communale  Socialpolitik  ans  Herz.  Der  Verbandstag  von  Schaff- 
hausen (S.  und  9.  Oktober  1898)  beschäftigte  sich  mit  der  Frage  der  gewerk- 
schaftlichen Organisation  und  beauftragte  Dr.  Decurtins  im  Nationalrate  auf 
eine  Revision  der  Bestimmungen  des  Obligationenrechts  über  die  Dienstmiete 
zu  dringen.  In  Schaffhausen  wurde  sodann  ein  ständiges  Verbandssekretariat 
geschaffen  (s.  «  Arbeitersekretariate >).  — •  Die  Generalversammlung  zu  Baden 
(21.  und  22.  Oktober  1M99)  verlangte  die  Durchführung  der  Neutralität  der 
Gewerkschaften  und  verpflichtete  die  Sektionen,  an  der  durch  den  schweizerischen 
Grütliverein  unternommenen  Enquete  betreffend  Revision  des  schweizerischen 
Fabrikgesetzes  teilzunehmen.  Die  Jahresversammlung  in  Sursee  (27.  und  28. 
Oktober  1900»  bcschloss  energische  Propaganda  für  die  Gründung  Raiffeisen- 
scher  Darlehenskassen  auf  Grund  der  bezüglichen  Arbeit  von  Pfarrer  Johann 
Traber  in  Bichelsee  (Thurgaio  (s.  «  Raiffeisen'sche  Darlehenskassen»).  Die  Ver- 
sammlung nahm  ferner  einstimmig  Stellung  für  die  Forderung  der  Bundesrats- 
wahl durch  das  Volk  und  der  Proportional  wähl  des  Nationalstes  und  formu- 
lierte Postulaie  für  das  eidgenössische  (Zivilgesetzbuch.  •—  Auf  der  Generalver- 
sammlung in  Zürich  (27.  Oktober  1*101)  wurde  zur  Unterstützung  der  Freigabe 
des  Samstag-Nachmittages  für  Arbeiterinnen  eine  Abordnung  an  die  katholische 
Fraktion  der  Bundesversammlung  entsandt.  Die  General  Versammlung  des 
Jahres  1902  (1*).  Oktober»  in  Zürich  beschäftigte  sich  mit  Postulatcn  zur  Wieder- 
aufnahme der  schweizerischen  Gewerbegesetzgebung. 

Selbstverständlich  suchen  die  einzelnen  Sektionen  ihrerseits  durch  Belehrung 
ihrer  Mitglieder,  durch  Förderung  oder  Gründung  örtlicher  Wohlfahrtscinrich- 
tungen  und  durch  thätiges  Eintreten  für  die  Lösung  der  wirtschaftlichen  Fragen 
der  einzelnen  Kantone  ihr  Programm  zu  verwirklichen.  In  den  Kantonen  Glarus. 
Solothurn,  Zürich,  Basel  und  Schaffhausen  ist  die  politische  Organisation  der 
Katholiken  wesentlich  durch  die  katholischen  Männer-  und  Arbeitervereine 
bewerkstelligt  worden. 

Der  Verband  katholischer  Männer-  und  Arbeitervereine,  der  in  dieser 
Weise  von  jeher  bestrebt  war,  zu  den  socialpolitischcn  Tagesfragen  nach  Mass- 
gabe der  katholischen  Socialgrundsätzc  Stellung  zu  nehmen,  zählt  auf  Neujahr 
1903  total  72  Sektionen  mit  insgesamt  7023  Mitgliedern.  -  Einzelne  Männer- 
vereine haben  sich  dem  Verbände  nicht  angeschlossen,  einzelne  sind  in  neuester 
Zeit  dem  schweizerischen  Katholikenvereine  beigetreten. 

In  St.  (lallen  halten  sich  im  Verlaufe  des  Jahres  1899  drei  christliche 
Fach  vereine  für  Metallarbeiter,  Holzarbeiter  und  Maurer,  später  ein  christ- 
licher Handlanger-  und  Te.vtilarbeiterverband  gebildet.  In  Rorschach  entstanden 
(1900)  christliche  Faclivcnine  für  Holz-  und  Textilarbeiter. 
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Der  katholische  Arbeitcrinnenvcrcin  der  Stadt  St.  Gallen  ziihlt  pro 
I.Januar  1903  1650  Mitglieder,  der  katholische  Arbeiterinnenverein  in  Rorschach 
420.  derjenige  in  Schaff  hausen  240,  in  Herisau  160.  in  ('hur  450  Mitglieder. 
In  Basel,  Zürich,  Luzern  und  St.  Gallen  bestehen  auch  katholische  Dienst- 
botenvereine,  in  allen  grössern  Städten  mit  reger  Bauthätigkeit  eigene 
katholische  Verein»'  für  die  italienischen  .Arbeiter. 

Besondere  Aufmerksamkeit  haben  die  katholischen  Männer-  und  Arbeiter- 
vereine von  Anfang  an  der  Frage  der  Kranken-  und  Unfallversicherung 
zugewendet.     Schon    18K9   erklärten  sie    sich    für   obligatorische   Unfall-  und 
Krankenversicherung  der  Arbeiter  in  Industrie,  Landwirtschaft  und  Kleingewerbe. 
Als  dann  Volk  und  Kantone  am  26.  Oktober  1890  den  Versicherungsartikel  34bis 
in  die  Bundesverfassung  aufgenommen  hatten,  erliess  das  Cenlralkomitee  einen 
Aufruf  zur  Gründung  katholischer  Krankenkassen  und  zum  Zusammenschlüsse 
der  Kassen  in  einen  centralen  Verband.    Das  seitens  des  Oltener  Dclegiertcn- 
tages  der  Männer-  und   Arbeitervereine  bestellte  Propagandakomitee   für  das 
Krankenkassenwesen  trat  in  Thätigkeit.    In  der  Folge  war  die  Krankenkassen- 
frage ständiges  Traktandum  der  Delegierten-  und  Generalversammlungen  des 
Verbandes.    Der  Piusverein  unterstützte  in  den  Gründungsjahren  die  Arbeiten 
des  Krankenkassenkomitees  durch  Geldbeiträge.    1893  waren  die  katholischen 
Krankenkassen-Verbände  in  der  Expertenkommission  betreffend  die  Kranken- 
und   Unfallversicherung,  welche   vom    15.     20.  Mai  und  vom  2. — 14.  Oktober 
in  Bern  tagte,  durch  Nationalrat  Decurtins,  Dr.  C  Ebcrle  und  Professor  Beck 
vertreten.     Sie  verteidigten  besonders  die  Rechte  der   freien   Kassen  und  die 
Unfallversicherung  nach  Berufsgenossenschaften  oder  Erwerbsgruppen.  -  Nach 
mannigfachen  Vorarbeiten  wurden  durch  die  Delcgicrtcnversammlung  der  katho- 
lischen Krankenkassen  am  20.  Januar  1895  in  Zürich  die  Statuten  des  Centrai- 
verbandes und  die  Nonnalstatuten  für  die  Verbands-Krankenkassen  genehmigt. 
Es   traten  dem   Verbände   sogleich    17   Einzelkassen,  sowie  die  19  Sektionen 
umfassende  (Vntralkankenkasse  der  katholischen  Gesellenvereine  der  Schweiz 
bei.  Der  Central verb.md  trat  auf  1.  Januar  1896  ins  Leben  mit  insgesamt  321 1 
Mitgliedern.    Die  mannigfach  wechselnden  Phasen,  in  welche  in  dem  Folgejahren 
die  Frage  der  eidgenössischen   Versichcningsgesctzgebung  trat,  hinderten  ein 
rasches  Wachstum  des  Ccntralverbandes  katholischer  Krankenkassen.  Derselbe 
zählte  auf  Neujahr  1903  total  21  Sektionen  mit  4507  Mitgliedern.  Dem  «Charitas- 
führer >  und  neuesten  Erkundigungen  entnehmen  wir,  dass  ausser  dem  Central- 
verbande   zur  Zeit   in   der  Schweiz   total  142  katholische   Krankenkassen  und 
Krankenvereine  bestehen,  darunter  einige  blühende  Kassenverbände  in  Luzern 
und  die  auf  1.  Januar  1903  total  12  Sektionen  mit  354  Mitgliedern  umfassende 
Union  des  caisses  ruralcs  <  atholiques  des  Kantons  Genf. 

4.  Dik  katholischen  JCngkincsvekkink  sind  gleichsam  die  Rekruten- 
schulen für  die  Arbeiter-,  Gesellen-  und  Männervereine.  Sic  sind  besonders  für 
die  Lehrlinge  des  Gewerbes  und  der  Industrie  bestimmt.  In  einer  dem  jugend- 
lichen Alter  angepassten  Weise  will  der  Jünglingsverein  durch  Pflege  eines 
thatkräftigen  religiösen  und  bürgerlichen  Geistes  und  Lebens  die  Mitglieder  zu 
braven  Männern  heranbilden,  für  ihre  fachliche  und  allgemeine  Fortbildung 
sorgen,  sie  zu  Sparsamkeit  und  Fleiss  anhalten  und  ihnen  eine  das  Gemüt  ver- 
edelnde Unterhaltung  bieten.  An  der  Spitze  des  Vereins  steht  statutengemäss 
ein  Geistlicher.  Der  älteste  katholische  Jünglingsvcrcin  der  Schweiz  besteht 
(abgesehen  von  Kongregationen  und  Bruderschaften)  in  Kappel  (St.  Gallen), 
gegründet  1860.  —  Am  2.  November  1893  wurde  durch  die  Bemühungen  von 
Professor  A.  Meyernberg  (Luzern)  der  Centraiverband  der  katholischen  Jünglings- 
vercinc   der  Schweiz  konstituiert:   er  umfasst  auf  Neujahr  1903  71  Sektionen 
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mit  total  3997  Mitgliedern.  Seit  1.  November  1899  besitzen  die  schweizerischen 
katholischen  Jünglingsvcreinc  ihr  eigenes  Organ  in  der  Monatsschrift  <  Die 
Zukunft  »  (Einsicdcln). 

5.  Kaufmännisch!-:  Vereine.  Für  jugendliche  I  landelsheflissene  /um  Zwecke 
ihrer  beruflichen  und  allgemeinen  Fortbildung  auf  katholischem  Boden  und  zur 
Förderung  ihrer  beruflichen  Solidarität  traten  die  k  a  t h ol  i sc h  - k au fmii n  n i  sehen 
Vereine  ins  Leben.  Solche  bestehen  z.  Z.  in  den  Städten  St.  Gallen  (seit 
1875),  Basel  (seit  1S8(»  und  Zürich  (seit  1890».  Die  Gesamtzahl  der  Mitglieder 
und  Khrcnmitglieder  ist  325.    Ein  Central  verband  besteht  nicht. 

6.  Mässigkeitsbestkebcnoen.  Aus  der  t*ebcr/.eugung,  dass  der  Alku- 
holismus  der  verderblichste  Feind  des  Volkswohles  und  der  socialen  Reform- 
bestrebungen  sei,  ist  die  Müs si  gk  e i  t  s bc  w  c  gu  n g  hervorgegangen,  welche  in 
der  Schweiz  katholisi  herseits  in  Bischof  Augustinus  Egger  von  St.  Gallen  und 
Nationalrat  Dr.  Ming,  dem  Gründer  der  Trinkerheilanstalt  von  der  Flüb  in  Samen 
(189b),  energische  Vorkämpfer  gefunden  und  v«»m  Verbände  katholischer  Manner- 
und Arbeitervereine,  wie  vom  schweizerischen  Piusven.inc  mannigfache  Förderung 
erfahren  hat.  Ein  katholischer  A bstinentenverein  trat  zuerst  in  Freiburg  ins 
Leben.  Am  19.  August  1S95  begründeten  in  Basel  drei  Abstincntenvercine  die 
«Schweizerische  katholische  A  bst  inent  en  -  Liga  >.  Auf  Neujahr  1903 
zählte  die  Liga  40  Sektionen  mit  1 18(>  Mitgliedern  (Totalabstinenten).  —  Daneben 
besteht  der  «Katholische  A  hstinentenverei  n  schweizerischer  Studie- 
render», gegründet  den  2**.  Juli  1899  in  Luzern,  mit  Sektionen  in  Freiburg, 
Luzern,  Samen,  Zug  und  Bern.  Im  Dienste  der  katholischen  Abstinentenliga 
stehen  die  Zeitungen :  La  Ligue  de  la  Croix  (Bulle»  und  «Volkswidd»  tSarnen» 
(s.  «  Massigkcitsbestrcluingen  »). 

7.  Die   katholischen    A rbeitkroro  anisationen   im  schweizerischen 
Arbeiter  Hl' n  nie.    Weil   zur   Erzielung   heilsamer   Reformen  in  der  Volkswirt- 
schaft das  redliche  Zusammenarbeiten  aller  Derjenigen  nötig  ist.  welche  ernst- 
lich die  Emanzipation  der  arbeitenden  Klassen  anstreben,  so  waren  die  katho- 
lischen  Socialpolitikcr  der  Schwei/,   von  jeher  darauf  betlacht,  zur  Erringung 
gemeinsamer   erreichbarer   Ziele   mit    Angehörigen    anderer   socialer  Parteien 
zusammenzuwirken.  Als  daher  18So  der  schweizerische  Grütlivercin.  besonders 
durch  seinen  Präsidenten  Heinrich  Scherrer  die  Gründung  des  schweizerischen 
Arbeiterbundes  und  des   schweizerischen  Arbeitersekretariates,  als 
der  wirtschaftlichen  Interessenvertretung  der  gesamten  Arbeiterschaft  mit  Aus- 
schluss  politischer   Parteizweckc   verlangte    und   dank   dem  Entgegenkommen 
des  Bundesrates  zur  Ausführung  brachte,   da   traten   sogleich  die  bestehenden 
grösseren  Organisationen  katholischer  Richtung  dem  Arbeiterbunde  bei;  denn 
«beitrittsberechtigt  ist  jeder  Verein,  der  in  seiner  Mehrzahl  aus  schweizerischen 
Arbeitern    besteht    und   Arbeiterinteressen    vertritt,   ohne    Unterschied  seiner 
politischen  oder  religiösen  Richtung»  ($  1  des  Statuts).     An  der  allgemeinen 
schweizerischen  Arbeiterdelegiertenversammlung  zur  Organisation   des  schwei- 
zerischen Arbeitersekretariates,  den  10.  April  1887  zu  Aarau,  waren  der  katho- 
lische Gesellenverein,  der  Piusverein,  die  katholischen  Krankenkassen  von  Zürich. 
Basel,  St.  Gallen.  Sarnen,  der  Katholikenverein   Basel   durch  ihre  Delegierten 
vertreten,   darunter   Dr.  Decurtins,    Dr.   Feigenwinter,    Redaktor  Baumbergcr 
(St.  Gallen),  Dr.  Ming.    Einer  Opposition  gegen  das  Zusammengehen  politisch 
heterogener  Kiemente  im  Arbeiterbund  begegnete  Decurtins  durch   einen  feu- 
rigen Appell  an  das  Solidaritätsgefühl,  das  alle  Arbeiter  veranlassen  soll,  den 
beantragten   Bund   zu   schliesscn.     «Was  kann  uns  hindern  daran:     Etwa  die 
Nichtübereinstimmung  in  konfessionellen  Dingen:    Keineswegs.    Ich  bin  ultra- 
montan durch  und  durch,  doch  in  socialen  Dingen,  in  allen  Brotfragen  da  stehe 
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ich  zu  euch.  Und  mit  mir  die  katholischen  Arbeiter:  sie  werden  mitthun,  wo 
es  sich  um  die  Besserung  der  wirtschaftlichen  Lage  des  Arbeiterstandes  handelt ; 
denn  der  Hunger  ist  weder  katholisch  noch  protestantisch.  Darum,  wer  mit- 
hilft in  solchen  Fragen,  der  sei  willkommen  ....  Die  katholischen  Arbeiter 
bieten  euch  ehrlich  die  Hand,  weiset  sie  nicht  zurück  !  >  Dieses  Programm 
haben  die  katholischen  Verbände  seither  im  schweizerischen  Arbeiterbunde 
allezeit  festgehalten.  Die  Mehrheit  der  schweizerischen  Arbeiter  hat  sie  ver- 
standen, und  so  war  der  Hoden  für  ein  gedeihliches  Zusammenarbeiten  geschaffen. 
Der  Verband  katholischer  Männer-  und  Arbeitervereine  trat  schon  1888.  die 
Föderation  eatholique  Romande  1896  «lern  Arbeiterbunde  bei.  Im  Bundesvor- 
stände waren  die  katholischen  Korporationen  von  jeher  vertreten,  sie  hatten 
an  den  Arbeitertagen  ihre  Referenten  und  machten  die  gemeinsamen  Aktionen 
des  Arbeiterbundes  mit. 

8.  Stellungnahme  zur  Frage  des  internationalen  Arhkitkrschutzes. 
Die  Ueberzeugung,  dass  der  Regellosigkeit  der  Produktion  und  den  grossen- 
teils  durch  sie  bedingten  volkswirtschaftlichen  Missstanden  auf  die  Dauer  nur 
durch  internationale  A  r  bei  t  erschut  z  ge  se  t  z  e  ein  wirksamer  Damm  wird 
entgegengestellt  werden  können,  ist  offiziell  zum  erstenmal  in  der  Schweiz 
durch  die  Anregung  und  Motion  von  Oberst  E.  Frey  im  Nationalrate  (187»> 
und  1880)  geäussert  worden.  Dieser  Gedanke  fand  in  der  Folgezeit  in  den 
Reihen  der  katholischen  Social reformer  eifrige  Förderer  ('s.  «Arbeiterschutz: 
c)  Internationaler  Arbeiterschutz»),  zumal  nach  der  Motion  Decurtins-Favon  im 
Nationalratc  (1888).  Hier  sei  darauf  hingewiesen,  dass  Dr.  Decurtins  für  seine 
Bemühungen  um  das  Postulat  des  internationalen  Arbeiterschutzes  Anerkennungs- 
schreiben von  Papst  Leo  XIII.  (Mai  1889)  und  von  Kardinal  Manning  (Juli  1890) 
erhielt.  Andern  durch  die  Initiative  von  Arbeitersekretär  Greulich  und  Dr.  Decurtins 
ermöglichten  internationalen  Arbciterschutzkongrcss  in  Zürich  (23. — 28.  August 
1897)  nahmen  die  Vertreter  der  katholischen  Organisationen  der  Schweiz  und 
des  Auslandes  lebhalten  Anteil.  Trotzdem  bei  der  Frage  der  Frauenarbeit  die 
grundsätzlichen  Differenzen  zwischen  christlicher  und  socialistis«  her  Weltanschau- 
ung scharf  zu  tage  traten,  csch webte  über  «lern  Kongress  sozusagen  eine  Art 
Gottesfriede...  Man  ist  in  dem  Bewusstsein  hergekommen,  dass  der  Arbeiter- 
schutz doch  ein  Gebiet  sei,  wo  die  verschiedenen  Parteien,  mögen  sie  sich  im 
politischen  Leben  noch  so  sehr  bekämpfen,  ein  Stück  zusammenarbeiten  können» 
(Liebknecht).  Seither  ist  eines  der  Postulate  des  Züricher  Kongresses,  die 
Errichtung  eines  internationalen  Arbeiterschutzamtes  zur  teilweisen  Verwirk- 
lichung gelangt.  An  dem  internationalen  Arbciterschutzkongros  in  Paris  (25.  bis 
28.  Juli  1900)  nahmen  die  Führer  der  katholisr.h-socialcn  Parteien  Frankreichs. 
Deutschlands,  Belgiens,  Italiens  und  Spaniens  teil.  Die  vom  Pariser  Kongress 
begründete  internationale  Vereinigung,  unter  deren  Auspizien  das  internationale 
Arbeitsamt  in  Basel  am  1.  Mai  1901  seine  Thätigkcit  eröffnet  hat,  zählt 
in  allen  ihren  nationalen  Sektionen  eine  ansehnliche  Zahl  katholischer  Organi- 
sationen und  Einzclpersönlichkcitcn.  Der  schweizerischen  Sektion  traten  u.  a. 
der  Verband  katholischer  Männer-  und  Arbeitervereine  durch  Beschluss  des 
Dclcgicrtentages  in  Sursee  (Oktober  1900)  und  der  Staatsrat  von  Freiburg  mit 
jährlichen  Subventionsbeträgen  bei.  Auf  den  Tagungen  der  internationalen 
Vereinigung  in  Basel  (27.  und  28.  September  1901)  und  Köln  (22. — 25.  Sep- 
tember 1902),  wozu  auch  der  Papst  eine  Delegation  entsandt  hatte,  war  der 
Verband  katholicher  Männer-  und  Arbeitervereine  durch  Dr.  E.  Feigenwinter 
(Basel)  vertreten. 

9.  Vereinigungen  zur  wissenschaftlichen  Erörterung  sozialpolitischer 
Fragen.  Hier  ist  vorab  zu  nennen  die  Union  eatholique  d"  Et  ud  es  sociales 
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cl  economiqucs  ä  Fribourg.  Nachdem  Mgr.  Kaspar  Mermillod  den  29.  April 
1883  als  Bischof  von  Lausanne-Genf  in  Freiburg  eingezogen  war,  pflegte  er  all- 
jährlich im  Herbste  einen  Kreis  hervorragender  Soziologen  aus  den  Industriestaaten 
Kuropas  zur  Besprechung  grundsätzlicher  Fragen  der  Volkswirtschaftslehre  in 
Freiburg  zu  versammeln.  Diese  periodischen  Konferenzen  der  Union  catholique 
de  Fribourg  begannen  im  Herbst  1885  und  fanden,  nachdem  inzwischen  Bischof 
Mermillod  1891  als  Kardinal  nach  Rom  gezogen  und  am  22.  Februar  1892  gestorben 
war,  am  17.  April  1893  in  Rom  im  Hause  des  Grafen  Kuefsrein  ihren  Abschluß. 
Gemäss  der  durchaus  internationalen  Zusammensetzung  dieser  Konferenzen 
waren  auch  die  Gegenstände  der  Diskussion  und  Bcschlussfassung  theoretischer 
und  grundsatzlicher  Natur,  betrafen  aber  so  ziemlich  alle  Grundfragen  moderner 
Volks  Wirtschaft.  Wie  die  Angehörigen  anderer  Staaten,  so  haben  auch  die 
Teilnehmer  aus  der  Schweiz  diesen  Konferenzen  für  ihre  spatere  socialpolitische 
Stellungnahme  manche  Orientierung  zu  verdanken.  —  Am  17.  Oktober  1^0- 
tagte  in  Mailand  eine  internationale  Vereinigung  katholischer  Socialpolitiker. 
welche  das  Wiederaufleben  der  Union  de  Fribourg  bcsehloss  und  die  nächste 
Tagung  derselben  auf  Ostern  1903  nach  Freiburg  anberaumte. 

In  der  Delegiertenversammlung  der  katholischen  Manner-  und  Arbeiter- 
vereine am  22.  Januar  1.H90  in  Zürich  wurde  auf  Antrag  von  Dr.  Loretz  (da- 
mals in  Winterthur)  die  «Vereinigung  schweizerischer  Soc ia  1  po Ii ti ker > 
begründet.  Sie  setzte  sich  die  Aufgabe,  das  Studium  der  socialen  Fragen  im 
Geiste  der  Kirche  und  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  schweizerischen 
Verhältnisse  zu  betreiben,  um  dadurch  eine  sichere  Grundlage  für  das  prak- 
tische sociale  Wirken  zu  gewinnen  und  zu  praktischen  Lösungen  Hand  zu 
bieten.  Der  neuen  Vereinigung  traten  allsoglcich  30  Mitglieder  bei.  Wahremi 
der  Verband  katholischer  Männer-  und  Arbeitervereine  der  Schweiz  sich  haupt- 
sächlich mit  den  praktischen  Seiten  der  socialen  Frage  befasst.  beschäftigt  sich 
die  Vereinigung  schweizerischer  Socialpolitiker  vorwiegend  mit  den  theoretischen 
Gesichtspunkten,  in  dem  durch  das  Arbeiter-Rundschreiben  Leo  s  XIII.  (dat.  d. 
15.  Mai  1891)  vorgesehenen  Sinne.  Ucbrigcns  hat  die  Vereinigung  von  jeher 
auch  die  aktuellen  Fragepunktc  der  praktischen  Socialpolitik  und  socialen  Gesetz- 
gebung in  den  Bereich  der  Erörterung  gezogen.  -  Als  Kantonalsektion  der 
Vereinigung  schweizerischer  Socialpolitiker  trat  am  16.  Oktober  1902  in  Locarm* 
der  Circolo  Ticinese  di  Studi  politico-soc  i.ili  unter  dem  Präsidium  von 
Dr.  Paolo  Simona  (Palagnedra)  ins  Leben. 

In  der  Absicht,  die  Resultate  der  nationalökonomischen  Wissenschaft  in 
weitere  Kreise  zu  tragen  und  dadurch  zum  thätigen  Eingreifen  in  die  sociale 
Bewegung  Anregung  und  Kompass  zu  bieten,  hat  die  Vereinigung  schweizerischer 
Socialpolitiker  unter  Mitwirkung  der  Männer-  und  Arbeitervereine  und  mit 
Unterstützung  seitens  des  schweizerischen  Piusvereins  bisher  zwei  sociale 
V  ortragsk  ursc  veranstaltet.  Der  erste  praktisch-sociale  Kursus  fand  statt  in 
L u zern  vom  21.  2b.  September  1S96:  die  Teilnehmerliste  verzeigte  274  Hörer 
aus  den  verschiedenen  gebildeten  Berufsständen.  Der  zweite  praktisch-sociale 
Kursus  wurde  in  Zürich  vom  3.  — 7.  Oktober  1H<)8  abgehalten;  er  verzeigte 
209  Teilnehmer. 

Für  die  französische  Schweiz,  speziell  für  den  Kanton  Freiburg  wurde 
ein  C'ongres  d'Ktudes  et  de  Pro pagande  durch  den  kantonalen  Piusvercio 
den  2b.  und  27.  April  1894  in  Freiburg  veranstaltet.  Die  Vorträge,  durch  Frei- 
burger  gehalten,  behandelten  zumeist  aktuelle  Fragen  der  Agrarpolitik. 

Seit  Januar  1899  besitzen  die  katholischen  Socialpolitiker  der  Schweiz  ihr 
wissensc  haftliches  Organ,  indem  die  «Monatsschrift  für  christliche  Social- 


Digitized  by  Go< 


t 


Christlich-socialc  Bewegung  (Kaili.-soc.  Bew.)  —  Civilstandswcsen  749 


Reform>,  begründet  1879  durch  Freiherr  Karl  von  Vogelsang  in  Wien, 
ihren  Sitz  nach  Basel  verlegte  und  eine  Reihe  schweizerischer  Mitarbeiter 
gewann. 

IV.  Litteratur.  ReitZensteln-MÜnsterberg,  Das  Schweiz.  Armenwesen  in  Schmollers 
Jahrb.  für  Gesetzgebung  etc.,  XXII  u.  XXIII,  Leipzig  1898  u.  1899.  —  Q.  J.  Baumgartner,  Die 
Schwelt  in  ihren  Kämpfen  und  Umgestaltungen,  4.  Bd..  Zürich  und  Stuttgart  1868.  — 
A.Ph.  von  Segesser,  Sammlung  Meiner  Schuften,  3.  Bd.,  Bern  1879.  —  P.  C.  Planta,  (Bern 
1893 J  und  Job.  Oesch  ( Ingenbohl  1897 ),  Leben  und  Wirken  des  P.  Theodos  ins  Floren  t  im'.  — 
Cornelia  Fiirer,  Geschichte  des  Institutes  der  Barmherzigen  Schwestern  vom  Heil.  Kreuz  in 
Ingenbohl,  Ingenbohl  1888.  —  Das  Schwesterninstitut  vom  Heil.  Kreuz  in  Menzingen 
1844  —  1894,  Zug  (Separatabdruck)  /8g6.  —  Estermann,  Abriss  einer  Geschichte  der  Lehr- 
und  Waisenschwestern  der  deutschen  Schweiz.  Luzern  f  Separatabdruck 1  /888.  —  Jahres- 
berichte des  Schweiz.  Piusvereins  (Katholikenvereins),  Solothurn  /Sj7  ff.  ~  J.  G.  Mayer, 
Graf  Theodor  Scherer-Boccard.  Emsiedeln  IQ(X>.  —  Graf  Th.  Scherer-ßoccard,  Wiederein- 
führung des  katholischen  Kultus  in  der  protestantischen  Schweiz.  Ingenbohl  /SS f.  —  G.  de 
Montenach.  Im  Föderation  Romamle.  son  action,  ses  wuvres,  iMusanne  /89O.  —  P.  Rufln 
Stelmer,  Schweiz.  Charitasführer.  Zug  7899.  —  J.  Schwendlm&nn,  Der  Bauernstand  des 
Kantons  Luzt-rn.  I.uzern  1893.  —  Mitteilungen  des  Schweiz.  Bauernsekretariates,  Nr.  3. 
Bern  /89g.  —  J.  Jrabir,  Kurze  Aufklärung  über  Raiffeisen'sche  Darlehenskassenveretne. 
Frauenfeld  1000.  —  Q.  GoyäU,  Autour  du  catholicisme  social,  Paris  1897.  —  Derselbe,  Ije 
Pape,  les  Catholiqucs  et  la  Question  sociale.  Parts  1S9J.  —  M.  Turmann,  Le  developpement 
du  catholicisme  social  depuis  l'Encydique  Kerum  Novarum,  Paris  1900.  —  Jahrbücher 
und  Jahresberichte  des  Verbandes  kathol.  Männer-  und  Arbeitervereine  der  Schweiz,  Basel 
1889 ff.  —  Th.  Curtl,  Geschichte  der  Schweiz,  V.  Buch.  Capp.  1,  9.  13.  —  Paul  Plctet,  Is 
parti  catholique  suisse  et  les  questions  sociales:  ■<  ßib/iotheque  universelle  LIV,  l.  u.  II.  — 

H.  8eherrer,  Das  Schweiz.  Arbeitersekretariat,  St  Gallen  /S88.  —  Jahresberichte  des  schu-etz. 
Arbeiterbundes  und  Arbeitersekretariates,  Zürich  /S8°ff.  —  Internationaler  Kongress  für 
Arbeiterschutt  in  Zürich  (1897),  Amtlicher  Bericht.  Zürich  1S98.  —  C.  Decurtlns,  La  Qutstton 
dt  la  Protection  ouvriere  internationale,  Berne  1889.  — •  //  Congresso  internationale  dt 
Zurigo:  Civiltä  cattolka,  Ser.  XVI,  vol.  XII.  Roma  1897  —  Carton  de  Wiart,  I*  Congres 
Internat,  de  Zürich,  Lille  1898.  -  H.  Pesch,  Zur  kat  holt  sc  h-soc  taten  Be-.cegung  in  der  Schweiz: 
Stimmen  auf  Maria  Laach,  LIV,  Freiburg  i.  B.  1898.  —  August  In  Egger,  Das  Wirtshaus, 
seine  Ausartung  und  seine  Reform,  St.  Fiden  /89J.  —  Union  catholique  d'Etudes  sociales 
et  economiques.  Fribourg,  Suisse,  Proces-verbaux,  /88j  ss.  —  C.  Eberls,  Sociale  Fragen  der 
Gegenwart,  Stans  7889.  —  Derselbe,  Grundzüge  der  Sociologie,  Flums  1896.  —  H.  Loretz, 
Die  Vereinigung  Schweiz.  Soctatpo/tttker,  Sep.-Abiintck,  Neuss  a.  Rh.  1894.  J.  Beck, 
Der  praktisch-sociale  Cursus  in  Zürich  /S98:  „Monatsschrift  für  christl.  Soctalreform'' , 
/8q9-  —  Congres  d'  Et  mies  et  de  Profiagande  du  Piusverein  Fribourgeots,  Fribourg  1894. 
—  A.  Biichl,  Die  katholische  Kirche  in  der  Schweiz,  ihr  gegenwärtiger  Bestand,  nebst  einem 
historisclicn  Ueberbltck  über  die  Vergangenheit,  München  1903. 

Dr.  J.  Beck,  Professor  an  der  Universität  Freiburg. 

Civilstandswesen. 

I.  Geschichtliches.  —  II.  Die   Durchführung  c  i  v  i  I  s  tn  n  dsam  tl  i  ch  c  r 
Geschäfte.  —  III.  Vereinbarungen  mit  dem  Auslande.  —  IV.  Litteratur. 

I.  Geschichtliches.  Vor  dem  1.  Januar  187(>  war  in  den  meisten  Kan- 
tonen die  Protokollierung  der  Civilstands vorgange  entweder  ganz  un- 
beschränkt den  Geistlichen  überlassen,  oder  die  Staatsbehörde  bediente  sich 
der  Geistlichen  als  Registerführer,  indem  sie  diesbezügliche  bindende  Vor- 
schriften aufstellte.  Das  Institut  der  bürgerlichen  S tand e sr eg i st  e r  bestand 
nur  in  den  Kantonen:  Genf  (seit  Publikation  des  französischen  Code  civil l. 
Waadt  (Gesetz  vom  15.  Februar  1799  und,  nach  längerer  Unterbrechung,  Gesetz 
vom  8.  Dezember  1820),  Neuenburg  (Code  civil  von  1854),  Tessin  (Rcgo- 
lamcnto  vom  27.  Juni  1855),  St.  Gallen  (Verordnung  vom  10.  Mai  IS<>7)  und 
Basel-Stadt  (Verordnung  vom  8.  Dezember  18b9). 

In  Freiburg  waren  die  Personenstandsregister  seit  1848  weltlich  geführt, 
aber  1858  den  Geistlichen  zurückgegeben  worden.     In  Luzern  wurden  diese 
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Register  seit  dem  1.  Januar  1834  unter  staatlicher  Ordnung  (in  drei  Exem- 
plaren) geführt.  Auch  im  bernischen  Jura  machte  sich  der  Einfluss  de» 
französischen  Code  civil  geltend. 

Was  das  Ehe  recht  anbelangt,  so  enthielt  noch  die  Bundesverfassung  von 
1<S4S  keine  direkt  einschlagigen  Bestimmungen.  Gleichwohl  hat  der  Bund  auf 
diesem  Gebiete  vor  1876,  abgesehen  von  mehreren  Konkordaten,  betreffend  die 
Förmlichkeiten  bei  Ehen  zwischen  Angehörigen  verschiedener  Kantone,  ein- 
gegriffen durch  das  Bundesgesetz  über  die  gemischten  Ehen  vom  2.  De- 
zember 1850  (O.  S.  II,  136)  und  durch  das  Mischehe-Scheidungsgesetz  vom 
3.  Februar  !Hb2  (O.  S.  VII,  126). 

Nach  dem  ersten  dieser  Gesetze  durfte  in  keinem  Kantone  die  Eingehung 
einer  Ehe  deshalb  gehindert  werden,  weil  die  Brautleute  verschiedenen  christ- 
lichen Konfessionen  angehörten.  Für  den  Fall,  dass  eine  geistliche  Behörde 
Seh wierigkeiten  machte,  konnte  die  Promulgation  und  Bewilligung  solcher  Ehen 
durch  eine  weltliche  Behörde  geschehen.  Noch  weiter  ging  das  zweite  Gesetz, 
welches  Scheidungsklage  bei  dem  Bundesgericht  und  den  Ausspruch  gänzlicher 
Sc  heidung  vorsah  für  die  Fäll«',  in  denen  eine  gemischte  oder  eine  protestantische 
Ehe  nach  den  Gesetzen  des  betreffenden  Kantons  unter  geistlicher  Gerichts- 
barkeil oder  unter  einer  die  gänzliche  Ehescheidung  abschliessenden  Gesetz- 
gebung stund,  wobei  es  allerdings  der  kantonalen  Gesetzgebung  überlassen 
blieb,  den  katholischen  Ehegatten  die  Wiederverehelichung  zu  Lebzeiten  des 
.anderen  Teils  zu  untersagen  (s.  «Ehegesetzgebung»). 

Die  Bundesverfassung  vom  29.  Mai  1874  (A.  S.  n.  F.  I,  1)  setzte  in  Art.  53, 
Absatz  1,  fest,  dass  die  Feststellung  und  Beurkundung  des  Civilstandes  in  sämt- 
lichen Kantonen  Sache  der  bürgerlichen  Behörden  sei  und  dass  die  Bundes- 
gesetzgebung hierüber  die  näheren  Bestimmungen  treffen  werde.  Gleichzeitig 
griffen  die  Grundsätze  der  neuen  Bundesverfassung  in  das  damalige  vielgestal- 
tige Eherecht  der  Kantone  mächtig  ein.  Sie  machten  den  bürgerlichen  Charakter 
der  Ehe  zum  ausschliesslichen  Ausgangspunkt  für  die  in  der  ganzen  Schweiz 
massgebende  Rechtsordnung  und  stellten  zu  diesem  Behufe  durch  den  Art.  54 
das  Recht  zur  Ehe  direkt  unter  den  Schutz  des  Bundes,  erhoben  dasselbe  somit 
zum  persönlichen  Grundrechte  jedes  Bürgers;  sie  erklärten  ferner  alle  Beschrän- 
kungen kirchlicher  oder  ökonomischer  Natur,  sowie  diejenigen  wegen  bisherigen 
Verhaltens  oder  aus  sonstigen  polizeilichen  Gründen  als  hinfällig  und  bestimmten 
überdies,  in  innigem  Zusammenhang  damit,  durch  den  Art.  V),  Absatz  2  und  4. 
und  durch  den  Art.  58,  Absatz  2,  dass  niemand  zur  Vornahme  einer  religiösen 
Handlung  gezwungen  und  dass  die  Ausübung  bürgerlicher  Rechte  durch  keine 
Bedingungen  oder  Vorschriften  kirchlicher  oder  religiöser  Natur  beschränkt 
werden  dürfe,  sowie  dass  die  geistliche  Gerichtsbarkeit  abgeschafft  sei.  Eine 
nähere  Ausführung  dieser  Grundsätze  durch  Bundesgesetz  sah  die  Verfassung 
nicht  vor.  Dieselben  mussten  also  mit  Inkrafttreten  der  letzteren  sofort  und 
unvermittelt  zur  Geltung  gebracht  werden.  Da  aber  einerseits  für  deren  Durch- 
führung durch  die  blosse  Praxis  der  Spielraum  zum  Schaden  der  Rechtssicher- 
heit sichtlich  zu  gross  gewesen  wäre  und  andererseits  der  Zusammenhang 
/wischen  (ivilsiand  und  Ehe  ein  so  enger  ist,  dass  ohne  Bestimmungen  über 
das  materielle  Eherecht  eine  gleichförmige  Führung  der  Civilstandsregister  unter 
keinen  Umständen  hätte  erzielt  werden  können,  so  kam,  was  die  Verfassung 
nicht  r\prcssjs  verbis  vorsah,  schon  bald  nach  deren  Atmahme  zur  Sprache, 
nämlich  der  Erlass  eines  eidgenössischen  Ehegesetzes.  Unbestritten  war  dabei 
die  Befugnis  des  Bundes  zur  einheitlichen  Regelung  der  allgemein  verbindlichen 
Vorau>setzungen  einer  gültigen  Ehe;  bestritten  dagegen  dessen  Zuständigkeit, 
auch  die  Auflösung  der  Ehe  seinen  Normen  zu  unterwerfen.    Da  aber  in  letzterer 
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Beziehung  zu  befürchten  war,  das»  die  Ehescheidung  in  einzelnen  Kantonen, 
wo  bis  dahin  das  kanonische  Recht  gegolten,  ohne  ein  Bundesgesetz  nicht 
stattfinden  könnte,  während  doch  im  Hinblick  auf  den  Art.  49  der  Bundes- 
verfassung das  katholische  Dogma  der  Unauflöslichkeit  der  Ehe  ausser  Betracht 
fiel,  sowie,  dass  es  nach  Aufhebung  der  geistlichen  Gerichtsbarkeit  sogar  an 
einem  Gerichtsstande  für  temporäre  Scheidungen  fehlen  könnte,  beziehungsweise 
würde,  so  setzt«'  sich  die  Mehrheit  der  eidgenössischen  gesetzgebenden  Räte 
gemäss  dem  Antrage  des  Bundesrates  über  alle  Bedenken  bezüglich  der  Kom- 
petenz hinweg  und  legiferierte,  als  das  in  Art.  53  der  Bundesverfassung  vor- 
gesehene Gesetz  über  die  Feststellung  und  Beurkundung  des  Civilstandes 
erlassen  wurde,  gleichzeitig  auch  über  die  Eheschlicssung  und  die  Ehescheidung. 
Auf  diese  Weise  ist  das  Bundesgesetz  betreffend  die  Feststellung  und 
Beurkundung  des  Civilstandes  und  die  Ehe  vom  24.  Dezember  1874 
(O.  S.  n.  F.  I,  50b)  entstanden,  das  am  I.Januar  1876  in  Kraft  getreten  ist  und 
noch  heute  zu  Recht  besteht.  Das  Schweizervulk,  welchem  in  Sachen  der 
oberste  und  letzte  Entscheid  zukam,  hat  das  Vorgehen  seiner  gesetzgebenden 
Organe  gebilligt,  indem  es  am  2.3.  Mai  1875  dem  Gesetze  mit  213,19')  gegen 
205,069  Stimmen  seine  Sanktion  erteilt  hat.  Die  in  der  Zwischenzeit  von  ver- 
schiedenen Seiten  verlangte,  beziehungsweise  befürwortete  und  durch  die  zu- 
ständigen Organe  auch  bereits  vorgearbeitete  Revision  des  Gesetzes  ist  in- 
folge seiner  Aufnahme  in  das  kommende  schweizerische  Civilgesetzbuch  nicht 
mehr  ein  selbständiger  Gesetzgebungsakt. 

In  Ausführung  von  Art.  2  des  Bundesgesetzes,  der  auf  die  einheitliche 
Einrichtung  und  Führung  der  (ivilstandsrcgister  sich  bezieht,  hat  der  Bundesrat 
zuerst  am  1 7.  September  1875  und  sodann  am  20.  September  1881  eingehende 
Reglemente  erlassen,  die  namentlich  auch  die  Legitimation  ausserchelicher  Kinder 
durch  nachfolgende  Ehe  der  Eltern,  welche  nach  der  Bundes\ erfassung  ipso  jure 
eintritt,  betreffen  (().  S.  n.  F.  I.  719;  V.  529:  confer  V.  54«»  und  IX.  301). 
Ferner  ist  durch  einen  Beschluss  der  Bundesversammlung  vom  17.  September 
1875  und  durch  eine  im  Jahre  1886  teilweise  abgeänderte  Instruktion  des 
Bundesrates  vom  16.  September  1881  die  Mitwirkung  der  Civilstandsbeamten 
bei  der  statistischen  Zusammenstellung  der  in  der  Schweiz  vorkommenden 
Geburten.  Sterbefälle.  Trauungen.  Scheidungen  und  Nichtigerklärungen  von 
Ehen  geordnet  (Bundesblatt  1S75,  IV.  333,  1S81,  III.  855.  188t»,  III,  1275). 
Schliesslich  sind  im  Zusammenhange  mit  dem  Gesetze  noch  zu  erwähnen  die 
Instruktionen,  welche  der  Bundesrat  am  S.  Oktober  1877  und  am  5.  November 
1 87*»  in  Anwendung  von  Art.  13  des  Gesetzes  für  den  Generalkonsul  in  Yoko- 
hama, den  Vice-Konsul  in  Hiogo-Osaka,  sowie  für  die  Konsuln  in  Manila  und 
Buenos-Afres  erlassen  hat.     Der  erwähnte  Art.  13  lautet: 

.Der  Bundesrat  kann  da,  wo  er  es  für  angemessen  erachtet,  die  diplomatischen  oder 
konsularischen  Vertreter  der  KidRenossenschaft  im  Auslande  ermächtigen,  Geburten  und 
Todesfälle  Schweiz.  Angehöriger  zu  erwahren  und  Rhen  zwischen  Schweizern  unter  «ich. 
sowie  Khen  /wischen  Schweizern  und  Ausländern  abzuschliesscn.  Er  wird  zu  diesem  Zwecke 
die  nötigen  Reglemente  und  Verordnungen  erlassen. - 

Das  Vice-Konsulat.  in  Hiogo-Osaka  ist  am  4.  Juli  1890  aufgehoben  und 
dem  Vertreter  in  Buenos- Aires  ist  die  1879  erteilte  Ermächtigung  am  13.  Juni 
1893  —  weil  nicht  mehr  erforderlich  entzogen  worden  (Bundesblatt  1894, 
II,  12.).  so  dass  gegenwärtig  bloss  die  Vertreter  in  Yokohama  und  Manila 
generell  zu  civilstandsatntlichen  Funktionen  ermächtigt  sind.  Spezialvollmachten 
an  andere  Konsuln  sind  bereits  mehrfach  erteilt  worden.  Ferner  hat  der  Bundes- 
rat mit  der  deutschen  Regierung  eine  Liste  von  über  50  diplomatischen  und 
konsularischen  Vertretern  Deutschlands  im   Auslande   vereinbart,  die   mit  der 
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Befugnis  ausgestattet  sind,  civilstandsamtliche  Funktionen  auch  gegenüber  unter 
deutschem  Schutze  lebenden  Schweizern  auszuüben  (Bundesblatt  1900,  I,  793). 

II.  Die  Durchführung  civilstandsamtlicher  Geschäfte.  Das  im  Jahre 
1881  von  dem  eidgenössischen  Departemente  des  Innern  herausgegebene  «Hand- 
buch für  die  C'ivilstandsbeamten  >  und  zahlreiche  seither  erlassene  und  im 
«Bundesblatt»  veröffentlichte  Kreisschreiben  der  zuständigen  Bundesbehörden 
hieten  den  verschiedenen  kantonalen  Civilstandsorganen  zur  Handhabung  des 
Bundesgesetzes  rlic  nötige  Weglcitung,  und  die  Abteilungen  über  Civilstand 
und  Ehe  der  alljährlichen  Geschäftsberichte  des  Bundesrates  geben  über  die 
von  dieser  Behörde  befolgte  Praxis  und  getroffenen  Massnahmen  und  Entscheide 
ausreichende  Auskunft  (namentlich  hinsichtlich  der  Verchclichung  von  Ausländern). 

Die  kantonalen  Vollzichungsvcrordnungen  zum  Bundesgesetze  sind  dem 
Bundesrate  zur  Genehmigung  mitzuteilen  (  Art.  60  des  Bundesgesctzes\  Die 
Umschreibung  der  Civilstandskre-ise.  welche,  wie  die  Ernennung  und  Ent- 
schädigung der  Civilstandsbcamten,  den  Kantonen  überlassen  ist,  muss  gemäss 
Art.  3  des  Bundesgesetzes  jewcilen  dem  Bundesrate  bekannt  gegeben  werden. 

Der  Bundesrat,  beziehungsweise  das  von  demselben  —  unter  Vorbehalt 
seines  Endentscheides  —  damit  beauftragte  Departement  (bis  zum  I.Januar  1888 
das  eidgenössische  Departement  des  Innern,  seither  das  eidgenössische  Justiz- 
departement) ist  die  eidgenössische  Aufsichtsbehörde  und  Rekursinstanz  über 
das  ganze  Civilstandswesen  (  \rt.  2,  12  und  60  des  Rundesgesetzes,  Ziffer  2  in 
Art.  102  und  Absatz  3  in  Art.  113  der  Bundesverfassung  und  Ziffer  5  in  Ab- 
satz 1  des  Art.  1S°-  des  Bundesgesetzes  über  die  Organisation  der  Bundesrechts- 
pflege vom  22.  März  1893).  Die  oberste  kantonale  Aufsichtsbehörde  ist  jeweilen 
die  Regierung :  in  den  meisten  Kantonen  ist  überdies  —  unter  Vorbehalt  des 
Endentscheides  der  Regierung  —  eine  besondere  Abteilung  der  Administration  mit 
den  eivilstandsamtlichen  Geschäften  betraut,  so  in  Zürich  die  Direktion  des 
Innern,  in  Bern  die  Polizeidirektion,  in  Luzern  das  Departement  des  Ge- 
meinde wesens,  in  Uri  die  Direktion  des  Gemeindewesens,  in  Schwyz  das 
Departement  des  Innern,  in  Glarus  und  Zug  die  Direktion  des  Innern,  in 
Freiburg  die  Justizdirektion,  in  Solothurn  und  Basel-Stadt  das  Justizdepar- 
tement, in  Basel- Land  die  Justizdirektion,  in  Schaffhausen  die  Direktion 
des  Civilstandswesens,  in  Innerrhoden  die  Polizeidirektion,  in  St.  Gallen 
und  Graubünden  das  Departement  des  Innern,  im  Aargau  die  Direktion  des 
Innern,  im  Thurgau  das  kantonale  Civilstandsinspektorat  und  das  Justizdepar- 
tement, im  T essin  das  kantonale  Civilstandsamt  und  das  Departement  des 
Innern,  in  der  Waadt  das  Justizdepartement,  im  Wallis  das  Departement  des 
Innern  und  in  Genf  das  kantonale  Ci  vilstandsburcau,  das  Departement  des 
Innern  und  der  Generalstaatsanwalt. 

Diesen  kantonalen  Aufsichtsbehörden  stehen  zur  Seite  Bezirks-  und  Ge- 
meindcorgane,  die  in  der  Regel  mit  den  in  Art.  12  des  Bundesgesetzes  zu 
Händen  des  Bundesrates  verlangten  alljährlichen  Inspektionen  der  Amtsführung 
der  C'ivilstandsbeamten  betraut  sind  und  die  Aufbewahrung  der  Registerdoppel 
zu  besorgen  haben  (Art.  2,  Absatz  3,  des  Bundesgesetzes).  Der  Bundesrat  ist 
befugt,  von  sich  aus  Inspektionen  anzuordnen.  Die  von  den  Kantonen  nach 
von  dem  Bundesrate  festgestellten  Formularen  anzuschaffenden  Civilstands- 
registcr  (Geburts-,  Toten-  und  Ehercgister)  sind  von  den  C'ivilstandsbeamten 
doppelt  und  gleichförmig  und,  soweit  der  Text  in  Betracht  kommt,  in  einer 
»ler  drei  Landessprachen,  die  von  der  zuständigen  kantonalen  Behörde  bestimmt 
wird,  zu  führen  (deutsch,  französisch  oder  italienisch).  Das  eine  Doppcl  bleibt 
zur  Verfügung  des  C'ivilstandsbeamten;  das  andere  ist  innert  10  Tagen  nach 
Jahresschluss  der  hierfür  in  jedem  Kantone  bezeichneten  Amtsstellc  abzuliefern. 
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Berichtigungen  in  den  Civilstandsregistcrn  können  nur  durch  gerichtliches 
Urteil  angeordnet  werden;  sofern  jedoch  ein  offenbarer  (von  keiner  Seite 
bestrittener)  Irrtum  vorliegt,  kann  die  Berichtigung  im  Verwaltungswege  er- 
folgen (Art.  9  des  Bundesgesetzes).  Die  Register  und  die  amtlichen  Auszüge 
sind  öffentliche  Urkunden  mit  voller  Beweiskraft,  vorbehalten  den  Nachweis 
der  Fälschung  oder  der  Unrichtigkeit  der  Anzeigen  ^Art.  1  1  des  Bundesgesetzes). 

Ausschliesslich  deutsche  Civilstandskreise  bezitzen  die  Kantone  Zürich 
(189),  Luzern  (108),  Uri  (20),  Schwyz  (30),  Obwalden  (7),  Nidwaiden  (6), 
Glarus  (23),  Zug  (11),  Solothurn  (88),  Basel-Stadt  (  I  i.  Basel-Land  (38),  Schaff- 
hausen (33),  Ausserrhoden  (20),  Innerrhoden  ,2),  St.  Gallen  (93),  Aargau  (237), 
Thurgau  (74);  ausschliesslich  französische  die  Kantone  Waadt(108),  Neuen- 
burg (47)  und  Genf  (48);  Tessin  besitzt  265  italienische,  Bern  171  deutsche 
und  52  französische,  Freiburg  16  deutsche  und  117  französische,  Graubünden 
182  deutsche  und  26  italienische,  Wallis  55  deutsche  und  64  französische 
Civilstandskreise. 

Während  die  Eintragungen  in  die  C'ivilstandsrcgister  und  die  im  Gesetz 
vorgeschriebenen  amtlichen  Mitteilungen  taxfrei  geschehen,  werden  für  die 
civilstandsamtlichen  Auszüge  Gebühren  (25  Cts.  bis  Fr.  2.  — )  erhoben  (Art.  5 
des  Bundesgesetzes),  ebenso  bei  Trauungen  ausserhalb  des  Wohnsitzes  des 
Bräutigams  (2 — 8  Fr.);  in  den  Kantonen  Bern,  Luzern,  Schwyz,  Zug,  Freiburg, 
St.  Gallen,  Aargau,  Tessin,  Waadt,  Wallis  und  Genf  tritt  hierzu  noch  eine 
Stempelgebühr  (10—40  Cts.:  Bundcsblatt  1891,  II,  547). 

III.  Vereinbarungen  mit  dem  Auslande.  Vereinbarungen  über  gegen- 
seitige kostenfreie  Mitteilung  von  Civilstandsaktcn  hat  die  Schweiz  bis  jetzt 
abgeschlossen  mit  Baden.  Bayern.  Oesterreich,  Belgien  und  Italien;  mit  Spanien 
ist  das  Abkommen  getroffen,  dass  die  auf  diplomatischem  Wege  verlangten 
Civilstandsakten  gegenseitig  kostenfrei  verabfolgt  werden  sollen:  mit  Frank- 
reich und  Deutschland  ist  eine  sachbezüglichc  Einigung  bis  jetzt  nicht  möglich 
gewesen  (Bundesblatt  1894,  U,  11).  In  die  Auszüge  aus  dem  Totenregister 
darf  die  Todesursache,  zu  deren  Mitteilung  an  die  Civilstandsbeainten  die  Aerzte 
gesetzlich  verpflichtet  sind,  nicht  aufgenommen  werden,  da  dieselbe  in  das 
Totenregister  ausschliesslich  zu  statistischen  Zwecken  eingetragen  wird  (Bundes- 
blatt 1891,  II,  548  und  1900,  I,  796). 

Mit  Deutschland  ist  bezüglich  der  Verchelichung  der  beiderseitigen  Staats- 
angehörigen am  4.  Juni  188(>  eine  Ucbereinkunft  abgeschlossen  worden  (O.  S. 
n.  F.  IX,  93),  und  mit  Italien  besteht  seit  1890  eine  ähnliche  Vereinbarung,  die 
am  23.  September  1890  erneuert  worden  ist  (Bundesblatt  189°,  IV,  1028  und 
O.  S.  n.  F.  XVII,  370):  mit  andern  Staaten  hat  sich  der  Bundesrat  bezüglich  der 
Verchelichung  ihrer  Angehörigen  in  der  Schweiz  über  die  von  deren  diplo- 
matischen oder  konsularischen  Vertretern  zu  Händen  der  kantonalen  Regie- 
rungen auszustellenden  Erklärungen  geeinigt,  so  z.  B.  mit  Frankreich,  Belgien, 
den  Niederlanden  und.  Dänemark.  —  Dabei  ist  zu  bemerken,  dass  die  in  der 
Schweiz  aecreditierten  Vertreter  der  fremden  Staaten  gegenüber  ihren  Lands- 
leuten  keine  civilstandsamtlichen  Funktionen,  also  namentlich  auch  keine  Trau- 
ungen, vornehmen  können,  die  in  der  Schweiz  rechtsgültig  sind  (Bundcsblatt 
1899,  I,  361),  und  dass  ebensowenig  Urteile  in  Ehestreitigkeiten,  die  aus- 
ländische (geistliche  oder  weltliche)  Funktionäre  gegenüber  Landsleuten  in  der 
Sch  weiz  fällen  sollten,  vor  dem  schweizerischen  Recht  Bestand  haben  (Bundes- 
blatt  1894,  II,  14). 

Der  Versuch,  mit  Deutschland  eine  Vereinbarung  über  die  gegenseitige 
Anerkennung  der  gerichtlichen  Urteile  in  Ehestreitigkeiten  zu  erzielen,  ist  seiner 
Zeit   gescheitert   (Bundesblatt  1883,  II.  S35  und  1S8K.    II,  774).    und  infolge 
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der  am  1.  Januar  1900  in  Kraft  getretenen  neuen  deutschen  Civilprozcssord- 
nung  ist  es  für  ein  schweizerisches  Gericht  im  Hinblick  auf  den  Art.  56  des 
Bundesgesetzes  geradezu  ein  Ding  der  Unmöglichkeit  geworden,  auf  Ehe- 
scheidungsklagen deutscher  Staatsangehöriger  sich  einzulassen  (Entscheid  des 
Bundesgerichtcs  vom  3.  Mai  1900  in  Sachen  Schill,  B.-G.-E.  XXVI.  1,S.  204). 
Auch  gegenüber  Ehescheidungsklagen  von  Bürgern  der  andern  Staaten  erwachsen 
dem  schweizerischen  Richter  aus  dem  dort  geltenden  Rechte  gleiche  oder  ähnliche 
Schwierigkeiten  (wir  verweisen  auf  die  unten  citierte  Arheit  <Konfiikte  im  Gebiete 
des  Eliere«  hts>,  Seite  11—23).  Umgekehrt  versagt  auch  die  Schweiz  auf  Grund 
des  Art.  43  des  Bundesgesetzes  ausländischen  Urteilen  in  Ehestreitigkeiten  von 
Schweizern  die  Anerkennung,  sofern  nicht  diese  Urteile  durch  die  zuständige 
heimatliche  Behörde  als  vollstreckbar  erklärt  worden  sind  (Bundesblatt  1899. 
I.  365  und  1900,  1.  794). 

IV.  Litterat lir.  Johann  Burger,  Die  eidgenössischen  und  kantonalen  Konkordat«, 
de  setze  und  Verordnungen  betreffend  die  Verekelickungen  in  der  Schweix  zwischen 
Angehörigen  der  versekiedenen  Kantone  und  des  Auslandes,  Bern  und  Solothurn  iSbs. 

—  6.  Z scheuche,  Die.  bundesrätlichen  Vorarbeiten  zur  Civilslandsbuckfükrung  in  der 
Schweiz,  Zürich  1875.  —  Oarels  d  Zorn,  Staat  und  Kirche  in  der  Schweiz,  I.  Bd.,  S.  irj, 
Zürich  fSjy.  —  König  d  Steck,  Prägen  aus  dem  Eherecht,  „Zeitschrift  des  bernischen 
yuristenvereins* ,  Bd.  XII  und  XIII.  —  Fr.  von  W/U,  Die  Eheschliessung  in  ihrer 
geschichtlichen  Entwicklung  nach  den  Hechten  der  Schweiz,  „Zeitschrift  für  Schweix. 
Recht",  Bd.  XX.  —  Handbuck  für  die  sekweizeriseken  Civilstandsbeamten,  herausgegeben 
von  dem  eidgenössischen  Departement  des  Innern,  Bern  /8S/  (in  Revision);  A.  Garnier, 
Internationales  Ekesckliessungsreckt,  Bern  i88j.  —  Eingabe  der  Abgeordneten  der 
evangelischen  Kirckenbekörden  der  Sckweiz  an  den  Bundesrat,  samt  einer  Beilage, 
entkaltend  einige  Zaklen  und  Betracktungen  zur  Frage  der  Ekesckliessung  in  der 
Sckweiz,  Zürich,  28.  Juni  1887.  —  Franz  kfuheim.  Die  Prinzipien  des  in/ernationalen 
Privatrechtes  im  sekweizeriseken  Privatreckte,  Altdorf  1887.  —  Gustav  König,  Gutachten 
über  die  Revision  des  Bundesgesetzes,  er  staltet  dem  eidgenössischen  yustizdepartemente, 
Bern  1S88.  —  Mentha,  desgleichen,  Neuenbürg  /88S.  —  ton  8alis.  Ehe  Scheidung  s-  und 
Ehenichtigkeitssachen  ausländischer  Ehegatten  in  der  Schweiz,  Basel  1888.  —  Errrtst 
Plcot,  De  la  compitence  des  tribunau.x  suisses  it  se  nantir  des  actions  en  nuliti  de  mariage 
et  en  divorec  entre  Strangers  domicilii s  en  Suisse,  Basel  1SS8.  —  Blumer-klorel,  Handbuch 
des  schweizerischen  Bundesstaat sr  echtes,  I.  Band,  j.  Auflage,  S.  jjö  —492,  Basel  /8g/. 

—  P.  Wolf,  Die  schweizerische  Bundesgesetzgebung.  Basel  /890.  —  von  Salis,  Schweiz. 
Bundesrecht,  Hern  /8g/ — oj.  —  Ernst  Peiolt,  Konflikte  im  Gebiete  des  Eherechtes  und 
Vorschläge  zu  ihrer  Lösung,  Bern  /8yj.  —  Amtliche  Sammlung  der  Entscheidungen 
des  schweizerischen  Bundesgerichtes,  Lausanne.  —  Die  jährlichen  Geschäftsberichte  des 
Bundesrates  an  die  Bundesversammlung,  Abteilung  Civilstand  und  Ehe  (im  „Schwei:, 
tfundesbtatt"  ).  —  Siehe  auch  die  Litteratur  zum  Artikel  „Ehegesetzgebung". 

Ernst  Pexolt,  Sekretär  für  das  Civilstandswoen 
im  eidg.  Justiz-  und  Polizeidepartement,  Bern. 

Communale  Socialpolitik. 

1.  Die  (irundlagcn  der  communalen  Socialpolitik.  -  II.  Die  Ar- 
beitsverhältnisse der  im  Dienste  der  Gemeinde  verw  endeten  Arbeiter: 
1.  Lohnverhältnisse;  2.  Arbeitszeit:  3.  Arbeitcrausschüsse ;  4.  Anstellungsver- 
hältnisse; 5.  Fürsorge  für  Krankheit  und  Invalidität.  —  III.  Arbe i terschuU 
im  communalen  Submissionswesen.  —  IV.  Der  Regiebetrieb  indu- 
strieller Unternehmungen.  —  V.  Massnahmen  zur  Milderung  der 
Arbeits  losen  not:  I.  Arbeitsnachweis;  2.  Arbeitsbeschaffung:  3.  Arbeits- 
losenversicherung. —  VI.  Wohnungspolitik.  —  VII.  Ocfl'entliche  Ge- 
sundheitspflege. —  VIII.  Bildungsfü rsorge.  —  IX.  I.ittcratur. 

I.  Die  Grundlagen  der  communalen  Socialpolitik.  Die  Mitarbeit  der 
Gemeinde  auf  dem  Gebiete  aller  derjenigen  socialen  Bestrebungen,  welche  die 
wirtschaftliche  und  kulturelle  Hebung  der  breiten  Volkssrhichten  bezwecken, 
ist  in  allen  grösseren,  vorab  in  den  städtischen  Gemeinwesen  zur  Notwendigkeit 
geworden. 
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Die  moderne  Entwicklung  der  Industrie,  des  Handels  und  de*  gesamten 
Verkehrswesens  hat  die  wirtschaftlichen  Grundlagen  der  Gesellschaft  in  revo- 
lutionärer Weise  umgestaltet.  Die  Schranken,  die  sich  der  Freiheit  in  Handel, 
Gewerbe  und  Niederlassung  entgegenstellten,  sind  durchbrochen,  die  ländliche 
Bevölkerung,  glcichmässig  angelockt  durch  die  Aussicht  auf  lohnenden  Verdienst 
und  erhöhten  Lcbcnsgcnuss,  strömt  unausgesetzt  den  Verkehrscentren,  den 
Städten,  zu,  wodurch  sich  das  Verhältnis  zwischen  städtischer  und  ländlicher 
Bevölkerung  fortgesetzt  und  in  steigendem  Masse  zu  Ungunsten  der  letzteren 
verschiebt.  Das  rapide  Wachstum  der  Städte  hat  für  diese  schwere  sociale 
Missstande  zur  Folge.  Die  Steigerung  des  Bodenwertes,  spekulativ  ausgenutzt, 
führt  zum  Wohnungswuchcr  mit  seinen  Folgen,  Teuerung  aller  Lebensbedürfnisse 
und  enges  Zusammenwohnen,  und  die  dadurch  bedingte  Verschlechterung  der 
Lebenshaltung  in  Mittelstand  und  Arbeiterklasse  kontrastiert  grell  mit  dem 
steigenden  Reichtum  der  oberen  Klassen.  Dadurch  verschärfen  sich  die  Klassen- 
gegensätze und  fordern  nachdrücklicher  als  anderswo,  im  Interesse  des  Gemein- 
wohls, eine  Ausgleichung,  so  dass  sich  keine  Stadtverwaltung  auf  die  Dauer 
der  Einsicht  vcrschliessen  kann,  dass  alle  Massnahmen,  wodurch  die  socialen 
Verhältnisse  in  einer  Gemeinde,  wenn  auch  nur  relativ,  gebessert  werden,  im 
Interesse  der  Gemeinde  liegen,  und  es  ist  ein  Zeichen  der  wachsenden  socialen 
Erkenntnis,  dass  sich  das  Interesse  der  Gemeindeverwaltungen  mehr  und  mehr 
den  Fragen  praktischer  Socialpolitik  zuzuwenden  beginnt.  Wo  die  Gemeinde- 
verwaltung, unter  dem  Einfluss  des  geltenden  Rechtes,  noch  ausschliesslich  in 
den  Händen  der  Besitzenden  ruht,  sind  es  Klugheitsrücksichten,  die  zur  Be- 
tätigung in  dieser  Richtung  führen,  und  da,  wo  die  Arbeiterschaft  nicht  durch 
gesetzliche  Schranken  von  der  Mitarbeit  in  der  Gemeinde  ausgeschlossen  ist, 
sondern  zu  einer  ihrer  Stärke  entsprechenden  Vertretung  gelangen  kann,  fällt 
dieser  naturgemäss  die  Aufgabe  zu,  das  Interesse  zu  wecken  und  in  die  Richtung 
einer  zielbewussten  und  umfassenden  Socialpolitik  zu  leiten. 

In  der  Schweiz  steht  der  .Arbeiterschaft  unter  dem  Einfluss  der  deuto- 
kratichen  Entwicklung  überall  die  Möglichkeit  offen,  zu  einem  solchen  Einfluss 
zu  gelangen,  der  ihrer  wirklichen  Stärke  entspricht,  und  deshalb  darf  auch  bei 
den  grossen  Gemeinwesen  der  Schweiz  erwartet  werden,  dass  die  Arbeiter- 
organisationen in  der  Lösung  der  socialpolitischen  Fragen  die  bevorzugte 
Stellung,  die  ihnen  die  politischen  Rechte  gewähren,  auch  im  Sinne  einer 
nachdrücklichen  Geltendmachung  der  berechtigten  Forderungen  der  arbeitenden 
Klasse  werden  auszunutzen  verstehen.  Als  sociale  Aufgaben  der  Gemeinde 
sind  diejenigen  in  erster  Linie  zu  erwähnen,  die  den  Gemeinden  als  Arbeit- 
geber obliegen.  Schon  die  allgemeine  städtische  Entwicklung  zieht  eine  fast 
ununterbrochene  Thätigkeit  der  Gemeinde  im  Hochbau-  und  Tiefbauwesen 
nach  sich  und  überdies  führt  die  Erkenntnis,  dass  wichtige  Gebiete  in  der 
Befriedigung  der  Bedürfnisse  der  Gemeinde  auf  die  Dauer  nicht  privaten 
Unternehmungen  überlassen  werden  können,  ohne  die  Interessen  der  Gesamt- 
heit in  empfindlicher  Weise  zu  schädigen,  in  zunehmendem  Masse  zu  Ver- 
gemciudlichung  der  ihrer  Natur  nach  monopolartigen  Betriebe,  wie  der  Gas-, 
Elcktrizitäts-,  Wasserwerke,  der  Strassenbahncn,  der  Schlacht-  und  Viehhöfe, 
der  Strassenreinigung  und  Kehrichtabfuhr,  so  dass  die  Gemeinde  meistens  in 
ihren  Marken  zu  der»  grössten  Arbeitgebern  zu  zählen  sein  wird.  Als  solcher  hat 
sie  aber  vor  allem  die  Pflicht,  sich  durch  ihre  Bestimmungen  über  Lohnhöhe. 
Lohnzahlung  und  Arbeitszeit,  durch  ihre  Arbeitsordnungen,  durch  ihre 
Massnahmen  für  die  alten  und  invaliden  Arbeiter  und  durch  eine  zweck- 
entsprechende Keglierung  des  Submi  ssions  w  e  sens  über  ihr  sociales  Ver- 
ständnis auszuweisen. 
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Wir  geben  in  Nachstehendem  eine  gedrängte  Ucbcrsicht  der  in  dieser 
Hinsicht  geltenden  Bestimmungen  in  den  grössern  Gemeinwesen  der  Schweiz. 

II.  Die  Arbeitsverhaltnisse  der  im  Dienste  der  Gemeinde  verwendeten 
Arbeiter.  1.  Lohnvkrhältnisse.  In  Basel*)  wird  durch  die  «allgemeine 
Dienstordnung  für  die  Arbeiter  der  öffentlichen  Verwaltungen»  zwischen 
ständigen,  vorübergehend  angestellten  und  aushülfsweise  beschäftigten  Arbeitern 
unterschieden.  Die  aushülfsweise  erforderlichen  Arbeiter  erhalten  einen 
Taglohn,  dessen  Höhe  ihnen  bei  der  Anstellung  mitgeteilt  wird.  Sie  können 
jederzeit  ohne  weiteres  entlassen  werden,  wie  sie  umgekehrt  auch  jederzeit 
zum  sofortigen  Austritt  ohne  vorherige  Kündigung  berechtigt  sind.  Die  vor- 
übergehend angestellten  Arbeiter  werden  auf  14tägige  Kündigung  ange- 
stellt, der  Taglohn  wird  14  Tage  nach  Diensteintritt  festgesetzt.  Die  standigen 
Arbeiter  werden  aus  der  Zahl  der  vorübergehend  angestellten  Arbeiter  gewühlt, 
nach  mindestens  einjähriger  Probezeit  mit  Wochen-  oder  Monatslohn  und  auf 
gegenseitige  vierwöchentliche  bezw.  monatliche  Kündigung  angestellt.  Bei  guter 
Aufführung  und  tüchtigen  Leistungen  soll  der  Lohn  von  zwei  zu  zwei  Jahren 
steigen  und  nach  Ablauf  von  10  Jahren  das  Maximum  erreichen.  Minimallohn- 
bestimmungen bestehen  nicht  ;  doch  erhalten  von  den  ständigen  Arbeitern  die 
ungelernten  beim  Baudepartement  einen  monatlichen  Lohn  von  Fr.  110—130. 
bei  Gas,  Wasser  und  Elektrizität  einen  Wochenlohn  von  Fr.  26 — 34.  Ucber- 
stunden,  Sonntags-  und  Feiertagsarbeit  werden  mit  dem  1  '/2  fachen  Taglohn, 
nach  der  Anzahl  der  geleisteten  Arbeitsstunden  berechnet.  Arbeiten  im  Wasser 
erhalten  einen  Zuschlag  von  Fr.  2  für  einen  ganzen  Tag  zum  gewöhnlichen 
Taglohn  und  solche  mehr  als  .»  Kilometer  vom  Mittelpunkt  der  Stadt  entfernt, 
einen  Zuschlag  von  einem  Franken. 

Sämtlichen  Arbeitern  werden  —  den  ständigen  und  den  seit  mindestens 
sechs  Monaten  vorübergehend  angestellten  Arbeitern  ohne  Lohnabzug  frei 
gegeben  :  Oster-  und  Pfingstmontag,  halbe  Tage  an  der  Fasnacht,  am  St. Jakobs- 
fest und  an  einem  Messmontag,  von  4  Uhr  nachmittags  an  die  Vorabende  vor 
Neujahr,  Charfrcitag,  Ostern,  Pfingsten,  Bettag  und  Weihnacht. 

Jeder  ständige  Arbeiter  hat  Anspruch  auf  einen  jährlichen  Urlaub  von 
drei  Tagen  bei  einer  Dienstzeit  von  weniger  als  zehn,  auf  einen  solchen  von  sechs 
Tagen  bei  einer  Dienstzeit  von  mehr  als  zehn  Jahren.  Während  ihrer  Abwesen- 
heit im  Militärdienst  erhalten  sie  den  vollen  Lohn.  Bei  längerer  Dauer  (mehr 
als  ein  Monat)  kann  ein  angemessener  Abzug  verfügt  werden.  Den  vorüber- 
gehend angestellten  Arbeitern  werden  für  die  infolge  Militärdienst  ausfallenden 
Arbeitstage  (bis  auf  21  Tage  im  Jahr)  folgende  Entschädigungen  gewährt:  den 
Verheirateten  der  volle  Lohn,  den  Ledigen  in  der  Regel  ein  Franken  für  den 
Tag,  ausnahmsweise  bei  bestehender  Familicnunterhaltungspflicht  auch  mehr. 
Urlaub  darf  in  den  Jahren,  wo  Militärdienst  geleistet  wird,  nicht  beansprucht 
werden. 

Die  Anordnung  der  Zahltage  bleibt  den  einzelnen  Verwaltungsz weigen 
überlassen.  Die  Auszahlung  hat  innert  der  festgesetzten  Arbeitszeit  zu  erfolgen. 

In  Bern  wurde  durch  Eingabe  des  Gemeindearbeitervereins  vom  O.Juni  18% 
ein  Minimallohn  von  Fr.  4  für  die  ungelernten  Branchen  und  von  Fr.  5  für  die 
Berufsarbeiter,  sowie  entsprechende  Erhöhung  aller  Löhne  verlangt  und  als  diesem 
Begehren  nicht  entsprochen  wurde,  am  4.  Oktober  1 8**7  ein  Initiattvbegehren 

*)  Betreffend  die  Stadt  Basel  ist  im  allgemeinen  zu  bemerken,  dass  die  Gemeinde- 
verwaltung der  Stadt  Basel  und  des  Dorfes  Kleinhüningcn  durch  die  staatlichen  Behörden 
geführt  w  ird.  Daher  sind  auch  die  communalen  Angelegenheiten  der  Stadt  durch  staatliche 
Gesetze  geregelt  und  werden  oft  Aufgaben,  die  andernorts  durchaus  den  communalen 
Organen  überlassen  bleiben,  hier  für  das  ganze  Kantonsgebiet  einheitlich  gelöst. 
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eingereicht,  welches  diese  Minimallöhne  für  die  von  der  Gemeinde  angestellten 
Arbeiter  und  für  die  Verträge  der  Gemeinde  mit  Privatunternehmern  festsetzen 
sollte.  Ein  die  Grundlagen  des  Kegehrens  beibehaltender  Gegenentwurf  der 
Städtischen  Kinanzdirektion  wurde  vom  Stadtrate  der  Gemeinde  zur  Annahme 
empfohlen:  dieselbe  lehnte  jedoch  das  Begehren  in  beiden  Fassungen  ab.  Die 
Folge  war  immerhin  eine  Erhöhung  der  Löhne;  der  thatsächliche  Mindestlohn 
der  Gemeinde  beträgt  seit  1  *>0 1  Fr.  3.  70. 

Ucberzeitarbeit  bis  12  Uhr  nachts  wird  mit  25  %,  Nachtarbeit  von 
Mitternacht  an  mit  50%,  ausserordentliche  Sonntagsarbeit  mit  50  ü/o  Zuschlag 
entschädigt. 

Wenn  ein  Arbeiter  wenigstens  ein  Jahr  im  Dienste  der  Gemeinde  gestanden 
ist,  wird  ihm  der  Lohn  während  der  Dauer  des  normalen  Militärdienstes, 
nämlich  für  die  ersten  drei  Wochen,  voll  ausbezahlt.  Dauert  der  Militärdienst 
länger,  so  werden  für  die  übrige  Zeit  dem  einzclstehendcn  Arbeiter  50°/o  und 
demjenigen,  der  für  Familienangehörige  zu  sorgen  hat,  75°/o  des  Lohnes  ausbezahlt. 

Die  gesetzlichen  Feiertage,  (Karfreitag,  Auffahrt,  Weihnachten  und  Neujahr, 
und  überdies  zwei  fernere  halbe  Tage,  die  der  Arbeiter  ganz  oder  teilweise 
auf  den  1.  Mai  zu  verlegen  berechtigt  ist,  werden  ohne  Lohnabzug  frei  gegeben. 

Wo  nicht  Monatslöhne  vereinbart  sind,  findet  der  Zahltag  ordentlicherweise 
alle  14  Tage  statt  und  zwar  innert  der  festgesetzten  Arbeitszeit.  Das  Stchgeld 
(Dtcompte)  darf  nicht  mehr  als  eine  Woche  umfassen. 

In  Genf  beträgt  der  Mindestlohn  Fr.  4  im  Tag  und  steigt  bis  Fr.  4.25. 
Die  Aufseher  erhalten  je  nach  Fähigkeit  und  Dienstalter  Fr.  5  bis  Fr.  «». 

An  den  Sonntagen  und  Feiertagen,  wo  die  Arbeiter  durchschnittlich  nicht 
mehr  als  3'/t  Stunden  Dienstzeit  haben,  wird  der  halbe  Taglohn  ausbezahlt, 
ebenso  an  offiziellen  Festtagen.  Im  Falle  von  Militärdienst  wird  den  Arbeitern 
mit  mindestens  zwei  Jahren  Dienstzeit  der  volle  Lohn  ausbezahlt,  den  übrigen 
die  Hälfte.  Der  Zahltag  findet  regelmässig  alle  14  Tage  statt. 

Lausanne  ,.ahlt  folgende  Minimallöhne:  Fr.  4  an  Ledige,  Fr.  4.  50  an 
Verheiratete  ohne  Kinder  und  ohne  Unterstützungspflicht  und  an  Lcdige  mit 
Unterstützungspflicht,  Fr.  5  an  Verheiratete  mit  Kindern  oder  mit  Unterstützungs- 
pflicht (Vater  oder  Mutter). 

Arbeit  an  Sonn-  und  Feiertagen  wird  nicht  besonders  entschädigt.  Ueber- 
zeitarbeit  erhält  50°,o  Zuschlag.  Während  der  Dauer  des  obligatorischen  Militär- 
dienstes wird  der  Lohn  den  ständigen  Arbeitern  voll  ausbezahlt.  Zahltag  alle 
14  Tage. 

Luzern  entrichtet  an  jeden  noch  arbeitskräftigen  und  diensttreucn  Arbeiter 
einen  Minimallohn  von  Fr.  4  per  Tag,  inklusive  Einlage  in  die  Allcrskasse.  Die 
übrigen  Arbeiter  erhalten  je  nach  Leistungsfähigkeit  Fr.  3  bis  Fr.  4  per  Tag. 
Ucberzeitarbeit  wird  ohne  Zuschlag,  Nachtarbeit  mit  50  °/0  Zuschlag  vergütet. 

In  St.  Gallen  variert  der  Lohn  von  Fr.  2.  50  bis  Fr.  5.  Erhöhung  tritt 
bei  befriedigenden  Leistungen  ein;  bei  Ucbcrstundcn  Zuschlag  von  '/'o  ^et* 
Taglohncs,  an  Sonntagen  50 — 100  %  per  Stunde.  Für  den  ordentlichen  Militär- 
dienst wird  der  volle  Lohn  ausbezahlt,  wenn  die  Anstcllungsdauer  vor  und 
nach  dem  Dienste  zusammen  wenigstens  ein  Jahr  beträgt.  Bei  einer  Anstcllungs- 
dauer von  weniger  als  einem,  aber  mehr  als  einem  halben  Jahr  beschränkt  sich 
die  Bezahlung  auf  die  regelmässigen  Wiederholungskurse,  bei  geringerer  An- 
stcllungsdauer fällt  sie  ganz  aus.  Für  freiwilligen  Militärdienst  und  bei  Urlaub 
wird  keine  Entschädigung  bezahlt.  Die  Lohnzahlung  findet  Mitte  und  Ende 
jeden  Monats  statt. 

Winterthur  hat  für  die  im  Taglohn  regelmässig  beschäftigten  städtischen 
Arbeiter  den  ordentlichen  Minimalarbeitslohn  auf  Fr.  4  im  Tag  bezw.  40  Rappen 
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für  die  Stunde  festgesetzt,  immerhin  unter  Vorbehalt  von  Ausnahmen  bei 
geringem  Leistungen  und  zwar  in  Abstufungen  von  40  zu  35  und  30  Rappen. 
Ein  bestimmter  Modus  der  Lohnerhöhungen  existiert  nicht,  die  Löhne  werden 
nach  den  Leistungen  bemessen.  Für  besonders  schwierige  oder  unangenehm'* 
Arbeit  kann  der  Lohn  um  10  •- 15  °/o,  für  Nacht-  und  Sonntagsarbeit  der 
Stundenlohn  bis  auf  das  1  fache  des  gewöhnlichen  Ansatzes  erhöht  werden, 
/.ahltag  alle  14  Tage.   Eine  Woche  Lohn  bleibt  als  Dckonto  stehen. 

Zürich  bezahlt  für  erwachsene  Handlanger  einen  Minimallohn  von  Fr.  4. 
für  erwachsene  Handwerker  einen  solchen  von  Fr.  4.50.  Die  Lohnerhöhungi  n 
sind  nicht  durch  Bestimmungen  geordnet.  Für  Ueberstunden,  Sonntags-  und 
Feiertagsarbeit  werden  25  0/0  Zuschlag  bezahlt.  Taglöhncr,  welche  10  Monate 
oder  250  Tage  im  Dienste  der  Stadt  stehen,  erhalten  für  regelmässigen  Militär- 
dienst den  halben  Lohn.  Sonst  wird  nur  die  wirkliche  Arbeitszeit  bezahlt. 
Zahltag  alle  14  Tage. 

2.  Die  Arbeitszeit  variiert  im  allgemeinen  zwischen  neun  bis  elf  Stunden, 
in  der  Mehrzahl  der  Städte  mit  Unterscheidung  nach  der  Jahreszeit.  So  hat  Aarau 
eine  Arbeitszeit  von  elf  Stunden  im  Sommer  und  9'/s  im  Winter,  Basel  und 
Luzern  10  bezw.  9'/j,  ersteres  mit  der  Bestimmung,  dass  die  Arbeit  vor  Feier- 
tagen eine  Stunde  früher  abgebrochen  wird,  Bern  und  Thun  10  bezw.  *>, 
Vevey  11  bezw.  10,  St.  Gallen  im  Sommer  10,  im  Winter  «von  Tagesanbruch 
bis  zur  DunkclhciU.  Einzelne  Orte  stufen  noch  mehr  ab,  indem  die  Arbeitszeit 
im  Sommer,  im  Frühling  wie  im  Herbst  und  im  Winter  anders  festgesetzt  wird, 
so  Locle  11  bezw.  10  und  9,  Schaffhausen  10,  98/4.  S8/*,  Winterthur 
11,  10.  9.  Liestal  hat  im  Sommer  noch  eine  12stündige,  im  Winter  eine 
10  bis  llstündige  Arbeitszeit,  während  Lugano  nur  die  neunstündige  Arbeits- 
zeit für  die  wenigen  ständig  beschäftigten  Gemeindearbeiter  kennt  bei  Aus- 
richtung monatlicher  Löhne  von  Fr.  60  bis  Fr.  90.  Biel,  Genf,  Lausanne 
und  Zürich  normieren  die  Arbeitszeit  unterschiedslos  auf  zehn  Stunden.  In 
den  kleinem  Orten,  wo  noch  Stundenlöhne  oder  besondere  Sommer-  und 
Winterlöhne  bestehen,  ist  die  Differenzierung  für  die  Arbeiter  von  Bedeutung, 
in  den  grössern  Städten  ist  man  aber  allgemein  zu  den  festen  Taglöhnen,  zum 
Teil  wie  in  Basel  zu  Wochen-  und  Monatslöhnen  für  die  ständigen  Arbeiter 
übergegangen,  so  dass  hier  die  Unterscheidung  nicht  die  socialpolitisch  ver- 
werflich»' Folge  hat.  dass  der  Winter  mit  seinen  erhöhten  Ansprüchen  (Heizung. 
Licht)  mit  schm/ilern  Mitteln  durchzukämpfen  ist. 

Von  der  allgemeinen  Arbeitszeit  machen  die  Heizer  in  den  Gaswerken 
eine  Ausnahme,  indem  deren  Präsenzzeit  überall  noch  12  Stunden  beträft, 
ausgenommen  in  Lausanne,  wo  der  Dreischichten  Wechsel  mit  je  8stündiger 
Arbeitszeit  eingeführt  ist. 

3.  Arbeiteravsschüsse,  d.  h.  von  den  Behörden  anerkannte  Organe  der 
Gemeindearbeiter  zur  Vertretung  ihrer  Interessen  gegenüber  der  Gemeinde  als 
Arbeitgeberin  bestehen  nirgends  und  haben  sich  bis  jetzt  auch  nicht  als 
Bedürfnis  herausgestellt,  weil  die  Gemeindearbeiter  ihre  natürliche  Vertretung 
in  den  Behörden  haben  oder  doch  wenigstens  haben  können,  um  ihren  berech- 
tigten Forderungen  Nachdruck  zu  verschaffen. 

4.  Die  Anstki.i.ungsverhältnisse  sind  an  den  meisten  Orten  ohne  Unter- 
scheidung zwischen  ständigen  und  vorübergehend  beschäftigten  Arbeitern 
geordnet  und  zwar  mit  einer  Kündigungsfrist  von  14  Tagen,  unter  dem 
ausdrücklichen  oder  stillschweigenden  Vorbehalte  der  sofortigen  Entlassung  bei 
Pflichtverletzung.  Bezüglich  der  Verhältnisse  in  Basel  ist  auf  das  bei  den 
Lohnverhältnissen  gesagte  zu  verweisen.  Bern  setzt  die  14tägigc  Frist  für  alle 
Arbeiter   nach   dauernder  Beschäftigung    während   zwei   Monaten    fest.  Biel 
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behalt  sich  bei  den  vorübergehend  Beschäftigten  die  Kündigung  von  Tag  zu 
Tag  vor.  Genf  kündigt  nach  14tägigcr  Probezeit  für  alle  .Arbeiter  auf  acht 
Tage.  Liestal  kennt  für  die  Hülfsarbeiter  keine  Kündigungsfrist,  für  die 
ständigen  Arbeiter  eine  solche  von  3  Monaten.  In  Luzern  rücken  während 
eines  Jahres  dauernd  beschäftigte  Hülfsarbeiter  mit  14tägigcr  Kündigung  zu 
ständigen  Arbeitern  mit  monatlicher  Kündigung  vor.  Die  letztem  haben  bei 
plötzlicher  Entlassung  das  Rekursrecht  an  den  Stadtrat.  Wintert  hur  hat  für 
alle  auf  unbestimmte  Zeit  angestellten  Arbeiter  Utägige  Kündigung.  Bei  An- 
stellung auf  bestimmte  kürzere  Zeit  wird  die  Kündigung  jcweilen  ausdrücklich 
wegbedungen.  Zürich  kündigt  den  ständigen  Arbeitern  auf  einen  Monat,  den 
übrigen  auf  14  Tage. 

5.  Hei  der  FCrsoroe  t-Cu  Krankhkitsk alle  und  Invalidität  »kr 
Gkmeindearbkh  kr  stehen  bis  jetzt  die  schweizerischen  Gemeinwesen  im  all- 
gemeinen den  deutschen  Städten  weit  nach  und  es  wird  dies  wohl  darauf 
zurückgeführt  werden  können,  dass  die  Rcichsversicherungsgcsetze  einen  kräftigen 
Antrieb  zur  Weiterem  wicklung  auf  communalem  Gebiete  bilden,  namentlich  durch 
Ausdehnung  der  Kranken-  und  Unfallversicherungspflichl  auf  die  nicht  schon 
gesetzlich  versicherungspflichtigen  communalen  Angestellten  und  Arbeiter  und 
teilweise  auch  durch  Gewährung  der  Maximalleistungcn  der  Krankenversicherung. 
Die  Erkenntnis  der  ungenügenden  Leistung  der  gesetzlichen  Versicherung  trieb 
dort  von  selbst  zu  weiteren  Ergänzungen,  so  dass  schon  eine  ganze  Reihe 
grösscrei*  Städte  (namentlich  erwähnenswert  sind  Frankfurt  «.  M..  Stuttgart, 
Darmstadt.  Essen,  Karlsruhe,  Ulm)  die  Pensionierung  ihrer  invalid  gewordenen 
Arbeiter  geregelt  haben. 

In  der  Schweiz  ist  der  Versuch  einer  bundesgesetzlichen  Regelung  der 
Kranken-  und  Unfallversicherung  in  der  Volksabstimmung  unterlegen,  so  dass 
sich  die  Gemeinden  hier  socialpolitisch  ganz  auf  sich  selbst  gestellt  sehen,  was 
der  Sache  keineswegs  förderlich  ist.  Das  Fehlen  einer  umfassenden  Fürsorge  für 
die  Arbeiter  bei  Krankheit  und  eintretender  Arbeitsunfähigkeit  einerseits  und  die 
Erkenntnis  andererseits,  dass  Arbeiter,  die  während  Jahren  der  Gemeinde  gedient 
haben  und  in  diesem  Dienste  alt  und  grau  geworden  sind,  nicht  einlach  weg- 
geworfen werden  können,  wie  ausgepresste  (Zitronen,  führt  zu  einer  Ver- 
quickung von  Armenpflege  und  Arbeitsbeschäftigung,  die  nach  beiden  Richtungen 
unzweckmässig  ist  und  die  Qualität  der  städtischen  Arbeiter  hinunterdrückt. 
Es  ist  deshalb  dringend  zu  wünschen,  dass  sich  hier  mehr  Initiative  und  Energie 
zur  Inangriffnahme  der  nötigen  Massregeln  entwickle,  als  dies  bis  zur  Stunde 
der  Fall  ist. 

In  Basel  haben  die  ständigen  und  die  vorübergehend  angestellter)  Arbeiter 
der  staatlichen  Arbeiterkrankenkasse  beizutreten,  deren  Statuten  für  die  Lohn- 
auszahlung in  Krankheitsfällen  massgebend  sind.  Bei  Unfällen  übernimmt  der 
Staat  auch  für  diejenigen  Arbeiter,  welche  dem  I  laftpflichtgesetz  nicht  unter- 
stellt sind,  die  Haftpflicht  nach  Massgabc  dieses  Gesetzes.  Das  Pensionsgesetz 
vom  22.  Oktober  1888  erstreckt  sich  nur  auf  Beamte  und  Angestellte. 

In  Bern  bestehen  für  die  Arbeiter  der  industriellen  Unternehmungen 
(Gas,  Wasser,  Elektrizität.  Strassenbahnen),  sowie  für  die  Arbeiter  des  Bauamts 
besondere  Krankenkassen,  die  von  den  Arbeitern  seihst  erhalten  werden.  Bei- 
träge der  Verwaltungen  werden  nur  beim  Bauamt  und  den  Strassenbahnen 
geleistet.   Für  Unfälle  besteht  Sclbstversicherung  der  Gemeinde. 

In  der  neuen  Gemeindeordnung  vom  Jahre  1899  ist  grundsätzlich  fest- 
gelegt, dass  die  Gemeinde  für  ihre  Beamten,  Angestellten  und  fest  ange- 
stellten Arbeiter  unter  Beteiligung  der  zu  Versichernden  eine  Altersversorgung 
zu  errichten  hat.    Die  Ausführung  steht  noch  aus. 
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Lausanne  zahlt  den  ständigen  Arbeitern  hei  Krankheit  den  vollen  Lohn 
bis  auf  sechs  Monate.  Bei  Krankheiten  mit  Dauer  unter  12  Tagen  werden  aher 
die  drei  ersten  Krankheitstage  nicht  vergütet.  Die  Arbeiter  sind  sämtlich 
gegen  Unfall  versichert.  Die  Prämien  werden  vun  der  Stadt  getragen.  Für  die 
vorübergehend  Beschäftigten  werden  bei  Krankheit  drei  Tage  vergütet. 

Luzern  hat  eine  obligatorische  Krankenkasse  mit  Beitrag  der  Gemeinde 
von  50  °/o  der  von  den  Mitgliedern  bezahlten  regelmässigen  Beiträge.  Kranken- 
geld:  der  halbe  Lohn  und  Arztkosten  während  drei  Monaten,  für  weitere  drei 
Monate  noch  ein  Franken.  Bei  Unfällen  wird  nach  den  Bestimmungen  des 
Haftpflichtgesetzes  verfahren.  Für  die  Altersversorgung  der  Arbeiter  ist  1890 
ein  Fonds  gegründet  worden,  der  durch  Beiträge  von  20  Cts.  pro  Arbeiter 
und  Tag  gespiesen  wird.  Bei  Arbeitsunfähigkeit  infolge  Krankheit  oder  Alter 
erhält  der  Arbeiter  aus  dem  Fonds  bis  zu  seinem  Tode  die  Hälfte  des  Lohnes. 
Im  Todesfall  wird  an  unterstützungsbedürftige  Familienglicder  oder  Anverwandte 
eine  Summe  von  Fr.  500  1000  ausbezahlt.  Tritt  ein  Arbeiter  aus  freier  Ent- 
schliessung  aus  dem  Dienste  der  Stadt,  so  werden  ihm  50  %  der  für  ihn  ein- 
bezahlten Summe  ausbezahlt,  im  Entlassungsfalle  25  °/,>. 

In  Winterthur  erhalten  die  Patienten  aus  der  Krankenkasse  für  städtische 
Angestellte  und  Arbeiter  Fr.  2  per  Krankheitstag  auf  die  Dauer  von  höchstens 
l>0  Tagen:  ausserdem  bezahlt  die  Kasse  die  Kosten  für  ärztliche  Behandlung 
und  Medikamente,  eventuell  Spitalverpflcgung  auf  gleiche  Dauer.  Die  Gemeinde 
zahlt  die  gleichen  Beiträge  wie  die  Mitglieder.  Für  die  Folgen  von  Unfällen 
sind  die  Arbeiter1  versichert,  die  Gemeinde  zahlt  !.u  der  Prämien.  Anderweitige 
Entschädigungen  an  Hinterlassene  sind  nicht  vorgesehen. 

III.  Der  Arbeiterschutz  im  communalen  Submissionswesen.  Bei 
Vergebung  städtischer  Arbeiten  spielt  der  Arbeiterschutz  bei  den  Submissions- 
bedingungen  im  allgemeinen  noch  eine  sehr  untergeordnete  Rolle,  trotzdem 
dieselben  das  Mittel  bilden,  um  über  den  eigenen  unmittelbaren  Machtbereich 
hinaus  Einfluss  auf  die  Arbeits-  und  Lohnverhältnisse  in  der  Gemeinde  zu 
gewinnen. 

Im  allgemeinen  beschränkt  sich  die  Fürsorge  für  die  Arbeiter  auf  die 
Vorschrift,  dieselben  durch  den  Unternehmer  gegen  Unfall  versichern  zu  lassen. 
Basel  verpflichtet  den  Unternehmer  ferner,  während  des  Winters  und  zu  leiten 
von  Arbeitslosigkeit  einheimische  Arbeiter  zu  angemessenen  Löhnen  zu  beschäf- 
tigen und  die  ihm  übertragenen  Arbeiten  in  der  Regel  in  Basel  selbst  ausführen 
zu  lassen. 

Bern  schreibt  die  Beschäftigung  einheimischer,  vorzugsweise  in  der  Ge- 
meinde ansässiger  Arbeiter  vor.  Ausnahmen  sind  nur  bei  Mangel  an  bezüglichen 
Arbeitskräften  zulässig.  Der  Unternehmer  hat  sich  im  Bedarfsfälle  in  erster 
Linie  an  das  städtische  Arbeitsamt  zu  wenden.  Die  zehnstündige  Arbeitszeit 
wird  vorgeschrieben.  Den  Arbeitern  sind  wenigstens  die  von  der  Gemeinde 
ihren  Arbeitern  bezahltet»  Mindestlöhne  auszurichten.  Die  Zahltagslisten  sind 
auf  Verlangen  vorzuweisen. 

St.  Gallen  schreibt  neben  der  Angehörigkeit  zu  Krankenkasse  und  Unfall- 
versicherung ebenfalls  Bevorzugung  Einheimischer  bei  gleicher  Tüchtigkeit  vor, 
während  sich  Zürich  begnügt,  die  Einstellung  von  Schweizerbürgern  bei  gleichen 
Leistungen  und  Bedingungen  zu  verlangen. 

Die  sogenannte  «anständige  Lohnklausel»,  welche  namentlich  in  Eng- 
land zu  grosser  Bedeutung  gelangt  ist,  iL  h.  die  Bedingung,  dass  Submissionen 
nur  an  solche  Firmen  vergeben  werden  sollen,  welche  «anständige»,  d.  h. 
Gewerkschaftlöhne  zahlen,  hat  in  der  Schweiz  unseres  Wissens  bis  jetzt  nirgends 
Hingang  gefunden. 
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IV.  Der  Regiebetrieb  industrieller  Unternehmungen.  Kit)  wichtiges 
Gebiet  für  die  Bethätigung  kommunaler  Sozialpolitik  ist  der  Regiebetrieb 
industrieller  Unternehmungen.  Seine  Grenzen  sind  heute  noch  relativ  eng 
gezogen;  er  beschränkt  sich  auf  diejenigen  Gebiete,  die  der  Befriedigung 
allgemeiner  und  dauernder  Bedürfnisse  der  Gemeinde  dienen,  und  bei  denen 
entweder  wichtige  volkshygieinische  Gründe  von  vornherein  zum  Ausschlüsse 
privater  Erwcrhsthätigkcit  führten,  wie  beim  Ahfuhrwescn.  bei  den  Markthallen 
und  Schlachthäusern,  oder  bei  denen  die  notwendige  Inanspruchnahme  des 
öffentlichen  Grund  und  Bodens  «Jen  Unternehmungen  von  vornherein  einen 
monopolartigen  C  harakter  verlieh,  wie  bei  der  Versorgung  der  Gemeinden  mit 
Wasser,  Lieht.  Kraft  und  den  Verkehrsmitteln  für  den  Massenverkehr,  wo  die 
Konkurrenz,  die  bei  andern  Unternehmungen  gewerblicher  oder  industrieller 
Natur  und  bei  Handelsgeschäften  noch  immer  als  wohlthätiger  Regulator 
betrachtet  wird,  jedenfalls  nur  in  beschränkter  W  eise  zulässig  erscheint.  Aber 
auch  innert  diesen  Grenzen  bleibt  für  die  Gemeinden  noch  viel  zu  thun,  da  die 
Entstehung  dieser  Unternehmungen  meistens  in  eine  Zeit  fällt,  die  mit  ihren 
volkswirtschaftlichen  Doktrinen  sich  in  Anschauungen  bewegte,  welche  der 
Geltendmachung  der  städtischen  Interessen  gegenüber  privatem  Unternehmungs- 
geist keineswegs  günstig  waren. 

Bei  allen  Unternehmungen  dieser  Art  sind  die  Gründe,  die  für  den 
Gemeindebetricb  und  gegen  die  private  Ausbeutung  sprechen,  die  nämlichen. 
Beim  Gemcindebetrieb  wird  das  öffentliche  Interesse  an  Stelle  der  ausschliess- 
lichen Dividendeninteressen  in  erste  Linie  treten,  so  dass  trotz  dem  bedeutenden 
fiskalischen  Interesse,  das  für  die  Gemeinden  naturgemäss  in  diesen  Betrieben 
liegt,  sobald  diese  in  ihrer  Entwicklung  die  schwierigen  Anfangsjahre  hinter 
sich  haben,  die  Tendenz  sich  in  der  Richtung  der  Verbilligung  der  gebotenen 
Leistungen  bewegt.  Neben  dieser  Verbilligung  wirken  successive  Erleichterungen 
für  den  Bezug,  für  die  Benutzung  überhaupt,  glcichmässig  auf  die  Steigerung 
des  Konsums,  so  dass  gleichwohl  bedeutende  Betrage  an  die  Stadtkassen 
abgeführt  und  damit  den  Gemeinden  ganz  wesentliche  Zuschüsse  zur  Bestreitung 
der  allgemeinen  Betriebsausgaben  geschaffen  werden  können.  Was  beim  Privat- 
betrieb in  die  Taschen  weniger  floss,  kommt  nun  ungeschmälert  der  Gemein- 
schaft zu.  Neben  diesen  allgemeinen  Gründen  sind  es  speziell  die  Arbeiter- 
schutzinteressen, die  durch  den  Selbstbetrieb  der  Gemeinden  gewinnen,  da  die 
Arbeiter  durch  ihr  Stimmrecht  einen  direkten  Einfluss  auf  die  Zusammensetzung 
der  Stadtbehörden  und  dadurch  mittelbar  auch  auf  die  Leitung  der  einzelnen 
Betriebe  erreichen,  während  ihnen  in  der  Geltendmachung  ihrer  Korderungen 
privaten  Unternehmern  gegenüber  als  letztes  Mittel  nur  der  Streik  bleibt,  der 
selbst  bei  günstigem  Ausgang  keine  Garantien  für  die  Dauer  des  Krfolges  gibt, 
wahrem!  die  Lohnerhöhungen,  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  und  alle  andern 
Verbesserungen  ihrer  socialen  Lage,  in  der  Gemeinde,  einmal  erreicht,  gewöhn- 
lich auch  bleiben  werden. 

Die  industriellen  Unternehmungen  der  Gemeinden  im  engern  Sinne 
beschränken  sich  auf  die  Wasserversorgung,  die  Gas-  und  Elektrizitätswerke 
und  die  Strasscnbahnen  und  es  ist  unverkennbar,  wie  die  moderne  Zeit  aus 
den  vorstehend  entwickelten  Gründen  immer  entschiedener  auf  deren  Vereinigung 
in  den  Händen  der  Stadtverwaltungen  hindrängt. 

In  Aarau  ist  die  Wasserversorgung  1850,  das  Elektrizitätswerk  1893  auf 
Rechnung  der  Gemeinde  erstellt  und  seither  betrieben  worden.  Basel  hat 
seine  vorher  von  einer  privaten  Aktiengesellschaft  betriebene  Wasserversorgung 
am  1.  Oktober  1875  übernommen.  Das  Gaswerk  wurde  1852  von  der  Stadt 
erbaut    und  an  einen  Privaten  verpachtet.    1868   wurde  auch  der  Betrieb  von 
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der  Stadtverwaltung,  nach  deren  Aufhebung  1876  von  der  Staatsverwaltung 
übernommen.  Das  Elektrizitätswerk,  von  der  Stadt  gebaut,  ist  in  deren  Betrieb 
seit  1899.  Hasel  war  die  erste  Schweizerstadt,  welche  (1892)  gegen  ein  ein- 
gereichtes Konzessionsgesuch  für  Strassenbahnen  Einsprache  erhob,  um  den 
Hau  und  Hetrieb  selbst  zu  übernehmen.  1895  kamen  die  elektrischen  stadtischen 
Strassenbahnen  in  Hetrieb.  Gegenwärtige  Länge  der  Strecken  19,440  km. 
Hern  hat  als  erste  Schweizerstadt  ihre  Gasanstalt  auf  eigene  Rechnung  über- 
nommen. Der  Uebergang  erfolgte  am  1.  Januar  1861.  Die  Wasserversorgung 
wurde  1867  von  der  Gemeinde  eingeführt.  1878  w  urden  die  Wasserwerke  erstellt 
und  1891  das  Elektrizitätswerk  dem  Hetriebe  übergeben.  Die  1890  von  einer 
Aktiengesellschaft  in  Betrieb  gesetzten  und  1894  erweiterten  Strassenbahnen  gingen 
infolge  Gcmeindebcsehlusses  vom  5.  März  1809  durch  Kauf  auf  1.  Januar  1900  ins 
Eigentum  der  Gemeinde  über,  welche  gleichzeitig  den  Umbau  auf  elektrischen 
Hetrieb  und  den  Hau  einer  weitern  Linie  beschloss  und  ausführte.  Betriebslänge 
10,720  m.  Biel  besitzt  Wasserversorgung  und  Gaswerk  seit  1880,  das  städtische 
Elektrizitätswerk  ist  im  Bau  begriffen.  Bezüglich  der  von  einer  Aktiengesellschaft 
betriebenen  4,7  km  langen  Pferdebahn  sieht  die  Stadt  gegenwärtig  in  Kaufs- 
unterhandlungen.  in  der  Absicht,  die  Hahn  in  elektrischen  Hetrieb  umzubauen. 
In  Genf  war  die  Wasserversorgung  von  Anfang  an  Gemeindesache,  Gas-  und 
Elektrizitätswerk  seit  1.  Januar  1896.  dagegen  sind  die  Strassenbahnen  voll- 
ständig Privatgesellschaften  überlassen  worden.  In  Lausanne  ist  die  Wasser- 
versorgung in  der  Hauptsache  in  der  Hand  einer  Privatgesellschaft.  Die  Gemeinde 
bereitet  aber  gegenwärtig  den  Rückkauf  auf  dem  Wege  der  Expropriation  vor. 
Das  Gaswerk  wurde  auf  Ablauf  der  Konzessionsdauer,  I.  Januar  1896,  zurück- 
gekauft. Das  Elektrizitätswerk  ist  auf  Rechnung  der  Stadt  im  Hau.  Die  elek- 
trischen Strassenbahnen.  14,5  km,  gehören  einer  Aktiengesellschaft,  bei  der  die 
Gemeinde  interessiert  ist.  In  Liestal  ist  die  Wasserversorgung  seit  1877 
Gcmeindesarhe,  während  das  1872  erstellte  Gaswerk  einer  Aktiengesellschaft 
gehört. 

Die  Stadt  Lttzern  erstellte  1873  ihre  Wasserversorgung  selbst,  erwarb 
1894  das  Gaswerk,  1897  das  Elektrizitätswerk  und  baute  ihre  elektrischen 
Strassenbahnen  mit  einer  Betriebslänge  von  8.527  km  im  Jahre  1899  auf  eigene 
Rechnung. 

Schaffhausen  hat  seine  Wasserversorgung  1883  84  als  städtisches 
Unternehmen  gebaut,  das  seit  1859  bestehende  Gaswerk  1897  auf  Grund  der 
Konzession  zurückgekauft,  das  Elektrizitätswerk  1896  98  erstellt,  ebenso  die 
Strassenbahnen,  2680m  im  Bau,  1000  m  im  Projekt,  als  städtisches  Unternehmen 
erklärt.  Die  Wasserwerke,  d.  h.  eine  Kraftverteilungsanlage  mit  Drahtseil- 
transmission, wurden  von  der  Stadt  1898  ebenfalls  angekauft  und  zu  einer 
elektrischen  Kraftverteilungsanlage  umgebaut. 

In  Thun  sind  Wasserversorgung.  Gas-  und  Elektrizitätswerk  von  jeher 
Gemeindeunternehmungen,  während  Vevey  Gaswerk,  Elektrizitätswerk  und 
Strassenbahnen  Privatgesellschaften  überlässt  und  nur  die  Wasserversorgung 
gemeinsam  mit  sieben  andern  Gemeinden  des  Bezirkes  seit  1.  Januar  1900 
übernommen  hat.  St.  Gallen  hat  seine  Wasserversorgung  1878  direkt  erstellt, 
das  1857  von  einer  Aktiengesellschaft  gebaute  Gaswerk  1886  zurückgekauft 
und  im  Jahr  1896  Elektrizitätswerk  und  Strassenbahnen  (9,231  km)  auf  Rechnung 
der  Gemeinde  gebaut.  In  Winterthur  ist  die  Wasserversorgung  1871/72  von 
der  Gemeinde  erstellt  und  zu  gleicher  Zeit  das  Gaswerk  von  einer  Aktien- 
gesellschaft erworben  worden.  Die  Strassenbahn  Wintcrthur-Töss,  von  1735  in 
Betriebslänge,  ist  von  der  Gemeinde  gebaut  und  seit  1898  im  Betrieb.  Zürich 
erstellte  1866  die  Wasserversorgung  selbst  (1885  erweitert),  erwarb  1886  das 
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seit  1856  von  einer  Aktiengesellschaft  betriebene  Gaswerk  und  baute  1890 
das  Elektrizitätswerk.  Von  den  Strassenbahnen  ist  die  alte  elektrische  Strassen- 
bahn  am  1.  Juli  1896,  die  Pferdebahn  am  1.  januar  1897  an  die  Stadt  über- 
gegangen. Die  Pferdebahn  ist  auf  elektrischen  Betrieb  umgebaut.  Die  Länge 
der  Strecken  betrug  19,151  km  und  es  sind  seither  noch  3.370  km  dazu 
gekommen.  Daneben  existieren  noch  vier  Privatgesellschaften  mit  zusammen 
10,12  km  Betriebslänge  auf  Stadtgebiet. 

V.  Massnahmen  zur  Milderung  der  Arbeitslosennot.  Die  Gemeinden, 
vorab  die  städtischen  Verwaltungen,  haben  in  ihrer  Eigenschaft  als  Arbeitgeber 
ein  grosses  Feld  der  Thätigkeit  vor  sich,  wenn  sie  den  Anspruch  rechtfertigen 
wollen,  dass  ihre  Betriebe  Musterbetriebe  für  die  Privatunternehmungen  sein 
sollen.  Ihre  socialen  Pflichten  sind  aber  damit  nicht  erschöpft,  vielmehr  stellen 
die  allgemeinen,  wirtschaftlichen  Verhältnisse  mit  ihren  wilden  Schwankungen 
und  ihren  wechselnden  Ansprüchen  an  den  Arbeitsmarkt  den  Gemeinden  neue 
organisatorische  Aufgaben,  um  die  anarchischen  Wirkungen  des  modernen 
Produktions-  und  Distributionsprozesses  auszugleichen  oder  wenigstens  zu 
mildern. 

1.  Arbeitsnachweis.  Die  Organisation  des  Arbeitsnachweises,  d.  h. 
der  Vermittlung  von  Arbeit  und  Nachfrage  nach  derselben  sieht  hier  in  erster 
Linie.  Die  Städte  St.  Gallen,  Bern,  Basel,  Wintcrthur,  Biel,  Schaffhausen  und 
neuerdings  Zürich  haben  bezügliche  Anstalten  ins  Leben  gerufen  l>.  «Arbeits- 
nachweis: d)  öffentlicher  Arbeitsnachweis»). 

2.  Arbeitsbeschaffung.  Den  Gemeinden  liegt  aber  nicht  nur  die  Arbeits- 
vermittlung, sondern  auch  da,   wo  diese  Vermittlung  versagt,  die  Arbeits- 
beschaffung ob  und  da  ist  vor  allem  auf  Beschaffung  von  Winterarbeit  Gewicht 
zu   legen,  denn  wenn  auch  die  Arbeitslosigkeit  sich   immer  mehr  zu  einem 
chronischen  Uebel  auswächst  und  hier  und  dort  sogar  im  Sommer  akute  Formen 
annehmen  kann,  so  ist  «loch  durch  das  regelmässige  Einstellen  der  Thätigkeit 
in  den  Gewerben,  die  für  ihre  Ausübung  von  der  Witterung  abhängig  sind, 
in  den  Wintermonaten  regelmässig  ein  Steigen  der  Zahl  der  Arbeitslosen  zu 
konstatieren.    Es  sollten  deshalb  communalc  Arbeiten,  die  nicht  dringlich  sind 
und  die  auch  im  Winter  ausgeführt  werden  können,  grundsätzlich  für  den  Winter 
reserviert  werden,  wobei  es  sich  empfiehlt,   für  die  Beschäftigung  bei  diesen 
Arbeiten  den  Nachweis  längern  Wohnsitzes  in  der  Gemeinde  zu  verlangen,  da 
die  Gemeinde  nicht  nur  ein  Interesse,  sondern  auch  die  Pflicht  hat,   in  erster 
Linie  für  ihre  Gemeindeangehörigen  zu  sorgen  (s.  «Arbeitslosigkeit»). 

3.  Arbeitslosenversicherung.  Die  Arbeitslosigkeit  kann  durch  diese 
Massnahmen  gemildet,  aber  —  wenigstens  in  den  grösseren  Städten  nie 
vollständig  zum  Verschwinden  gebracht  werden.  Es  liegt  deshalb  nahe,  hier 
ergänzende  Normen  zu  suchen,  um  die  Folgen  der  thatsächlich  eintretenden 
Arbeitslosigkeit  wirksam  bekämpfen  zu  können  und  zwar  durch  Versicherung 
der  Arbeiter  gegen  Arbeitslosigkeit  (s.  «Arbeitslosenversicherung»). 

"VX  Wohnungspolitik.  Ein  Gebiet,  wo  die  Mitwirkung  der  Gemeinde  zur 
dringenden  Notwendigkeit  wird,  ist  die  Wohnungsfrage  (s.  «Arbeiterwohnungen»), 
denn  die  Wohnungsnot,  d.  h.  das  Missverhältnis  zwischen  Angebot  und  Nach- 
frage für  Wohnungen  und  zwischen  Mietpreis  und  den  dafür  gebotenen  Wohnungen 
ist  in  städtischen  Gemeinwesen  in  stetem  Wachsen  begriffen.  Nirgends  sind 
aber  zugleich  die  Massregcln  diesen  offenen,  statistisch  deutlich  nachgewiesenen 
Missständen  gegenüber  bis  jetzt  unzureichender  gewesen,  als  gerade  auf  diesem 
wichtigen  socialen  Gebiet.  Was  in  dieser  Richtung  durch  praktische  Massnahmen, 
baupolizeiliche  und  sanitarische  Vorschriften  versucht  worden  ist.  hat  sich  als 
völlig   untauglich    erwiesen,    da   alle  diese  Vorschriften   sich  gegen  äusserlich 
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sichtbare  Wirkungen  richten,  «He  völlig  nutzlos  erscheinen,  so  lange  die  tiefer 
liegenden  Ursachen  nicht  bloßgelegt  und  wirksam  bekämpft  werden. 

Zu  diesem  Zweck  ist  aber  vor  allem  aus  erforderlich,  die  Wohnung*- 
zustände  zu  untersuchen,  die  Zahl  der  Wohnungen  nach  Wohnräumen  und  Lage 
klassifiziert  festzustellen,  den  Wohnungszustand  nach  den  socialen  Schichten  zu 
vergleichen,  die  Mietpreise  pro  Wohnung,  Zimmer  und  Bewohner  zu  ermitteln, 
die  Wirkungen  der  Untermiete  herauszuheben,  das  Verhältnis  zwischen  der 
Grundrente  und  den  Mietpreisen  klarzulegen,  kurz  alles  dasjenige  in  den  Kreis 
der  Untersuchung  einzubeziehen,  was  die  mit  der  Wohnungsfrage  in  Zusammen- 
hang stehenden  socialen  Erscheinungen  zu  erklären  vermag. 

Die  WohnungsenquctedcrStadt  Basel,  aufgenommen  vom  1.  bis  1').  Februar 
1889,  bearbeite!  von  Karl  Bücher,  hat  auf  diesem  Gebiete  bahnbrechend  gewirkt. 
Die  Kosten  für  die  Erhebung  und  Verarbeitung  betrugen  Kr.  10,650.  Ihr  folgten 
diejenige  in  Lausanne,  im  Jahre  1894,  bearbeitet  von  Schnetzler,  mit  einem 
Kostenaufwand  von  Fr.  25,190;  in  Bern  vom  17.  Februar  bis  11.  März  1896. 
bearbeitet  von  Karl  Landolt,  mit  einem  Kostenaufvvande  von  Fr.  45,804. 55 
isocialpolitisch  interessant  durch  die  Bearbeitung  jeder  einzelnen  Seite  der 
Wohnungsvcrhältnissc  nach  der  socialen  Gruppenzugehörigkeit  der  Haushaltungs- 
vorslande);  in  Luzcrn  vom  10.  Mai  bis  3.  Juli  1897,  bearbeitet  von  Hermann 
Ritzt  ker,  Kosten  Fr.  19,501.  15.  In  Zürich  ist  die  Wohnungs-  und  Grundsteuer- 
erhebung  irn  Oktober  November  189b  durchgeführt  worden.  Die  Bearbeitung 
des  Materials  ist  noch  nicht  zum  Abschluss  gelangt.  Weitere  Enqueten  sind 
im  Gange  in  Schaffhausen.  Vcvey,  St.  Gallen  (bisherige  Kosten  Fr.  12,000» 
und  Wintert  hur  (budgetiertc  Kosten  Fr.  16,000),  (>.  «Wohnungsenqueten  >). 

Mit  solchen  Untersuchungen  ist  die  Grundlage  für  eine  energische  und 
konsequente  Wohnungspolitik  in  der  Gemeinde  gewonnen.  Sie  bietet  das  Material: 
für  dessen  Verarbeitung  sollte  das  nötige  Organ  in  Form  eines  städtischen 
Wohnungsamtes  geschaffen  werden,  welches  die  Vorgänge  auf  dem  Gebiete 
des  Wohnungswesens  und  Wohnungsmarktes  statistisch  beobachtet,  als  Wohnungs- 
nachweis funktioniert,  das  Recht  zu  Wohnungsinspektionen  erhält  und  in  allen 
Fragen  des  Mietrechts  als  unentgeltliche  Auskunftstelle  dient. 

Wie  schwer  es  hält,  Reformen  dieser  Art  praktisch  durchzusetzen,  zeigt 
das  Beispiel  Basels.  Die  Behörden  hatten,  gestützt  auf  die  Ergebnisse  der 
Wohnungsenquete,  ein  Wohnungsgesetz  in  Angriff  genommen  und  den  bezüg- 
lichen Entwurf  am  5.  April  1900  definitiv  festgestellt.  Dasselbe  unterstellte  alle 
zum  Vermieten  bestimmten  Gebäude  der  Aufsicht  einer  Wohnungskommission, 
welcher  Wohnungsinspektoren  zur  direkten  Beaufsichtigung  unterstellt  wurden. 
Für  Verbesserung  der  sanitarischen  Zustände  war  finanzielle  Beteiligung  der 
öffentlichen  Verwaltung  durch  direkte  Entschädigungen,  unverzinsliche  Vorschüsse. 
Erwerbung,  eventuell  Expropriation,  vorgesehen.  Die  sanitarischen  Anforderungen 
in  Bezug  auf  Luft,  Licht,  Ventilation,  Schlafräume,  Küchen  und  Abtritte  waren 
gesetzlich  umschrieben,  zum  Halten  von  Schlaf-  und  Kostgängern  und  Zimmer- 
miete  war  die  Bewilligung  des  Sanitätsdepartements  vorbehalten  und  an  bestimmte 
sanitarische  und  sittliche  Voraussetzungen  geknüpft.  Das  Gesetz  wurde  in  der 
Volksabstimmung  vom  23./24.  Juni  1900  abgelehnt. 

Ebenso  wurde  in  Bern  die  beantragte  Errichtung  eines  städtischen  stati- 
stischen Amtes  in  der  Gemeindcahstimmung  vom  17.  Dezember  1899  verworfen. 
Dagegen  hat  die  Wohnungsenquete  bezüglich  der  Arbeitsräumlichkeiten  der 
Schneidet  und  Schuhmacher  derartige  Missstände  ergeben,  dass  die  von  socia- 
listischer  Seite  eingebrachte  Motion  betreffend  Errichtung  von  Gewerkschafts- 
ateliers 1900  zu  einem  Stadtratsbeschluss  führte,  wonach  die  Stadt  für  den  Fall 
der  Errichtung  von  Arbeiteratelicrs  durch  die  Schneidergewerkschaft  und  den 
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Schuhmacher-Fachverein  50  °/o  der  Ansehatfungs-  und  Einrichtungskosten  leistet 
und  den  jährlichen  Mietzins  der  erforderlichen  Räumlichkeiten  bestreitet,  sofern 
diese  Räume  allen  sanitarischen  Anforderungen  entsprechen  und  sich  aus  jeden» 
der  beiden  Berufe  20  Arbeiter  zum  Bezug  der  Ateliers  verpflichten.  Die  Zahl 
der  Anmeldungen  der  Arbeiter  übersteigen  diese  vorläufige  Maximal  zahl  bedeu- 
tend.   Das  Atelier  für  Schneider- Arbeiter  ist  bereits  eröffnet. 

Eine  weitere  Massnahme  ist  die  Erweiterung  der  Gemeindeautonomie  zur 
Ausdehnung  des  Expropriationsrechtes  auf  alles  in  der  Gemeinde  liegende  Bau- 
land, was  aber  eine  entsprechende  Aenderung  der  kantonalen  Gesetzgebung 
zur  Voraussetzung  hat,  so  dass  diese  Frage  primär  ins  Gebiet  staatlicher  Social- 
poütik fällt.  Dagegen  ist  die  Erstellung  von  G  emei nde  w ohn u ngen  in  Regie 
eine  Massrcgel,  die  in  die  Kompetenz  der  Stadtbehörden  fällt,  und  der  sich  die 
Stadtverwaltungen  auf  die  Dauer  kaum  werden  entziehen  können,  denn  die 
Privatbauthätigkeit  lässt  sich  nur  durch  Rentabilitätsfragen  bestimmen  und  die 
Richtung,  welche  die  Bauthätigkeit  in  den  Zeiten  des  Aufschwungs  je  weilen 
nimmt,  zeigt,  dass  sich  die  Privatspekulation  einen  genügenden  Profit  von  dem 
Bau  von  Wohnungen  für  die  kleinen  Leute  nicht  viel  verspricht,  während 
gerade  bei  diesen  der  Wohnungsmangel  chronisch  auftritt.  Die  Gemeinde  dagegen 
kann,  auch  wenn  sie  nicht  billiger  baut,  als  Private,  die  Grundrente  doch 
wesentlich  reduzieren,  nach  Massgabe  des  Bedürfnisses  hauen  und  damit  regu- 
lierend auf  die  Preisbewegungen  einwirken.  Dabei  ist  es  wohl  als  selbstver- 
ständlich anzunehmen,  dass  die  Stadt  das  Eigentum  an  diesen  Häusern  behalten 
muss,  wenn  die  erhofften  Wirkungen  nicht  durch  sofortige  spekulative  Aus- 
nutzung der  Kcschaft"enen  Vorteile  illusorisch  gemacht  werden  sollen.  Ucber  die 
von  schweizerischen  Städten  bisher  befolgte  Wohnungspolitik  vergleiche  den 
Artikel  c  Arbeiterwohnungen  ». 

Eine  weitere,  socialpolitisch  berechtigte  Forderung  ist  die  planmässige 
Vergrösserung  des  G  eine  i  ndegru  nd  bc  s  i  1 1  es ,  da  diese  geeignet  ist,  den 
spekulativen  Handel  mit  dem  Grund  und  Boden  direkt  einzuschränken  und  für 
die  Förderung  der  wohnungspolitischen  Projekte  die  erforderliche  sichere  Grund- 
lage zu  geben.  Wenn  damit  die  weitere  Forderung  verbunden  wird,  dass  die 
Gemeinde  ihrerseits  auf  allen  und  jeden  Verkauf  von  Grundstüc  ken  verzichten 
müsse,  so  wird  deren  Erfüllung  vielfach  durch  finanzpolitische  Erwägungen 
praktisch  modifiziert  werden,  da  eine  lohnende  Sclbstvcrwcrtung  zum  Ausgleich 
für  die  wachsende  Passivzinsenbelastung,  z.  B.  durch  Hingabe  von  Land  gegen 
Auferlegung  einer  unablösbaren  Rente  verfassungsrechtlichen  Hindernissen 
begegnet,  die,  zur  Zeit  wenigstens,  an  den  meisten  Orten  als  unüberwindbar 
betrachtet  werden  müssen,  so  dass  hier  finanzielles  Nichtkönnen  vielfach  drückend 
auf  dem  socialpolitischen  Wollen  lastet. 

VII.  Oeffentliche  Gesundheitspflege.  Die  Wohnungsfrage  wird  neben  den 
«lie  Arbeiterbewegung  überhaupt  beherrschenden  Fragen  der  Lohnhöhe  und  der 
Arbeitszeit,  stets  einen  Hauptpunkt  eommunaler  Socialpoütik  bilden,  da  es  von 
ihrer  Lösung  ganz  wesentlich  abhängt,  ob  alle  die  andern  Anstrengungen,  die 
socialpolitisch  gemacht  werden.  Von  Erfolg  begleitet  sein  werden,  oder  ob  sie 
dem  alles  verschlingenden  Moloch  des  Wohnungswuchers  mit  seinen  hässlichen 
gesundheiismörderischcn  Begleiterscheinungen  zum  Opfer  fallen.  Dies  gilt  auch 
von  der  öffentlichen  Gesundheitspflege,  die  kaum  von  durchgreifendem 
Erfolge  begleitet  sein  wird,  so  lange  es  nicht  gelingt,  dem  Grossteil  der  Bevöl- 
kerung gesunde  und  billige  Wohnungen  zu  verschallen.  In  der  socialpolitischen 
Wertung  steht  sie  deshalb  nicht  an  erster  Stelle,  aber  sie  hilft  mit,  die  Folgen 
des  kapitalistischen  Wirtschaftssystems  zu  mildern,  namentlich  wenn  von  unten 
aufgebaut  d.  h.   bei   der  Jugend  angesetzt  wird.     Anstellung  von  Schulärzten. 
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Einrichtung  von  Schulbädern,  Speisung  dürftiger  Schulkinder,  Unterstützung  oder 
Errichtung  von  Ferienkolonien,  grosse  Turn-  und  Spielplätze  können  hier  nur 
Gutes  wirken  und  mit  der  Gewöhnung  an  Reinlichkeit  wächst  auch  das  Bedürfnis, 
das  dann  allgemein  durch  Volksbäder  befriedigt  werden  sollte,  wie  auch  durch 
Volksküchen  der  Genuss  kräftiger  und  billiger  Nahrung  ermöglicht  würde  und 
durch  Einrichtung  und  Unterstützung  von  Volkheilstättcn  den  ruinösen  Folgen 
langwieriger  Krankheiten  (Tuberkulose)  entgegengewirkt  werden  könnte. 

Aarau  hat  Schulbäder  in  der  neuen  Kantonsschulc.  Die  Speisung  anncr 
Kinder  im  Winter  ist  dem  Armenerziehungsverein,  die  Ferienversorgung  der 
llülfsgesellschaft  überlassen. 

Kasel  besitzt  einen  Schularzt  und  hat  in  50°/©  der  Schulhäuser  Badc- 
rinrichlungen.  Ferienkolonien  sind  privat.  Ein  Brausebad  ist  seit  1898  im 
Betrieb;  ein  zweites  ist  beschlossen.  Der  Betrieb  erfordert  jährliche  Zuschüsse. 
Die  Basler  Heilstätte  für  Brustkranke  in  Davos  wird  mit  jährlich  Fr.  10.000 
subventioniert. 

Bern  hat  zu  den  vier  neuen  Schulhäusern  (22  0  o  der  Gesamtzahl)  Bade- 
einrichtungen und  grosse  Turnplätze  geschaffen.  Ueberdies  stehen  drei  Kluss- 
badeanstalten den  Schülern  wie  Erwachsenen  im  Sommer  unentgeltlich  zur 
Verfügung.  Wintervolksbäder  existieren  dagegen  von  Gemeindewegen  nicht. 
An  die  Speisung  dürftiger  Kinder  und  Ferienkolonien  werden  jährliche  Beiträge 
geleistet.  Die  Volksheilstätten  (Heiligensch wendi,  Nüchtern)  sind  durch  Zeich- 
nung von  Anteilscheinen  unterstützt  worden. 

Genf  hat  die  Stadtschulen  in  zwölf  Sanitätsbezirke  eingeteilt  mit  je  einem 
Arztinspektor  an  der  Spitze,  der  zu  wenigstens  zwei  allgemeinen  ärztlichen 
Untersuchungen  im  Jahr  verpflichtet  ist  und  durch  das  Gesundheitsamt  zu  weitem 
Besuchen  veranlasst  werden  kann.  Im  Sommer  stehen  den  Schulkindern  die 
Flussbäder  zur  Verfügung.  In  vier  Schulhäusern  (6,25  °/o  der  Gesamtzahl)  bestehen 
Douchcneinrichtungen. 

Lausanne  hat  einen  Schularzt  mit  der  Verpflichtung  zur  ärztlichen  Inspek- 
tion, wenigstens  einmal  im  Sommer  und  zweimal  im  Winter.  Ein  Schulgcbäude 
von  vier  hat  Doucheneiurirhiung.  Im  Sommer  stehen  öffentliche  Bäder  im  See 
zur  Verfügung.    Ebenso  besitzt  die  Gemeinde  ein  Badeetablisscmcnt. 

Schaffhausen  stellt  keinen  Schularzt  an.  dagegen  werden  periodische 
ärztliche  Untersuchungen  der  Kinder  angeordnet.  In  vier  von  sechs  Schulhäusern 
sind  Badeeinrichtungen,  ferner  stehen  Brausebäder  und  eine  grosse  Flussbade- 
anstalt unentgeltlich  zur  Verfügung.  Mit  dem  Kanton  Zürich  ist  ein  Vertrag 
betreffend  Benutzung  seines  Sanatoriums  in  Braunwald  abgeschlossen. 

Die  Stadt  Zürich  lässt  die  Schüler  der  I.  Primarklasse  durch  den  Stadt- 
arzt und  hinsichtlich  der  Anomalien  der  Augen  und  Ohren  durch  Spezialärzt»' 
untersuchen,  ebenso  mit  Bezug  auf  die  Augen  auch  die  Schüler  der  VI.  Primar- 
klasse. Besondere  Schulärzte  sind  nicht  angestellt,  doch  wird  die  Frage  der 
Anstellung  zur  Zeit  in  den  städtischer)  Schulbehörden  behandelt.  Von  .V)  Schul- 
häusern  sind  14  i.vt>°o)  mit  Badccinrichtungen  versehen.  Ferienkolonien  bestehen 
seit  25  Jahren,  zur  Zeit  gemessen  ca.  700  Kinde  r  die  Wohlthat.  ca.  200  besonders 
erholungsbedürftige  Kinder  werden  auf  Anordnung  der  Schulorgane  in  der  Zeit 
vom  Mai  bis  Oktober  zu  drei-  bis  ein  wöchentlichen  Kuren  aufgenommen. 
Ausserdem  werden  Ferienmilchkuren  eingerichtet.  (Vergl.  «-Ferienkolonien», 
<  Schulgesundheitspllege  *,  «Volksbädcr  »,  «  Volkssanatorien  >.) 

VIII.  Bildungsfürsorge.  An  obige  Bestrebungen  schliessen  sich  diejenigen 
der  B i  1  du n g s fü rs or gc  an,  welche  die  untern  Volksschichten  für  den  Kamp' 
ums  Dasein  besser  ausrüsten  sollen  und  deshalb  in  der  Schule  durch  Einrichtung 
von    Spezialklassen    für    Schwachbegabte    individualisierende    Behandlung  und 
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müglichste  Fortbildung,  und  nacli  der  Schule  durch  gewerbliche  und  kauf- 
männische Fortbildungsschulen  und  Haushaltungsschulcn.  sowie  durch  Abhaltung 
von  populären  Vortragskursen  die  berufsmässige  wie  die  allgemeine  Bildung 
zu  fördern  versuchen  (s.  «Gewerbliches  Bildungswesen>,  «Haushaltungsschulcn»). 

Diese  Bestrebungen  haben  ihre  Entstehung  meist  der  Privatinitiative  zu 
verdanken,  der  socialpolitische  Wert  derartiger  Institutionen  führte  aber  fast 
ausnahmslos  zu  kräftiger  Unterstützung  durch  die  Gemeinden,  so  dass  sie  hier 
nicht  unerwähnt  bleiben  dürfen.  Hülfskiassen  für  Schwachbegabte  bestehen  unter 
andern  in  Basel,  Bern.  Genf.  Lausanne.  Luzern,  Schaffhausen,  Thun,  St.  Gallen. 
Winterthur  und  Zürich.  Auf  dem  Gebiete  der  ergänzenden  Bildlingsfürsorge 
sind  zu  erwähnen:  Basel,  welches  die  allgemeine  Gewerbeschule  und  das 
Gewerbemuseum,  sowie  die  Frauenarbeitsschule  ganz  aus  öffentlichen  Geldern 
erhält,  an  der  Mädchen  -  Sekundärschule  Kochkurse  eingerichtet  hat,  populäre 
öffentliche  und  handelswissenschaftliche  Kurse  veranstaltet  und  die  Unterrichts- 
kurse des  kaufmännischen  Vereins  subventioniert. 

Bern  besitzt  (von  Kanton  und  Bund  subventioniert)  städtische  Lehrwerk- 
stätten für  Mechaniker,  Schreiner,  Schlosser  und  Spengler,  stellt  der  Hand- 
werker- und  Kunstgewcrbcschulc  die  nötigen  Lokalitäten  zur  Verfügung  und 
leistet  eine  Jährlic  he  Subvention  (1901  Fr.  15,100),  ebenso  werden  die  Fraucn- 
arbeitsschule.  die  Unterrichtskurse  des  kaufmännischen  Vereins  und  die  Volks- 
bildungskursc  der  Arbeiterunion  subventioniert.  An  der  Mädchen-Sekundarschule 
sind  hauswirtschaftliche  Kurse  und  an  den  Primarschulen  Kochkurse  für  die 
Mädchen  eingeführt. 

Biel  besitzt  ein  vom  Staate  subventioniertes  Technikum,  eine  Handels- 
schule für  Mädchen,  subventioniert  eine  gewerblich«-  Fortbildungsschule,  die 
Schule  des  kaufmännischen  Vereins  und  privat  veranstaltete  Haushaltungsschulcn. 

In  Genf  ist  die  Gewerbe-  und  die  Frauenarbeitsschule  in  der  Academie 
professionelle  vereinigt,  Handelskurse  werden  auf  Kosten  des  Staates  erteilt, 
Haushaltungsschulen  bestehen  in  Genf  und  Carouge.  öffentliche  unentgeltliche 
Vortragskurse  sind  an  der  Universität  organisiert. 

Luzern  hat  eine  städtische  gewerbliche  Fortbildungsschule  und  subven- 
tioniert die  kaufmännischen  Unterrichtskurse. 

Lugano  subventioniert  alle  Gesellschaften  mit  Bildungszwecken  (Abend- 
kurse für  Kautieute,  Koehkurse.  Kurse  über  Physik.  Chemie.  Elektrizität,  popu- 
läre Vorträge  etc.». 

St.  Gallen  hat  seine  Fortbildungsschulen  \i  ie  Genf  in  einem  Institut 
vereinigt,  be  sitzt  überdies  eine  (vom  Staate  ins  Leben  gerufene)  Handelsakademie 
und  Verkchrsseluile  und  subventioniert  die  kaufmännische  Fortbildungsschule, 
ebenso  die  Haushaltung*-  und  Kochschule. 

Zürich  hat  eine  vom  Kanton  und  Bund  unterstützt«-  städtische  Gewerbe- 
schule, die  in  die  gewerbliche  Fortbildungsschule,  die  Handwerkerschule  und 
die  Künstle w<  rbeschule  (inkl.  Lehrwerkstätte  für  Schreiner)  zerfällt.  Die  Handels- 
schule d«"s  kaufmännischen  Vereins  wird  mit  Fr,  16,500  subventioniert,  daneben 
besteht  an  der  Kantunsschule  mit  Ansehluss  an  die  II.  Sekundarklassc  eine 
dreiklassige  Handelsschule.  An  «1er  Gewerbeschule  finden  hauswirtschaftliche 
Kurse  statt.  Für  die  Mädchen  der  VIII.  Primarklasse  ist  der  hauswirtschaftlic.be 
Unterrieht  als  obligatorisches  Unterrichtsfach  in  den  Stundenplan  aufgenommen. 

Bemerkenswert  ist  das  Wirken  der  Pcstalozzigcsellschaft,  eine  s  18%  bei 
Anlass  der  150.  Wiederkehr  des  Geburtstages  Heinrich  Pestalozzis  gegründeten 
Vereins  für  Volksbildung  und  Volkserziehung,  welcher  in  den  verschiedenen 
Quartieren  der  Stadt  neun  Lesesäle  zur  unentgeltlichen  Benutzung  eingerichtet 
hat.  die  einen  grossen  Lese  stoff  darbieten  und  von  Hunderttausenden  frequentiert 
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werden;  aus  der  Bibliothek,  mit  einem  gegenwärtigen  Bestand  von  1400  Bänden 
gehen  über  fünfzigtausend  Bücher  jährlich  in  die  Hände  von  Leselustigen  über. 
Ausserdem  veranstaltet  der  Verein  Volkslehrkurse,  Gratisvolkskonzerte  und 
Sonntagabend  -  Unterhaltungen.  Die  Stadt  subventioniert  diese  Bestrebungen 
(1901  mit  Fr.  15,000). 

Neben  den  öffentlichen  Bibliotheken  und  Lesesälen  und  der  unentgeltlichen 
Ocffnung  der  öffentlichen  Sammlungen  spielen  für  das  Bildungsbedürfnis  des 
Volkes  die  Volkshäuscr  eine  wichtige  Rolle.  In  den  letzten  Jahren  sind 
Anstrengungen  in  dieser  Richtung  von  der  Arbeiterschaft  in  Basel,  Bern  und 
Zürich  gemacht  worden,  bisher  ohne  Erfolg.  Speziell  in  Bern  reichen  die  Anläufe 
bis  ins  Jahr  1892  zurück,  in  welchem  die  Arbeiterunion  auf  dem  Initiativ  wege 
den  Bau  eines  Volkshauses  als  gemeinschaftlichen  Versammlungsortes  für  alle 
socialpolitischen  und  wirtschaftlichen  Vereinigungen  der  Stadt  Bern  verlangte. 
Die  Initiative  wurde  abgelehnt  und  die  Arbeiterschaft  schuf  sich  hierauf  au> 
eigener  Kraft  ein  Volkshaus,  in  dem  sich  nun  das  gesamte  politische,  gewerk- 
schaftliche und  gesellige  Leben  der  Arbeiter  abspielt.  Neben  einem  Saal  zur 
Abhaltung  von  Versammlungen,  Gesangs-  und  Thealeraufführungen  und  Abcnd- 
unterhaltungen  stehen  den  einzelnen  Vereinen  Lokalitäten  für  ihre  Sitzungen 
ohne  Konsumationszwang  zur  Verfügung,  Wannen-  und  Douchenbäder  können 
gegen  geringes  Entgelt  benutzt  werden.  Das  Unternehmen  hat  aber  fortgesetzt 
infolge  dieser  Zweckbestimmung  mit  finanziellen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen, 
so  dass  im  Jahre  1898  ein  Anzug  auf  Subventionierung  gestellt  wurde.  Die 
Behörden  wollten  entsprechen,  aber  eine  Gegenbewegung  veranlasste  die 
Streichung  des  Budgetpostens.  1899  wurde  die  Angelegenheit  neuerdings  durch 
eine  Eingabe  von  32  Arbeitervereinen  anhängig  gemacht  und  1900  bcschloss 
der  Stadtrat  die  Einsetzung  einer  jährlichen  Subvention  von  Fr.  4000  im  Vor- 
anschlag.   In  der  Gemeindeabstimmung  wurde  die  Subvention  jedoch  verworfen. 

Die  Frage  wird  deshalb  weder  in  Bern  noch  anderwärts  verschwinden, 
denn  das  Bedürfnis  ist  kein  künstliches,  sondern  ein  Ausfluss  der  demokratischen 
Institutionen,  die  zur  praktischen  Ausübung  öffentlicher  Lokale  bedürfen,  die 
ohne  eine  ökonomisch  und  physiologisch  schädigende  Trinkstcuer  sollen  benutzt 
werden  können. 

Die  Frage  braucht  aber  Zeit  zur  Keife  und  verlangt,  wie  die  ganze  Thäiig- 
keit  auf  dem  weiten  Gebiete  der  <  ommunalcn  Socialpolitik,  geduldige  und 
ausdauernd«'  Aufklärungsarbeit. 

IX.  Litterattir.  Zusammenstellung  der  Arbeitslöhne  bei  den  öffentlichen  Unter- 
nehmungen von  j.o  Städten  der  Schweiz  und  Deutsehlands  (von  der  Direktion  der  Gas-  und 
Wasserwerke  Basel),  t8gq.  —  Allgemeine  Dienstordnung  für  die  Arbeiter  der  öffentlich*» 
Verwaltungen  des  Kantons  Raselstadt  (/Sgj);  Arbeitsordnungen  der  Städte  Luzer* 
(t8g8),  Schaff  hausen  (/8g8)  und  Winter  thur  (iSgö).  —  Bedingnishefle  für  die  Ueber- 
nahme  von  Bauarbriten  und  Lieferungen  von  Baselstadt  ( iqoo)  und  St.  Gallen  ( /ooj).  — 
Lot  approuvant  une  Convention  concluc  avec  la  ville  de  Geneve  pour  ta  construetiom  dt 
logemenls  hygieniques  et  it  bon  marche,  Gen^ze,  rj  fevrier  iSqb.  —  Reglement  coneer- 
nanl  les  maisons  ouvrieres,  Geneve,  /  ?  janvier  i8y?.  —  IV  yahresbericht  der  Pestalozu- 
gesellschaft  in  Zürich  /Sy  /l rgoo,  mit  darin  abgedrucktem  Vortrag  von  Gustaf  Utier : 
Sozialpolitische  Aufgaben  der  Gemeinde.  —  Verwaltungsberichte,  Rechnungen,  Vorlagt* 
an  den  Stadtrat  und  Stadtrat sprotokolle  der  Stadl  Bern.  —  Handschriftliche  Mittei- 
lungen der  Verwaltungen  aller  übrigen,  zur  Vergleichung  herangezogenen  Gemeinwtstt. 
—  Juliin  Reichesberg,  Die  socialen  Aufgaben  und  Leistungen  der  Gemeinden,  „Schwei*. 
Blätter  für  Wirt schafts-  und  Socialpolitik"  tqoo.  —  Derselbe,  Zur  Frage  des  Arbeütr- 
Sikutzcs  bei  öffentlichen  Submissionen.  Daselbst  k)oj.  —  F.  Erlsmann,  Was  verstehe»  vir 
unter  communaler  Socialpolitik  *  „Schweiz.  Zentralbl.f.  Staats-  und  Gemeindeverwaltung' 
1902,  Xr.  it,  32,  3j.  —  Vergl.  auch  die  Litteratur  zu  den  Artikeln  „Arbeiterwtk- 
nungen",  „Arbeitsnachweis:  d)  öffentl.  A." ,  „Arbeitslosenversicherung" .  rStaats-  und 
Gemeindearbeiter" . 

Gustav  Müller,  Grossrat  und  städt.  Finanzdirektor,  Bern. 
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D. 

Dampfkesselinspektion. 

I.  Dampfkessel  der  Lokomotiven  der  Eisenbahnen.  —  II.  Dampf- 
kessel der  auf  schweizerischen  Gewässern  dem  gewerbsmässigen 
Personen-  und  Gütertransport  dienenden  Dampfschi  ffe.  —  III.  Dampf- 
kessel inkl.  Dampfgefässe  der  Fabriken  oder  dem  erweiterten  Haft- 
pflichtgesetz unterworfenen  Betriebe.  —  IV.  Alle  übrigen  ortsfesten 
oder  beweglichen  Dampfkessel.  —  V.  Der  schweizerische  Verein  von 
Dampfkesselbesitzern.  —  VI.  Statistisches.  --  VII.  Litteratur. 

I.  Die  Dampfkessel  der  Lokomotiven  der  Eisenbahnen  unterliegen 
der  Kontrolle  des  Bundes  und  dürfen  erst  in  Betrieb  gesetzt  werden,  nachdem 
von  der  Aufsichtsbehörde  dies  gestattet  worden  ist  (bundesrätliche  Verordnung 
betreffend  den  Unterhalt  des  Rollmaterials  der  schweizerischen  Eisenbahnen 
vom  5.  Februar  1895). 

Jeder  Lokomotivkesscl  hat  eine  erste  Druckprobe  im  Beisein  eines  Ver- 
treters der  Aufsichtsbehörde  eventuell  im  Ausland  einer  dort  amtlich  autori- 
sierten Person  zu  bestehen;  diese  Proben  sind  nach  jeder  Umänderung  oder 
grössern  Reparatur  zu  wiederholen,  abgesehen  davon  spätestens  nachdem  der 
Kessel  180,000  Kilom.  durchlaufen  hat  oder  höchstens  fünf  Jahre  im  Dienst 
gestanden  ist.  Weitere  Prüfungen  haben  in  kürzeren  in  der  Verordnung 
bezeichneten  Abständen  zu  folgen  und  wird  denselben  in  der  Regel  eine  innere 
Revision  nach  Wegnahme  der  Siederöhren  etc.  vorausgehen.  Periodische  Re- 
visionen der  Kesselgarnituren  etc.  sollen  spätestens  alle  zwei  Jahre  anlässlich 
der  allgemeinen  Lokomotivrevision,  im  übrigen  je  nach  Bedürfnis,  die  Kontrolle 
der  Sicherheitsventile  und  Manometer  aber  wenigstens  alle  drei  Monate  stattfinden. 

Die  periodischen  Prüfungen  und  Revisionen  sind  von  den  Organen  der 
Jietriebsgesellschaft  vorzunehmen  unter  vorheriger  Anzeige  an  das  technische 
Inspektorat  des  Eisenbahndepartemcntcs,  wenn  es  sich  um  Druckproben  und 
innern  Revisionen  handelt.  Hei  Anwesenheit  eines  Vertreters  desselben  findet 
gemeinschaftliche  Unterzeichnung  der  bezüglichen  Protokolle  statt. 

Ueber  jeden  Kessel  ist  ein  Buch  zu  führen,  aus  dem  sämtliche  Ursprungs- 
daten ersichtlich  sind,  in  welchem  ferner  die  Resultate  der  Kesselproben  und 
Revisionen,  sowie  die  Reparaturen  und  Umänderungen  etc.  verzeichnet  werden. 

Die  durch  Prüfungen  oder  Revisionen  an  Kesseln  verursachten  Kosten, 
inbegriffen  ausserordentliche  Kosten  der  staatlichen  Aufsicht  fallen  den  Bahn- 
vcrwaltungen  zur  Last. 

Unter  der  Kontrolle  des  Hundes  befanden  sich  Ende  des  Jahres  1VJ01  nach 
offiziellen  Angaben  1228  Lokomotivkessel. 

II.  Die  Dampfkessel  der  auf  schweizerischen  Gewässern  dem  ge- 
werbsmässigen  Personen-  und  Gütertransport   dienenden  Dampfschiffe 

unterliegen  der  Kontrolle  des  Bundes  is.  bumlesrätliche  Verordnung  betreffend 
den  Bau  und  Betrieb  von  Dampfschiffen  und  andern  mit  Motoren  versehenen 
Schiffen  auf  den  schweizerischen  (iewässern  vom  IS.  Februar  1S<J»>). 

Für  jeden  Dampfkessel  i.st  beim  Eisenbahndepartement  eine  Betriebs- 
bewilligung einzuholen  und  dies«»  mit  Zeichnung  und  üblichen  Angaben  Uber 
Arbeitsdruck  etc.  zu  begleiten. 

Nach  der  Einsetzung  ins  Schill  und  vor  der  Ummantelung  ist  er  im  Bei- 
sein eines  eidgenössischen    Kontrollingenieurs  einer  hydraulischen  Druckprobe 

4'» 


Digitized  by  Google 


770 


Da  m  | )  fk  e  s  s  c  I  i  n  s  p « ■  k  1 1  on 


zu  unterworfen.  Diese  Druckproben  müssen  anläßlich  der  Aenderung  der  Hau- 
art oder  sonstigen  grossen  Reparaturen,  ebenso  dann  wiederholt  werden,  wenn 
sich  bei  den  folgenden  Untersuchungen  das  Bedürfnis  hiezu  zeigt:  dabei  wird 
aber  der  Prol)cdruck  nicht  ganz  so  hoch  genommen,  wie  das  erste  Mal. 

Vor  Indienststellung  findet  sodann  anlässlich  einer  oder  mehrerer  Probe- 
fahrten eine  Untersuchung  zur  Konstatierung  der  Betriebsfähigkeit  von  Kessel, 
Garnituren  und  andern  Zubehördcn  statt. 

Die  nachfolgenden  periodischen  Untersuchungen  zerfallen  in  zwei  äusser- 
liche  während  des  Betriebes  und  eine  innerliche,  wenn  das  Schiff,  hezw.  der 
Kessel  ausser  Dienst  gestellt  ist. 

Nachdem  das  betreffende  Schill  240,000  km  Kahrt  zurückgelegt  und 
spätestens  innerhalb  zehn  Jahren  sind  Rauchröhren,  Verschaalung  und  Rauch- 
lang  zu  entfernen  zur  Vornahme  einer  gründlichen  innerlichen  Untersuchung; 
gleiches  ist  nach  je  acht  Jahren  oder  nach  180,000  km  Parcours  zu  wiederholen. 

Gemäss  Vereinbarung  mit  dem  lusenbahndepartement  wurde  ein  Teil  der 
Kesseluntersuchungcn  dem  Schweizerischen  Verein  von  Dampfkesselbesitzern  über- 
tragen und  zwar  besorgt  derselbe  selbständig  die  in  seinen  Statuten  vor- 
geschriebene eine  äusserliche  und  eine  innerliche  Jahresrevision,  sodann  gemein- 
schaftlich mit  den  Organen  des  Departements  die  erste  Druckprobe  im  Schiff 
und  die  jeweilige  Druckprobe  nach  Rohrwechsel,  Reparatur  etc.,  während  die 
nicht  statutengemässe  zweite  äusserliche  Betricbsuntersuchung  jenen  Organen 
einzig  überlassen  ist. 

Die  sämtlichen  Schiffsgesellschaften  und  Eigentümer  von  Dampfschiffen 
sind  daher  Mitglieder  des  obgenannten  Vereins  und  haben  als  solche  durch 
Leistung  des  entsprechenden  Jahresbeitrages  für  die  Kosten  der  betreffenden 
Untersuchungen  aufzukommen.  Jeder  Kessel  hat  sein  Revisionsbuch,  in  dem 
die  üblichen  Angaben  enthalten  und  die  Protokolle  der  Untersuchungen,  von 
denen  ein  Doppel  dem  Departement  zugeht,  einzutragen  sind.  Was  die  Aus- 
rüstung der  Schiffskessel  in  betreff  Garnituren  und  Sicherheitsapparalen  an- 
betrifft, so  kommen  die  nach  gegenwärtigen)  Stande  der  Technik  fast  überall 
üblichen  Bestimmungen  zur  Geltung. 

III.  Dampfkessel,  sowie  Dampfgefässe  der  Fabriken  oder  dem  erwei- 
terten Haftpflichtgesetz  unterworfenen  Betriebe  (s.  bundesrätliche  Verord- 
nung betreffend  Aufstellung  und  Betrieb  von  Dampfkesseln  und  Dampfgerissen 
vom   Ib.  Oktober  1897). 

Diese  Verordnung,  deren  Vollziehung  den  einzelneu  Kantonsregierungen 
übertragen  wurde,  findet  Anwendung  auf  alle  in  obgenannten  Betrieben  befind- 
liche Dampfkessel  und  Dampfgefässe.  sofern  die  Dampfkessel  nicht  mit  einem 
durchweg  offenen,  höchstens  ä  tu  hohem  und  mindestens  75  mm  weiten  Stand- 
rohr versehen  sind  und  sofern  die  Dampfgefässe  mit  einem  Druck  von  2  Atm. 
und  mehr  beirieben  werden  und  zugleich  da*  Produkt  aus  dem  Inhalt  des 
Gefasses  in  Kubikmetern  —  und  dem  Arbeitsdruck  -  in  Atm.-Ueberdruck 
—  die  Zahl  1  übersteigt. 

Zur  Aufstellung  solcher  <  duckte  bedarf  es  einer  Bewilligung  der  zustän- 
digen kantonalen  Behörde  und  sind  dem  betreffenden  Begehren  die  nötigen 
Pläne  und  Beschreibungen  beizulegen,  ebenso  ist  an  gleicher  Stelle  bei  wesent- 
lichen Aenderungen  in  der  Bauart  oder  bei  Dislokation  um  Bewilligung  einzu- 
kommen. Unter  bewohnten  Räumen  dürfen  nur  noch  Niederdruckkessel  oder 
dann  Kessel  mit  einem  die  Zahl  5  nicht  übersteigendem  Produkt  aus  Inhalt 
und  Arbeitsdruck  -  -  m3  X  Atm.  — aufgestellt  werden,  ebenso  werden  für  die 
Kessellokale  bestimmte  Vorschriften  gemacht.  Jeder  Dampfkessel  muss  vor 
seiner  Kinmauerung  oder  Umhüllung  einer  Konstruktionsprüfung   und  hydrau- 
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lischen  Druckprobe  unterworfen  und  letztere  wiederholt  werden  nach  wesent- 
licher Acndcrung  in  der  Bauart  oder  grösseren  Reparatur  oder  Dislokation  und 
im  übrigen,  wenn  sich  anlässlich  der  Revisionen  das  Bedürfnis  hiefür  zeigt. 
Vor  der  definitiven  Inbetriebsetzung  hat  in  jedem  Falle  eine  Abnahmcunter- 
suchung  stattzufinden  und  ist  dabei  u.  a.  zu  konstatieren  ,  ob  die  in  der  Ver- 
ordnung stipulierten  Anforderungen  in  betreff  Ausrüstung  erfüllt  sind  und  diese 
Garnituren  und  Apparate  in  zweckentsprechendem  Zustande  sich  befinden.  Als 
ordentliche  periodische  Untersuchungen  sind  vorgeschrieben  jährlich  eine  ä'usscr- 
liche  in  der  Regel  während  des  Betriebes  und  eine  innerliche  bei  geleertem,  ab- 
gekühltem und  durchweg  gereinigtem  Kessel ;  ersterc  werden  nicht  avisiert,  letztere 
dagegen,  wenn  immer  möglich,  im  Kinverständnis  mit  dem  Kcsselbesitzer  vor- 
genommen. Krgcbcn  die  Untersuchungen  einen  gefährlichen  Zustand,  so  kann 
je  nach  der  Wichtigkeit  des  Falles  auf  Antrag  des  Prüfungsbeamten  von  der 
Kantonsregicrung.  eventuell  von  ersterem  selbst,  der  Betrieb  eingestellt  werden. 
Ein  Revisionsbuch  ist  auch  hier  üher  jeden  Kessel  zu  führen  mit  den  üblichen 
Daten  über  denselben  und  Protokolleintragungen.  Der  Kcsselbesitzer  ist  ver- 
pflichtet, von  Explosionen  oder  anderen  schweren  Unfällen  an  seinen  Dampf- 
kesselanlagen der  zuständigen  Behörde,  sowie  dem  Prüfungsbeamten  sofort 
Anzeige  zu  machen. 

Die  Kantonsregierungen  haben  die  Prüfungsbeamten  zu  bezeichnen  und 
geschah  dies  in  den  meisten  Kantonen  in  der  Weise,  dass  dem  Schweizerischen 
Verein  von  Dampfkcsselbcsitzern  die  Vornahme  aller  gemäss  bundesrätlicher 
Verordnung  erforderlichen  Begutachtungen,  Prüfungen  und  Revisionen  etc.  über- 
tragen wurde  und  zwar  in  dem  Sinne,  dass  die  von  jenem  Verein  bei  seinen 
Mitgliedern  ausgeführten  Prüfungen  und  Untersuchungen,  sofern  sie  der  Ver- 
ordnung entsprechen,  als  amtlich  gültig  anerkannt  und  dessen  Organe  fast 
durchweg  auch  mit  der  Vornahme  der  polizeilichen  Untersuchungen  bei  den 
Nichtmitgliedern  beauftragt  wurden. 

Die  Untersuchungskosten  fallen  zu  Lasten  der  Betriebsunternehmer  und  wer- 
den also  bei  den  Mitgliedern  des  Schweizerischen  Vereins  von  Dampfkesselbesitzern 
kompensiert  durch  den  je  nach  der  (»rosse  des  Kessels  von  Fr.  15  bis  Fr.  50 
ansteigenden  Jahresbeitrag;  bei  den  Nichtmitgliedern  wird  für  jede  der  beiden 
Untersuchungen  Rechnung  gestellt,  deren  Summe  den  Mitglicdcrbctrag  jeweils 
um  Fr.  2  übersteigt. 

IV.  Uebrige  ortsfeste  oder  bewegliche  Dampfkessel.  Mit  dem  Erlas» 
der  neuen  Verordnung  empfahl  der  Bundesrat  mittelst  Kreisschreiben  den  Kan- 
tonsregierungen, gleichzeitig  jene  auch  auf  die  nicht  unter  Fabrik-  und  Haft- 
pflichtgesetz stehenden  Betriebe  auszudehnen  und  wurde  in  den  weitaus  die 
grösste  Zahl  von  Kesseln  aufweisenden  Kantonen  diese  Verfügung  wirklich  auch 
da  getroffen,  wo  sie  nicht  schon  in  altern  Verordnungen  enthalten  war. 

Es  ist  zu  erwarten,  dass  diese  Materie  in  absehbarer  Zeit  überall  in  allen 
Gebieten  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  gleichmässig  geregelt  sein  wird. 

Die  Behandlung  betreffend  Bewilligung  für  Aufstellung  und  Betriet),  erst- 
malige und  nachfolgende  periodische  Prüfungen  und  Revisionen,  Ausrüstung  etc. 
ist  also  die  gleiche,  bezw.  wird  bald  die  gleiche  sein,  wie  in  der  eidgenössischen 
Verordnung  angegeben. 

Ebenso  werden  die  Untersuchungen  auch  dieser  Kessel  bei  Mitgliedern  des 
Schweizerischen  Vereins  von  Dampfkesselbesitzern  als  amtlich  gültig  betrachtet 
und  besorgen  dessen  Organe  auch  in  der  Regel  die  polizeilichen  Revisionen. 

V.  Der  Schweizerische  Verein  von  Dampf  kesselbesitzern  wurde  auf  Ein- 
ladung einer  Anzahl  hervorragender  schweizerischer  Industriellen  vom  24.  Mai  1869 
hin  gegründet;  die  konstituierende  Generalversammlung  fand  am  9.  Juli  gleichen 
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Jahres  unter  dem  Vorsitz  von  Heinrich  Sulzer-Steiner  in  Winterthur  statt. 
Dieselbe  genehmigte  einen  vorliegenden  Statutenentwurf  und  bestellte  gemäss 
demselben  ein  Komitee,  welches  dann  den  gegenwärtig  noch  an  der  Spitze  des 
Vorstandes  stehenden  A.  Vuigcli-Bodmcr,  damals  Bauherr  in  Zürich,  als 
Präsident  erwählte. 

An  jener  ersten  Versammlung  wurde  ein  Bestand  von  115  Mitgliedern 
mit  210  Kesseln  konstatiert,  welche  sich  auf  die  verschiedenen  Kantone  der 
Central-  und  Ostschweiz  verteilten;  nach  und  nach  fanden  sich  auch  Kcssel- 
besitzer  aus  der  Westschweiz  ein,  ebenso  wurde  auf  Wunsch  schweizerischer 
Inhaber  von  Etablisscmcntcn,  die  im  angrenzenden  Frankreich,  Deutschland 
und  Italien  sich  befanden,  deren  Kessel  unter  Kontrolle  genommen  und  anno 
1877  im  Vorarlberg  eine  eigene  Filiale  errichtet,  welche  incl.  Lichtenstein  bi* 
zu  120  Kessel  zählte. 

Nachdem  dann  aber  die  Zahl  der  zu  überwachenden  Objekte  im  Jahr** 
1892  über  3000  hinaus  gewachsen  war  und  sich  ähnliche  Vereine  in  allen 
angrenzenden  Staaten  gebildet  hatten,  wurde  der  Rückzug  aus  denselben  an- 
getreten und  die  Thätigkcit  ganz  allein  auf  schweizerisches  Gebiet  beschränkt. 

Der  gegenwärtige  Bestand  rindet  sich  in  Nachstehendem  angegeben. 

Der  Vergrößerung  des  Vereins  entsprechend  und  zufolge  Erlass  von 
kantonalen  und  eidgenössischen  Verordnungen  mussten  die  ursprünglichen 
Statuten  einer  zweimaligen  Revision  unterworfen  werden;  der  Zweck  des 
Vereins  bleibt  sich  aber  stets  der  gleic  he,  nämlich :  möglichste  Verhütung  von 
Explosionen  und  Erziclung  von  Ersparnissen  in  der  Erzeugung  und  Verwen- 
dung von  Dampf. 

Ebenso  blieben  sich  die  Mittel,  um  diesen  Zweck  zu  erreichen,  annähernd 
die  gleichen,  nämlich  : 

1.  Prüfung  neu  zu  erstellender  und  regelmässige  Untersuchung  bestehen- 
der Dampfkessel  und  Dampfgefässc. 

2.  Belehrung  und  Unterweisung  des  Bedienungspersonals. 

3.  Ausführung  von  Leistungsversuchen  und  anderer  Proben  an  Ke.-seln 
und  Maschinen,  Brennmaterialprüfungen,  Sammlung  und  Mitteilung  von  Erfah- 
rungen beim  Dampfbetriebe. 

4.  Untersuchung  von  Explosions-  und  anderen  schweren  Unfällen  auf 
diesem  Gebiete. 

Auch  die  Organisation  erlitt  im  Verlauf  der  Jahre  keine  wesentliche» 
Aenderungcn.  Generalversammlung,  Vorstand,  Geschäftsleitung  und  Kontroll- 
stelle haben  die  üblichen  Pflichten  und  Befugnisse. 

Die  Einnahmen  aus  den  Jahresbeiträgen,  den  Kosten  für  Extraunter- 
suchungen, Proben  etc.,  sowie  die  Kapitalzinsen  gestatteten  stets  einen  Ueber- 
schuss  über  die  notwendigen  Ausgaben  zu  erzielen  und  nach  und  nach  einen 
massigen  Reservefond  zur  Bestreitung  ausserordentlicher  und  unvorhergesehener 
Ausgaben,  sowie  einen  Altersfonds  für  die  Vereinsbeamten  anzusammeln. 

Beide  Funds  betragen  laut  Jahresrechnung  pro  1901  zusammen  Fr.  21 3,497. 4'». 

VI.  Statistisches.  Von  in  den  Abschnitten  II,  III  und  IV  behandeltet) 
Objekten  hatten  2557  Mitglieder  des  Schweizerischen  Vereins  von  Dainpfkessel- 
besitzern  pro   1901  : 

4385  Dampfkessel  und  402  Dampfgelasse 
und  waren      .      207  >  >        4  »  in  polizeil.  Auftrag. 

als«,  zusammen     4592  *  >     40b  Dampfgefässc  unt.  dessen  Kontrolle. 

An  diesen  wurden  laut  33.  Jahresbericht  des  Vereins  10,862  innerliche 
und  atisserliche  Untersuchungen  vorgenommen,  über  deren  Resultate  und  wei- 
teres fraglicher  Bericht  ebenfalls  Auskunft  gibt. 
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Unter  anderem  ist  aus  demselben  ersichtlich,  dass  von  jenen  4592  Kesseln 
in  den  Kantonen  Zürich  1123,  Bern  541,  Waadt  447,  St.  Gallen  371,  Kasel- 
stadt 29b,  Aargau  280,  Thurgau  251  etc.  aufgestellt  sind,  sodann,  dass  der 
Textilindustrie  23,4,  der  Nahrungs-  und  Gcnussmittclindustric  19,5,  der  Holz- 
industrie 9,4  und  der  Metallindustrie  9,8%  dienen:  ferner  14,1  °/o  in  oflent- 
lichen  Gebäuden,  Hotels  und  Kuranstalten  etc.  stehen;  dass  das  Alter  der 
Kessel  zwischen  0  und  51  Jahren,  die  Grösse  ihrer  Heizfläche  zwischen  1  und 
268  m2  und  der  Arbeitsdruck  von  0  und  20  Atm.  variiert. 

Circa  72  °/o  aller  Kessel  wurden  in  der  Schweiz,  ca.  20°/»  in  Deutsch- 
land angefertigt,  der  Rest  in  Frankreich,  England,  Belgien  etc. 

Wenn  zu  diesen  unter  Kontrolle  des  Schweizerischen  Vereins  von  Dampf- 
kesselbcsitzern  stehenden  Dampfkesseln  diejenigen  hinzugezählt  werden,  welche 
sich  noch  unter,  von  früher  her  datierender  kantonaler  Aufsicht  befinden  und 
auch  diejenigen,  welche  bis  jetzt  jeglicher  Aufsicht  entschlüpft  sind,  so  kann 
diese  Summe  vielleicht  um  ca.  5%  erhöht  werden  und  wird  sich  die  Gesamt- 
zahl der  auf  Schweizergebiet  befindlichen  revisionspflichtigen  auf  ca.  4800  und, 
wenn  die  gegenwärtige  langsame  aber  stetige  Vermehrung  der  Dampfindustrie 
anhält,  in  ca.  zwei  Jahren  auf  rund  5  000  Schills-,  ortsfeste  Lokomobil-  und 
Dienst  lokomotivkessel  stellen. 

VII.  Litte ratur.  V,  BÖhmert,  Arbeiter-Verhältnisse  und  Fabrikeinrichtungen  der 
Schwiz,  Zürich  /$7J.  —  Rechenschaftsberichte  des  Vorstandes  des  Schneit.  Vereins 
von  Datnpfkesselbesitzcrn, 

J.  A.  St  rupier, 

Oberingenieur  des  Sch-.ceiz.  Vereins  von  Dampf kcsselbesitzern,  Zürich. 

Dienstvertrag. 

I.  Wirtschaftliche  Bedeutung  und  Anwendungsgebiet.  —  II.  Tliat- 
bestand.  —  III  Eine  Art  des  Arbeitsvertrags.  Unterschied  von 
anderen,  namentlich  vom  Werkvertrag.  —IV.  Rechtsfolgen.  —  V.  En- 
digung des  Dienstverhältnisses.  — ■  VI.  Ergänzung  der  Regelung. 
Gesetzgeberische  Aufgabe.  —  VII.  Eitteratur. 

I.  Wirtschaftliche  Bedeutung  und  Anwendungsgebiet.  Der  Dienstvertrag 
des  schweizerischen  Obligationenrechts  (O.  R.),  welchem  der  elfte  Titel  dieses 
Gesetzbuches  (Art.  338 — 349)  gewidmet  ist,  besitzt  die  grösste  Bedeutung  für 
die  schweizerische  Volkswirtschaft,  weil  er  nach  gemeiner  Annahme  den  freien 
Arbeitsvertrag  bildet,  welcher  die  rechtliche  Verbindung  von  Kapital  und 
Arbeit  für  Landwirtschaft  und  Gewerbe  herstellt  und  damit  die  rechtliche 
Grundlage  der  herrschenden  Warenproduktion  schafft.  Jene  Annahme  kann 
sich  berufen  einmal  auf  Art.  344,  wo  das  c  Gesellenverhältnis  >  als  ein  durch 
Dienstvertrag  begründetes  vorausgesetzt  wird,  und  ferner  auf  Art.  349.  wo  «die 
Bundesgesetzgebung  über  die  Arbeit  in  den  Fabriken  vorbehalten >  ist,  womit 
die  gewöhnlichen  Verträge  über  solche  Arbeit  zu  Dienstverträgen  gestempelt 
sind.  Das  Fabrikgesetz  selbst  (Bundesgesetz  betr.  die  Arbeit  in  den  Fabriken, 
vom  23.  März  1877).  das  zeitlich  vor  dem  ( >.  R.  liegt,  spricht  sich  nicht  aus 
über  die  privatrechtliche  Natur  des  Vertrages,  in  den  es  eingreift,  gebraucht 
nicht  den  Ausdruck  « Dienstvertrag »  und  macht  nach  dem  Rekursentscheid  des 
Bundesrates  vom  29.  Juni  18«->5  «keinen  Unterschied  zwischen  besoldeten  und 
unbesoldeten  Arbeitern».  Zu  den  Gesellen-  und  Fabrikarbeitern  beiderlei 
Geschlechts  kommen  als  Kontrahenten  des  Dienstvertrags  nach  Art.  344  die 
Dienstboten;  ferner  rechnet  man  zu  diesen  Kontrahenten  gemeiniglich  die 
Handelsangestellten  und  endlich  bezieht  das  Gesetz  nach  Art.  34H  seine  \'<>r- 
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Schriften  auch  auf  die  «freien  Dienste»,  nämlich  auf  «Dienstverhältnisse,  in 
welchen  gegen  ein  verabredetes  oder  vorausgesetztes  Honorar  solche  Arbeiten 
zu  leisten  sind,  welche  eine  besondere  Fachkenntnis,  eine  Kunstfertigkeit  oder 
wissenschaftliche  Bildung  voraussetzen.  »  Bei  der  eidgenössischen  Volkszählung 
vom  1.  Dezember  1888  ergaben  sich  an  «unmittelbaren  Berufsangehörigen  in 
fremden  Geschäften»  bei  der  «Gewinnung  der  Naturerzcugnissc  »  126,139,  bei 
der  «Veredlung  der  Natur-  und  der  Arbeitserzeugnisse»  321.714,  im  «  Handel» 
33,217.  b*'i  der  «Herstellung  von  Verkehrswegen,  Verkehr»  41,810  und  aN 
«Dienstbuten»  68,4  77,  zusammen  591.35  7  Personen,  deren  Berufstätigkeit  sich 
rechtlich  auf  Dienstverträge  gründet,  bei  denen  sie  Arbeitnehmer  sind.  Halt 
man  mit  dieser  Zahl  die  der  Gesamtbevölkerung  von  2,917,754  zusammen  und 
fasst  man  auch  noch  die  vorhin  erwähnten  «freien  Dienste»  ins  Auge,  so 
kann  man  sich  wenigstens  eine  ungefähre  Vorstellung  von  der  Grösse  cW 
Anwendungsgebietes  und  der  wirtschaftlichen  Bedeutung  unseres  Gegenstande* 
machen. 

II.  Thatbestand.     Der  Thatbestand  des  Dienstvertrages  wird  zwar  weder 
im  Eingang  noch  im  Fortgang  des  elften  Titels  ausdrücklich   bestimmt,  lasst 
sich  aber  aus  Art.  338  crschliessen  als  Verbindung  der  Zusage  «persönlicher 
Dienste»  und  der  Zusage  einer  «Vergütung».  Die  letztere  ist  der  Entgelt  der 
Dienste.    Da  das  Gesetz  dieses  Entgeltverhältnis  nicht  näher  bestimmt,  nämlich 
nicht  unterscheidet,  ob  die  Vergütung  für  Arbeit  von  gewisser  zeitlicher  Länge 
mit  Absehen  vom  Ergebnis  der  Arbeit,   oder  aber  für  die  Arbeit  schlechthin, 
somit  auch  für  ihr  Ergebnis  zugesagt  ist,  so  nmss  der  Dienstvertrag  sowohl  in 
der  Form  des   Zeitlohnvertrages  als   in  der  des  Akkordes   erscheinen  können. 
Es  kann  z.  B.  in  Dienstverträgen  mit  einem  Schreinergesellen,  einem  Schau- 
spieler, einem  Arzte  der  Entgelt  für  den  Tag,  den  Monat,  das  Jahr,  oder  aber 
für  den  Stuhl,  das  Auftreten,  den  Besuch  bestimmt  sein.    So  wenig  wie  über 
die  Form,  ist  über  die  Art  des  Lohnes  —  Geld-  oder  Naturalvergütung  -  -  im 
Gesetz  eine  Vorschrift  enthalten.    Was  aber  die  andere  Leistung,  die  Dienst- 
leistung anbelangt,  s<>  ist  der  Ausdruck  «persönliche  Dienste»  zweideutig.  Er 
kann  bedeuten  vom  Arbeitnehmer  in   Person  geleistete  Dienste,  und  er  kann 
bedeuten  dem  Arbeitgeber  in  Person  geleistete  Dienste.    Der  erstcre  Sinn  ist 
abzulehnen,   weil  davon,  dass  der  Dienstpflichtige  die  versprochenen  Dienst«: 
«in  eigener  Person»  zu  leisten  hat,  noch  besonders  in  Art.  339  die  Rede  i<t. 
und  sich  gerade  aus  diesem  Artikel  ergibt,  dass  auch  nicht  in  Person  zu  lei- 
stende Dienste  versprochen  werden   können.     Auch  der  zweite  Sinn  ist  abzu- 
lehnen,  wenn   man   unter  der   Person  des    Arbeitgebers   den  Arbeitgeber  als 
Menschen  versteht.    Anderenfalls  wäre  ein  Arbeitsvertrag  mit  einer  Gemeinde, 
einer  Aktiengesellschaft   oder  sonst  einer  juristischen  Person  als  Arbeitgeber 
unmöglich,  während  z.  B.  Art.  115  zeigt,  dass  juristische  Personen  ein  Gewerbe 
betreiben  und  dabei  Angestellte  und  Arbeiter  haben  können.    Würde  es  sich 
ferner  bei  persönlichen  Diensten  um  der  Person  des  Arbeitgebers  zu  leistende 
bandeln,  so   wäre  jeder  Dienstvertrag   «wesentlich  mit  Rücksicht  auf  dessen 
Person»  eingegangen;  allein  Art.  347  zeigt,  dass  dies  nicht  der  Fall  ist.  End- 
lich geht  es  nicht  an,  die  Barbicrarbeit,  welche  der  CoilTeurgehülfe  (als  Arbeit- 
nehmer des  Meisters)  am  Kunden  verrichtet,  als  einen  dem  Meister  in  Person 
geleisteten  Dienst  zu  betrachten.    Bezieht  man  aber,  um  derlei  Konsequenzen 
vorzubeugen,    den    Ausdruck    «persönliche»    nicht    auf  den    Arbeitgeber  al> 
Menschen,  sondern  als  Gläubiger,  so  ist  der  Ausdruck  irrelevant:   denn  dann 
wird   dem  Arbeitgeber,  dessen  Kuh  vom  Knecht    gemolken  wird,    ebenso  ein 
persönlicher  Dienst  geleistet,   wie  wenn  ihm  von  seinem  Lehrer  Singunterriehl 
erteilt  wird.    Der  Zusatz  «persönliche»  zu  «Dienste»  ist  demnach  zweideutig. 
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irreführend  und  überflüssig.  Kin  ande  res  Krfordernis  der  Dienste  hat  «las  Gesetz 
nicht  aufgestellt. 

III.  Eine  Art  des  Arbeitsvertrags.  Unterschied  von  anderen,  nament- 
lich vom  Werkvertrag.  Der  Dienstvertrag  bildet  eine  Art  des  Arbeitsvertrags, 
wie  schon  nach  seinem  Thatbestand  (Nr.  11)  einleuchtend  ist.  Im  Gesetz  erscheint 
er  als  Arbeitsvertrag  teils  nach  den  Namen  «Arbeitgeber»  und  «Arbeit- 
nehmer», womit  seine  Parteien  bezeichnet  werden  (Art.  338.  341,  347».  teils 
nach  den  sub  1  «itierten  Art.  .»49,  34S.  Und  als  eine  Art  von  Arbeitsvertrag 
erseheint  er  insofern,  als  das  O.  R.  den  Arbeitsvertrag  ferner  noch  vorführt  in 
der  Gestalt  des  Werkvertrags  (12.  Titel),  des  Verlagsvertrags  (13.  Titel),  des 
entgeltlichen  Auftrags  (14.  Titel  I),  der  Kommission  (Ib.  Titel),  des  Frachtver- 
trags (17.  Titel)  einschliesslich  der  Spedition  (Art.  44«),  und  des  entgeltlichen 
Hinterlegungsvertrags  (  Art.  475).  In  allen  diesen  Verträgen  haben  wir  Zusammen- 
sehluss  von  Arbeits-  und  Entgeltversprcehcn  und  darum  Arbeitsverträge.  Dass 
dies  namentlich  beim  Werkvertrag  zutrifft,  durch  den  sich  der  «Unternehmer» 
zur  «  Fertigstellung  eines  Werkes  »  verpflichtet  (  Art.  350).  liegt  nicht  nur  darin, 
dass  solche  Fertigstellung  Arbeit  ist.  sundern  auch  im  achtmaligen  Hinweis 
auf  die  «  Arbeit»  des  «Unternehmers»  (Art.  364-  370).  Vom  Dienstvertrag 
unterscheiden  sich  der  Verlagsvertrag,  die  Kommission,  der  Frachtvertrag  ein- 
schliesslich der  Spedition  und  «ler  entgeltliche  Hintcrlegungsvertrag  durch  die 
Art  der  Arbeit,  indem  die  Vervielfältigung  und  Vertreibung  eines  Litteratur- 
oder  Kunstwerkes,  der  Kin-  uder  Verkauf  gewisser  Sachen,  der  Transport  von 
Sachen,  die  Uebernahme  und  die  Aufbewahrung  beweglicher  Sachen  zwar 
Dienste  sind,  aber  solche  eigener  Art,  deren  entgeltliche  Zusage  nicht  einen 
Dienstvertrag,  sondern  ''inen  Vcrlags\ ertrag,  eine  Kommissi- m.  einen  Fracht- 
oder einen  Hinterlegungsvertrag  ausmacht.  Auch  der  entgeltliche  Auftrag  ist 
durch  die  Art  der  Arbeit  ausgezeichnet,  welche  hier  Besorgung  eines  über- 
tragenen Geschäftes  ist.  Zwar  ist  solche  Geschäftsbesorgung  ein  Dienst,  aber 
nicht  jeder  Dienst  ist  eine  Geschältsbesorgung.  Die  vom  Gesetz  aufgestellte, 
aber  im  Leben  nicht  leicht  durchführbare  wichtige  Unterscheidung  \<m  Dienst- 
vertrag und  entgeltlichem  Auftrag  wird  vom  Gesetz  selbst  ins  Wanken  gebracht. 
Denn  die  Arbeit  des  Prokuristen  wie  des  Handlungsbevollmächtigten  eines  kauf- 
männischen Gewerbes  besteht  zwar  gewöhnlich  in  Geschäftsbesorgung,  aber 
die  Art.  4  27,  428  seheinen  das  Verhältnis  jener  beiden  zu  ihrem  Arbeitgeber 
als  Dienstverhältnis  zu  betrachten,  somit  einen  Dienstvertrag,  nicht  einen  (ent- 
geltlichen) Auftrag  vorauszusetzen.  Kndlich  für  die  schwerwiegende  Distinktion 
der  Thatbestände  des  Dienstvertrags  und  des  Werkvertrags  liefert  das  Gesetz 
gar  keinen  Anhaltspunkt.  Sicherlich  ist  nicht  jeder  Dienst  des  Arbeitnehmers 
auch  Fertigstellung  eines  Werkes,  aber  jede  Fertigstellung  eines  Werkes  ist  ein 
Dienst.  Von  dem  Schuhputzer  auf  der  Strasse,  der  Stiefel  putzt,  dem  Huf- 
schmied, der  ein  Pferd  besehlägt,  dem  Droschkenkutscher,  der  zum  bestimmten 
Ziele  führt,  der  Hebamme,  die  entbindet,  dem  heimarbeitenden  Maschinensticker 
oder  Schneider,  der  eine  «Sticket«-»  macht,  oder  einen  Ruck  näht,  dem  Bau- 
meister, der  ein  Haus  aufführt,  den  Bäckermeistern,  die  gegen  Backlohn  für 
den  Bund  aus  dessen  Mehl  schweizerisches  Militärbrot  herstellen  (oben  S.  401). 
von  allen  diesen  Personen  wird  gegen  Vergütung  die  Herstellung  eines  Werkes 
und  zugleich  ein  Dienst  zugesagt.  Jeder  von  den  gedachten  Verträgen  ist  nach 
O.  R.  ein  Werkvertrag  und  unterliegt  dessen  Rechtsregeln.  Jeder  ist  nach  O.  R. 
ein  Dienstvertrag  und  unterliegt  dessen  Reehtsregeln.  Die  beiderlei  Regeln  stimmen 
nicht  überein.  sie  differieren  vielmehr  in  mehreren  wichtigen  Punkten  und 
in  hohem  Masse,  z.  B.  hinsichtlich  «ler  Kündigung.  Die  Definition  des  Dienst- 
vertrags ist  so  beschaffen,  dass  zahllos«-  Verträge  vorkommen,  die  ebenso  wohl 
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als  Dienst-  wie  als  Werkverträge  angesprochen  werden  können,  während  doch 
eine  Kumulation  dieser  Charaktere  durch  die  Verschiedenheit  der  Rechtsfolgen 
ausgeschlossen  ist. 

IV.  Rechtsfolgen.  Von  den  Rechtsfolgen  des  Dienstvertrags  handeln  — 
wenn  man  von  Art.  338  absieht,  welcher  der  mittelbaren  Kennzeichnung  des 
Thatbestandes  dient  -  nur  die  drei  .Artikel  339,  340.  341.  Art.  339  befasst 
sich  mit  der  Verpflichtung  des  Arbeitnehmers,  verfügt  aber  mehr  nicht,  als  dass 
sie  von  ihm  persönlich  zu  erfüllen  ist,  « wenn  sich  nicht  aus  der  Verabredung 
oder  aus  den  Umständen  etwas  anderes  ergibt.  >  Es  ist  dies  eine  Umkehrung 
der  in  Art.  77  gegebenen  Regel.  Wichtigere  mit  der  Erfüllung  der  Dienst- 
verpflichtung zusammenhängende  Kragen,  wie  die,  wer  den  Transport  des  Arbeit- 
nehmers zur  Arbeitsstätte  zu  bestreiten,  die  Arbeitsmittel  {Werkzeuge),  die 
Haupt-  und  Hülfsstoffe  zu  beschaffen  und  deren  Kosten  zu  tragen  hat,  wie  es 
zu  halten  ist,  wenn  die  Arbeit  mangelhaft  ausfällt  diese  und  manche  ver- 
wandte Fragen  werden  vom  (lesetz  gar  nicht  berührt.  Es  wendet  sich  alsbald 
(Art.  340)  der  Verpflichtung  des  Arbeitgebers  zu,  kennt  aber  hier  nur  die  eine, 
die  Verpflichtung  zur  Lohnzahlung.  In  Art.  340  ist  die  Zeit  dieser  Zahlung 
dahin  geregelt,  dass  die  Zahlung  erst  nach  der  Dienstleistung  zu  erfolgen  braucht; 
dem  Arbeitnehmer  ist  Vorleistung  und  damit  Kreditierung  des  Entgeltes  auf- 
erlegt. Vorgängige  Zahlung  ist  zulässig  und  sie  muss  geschehen,  wenn  sie  ver- 
einbart wurde  oder  üblich  ist.  Wo  periodische  Zahlung  vereinbart  wurde  oder 
üblich  ist,  kann  die  Zahlung  am  Anfang  oder  am  Ende  der  Periode  stattfinden. 
Das  Gesetz  überlässt  die  Zahlungszeit  der  Uebereinkunft  den  Parteien,  soweit 
nicht  zwingendes  Gewohnheitsrecht  besteht.  Eine  solche  Ordnung  kann,  wie 
die  Erfahrung  lehrt,  dem  Arbeitnehmer  zum  Nachteil  gereichen.  Diesem  mög- 
lichen Nachteil  wird  durch  das  Fabrikgesetz  Art.  10  und  das  Hundesgesetz  über 
Lohnzahlung  u.  s.  w.  vom  26.  Juni  1902  auch  für  ihre  Bereiche  nur  unvoll- 
kommen begegnet. 

Heim  Dienstvertrag  überhaupt  kennt  das  ().  R.  keine  fernere  Verpflichtung 
des  Arbeitgebers.  Denn  was  es  in  Art.  341  festsetzt,  gilt  in  Abs.  1  nur  tbei 
einem  auf  längere  Dauer  abgeschlossenen  Dienstvertrage»,  und  in  Abs.  2  nur 
für  denjenigen  Dienstpflichtigen,  welcher  mit  dem  Arbeitgeber  in  häuslicher 
Gemeinschaft  lebt.  Ausserdem  greifen  beide  Bestimmungen  nur  unter  abnormen 
Umständen  Platz.  Die  erstere  belasst  dem  Arbeitnehmer  den  Anspruch  auf 
die  Vergütung,  obwohl  er  sie  zu  verdienen  nicht  im  stände  war,  wenn  er 
nämlich  «durch  Krankheit,  durch  Militärdienst  oder  aus  ähnlichen  Gründen  ohne 
eigenes  Verschulden  auf  verhältnismässig  kurze  Zeit  an  der  Leistung  seiner 
Dienste  verhindert  wird.»  Damit  ist  dem  Arbeitgeber  eine  gewisse  Gefahr- 
tragung auferlegt.  Sie  wird  ihm  auferlegt  nur  bei  einem  auf  längere  Dauer 
abgeschlossenen  Dienstvertrag.  Aber  das  Gesetz  lässt  nicht  erkennen,  wann 
es  «längere  Dauer»  gegeben  findet,  was  zu  willkürlichen  Deutungen  geführt 
hat.  Das  C,<setz  bezieht  sich  ferner  nicht  auf  Dienstverträge,  die  für  unbestimmte 
Zeit  abgeschlossen  sind,  welche  einen  grossen,  wohl  den  grösseren  Teil  aller 
ausmachen.  Das  Gesetz  bekümmert  sich  nicht  um  die  wirkliche  bisherige  Dauer: 
sie  kann  ganz  kurz  sein  bei  einem  auf  längere  Dauer  abgeschlossenen  Dienst- 
vertrage und  sehr  lang  sein  bei  einem  auf  unbestimmte  Dauer  abgeschlossenen. 
Das  Gesetz  verlangt  weiter,  dass  die  Verhinderung  «verhältnismässig  kurze 
Arn  2.  bestanden  habe.  Ihre  Kürze  muss  im  Verhältnis  zu  der  Zeit  stehen,  für 
welche  der  Dienstvertrag  geschlossen  worden  ist.  Wollte  man,  um  auch  den 
Arbeitnehmer  von  Dienstverhältnissen  mit  unbestimmter  Dauer  an  der  Wohl- 
that  der  in  Rede  stehenden  Bestimmung  teilnehmen  zu  lassen,  sie  analog  auf 
diese  Dienstverhältnisse  anwenden,  so  könnte  man  die  Zeit  der  Verhinderung 
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nicht  in  Verhältnis  setzen  zur  bestimmten  Vertragszeit,  da  es  hier  eine  solche 
nicht  gibt;  man  müsste  sie  mit  der  bisher  abgelaufenen  Vertragszeit  vergleichen. 
Eine  letzte  Schwierigkeit  bereiten  diejenigen  Dienstverträge,  welche  Akkorde 
sind.  Hier  ist  die  Vergütung  nicht  nach  der  Zeit  bemessen.  In  einer  Schreiner- 
werkstättc  habe  z.  B.  ein  auf  ein  Jahr  angestellter  Geselle  einen  Schrank  an- 
zufertigen, für  welrhe  Dienstleistung  ihm  Fr.  25  versprochen  sind.  Wenn  er 
nun  wegen  Krankheit  eine  Woche  aussetzen  muss ,  welches  sind  dann  die 
«Ansprüche  auf  die  Vergütung»,  deren  er  nicht  verlustig  gehen  soll?  Dass  er. 
wenn  er  nach  seiner  Genesung  jene  Dienstleistung  zu  Ende  führt,  Fr.  25  an- 
zusprechen hat.  ist  unzweifelhaft:  diesen  Anspruch  hat  er  auch  ohne  Art.  341. 
Wenn  man  ihm  aber  als  Vergütung  zubilligt,  was  er  ohne  den  Eintritt  der 
Krankheit  in  der  Zeit  derselben  verdient  haben  würde,  so  lässt  sich  von  ihm 
nicht  gut  sagen,  er  gehe  seiner  Ansprüche  auf  die  Vergütung  <  nicht  verlustig», 
da  er  doch  ausser  dem  vereinbarten  Akkordlohn  den  eventuellen  Verdienst  der 
Krankheitszeit  ansprechen  kann.  Art.  341,  Abs.  1.  ist  nicht  auf  Zeitlohnverträge 
beschränkt,  und  Akkorde  sind  eine  alltägliche  Erscheinung.  Art.  341,  Abs.  1, 
muss  endlich  auch  dann  Platz  greifen,  wenn  das  Dienstverhältnis  vom  Arbeit- 
geber vor  Ablauf  der  vereinbarten  Dienstzeit  darum  gekündigt  wird,  weil  der 
Arbeitnehmer  in  der  bewussten  Art  an  der  Dienstleistung  verhindert  wird; 
solchenfalls  können  aber  nicht,  wie  Art.  340  sagt,  die  ökonomischen  Folgen 
der  vorzeitigen  Auflösung  vom  Richter  «nach  freiem  Ermessen»  bestimmt  werden, 
vielmehr  muss  dieser  sich  nach  Art.  341  richten  und  so  entscheiden,  dass  der 
Arbeitnehmer  seiner  Ansprüche  auf  die  Vergütung  «  nicht  verlustig  geht.»  Die 
Vorschrift  des  Art  341,  Abs.  1,  muss  als  zwingenden  Rechts  angesehen  werden. 
Denn  da  sie  den  Arbeitgeber  im  Interesse  des  Arbeitnehmers  unentgeltlich 
belastet,  so  wird  der  überlegene  Arbeitgeber  auf  ihre  Wegräumung  (durch 
Vertrag  tider  durch  Arbeitsordnung)  hedacht  sein:  war  aber  ihre  Geltung  vom 
Gesetzgeber  gewollt,  so  konnte  er  diese  Geltung  nicht  der  Verfügung  der 
Parteien  anheimstellen.  Ferner  bringt  sie  höchst  wahrscheinlich  ein  Moralgebot 
zum  Ausdruck :  ein  Vertrag,  der  dessen  Befolgung  ausschliesst,  wäre  als  un- 
moralischer und  darum  ungültiger  zu  betrachten.  Endlich  wird  im  Dienstver- 
tragstitcl  so  oft  ein  Vorbehalt  für  abweichende  Vereinbarung  oder  Uebung 
gemacht,  dass  aus  dem  Fehlen  solchen  Vorbehaltes  auf  die  zwingende  Natur 
einer  Vorschrift  zu  schliesscn  ist.  —  Die  nämliche  Natur  hat  Art.  341.  Abs.  2. 
Auch  hier  wird  eine  unter  abnormen  Umständen  Platz  greifende  Verpflichtung 
des  Arbeitgebers  statuiert:  «bei  vorübergehender  unverschuldeter  Krankheit» 
des  Dienstpflichtigen  hat  der  Arbeitgeber  auf  eigene  Kosten  den  Dienstpflich- 
tigen pflegen  und  ärztlich  behandeln  zu  lassen.  Die  Kosten  kann  er  demgemäss 
nicht  vom  Lohne  in  Abzug  bringen.  Diese  cxceptionclle  Leistung  ist  aber  nur 
demjenigen  Dienstpflichtigen  zu  machen,  der  mit  dem  Arbeitgeber  in  häuslicher 
Gemeinschaft  lebt.  Sie  ist  zu  machen,  einerlei,  ob  der  Dienstvertrag  auf  längere, 
oder  auf  kürzere,  oder  auf  unbestimmte  Dauer  geschlossen  worden  ist. 

Mit  den  erwähnten  drei  Vorschriften  über  die  Zahlungszeit,  über  die 
Zahlung  trotz  Nichtleistung  der  Arbeit  und  über  die  Krankenpflege  sind  die 
Dienstvertragsvorschriften  über  die  Pflicht  des  Arbeitgebers  erschöpft.  Das 
Gesetz  lässt  hiermit  beträchtliche  Lücken.  Es  sagt  kein  Wort  über  den  wich- 
tigen Fall,  dass  der  Arbeitgeber  mit  der  Annahme  der  Dienste  in  Verzug  kommt, 
d.  h.  die  ihm  gehörig  angebotenen  Dienste  zurückweist,  oder  seine  zu  ihrer 
Leistung  erforderliche  Mitwirkung  versagt.  Die  Wirkungen  des  Gläubigerver- 
zuges sind  in  Art.  107 — 10'»  nur  für  den  Fall  geordnet,  dass  eine  Sachleistung 
geschuldet  wird.  Der  Verzug  gegenüber  der  Arbeitsleistung  ist  ungeregelt 
geblieben!  Eine  zweite  gross«   Lücke  besteht  darin,  dass  das  (iesetz  keine  Ver- 


Digitized  by  Google 


778 


Dienstvertrag 


bindlichkcit  des  Arbeitgebers  zur  Wahrung  der  Integrität  «1< -s  Arbeitnehmers 
statuiert.  Diese  Integrität  —  die  körperliche,  die  moralische  und  die  Öko- 
nomist he  —  kann  durch  Handlungen  oder  durch  Unterlassungen  d<s  Arbeit- 
gebers verletzt  werden,  indem  die  Person  des  Arbeitnehmers  exponiert,  nicht 
geschont,  nicht  behütet,  oder  sein  Hab  und  Gut  nicht  geschützt  wird.  Da  die 
Wahrung  dieser  Integrität  nicht  Vertragspflicht  ist.  so  ist  ihr*-  N'ichtwahrung 
kein  «vertragswidriges  Verhalten»  i.  Art.  .Mb).  Wenn  man  diese  N'ichtwahrung 
als  wichtigen  Grund  für  die  unbefristete  Kündigung  des  Arbeitnehmers  gelten 
lässt,  so  liegt  doch  auf  der  Hand,  das*  dieses  Auskunftsmittcl  zweischneidig 
ist  und  keinenfalls  einen  Ersatz  bildet  für  den  Anspruch  auf  Handlungen  oder 
Unterlassungen,  durch  welche  die  Integrität  gewahrt  wird.  Was  die  Art.  1  1A — IIb 
über  die  Schadenersatzpflicht  des  Schuldners  vorschreiben,  bezieht  sich  auf  die 
Fälle,  in  denen  die  Erfüllung  der  Verbindlichkeit  überhaupt  nicht  oder  nicht 
gehörig  bewirkt  worden  ist.  Hier  aber  steht  die  Existenz  einer  Verbindlich- 
keit in  Frage:  eine  Verbindlichkeit  zur  Wahrung  der  Integrität  des  Arbeit 
nehmers  wird  vom  Gesetz  nicht  aufgestellt.  Auch  Art.  50  füllt  die  Lücke  nicht 
aus:  er  setzt  Dasein  eines  Schadens.  Zufügung  desselben  durch  einen  anderen 
als  den  Geschädigten,  sowie  widerrechtliche  Zufügung  voraus  und  verordnet 
bloss  «'ine  Schadenersatzpflicht.  Jene  Voraussetzungen  treffen  z.  IL  nicht  zu,  wo 
die  Integrität  nur  gefährdet  wird,  etwa  durch  zeitlich  übermässige  Anspannung 
der  Arbeitskraft,  durch  mangelhafte  Arbeitsstätte.  Werk-  oder  Fahrzeuge.  Das* 
durch  die  Haftpflichtgesctze  die  fragliche  Lücke  nicht  ausgefüllt  wird,  bedarf 
keiner  Hcgründung. 

V.  Endigung  des  Dienstverhältnisses.  Die  übrigen  Artikel  des  Dienst- 
vertragstitels  mit  Ausnahme  von  .348  und  34",  welche  Grenzen  seines  An- 
wendungsgebietes bezeichnen:  oben  Nr.  I  —  regeln  alle  die  Endigung  des  Dienst- 
verhältnisses. Diese  Regelung,  «dizwar  unvollständig,  ist  unverhältnismässig 
ausführlich  gegenüber  der  Regelung  des  Vertragsvollzugs,  da  doch  der  bestand 
des  Verhältnisses  wichtiger  ist.  als  sein«-  Auflösung.  Zunächst  Art.  342  bezieht 
sich  in  beiden  Absätzen  auf  Dienstverhältnisse  mit  bestimmter  Vertragszeit 
und  setzt  fest,  dass  sie  trotz  Ablaufs  dieser  Zeit  nicht  endigen,  wenn  sie  danach 
thatsächlich  fortgesetzt  werden,  oder  eine  zur  Endigung  nach  Abrede  oder  Orts- 
gebrauch erforderliche  Kündigung  unterblieben  ist.  Die  N khtendigung  wird  so 
behandelt,  wie  wenn  der  alte  Vertrag  neuerdings  abgeschlossen  worden  wäre. 
Das  gilt  auch  hinsichtlich  seiner  Dienstzeit:  nur  wird  die  mehr  als  ein  Jahr 
betragende  auf  ein  Jahr  reduziert,  w  o  die  thatsä«  bliche  Fortsetzung  de>  Dienst- 
verhältnisses den  Grund  seiner  rechtlichen  Fortdauer  bildet.  Warum  übrigens 
diese  Art  der  Fortdauer  eines  Dienstverhältnisses  nur  bei  dem  mit  bestimmter 
Vertragszeit  möglich  sein  soll,  ist  nicht  einzusehen.  Ein  Dienstverhältnis  von 
unbestimmter  Dauer  kann  nach  seiner  Kündigung  über  die  Kündigungsfrist  hin- 
aus thatsächlich  forlgesetzt  werden.  Auch  hier  sollte  diese  Fortsetzung  zur 
Erneuerung  führen.  —  Zu  den  Dienstverhältnissen  mit  bestimmter  Vertragszeit 
gehören  auch  die.  welch«-  auf  die  Lebenszeit  einer  Partei  oder  eine  «leren 
Lebensdauer  voraussichtlich  überschreitende  Frist  geschlossen  worden  sind. 
Nach  dem  Sinn  solcher  Vorausbestimmung  der  Dienstzeit  würden  sie  nicht 
beliebig  kündbar  sein.  Allein  weil  es  sich  hier  um  eine  ungewöhnlich  lange 
Mindung  handelt,  während  welcher  sich  die  Umstände  eher  ändern  können,  ist 
die  Kündigung  doch  gestattet  worden  tArt.  .U5).  zwar  nur  mit  sechsmonat- 
licher Frist,  aber  jederzeit,  als  »  schon  z.  II.  nach  zwei  Wochen.  Dieses  Recht 
steht  jedoch  nur  dem  Dienstpflichtigen  zu,  währen«!  «ler  Dienstberechtigte  seinen 
Wunsch,  des  langwierigen  Dienstverhältnisses  wieder  ledig  zu  werden,  nur  er- 
füllt sehen  kann,  wenn  die  allgemeinen  Vorauss«  t/ungen  vorliegen,  d.  lt..  wenn 
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er  einen  «wichtigen  Grund»  zur  unbefristeten  Kündigung  b.it.  Gleich  den 
Dienstverhältnissen  mit  bestimmter  Dienstzeit  sind  ordcntlieher  Weise  nicht 
kündbar  diejenigen,  bei  denen  eine  solche  Zeit  sich  «aus  dem  .angegebenen 
Zweck  der  Dienste  ergibt»  (Art.  343).  Damit  ist  gemeint,  "^dass  der  Zweck  bei 
der  Eingehung  des  Vertrags  angegeben  worden  ist.  indem  der  Arbeitnehmer 
z.B.  «zur  Aushülfe»,  «zur  Vertretung  eines  Verreisten»,  «zur  Vorbereitung 
auf  den  Eintritt  in  eine  Schule»  gedungen  worden  ist.  Die  Angabe  des  Zweckes 
der  Dienste  braucht  jedoch  nicht  eine  ausdrückliche  zu  sein:  sie  kann  in  der 
Beschaffenheit  der  vereinharten  Arbeit  liegen,  z.  lt.  Reparatur  eines  Hauses. 
K  r  n  t  ear  b  ei  t .  K ra n  k  en pfl e g e . 

Wo  es  an  unmittelbarer  oder  aus  dein  Zweck  sich  ergebender  Zeit- 
bestimmung fehlt,  d.  h.  beim  Dienstverhältnis  mit  unbestimmter  Vertragszeit, 
kann  die  ordentliche,  nämlich  die  befristete  Kündigung  Platz  greifen.  Für  ihre 
Frist  gibt  das  Gesetz  in  Art.  343,  Abs.  2  nur  eine  subsidiäre  Vorschrift.  In 
erster  Linie  sollen  die  gesetzlichen,  d.  h.  bundesgesetzlichen,  oder  die  üblichen 
Fristen  gelten.  In  Ermangelung  solcher  Fristen  muss  auf  das  Kalender-Quartal- 
ende  und  mindestens  sechs  Wochen  vor  demselben  gekündigt  werden:  ja,  wenn 
das  Dienstverhältnis  im  Lauf  eines  Quartals  beginnt,  so  kann  erst  auf  das  Ende 
des  folgenden  Kalenderquartals  gekündigt  werden.  Da  das  Gesetz  bei  der 
Kündigungsfrist  der  Privatdisposition  keinen  Raum  läs$i.  so  ist  anzunehmen, 
dass  es  die  von  ihm  aufgestellte  für  unabänderlich  erklärt,  so  dass  sie  weder 
verlängert,  noch  verkürzt,  noch  verlegt,  noch  ausgeschaltet,  d.  h.  gänzlich  aus- 
geschlossen werden  kann.  Dies  ist  um  so  bemerkenswerter,  als  die  «gesetzliche 
Frist»,  der  das  O.  R.  vor  seinen  eigenen  den  Vortritt  lässt,  auf  die  vierzchu- 
tägige  Frist  des  Fabrikgesetzes  zu  beziehen  ist  :  die  letztere  Frist  aber  kann 
nach  Art.  ')  des  Fabrikgesetzes  «durch  schriftliche  Uehercinkunft  >  beliebig 
bestimmt  werden,  ein  Spielraum,  der  viel  zu  gross  ist. 

lieber  den  Unterschied  von  Bestimmtheit  und  Unbestimmtheit  der  Ver- 
tragszeit erhaben  ist  die  Kündigungsvorschrift  des  Art.  344.  Sie  bezieht  sich 
nicht  auf  alle,  sondern  nur  auf  gewisse  Dienstverhältnisse,  nämlich  die  der  Ge- 
sellen und  der  Dienstboten.  Hier  gelten  die  ersten  zwei  Wochen  als  Probe- 
zeit, was  bedeutet,  dass  während  derselben,  also  noch  an  ihrem  letzten  Tage, 
jede  Partei  mit  dreitägiger  Frist  kündigen  kann.  Diese  Frist  beginnt  mit  der 
Kündigung,  die  Probezeit  beginnt  mit  der  «Anstellung»,  worunter  der  that- 
sächliche  Anfang  des  Dienstverhältnisses,  nicht  der  Abschluss  des  Dienstver- 
trags gemeint  ist.  Die  Anstellung  kann  dem  Abschluss  nachfolgen,  z.  B..  weil 
die  Stelle  noch  besetzt,  oder  weil  der  Arbeitnehmer  abwesend  ist.  Da  nach 
dem  Sinn  von  Probezeil  die  Parteien  einander  erproben  sollen,  so  kann  die 
Probezeit  erst  mit  dem  Vollzug  des  Vertrags  beginnen.  Die  in  Rede  stehende 
Vorschrift  ist  wahrscheinlich  zweckmässig,  aber  sie  gilt  nur  subsidiär  und 
dispositiv.  Sie  gilt  nämlich  nur  «soweit  als  sich  nicht  aus  Verabredung  oder 
Ortsgebrauch  etwas  anderes  ergibt.»  Es  kann  durch  Abrede  die  Probezeit  ver- 
längert, verkürzt  oder  ausgeschlossen,  und  bei  Zulassung  «ler  Probezeit  die 
Kündigungsfrist  verlängert,  verkürzt  oder  ausgeschlossen  werden.  Da  die  Abrede 
unbeschränkt  zugelassen  ist,  so  scheint  auch  eine  Abrede  statthaft  zu  sein, 
welche  eine  Probezeit  nur  zu  Gunsten  des  Arbeitgebers  gewährt,  oder  welche 
dem  Arbeitnehmer  eine  längere  Kündigungsfrist  vorschreibt,  als  dem  Arbeit- 
geber.   Eine  solche  dififcrcnticlle  Behandlung  hätte  das  Gesetz  hindern  sollen. 

Eine  letzte  Kündigungsvorschrift  bietet  Art.  340  «Aus  wichtigen  Gründen 
kann  die  Aufhebung  des  Dienstvertrages  vor  Ablauf  der  Dienstzeit  von  jedem 
Teile  verlangt  werden.»  Die  Verwirklichung  «ler  hier  vom  Gesetz  gewährten 
Möglichkeit  besteht  in  «ler  von   «ler  einen   Partei   an   die  andere  gerichteten 
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Erklärung,  dass  sie  das  Dienstverhältnis  geendigt  wissen  wolle.  Mit  dein  Empfang 
dieser  Erklärung  endigt  das  Dienstverhältnis,  sie  bedarf  keiner  Annahme.  Die 
Partei,  welche  zu  solcher  sofort  wirkender  Kündigung  berechtigt  ist,  muss  auch 
berechtigt  sein,  für  die  Wirkung  ihrer  Erklärung  einen  späteren  Zeitpunkt  zu 
bestimmen,  mit  anderen  Worten  statt  einer  unbefristeten  eine  befristete  Kündigung 
zu  erlassen.  Nach  dem  Gesetz  kann  die  Aufhebung  des  Dienstvertrages  von 
jedem  Teil  verlangt  werden  «vor  Ablauf  der  Dienstzeit».  Diese  vier  Wörter 
sind  nichtssagend  und  überflüssig,  sie  könnten  und  sollten  daher  fehlen.  Denn 
selbstverständlich  kann  nicht  nach  Ablauf  der  Dienstzeit  die  Aufhebung  verlangt 
werden.  Hingegen  hätte  ausdrücklich  bemerkt  werden  sollen,  dass  es  sofortige 
Aufhebung  ist.  die  verlangt  werden  kann.  Mit  «Aufhebung  des  Dienst  Vertrages» 
ist  nicht  seine  Rückgängigmachung  gemeint  (die  zur  Rückgabe  des  gezahlten 
Lohnes  führen  würde),  sondern  die  Endigung  des  durch  den  Vertrag  begrün- 
deten Dienstverhältnisses.  Diese  Art  der  Endigung  ist  statthaft  bei  einem  Dienst- 
vertrag, dessen  Dienstzeit  von  vornherein  bestimmt  ist,  oder  sich  aus  dem 
angegebenen  /weck  der  Dienste  ergibt:  sie  ist  statthaft  bei  einem  Vertrag 
mit  unbestimmter  Dienstzeit;  sie  ist  statthaft  im  Lauf  einer  ordentlichen 
Kündigungsfrist  und  ebenso  wahrend  der  Probezeit  (Art.  344).  Diese  ausser- 
ordentliche, vom  Gesetz  nicht  an  die  Einhaltung  einer  Frist  gebundene  Kündi- 
gung bildet  für  jede  Partei  einen  Notausgang,  um  das  unerträglich  gewordene 
Dienstverhältnis  zu  verlassen.  Diese  Kündigung  steht  nur  im  Notfall,  nämlich 
nur  «aus  wichtigen  Gründen»  zu.  Es  genügt  aber  das  Dasein  eines  wichtigen 
(irundes  d.  h.  einer  Thatsache,  die  für  den,  der  kündigen  will,  einen  wichtigen 
Grund  bildet.  Der  Grund  braucht  bei  der  Kündigung  nicht  angegeben  zu 
werden.  Kehlt  es  am  wichtigen  Grunde  und  der  Gegner  nimmt  die  Kündigung 
gleichwohl  an,  so  wird  das  Dienstverhältnis  durch  Einverständnis,  nicht  durch 
Kündigung  geendigt.  Wenn  der  Gegner,  das  Dasein  eines  wichtigen  Grundes 
bestreitend,  auf  Fortbestand  des  Dienstverhältnisses  besteht  und  es  daraufhin 
zum  Prozesse  kommt,  so  hat  der  Richter  über  das  Dasein  eines  wichtigen 
Grundes  zu  entscheiden.  Er  kann  zur  Annahme  eines  anderen  wichtigen  Grundes 
kommen,  als  aus  welchem  gekündigt  worden  ist.  Nach  dem  Gesetz  entscheidet 
er  über  das  Vorhandensein  wichtiger  Gründe  «nach  freiem  Ermessen».  Das 
Gesetz  hat  die  wichtigen  Gründe  weder  aufgezählt,  noch  sonst,  etwa  beispiels- 
weise, bestimmt.  Es  lässt  nur  erkennen,  dass  ein  wichtiger  Grund  «in  ver- 
tragswidrigem Verhalten  des  einen  Teils»  liegen  kann,  natürlich  des  Gegners 
dessen,  der  kündigt.  Vertragswidriges  Verhalten  ist  Nichterfüllung  oder  nicht 
gehörige  Erfüllung  der  Vertragspflichten.  Es  ist  einerlei,  ob  die  Pflicht  im 
Vertrag  übernommen  (sei  es  auch  mittelst  Arbeitsordnung  oder  Tarifvertrag), 
oder  ob  sie  sonst  durch  den  Vertrag  begründet  ist.  z.  R.  die  des  Art.  341,  Abs.  2. 
Es  ist  auch  einerlei,  ob  dieses  vertragswidrige  Verhallen  von  seinem  Urheber 
verschuldet  worden  ist  oder  nicht.  Dass  derselbe  «vollen  Schadenersatz»  zu 
leisten  hat.  bedeutet,  dass  er  nicht  bloss  den  aus  der  Nichterfüllung  oder 
Mangelhaftigkeit  der  Erfüllung,  sondern  auch  den  aus  der  vorzeitigen  Endigung 
des  Dienstverhältnisses  dem  Gegner  erwachsenden  Schaden  ersetzen  muss.  Den 
ersteren  Schadensersatz  schuldet  er  auch  abgesehen  von  der  Endigung,  und  den 
letzteren  hat  er  wie  den  ersteren  nur  zu  leisten,  wenn  sein  vertragswidriges 
Verhallen  ein  verschuldetes  ist.  Dunkel  ist  dagegen  der  Schlusssatz:  «Im 
übrigen  werden  die  ökonomischen  Folgen  einer  vorzeitigen  Auflösung  vom 
Richter  nach  freiem  Ermessen  bestimmt,  unter  Würdigung  der  Umstände  und 
des  Ortsgebrauchs.»  Das  bezieht  sich  wieder  auf  die  berechtigte  Kündigung 
(nicht  auf  die  rechtswidrige  Nichteinhaltung  fies  Dienstverhältnisses),  aber  nur 
auf  I  alle,    in    denen    nicht    wegen    vertragswidrigen  Verhaltens  des  Gegners 
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gekündigt  worden  ist,  sondern  z.  B.  wegen  Krankheit,  Schwindens  des  Ver- 
trauens, Domizilwechsels  des  Arbeitgebers,  Beleidigung  durch  den  Gegner, 
Gesundheitsgefährdung  im  Dienste.  Hieran  können  sich  ökonomische  Folgen  für 
den  einen  oder  den  anderen  Teil  oder  für  beide  knüpfen.  Solche  ökonomischen 
Folgen  treten  aber  unabhängig  vom  Richter  ein.  Dass  sie  vom  Richter  «bestimmt 
werden»,  soll  wohl  heissen,  dass  der  Richter  sie  in  seinem  Urteil  berück- 
sichtigen und  zwar  dadurch  berücksichtigen  soll,  dass  er  dem  Beklagten  eine 
Geldlcistung  an  den  Klüger  auferlegt,  oder  nicht  auferlegt,  z.  B.  die  Lohn- 
zahlung gänzlich  oder  teilweise  erlässt.  Ob  er  (wo  keine  Widerklage  erhoben 
ist)  den  Klager  zu  einer  Leistung  verurteilen  kann,  hängt  vom  Prozessrecht 
ab.  Für  die  sogenannte  Bestimmung  der  ökonomischen  Folgen  ist  es  gleich- 
gültig, ob  vom  Urheber  der  Kündigung  oder  von  dessen  Gegner  geklagt  worden 
ist.  Dem  «freien  Ermessen»  des  Richters  entspricht  es,  dass  auch  Ersatz  eines 
Schadens  auferlegt  werden  kann,  der  durch  rechtmässige  (unbefristete)  Kündigung, 
also  nicht  widerrechtlich  dem  Empfänger  zugefügt  worden  ist :  diese  Möglichkeit 
ist  auch  durch  Art.  647  und  708,  Abs.  1  vorgesehen. 

Nach  dem  Gesetz  (  Art.  347)  ist  endlich  auch  der  Tod  einer  Partei  von 
Kinfluss  auf  den  Bestand  des  Dienstverhältnisses,  indem  es  schlechthin  endigt, 
wenn  der  Arbeitnehmer  stirbt.  Dass  er  etwa  die  Dienste  nicht  in  Person  zu 
leisten  brauchte,  kommt  nicht  in  Anschlag.  Hingegen  soll  der  Tod  des  Arbeit- 
gebers das  Ende  des  Dienstverhältnisses  nur  dann  herbeiführen,  «wenn  der 
Vertrag  wesentlich  mit  Rücksicht  auf  dessen  Person  eingegangen  wurde».  Das 
bezieht  sich  selbstverständlich  nicht  auf  eitlen  Vertrag  über  Dienste,  die  an  der 
Person  des  Arbeitgebers  geleistet  werden  oder  deren  Dasein  zur  Voraussetzung 
haben.  Vielmehr  müssen  gewisse  Eigenschaften  des  Arbeitgebers  für  den  Arbeit- 
nehmer bestimmend  gewesen  sein,  mögen  sie  auf  den  Vertragsvollzug  einge- 
wirkt, oder  sonst  das  Dienstverhältnis  dem  Arbeitnehmer  begehrenswert  gemacht 
haben.  Aber  dermassen  müssen  jene  Eigenschaften  bestimmend  gewesen  sein, 
dass  er  ohne  sie  den  Vertrag  nicht  geschlossen  haben  würde.  Trifft  diese 
Voraussetzung  zu,  dann  ist  auch  ein  «  wichtiger  Grund  >  zu  unbefristeter  Kün- 
digung gegeben.  Dass  der  Tod  des  Arbeitgebers  unter  der  angegebenen  Voraus- 
setzung das  Dienstverhältnis  endigt,  hat  daher  die  Bedeutung,  dem  freien 
Ermessen  des  Richters  die  Entscheidung  darüber  zu  entziehen,  ob  jene  That- 
t-achc  ein  wichtiger  Grund  ist.  Es  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  die  Beschrän- 
kung des  richterlichen  Ermessens  bei  mancher  anderen  Thatsache  näher  gelegen 
und  grössere  praktische  Bedeutung  gehabt  haben  würde. 

VI.  Ergänzung  der  Regelung.  Gesetzgeberische  Aufgabe.  Die  vorstehend«- 
Ucbersicht  über  den  Dienstvertrag  des  O.  R.  hat  gezeigt,  dass  seine  Regelung 
nach  Fassung  und  Inhalt  unzulänglich  ist.  Die  Fassung  lässt  die  nötige  Präzision 
vermissen,  sie  bietet  Ausdrücke,  die  überflüssig,  andere  die  undeutlich  sind, 
und  bereitet  der  Auslegung  an  wichtigen  Punkten  grosse  Schwierigkeiten.  Der 
Inhalt  ist  mangelhaft  in  dem  was  dasteht,  und  mangelhaft  durch  das  was  ihm 
fehlt.  Der  grösste  Mangel  des  Dastehenden  ist,  dass  es  den  Akkord,  der  Dienst- 
vertrag, vom  Akkord,  der  Werkvertrag  ist,  nicht  unterscheiden  lässt.  Von  den 
inhaltlichen  Lücken  sind  diejenigen  am  empfindlichsten,  welche  sich  bei  der 
Bestimmung  der  Pflichten  des  Arbeitgebers  zeigen.  Die  Pflicht,  für  die  Erhaltuni; 
der  persönlichen  Güter  des  Arbeitnehmers  zu  sorgen,  ist  vorn  Gesetz  gar  nicht 
aufgestellt  worden.  Ebenso  ist  der  Annahmeverzug  des  Arbeitgebers  bei  der 
Regelung  gänzlich  ausgefallen.  Vorschriften  zum  Schutz  der  Lohnforderung 
gegen  Schmälerung,  Verzögerung  ihrer  Erfüllung  oder  faktische  Vereitelung 
sind  nicht  in  ausreichendem  Masse  vorhanden.  Den  mannigfaltigen  Anforderungen 
des  Lebens  ist  im  Recht  der  Kündigung  nicht  Genüge  geleistet;   auch  findet 
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sich  hier  kein  Bereich  der  L'nabdingbarkeit  festgesetzt.  Die  inhaltliche  Lücken- 
haftigkeit wird  einigermassen  verringert  durch  das  Eingreifen  anderer  Bundes- 
gesetze, nämlich  der  Haftpflichtgesetzc  (1875,  1881,  1887),  des  Fabrikgesetzes 
(1877),  des  Gesetzes  betreffend  die  Arbeitszeit  beim  Betriebe  der  Eisenbahnen 
und  anderer  Transportanstalten  (1890),  des  Gesetzes  über  Schuldbetreibung  und 
Konkurs  (1889)  Art.  219  und  des  Gesetzes  betreffend  Lohnzahlung  und  Bussen- 
wesen (1902).  Von  Ergänzung  durch  Kantonsgesetze  kann,  da  der  Dienstvertrag 
nicht  zur  Kompetenz  der  Kantonsgesetzgebung  gehört,  nicht  die  Rede  sein. 
Bestimmungen  kantonaler  Arbeiterschutzgesetze,  die  sich  mit  dem  Dienstvertrag, 
namentlich  der  Lohnzahlung  und  der  Kündigung  befassen,  sind  als  gesetzliche 
Bestimmungen  ungültig.  Hier  anzugeben,  in  welchem  Masse  bundesgesetzliche 
Ergänzung  stattfindet,  liegt  ebenso  ausserhalb  unserer  Aufgabe,  wie  die  Erörte- 
rung der  Möglichkeit,  eine  gesetzähnliche,  nämlich  generelle  Regelung  einer 
unbestimmten  Zahl  von  Dienstverträgen  dadurch  herbeizuführen,  dass  die  Ver- 
tragsbedingungen in  einem  Tarifverträge  zwischen  einer  Mehrheit  von  Arbeit- 
nehmern und  einem  oder  mehreren  Arbeitgebern  auf  einmal  festgesetzt  werden. 

Eine  durchgreifende  Verbesserung  des  Gesetzes  würde  ausser  der  Beseitigung 
der  hier  bemerkten  Mängel  eine  grössere  Spezialisierung  der  Regelung  nach 
den  durch  die  Art  der  Arbeit  gegebenen  Unterschieden  erfordern,  z.  B.  für 
die  Dienstverträge  der  Handelsangcstcllten.  Auch  müsstc  der  Gesetzgeber  darnach 
trachten,  den  Dienstvertrag  so  zu  gestalten,  dass  die  Interessen  der  zahlreichen 
unbemittelten  Arbeitnehmer  gewahrt  seien,  die  auf  den  Abschluss  und  Vollzug 
von  Dienstvertragen  als  einzige  Nahrungsquelle  angewiesen  sind. 

Die  Verbesserungsbedürftigkeit  des  geltenden  Gesetzes  ist  zwar  im  allge- 
meinen anerkannt,  aber  im  einzelnen  weder  gründlich  erwogen,  noch  hinreichend 
gewürdigt  worden.  Dies  kam  besonders  bei  der  Diskussion  zum  Vorschein,  die 
vom  Vorstand  des  schweizerischen  Juristenvercins  im  Jahre  1902  über  den 
«Dienstvertrag  im  künftigen  schweizerischen  Civilrccht»  angeregt  wurde.  Wenn 
daher  nicht  aus  den  vom  Dienstvertragsrecht  meist  betroffenen  Kreisen  die 
Mängel  des  Alten  und  die  Anforderungen  an  das  Neue  mit  grösserem  und 
unablässigem  Nachdrucke  geltend  gemacht  werden,  so  ist  auf  eine  durchgreifende 
Verbesserung  nicht  zu  rechnen. 

V//.  JAtterfttlir  (vom  Vorstehenden  oft  abweichend).  Kommentare  zum  schweif. 
Obligationcnrecht:  Schneider  und  Fick,  2.  Anflöge,  r8g6;  H.  Hafner,  3.  Auflage,  1S96. 
Haberstich,  Handbuch  des  Schweiz.  Obligalionenrechts,  1885,  II,  1/S—/37:  JäCOttft, 
Manuel  du  droit  fedcral  des  obligations,  1SS4,  /.  21t  -2/6:  Rossel,  Manuel  du  droit 
fedt'rat  des  Obligation*,  i8<)3,  /.  4/5 — 426;  Hllty,  Der  moderne  Gesindevertrag,  3.  Aufl., 
1805 ;  Thalberg,  Der  Dienstvertrag  nach  Schweiz.  Obligationenrecht,  /Sog.  —  Ver- 
handlungen des  Schweiz.  JuristenX'ereins,  /002,  S.  1 — 50  ( „Der  Dienstvertrag  im  künf- 
tigen Schweiz.  Civilrechf'  Referat  von  Ph.  Lotmar),  S.  /O/—/36  (Diskussion),  abgedruckt 
in  „Zeilschrift  für  schv.eiz.  Recht",  Bd.  43,  S.  307  -556,  607—642. 

1)T.  Ph.  J.Otmar,  Professor  an  der  Universität  Bern. 

Differenzialtarife. 

I.  Normaltarife.  —  II.  Veranlassung  zur  Aufstellung  von  Diffe- 
renz i al  ta ri  fe n.  —  III.  Staffeltarife.  —  IV.  A  usnahmetarife.  —  V.  Kon- 
kurrenztarife. —  VI.  Direkte  Tarife  mit  dem  Auflande.  Transit- 
tarife —  VII.  Differenzialtarife  im  Tarifgesetz  für  die  Bundesbahnen. 
—  VIII.  Litterntur. 

I.  Normaltarife.  Die  Eisenbahntarife  bestimmen  die  Gegenleistung,  welche 
der  Eisenbahnunternehmung  für  die  Beförderung  von  Personen  und  Gütern  zu 
entrichten  ist.  Da  die  Bedingungen,  unter  welchen  die  Beförderung  sich  voll- 
zieht, für  die  Personen  sowohl  wie  für  die  Güter  sehr  verschiedenartige  sind. 
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je  nach  der  Raschheit  der  Beförderung,  nach  der  Beschaffenheit  des  zu  beför- 
dernden  Objektes,  nach  dem  Werte  des  Gutes  u.  s.  w.,  kann  auch  die  Fest- 
setzung des  Beförderungspreises  nicht  eine  einheitliche  sein :  sie  ist  vielmehr 
abgestuft  je  nach  der  Höhe  der  Kosten  der  Beförderung  einerseits  und  der 
wirtschaftlichen  Möglichkeit  anderseits,  ein  bestimmtes  Transportobjekt  mit 
grössern  oder  geringem  Transportkosten  zu  belasten.  Die  Beförderungspreise 
müssen  die  Selbstkosten  der  Beförderung  decken  und  zudem  der  Transport- 
unternehmung  einen  angemessenen  Gewinn  sichern:  dabei  sind  dieselben  so 
tief  zu  halten,  dass  für  die  Personen  die  Reisespesen  im  richtigen  Verhältnis 
zu  der  zu  unternehmenden  Reise  stehen  und  für  die  Güter  die  Verbringung 
des  Transportgegenstandes  an  einen  mehr  oder  weniger  entfernten  Ort  zum 
Verkauf  oder  zu  beliebiger  anderer  Verwendung  sich  lohnt.  Es  bilden  daher 
die  Eisenbahntarife,  welche  ;uif  alle  diese  verwickelten  Beziehungen  Rücksicht 
zu  nehmen  haben,  ein  sehr  kompliziertes  System  spezieller  Bestimmungen.  Da 
der  Eisenbahnbetrieb  thatsäehlich  ein  Beförderungsmonopol  schafft,  hat  jedoch 
die  staatliche  Oberaufsicht  in  den  meisten  Staaten  für  alle  bestehenden  Betriebs- 
systeme (Staatsbahnbetrieb,  Privatbahnbetrieh  und  gemischter  Betrieb)  eine 
willkürliche  Tariferstellung  untersagt  und  den  Grundsatz  gleichmässiger  Behand- 
lung aller  aufgestellt  :  die  vorgeschriebene  gleichmässige  Behandlung  hat  aller- 
dings gleichartige  Verhältnisse  zur  Voraussetzung;  wo  ungleiche  Umstände 
bestehen,  liegt  kein  innerer  Grund  zu  gleicher  Behandlung  vor. 

Auf  dieser  Grundlage  ergeben  sich  die  Tarife  für  die  Beförderung  von 
Personen  in  gewöhnlichen  Zügen,  in  Schnellzügen,  in  Expresszügen  und  in 
Luxuszügen,  je  nach  den  verschiedenen  Klassen,  in  der  Schweiz  in  I.,  II.  und 
III.  Klasse,  wobei  für  jede  Klasse,  eventuell  auch  für  jede  Art  der  Raschheit 
der  Beförderung  besondere  Taxen  festgesetzt  sind.  Diese  Grundtaxen  werden 
berechnet  nach  Einheitssätzen,  die  früher  nach  Stunden,  in  neuerer  Zeit  nach 
Kilometern  bestimm!  werden,  innerhalb  der  durch  die  Gesetzgebung  oder  durch 
die  staatlichen  Konzessionen  gesetzten  Schranken.  Für  die  Beförderung  der 
Güter  wird  ebenfalls  auf  einen  Einheitssatz  für  «  ine  bestimmte  Transportlänge 
(Streckentaxe)  abgestellt,  kombiniert  mit  der  Abstufuni;  nach  der  Raschheit 
der  Beförderung  { Eilfracht  und  gewöhnliche  Fracht),  nach  dem  Gewicht  und 
dem  Umfing  des  zu  befördernden  Gutes  (Stückgut  und  Wagenladung,  wobei 
in  der  Schweiz  die  stanze  Wagenladung  zu  10  Tonnen  und  die  halbe  Wagen- 
ladung zu  5  Tonnen  berechnet  wird),  und  nach  dem  Wert  der  transportierten 
Güter  (Einreihung  in  die  allgemeinen  Wagenladungsklassen  A  und  B  und  in 
drei  Spczialtarifet.  Hiebei  werden  die  Güter  mit  der  niedrigsten  Taxe  belastet, 
deren  Wert  einerseits  keine  zu  grossen  Transportspesen  erträgt  und  deren  grosse 
Transportmengen  anderseits  die  Selbstkosten  des  Bahntransportes  herabsetzen. 
Zu  dieser  Streckentaxe  kommt  die  für  jeden  Transport  ohne  Rücksicht  auf  die 
Transportlänge  erhobene  Expeditionsgebühr,  welche  den  Entgelt  für  die  Mani- 
pulationen bei  der  Annahme  und  bei  der  Ablieferung  des  Outes  darstellt,  welche 
Leistungen  von  der  Länge  der  dun  hlahrenen  Transportstrecke  ganz  unabhängig 
sind.  Nach  diesen  Grundsätzen  sind,  summarisch  dargestellt,  die  Normaltarife 
der  Eisenbahnen  aufgebaut. 

II.  Veranlassung  zur  Aufstellung  von  Differenzialtarifen.  Die  normale 
Tarifge>taltung  befriedigt  nun  allerdings  die  Forderung  der  Gleichbehandlung  aller, 
sie  genügt  aber  nicht  den  Anforderungen  des  Verkehrs,  indem  im  Interesse 
der  Frachtgeber  sowohl,  als  in  demjenigen  der  Bahn  Verwaltungen  eine  Reihe 
von  Abweichungen  vom  starren  Prinzip  der  einheitlichen  Normierung  verlangt 
werden.  Seit  dem  Bestand  der  Eisenbahnen  sind  daher  neben  den  Normal- 
tarifen solche  Tarife  erstellt  worden,  welche  Abweichungen  von  den  erstem 
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enthalten:  alle  diese  Tarife  können  theoretisch  als  Differenzialtarife  bezeichnet 
werden. 

Streng  genommen  bildet  schon  die  Erhebung  einer  Expeditionsgebühr 
eine  Abweichung  von  der  Gleichheit  der  Taxberechnung,  da  die  in  nämlicher 
Höhe  berechnete  Expeditionsgebühr  den  Transport  verhältnismässig  weniger 
belastet,  wenn  sie  zu  einer  auf  weitere  Entfernung  berechneten  Streckentaxe 
hinzukommt,  als  wenn  sie  der  Taxe  für  eine  kurze  Strecke  beigefügt  wird.  So 
beträgt  bei  Annahme  einer  Expedition»gebühr  von  10  Cts.  und  einer  Strecken- 
taxe von  1  Ct.  per  Kilometer  und  100  kg  der  Beförderungspreis  für  10  km 
10  -f.  10  —  20  Cts.  oder  2  Cts.  pro  Kilometer,  für  40  km  dagegen  10  -f-  40  = 
50  Cts.  oder  1,25  Cts.  pro  .  Kilometer.  Immerhin  wird  in  diesem  Kalle  gleiche 
Bezahlung  für  gleiche  Leistung  verlangt. 

IIL  Staffeltarife.  Als  Differenzialtarife  sind  schon  eher  die  Staffeltarife 
zu  bezeichnen,  bei  welchen  nicht  ein  gleichinässiger  Einheitssatz  für  die  Längen- 
einheit (Kilometer)  berechnet  wird,  sondern  mit  der  Zunahme  der  Transport- 
länge der  Einheitssatz  für  den  Kilometer  abnimmt.  Wer  auf  weitere  Entfernung 
transportiert,  bezahlt  verhältnismässig  weniger.  Wenn  jedoch  diese  Ermässigung 
des  Transportpreises  mit  der  Zunahme  der  Länge  der  Transportstrecke  syste- 
matisch durchgeführt  wird,  ist  das  Prinzip  der  Gleichbehandlung  unter  gleich- 
artigen Verhältnissen  nicht  verletzt  und  der  Staffeltarif  wird  zum  Normaltarif 
(z.  B.  der  Zonentarif  in  Ungarn). 

IV.  Ausnahmetarife.  Viele  Transportgüter,  die  in  grossen  Mengen  be- 
fördert werden,  haben  einen  zu  geringen  Wert,  um  zu  den  niedrigsten  Norrnal- 
sätzen  mit  wirtschaftlichem  Vorteil  transportiert  werden  zu  können.  Um  den 
Transport  zu  ermöglichen,  werden  für  diese  Güter  Ausnahmetarife  gebildet, 
welche  billigere  Beförderungspreise  enthalten  als  der  Normaltarif  ;  diese  Tarife 
sind  .aber  jedermann  zugänglich,  indem  sie  zum  allgemeinen  Gebrauch  öffent- 
lich bekannt  gemacht  werden.  In  diese  Kategorie  gehören  die  Ausnahmetarife 
für  Getreide,  für  Holz,  für  Kohlen,  für  Eisen,  für  Steine  und  andere  Rohpro- 
dukte. Bei  der  Erstellung  solcher  Ausnahmetarife  wirkt  öfter  auch  die  Rück- 
sichtnahme auf  die  Hebung  der  einheimischen  Industrie  mit:  sie  sollen  sorgen 
für  billige  Einfuhr  der  für  die  Industrie  unumgänglich  erforderlichen,  im  eigenen 
Land  nicht  erhältlichen  Rohstoffe,  oder  für  billige  Ausfuhr  der  inländischen 
Rohstoffe  und  Fabrikate  (Import-  und  Exporttarife).  Solche  Ausnahmetarif«' 
werden  aber  auch  erstellt,-  um  im  Innern  eitu-s  Landes  gewissen  Industrien 
Vorteile  für  den  Absatz  ihrer  Produkt«-  gegenüber  ausländischen  zu  verschaffen 
(z.  B.  Ausnahmetarife  zur  Begünstigung  der  Ausfuhr  von  Eisen  und  Holz  au> 
dem  bernischen  Jura,  zur  Hebung  des  Absatzes  der  schweizerischen  Salinen, 
zur  Unterstützung  von  Steinbrüchen).  Alle  diese  ermässigten  Tarife  werden  im 
Interesse  des  Verkehrs  erstellt,  sie  können  aber  mit  der  Begünstigung  be- 
stimmter Kreise  die  Interessen  anderer  verletzen  und  rufen  alsdann  Besch wenlen 
der  letztern.  welch«-  dieselben  als  unberechtigte  Differenzialtarife  anfechten. 

Diesen  Besch w«*rd«-n  ist  v«m  der  Aufsiehlshehördc  da«lurch  Rechnung 
getragen  worden,  dass  in  Fidlen  freiwilliger  Taxermässigungen,  mögen 
sie  sich  lediglich  auf  internen  Wrkehr  in  «l«-r  Schweiz  oder  auf  direkten  Ver- 
kehr mit  dem  Ausland  beziehen,  d«-r  für  eine  bestimmte  Station  bewilligt«' 
niedrige  Au>nahm«'satz  ohne  weiteres  jeder  auf  «ler  direkten  Zufahrtsiini«-  zu 
di«  ser  Station  gelegenen  Z wisc.henstation  ebenfalls  gewährt  werden  muss.  ohne 
<lisS  etwa  <li<-  Fracht  vom  Endpunkt«-  bis  zur  Zwischenstation  rückwärts  hinzu- 
gefügt werd«-n  dürfte.  Wenn  z.  B.  ein  Importtarif  von  Marseille  über  Genl 
nach  Aarau  mit  freiwilliger,  nicht  durch  die  Konkurrenz  erzwungener  Ermässigung 
erstellt  wird,  haben  «Ii«-  vor  Aarau  liegenden  Stationen,  wie  z.  B.  Ölten.  An- 
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spruch  auf  die  gleiche  ermässigtc  Taxe,  ohne  dass  etwa  die  Fracht  Aarau- 
Oltcn  zu  derselben  hinzugefügt  werden  kann,  und  zwar  findet  diese  Rück- 
wirkung Anwendung  bis  zu  der  Station,  wo  die  normale  Taxe  niedriger  ist 
als  die  Ausnahmetaxe.  Durch  die  Verfügungen  der  Bundesbehörden  ist  diesem 
Prinzipe  der  Rückwirkung  noch  die  Ausdehnung  gegeben  worden,  dass  es  nicht 
bloss  auf  die  Zwischenstationen  der  direkten  Linie,  sondern  auch  auf  die  Ab- 
zweigungen von  derselben  anwendbar  erklärt  wurde.  Im  oben  angeführten 
Beispiel  haben  somit  nicht  nur  die  Stationen  der  Linie  Bern-Aarau  Anspruch 
auf  Rückwirkung,  sondern  auch  diejenigen  der  Linie  Kcrn-Langnau-Luzern. 
Eine  gleich  weit  von  Bern  abliegende  Station  dieser  Abz  wcigungslinie  hat  so- 
mit nicht  mehr  zu  bezahlen  als  eine  an  der  direkten  Linie  Bern-Olten-Aarau 
in  gleicher  Entfernung  ab  Bern  gelegene. 

V.  Konkurrenztarife.    Einen  andern  Charakter  haben   die  vorzugsweise 
im  Interesse  der  Bahnverwaltungen  selbst  erstellten  Konkurrenztarife.  Diese 
Ausnahmetarife  gewähren  Taxermässigungen,  damit  Transporte  einer  Bahnstrecke 
erhalten  oder  für  dieselbe  gewonnen  werden  können,  welche  sonst  über  eine 
andere,  eine  konkurrierende  Bahnlinie  geleitet  würden.  Wenn  sich  dieser  Kon- 
kurrenzkampf im  Innern  eines  Landes  abspielt,   wird  sich  bei  strikter  Durch- 
führung der  nur  für  die  Aufnahme  der  Konkurrenz  erforderlichen  Massnahmen 
die  Konsequenz  ergeben,  dass  die  Endpunkte  der  konkurrenzierten  Linie  billi- 
gere Tarifsätze  erhalten,  als  die  an  der  nämlichen  Bahnlinie  liegenden  Zwischen- 
stationen.   So  führen  z.  B.  von  Bern  nach  Luzern  die  95  km  lange  Linie  der 
Jura-Simplon-Bahn  über  Langnau  und  die  117  km  lange  Linie  der  Centraibahn 
über  Aarburg.   Wenn  letztere  die  Konkurrenz  aufnehmen  wollte,  müsste  sie  die 
Taxen  bis  Luzern  auf  die  Höhe  der  Tarife  über  Langnau  herabsetzen;  es  läge 
für  sie  aber  kein  Grund  vor,  für  andere  Stationen  der  Strecke  Aarburg-Luzern 
die  gleichen  Ermässigungen  zu  bewilligen,  deren  Verkehr  so  wenig  bedeutend 
wäre,  dass  eine  Konkurrenzaufnahme  nach  diesen  Stationen  keinen  erheblichen 
Vorteil  bieten  würde.    Die  Erstellung  solcher  Differenzialtarife  hat  nun  von  jeher 
der  Anfechtung  durch  die  industriellen  Kreise  gerufen,  da  Ungleichheiten  ge- 
schaffen  wurden,   welche  die   Interessen  einzelner  Ortschaften  und  Industrien 
verletzten.    Die  Intervention  «1er  Bundesbehörde  hat  durchgesetzt,  dass  auch  in 
derartigen  Fällen  das  Prinzip  der  Rückwirkung  durchzuführen  ist,  aber  aller- 
dings in  beschränkten»  Masse.    Im  genannten  Beispiele  würde  nicht  nur  Luzern 
die  reduzierte  Taxe  erhalten,  sondern   es  wäre   auch   den  an  der  Teilstrecke 
Luzern-Aarburg  liegenden  Stationen  der  ermässigte  Satz  zu  gewähren,  der  sich 
ergibt,  wenn  an  den  reduzierten  Satz  Bern-Luzcrn  die  Taxe  von  Luzern  bis  zur 
Zwischenstation  (/..  B.  Emmcnhrückc)  angestossen  wird.  Bcrn-Emmenbrücke  darf 
über  Aarburg  nicht  mehr  kosten  als  über  Langnau.  Mit  dieser  Uebertragung  der 
Taxherabsetzung  ist  fortzufahren  bis  zu  der  Station,  in  welcher  der  normale  Tarif- 
satz ab  Bern  über  Aarburg  gleich  oder  billiger  wird  als  derjenige  Bern-Langnau- 
Luzern  zuzüglich  Luzern-Z wischenstation.  Die  an  obigem  Beispiel  dargestellten 
Ungleichheiten  werden  überall  da  noch  stossender.  wo  verschiedene  Tarifsysteme 
oder  auch  nur  verschiedene  Normalsätzc  mehrerer  Bahngesellschaften  zusammen- 
treffen.  In  der  Schweiz  gilt   für  alle   Hauptbahnen  allerdings  seit   1885  das 
gleiche   Tarifsystem,  das   sogenannte   Reformsystem;   innerhalb   desselben  be- 
stehen  aber   für  die  einzelnen   Klassen   innerhalb  des   gleichen  Schemas  zum 
Teil  abweichende  Ansätze.     Eine  Vereinheitlichung   der  Einheitssätze  konnte 
von  der  Bundesbehörde  nicht  verlangt  werden,  da  die  Konzessionen  den  Bahn- 
gesellschaften die  Maximalhöhe  ihrer  Taxen  fest  zugesichert  haben.     Mit  dem 
Uebergange  der  Hauptbahnen  an    den   Bund    werden   jedoch   nicht   nur  das 
Tarifsystem,  sondern  auch  die  Einheitssätze  auf  dem  gesamten  Bundesbahnnetz 
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gleiche  werden.  Damit  ist  aber  nicht  ausgeschlossen,  dnun  für  die  Bedienung 
/les  Verkehres  durch  die  verschiedenen  Routen  der  Hundesbahnen  für  die  Tax- 
bildung die  kürzeste  und  billigste  Route  und  damit  die  Aufrechthaltung  der 
dargestellten  Grundsätze  massgebend  bleibt.  Zudem  werden  sich  Konkurrenz- 
verhältnisse mit  nicht  zum  Kundesbahnnetz  gehörenden  Linien  ergeben,  welche 
gewisse  Taxermässigungen  notwendig  machen,  die  ihrerseits  wieder  aufolge 
der  Rückwirkung  weitere  Reduktionen  nach  sich  ziehen  werden. 

VI.  Direkte  Tarife  mit  dem  Ausland.  Transittarife.  AehnJich  gestaltet  sich 
die  Sache  bezüglich  der  direkten  Tarif«-  mit  dem  Ausland  und  bezüglich 
der  Transittarife,  für  welch«-  die  Konkurrenz  auslandischer  Bahnen  mass- 
gebend ist.  Hier  sind  zwei  Kalle  zu  unterscheiden.  Einmal  führen  zwei  Routen 
von  einem  Punkte  des  Auslandes  nach  einer  Station  im  Innern  der  Schweiz: 
bei  der  einen  Route  ist  eine  längere  Strecke  der  schweizerischen  Bahnen  be- 
teiligt als  bei  der  andern.  In  diesem  Falle  ist  der  schweizerischen  Strecke 
zu  gestatten,  ihre  normalen  Taxen  soweit  herabzusetzen,  da»  die  Gesamt  tax»- 
dieser  Route  nicht  höher  ist  als  diejenige  d'-r  konkurrierenden  Route,  bei 
welcher  das  Ausland  mit  einer  längern  Strecke  beteiligt  ist.  Sodann  fallen  die 
Transittarife  in  Betracht,  bei  welchen  der  Transportweg  von  einer  Station  des 
Auslandes  zur  andern  durch  die  Schweiz  führt,  z.  B.  von  Frankreich  nach  Oesterreich. 
Hier  steht  dem  Verkehr  nicht  bloss  der  Weg  durch  die  Schweiz  iur  Verfügung, 
sondern  auch  die  Route  über  die  süddeutschen  Bahnen  und  für  gewisse  Re- 
lationen auch  noch  die  italienischen  Linien.  Wenn  solche  Transporte  dem  schwei- 
zerischen Bahnnetz  erhalten  werden  sollen,  müssen  die  Taxen  auf  diejenigen 
der  konkurrierenden  auslandischen  Routen  herabgesetzt  werden.  Dadurch  wird 
der  kilometrische  Satz  für  solche  Transittarife  allerdings  niedriger  als  der  für 
gleichartige  Transporte  innerhalb  der  Schweiz,  welche  durch  die  betreffende 
Konkurrenz  nicht  berührt  werden.  Wird  aber  diese  Ermässigung  nicht  be- 
willigt, so  gehen  die  Transporte  einfach  um  die  Schweiz  herum,  und  die  Bahnen 
haben  den  Schaden,  ohne  da>s  irgend  jemand  in  der  Schweiz  daraus  Nutzen 
zieht.  Daher  ist  die  Forderung  unbegründet,  dass  überall  da,  wo  für  einen 
Transpurtartikel  billige  Transitsätze  bestehen,  die  gleich  billigen  Sätze  auch 
dem  einheimischen  Import  um!  Export  zu  bewilligen  seien.  Ein  solcher  An- 
spruch würde  für  die  schweizerischen  Bahnen  ruinös,  sie  wären  genötigt,  auf 
den  betreffenden  Transitverkehr  zu  verzichten,  ihre  Einnahmen  würden  ge- 
schmälert und  damit  auch  ihre  Leistungsfähigkeit  für  das  Inland,  die  Möglich- 
keit der  Gewährung  von  Transportcrleichterungen,  herabgesetzt.  Die  Aufsichts- 
behörde hat  daher  von  jeher  darauf  verzichtet,  in  diese  Verhältnisse  hemmend 
einzugreifen.  Ihr  Verhalten  ist  durch  die  Beschlüsse  der  Bundesversammlung 
vom  H*.  Dezember  1S84  gebilligt  worden,  immerhin  mit  der  Einladung,  dahin 
zu  wirken,  dass  die  Taxen  für  den  Export  schweizerischer  Erzeugnisse  an- 
nähernd oder  voll  den  Transporttaxen  für  diejenigen  durch  die  Schweiz  tran- 
siticrenden  ausländischen  Güter  gleichgestellt  werden,  mit  welchen  die  ein- 
heimische Produktion  auf  fremdem  Gebiete  zu  konkurrieren  hat. 

VII  Die  Differenzialtarife  im  Tarifgesetz  für  die  Bundesbahnen.  Die 
Grundsätze,  welche  für  die  Behandlung  der  Differenzialtarife  während  der  Dauer 
des  Privatbahnsystems  Geltung  hatten,  sollen  nun  gemäss  dem  Bundesgesetz 
über  das  Tarifwesen  vom  27.  Juni  1  * > 0 1  auch  für  die  schweizerischen 
Bundesbahnen  Anwendung  linden. 

Die  Einführung  von  Staffeltarifen  ist  für  den  Personen-  und  Güterverkehr 
als  zulässig  erklärt.  Kür  den  Güterverkehr  ist  die  Ausscheidung  der  Taxen 
in  eine  Expeditionsgebühr  und  eine  Streckentaxe  vorgesehen  und  sind  dir 
Maximalsätze,  welche  per  Kilometer  und  100  kg  erhoben  werden  dürfen,  auf 
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Grundlage  des  Reformsystems  nach  Klassen  festgesetzt,  mit  der  Weisung,  die 
für  Industrie,  Gewerbe  und  Landwirtschaft  erforderlichen  geringwertigen  Roh- 
stoffe in  Wagenladungen  am  niedrigsten  zu  taxieren.  Hei  der  Forderung  dieser 
allgemeinen  Begünstigung  bleibt  das  Gesetz  nicht  stehen,  es  sind  vielmehr 
neben  den  Normaltarifen  in  Berücksichtigung  der  Bedürfnisse  von  Industrie, 
Gewerbe,  Handel  und  Landwirtschaft  Ausnahmetarifc  zu  erstellen.  Bei  der 
Erstellung  derselben  ist  darauf  Rücksicht  zu  nehmen,  dass  die  ausländische 
Konkurrenz  nicht  etwa  gegenüber  der  einheimischen  Produktion  begünstigt 
wird.  Für  den  Transitverkehr  sind  diejenigen  Taxermässigungen  und  Ausnahme- 
Tarifbildungen  zulässig  erklärt,  welche  durch  die  Konkurrenz  ausländischer 
Verkehrswege  bedingt  sind.  Zur  Gewinnung  und  Entwicklung  des  Transit- 
verkehrs können  auch  weitergehende  Erleichterungen  gewährt  werden;  nur 
sind  solchen  nicht  unbedingt  durch  die  Konkurrenz  gebotenen  Erleichterungen 
gegenüber  die  erforderlichen  Tarifmassnahmen  zu  treffen,  damit  eine  Schädigung 
der  einheimischen  Produktion  vermieden  wird.  Diffcrcnzialiarife  sind  somit  aus- 
drücklich gestattet ,  immerhin  mit  der  Beschränkung  ,  dass  die  einheimische 
Produktion  durch  dieselben  nicht  benachteiligt  werden  darf. 

Abgesehen  von  den  ausnahnis  weisen  Tarifbildungen  durch  "allgemeine  Tarife 
(Ausnahmetarifc,  Import-,  Export-  und  Transittarife),  sind  wie  bisher  auch  Tax- 
ermässigungen auf  dem  Wege  der  Rückvergütung  gestattet,  jedoch  nur 
unter  der  Voraussetzung  der  öffentlichen'  Bekanntmachung  derselben  vor  dem 
Inkrafttreten.  Auch  durch  Rückvergütungen  darf  niemandem  ein  Vorzug  ein- 
geräumt werden,  der  nicht  unter  gleichen  Umständen  allen  andern  gewährt 
wird.  Geheime  Rückvergütungen  (Refaktien)  werden  somit  auch  künftig  gänz- 
lich ausgeschlossen  sein,  wie  dieses  in  der  Schweiz  seit  dein  Erlass  des  Bundes- 
gesetzes über  den  Bau  und  Betrieb  der  Eisenbahnen  vom  23.  Dezember  1872 
der  Fall  war. 

Mit  Grund  haben  sich  von  jeher  die  industriellen  Kreise  gegen  die  Ge- 
währung von  heimlichen  Rückvergütungen  als  gegen  eine  unstatthafte  Be- 
günstigung Einzelner  ausgesprochen.  Es  wäre  aber  ein  verwerflicher  Rückschritt, 
wenn  auch  die  allen  Interessenten  zugänglichen  öffentlich  bekannt  geinachten 
Rückvergütungen  untersagt  werden  wollten.  Letztere  sind  vielmehr  geeignet, 
der  einheimischen  Industrie  wie  der  Landwirtschaft  wirksame  Unterstützung  zu 
gewähren,  und  zwar  auf  einem  viel  raschern  Wege  als  auf  dem  der  umständ- 
lichen Tariferstellung.  Eine  umsichtige  Tarifpolitik  hat  denselben  daher  volle 
Aufmerksamkeit  zu  schenken.  Eine  vorurteilsfreie  Prüfung  wird  anerkennen, 
dass  Diflerenzialtarifc  in  richtiger  Beschränkung  für  die  Verfrachter  sowohl  wie 
für  die  Rentabilität  der  Bahnen  nur  von  Nutzen  sein  können.  Nur  missbräuch- 
liche  Anwendung  derselben  kann  Schaden  verursachen,  ein  Umstand,  der  oft 
bei  der  Bekämpfung  derselben  übersehen  worden  ist. 

VIII.  LitteratUr.  Berichte  des  Bundesrates  an  die  Bundesversammlung  betreffend 
das  Tarif  wesen  der  schweizerischen  Eisenhahnen  vom  23.  November  /SSj.  —  Bericht 
des  Bundesrates  an  den  Ständerat  betreffend  die  Molion  Zschokke  und  Mitunter 'Zeichner 
über  den  Reformtarif  vom  23.  November  1883.  —  Memorial  der  schweizerischen  Reform- 
tarifbahnen  an  den  Vorort  des  Schweiz.  Handels-  und  fnduslrievereins  betreffend  die 
Gütertarife  der  Eisenbahnen  vom  3/.  Dezember  1883.  Das  Gütertarif  wesen  der 
Schweiz.  Eisenbahnen.  Bericht  des  Vorortes  Zürich  des  schweif,  Handels-  und  Industrie- 
vereins. Zürich  1884.  • —  A.  Jenny-Kunz,  Die  Reformtarife  der  Schweiz.  Eisenbahnen, 
Aarau  1884.  —  6.  BÜnill,  Die  Reformtarife,  Bern  1884.  -  Bericht  des  Bundesrates 
an  den  Ständerat  betreffend  die  Motion  Zschokke  über  den  Reformtarif  der  Centrai- 
bahn vom  27.  Mai  1884.  —  Bericht  der  nationalrällichen  Kommission  betreffend  das 
Gütertarifwesen  der  schweizerischen  Eisenbahnen  im  allgemeinen  und  den  Reformtarif 
im  be sondern,  vom  29.  Mai  /S84.  -  Th.  Nlggli,  Das  Gütertarif  wesen  im  allgemeinen 
und  die  Staffeltarife  im  be  sondern   mit  Hinblick  auf  die  schweizerische  Eisenba  hnver- 
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Diffcrcnzialtarifc  —  Differenzialzölle 


staatlickung ',  Bern  t8<f8.  —  Bericht  des  sc  Aweit.  Eisenbahnverbandes  über  den  Entwurf 
eines  Bundesgesetzes  betr.  das  Tarif  wesen  der  Schweiz.  Bundesbahnen  vom  April  /S99. 
—  Gmtachten  des  Schweix.  Bauernsekretariates  tum  Entwürfe  eines  Bundesgesettes 
über  das  Tarifwesen  der  Schweiz.  Bundesbahnen  vom  /.  Mai  i8qq.  —  Gutachten  des 
Vorortes  des  Schweis.  Handels-  und  Industrievereins  sunt  Entwurf  eines  Bundesgesette< 
betr.  das  Tarifwesen  der  Schweix.  Bundesbahnen  vom  20.  Mai  189g.  —  Botschaft  des 
Bundesrates  an  die  Bundesversammlung  über  den  Erlass  eines  Bundesgesettes  betreffend 
das  Tarifwesen  der  schweizerischen  Bundesbahnen  vom  17.  November  i8q<). 

PL  Weissenbaoh, 

Präsident  der  Generaldirektion  der  sckiveiz.  Bundesbahnen,  Bern. 

Differenzialzölle. 

I.  Begriff.  —  II.  Geschichtliches.  —  III.  Retorsions-  bezw.  Kampf zfille. 
IV.  Litterutur. 

I.  Begriff.  Unter  Differenzialzöllen  versteht  man  Zölle,  welche  gleichartige 
Waren  verschieden  belasten,  wobei  die  Bedingung  für  die  Unterscheidung  durch 
den  Ursprung  oder  die  Art  der  Einfuhr  der  Waren  gegeben  wird. 

II.  Geschichtliches.  In  den  kantonalen  Tarifierungen  der  früheren  Jahr- 
hunderte begegnen  wir  einer  Anzahl  Differenzialzölle,  wiewohl  diese  in  der 
Schweiz  niemals  die  Bedeutung  erlangt  haben,  wie  beispielsweise  in  England 
und  Frankreich,  welche  beiden  Länder  im  Interesse  ihrer  Landesindustrien  sowie 
ihrer  überseeischen  Kolonien  schon  frühzeitig  eine  ausgesprochene  Schutzzoll- 
politik verfolgten.  Während  beispielsweise  in  St.  Gallen  die  Hauptstrassen  und 
wichtigsten  Eingangsstationen  zollmässig  stark  besteuert  waren,  genossen  Qucr- 
und  Nebenstrassen  für  Bewohner  gewisser  Bezirke  und  Nebenkantone  entweder 
gänzliche  Zollbefreiung  oder  doch  bedeutende  Zollvergünstigungen.  Hinwiederum 
bildete  die  Heimat  des  Warenführers  oder  aber  die  Konfession  des  Händlers 
oder  Gewerbetreibenden  einen  Grund  für  differenziellc  Behandlung  seiner  Waren. 
So  wurden  beispielsweise  die  Juden  in  den  Kantonen  Luzern,  Solothurn,  Aargau 
bis  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  zollmässig  stärker  besteuert  als  die  Christen. 

In  verschiedenen  Kantonen  waren  die  aus  der  übrigen  Schweiz  kommenden 
Waren  mit  '/s— V*  des  von  den  übrigen  Provenienzen  bezogenen  Zolles  belegt. 

Gegenüber  Frankreich  hatte  sich  die  Eidgenossenschaft  während  mehreren 
Jahrhunderten  durch  Verträge  und  Militärkapitulationen  Zollvergünstigungen, 
mit  anderen  Worten  eine  difTercntielle  Behandlung  ihrer  Produkte  ausbedungen. 
Vertragsmässige  Zollbegünstigungen  für  bestimmte  Produkte  bestanden  auch 
zwischen  der  Schweiz  und  den  süddeutschen  Staaten,  sowie  mit  Sardinien. 

Nachdem  das  Zollregal  im  Jahre  1848  auf  den  Bund  übergegangen  war, 
wurde  ein  einheitlicher  autonomer  Ein-  und  Ausfuhrtarif  für  Waren  aller  Pro- 
venienzen festgesetzt.  In  den  60er  Jahren  bildete  sich  indessen  infolge  des 
Abschlusses  von  Handelsverträgen  mit  Frankreich  und  Belgien,  in  welchen 
Verträgen  für  eine  Reihe  der  ohnehin  niedrigen  Ansätze  Ermässigungen  stipu- 
liert  wurden,  neben  dem  autonomen  Tarif  von  1851  ein  Konventionaltarif 
heraus,  der  zum  Teil  zufolge  der  Meistbegünstigungsklausel  in  den  Verträgen, 
zum  Teil  gestützt  auf  gegenseitige  Zusicherung  der  Meistbegünstigung*  bis  tu 
definitiven  Vertragsabschlüssen  für  alle  Waren  in  Anwendung  gebracht  wurde, 
welche  über  die  Nord-,  West-  und  Südgrenze  zur  Einfuhr-  bezw.  Ausfuhr 
gelangten.  Waren  österreichischer  Provenienz  dagegen  unterlagen  bis  nach 
Abschluss  iles  Handelsvertrages  vom  Jahre  1868  den  Ansätzen  des  autonomen 
Tarifes  vom  Jahre  1851.  Bei  der  allgemeinen  Anwendung  des  Konventional- 
tarifes lassen  sich  die  in  demselben  enthaltenen  Zollansätze  als  die  normalen 
und  die  Sit/.-  des  autonomen  Tarifes  als  Differentialzölle  betrachten. 
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Abgesehen  von  Portugal,  welches  die  Verlängerung  des  am  1.  Februar  1892 
abgelaufenen  Handelsvertrages  abgelehnt,  und  von  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika,  welche  im  Frühjahr  1900  den  Meistbegünstigungsvertrag  gekündigt 
haben,  gegenüber  welchen  beiden  Staaten  der  Gcneraltarif  vom  10.  April  1891 
zur  Anwendung  kommt,  unterliegen  zur  Zeit  die  Waren  sämtlicher  übrigen 
Provenienzen  den  Ansätzen  des  gegenwärtig  zu  Kraft  bestehenden  Konventional- 
tarifes vom  Jahre  1891. 

HL  Retorsions-  bezw.  Kampfzölle.  Zu  der  Kategorie  der  Diffcrcnzial- 
/611c  gehören  auch  die  Retorsions-  oder  Kampfzöllc.  Wir  begegnen  ihnen  in 
der  Schweiz  zum  ersten  Male  anlässlich  des  Retorsionskonkordates  vom  Jahre 
1822.  Frankreich  hatte  nämlich  seit  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  den  Absatz 
schweizerischer  Produkte  nach  Frankreich  durch  fortgesetzte  Erhöhung  seiner 
landwirtschaftlichen  und  industriellen  Zölle  beinahe  verunmöglicht,  so  dass  sich 
die  Schweiz  schliesslich  zu  Repressalien  gegen  den  französischen  Handel 
genötigt  sah. 

Das  genannte  Konkordat  vom  28.  August  1822,  dem  131/,  Kantone  bei- 
getreten waren,  enthält  nach  der  Erklärung  der  Handelsfreiheit  die  folgende 
Restriktion : 

«Gegen  diejenigen  Staaten,  welche  die  schweizerischen  Erzeugnisse  und  Fabrikate  mit  hohen 
Einfuhrzöllen  beiästigen  oder  verbieten,  behält  sich  die  Schweiz  die  Anwendung  schützender  Maaa- 
r.geln  und  einer  gerechten  Reciprocität  nach  ihrer  besonderen  Lage  und  Konvonienz  vor.» 

Gestützt  hieravif  wurden  die  Waren  französischer  Provenienz  mit  Differen- 
zialzöllen  belegt. 

üas  Retorsionskonkordat,  das  bei  konsequenter  Durchführung  entschieden 
von  Erfolg  begleitet  gewesen  wäre,  musstc  infolge  des  lebhaften  Widerstandes, 
den  ihm  namentlich  die  beiden  Handelscentren  Basel  und  Genf  entgegensetzten, 
schon  mit  dem  Oktober  1824  ausser  Wirksamkeit  gesetzt  werden. 

Gemäss  Art.  34  des  schweizerischen  Zollgesctzes  vom  Jahre  1851  ist  der 
Bundesrat  befugt,  unter  ausserordentlichen  Umständen,  namentlich  im  Falle  von 
Teuerung  der  Lebensmittel,  bei  grössern  Beschränktingen  der  Schweiz 
von  Seiten  des  Auslandes  besondere  Massnahmen  zu  treffen  und  vorübergehend 
die  zweckmässig  erscheinenden  Abänderungen  im  Tarif  vorzunehmen.  Von  diesem 
Kampfzollartikel  hat  der  Bundesrat  im  Jahre  1892  Gebrauch  gemacht,  als  die 
französische  Kammer  es  in  schroffer  Weise  abgelehnt  hatte,  dem  zwischen  der 
franzosischen  Regierung  und  dem  schweizerischen  Bundesrate  vereinbarten 
llandclsübcreinkommen  vom  23.  Juli  1892  die  Genehmigung  zu  erteilen. 

Bei  der  Feststellung  des  Kampfzolltarifcs  liess  sich  der  Bundesrat  ent- 
gegen den  Stimmen,  welche  vollständige  Reciprocität.  «I.  h.  die  Aufstellung 
eines  Differenzialtarifcs  mit  den  französischen  Maximalansätzen  befürworteten, 
\on  nachstehenden  Gesichtspunkten  leiten: 

t.  Für  Rohstoffe  und  Fabrikate,  welche  der  Schweiz  als  notwendige  Hülfssloffe  zu  dienen 
haben,  oder  für  deren  Bezug  die  Schweiz  ausschliesslich  auf  Frankreich  angewiesen  ist.  tritt  keine 
Zollerhßhung  ein;  desgleichen  für  notwendige  Lebensbedürfnisse,  soweit  es  Gegenstände  betrifft,  welche 
bisher  aus  nächster  Nahe  bezogen  wurden  und  deren  Beschaffung  von  weiterher  mit  grossen  Kosten 
verbunden  wäre. 

2.  Für  alle  anderen  aus  Frankreich  importierten  Artikel,  welche  der  französische  Maximaltarif 
mit  höheren  Zöllen  belastet,  als  der  schweizerische  Gcneraltarif,  und  für  deren  Bezug  die  Schweiz 
nicht  auf  Frankreich  angewiesen  ist,  tritt  dagegen  Zollerhflhung  ein. 

Unter  der  Herrschaft  des  Kampfzolltarifcs  hat,  wie  aus  der  folgenden 
statistischen  Zusammenstellung  ersichtlich  ist,  der  Handel  zwischen  der  Schweiz 
und  Frankreich  recht  erheblich  abgenommen ;  doch  hat  Frankreich  hiebei  ent- 
schieden mehr  eingebüsst  als  die  Schweiz. 
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Wertsummen  de«  Importes     .Wertsuramen  des  Exportes 


Jahre 

aus  Frankreich 

nach  Frankreich 

in  Millionen  Franken 

in  Millionen  Franken 

1891 

203 

103 

1892 

179 

102,5 

1893 

111,1» 

74,3 

1894 

110,3 

73 

1895 

138,5 

74.5 

im  gmssen  und  ganzen  übte  die  differcnzielle  Behandlung  der  französischen 
Erzeugnisse  weder  eine  preissteigernde  Wirkung  auf  die  inlandischen  Waren- 
preise aus,  noch  war  damit  ein  Rückgang  der  allgemeinen  Zolleinnahmen  ver- 
bunden. 

Der  von  beiden  Seiten  konsequent,  jedoch  mit  M.'tssigung  durchgeführt- 
Zollkrieg  wurde  beigelegt  durch  die  kommerzielle  Verständigung  vom  16.  August 
1895,  worin  sich  die  Schweiz  und  Frankreich  nach  erfolgter  Ermässigung  des 
französischen  Minimaltarifes  für  unbestimmte  Zeit  die  wechselseitige  Behandlung 
auf  dem  Kusse  der  meistbegünstigten  Nation  zusicherten. 

Wenn  auch  der  Ausgang  des  der  Schweiz  aufgedrungenen  Zollkriege 
nicht  die  Erwartungen  befriedigt  hat,  welche  man  vielerorts  auf  ihn  gesetzt 
hatte,  so  ist  es  immerhin  mit  Hülfe  der  Kampfzölle  gelungen,  Frankreich,  wenn 
nicht  auf  vertraglichem,  so  doch  auf  autonomem  Wege  zur  Herabsetzung  seine- 
Minimaltarifes  zu  bestimmen  und  damit  das  französischerseits  aufgestellte  Prinzip 
der  Unveränderlichkeit  des  Minimaltarifes  thatsächlich  zu  durchbrechen. 

Der  Warenaustausch  hat  sich  seit  der  zollpolitischen  Aussöhnung  mit 
Frankreich  wie  folgt  fortentwickelt: 

Wertsummen  des  Importes      Weitsumnren  des  Exportes 


Jahre 

aus  Frankreich 

nach  Frankreich 

in  Millionen  Franken 

in  Millionen  Franken 

1895 

138,5 

74.5 

189b 

177,b 

81 

1897 

188,4 

83.6 

1898 

203,9 

83,2 

1899 

214,2 

96,3 

1900 

207,3 

109,9 

1901 

205,5 

109,2 

Demgemäss  betragt  im  Jahre  1899  die  Einfuhr  aus  Frankreich  35  Millionen 
Franken  mehr  als  vor  dem  Ausbruch  des  Zollkrieges,  während  der  Export  der 
Schweiz  nach  Frankreich  noch  um  cirka  6  Millionen  Franken  hinter  demjenigen 
vom  Jahre  1892  zurücksteht.  In  den  Jahren  1900  und  1901  hat  indessen,  wie 
aus  vorstehender  Tabelle  ersichtlich,  der  Export  nach  Frankreich  erheblich 
zugenommen,  während  die  Einfuhr  aus  Frankreich  um  ca.  8  Millionen  Franken 
zurückgegangen  ist. 

IV.  Litteratlir.  A.  Huber.  Entwicklung  des  schweizerischem  Zollwesens.  —  W.  Lt-Ui. 
Differenzialzölle,  „Handwörterbuch  der  Staat  swisseuschaf ten" ,  Bd.  II.  —  Jahresbericht 
der  Schweiz.  Handelsstatistik  pro  /Sgy  f-  —  Botschaft  des  Bundesrates  über  die 
Massreff  ein  betreffend  den  Handelsverkehr  mit  Frankreich  vom  tj.  MSn  /Sgj  (Bundes 
Mttlt  fSgj,  Bd.  /,  7^>. 

Fritz  Irmißer, 

Kamieisekretar  hei  der  Oberzolldirektion,  Bern 
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Diskontopolitik. 

I.  Allgemeines.  —  II.  Valutastand  und  die   Wirkungen  der  über- 
mässigen Ausgabe  schwach  gedeckter  Noten.  —  III.  Notendeckung. 

—  IV.  Die  Wirkungslosigkeit  der  schweizerischen  Diskontopolitik. 

—  V.  Leitende  (iesiohtspunkte  für  die  vorzunehmenden  Reformen. 

—  VI.  Litteratur, 

I.  Allgemeines.  Unter  Diskonto  versteht  man  im  allgemeinen  den  Wechsel- 
y.ins,  d.  Ii.  denjenigen  /.ins.  der  vom  Käufer  eines  später  fälligen  Wechsels  dem 
Verkäufer  auf  der  Wcchselsumme  für  so  viel  Tage  zurückbehalten  wird,  als 
der  Wechsel  mich  zu  laufen  hat,  und  unter  Diskoutosalz  den  Zinsfuss,  zu 
welchem  dieser  Zins  berechnet  wird.  Die  Thätigkeit  der  Erwerbung  kurzfristiger 
Korderungen,  wie  insbesondere  Wechsel,  aber  auch  verschiedenerlei  anderer 
Schuldtitel,  bezeichnet  man  mit  dem  Ausdruck  «Diskontieren^  Hin  Weiter- 
begeben (Wiederverkaufen)  diskontierter  Werte  wird  rückdiskontieren 
(rediskontieren)  genannt. 

Die  Geschäftssphäre  der  Diskontooperationen  ist  der  Geld-  und  Kapital- 
markt, d.  h.  die  Wechselbörse  und  die  Hanken.  Hei  den  Hanken  sammelt  sich 
Kapital  in  Form  disponibler  Gelder,  die  nach  nutzbringender  Verwendung  streben. 
Diesem  Hestreben  kommt  die  Geschäftswelt  unter  anderem  dadurch  entgegen, 
dass  sie  ihre  ausstehenden,  in  Wechselform  gebrachten  Forderungen  behufs 
Krlangung  neuer  Hetriebsmittel  den  Hanken  verkauft  (diskontiert).  An  Stelle 
der  brachliegenden  Harmittel  t ritt  bei  diesen  der  produktive  Wechselbesitz, 
das  Wcchselportefeuille.  Die  meisten  Hanken  oder  Hankiers  befassen  sich  mit 
dem  Diskontogeschäft,  jedoch  in  ungleichem  Masse.  Vorwiegend  diesem 
Geschäftszweige  sich  widmende  Institute  werden  als  Diskontbanken  be- 
zeichnet und  unter  diesen  sind  es  die  reinen  Notenbanken,  auch  Emissions- 
oder Zettelbanken  genannt,  welche  gewöhnlich  den  ersten  Rang  einnehmen. 
Diese  Kategorie  von  Geldinstituten  benutzt  nämlich  sowohl  ihre  Depositen  (bei 
ihnen  deponierte  Gelder»,  als  auch  ihre  Noten  zur  Anlage  in  Wechseln  und 
zwar  folgen  sie  hierin  nicht  nur  einem  Gebote  der  Zweckmässigkeit,  sondern 
vielfach  auch  den  .Anforderungen  bestimmter  Gesetzesvorschriften,  weil  diesen 
Anstalten  nicht  nur  die  Befriedigung  privat  wirtschaftlicher  Kreditansprüche, 
sondert)  in  ganz  hervorragendem  Masse  auch  die  Wahrung  allgemein  öffent- 
licher Interessen  obliegt. 

Die  diesen  Hanken  anvertrauten  Gelder  haben  gewöhnlich  kurzfristigen 
Charakter  und  da  es  zum  ersten  Grundsatz  einer  jeden  nach  gesunden  Prin- 
zipien arbeitenden  Hank  gehört,  dass  sie,  ihrer  beständigen  Zahlungsbereitschaft 
wegen,  ihre  Aktivgeschäfte  in  Bezug  auf  Liquidität,  stets  der  Natur  ihrer  Passiv  - 
geschäfte  anpasst,  so  sind  richtige  Notenbanken  stets  bestrebt,  ihre  Gelder  nur 
für  kurzfristige  Anlagen  zu  verwenden.  Als  diese  Bedingung  in  vorzüglicher 
Weise  erfüllende  Verwendung  gilt  die  Diskontierung  \  on  Wechseln.  Der  Erwerb 
von  Wechseln  bildet  somit  das  wichtigste  .Aktivgeschäft  der  reinen  Notenbanken. 

Nicht  alle  Arten  von  Wechseln  eignen  sich  indessen  hiezu  in  gleichem 
Masse.  Nicht  absolut  ausschlaggebend,  doch  von  wesentlichster  Bedeutung  für 
die  Qualifikation  derselben  ist  das  Motiv,  der  wirtschaftliche  Zweck  ihrer 
Kreierung.  Der  richtige,  vertrauenswürdige  Wechsel  >.(||  jm  allgemeinen  das 
Aequivalent  einer  vor  seiner  Ausstellung  zwischen  den  Wechsel  verbundenen 
bereits  vollzogenen  Güter-  oder  Vermögensübertragung  darstellen  und  durch 
Einlösung  bei  Verfall  die  betreffende  Transaktion  auszugleichen  bestimmt  sein. 
Obenan  steht,  neben  anerkannt  prima  Bankaccepten.  der  Handelswechsel,  das 
dem  legitimen  Warenhandel  entstammende  Papier  mit  höchstens  dreimonatlicher 
Verfallzeit  und  guten  Unterschriften.  Eine  Stufe  tiefer  sc  hon  steht  der  Lombard - 
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(Faustpfand-)  Wechsel.  Für  eine  Notenbank  aber  geradezu  gefährlich  muss  unter 
Umstanden  der  Krwerb  sogenannter  Kredit-  oder  Finanzwechsel  angesehen 
werden,  weil  dieselben,  oft  nur  auf  blossen  Kreditgeschäften  ruhend,  bei  Verfall 
vielfach  nicht  eingelöst,  sondern  bloss  erneuert  (prolongiert)  werden  und  deshalb 
die  darin  investierten  (»eider  auf  den  bestimmten  Termin  nicht  wieder  ein- 
bringen und  zufolge  dieses  Unistandes  in  Krisenzeiten  eine  starke  Verlustgcfahr 
involvieren. 

Die  Hübe  des  Diskontosatzes  wird  durch  zwei  Hauptmomente  bestimmt: 
1.  durch  die  Qualität  der  Wechsel  und  die  Länge  ihrer  Verfallfristen;  2.  durch 
das  natürliche  Gesetz  von  Angebot  und  Nachfrage,  d.  h.  durch  die  Lage  und 
die  Bedürfnisse  des  (Geldmarktes. 

Die  Qualität  der  Wechsel  bcinisst  sich,  neben  der  Höhe  des  Betrages, 
nach  deren  Sicherheit,  nach  ihrer  Kntstehungsursache,  m.  a.  W.  nach  dem  zu 
laufenden  Risiko,  sowie  nach  der  geschäftlichen  Bedeutung  des  Domizils  (Ort, 
wo  der  Wechsel  zahlbar  ist,  —  ob  Bankplatz  oder  nicht,  und  wenn  Bankplatz, 
nach  dessen  Wichtigkeil  für  den  Verkehr  -  ).  Requisiten  der  Sicherheit  sind  : 
Genügende  Zahl  von  solvablen  Unterschriften,  nicht  zu  lange  Verfallfrist  des 
Wechsels  (in  der  Regel  bi*  zu  drei  Monaten).  Je  länger  die  Laufzeit  des  Wech- 
sels, desto  höher  gewöhnlich  der  in  Abzug  gebrachte  Diskonto  und  umgekehrt. 
Gewisse  Konstellationen  der  Marktlage  können  indessen  auch  die  Nachfrage 
nach  «lang<  tn>  Papier  erhöhen  und  den  Diskontosatz  zu  «Jessen  Gunsten  be- 
einflussen. 

Das  Diskontgeschäft  bildet  für  die  Gehl-,  Kredit-  und  Valutaverhältnisse 
eines  Landes  einen  Machtfaktor  allererster  Bedeutung.  denn  die  Diskontu- 
operationen  umfassen  und  bewegen  gewaltige  Summen  mobilen  Kapitals.  Und 
da  es  in  der  Regel  die  Notenbanken,  in  vollem  Umfange  wenigstens  die  Central- 
notenhanken  eines  Landes,  sind,  welche  den  grössten  We«  hsclbesitz  in  ihren 
Portefeuilles  vereinigen,  so  beherrschen  sie  im  Verhältnis  ilm:r  Mittel  den  Markt, 
sie  diktieren  die  Miet hedingungen  für  flüssiges  Kapital,  d.  h.  sie  reglieren  den 
Diskontosatz  und  normieren  damit  die  Konditionen  für  kurzfristige  Geld-  und 
Kredit  begehren.  Die  Beweggründe,  von  welchen  sich  die  Banken  bei  der  Dis- 
kontierung bestimmen  lassen,  und  die  Ziele,  welche  hiebei  verfolgt  werden, 
werden  unter  der  Bezeichnung  Diskontopolitik  zusammengefasst.  Die  Regie- 
rung ib  s  Diskontosatzes  vollzieht  sich  indessen  keineswegs  willkürlich,  denn, 
da  den  Notenbanken  aus  Gründen,  die  si<  h  aus  den  nachfolgenden  Ausführungen 
ergeben,  die  Ueberwaclnmg  und  Reglierung  des  gesamten  heimis«  lu-n  Geld- 
verkehrs, sowohl  im  Bezug  auf  den  internen  Umlauf,  als  hinsichtlich  seiner 
Beziehungen  zu  ausländischen  Valuten  zufällt,  so  entsteht  ihnen  in  der  Sorge 
um  die  Lrhallung  gesunder  Geld-  und  Valutaverhältnisse,  um  die  hinreichende, 
richtige  Befriedigung  der  Bedürfnisse  des  Geldmarktes,  wie  um  die  Sicherung 
der  eigenen  Kxistenz,  ein  unfreiwilliger,  zwingender  Regulator.  Diese  auf  den 
Notenbanken  ruhende  Verantwortlichkeit  überbindet  denselben  daher  die  absolute 
Pflicht,  unter  Hintansetzung  aller  ( iewinnrücksicht cn.  eine  richtige  Noten-  und 
Diskontopolitik  zu  befolgen.  Unter  richtiger  Notenpolitik  ist  eine  technisch 
gesunde  Notenvrwendung  zu  verstehen:  sie  bildet  die  notwendige  Grundlage 
jeder  wirksamen  Diskontopolitik.  Trifft  diese  Vorbedingung  nicht  zu,  so  ist  eine 
ihre  Aufgabe  erfüllende  Diskontpolitik  unmöglich.  Die  Noten  sollen,  ihrer 
wirtschaftlirlw-n  Bestimmung  entsprechend,  ausschliesslich  nur  zum  Krwerb  kurz- 
fristiger Forderungen  dienen,  damit  genügt  die  Bank  gleichzeitig  auch  dem 
Bedürfnis  einer  leicht  realisierbaren,  haukmässigeu  Deckung.  Nur  der  Umstand, 
dass  nie  alle  Noten  auf  einmal  zur  Vorweisung  gelangen,  verschafft  den  Banken 
die  Möglichkeit,   einen   Teil   des  Gesamtwertes   in  nutzbringenden  (Geschäften 
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anzulegen.  In  Anbetracht  des  ausserordentlich  liquiden  Charakters  aber,  den 
diese  Gelder  zu  bewahren  haben,  hat  die  Notenbank  peinlichst  alle  diejenigen 
Geschäfte  zu  vermeiden,  die  eine  Festlegung  ihrer  Mittel  herbeiführen  würden. 
Hypothekar-,  Immobilien-  und  Repartgeschäfte,  Beteiligung  an  Syndikaten, 
industriellen  Unternehmungen  und  was  dergleichen  langfristige  oder  riskierte 
Geschäfte  mehr  sind,  sollte  eine  Notenbank  nicht  treiben,  denn  sie  alle  unter- 
graben ihre  Zahlungsbereitschaft  und  gefährden  die  Einlösbarkeit  und  damit 
den  Kredit  ihrer  Noten.  Auch  einen  allzu  bedeutenden  Teil  ihrer  Gelder  in 
Effekten  (öffentliche  Wertpapiere)  festzulegen,  ist  für  sie  gefährlich.  Dagegen 
empfiehlt  sich  für  dieselben  der  Handel  mit  jederzeit  in  courantc  Landesmünze 
umwandclbarcn  Edelmetallen  und  fremden  Devisen  (Wechsel  auf  das  Ausland), 
auch  mag  sie  dem  Lombardgeschäfte  (Darlehen  gegen  Faustpfand)  in  beschei- 
denem vorsichtigem  Masse  obliegen.  Ihr  Hauptgeschäftszweig  aber  soll  sein 
das  Diskonto-,  Mandat-  und  Inkassogeschäft,  die  Annahme  von  Geldern  in 
unverzinslicher  und,  wenn  nicht  zu  umgehen,  in  äusserst  beschränktem  Um- 
fang«- in  verzinslicher  Rechnung  i  Depositengeschäft  >,  sowie  in  Verbindung'damit 
die  Pflege  und  der  Ausbau  moderner  Einrichtungen  des  Zahlungsverkehrs  (Check, 
Giro  und  Clearing).  Huldigt  eine  Notenbank  diesem  allein  richtigen  Prinzip 
der  kurzfristigen  Anlage  ihrer  Gehler,  so  liegt  in  diesem  Verhalten  an  und  für 
sich  schon  eine  ziemliche  Gewähr  sowohl  für  die  richtige  Verwendung  der 
Noten,  als  auch  für  eine  zweckdienliche  Zusammensetzung  ihrer  Deckung  und 
den  Schutz  des  Metallgeldumlaufes.  Nichtsdestoweniger  haben  die  Notenbanken 
noch  besonders  darauf  zu  achten,  dass  sie  dem  Verkehr  zu  keiner  Zeit  mehr 
Noten  abgeben,  als  er  für  seine  wirklichen  Bedürfnisse  nötig  hat.  Die  sicherste 
Wcgleitung  für  jede  Bank  ergibt  sich  hiefür  aus  den  Verhältnissen  des  eigenen 
Wirkungskreises. 

Das  Kriterium  für  eine  richtige  Handhabung  der  Diskontopolitik  im  all- 
gemeinen bildet  der  Kursstand  der  Wechsel  des  eigenen  Landes  im  Auslande 
oder  sein  Gegenbild:  der  Devisen-  (Auslandwechsel-)  Kurs  im  Inlande.  Das  Ver- 
hältnis des  Kurses  der  Landes  Wechsel  zu  demjenigen  der  Ausland  Wechsel  ist 
vergleichbar  mit  den  beiden  Annen  einer  Hebelwagc.  Steigen  die  Kurse  der 
fremden  Devisen  über  die  Parität,  so  büsst  der  Kurs  der  eigenen  Wechsel  in 
den  entsprechenden  fremden  Ländern  um  den  nämlichen  Prozentsatz  ein,  um 
ebenso  viel  Punkte  verliert  die  Landesvaluta  gegenüber  der  Parität  und  zeigt 
damit  eine  Verschuldung  des  eigenen  Landes  gegenüber  dem  Auslände  m.  a.  W. 
eine  ungünstige  Zahlungsbilanz  dem  oder  den  fremden  W  irtschaftsgebieten  gegen- 
über an.  Ein  Passivsaldo  der  Zahlungsbilanz  wird,  soweit  eine  Ausgleichung 
nicht  durch  V  erschiebungen  von  beliebigen  Werten,  wie  Transaktionen  in  Börsen- 
effekten. Kdehnetallströmungen,  durch  die  Arbitrage  etc.  sie  Ii  vollzieht,  in  der 
Hauptsac  he  durch  Wechsel  beglic  hen.  Bei  einer  stärkern  Verschuldung  nun 
steigen  letzter»-  aber  infolge  vermehrter  Nachfrage  im  Preise,  die  Kurse  heben 
sich  bis  zum  sogenannten  Goldpunktc  und  darüber,  d.  h.  bis  zur  Höhe,  wo 
billiger  vermittelst  Barschaft  (Gold-  oder  Silbercourantmünzcn)  beglichen  wird. 
Alsdann  beginnen  an  Stelle  der  Wechselretnittierungen  die  Geldsendungen  zu 
treten.  Vermögen  nun  in  solchen  Momenten  die  Notenbanken  eines  Landes 
dem  Verkehr  nicht  hinreichend  Barmittel  zu  Exportzwecken  zur  Verfügung  zu 
stellen,  zugleich  aber  amh  einer  Geldeinnahme  aus  der  Zirkulation  keinen 
wirksamen  Damm  durch  geeignete  diskontopolitische  Massnahmen  entgegenzu- 
setzen, wie  dies  bei  uns  in  der  Schweiz  seit  Jahren  der  Fall  i-t,  so  kann  die 
Situation  äusserst  fatal  we  rden.  Die  Kurse  steigen  je  nach  Verhältnissen  immer 
höher,  so  dass  bald  auf  solchen  Barexporten  ein  ansehnlicher  Agiogewinn  winkt. 
Ist  die  Situation  einmal  so  weit  gediehen,  und  wird  der  gewöhnliche  Handcls- 
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verkehr  in  seinem  Vorgehen  alsdann  auch  von  der  Spekulation  unterstützt 
t.Silbcrdrainage 1  wahrend  der  letztern  Jahre  in  der  Schweiz),  so  kann  bei 
längerer  Andauer  der  Geldumlauf  derartig  dezimiert  werden,  dass,  wir  schon 
ausgeführt,  Gefahr  für  die  Aufrechterhaltung  der  Metall  Währung  droht. 

Das  Eintreten  einer  solchen  Kalamität  ist  aber  nur  möglich  in  einem 
Lande,  dessen  Noten-  und  Diskontopolitik  an  tiefen  innern  Missständen  krankt, 
wahrend  in  einem  Wirtschaftsgebiet  mit  normalen  Geldverhällnisscn  und  richtig 
funktionierendem  Diskontomechanismus,  basiert  auf  eine  weise,  vernünftige 
Notenverwendung,  dies  niemals  eintreten  kann.  Wohl  ist  in  letzterem  Falle 
eine  bisweilen  intensive  Verteuerung  der  Geldmiete  in  Form  höherer  und  selbst 
geschraubter  Diskonte »sätze  denkbar,  allein  eine  andauernde  Valutadepression 
mit  den  vorerwähnten  Folgen  wird  si«h  selbst  bei  ziemlich  prekärem  Stande 
der  Zahlungsbilanz,  sonst  aber  gesunden  wirtschaftlichen  Verhältnissen,  niemals 
einstellen,  denn,  drohen  die  Kurse  der  fremden  Wechsel  den  Goldpunkt  zu 
überschreiten,  so  werden  die  Notenbank  oder  Notenbanken  des  Landes  sofort 
korrigierend  eingreifen:  Sie  erhöhen  ihren  Diskontosatz  und  damit  den  Miet- 
preis für  flüssiges  Kapital.  Durch  diese  Massnahme  erreichen  sie  einerseits  ein 
Zurücktreten  der  Geldbegehren,  einen  Rückfluss  ihrer  Mittel,  eine  Erschwerung 
des  Kredits,  eine  Mässigung  des  Unternehmungsgeistes  und  ein  Eindämmen 
der  übertriebenen  Spekulations-  und  Gründungsthätigkeit.  bei  ziellx- wusstem 
Beharren  einen  Druck  auf  den  Konsum,  bei  nicht  zu  ungünstiger  Konjunktur 
für  die  RohstoffbeschalTung  bald  aueh  einen  Rückgang  der  anormal  gesteigerten 
Preisbildung  auf  einer  Reihe  von  Industrieprodukten  und  dadurch  einen  Druck 
auf  die  Einfuhr  und  eine  Stimulation  der  Ausfuhr,  was  gleichbedeutend  ist  mit 
einer  Besserung  der  Handelsbilanz  und  einer  günstigen  Rückwirkung  auf  die 
Zahlungsbilanz;  anderseits  weckt  diese  Massnahme  das  Interesse  der  Geld- 
abgeber des  Auslandes  für  inländische  Kapitalanlagen  und  bewirkt  dadurch 
einen  direkten  oder  indirekten  Zufluss  an  Edelmetall.  Diese  Momente  zusammen 
schwächen  in  ihrer  Wirkung  den  Bedarf  und  die  Nachfrage  nach  Ausland» 
wechseln  derart  ab.  dass  der  Druck  auf  dem  Devisenmarkte  schwindet,  die 
Kurse  der  Devisen  in  ihre  Schranken  zurückgewiesen  werden  und  die  Parität 
der  Valuta  wieder  hergestellt  wird.  In  solchen  Fällen  ist  ein  unerbittliches 
Anziehen  der  «Diskontoschraube»  für  ein  Wirtschaftsgebiet  von  der  grössten 
Bedeutung  und  eine  unverkennbare  Wohlthat;  sie  ist,  was  die  Diätvorschrift 
für  den  Kranken:  Eine  sanitäre  Massnahme  zur  Heilung  gewisser  Gebrechen 
und  Auswüchse  der  Volkswirtschaft.  Die  Diskontoerhöhung  oder  eine  länger 
andauernde  Höhcrhaltung  des  Diskontoniveaus  kann  aber  nur  da  angezeigt  sein, 
wo  die  fremden  Wechselkurse  noch  auf  relativ  mässige  Diskontosätze  reagieren. 
Braucht  es  allzu  hohe  Sätze,  um  den  gewünschten  Effekt  herbeizuführen,  so  ist 
dies  ein  Fingerzeig  dafür,  dass  das  Instrument  die  «Diskontoschrauhe>  gegen- 
über der  zu  stark  angewachsenen  Verheerung  im  Geldwesen  bereits  zu  schwach 
ist  und  versagt,  dass  der  Hebel  an  einem  andern  Orte  angesetzt,  dass  tiefer 
gegriffen  und  vor  allem  aus  mit  einer  Säuberung  der  Währung  von  der  zu 
grossen  Menge  Surrogate  der  Anfang  gemacht  werden  muss.  Den  gegenteiligen 
Einfluss  hat  natürlich  eine  Diskontoermässigung  im  ungeeigneten  Moment  oder, 
was  schlimmer  ist,  ein  andauernd  zu  nieder  gehaltenes  Diskontoniveau,  an  dem 


1  Die  Silberdrainage  besteht  darin,  das*  bei  hohem  Stande  des  französischen  Wechsel- 
kurses die  Agioteure  oder  Draineure  den  Emissionsbanken  durch  Vorweisung  ihrer  Noten, 
Silber  entziehen,  dasselbe  nach  Frankreich  senden,  sich  dort  durch  dessen  Einzahlung  an 
Banken  Guthaben  schaffen  und  alsdann  die  auf  Grund  dieses  Guthabens  gezogenen  Wechsel 
wiederum  mit  entsprechendem  Aufgeld  (Agiogewinn)  In  der  Schweiz  verkaufen.  Sie  erhalten 
ihren  Erlös  wieder  in  schweizerischen  Noten,  womit  sie  ihr  Geschäft  von  neuem  beginnen  können. 
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die  Schweiz  seit  Jahren  krankt,  auf  welchen  (legenstand  wir  später  eingehender 
zurückkommen  werden. 

Um  zu  wissen,  wie  hoch  der  Diskontosatz  behufs  Krzielung  der  gewünschten, 
vorgenannten  Wirkung,  hinaufgesetzt  werden  soll ,  ist  die  Vcrglcichung  der 
auswärtigen  Diskonto-  und  Wechselkursverhältnisse  notwendig.  Die  Höhe  der 
Diskontosätze  der  einzelnen  Länder  ist  durch  ihren  Kapitalreichtum,  durch  die 
Ressourcen  ihrer  Volkswirtschaften  im  allgemeinen  einerseits  und  durch  die 
Intensivität  der  wirtschaftlichen  Thätigkeit  und  Kraftentfaltung  anderseits,  sowie 
durch  die  variierenden  Verhältnisse  der  nationalen  und  internationalen  Gcld- 
marktlage  bedingt.  Hin  Erfolg  in  vollem  Umfange  tritt  demzufolge  erst  dann 
ein,  wenn  das  richtige  Verhältnis  zwischen  dem  Satze  des  eigenen  und  dem 
der  andern  Länder  geschaffen  ist. 

Für  die  Diskont« »politik  im  weitern  Sinne  kommen  dann  auch  noch  als 
sogenannte  «kleine  Mittel  >  eine  Reihe  anderer  Massnahmen  in  Betracht,  welche 
von  den  grossen  Notenbanken  des  Auslandes  nicht  selten  angewendet  werden, 
so  bei  der  Bank  von  Frankreich  die  Erhebung  einer  ( loldprämie,  dann  bei  ihr 
und  andern:  Kreditrestriktionen,  plötzliche  Massenabgabe  von  Ausland  wechseln 
an  den  Markt,  Gewährung  zinsfreier  Vorschüsse  auf  Goldimporte  u.  a.  m.,  auf 
die  wir  hier  nicht  näher  eintreten  können.  Mit  diesen  und  einigen  weitern 
Vorkehren,  unter  welchen  aber  die  Reglierung  des  Diskontosatzes  weitaus  die 
wichtigste  und  erfolgreichste  ist.  suchen  die  grossen  Notenbanken  Kuropas  ihren 
Aufgaben  gerecht  zu  werden,  welche  zusammcngclasst  bestehen: 

1.  In  der  Sorge  um  die  eigene  stete  Zahlungsbereitschaft  des  Institutes  und  zwar 
sowohl  in  Hinsicht  der  Bareinlösung  seiner  Nuten  in  erster,  als  der  übrigen  kurzfalligeu 
Verbindlichketten  in  zweiter  Linie 

2.  In  der  Erhaltung  und  Mehrung  des  Metallgeld  tandes  des  Landes  und  desseu 
sorgfältiger  Reglierung  gemäss  den  Schwankungen  des  Marktes  und  den  Bedürfnissen  des 
Zahlungsverkehrs  durch  eine  entsprechende  Normierung  der  Geldmietbedingungen. 

3.  In  der  Sicherung  der  Währung,  dem  Schutz  der  Landesvaluta  durch  geeignete 
Beeinflussung  der  Devisenkurse. 

4.  In  dem  richtigen,  genügenden  Ausbau  der  Zahlungscinrichtungcn  im  Inlandc,  wie 
ihn  die  Interessen  der  stets  wachsenden  und  beschleunigteren  Verkehrsthättgkeit  erfordern 
(Organisation  von  Check-,  Giro-  und  Clearingverkehr). 

5.  In  Momenten  heranziehender,  drohender  wirtschaftlicher  Krisen  in  der  rechtzeitigen 
Anwendung  von  Präventivmassregeln  restriktiver  Art  (Erhöhung  des  Geldmietpreises,  Er- 
schwerung des  Kredits  u.  dergl.),  und  bei  bereits  eingetretenen  Störungen  in  der  Anwendung 
schonender,  mildernder  Massnahmen  zur  Verhütung  allzu  verheerender  Folgen  (Schutz  der 
kreditwürdigen  Positionen  und  Existenzen,  Anbahnung  und  Halfeleistung  beim  Wiederaufbau 
gesunder  normaler  Verhältnisse  etc.). 

IL  Valutastand  und  die  Wirkungen  der  Übermässigen  Ausgabe  schwach 
gedeckter  Noten.  Nach  diesen  allgemeinen  Ausführungen  treten  wir  auf  eine 
nähere  Untersuchung  der  speziell  schweizerischen  Verhältnisse  ein.  indem  wir 
uns  als  Ausgangspunkt  und  Prüfstein  zugleich  des  Standes  der  für  uns  wich- 
tigsten Devisenkurse  im  Durchschnitte  der  Jahre    189b  1900   bedienen  wollen. 

Jahresdurchschnitte  der  Geldkurse  (mittlere  Notierung  der  Plätze 
Basel,  Genf  und  Zürich)  für  kurzsichtige  Wechsel  auf: 
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Aus  dieser  Aufstellung  ergibt  sich  in  erster  Linie,  dass  diese  Devisen  alle 
die  Parität  um  bedeutende  Prorentsätze  überstiegen  haben,  sodann  aber  ins- 
besondere, dass  sie  selbst  den  Goldpunkt  (100,10 — 15),  ja  sogar  den  Silber- 
punkt (100,20 — 25)  in  absolut  anormaler  Weise  zu  überschreiten  vermochten. 
Diese  Thatsache  erbringt  uns  den  zahlenmässigen  Beweis,  dass  unsere  Valuta 
seit  einer  Reihe  von  Jahren  notleidend  ist.  Die  Beständigkeit  und  anhaltende 
Verschärfung  der  Erscheinung  führt  uns  aber  auch  weiter  zur  Erkenntnis,  dass 
wir  hier  kein  vorübergehendes  Symptom,  sondern  eine  langsame  aber  sicher 
fortschreitende  Entwertung  der  Valuta  vor  uns  haben,  die  nicht  nur  momentan 
ungünstigen  Konstellationen  der  internationalen  Marktlage  und  daraus  resul- 
tierender vorübergehend  schlechter  Zahlungsbilanz  entsprungen  sein  kann,  sondern 
ihre  Ursache  in  gewissen  Defekten  der  nationalen  Währung  haben  muss. 

Es  mag  zur  bessern  Verständlichkeit  der  nachfolgenden  Ausführungen 
angezeigt  sein,  die  beiden  Begriffe  «Währung»  und  <  Valuta >  etwas  genauer 
auseinander  zu  halten.  Unter  Währung  versteht  man  den  gesetzlich  normierten 
Wert  des  (leides,  wie  er  in  den  Funktionen  des  letztern  als  Wertmesser  im 
innern  Verkehr  des  Landes  zur  Geltung  gelangt.  Bei  einigermassen  normalen 
Valutaverhältnissen  wird  sich  im  Inland  jedermann  an  die  Währung«-  oder 
Wertstipulation  des  Gehles  oder  auch  der  Geldersatzmittel  (Banknoten  etc.) 
halten,  d.  h.  Fr.  100  z.  B.  werden  immer  als  Fr.  100  genommen  werden,  ob  sie 
nun  in  Gold,  Silber  oder  Noten  gegeben  werden.  Im  Verkehr  mit  dem  Aus- 
lande aber  wird  dies  nicht  immer  und  überall  der  Fall  sein,  denn  da  fällt  der 
Werl  oder  die  Zahlkraft  der  Wahrung  eines  Landes  gegenüber  der  Zahlkraft 
der  Währung  eines  andern  oder  der  übrigen  Länder  in  die  Wagschale:  in 
diesem  Falle  handelt  es  sich  um  die  Funktion  des  Geldes  als  Wertmesser  im 
internationalen  Verkehr  und  in  diesem  Sinne  angewendet,  tritt  an  die  Stelle 
des  Begriffes  c  Währung»  die  Bezeichnung  «Valuta».  In  einem  Lande  mit 
richtigen  Wähmngs-  und  Diskontoverhältnissen,  mit  guter  Finanzpolitik  und 
gesunden  volkswirtschaftlichen  Zuständen,  Faktoren,  welche  zusammen  das 
Vorhandensein  ausreichender  Bestände  vollwertigen  Courantgeldes  voraussetzen 
lassen,  werden  sich  die  beiden  Begriffe  —  in  normalen  Zeiten  wenigstens  — - 
materiell  fast  immer  annähernd  decken;  der  Kursstand  der  Wechsel  auf  Länder 
mit  ebenfalls  gesunder  Währung  wird  immer  nur  in  kleinen  Abständen  um  die 
Parität  herum  oszillieren,  der  Wertgang  der  Valuta  wird  nicht  viel  tiefer  als 
bis  zum  Gold-  bezw.  Silberpunkt  unter  den  Paristand  sinken  können.  Anders 
in  Ländern  mit  nicht  völlig  intakter  Währung.  Da  trennen  sich  die  beiden 
Begriffe  von  einander  in  dem  Masse,  als  die  Valuta  sieh  von  der  Parität  weiter 
nach  unten  entfernt,  als  m.  a.  W.  die  Unterwertigkeit  der  Währung  andern 
Währungen  gegenüber  zunimmt.  Die  Unterwertigkeit  einer  Währung  kann  be- 
wirkt sein  durch  eine  schlechte  Legierung,  durch  zu  schwaches  Münzgewicht  etc.; 
sie  kann  auch  herbeigeführt  werden  durch  eine  über  Bedarf  vermehrte  Prägung 
von  Scheidemünzen,  bei  den  heutigen  Kdclmetall-Preisverhällnissen  schon  durch 
eine  allzustarke  Ausmünzung  von  Silbercourantgeld :  zumeist  aber  wird  sie  ver- 
ursacht durch  Ausgabe  einer  zu  grossen  Menge  Banknoten  mit  schwacher 
Metallunterlage,  deren  jederzeit  ige  Kinlösbarkcit  gegen  bar  für  Zeiten  der  Krisis 
gefährdet  erscheint.  Die  Währung  verliert  durch  eine  derartige  Durchsetzung 
mit  minderwertigem  Geld  oder  Geldsurrogaten  an  innerem  Wert  und  dadurch 
an  Zahlkraft  gegen  aussen.  Sie  bildet  in  diesem  Falle  für  die  Valuta  eine 
schier  htr  Grundlage  und  bringt  letztere  dadurch  naturgemäss  zum  Sinken. 
Vorübergehende  Depressionen  der  Valuta  können  indessen  auch  durch  andere 
Umstände  bewirkt  werden.  Es  unterliegt  der  Wertgang  der  Valuta  eines  Landes 
fortwährend    grossem   "der   kleinern   täglichen  Schwankungen  und   diese  der 
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Beweglichkeit  des  Quecksilbers  gleichenden  Oscillationcn  rühren  nun  nicht  von 
der  Zahlkraft  der  Währung  her,  sondern  ihre  Ursache  liegt  sowohl  in  den  wechseln- 
den Bewegungen  des  internen  Wirtschaftslebens,  wie  in  den  internationalen  Ver- 
kehrsbeziehungen;  sie  werden  herbeigeführt  durch  Faktoren  oft  sehr  verschieden- 
artiger Natur  des  gegenseitigen  Güter-  und  Valorenaustausches  der  Nationen 
unter  sich;  sie  sind  der  Ausfluss  von  Werttransaktionen,  welche  die  Zahlungs- 
bilanz zwischen  dem  eigenen  und  den  fremden  Wirtschaftsgebieten  aktiv  oder 
passiv  gestalten. 

Wir  haben  also  im  ganzen  mit  zwei  wesentlich  von  einander  verschiedenen 
Hauptmomenten  zu  rechnen,  von  welchen  der  Valutastand  eines  Landes  ab- 
hängig ist  und  von  denen  er  beeinflusst  wird :  Einerseits  mit  dem  innern  Werte 
der  Landeswährung  an  sich  und  anderseits  mit  den  auf  die  Zahlungsbilanz  des 
Landes  einwirkenden  Faktoren,  welche  sich  in  Form  von  Kapitalverschicbungen 
geltend  machen.  Während  aber  die  Kapitalverschicbungen  insgewöhnliche  mehr 
nur  ein  vorübergehendes,  sehr  mobiles,  den  Wert  gang  der  Valuta  je  weilen  nur 
für  kürzere  Dauer  beeinflussendes  Element  bilden,  stellt  sich  uns  der  innere 
Wert  der  Landeswährung  als  das  eigentliche  Grundelement,  als  die  Basis  der 
Valuta  dar. 

Aus  dem  Gesagten  ergibt  sich,  dass,  um  den  reellen  Stand  der  Valuta 
zu  bestimmen,  es  nicht  angeht,  aus  dem  fast  konstant  schwankenden  Wertgang 
derselben  beliebige  Positionen  herauszugreifen,  da  ein  derartiges  Vorgehen  fast 
notwendig  zu  Trugschlüssen  führen  muss.  Um  für  unsere  Untersuchung  sicher 
zu  gehen,  habe  ich  deshalb  meinen  Darlegungen  die  Durchschnitte  von  fünf 
der  letztern  Jahre  des  Kursstandes  der  drei  für  unser  Land  hauptsächlich  in 
Betracht  kommenden  Devisen  zu  Grunde  gelegt.  Weiter  zurück  zu  greifen, 
erachte  ich  für  die  Beweisführung  nicht  für  notwendig,  weil  sich  die  Verhält- 
nisse erst  seit  einer  gewissen  Reihe  von  Jahren  intensiver  verschlechtert  haben, 
wobei  allerdings  hervorzuheben  ist,  dass  die  französische  Devise  bereits  schon 
seit  dem  Jahre  1894  eine  anhaltend  steigende  Progression  inne  gehalten  hat. 
Gerade  diese  Devise  ist  es  nun  aber  auch,  an  der  sich  der  Stand  der  schwei- 
zerischen Valuta  am  reinsten  wiederspiegelt,  da  die  Währungen  beider  Länder 
auf  dem  gleichen  Münzsystem  fussen  und  der  Zahlungsausgleich  der  Schweiz 
mit  den  übrigen  Staaten  teils  aus  diesem  Grunde,  teils  der  gemischten  Währung 
des  Landes,  teils  seines  geschwächten  Geldstandes,  dann  aber  auch  der  Be- 
deutung des  Platzes  Paris  als  Welthandelsplatz  und  Hauptgeldmarkt  wegen, 
sich  zu  einem  guten  Teil  über  Frankreich  vollzieht.  Insbesondere  in  Momenten, 
wo  die  Schweiz  mit  der  Erfüllung  ihrer  auswärtigen  Zahlungsverpflichtungen 
im  Rückstände  ist,  bildet  der  Wertgang  der  französischen  Devise  zufolge  dieser 
Umstände  das  zuverlässigste  Kriterium  und  den  sichersten  Massstab  für  den 
Stand  unserer  Valuta  und  es  ist  nicht  allein  nur  deshalb  um  so  überflüssiger, 
dass  wir  zugleich  auch  die  Kurse  der  übrigen  fremden  Devisen  mit  in  den 
Kreis  unserer  Vergleirhung  ziehen,  sondern  auch  aus  dem  weitern  Grunde,  weil 
die  in  ihrer  Thätigkeit  nie  ruhende  und  stets  einen  teilweisen  Ausgleich  herbei- 
führende Arbitrage  so  wie  so  deren  Wertgang  tagtäglich  beeinflusst  und  das 
ursprüngliche  Bild  verwischt. 

Unsere  Aufstellung  auf  .Seite  795  hat  uns  gezeigt,  dass  sich  die  schwei- 
zerische Valuta  in  anhaltender  Progression  verschlechtert  und  dass  sie  im  Durch- 
schnitt des  Jahres  1900  bereits  einen  Höhepunkt  der  Entwertung  von  54  Cts. 
pro  Fr.  100  erreicht  hatte  (Maximum  100,80 — 85).  Aus  dem  Umstände,  dass 
die  Entwertung  keine  plötzliche,  sondern  eine  nach  und  nach  zunehmende  und 
fast  mit  jedem  Jahr  sich  verschärfende  war,  ist  der  Schluss  zu  ziehen,  dass 
dieser  Niedergang  nicht  blossen  Kapitalvers«  hiebungen  zuzuschreiben  ist,  son- 
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dem  dass  dafür  die  Unterlage  der  Valuta,  die  Währung,  veranl  wortlich  gemacht 
werden  muss. 

Wie  hat  man  sich  diese  Thatsache  zu  erklären  r  Unsere  Wahrung  ruht 
auf  dem  gemischten,  seit  Einstellung  der  Silberprägungen  auf  dem  sogenannten 
hinkenden  System.  Der  Metallgeldumlauf  des  Landes  setzt  sich  zusammen  aus 
Courantmünzen  von  Gold  und  Silber  eigener  und  fremder  Prägung  mit  voller 
gesetzmässiger  bezw.  konventioneller  Legierung.  .Ausser  diesen  besitzen  wir 
ein  gewisses  Quantum  Silberscheidemünzen  schweizerischer  und  fremder  Pro- 
venienz. Die  Goldmünzen,  die  indessen  im  Verkehr  nur  mehr  in  sehr  beschei- 
denem Masse  vorhanden  sind,  bilden  zufolge  der  Uebereinstimmung  ihres  Nominal- 
wert«-* mit  ihrem  inn«-rn  oder  Metallwerte,  gegenüber  dem  gesamten  inter- 
nationalen Verkehrsgcbiei  ein  vollwertiges  Zahlungs-  oder  Ausgleichsmittel,  die 
Silbercourantmünzen  (VF  Thaler)  dagegen  nur  noch  gegenüber  den  Staaten  des 
lateinischen  Münzbundes  (s  «Lateinische  Münzunion» ).  Gegenüber  andern  Ländern 
sind  sie  als  Zahlungsmittel  infolge  des  mehr  als  zur  Hälfte  gesunkenen  Silber- 
preises und  der  meistenorts  eingeführten  reinen  Goldwährung  nicht  mehr  ver- 
wendbar, weil  ihnen  diesen  gegenüber  die  Zahlkraft  abgeht.  In  noch  erhöhtcrem 
Masse  gilt  dies  natürlich  von  den  Silberscheidemünzen  mit  ohnehin  gesetzlich 
limitierter  Zahlkraft.  Nun  besitzt  aber  die  Schweiz  ausserdem  noch  einen  Tür 
ihre  Verhältnisse  übermassigen  Umlauf  von  Geldsurrogaten  in  Form  der  Bank- 
noten. Stellen  nun  schon  die  zur  guten  Hälfte  als  Kreditmittel  zu  betrachtenden 
Silbercourantmünzen  und  in  höherem  Grade  die  Silberscheidemünzen  kein  voll- 
wertiges Währungsgeld  dar,  so  hat  der  Umlauf  von  heute  über  230  Millionen 
Franken  Ranknoten,  die,  wie  wir  später  sehen  werden,  zu  nur  24  °/o  mit  Metall 
gedeckt  sind,  für  die  übrigen  76  °/o  aber  blosses  Kreditgeld  darstellen,  vollends 
dazu  geführt,  die  schweizerische  Währung,  den  internen  Zirkulationsmittelumlauf 
dermassen  mit  stark  unterwertigen  Geldzeichen  zu  durchsetzen,  dass  sie  in 
ihrer  Eigenschaft  als  internationaler  Wertmesser  ganz  bedeutend  eingebüsst, 
dass  ihre  Zahlkraft  gegen  aussen  Schaden  genommen  hat  und  so  notgedrungen 
die  Valuta  empfindlich  affizicren  musste. 

Kein«-  andern  Faktoren  irgend  welcher  Art  vermögen  in  normalen  Zeiten 
den  Valutastand  eines  Landes  dauernd  in  so  schädlicher  und  zunehmend  gefahr- 
drohenderer Weise  zu  beeinflussen,  wie  ein  durch  eine  zu  grosse  Menge  Kredit- 
zeichen verwässerter  Zirkulationsmittelumlauf,  eine  mit  unterwertigen  Geld- 
und  Geldsurrogatmittcln  stark  durchsetzte  Währung.  Denn,  können  die  aus  den 
internationalen  Verkehrsbeziehungen  resultierenden  Schuldverpflichtungen  nicht 
auf  der  Grundlag«-  gesunder  Währungsverhältnisse  beglichen  werden,  stehen 
der  natürlichen  Abwicklung  des  auswärtigan  Zahlungsverkehrs  Mangels  des 
nötigen  Quantums  vollwertiger  C'ourantmün/en  oder  einer  fürsorglichen,  Geld- 
mittel von  aussen  herbeiziehenden  Diskontopolitik,  Hindernisse  entgegen,  so 
entstehen  Stauungen  in  der  regelmässigen  Schuldbegleichung  gegenüber  dem 
Ausland«-,  in  der  Tilgung  der  Defizite  der  Zahlungsbilanz.  Infolge  dessen  muss 
sich  die  Verschuldung  vermehren  und  in  eben  dem  Masse  wird  die  Valuta  in 
Mitleidenschaft  gezogen  werden.  Jeder  Passivsaldo  «1er  Zahlungsbilanz,  zu  dessen 
Verebnung  die  Gegenforderungen  an  «las  Ausland  nicht  hinreichen,  muss,  sobald 
der  Gold-  bezw.  Silberpunkt  von  den  Devisenkursen  überschritten  ist.  durch 
effektive  Zahlung,  durch  Metallgeld  beglichen  werden.  Ein  Metallabfluss  muss 
somit  immer  stattfinden  können,  sobald  ein  schlechter  Stand  der  Zahlungsbilani 
«lies  erfordert,  es  sei  denn,  es  werde  durch  entsprechende  Diskontomassnahmon 
dieser  Zwangslage  je  weilen  rechtzeitig  vorgebeugt.  Ist  aber  infolge  verdorbener 
Währungs-  oder  Umlaufsverhältnisse  keines  dieser  beiden  möglieh,  so  sinkt, 
nie  dies  in  d«  r  Schweiz  zeitweise  zutrifft,  mit  zwingender  Notwendigkeit  der 
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Stand  «Icr  Valuta.  Iis  bildet  sich  eine  Wertdiflerenz  zwischen  Courantgeld, 
namentlich  Gold,  und  den  übrigen  Umlaufsmittcln,  und  die  Unterwertigkeit  der 
Landeswährung  andern  intakten  Währungen  gegenüber  wird  in  dem  Masse  sich 
verschärfen,  als  die  nötigen  Diskontoerhöhungen  auf  sich  warten  lassen.  Gelegent- 
lich günstige  Kapitalströmungen  vermögen  die  Situation  nur  vorübergehend  zu 
mildern.  Als  Facit  aus  dem  Gesagten  ergibt  sich,  dass  wir  die  Depression 
unserer  Valuta  bis  zu  einem  gewissen  —  allerdings  kleinsten  Teile  —  unserer 
obsoleten  Währung,  zum  weitaus  grössten  Hauptteile  aber  der  Uebcrschwcm- 
mung  des  Landes  mit  schwach  durch  Metall  gedeckten  Noten  zuzuschreiben 
haben,  deren  geldvcrdningender  Einfluss  innert  kaum  einem  Jahrzehnt  diese 
schon  sehr  fühlbare  Verheerung  in  den  schweizerischen  Währungsverhältnissen 
anzurichten  vermochte.  Das  fatalste  Moment  liegt  aber  in  dem  Umstände,  dass 
selbst  die  oberste  Landesbehörde  diesem  Zustande  gegenüber  ohnmächtig  ist, 
so  lange  nicht  das  souveräne  Volk  oder  seine  Mandatare  es  anders  wollen, 
denn  alle  Remcdurvorkehren  auf  währungspolitischem  Gebiete,  wie  der  längst 
geplante  l' ebergang  zur  reinen  Goldwährung,  oder  teure  Palliativmittel,  wie  die 
Fortsetzung  alljährlicher  Ausmünzungen  von  Gold  u.  dergl.,  werden  rein  nichts 
nützen,  so  lange  mit  der  heutigen  Wirtschaft  im  Notenwesen  nicht  völlig  und 
endgültig  gebrochen  wird  (s.  «Hanknotenwesen»  und  «Währungspolitik»). 

Nun  schadet  aber  die  schlecht  gedeckte  Note  nicht  nur  in  diesem  ab- 
straktem Sinne  als  schlechter  Wertmesser  und  Valutazerstörer,  sondern  sie 
verfälscht  auch  in  absolut  schädlicher  Weise  die  Kreditbedingungen  und  dadurch 
die  gesamten  Kreditverhältnisse  des  Landes.  Sic,  die  selber  zu  einem  hohen 
Prozentsatze  nur  Kreditpapier  ist,  wird  zur  Erzeugung  anderer,  neuer 
Kreditmittel  verwendet.  Die  Verkehrs-  und  Produktionstätigkeit  wird  künstlich 
angespornt  und  zur  Entfaltung,  zum  Aufschwung  angeregt  ohne  Rücksichtnahme 
auf  das  Vorhandensein  der  hiezu  nötigen  günstigen  Marktkonjunkturen  und  die 
Aufnahnisfähigkeü  der  Absatzgebiete.  Dadurch  werden  Industrie  und  Gewerbe 
mitsamt  dein  Warenhandel  des  Landes  in  falsche  Bahnen  gedrängt:  sie  arbeiten 
nicht  mehr  mit  wirklich  vorhandenem  Gclde,  ein  künstlich  verbilligter  Kredit 
wird  zu  Hülfe  genommen,  wo  die  vorhandenen  Betriebsmittel  für  die  ungesunde 
Entfaltung  nicht  mehr  ausreichen.  Schwach  gedeckte  Noten  im  Ucbcrmass 
emittiert,  erzeugen  infolge  der  durch  sie  veranlassten  zu  billigen,  leichten, 
bisweilen  leichtsinnigen  Kreditgewährung  eine  falsche  Illusion  vorhandenen 
Geldüberflusses,  von  der  sic  h  selbst  die  Emissionsbanken  zum  Teil  irreführen 
lassen,  indem  sie  nicht  mehr  bloss  mit  ihren  reellen  Mitteln,  d.  h.  mit  ihren 
Metallgeldbeständen  allein,  sondern  mit  ihren  Geld-  und  Notenreserven 
rechnen,  was  die  Täuschung  vervollständigt  und  zu  falschen  Diskontomass- 
nahmen  verleitet.  Der  Irrtum  wird  so  auf  den  Verkehr  übertragen.  Jedermann 
will  von  der  vermeintlichen  Geldplethura  und  den  billigen  Geld-  und  Kredit- 
bedingungen profitieren.  Ein  solches  Treiben  dauert  jewcilen  aber  nur  so  lange, 
bis  eine  l*ebersättii;ung  des  Marktes,  eine  Leberproduktion  auf  den  meisten 
Gebieten  erreicht  ist  und  die  l'ebcrspannung  dem  Rückschläge  weirhen  mttss. 
Dann  ist  der  Zusammenbruch,  die  Krise  da,  die  sich  durch  eine  mehr  oder 
weniger  lang  anhaltende  Stagnation  und  nicht  selten  durch  den  Ruin  einer 
Anzahl  zu  spekulativ  veranlagter  oder  zu  vertrauensseliger  Finnen  und  Exi- 
stenzen fühlbar  macht. 

Die  schwach  gedeckte  Note  schadet  aber  ferner  auch  durch  ihren  Einfluss 
auf  die  Preisgestaltung:  sie  bildet  die  direkte  Ursache  einer  unmotivierten  und 
ungesunden  Preissteigerung:  sie  führt  durch  die,  der  entfachten  Spekulation 
fast  unvermeidlich  folgenden  Rückschläge  zu  starken,  äusserst  fühlbaren  Preis- 
schwankungen.    Den   Umlaufsmitteln,   die  als   Wertmesser   für  den  gesamten 
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Güterverkehr  zu  dienen  haben,  darf  nur  der  Wert  als  Tauschmittel  beigelegt 
werden,  den  dieselben  wirklich  in  sich  tragen,  d.  h.  den  Wert,  der  im  mass- 
gebenden Edelmetall  (heute  Gold)  dagegen  erhältlich  ist.  Man  ist  sich  darüber 
klar  geworden,  dass  selbst  dem  gemünzten  Metallgeld  als  integrierender  Be- 
standteil der  Umlaufsmittel  eines  Landes  aufgefasst,  seine  Eigenschaft  als  Wert- 
messer in  dem  Grade  verloren  gehen  muss,  als  demselben  schlecht  gedeckte 
Surrogate  im  Uebermassc  beigemischt  werden ,  denn  der  Preis  der  Waren 
bemisst  sich  nicht  nach  der  Summe  des  vorhandenen  Bargeldes  allein,  sondern 
nach  der  Menge  sämtlicher,  also  auch  der  beliebig  vermchrbaren  künstlichen 
Zirkulationsmittel  zusammen.  Werden  somit  diese  letztern  in  einem,  im  Ver- 
hältnis zu  den  vorhandenen  Barmitteln  übertriebenen  Masse  vermehrt,  so  müssen 
die  Preise  der  Waren  im  Vergleich  zum  Nennwerte  der  Umlaufsmittel  steigen 
und  diese  Preissteigerung  wird  an  Intensität  zunehmen,  je  mehr  das  metallene 
Courantgeld  durch  diese  Ersatzmittel  aus  dem  Lande  verdrängt  sein,  je  mehr 
dasselbe  zufolge  seiner  Eigenschaft  als  allgemein  anerkanntes  Tauschmittel  eine 
seinem  innern  Werte  entsprechende  rentablere  Verwendung  im  Auslände  gefunden 
haben  oder  im  Inlande  eingeschmolzen  worden  sein  wird,  denn  um  so  mehr 
werden  die  zurückbleibenden  künstlichen  Umlaufsmittcl,  die  Noten,  denen  diese 
Eigenschaft  abgeht,  an  Zahlkraft  und  demgemässan  Wert  als  Tauschmittel  einbüssen. 

Der  infolge  der  Durchsetzung  mit  schwach  gedeckten  Noten  eingetretenen 
Verschlechterung  unserer  Währung  muss  notwendigerweise  eine  dementsprechend 
zunehmende  Steigerung  der  Warenpreise  im  Inlande  gefolgt  sein,  langsam  aller- 
dings, aber  immerhin  konstatierbar.  Mag  es  der  Verquickung  mit  andern,  die 
Preisentwicklung  noch  direkter  beeinflussender  Faktoren  wegen  schwer  halten, 
den  Grad  dieser  Steigerung  ziffernmässig  genau  zu  bestimmen,  so  besitzen  wir 
hiefür  dennoch  einen  ziemlich  zuverlässigen  Massstab,  wenn  auch  indirekten, 
und  das  ist  -  unsere  Handelsbilanz.  Es  ist  wohl  unbestreitbar,  dass  steigende 
Warenpreise  im  Inland  —  gewisser  Kategorien  von  Waren  wenigstens  —  einen 
Stimulus  und  ein  günstiges  Feld  für  die  Einfuhr,  in  eben  dem  Masse  dagegen 
ein  Hindernis  für  die  Ausfuhr  schaffen,  letzteres  allerdings  nur  insoweit,  als 
die  Preissteigerung  sich  auf  die  Industrieprodukte  oder  sonstige  Ausfuhr- 
artikel übertragen  hat.  Nun  ist.  aber  nicht  ausser  Acht  zu  lassen,  dass  einer 
anhaltenden  Steigerung  des  Niveaus  der  Warenpreise  mit  der  Zeit  fast  unaus- 
bleiblich eine  Erhöhung  der  Arbeitslöhne  folgen  muss,  welche  ihrerseits  wieder 
bei  den  untern  Volksschichten  eine  Verbesserung  der  Lebenshaltung  nach  sich 
zieht.  Diese  ihrerseits  hebt  die  Verbrauchskraft  und  dadurch  den  Konsum  der 
breiten  Masse  des  Volkes,  was  die  Bedingung  für  eine  vermehrte  Einfuhr  weiter 
verbessern  hilft.  Ks  besteht,  wie  wir  sehen,  ein  ganzer  Komplex  von  Wechsel- 
wirkungen, die  alle  mehr  oder  weniger  nur  einer  übermässigen  Zirkulation 
schwach  gedeckter  Noten  ihren  Ursprung  verdanken.  Wenn  auch  zugestandener- 
massen  die  Intensität  der  schweizerischen  Handels-  und  Industriethätigkeit.  wie 
kaum  in  einem  zweiten  Lande  zu  einem  guten  Teil  durch  die  jeweilige  Lage 
des  Weltmarktes  becinflusst  wird  und  somit  auch  andere  Faktoren,  wie  gute 
oder  schlechte  Ernten,  günstige  oder  ungünstige  Zollverhältnisse  und  weitere 
die  Konjunklur  beeinflussende  Umstände,  unzweifelhaft  auf  den  Stand  der  Han- 
delsbilanz einwirken,  so  scheint  mir  dem  gegenüber  nichtsdestoweniger  fest- 
zustehen, dass  unsere  übermässig  mit  schwach  gedeckten,  papierenen  Kredit- 
zeichen durchsetzte  Währung  einen  regelmässigen  und  vermutlich  einen  sehr 
wesentlichen  Beitrag  zu  der  im  letzten  Jahrzehnt  so  abnorm  angewachsenen 
Passivität  unserer  Handelsbilanz  geliefert  hat  (s.  « Handelsbilanz »). 

Die  nachfolgende     -  Raummangels  wegen  ohne  weitern  Kommentar  ge- 
brachte —  Gegenüberstellung  der   Beträge  des  jährlichen  Durchschnitts  der 
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effektiven  Notenzirkulation,  der  Handelsbilanzziffern  und  der  Jahresmittel  des 
französischen  Wechselkursstandes  von  1889 — 1901  dürften  geeignet  sein,  einen 
Beleg  für  die  Richtigkeit  dieser  Auffassung  zu  bilden: 


Jahr 

Effektive 
Noten- 
zirkulation 

i  Zahlen 
in  Tausenden 
Franken) 

Handelsbilanzziffern  der  Schweiz 
(Spe/ialhandel  ohne  das  gemünzte  Edelmetall) 

[Werte  in  Milüonen  Kranki-n] 

Jahresmittel 
des  Geldkurses 

t  f  i  n  j  r'i  <  i  c<1  )  \  i*  r 

Sichtwcchsel 

Hinfuhr 

Ausfuhr 

Unterbilanz 

1889 

133,176 

885.004 

695.616 

189,469 

100,14 

1890 

140,697 

932.961 

703.ot6 

229,W8 

100,16 

1891 

148,M« 

912.1SI 

67  Uu 

240,5-8 

100,«« 

1892 

149,e« 

862,om 

657,6)1 

204,614 

100,io 

1893 

154.0« 

823,7» 

646,468 

177,»» 

lOO.is 

1894 

158.71» 

822.«« 

621,%i 

201.  «i7 

100.04 

1895 

16?.».« 

915.»i 

063,1-0 

252,«si 

100,10 

1896 

177,067 

993,969 

688.0*6 

305,7« 

100,.'4 

1897 

185.7*6 

1,027,196 

693.178 

334,o« 

100,« 

1898 

194.uo 

1.065,3oi 

723.82« 

341,479 

100.« 

1899 

199,470 

1,159,94  t 

796.014 

363,»«7 

100,49 

1900 

200.60» 

1,111.1.0 

836.080 

275,o» 

100,54 

1901 

197,»4» 

1.050,oo4 

836.567 

213,437 

100,14 

Am  intensivsten  und  direktesten  macht  sich  eine  Valutaentwertung  wohl 
auf  den  Detailpreisen  von  Einfuhrartikeln  fühlbar,  indem  bei  diesen  auch  noch 
das  vom  Importour  dem  ausländischen  Lieferanten  zu  vergütend*-  Disagio  in 
Form  eines  Preiszuschlages  auf  den  Konsumenten  der  Ware  übertragen  wird. 
Thatsächlich  werden  durch  diese  Verteuerung  der  Warenpreise  die  Subsistenz- 
vorhältnisso  jedes  Einzelnen  in  Mitleidenschaft  gezogen.  Bei  etwelcher  Ver- 
schärfung haben  darunter  am  meisten  alle  diejenigen  zu  leiden,  die  mit  fixen 
Gehältern  oder  Löhnen  zu  rechnen  haben,  wie  beispielsweise  der  Beamte,  der 
Angestellte  oder  Arbeiter,  deren  Ablöhnung  insgewöhnliche  erst  nach  längern 
Zeitabstanden  wiederum  eine  den  veränderten  Exi*tenzverhältnissen  angemessene 
Korrektur  erfährt.  Aber  auch  alle  andern  Bevölkerungsklassen  sind  den  wirt- 
schaftlich schädlichen  Wirkungen  schlecht  gedeckter  Noten  ausgesetzt,  so  dass 
eine  zu  reichliche  Ausgabe  derselben  in  ihren  Folgen  thatsächlich  denen  einer 
indirekten  Besteuerung  der  Allgemeinheit  zu  dunsten  der  Ausgeber  gleichkommt. 

Wenn  in  den  letzten  Jahren  in  der  Schweiz  ziemlich  allgemein  die  schlechten 
Handelsbilanzen  für  den  misslichen  Valutastand  verantwortlich  gemacht  worden 
sind,  so  stützte  sich  diese  Beurteilung  zweifellos  auf  eine  richtige  Erkenntnis. 
Aber  andererseits  ist  nicht  ausser  Acht  zu  lassen,  dass  die  Unterbilanzen  im 
externen  Warenhandel  der  Schweiz  sich  nicht  einzig  und  allein  nur  von  'Au- 
fallsfaktoren  ableiten  lassen,  sondern  dass  vielmehr  die  Ursache  zum  grossen 
Teil  im  prekären  Geldwesen  des  Landes,  in  der  mit  fiduziaren  Zahlungsmitteln 
stark  durchsetzten  Währung  gesucht  werden  muss.  Dieser  Erkenntnis  scheint 
man  sich  bis  heute  in  der  Schweiz  verschlossen  zu  haben.  Es  mag  deshalb  an 
dieser  Stelle  mit  besonderem  Nachdruck  daraufhingewiesen  werden,  dass  gerade 
in  unserem  Lande  letztgenannten  l'ebelständen,  insbesondere  der  allen  Grund- 
sätzen richtiger  Banktechnik  widersprechenden  Notenverwendung  und  der  daraus 
resultierenden  viel  zu  kraft-  und  wirkungslosen  Diskontpolitik  in  Vorbindung 
mit  der  ungesunden  Kreditverbilligung  ein  nicht  geringer  Teil  der  Schuld  an 
unsern  ungünstigen  Handelsbilanzen  und  damit  an  unserer  Valutamisere  der 
letzten  Jahre  beizumessen  ist.  Allerdings  ist  auch  fortwährend  unsere  veraltete, 
den  heutigen  Edelmetall-l'reisverhältnissen  keine  Rechnung  tragende  hinkende 
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Währung,  bei  der  die  mehr  als  zur  Hälfte  entwerteten  Silber-Courantmütucn 
gegenüber  Gold  Währungsländern  in  ihrer  Wirkung  eine  den  Noten  ähnliche 
Rolle  spielen,  von  unzweifelhaft  schädlichem,  jedoch  untergeordneterem  Einfluss 
auf  die  Gestaltung  der  Situation,  dann  aber  auch  die  enge  Verbindung  unseres 
Währungssystems  mit  demjenigen  anderer  Staaten,  wie  insbesondere  Frankreichs. 

III.  Notendeckung.  Die  Angaben  des  schweizerischen  Noten-Inspektorates 
verzeichnen  für  die  letztem  Jahre  53 — 54  0  o  Metalldeckung.  Es  ist  dies  die 
Verhältnisziffer  zwischen  der  Notenzirkulation  und  der  insgesamt  vorhandenen 
Barschaft  der  Banken.  Zur  Ermittlung  des  eigentlichen  Deckungsverhältnisses 
genügt  es  nun  aber  nicht,  einfach  diese  zwei  Positionen  einander  gegenüber 
zu  stellen,  denn  ausser  der  Notenschuld  haben  die  Banken  mit  dieser  näm- 
lichen Barschaft  auch  für  ihre  übrigen  kurzfälligen  Verbindlichkeiten  aufzu- 
kommen, welche  in  ihrer  Gesamtsumme  die  erstere  noch  wesentlich  übersteigen. 
Allerdings  stehen  diesen  Verbindlichkeiten  auch  kurzfällige  Guthaben  gegen- 
über, die  aber, wie  Erfahrungen  lehren,  in  kritischen  Zeiten  nur  zum  kleinsten 
Teil  innert  nützlicher  Frist  realisiert  werden  könnten.  In  der  Schweiz  kann 
man  sich  mit  der  vorerwähnten  Proportion  noch  weniger  begnügen,  als  be- 
kanntlich nach  Massgabe  des  heute  noch  zu  Kraft  bestehenden  Banknotengesetzes 
von  1881  der  grösslc  Teil  der  vorhandenen  Barschaft,  d.  h.  40  °/o  der  von  den 
Banken  ausgewiesenen  Notenzirkulation  gesetzlich  festgelegt  m.  a.  W.  den 
Noteninhabern  verpfändet  sind.  «Die  40°/o  Bardeckung  dienen  nicht  als  Reserve 
für  den  Notfall,  sie  bilden  vielmehr,  sofern  nicht  weitere  60°/o  frei  verfügbarer 
Barschaft  vorhanden  sind,  einen  unangreifbaren  Stock,  der  erst  vom  Konkurs- 
verwalter zur  Einlösung  der  Noten  verwendet  werden  kann.> 

Auf  Grundlage  der  Jahresdurchschnitte  der  Gencralmonatsbilanzen  ergeben 
sich  für  die  Jahre  1883  und  1900  folgende  Deckungsverhältnisse: 

a.  Verhältnis  zwischen  den  kurzfälligen  •)  Aktiven  und  sämtlichen  kurzfälligen 

Passiven. 


Kurtfällige  Aktiven 

Kassa  (eigene  und  Noten 
anderer  Banken,  übrige 
Kassabestände  inbegriff . ) 

Kurziallige  Guthaben  .  . 

10%  aller  Wechselforde- 
rungen   

Total 


1900 
(Milllonrn  Fr.) 


75.: 

26.7 


134.4 
49.4 


JM.2  2.U 

123.6  2077» 


Kurzfällige  Passiven 

Notenemission     .    .    .  . 
Kurzfällige  Schulden    .  . 
10%  aller  Wechselschul- 
den   

25  %  der  Spareinlagen  .  . 


1883  1900 
(Majores  Fr> 

108,6  228,"» 

83,8  157,6 


0.7 
26,8 


2.1 
70,2 


219.9  458.8 


Verhältnis: 


1883:     123.6:219,9  t-  56,2% 
1900:    207,4:  45H.8  .—  45.2°/, 
b.  Verhältnis  zwischen  total  Barschaft  und  kurzfälligen  Passiven 

(Notenemission  inbegriffen). 

Total  Barschaft  I8S3       1900  Kur/fällige  Passiven  18S3  1900 

I  Millionen  Fr.>  (Millionen  Fr.» 

Oesamt-Harschaft.    .    .    .       57,9      109.0  Laut  ob. Zusammenstellung      219.9  458.8 

„  ....  I  18H,*:  57,9:219,9  =  26.3% 
\e  .    \     1900:     109,0:  45S.S  =  23.8% 

c.  Verhältnis  zwischen  frei  verfügbarer  Barschaft  und  den  kurzfälligen  Passiven, 
abzüglich  der  gesetzlichen  40%  Bardeckung. 

1883  1901) 


Frei   verfügbare  Barschaft 


(Millionen  Kr  j 
18,4  21.6 


Verhältnis: 


IHK.* 
1900 


Kurzfällige  Passiven  .  . 
Abzug!,  der  40%  Barschaft 


18,4  :  180,5  ==  10.2% 
21.6:371.4  =r  5,8% 


1883  1900 

<Mill..->nrn  Kr.l 

219,9  458.* 
39.4  87.4 
180,5'    37  M 


•>  Unter  „kurzfällig"  sind  diejenigen  Aktiven  oder  Passiven  verstanden,  welche  sofort 
oder  spätestens  innert  8  Tagen  fällig  oder  zahlbar  sind. 
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Aus  diesen  drei  Gegenüberstellungen  a — c  resultiert  folgendes : 

a)  Den  kurzfälligcn  Passiven  stunden  schon  im  Jahre  1883  nur  56.2  p/c  kurzfälligc 
Aktiven  gegenüber.    Dieses  Verhältnis  ist  aber  bis  und  mit  dem  Jahr  1900  auf  45,2 
gesunken.    War  schon  der  Prozentsatz  von  1883  ein  sehr  schwacher,  so  steht  derjenige 
von  1900  noch  um  ein  Bedeutenden  hinter  demselben  zurück. 

b)  Auf  Fr.  100  kurzfälliger  Passiven  (inkl.  Notenschuld)  entfielen  schon  im  Jahre  1883 
bloss  Kr.  26,3  überhaupt  vorhandener  Barschaft.  Auch  diese  Proportion  ist  aber  bis  im 
Jahr  1900  noch  weiter  bis  auf  23,8  °/o  zurückgewichen.  Angenommen,  der  nach  Gesetz 
ausschliesslich  für  die  Noteneinlösung  reservierte  Teil  der  Gesamtbarachaft  (40  °/o  der  Noten- 
zirkulation) könnte  als  frei  verfügbar  erklärt  werden,  so  würden  dennoch  unsere  Banken 
zur  Begleichung  von  je  Fr.  100  Noten-  und  übriger  hurzfälliger  Schulden  zusammen,  alles 
in  allem  nur  über  je  Fr.  23.  80  metallener  Kassabestände  verfügen.  Es  beträgt  demnach  die 
durchschnittliche  Bardeckung  unserer  Noten  nach  günstigster  Berechnung  nur 
23.8  °,o,  d.  h.  zu  nur  diesem  Prozentsatze  repräsentieren  sie  wirklichen  Geldwert,  während 
sie  mit  76,2  °/o  auf  blossem  Kredite  ruhen.  Auf  diese  Verhältnisziffem  muss  also  abgestellt 
werden,  wenn  es  sich  um  die  Beurteilung  unserer  Noten  in  der  Eigenschaft  als  internationale 
Wertmesser,  als  Tausch-  oder  Zahlungsmittel  handelt 

Wollen  wir  nun  aber  die  Deckung  der  schweizerischen  Note  vom  Gesichtspunkte 
der  Zahlungsbereitschaft  der  Banken  aus  untersuchen,  so  können  wir  uns  der  Vergleichs- 
ziffern unter  b  nicht  bedienen,  denn  zu  diesem  Zwecke  haben  wir  uns  an  die  thatsächliche, 
durch  das  Gesetz  geschaffene  Situation  zu  halten  und  diese  veranschaulicht  uns  die  Gegen- 
überstellung unter 

c)  Da  die  40  °/o  Bardeckung,  sofern  nicht  weitere  60  %  frei  verfügbarer  Barschaft 
vorhanden  sind,  unangreifbar  bleiben,  so  kann  hier  unter  den  Aktiven  nur  die  verfügbare 
Barschaft  in  Betracht  kommen,  denn  nur  dieser  Teil  des  Barschaftsbestandes  steht  den 
Banken  zur  Reglierung  ihrer  sämtlichen  kurzfalligen  Passiven  einschliesslich  60  °  o  der  Noten- 
schuld im  Bedarfsfalle  zur  Verfügung  und  bei  dieser  Parallele  entrollt  sich  uns  nun  ein 
noch  viel  schlimmeres  Bild.  Auf  Fr.  100  kurzfälligcr  Passiven  kamen  schon  im  Jahre  1883 
nur  Fr.  10.20  verfügbarer  Barschaft;  im  Jahre  1900  aber  ist  das  Verhältnis  sogar  bis  auf 
5,8  0  °/o  gesunken  Also  mit  Fr.  5.80  vorhandener  Barschaft  sind  Fr.  100  sofort  oder  späte- 
stens innert  acht  Tagen  fälliger  Schulden  zu  bezahlen !  Wer  wird  angesichts  dieses  Zahlen- 
nachweises sich  noch  der  Erkenntnis  verschliessen  wollen,  dass  der  Barvorrat  unserer  Noten- 
banken gegenüber  ihren  Zahlungsverpflichtungen  ein  absolut  zu  niedrig  bemessener  ist? 
Denn  im  Falle  der  Not,  beim  Ausbruch  einer  Krise  sind  die  Banken  doch  fast  ausschliess- 
lich nur  auf  diese  verfügbare  Barschaft  angewiesen.  Was  nützt  diesen  Konstatierungen 
gegenüber  der  Hinweis  auf  die  40  °/o  Metallrcserve?  Nun  sind  die  betreffenden  Verhältnis- 
wahlen aus  dem  Jahresdurchschnitt  der  Monatsbilanzen  gewonnen,  legen  wir  unserer  Be- 
rechnung an  Stelle  dieser  Ziffern  aber  erst  diejenigen  der  in  Bezug  auf  das  Deckungsver- 
hältnis im  allgemeinen  noch  schwachem  General- Jahresschlussbilanzen  (s.S. 804,5)  zu  Grunde, 
so  sinkt  das  Verhältnis  noch  weit  bedenklicher,  so  für  das  Jahr  1900  bis  auf  2,78 % 

Die  soeben  besprochenen  Vergleichsergcbnissc  haben  zur  Genüge  erbürtet, 
dass  in  der  Schweiz  der  Notenkredit  in  absolut  ungebührlichem,  schädlichem 
Masse  in  Anspruch  genommen  wird.  Die  Theorie  der  Notenbanktechnik  schreibt 
als  äusserstes  Minimum  die  sogenannte  Drittelsdeckung  vor  und  obschon  durch 
praktische  Erfahrungen  langst  erwiesen  ist,  dass  in  Momenten  der  Panik,  wo 
jedermann  nach  barem  Gclde  hascht,  auch  dieser  Prozentsatz  nicht  genügt  und 
die  Banken  zu  Zahlungseinstellungen  gedrangt  werden,  sofern  nicht  zu  ausser- 
gc wohnlichen  Notmittcln.  wie  völliger  Einstellung  der  Wechseldiskontierung. 
Dekretierung  des  Zwangskurses  oder  der  Bewilligung  von  Moratorien  und  der- 
gleichen Massnahmen  geschritten  wird,  suchen  oder  vermögen  unsere  Banken 
selbst  dieser  äussersten  Limite  nicht  zu  gentigen. 

Die  zunehmende  Illiquidität  der  Mittel  unserer  Emissionsbanken  prägt  sich 
nun  aber  auch,  wie  uns  die  Gegenüberstellung  a  auf  Seite  802  schon  gezeigt 
bat  und  wie  aus  nachstehendem  Auszug  aus  den  General-Jahresschlussbilanzen 
der  Jahre  1883  und  ll)()0  ersichtlich  ist.  nicht  nur  in  der  proportioneilen  Ver- 
minderung der  Bardeckung,  sondern  ebenso  sehr  auch  in  dem  zunehmend 
schlechtem  Verhältnis  der  Aktiven  >.u  den  Passiven  überhaupt  aus. 
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Aktiven 


1883 

Ketrag  j 

(Zahlen  in 


1900 

Betrag  | 

von  Franken) 


Sofort  oder  laigitins  Innert  8  Ti|ei  vtrfügoare  Mtivei. 

I. 


Minimaldeckung  40°  0  der  Cirkulation  .  .  . 
Verfügbare  Rarschaft  

Total  der  gesetzlichen  Rarschaft  

F.lgene  Noten  

Noten  anderer  »chweiz.  Emissionsbanken  .  . 

Uebrige  Kassabestände  

Total  Kassa 

II.  Sofort  oder  innert  8  Tagen  fällige  Guthaben. 

Diverse,  Chccks,  Kassascheine  etc  

Emissionsbanken-Debitoren  ....... 

Korrespondenten-Debitoren  

Conti  zwischen  Hauptbanken  u.  Zweiganstalten 
Spätestens  innert  8  Tagen  füllige  Wechsel 
Total  der  sofort  oder  innert  8  Tagen  fälligen 

Guthaben 
Total  Kassa 

Total  der  sofort  od?r  innert  S  Tagen  verfüg- 
baren Aktiven 

Uebri|e  Aktirti. 

III.  Nach  8  Tagen  fällige  Wecbselforderungen. 

Diskonto-Schwcizerwechsel  

Wechsel  auf  das  Ausland  

Faustpfand-  (Lombard-)  Wechsel  

Wechsel  mit  nur  einer  Unterschrift  . 

Warrants  und  Gantrödel  

Wechsel  zum  Inkasso  

Total  der  nach  8  Tagen  fälligen  Wechsel 

IV.  Andere  Forderungen  auf  Zeit. 
Conto-Corrent-Debitoren  (gedeckte)  .    .    .  . 

...  .  (ungedeckte) 

Schuldscheine  ohne  Wechselvcrbindl. (gedeckte  1 

(ungedeckte) 

Hvpothekaranlagcn  aller  Art  

Reports  und  Diverse  

Total  der  andern  Forderungen  auf  Zeit     .  . 


48,976 
14.005 

62,981 
5.439 
5.207 
1,921_ 

75,548 


1.594 

8.074 
15.934 
13.292 
24,437 


63,331 
75.548 

138.879 


149.540 
24,873 
37.623 
3,304 
1.237 
3.365 


219.942 


63.791 
4.996 
47  832 
104 
221,197 
2,432  ; 

340,352  | 


100.0 
100.0 

100.0 
100.0 
100.0 
100.0 
100.0 


100,0 
100.0 
100.0 
100.0 
100.0 

100,0 
100.0 

100,0 


100.0 
100,0 
100.0 
100.0 
100.0 
100.0 

100,0 

100,0 
100,0 
100.0 
100.0 
100,0 
100,0 
100,0 


95,6U0 
15.397 


110,997 
3,462 
8,482 
1,556_ 

1 24^497" 


2,085 
7,825 
54,154 
103.171 
25,752 


192.987 
124,497 


317,484 


144.415 

39.687 
39,832 

1,980 
582 

5  301 


231.797 


213.231  334.3 


15.895 
158.536 
3.683 
637,031 

J.240 

1.035.616 


195,2 
109,9 

176.2 
63,7 

162.9 
81.0 

164,8 

130,8 
96.9 
339.9 
776,2 
105.4 

3114.7 
164.8 

228.6 


96,6 
159.6 
105.9 
59.9 
47.0 
157.5 

105.4 


318.2 
3314 
3541.3 
2880 
297.7 

304  3 


*)  In  dienern  Auszug  .i  n  der  (leric-ra'bilitu  aller  Banken  ins-vrimen 
wunden  Punkte  nrwlt  ni  ht  »V.rii  scharf  rum  Ausdruck,  «reift  mm  aber  «lie 
der  Hanken  heraus.  V.  erhalten  die  bezüglichen  Aus!  iitaruntfen  ein  m>cti 


kommen  die  nachstehend  erörti-rten 
«nUprccbenden  Petitionen  einielncr 
fiej>r.i(fe. 

Die  kurzfalligen  Verpflichtungen  der  Baaken  (Passiven!  sind  seit  dem  Jahre  ISSibis 
»ind  mit  IWU  um  154%  auf  254  %  angewachsen,  während  die  denselben  gegenüberstehen- 
den kurzfälligcn  Guthaben  (Aktiven!  —  alles,  also  auch  sämtliche  Kassabestände,  wie  eigene 
und  Noten  anderer  Hanken  inbegriffen  —  sich  nur  um  l  2S.f>  %  auf  22K.f»  %  vermehrt  haben. 
Dagegen  haben  die  Forderungen  auf  Zeit  (langfristige  Guthaben)  eine  Zunahme  um 
204,3  11  o  auf  304.-1%  aufzuweisen  Es  tritt  uns  hier  somit  einerseits  eine  bedeutende  Ver- 
mehrung drr  kurzlalligen  Schulden,  anderseits  aber  cinv  relative  Abnahme  der  kurzfälligcn 
Guthaben  zu  Gunsten  der  langfristigen,  nicht  gleich  realisierbaren  Forderungen  entgegen. 
Das  Facit  ist:  Eine  sehr  auffallige  Abnahme  der  Liquidität  der  Mittel  oder  der  Zahlungs- 
bercitsc.haü  der  Hanken,  in  diesem  Umstände  finden  wir  die  Erklärung,  weshalb  in  der 
Schweiz  die  dem  Verkehr  in  Zeiten  flüssigen  Geldstandcs  entbehrlichen  Noten  nicht  mit 
der  anderwärts  gewohnten  Regelmässigkeit  wieder  ihren  Ausgabestellen  zuströmen:  Sie 
werden  zu  einem  bedeutenden  Teil  und  bisweilen  sogar  in  beängstigendem  Masse  zum 
Erwer!)  von  langfristige!,  worin  nicht  mitunter  riskierten  Forderungen  verwendet.  Die  \>r-. 
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1883 

1900 

1— *  £^  <i  *ä  i  v  n 

Betrag 

Betrag 

(Zahlen  in  Tausentlru  von  Krankrr) 

Sifirt  liir  liiittnt  luvt  8  Tiin  riduiklkart  Sctiktii. 

I.  Notenemission. 
1   Noten  in  Cirkulation  (in  Händen  Dritter)  .  . 
Eigene  und  andere  Noten  in  Kasse  .... 

118,480 
5,439 

1O0.0 
100,0 

227,056 
11,944 

191.6 
219,6 

Notenemission 

123,919 

100.0 

239.000 

192,9 

II.  Kurzfällige  Schulden  inkl.  der  innert 
8  Tagen  fälligen  Wechselsehulden. 
!  Kurzsichtige  Depositen  und  Kassascheine  .  . 

Giro-  und  Checks-Conti  

Schweizerische  Emissionsbanken-Kreditoren  . 

Conti  zwischen  Haupthanken  u.  Zweiganstalten 
Nicht  erhobene  Zinsen  und  Dividenden     .  . 

Unbezahlte  Tantiemen  .   

Innert  8  lagen  lallige  Wechselsehulden 
Kurzfällige  Schulden  inkl.  der  innert  8  Tagen 
fälligen  Wechselschulden 
Notenemission 

;  Sofort  oder  längstens  innert  »  Tagen  rück- 
zahlbare Schulden 

7,158 

lO  77t 

6.939 
5,818 

A  O  QOQ 

28,436 
11.495 
1,119 
3V2 
821 

100,0 

1  An  A 

100,0 
100.0 

1  AA  A 

100,0 
100.0 
100,0 
100,0 
100,0 
100,0 

2,204 

£0,004 

5,576 
17.497 
145.50« 
109,241 
M0.127 
2.574 
269 
2,525 

30.8 

1 1Q  9 

S0.4 
300,7 

00*7  Ö 

384,2 
871,0 

230,3 
78,7 
307,6  ! 

130,741 
123,919 

100.0 
lOOiO 

409.085 
239.000 

312,9 
192.9 

254.660 

100.0 

648.085 

254,5 

Uiirt|i  Schill«. 

III.  Nach  8  Tagen  fallige  Wechselsehulden. 

Tratten  und  Acceptationen  

1.084 

5809 

100.0 
100,0 

7  IUI 

15.686 

A  A  £  1 

445,1 
270.0 

Total  der  nach  8  Tagen  fälligen  Wechselsehulden 

7,391 

100.0 

22.727 

307.5 

i  v    /\naere  ocnuiacn  aui  £»cit  (n«^  11  ~  i  .i^en 

rückzahlbar). 

Innert  Jahresfrist  fallige  diverse  Schuldscheine 
«iacn  inen«  *is  jnrircsir lai  innige  ui»  cr»c  ov. nuiu- 

22,021 
«5.308 
134.699 

114.867 
1.112 
7.960 

100,0 
100.0 
100,0 

100.0 
100.0 
100.0 

57.591 
178,791 
117.998 

450.028 
343 
30.107 

261.5 
209,6 
87,6 

392,3 
30,8 
378.2 

Total  der  anderen  Schulden  auf  Zeit     .  . 

:i65.%7 

100.0 

835.458 

228.3 

mehrung  des  Notenumlaufes  hat  infolge  dessen  denn  auch  keineswegs  wie  bei  den  grossen 
Notenbanken  von  Frankreich  und  Deutschland  mit  der  varierenden  Verkehrsentwicklung 
Schritt  gehalten,  um  gleich  dieser  im  Verhältnis  zu  den  Fluktuationen  der  Konjunktur  zu- 
oder  abzunehmen,  sondern  es  erzeigt  die  Zirkulation,  wie  wir  auf  Seite  801  gesehen  haben, 
mit  einziger  Ausnahme  des  Depressionsjahres  1892  ein  mehr  oder  weniger  regelmässiges 
Anschwellen  ohne  jegliche  Unterbrechung. 

Die  Schuld  an  dieser  Entwicklung  indessen  ausschliesslich  nur  auf  Konto 
der  Banken  setzen  zu  wollen,  wäre  ebenso  unzutreffend  wie  ungerecht  diesen 
gegenüber.  Drei  Umstände  namentlich  sind  es,  welche  einen  guten  Teil  Schuld 
an  dieser  Entwicklung  tragen:  Das  unzweckmässige  und  ungerechte  System 
der  Besteuerung  gedeckter  Noten,  der  Mangel  einer  auf  sämtliche  Emissions- 
banken anwendbaren  Beschränkung  des  Geschäftskreises  auf  den  Rahmen  eines 
normalen  Notenbankbetriebes  und  das  Fehlen  eines  zweckmässig  organisierten, 
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gut  verzweigten,  jedermann  zu  direkter,  selbständiger  Benützung  zuganglichen 
Giroverkehrs.  Drangt  der  erste  der  drei  Punkte  die  Banken  zur  intensivsten 
Ausnützung  der  einmal  emittierten  Noten,  so  gestattet  ihnen  der  zweite  eine 
zu  vielseitige,  schädliche  Verwendung  derselben.  Infolge  Mangels  vereinfachter 
Zahlungseinrichtungen  in  Form  eines  guten  Buchübertragungsdicnstes  aber  ent- 
behrt das  Land  der  vorteilhaften  geldloson  Begleichungsmethode  und  verhindert 
dadurch  die  dringend  notwendige  Reduktion  der  schon  seit  Jahren  übermässigen 
Notenzirkulation. 

Wären  unsere  schwach  gedeckten  Noten  bisher  nur  in  kurzfristigen  Ge- 
schäften, die  eine  rasche  und  regelmässige  Abwicklung  bedingen,  ausgegeben 
worden,  so  hätte  die  Zirkulation  mit  der  Verkehrsentwicklung  Schritt  gehalten, 
sie  hätte  letztere  nicht  in  so  starkem  Masse  überflügelt  und  wäre  heute  keine 
übermässige.  Die  Liquidität  unserer  Notenbanken  wäre  zur  Stunde  eine  um 
vieles  grossere  und  die  Zahlungsbercitschaft  eine  gesicherte.  Das  Land  hätte 
unter  keiner  Depression  seiner  Valuta  zu  leiden,  weil  die  Grundlage  der  letztern. 
die  Währung,  keine  nur  nominelle,  sondern  eine,  bis  auf  die  immerhin  in  ge- 
wissem Masse  spürbaren  Nachteile  der  Zirkulation  von  Silbcrcourantmünzen 
m.  a.  W.  der  Zugehörigkeit  zur  lateinischen  Münzunion,  eine  annähernd  voll- 
wertige wäre.  Denn  die  Lage  der  schweizerischen  Volkswirtschaft  an  sich  ist 
eine  gesunde,  ihre  Ressourcen  im  allgemeinen  und  ihre  kapitalistische  Grund- 
lage im  besundern  sind,  wenn  auch  nicht  so  glänzende  wie  diejenigen  Krank- 
reichs oder  Englands,  doch  ausser  allem  Zweifel  hinreichende.  Das  Land  ist 
weder  privat-  noch  staatswirtschaftlich  verschuldet,  seine  finanzielle  Situation 
ist  eine  durchaus  normale.  Wenn  die  fortschreitende  Verstaatlichung  der  Eisen- 
bahnen ihm  auch  die  Kontrahierung  starker  Anleihen  auferlegt,  so  stehen  diesen 
Passiven  in  der  nämlichen  Höhe  vollwertige,  nutzbringende  Aktiven  gegen- 
über. Die  politischen  Zustände  der  Schweiz  sind  geordnete,  sie  bewegen  sich 
seit  Jahrzehnten  in  absolut  ruhigen,  vertrauenerweckenden  Bahnen.  Handel. 
Gewerbe  und  Industrie,  wenn  gleich  je  länger  je  mehr  durch  die  ausländische 
Konkurrenz  gedrückt,  vermögen  sich  dennoch  auf  der  Höhe  gesunder  Ent- 
wicklung zu  erhalten.  Wenn  daher  die  schweizerische  Valuta  trotzdem  in 
steigender  Progression  sich  unter  pari  zu  halten  droht,  so  haben  wir  in  dieser 
fatalen  Erscheinung  eben  fast  ausschliesslich  nur  die  Wirkung  unserer  im  Uebcr- 
mass  emittierten,  zu  schwach  gedeckten  Noten  zu  erblicken,  welche  infolge 
der  durch  sie  verursachten  Verdrängung  von  Barschaft,  den  Zirkulationsmittel- 
umlauf nach  und  nach  an  Währungsgeld  haben  verarmen  lassen.  Dem  schon 
vor  Jahren  eingetretenen  Abrluss  des  vollwertigen  Goldes  ist  bereits  auch  zum 
Teil  das  Verschwinden  der  unterwertigen  Silberthaler,  ja  selbst  der  Silher- 
scheidemünzen  gefolgt.  Es  ist  schon  seit  geraumer  Zeit  nicht  genügend  voll- 
wertiges Metallgeld  mehr  vorhanden,  um  damit  Zahlungen  in  grösserem  .Mass- 
stab ans  Ausland  leisten  zu  können.  Des  mangelnden  Goldes  wegen  müssen 
Zahlungen  an  Goldwährungsländer,  wie  Deutschland  z.  B.,  welche,  insoweit  keine 
andern  Kompensation  werte  dafür  zur  Verfügung  stehen,  effektiv  in  Gold  zu 
leisten  sind,  seit  langem  schon  zumeist  über  Frankreich  bewerkstelligt  werden, 
welchem  Staate  gegenüber,  wie  bekannt,  der  Gegenwert  noch  in  Silber  über- 
mittelt werden  kann.  Hierin  ist  denn  auch  zum  Teil  die  Ursache  unserer  Ab- 
hängigkeit vom  französischen  Geldmarkt  und  von  der  französischen  Valuta  zu 
suchen.  Frankreich  sendet  an  unserer  Stelle  das  nötige  Gold,  wir  unserseits 
decken  dasselbe  mit  Silber.  Und  was  auf  diese  Weise  nicht  gedeckt  werden 
kann,  bleibt  die  schweizerische  Volkswirtschaft  der  französischen  schuldig. 
Die  Höhe  der  daherigen  Schuld  prägt  sich  aus  im  Wertgang  unserer 
Valuta. 
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IV.  Die  Wirkungslosigkeit  der  schweizerischen  Diskontopolitik.  In  den 

Staaten,  die  über  eine  gesunde  Währung  verfügen  und  die  aus  triftigen  Gründen 
auf  eine  intakte  Valuta  Wert  legen,  wird  mit  peinlichster  Sorgfalt  über  die 
Erhaltung  eines  hinreichenden  Goldstandes  gewacht  und  jeweilen  gegebenen- 
falls ohne  Zaudern  zu  geeigneten  Diskontovorkehren  geschritten,  sobald  die 
fremden  Wechselkurse  durch  Ucbcrschreiten  des  Goldpunktes  einem  allzu  starken 
Metallabfluss  die  Schleusen  zu  öffnen  beginnen.  Die  Centrainotenbanken  oder 
die  infolge  staatlicher  Beeinflussung  und  Vergünstigungen  sonst  dominierenden 
Noteninstitute  jener  Länder  sind  sich  ihrer  Verantwortlichkeit  für  die  Erhaltung 
eines  hinreichenden  Gcldstandes  so  bewusst,  dass  sie  keine  Massrcgel  verab- 
säumen, um  ihren  daherigen  Pflichten  zu  genügen.  Waren  keine  schwach 
gedeckten  Noten  da,  so  würde  und  müsste  sich  der  Geldmarkt,  d.  h.  die  Zins- 
verhältnisse, von  selbst  reglieren,  sie  hätten  sich  zu  richten  nach  dem  Gesetze 
von  Angebot  und  Nachfrage.  Dadurch,  dass  der  Verkehr  eines  Landes  der 
Zirkulationsmittel  in  grösserem  Masse  nicht  entbehren  kann,  wäre  die  Bedingung 
für  die  Vornahme  schützender  Vorkehren  gegen  deren  Abfluss,  d.  h.  lür  Er- 
höhung der  Geldmiete,  von  selbst  gegeben,  denn  wenn  sich  ein  Land  vor 
wirtschaftlicher  Verschuldung  bewahren  will,  so  bleibt  ihm  kein  anderer  Aus- 
weg, als  eben  die  Defizite  seiner  Volkswirtschaft  in  Form  von  Gewährung 
rentablerer  höherer  Geldmietbedingungen  auf  sich  zu  nehmen.  Die  Zinssätze 
wären  in  solchem  Falle  allerdings  weniger  stabil,  sie  wären  stärkern  und  brüs- 
keren Schwankungen  unterworfen,  weil  kein  elastisches  Element  in  dem  Zir- 
kulationsmittelumlauf vorhanden  wäre,  um  den  durch  das  Anschwellen  und 
Nachlassen  der  Geldbegehrcn  hervorgerufenen  wechselnden  Bedürfnissen  zu 
begegnen  und  diese  zu  nivellieren.  Dagegen  hätten  sie  sich  viel  exakter  nach 
den  jeweiligen  Erfordernissen  und  den  Ressourcen  der  Volkswirtschaft  zu 
reglieren;  ein  allgemein  zu  billiges  Geldausleihen  und  eine  zu  leichte  Kredit- 
gewährung wären,  ohne  Kalamitäten  hervorzurufen,  bei  weitem  nicht  so  leicht 
möglich,  weil  ein  zu  billiger  Zins-  oder  Diskontosat/,  sich  sofort  durch  einen 
Geldabfluss  und  infolge  dessen  durch  einen  Mangel  an  Umlaufsmitteln  fühlbar 
machen  müsste.  Daraus  ergibt  sich  aber  mit  zwingender  Notwendigkeit,  dass, 
wo  infolge  einer  Zirkulation  schwach  gedeckter  Noten  eine  Diskontopolitik 
Platz  zu  greifen  hat,  derselben  die  strikte  Aufgabe  zufällt,  die  Zinsbedingungen 
so  zu  normieren,  dass  zum  mindesten  dem  Lande  ein  hinreichender,  die  Valuta 
nicht  affizierender  Geldstand  erhalten  bleibt.  Kommt  nun  aber  aus  irgend  einem 
Grunde  die  Diskontopolitik  dieser  Aufgabe  nicht  nach,  so  erfüllt  sie  eben  ihren 
Zweck  nicht  und  führt  dadurch  das  Land  an  den  Abgrund  eines  Währungs- 
und Valutaruins. 

Nun  entsteht  die  Frage,  warum  die  schweizerische  Diskontopolitik  nicht 
in  einer  Weise  gehandhabt  wird,  um  den  seit  Jahren  bestehenden  Uebelständen 
abzuhelfen?  Einfach  aus  dem  Grunde  nicht,  weil  dies  auf  der  Basis  der  heu- 
tigen Verhältnisse,  d.  h.  bei  der  heutigen  übermässigen  Inanspruchnahme  des 
Notenkredites  nicht  mehr  möglich  ist.  Es  fehlt  dem  schweizerischen  Notcn- 
und  damit  dem  gesamten  Geld-  und  Kreditwesen,  abgesehen  vom  festen  Rück- 
halte in  Gestalt  eines  nationalen,  kapital-  und  kreditkräftigen  Hauptinstitutes, 
der  gemeinschaftliche  C'cntralpunkt,  die  mit  den  erforderlichen  Machtmitteln 
ausgerüstete  Oberleitung,  die  zielbewusstc,  thatkräftige,  weil  imperative  Direk- 
tive zur  Anordnung  und  allseitig  energischen  Durchführung  derjenigen  Mass- 
nahmen, die  für  die  Erhaltung  und  Weiterentwicklung  gesunder  Währungs-  und 
Umlaufsverhältnisse  notwendig  sind.  Schon  infolge  des  l'mstandes,  dass  lange 
Jahre  hindurch  überhaupt  kein  diskontopolitisches  Band  die  schweizerischen 
Emissionsbanken  vereinigte  und  jede  von  ihnen  nach  eigenem  Ermessen  ihre 
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Diskontobedingungen  festsetzte,  wobei  sie  sich  ausschliesslich  nur  von  ihren 
eigenen  Portefeuillcinteressen  und  ihren  lokalbegrcnzten  Gesichtspunkten 
leiten  liessen,  hat  sich  die  Grundlage  für  eine  wirksame  Diskontopolitik  in 
der  Schweiz  von  Jahr  zu  Jahr  verschlechtert.  Und  hieran  vermochte  deshalb 
dann  auch  die  in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  1893  erzielte  Einigung  auf 
einen  gemeinschaftlichen  offiziellen  Diskontosatz  nicht  mehr  viel  zu  andern, 
dies  um  so  mehr,  als  in  der  Hauptsache  nicht  der  offizielle  Banksatz  es  ist, 
welcher  die  Kapitalströmungen  von  einem  Lande  zum  andern  und  mithin  die 
Wechselkurse  zu  beeinflussen  vermag,  sondern  fast  allein  nur  der  für  prima 
Handelswechsel  und  gute  Bankaccepte  in  Anwendung  gebrachte  niederste  Privat- 
satz. Denn  zu  diesem  Satze  werden  im  allgemeinen  die  weitaus  grossten  Summen 
des  Portefeuillematerials  aufgenommen,  wenigstens  bei  den  massgebenden  grossen 
Notenbanken  des  Auslandes,  mit  vielleicht  alleiniger  Ausnahme  der  Banquc  de 
France,  welche  keinen  Privatsatz  kennt. 

Wir  haben  bereits  an  anderer  Stelle  erwähnt,  dass  die  Notenzirkulation 
anhaltend,  von  Jahr  zu  Jahr  vermehrt  worden  ist.  War  infolge  des  Bestrebens 
nach  Vermehrung  dieser  zinslosen  Gelder  die  Emission  einmal  erhöht,  so  war 
es  bei  der  Art  der  Besteuerung  begreiflich,  dass  die  Banken  je  weilen  so  prompt 
wie  möglich  eine  nutzbringende  Verwendung  für  ihre  Noten  suchten.  Da  aber 
die  schweizerische  Verkehrsfähigkeit  bei  weitem  nicht  genügend  richtiges  Dis- 
kontomaterial schafft,  um  neben  den  Portcfeuillebedürfnissen  der  freien  Kredit- 
institute und  übrigen  Diskontnehmern  auch  noch  diejenigen  von  so  vielen 
Emissionsbanken  für  Unterbringung  eines  solchen  Uebermasses  von  Noten 
befriedigen  zu  können,  so  liegt  es  auf  der  Hand,  dass  in  der  Schweiz  die 
Noten  ihrer  eigentlichen  Bestimmung  entfremdet  und  einer  Verwendung  zu- 
gedrängt werden  mussten,  die  ihrem  Zwecke  nicht  mehr  entspricht.  Es  musstc 
eine  Verletzung  des  Grundprinzips  jeder  richtigen  Banktechnik  stattfinden  da- 
durch, dass  die  im  Verkehr  erhaltenen  kurzfristigen  Gelder  (gegen  Ausgabe 
von  Noten.  Kassascheinen,  Einlagen  in  Checks-,  Giro-  und  Depositenkonto 
Spargelder,  in  Konto-Korrent  etc.),  nicht  wie  es  ihre  Natur  erfordert,  auch 
wieder  nur  in  kurzfristigen  Aktiven  angelegt,  sondern  in  einem  ungesunden 
Masse  zur  Erwerbung  langfristiger  Forderungen,  wie  Darleihen  in  gedeckten 
und  ungedeckten  Konto-Korrent-Krcditen,  gegen  Schuldscheine  mit  und  ohne 
Wechselverbindlichkeit  (gedeckte  und  ungedeckte),  dann  aber  insbesondere  auf 
Hypotheken  jeglicher  Art,  zu  Reports  u.  dcrgl.  herbeigezogen  werden  (vergl. 
die  Ziffern  des  Bilanzauszuges  auf  S.  804  5).  Und  wenn  dem  vielleicht  auch 
entgegengehalten  werden  mag,  dass  die  Banken  ja  nicht  alle  diese  Anlagen 
sich  nur  vermittelst  ihrer  Notengelder  beschaffen,  sondern  einen  guten  Teil 
derselben  auch  vermittelst  anderer  ihnen  zugeflossenen  Mitteln  (s.  o.),  so  steht 
dem  gegenüber  nichtsdestoweniger  fest,  dass  die  in  derartigen  Geschäften  ver- 
ausgabten Noten  eben  doch  nicht  mehr  in  regelmässigen  Intervallen  zur  Bank 
zurückkehren,  sondern  ausserge wohnlich  lange  in  der  Zirkulation  festgehalten 
werden  und  deshalb  den  Notenumlauf  der  nötigen  Elastizität  berauben,  woraus 
dann  eben  die  von  den  Banken  zur  Begründung  der  scheinbaren  Notwendig- 
keit von  Emissionserhöhungen  und  Neuemissionen  so  gerne  vorgeschützte  und 
zu  gewesen  Zeiten  des  Jahres  jeweilen  auch  wirklich  eintretende  Notenknapp- 
heit entsteht,  die  wie  keine  andere  Erscheinung  geeignet  ist,  von  dem  abso- 
luten Mangel  an  Spannungsfähigkeit  unserer  Notenemission  zu  zeugen. 

Der  durch  diese  fehlerhafte  Verwendung  ermöglichten  Uebcrsättigung  des 
Verkehrs  mit  Noten  entspringen  denn  auch  bei  uns  vielfach  zu  frühzeitige, 
antizipierte  und  daher  bedenkliche  Kapitalimmobilisationen,  die,  weil  sie  sich 
auf  nur  rlktivc  Werte  stützen  (Notenkredit),  welche  noch  keinen  Arbeitswert 
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in  sich  verkörpern,  einerseits  eine  allgemeine  und  für  den  Eintritt  von  krisen- 
haften Erschütterungen  des  Geldmarkts  besonders  gefährliche  Krcditübcrspan- 
nung  bewirken,  anderseits  aber  —  und  das  ist  der  Punkt,  der  für  die  Wirk- 
samkeit der  Diskontopolitik  am  stärksten  ins  Gewicht  fällt  —  schädlich  auf 
die  Zinsverhältnisse  einwirken,  indem  sie  auf  den  Mietpreis  des  Geldes  drücken 
und  eine  ernstlich  versuchte  Diskontopolitik  um  so  mehr  beeinträchtigen  müssen, 
als  sie  in  dieser  Form  dem  direkten  Kinfluss  der  Diskontomassnahmcn  ent- 
zogen sind. 

Eine  unzweifelhafte  Schuld  an  dieser  krankhaften,  untechnischen  Noten- 
verwendung muss  natürlich  in  erster  Linie  dem  Umstände  beigemessen  werden, 
dass  das  Gesetz  von  1881  den  Banken  (mit  Ausnahme  derjenigen  mit  Portc- 
feuilledeckung)  alle  Zweige  der  freien  Bankthätigkeit  zu  kultivieren  gestattet, 
wodurch  dieselben  unwillkürlich,  ja  fast  notwendig,  auf  diese  Bahn  irrationellen 
Gcbahrcns  gedrängt  worden  sind,  denn  dadurch  ist  es  den  Banken  von  Anfang 
an  ermöglicht  worden,  ihre  Noten  durch  die  verschiedensten  Kanäle  in  den 
Verkehr  zu  bringen.  Anlass  hiezu  geben  ihnen  alle  auf  dem  ßilanzaus?.ug  (S.  804) 
unter  Kapitel  II,  III  und  IV  der  Aktiven  figurierenden  Anlagen.  Auch  dem 
Erwerb  von  Effekten  «Obligationen  und  Aktien)  steht  kein  gesetzliches  Hindernis 
entgegen,  ja  selbst  ihre  Gelder  in  Immobilien  und  Grundeigentum  anzulegen, 
ist  ihnen  nicht  verboten. 

Wir  haben  nun  auf  unserm  engbegrenzten  Landesterritorium  nicht  weniger 
als  Mi  Notenbanken  (s.  c  Banknoten  wesen»),  von  denen  die  grössere  Zahl  sich 
von  der  Schuld  nicht  frei  weiss,  ihre  Emissionen  ohne  Not,  d.  h.  ohne  durch 
zwingende  Bedürfnisse  des  wirtschaftlichen  Verkehrs  gedrängt,  anbegehrt  und 
zum  Teil  wiederholt  in  starken  Proportionen  vermehrt  zu  haben.  Es  ist  uns 
von  den  Eingangs  entwickelten  Grundbegriffen  zweckmässiger  Notenbanktechnik 
her  bekannt,  wie  das  Portefeuille-Material  solcher  Banken  beschaffen  sein  muss, 
damit  sie  ihrer  Aufgabe  gerecht  werden  können. 

Nun  ist  es  aber  einleuchtend,  dass  in  mehr  agrikolen  Gegenden  und 
insbesondere  in  solchen,  wo  sich  keine  grösseren  Industrie-  oder  Handelscentrcn 
befinden,  sich  derartiges  zweckdienliches  Material  nur  in  geringen  Quantitäten 
vorfindet.  Nichtsdestoweniger  sind  überall  in  der  Schweiz  auch  in  solchen 
Gegenden  Notenbanken  entstanden.  Beinahe  jeder  Kanton  und  Halbkanton 
wollte  Inhaber  eines  eigenen  Bankinstitutes  sein,  für  welches  er  das  Noten- 
emissionsrecht beanspruchte,  das  ihm  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  des 
Gesetzes  von  1881  nicht  vorenthalten  werden  konnte.  Da  aber  jede  einmal 
emittierte  Note,  um  ihrem  Ausgeber  über  die  unzweckmässige  Besteuerung 
hinaus  dennoch  Nutzen  zu  bringen,  um  jeden  Preis  in  den  Verkehr  gebracht 
werden  musste,  so  wurden  die  schweizerischen  Emissionsbanken  schon  früh 
auf  die  Arena  des  bittersten  Konkurrenzkampfes  gedrängt.  Sie  unterboten 
einander  wie  und  wo  sie  konnten.  Die  meisten  unter  ihnen  begnügten  sich 
nicht  mit  der  Acquisition  bloss  desjenigen  Wechselmaterials,  «las  ihnen  ihr 
Verkehrsrayon  zu  bieten  vermochte  :  die  öftern  Vermehrungen  ihrer  Emissionen 
zwangen  sie  bald  zum  Hinübergreifen  auf  das  Thätigkeitsfeld  ihrer  Kolleginnen. 
Dadurch  wurde  aber  die  Lage  für  eine  jede  von  ihnen  noch  verschlimmert. 
Die  Diskontosätze  wurdeti  bei  solchem  Vorgehen  in  zunehmend  anormaler 
Weise  gedrückt;  das  Diskontoniveau  sank  zusehends  mehr  und  mehr.  Bald  fand 
sich  auch  selbst  zu  diesen  onerösen  Bedingungen  nicht  genug  gutes  Diskonto- 
material für  alle  mehr  vor  und  vor  die  Alternative  gestellt,  entweder  ihre 
Emissionen  einzuschränken  oder  aber  unter  Ignorierung  der  elementarsten 
Grundsätze  richtiger  Notenbanktechnik  den  gesunden  Weg  der  Erwerbung  nur 
kurzfristiger  Forderungen    zu    verlassen   und   sich   auf  alle   möglichen  andern 
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Geschäfte  zu  werfen,  wählten  die  meisten  ohne  Bedenken  das  letztere.  Das« 
aber  Hypothekaranlagen,  Effekten,  K< mto-Korrent-Guthabcn  und  dergleichen 
nicht  mehr  Aktiven  sind,  die  sich  im  Nutfalle,  zu  Zeiten  einer  Krise,  wo  jeder- 
mann nach  barem  Gehle  hascht,  rasch  und  ohne  bedeutendere  Verluste  reali- 
sieren Hessen,  ist  einleuchtend  und  fallt  hei  unsern  Notenbanken  um  so  schwerer 
ins  Gewicht,  als  sie  ohnehin  schon  über  keine  hinreichenden  Barvorräte  ver- 
fügen und  im  Momente  der  Gefahr,  bei  gesperrten  auswärtigen  Ressourcen, 
auf  sich  selbst  angewiesen  sind,  da  ihnen,  wie  dem  schweizerischen  Bankwesen 
überhaupt,  der  starke  innere  nationale  Rückhalt  fehlt,  den  die  Banken  anderer 
Staaten  an  ihren  kapitalkräftigen  und  mit  flüssigen  Mitteln  reichlich  versehenen 
Centraiinstituten  besitzen,  bei  denen  sie  als  letzte  zuverlässige  Geld-  und 
Kreditquelle  ihre  Wechsel  rediskontieren  oder  sonstige  Unterstützung  »Inden 
können. 

Neben  all  den  schon  erörterten  Nachteilen,  die  eine  derartige  Festlegung 
von  Notengeldern  im  Gefolge  hat,  ist  aber  für  die  Diskontopolitik  wohl  der- 
jenige von  der  schwerwiegendsten  Bedeutung,  dass  dadurch  diese  billigen 
Gelder  den  gefährlichsten  Konkurrenten  der  Emissionsbanken  den  freien 
Kreditinstituten  und  übrigen  Diskonteuren  —  in  die  Hände  gespielt  werden, 
wodurch  es  diesen  fortwährend  ermöglicht  wird,  die  erstem  auf  dem  Wechsel- 
marke zu  unterbiet  en  und  ihnen  so  beständig  das  beste  Diskontomaterial  vorweg 
zu  nehmen.  Den  Emissionsbanken  bleibt  auf  diese  Weise,  wenn  -ie  mit  ihren 
Diskontosätzen  nicht  immer  weiter  nachgeben  wollen,  nur  das  schlechtere 
Papier,  die  Reste  des  Marktes,  Wechsel  II.  und  III.  Qualität.  Damit  geht  ihnen 
aber  auch  der  Einfluss  auf  den  Markt,  die  tonangebende  führende  Stellung, 
völlig  verloren:  das  Diskontoniveau  sinkt  immer  mehr  und  die  Wirkung  macht 
sich  geltend  auf  dem  Valutastande  des  Landes.  Den  Kreditinstituten  ist  ein 
Vorwurf  ihres  Vorgehens  wegen  nicht  zu  machen.  Sie  befinden  sich  iti  ihrem 
Rechte:  sie  machen  nur  Gebrauch  von  den  ihnen  durch  die  Emissionsbanken 
selbst  gebotenen  Fa<  iiitäten.  Ein  .Appell  an  ihre  bessere  Einsicht  und  an  die 
Solidarität  in  Form  des  jeweils  bekannt  gegebenen  offiziellen  Diskontosatzes, 
kann  sie  nicht  bestimmen,  anders  zu  handeln;  sie  richten  sich  eben  nach  den 
ihnen  zur  Verfügung  stehenden  Mitteln  und  den  durch  die  allgemeine  La^e 
gegebenen  Verhältnissen  des  Geldmarktes. 

Andererseits  aber  müssen  die  Noten  seitens  der  Emissionsbanken  zu  billig 
hergegeben  werden  ;  dieser  Umstand  bringt  das  Diskontoniveau  auf  der  ganzen 
Linie  zum  Sinken.  Dadurch,  dass  die  Emissionsbanken  ihre  Notcngelder  der 
Gegnerschaft  im  Diskontogeschält  durch  mannigfaltige  Kanäle  zu  billig  zuführen, 
sichern  sie  dieser  den  Mitgenuss  des  billigen  Notenkredites  und  liefern  ihr 
somit  beständig  selbst  die  W  affen  zum  erfolgreichen  Kampf.  Sie  gestalten  auf 
diese  Weise  ihre  Emission  nicht  nur  immer  unrentabler,  sondern  sie  berauben 
sich  dadurch  auch  selbst  der  festen  Grundlage  für  eine  erfolgreiche  Diskonto- 
politik. Die  Lasten  der  Notenausgabe  ( Verwaltungsspcscn,  Anfertigungskosten 
der  Noten,  Steuern  etc.)  ruhen  auf  den  Emissionsbanken.  Wenn  sie  an  ihren 
Notengeldern  verdienen  wollen,  so  ist  ihnen  für  die  Höhe  der  Diskontosätze 
eine  natürliche  untere  Grenze  gesteckt.  Das  nämliche  trifft  nicht  zu  bei  ihren 
Konkurrenten,  welche,  da  keine  Notenausgabe  sie  zur  Haltung  grosser  Kassen- 
bestände  zwingt,  sich  mit  einem  kleinern  ßenetice  begnügen  können.  Daher 
die  fatale  Erscheinung,  dass  in  der  Schweiz  insge wohnlich  die  freien  Kredit- 
institute es  sind,  welche  die  Geldmarktbedingungen  normieren,  während  die 
Emissionsbanken,  denen  als  Notenbanken  die  führende  Stellung  rechtmässig 
zukäme,  dem  Markte  zumeist  mit  ihren  Entschlüssen  folgen,  statt  selbstbestim- 
mend in  die  Diskontoverhältnisse  einzugreifen  und  dem  Markte  ihre  Konditionen 
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zu  diktieren.  Je  tiefer  aber  hei  leichtem  Gcldstande  die  Diskontobedingungen 
sinken,  desto  unerquicklicher  gestalten  sich  jcwcilen  die  Verhältnisse  für  die 
Emissionsbanken,  desto  unzweckmässiger  aber  oft  auch  ihr  Gebahrcn.  Zu  jedem 
Mittel  wird  in  solchen  Momenten  Zuflucht  genommen  und  sei  es  technisch  noch 
so  unrichtig,  wenn  nur  die  Noten  in  den  Verkehr  gebracht  werden  können. 
So  werden  Lombard  Wechsel,  die  anderswo  1  °/o,  mindestens  aber  '  « °/o  über 
dem  offiziellen  Satze  genommen  werden,  in  der  Schweiz  nicht  selten  sogar 
.V?°/o  unter  diesem  Satze  diskontiert  u.  s.  w.  Diese  Umstände  bilden  die  Ursache 
der  Zerfahrenheit  in  unsern  Diskonto  Verhältnissen.  Das  zumeist  zu  den  schwächern 
Ressourcen  des  Landes  in  keinem  Verhältnis  stehende  Diskontoniveau  vermag 
der  Valuta  keinen  Schutz  zu  bieten,  welche  deshalb  gleich  einem  stcuerlosen 
Fahrzeug  allen  Zufällen  von  innen  und  aussen  widerstandslos  preisgegeben  ist. 
Ein  Glück  für  die  vielen  damit  zusammenhängenden  Landesinteressen,  wenn 
kein  Sturm  sie  in  diesem  hülfsloscn  Zustande  überrascht. 

Infolge  der  zunehmend  intensivem  Verdrängung  der  Emissionsbanken  vom 
Wechselmarkte  haben  sich  denn  auch  die  l'ortcfeuillcbcstände  derselben  seit 
einer  Reihe  von  Jahren  qualitativ  bedeutend  verschlechtert.  Es  hat  sich  eine 
allmähliche  Verschiebung  im  Prozentsatze  des  guten,  zuverlässig  kurzfälligen 
Wechselmaterials  zu  Gunsten  des  unzuverlässigen  vollzogen.  So  haben,  wie 
aus  unserm  Rilanzauszug  hervorgeht,  bei  einer  Vermehrung-  von  über  154°/© 
der  innert  8  Tagen  rückzahlbaren  Schulden,  die  Diskonto-Sch wcizcrweehsel, 
welche,  technisch  streng  genommen,  neben  Barschaft  und  guten  Ausland  wechseln, 
eigentlich  allein  als  richtige,  und  vertrauenswürdige  Notendeckung  angesehen 
werden  können,  schon  im  einfachen  Gesamtbetrag  eingebüsst  (1883:  166,2  Mill.; 
1900:  160,5  Mill.),  im  prozentualen  Verhältnis  zur  ungedeckten  Notenzirkulation 
sich  aber  sogar  um  */n  vermindert,  wobei  noch  keineswegs  untersucht  ist,  wie 
viel  Finanz-  und  Kreditwechsel  sich  unter  diesen  «Diskontowechseln»  befunden 
haben  mögen.  Dieser  Vergleich  für  sich  allein  schon  erzeigt,  dass  sich  unsere 
Emissionsbanken  den  ihnen  als  Noteninstitutc  normalerweise  zukommenden 
Löwenanteil  an  der  durch  die  wirtschaftliche  Verkehrsentwicklung  naturgemäss 
herbeigeführten  bedeutenden  Vermehrung  des  Diskontomatcrials  durch  die 
übrigen  Diskontonehmer  haben  entwinden  lassen.  Einen  teilweisen  Ersatz 
für  diesen  Ausfall  suchten  und  fanden  sie  allerdings  in  der  Acquisition  von 
Ausland-  und  Lombard  wechseln.  (  Zunahme  der  Ausland  Wec  hsel  50,6  °/o,  der 
Lombardwechsel  5,9°/o.)  Lombardwechsel  rechnen  aber  auswärtige  Notenbanken, 
wie  z.  B.  die  Deutsche  Reichsbank,  nicht  zu  ihrer  Notendeckung  und  was  die 
Auslandwcc  hsel  anbelangt,  so  ist  der  Erwerb  eines  zu  grossen  Quantums  der- 
selben, so  sehr  sie  im  allgemeinen  als  vorzügliche  Notendeckung  gelten  dürfen, 
doch  als  der  eigenen  Volkswirtschaft  schädlich  zu  erachten,  weil  die  darin 
investierten,  dem  nationalen  Wirtschaftsgebiete  entstammenden  Gelder  den 
inländischen  Erwerbskreisen  entzogen  werden. 

Aber  nicht  allein  nur  die  spezifisch  öffentlichen  Interessen  werden  durch 
eine  derartige  Situation  gefährdet;  die  Emissionsbanken  selbst  können  dadurch 
zeitweise  in  eine  sehr  schlimme  Lage  geraten.  Ich  habe  bereits  oben  dargelegt 
(vergl.  auch  den  Artikel  «Banknotenwesen»  S.  438  u.  439),  welche  Gefahren 
eine  intensivere  Valutadepression  —  und  eine  solche  kann  sich  so  gut  wieder 
einstellen  wie  1897—1900  (s.  «Banknotenwesen»  S.  434)  —  im  Gefolge  haben. 
Beginnt  zufolge  eines  einmal  sich  geltend  machenden  bedeutendem  Disagios 
eine  organisierte  fremde  Spekulation  sich  den  drainierenden  inländischen  Firmen 
und  Elementen  beizugesellen,  um  den  Emissionsbanken  ihre  Barschaft  abzu- 
zapfen, so  kann  es  unter  Umständen  sehr  schnell,  trotz  den  alsdann  gebrachten 
grössten  Opfern,  um  die  Zahlungsfähigkeit  jener  geschehen  sein,  denn  staatliche 
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Massnahmen  und  Kingriffe  helfen  in  solchem  Falle  wenig  oder  nichts  und  die 
Emissionsbanken  können  und  dürfen  sich,  der  gesetzlichen  Vorschriften  und 
der  Aufrcehterhaltung  des  Kredites  ihrer  Noten  wegen,  der  prompten  Barein- 
lösung der  letztem  ni<  ht  entziehen.  Sie  haben  dann  wieder  zu  bedeutenden 
Barschaftsimporten  ihre  Zuflucht  zu  nehmen.  Dies  geschieht  aber  nicht  ohne 
bedeutende  Unkosten,  die  beispielsweise  im  Jahre  1900  allein  auf  Fr.  896.899 
angestiegen  sind.  Was  aber  das  Schlimmste  ist  bei  der  Sache:  diese  Importe 
helfen  die  Situation  noch  bedenklich  verschlimmern.  Ihnen  hat  begreiflicherweise 
die  Schaffung  von  Guthaben  auf  französischen  Plätzen  vorauszugehen.  Dieser 
Umstand  zwingt  die  Banken,  selbst  immer  als  Käufer  französischer  Devisen 
auf  dem  Markte  zu  sein,  was  natürlich  den  Kurs  der  letztern  noch  steigert. 
Dadurch  befinden  sie  sich  in  der  fatalen  Lage,  die  Gewinnchancen  der  Silber- 
draincure noch  selbst  verbessern  helfen  zu  müssen.  Angesichts  des  steigenden 
Gewinnes  werden  die  Agiotctars  ihre  Anstrengungen  aber  verdoppeln  und 
leicht  kann  alsdann  der  Moment  eintreten,  wo  unsere  Emissionsbanken,  trotz 
der  gewaltigsten  Anstrengungen,  dem  Spekulantentum  auf  Gnade  und  Ungnade 
ausgeliefert  sein  werden.  Die  finanziellen  Aufwendungen  werden  ihre  Mittel 
übersteigen,  sie  werden  das  Danaidenfass  nicht  mehr  zu  füllen  vermögen  und 
dadurch  an  den  Rand  der  Insolvenz  gebracht  oder  das  Land  dem  Zwangskurse 
zugetrieben  sein.  Allerdings  sahen  sich  die  Emissionsbanken  während  der  letzten 
zwei  Jahre  1900/1901  einer  stark  gemilderten  Situation  gegenüber,  allein  wer 
bürgt  dafür,  dass  die  dem  Wertgange  der  schweizerischen  Valuta  heute  noch 
günstigen  Kapitalströmungen  ihre  Richtung  nicht  von  einem  Momente  zum 
andern  ändern  werden?  (S.  «  Banknotenwesen  >  S.  4o4.)  Tritt  dies  ein.  so 
werden  wir  auch  gleich  wieder  mit  einer  fühlbaren  Valutadepression  zu  reebnen 
haben,  da  inzwischen  Vorkehren  zur  Verhütung  einer  solchen  keine  getroffen 
worden  sind. 

Anstatt  ihre  thatsächlich  schon  sehr  bedrohlich  gewordene  Lage  einmal 
von  Grund  auf  zu  sanieren,  entweder  durch  das  Mittel  einer  bedeutend  bessern 
Metalldeckung  ihrer  Noten  oder  dann  durch  eine  erkleckliche  Reduktion  des 
Notenumlaufes,  gefolgt  von  einer  technisch  richtigen  Notenverwendung  behufs 
Gewinnung  einer  festen  Basis  für  eine  wirkungsvolle  Diskontopolitik,  welche 
allein  es  ihnen  ermöglichen  würde,  gegen  die  mit  einer  Valutaentwertung 
verbundenen  Uebel  und  gegen  die  Gefahr  einer  solchen  selbst  mit  Erfolg 
anzukämpfen,  greifen  unsere  Notenbanken  in  ihrer  bisherigen  unsolidarischen 
Weise  fortwährend  nur  zu  allerlei  Palliativmassregcln  von  nur  geringer  oder 
in  ihrem  Werte  zweifelhaften  Wirkung,  wie  sie  bereits  in  Abschnitt  V  des 
Artikels  «Banknotenwesen»,  S.  438  440,  eingehender  besprochen  worden  sind. 
Allerdings  leistet  die  Konvention  betreffend  Aufstellung  eines  offiziellen  Dis- 
kontosatzes durch  das  selbstgewählte,  erst  fünf-,  dann  sieben-,  später  neun- 
gliedrige  Diskontokotnitee  sehr  schätzenswerte  Dienste.  Allein  auf  dieser  nun 
einmal  verdorbenen  Grundlage  konnte  diese  Massnahme  allein  unmöglich  von 
ausschlaggebender  Bedeutung  sein,  schon  deshalb  nicht,  weil,  wie  schon  an 
anderer  Stelle  hervorgehoben,  das  zu  diesem  Satze  diskontierte  Papier  nicht 
dasjenige  Wcchsclmaterial  in  sich  schlicsst,  welches  bestimmend  auf  die  Dis- 
kontobedingungen einzuwirken  vermag.  Dieser  Erkenntnis  entsprang  denn  auch 
das  spätere  (1898)  zu  stände  gekommene,  jedoch  nur  von  ca.  !/»  der  Banken 
anerkannte  Convenium  betreffend  Festsetzung  eines  «  Privat-Minimal-Diskonto- 
satzes».  Aber  auch  mit  diesem  wurde  bis  jetzt  der  Zweck  nie  völlig  erreicht, 
zum  Teil  aus  dem  Grunde  schon  nicht,  weil  nicht  alle  Banken  dazu  stehen.  Den 
einen  gingen  schon  von  Anfang  an  die  Bestimmungen  nicht  weit  genug, den  andern 
erschienen  sie  im  Gegenteil  als  zu  beengend.  Durch  die  billigeren  Diskontierungen 
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der  Nichtkontrahcntcn  werden  natürlich  selbst  die  wohlbcrcchnctsten  Massnahmen 
der  Conveniumsmitglieder  jeweilen  durchkreuzt  und  paralysiert.  Von  wenigen 
Ausnahmefallen  abgesehen  kann  daher  auch  heute  noch  nicht  von  einem  den 
Markt  beherrschenden  Einfluss  der  Emissionsbanken  die  Rede  sein,  trotzdem 
eine  weitere  Einrichtung,  die  durch  Vereinbarung  vom  9.  Juni  1900  eingeführte 
sogenannte  Reglierung  der  Notenzirkulation,  nun  schon  seit  mehr  als  zwei 
Jahren  die  bis  dahin  praktizierten  Massnahmen,  wenn  auch  in  bei  weitem  nicht 
zureichenden  Masse,  so  doch  immerhin  wohlthätig  ergänzt  hat.  Im  den 
Emissionsbanken  auch  nur  einigennassen  jene  Autorität  und  dominierende 
Stellung  auf  dem  Geldmärkte  zu  sichern,  deren  sie  bedürften,  um  ihren  allge- 
mein volkswirtschaftlichen  Pflichten  als  Notenbanken  genügen  zu  können,  müsste 
im  Punkte  der  temporären  Notenreduktionen  weit  ausgibiger  vorgeschritten 
werden,  aber  auch  das  Convenium  betreffend  den  Minimal-Privatsatz  müsste 
nicht  nur  sämtliche  Banken  umfassen,  sondern  die  Bestimmungen  desselben 
müssten  zum  Teil  wesentlich  verschärft,  allseitig  und  in  jeder  Hinsicht  strenge 
beobachtet  werden.  Wo  bleibt  der  Erfolg,  wenn  es  den  Banken  gestattet  ist, 
unter  sich  unter  diesem  Minimum  zu  diskontieren  oder  wenn  ihnen  die 
Befugnis  eingeräumt  wird,  für  P  Papier  bis  zu  '.  4°  o  unter  diesen  .Minimalsatz 
hinabzugehen  oder  wenn  weiter  die  Conveniumsbcstimimmgen  keine  Anwendung 
auf  auswärtige  Kunden  finden?  Was  nützt  ein  solches  Convenium,  wenn,  wie 
man  vernimmt,  das  festgesetzte  Minimum  bisweilen  von  einzelnen  Instituten 
dadurch  umgangen  wird,  dass  sie  den  Diskontoabgebern  eine  Kommission  von 
' — 1  .'4  0  »  vergüten  u.  s.  w.  Auch  hat  man  im  Laufe  der  letzteren  Jahre  bisweilen 
die  Beobachtung  machen  können,  dass  gleichzeitig  mit  einer  Diskontoerhöhung 
die  Notenreserve  ganz  oder  zum  Teil  freigegeben  wurde  oder  dass  umgekehrt 
mit  einem  angeordneten  Notenrückzug  eine  Diskontoermässigung  zusammenfiel. 
Dies  sind  Massnahmen,  die  sieh  gegenseitig  aufheben,  in  ihrem  Nutzeffekt 
somit  gleich  null  sind.  Diese  und  andere  technische  Fehler  lassen  sich  konsta- 
tieren. In  Verbindung  mit  der  überhaupt  verdorbenen  Basis  lässt  sich  aus  ihnen 
die  Thatsache  leicht  erklären,  dass  zuweilen  in  der  Schweiz  billiger  diskontiert 
wird,  als  in  Paris,  in  dem  an  wirtschaftlichen  Ressourcen  und  flüssigem  Geld- 
kapital viel  reichern  Frankreich. 

Wenn  ich  nochmals  hervorhebe,  dass  dadurch  die  Wirksamkeit  und  der 
praktische  Nutzen  des  Conveniums  um  ein  Bedeutendes  abgeschwächt  wird,  so 
muss  indessen  anderseits  daraufhingewiesen  werden,  dass  es  bei  der  nun  einm  \\ 
gegebenen  Situation  für  eine  Vielheit  von  Banken  mit  einer  derartigen  Viel- 
gestaltigkeit  in  ihren  Geschäftskreisen,  bei  so  verschiedenartiger  (ieschäftsbehand- 
lung,  bei  so  vielen  und  verschiedenerlei  zuTage  tretenden  Meinungen,  bei  einander 
oft  diametral  entgegenstehenden  Interessen  und  bei  einer  Organisation  von  so 
wenig  homogenem  Charakter  es  ausserordentlich  schwer  hält,  sich  auf  ein  und 
demselben  richtigen  Punkte  zusammenzufinden,  ja  dass  es  für  die  Emissions- 
banken bei  den  heutigen  Verhältnissen  geradezu  zu  einem  Ding  der  Unmög- 
lichkeit geworden  ist,  ihre  PortefeuilIrintere>sen  mit  der  Sorge  für  die  Valuta 
in  auch  nur  annähernde  Harmonie  zu  bringen,  denn  unter  dem  Drucke  der 
nun  seit  Jahren  anhaltenden  Belastung  des  Marktes  mit  stark  unterwertigen 
fiduziaren  Umlaufsmitteln  hat  sich  auf  dem  Gebiete  der  Diskontomassnahmen 
zwischen  den  Valuta-  und  Portefeuilleinteressen  eine  Kluft  herausgebildet,  die 
nicht  mehr  zu  überbrücken  ist.  Wollten  unsere  Emissionsbanken  zu  Zeiten 
ungünstiger  Kapital  Verschiebungen  wirklich  das  Niveau  ihrer  Diskontosätze  auf 
der  Höhe  halten,  die  notwendig  wäre,  um  die  schweizerische  Valuta  auf  die 
Parität  zurückzudrängen  oder  wenigstens  den  fremden  Deviserikursen  ein  Ueber- 
schreiten  des  Goldpunktes  unter  allen  Umständen  zu  verunmöglichen,  so  ginge 
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ihnen  der  Kontakt  mit  dem  offenen  Markte  so  ganz  verloren,  dass  sie  geradezu 
riskieren  müssten,  ihre  ganze  Gcschäftsthätigkeit  lahm  zu  legen.  Versuchten  sie 
aber  umgekehrt  zum  Zwecke  besserer  Verproviantierung  ihres  Portefeuilles 
mit  prima  Wechselmaterial  ihren  Minimal-Diskontosatz  um  jeden  Preis  dem 
Stande  desjenigen  des  offenen  Marktes  anzupassen,  so  würden  Zug  um  Zug 
die  Kurse  der  fremden  Wechsel  so  hoch  emporschnellen,  dass  infolge  des  da- 
durch zum  Ausdruck  kommenden  jähen  und  intensiven  Valutasturzes  alle  mit 
einem  solchen  zusammenhangenden  fatalen  Folgeerscheinungen,  wie  hohes  Dis- 
agio,  Export  der  Silbercourant-  und  -Scheidemünzen,  Verlegenheiten  der  Banken 
selber,  anhaltende  Kapitalflucht,  verdorbene  Kreditverhältnisse  mit  all  ihren 
schädlichen  Rückwirkungen  auf  die  gesamte  Volkswirtschaft,  nach  einander  sich 
einstellen  müssten,  wobei  die  Emissionsbanken  ihren  Zweck  aber  dennoch  nicht 
erreichen  würden,  weil  ihre  Konkurrenten  aus  früher  erwähnten  Gründen  doch 
immer  wieder  im  Vorsprunge  blieben.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  beurteilt, 
ist  denn  auch,  so  lange  die  schweizerische  Diskontopolitik  auf  dieser  gründlich 
verdorbenen  Basis  fussen  muss,  an  dem  bisherigen  Lavieren  der  Banken  zwischen 
den  zwei  Alternativen  nicht  allzuviel  auszusetzen.  Die  Frage  ist  nur  die :  Wie 
lange  gedenkt  man  die  so  gefährdete  Valuta  noch  ihrem  Schicksal  zu  überlassen? 

V.  Leitende  Gesichtspunkte  für  die  vorzunehmenden  Reformen.  Will 
man  in  der  Schweiz  das  Instrument  der  «Diskontoschraube»  wiederum  wirksam 
gestalten,  so  muss,  wie  an  früherer  Stelle  schon  ausgeführt,  mit  der  Sanierung 
und  Wi  ed erbe  fest igung  der  Währung  der  Anfang  gemacht,  es  muss  letztere 
von  einem  grossen  Teil  der  zu  schwer  auf  ihr  lastenden  fiduziaren  Zahlungs- 
mittel, der  Noten,  gesäubert  werden.  Aber  dies  ist  gegenwärtig  in  der  Schweiz 
nicht  ohne  weiteres  möglich.  Da  der  Verkehr  bei  seiner  heutigen  Ausdehnung 
und  Entwicklung,  namentlich  aber  bei  den  mangelhaften  Einrichtungen  des 
Zahlungsverkehrs  auf  den  Gebrauch  des  grössten  Teils  der  gegenwärtigen 
Notenmenge  angewiesen  ist,  indem  ihm  nur  ungenügende  Metallgeldbestandc, 
noch  weniger  aber  praktische  banktechnische  Mittel  (Giroübertragungen,  billige 
Mandate  und  Checks  in  Verbindung  mit  einer  Kompensationsstclle)  zur  Be- 
gleichung seiner  Zahlungsverbindlichkeiten  von  Platz  zu  Platz  zur  Verfügung 
stehen,  so  muss  der  Hebel  zuerst  hier  angesetzt  werden.  Es  muss  in  erster 
Linie  eine  Institution  geschaffen  werden,  vermittelst  welcher  nahezu  kostenlos 
grosse  wie  kleine  Zahlungen  zwischen  sämtlichen  bedeutenderen  Ortschatten 
der  Schweiz  durch  blosse  Buchumschreibungen  effektuiert  werden  können, 
damit  endlich  einmal  mit  der  bisherigen  Gepflogenheit  des  kostspieligen  hin- 
und  hersendens  von  Noten  durch  die  Post  gebrochen  und  dadurch  nicht  nur 
die  hiefür  in  Anspruch  genommenen  Noten  erübrigt,  sondern  der  Zahlungs- 
verkehr des  Landes  in  seinem  ganzen  Umfange  überhaupt  mit  einer  um  vieles 
reduzierteren  Summe  von  Zahlungsmitteln  bewältigt  werden  kann.  Die  im 
Stadium  der  Ausführung  befindliche  Einrichtung  des  Postcheck-  und  Giro- 
verkehrs wird  berufen  sein,  einen  Teil  dieser  Aufgabe  zu  lösen.  Da  diese 
aber  mehr  nur  dein  Kleinverkehr  dienen  wird,  so  ist  für  die  Bedürfnisse  des 
Grossverkehrs  noch  eine  ähnliche  andere,  jedoch  kräftigere  und  mehr  speziell 
für  diesen  Zwei  k  organisierte  Institution  zu  schallen,  die  man  sich  in  richtiger 
zweckmässiger  Gestaltung  nur  in  Verbindung  mit  einem  finanzkräftigen,  un- 
bedingt kreditfähigen  Cen  t  ra  1  ban  k  insti  t  u  te  denken  kann.  Sowie  sich  als- 
dann der  Verkehr  einmal  einigermassen  an  diese  neu  geschaffenen  Einrichtungen 
gewöhnt  haben  wird,  wird  es.  ohne  daherige  Verkehrsstörungen  befürchten  tu 
müssen,  möglich  werden.  Zug  um  Zug  den  entbehrlichen  Teil  der  umlaufenden 
Noten  zurückzuhalten  und  dieselben,  soweit  nötig,  durch  metallenes  Währungs- 
geld zu  ersetzen.  Da  dieses  Vorgehen  dazu  angethan  ist,  wiederum  eine  solide 
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Grundlage  für  eine  wirksame  Diskontopolitik  zu  schaffen,  so  wird  dadurch 
nicht  nur  das  sich  seit  einer  Reihe  von  Jahren  zeitweise  ins  Bodenlose  ver- 
lierende schweizerische  Diskontoniveau  wiederum  auf  eine  den  volkswirtschaft- 
lichen Ressourcen  des  Landes  angemessene  und  co  ipso  den  natürlichen  Schutz 
der  Wahrung  und  der  Valuta  herbeiführende  Höhe  gehoben  werden  können, 
sondern  es  wird  dadurch  fast  ohne  weiteres  auch  das  gesamte  schweizerische 
Verkehrsleben  wieder  zu  einem  wirtschaftlich  gesündern  Haushalten  angeleitet. 
Es  werden  dadurch  der  schon  seit  langem  mit  künstlich  verbilligtem  Kredit 
verhätschelten  und  daher  über  ihre  natürlichen  Einkünfte  und  Hülfs- 
quellen  hinauslebendcn  Volkswirtschaft  die  Mittel  zu  weitern  ungesunden 
Ausschreitungen,  zu  unwirtschaftlichen  und  unproduktiven  Verwendungen  ent- 
zogen und  dieselbe  wieder  an  vernünftiges  Masshalten  gewöhnt.  Sie  hat  wieder 
mehr  nur  mit  den  ihr  wirklich,  effektiv  zur  Verfügung  stehenden,  einen 
thatsächlich  angesammelten  Arbeitswert  in  sich  verkörpernden 
Geldmitteln  zu  rechnen  und  wird  verhindert,  in  ungebührlichem,  schädlichem 
Masse  auf  Mittel  abzustellen,  die  gar  nicht  vorhanden,  wenigstens  zu  ihres 
nominellen  Wertes  nur  imaginäre,  nur  Kreditmittel  sind.  Da9s  infolge  derartiger 
Massnahmen  die  Kreditfähigkeit  der  schweizerischen  Note  ganz  bedeutend  ge- 
hoben wird,  ist  selbstverständlich.  Aber  auch  die  heute  stellenweise  stark 
unterminierten  Kreditverhältnisse  werden  dadurch  saniert  und  gefestigt,  die  Ge- 
fahr einer  Valutazerrüttung  beseitigt,  ja  selbst,  den  von  Zeit  zu  Zeit  sich  ein- 
stellenden Handelskrisen  wird,  wenn  auch  nicht  völlig  vorgebeugt,  so  doch  ein 
guter  Teil  ihrer  sonstigen  Schärfe  und  Intensität  benommen. 

Verfügt  die  Schweiz  endlich  einmal  über  eine  dem  Lande  positiv  ver- 
antwortliche Centraibank,  so  ist  sie  damit  dann  glücklich  auch  dem  Zeitpunkte 
nahe  gerückt,  wo  sie,  ohne  Gefahren  i»der  Nachteile  für  sich  befürchten  zu 
müssen,  die  Münzunion  künden  und  ohne  wesentliche  Schwierigkeiten  die  reine 
Goldwährung  einzuführen  und  aufrecht  zu  erhalten  vermag.  Mit  dieser  letztern 
Massnahme  enthebt  sie  sich  dann  gleichzeitig  endlich  auch  des  für  sie  längst 
bestandenen  Nachteils,  ihren  Münzverbiindeten  Jahr  aus  Jahr  ein.  unausgesetzt, 
einen  sich  wohl  bis  in  die  (>0  Millionen  belaufenden  ungedeckten  und  vor  allem 
aus  zinslosem  Kredit  für  den  Umlauf  ihrer  heute  zu  mehr  als  (»5  °/o  entwerteten 
Silbcrcourant-  und  Scheidemünzen  gewähren  zu  müssen,  indem  alsdann  die 
Silbermünzen  eigenen  Gepräges  nationalisiert,  d.  h.  als  interne  Münzen  erklärt 
und  diejenigen  fremder  Provenienz  von  der  Zirkulation  ausgeschlossen  werden 
können  (s.  «Währungspolitik»).  Der  Verfechter  der  allgemein  öffentlichen  Interessen 
hat  daher  sein  Augenmerk  und  seine  Anstrengungen  unausgesetzt  auf  das  endliche 
Zustandekommen  eines  schweizerischen  Centralnoteninstituts  zu  richten,  denn  nur  ein 
solches  wird  es  sich  jederzeit  gewissenhaft  zur  strikten  Aufgabe  machen,  die  Noten- 
politik mit  einer  gesunden  Währungspolitik  in  richtige  L'ebereinstitnmung  zu  bringen. 

VI.  Litteratttr.  Ph.  Kalkmann,  Unter suchungen  über  das  Geldwesen  der  Schneit. 
St.  Gallen  1900.  —  Julius  Landmann,  System  der  Diskontopolitik.  Kiel  u.  Leipzig  1 900.  — 
Julius  Wolf,  Zur  Reform  des  Schweiz. Xotenbankwesens.  Zürich  /SSS.  —  P.  Qfg&X,  Kri- 
tische Betrachtungen  über  das  Schweiz.  Xotenbankwesen  mit  Beziehung  auf  den  Pariser 
Wechselkurs.  Zürich  1901.  W.  Godet.  Das  Problem  der  Zentralisation  des  Schweix. 
Banknotenwesens.  Leipzig  1902.  —  W.  Lotl,  Diskontopolistik.  „Handwörterbuch  der 
Staatswissenschaf len" ,  Bd.  11.  —  £rr$l  Seyd,  Die  wahren  Grundsätze  des  Banknoten- 
Wesens.  Leipzig  —  J.  Ph.  Schneider,  Die  ungedeckte  Bankm  tc  und  dir  Alternativ- 

Wilhrung.  Berlin  S.W.  /.V76.  —  R.  Maync,  Der  Diskont  Jena  1899.  ~  Th.  Geertng,  Die 
Handelsbilanz  der  Schweiz.  „Zeitschr.  für  Schweiz.  Statistik",  yahrg.  /89S.  —  Derselbe, 
Statistik  der  ausn  artigen  Wechselkurse.  Ibid.  yahrg.  /S97.  —  Geschäftsberichte  der  eidg. 
Banknolenkontrolle,  Bundesblatt.  —  Protokolle  der  Generalversammlungen  der  Schweiz. 
Emissionsbanken.  —  ^Meinungsäusserungen"  der  Mitglieder  des  Diskontokomitees  der 
Schweiz.  Emissionsbanken.  -  Protokoll '  der  Verhandlungen  der  Expertenkommission  für  die 
Besprechung  von  Afassnahmen  zur  Hebung  der  Schweiz.  Valuta. 
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Domänen. 

I.  Begriff.  —  II.  Entwicklungsgeschichte.  —  III.  Gegenwärtiger  Bestand. 
—  IV.  Behandlung  der  Dominen.  —  V.  Die  Politik  im  Dominenwescn.  — 
VI.  Litteratur. 

I.  Begriff.  Domänen  sind  eine  Art  des  Staatsvermögens.  Zum  Staats- 
vermögen gehören  überhaupt  nicht  die  Öffcnt liehen  Strassen,  Plätze,  Flüsse  etc.. 
auch  wenn  ihre  Erstellung  (bezw.  Korrektion)  und  Unterhaltung  dem  Staat 
noch  so  hoch  anliegen:  sie  zählen  zu  den  Sachen,  die  in  niemandes  Eigentum 
stehen.  Alles,  was  dagegen  im  Eigentum  des  Staates  steht,  ist  Staatsvermögen, 
das  sich  hinwieder  abteilt  einerseits  in  Verwaltungsvermögen  d.  h.  Staatsgüter, 
die  unmittelbar  Staatszwecken  dienen,  und  Finanzvermögen,  welches  für  den 
Staat  eine  Einnahmequelle  bildet,  und  anderseits  in  mobiles  und  liegenschaft- 
liches Staatsvermögen  der  einen  und  andern  Art.  Die  Domänen  speziell  sind 
liegenschaftliches  Finanzvermögen,  stehen  also  gegenüber  in  einer  Beziehung 
den  Kapitalien  als  dem  mobilen  Finanz  vermögen  des  Staates  (Staatsschatz),  in 
der  andern  den  Staatsgebäuden  für  die  öffentliche  Verwaltung  (Rathäuser, 
Schulen,  Kasernen,  Gefängnisse),  die  wohl  liegenschaftliches,  aber  Verwaltung*- 
vermögen  sind.  Die  letzteren  halten  also  gewissermnssen  die  Mitte  zwischen 
öffentlichen  Strassen,  Flüssen  etc.  und  den  Domänen.  Sie  gehören  zum  echten 
Staatsvermögen,  wärend  die  öffentlichen  Strassen  etc.  nicht,  sind  aber  kein 
Finanz-  oder  «werbendes»  Vermögen  des  Staates,  wie  die  Domänen,  verursachen 
ihm  im  (legenteil  grosse  Ausgaben.  Immerhin  figurieren  die  Staatsgebäude 
nicht  in  den  Staatsrechnungen,  wie  die  Domänen,  die  eben  eine  Einnahmequelle 
sind,  wohl  aber  in  den  Inventarien,  während  auch  in  diesen  die  öffentlichen 
Strassen  etc.  trotz  ihrer  Belastung  des  Fiskus  nirgends  paradieren.  In  dieser 
verschiedenen  rechnerischen  Behandlung  drückt  sich  auch  äusserlich  der  rechtliche 
Unterschied  zwischen  den  Domänen  und  den  beiden  anderen  Objekten  der 
Staatsverwaltung  aus.  -  -  Die  Domänen  für  sich  betrachtet  bestehen  hauptsächlich 
entweder  in  landwirtschaftlichen  Gütern  samt  den  zu  ihrer  Bewirtschaftung 
dienlichen  Einrichtungen,  worunter  auch  Gebäude,  oder  in  Waldungen.  Daneben 
kann  es  noch  eine  andere  Art  liegenschaftlichen  Finanzvermögens  geben,  nämlich 
gewerbliche  Unternehmungen  des  Staates,  als  Bergwerke,  namentlich  Salinen, 
Pulverfabriken.  Eisenbahnen  etc.,  die  aber  nach  schweizerischem  Sprachgebrauch 
keinesfalls  als  Domänen  bezeichnet  werden.  Eher  wird  der  Ausdruck  Domäne 
in  der  engsten  Bedeutung  genommen,  wonach  er  nur  die  landwirtschaftlichen 
Güter  des  Staates  umfasst,  unter  Ausschluss  also  selbst  der  Staatskosten;  so 
namentlich  in  den  kantonalen  Finanzgesetzen,  von  denen  im  übrigen  unten 
näher  die  Rede  sein  wird.  Hinwieder  spricht  man  von  Domänenver  w  altung, 
wo  das  Wort  offiziell  gebraucht  wird,  in  einem  viel  weitern  Sinne,  indem 
darunter  derjenige  Teil  der  Finanzverwaltung  gemeint  ist,  der  sich  nicht  nur 
mit  den  Erlragsliegenschaften.  sondern  auch  mit  den  Schuldtiteln,  in  denen  die 
Staatsgelder  angelegt  sind,  als  Schuldbriefen,  Obligationen,  Aktien  etc.  befasst, 
so  dass  die  Komplement e  dazu  Staat->kassaverwaltung  und  Abgabewesen  bilden. 
Im  »•orliegenden  Artikel  handelt  es  sieh  nur  uir  die  eigentlichen  Ertragsliegen- 
schaften des  Staates,  aber  um  beide  Arten  derselben,  landwirtschaftliche  Güter 
und  Waldungen. 

II.  Entwicklungsgeschichte.  Die  Domänen  stellen  in  der  Schweiz  wie 
anderwärts  die  allererste  und  Jahrhunderte  lang  einzige  oder  doch  hauptsäch- 
lichste Einnahmequelle  des  Staates  bezw.  der  Gemeinwesen  dar,  aus  denen  sich 
nachher  die  schweizerischen  Staaten  entwickelten.  Es  lassen  sich  rechtlich  drei 
Ringe  ihrer  Bildung  erkennen:  die  Allmenden  als  der  Stock  und  Stamm,  dann 
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der  Erwerb  von  Grundherrschaften  und  Vogtcien  durch  Kauf  oder  als  Pfand - 
schaft  oder  durch  Eroberung,  und  die  Säkularisationen. 

In  der  uralten  Mark-  und  Feldgcnossenschaft  liegt  der  erste  und  gemeinsame 
Grund  der  Entstehung  der  Domänen.  In  Staaten,  die  von  Anfang  an  viele 
solcher  Genossenschaften  oder  Gemeinden  im  heutigen  Sinne  umfassten,  ist  es 
die  dem  ganzen  Volke  bezw.  dessen  Führer  zukommende  Reichs-  oder  Königs- 
allmende,  welche  den  Ansatz  zu  den  Staatsdomänen  bildete;  nur  dass  hier, 
nachdem  man  das  Staatsoberhaupt  von  der  privatrechtlichen  Person  des  Königs 
zu  trennen  begonnen  hatte,  auch  das  Staatsvermögen  von  dem  königlichen 
Privatvermögen  auszuscheiden  war,  ein  Prozess,  der  heute  noch  vielfach  in  der 
Durchführung  stehen  geblieben  ist.  Die  schweizerischen  Kantone  dagegen  haben 
sich  aus  lokalen  Gemeinwesen  entwickelt;  hier  war  also  die  Allmende  der 
ursprünglichen  Mark-  und  Feldgenossenschaft  selbst  die  Grundlage  des  nach- 
maligen Staatsvermögens,  in  den  Städtekantonen  wie  in  den  Ländern.  Und 
soweit  fürstliche  Güter  hinzukommen,  bilden  sie  den  zweiten  Ring,  indem  sie 
eben  auf  dem  Wege  des  Kaufes,  der  Pfandschaft  oder  der  Eroberung  hinzu- 
erworben wurden.  Die  Länder  einmal,  um  zunächst  den  Urbestand  der  Domänen 
näher  ins  Auge  zu  fassen,  d.  h.  also  die  alten  Landsgemeindekantone,  bildeten 
jedes  Land  eine  und  eine  einzige  Markgenossenschaft,  deren  Allmend  eben 
Landcsallmend  war.  Erst  später  teilten  sie  sich  in  kleinere  Gemeinden,  in  die 
Gemeinden  im  heutigen  Sinne  ab,  die  hinwieder  jede  ihr  besonderes  Gut 
erhielten.  So  bildete  Uri  eine  einzige  Thalschaft  mit  einem  Ammann,  dem  heutigen 
Landammann,  an  der  Spitze,  und  mit  einer  Gemeindeversammlung,  der  heutigen 
Landsgemeinde,  und  nur  im  Lande  Glan»  erscheinen  die  einzelnen  Gemeinden, 
die  sogenannten  Tagwen,  als  die  ursprünglichen  Markgenossenschaften.  Auch 
die  Städte,  aus  denen  sich  die  darum  so  genannten  Städtekantone  gebildet 
haben,  wie  Zürich,  Bern,  Freiburg.  Basel,  Luzern,  Schaphausen  und  Zug,  waren 
zum  Teil  ursprünglich  nichts  anderes  als  Markgenossenschaften,  zwar  von  weit 
engerer  Begrenzung  als  die  Länder,  und  hatten  als  solche  auch  ihre  Allmenden. 
Nur  dass  in  den  Stadtgemeinden,  je  mehr  vor  dem  aufstrebenden  Handel  und 
Gewerbe  der  Ackerbau  und  die  Viehzucht  aus  denselben  wich,  die  Allmende 
um  so  bälder  ihre  alte  Bedeutung  verlor.  Statt  Nutzungsobjekte  für  den  häus- 
lichen Bedarf  der  Bürgerschaft  zu  bleiben,  wurde  sie  mehr  und  mehr  zu  den 
städtischen  Verwaltungszwecken,  wie  diese  selber  sich  vermehrten,  verwendet, 
und  bald  gründete  sich  der  städtische  Haushalt  weniger  mehr  auf  den  Ertrag 
der  Stadtmark,  als  auf  die  Stcuerkraft  der  Bürger.  Aber  die  Allmende  hörte 
darum,  auch  in  den  Städten,  wenn  schon  sich  ihre  Bestimmung  änderte  und 
und  ihre  Bedeutung  hinter  andern  Einnahmequellen  zurücktrat,  vielfach  nicht 
auf,  den  Grundstock  des  Gemeingutes  zu  bleiben.  So  besass  die  alle  Mark- 
genossenschaft am  Zürichberg,  die  mit  den  drei  anderen  Bestandteilen,  der 
königlichen  Burg,  der  Probstei  zum  Grossmünstcr  und  der  Abtei  Fraumünster, 
zur  Stadt  Zürich  zusammenwuchs,  am  Zürichberg  eine  Allmende  und  Waldung, 
die  heute  noch  Stadtgut  sind,  nachdem  sie  bei  der  Liquidation  des  Nachlasses 
der  Hclvetik,  wovon  nachher  noch  ein  Wort,  vom  Vermögen  des  Kantons 
Zürich  ausgeschieden  und  dem  Gemeindegut  der  Stadt  Zürich  zugeteilt  worden 
waren. 

Die  Allmende  also  bildete  den  ersten  Ring  der  Domänen,  an  den  sich 
speziell  bei  den  Städten,  als  sie  ihre  Herrschaft  auch  auf  die  Landschaft 
erstreckten,  um  sich  so  zum  Kanton  zu  erweitern,  als  zweiter  die  Neuerwer- 
bungen in  und  mit  den  Grundherrschaften  und  Vogteien  anschlössen.  Die  Länder 
machten  Erwerbungen  dieser  Art  ebenso  wenig,  als  sie  derselben  bedurften, 
indem  sie  von  Anfang  an,  wie  bemerkt,  ein  grösseres  Gebiet  umfassten,  das 
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zugleich  ein  mehr  oder  weniger  topographisch  abgeschlossenes  Ganzes  bildete, 
während  die  Städte  als  solche  ursprünglich  nur  lokale  Stadtgemeinden  waren, 
die  nicht  zu  grösseren  Staatswesen  werden  konnten,  ohne  landschaftliche  Ge- 
biete mit  sich  zu  verbinden.  Das  geschah  durch  Erwerb  der  umliegenden  Grund- 
herrschaften und  Vogteien,  und  dabei  erwarb  die  Stadt  nicht  nur  die  in  der 
Grundherrschaft  oder  Vogtei  liegenden  Rechte,  namentlich  die  Gerichtsbarkeit, 
über  das  betreffende  Gebiet,  sondern  vielfach  zugleich  auch  das  Sonderbesitztum 
■des  Grundherrn  oder  erblichen  Vogtes  selbst  zu  Eigentum.  So  kam  eine 
neue  Art  Domäne  zur  alten  Allmende  hinzu.  Aber  unter  jenen  Rechten  selbst 
befand  sich  eine  domaniale  Einnahmequelle,  die  Zehnten  und  Grundzinse,  die 
der  Grundherr  oder  Vogt  bezogen  hatte  und  deren  Bezug  nun  mit  der  Grund- 
herrschaft oder  Vogtei  auf  die  Stadt  überging.  Die  Zehnten  und  Grundzinse, 
die  der  Staat  bezog,  galten  denn  auch  selber  als  Domänen.  Diese  Einnahme- 
quelle ist  aber  mit  dem  Loskauf  der  Zehnten  und  Grundzinse  versiegt,  und 
diese  selber  sind  damit  aus  der  Klasse  der  Domänen  verschwunden;  die  Güter 
hingegen,  welche  der  Staat  mit  den  Grundherrschaften  und  Vogteien  zu  Eigentum 
erworben  hat,  haben  darum  die  rechtliche  Möglichkeit  nicht  eingebüsst,  als 
Domänen  fortzubestehen,  so  wenig  als  die  alten  Allmenden. 

Endlich  zum  dritten  die  Säkularisationen,  d.  h.  die  Einziehungen  kirch- 
licher Güter  zu  Händen  des  Staates.  Dieselben  begannen  mit  der  Reformation 
in  denjenigen  Kantonen,  welche  sich  der  neuen  Lehre  zuwandten,  und  betrafen 
nicht  nur  die  Kirchen,  sondern  auch  die  Klöster,  die  den  reichsten  Besitz  boten. 
Darin  war  vor  allen  Hern,  das  auf  Acufnung  seines  Staatsschatzes  von  jeher 
und  immerfort  bedacht  war,  scharf  vorgegangen,  so  zwar,  dass  auch  die  Waadt, 
als  sie  im  Jahre  1803  als  neuer  Kanton  in  die  Eidgenossenschaft  aufgenommen 
wurde,  in  dem  von  der  Berner  Regierung  dort  vormals  säkularisierten  Kirchen- 
gute  die  Hauptausstattung  fand  -  unähnlich  den  andern  neuen  Kantonen,  die 
von  Staatsgütern  entblösst  waren  und  ihre  Existenz  unter  Finanznöten  begannen. 
Ucberhaupt  lieferten  die  Säkularisationen  wohl  den  wesentlichsten  Bestand  der 
Domänen,  deren  Ertrag  übrigens  zu  diesem  Teil  in  der  ersten  Zeit,  ausser  für 
Abfindung  der  katholischen  Geistlichen  und  Klosterbrüder  als  früheren  Xutz- 
niessern,  für  die  Besoldung  der  Pfarrer  und  Lehrer  verwendet  wurde.  Die 
Säkularisation  speziell  von  Klöstern  hat  sich  noch  in  den  40er  Jahren  des 
XIX.  Jahrhunderts  da,  wo  sie  nicht  seiner  Zeit  schon  vollzogen  war,  wiederholt, 
und  daraus  haben  namentlich  die  Kantone  Aargau  und  Thurgau  ein  bedeuten- 
des Staatsvermögen,  Thurgau  z.  B.  in  nicht  geringerem  Betrage  als  2,6b2,800  fl., 
geschöpft,  das  seinerseits  in  der  Hauptsache  aus  liegenden  Gütern  bestand. 

Auf  diesen  Wegen  hatten  sich  in  der  Schweiz  die  Domänen  bis  zur 
Revolution  angesammelt.  Wohl  waren  zeitweise,  so  in  den  katholischen 
Kantonen,  durch  Verschenkungen  an  die  Kirche,  Stücke  davon  abgegangen, 
im  ganzen  aber  ging  der  Zug  bis  dahin  auf  Zusammenhaltung  und  Vermehrung 
derselben.  Da  kam  die  Revolution  und  gab  der  Sache  mit  einem  Schlag  eine 
andere  Wendung,  auch  in  der  Schweiz.  Sie  huldigte  in  dieser  Beziehung  der 
physiokralischen  Lehre,  die  die  Quelle  des  Nationalreichtums  im  Gegensatz 
zu  dem  früher  herrschenden  Merkantilsystem  nicht  im  auswärtigen  Handel, 
sondern  im  Grund  und  Boden  und  im  Ackerbau  suchte.  Der  Staat  aber  wurde 
zum  Wirtschafter  als  untauglich  erfunden;  er  lasse  sich  nicht  wie  ein  Herren- 
hof verwalten,  er  solle  regiert,  aber  nicht  bewirtschaftet  werden.  Daher  die 
Parole,  die  Regierung  müsse  alle  ihre  Gewerbestatten  und  Landgüter  dem 
Verkehr  zurückgeben,  wonach  denn  die  französischen  Domänen  nicht  verkauft, 
sondern  geradezu  verschleudert  wurden.  In  der  Schweiz  hatte  die  Revolution 
1 79K   kaum  ihren   Einzug  gehalten  und   die   Kantone  zu  einem  Einheitsstaat 
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zusammengeworfen,  so  wurden  alle  kantonalen  Vermögen  als  Staatsvermögen 
der  helvetischen  Republik  erklärt  (Gesetz  vom  23.  April  1798)  und  auch  die 
Domänen  mehr  und  mehr  zu  Gclde  gemacht,  allerdings  weniger  einer  Theorie 
zuliebe,  als  aus  brutaler  Not  in  Ermangelung  sonstiger  Mittel,  da  Zehnten  und 
Grundzinse  als  Feudallasten  abgeschafft  worden  und  die  moderne  Steuermaschine 
noch  nicht  recht  in  Gang  gekommen  war.  Was  die  Hclvctik  an  Staatsgut 
schliesslich  übrig  liess,  ging  mit  Eintritt  der  Mediation  1803  an  die  Kantone 
zurück.  Aber  nun  handelte  es  sich  speziell  hei  den  Städtekantonen  um  Aus- 
scheidung der  Güter  zwischen  Kanton  und  Stadt.  Die  Stadt  war  nicht  mehr 
der  Staat,  sondern  war  infolge  der  Hclvctik  in  die  Reihe  der  Gemeinden 
zurückgesetzt  worden,  und  mit  der  Mediation  erhob  sich  dann  der  Kanton  als 
selbständiges,  alle  Gemeinden  umfassendes  Staatswesen,  dem  die  Stadt  wie 
die  übrigen  untergeordnet  blieb.  An  den  Kanton  ging  nun,  was  früher  in  der 
Hand  der  Stadt  als  des  Souveräns  Stadt-  und  Staatsgut  zugleich  gewesen  war, 
soweit  noch  vorhanden,  zurück,  und  davon  musste  der  Stadt  als  einein  vom 
Staat  unterschiedenen  Gemeinwesen  ihr  Teil  abgegeben  werden,  um  ihre  Exi- 
stenz als  Gemeinde  fortführen  zu  können.  Das  geschah  durch  die  sogenannten 
Ausstcucrungs-  oder  Dotationsurkunden  —  Teilbriefe,  aufgerichtet  von  der  in  der 
Mediationsverfassung  selbst  vorgesehenen  Liquidationskommission.  Diese  Aus- 
stcuerungsurkunden,  als  Urkunden  über  das,  womit  die  Hauptstädte  der  früheren 
Städtekantone  c  ausgesteuert  >  wurden,  bilden  also  zugleich  gewissermassen 
negativ  das  Inventar  für  den  Kanton,  nach  welchem  sich  der  heutige  Domänen- 
bestand dieser  Kantone  beurteilt.  Dazu  kommt  für  Basel  speziell  später  noch 
die  c  Haupt-  und  Gencralteilungsakte  >  vom  13.  April  1835  (Snell .  schwei- 
zerisches Staatsrecht  I,  117  ff.),  wodurch  das  kantonale  Vermögen  als  solches 
zwischen  Basel-Stadt  und  -Land  geteilt  wurde,  nachdem  sich  der  Kanton  in 
diese  beiden  Hälften  getrennt  hatte.  —  Wie  die  Mediation  sich  in  ihrem  Ver- 
lauf durch  Zusammenhalten  der  Staatsmittel  überhaupt  ausgezeichnet  hat,  so 
wahrte  und  mehrte  sie  auch  den  Besitzstand  der  Domänen,  und  die  folgenden 
Perioden  haben  diese  Richtung  beibehalten,  die  also  in  der  Abkehr  bestand 
von  «lern  Vcrschleuderungssystem  der  Revolution.  Immerhin  hat  eine  spätere 
Zeit  angefangen,  die  landwirtschaftlichen  Grundstücke  des  Staates  zu  liquidieren, 
nicht  in  leichtfertigem  Haushalt,  sondern  indem  sie  auf  den  Gedanken  der 
Revolution  zurückkam,  dass  die  Gutswirtschaft  seines  Amtes  nicht  sei.  Schwerer 
noch  wiegte  die  Tliatsache,  dass  die  Naturalwirtschaft  mehr  und  mehr  vor  der 
Geldwirtschaft  zurückwich;  bestanden  früher  die  Besoldungen  hauptsächlich  aus 
Naturalien,  so  fing  man  an,  sie  in  Geld  umzusetzen,  wodurch  die  Domänen 
i.  e.  S.,  aus  denen  die  Naturalbcsoldung  war  geleistet  worden,  entbehrlich 
wurden.  So  wurden  im  Kanton  Zürich,  nachdem  die  Verfassung  von  1831  den 
Grundsatz  aufgestellt  hatte,  alle  vom  Staate  zu  entrichtenden  Besoldungen 
sollen  künftig  in  barem  Gclde  geleistet  werden,  die  Domänen  von  1832 — 3b 
liquidiert  bis  auf  diejenige  von  Laufen,  die  seither  auch  veräussert  worden  ist. 

Den  Waldbrsitz  aber  hat  der  Staat  seither  nicht  nur  gehütet,  sondern  nach 
Vermögen  und  Gelegenheit  vermehrt,  in  der  Erkenntnis,  dass  die  Staatsver- 
waltung sich  notwendig  selber  dessen  anzunehmen  habe,  was  für  das  öffent- 
liche Interesse  erforderlich  ist  und  durch  die  Privatwirtschaft  nicht  erzielt  oder 
nicht  gesichert  wird,  und  beides  trifft  auf  den  Wald  hinlänglich  genug  zu,  um 
seine  Pflege  dem  Staat  zur  Pflicht  zu  machen.  Damit  sind  wir  beim  heutigen 
Recht  angelangt. 

III.  Gegenwärtiger  Bestand.  Was  vorerst  den  Bestand  der  heutigen 
Domänen  in  der  Schweiz  betrifft,  so  besitzt  der  Bund  keine  solchen;  in  der 
Bundesverwaltung  kommt  auch   der   Name  nicht  vor.     Allerdings  besitzt  der 
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Bund  ein  grosses  liegenschaftliches  Vermögen,  und  nicht  nur  in  Gebäuden 
(Bundespalast,  Polytechnikum,  Postgebäude,  Kasernen),  sondern  auch  in  Lan- 
dereien (insbesondere  die  Waffenplätzc) ;  aber  es  ist  kein  Finanz-,  sondern 
Verwaltungsvermögcn.  Auch  das  eidgenössische  Gestüt,  eine  Art  Gutswirt- 
schaft,  wie  doch  eine  solche  Anstalt  darstellt,  ist  nicht  als  Domanialgut  zu 
betrachten,  indem  es  zu  einem  direkten  Verwaltungszwecke  gehalten  wird 
und  ein  lukratives  Geschäft  ebensowenig  ist,  als  es  sein  soll.  Den  kantonalen 
Bestand  der  Domänen  aber  kennen  wir  Mangels  einer  bezüglichen  Statistik  nicht 
näher.  Wohl  ist  eine  L'ebersicht  über  die  kantonalen  Staatsvermögen  wie  Staats- 
schulden vorhanden  (Statistisches  Jahrbuch  der  Schweiz,  Jahrgang  III,  p.  351), 
die  indess  das  Verhältnis  des  liegenschaftlichen  zum  Kapitalvermögen  nicht 
angibt  und  selber  nicht  einmal  sicher  ist,  ob,  was  sie  alles  an  Staat  »vermögen 
anführt,  überall  reines  Finanzvermögen  vorstellt  (s.  <  Finanzwesen  »). 

rV.  Behandlung  der  Domänen.  Wie  aber  ist  es  mit  den  Domänen  zu 
halten?  Das  ist  die  Frage  nach  ihrer  Behandlung,  und  die  Antwort  ist  Sache 
des  Rechtes.  Die  Behandlung  hat  zum  Gegenstande  den  Ankauf  oder  dk 
Veräusserung  und  bezw.  Verpfändung  von  Domänen  und  die  Verwaltung  selbst. 
Und  wie  bei  jeder  Amtshandlung  erheben  sich  auch  bei  der  Behandlung  der 
Domänen,  bestehe  sie  in  der  einen  oder  andern  Art,  zwei  Fragen:  die  formelle 
oder  Kompetenzfrage,  wer  die  betreffende  Handlung  vorzunehmen  habe,  und 
die  materielle  Frage,  ob,  bezw.  wie  sie  vorzunehmen  sei,  speziell:  ob  ein  An- 
kauf oder  die  Veräusserung,  bezw.  Verpfändung  von  Domänen  vorgenommen 
werden  dürfe,  und  in  welcher  Weise  sie  zu  verwalten  seien.  Die  Kompetenz- 
frage ist  überall  durch  das  Recht  selbst,  durch  Verfassung  oder  Gesetz,  ent- 
schieden, und  zwar  folgendermassen.  Die  Verwaltung  steht,  wie  es  sieh  aus 
der  Natur  der  Sache  ergibt,  bei  den  Verwaltungsbehörden,  nur  dass  diese  hier, 
wo  es  sich  um  ein  dem  Staat  wie  jedem  Privaten  zustehendes  Kigentum  handelt, 
nicht  als  Behörden  der  öffentlichen  Verwaltung,  sondern  als  Organe  des  Fiskus 
funktionieren.  Aber  wie  jede  Verwaltung  des  Staates,  steht  auch  die  Verwal- 
tung der  Domänen  unter  parlamentarischer  Kontrolle  ;  dem  Parlament  ist  darüber 
ein  Voranschlag  zu  stellen  und  nachher  Rechnung  abzulegen,  und  dasselbe 
erteilt  auch  innerhalb  seines  Kontrollrechtes  die  ihm  gutscheinenden  Weisungen. 
Anders  hingegen  verhält  es  sich  mit  Ankauf  oder  Veräusserung  und  Verpfän- 
dung. Diese  sind  der  Regierung,  wo  überhaupt,  nur  für  Werte  bis  zu  einem 
bestimmten  beschränkten  Betrage  überlassen,  m.  a.  W.  die  Regierung  kann 
Domänen  ankaufen  oder  veräussern  nur,  sofern  es  um  keinen  höheren  Betrag 
geht  —  das  Kontrollrecht  der  gesetzgebenden  Behörde  auch  hier  vorbehalten. 
Dieser  Betrag  ist  natürlich  sehr  verschieden,  verschieden  hauptsächlich  nach 
dem  grössern  oder  kleinern  Haushalt  im  ganzen,  den  ein  Kanton  führt ;  er 
variiert  zwischen  Fr.  1000  und  20,000.  In  andern  Kantonen,  wie  in  Genf. 
Neuenburg,  St.  Gallen,  Tessin  und  Wallis  ist  Ankauf  und  Veräusserung  von 
Domänen  schlechthin,  ohne  Rücksicht  auf  den  Betrag,  der  gesetzgebenden  Be- 
hörde reserviert,  und  so  hat  es  wohl  auch  sonst,  wo  nichts  besonderes  fest- 
gesetzt ist,  zu  gelten,  kraft  des  Budgetrechtes.  In  den  Landsgemeindekantonen 
endlich  gelangt  das  eine  wie  das  andere  sogar  an  die  Landsgemeinde.  Auch 
in  andern  Kantonen  kann  speziell  der  'Ankauf  von  Domänen  der  Volksabstim- 
mung unterliegen,  wenn  derselbe  eine  Ausgabe  bedingt,  welche  die  Kompetenz 
auch  der  gesetzgebenden  Behörde  übersteigt  und  in  das  sogenannte  Finanz- 
referendum fällt.  —  Anderseits  die  materielle  Frage.  Ob  Domänen  angekauft 
oder  veräussert  bezw.  verpfändet  werden  dürfen  und  wie  sie  zu  verwalten 
seien,  steht  sonst  im  F.rmessen  derjenigen  Organe,  denen  die  Kompetenz  zu 
der  betreffenden   Handlung  zukommt.     Es   gibt  aber   Kantone,  welche  dafür 
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gesetzliche  oder  verordnungsmässige,  für  die  Behörden  verbindliche  Vorschriften 
aufgestellt  haben,  und  davon  ist  noch  zu  reden.  Der  kantonalen  Erlasse  be- 
treffend das  Finanzwesen  überhaupt  einschliesslich  der  Domänen  sind  es  folgende: 

Aargau,  Verordnung  Ober  die  aargauische  Kinanzverwaltung,  vom  26.  September 
1887  (Gesetzessammlung  n.  F.  11,  327);  Bern,  Gesetz  Ober  die  Kinanzverwaltung,  31.  Juli 
1872  (p.  174);  Kreiburg,  Gesetz  vom  12.. Marz  1850  über  die  Verwaltung  des  öffentlichen 
Vermögens  und  das  Staatsrechnungswesen.  (25/97);  Luzern,  Kinanzgesetz  vom  9.  März 
185'»;  Schaffhausen,  Gesetz,  die  Finanzverwaltung  des  Kantons  Scharf  hausen  betreffend, 
vom  15.  Mai  1867  (4/11);  St.  Gallen,  Gesetz  Über  das  Steuerwesen  des  Kantons,  24.  II. 
1832  (3  370);  Tessin,  Assestamento  finanziario,  legge  10  maggio  1873  (II,  507):  Thur- 
gau,  Gesetz  betreffend  die  Organisation  der  Finanzverwaltung,  datiert  12.  März  1862  (4/287); 
Wallis.  Kinanzgesetz  vom  12.  Mai  1874  (12/52),  und  Zug,  Gesetz  Ober  Bestreitung  der 
Staat»auslagen,  vom  28.  Dezember  1896  (8/1). 

Von  diesen  Erlassen  enthalten  aber  nur  diejenigen  von  Aargau,  Hern  und 
Freiburg  über  Verwaltung  und  Veräusserung  nähere  materielle  Bestimmungen, 
deren  Inhalt  im  ganzen  wesentlich  folgender  ist.  Es  wird  unterschieden  zwischen 
Waldungen  und  Domänen,  so  das«  unter  letztem  speziell  die  landwirtschaft- 
lichen Güter  des  Staates  vorstanden  sind.  Betreffend  die  Waldungen  gilt  der 
Grundsatz  der  Erhaltung,  bezw.  sie  werden  als  unveräusserlich  erklärt.  Auch 
die  bleibende  Umgestaltung  eines  Waldbodens  in  Acker-  oder  Weideland  gilt 
als  Veräusserung  (Freiburg).  Nur  kleinere  Waldstücke,  die  keine  nutzbringende 
Wirtschaft  versprechen,  bezw.  Waldstücke,  die  wegen  ihres  geringen  Umfangea 
oder  ihrer  Lage  zu  einer  kostspieligen  Aufsicht  nötigen  oder  nicht  durch  Tausch 
oder  Erwerb  eine  Abrunduni;  zulassen,  dürfen  veräussert  werden.  Die  Staats- 
wälder sollen  durch  gute  Pflege  und  zweckmässige  Behandlung  möglichst  ein- 
träglich gemacht,  aber  nie  über  ihren  nachhaltigen  Ertrag  in  Anspruch  genom- 
men werden;  die  jährlichen  Holzschläge  sind  mit  Schonung  und  nach  forst- 
gesetzlicher  Vorschrift  vorzunehmen.  Es  ist  also  dabei  Bewirtschaftung  in  Regie 
vorausgesetzt,  welche  Betriebsweise  für  Waldungen  überall  gilt.  Betreffend  die 
Domänen  i.  e.  S.  dagegen  ist  vom  Grundsatz  der  Veräusserlichkeit  nirgends  die 
Rede;  Bern  erklärt  im  Gegenteil,  diejenigen  Gebäude  und  Grundstücke,  welche 
keinen  öffentlichen  /wecken  dienen,  seien  zu  veräussern.  Die  Veräusserung 
darf  in  der  Regel  nur  geschehen,  nachdem  vorher  das  Ergebnis  einer  öffent- 
lichen Versteigerung  versucht  worden  ist,  und  von  dem  Verkaufspreis  inuss 
wenigstens  ein  Drittel  bar  oder  mittelst  einer  Schuldforderung,  welche  hin- 
reichende Sicherheit  darbietet,  entrichtet  werden  (Freiburg).  Im  übrigen  sollen 
alle  «Domänen»  verpachtet  und  nach  dem  Grundsatz  der  Werterhaltung  be- 
nutzt und  unterhalten  werden.  Bei  der  Verpachtung  wird  daher  nicht  allein 
auf  den  gebotenen  Breis  und  die  Zuverlässigkeit  der  Zahlung,  sondern  auch 
darauf  Rücksicht  genommen,  dass  die  Domäne  in  gutem  Stand  erhalten  wird 
(Freiburg).  Unter  Pacht  ist  hier  die  Zeitpacht  verstanden  im  Gegensatz  zur 
Erbpacht,  welch  letztere,  nachdem  sie  schon  Jahrhunderte  lang  durch  die  Zeit- 
pacht verdrängt  gewesen  war,  von  der  haushälterischen  Mediation  seit  1803 
wegen  des  höheren  Zinsertrages  wieder  bevorzugt  wurde,  seither  aber  hin- 
wieder durch  die  Zeitpacht  ersetzt  worden  ist.  —  Bei  beiden  Arten  von  Do- 
mänen, bei  Waldungen  und  Domänen  i.  c.  S.,  gilt  jedenfalls,  dass  der  Erlös  von 
Veräussemngcn  zu  kapitalisieren  oder  wieder  zu  einträglichen  Anlagen  zu  ver- 
wenden ist.  Gleich  der  Veräusserung  sind  bei  Waldungen  ausserordentliche 
Nutzungen,  welche  Angriffe  des  Hauptgulcs  involvieren  (Wind-  und  Brandfälle), 
zu  rechnen  (Aargau). 

V.  Die  Politik  im  Domänenwesen.  Es  betrifft  speziell  die  Frage  der 
Veräusserung  oder  des  Erwerbes  von  Domänen.  Soll  der  Staat  sich  seines 
Domänenbesitzes  entäussern  oder  umgekehrt  solchen  anlegen  und  erweitern? 
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Bei  den  Waldungen  hat  die  Frage  nachgerade,  wie  oben  bemerkt,  eine  über- 
einstimmende Lösung  gefunden:  die  Staatswaldungen  sollen  in  ihrem  Bestände 
nicht  nur  erhallen,  sondern  möglichst  vermehrt  werden.  Es  gibt  hier  nicht  nur 
ein  finanzielles  Interesse,  das  des  Ertrages,  w  elches  für  die  Erhaltung  und  Vor- 
mehrung des  Besitzes  spricht;  ja  dieses  Interesse  wäre,  mühsam  und  langsam 
wie  es  sich  bei  den  Waldungen  verwirklicht,  an  sich  nicht  stark  genug,  den 
Vcrschleiss  und  die  Flüssigmachung  der  Staatsforsten  aufzuhalten.  Vielmehr 
spricht  ein  direktes  öffentliches  Interesse  zu  Gunsten  der  Staatsforsten.  DK- 
Erfahrung  hat  gezeigt,  dass  der  Wald,  abgesehen  von  seiner  Wichtigkeit  für 
den  Holzbedarf  des  Landes,  der  Regulator  des  Klimas  ist,  der  Schutz  vor 
Trockenheit  und  Dürre  einerseits  und  anderseits  vor  Uebcrsch wemmungen,  Bef- 
und Lawinenstürzen  und  andern  elementarer»  Katastrophen  (s.  «Forstwirtschaft»'. 
Der  dazu  nötige  Bestand  und  die  richtige  Verteilung  der  Waldungen  über  das  Land 
wird  aber  durch  die  Privatwirtschaft  keineswegs  gesichert,  daher  müssen  Staat 
und  Gemeinde  dafür  sorgen.  Staats-  und  Gemeindeforsten  sind  also  Anlagen,  die 
nicht  nur  irgend  einem  direkten  öffentlichen  Interesse  dienen,  sondern  dem 
ganzen  Lande;  sie  sind  von  allgemeinem  öffentlichen  Interesse,  und  daher  i^t 
heute  die  staatliche  Forstwirtschaft  übereinstimmend  anerkannt.  Die  Domänen 
i.  c.  S.  dagegen,  die  landwirtschaftlichen  Güter  des  Staates,  besitzen  diese  Gel- 
tung noch  nicht.  Sie  waren  von  jeher  angesehen  nur  als  eine  Einnahmequelle 
des  Staates,  von  nur  indirektem  öffentlic  hem  Nutzen,  insofern  als  sie  dem  Staat 
Ertrag  boten,  seine  öffentlichen  Aufgaben  zu  lösen,  ein  Ertrag,  der  aber  ebenso 
wohl  und  vielleicht  in  noch  höherem  Masse  sich  gewinnen  licss,  wenn  die 
Güter  zu  Geldc  gemacht  wurden.  Daher  denn  die  Liquidation  der  landwirt- 
schaftlichen Güter  des  Staates  zur  selben  Zeit,  da  die  Staatsforsten  sich  in 
ihrem  Bestände  nicht  nur  zu  behaupten,  sondern  zu  vermehren  begannen.  So 
lange  auch  kein  öffentlicher  d.  h.  kein  direkter  öffentlicher  Zweck  sichtbar  war, 
dem  diese  Domänen  dienen  konnten,  mochte  man  es  wohl,  wie  es  Bern  gethan 
hat,  als  Staatsgrundsatz  aufstellen,  dieselben  seien  zu  veräussern.  Aber  wie  der 
Kreis  der  öffentlichen  Interessen  sich  stetig  erweitert,  haben  sich  inzwischen 
auch  solche  aufgethan,  die  die  Erhaltung  und  selbst  Vermehrung  auch  der 
landwirtschaftlichen  Güter  des  Staates  fordern,  und  die  Staats  Weisheit  früherer 
Dezennien,  der  mit  diesen  Gütern  nicht  schnell  genug  abgefahren  werden  konnte, 
wird  heute  in  anderem  Lichte  erscheinen;  waren  früher  diese  Güter  selber 
insofern  eine  Verlegenheit,  als  man  mit  ihnen  nichts  anderes  denn  sie  zu  ver- 
äussern anzufangen  wusste,  so  wird  heute  das  Gemeinwesen  mehr  und  mehr 
in  die  Lage  kommen,  den  Mangel  an  solchen  Gütern  als  eine  Verlegenheit  zu 
empfinden,  die  unter  Umständen  weit  grössere  Opfer  kostet,  als  der  Gewinn 
jener  Veräußerungen  betrug.  Wenn  am  Ende  nur  heute  einmal  der  Verschleiß 
wie  der  forst-,  so  der  landwirtschaftlichen  Domänen  sistiert  würde;  aber  das 
Verständnis  von  deren  Wert  für  die  Oeffentlichkcit  scheint  noch  mancherorts 
nicht  aufgedämmert  zu  sein  oder  dann  unterdrückt  zu  werden  einem  momen- 
tanen Geldbedürfnisse  zulieb,  dessen  Befriedigung  auf  diesem  Wege  hernach 
vielleicht  mit  Wucherzinsen  zu  bezahlen  ist.  Zwar  sind  die  öffentlichen  Inter- 
essen, die  sich  mehr  und  mehr  zu  Gunsten  der  Erhaltung  und  Vermehrung  auch 
der  landwirtschaftlichen  Güter  von  Staat  und  Gemeinden  erheben,  noch  nicht 
so  als  der  Allgemeinheit  dienend  anerkannt,  wie  bei  den  öffentlichen  Wal- 
dungen, deren  Nutzen  für  das  Staatsganzc  zu  sehr  auf  der  Hand  liegt,  um  ah 
allgemeines  öffentliches  Interesse  verkannt  zu  werden.  Wenn  öffentlicher  Grund 
und  Boden  zur  Erbauung  öffentlicher  Gebäude,  wie  Rat-  und  Schulhäuser, 
benutzt  wird,  so  liegt  darin  immerhin  eine  Verwendung  im  allgemeinen  öffent- 
lichen Interesse,  insofern  das  Gemeinwesen  als  solches  damit  versorgt  wird. 
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Aber  das  Interesse  an  den  Domänen  i.  e.  S.  ist  nicht  weniger  ein  öffentliches, 
auch  wenn  sie  nur  dem  einen  oder  anderen  Teile  des  Gemeinwesens  dienstbar 
gemacht  werden,  und  dieses  Interesse  wird  gleich  demjenigen  an  den  öffent- 
lichen Waldungen  die  Geltung  eines  allgemein  öffentlichen  erringen,  sowie  die 
Erkenntnis  durchbricht,  dass  ohne  das  Wohl  der  einzelnen  Teile  dasjenige  des 
Ganzen  illusorisch  ist  und  um  so  mehr,  einen  je  grösseren  Prozentsatz  des 
Ganzen  der  Teil  ausmacht.  Man  hat  schon  früher  den  Wert  der  landwirtschaft- 
lichen Domänen  speziell  für  die  Landwirtschaft  erkannt:  statt  in  ihnen  nur  eine 
öffentliche  Einnahmequelle  zu  sehen,  fing  man  an,  die  Bereitschaft  zu  schätzen, 
welche  sie  bieten  zur  Einführung  neuer  Kulturarten,  zur  Förderung  der  Pfcrde- 
und  Viehzucht,  zur  Errichtung  von  Versuchsstationen  etc.  Das  ist  kein  all- 
gemein öffentlicher  /.weck,  insofern  als  es  sich  speziell  um  die  Land  Wirtschaft 
handelt,  und  wenn  man  näher  zusieht,  kann  man  nicht  umhin  zu  gestehen, 
dass  davon  auch  mehr  der  reiche,  als  der  arme  Landwirt  profitiert,  und  um 
so  mehr,  je  reicher  er  ist,  je  mehr  entrückt  der  Not  der  Existenz  und  desto 
mehr  bemittelt  zur  Vervollkommnung  seines  Betriebes,  wie  überhaupt  der  höheren 
Bildung  die  Erhebung  über  die  Existenzfrage  vorausgehen  muss.  Und  doch  gilt 
diese  Art  der  Verwendung  der  Domänen,  ja  die  Erwerbung  solcher  dafür  un- 
bestritten als  öffentlicher  Zweck,  der  ebenso  und  mehr  noch  gerechtfertigt  ist, 
als  die  Nutzbarmachung  derselben  für  die  öffentliche  Kasse.  Nun  kommt  die 
Socialpolitik,  die  in  dieser  Beziehung  wie  sonst  ihre  besten  Reiser  vom  Baume 
des  Socialismus  gezogen  hat,  und  verlangt  die  Verwendung  der  landwirtschaft- 
lichen Domänen  zur  Hebung  der  bäuerlichen  Not.  Die  Domänen  sollen  eintreten 
in  die  Aufgabe  der  Lösung  der  Bauernfragc.  Hat  sich  der  Staat  bisher  mit 
dem  Ruin  bäuerlicher  wie  anderer  Existenzen  nicht  viel  mehr  anders  befasst, 
als  dass  er  in  den  Gang  des  Zusammenbruches  im  Interesse  der  Gläubiger 
Ordnung  brachte,  so  soll  er  sich  nun  dieser  Existenzen  positiv  annehmen,  in- 
dem er  ihnen  auf  seinen  Domänen  Heimstätten  anweist  oder  ihre  Heimwesen 
zu  Domänen  mit  dem  früheren  Eigentümer  als  Pächter  erwirbt.  •--  Dabei  erhebt 
sich  die  Frage  der  Verstaatlichung  des  Hypothekarwesens,  eine  Verstaatlichung, 
die  gewissermassen  den  Vorläufer  bildet  zum  Staatseigentum  am  Grund  und 
Boden  seihst  (s.  «  Hypothekarrecht  >  und  <  Freiland»).  Auch  den  Gemeinden, 
speziell  den  Städten  stellt  sich  für  die  innehabenden  und  neu  zu  erwerbenden 
Gründe  eine  ähnliche  Aufgabe:  die  Verwendung  im  Interesse  der  grossen 
Masse  des  Volkes  zu  Arbeiterkolonien,  Arbeiterquartieren  etc.  (s.  «('ommunalc 
Socialpolitik  »),  So  öffnet  sich  der  Zweckbestimmung  der  Domänen  eine  ganz 
neue  Perspektive.  Das  Recht  des  Gemeinwesens  zur  Vcräusscrung  seiner 
Domänen  wandelt  sich  in  Unrecht  angesichts  der  Not  des  Proletariates,  zu 
deren  Hebung  es  ihrer  nicht  genug  gibt,  und  es  lässt  sich  nicht  leugnen,  dass 
dieser  Zweck  einem  allgemein  öffentlichen  um  so  viel  näher  kommt,  als  das 
Proletariat  eben  weitaus  die  grösste  Masse  des  Volkes  bildet.  Das  ist  die  Auf- 
gabe der  Domänen  in  der  Zukunft,  welche  dieselben  vielleicht  in  ihrer  Qualifi- 
kation verändert;  aber  je  mehr  sie  zum  Gegenstand  der  Reform  des  Domäncn- 
wesens  gemacht  wird,  um  so  weniger  wird  ihre  Durchführung  zu  fürchten  sein 
als  Frucht  der  Revolution. 

/V.  Littemtltr.  Vergl.  für  die  Sch-.veiz  I.  Schollenberger.  Grundriss  des  Staats- 
und  Verivaltungsreehts  der  schwelt.  Kantone,  III,  /.  jj,  und  im  -weiter n  die  Artikel 
„Domänen"  in  Ersen  und  Grubers  Enzyklopädie,  in  Conrads  Handwörterbuch  der 
Staatsivissemsc  haften  und  in  von  Stengels  Wörterbuch  des  deutschen  Verzvaltungsrechtes, 
und  die  dabei  angegebene  Litteratur. 

Dr.  J.  Schollenherger,  I'rofessor  an  der  Universität  Zürich. 
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Doppelbesteuerung. 

I.  Begriff.  —  II.  Schutz  gegen  interkantonale  Doppelbesteuerung. 
Hl.  Bundesrechtliche  Grundsätze  für  die  Beseitigung  der  Doppel- 
besteuerung: 1.  Vermögens-  und  Einkommensteuer;  2.  Erbschaftssteuer;  Ano- 
nyme Enverbsgesellschaften.  —  IV  Littcratur. 

I.  Begriff.  Doppelhcst  eucrung  im  steuerrechtlichen  (nicht  stcuer- 
politischen)  Sinne  tritt  ein,  wenn  eine  Mehrzahl  von  Steuerhoheiten  auf  dasselbe 
Steuersubjekt  für  dasselbe  Steuerobjekt  greifen,  wenn  also  eine  Konkurrenz 
von  Steuerhoheiten  besteht.  Tritt  diese  Konkurrenz  innerhalb  desselben  Staats- 
gebietes ein,  indem  eine  Mehrzahl  von  (iemeindesteuerhoheiten  dasselbe  Steuer- 
subjekt für  dasselbe  Steuerobjekt  in  Anspruch  nehmen,  so  ist  es  die  Aufgabe 
der  staatlichen  Gesetzgebung,  die  Konflikte  zu  beseitigen;  im  Bundesstaate 
wird  die  C'cntralgewalt  die  Konkurrenz  der  Steuerhoheiten  der  Bundcsglieder 
(Kantone)  zu  beseitigen  haben;  internationale  Stcuerkonflikte  können  nur  auf 
«lern  Wege  der  internationalen  Vereinbarung  beseitigt  werden.  Ein  inter- 
nationaler Vertrag  besteht  zwischen  dem  Kanton  Waadt  und  England  bezüglich 
der  Erbschaftssteuer  (27.  August  1872). 

II.  Schutz  gegen  interkantonale  Doppelbesteuerung.  Der  Schutz  durch 
die  Bundesbehörden  (Bundesrat  und  Bundesversammlung)  entwickelt  sich  seit 
der  Herrschaft  der  Bundesverfassung  von  1848,  allerdings  nur  langsam,  weil 
die  Verfassung  dem  Bunde  die  Kompetenz  zur  Entscheidung  interkantonaler 
Steucrkonflikte  nicht  ausdrücklich  zusprach;  die  Bundeskompetenz  wurde  auf 
die  Verfassungsgrundsatze  der  rechtlichen  Gleichstellung  von  Bürgern  und 
Niedergelassenen  und  der  Niederlassungsfreiheit  gestützt. 

Die  Bundesverfassung  von  1871  bestimmt  in  Art.  4b,  das»  die  Bundesgesetz- 
gebung gegen  Doppelbesteuerung  die  erforderlichen  Bestimmungen  treffen  werde; 
infolge  der  gleichzeitigen  Errichtung  eines  ständigen  Bundesgcrichtes  konnte 
auch  die  Entscheidung  von  Doppel  besteuerungskonflikten  dem  Bundesrate  und 
der  Bundesversammlung  abgenommen  und  dem  Bundesgerichte  übertragen 
werden. 

Das  in  Art.  46  der  Bundesverfassung  vorgesehene  Bundesgesetz  betreffend 
das  Verbot  der  Doppelbesteuerung  ist  noch  nicht  zustande  gekommen ;  der 
Bundesrat  legte  der  Bundesversammlung  den  Entwurf  eines  Bundesgesetzes 
betreffend  das  Verbot  der  Doppelbesteuerung  am  6.  März  1885  vor:  der  Ent- 
wurf wurde  aber  nach  längern  Beratungen  beider  Räte  abgelehnt,  und  es  ist 
seither  kein  neuer  Entwurf  eingebracht  worden. 

Das  Bundesgericht  hat  die  bundesrechtlichen  Grundsätze  in  der  Materie 
in  Anlehnung  an  die  bis  1874  durch  Bundesrat  und  Bundesversammlung  auf- 
gestellten Normen  weiter  entwickelt.  Seine  Entscheidungen  erfolgen  in  der 
Regel  auf  Grund  einer  staatsrechtlichen  Beschwerde  des  eine  unzulässige  Doppel- 
besteuerung behauptenden  Steuerpflichtigen  nach  Anhörung  der  Organe  der  in 
Betracht  kommenden  Kantone:  es  kann  aber  auch  der  Streitfall  von  einem 
Kantone  in  der  Form  eines  staatsrechtlichen  Konfliktes  mit  dem  andern  Kan- 
tone zum  Austrag  durch  das  Bundesgericht  gebracht  werden. 

In  Bezug  auf  die  Kompetenz  des  Bundesgerichtes  in  Doppel- 
besteuerung« sac  hen  ist  zu  beachten:  die  Kompetenz  des  Bundesgerichtes 
besteht  nicht,  wenn  innerhalb  desselben  Kantons  zwei  communale  Steuerhoheiten 
collidiercn;  hi'-r  entscheidet  die  kantonale  Oberbehörde  und  ist  dabei  nicht 
an  die  bundesrechtlichen  Grundsätze  gebunden;  die  bundcsgcrichtliche  Kom- 
petenz besieht  nicht  nur  dann,  wenn  ein  ^tatsächlicher  Konflikt  zwischen  einer 
Mehrzahl  von  kimtonalcn  Steuerhoheiten  vorliegt,  sondern  auch  dann,  wenn  eine 
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einzelne  kantonale  Steuerhoheit  einen  Stcueranspruch  zuwider  den  bundesrecht- 
lichen Grundsätzen  über  die  Abgrenzung  der  kantonalen  Steuerhoheit  geltend 
macht:  die  bundesrechtlichen  Normen  betreffend  das  Verbot  der  Doppel- 
besteuerung sind  also  Normen  betreffend  die  Grenzen  der  Steuerhoheit  der 
Kantone:  der  bundesrechtliche  Schutz  gegen  interkantonale  Doppelbesteue- 
rung erstreckt  sich  auf  die  in  der  Schweiz  wohnenden  Sc  hweizerbürger,  wie 
auf  die  niedergelassenen  Ausländer;  ausserhalb  der  Schweiz  wohnhafte  Schweizer 
und  Ausländer  dagegen  können  den  bundesrechtlichen  Schutz  nicht  anrufen, 
wie  auch  das  Hundesrecht  keinen  Schutz  gewahrt  gegen  Doppelbesteuerung, 
die  aus  der  Kollision  einer  kantonalen  mit  einer  auswärtigen  Steuerhoheit  ent- 
steht, mit  dem  einzigen  Vorbehalt,  dass  die  kantonale  Steuerhoheit  kein  ausser- 
halb der  Schweiz  liegendes  Grundeigentum  in  die  Besteuerung  einbeziehen  darf. 

Der  bundesrechtliche  Schutz  gegen  Doppclbesteuerung  gilt  bis  jetzt  nur 
für  die  sogenannten  direkten  Steuern,  nämlich  Vermögenssteuer,  Einkommens- 
stcuer  und  Erbschaftssteuer,  nicht  für  die  indirekten  Steuern,  obschon  hier 
Doppelbesteuerung  auch  denkbar  ist  (Stempelsteuer,  sogenannte  Luxusstcuern, 
wie  Hundesteuer  u.  dgl.).  Für  den  Beruf  der  Handelsreisenden  ist  durch  das 
Bundesgesetz  vom  24.  Juni  1892  betreffend  die  Patenttaxen  der 
Handelsreisenden  die  Besteuerung  von  Seiten  einer  Mehrzahl  von  Kantonen 
aufgehoben,  indem  eine  einzige  eidgenössische  Patenttaxe  erhoben  und  deren 
Ertrag  nac  h  Massgabc  der  Bevölkerungszahl  unter  sämtliche  Kantone  ver- 
teilt wird  (s.  «Geschäftsreisende»). 

III.  Bundesrechtliche  Grundsätze  für  die  Beseitigung  von  Doppel- 
besteuerung. 1.  Vermögens-  vnd  Einkommenssteuer.  Grundsätzlich  steht  die 
Steuerhoheit  dem  Kantone  zu,  wo  der  zu  Besteuernde  seinen  Wohnsitz  hat; 
als  Wohnsitz  gilt  nicht  der  Aufenthalt  in  einer  Krzichungs-,  Pflege-,  Heil-, 
Versorgungs-  oder  Strafanstalt,  auch  nicht  der  Aufenthalt  an  einem  Orte  zu 
Studienzwecken;  bei  Bevormundeten  richtet  sich  der  Wohnsitz  nach  dem  Sitze 
der  Vormundschaftsbehörde.  Beim  Wechsel  des  Wohnsitzes  innerhalb  des  Steuer- 
jahrcs  tritt  eine  Teilung  der  Steuerhoheit  pro  rata  der  Zeit  ein.  Die  Steuer- 
hoheit knüpft  sich  in  gewissen  Verhältnissen  an  den  blossen  Aufenthalt  und 
geht  also  vom  Wohnsitzkanton  an  den  Aufenthaltskanton  über,  wenn  der  Auf- 
enthalt eine  längere  Dauer  (mehr  als  drei  Monate)  erreicht ;  diese  Ausnahme 
von  der  Regel  hat  das  Bundesgericht  statuiert  in  Bezug  auf  Gutsbesitzer,  welche 
den  Sommer  über  auf  ihrem  Landgute  wohnen,  ohne  den  Wohnsitz  in  der 
Stadt  förmlich  aufzugeben. 

Die  Steuerhoheit  des  Wohnsitzkantons  erstreckt  sich  nicht  auf  den  auss  er- 
kantonalen Liegenschafts  besitz  des  Steuerpflichtigen  und  auf  die 
ausser  kant  o  na  1  e  geschäftliche  Niederlassung  des  Steuerpflichtigen,  oder, 
anders  ausgedrückt:  die  Steuerhoheit  eines  Kantons  erstreckt  sich  auf  den 
kantonalen  Liegenschaftsbesitz  auswärts  Wohnhafter  und  auf  die  kantonale 
geschäftliche  Niederlassung  auswärts  Wohnhafter.  Im  einzelnen  ist  hierüber 
folgendes  zu  bemerken: 

Vermögen  an  Grund  und  Boden,  und  Hinkommen  aus  Grund  und 
Boden  unterliegt  der  Steuerhoheit  des  Kantons,  in  welchem  die  Liegenschaft 
gelegen  ist;  dieser  Satz  gilt  in  solcher  Schärfe,  dass  die  Kantone  auch  nicht 
verpflichtet  sind,  bei  der  Berechnung  des  steuerbaren  Wertes  der  Liegenschaften 
Auswärtiger  die  darauf  haftenden  Schulden  oder  den  allgemeinen  Vermögensstand 
des  auswärtigen  Steuerpflichtigen  in  Betracht  zu  ziehen,  so  dass  für  den  auswär- 
tigen Liegenschaftsbesitzer  aus  der  Vermögenssteuer  eine  Grundsteuer,  aus  der 
Einkommenssteuer  eine  Ertragssteucr  werden  kann,  mithin  an  die  Stelle  von 
Subjektsteuern  Objektstcuern  treten  können:   einzelne  Kantone  gestatten  den 


Digitized  by  Google 


82<> 


Doppelbesteuerung 


Schuldenabzug,  insofern  das  betreffende  Kapital  im  Kantone  versteuert  wird, 
mithin  einem  im  Kantone  wohnhaften  Gläubiger  gehört;  andere  ermächtigen 
die  Steuerbehörde  zur  Berücksichtigung  der  auf  der  Liegenschaft  haftenden 
Schulden,  «sofern  sonst  Unbilligkeiten  entstehen  würden»;  Baselstadt  und 
Solothurn  dagegen  gestatten  die  verhältnismässige  Verteilung  der  Gesamt- 
passiven  auf  die  Gesamtaktiven.  Die  Aufstellung  einheitlicher  und  grundsätzlich 
richtiger  Normen  scheitert  an  der  Abneigung  der  Kantone,  sich  in  der  Besteuerung 
ihres  sichersten  Steuerobjektes  Schranken  auferlegen  zu  lassen. 

Geschäftliche  Niederlassung  ausserhalb  des  W  oh  n  si  t  z  k  ant  on  s. 
Der  Einbruch  in  das  Prinzip  der  Steuerhoheit  des  Wohnsitzkantons  zu  Gunsten 
der  Steuerhoheit  des  Kantons,  wo  die  geschäftliche  Niederlassung  sich  befindet, 
beruht  auf  dem  Gedanken,  dass  da?  Einkommen  da  zur  Steuer  herangezogen 
werden  sollte,  wo  es  gewonnen  wird.  Das  Bundesrecht  hat  diesem  Gedanken, 
in  welchem  die  Auffassung  der  Steuer  als  eines  Entgeltes  für  die  Vorteile,  die 
der  Einzelne  aus  den  öffentlichen  Einrichtungen  zieht,  zu  Tage  tritt,  nicht  in 
allen  Richtungen  nachgegeben.  Arbeiter,  welche  ihr  Verdienst  in  einer  Fabrik, 
die  jenseits  der  Kantonsgrenze  steht,  haben,  bleiben  für  den  Lohn  unter  der 
Steuerhoheit  des  Wohnsitzkantons:  Handwerker,  welche  von  ihrem  Wohnsitze 
aus  ihren  Beruf  an  andern  Orten  ausüben,  sind  an  jenen  Orten  nicht  steuer- 
pflichtig; ebenso  nicht  höhere  Angestellte,  die  ihre  Thätigkcit  ausserhalb  ihres 
Wohnsitzkantons  ausüben  (mit  Ausnahme  von  Staatsangestellten,  in  welcher 
Beziehung  das  Bundesgericht  im  Jahre  1879  den  Anstellungskanton  befugt  er- 
klärt hat,  auf  der  von  ihm  an  einen  ausserhalb  des  Kantons  wohnhaften  Beamten 
ausgewiesenen  Besoldung  Einkommenssteuer  zu  erheben). 

Dagegen  spricht  die  Praxis  des  Bundesgerichtes  dem  Kantone,  wo  ein 
auswärts  Wohnhafter  eine  geschäftliche  Niederlassung  hat,  die  Steuerhoheit  in 
Bezug  auf  das  in  der  Geschäftsniederlassung  enthaltene  Vermögen  und  das 
daraus  gezogene  Einkommen  zu;  es  bewirkt  also  die  (ieschäftsniederlassung 
ein  Spezialsteucrdomizil.  Die  L'ebertragung  der  Steuerhoheit  vom  Wohnsitz- 
kanton an  den  Kanton,  wo  die  geschäftliche  Niederlassung  sich  befindet,  be- 
schränkt sich  nicht  auf  die  eigentlichen  Handelsniederlassungen  (Haupt-  oder 
Zweigniederlassungen)  im  Sinn<-  von  Art.  865  des  Obligationenrechtes,  sondern 
sie  tritt  in  allen  Fällen  ein,  wo  ein  Geschäftsmann  auswärts  eine  sichtbare 
Einrichtung  hat,  in  welcher  geschäftliche  Thätigkeit  von  ihm  selber  oder  von 
seinen  geschäftlich  weiter  oder  enger  Bevollmächtigten  entwickelt  wird;  ein 
Spezialsteucrdomizil  des  Geschäftsherrn  begründet  also  insbesondere  die  Fabrik, 
dagegen  nicht  die  sogenannte  Agentur,  solern  der  Agent  nicht  zur  Vertretung 
des  Hauptgeschäftes  bevollmächtigt  ist,  sondern  nur  den  Abschluss  von  Ver- 
trägen zwischen  Hauptgeschäft  und  Dritten  vermittelt. 

Nach  dem  obigen  Grundsatze  unterliegt  auch  der  Kollektivgesellschafter 
und  der  Kommanditär,  sofern  er  seinen  Wohnsitz  nicht  am  Sitze  der  Gesell- 
schaft hat,  für  das  in  der  Gesellschaft  enthaltene  Vermögen  und  das  daraus 
gewonnene  Einkommen  der  Steuerhoheit  des  Kantons,  in  welchem  die  Gesell- 
schaft ihren  Sitz  hat. 

Die  Ausmittlung  des  auf  die  einzelne  Geschäftsnicderlassung  entfallenden 
steuerbaren  Geschäftsvermögens  und  Geschäftseinkommens  ist  bei  geschäftlichen 
Unternehmungen,  welche  in  einer  Mehrzahl  von  Kantonen  geschäftliche  Nieder- 
lassungen besitzen,  sehr  schwierig,  insbesondere  die  Feststellung  des  Anteil* 
der  Hauptniederlassung  am  Gesamtgewinne,  und  die  bezüglichen  Ausmittelungen 
führen  leicht  zu  Willkürlichkeiten  auf  Seiten  des  Steuerpflichtigen,  wie  der 
Steuerbehörde:  das  Bundesgericht  hat  in  der  letzten  Zeit  seinen  frühern  Stand- 
punkt, dass   es  sich  auf  die  Feststellung  der  Grundsätze  zu  beschränken,  auf 
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die  Ausmittlung  der  Steuerbetrüge  aber  nicht  einzutreten  habe,  aufgegeben  und 
sieh  kompetent  erklärt,  in  den  Fällen,  wo  /wischen  einer  Mehrzahl  von  kan- 
tonalen Steuerhoheiten  die  Verteilung  des  Gesamtstcuerobjcktcs  auf  die  ein- 
zelnen Steuerhoheiten  streitig  ist,  die  Quoten  selber  festzustellen. 

2.  Erbschaftssteuer.  Die  Erhellung  der  Erbschaftssteuer  steht  nach 
Bundesrecht  dem  Kantone  zu,  wo  der  Erblasser  zur  Zeit  des  Todes  seinen 
Wohnsitz  hatte,  also  wo  die  Erbschaft  anfällt;  Ausnahmen  zu  Gunsten  des 
Aufenthaltskantons  bestehen  nicht.  Dagegen  gilt  auch  für  die  Erbschaftssteuer 
der  Grundsatz,  dass  Liegenschaften  immer  der  Steuerhoheit  des  Kantons,  wo 
sie  gelegen  sind,  unterworfen  sind,  auch  wenn  der  Erblasser  ausserhalb  des 
Kantons  seinen  Wohnsitz  hatte.  In  Bezug  auf  die  Erbschaftssteuer  hat  auch 
das  Bundesgericht  die  Frage  des  Schuldenabzuges  geregelt  und  zwar  dahin, 
dass  die  Gcsamtschulden  auf  die  Gesamtaktiva  proportional  verteilt  und  so  das 
steuerbare  Reinvermögen  den  konkurrierenden  Steuerhoheiten  zugeschieden 
werden  soll. 

3.  Anonyme  Erwerbsgkskllschaftex  ,  insbesondere  Aktiengesell- 
schaften. Manche  Kantone  unterwerfen  die  Kapitalien  und  den  Ertrag  der 
anonymen  Erwerbsgcsellschaften  den  gewöhnlichen  direkten  Vermögens-  und 
Einkommenssteuern,  ohne  die  ihrer  Steuerhoheit  unterworfenen  Aktionäre  für 
den  Betrag  ihres  in  Aktien  der  betreffenden  Gesellschaften  angelegten  Ver- 
mögens oder  ihres  aus  diesen  Gesellschaften  gezogenen  Einkommens  von  den 
direkten  Steuern  zu  entlasten.  Es  ist  wiederholt  versucht  worden,  ein  solches 
Vorgehen  der  Kantone  als  unstatthafte  Doppelbesteuerung  zu  erklären  und  den 
bundesrechtlichen  Schutz  dagegen  anzurufen.  Indessen  hat  das  Bundesgericht 
bezügliche  Rekurse  bis  jetzt  abgelehnt  mit  der  Erklärung,  dass,  so  lange  nicht 
das  in  der  Bundesverfassung  vorgesehene  Gesetz  betreffend  das  Verbot  der 
Doppelbesteuerung  diese  Frage  entscheide,  eine  bundesrechtlich  unzulässige 
Doppelbesteuerung  in  der  gleichzeitigen  Besteuerung  von  Aktionär  und  Aktien- 
gesellschaft nicht  erblickt  werden  könne.  Der  Entwurf  eines  Bundesgesetzes 
von  1885  suchte  eine  Vermittlung  zu  finden  in  dem  Vorschlage,  dass  die  Mit- 
glieder von  Aktiengesellschaften  und  Genossenschaften  den  wirklichen  Wert 
der  Aktien  oder  Anteilsrechtc  bis  zur  Höhe  des  einbezahltcn  Betrages  als  Ver- 
mögen und  die  Dividenden  bis  zu  5  °/o  als  Einkommen  persönlich  an  ihrem 
Wohnsitze  zu  versteuern  hatten,  wogegen  die  Aktiengesellschaften  und  Ge- 
nossenschaften am  Gcscllschaftssitze  nur  das  Vermögen,  das  den  einbezahltcn 
Betrag  der  Aktien  oder  Anteilsrechte  übersteige,  und  nur  das  Einkommen,  das 
5  %  Dividende  übersteige,  zu  versteuern  hätten.  Dieser  Vorschlag  des  bundes- 
rätlichen Entwurfes  stiess  aber  auf  grossen  Widerstand,  und  es  bildete  die 
Meinungsverschiedenheit  in  dieser  Materie  einen  der  Hauptgründe  des  Scheiterns 
des  Gesetzes.  Grundsätzlich  richtig  wäre  es,  in  der  gleichzeitigen  Besteuerung 
der  anonymen  Erwerbsgesellschaften  und  ihrer  Mitglieder  keine  bundesrechtlich 
verbotene  Doppelbesteuerung  zu  erblicken,  dagegen  für  diese  Gesellschafts- 
formen Spezialsteucm  aufzustellen,  da  die  direkten  Vermögens-  und  Einkom- 
menssteuern für  physische  und  nicht  für  juristische  Personen  ausgestaltet  sind. 

Selbstverständlich  stehen  die  anonymen  Erwerbsgcsellschaften,  sofern  sie 
in  einer  Mehrzahl  von  Kantonen  geschäftliche  Niederlassungen  besitzen,  in 
Bezug  auf  die  Teilung  der  Steuerhoheit  unter  den  Grundsätzen,  welche  das 
Bundesrecht  für  die  Fälle  einer  Mehrheit  von  geschäftlichen  Niederlassungen 
aufgestellt  hat. 

IV.  Litteratur.  Siehe  die  einlässlichen  Antraben  in:  K.  A.  Brodtbeck,  L  fcscr  Bunden- 
recht  in  Doppelbesteuerungssachen,  Bern  rSgS.  —  Die  Praxis  des  Bundesrates  und  der 
Bundesversammlung  und  Notizen  über  die  Versuche  einer  gesetzlichen  Regelung  finden 
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sich  in  den  Sammelwerke*  von  U Ilmer  und  Seil»  über  die  staatsrecktlicke  Praxis  der 
ßundesbekörden.  -  Die  Rechtsprechung  des  Bunde sgerickt es  ist  in  der  Amtlichen  Samm- 
lung der  Entscheidungen  entkalten.  —  Systematische  und  kritiseke  Darstellungen  der 
Materie  entkalten  die  beiden  Preissckri/ten  des  Schweiz.  Juristeuvereins :  £.  Zürcher, 
kritische  Darstellung  der  bumtesrechlt.  Praxis  betr.  das  Verbot  der  Doppelbesteuerung, 
/8S2,  und  F.  Schreiber,  gleicher  Titel,  /S82;  sodann  B.  ran  Uuyden,  Expose  critiqut  de 
la  jurisprudenc.e  fidirale  en  matihre  de  double  imposilion,  /S82.  —  Die  oben  zitierte 
Sckrift  von  A.  Brodtbeck  enthält  die  Entwicklung  der  bundesgericktlicken  Praxis  bis  tun 
yakre  /Syä  und  gibt  genauere  Nachweise  über  die  sämtliche  Eitteratur,  wie  auch  über 
die  Materialien  der  gesetzgeberischen  Versuche.  —  Im  Jahre  1901  kat  eine  Konferenz 
kantonaler  Finantdirektoren  einen  neuen  Entwurf  eines  Bundesgesetzes  ausgearbeitet 
und  dem  Bundesrat  eingereickt ;  derselbe  ist  auch  vom  Sckweiz.  Juristenverein  an  dessen 
Jahresversammlung  tqos  beraten  worden;  siehe:  Verhandtungen  des  Schweiz.  Juristen- 
vereins /90J  und  Zeitschrift  für  Schweix.  Recht,  u.  F.  XXI. 

Dr.  Paul  Speiser,  Professor  an  der  Universität  und  Nationalrat,  Basel. 

Durchfuhrzölle. 

I.  Die  Verhältnisse  vor  1848.  —  II.  Die  Durchfuhrzölle  in  den 
Zollgesctzen  der  40er  und  50er  Jahre.  —  III.  Die  Aufhebung  der 
Durchfuhrzölle.  -  IV.  Litteratur. 

I.  Die  Verhältnisse  vor  1848.  Durchfuhr-  oder  Transitzölle  begegnen  uns 
in  <ler  früheren  Periode  des  Mittelalters  unter  dem  Namen  von  Gcleitgebühren, 
Fuhrleiten,  Unigeld,  Pfund-  und  Marktzoll  u.  s.  w.  Sie  bilden  in  dieser  Form 
die  ursprünglichste  Art  der  Zollerhebung,  aus  der  sich  das  heutige  Zollwesen 
herausgestaltet  hat.  Wie  schon  die  Namen  hindeuten,  wurden  diese  Abgaben 
damals  als  Gegenleistung  für  die  von  dem  Grundherrn  gewahrte  Sicherheit  beim 
Transport  von  Handelswaren  erhoben  oder  auf  Grund  von  Markt-,  Umlade-, 
Stapelrechten  u.  dgl..  welche  an  Ortschaften,  Korporationen  oder  Private  ver- 
liehen worden  waren. 

Der  Warenverkehr  war  damals  von  der  Obrigkeit  lediglich  unter  dem 
Gesichtspunkte  eines  leicht  erreichbaren  Objektes  zur  Beschaffung  einer  er- 
giebigen Einnahmsquelle  betrachtet  worden  und  erst  zu  Heginn  des  18.  Jahr- 
hunderts gelangte  man  allmählich  zu  der  Erkenntnis  des  ökonomischen  Nutzens 
des  Transitverkehrs  für  die  Anwohnerschaft  der  betreffenden  Verkehrsrouten 
und  zur  Hinsicht,  dass  es  sich  empfehle,  durch  Verbesserung  von  Kommuni- 
kationseinrichtungen,  Erstellung  von  Strassen,  Brücken.  Einrichtung  von  Stapel- 
plätzen u.  s.  w.  den  Verkehr  zu  fördern  und  heranzuziehen.  In  jene  Zeit  fällt 
die  Erstellung  grösserer  Strassenzüge,  der  Pässe  über  den  Hauenstein,  den 
Bützberg,  die  Gemmi  11.  a.,  die  Durchbohrung  des  Urnerloches  und  die  Vor- 
nahme einer  grossen  Zahl  wichtiger  Ueberbrückungen. 

Freilich  entstand  mit  diesen  Einrichtungen  dem  Verkehr  ein  neues  Hemmnis 
in  den  Weg-  und  Brückengeldern,  Flussgebühren  etc.,  welche  als  Ersatz  der 
Bau-  und  Unterhaltungskosten,  vielfach  aber  auch  ohne  besondere  rechtliche, 
bezw.  reelle  Grundlage  bezogen  wurden.  Wenn  auch  mit  Rücksicht  auf  be- 
stehende Konkurrenzlinien  eine  gewisse  Schranke  für  diese  Abgaben  gesetzt 
war.  su  wurden  dieselben  mit  der  Zeit  so  lästig,  dass  sie  in  ihrer  Wirkung  fast 
einer  Absperrung  von  Kanton  zu  Kanton  gleich  kamen.  Zu  welcher  Wirrnis 
dieselben  ausarteten,  zeigt  der  Umstand,  dass  nicht  nur  für  einzelne  Strassen 
besondere  Tarife  galten,  sondern  dass  letztere  auch  besondere  Privilegien  je 
nach  dem  Wohn-  be/w.  Heimatort  des  Warenführers  oder  der  Herkunft  der 
Ware  gewährten. 

In  der  Uebergangs/eit  und  während  der  Geltung  des  Bundesvertrages  von 
1815    wurden    wiederholt    Versuche  gemacht,  auf  dem  Konkordatswege  eine 
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Besserung  dieser  Verhältnisse  und  namentlich  eine  Einschränkung  der  dem  Ver- 
kehr besonders  hinderlichen  Transitzölle  herbeizuführen,  allein  sie  scheiterten 
alle  zumeist  an  den  egoistischen  Interessen  der  Kantone,  die  sich  diese  Ein- 
nahmsquellc  auch  dann  noch  nicht  verstopfen  lassen  wollten,  als  schliesslich 
der  Warenverkehr  wegen  der  hohen  Transitabgaben  von  dem  schweizerischen 
Gebiet  abgelenkt  zu  werden  drohte.  Indess  hatte  diese  letztere  Wahrnehmung 
doch  einzelne  Kantone  zum  Aufsehen  gemahnt,  so  dass  sie  von  sich  aus  ihre 
Tarife  umgestalteten  und  namentlich  den  Transit  auf  den  wichtigeren  Strassen- 
zügen  durch  billigere  Ansätze  wieder  herbeizuziehen  suchten. 

II.  Die  Durchfuhrzölle  in  den  Zollgesetzen  der  40er  und  50er  Jahre. 
Erst  das  gewaltige  Ringen  um  die  Bundesverfassung  von  1848  hat  dann  auch 
im  Zollwesen,  das  als  Sache  des  Bundes  erklärt  wurde,  die  in  einsichtigeren 
Kreisen  längst  gewünschte  Aenderung  gebracht  und  mit  der  verworrenen  und 
zu  den  vielfältigsten  Klagen  Veranlassung  gebenden  Zollorganisation  der  Kan- 
tone aufgeräumt. 

Die  Erkenntnis  der  hohen  Bedeutung  der  Schweiz  für  den  Durchgangs- 
verkehr hatte  sich  endgültig  Bahn  gebrochen,  und  hatte  bewirkt,  dass  in  der 
Bundesverfassung  der  Grundsatz  niedergelegt  wurde :  «Durchgangsgebühren  (und 
in  der  Regel  auch  Ausgangsgebühren)  sind  möglichst  massig  festzusetzen^ 
Gleichzeitig  damit  wurde  dem  Bunde  das  Recht  zuerkannt,  «die  von  der  Tag- 
satzung bewilligten  oder  anerkannten  Land-  oder  Wasserzölle,  Weg-  und  Brücken- 
gelder, verbindliche  Kaufhaus-  und  andere  Gebühren  dieser  Art,  mögen  die- 
selben von  Kantonen,  Gemeinden,  Korporationen  oder  Privaten  bezogen  werden  >, 
gegen  Entschädigung  aufzuheben.  Im  Speziellen  wurde  bestimmt,  dass  die- 
jenigen Zölle  und  Weggclder,  welche  auf  dem  Transit  lasten,  im  ganzen  Um- 
fange der  Eidgenossenschaft  und  jedenfalls  gleichzeitig  eingelöst  werden  sollen. 

Durch  das  in  Ausführung  dieser  Verfassungsbestimmungen  erlassene  erste 
Bundesgesetz  über  das  Zollwesen  vom  20.  Juni  1849  wurden,  nachdem  der 
Abschluss  der  Zollablösungsverträgc  vorausgegangen  war.  alle  im  Innern  der 
Eidgenossenschaft  bestehenden  Land-  und  Wasscrzölle,  Weg-  und  Brückengelder, 
Kaufhaus-,  Waag-,  Geleit-  und  andere  derartigen  Gebühren  mit  dem  Zeitpunkte 
der  Inkraftsetzung  der  neuen  Grenzzölle  aufgehoben  und  der  Zollbezug  an  die 
Grenze  verlegt.  Das  bisherige  vielerorts  gebräuchliche  System,  die  Durchfuhr- 
gebühr  nach  der  Länge  der  durchlaufenen  Strecke  festzusetzen,  kam  noch  in- 
soweit zum  Ausdruck,  als  zwischen  Durchgangsstrecken  unter  und  über  acht 
Wegstunden  unterschieden  wurde;  für  erstere  wurde  der  Durchfuhrzoll  auf 
20  Rp.,  für  letztere  auf  5  Rp.  (alte  Währung)  per  Zentner  festgesetzt ;  für  Zug- 
und  andere  Tiere,  sowie  für  Holz  und  Kohlen  waren  besondere  auf  der  Stück- 
bezw.  Wertverzollung  fussende  Ansätze  vorgesehen. 

Mit  diesen  Durchgangsgebühren,  die  durch  das  modifizierte  Zollgesetz 
von  1851  in  neue  Währung  umgesetzt  wurden,  war,  in  Verbindung  mit  der 
Aufhebung  der  internen  Zölle,  die  Lage  des  Transitverkehrs  erträglich  gestaltet 
worden  und  es  nahm  derselbe  denn  auch  bald  einen  Anlauf  zu  erfreulicher 
Entwicklung. 

Als  dann  aber  die  V erkehrsverhältnisse  durch  die  Erstellung  von  Eisen- 
bahnen eine  gänzliche  Umgestaltung  erlitten  und  die  Nachbarländer  durch 
immer  weitere  Ausdehnung  ihrer  Netze  den  Transit  ihren  Linien  zuzuwenden 
suchten,  während  der  Schweiz  in  der  Alpcnkettc  ein  damals  noch  unüberwind- 
liches Hindernis  zum  Anschluss  an  die  südlichen  Bahnen  im  Wege  stand,  so 
trat  an  sie  die  kategorische  Forderung  zur  Einräumung  weiterer  Konzessionen 
an  den  Transitverkehr.  Dem  Bund  stand  als  einziges  Mittel,  auf  Ermässigung 
der  Frachten  hinzuwirken,  nur  eine    weitere  Reduktion  des  Transitzolles  zu 
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Gebot,  welche  durch  Bundcsbeschluss  vom  12.  lanuar  1859  zunächst  nur  für  die 
nach  Gewicht  verzollbaren  Waren,  dann  aber  durch  das  Gesetz  vom  28.  Januar 
1860  allgemein  zugestanden  wurde.  Von  diesem  Zeitpunkt  an  erhobene  Durch- 
fuhrzölle haben  nur  noch  die  Bedeutung  einer  Kontrollgebühr. 

HI.  Die  Aufhebung  der  Durchfuhrzölle.  Aber  auch  diese  letzte  Schranke 
musste  bald  den  auf  Entwicklung  des  Eisenbahnverkehrs  gerichteten  allgemeinen 
Bestrebungen  weichen,  und  in  dem  am  14.  Juli  1868  abgeschlossenen  Handels- 
vertrag zwischen  der  Schweiz  und  Oesterreich  wurde  die  Aufhebung  aller  Transit- 
zölle im  Warenverkehr  zwischen  beiden  Ländern  vereinbart.  Diese  Vertrags- 
bestimmung kam  auch  den  Waren  aus  andern  Ländern  zu  gut,  so  dass  dieselbe 
die  völlige  Aufhebung  der  Durchfuhrzölle  zur  Folge  hatte.  Die  neue  Bundes- 
verfassung von  1874  hat  denn  auch  die  Erhebung  von  Durchfuhrzöllen  nicht 
vorgesehen,  und  wenn  im  neuen  Zollgcsetzc  von  1893  dem  Bundesrat  die  Be- 
fugnis erteilt  ist,  unter  ausserordentlichen  Verhältnissen  Durchfuhrgebühren  zu 
erheben,  so  könnte  es  sich  dabei  nur  um  vorübergehende  Massnahmen  handeln, 
die  der  Schweiz  aus  Gründen  handelspolitischer  Konstellationen  aufgenötigt 
werden. 

Durchfuhrzölle  werden  in  der  Schweiz  wie  in  den  sämtlichen  Nachbar- 
staaten gegenwartig  nicht  mehr  erhoben. 

Seit  der  im  Jahr  1885  erfolgten  Einführung  einer  genauen  Statistik  des 
Warenverkehrs  der  Schweiz  mit  dem  Auslande  gelangt  zur  Kompensation 
der  daherigen  Kosten  eine  statistische  Gebühr  zur  Erhebung,  welche  für  alle 
die  schweizerische  Grenze  überschreitenden  Waren  zu  entrichten  ist,  mit  Aus- 
nahme derjenigen,  welche  zur  Ein-  bezw.  Ausfuhr  verzollt  werden,  sowie  des 
Postverkehrs  und  gewisser  Grenz  Verkehrsarten.  Dieser  statistischen  Gebühr 
unterliegt  also  auch  der  Transitverkehr.  Indes  beträgt  dieselbe  nur  1  Rappen 
per  100  kg  .bezw.  bei  Tieren  per  Stück,  im  Minimum  5  Rappen,  und  ist  fin- 
den schweizerischen  Transitverkehr  von  um  so  weniger  Bedeutung,  als  eine 
solche  Kontrollgcbühr  auch  von  den  Nachbarländern  erhoben  wird. 

IY.  Litteratttr.  A.  Huber,  Die  Entwicklung  des  eidg.  Zollwesens  vom  Beginn  der 
ersten  Tarife  Ins  zur  Bundesverfassung  lies  Jahres  1848.  —  A.  Huber  und  K.  Suter, 
Das  Zollwesen  der  Schweiz  in  Eurrers  Volkswirtschaftslexikon  der  Schweiz,  III.  Bd.,  1801. 

H.  Schneider,  II.  Sekretär  der  Oberzolldirektion,  Bern. 

E. 

Ehegesetzgebung. 

I.  Geschichtliches.  —  II.  Eigenschaften  und  Bedingungen,  die  bei  der 
Ehe  erforderlich  sind.  —  III  Trauungsformalitätcn.  —  IV.  Ehescheidung.  — 
V.  NichtigkeiiscrklärunK  der  Ehe.  —  VI.  I.itlcratur. 

I.  Geschichtliches.  Die  schweizerische  Ehcgesetzgebung  ist  verhältnis- 
mässig noch  jung,  da  sie  vorn  24.  Dezember  1874  datiert.  Schon  früher 
jedoch  bestand  zwischen  der  Mehrzahl  der  Kantone  Konkordate  zum  Zwecke 
der  Vorbeugung  von  Konflikten  und  sonstigen  Schwierigkeiten,  die  sich  ergeben 
könnten.  Besonders  aber  verlangte  die  von  jeher  brennende  Frage  der  gemischten 
Ehen  die  Einmischung  des  eidgenössischen  Gesetzgebers.  Das  Gesetz  vom 
3.  Dezember  1850  stellte  das  Prinzip  auf,  dass  die  Verschiedenheit  der  Kon- 
fessionen nicht  als  Ehehindernis  gelten  darf.  Wenn  die  Gesetze  eines  Kantons 
die  religiöse  Trauung  vorschrieb,  so  durften  die  Brautleute  dieselbe  von  einem 
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Pfarrer  einer  der  anerkannten  christlichen  Konfessionen  in  dem  betreffenden 
Kanton  oder  auch  ausserhalb  desselben  vornehmen  lassen.  Das  Ergänzungsgesetz 
vom  3.  Februar  1862  über  die  gemischten  Ehen  macht  einen  weiteren  Schritt 
in  der  Richtung  der  Erweiterung  der  eidgenössischen  Befugnisse.  Der  angestrebte 
Zweck  war,  den  Eheleuten  verschiedener  Konfession  das  Recht  der  Ehescheidung 
zuzuerkennen,  und  es  wurde  bestimmt,  dass  die  Erledigung  von  Ehescheidungs- 
klagen bei  gemischten  Ehen  in  das  Ressort  des  Civilrichters  desjenigen  Kantons, 
unter  dessen  Jurisdiktion  sich  die  Ehegatten  befanden,  gehöre.  Wenn  aber  das 
Gericht  oder  die  Gesetzgebung,  welchem  die  Eheleute  unterstellt  waren,  die 
Ehescheidung  nicht  zuliessen,  so  musste  die  Ehescheidungsklage  vor  das  Bundes- 
gericht gezogen  werden,  welches  nach  eigenem  Ermessen  über  die  Ehescheidung 
befand.  Auf  diese  Weise  ist  das  Bundesgericht  berufen  worden,  in  Eheschei- 
dungssachen zu  entscheiden  ohne  in  der  Lage  zu  sein,  ihre  Urteile  auf  eine 
Gesetzgebung  zu  stützen.  Es  untersuchte  die  Verhältnisse,  in  denen  die  Eheleute 
lebten,  und  wenn  es  fand,  dass  das  gemeinsame  Leben  der  Eheleute  gegen  die 
Natur  der  Ehe  verstösst,  musste  es  die  Ehescheidung  aussprechen.  Aber  die 
durch  diese  Gesetze  entstandene  Situation  war  anormal  und  gab  Anlass  zu  den 
mannigfaltigsten  Beschwerden.  In  mehreren  Kantonen  war  die  Eheschliessung 
schwierig,  zuweilen  wurde  dieselbe  aus  ökonomischen  oder  anderen  Gründen 
untersagt,  und  es  erschien  ungerecht,  dass  die  Betroffenen  sich  nur  dann  an 
die  Bundesbehörden  um  Anerkennung  ihres  Rechtes  auf  die  Ehe  wenden 
konnten,  wenn  es  sich  um  eine  gemischte  Ehe  handelte. 

Am  20.  Juli  1867  nahm  die  Bundesversammlung  eine  Motion  an,  durch 
welche  der  Bundesrat  eingeladen  wurde,  das  möglichste  zu  thun,  um  die  Frage 
der  Beseitigung  der  Ehehindernisse  von  Schweizern  in  ihren  Kantonen,  bezw. 
im  Auslände,  einer  befriedigenden  und  liberalen  Lösung  entgegenzuführen. 
Diesem  Wunsche  konnte  erst  Rechnung  getragen  werden,  als  die  Bundesver- 
fassung vom  29.  Mai  1 S74  vom  Schweizervolk  angenommen  wurde,  welche  in 
den  Art.  53  AI.  1  und  54  folgendes  bestimmt: 

Art.  53,  AI.  I.  Die  Feststellung  und  Beurkundung  des  CivilsLindes  ist  Sache  der  bürgerlichen 
Behörden.  Die  Bundesgesetzgebung  wird  hierüber  die  nähern  Bestimmungen  treffen. 

Art.  34.  Das  Recht  der  Khe  stellt  unter  dem  Schmie  dos  Bundes  Dieses  Recht  darf  weder 
aus  kirchlichen  oder  ökonomischen  Rücksichten,  noch  wegen  bisherigen  Verhaltens  oder  aus  andern 
polizeilichen  Gründen  beschränkt  werden.  Die  in  einem  Kantone  oder  im  Auslande  nach  der  dort 
geltenden  Gesetzgebung  abgeschlossene  Ehe  soll  im  Gebiete  der  Eidgenossenschaft  als  Ehe  anerkannt 
werden.  Durch  den  Abschluss  der  Ehe  erwirbt  die  Krau  das  Heimatrecht  des  Mannes.  Durch  die 
nachfolgende  Ehe  der  Eltern  werden  vorehelich  geltorcnc  Kinder  derselben  legitimiert.  Jede  Erhebung 
von  Brauteinzugsgebühren  oder  andern  ähnlichen  Abgaben  ist  unzulässig. 

In  Anwendung  dieser  Vcrfassungsbestimmungen  nun  wurde  das  Bundes- 
gesetz über  das  Civilstands wesen  vom  24.  Dezember  1M74  erlassen,  das  allerdings 
neben  der  Ehe  auch  andere  in  das  Gebiet  des  Civilstandes  fallende  Verhältnisse, 
wie  beispielsweise  Geburten  und  Todesfalle,  behandelt.  Andererseits  aber  ist 
nicht  ausser  Acht  zu  lassen,  dass  dieses  Gesetz  nicht  alle  Fragen  umfasst,  die 
sich  auf  die  Ehe  beziehen.  Es  handelt  weder  von  den  Folgen  der  Eheschliessung, 
noch  von  den  aus  derselben  sieh  für  Ehegatten  ergebenden  Pflichten,  noch  von 
der  Lage  der  verheirateten  Frau.  Die  Regelung  dieser  Verhältnisse  bleibt  nach 
wie  vor  den  Kantonen  überlassen  (s.  «Civilstandswcsen»  u.  «Eheliches Güterrecht»), 

II.  Eigenschaften  und  Bedingungen,  die  bei  der  Eheschliessung  erforder- 
lich sind.  Die  Bedingungen  der  Gültigkeit  der  Ehe  sind  die  folgenden:  1.  Die 
freie  Einwilligung  der  Brautleute  (Art.  2b).  Zwang.  Betrug  oder  Irrtum  in 
der  Persönlichkeit  eines  der  Ehegatten  schliesst  die  Voraussetzung  der  Ein- 
willigung aus.  2.  Die  Handlungsfähigkeit  der  Ehcschliessenden.  Um  in 
die  Ehe  zu  treten,  muss  der  Mann  das  IS.,  die  Frau  das  lt».  Altersjahr  zurück- 
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gelegt  haben  (Art.  27,  AI.  1).  Die  Eheschliessung  ist  demnach  auch  Minder- 
jährigen gestattet,  da  die  Mündigkeit  nach  dem  Gesetz  über  die  bürgerliche 
Handlungsfähigkeit  erst  nach  zurückgelegtem  20.  Jahre  eintritt.  Jedenfalls  haben 
Personen,  die  das  20.  Altcrsjahr  noch  nicht  zurückgelegt  haben,  nicht  das 
Recht,  sich  ohne  Zustimmung  ihrer  Eltern,  bezw.  derjenigen,  welche  über  sie 
die  elterliche  Gewalt  ausüben,  zu  verehelichen.  Sind  die  Eltern  gestorben  oder 
sind  sie  nicht  in  der  Lage,  ihren  Willen  zu  äussern,  so  ist  die  Einwilligung 
des  Vormundes  erforderlich.  Gegen  Ehe  Weigerungen  des  Vormundes  steht  den 
Betreffenden  der  Rekurs  an  die  zuständige  Vonnundschaftsbehörde  zu  (Art.  27. 
AI.  2).  3.  Die  A  n  w  csenh  eit  jegl  icher  gesetzlicher  Hindernisse.  Unter 
gesetzlichen  Hindernissen  sind  zu  verstehen:  a)  Das  Bestehen  einer  früheren 
Ehe.  b)  Die  Verwandtschaft  der  Brautleute  in  allen  Graden  in  der  auf- und 
absteigenden  Linie,  zwischen  Brüdern  und  Schwestern,  zwischen  Onkel  und 
Nichte,  Tante  und  Neffe,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Verwandtschaft  eine 
gesetzliche  oder  natürliche  sei.  c)  Die  V ersch  wägerung  in  direkter  auf-  und 
absteigender  Linie,  d)  Die  Adoption,  unter  Eltern  und  Kindern,  et  Geistes- 
krankheit und  Idiotismus,  f)  Witwen  und  geschiedene  Frauen,  desgleichen 
Ehefrauen,  deren  Ehe  nichtig  erklärt  worden  ist,  dürfen  vor  Ablauf  von  drei- 
hundert Tagen  nach  Auflösung  der  früheren  Ehe  keine  neue  eingehen  (Art.  28). 

III.  Trauungsformalitäten.  1.  Die  Veröffentlichung  des  Ehever- 
sprechens. Jeder  auf  dem  Gebiete  der  Eidgenossenschaft  vorzunehmende 
Eheschliessung  muss  die  Publikation  des  Eheversprechens  vorausgehen  (Art.  29). 
Der  Ausdruck  « Ehcversprcchcn  >  ist  nicht  zutreffend,  indem  die  zukünftigen 
Ehegatten  nicht  das  Versprechen,  sich  zu  verheiraten,  abzugeben,  vielmehr  bloss 
der  Absicht  Ausdruck  zu  verleihen  haben,  in  die  Ehe  treten  zu  wollen.  Die 
Publikation  muss  sowohl  am  Wohn-  als  am  Heimatort  der  Brautleute 
erfolgen.  Behufs  Publikation  des  Eheversprechens  haben  sich  die  Interessenten 
an  den  Standesbeamten  desjenigen  Bezirkes,  in  welchem  dieselbe  vorgenommen 
werden  sollte,  d.  h.  an  demjenigen  des  Wohnortes  des  zukünftigen  Gatten  oder 
zukünftigen  Ehegattin,  bezw.  des  Geburtsortes  eines  der  Brautleute  zu  wenden; 
das  erstere  wird  in  der  Regel  bevorzugt.  Der  betreffende  Civilstandsbeamte 
hat  den  Verkündungsakt  abzufassen  und  dessen  Veröffentlichung  zu  besorgen; 
er  hat  auch  von  Amtes  wegen  den  Verkündungsakt  denjenigen  Civ  il>tands- 
beamten  zu  übermitteln,  in  deren  Kreisen  die  Verkündigung  ebenfalls  statt- 
finden soll  (Art.  31). 

Behufs  Vornahme  der  Verkündigung  des  Eheversprechens  sind  dem  Civil- 
standsbeamten  vorzuweisen  (Art.  30):  a)  die  Geburtsscheine  der  beiden  Braut- 
leute; b)  für  Personen,  die  das  20.  Altcrsjahr  noch  nicht  zurückgelegt  haben, 
die  Zustimmungserklärung  des  Inhabers  der  elterlichen  Gewalt  oder  des  Vor- 
mundes bezw.  der  zuständigen  Vormundschaftsbehörde ;  c)  falls  nicht  beide 
Teile  persönlich  erscheinen,  ein  von  ihnen  unterzeichnetes  und  von  der  zustän- 
digen Amtsstelle  beglaubigtes  Eheversprechen.  Die  Verkündigung  geschieht 
entweder  mittelst  öffentlichen  Anschlages  oder  durch  Einrückung  in  das  Amts- 
blatt (Art.  33). 

Das  Gesetz  hat  den  Fall  vorausgesehen,  der  zu  manchen  Verwickelungen 
führen  kann,  nämlich  wenn  der  zukünftige  Ehcmannn  ein  Ausländer  ist.  Es 
entsteht  die  Frage,  ob  denn  immer  die  von  einem  Ausländer  verlangte  Ver- 
kündung vorgenommen  werden  dürfer  Ist  das  Recht  zur  Ehe  in  der  Schweiz 
zu  gewähren?  Es  lassen  sich  Fälle  denken,  wo  dies  zu  Unzukömmlichkeiten 
führen  konnte,  zumal  es  als  Regel  gilt,  dass  ein  Ausländer  in  der  Schweiz  nur 
dann  eine  rechtsgültige  Ehe  schliessen  kann,  wenn  dieselbe  auch  nach  allen 
Gesetzen  seines  Landes  als  eine  solche  anerkannt  wird.    Nun   kann  e>  aber 
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vorkommen,  dass  der  ausländische  Bräutigam  die  Eheverkündigung  anstrebt, 
ohne  dass  er  in  seinem  Lande  das  Recht  sich  zu  verheiraten  besässe.  Der 
Gesetzgeber  sucht  dieser  Eventualität  mittelst  folgender  Bestimmung  zu  begegnen: 
ist  der  Bräutigam  ein  Ausländer,  so  soll  die  Verkündung  nur  auf  Vorlage  einer 
Erklärung  der  zuständigen  auswärtigen  Behörde  erfolgen,  worin  die  Anerken- 
nung der  Ehe  mit  allen  ihren  Folgen  ausgesprochen  ist  (Art.  31,  AI.  4).  Eine 
analoge  Bestimmung  enthält  der  Art.  37,  AI.  4,  in  Bezug  auf  die  Eheschliessung 
selbst.  In  der  Praxis  aber  hat  sich  die  Anwendung  dieser  Regel  meist  als 
unmöglich  erwiesen,  und  die  Kantonsregierungen  sahen  sich  gezwungen,  den 
Art.  31  in  dem  Sinne  auszulegen,  dass  sie  bei  dem  Fehlen  der  geforderten 
Erklärung  von  Seiten  der  ausländischen  Behörden  eine  andere  genügende  Beweis- 
führung zulassen.  In  Bezug  auf  diesen  Gegenstand  ist  ein  gewisser  modus 
vivendi  mit  mehreren  Staaten  geschaffen  worden. 

2.  Die  Einsprachen  gegen  den  Eheabschluss.  Der  Hauptzweck  der 
Verkündung  des  Eheversprechens  besteht  darin,  Personen,  welche  Einsprachen 
gegen  den  beabsichtigten  Eheabschluss  zu  erheben  haben,  die  Möglichkeit  zu 
geben,  dies  zu  thun.  Um  berücksichtigt  zu  werden,  müssen  die  Einsprachen  im 
Verlauf  von  zehn  Tagen,  vom  Moment  der  Verkündung  an  gerechnet,  einem 
der  Civilstandsbcamten,  welche  die  Veröffentlichung  besorgt  haben,  angemeldet 
werden.  Die  Einsprachen  müssen  sich  auf  einem  der  folgenden  Motive  stützen: 
a)  Nichtvorhandensein  der  freien  Einwilligung;  b)  Handlungsunfähigkeit  der 
Brautleute  bezw.  eines  derselben;  c)  Fehlen  der  Einwilligung  der  Eltern  oder 
des  Inhabers  der  elterlichen  Gewalt,  falls  die  zukünftigen  Eheleute  das  20. 
Altcrsjahr  noch  nicht  zurückgelegt  haben :  d)  Vorhandensein  eines  gesetzlichen 
Hindernisses. 

Wenn  eine  rechtmässige  Opposition  zur  rechten  Zeit  angekündigt  wird, 
so  hat  der  Bräutigam  im  Laufe  von  10  Tagen  zu  erklären,  ob  er  dieselbe 
anerkenne  oder  nicht.  Wenn  er  dieselbe  anerkennt,  kann  die  Ehe  nicht  zu 
stände  kommen.  Sein  Schweigen  ist  dem  Anerkennen  der  Opposition  gleich- 
bedeutend: es  ist  dies  eine  stillschweigende  Zustimmung.  Anerkennt  aber  der 
Bräutigam  die  Einsprachen  nicht,  so  ist  der  Einsprecher  hievon  in  Kenntnis  zu 
setzen,  welcher  binnen  der  Frist  von  weitern  10  Tagen  die  Klage  bei  dem 
zuständigen  Richter  des  Wohnorts  des  Bräutigams,  oder  wenn  dieser  keinen 
Wohnsitz  in  der  Schweiz  hat.  boim  zuständigen  Richter  des  Wohnorts  der 
Braut  anhängig  zu  machen  hat.  Geschieht  dies  nicht,  sn  fällt  die  Einsprache 
dahin  (Art.  34,  35). 

III.  Die  Trauung.  Dieselbe  kann  nach  Ablauf  von  14  Tagen  nach  der 
am  Wohnorte  des  Bräutigams  stattgehabten  Verkündung  stattfinden  (Art.  36). 
Diese  Frist  kann  in  Fällen  der  Todesgefahr  abgekürzt  werden;  mit  Bewilligung 
der  kantonalen  Behörde  kann  die  Trauung  in  solchen  Fällen  auch  ohne  voraus- 
gegangene Verkündung  vorgenommen  werden  (Art.  37,  AI.  2).  Die  Verkündung 
verliert  ihre  Gültigkeit,  wenn  die  Trauung  nicht  im  Laufe  von  sechs  Monaten 
erfolgt  (Art.  36,  AI.  2).  Die  Trauung  wird  durch  den  Civilstandsbcamten  in 
der  Regel  in  dem  Kreise,  wo  der  Bräutigam  seinen  Wohnsitz  hat,  vollzogen 
(Art.  37,  AI.  1).  Jedoch  darf  auf  die  schriftliche  Ermächtigung  des  Civilstands- 
beamten  des  Wohnsitzes  des  Bräutigams  die  Kheschlicssung  von  dem  Civil- 
standsbcamten eines  anderen  Kreises  vollzogen  werden  (Art.  37,  AI.  3).  Die 
Trauung  ist  eine  feierliche  Amtshandlung:  nach  dem  Gesetze  müssen  hiebei 
folgende  Formalitäten  beobachtet  werden:  1.  die  Oeffentlichkeit  der  Ceremonien: 
2.  die  wirkliche  Anwesenheit  beider  Brautleute;  3.  die  Anwesenheit  eines  Civil- 
standsbeamten,  welcher  die  Einwilligung  der  Eheleute  festzustellen  und  die- 
selben als  ehelich   vereinigt  zu  erklären  hat :   4.  die  Einwilligung  der  beiden 
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Brautleute,  die  einzeln  befragt  werden;  5.  die  Anwesenheit  von  zwei  volljährigen 
Zeugen :  6.  die  Eintragung  in  das  Eheregister,  die  durch  die  Eheleute  und  die 
Zeugen  unterschrieben  werden  muss  (Art.  33 — 39).  Wenn  die  Eheleute  Kinder 
vor  der  Ehe  gehabt  haben,  so  müssen  sie  dieselben  dem  Civilstandsbeamten 
bei  der  Trauung  oder  aber  spätestens  innerhalb  30  Tagen  nach  derselben 
anzeigen,  jedoch  hat  die  Unterlassung  dieser  Anzeige  keine  nachteiligen  Folgen 
für  die  vorehelichen  Kinder,  da  solche  gemäss  Art.  54,  AI.  5  der  Bundesverfassung 
durch  die  Verheiratung  ihrer  Eltern  ohne  weiteres  legitimiert  werden  (Art.  41). 
Die  Eheleute  dürfen  ihre  Ehe  von  einem  Geistlichen  erst  nach  Vollziehung  der 
gesetzlichen  Trauung  durch  den  Civilstandcsbeamten  einsegnen  lassen  (Art.  40). 

IV.  Ehescheidung.  1.  Die  zuständigen  Gerichtsbehörden.  Ist  der 
die  Scheidung  Anstrebende  schweizerischer  Nationalität,  so  muss  die  Klage  bei 
dem  Gerichte  des  Wohnsitzes  des  Ehemannes  anhängig  gemacht  werden,  und  wenn 
der  letztere  keinen  Wohnsitz  in  der  Schweiz  hat,  am  Heimatsorte  oder  am 
letzten  schweizerischen  Wohnorte  desselben  (Art.  43).  Wenn  ein  in  der  Schweiz 
wohnhafter  Ausländer  die  Khescheidung  verlangt,  so  hat  derselbe  vorher  den 
Nachweis  zu  leisten,  dass  der  Staat,  dem  er.  sowie  die  andere  Partei  angehören, 
die  erfolgte  Ehescheidung  anerkennen  würde  (Art.  56).  In  Wirklichkeit 
kann  aber  ein  solcher  Beweis,  wie  er  vom  Bundesgericht  verlangt  wird,  nie 
oder  fast  nie  beigebracht  werden,  so  dass  man  sagen  kann,  dass  die  in  der 
Schweiz  wohnhaften  Ausländer  gar  nicht  daran  denken  können,  eine  Ehescheidung 
vor  einem  schweizerischen  Gericht  durchzusetzen. 

2.  Die  provisorischen  Massnahmen.  Ist  die  Klage  ordnungsgemäss 
eingeleitet  worden,  so  kann  die  Frau  vom  Richter  die  Erlaubnis  erhalten,  getrennt 
von  ihrem  Manne  leben  zu  dürfen.  Der  Richter  hat  sodann  die  nötigen  Ver- 
fügungen zu  treffen,  in  Bezug  auf  den  Unterhalt  der  Frau  und  der  Kinder  für 
die  Dauer  des  Prozesses  (Art.  44).  Das  nähere  in  dieser  Beziehung  zu  bestimmen, 
ist  Sache  der  kantonalen  Gesetzgebung. 

3.  Die  Ehcscheidiingsgründe.  A.  Die  Scheidung  kann  auf  Verlangen 
eines  der  Ehegatten  bei  Vorhandensein  eines  der  folgenden  Gründe  ausgesprochen 
werden  (Art.  46):  a)  Ehebruch,  falls  nicht  mehr  als  sechs  Monate  verflossen  sind,  seit- 
dem der  beleidigte  Teil  hievon  Kenntnis  erhielt:  b)  Nachstellung  nach  dem  Leben, 
schwere  Misshandlung  oder  tiefe  Ehrenkränkung ;  c)  Verurteilung  zu  einer  ent- 
ehrenden Strafe;  d)  böswillige  Verlassung,  falls  dies«-  mehr  als  zwei  Jahre 
schon  gedauert  hat  und  eine  richterliche  Aufforderung  zur  Rückkehr  während 
eines  sechsmonatlichen  Zeitraumes  erfolglos  geblieben  ist:  e)  Geisteskrankheit, 
wenn  sie  mehr  als  drei  Jahre  fortdauert  und  als  unheilbar  anerkannt  wird. 

B.  Die  Scheidung  kann  aber  auf  Wunsch  des  einen  der  Ehegatten  aus- 
gesprochen werden,  auch  wenn  keiner  der  angeführten  Gründe  vorliegt  (Art.  4") 
Es  kann  eine  Ehescheidungsklage  geben,  die  sich  auf  keinen  dieser  Gründe 
stützt,  die  aber  auf  ein  tief  zerrüttetes  eheliches  Verhältnis  hinweist.  In  diesem 
Falle  ist  das  Gericht  jedoch  nicht  verpflichtet,  die  Ehescheidung  auszusprechen, 
aber,  berechtigt ,  dies  zu  thun. 

(".  Wenn  beide  Ehegatten  die  Khescheidung  verlangen,  so  wird  dieselbe 
vom  Gericht  ausgesprochen,  sofern  aus  den  Verhältnissen  hervorgeht,  dass  dir 
Fortsetzung  des  Zusammenlebens  mit  der  Natur  der  Ehe  unverträglich  ist  (Art.  45). 

4.  Die  Kolgen  der  Ehescheidung.  Die  Scheidung  bewirkt  die  Auf- 
lösung der  Ehe.  Die  Ehegatten  haben  das  Recht,  sich  wieder  zu  verehelichen, 
ledoch  ist  dieses  Recht  beschränkt  zum  Schaden  desjenigen,  gegen  den  die 
Scheidung  eines  gesetzlichen  Grundes  wegen  erfolgte.  Der  schuldige  Ehegatte 
darf  vor  Ablauf  eines  Jahres  nach  der  Scheidung  kein  neues  Ehebündnis  ein- 
gehen:  diese  Frist  kann  durch  richterliches  Urteil  bis  auf  drei  Jahre  ausgedehnt 
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werden  (Art.  48).  Was  die  Folgen  der  Ehescheidung  betrifft  in  Bezug  auf  die 
persönlichen  Rechte  der  Ehegatten,  ihrer  Vermögensverhältnisse,  der  Erziehung 
und  des  Unterrichtes  der  Kinder  und  die  dem  schuldigen  Teile  aufzulegenden 
Entschädigungen,  so  müssen  dieselben  nach  der  Gesetzgebung  des  Kantons 
geregelt  werden,  dessen  Gerichtsbarkeit  der  Ehemann  unterworfen  ist  (Art.  49). 

5.  Die  Scheidung  von  Tisch  und  Bett.  Nach  schweizerischem  Gesetz 
ist  die  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  nur  auf  eine  beschränkte  Zeit  zulässig. 
Art.  47  bestimmt,  dass  bei  Fehlen  der  gesetzlichen  Scheidungsgründe  das  Gericht 
trotzdem  auf  gänzliche  Scheidung  oder  auf  Scheidung  von  Tisch  und  Bett 
erkennen  kann,  wenn  das  eheliche  Verhältnis  als  tief  zerrüttet  erscheint.  Letztere 
erscheint  als  eine  provisorische  Massregel,  zu  der  das  Gericht  in  solchen  Fällen 
Zuflucht  nehmen  kann,  bei  welchen  die  Ehescheidungsklage  sich  auf  keinen 
bestimmten  Scheidungsgrund  stützt.  Die  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  schafft 
einen  vorübergehenden  Zustand,  der  dazu  bestimmt,  das  endgültige  Schicksal 
der  Ehegatten  vorzubereiten:  unter  Umständen  wird  dadurch  die  Wiederver- 
söhnung derselben  gefördert,  oder  aber  es  stellt  sich  klar  die  völlige  Unmöglich- 
keit des  ehelichen  Zusammenlebens  derselben  heraus.  Die  Scheidung  von  Tisch 
und  Bett  darf  nicht  mehr  als  zwei  Jahre  fortdauern.  Nach  dieser  Frist  müssen 
die  Eheleute  entweder  Frieden  schliessen  und  dann  sind  alle  Schwierigkeiten 
erledigt,  oder  die  Klage  auf  Ehescheidung  kann,  wenn  die  Massrcgel  diesen 
Erfolg  nicht  gehabt  hat,  erneuert  werden  (Art.  47). 

V.  Nichtigerklärung  der  Ehe.  Für  die  Nichtigerklärung  sind  dieselben 
Voraussetzungen  erforderlich  wie  bei  der  Ehescheidung  (Art.  43  und  56) : 

1.  Gründe  für  die  Nichtigerklärung  einer  in  der  Schweiz 
geschlossenen  Ehe:  A.  Das  Fehlen  der  freien  Einwilligung  beider  oder 
eines  der  Ehegatten,  Zwang,  Betrug  oder  Irrtum  in  der  Person.  Die  Nichtig- 
keitsklage steht  nur  dem  verletzten  Teile  zu,  d.  h.  demjenigen  Ehegatten, 
welcher  «las  Opfer  des  Irrtums,  des  Betrugs  oder  des  Zwangs  geworden  ist. 
Dieselbe  ist  nur  in  dem  Falle  annehmbar,  wenn  seit  dem  Zeitpunkt,  in  welchem 
der  betreffende  Ehegatte  seine  völlige  Freiheit  erlangt  oder  den  Irrtum  erkannt 
hat,  nicht  mehr  als  drei  Monate  verstrichen  sind  (Art.  50).  B.  Dir  Existenz  einer 
früheren  Ehe.  C.  Verwandtschaft  oder  Schwägerschaft  in  den  vom  Gesetz 
verbotenen  Graden.  D.  Geisteskrankheit  oder  Idiotismus.  Bei  Vorhandensein 
«ler  drei  zuletzt  erwähnten  Gründe  ist  auf  Nichtigkeit  der  Ehe  von  Amteswegen 
zu  klagen  (Art.  51).  E.  Eine  Ehe,  die  zwischen  Brautleuten  abgeschlossen  worden 
ist.  welche  beide  oder  von  denen  ein  Teil  das  vorgeschriebene  Alter  noch 
nicht  erreicht  haben,  kann  auf  Klage  des  Vaters  oder  der  Mutter  oder  des 
Vormundes  nichtig  erklärt  werden,  indessen  ist  die  Klage  nicht  mehr  annehmbar: 
.()  wenn  die  Ehegatten  inzwischen  das  gesetzliche  Alter  erreicht  haben;  b)  wenn 
die  Frau  schwanger  geworden  ist;  c)  wenn  die  Mutter,  der  Vater  oder  der 
Vormund  ihre  Einwilligung  für  die  Ehe  gegeben  hatten  (Art.  52).  F.  Das  Kehlen 
der  Einwilligung  der  Eltern  oder  des  Vormundes  und  der  vorangegangenen 
Vcrkündung.  Wie  bereits  erwähnt,  können  Leute,  die  das  20.  Altersjahr  nicht 
erreicht  haben,  nicht  ohne  Einwilligung  des  Inhabers  der  elterlichen  Gewalt 
hezw.  ohne  Erlaubnis  des  Vormundes  in  die  Ehe  treten.  Die  Missachtung  dieser 
Erf«>rdernis  führt  jedoch  nicht  zur  Nichtigkeit  der  Ehe  Nur  wenn  ausserdem 
die  Verkündung  nicht  stattgefunden  hat,"  kann  auf  Nichtigkeit  der  Ehe  erkannt 
werden.  Die  Nichtigkeitsklage  kann  nur  von  demjenigen  erhoben  werden,  dessen 
Einwilligung  erforderlich  gewesen  wäre,  und  nur  in  dem  Kalle,  wenn  die  Ehe- 
gatten das  gesetzliche  Alter  inzwischen  noch  nicht  erreicht  haben  (Art.  53). 

2.  Die  Nichtigkeit  der  im  Aus  lande  geschlossenen  Ehen.  Eine 
im  Auslände  geschlossene   Ehe    kann    nur    in  dem  Kalle   in   der  Sehweiz  für 
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nichtig  erklärt  werden,  wenn  deren  Nichtigkeit  sowohl  auf  Grund  der  aus- 
ländischen als  der  schweizerischen  Gesetzgebung  gefolgert  werden  kann.  Ist 
sie  nach  der  Gesetzgebung,  unter  welcher  die  Ehe  abgeschlossen  wurde,  gültig, 
so  ist  dieselbe  unantastbar,  auch  wenn  sie  den  schweizerischen  Gesetzen  wider- 
spricht (Art.  54). 

3.  Die  im  guten  Glauben  geschlossenen  Ehen.  Wird  eine  Ehe. 
bei  der  sich  beide  Ehegatten  in  gutem  Glauben  befanden,  nichtig  erklärt,  so 
begründet  dieselbe  sowohl  für  die  Ehegatten  als  für  die  aus  der  Ehe  hervor- 
gegangenen oder  durch  dieselbe  legitimierten  Kinder  die  bürgerlichen  Folgen 
einer  gültigen  Ehe.  Befand  sich  nur  einer  der  Ehegatten  in  gutem  Glauben, 
so  hat  die  Ehe  nur  für  diesen  und  für  die  Kinder  die  gedachten  Folgen.  Waren 
beide  Ehegatten  in  bösem  Glauben,  so  treten  die  bürgerlichen  Folgen  einer 
gültigen  Ehe  nur  für  die  Kinder  ein  (Art.  55). 

VI.  Litteratar.  Barrl  IHät,  Legues  sur  r&tat-civil,  le  mariage  et  le  divorec.  Paris 
et  Geuhve  t8jg.  —  Blumar  &  Moral,  Handbuch  des  sekueiz.  Bundesstaatsrechts.  — 
Guide  pour  Us  affinen  de  Vitat-civU  de  la  Suisse.  Berne  1881.  —  Hub«',  System  und 
Geschickte  des  Schweix.  Privatrechts.  —  Still,  Ehe  Scheidung- s~  und  Khenicktigkeitssackem 
von  Aus/ändern  in  der  Schweis.  —  f.  Ploott,  Des  aclions  en  divorce  et  en  nuilitt  de 
mariage  entre  Strangers  domicilii s  en  Suisse.  —  König,  Konflikte  der  Bkegesetzgebung. 
„Zeitckrift  für  Schweiler  Reckt?  /886. 

(Per  vorstehende  Artikel  ist  aus  dem  französischen  Manuskript  übersetzt.) 

Dr.  Alfred  Martin,  Professor  an  der  Universität  Genf. 


I.  Begriff.  Ehalt,  eehaft,  ehehaft,  vom  althochdeutschen  Ewa. 
Satzung,  Gesetz,  Bund  —  bedeutet  gesetzmässig,  rechtsgültig,  begründet.  In 
dieser  allgemeinen  Bedeutung  kommt  der  Ausdruck  in  der  Schweiz  heute  noch 
vor  in  Beziehung  auf  Gründe,  die  von  gesetzlich  gefordertem  Erscheinen  vor 
Gericht,  im  gesetzgebenden  Körper  etc.  abhalten,  und  man  spricht  von  «ehe- 
haftcr  Not>  im  Sinne  eines  rechtsgültigen,  begründeten  Hindernisses  am  Er- 
scheinen; ja  man  gebraucht  schlechthin  das  Wort  «Ehehaften»  für  rechtsgültig« 
Gründe,  nämlich  des  Nichterscheinens.  Im  speziellen  aber  findet  der  Substan- 
tive Ausdruck  Anwendung  auf  gewisse  von  den  vielerlei  Rechten,  welche  das 
Mittelalter  als  Pertinenzen  von  Grundstücken,  als  sogenannte  Rcalgerechtssame. 
ausgebildet  hatte.  Namentlich  sind  es  zwei  Arten  von  Rechten,  die,  wie  ver- 
schieden sie  sind,  gleicherweise  gelegentlich  so  benannt  wurden:  die  Nutzungs- 
rechte eines  Bauernhofes  an  der  gemeinen  Allmend,  hauptsächlich  am  gemeinen 
Wald  {daher  ein  solcher  Bauernhof  selbst  auch  wohl  « Ehehofstatt  >  hiess),  un»i 
die  mit  bestimmten  Gütern  oder  Höfen  verbundenen  Gewerberechte,  d.  h.  Rechte 
zur  Ausübung  bestimmter  Gewerbe.  Nur  von  den  letzteren  ist  hier  näher  zu 
sprechen.  Ihnen  speziell  ist  als  Rechten,  soweit  sie  überhaupt  noch  vorkommen, 
die  Bezeichnung  «Ehehaften»  geblieben;  mit  allgemeiner  bekanntem  und  sie 
besonders  kennzeichnendem  Namen  aber  heissen  sie  Rcalge  w  erberechte 
oder  Realkonzessionen,  auch  schlechthin  Realrechte.  Sic  betrafen  vorzugs- 
weise solche  Gewerbe,  zu  deren  Ausübung  besondere  bauliche  Einrichtungen 
erforderlich  waren,  als  Mühlen,  Schmieden,  Metzgereien,  Bäckereien,  auch  Gast- 
wirtschaften und  andere.  Wie  sich  diese  Rechte  mit  Immobilien  verbanden,  s  - 
setzen  sie  solche  gleichsam  voraus.  Und  zwar  ist  das  Recht  ursprünglich  nicht 
dem  Grundstück  zulieb  gegeben,  sondern  umgekehrt:  es  ist  mit  dem  Grund- 
stück nicht  zum  Vorteil  des  Grundstückes,  sondern  es  ist  damit  verbunden, 
»eil   das  Grundstück  ge  wissermassen  von  Vorteil   für  den  Betrieb  des  Real- 
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gc werberechtes,  dafür  eingerichtet  ist.  An  dem  Rechte  aber,  das  Gewerbe,  für 
welches  das  Grundstück  eingerichtet  war,  auch  betreiben  zu  dürfen,  schien  es 
nicht  genug.  Die  Urheber  von  Anlagen  und  Einrichtungen  dieser  Art  gewannen 
zugleich  das  ausschliessliche  Recht,  mit  den  Leistungen  derselben  den  Bedarf 
der  Umgegend  zu  decken.  So  verband  sich  mit  dem  Realgewerberecht  das 
Bannrecht  als  der  Anspruch  gegenüber  den  Einwohnern  einer  Gemarkung, 
das*  sie  ihre  Lebensbedürfnisse  bei  niemand  anderem  als  dem  Berechtigten 
anschaffen  bezw.  zubereiten  lassen.  Die  Einwohner  einer  Gemarkung  durften 
beispielsweise  beim  Mühlbann  oder  Mühlzwang  ihr  Getreide  bei  keinem  andern 
mahlen,  beim  Backofenzwang  ihr  Brot  bei  keinem  andern  backen  lassen  etc. 
Das  Bannrecht  ist  darum  kein  exklusives  Gewerberecht  oder  Monopol.  Der  In- 
haber eines  Mühlenrechtes  mit  Mühlbann  z.  B.  konnte  einem  andern  nicht  ver- 
wehren, in  derselben  Gemarkung  eine  Mühle  anzulegen  und  zu  betreiben;  wenn 
diese  nur  für  eine  andere  Kundsamc  arbeitete,  für  den  Export  oder  anderes. 
Wohl  mochte  mit  dem  Bannrecht  auch  etwa  das  Monopol  oder  {las  eine  für 
das  andere  ausgeübt  werden,  ohne  dass  zwischen  beiden  genau  geschieden 
wurde.  Jedenfalls  waren  es  Vorrechte,  mit  denen  gleichsam  das  Verdienst  der 
ersten  Anlage  einer  solchen  dem  öffentlichen  Bedürfnis  dienenden  Einrichtung 
belohnt  wurde,  und  die  Erinnerung  an  das  Verdienst  war  langst  entschwunden, 
wahrend  die  Vorrechte  noch  fortdauerten.  Die  Erscheinung  hat  sich  nachmals 
bei  den  Eisenbahnen  wiederholt,  deren  bei  der  ersten  Anlage  verliehene  Pri- 
vilegien sich  weiters  behaupten,  trot/dem  die  thatsächlichc  Voraussetzung  ihrer 
Entstehung  vergangen  ist. 

Diese  Realgewerberechte  mit  ihren  Vorrechten,  den  Bannrechten,  standen 
aber  nicht  nur  den  Urhebern  der  betreffenden  Einrichtungen,  überhaupt  nicht 
nur  der  Person  zu,  sondern  waren  auf  die  Gewcrbeanlagcn  selbst  gelegt,  mit 
denen  sie  an  spatere  Erwerber  übergingen.  Es  waren  also,  wie  man  es  nennt, 
radizierte  Realgewerberechte,  im  Gegensatz  zu  solchen,  wie  sie  später  da- 
neben verliehen  wurden,  nämlich  zu  Gunsten  der  bestimmten  Person  eines 
Gewerbetreibenden,  die  zwar  nicht  weniger  veräusserlich  und  vererblich  waren, 
und,  indem  sie  gleich  dinglichen  Rechten  galten,  auch  und  besonders  Real- 
rechte hicssen.  Immerhin  kommen  nur  radizierte  Rcalgewerbcrcchte  unter  dem 
Namen  Ehchaften,  um  die  es  hier  allein  zu  thun  ist,  vor,  wie  sie  auch  den 
Stamm  der  Realgewerberechte  bilden.  Entstehung  und  Bestand  derselben  aber 
sind  in  der  Schweiz  rechtlich  gleich  wie  anderwärts,  und  nur  die  Auflösung 
hat  hier  ihren  eigenen  Weg  genommen,  die  auch  die  bedeutendste  Seite  dieses 
Rechtsinstitutes  für  die  Gegenwart  darstellt.  Eigentümlich  ist  aber,  dass  sich  in 
den  schweizerischen  Demokratien,  vorn  heutigen  Standpunkte  aus  gesprochen, 
Urdemokratien,  keine  Spuren  solcher  Rechte  finden,  für  welche  wohl  die  frei- 
heitliche Verfassung  dieser  Gemeinwesen  von  Anfang  an  keinen  Platz  bot. 

II.  Die  Auflösung  der  Ehehaften.  Abgesehen  von  Anläufen  in  einzelnen 
Kantonen,  wie  sie  seit  der  Kirchenreformation  des  16.  Jahrhunderts,  nachdem 
die  Rechte  der  Grundherrschaft  mehr  und  mehr  an  die  Staatsgewalt  über- 
gegangen waren,  namentlich  gegen  die  Realrechte  der  Gasthäuser,  die  soge- 
nannten Tavernenrechte,  um  speziell  das  überhandnehmende  Wirtshausunwesen 
zu  beschränken,  unternommen  wurden,  erhielt  die  Auflösung  der  Ehehaften 
ihren  ersten  Anstoss  durch  die  Helvetik.  Die  Verfassung  der  helvetischen 
Republik  vom  12.  April  1798  sicherte,  wenn  nicht  in  Worten,  so  doch  ihrem 
Sinn  und  Geiste  nach,  jedem  Bürger  gänzliche  Freiheit  und  Gleichheit  des 
Handels  und  Gewerbes.  Hierauf  gestützt  war  denn  auch  durch  Gesetz  vom 
19.  Weinmonat  1798  die  Aufhebung  der  Innungen  und  Zünfte  verfügt  worden. 
Und  was  die  Ehehaften  betrifft,  so  waren  wenigstens  die  <  privilegierten  Wirts- 
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hauser»  ausersehen,  mit  den  anderen  zum  /wecke  der  Besteuerung  in  eiiv 
Klasse  gesetzt  zu  werden  (Gesetz  vom  24.  Herbstmonat  1799),  ohne  dass  es 
aber  zur  Ausführung  kam.  Immerhin  scheinen  s'\v  in  den  durch  die  nachfolgende 
Mediation  vom  Jahre  1803  ncugcbildcten  Kantonen  (St.  Gallen,  Graubünden. 
Aargau,  Thurgau,  Tessin  und  Waadt)  nicht  weiter  anerkannt  worden  zu  sein, 
ausser  im  Aargau.  Aargau  ist  nebst  Waadt  von  den  genannten  Kantonen  der 
einzige,  welcher  einem  Städtekanton  (Bern)  allein  angehört  hatte;  Waadt  aber 
folgte  den  Ideen  der  Revolution,  die  in  der  Schweiz  auch  von  ihm  ausgegangen 
war.  Die  übrigen  fünf  neuen  Kantone  also  nahmen  die  Ehehaften  nicht  wieder 
auf,  und  in  den  Landerkantonen  bestanden,  wie  bemerkt,  von  jeher  keine.  Um 
so  mehr  wurden  in  den  ursprünglichen  Städtckantoncn  infolge  der  Mediation 
mit  andern  alten  Einrichtungen  auch  die  Ehehaften  wieder  in  ihre  Rechte  ein- 
gesetzt;  ja,  hier  erhielten  diese  damals  erst,  mochte  ihre  frühere  Ausübung 
auch  noch  so  zweifelhaften  Rechtes  gewesen  sein,  wenn  sie  nur  einmal  aus- 
geübt worden  waren,  ihren  förmlichen  Rechtstitel,  hinter  den  hernach  gar  nicht 
zurückgegangen  zu  werden  brauchte,  um  deren  Ansprüche  gegen  staatlich- 
Eingriffe,  nachdem  solche  zu  einem  Gebot  de»  öffentlichen  Interesses  geworden, 
zu  behaupten.  So  erklärt  Zürich  in  seinem  Wirtschaftsgesetz  vom  24.  De- 
zember 1803,  <es  sollen  alle  Tavernen-Wirtschaften  und  Weinsehenken,  welch-- 
vor  Anno  1798  bestanden  haben,  und  diejenigen,  welche  seit  Anno  1 798  von 
der  höchsten  Landesregierung  sind  bewilligt  worden,  ferner  ihr  Wirtschafts- 
und Weinschenkrecht  ausüben  mögen  >,  und  nur  dir  letztern  haben  sich  über 
ihr  Recht  noch  näher  zu  legitimieren,  die  erstem  nicht.  Und  in  der  allgemeinen 
l'olizeiverordnung  für  die  Handwerke  vom  28.  Mai  1804  werden  «Mühlen  und 
andere  Wasserwerke,  so  durch  Räder  getrieben  werden,  Schmidten,  Metzgen 
und  Tavernenwirtschaften,  öffentliche  Badanstalten  und  Zicgelhüttcn €.  die  nicht 
ohne  Bewilligung  betrieben  werden  dürfen,  bei  ihren  Rechten,  sofern  sie  bereits 
Bewilligung  besitzen,  geschützt.  In  Aargau  gelten  als  ehehaftc  Wirts«  haften 
solche,  welche  vor  dem  Märzmonat  1  7<)8,  wo  die  alte  Herrschaft  Berns  (5.  März) 
zusammenbrach,  bestanden  haben  (Gesetz  vom  14.  Christmonat  1854).  und  aK 
ehehafte  Wasserwerke  solche  von  vor  dem  25.  Mai  1804  (Gesetz  vom  28.  Hör- 
nung  1856),  indem  durch  Gc werbegesetz  von  diesem  Tage  für  «neue  Gewerbs- 
stätten, als  Feuer-  und  Wasserwerke,  und  alle  andern  Gewerbe,  die  bisher 
unter  dem  Namen  Khchaften  bekannt  waren»,  die  Konzessions-  und  Patent- 
pflicht  eingeführt  wurde.  In  Bern  selbst  wurden  alle  Ehehaften,  die  seit  der 
Revolution  1798  im  Kanton  errichtet  worden  waren,  nachdem  sich  ihre  Inhaber 
über  die  Titel  ausgewiesen  hatten,  als  solche  anerkannt  (Verordnung  vom  2.*. 
September  1803),  womit  diejenigen  vor  1798  ohne  anderes  bestätigt  waren. 
Traten  so  die  alten  Ehehaften,  die  zum  grössten  Teil  nur  auf  unvordenklichem 
Herkommen  beruhten,  mit  Beginn  der  Mediation  wieder  ins  Leben,  so  wurden 
im  Laufe  derselben  und  in  der  folgenden  Periode  durch  obrigkeitliche  Ver- 
leihungen auch  neue  geschaffen,  und  zwar  direkt  und  indirekt.  Direkt,  indem 
zur  Anlegung  und  Betreibung  von  Gewerben  ehehafter  Art  «immerwährende 
Rechte».  Bewilligungen  «auf  ewige  Zeiten »,  erteilt  wurden,  neben  bloss  tem- 
porären. Indirekt  wurden  Ehehaften  dadurch  geschaffen,  dass  die  auf  das  be- 
treffende Gewerbe  gelegten  periodischen  (jährliehen)  Abgaben  als  für  den  »•> 
und  so  vielfachen  (20-.  30faehcn)  Kapitalbetrag  «loskäuflich»  erklärt  wurden, 
so  dass,  wer  statt  des  jährlichen  Zinses  auf  einmal  das  Kapital  erlegte,  vom 
Zins  für  immer  frei  wurde.  So  entstanden  speziell  die  neueren  Ehehaften  an 
Wasserwerken,  wie  diese  Art  Loskauf  für  die  Mühl-  bezw.  Wasserrcchtc  vor- 
gesehen war  —  in  Luzern  schon  durch  Verordnung  vom  5.  Juli  1804.  in  Zürich 
erst  noch  durch  Gesetz  vom  21.  März  183<>. 
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Mit  der  Regeneration  der  Jahre  1830  ff.  hat  dann  ein  neuer  Auflösungs- 
prozess  gegen  die  Khehaften  angehoben,  der  heute  noch  nicht  ganz  ausgetragen 
ist.  Diese  Zeit  setzte  nicht  auf  einmal,  wie  es  die  grosse  Revolution  gemacht 
hatte,  die  alten  Rechte  und  Vorrechte  vom  Programm  ah.  weder  die  /.ünfte. 
noch  weniger  die  Khehaften.  Vielmehr  brach  sie  diese  alten  Rerhtsinstitutc  erst 
auf,  und  von  da  loste  sich  dann  Stück  um  Stück  von  ihnen  al>,  bis  sie  schliess- 
lich zerfielen.  So  namentlich  bei  den  Khehaften.  Die  vorhandenen  Khehaften 
blieben  vor  der  Hand  bestehen,  ja  es  wurden  noch  später  neue  erteilt,  speziell 
Tavernenrechte.  so  in  Baselstadt  sogar  bis  zum  neuesten  Wirtschaftsgesetz  vom 
jähre  1887.  Für  einmal  wurden  nur  die  Bannrechte,  wie  sie  von  alters  mit  den 
Ehehaften  verbunden  waren,  aberkannt :  die  Gewerbe  sollen  unter  einander 
freie  Konkurrenz  haben  und  keines  soll  auf.  die  Kundsame  der  Ortschaft  oder 
Gegend,  wo  es  sich  befindet,  irgend  ein  Vorrecht  ansprechen  können  (Zürich. 
Gesetz  vom  11.  Mai  1832  und  Luxem,  Gesetz  vom  13.  Mornung  1833).  Als- 
dann wurde  dazu  übergegangen,  die  Gewerbe,  welche  bisher,  wenn  sie  nicht 
Khehaften  waren,  der  Konzession  und  einer  bezüglichen  Abgabe  unterlagen,  da- 
von frei  und  nur  polizeilichen  Bedingungen  untergeben  zu  erklären,  wodurch 
die  Ehehaften  ihre  Bedeutung  verloren.  Abgesehen  vom  Bannrecht  hatten  die 
Khehaften  vor  den  andern  Betrieben  ihrer  Art  die  Konzessions-  und  Abgabe- 
freiheit voraus;  wurde  diese  nun  auch  den  andern  verliehen.  so  hörte  der  Vor- 
zug der  Khehaften  auf.  Ks  wurden  frei  erklärt  beispielsweise:  in  Luxem 
zuerst  nur  die  Fleischbänke  und  Bäckereien  und  nur  da,  wo  nicht  zugleich 
bezügliche  Ehehaften  bestanden  (1833).  darauf  diese  Gewerbe  unbedingt  (1839). 
endlich  auch  die  Schmieden,  Getreidemühlen  und  Oeltrotten  (1843);  in  Zürich: 
die  Getreidemühlen  1835,  das  Metzg-  und  Wurstcrcige werbe  dagegen  erst  1860. 

Betreffend  die  Kntschädigung  für  die  den  Khehaften  entzogenen  Rechte 
und  Vorteile  stellt  sich  die  Gese  tzgebung  auf  folgende  Standpunkte :  Sol<>thurn 
sah  eine  Kntschädigung  vor  lür  Mühlebannrechte  (Gesetz  über  Gewerbsfrei- 
heit  vom  1".  Mai  1834).  Luzcrn  und  Zürich  dagegen  die  Rückzahlung  der 
Konzessionsgebühren  für  Khehaften,  nachdem  die  entsprechenden  Gewerbe  frei 
erklärt  worden  waren.  Luxem  hat  nachher  allerdings  diese  Rückzahlung,  die 
dem  Fiskus  oblag,  übergelegt  auf  die  neu  eintretenden  Gewerbebesitzer,  indem 
es  ihnen  als  Kntschädigung  der  Ehehaftcnrechte  eine  bestimmte  Kinkaufssumme 
auflegte,  die  im  Verhältnis  der  Vermehrung  solcher  Besitzer  abnahm  und  bei 
Fr.  80  (a.  W.)  überhaupt  aufhörte,  so  dass  das  betreffende  Gewerbe  fürder  frei 
war.  (Vergl.  Luxem,  Gesetze  vom  21.  Wintermonat  183*»  und  21.  Mai  1843. 
und  Zürich.  Gesetz  betreffend  das  Metzg-  und  Wurstereigewerbe  vom  27.  (  brist - 
monat  1866.)  Hatten  die  Bannrechte  oder  Monopolien  positive  Vorrechte  dar- 
gestellt, mit  deren  Entzug  den  Besitzern  ein  Verlust  erwuchs,  für  den  sie  mit 
Recht  entschädigt  wurden,  so  enthielten  die  Khehaften  im  übrigen  weiter  nichts 
als  das  Recht  auf  freie  Ausübung  der  betreffenden  Gewerbe,  das  durch  die 
Freigebung  dieser  überhaupt  an  sich  selber  keine  Kinbusse  erlitt  und  daher 
auch  nicht  entschädigt  zu  werden  brauchte.  Anders  verhält  es  sich  hinwiedar 
mit  den  ehehaften  W  ir  i  schaft  srecht  en  und  Wasserrechten.  Währen«! 
die  andern  Betriebe,  wie  gesehen,  nach  und  nach  waren  frei  erklärt  worden, 
sind  das  Wirtschaftsgewerbe  und  die  Benutzung  der  öffentlichen  Gewässer  kon- 
zessionspflichtig  geblieben.  Betreffend  die  Wasserwerke  ist  zu  bemerken,  dass 
sich  gewissen  Orts  schon  früher  neben  der  Gebühr  für  die  betreffenden  Ge- 
werbe (Mühlen,  Oeltrotten)  eine  besondere  Gebühr  für  das  zu  deren  Betrieb 
benutzte  Wasser  herausgebildet  hatte:  jene  ist  mit  der  Freierklärung  der  Ge- 
werbe selbst  dahingcfallen.  der  sogenannte  Wasserzins  dagegen  besteht  fort. 
Indem  also  Wirtschafts-  und  Wasserrechte  der  Konzession  und  Abgabe  weiter 
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unterliegen.  haben  die  Ehehaften,  die  eben  in  der  Befreiung  davon  bestehen, 
hier  allein  noch  ihre  Bedeutung  und  um  so  mehr,  je  stärker  die  Auflagen  auf 
diesen  beiden  Betrieben  mit  der  Zeit  gewachsen  sind.  Die  Ehehaften  hier  auch 
noch  zu  beseitigen  dadurch,  dass  die  Besteuerung  auch  auf  sie  ausgedehnt 
wird,  ist  «las  Bestreben  der  heutigen  Gesetzgebung.  Aber  weil  es  sich  dabei 
nicht,  wie  bei  der  Freierklärung  der  andern  Betriebe,  bloss  um  einen  Vorteil 
handelt,  den  diese  gewinnen,  sondern  um  eine  Kinbusse,  den  die  Ehchaften 
selbst  erleiden,  um  den  Entzug  ihrer  Konzessions-  und  Steuerfreiheit  nämlich, 
kann  die  Beseitigung  hinwieder  nicht  statthaben  ohne  bezügliche  Entschädigung 
seitens  dos  Staates.  Versuche  in  Bern  und  Zürich,  speziell  die  ehchaften  Wirt- 
schaften ohne  Entgeh  in  der  Konzessions-  und  Steuerpflicht  den  übrigen  gleich- 
zustellen, sind  denn  im  Rekurswege  vom  Bundesgericht  zurückgewiesen  worden 
(Bundcsgcrichtliche  Entscheidungen  Band  VI  <*8,  IX  105.  XV  179.  XVII  187: 
vergl.  auch  VIII  140  und  XV  55h). 

III.  Litter atur.  J.  SctlOllenberger,  Vergleichende  Darstellungen  aus  dem  oßentl. 
Reckte  der  Schweiz.  Kantone;  II.  Heft,  die  sch-ueix  Handels-  und  Gewerbeordnungen.^ 
Derselbe,    Grundriss  des  Staats-  itnd  Venaltungsrechts  der  Schweiz.  Kantone,  Bd.  II. 

Dr.  J.  Schollenl>erger,  Professor  an  der  Universität  Zürich. 

Eheliches  Güterrecht. 

1.  Allgemeine».  —  II.  Die  Systeme  des  ehelichen  Güterrechtes:  1.  Ge- 
schichtliche Entwicklung:  2.  Gruppierung  der  Kantone  nach  den  Hauptsystemen:  a)  Güter- 
Verbindung,  b)  Gütergemeinschaft,  c)  Krrungenschaftsgemeinschaft,  d)  Mobiliar-  und  Emu- 
gcnschaftsgemcinscbaft.  e)  Doialsysicm.  —  III.  Die  wesentlichen  Aeusscrungen  de« 
ehelichen  Güterrechtes:  1.  Verfügungsgewalt:  2.  Haftungsverhältnisse;  3.  Sicherung 
des  Kraucngutcs.  —  IV.  Schlussbetrachlungen.  Entwurf  eines  einheitlichen 
Rechtes.  —  V.  Ucbcrsicht  der  Gesetze.  —  VI.  Litteratur. 

I.  Allgemeines.  Das  eheliche  Güterrecht  ist  durch  die  Kodifikationen 
und  die  Spezialgeset  zgebung  des  19.  Jahrhunderts  zu  einheitlich  -  kantonalen 
Rechten  ausgebildet  worden.  Vorher  bestanden  überall  für  die  einzelnen 
Landesgegenden  Staiutarrcchtc  mit  besonderen  gütcrrcchtlichen  Satzungen. 
Heute  haben  nur  noch  die  Kantone  Schwyz  und  Bern  kein  einheitliches  Güter- 
recht :  Schwyz  .tut"  der  Grundlage  der  alten  Statutarrechtc  für  die  einzelnen 
Bezirke  und  Hi  rn  mit  dem  verschiedenen  Recht  für  den  alten  Kantonsteil  und 
für  den  Jura.  Einheitliches  Bundesrecht  besteht  nur  nach  einigen  besonderen 
Richtungen:  Stellung  der  Ehefrau  im  Konkurse  des  Ehemannes,  Art.  219  des 
B.  B.  &  K.  G..  Stellung  der  Ehefrau  als  Handels-  und  Gewerbefrau,  Art.  35  des 
O.  R..  Vorschrift,  dass  die  Ehegatten  unter  dem  ehelichen  Güterrecht  ihres 
ersten  ehelichen  Wohnsitzes  stehen  und  dabei  unter  sich  auch  bei  Wechsel  des 
Wohnsitzes  verbleiben,  während  im  Verhältnis  zu  Dritten  das  Recht  des  jewei- 
ligen Wohnsitzes  in  Geltung  steht,  die  Ehegatten  können  jedoch  durch  eine 
Erklärung  vor  einer  Behörde  dieses  letztere  Recht  auch  für  sich  in  Kraft  setzen, 
Art.  19  (V.  des  B.  G.  betr.  d.  civilr.  Verh.  d.  Niederg.  u.  Aufcnth.  (v.  25.  Juni  1891). 

Die  Verschiedenheit  des  ehelichen  Güterrechtes  ist  ursprünglich  nicht  rein 
zufällig,  sondern  aus  bestimmten  wirtschaftlichen  Verhältnissen  und  Bedürfnissen 
heraus  entstanden.  An  den  einen  Orten  war  ganz  vorwiegend  ein  immobiles 
Gut  im  Besitz  der  Familien,  das  die  Eltern  und  Kinder  gemeinsam  bewirtschaftet 
haben.  An  anderen  wurde  der  tägliche  Unterhalt  in  einer  Thätigkeit  gewonnen, 
die  den  ausschliesslichen  Beruf  des  Ehemannes  bildete,  oder  jedes  Glied  der 
Familie  ging  einem  eigenen  Verdienst  nach,  und  was  sie  wirtschaftlich  zusammen- 
hielt,  war  der  gemeinsame  Haushalt.    In  den  einen  Kreisen  lebte  die  Familie 
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auf  dem  anererbten  Gute,  dessen  Erhaltung  zu  den  wichtigsten  Aufgaben  der 
wirtschaftlichen  Thätigkeit  gerechnet  wurde.  In  den  anderen  wiederum  kannte 
man  nur  den  täglichen  Lohn,  und  was  an  Besitz  vorhanden  war,  erscheint  als 
vom  eigenen  Unterhalte  abgespart  und  wurde  in  schlimmen  Zeiten  leicht  wieder 
aufgezehrt.  Hier  bewirtschaftete  die  bäuerliche  Familie  zahlreiche  Acker-  und 
Wicsenparzellen,  die  oft  in  verschiedenen  Gemeinden  herumliegend  in  mannig- 
faltigem Erbgange  zufällig  sich  auf  eine  gewisse  Zeit  in  eine  Hand  vereinigt 
haben,  um  ebenso  leicht  gelegentlich  wieder  auseinanderzufalten.  Dort  herrschte 
der  Bauer  über  einen  geschlossenen  Hof.  Hier  zog  der  Arbeiter  von  Ort  zu 
Ort.  wo  er  gerade  Arbeit  zu  finden  vermochte.  Dort  war  die  Familie  des 
Tagelöhners  auf  ein  Alprecht  angewiesen,  das  ihren  kleinen  Vichstand,  sei  es 
eine  Kuh  oder  auch  nur  ein  paar  Ziegen,  ernährt  und  das  ihr  unveräusserlich 
erhalten  bleibt,  so  lange  sie  in  dem  angestammten  Thalc  ihren  Wohnsitz  bei- 
behält. Und  so  wären  noch  manche  Verhältnisse  hervorzuheben,  die  auf  die 
Ausbildung  des  ehelichen  Güterrechtes  von  Einfluss  sein  mussten,  indem  aus 
ihnen  ganz  bestimmte  Bedürfnisse  und  Anschauungen  hervorwuchsen.  Allein 
es  wäre  nun  doch  unrichtig,  zu  glauben,  dass  die  jetzt  bestehenden  Verschie- 
denheiten im  ehelichen  Güterrecht  sich  unmittelbar  auf  solche  wirtschaftliche 
Gründe  zurückführen  und  daraus  heute  noch  erklären  Hessen.  Vielmehr  waren 
es  viel  frühere  Zeiten,  die  in  solch  unmittelbarer  Weise  die  Rechtsanschauungen 
und  Institut«'  ausgebildet  haben,  und  unsere  heutige  Zeit  lebt  zum  grossen 
Teil  unter  rechtlichen  Regeln,  die  unter  andern  Verhältnissen  ausgebildet 
worden  sind.  Darüber  darf  man  sich  deshalb  wiederum  nicht  zu  sehr  wundern, 
weil  eben  doch  der  Hauptzweck  aller  ehelichen  Güterrechte  der  gleiche  ist: 
Die  Erhaltung  und  «las  Wohl  der  Ehe  und  der  Familie.  Die  verschiedenen 
Rechte  sind  nur  verschiedene  Mittel  zur  Erreichung  des  gleichen  Zweckes, 
und  wo  ein  vernünftiger  Geist  waltet,  kann  auch  mit  einem  unvollkommenen 
Güterrecht  ein  ethisch  und  wirtschaftlich  befriedigendes  Resultat  erreicht  werden. 

II.  Die  Systeme  des  ehelichen  Güterrechtes.  1.  Gkschkhti.ichl:  Ent- 
wicklung. Die  ehelichen  Güterrechte,  wie  sie  heute  bestehen,  sind  im  zehnten 
und  elften  Jahrhundert  aus  den  Stammesrechten  des  früheren  Mittelalters  heraus- 
gebildet worden.  In  jenen  Zeiten  grosser  wirtschaftlicher  und  politischer 
Umbildung  wurden  die  Anschauungen  ausgebildet,  nach  denen  man  den  ver- 
änderten Lebensbedingungen  der  neueren  Zeit  zu  entsprechen  bemüht  war. 
Die  Wege  aber,  die  dabei  gewählt  und  betreten  wurden,  waren  nach  Anfang 
und  Richtung  derart  verschieden,  dass  im  Ganzen  drei  Gestalten  des  ehelichen 
Güterrechtes  zur  Entwicklung  gelangten. 

Bei  den  freien  alemannischen  Bauern  wurde  das  Gut.  das  in  steigendem 
Werte  die  Braut  ihrem  Manne  zuzubringen  pflegte,  zwar  der  Hausgewalt  des 
Eheherrn  unterstellt,  aber  im  Eigentum  der  Frau  belasset).  Es  vererbte  sich 
demgemäss  direkt  an  die  Kinder  oder  bei  Kinderlosigkeit  wieder  zurück  an 
die  Familie  der  Frau,  wahrend  Alles,  was  nicht  eingebrachtes  Frauengut  war, 
dem  Manne  gehörte,  der  dafür  verantwortlich  war.  dass  die  Frau  oder  ihre 
Familie  bei  ihrem  Gute  verblieb.  Diese  Unterscheidung  war  möglich,  weil  das 
Vermögen  der  Eheleute  m  seinen  w  ertvollsten  Stücken  aus  Liegenschaften  bestand, 
bei  denen  sich  nach  Jahrzehnten  noch  leicht  nachweisen  liess,  ob  sie  von  der 
Mannes-  oder  der  Frauenseite  hergekommen  seien.  Sie  entsprach  der  Tendenz 
des  bäuerlichen  Wesens  auf  ängstlich«-  Konservierung  des  Besitztums.  Die  Haus- 
gewalt des  Mannes  war  nicht  in  Frage  gestellt,  allein  für  sein  Regiment  galt 
der  Grundsatz,  dass  Frauengut  weder  wachsen  noch  schwinden  dürfe.  Es  setzte 
sich  mithin  jenes  Güterrecht  fest,  «las  in  späterer  Zeit  du-  Gut  er  Verbindung 
geheissen  worden  ist. 
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Bei  den  Kaufleulen  und  Handwerkern  in  den  Städten  wurde  das  eheliche 
<Jut,  das  vorzugsweise  in  Mobilien  oder  Kapital  bestand,  zu  einem  Gemeingute 
gemacht,  über  das  dir  Khegattcn  gemeinsam  oder  der  Ehemann  als  Herr  de* 
Hauses  die  Verfügung  besessen.  Heim  Tode  eines  Khcgatten  al»er  blieb  <ier 
überlebende  mit  den  Kindern  im  Besitze  des  Ganzen,  und  nur  im  Kalle  der 
Wicdervereholichung  wurde  er  zu  einer  Teilung  angehalten,  die  nicht  nach 
der  Grösse  des  beidseitig  eingebrachten  Gutes,  sondern  nach  irgend  einer 
CJuote  des  gemeinschaftlichen  Vermögen*  stattfand.  Ks  bestand  die  Güter- 
gemeinschaft. Die  gleichen  Anschauungen  aber  vermochten  sich  vielfach  auch 
bei  den  Hörigen  der  Grundherrschaften  festzusetzen.  Sowohl  hei  ihnen,  aU 
bei  den  Handwerkern  und  Kaufleiiten  fehlte  es  im  allgemeinen  an  einem  festen, 
anererbten  Kamilienbcsitztutn.  Was  sie  belassen,  war  erworben,  und  oft  genug 
durch  beidseitige  Arbeit  zusammengetragen,  um  leicht,  auch  wieder  den  Wechsel- 
fällcn  des  Glückes  ausgesetzt  zu  sein.  Als  dann  im  späteren  Mittelaller  auch 
in  diesen  Kreisen  das  sichere  Kamilicnhesitztum  sich  festzusetzen  begann,  da 
erfuhr  auch  gar  bald  die  Gütergemeinschaft  eine  Absehwächung  und  gingen 
viele  der  Gemeinschaltsrechte  (buch  die  Anerkennung  einer  Sicherstellung  de* 
eingebrachten  Frauengutes  zu  den  Grundsätzen  der  Güterverbindung  über. 

In  G<  genden  endlich,  wo  die  beiden  Auffassungen  sich  die  Wage  hieben, 
entstand  schon  früh/eilig  eine  Kombination  der  zwei  Auflassungen,  indem  man 
hinsichtlich  de*  eingebrachten  Gutes  der  Güterverbindung.  in  Bezug  aber  auf 
das  Erworben«-  der  Gütergemeinschaft  gefolgt  ist  und  derart  die  Errungen- 
schaft sg  eine  i  nse  ha  ft  ausgebildet  hat. 

Ks  ist  erstaunlich,  wie  diese  drei  S\ steine,  einmal  ausgebildet.  *ich  über 
ein  ganzes  Jahrtausend  hindurch  zu  halten  vermochten.  Nur  zwei  erheblichere 
Veränderungen  *ind  im  Laufe  dies«'*  Zeitraumes  bemerkbar.  Kinmal  wurde 
es  gegen  End«'  des  Mittelalter*  bei  vermehrtem  Wohlslande  und  dementsprechend 
höherem  Werte  des  eingebrachten  Krauengutes,  sowie  dem  überhaupt  gesteigerten 
Verkehr  mit  allen  seinen  Gefahren  allgemein  üblich.  dn>s  der  Mann  das  Krauengut 
sirherstellte.  Daraus  aber  ergab  sich  die  Notwendigkeit,  da*  Kigentum  der 
Krau  zu  unterscheiden,  und  die*  veranlasste  eine  Reihe  von  Rechten,  namentlich 
im  Aargau  und  in  den  berni*chen  Landsc  haften,  von  der  Gütergemeinschaft, 
wie  schon  erwähnt,  zur  Güterverbindung  überzugehen.  Km«'  zweite  Verän- 
derung vollzog  sich  mit  der  Ausbildung  der  Kinheit  der  kantonalen  Rechte. 
Anfänglich  war  in  jeder  Landesgegend  oder  Thalschalt  dasjenige-  Güterrecht 
zur  Kntwicklung  gelangt,  das  den  dortigen  Bedürfnissen  und  Anschauungen  ent- 
sprach, und  zwar  unabhängig  \on  clor  jeweils  bestehenden  politischen  Herrschaft. 
Jetzt  aber  wurde  für  die  einzelnen  kantonalen  Gebiete,  die  in  ihrem  Umfange 
oft  genug  Gegenden  sein-  verschiedenen  wirtschaftlichen  Charakters  umschlossen, 
von  Kanton  zu  Kanton  je  ein  einheitliches  Recht  festgestellt,  und  zwar  nach 
dem  Typus,  der  aus  irgend  welchem  Grunde  die  Oberhand  erhielt,  meist  nach 
«Inn-  Kechte  der  regierenden  Stadt  oder  Landschaft.  In  dieser  Gestalt  haben 
alsdann  die  Kodifikationen  und  Spezialgesetze  des  neunzehnten  Jahrhunderts 
das  eheliche  Güterrecht  festgelegt,  und  demgemitss  folgt  dieses  heute  noch  den 
genannten  drei  Hauptsystemen,  denen  gegenüber  nur  bescheidene  Ausnahmen 
vorhande  n  sind. 

2.    GKl  rvil.Ki  NC.    Iii  K  KANTON  K  NACH  Ol.N  \\\V  l»  TS  VSTK.M  KN .     Die-  KailtOnt 

gruppie  ren  sic  h  folgendermassen  : 

a)  (»üt  er  Verbindung  besteht  in  «len  alemannischen  Kantonen  der 
Urschweiz:  Uri.  Si  hwyz  und  Unter  wählen,  ferner  in  Luzern.  /.ug. 
Glarus.  in  Zürich.  St.  Gallen,  beiden  Appenzell.  Hierüberall  wird  da* 
Vermögen  der  Kran   von  «lern  des  Mannes   unterschieden,  ehe  Errungenschaft 
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gehört  dem  Manne,  der  für  die  Erhaltung  de»  Frauengutes  verantwortlich  ist. 
Wirtschaftlich  hilden  beide  Vermögenskomplexe  eine  Einheit,  über  die  der 
Mann  verfügt. 

An  diese  Recht«-  reihen  sich  Hern,  Aargau.  Frciburg  und  \\  a.nll. 
wo  /.war,  in  den  ersten  beiden  unbedingt,  in  den  andern  zwei  nach  erfolgter 
Sicherstellung  durch  den  Mann  und  mit  Ausnahme  der  eingebrachten  Liegen- 
schaften der  Frau,  das  Frauengut  auf  den  Ehemann  zu  Eigentum  übergeht, 
allein  die  Frau  in  dessen  Umfange  oder  Werl  eine  Forderung  an  den  Mann 
erhält.  Diese  Rechte  unterscheiden  sich  also  von  der  Gütervcrbindung  nur 
dadurch,  dass  das  Frauengut  in  der  Ehe  in  ein  Forderungsrcehl  gegen  den 
Ehemann  umgewandelt  wird,  während  im  übrigen  die  Einheit  praktisch  ganz 
so  auftritt,  wie  bei  der  Güterverbindung.  Man  hat  dies«".  System  die  Güter- 
einheit, oder  die  Eigentumseinheit  in  der  Hand  des  Mannes  genannt. 

b)  Gütergemeinschaft  finden  wir  in  Haselstadt  und  Hase  I  la  ndscha  f  t . 
sowie  in  Thurgau,  in  den  ersten  beiden  auch  für  den  Fall  der  Auflösung 
der  Ehe  «lurch  den  Tod  eines  Ehegatten  mit  Teilung  des  Gesamtgutes  zu  zwei 
Dritteilen  an  den  überlebenden  Ehegatten,  sei  es  Mann  oder  Weib,  und  zu 
einem  Dritteil  an  die  Erben  des  Verstorbenen,  während  Thurgau  in  diesem 
Falle  Teilung  lies  Gutes  nach  der  Herkunft  und  Hälfteteilung  der  Errungenschaft 
anordnet.  Verluste  aber  im  Verhältnis  tlcr  Gross»«  des  Eingebrachten  beidseitig 
tragen  lässt. 

r)  Errungensi  haftsgemeins«  halt  ist  angenommen  in  Neuenbürg. 
Wallis,  Schaffhausen.  Solothurn  und  Graubünden,  und  zwar  in  dem 
letztgenannten  Rechte  mit  Teilung  zu  zwei  Drilleilen  für  die  Mannesseile 
und  einem  Drittel  für  die  Frauenseit«\  in  den  andern  Reihten  dagegen  mit 
Hälfteteilung.  Das  eingebrachte  Gut  wird  überall  nach  den  Grundsätzen  der 
Güterverbindung  behandelt,  ausgenommen  in  Sol.tthurn.  wo  das  Framngut  nach 
den  Regeln  der  Gütereinheit  auf  den  Mann  übergeht  und  die  Frau  in  dessen 
Wert  eine  Forderung  an  den  Mann  erhält. 

ih  Mobiliar-  und  Er ru n ge nsc ha  ft  s ge m «•  i  n sc h a  1 1  besieht,  wie  im 
französischen  Code  civil,  seit  den  Zeiten  der  Zugehörigkeit  dieser  Gebiete 
zu  Frankreich  in  Genf  und  in  den  Thälern  des  Jura,  die  zum  Kanton  Hern 
geschlagen  worden  sind. 

e)  Endlich  hat  ein  einziger  Kanton  Tessin.  teils  unter  dem  Einflüsse 
des  römischen  Rechtes,  n-ils  bestimmt  durch  die  österreichische  Kodifikation, 
an  Stelle  des  überlieferten  Statutaren  Rechtes  in  neuerer  Zeit  ein  D«>  t  a  I  s  vs  t  «-in 
aufgenommen,  das  in  wesentlichen  Zügen  dem  fakultativen  Dotalsy stein  des 
französischen  Code  civil  nachgebildet  ist. 

IH.  Die  wesentlichen  Aeusserungen  des  ehelichen  Güterrechtes.  Ergänzen 
wir  «liese  Vergleichung.  indem  wir  einige  wesentlich«'  Aeusserungen  des  ehelichen 
Güterrechtes  besonders  ins  Auge  fassen,  so  haben  wir  für  diese  Hetrachtung 
diejenigen  Gesichtspunkte  zu  wählen,  die  unabhängig  vom  System  des  Güter- 
rechtes auf  ilie  Vermögensverhältniss<>  der  Ehegatten  den  grösst.-n  und 
allgemeinsten  Einfluss  haben,  und  als  solch«-  müssen  wir  hezeichivn :  Di«- 
eheherrlich«-  Gewalt  des  Manm-s,  die  Haftung  «b-r  Ehegatten  gegenüber  den 
Gläubigern  und  die  Sicherstellung  «les  Frauengutes. 

1.  Verf0gun«sukwalt.  Das  Vermögen  beider  Ehegatten  bildet 
nach  allen  den  aufgezählten  Güterrechten  eine  wirtschaftliche  Einheit,  über 
die  der  Mann  als  Haupt  der  Ehe  die  Verfügung  hat.  Die  Rechte  wollen  alle, 
auch  gegenüber  den  Eigentumsansprüchen  der  Ehefrau,  und  auch  im  Rahmen 
der  Gütertrennung  des  tessinischen  Rechtes,  die  Einheit  der  ehelichen  Wirtschaft 
aufrecht  erhalten.     Sie   gehen   von   dem  Grundsätze  aus.   dass  man  sich  nicht 
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verheir.n«-.  namentlich  in  den  vorherrschenden  kleinbürgerlichen  Verhältnissen, 
um  güterrechtlich  getrennt  zu  bleiben.  Unter  der  Autorität  des  Ehemannes 
soll  vielmehr  überall  das  gesamte  Gut  für  das  Wohlergehen  der  Familie  als 
Einheil  verwaltet  werden.  Die  Befugnisse,  die  sich  hieraus  für  den  Ehemann 
ergeben,  erstrecken  sich  mithin  bei  der  Güterverbindung  und  Errungcnschafts- 
gemeins«  haft  auch  auf  «las  Frauengut,  .sie  ergreifen  bei  der  Gütergemeinschaft 
das  Gesaintvermügen  und  bei  der  Gütertrennung  des  Kantons  Tessin  da> 
Dotal\ermogen- und  in  beschränktem  Sinne  sogar  das  übrige  Frauengut. 

Die  Gewalt  «les  Ehemannes  beruht  demnach  auf  verschiedenen  Rechts- 
titeln, oder  es  s** »II  unigekehrt  die  verschiedene  Ordnung  des  Eigentums  ani 
Frauengut  der  Einheit  der  Ehe  in  der  Vereinigung  der  Güter  keinen  Eintrag 
thun.  Doch  ers«hcint  die  Stellung  des  Mannes  dabei  im  wesentlichen  doppelt 
begründet :  .\us  der  Zweckbestimmung  des  ehelichen  Gutes,  wonach  der  Mann 
verpflichtet  ist.  die  ehelichen  Lasten  aus  seinen  Mitteln  zu  tragen,  und  aus 
der  ehelichen  Vormundschaft.  Diese  letztere  reicht  aber  regelmässig  nicht 
mehr  so  weit,  um  dem  Ehemann  eine  vollständig  freie  Verfügung  über  das 
Frauengut  zu  verschaffen,  und  man  beobachtet  auch,  dass  seit  der  Aufhebung 
der  Gesrhlechtsvormundschaft  im  allgemeinen  diese  Stellung  des  Ehemannes 
als  ehelithi-n  Vormundes  an  innerer  Begründung  bedeutend  verloren  hat.  Es 
wird  nicht  ausdrücklich  ausgesprochen,  aber  thatsachlich  je  länger  desto 
allgemeiner  anerkannt,  dass  die  Verfügungsgewalt  des  Ehemannes  nur  insoweit 
begründet  sei.  als  der  erste  Gesichtspunkt,  die  Rücksicht  auf  die  Einheit  der 
ehelichen  Wirtschaft,  es  rechtfertige.  Vollständige  Verfügungsbefugnis  über 
«las  Frauengut  geben  dem  Ehemann  die  Rechte  von  Bern,  Aargau  und 
Solothurn.  auf  der  Grundlage  der  Gütereinheit,  sodann  Uri,  Schwyz,  Glarus, 
beide  Appenzell.  St.  Gallen,  sowie  Graubünden  und  Thurgau.  Zu- 
stimmung der  Ehefrau  verlangen  dagegen  bei  Disposition  des  Ehemannes  über 
Liegenschaften  des  Frauen  Vermögens  Zürich,  Luzern,  Schaffhausen,  Zug. 
Obwalden.  Neuenburg.  Genf.  «1er  Berner  Jura. 

Zustimmung  eines  Familienrates  (Freundschaft  genannt)  sieht  Nid  waiden 
vor  und  »  ine  gerichtliche  Autorisation  bei  Verfügungen  der  Frau  Waadt  un«i 
Freiburg,  soweit  das  Frauengut  nicht  in  das  Eigentum  des  Mannes  über- 
gegangen ist.  Endlich  verlangt  Basel  die  Verfügung  beider  Ehegatten  bei 
allen  Liegenschaften.  k»mincii  sie  von  der  Frau  oder  vom  Manne  her  in  die 
Gemeinschaft,  und  in  Tessin  dürfen  die  Immobilien  der  D«>s  nur  mit  Zustimmung 
«ler  Ehefrau  veräuss«>rt  oder  belastet  werden. 

An  di«-  «'helich«-  Vormundschaft  knüpfen  im  weitern  die  Recht«'  noch  an. 
wenn  «Ii«-  Frau  in  Zürich.  Schaffhausen.  Luzern.  Graubünden  nur  mit 
einem  ausserordentlichen  Vormund  sich  verpflichten  kann,  oder  in  den 
romanischen  Richten  hierfür  der  gerichtlichen  Autorisation  bedarf.  Ferner 
erklärt  sich  aus  dem  gleichen  Gesichtspunkte  das  absolute  Verbot  von  Liegen- 
schaftskäufen durch  «Ii«-  Ehefrau  in  Waadt,  oder  von  Bürgschaften  in  Luzern 
und  Aargau.  oder  von  Schenkungen  unter  Ehegatten  in  Nid  waiden,  Freiburg, 
Tessin.  Waadt.  Wallis  und  Neuen  bürg,  oder  endlich  die  Unmöglichkeit 
der  Begründung  «-iner  persönlichen  Verpflichtung  für  die  Ehefrau,  wie  sie 
heut«-  noch  in  Bern  angenommen  wird.  Doch  lassen  sich  in  diesen  Vorschriften 
dann  leicht  auch  Kiemente  der  öffentlichen  Ordnung  erkennen,  die  zur  Erhaltung 
der  Reinheit  des  Verhältnisses  der  Ehegatten  im  allgemeinen  bestimmt  sind, 
wb-  namentlich  in  dem  Verbot  des  Rechtsverkehrs  der  Ehegatten  untereinander 
dieser  Gesichtspunkt  deutlich  zu  Tage  tritt. 

Aller  dieser  Autorität  des  Ehemannes  gegenüber  werden  dann  aber  doch 
n»  wi^e  Beziehungen  allgemeinanerkannt,  in  denen  die  Ehefrau  zu  selbständiger 
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Disposition  befugt  ist.  So  tritt  uns  dies  in  ihrer  Sorge  für  die  täglichen 
Bedürfnisse  des  Haushaltes  überall  entgegen.  Ferner  hat  das  Bundesrecht  der 
Handels-  und  Gewcrbcfrau,  auch  wenn  sie  verheiratet  ist.  die  allgemein«' 
Verpflichtungsfähigkeit  im  Umfange  ihres  Gewerbes  beigelegt,  wenngleich 
allerdings  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  der  Ehemann  in  ihren  selbständigen 
Gewerbebetrieb  eingewilligt  habe.  Dann  wird  auch  in  ziemlichem  Umfange 
die  Einräumung  eines  Sondergutes  gestattet,  über  das  die  Ehefrau  selbständig 
verfügen  kann.  Durch  Vertrag  kann  ein  solches  vorbehalten  werden,  von 
Gesetzes  wegen  besteht  es  im  Umfange  der  Gegenstände,  die  der  Ehefrau  zu 
ihrem  persönlichen  Gebrauche  dienen,  und  in  der  gleichen  Richtung  ist  Genf 
in  einem  neuesten  Gesetze  noch  den  Schritt  weiter  gegangen  und  hat  der 
Ehefrau  über  ihren  Arbeitsverdienst  eine  selbständige  Verfügungsgewalt 
verliehen.  Durch  vertragliche  Verabredung  der  Gütertrennung  kann  überdies 
in  Genf,  Neuenburg,  Basel,  u.  a.  die  Ehefrau  ganz  oder  doch  nahezu  voll- 
ständig selbständig  gestellt  werden,  und  einige  Rechte  verschaffen  ihr  diese  Stel- 
lung von  Gcsctzcswcgcn,  sobald  der  Ehemann  in  Konkurs  gerät  (Luzern  u.  a.). 

2.  Die  Haftungsvkrhäi.tnisse.  Die  Vcrkehrsintercssen  und  Treue  und 
Glauben  erheischen,  dass  die  Rechte,  die  Dritte  an  den  Ehegatten  haben,  dir 
Gläubiger  des  Ehemannes  und  der  Ehefrau,  namentlich  aus  der  Zeit  der  Ehe, 
vor  denen  der  Ehe  und  der  Familie  nicht  zu  sehr  zurückgesetzt  werden. 
Allgemeine  Verkehrsinteressen  kollidieren  hier  mit  dem  Interesse,  das 
die  öffentliche  Ordnung  wie  die  Einzelnen  an  der  Erhaltung  eines  sicheren 
Bestandes  des  Familienvermögens  oder  doch  der  Existenz  eines  wirtschaftlich 
geschützten  Familienlebens  haben,  und  die  kantonalen  Rechte  haben  in  sehr 
verschiedener  Weise  bald  nach  der  einen  und  bald  nach  der  anderen  Richtung 
die  Ausgleichung  der  beiden  widerstreitenden  Tendenzen  herzustellen  unter- 
nommen. Ihre  Vorschriften  betreffen  einerseits  das  Haft  ungsverhältnis  und 
;indcrcrseits  die  Sicherungsmittel  für  die  Ehefrau,  wobei  in  letzterer  Hinsicht 
sich  allerdings  mit  der  Sicherung  im  Verhältnis  zu  den  Gläubigern  auch  dir 
Sicherung  vor  der  Dispositionsbefugnis  des  Ehemannes  verbindet,  so  dass  wir 
diese  Sicherung  unter  doppeltem  Gesichtspunkte  gesondert  betrachte  n  müssen. 

Fassen  wir  zunächst  die  Haftung  ins  Auge,  so  bestimmen  alle  dir 
Rechte  in  erster  Linie,  dass  der  Ehemann  die  ehelichen  Schulden,  d.  h.  dir 
für  die  Lasten  der  Ehe  begründeten  Passiven  persönlich  zu  tragen  habe.  Den» 
entsprechend  haftet  der  Ehemann  nicht  nur  für  die  Schulden,  die  er  persönlich 
für  diese  Zwecke  begründet,  sondern  auch  für  die  von  der  Ehefrau  kontrahierten 
Haushaltungsschulden,  für  die  sie  selber  eine  Haftung  nicht  zu  übernehmen 
hat.  Einige  Rechte  gehen  noch  einen  Schritt  weiter  und  lassen  den  Ehr- 
mann auch  für  die  Schulden  haften,  dir  von  der  Ehefrau  im  Betriebe  ihres 
selbständigen  Gewerbes  gemacht  werden,  was  wiederum  daraus  sich  erklärt, 
dass  nach  den  gleichen  Rechten  die  Vorteil«-  aus  diesem  Geschäftsbetrieb«' 
gleichfalls  dem  Mann  zufallen.  So  inUri,  Schwyz.  Unter  wählen,  beiden 
Appenzell.  Glarus.  Zug.  St.  Gallen  und  auf  anderer  Grundlage  auch  in 
Bern  und  Aargau.  In  allem  übrigen  haftet  dageg«*n  der  Ehemann  für  di«' 
Schulden  der  Ehefrau  nur  nach  den  Grundsätzen  der  Gütergemeinschaft  und 
der  Gütereinheit.  Ebenso  kennen  auch  eine  Haftung  d«*s  Frauengutes  für  dir 
«•helichen  Passiven  nur  die  Gütereinheits-  und  «Ii«-  Gütergemeinschaftsrechtr. 
während  bei  der  Güterverbindung  von  «'in«T  solchen  Haftbarkeit  gar  nicht  di«- 
Rede  ist  und  von  den  Errungenschaftsgemcinschaftsrcchten  nur  Solothurn 
und  Graubünden  der  Ehefrau  eine  beschränkte  Haftbarkeit  in  dieser  Richtung 
auferlegen.  Solothurn  lässt  nämlich  die  Ehefrau  mit  einem  Drittel  ihres 
Vermögens  für  die  Schulden   des  Mannes  haftrn  und  Graubündm  verlangt. 
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das*  die  Ehefrau  die  Verluste  um  ehelichen  Gute  bis  zu  einem  Drittel  mit 
ihrem  Vermögen  zahlen  helfe. 

Sicherung  des  Frauengutes.  Was  dies««  Sicherung  anbelangt, 
die  nach  unseren  obigen  Andeutungen  als  Sicherung  vor  dem  Ehemann  gedacht 
ist,  zugleich  aber  auch  die  Haftung  der  Ehefrau  mit  ihrem  Vermögen  zu 
beschränken  vermag,  so  bietet  sich  uns  in  den  kantonalen  Rechten  eine'  ganz 
besonders  reiche  Vielgestaltigkeit  dar,  und  nicht  selten  sind  Massrcgeln.  die 
nichts  anderes  bezwecken,  als  die  Schaffung  einer  Art  von  Heimstätte,  woselbst 
auch  nach  dem  vollständigen  Zusammenbruch  der  wirtschaftlichen  Stellung  des 
Ehemannes  die  Familie  mit  Einschluss  ihres  ökonomisch  gescheiterten  Hauptes 
ihre  letzte  Zuflucht  finden  soll. 

Unter  den   Sicherungsmassregcln   finden   wir   in   den    Richten  zunächst 
einmal    ■  1  ■  •  -    Bevormundung    des   Ehemannes,    die  auch  von   der  Ehefrau 
beantragt  werden  kann,   und  durch  die  der  Ehemann  unter  »-ine  verschieden- 
artig  ausgestaltete    vormundschaftlichc    Aulsicht    gestellt    wird.      Dazu  fügen 
einige   Rechte  die    weitere   Möglichkeit,    dass  auch    die    Ehefrau    zu  ihrem 
Schutz  unter  Vormundschaft   gestellt   werden  kann,   mit  der  Wirkung,  dass 
«ler   Ehemann   die   eheliche   Vormundschaft    und   damit   die    Verfügung  über 
das    Frauengut    verliert,    während    die    Ehefrau    unter    die    Vertretung  eines 
obrigkeitlichen  Vormundes  gelangt.     So  finden  wir  es  vorgesehen  in  Glarus. 
Appenzell  A.-Rh.,  Schwyz,  l"ri.   t'nterwalden,  und  in  gewissem  Sinne 
auch    in  St.  Gallen,    während   andere  Kantone   es   bei   der  Entziehung  der 
ehelichen  Vormundschaft  gegenüber  dem  Ehemanne  bewenden  lassen.  Häufiger 
ist  sodann  die   Massregel  der  Gütertrennung.    Unter  solcher  Bezeichnung 
kommt    aber   bald   die    vollständige   Trennung   der    beidseitigen  Vermügens- 
komplexe  und  bald  nur  der  Verlust  der  Verwaltung  des  Fraucngutes   für  den 
Ehemann    vor.    wie   uns    letzteres   namentlich   in   Thurgau.    Zürich,  Zug. 
Schaffhausen,  Luzern,  entgegentritt,  und  in  anderer  Form  auch  in  Solothurn 
und  in  den  romanischen  Rechten   bekannt  ist.     Eine   weitere  Massregel  ist 
die  Sicherste! hing   der   Frauengutsforderung  durch   den   Ehemann.     Sie  ist 
obligatorisch   in  Waadt  und  Freiburg  in  Bezug  auf  das  Vermögen,  das  in 
das  Eigentum  des  Mannes  übergehen  soll.    Sie  kann  jederzeit  verlangt  werden 
in  Zürich.  Zug.  Schaffhausen.    Die  Ehefrau  muss  ihr  Verlangen  durch  den 
Nachweis  einer  Gefahr  begründen  in  Luzern,  Schwyz.  I'  nt  er  walden.  Thur- 
gau. Sie  kann  nur  die  Sicherung  für  die  Hälfte  beanspruchen  in  Bern.  Aargau. 
Sie  hat  eine  Legalhypothek  in  Genf  und  im  Berner  Jura.    Als  das  praktisch 
wichtigste  Sicherungsmittel  aber  erscheint  endlich  das  Konkursprivileg  der 
Ehefrau,  das   schon   im  lb.  Jahrhundert   in  den  schweizerischen  Rechten  sich 
zu  entwickeln  begonnen  und  dann  im  neuesten  einheitlichen  Bundeskonkurs- 
rechte  Anerkennung  gefunden  hat.    Darnac  h  ist  es  den  Kantonen  gestattet,  dir 
Forderung  der  Krau  bis  zum  Betrage  der  Hälfte  des  Frauengutes  zu  privilegieren. 
während  früher  viele  Recht«-  die  ganze  Forderung  privilegiert  hatten.    In  jenem 
l'mfange  ist  aber  das  Privileg  zur  Zeit  von  allen  Rechten,  auch  von  denjenigen 
mit  Giitergeineinsrb.ift,  anerkannt,  mit  der  einzigen  Ausnahme,  dass  Graubünden 
nur  «Irn  viert«-!!  Teil  il«-r  Forderung  bevorrechtet  und  Genf  das  Privileg  durch 
die  Legalhyp«ithek  ersetzt  sein  lässi.     An  der  Inkonsequenz  der  Anerkennung 
des    Privilegs    bei   Systemen.    «Ii«-    bei   Solvenz    des   Ehemannes    niemals  ein«' 
Fraucngutsfonlerung  zubissen,  stossen  sich  die  Recht«-  nicht.    Sie  leisten  damit 
den  deutlichst«-!)  Beweis  für  die  Richtigkeit  «ler  Auffassung,  dass   auch  heut« 
noch  die  Sicherung  des  Frauengutes  einer  Tendenz  «-ntspricht,  die  neben  aller 
übrigen    Ordnung    d«s   Güterrechtes    hergeht    und    ihre    eigene  Anerkennung 
beansprucht. 
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Die  Erfahrung,  die  mit  diesen  Einrichtungen  gemacht  worden  ist,  hat  zu 
dem  Urteil  geführt,  dass  im  allgemeinen  die  Massregeln,  die  in  das  Ermessen 
der  Ehefrau  gestellt  werden,  regelmässig  zu  spät  ergriffen  werden,  um  noch 
einen  ausgiebigen  Schutz  zu  gewähren,  und  dass  vollends  der  Nachweis  einer 
Gefahr  für  den  Kredit  des  Ehemannes  zu  bedenklich  ist.  Man  giebt  daher 
den  Vorkehrungen  den  Vorzug,  die  von  Gesetzeswegen  die  Sicherung  vorsehen 
oder  «loch  unbedenklich  schon  zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  getroffen 
werden  können.  Zu  den  erstem  gehört  in  erster  Linie  das  Konkursprivileg, 
zu  den  letzteren  aber  ist  der  freie  Ehevertrag  zu  rechnen. 

Dieser  Freiheit  sind  die  kantonalen  Rechte  freilich  heute  noch  wenig 
geneigt.  Sie  ist  vollständig  unbekannt  in  den  Rechten  von  Uri.  Nidwaldcn, 
Appenzell  |. -Rh..  Glarus.  Sie  wird  im  wesentlichen  nur  für  erbvertragliche 
Abreden  zugestanden  in  Bern,  Luzern.  Obwalden,  Zug,  Solothurn. 
St.  Gallen.  Aargau  und  zum  Teil  in  Schwyz.  Sie  ist  zwar  für  güterrechtliche 
Abreden  anerkannt,  allein  durch  behördliche  Kontrolle  oder  Vorschriften  über 
den  Inhalt  der  Abrede  eingeschränkt  in  Zürich.  Appenzell  A.-Rh..  Thurgau 
und  Graubünden.  Grössere  Freiheit  besteht  also  nur  in  den  romanischen 
Rechten,  vornehmlich  in  Genf  und  im  Jura,  dann  aber  auch  in  den  Rechten 
von  beiden  Hasel,  wo  der  Ehevertrag  nicht  nur,  wie  im  französischen  Recht, 
die  güterrechtliche  Freiheit  zugesteht,  sondern  auch  erbvertraglichen  Inhalt 
annehmen  kann.  Eine  solche  grössere  Freiheit  vermag  alsdann  nicht  nur  für 
die  Sicherung  der  Ehefrau  grosse  Dienste  zu  leisten.  Sie  gewährt  auch  die 
Möglic  hkeit,  das  Güterrecht  für  die  Ehegatten  überhaupt  nach  den  Bedürfnissen 
einzurichten,  die  im  einzelnen  Talle  gegeben  sind,  während  die  Gebundenheit 
an  das  Gesetz  auch  bei  der  grössten  Umsicht  der  Gesetzgebung  nur  für  die 
Durchschnittsfälle  passen  kann,  die  bei  früheren  einfacheren  Verhältnissen  und 
im  Rahmen  der  kleinen  Lokalrechte  freilich  unbedenklich  als  einzig  beachtens- 
werte Erscheinung  aufgefasst  werden  durften,  während  die  neuere  Wirtschaft 
immer  häufiger  nach  der  Möglichkeit  der  Individualisierung  der  Güterrechts- 
verhältnisse verlangen  wird.  Stellt  man  dieser  Freiheit  des  Ehcvcrtrages 
das  Postulat  der  Sicherung  der  Rechte  der  Gläubiger  gegenüber,  so  lässt  sich 
der  Ausgleich  der  kollidierenden  Interessen  in  der  Publizität  des  Ehevertrages 
erreichen,  wie  sie  in  der  modernen  Gesetzgebung  von  Basel.  Neuenbürg 
und  Thurgau  eingeführt  worden  ist. 

Endlich  darf  nicht  ganz  übergangen  werden,  dass  mit  «lein  Anspruch 
des  überlebenden  Ehegatten  beim  Tode  des  andern  auf  die  dem  System 
entsprechende  Auseinandersetzung  die  kantonalen  Rechte  in  der  Regel  noch 
einen  erbrechtlichen  Anspruch  verbinden.  Er  geht  auf  Nutznicssung  oder 
Kigentum  und  besteht  in  Bern  in  einer  Nachfolge  in  das  ganze  Vermögen  zu 
Kigcntum  bei  Kinderlosigkeit  und  zu  Verfangenschaft  mit  Teilungspflicht  gegen- 
über den  Kindern,  wenn  solche  vorhanden  sind,  sodann  in  einer  Quote  zu 
Nutznicssung  in  Schwyz,  in  einem  Anspruch  auf  den  Hausrat,  der  eingebracht 
worden  ist,  in  Appenzell,  sonst  aber  in  allen  Rechten  auf  Nutznicssung  bei 
näheren  und  auf  Eigentum  bei  entfernteren  gesetzlichen  Erben.  Basel  lässt 
dieses  alte  Eli  ererbt  in  die  Quotenteilung  aus  Gütergemeinschaft  aufgehen  und 
Glarus  gestattet  entweder  Hälfteteilung  der  Errungenschaft  oder  Herausnahme 
tles  eigenen  Gutes.  Endlich  geben  dem  Ehegatten  ein  Intestaterbrecht 
hinter  oder  in  der  Reihe  der  gesetzlichen  Erben  sämtliche  Rechte  mit  Aus- 
nahme von  Uri,  Schwyz.  U  n  t  e  r  w  a  Iden  .  Basellandschaft .  Graubünden. 
Appenzell  I.-Rh.  und  Luzern. 

IV.  Schlussbetrachtungen.  Entwurf  eines  einheitlichen  Rechtes.  Nach 
diesem  Ueberblick  über  die  geltenden  Güterrechte  lässt  -ich  erkennen,  wie  sehr 
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es  richtig  ist,  das»,  wie  wir  eingangs  es  sagten,  diesen  reichhaltigen  Verschieden- 
artigkeiten durchaus  nicht  immer  ein  eigenartiges  Bedürfnis  oder  ein  eigentüm- 
licher Thatbestand  zu  Grunde  liegt.  Wir  fanden  oftmals  den  gleichartigen 
Zustand  in  verschiedenen  Kantonen  verschieden  behandelt  (man  vergleiche  Genf 
und  Basel,  Zürich  und  Luzern,  Wallis  und  Graubünden),  oder  auch  um- 
gekehrt zeigte  sich  uns  oftmals  ein  verschiedenartiger  Thatbestand  unter  ein 
gleiches  Recht  gestellt,  wie  in  Zürich  für  Stadt  und  Landschaft,  in  Waadt  für 
See  und  Hochebene,  in  Bern  für  Oberland  und  Mittelland.  Man  hält  an  der 
einmal  überlieferten  Ordnung  fest,  so  lange  es  nur  irgend  erträglich  ist.  Denn 
im  Laufe  der  Zeit  verbinden  sich  stets  und  überall  so  zahlreiche  private  und 
öffentliche  Interessen  mit  dem  geltenden  Rechte,  dass  es  schwer  fällt,  sie  gegen 
eine  noch  nicht  erprobte  und  ungewisse  Neuerung  auszutauschen. 

Daraus  erkennt  man  nun  aber  auch,  auf  welcher  Grundlage  die  Ver- 
einheitlichung des  ehelichen  Güterrechtes  für  die  Schweiz  sich  als  möglich  und 
erstrebenswert  erweist.  Da  die  kantonalen  Rechte  nicht  unmittelbar  mit  den 
aktuellen  wirtschaftlichen  und  ethischen  Anschauungen  der  betreffenden  Landes- 
gegenden verbunden  erscheinen,  wird  das  einheitliche  Bundesrecht  ebenso 
wohl  begründet  werden  können,  wie  im  19.  Jahrhundert  das  kantonal-einheit- 
liche. Es  wird  der  Verschiedenartigkeit  der  Bedürfnisse  sogar  viel  ausgiebiger 
als  die  bisherigen  kantonalen  Rechte  Rücksicht  tragen,  wenn  im  Bundesrecht 
die  Vertragsfreiheit  anerkannt  und  durch  die  Aufstellung  einiger  subsidiärer 
Systeme  leichter  zugänglich  gemacht  wird.  Mit  den  Interessen  der  Gläubiger 
aber  vermag  man  diese  Freiheit  des  Ehevertrages  verträglich  zu  machen  durch 
die  Einführung  eines  öffentlichen  Registers,  in  das  die  Eheverträge,  um  Dritten 
gegenüber  wirksam  zu  sein,  eingetragen  werden  müssen. 

Der  Entwurf  eines  schweizerischen  Civilgcsetzbuches.  der  vom 
eidgenössischen  Justiz-  und  Polizeidepartement  am  15.  November  1900  veröffent- 
licht worden  ist.  hnt  diese  Freiheit  des  Ehevertrages  zur  Grundlage  genommen. 
Der  Ehevertrag  soll  darnach  vor  und  während  der  Ehe  geschlossen  werden 
können,  bedarf  aber  immer  zur  Gültigkeit  der  öffentlichen  Beurkundung  und 
zur  Wirksamkeit  Dritten  gegenüber  der  Eintragung  in  das  Ehcgutsregister.  Er 
kann  auf  Gütergemeinschaft  oder  Gütertrennung  lauten,  welch  beide  System«* 
im  Gesetze  geordnet  sind,  vom  Vertrag  .«her  in  beliebiger  Weise  modifiziert 
werden  können. 

Ist  kein  Vertrag  geschlossen  worden.  >o  stehen  die  Ehegatten  nach  dem 
Entwürfe  unter  dem  Rechte  der  Güterverbindung,  die  aber  im  Vergleich  211 
dem  bisherigen  kantonalen  Rechte  nach  zwei  Richtungen  modifiziert  worden 
ist.  Einerseits  soll  nämlich  der  Arbeitsverdienst  der  Ehefrau  und  das  Ver- 
mögen, das  in  einem  von  ihr  betriebenen  Gewerbe  liegt,  von  Gesetzeswegen 
Sondergut  sein  und  demgemäs.s  nach  den  Regeln  der  Gütertrennung  beurteilt 
werden,  d.  h.  es  ist  Eigentum  der  Frau,  die  aber  dem  Manne  daraus  einen 
Beitrag  an  die  ehelichen  Lasten  zu  entrichten  hat.  Leberdics  kann  die  Ehefrau 
jederzeit  die  Versicherung  des  Frauengutes  verlangen,  und  wenn  der  Ehemann 
diese  nicht  leistet,  so  kann  Gütertrennung  beansprucht  werden.  Ebenso  tritt 
Gütertrennung  ein  bei  Konkurs  des  Mannes  und  auf  Begehren  der  Frau  auch 
bei  dessen  fruchtloser  Betreibung.  Anderseits  aber  soll  bei  der  Auflösung  der 
Ehe  von  der  Frau  oder  ihren  Nachkommen  ein  Anteil  am  Vorschlag,  d.  h.  am 
ITeberschuss  des  GesamtvermÖgens  über  das  Frauen-  und  Mannesgut  bean- 
sprucht werden  können.  Ausserdetn  hat  der  überlebende  Ehegatte  ein  Erbrecht 
am  Vermögen  des  Verstorbenen  und  zwar  gegenüber  Nachkommen  des  Ver- 
storbenen an  der  Hälfte  zu   Nut zniessung.   gegenüber  anderen  Erben   teil«  zu 
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Eigentum  und  teils  zu  Nutznießung  uiul  hinter  den  Grosseltern  unil  denn 
Nachkommen  an  der  ganzen  Ycrlasscnschaft  zu  Eigentum. 

V.  Uebersicht  der  Gesetze.  Zürich,  Privatrechtliches  Gesetzbuch.  583  -  623.  — 
Bern.  Civilgcsetzbuch,  Satz.  HS  -107,  516  fl*..  tiesetz  vom  26.  Mai  1848  betreffend  Er- 
läuterung einiger  Bestimmungen  des  Personenrechtes.  —  Luzern.  Gesetz  Ober  die  eheliche 
Vormundschaft  v.  25.  Nov.  1880.  —  Uri,  Bestimmungen  des  alten  Landbuches.  —  Schwyz. 
Bestimmungen  des  Landbuches  und  der  Bezirksrechte,  Widmannsgcs.  v.  18.  November 
1830.  -  übwalden.  Ges.  betr.  Krauengut  und  Morgeugabc  v.  1570.  Bestimmungen  im 
alten  Landbuch.   -     Nidwaldcn.  Bürg.  Ges.  b.  §!j  55  —  69.  —  Glarus.  Bürg.  (res.  1>. 

152— 160.  —  Zug,  Privatr.  Ges.  b.  $j  32-  40.  —  Kreiburg.  Code  civil  Art.  65-135.  — 
Solothurn.  Civilges.  b.  85—140.  —  Baselstadt.  Ges.  betr.  d.  eheliche  Güterr..  Erb- 
recht und  Schenkungen  v.  10.  März  1884,  $$5  1-42.  Basellandschaft,  (ies.  betr.  ehel. 
Ofltcrr.  Erbrecht  und  Schenkungen  v.  5.  Juli  1841.  s,g  1—42.  —  Schaffhausen,  Privatrcchtl. 
Oes.  b.  §§  138  —  166.  —  Appenzell  A.-Rh..  Ges.  über  das  Familienrecht  v.  24.  April 
1883,  §§  5  —  4.  —  Appenzell  I.-Rh.,  Bestimmungen  des  alten  Landbuches.  —  St.  Gallen. 
<5es.  über  die  Erbfolge  v.  9.  Dez.  1808,  g  5  des  Einführungsbcschlusses.  Einf.-Ges.  z.  Bundes- 
B.u  K.  Ges.  Art.  94,  Ziff.  12.  —  Graubünden.  Privatrecht  §!$  38— 48.  -  Aargau.  Bürgerl. 
<  »es.  b.  §§  53—65.  Ges.  zur  Abänderung  von  Bestimmungen  des  Personcnr.  v.  16.  Nov. 
1880.  —  Thurgau,  Privatr.  (ies.  B.  §8  68—100.  -  Tcssin,  Codice  civile.  Art.  104,  105. 
632-658.  -  Waadt.  Code  civil.  Art.  117  —  125,  1042—1111.  Loi  ameliorant  la  Situation 
de  la  femme  mariec  vom  5.  Dez.  1899  und  vom  10.  Mai  1900.  —  Wallis.  Code  civil.  Art. 
93—101.  «269-1319,  Ges.  betr.  d.  Pfandr.  v.  1.  Mai  IS71.  Neuenbürg.  Code  civil. 
Art.  155—166.  1135—1237.  Dekret  v.  18  Mai  1*47..  -  Genf,  Code  civil,  Art.  215—226. 
138/  — 1581,  Loi  modifiant  le  droit  matrimonial  quant  aux  biens  v.  7.  Nov.  1894  (beb- 
Arbeitserwerb  der  Ehefrau).       Berner  Jura,  Code  civil,  Art.  215—226,  1387—1581. 

Dazu  kommen  für  eine  Reihe  der  Kantone:  Einzelne  Bestimmungen  in  den  Ein- 
führungsvorschriften zum  Bundes-Betr.  &  K.  Ges..  Bestimmungen  in  den  Vormundschafts- 
gesetzen (St.  Gallen.  Uri  u.  a.).  Die  Vorschriften  betr.  das  Erbrecht  des  überlebenden  Ehe- 
gatten lassen  wir  in  dieser  Uebersicht  ausser  Betracht. 

VI.  Litteratur.  Ausser  den  kantonalen  liechtsgeschichten  von  Bluntschli,  Blumer, 
Segesser,  Leuenberger,  und  den  Werken  über  die  verschiedenen  kantonalen  Gesetzbücher 
von  Bluntschli,  Schneider,  Leuenberger,  König,  Schnell,  Pfyffer,  Reinert,  Hirtel,  Jacotet,  Cropt 

n.  a.  sind  speziell  das  eheliche  Hüter  recht  betreffend  zu  nennen :  Munzinger,  Studien  über  das 
eheliche  Güterrecht,  nach  den  A'otizen  zu  einem  Vortrag  aus  dem  .Vachlass,  bearbeitet 
von  f.  Huber,  „Zeitschr.  d.  bern.  yur.  V.u  1S74,  „  Verh.  d.  sehn:  yur.  Vereins"  1872.  — 
Lirdf,  Les  Legislation*  eiviles  des  Clintons  suisses  en  mattere  de  lutelle,  de  regime 
matrimonial  quant  aux  biens  et  de  succession,  1877.  —  F.  Schreiber,  Die  ehelichen  Güter- 
rechte der  Schweiz,  1S7Q  d-  rSSo.  —  E.  Huber,  Die  historische  Grundlage  des  ehelichen 
Güterrechtes  der  Berncr  Handfeste,  1S84.  —  Derselbe,  System  und  Geschichte  des 
sclhveizerischcn  I'rivatrechtes,  l  2J7—.WJ,  II  fjj—rjfj.  IV  jW»—  47^.  —  F.  v.  Wy*8,  Die 
ehelichen  Güterrechte  der  Schweiz  in  Hirer  rechtsgeschichtlichen  Entwicklung,  /S96.  — 
f.  Huber,  Die  Grundlagen  einer  schweizerischen  Gesetzgebung  über  das  eheliche  Güter- 
recht, „Zeit sehr.  f.  schw.  Hecht*,  N.  F.  .XIII  48/,  Verh.  d.  Schweiz,  yur.  V.  1894.  — 
Abhandlungen  über  einzelne  Fragen  des  ehelichen  Güterrechtes  s.  System  11.  Gesch. 
ff.  a.  O.  I.  IV  471)  ff.;  F.  r.  Wyss,  a.  a.  O.  S.  1  ff. 


Eigentum  (Bewegliches). 

1.  Begriff.  —  II.  Geschichte  —  III.  Arten.  —  IV.  Erwerb  und 
Verlust.  —  V.  Schutz  des  Eigentum».—  VI.  Volkswirtschaftliche 
Bedeutung.  —  VII.  Litteratur. 

I.  Begriff.  Unter  Eigentum  im  gewöhnlichen  Sprachgebrauch  versteht  man 
alles  dasjenige,  was  das  Vermögen  einer  Person  ausmacht.  Im  Rechtssinne  ist 
Kigentum  das  Recht  an  einer  körperlichen  Sache,  das  seiner  Natur  nach  dazu 
angelegt  ist.  dem  Berechtigten  die  volle  Beherrschung  des  Gegenstandes,  an 
dem  es  besteht,  sowohl  in  Bezug  auf  Nutzung  als  Verfügung,  zu  gewähren. 
Uas  Eigenturn  gibt  nicht  unter  .dien  Umständen  die  volle  Nutzung  und  absolut 
freie  Verfügung  über  die  S.uhe.  denn  von  Gesetzes  wegen,  wie  durch  Gcwohn- 
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heil .  richterliche  Verfügung  oder  durch  Verfügung  des  Berechtigten,  kann  die 
Nutzung  sowohl  als  auch  die  Verfügung  beschränkt  werden;  sobald  aber  diese 
Schranken  in  Wegfall  kommen,  oder  überhaupt  nicht  vorhanden  sind,  steht  die 
volle  Herrschaft  über  die  Sache  ohne  weiteres  dem  Berechtigten  zu.  Darin 
liegt  der  Unterschied  des  Eigentums  und  der  anderen  dinglichen  Rechte  — 
Servitut,  Nutzniessung  etc.  —  Diese  sind  ihrer  Natur  nach  beschränkt,  geben 
nur  bestimmte  Herrschaftsrechte:  das  Eigentum  dagegen  ist  befähigt,  volle 
Herrschaft  über  die  Sache  zu  gewähren. 

Die  für  das  Eigentum  in  Betracht  fallenden  Quellen  des  schweizerischen 
Rechtes  die  kantonalen  Privatrechte  einerseits  und  das  Bundcscivilrecht 
andererseits  ■  geben  uns  nur  teilweise  Definitionen  des  Begriffes  Eigentum. 
Begriffsbestimmungen  linden  sich  in  den  Rechten  der  französischen  Schweiz  im 
Anschluss  an  den  Code  civil  francais  art.  544.  Dieser  bezeichnet  das  Eigentum 
als  das  Recht,  eine  Sache  auf  die  unbeschränkteste  Weise  zu  benützen  und 
darüber  zu  verfügen,  vorausgesetzt,  dass  man  davon  keinen  durch  die  Gesetze 
oder  Verordnungen  untersagten  Gebrauch  mache.  A  cimlich  Bern,  Luzern  und 
Solothurn,  die  alle  nur  die  gesetzlichen  Beschränkungen  hervorheben.  Weiter 
geht  Graubünden,  welches  das  Eigentum  als  das  Recht  bezeichnet,  über  eine 
Sache  sowohl  was  ihre  Wesenheit  als  ihren  Nutzen  betrifft,  mit  Vorbehalt  der 
gesetzlichen  oder  vertragsmässigen  Einschränkungen,  willkürlich  zu  verfügen. 
Andererseits  erwähnen  Zürich  und  Aargau  die  Beschränkungen  überhaupt  nicht, 
sondern  bezeichnen  das  Eigentum  kurzweg  als  die  volle  und  ausschliessliche 
rechtliche  Herrschaft  über  eine  körperliche  Sache.  Die  übrigen  Kantone  und 
das  Bundesrechl  (Obligationenrecht)  geben  überhaupt  keine  Definition.  Wenn 
nun  auch  die  einzelnen  Begriffsbestimmungen  darin  von  einander  abweichen, 
dass  die  einen  die  Eigentumsbeschränkungen  vollständig  oder  nur  teilweise 
enthalten,  die  andern  nicht,  s<»  liegt  darin  doch  keine  sachliche  Verschieden- 
heit. Denn  es  ist  klar,  dass  auch  die  letztern  Rechte,  wie  die,  welche  überhaupt 
keine  Begriffsbestimmung  aufstellen,  die  Notwendigkeit  von  Beschränkungen 
des  Eigentums  ebenfalls  zugeben,  da  jede  Rechtsordnung  genötigt  ist,  gesetz- 
lichen wie  richterlichen  Eigentumsbeschränkungen  Raum  zu  schaffen,  um  rück- 
sichtslose, die-  Mitmenschen  «schädigende  Benützung  und  Ausübung  des  Eigentums 
im  socialen  Interesse  zu  verhüten,  wie  sj,-  auch  andererseits  Beschränkungen, 
denen  der  Berechtigte  sein  Eigentum  selbst  unterwirft,  ihre  Anerkennung  nicht 
versagen  kann. 

Der  Begriff  des  Eigentums,  wie  er  oben  entwickelt  worden  ist,  gilt  so- 
wohl für  das  bewegliche,  wie  unbewegliche  Eigentum.  Der  Gcnuss  wie  die 
freie  Verfügung  ist  au  beiden  Arten  beschränkbar.  Allerdings  finden  die  gesetz- 
lichen Eigentumsbeschränkungen  ihre  Hauptanwendung  beim  Grundeigentum: 
bei  beweglichen  Sachen  sind  sie  seltener;  dagegen  sind  bei  diesem  richterliche 
wie  vertragliche  Beschränkungen  in  weitem  Umfang  möglich. 

II.  Geschichte  des  Eigentums.  Im  schweizerischen  Rechte  ist.  wie  im 
deutschen  Keehte  überhaupt,  die  Entwicklung,  des  Eigentums  eine  verschiedene 
hinsichtlich  des  Eigentums  an  Liegenschaften  und  demjenigen  an  beweglichem 
Gut.  Diese  Verschiedenheit,  die  im  Gegensatz  zum  römischen  Rechte  steht, 
hat  ihren  (»rund  in  der  wirtschaftlich-socialcn  Bedeutung,  welche  den  Liegen- 
schaften das  ganze  Mittelalter  hindurch  bis  in   die  neuere  Zeit  hinein,  zukam. 

Das  Grundeigentum  wiril  in  einem  besonderen  Artikel   —  Grundeigentum 
—  hebandelt  und  wird  daher  auf  denselben  verwiesen. 

An  beweglichen  Sachen  hatte  sich  das  Eigentum  als  Privateigentum  schon 
herausgebildet  und  festgestellt,  als  die  unser  Land  bewohnenden  Völkerschaften 
in  den  Gesichtskreis  ,],■]■  Geschichte  traten.    Allerdings  ist  dieses  Privateigentum 
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nicht  notwendig  immer  Sondereigen  einzelner  Personen,  sondern  wir  treffen 
von  Anfang  an  auch  Gesamthabe  an.  Wie  die  Dorf-  und  Markgenossenschaften 
als  solche  Liegenschaften  zu  eigen  besassen,  die  Allmend,  so  auch  bewegliche 
Habe,  gewöhnlich  bestehend  in  Gerätschaften,  Wuchervieh,  Baulichkeiten.  Dazu 
kommen  dann  noch  Einkünfte  an  Naturalien  oder  Geld,  aus  Bussen,  Abgaben, 
Zinsen  und  Pfändungen.  Einen  ähnlichen  Charakter  wies  später  auch  das  Ver- 
mögen der  Gilden,  Bruderschaften  und  Gesellschaften  auf,  das  ebenfalls  nicht 
ah  Sondereigen  der  einzelnen  Mitglieder  schlechtweg  angesehen  wurde,  son- 
dern als  ein  Gesamtvermögen.  In  der  Folge,  als  sich  die  Geldwirtsrhaft  aus- 
bildete, ging  dann  solches  Gesamteigentum  entweder  in  Sondereigen  der  einzelnen 
Mitglieder  über,  oder  es  bildete  sich  schärfer  aus  als  Eigentum  der  Körperschaft, 
bei  der  die  Mitglieder  nur  Mitgliedschaftsrcchtc  besitzen,  nicht  Eigentum  am 
Vermögen  der  Körperschaft.  Diese  Formen  hat  dann  die  moderne  Zeit  weiter 
entwickelt  und  darauf  die  modernen  Erwerbsgesellschaften  verschiedenster  Art 
aufgebaut. 

An  den  beweglichen  Sachen  ist  der  heutige  Eigentumsbegriff  schon  früh 
zur  Anerkennung  gelangt,  im  Gegensatz  zum  Eigentum  an  Liegenschaften. 
Beschränkungen  aus  genossenschaftlichen  oder  Familienrücksichten  finden  sich 
fast  keine.  Von  geschichtlicher  Bedeutung  sind  hier  einige  eigenartige  Eigen- 
tumserwerbsarten und  sodann  die  Ausgestaltung  der  Eigentumsklage.  Unter  den 
ersteren  sind  zu  erwähnen  die  als  Recht  des  «Anricscs»,  « Ueberhangs »  oder 
«  Ueberfallsrecht  >  bezeichneten  Rechte,  das  Recht,  die  vom  Nachbargrundstück 
hcrübcrlallende  Früchte  wegzunehmen  und  die  herüberhängenden  Zweige  und 
herüberwachsenden  Wurzeln  abzuschneiden.  Sodann  hat  eine  besondere  Behand- 
lung gefunden  der  Erwerb  des  Eigentums  an  wilden  Tieren  durch  Okkupation. 
Im  Gegensatz  zum  romischen  Recht,  welches  das  Wild  als  herrenloses  Gut  der 
Okkupation  preisgab,  hat  sich  unser  Recht  von  Anfang  an  auf  den  Boden 
gestellt,  dass  jeder  nur  auf  seinem  Grund  und  Boden  jagen  dürfe,  und  dass 
das  auf  fremdem  Boden  gejagte  Wild  dem  Eigentümer  von  Grund  und  Boden 
zustehe,  auf  dem  es  sich  befindet.  Eine  weitere,  unserm  Rechte  eigentümliche 
Kigentumserwerhsart  ist  das  sogenannte  (irundruhrrecht,  das  Recht  des  Grund- 
herrn auf  das  zu  Wasser  gescheiterte  Gut.  und  das  sogenannte  «Verdienen  der 
Früchte»,  darin  bestehend,  dass  das  Eigentum  an  den  Feldfrüchten  erworben 
ist.  wenn  alle  zur  Hervorbringung  derselben  erforderlichen  Arbeiten  gethan 
sind,  und  zwar  demjenigen,  der  sie  verrichtet  hat. 

Die  Eigentumsklage  auf  bewegliche  Sachen  war  im  alten  Rechte  beschränkt. 
Sie  war  nur  gegeben  demjenigen,  der  die  Sache  dem  dermaligen  Besitzer  selber 
zu  irgend  einem  Zwecke  anvertraut  hat;  gegenüber  jedem  dritten  Besitzer 
stand  sie  nur  dann  zu,  wenn  die  Sache  dem  Eigentümer  wider  seinen  Willen 
aus  seinem  Gewahrsam  gekommen  ist.  Diese  Beschränkungen,  deren  Grund  in 
der  Theorie  streitig  ist,  blieben  in  einzelnen  Rechten  bis  in  die  neueste  Zeit 
hinein  bestehen,  in  andern  fielen  sie  ganz  oder  doch  teilweise  weg.  Auch  die 
Tagsatzungen  befassten  sich  mit  der  Frage  und  suchten,  um  Schädigungen  im 
interkantonalen  Verkehr  zu  vermeiden,  auf  dem  Konkordatswege  eine  einheit- 
liche Regelung  zu  erzielen. 

HL  Arten  des  Eigentums.  Im  geltenden  Rechte  sind  als  besondere  Arten 
des  Eigentums  von  Bedeutung  nur  noch  das  Miteigentum  und  das  Gesamt- 
eigentum. Miteigentum  ist  das  Eigentumsrecht  mehrerer  Personen  an  derselben 
Sache  zu  bestimmten  (ideellen)  Teilrechten.  Das  Miteigentum  gibt  jedem  Mit- 
eigentümer das  Recht,  die  Sache  im  Verhältnis  seines  Anteils  zu  benützen  und 
Früchte  aus  derselben  zu  ziehen,  ferner  über  seinen  Anteil  zu  verfügen,  den- 
selben zu  verpfänden,  zu  veräussern,  letzteres  jedoch  nur  unter  Vorbehalt  des 
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Zugrechtes  der  Miteigentümer  (in  Basclstadt,  Havelland  und  Freiburg).  Kndlirh 
kann  jeder  Miteigentümer  Teilung  der  Sache  verlangen,  soweit  solche  möglich, 
oder  Uebernahme  des  Anteils  durch  die  Miteigentümer  oder  Verkauf  an  öffent- 
licher Gant. 

Das  Gesamteigentum  ist  als  besondere  Art  des  Eigentums  genannt  in  den 
Gesetzgebungen  von  Zürich,  Schaffhausen  und  Graubünden  und  verdankt  seine 
Aufnahme  der  wissenschaftlichen  Theorie  zur  Zeit  der  Abfassung  dieser  Codi- 
tikationen.  Ks  wird  bezeichnet  als  das  Eigentum  einer  Genossenschaft  mit 
Teilrechten  oder  sonst  einer  dauernd  organisierten  Verbindung  zweier  oder 
mehrerer  Personen,  die  nicht  eine  juristische  Person  im  engeren  Sinne  bilden, 
an  einem  Grundstück.  Für  das  bewegliche  Eigentum  kommt  dasselbe  nicht 
in  Betracht. 

IV  Erwerb  und  Verlust  des  Eigentums.  Die  wichtigste  Eigentum- 
erwerbsart ist  die  durch  Uebertragung  auf  Grund  Vertrages.  Auf  dem  Aus- 
tausch der  Güter,  dem  Wandern  derselben  von  der  einen  Hand  in  die  andere, 
beruht  der  Handel,  und  diese  Bedeutung  des  Mobiliarverkehrs  nötigte  dazu, 
dem  Bunde  in  der  Bundesverfassung,  Art.  64,  die  Kompetenz  zu  geben,  ein- 
heitliche Normen  über  den  Mobiliarverkchr  zu  erlassen.  In  der  Gesetzgebung 
über  das  Verkehrsrecht,  dem  Obligationenrechte,  sind  dann  auch  diese  Be- 
stimmungen getroffen  worden.   (Art.  199  ff.) 

Das  Eigentum  an  heweglirhen  Sachen  infolge  Vertrages  kann  nur  er- 
worben werden  durch  Uebertragung  des  Besitzes  an  den  Erwerber,  entweder 
durch  Uebcrgabe,  Aushändigung  der  Sache  an  denselben  oder  dadurch,  dass 
dem  Erwerber  solche  Mittel  übertragen  werden,  welche  ihm  die  ausschliess- 
liche Verfügung  über  die  Sache  gewähren.  Die  einfache  Vereinbarung  genügt 
zum  Besitzeserwerb  nur  dann,  wenn  der  Erwerber  bereits  im  Besitze  der  Sache 
ist.  Ist  ein  Dritter  im  Besitz  der  Sache,  so  ist  eine  besondere  Uebergabe  an 
sich  nicht  nötig,  es  genügt  dann  die  Anweisung  an  denselben,  fortan  die  Sache 
für  den  neuen  Erwerber  in  Gewahrsam  zu  halten.  Umgekehrt  ist  es  möglich, 
dass  der  bisherige  Eigentümer  die  Sache  in  seinem  Gewahrsam  behalt,  aber 
nicht  mehr  als  Eigentümer,  sondern  als  Stellvertreter  des  Eigentümers  im 
Besitze  (sogenanntes  constitutum  possessorium).  In  einem  solchen  Fall  erwirbt 
der  neue  Erwerber  nur  Eigentum,  wenn  der  Veräusserer  die  Sache  infolge 
eines  besonderen  Rechtsverhältnisses,  z.  B.  Miete,  Gebrauchsleihe.  Werkvertrag, 
in  seinem  Gewahrsam  behält.  Da  jedoch  solche  Vereinbarungen  oft  nur  fiktiv 
sind  und  bezwecken,  die  betreffenden  Gegenstände  dem  Zugriff  der  Gläubiger 
des  Vcräusserers  zu  entziehen,  ist  gesetzlich  festgelegt,  dass  eine  solche  Be- 
sitzesübertragung dritten  gegenüber  unwirksam  sein  soll,  falls  dadurch  eine 
Benachteiligung  derselben  beabsichtigt  wurde  (Art.  202). 

Von  besonderer  Bedeutung  ist  für  den  Verkehr  die  Frage,  ob  der  Ver- 
äusserer Eigentümer  gewesen  sein  muss,  damit  der  Erwerber  wirkliches  Eigentum 
erwerbe,  oder  ob  der  Erwerber  Eigentümer  werden  kann,  auch  wenn  der  Ver- 
äusserer kein  oder  nicht  volles  Eigentum  besass.  Denn  es  ist  einleuchtend, 
dass  es  im  Handel  und  Verkehr  nicht  möglich  ist.  jeweilen  nachzuprüfen.  <>1> 
der  Veräusserer  wirklich  Eigentum  an  der  veräusserten  Sache  besitzt.  Darum 
hat  die  moderne  Verkehrsentwicklung  in  allen  Rechten  mit  Notwendigkeit  dazu 
geführt,  den,  wie  oben  dargestellt  wurde,  schon  dem  alten  Rechte  bekannten 
Grundsatz  «Hand  wahre  Hand  >  zur  Anerkennung  zu  bringen.  Während  jedoch 
«las  ältere  Recht  die  Geltendmachung  des  Eigentums  gegen  jeden  dritten  Besitzer 
ausschloss,  wenn  die  Sache  mit  Wissen  und  Willen  des  Eigentümers  aus  dessen 
Gewahrsam  gekommen  ist  und  den  Eigentümer  ausschliesslich  an  seinen  Vertraucns- 
man.  seinen  Vertragsgegner  verwies,  lässt  das  schweizerische  Obligationenrecht 
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den  Drittbesitzer  nur  dann  Eigentümer  werden  und  schützt  ihn  somit  nur  dann 
gegen  die  Eigentumsklagc  des  frühem  Eigentümers,  wenn  er  die  Sache  gut- 
gläubig von  seinem  Vormann  erworben  hat  (Art.  205);  hat  er  nicht  in  gutem 
( Hauben  erworben,  wird  er  nicht  Eigentümer  und  muss  die  Sache  zurückgeben 
und  eventuell  Schadenersatz  leisten  (  Art.  207).  -  Ist  die  Sache  aber  dem  Eigen- 
tümer  wider  seinen  Willen  weggekommen,  also  gestohlen  oder  von  ihm  ver- 
loren worden,  so  kann  er  sein  Eigentum  wie  nach  altem  Recht,  gegen  jeden 
Inhaber,  auch  den  gutgläubigen,  geltend  machen  und  zurückverlangen.  Doch 
auch  diese  Kigetitumsklage  ist  im  Interesse  der  Verkehrssicherheit  beschränkt. 
Kinmal  kann  sie  nur  binnen  fünf  Jahren  seit  dem  Abhandenkommen  geltend 
gemacht  werden.  Dann  muss  die  Sache,  wenn  sie  an  öffentlicher  Steigerung, 
auf  einem  Markte,  oder  von  einem  Kaufmann,  welcher  mit  derartigen  Waren 
handelt,  erworben  worden  ist,  nur  gegen  Vergütung  des  bezahlten  Preises 
herausgegeben  w  erden.  Kndlich  ist  der  Eigentumsanspruch  ganz  ausgeschlossen 
an  Banknoten  und  verfallenen  Coupons,  bei  Inhaberpapieren,  welche  gegen 
Kntgclt  und  in  gutem  Glauben  aus  Ländern  erworben  wurden,  deren  Gesetz- 
gebung die  Kigentumsklage  nicht  zulässt  (Art.  206).  Gegenüber  dem  unredlichen, 
böswilligen  Erwerber  ist  die  Eigentumsklage  stets  zulässig  und  ist  auch  in  diesem 
Fall  die  Klage  nicht  einer  besondern  Verwirkungsfrist  unterworfen. 

Das  Obligationcnrccht  kennt  endlich  noch  den  Erwerb  des  Eigentums 
an  Handelswaren,  welche  durch  sogenannte  Warenpapiere  vertreten  werden  - 
Lagerscheine,  Ladescheine,  C'onnossemente  und  ähnliche  —  durch  den  Ervverb 
dieser  Papiere,  da  nur  der  Inhaber  dieser  Warenpapiere  über  die  Ware  ver- 
fügen kann.  Das  durch  den  Erwerb  eines  Warenpapieres  erw  orbene  Recht  soll 
jedoch  gegenüber  einem  gutgläubigen  Besitzer  der  Ware,  der  Eigentum  oder 
ein  anderes  dingliches  Recht  geltend  macht,  nachgehen. 

Eine  Uebertragung  von  Eigentum  liegt  sodann  in  »1er  richterlichen  Zuwei- 
sung, im  Zuschlag  seitens  der  Behörde  bei  öffentlichen  Versteigerungen,  und 
endlich  infolge  Erbgang.  In  allen  diesen  Fällen  geht  das  Eigentum  mit  dem 
Urteile,  dem  Zuschlag,  und  dem  Tod  des  Erblassers  ohne  weiteres  über,  ausser 
hei  Vermächtnissen,  in  welchen  den  Erben  auferlegt  wird,  eine  oder  mehrere 
bestimmte  Sachen  dem  Vermächtnisnehmer  auszuweisen.  In  solchem  Fall  wird 
das  Eigentum  erst  durch  die  Uebergabe  erworben. 

Der  Eigentumserwerb  infolge  l  ebertragung  des  Eigentums  seitens  des 
wirklichen  oder  vermeintlichen  bisherigen  Eigentümers  wird  als  abgeleiteter 
(derivativer)  Eigentumservverb  bezeichnet,  da  das  Recht  des  Erwerbers  sich 
vom  Rechte  des  Veräusserers  ableitet.  Im  Gegensatz  dazu  gibt  es  Eigeutums- 
«rwerbsarten,  bei  denen  das  Eigentumsrecht  erst  in  der  Person  des  Erwerbers 
zur  Entstehung  gelangt  (originärer  Eigentumserwerb).  Für  diese  Erwerbsarten 
ist  zur  Zeit  noch  das  kantonale  Recht  massgebend,  wobei  jedoch  zu  bemerken 
ist,  dass  nur  die  Rechte  mit  eigentlichen  Gesetzbüchern  einlässliche  Bestim- 
mungen enthalten.   Zu  diesen  originären  Eigentumserwerbsarten  gehören: 

Die  Aneignung  herrenloser  Sachen  —  Okkupation.  —  ■  Von  praktischer 
Bedeutung  ist  dieselbe  nur  mehr  gegenüber  beweglichen  Sachen.  Wer  an  einer 
herrenlosen  Sache  Besitz  ergreift  in  der  Absicht,  sich  dieselbe  anzueignen, 
wird  durch  diese  Besitzergreifung  Eigentümer  der  Sache.  Solche  Aneignung 
herrenlosen  Gutes  ist  entweder  unbeschränkt  zugelassen  —  Zürich,  Graubünden 
oder  aber  nur  soweit  das  Gesetz  dieselbe  zulässig  erklärt  —  Bern.  Luzern, 
Solothurn  -  oder  zum  vorneherein  nur  an  bestimmten  Sachen  (Wallis,  Frei- 
burg —  Code  civil  francais — .  Waadt,  Neuenburg).  Danehen  haben  dann  einzelne 
Fälle  der  Okkupation  besondere  Regelung  erfahren,  nämlich  die  Aneignung 
von  Tieren,  der  Fund  und  der  Schatz. 
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Herrenlos  sind  alle  in  natürlicher  Freiheit  lebenden  wilden  Tiere  und 
können,  unter  Vorbehalt  der  kantonalen  und  eidgenössischen  Jagd-  und  Fischern- 
gesetze von  jedem  okkupiert  werden.  Gefangene  wilde  Tiere  werden  herrenh 
wie  si«-  dem  Gewahrsam  entkommen,  gezähmte,  wenn  sie  die  Gewohnheit  de> 
Wiederkehrens  abgelegt  haben  (Graubünden),  «»der  (Euzern)  während  42  Tagen, 
oder  während  20  Tagen  (Wallis)  ausgehliehen  sind.  Bienenschwärme  gelten 
als  herrenlos,  wenn  ihrer  während  drei  Tagen  (Graubünden,  Zürich,  Schatt- 
hausen, Zug,  Glarus).  oder  während  zwei  Tagen  (Wallis),  oder  endlich  während 
einem  Tag  (  Aargau  und  Thurgau),  der  Eigentümer  nicht  habhaft  wird,  während 
andererseits  Obwalden  dem  Eigentümer  ein  zeitlich  unbeschränktes  Verfolgungs- 
recht  gewährt. 

Ein  sofortiger  Eigentumserwerb  an  gefundenen  Sachen  ist  durch  du- 
oben  erwähnte  Bestimmung  von  Art.  206  des  Obligationenrechtes  ausgeschlossen 
und  in  dieser  Hinsicht  sind  die  kantonalrechtlichen  Bestimmungen  modifizier!. 
Dagegen  bleiben  letztere  in  Kraft  für  die  Fragen,  ob  der  Finder  innerhalh 
dieser  bundesgesetzlichen  Schranken  Eigentum  erworben  hat  oder  nicht  und 
namentlich  für  die  Frage  des  gutgläubigen  Erwerbs.  Die  kantonalen  Recht«' 
lassen  den  Eigentumserwerb  regelmässig  erst  eintreten,  wenn  der  Finder  eine 
Anzeige  bei  den  Behörden  gemacht  und  trotz  eines  durch  diese  eingeleiteten 
Ermittlungsverfahrens  der  Verlierer  nicht  ausfindig  gemacht  werden  könnt'  . 
Macht  der  Finder  keine  Anzeige,  so  erwirbt  er  nicht  im  guten  Glauben  und 
erhält  damit  kein  Eigentum.  Die  Bestimmungen  über  den  Eigentumserwerb  am 
«Schatz»,  d.  h.  einem  seit  langem  verborgen  gewesenen  Wertgegenstand, 
folgen  im  allgemeinen  dem  gemeinen  Rechte,  dass  nämlich  der  Schatz  zur 
Hälfte  dem  Finder,  zur  Hälfte  dem  Eigentümer  des  Bodens  zufällt,  in  welchem 
er  gefunden  wurde.  Ist  aber  in  unrechtmässiger  Weise  nach  dem  Schatz 
gegraben  worden,  so  fällt  der  Anteil  des  Finders  dem  Armengut  der  Gemeind« 
zu.  Eine  Ausnahme  macht  nur  das  aargauische  Recht.  Nach  diesem  gebort  der 
Schatz  ganz  dem  Grundeigentümer. 

Endlich  enthalten  auch  einzelne  Rechte  Bestimmungen  über  die  Aneig- 
nung von  Holz,  das  durch  Wasser,  Wind  oder  Lawinen  fortgetragen  wird 
Solches  ist  nicht  «dine  weiteres  herrenlos,  so  dass  es  der  Okkupation  ein«- 
jeden  freistünde,  sondern  es  wird  erst  herrenlos,  wenn  der  Eigentümer  das- 
selbe binnen  bestimmter  Zeit  nicht  zurückholt,  und  gehört  dann  dem  Eigen- 
tümer des  Grund  und  Bodens,  auf  dem  es  abgelagert  oder  aufgefangen  wird, 
oder  »lein  Auffanger,  oder  auch  beiden  zur  Hälfte. 

Bei  Verbindung  oder  Vermengung  von  beweglichen  Sachen  verschiedener 
Eigentümer  wird,  wenn  die  Ausscheidung  möglich  ist,  regelmässig  eine  Ver- 
änderung in  den  Eigentumsverhältnissen  nicht  herbeigeführt ;  beide  behalten  ihr 
Eigentum.  Eine  Ausnahme  macht  der  Code  civil  francais  und  Neuenburg,  welche 
Rechte  den  Eigentümer  des  Hauptteils  zum  Eigentümer  des  Ganzen  werden 
lassen,  wobei  Hauptteil  die  Sache  ist,  die  dem  Ganzen  die  Bestimmung  gib:, 
eventuell  der  wertvollere  oder  grössere  Teil.  Können  die  Teile  nicht  mehr 
getrennt  werden,  oder  nicht  ohne  erheblichen  Schaden  zu  nehmen,  so  wird 
derjenige  Eigentümer,  der  die  Vereinigung  oder  Vermischung  vorgenommen 
hat  (Wandt),  oder  beide  im  Verhältnis  ihrer  Anteile  nach  Wert  und  Grösse  — 
Code  civil  francais,  sofern  kein  Hauptteil  festgestellt  werden  kann  —  Walli». 
Freiburg,  Tessin,  Bern,  lauern,  Solothurn,  Zürich,  Schaffhausen,  Graubünden. 
Ist  die  Ve  reinigung  oder  Vermengung  ohne  Wissen  des  einen  Teiles  durch 
Verschulden  des  anderen  zustande  gekommen,  so  hat  der  letztere  überdies  da- 
Recht,  den  Anteil  des  andern  zum  Marktpreis  zu  übernehmen  oder  ihm  die 
Sache   unter  voller   Entschädigung   zu   überlassen.     Ebenso  kann  nach  Berner 
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Rocht  bei  Zufall  der  Eigentümer  des  wertvollen  Teiles  den  umb  in  zum  Markt- 
preis auskaufen. 

Kin  Eigentumserwerb  kann  sodann  liegen  in  der  Verarbeitung  eines 
fremden  Stoffes  zu  einer  neuen  Sache  —  Spezifikation.  Das  Zürehcrrccht 
folgt  hier  der  neuen  gemeinrechtlichen  Theorie,  dass  wer  durch  Umbildung 
oder  Umarbeitung  eines  Stoffes  eine  neue  Sache  schafft.  Eigentümer  dieser 
wird,  wenn  er  ganz  oder  teilweise  Eigentümer  des  Stoffes  war:  war  ein  anderer 
Eigentümer  des  Stoffes,  so  wird  der  Vorarbeiter  nur  Eigentümer,  wenn  sich 
die  neue  Sache  nicht  in  die  ursprüngliche  Gestalt  zurückführen  lässt.  andern- 
falls bleibt  der  Eigentümer  des  Stoffes  auch  Eigentümer  der  neuen  Sache. 
Solothurn  gibt  dein  Eigentümer  des  Stoffes  die  Wahl,  entweder  die  neue  Sache 
gegen  Vergütung  des  Arbeitslohnes  zu  übernehmen,  oder  sie  dem  Vorarbeiter 
gegen  Entschädigung  zu  überlassen.  Die  andern  Rechte,  soweit  sie  Bestim- 
mungen enthalten  (Code  civil  francais,  Neuenburg,  Freiburg,  Wallis,  Tessin) 
belassen  dem  Eigentümer  des  Stoffes  das  Eigentum  an  der  neugebildeten  Sache. 
Nur  wenn  die  Arbeit  so  bedeutend  ist,  dass  sie  den  Wert  des  Stoffe*  bei 
weitem  übersteigt,  soll  nach  Code  civil  francais.  Wallis  und  Tessin  die  auf- 
gewendete Mühe  als  die  Hauptsache  gelten  und  der  Arbeiter  das  Recht  haben, 
gegen  Vergütung  des  Preises  des  Stoffes  die  Sache  zu  behalten. 

Endlich  wird  originär  dem  Eigentümer  einer  Sache  Eigentum  erworben 
an  den  Früchten,  welche  die  Sache  hervorbringt.  Die  welschen  Rechte  behan- 
deln den  Fruchterwerb  als  Accession  der  Sache;  in  den  deutsch-schweizerischen 
Rechten  dagegen  ist  der  Früchteerwerb  als  besonderer  Erwerbsgrund  behandelt 
und  bestimmt,  dass  die  natürlichen  Früchte  des  Bodens  und  der  Tiere  dem 
Eigentümer  der  fruchttragenden  Sache  zukommen,  soweit  nicht  einem  anderen 
ein  besonderes  Recht  auf  Gewinnung  der  Früchte  zusteht. 

Die  kantonalrechtlichen  Bestimmungen  über  den  Eigentumserwerb  durch 
Ersitzung  haben  neben  den  oben  angeführten  Bestimmungen  des  Obligationen- 
rechtes nur  noch  geringe  Bedeutung  und  werden  dieselben  daher  hier  ausser 
Betracht  gelassen. 

Der  Verlust  des  Eigentums  tritt  ein,  einmal  durch  Untergang  der 
Sache;  bei  teilweisem  Untergang  bleibt  das  Eigentum  an  dem  übrig  bleibenden 
Teil  bestehen.  Dann  durch  Erwerb  des  Eigentums  durch  «inen  andern,  sei  es 
infolge  Uebertragung.  oder  dadurch,  dass  der  andere  die  Sache  in  rechtsgül- 
tiger Weise  sich  aneignet,  ersitzt,  mit  seinem  Eigentum  verbindet,  vermischt, 
oder  dieselbe  zu  einer  neuen  Sache  verarbeitet:  aber  auch  schon  dadurch, 
dass  die  Sache  herrenlos  wird  —  entweder  weil  der  Eigentümer  sie  verloren 
und  innert  bestimmter  Zeit  nicht  wieder  gefunden  hat  —  Tiere,  Bienen,  weg- 
schwemmendes Holz,  verlorene  Sachen  - -,  oder  weil  der  Eigentümer  frei  willig, 
durch  eigene  Willensthat  an  ihr  den  Besitz  und  das  Recht  aufgibt,  ohne  sie 
zugleich  auf  einen  andern  zu  übertragen  —  Dereliktion. 

Durch  obrigkeitliche  Verfügung  geht  das  Eigentum  verloren  durch  Ver- 
steigerung im  Z wangs vollstreckungs verfahren,  oder  durch  Urteil,  namentlich 
wegen  Anfechtbarkeit  des  Uebcrtragungsgeschäftes,  weil  die  Gläubiger  des 
Veräussernden  benachteiligend.  (Art.  202  Obligationenrecht,  286— 2SS  Be- 
treibungsgesetz.» 

V.  Schutz  des  Eigentums.  Das  Eigentum  gibt  dem  Eigentümer  Anspruch, 
von  jedem  Besitzer  die  Sache  herauszuvcrlangcn,  sofern  der  besitzende  Nicht- 
eigentümer nicht  ein  Recht  behaupten  kann,  auf  Grund  dessen  er  den  Besitz 
beanspruchen  darf.  Dieses  Recht  kann  ein  dingliches  sein,  wie  Pfandrecht, 
Retentionsrecht.  Nutzniessung,  oder  ein  persönliches,  wie  Miete,  Gebrauchs- 
leihe. Werkvertrag  etc.    Andererseits  steht  dem  Eigentümer  kraft  seines  Eigen- 


Digitized  by  Google 


856 


Eigentum  (Bew  egliches» 


tums  das  Recht  zu.  jeden  Angriff  und  jede  Störung  seines  Eigentums  zurück- 
zuweisen und  verbieten  zu  lassen.  Zu  solchen  Störungen  des  Eigentums  gehört 
auch  die  Einbeziehung  des  Eigentums  Dritter  in  eine  Zwangsvollstreckung 
Pfändung.  Konkurs,  Arrest,  Rctentionsurkunde  —  und  hier  ist  für  die  Eigen- 
tumsklagc  ein  Hauptanwendungsgebiet.  Der  Eigentümer  braucht  sich  selbst- 
verständlich die  Inanspruchnahme  seines  Eigentums  zwecks  Verwertung  zur 
Befriedigung  des  Gläubigers  eines  Dritten  nicht  gefallen  zu  lassen,  ausser  wenn 
er  die  Sache  selbst  zur  eventuellen  Befriedigung  dieses  Gläubigers  bestimmt 
hat,  durch  Bestellung  eines  Pfandrechtes  an  der  Sache,  oder  wenn  die  Sache 
von  Gesetzes  wegen  für  die  fremde  Schuld  haftet,  sei  es,  weil  sie  zur  Ein- 
richtung der  Miet-  oder  Pachtlokalitälen  des  Schuldners  gehört  und  daher  nach 
Art.  294/97  Obligationcnrccht  dem  Retentionsrecht  des  Vermieters  und  Ver- 
pächters unterliegt,  oder  aber  weil  aus  einem  andern  Grunde  ein  Retentions- 
recht an  ihr  besteht  gemäss  Art.  224,  66,  442,  461  des  Obligationenrechles. 
In  allen  andern  Fällen  darf  in  fremdes  Eigentum  nicht  exequiert  werden,  und 
es  kann  deshalb  im  Konkurse  das  Dritteigentum  ohne  weiteres  vindiziert  werden. 
Bei  Plandung,  .Arrest,  Retentionsurkunde  (bei  letzterer,  sofern  dem  Vermieter 
rechtzeitig  vom  Dritteigentum  Kenntnis  gegeben  wurde)  ist  im  Betreibungs- 
gesetz ein  besonderes  Einspruchsverfahren  vorgesehen.  Wird  von  den  Beteiligten 
das  Dritteigentum  bestritten,  so  hat  der  Eigentümer  auf  »1cm  Prozesswege  sein 
Eigentum  feststellen  zu  lassen,  falls  der  Schuldner  den  Gewahrsam  zur  Zeit 
der  Bcschlagnahtnung  hatte:  andernfalls  muss  der  Bestreitende  das  Nichteigen- 
tum  des  Ansprcchcrs  auf  dem  Prozessweg  darthun.  (Art.  1<><> — 109  des  Be- 
treibungsgesetzes.» 

Um  die  Rechte  aus  dem  Eigentum  durchzusetzen,  muss  der  Eigentümer 
sein  Eigentum  nachweisen.  Besondere  Bewcisregeln  stellt  das  Gesetz  nicht  auf 
und  damit  auch  nicht  wie  das  deutsche  bürgerliche  Gesetzbuch  $  1006  eine 
Vermutung  dafür,  dass  derjenige,  der  den  Besitz  hat,  auch  Eigentümer  ist.  Der 
Besitz  kann  daher  lediglich  als  Indiz  für  das  Eigentum  gelten. 

VI.  Volkswirtschaftliche  Bedeutung  des  Eigentums.  Die  Volkswirtschaft 
unterscheidet  zwischen  Nutzeigentum  und  Produktiveigenlum.  Das  ersten-  ist 
das  Eigentum  an  Sachen,  die  für  den  Gebrauch  und  Verbrauch  der  Individuen 
bestimmt  sind,  das  also  vornehmlich  die  Gegenstände  des  persönlichen  Bedarfs. 
Nahrung,  Kleidung.  Hausrat  etc.  umfasst.  und  somit  mehr  oder  weniger  bei 
jedem  Individuum  vorkommt,  während  das  Produktiveigentum  dazu  dient,  neue 
Werte  und  Güter  zu  schaffen.  Das  Nutzeigentum  kommt  daher  regelmässig  in 
der  Form  des  Sondereigens  vor,  das  bis  in  die  neueste  Zeit  in  den  eivilisierten 
Staaten  die  normale  und  alle  Verhältnisse  beherrschende  Art  des  Privateigen- 
tums bildete. 

So  lange  die  Produktion  sich  in  dem  Rahmen  des  einfachen  Gewerbe- 
betriebes hielt,  war  auch  das  Produktiveigentum  wesentlich  Sondereigentum. 
Erst  mit  der  Entwicklung  der  Maschinentechnik,  der  Industrie  und  der  damit 
verbundenen  Gross-  und  Massenproduktion  erlangte  auch  die  andere  Art  des 
Privateigentums,  das  Eigentum  der  Verbände,  Handels-  und  Produktionsgesell- 
schaften, volkswirtschaftlich  eine  besondere  Bedeutung,  während  rechtlich 
das  Eigentum  der  Einzelperson  von  dem  der  juristischen  Person  nicht  ver- 
schieden ist.  Es  ist  dadurch  das  Produktiveigentum  dem  Sondercigen  in  weitem 
Umfang  entrückt  und  mehr  und  mehr  auf  solche  Verbände  beschränkt  worden. 
Damit  schieden  grosse  Teile  der  Bevölkerung  als  Teilhaber  am  Produktiv- 
eigentum aus  und  blieben  an  der  Produktion  nur  noch  beteiligt  durch  ihre 
Arbeit,  als  deren  Aequivalent  sie  nicht  mehr  die  produzierte  Sache,  sondern 
den  Arbeitslohn  erhalten.     Andererseits    werden  zum  «rossen  Teil  die  Eitten- 
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tümcr  des  Produktiveigentums  selbst  nicht  mehr  Eigentümer  der  Produkte, 
sondern  nehmen  nur  Teil  am  Unternehmergewinn  in  Forin  von  Zins  oder 
Dividenden. 

Beide  Formen  von  Eigentum  sind  immerhin  vollständiges  Privateigentum, 
das  heute  noch  die  grundlegende  Eigentumsordnung  bildet.  Dagegen  trägt  das 
Eigentum  des  Staates  schon  cinigermassen  Spuren  von  'Kollektiveigentum  da, 
wo  der  Staat  selbst  produktives  Eigentum  besitzt,  wenn  auch  jetzt  noch  recht- 
lich die  Natur  des  Privateigentums  (fiskalisches  Eigentum)  festgehalten  und  die 
Verstaatlichung  solchen  produktiven  Eigentums  damit  begründet  wird,  das»  der 
staatliche  Betrieb  mehr  Vorteile  biete  als  der  Privatbetrieb,  wie  dies  beispiels- 
weise bei  den  Bundesbahnen  der  Fall  war. 

VII.  Litteratur.  £.  Huber,  Syriern  und  Geschickte  des  Schweiz.  I*rii  alrecktes,  Bd.  III, 
$  75  ff">  Bd-  IV*  ü  '53-  —  0.  r.  Waldkirch,  Erwerb  und  Schutz  des  Eigentums  an 
Mobilien  nach  Tit.  VI  des  O-R.  —  Rossel,  Droit  civil  fidiral,  S.  2jt  ff.  —  Hafner, 
Das  Schweiz.  Obligationenrecht,  II.  Aufl.,  S.  Sj  ff.  —  Sehneider  &  FlCk,  Schweizerisches 
Obligationer  echt,  S.  29t  und  die  dort  angeführte  Litteratur.  —  Jäger,  Bundesgesett 
über  Schuldbetreibung  und  Konkurs,  S.  /Soff.,  sowie  die  dort  angegebene  Litteratur.  — 
Stammler  im  Handwörterbuch  der  Staatswissensckaflen,  Bd.  III,  S.  JO*  ff.  —  ¥.  Scheel, 
ebenda,  S.  zgr  ff. 

Dr.  Etttil  Peter,  Dozent  an  der  Universität  Basel. 

• 

Einfuhrzölle. 

I.   Begriff.    Zweck   und   Arten.    —    II.  Geschichtliche  Entwicklung.  — 
III.  Finanzielle  Ergebnisse.  -     IV.  Litteratur. 

I.  Begriff,  Zweck  und  Arten.  Einfuhrzölle  sind  Steuern,  welche  auf  den 
in  den  freien  Verkehr  eines  Landes  übergehenden  fremden  Wan  n  erhoben 
werden.  Je  nach  den  Umstünden  und  dem  Bestimmungsorte  der  eingehenden 
Waren  erfolgt  der  Zollbezug  entweder  an  der  Grenze,  bei  den  Zollämtern  im 
Innern,  oder  aber  bei  den  eidgenössischen  Niederlagshäusern. 

Hinsichtlich  ihres  Zweckes  werden  die  Einfuhrzölle  in  Finanz-  und  Schutz- 
zölle eingeteilt.  Der  Hauptzweck  der  Finanzzöllc  besteht  darin,  dem  Staate 
eine  ergiebige  und  möglichst  andauernde  Einnahme  zu  verschaffen.  Ein  reiner 
Finanzzoll  liegt  vor.  wenn  er  Waren  trifft,  die  entweder  im  Inlande  gar  nicht 
produziert  werden  können,  .»der  aber  mit  einer  dem  Einfuhrzölle  gleichkommen- 
den innern  Fabrikationssteuer  belegt  sind. 

Der  Schutzzoll,  der  seine  Entstehung  dem  Mcrkanülsystcm  verdankt,  be- 
zweckt dagegen  die  Einfuhr  fremder  Waren  im  Interesse  der  einheimischen 
Erwerbszweige  zu  erschweren.  Ist  die  Belastung  eine  derartige,  dass  die  fremde 
Ware  nicht  mit  der  inländischen  konkurrieren  kann,  su  spricht  man  von  einem 
Prohibitiv-  oder  Sperrzoll.  Je  nach  dem  Zweck,  den  die  Schutzzölle  verfolgen, 
spricht  man  von  Erziehungszöllen.  Ausgleichungszöllen,  Kampfzollen.  Nach  ihrer 
Bcmcssungsgrundlage  zerfallen  die  Einfuhrzölle  in  Wertzölle  und  in  spezifische, 
d.  h.  Stück-  und  Gcwichtszöllc.  Wiewohl  vom  steuertechnisrhen  Standpunkte 
aus  die  Verzollung  nach  dem  Werte  am  angemessensten  erscheint,  hat  man 
dennoch  in  der  Schweiz  den  spezifischen  Zöllen  ihrer  leichtern  Erhcbbarkeit 
halber  den  Vorzug  gegeben. 

Die  Zusammenstellung  der  zollpflichtigen  Waren  geschieht  im  Zolltarif, 
dessen  Anordnung  im  Laufe  der  Zeit  mannigfache  Modifikationen  erfahren  hat. 

IL  Geschichtliche  Entwicklung.  Die  alte  Eidgenossenschaft  war  ursprüng- 
lich ein  Konglomerat  von  Städten  und  Ländern  und  entwickelte  sich  erst  spät 
zu  einem  Staatenbunde.    Diese  Zusammensetzung,  sowie  die  fast  unbegrenzte 
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Selbständigkeit  der  einzelnen  Gliedstaaten  inachen  es  begreiflich,  dass  dem 
schweizerischen  Zollwesen  bis  in  die  neuere  Zeit  Einheitlichkeit  und  allgemein 
leitende  Prinzipien  durchaus  mangelten.  Das  Zollrcgal  verblieh  den  einzelnen 
Gliedstaaten  un<l  Gemeindewesen,  welche  davon  einen  sehr  verschiedenartigen 
Gebrauch  machten.  Diese  Verhältnisse  begünstigten  im  Mittelalter  das  massen- 
hafte Aufkommen  vun  Binnenzöllen.  Die  ursprünglichen  Einfuhrzölle  qualifizieren 
sich  als  Fiskalzölle.  Ihr  Hauptzweck  bestund  darin,  die  Fnkosten  zu  decken, 
welche  aus  dem  Strassen-  und  dem  Brückenunterhalt  und  aus  dem  zu  gewahren- 
den Eigentumsschutz  erwuchsen. 

So  finden  wir  denn  in  den  Tarifierungen  des  Mittelalters  für  einzelne  Zölle 
nachstehende  Bemerkungen  : 

Strassen-.  Brücken-,  "Marktzoll,  Geleit.  Fuhrlciten,  Umgcld,  Tratiengeld  etc. 

Die  Zölle  wurden  da  erhoben,  wo  deren  Bezug  sich  am  leichtesten  be- 
werkstelligen Hess,  so  namentlich  an  vielbcfahrenen  Strassen,  an  Flüssen  etc. 
Wenn  nicht  besondere  Konkordate  zwischen  den  einzelnen  Gliedstaaten  bestan- 
den, wurden  die  aus  den  Gliedstaaten  stammenden  Waren  den  nämlichen  Zöllen 
wie  die  fremden  Waren  unterworfen.  Dieses  System  der  Binnenzölle,  wonach 
die  nämliche  Ware,  je  nach  ihrer  Bestimmung,  zu  verschiedenen  Malen  den 
Einfuhrzoll  entrichten  inusstc.  erschwerte  Handel  und  Verkehr  ungemein.  Hin- 
sichtlich der  Zollbemessungsgrundlage  herrschte  auf  den  einzelnen  Verkehrs- 
strassen das  bunteste  Durcheinander,  so  dass  die  nämliche  Ware  bald  nach 
Gewicht,  bald  mich  dem  Hohl-  oder  Laugeumass.  bald  nach  der  Verpackung 
oder  nach  dem  Werte  verzollt  werden  uiusste.  Ks  waren  dies  Verhältnisse, 
welche  sich  auf  die  Dauer  als  durchaus  unhaltbar  erwiesen. 

Nach  dem  Sturze  der  alten  Eidgenossenschaft  versuchte  denn  auch  die 
helvetische  Republik  einen  einheitlichen  Tarif  für  die  Mauten  und  Zollgebühren 
aufzustellen,  wonach  die  Ein-  und  Ausfuhrnebühren  b  °/o  ad  valorem  nicht  über- 
steigen sollten.  Lebensmittel  vom  ersten  Bedürfnisse,  sowie  Rohstoffe  für  die 
Fabrikation  sollten  mit  Ausnahme  einer  Kontrollgebühr  von  im  Maximum  V*  */° 
ad  valorem  keinen  Zoll  bezahlen.  Bei  den  beständig  wechselnden  Verhältnissen 
und  Verfassungsreformen  traten  diese  Bestimmungen  jedoch  faktisch  nie  in 
Kraft.  Unter  der  Mediationsverfassung  blieben  die  äussern  und  innern  Zölle, 
sowie  die  von  den  einzelnen  Ständen  vorgelegten  Tarife  nicht  nur  beibehalten, 
sondern  es  kamen  alljährlich  noch  neue  durch  die  Tagsatzung  genehmigte  Zoll- 
berechtigungen hinzu. 

Eidgenössische  Grenzzölle  wurden  zum  erstenmale  erhoben,  als  Napoleon  1. 
die  Kontinentalsperre  über  Europa  verhängt  hatte.  Ihr  Ertrag  belief  sich  in 
den  Jahren  180b—  1810  jährlich  auf  Fr.  25-40,000,  von  da  ab  auf  eirka 
Fr.  100,000.  Im  Bundesvertrage  von  1815  sind  ebenfalls  Grenzgebühren  von 
1  und  2  Batzen  per  Zentner  vorgesehen,  deren  Ertrag  zur  Aeuffnung  der  eid- 
genössischen Kriegskasse  diente.  Die  kantonalen  und  anderen  Zölle  blieben 
daneben  unvermindert  fortbestehen,  obwohl  die  Revision  bezw.  die  Abschaffung 
derselben  immer  energischer  verlangt  wurde.  Einzelne  fortgeschrittenere  Kan- 
tone versuchten  inzwischen  auf  dem  Konkordats wege  die  den  Verkehr  am 
meisten  hemmenden  interkantonalen  Zollschranken  zu  beseitigen. 

In  der  Regenerationszeit  (1830—1848)  wurden  die  Revisionsbestrebungen 
im  Zollwesen  fortgesetzt  und  seitens  der  Tagsatzung  von  den  Kantonen  Ueber- 
sichten  über  die  bestehenden  Zölle  einverlangt  und  bestätigt. 

Die  kantonalen  Zölle  und  die  eidgenössischen  Grenzgebühren  erreichten 
Ende  der  vierziger  Jahre  beinahe  zwei  Millionen  Franken. 

Mit  der  Annahme  der  Bundesverfassung  vom  Jahre  1848,  worin  das  Zoll- 
wesen endlich  als  Bundessache  erklärt  wurde,  war  die  Basis  für  eine  rationelle 
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Fortentwicklung  des  Zollwcscns  gegeben  und  dem  Kunde  allein  das  Recht 
vindiziert,  mit  dem  Auslande  Zoll-  und  Tarifverträge  .ibzuschliessen.  In  Art.  25 
der  48er  Verfassung  sind  dir  Prinzipien  aufgestellt,  welche  bei  der  Festsetzung 
der  Einfuhrgebühren  zu  beachten  sind: 

a)  Die  für  die  inlandische  Industrie  erforderlichen  Stoffe  sind  im  Zolltarif 
möglichst  gering  zu  taxieren. 

b)  Ebenso  die  zum  notwendigen  Lebensbedarf  erforderliehen  Gegenstände. 

c)  Die  (legenstände  des  Luxus  unterliegen  der  höchsten  Taxe. 

Diese  leitenden  Grundsätze  sind  auch  in  die  Bundesverfassung  vom  Jahre 
1874  hinübergenommen  worden. 

Wie  in  den  meisten  uns  umgebenden  Staaten  sind  die  Ausfuhrzolle  zum 
grossen  Teile  durch  die  Einfuhrzölle  verdrängt  worden,  indem  man  die  Auf- 
fassung vertrat,  dass  die  eingeführten  Waren  für  [den  Bedarf  der  gesamten 
Bevölkerung  bestimmt  seien  und  somit  die  darauf  lastenden  Einfuhrzölle  vor» 
der  Gesamtheit  und  nicht  wie  bei  den  Ausfuhrzöllen  nur  von  den  Produzenten 
getragen  werden.  Entsprechend  dem  geringen  Fiskalbedürfnisse  des  Bundes 
in  den  50er  Jahren,  zu  dessen  Deckung  die  Einfuhrzölle  in  erster  Linie  dienen 
sollten,  enthält  der  erste  schweizerische  Einfuhrtarif  vom  20.  Juni  1849  sehr 
niedrige  Zollansätze.  Ihm  folgte  der  revidierte  und  mit  der  neuen  schweizerischen 
Münz  Währung  in  Uebereinstimmung  gebrachte  Tarif  zu  «lein  Zollgcsetz  v  om 
27.  August  1851.  Beide  Tarife  beruhen  auf  einem  Klassensvstem,  in  welchem 
die  W  aren  nicht  nach  Stuft'  und  Beschaffenheit,  sondern  in  freier  Gruppierung 
von  Zollansätzen  aufgeführt  sind. 

Im  Tarif  von  1851   wurde  folgende  Gebührenskala  aufgestellt: 

A.  Vom  Stück:  4  Unterabteilungen  mit  Ansätzen  von  10.  5<l  Rappen 
Fr.  3.  — ,  Fr.  b.  — . 

B.  Vom  Werte:  3  Unterabteilungen  mit  Ansätzen  von  2.  5,  10  70. 

C.  V  om  G  e  w  i  c  h  t  : 

a)  nach  Zugtierlasten  (=  15  Zentner):  3  Unterabteilungen  mit  Fr.  15, 
— .  b(),  3.    -  ; 

b)  nach  Bruttozentnern  :  9  Unterabteilungen  mit  Kr.—.  15,      .30.  —.50, 
— .  75,  1.  50,  2.  3.  50,  8,  15.  -. 

Dieser  Tarif  blieb  in  Gültigkeit  bis  zum  1.  Januar  1885,  wenn  auch  infolge 
späterer  Erlasse,  sowie  von  Handelsverträgen  in  wesentlich  veränderter  Gestalt. 
Er  wurde  ersetzt  durch  das  Tarifgesetz  vom  26.  Juni  18S4  (Generaltarif),  das 
nach  Warenkategorien  aufgestellt  war.  Seine  Wirksamkeit  beschränkte  sich 
auf  die  vertraglich  nicht  gebundenen  Warenartikel. 

Während  der  Tarif  von  1851  auf  freihändlerischer  Grundlage  basierte, 
machten  sich  in  demjenigen  von  1884,  insbesondere  aber  in  der  Tarifnovellc 
zu  diesem  Gesetze  vom  17.  Dezember  1887,  worin  über  150  Tarifpositionen 
Aendcrungcn  erlitten  und  zwar  zumeist  im  Sinne  der  Erhöhung  der  bisherigen 
Ansätze,  schutzzöllncrische  Tendenzen  geltend,  die  sich  in  dem  Tarifgesetz  vom 
4.  April  1891  noch  mehr  acccntuiertcn.  Es  erwies  sich  die  Erhöhung  der  Ein- 
fuhrzölle auf  Fabrikaten  um  so  notwendiger,  als  die  Schweiz  mit  ihren  äusserst 
massigen  Zöllen  zum  nicht  geringen  Schaden  unserer  inländischen  Produktion 
ein  bevorzugtes  Absatzgebiet  für  die  'ausländische  l'ebcrproduktion  geworden 
war.  Ebenso  mussten,  um  die  vermehrten  [Fiskalbedürfnisse  des  Bundes  zu 
decken,  mässige  Erhöhungen  für  einzelne  Verbrauchsartikel  eintreten.  Immerhin 
können  die  gegenwärtigen  Zollansätze  im  Verhältnisse  zu  den  ausgesprochenen 
Schutzzöllen  der  meisten  uns  umgebenden  Staaten  noch  als  sehr  mässij/  be- 
zeichnet werden. 
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III.  Finanzielle  Ergebnisse.  Die  Ertragnisse  au*  den  Einfuhrzöllen  sind, 
wie  aus  der  nachfolgenden  Zusammenstellung  ersichtlich  ist.  seit  1850  stetig 
gestiegen. 


Jahr 


Bevölkerungs- 
zahl »pprox. 


Zollpflichtige 
Einfuhnnengen 
Meterzentner 


KtntuhrzAltc 


Zollbelastung 
per  Kopf  der 
Bevölkerung 


1850 
1860 
1870 
1880 

mu 

1900 
1901 


2,392,740 
2,510.494 
2,655,001 
2,831.787 
2.952.928 
:;,:Kiu.06l> 
3. 834,776 


3.705,157 
6,911.504 
10,490,271 
18.334,182 
27,032,522 
41,430.679 
38.88b.95S> 


3,613,763 
7,268,911 
8,111,349 
16,535,907 
30.816.425 
47,491.704 
45.945,376 


- 
- 


Fr.  1.51 

2.  89 

3.  05 
5.83 

r  10. 4C 
„  14.39 
„  13  77 


Die  Krage,  oh  dies»-  hauptsächlichste  indirekte  Hundessteuer  ganz  oder 
bloss  zum  Teil  vom  einheimischen  Konsumenten  getragen  wird,  ist  kontrovers. 
Immerhin  lässt  sich  aus  den  Anstrengungen,  welche  das  Ausland  bei  allen  bis- 
herigen Vcrtragsuntcrhandlungen  gemacht  hat,  um  die  Zölle  herabzusetzen,  mit 
Sicherheit  darauf  schliessen.  dass  die  Einfuhrzölle  nicht  a  priori  und  in  allen 
Fällen  ganz  von  schweizerischen  Konsumenten  getragen  werden,  sondern  je 
nach  den  Marktkonjunkturen  der  grössern  oder  geringem  Entbehrlichkeit  der 
Einfuhrartikel  der  inländischen  Konkurrenz  etc.,  zum  Teil  auch  durch  den  aus- 
ländischen Produzenten. 

IV.  Lltteratar.  A.  Huber,  Die  Entwicklung  des  eidgenössischen  Zolluesens  vom 
Beginn  der  ersten  Tarife  bis  tur  Bundesverfassung  des  Jahres  1848.  -  Huber  und  Suter, 
Artikel  „Zollivesen"  in  Furrcrs  Volksivirlsckaftstexikou  der  Schweix,  III.  Bd.,  1891.  — 
Siehe  auch  die  Litteratur  tum  Artikel  „Zollwesen" . 

Fr.  Inniger,  Kantteisekrettlr  bei  der  Oberzolldirektion,  Bern. 

Eisenbahndepartement  (Eidgenössisches). 

I.  Geschichtliches.  Geschäftskreis.  —  II.  Organisation.  —  III. Schluss- 
bemerkungen. —  IV.  Litteratur. 

I.  Geschichtliches.  Geschäftekreis.  Als  man  im  Jahre  1848  daran  ging, 
die  Verwaltung  des  neugegründeten  eidgenössischen  Bundesstaates  zu  organi- 
sieren, spielte  das  Eisenbahnwesen  noch  keine  Rolle:  besass  doch  damals  die 
Schweiz  erst  eine  einzige  Linie,  die  23  km  lange  « Spanischbrödlibahn  >.  die 
Zürich  mit  Baden  verband  !  Es  ist  also  nicht  zu  verwundern,  dass  das  Bundes- 
gesetz über  die  Organisation  und  den  Geschäftsgang  des  Bundesrates  vom 
16.  Mai  1849  im  Art.  22  zwar  ein  Post-  (und  Bau-)  departement,  aber  kein 
Eisenbahndepartement  aufführt  und  dass  das  Eisenbahnwesen  nicht  einmal  als 
in  den  Geschäftskreis  eines  Departements,  z.  B.  des  Post-  und  Baudepartements, 
gehörend  erwähnt  wird.  Auch  das  erste  Eisenbahngesetz,  das  Bundesgesetz 
über  den  Bau  und  Betrieb  von  Eisenbahnen  im  Gebiete  der  Eidgenossenschaft, 
vom  28.  Juli  T852,  war  noch  nicht  dazu  angethan,  einem  besonderen  Verwal- 
ttingszweig  für  die  Kontrolle  der  Eisenbahnen  zu  rufen.  Dies  geht  schon  aus 
seinen  beiden  ersten  Artikeln  hervor,  lautend  :  «  Der  Bau  und  Betrieb  von 
Eisenbahnen  im  Gebiete  der  Eidgenossenschaft  bleibt  den  Kantonen,  beziehungs- 
weise der  Privatthätigkeit  überlassen»,  und:  cDie  Konzessionen  für  Eisenbahn- 
unternehmungen von  Gesellschaften  oder  Privaten  gehen  zunächst  von  den 
Kantonen  aus.    Sie  unterliegen  jedoch  der  Genehmigung  des  Bundes  ».  Im 
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tibrigen  beschränkte  sich  dieses  Gesetz  darauf,  die  Interessen  der  Post-,  der 
Telegraphen-  und  der  Militärverwaltung  zu  wahren. 

Den  Anlass,  einen  Schritt  weiter  zu  gehen,  bot  dem  Hunde  der  am 
15.  Oktober  1869  abgeschlossene  Gotthardvertrag,  indem  er  der  Kidgenossen- 
schaft die  Pflicht  überband,  die  vertragsmässige  Ausführung  des  Baues  der 
Gotthardbahn  zu  kontrollieren.  Die  Bundesversammlung  ermächtigte  daher  den 
Bundesrat  durch  Beschluss  vom  2.  März  1872,  auf  dem  Departement  des  Innern, 
Abteilung  Bauwesen,  —  die  im  Jahr  1860  dem  Post-  und  Baudepartement 
abgenommenen  und  dem  Departement  des  Innern  zugeteilt  worden  war  —  einen 
Inspektor  der  Gotthardbauten  anzustellen  und  denselben  auch  noch  weiter- 
hin für  die  dem  Bunde  zustehenden  Aufgaben  im  Eisenbahnwesen  zu  verwenden. 

Mit  dem  1.  Januar,  beziehungsweise  1.  April  1873  trat  das  neue  Eisen- 
bahngesetz (Bundesgesetz  über  den  Bau  und  Betrieb  der  Eisenbahnen  auf 
dem  Gebiete  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft)  vom  23.  Dezember  1872 
in  Kraft,  welches  das  Recht  der  Konzessionserteilung  auf  den  Bund  übertrug 
(Bundesversammlung)  und  den  Kantonen  nur  noch  die  «  Mitwirkung  bei  den 
vorbereitenden  Handlungen  >  zugestand.  Dem  Bundesrat  wurde  gleichzeitig  eine 
ganze  Reihe  von  Befugnissen  und  Pflichten  übertragen,  die  in  folgende  Kate- 
gorien zerfallen : 

Konzessionswesen:  Entgegennahme  und  Prüfung  der  Konzessions-  und  Konzes- 
sionsänderungsgesuche ;  Verhandlung  mit  den  Konzessionsbewerbern,  bezw.  Konzessionären 
und  den  Regierungen  der  beteiligten  Kantone;  Vorbereitung  der  Konzessionen  zu  Händen 
der  Bundesversammlung ;  Kontrolle  Ober  die  Einhaltung  der  konzessionsmäsäigen  Fristen  : 
Prüfung  und  Erledigung  der  Fristverlängerungsgesuche  im  Benehmen  mit  den  Kantonen  ; 
Prüfung  der  Gesuche  betreffend  Uebertragung  von  Konzessionen  oder  von  konzessions- 
massigen Rechten  und  Pflichten  (Betriebsverträge)  und  betreffend  Erneuerung  erloschener 
Konzessionen;  Prüfung  und  Genehmigung  der  Statuten  der  Bahngesellschaften  und  der 
Statutenänderungen:  Prüfung  und  Genehmigung  der  Finanzausweise. 

Bau:  Prüfung  und  Genehmigung  sämtlicher  Baupläne ;  Verhandlungen  mit  den  Kan- 
tonsregierungen  über  Traces,  Gestaltung  der  Wegübergänge,  Lage  der  Stationen  und  Ver- 
bindungsstrassen, Benennung  der  Stationen :  Verfügungen  betreffend  Anlage  zweiter  Geleise- 
Erstellung  neuer  und  Erweiterung  bestehender  Stationen;  Verfügungen  betreffend  Bauten 
zur  Wahrung  militärischer  Interessen  (Milit&rrampen  etc.);  Verfügungen  betreffend  Einfrie- 
digung der  Bahnlinien ;  Untersuchung  und  Erprobung  neuer  Linien  (Kollaudation)  und 
Bewilligung  der  Betriebseröffnung;  Entscheidung  über  Anschlüsse  neuer  Linien  an  bestehende 
und  Mitbenützuug  bestehender  Bahnlagen  durch  neue  Bahmintcrnehmungen. 

Betrieb:  Aufstellung  von  Bestimmungen  zur  Sicherung  der  technischen  Einheit  im 
schweizerischen  Eisenbahnwesen ;  Prüfung  und  Genehmigung  sämtlicher  Betriebsreglemente  ; 
Genehmigung  der  Fahrpläne  ;  Prüfung  der  Fahrplanbegehren ;  Entscheid  über  Erstellung  von 
Zugsanschlüssen,  Einstellung  durchgehender  Wagen,  Pestsetzung  von  Wartezeiten;  Ver- 
hangung  von  Bussen  für  wiederholte  Nichteinhaltung  des  Fahrplanes;  Kontrolle  über  die 
Ausübung  der  Bahnpolizei,  über  Beleuchtung  und  Beheizung  der  Wartlokale  und  Personen- 
wagen; Kontrolle  über  die  Pflicht  der  Bahnverwaltungen,  die  Bahnen  und  das  Bahnmaterial 
jederzeit  in  einem  die  nötige  Sicherheit  gewährenden  baulichen  Zustande  zu  halten  und  die 
Bahnen  mit  Betriebsmaterial  so  auszurüsten,  wie  das  Verkehrsbedürfnis  es  erheischt ;  Auf- 
stellung von  Normen  zur  Fixierung  des  Minimums  des  zu  beschaffenden  Materials;  Kontrolle 
über  die  Massnahmen  der  Bahnverwaltungen  gegen  die  Gefährdung  des  Verkehrs  auf  öffent- 
lichen Strassen  und  Wegen  durch  den  Manövrierdienst  auf  den  Bahnhöfen;  Untersuchung 
und  Statistik  der  Eisenbahnunfälle. 

Tarif-  und  Transportwesen:  Kontrolle  über  das  Tarifwesen;  Prüfung  und 
Genehmigung  sämtlicher  Tarife.  Tarifvorschriften.  Tarifänderungen,  Rückvergütungstaxen ; 
Erlass  eines  einheitlichen  Transportreglements;  Bewilligung  von  Ausnahmen  für  einzelne 
Verwaltungen;  Wahrung  des  Betriebsanschlusses  neuer  Bahnen  an  bestehende  ohne  Zuschlags- 
taxen oder  Reexpeditionsgebühren  und  ohne  Erschwerung  des  durchgehenden  Verkehrs; 
Bewilligung  von  Ausnahmetaxen  für  ausserordentliche  Transportleistungen  bei  Betriebsunter- 
brechungen infolge  von  Naturereignissen. 

Rechnungswesen  und  Statistik:  Prüfung  und  Genehmigung  der  Baurechnungen: 
Festsetzung  der  Form  der  Rechnungen,  Berechnung  der  Konzessionsgebühren:  Entgegen- 
nahme der  Geschäftsberichte,  der  Jahresrechnungen  und  eines  Auszuges  aus  den  Protokollen 
der  Generalversammlungen;  Erstellung  einer  einheitlichen  Eisenbahnstatistik. 
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Dieses  umfangreiche  Pensum  veranlasste  den  Bundesrat,  der  Bundesver- 
sammlung eine  Aenderung  des  oben  zitierten  Gesetzes  betreffend  die  Organi- 
sation und  den  Geschäftsgang  des  Bundesrates  vom  Ib.  Mai  1849  zu  beantragen, 
indem  er  der  Ansicht  war,  dass  das  Eisenbahnwesen  mit  allen  darin  enthaltenen 
Aufgaben  in  vollem  Masse  verdiene,  wenn  nicht  zum  ausschliesslichen,  so  doch 
zum  Hauptinhalt  eines  Departementes  gemacht  zu  werden.  Die  Bundesver- 
sammlung entsprach  diesem  Gesuch  durch  Annahme  des  Bundesgesetzes  vom 
28.  Juli  1873,  durch  welches  das  bisherige  Handels-  und  Zolldepartcmcnt  auf- 
gehoben, das  Zollwesen  zum  Finanzdepartement  geschlagen,  das  Eisenbahnwesen 
vom  Departement  des  Innern  abgetrennt  und  ein  Eisenbahn-  und  Handels- 
departement  geschaffen  wurde.  Durch  Beschluss  vom  27.  März  1874  gab  der 
Bundesrat  der  Eisenbahnabteilung  folgende  Organisation:  Kanzlei  (Dcparte- 
mentssekretär,  Registratur,  Statistiker  und  Kanzlist,  dieser  zugleich  Uebersctzer); 
technisches  Inspcktorat  (technischer  Inspektor,  Gotthardbahn-Inspektor.  Bureau- 
gehülfe,  fünf  Kontrollingenieurc);  administratives  Inspcktorat  (Inspektor,  Adjunkt); 
das  ganze  Personal  bestand  somit  aus  14  Beamten. 

Durch  Bundesbcschluss  vom  21.  August  1878  wurde  das  Eisenbahnwesen 
von  der  Handelsabteilung  getrennt  und  mit  dem  Post-  und  dem  Tclcgraphen- 
wesen  zum  Post-  und  Eisenbahndepartement  vereinigt.  Diese  Vereinigung 
besteht  heute  noch. 

Der  Geschäftskreis  des  Eiscnbalindcpartements  hat  sich  nicht  lange  auf 
die  Ausführung  des  Eisenbahngesetzes  vom  Jahr  1872  beschränkt.  Schon  damals 
fiel  ihm  auch  die  Antragstellung  in  denjenigen  Angelegenheiten  zu,  die  auf 
Grund  des  Bundesgesetzes  betreffend  die  Verbindlichkeit  zur  Abtretung  von 
Privatrechten  (Expropriationsgesetz)  vom  I.Mai  1850  vom  Bundesrat  zu  erledigen 
waren  ;  nachher  folgten  : 

Das  Gesetz  Aber  Verpfändung  und  Zwangsliquidation  von  Eisenbahnen,  vom  24.  Juni 
1 874 :  das  Gesetz  Aber  die  Rechtsverhältnisse  der  Verbindungsgeleise  zwischen  dem  schwei- 
zerischen Eisenbahnnetz  und  gewerblichen  Anstalten,  vom  19.  Dezember  1874;  das  Gesetz 
betreffend  den  Transport  auf  Eisenbahnen,  vom  20.  März  1875,  aufgehoben  durch  das  Gesetz 
betreffend  den  Transport  auf  Eisenbahnen  und  Dampfschiffen,  vom  29.  März  1893;  das 
Gesetz  betreffend  Handhabung  der  Bahnpolizei,  vom  18.  Februar  1878;  das  Gesetz  betreffend 
Sichcrstellung  der  Kranken-,  Unterstützungs-.  Pensions-,  Depositen-  und  Ersparnis-Kassen 
der  Eisenbahnangestellten,  sowie  der  von  letztern  geleisteten  Kautionen,  vom  20.  Dezember 
1878;  das  Gesetz  betreffend  die  Sicherstellung  der  Vergütungen  aus  dem  direkten  Verkehr 
der  Eisenbahnen  und  aus  der  Mitbenutzung  von  Pahnhöfcn  und  Bahnstrecken,  vom  2.  Juli 
1880;  das  Gesetz  über  das  Rechnungswesen  der  Eisenbahngesellschaften,  vom  21.  Dezember 
1883,  aufgehoben  und  ersetzt  durch  das  Gesetz  betreffend  das  Rechnungswesen  der  Eisen- 
bahnen, vom  27.  März  1896;  das  Gesetz  betreffend  die  Hülfskassen  der  Eisenbahn-  und 
Dampfschiffgescllschaften,  vom  28.  Juni  1889;  das  Gesetz  betreffend  die  Arbeitszeit  beim 
Betriebe  der  Eisenbahnen  und  anderer  Transportanstalten,  vom  27.  Juni  1890,  aufgehoben 
durch  das  Gesetz  betreffend  die  Arbeitszeit  beim  Betriebe  der  Eisenbahnen  und  anderer 
Verkehrsanstalten,  vom  19.  Dezember  1902;  das  internationale  Uebereinkommen  über  den 
Eisenbahn-Frachtverkehr,  vom  14.  Oktober  1890,  mit  Zusatzvereinbarung  vom  16.  Juli  1895 
und  Zusatzübercinkommen  vom  16.  Juni  1898;  das  Gesetz  betreffend  das  Stimmrecht  der 
Aktionäre  von  Eisenbahngesellschaften  und  die  Beteiligung  des  Staates  bei  deren  Verwaltung, 
vom  28.  Juni  1895;  der  Staatsvertrag  mit  Italien  betreffend  den  Bau  und  Betrieb  einer 
Eisenbahn  durch  den  Simplon,  von  Brig  nach  Domodossola,  vom  25.  November  1895;  die 
auf  dem  l'ostregalgcsetz  vom  5.  April  1894  beruhende  Verordnung  betreffend  den  Bau  und 
Hetrieb  von  Dampfschiffen  und  andern  mit  Motoren  versehenen  Schiffen  auf  den  schweize- 
rischen Gewässern,  vom  IS,  Februar  1896:  das  Gesetz  betreffend  die  Erwerbung  und  den 
Betrieb  von  Eisenbahnen  für  Rechnung  des  Bundes  und  die  Organisation  der  Verwaltung 
der  schweizerischen  Bundesbahnen,  vom  15.  Oktober  1897;  das  Gesetz  über  Bau  und  Betrieb 
der  schweizerischen  Nebenbahnen,  vom  21.  Dezember  1899;  das  Gesetz  betreffend  das  Tarif- 
wesen der  schweizerischen  Bundesbahnen,  vom  27.  Juni  1901;  das  Gesetz  betreffend  die 
elektrischen  Schwach-  und  Starkstromanlagcn,  vom  24.  Juni  1902;  der  Bundesratsbeschluss 
vom  U.Oktober  1902,  durch  welchen  die  Kontrolle  der  Luftseilbahnen  und  anderer  Trans- 
portanstalten,  sowie  die  Erteilung  von  Konzessionen  und  die  Festsetzung  der  näheren 
Bedingungen  provisorisch  dem  Eisenbahndepartement  übertragen  wurde. 
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II.  Organisation.  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  das  im  Bundesratsbcschluss 
vom  27.  März  1874  (s.  oben)  vorgesehene  Personal  von  14  Beamten  nicht 
genügte,  um  diese  immer  umfangreichere  Gcschäftslast  zu  bewältigen.  Die 
Organisation  des  Departements  wurde  daher  durch  Schaffung  neuer  Beamtungen 
auf  dem  Budget  weg  von  Jahr  zu  Jahr  erweitert,  bis  sie  eine  neue  gesetzliche 
Grundlage  erhielt  durch  das  Gesetz  betreffend  Organisation  der  Eisenbahn- 
abteilung des  Post-  und  Eisenbahndepartements,  vom  27.  März  1897.  Heute 
(1903)  ist  der  Personalbestand  folgender: 

Sekretariat:  Departementssekretär,  Sekretär-Adjunkt.  II.  Adjunkt  (einstweilen  mit 
dem  Titel  eines  II.  Sekretärs  der  administrativen  Abteilung),  Uebersetzer,  Registrator. 
7  Kanzlisten. 

Technische  Abteilung:  Direktor.  Inspektor  für  den  Bau  des  Simplontunnelfl, 
3  Inspektoren  (für  die  bautechnische,  maschinentechnische  und  betriebstechnische  Sektion), 
23  Kontrollingenieure  (I  für  den  Bahndienst.  7  für  den  Bau  und  den  linterhalt  der  Bahnen, 
2  für  die  eisernen  Brücken.  7  für  die  Spezial-  und  Nebenbahnen,  1  für  elektrische  Stark- 
stromanlagen. 3  für  das  Kollmaterial,  2  für  die  Dampfschiffe),  5  Betriebsbeamte,  I  Sekretär 
II.  Klasse.  5  Kanzlisten,  1  Auslaufer. 

Inspektorat  für  Tarif-  und  Transportwesen:  Inspektor,  5  Tarifbeamte,  Kanzlitt. 

Inspektorat  für  Rechnungswesen  und  Statistik:  Inspektor,  Stellvertreter 
»Sekretär  II.  Klasse),  Mathematiker,  2  Statistiker.  Kanzlist. 

Die  Gesamtzahl  der  Beamten  des  Eisenbahndepartements  beträgt  somit  65. 

Das  Eisenbahndepartement  gibt  folgende  Publikationen  heraus: 

1.  Sammlung  der  auf  das  schweizerische  Eisenbahnwesen  bezüglichen  amtlichen  Akten- 
stücke (seit  1850)  in  Halbjahresheften. 

2.  Dieselben  in  französischer  Sprache. 

3.  I'ublikationsorgan  für  das  Transport-  und  Tarifwesen  der  Eisenbahnen  und  Dampf- 
schiffunternehmungen  auf  dem  Gebiete  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  (seit  Juli  1885) 
in  wöchentlichen  Nummern  (Beilage  zum  Bundesblatt). 

4.  Dasselbe  in  französischer  Sprache. 

5.  Schweizerische  Eisenbahnstatistik  (Stitistique  des  chemins  de  fer  suisses)  in  Jahres- 
bänden (seit  1 877). 

6.  Statistik  des  Rollmaterials  der  schweizerischen  Eisenbahnen  (seit  1886)  in  Jahres- 
bänden. 

7.  Verzeichnis  der  im  Betriebe  befindlichen  schweizerischen  Eisenbahnen  und  der 
konzedierten  Eisenbahnprojekte  (seit  IKS(>)  unrcgelmassig,  meistens  halbjahrlich. 

III.  Schlussbemerkungen.  Die  Entwicklung  des  schweizerischen  Eisenbahn- 
wesens hat  ihren  Ahschluss  noch  lange  nicht  gefunden:  immer  grösser  wird  die 
Zahl  der  Bahnlinien,  immer  mannigfaltiger  werden  die  Bau-  und  Betriebssysteme, 
immer  neue  Anforderungen  stellt  der  Verkehr  an  die  Transportanstalten  aller 
Art.  Mit  dieser  Entwicklung  wird  auch  das  Eisenhahndepartement  Schritt  halten 
müssen:  sein  Geschäftskreis  und  mithin  auch  sein  Personalbestand  werden  sich 
entsprechend  vergrössern.  Die  l'cbertragung  einzelner  Funktionen  auf  andere 
Verwaltungen,  z.  B.  auf  die  Bundesbahnverwaltung,  erscheint  unthunlich.  Auch 
die  Einschränkung  der  Befugnisse  des  Eisenbahndepartements,  so  dass  die 
Bundesbahnen  ganz  oder  teilweise  seiner  Kontrolle  entzogen  würden,  empfiehlt 
sich  nicht.  Zwar  läge  der  Gedanke  nahe,  dass  die  besondere  Aufsicht,  welche 
gegenüber  den  Privatbahnen  im  öffentlichen  Interesse  geübt  wird,  gegenüber 
einem  Zweige  der  Staatsverwaltung  überflüssig  sei.  da  die  letztere  eo  ipso  auch 
nur  die  allgemeinen  Interessen  zu  verfechten  habe.  Dagegen  ist  einzuwenden, 
dass  auch  die  Verwaltung  der  Bundesbahnen  wohl  oder  übel  «las  finanzielle 
Erträgnis  berücksichtigen  muss,  dass  also  auch  sie  der  Gefahr  ausgesetzt  ist, 
darüber  die  öffentlichen  Interessen  /u  vernachlässigen.  Ks  ist  daher,  wie  schon 
in  der  Botschaft  des  Bundesrates  zum  Rückkaufsgesetze  ausgeführt  wurde, 
notwendig,  dass  eine  Behörde  da  sei.  die  nicht  das  fiskalische  Interesse  im 
Auge  behält,  sondern  darüber  wacht,  dass  den  Anforderungen,  welche  das  mit 
der  Bundesbahn    verkehrende  Publikum,    wie   auch   das   Bahnpersonal   an  den 
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Betrieb  stellen  dürfen,  Rechnung  getragen  werde.  Eine  solche  Behörde  ist  das 
Eisenbahndepartement  und  es  ist  der  erklärte  Wille  der  Bundesversammlung, 
dass  es  seine  Befugnisse  auch  gegenüber  den  Bundesbahnen  in  gleicher  Weise 
geltend  mache  wie  gegenüber  den  Privatbahnen. 

IV.  Litterattir.  Botschaft  des  Bundesrates  an  die  Bundesversammlung  tum  revi- 
dierten Bundesgesetz  Hier  den  Bau  und  Betrieb  von  Eisenbahnen  im  Gebiete  der  sckxveiz. 
Eidgenossenschaft,  vom  ib.  Juni  1871,  enthalten  im  Bundesblatt  t8yt,  II.  647 ff.  — 
Botschaft  des  Bundesrates  an  die  Bundesversammlung  betreffend  Organisation  und 
Besoldung  der  Beamten  der  Eisenbahnabteilung  des  Post-  und  Eisenlahndepnrtementns, 
vom  24.  April  1896,  enthalten  im  Bundesblatt  fSgö,  III,  t  ff.  —  Botschaft  des  Bundes- 
rates an  die  Bundesversammlung  betreffend  den  Rückkauf  der  Schweix.  Bundesbahnen, 
vom  23.  März  J897,  enthalten  im  Bundesblatl  1897,  II,  230  ff. 


I.  Anfänge.  -  II.  Stellungnahme  des  Bundes.  —  III.  Sieg  des  Staatsbahn- 
gedankens. —  IV.  Lösung  der  Alpenbahnf rage.  —  V.  Eisenbahnpolitik 
der  Kantone.  —  VI.  Die  Entwicklung  der  schweizerischen  Hahnen.  — 
VII.  Litterattir. 


I.  Anfänge.  Die  ersten  schweizerischen  Eisenbahnbestrebungen  gehen  bis 
ins  Jahr  1836  zurück,  und  machten  sich  im  Osten  der  Schweiz  bemerkbar. 
Dort  interessierte  sich  Landammann  Baumgartner  von  St.  Gallen  besonders 
für  das  Eisenbahnwesen.    Er  machte  daherige  Studienreisen  nach  Belgien,  ver- 
öffentlichte eine  Reihe  Artikel,  projektierte  Linien  und  empfahl  Staatssubvention. 
In  ostschweizerischen  Kreisen  wurden  namentlich  die  Linien  Rorschach-St.  Gallen. 
Rorschach-Zürich-ßascl  und  Zürich-Chur  diskutiert.    Es  wurde  auch  eine  Gesell- 
schaft zur  Erstellung  einer  Linie  Bodcnsee-Zürich-Basel  gegründet ;    allein  sie 
erreichte  ihren  Zweck  nicht.   Etwas  später  trat  der  Graubündner  I.anica  mit 
dem  Projekte  einer  Lukmanierbahn  auf.  Für  dasselbe  arbeitete  in  hervorragender 
Weise  Ca  von  r.    Es   kam   zu  einem  Staatsvertrage    zwischen  den  Kantonen 
St.  Gallen,  Graubünden  und  Tcssin.  der  die  Erteilung  gleichmässiger  Konzes- 
sionen für  eine  Lukmanierbahn  zum  Zwecke  hatte,   bald  darauf  wurde  zum 
gleichen  Zweck»'  ein  Staatsvertrag  zwischen  den  drei  Kantonen  und  Sardinien 
abgeschlossen.  —  Zürich  arbeitete  an  dem  Zustandekommen  einer  Verbindung 
mit  Basel ;  allein  infolge  der  ablehnenden  Haltung  Basels  kam  nur  das  Stück 
Zürich-Baden   im  Jahre   1847  nach   grossen,  mehr  als  zehn  Jahre  dauernden 
Anstrengungen  zu  stände.   Basel  selbst  dachte  schon  in  dieser  Periode  an  die 
Ausführung  der  Hauptlinien  der  heutigen  Centraibahn,  es  strebte  dem  Gotthard 
zu,  war  aber  den  Bestrebungen  Zürichs,  wie  erwähnt,  abgeneigt.   Es  erschienen 
in  den  40er  Jahren  in  Basel  mehrere  Broschüren,  die  Projekte  schweizerischer 
Bahnnetze  zum  Gegenstand  hatten ;    in  allen  erscheint  die  Linie  Basel  -  Ölten 
als  Stammlinie:  Basel  als  Ausgangs-  und  Ölten  als  Knotenpunkt.  —   In  der 
Westschweiz  wurden  in  dieser  Zeit  (1844 — 1852)  hauptsächlich  die  Linien  Morges- 
Yverdon,  Genf-Lyon,  Lausanne-Oron-Bern  und  die  Walliserlinie  ventiliert.  — 
Neben  diesen  Projekten  mehr  lokaler  Natur,  linden   wir  auch  schon  solche, 
ganze  Stammnetze  beireffend:   so,  w'u-  erwähnt,  von  Basel  ausgehend   und  an 
das  Stück   Basel-Olten  anschliessend,   ein  Netz,  das  die  heutigen  Hauptlinien 
der  Centraibahn  umfasst;  sodann  bestund  ein  in  fast  der  ganzen  Schweiz  ver- 
zweigtes Komitee  zur  Erstrebung  einer  Stammbahn  Genf-Bodensee.  Dasselbe 
machte  daherige  Studien  und  Pläne,  wurde  dann  aber  durch  den  Sonderbunds- 
krieg ans  seiner  Thätigkeit  herausgerissen.    Das  Verhältnis  des  Staates  (Tag- 
satzung  und    Kantorte  i    zu    diesen    Bewegungen    blieb    ein    ziemlich  passives. 


Dr.  C.  H.  Mtiggli,    Sekretär  des  sch'veii.  Eisenbahndeparlementes,  Bern. 
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Graubünden  stellte  1839  den  Plan  eines  bündnerischen  Eisenbahnnetzes  auf 
{ohne  Staatsbetciligung),  sodann  schloss  es  mit  St.  Gallen,  Tessin  und  Sardinien 
die  schon  erwähnten  Staatsverträge.  St.Gallen  bestimmte  in  zwei  kleinen  Gesetzen 
für  die  Bahnen  Steuerfreiheit,  das  Recht  der  Expropriation  und  Erfordernis 
einer  Konzession.  Konzessionen  wurden  von  verschiedenen  Kantonen  erteilt, 
dieselben  sind  sehr  verschiedenen  Inhaltes.  —  Die  Tagsatzung  befasste  sich 
mit  einigen  Eisenbahnfragen,  z.  B.  Festsetzung  der  gleichen  Spurweite  für  die 
ganze  Schweiz  etc.,  erklärt*-  sich  aber  regelmässig  als  inkompetent.  Der  Gedanke 
schweizerischer  Staatsbahnen  wurde  vertreten  durch  den  schweizerischen  Gcwcrbc- 
verein  und  den  Freiburger  Berset,  der  eine  daherige  Eingabe  an  die  Tagsatzung 
machte.  Effektiv  befasste  sich  der  Staat  jedoch  bis  1850  nicht  mit  Eiscnbahn- 
angelegenheiten.  Eröffnet  wurden  in  dieser  Periode  die  Linien  Zürich  -  Baden 
und  St.  Ludwig-Basel. 

IL  Stellungnahme  des  Bundes.  Nach  den  Ereignissen  von  1847  und  der 
Umwandlung  der  Schweiz  von  einem  Staatenbunde  in  einen  Bundesstaat,  nahm 
derselbe  auch  Stellung  zu  dem  schweizerischen  Eisenbahnwesen.  Die  Bundes- 
versammlung beauftragte  den  Bundesrat  Bericht  und  Antrag  einzubringen  über 
das  in  der  Schweiz  anzulegende  Bahnnetz,  dessen  Umfang.  Kosten  und  Renta- 
bilität, die  volkswirtschaftlichen  Folgen  der  Einführung  von  Bahnen  und 
schliesslich  über  die  Frage,  ob  Staats-  oder  Privatbahnsystem  vorzuziehen  sei. 
Zuerst  wurde  das  Expropriationsgesetz  von  1850  erlassen.  Dann  ernannte  der 
Bundesrat  eine  Anzahl  technischer  und  volkswirtschaftlicher  Experten,  welche 
die  Anlage  von  Bahnen  in  der  Schweiz  studieren  sollten.  Technische  Experten 
waren  Stcffensen  und  Swinburne  aus  England;  volkswirtschaftliche:  Ratsherr 
Geigy  und  Herr  Schmiedlin  aus  Basel,  Ziegler  aus  Winterthur  und  Coindet 
aus  Genf.  Geigy  trat,  freilich  in  sehr  ungeschickter  Weise,  für  das  Staatsbahn-, 
Ziegler  für  das  Privatbahnsystem  ein.  Das  projektierte  St.'iatsbahnnetz  hätte 
vorläufig  750,6  km  umfasst.  Zur  Durchführung  der  technischen  Detailstudien 
wurde  ein  eidgenössisches  Eisenbahnbureau  unter  der  Leitung  des  Ingenieurs 
Koller  eingerichtet.  Der  Bundesrat  arbeitete,  gestützt  auf  das  gesammelte  reiche 
Material,  eine  Botschaft  aus,  in  der  er  das  Staatsbahnsystem  empfahl,  und  einen 
bezüglichen  Gesetzesentwurf  zur  Annahme  unterbreitete.  Der  Nationalrat  ernannte 
nun  zur  Prüfung  der  Angelegenheit  eine  Kommission.  Dieselbe  spaltete  sich 
in  eine  Mehrheit  und  eine  Minderheit.  Der  Hauptdifl'erenzpunkt  lag  in  der  Frage  : 
Staats-  oder  Privat  bahnen.  Die  beidseitigen  Berichte,  namentlich  derjenige  der 
Mehrheit  der  Kommission,  sind  sehr  ausführlich  geschrieben,  und  stellen  wahre 
Rüstkammern  von  Argumenten  für  und  gegen  den  Staatsbau  dar.  Die  Mehrheit 
sprach  sich  für  den  Staatsbau,  die  Minderheit  für  den  Privatbau  aus.  Die 
Minderheit  empfahl  den  Privatbau  mehr  aus  Zweckmässigkeitsgründen  als  aus 
Zweifel  an  der  Kompetenz  des  Bundes  zum  Staatsbau.  Beiden  Berichten  waren 
bezügliche  Gesetzesentwürfe  beigelegt.  Ohne  grosse  Diskussion  siegte  bei  der 
Abstimmung  das  Privatbahnsystem,  und  der  Gesetzesentwurf  der  Kommissions- 
minderheit wurde  fast  unverändert  zum  Gesetze  erhoben.  (1852.)  D;is  Gesetz 
überlicss  den  Bau  und  Betrieb  von  Eisenbahnen  den  Privaten  und  Kantonen; 
ebenso  die  Erteilung  von  Konzessionen  den  Kantonen.  Die  Eisenbahnhoheit 
war  bei  den  Kantonen :  die  kantonalen  Konzcssionen  unterlagen  der  Geneh- 
migung des  Bundes,  verweigert  werden  konnte  dieselbe  aber  nur  aus  militärischen 
Gründen,  im  übrigen  konnten  an  dieselben  eine  Reihe  von  Bedingungen  geknüpft 
werden,  die  zumeist  ihren  Grund  in  der  .Militärhoheit,  dem  Postregale  etc. 
hatten.  Der  Bund  hatte  n.  a.  das  Recht  zu  verlangen,  dass  die  verschiedenen 
Eisenbahngescllschaften  einander  in  schicklicher  Weise  den  technischen  Anschluss 
gestatteten,  ohne  die  Tarifsätze  zu  Ungunsten  der  einmündenden  Bahnen  ungleich 
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zu  gestalten:  wenn  ferner  ein  Kanton  die  Erteilung  der  Konzession  zu  einer 
im  Interesse  der  Eidgenossenschaft  oder  eines  grossen  Teiles  derselben  gelegenen 
Bahn  verweigerte,  konnte  der  Bund  über  den  Kanton  hinweg  eine  Zwangs- 
konzession erteilen.  Alle  diese  Rechte  involvieren  aber  nicht  eine  Eisenbahn- 
hoheit des  Bundes,  sondern  dienen  nur  zum  Schutze  von  Art.  21  alte  B.-V.. 
wie  denn  überhaupt  die  meisten  dem  Bunde  im  Eisenbahngesetze  von  1852 
eingeräumten  Befugnisse  keineswegs  etwa  einer  Eisenbahnhoheit  des  Bundes, 
sondern  andern  Hoheitsrechten  entspringen  oder  den  /.weck  der  Aufrccht- 
crhaltung  der  in  Art.  21  alte  B.-V.  niedergelegten  Grundsatze  haben.  Schliesslich 
stund  dem  Bunde  noch  das  Recht  des  Rückkaufes  zu.  Die  Eisenbahnhoheit  und 
grosse  Mehrzahl  der  Befugnisse  blieb  den  Kantonen  überlassen.  —  Die  Ohn- 
macht des  Bundes  in  Eisenbahnsachen  zeigte  sich  leider  bei  den  widerstreitenden 
Interessen  der  einzelnen  Kantone  und  Eisenbahngesellschaften  nur  zu  schnell 
und  zu  deutlich.  Bald  hatten  die  Eisenbahngesellschaften  unter  sich  Handel, 
bald  waren  sie  mit  den  Gemeinde-  oder  Kantonsbehörden  uneins,  und  bald 
gerieten  Kantone  wegen  der  Wahl  von  Traccs  und  Erteilung  oder  Nichterteilung 
von  Eisenbahnkonzessionen  hintereinander.  Auf  diese  Weise  waren  die  Eisen- 
bahnkonflikte an  der  Tagesordnung.  Immer  wurde  von  dieser  oder  jener  Seite 
die  Hülfe  des  Bundes  angerufen,  während  dann  die  Gegenpartei  die  Kompetenz 
des  Bundes  bestritt.  So  entstunden  nebst  allen  andern  oft  noch  die  schönsten 
Kornpctenzkonfliktc.  Die  Bundesversammlung  hatte  bald  fast  nichts  mehr  zu 
thun,  als  Eisenbahnstreitigkeiten  zu  schlichten;  oft  mussten  zu  diesem  Zwecke 
E\trascssionen  abgehalten  werden.  Hütte  der  Bund  von  Anfang  an  die  Linien 
bestimmen,  konzedieren  und  deren  Durchführung  nachdrücklich  fördern  können, 
so  wären  diese  fruchtlosen  Streitigkeiten  alle  unterblieben.  Der  grösstc  der- 
artige Konflikt  war  der  Westbahnkonflikt,  der  sich  hauptsächlich  zwischen  Waadt 
und  Freiburg  abspielte,  und  durch  lange  Jahre  zog  und  die  ganze  Schweiz  in 
Aufregung  setzte.  Hinter  den  Kantonen  stunden  fast  immer  als  eigentliche 
Handelnde  sich  feindliche  Eiscnbahngescllschaften.  —  Das  Publikum  wurde  von 
den  Bahnen  behandelt  wie  wenn  es  einzig  um  der  Bahnen  Willen  da  wäre. 
Es  gelangten  massenhaft  Petitionen  an  den  Bundesrat  mit  dem  Ersuchen,  ein- 
zugreifen und  Ordnung  zu  schaffen.  Allein  fast  immer  mussten  sich  die  Bundes- 
behörden inkompetent  erklären ;  die  Kantone  konnten  aber  erst  nichts  machen, 
weil  ihnen  in  Verkehrssachen  die  Bahnen  schon  längst  über  den  Kopf  gewachsen 
waren.  Wurden  vom  Bundesrat  Nachtragsgesetze  oder  Verfügungen  erlassen, 
die  jeweilen  sehr  zahm  waren  und  sich  nur  auf  das  Allernotwcndigstc  beschrankten, 
so  wurde  von  Seite  der  Bahnen  über  die  Anmassung  des  Bundes,  der  in  will- 
kürlicher Weise  seine  Kompetenzen  überschreite,  heftig  geklagt. 

Angesichts  dieser  unhaltbaren  und  die  Landesinteressen  ernstlich  gefähr- 
denden Zustände,  wurde  von  mehreren  Seiten  auf  den  Erlass  eines  neuen 
Eisenbahngesetzes,  durch  welches  dem  Bunde  mehr  Kompetenzen  eingeräumt 
werden  sollten,  gedrungen.  Her  Erlass  dieses  Gesetzes  stiess  auf  gewaltige 
Opposition,  die  Bahngesellschaften  bestritten  sogar  das  Recht  des  Bundes,  in 
der  Eisenbahugesetzgcbung  irgend  welche  Aenderung  vornehmen  zu  dürfen. 
Der  Bund  beharrte  natürlich  auf  seinem  Gesetzgebungsrecht,  und  brachte  das 
neue  Gesetz  {23.  Dezember  1872)  zur  Ausführung,  wodurch  dasjenige  von  1852 
aufgehoben  wurde.  Wenn  man  zur  Zeit  des  Erlasses  des  Gesetzes  über  dessen 
verfassungsmässige  Grundlage  im  Zweifel  sein  konnte,  so  ist  das  heute  nicht 
mehr  der  Fall,  indem  die  revidierte  Bundesverfassung  von  1874  dem  Bunde 
das  Gesetzgebungsrecht  in  Eisenbahnsachen  einräumte.  Der  beschränkte  Raum 
erlaubt  uns  ein  genaueres  Eingehen  auf  den  Inhalt  dieses  Gesetzes  nicht. 
Dasselbe  übertrug  das  Recht  der  Konzessionserteilung  von  den  Kantonen  auf 


Eisenbahnwesen  (Geschichte) 


867 


den  Hund,  mit  anderen  Worten:  die  Eisenbahnhoheit  ging  auf  den  Bund  über. 
Das  Gesetz  spricht  sich  sodann  über  den  Inhalt  der  Konzession  und  die  Rechts- 
stellung der  Konzessionäre  aus,  und  enthält  endlich  eine  Reihe  von  Bestimmungen 
über  die  Einheit  des  Baues  und  des  Betriebes  des  schweizerischen  Bahnnetzes. 
Dieselben  erstrecken  sich  über  die  Beschaffenheit  des  Bahnkörpers,  des  Betricbs- 
materiales,  Anschlüsse  neuer  Bahnen  an  bestehende  Linien,  Verwaltung  der 
Bahnen,  Fahrplanwcsen  und  direkter  Verkehr,  Tarifwesen,  Gestaltung  des 
Transportreglementes.  In  all  diesen  Zweigen  wurde  dem  Bunde  im  Interesse 
des  Verkehrs  ein  massgebendes  Eingreifen  eingeräumt.  Das  Gesetz  sah  ferner 
den  Erlass  einiger  weiterer  Eisenbahngesetze  vor,  so  z.  B.  eines  umfassend  die 
erforderlichen  Bestimmungen  über  die  Rechtsverhältnisse  des  Frachtenverkehrcs 
und  der  Spedition  auf  Eisenbahnen  und  auf  andern  vorn  Bunde  konzedierten 
«•(Irr  von  ihm  selbst  betriebenen  Transportanstalten,  eines  über  die  Verbind- 
lichkeiten der  genannten  Transportanstaltcn  zum  Schadenersatze  für  die  beim 
Bau  und  Betrieb  herbeigeführten  Tütungen  und  Verletzungen,  eines  Gesetzes 
über  die  Verpfandung  und  Zwangsliquidation  der  Eisenbahnen  auf  dem  Gebiete 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft.  All  diese  Gesetze  wurden  in  der  Folge 
erlassen;  ausserdem  wies  die  schweizerische  Eisenbahngesetzgebung  sonst  noch 
eine  reiche  Entwicklung  auf,  die  auch  im  Auslande  grosse  Anerkennung  fand. 
Ks  wurden  z.  B.  ausser  den  erwähnten  Gesetzen  noch  folgende  weitere  Gesetze, 
Verordnungen  und  Reglemcnte  erlassen:  Bundesgesetz  über  die  Bahnpolizei 
vom  18.  Februar  1878;  eine  Normal  konzession,  Pfandbuchverordnung,  zwei 
Gesetze  über  das  Rechnungswesen  der  Eisenbahnen  (1883  und  1896).  Regle- 
mcnte über  den  Signaldienst  (1886  und  1890),  Gesetz  betreffend  Sicherstellung 
der  Vergütungen  aus  direktem  Verkehr,  Nebenbahnengesetz.  Gesetz  betreffend 
Sonntagsarbeit.  Gesetz  betreffend  Sicherstellung  der  Kranken-  und  Unter- 
stützungskassen der  Bahnangestellten.  Gesetz  betreffend  die  Arbeitszeit  beim 
Betriebe  der  Eisenbahnen,  (iesetz  über  das  Stimmrecht  der  Aktionäre,  Trans- 
portgesetze (1875  und  1893)  nebst  dazu  gehörigen  Transportreglemcntcn  und 
andere.  Wie  erwähnt,  erlaubt  uns  der  beschränkte  Raum  nicht  auf  den  Inhalt 
dieser  Gesetze  näher  einzugehen.  Zusammenfassend  darf  man  sagen,  dass  die 
erweitert«*  Kompetenz  des  Bundes  im  Eisenbahnwesen  vom  Publikum  als  eine 
Wohlthat  empfunden  wurde,  und  dass  in  der  Verkchrscrleichterung  grosse  Fort- 
schritte erzielt  wurden.  Allerdings  fehlte  es  auch  in  dieser  Periode  nicht  an 
Differenzen  zwischen  dem  Bunde  und  den  Eiscnbahngesellschaftcn.  Dieselben 
fanden  ihre  Erledigung  in  <ler  Regel  vor  Buntlesgericht.  Das  Eisenbahn- 
gesetz von  1872  inaugurierte  eine  Periode  reicher  Entwicklung  im  schweize- 
rischen Eisenbahnwesen. 

III.  Sieg  des  Staatsbahngedankens.  Diese  Periode  schlicsst  mit  dem 
endliehen  Siege  des  Staatsbahngedankens  über  das  Privatbahnsystem.  Der  Staats- 
bahngedanke war  seit  der  Entscheidung  von  1852  nie  völlig  aufgegeben  worden. 
Hin  und  wieder  erschienen  Broschüren,  welche  den  Rückkauf  der  schweizerischen 
Eisenbahnen  befürworteten  und  daherige  Vorschläge  machten,  so  von  J.  Stämpfii, 
Benua,  S.  Kaiser  und  andern.  Offiziell  wurde  die  Frage  des  Rückkaufes  durch 
den  Bund  zum  erstcnmale  im  Jahre  1883  ventiliert.  Damals  war  der  erste  kon- 
zessionsgcinässc  Kündigungstermin  für  die  schweizerische  Centralbahn  und  andere 
Linien  fällig.  Der  Bundesrat  musste  daher  die  Rückkaufsfrage  eingehend  prüfen, 
und  kam  dabei  zum  Resultate,  dass  das  Anlagekapital  sämtlicher  Bahnen  viel 
zu  hoch  berechnet  sei,  und  dass  der  Bund  für  den  Fall  des  Rückkaufes  eine 
Reduktion  desselben  um  ungefähr  85  Millionen  Franken  verlangen  müsse.  Es 
zeigte  sieh  im  weitern.  dass  seit  zehn  Jahren  viel  zu  hohe  Dividenden  aus- 
bezahlt wurden.     Unter  diesen  Umständen  kam  der   Bundesrat   zum  Schlüsse, 
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dass  auf  den  konzcssionsmässigen  Rückkauf  nicht  einzutreten  sei.  Dagegen  war 
er  der  Ansicht,  dass  die  finanzielle  Gebahrung  der  Eisenbahngcscllschaften 
unter  staatliche  Aufsicht  zu  stellen  sei.  Die  Bundesversammlung  war  mit  diesen 
Anschauungen  einverstanden,  und  so  wurde  in  der  Folge  das  Rechnungsgerät z 
(1883,  aufgehoben  durch  dasjenige  von  1896)  erlassen,  welches  in  das  Rech- 
nungswesen der  Bahnen  Ordnung  bringen  sollte.  Im  Jahre  1887/88  versuchte 
der  Bundesrat  sodann  einen  freihändigen  Rückkauf  der  Nordostbahn,  die  sich 
damals  in  schwierigen  Verhältnissen  befand.  Der  Bundesrat  bemerkte  aber  im 
Verlaufe  der  Verhandlungen,  dass  aus  hier  nicht  näher  zu  erörternden  Gründen 
das  Rückkaufsprojekt  in  der  Bundesversammlung  auf  scharfe  Opposition  stossen 
werde,  und  brach  in  der  Folge  die  Verhandlungen  mit  der  Nordostbahn  ab. 
Der  Bundesrat  liess  sich  jedoch  nicht  entmutigen,  sondern  versuchte  den  Wey; 
der  Verstaatlichung  in  anderer  Weise  zu  betreten.  Im  Jahre  1889  fand  die 
Fusion  der  Suisse  Occidentale  und  Jura-Bcrn-Luzern-Bahn  zu  der  Jura-Simplon- 
Hahn  statt.  Der  Bund  befand  sich  nun  einer  Bahngesellschaft  von  einer  in  der 
Schweiz  bisher  unbekannten  Macht  (1000  km  Betriebslänge)  gegenüber,  der 
Bund  musste  also  danach  trachten,  sich  in  dieser  Gesellschaft  den  nötigen  Ein- 
fluss  zu  sichern.  Er  ergriff  deshalb  mit  Freuden  die  Gelegenheit,  einen  Posten 
von  30,000  Prioritätsaktien  der  Jura-Simplon-Bahn,  die  ihm  der  Kanton  Bern 
zum  Kaufe  offerierte,  zu  erwerben.  Die  Bundesversammlung  genehmigte  den 
Kauf  und  ermächtigte  den  Bundesrat  zum  gleichen  oder  einem  niedereren 
Preise  weitere  Jura-Simplon-Bahn-Aktien  zu  kaufen.  So  erwarb  der  Bund  nach 
und  nach  77,151  Prioritätsaktien  der  Jura-Sirnplon-Bahn.  Da  gegen  diese  Ope- 
ration das  Referendum  nicht  ergriffen  wurde,  glaubte  der  Bundesrat  auf  dem 
mit  Erfolg  begangenen  Wege  weiter  schreiten  zu  können,  und  schloss  deshalb 
mit  einem  Konsortium  deutscher  und  schweizerischer  Banken  einen  Vertrag, 
nach  welchem  sich  das  Konsortium  verpflichtete,  dem  Bunde  einen  Posten  von 
50,000  Centraibahnaktien  zu  einem  gewissen  Preise  zu  liefern.  Die  Bunde>- 
versammlung  genehmigte  den  Vertrag;  allein  es  wurde  dagegen  das  Referendum 
ergriffen  und  das  Projekt  mit  289.406  gegen  130,729  Stimmen  verworfen.  Zur 
Verwerfung  führten  verschiedene  Gründe.  Viele  fanden  den  vom  Bunde  offerierten 
Preis  zu  hoch,  andere  wollten  lieber,  dass  der  Bund  alle  Bahnen  zusammen  erwerbe, 
und   noch   andere   waren  überhaupt  prinzipielle  Gegner  jeder  Verstaatlichung. 

Viele  Anhänger  der  Verstaatlichung  wollten  nun  eine  endgültige  Ent- 
scheidung der  Frage,  ob  Staats-  oder  Privatbahnsystein  herrschen  solle,  durch 
die  sogenannte  Expropriationsinitiative  herbeiführen.  Danach  sollte  das  Volk 
darüber  befragt  werden,  ob  der  Staat  die  schweizerischen  Eisenbahnen  auf  dem 
Wege  der  Expropriation  erwerben  solle  oder  nicht.  Die  nötigen  50,000  Unter- 
schriften wurden  gesammelt;  allein  als  dann  das  Rechnungsgesetz  von  18%. 
das  den  konzessionsgemässen  Rückkauf  vorbereiten  sollte,  mit  223,228  gegen 
176,577  Stimmen  angenommen  wurde,  beschlossen  die  Initianlen ,  mit  dem 
weiteren  Vorgehen  zu  warten  bis  das  Volk  Uber  den  konzessionsgemässen 
Rückkauf  entschieden  habe.  Mittlerweile  bereitete  der  Bundesrat  den  kunze>- 
sionsgrmässen  Rückkauf  vor,  legte  seine  Ansichten  in  einer  ausführlichen 
bezüglichen  Botschaft  nieder  und  arbeitete  einen  dazugehörigen  Gesetzesentwurf 
aus.  Die  Bundesversammlung  beschloss  ebenfalls  den  Rückkauf.  Gegen  diesen 
Beschluss  wurde  das  Referendum  ergriffen;  allein  auch  im  Volke  hatte  der 
Staatsbahngedanke  mächtig  an  Boden  gewönnen  und  mit  einem  wuchtigen, 
glänzendem  Mehr  wurde  der  Rückkauf  der  schweizerischen  Hauptbahnen  vom 
Volke  beschlossen.  Mit  diesem  Beschlüsse  beginnt  für  die  Schweiz  eine  v<  n 
den  früheren  scharf  getrennte  vollständig  neue  eisenbahnpolitische  Periode. 
Wir  werden  davon  noch  kurz  weiter  unten  sprechen. 
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IV.  Lösung  der  Alpenbahnfrage.  Der  Bund  hatte  in  der  Periode  von 
1872 — 1898,  ganz  abgesehen  von  seiner  gesetzgeberischen,  aufsichtsführenden 
und  in  den  Schranken  des  Eisenbahngesetzes  von  1872  vollziehenden  Thätigkeit, 
noch  Gelegenheit  in  anderer  Weise  in  die  Entwicklung  des  schweizerischen 
Eisenbahnwesens  einzugreifen.  Wir  haben  dabei  in  erster  Linie  die  Lösung  der 
Alpcnbahnfragc  im  Sinne.  Wie  schon  erwähnt,  wurde  als  erste  Alpenbahn  die 
Lukmanierbahn  ins  Auge  gefasst.  Später  traten  Mont  Cenis,  Albrum,  Simplon, 
Splügen,  Gotthard  und  noch  andere  Pässe  zu  demselben  in  Konkurrenz.  In  der 
Schweiz  bildeten  sich  speziell  für  die  Erstellung  des  Lukmaniers  und  des  Gott- 
hards Komitees,  auch  der  Simplon  hatte  seine  thätigen  Anhänger.  Diese  drei 
Interessengruppen  gerieten  scharf  hintereinander,  durch  Jahre  hindurch  tobte 
der  Kampf  um  die  Alpenbahn.  Der  Streit  wurde  bis  1866  ziemlich  resultatlos 
geführt.  1866  teilte  die  italienische  Regierung  dem  Bundesrate,  der  sich  in  der 
ganzen  Angelegenheit  vollständig  neutral  verhalten  hatte,  mit,  dass  sie  sich  für 
den  Gotthard  entschieden  habe.  Ende  der  sechziger  Jahre  musstc  der  Bundesrat 
aus  seiner  Reserve  in  der  Alpenbahnfrage  heraustreten.  Italien  liess  ihm  die 
Erklärung  zugehen,  dass  es  sich  definitiv  für  den  Gotthard  entschlossen  habe, 
fast  zu  gleicher  Zeit  trafen  ähnliche  Voten  von  Baden  und  dem  norddeutschen 
Bunde  ein,  alle  mit  dem  Ersuchen  begleitet,  der  Bundesrat  möge  seine  Ansicht 
über  das  Projekt  aussprechen.  Wenn  man  nun  noch  ernstlich  an  die  Erstellung 
einer  Alpenbahn  dachte,  musstc  der  Bundesrat  auf  die  Sache  eintreten.  Er  teilte 
den  Kantonen  und  Alpenbahnkomitces  die  eingelangten  Noten  mit,  und  berief 
in  der  Folge  eine  internationale  Konferenz  zur  Besprechung  der  Alpenbahn- 
frage. Das  Resultat  dieser  Konferenz  war  ein  Staatsvertrag  zwischen  den  betei- 
ligten Staaten,  auf  welchen  sich  dann  die  Gotthardbahngescllschaft  aufbaute. 
Die  Baukosten  der  Gotthardbahn  waren  auf  187  Millionen  berechnet,  es  zeigte 
sich  aber,  dass  die  Berechnung  viel  zu  niedrig  war,  und  dass  zur  Durchführung 
des  ursprünglichen  Bauprojektes  noch  102  Millionen  Franken  notwendig  ge- 
wesen wären.  Eine  vom  Bundesrate  einberufene  neue  Konferenz  der  Sub- 
ventionsstaaten reduzierte  das  Bauprogramm  in  der  Weise,  dass  noch  40  Mil- 
lionen beschafft  werden  mussten.  Davon  musste  die  Schweiz  8  Millionen 
übernehmen.  Die  Kantone,  die  schon  Subventionen  an  die  Gotthardbahn  gegeben 
hatten,  wollten  jedoch  keine  neuen  Subventionen  mehr  übernehmen,  und  so 
schlug  der  Bundesrat  eine  freiwillige  Bundessubvention  von  6*  T  Millionen  vor 
(l1/*  Millionen  hatten  die  schweizerische  Centraibahn  und  Nordostbahn  schon 
übernommen).  Nun  erhob  sich  bei  denjenigen,  die  an  der  Gotthardbahn  nicht 
interessiert  waren,  ein  grosser  Sturm  der  Entrüstung;  man  sprach  dem  Bund 
die  Kompetenz  einer  solchen  Subventionicrung  ab,  auch  wurden  Bedenken 
finanzieller  Natur  laut.  Allein  schliesslich  drang  in  der  Bundesversammlung  ein 
Vermittlungsantrag  von  Weck  in  Freiburg  durch,  nach  welchem  die  Subvention 
im  Betrage  von  6'/,  Millionen  nicht  der  Gotthardbahngcsellschaft,  sondern  den 
betreffenden  Subventionskantonen  erteilt  werden  sollte,  und  nach  welchem 
ferner  den  an  dem  Bau  einer  westlichen  und  Östlichen  Alpenbahn  interessierten 
Kantonen  ebenfalls  bei  der  Ausführung  derselben  Subventionen  im  Betrage  von 
je  4l/i  Millionen  für  jede  der  genannten  Bahnen  zugesichert  sein  sollten.  So 
kam  das  Bundesgesetz  betreffend  Gewährung  von  Subsidien  bei  Alpenbahnen 
vom  22.  August  1878  zustande,  welches  auch  vom  Volke  angenommen 
wurde.  Die  Bundessubvention  an  die  Gotthardbahn  wurde  also  in  der  Folge 
ausbezahlt.  Infolge  der  Eisenbahnverstaatlichung  wird  nun  die  westliche  Alpen- 
bahn, der  Simplon,  eventuell  vom  Bunde  zu  Ende  geführt,  indem  derselbe 
gemäss  Art.  49  des  Rückkaufsgesetzes  in  die  daherigen  Verpflichtungen  der 
Jura-Simplon-Bahn  einzutreten  hat.    In  neuerer  Zeit  hat  der  Bund  auch  die 
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Graubündner  Alpenbahncn  finanziell  unterstützt  durch  Ucbcmahme  von  Aktien 
II.  Ranges  im  Betrage  von  8  Millionen  Franken.  Die  schwierigen  Bauverhalt- 
nisse dieser  Bahnen  rechtfertigten  ein  solches  Vorgehen. 

Im  Jahre  1883  war  der  Bund  genötigt,  tiefer  in  die-  Verhältnisse  d«r 
Nordostbahn  einzugreifen.  Die  Nordostbahn  hatte  sich  mit  allzugrossen  Bau- 
verpflichtungen belastet,  und  sah  sich  in  der  Lage,  dem  Bundesrate  anzeigen 
zu  müssen,  dass  sie  denselben  nicht  nachkommen  könne.  In  der  Folge  wurde 
die  Sache  untersucht  und  der  Nordostbahn  von  der  Bundesversammlung  für 
den  Bau  der  betreffenden  Linien  eine  Frist  erteilt  (daher  der  Name  Mora- 
toriumslinien). Im  übrigen  wurde  über  die  Nordostbahn  zeitweilig  eine  Dividenden- 
sperre verhängt,  die  den  Zweck  hatte,  die  Nordostbahn  finanziell  erstarken  zu 
machen.  Die  Moratoriumslinien  sind  von  der  Nordostbahn  nun  erstellt  worden. 
Der  beschränkte  Raum  erlaubt  uns  nicht  das  Ringreifen  des  Bundes  in  andern 
weniger  wichtigen  Angelegenheiten  zu  schildern. 

V.  Eisenbahnpolitik  der  Kantone.  Die  Kantone  beschränkten  sich  zuerst 
nur  auf  die  Erteilung  von  Konzessionen.  Diese  Konzessionen  sind  ihrem  Inhalt  <• 
nach  sehr  verschiedener  Natur.  Wir  finden  nicht  nur  Abweichungen  in  den 
Konzessionsbestimmungen  der  verschiedenen  Kantone,  sondern  auch  solche  tu 
den  verschiedenen  Konzessionen  derselben  Kantone.  Allein  einige  Kantone 
blieben  nicht  bei  dieser  Thätigkeit  stehen,  sondern  gingen  zu  einer  aktiven 
Kisenbahnpolitik  über.  So  z.  B.  der  Kanton  Bern,  der  den  Bau  der  Jura-Bahnen 
finanziell  unterstützte  und  sogar  eine  Staatsbahnlinie  baute  und  zeitweise 
selbst  betrieb.  Die  Linie  wurde  dann  an  Privat-Bahngesellschaften,  die  in  der 
heutigen  Jura-Simplon-Bahn  zusamtnengefasst  sind,  verkauft;  nun  aber  bethätigt 
sich  der  Kanton  neuerdings  in  Kisenbahnpolitik,  indem  er  eine  ganze  Reih-' 
von  Nebenbahnen  finanziell  in  weitgehender  Weise  unterstützt.  Freiburg  war 
in  den  sechziger  Jahren  bei  der  Oronbahn  stark  beteiligt,  musste  dieselbe  zeit- 
weilig übernehmen  und  unterstützt  heute  den  Bau  der  Nebenbahnen.  Neuen- 
burg besitzt  ebenfalls  eine  ziemlich  verwickelte  Kisenbahngeschichte.  und  hat 
noch  heute  eine  Staatsbahn.  Zürich  brachte  für  Kisenbahnbauten  gleichfalls 
grosse  Opfer,  sowie  überhaupt  noch  eine  Reihe  weiterer  Kantone.  Dazu  kamen 
die  kantonalen  Subventionen  für  die  Gotthardbahn.  Graubünden  arbeitet  an 
der  Ausführung  seines  Schmalspurbahnnetzes,  was  enorme  Summen  verschlingt. 
Ks  mag  hier  noch  der  Kanton  Waadt  genannt  werden,  der  für  Nebenbahnen 
ebenfalls  grosse  Subventionen  in  Aussicht  genommen  hat.  Der  Kleinheit  d'r 
kantonalen  Gebiete  entsprechend,  bewegt  sich  die  kantonale  Eisenbahnpolitik 
mehr  auf  lokalem  Gebiete. 

VI.  Die  Entwicklung  der  schweizerischen  Bahnen  selbst  betreffend 
ist  in  Kürze  folgendes  zu  sagen : 

Bau  längen  in  Metern  und  Bau  Verwendungen. 

Jahr  Normalspurige       Schmalspurige  Zimmrnen 

J  Bahnen  Bahnen 


kin  km  km 

1847                  23  23 

Ende  1850                    26  —  2b 

>  1870  1,420  1,420 
»     1SS0  2,43<>  48  2,497 

>  18«0  2,830  385  3,215 

>  l'MH  3,152  521  3,673 


Dazu  kommet»  noch  63,4S7  m  ausländischer  Bahnen  auf  Schweizergebiet. 
Dieses  Bahnnetz  ist  kein  einheitliches,  sondern  verteilt  sich  auf  mehr  als  50 
Gesellschaften,  wovon  allerdings  der  weitaus  grösste  Teil  auf  die  sogenannten 
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fünf  Hauptbahnen  füllt,  die  nach  Durchführung  der  Eisenhahnverstaatlichung 
in  den  Händen  des  Bundes  zu  einem  einheitlichen  Netze  vereinigt  sein  werden. 
Wir  können  hier  nicht  auf  die  Entstchungs-  und  Leidensgeschichten  all  dieser 
Bahnen  eintreten,  und  begnügen  uns  deshalb  mit  der  Angabe  einiger  Daten, 
die  Hauptbahnen  betreffend.  Die  Jura-Simplon-Bahn  (rund  940  km  Länge)  ent- 
stund durch  die  Fusion  der  Suisse-Occidentalc  und  der  Jura-Bern-Luzern-Bahn, 
sowie  durch  Ankauf  der  dem  Kanton  Bern  gehörenden  Linie  Gümligen-Luzcrn 
seitens  der  fusionierten  Gesellschaft.  Die  Suisse-Occidentalc  aber  entstund  aus 
folgenden  Fusionen.  Die  Genf-Lyon- Bahn  eröffnete  1N58  die  Strecken  Genf- 
La  Plaine  und  Genf-Versoix-Ccligny.  Die  erste  Strecke  ging  1862  an  die  Paris- 
Lyon-Mittclmeer-Bahn  über,  die  zweite  wenig  Tage  nach  der  Eröffnung  an 
die  Unternehmung  Lausanne-Freiburg-Singine  und  Genf-Yersoix.  Diese  Unter- 
nehmung ihrerseits  gelangte  18b4  in  den  Besitz  des  Kantons  Freiburg,  der  sie 
bis  1871  behielt.  In  der  Westschweiz  war  nun  noch  eine  andere  Bahnunter- 
nchmung,  die  Ouest-Suisse,  die  die  Linien  Vcrsoix-Morges-Lausannc-Villeneuve- 
St.  Maurice  und  Renens- Vverdon-Vauinarcus  umfasste.  Endlich  befand  sich  in 
der  Westschweiz  noch  eine  dritte  Gesellschaft,  die  Franco-Suisse,  welche  die 
Linien  Vaumarcus  -  Ncuchätel  -  Neuveville  und  Auvcrnier  -  Verriercs  innehatte. 
Vom  1.  Januar  1865  an  wurden  die  drei  Unternehmungen:  Freiburgische  Staats- 
bahn, Ouest-Suisse  und  Franco-Suisse  von  einer  Gesellschaft  unter  der  Firma 
Suisse-Occidentale  für  Rechnung  der  Eigentümerinnen  betrieben.  Am  1.  Januar 
1872  fand  dann  eine  definitive  Fusion  der  drei  Unternehmungen  zu  der  Suissc- 
Occidentale  statt.  Am  1.  Januar  1877  ging  auf  dieselbe  auch  die  Unternehmung 
Jougne - Ecltfpens  über.  In  den  Jahren  1876  und  1877  erstellte  die  Suisse- 
Oecidentale  sodann  noch  die  Linien  Pak'zicux-Fräsi hels  und  Freiburg-Payerne- 
Vverdon.  und  im  Jahre  1881  endlich  übernahm  sie  die  Simplonbahn  (Bouveret- 
Brigue)  wonach  die  Gesellschaftsfirma  in  Suissc-Occidentale-Simplon  umgewandelt 
wurde.  Die  Simplonbahn  hatte  eine  schwere  Vorgeschichte,  nachdem  zwei 
Gesellschaften  in  Konkurs  geraten  waren,  wurde  die  Linie,  die  25  .Millionen 
Franken  gekostet  hatte,  um  Fr.  10, 000  v  ersteigert.  Die  Jura-Bern-Luzern-Bahn 
weist  eine  noch  verwickeitere  Vorgeschichte  auf.  Die  Ost-West-Bahngesellschaft 
beabsichtigte  im  Anschluss  an  die  Franco-Suisse  von  Neuenstadt  am  Bielersce 
eine  Bahn  nach  Biel-Bern-Luzern  und  Zürich  zu  erstellen,  fiel  aber  in  Konkurs, 
bevor  nur  ein  erstes  Teilstück  der  Linie  fertig  war.  In  der  Folge  ging  dann 
das  Stück  Neuenstadt-Biel  auf  den  Kanton  Bern  über,  der  dann  noch  die  Linien 
Biel-Zollikofen  und  Gümligen-Langnau  baute  (bernische  Staatsbahn).  Spater  kam 
die  Jura-Bahn-Gesellschaft  zustande,  welche  die  Linien  Biel-Convcrs,  Soneeboz- 
Delsberg-Basel,  Delsbcrg-Pruntrut  und  Lyss-Fräschels  und  Pruntrut-Dclle  baute, 
und  ausserdem  den  Jura-lndustriel  ( Neuchatel-Locle)  kaufte.  Bern  verkaufte 
dann  im  Jahre  1877  das  Stück  Ncuenstadt-Bicl-Zollikofen  der  bernischen  Staats- 
bahn auch  an  die  Jurabahngesellschaft.  Die  Linie  Neue  hätcl-Locle  wurde  1880 
vom  Kanton  Neuenburg  zurückgekauft.  Die  Jurabahngesellschaft  änderte  1884 
ihre  Firma  in  Jura-Bern-Luzern-Gcsellschaft  und  baute  noch  die  Brünigbahn, 
welche  1888/80  in  Betrieb  gesetzt  wurde.  Das  Stück  Gümligen-Langnau  der 
Staatsbahn  wurde  1875  vom  Staate  Bern  an  die  Bern-Luzern-Gesellschaft  ver- 
kauft, welche  im  gleichen  Jahre  auch  die  Strecke  Langnau- Luzern  in  Betrieb 
setzte,  im  folgenden  Jahre  aber  dann  in  Konkurs  fiel.  Nun  zog  der  Staat  Bern 
wieder  die  ganze  Linie  Gümligen-Luzcrn  an  sich,  verpachtete  sie  der  Jura- 
Bern-Luzern-Bahn,  um  sie  dann  schliesslich,  wie  erwähnt,  der  Jura-Simplon- 
Bahn  zu  verkaufen. 

Die  schweizerische  Centraibahn  setzte  in  den  Jahren  1854 — 59  ihr  Stamm- 
netz  Basel  -  Ölten  (Aarau  -  Luzern,  -Bern),   Bern  -  Thun  und  Herzogcnbuchsee- 
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Solothurn-Biel  in  Betrieb ;  baute  dann  später  noch  die  Linien  Solothurn-Lyss, 
die  Verbindungsbahn  in  Basel  und  gemeinschaftlich  mit  der  Nordostbahn  die 
aargauische  Südbahn  und  die  Bötzbcrgbahn,  beteiligte  sich  bei  der  Wohlen- 
Bremgarten-Bahn,  und  erwarb  aus  dem  Konkurs  der  Nationalbahn  die  Strecke 
Aarau-Suhr-Zohngen  gemeinsam  mit  der  Nordostbahn. 

Die  Nordostbahn  entstund  im  Jahre  1853  durch  die  Fusion  der  Zürich- 
Bodenscc-,  der  Nord-  und  der  Rheinfallbahn,  erweiterte  dann  ihr  Netz  durch 
Bau  neuer  Linien  und  auf  dem  Wege  des  Kaufes  oder  sonstiger  Verständigung 
bestehender  Unternehmungen,  ferner  kaufte  sie  einige  Linien  aus  der  Liqui- 
dation der  verkauften  Nationalbahn.  Einige  der  heute  zum  Nordostbahnnetze 
gehörenden  Linien  hätten  schon  viel  früher  gebaut  werden  sollen,  als  dies 
wirklich  der  Fall  war  (z.  B.  Thal  wcil-Zug,  rechtsufrige  Zürichsccbahn,  Etzweilen- 
Schaffhausen,  Eglisau-Ncuhausen) ;  allein  da  die  Nordostbahn  aus  finanziellen 
Gründen  nicht  imstande  war.  die  Linien  rechtzeitig  zu  erstellen,  erteilte  ihr 
die  Bundesversammlung  das  an  anderer  Stelle  schon  erwähnte  Moratorium. 

Die  Entstehung  der  Gotthardbahn  haben  wir  an  anderer  Stelle  geschildert. 
Ausser  der  Stammlinie  baute  dieselbe  nach  ihrer  finanziellen  Erstarkung  noch 
einige  Flügelbahnen,  die  im  ursprünglichen  Programme  aufgenommen  worden 
waren,  aber  dann  in  ihrer  Ausführung  verschoben  wurden. 

Die  Vereinigten  Schweizerbahnen  endlich  entstunden  im  Jahre  1856  durch 
die  Fusion  der  St.  Gallisch-Appenzcllischcn  Kiscnbahngcsellschaft  (Winterthur- 
St.  Gallcn-Rorsehach)  der  Südostbahn  (Rorschach-Chur  und  Sargans-Rappcrswyl) 
und  der  Glatthalbahn  (Rapperswyl-Uster-Wallisellen). 

Leider  erlaubt  es  der  Raum  hier  nicht,  auf  die  Entwicklungsgeschichte 
der  schweizerischen  Bahnen  genauer  einzugehen.  Durch  die  private  Thätigkeit 
ist  die  Schweiz  in  den  Besitz  eines  dichten  Eisenbahnnetzes  gelangt;  allein 
dasselbe  zeigt  infolge  der  ungeregelten  Konkurrenz  und  in  Ermangelung  eines 
höheren  ordnenden  Willens  stellenweise  wenig  Plan  und  System.  Das  unüber- 
legte, oft  geradezu  unsinnige  Bauen  von  Konkurrenzbahnen  und  das  Gründen 
von  einigen  Bahngesellschaften  durch  wenig  gewissenhafte  Spekulanten  erklärt 
die  in  unserer  Eisenbahngeschichte  zahlreichen  Konkurse  und  damit  verbun- 
denen ganz  enormen  Kapitalverluste  zur  Genüge.  Selbst  blühende  Bahngescll- 
schaften  gerieten  infolge  unmotivierter  Bauten,  hervorgerufen  durch  Konkurrenz- 
neid und  Streberei  nach  Macht  und  Einfluss,  zeitweise  an  den  Rand  des 
Abgrundes.  Fast  hat  es  den  Anschein,  als  sollten  diese  Lehren  heute 
wieder  vergessen  sein,  indem  man  in  dem  Bau  durchaus  unnützer  und  nur 
Launen,  nicht  aber  ernsten  Motiven  entsprungenen  Abkürzungs-  und  Konkur- 
renzlinien, mancherorts  nicht  genug  thun  kann.  Im  übrigen  stehen  wir  heute 
im  Zeichen  des  Baues  von  Nebenbahnen.  Auch  hier  werden  bittere  Lehren 
nicht  ausbleiben,  indem  diese  Bahnen  nun  überall  zu  gleicher  Zeit  zur  Aus- 
führung gelangen,  anstatt  nach  und  nach.  Der  Verkehr  wird  all  den  neuen 
Adern  nicht  auf  einmal  genügende  Lebenssäfte  zuführen  können,  was  bei 
ruhiger  Entwicklung  wohl  der  Fall  gewesen  wäre. 

Die  schweizerischen  Hauptbahnen  weisen  eine  schöne,  steigende  Rendite 
auf,  und  mit  Freuden  muss  man  den  sich  rasch  entwickelnden  schweizerischen 
Personen-  und  Güterverkehr  betrachten.  Die  älteren  Nebenbahnen  fangen  auch 
an  zu  erstarken,  und  die  zahlreichen  Touristen-Bergbahnen  und  Tramways 
erfreuen  sich  mit  wenigen  Ausnahmen  einer  befriedigenden  Prosperität.  Für 
die  Entwicklung  d^s  schweizerischen  Eisenbahnverkehrs  ist  die  Elektrizität  von 
grosser  Bedeutung.    Die  Zahl   der  elektrischen  Trambahnen  nimmt  immer  zu 
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und  die  elektrische  Vollbahn  Burgdorf-Thun  leistet  den  Beweis,  dass  auch 
Normalbahnen  wohl  mit  Elektrizität  betrieben  werden  können. 

VII.  Litterat lir.  Die  IMteratur  über  Schweiz.  Eisenbahnwesen  besteht  in  einer 
Unzahl  kleinerer  Broschüren,  die  fast  durchwegs  Sfezialverhilltnisse  behandeln.  Ausser- 
dem ist  das  Schweiz.  Eisenbahnwesen  in  einigen  Handbüchern  kurz  behandelt.  Das  wert- 
vollste Material  bilden  die  in  sämtlichen  yahrgängen  des  Bundesblattes  zer streuten 
Botschaften  des  Bundesrates  über  Eisenbahnfragen,  soxvie  dazu  gehörende  Experten- 
gutachten und  Kommissionsberichte.  Vergl.  Sichler,  Schweiz.  Eisenbahnlitteratur,  Bern 
t<fOi.  —  J.  Oetiker,  Die  Eisenbahngesetzgebung  des  Bundes,  Bern  /goj. 

Dr.  Fr.  Volmar,  Rechtsanwalt,  Ostermundigen  bei  Bern. 

Eisenbahnwesen:  b)  Eisenbahnverstaatlichung. 

I.  Geschichtliches.  —  II.  Durchführung  der  Verstaatlichung.  —  III.  Lit- 
teratur. 

I.  Geschichtliches.  Der  Gedanke  einer  schweizerischen  Staatsbahn  datiert 
schon  in  die  Zeiten  der  Tagsatzung  zurück.  Ein  Freiburger,  namens  Berset, 
reichte  der  Bittschriftenkommission  der  Tagsatzung  ein  Memorial  ein,  in  welchem 
er  die  Erstellung  eines  schweizerischen  Staatsbahnnetzes  verlangt.  Allein  diese 
trat  wegen  mangelnder  Kompetenz  nicht  näher  auf  den  Gedanken  ein.  Noch 
vor  dem  Umschwünge  von  1847  befürworteten  auch  die  Monatsblätter  des 
schweizerischen  Gewerbevereines  ein  schweizerisches  Staatsbahnnetz. 

Im  Jahre  1849  gelangte  sodann  an  den  Bundesrat  eine  Petition,  haupt- 
sächlich unterzeichnet  von  schweizerischen  Industriellen,  welche  denselben 
aufforderte,  die  schweizerische  Eisenbahnfrage  zu  studieren.  Diese  Petition 
wurde  ferner  durch  eine  das  gleiche  Ziel  verfolgende  Motion  einer  Anzahl  von 
Nationalrätcn  unterstützt.  Der  Bundesrat  übertrug  hierauf  das  Studium  der 
schweizerischen  Eisenbahhfragc  einer  Reihe  von  Experten.  Das  Resultat  aller 
dieser  Untersuchungen  wurde  in  einer  Botschaft,  welche  die  Annahme  des 
Staatsbahnsystemes  empfahl,  zusammengefasst.  Allein  trotzdem  die  Mehrheit 
der  nationalrätlichen  Eisenbahnkommission  das  Staatsbahnsystem  befürwortete, 
akzeptierte  der  Rat  selbst  das  Privatbahnsystem.  Unmittelbar  nachher  erfolgte 
der  Erlass  des  ersten  Eisenbahngesetzes  (28.  Juli  1852). 

Infolge  dieses  Beschlusses  gelangten  sofort  massenhafte  Konzessionsgesuche 
an  die  verschiedenen  Kantonsregierungen.  Die  daraufhin  erteilten  Konzessionen 
unterlagen  der  Genehmigung  des  Bundes.  In  diesen  Genehmigungen  wurde 
der  Rückkauf  der  betreffenden  Linien  durch  den  Bund  jeweilcn  vorbehalten. 

Die  meisten  schweizerischen  Eiscnliahngescllschaftcn  standen  unter  aus- 
ländischem Einflüsse;  eine  1857  in  Aussicht  stehende  Fusion  dieser  Gesellschaften 
hätte  den  ausländischen,  namentlich  französischen  Einfluss  noch  vermehrt.  Schon 
bei  diesem  Anlasse  erwog  der  Bundesrat  den  Rückkauf,  eventuell  die  Anlage 
eines  Rückkaufs  oder  Amortisationsfonds  zu  Eisenbahnrückkaufszwecken,  ohne 
dass  jedoch  diesen  Gedanken  weitere  Folge  gegeben  worden  wäre. 

Unterdessen  vermehrten  sich  die  Eisenbahnkonflikte  in  ganz  bedenklicher 
Weise.  Staats-  und  Eisenbahngescllschaften  harmonierten  oft  nicht  zusammen; 
Eisenbahninteressen  brachten  Kantone  in  Zwist,  so  dass  der  Bund  einschreiten 
musste.  Daneben  herrschte  im  Betriebe  eine  heillose  Zersplitterung,  das  Tarif- 
wesen war  so  schlecht  geregelt,  dass  überall  Klagen  laut  wurden  und  viele 
Gesellschaften  befanden  sich  in  einer  ganz  bedenklichen  finanziellen  Situation. 

Da  trat  Bundespräsident  Stämpfli  mit  seiner  Broschüre  <  Rückkauf  der 
schweizerischen  Eisenbahnen»  auf.  Das  einzige  Mittel,  um  dem  Eisenbahn- 
wirrwarr und  Elend  abzuhelfen,  sah  er  in  dem  Rückkäufe  der  sämtlichen  Bahnen 
durch  den   Bund.    Stämpfli   wollte  die  Finanzierung  des  Rückkaufes  auf  dem 
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Wege  der  Konversion  der  Obligationen  der  Bahngesclls«  haften  in  4l/j  °/o  Bundes- 
obligationen und  der  Aufnahme  eines  41/,  °/o  Bundcsanleihens  zur  Kinlösung 
der  Aktien  durchführen.  Stampfl  i  berechnete  pro  1864/(>5  für  drn  Bund  einen 
Kinnahmeühcrschuss  von  Kr.  9550  und  hob  ausdrücklich  hervor,  dass  der  Bund 
die  Bahnen  nie.  mehr  so  billig  zurückkaufen  können  werde,  wie  zu  jener  Zeit. 

Der  Genfer  Bartholeny  schlug  1862  und  1863  die  Fusion  aller  Bahn- 
gesellschaften, unter  Leitung  des  Bundes,  vor.  Derselbe  sollte  auf  46  Jahre 
eine  Zinsengarantie  von  4%  leisten.  Nach  46  oder  9»)  Jahren  sollte  das  Bahn- 
netz dann  an  den  Bund  übergehen. 

Kin  anderer  (Jenfer.  Bornna,  wollte  (1867)  eine  Betriebsfusion  inner  der 
Leitung  des  Bundes  herbeiführen.  Auf  die  Kinzelheiten  der  praktisch  wohl  nie 
durchführbaren  Idee  können  wir  hier  nicht  eingehen.  Das  Kndziel  dieser  Bctriebs- 
fusion  wäre  dann  «1er  Uebergang  der  Kisenbahnen  an  den  Bund  gewesen. 

Der  Solothurner  Simon  Kaiser  wollte  (1869)  die  Kisenbahnverstaatlichung 
auch  auf  dem  Wege  einer  vorausgehenden  administrativen  Fusion  vorbereiten. 
Auch  hier  erlaubt  es  uns  der  Raum  nicht,  auf  die  Kinzelheiten  seiner  Vor- 
schläge einzugehen. 

Zu  praktischen  Resultaten  führte  keine  dieser  Anregungen.  Andererseits 
dachte  niemand  an  den  Rückkauf  auf  Grundlage  der  Konzessionsbedingungen, 
weil  er  so  zu  teuer  schien. 

Die  grossen  Missstände  im  schweizerischen  Kisenbahnwesen  zeitigten  im 
Jahre  1872  ein  neues  Kisenbahngesetz.  Dasselbe  räumte  dem  Bunde  im  Kisen- 
bahnwesen eine  würdigere  Stellung  ein.  Seine  Kompetenzen  erhielten  eine 
grosse  Krweiterung.  Infolge  dieses  neuen  Kisenbahngesetzes  wurden  auch  die 
bisher  üblichen  Rüekkaufsbcstimmungen  einer  Revision  unterworfen,  und  durch 
für  den  Bund  wesentlich  günstigere  ersetzt.  Der  Gedanke  der  Kisenbahn- 
verstaatliehung  wurde  bei  Anlass  der  Vorbereitungen  und  Verhandtungen  zum 
neuen  Kiscnbahngesetze  abgelehnt,  der  konzessionsgemässe  Rückkauf  aber  als 
unpraktikabel  bezeichnet. 

In  den  siebziger  Jahren  hatten  die  schweizerischen  Kisenbahngesellschaften 
eine  harte  Krise  durchzumachen.  Allein  der  Bund  verhielt  sich  passiv,  ein 
Versuch,  die  Verstaatlichung  der  Bahnen  durchzuführen,  hätte  damals  auch 
wenig  Krfolg  gehabt. 

Im  Jahre  1S83  trat  der  erste  Kündigungstermin  gegenüber  den  meisten 
schweizerischen  Kisenbahnen  ein.  Die  Bundcsbehordcn  mussten  sich  also  schlüssig 
machen,  ob  zum  Rückkäufe  gekündet  werden  solle  oder  nicht.  Allein  bei  der 
Prüfung  der  Rückkaufsfrage  zeigte  es  sich,  dass  das  Rechnungswesen  der 
Kisenbahngesellschaften  mit  soliden  kaufmännischen  Grundsätzen  nicht  im  Kin- 
klang  stund.  Beanstandet  wurde,  dass  Gründungs-,  Organisation-  und  Ver- 
waltungskosten, ja  sogar  Betriebsausfälle  auf  den  Baukonto  geschrieben  wurden. 
Kursverluste  wurden  nicht  amortisiert,  sondern  auf  den  Baukonto  getragen  et«  . 
Im  ganzen  stunden  nach  den  Ausführungen  des  Bundesrates  auf  dem  Raukonto 
Fr.  70,412.641  zu  amortisierende  Verluste.  Die  Situation  der  schweizerischen 
Kisenbahnen  war  aber  nach  der  erwähnten  Krise  eine  «lerartige.  dass  nur  die 
Gentraibahn,  gemäss  den  Konzessionsbestimmungen,  auf  Grundlage  des  Rein- 
ertrages, alle  anderen  Bahnen  aber  auf  Grundlage  des  Anlagekapitals  hätten 
zurückgekauft  werden  müssen.  Ob  nun  bei  dem  konzessionsgemässen  schieds- 
gerichtlichen Verfahren,  die  70  beanstandeten  Millionen  abgestrichen  worden 
wären  oder  nicht,  wusste  der  Bundesrat  nicht.  Aus  diesen  und  anderen  Gründen 
wusste  man  nicht,  was  für  ein  Preis  eigentlich  bezahlt  werden  musste.  So 
beantragte  der  Bundesrat  den  eidgenössischen  Räten,  auf  den  Rückkauf  nicht 
einzutreten.   Der  Vorschlag  «ler  Kommissionsmehrheit  des  Nationalrat  es  (Bericht- 
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erstatter  Dr.  Kaiser)  einen  Anfang  der  Verstaatlichung  mit  dem  Ankaufe  der 
Centraibahn  zu  machen,  beliebte  nicht. 

Dagegen  wurde,  um  den  Obelstünden  im  Rechnungswesen  der  Eisen- 
bahngcsells«  haften  abzuhelfen,  trotzdem  die  Eisenbahngesellschaften  dagegen 
Protest  erhoben,  ein  Gesetz  über  das  Rechnungswesen  der  Eisenbahnen  erlassen. 
Dieses  Rechnungsgesetz  sollte  allerdings  die  in  den  Konzessionen  niedergelegten 
Grundsätze  über  den  konzessionsgemässen  Rückkauf  nicht  verändern. 

In  den  Jahren  1884  und  1885  erfolgten,  veranlasst  dun  1»  dieses  Gesetz, 
umfassende  Rilanzbereinigungen.  Von  Fr.  I,o28,0o8,85  1 ,  die  in  den  Rilanzen 
für  Verwendungen  figurierten,  wurden  Fr.  113,t>88,459  als  zu  amortisierende 
Verwendungen  erklärt.  Für  die  künftigen  Jahre  wurde  durch  den  Rundesrat 
eine  Verordnung  betreffend  die  Form  der  Rechnungen  und  Rilanzen  und  Vor- 
lage derselben  erlassen.  All  diese  Vorkehren  dienten  dazu,  für  einen  eventuellen 
späteren  konzessionsgemässen  Rückkauf  einige  Klarheit  über  den  mutmasslich 
zu  zahlenden  Rückkaufspreis  zu  schaffen. 

Indessen  gewann  die  Idee  der  Eisenbahnverstaatlichung  immer  mehr 
Anhänger,  so  dass  der  Rundesrat.  der  die  Notwendigkeit  der  Einführung  des 
Staatsbahns\ Sternes  wohl  einsah,  es  wagen  konnte,  praktische  Verstaatlichungs- 
versuche zu  machen.  Als  erstes  Rückkaufsobjekt  wurde  im  Jahre  INSodie 
Xordostbahn  ins  Auge  gefasst.  Der  Rundesrat  glaubte,  die  Moratoriumslinien- 
Angelegenheit  könne  in  allgemein  befriedigender  Weise  nur  durch  den  Erwerb 
der  ganzen  Nordostbahn  ab  Seiten  des  Rundes  gelöst  werden.  Im  November 
1887  wurden  «lein  Rundesrate  dann  von  einem  Aktionär  eine  grosse  Zahl  von 
Nordostbahnaktien  zum  Kaufe  offeriert,  worauf  der  Rund  seinerseits  der  Gesell- 
schaft die  Offerte  machte,  die  ganze  Unternehmung  mit  Soll  und  Haben  und 
allen  Zubehorden  um  Fr.  450  per  Aktie  zu  übernehmen.  Schliesslich  kam  ein 
Entwurf-Kaufvertrag  zu  stände,  nach  welchem  für  die  Prioritätsaktien  Fr.  000 
und  für  die  Stammaktien  Fr.  500  in  31  *  °/o  Obligationen  ausbezahlt  werden 
sollten.  Als  aber  die  Generalversammlung  der  Aktionäre  der  Nordostbahn  die 
Genehmigung  des  Vertrages  von  einer  kleinen  weiteren  Nachzahlung  des  Rundes 
auf  die  Aktie  abhängig  machte,  nahm  der  Rundesrat  den  Anlass  wahr,  die 
Unterhandlungen  abzubrechen.  Das  geschah  deshalb,  weil  der  Rundesrat  sali, 
dass  die  Rundesvcr«ammlung  aus  verschiedenen,  hier  nicht  näher  zu  erörternden 
Gründen,  den  Vertrag  verwerfen  werde.  Rald  darauf  kam  die  Fusion  d'-r 
westsch weizerischen  Rahnen  mit  der  Rern-Luzern-Rahn  zur  Jura-Simplonbahn 
zu  stände.  Iiis  zur  Genehmigung  des  Fusionsvertrages  durch  den  Rund  war 
demselben  der  Ankauf  der  betreffenden  Linien  angeboten.  Allein  der  geforderte 
Kaufpreis  wäre  zu  hoch  gewesen.  Dazu  kam.  dass  sich  der  Rund  zur  sofortigen 
Ucbcrnahme  des  Simplondurchstiches  hätte  verpflichten  müssen.  Das  konnte 
der  Rund  damals  nicht  thun.  da  die  Simplonfrage  noch  zu  wenig  abgeklärt 
war.  Dagegen  knüpfte  der  Rund  an  die  Genehmigung  des  Fusionsvertrages 
die  Redingung,  dass  das  ganze  fusionierte  Netz  ein  einziges  Rückkaufsobjekt 
bilden  und  die  Rückkaufsentschädigung  auf  der  Grundlage  des  Reinertrages 
des  ganzen  Netzes  oder  des  Anlagekapitales  des  ganzen  Netzes  erfolgen  solle. 
Fernere  Vorbehalte  wurden  betreffs  der  Kündigungstermine  aufgestellt.  Ferner 
bedang  sich  der  Rund  in  den  Statuten  der  Gesellschaft  aus,  dass  neben  den 
Aktien  der  Kantone  auch  diejenigen  des  Rundes  von  der  Stimmrechtsbeschränkung 
des  Art.  (>40,  Abs.  2  des  Obligationenrechtes  ausgenommen  seien,  d.  h.  also 
jede  Aktie  eine  Stimme  zählen  sollte.  Um  einen  Eintluss  in  der  grossen  fusionierten 
Gesellschaft  zu  bekommen,  ergriff  der  Rund  wirklich  die  Gelegenheit,  vom 
Kanton  Rem  30,000  Prioritätsaktien  der  fusionierten  Gesellschaft  zu  erwerben. 
Für  die  Aktie  von  Fr.  500  stellte  die  Eidgenossensehaft  einen  Rententitel  von 
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Fr.  bOO  ä  3  °/o  zum  Kurse  von  90  0  o  aus.  Die  Bundesversammlung  ermächtigte 
sodann  den  Bundesrat  zum  gleichen  Preise  noch  weitere  Jura  -  Simplonbahn- 
Aktien  anzukaufen.  Gestützt  auf  diese  Vollmacht  wurden  in  den  Jahren  1890 
und  1891  noch  ungefähr  47,000  Stück  solcher  Aktien  erworben.  Später  wurden 
diese  Aktienankäufe  eingestellt,  da  man  die  Verstaatlichung  auf  anderem  Boden 
durchzuführen  gedachte.  Bald  bot  sich  dem  Bunde  Gelegenheit,  sich  durch 
umfangreiche  Aktienankäufe  in  einer  anderen  Gesellschaft  einen  grossen  Einfluss 
zu  verschaffen.  Ein  Baukonsortium  offerierte  nämlich  dem  Bund  einen  Posten 
von  50,000  Centralbahnakticn  (d.  h.  die  Hälfte  aller  S.  C.  B. -Aktien)  zum  Kaufe 
an.  Der  Bundesrat  wies  diese  Offerte  nicht  von  der  Hand,  trat  aber  gleich- 
zeitig mit  der  Direktion  der  S.  C.  B.  über  den  Erwerb  der  ganzen  Unternehmung 
in  Unterhandlungen.  Schliesslich  kam  ein  Vertrag  zu  stände,  wonach  für  die 
Aktie  von  Fr.  500  ein  3  %  Rententitel  von  Fr.  1000  ausgestellt  werden  sollte. 
Der  Bundesrat  unterbreitete  den  eidgenössischen  Räten  alternativ  die  Anträge, 
die  50.000  Aktien  oder  die  ganze  Unternehmung  zu  dem  erwähnten  Preise 
pro  Aktie  zu  erwerben.  Mit  dem  Erwerbe  der  50,000  Aktien  hätte  der  Bund 
dann  die  Mehrheit  —  allerdings  erst  nach  Erlass  eines  Spezialgesetzes  über 
die  Stimmberechtigung  des  Bundes  als  Aktionär  —  in  der  Aktionärvcrsammlung 
der  S.  C.  B.  erhalten.  Der  Nationalrat  entschied  sich  für  den  Erwerb  der 
50.000  Aktien,  währenddem  der  Ständerat  für  den  Ankauf  der  ganzen  Unter- 
nehmung stimmte.  In  der  Folge  trat  dann  der  Nationalrat  dem  Beschlüsse  des 
Ständerates  bei.  Gegen  diesen  Beschluss  wurde  aber  das  Referendum  ergriffen 
und  mit  289, 406  gegen  130,729  Stimmen  der  Centraibahnankauf  vom  Volke 
verworfen.  Zu  diesem  negativen  Resultate  trugen  nebst  den  prinzipiellen  Staats- 
bahngegnern verschiedene  Lokalintercssen,  sowie  der  Umstand,  dass  das  Volk 
den  Kaufpreis  zu  hoch  fand.  bei.  Die  erste  Folge  der  Abstimmung  war,  dass 
Herr  Buntlesrat  Welti,  der  hochverdiente  Chef  des  schweizerischen  Eisenbahn- 
departementes  aus  dem  Bundesrate  austrat. 

Der  negative  Volksentscheid  war  aber  gar  nicht  dazu  angethan,  den 
Gedanken  der  Eisenbahnverstaatlichung  zu  ertöten.  Die  Staatsbahnfreunde  fassten 
die  ablehnende  Haltung  des  Volkes  viel  mehr  in  dem  Sinne  auf,  dass  nicht 
die  Verstaatlichung  selbst,  sondern  vielmehr  der  eingeschlagene  Weg  zur  Herbei- 
führung derselben  dem  Volke  missbeliebig  gewesen  sei. 

Am  29.  Januar  1892  erklärten  die  eidgenössischen  Räte  die  Motion  Curti- 
Cornaz.  lautend:  <Der  Kundesrat  wird  eingeladen,  über  die  Eisenbahnfrage 
(Eisenbahnreform  und  Eisenbahnrückkauf)  eine  allseitige  Untersuchung  zu 
veranstalten  und  über  die  Art  und  Weise,  wie  er  dieselbe  vorzunehmen  gedenkt, 
beförderlich  Bericht  und  Antrag  vorzulegen»,  erheblich. 

Von  nun  an  wurde  das  Hauptaugenmerk  auf  den  konzessionsgemässen 
Rückkauf  gerichtet.  Massgebend  für  denselben  waren  die  in  den  Konzessionen 
enthaltenen  Rückkaufsbestimmungen.  Dieselben  sind  jedoch  nicht  in  allen 
Konzessionen  gleichlautend.  Es  finden  sich  vielmehr  verschiedene  Differenzen. 
Auf  die  Einzelheiten  können  wir  wegen  des  beschränkten  Raumes  auch  hier 
nicht  eingehen.  Es  mag  nur  bemerkt  werden,  dass  dieselben  in  den  Jahren 
1852  —1873,  mit  Ausnahme  einiger  Abweichungen  in  den  letzten  Jahren  dieser 
Periode,  gleich  lauteten.  Ein  Beispiel  findet  sich  in  der  amtlichen  Eisenbahn- 
aktensammlung alte  Folge.  II,  pag.  181  ff.  Später  wurde  eine  sogenannte  Normal- 
konzession  (Konzession  der  Burgdorf  -  Thun  -  Bahn)  mit  etwas  abweichenden 
Rückkaufsbestimmungen  aufgestellt.  Die  Unterschiede  zwischen  den  alten  und 
neuen  Rückkaufsbestimmungen  sind  hervorgehoben  in  Robert  Herold:  «Der 
schweizerische  Bund  und  die  Eisenbahnen»,  pag.  159  ff.,  worauf  der  Kürze 
wegen  verwiesen  wird. 
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Im  Jahre  1886  wurde  sodann  ein  neuer  Typus  von  Rückkaufsbestimmungen 
geschaffen,  mit  dem  Hauptunterschiede,  dass  für  den  Fall  des  Rückkaufes  die 
Zusicherung  der  Auszahlung  des  Anlagekapitales  als  Minimalentsehädigung  fallen 
gelassen  wurde.  Im  Mai  1897  verlangte  die  Regierung  des  Kantons  Bern, 
allerdings  erfolglos,  dass  dieser  Passus  wieder  aufgenommen  werde. 

Ohne  in  die  Detail  der  verschiedenen  Rückkaufsbestimmungen,  die  durch 
den  seither  erfolgten  freihändigen  Rückkauf  unpraktisch  geworden  sind,  ein- 
gehen zu  wollen,  muss  doch  bemerkt  werden,  dass  dieselben  für  den  Staat 
sehr  belastend  und  vielfach  so  unklar  waren,  dass  die  Auslegung  derselben 
grossen  Schwierigkeiten  begegnen  musste  und  auch  begegnete. 

IL  Durchführung  der  Verstaatlichung.  Der  konzessionsgemässe  Rückkauf 
wurde  durch  das  neue  Rechnungsgesetz  von  1896  eingeleitet.  Dasselbe  hatte 
erstens  zum  Zwecke,  die  Pflicht  zur  separaten  Rechnungsführung  über  einzelne 
Linien,  die  besondere  Konzessionsobjekte  bildeten,  aber  einer  grösseren,  aus 
verschiedenen  Linien  zusammengesetzten  Unternehmung  gehörten,  gesetzlich 
festzulegen.  Ferner  sollten  durch  dieses  Gesetz  die  Hahnverwaltungen  dazu 
angehalten  werden,  separate  Ausweise  über  Reinertrag  und  Anlagekapital  auf- 
zustellen. Im  weiteren  wurde  durch  das  Gesetz  an  Stelle  der  in  den  Kon- 
zessionen vorgesehenen  Schiedsgerichte  zum  Entscheide  über  Streitigkeiten 
betreffend  Auslegung  der  Rückkaufsbestimmungeu  in  den  Konzessionen  das 
Bundesgericht  gesetzt.  Ausserdem  enthielt  es  Vorschriften  über  die  Bildung 
der  Erneucrungsfonds  etc.  Wir  verfügen  hier  über  zu  wenig  Raum,  um  in 
weitere  Details  des  Gesetzes  einzudringen.  Das  Gesetz  wurde  von  den  Bahn- 
gesellschaften und  deren  Anhänger  als  ein  .Mittel  zur  Herabdrückung  des  Rück- 
kaufpreises  bezeichnet.  Das  dagegen  ergriffene  Referendum  scheiterte,  indem 
das  Gesetz  von  dem  Volke  mit  223,228  gegen  176,577  Stimmen  und  auch  von 
der  Mehrheit  der  Stände  angenommen  wurde. 

Während  der  offiziellen  Untersuchungen  und  Vorbereitungen  für  den  kon- 
zessionsgemässen  Rückkauf  wurde  aus  dem  Volke  heraus  die  Initiative  für  den 
Erwerb  der  Eisenbahnen  durch  den  Staat  auf  dem  Wege  der  Expropriation 
ergriffen.  Dieser  Gedanke  wurde  sowohl  von  Schriftstellern  und  Faehmännern, 
wie  von  Parteiführern  so  energisch  vertreten,  dass  die  nötige  Anzahl  von 
Referendumsunterschriften  bald  gesammelt  war.  Allein  bevor  die  Unterschriften 
den  Behörden  eingereicht  waren,  trat  der  Bundesrat  mit  seiner  Rückkaufs- 
botschaft vom  25.  März  1897  vor  die  Räte  und  das  Schweizervnlk.  Die  Führer 
der  lnitianten  beschlossen  hierauf  mit  der  Einreichung  der  Unterschriften  bis 
nach  dem  Entscheide  über  den  konzessionsgemä^sen  Rückkauf  zu  warten. 
Nachdem  derselbe  dann  durch  das  Schweizervolk  beschlossen  war,  wurde  die 
Initiative  gegenstandslos. 

Die  Rückkaufsbotschaft  vom  25.  März  1897  entwickelt  die  Notwendigkeit 
der  Verstaatlichung  der  schweizerischen  Eisenbahnen  in  sehr  einlässlii  her  Weise. 
Nach  einer  historischen  Einleitung  erörtert  die  Botschaft  die  volkswirtschaft- 
lichen und  staatspolitischen  Gründe,  welche  für  die  Verstaatlichung  sprechen. 
Daran  schliessen  sich  finanzielle  Erwägungen  und  Berechnungen,  unterstützt 
durch  zahlreiche  rechnerische  Tabellen.  Die  Küekkaufsentschädigung  wurde 
auf  Fr.  964,384,769  berechnet.  Bei  einer  Verzinsung  der  Rückkaufsentschädigung 
mit  3  %  wurde  unter  Berücksichtigung  der  gesetzlichen  Amortisation  ein  jähr- 
licher Reingewinn  von  Fr.  4,437,090  berechnet,  bei  einer  Verzinsung  von  3'  j  % 
ein  solcher  von  Fr.  2,108,082,  bei  4°  o  Verzinsung  ein  Reingewinn  von  Fr.  50.425. 

Auch  hier  erlaubt  uns  der  Raum  nicht,  auf  die  Details  des  Rückkaufs- 
gesetzes einzutreten.  Es  mag  nur  bemerkt  werden,  dass  Rückkaufsobjekte  vor- 
läufig  nur  die   fünf  Hauptbahnen  sind.    Mit  Ausnahme  «1er  Gotthardbahn,  die 
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1909  zum  Rückkauf  fallig  wird,  sollte  der  konzessionsgcmässe  Rückkauf  im 
Jahre  1903  stattfinden.  Neben  dem  konzessionsgemässen  Rückkauf  sah  da? 
Gesetz  auch  den  freihändigen  Rückkauf  vor.  Sollen  weitere  Hahnen  verstaatlicht 
werden,  so  bedarf  es  neuer  Beschlüsse  und  eventuell  weiterer  Volksabstim- 
mungen. Der  Hund  übernahm  unter  gewissen  Bedingungen  und  Voraussetzungen 
den  Bau  des  Simplontunnels  und  der  Rikcnbalm.  Das  vorgesehene  Bundesbahn- 
netz soll  nach  Durchführung  der  ersten  Verstaatlichungsaktion  in  fünf  Kreis- 
direktionsbezirke  eingeteilt  werden.  Sitz  der  Kreisdirektioncn  sind  Lausanne, 
Basel,  Zürich,  St.  Gallen  und  Luzern.  l/cber  den  Kreisdirektionen  steht  eine 
Generaldirektion  mit  Sitz  in  Bern.  Die  Pflichten  und  Kompetenzen  dieser 
Behörden  sind  itn  Gesetze  selbst  den  Grundsätzen  nach  niedergelegt  und  seither 
durch  weitere  Organisationsgesetze  und  Verordnungen,  auf  welche  hier  ver- 
wiesen wird,  detailliert  umschrieben  worden.  .Die  Organisation  der  Verwaltung 
und  die  Hinteilung  der  Bahnstrecken  in  die  einzelnen  Kreise,  sowie  die  Ordnung 
der  Besoldungsverhältnisse  behielt  das  Gesetz  ebenfalls  weiteren  Erlassen  vor, 
die  inzwischen  erschienen  sind. 

Das  Gesetz  stellte  für  die  schweizerischen  Staatsbahnen  das  Prinzip  völliger 
finanzieller  Selbständigkeit  auf.  Uebcrschüsse  der  Bahnverwaltung  sollen  nicht 
in  die  allgemeine  Staatskasse  fliessen,  sondern  zur  Amortisation,  Bildung  von 
Reservefonds,  Ermässigung  der  Tarife,  Besserstellung  des  Personales  und  U  nter- 
stützung des  Nebenbahnwesens  verwendet  werden.  Das  ebenfalls  schon  fertig 
gestellte  Tarifgesetz  der  Bundesbahnen  hat  eine  Reduktion  der  Personen-  und 
Gütertarife  zur  Durchführung  gebracht.  Die  Amortisation  des  Rückkaufskapitales 
soll  binnen  (>0  Jahren  erfolgen. 

Die  Botschaft  des  Bundesrates  zum  Rückkaufsgesetze  wurde  hart  ange- 
fochten, die  Anhänger  des  Privatbahnsx  stemes  und  Interessenten  an  den  Privai- 
bahnen,  namentlich  Ausländer,  warfen  dem  Bundesrate  ganz  bedenkliche  Sachen 
vor.  wie  z.  B.  Beraubung  und  Vergewaltigung  der  Aktionäre.  Die  Berechnungen 
des  Bundesrates  wurden  von  demselben  einer  aus  gewiegten  Fachmännern 
bestehenden  Expertenkommission  unterbreitet,  welche  die  Auffassungen  des 
Bundesrates  im  wesentlichen  durchwegs  guthiess. 

Gegen  das  Gesetz  selbst  wurde,  wie  nicht  anders  zu  erwarten  war,  das 
Referendum  ergriffen.  Der  Kampf  für  und  wider  dasselbe  war  ein  ungewöhnlich 
bewegter  und  heftiger  und  fand  seinen  Abschluss  in  einer  imposanten  Volks- 
abstimmung, in  der  das  Volk  mit  38o,t>34  Ja  gegen  182,718  Nein  das  Gesetz 
annahm.  Damit  war  die  Verstaatlichung  der  fünf  schweizerischen  Hauptbahnen 
zum  Beschluss  erhoben.  Wie  erwähnt,  stunden  nun  zur  Durchführung  des 
Beschlusses  zwei  Wege  offen,  der  konzessionsgemässe  oder  der  freihändige 
Rückkauf. 

Eünf  Tage  nach  Annahme  des  Gesetzes  leitete  der  Bundesrat  den  kon- 
zessionsgemässen  Rückkauf  ein,  indem  er  von  dem  Kündigungsrechte  für  eine 
Reihe  von  Linien  der  N.  O.  B.  Gebrauch  machte. 

Schon  am  o.  April  1897  hatte  der  Bundesrat  einen  Beschluss  betreffend 
die  Fest seizung  der  Grundsätze  für  die  Berechnung  des  konzessionsgemässen 
Reinertrages  und  des  Anlagekapitales  der  schweizerischen  fünf  Hauptbahnen 
lo'fasst.  Die  Eisenbahngesellschaften  waren  aber  mit  den  in  diesem  Beschlüsse 
aufgestellten  Grundsätzen  nicht  einverstanden.  So  konnte  über  dieselben  eine 
Verständigung  nicht  erzielt  werden.  Gemäss  Art.  20,  Abs.  3  des  Rechnungs- 
geset/cs  von  lS'm  entschied  hierauf  der  Bundesrat  nach  Einsicht  der  vor- 
gelegenen  Rechnungen  und  Ausweise.  Gegen  die  Beschlüsse  des  Bundesrates 
rekurierten  die  Bahngesellschaften  an  «las  Bundesgericht.  Die  Pro/esse  zwischen 
Bundesrat  und  Centralbahn,  sowie  Bundesrat  und  Nordostbahn  wurden  im  Jahre 
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1899  erledigt.  Auf  die  Details  der  weitläufigen,  im  Drucke  erschienenen  Rechts- 
schriften kann  hier  nicht  eingetreten  werden.  Die  Auffassungen  in  denselben 
sind  sehr  verschiedene,  und  es  ist  zu  bemerken,  dass  die  Bahngesellschaften 
unter  einander  mit  Bezug  auf  die  Festlegung  einiger  in  Hetracht  kommender 
Begriff«-  nicht  einig  waren.  Das  Bundesgericht  war  der  Ansicht,  dass  das 
Rechnungsgesetz  als  solches  die  Rückkaufsentschädigungen  materiell  nicht 
beeinflussen  könne.  Entschieden  wurde  zum  Teil  zu  Gunsten  des  Bundesrates, 
zum  Teil  zu  Gunsten  der  Bahngesellschaften.  Die  Entscheide  sind  in  der  offiziellen 
Sammlung  der  bundesgerichtlichen  Entscheide  abgedruckt,  sowie  auch  separat 
erschienen,  auf  welche  Publikationen  verwiesen  wird. 

Inzwischen  war  den  meisten  Bahngcsellschaftcn  der  Rückkauf  angekündet 
wurden.  Der  Bundesrat  musstc  sich  deshalb  ernstlich  mit  «kr  Finanzierung 
des  Rückkaufes  befassen.  Die  sämtlichen  zur  Verstaatlichung  gelangenden 
Hauptbahnen  besitzen  eine  Obligationcnschuld  von  rund  684  Millionen  Franken. 
Für  die  Finanzierung  des  Rückkaufes  war  und  ist  es  nun  natürlich  von  Wichtig- 
keit, ob  diese  Obligationenschuld  vom  Bunde  übernommen  werden  kann  oder 
zurück  bezahlt  werden  muss. 

Der  Bundesrat  wollte  nun  in  erster  Linie  einen  Teil  dieser  Obligationen 
auf  dem  Wege  des  Umtausches  gegen  Bundcsbahnobligationen  erwerben,  in 
der  Erwägung,  dass  dieselben  dann  bei  der  Beschallung  der  Geldmittel  für  den 
Rückkauf  nicht  mehr  in  Betracht  fallen.  Die  Bundesversammlung  erteilte  zu 
<lieser  Finanzoperation  ihre  Zustimmung.  Allein  die  Anmeldungen  zum  Umtausche 
gelangten  nicht  in  erwünschtem  Masse  ein.  so  dass  «las  ganze  Verfahren  ein- 
gestellt wurde. 

Mittlerweil«'  war  man  zur  Ueberzeugung  gelangt,  dass  der  freihändige 
Rückkauf  schneller  zum  Ziele  führen  könnte,  als  der  konzessionsgemässe.  Die 
vielen  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  Bahngesellschaften  und  Bund  betref- 
fend den  konzessionsgemässen  Rückkauf  liessen  fast  endlose  Prozesse  voraus- 
sehen, «leren  Ausgang  für  beide  Parteien  unsicher  war,  so  dass  der  Bund  bei 
der  Uebernahme  der  Bahnen  nicht  wissen  konnte,  was  er  eigentlich  zu  bezahlen 
habe.  Dazu  kam,  dass,  wie  erwähnt,  der  Umtausch  der  Bahnobligationen  gegen 
solche  der  Bundesbahnen  nicht  in  befriedigender  Weise  vor  sich  ging.  Schliesslich 
war  man  nicht  sicher,  ob  der  Bund  im  Falle  des  konzessionsgemässen  Rück- 
kaufes die  Obligationenschuld  «ler  Bahnen  einfach  an  Stelle  «ler  Bahngesellschaften 
übernehmen  könne  oder  ob  auch  hier  Auszahlung  in  Geld  stattfinth-n  müsse. 
Zwar  sprachen  sich  bezügliche  Gutachten  der  Professoren  Huber  und  Laband 
zu  Gunsten  der  Uebernahme  der  Obligationenschuld  aus.  Allein  damit  war 
noch  nicht  gesagt,  dass  alle  Beteiligten  derselben  Ansicht  seien  und  dass  nicht 
dennoch  Prozesse  notwendig  seien. 

Diese  und  andere  Gründe  Hessen  den  Buntlesrat  «len  Weg  des  freihändigen 
Rückkaufes  betreten.  Zuerst  wurd«-  mit  «ler  Cent  raibahn  unterhandelt  und  ein 
Vertrag  abgeschlossen,  nach  welchem  der  Bund  sämtliche  Aktiven  und  Passiven 
der  Gesellschaft  übernahm  und  für  jede  Aktie  «  inen  4  °/o  Rententitel  mit 
Fr.  30  jährlicher  Rente  ausbezahlte.  Diese  Rententitel  sind  für  die  Inhaber 
unkündbar,  der  Bund  kann  sie  aber  vom  31.  Dezember  1900  an  mit  einer 
sechsmonat liehen  Kündigungsfrist  jeder  Zeit  einlösen.  Die  Rente  sollte  vom 
1.  Januar  1901  an  zu  laufen  beginnen,  von  welchem  Tage  an  das  Netz  «ler 
S.  U.  B.  auf  Rechnung  des  Bundes  betrieben  w  erden  sollte,  w  ähn  nddem  der 
Eigentumsübergang  sofort  nach  Erfüllung  der  Pflichten  des  Bundes  statt  linden 
s«»llt«\  Ausser  den  Rententiteln  sollte  der  Gesellschaft  noch  der  unverteilte 
Rest  «les  Aktivsaldos  pro  1899  mit  Fr.  572,810.  30  und  der  auf  Fr.  4,700.00t) 
festgesetzte  Reing« -winn  pro  1900  überlassen  werden.  Alle  Anleihen  der  G«scll- 
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schaft  sollten  ohne  weiteres  auf  den  Bund  übergehen,  der  für  dieselben,  sowie 
für  alle  anderen  Verbindlichkeiten  der  Gesellschaft  den  bezüglichen  Kreditoren 
Sicherheit  zu  leisten  hat.  Der  Bund  musste  ferner  alle  Beamten  und  Angestellten 
der  S.  C.  B.,  mit  Ausnahme  der  Direktoren,  in  Dienst  nehmen  und  zwar  bis 
30.  April  1903  zu  den  bestehenden  Anslellungsbcdingen,  bezüglich  der  Hülfs- 
kasse  der  Bahnbeamten  trat  der  Bund  in  die  Verpflichtungen  der  S.  C.  B.  ein. 
Dieser  Vertrag  wurde  im  Dezember  1900  sowohl  von  der  Generalversammlung 
der  Aktionäre  der  S.  C.  B.  als  auch  von  der  Bundesversammlung  genehmigt. 
Damit  gelangte  der  Bund  in  den  Besitz  des  früheren  Centraibahnnetzes.  Die 
ersten  Bundesbahnzüge  wurden  vom  Volke  mit  grossem  Jubel  begrüsst. 

Der  einmal  beschrittene  Weg  des  freihändigen  Rückkaufes  wurde  nun 
auch  mit  Bezug  auf  das  Netz  der  Nordostbahn  betreten.  Ausser  den  schon 
erörterten  Gründen  mehr  allgemeiner  Natur  Hessen  bei  der  Nordostbahn  noch 
solche  besonderer  Art  einen  freihändigen  Rückkauf  als  sehr  wünschenswert 
erscheinen.  Das  Bundesgesetz  betreffend  den  Erwerb  und  den  Betrieb  von 
Eisenbahnen  hatte  nämlich  vorgesehen,  dass,  sofern  ein  einheitlicher  Rückkauf 
der  gesamten  Nordostbahn  auf  Grund  der  für  das  Stammnetz  gültigen  Bestim- 
mungen nicht  erreichbar  sei,  der  Bundesrat  diejenigen  unter  besondern  Kon- 
zessionen stehenden  Linien  von  der  Rückkaüfserklärung  ausnehmen  könne, 
deren  Erwerbung  nur  mit  unverhältnismässigen  Opfern  möglich,  und  deren 
Besitz  nicht  zu  einem  rationellen  Betriebe  des  Bundesbahnnetzes  unentbehrlich 
sei.  Da  sich  die  Nordostbahn  und  der  Bundesrat  mit  Bezug  auf  den  Rückkauf 
solcher  Linien  nicht  einigen  konnten,  kündete  der  Bundesrat  mit  Beschluss  vom 
22.  Februar  1898  der  Nordostbahn  nur  eine  Reihe  von  Linien  aus  ihrem  Netze 
zum  Rückkäufe,  während  eine  Anzahl  «inderer  Linien,  und  zwar  meistens 
schlechter,  der  Nordostbahn  überlassen  wurden.  Folge  dieses  Beschlusses  wäre 
gewesen,  dass  das  bisherige  Nordostbahnnetz  in  zwei  Teile  zerrissen  worden 
wäre,  wovon  einer  an  den  Bund  übergegangen,  der  andere  der  Nordostbahn 
verblieben  wäre.  Die  der  Gesellschaft  überbleibenden  Linien  hätten  teilweise 
unter  sich  keinen  Zusammenhang  gehabt,  so  dass  ein  rationeller  Betrieb  kaum 
denkbar  gewesen  wäre.  Für  das  Publikum  hätte  sich  diese  Zcrhakung  des 
Netzes  und  Zersplitterung  des  Betriebes  unangenehm  fühlbar  gemacht  und  wäre 
dem  einen  Zwecke  der  Eisenbahnverstaatlichung:  Vereinheitlichung  des  Betriebes, 
der  Tarife  etc.  diametral  entgegengelaufen.  Die  über  einen  freihändigen  Rück- 
kauf eingeleiteten  Verhandlungen  beruhten  deshalb  auf  der  Grundidee  des  Rück- 
kaufes des  ganzen  Nordostbahnnetzes.  Ende  1900  verständigte  man  sich  für 
das  konzessionsgemässe  Anlagekapital  auf  die  Summe  von  Fr.  267.850.000. 
Diese  Summe  wurde  wegen  Minderwei  t  der  an  den  Bund  abzutretenden  Objekte 
und  aus  andern  Gründen  auf  Fr.  252,903,500  reduziert.  Die  Aktiven  der  Bilanz 
auf  Ende  1900  betrugen  Fr.  21,036,597,  die  Passiven  der  Bilanz  Fr.  204.197,202. 
Der  Passivenüberschuss  betrug  somit  Fr.  183,160,605.  Bei  Abzug  des  Passiv- 
überschusses von  der  oberwähnten  Rückkaufsentschädigung  verblieben  für  die 
Aktionäre  also  noch  Fr.  69,742,895.  Diese  Summe  wurde  nun  aus  verschiedenen 
Gründen  (Vorteile  des  früheren  Rückkaufes,  Verkehrszunahme  etc.  etc.»  vom 
Bundesrate  auf  80  resp.  82  Millionen  Franken  erhöht. 

Auf  dieser  Basis  kam  zwischen  Bundesrat  und  Nordostbahn  eine  Eini- 
gung zustande,  welche  sowohl  von  der  Aktionärversammlung  der  Nordostbahn 
als  auch  von  der  Bundesversammlung  genehmigt  wurde. 

Der  Vertrag  selbst  deckt  sich  in  den  prinzipiellen  Bestimmungen  mit  dem- 
jenigen betreffend  den  freihändigen  Rückkauf  der  Schweizerischen  Centraibahn. 
Mit  diesem  Kaufpreise  wurde  die  Nordostbahn- Aktie  von  Fr.  500  Nominalwert 
mit  Fr.  500  3'/.  °/o  Bundesbahnobligationen  in   Abschnitten  von  Fr.  1000  be- 
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zahlt.  Der  Aktivsaldo  pro  1900  im  Betrage  von  Fr.  4,882,47b.  27  blieb  den 
Aktionären  zur  freien  Verfügung.  In  Börsenkreisen,  namentlich  im  Auslände, 
wurden  dieser  Vertrag  und  die  denselben  schliesscnden  Behörden  heftig  an- 
gegriffen. Es  wurde  behauptet,  die  Bahn  9ci  viel  zu  billig  an  den  Bund  ver- 
kauft worden,  und  die  Bahndirektion  sei  völlig  in  den  Händen  des  Bundesrates 
gewesen.  Allein  diese  unwürdigen  Angriffe  vermochten  den  Absehluss  des 
Geschäftes  nicht  zu  verhindern. 

Bald  nach  Absehluss  des  Vertrages  mit  der  Nordostbahn  wurde  eine  Ver- 
ständigung mit  den  Vereinigten  Schweizerbahnen  perfekt.  Die  Verhältnisse 
lagen  hier  viel  einfacher  als  bei  der  Nordostbahn.  Im  Jahre  189b  war  zwischen 
den  Vereinigten  Schweizerbahnen  und  dem  Bunde  ein  Uebereinkominen  ge- 
troffen worden,  nach  welchem  alle  im  Besitze  der  Vereinigten  Schweizerbahnen 
befindlichen  Linien  beim  Rückkäufe  als  ein  Ganzes  behandelt  werden  sollten. 
Weiter  wurden  in  das  Rückkaufsobjekt  einbezogen  die  Toggcnburgerbahn, 
sofern  sie  zur  Zeit  des  Rückkaufes  Eigentum  der  Vereinigten  Schweizerbahnen 
sei,  und  die  Rickenbahn,  sofern  die  Vereinigten  Schweizerbahnen  den  Bau, 
resp.  Betrieb  übernommen  haben.  Mit  Bezug  auf  den  Rückkauf  der  Toggen- 
burgerbahn  fanden  spezielle  Verhandlungen  statt,  in  deren  Einzelnheiten  wir 
hier  nicht  eingehen  können.  Das  Resultat  derselben  war,  dass  die  Toggen- 
burgerbahn  dem  Bunde  um  den  Ertragswert  von  2%  Millionen  abgetreten 
wurde.  Der  Kaufpreis  der  Vereinigten  Schweizerbahnen  wurde  auf  Grund  de» 
kapitalisierten  Reinertrages  berechnet.  Derselbe  betrug  Fr.  95,287,900.  Davon 
wurden  für  Minderwert  der  vorhandenen  Anlagen  etc.  Abzüge  im  Betrage  von 
Fr.  12,235,576  gemacht,  wodurch  sich  die  konzessionsgemässe  Rückkaufsent- 
schädigung auf  Fr.  83,052.324  reduzierte.  Auf  Ende  1900  betrugen  die  Aktiven 
der  Bahn  Fr.  6,823,982 ;  die  Passiven  dagegen  Kr.  49, 745, (»00,  es  ergab  sich 
somit  ein  Ucberschuss  der  Passiven  von  Fr.  42.321,618.  Nach  Abzug  des 
Passivüberschusses  von  der  konzessionsgemässen  Rückkaufsentschädigung  ver- 
blieb also  noch  ein  Betrag  von  Fr.  40,130,706.  Infolge  verschiedener  gegen- 
seitiger Abzüge  wurde  die  Rückkaufsentschädigung  schliesslich  auf  rund  40 
Millionen  Franken  festgesetzt.  Davon  sollten  18  Millionen  in  bar  und  22  Mil- 
lionen in  3'/i  "/o  Bundcshahnobligationen  zum  Kurse  von  99  %  ausbezahlt 
werden.  Dadurch  stieg  die  vom  Bunde  zu  zahlende  Barsumme  noch  um 
Fr.  220,000,  was  schliesslich  zugestanden  wurde.  In  der  Rückkaufsbotschaft 
war  der  Rückkaufspreis  der  gesamten  Unternehmung  auf  Fr.  31,703,835  geschätzt 
worden.  Allein  inzwischen  war  der  Baukonto  um  Fr.  4,292,126  gestiegen  und 
hatten  sich  die  konsolidierten  Anleihen  um  Fr.  992.325  vermindert.  Die  restie- 
rende Mehrzahlung  hat  ihren  Grund  ähnlich,  wie  bei  der  Schweizerischen 
Centraibahn  und  Nordostbahn,  in  der  unerwarteten  Verkehrszunahme,  «lern 
früheren  Rückkauf  und  in  Konzessionen  infolge  gütlicher  Verhandlungen. 

Damit  ist  die  Verstaatlichung  der  ostschweizerischen  Bahnnetze,  sowie 
der  Centraibahn  durchgeführt.  Auch  für  das  Netz  der  Jura-Simplon-Bahn  kommt 
der  freihändige  Rückkauf  zur  Anwendung. 

Die  Organisation  der  Bundesbahnen  ist  in  vollem  Gange,  Generaldirektion 
und  Kreisdirektionen  II,  III,  IV  sind  in  Funktion.  Auf  1.  Mai  1903  tritt  der 
neue  Personentarif  in  Kraft.  Auf  die  stattliche  Reihe  von  organisatorischen 
Erlassen  aller  Art.  die  bereits  erschienen  sind,  k Tinnen  wir  uns  hier  nicht 
einlassen. 

III.  Litteratltr.  Dieselbe  findet  sich  bis  in  alle  Details  verzeichnet  in  „Schweiz. 
Eisenbahn- Litter atur" ,  bearbeitet  Z'on  A.  Sichler,  Bern  jgoi).  Als  -(.ichtij^ste  Quellen 
sind  hervorzuheben  das  Bundcsblatt  1S4S — 1902,  die  Eisenbahnaktcnsammlunff,  sowie 
die    bundesirerichtlichen    Entscheide    in    den  Rückkauf sprotessen    und    die  daherigen 
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Rekurssckriften.  Als  Heue,  die  Quellen  gut  berücksichtigende  Arbeit  muss  noch 
erwähnt  verde/t:  R.  Herold,  Der  schreit  erische  Bund  und  die  Eisenbahnen,  Stuttgart 
1902,  —  Henry  Haguet,  Le  rachnt  des  ckemins  de  fer  Suisses  et  ses  eonstquentes, 
Gene.ve  /903. 

Dr.  Fr.  Volmar,  Rechtsanwalt,  Ostermundigen  bei  Bern. 

Eisenbahnwesen :  c)  Statistik. 

I.  Einführung  und  Organisation  der  schweizerischen  Eisenbahnstatistik. 
-  II.  Ergebnisse  der  Eisenbahnstatistik.       III.  Eitteratur 

I.  Einführung  und  Organisation  der  Eisenbahnstatistik.  Nachdem  in 
andern  Ländern  die  Notwendigkeit  dazu  schon  erkannt  war,  ist  auch  in  der 
Schweiz  das  Bedürfnis  aufgetreten,  die  verschiedenen  Erscheinungen  im  Eisen- 
bahnwesen statistisch  genau  zu  ermitteln  und  zu  vergleichen,  um  Mangel  und 
Unvollkommcnheiten  wahrzunehmen, Verbesserungen  zu  ermöglichen,  Erfahrungen 
auszutauschen  und  im  Interesse  des  Landes  und  der  Transportunternehmungen 
die  Resultate  schätzen  und  verwerten  zu  können.  Schon  damals  hatte  der  Satz 
Geltung,  dass  der  Wohlstand  eines  Landes  zu  einem  guten  Teil  von  der  Leichtig- 
keit und  Billigkeit  der  Transporte  abhängig  sei. 

Bei  den  Bahnverwaltungen  waren  anfänglich  nur  wenige,  vereinzelte  und 
unter  einander  kaum  vergleichbare  Angaben  vorhanden,  denn  die  Unternehmungen 
waren  verhältnismässig  noch  jung  und  hatten  in  der  ersten  Zeit  für  wichtigeres 
als  für  statistische  Erhebungen  zu  sorgen.  Die  Gesellschaften  wirkten  geraume 
Zeit  auch  möglichst  unabhängig  von  einander  und  waren  mehr  für  gegenseitige 
Befehdung  als  für  gemeinsames  Wirken.  Die  vorhandenen,  nach  deutschem  und 
französischem  Vorbilde  geschaffenen  Verwaltungsgrundsätze  und  ungünstige 
finanzielle  Lagen  erschwerten  die  statistischen  Bestrebungen  ebenfalls. 

Der  Bundesrat  beauftragte  schon  Ende  1862  das  Departement  des  Innern, 
bei  den  statistischen  Arbeiten  auch  die  Verhältnisse  der  Eisenbahnen  zu  berück- 
sichtigen. Ein  einlässlh  lies  Schema  wurde  erstellt  und  den  Bahnverwallungen 
am  27.  Juli  1S64  zur  Prüfung  und  Aeusserung  übermittelt.  Die  bezüglichen 
Verhandlungen  endeten  in  einer  Konferenz,  welche  anfangs  1868  in  Bern  statt- 
fand. Nach  eingehenden  Erörterungen  wurde  beschlossen,  das  Frageschema 
zu  vereinfachen  und  die  Angaben  für  die  Vergangenheil  und  die  Gegenwart  zu 
trennen.  Der  Bundesrat  genehmigte  alsdann  ein  neues  vereinfachtes  Statistik- 
Schema  und  die  Bundesversammlung  be willigte  im  Juli  1868  den  nötigen  Kredit 
für  die  regelmässige  Bearbeitung   und  Veröffentlichung  der  Eisenbahnstatistik. 

Von  den  Bahnen,  namentlich  von  westschweizerischen  Verwaltungen, 
wurden  neue  Einwendungen  gehend  gemacht :  sie  erklärten,  die  gewünschten 
Erhebungen  erst  nach  einer  Entscheidung  über  die  Kostenfrage  vornehmen  zu 
können,  weil  sie  zu  denselben  konzessionsgemäss  nicht  verpflichtet  seien.  Die 
Bundesbehörde  trat  dieser  Auffassung  entgegen:  sie  sah  sich  aber  genötigt, 
bei  dem  fortdauernden  Widerstreben  das  Krageschema  neuerdings  zu  verkürzen. 
Am  «?1.  Mai  1869  erging  die  Einladung  an  die  Bahnvcrwaltungcn,  statt  der 
früher  verlangten  Angaben  pro  1867,  nun  solche  für  das  Jahr  1868  zu  machen. 
Das  statistische  Bureau  des  Departements  des  Innern  hatte  aber  wieder  lange 
Zeit  mit  der  Sammlung  und  Ergänzung  des  erforderlichen  Materials  zu  kämpfen, 
so  dass  der  erste  Statistikband,  das  Jahr  1868  und  die  Eisenbahngeschichte  der 
Vorjahre  umfassend,  erst  anfangs   1874  erschien. 

Inzwischen  war  das  neue  Bundesgesetz  vom  23.  Dezember  1872  über  den 
Bau  und  Betrieb  der  Eisenbahnen  zu  stände  gekommen,  welches  nun  die  Bahn- 
verwaltungen zur  Lieferung  der  Angaben  für  eine  einheitliche  Eisenbahnstatistik 
bestimmt  verpflichtete.    Damit  war  der  bisherige  Widerstand  gebrochen. 
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Das  erwähnte  neue  Gesetz  legte  den  Bundesbehörden  auch  vermehrte 
Verpflichtungen  auf,  die  Bundesversammlung  beschloss  daher  am  22.  Januar  1874 
die  Organisation  eines  Eisenbahn-  und  Handelsdepartements.  Dieses  wurde  im  Jahr 
1 879  wieder  getrennt  und  es  entstand  das  derzeitige  Post- und  Eisenbahndepartement. 

Für  die  regelmässige  und  gründliche  Bearbeitung  der  Eisenbahnstatistik 
war  ebenfalls  von  Bedeutung,  das»  bei  der  Einrichtung  des  Eisenbahn-  und 
Handelsdepartements  die  Stelle  eines  besonderen  Eisenbahnstatistikers  geschaffen 
wurde.  Diese  Beamtung  war  anfänglich  der  Kanzlei  und  nachher  dem  admini- 
strativen Inspektorat  zugeteilt.  Als  dann  den  Bundesbehürden  von  1884  an 
auch  die  Prüfung  und  Genehmigung  der  Rechnungen  und  Bilanzen  der  Eisenbahn- 
Gesellschaften  zufiel,  wurde  der  Kisenbahnstatistiker  an  der  Rechnungskontrolle 
mitbeteiligt.  Anfangs  1880  ist  der  Statistiker  zum  Adjunkten  des  administrativen 
Inspcktorats  ernannt  und  mit  der  selbständigen  Rechnungsprüfung  und  Bear- 
beitung der  Statistik  beauftragt  worden.  Zwei  Jahre  später  wurde  das  <Rech- 
nungswesen  und  die  Statistik»  zu  einer  besonderen,  unabhängigen  Abteilung 
des  Eisenbahndepartements  erhoben.  Diese  Anordnung  blieb  bis  zur  Neu- 
organisation im  Jahr  1897.  Von  da  an  stand  der  administrativen  Abteilung  ein 
Direktor  vor,  welchem  die  Inspektorate  für  Tarif-  und  Transportwesen,  sowie 
für  Rechnungswesen  und  Statistik  unterstellt  waren.  Seit  dem  1.  Juli  1901 
blieb  die  Direktorenstelle  aber  unbesetzt.  Der  statistischen  Abteilung  fallen 
laut  der  Geschäftsordnung  noch  zu:  Sammlung  der  Geschäftsberichte  und  der 
Gcncralversammlungsprotokolle  der  Bahnunternehmungen,  Prüfung  der  Rech- 
nungen und  Bilanzen  der  Hülfs-  und  Krankenkassen,  Kontrolle  über  die  Sicher- 
-tellung  des  Vermögens  dieser  Kassen  und  der  Kautionen  des  Eisenbahnpersonals, 
Berechnung  der  Konzessionsgebühren,  Prüfung  von  konzessionsmässigen  Vcr- 
Mcherungsvcrträgcn  und  Ermittlung  der  Rückkaufswerte  der  Eisenbahnen.  Dem 
Inspektor  für  Rechnungswesen  und  Statistik  waren  Ende  1901  fünf  Gehülfen 
beigegeben. 

Die  cisenbahnstatistischen  Veröffentlichungen  erschienen  nach  dem  ersten 
Band  in  folgender  Reih«- : 

Anno  187b:  Band  III.  Statistik  pro  1873, 

»      1877:  Hand    II,  Hauptbetriebsresultate  von  1868 — 1873. 
>      1878:  Band  IV,  Statistik  für  die  Jahre  1874— 187b. 
1879:  Band   V,  Statistik  pro  1877  u.  s.  w. 
Die  letzte  im  April  1902  erfolgte  Publikation  betrifft  das  Jahr  1900.  Zu 
den  ordentlichen  Mitteilungen  wurde  im  Jahr  1884  noch  ein  besonderer  Band 
mit  Angaben  über  die  Anlage  und  Ausrüstung  der  schweizerischen  Eisenbahnen 
zu  Ende  1882  herausgegeben. 

II.  Ergebnisse  der  Eisenbahnstatistik.  Aus  kleinen  Anfängen  wuchsen 
tlic  Eisenbahnstränge  der  Schweiz  nach  und  nach  zu  einem  weitverzweigten 
Netze  an.  Nach  der  Erstellung  der  Hauptlinien  erfolgte  der  Bau  von  Neben- 
linien und  von  Spezialbahnen.    Im  Bau  von  Seil-  und  Zahnradbahnen  thaten 
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Ende  1901  bestanden  125  verschiedene  schweizerische  Unterneh- 
mungen. In  der  nachfolgenden  Aufstellung  sind  die  hauptsächlichsten  Ver- 
hältnisse derselben  nachgewiesen  : 
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91.2 

30, 7  ÖL» 

(     1  i  r  1  ir  -  1  1 1  <    1  i  i  K  1  > 

i  i  ii  r  i  k  1. 1  ,,i .  i  i,ui  l 

r  i !  i  •  /       r-  »     '  i  *  1  i  i  •  1 1 
•.    l'll./.  ■  I  .  .  ■     1  .  1  I  .  1 '  1 1 

1  III  1  1 
)  >'l  '  l 

j  *.'  i 
i  Iii  1 1 

l  *  t  U 
1  ^  1  •  1 

Win  1 

J  l'1 1 1 

- 
- 

1 1 
1  ■> 

1 )  ~ 

_,«)-!. S 

.j  .  >■  i  i  ' 

i  1  (■ . .  L  •?  n  l )  o  J    i :  il  i ; 
Biel  -  Lfuhriiigi-i! 

1839 
1S9S 

w 

E 

1.6 

0.9 

6i*4 
313 

S j>i  tv.  -  !'  1 1 1 1  i_j  •  ■  ■  i 

1  i       [Tr  I'  ]  il ,  1     •■  ■  |  ,.|  |  j  |-, 

1    ''it.l  h'i     1  r    '  1  •  . 

J   ■          L  []  .  1    1  1  .  .  ,  1  | 

* 

o.  Z-  >b 

i  •  1 1  •  > 
4 .  J  1  _ 

1  l  1 

I.i'cl  -  Nt.iy^jn^- n 

1837 

\V 

1.6 

455 

- 

■  i 1 1 

■  1 

HuiiTciisU'Ck!  ahn 

183* 

IC 

0.8 

27U 

1      i       1  L-     .  1  I          l  '  i  r  ■  1  -  i  ■ 

i  l  .  i  k  <  1 1  ■  r  •  1 1 .  i .  i ,  i  . 

* 

.1,11 
„.  %  1  4 

( '<  is.v  i;la\    ya:  r  -  \  lllc  . 
It.lVdS- Si'll  U/alp 
T  ><  '.«lorbahn  1       irh)  . 
l-;dus--  Plan  iNouihairl) 

1897 
1399 
1395 
1890 

w 

12 

4:15 
3'i6 
2*  7 

2.7U 

I      ><^      'fii-v    i'  .r-ti 

l  '  1 1 . 1 1'  .    .  -  ,i ,  l ! 

\         .  1        .Ii'            1  i-i.'ir 

V  .ii   ir     1  [  a1,  '  r  -. 
Will     Ii  -  i • ; 

\>  .Iii  1  -   !\  .1  .  . 

1  v  l .) 
t 

1-' 

Ii1' 

- 

1 1 

1  1 
1  l 

'1 

1  r  <  ■ 
1  ..»^  1 

1  J.'-l 

1  Iii!* 

IC 

0.7 

o.*. 

9.4 

lii-'h-.li.uhhalir.i  . 

1879 

1.S 
1.0 

Ifirj 

2  Schmalspurbahnen. 
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In  Spalte  «  Brtricbskrafi     bedeutet:    D       Dampf:    E  —  Elektrizität :    W  =  Waisergcwicht :  I' 
Pferde:  1        1  urbme.  —  '  V'  m  j.  Januar  1901  erfolgte  der  Betrieb  für  Rechnung  des  Bundes. 
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Alle  Unternehmungen  xus. 

1126.9 

1.4M.M 

Von  der  gesamten  Hahnlange  sind  30  km  abzuziehen  für  die  im  Ausland 
gelegenen  Strecken;  dagegen  kommen  62  km  für  Linien  ausländischer  Bahnen 
auf  Schweizergebiet  hinzu.  Das  Bahnnetz  der  Schweiz  misst  somit  Ende  1901 
4159  km.  —  Bei  Bahnen,  welche  durch  Verkauf  oder  Liquidation  den  Besitzer 
änderten  und  an  Wert  cinbüssten.  sind  die  reduzierten  Ansätze  berücksichtigt. 
Die  vorstehenden  Anlagekostcn  umfassen  auch  die  Ausgaben  für  unvollendete 
Objekte  auf  den  Bctriebslinien. 

Von  Interesse  ist  die  Ausdehnung  des  elektrischen  Betriebes.  Ende 
1901  standen  53  elektrische  Bahnanlagen  mit  463  km  Baulänge  im  Betrieb; 
davon  entfielen  37  km  auf  Normalspurbahncn. 

Von  den  im  Bau  stehenden  neuen  Bahnen  ist  der  auf  70  Millionen  Franken 
veranschlagte  Simplondurchst  ich  (Brigue-Iscllc)  erwähnenswert. 

Die  mannigfaltigen  und  zum  Teil  recht  ungünstigen  Terrainverhältnisse 
stellten  dem  Eisenbahnbau  in  der  Schweiz  grosse  technische  und  auch  finan- 
zielle Schwierigkeiten  entgegen.  Nach  dem  Stand  auf  Ende  1901  lagen  von 
den  Linien  der  Normalspur-,  Schmalspur-  und  Zahnradbahnen  2263  km  auf 
Diimmen,  1233  km  in  Einschnitten,  39  km  auf  Brücken  und  113  km  in  Tunneln. 
Im  ganzen  gibt  es  auf  diesen  Bahnen  306  Tunnel,  wovon  30  über  1000  m 
Länge  besitzen.  Die  längsten  Tunnel  sind:  der  Gotthardtunnel  mit  15  km,  der 
Albistunnel  mit  3,4,  der  Tunnel  des  Loges  bei  Chaux-de-Fonds  mit  3,3  km  und 
der  Bützberg-  und  der  Hauensteintunncl  mit  je  2,5  km  Länge.  Der  im  Bau 
befindliche  Simplontunnel  soll  19.7  km  lang  werden. 

Auf  den  Haupt-  und  Gcrneinschaftsbahncn  liegen  die  Geleise  auf  682  km 
oder  zu  18°/o  doppelspurig. 

Die  Normalspur-,  Schmalspur-  und  Zahnradbahnen  wiesen  Ende  1901  im 
ganzen  5633  km  Geleise  auf.  Davon  entfielen  4789  km  auf  Geleise  mit  Stahl- 
schienen und  845  km  auf  Geleise  mit  Eisenschienen.  2887  km  der  Geleise 
waren  mit  Holzschwellen  und  2739  km  mit  eisernen  Querschwcllen  ausgerüstet. 
Die  Bahnlinien  liegen  zu  24  %  in  horizontalen  und  zu  76  °/o  in  geneigten 
Strecken.    Die  geraden  Strecken  machen  63  °/o  und  die  gekrümmten  37  0  o  aus. 
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Die  höchsten  Steigungen  auf  Adhäsionsstrecken  betragen  bei  der  |ura- 
Simplonbahn  38  */oo.  bei  der  Gotthardbahn  27  %°i  bei  der  Ccntralbahn  26  °/00. 
bei  der  Südostbahn  50  °joo  und  bei  der  Uetliberxbahn  70  0  oo.  Die  Zahnradbahn 
auf  den  Pilatus  überwindet  480  °/0o  Steigung.  Diese  Leistung  wird  aber  bei  den 
Seilbahnen  noch  weit  übertroffen.  Die  Wagen  der  Mürrenbahn  und  der  Salvature- 
bahn  steigen  mit  600  °/00  bergan  und  bei  der  Stanserhornbahn  beträgt  die 
Steigung  sogar  630  °/oo. 

Der  Bestand  des  Rollmaterials  ist,  entsprechend  der  Vermehrung 
der  Linien  und  der  eingetretenen  Entwicklung  des  Verkehrs,  von  Jahr  zu  Jahr 
an  Zahl  und  Wert  gewachsen.  Die  Normalspurbahnen  hatten  aufzuweisen: 


Auf  Ende 

Bei  km 
Bahnlänge 

Lokomotiven  Personenwagen 
Stück  Stöck 

Lastwagen 
StOck 

Bilanzwerte 

Fr. 

1870 

1420 

247  894 

3703 

36,780,200 

1880 

2449 

512  1588 

8448 

79,671,045 

1890 

2830 

652  1814 

9498 

91,057.479 

1900 

3041 

953  2374 

13091 

141.163.174 

1901 

3151 

1007  2474 

13316 

148,399,00.1 

Die  Zugs-  und  Fahrleistungcn  auf  den  Normalspur-,  Schmalspur-  und 
Zahnradbahnen  lassen  sich  an  folgenden  Durchschnittsziffern  ermessen . 

Im  Jahr 

Anzahl  täglicher  ZQge      Gefahrene  Wagenachs- km 
über  die  ganze  Bahn                per  Bahn-km 

1880 

11,63 

109,755 

1885 

13,47 

123,989 

1890 

16,41 

144,834 

1895 

18,12 

160,220 

1900 

20,92 

190,520 

1901 

20,89 

190,756 

Die  folgende  Vergleichung  zeigt  die  Dichtigkeit  und  die  Zunahme  des 
Personen-  und  Güterverkehrs  auf  den  gleichen  Bahnen: 

Anzahl  Tonncn-km 
(Gepäck,  Tiere  u.  Güter) 
per  Bahn-km 

115,187 

149,943 

175,874 

179,862 

208,812 

200.434 

Die  Betriebseinnahmen  und  Betriebsausgaben  bezifferten  sich  bei 
den  vorerwähnten  Unternehmungen  auf  folgende  Beträge  (Angaben  in  1000  Kr.): 


Jahr 

Anzahl  Pcrsonen-km 

per  Bahn-km 

1880 

174,286 

1885 

186,738 

1890 

220,318 

1895 

249,418 

1900 

321,028 

1901 

318,398 

Jahr 

Einnahmen 

Einnahmen 

Gesamteinnahmen 

Betriebs- 

Personentransport 

Gütertransport 

(Versch.  Einn.  inbegr.) 

ausgaben 

1880 

23,581 

31,707 

60,020 

31,497 

1885 

28,951 

40,341 

73,737 

39,578 

1890 

36,989 

51,038 

92,795 

51,066 

1895 

45,298 

60,282 

111,545 

66,193 

1900 

59,883 

75,029 

142,099 

83,573 

1901 

59.050 

73,491 

139,921 

87,471 
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Per  Hahnkilometer  resultieren  in  Franken: 

1880  9,190  12,35b  23.391  12.275 

1885  10,01  S  13,959  25,515  13.695 

1890  11,612  16,023  29,133  16,032 

1895  12.67«)  16,870  31,215  18.524 

1900  15,516  19,440  36.818  21,654 

1901  15,355  19,1  11  36,385  22,746 

Der  jeweilige  Gcldstand,  sowie  die  Kredit  verhalt  nisse  der  Privat  bahnen 
lassen  sich  aus  den  bezahlten  A  n leih  e  n  s  z  i  n  s  e  n  ableiten,  während  anderseits 
die  Höhe  der  bezahlten  Aktiendividenden  über  den  Ertrag  der  Unterneh- 
mungen Auskunft  gibt.  Für  die  Normalspur-,  Sehmalspur-  und  Zahnradbahnen 
sind  durchschnittlieh  zu  verzeichnen: 

.  .  Bestand  der  Rezahlte  Instand  des  Bezahlte 

J                     Anleihen  Zinse  Aktienkapitals  Dividenden 

in  1000  Kr.  in  1000  Kr.  \ 

1880              535,788  4,50  345,454  1,52 

1885              566,319  4,13  355,40»,  2,04 

1890             5  74,535  3.9  7  350,462  4,40 

1*895              662,595  3.74  398,786  4,88 

1900  771,312  3,65  419,664  5.04 

1901  981,399  3.67  253.64  7  3,82 

Die  wesentlichen  Veränderungen  im  Kapitalbestand  und  in  der  Höhe  der 
Dividende  für  das  Jahr  1901  hängen  mit  der  Verstaatlichung  von  drei  Haupt- 
bahnen zusammen. 

Die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Drahtseilbahnen  und  der  Tramways 
erhellt,  wenn  auch  nicht  vollständig,  aus  nachstehenden,  das  Jahr  1901  betref- 
fenden Angaben: 

Drahtseilbahnen  Tramways 
{27  Unternehmungen)    (30  Unternehmungen) 

Betriebseinnahmen   Vr.    1.322,326  7,920,452 

Betriebsausgaben   >       732,385  6,398,102 

Kinnahmcnübcrschuss      ....  »       589,941  1.522,350 

Stand  der  Anleihen   >  10.546,273  6.243.677 

Bezahlte  Zinse  im  Mittel    .     .     .  °  0            3.86  3,89 

Stand  des  Aktienkapitals    .     .     .  Fr.  10.401.880  49,386,464 

Bezahlte  Dividenden  im  Mittel     .  %            2,54  1,49 

Bahnpersonal.  Im  Betriebsdienst  der  schweizerischen  Bahnunterneh- 
mungen waren  im  Jahr  1901  im  ganzen  31,370  Personen  beschäftigt;  es  ent- 
fielen auf: 

Normalspur-,  Schmalspur-     Drahtseil-     Tran  wav8 
und  Zahnradbahnen  bahnen  ' 

Im  ganzen  Personen                                      28.972                     254  2,144 

Oder   per  Bahnkilometer  Personen                  7,37                   10.24  6,35 

Im  Jahre  1890,  also  11  Jahre  früher,  standen  im  Dienste: 

Per  Bahnkilometer  Personen     .    .                 5,98                    1  1,7  8,50 

Die  teilweise  eingetretene  Erhöhung  des  durchschnittlichen  Personal- 
bestandes ist,  nebst  der  Verkehrs  Vermehrung,  hauptsächlich  der  seit  Ende  189o 
vorhandenen  gesetzlichen  Normierung  der  Arbeitszeit  zuzuschreiben. 

Unter  den  für  das  Bahnpersonal  geschaffenen  Wohlfahrtseinrichtungen 
nehmen  die  bei  den  fünf  Hauptbahnen  und  bei  einigen  Nebenbahnen  bestehenden 
Hülfs-  und   Pensionskassen  den  ersten  Ran«  ein.    Ende  1901  zählten  11 
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solche  Institute  13,755  Mitglieder  und  ein  Vermögen  von  40,3  Mill.  Franken. 
Für  das  hei  diesen  Kassen  nicht  beteiligte  Personal  und  für  die  Bediensteten 
der  meisten  übrigen  Unternehmungen  sind  Krankenkassen,  Dienstalterskassen, 
Sparkassen  und  Unterstützungsfonds  eingerichtet.  Das  Vermögen  der  letztern 
betrug  Kndc  1901  Fr.  2,146,077. 

Hei  allen  Anstrengungen,  welche  von  den  Aufsichtsbehörden  und  den 
Bahnuntcrnchmungen  für  die  Sicherung  des  Betriebes  und  der  Reisenden  gemacht 
werden,  treten  Jahr  für  Jahr  immer  noch  einzelne  Ei sen  bah nu n  fä I le  auf. 
Katastrophen,  wie  diejenigen  von  Münchenstein  und  Zollikofen  im  Jahre  1891. 
bei  welchen  gegen  100  Personen  ums  Leben  kamen  und  dreimal  so  viel  verletzt 
wurden,  tr.'iten  glücklicherweise  nicht  mehr  ein. 

Aus  den  letzten  Jahren  ergaben  sich  für  die  Normalspur-.  Schmalspur- 
und  Zahnradbahnen  folgende  Unfälle: 

Jahr    Anzahl  Bahnbedien.tete    /^l™™*  Zusammen 


getötet 

verletzt 

getötet 

verletzt 

getötet 

verletzt 

189b 

22 

703 

40 

72 

62 

775 

1897 

26 

760 

32 

71 

58 

831 

1898 

30 

6^9 

29 

78 

59 

777 

1899 

30 

730 

44 

90 

74 

820 

1900 

23 

699 

32 

92 

55 

791 

1901 

23 

612 

33 

68 

50 

680 

Für  den  gleichen  Zeitraum  haben  die  Drahtseilbahnen  aufzuweisen:  3 
Tötungen  und  34  Verletzungen  und  die  Tramways:  52  Tötungen  und  613  Ver- 
letzungen. 

Schliesslich  möge  noch  eine  Vergleichung  der  Eisenbahnlangen  verschiedener 
Länder  folgen.  Nach  dem  Archiv  für  das  Eisenbahnwesen  ergaben  sich  auf 
Ende  1900  folgende  Bahnkilometer  auf  je  10,000  Einwohner:  Schweden  22,4. 
Dänemark  12.3.  Schweiz  11,4,  Frankreich  11,1,  Deutschland  9,1,  Norwegen  9,2. 
Belgien  9,0,  England  8,»>,  Oesterreich-Ungarn  8,0,  Spanien  7,4,  Italien  5,0  und 
Russland  4,2.  Es  liegt  hierin  der  Beweis,  dass  die  kleine,  am  grossen  Welt- 
verkehr wenig  beteiligte  Schweiz  reichlich  für  Eisenbahnen  gesorgt  hat. 


III.  Litteratur.  Die  für  die  Schweix.  Eisenbahnstatistik  grundlegende*  V 
fügungen  und  Best  Müsse  sind  in  Teil  1  Hervor  sc  Aon  erwäknt  worden.  Vom  Bedeutung 
sind  zur  Zeit:  Das  Bundesgesetz  über  den  Bau  und  Betrieb  der  Eisenbahnen,  tvm 
2j.  Dez,  /8j2,  und  das  Gesetz  row  27  März  i8qf  betr.  die  Organisation  der  Eisen- 
bahnabteilung des  Post-  und  Eisenbahndepartements.  —  Die  statistischen  Ergebmisse  simd 
von  /8öS  an  in  den  jährlichen  Bänden  ( l—XXVHI)  der  „Schweiz.  Eisenbahnstatistik' 
niedergelegt.  Verlag  der  Bände  I-IV  (186S—74)  bei  O reit  Füssii  in  Zürich  mmd  tter 
folgenden  Bände  beim  Schweiz  Eisenbahndepartement  in  Bern.  Seit  fahren  gibt  das 
letztere  ausserdem  eine  separate  „Statistik  des  Rollmaleriats"  heraus.  —  Eimzelme  ja  kr- 
weise  Resultate  der  Eisenbahnstatistik  finden  sich  jeweilen  im  „Statistischen  JfahrSmck 
der  Schweiz",  herausgegeben  vom  Statist.  Bureau  des  eidg.  Departements  des  Imneru, 
periodisch  zusammengestellt.  —  Im  Dezember  iSgö  bewilligte  die  Bundesversammlung 
die  Mittel  zur  Aufstellung  einer  „Lohnstatistik  des  Personals  der  Schweiz.  Eisembakmem" 
(Bearbeiter  Th.  Sourbeck).  Titel  /,  behandelnd  die  vertraglieh  angestelltem  Personen 
der  fünf  Hauptbahnen,  erschien  anno  r8gg  und  Teil  II  betreffend  das  Taglohmpersomal 
der  Hauptbahnen  und  das  gesamte  Personal  der  Nebenbahnen  ein  fahr  später.  (Kom- 
missionsverlag bei  Neukomm  dr  Zimmermann  im  Bern.)  —  Endlich  ist  noch  auf  die 
statistischen  und  rechnerischen  Darstellungen  in  der  bundesrätlichen  „Bolschaft  betreffend 
den  Rückkauf  der  Hauptbahnen"  vom  25.  März  1897  hinzuweisen. 

J.  Cr.  Ruth  geh,  Sekretär  beim  Rechnungswesen  und  der  Statistik 
des  Schweiz.  Eisenbahmdeparlemeuls,  Berm. 
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I.  Geschichtliches.  —  II.  Kitenerzausbeutung.  —  III.  Schmiedbares 
Eisen  und  Stahl.  —  IV.  Eisengiesserei.  —  V.  Konkurrenzverhältnisse. 
VI.  Statistisches.  —  VII.  Litteratur. 

I.  Geschichtliches.  Die  Eisenindustrie  in  der  Schweiz  ist  sehr  all.  Fast 
an  allen  Orten,  wo  die  Erze  zu  Tage  liegen,  insbesondere  im  Jura,  findet  man 
zahlreiche  Spuren  von  Eisenschlackenhalden,  welche  auf  die  Anwendung  des 
catalonischen  Frischfeuers  (die  Rennarbeit  im  Herde ),  zur  direkten  Darstellung 
schmiedbaren  Eisens  aus  den  Erzen  hinweisen.  Schon  vor  dreihundert  Jahren 
wurde  der  erste  Hochofen  in  Undcrvelicr  errichtet,  welcher  das  Roheisen  zu- 
nächst zur  Umwandlung  in  Schmiedeisen  im  Frischfeuer,  sodann  aber  auch  zur 
Gusswarenerzeugung  lieferte;  ihm  folgten  im  Laufe  der  Zeit  die  Hochöfen  von 
Bcllefontaine  bei  St.  Ursanne,  Courrendlin.  Deltfmont  mit  Rondez.  Gänsbrunnen, 
Clus  und  Choindcz.  welche  bis  in  die  fünfziger  Jahre  des  letzten  Jahrhunderts 
fast  sämtlich  in  Betrieb  waren,  einzelne  derselben  bis  in  die  siebziger  Jahre 
hinein.  Alle  diese  Anlagen  waren  in  der  Hauptsache  auf  das  Bohnerzvorkommen 
im  Delsberger  Thalc,  die  Holzkohlen  und  die  Wasserkräfte  des  Jura  angewiesen. 
Von  hier  aus  wurden  auch  noch  die  französischen  Hochöfen  von  Audincourt 
und  Eucclle  mit  Erz  versorgt. 

Der  Hochofen  von  Plöns,  St.  Gallen,  verhüttete  die  Erze  vom  Gonzcn 
bis  zum  Jahre  1875.  Der  Kanton  Graubünden  besass  bis  Mitte  des  abgelaufenen 
Jahrhunderts  eine  Eisenschmelze  in  Bellaluna,  welche  ihre  Erze,  einen  reichen 
Roteisenstein  mit  über  60  °/o  Eisengehalt,  vom  Val  Tisch  bezog,  und  ein  anderes 
Eisenwerk  zwischen  Inner-  und  Ausscr-Ferrera.  welches  auf  die  Roteisenerze 
des  Averser  Rheinthaies  (mit  35  bis  58  °  <>  Eisen)  angewiesen  war  und  bis  1872 
in  Betrieb  stand.  Ein  Hochofen  mit  Eisenschmclze  bestand  früher  auch  am 
Rheinfall  bei  Schaff  hausen,  die  Bohnerze  von  Osterfingen  und  Wildlingen  ver 
arbeitend,  und  schliesslich  ein  solcher  in  Ardon  im  Wallis,  welcher  die  Erze 
vom  Thale  Loscnze  erhielt,  und  gerade  in  dem  Augenblicke  seinen  Betrieb 
einstellte  als  die  Eisenbahn  bis  Sitten  vordrang  und  billigeres  ausländisches 
Eisen  einführte. 

Ausser  den  bereits  erwähnten  jurassischen  Eisenhütten  besass  der  Kanton 
Bern  auch  eine  Eisenschmclze  in  Mühlethal  (Oberland),  in  welcher  die  Erze 
von  der  Balmeregg.  der  Planplatte  und  dem  Hubcl  verhüttet  wurden.  Im  ferneren 
boten  die  Eisenerzvorkommen  im  Klönthal  (Glarus).  von  Bogno  (Tessin) 
und  im  Maderancrthale  und  der  Erzegg  (  Unter  w  a  Idner  Seite)  Anlass  zur 
Errichtung  von  Eisenschmelzen,  welche  aber  schon  längst  ausser  Betrieb  gesetzt 
worden  sind. 

Alle  diese  Hochöfen  und  Eiscnsehmclzcn  waren  auf  1  lolzkohlen  angewiesen. 
Mit  dem  Abtrieb  der  Wälder  wurde  die  Beschaffung  der  Holzkohlen  schwierig; 
schon  in  den  fünfziger  Jahren  mussten  Holzkohlen  aus  dem  Schwarzwald  ein- 
geführt werden.  Eine  Verteuerung  des  Produktes  musste  also  notwendig  ein- 
treten. Im  allgemeinen  war  auch  die  Gewinnung  der  Eisenerze,  die  zudem  oft 
von  geringer  Qualität  waren,  eine  kostspielige  und  so  war  die  inländische 
Eisenindustrie  dem  Konkurrenzkämpfe  mit  dem  industriell  günstiger  gestellten 
Auslande,  das  über  billige  Erze  und  eigene  Kohlen  verfügte,  nach  der  Eröffnung 
der  Eisenbahnen  nicht  mehr  gewachsen.  Ein  Betrieb  um  den  andern  musste 
verschwinden. 

Die  Umwandlung  des  Roheisens  in  schmiedbares  Eisen  geschah  im  vorigen 
Jahrhundert  bis  anfangs  der  achtziger  Jahre  hinein  ebenfalls  mit  Holzkohlen  im 
Frischfeucr;    dazu    wurde    teilweise   auch    ausländisches   Roheisen  verwendet. 
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Walzwerke  bestanden,  neben  /ahlreichen  Hammerwerken,  in  Gerlatingen.  L'mlcr- 
velier  im  Berner  Jura,  Laufen  am  Rheinfall,  Emmenweid  (Luzern)  und  Vallorbes. 
welche  vorzügliches  Stabeisen  und  auch  Bleche  lieferten.  Nur  ein  kleiner  Teil 
des  Roheisens  wurde  von  den  erzeugenden  Werken  zu  Gusswaren  verarbeitet 
oder  an  andere  Giessereien  abgegeben. 

Trotzdem,  wie  bereits  angedeutet,  in  der  Schweiz  Eisenerze  vielfach  vor- 
kommen und  bei  der  hochentwickelten  Industrie,  vorweg  der  Maschinenindustrie, 
der  Verbrauch  ein  sehr  grosser  ist,  nimmt  die  Schweiz  bei  der  europaischen 
Kisenerzfördcrung,  welche  im  Jahr«:  1894  55,42 1 ,000  Tonnen  betrug,  mit  12.000 
Tonnen  einen  ganz  untergeordneten  Rang  ein.  Der  Anteil  der  Schweiz  beträgt 
kaum  0,02%.  während  ihrer  Bevölkerung  nach  derselbe  dreissigmal,  dem  Ver- 
brauche nach  noch  stärker  sein  müsste.  Vielfach  ist  es  die  ungenügende  Qualität 
der  Erze,  fast  durchgängig  der  teure  Abbau  und  der  umständliche  Transport 
zur  Verwendungsstelle,  die  hohen  Krachtauslagcn  für  die  übrigen  Rohmaterialien 
und  das  Fertigprodukt  und  schliesslich  der  Mangel  an  Kohlen,  welche  «  incr 
höhern  Entwicklung  der  Eisenindustrie  in  der  Schweiz  hinderlich  sind. 

II.  Eisenerz-Ausbeutung.  Im  letzten  Vierteljahrhundert  ist  die  Eisenerz- 
Ausbeutung  in  der  Schweiz  auf  einen  einzigen  Platz,  das  Delsberger-Thal  im 
bernischen  Jura,  und  die  Verhüttung  dieses  Erzes  auf  einen  einzigen  Hochofen, 
den  im  Eisenwerk  Choindez  bei  Oelsberg  beschränkt  geblieben.  Dieser  produ- 
ziert allerdings  soviel,  wie  ein  halbes  Dutzend  der  frühern  Holzkohlenofen. 
Beide  Betriebe  liegen  in  den  Händen  der  Gesellschaft  der  L.  von  Rollschcn 
Eisenwerke. 

Das  im  Delsberger  Becken  vorkommende  Eisenerz  ist  das  seit  Jahrhunderten 
bekannte  Bohnerz,  welches  cirka  42  °/o  Eisen  enthält  und  wegen  seiner  sich 
immer  gleichbleibenden  Reinheit  den  guten  Ruf  des  Juraeisens  begründet  und 
aufrecht  erhalten  hat.  Diese  Bohnerze  liegen  mit  gleichaltrigen  Thonen  den 
Kalken  des  obern  Jura  auf.  Auf  der  Nordseite  des  Delsberger  Beckens  sind 
dieselben  aufgeschlossen  und  wurden  hier  seit  Alters  durch  Tagbau  oder  durch 
Sehächte  von  nur  geringer  Tiefe  ausgebeutet,  gegenwärtig  jedoch  werden  alle 
Erze  durch  Tiefhau  gewonnen.  Das  geförderte  Erz  wird  durch  Schlemmen  von 
dem  ihm  anhaftenden  Thon  befreit  und  dabei  verliert  die  geförderte  Masse 
etwa,  die  Hälfte  ihres  Volumens.  Nach  dem  Bericht  über  die  eidgenössische 
Bergwerks-Inspektion  in  den  Jahren  1898  und  1899  waren  mit  dem  Abbau  von 
Eisensteinen  108  Arbeiter  beschäftigt,  die  alle  den  Bohnerzgruben  des  Dels- 
berger-Thal es  angehören. 

In  dem  Hochofen  des  Eisenwerks  Choindez,  welcher  seit  Mitte  der  "Oer 
Jahre  ausschliesslich  mit  Koks  betrieben  wird,  werden  von  diesem  an  gewaschenen 
Bohnerzen  jährlich  cirka  12,000  Tonnen  unter  Zusatz  von  Seh weissschlacken. 
welche  über  50  °/o  Eisen  enthalten,  von  Eisenabfällen  und  Kalksteinen  verhüttet. 
Die  daraus  erzeugten  8 — 10,000  Tonnen  graues  Roheisen  dienen  für  den  Guss 
von  Wasserleitungsröhren,  während  aus  den  anfallenden  Hochofenschlacken  der 
sogenannte  Schlackencement  hergestellt  wird,  indem  man  die  Schlacken  auf 
Cementfeinheit  zerkleinert  und  mit  pulverförmigem  Kalkhydrat  innig  vermischt. 

III.  Schmiedbares  Eisen  und  Stahl  wird  in  der  Schweiz,  nachdem  die 
Holzkohlenöfen  ausgeblasen,  und  der  einzige  betriebene  Hochofen  nur  Giesserei- 
roheisen  erzeugt,  aus  einheimischen  Erzen  erblasencm  Roheisen  seit  zwei 
Dezennien  nicht  mehr  hergestellt  und  es  sind  zwei  Walzwerke  im  Betrieb 
geblieben,  welche  in  der  Hauptsache  auf  die  Verarbeitung  von  Alteisen  mittels 
Steinkohlen  übergegangen  sind.  Die  Gesellschaft  der  Ludwig  von  Rollschen 
Eisenwerke  in  Gerlafingen  walzt  aus  Alteisen,  das  zum  Teil  vom  Auslande 
bezogen  wird,  aus  schwedischen  Holzkohlenluppcn  und  aus  eingeführten,  vor- 
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gewalzten  Flusseisenblöcken  llandelseisen ,  Bleibe  und  Profileisen,  letztere 
namentlich  in  feinem,  dem  Lokalbedarf  angcpassten  Formen.  Die  Aktiengesell- 
schaft der  von  Moosschen  Eisenwerke  in  Kmmenweid  (Luzcrn)  erzeugt  ihre 
Flusseisenblöcke  im  eigenen  Martinofen  und  verwalzt  sie  neben  Alteisen  zu 
Handelseiscn  und  Walzdraht.  Beide  Ktablissemente  verarbeiten  einen  Teil  ihrer 
Walzprodukte  selbst  weiter;  ersteres  zu  Obcrbaumatcrial  für  Eisenbahnen  und 
Schmiedeartikeln  vielfacher  Art,  letzteres  zu  Draht,  Stiften  und  Schrauben  etc. 
Je  ein  Martinofen  ist  im  Betriebe  in  den  Stahlgießereien  der  Maschinenfabrik 
Oerlikon  und  der  Aktiengesellschaft  der  Kisen-  und  Stahlwerke  von  Georg 
Fischer  in  Schaphausen.  Letzteres  Werk  betreibt  für  denselben  Zweck  auch 
eine  Klcinbesscmerei  und  eine  ausgedehnte  Anlage  für  Herstellung  von  schmied- 
barem Kisenguss  (Weichgus«). 

IV.  Eisengiesserei.  Mit  der  Entwicklung  der  schweizerischen  Maschinen- 
industrie hat  diejenige  der  Eisengiessereicn  Schritt  gehalten.  Diese  stehen  meist 
in  Verbindung  mit  den  Maschinenbau  Werkstätten  und  erzeugen  deren  Bedarf. 
Eine  namhafte  Zahl  derselben  befasst  sich  mit  dem  übrigen  Inlandsbedarf  an 
Handelswaren,  Bau-  und  Ornamcntguss,  Rohren  und  Heizungsmaterial,  so  weit 
das  kleine  inländische  Absatzgebiet  eine  konkurrenzfähige  Spezialisierung  der 
Fabrikation  zulässt.  Die  Anzahl  der  Eisengiessereicn  hat  sich  in  den  letzten 
fünfzig  Jahren  wohl  verzehnfacht  und  deren  Produktion  an  Gusswaren  wurde 
im  Jahre  1900  auf  70,000  Tonnen  geschätzt.  Ausser  den  10,000  Tonnen  in- 
ländischen Roheisens  und  einer  nicht  viel  hohem  Menge  Brucheisens  stehen 
den  Giessereien  keine  heimischen  Materialien  zur  Verfügung  und  wird  der  übrige 
Bedarf  in  Form  von  Roheisenmassen  vom  Auslände  (Frankreich,  Deutschland 
und  England)  bezogen. 

V.  Konkurrenzverhältnisse.  Noch  in  der  ersten  Hälfte  des  abgelaufenen 
Jahrhunderts  war  unser  Land  mangels  guter  Verkehrsstrassen  auf  die  eigene 
Eisenerzeugung  angewiesen.  Zahlreiche  Erzfundstättcn  und  gute  Holzbestände 
ermöglichten  nicht  nur  den  eigenen  geringen  Bedarf  zu  decken,  es  wurde  sogar 
das  Juraeisen,  seiner  vorzüglichen  Qualität  wegen,  ausgeführt,  auch  Eisenerze. 
In  den  fünfziger  Jahren  hören  wir  schon  Klagen  über  die  Konkurrenz  fremden 
Eisens;  Steinkohlen  und  Koks  hatten  ihren  siegreichen  Einzug  in  die  aus- 
ländischen Eisenhütten  gehalten,  und  das  au  und  für  sich  billige  Produkt  wurde 
durch  die  mittlerweile  erstellten  Eisenbahnen  zu  einem  Preise  auf  unsem  Markt 
gebracht,  zu  welchem  wir  selbst  kein  Eisen  erzeugen  konnten.  Im  Laufe  der 
Dezennien  haben  sich  im  Auslande  kleine  Eisenhütten  zu  Grossbetrieben  ent- 
wickelt und  ganz  besonders  seit  der  Erfindung  des  Bessemer-  und  des  Thomas- 
prozesses, welch  letzterer  gestattet,  aus  phosphorhaltigcm  Roheisen  ein  gutes 
Produkt  (Flusseisen)  herzustellen,  sin«!  die  Aussichten  auf  einen  erfolgreichen 
Wettbewerb  in  unserm  kohlenarmen  Lande  äusserst  geringe  geworden. 

Wir  besitzen  etwelchen  Ersatz  für  die  Steinkohle  in  unsern  Wasserkräften, 
welche  dem  gleichen  Urquell  entstammen,  wie  jene.  Leider  könnten  sie,  in 
Elektrizität  umgesetzt,  bei  der  Eisendarstellung  die  Kohle  nicht  ganz  ersetzen, 
sie  werden  auch  für  die  Erzeugung  des  Massenproduktes,  des  Roheisens  und 
des  gewöhnlichen  schweissbaren  Eisens,  einstweilen  nicht  ernstlich  in  Frage 
kommen,  der  Erstellungskostcn  wegen.  Wenn  es  jedoch  gelingt,  im  elektrischen 
Ofen  aus  Eisenerzen  ein  hochwertiges  Qualitätsprodukt  darzustellen, 
dann  werden  wir  viele  unserer  brach  liegenden  Wasserkräfte  nutzbar  machen 
können,  allerdings  nur  da,  wo  reiche  Erze  von  vorzüglicher  Beschaffenheit  zu 
Gebote  stehen,  was  leider  nicht  bei  allen  unsern  Erzfundstcllcn  der  Fall  ist. 

VI.  Statistisches.  Wir  lassen  eine  Tabelle  über  die  Einfuhrmengen  von 
Eisen  und  Eisenwaren  in  den  Jahren    1878.    1888  und  1898,  sowie  der  ent- 
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sprechenden  Ausfuhr  im  Jahre  1898  folgen,  nach  den  Veröffentlichungen  des 
Zolldepartements.  Es  wurde  das  Jahr  1898  gewählt,  weil  dessen  Ziffern  für 
den  Vergleich  ein  richtigeres  Bild  gaben  als  diejenigen  der  Jahre  1899  und  1900. 
welche  der  Hochkonjunktur  angehören  und  als  diejenigen  des  Itaissejahres  1901. 


Zoll- 


Einfuhr  in  Tonnen 


1878 

1888 

1898 

1898 

278 

17.338 

41.072 

mm  f\  4VTh«4 

79,827 

8,(50 

279 

Schienen  Stabeisen.  Bleche,  grobe  Dim. 

J  29.937 

42,432 

88.390 

282 

280 

Schienen  Stabeisen  etc.,  feine  Dim. 

15.461 

25,690 

268 

281 

Walzdraht,  5 —  II  mm 

282 

Riech,  unter  3  mm  Dicke,  roh 
Hlech,  unter  3  mm  Dicke,  verzinnt  etc. 

!  5.277 

8.481 

5.314 

19 

283 

11.106 

26 

284 

Gezogener  Draht,  roh  .... 

1,096 

865 

842 

20 

285 

Gezog.  Draht,  verzinnt,  verzinkt  etc. 

1.112 

9 

28C 

Gusswaren,  ganz  grobe,  rohe 

4,354 

2,963 

9.991 

945 

287 

1.508 

4.456 

337 

288 

Röhren,  gezogene  rohe  .... 

1,822 

3,418 

8.625 

238 

2*9,95 

Schmiedeivaren  aller  Art.  nicht  vor- 

7.440 

14,893 

1.879 

Total  Tonnen 

64.616 

127.133 

254.730 

12.773 

ini  Werte  von  Franken 

57.718.363 

5.652.114 

mit  Einschlus*  der  Eisenkonstruktion 

der    vorgearbeiteten  Maschinenteile 

und  des  F.isenbahnmaterisils 

Total  Tonnen 

263.524 

13,231 

im  Werte  von  Franken 

65.094.232 

5,990,134 

Aus»  der  Tabelle  gehl  zunächst  hervor,  dass  die  Einfuhrmengen  sich  von 
zehn  zu  zehn  Jahren  jeweilen  ziemlich  genau  verdoppelt  haben.  Im  Jahre  1898 
sieht  der  Totaleinfuhr  im  Betrage  von  Fr.  57,71 8,3t>3  eine  Ausfuhr  von  nur 
Fr.  5,652.114  gegenüber.  Kinzig  bei  den  emaillierten  Eisenwaren  reicht  die 
Ausfuhr  nahezu  an  die  Einfuhr  hinan.  Eisenerze  wurden  im  Jahre  1898  11.5b2 
Tonnen  eingeführt,  hauptsachlich  Schwefelkies  zur  Schwefelsäuret'abrikation. 

Vit.  Litteratur.  Quiqutrez,  Nolice  sur  /es  mines  et  /es  Jorges  de  Vancien 
Eiu'chi,  /8jJ-  —  Bericht  über  die  II.  Industrie-  und  Gevterbeausste/Iung  im  Herrn  /SjS. 
—  Bericht  über  die  III.  Industrie-  und  Gwerbeausstel/ung  in  Bern  fSjj.  —  Andren 
Willi,  Das  Eisenbergwerk  im  Oberhas/e,  „Berner  Taschenbuch  auf  das  Jahr  1884*.  — 
Exposition  nationale  suisse  Genl-ve  189b,  Rapport  lechnii/ue,  Gruppe  27  Rohprodukte. 
Genevc  t8g8.  Philippe  Dürr,  Notice  sur  /es  expioiiations  tninira/es  de  la  Suisse. 
Geithe  tS>/ö. 

R.  Meier,  Direktor  der  v.  IM/schen  Eisenwerke,  Gerlaßngen. 


Enteignung. 

I.  Bi-griff.  —  II.  Geschichtliches.  —  III.  Die  juristische  Natur  der  Ent- 
eignung. —  IV.  Die  Voraussetzungen  der  Enteignung.  —  V.  Die  Enteig- 
nungsfälle.  —  VI.  Die  Subjekte  und  Objekte  der  Enteignung.  —  VII.  Der 
l'ebergang  des  Eigentums.  —  VIII.  Das  Rückforderungsrecht  des  Enteig- 
neten. —  IX.  Die  Entschädigung.  —  X.  Das  Enteignungsverfahren.  — 
XI.  Litteratur. 

I.  Begriff.  Kntcignung  bedeutet  zwangsweise  Verwirklichung  des  dem 
Staate  zustehenden  Rechts,  von  Privatpersonen  die  Abtretung  von  Eigentums- 
objekten, oder  die  Konstituierung  dinglicher  Rechte  an  denselben  dauernd  oder 
vorübergehend    gegen   angemessene   Entschädigung    zu  verlangen,    wenn  das 
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öffentliche  Interesse  es  erfordert.  In  den  wenigsten  Fällen  macht  der  Staat 
selbst  von  der  Enteignung  Gebrauch.  Die  grösste  Zahl  nützlicher  Werke  ver- 
dankt ihre  Entstehung  der  Privatinitiative,  und  so  ist  es  denn  nur  billig  und 
zweckmässig,  dass  Privatuntcrnchmungcn  gewisser  Art,  welche  sich  durch  ihre 
engen  Beziehungen  zum  öffentlichen  Wohl  auszeic  hnen,  vom  Staat  mit  dem 
Enteignungsrecht  ausgestattet  werden. 

Enteignung  liegt  überall  dann  nicht  vor,  wo  es  an  dem  Moment  des  . 
Zwanges  fehlt.  Willenseinigung  zwischen  Unternehmer  und  Eigentümer  lässt 
das  Geschäft  als  Kauf  auch  dann  erscheinen,  wenn  der  Eigentümer  unter  dem 
Hochdruck  einer  ihn  bedrohenden  Enteignung  kontrahiert  hat.  Jedoch  würden 
einem  solchen  Rechtsgeschäft  die  Wirkungen  der  Expropriation  dann  zu  vin- 
dizieren sein,  wenn  es  nach  Einreichung  der  Pläne  der  Unternehmung  ab- 
geschlossen sein  sollte.  Unerlässlich  erscheint  ferner  eine  Abgrenzung  des 
Expropriationsrechts  vom  Staatsnotrecht.  Bei  ausserordentlichen  plötzlichen 
Notlagen  und  Ereignissen  (Krieg.  Ucbersch wemmung,  Feuersgefahr  etc.)  ist  der 
Staat  bisweilen  zu  plötzlicher  Entziehung  von  Privateigentum  mit  Umgehung 
zeitraubender  Formalitäten,  die  der  Enteignung  eigen  sind,  gezwungen.  Mit  dem 
Enteignungsrecht  berührt  sich  dieses  jus  cxtrem;e  necessitatis  dagegen  sowohl 
materiell  rechtlich,  als  hinsichtlich  des  Verfahrens,  auf  dem  Gebiete  der  Ent- 
schädigung. 

Seine  Begründung  findet  das  Enteignungsrecht  in  der  Verpflichtung  des 
einzelnen  Bürgers,  seine  partikulären  Interessen,  da  wo  sie  der  Lösung  staat- 
licher Aufgaben  im  Wege  stehen,  den  allgemeinen  Interessen  des  Staates  unter- 
zuordnen. Doch  ist  die  Abtretungspflicht  des  Bürgers  nur  hinsichtlich  der 
Substanz  einer  Sache  gegeben.  Der  Vermögenswert  derselben  tritt  mit  dem 
öffentlichen  Interesse  nie  in  Widerspruch,  woraus  ohne  weiteres  die  Forderung 
entspringt,  dass  dieser  Wert  dem  Enteigneten  zu  ersetzen  ist. 

II.  Geschichtliches.  In  den  älteren  schweizerischen  Rcchtsquellcn  finden 
sich  nur  spärliche  Zeugen  einer  eigentlichen  Enteignung.  In  einigen  Lokal- 
rechten findet  sich  seit  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  die  Verpflichtung  zur  Ab- 
tretung von  Grund  und  Boden  und  zur  Einräumung  von  Servituten  auf  dem 
Gebiet  des  Nachbarrechts.  Nach  dem  alten  Landbuch  von  Glarus  von  1588 
kann  eine  Enteignung  zwecks  Wiederherstellung  zerstörter  Strassen,  Brücken, 
Stegen  etc.  platzgreifen.  Auch  mehrere  andere  Kantone  kannten  die  Enteignung 
schon  früh,  namentlich  zwecks  Anlegung  neuer  Strassen.  Die  Behörden  ver- 
fügten über  die  Enteignung  nach  subjektivem  Ermessen.  Erst  seit  den  dreissiger 
Jahren  dieses  Jahrhunderts  wurde  dann  das  Prinzip  der  Enteignung  allgemein 
in  die  Grundgesetze  und  teilweise  auch  in  die  (ivilgesetzbücher  der  einzelnen 
Stände  aufgenommen.  Den  näheren  Ausbau  des  Prinzips  übernahmen  in  den 
meisten  Kantonen  allgemeine  Expropriationsgesetze.  Fast  alle  Kantone  haben 
heute  solche  erlassen,  ganz  abgesehen  von  einer  grossen  Zahl  anderer  kan- 
tonaler Erlasse,  wie  z.  B.  Baupolizeigesetzen.  Flurgesetzen,  Gesetzen  betreffend 
Wasserkorrektionen  etc.,  in  denen  die  Enteignung  zu  besonderen  Zwecken 
vorgesehen  ist. 

Das  Expropriationswesen  war  bis  1848  mit  Ausnahme  der  kurzen  Periode 
der  Helvetik  ausschliesslich  Sache  der  Kantone  gewesen,  von  denen  aber  viele 
noch  sehr  mangelhafte  Bestimmungen  über  diesen  Gegenstand  besassen.  Ange- 
sichts der  ausgedehnten  Eisenbahnbauten  nun.  welche  unmittelbar  bevorstanden, 
war  es  unerlässlich,  auch  dem  Bund  ein  Enteignungsrecht  einzuräumen.  Und 
so  entstand  der  Art.  21  der  Bundesverfassung  von  1848.  der  als  Art.  23  un- 
verändert in  die  Verfassung  von  1874  übergegangen  ist  und  nach  welchem 
nun  auch  der  Bund  im  Interesse  der  Eidgenossenschaft  oder  eines  grossen  Teils 
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derselben  öffentliche  Werke  errichten  oder  unterstützen  und  zu  dem  Ende 
gegen  volle  Entschädigung  das  Recht  der  Expropriation  geltend  machen  kann. 
Den  nähern  Ausbau  dieses  Verfassungsgrundsatzes  übernahm  dann  das  Hundes- 
gesetz vom  1.  Mai  1850,  welches  in  der  Folge  für  eine  Reihe  kantonaler 
Gesetze  vorbildlich  werden  sollte. 

Wir  unterlassen  es,  die  kantonalen  Enteignungsgesetze  und  übrigen  kan- 
tonalen und  eidgenössischen  Erlasse  mit  Enteignungsbestimmungen  hier  auf- 
zuzählen. Eine  Uebersicht  über  dieselben  findet  sich  bei  Huber,  Privatrecht  III, 
213,  Gabriel  de  Weiss,  lexpropr.  p.  c.  d'util.  publ.  23,  Sieber,  Recht  der  Ex- 
propriation, 75. 

III.  Die  juristische  Natur  der  Enteignung.  Die  Frage  nach  der  juristi- 
schen Natur  der  Enteignung  wird  weder  durch  die  eidgenössische  noch  durch 
die  kantonale  Gesetzgebung  beantwortet.  Nur  die  Gesetzgebung  Graubündens 
scheint  die  Theorie  des  Zwangskaufes  adoptiert  zu  haben,  indem  sie  von  einer 
c  kaufweisen  Uebernahme  gewisser  Objekte»  spricht.  Alle  andern  Gesetze  lassen 
die  Frage  unentschieden.  Da  sie  aber  alle  den  Willen  des  Eigentümers  dem 
staatlichen  Zwang  unterwerfen,  so  lässt  sich  mit  dem  Begriff  des  Zwangskaufs 
nicht  operieren.  Wir  werden  die  Enteignung  korrekter  als  eine  besondere,  auf 
öffentlichem  Recht  beruhende  Art  des  Eigentumsverlustes,  verbunden  mit  privat- 
rechtlicher  Entschädigungspflicht  (obligatio  ex  lege)  aufzufassen  haben. 

IV.  Die  Voraussetzungen  der  Enteignung.  Ueber  die  Voraussetzungen 
der  Enteignung  enthalten  in  der  Regel  zunächst  die  Verfassungen  im  Zusammen- 
hang mit  der  Garantie  des  Eigentums  einen  kurzen  Hinweis.  Die  Enteignung 
wird  im  Interesse  des  Landes,  oder  eines  grossen  Teils  desselben  (Bundes- 
verfassung von  1874,  Art.  23»  oder  wenn  «das  öffentliche  Wohl  >  oder  <der 
gemeine  Nutzen  >,  das  «gemeine  Interesse  >  es  fordern,  zulässig  erklärt.  Die 
nahern  Bedingungen  werden  überall  durch  die  Gesetzgebung  festgestellt  und 
zwar  entweder  in  der  Weise,  dass  in  allgemeinen  organischen  Gesetzen  die 
Enteignungszwecke  aufgezählt  werden,  oder  aber  —  und  dahin  gehört  die 
Grosszahl  der  Gesetze  —  dass  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  einer  Unter- 
nehmung das  Enteignungsrecht  zu  gewähren  sei.  von  Fall  zu  Fall  den  kom- 
petenten Staatsorganen  überlassen  wird.  Wir  geben  dem  letztgenannten  System 
den  Vorzug.  Kategorisierungen  der  Enteignungsfälle  können  naturgemäss  nie 
erschöpfend  sein.  Schon  die  Wandelbarkeit,  der  Staatszwecke,  welcher  auch 
eine  solche  der  Enteignungsfälle  entspricht,  schliesst  dies  aus.  Dem  Privat- 
eigentum gewähren  sie  keine  grosseren  Garantien  gegen  Missbrauch. 

V.  Die  Enteignungsfälle.  Von  grossem  Interesse  ist  die  Verfolgung  der  in 
den  kantonalen  Gesetzen  sieh  äussernden  successiven  Erweiterung  der  Ent- 
eignungszwei kc.  Ursprünglich  beschrankte  sich  die  Enteignung  auf  die  An- 
legung von  Landstrassen.  Im  Lauf  der  Jahre  erweiterte  sich  aber  der  Kreis 
dieser  Zwecke  immer  mehr  dem  vorhandenen  Bedürfnis  des  Verkehrs  und  des 
staatlichen  Lehens  entsprechend.  Wir  sehen  so  die  Enteignung  statthaft  erklärt 
zur  Anlegung  von  Landungsplätzen.  Korrektion  von  Gewässern  und  Runsen, 
zu  Eni sumpfungsanlagen,  zu  Brunnen.  Brunnleitungen  und  Quellen,  zur  Anlage 
von  Kirchen  und  Friedhöfen,  Pfarrhäusern.  Schulhäusern  und  Spitälern,  zur 
Durchführung  zweckmässiger  Strassenplane  in  Städten,  zur  Ausbeutung  von 
Steinbrüchen  und  Minen.  Nutzbarmachung  von  Mineral  wassern,  zu  Bauten  gegen 
Lawinen,  zur  Anlegung  von  Promenaden,  zum  Wicderauibau  abgebrannter  oder 
:ius  sicherheitvpolizeilichen  Gründen  niedergerissener  Häuser,  zur  Anlegung  von 
Waschhäusern.  Kot  gruben.  Spritzenhäusern  und  Feuerteichen,  zur  Erstellung 
einer  Ausfahrt  auf  einen  gemeinen  Weg.  zu  Lagerungsplätzen  für  feuergefähr- 
liche, oder  gesundheitsschädliche  Sachen.  Die  eidgenössische  Gesetzgebung  er- 
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klärt,  abgesehen  von  den  unter  das  Bundesgesetz  vom  1.  Mai  1850  fallenden 
Unternehmungen,  die  Enteignung  speziell  als  zulässig  zur  Aufforstung  im  Hoch- 
gebirge (Bundesgesetz  vom  24.  März  187b,  Art.  22),  zu  Wasserbauten  im  Hoch- 
gebirge (Hundesgesetz  vom  22.  Juni  1877,  Art.  8),  zur  Erstellung  von  Tele- 
graphen- und  Telephonlinien  (Bundesgesetz  vum  2b.  Juni  1889),  zur  Erwerbung 
und  Erweiterung  von  Waffenplätzen  (Bundcsbeschluss  vom  28.  Januar  1882). 
Endlich  können  auch  Erlindungspatente  im  öffentlichen  Interesse  expropriiert 
werden  I  Bundesgesetz  betreffend  die  Erlindungspatente  vom  29.  Juni  1888,  Art.  13). 

Weitaus  die  meisten  schweizerischen  Gesetze  gewähren  das  Enteignungs- 
recht nicht  nur  für  Werke,  deren  Erstellung  ein  Gebot  »1er  Notwendigkeit  ist. 
Vielmehr  genügen  zu  seiner  Inanspruchnahme  schon  Gründe  des  allgemeinen, 
öffentlichen  Nutzens.  Die  meisten  Unternehmungen  von  unbestrittener  allgemeiner 
Nützlichkeit  müssten  sonst  unterbleiben.  Es  würde  sich  fragen,  ob  überhaupt 
noch  enteignet  werden  könnte,  wenn  man  der  Enteignung  die  Fessel  der  Not- 
wendigkeit der  Unternehmung  anlegen  wollte.  Man  könnte  nicht  einmal  die 
Notwendigkeit  einer  Eisenbahnanlage  beweisen,  da  es  Jahrhunderte  ohne  Eisen- 
bahnen gegangen  und  auch  ferner  ohne  Eisenbahnen  gehen  würde. 

VI.  Die  Subjekte  und  Objekte  der  Enteignung.  Während  eine  Minderzahl 
schweizerischer  Gesetze  die  Enteignung  nur  für  Unternehmungen  des  Staates 
und  der  Gemeinden  in  Aussicht  nimmt,  sehen  dagegen  die  meisten  sie  auch 
zu  Gunsten  von  Privaten  und  Privatgesellschaften  vor.  Auch  den  Kirchen-  und 
Schulgenossenschaften  ist  sie  in  einzelnen  Kantonen  zugänglich.  Uebcrall,  wo 
sie  Privaten  und  Privatgesellschaften  gewahrt  wird,  ist  zwar  dem  Privatinteresse 
mitzusprechen  erlaubt,  doch  dürfen  sich  solche  Privatunternehmungen  nicht  in 
ihren  Privatzwecken  erschöpfen.  Sie  müssen  sich  vielmehr  durch  ihre  engen 
Beziehungen  zum  öffentlichen  Wohl  als  des  Enteignungsrechts  würdig  legitimieren. 
Es  wäre  zu  wünschen,  dass  die  schweizerischen  Behörden  beir  Behandlung 
gewisser  Eisenbahn-Konzessionsgesuche  dieser  Legitimationspflicht  sich  wieder 
erinnerten. 

Ausnahmslos  sind  in  den  schweizerischen  Gesetzen  Gegenstand  der  Ent- 
eignung vor  allem  die  Immobilien.  Von  Mobilien  ist  in  der  Regel  nicht  die 
Rede.  Bei  der  Seltenheit  der  Fälle,  da  das  Bedürfnis  nach  Enteignung  von 
Mobilien  sich  geltend  macht,  hält  man  es  wohl  nicht  für  notwendig,  hierüber 
besondere  Bestimmungen  aufzustellen.  Nur  die  Gesetze  von  Zürich  ( 1879)  und 
Thurgau  1860)  und  das  bürgerliche  Gesetzbuch  von  Glarus  sehen  diesen  Fall 
ausdrücklich  vor.  Manche  Gesetze  sprechen  die  Abtretungspflicht  schlechthin 
für  «Gegenstände  des  Eigentums  >,  andere  für  «Grundeigentum  und  andere 
Privatrechte  >  aus.  Auch  dingliche  Rechte  können  regelmässig  sowohl  für  sich 
allein,  als  zusammen  mit  Liegenschaften  enteignet  werden.  Endlich  sieht  das 
Bundesgesetz  betreffend  die  Erlindungspatente  vom  29.  Juni  1889  in  Art.  13  auch 
die  Expropriation  immaterieller  Rechte  vor.  Doch  können  Erlindungspatente 
nur  auf  Verlangen  des  Bundesrates  oder  einer  Kantonsregierung  expropriiert 
werden:  der  Privatspekulation  ist  dieses  Gebiet  verschlossen. 

VII.  Der  Uebergang  des  Eigentums.  Nach  den  meisten  schweizerischen 
Enteignungsgcselzen,  auch  nach  dem  Bundesgesetz  von  1850,  erwirbt  der  Expro- 
priant  das  Eigentum  am  Enteignungsobiekt  mit  Bezahlung  der  Entschädigung. 
Doch  bietet  die  grössle  Zahl  der  Gesetze  dem  Unternehmer  aus  praktischen 
Gründen  die  Möglichkeit,  schon  vor  Bezahlung  der  Entschädigung  gegen  ge- 
nügende Sicherheitsleistung  in  den  Besitz  der  Objekte  zu  gelangen,  so  auch 
das  zitierte  Bundesgesetz  in  Art.  4b.  Letzteres  verfügt  übrigens  den  Ueber- 
gang des  Eigentums  auch  in  Fällen,  in  denen  die  Beteiligten  ihre  Forderungen 
nicht  binnen  nützlicher  Frist  geltend  gemacht  haben  (  Art.  14  und  45). 
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Im  Gegensatz  zum  Eigentumsübergang  zufolge  Kaufvertrages  geht  nach 
den  meisten  schweizerischen  Enteignungsgesetzen  das  Eigentum  ohne  die  Förm- 
lichkeit einer  Zufertigung  oder  Eintragung  in  die  Grundbücher  an  den  Expro- 
prianten  über.  Die  Bezahlung  oder  Hinterlegung  der  Entschädigung  bewirke 
den  üebergang  direkt.  Dagegen  kommt  die  nachträgliche  Eintragung  in  die 
Grundbücher  als  Ordnungsmassregel  vor. 

Nach  einer  zweckmässigen  Vorschrift  einer  grössern  Zahl  schweizerischer 
Gesetze,  auch  des  Bundesgesetzes  von  1850  (Art.  23)  ist  der  Eigentümer  der 
Enteignungsobjekte  schon  vor  der  Durchführung  der  Enteignung  in  seiner  Ver- 
fügungshefugnis  beschränkt.  Der  eigentümliche  Eifer,  mit  welchem  die  Eigen- 
tümer oft  noch  im  letzten  Augenblick  vor  der  Abtretung  für  die  Verbesserung 
ihrer  Grundstücke  besorgt  sind,  um  deren  Wert  zu  steigern  und  eine  höhere 
Entschädigung  zu  erzielen,  wird  nicht  als  berechtigt  anerkannt.  Nach  Bundes- 
recht, sowie  nach  den  Gesetzen  mancher  Kantone  sind  nach  der  öffentlichen 
Bekanntmachung  des  Bauplans  keine  wesentlichen  Veränderungen  am  Ent- 
eignungsobjekt mehr  zulässig.  Einige  Gesetze  lassen  den  Anfangspunkt  der 
üispositionsbeschränkung  auch  unbestimmt  und  stellen  es  der  Schätzungsbehörde 
anheim,  den  Charakter  solcher  Meliorationen  zu  prüfen  und  festzustellen. 

VIII.  Das  Rückforderungsrecht  des  Enteigneten.  Nicht  unwichtig  ist  im 
fernem,  dass  mit  dem  Eigentumsübergang  der  enteigneten  Sache  an  den 
Unternehmer,  zwischen  diesem  und  dem  Enteigneten  noch  nicht  jeder  i  ivil- 
rechtliche  Nexus  gelöst  wird.  Die  enteignete  Sache  ist  mit  einer  öffentlich- 
rechtlichen  Zweckbestimmung  belastet.  Sie  darf  nur  demjenigen  Zwecke 
dienen,  für  welchen  die  Enteignung  stattfand.  Wird  dieser  Zweck  nicht 
verwirklicht,  oder  erweist  sich  die  Sache  ganz  oder  teilweise  als  überflüssig, 
so  wird  dem  Enteigneten  im  Bundesgesetz  von  1850.  Art.  4",  sowie  in  einer 
Reihe  kantonaler  Gesetze  ein  Rückforderungsrecht  eingeräumt.  Uebcrdics 
lassen  manche  Gesetze  diese  Folge  auch  schon  bei  Säumnis  in  der  Aus- 
führung des  Werkes  eintreten.  Auf  Enteignungsobjekte,  welche  dem  öffentlichen 
Zweck  definitiv  zugeführt  worden  sind,  später  aber  aus  irgend  einem  Grunde 
aufhören  demselben  zu  dienen,  erstreckt  sich  das  Rückerwerbsrecht  nicht.  — 
Einige  Gesetze  kennen  auch  eine  Art  Vorkaufsrecht.  -  Rückforderungsberechtigl 
ist  nach  dem  Hundesgesetz  von  1850,  Art.  47,  und  einigen  kantonalen  Gesetzen 
der  frühere  Inhaber  des  abgetretenen  Rechts,  nach  einigen  andern  dagegen 
(Bern,  Gesetz  von  1868.  Freiburg.  Gesetz  von  1849)  der  frühere  Inhaber  oder 
seine  Rechtsnachfolger.  Zu  bezahlen  ist  für  das  zurückcrlangte  Grundstück  nach 
dem  Bundesgesetz  und  einigen  kantonalen  Gesetzen  der  augenblickliche  Wert, 
nach  dem  bernischen  Gesetz  von  1868.  jf  4M,  die  erhaltene  Entschädigung, 
was  jedoch  eine  Berücksichtigung  von  Veränderungen  offenbar  nicht  ausschliefst. 
Zweckmässig  ist  überdies  das  Rückerwerbsrecht  von  manchen  Gesetzen  befristet. 

IX.  Die  Entschädigung.  Für  die  Abtretung  oder  Beschränkung  seines  Eigen- 
tums ist  der  Eigentümer  nach  allen  schweizerischen  Gesetzen  entschädigungs- 
berechtigt. Die  meisten  Kantone  sehen  übrigens  das  Entschädigungsprinzip 
schon  in  ihren  Verfassungen  vor  im  Zusammenhang  mit  der  Garantie  des 
Eigentums.  Doch  nicht  nur  der  Eigentümer  hat  diesen  Anspruch.  Nach  einer 
Reihe  schweizerischer  Gesetze  können  auch  die  enteigneten  Inhaber  persön- 
licher oder  dinglicher  Rechte  ihre  Ansprüche  selbständig  geltend  machen. 
Daneben  erkennt  die  bundesgerichtliche  Praxis  einen  Entschädigungsanspruch 
auch  solchen  infolge  einer  Unternehmung  geschädigten  Privateigentümern  zu. 
welche  von  der  Enteignung  nicht  direkt  betroffen  worden  sind. 

Die  an  den  Enteigneten  zu  zahlende  Entschädigung  besteht  einmal  aus 
dem  Verkehrswert  des  abgetretenen  Objekts  und   sodann  aus  dem  Ersatz  all- 


Enteignung 


897 


falliger  weiterer  Vermögensnachteile,  die  derselbe,  sei  es  infolge  Entwertung 
seiner  Restgrundstücke,  oder  in  anderer  Weise  erleidet.  Das  Bundesgesetz  vom 
1.  Mai  1850  beschränkt  sich  darauf,  in  Art.  3  «vollen  Ersatz  aller  Vermögens- 
nachteile »  vorzuschreiben,  während  manche  kantonale  Gesetze  in  eine  Detaillie- 
rung der  einzelnen  Schadensmomente  eintreten.  Ueber  viele  der  hier  mass- 
gebenden Grundsätze  gibt  weniger  die  Gesetzgebung,  als  vielmehr  die  Praxis 
Auskunft.  Allgemein  werden  beir  Ausmittlung  des  Verkehrswertes  in  Betracht 
gezogen:  Die  Lageverhältnisse,  die  Ertragsfähigkeit,  die  Leichtigkeit  oder 
Schwierigkeit  der  Bewirtschaftung,  die  Nähe  oder  grössere  Entfernung  von 
Absatzqucllen,  die  Baugrundqualität  etc.,  auch  etwa  —  aber  mit  Vorsicht  — 
die  Preise,  die  zur  selben  Zeit  in  der  Gegend  für  gleich  oder  ähnlich  gelegene 
Immobilien  erzielt  worden  sind.  Dass  beir  Schätzung  einer  Besitzung  auch  das 
Annehmlichkeitsmonient,  wie  z.  B.  die  liebliche  Lage  an  einem  See,  schöne 
Anpflanzungen,  Fischerei,  Jagd  etc.  berücksichtigt  werden  dürfen,  ist  nirht  zu 
bezweifeln.  Dagegen  wird  ein  bloss  im  subjektivem  Dafürhalten  des  Eigentümers 
begründeter  Aflektionswert  nicht  in  Betracht  fallen  können,  weil  er  einer  objek- 
tiven Schätzung  in  Geld  nicht  fähig  ist.  Auch  der  Preis,  um  welchen  das 
abzutretende  Objekt  vom  Eigentümer  erworben  wurde,  sowie  bei  Gebäuden, 
die  auf  dieselben  verwendeten  Bausummen,  können  bei  der  Ermittlung  des 
Verkehrswertes  nicht  ausschlaggebend  sein.  Nur  der  wirkliche  reelle  Wert, 
der  «allgemeine  wahre  Wert  nach  Kauf  und  Lauf>  wird  ins  Auge  gefasst. 
Doch  gcw.'lhrcn  einige  Gesetze  dem  Eigentümer,  gleichsam  als  Schmerzensgeld 
für  den  erlittenen  Zwang  noch  einen  Zuschlag  zum  Verkehrswert,  so  Aargau 
(1867)  und  Zürich  (1879)  einen  Zuschlag  von  höchstens  20°/0,  Glarus  in  einem 
Gesetz  von  1881  über  die  Abtretung  von  Wasserqucllen  einen  «entsprechenden 
Zuschlag»,  Neuenburg  in  einem  Gesetz  über  die  Asphaltgruben  einet»  Zuschlag 
von  50°/o;  nach  zwei  Luzerner  Gesetzen  von  1830  und  1864  muss  bei  Ab- 
tretungen an  Particulare  gar  das  Zwei-  bis  Vierfache  des  Verkehrswertes  be- 
zahlt werden. 

Damit  die  Entschädigung  nach  Vorschrift  der  Gesetz«-  eine  volle  sei,  ist 
dem  Enteigneten  neben  dem  Ersatz  des  Verkehrs  wert  es.  auch  der  mittelbare 
Schaden  zu  vergüten,  den  er  durch  die  Enteignung  erleidet.  Zahlreiche  kan- 
tonale Gesetze  treten  hier  in  verschiedener  Umschreibung  in  Einzelheiten  ein. 
während  das  Bundesgesetz  von  1850  sich  mit  der  Formulierung  des  Prinzips 
der  vollen  Entschädigung  begnügt.  Als  Elemente  des  mittelbaren  Schadens 
nennen  die  kantonalen  Gesetze  zunächst  den  Grundschaden,  der  bei  Partial- 
expropriationen  dem  verbleibenden  Grundbesitz  aus  der  Zerstückelung  erwächst. 
Viele  Güter,  namentlich  auch  landwirtschaftliche,  haben  das  Besondere,  dass 
sie  nur  bei  Wahrung  ihres  wirtschaftlichen  Zusammenhanges  nutzbringend 
betrieben  werden  können.  Infolge  dessen  ist  bei  Partialenteignung  solcher 
Güter  der  verbleibende  Teil  oft  weniger  wert,  als  was  er  als  Teil  des  Ganzen 
wert  war.  Diese  Entwertung  verbleibender  Teile  ist  nicht  selten  Kommuni- 
kationserschwerungen zuzuschreiben,  oder  dem  Umstand,  dass  die  bisherige 
Benutzungsart  ausgeschlossen,  oder  bedeutend  umständlicher  und  kostspieliger 
geworden  ist. 

Aber  auch  der  persönliche  Schaden,  weh  her  dem  Eigentümer  aus  der 
bleibenden  oder  vorübergehenden  Entziehung  seines  Grundstücks  erwachst,  isi 
zu  ersetzen.  Dahin  gehören  z.  B.  die  Uebcrsiedelungskostcn,  die  Beeinträch- 
tigung des  Erwerbes  infolge  Schmälerung  der  Kundschaft,  welche  sich  häufig 
am  neuen  Ort  weniger  zahlreich  einfindet,  der  entgangene  Gewinn,  den  das 
enteignete  Objekt  abzuwerfen  versprach,  sofern  der  Eigentümer  den  Eintritt 
dieses  Gewinns  gehörig  zu  dokumentieren  vermag. 
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Den  Zeitpunkt,  auf  den  es  beir  Berechnung  der  Entschädigung  ankommen 
soll,  geben  nur  wenige  kantonale  Gesetze  und  auch  diese  nur  in  ungenauer 
Weise  an.  Das  Hundesgesetz  von  1850  schweigt  über  diese  Frage  ganz.  Nach 
der  bundcsgcrichtlichcn  Praxis  soll  regelmässig  der  Zeitpunkt  der  Publikation 
der  Pläne  massgebend  sein.  Nach  dem  Bundesgesetz  von  1850,  sowie  einer 
Reihe  kantonaler  Gesetze,  dürfen  von  diesem  Zeitpunkt  an  am  Abtretungs- 
objekt keine  wesentlichen  Veränderungen  mehr  vorgenommen  werden.  Dem 
Verbot  zuwider  angebrachte  bleiben  bei  Ausmittlung  der  Entschädigung  ausser 
Rechnung. 

Eine  weitere,  wichtige  Frage,  ob  Werterhöhungen  und  Vorteile,  welche 
sich  für  den  Enteigneten  aus  der  Enteignung  ergeben,  beir  Ermittlung  der  Ent- 
schädigung in  Rechnung  zu  bringen  seien,  wird  auf  verschiedene  Weise  gelöst. 
Unbedingt  verboten  ist  diese  Anrechnung  von  Vorteilen  im  Graubündner  Gesetz 
von  1836.  Alle  andern  Gesetze  erklären  sie  dagegen  als  zulässig,  teils  unter 
der  Bedingung,  dass  der  Vorteil  ein  unmittelbarer  und  sofortiger  sei  (Bern, 
Obwaldcn,  Neuenbürg  art.  add.),  teils  ohne  diese  Bedingung  (Zürich,  ßasel- 
stadt,  Thurgau,  Schwyz,  Genf).'  Nach  dem  Bundesgesetz  von  1850,  Art.  3. 
Alinea  2,  findet  eine  Anrechnung  von  Vorteilen  nur  insofern  statt,  als  der 
Abtretungspflichtige  infolge  der  Unternehmung  von  besondern  Lasten,  die  ihm 
vorher  oblagen,  befreit  wird.  An  die  nämliche  Voraussetzung  knüpfen  die 
Anrechnung  von  Vorteilen  auch  einige  kantonale  Gesetze.  Manche  gestatten 
auch  nur  die  Aufrechnung  solcher  Vorteile,  welche  den  Restgrundstücken  des 
Enteigneten  speziell  zuwachsen. 

An  welche  Schadensfaktoren  die  soeben  erwähnten  Wcrterhöhungcn  und 
Vorteile  angerechnet  werden  sollen,  wird  in  den  meisten  Gesetzen  nicht  gesagt. 
Nur  einige  wenige  (Thurgau,  1860,  Schwyz,  1871,  und  Neuenburg,  1874)  be- 
schränken die  Anrechnung  ausdrücklich  auf  den  mittelbaren  Schaden,  womit 
der  teilweisen  oder  gänzlichen  Aufzehrung  des  Verkaufs  wertes  durch  Vorteile 
zweckmässig  vorgebeugt  ist. 

Die  mitenteigneten  Inhaber  dinglicher  oder  persönlicher  Rechte,  wie  die 
Hypothekargläubiger,  Mieter,  Pächter,  Nutzniesser ,  Servitutberechtigten  etc., 
werden  in  den  verschiedenen  Gesetzen  teils  unabhängig  vom  Eigentümer  ent- 
schädigt, teils  mit  ihren  Forderungen  auf  die  Entschädigung  des  Eigentümers 
verwiesen.  Im  letztgenannten  Fall  erfolgt  jedoch  die  Zahlung  der  Anteile  an 
die  Berechtigten  meist  durch  amtliche  Vermittlung  einer  Behörde,  so  nach  dem 
Bundesgesetz  von  1850.  Art.  43,  durch  Vermittlung  der  Regierung  des  Kan- 
tons, in  welchem  das  enteignete  Grundstück  liegt.  Achnliches  bestimmen  zur 
Sicherung  der  Entschädigungsquoten  Nebenbeteiligter  eine  Reihe  kantonaler 
Gesetze. 

Die  Entschädigung  besteht  regelmässig  in  einer  Geldsumme.  Ausnahms- 
weise kommt  jedoch  in  den  Flur-  und  Korrektionsgesetzen  einiger  Kantone 
auch  eine  Entschädigung  in  Form  der  Anweisung  andern  Bodens  vor.  Ueber- 
dies  schreiben  manche  Gesetze,  so  auch  das  Bundesgesetz  von  1850,  vor.  dass 
der  Expropriant  zur  Ausführung  aller  Bauten  und  Vorkehrungen  verpflichtet 
sei,  welche  zum  Zweck  der  Wiederherstellung  zerstörter  Kommunikationen, 
Mauern,  Zäunen  etc.  notwendig  werden,  dies  wohl  in  der  Meinung,  dass  durch 
solche  Arbeiten  die  Entschädigungspflicht  des  Unternehmers  entsprechend 
reduziert  werde. 

In  Abweichung  von  dem  Grundsatz,  dass  nicht  mehr  enteignet  werden 
darf,  als  der  jedesmalige  Zweck  erfordert,  geben  viele  schweizerischen  Gesetze 
bei  Partialenteignungen  dem  Enteigneten  das  Recht,  zu  verlangen,  dass  ihm 
auch  die   verbleibenden,   infolge  der  Zerstückelung  unbrauchbar  gewordenen 
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Restteile  abgenommen  werden.  Dem  Eigentümer  ist  hier  oft  nicht  mit  dem 
Eisatz  des  Minderwertes,  sondern  einzig  mit  der  Gesamtübernahme  solcher 
Teile  gedient.  Das  Bundesgesetz  vom  1.  Mai  1850  und  mit  ihm  die  meisten 
kantonalen  Gesetze  statuieren  ein  solches  Ausdelmungsrecht  des  Eigentümers 
für  verbleibende  Gebäude  und  Gebiiudekomplcxc  sowohl,  als  auch  für  land- 
wirtschaftliche Grundstücke,  wobei  die  Schwierigkeit  oder  Unmöglichkeit  fernerer 
Benutzung  und  Bewirtschaftung,  die  erhebliche  Verunstaltung,  die  Reduktion 
auf  einen  bestimmten  Minimalumfang  etc.  als  Kriterien  für  den  Eintritt  des 
Ausdehnungsrechts  aufgestellt  werden. 

Mehrere  kantonale  Gesetze  (Zürich,  Bern,  Aargau,  Schaff  hausen,  Obwal- 
d<-n,  Genf),  sowie  das  Bundesgesetz  vom  1.  Mai  1850,  Art.  5,  gewähren  auch 
dem  Expropriantcn  ein  solches  Ausdehnungsrecht.  Wenn  dieser  für  den  Minder- 
wert verbleibender  Restgrundstücko  eine  unverhältnismässig  hohe  Entschädigung 
bezahlen  müsste,  so  kann  er  die  gänzliche  Ucbcrlassung  solcher  Vermögens- 
stücke gegen  volle  Entschädigung  verlangen. 

X.  Das  Enteignungsverfahren.  Die  Enteignung  vollzieht  sich  —  wo  sie 
immer  vorkommt  —  in  einem  mit  bestimmten  Förmlichkeiten  umgebenen  Ver- 
fahren. Ks  ist  dies  zur  Sicherung  des  Privateigentums  gegen  leichtfertige  An- 
griffe unerlässlich.  In  erster  Linie  ist  das  Verfahren  auf  die  Feststellung  des 
Knteignungsfalles,  die  genaue  Bezeichnung  und  Umgrenzung  der  für  die  Unter- 
nehmung erforderlichen  Objekte  und  sodann  auf  die  Ausmittlung  der  Ent- 
s(  hädigung  gerichtet.  —  Mit  wenigen  Ausnahmen  entscheiden  in  der  Schweiz 
die  gesetzgebenden  Behörden  über  die  Frage,  ob  eine  Unternehmung  im  öffent- 
lichen Interesse  liege  und  mit  dem  Enteignungsrecht  auszustatten  sei,  so  nach 
dem  Bundesgesetz  von  1850,  Art.  1,  und  den  Gesetzen  der  Kantone  Aargau, 
Bern,  St.  Gallen,  Graubünden,  Tessin,  Genf  etc.  In  zwei  Kantonen,  Zug  und 
Sr  haffhausen,  hat  sich  dagegen  für  die  gleiche  Frage  die  Kompetenz  der  Ad- 
ministrativbehörden erhalten.  In  einigen  andern  (Freiburg,  Waadt)  entscheidet 
bei  grösseren  Unternehmungen  die  gesetzgebende  Behörde,  bei  kleinen  dagegen 
die  Verwaltungsbehörde.  Einige  weitere  Kantone  endlich  (Zürich,  Glarus,  Thur- 
gau)  stellen  nicht  die  Grösse,  sondern  die  Natur  der  Unternehmung  als  Kri- 
terium auf  und  lassen  bei  Unternehmungen  des  Staates  die  Administrativbehörden, 
bei  Privatunternehmungen  dagegen  die  gesetzgebenden  Behörden  über  den 
Enteignungsfall  entscheiden.  Das  umgekehrte  Verhältnis  kommt  in  Neuenburg 
vor  (Dekret  von  1851). 

Die  weitere  Leitung  des  Verfahrens,  die  Feststellung  des  zu  enteignenden 
Objekts,  die  Erledigung  von  Einsprachen  ist  regelmässig  Sache  der  Verwaltungs- 
behörden. Die  Einzelheiten  können  wir  hier  nicht  weiter  verfolgen. 

Beim  Entschädigungsverfahren  dagegen  fällt  die  Hauptrolle  nach  den 
schweizerischen  Gesetzgebungen  den  Gerichten  zu,  sei  es,  dass  diese  direkt, 
oder  nach  vorausgegangenem  Entscheid  einer  Schätzungskommission  auf  ein- 
gelegte Beschwerde  bin  über  die  Entschädigung  urteilen.  Nach  dem  Bundes- 
gesetz von  1850  nimmt  zunächst  eine  dreigliedrige  Schätzungskommission  — 
zu  welcher  Bundesgericht ,  Bundesrat  und  die  Regierung  des  Kantons  der 
gelegenen  Sache  je  ein  Mitglied  stellt  —  die  Ermittlung  der  Entschädigung 
und  der  übrigen  Leistungen  des  Unternehmers  vor.  Gegen  den  Entscheid  der 
Kommission  steht  den  Beteiligten  die  Beschwerde  an  das  Bundesgericht  offen. 
Nichterhebung  der  Beschwerde  binnen  bestimmter  Frist  lässt  den  Entscheid  in 
Rechtskraft  erwachsen.  Wird  die  Beschwerde  erhoben,  so  kann  der  Präsident 
des  Bundesgerichts  entweder  einen  Instruktionsrichter  zur  weiteren  Leitung  des 
Prozesses  bezeichnen,  oder  auch  eine  zwei-  oder  dreigliedrige  lustruktions- 
kommission  aus  der  Mitte  des  Bundesgerichts  ernennen.    Fügen  sich  die  Betei- 
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ligten  dem  Urtcilsentwurf  der  Kommission,  so  wird  dieser  rechtskräftig  erklärt, 
wenn  nicht,  so  entscheidet  das  Bundesgericht. 

In  ähnlicher  Weise,  jedoch  mit  verschiedenen  Abweichungen,  die  wir  hier 
nicht  weiter  verfolgen  können,  haben  auch  viele  Kantone  das  Entschädigungs- 
verfahren geordnet. 

XI.  Litter atur.  Eugen  Huber,  System  und  Geschickte  des  Schweix.  Prh-atrechis, 
III,  213  ff.  —  Blamer-Itorel,  Handbuch  des  Schweiz.  Bumdesstaatsrechts,  II,  /6s  ff.  — 
König,  Zeitschrift  des  bernischem  Juristenvereins,  XI,  68.  —  Sieber,  Das  Recht  der 
Expropriation.  —  Q.  de  Weltt.  De  /' enpropriation  pour  cause  iTutiliti  publique. 

Dr.  J.  Sieber,  Dosenl  an  der  Universität  Bern. 

Erbrecht. 

I.  Begriff.  —  II.  Geschichte  des  Erbrechts.  —  III.  Die  Voraus- 
setzungen der  Erbfolge.  —  IV.  Die  gesetzliche  Erbfolge.  —  V.  Das 
testamentarische  Erbrecht.  —  VI.  Das  vertragliche  Erbrecht.  — 
VII.  Die  Vollziehung  der  Erbfolge.  —  VIII.  Interkantonale  und  inter- 
nationale Verhältnisse.  —  IX.  Wirtschaftlich-sociale  Bedeutung  und 
Reform  des  Erbrechtes.  —  X.  Litteratur. 

I.  Begriff.  Unter  Erbrecht  versteht  man  die  Summe  der  Rechtsvorschriften 
über  die  Nachfolge  in  dem  Nachlass  eines  Verstorbenen.  Daneben  bezeichnet 
man  im  subjektiven  Sinn  mit  Erbrecht  das  Recht  einer  Person  auf  die  Nach- 
folge in  den  Nachlass  eines  Verstorbenen,  das  Recht  zur  Erbfolge.  Erbfolge 
ist  damit  der  Eintritt  einer  Person  in  das  Vermögen  eines  Verstorbenen  als 
dessen  Nachfolger. 

Die  Erbfolge  ist  entweder  eine  gesetzliche  Intestaterbfolge  —  ,  sofern 
sie  auf  Grund  gesetzlicher  Vorschrift  eintritt,  oder  eine  gewillkürte  —  testa- 
mentarische oder  vertragliche  Erbfolge  — ,  wenn  der  Erbe  durch  ein  Testament 
oder  einen  Erbvertrag,  also  durch  einen  Willensakt  des  Erblassers,  zum  Erben 
berufen  wird. 

II.  Geschichte  des  Erbrechtes.  Das  Erbrecht  der  alten  Zeit  war  reines 
Intestaterbrecht  und  zwar  ausschliesslich  ein  Recht  der  Blutsverwandten.  Es 
galt  das  Rechtssprichwort:  tWer  mein  Blut  hat,  der  nimmt  mein  Erbe».  Ver- 
fügungen über  den  Nachlass  auf  das  Ableben  hin  waren  ausgeschlossen.  Aber 
auch  im  Kreise  der  Blutsverwandten  war  die  Erbfolge  nach  verschiedenen 
Richtungen  beschränkt.  Im  alten  Rechte  kam  zuerst  zum  Erbe  ein  engerer 
Erbenkreis,  diejenigen  Blutsverwandten,  welche  die  eigentliche  Hausgenossen- 
schaft bildeten,  Eltern,  Kinder  und  Geschwister.  War  dieses  Hauswesen  erloschen, 
so  trat  ursprünglich  bezüglich  Liegenschaften  keine  weitere  Erbfolge  ein,  sondern 
die  Liegenschaften,  der  Hof  und  damit  wohl  auch  dessen  Pertinenzen,  der 
Viehstand  und  das  Gutsinventar  hei  an  die  Dorfgenossenschaft  zurück ;  die 
übrige  Fahrnis  dagegen  konnte  sich  an  die  weitern  Blutsverwandten  vererben. 
Erst  als  sich  der  Grundbesitz  konsolidiert  hatte  und  zu  wahrem  Sondereigen 
geworden  war,  Helen  auch  die  Liegenschaften  an  den  weitern  Erbenkreis,  die 
weitein  Blutsverwandten  Magschaft  und  Sippe.  Dabei  galt  aber  der  Grund- 
satz, dass  die  Liegenschaften  sich  nur  an  Söhne  vererben  und  Tochter  nur 
ausnahmsweise  in  solche  succedieren  konnten.  Daraus  ergab  sich  dann  auch 
weiter  das  Prinzip,  dass.  wenn  das  Erbe  nicht  fiel,  d.  h.  keine  Descendenz 
vorhanden  war,  Liegenschaften  nur  wieder  an  den  Mannesstamm  zurückfielen 
und  zwar  ausschliesslich  an  die  Vatermagen,  die  durch  Männer  verwandten 
Manner  väterlicherseits.  Diese  Ausschliessung  der  Weiber  von  der  Succession  in 
die  Liegenschaften  erhielt  sich  zähe  bis  ins  IL  und   12.  Jahrhundert.    Von  da 
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an  findet  sich  immer  mehr  die  Tendenz,  die  Töchter  den  Söhnen  im  Erbrecht 
gleichzustellen.  Die  alte  Anschauung  blieb  dann  aber  in  der  Weise  wirksam, 
dass  die  Söhne  ein  Vorrecht  auf  die  Liegenschaften  erhielten,  oder  aber  das 
Recht  auf  eine  grössere  Quote  am  Nachlass  und  diese  Bevorzugung  der  Söhne 
hat  sich  zum  Teil  bis  ins  heutige  Recht  erhalten.  Waren  aber  einmal  die 
Töchter  in  die  Liegenschaften  succesMonsbcrechtigt,  so  konnten  sie  auch  ihrem 
Manne  Liegenschaften  zubringen  und  das  musstc  notwendig  zu  einer  Durch- 
brechung des  Prinzips  führen,  dass  bei  Abgang  von  Nachkommen  die  Liegen- 
schaften nur  an  die  Vatermagen  zurückfallen  können;  auch  die  Muttermagen 
mussten  Berücksichtigung  finden.  In  den  Rechten  ist  dieser  Gedanke  in  ver- 
schiedener Weise  verwirklicht  worden.  Entweder  wurde  vorgesehen,  dass  die 
von  dem  Vater  herrührenden  Liegenschaften  an  die  väterlichen,  die  von  der 
Mutter  zugebrachten  an  die  mütterlichen  Verwandten  zurückfallen,  nach  dem 
Satz  «  paterna  paternis,  materna  inaternis>,  oder  es  wurde  den  Frauen  ein 
Erbrecht  gewährt,  aber  erst  hinter  den  Männern  des  gleichen  Grades,  oder 
aber  es  wurde  den  männlichen  Verwandten  das  Recht  auf  eine  grössere  Quote 
oder  ein  Vorrecht  auf  die  Liegenschaften  gegeben. 

Während  das  römische  Recht  die  Erbfolge  nach  Klassen  anordnete  in 
der  Weise,  dass  die  erbberechtigten  Verwandten  in  bestimmte  Klassen  ein- 
geteilt wurden  und  eine  folgende  Klasse  erst  zum  Erben  kam,  wenn  keine 
Verwandten  der  früheren  Klasse  vorhanden  waren,  beziehungsweise  erben  wollten, 
wobei  Verwandte  sehr  verschiedener  Art  sich  gleichgestellt  wurden,  stellt  das 
deutsche  und  das  schweizerische  Recht  ein  einheitliches  Prinzip  für  die  gesetz- 
liche Erbfolge  auf,  das  der  Generationen  —  Parentclen.  Unter  Parentel  versteht 
man  die  Gesamtheit  der  Personen,  die  von  einer  bestimmten  Person  abstammen. 
Die  erste  Parentel  ist  die  des  Erblassers :  sie  umfasst  dessen  sämtliche  Nach- 
kommen;  die  zweite  ist  die  Parentel  der  Eltern,  die  Geschwister,  Neffen, 
Grossneflen  etc.  des  Erblassers  umfassend.  Darauf  folgen  in  gleicher  Weise  die 
Parentelen  der  Grosseltern,  Urgrosseltcrn  u.  s.  f.  In  erster  Linie  erbt  die  erste 
Parentel,  dann  die  zweite,  dritte  u.  s.  w.,  so  dass  die  frühern  den  spätem  stets 
vorgehen.  Es  kommt  eine  Parentel  erst  zum  Erben,  wenn  keine  Verwandten 
der  frühern  vorhanden  sind.  Innerhalb  der  einzelnen  Parentel  werden  die  dem 
Grade  nach  Nächsten  berufen.  Diese  Parentelenerbfolgeordnung  bildet  die 
Grundlage  der  Erbfolge  in  den  schweizerischen  Rechten  bis  zum  Ende  des 
Mittelalters.  Infolge  der  Unklarheiten,  welche  die  teilweise  Berücksichtigung  der 
Muttermagen  mit  sich  brachte,  wohl  auch  unter  dem  Einfluss  des  gemeinen 
Rechtes,  sowie  zur  Beseitigung  wirklicher  oder  vermeintlicher  Unbilligkeiten 
sind  dann  aber  einzelne  Rechte  von  der  reinen  Parentelordnung  abgewichen 
und  haben  ein  für  allemal  bestimmte  Erbenklassen  gebildet  mit  den  verschieden- 
artigsten Modifikationen,  welche  dann  in  die  geltenden  Rechte  übergegangen 
sind,  so  dass  diese  bezüglich  der  Erbfolgeordnung  die  grössten  Verschieden- 
heiten aufweisen. 

Die  letztwilligen  Verfügungen  verschafften  sich  nur  ganz  allmählich  im 
Rechte  Eingang  und  Anerkennung.  Bis  Ende  des  13.  Jahrhunderts  waren  solche 
überhaupt  nur  möglich  in  Form  eines  Vertrages  unter  Lebenden,  waren  also 
Verfügungen  über  einzelne  Vcrmögensobjekte,  nicht  über  Erbrecht.  Das  Objekt 
ging  dadurch  sofort  in  das  Eigentum  des  Bedachten  über  und  der  Geber  behielt 
nur  den  Genuss  zu  Lebzeiten.  Auch  waren  solche  Verfügungen  an  die  Zu- 
stimmung der  nächsten  Verwandten  gebunden.  Daneben  half  man  sich  auch 
durch  Uebergabe  des  Gutes  an  einen  Treuhänder  —  Salmann  —  mit  dem 
Auftrag,  nach  dem  Tode  des  Schenkers  das  Gut  einer  bestimmten  Person 
herauszugeben. 
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Mit  Ende  des  13.  Jahrhunderts  kamen  dagegen  eigentliche  Verfügungen 
auf  den  Todesfall  allgemein  auf  unter  dem  Namen  «Gemachtem  Diese  wurden 
erst  mit  dem  Tode  wirksam,  waren  jedoch  unwiderruflich.  Sie  verschafften  kein 
Erbrecht,  sondern  gaben  nur  Anspruch  auf  eine  bestimmte  Sache.  Diese  Ver- 
fügungen mussten  vor  Gericht  oder  Rat  getroffen  werden  und  es  stand  diesen 
Behörden  eine  Cognition  der  Rechtmässigkeit  des  Aktes  zu,  also  namentlich 
darüber,  ob  nicht  die  Interessen  der  Erben  verletzt  würden.  Bei  Genehmigung 
erhielt  der  Bedachte  eine  Urkunde,  zur  Sicherung  seines  Anspruches.  Mit  der 
Zeit  wurden  dann  Bedingungen,  namentlich  des  Widerrufs  zugelassen  und 
gestattet,  über  das  ganze  Vermögen  oder  Quoten  desselben  zu  verfügen.  Di<- 
richterliche  Cognition  fiel  weg,  indem  sich  durch  die  Praxis  bestimmte  Regeln 
über  das  Mass  der  zulässigen  Verfügungen  herausgebildet  hatten,  woraus  sich 
dann  spater  die  Vorschriften  über  die  verfügbare  Quote  und  das  Pflichtteilsrecht 
entwickelten.  Nachdem  dann  noch  sogenannte  Seelgeräte  und  Jahrzeitstiftungen, 
d.  h.  Verfügungen  zu  frommen  Zwecken  auf  dem  Todbett,  Anerkennung  gefunden 
hatten  und  da  andererseits  namentlich  die  Geistlichkeit  die  Errichtung  von 
Testamenten  nach  römischem  Rechte  begünstigte,  so  ergab  sich  als  Resultat 
der  Entwicklung  die  Anerkennung  eines  Testamentes,  das  teilweise  dem  gemeinen 
Rechte  nachgebildet  war,  aber  noch  in  weitem  Umfang  Spuren  des  alten  Gemachtes 
in  sich  trug,  die  sich  darin  äussern,  dass  das  Testament  nicht  notwendig  eine 
Erbeinsetzung  enthalten  muss  und  dass  teilweise  Erbeinsetzungen  zulässig  sind, 
beides  Grundsätze,  die  dem  gemeinrechtlichen  Testamente  direkt  entgegenstehen. 

Nach  altem  Rechte  haftete  der  Erbe  nirht  persönlich  für  die  Schulden 
des  Erblassers,  sondern  nur  bis  auf  den  Betrag  der  ererbten  Farniss.  Nach 
dem  Recht  des  Schwabcnspiegels  ist  jedoch  diese  Haftung  auf  die  ererbten 
Liegenschaften  ausgedehnt  und  mit  Ende  des  Mittelalters  ist  auch  die  persön- 
liche Haftung  des  Erben  allgemeines  Recht  geworden,  wogegen  dann  dem  Erben 
die  Möglichkeit  eingeräumt  wurde,  auf  die  Erbschaft  zu  verzichten,  sei  es  ohn" 
weiteres,  oder  nach  stattgehabtem  Schuldcnruf.  Trat  der  Erbe  nach  ergangenem 
Schuldenruf  an,  so  haftete  er  persönlich  für  die  angemeldeten  Forderungen, 
für  die  nicht  angemeldeten  entweder  nicht  oder  nur  mit  dem  Betrag  der 
Erbschaft,  während  beim  gemeinrechtlichen  benelicium  inventarii  der  Erbe  über- 
haupt nur  mit  dem  Betrag  der  Erbschaft  haftet. 

Das  in  der  Schweiz  zur  Zeit  in  Geltung  stehende  Erbrecht  beruht  noch 
ausschliesslich  auf  den  kantonalrechtlichen  Quellen,  und  diese  weisen  die  grössten 
Differenzen  auf,  gemäss  der  Entwicklung,  die  das  schweizerische  Erbrecht 
genommen  hat:  der  Jimfluss  fremder  Ideen  und  Gebilde  und  die  Aenderurn.' 
der  Rcchtsbedürfnissc,  die  ein  Abgehen  von  den  Anschauungen  des  Mittelalters 
oft  erforderten,  bedingten  notwendig  die  verschiedenartigsten  Resultate  in  den 
gegenwärtigen  Gesetzgebungen,  die  nun  allerdings  durch  das  im  Entwürfe 
vorliegende  einheitliche  Civilgcsetzbuch  in  Wegfall  gebracht  werden  sollen. 

III.  Die  Voraussetzungen  der  Erbfolge.  Die  Erbfolge  tritt  ein  bei  Tod 
einer  physischen  Person  oder  deren  gerichtlicher  Todeserklärung  im  Falle  von 
Verschollenheit.  Juristische  Personen  werden  nicht  beerbt.  Andererseits  kann 
nur  Erbe  sein,  wer  im  Moment  des  Erbfalles  in  erbfähigem  Zustand  existiert. 
Wer  diesen  Moment  nicht  mehr  erlebt  oder  vor  demselben  tot  erklärt  ist. 
kann  nicht  Erbe  sein.  Dagegen  wird  von  dem  Rechte  das  Kind  im  Mutterleib, 
der  Nasciturus,  als  erbfähig  behandelt  für  den  Fall,  dass  es  lebend  geboren 
wird,  ein  Fall  des  Schutzes  werdender  Rechte.  Gewissen  Personen  wird  jedoch, 
trotzdem  sie  an  sich  rechtsfähig  sind,  das  Erbrecht  verweigert.  Diejenigen,  die 
sich  gewisse  Delikte  gegen  den  Erblasser  haben  zu  Schulden  kommen  lassen, 
namentlich  seinen  Tod  direkt  oder  indirekt  herbeiführten,  das  Testament  unter- 
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schlagen  haben  oder  den  Erblasser  am  Testieren  hinderten,  sind  erbunwürdig 
und  werden  als  Erben  vollständig  beseitigt  (Code  civil  francais  und  Nach- 
ahmungen, St.  Gallen,  Aargati,  Baselstadt  und  Raselland).  Sodann  können  nach 
einzelnen  Rechten  Vormünder  aus  letztwilligen  Verfügungen  ihrer  Mündel, 
Aerzte  und  Apotheker,  Geistliche,  nicht  aus  solchen  von  Personen,  die  sie  in 
ihrer  letzten  Krankheit  behandelt  haben,  erben;  Notare  aus  Verfügungen,  die 
sie  selber  verschrieben  haben  (Code  civil  francais  und  Nachahmungen,  Luzern. 
Nidwaiden).  Unehelich  Geborene  sind  nach  einer  AnzaM  von  Rechten  im 
Erbrecht  zurückgesetzt,  oder,  soweit  in  Ehebruch  oder  Blutschande  erzeugt, 
vollständig  ausgeschlossen  (Code  civil  francais,  Wallis,  Tessin,  Obwalden).  Nach 
wenigen  Rechten  sind  auch  Klosterleute  erbunfähig,  doch  können  dies«-  Bestim- 
mungen nur  noch  in  geringem  Umfang  gegenüber  den  Grundsätzen  der  Bundes- 
verfassung aufrecht  erhalten  werden.  Dagegen  sind  noch  in  Kraft  die  Bestim- 
mungen, nach  welchen  Zuwendungen  an  Klöster  und  die  tote  Hand  überhaupt 
entweder  gar  nicht  (Nidwaiden),  oder  nur  beschränkt  mit  obrigkeitlicher  Geneh- 
migung zulässig  sind  (Luzern,  Tessin,  Aargau,  Freiburg,  Neuenburg,  Wallis). 
Ebenso  kann  der  Kanton  die  Erbfähigkeit  juristischer  Personen  überhaupt 
beschränken  und  von  staatlicher  Genehmigung  abhängig  machen. 

IV.  Die  gesetzliche  Erbfolge.  In  allen  Rechten,  ob  sie  im  übrigen  die 
Parentelordnung  zur  Grundlage  haben  oder  das  Klassensystem  durchführen, 
kommt  in  erster  Stelle  zum  Erbe  die  Nachkommenschaft  des  Erblassers 
Kinder,  Grosskinder,  Urgrosskinder  — .  An  Stelle  verstorbener  Kinder  treten 
deren  Nachkommen  und  zwar  jeweilen  für  die  Quote,  die  dem  Verstorbenen 
zugefallen  wäre.  Es  gilt  sonach  unbedingtes  Repräsentationsrecht,  mit  Teilung 
nach  Stämmen.  Nur  wenige  Kantone  lassen  dann,  wenn  nur  gleich  nahe 
Dcscendenten  kraft  Rcprascntationsrcchtcs  zum  Erbe  kommen,  Teilung  nach 
Köpfen  und  nicht  nach  Stämmen  eintreten  (Obwalden.  Nidwaiden,  Appenzell  l.-R. 
und  Bern). 

Gemäss  der  historischen  Entwicklung,  die  das  schweizerische  Erbrecht 
genommen  hat,  sind  die  Kinder  nicht  in  allen  Rechten  gleichberechtigt, 
sondern  es  finden  sich  in  weitem  Umfang  Vorrechte  der  Söhne  und  spezielle 
Nachfolgen  in  gewisse  Nachlassobjekte.  Söhne  und  Töchter  sind  sich  gleich- 
gestellt im  Code  civil  francais,  Waadt,  Wallis,  Neuenburg,  Tessin,  beiden 
Appenzell.  Graubünden,  Uri,  Obwalden,  Glarus,  Schaffhausen,  ßaselstadt. 
Basclland.  Die  Spezialnachfolgcn  in  Fahrhabestücke  bestehen  regelmässig 
darin,  dass  die  Waffen.  Kleider,  Zierraten.  Kleinodien  des  Vaters,  überhaupt 
die  zu  seinem  persönlichen  tiebrauch  bestimmten  Gegenstände,  den  Söhnen, 
die  Kleider,  Kleinodien  und  Zierraten  der  Mutter  den  Töchtern  vorweg  zufallen, 
wobei  entweder  eine  Anrechnung  auf  die  Erbportion  gar  nicht  statt  hat  (Bern, 
Solothurn.  Luzern,  Aargau.  Thurgau.  Zug,  Schwyz,  Zürich)  oder  aber  der  Wert 
in  billiger  Weise  angerechnet  wird  (Freiburg).  Weiter  gehen  St.  Gallen  und 
Zürich  und  gewähren  den  Söhnen  ein  Vorrecht  auf  die  Werkstätten  und  Werk- 
zeuge, das  auf  dem  ererbten  Gute  vorhandene  Vieh,  die  Bibliothek.  Von 
grösserer  Bedeutung  sind  die  Vorrechte  der  Söhne  auf  die  Erbliegenschaften, 
zum  Verkehrswert.  Marktpreis  (Thurgau,  Aargau,  Schwyz),  oder  zu  einem  billigen 
Ansehlag  oder  ermässigten  Schatzungspreis  (St.  Gallen,  Zug,  Solothurn,  Zürich, 
Luzern,  Nidwaiden,  letzteres  jedoch  nur  bezüglich  der  väterlichen  Liegenschaften). 
Endlich  geben  Luzern,  Zug,  Thurgau,  Freiburg  den  Söhnen  überdies  noch  ein«- 
grössere  Erbquote  als  den  Töchtern. 

Unter  sich  stehen  sich  die  Söhne  sowohl  wie  die  Töchter  regelmässig 
gleich,  ausser  in  B«.'rn  und  Solothurn ;  diese  Rechte  kennen  noch  ein  Vorrecht 
des  jüngsten  Sohnes  auf  das  Haus  und  den  Hof  der  Eltern. 
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Krim  Abgang  von  Nachkommen  erben  die  Ascendenten  und  Seiten- 
verwandten.  Kczüglich  dieser  Erbfolge  bestehen  nun  aber,  wie  schon  im 
geschichtlichen  Ueberblick  bemerkt  wurde,  die  allergrössten  Differenzen  und 
Modalitäten,  die  nur  zum  Teil  durch  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  und  An- 
schauungen bedingt  sind,  im  übrigen  aber  nur  noch  historisch  erklärt  werden 
können.  Es  kann  hier  darum  auch  nur  ganz  summarisch  ein  Ueberblick  über 
die  verschiedenen  kantonalen  Rechte  gegeben  werden,  nach  den  in  denselben 
vorwiegend  zum  Ausdruck  gelangenden  Prinzipien,  ohne  dass  es  möglich  ist. 
die  oft  sehr  interessanten  Ausgestaltungen  im  einzelnen  ins  Auge  zu  fassen. 

Eine  grössere  Anzahl  kantonaler  Rechte  hat  ihrem  Erbrechte  die  Paren- 
telordnung zu  Grunde  gelegt.  Eine  Gruppe  derselben  macht  hiebei  die 
Unterscheidung  zwischen  Vatermagen  und  Muttermagen,  wobei  Vatermagen 
aus  den  männlichen  und  durch  Männer  mit  dem  Erblasser  verwandten  Ascen- 
denten, sowie  deren  gesamten  Dcsccndenz,  männlichen  wie  weiblichen,  bestehen, 
die  Muttermagen  aus  allen  übrigen  Verwandten  des  Erblassers,  der  Vater-  wie 
Mutterseitc.  Die  Vatermagen  sind  in  der  Erbfolge  bevorzugt,  indem  die  Mutter- 
magen in  Schwyz  überhaupt  nicht  erbberechtigt  sind;  in  Uri,  Ob-  und  Nid- 
walden  erst  hinter  der  Parentel  des  Vaters  oder  Grossvaters,  oder  des  Ur- 
grossvaters  des  Erblassers  erben.  Auch  Bern  und  Luzern  lassen  die  Vatermagen 
den  Muttermagen  vorgehen.  Schaffhausen  und  Neuenbürg  dagegen  kennen 
diese  Bevorzugung  nicht;  sie  unterscheiden  zwischen  Vater-  und  Mutterseite 
und  lassen  das  Vermögen  auf  die  Seite  zurückfallen,  von  welcher  es  hergekommen 
ist,  mit  Teilung  der  Errungenschaft  (Schaffhausen)  oder  Anfall  derselben  an  die 
gesetzlichen  Erben  ohne  Unterscheidung  von  Vater-  und  Mutterseite  (Neuen- 
burg). In  ähnlicher  Weise  wird  zwischen  Vater-  und  Mutterseite  unterschieden 
in  Zürich,  Zug,  Glarus.  Graubünden,  Wallis,  aber  mit  der  Abweichung,  dass 
der  Nachlass  nicht  nach  seiner  Herkunft  ausgeschieden,  (sondern,  was  praktisch 
leichter  durchführbar  und  mit  viel  weniger  Schwierigkeiten  verbunden  ist, 
zwischen  beiden  Seiten  nach  Quoten  geteilt  wird. 

Eine  letzte  Gruppe  von  Rechten,  die  ebenfalls,  wenigstens  teilweise,  die 
Parentelordnung  zur  Grundlage  haben,  macht  überhaupt  keinen  Unterschied 
zwischen  Vater-  und  Mutterseitc,  sondern  lässt  den  Nachlass  einfach  an  die 
nächsten  Parentelen  fallen,  wobei  dann  die  gleich  nahen  gleiches  Erbrecht 
haben.  So  beide  Appenzell,  Baselstadt  und  Baselland,  welch  letztere  allerdings 
nach  der  elterlichen  Parentel  ohne  weiteres  alle  übrigen  Verwandten  als  letzte 
Klasse  ohne  Unterscheidung  zum  Erben  kommen  lassen. 

Die  übrigen  kantonalen  Rechte  haben  ihre  Erbfolge  nicht  oder  wenigstens 
nicht  vorzugsweise  auf  dem  Parentelensystem  aufgebaut,  sondern  von  vorne- 
herein bestimmte  Erbcnklasscn  festgesetzt,  ohne  einheitliches  Prinzip.  Dahin 
geboren  das  franzosische  Recht,  Thurgau,  Waadt,  St.  Gallen,  Tessiru  Freiburg 
und  Solothurn  mit  folgenden  Klassen:  1.  Eltern  und  Geschwister,  2.  die  übrigen 
Ascendenten.  3.  die  Seitenverwandten  (Code  civile  francais,  Waadt  und  Thur- 
gau). oder  1.  die  Ascendenten,  2.  die  Geschwister.  3.  die  übrigen  Collateralen 
(Tessin).  oder  1.  die  Geschwister,  2.  die  Ascendenten,  3.  die  übrigen  Seiten- 
verwandten (Freiburg),  oder  endlich  1.  die  Ascendenten  und  Geschwister.  2. 
die  übrigen  Collateralen  (Solothurn  und  St.  Gallen).  Dabei  findet  sich  noch 
eine  Teilung  des  Nachlasses  zwischen  Vater-  und  Mutterseite  nach  Quoten  im 
französischen  Recht,  Thurgau,  Waadt,  Tessin,  St.  Gallen,  nicht  dagegen  in  Frei- 
burg  und  Solothurn. 

Auch  bei  Erbfolge  der  Ascendenten  und  Seitenverwandten  ist,  wenigstens 
teilweise,  namentlich  in  den  Rechten  mit  Parentelordnung.  Eintrittsrecht  und 
Stammteilung  .-»nerkannt.  so  in  Schaffhausen,  Graubünden  und  Wallis,  beschränkt 


Digitized  by  Google 


Lirbrecht 


905 


auf  die  nähern  Parentelcn  in  Zürich,  Zug,  Schwyz,  Neuenbürg  und  in  beiden 
Basel.  Andere  Rechte  geben  es  nur  unter  ungleichnahen  Seitenverwandten, 
während  gleiche  nahe  nach  Köpfen  erben  (Nidwaiden,  Glarus.  Appenzell, 
Luzcrn,  Uri,  Obwalden,  Aargau).  Das  französische  Recht,  Tessin,  Freiburg, 
Solothurn  lassen  Eintritt  und  Stammesteilung  für  die  gesamte  Dcscendcnz  der 
Geschwister  zu;  St.  Gallen  bis  zu  den  Geschwist<renkeln,  wobei  aber  gleich 
nahe  nach  Köpfen  teilen. 

Die  Unterscheidung  zwischen  Vater-  und  Mutterscite  hat  zur  Folge,  dass 
vollbürtige  unter  Umständen  auf  beiden  Seiten,  halbbürtige  nur  auf  einer  Seite 
erben.  In  den  kantonalen  Rechten,  soweit  zwischen  Vater-  und  Mutterseitc 
unterschieden  wird,  ist  diese  Konsequenz  meist  auch  gezogen,  wenn  auch  mit 
verschiedenartigen  Modifikationen.  In  den  übrigen  Rechten  wird  der  halb- 
bürtige (einbändige)  dem  vollbürtigen  (zweibändigen)  Erben  gleichgestellt, 
ausser  in  Aargau,  Solothurn  :  in  Freiburg  schliesst  letzterer  den  ersteren  voll- 
ständig aus. 

Eine  Reihe  von  Kantonen  gibt  die  Erbberechtigung  nur  bis  zu  einer  be- 
stimmten Verwandtschaft,  so  in  Zürich  bis  zu  den  Urgrosseltern,  Zug  und 
Glarus  bis  und  mit  der  urgrosselterlichen  Parentel,  Code  civil  francais,  Neuen- 
burg und  Thurgau  bis  zum  zwölften.  Waadt,  Tessin,  St.  Gallen  bis  zum  zehnten, 
Genf  und  Wallis  bis  zum  achten,  Basclstadt  und  -Land  bis  zum  fünften  Grad. 

Zu  den  gesetzlichen  Erben  gehören  ferner  noch  das  Adoptivkind,  das 
uneheliche  Kind,  der  überlebende  Ehegatte.  Staat  und  Gemeinde. 

Soweit  die  Adoption  in  den  kantonalen  Rechten  anerkannt  ist,  genicsst 
das  Adoptivkind  ein  gesetzliches  Erbrecht  gegenüber  seinen  Adoptiveltern, 
wie  ein  eheliches  Kind.  Dagegen  erzeugt  das  Adoptivvcrhältnis  keinerlei  Erb- 
rechte gegenüber  den  Verwandten  der  Adoptiveltern.  Gegenüber  den  eigent- 
lichen Eltern  behalt  das  Adoptivkind  sein  Erbrecht,  allerdings  etwas  beschränkt 
in  Zürich  und  Thurgau.  Umgekehrt  aber  erhalten  die  Adoptiveltern  ein  Erb- 
recht am  Nachlass  des  Adoptivkindes  nur  in  geringem  Umfang;  auf  das  von 
ihnen  Herrührende  nach  Code  civil  francais,  wenn  das  Adoptivkind  keine 
Descendenz  hinterlasst,  den  ganzen  Nachlass  in  Solothurn  und  die  Hälfte  in 
Zürich  und  Thurgau. 

Während  das  moderne  Recht  auf  dem  Boden  steht,  dass  das  uneheliche 
Kind  gegenüber  der  Mutter  und  deren  Verwandten  voll  erbberechtigt  sei,  sind 
in  den  schweizerischen  Erbrechten  noch  in  weitem  Umfang  ältere  Anschauungen 
massgebend.  Einige  Rechte  geben  dem  unehelichen  Kinde  überhaupt  kein  Erb- 
recht gegenüber  seinen  Eltern  (Uri.  Schwyz,  Obwalden,  Nidwaiden),  oder  es 
erbt  erst  nach  den  ehelichen  Kindern  und  auch  da  nur  beschränkt  (Tcssin), 
oder  es  ist  nur  seiner  Mutter  gegenüber  erbberechtigt  (Luzern).  Weiter  gehen 
Solothurn  und  St.  Gallen  und  lassen  das  uneheliche  Kind  die  Mutter  und  deren 
Verwandte  wie  ein  eheliches  beerben,  ebenso  Zürich.  Schaphausen,  Zug,  Thur- 
gau, Graubünden,  Baselstadt  und  Baselland.  Ein  Erbrecht  gegenüber  dem  Vater 
wie  der  Mutter,  aber  beschränkt,  gewährt  das  französische  Recht,  Genf,  Neuen- 
burg, Wallis,  Waadt  und  Freiburg,  sofern  das  Kind  von  den  Eltern  gesetzlich 
anerkannt  wurde,  im  einzelnen  mit  verschiedenen  Modifikationen,  ähnlich  in 
Appenzell  I.-Rh.  hinsichtlich  aller  Unehelichen  und  auch  gegenüber  den  Ver- 
wandten von  Vater  und  Mutter.  Volles  Erbrecht  der  Mutterseite,  einen  Quoten- 
anspruch der  Vaterscitc  gegenüber  kennt  Aargau,  Glarus,  Appenzell  A.  Rh. 
und  endlich  volles  Erbrecht  gegenüber  beiden  Elternteilen,  Solothurn  für  ge- 
richtlich Anerkannte,  Zürich,  Schaffhausen,  Glarus  und  Thurgau  für  Braut- 
kinder, und  allgemein  für  alle  uneheliche  Kinder  Bern. 
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Soweit  ein  Erbrecht  der  unehelichen  Kinder  besteht,  findet  auch  im  all- 
gemeinen in  umgekehrter  Richtung  der  Erbgang  an  ihrem  Nachlass  statt,  zum 
Teil  jedoch  mit  willkürlichen  Abweichungen  und  Beschränkungen. 

Das  Erbrecht  des  überlebenden  Ehegatten  führt  zum  Teil  zurück  auf 
frühere  güterrechtliche  Ansprüche,  sogen.  Eherechte,  zum  Teil  basiert  dasselbe 
auf  der  mehr  modernen  Anschauung,  das*  ein  Ehegatte  dem  andern  eigentlich 
näher  stehe,  als  Verwandte  in  entferntem  Graden  und  deshalb  vor  diesen  oder 
wenigstens  neben  diesen  Berücksichtigung  im  Erbrecht  verdiene.  Diese  Erb- 
rechte sind  daher  von  verschiedenartigem  Charakter.  Es  können  im  geltenden 
Rechte  folgende  Arten  unterschieden  werden:  1.  Der  überlebende  Ehegatte 
erhält  ein  Intestaterbrecht  entweder  nach  allen  erbberechtigten  Blutsverwandten 
oder  innerhalb  der  Reihe  derselhen,  so  nach  Code  civil  francais  und  Nach- 
ahmungen, Baselstadt,  Baselland,  Solothurn,  Zürich,  Schaphausen,  Zug,  Glarus, 
St.  Gallen,  Appenzell  A.-Rh.,  Freiburg,  Thurgau,  Aargau.  2.  Dem  überlebenden 
Ehegatten  steht  eine  Spezialsuccession  in  gewisse  Farnisstücke  zu,  z.  B.  Kleider 
und  Wäsche,  Schmuck,  Mobiliar,  Lebensmittel,  in  Neuenburg,  die  Hochzeits- 
geschenke und  den  Hausrat  in  Zürich,  das  Ehebett  und  die  Hochzeitsgeschenke 
in  Zug,  den  «  Brautwagen  >.  d.  h.  Kleider,  Bettgewandt  und  übrigen  Hausrat, 
den  die  Braut  eingebracht,  in  Appenzell  A.-Rh.  und  I.-Rh.  3.  Der  Ueber- 
lebcndc  erhält  die  Nutzniessung  am  Nachlass  oder  einem  Teil  desselben,  ent- 
weder lebenslänglich  oder  bis  zur  Wiederverheiratung,  in  Schwyz,  Nid  wählen, 
Uri,  Graubünden,  Zug,  Neuenburg,  Freiburg.  Wallis.  4.  Eine  Quote  am  Nach- 
lass, sogen.  Statutarportion  gewährt  Appenzell  A.-Rh.,  beides,  Niessbrauch  und 
Quote  kumulativ  oder  alternativ  in  den  verschiedenartigsten  Kombinationen  das 
französische  Recht,  Genf.  Tessin,  Aargau.  Luzcrn,  Thurgau,  Glarus.  Solothurn. 
Appenzell  I.-Rh.  und  Zürich. 

Ein  Erbrecht  der  Verlobten  auf  die  beidseitigen  Geschenke  ist  bekannt 
in  Schaff  hausen,  und  in  Zürich  und  Glarus  noch  auf  eine  Quote  des  Nachlasses. 

In  letzter  Linie,  d.  h.  wenn  keine  erbfähigen  Verwandten  oder  Ehegatten 
vorhanden  sind,  erbt  der  Staat,  >ei  es,  dass  er  als  eigentlicher  Erbe  auftritt, 
oder  als  Oecupant  der  erblosen  Erbschaft.  Einzelne  Rechte  geben  den  An- 
spruch der  Heimatgemeinde  und  bestimmen  den  Zweck  der  Verwendung  (für 
Armenkassen,  Schulfond  etc.). 

V.  Das  testamentarische  Erbrecht.  Testamente  sind  einseitige,  wider- 
rufliche Verfügungen  des  Erblassers  auf  den  Todesfall  über  den  gesamten  Nach- 
lass oder  eine  Quote  desselben  oder  einzelne  zum  Nachlass  gehörende  (iegen- 
stände,  durch  welche  entweder  eine  von  der  gesetzlichen  abweichenden  Erb- 
folge geschaffen  werden  kann  oder  bloss  eine  Singularsuccession  in  einzelne 
Nachlassobjektc. 

Zur  Errichtung  solcher  letztwilliger  Verfügungen  muss  der  Verfügende 
die  Testierfähigkeit  besitzen,  die  von  den  Rechten  regelmässig  an  Voraus- 
setzungen geknüpft  ist.  die  nicht  dieselben  sind,  wie  für  die  Handlungsfähigkeit 
im  allgemeinen.  In  erster  Linie  wird  ein  gewisses  Alter  der  Reife  gefordert, 
es  variieren  die  Rechte  darin  von  sechszehn  bis  zwanzig  Jahre.  Vor  diesen 
Terminen  ist  die  Testierfähigkeit  beschränkt  entweder  bezüglich  des  Umfangs 
(Code  civil  francais),  oder  durch  das  Requisit  einer  Zustimmung  der  vormund- 
schaftlichen Instanzen  (Uri,  Graubünden),  oder  es  wird  eine  besondere  er- 
schwerte Form  vorgeschrieben  (Solothurn).  Der  Testierende  muss  ferner  ge- 
sunden Verstand  und  freien  Willen  besitzen,  bei  vollem  Bewusstsein  und  ge- 
sunden Geisteskräften  handeln;  bloss  körperliche  Gebrechen  beschränken  die 
Testierfähigkeit  nicht,  können  aber  einen  Hinderungsgrund  bilden,  in  bestimmten 
Formen  (z.  B.  eigenhändig)  zu  testieren.    Für  die  Verfügungen  Bevormundeter 
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endlich  ist  meist  Genehmigung  eines  Beistandes  oder  der  Vormundschaftsbe- 
hörden gefordert.  Die  letztwilligcn  Verfügungen  bedürfen  sodann  einer  be- 
sondern Form,  die  beobachtet  sein  inuss,  damit  dieselben  giltig  sind.  Als  solche 
Testamentsformen  sind  dem  geltenden  Rechte  bekannt:  1.  Das  gerichtliche 
Testament,  kennt  noch  Aargau,  Nid  wählen,  Obwalden,  Graubünden.  2.  Das 
Öffentliche  oder  notarielle  Testament  wird  vor  einem  Beamten,  geschworenem 
Schreiber  oder  Notar  im  Beisein  von  Zeugen  errichtet.  Mit  Ausnahme  von 
Zug,  Schwyz,  Unterwaiden,  beiden  Appenzell,  kommt  diese  Form,  im  einzelnen 
sehr  verschieden  ausgestaltet,  in  allen  Kantonen  vor.  3.  Das  schriftliche  Testa- 
ment mit  Zeugen  (Bern,  Luzern,  Aargau,  Thurgau,  St.  Gallen,  Graubünden, 
Code  civil  francais,  Tessin,  beiden  Appenzell,  in  letzteren  aber  ohne  Zeugen). 
4.  Das  eigenhändige  Testament,  das  vom  Testator  selbst  niedergeschrieben 
sein  muss,  kennt  Solothurn,  Graubünden,  Code  civil  francais  und  Nachahmungen, 
und  mit  notwendiger  Deposition  Zürich,  Schaffhausen,  Basclland,  Baselstadt, 
Freiburg.  5.  Das  mündliche  Testament.  Als  ordentliche  Testamentsform  gilt 
diese  Form  nur  in  beiden  Appenzell  und  Glarus;  in  andern  Kantonen  (Zürich 
Schaffhausen,  Graubünden,  St.  Gallen,  Bern,  Baselstadt  und  Baselland,  Neuenburg 
und  Freiburg)  als  Nottestament  mit  beschränkter  Wirksamkeit,  in  Zeiten  von 
Gefahr,  wenn  die  Errichtung^  in  einer  andern  Form  nicht  möglich  ist.  Daneben 
stellen  einzelne  Rechte  noch  sogenannte  ausserordentliche  Tcstamcntsibrmcn 
auf  mit  Erleichterungen,  so  für  die  Zeit  von  Epidemien,  verhinderter  Kommuni- 
kation, sowie  für  Militärpersonen.  Dazu  werden  dann  von  den  Testaments- 
zeugen regelmässig  besondere  Requisite  verlangt,  wie  männliches  Geschlecht, 
gewisses  Alter,  Besitz  der  bürgerlichen  Rechte  etc.:  sie  dürfen  ferner  nicht 
verwandt  und  nicht  beteiligt  sein. 

Gemeinsame  Testamente,  d.  h.  Testamente  zweier  Personen  in  einem 
Akte  sind  ausdrücklich  zulässig  erklärt  in  Solothurn,  Baselland  und  Baselstadt 
und  Glarus,  ausdrücklich  verboten  in  den  welschen  Rechten. 

Jedes  Testament  kann  vom  Testator  bis  zu  seinem  Tode  jederzeit  wider- 
rufen werden.  Der  Widerruf  erfolgt  entweder  direkt  durch  ausdrückliche 
Willenserklärung,  wobei  regelmässig  Beobachtung  einer  für  das  Testament 
vorgeschriebenen  Form  verlangt  wird;  in  derselben  Form,  in  welcher  das 
Testament  errichtet  wurde,  muss  auch  der  Widerruf  erfolgen  in  Nidwaiden, 
Thurgau,  St.  Gallen.  Der  Widerruf  kann  daher  jeweilcn  auc  h  erfolgen  in  einem 
neuen  Testament.  Ein  Widerruf  liegt  auch  in  der  Vernichtung  der  Urkunde 
beim  eigenhändigen  und  schriftlichen  Testament,  im  Rückzug  aus  der  Deposition. 
Ein  indirekter  Widerruf  kann  enthalten  sein  in  der  Errichtung  eines  neuen 
Testamentes.  Die  Rechte  nehmen  in  dieser  Frage  einen  zweifachen  Stand- 
punkt ein.  Entweder  lassen  sie  bei  Errichtung  eines  neuen  Testamentes  das 
frühere  ohne  weiteres  dahinfallcn,  oder  das  frühere  Testament  wird  nur  soweit 
aufgehoben,  als  es  mit  dem  neuen  im  Widerspruch  steht.  Auch  zweiseitige 
Testamente  können  von  jedem  Teil  jederzeit  widerrufen  werden.  Ein  Testament 
kann  daneben  auch  ohne  Widerruf  hinfällig  werden,  so  nach  Waadt,  Freiburg, 
Bern,  Luzern,  wenn  der  eingesetzte  Erbe  nicht  Erbe  wird,  oder  in  Baselland, 
Baselstadt,  Neuenburg,  Waadt,  Freiburg,  Tessin,  Bern,  Aargau,  Solothurn,  wenn 
dem  Erblasser  erst  nach  Errichtung  des  Testamentes  Kinder  geboren  werden. 

Durch  die  letztwilligcn  Verfügungen  wird  entweder  eine  l'nivcrsalsuc- 
cession  angeordnet  oder  eine  Singularsuccession.  Sie  sind  also  entweder 
Erbeinsetzungen  oder  sie  enthalten  Vermächtnisse,  oder  beides.  Nur  nach  ganz 
wenigen  Rechten  ist  im  Anschluss  an  das  alte  Recht  eine  Erbeinsetzung  aus- 
geschlossen (Uri,  beide  Appenzell,  Nid  wählen,  Glarus.  Obwalden).  Bei  dieser 
Freiheit  des  Inhaltes  der  Verfügungen  besteht  auch  vollständige  Unabhängigkeit 
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der  einzelnen  Verfügungen  untereinander:  die  Vermächtnisse  sind  gültig,  ob 
die  in  demselben  Testament  enthaltenen  Erbeinsetzungen  zur  Verwirklichung 
kommen  oder  nicht.  Ebenso  sind  die  Vermächtnisse  unbeschränkt  gegenüber 
den  Erben:  nur  Tessin,  Waadt,  Zürich,  Schaffhausen  und  Zug  verlangen  in 
Anlehnung  an  die  gemeinrechtliche  Quarta  Falcidia,  dass  den  Erben  unter 
allen  Umständen  eine  gewisse  Quote  des  Nachlasses  verbleiben  müsse. 

Die  Erbeinsetzung  kann  nach  allen  Rechten,  soweit  sie  Bestimmungen 
enthalten,  in  der  Weise  geschehen,  dass  für  den  Fall,  dass  der  eingesetzte 
Erbe  nicht  Erbe  würde,  ein  anderer  als  Erbe  eingesetzt  wird,  sogenannte 
Vulgarsubstitution.  Nach  Aargau  und  Basclstadt  sind  die  Nachkommen  des 
eingesetzten  Erben  diesem  von  Gesetzes  wegen  substituiert.  Auch  die  sogenannte 
Pupillarsubstitution,  das  Recht  des  Vaters  seinem  unmündigen  Kinde  für  das 
von  ihm  herrührende  Vermögen  einen  Erben  zu  setzen,  falls  dasselbe  vor 
erlangter  Testamentsfähigkeit  verstirbt,  ist  in  Freiburg  und  Bern  bekannt. 
Bezüglich  der  sogenannten  fideikommissarischen  Substitution,  die  Erbeinsetzung 
mehrerer  in  der  Weise,  dass  der  eine  dem  Nächsten  die  Erbschaft  zu  hinter- 
lassen hat,  geht  die  Tendenz  des  modernen  Rechtes  dahin,  solche  Verfügungen 
möglichst  zu  beschränken.  Das  französische  Recht,  Neuenburg,  Luzcrn,  Glarus, 
Graubünden,  verbieten  solche  Anordnungen  überhaupt;  Waadt,  Wallis,  Freiburg, 
Tessin,  Bern,  Solothurn,  beschränken  sie  auf  bestimmte  Grade  der  Verwandt- 
schaft. Andere  Kantone,  z.  B.  Aargau,  Thurgau,  St.  Gallen,  Zürich,  Schaffhausen, 
beide  Basel,  beschränken  die  Zahl  der  Nacherbeneinsetzungen  auf  eine  oder 
zwei.  Erlebt  der  Ersteingesetzte  den  Erbfall  nicht,  so  gilt  ihm  regelmässig  der 
Nachcrbc  als  substituiert.  Unter  diese  fideikommissarischen  Substitutionen  fallen 
auch  die  sogenannten  Familienstiftungen  und  Familienndcikommisse. 

Die  letztwilligcn  Verfügungen  betreffen  den  Nachtass  des  Erblassers. 
Dieser  ist  aber  in  seinen  Verfügungen  nicht  vollständig  frei,  sondern  er  kann 
nur  verfügen,  soweit  ihm  das  Gesetz  erlaubt.  Denn  das  Gesetz  verlangt,  dass 
die  gesetzlichen  Erben  berücksichtigt  werden,  es  gibt  denselben  ein  festes  Recht 
auf  den  Nachlass  und  nur  soweit  ein  solches  Recht  nicht  besteht,  kann  der 
Erblasser  gültig  über  seinen  Nachlass  testieren:  er  kann  mit  andern  Worten 
nur  über  die  sogenannte  verfügbare  (disponible)  Quote  letztwillig  verfügen,  den 
gesetzlichen  Erben  muss  ein  bestimmter  Teil,  der  Pflichtteil,  ungeschmälert 
verbleiben.  Bezüglich  dieser  Pflichtteilsberechtigung  weichen  die  einzelnen  Rechte 
weit  von  einander  ab.  Ohne  in  die  sehr  mannigfachen  Ausgestaltungen  näher 
einzutreten,  können  folgende  Unterscheidungen  gemacht  werden.  Zunächst 
gewähren  einzelne  Rechte  ohne  ausdrückliche  Zustimmung  der  gesetzlichen 
Erben  überhaupt  keine  (einzelne  Bezirksrechte  von  Schwyz  und  Obwaldcn), 
oder  doch  nur  eine  ganz  geringfügige  Verfügungsfreiheit  (Appenzell  [.-Rh.  2  bis 
5"/o  des  Nachlasses).  Eine  zweite  Gruppe  unterscheidet  zwischen  Stammgut 
und  Errungenschaft.  Der  Pflichtteil  an  beiden  wird  in  einer  Quote  festgesetzt, 
wobei  jeweilen  derjenige  am  Stammgut  grösser  ist  als  am  Erhaustcn  und  ferner 
i^l  die  verfügbare  Quote  kleiner  gegenüber  der  Descendenz,  grösser  gegenüber 
A^endenten  und  Kollateralen  und  zwar  ansteigend  mit  dem  Grad  der  Ent- 
fernung bis  zur  vollen  Verfügungsfreiheit.  So  in  Nidwaiden,  Schaffhausen, 
Thurgau  und  Graubünden.  Andere  Rechte  machen  die  Unterscheidung  zwischen 
Ererbtem  und  Errungenem  nicht,  sondern  bestimmen  den  Pflichtteil  in  einer 
Quote  am  gesamten  Nachlass,  die  grösser  oder  kleiner  ist  je  nach  dem  Grad 
der  Verwandtschaft  t  Appenzell  A. -Rh.,  Uri,  Glarus,  Luzern,  Zürich,  Solothurn, 
Zug,  Freiburg,  Waliis,  Aargau).  St.  Gallen,  das  französische  Recht  und  beide 
Basel  stufen  die  Quote  ab  je  nach  der  Zahl  der  Descendenten  und  es  hört  mit 
den  Ascendenten  (Eltern)  überhaupt  die  Pflichtteilsberechtigung  auf.    Auf  die 
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Descendenz  ist  dieselbe  endlich  beschränkt  in  Bern,  Freiburg.  Waadt  und 
Neuenburg. 

Pflichtteilsberechtigt  ist  auch  das  Adoptivkind  wie  die  eheliche  Descendenz, 
soweit  nicht  besondere  Bestimmungen  bestehen,  ebenso  ist  die  Statutarportion 
der  Ehefrau  unentzichbar,  sofern  nicht  ausdrücklich  eine  verfügbare  Quote 
festgesetzt  ist.  Uneheliche  Kinder  gemessen  Pflichtteilschutz  im  gleichen  Ver- 
hältnis wie  eheliche  Kinder  da,  wo  sie  überhaupt  erbberechtigt  sind  und  für 
sie  nicht  besondere  Pflichtteilsbestimmungen  aufgestellt  wurden. 

Daneben  enthalten  einzelne  Rechte  umgekehrt  Bestimmungen,  nach  welchen 
die  disponible  Quote  erweitert  wird,  falls  die  Zuwendung  an  besimmte  Personen 
erfolgt,  so  z.  B.  nach  Thurgau,  Schaff  hausen.  Luzern,  wenn  zu  Gunsten  der 
legitimen  Descendenz ;  wenn  die  Zuwendung  an  den  überlebenden  Ehegatten 
geschieht  nach  den  Rechten  von  Zürich,  Luzern,  Uri.  Zug,  Glarus,  Graubünden 
und  Thurgau,  oder  an  ein  aussereheliches  Kind  in  Luzern,  Aargau,  Obwalden, 
Nidwaiden. 

In   gewissen  Fällen   wirkt  das   Pflichtteilsrecht  nicht,   dann,    wenn  der 
Erblasser   den  Erben   aus   einem   vom   Gesetz   anerkannten  Enterbungsgrund 
enterbt  hat.    Der  Enterbungsgrund  muss  regelmässig  in  der  letztwilligen  Ver- 
ordnung namhaft  gemacht  werden.    Enterbungsgründe  sind  namentlich  grobe 
Verletzung  der  Kindes-,  Eltern-  oder  verwandtschaftlichen  Pflichten,  Bestrafung 
wegen  peinlichen  Verbrechens  und  ähnlichem.  An  Stelle  des  Enterbten  treten 
dann   nach   einzelnen  Rechten,   z.  B.  Baselstadt,   dessen   Nachkommen.  Eine 
besondere  Art  der   Enterbung   ist   die   sogenannte   exheredatio  bona  mente 
facta,  die  Enterbung  von  Kindern  oder  Grosskindern  zu  gunsten  deren  Nach- 
kommen, wenn  Gefahr  besteht,  dass  die  Erbschaft  in  den  Händen  des  Betref- 
fenden oder  dessen  Ehegatten  verschwendet  würde.  Sic  ist  bekannt  in  Wallis, 
Tessin,   Basel,   Zürich,   Zug,   Schaffhausen.   Solothurn.    Dem  Enterbten  bleibt 
aber  in  diesem  Falle  die  Nutzniessung.    In  allen  andern  Fällen  ist  Enterbung 
ausgeschlossen.    Dem   Pflichttcilsbercchtigten    muss    sein   Pflichtteil   frei  und 
unbeschwert  erhalten  bleiben,  andernfalls  steht  ihm  das  Recht  zu,  Reduktion 
der  ihn  verletzenden  Verfügungen   zu  verlangen,    lieber  die  Art  und  Weise 
dieser  Reduktion  enthalten  die  Rechte  sehr  eingehende  Vorschriften. 

VI.  Das  vertragliche  Erbrecht.  Eine  Erbfolge  kann  nach  einer  Anzahl 
kantonaler  Rechte  auch  begründet  werden  durch  Vertrag  zwischen  dem  Erb- 
lasser und  den  Präsumtiverben  oder  einem  Dritten.  Man  unterscheidet  eigentliche 
ICrbeinsetzungs-  und  Vermächtnisverträge,  wodurch  ein  Erbrecht  oder  ein 
Vermächtnisanspruch  verschafft  wird,  und  Erbverzichtsverträge,  durch  die  ein 
Erbberechtigter  aus  dem  Erbrecht  abgefunden  wird.  Erb  einsetzungs  Verträge 
sind  unbekannt,  wo  überhaupt  keine  Testierfreiheit  besteht,  ferner  in  Glarus, 
beiden  Appenzell,  Uri.  Nidwaldcn.  Das  französische  Recht  und  seine  Nach- 
ahmungen kennen  solche  nur  in  Verbindung  mit  dem  Ehevertrag,  ebenso 
Baselstadt,  Bern,  Luzern,  Solothurn  und  Aargau.  Eigentliche  Erbverl  räge  sind 
anerkannt  in  Zürich,  Schaff  hausen,  Zug,  Thurgau,  St.  Gallen.  Durch  einen  solchen 
Vertrag  erwirbt  der  Vertragserbe  die  gleichen  Rechte  und  Pflichten  wie  ein 
anderer  Erbe.  Der  Erblasser  muss  zum  Abschluss  des  Vertrages  regelmässig 
testamentsfähig  wie  handlungsfähig  sein,  der  Erbe  dagegen  nur  handlungsfähig. 
Hinsichtlich  der  Form  des  Vertrages  ist  regelmässig  Beobachtung  einer  Testa- 
mentsform vorgeschrieben.  Die  Erbeinset zungsverträge  unterstehen  ferner  den 
gleichen  Beschränkungen  wie  die  let zt willigen  Verfügungen,  namentlich  dürfen 
durch  dieselben  die  Pflichttcilsrcchte  nicht  verletzt  werden.  Der  Hauptgegensatz 
zu  den  Testamenten  besteht  darin,  dass  sie  als  Verträge  einseitig  nicht  wider- 
rufen werden  können,  sondern  nur  mit  gegenseitiger  Zustimmung.  Erbverträge 
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zwischen  Ehegatten  fallen  jedoch  regelmässig  dahin,  wenn  die  Ehe  geschie- 
den wird. 

Wichtiger  sind  die  Erbverzicht-  oder  Erbauskaufsvcrträgc.  Dieselben 
sind  entweder  beschrankt  auf  das  Verhältnis  zwischen  Eltern  und  Kinder  und  haben 
zum  Inhalt  den  Auskauf  eines  Kindes  aus  dem  Erbe  durch  eine  bestimmte 
Abfindungssumme,  so  Bern  und  Luzern,  oder  aber  den  Auskauf  eines  Pflichtteils- 
berechtigten  überhaupt  (Aargau),  oder  allgemein  eines  gesetzlichen  Erben 
(Zürich,  Schaffhausen,  Thurgau,  Zug,  Graubünden).  Damit  verwandt  sind  die 
Verträge  über  Teilung  des  Erbes  bei  Lebzeiten  des  Erblassers,  in  Freiburg  — 
abandon  de  biens  —  und  Solothurn  — ■  lebzeitige  Teilung. 

Nicht  Erbverträge  im  eigentlichen  Sinn  sind  Verträge  mit  Dritten  über 
noch  nicht  angefallene  Erbschaften.  Solche  sind  nach  den  meisten  Rechten  als 
unsittlich  ungültig.  Nur  Zürich,  Thurgau,  Zug,  Luzern,  Obwalden  und  Nidwaiden 
lassen  diesen  Vertrag-  unter  gewissen  Beschränkungen  zu. 

VII.  Die  Vollziehung  der  Erbfolge.  Wie  nach  altem  Rechte  wird  nach 
der  Mehrzahl  der  kantonalen  Rechte  der  Erbe  ohne  weiteres  Erbe  mit  dem 
Tode  des  Erblassers;  mit  diesem  Momente  fällt  die  Erbschaft  an.  Nur  die 
welschen  Rechte,  sowie  Graubünden.  Bern  und  Luzern,  verlangen,  wie  dies 
nach  gemeinem  Rechte  erforderlich  ist,  eine  besondere  Antrittserklärung, 
sei  es  ausdrücklich  oder  stillschweigend  durch  konkludente  Handlungen.  Nur 
bezüglich  der  Descendenz  wird  in  Bern  und  Waadt  von  einer  Antrittshandlung 
abgesehen  und  dicse'be  praesumiert.  In  den  Rechten  der  ersten  Gruppe  ist 
aber  für  die  Erben  die  Möglichkeit  geschaffen,  durch  Ausschlagung  der  Erb- 
schaft den  Erwerb  von  Rechtswegen  rückgängig  zu  machen,  regelmässig  innert 
zeitlich  begrenzter  Frist.  Diese  Ausschlagung  muss  erfolgen  durch  ausdrückliche 
Erklärung  bei  einer  Amtsstel  e.  Nur  in  besonderen  Fällen  wird  die  Ausschlagung 
vermutet,  dann,  wenn  der  Erblasser  als  fallit  starb,  oder  almosengenössig  war. 
(Zürich.  Schaffhausen.  Thurgau.  Glarus,  Solothurn,  Baselstadt  und  Land).  In 
diesen  Fallen  bedarf  es  zum  Erwerb  des  Nachlasses  einer  Antrittshandlung. 
In  den  andern  Rechten  ist  eine  Ausschlagung  nur  da  notwendig,  wo  bei 
Stillschweigen  Annahme  vermutet  wird,  wie  z.  B.  in  Bern  bezüglich  der  Des- 
rendenz.  oder  wo  die  Frage  überhaupt  schwebend  bleibt,  wie  im  französischen 
Recht.  Regelmässig  aber  gilt,  dass,  wer  nicht  antritt,  verzichtet,  so  dass  ein 
Erbverzicht  in  diesen  Rechten  nicht  erforderlich  ist.  Für  die  testamentarischen 
Erben  ist  regelmässig  eine  Annahmeerklärung  vorgeschrieben  ;  nur  Baselstadt 
und  Land  lassen  auch  hier  den  Erwerb  ohne  weiteres  eintreten  und  verlangen 
daher  einen  Verzicht,  falls  der  eingesetzte  Erbe  nicht  erwerben  will.  Die 
Vermächtnisnehmer  erwerben  das  Recht  auf  das  Vermächtnis  sofort  mit  dem 
Tode  des  Erblassers,  sie  können  dasselbe  geltend  machen,  sobald  feststeht,  wer 
der  Beschwerte,  d.  h.  wer  Erb«-  ist. 

Wird  die  Erbschaft  ausgeschlagen  von  einem  unter  mehreren  Miterben, 
so  wächst  nach  allen  Rechten  die  ausgeschlagene  Quote  den  antretenden  Mit- 
erben an.  W  ird  dagegen  die  Erbschaft  von  einem  Erben  ausgeschlagen,  der 
keine  Miterben  hat,  so  tritt,  wenn  die  Ausschlagung  von  einem  gesetzlichen 
Erben  erfolgte,  nach  der  Mehrzahl  der  Rechte  keine  weitere  Erbfolge  ein.  da 
nach  dcutschrechtlichcr  Auffassung  der  nächste  gesetzliche  Erbe  alle  weitern 
aussf  bliesst.  Die  Erbschaft  wird  erblos  und  als  Konkursmasse  liquidiert.  Nur 
die  Gruppe  des  Züricherrechtes  gewährt  vorher  dem  überlebenden  Ehegatten 
das  Recht  der  Uebernahme.  ebenso  beide  Basel,  diese  aber  als  güterrechtliche 
Konsequenz.  Die  welschen  Rechte  dagegen,  sowie  St.  Gallen  und  Graubünden 
und  zum  Teil  die  Gruppe  des  Berner  Rechtes,  lassen  an  Stelle  des  verzich- 
tenden, die  nach  diesen  Erbberechtigten  zum  Erbe  gelangen.     Erst  wenn  alle 
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ausgeschlagen  haben,  wird  der  Konkurs  über  den  Nachlass  eröflfnet.  Schlägt 
ein  eingesetzter  Hrbc  den  Nachlas*  aus,  so  tollt  regelmassig  das  Erbe  dem 
gesetzlichen  Erben  zu.  Ausgeschlagene  Vermächtnisse  gehören  dem  durch  sie 
beschwerten  Erben. 

Erfolgt  die  Ausschlagung  der  Erbschaft  seitens  des  Erben  um  seine 
Gläubiger  zu  schädigen,  so  können  die  Kreditoren  nach  den  welschen  Rechten, 
den  Rechten  der  Züricher  Gruppe,  Luzern  und  St.  Gallen  Einweisung  in  die 
Erbschaft  verlangen. 

Da  zwischen  dem  Anfall  der  Erbschaft,  dem  Todestag  des  Erblassers  und 
dem  rechtlichen  oder  faktischen  Erwerb  eine  gewisse  Zeit  unter  allen  Umständen 
verstreicht,  haben  die  Rechte  im  Interesse  der  Erben,  der  Nachlassgläubiger 
und  nicht  minder  auch  des  Staates  wegen  der  Erbsteuern  besondere  Sicherungs- 
massnahmen  vorgesehen.  Als  solche  kommen  in  den  kantonalen  Rechten  vor, 
amtliche  Inventarisation  des  Nachlasses  entweder  obligatorisch  oder  fakultativ, 
wenn  minderjährige  Erben  vorhanden  sind.  Erben  auswärts  wohnen,  nur  ent- 
fernte Verwandte  erben,  oder  ein  Erbe  es  verlangt.  Sodann  Siegelung  der 
Wohnung  etc.,  amtliche  Verwahrung  von  Werttiteln.  Geld,  wertvollen  Gegen- 
ständen; ferner  amtliche  Eröffnung  der  Testamente.  Vom  Erblasser  selbst  kann 
für  eine  richtige  Verwaltung  und  Liquidation  des  Nachlasses  gesorgt  werden, 
durch  Ernennung  von  Testamentsexekutoren. 

Die  antretenden  Erben  erben  den  Nachlass  in  seiner  Gesamtheit  mit  allen 
Rechten  und  Schulden  zur  Zeit  des  Todes -des  Erblassers.  Sie  sind  Subjekt 
des  Nachlasses  und  können  alle  zu  demselben  gehörenden  Werte  mit  der 
Erbschaftsklagc  einfordern;  soweit  es  sich  um  Sachen  handelt,  von  jedem 
dritten  Besitzer  und  zwar  solange  bis  diese  Klage  verjährt  ist.  Ueber  die 
Verjährungsfrist  haben  die  kantonalen  Rechte  die  verschiedensten  Bestimmungen 
aufgestellt,  ebenso  darüber,  ob  und  wie  lange  dieselbe  gegenüber  dem  gut- 
gläubigen Besitzer  wirksam  ist. 

Die  Erbschaftssachen  gehen,  wenn  mehrere  Erben  sind,  im  Verhältnis 
der  Erbportionen  zu  Miteigentum  auf  die  Erben  über;  Forderungen  teilen  sich 
im  gleichen  Verhältnis.  Eine  Ausnahme  machen  nur  Graubünden  und  Zug  und 
lassen  eine  Teilung  nicht  eintreten,  so  dass  Erbschaftsforderungen  nur  von 
allen  Miterben  geltend  gemacht  werden  können.  Hinsichtlich  der  Nachlass- 
schulden nehmen  die  Rechte  einen  verschiedenen  Standpunkt  ein.  Die  einen 
lassen  die  einzelnen  Erben  nur  im  Verhältnis  ihrer  Erbquote  haften  (Code 
civil  francais,  Wallis,  Tcssin);  Zürich  behandelt  die  Nachlassschulden  als  Gesamt- 
schulden in  der  Weise,  dass  jeder  nur  für  seine  Quote  und  für  einen  Ausfall 
wiederum  verhältnismässig  mit  den  Milerben  haftet.  Die  übrigen  Rechte  lassen 
mehrere  Erben  für  die  Erbschaftsschulden  solidarisch  haften.  Dabei  wird  aber 
nach  den  meisten  Rechten  den  Erbschaftsgläubigern  das  Recht  gegeben, 
Absonderung  der  Erbschaft  vom  Vermögen  des  Erben  zu  verlangen,  wenn 
dieser  überschuldet  ist  und  sie  dadurch  Gefahr  laufen,  in  Konkurrenz  mit  den 
Kreditoren  des  Erben  keine  Befriedigung  mehr  zu  erhalten  -  beneficum  se- 
parationis.  In  diesen  Fällen  wird  dann  die  Erbschaft  gesondert  liquidiert,  die 
Gläubiger  daraus  befriedigt  und  nur  der  allfällige  Ueberschuss  fällt  an  die  Erben. 

Die  persönlich«-  Haftbarkeit  der  Erben  mit  ihrem  eigenen  Vermögen  kann 
nur  dann  bestehen,  wenn  dem  Erben  möglich  gemacht  wird,  den  Nachlass  an 
Aktiven  und  Passiven  feststellen  zu  lassen,  damit  er  sich  über  die  Tragweite 
eines  Erbschaftsantrittes  Rechenschaft  geben  kann.  Diesem  Zweck  dient  das 
sogenannte  beneficium  inventarii,  wie  es  sich  in  unserem  schweizerischen 
Rechte  ausgebildet  hat.  Der  Erbe  hat  die  Befugnis,  die  Errichtung  eines  amtlichen 
Inventars  in  Verbindung  mit  einein  Schuldenruf  zu  verlangen,  zur  Feststellung 
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der  Masse.  Erst  wenn  diese  erfolgt  ist,  hat  sich  der  Erbe  zur  Annahme  oder 
Ausschlagung  der  Erbschaft  zu  erklären.  Tritt  der  Erbe  dann  an,  so  haftet 
er  unbeschränkt  jedenfalls  für  die  angemeldeten  Schulden,  für  die  nicht 
angemeldeten  dagegen  haftet  er  entweder  nicht  mehr,  ausser  wenn  aus  triftigen 
Gründen  die  Nichtanmeldung  entschuldigt  werden  kann,  in  welchem  Fall  aber 
nicht  mehr  unbeschränkte  Haftung  des  Erben  besteht,  sondern  nur  Haftung  bis 
zum  Betrag  der  Erbschaft.  Oder  es  haftet  der  Erbe  für  die  nicht  angemeldeten 
Schulden  ebenfalls,  aber  nur  beschränkt  auf  den  Betrag  der  Erbschaft  (Waadt. 
Wallis,  Graubünden  und  Solothurn).  In  Tcssin,  Neuenbürg  und  St.  Gallen, 
sowie  im  franzosischen  Rechte  bezweckt  das  beneficium  inventarii  ähnlich  wie 
im  Gemeinen  Recht  auch  Beschränkung  der  Haftbarkeit  überhaupt,  denn  der 
antretende  Erbe  haftet  für  alle  Forderungen  nur  bis  zum  Betrag  der  Erbschaft. 

Da  der  Nachlass,  sobald  mehrere  Erben  vorhanden  sind,  diesen  allen  zu 
bestimmten  Teilen  zufällt,  so  besteht  unter  diesen  Erben  ein  Gemeinschafts- 
verhältnis, das  zur  Vollendung  der  Erbfolge  noch  der  Auseinandersetzung  bedarf. 
Jedem  Erben  steht  jederzeit  das  Recht  zu.  diese  Teilung  zu  verlangen. 
Doch  kann  vertraglich  die  Teilung  ausgeschlossen  werden  und  wie  z.  B.  in 
Zürich  und  Freiburg  eine  Fortsetzung  der  Gemeinschaft  in  Form  der  Gemein- 
derschaft stattfinden.  Im  übrigen  ist  aber  eine  solche  Verabredung  entweder 
zeitlich  beschränkt  (Code  civil  francais  und  Nachahmungen)  oder  ganz  aus- 
geschlossen. Die  Teilung  erfolgt  in  erster  Linie  durch  private  Abrede :  eine 
amtliche  Teilung  findet  statt,  ausser  in  beiden  Appenzell,  wo  sie  obligatorisch 
ist,  nur  auf  Antrag  eines  Beteiligten,  oder  wenn  Landesabwesende  oder  minder- 
jährige Erben  sind.  Bei  der  Teilung  stehen  sich  die  Erben  gleich  und  dürfen, 
soweit  ihnen  nicht  kraft  Gesetz  oder  Testament  Vorrechte  zustehen,  keinerlei 
Begünstigung  beanspruchen.  Sie  haben  daher  auch  solche  Vermögenswerte,  die 
sie  bereits  aus  dem  Vermögen  des  Erblassers  vorweg  erhalten  haben,  sich 
anrechnen  zu  lassen  oder  einzuschiessen,  damit  die  Miterben  ihnen  gegenüber 
nicht  schlechter  gestellt  sind  —  Kollationspflicht  .  Die  Einwerfungspflicbt 
besteht  namentlich  bezüglich  derjenigen  Vorempfänge,  für  die  der  Erblasser 
selbst  die  Einwerfung  vorschreibt;  sodann  ist  einzuwerfen  der  Wert  der 
empfangenen  Aussteuern,  Heiratsgüter,  Schenkungen  unter  Lebenden,  bezahlter 
Schulden  der  Vorschüsse,  alles  aber  ohne  Zinsen.  Erziehungskosten  sind  ent- 
weder gar  nicht  anzurechnen,  oder  nur  wenn  sie  die  Verhältnisse  übersteigen, 
oder  gegenüber  den  für  die  andern  Kinder  aufgewendeten  in  auffallendem 
Miseverhältnis  sind,  wogegen  dann  auch  gewöhnlich,  wenn  unerzogene  Kinder 
vorhanden  sind,  für  deren  Erziehung  eine  bestimmte  Summe  als  Voraus  aus- 
gesetzt werden  kann.  Im  einzelnen  weichen  die  kantonalen  Rechte  unter  einander 
ab;  auf  die  Einzelheiten  ist  hier  nicht  einzugehen,  ebensowenig  auf  die  Vor- 
schriften über  die  Teilbildung,  welche  eine  Reihe  von  Rechten  ziemlich  detal- 
liert  aufführen. 

VIII.  Interkantonale  und  internationale  Verhältnisse.  Das  Erbrecht  eines 
Kantons  kommt  zur  Anwendung  regelmässig  auf  die  Vcrlassenschaftcn  der  im 
Kanton  verstorbenen  Kantonsbürger,  sowie  der  in  demselben  niedergelassenen 
Srh weizerbürger  und  Ausländer.  Die  Niedergelassenen  können  jedoch  durch 
letztwilligc  Verfügung  oder  Erbvertrag  die  Erbfolge  dem  Rechte  ihres  Heimat- 
kantons bc/w.  ihres  Heimatstaates  unterstellen.  In  diesem  Fall  findet  dann 
das  Recht  des  Wohnsitzkantons  nur  Anwendung  auf  die  Verhältnisse,  die  unter 
die  Vollziehung  der  Erbfolge  fallen.  Ist  der  Erblasser  ein  Ausländer,  so  kann 
das  Wohnsitzrecht  sich  nicht  erstrecken  auf  dessen  im  Ausland  gelegenen 
Liegenschaften. 
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Letztwillige  Verfügungen,  Erbverträge  und  Schenkungen  auf  den  Todesfall 
sind  hinsichtlich  ihrer  Form  giltig,  wenn  sie  entsprechen  den  Formen,  die 
giltig  sind  nach  dem  Rechte  des  Wohnsitzes  zur  Zeit  der  Errichtung  oder  zur 
Zeit  des  Todes,  oder  nach  dem  Rechte  des  Errichtungsortes  oder  Heimatkantons 
(Heimatstaates).  Hinsichtlich  des  Inhaltes  beurteilen  sich  letztwillige  Verfügungen 
nach  dem  für  die  Erfolge  massgebenden  Rechte,  Erbverträge  nach  dem  Recht 
des  ersten  ehelichen  Wohnsitzes,  wenn  sie  unter  Brautleuten  abgeschlossen 
wurden,  sonst  nach  dem  Recht  des  Wohnsitzes  des  Erblassers  zur  Zeit  des 
Vertragsabschlusses.  (Bundesgesetz  betr.  die  civilrechtlichcn  Verhaltnisse  der 
Niedergelassenen  und  Aufenthalter  vom  25.  Juni  1891,   Art.  22—27,  32.  38). 

IX.  Würtschaftlich-sociale  Bedeutung  und  Reform  des  Erbrechtes.  Mit 

seinem  Tode  hört  das  Individuum  auf,  Subjekt  seines  Vermögens  zu  sein. 
Daraus  erwächst  dem  Rechte  die  Aufgabe,  dieses  Vermögen  in  diejenigen 
Hände  zu  legen,  welche  Anspruch  darauf  haben,  weil  sie  das  Vermögen  seinem 
vernünftigen  Zweck  zu  erhalten  und  die  vom  Erblasser  eingeleiteten  Geschäfte 
abzuwickeln  in  erster  Linie  in  der  Lage  sind.  Das  Recht  kann  das  selbstver- 
ständlich nicht  für  jeden  einzelnen  Fall  besonders  bestimmen,  sondern  ist  darauf 
angewiesen,  allgemeine  Grundsätze  aufzustellen,  wer  Nachfolger  in  das  hinter- 
lassene  Vermögen  sein  kann.  Diese  Grundsätze  müssen  sich  aber  ergeben  aus 
den  socialen  und  wirtschaftlichen  Verhältnissen,  wie  ja  auch  die  geschichtliche 
Entwicklung  des  Erbrechtes  zeigt,  dass  die  wirtschaftlichen  und  socialen  Zustände 
jeweilen  einen  grossen  Einfluss  ausgeübt  und  dem  Erbrechte  seinen  Charakter 
gegeben  haben:  Der  Heimfall  der  Liegenschaften  an  die  Dorfgenossenschaft, 
wo  keine  Hausgenossen  vorhanden  waren,  der  Ausschluss  der  Weiber  von  der 
Nachfolge  in  Liegenschaften,  der  Vorzug  der  Vatermagen,  der  Ausschluss 
letztwilliger  Verfügungen  und  als  diese  aufgekommen  waren,  die  weitgehenden 
Pflichtteilsrechte,  sind  Beispiele  dafür. 

Das  heutige  Erbrecht  beruht  allgemein  auf  dem  Grundgedanken,  dass  der 
Nachlass  den  Blutsverwandton  gebühre  und  zwar  in  der  Weise,  dass  gewisse 
Blutsverwandte  ein  festes  Recht  darauf  erhalten,  das  auch  durch  Verfügungen 
des  Erblassers  nicht  entzogen  werden  kann.  Daneben  hat  sich  mehr  und  mehr 
ein  Erbrecht  des  Ehegatten  festgestellt  und  andererseits  nimmt  der  Staat  für 
sich  einen  Teil  des  Nachlasses  in  Anspruch,  sei  es  in  Form  von  Erbrecht  oder 
von  Erbsteuern.  Darin  liegt  eine  Abschwächung  der  Idee,  dass  die  Blutsver- 
wandten allein  die  richtigen  Erben  seien  und  es  drangen  denn  auch  die 
modernen  Verhältnisse  dazu,  die  Blutsverwandtschaft  nicht  mehr  in  fast  aus- 
schliesslicher Weise  zur  Grundlage  der  Erbfolge  zu  machen,  sondern  verlangen, 
dass  auch  andern  socialen  Kräften  Rechnung  getragen  wird. 

Als  solche  sociale  Kraft  muss  in  erster  Linie  berücksichtigt  werden  die 
Familie.  Die  in  den  Verkehr  tretenden  Einzelwirtschaften  sind  in  der  grossen 
Mehrzahl  Haushaltungen,  umfassend  Eltern  und  Kinder  und  oft  noch  Gruss- 
eltern, seltener  Geschwister.  Sie  bilden  wirtschaftlich  ein  Ganzes,  sind  durch 
gemeinsame  Interessen  verknüpft.  Es  scheint  daher  nur  natürlich,  dass  nach 
dem  Tode  eines  Mitgliedes  derselben  dessen  Güter  der  Familie  zufallen.  Daraus 
ergibt  sich  aber,  dass  schon  neben  den  Nachkommen  und  Eltern  auch  dem 
Ehegatten  ein  Erbrecht  zustehen  soll.  Das  Erbrecht  der  Blutsverwandten  ist 
daher  soweit  anzuerkennen,  als  die  Familie  eine  Einheit  bildet,  das  Familien- 
band ein  enges  ist.  also  in  erster  Linie  für  die  Dcscendcnz,  Eltern,  dann  für 
Geschwister.  Grosseltern.  Onkel,  Tant<-  und  deren  Descendcnz.  Bei  weiterer 
Verwandtschaft  schwindet  jedes  sittliche  und  rechtliche  Band  und  sie  kann 
daher  nicht  mehr  genügen,  das  Erbrecht  solcher  «lachenden  Erben»  zu  begrün- 
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<len.  Aber  auch  soweit  die  Blutsverwandtschaft  noch  anerkannt  werden  soll, 
darf  ihr  nicht  die  Bedeutung  zukommen,  dass  das  auf  ihr  beruhende  Erbrecht 
unter  allen  Umständen  gewahrt  werden  muss.  Nur  für  den  engsten  Kreis  der 
Familie,  wo  die  rechtliche  wie  sittliche  Pflicht  zur  gegenseitigen  Fürsorge 
besteht,  darf  ein  Noterbrecht  aufrecht  erhalten  werden,  also  für  Eltern  und 
Kinder,  Ehegatten.  Daneben  muss  auch  dem  Willen  des  Erblassers,  der  zu 
Lebzeiten  frei  mit  seinem  Vermögen  schalten  und  walten  konnte,  Freiheit 
gelassen  werden,  letztwillig  über  seinen  Nachlass  zu  verfügen.  Denn  der  Erb- 
lasser wird  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  in  erster  Linie  in  der  Lage  sein,  das 
geeignetste  hinsichtlich  seines  Vermögens  anzuordnen.  Eine  Schranke  für  ihn 
soll  nur  bilden  das  Vorhandensein  einer  eigentlichen  Familie.  Kinder,  Ehegatte 
und  Eltern.  Namentlich  sollte  es  aber  dem  Erblasser  ermöglicht  sein,  auch 
wenn  er  Kinder  hat,  durch  solche  Verfügungen  Bestimmungen  zu  treffen  über 
die  rationellste  Art  der  Verwendung  der  Hinterlassenschaft,  namentlich  über 
die  Fortführung  seines  landwirtschaftlichen,  gewerblichen  oder  kaufmännischen 
Unternehmens,  um  dessen  Zcrreissung  und  damit  dessen  Ruin  zu  verhindern, 
da  es  immerhin  besser  ist,  wenn  ein  Zweig  sich  kräftig  entwickelt,  als  wenn 
alle  verdorren.  In  dieser  Richtung  sollte  auch  vom  Gesetzgeber  durch  Statuierung 
von  Vorrechten  zu  gunsten  gewisser  Kinder  auf  Liegenschaften,  Gewerbe  etc. 
allgemeiner  als  es  bis  jetzt  der  Fall  ist,  vorgesorgt  werden. 

Ua  wo  der  Erblasser  keine  nahen  Verwandten  hinterlässt.  auch  nicht 
durch  Testament  verfügt  hat,  namentlich  zu  gunsten  öffentlicher,  gemeinnütziger, 
religiöser  oder  wohlthätigcr  Zwecke,  ist  eine  Teilnahme  des  Staates  am  Nachlass 
gerechtfertigt.  Einmal  gebührt  dem  Staat  ein  Teil  am  Nachlass,  weil  er  mit 
seiner  Rechts-  und  Verwaltungsordnung  die  wirtschaftlichen  Beziehungen 
ermöglicht  und  so  hei  jedem  Erwerb  als  Faktor  beteiligt  ist.  Dann  aber 
erscheint  es  sachgemässer  und  gerechter,  dass  bei  Abgang  naher  Verwandter 
der  Nachlass  der  Allgemeinheit  zu  gut  kommt,  als  einem  Einzelnen. 

Der  Entwurf  des  neuen  schweizerischen  Civilgesctzbuches  hat  diesen 
durch  die  modernen  socialen  Verhältnisse  bedingten  Reformen  des  Erbrechtes 
zum  grossen  Teil  Rechnung  getragen.  Die  Erbberechtigung  schliesst  mit  der 
grosselterlichen  Parentel.  Der  überlebende  Ehegatte  hat  ein  Erbrecht  schon 
gegenüber  den  Nachkommen  des  Erblassers  und  pflichttcilsberechtigt  sind  nur 
Eltern  und  Nachkommen  und  der  überlebende  Ehegatte.  Endlich  kann  bei 
Teilung  von  Grundstücken  seitens  der  Kantone  ein  Minimalmass  festgesetzt 
und  wenn  sich  in  der  Erbschaft  ein  landwirtschaftliches  oder  ein  anderes  mit 
einer  Liegenschaft  zu  einem  Ganzen  verbundenes  Gewerbe  befindet,  kann  das- 
selbe von  einem  Erben  auf  Wunsch  zu  einem  billigen  Schatzungspreis  über- 
nommen werden,  falls  derselbe  dazu  nicht  ungeeignet  erscheint  (Art.  484 — 491, 
495.  t>30). 

A".  Litterattir.  £.  Huber,  System  und  Geschickte  des  schneit.  Privatrechts,  Bd.  Hr, 
140  —14s,  und  die  dort,  angeführte  Litteratur,  Bd.  II.  —  Derselbe,  Die  sckwdz. 
Erbrechte  in  ihrer  Entwicklung,  /8fJ-  —  Derselbe,  Reform  des  Schweiz.  Erbrechts,  im 
der  Zeitschrift  für  Schweiz.  Hecht,  n.  F.  Bd.  14,  S.  JJÖ  ff.  —  0.  Heuiler,  Institution** 
des  deutschen  Prh'atrechts,  Bd.  II.  .S.  j*r  ff.  —  £.  Peter,  Das  Erbrecht  der  EhegaUemy 
in  der  Zeitschrift  für  sehweit.  Recht,  n.  F.  Bd.  18,  S.  1  ff.  —  Fr.  Schreiber,  Die  ehe- 
lichen Güterrechte  der  Schweiz,  Bd.  I  u.  II,  /880  u.  /S8/.  —  X.  f.  Scheel,  Erbrecht, 
im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  Bd.  III,  S.  66 J  ff.  —  Bernhöf!,  Erbrecht^ 
ebenda,  S.  6y8  ff. 

Dr.  E.  Peter,  Dozent  an  der  Universität  Basel. 
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Ethische  Bewegung. 

I.  Geschichtliches.  —  II.  Schweizerische  Gesellschaf  t  für  ethische  Kultur. 
—  III.  Littcratur. 

I.  Geschichtliches.  Die  ethische  Bewegung,  die  seit  dem  Jahre  1896  auch 
in  der  Schweiz  Boden  gefunden  hat,  ist  ursprünglich  aus  den  Vereinigten 
Staaten  Nordamerikas  herübergekommen,  wo  wir  schon  anfangs  der  sechziger 
Jahre  des  19.  Jahrhunderts  ihren  Anfängen  begegnen.  Sie  ging  dort  als  ein  Pro- 
dukt natürlicher  Fortentwicklung  aus  den  freiheitlichen  Strömungen  der  uni- 
tarischen  Kirche  hervor.  Mehr  noch  als  in  Europa  erzeugte  die  für  unsere 
westliche  Kultur  vorbildliche  Entwicklung  jenseits  des  Ozeans  eine  immer 
steigende  Herrschaft  des  materiellen  Lebens  in  Verbindung  mit  einer  nach- 
haltigen Abwendung  von  allen  idealen  Bestrebungen,  insbesondere  auch  von 
den  religiösen  Gemeinschaften.  Dies  veranlasste  eine  Anzahl  von  Männern,  an 
die  Gründung  ethischer  Gesellschaften  heranzutreten,  welche  die  Aufgabe  haben 
sollten,  ohne  jeden  konfessionellen  Hintergrund  lediglich  den  sittlichen  Idealen 
der  Gesamtheit  zu  dienen,  und  die  der  Kirche  abgewandten  Elemente  zu  ge- 
meinsamer Verinnerlichung  des  Lebens  hinzuführen.  In  erster  Linie  war  es 
Professor  Felix  Adler  in  New-York,  ein  vortrefflicher  Redner  und  strenger  An- 
hänger Immanuel  Kants,  welcher  der  Bewegung  drüben  ihre  Richtung  gegeben 
hat.  Es  gelang  ihm  bald,  eine  begeisterte  und  opferwillige  Gemeinde  um  sich 
zu  sammeln,  in  der  er  allsonntäglich  Vorträge  ethischen  Inhalts  abhielt,  Schulen 
und  Zirkel  begründete  und  eine  umfassende  philantropische  Thätigkeit  entfaltete. 
Ausser  ihm  ist  noch  als  hervorragender  Vertreter  der  Bewegung  zu  nennen: 
William  Macintire  Saltcr,  zuerst  in  Philadelphia,  jetzt  in  Chicago. 

Angeregt  durch  einen  Besuch  Adlers  in  Europa,  wie  durch  die  reak- 
tionären Strömungen  mit  Bezug  auf  das  religiöse  Leben  und  besonders  die 
Schule,  griff  die  ethische  Bewegung  im  Herbst  1892  nach  Deutschland  hinüber. 
Die  Männer,  welche  sie  vornehmlich  dort  einführten,  waren:  der  Professor 
Dr.  Wilhelm  Förster,  Direktor  der  Sternwarte  in  Berlin  und  der  Professor  der 
Philosophie  an  der  Universität  Berlin,  Georg  von  Gizycki.  Im  Oktober  1892 
wurde  in  Berlin  die  Deutsche  Gesellschaft  für  ethische  Kultur  begründet,  welche 
sich  bald  nach  anderen  Städten,  Frankfurt  a  Main,  München,  Leipzig,  Kiel, 
Danzig,  Königsborg  etc.  verzweigte  und  gegen  2000  Mitglieder  gewann.  Im 
Gegensatz  zu  den  amerikanischen  Gesellschaften  hat  die  deutsche  Gesellschaft 
sich  mehr  auf  das  lehrhafte  Gebiet  beschränkt  und  die  Bildung  von  eigent- 
lichen « Gemeinden  >,  wie  sie  drüben  auch  eine  Art  Kultusstcllung  einnehmen, 
nicht  zu  ihrer  Autgabe  gesetzt. 

Parallel  mit  dieser  Bewegung,  aber  unabhängig  davon,  entwickelte  sich 
die  durch  den  im  Jahre  1898  verstorbenen  sächsischen  Oberstlicutenant  Moritz 
von  Egidy  angeregte  Richtung.  Dieser  willcnskräftige  Mann  und  feurige  Redner, 
ursprünglich  ausgegangen  vom  Streben  nach  einem  «reinen  Christentum»,  ver- 
warf jede  Gesellschaftsbildung  und  wollte  für  die  Veredlung  der  Kultur  nur 
auf  das  Individuum  und  durch  das  Individuum  wirken.  Seine  Anhänger  sind 
jedoch,  im  Widerspruch  zu  seinen  Lehren,  später  doch  zu  gewissen  Verbünden, 
den  sogenannten  «  Egidy-Vereinigungen »,  gelangt. 

Nachdem  sich  die  Bewegung,  besonders  durch  die  Wirksamkeit  des  Ameri- 
kaners Stanton  Coit  in  London,  eines  Schülers  von  Professor  Adler,  auch  nach 
England,  und  in  einzelnen  Anhängern  über  ganz  Europa  verbreitet  hattr,  fand 
im  August  1893  in  Eisenach  ein  internationaler  Kongress  statt,  der  sehr  zahl- 
reich aus  allen  Ländern  besucht  war.  und  auf  dem  eine  Serie  von  Vorträgen 
seitens  der  Leiter  der  Bewegung  stattfanden.    Die  sämtlichen  Probleme,  welche 
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die  Gesellschaften  in  das  Bereich  ihrer  Thätigkeit  ziehen,  wurden  eingehend 
erörtert,  wie  auch  die  Grundlage  zu  einem  internationalen  Ethischen  Bunde 
geschaffen,  welcher  die  ethischen  Gesellschaften  aller  Länder  vereinigen  sollte. 

Auf  Grund  dieser  vorbereitenden  geistigen  Thätigkeit  breitete  sich  denn 
auch  die  Bewegung  in  den  folgenden  Jahren  langsam  in  Europa  aus.  Die 
deutsche  Gesellschaft  erwarb  sich  ein  besonderes  Verdienst  durch  die  Anregung 
zur  Errichtung  von  öffentlichen  Lesesälen,  wie  durch  die  Schaffung  einer  LVber- 
sicht  über  die  Wohlthätigkcitsanstalten  Berlins  und  durch  die  Begründung  einer 
Auskunftsstelle  für  diese  letzteren,  wobei  sich  besonders  die  inzwischen  ver- 
storbene Frau  Jeanette  Schwerin,  gleichzeitig  eine  unermüdliche  Vork.'impferin 
für  die  Frauenrechte,  hervorthat.  Die  Gesellschaft  begründete  das  Haupt organ 
der  Bewegung  in  der  zu  Berlin  wöchentlich  erscheinenden  <  Ethischen  Kultur  >. 
Gestützt  durch  diesen  litterarischen  Mittelpunkt  ist  die  Gesellschaft  auch  mehr- 
fach mit  Erfolg  in  die  politische  Bewegung  direkt  eingetreten.  Infolge  dessen 
ist  auch  die  anfangliche  Spannung  mit  der  socialdemokratischen  Partei  eher 
gewichen,  um  so  mehr  als  diese  letztere  selbst  allmählich  die  ethischen  Tendenzen 
mehr  in  den  Vordergrund  rückte. 

Ein  in  Eisenach  projektiertes  und  finanziell  gesichertes  Preisausschreiben 
für  ein  ethisches  Lehrbuch  blieb  zwar  ohne  eigentlichen  direkten  Erfolg,  hat 
aber  zum  Erscheinen  verschiedener  wertvoller  pädagogischer  Schriften  erheb- 
lich beigetragen.  Der  ferner  in  Eisenach  erörterte  Plan  der  Errichtung  einer 
internationalen  ethischen  Akademie  ist  derzeit  noch  in  Behandlung.  Es  handelt 
sich  dabei  darum,  alle  Zweige  der  modernen  Wissenschaft  in  ihrer  ethischen 
und  socialen  Beziehung  organisch  zusammenzufassen,  um  dergestalt  zu  einer 
wahren  « universitas  humana »  zu  gelangen.  Die  Ausführung  dieses  grossartigen 
Planes  hängt  im  Wesentlichen  von  der  Beschaffung  der  dafür  erforderlichen 
erheblichen  Mittel  ab.  Kür  den  Sitz  einer  solchen  Anstalt  ist  die  Schweiz  even- 
tuell in  Aussicht  genommen. 

Auch  in  Oesterreich  hat  sich  mittlerweile  unter  der  Leitung  des  Direktors 
Dr.  Brezina,  Wien,  eine  ethische  Gesellschaft  gebildet. 

II.  Schweizerische  Gesellschaft  für  ethische  Kultur.  Als  zu  Anfang  des 
Jahres  1896  der  Plan  auftauchte,  eine  zweite  Zusammenkunft  der  internationalen 
Vertreter  der  Bewegung  auf  Schweizerboden  abzuhalten,  wurde  in  Zürich  von 
etwa  zwanzig  in-  und  ausländischen  Anhängern  die  Schweizerische  Gesellschaft 
für  ethische  Kultur  begründet.  Ihr  erster  Vorstand  bestand  aus  Professor 
Haggenmacher,  Pfarrer  Pflüger,  Frau  Professor  Dodcl,  Gustav  Maier  u.  a.  rn. 
In  den  Tagen  vom  25.  August  bis  11.  September  1896  fand  denn  auch  jene 
Versammlung  unter  ziemlich  starker  Beteiligung  aus  allen  Ländern  und  leb- 
haftem Anteil  gebildeter  einheimischer  Kreise  statt.  Vorträge  in  Cyclen  wurden 
gehalten  von : 

Professor  Harald  Höffding  aus  Kopenhagen:  Ethische  Prinzipienlehre:  Professor 
Staudinger  aus  Worms:  Beiträge  zur  Socialpädagogik ;  Privatdozent  Dr.  Emil  Reich  aus 
Wien:  Volkstümliche  Universitatsbewegung;  Oberstlieutenant  Moritz  von  Egidy  aus  Berlin: 
Ueber  Erziehung;  Professor  Dr.  Wilhelm  Förster  aus  Berlin  :  Naturwissenschaft  und  Lebens- 
führung; Dr.  R.  Penzig  aus  Berlin:  Die  ersten  Moralunterweisungen  der  Kinder;  Dr.  R. 
Saitschick  aus  Zürich:  Zur  Reform  der  Methoden  des  höheren  Unterrichts;  Professor  Ferd. 
Tönnies  aus  Kiel:  Die  Grundthatsachen  des  socialen  Lebens:  Professor  Werner  Sombart 
aus  Breslau:  Socialismus  und  sociale  Bewegung  im  19.  Jahrhundert;  Dr.  J.  Jastrow  aus 
Berlin  :  Sooialpolitik  in  der  Verwaltung  von  Staat  und  Gemeinde;  Landrat  Stephan  Gschwind 
aus  Haselland:  Genossenschaftswesen  ;  Gustav  Maier  aus  Zürich:  Sociale  Entwicklung  in 
Geld-  und  Kreditwesen,  Handel,  Industrie  und  Haushalt. 

An  diese  Vorlesungen,  welche  den  zahlreichen  Hörern  aus  allen  Kreisen 
eine  Fülle  neuer  Gedanken  vermittelten,  reihten  sich  anregende  Diskussions- 
abende,  und   zum  Schlüsse   fand   eine  dreitägige  Versammlung  des  ethischen 
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Bundes  statt,  bei  welcher  Gelegenheit  hauptsächlich  Professor  Felix  Adler  aus 
New-York  im  Züricher  Rathausc  eine  mit  grossem  Beifall  aufgenommene  An- 
sprache hielt.  Die  Organisation  des  Bundes  wurde  weiter  ausgestaltet  und  zu 
dessen  Sekretär  Dr.  F.  W.  Förster  in  Zürich  gewählt,  der  seitdem  etwa  viertel- 
jährlich erscheinende  Berichte  über  den  Fortgang  der  Bewegung  in  allen  Län- 
dern herausgibt. 

In  der  Schweiz  selbst  hat  sich  seitdem  die  ethische  Bewegung  langsam 
ausgebreitet  und  zählt  etwa  200  Mitglieder,  von  denen  ungefähr  die  Hälfte  in 
Zürich  wohnt,  die  andere  Hälfte  über  das  ganze  Land  zerstreut  ist.  Im  Jahre 
1898  bildete  sich,  vornehmlich  auch  auf  Anregung  des  von  Zürich  in  seine 
Heimat  verzogenen  Professors  Ür.  A.  Forel,  in  der  Westschweiz  mit  dem  Sitze 
in  Lausanne  eine  Ethische  Gesellschaft,  die,  besonders  auch  mit  Bezug  auf  das 
Unterrichtswesen,  eine  lebhafte  Thätigkeit  entfaltet.  Sie  nennt  sich  t  Ligue 
pour  l'action  inorale»,  und  ihrem  Vorstande  gehören  ausser  Professor  Forel 
an  Professor  Georges  Renard,  Dr.  Jules  Ammon,  Professor  Paul  Jacard,  der 
Physiologe  Auguste  Jacard,  der  Theologe  Professor  Henri  Paschoud,  sämtlich 
in  Lausanne,  und  Professor  Henri  Warnery  in  Ncuchatel. 

Vertreter  der  Schweiz  im  Komitee  des  internationalen  ethischen  Bundes 
sind  Professor  Ferdinand  Vetter  in  Bern  und  Gustav  Maier  in  Zürich. 

Die  Züricher  Gesellschaft  hat  im  Jahre  189(>  mit  Erfolg  den  Gedanken 
der  Begründung  einer  Volksuniversität  angeregt,  dessen  Ausführung  in  einem 
etwas  beschränkteren  Umfange  die  Pcstalozzigesellschaft  sodann  an  Hand 
genommen  hat.  Im  übrigen  begrenzte  sich  ihre  Thätigkeit  auf  die  Abhaltung 
öffentlicher  Vorträge  über  ethische  und  'zeitweise  auch  über  mit  der  Ethik  zu- 
sammenhängende politische  und  sociale  Themata.  Im  Winter  1899/1900  ver- 
anstaltete sie  in  Anlehnung  an  das  amerikanische  Vorbild  eine  Serie  erbau- 
licher Sonntagsvorträge,  welche  sich  einer  steigenden  Teilnahme  erfreuten. 

Wenn  auch  keineswegs  geleugnet  werden  kann,  dass  die  Uebcrlragung 
der  Bewegung  nach  der  Schweiz  manche  Anregungen  geschafTcn  und  viele 
Gleichgesinnte  zusammengeführt  hat,  so  kann  doch  bisher  von  einer  inten- 
siven Wirkung  derselben  in  diesem  Lande  kaum  die  Rede  sein.  Die  Gründe 
dafür  sind  genau  die  umgekehrten  derjenigen,  die  den  langsameren  Fortgang 
der  Bewegung  in  dem  benachbarten  Deutschland  veranlassen.  Während  dort 
die  herrschende  reaktionäre  und  imperialistische  Richtung  einer  auf  den  inter- 
nationalen und  socialen  Fortschritt  gerichteten  Bewegung  scharf  entgegensteht, 
macht  die  freiere  und  demokratische  Gesinnung  in  der  Schweiz  das  Eintreten 
einer  solchen  vorwärts  treibenden  Bewegung  viel  weniger  nötig.  Während  die 
deutsche  Staatskirche  jede  freiere  Richtung  unmöglich  macht  oder  gewaltsam 
unterdrückt,  vollzieht  sich  auch  das  kirchliche  Leben  in  der  Schweiz  ohne  solchen 
beengenden  Zwang,  und  wenden  sich  hier  vielfach  einsichtige  Theologen  selbst 
einer  stärkeren  Betonung  des  Ethischen  gegenüber  dem  Dogmatischen  zu. 
Trotzdem  darf  die  Bewegung  auch  hierzulande  keineswegs  als  überflüssig  be- 
trachtet werden,  der  steigende  Zulauf,  den  insbesondere  der  von  Dr.  Förster 
in  Zürich  erteilte  reine  Moralunterricht  für  Kinder  findet  (1901/1902  über  80  Teil- 
nehmer), beweist  unter  anderem  entschieden  ihre  Notwendigkeit. 

Ihrer  Ausbreitung  ist  auch  einigermassen  der  Umstand  im  Wege  gestanden, 
dass  nach  Lage  der  Dinge  vorwiegend  ausländische  Elemente  es  zu  Anfang 
gewesen  sind,  die  für  ihre  Einführung  eintraten.  Auch  Missverständnisse,  beson- 
ders von  theologischer  Seite,  haben  dazu  beigetragen.  Es  verdient  hervor- 
gehoben zu  werden,  dass  die  ethische  Bewegung  zwar  für  eine  von  allen 
Dogmen  unabhängige,  allgemein  gültige  Moral  eintritt,  von  irgend  einer  Be- 
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fehdung  der  bestehenden  Kirchen  oder  Religionsgemeinschaften  aber  weit  ent- 
fernt ist.  Aus  diesem  Grunde  sind  auch  speziell  in  Amerika  viele  erleuchtete 
Theologen  der  Bewegung  günstig  gestimmt. 

///.  Litterat or.  Felix  Adler,  Die  ethische  Bewegung  im  Deutschland,  Vorbereitende 
Mitteilungen,  Berlin  1892.  —  Derselbe,  Die  ethischen  Gesellschaften,  Vortrag,  Berlin.  -  - 
Wilhelm  Förster,  Dte  Begründung  einer  Gesellschaft  für  ethische  Kultur,  Berlin  1892.  - 
Mitteilungen  der  Deutschen  Gesellschaft  für  ethische  Kultur.  —  Ethische  Ausblicke  und 
Hoffnungen.  Sammlung  von  Vorträgen  und  Erörterungen  des  ethischen  Kongresses  in 
Eisenach  iSgj,  herausgegeben  von  ßustar  Haler,  II.  Ausgabe.  —  Ethisch-socialwisseit- 
schaftliche  Vortragskurse  in  Zürich  1896  (Zürcher  Reden).  Bern. 

Zeilschriften:  Ethische  Kultur,  Wochenschrift,  Bertin.  —  The  Etkical  Record, 
Wochenschrift,  Nev/-1'ork.  —  The  Ethical  World,  Wochenschrift,  London.  —  Bulletim 
de  Vl'nion  pour  V  Act  ton  morale,  Paris.  —  Cronache  del  Rinascimento  Elico-  Sociale, 
Halbmonatsschrift,  Venedig.  —  Ethische  Umschau,  Monatsschrift,  Zürich.  —  International 
yournal  of  Ethics,  -wissenschaftliche  Quartalrevue,  Philadelphia.  —  Ethical  Addresses, 
etwa  monatlich  erscheinend,  Vortrage  amerikanischer  Redner,  Philadelphia.  —  Ernste* 
Wollen,  Halbmonatsschrift,  Berlin. 

Gustav  Maier, 

Schriftführer  und  Präsident  i.  V.  der  Schweix.  Gesellschaft  für  ethische  Kultur,  Zürtei. 


Exterritorialität 

1.  Begriff.  II.  Die  exterritorialen  Personen.  —  III.  Die  exterritorialen 
Sachen.  —  IV.  Der  Inhalt  der  Exterritorialität.  —  V.  Der  Kechtsgrund  d<rr 
Exterritorialität.  —  VI.  Die  Exterritorialität  auf  bundcsstaatsrechtlichem 
Gebiete.  —  VII.  Littcratur. 

L  Begriff.  Exterritorialität  bezeichnet  einen  auf  Gründen  des  Staats- 
rechtes oder  Völkerrechts  beruhenden  Ausnahmezustand,  demzufolge  gewisse 
Personen  und  Sachen  den  Aeusserungcn  der  staatlichen  Rechtsordnung  nach 
bestimmten  Richtungen  entzogen  sind.  In  personeller  Hinsicht  lässt  sich  d»T 
Begriff  nach  seinem  Hauptinhalt  kurz  und  zutreffend  als  Gerichtsfreiheit  defi- 
nieren. Die  hier  massgebenden  Grundsätze  beruhen  teils  auf  internationaler 
Observanz,  teils  auf  vertraglichem  Uebereinkommcn,  oder  national-gesetzlicher 
Normierung. 

II.  Die  exterritorialen  Personen.  In  der  Schweiz  gemessen  aus  völker- 
rechtlichen Gründen  Exterritorialität  die  bei  ihr  beglaubigten  fremden  Gesandten, 
einschliesslich  ihrer  Familienglicder  und  ihres  offiziellen  Personals,  ferner  die 
mit  Wissen  und  Willen  des  Bundesrates  auf  Schweizergebiet  weilenden  fremden 
Staatshäupter.  Die  Frage  der  Exterritorialität  auch  des  nicht  offiziellen  Gesandt  - 
Schaftspersonals  ist  heute  noch  eontrovers.  Beim  schweizerischen  Bundesrat 
besteht  die  Tendenz,  dieses  Personal,  wenigstens  sofern  Schweizerbürger  in 
Frage  stehen,  als  nicht  exterritorial  zu  betrachten. 

Auch  den  in  der  Schweiz  residierenden  fremden  Konsuln  und  den  schwei- 
zerischen Konsularbeamten  im  Ausland  kommt  Exterritorialität  nicht  zu.  Doch 
gemessen  dieselben  nach  den  Gepflogenheiten  im  diplomatischen  Verkehr,  sowie 
gemäss  den  geltenden  Konsularverträgen  ebenfalls  gewisser  Vorrechte,  nament- 
lich wenn  sie  nicht  Bürger  des  Landes  sind,  in  welchem  sie  residieren.  Von 
der  örtlichen  Civil-  und  Strafgerichtsbarkeit  und  regelmässig  den  direkten 
Steuern  sind  sie  jedoch  grundsätzlich  nicht  befreit,  vom  Zeugniszwang  in  seiner 
gewöhnlichen  Form  nur  ausnahmsweise  (Verträge  mit  Italien  von  1868,  Art.  14. 
und  Rumänien  von  1880,  Art.  4).  Allgemein  wird  dagegen  die  Unverletzlicli- 
keit  ihrer  Archive  anerkannt. 
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Erwähnung  verdient  in  diesem  Zusammenhang  ferner  jene  eigentümliche 
Knt wieklung  de«  Konsularwesens,  wonach  die  Angehörigen  der  abendländischen 
Staaten  im  Orient  nicht  der  örtlichen  Jurisdiktion,  sondern  derjenigen  ihrer 
heimatlichen  Gesandten  oder  Konsuln  unterstellt  und  demnach  mit  diesen  in 
bestimmten  Beziehungen  exterritorial  sind.  In  dieser  Stellung  befinden  sich 
diejenigen  Schweizerbürger  im  Orient,  welche  sich  unter  den  selbstgcwählten 
Gerichtsschutz  der  Konsuln  befreundeter  Machte  gestellt  haben.  Die  Schweiz 
selbst  besitzt  zur  Stunde  keine  Jurisdiktionskonsulate  mehr.  Die  in  Persien 
gemäss  Vertrag  vom  23.  Juli  1873  in  Aussicht  genommenen  sind  nie  ins  Leben 
getreten,  und  in  Japan  ist  auf  17.  Juli  1899  die  gesamte  Gerichtsbarkeit  auch 
über  die  Ausländer  von  den  japanischen  Gerichten  übernommen  worden  (Ver- 
trag vom  10.  November  18M6). 

Dass  Truppen  auf  fremdem  Staatsgebiet  zur  Friedenszeit  exterritorial  sind, 
könnte  für  die  Schweiz  zu  einem  aktuellen  Grundsatz  dann  werden,  wenn  sie 
sich  je  genötigt  sehen  sollte,  die  neutralisierten  savoyischen  (iebiete  zu  besetzen, 
oder  die  am  Südufer  des  Genfersees  durch  die  Provinz  Chablais  führende 
Militärstrasse  zu  benutzen.  Die  Exterritorialität  der  Truppen  würde  sich  in 
diesem  Fall  nicht  nur  in  der  Befreiung  von  der  örtlichen  Gerichtsbarkeit,  son- 
dern auch  darin  äussern,  dass  der  Schweiz  der  Oberbefehl  gewahrt  bliebe. 

Die  immer  reicher  sich  entwickelnden  internationalen  Beziehungen  und 
die  dadurch  bedingte  gesteigerte  Verwaltungsthätigkeit  der  Staaten  haben  in 
neuerer  Zeit  dazu  geführt,  dass  weiteren  fremden  Funktionären  gewisser  Art. 
welche  Namens  ihrer  Staatsgewalt  in  der  Schweiz  amtlich  thätig  werden,  wie 
z.  B.  Delegierten,  welche  bei  Grenzregulierungen  mitwirken,  oder  an  Kon- 
ferenzen, Beratungen,  Kommissionen  etc.  teilnehmen  —  auch  wenn  diese  Per- 
sonen nicht  eigentlich  im  diplomatischen  Dienst  stehen  —  Exterritorialität 
zuerkannt  wird.  Nach  der  Haager  Konferenz  würde  auch  den  Mitgliedern  des 
aus  der  allgemeinen  Liste  gebildeten  Schiedsgerichtshofes,  falls  ein  solcher  je 
auf  Schweizergebiet  tagen  sollte.  Exterritorialität  zuzuerkennen  sein.  Endlich 
sind  auch  Post-  und  Polizeibeamte,  Zollwächter  etc.,  welche  den  Grenzdienst 
besorgen,  und  bei  ihren  amtlichen  Verrichtungen  das  Gebiet  des  Nachbarstaates 
zu  betreten  gezwungen  sind,  den  Einwirkungen  der  Gebietshoheit  dieses  Staates 
nach  gewissen  Richtungen  entrückt.  Sie  gelten  als  unter  der  stillschweigenden 
Zusicherung  freien  Geleites  stehend. 

HI.  Die  exterritorialen  Sachen.  Den  exterritorialen  Personen  und  ihren 
Funktionen  zulieb,  wird  auch  gewissen  Sachen  Exterritorialität  zuerkannt,  so 
der  Residenz  fremder  Staatshäupter,  dem  Gesandtschaftshotel  und  den  Mobilien. 
den  Briefschaften  und  Schriften  der  Exterritorialen.  Jemehr  jedoch  in  unserer 
Zeit  die  Rechtsdw  htung.  als  befinde  sich  die  Gesandten wohnung  im  Heimat- 
staat des  Gesandten,  als  widersinnig  und  für  die  Erklärung  ihrer  besonderen 
Rechtsstellung  unnötig  erkannt  wird,  desto  mehr  tritt  auch  die  Tendenz  nach 
möglichster  Einschränkung  dieses  Exterritorialitätsrechts  hervor.  Mit  dem  Fall 
der  älteren  Theorie,  nach  welcher  die  Gesandtenwohnung  vom  Standpunkt  des 
Staates,  in  welchem  sie  thatsächlich  lag.  als  im  Ausland  befindlich  angesehen 
wurde,  ist  auch  das  berücksichtigte  Asylrecht,  das  die  Gesandten  zu  Gunsten 
der  von  der  fremden  Staatsgewalt  Verfolgten  in  ihren  Hotels  in  Anspruch 
nahmen,  dahingcfallen.  Heute  besteht  dieses  Asylrecht  in  civilisierten  Staaten 
nicht  mehr. 

IV.  Der  Inhalt  der  Exterritorialität.  Als  Hauptinhalt  der  Exterritorialität 
in  persönlicher  Hinsicht  ist  die  Befreiung  von  der  Civil-  und  Strafgerichtsbar- 
keit genannt  worden.  Obschon  der  Exterritoriale  dem  in  der  Schweiz  geltenden 
materiellen  Civil-  und  Strafrecht  und  den  polizeilichen  Normen  grundsätzlich  unter- 
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worfcn  ist,  kann  doch  gegen  ihn  keine  Civilklage  vor  einheimischen  (Berichten 
erhoben,  kein  Strafverfahren  und  keine  polizeiliche  Massregel  durchgeführt 
werd  :n.  Die  Exterritorialität  äussert  sich  also  hauptsächlich  als  Gerichtsfreiheit. 
Weigert  sich  der  Exterritoriale,  eine  civilrechtlichc  Verbindlichkeit  am  Ort 
seiner  Residenz  zu  erfüllen,  so  bleibt  dem  Ansprccher  nur  übrig,  ihn  vor  der 
zuständigen  Heimatbehörde  zu  belangen  —  freilich  ein  recht  prekärer  Ausweg, 
der  für  den  Klüger  mit  leichter  Börse  gänzlich  wertlos  ist.  Das  Rechtsrnittel 
einer  Beschwerde  dagegen  an  das  schweizerische  politische  Departement  zu 
Händen  des  Bundesrates  ist  nicht  gegeben,  indem  der  Bundesrat,  als  Admini- 
strativbehörde ausser  Stand  ist,  Rechtssachen  zu  untersuchen  und  gegenüber 
Personen,  die  seinem  Spruch  nicht  unterliegen,  auf  Erfüllung  von  Verbindlich- 
keiten zu  dringen. 

Ausnahmsweise  würde  jedoch  für  den  Exterritorialen  der  schweizerische 
Gerichtsstand  begründet  sein,  für  Streitigkeiten  betreffs  Liegenschaften,  die  er 
als  Privatmann  in  der  Schweiz  besitzt,  ferner  für  Streitigkeiten  aus  etwaigen 
Handelsgeschäften  und  endlich  bei  freiwilliger  Unterwerfung  unter  den  ein- 
heimischen Gerichtsstand. 

Die  Befreiung  der  Exterritorialen  von  der  Strafgerichtsbarkeit  bedeutet 
für  sie  nicht  Straflosigkeit.  Macht  ein  Gesandter  z.  B.  sich  eines  Delikts  schuldig, 
so  kann  seine  Abberufung  verlangt  werden,  ganz  abgesehen  von  Fällen,  wo 
das  Sichcrheitsintercssc  des  Aufcnthaltsstaates  seine  sofortige  Verhaftung  und 
Ausweisung  fordern  sollte.  Seine  Bestrafung  im  Heimatstaatc  würde  allerdings 
dann  noch  voraussetzen,  dass  die  dortige  Strafgesetzgebung,  über  das  strikte 
Territorialitätsprinzip  hinausgehend,  auch  im  Ausland  begangene  Delikte  unter 
Strafe  stellte. 

Ueber  die  Exterritorialität  der  Gesandten  ist  der  Artikel  über  das  Ge*andt- 
schaftswesen  zu  vergleichen. 

Welche  Tragweite  dem  Extcrritorialitätsbcgriff  in  sachlicher  Beziehung 
zukommt,  ist  oben  bereits  angedeutet,  (»cht  man  davon  aus,  dass  die  exterri- 
torialen Sachen  der  Gebietshoheit  des  Staates,  in  welchem  sie  sich  befinden, 
nicht  entrückt  sind,  so  reduziert  sich  ihre  Beteiligung  an  der  Exterritorialität 
darauf,  dass  an  ihnen  kein  Akt  der  Gerichtsbarkeit  oder  der  Polizeigewalt 
vorgenommen  werden  darf. 

V.  Der  Rechtsgrund  der  Exterritorialität.  Dieser  ist  nicht  etwa  in  der 
Unverletzlichkeit  der  genannten  Personen  zu  suchen.  Die  Unverletzlichkcit.  die 
heute  überall  nicht  nur  Staatshäuptern  und  Diplomaten  etc..  sondern  allen 
Fremden  zukommt,  hat  ihr  eigenes,  besonderes  Geltungsgebiet.  Sie  schützt 
gegen  deliktisches  Handeln,  während  die  Exterritorialität  darüber  hinaus  Schutz 
gegen  an  sich  berechtigtes  Handeln  gewährt.  Unser  Rechtsinstitut  findet  seine 
Begründung  vielmehr,  soweit  Gesandte  und  andere  fremde  Funktionäre  in 
Betracht  kommen,  in  der  Notwendigkeit  unbedingter  Sicherung  der  Aufgaben 
und  Geschäfte,  welche  jene  Funktionäre  im  Aufenthaltsstaat  zu  vollführen 
haben.  Unter  gewöhnlichem  Schutz  wäre  ihre  Stellung  oft  eine  prekäre.  Könnten 
sie  vor  den  einheimischen  Gerichten  zur  Rechenschaft  gezogen  werden,  so 
wäre  damit  in  Zeiten  politischer  Spannung  Gelegenheit  gegeben,  unter  dem 
Vorwand  eines  Verdachts  ihre  Freiheit  zu  bedrohen  und  ihnen  so  die  Möglich- 
keit unabhängigen  Handelns  zu  rauben. 

VI.  Die  Exterritorialität  auf  bundesstaatsrechtlichem  Gebiete.  Beziehen 
sich  die  bisher  erörterten  Prinzipien  auf  internationale  Verhältnisse,  so  tritt 
uns  nun  das  Institut  der  Exterritorialität  in  eigentümlicher  Gestalt  auch  auf 
bundesstaatsrechtlicheni  Gebiet  entgegen.  Nachdem  im  Jahre  1848  eine  per- 
manente Bundesvullziehungsbehörde  und  andere  Beamtungen  ins  Leben  getreten 
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waren  und  denselben  in  bestimmten  Kantonen  ein  dauernder  Wohnsitz  an- 
gewiesen wurde,  musste  notwendig  auch  die  rechtliche  Stellung  dieser  Behör- 
den  zu  den  Gewalten  dieser  Kantone  geordnet  werden.  Das  Beispiel  der  Ver- 
cinigtert  Staaten  von  Nordamerika  wollte  man  nicht  nachahmen.  Dort  schuf 
man,  um  die  Bundesbehörden  der  Einwirkung  einzelstaatlicher  Regierungs- 
organe zu  entziehen,  ein  besonderes  neutrales  Gebiet,  den  Distrikt  von  Columbia, 
in  welchem  die  obersten  Unionsbehörden  allein  Herr  und  Meister  sein  sollten. 
In  der  Schweiz  ist 'die  Unabhängigkeit  und  amtliche  Wirksamkeit  der  oberen 
Bundesbehörden  auch  für  Zeiten  politischer  Unruhen  dadurch  sichergestellt, 
dass  diese  Behörden  der  Gebietshoheit  der  Kantone,  in  denen  sie  residieren, 
nach  gewissen  Richtungen  entzogen  sind.  Die  Mitglieder  des  Bundesrates  und 
des  Bundesgerichts,  sowie  der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft  treten  mit  ihrer 
Amtsübernahme  nicht  auch  unter  die  volle  Hoheit  derjenigen  Kantone,  auf 
deren  Gebiet  sie  residieren,  sondern  sie  behalten  ihr  politisches  und  bürger- 
liches Domizil  in  denjenigen  Kantonen  bei,  in  denen  sie  verbürgert  sind  und 
zur  Zeit  ihrer  Wahl  ihren  Wohnsitz  hatten.  Civilklagen  gegen  sie,  welche  ihre 
amtliche  Stellung  nicht  berühren,  sind  somit  beim  Forum  dieses  Wohnsitzes 
und  nicht  bei  demjenigen  ihrer  thatsächlichen  Residenz  anzubringen.  Ebenso 
üben  sie  ihr  politisches  Stimmrecht  in  ihrem  Heimatkanton  aus.  Bei  Straf- 
verfolgungen gegen  sie  ist  das  V erfahren  je  nach  der  Art  der  straibaren  Hand- 
lung verschieden.  Bezieht  sich  diese  nicht  auf  ihre  amtliche  Stellung,  so  hat 
bei  Bundesräten  und  bei  dem  eidgenössischen  Kanzler  der  Bundesrat,  bei 
Bundesrichtern  das  Bundesgericht  seine  Zustimmung  zur  Verfolgung  zu  geben. 
Steht  dagegen  eine  mit  der  Amtsstellung  zusammenhängende,  strafbare  Hand- 
lung in  Krage,  so  ist  die  Strafverfolgung  von  der  Zustimmung  der  Bundesver- 
sammlung abhängig.  In  allen  Fällen,  in  denen  Anhebung  einer  Kriminalklagc 
beschlossen  wird ,  erfolgt  Ueberweisung  des  Gegenstandes  an  das  Bundes- 
gericht, ausser  bei  unbedeutenden  nicht  amtlichen  Vergehen,  wo  Ueberweisung 
an  die  Gerichte  des  Kantons,  in  welchem  die  Handlung  begangen  wurde, 
erfolgen  kann.  Civilklagen,  die  sich  auf  rechtswidrige  Amtsführung  dieser  Funk- 
tionäre stützen,  werden  bei  der  Bundesversammlung  angebracht.  Beschliesst 
diese,  es  sei  der  Klage  Folge  zu  geben,  so  wird  diese  dem  Bundesgericht  zur 
Behandlung  überwiesen. 

Auch  die  eidgenössischen  Repräsentanten  und  Kommissarien  genicssen 
hinsichtlich  der  Anhebung  einer  Strafverfolgung  gegen  sie  die  obenerwähnten 
Vorrechte. 

Aehnlich  wie  bei  den  bisher  genannten  Beamtenkategorien  ist  die  Rechts- 
stellung der  Mitglieder  der  Bundesversammlung.  Da  jedoch  ihr  Aufenthalt  am 
Bundessitz  sich  jährlich  auf  wenig  Wochen  beschränkt,  so  lag  kein  Grund  vor, 
dort  eine  civilgerichtlichc  Unnahbarkeit  für  sie  zu  statuieren.  Sie  behalten 
naturgemäss  ihr  altes  Domizil  in  jeder  Beziehung  bei.  Dagegen  schien  es  für 
ihre  Bewegungsfreiheit  geboten,  den  Gerichten  des  Ortes  ihrer  Amtstätigkeit 
die  Strafkompetenz  bei  Delikten  aus  der  Hand  zu  nehmen.  Gerichtliche  Ver- 
folgung gegen  sie  während  der  Dauer  der  Session  ist  an  die  nämlichen  Vor- 
aussetzungen geknüpft,  wie  diejenige  gegen  Mitglieder  des  Bundesrates.  Steht 
ein  Amtsdelikt  in  Frage,  so  ist  die  Strafverfolgung  von  der  Bewilligung  der 
Bundesversammlung,  bei  andern  Delikten,  die  ihre  amtliche  Stellung  nicht 
berühren,  von  der  Beistimmung  desjenigen  Rates  abhängig,  dem  das  betreffende 
Mitglied  angehört.  In  beiden  Fällen  erfolgt,  wenn  die  Anhebung  einer  Kriminal- 
klag«' gutgeheissen  wird,  Ueberweisung  des  Gegenstandes  an  das  Bundesgericht. 

Bundesrechtlich  sind  endlich  auch  Sachen  gewisser  Art  den  Einwirkungen 
der  kantonalen  Gebietshoheit  nach  bestimmten  Richtungen  entrückt.  So  stehen 
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die  zum  Gebrauch  der  Kundesbehörden  bestimmten  Gebäude  unter  der  unmittel- 
baren Polizei  derselben  und  nicht  unter  derselben  der  Kantone.  Auch  sind  die 
Bundeskassc  und  alle  eidgenössischen  Fonds,  sowie  diejenigen  Vermögcnsobjekte. 
welche  unmittelbar  für  Hundeszwecke  bestimmt  sind  —  nach  dem  Eisenbahn- 
rückkaufsgesriz  vom  15.  Oktober  1897  nun  auch  die  Bundesbahnen  —  von  jeder 
Besteuerung  durch  Kantone  und  Gemeinden  befreit. 

VII.  Litteratur.  HolUendorff,  Handbuch,  II,  656,  III,  0J4.  —  Blunttchti,  isr.  — 
Von  Martens  f  Bergbohmj,  /,  j/4,  II,  jj.  —  Heffter  ( Geffckcn),  102,  nj,  440,  483.  — 
Rlrier,  Principe*  du  droit  des  gens,  I,  sjo,  417,  48/,  338,  343.  348.  —  Pradiar-Fodere. 
Traiti  de  droit  international  public,  III,  287.  —  Hottztndorff,  Bcchlslexihon,  I,  770,  und 
Encykhpädie  der  Rechtswissenschaften,  1  3/7.  —  Beling,  Die  strafrechtliche  Bedeutung 
der  Exterritorialität  —  Revue  de  droit  international  von  1899,  JJ4-  —  ßfumer-itorel , 
Handbuch  des  schu-eiz.  Bundesslaatsrechts,  III,  86,  203,  203,  206,  22r,  224.  —  Dubs, 
Das  öffentliche  Recht  der  Schweiz.  Eidgenossenschaft,  2JÖ.  —  Bundesge*etz  über  die 
Politischen  und  polizeilichen  Garantien  zu  gunsten  der  Eidgenossenschaft  vom  23.  De- 
zember 1831.  —  Bundesgesetz  über  die  Verantwortlichkeit  der  eidg.  Behörden  und 
Beamten  vom  g.  Dezember  /S30.  —  liundesbeschluss  über  die  Organisation  und  den 
Geschäftsgang  des  Bundesrates  vom  2/.  August  187S,  Art.  2.  —  Bundesgesetz  über 
die  Organisation  der  Butfdesrechtspßegc  vom  22.  März  1893,  Art.  /j. 

Dr.  J.  Sielter,  Dozent  an  der  Universität  Bern. 

F. 

Fabrikinspektion. 

I.  Geschichtliches.  —  II.  Pflichten  und  Rechte  der  Inspcklicnsbeumiec. 
—  III.  Die  Dujrhführung  der  Kabrikinspektion.  —  IV.  Berg  wer  k  in*p<-k  t  ion 
—  V.  Schlussbemerkungen.  •-    VI.  Litteratur. 

I.  Geschichtliches.  Zur  Zeit,  als  noch  die  Kantone  Fabrikgesetze  erlicssen. 
versuchte  man  es  auf  die  mannigfaltigste  Weise,  eine  .Aufsicht  über  den  Vollzug 
derselben  zu  schaffen.  Zürich  beauftragte  damit  im  Jahre  1815  die  Schul- 
inspektoren. Dies  lag  nahe,  da  «las  Fabrikgesetz  jenes  Jahres  sich  vorzugsweise 
mit  der  schulpflichtigen  Jugend  beschäftigte.  Thurgau  beanspruchte  die  gleichen 
Beamten  wie  Zürich  und  die  Geistlichen.  Das  Resultat  war  an  beiden  Orten 
gleich  schlecht.  Die  Inspektoren  besassen  keine  Autorität  bei  den  Fabrikanten. 

Als  in  Zürich  in  den  dreissiger  Jahren  ein  neues,  viel  weitergehendes 
Fabrikgesetz  entworfen  wurde,  bestimmte  dasselbe,  dass  der  Regierungsrat 
Fabrikinspektoren  oder  Arbeiterpatrone  ernennen  könne.  Der  Gesetzesvorschlag 
erfuhr  die  lebhafteste  Anfeindung.  Erst  1859  wurde  ein  auf  Grund  einer  gründ- 
lichen Entjuete  ausgearbeiteter  Entwurf  Gesetz.  Auch  dieser  schuf  Inspektoren, 
welche  sich  über  die  Zustände  der  Arbeiter  und  über  die  Organisation  und 
die  Ordnungen  der  Fabriken  Kenntnis  verschallen  und  ohne  sich  in  den  innern 
Betrieb  der  Fabrikation  einzumischen,  darüber  wachen  sollten,  dass  auch  die 
Arbeiter  in  dem  Genuss  ihrer  persönlichen  Freiheit,  ihrer  gesetzlichen  Rechte 
geschützt  und  geachtet  werden.  Einflussreiche  Industrielle  eiferten  gegen  diese 
neuen  Beamten,  aber  man  sah  doch  allgemein  ein,  dass  Lokalbehörden  nichts 
leisten  und  zu  abhängig  von  Fabrikanten  seien  und  dass  eine  wirksame  Auf- 
sicht nur  von  Leuten  geübt  werden  könne,  die  mit  der  Industrie  sich  vertraut 
gemacht  haben.  Endlich  gelangte  man  dazu,  den  Regierungsrat  zu  ermächtigen, 
alle  zwei  Jahre  Inspektionen  vornehmen  zu  lassen.  Es  sollten  je  zwei  Mit- 
glieder einer  besondern  Fabrikkommission  zusammen  die  Inspektionen  vor- 
nehmen, nötigenfalls  unter  Zuzug  von  Experten.  Besondere  Instruktionen  hiefür 
wurden  erteilt  und  Rapporte  verlangt. 
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Andere  Kantone  folgten  dem  Heispiel,  wahrend  einzelne  noch  immer  die 
Aufsicht  Polizeibeamten,  Schulbehörden  oder  Pfarrämtern  übertrugen.  Aargau 
setzte  eine  dreigliedrige  Inspektionskommission  ein  (1862),  Glarus  ebenso  ( 1864), 
auch  Raselstadt  seit  1869.  Die  Aufgabe  dieser  Inspektoren  wurde  immer  weiter 
gefasst.  Namentlich  wurden  sie  beauftragt,  auf  die  sanitarischen  Verhältnisse 
der  Fabriken  ein  wachsames  Auge  zu  richten.  Ebenso  wurde  ihnen  zur  Pflicht 
gemacht,  die  sittlichen  Zustände  und  die  Wahrung  der  bürgerlichen  Rechte 
angelegentlich  zu  überwachen. 

Schon  1856  hatte  Basel  gewisse  Schutzmassrcgcln  gegen  Verletzungen 
verlangt.  Seine  Sorge  erstreckte  sich  also  nicht  nur  auf  eine  gewisse 
Kategorie  von  Arbeitern,  sondern  auf  alle.  Am  weitesten  ging  wohl  in  dieser 
Richtung  Glarus.  F.in  neues  Druckverfahren  gab  den  Anstoss,  eine  Reihe  hygi- 
einischcr  Vorschriften  für  die  betreffenden  Fabriken  zu  erlassen.  Der  Staat 
scheute  sich  nicht  mehr,  in  technische  Fragen  einzugreifen,  wo  der  Schutz  der 
Arbeiter  erforderte,  dass  dies  geschah.  Er  ging  aber  vorsichtig  vor.  Hatte  Zürich 
in  technischen  Fragen  den  Zuzug  von  Experten  vorgesehen,  so  hatte  ebenso  die 
Glarner  Regierung  diesen  auf  Antrag  ihrer  Inspektion  ausdrücklich  angeordnet, 
als  eine  schwierige  technische  Frage  zur  Entscheidung  kam.  Man  hatte  die 
Erkenntnis  erlangt,  dass  einer  richtigen  Inspektion  eben  Dinge  anvertraut  werden 
müssen,  welche  ohne  eine  gewisse  Summe  von  Kenntnissen  und  Erfahrungen 
nicht  richtig  beurteilt  werden  können,  dass  aber  diese  Kenntnisse  allmählich 
in  stetem  Verkehr  mit  der  Industrie  erworben  werden  müssen. 

So  fand  es  denn  jedermann  selbstverständlich,  dass  das  eidgenössische 
Fabrikgesetz  1877  ständige  Berufsinspektoren  vorsah,  die  ausschliesslich  ihrem  Amt 
zu  leben  hätten  und  ökonomisch  unabhängig  zu  stellen  wären.  Es  wurde  durch 
das  Gesetz  dem  Bundesrat  überlassen,  die  erforderliche  Zahl  von  Inspektoren 
anzustellen,  nötigenfalls  aber  auch  Spezialinspektionen  vornehmen  zu  lassen, 
lieber  die  Zusammensetzung  des  lnspektorats  wurde  nichts  bestimmt  und  die 
Feststellung  der  Instruktionen  dem  Bundesrat  anheim  gestellt. 

Am  24.  August  1878  wählte  der  Bundesrat  drei  Männer,  denen  er  die 
Wahl  ihres  Wohnsitzes  innerhalb  des  ihnen  zugewiesenen  Kreises  freistellte. 
Die  drei  Kreise  sind  heute,  nachdem  mehrere  kleine  Abänderungen  statt- 
gefunden, folgendermassen  umschrieben :  I.  Zürich,  Uri,  Schwyz,  Untcrwalden, 
Glarus,  Zug,  St.  Gallen,  Graubünden.  II.  Bern  neuer  Kantonsteil,  Freiburg, 
Tessin,  Waadt,  Wallis.  Neuenburg.  Genf.  III.  Bern  alter  Kantonsteil.  lauern, 
Solothurn,  Basel,  Schaff  hausen,  Appenzell,  Aargau,  Thurgau. 

Der  Bundesrat  setzte  grossen  Wert  darauf,  dass  ein  gemeinsamer  Besuch 
sämtlicher  Kantone  und  einer  grossen  Anzahl  von  Etablissementen  aller  Indu- 
striezweige die  Inspektoren  befähige,  kollektive  Ansichtsäusserungen  über  allerlei 
Fragen  abzugeben,  die  in  den  ersten  Zeiten  nach  dem  Inkrafttreten  des  Fabrik- 
gesetzes zu  entscheiden  waren  und  dass  zugleich  durch  die  Gemeinsamkeit 
dieser  ersten  Inspektionen  ein  glcichmässiges  Vorgehen  bei  den  Fabrikbesuchen 
sich  herausbilde.  Die  gemeinsame  Thätigkeit  dauerte  neun  Monate.  Aber  auch 
dann  beeilte  sich  der  Bundesrat  noch  nicht.  Instruktionen  der  Inspektoren 
festzustellen.  Man  war  in  Bezug  auf  manche  Details  noch  schwankend,  wie 
sie  am  besten  zu  ordnen  seien  und  behielt  sich  vor.  bei  dem  steten  lebhaften 
Verkehr,  in  welchem  die  Inspektoren  mit  dem  ihnen  vorgesetzten  Departements- 
chef standen,  dieselben  jeweilen  gründlich  zu  erörtern,  bevor  man  bindende 
Vorschriften  erliess. 

Die  Inspektoren  selbst  hatten  sich  geeinigt,  von  Zeit  zu  Zeit  Zusammen- 
künfte abzuhalten  und  bei  diesem  Anlass  wichtige  Fragen  zu  besprechen.  Das 
Departement  benutzte  diesen  Anlass  und  ordnete  meist  einen   Vertreter  zu 
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diesen  freien  Besprechungen  au.  Diese,  oft  sehr  lebhaften,  Diskussionen  waren 
für  die  Inspektoren  sehr  lehrreich  und  gewährten  dem  ihnen  vorgesetzten 
Kundesrat  die  Möglichkeit,  sich  mit  allen  den  Erfahrungen  und  Gründen  ver- 
traut zu  machen,  welche  die  Teilnehmer  der  Konferenzen  in  ungezwungenster 
Weise  für  und  wider  eine  Ansicht  ins  Feld  führten.  Selbstverständlich  begnügt 
sich  der  Vorgesetzte  nicht  damit,  sondern  es  wird  in  gewöhnlicher  offizieller 
Weise  bald  das  Gutachten  des  Inspektorats  eingeholt,  bald  dasselbe  zu  einem 
kollektiv  oder  einzeln  zu  erstattenden  Bericht  über  diesen  oder  jenen  Gegen- 
stand aufgefordert. 

II.  Pflichten  und  Rechte  der  Inspektionsbeamten.  Erst  1883  wurde  eine 
eigentliche  Instruktion  erlassen,  in  welcher  die  Aufgabe  der  lnspektion  dahin 
präzisiert  wurde:  die  Durchführung  des  Gesetzes  in  den  Kantonen  zu  kontrol- 
lieren, alle  zwei  Jahre  und  wenn  nötig  öfter,  alle  Ktablissemente  des  Kreises 
zu  inspizieren,  allfällig  mit  Zuzug  von  Kollegen  oder,  mit  Genehmigung  des 
Departements,  von  Experten.  Die  Inspektoren  haben  nach  Möglichkeit  die  Ver- 
zeichnisse der  Fabriken  zu  ergänzen.  Ihre  Besuche  brauchen  sie  nicht  anzu- 
melden. Arbeitgeber  wie  dessen  Personal  darf  er  über  alle  in  seinen  Wirkungs- 
kreis, einschlagenden  Fragen  einvernehmen.  Dabei  ist  er  zur  Geheimhaltung 
aller  Geschäfts-  und  Betriebsverhältnisse  verpflichtet,  wenn  er  nicht  dienstlich 
zu  etwas  anderem  gezwungen  ist.  Der  Inspektor  unterbreitet  dem  Departement 
seine  motivierten  Anträge  und  Mitteilungen  über  zu  treffende  administrative 
und  legislative  Massrcgcln,  Unterstellung  von  Etablisscmenten  unter  das  Gesetz, 
Entlassung  aus  demselben,  Verifikation  des  Fabrikverzeichnisses,  erstattet  ihm 
sein  Gutachten  über  alle  diejenigen  Fragen,  welche  ihm  zu  diesem  Zwecke 
zugewiesen  werden  und  vollzieht  überhaupt  die  ihm  vom  Departement  erteilten 
Aufträge.  Der  Inspektor  soll  sich  bemühen,  eine  Vertrauensstellung  zu  gewinnen, 
die  divergierenden  Interessen  zu  vermitteln,  indem  er  nicht  nur  den  Arbeitern  die 
Wohlthaten  des  Gesetzes  sichert,  sondern  auch  den  Arbeitgebern  den  Vollzug 
und  die  Erfüllung  der  an  sie  gestellten  Anforderungen  möglichst  erleichtert. 

Der  Inspektor  hat  kein  Verfügungsrecht.  Behufs  Abstellung  von  Gesetz- 
widrigkeiten oder  Durchführung  von  Vorschriften  hat  er  sich  an  die  von  den 
Kantonen  bezeichneten  Amtsstellen  zu  wenden,  kann  aber  an  das  schwei- 
zerische Departement  gelangen,  wenn  nach  seiner  Ansicht  diese  Organe  das 
Gesetz  mangelhaft  vollziehen. 

An  einem  industriellen  Unternehmen  darf  sich  der  Inspektor  in  keiner 
Weise  beteiligen:  gerichtliche  Expertisen  darf  er  nicht  übernehmen. 

Alle  zwei  Jahre  hat  er  dem  Departement  einen  Amtsbericht  zu  erstatten, 
d.  h.  abwechselnd  mit  den  kantonalen  Behörden,  welche  in  den  dazwischen 
liegenden  Jahren  berichten.  Diese  Berichte  geben  umfangreichen  Aufschluss 
über  die  gesamte  Thätigkeit  des  Inspektorats,  das  allerdings  mit  dem  anfäng- 
lichen beschränkten  Personal  den  stets  wachsenden  Ansprüchen  an  seine  Thätig- 
keit nicht  mehr  zu  genügen  vermochte.  Die  Zahl  der  unterstellten  Betriebe 
und  Arbeiter  stieg  nämlich  sehr  rasch.  Während  es  am  1.  März  1882  noch 
25  27  Etablisscmentc  mit  128,120  Arbeitern  waren,  waren  die  betreffenden 
Zahlen  am  31.  Dezember  1902  auf  t>272  Etablisscmentc  mit  rund  250,000  Arbeitern 
angewachsen.  Dies  machte  die  Beigabe  von  Adjunkten  in  allen  drei  Inspek- 
ti'inskreiscn  notwendig.  Der  erste  wurde  im  Jahre  1886  angestellt  als  Gehülfe 
des  erkrankten  Inspektors  des  I.  Kreises.  Der  III.  Kreisinspektor  begnügte  sich 
im  folgenden  Jahr  noch  mit  einem  Sekretär,  erhielt  aber  zwei  Jahre  später 
ebenfalls  einen  Adjunkten;  dem  Inspektor  von  Kreis  II  wurde  ein  solcher  1892 
zugewiesen.  Heute  haben  alle  drei  Kreise  zwei  Adjunkte,  der  III.  zudem  den 
bisherigen   Kanzlisten.    Von  verschiedenen  Seiten  wurde  eine  noch  stärkere 
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Vermehrung  des  Inspektionspersonals  verlangt,  namentlich  Unterinspektoren 
für  einzelne  Gebiete  oder  Industrien.  Die  italienische  Schweiz  begehrte  einen 
speziellen  italienischen  Adjunkten  mit  Sitz  im  Tcssin.  Da  aber  in  dieser  Weise 
Gefahr  drohte,  dass  die  so  notwendige  Gleichmässigkeit  in  der  Handhabung 
des  Gesetzes  —  soweit  sie  von  den  Inspektoren  bewirkt  werden  kann  —  in 
den  verschiedenen  Kantonen  und  Industrien  Not  leide,  unterblieb  die  Erfül- 
lung dieser  Wünsche.  Die  Notwendigkeit  konnte  zudem  nicht  nachgewiesen 
werden,  wenn  die  kantonalen  Behörden  ihre  Pflicht  beim  Vollzug  des  Gesetzes 
erfüllen.  Ebenso  hat  die  Anregung,  weibliche  Inspektoren  zu  ernennen,  bisher 
keinen  Anklang  bei  den  Behörden  gefunden. 

III.  Die  Durchführung  der  Fabrikinspektion.  Die  neun  Beamten,  welchen 
heute  die  Inspektion  der  Fabriken  obliegt,  haben  allerdings  reichlich  Arbeit. 
Schon  von  Anfang  an  hatten  es  sich  die  Inspektoren  zur  Aufgabe  gemacht, 
alle  Etablissemente  jährlich  mindestens  einmal,  nicht  nur  alle  zwei  Jahre,  wie 
es  ihnen  vorgeschrieben  war,  zu  besuchen.  Nach  ihrem  letzten  Amtsbericht 
betrug  die  Zahl  der  Besuche  6622  per  Jahr.  Darin  sind  freilich  auch  eine  nicht 
unerhebliche  Anzahl  von  Besuchen  inbegriffen,  welche  in  Betrieben  gemacht 
wurden,  welche  zwar  nicht  dem  Fabrik-  wohl  aber  dem  Haftpflichtgesetz  unter- 
stellt sind.  Denn  auch  diesen  gegenüber  hat  der  Inspektor  seine  Verpflichtungen, 
soweit  es  sich  um  Unfälle  und  deren  Verhütung  und  die  Kontrolle  über  die 
Ausführung  der  Haftpflichtgesetze  handelt.  Allerdings  sind  die  bezüglichen  Be- 
suche Ausnahmen  :  dagegen  beansprucht  das  Haftpflichtwesen  überhaupt  ausser- 
ordentlich viel  Zeit,  wie  sich  schon  der  gewaltigen  Zahl  von  jährlich  23,055 
in  den  Jahren  189')  und  1900  kontrollierten  Unfällen  entnehmen  lässt.  Uebcr 
andere  Bureauarbeiten  enthalten  die  Berichte  folgende  Notizen :  In  zwei  Jahren 
wurden  927  Baupläne  begutachtet,  nicht  viel  weniger  Fabrikordnungen  geprüft 
und  meist  auch  mit  Korrekturen  versehen  den  kantonalen  Regierungen  wieder 
zugestellt,  die  sie  den  Inspektoren  jeweilcn  zur  Prüfung  einsenden.  Dass  die 
Korrespondenz  bei  dieser  so  vielfältigen  Thätigkeit  eine  enorme  ist,  liegt  auf 
der  Hand.  Sie  nimmt  insbesondere  mit  den  Arbeitern  und  Arbeitgebern  einen 
immer  grössern  Umfang  an,  ebenso  mit  den  Arbeitervereinen  und  deren  Beamten. 

Mit  dem  Bauwesen  hat  sich  der  Inspektor  nicht  nur  auf  dem  Bureau, 
sondern  weit  mehr  an  Ort  und  Stelle  zu  befassen.  Neuere  Konstruktionen 
müssen  studiert,  ihr  Wert  erforscht  werden.  Dabei  ist  es  natürlich  am  meisten 
auf  sanitäre  Verbesserungen  abgesehen.  Dafür  sind  allerlei  Untersuchungen 
notwendig.  Luftuntersuchungen  werden  sehr  häufig  vorgenommen;  Temperatur 
und  Luftfeuchtigkeit  wird  kontrolliert.  Es  ist  sehr  erfreulich,  wie  viele  Indu- 
strielle diesen  Bemühungen  nicht  nur  wohlwollend  entgegenkommen,  sondern 
auch  selbst  in  der  Vornahme  derselben  sich  üben  und  die  dafür  nötigen  Instru- 
mente anschaffen.  Es  dürfte  dies  immer  öfter  vorkommen,  da  von  Jahr  zu  Jahr 
häufiger  die  Schüler  des  Polytechnikum*,  also  ein  grosser  Teil  der  künftigen 
Leiter  und  Inhaber  gewerblicher  Betriebe,  an  den  Vorlesungen  und  praktischen 
Demonstrationen  sich  beteiligen,  welche  ihnen  seit  einer  Reihe  \  on  Jahren 
geboten  werden. 

Durch  die  gleichen  Veranstaltungen  und  durch  die  gewerbein gieinischen 
Sammlungen,  welche  der  polytechnischen  Schule  zur  Verfügung  stehen,  sowie 
durch  das  gewerbehygieinische  Laboratorium  wird  auch  die  Aufmerksamkeit 
der  jungen  Techniker  auf  alle  Massnahmen  zum  Schutz  der  Arbeiter  vor 
mechanischen  oder  chemischen  und  physikalischen  Gefährden  hingelenkt  und 
die  Aufgabe  der  Inspektoren  erleichtert,  für  welche  das  Studium  der  Unfalls- 
und Krankheitsverhütung  eine  der  wichtigsten  Partien  ihrer  Thätigkeit  ist.  Ihre 
Berichte  geben  darüber  Auskunft  und  ihre  Korrespondenzen  zeigen,   wie  all- 
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jährlich  in  tausenden  von  Fällen  Räte  und  Weisungen  erteilt,  Mahnungen  er- 
lassen werden,  um  die  Erstellung  von  Schutzvorrichtungen  zu  erwirken,  Gefahren 
zu  beseitigen.  Eine  Reihe  von  gedruckten  Belehrungen  sind  von  den  Inspek- 
toren abgefasst  und  an  die  Beteiligten  verteilt  worden.  Um  sich  Klarheit  über 
die  Entstehungsursachen  der  verschiedensten  gewerblichen  Erkrankungen  zu 
verschaffen,  hat  das  Inspektorat  entweder  selbst  Untersuchungen  vorgenommen 
und  sorgfältige  Umfrage  in  den  gefährdenden  Betrieben  gehalten,  oder  auch 
Spezialuntersuchungen  durch  hervorragende  Fachleute  mit  Bewilligung  und  Bci- 
hülfe  des  vorgesetzten  Departements  veranlasst. 

Ein  weiteres  umfängliches  Gebiet  der  Inspektionsthätigkeit  ist  nicht  nur 
die  Verhütung  der  Unfälle  und  Erkrankungen,  sondern  die  Fürsorge,  dass  die 
Geschädigten  nach  Massgabc  des  Gesetzes  Entschädigung  erhalten.  Den  Inspek- 
toren fällt  die  Aufgabe  zu.  zu  prüfen,  ob  die  schuldigen  Entschädigungen  über- 
haupt gewährt,  ob  sie  zureichend,  ob  sie  rechtzeitig  verabfolgt  sind.  Sie  haben 
den  Geschädigten  als  Ratgeber  zur  Seite  zu  stehen,  wenn  ihre  Ansprüche  miss- 
achtet werden ;  sie  haben  darüber  zu  wachen,  dass  eine  genügende  Unter- 
suchung der  einzelnen  Fälle  stattfinde,  welche  eine  billige  Feststellung  der 
Höhe  dieser  Ansprüche  ermöglicht.  Diese  Fürsorge  bringt  sie  nicht  selten  in 
Konflikt  mit  nachlässigen  oder  gegen  die  Ansprüche  der  Arbeiter  vorein- 
genommenen Beamten  oder  Behörden. 

Aber  auch  in  anderer  Richtung  liegt  der  Inspektion  sehr  oft  die  Ver- 
teidigung der  Rechte  der  Arbeiter  ob,  wie  sie  namentlich  durch  die  Bestim- 
mungen des  Fabrikgesetzes  ihnen  gewährleistet  sind.  Hier  kommt  sie  vielleicht 
am  öftersten  in  die  Lage,  vermittelnd  einzugreifen,  Arbeitern  und  Arbeitgebern 
ihre  Rechte  und  Pflichten  klar  zu  machen  und  die  Erreichung  des  vom  Gesetz 
verlangten  auf  friedlichem  Weg  anzustreben. 

Die  Kontrolle  über  die  Innchaltung  der  gesetzlichen  Arbeitszeil  ist  selbst- 
verständlich in  den  meisten  Fällen  nicht  Sache  des  Inspektors.  Nicht  immer 
vermögen  ihm  eigene  Wahrnehmungen  die  Gewissheit  zu  verschaffen,  ob  die 
Vorschriften  des  Fabrikgesetzes  innegehalten  werden;  dagegen  hat  er  oft  mit 
Nachforschungen  sich  zu  befassen,  ob  dies  der  Fall  sei.  Aus  den  amtlichen 
Berichten  geht  hervor,  wie  wenig  Unterstützung  er  dabei  von  den  Lokal- 
behörden und  von  den  Arbeitern  seihst  findet.  Das  Uebermass  oder  die  schlechte 
Begründung  der  Ausnalunebewilligungen  zwingt  ihn  sehr  häufig  zu  Rekla- 
mationen bei  Arbeitgebern  oder  Behörden.  Die  Kontrolle  ist  eine  sehr  mühsame. 

Und  ebenso  sehr  ist  es  die  Ueberwachung  der  Kinder-  und  Frauenarbeit. 
Die  ersten*  fällt  in  manchen  Gegenden  fast  ausschliesslich  dem  Inspektor  zu, 
d«'tn  sogar  von  Lokalbehörden  bei  seiner  Thätigkeit  Hindernisse  in  den  Weg 
gelegt  werden.  Der  spezielle  Schutz  der  Schwangern  und  Wöchnerinnen  ist 
schon  der  Natur  der  Sache  nach  schwer  durchzuführen  und  bietet  deshalb  auch 
dem  Inspektor  ungewöhnliche  Schwierigkeiten. 

Die  Instruktionen  der  Fabrikinspektoren  sagen  nichts  von  den  sogenannten 
Wohlfahrtseinrjchtungen.  deren  Studium  und  Förderung.  Es  wurde  wohl  als 
selbstverständlich  betrachtet,  dass  Beamte,  welche  zum  Schutz  der  Arbeiter- 
schaft angestellt  sind,  sich  darum  kümmern.  Bei  einem  speziellen  Anlass  hat 
auch  der  Bundesrat  ausdrücklich  erklärt,  dass  der  Inspektor  das  Recht  und  die 
Pflicht  habe,  sich  um  das  Kranken-  und  Unterstützungskassenwesen  in  den 
industriellen  Etablissementen  zu  bekümmern.  Das  ist  denn  auch  geschehen,  wie 
aus  den  besondern  Kapiteln  sich  ergibt,  welche  in  den  Inspektionsberichten 
denselben  gewidmet  sind.  Ihre  Berichte  geben  aber  auch  Aufschluss  über  ver- 
schiedene andere  Dinge,  wie  über  die  W  ohnungsfrage,  die  Anstalten  zur  För- 
derung der  Gesundheitspflege,  Bäder  u.  dgl.,  über  Einrichtungen  zur  Beschaffung 
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billiger  Lebensmittel,  Konsumvereine,  Volksküchen,  Kabrikspeiseanstalten,  über 
Arbeiterheimc.  Im  weitern  werden  auch  alle  Veranstaltungen  für  Erziehung, 
Kildung  und  Belehrung  der  Arbeiter  und  ihrer  Kinder  in  den  Kreis  der  Beob- 
achtungen und  der  Berichterstattung  einbezogen:  Kinderbewahranstalten,  Klein- 
kinderschulcn,  Fortbildungs-  und  Fachschulen,  Lesesäle  u.  a.  m.  Ein  reichliches 
Material  an  Litteratur,  an  Plänen  und  Zeichnungen.  Statuten  und  Prospekten 
ist  gesammelt  worden  und  steht  jedem,  der  sich  darum  interessiert,  zur  Ver- 
fügung, wie  auch  die  Inspektoren  selbst  ihre  gesammelten  Erfahrungen  und 
Kenntnisse  auf  diesem  Gebiet  gerne  in  dieser  Richtung  verwerten.  Ihre  Mit- 
hülfe und  ihr  Rat  wird  in  der  That  sehr  häufig  beansprucht. 

IV.  Bergwerkinspektion.  Eng  an  die  Thätigkeit  der  Fabrik  Inspektoren 
sich  anschliessend,  darf  auch  die  Thätigkeit  des  eidgenössischen  Bergwerks- 
inspektors nicht  unerwähnt  bleiben.  Seine  Stellung  ist  zwar  eine  von  der- 
jenigen der  Fabrikinspektoren  bedeutend  verschiedene.  Seine  amtlichen  Funk- 
tionen, die  Aufsicht  über  137  Bergwerke  und  Steinbrüche  mit  zusammen  1877 
Arbeitern,  beanspruchen  nicht  seine  ganze  Thätigkeit  ;  er  ist  auch  nicht  ver- 
pflichtet, sich  nur  dieser  Aufgabe  zu  widmen.  Aber  auf  seinem  beschränktem 
Gebiet  kommen  ihm  ungefähr  die  gleichen  Obliegenheiten  zu,  über  deren  Erfüllung 
er  in  gleicher  Weise  Bericht  erstattet,   wie  die   Inspektoren  in  den  Fabriken. 

V.  Schlussbemerkungen.  Voraussichtlich  dürfte  das  Inspektionswesen  in 
den  industriellen  Betrieben  mit  der  Zeit  eine  bedeutende  Umgestaltung  erfahren. 
Sie  wird  sich  zwar  langsam  und  schwer  vollziehen,  so  lange  die  Aufsicht  grossen- 
teils  Sache  der  Kantone  und  daher  ein  einheitliches  Vorgehen  ausgeschlossen 
ist  und  nicht  ein  allgemeines  Gewerbegesetz  des  Bundes  den  Arbeiterschutz 
auf  weitere  Kreise  ausdehnt,  als  die  vom  jetzigen  Fabrik-  und  Haftpflichtgesctz 
geschützten. 

Zum  mindesten  wird  aber  die  Frage  von  Zeit  zu  Zeit  auftauchen,  ob 
nicht  neue  Elemente  zur  Mitwirkung  bei  der  Aufsicht  heranzuziehen  seien  und 
wie  diese  verwendet  werden  sollen.  Nicht  minder  aber  dürfte  der  Gedanke 
zur  Sprache  kommen,  ob  nicht  der  Bund  Leuten,  die  sich  dem  Inspektions- 
dienst widmen  wollen.  Gelegenheit  schaffen  sollte,  für  die  immer  komplizierter 
werdenden  Funktionen  die  nötige  Vorbildung  zu  erlangen  oder  vielmehr  die 
Lücken  in  derselben  auszufüllen,  welche  sich  bei  jedem  Kandidaten  vorfinden 
werden.  Dies  erst  dann  zu  thun,  wenn  die  amtliche  Thätigkeit  den  ganzen  Mann 
beansprucht,  ist  eben  sehr  schwer,  zum  Teil  ganz  unmöglich. 

Vielfach  ist  auch  die  Ansicht  ausgesprochen  worden,  dass  eine  kompli- 
ziertere Gliederung  des  Inspektorats,  etwa  nach  englischem  Muster,  für  seine 
Wirksamkeit  von  Nutzen  sein  könnte.  Die  bisherigen  Ergebnisse  sprechen  aber 
dafür,  dass  eine  solche  Aenderung  überflüssig  sei  und  dass  am  meisten  von 
einer  sorgfaltigen  Auswahl  des  Inspektionspersonals  abhänge. 

V/.  Litteratur.  Berichte  der  Fabrikinspektoren  über  ihre  gemeinsame*  Reisen. 
Bern  1897.  —  "Jahresberichte  der  Fabrikinspektoren  von  /879-S/.  —  Zweijährige  Amts- 
berichte der  Fabrikinspektoren  von  1883  ff.  Aarau.  —  Zweijährige  Amtsberichte  der 
Kantonsregierungen  von  1S83  ff.  Aarau.  —  Schwei*.  Fabrikstatistik  von  1882,  /888, 
/Sqj,  tyor.  Bern.  —  V.  Adler,  Fabrikinspektion  in  England  und  der  Schweiz.  „Jahr- 
bücher für  Nationalökonomie  und  Statistik"  1884.  —  ö.  König,  Die  Durchführung  des 
Schweiz.  Fabrikgesetzes.  Berlin  i8qr.  —  F.  Schuler,  Die  Fabrikinspektion.  „Archiv  für 
sociale  Gesetzgebung  und  Statistik",  Bd.  II.  —  H.  Reichesberg,  Die  Durchführung  des 
gesetzlichen  Arbeiterschutzes  in  der  Schweiz.  „Schweiz.  Blätter  für  Wirtschafts-  und 
Socialpolitik"  1893,  II.  Bd.  —  Derselbe,  Die  Anwendung  des  eidg.  Fabrikgesetzes, 
ibid.  1901,  I.  Bd. 

Dr.  F.  Schuler,  gew.  Fabrikinspektor  des  I.  eidg.  /mspektionskreises,  Afollis. 
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Feldgemeinschaft. 

1.  Begriff.  —  II.  Arten  von  Gemeinschaften.  —  III.  Gemein-Eigcntum  und 
•  Besitz  von  Grundstucken.  —  IV.  Gemeineigentum  und  Sondcrbcsiu  von 
Grundstücken.  —  V.  Sondereigen  tum  und  Gemeinbesitz  von  Grundstücken. 
—  VI.  Littcr.itur. 

L  Begriff.  Der  produktive  Boden  scheidet  sich  in  Flur  und  Wald  aus. 
Ein  Flur-  oder  ein  Waldbezirk  bildet  für  die  Nutzung  entweder  ein  arron- 
diertes Grundstürk  oder  er  ist  in  mehrere  Grundstücke  abgeteilt.  Während 
in  den  Waldbezirken  die  Nutzung  eine  uniforme  ist,  können  in  den  Flurbezirken 
die  Grundstücke  je  nach  den  kulturgeographischen  und  socialökonomischen 
Verhältnissen  auf  den  Anbau  von  Kulturpflanzen,  somit  als  <  Felder  >  (vergl. 
«Feldwirtschaft»),  Gärten  oder  Weingärten,  oder  auf  Gewinnung  von  Natur- 
futter, als  Wiesen  oder  Weiden,  benutzt  werden.  Wer  die  Nutzung  eines  Grund- 
stückes rechtlich  ausübt,  ist  im  «Besitz»  desselben,  gleichviel,  ob  dieses 
Grundstück  eigenes  oder  anderer  «Eigentum»  ist.  Es  liegt  in  der  Natur  der 
Bodenbewirtschaftung,  dass  ordentlicherweise  der  Besitz  während  einer  Betriebs- 
periode nicht  wechselt  ;  allein  es  kommt  doch  noch  vor,  abgesehen  von  den 
Fällen,  wo  ein  Besitzeswechscl  selbstverständlich  stattfinden  muss  (bei  Todes- 
fällen, Kauf,  Tausch,  Gras-  und  Ernteganten  u.  s.  f.),  dass  der  Besitz  sich  nur 
auf  bestimmte  Zeiten  der  Betriebsperiode  bezieht.  Sowohl  Besitz  als  Eigentum 
können  einer  Einzelperson  (sei  es  auch  als  Familicnhaupt)  oder  aber  einem 
Verband  von  Personen,  einer  Gemeinschaft,  zustehen.  Die  Feldgemeinschaft  im 
Sinne  von  Gemein-Besitz  oder  -Eigentum  von  Grundstücken  der  Flurbezirke, 
also  nicht  bloss  im  Sinne  des  Wortlautes  als  Gemein-Besitz  oder  -Eigentum  von 
«Feldern»,  stellten  die  Agrikulturhistoriker  Hanssen  und  Roscher  als  Charak- 
teristikum einer  bestimmten  Kulturstufe  hin.  Wir  fassen  den  Ausdruck  Feld- 
gemeinschaft in  diesem,  nun  in  der  Wissenschaft  eingeführten  Begriff  auf. 

II.  Arten  von  Gemeinschaften.  Ks  kommen  hier  hauptsächlich  drei 
Arten  in  Betracht: 

a)  Die  historisch  begründeten  Gemeinschaften  (Gemeinden  und  gemeinde- 
ähnliche Korporationen).  Durch  Ansiedlungen  entstanden  Territorialgemeinden 
(Markgenossenschaften),  in  welchen  die  Grundstücke  der  Flurbezirke  nicht  alle 
an  Einzelpersonen  übergegangen  waren.  Das  Nutzungsrecht  an  den  nicht  zu- 
geteilten Stücken  war  nach  germanischem  Recht  ein  dingliches  (Realrecht), 
nach  römischem  Recht  ein  persönliches  (Personalrecht).  Indem  dann  der  Staat 
diese  Territorialgemeinden  mit  bestimmten  Aufgaben,  besonders  der  Armen- 
pflege und  der  damit  zusammenhängenden  Sicherheitspolizei,  betraute,  erhielten 
sie  öffentliche  Rechte  und  öffentliche  Pflichten  und  entwickelten  sich  zu  Bürger- 
gemeinden. Die  Mitgliedschaft  der  Bürgergemeinde  wurde  nun  nicht  mehr  durch 
blosse  Niederlassung  wie  in  der  alten  Territorialgemeinde.  sondern  durch  Ab- 
stammung oder  Flinkauf  erworben.  Das  Bürgerrecht  hat  sich  aber  nicht  überall 
nach  Markgenossenschaften  erhalten:  innerhalb  den  meisten  Markgenossen- 
schaften wurde  dasselbe  an  ganz  bestimmte  Orte  lokalisiert.  Neben  den  eigent- 
lichen Bürgergerneinden  entstanden  auf  verschiedene  Arten  Bürgerkorporationen, 
z.  B.  dadurch,  dass  die  Nachkommen  der  alten  Bürgergeschlcchier  die  Nutzuni; 
gewisser  Teile  des  Gemeingutes  ausschliesslich  für  sich  beanspruchten,  oder 
dass  verschiedene  Geschlechter  sich  speziell  noc  h  aus  konfessionellen  Gründen 
zusammenschlössen,  oder  dass  grosse  Bürgergemeinden  ihre  gemeinsame  Flur 
den  einzelnen  Ortschaften  zur  Benutzung  abteilten,  wodurch  die  Ortschaften, 
wenn  auch  für  die  Bürger  Freizügigkeit  herrsehte,  doch  engere  Korporationen 
bildeten.  Mit  der  Zunahme  der  öffentlichen  Lasten  der  Bürgergemeinden  musste 
zur  Deckung  der  diesbezüglichen  Auslagen  auch   ein  Teil  der  Erträgnisse  der 
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Gemeingüter  verwendet  werden.  Das  Bürgerrecht  bewirkte,  dass  in  den  Gegen- 
den mit  germanischer  Verfassung  das  Nutzungsrecht  vielfach  zu  einem  persön- 
lichen wurde ;  in  einzelnen  Gegenden  mit  ursprünglich  römischer  Verfassung 
ist  dagegen  gerade  durch  das  Bürgerrecht  das  Nutzungsrecht  an  öffentlichen 
Gütern  ein  dingliches  geworden;  so  finden  wir  z.  B.,  dass  in  Graubünden  die 
von  freien  Walscrn  gegründeten  Gemeinden  Alpen  mit  persönlichen  Nutzungs- 
rechten besitzen,  wahrend  in  romanischen  Gemeinden  die  Alpnutzungsrechte 
an  den  Liegenschaftsbesitz  im  Gemeindebann  (z.  B.  in  Celcrine  nach  der  Charta 
della  patrizium  dellas  alps  von  1532  an  Grundstücke,  in  Schuls  an  Häuser) 
gebunden  wurden. 

Durch  die  helvetische  Gesetzgebung  wurden  neben  die  Bürgergemeinden 
Territorialgcmeinden  gestellt  und  ersteren  von  den  staatlichen  Aufgaben  sozu- 
sagen nur  die  amtliche  Armenpflege  belassen.  Die  helvetischen  Grundsätze 
wurden  für  die  Entwicklung  des  Gemeindewesens  im  19.  Jahrhundert  mass- 
gebend, ja  Bern  und  Neuenburg  gingen  noch  weiter,  indem  sie  auch  den 
wesentlichsten  Teil  der  öffentlichen  Armenpflege  den  Bürgergemeinden  ab- 
nahmen und  den  Territorialgcmeinden  übertrugen.  Die  Bürgergemeinden  mussten 
in  verschiedenen  Kantonen  einen  Teil  ihrer  Güter  in  den  Dienst  der  Ein- 
wohnergemeinden stellen,  damit  letztere  die  übernommenen  öffentlichen  Lasten 
vollständig  zu  bestreiten  vermögen.  In  Bern  ordnete  z.  B.  das  Gemeindegesetz 
vom  6.  Dezember  1852  die  Ausscheidung  der  Gcmcindcgütcr  nach  ihrer  Bestim- 
mung zu  öffentlichen  Zwecken  oder  zu  Zwecken  der  Privatnutzung  aus;  die 
Güter  der  ersteren  Art  wurden  als  Eigentum  der  Einwohnergemeinde  erklärt, 
diejenigen  der  letztern  Art  verblieben  der  Bürgcrgemeindc.  Die  Güter  beider 
Gemeinden  werden  vorbehaltlich  des  Expropriationsreehts  in  den  Verfassungen 
gewährleistet.  Artikel  719  des  schweizerischen  Obligationcnrec  hts  bestimmt, 
dass  die  Verwaltung  und  Nutzung  der  liegenschaftlichen  Güter  der  Gemeinden 
und  gemeindeähnlichen  Korporationen  durch  das  kantonale  Recht  geordnet 
werde.  Die  Kantonsregierungen  üben  über  die  Verwaltungen  der  mit  öffent- 
lichen Rechten  und  öffentlichen  Pflichten  ausgestatteten  Gemeinschaften  nicht 
bloss  eine  Aufsicht  aus,  sondern  sie  können  dieselben  nötigenfalls  unter  Kuratel 
stellen.  Alle  Reglcmcnte  über  Verwaltung  und  Nutzung  bedürfen  daher  auch 
der  Sanktion  der  Regierung.  In  St.  Gallen  crliess  der  Regierungsrat  in  der 
Absicht,  dass  diese  Reglemente  nach  möglichst  gleichförmigen,  billigen  und 
gerechten  Grundsätzen  aufgestellt  werden,  unterm  8.  Oktober  1875  eine  sach- 
bezügliche Verordnung. 

b)  Die  Aktiengesellschaften  und  modernen  Genossenschaften.  Schon  ziem- 
lich früh  (bereits  Ende  des  18.  Jahrhunderls)  finden  wir  in  der  Schweiz  Feld- 
gemeinschaften, die  sich  auf  Anteilscheine  stützen.  Die  Grundsätze  für  die 
modernen  derartigen  Gemeinschaften  sind  im  26.  und  27.  Titel  des  schwei- 
zerischen Obligationenrechts  niedergelegt. 

c)  Kleinere  Personalvcrbände,  d.  h.  «  Einfache  Gesellschaft  >  (Obl.  Rech(, 
Art.  542)  etc.  In  der  Schweiz  kommt  es  in  neuerer  Zeit  ziemlich  häufig  vor. 
dass  ein  landwirtschaftlicher  Betrieb  auf  das  Risiko  zweier  oder  mehrerer 
Personen  erfolgt.  Offenbar  hat  der  Mangel  an  ländlichen  Arbeitern  dieser 
Associationsart  Vorschub  geleistet. 

III.  Gemeineigentum  und  Gemeinbesitz  von  Grundstücken.  Gemeinschaf- 
ten dieser  Art  treffen  wir  besonders  da,  wo  die  Nutzung  der  Grundstücke  am 
besten  als  ungeteiltes  Ganzes  erfolgt,  also  bei  Weiden.  In  der  Schweiz  muss 
man  zwischen  Weiden  im  Gebiet  des  beständig  bewohnten  Bodens  und  Alpen 
(d.  h.  Weiden  in  den  nur  während  den  Vegetationsperioden  bezogenen  Gebieten) 
unterscheiden. 

5'< 
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a)  Weiden  im  Gebiet  des  beständig  bewohnten  Bodens:  In  früheren  Zeiten 
waren  die  den  Gemeinden  und  gemeindeähnlichen  Korporationen  gehörenden 
Weiden  von  allergrösster  Bedeutung.  Diese  Allgcmeinweiden,  verkürzt  «  A 11- 
meinden»  oder  «Allmenden»,  mussten  bei  der  Zunahme  der  Bevölkerung  und 
des  dadurch  notwendig  gewordenen  intensiveren  Betriebes  mehr  und  mehr  dem 
Feldbau  zugewendet  werden  (vergl.  «Allmenden»).  Auf  der  andern  Seite  finden 
wir  aber  gerade  in  neuerer  Zeit  den  Zug,  gemeinschaftliche  Weiden  auf  der 
Basis  des  modernen  Genossenschaftswesens  zu  errichten  (Rindviehzuchtgenossen- 
schaften, Pferdezucht  genossenschaften). 

b)  Alpen:  Am  bedeutungsvollsten  sind  die  Alpen  von  Gemeinden  und 
gemeindcähnlichen  Korporationen  (Gemeinde-  und  Gemein- Alpen).  Weitaus  die 
grösste  Zahl  gehören  den  Bürgergemeinden  und  bürgerlichen  Korporationen. 
Die  Nutzung  der  Alpen  kann,  wie  wir  gesehen  haben,  nach  römischem  oder 
nach  germanischem  Recht  geordnet  sein.    Es  gibt  : 

A.  Alpen  mit  Nutzungsrechten  persönlicher  Natur: 

1.  Alpen,  bei  welchen  die  Nutzungsberechtigung  an  dag  Bürgerrecht  geknüpft  ist: 
a)  Alpen,  bei  welchen  vorbehaltlich  der  reglementarisch  festgesetzten  Bedingungen  (Wohn- 
sitz in  der  Gemeinde,  «igene  Haltung  von  Feuer  und  Licht.  Viehbesitz  etc.)  alle  Bürger  das 
Nutzungsrecht  beanspruchen  können,  b  )  Alpen,  bei  welchen  nur  einzelne  Bürger  ( solche 
mit  kleinem  Vermögen,  etc.)  Anspruch  auf  die  Nutzung  haben,  wie  die  sogenannten  Armen- 
alpen  in  Innerrhoden.  Zur  Erhaltung  und  Kräftigung  des  Kleinbaucrnstandes  verschaffte 
man  in  Appenzell  schon  im  XV.  Jahrhundert  dem  rarmen  gemeinen  Mann"  Gelegenheit  zur 
Sommerung  seiner  Viehhabe;  am  14.  März  1546  wurde  von  Abgeordneten  der  Kirchhöre 
Appenzell  eine  neue  Ordnung  Ober  die  Benutzung  der  gemeinen  Alpen  („Meglisalp".  „Seealp* 
und  „Garten*4)  aufgestellt.  Die  grossrätliche  Verordnung  vom  19.  Februar  1835  betreffend 
diese  Alpen  enthält  die  Grundsätze  für  die  Benutzung,  wie  sie  die  späteren  Erlasse  enthalten. 
Die  Hüttenrechte  stehen  nunmehr  einzelnen  Landlcuten  zu  und  sind  Privatrechte,  die  durch 
das  Alpbüchlein  (rev.  6.  IV,  1876)  bloss  einige  wenige  Beschränkungen  erleiden. 

2.  Alpen,  bei  welchen  das  Pcrsonalnutzungsrecht  nicht  an  das  Bürgerrecht  geknüpft  ist 

B.  Alpen  mit  Nutzungsrechten  dinglicher  Natur.  Solche  „Alpgcmeinden"  treten  in 
verschiedenen  Formen  auf.  z.  B.  im  Berne r  Oberland  als  Scygemcinden,  d.  h.  Korporationen, 
bei  welchen  die  zu  den  Privatgütern  gehörenden  Nutzungsrechte  auf  die  Alpen  nach  Häup- 
tern oder  Füssen  des  Viehs  summiert  sind. 

C  Alpen  mit  Nutzungsrechten  persönlicher  und  dinglicher  Natur.  Es  gibt  z.  B. 
Alpen  mit  Personalnutzungsrechten  der  Bürger,  bei  welchen  aber  auch  Liegenschaften  be- 
sitzenden Nichtbürgern  bestimmte  Rechte  eingeräumt  werden,  und  Alpen  mit  Personal- 
rechten,  wo  aber  die  Nutzung  von  der  Grösse  des  Grundbesitzes  abhängig  ist,  etc.  etc. 

Die  Alpen  können  nur  von  Viehbesitzern  und  bloss  in  den  Rahmen  der 
Ertragsfähigkeit  benutzt  werden.  Die  Bestossungsvcrhältnisse  werden  zeitweise 
neu  geregelt,  z.  B.  alle  10  Jahre  in  oberengadinischen  Gemeinden  («rataeda 
decena»)  und  in  Brigcls  (« ulivazium »).  Das  Gesetz  betreffend  die  Benutzung 
der  Alpen  von  Glarus  aus  dem  Jahre  18bl  bestimmt,  dass  alle  20  Jahre  eine 
Revision  des  Alpurbars  stattlinden  müsse,  und  es  haben  in  diesem  Kanton  die 
Wahlgeineindcn  je  zwei  sogenannte  Alpzähler  zur  Ueberwachung  der  Alpen 
vor  Ueberbesatz  zu  ernennen  (vergl.  Instruktion  für  die  Alpzähler  vorn  26.  April 
1850).  Der  Umstand,  dass  nicht  alle  Nutzungsberechtigten  in  der  Lage  sind, 
Vieh  zu  halten,  und  also  ihre  Rechte  an  die  Alpen  nicht  auszuüben  vermögen, 
rief  in  vielen  Gemeinden  einem  Ausgleich.  Dieser  Ausgleich  besteht  in  der 
Erhebung  einer  Weidetaxe  zu  Gunsten  der  Gemeindekasse,  und  dies  führte 
rlazu,  dass  in  einzelnen  Orten  die  Alpen  von  Bürgergemeinden  auch  von  Nicht- 
bürgern benutzt  werden  konnten.  Im  allgemeinen  besteht  für  die  Benutzung 
der  Alpen  der  Grundsatz,  dass  nur  das  in  der  Gemeinde  gewinterte  Vieh  auf- 
getrieben werden  dürfe;  dieser  Grundsatz  wurde  in  der  sogenannten  Ober- 
liasler- Konzession  sogar  als  Kommunalgesetz  hingestellt. 
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Für  die  Alpen  bestehen  vielerorts  noch  Frohndcn,  d.  h.  Arbeitsleistungen 
der  Nutzungsberechtigten,  z.  B.  Herstellung  der  Alpwege,  Einfriedigen,  Säubern 
und  Räumen  des  Weidebodens  etc.  (s.  <  Alp  Wirtschaft  >). 

Die  Korporation  Uri  und  der  alte  Bezirk  Schwyz  bildeten  bis  in  die 
neuere  Zeit  als  alte  Markgenossenschaften  je  nur  eine  Bürgergemeinde  und 
erst  durch  die  Anforderungen  des  Niederlassung»-  und  Annenwesens  lösten 
sich  dieselben  in  den  Tcrritorialgemeinden  korrespondierende  Bürgergemeinden 
auf.  Die  Alpen  wurden  jedoch  von  dieser  Organisation  nicht  berührt.  In  Schwyz 
bilden  die  Bürgergcschlechter  der  Steiner-,  Neu-,  Alt-,  Niederwasser-  und 
Muotathaler -Viertel ,  sowie  sechs  Geschlechter  des  Arter- Viertels  die  Ober- 
allmeindkorporation,  die  Geschlechter  des  Arter-Viertels,  mit  Ausnahme  jener 
sechs,  die  Unterallmeindkorporation ;  jede  dieser  Korporationen  verwaltet  die 
ihr  zugewiesenen  Alpen.  Die  Korporation  Uri  hatte  nach  einer  Erhebung  von 
1851  zu  vergeben:  3199  Alprechte  auf  Senntenalpen  und  1340  auf  Galtvieh- 
alpen («Hirtenen>);  aus  dem  Wert  dieser  Alprechte  berechnete  Nationalrat 
F.  Lusser,  dass  die  Korporationsalpcn  ein  Kapital  von  Fr.  2,269,500  repräsentieren. 

In  der  zweiten  Hälfte  des  XIX.  Jahrhunderts  machten  sich  Bestrebungen 
geltend,  in  der  Hebung  der  Viehzucht  genossenschaftlich  vorzugehen;  es  ent- 
standen zunächst  einige  Viehzuchtgcsellschaften,  die  bald  die  Vorteile,  welche 
für  die  Veredlung  des  Viehs  in  der  Alpsömmcrung  liegen,  erkannten  und  des- 
halb sich  auch  Alpen  erwarben.  So  kaufte  1863  die  oberaargauischc  Vieh- 
zuchtgescllschaft  die  Arnialp,  1865  die  Viehzuchtgescllschaft  des  Kantons 
.Aargau  die  Alp  Wcrnisegg  bei  Lutheren.  Nachdem  die  schweizerische  Milch- 
wirtschaft durch  die  Konkurrenz  einen  Rückschlag  erlitten,  wandte  man  der 
Viehzucht  eine  noch  grössere  Aufmerksamkeit  zu,  und  es  entstanden  infolge 
dessen  in  dem  letzten  Dezennium  des  XIX.  Jahrhunderts  eine  Reihe  Vichzucht- 
genossenschaften  auf  moderner  Basis,  von  denen  einige  Alpen  kauften  oder 
von  öffentlichen  Korporationen  {Gemeinden  etc.)  pachteten.  Im  Kanton  Bern 
z.  B.  erwarben  oberaargauischc  Viehzuchtgenossenschaften  die  Alp  Schmieden- 
matt  bei  Rumisberg  und  die  Zuchtgenossenschaft  Grasswyl  (Seeberg)  eine  Alp 
in  der  Gemeinde  Plaffeycn.  Die  Zucht-  und  Alpgenossenschaft  Grasswyl  (Han- 
delsregister 18.  III.  1897)  kaufte  für  Fr.  23,000  cirka  250  Jucharten  Alpweiden 
und  gab  55  Anteilscheine  dafür  aus.  Die  Anteilscheine  wurden  von  23  Genossen- 
schaftern übernommen;  jeder  Anteilschein  berechtigt  und  verpflichtet  zur  Somme- 
rung eines  Stücks  Jungvieh.  Die  Inhaber  der  Anteilscheine  haften  für  sich  nach 
der  Zahl  der  Scheine  und  solidarisch  bis  zur  gänzlichen  Abtragung  der  Gcnossen- 
srhaftssehuldcn.  Die  Mitgliedschaft  erlischt  mit  der  Entäusserung  der  Anteilscheine. 

Gcmein-Eigcntum  und  -Besitz  an  bewirtschaftetem  Boden  überhaupt  kommt 
häufig  bei  kleineren  Pcrsonalvcrbänden  vor,  während  die  Liegenschaften  der 
geistlichen  Korporationen  meist  einem  besonderen  Verwalter  zur  Bewirtschaftung 
übertragen  sind. 

IV.  Gemeineigentum  und  Sonderbesitz  von  Grundstücken.  Schon  im 
X  V 1 1 1  -  Jahrhundert  begann  bezüglich  der  Gemeingüter  ein  agrarer  Kampf,  in- 
dem die  nichtviehbesitzenden  Antcilhaber  auch  einen  Nutzen  von  den  « All- 
menden »  beanspruchten.  Durch  das  in  den  1760er  Jahren  von  dem  Frauenfeldcr 
Syndikat  gefällten  Urteil  in  Sachen  der  Ein-  und  Ausleger  im  Rheinthal  wurde  der 
Austeilung  von  Allmenden  als  Pflanzland  an  Nichtviehbesitzer  Bahn  gebrochen. 
In  Bern  gelangte  die  Frage  der  Allmendverteilung  durch  von  Grafenried-Burgi- 
stein  1764  sogar  im  Grossen  Rat  zur  Verhandlung;  als  Frucht  derselben  wurde 
eine  spezielle  Kommission  zur  Besorgung  der  aus  der  Verteilung  dem  Staate 
erwachsenden  Geschäfte  (Landesök«  »nomiekommission)  eingesetzt.  Die  helvetische 
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Regierung  stellte  in  einem  Gesetz  vom  4.  Mai  1799  betreffend  Uebcrwachung  und 
Anpflanzung  der  Gemeindegüter  den  Grundsatz  auf,  dass  jeder  Antcilhaber  an 
einer  Allmend  eine  Parzelle  zur  Benutzung  als  Pflanzland  verlangen  könne. 
Dieser  Grundsatz  ging  später  auch  in  kantonale  Gesetzgebungen  über ;  der- 
selbe wurde  aber  nicht  überall  gleich  interpretiert,  indem  in  einzelnen  Orten 
Parzellen  bloss  zur  Nutzung  auf  bestimmte  Zeit,  andern  Orten  dagegen  als 
Eigentum  abgetreten  wurden.  In  Steinhausen  (Kt.  Zug)  wurden  z.  B.  die  Gemein- 
güter schon  unterm  13.  Oktober  1800  aufgehoben,  d.  h.  als  Sondereigentum 
ausgeteilt.  Da,  wo  das  Land  im  Gemeineigentum  verblieb,  kamen  hin  und 
wieder  Bodenabtretungen  für  Privatbauten  und  für  Anpflanzung  von  Bäumen 
vor.  In  solchen  Fällen  war  der  Boden  so  lange  Privateigentum,  als  die  betref- 
fenden Gebäude  und  Bäume  standen.  Die  vielen  civilrechtlichen  Streitigkeiten, 
die  aus  diesen  Verhältnissen  entstunden,  veranlassten  einzelne  Kantone,  gesetz- 
liche  Vorschriften  hierüber  zu  erlassen;  so  werden  z.  B.  in  St.  Gallen  keine 
Reglementc  mehr  genehmigt,  welche  derartige  Bodenabtretungen  vorsehen. 
Die  reglementarischen  Bestimmungen  der  Gemeinden  oder  gemeindeähnlichen 
Korporationen  verlangen  bezüglich  der  Zuweisung  von  Pflanzland  (Parzellen) 
von  den  Ansprechcrn  in  der  Regel,  dass  sie  in  der  Heimatgemeinde  ansässig 
sind  und  einen  eigenen  Haushalt  führen.  Vielfach  wird  auch  bei  der  Land- 
zuweisung auf  die  Vermögensverhältnisse  der  Petenten  Rücksicht  genommen. 
Die  für  die  Nutzung  geforderte  Ansässigkeit  in  der  Heimatgemeinde  ist  im 
Wesen  der  Bürgergemeinde  und  bürgerlichen  Korporationen  begründet :  dass 
sich  aber  die  Kantonsbürger  trotz  dem  verlockenden  Burgcrnutzcn  nicht  an  die 
engste  heimatliche  Scholle  binden  lassen,  geht  aus  der  grossen  Bevölkerungs- 
bewegung in  der  Schweiz  hervor.  Die  Statistik  hat  auch  nachgewiesen,  dass 
die  Requisite  c  Führung  eines  eigenen  Haushalts»  und  «Verheiratung»  nicht 
jenen  Einfluss  auf  Gründung  von  Haushaltungen  und  Eingehung  frühzeitiger  und 
leichtsinniger  Ehen  haben,  wie  ihnen  oft  unterschoben  wird.  Mehr  und  mehr  ist 
man  auf  den  Standpunkt  gekommen,  dass  bei  der  Zuweisung  der  Landparzellcn 
vor  allem  aus  die  weniger  bemittelten  Ansprecher  berücksichtigt  werden  sollen. 
Für  die  ärmere  Volksklassc  der  Landgemeinden  (ländliche  Arbeiter,  Kleinhand- 
werker)  ist  es  unbestritten  von  grosser  Bedeutung,  wenn  ihr  Gelegenheit 
geboten  wird,  einen  Teil  der  Lebensmittel  selbst  zu  produzieren.  Es  bildet  dies 
einen  Faktor,  dem  herrschenden  Zug  nach  den  Städten  und  Industriezentren 
einigermassen  einen  Damm  entgegenzusetzen.  In  verschiedenen  Gegenden  von 
Graubünden  werden  schon  längst  die  Gemcindelosc  nur  an  niehtalpbenutzende 
ärmere  Bürger  vergeben.  Das  bernische  Gesetz  über  das  Armen-  und  Xieder- 
lassungswesen  vom  28.  November  1897  mthebt  diejenigen  Bürgergemeinden. 
welche  die  Nutzung  der  Bürgergüter  nur  den  Aermcrcn  zuwenden,  von  der 
Beitragspflirht  an  die  Kosten  ihrer  auf  den  Etats  der  dauernd  Unterstützten 
aufgenommenen  Angehörigen.  —  Die  Parzellen  weiden,  auf  bestimmte  Zeit 
oder  lebenslänglich,  unentgeltlich  oder  gegen  einen  ganz  kleinen  Pachtzins  den 
Berechtigten  zur  Benutzung  überlassen.  Nach  dem  freiburgischen  Gr*meinde- 
gesetz  von  1894  kann  der  Staatsrat  alle  dreissig  Jahre  eine  Neuzuteilung  an- 
ordnen. Die  Erlenallmendkorporation  Richtersweil  liess  auf  Martini  1885  ihre 
210  Lose  auf  zwanzig  Jahre  unter  die  Berechtigten  verteilen.  Auch  die  da» 
sogenannte  Dorfgut  Meilen  besitzende  Geschlechterkorporation  hat  einen  zwanzig- 
jährigen Benutzungsturnus  (vergl.  Dorfurbarium  vom  15.  März  1896). 

Nach  dem  Vorbild  der  Shaker-Gemeinden  in  Nordamerika  und  der  «Kawcah- 
Kolonie»  in  Südkalifornien  entstand  1893  auf  Initiative  von  Fr.  Fellenberg  und 
J.  Sponheimer  durch  cirka  zwanzig  Reichsdeutsche  auf  dem  Schökfeld  bei  Bulach 
(Kt.  Zürich»  die  erste  «deutsche  vegetarische  Siedlung».  Diese  Genossenschaft 
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gibt  ländliche,  zum  Obst-  und  Gemüsebau  eingerichtete  Heimstätten  an  die 
Mitglieder  in  Dauerpacht  ab.  Der  Verkauf  von  Produkten  aus  den  einzelnen 
Heimstätten  erfolgt  genossenschaftlich;  der  von  der  «Obstbaugenossenschaft 
Heinigarten»,  wie  der  offizielle  Name  lautet,  erzielte  Reingewinn  wird  zu 
für  Aeufnung  des  Reservefonds  und  zu  */*  für  Wohlthätigkeitseinrichtungen  in 
der  Kolonie  verwendet.  Der  Zweck  der  Genossenschaft  ist:  die  Vereinigung 
von  Vcgetarianern  zur  Erziclung  angenehmer  und  gesunder  Lebensbedingungen 
durch  gesellschaftliches  Zusammenwirken  unter  Wahrung  der  Individualität. 

Eine  alte  Feldgemeinschaft  ist  die  Riedgemeinde  in  Innerrhoden.  1483 
stifteten  Walther  um!  Adelheid  Küchenmeister-Haumann  ein  Stück  Land  zur 
Nutzniessung  für  jene  Armen  im  Lande,  welche  verehelicht  sind,  im  Kreise 
Ried  wohnen  und  nicht  über  Fr.  3000  Vermögen  besitzen.  Dieses  Gemeinland 
umfasst  je  270  obere  und  untere  Parzellen  (>  Brachen»,  wenn  mit  Wohnhaus 
«Garten»)  ä  5000  bis  8000  Quadratfuss  (450  bis  720  m*)  Flächeninhalt.  Es 
werden  je  eine  obere  und  eine  untere  Brache  zusammen  vergeben;  der  Ertrag 
an  Heu  und  Emd  aus  diesen  beiden  Stücken  ist  auf  8  bis  9  Zentner  geschätzt. 
Die  auf  diesen  Parzellen  stehenden  Gebäulichkeitcn  gehören  mit  Ausnahme 
eines  Stadels  nicht  der  Gemeinschaft  und  der  Boden  kann  somit  in  die  Hypo- 
theken, welche  auf  den  Gebäuden  haften,  nicht  einbezogen  werden.  Auf  jeder 
untern  Brache  müssen  wenigstens  zwei  Obstbäume  stehen. 

Die  einzelnen  Gemeinden  gehörenden  Wildhcubezirkc  werden  entweder 
durch  Lose  für  den  Heuraub  verteilt,  oder  der  Heuraub  wird  von  einem  be- 
stimmten Termin  hinweg  freigegeben.  Einige  Kantone,  z.  B.  Glarus  (d.  d.  1865), 
haben  über  den  Wildheuet  Gesetze  erlassen. 

Einzelne  Gemeinden,  namentlich  die  Städte,  verpachten  das  Gcmeinland 
zu  möglichst  hohen  Zinsen,  und  der  Ertrag  wird  im  Interesse  der  Antcilhaber 
verwendet. 

V.  Sondereigentum  und  Gemeinbesitz  von  Grundstücken.  Häutig  kommt 
es  vor,  dass  Privateigentum  an  Gemeinschaften  verpachtet  wird.  Zwei  oder 
mehrere  Personen  übernehmen  öfters  Privatgüter  zur  gemeinsamen  Bewirt- 
schaftung; häufig  tritt  aber  auch  der  Fall  ein,  dass  Gemeinden  für  den  Betrieb 
von  Anstalten,  besonders  Armen-  und  Waiscnanstaltcn,  und  Gesellschaften  für 
Ausübung  von  sogenannten  landwirtschaftlichen  Industrien  etc.  Güter  von  Pri- 
vaten in  Pacht  nehmen. 

Eine  besondere  Form  von  Feldgemeinschaft  bildet  das  Halbpachtsystcm. 
Bei  den  Halbpachten,  bei  welchen  das  Gut  Privateigentum  ist,  nimmt  der  Eigen- 
tümer an  der  Benutzung  mit  einem  Dritten  (Pächter)  gemeinsam  Anteil,  so 
dass  man  also  hier  einen  Fall  von  Sondereigentum,  aber  Gemeinbesitz  hat. 

Während  in  den  soeben  erwähnten  Fällen  der  Gemeinbesitz  sich  auf  ganze 
Betriebsperioden  erstreckt,  hat  man  in  der  freien  Azung  auf  Privatgütern 
(«Gemeinazung»,  «Trätt»,  «Weidedienstbarkeit»  ;  «Communes»,  »Droit de pacage», 
«Vaine  pature »,  « Parcours  » ;  «Pascolo»,  «Trasa»;  «ßual»,  «Powal»)  Gemein- 
besitz für  bestimmte  Zeiten  innerhalb  den  Betriebsperioden.  Die  freie  Azung 
kannte  man  früher  in  den  meisten,  aber  doch  nicht  in  allen  Kantonen;  sie 
wurde  in  der  ersten  Hälfte  des  XIX.  Jahrhunderts  vielerorts  gesetzlich  auf- 
gehoben (vergl.  «Ablösung  der  Reallasten»).  Gegenwärtig  besteht  sie  fast 
nur  noch  in  den  Kantonen  Graubünden,  Tessin  und  Neuenburg.  In 
Neuenburg  enthält  der  Code  rural  in  Ersetzung  des  «Dekret  du  18  juin  1808 
concernant  le  parcours  du  b<5tail »  die  Bestimmung,  dass  die  Gemeinde- 
behörden innerhalb  ihres  Gemeindebannes  den  Weidgang  zu  regeln  haben 
und  der  Conseil  g<*n<5ral  denselben  ganz  aufzuheben  ermächtigt  sei.   In  Tessin, 
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erfuhr  die  freie  Atzung  durch  ein  Gesetz  vorn  13.  Juni  1853  (Riscatto  obli- 
gatorio  dcl  diritto  di  pascolo,  cd  abolizionc  delia  Trasa)  eine  grosse  Beschrän- 
kung. In  Graubünden  wurde  die  Loskäuflichkeit  der  Gcmeindeazung  schon  in 
der  1815er  Verfassung  garantiert.  Wenn  auch  einzelne  Gemeinden  in  der  Ab- 
schaffung vorgingen,  so  wurde  im  Laufe  des  XIX.  Jahrhunderts  vom  Bündncr- 
yolk  die  gänzliche  Beseitigung,  wie  sie  in  bezüglichen  Gesetzesvorlagcn  postuliert 
war,  doch  verschiedene  Male  abgelehnt,  z.  B.  1871  mit  7590  gegen  3055  Stim- 
men. Unter  Gemeinazung,  wie  sie  in  Graubunden  besteht,  versteht  man  das 
den  Gemeinden  zustehende  Recht,  den  Einwohnern  zu  erlauben,  auf  den 
Privatgütern  im  Frühling  und  Herbst  das  Vieh  allgemein  weiden  zu  lassen. 

In  Graubünden  kam  die  freie  Azung  erst  nach  der  grossen  Pest  (anfangs 
des  XVII.  Jahrhunderts),  als  für  den  Landbau  Arbeitskräfte  mangelten,  auf.  Sie 
wurde  aus  freiem  Convcnium  gewährt ;  noch  in  der  ersten  Hälfte  des  XIX.  Jahr- 
hunderts wurde  in  einzelnen  Thälern  Beginn  und  Schluss  der  Azung  von  den 
Gutsbesitzern  und  nicht  von  der  Gemeinde  bestimmt.  Nachdem  die  Azung  zur 
Gemeindesache  geworden,  wurde  sie  vielerorts  eher  noch  ausgedehnt,  indem 
die  Kleinviehbesitzer  nur  darauf  Rücksicht  nahmen,  dass  die  Tiere  Nahrung 
finden,  und  nicht,  ob  die  Atzung  Schaden  bringe.  Carl  Ulysses  von  Salis- 
Marschlins  bemerkt  im  «Neuen  Sammler»  (Bd.  I,  pag.  298  ff.)  bezüglich  der 
Azung,  dass  «nicht  leicht  etwas  gedacht  werden  kann,  welches  der  gesunden 
Vernunft  entgegengesetzter  und  mit  den  Grundsätzen  der  erfahrungsmässigen 
Landwirtschaft  unvereinbarer  wäre»,  dass  aber  der  Charakter  der  Azung  als 
eine  Art  Besitzesrecht,  welches  freilich  nur  durch  verjährten  Missbrauch  und 
abgedrungen  zu  einem  solchen  geworden,  es  nicht  gestatte,  die  Azung  ohne 
verhältnismässige  Entschädigung  abzuschaffen.  Manche  Gemeinden  haben  die 
Frühling-  oder  Herbstazung  aufgehoben,  oder  die  Azung  auf  gewisse  Komplexe 
beschränkt.  Die  gänzliche  Abschaffung  der  Azung  liegt  im  Interesse  der  Ge- 
meinde selbst;  es  treffen  hier  zwei  Axiome  in  der  Staatsordnung  zusammen: 
die  öffentliche  Wohlfahrt  verlangt  die  Beseitigung,  die  Fürsorge  vor  Verarmung 
jedoch  die  Beibehaltung,  und  hier  muss  der  Staat  einen  Ausgleich  herbeiführen. 
Dieser  Ausgleich  kann  dadurch  gemacht  werden,  dass  die  Summen  für  den 
Loskauf  der  Atzung  der  Armenkasse  zugewendet  werden,  dass  die  Armen  für 
Nichtbenutzung  der  Alpen  entschädigt  werden  und  dass  diesen  vom  Gemeingui 
Pflanzland  zugeteilt  wird. 

VI,  Litteratlir.  Fl.  Lusser,  Die  Gemeindekorporationsgüter  und  derem  Benutzung, 
Referat  iSÖÖ.  —  Absehmitte :  Alpgenossenschaften  in  Uri,  vom  Fl.  Luster,  und  Nutzung*- 
Verhältnisse  des  bürgert.  Korporationsgutes  in  Graubünden,  von  Valentin,  in  „Allgemeine 
Beschreibung  und  Statistik  der  Schweis",  Bd.  II.  Zürich  /S?j.  —  A.  r.  WnikOWtkl,  Die 
Verfassung  der  Land-,  Alpen-  und  Forstwirtschaft  der  deutschen  Schweix  im  ihrer 
geschichtl.  Entwicklung.  Basel  1878.  —  Botschaft  von  Landammann  und  Regierungsrat 
von  St.  Gallen  betr.  Normativbestimmungen  für  Aufstellung  von  Genossenreglemeuten 
vom  8.  Oktober  /S^j.  —  Wild,  Die  Nuttniessung  der  Genossenschaftsgüter  im  Kanton 
St.  Gallen.  Gossau  /87g.  —  Anderegg,  Cemenisch,  Florin,  Ortend!  u.  r.  Toggenburg,  Berichte 
und  Anträge  an  die  bündnerische  Regierung  von  der  „Volkswirtschaft l.  Kommission  des 
Kantons  Graubünden" :  Abschnitte  Gemeinatung.  Chur  /88j.  —  J.  Flitter,  Der  Kampf 
um  den  Weidgang  in  Graubünden.  Artikelserie  vom  Sept.  f88j  im  der  „Neuen  Zürcher 
Zeitung".  —  Frenz  Zeiger,  Die  Alpgenossenschaften  in  Nidwaiden,  in  „Beiträge  xur 
Geschichte  Nidwaldens"  7888/89.  -  Anderegg,  Schweis.  Alpwirtschaft,  Abschnitt :  Die 
Rechts-  und  Besilsesverhältnisse  und  die  Verwaltung  in  den  Schweis  er  alpen,  Bd.  II, 
S.  Ö2J  ff.  Bern  1808.  —  Fr,  Fellenberg,  Der  Heimgarten,  ein  Beispiel  praht.  Bodenreform, 
in  ny.  Sponheimers  Monatsschrift  zur  Förderung  ländl.  Siedlung  sthätigheit* ,  yahrg.  I. 
Berlin  n)00  u.  tgor,  —  Vergl.  auch  die  Litleralur  zu  den  Artshein  „Allmenden*  und 
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Feldpolizei. 

I.  Begriff  und  Geschichtliches.  —  II.  Kantonale  und  Gemeinde- 
Vorschriften  betreffend  Feldpolizei.  —  III.  Behörden  und  Organe.  — 
IV.  Bussbeatimmungen.  —  V.  Kosten  der  Feldpolizei.    ■  VI.  Litterntur. 

I.  Begriff  und  Geschichtliches.  Zur  Feststellung  des  Begriffes  « Feld- 
polizei» muss  zunächst  ein  kurzer  Ueberblick  über  den  Landeskulturschutz 
gegeben  werden.  Der  produktive  Boden  und  die  auf  demselben  stehenden 
Kulturen  sind  bekanntlich  verschiedenen  Gefahren  ausgesetzt:  Elemcntarereig- 
nisse,  wie  Frost,  Hochgewitter.  Bergstürze,  können  die  Kulturen  schädigen  oder 
gar  vernichten,  selbst  den  Boden  auf  Zeiten  hinaus  der  Pruduktionsfähigkeit 
berauben:  tierische  und  pflanzliche  Schädlinge  können  dem  Gedeihen  der  Nutz- 
pflanzen hindernd  entgegenstehen,  die  Ernten  schmälern,  Nutztiere  (Wild,  un- 
beaufsichtigte Haustiere)  können  einen  empfindlichen  Kulturschaden  anrichten; 
Nachbaren  können  durch  rücksichtslose  Benutzung  ihres  Grund  und  Bodens  die 
Kulturen  anderer  benachteiligen;  Dritte  können  ohne  böswillige  Absicht  den 
Kulturbeständen  Schaden  zufügen;  Dritte  können  aber  auch  absichtlich  sich  am 
Eigentum  anderer  vergreifen.  Die  Schädigungen  lassen  sich  im  allgemeinen  in 
zwei  Hauptgruppen  bringen:  in  solche,  die  durch  höhere  Gewalt  hervorgerufen 
werden,  und  in  solche,  welche  durch  Menschen  verursacht  werden. 

Gegen  Schädigungen  ersterer  Art  wird  in  der  Schweiz  der  Pächter  eines 
landwirtschaftlichen  Grundstückes  dadurch  einigermassen  geschützt,  dass  er 
nach  Art.  308  des  Obligationenrechts  einen  verhältnismässigen  Pachtzinsnach- 
lass  fordern  kann.  Die  Schädigungen  letzterer  Art  werden  je  stärker  das  Rechts- 
gefühl im  Volke  sich  entwickelt  hat,  desto  weniger  vorkommen.  Schule  und 
Kirche  haben  hier  ein  grosses  Arbeitsfeld ;  die  Anbelehlung  des  Landcskultur- 
schutzes  durch  Geistliche  am  eidgenössischen  Bettag,  die  Alpsegnungen  und 
die  Bittgänge  in  katholischen  Gegenden  (z.  B.  verzeichnet  der  Milano  sacro 
ossia  Stato  del  Clcro  etc.,  18b7,  die  Bittgäng  von  Airolo  und  Urscrn  nach 
der  Gotthardkapelle  und  von  Quinto  nach  dem  Bethaus  San  Carlo  auf  der 
Prioraalp)  wirken  vorteilhaft  auf  die  Belebung  des  Rechtsgefühls.  Bei  ausser- 
ordentlichen Kulturschaden  äusserte  si'h  auch  stets  das  Gefühl  der  Solidarität 
der  Schweizer  in  den  opferwillig  angeordneten  Liebcsgabensammlungcn.  Wir 
erinnern  hier  an  die  Sammlungen  zu  Gunsten  der  Wasserbeschädigten  vom 
Herbst  1868.  Die  .damaligen  Wasserverheerungen  haben  das  Volk  von  der 
Notwendigkeit  der  Verbaue  und  Aufforstungen  im  Hochgebirge  überzeugt.  Aus 
den  geflossenen  Liebesgaben  wurde  die  sogenannte  Hüllsmillion  mit  der  Be- 
stimmung, derartige  Werke  auszuführen,  ausgeschieden.  Bei  näherer  Prüfung  der 
Frage,  wie  diese  Hülfsmillion  zu  verwenden  sei,  erwies  sich  der  Fond  auch 
nur  für  das  Notwendigste  bei  weitem  nicht  als  genügend  und  es  wurde  des- 
halb unterm  27.  Juli  1871  der  Bundcsbeschluss  gelässt : 

Es  sei:  a)  dem  Bundesrat  ein  ständiger  Budgetkredit  von  Fr.  100,000  zur  Unter- 
stützung von  solchen  Werken  allgemein  schweizerischen  Interessen  zu  eröffnen;  b)  aus  den 
nicht  verwendeten  Summen  dieses  Kredites  und  den  Zinsen  der  Hülfsmillion  ein  allgemeiner 
Schutzbautenfond  zu  bilden;  c)  jedem  der  1868  heimgesuchten  Kantone  ein  bestimmter  Teil 
der  Hülfsmillion  für  bis  Ende  1877  auszuführende  Arbeiten  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Bei  der  Bewegung  für  Revision  der  Bundesverfassung  wurde  von  Staats- 
männern gewünscht,  es  möchte  der  Erlass  gesetzlicher  Bestimmungen  über  Ver- 
baue und  Aufforstungen  im  Hochgebirge  in  die  Bundesbefugnissc  gestellt  werden. 
Ein  vom  schweizerischen  Forstverein  mit  Eingabe  vom  27.  Januar  1871  vor- 
geschlagener Verfassungsartikel  wurde  dann  als  Art.  24  in  die  Verfassung  von 
1874  aufgenommen.  Wenn  im  Handbuch  des  schweizerischen  Bundesstaatsrechts 
von  Blumer  und  Morel  (II.  Bd.,  pag.  201  —  Basel  1880)  bemerkt  wird,  dass  für 
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die  Ausdehnung  der  Oberaufsicht  des  Hundes  auf  die  Waldungen  im  allgemeinen 
kein  Anhaltspunkt  vorliege  und  es  zu  bezweifeln  sei,  ob  die  Forstwirtschaft  der 
Schweiz  unter  Bundeskontrolle  bessere  Ergebnisse  erzielen  werde,  so  erachtete 
man  es  doch  von  Wichtigkeit  für  den  Landesschutz,  den  Verfassungsartikel  24 
unterm  11.  Juli  1897  dahin  zu  revidieren:  der  Hund  habe  allgemein  das  Recht 
der  Überaufsicht  über  den  Wasserbau  und  die  Forstpolizei. 

In  Glarus  wurde  unterm  4.  Mai  1890  ein  Gesetz  über  die  obligatorische 
Bildung  von  Korporationen  aus  den  beteiligten  Gemeinden  oder  Tag  wen  und 
Liegenschaftsbesitzer  zum  Schutzverbau  gegen  Flimsen,  Erdrutschungen,  Runsen, 
sowie  von  Wild-  und  Waldbächcn  erlassen. 

In  engem  Zusammenhang  mit  den  Verbauen  und  Aufforstungen  stehen  die 
Flusskorrektionen.  Ücr  denkwürdige  Bcsehluss  der  Tagsatzung  vom  28.  Juli  1804 
zur  Unterstützung  der  Linthkorrcktion  wurde  vom  schweizerischen  Hundesrat 
als  leuchtendes  Heispiel  genommen;  sobald  Subventionsgesuche  für  solche  Fluss- 
korrcktionen,  die  im  Interesse  eines  ganzen  Landcsteiles  lagen,  eingereicht 
wurden,  kamen  die  Bundesbehörden  auch  sofort  entgegen  (Rhein-,  Rhone-, 
Juragewässer- Korrektionen  etc.). 

Durch  das  Ausführungsgesetz  des  Art.  24  betreffend,  die  Wasserbaupolizei 
vom  22.  Juni  1877  wurde  die  Bcitragslcistung  des  Bundes  für  Flusskorrektioncn 
und  Wildbachverbaue  allgemein  reglicrt  und  es  trat  der  obenerwähnte  Bundcs- 
bcschluss  vom  21.  Juli  1871  ausser  Kraft.  Bei  Klusskorrektionen,  Verbauen  und 
Aufforstungen  kam  wiederholt  das  eidgenössische  Expropriationsgesetz  vom 
1.  Mai  1850  zur  Anwendung. 

In  verschiedenen  Kantonen  ist  das  Wuhrwesen  gesetzlich  geordnet. 
Die  nidwaldnerische  Verordnung  betreffend  Hülfeleistung  bei  Ausbrüchen  des 
Aawassers  vom  23.  August  1847  sieht,  wenn  nötig,  regicrungsrätlich  zu  bewil- 
ligende Beitrage  vor.  Das  aargauische  Flurgcsctz  verpflichtet  die  Rcbbcrg- 
besitzer,  auf  Verlangen  der  Beteiligten,  zum  Schutze  gegen  Abschwemmungen 
die  erforderlichen  Vorrichtungen  zu  treffen.  Das  Flurgesetz  von  Schaffhausen 
gibt  dem  Eigentümer  eines  an  einem  Gewässer  liegenden  Grundstückes  die 
Berechtigung,  Schutzmassregeln  vorzunehmen,  jedoch  so,  dass  andere  Grund- 
stücke dadurch  nicht  grösserer  Gefahr  ausgesetzt  werden. 

Höheren  schadenbringenden  Gewalten  kann  der  Mensch,  wie  wir  hiervor 
gesehen,  bis  zu  einem  gewissen  Masse  entgegentreten.  Solche  Massnahmen  gegen 
höhere  Gewalten  sind  auch:  die  Raucherzeugung  zum  Schutze  von  Kulturen 
gegen  Frühlingsfröste  und  das  Wetterschiessen.  In  der  Wetterwehrorganisation 
werden  z.  B.  von  der  züricherischen  und  neuenburgischen  Regierung  Versuche 
gemacht.  Das  eidgenössische  Land wirtschaftsdepartement  hat  auch  bereits  schon 
der  tessinischen  Regierung  einen  Beitrag  zur  Beschaffung  von  Wetterkanonen 
gewährt. 

Bei  den  Revisionsbestrebungen  der  Bundesverfassung  1871/72  hatten  s.ch 
die  Räte  auch  dahin  geeinigt,  dem  Bund  in  einem  Verfassungsartikel  das  Recht 
zum  Erlass  gesetzlicher  Bestimmungen  zum  Schutz  der  für  die  pflanzlicie 
Produktion  nützlichen  Vögel  zuzugestehen.  Dieses  Recht  wurde  dann  auch  in 
Art.  25  der  Verfassung  von  1874  postuliert;  auf  Grund  dieses  Artikels  stellte 
die  Bundesbehördc  mit  den  am  17.  September  1875  gegebenen  Vorschriften 
über  die  Jagd  Bestimmungen  über  den  Vogelschutz  auf,  und  zwar  deshalb  in 
dieser  Verbindung,  um  sie  in  lebhafterer  Erinnerung  zu  erhalten.  Für  die 
weinbautreibenden  Gegenden  musstc  aber  in  dem  Gesetze  die  Konzession 
gemacht  werden,  dass  zur  Zeit  der  Traubenreife  von  den  Rebbesitzern  Sperlinge. 
Staare  und  Drosseln  in  ihren  Rebbergen  geschossen  werden  dürfen. 
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Im  Hinblick  auf  die  seit  1874  konstatierten  Verwüstungen-  durch  die 
Reblaus  auf  schweizerischem  Gebiet  bemühte  sich  der  Bundesrat,  zur  wirksamen 
Bekämpfung  der  Phylloxcra  einen  internationalen  Vertrag  auszuwirken.  Die 
Konvention  zwischen  der  Schweiz,  Deutschland.  Oesterreich-Ungarn,  Frankreich 
und  Portugal  vom  15.  September  1878,  ratifiziert  am  31.  Dezember  1879,  wurde 
auf  Grund  der  gemachten  Erfahrungen  unterm  3.  November  1881  revidiert. 
Durch  dieselbe  werden  die  Vertragsstaaten  zu  einer  solchen  innern  Gesetz- 
gebung verpflichtet,  dass  eine  gemeinschaftliche  und  wirksame  Bekämpfung  der 
Einschleppung  und  Verbreitung  der  Reblaus  gesichert  wird.  Im  Laufe  der  Zeit 
traten  der  Konvention  noch  bei :  Luxemburg,  Belgien,  Serbien,  Niederlande, 
Italien,  Rumänien  und  Spanien.  In  der  Schweiz  wurde  der  Bundesrat  mit 
Beschluss  vom  21.  Februar  1878  autorisiert,  bis  zum  baldigen  Erlass  eines 
Gesetzes  die  erforderlichen  Massregcln  anzuordnen;  allein  bis  1893  blieb  man 
auf  diesem  Verordnungswege  stehen,  obschon  die  Vorschriften  allgemein  ver- 
bindlicher Natur  mit  Straf bestimmungen  bis  Fr.  1000,  wie  sie  das  der  Kon- 
vention angepasste  Reglement  vom  29.  Januar  188b  aufstellt,  eine  konstitutionelle 
oder  gesetzliche  Grundlage  erfordert  hätten.  Erst  im  Land wirtsrhaftsgesetz  vom 
22.  Dezember  1893  wird  dann  diese  Grundlage  gegeben  (Art.  12,  Abs.  1).  In 
Ersetzung  des  Reglements  von  1886  handeln  nunmehr  Art.  50 — 74  der  Voll- 
ziehungsverordnung vom  10.  Juli  1894  zu  jenem  Bundesgesetz  «von  den  Vor- 
kehrungen gegen  die  Reblaus».  In  Bezug  auf  die  speziellen  eidgenössischen 
und  kantonalen  Bestimmungen  ist  auf  Abschnitt  «Rcblausbekämpfung»  dieses 
Handwörterbuchs  zu  verweisen.  Der  dem  eidgenössischen  Landwirtschaftsgesetz 
vorangegangene  Bundesbeschluss  betreffend  Förderung  der  Landwirtschaft  vom 
27.  Juni  1884  stellte  auch  schon  Massnahmen  gegen  Schäden,  welche  die  land- 
wirtschaftliche Produktion  bedrohen,  fest  (Art.  10);  gestützt  hierauf  erliess  der 
Bundesrat,  einem  Gesurh  der  zugerischen  Regierung  und  des  schweizerischen 
Obst-  und  Weinbauvereins  folgegebend,  ein  Reglement  vom  20.  Februar  1885 
über  die  von  bundeswegen  zu  treffenden  Vorkehren  gegen  die  Blutlaus,  allein 
schon  mit  Kreisschreiben  vom  11.  Januar  1887  widerrief  er  dieses  Reglement 
und  teilte  den  eidgenössischen  Ständen  mit,  dass  ein  Bundesbcitrag  in  Zukunft 
nur  noch  ausnahmsweise  in  Aussicht  gestellt  werden  könne.  Die  auf  dieses 
Reglement  basierenden  kantonalen  Verordnungen  müssen  daher  als  obsolet 
betrachtet  werden.  Die  züricherische  Direktion  des  Innern  ermunterte  aber  mit 
Kreisschreiben  vom  0.  April  1887  die  Landwirte,  die  früher  gegebenen  Vor- 
schriften im  Interesse  des  Obstbaues  doch  noch  beachten  zu  wollen. 

Im  Landwirtschaftsgesetz  behält  sich  der  Bund  vor,  nicht  nur  gegen  die 
Reblaus,  Bondern  auch  gegen  andere  drohende  Schädlinge  Schutzmassregcln  zu 
treffen  (Art.  20).  Von  dieser  Bestimmung  machte  der  Bundesrat  unterm 
12.  April  1898  in  Betreff  der  San-Josd-Schildlaus  Gebrauch;  die  bezügliche 
Verordnung  wurde  am  14.  Juli  1898  noch  verschärft,  1899  aber  wieder  modi- 
fiziert. Der  Bund  sorgte  je  weilen  bei  drohender  Gefahr  von  Schädlingen  für 
Aufklärungen  zur  Verhütung  der  Einschleppung  oder  Ausbreitung.  Bereits  im 
Juli  1877  wurde  im  Auftrag  des  eidgenössischen  Departements  des  Innern  eine 
Flugschrift  betreffend  den  Koloradokäfer  erlassen.  Das  eidgenössische  Land- 
wirtschaftsdepartement veranlasste  sodann  die  Herausgabe  folgender  Schriften: 
«Die  Phylloxcra,  ihr  Wesen,  ihre  Erkennung  und  Bekämpfung >,  vier  Vorträge, 
gehalten  an  der  Konferenz  der  Phylloxera-Expcrtcn  am  9.  und  10.  April  1880; 
« Die  Phylloxcra,  kurz  gefasste  Anweisungen  zum  Gebrauch  für  die  kantonalen 
und  eidgenössischen  Experten»  ;  «Die  Blutlaus,  ihr  Wesen  und  ihre  Bekämpfung». 
Auch  die  kantonalen  Regierungen  verbreiteten  belehrende  Abhandlungen  zur 
Abhaltung  von  Schädlingen,  und  ebenso  einzelne  Vereine.  Wenn  der  Bund  auch 
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direkt  oder  durch  die  Subventionierung  von  landwirtschaftlichen  Instituten  indirekt 
das  Forschungswesen  für  die  Bekämpfung  von  Kulturschädlingcn  unterstützte 
(Versuche  von  Prof.  Dr.  C.  Keller  betreffend  Phylloxcra ;  Untersuchungen  von 
Prof.  Dr.  Jean  Dufour  an  der  Weinbaustalion  Lausanne  betreffend  Rebenkrank- 
heiten;  Untersuchungen  von  Dr.  Müllcr-Thurgau  an  der  deutsch-schweizerischen 
Obst-  und  Weinbauschulc  betreffend  Obsthaumschädlinge  etc.),  so  fehlt  doch 
der  Schweiz  die  Organisation  eines  geregelten  phytopathologischen  Ueber- 
wachungsdienstes  mit  Centralstelle  für  Pflanzenschutz,  wie  ihn  in  neuerer  Zeit 
andere  Staaten  eingerichtet  haben.  Wohl  die  erste  Anregung  in  europaischen 
Staaten  zu  einem  solchen  Vorgehen  ist  zwar  in  der  Schweiz  mittelst  Eingabe 
von  Dr.  Ernst  Anderegg  -  Bern  an  das  Landwirtschafts  -  Departement  der  Eid- 
genossenschaft im  Jahre  1892  gemacht  worden.  Die  betreffende  Anregung  wurde, 
nachdem  sie  einige  Jahre  unbeachtet  blieb,  von  Prof.  Dr.  Paul  Sorauer  in  der 
Zeitschrift  für  Pflanzenkrankheiten,  Organ  für  die  Gesamt interessen  des  Pflanzen- 
schutzes (vergleiche  Band  IV,  1894,  pag.  321:  «Die  Bewegung  auf  photo- 
pathologischem Gebiete  in  der  Schweiz»)  erwähnt.  Seither  wurde  probeweise 
von  Dr.  Schellenberg  an  der  Samcnkontrollstation  Zürich  eine  Auskunftstclle 
betreffend  Pflanzenschutz  errichtet,  welche  sich  aber  nicht  zu  entwickeln  ver- 
mochte. Der  Rcgicrungsrat  des  Kantons  St.  Gallen  erliess  bereits  am  31.  Januar 
1883,  derjenige  von  Luzcrn  am  27.  April  1891  eine  Verordnung,  durch  welche 
die  Liegenschaftsbesitzer  in  diesen  Kantonen  zur  Beseitigung  gewisser  pflanz- 
lichen Schädlinge  verpflichtet  wurden  ;  das  luzernische  Staatswirtschaftsdeparte- 
ment sah  sich  unterm  15.  Dezember  1896  veranlasst,  die  Verordnung  zur 
allseitigen  Nachachtung  in  Erinnerung  zu  rufen,  und  zwar  unter  Androhung 
staatlicher  Anordnung  im  Unterlassungsfalle  auf  Kosten  der  fehlbaren  Gemeinden. 
Diese  beiden  Verordnungen  nennen  in  erster  Linie  die  Misteln.  Auch  das 
züricherische  Flurgesetz  verpflichtet  die  Grundbesitzer  zur  Beseitigung  der 
Mistel,  ebenso  das  aargauische  und  das  thurgauische  Flurgesetz  und  das  frei- 
burgischc  Arrete*  concernant  le  nettoyage  des  arbres  fruitiers  vom  20.  November 
1885.  Eine  spezielle  Verordnung  betreffend  Ausrottung  der  Mistel  erliess  der 
Kantonsrat  von  Obwalden  am  15.  April  1890.  Der  Regierungsrat  von  Baselland 
forderte  mittelst  Kreisschreiben  vom  24.  März  1875  und  3.  März  1883  die 
Gemeinden  zur  Beseitigung  der  Mistel  auf.  Der  Regierungsrat  von  Bern  beauf- 
tragte in  einem  Kreisschreiben  vom  28.  Oktober  1890  die  Regierungsstatthalter 
in  Verbindung  mit  den  Gemeindebehörden,  im  Winter  1890/91  die  Apfelbäume 
auf  das  Vorkommen  der  Mistel  untersuchen  zu  lassen  und  bezügliche  Vor- 
kehren zur  Beseitigung  derselben  zu  treffen.  Zur  Bekämpfung  des  Gitterrosts 
an  den  Birnbäumen  schreibt  die  oben  erwähnte  st.  gallische  Verordnung  die 
Beseitigung  der  Scvibäume  (Juniperus  Sabina)  vor.  In  einem  Kreisschreiben 
des  zürcherischen  Direktors  des  Innern  vom  7.  Juni  1895  werden  die  Gemeinde- 
räte eingeladen,  die  Sevistöke,  als  Zwischenträger  des  Gitterrosts,  beseitigen  zu 
lassen.  Durch  Verordnung  vom  10.  Mai  1900  wurde  die  Bekämpfung  des  echten 
Mehltaus  (Oidium  Tuckeri)  an  Spalicrrcbcn  durch  Beschwefeln  im  Kanton  Zürich 
bis  auf  weiteres  obligatorisch  erklärt;  dieser  Verordnung  findet  sich  eine 
Anleitung  der  Volkswirtschaftsdirektion  beigedruckt.  Die  mehrerwähnten  Ver- 
ordnungen von  St.  Gallen  und  Luzern  führen  unter  den  gemeingefährlichen 
pflanzlichen  Schädlingen  auch  den  falschen  Mehllau  (Peronospora  viticola)  auf. 
Der  st.  gallische  Regierungsrat  erklärte  das  Bespritzen  der  Reben  mit  Ver- 
ordnung vom  25.  Februar  1891,  der  züricherische  Regierungsrat  mit  Verordnung 
vom  9.  Mai  1890,  als  bestes  Mittel  zur  Bekämpfung  des  falschen  Mehltaus, 
obligatorisch;  beiden  Verordnungen  sind  Anleitungen  beigegeben.  In  Wallis 
schreibt  ein  Dekret  vi»m  1".  April  188«),  in  Waadt  ein  solches  vom  4.  Mai  1889 
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die  Massnahmen  gegen  den  <  M ildion »  vor.  Verordnungen  betreffend  Bekämpfung 
des  falschen  Mehltaus  mittelst  Bespritzen  der  Reben  erliessen  auch  die  Regie- 
rungen von  Aargau  (Beschluss  vom  13.  Mai  1890),  Schaffhausen  (25.  März  1891; 
nunmehr  revidiert)  und  Thurgau  (Beschluss  vom  19.  Mai  1891).  Das  aargauische 
Flurgesetz,  der  waadtländische  Code  rural  und  das  genferische  Feldpolizei- 
reglement legen  in  die  Pflichten  der  Gemeindebehörden  die  Sorge  für  das 
Abraupen  der  Obstbäume  etc.  durch  die  Besitzer.  In  Waadt  und  Aargau  bestehen 
auch  gesetzliche  Bestimmungen  betreffend  Vertilgung  der  Feldmäuse.  Der  waadt- 
ländische Ruralkodex  erhielt  durch  Gesetz  vom  29.  November  1860  eine  Modifi- 
kation der  Artikel  178  und  179,  wonach  es  dem  Entscheid  der  Gemeinde- 
behörden freisteht,  auch  Massnahmen  gegen  die  c Taupcs  noires»,  die  durch 
massenhaftes  Auftreten  in  Wiesen  Schaden  verursachen,  anzuordnen.  Die 
aargauische  Verordnung  vom  3.  Dezember  18^4  bestimmt,  dass  wenigstens  '/6 
der  Grundbesitzer  eines  Flurbezirkes  eine  Versammlung  zur  Bcschlussfassung 
gemeinsamer  Anordnungen  zur  Bekämpfung  der  Feldmäuse  veranlassen  kann. 
Mittelst  Kreisschreiben  vom  März  1900  teilte  der  aargauische  Staats  Wirtschafts- 
direktor  den  Gemeinderäten  mit,  dass  sie  zur  Bekämpfung  der  Feldmäuse  von 
dem  botanischen  Laboratorium  der  Winterschule  Brugg  /u  äusserst  günstigen 
Preisen  Kulturen  des  Löfflerschen  Bazillus  beziehen  können.  Während  man 
also  Schädlinge  durch  Bazillen  vertreiben  will,  so  hat  man  gerade  in  Bazillen 
selbst  die  gefährlichsten  Krankheitserreger  bei  den  landwirtschaftlichem  Nutz- 
tieren, gegen  welche  der  Staat  die  weitgehendsten  Schutzmassnahmen  zu 
ergreifen  gezwungen  war.  Bereits  die  Bundesverfassung  von  1848  sah  in  Art.  29 
in  der  Garantie  des  freien  Verkehrs  im  Gebiete  der  Eidgenossenschaft  doch 
Beschränkungen  durch  sanitätspolizeiliche  Massnahmen  gegen  Viehseuchen  vor. 
Die  Bundesversammlung  beauftragte  auf  Grund  dieses  Art.  29.  unter  dem  Ein- 
druck der  Verheerungen,  welche  die  Rinderpest  in  europaischen  Staaten  in 
den  1860er  Jahren  anrichtete,  den  Bundesrat  mit  der  Ausarbeitung  eines  Seuchen- 
polizeigcsctzes.  In  Anlehnung  des  zwischen  siebet»  Kantonen  bestandenen 
Konkordates  betreffend  Viehseuchen  vom  5.  August  1852  und  21.  Juli  1854 
wurde  am  8.  Februar  1872  ein  Bundesgesetz  erlassen.  Anlässlich  der  Ver- 
fassungsrevision wurde  es  als  zweckmässig  erachtet,  in  der  Bundesverfassung 
dieses  Gesetzgebungsrecht  auch  zu  dokumentieren,  was  nun  in  Art.  69  geschehen 
ist,  während  Art.  31  die  Bestimmung  des  früheren  Art.  29  enthält.  Die  gegen- 
wärtige Vollziehungs -Verordnung  zum  Bundesgesetz  von  1872  datiert  vom 
14.  Oktober  1887  und  enthält  Vorschriften  betreffend  Weidebann  zum  Schutz 
der  Tiere  vor  Seuchen.  Beim  Auftreten  der  Rinderpest  und  der  Lungenseuche 
haben  die  kompetenten  kantonalen  Behörden  nach  der  Verordnung  die  Weiden 
der  sogenannten  Infektionszone  und  der  Schutzzone  zu  bezeichnen.  Art.  83  der 
Verordnung  stellt  als  Regel  auf,  dass  der  Auftrieb  von  Gross-  und  Kleinvieh 
zur  Weide,  sofern  ein  einziges  Stück  der  Herde  mit  einer  ansteckenden  Krank- 
heit behaftet  ist,  nicht  zu  gestatten  sei.  Im  Gesetz  von  1872  sind  Schafpoken 
und  Räude  nicht  ausdrücklich  als  gemeingefährliche  Krankheiten  genannt  und 
es  könnte  deshalb  das  obenerwähnte  Konkordat  von  1852  1854  nach  dieser 
Richtung  hin  noch  in  Kraft  bestehen;  die  \\illziehungs -Verordnung  von  1887 
dehnt  aber  die  polizeilichen  Massregeln  auch  auf  Schafräude  und  Poken  aus. 
Die  kantonalen  Ausführungsgesetze  zu  den  eidgenössischen  Viehscuchcnerlassen, 
sowie  in  einzelnen  Kantonen  auch  die  Verordnungen  betreffend  Alpfahrt  und 
Alppolizei  (z.  B.  das  bernische  Bergfahrtreglcment.  das  waadtländische  Dekret 
betreffend  Alppolizei  vom  9.  März  1900)  enthalten  noch  nähere  Bestimmungen 
in  dieser  Beziehung  über  den  W  eidgang  (s.  «Viehsem  henpolizei  »). 


Digitized  by  Google 


1 


940 


Feldpolizei 


Am  meisten  Anlas*  von  sämtlichen  tierischen  und  pflanzlichen  Kultur- 
schädlingen zu  obrigkeitlichen  Verfügungen  gaben  die  Maikäfer;  es  würde  zu 
weit  führen,  auf  diejenigen  Verfügungen,  die  nicht  mehr  in  Kraft  bestehen, 
einzutreten,  und  beschränken  wir  uns  auf  eine  Uebersicht  der  zur  Zeit  beste- 
henden Verordnungen.  1870  71  kam  zwischen  einigen  Kantonen  ein  Konkordat 
für  gemeinsame  Massregeln  gegen  die  Maikäfer  zu  stände ;  darnach  verpflich- 
teten sich  dieselben  gegenseitig,  die  Sammlung  der  Käfer  obligatorisch  zu 
erklären,  sie  unter  die  Kontrolle  des  Staates  zu  stellen  und  Prämien  auf 
freiwilliges  Sammeln  auszusetzen.  Dem  Konkordat  sind  beigetreten:  durch 
Grossrats-  beziehungsweise  Kantonsratsbcschluss:  St.  Gallen  (S.Juni  1870),  Grau- 
bünden (27.  Juni  1870),  Zug  (7.  November  1870),  Schwyz  (29.  November  1870) 
und  Luzcrn  (5.  Dezember  1870);  durch  Volksabstimmung:  Zürich  (8.  Januar  1871) 
und  Aargau  (29.  Januar  1871).  In  Vollziehung  dieses  Konkordats  vom  25.  April 
1870,  bundesrätlich  genehmigt  17.  März  1871,  erlicssen  die  betreffenden  Kantone 
spezielle  Verordnungen  (züricherische  Verordnung  vom  4.  April  1901;  luzernische 
Verfügung  des  Staatswirtschaftsdepartements  vom  7.  April  1886;  schwyzerische 
Verordnung  vom  23.  März  1873:  zugerischc  Verordnung  vom  28.  März  1900; 
st.  gallische  Verordnung  vom  21.  März  1870;  bündnerischc  Verordnung,  welche 
jeweilen  im  Flugjahr  im  Kantonsamtsblatt  publiziert  wird ;  aargauische  Ver- 
ordnung vom  4.  April  1879,  in  einzelnen  Paragraphen  revidiert  am  25.  März  1898). 
In  Uri  bestimmt  Landbuch-Artikel  433  (Landratserkenntnis  von  1817)  das  obli- 
gatorische Einsammeln  von  Käfern  unter  Ueberwachung  der  sogenannten  Käfer- 
vögte. Die  obwaldnerische  Regierung  erlässt  jeweilen  im  Käferflugjahr  eine 
Verordnung  (die  letzte  datiert  vom  12.  April  1899).  In  Nidwaiden  besteht 
betreffend  dem  Maikäferfang  die  Landratsverordnung  vom  4.  April  1887  und 
in  Glarus  die  revidierte  Verordnung  vom  26.  Februar  1879.  Der  Staatsrat  von 
Freiburg  erlässt  in  jedem  Flugjahr  anf  Grund  des  Dekrets  vom  15.  Mai  1807 
einen  speziellen  Beschluss;  der  letzte  datiert  vom  3.  Mai  1900.  In  Solothurn 
wird  das  Maikäfersammeln  durch  Verordnung  vom  19.  März  1900,  in  Basclstadt 
durch  Beschluss  vom  27.  April  1887  geordnet.  Für  Schaffhausen  enthalten 
$$  14 — 17  der  Verordnung  betreffend  Massnahmen  gegen  die  Reblaus,  Blutlaus 
und  andere  die  landwirtschaftliche  Produktion  bedrohenden  Schädlinge  vom 
10.  April  188b  die  Bestimmungen  über  den  Maikäferfang.  In  Waadt  und  Neuen- 
burg stellen  die  Ruralkodexe  bezügliche  Vorschriften  auf.  Der  genferische  Staatsrat 
erlässt  jrweilen  für  ein  Flugjahr  einen  Beschluss  (der  letzte  datiert  vom 
16.  Dezember  1899).  Der  Regierungsrat  von  Baselland  forderte  die  Gemeinden 
mit  Kreisschreiben  vom  27.  April  1898  auf,  durch  Gemeindebeschluss  die  Pflicht 
zun»  Käfersammeln  zu  postulieren.  Das  Pflichtmass  für  Käferablieferung  ist  in 
den  einzelnen  Kantonen  verschieden  festgestellt  :  in  Zürich  auf  2 — 4  Liter  für 
jeden  Inhaber  eines  Grundstückes  bis  auf  10  Aren  und  '/s — 1  7»  '"r  jr  weitere 
10  Aren  Grundbesitz;  in  Obwalden  1  Liter  per  Person  vom  15.  Altersjahr 
hinweg  und  2  Liier  für  kleinere  Landparzellen  und  auf  je  32.4  Aren  Land; 
in  Zug  10  Liter  per  36  Aren;  in  Freiburg  33/«  Liter  per  36  Aren  (Maximum 
jedoch  IS*  4  Dekaliter)  und  3*/4  Liter  per  Haushaltung,  die  weniger  als  36  Aren 
oder  gar  kein  Land  besitzen;  in  Solothurn  5  Liter  für  jeden  Besitzer  von 
Grundstücken  bis  auf  10  Aren  und  für  jede  weiteren  10  Aren  2  Liter;  in 
St.  Gnllen  15  Liter  für  Liegenschaftsbesitzer  erster  Klasse  (bis  36  Aren)  im 
Minimum;  in  Graubünden  2  Quartanen  per  Haushaltung  und  1  Quartane  per 
1  Kuh  Winterung;  in  Aargau  7  Liter  per  Hektare.  Der  Grundbesitz  an  Alpen 
etc.  kommt  bei  Berechnung  des  Pflichtmasses  in  der  Regel  nicht  in  Betracht. 
In  einzelnen  Kantonen  wird  das  Mass  von  den  Gemeinden  bestimmt.  Ver- 
schiedene Verordnungen  sehen  Reduktionen  des   Pflichtmasses  in  schwachen 
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Flugjahren  vor.  So  verschieden  das  Pflichtmass,  so  verschieden  sind  auch  die 
Prämien  für  freiwilliges  Sammeln:  in  Zürich  betragen  sie  20  Cts.  per  Liter  in 
der  ersten,  10  Cts.  in  den  folgenden  Flugwochen;  in  Obwalden  15.  Cts  per 
Liter  anfangs  der  Flugzeit;  in  Zug  HO  Cts.  per  10  Liter  in  der  ersten  Woche, 
40  Cts.  in  der  folgenden  Zeit;  in  Freiburg  60  Cts.  per  15  Liter  in  den  ersten 
sechs  Tagen.  40  Cts.  in  den  folgenden;  in  St.  Gallen  Fr.  l.(>0  per  15  Liter 
in  der  ersten  Woche,  80  Cts.  in  den  folgenden;  in  Graubünden  für  jede  über 
das  Pflichtmass  eingelieferte  Quartane  in  den  ersten  sechs  Tagen  70  Cts.,  dann 
später  40  Cts.;  in»  Aargau  15  Cts.  per  Liter  in  den  ersten  acht  Tagen.  Die 
glarncrische  Verordnung  enthält  besondere  Bestimmungen  zum  Schutz  der  Bäume 
beim  Einsammeln  der  Käfer. 

Was  den  durc  h  Wild  verursachten  Kulturschaden  anbetrifft,  ermächtigt  das 
aargauische  Flurgesetz  die  Regierung,  die  nötigen  Massnahmen  zur  Abwehr 
anzuordnen.  Die  meisten  kantonalen  Jagdgesetze  sehen  vor.  dass  die  Regierungs- 
beziehungsweise  Bezirksbehörden  die  Jagd  auf  kulturschädigende  Tiere  inner- 
halb den  Schranken  des  eidgenössischen  Jagdgesetzes  anordnen  können.  In 
einzelnen  Kantonen  werden  für  Erlegung  solcher  Tiere  Schlissgelder  verabfolgt. 
Von  diesbezüglichen  SpezialVerordnungen  nennen  wir:  Arrctc*  du  1 "  fc-vrier  18H2 
du  Valais  concernant  les  permis  ä  delivrer  pour  la  chasse  aux  animaux  mal- 
faisants  ou  carnassiers  et  celle  du  gibier  trop  abondant  et  causam  des  dommages. 

Das  schweizerische  Obligat  tonenrecht  bestimmt  in  Art.  66,  dass  ein  Liegen- 
schaftsbesitzer berechtigt  sei,  Dritten  gehörende  Tiere,  welche  auf  seinem 
Grundstück  Schaden  anrichten,  zur  Sicherung  einer  Ersatzforderung  einzufangen 
und  in  Gewahrsam  zu  nehmen,  eventuell  sogar  zu  töten;  wer  von  diesem 
Retentionsrecht  Gebrauch  macht,  ist  aber  zur  unverzüglichen  Mitteilung  an  den 
Eigentümer,  eventuell  zur  Ermittlung  des  Eigentümers  verpflichtet.  Das  eid- 
genössische Forstgesetz  verlangt  von  den  Kantonen,  dass  sie  strenge  Mass- 
nahmen zum  Schutz  der  Baumpflanzungen  vor  Schädigungen  durch  Vieh,  ins- 
besondere durch  Ziegen,  ergreifen.  Die  daherig  aufgestellten  Massnahmen  wurden 
auch  für  Obstbaumpflanzungen  gefordert.  Im  Anschluss  an  die  Vollziehungs- 
Verordnung  zum  eidgenössischen  Forstgesetz  stellte  der  tessinischc  Staatsrat 
am  1 .  Juli  1880  für  die  Gemeinden  ein  Musterrcglement  betreffend  Ziegen- 
weidgang  (Regolamcnto  per  la  custodia  e  il  pascolo  «lellc  <  apre  fiel  Comune 
di  .  .  .)  auf.  Das  schaffhauserischc  Flurgesetz  verpflichtet  denjenigen,  der  ein 
Grundstück  als  Weide  benutzt,  sein  Vieh  vor  dem  Betreten  und  Schädigen  der 
benachbarlichen  Grundstücke  abzuhalten;  er  haltet  für  jeden  bezüglichen  Schaden. 
Das  Landbuch  von  (1  latus  von  1892  (Abteilungsgesetz  über  Forderungen  und 
Verträge)  sagt:  «Wenn  Einer  den  Andern  in  den  Gärten,  Wiesen,  Bergen  und 
Alpen  mit  Ezen  schädigt,  so  soll  der  Beschädigte  den  andern  Teil  auf  Spann 
und  Stoss  rufen,  den  Schaden  zu  besichtigen,  und  wenn  sie  streitig  werden 
sollten,  so  soll  der  Beschädigte  den  Schaden  durch  die  eidlichen  Schätzer  sehätzen 
lassen.»  Das  ausserrhodische  Strafgesetz  vom  28.  April  1878  setzt  in  $  168 
fest,  dass,  wer  sein  Vieh  auf  fremdem  Eigentum  wiederrechtlich  weiden  lässt, 
zum  vollen  Schadenersatz  verpflichtet  sei  und  zudem,  wenn  es  absichtlich 
geschehen  ist,  zu  einer  Busse  von  Fr.  5  100  verfällt  werden  kann.  Die  Kural- 
kodexe  von  Waadt  und  Neuenbürg  sehen  besondere  Gemeindedepots  vor,  in 
welche  die  auf  fremdem  Eigentum  aufgegriffenen  Tiere  gebracht  und  dort  so 
lange  zurückbehalten  werden,  bis  sämtlicher  Schaden  und  alle  Unkosten 
gedeckt  sind.  Nach  der  Bundespraxis  werden  die  Ersatzklagen  für  Schaden,  der 
an  unbeweglic  hem  (Jute  entstanden  ist,  als  «persönliche  Ansprachen»  im  Sinne 
von  Art.  59  der  Bundesverfassung  behandelt,  sofern  daraus  nicht  ein  Pfandrecht 
entstanden  ist.        In  verschiedenen  Kantonen  ist  das  Weiden  von  Vieh  längs 
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den  Strassen  oder  Strassenbördern  verboten,  z.  B.  in  Glarus  (Strasscngeset2 
vom  6.  Mai  1883,  Art.  48).  in  Innerrlioden  ( Tolizeivcrordnung  vom  18./ 19.  Januar 
1894,  Art.  17)  und  in  Genf  (Feldpolizeireglernent).  — ■  Das  Nutzgeflügel  (Hühner, 
Schlagtauben  etc.)  ist  nach  dem  schaffhauserischen  Flurgesetz,  dem  waadt- 
ländischen  Coile  rural  und  Darret  du  29  novembre  1877  apportant  une  modi- 
fication  au  Code  rural  en  re  qtii  concerne  la  divagation  des  poules  et  des 
autres  oiscaux  de  bassc-cuiir,  dem  neuenburgischen  Code  rural  und  Erlassen 
anderer  Kantone  zu  Saat-  und  Ernte-Zeiten  eingeschlossen  zu  halten.  —  Die 
Flurgesetze  von  Schaphausen,  Aargau  und  Thurgau  und  die  Ruralkodexe  von 
Waadt  und  Neuenburg  sehen  vor.  dass  Bienenschwärme  innert  einer  bestimmten 
Frist  vom  Besitzer  auf  fremdem  Eigentum  verfolgt  und  dort  gefasst  werden 
können,  doch  kann  der  Grundbesitzer  für  den  dadurch  erlittenen  Kulturschaden 
Entschädigung  verlangen;  wird  innert  der  Frist  der  Schwärm  nicht  gefasst,  so 
gehört  derselbe  dem  Eigentümer  des  Grundstückes. 

In  verschiedenen  Kantonen  bestehen  Vorschriften  betreffend  Anpflanzungen, 
um  die  grenznachbarlichen  Grundstücke  namentlich  vor  Beschattungen  zu  schützen. 
Diese  Vorschriften  beziehen  sich  besonders  auf  Bäume,  Reben,  Hopfen,  Zäune  etc. 
Die  Distanzen,  bis  zu  welchem  hochstämmige  Bäume  gegen  die  Grenze  hin 
gesetzt  werden  dürfen,  sind  nicht  überall  gleich  festgesetzt,  in  Glarus  auf  4,2  rn 
(bürgerliches  Gesetzbuch.  Art.  34  37),  in  Freiburg  in  der  Regel  auf  6  m  für 
Zier-,  Nuss-  und  Kastanienbäume  (kleinere  Distanzen  gegen  Abhänge  und  Weiden, 
grössere,  12  m,  gegen  Weingärten)  und  auf  3  m  (gegen  Weingärten  6  m)  für 
Obstbäume  (Code  rural),  in  Schaffhausen  auf  7,5  m  für  Waldbäume,  grosse 
Zierbäume  und  Nussbäume  und  3.6  bezw.  gegen  Rebland  7,5  m,  für  sogenannte 
€  zahme >  Obstbäume  (Flurgeselz'»,  in  Thurgau  auf  9  m  für  hochstämmige  Kirsch- 
und  Nussbäume,  sowie  grosse  Zierbäume  und  4,5  m  für  andere  Obst-  und  Zier- 
bäumc  (Flurgesetz),  in  Waadt  auf  6  m  für  Zier-.  Wald-,  Kastanien-  und  Nuss- 
bäume u.  s.  w.  (Code  rural),  in  Neuenburg  auf  3  bezw.  gegen  Rebland  auf 
6  m,  für  Nussbäume  aber  durchwegs  auf  6  m  (Code  rural).  Einzelne  kantonale 
Strassengesetze  bestimmen  die  Distanzen  der  Baumpflanzungen  gegen  Strassen- 
ränder:  in  Schaffhausen  und  Aargau  regeln  dies  die  Flurgesetze  (2  m  gegen 
öffentliche  Fahr-  und  Güterwege  etc.  in  Schaffhausen,  3  m  gegen  Strasscnränder 
im  Aargau).  Es  bestehen  auch  Bestimmungen  über  die  Verhältnisse,  wo  die 
Aeste  oder  Zweige  eines  Baumes  in  den  Luftraum  des  nachbarlichen  Grund- 
stückes hinüberragen,  z.  B.  hat  in  Schaffhausen  der  Nachbar  nach  dem  Flur- 
gesetz die  Wahl,  ob  er  die  Kappung  der  Aeste  und  Zweige  verlangen,  oder 
das  Recht  des  cAnriesens»  benutzen  will:  in  Neuenburg  darf  nach  dem  Code 
rural  behufs  Obsternte  an  überhängenden  Aesten  das  nachbarliche  Grundstück 
betreten  werden,  jedoch  muss  der  dadurch  verursachte  Schaden  vergütet  werden. 

—  Betreffend  Rebpflanzungen  werden  ebenfalls  verschiedene  Distanzen  gegen 
die  Grenzen  hin  in  Kantonen  gesetzlich  vorgesehen:  in  Schaffhausen  45  cm 
(Flurgesetz);  im  Aargau  '/*  m  (Flurgesetz);  im  Thurgau  in  freier  Flur  75  cm 
(Flurgesetz);  in  Waadt   30  cm  (Code  rural):  in  Neuenbürg  30  cm  (Code  rura!). 

—  Für  Mopfenpflanzungen  sind  in  Flurgesetzen  folgende  Entfernungen  von  der 
Grenze  festgesetzt:  in  Schaflhausen  6  bezw.  nach  Norden  1,5  m  gegen  Wein- 
gärten, 3  m  gegen  Baumgärten,  6  bezw.  nach  Westen  und  Norden  3  m  gegen 
Gemüsegärten  etc.  und  2,5  m  gegen  Accker  und  Wiesen;  im  Aargau  2  m  über- 
haupt: im  Thurgau  3  m  gegen  Rebland  und  1  gegen  anders  benutzte  Grund- 
stücke. Was  die  Distanz  für  Zäune  anbetrifft,  werden  dieselben  z.  B.  im 
neuenburgischen  Code  rural  auf  50  cm  für  lebende  Hecken  angegeben,  in 
Schaffhausen  auf  60  cm,  in  Waadt  auf  45  cm.  Bei  gemeinschaftlicher  Pflicht 
zur  Einfriedigung,  wie  sie  namentlich  für  Weiden  besteht,  wird  der  Zaun  selbst- 
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verständlich  auf  der  Grenzlinie  erstellt.  Einzelne  Kantone  «eben  auch  Vor- 
schriften über  die  Höhe  der  Zaune  und  über  Verwendung  von  Zaunmaterial. 
In  letzterer  Beziehung  werden  namentlich  Bestimmungen  zum  Schutz  von 
Menschen  und  Vieh  vor  Verletzungen,  wie  sie  bei  Stachcldraht  etc.  entstehen 
können,  aufgestellt;  die  zugerische  Verordnung  vom  21.  Dezember  1891  ver- 
bietet die  Einfriedigung  mit  Stacheldraht.  Auch  für  den  Unterhalt  der  Zäune 
gibt  es  in  verschiedenen  Kantonen  Normen;  in  Schaffhausen  z.  ß.  ist  der 
Säumige  für  allen  Schaden  verantwortlich,  der  dem  Grenznachbar  durch  die 
Zaunvernachlässigung  erwächst  (Flurgesetz).  Zur  Instandhaltung  der  Zäune  darf 
das  nachbarliche  Grundstück  nach  dem  schau  hauserischen  Flurgesetz,  dem 
waadtländischen  Code  rural  etc.  betreten  werden,  doch  ist  jeder  dadurch  ent- 
standene Kulturschaden  zu  vergüten.  —  Das  Anfachen  von  Feldfeucrn  an  den 
Grenzen  gegen  Grundstücke,  auf  welchen  Krnten  zum  troknen  ausgebreitet 
sind  oder  reifes  Getreide  steht,  oder  in  der  Nähe  von  Schobern  und  Gebäuden 
ist  selbstverständlich  unzulässig,  im  waadtländischen  Code  rural  sogar  gesetzlich 
verboten.  Die  Zeit  des  Beginns  der  Ernten,  wie  sie  früher  öfters  für  sämtliche 
Grundbesitzer  eines  Flurbezirkes  anberaumt  wurde,  hat  sich  nur  noch  in  ein- 
zelnen Kantonen  für  die  Weinlese  erhalten.  Die  Regierung  von  St.  Gallen 
erliess  unterm  17.  Oktober  1870  eine  besondere  Verordnung  betreffend  Freigabe 
der  Weinlese.  In  Thurgau.  Waadt  und  Neuenburg  u.  s.  w.  ist  der  Rebenbann 
aber  doch  noch  beibehalten  worden.  Die  Traubenernte  zur  Nachtzeit  ist  verboten 
(Code  rural  von  Waadt  etc.).  Zeitvorschriften  für  Feldarbeiten  sind  auch  in 
kantonalen  Verordnungen  betreffend  die  Sonn-  und  Feiertage  enthalten;  die 
schwyzerische  Verordnung  vom  12.  Januar  1884  gestattet  an  Sonn-  und  Feier- 
tagen nur  dringende  landwirtschaftliche  Arbeiten,  deren  Verschiebung  mit 
augenscheinlichem  erheblichem  Schaden  verbunden  wäre. 

Es  gibt  viele  Grundstücke,  für  deren  Bewirtschaftung  andere,  fremde 
Grundstücke  begangen  werden  müssen,  weil  keine  eigentlichen  Feldwege  dazu 
führen.  In  gewissen  Kantonen  wird  bestimmt,  dass  von  dem  daherigen  Ueber- 
fahrtsrecht  (Zu-  und  Vonfahrten-,  Notwege-,  Tritt-  und  Trattrecht)  nur  zu  der 
Zeit  Gebrauch  gemacht  werden  darf,  in  welcher  der  Eigentümer  bezw.  Besitzer 
der  belasteten  Grundstücke  am  wenigsten  geschädigt  wird.  Auch  ist,  wenn 
zur  Durchfahrt  die  Beseitigung  von  Frucht-  oder  Futterpflanzen  notwendig 
wird,  den  Belasteten  bei  Zeiten  davon  Kenntnis  zu  geben.  A cimlich,  wie  bei 
solchen  Zu-  und  Vonfahrten,  ist  auch  jewcilen  bei  Ausübung  des  Radwende- 
rechts (Streckrecht.  Anwandrecht)  dem  pflichtigen  Grundbesitzer  Mitteilung  zu 
machen;  unterlassenden  Falles  kann  derselbe  Schadenersatz  verlangen.  —  Die 
Pflicht  zur  Abnahme  des  Wassers  von  Seite  der  Besitzer  der  tiefer  gelegenen 
Grundstücke  ist  zur  Verhütung  von  Schaden  allgemein;  auch  bestehen  überall 
Vorschriften  betreffend  Errichtung  und  Unterhalt  von  Bewässerungsanlagen  und 
Wasserleitungen.  -  Das  Bundesgesetz  betreffend  die  Verbindlichkeit  zur  Abtre- 
tung von  Privatrechten  vom  1.  Mai  1850/18.  Juli  1857  räumt  dem  Bundesrat 
das  Recht  ein,  für  öffentliche  Werke,  die  im  Interesse  eines  Landcstcils  oder 
des  ganzen  Landes  liegen.  Vermessungen  oder  Absteckungen  vornehmen  zu 
lassen,  und  enthält  Bestimmungen  zum  Schutz  von  Signalen,  Zeichen  etc.  — 
Das  erwähnte  Gesetz  und  das  dazu  gehörende  Reglement  für  die  eidgenössischen 
Schätzungskommissionen  finden  auch  für  anderweitiges  zeitweises  Einräumen 
von  Rechten  Anwendung,  so  auf  das  Betreten  von  Grundstücken  bei  Abhaltung 
militärischer  Uebungcn  durch  Truppen.  Der  bei  Truppenmanövern  verursachte 
Kulturschaden  wird  vom  Bund  entschädigt. 

Es  gibt  also  bestimmte  Verhältnisse,  wo  das  Betreten  von  fremden  Grund- 
stücken notwendig  ist;  dies  trifft  namentlich  auch  bei  Hilfeleistungen  in  Unglück 
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und  Gefahr  zu.    Das  umcrische  Landbuch  hebt  den  Fall  hervor,  dass.  wenn 
die   anstossenden  < Gassen  in   unbrauchbarem  Stand   sind»,   ein  Grundstück 
begangen  werden  darf  (Art.  165).  Das  Betreten  von  fremdem  Grund  und  Boden 
ohne  Erlaubnis  und  ohne  zwingenden  Grund  ist  dagegen  unstatthaft  und  es 
kann  der  Besitzer  jederzeit  ein  amtliches  Verbot  anbringen  lassen.  Das  Durch- 
brechen und  Uebersteigen  von  Einfriedigungen,  sowie  das  Offcnstchenlassen 
von  Gatttcrn  (Weidegatter  etc.)  kann  geahndet  werden.    In  verschiedenen  Kan- 
tonen bestehen  Verbote  gegen  das  Nachernten  ohne  Erlaubnis,  so  in  SchafT- 
hausen  gegen  das  Achrenlescn,  Nachrechen  auf  den  Wiesen  und  Nachsücheln 
von  Trauben  und  Obst  (Flurgesetz),  in  Neuenburg  gegen  Traubennachlese  (Code 
rural),  etc.  —   Die  Entwendung   von   Feld-  und  Baumfrüchten   wird  in  den 
meisten  Kantonen,  wenn  der  Wert  unbedeutend  ist,  als  sogenannter  Feldfrevel, 
wenn  er  dagegen  eine  bestimmte  Summe  repräsentiert,  als  eigentlicher  Dieb- 
stahl betrachtet.   Das  Strafgesetzbuch  von  Zürich  von  1897  ($  169,  Zif.  8),  das 
Kriminalstrafgcsetz  von  Luzern  von  1860  ($$  202  und  215),  das  Strafgesetzbuch 
von  Glarus,  revidiert  1887  <$  129,  Zif.  8)  und  das  Strafgesetzbuch  von  Ausser- 
rhoden  von  1878  (Art.  113,  lit.  c)   etc.  enthalten   die  Bestimmung,   dass  der 
Diebstahl  als  ein  ausgezeichneter  angesehen  werden  müsse,  wenn  eran  sogenannten 
befriedeten  (ihrer  Natur  nach,  oder  nach  herrschender  Sitte  nicht  hinreichend 
zu  verwahrenden  oder  verwahrten)  Sachen  verübt  worden  ist,  wozu  namentlich 
Feld-  und  Baumfrüchtc  von  einem  bestimmten  Wert  an  (in  Zürich  und  Glarus 
von  Fr.  10,  in  Luzern  von  Fr.  20,  u.  s.  f.),   sodann  auch  Wiesen-  und  Acker- 
geräte auf  dem  Feld  gehören.    Das  solothurnische  Strafgesetz  von  1885  setzt 
den  Wert  des  Entwendeten  zur  Qualifizierung  als  Diebstahl  auf  Fr.  5.  Die 
Polizei  Verordnung  von  Innerrhoden  von  1894  sieht  auch  vor,  dass  Minderjährige, 
welche   sich  des  Diebstahls  an  Feld-  und  Bautnfrüchten  schuldig  machen,  von 
den  zuständigen  Bezirksbehörden  bestraft  werden  können.  Die  nidwaldncrische 
Polizeidirektion  rief  unterm  18.  Juli  1900  eine  landesrätliche  Verordnung  von 
1836  in  Erinnerung,  welche  strengstens  verbietet,   «Früchten  ab  Bäumen  und 
aus  Gärten   zu  entwenden,    sowie   Früchten   abreissen,    zu   schütteln    und  zu 
bengeln  und  das  sogenannte  Nachnussen  >  :  wer  derartige  Frevler  ertappt,  oder 
solche   Fälle   erweislich   zur  Anzeige   bringt,   darf  auf  eine  Staatsprämie  von 
Fr.  2 — 5  Anspruch  erheben.  Auch  in  L  H  wurden  durch  Regjerungsratserkenntnis 
vom  10.  Juli  1854  Prämien  aus  der  Staatskasse  für  Einbringung  oder  Anzeige 
von  Früchtendieben  eingeführt. 

Das  absichtliche  Beschädigen  von  Bäumen  wird  in  den  meisten  Kantonen 
strengstens  geahndet  und  die  Forstgesetze  enthalten  über  den  sogenannten 
Holzfrevel,  das  Harzen,  das  Entrinden  etc.  scharfe  Massregeln.  Das  unbefugte 
Versetzen  von  Marksteinen  wird  geradezu  als  Verbrechen  taxiert. 

Eine  wichtige  Aufgabe  des  Staates  besteht  darin,  dass  die  Landbebauer 
(Grundbesitzer)  von  Kulturschaden  möglichst  geschützt  werden.  Durch  eine 
gute  Gesetzgebung  und  durch  strenge  Handhabung  derselben  können  die 
Gefahren,  soweit  es  in  der  Macht  der  Menschen  steht,  sie  abzuwenden,  besei- 
tigt werden.  Für  Schäden  aber,  die  infolge  unabwendbaren  Ereignissen  ent- 
stehen, soll  den  Betroffenen  durch  Institutionen  Ersatz  geboten  werden  und  es 
hat  der  Staat  nach  dieser  Richtung  die  Pflicht,  solche  socialen  Werke  ins 
Leben  zu  rufen  und  zu  fördern.  In  Tessin,  Graubünden  und  St.  Gallen  bestehen 
kantonale  Hülfskassen  zur  Unterstützung  der  durch  Elementarereignisse  Geschä- 
digten und  die  schweizerische  gemeinnützige  Gesellschaft  trägt  sich  zur  Zeit 
mit  dem  Gedanken  um.  unter  Mitwirkung  des  Bundes  einen  schweizerischen 
Fond  für  Hülfe  bei  nichtx  ersicherbaren  Elementarschäden  zu  errichten.  In  deutsch- 
schweizerischen  Kantonen  wurden  in  den  letzten  Jahren  sogenannte  Rebfonds 
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für  Entschädigungen  der  von  der  Phylloxera  heimgesuchten  Rebliesitzcr  gegründet 
(in  Zürich  durch  Gesetz  vom  17.  Juni  1894,  in  Schaff  hausen  durch  Gesetz  vom 
11.  Oktober  1898,  in  St.  Gallen  durch  Gesetz  vom  18.  November  1897,  in 
Thurgau  durch  Gesetz  von  1897».  In  Kantonen  der  französischen  Schweiz 
wurden  schon  früher  Gesetze  betreffend  Phylloxcrasrhadenversicherung  erlassen 
(in  Neuenburg  am  25.  März  1871,  in  Waadt  am  29.  Mai  1878,  revidiert  am 
16.  November  1887,  in  Wallis  am  2').  Mai  1879  und  in  Genf  am  21.  Januar 
1880,  revidiert  am  1.  Mai  1890).  Den  Kantonen,  welche  die  Hagelversicherung 
unterstützen,  können  auf  Grund  des  eidgenössischen  Landwirtschaftsgesetzes 
Bundesbeiträge  unter  der  Bedingung  gewährt  werden,  dass  diese  Unterstützung 
allen  Kantonseinwohnern  in  gleichem  Verhältnis  zukomme. 

Die  gesetzlichen  Bestimmungen  zur  Abhaltung  von  Kulturschäden  sind, 
wie  aus  dem  bisherigen  Ucbcrblick  hervorgeht,  entweder  privatrechtlicher  Natur 
oder  gehören  in  das  öffentliche  Recht.  Die  Vollziehung  derjenigen  Vorschriften, 
welche  unter  das  öffentliche  Recht  fallen,  bildet  einen  Zweig  der  Sicherheits- 
polizei. Dieser  Zweig  besteht  aus  der  sogenannten  Feldpolizei,  der  Forstpolizei 
und  einem  Teil  der  Wasserpolizei.  Unter  Feldpolizei  versteht  man  sonach 
die  Anwendung  derjenigen  gesetzlichen  Bestimmungen  und  ortsüblichen  Mass- 
nahmen, welche  zur  Abhaltung  von  Kulturschäden  auf  land-  und  alpwirtschaftlich 
benutzten  Boden,  sowie  in  Gärten  und  Weingärten  dienen.  Wenn  auch  die  Felder 
durch  grosse  Aufwendung  von  menschlicher  Arbeit  und  infolge  ihres  Umfangcs 
und  ihrer  Lage  in  erster  Linie  des  Schutzes  bedürfen,  so  ist  der  gebräuchliche 
Ausdruck  «  Feldpolizci  >,  wie  aus  dem  Begriff  hervorgeht,  nicht  ganz  zutreffend 
und  sollte  durch  die  in  einzelnen  Kantonen  in  Gesetzen  angewendete  Bezeich- 
nung «Flurpolizei»  ersetzt  werden. 

IL  Kantonale  und  Gemeinde -Vorschriften  betreffend  Feldpolizei.  Hin 
Gesetz  betreffend  Flurpolizei  besitzt  bloss  der  Kanton  Zürich,  datiert  vom 
21.  Mai  1882.  Mehr  oder  weniger  vollständig  zusammengestellt  sind  die  nur- 
polizeilichen Vorschriften  in  besonderen  Abschnitten  der  Flurgesetze  von  Schaff- 
hausen vom  10.  März  1880,  von  Aargau  vom  24.  November  1875,  ergänzt  unterrn 
28.  Mai  1894  (Vollziehungs-Verordnung  dazu  vorn  25.  April  1877),  von  Thurgau 
vom  29.  August  1875,  revidiert  am  3.  Mai  1891  <  Vollzichungs-Verordnung  dazu 
vom  10.  November  1875).  Auch  im  Code  rural  von  Waadt  vom  15.  Dezember 
1848,  revidiert  am  12.  April  1S80,  und  in  demjenigen  von  Neuenburg  vom 
15.  Mai  18**9  sind  besondere  Abschnitte  «Feldpolizei»  enthalten.  Der  Code 
rural  von  Freiburg  vom  27.  November  1879  umfasst  bloss  die  Bestimmungen 
betreffend  « Biens  ruraux».  Die  Bestimmungen  bezüglich  «Feldpolizci»  finden 
sich  im  übrigen  zerstreut  in  verschiedenen  Gesetzen,  insbesondere  in  den 
Strafgesetzbüchern,  z.  B.  in  Baselstadt  im  Polizeistrafgesetz  vom  23.  September 
1872,  revidiert  am  16.  Februar  1885  und  9.  November  1891.  Im  Anschluss 
an  den  Code  pCnal  erliess  der  Staatsrat  von  Genf  unterm  17.  September  1878 
«.•in  Reglement  sur  la  policc  rural.  Bei  Vereinheitlichung  der  Strafgesetzgebung 
sollte  der  landwirtschaftliche  Berufsstand  daraufdringen,  dass  auch  ein  Abschnitt 
über  Flurpolizei  aufgenommen  wird. 

In  Zürich  ist  nach  dem  Gesetz  betreffend  die  Flurpolizei  der  Regierungsrat 
befugt,  den  Gemeinderäten,  gestützt  auf  das  Gutachten  der  landwirtschaftlichen 
Kommission,  die  nötigen  Anleitungen  zur  Bekämpfung  von  tierischen  und 
pflanzlichen  Schädlingen  zu  geben  und  wenn  ein  bedeutender  Kulturschaden 
zu  befürchten  ist,  die  erforderlichen  sachgemässen  Verordnungen  zu  erlassen. 
Im  Kanton  Zug  werden  von  der  Landwirtschaftsdirektion  jeweilen  im  Amts- 
blatt die  nötigen  Weisungen,  Warnungen  etc.  bezüglich  der  Feldpolizci  publiziert. 
Die  Gemeinden  von  Sololhurn  können  Feldfrevelreglemente  aufstellen,  welche 
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sie  aber  vom  Regierungsrat  genehmigen  lassen  müssen;  so  besitzt  Seeven  ein 
Reglement  vom  2.  Februar  1896.  Die  Gemeinderäte  vom  Kanton  Schaphausen 
haben  auf  Grund  des  Flurgesetzes  Gemeindeflurordnungen,  üienstreglcmente 
und  Straftarife  zu  erlassen,  welche  der  regierungsrätlichen  Sanktion  zu  unter- 
liegen haben.  In  Baselland  sind  die  Gemeinderate  nach  Art.  39  des  Gemeinde- 
gesetzes vom  14.  März  1881  gehalten,  beim  Auftreten  von  gemeingefährlichen 
tierischen  und  pflanzlichen  Schädlingen  die  erforderlichen  fachgemässen  Maß- 
regeln zu  treffen,  und  nach  Art.  40,  die  nötigen  Spezialreglemcnte  betreffend 
der  Ortspolizei  den  Gemeinden  vorzuschlagen.  Damit  in  diesem  Kanton  der 
Feldfrevel  bestraft  werden  kann,  ist  es  sogar  nötig,  dass  die  Gemeinde  diesen 
in  einem  Reschiuss  oder  Reglement,  welche  Erlasse  regicrungsrätlich  genehmigt 
sein  müssen,  mit  Strafen  bedrohen.  Die  Polizcircglcmcnte  von  Arlesheim  vom 
20.  Juni  1897,  von  Böckten  vom  13.  August  1899,  etc.  sehen  denn  auch  Geld- 
bussen und  für  den  Fall  der  Zahlungsunfähigkeit  Gefängnisstrafen  auf  feld- 
polizeiliche Vergehen  vor.  In  Graubünden  enthalten  verschiedene  Gemeinde- 
verordnungen strenge  polizeiliche  Vorschriften,  so  der  <  Stadtrodel  >  von  Maien- 
feld, revidiert  1889.  die  Schantamaints,  aintran  in  forza  col  1  Meg  1892  von 
Celerina,  u.  s.  f.  Die  aargauischen  Gemeinden  erlassen  gestützt  auf  die  kanto- 
nale Verfassung  (Art.  44  und  47)  und  das  Gemeindeorganisationsgesetz  allgemein«* 
Polizeiverordnungen,  in  welchen  auch  fcldpolizciliche  Vorschriften  niedergelegt 
sind,  z.  B.  datiert  die  Verordnung  von  Neuenhof  vom  12.  August  1894.  die- 
jenige von  Untersiggenthal  vom  26.  Dezember  1894,  diejenige  von  Unterent- 
leiden vom  I.Februar  1895,  diejenige  von  Ucrkheim  vom  1.  Januar  1897.  In 
Neuenburg  können  nach  dem  Code  rural  die  Gemeindebehörden  Reglemente 
und  Verordnungen  über  weitere,  in  jenem  Gesetzbuch  nicht  vorgesehene  Gegen- 
stände der  Fcldpolizei  erlassen,  welche  aber  der  staatsrätlichen  Genehmigung 
bedürfen. 

Ein  bedeutender  Teil  der  Feldpolizeivorschriften  ist  somit,  wie  angedeutet, 
in  Gemeinde-Verordnungen,  -Reglemcnten  etc.  niedergelegt.  Die  Kantone  geben 
bloss  mehr  oder  weniger  allgemeine  Grundlagen. 

III.  Behörden  und  Organe.  Die  Sorge  für  Durchführung  der  feldpolizei- 
lichen Vorschriften  ist  in  erster  Linie  Sache  der  Gemeinderäte  der  politischen 
Gemeinden.  In  Zürich  haben  die  Gemeinderäte  nach  dem  Flurpolizeigesetz 
zunächst  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Massnahmen  zur  Bekämpfung  von  pflanz- 
lichen und  tierischen  Schädlingen  von  den  Grundbesitzern  auch  richtig  ergriffen 
werden.  Die  nidwaldncrische  Verordnung  betreffend  den  Feldfrevel  vom  28.  März 
1836,  das  freiburgische  Gemeindegesetz  vom  19.  Mai  1894,  das  basellandschaft- 
liche Gemeindegesetz  vom  14.  März  1881  (§  39),  das  schafl'hauscrische  Gemeinde- 
geset/.  vom  9.  Juli  1892  (Art.  b5,  lit.  a,  Zif.  10),  die  innerrhodischc  Polizei- 
verordnung vom  18./ 19.  Januar  1804  (Art.  13),  das  aargauische  Flurgesetz,  das 
thurgauische  Flurgesetz,  das  tessinische  Legge  organica  comunalc  13  gingno  1854. 
der  waadtländischc  Code  rural,  das  Walliser  Loi  sur  les  gardes-champetres  vom 
1.  September  1864.  der  neuenburgische  Code  rural  und  das  Loi  sur  les  com- 
munes  vom  5.  März  1888  (Art.  33,  Ziff.  2  i),  das  genferische  Loi  sur  l'organi- 
sation  des  corps  de  polici,  collactionnec  1900  etc.  verpflichten  die  Gemeinderäte 
zur  Handhabung  der  Flurpolizei. 

In  SchatThaiiNcn,  Thurgau  und  Neuenburg  kann  der  Gemeinderat  nach 
den  Flurgesetzen  die  Kompetenzen  in  der  Feldpolizei  einer  besonderen  Flur- 
kommission  übertragen. 

Das  Flurpolizeigesetz  von  Zürich  sieht  die  Vereinigung  der  Grundbesitzer 
zu   Flurgenossenschaften  vor.    Diese   Genossenschaften  können  sich  vorüber- 
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gehend  oder  auf  die  Dauer  in  einer  politischen  Gemeinde,  in  einer  Civilgemeinde, 
oder  in  einem  Verband  von  Teilen  verschiedener  Gemeinden  bilden ;  in  letztem 
Falle  steht  die  Aufsicht  dem  Gemeinderat  derjenigen  Gemeinde,  in  welchem 
sich  die  grössere  beteiligte  Bodenfläche  befindet,  zu.  Die  Vollziehung  der  von 
einer  Flurgenossenschaft  gefassten  Beschlüsse  zum  Schutz  des  Grundbesitzes 
und  seiner  Erzeugnisse  kann  auch  einer  Civilvorsteherschaft  oder  einem  beson- 
beren  drei-  bis  fünfgliedrigen  Vorstand  (an  Stelle  des  Gemeinderates,  welcher 
in  jedem  Fall  sämtliche  Beschlüsse  zu  genehmigen  hat)  übertragen  werden. 

Für  Ucberwachung  der  Reben  in  Bezug  auf  das  Auftreten,  bezw.  die 
Bekämpfung  der  Phylloxera  ist  in  jeder  weinbautreibenden  Gemeinde  nach 
Bundesvorschrift  (Vollzichungsverordnung  zum  eidgenössischen  Landwirtschafts- 
gesetz, Art.  51)  eine  sogenannte  Phylloxera-Kommission  einzusetzen.  In  Zürich 
kommt  diesen  lokalen  Rebkommissionen  nach  dem  Phylloxcragcsetz  vom  17.  Juli 
1894  auch  die  Verfolgung  aller  anderen,  den  Weinbau  gefährdenden  Erschei- 
nungen zu,  worüber  sie  dem  zürcherischen  Rebbaukommissär  zu  Händen  der 
kantonalen  Rebbaukommission  Bericht  zu  erstatten  haben.  Der  kantonale  Rcbbau- 
komrnissär  veröffentlicht  zeitweise  einen  zusammenfassenden  Bericht  über  das 
Auftreten  und  die  Bekämpfung  von  Weinbauschädlingen,  so  gab  er  unterm 
20.  März  1901  einen  solchen  über  den  falschen  und  den  echten  Mehltau  heraus. 
Tcssin  hat  zwei  kantonale  Rcbbaukommissärc  (Decreto  legislativo  circa  il  promo- 
vimento  dclP  agricoltura,  vom  3.  Dezember  1894)  und  andere  Kantone  haben 
kantonale  Phylloxerakommissioncn  eingesetzt. 

Auch  für  andere  spezielle  Zweige  der  Feldpolizei  werden  oft  besondere 
Kommissionen  bestellt.  In  Alpkantonen  ist  sehr  häufig  die  Weidepolizei  den 
Alpkommissionen  unterstellt;  ein  ebenso  wichtiger  Teil  der  Weidepolizei  als 
der  Schutz  des  Bodens  ist  der  Schutz  der  Tiere  und  es  werden  dann  diese 
viehpolizeilichen  Vorschriften  mit  den  bezüglichen  fcldpolizeilichen  zur  Durch- 
führung der  nämlichen  Kommission  übertragen. 

In  vielen  Kantonen  sind  mit  dem  Dienst  der  Feldhutschaft  die  kanto- 
nalen und  Gemeinde-Polizisten  betraut,  nicht  selten  werden  aber  auch  Feld-  und 
Flurhüter  eingesetzt.  In  Zürich  können  die  Flurgenossenschaften  die  Anstellung 
von  Flurhütern  für  das  ganze  Jahr  oder  einen  Teil  desselben  beschliessen : 
«liese  Flurhüter  werden  von  den  Statthalterämtern  ins  Handgelübde  genommen. 
In  Freiburg  ist  es  den  Gemeinderäten  anheimgestcllt,  nötigenfalls  Feldhüter 
(gardes  champetres)  zu  bezeichnen  und  haben  sie  denselben  nach  Art.  220  des 
Gemeindegesetzes  die  Obliegenheiten  rcglementarich  zu  bestimmen;  auch  in 
Solothurn  ist  die  Wahl  besonderer  Feldhüter  den  Gemeinden  freigestellt,  so 
sieht  z.  B.  das  Feldfrevelreglement  von  Secvcn  die  Anstellung  von  1 — 2  Feld- 
bannwarten vor.  Das  Gemeindegesetz  von  Basclland  schreibt  vor,  dass  der 
Gemeinderat  die  nötigen  Feld-(Reb-)Bannwarte  einsetzen  soll.  In  Schaffhausen 
ist  jede  Gemeindeflur  der  Aufsicht  eines  oder  mehrerer  Flurhüter  zu  unter- 
stellen, ebenso  in  Aargau.  In  Thurgau  erfolgt  die  Bestellung  der  Flurhüter 
entweder  munizipalgcmeindeweise  durch  die  Korporationen  und  Privaten  oder 
im  Falle  der  Nichteinigung  Ortsgemeindeweise  durch  die  Vorsteherschaften. 
Nach  dem  waadtländischen  Code  rural  haben  Gemeinden  mit  weniger  als 
225,000  Aren  Bodenflächc  einen,  solche  mit  225,000—450,000  Aren  zwei  Feld- 
hüter (gardes  champetres)  und  Gemeinden  mit  über  450,000  Aren  für  je  weitere 
250,000  Aren  einen  ferneren  zu  wählen:  eine  Reduktion  der  Zahl  der  Feld- 
hüter kann  der  Staatsrat  für  Gemeinden,  deren  Areal  bedeutende  Weiden, 
Sümpfe  und  Wälder  umfasst,  bewilligen.  Für  die  Feldhüter  von  Waadt  besteht 
ein  vom  Staatsrat  aufgestellter  Sportcltarif.  In  Wallis  haben  die  Gemeinden 
bezw.  auch  Gemeindeverbände  wenigstens  einen  Feldhüter  (garde  champetre) 
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einzusetzen;  dasjenige  Mitglied  des  Gemeinderates,  welchem  die  Ueberwachung 
der  Feldpolizci  speziell  übertragen  ist  (bezw.  für  Gemeindeverbände:  die  betref- 
fende Person),  soll  jährlich  dem  Feldhüter  die  seinen  Dienst  bcschlagendcn 
gesetzlichen  und  reglemcntarischen  Vorschriften  zur  Kenntnis  bringen.  1899  gab 
das  Departement  des  Innern  des  Kantons  Wallis  die  kantonalen  und  eidgenös- 
sischen Bestimmungen  in  einem  «Guide  des  gardes  champetres  >  heraus.  In 
Neuenburg  ist  es  den  Gemeinden  freigestellt,  besondere  Feldhüter  (gardes 
champetres)  anzustellen  oder  die  Feldhutschaft  durch  Bannwarte,  Landjäger 
und  Wegmeister  ausüben  zu  lassen.  In  Genf  bilden  die  Feldhüter  das  dritte 
Corps  der  Kantonspolizei ;  dieses  Corps  besteht  gemäss  Loi  sur  l'organisation 
des  corps  de  policc  vom  29.  Juni  1892,  modifiziert  durch  Gesetze  vom  19.  und 
26.  Oktober  1895,  28.  Mai  1898,  3.  Juni  1899  und  30.  Mai  1900  aus:  einem 
Chef,  drei  Untcrinspektoren,  einem  Brigadier  der  Wasserpolizei,  zwei  Wächtern 
über  die  Gewässer  und  70  auf  die  Gemeinde  verteilte  Feldhüter.  —  Den  Feld- 
hütern können  in  verschiedenen  Kantonen  noch  andere  Funktionen,  insbesondere 
diejenigen  von  Waldhütern,  in  Wallis  auch  diejenigen  von  Vichinspcktoren, 
Wasser-  und  Strassenaufsehern  etc.  übertragen  werden.  Auch  wird  in  den 
meisten  Kantonen  vorgesehen,  dass  Korporationen  (besonders  bürgerliche 
Nutzungskorporationen)  und  Partikulare  eigene  Feldhüter  bestellen  können, 
die  aber  vom  Gemeinderat  bestätigt  werden  müssen. 

Zu  Erntezeiten  können  in  Waadt  und  Wallis  den  Feldhütern  noch  Gehülfen 
beigegeben  werden.  In  weinbautreibenden  Gegenden  werden  zur  Zeit  der 
Traubenreife  spezielle  Trauben  Wächter  bestellt;  so  werden  in  St.  Gallen  die 
Gemeinderäte  in  der  Verordnung  betreffend  die  Freigabe  der  Weinlese  vom 
17.  Oktober  1870  angewiesen,  auf  Verlangen  der  Rebenbesitzer  eigene  Wein- 
bergswachen aufzustellen.  Im  Aargau  hat  der  Gemeinderat  nach  dem  Flurgesetz 
auf  den  Zeitpunkt  der  Traubenreife  «  Rcbcnhüter  >  zu  bezeichnen  und  denselben 
die  erforderlichen  Instruktionen  zu  erteilen.  In  Thurgau  ordnet  die  Versammlung 
der  Rebbesitzer  die  Trauben  wache  an  und  es  steht  das  bezügliche  Personal 
entweder  unter  dem  Ortsvorsteher  oder  unter  dem  Präsidenten  der  Flurkom- 
mission. Nach  dem  Code  rural  von  Neuenburg  haben  die  Gemeinderätc  eine 
genügende  Zahl  Traubenwächter  (gardes-vignes)  zu  bezeichnen. 

Auch  für  andere  feldpolizeilichen  Zwecke  können  eigene  Organe  geschaffen 
werden.  In  Kantonen,  welche  das  Maikäfereinsammeln  obligatorisch  eingeführt 
haben,  sind  die  Gemeinden  gehalten,  Personen  mit  der  Abnahme,  Kontrolle  etc. 
der  Ablieferungen  zu  betrauen  (in  Uri  «Käfervögte»  genannt).  Zur  Vertilgung 
der  Feld-  und  unter  Umständen  auch  Schärmäuse  haben  eine  ganze  Reihe  von 
Gemeinden  Feldmauser  angestellt. 

In  den  alpbesitzenden  Gemeinden  ist  die  Weidepolizei  vielfach  den  Alp- 
vögten übertragen. 

Die  Aufsicht  über  die  Handhabung  der  feldpolizeilichen  Vorschriften  durch 
die  Gemeinden  fällt  in  die  Aufgaben  der  Bezirks-  und  Kantonsbehörden.  Den 
Kantonsbehörden  kommt  in  der  Regel  auch  die  Anordnung  allgemeiner  Mass- 
nahmen zu  (in  Schwyz  jedoch  vorwiegend  den  Bezirks-,  in  Uri  den  Korpo- 
rationsräten). 

IV.  Bussbestimmungen.  Auch  die  beste  Vorschrift  hat,  wenn  deren 
Beachtung  nicht  durch  Strafen  erzwungen  werden  kann,  für  die  Praxis  nicht 
diejenige  Bedeutung,  die  man  ihr  beimisst.  Wir  linden  daher  schon  sehr  früh 
in  Gemeinde-  und  kantonalen  Verordnungen  Strafbestimmungen  gegen  feld- 
polizeiliche Uebertretungen,  so  setzt  z.  B.  der  älteste  Stadtrodel  von  Maienfeld 
(aus  der  ersten  Hälfte  des  1 5.  Jahrhunderts)  Bussen  fest:  «Wer  im  Weinberg 
am  Schaden   getroffen  werde  von  St.  Lorentzen  Tag   bis  man  den  Win  under 
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raiff  bringt:  bei  Tag  5  Pfund  (  —  ca.  Fr.  32),  bei  Nacht  10  Pfund. >  Das  züricherische 
Flurgesetz  bestimmt,  dass  der  Gemeinderat  Uebertretungen  mit  Polizcibusve 
bis  auf  Fr.  15  zu  ahnden  hat.  In  Havelland  können  auf  Widerhandlungen  oder 
Unterlassungen  der  in  Gemeindcrcglcmcnten  niedergelegten  Vorschriften  Geld- 
bussen bis  Fr.  20  und  für  den  Fall  der  Zahlungsunfähigkeit  Gefängnisstrafen 
bis  auf  sechs  Tage  verhängt  werden.  Im  Waadtland  wird  im  Loi  du  6  fCvrier 
1877  concernant  la  poursuite  des  amendes  pronocecs  par  les  municipalitCs  et 
la  <  onversion  de  ces  amendes  cn  emprisonnement  für  feldpolizeiliche  Vergehen 
bei  Umwandlung  der  Geldbussen  in  Gefängnisstrafen  für  Fr.  3  =  24  Stunden 
berechnet.  Der  waadtländische  Code  rural  unterscheidet  zwischen  Uebertretungen, 
welche  die  geschädigte  Partei  zur  Anzeige  bringt,  und  solchen,  die  von  Amtes- 
wegen zu  verfolgen  sind;  für  erstere  sind  vorgesehen:  Bussen  bis  auf  Fr.  6 
für  unbefugtes  Uebcrst  eigen  oder  Durchbrechen  von  Hecken,  Ableiten  von 
Wässerwasser  auf  fremde  Grundstücke,  Wegführen  von  Rasen,  Erde  etc.,  Ent- 
wenden von  Fcldfrüchten,  Anfarhen  von  Fcldfeuer  in  der  Nähe  von  reifem 
Getreide  etc.,  Pflügen  oder  Mähen  über  die  Grenze  aus  Fahrlässigkeit  u.  s.  w.; 
Hussen  bis  auf  Fr.  1.50  für  unbefugtes  Betreten  fremder  Grundstücke :  Bussen 
von  Fr.  1.50  bis  Fr.  3  per  Stück  Grossvieh  und  Ziegen  und  75  Cts.  bis  Fr.  1.50 
per  Stück  anderes  Kleinvieh  (inclusive  Rindvieh  unter  einem  Jahr)  (Maximum  der 
Gcsamtbussc  Fr.  60)  für  das  unbefugte  Weidenlasscn  auf  fremdem  Boden,  u.  s.  f, 
u.  s.  f.;  für  die  Vergehen,  welche  von  Amteswegen  verfolgt  werden:  Bussen 
bis  Fr.  6  für  das  OlTenstehenlassen  von  Weidegattern,  für  Vernachlässigung 
von  Wasserleitungen,  für  Nichtablieferung  der  erforderlichen  Menge  Maikäfer,  für 
das  Nichtvertilgcn  der  Engerlinge  bei  Ackerbeslellung,  für  die  Nichtbeachtung 
des  Rcbcnbanncs  etc.;  Bussen  bis  Fr. 90  für  Weinlese  bei  Nacht  u. s.f.  (vergleiche 
auch  das  waadländische  Dekret  vom  21.  November  1850).  Der  neuenburgische 
Code  rural  setzt  folgende  Strafen  fest:  Geldbusscn  bis  Fr.  100  und  Gefängnis- 
strafe bis  acht  Tage  für  Ableitung  von  Wässerwasser  zu  Ungunsten  Dritter; 
Geldbusscn  bis  Fr.  15  für  Feldfrevel  im  Wert  von  Fr.  5  und  Fr.  16 — 50  oder 
Gefängnis  bis  20  Tage  für  Frevel  im  Wert  bis  Fr.  10;  Geldbussen  vvn  Fr.  3 
bis  Fr.  10  für  unbefugtes  Begehen  von  Saat-  und  Erntcfeldern  etc.,  für  Weinlese 
bei  Nacht  etc.  etc.  Das  thurgauische  Flurgesetz  räumt  den  Gemeinderäten 
folgende  Strafbefugnisse  ein:  Geldbusscn  von  Fr.  1 — 20  oder  Gefängnisstrafen 
bis  auf  48  Stunden  für  rechtswidrige  Aneignung  von  Erde,  Futter,  Fcldfrüchten 
etc.,  Geldbussen  von  Fr.  1 — 5  bezw.  bei  besonderen  Erschwerungsgründen  oder 
bei  Rückfällen  bis  Fr.  20  für  unberechtigtes  Betreten  fremder  Grundstücke,  für 
Durchbrechen  von  Zäunen,  für  Unterlassung  des  Reinigens  oder  Ausbessern» 
von  Wasserleitungen,  für  Nichterfüllung  der  angeordneten  Vorschriften  für 
Bekämpfung  von  Schädlingen  etc.  etc.  Das  Polizeistrafgesetz  von  Baselstadt 
sieht  vor:  Geldbussen  bis  Fr.  50  oder  Haft  bis  zu  einer  Woche  für  das  Ent- 
wenden von  Feldfrüchten  etc.,  sofern  der  Wert  nicht  Fr.  10  übersteigt,  für 
Ueberackern  oder  Uebcrmähen,  für  unbefugtes  Wässern  zum  Nachteil  Anderer, 
u.  s.  f. ;  Geldbussen  bis  Fr.  30  für  Betreten  polizeilich  verbotener  oder  nicht 
öffentlicher  Wege,  für  Zuwiderhandlung  der  auf  die  Vertilgung  von  Schädlingen 
erlassenen  Vorschriften,  etc.  —  Derartige  Bussen  werden  in  der  Regel  ohne 
Präjudiz  auf  Schadenersatz  oder  Anordnung  der  Ausführung  von  Massnahmen 
auf  Kosten  der  Fehlbaren  ausgesprochen. 

V.  Die  Kosten  der  FeldpolizeL  Im  Kanton  Zürich  sind  die  aus  der 
Anstellung  von  Flurhütern  erwachsenden  Kosten  auf  die  Grundbesitzer  nach 
der  Grösse  der  beteiligten  Bodenfläche  zu  verlegen.  Die  Besoldung  der  Flur- 
hüter ist  in  Schaffhausen  aus  der  Gemeindekassc  zu  bestreiten.  In  Thurgau 
werden  die  Flurhüter  entweder  von  der  Ortsgemeinde  oder  von  den  Beteiligten 
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entschädigt;  die  auf  dem  Steuerweg  zu  deckenden  Auslagen  sind  von  den 
Güterbesitzern  nach  Massgabe  ihres  Grundbesitzes  (Katastermass)  zu  tragen. 
Die  waadtländischen  Gemeinden  können  mit  staatsrätlicher  Genehmigung  zur 
Deckung  der  Feldhutkosten  eine  Grundsteuer  erheben.  Die  staatlich  angestellten 
Feldhüter  von  Genf  beziehen  einen  Jahressold  von  Fr.  1400,  an  welchen  die 
Gemeinde  Fr.  150  zu  leisten  hat,  und  je  bei  Neuwahl  Fr.  100  Dienstprämie 
und  einen  Mantel,  und  sodann  nach  gewissen  Dienstjahren  Zulagen:  nach 
20jähriger  Dienstzeit  sind  sie  pensionsberechtigt.  Ausser  den  fixen  Besoldungen, 
welche  in  Kantonen,  in  denen  sie  nicht  gesetzlich  normiert  sind,  in  der  Regel 
von  den  Gemeindeversammlungen  bestimmt  werden,  fällt  den  Feldhütern  meist 
noch  eine  Anzeigegebühr  und  ein  Teil  der  Busse  zu.  —  Die  Trauben  Wächter 
werden  auf  Kosten  der  Weinbergbesitzer  angestellt. 

Die  Kosten  für  Bekämpfung  von  tierischen  und  pflanzlichen  Schädlingen 
sind  gewöhnlich  von  den  Gemeinden  zu  decken,  welche  die  bezüglichen  Aus- 
lagen bestreiten  aus :  Bussenerträgen,  Auflagen  von  den  den  Schutz  geniessenden 
Einwohnern  und  staatlichen  Beiträgen.  Nach  Art.  12,  Abs.  2  ff.  des  eidge- 
nössischen Land wirtschaftsgesetzes  kann  der  Bund  denjenigen  Kantonen,  welche 
zur  Bekämpfung  von  Schädlingen  der  landwirtschaftlichen  Kulturen  Massregeln 
ergreifen,  Unterstützungen  bis  zum  Betrage  von  50  °/o  der  von  ihnen  gemachten 
Ausgaben  gewähren.  Der  Bundesrat  hat  die  Bedingungen  festzustellen,  unter 
welchen  solche  Beiträge  verabfolgt  werden  können.  Auf  Grund  dieses  Gesctzes- 
artikels  wurden  bis  jetzt  nur  für  Phylloxerabckämpfung  Subventionen  ausgerichtet. 

Einzelne  Kantonsbehörden  setzen  den  Gemeinden  für  mustergültiges  Vor- 
gehen in  der  Bekämpfung  von  Schädlingen  Prämien  aus,  so  für  Maikäfcr- 
vertilgung  Zürich  und  Genf. 

VI.  Littcratur.  Ei*  zusammenfassendes  Werk  über  Feldpolizei  besteht  zur  Zeit  in 
der  Sickweis  nickt  und  es  muss  daher  auf  die  bezüglichen  Gesetze,  Verordnungen,  Regle- 
mente  etc.  selbst  verwiesen  -werden;  —  einen  (/eberblich  über  feldpolizeiiicke  Vorkehren 
in  der  Schweiz  gibt:  F.  Anderegg,  Die  Hebung  der  gesamten  schweizerischen  Landes- 
kultur durck  den  Bund  etc.  von  1S74—/898,  Referat.   Bern  /yoo. 

Felix  Anderegg,  Professor,  Bern. 


Feldwirtschaft. 

I.  Begriff.  —  II.  Formen:  1.  Gewöhnliche  Feldwirtschaft;  z.  Kombinierte  Boden- 
bewirtschaftung.  —  III.  Stellung  im  land-  und  alpwirtschaftlichen  Betriebe. 
—  IV.  Littcratur. 

I.  Begriflf.  Die  Schweiz  umfasst  39,743,1  km1  Land-  und  1,725.6  km* 
Wasserflächen.  Die  Landflächen  wiederum  scheiden  sich  in  produktive  und 
unproduktive  Gebiete  aus;  letztere  sind  entweder  durch  die  natürlichen  Ver- 
hältnisse gegeben  oder  durch  die  Kulturverhältnisse  entstanden.  Die  durch 
kulturelle  Verhältnisse  unproduktiv  gewordenen  Gebiete  betreffen  Wohnplätze 
(179,1  km*)  und  Verkehrswege  (ca.  190  km*).  Uebcr  den  Flächeninhalt  des 
produktiven  und  des  durch  die  natürlichen  Verhältnisse  bedingten  unproduktiven 
Hodens  können  mangels  genauer  Vermessungen  keine  Angaben  gemacht  werden, 
indem  bei  den  bisherigen  Vermessungsarbeiten  die  sterilen  Gebiete  innerhalb 
des  produktiven  Bodens  vielfach  nicht  in  Berücksichtigung  gezogen  wurden. 
Die  Art  der  Bewirtschaftung  des  produktiven  Bodens  wird  in  erster  Linie  von 
den  kulturgeographischen  Verhältnissen  abhängig  gemacht;  darnach  finden  wir 
denn  auch : 
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Im  Juragebiet 

Im  Flach-  und 
Hügelland 

Im  Alpengebiet 

1.  Die  Landwirtschaft: 

2.  Die  Alpwirtschaft : 

3.  Den  Weinbau: 

4.  Die  Forstwirtschaft: 

Auf  den  Plateaus,  und 
»war  im  südlichen 
Teil  nur  in  den  un- 
teren Lagen. 

Im  südlichen  Teil  auf 
den  höhern  Plateaus. 

Am  Fussc  des  Juras. 

An  den  langgezogenen 
Hängen  («Cotes») 

In  den   Ebenen  und 
den  Hügelabbängen. 

An  sonnigen  Thalhän- 
gen, wenn  solche  auch 
steil  sind  (Rebberge). 

Auf  den  zwischen  den 
Klusslhrilrrn  hinzie- 
henden  Hügebücken. 

In  den  breiteren  Thalsohlen 
und  auf  günstiger  gelegenen 
Plateaus. 

In  Plateaus  und  Hängen,  viel- 
fach schon  innerhalb  der 
Waldgrenze,  dann  nament- 
lich aber  über  derselben. 

In  exponierten  Lagen,  sogar 
bis  1100  m  ü  M.  (Wallis). 

Im  Gebiet  d.  nordlichen  Alpen- 
keiteTVoralDenl.  in  R^rn  /um 
Teil  auch  im  Gebiet  der 
zweiten  Alpenkette,  haupt- 
sächlich auf  parzell.  Privat- 
grundstücken.  in  den  übrigen 
Gebieten  bandartig  an  den 
unteren  Abhängen,  oft  bis 
an  die  Ufer  von  Flüssen 

Soweit  die  kulturgcographisrhcn  Verhältnisse  aber  in  «1er  Bewirtschaftung 
des  Bodens  einen  Spielraum  gewähren,  sind  natürlich  auch  die  socialökono- 
mischen  Verhältnisse  für  die  Wirtschaftsrichtung  von  grossem  Einfluss.  Nach 
den  schweizerischen  staatsrechtlichen  Grundsätzen  wird  der  rechtmässige  Besitzer 
von  Grund  und  Boden  in  der  Art  der  Benutzung  desselben  im  allgemeinen 
nur  insoweit  beschränkt,  als  es  im  tinbedingten  Interesse  der  Gesamtheit  liegt. 
So  besteht  z.  B.  aus  Rücksicht  für  den  Landeskulturschlitz  die  eidgenössische 
Vorschrift,  dass  die  Schutzwaldungen  erhalten  werden  müssen  und  dass  gewisse 
Landdistriktc  zu  Schutz  Waldungen  bestimmt  werden  können  (B.-G.  betr.  Forstpolizei 
v.  24.  Marz  1876  und  Verf.-Art.  24,  rev.  1 1 . Juli  1897;  s.  «Forst wirtschafte).  Ferner 
schreiben  fast  alle  kantonalen  Forstgesetze  vor,  dass  ohne  obrigkeitliche  Bewil- 
ligung kein  Waldboden  dauernd  in  eine  andere  Bewirtschaftung  übergeführt 
werden  kann.  Auch  aus  sanitätspolizeilichen  Gründen  müssen  oft.  zwar  meist 
nur  vorübergehend,  der  freien  Benutzung  des  Bodens  Schranken  entgegengestellt 
werden;  doch  schreibt  die  eidgenössische  Vollziehungsverordnung  zu  den  Bundcs- 
gcselzen  betreffend  Viehseuchen  in  Art.  60  vor,  dass  ein  als  vom  Milzbrand  infiziert 
erkanntes  Grundstück,  wenn  möglich,  während  drei  Jahren  weder  zum  Futterbau, 
noch  zur  Weide  benutzt  werden  soll.  Allerdings  bestehen  in  einzelnen  Gegenden, 
obwohl  der  Loskauf  dafür  in  den  Verfassungen  garantiert  ist,  noch  alt«-  Rechte, 
welche  eine  freie  Benutzung  des  Bodens  eitügermassen  hemmen  (Weiddienst- 
barkeiten,  freie  Atzung  etc.).  Es  bleibt  übrigens  dem  Eigentümer  auch  heute 
nicht  unbenommen,  auf  seinem  Grund  und  Boden  zu  Gunsten  Dritter  vertrags- 
mässig  Servituten  einzuräumen.  Der  Entstehung  solcher  neuen  Servituten  suchen 
der  Bund  und  die  meisten  Kantone  in  der  Weise  entgegenzutreten,  dass  sie 
durch  finanzielle  Unterstüzung  neuer  Weganlagen  und  neuer  Gütcn-inteilungen  etc. 
die  private  Einräumung  von  Weg-,  Radwende-,  Durchfahrtsrcchte  u.  s  w.  über- 
flüssig machen  (vergl.  z.  B.  eidg.  Landwirtschaftsgesetz  vom  22.  Dezember  1893, 
Art.  9).  Schliesslich  könnte  man  auch  verschiedene  feld-  und  forstpolizeiliche 
Vorschriften  als  eine  Beschränkung  in  der  freien  Bodenbenutzung  betrachten 
(Vorschriften  betreffend  Anpflanzungen  an  den  Grenzen  der  Grundstücke,  betref- 
fend der  Zeit  der  Weinlese,  betreffend  Sonn-  und  Festtagsheiligung  etc.).  Das 
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vom  Staat  vorbchaltene  Expropriationsrecht  dagegen  berührt  nicht  das  Benutzung«-, 
sondern  das  Eigentumsrecht. 

Der  produktive  Huden  wird  entweder  mit  Kulturpflanzen  bebaut,  oder 
nur  in  den  durch  die  Xntur  hervorgebrachten  Pflanzenbestanden  erhalten  und 
gepflegt.  Die  bebauten  land-  oder  alpwirtschaftlich  benutzten  Grundstücke 
werden  im  allgemeinen  <  Felder >  genannt;  es  sind  dies  einerseits  Aecker 
(Getreide-,  Kartoffel-,  Klceackcr  u.  s.  w.),  anderseits  Kunst  wiesen,  seltener  auch 
Kunstweiden.  Vom  Feldbau  hat  sich  der  Gartenbau  abgezweigt;  letzterer 
unterscheitlet  sich  von  ersterem  dadurch,  dass  hier  in  der  Bearbeitung  viel 
minutiöser  und  in  der  Bodenausnützung  viel  intensiver  verfahren  wird.  Beim 
Gemüsebau  wird  daher  auch  ein  Unterschied  zwischen  demjenigen  in  Garten 
und  demjenigen  im  freien  Feld  (fcldmassigcn)  gemacht.  Die  der  Praxis  im 
Feldbau  dienenden  Versuche  dürfen,  weil  unzuverlässig,  nicht  gartenniässig 
durchgeführt  werden.  Der  Bericht  des  eidgenössischen  Land  Wirtschafts- 
departements  pro  1884  erwähnt  z.  B.  eines  gartenmässig  auf  einer  Alp  durch- 
geführten Futlerbauversuches,  aus  dessen  Stand  schon  berechnet  wurde,  dass 
mit  der  zweckentsprechenden  Grasmischung  in  der  Praxis  ein  Ertrag  von 
50  Zentner  per  Juchart  anzubauenden  Alpbodens  erwartet  werden  könne;  allein 
im  Bericht  pro  1885  musste  das  gänzliche  Misslingen  dieses  Versuches  ange- 
zeigt werden  und  es  hatte  also  der  Versuch  für  die  Praxis  absolut  keinen 
Wert.  Der  Feldbau  tritt  natürlich  auf  dem  alpwirtschaftlich  benutzten  Boden 
ganz  zurück.  Auf  Emmenthaler  Alpen  findet  man  hie  und  da  noch  sogenannte 
«Reutifelder»,  auf  Urner  Alpen  «Reutinen»,  auf  Alpen  der  nordlichen  Alpenkettc 
vereinzelte  Kunst wiesenanlagen.  Mit  Rücksicht  auf  die  kurze  Vcgetationszeit  in 
der»  höher  gelegenen  Alpen,  auf  die  verhältnismässig  geringe  Tiefgründigkeit 
des  Bodens,  auf  die  physiologischen  Verhältnisse  der  landwirtschaftlichen  Kultur- 
pflanzen und  auf  den  Umstand,  dass  im  Hochgebirge  nicht  nur  die  Schutzwälder, 
sondern  in  bestimmten  Gebieten  ganz  vorzugsweise  der  Naturrasen  für  den 
Landeskulturschutz  von  grösster  Bedeutung  ist.  kann  der  Feldbau  in  den  hohen 
Regionen  begreiflicherweise  nie  eine  grosse  Ausdehnung  erlangen.  Wir  finden 
daher  auch,  dass  die  Bewohner  gewisser  Huchthäler,  wo  schon  im  landwirt- 
schaftlich benutzten  Boden  dem  Feldbau  Schwierigkeiten  begegnen,  Grund  und 
Boden  in  tieferen  Lagen  erworben  haben.  Am  ausgeprägtesten  ist  dies  bei  den 
Anniviarden  der  Fall. 

Die  Felder  sind  gewöhnlich  nicht  mit  Holzpflanzen  bestockt,  oft  stehen 
zwar  den  Grenzen  entlang  Bäume.  In  der  nordöstlichen  Schweiz  dagegen  finden 
wir  doch  hie  und  da  auch  Felder  mit  Obstbäumen  und  im  Gebiet  der  untern 
Weinzone  Tcssins  solche  mit  Reben  und  mit  Bäumen,  als  Stützen  für  diese 
Reben  («Rompi»),  bepflanzt. 

Landwirtschaftliche  Nutzpflanzen  (Roggen,  Kartoffeln  etc.)  werden  auch 
etwa  auf  forstwirtschaftlich  benutzten  Boden  —  in  lückenhafte  Holzbestände 
oder  abgeholzte  Flächen  —  angebaut  (<  Waldfcld »).  In  einzelnen  Gegenden 
wird  sogar  Boden  abwechselnd  als  Wald  und  Feld  benutzt:  im  Emmenthal 
werden  z.  B.  Birkenbestände,  wenn  sie  schlagreif  geworden,  abgeholzt,  um  den 
Boden  zwei  bis  drei  Jahre  als  Feld  zu  bebauen,  worauf  dann  durch  Stock- 
ausschläge der  Wald  wieder  entsteht.  Die  Düngung  eines  solchen  Feldes  geschah 
früher  mittelst  Rasen-  und  Reisigbrennen. 

Nach  diesen  Erörterungen  ist  also  «Feldwirtschaft»  der  Inbegriff  aller 
Vorkehren  in  der  Bebauung  des  land-  und  alp wirtschaftlich  benutzten  Bodens 
mit  landwirtschaftlichen  Nutzpflanzen. 

II.  Formen:  1.  Gewöhnliche  Feldwirtschaft.  Die  Formen  der  Feld- 
wirtschaft lassen  sich  in  zwei  Hauptgruppen  einordnen:  A.  in  solche,  denen 
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bestimmte  Systeme  zu  Grunde  liegen,  und  Ii.  in  solche,  deren  Kriterium  in 
der  Systcmlosigkeit  besteht. 

A.  Wirtschaftssysteme:  Verfolgt  man  die  Wirtschaftsgeschichte  der 
Schweiz,  so  findet  man,  dass  sich  drei  Systeme  ausgebildet  haben;  a)  das  System 
des  Feldbaus,  bei  welchem  der  direkte  Futterbau  ausgeschlossen  bleibt  (Körncr- 
wirtschaft,  Felder  Wirtschaft):  b)  das  System  des  Feldbaus,  bei  welchem  der  Hoden 
in  bestimmten  Perioden  als  Futteracker  benutzt  wird  (Fcldgraswirtschaft,  Egarten- 
wirtschaft,  entsprechend  der  norddeutschen  Koppelwirtschaft);  c)  das  System 
des  Feldbaus,  bei  welchem  der  Boden  abwechselnd  als  Acker  und  als  Kunst- 
wiesc  eventuell  Kunstweide  dient  (Wechsel Wirtschaft,  Kulturwechselwirtschaft. 
Frucht  Wechsel  Wirtschaft). 

Körner  Wirtschaft.  A.  Thaer  führte  für  diese  Wirtschaftsformen  die 
Bezeichnung  «Felderwirtschaft»  in  der  landwirtschaftlichen  Litteratur  ein;  in  der 
«Einleitung  zur  Kenntnis  der  englischen  Landwirtschaft >  (1798 — 1804)  spricht 
er  von  jenem  «durch  ganz  Europa  und  auch  in  England  von  alters  her  ein- 
geführten Feldcrsyslem,  welches  man  —  weil  drei  Felder  das  gewöhnlichste 
sind  —  die  Dreifclder-  oder  die  Felder  Wirtschaft  nennt.»  Die  wic  htigste  der 
hier  in  Betracht  kommenden  Formen  war  früher  also  die  Dreifelderwirtschaft. 

Die  Dreifelderwirtschaft  ist  heutzutage  in  der  Schweiz  sozusagen  ver- 
schwunden; hie  und  da  trifft  man  sie  noch  etwa  im  Kanton  Wallis.  Früher, 
als  die  Abgabe  von  Fcldprodukten  (Zehnten)  verlangt  wurde,  war  sie  in  ver- 
schiedenen Gegenden  der  Schweiz  obrigkeitlich  vorgeschrieben,  immerhin  bestand 
dieselbe  auch  damals  nicht  überall;  in  Graubünden  fand  sie  z.  B.  fast  nur  in 
Schanis  und  der  Gruub  Anwendung.  Das  Wesen  der  Dreifelderwirtschaft  wird 
in  der  bernischen  Verordnung  zur  Beförderung  des  Landbaucs  in  den  leber- 
bergischen  Amtsbezirken  vom  23.  Dezember  1816,  durch  welche  diese  Bezirke 
die  Freiheit  in  der  Feldwirtschaft  erlangten,  als  «allgemeine  Verpflichtung,  die 
in  einem  gewissen  Feldbezirke  liegenden  Grundstücke  in  einem  bestimmten 
Jahreswechsel  gleich  anzubauen  oder  auch  in  gewissen  Jahren  als  Brache  liegen 
zu  lassen»  hingestellt.  Diese  Verpflichtung  (Zeigzwang)  wurde  aber  für  den 
alten  Kantonsteil  Bern  nie  gesetzlich  aufgehoben;  sie  schloss  folgenden 
«Feldrang»  (Turnus)  in  sich: 

I.  Jahr  (Brachjahr):  bis  zu  Anfang  des  i«.  Jahrhunderts  «  das  alte  Brachen  »  (das  Grundstück 
wurde  bi»  in  den  Herbst  mit  Schmalvieh  und  Schweinen  beweidei);  später:  Anbau  von  Kartoffeln 
oder  Hülsenfrüchten  oder  Flachs  etc.;  im  Herbst,  früher  und  auch  später,  Kornsaat.  2.  Jahr:  Kornernte, 
hierauf  WinterroggensaaC  3.  Jahr:  Rojjgenernte,  hierauf  noch  Beweiden  des  Feldes  mit  Schmalvieh  etc. 

Die  Kornsaat  musste  vor  dem  alten  Michaelstag  (11.  Oktober)  beendigt 
sein.  Auf  den  genannten  Tag  wurden  die  Felder  mit  Einfriedigungen  ab- 
geschlossen und  die  Wegrechte  und  Wegdienstbarkeiten  hörten  bis  zur  Ernte 
auf.  Die  Einfriedigungen  wurden  gemeindewerksweise  erstellt;  auf  verschiedenen 
Wäldern  haftete  das  Servitut,  das  nötige  Zäuneholz  zu  liefern.  Diese  Servitute 
wurden  im  Gesetz  über  die  Waldkantonnemente  vom  22.  Juni  1840  loskäuflich 
erklärt.  Im  alten  Kantonsteil  Bern  konnte  übrigens  der  Zeigzwang  zur  Zeit, 
als  noch  der  Zehnten  bezogen  wurde,  mit  Genehmigung  der  Obrigkeit  auf- 
gehoben werden;  zur  Vorbeugung  der  dadurch  häufig  entstandenen  Rechts- 
händcl  gab  die  bernische  Regierung  den  Oberamtmännern  in  einem  Kreisschreiben 
vom  1.  März  1805  bezügliche  Weisungen. 

Die  Zwei-,  Vier-  und  Fünf-Fcldcrwirtschaft,  sowie  die  Mehrfelderwirtschaft 
kamen  nur  ausnahmsweise  in  der  Schweiz  vor.  Dagegen  war  und  ist  noch  jetzt 
die  Einfelderwirtschaft  in  einzelnen  Gegenden  gebräuchlich,  insbesondere  bei 
hochgelegenen,  aber  noch  beständig  bewohnten  Ortschaften,  und  auch  bei 
Sommerdörfern  in  Wallis  und  Graubünden.    Das  Kriterium  der  Einfelderwirt- 
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schaft  liegt  darin,  dass  auf  demselben  Grundstück  Jahr  für  Jahr  Kürnerfrüchte 
angebaut  werden.  In  Lagen,  wo  wegen  der  kurzen  Vegetatiunszeit  die  Körner- 
reife in  einem  Jahr  nicht  gesichert  erscheint,  wird  dieselbe  künstlich  auf  eine 
zweite  Vegetationszeit  hinausgeschoben;  so  säet  man  z.  B.  im  Oberengadin  im 
Krühjahr  Winterroggen  und  zugleich  Sommergerste,  die  Gerste  hält  den  Roggen 
im  Wuchs  zurück  und  nach  der  Ernte  derselben  (hoher  Schnitt)  wächst  der 
Roggen  noch  und  wird  im  Herbst  zur  Grünfütterung  abgeschnitten,  im  folgen- 
den Frühjahr  treibt  der  Roggen  wieder  aus  und  kommt  früh  zur  Ernte.  Im 
Tessin  werden  auf  den  Campi  vignati  öfters  Roggen  und  Mais  gleichzeitig  im 
Einfeldersystem  gebaut  und  unter  dem  milden  Klima  und  in  dem  von  Natur 
kräftigen  Boden  werden  auf  diese  Art  zwei  Körnerernten  im  gleichen  Jahr 
erzielt.  Der  Roggen  wird  im  November  in  Reihen  gesät  und  wenn  er  im  Früh- 
ling die  Höhe  von  cirka  20  cm  erlangt  hat,  werden  in  die  Zwischenreihen  die 
Maiskörner  gesteckt;  die  Ernte  des  Winterroggens  erfolgt  dann  im  Juni,  die 
des  Cinquantino-Maises  im  September  oder  Oktober. 

Feldgras  Wirtschaft.  Sie  entwickelte  sich  aus  der  alten  Dreifelderwirt- 
schaft derart,  dass  zunächst  an  Stelle  der  reinen  oder  schwarzen  Brache  der 
Kleebau  trat.  Bereits  am  14.  Juni  1785  erlicss  die  zürcherische  Regierung  auf 
Veranlassung  der  physikalisch-ökonomischen  (naturforschenden)  Gesellschaft 
eine  <  Zehntordnung  betreffend  dem  Kleebau  >,  um  dieser  verbesserten  Drei- 
felderwirtschaft Eingang  zu  verschaffen.  Abweichend  von  der  Dreifelderwirtschaft 
wurde  dann  aber  das  Feld  mehrere  Jahre  nacheinander  als  Futteracker  benutzt 
(Rotklee-,  Esparsette-  oder  Luzerne-Bau,  Klce-Grashau,  vereinzelt  auch  Anbau 
einer  Grasart).  Der  Kleebau  rief  in  der  Viehhaltung  der  feldbautreibendcn 
Gegenden  eine  Veränderung  hervor,  indem  man  nun  zur  Sommerstallfüttcrung 
an  Stelle  des  bisherigen  Weidgangs  überging.  Die  vun  Job.  Rud.  TschifTeli- 
Kirchberg  herausgegebenen  Briefe  über  die  Stallfütterung  (Auflagen  von  1772. 
1774,  1789  etc.)  wirkten  auf  eine  rasche  Verbreitung  dieser  Art  der  Fütte- 
rung und  die  Fcllenbergsche  Wirtschaft  auf  dem  Hofwyl  (vergl.  Escher-von  Berg, 
«Briefe  über  die  Fcllenbergsche  Landwirtschaft  zu  Hofwyl»,  Zürich,  1809> 
wurde  als  Muster  hiefür  hingestellt.  Die  Klöster  Altenryf  in  Freiburg  und 
Kreuzlingen  in  Thurgau  richteten  schon  zur  Mediationszeit  ihre  Wirtschaften 
nach  den  Hofwyler-Prinzipien  ein.  Joh.  Rud.  Wyss  d.  J.  sagt  in  seinen  geo- 
graphisch-statistischen Darstellungen  des  Kantons  Bern  (1819 — 1822):  «Das 
einem  Wechsel  von  Getreide-  und  Grasbau  unterworfene  Land  ist  in  vielen. 
Gütern  so  verbessert  worden,  dass  dergleichen  Ackerwiesen  (Klee,  Esparsette  etc.) 
jetzt  beinahe  den  vornehmsten  Reichtum  des  Landes  ausmachen,  da  sie  das 
beste  Futter  geben  und  aus  ihnen  die  grossen  Heustöcke  der  Herren-  und 
Bauerngüter  gesammelt  werden,  mit  welchen  unsere  Küher  ihre  auf  den  Alpen 
durchsömmerten  Herden  durchwintern.»  Social-ökonomische  Umgestaltungen 
(Rückgang  der  Körnerpreise,  Entwicklung  der  Milchwirtschaft,  Steigerung  der 
Landpreise,  Gilterzerstückelungen  etc.)  veranlassten  ferner  das  Aufgeben  der 
anfänglich  geübten  unmittelbaren  Aufeinanderfolge  zweier  Körnerfrüchte.  Man 
schaltete  nun  in  die  Rotation  (Fruchtfolge,  Felderumlauf,  Turnus)  den  Anbau 
von  Reps,  Hackfrüchten  etc.  ein. 

In  jüngerer  Zeit  wurde  die  Feldgraswirtschaft  durch  die  von  Professor 
Dr.  Nowacki  auf  dem  Versuchsfelde  der  landwirtschaftlichen  Abteilung  des 
eidgenössischen  Polytechnikums  gemachten  Kulturversuchc  mit  Klee-  und  Klee- 
grasmischungeri  wesentlich  gefördert. 

Kultur  Wechsel  Wirtschaft.  Die  Kulturwcchselwirtschaft  bestand  in  der 
Schweiz  in  einzelnen  (legenden  schtm  relativ  früh.  Sie  bildete  sich  aus  der 
kombinierten  Landbewirtschaltung  in  der  Weise,  dass  man  die  früher  nur  zeit- 
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wcilig  als  Felder  benutzten  Grundstücke  nicht  mehr  der  Naturberasung  über- 
liess,  sondern  durch  Heublumensaaten  in  Kunst  wiesen  umwandelte,  um  sie  nach 
einer  bestimmten  Zeit  wieder  als  Acker  zu  verwenden.  Die  beiden  Pfarrer 
Riz  und  Schweizer  berichten  1768  über  die  cmmcnthalischc  Wechsel  Wirtschaft 
in  der  «  Topographischen  und  ökonomischen  Beschreibung  des  Kmmenthals  »  : 
Jedes  Gut  war  ausgeschieden  einerseits  in  Lägerwiesen  und  Hausweiden,  ander- 
seits in  5 — 7  Felder;  ein  Feld  trug  ein  Jahr  Hafer,  ein  Jahr  Korn  und  drei 
resp.  fünf  Jahre  Gras.  —  Das  System  erhielt  durch  Aufstellung  von  rationellen 
Grassamenmischungen  eine  Vervollkommnung.  Im  die  Grassamenmischungen 
zu  verallgemeinern,  wurde  z.  K.  in  Zürich  1867  eine  Kommission  für  Unter- 
suchung hervorragender  Leistungen  im  Futterbau  eingesetzt.  Als  die  Käspreise 
eine  nie  geahnte  Höhe  erreichten,  Hess  man  sich  verleiten,  dem  Kunstfutterbau 
ein  Ueberge  wicht  einzuräumen,  es  griff  eine  Einseitigkeit  Platz,  die  sich  der 
freien  spekulativen  Wirtschaft  nähert  (s.  « Futterbau  »). 

B.  Freie  spekulative  Feldwirtschaft.  Diese  Wirtschaftsformen  können 
einigermassen  für  Güter  in  der  Nähe  von  Industrie-  und  Verkehrszentren  ihre 
Berechtigung  finden,  wo  ein  guter  Absatz  der  Produkte  als  gesichert  erscheint 
und  alle  erforderlichen  Mittel  für  den  intensivsten  Betrieb  vorhanden  sind.  Im 
allgemeinen  werden  sie  aber  von  Vertretern  der  Landwirtschaftswissenschaft 
als  verwerflich  hingestellt  (vergl.  Settegast  «Die  Landwirtschaft  und  ihr  Betrieb>, 
II.  Bd.,  pag.  132;  Körners  «Betriebsorganisation»,  pag.  65;  Blomeyer  «Die 
Kultur  der  landwirtschaftlichen  Nutzpflanzen»,  I.  Bd.,  pag.  33). 

2.  Kombinierte  Bodenbewirtschaftuno  (vergl.  den  folgenden  Abschnitt). 

IIL  Stellung  des  Feldbaus  im  land-  und  alpwirtscbaftlichen  Betrieb. 

Wie  in  Abschnitt  1  dargelegt,  treten  im  allgemeinen  mit  ansteigender  Höhe 
die  Felder  gegenüber  den  Naturgrasländereicn  (Matten)  zurück  und  sind  in  den 
nicht  beständig  bewohnten,  sondern  blos  zeitweilig,  während  den  Vegetations- 
perioden, bezogenen  Gebieten  (Alpweiden,  Heuberge)  nur  noch  sporadisch  zu 
treffen.  In  den  Tieflagen  und  in  günstigen  höheren  Lagen  ist  der  Feldwirtschaft 
jewcilen  ein  bestimmter  Teil  des  Bodens  zugewiesen.  Während  sich  aber  in 
den  Tieflagen  die  Naturgrasländereicn  vorzugsweise  auf  die  bewässerbaren 
Striche  an  den  Wasserläufen,  die  feuchtgründigen  Hänge  und  die  unzugäng- 
licheren stark  geneigten  oder  schattigen  Gebiete  beschränken,  dehnen  sie  sich 
in  den  auch  noch  für  den  Feldbau  günstigen  höheren  Lagen  auf  weniger  ab- 
gelegene und  nicht  bewässerbare  Grundstücke  aus.  In  den  anderen  Höhenlagen 
besteht  jene  Ausscheidung  von  Feld  und  von  Naturwiesen  und  -Weiden  nicht 
mehr;  hier  werden  einfach  die  passenden  Grundstücke,  denen  z.  B.  im  Kanton 
Wallis  die  grossartigen  Bewässerungsanlagen  noch  dienen  müssen,  zeitweilig 
als  Feld,  dann  wieder,  durch  die  Natur  berast,  als  Wiese  oder  Weide  benutzt. 
Die  Felder  sind  somit  da  nur  Glieder  einer  kombinierten  Wirtsrhaft.  Der  kom- 
binierten Feld-  und  Naturgras-Wirtschaft  kann  wiederum  ein  System,  ein  bestimm- 
ter Plan  zu  Grunde  gelegt  sein,  oder  sie  kann  auch  regellos  erfolgen.  Ein 
System  hat  sich  in  denjenigen  Gegenden  ausgebildet,  in  denen  der  Benutzung 
des  Bodens  als  Felder  keine  allzugrosscn  Schwierigkeiten  gegenüberstehen. 
Im  innern  Prätigau  war  z.  B.  schon  im  18.  Jahrhundert  folgende  Wirtschaftsform 
gebräuchlich:  drei  Jahre  Feld,  und  zwar  erstes  Jahr  Kartoffeln,  zweites  Jahr 
Gerste  nebst  Roggen  zum  Grünschneiden,  drittes  Jahr  Roggenernte,  dann  sieben 
Jahre  Naturwiesc.  —  Wir  haben  gesehen,  dass  sich  aus  diesem  System  die 
Kulturwcchsel Wirtschaft  ableitete,  indem  der  Boden  ein  beständiges  Feld  blieb 
und  der  Kunstgrasbau  sich  einschaltete.  Die  kombinierte  Wirtschaft,  bei  welcher 
kein  planmässiger  Wechsel  zwischen  Feld  und  Naturgrasland  stattfindet,  erlangt 
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durch  die  Verjüngung  der  Grasnarbe  eine  Bedeutung.  Anfänge  von  Grasnarbcn- 
verjüngung  durch  Bodenaufbrüche,  ohne  dass  aber  eine  Feldwirtschaft  eintritt, 
hat  man  in  den  Banquettes  (Crcsces)  auf  Alpen  von  Entremont.  Für  die  Ver- 
jüngung der  Grasnarbe  auf  günstig  gelegenen  Alpen  machten  Anfangs  des 
19.  Jahrhunderts  im  Berner  Oberland  Ratsherr  Friedr.  Koch  und  Oberförster 
Karl  Kasthofcr  bemerkenswerte  Bestrebungen.  Wir  finden  sogar  als  Uebergang 
der  im  ersten  Abschnitt  erwähnten  Waldfcld Wirtschaft,  dass  ein  gewöhnlich  als 
Wytt weide  benutztes  Bodenstück  zeitweilig  in  Teilstücken  (durch  Reuten)  zu 
Feld  gelegt  wird.  Pfarrer  Schweizer  teilt  in  der  topograpisch  -  statistisch- 
ökonomischen  Beschreibung  der  Gemeinde  Trub  von  1829  mit,  dass  auf  solchem 
gereuteten  Boden  das  erste  Jahr  Dinkel  oder  Sommerroggen,  das  zweite  Jahr 
Erbsen  und  das  dritte  Jahr  Hafer  angebaut  werde,  um  dann  den  Naturrasen 
und  die  Holzbestockung  wieder  aufkommen  zu  lassen. 

Als  der  Hinfuhr  von  Brotfrucht  Schwierigkeiten  entgegentraten,  und  als 
die  Zehnten  noch  nicht  abgelöst  waren,  um  zum  Steuerprinzip  nach  der  Grund- 
Schätzung  überzugehen,  musste  die  Obrigkeit  für  einen  den  Bedürfnissen  dienen- 
den Feldbau  sorgen.  Die  Ob  waldner  Landsgemeinde  von  lt>05  hatte  beispiels- 
weise beschlossen,  die  Pflege  des  Ackerbaues  den  Landleuten  zur  Pflicht  zu 
machen,  um  die  Frucht  nicht  von  auswärts  beziehen  zu  müssen,  und  1713  nahm 
sie  die  Satzung  an:  Wenn  einer  für  zehn  Kühe  Winterung  habe,  so  soll  er 
obligiert  sein,  ein  Tag  lassen  Acker  zu  fahren.  Zur  Mediationszeit  erliess  die 
tessinische  Regierung,  durch  einen  italienischen  Vertrag  genötigt,  ein  Dekret, 
durch  welches  jeder  das  Recht  erhielt,  ein  Stück  der  Gemeindeweide  zum 
Ankauf  zu  verlangen,  unter  der  Bedingung,  dass  er  dasselbe  als  Feld  benutze. 
Ein  Beweggrund  zur  Verteilung  der  Allmenden  war  überhaupt  auch  der,  dass 
der  Feldwirtschaft  im  Hinblick  auf  die  zunehmende  Bevölkerung  eine  grössere 
Ausdehnung  gegeben  werden  könne.  Sollte  an  Stelle  der  Grund-  eine  Ertrags- 
Stcuer  erhoben  werden,  so  würde  der  Staat  natürlich  wieder  ein  direktes 
Interesse  an  der  Bodenbewirtschaftung  erlangen  und  möglicherweise  bezügliche 
Vorschriften  erlassen. 

Schon  bei  der  alten  Dreifelderwirtschaft  war  für  Deckung  der  häuslichen 
Bedürfnisse  ein  Teil'des  Bodens  zur  freien  Benutzung  ausgeschieden  (tBündten> 
für  Gemüse,  Gespinnst-  und  Oelpflanzen),  aber  auch  in  den  gegenwärtigen 
Systemen  der  Feldwirtschaft  herrscht  in  der  Weise  eine  Freiheit,  dass  eine 
freie  Auswahl  der  in  das  System  passenden  Hauptfrüchtc,  wie  auch  allfällige 
Zwischen-  und  Xachfrüchte  stattfinden  kann.  Seit  der  Eröffnung  der  seeländischen 
Zuckerrübenfabrik  werden  nun  vielfach  die  Zuckerrüben  statt  der  Kartoffeln 
als  Hackfrucht  in  das  System  aufgenommen.  Immerhin  zeigt  sich  auch  in  den 
Fruchtfolgen  häufig  für  ganze  Gegenden  eine  Uebcrcinstimmung.  Auf  alle  diese 
Wirtschaftsformen  aber  noch  näher  einzutreten,  würde  zu  weit  führen. 

IV.  Litteratar.  Ad.  Krämer,  Die  Landwirtschaft  im  Schweix.  Flaeklande,  Abschnitt : 
Das  Feld  System-.  Frauenfeld  1897.  —  Hin»  Anderegg,  Die  volkrw.  Bedeutung  der  Schmal- 
Viehhaltung  für  die  Schweiz,  Teil  /:  Die  territorialen,  klimat.  und  kulturellen  Verhält- 
nisse der  Schweix.  Bern  1897.  —  Felix  Anderegg,  Zur  Lage  des  Getreidebaues  in  dar 
Schwelt,  und  die  wirtschaftl.  Verhältnisse  in  den  Schweis.  Berggegenden,  in  „Sammlung 
freier  Vorträge  zur  Hebung  der  Landwirtschaft" .  Bern  1901. 

Felix  Anderegg,  Professor,  Bern. 
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I.  Geschichtliches.  —  II.  Die  Leistungen  der  Ferienkolonien. —  III.  Die 
Milchkuren.  —  IV.  Litteratur. 

L  Geschichtliches.  Die  Ferienkolonien  haben  den  Zweck,  arme,  erholungs- 
bedürftige Schulkinder  während  der  Zeit  der  Sommerferien  körperlich  und  geistig 
zu  kräftigen  durch  einen  mchrwöchcntlichcn  Aufenthalt  in  reiner  Bergluft,  bei 
einfacher,  aber  nahrhafter  Kost  und  unter  kundiger  Leitung,  Der  Gründer  und 
eifrigste  Förderer  dieser  Institution  ist  Walter  Bion,  Pfarrer  an  der  Prediger- 
kirche in  Zürich.  Er  beobachtete  an  seinen  eigenen  Kindern  den  wohlthuenden 
Einfiuss  der  Ferienerholung.  Er  sah  aber  auch,  wie  viele,  namentlich  arme 
Stadtkinder  ihre  Ferienzeit  in  dumpfen,  lichtarmen  Wohnungen  und  schwülen 
Gassen,  meistens  ohne  Aufsicht  zubrachten,  so  dass  solche  Kinder  wahrend 
der  Ferien  schlimmer  dran  waren,  als  während  der  Schulzeit.  Herzliches 
Erbarmen,  menschliches  Mitgefühl  Hessen  in  Bion  den  Entschluss  reifen,  die 
Wohlthat  einer  Ferienversorgung  auch  den  Kindern  der  Armen  zuteil  werden  zu 
lassen.  Ohne  jede  eigennützige  Absicht,  aus  edlen  Beweggründen  unternahm 
Bion  das  gute  und  zeitgemässe  Werk,  das  sich  in  kaum  3  Dezenien  Eingang 
in  alle  Kulturlander  der  Erde  verschafft  hat. 

Im  Jahre  1876  erlicss  Bion  im  Tagblatt  der  Stadt  Zürich  einen  Aufruf 
und  bat  um  freiwillige  Gaben  zur  Ausführung  seines  Planes.  Die  eingegangenen 
Gelder  reichten  hin,  68  Schulkinder  der  Altstadt  während  14  Ferientagen  in 
drei  appenzellerischen  Ortschaften  zu  verpflegen.  Die  Pfleglinge  wurden  aus 
den  Schülern  der  drei  Realklassen  (4. — 6.  Schuljahr)  unter  Berücksichtigung  der 
Erholungsbedürftigkeit,  der  Armut  und  des  Wohlverhaltcns  ausgewählt.  Die 
Leitung  und  Beaufsichtigung  der  Kolonien  legte  Bion  von  Anfang  an  in  die 
Hände  von  Erziehern.  Zehn  Lehrer  und  Lehrerinnen  waren  dafür  besorgt,  dass 
die  Kinder  sowohl  leiblich,  als  auch  geistig  in  eine  bessere  Luft  gebracht 
wurden,  dass  namentlich  auch  in  sittlicher  und  erzieherischer  Beziehung  ein 
günstiger  Einfluss  sich  geltend  mache.  Das  Aulsichtspersonal  wurde  in  so  aus- 
reichender Zahl  mitgegeben,  damit  jedem  einzelnen  Kinde  die  nötige  Aufmerk- 
samkeit geschenkt  werden  könne,  damit  in  den  Kolonien  nicht  Anstalts-  sondern 
Familienerziehung  Platz  greife.  Dass  so  zu  sagen  die  ganze  Stadt  mit  Spannung 
die  Rückkehr  der  Kinder  erwartete  und  vom  Erfolge  des  c seltsamen  Experimentes» 
sich  überzeugen  wollte,  lässt  sich  denken.  Der  Erfolg  dieser  ersten  Ferien- 
kolonie war  aber  ein  so  überraschender,  dass  Eltern,  Aerzte  und  Lehrer 
übereinstimmend  die  Neuerung  als  eine  wahre  Wohlthat  für  Leib  und  Seele 
vieler  Kinder  bezeichneten.  Die  Ferienkolonie  hat  eben  vor  vielen  andern 
Bestrebungen  den  grossen  Vrorteil,  dass  ihre  Erfolge  durch  das  veränderte 
Aussehen  der  Kinder  jedermann  in  die  Augen  springen. 

Begreiflich  ist  es  deshalb,  dass  die  Gründung  Bions  in  vielen  grösseren 
Ortschaften  unseres  Landes  in  kurzer  Zeit  Nachahmung  fand.  Es  folgen  1878 
Basel,  1870  Aarau.  Bern,  Genf,  1880  Neuenburg,  Schaffhausen.  1881  Wintcr- 
thur.  1883  St.  Gallen.  1884  Lausanne.  ISS«)  Biel,  Töss.  1891  Wädcnsweil, 
1892  Vcvey,  1894  Glarus,  Luzern,  1S95  Burgdorf,  Solothurn.  Zofingen.  189») 
Ölten,  Veltheim,  1898  La  C'haux-de-Fonds,  1S99  Ocrlikon,  Andelfingen  < Bezirk) 
1901  Baden.  In  allen  diesen  Orten  sind  die  Ferienkolonien  bis  heute  fortgeführt 
worden;  die  Ausgaben  für  Verpflegung  der  Kolonien  haben  sich  verglichen  mit 
dem  ersten  Jahre,  meistenorts  verdoppelt  und  verdreifacht.  Basel  stieg  von 
4200  Fr.  Verpflegungskosten  (inklusiv  Transport)  im  Jahre  1878  auf  ln.bOO  Fr. 
im  Jahre  1899:  Zürich  von  2400  im  Jahre  1876  auf  33.700  im  Jahre  1S«><). 
Im  Jahre  1879  verausgabten  5  Orte  für  Verpflegung  inkl.  Transport  12,924  Fr. 

1889  »  14      >      >  >  »  >  43,500  Fr. 

>        1899  »  25      >      »  »  »  »        115,081  Fr. 
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II.  Die  Leistungen  der  Ferienkolonien.  1899  wurden  3460  Kinder  mit 
74,28d  Tagen  verpflegt,  also  durchschnittlich  für  22  Tage  pro  Kind  33  Fr. 
.Ausgaben  verursacht  oder  pro  Tag  und  Kind  1,50  Fr.  In  diesem  Jahr  traf 
es  an  den  25  Orten  mit  Kolonien  auf  1000  Einwohner  (Volkszählung  vom 
1.  XII.  1900)  1,3—11,3  Ferienkinder,  29— 220  Verpflegungstagc  und  31,93  Fr. 
—  383  Fr.  Verpflegungskosten.  Diese  grossen  Unterschiede  in  obigen  Verhältnis- 
zahlen mögen  ihre  Ursache  haben  teils  in  der  Verschiedenheit  der  socialen 
Verhältnisse  der  Wohnbevölkerung  der  einzelnen  Orte,  teils  in  der  Ungleichheit 
der  verfügbaren  Mittel,  teils  auch  in  der  grösseren  oder  geringeren  Regsamkeit 
der  Vorstände. 

An  den  meisten  Orten  bestehen  für  die  Ferienkolonien  besondere  Komitees, 
zum  Teil  suchen  diese  Fühlung  mit  gemeinnützigen  und  llülfsgcscllschaftcn,  mit 
Staat.  Stadt  und  Lehrerschaft;  an  einigen  Orten  bildet  die  Ferienversorgung 
nur  einen  Teil  der  Bestrebungen  gemeinnütziger  Vereine.  Fast  9;jo  aller  Jahres- 
einnahmen d^r  schweizerischen  Ferienkolonien  von  187b — 1899  (ca.  l*,« 
Millionen  Fr.)  bilden  die  freiwilligen  Beitrage  von  Privaten,  Geschenke  und 
Erträge  von  Kollekten,  dann  aber  auch  die  Erträge  von  musik.  Aufführungen, 
Bazars  und-  Legate.  Staat  und  Gemeinden  haben  bis  jetzt  nur  in  bescheidenem 
Masse  Beiträge  geleistet.  Der  Kanton  Zürich  unterstützt  seine  Kolonien  durch 
Beitrage  aus  dem  .Alkoholzehntel:  Bern  erhält  alljährlich  seit  1879  Zuschüsse 
von  der  Gemeinde.    Der  Bund  gewährt  den  Ferienkolonie-Komitees  Portofreiheit. 

Die  Kurorte  befinden  sich  für  die  Westschweiz  zumeist  im  Juragebiet, 
für  die  Nord-  und  Ostschwei/  im  Voralpengebiet,  in  einer  Höhe  von  47b  m. 
(Rothenfluh)  bis  1500  m.  ü.  M.  (Lenzerheide).  Nach  den  neuen  Untersuchungen 
beeinflusst  die  absolute  Höhe  des  Kurortes  den  sanitären  Erfolg  gar  nicht. 

Von  den  25  Orten  haben  10  Verpflegung  in  Regie,  13  pensionsweise 
Verpflegung  und  2  Orte  beide  Einrichtungen  nebeneinander.  Bei  der  pensions- 
weisen Verpflegung  werden  die  Kinder  b<:i  einem  Wirte  einlogiert,  der  gegen 
eine  Entschädigung  von  1-2  Fr.  pro  Kind  und  Tag  Beköstigung.  Schlaf-  Ess- 
und  Spielraum  zu  liefern  hat.  Einer  Kolonie  werden  15  — 100  Kinder,  meist 
nach  Geschlechtern  getrennt,  zugeteilt.  Um  die  Verpflegung  rationeller  und 
billiger  gestalten  zu  können,  ist  man  in  neuerer  Zeit  bestrebt,  eigene  Kolonie- 
heime zu  gründen  und  dies«-  in  Regie  zu  betreiben.  Im  Besitze  solcher  Eigenheim 
sind  bereits  Zürich.  Chur,  Neuenburg,  Schaafhausen,  Luzcrn,  Aarau,  Biel,  Vivis 
und  Ölten. 

Als  Altersgrenze  für  die  Kolonisten  gilt  das  7. — 15.  Altersjahr;  die  grosse 
Mehrzahl  aber  wird  aus  den  Schülern  des  4. — 7.  Schuljahres  (10.  — 13.  Altersjahr) 
ausgewählt.  Die  Anmeldungen  besorgen  überall  die  Organe  der  Schule,  die 
Aufnahmen  Aerzte  in  Verbindung  mit  Lehrern  und  Komiteemitgliedern.  Die 
Leitung  übernehmen  fast  ausschliesslich  Lehrkräfte  der  Volksschulen,  bei 
Selbstbeköstigung  in  Verbindung  mit  dem  nötigen  Dienstpersonal.  Auf  10  Kinder 
kommt  in  der  Regel  eine  Aufsichtsperson.  .Als  Kurzeit  dienen  überall  die  Sommer - 
ferien  der  Volksschulen,  die  Dauer  beträgt  1 — 6  Wochen.  Orte  mit  Eigenheim, 
namentlich  Neuenbürg  und  Zürich,  bevölkern  ihre  Kolonien  von  Mai  bis  Oktober 
und  November.  Einzelne  Orte  nehmen  auch  erholungsbedürftige  Kinder  besser 
situierter  Ellern  gegen  Bezahlung  der  Selbstkosten  (10 — 20  Fr.  per  Woche)  auf. 

Um  die  Erfolge  der  Ferienkolonie  auch  statistisch  feststellen  zu  können, 
wurden  an  den  meisten  Orten  Körperwägungen  vor  und  nach  der  Koloniezeit 
vorgenommen;  es  wurden  auch  Erhebungen  gemacht  über  Muskelkraft,  Körper- 
lange.  Brustumfang,  über  die  inspiratorische  Erweiterung  des  Thorax,  über  die  Zahl 
der  roten  Blutkörperchen  und  den  Hämoglobingehalt  des  Blutes.  Die  Ergebnisse 
aller  dieser  Untersuchungen  zeigen  übereinstimmend,   dass  der  sanitäre  Erfolg 
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der  Ferienkolonien  ein  recht  günstiger  ist  und  dass  die  Kolonien  imstande  sind, 
bei  einer  Anzahl  Kinder  den  Grund  zu  besserer  Entwicklung  auch  in  der 
Folgezeit  und  dadurch  zur  künftigen  Erwerbsfähigkeit  zu  legen.  Dr.  Leuch  in 
Zürich,  der  1895  an  30  gut  genährten,  gesunden  Kindern  und  daneben  an  224 
Kolonisten  sorgfältige  Blutuntersuchungen  vornahm,  schreibt:  cAls  Arzt  und 
Hygiciniker  stehe  ich  keinen  Augenblick  an,  die  Ferienkolonien  als  eine  der 
»egensreichsten  sanitären  Institutionen  zu  bezeichnen,  deren  unzweifelhafte 
Erfolge  um  so  hoher  angeschlagen  werden  müssen,  als  sie  nicht  blos  vorüber- 
gehender, sondern  dauernder  Natur  sind,  und  nicht  blos  den  betreffenden 
Kindern,  sondern  durch  diese  auch  der  Gesamtheit  zu  gute  kommen.»  Aber  der 
geistige  und  sittliche  Erfolg  der  Kolonien  ist  nicht  mindern  Wertes  als  der 
sanitäre.  Durch  ein  verständig  geleitetes  Zusammenleben  in  freier  Natur,  durch 
anregende  Spiele  und  Beschäftigung,  durch  Gewöhnung  an  Zucht  und  Ordnung 
gewinnen  die  Kinder  an  Lebensfrische  und  sittlichem  Halt.  Diese  Erfolge 
entziehen  sich  aber  der  Statistik  und  sie  können  wohl  nur  von  denen  recht 
gewürdigt  werden,  die   schon  an  der  Leitung  einer  Kolonie  bethätigt  waren. 

Das  Werk  Pfarrer  Hions  hat  sich  in  kurzer  Zeit  das  Wohlwollen  der 
gesamten  schweizerischen  Bevölkerung  erworben;  denn  es  kam  einem  wirklichen 
Bedürfnis  entgegen  und  ist  der  Opfer  wert,  die  dafür  gebracht  worden. 

III.  Die  Milchkuren.  Die  Milchkuren  (Halb-  oder  Stadtkolonien)  sind 
eng  mit  den  Ferienkolonien  verbunden.  Aus  Mangel  an  verlügbaren  Mitteln 
kann  die  Ferienkolonie  dem  vorhandenen  Bedürfnis  bei  weitem  nicht  entsprechen. 
Um  daher  den  Angemeldeten,  die  nicht  in  die  Kolonie  aufgenommen  werden 
können  und  doch  einer  Kräftigung  bedürfen,  etwelchcn  Ersatz  zu  bieten,  wird 
ihnen  während  der  Sommerferien  je  morgens  und  abends  eine  Portion  Milch 
(3 — 5  dl.)  mit  Brot  verabreicht.  Zürich  und  Aarau  machten  im  Sommer  1882 
den  Anfang.  Die  Ausgabe  per  Kind  und  Tag  belauft  sich  auf  lö — 25  Rp. 
Der  Wert  der  Milchkuren  wird,  wie  die  Jahresberichte  der  Ferienkoloniekomitees 
zeigen,  sehr  verschieden  taxiert.  Während  z.  B.  Bern,  Biel,  Winterthur  berichten, 
mit  verhältnismässig  geringen  Opfern  vermögen  die  Milchkuren  viel  Elend  und 
Not  zu  lindern,  wird  an  andern  Orten  ein  erheblicher  Erfolg  in  Zweifel  gezogen. 
So  ist  Zürich  von  ca.  8000  Fr.  Jahresausgabe  (2 1 00  Kinder)  im  Jahre  1895  auf  4500  Fr. 
(1200  Kinder)  im  Jahre  1900  zurückgegangen  und  das  Komitee  wünscht,  nach 
und  nach  die  Milchkur  eingehen  zu  lassen.  Es  zeigte  sieh  nämlich  hier  vielfach, 
dass  die  Milchkuren,  anstatt  als  eine  Extrazugabe  zu  einer  mangelhaften  häuslichen 
Kost  hinzuzukommen,  von  den  Eltern  oft  als  teilweiser,  sogar  als  gänzlicher 
Ersatz  der  häuslichen  Ernährung  betrachtet  wurde  und  dass  viele  Kinder  während 
der  Ferienzeit  keine  andere  Nahrung  erhielten,  als  die  Morgen-  und  Abendration 
der  Milchkur.  Zudem  ist  namentlich  da,  wo  die  Tcilnehmerzahl  eine  bedeutende 
ist.  die  Besorgung  mit  grossen  Schwierigkeiten  verbunden.  Von  den  25  Ort- 
schaften mit  Ferienkolonien  haben  nur  etwa  die  Hälfte  Sommermilchkuren. 
Immerhin  mag  die  Gesamtausgabe  dieser  Orte  bis  heute  160.000  Fr.  über- 
schreiten, wovon  59,000  Fr.  auf  Zürich  fallen.  —  Das  Bedürfnis,  arme  Schul- 
kinder aus  Öffentlichen  Mitteln  zu  nähren,  ist  unbestritten;  doch  ist  nicht 
einzusehen,  warum  diese  Wohlthat  nur  während  3  Wochen  des  Jahres  ausgeübt 
werden  soll.  Es  ist  wohl  anzunehmen,  dass  diese  Institution  allmählich  in  der 
allgemeinen  Fürsorge  für  Nahrung  und  Kleidung  armer  Schulkinder  aufgehen 
und  demnach  staatlich  geregelt  wird. 

IV.  LitteratUT.  H.  Marthaler,  Die  Ferienkolonien  für  arme  Schulkinder  in  der 
Schwei:  in  den  fahren  i8gi — <pj ;  Bern  181)7.  —  W.  BiOfl,  die  Ferienkolonien  und  ver- 
wandte Bestrebungen  auf  dem  Gebiete  der  Kinder-Gesundheilspßege ;  Zürich  /gor. 

H.  Wipf,  Lehrer,  Zürich. 
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Feuerpolizei. 

I.  Einleitung.  —  II.  Gehende  Zustände:  1.  allgemeine  Vorschriften  zur  Ver- 
hinderung der  Feuergefahr;  2.  das  Feuerwehrwesen.  —  III.  I.itleratur. 

I.  Einleitung.  Die  ersten  AnPänge  der  Feuerpolizei  traten  in  den  Städten 
auf.  Die  leichte  Bauart  der  Häuser,  die  meistens  von  Holz  erstellt  und  mit 
Schindeln  bedeckt  waren,  und  das  enge  Bcicinanderwohnen  verursachte  häufige 
und  verheerende  Feuersbrünste.  Man  findet  denn  auch  in  den  Ordnungen  und 
Satzungen  der  schweizerischen  Städte  im  Mittelalter  eine  Reihe  von  feuer- 
polizeilichen Bestimmungen,  daneben  auch  eigentliche  Feuerordnungen  und 
Feuerschauordnungen  sowie  Feuer wehrorganisationen.  Die  Sorge  zu  Feuer 
und  Licht  wird  den  Bürgern  scharf  eingeprägt.  In  Scheunen  und  Ställen  soll 
niemand  Licht  ohne  Laterne  tragen,  man  soll  auch  keine  Kinder  nach  Feuer 
schicken.  Wer  Asche  aus  dem  Ofen  nimmt,  soll  sich  vergewissern,  ob  sie 
erloschen  ist.  Schmied,  Schlosser,  Hammerschmied  sollen  keine  Kohlen  im 
Haus  tragen,  die  nicht  wenigstens  drei  Tage  vorher  in  der  Kohlengrube  gelegen 
und  völlig  erloschen  sind.  Bei  Feuerausbruch  durfte  niemand  sein  Haus  aus- 
räumen, bis  das  Feuer  an  das  drittnächste  Haus  kam.  Alle  Bürger  mussten 
zur  Feuerstelle  eilen,  bei  Androhung  von  Strafe  an  Leib  und  Gut.  Wer  bei 
Feuerausbruch  den  «Fürioruf»  nicht'abgab,  wurde  um  ein  Pfund  Geld  gestraft. 

Als  mit  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  die  Gebäudeversicherung  gegen 
Feuergefahr  immer  mehr  sich  einbürgerte,  stellte  sich  auch  um  so  stärker  die 
Notwendigkeit  ein,  die  Massnahmen  zur  Verhütung  von  Feuergefahr  zu  erweitern 
und  zu  verschärfen  und  die  Feuerpolizei-  und  das  Feuerwehrwesen  gesetzlich 
zu  ordnen  (s.  «Versicherungswesen»).  Wohl  war  mittlerweile  namentlich  in 
Städten  die  Bauart  der  Häuser  eine  solidere  geworden,  indem  die  Lehm-  und 
Steinbauten  die  Holzkonstruktioncn  und  die  Ziegeldächer  die  Schindel-  und 
Strohdächer  immer  mehr  verdrängten ;  allein  durch  die  erstaunliche  Entwicklung 
der  Gewerbe,  die  Einführung  der  Dampfbetriebe,  des  Petroleums,  des  Gases 
und  der  Elektrizität  wurde  die  Feuergefahr  bedeutend  erhöht. 

II.  Geltende  Zustände.  Die  neueren  Erlasse  der  Kantone  auf  dem  Gebiete 
der  Feuerpolizei  umfassen:  1.  die  allgemeinen  Vorschriftsmassrcgeln  zur  Ver- 
hinderung der  Feuergefahr  und  2.  das  Feuerwehrwesen. 

1.  Allgemeine  Vorsichtsmassregeln  zur  Verhinderung  der  Feuer- 
gefahr. Bei  diesen  kommen  hauptsächlich  in  betracht :  Allgemeine  feuer- 
polizeiliche Vorschriften  und  spezielle  Vorschriften  für  die  Kaminfeger.  Die 
allgemeinen  feuerpolizeilichen  Vorschriften  machen  jedermann  zur  Pflicht  mit 
Feuerzeug,  Feuer  und  Licht  sorgfältig  umzugehen.  Dienstherrschaften,  Arbeit- 
gebern und  Familicnhäuptcrn  ist  verboten,  feuergefährliche  Handlungen  ihrer 
Untergebenen  zu  dulden;  desgleichen  ist  verboten,  Kindern,  Blödsinnigen. 
Wahnsinnigen  oder  Betrunkenen  Feuer,  Licht  oder  leicht  entzündliche  Stoffe 
anzuvertrauen.  Besondere  Vorschriften  bestehen  für  die  Fabrikation,  den  Besitz 
und  Verkehr  von  und  mit  Mineralölen,  Sprengmittcln  und  anderen  feuergefähr- 
lichen Stoffen,  für  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  von  Gaskraftmaschinen  und 
anderer  durch  Explosion  wirkender  Motoren;  über  Herstellung  und  Verwendung 
des  Acetylengascs,  über  elektrische  Licht-  und  Kraftanlagen,  Einrichtung  und 
Betrieb  von  Dampfkesseln  und  Dampfgef;issen  vorbehaltlich  der  bezüglichen 
Bestimmungen  der  Bundesgesetzgebung.  Weitere  Bestimmungen  verbieten  das 
Betreten  von  Scheunen,  Stallen  und  Böden  oder  andern  zur  Aufbewahrung 
von  feuerfangenden  Sachen  dienenden  Räumen  mit  unverwahrtem  Licht  oder 
Feuer,  ferner  das  Rauchen  bei  Arbeiten  an  feuergefährlichen  Stellen  oder  mit 
feuergefährlichen  Stoffen  (Heu,  Stroh.  Papier,  Hadern  u.  s.  w.).    An  gefährlichen 
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Stellen  in  Wäldern  oder  in  gefährlicher  Nähe  von  Gebäuden  oder  feuerfangenden 
Sachen  darf  Feuer  nicht  angezündet  werden.  Transportable  Essen,  Wasch- 
und  Brennöfen  und  dgl.  sind  auf  feuersichere  Unterlage  zu  stellen.  Fernere 
Vorschriften  beziehen  sich  auf  das  Schiessen  und  Abbrennen  von  Feuerwerk, 
Abhaltung  von  Fackelzügen  in  der  Nähe  von  Gebäuden,  Aufstellung  fahrbarer 
Dampfmaschinen,  Motoren,  Benutzung  derselben  im  Freien,  in  Scheunen  etc., 
Ueberwachung  der  Oefen  und  Feuerungsanlagen  mit  Nachtbetrieb,  Aufbe- 
wahrung von  Gegenständen  in  der  Nähe  von  Kaminen,  Ofenröhren  u.  s.  w., 
das  Holzdörren  in  Rauch-  und  Feuerzügen,  das  Brechen  und  Dörren  von  Hanf 
und  Flachs.  Auspichen  von  Fässern  und  Pichen  von  Fassdauben,  Aufbc wahrung 
der  Asche,  der  chemischen  Feuerzeuge,  Fcuerwerklagcr,  Explosivstoffe,  von 
Oel,  Pech,  Teer.  Asphalt  u.  s.  w.,  Einbringen  von  Dürrfutter,  Beleuchtung  in 
Räumen,  wo  Gase  entstehen,  Gebrauch  von  Beleuchtungs-  oder  Kochapparaten, 
die  mit  Benzin,  Ligroin,  GasstofT  oder  anderen  leichten  Mineralölen  gespeist 
werden,  Reinigung  und  Schmieren  von  Maschinen,  Transmissionen,  Räder  und 
Lager. 

Die  feuerpolizeilichen  Bauvorschriften  umfassen  die  Anlage  und  Unter- 
haltung der  Feuerungsanlagen,  die  Fcuerungsanlagen  in  gewerblichen  Betrieben, 
die  Bedachungsmaterialicn,  die  Brandmauern,  die  Eisenkonstruktionen  und  die 
Blitzschutzvorrichtiingen.  Zur  möglichsten  Schonung  der  Häuserbesitzer,  aber 
nicht  immer  im  Interesse  der  Feuersicherheit  gelten  die  feuerpolizeilichen  Bau- 
vorschriften gewöhnlich  nur  für  Neubauten  und  wesentliche  Umbauten  oder 
neue  Einrichtungen,  sowie  in  Fällen,  wo  bestehende  Einrichtungen  eine  un- 
mittelbare Feuersgefahr  bilden.  Für  die  Anlage  und  Unterhaltung  der  Feue- 
rungsanlagen kommen  zunächst  Vorschriften  für  Material  und  Konstruktion  der 
Feuermauern  in  betracht,  die  Feuerungsanlagen  sollen  aus  feuersicherem  Material 
bestehen,  es  werden  bestimmte  Masse  der  Dicke  der  Wände  vorgeschrieben; 
ferner  bestehen  Vorschriften  über  Heizeinrichtungen,  wobei  unterschieden  wird, 
zwischen  mit  dem  Mauerwerk  verbundenen  Oefen  und  beweglichen  Oefen,  die 
Küchencinrichtungen,  die  Feuerungseinrichtungen,  die  nicht  mit  einem  Kamin 
in  Verbindung  stehen,  Kamine  und  andere  Rauchlcitungen.  Allen  diesen  Vor- 
schriften schli«  ssen  sich  spezielle  Vorschriften  für  dir  Kaminfeger  an.  Gewohnlich 
hat  sich  der  Kaminfeger  durch  Patent  für  Berechtigung  der  Ausübung  seines 
Berufes  auszuweisen.  Er  muss  eine  regelrechte  Lehrzeit  gemacht  haben  und 
einige  Jahre  als  Geselle  thätig  gewesen  sein.  In  Privathäusern  hat  er  wenigstens 
ein  oder  zwei  Mal  jährlich,  bei  gewerblichen  Feuerungsanlagen  häufiger  die  in 
den  Gebäuden  stehenden  Kamine.  Rauchrohre  und  Raucbzügc  jeder  Art  zu 
reinigen,  wofür  er  eine  bestimmte  Taxe  zu  fordern  berechtigt  ist.  Entweder 
stellt  ihn  die  Gemeinde  nach  Bedürfnis  an,  oder  es  werden  bestimmte  Kreise 
im  Bezirk  bestimmt,  deren  jeder  von  einem  Kaminfeger  zu  besorgen  ist.  Dieser 
ist  verantwortlich  für  die  richtige,  regelmässige  und  sorgfältige  Reinigung  der 
Kamine  und  für  die  Arbeit  seiner  Angestellten  und  Lehrlinge.  Bei  Vornahme 
der  Reinigung  sind  die  Feuerstätten.  Kamine  und  Rauchleitungen  auf  ihre 
Feuersicherheit  genau  zu  untersuchen,  ob  keine  Oeffnungen,  Risse,  durchzogenes 
Holz  oder  sonstige  Mängel  vorhanden  sind.  Von  vorschriftswidrigen  oder  feuer- 
gefährlichen Einrichtungen  oder  Zuständen  hat  der  Kaminfeger  dem  Gemeinderat 
Kenntnis  zu  geben,  der  für  Beseitigung  der  Mängel  zu  sorgen  hat.  Ucber 
seine  Verrichtung  muss  der  Kaminfeger  ein  Tagebuch  führen  mit  genauer  An- 
gabe der  vorgefundenen  Mängel. 

Die  Handhabung  der  Feuerpolizei  erfolgt  durch  den  Gemeinderat  unter 
Oberaufsicht  des  Bezirksrates  (Regicrungsstatthalter)  und  der  zuständigen  Regie- 
rungsdirektion.   Es  werden  vom  Gemeinderat  aus  Fachleute,  sogenannte  Feuer- 
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schauer,  bestellt,  welche  sämtliche  Feuereinrichtungen  und  Beleuchtungsanlagen 
in  den  Gebäuden  zu  untersuchen  haben.  Mehrere  Gemeinden  können  einen 
gewissen  Feucrschauer  bestellen,  eventuell  wird  für  den  ganzen  Bezirk  ein 
solcher  bestellt.  Es  kommt  auch  vor,  dass  der  Gemeinderat  für  die  Funktionen 
der  Feuerpolizei  eine  besondere  Kommission  bestellt,  in  welcher  der  Gemeinderat 
vertreten  ist,  diese  Kommission  nimmt  dann  in  einzelnen  Kantonen  die  Feuer- 
schau  vor  oder  sie  delegiert  ein  Mitglied  hierfür,  das  dann  noch  einen  Sach- 
verständigen beizuziehen  hat.  Auch  die  mit  der  Nachtwache  betrauten  Polizei- 
organe sind  verpflichtet,  über  die  Beobachtung  der  Vorschriften  der  Feuer- 
polizei zu  wachen  und  bei  Gefahr  sofort  einzuschreiten. 

2.  Das  Fel'ERWKhrweskx.  Ucber  die  Organisation  des  Feuerwehr- 
wesens bestehen  in  den  Kantonen  mehr  oder  weniger  einlässliche  Bestim- 
mungen. Im  allgemeinen  werden  die  Gemeinden  verpflichtet,  die  detn  Um- 
fang und  dem  Verhältnisse  entsprechenden  Löscheinrichtungen  zu  treffen.  Es 
wird  gestattet,  die  Feuerwehr  bei  Ueberschwcmmungsgefahr,  Rutschungen  auf- 
zubieten und  bei  festlichen  Anlassen  zum  Waehtdienst  heranzuziehen.  Während 
einzelne  Kantone  sich  damit  begnügen,  die  ganze  leistungsfähige  Mannschaft 
zur  Feuerwehr  heranzuziehen,  stellen  andere  bestimmte  Altersgruppen  fest 
(18. — 50.  oder  18. —  öO.  Jahr).  Ausgenommen  werden  solche  Personen,  deren 
Thätigkeit  bei  Ausbruch  eines  Brandes  in  anderer  Weise  zur  Wahrung  Öffent- 
licher Interesse  in  Anspruch  genommen  wird.  Ausnahmsweise  wird  auch  bestimmt, 
dass  kriminell  Verurteilte  ausgeschlossen  seien.  An  Stelle  der  Dienstleistung 
kann  dort,  wo  Mannschaft  über  Bedarf  vorhanden  ist.  eine  jährliche  Ersatz- 
steuer eintreten,  welche  entweder  für  den  Kanton  einheitlich  fixiert  ist  oder 
deren  Festsetzung,  immerhin  unter  Genehmigung  der  zuständigen  Regierungs- 
iiirektion, den  Gemeinden  überlassen  bleibt.  Die  Oberleitung  des  Feuerlösch- 
wesens wird  gewöhnlich  einer  Feuer-  oder  Feuerwehrkommission  übertragen, 
welche  aus  Vertretern  des  Gemeinderates,  Bauverständigen  und  Chargierten 
der  Feuerwehr  besteht.  Die  Mannschaft  wird  je  nach  Tauglichkeit.  Alter  und 
persönlichen  Verhältnissen  in  verschiedene  Korps  verteilt,  wobei  gewöhnlich 
unterschieden  wird:  Löschkorps,  Rettungskorps,  Bau-  und  Leiterkorps.  Brand- 
und  Sicherheits wache,  Feuerschauer,  Feuerreiter,  Sprit zcnfuhrleute.  Jede  Ge- 
meinde hat  eine  besondere  Feuerordnung  aufzustellen,  welche  der  Genehmigung 
der  zuständigen  Regierungsdirektion  unterliegt.  Vor  allem  wird  verlangt,  dass 
jede  Gemeinde  eine  gut  eingerichtete  Feuerspritze  besitze,  wobei  die  Einwohner- 
zahl massgebend  ist.  ferner  die  genügende  Zahl  von  Schläuchen,  die  nötigen 
Leitern.  Hacken,  Lernen  u-  s-  w.  Bezüglich  der  Zahl  der  Feuerspritzen 
wird  entweder  eine  bestimmte  Einwohnerzahl  angesetzt  z.  B.  auf  600  Einwohner 
eine  Spritze,  oder  den  Gemeinden  diesbezüglich  Freiheit  gelassen,  oder  es 
entscheidet  die  zuständige  Regierungsdirektion.  Kleineren  Gemeinden  ist 
gestattet,  sich  an  grössere  anzusrhliessen  für  eine  gemeinsame  Spritze,  den 
grösseren  industriellen  Etablissementen,  sowie  allen  Fabriken,  deren  Betrieb 
mit  besonderer  Feuersgefahr  verbunden  ist,  ebenso  grösseren  Gasthöfen  und 
Anstalten  werden  eigene  Löscheinrichtungen  vorgeschrieben.  Die  Gemeinden 
werden  verpflichtet,  die  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  erforderlichen  Ein- 
richtungen für  das  Feuerwehrwesen  zu  treffen.  Ihnen  liegt  insbesondere  ob: 
die  Fürsorge  für  genügende  Wasserbezugsorte  und  deren  beständige  Speisung 
und  nötigenfalls  Stauvorrichtungen;  die  erforderlichen  Anschaffungen  für  richtige 
Aufbewahrung  und  Instandhaltung  der  notwendigen  Lösch-  und  Rettungsgeräte, 
die  Einrichtung  zweckmässiger  Alarmvorrichtungen,  Organisation.  Ausrüstung 
und  Instruktion  der  Feuerwehrmannschaft.  Im  weitern  enthalten  die  kantonalen 
Bestimmungen  Weisungen  für  das  Verhalten  der  Private  bei  Feuerausbrüchen, 


Digitized  by  Google 


Feuerpolizei  —  Finanzdepartement  (Eidgenössisches)  963 


für  den  Ilranddienst  in  der  Gemeinde  und  auswärts  und  die  zuverlässigste  Art 
der  Löschung  der  verschiedenen  Brände. 

Von  eidgenössischen  Vorschriften  kommen  hier  nur  solche  in  Betracht, 
welche,  wie  einzelne  Bestimmungen  des  Fabrikgesetzes,  neben  dem  Schutz  vor 
Unfallsgefahr  auch  solchen  vor  Feuersgefahr  bieten,  so  das  Regulativ  über  die 
periodische  Prüfung  der  Behälter  für  den  Transport  verdichteter  oder  ver- 
flüssigter Gase  vom  7.  Dezember  1896  (B.-B.  1896,  IV,  1158)  und  die  Ver- 
ordnung des  Bundesrates  betreffend  Aufstellung  und  Betrieb  von  Dampfkesseln 
und  Dampfgcfässcn  vom  16.  Oktober  1897  ( A.  S.  n.  F.  XVI,  290).  Schon  vorher 
bestanden  übrigens  in  15  Kantonen  bezügliche  Vorschriften  oder  Verordnungen. 
Eine  eidgenössische  Kcsselinspektion  wurde  durch  vorgenannte  Verordnung 
nicht  eingeführt,  da  der  Bundesrat  der  Ansicht  war,  es  genüge  die  bestehende 
durch  den  schweizerischen  Verein  von  Dampfkessclbesitzern.  Immerhin  ist  zu 
bemerken,  dass  sich  die  Kompetenz  des  Bundes  nur  auf  die  Dampfkessel  und 
Dampfgefässe  solcher  Betriebe  erstreckt,  welche  unter  der  eidg.  Fabrik-  und 
Haftpflichtgesetzgebung  stehen  und  dass  es  den  Kantonen  freisteht,  die  eidge- 
nössische Verordnung  auf  alle  übrigen  Dampfkessel  und  Dampfgefässe  anwendbar 
zu  erklären,   was  der  Bundesrat  den  Kantonsregierungen  sehr  empfohlen  hat. 

Zum  Zwecke  der  Hebung  und  Förderung  des  Feuerlöschwesens  und  der 
Gewährung  von  Unterstützungen  bei  Unfällen  von  Feuerwehrleuten  besteht  seit 
Jahren  ein  schweizerischer  Feuerwehrverein.  Derselbe  hatte  anfangs  Juni  1902 
einen  Bestand  von  1298  Sektionen  mit  145,087  Versicherten.  Im  Jahr  1901 
ereigneten  sich  366  Unfälle,  welche  mit  Fr.  63,701  entschädigt  wurden.  Das 
Vermögen  der  Unfallkasse  beträgt  Fr.  437,124.  67,  das  Vercinsvermögcn 
Fr.  6,992.  64.  Der  Vereinsvorstand  erlässt  geeignete  Anleitungen,  Reglcmente 
und  Instruktionen  für  das  Feuerlöschwesen  und  besitzt  eine  ansehnliche  Fach- 
bibliothek. Auch  werden  jährlich  Instruktionskurse  für  Feuerwehrchefs  und 
Feuerwehrinstruktoren  veranstaltet.  Es  besteht  ein  eigenes  technisches  Bureau, 
welches  den  Sektionen  in  technischen  Fragen  an  die  Hand  geht.  Ferner  stehen 
dem  Verein  zwei  Fachorgane,  ein  deutsches  und  ein  französisches,  zur  Ver- 
fügung. Neben  dem  gesamtschweizerischen  Verbände  bestehen  kantonale  und 
Bezirks  verbände. 

III.  Lltteratur.    Die  kantonalem  Vorschriften  über  Fenerpolitei  und  Feuerlösch- 
wesen.  —  Die  Schweix.  Feuerwehr zeitung. 

JE.  Näf,  Kantonsstatistiker,  Aar  an. 

Finanzdepartement  (Eidgenössisches). 

I.  Geschichtliches:   I.  Vor  i"98;  2.  Helvctik;  3.  Die  Mediationspci  iode ;  4.  Von 
1815   bis    1848;   5.   Unter  der   neuen   Eidgenossenschaft     -   II.   Geschäftskreis.  — 
III.  Organisation.  —  IV.  Personal  und  Budget.  —  V.  I.itteratur. 

I.  Geschichtliches.  1.  Vor  1798.  Bei  dem  überaus  lockeren  Bande, 
welches  die  einzelnen  (ilieder  zusammenhielt,  konnte  in  der  alten  Eidgenossen- 
schaft von  einem  gemeinsamen  Staatshaushalt  und  infolgedessen  von  einem 
centralen  Finanzorgan  nicht  die  Rede  sein.  Die  Verwaltung  der  gemeinen  Herr- 
schaften der  VIII  alten  Orte,  deren  Jahresrechnung  jeweilen  an  den  ordentlichen 
Tagsatzungen  abgelegt  wurde,  verdient  diesen  Namen  nicht.  Es  handelte  sich 
hierbei  bloss  um  die  Bewirtschaftung  eines  gemeinsamen  Besitzes  und  die 
übrigen  finanziellen  Verhältnisse  eines  jeden  der  autonomen  Stände  wurden 
dadurch  nicht  berührt.  Nicht  einmal  in  Kriegszeiten  fand  eine  gemeinsame 
Verwaltung  der  im  Felde  stehenden  Heere  statt,  da  nach  Massgabe  des  1291 
erstmals  abgeschlossenen  und   nachher  erneuerten   Bundes  die  Bundesglieder 
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verpflichtet  waren,  sich  gegenseitig  bei  eintretender  Not  <auf  eigene  Kosten  > 
zuzuziehen,  und  somit  jedes  Kontingent  sich  selbst  zu  verpflegen  hatte. 

2.  Hki.vktik.  Das  Jahr  1798  brachte  eine  vollständige  Umwälzung.  An 
Stelle  des  losen  Staatenbundes  trat  plötzlich  ein  stark  ccntralisierter  Einheits- 
staat nach  französischem  Vorbilde  mit  fünf  Direktoren  und  sechs  Ministern  als 
obersten  vollziehenden  Behörden.  Die  erste  helvetische  Verfassung  bestimmte, 
dass  die  Steuern  zum  allgemeinen  Nutzen  ausgeschrieben  und  unter  den 
Steuerbaren  nach  Vermögen,  Einkünften  und  Nutzniessungen  verteilt  werden 
sollten,  dass  die  Besoldung  der  öffentlichen  Beamten  nach  Verhältnis  der 
Arbeit  und  der  erforderlichen  Talente  und  in  einem  Quantum  Getreide  aus- 
zurichten sei,  dass  kein  liegendes  Gut  unveräusserlich  erklärt  werden  könne 
und  dass  der  Grund  und  Boden  mit  keiner  Last,  Zins  und  Dienstbarkeit  be- 
schwert werden  dürfe,  wovon  man  sich  nicht  loskaufen  könnte. 

Diese  Grundsätze  gelangten  dann  in  folgenden  Massregeln,  worin  der 
französische  Einfluss  wiederum  stark  zur  Geltung  kam,  zur  Anwendung. 
Abschaffung  der  Abzugsrechte  und  Einführung  der  Handelsfreiheit.  Besitz- 
ergreifung des  Staatsvermögens  der  bisherigen  Kantone  durch  die  helvetische 
Republik  gegen  Uebernahme  der  rechtmässigen  Schulden.  Sequestrierung  des 
Vermögens  der  Klöster,  geistlichen  Stiftungen  und  Abteien.  Unbedingte  Auf- 
hebung der  Personalfeudalrcchtc  und  Abschaffung  der  dinglichen  Fcudallasten 
teils  ohne,  teils  gegen  geringe  Entschädigung.  Monopolisierung  zu  gunsten 
des  Einheitsstaates  des  Handels  mit  Salz-  und  Schiesspulver,  des  Postverkehrs, 
des  Bergbaus,  der  Münzprägungen.  Aufstellung  eines  Steuergesetzes  (vom 
17.  Weinmonat  1798)  mit  direkten  und  Luxusabgaben.  Erhebung  von  Eingangs- 
zöllen und  Abschluss  von  Handelsverträgen,  zu  welch  letzteren  es  aber  in 
dieser  äusserst  bewegten  Zeit  und  bei  der  ephemeren  Dauer  der  helvetischen 
Republik  nicht  kommen  konnte. 

Die  Verwaltung  der  Finanzen  wurde  dem  Finanzministerium,  das  als 
Vorläufer  des  heutigen  eidgenössischen  Finanzdepartements  betrachtet  werden 
kann,  übertragen.  Erster  Finanzminister  war  Finsler  von  Zürich,  ein  gewandter, 
thätiger  Mann,  der  Urheber  des  soeben  erwähnten  Steuergesetzes.  Nach  ihm 
beschäftigten  sich  auch  mit  den  helvetischen  Finanzen  der  Minister  Rothplctz. 
der  Staatssekretär  der  Finanzen  Küster  und  der  Landammann  Johann  Rudolf 
Doldcr,  von  welchem  aus  dem  Jahre  1801  (14.  Dezember)  ein  Bericht  über 
die  helvetischen  Finanzen  und  ein  zukünftiges,  Fr.  2.100.000  in  Einnahmen  und 
Ausgaben  betragendes  c  Normalbudget  >  existiert. 

Finsler  hatte  die  Einnahmen,  welche  aus  seinem  Steuersystem  in  die 
Kassen  der  helvetischen  Republik  fliessen  sollten,  auf  Fr.  14,450,600  Schweizer- 
franken,  die  Ausgaben  dagegen  auf  13,825,600  Schweizerfranken  angeschlagen. 
Aber  das  Gegenteil  dieser  Erwartungen  traf  ein.  Die  Ausgaben  überstiegen 
sofort  die  Einnahmen.  Das  flüssige  Staatsvermögen  der  Kantone  war  von  den 
Franzosen  geraubt,  das  ganze  Land  von  den  französischen  Truppen  und  später 
auch  durch  die  ebenfalls  in  die  Schweiz  eingedrungenen  österreichischen  und 
russischen  Heere  ausgesogen  und  teilweise  verwüstet  worden.  Aber  auch  dir 
wenigen,  welche  noch  Steuern  hätten  bezahlen  können,  thaten  es  nur  not- 
gedrungen. Die  Abschaffung  der  Feudallasten  hatte  das  Volk  begreiflicherweise 
Kerne  gesehen,  für  die  Entrichtung  der  neuen  direkten  Abgaben  war  die 
Begeisterung  weniger  gross.  Ende  1799  waren  z.  B.  die  Steuern  aus  dem 
Vorjahre  noch  zum  grossen  Teile  ausstehend.  Und  so  kam  es,  dass  trotz  der 
anscheinend  reichen  Einnahmequellen,  welche  dem  neuen  einheitlichen  Staats- 
wesen durch  die  obigen  gesetzgeberischen  Verfügungen  eröffnet  worden  waren, 
dasselbe  bald  zahlungsunfähig   wurde.    Der  finanzielle  Ruin  der  Helvetik  war 
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auch  eine  der  llauptursachen  des  politischen  Zusammenbruchs,  ein  Beweis 
dafür,  dass  gute  Finanzen  eine  1  lauptbedingung  zu  einer  guten  und  dauerhaften 
Politik  sind. 

Diese  erste  eidgenössische  Finanzverwaltung  steht  noch  jetzt  in  keinem 
guten  Andenken  und  doch  war  sie  besser  als  ihr  Ruf.  Die  neue  Ordnung  der 
Dinge  hatte  sich  auch  im  Finanzwesen  allzu  sehr  von  dem  Hoden  der  geschicht- 
lichen L'eberlieferungen  entfernt;  die  meisten  Massnahmen  waren  überstürzt,, 
die  Verwaltung  zu  centralisiert  und  der  ganze  komplizierte  Haushalt  mit 
zahlreichen  und  für  die  damalige  Zeit  sehr  gut  bezahlten  Magistraten  und 
Beamten  passte  nicht  zu  den  einfachen,  zum  Teil  noch  ganz  patriarchalischen 
Verhältnissen  unseres  Landes.  Aber  auf  der  andern  Seite  darf  nicht  vergessen 
werden,  dass  seither  doch  die  meisten  wesentlichen  Funkte  des  helvetischen 
Finanzprogramms  zum  Wohle  unseres  Landes  verwirklicht  worden  sind.  Die 
persönlichen  und  dinglichen  Feudallasten  sind  während  der  ersten  Hälfte  des 
verflossenen  Jahrhunderts  in  den  Kantonen  aufgehoben  oder  abgelöst  worden. 
Die  kantonalen  Zölle,  von  denen  das  Ohmgeld  noch  das  letzte  Ucbcrbleibscl 
war.  sind  verschwunden,  und  niemand  wünscht  sie  mehr  zurück.  Das  Zollwcscn 
ist  in  die  Hände  des  Bundes  gelebt  und  unsere  kommerziellen  Beziehungen 
mit  dem  Auslande  sind  durch  Verträge  geordnet,  wie  sie  schon  die  helvetische 
Regierung  in  Aussicht  genommen  hatte.  Die  Herstellung  und  der  Verkauf 
des  Schiesspulvers,  der  Postverkehr,  das  Münzwesen  sind  dem  Bunde  über- 
tragen worden. 

3.  Dik  Mkimationsi'rrioijk.  Mit  der  ihm  von  dem  damaligen  I.  Konsul 
Bonaparte  aufoktroyierten  Mediationsverfassung  kehrte  unser  Land  vom  Ein- 
heitsstaate zum  Staatenbunde  zurück.  Die  sehr  beschränkte  Bundcsgcwalt 
wurde  in  die  Hände  der  Tagsatzung  und  des  Landammanns  der  Schweiz  gelegt. 
Infolgedessen  wurden  Salz-,  Pulver-,  Stempel-,  Münz-  und  Postvcrwaltung 
aufgehoben  und  die  Zölle  an  der  Grenze  wiederum  den  Kantonen  überlassen. 
Jeder  Kanton  hatte  seine  Abgeordneten  zur  Tagsatzung  selber  zu  honorieren ; 
für  die  übrigen  eidgenössischen  Ausgaben  (Besoldung  des  Landammanns,  des 
eidg.  Kanzlers  u.  s.  w.)  musste  der  jeweilige  Vorort  (wechselweise,  je  für  ein 
Jahr  Freiburg,  Bern,  Solothurn,  Basel,  Zürich  und  Luzern)  aufkommen.  Einzig 
die  Kosten  für  die  von  der  Eidgenossenschaft  in  Paris,  Wien  und  Mailand 
unterhaltenen  c  diplomatischen  Agentschaften»  (etwa  25,000  Schwcizcrfrankcn 
im  Jahr)  trug  die  Gesamtheit.  Die  Bundesausgaben  sollten  aus  den  Geldkon- 
tingenten  der  Kantone  bestritten  werden,  welche  noch  heute  eine  verfassungs- 
mässige Einnahmequelle  des  Bundes  bilden.  Das  damalige  einfache  Geldkontingent 
betrug  Fr.  409,503;  aber  gewöhnlich  genügte  schon  ein  Zehntel,  das  höchste 
war  im  Jahre  1811  ein  Viertel.  Der  Bundeshaushalt  war  also  auf  ein  Mini- 
mum beschränkt. 

Noch  während  der  Mediationsperiode  sah  man  sich  veranlasst,  das 
Finanzsystem  der  Helvctik  in  einem  Punkte  wiederaufzunehmen.  Am  26.  Nov. 
1813  setzte  nämlich  die  Tagsatzung  einen  neuen  Tarif  für  die  Eingangsgebühren 
fest  und  bestimmte,  dass  deren  Ertrag  nicht  mehr  den  Kantonen  zuflicssen, 
sondern  von  der  Tagsatzung  zur  Bestreitung  der  ausserordentlichen  militärischen 
Ausgaben  verwendet  werden  solle.  Nach  der  thatsächlichen  Aufhebung  der 
Napoleon'schen  Kontinentalsperre  war  die  Einfuhr  so  gross,  dass  trotz  der 
sehr  bescheidenen  Ansätze  schon  Ende  des  Jahres  1813  teils  dem  Landammann 
der  Schweiz,  teils  dem  Oberkriegskommissariat  63,877  Schweizerfranken 
abgeliefert  werden  konnten  und  noch  8604  Schweizerfranken  in  der  Kasse 
der  Grenzanstaltcn  verblieben.  Mit  Recht  bemerkt  Gustav  Vogt,  dass  so  ein 
Finanzsystem  eingeleitet  wurde,  das  dem  Bund  die  Erfüllung  seiner  ersten  und 
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obersten  Pflicht  ermöglichte  und  im  weitern  Verlaul*  ihn  unabhängig  von  den 
Geldbewilligungen  der  Kantone  machte. 

Aus  der  Mediationszeit  ist  noch  zu  erwähnen  die  < helvetische  Liquida- 
tionskommission »  (Präsident  J.  R.  Sulzer  von  Winterthur),  welche  die  Aufgabe 
hatte,  den  verwickelten  Nachlas»  der  Ilelvctik  zu  ordnen  und  namentlich  den 
Betrag  der  helvetischen  Nationalschuld  festzustellen.  Dieselbe  wurde  nach 
Abweisung  vieler  vom  Standpunkte  der  Billigkeit  berechtigt  gewesener 
Forderungen  auf  Fr.  3,757,031.37  festgesetzt,  jedoch  erst  im  Jahre  1815  nach 
Beseitigung  der  Mediationsakte  und  zwar  ohne  Zinsen  bezahlt. 

4,  Von  1815  bis  1848.  Der  wiederum  unter  Vermittlung  einer  fremden 
Autorität  (diesmal  der  europäischen  Grossmächte)  zu  stände  gekommene  Bundes- 
vertrag von  1815  bedeutete  keinen  Fortschritt.  Die  Direktorialkantone  und 
der  eidgenössische  Landammann  machten  den  Vorortkantonen  Zürich,  Bern 
und  Luzern  Platz,  unter  welchen  der  Tagsatzungssitz  alle  drei  Jahre  wechselte. 
Einzig  ein  eidgenössischer  Kanzler  und  ein  Staatsschreiber  blieben  als  Ver- 
tretung des  Bundes  übrig.  Doch  wurden  die  Geldkontingente  beibehalten  und 
deren  einmaliger  Gesamtbetrag  auf  Fr.  540,107  festgesetzt. 

Zur  Bestreitung  der  Kriegskosten  wurde  eine  «gemein -eidgenössische 
Kriegskasse»  errichtet,  deren  Höhe  bis  auf  den  doppelten  Betrag  eines  Geld- 
kontingents anwachsen  sollte.  Diese  Kricgskassc  sollte  ausschliesslich  zur  Bestrei- 
tung der  Militärkosten  bei  eidgenössischen  Auszügen  angewendet  werden  in 
der  Weise,  dass  bei  einem  Truppenaufgebot  die  eine  Hälfte  der  Ausgaben 
durch  Einziehen  eines  Geldkontingents  und  die  andere  Hälfte  aus  der  Kriegs- 
kasse bezahlt  werden  sollte.  "Die  Einkünfte  der  Kriegskasse  bildeten  die  vor- 
erwähnten dem  Bunde  gegen  das  Ende  der  Mediationsperiode  zugewiesenen 
Eingangsgebühren,  welche  auf  Waren  erhoben  wurden,  die  nicht  zu  den  not- 
wendigsten Bedürfnissen  gehörten.  Diese  Gebühren  wurden  von  den  Grenz- 
kantonen bezogen,  welche  alljährlich  der  Tagsatzung  darüber  Rechnung  abzu- 
legen hatten  (Art.  4  des  Bundesvertrages). 

Im  Jahre  1820  beschlossen  die  Stände  die  Beibehaltung  der  Eingangs- 
gebühren, bis  die  Kriegskasse  den  Betrag  von  vier  Gcldkontingenten  erreicht 
haben  werde,  und  1835  wurde  der  Bestand  der  Kasse  auf  Fr.  4,277,000  fest- 
gesetzt, wovon  laut  einem  Beschlüsse  vom  8.  August  1837  nicht  mehr  als 
Fr.  1,100,000  bar  in  Kasse  liegen  sollten.  Dazu  kam  dann  noch  die  fran- 
zösische Kriegsentschädigung  von  drei  Millionen  Franken  aus  dem  Jahre  1815. 
welche  aber  in  Wirklichkeit  nur  Fr.  2,020,014.  41  abgeworfen  hat.  Alle  diese 
Beträge  bildeten  den  sogenannten  « eidgenössischen  Kriegsfonds »,  der  im  Jahre 
1848  als  Grundstock  des  eidgenössischen  Staatsvermögens  an  den  Bundesstaat 
Uberging  und  laut  der  eidgenössischen  Staatsrechnung  von  1849  trotz  der  durch 
den  Sonderbundskrieg  verursachten  Auslagen  noch  4,116,207  Schweizerfranken 
und  51  Rappen  betrug.  Als  letzte  bemerkenswerte  Massnahme  aus  dieser  Zeit 
ist  noch  zu  erwähnen  die  durch  Beschluss  vom  11.  Dezember  1847  erfolgte 
Gründung  eines  Pensionsfonds  zur  Unterstützung  der  im  eidgenössischen  Militär- 
dienste verwundeten  und  der  Witwen  und  Waisen  gefallener  Wehrmänncr.  Zur 
Acufnung  dieses  Fonds  (des  heutigen  Invalidenfonds)  wurden  verwendet  die 
Summen  von  Fr.  300,000,  welche  Neuenburg,  und  Fr.  15,000,  welche  Appenzell 
I.-Rh.  dafür  bezahlen  mussten,  dass  sie  entgegen  ihrer  Bundespflicht  ihre 
Mannschafts-Kontingente  nicht  gegen  den  Sonderbund  gestellt  hatten. 

So  hatte  sich  trotz  der  Ungunst  der  Verhältnisse  und  gegen  den  ursprüng- 
lichen Willen  der  Urheber  des  Vertrages  von  1815  neuerdings  eine,  wenn  auch 
bescheidene  eidgenössische  Finanzverwaltung  entwickelt.  Die  Ausgaben  der- 
selben bestunden  aus  den  Verwaltungskosten  des  Kriegsfonds,  den  allgemeinen 
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Miiitiirkosten  und  den  Auslagen  für  die  diplomatische  Vertretung  im  Auslände, 
die  eidgenössischen  Kommissionen  und  die  Bundeskanzler  (Die  Entschädigungen 
an  den  Bundespräsidenten,  sowie  für  die  Lokale  der  eidgenössischen  Kanzlei 
und  das  Zeremoniell,  die  einen  jährlichen  Betrag  von  Fr.  10,000  bis  Fr.  20,000 
ausmachten,  wurden  vom  jeweiligen  Vorort  getragen.)  Die  Bundesausgaben 
wurden  gedeckt  aus  den  Zinsen  der  Kapitalien,  dem  Ertrag  der  Eingangs- 
gebühren und,  wenn  nötig,  aus  den  Geldkontingenten  der  Kantone.  Ueber  diesen 
Finanzhaushalt  wurden  zwei  Rechnungen  geführt,  diejenige  des  eidgenössischen 
Kricgslbnds  und  die  der  sogenannten  Centralkassc.  Gemäss  Verfügung  vom 
14.  August  1816  bestunden  für  die  Verwaltung  des  Kriegsfonds  drei  Kassen 
in  den  Vororten  (Zürich,  Bern,  Luzern)  unter  der  Oberleitung  eines  Admini- 
strators: die  Aufsicht  und  Rechnungsabnahme  dagegen  war  einem  Verwaltungs- 
rate  von  sieben  Mitgliedern  übertragen.  Die  Führung  der  Centraikasse  besorgte 
die  Bundeskanzlei,  nominell  wurde  die  Rechnung  dieser  Kasse  abgelegt  vom 
jeweiligen  Bundespräsidenten  (Präsidenten  des  eidgenössischen  Vororts). 

5.  Unter  dkk  neuen  Eidgenossenschaft.  Die  Erfahrungen  der  letzten 
fünfzig  Jahre  hatten  dargethan,  dass  ein  Staat  ohne  gesunde  Finanzen  keine 
Dauer  haben  kann,  und  dass  eine  C'entralge walt  ohne  genügende  Geldmittel 
ohnmächtig  ist.  Die  Urheber  der  Bundesverfassung  von  1848  waren  deshalb 
bestrebt,  das  Finanzwesen  des  neuen  Bundesstaates  auf  eine  möglichst  solide 
Basis  zu  stellen.  Zu  diesem  Behufe  wurden  durch  Art.  39  der  genannten  Ver- 
fassung dem  Bund  zur  Bestreitung  seiner  Ausgaben  zur  Verfügung  gestellt: 
der  Ertrag  der  eidgenössischen  Kriegsfonds,  der  Ertrag  der  schweizerischen 
Grenzzölle,  der  Postverwaltung  und  Pulververwaltung  und  endlich  die  Beiträge 
der  Kantone,  d.  h.  die  schon  früher  erwähnten  Geldkontingente. 

Von  den  Grenzzöllen  musste  jedoch  denjenigen  Kantonen,  welche  bis 
anhin  solche  bezogen  hatten,  eine  dem  Durchschnitte  des  Reinertrages  der 
Jahre  1842  bis  1846  entsprechende  Summe  und  an  die  übrigen  Kantone  ein 
Betrag  v»n  4  Batzen  per  Kopf  der  Bevölkerung  nach  Massgabe  der  Volks- 
zählung von  1838  abgegeben  werden.  Der  Gesamtbetrag  dieser  jährlichen 
Rückvergütung  inklusive  die  Kosten  des  übernommenen  Schneebruchs  am  Gott- 
hard betrug  durchschnittlich  cirka  Fr.  2,450,000.  Für  die  Abtretung  des  Post- 
regals musste  den  Kantonen  die  Durchschnittssumme  des  reinen  Ertrages,  den 
sie  in  den  Jahren  1844  bis  184b  vom  Postwesen  auf  ihrem  Gebiete  bezogen 
hatten,  zurückvergütet  werden,  wobei  jedoch,  wenn  der  Reinertrag  der  Post- 
verwaltung nicht  hinreichte,  um  diese  Entschädigung  zu  bezahlen,  den  Kantonen 
der  Fehlbetrag  nach  Verhältnis  der  festgesetzten  Durchschnittssummen  in  Abzug 
gebracht  werden  konnte.  Thatsächlich  haben  die  Bundeslinanzen  vom  Postregal 
von  1849  bis  1874  nichts  profitiert,  da  der  Ertrag  der  Posten  nie  so  gross 
war,  dass  nach  Ablieferung  der  Entschädigungen  an  die  Kantone  noch  etwas 
für  den  Bund  verblieben  wäre.  Als  neue  Einnahmequelle  kam  zu  den  oben 
erwähnten  schon  im  Jahre  1851  der  Ertrag  der  Tclegraphenverwaltung.  indem 
durch  Bundesgesetz  vom  23.  Dezember  1851  dem  Bunde  das  ausschliessliche 
Recht  zugestanden  wurde,  elektrische  Telegraphen  in  der  Schweiz  zu  errichten, 
oder  die  Bewilligung  zu  Erstellung  von  solchen  zu  erteilen.  Allerdings  waren 
in  den  ersten  Jahren  infolge  der  Erstellungskosten  der  Linien  die  Ausgaben 
dieses  Geschäftszweiges  grösser  als  die  Einnahmen. 

Zur  Bewältigung  der  neuen  Aufgaben,  welche  die  revidierte  Bundes- 
verfassung von  1874  der  Eidgenossenschaft  auferlegte,  von  denen  die  Ucber- 
nahme  des  Unterrichts,  der  Bewaffnung.  Bekleidung  und  Ausrüstung  des  Bundes- 
heeres die  wesentlichste  war,  wurde  dem  Bund  die  Hälfte  des  Bruttoertrages 
der  von  den  Kantonen  bezogenen  Militärpllichtersatzsteuer  zugewiesen:  lerner 
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wurden  die  Zoll-  und  Postentschiidigungen  beseitigt.  Die  Kantone  haben  bei 
diesem  Finanzausgleich  nichts  verloren. 

Das  dem  Bund  durch  eine  teilweise  Verfassungsrevision  im  Jahre  1887 
übertragene  Alkoholmonopol  berührt  die  eidgenössische  Staatsrechnung  in  keiner 
Weise,  weil  der  Reinertrag  desselben  unverkürzt  den  Kantonen  zufliesst. 

Zu  dem  Tclegraphenmonopol  gesclke  sich  1878  noch  das  Telephonmonopol. 
Die  Einwirkung  desselben  auf  die  Finanzen  des  Bundes  ist  dermalen  keine 
günstige;  infolge  der  grossen  Kosten  für  die  Erstellung  der  Telephonlinien 
und  namentlich  der  Kabclanlagen  arbeitet  die  Telegraphen-  und  Telephon- 
verwaltung seit  Jahren  mit  Defiziten. 

Auch  das  dem  Bunde  seit  184S  zugewiesene  Münzregal  bringt  keine 
Einnahmen  für  die  eidgenossische  Verwaltungsrechnung.  Seit  1875  werden  alle 
Reinerträgnisse  aus  den  Münzprägungen  in  einen  Münzreservefonds  gelegt,  der 
zur  Erhaltung  der  schweizerischen  Münzen  in  zirkulationsfähigem  Zustande 
bestimmt  ist. 

Der  Zweck,  der  bei  der  Gründung  der  neuen  Eidgenossenschaft  verfolgt 
wurde,  den  Bundesstaat  finanziell  unabhängig  zu  machen,  ist  vollständig  erreicht 
worden.  Das  Verhältnis  zwischen  Bund  und  Kantonen  hat  sich  ganz  verändert. 
Statt  dass,  wie  früher,  die  letzteren  dem  Bunde  Beiträge  entrichteten,  unter- 
stützt nunmehr  dieser  die  Bundesglieder  durch  Subventionen  aller  Art.  Seit  1849 
ist  die  Eidgenossenschaft  nie  mehr  in  den  Fall  gekommen,  von  den  Kantonen 
Geldkuntingente  zu  verlangen. 

Es  ist  selbstverständlich,  dass  mit  der  Schaffung  eines  umfangreicheren 
eidgenössischen  Finanzhaushaltes  die  Bundeskanzlei  nicht  länger  mit  der  Führung 
desselben,  die  sie  von  1815  bis  1848  besorgt  hatte,  beauftragt  werden  kotintc, 
sondern  dass  ein  eigenes  Organ  dafür  bestellt  werden  musste.  Die  Bundes- 
verfassung von  184«  übertrug  deshalb  die  Verwaltung  der  Finanzen  dem 
Bundesrat.  Derselbe  wurde  durch  Bundesgesetz  vom  16.  Mai  1849  behufs 
Vorberatung  und  teil  weiser  Erledigung  der  Geschäfte  in  sieben  Departemente 
geteilt,  wobei  das  Finanzwesen  dem  Finanzdepartement  zugewiesen  wurde. 
So  war  nun  endlich  ungefähr  ein  halbes  Jahrhundert  nach  der  helvetischen 
Republik  wiederum  ein  centrales  schweizerisches  Finanzorgan  geschaffen  worden. 

II.  Geschäftskreis.  Die  Bundesverfassung  von  1874  umschreibt  in  Art.  102 
die  Aufgabe  des  Bundesrates  mit  Bezug  auf  das  Finanzwesen  folgender- 
massen :  «Der  Bundesrat  hat  innert  den  Schranken  der  gegenwärtigen  Verfassung 
folgende  Befugnisse  und  Obliegenheiten:  14.  Er  sorgt  für  die  Verwaltung  der 
Finanzen  des  Bundes,  für  die  Entwerfung  des  Voranschlages  und  die  Stellung 
der  Rechnungen  über  die  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Bundes. >  Art.  103 
der  nämlichen  Verfassung  schreibt  ferner  vor,  dass  die  Geschäfte  des  Bundes- 
rates nach  Departementen  unter  die  einzelnen  Mitglieder  verteilt  werden, 
dass  diese  Einteilung  aber  einzig  zum  Zweck  habe,  die  Prüfung  und  Besorgung 
der  Geschäfte  zu  fördern,  und  dass  der  jeweilige  Entscheid  vom  Bundesrate 
als  Behörde  auszugehen  habe.  Es  geht  hieraus  hervor,  dass  die  Organisation 
des  Bundesrates  auf  kollegialer  Verfassung  beruht.  Das  eidgenössische 
Finanzdepartement  hat  somit  nicht  eine  so  unabhängige  Stellung,  wie  sie 
in  anderen  Staaten  dem  Finanzministerium  zukommen  mag,  es  ist  eigentlich, 
soweit  es  wenigstens  die  wichtigeren  Angelegenheiten  im  Finanzwesen  anbe- 
trifft, mehr  eine  vorbereitende  Instanz,  wobei  ihm  allerdings  vermöge  seiner 
Sachkenntnisse  bei  der  Beratung  der  Finanzgeschäfte  im  Schosse  des  Bundes- 
rates ein  hervorragender  Einfluss  gesichert  ist.  Immerhin  kann  das  Finanz- 
departement, wie  alle  übrigen  Departemente,  unter  Vorbehalt  endgültigen  Ent- 
scheides des  Bundesrates,  von  sich  aus  diejenigen  Geschäfte  erledigen,  welche 
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ihm,  sei  es  kraft  gesetzlicher  Bestimmungen,  sei  es  infolge  besonderer  Schluss- 
nahmen  des  Bundesrates,  überwiesen  sind  i.\rt.  20  des  Bundesbeschlusses  über 
die  Organisation  und  den  Geschäftsgang  des  Bundesrates  vom  21.  August  1878). 

Das  Finanzdepartement  umlasst  nicht  nur  die  Finanzverwaltung,  sondern 
auch  die  Zoll-  und  Alkoholverwaltung;  sein  offizieller  Titel  ist  Finanz-  und 
Zolldepartement.  Die  drei  genannten  Verwaltungen  sind  aber  vollständig 
unabhängig  von  einander  organisiert  und  nur  dadurch  mit  einander  verbunden, 
dass  sie  in  der  Person  des  Chefs  des  Finanz-  und  Zolldepartement»  einen 
gemeinsamen  Vorsteher  haben.  Die  an  das  Finanz-  und  Zolldepartement  gerich- 
teten Krlasse,  Eingaben  und  Korrespondenzen  aller  Art  gelangen  zwar  an  die 
Departementskanzlei  (Finanzbureau),  werden  jedoch,  nachdem  sie  dort  registriert 
worden  sind,  durch  Verfügung  an  die  betreffenden  Verwaltungen  geleitel.  Für 
alles,  was  die  Zollverwaltung  und  Alkoholverwaltung  anbelangt,  wird  auf  die 
bezüglichen  Spezialartikel  des  Handwörterbuches  verwiesen;  die  nachstehenden 
Erörterungen  werden  sich  nur  mit  der  Fi  na  n  z  v  er  w  al  t  ung  befassen. 

Dem  Finanz-  und  Zolldepartement  liegt  nach  Massgabe  von  Art.  27  des 
Bundesbeschlusses  vom  28.  Juni  1895  mit  Bezug  auf  das  Finanzwesen  die  Vor- 
beratung und  Besorgung  folgender  Geschäfte  ob: 

1.  Die  Gesetze,  Verordnungen  und  Instruktionen  über  die 
Finanz-  und  St  aatskasse  v er  waltung.  Es  bedeutet  dies  vor  allem  die 
Vorbereitung  und  die  Ausfuhrung  der  Vorschriften  über  das  Finanz-,  Kasscn- 
und  Rechnungswesen  im  engern  Sinne.  Ausserdem  aber  wirkt  das  Finanz- 
departement mit  bei  der  Aufstellung  der  übrigen  gesetzgeberischen  Erlasse, 
welche  irgendwie  mit  dem  Finanzwesen  verknüpft  sind,  doch  ist  hier  seine 
Thätigkeit  mehr  auf  die  Wahrnehmung  der  fiskalischen  Interessen  beschränkt. 
Auch  bei  der  Normierung  der  (»ehalte  und  Entschädigungen  an  Beamte  und 
Angestellte  ist  naturgemäss  seine  Kooperation  eine  wesentliche.  So  ist  beispiels- 
weise der  Entwurf  des  allgemeinen  Besoldungsgesetzes  vom  Jahre  1897  vom 
Finanzdepartement  aufgestellt  worden,  und  diese  Behörde  war  es  auch,  welche 
die  Revision  der  mit  diesem  Gesetze  im  Zusammenhang  stehenden  Verord- 
nungen über  die  Unvereinbarkeit  anderweitiger  Stellen  und  Berufe  mit  eid- 
genössischen Anstellungen,  und  über  die  Entschädigungen  an  Beamte  und 
Angestellte  für  ausserordentliche  Dienstleistungen  vorbereitete. 

2.  Die  Verwaltung  der  Liegenschaften,  soweit  nicht  andere 
Departemente  damit  beauftragt  sind,  und  der  eidgenössischen  Fonds, 
sowie  die  Vorkehrungen  für  Darleihen  und  deren  Uehcrwachung. 
Die  Liegenschaften,  welche  gegenwärtig  dem  Finanzdepartement  unterstellt 
sind,  sind  die  Waffenplätze  Thun,  Hcrisau.  St.  Gallen,  Frauenfeld  und  Biere, 
und  einige  vereinzelte  Besitzungen.  Die  übrigen  Liegenschalten  des  Bunde» 
(Festungsarcal,  Regicanstaltcn  des  Militärdepartements,  Zoll-,  Post-  und  Tcle- 
graphengebäude,  Hengstendepot  in  Avenches  u.  s.  w.)  werden  von  den  betref- 
fenden Dienstabteilungen  verwaltet. 

Unter  eidgenössischen  Fonds  sind  nicht  nur  die  Spezialfonds,  sondern 
auch  die  Bundesgebiet  überhaupt  (eidgenössische  Wertschriften,  Wechselporte- 
feuille) zu  verstehen. 

Beschlüsse  über  die  Aufnahme  von  Staatsanleihen  fallen  in  die  Kompetenz 
der  Bundesversammlung  (Bundesverfassung  Art.  85,  Ziffer  10).  Ebenso  die 
Beschlüsse  über  Konversion  und  Rückzahlung  von  Anleihen,  obsr  hon  dies  im 
zitierten  Artikel  nicht  ausdrücklich  gesagt  ist.  Die  Vorbereitung  dieser  Mass- 
nahmen und  die  Ausführung  derselben  fällt  dem  Finanzdepartement  zu.  Von 
der  Eidgenossenschaft  auszustellende  Schuldtitel  tragen  die  Unterschriften  des 
Vorstehers  des  Finanzdepartcrnerits,  des  Staatskassiers  und  der  Wertschriften- 
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Verwaltung.  Leber  An-  und  Verkauf  von  Wertschriften  verfügt  das  Finanz- 
dcpartcmcnt  vorbehaltlich  der  Bestimmungen  des  Gesetzes  über  die  Anlage  der 
eidgenössischen  Staatsge  Ider :  ebenso  über  An-  und  Verkauf  von  W  echseln. 
Hei  Abtretung  von  nominativen  Wertsehriften  (Staatsobligationen,  Hypothekar- 
titeln u.  dgl.)  unterzeichnen  ebenfalls  die  obgenannten  drei  Amtsstellen. 

3.  Massnahmen  betreffend  die  Bestimmung  der  Geldskala  und 
all  füll  ig  er  Beiträge  der  Kanton«1  an  die  Ausgaben  der  Eidgenossen- 
schaft. Die  Regulierung  der  Gcldkontingente  unter  der  Herrschalt  der  gegen- 
wärtigen Bundesverfassung  war  durch  Bundesgesetz  vom  9.  März  1875  erfolgt 
Da  dieses  Gesetz  die  Gültigkeitsdauer  der  Geldskala  auf  zwanzig  Jahre  fest- 
gesetzt hatte,  so  stund  man  18<>5  vor  der  Notwendigkeit,  dieselbe  entweder 
zu  revidieren,  oder  aber  für  eine  bestimmte  oder  auf  unbestimmte  Zeit  fort- 
dauernd zu  erklären.  Nach  Einsicht  einer  vom  Finanzdepartement  entworfenen 
Botschaft  des  Bundesrates  beschloss  die  Bundesversammlung  am  5.  April  1895, 
die  Geldskala  von  1875  bis  auf  weiteres  in  Kraft  zu  belassen  (Amtliche 
Sammlung  n.  F.  XV,  198i.  Da  die  Annahme  gestattet  ist,  dass  für  normale 
Zeiten  der  Bezug  von  Geldkontingenten  bei  den  Kantonen  faktisch  als  aus- 
geschlossen erscheint,  wird  das  Finanzdepartement  voraussichtlich  in  absehbarer 
Zeit  nicht  dazu  kommen,  dem  Bundesrate  zu  Händen  der  Bundesversammlung 
diesbezügliche  Massnahmen  vorzuschlagen. 

4.  Aufstellung  des  jährlichen  Voranschlages  und  der  Staats- 
rechnung. Hier  wird  auf  die  Spczialartikcl :  Budget  der  Eidgenossenschaft 
und  Staatsreehnung  der  Eidgenossenschaft  verwiesen. 

5.  Die  Aufsicht  über  die  Staatskasse  und  das  gesamte  Rech- 
nungswesen der  Eidgenossenschaft.  Vergleiche  hier  den  Artikel:  Kon- 
trollierung der  Finanzverwaltung  des  Bundes. 

(>.  Die  Vollziehung  des  Art.  39  der  Bundesverfassung  und  Bundes- 
bankangelegenheiten. (Vergleiche  den  Artikel:  Banknotenwesen ).  Zur 
Ergänzung  der  dortigen  « S<  hlussbetrachtungcn  >  sei  hier  beigefügt,  dass  am 
18.  April  1902  der  Ständerat  eine  aus  dem  Vorjahre  datierende  Motion  von 
von  Arx  und  Genossen  erheblich  erklärt  hat,  durch  welche  der  Bundesrat 
eingeladen  wird  : 

»  zu  untersuchen  und  Bericht  zu  erstatten,  ob  nicht  das  tiesetz  vom  8.  Marz  1 88 1  über  die 
Ausgabe  und  Einlösung  von  Banknoten  einer  Revision  /u  unterwerfen  sei.  und  bejahenden  Falls 
einen  bezüglichen  Gesetzentwurf  zu  unterbreiten,  wobei  es  aber  «He  Meinung  habe,  d.iss  unbeschadet 
«ler  Revision  des  Banknotengcsctzes  die  Durchführung  des  revidierten  Artikels  39  der  Bundesverfassung 
weiter  verfolgt  werden  solle.» 

Da  im  Falle  des  Zustandekommens  eines  neuen  Gesetzes  über  die  Errich- 
tung einer  centralen  Notenbank  die  vorstehende  Motion  eo  ipso  hinfällig  w  urde, 
so  hat  der  Bundesrat  in  seinem  Geschäftsbericht  für  das  Jahr  1902  erklärt,  dass 
er  in  Sachen  zuwarten  werde,  bis  der  Nationalrat  über  den  Antrag  von 
Scherrer-Füllemann,  Hirter  und  Mitunterzeichner  betreffend  Einreichung 
eines  neuen  Gesetzentwurfes  zur  Ausführung  des  Art.  39  der  Bundesverfassung 
einen  Entscheid  gefasst  haben  werde.  Diese  letztere  Motion  ist  vom  National- 
rate am  20.  März  1903  unter  Streichung  des  zweiten  Teiles  derselben  ange- 
nommen worden,  d.  h.  in  dem  Sinne,  dass  der  Bundesrat  zur  Ausführung  des 
Art.  39  der  Bundesverfassung  einen  Gesetzesentwurf  ausarbeiten  soll,  ohne 
durch  andere  als  die  in  diesem  Verfassungsartikel  selbst  enthaltenen  Direktiven 
gebunden  zu  sein. 

Auf  dem  Boden  des  einstweilen  noch  in  Kraft  verbleibenden  Banknoten- 
Gesetzes  von  1881  stehen  dem  Finanzdepartement  speziell  folgende  Kompe- 
tenzen zu:  Entscheidung  über  Austausch  «.der  Rückzug  von  als  Notendeckung 
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dienenden  Werttitcln;  Veröffentlichung  der  Protestaufnahme  von  mangels  Zahlung 
protestierten  Banknoten;  Rückruf  von  Noten,  vorbehält  lieh  der  Terminbestimmung 
für  die  Einlösung  durch  die  Staatskasse;  Kontrolle  über  Vernichtung  zurück- 
gerufener oder  zum  Ersatz  bestimmter  Noten ;  Ueberwachung  der  gesetzlichen 
Notendeckung;  Anordnung  der  Inspektionen  und  Entgegennahme  der  Berichte, 
mit  Ausnahme  der  Falle,  die  zum  Einschreiten  des  Bundesrates  Anlass  geben: 
Austausch  der  alten  gegen  neue  Noten;  Antragstellung  an  den  Bundesrat 
bezüglich  derjenigen  Massnahmen,   die  in  die  Befugnis  des  Bundesrates  fallen. 

7.  Das  Münzwesen.  Dieser  Wirkungskreis  unitasst  nicht  etwa  nur  die 
Oberaufsicht  über  die  eidgenössische  Münzstätte,  sundern  die  Leitung  des  Münz- 
wesens im  allgemeinen  und  namentlich  auch  die  Ausführung  der  bezüglichen 
internationalen  Verträge,  Bundesgesetze,  Bundesbeschlüsse.  Bundesratsbeschlüssc 
und  sonstigen  Bestimmungen. 

Mit  Bezug  auf  die  Münzstätte  besitzt  das  Finanzdepartement  neben  der 
Oberleitung  folgende  besondere  Befugnisse:  Genehmigung  aller  Ankaufs-, 
Fabrikations-,  Löhnungs-  und  Reparationskosten,  welche  den  Betrag  von  Fr.  50 
übersteigen,  sowie  Genehmigung  aller  übrigen  Ausgaben  im  Rahmen  des 
Budgets,  wobei  namentlich  die  Ankäufe  von  Werkzeugen,  Maschinen,  Metallen 
und  sonstigem  Material  zur  Münz-  und  Wert  Zeichenfabrikation  in  Betracht 
fallen;  der  Ankauf  von  Gold  und  Silber  wird  vom  Finanzdepartement  direkt 
besorgt,  die  Beschaffung  des  übrigen  Metalls  geschieht  durch  die  Münzstätte 
unter  Vorbehalt  der  Genehmigung  des  Departements.  Wahl  des  Pörtners  der 
Münzstätte  und  Festsetzung  der  Löhnung  desselben.  Bestimmuni;  der  Löhnungen 
sämtlicher  Arbeiter.  Bewilligung  zur  Uebernahme  von  Nebenarbeiten  durch  die 
Münzstätte  und  Festsetzung  der  Bedingungen,  zu  welchen  diese  Arbeiten  aus- 
geführt werden  sollen.  Entscheidung  über  die  Verteilung  ausserordentlicher 
Arbeiten  unter  die  Beamten  der  Münzstätte. 

Dem  Finanzdepartement  waren  durch  das  Bundesgesetz  vom  16.  Mai  184') 
auch  unterstellt  die  Pul  v  erve  r  w  al  t  ung  und  Zünd  kapsei  fabrikat  ion.  Infolge 
der  teilweisen  Centralisicrung  des  Militärwesens  durch  die  Bundesverfassung 
von  1874  kam  letztere  Verwaltung  in  diesem  Jahre  zum  Militärdepartement. 
Dagegen  erhielt  das  Finanzdepartement  drei  Jahre  später  nach  Massgabe  des 
Bundcsbesi  hlusses  vom  21.  August  1878  einen  neuen  Geschäftszweig  dadurch, 
dass  ihm  der  Bezug  der  M  i  Ii  tärpf  Ii  ch  t  ersatz  s  t  euer  übertragen  wurde.  Der 
Bundesratsbeschluss  vom  8.  Juli  1887  betreffend  die  Organisation  der  Departe- 
mente brachte  wiederum  eine  Aenderung,  indem  versuchsweise  der  Bezug  der 
Militärpflichtersatzsteuer  und  zugleich  auch  die  Oberleitung  der  Pulververwaltung 
dem  Militärdepartement  zugeteilt  wurden,  mit  dem  diese  beiden  Geschäftszweige 
trotz  ihres  fiskalischen  Charakters  doch  sachlich  näher  verwandt  sind  als  mit 
dem  Finanzdepartement.  Diese  vorläufige  Abtrennung  wurde  durch  Bundes- 
beschluss  vom  28.  Juni  1895  eine  definitive. 

Der  Vollständigkeit  halber  sei  hier  noch  beigefügt,  dass  bis  187.?  das 
Zollwesen  mit  dem  Handel  vereinigt  war  und  mit  demselben  das  Handels- 
und Zolldepartement  bildete.  Durch  Bundesgesetz  vom  28.  August  1873  wurde 
das  Zoll wesen  zum  Finanzdepartement  geschlagen,  das  seither  den  Titel  Finanz- 
und  Zolldepartement  trägt:  die  Alkoholverwaltung  wurde  seit  Beginn  ihres 
Bestehens,  d.  h.  seit  1887,  dein  Finanz-  und  Zolldepartement  zugeteilt,  ohne 
dass  dessen  Titulatur  änderte.  Die  Alkoholverwaltung  bildet  eine  durchaus  in 
sich  abgeschlossene  Abteilung  und  steht  mit  den  Bundesfinanzen,  wie  schon 
weiter  oben  angedeutet,  in  keiner  Berührung,  ubschon  ihr  Kassendienst  von 
der  eidgenössischen  Staatskasse  besorgt  wird. 
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III.  Organisation.  Das  letzte  Organisationsgesetz  des  Finanzdepartements 
datiert  vom  11.  Dezember  1882.  Dasselbe  entspricht  jedoch  den  thatsächlichen 
Verhältnissen  nicht  mehr.  Wie  soeben  ausgeführt,  ist  die  Pulvervcrwaltung  seither 
auf  das  Militärdepartement  übergegangen;  auf  der  anderen  Seite  sind  zwei  neue 
Verwaltungsabtcilungen  entstanden :  die Hanknotenkontrollc  und dieWcrtschriften- 
verwaltung.  und  ferner  ist  zu  der  I.iegcnsehaftsvcrwaltung  in  Thun  diejenige 
in  Herisau  getreten.  Ein  neues  Organisationsgesetz  ist  somit  unbedingt  not- 
wendig. 

Ebenso  revisionsbedürftig  ist  das  Reglement  über  die  Organisation  der 
Finanzvcrwaltung  und  die  Einrichtung  und  Führung  des  eidgenössischen  Kassen- 
und  Rechnungswesens  vom  17.  Februar  1877.  Dasselbe  musste  schon  am 
24.  April  des  nämlichen  Jahres  ergänzt  werden.  Ein  anderer  Nachtrag  datiert 
vom  19.  Mai  1880.  Seither  sind  noch  andere  Ergänzungen  oder  Abänderungen 
vorgenommen  worden,  wie  /.  B.  durch  die  Vollziehungsverordnung  für  die 
eidgenössische  Wertschriftenverwaltung.  und  noch  am  24.  Februar  1903  ist  ein 
neues  Regulativ  über  die  Finanzkontrolle  in  Kraft  getreten. 

An  der  Spitze  des  Finanzdepartements  steht  das  mit  der  Leitung  des 
Finanz-  und  Zolldepartements  beauftragte  Mitglied  des  Bundesrates.  Demselben 
sind  dermalen  folgende  Verwaltungen  unterstellt :  A.  Finanz  bureau.  B.  Kon- 
trollbureau.  C.  B an  k n o t  en k ont  ro  1 1  e.  D.  Staatskasse.  E.  Wertschriften- 
verwaltung. F.  Liegen  schalts  Verwaltungen.  G.  Münz  Verwaltung. 

A.  Finanz  bureau.  Dasselbe  und  die  Staatskasse  sind  die  ältesten  der 
gegenwärtigen  Dienstabteihingen  des  Finanzdepartements.  Bis  zum  Inkrafttreten 
des  obzitierten  Organisationsgesetzes  vom  11.  Dezember  1882,  wo  die  Finanz- 
kontrolle errichtet  wurde,  war  das  Finanzbureau  auch  mit  der  Kontrollierung 
des  sämtlichen  Rechnungs-  und  Kassenwesens  beauftragt. 

Dem  Finanzbureau  liegen  folgende  Geschäfte  ob: 

Das  Sekretariat  des  Finanzdepartements.  Das  Finanzbureau  versieht  also 
auch  die  Funktionen  einer  Departemcntskanzlet.  Es  ist  jedoch  zu  bemerken, 
dass  das  Sekretariats wesen  auf  dem  Finanzdepartement  nicht  vollständig  centra- 
lisiert  ist.  Sowohl  die  Finanzkontrolle  als  auch  die  Banknotenkontrolle  und 
die  Wertschriftenverwaltung  fertigen  direkt  Schreiben  und  Anträge  aus,  die 
vom  Departement  unterzeichnet  werden.  Bezüglich  der  Behandlung  der  an  das 
Departement  gerichteten  Korrespondenzen  u.  s.  w.  wird  auf  das  unter  «Geschäfts- 
kreis» Gesagte  verwiesen. 

Die  Rechnungsführung  über  die  allgemeinen  Verwaltungskosten  und  Depar- 
tementalausgaben. 

Die  Rechnungsführung  über  die  eidgenössischen  Kapitalien  und  Spezial- 
fonds. Die  letzteren  sind  entweder  solche,  die  dem  Bunde  angehören,  oder 
Depots,  die  von  ihm  verwaltet  werden.  Eigentum  des  Bundes  sind  folgende 
Fonds  :  Invalidenfonds.  Grenus-lnvalidenfonds,  Eidgenössische  Winkelriedstiftung, 
Schulfonds,  C'hätelainfonds,  Schochscher  Schulfonds,  Culmannfonds,  Fr.  Brunner- 
sches  Legat  für  die  schweizerische  meteorologische  Centralanstalt,  Wildstiftung, 
Wolfstiftung,  Unterstützungsfonds  für  Artillerieinstruktoren,  Allgemeiner  Schutz- 
bautenfonds,  Gottfried  Kellerstiftung,  Schweizerischer  Kunstfonds,  Bcrset-Müller- 
stiftung.  Legat  Dr.  Binet-Fendt  und  Versicherungsfonds. 

Als  Depots  sind  zu  verzeichnen:  Der  Schutzbautenfonds, die  Unterstützungs- 
fonds für  die  Beamten  des  internationalen  Postbureaus,  des  internationalen 
Telegraphenbureaus  und  des  internationalen  Gewerbebureaus,  der  Viehseuchen- 
fonds, das  Legat  Allcmandi.  die  Herzogstiftung,  das  Depot  für  die  Einlösung 
zurückgerufener  Banknoten  und  der  Fonds  für  das  Denkmal  des  Weltpostvereins. 
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Die  Aufstellung  des  jährlichen  Voranschlages  und  der  Staatsrechnung  auf 
Grund  der  von  den  Departementen  eingegebenen  Spczialbudgets  und  Jahres- 
rechnungen. 

Bezüglich  des  Voranschlages  wird  auf  den  Spezialartikel  «Budget  der  Eid- 
genossenschaft», bezüglich  der  Staatsrechnung  und  der  Buchhaltung  überhaupt 
auf  den  Artikel  «Staatsbuchhaltung»  verwiesen. 

Aufsicht  der  Licgcnschaftsverwaltungen  und  Verwaltung  derjenigen  Liegen- 
schaften, für  die  keine  besonderen  Verwaltungen  bestehen  und  die  dem  Finanz- 
departement unterstellt  sind. 

B.  Kontrollburcau.  Die  Aufgaben  und  die  Organisation  dieses  Bureau 
sind  in  dem  Spezialartikel  «Finanzkontrolle»  beschrieben. 

C.  Banknotcnkontrolle.  Diese  Abteilung  ist  in  Ausführung  des  Bundes- 
gesetzes vom  8.  März  1881  über  die  Ausgabe  und  die  Einlösung  von  Bank- 
noten errichtet  worden,  das  in  Art.  54  den  Bundesrat  mit  der  Vollziehung  dieses 
Gesetzes  und  mit  dem  Erlasse  der  erforderlichen  Vollziehungsverordnungcn 
(Regulative)  beauftragt  hat.  Als  solche  durch  den  Bundesrat  erlassene  Voll- 
ziehungsvorschriften  sind  zu  erwähnen : 

Vollziehungsverordnung  vom  21.  Dezember  i88t;  Regulativ  über  die  Hinterlage  der  Wert- 
schriften behufs  Deckung  von  sechzig  Prozent  der  Notenemission  der  schweizerischen  Emissions- 
banken vom  nämlichen  Datum;  Regulativ  über  die  Ausübung  der  Bundeskontrolle  gegenüber  den 
schweizerischen  Emissionsbanken  und  die  Verrichtungen  des  zu  diesem  Zwecke  erstellten  Kontroll- 
bufeaus  vom  2.  Juni  i882;  Regulativ  über  den  Rückzug  der  Banknoten  von  schweizerischen  Banken 
mit  ganz  oder  teilweise  hinfälliger  Emission  vom  12.  Juni  i882;  Regulativ  Uber  den  Austausch  der 
alten  gegen  die  neuen  Noten  vom  7.  August  1883;  Regulativ  über  den  Rückruf  von  Banknoten  vom 
15.  November  1883;  Regulativ  über  den  Ersatz  von  nicht  mehr  zirkulationsfähigen  Banknoten  vom 
15.  November  1883;  Regulativ  über  die  Einlösung  der  alten  Banknoten  durch  die  eidgenössische 
Staatskasse  vom  13.  Oktober  1885. 

Ein  eigentliches  Organisationsgesetz  über  die  Abteilung  besteht  nicht, 
dagegen  enthält  das  vorzitierte  Regulativ  vom  2.  Juni  1882  organisatorische, 
jedoch  zum  Teil  veraltete  Bestimmungen,  indem  darin  namentlich  die  Obliegen- 
heiten der  Hauptbeamten  umschrieben  werden  und  Vorschriften  über  die  zu 
führenden  Bücher  aufgestellt  sind.  Auch  haben  dir  Beamtungcn  der  Banknotcn- 
kontrolle in  dem  allgemeinen  Besoldungsgesetz  Aufnahme  gefunden. 

Die  Befugnisse  und  Obliegenheiten  der  Banknotenkontrollc  sind  im  wesent- 
lichen folgende :  Vorbereitung  der  dem  Departement  und  dem  Bundesrate  zu 
unterbreitenden  Geschäfte,  Berichte,  Gutachten  und  Antrüge.  Alle  Vorbereitungen 
und  Massnahmen  betreffend  die  Anfertigung  von  Banknoten,  vorbehaltlich  der 
Genehmigung  von  Lieferungsverträgen  durch  das  Finanzdepartement.  Auf- 
bewahrung der  Notenformulare  und  des  Materials,  Führung  der  notwendigen 
Kontrollen  und  Erstellung  der  Inventare.  Austausch  von  defekten  Noten  und 
Vernichtung  defekter  und  zurückgezogener  Noten.  Berechnung  der  von  den 
Emissionsbanken  zu  bezahlenden  Kontrollgebührcn.  Prüfung,  Berechnung.  Zusam- 
menstellung, Publikation  und  statistische  Verarbeitung  der  Wochensituationen, 
Monatsbilanzen,  Jahresrechnungen  und  sonstigen  Ausweise  der  Emissionsbanken. 
Kontrolle  über  die  Wertschriftendepots  der  Emissionsbanken.  Inspektionen  der 
Banken,  Depositenämter  und  der  Abrechnungsstelle  der  Emissionsbanken. 

D.  Die  Staatskasse.  Zur  Bewältigung  des  Kassenverkehrs  der  Eid- 
genossenschaft bestehen:  a)  die  eidgenössische  Staatskasse  in  Bern;  b)  die 
eidgenössischen  Kreispost-  und  Hauptzollkassen:  c)  die  übrigen  Kassen  der 
Bundesverwaltung. 

a)  Die  eidgenössische  Staatskasse  /.erfüllt  in  die  vom  Staatskassier  selbst 
verwaltete  Hauptkasse,  in  die  Militärkasse  und  Alkoholkasse,  welche  beide  von 
Kassengehülfcn  geführt  werden  und  nichts  anderes  als  Hülfskassen  der  Haupt- 
kassc  sind.    Die  Hauptkasse  umfasst  die  laufende  Kasse,  das  Gewölbe  und  die 
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Depotkasse.  Die  Hauptkasse  ist  die  eigentliche  Bundeskasse,  durch  welche  alle 
Kinnahmen  und  Ausgaben  des  Bundes  gehen.  Das  Gewölbe  enthält  Münzvorräte 
zur  Disposition  der  Staatskasse  und  steht  unter  zweifachem  Verschluss  :  einen 
Sc  hlüssel  führt  der  Chef  des  Kontrollbureaus,  den  andern  der  Staatskassicr.  In 
der  Depotkassc  endlich  befindet  sich  die  Kriegsreserve  von  zehn  Millionen  in 
Sc.h  wcizcrgold ;  für  die  Depotkasse  bestehen  drei  Schlüssel,  wovon  der  eine 
vom  Departementsvorsteher,  der  andere  vom  Chef  des  Kontrollbureaus  und  der 
dritte  vom  Staatskassicr  verwahrt  wird. 

Alle  Kinnahmen  der  Departemente  und  Verwaltungen  sind  unmittelbare 
Bestandteile  der  Staatskasse  und  fliessen  entweder  zu  festgesetzten  Perioden 
in  diese  letztere  oder  stehen  zur  Verfügung  des  Kassiers.  Ueber  sämtliche  an 
die  Staatskasse  gemachten  Zahlungen,  Rückerstattungen  oder  Depositen  ist  das 
Kinanzdepartemcnt  in  Kenntnis  zu  setzen.  Umgekehrt  leistet  der  Staatskassicr 
seine  Zahlungen  oder  Vorschüsse  nur  gegen  Mandate  oder  Anweisungen,  welche 
vom  Kontrollbureau  des  Finanzdepartements  visiert  sind.  Die  Staatskasse  kann 
Einzahlungen  und  Rückzüge  bei  Banken  in  Depot  oder  laufende  Rechnung  nur 
mit  Ermächtigung  des  Finanzdepartements  vornehmen.  Diejenigen  Bankinstitute, 
bei  denen  eidgenössische  Staatsgelder  in  Depot  oder  laufender  Rechnung  ange- 
legt werden  können,  werden  alljährlich  vom  Bundesrat  bezeichnet,  welcher 
auch  zugleich  das  Maximum  der  einer  Bank  anzuvertrauenden  Summe  feststellt. 
Der  Staatskassier  verwaltet  das  Wechselportefeuille.  Ueber  An-  und  Verkauf 
von  Wechseln  verfügt  das  Finanzdepartement.  Das  Endossement  von  weiter- 
zubegebenden Wechseln  wird  vom  Staatskassicr  und  dem  Chef  der  Finanz- 
kontrolle unterzeichnet.  Letztere  führt  das  Wechselinvcntar  und  überwacht  den 
ganzen  Verkehr. 

Der  Staatskassier,  wie  übrigens  jeder  Kassenbeamte  des  Bundes,  ist  für 
die  ihm  anvertrauten  Gelder  persönlich  verantwortlich:  es  ist  ihnen  untersagt, 
das  Geringste  davon  in  ihrem  Privatnutzen  zu  verwenden  oder  öffentliche  Gelder 
mit  ihrer  Privatkasse  zu  vermengen,  liier  sei  noch  erwähnt,  dass  der  Gesamt- 
umsatz der  eidgenössischen  Staatskasse  betrug  im  Jahre  1902  . 


Fr.  572.438.b32.  35 

was  einen  monatlichen  Durchschnitt  von  ...  >  47,703.219.36 
und  einen  täglichen  Idas  Jahr  zu  300  Arbeitstagen 

gerechnet!  ergibt  von                                            >  1.90K.12S.  77 

b)  Die  Kreispost-  und  II  au  p  t  zol  1  kassen.  Die  einnehmenden  Beamten 
der  Post-  und  Telegraphenverwaltung  sind  angewiesen,  die  eingehenden  und 
verfügbaren  Gelder  von  zehn  zu  zehn  Tagen  ihrem  betreffenden  Kreispust- 
kassier einzusenden,  sofern  dieselben  nicht  weniger  als  hundert  Franken  betragen: 
in  diesem  letzteren  Falle  hat  die  Einsendung  monatlich  zu  geschehen.  Bei  der 
Zollverwaltung  geschieht  diese  Einsendung  in  gleicher  Frist  durch  alle  Nehen- 
zolleinnehmer  an  die  Hauptzolleinnehmer  und  von  diesen  an  die  Hauptzoll- 
kassiere. 

Die  Kreispost-  und  Hauptzollkassiere  stehen  in  unmittelbarer  Verbindung 
mit  dem  eidgenössischen  Staatskassier  und  empfangen  einzig  von  diesem  letztern 
die  Verfügung  über  die  in  ihrer  Kasse  liegenden  Gelder.  Alle  zehn  Tage  haben 
sie  dem  eidgenössischen  Staatskassier  einen  summarischen  Kassenausweis  ein- 
zusenden und  ein  Doppel  davon  dem  Post-,  beziehungsweise  Zolldepartement 
zu  übergeben. 


An  Einnahmen 
An  Ausgaben 


Fr.  289.376.788.  5b 
»  28.1,061,843.79 
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c)  Auch  die  übrigen  Kassen  stehen  in  direktem  Verkehr  mit  der  eidge- 
nössischen Staatskasse.    Es  sind  dies  die  Kassen  folgender  Amtsstellen: 

Einnahmestellen  der  Bundeskanzlei  für  Drucksachen  und  Legalisationsgebühren,  Materialver- 
waltung der  Bundeskanzler  Bundesgericht,  Verwaltung  der  Betreibungsformulare,  Polytechnikum, 
Landesmuseum,  Landesbibliothek,  Amt  für  geistiges  Eigentum,  Munitionsdepot  Thun,  Befcstigungs- 
bureau,  Kavallericremontendepot,  Centralpulververwaltung,  Pulverbezirke,  Kriegspulverfabrik,  Pfcrdc- 
rcgieanstalt  und  Artilleriebundespferde,  Konstruktionswerkstätte,  Munitionsfabriken  in  Thun  und 
Aitdotf,  Waffenfabrik,  Festungsverwaltungen  St.  Gotthard  und  St.  Maurice,  I.iegenschaftsvcrwaltungcn 
Thun  und  Herisau,  Münzstätte,  Alkoholdcpots  Delsberg,  Burgdorf  und  Romanshorn.  Handelsamts- 
blatt, Bureau  für  Gold-  und  Silberwaren,  landwirtschaftliche  Versuchs-  und  Untersuchungsanstalten 
auf  dem  Liebefeld  bei  Bern,  agrikulturchemischc  Anstalt  in  Zürich,  SamenuMersuchungs-  und  Ver- 
suchsanstalt in  Zürich,  Versuchsanstalt  für  Obst .  Wein-  und  Gartenbau  in  Wädenswil.  Hengsten-  und 
Fohlendepots  in  Avcnches. 

Ucber  die  meisten  dieser  Kassen  bestehen  besondere  Reglemente,  au' 
deren  Einzelheiten  einzutreten  der  Rahmen  dieses  Artikels  jedoch  nicht  gestattet. 
Da  wo  keine  besonderen  Vorschriften  bestehen,  gelangen  die  allgemeinen 
Bestimmungen  des  vorzitierten  Reglements  über  di<*  Finanzverwaltung  vom 
19.  Februar  1877  zur  Anwendung.  Die  Einnahmen  dieser  Kassen  sind  succcssivc 
und  nach  Massgabe  des  in  den  betreffenden  Kassen  liegenden  Barvorrates 
abzuliefern.  Für  die  Ausgaben  werden  keine  Mandate  auf  die  Bundeskasse 
ausgestellt,  sondern  es  werden  dieselben  aus  den  betreffenden  Kassen  direkt 
bestritten,  immerhin  erst  nach  Visicrung  der  bezüglichen  Belege  von  den  ersten 
Beamten  oder  im  Verhinderungsfälle  von  deren  Stellvertretern.  Bemerkt  sei, 
dass  Zahlungen  von  über  Fr.  5000  der  Munitionsfabriken  in  Thun  und  Altdorf, 
der  Konstruktionswerkstätte  in  Thun  und  der  Waffenfabrik  in  Bern  direkt  durch 
die  eidgenössische  Staatskasse  zu  erfolgen  haben.  Bei  der  Pulververwaltung 
ist  diese  Limite  sogar  auf  Fr.  2000  herabgesetzt. 

Endlich  sei  noch  erwähnt,  dass  die  Staatskasse  zur  Bestreitung  von  Aus- 
gaben, wie  Bureaubedürfnissc  u.  dgl.  Barvorschüssc  macht  an  eine  gewisse 
Anzahl  von  Verwaltungen,  welche  keine  besonderen  Kassen  besitzen  und  welche 
über  die  Verwendung  dieser  Vorschüsse  von  Zeit   zu  Zeit  Rechnung  ablegen. 

E.  Die  Wertschriftenverwaltung  ist  die  jüngste  Abteilung  der  Finanz- 
vcrwaltung.  Sie  wurde  durch  Gesetz  vom  18.  Dezember  1S91  errichtet,  als 
die  Verwaltung  der  Wertsc.hriflen  des  Bundes  und  der  Spezialfonds,  sowie  der 
Depots  aller  Art  eine  solche  Ausdehnung  angenommen  hatte,  dass  die  Staats- 
kasse diesen  Dienst  nicht  mehr  bewältigen  konnte.  Die  neue  Verwaltung  trat 
im  Laufe  des  Jahres  1892  ins  Leben  und  es  sind  deren  Aufgaben  durch  Voll- 
ziehungsverordnung vom  25.  Januar  1S95  näher  umschrieben  worden. 

Ihr  Geschäftskreis  umfasst: 

a)  Die  Aufbewahrung  und  Verwaltung  der  Wertschnften  aus  den  Anlagen  der  eidgenössischen 
Staatsgelder  und  den  Spezialfonds;  b)  die  Aufbewahrung  und  Ueberwachung  von  Kautionen  und 
Hinterlagen,  welche  dien  Bunde  auf  Grund  von  Gesetzen,  Reglcmenten  und  Vertragen  oder  aus 
anderer  Ursache  als  Faustpfand  übeigeben  werden,  sowie  von  allfälligen  Depots,  deren  Zuweisung 
das  Departement  verfügt. 

Die  Wcrtschriftenverwaltung  erstattet  dem  Finanzdepartement  Bericht  und 
Antrag  über  die  Anlage  von  verfügbaren  Staatsgeldern,  sowie  über  Verkäufe 
von  Wertschriften  und  Rückbczügc  von  Bankdepositen.  Ueber  die  Neuanlagcn, 
Konversionen  und  Rückzahlungen  wird  dem  Finanzdepartement  allmonatlich 
ein  detaillierter  Bericht  eingereicht,  welches  dann  seinerseits  dem  Bundesrate 
hierüber,  sowie  über  die  Mutationen  im  Wcchsclportcfeuillc  rapportiert. 

Nach  Massgabe    des    Bundesgesetzes   vom    10.  April  1891    geschieht  die 

Anlage  der  eidgenössischen  Staatsgclder  auf  folgende  Arten: 

a)  Gegen  hypothekarisch«.  Sicherheit  an  Private,  Korporationen  oder  Gemeinden ;  b)  gegen 
fcuistpfändliche  Sicherheit,  geleistet  duich  Mypothckartitcl  (lit.  a)  oder  zulässig  erklärte  Obligationen 
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und  Staalspapierc  (lit.  c,  d  und  e);  c)  in  Obligationen,  welche  von  Kantone«  oder  von  der  Eid- 
genossenschaft ausgegeben  oder  garantiert  sind;  d)  in  ausländischen  Staatspapieren;  e)  in  Obligationen 
schweizerischer  Eisenbahnen,  deren  Rcinerträgnisse  in  den  vorausgegangenen  drei  Jahren  eine  Ver- 
zinsung des  Gesamtaktienkapitals  zu  mindestens  3  °/0  gestattete;  f)  in  Depositen  bei  den  Staatskassen 
der  Kantone  und  bei  schweizerischen  Banken,  deren  Statuten  und  Einrichtungen  vollständige  Garantie 
bieten ;  g)  in  Wechseln  auf  schweizerische  und  ausländische  Bankplatze,  mit  höchstens  vier  Monaten 
Vcrfalbseit  und  mit  wenigstens  zwei  bekannten  soliden  Unterschriften. 

Auf  schweizerischen  Wechseln  kann  die  zweite  Unterschrift  durch  Bestel- 
lung eines  Faustpfandes  ersetzt  werden;  ausländische  Wechsel  müssen  die  Unter- 
schrift einer  schweizerischen,  beim  Bunde  akkreditierten  oder  unter  Staatsgarantic 
stehenden  Bankfirma  tragen.  Wie  bereits  unter  dem  Abschnitt  « Staatskasse  > 
erwähnt  wurden  ist,  wird  das  Wechselportefeuille  vom  Staatskassier  und  nicht 
von  der  Wertschriftenverwaltung  verwaltet. 

Die  Anlagen  für  die  Spezialfonds  sollen  ausschliesslich  in  Hypothekar- 
titcln  oder  Staats-  und  Eisenbahnobligationen  geschehen. 

Bei  Anlagen  auf  Hypothek  darf  die  Darleihcnssumme  zwei  Dritteile  der 
amtlichen  oder  fachmännischen  Schätzung  nicht  übersteigen.  Das  Grundpfand 
soll  in  der  Regel  aus  Gcbäulichkeiten  mit  einem  angemessenen  Komplex  land- 
wirtschaftlicher Grundstücke  bestehen;  Ausnahmen  hiervon  sind  gestattet  bei 
Wohngebäuden,  deren  Wert  als  bleibend  betrachtet  werden  kann.  Industrielle 
Etablissemente  dürfen  nicht  belehnt  werden.  Alle  Gebäude  müssen  versichert 
sein.  Waldungen  dürfen  nur  zum  Werte  des  Bodens  in  Anschlag  gebracht 
werden.  Diese  Bestimmungen  gelten  auch  für  die  Beurteilung  der  Hypothekar- 
schuldtitel, welche  als  Faustpfand  angeboten  werden. 

Jcwcilcn  auf  Jahresschluss  erstellt  die  Wertschriftenverwaltung  die  Inven- 
tarien  über  die  Wertschriften  des  Bundes  und  der  Spezialfonds;  die  Kurse  für 
dieselben  werden  vom  Finanzdepartement  festgesetzt.  Die  dem  Bundesrate 
obliegende  alljährliche  Prüfung  des  Bestandes  der  Anlagewcrte  und  der  Ucber- 
einstimmung  derselben  mit  den  gesetzlichen  Vorschriften  wird  gewöhnlich  an 
der  Hand  dieser  Inventarien  vorgenommen. 

Die  Ueberwachung  der  Kautionen  und  Depots  beschränkt  sich  auf  die 
Wahrnehmung  der  fiskalischen  Interessen  des  Bundes.  Vorbehaltlich  spezieller 
Verfügungen  oder  Uebereinkommen  für  den  einzelnen  Fall,  haben  die  Departemente 
alle  auf  die  Verwaltung  der  Hinterlagen  bezüglichen  Vorkehren  selbst  zu  besorgen. 

Die  Wertsehriftenbestände  werden  nach  ihrer  Zusammengehörigkeit  geordnet 
in  feuer-  und  einbruchsicheren  Schranken,  die  in  einem  feuer-  und  einbruch- 
sic.hcren  Gewölbe  sich  befinden,  aufbewahrt.  Die  Schränke  stehen  unter  drei- 
fachem Verschluss:  einen  Schlüssel  führt  der  Vorsteher  des  Finanzdepartements, 
den  zweiten  der  Chef  der  Finanzkontrolle  und  den  dritten  der  Chef  der  Wert- 
schriftenverwaltung. Ausnahmsweise  können  nur  vorübergehend  aufzubewahrende 
Wertschriften  unter  zweifachen  Verschluss  (der  Finanzkontrolle  und  Wertschriften- 
verwaltung) gestellt  werden. 

Auf  Ende  1902  war  der  Stand  der  Wertschriften  und  Depots  folgender: 

a)  Wertschriften, deren  Aufbewahrung  und  Verwaltung  der  Wertschriften- 
verwaltung obliegt  : 

Eidgenössische  Wertschrifien  Fr.  19,831.945.80 

Spezialfonds  (ohne  Eisenbahnfonds)  ...»  35,6 18,556.  bl 
Eisenbahnfonds  >  59,906,996.— 

Fr.  1  15,357,498.41 

b)  Wertschriften,  welche  die  genannte  Verwaltung 
bloss  aufzubewahren  und  zu  überwachen  hat: 

Kautionen  und  Depots  »  26,644,262. 35 

Total  der  Wertschriftenbestände    Fr.  142,001.760.76 
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F.  Liegenschaftsverwaltungen.  Für  die  Waffenplätze  Thun  und  Herisau- 
St.  Gallen  sind  besondere  Liegenschaftsverwalter  ernannt,  die  den  Charakter 
von  Beamten  haben.  Die  Obliegenheiten  und  Befugnisse  des  erstem  sind  bestimmt 
in  der  Instruktion  für  den  eidgenössischen  Liegenschaftsverwalter  in  Thun  vom 
3.  Oktober  1882,  diejenigen  des  letztern  in  der  Instruktion  für  den  Licgen- 
schaftsverwalter  in  Herisau.  Die  Liegenschaftsvcrwaltung  des  Waffcnplatzes 
Thun  hat  ihren  Sitz  in  der  Gemeinde  Thierachern,  während  der  Verwalter  von 
Herisau -St.  Gallen  in  Herisau  wohnt.  Beide  Verwaltungen  haben  die  Ver- 
pflichtung, die  ihnen  unterstellten  Liegenschaften,  soweit  sich  dies  mit  deren 
militärischen  Bestimmung  verträgt,  möglichst  abträglich  zu  machen.  Wie  aus 
dem  Abschnitt  «Staatskasso  ersichtlich,  führen  beide  Licgenschaftsverwalter 
eine  besondere  Kasse.  Sobald  der  Kassabestand  der  Verwaltung  des  Waffen- 
platzes Thun  die  Summe  von  Fr.  2000  übersteigt,  ist  eine  Ablieferung  von 
Geldern  an  die  eidgenössische  Staatskasse  zu  machen;  die  nämliche  Verpflichtung 
besteht  für  Herisau-St.  Gallen,  sobald  der  Kassabestand  dort  mehr  als  Fr.  1000 
beträgt.    Beide  Verwaltungen  stellen  vierteljährlich  Rechnung. 

Die  Verwaltung  des  Waffenplatzes  Frauenfeld  ist  dem  dortigen  Schul- 
kommandanten übertragen,  diejenige  des  Platzes  Bifcre  dem  Verwalter  des 
Kriegsdepots  daselbst. 

G.  Münzstätte.  In  der  eidgenössischen  Münzstätte  werden  auf  Rechnung 
der  Eidgenossenschaft  betrieben:  1.  Die  Fabrikation  von  Münzen.  2.  Die 
Fabrikation  von  Wertzeichen  für  die  Postvcrwaltung.    3.  Nebenarbeiten. 

Die  Fabrikation  der  Münzen  schliesst  in  sich  alle  Stadien  von  der  Schmelzung 
des  Rohmetalls  bis  zur  Prägung  der  fertigen  Münzen,  ausgenommen  in  den 
Fällen,  wo  aus  besonderen  Gründen  vorgearbeitete  Plättchen  bezogen  werden 
oder  die  Erstellung  derselben  unter  Lieferung  des  Metalls  einer  Fabrik  über- 
tragen wird. 

Die  Fabrikation  von  Postwertzeichen  umfasst  gegenwärtig  bloss  das 
Gummieren,  Schneiden  und  Perforieren  der  von  der  Postverwaltung  gedruckt 
gelieferten  Markenbogen,  während  die  Absicht  besteht,  der  Münzverwaltung 
nach  Bezug  des  neuen  Münzgebäudes  auf  dem  Kirchcnfcld  bei  Bern  auch  den 
Druck  der  Marken  zu  übertragen,  wie  denn  übrigens  die  Münzverwaltung  bestrebt 
ist,  sich  so  viel  als  immer  möglich  von  der  Privatindustrie  unabhängig  zu  machen. 

Die  Münzstätte  kann  mit  Einwilligung  des  Finanzdepartements  auch  andere 
Verrichtungen  übernehmen  als  die  Münz-  und  Wertzeichenfabrikation.  Diese 
Arbeiten  werden  Nebenarbeiten  genannt  und  bestehen  meistens  in  der  Anfer- 
tigung von  Medaillen  und  Denkmünzen  für  Rechnung  von  öffentlichen  Ver- 
waltungen, Genossenschaften  und  Privaten.  Die  Ausführung  solcher  Arbeiten 
wird  natürlich  nur  gestattet,  wenn  es  der  ordentliche  Betrieb  erlaubt. 

Dem  Münzdirektor  liegt  ob:  Die  allgemeine  und  spezielle  Leitung  der 
Fabrikation  und  Administration:  die  Führung  der  Fabrikationskontrollen;  die 
Aufbewahrung  der  Materialien  und  der  Originalstempcl ;  die  Prüfung  des  Gehalts 
der  geprägten  Münzen  in  Verbindung  mit  den  weiter  unten  genannten  Münz- 
essayeurs; die  Kontrollierung  der  zu  bezahlenden  und  einzufordernden  Rech- 
nungen; die  Aufsicht  über  die  Gebäulichkeiten,  sowie  über  die  Maschinen  und 
Gerätschaften  der  Münzstätte:  die  Abgabe  von  Berichten  über  alle  das  Münz- 
wesen beschlagenden  Fragen;  die  Ueberwachung  der  zirkulierenden  und  Unter- 
suchung der  eingehenden  falschen  Münzen,  über  welch  letztere  er  eine  spezielle 
Kontrolle  zu  führen  hat.  Der  Münzdirektor  hat  die  Kompetenz,  die  im  Jahres- 
budget vorgesehenen  Ankaufs-,  Löhnungs-  und  Reparationskosten,  welche  den 
Betrag  von  fünfzig  Franken  nicht  übersteigen,  zu  bestreiten.  Er  hat  auch  die 
Befugnis,  die  Arbeiter  der  Münzstätte  anzustellen  und  zu  entlassen. 
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Das  Rechnung»-  und  Kassawesen  der  Münzstätte,  sowie  die  Revision  und 
Zählung  der  geprägten  Münzen  besorgt  der  Münzverifikator  und  Huchführer. 

Als  technischer  Gehülfe  ist  dem  Münzdirektor  heigegeben  der  Münz- 
mechaniker. Die  Verordnung  über  die  Organisation  der  eidgenössischen  Münz- 
stätte vom  17.  März  1860  sieht  auch  einen  Aufseher  für.  die  administrative 
Abteilung  vor:  diese  Stelle  ist  aber  seit  einer  Reihe  von  Jahren  unbesetzt 
geblieben,  weil  kein  Bedürfnis  vorhanden  war,  neben  dem  Münzvcrihkator- 
Buchführer  noch  einen  solchen  administrativen  Gehülfen  anzustellen. 

Die  Prüfung  des  Gewichts  und  Feingehalts  der  Münzen  ist  laut  Bundes- 
ratsbeschluss  vom  20.  Januar  1871  einem  aus  der  Zahl  der  Beamten  des  Finanz- 
departements zu  bezeichnenden  Münzkommissär  und  zwei  Essayeurs  übertragen, 
welche  vom  Bundesrate  ernannt  werden  und  gleich  wie  die  eidgenössischen 
Beamten  alle  drei  Jahre  einer  Erneuerungswahl  unterliegen  (Bundesratsbeschluss 
vom  5.  August  1896).  Die  Obliegenheiten  des  Münzkommissärs  und  der  Münz- 
essayeurs und  die  Art  und  Weise,  wie  die  Kontrollierung  stattzufinden  hat. 
sind  durch  das  Regulativ  vom  5.  August  1898  bestimmt. 

IV.  Personal  und  Budget.  Personal  der  Abteilungen.  Anfangs  der 
am  1.  April  1903  begonnenen  neuen  Amtsperiode  war  das  Personal  der  ver- 
schiedenen Abteilungen  der  Finanzverwaltung  folgendes: 

Finanzbureau:  Chef  zugleich  Departementssekretär,  Suatsbuchhalter,  1  Ucbcrseucr  It.  KL, 
I  Rcgistrator,  I  Bucbhaltungsgchülfc,  I  Kanzlist  II.  Kl.  Finanzkontrolle:  Chef,  Adjunkt,  5  Revi- 
soren I.  Kl.,  6  Revisoren  II.  Kl.,  1  Revisionsgehülfe.  Banknotenkontrolle:  Inspektor,  Adjunkt, 
t  Revisor  I.  Kl..  1  Revisor  II.  Kl.,  1  Kanzlist  1.  Kl.,  2  Kanzlisten  II.  Kl.  Staatskasse:  Staats- 
kassier, Adjunkt,  6  Gehülfen,  l  Expedient,  3  Münzzähk-r.  Wvrtscbrif  ten Verwaltung:  Chef, 
I  Kanzlist  I.  Kl.  Liegenschaf  tsverwaltungen:  2  Verwalter.  Münzverwaltung:  Direktor,  Buch- 
halter -Verifikator,  1  Münzmechaniker.  Zusammen  46  Beamte.  Die  Münzstätte  hatte  überdies  1  Partner, 
10  Arbeiter  und  2  Arbeiterinnen  für  die  Münzfabrikntion,  5  Arbeiter  und  3  Arbeiterinnen  für  die 
Wertzeichenfabrikation. 

Budget.  Hier  ist  vor  allem  zu  bemerken,  dass  das  Budget  der  Münz- 
vcrwaltung  das  Budget  der  Finanzverwaltung  und  infolgedessen  auch  das  allge- 
meine Budget  nicht  berührt.  Der  Voranschlag  der  .Münzverwaltung  bilanziert 
sich  immer,  indem  der  Gewinnsaldo  dem  Münzreservefonds  gutgeschrieben,  ein 
Verlustsaldo  dagegen  aus  diesem  letztern  gedeckt  wird. 

Voranschlag  pro  1903  der  Finanzverwaltung  (ohne  Münzverwaltung): 

Einnahmen. 

Banknotenkontrollgebühr  Kr.  225,000 

Die  Erträgnisse  der  Waffen  plätze  und  übrigen  Liegenschaften  werden  zu  Gunsten  der  Rubrik 
«Ertrag  der  Liegenschaften  und  Kapitalien.  A  Liegenschaften»  gebucht. 

Ausgaben. 

Finanzbureau  Fr.     3  7,5  "5 

Finanzkontrolle   >  69,400 

Banknotetikontrolle   »  50,200 

Staatskasse   »  5^,4*5 

Wcrtschriftenvcrwaltung   *  13,3°° 

Beitrag  an  den  Invalidenfonds   500,000 

Liegenschaften   »  53,325 

Fr.  782,225 

Der  durch  das  Gesetz  betreffend  die  Militärversicherung  auf  die  Minimal- 
summe von  Fr.  500,000  festgesetzte  Beitrag  an  den  Invalidenfonds  gehört  seiner 
Natur  nach  zum  Budget  des  Militärdepartements,  wohin  er  wohl  auch  mit  der 
Zeit  versetzt  werden  wird.  Er  figuriert  beim  Finanzdepartcrnent,  weil  dieses 
früher  mit  dem  Dienst  der  Militärpensionen  beauftragt  war.  Zieht  man  diesen 
Betrag  ab,  so  verbleibt  für  die  eidgenössische  Finanzverwaltung  ein«*  Ausgabe 
von  Fr.  282,225,  die  sich  zusammensetzt  aus  Fr.  193,125  Besoldungen,  Fr.  89,100 
übrige  Ausgaben  (Bureaukosten,  Bearbeitungskosten  der  Liegenschaften  u.  s.  w.). 


Digitized  by  Google 


Finanzdepartement  (Eidg.)  — 


Finanzkontrolle  (Eidg.) 


979 


Budget  der  Münzverwaltung  pro  1903: 

Einnahmen. 

Prägung  von  Münzen  Fr.  4,420,000 

Wertzeichenfabrikation   »  50,000 

Nebenarbeiten   »  500 

Fr.  4.470,500 

Ausgaben. 

Betriebs-  und  Fabrikationskosten  inkl.  Mcullbeschaffung    Fr.  4.207,545 

Reingewinn,  überzutragen  auf  den  Münzreservefonds           >  262,955 

Fr.  4,470.500 

Es  sind  dies  die  Zahlen  des  ordentlichen  Voranschlags  für  das  Jahr  1903, 
worin  die  auf  Grund  des  internationalen  Münzabkommens  vom  15.  November 
1902  im  laufenden  Jahre  stattfindende  Prägung  von  Silberscheidemünzen  nicht 
inbegriffen  ist. 

Der  weiter  oben  erwähnte  Münzreservefonds  beträgt  auf  31.  Dezember  1902 
Fr.  9,063,480.  73. 

V.  Litteratur.  J.  H.  Hottinger,  Staatshaushalt  der  Eidgenossenschaft  und  ihrer 
einzelnen  Republiken,  1847.  —  C.  Hllty,  Oeffentliche  Vorlesungen  über  die  Helvetih,  /87S. 
—  Blumer -hlorel,  Handbuch  des  schweizerischen  Bundesstaatsrechts,  1887.  —  Dub»,  Das 
öffentliche  Recht  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft.  1S78.  —  Guttat  Vogt,  Finanzen 
und  Bevölkerung  in  „Die  Schweiz  im  ig.  Jahrhundert" herausgegeben  von  P.  8»ippel, 
III.  Bd.  S.j/j,  lyoo.  — Die  vort  liierten  Verfassungsbestimmungen,  Gesetze,  Verordnungen, 
Regulative,  enthalten  in  der  eidgenössischen  Gesetzessammlung,  alte  und  neue  Folge, 
ferner  die  Botschaften,  Geschäftsberichte  und  Rechnungsberichte  des  Bundesrates  an 
die  Bundesversammlung  über  die  Finanzverwaltung,  veröffentlicht  im  Sch'.veizeriscken 
Bundesblatt. 

J.  H.  Imhoden,  Sekretär  des  eidg.  Finanzdepartements,  Bern. 


Finanzkontrolle  (Eidgenössische). 

I.  Geschichtliches.  —  Ff.  Organisation.  —  III.  Zur  Frage  der  Errichtung 
eines  eidgenossischen  Rechnungshofes.  --  IV.  Litteratur. 

I.  Geschichtliches.  Die  Abnahme  der  Staatsrechnung  und  die  Oberaufsicht 
über  die  eidgenössische  Verwaltung  ist  gemäss  Artikel  85,  Ziffer  10  und  1 1  der 
Bundesverfassung  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  vom  29.  Mai  1874  der 
Bundesversammlung  übertragen. 

Die  unmittelbare  Aufsicht  über  die  Verwaltung  führt  das  Finanzdepartement. 

Bis  Ende  187b  waren  Finanzverwaltungs-  und  Kontroll  wesen  vereinigt, 
unter  der  Leitung  des  Departementssekretärs  des  Finanzdepartements. 

Mit  Beginn  des  Jahres  1877  machte  der  Bundesrat  Verwaltung  und 
Kontrolle  von  einander  unabhängig,  indem  er  auf  dem  Budgetwege  provisorisch 
ein  besonderes  Kontrollbureau  kreierte.  Mit  Gesetz  vom  11.  Dezember  1882 
betreffend  die  Reorganisation  des  Finanzdepartements,  die  Besoldungen  und 
Kautionen  seiner  Beamten  und  Angestellten  wurde  die  Finanzkontrolle  definitiv 
organisiert.  Die  Aufgabe  derselben  umschreibt  Art.  1  des  genannten  Gesetzes 
wie  folgt; 

«  Zum  Zwecke  der  Kontrollierung  der  gesamten  Finanz  Verwaltung  des  Bundes  wird  als  besondere 
Abteilung  des  Finanzdepartements  ein  Kontrollbureau  errichtet,  bestehend  aus  einem  Chef  nebst  der 
nötigen  Anzahl  von  Revisoren  und  Rcvisionsgehüiren.  Die  näheren  Bestimmungen  hierüber  erlässt 
der  Bundesrat. » 

Die  Kompetenzen  und  Verrichtungen  der  Finanzkontrolle  sind  zunächst  im 
Einzelnen  festgesetzt  durch  das  Reglement  über  die  Organisation  der  Finanz- 
verwaltung und  die  Einrichtung  und  Führung  des  eidgenössischen  Kassen-  und 
Rechnungswesens  vom  l'K  Februar  1877. 
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Obschon  der  Bundesrat  gemäss  dem  zitierten  Gesetz  vom  11.  Dezember 
1882  dazu  berechtigt  gewesen  wäre,  hat  er  zunächst  keine  eigentliche  Revision 
der  Kompetenzen  der  Finanzkontrolle  mehr  vorgenommen.  Dagegen  ist  diese 
Kontrolle  durch  eine  Reihe  von  Verfügungen  des  Finanzdepartements  und 
Beschlüsse  des  Bundesrates  gleichwohl  fortwährend  verbessert,  verschärft  und 
dem  vermehrten  ßundesbudget  angepasst  worden. 

Bei  Anlass  der  Behandlung  des  Postulates  betreffend  Krcicrung  einer 
eidgenössischen  Rechnungskammer  hat  der  Bundesrat,  der  sich  zu  dieser  Frage 
ablehnend  verhielt,  zur  besseren  Organisation  des  Kontrolldienstcs  folgendes 
beantragt : 

A.  Soweit  es  die  Bundesversammlung  betrifft.  Aufnahme  von 
Bestimmungen  in  das  Gesetz  über  den  Geschäftsverkehr  zwischen  Nationalrac 
und  Ständerat,  dass  eine  beständige  Kommission  selbst,  oder  eine  Delegation 
derselben,  beauftragt  werde,  quartalweise  alle  Rechnungsbelege  zu  prüfen  und 
dadurch  die  Verwendung  der  Budgetkredite  zu  verfolgen. 

B.  Soweit  es  den  Bundesrat  betrifft.  Neue  Ordnung  der  beim  Finanz- 
departement schon  bestehenden  Finanzkontrolle  durch  den  Erlass  eines  neuen 
Regulativs.  Ein  Entwurf  desselben  war  dem  bundesrätlichen  Berichte  als  Bei- 
lage angehängt. 

In  diesem  Regulativ  sind  die  verschiedenen,  seit  der  ersten  Festsetzung 
der  Kompetenzen  der  Finanzkontrolle  im  Finanzreglement  vom  19.  Februar  1877 
eingeführten  Neuerungen,  soweit  sie  sich  als  praktisch  erwiesen  haben,  sowie 
noch  weiter  gehende  Kontrollvorschriftcn  enthalten. 

Am  14.  Juni  1901  hat  der  Nationalrat  Zustimmung  zu  dem  Antrage  des 
Bundesrates  beschlossen  und  unterm  5.  Dezember  1901  beschloss  auch  der 
Ständerat  Zustimmung  zum  Beschlüsse  des  Nationalrates,  d.  h.  es  sei  dem  Postulate 
vom  28.  Juni  1895  betreffend  die  Aufstellung  einer  Rechnungskammer  (s.  u.) 
keine  Folge  zu  geben,  in  der  Annahme,  dass  der  Bundesrat  dem  Entwurf  über 
das  Regulativ  für  die  eidgenössische  Finanzkontrolle  die  Sanktion  erteile,  sowie 
in.  der  Meinung,  dass  die  Beratung  des  Gesetzentwurfes  betreffend  Revision 
des  Gesetzes  über  den  Geschäftsverkehr  zwischen  den  eidgenössischen  Räten 
Gelegenheit  bieten  werde,  die  parlamentarische  Kontrolle  der  Bundesverwaltung 
zu  verbessern. 

Nachdem  am  9.  Oktober  1902  letzteres  Gesetz  durchberaten  und  rechts- 
kräftig geworden  ist,  hat  der  Bundesrat  das  Regulativ  für  die  Finanzkontrolle 
am  24.  Februar  1903  in  Kraft  gesetzt. 

Der  eidgenössische  Staatshaushalt  wird  künftig  kontrolliert  werden  nach 
dem  Gesetz  betreffend  den  Geschäftsverkehr  zwischen  dem  Nationalrat  und 
Ständerat  vom  9.  Oktober  1902  und  dem  Regulativ  für  die  Finanzkontrolle 
vom  24.  Februar  1903:  A.  durch  ständige  Finanzkommissionen  der  Bunde-*- 
Versammlung;   B.  durch  die  Finanzkontrolle  des  Finanzdepartements. 

II.  Organisation.  A.  Finanz  kommissionen.  Auf  die  Junisession  unter- 
breitet der  Bundesrat  der  Bundesversammlung  die  Berichte  über  seine  Geschäfts- 
führung und  die  Rechnungen  des  vorhergehenden  Jahres  auf  die  Dczcmbcr- 
session  die  Voranschläge  für  das  folgende  Jahr.  Diese  Vorlagen  sollen  den 
Kommissionen  spätestens  einen  Monat  vor  Beginn  der  Session  gedruckt  zuge- 
stellt werden.  Die  Wahl  der  Geschäftsprüfungskommissionen  beider  Räte  ist. 
gleichgültig  welchem  Rate  die  Priorität  zufällt,  spätestens  in  der  Dczember- 
session  vorzunehmen. 

Voranschläge,  Nachtragskreditbegehren  und  Staatsrechnungen  einer  Amt>- 
periode  sind  der  gleichen  Kommission  (Finanzkommission)  zur  Prüfung  und 
Berichterstattung  zuzuweisen.   Die  Finanzkommissionen  beider  Räte  wählen  au«. 
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ihrer  Mitte  für  die  betreffende  Amtsperiode  eine  Delegation,  in  welche  jede 
Kommission  drei  Mitglieder  abordnet  und  welche  sich  selbst  konstituiert.  Dieser 
Delegation  liegt  die  nähere  Prüfung  und  Ueberwachung  des  gesamten  Finanz- 
haushaltes ob.  Sie  hat  das  unbedingte  und  jederzeitige  Recht  der  Einsichtnahme 
in  das  Rechnungswesen  der  verschiedenen  Departemente  und  Verwaltungszweigc. 

B.  Finanzkontrolle.  Diese  ist  dem  Vorsteher  des  Finanzdepartements 
unterstellt.  Sic  verkehrt  mit  der  Bundeskanzlei,  dem  Bundesgericht  und  den 
den  Departementen  des  Bundesrates  unterstellten  Kanzleien,  Abteilungen  und 
Verwaltungen  direkt;  mit  den  Departementen  durch  Vermittlung  des  Finanz- 
departements. Den  Finanzkonimissionen  der  eidgenössischen  Räte  hat  sie  jeden 
möglichen  Aufschluss  zu  erteilen,  und  es  sind  ihnen  zu  diesem  Zwecke  alle 
Protokolle  und  Zensuren,  alle  Korrespondenzen  zwischen  dem  Finanzdepartement 
und  den  übrigen  Departementen,  der  Bundeskanzlei  und  dem  Bundesgericht, 
sowie  alle  Bundesratsbeschlüsse,  welche  sich  auf  die  Ueberwachung  der  Budget- 
kredite und  den  Finanzhaushalt  im  allgemeinen  beziehen,  zur  Disposition  zu 
stellen.  Entstehen  Anstände  zwischen  der  Finanzkontrolle  und  den  einzelnen 
Dienstzweigen,  die  nicht  gehoben  werden  können,  so  sind  dieselben  dem  Finanz- 
departetnent  zur  Beurteilung  und  Entscheidung  zu  unterbreiten.  Ueber  allfällige 
zwischen  einem  Departemente  und  dem  Finanzdepartemente  obwaltende  Anstände 
entscheidet  nötigenfalls  der  Bundesrat. 

Der  Geschäftskreis  der  Finanzkontrolle  umfasst  die  Kontrollicrung  der 
gesamten  Finanzverwaltung  des  Bundes  und  diesem  zur  Aufsicht  unterstellten 
Administrationen,  und  zwar:  die  vorgängige  Kontrollierung  der  Budgetkredite 
( Visakontrollc);  die  Revision  sämtlicher  Rechnungen  und  Belege;  die  Kontrol- 
lierung der  Verzinsung  und  Tilgung  der  Staatsanleihen;  die  ausserordentliche 
Revision  der  Barbestände  und  Bücher  der  Hauptkassen;  die  Revision  der  Invcn- 
tare  an  Ort  und  Stelle  und  die  Begutachtung  neu  zu  erlassender  Rechnungs- 
vorschriften. Dazu  kommt  noch  die  Kontrollierung  folgender  direkt  dem  Finanz- 
departement unterstellten  Geschäftszweige:  der  Bundcskassc,  des  Gewölbes, 
des  Wechselvcrkchrs,  der  Wcrtschriftenver waltung  und  des  Inspcktorats  der 
schweizerischen  Emissionsbanken. 

Durch  die  vorgängige  Kontrollicrung  der  Budgetkredite  soll  zum 
vorneherein  vermieden  werden,  dass  die  der  Bundesverwaltung  und  dem  Bundes- 
gerichte zur  Verfügung  gestellten  Ausgahekredite  —  sowohl  in  den  Hauptrubriken 
als  in  den  Unterrubriken  —  Uberschritten,  oder  dass  Kreditübertragungen  (Virc- 
ments)  vorgenommen  werden.  Zu  dem  Ende  müssen  alle  von  den  Departementen 
und  der  Bundeskanzlei  auf  die  Bundeskasse  ausgestellten  Zahlungsanweisungen, 
bevor  diese  Zahlung  leisten  darf,  die  Visicrung  der  Finanzkontrolle  passieren. 
In  keinem  Falle  darf  die  Finanzkontrolle  Zahlungsanweisungen  visieren,  welche 
eine  Krcditüberschrcitung,  oder  eine  Kreditübertragung,  oder  eine  nicht  budget- 
mässige  Ausgabe  zur  Folge  haben.  Alle  Zahlungsanweisungen  müssen  sich 
entweder  auf  einen  von  der  Bundesversammlung  bewilligten  Kredit  oder  in 
dringenden  Fällen  auf  einen  speziellen  Vorschusskredit  des  Bundesrates  stützen, 
wofür  aber  je  weilen  in  der  nächsten  Session  die  Genehmigung  der  Bundes- 
versammlung einzuholen  ist. 

Die  Revision  der  Rechnungen  umfasst  sämtliche  Rechnungen,  Belege 
und  Inventare  der  Bundesverwaltung  und  dieser  zur  Aufsicht  unterstellten 
Administrationen,  sowie  diejenigen  des  Bundesgerichtes.  Die  endgültige  Ge- 
nehmigung der  Rechnungen  durch  den  Bundesrat  tritt  erst  ein,  wenn  sie 
diese  Prüfung  anstandslos  passiert  haben,  oder  wenn  die  dabei  aufgestellten 
Revisionsbemerkungen  und  Anfragen  erledigt  sind.  Die  Prüfung  durch  die 
Finanzkontrolle  ist  eine  materielle  und  arithmetische. 
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Die  Rechnungen  werden  namentlich  dahin  geprüft,  ob  in  den  Einnahmen 
und  Ausgaben  Abweichungen  von  Budget,  Gesetzen,  Bundesbeschlüssen,  bundes- 
rätlichen Vorschriften  oder  Grundsätzen  einer  guten  Finanzvcrwaltung  und  oh 
arithmetische  und  formelle  Fehler  vorgekommen  sind.  In  allen  diesen  Bezie- 
hungen ist  die  Finanzkontrolle  verpflichtet,  den  Rechnungslegern  gegenüber 
Bemerkungen  zu  machen  oder  von  ihnen  Aufklärung  zu  verlangen.  Die  Finanz- 
kontrolle verfasst  die  Revisionsbemerkungen  nach  freiem  Ermessen.  Das  Finanz- 
departement tritt  nur  da  als  Kontrollinstanz  auf,  wo  Anstünde  zwischen  Ver- 
waltungen und  der  Finanzkontrolle  nicht  gehoben  werden  können. 

Die  Zoll-,  Post-  und  Telegraphencinnahmen  unterliegen,  insoweit  es  sich 
um  die  Anwendung  der  Tarife,  Taxen  etc.  handelt,  nicht  der  regelmässigen 
Prüfung  durch  die  Finanzkontrolle.  Um  sich  indessen  zu  überzeugen,  ob  die 
Verwaltungen,  welchen  die  Revision  ihrer  Einnahmen  überlassen  ist,  vorschrifts- 
mässig  verfahren,  ist  die  Finanzkontrolle  befugt,  diese  Rechnungen  ausnahms- 
weise ebenfalls  zur  Oberrevision  einzufordern. 

Die  Finanzkontrolle  kann  zu  Informationszwecken  oder  zur  Aufklärung 
von  Rechnungsverhältnissen  Auskunft  verlangen  und  die  rechnungslegendcn 
Stellen  haben  diese  Aufschlüsse  ohne  Verzug  zu  erteilen. 

Die  Finanzkontrolle  hat  darüber  zu  wachen,  dass  den  anerkannten  Revi- 
sionsbemerkungen oder  den  durch  höhere  Entscheidung  getroffenen  Verfügungen 
von  den  rechnungsiegenden  Stellen  in  allen  Teilen  Folge  gegeben  wird.  Im 
Falle  der  Unterlassung  ist  die  Angelegenheit  dem  Finanzdepartement  zu 
unterbreiten. 

Die  Kontrollierung  der  Verzinsung  und  Tilgung  der  eidgenös- 
sischen Anleihen  umfasst:  die  Buchführung,  die  Anordnung  und  Ueber- 
wachung  der  Auslosungen,  die  Prüfung  der  eingelösten  Obligationen  und  Zins- 
coupons, die  Einschreibung  und  Uebertragung  von  Titeln  auf  'den  Namen  und 
die  Wiederum  Wandlung  in  Inhabertitel,  die  Ausfertigung  von  Xamenscertilikaten. 

Die  Finanzkontrolle  hat  bei  sämtlichen  Hauptkassen  jährlich  mindestens 
einmal  eine  unvermutete  Kassen-  und  Büch  erre  vi sion  vorzunehmen.  Bei 
Entdeckung  von  Unregelmässigkeiten  hat  der  revidierende  Beamte  sofort  die- 
jenigen Massnahmen  zu  ergreifen,  welche  ihm  zur  Sicherung  der  Interessen  des 
Bundes  notwendig  erscheinen,  unter  gleichzeitiger  Anzeige  an  die  Finanz- 
kontrolle zu  Händen  des  Finanzdepartements. 

Behufs  Feststellung  des  Vorhandenseins  der  der  Bundesverwaltung  ange- 
hörenden Inventarbestände  und  ihrer  zweckmässigen  Aufbewahrung,  sowie 
der  richtigen  Führung  der  Inventarbücher,  hat  die  Finanzkontrolle  von  Zeit 
zu  Zeit  an  Ort  und  Stelle  Inventarrevision  vorzunehmen,  worüber  vorher 
jeweilen  die  Departemente,  deren  Abteilungen  es  betrifft,  zu  verständigen  sind. 
Die  gleiche  Bestimmung  gilt  auch  für  die  Inventarbestände  der  dem  Bundesrat 
zur  Aufsicht  unterstellten  Administrationen. 

Die  Finanzkontrolle  begutachtet  auf  Weisung  und  zu  Händen  des  Finanz- 
departements die  Entwürfe  betreffend  Neuerungen  oder  Abänderungen  im 
Rech nungs-   und  Kassenwesen. 

Die  Kontrollierung  der  dem  Finanzdepartemente  direkt  unterstel  Iten 
Geschäftszweige  (s.  o.)  geschieht  nach  den  speziellen  Anordnungen  und 
Verfügungen  des  Finanzdepartements. 

IIL  Zur  Frage  der  Errichtung  eines  eidgenössischen  Rechnungshofes. 

Bei  der  Prüfung  der  Staatsrechnung  und  des  Geschäftsberichtes  von  1875  hat 
die  Bundesversammlung  am  5.  Juli  1K76  folgendes  Postulat  angenommen: 
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€Dcr  Bundesrat  wird  eingeladen,  die  Frage  zu  untersuchen,  ob  in  Anwendung  von  Art.  85, 
Ziffer  4  und  1 1  1  der  Bundesverfassung  die  Aufstellung  eines  eidgenössischen  Rechnungshofes  zu 
besch  Hessen  und  im  bejahenden  Kalle,  welche  Befugnisse  und  Verrichtungen  demselben  zu  Uber- 
tragen seien.» 

Durch  Bunclesbeschluss  vom  21.  Februar  1878  wurde  die  Frage  der  Auf- 
stellung eines  Rechnungshofes  fallen  gelassen,  weil  darin  eine  Komplizierung 
des  eidgenössischen  Staatshaushaltes  und  eine  Verminderung  der  Verantwort- 
lichkeit der  Beamten  erblickt  werden  müsse. 

Mit  Beginn  der  90er  Jahre  ist  infolge  des  immer  zunehmenden  Umfanges 
des  Bundesbudgets  die  Idee  der  Schaffung  einer  von  der  Verwaltung  unab- 
hängigen Kontrollstelle  in  der  Bundesversammlung  von  neuem  aufgetaucht  und 
kam  jedesmal  bei  Abnahme  und*  Diskussion  der  Staatsrechnung  zur  Sprache, 
bis  dann  in  der  Junisession  1895  die  Anregungen  und  Wünsche  greifbare 
Gestalt  annahmen.  Unterm  28.  Juni  1895  wurde  von  der  Bundesversammlung 
zum  zweitenmalc  ein  Postulat  betreffend  Errichtung-  einer  eidgenössischen 
Rechnungskammer  dem  Bundesrate  zur  Prüfung  und  Berichterstattung  zugewiesen. 

Mit  Bericht  vom  10.  Dezember  1900  hat  der  Bundesrat  das  Postulat 
beantwortet  und  der  Bundesversammlung  beantragt,  demselben  keine  Folge  zu 
geben,  weil  mit  der  Schaffung  einer  eidgenössischen  Rechnungskammer  ein 
Amt  in  unsere  Institutionen  eingefügt  würde,  das  eine  Aenderung  der  Bundcs- 
verfassung bedingt  und  viel  kostet,  ohne  die  Garantien  der  Kontrolle  zu  ver- 
mehren in  Bezug  auf  gewissenhafte  Prüfung  und  Schnelligkeit. 

IV.  Litter atur.    S.  die  IMteratur  zum  Artikel  „Firianzdepartement* . 

F.  Siegwart,  Chef  der  eidgen.  Finanzkontrolle,  Bern. 

Fischerei. 

1.  i'ischcrcigebiete;  Ausdehnung  der  Fischereigewässer;  wich- 
tig» te  Fisch  arten;  Wander  fische.  —  II.  Bundesgesetz  über  die  Fischerei 
und  dessen  Vollziehung.  Fischereikonventionen  mit  angrenzenden 
Staaten  und  unter  Kantonen.  —  III.  Fischereirechte  und  Ausübung 
derselben.  —  IV.  Ein-  und  Ausfuhr  von  Fischen.  —  V.  Litterat  11  r. 

I.  Fischereigebiete;  Ausdehnung  der  Fischereigewässer;  wichtigste 
Fischarten;  Wanderfische.  Die  schweizerischen  Fischereigewässer  teilen  sich  in 
sechs  Gebiete,  das  Gebiet  des  Rheins,  das  grösste.  der  Rhone,  des  Doubs, 
des  Tessin,  der  Donau  und  der  Etsch.  Durch  Fälle  und  Stromschnellen,  welche 
die  Fische  nicht  zu  übersteigen  vermögen,  sind  verschiedene  dieser  Gebiete  in 
Regionen  getrennt.  Solche  Hindernisse  bieten  der  Rheinfall  bei  Schaff  hausen, 
die  Fälle  und  Stromschnellen  der  Maggia  bei  Ponte  Brolla,  unweit  Locarno, 
und  zahlreiche  kleinere  Wasserfälle  wie  der  Handeggfall,  der  Innfall  unter  dem 
St.  Moritzersee.  Nicht  weit  unter  Genf  liegt,  schon  auf  französischem  Gebiet, 
die  Perte  du  Rhönc,  eine  Stromschnelle,  welche  den  Aufstieg  der  Fische  in 
der  Rhone  unterbricht. 

Nach  Angaben  des  schweizerischen  statistischen  Bureaus  messen  unsere 
Seen  (von  über  10  ha)  annähernd      .....       1.391  km! 
die  Bäche  und  Flüsse        .......         335  km1 

Zusammen       1 ,72b  km* 

'  Art.  85.  Die  Gegenstände,  welche  in  den  Geschäftskreis  beider  Räte  fallen,  sind  insbesondere 
folgende:  Ziffer  4.  Wahl  des  Bundesrates,  des  Bundesgerichts,  des  Kanzlers,  sowie  des  Generals  der 
eidgenössischen  Armee.  Der  Bundesgeiet/.gebung  bleibt  vorbehalten,  auch  die  Vorn.ihmen  oder  Bestä- 
tigungen weiterer  Wahlen  der  Bundesversammlung  zu  übertragen.  Ziffer  11.  Die  Oberaufsicht  über 
die  eidgenössische  Verwaltung  und  Rechtspflege. 
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In  diesen  schweizerischen  Gewässern  schwimmen  ca.  50  Fischarten,  doch 
sind  die  Ichtyologcn  über  die  Begrenzung  einiger  Arten  noch  nicht  einig.  Diese 
Fische  werden  nach  dem  gewöhnlichen  System  in  zwei  Ordnungen  eingeteilt, 
in  die  Ordnung  der  Knochenfische  und  der  Rundmäuler.  Zu  den  letztern  gehören 
nur  zwei  unserer  Arten  (Familie  der  Neunaugen),  das  Fluss-  und  Bachneunauge. 

Zu  den  Wanderfischen  zählen  das  eben  genannte  Flussneunauge,  der  Salm. 
Aal  und  Mai  fisch.  Im  Rhein  steigen  der  Salm  und  Aal  aus  der  Nordsee  bis 
zum  Schaff  hauser  Rheinfall  empor  und  auch  in  die  Zuflüsse  dieses  Stromes; 
der  jetzt  nicht  mehr  zahlreiche  Maifisch  nur  bis  etwas  über  Basel. 

Durch  den  Tessin  ist  in  frühern  Zeiten  der  Aal  und  Mai  fisch  (Cheppia) 
in  Menge  vom  Adriatischen  Meere  und  Po  her  im  Langenscc  und  seinen  Zu- 
flüssen erschienen,  seitdem  aber  Italien,  unterhalb  Scsto  Calcndc,  im  Tessin 
Wehren  erstellt,  ist  den  Wandfrfischen  dieser  Weg  versperrt.  Auch  die  Zirku- 
lation der  Fische  zwischen  dem  Langen-  und  Lugancrscc  ist  durch  eine  Wehre 
bei  Creva,  in  der  Trcsa,  auf  italienischem  Gebiete  aufgehoben,  beides  zu 
grossem  Nachteil  der  Fischerei  in  den  tessinischen  Gewässern. 

Der  in  den  schweizerischen  Gewässern  verbreitetste  Fisch  ist  die  Forelle 
(See-,  Fluss-  und  Bachforelle).  Sie  findet  sich  von  den  tiefstgelegenen  Seen  und 
Flüssen  bis  in  Hohen  von  2500,  ja  sogar  bis  2640  m,  im  Lej  sgrischus  auf 
Gebiet  der  Gemeinde  Sils  im  Oberengadin.  Die  Forelle  unserer  kalten,  klaren 
Alpen-  und  Jurabächen  und  Alpenseen  ist  unser  feinster  Fisch. 

Die  empfindliche  Aesehc  steigt  in  Flüssen,  seltener  in  Seen,  bis  1000, 
ausnahmsweise  bis  1400  m  empor.  Ihr  Fleisch  ist  nahezu  ebenso  sehr  geschätzt 
wie  dasjenige  der  Forelle. 

Der  Saibling  (Röteli)  und  die  arten-  und  formenreichen  Felchen  (C'oregonen) 
sind  Bewohner  unserer  Seen  und  da  sie  sich  gewöhnlich  in  bedeutenden  Tiefen 
aufhalten  und  nur  zur  Laichzeit  emporsteigen,  so  fällt  auch  ihr  hauptsächlicher 
Fang  in  diese  Zeit,  der  aber  nur  unter  der  Bedingung  bewilligt  wird,  dass 
das  Brutmaterial  für  die  Fischbrutanstaltcn  gewonnen  werde.  Diese  Bedingung 
wird  an  alle  Bewilligungen  zum  Fischfang  während  der  vom  Bundesgesetze 
festgesetzten  Schonzeiten  geknüpft,  mit  Ausnahme  der  Frühlingsschonzeit  für 
Seen  (Art.  15). 

Der  Agonc,  ein  Maifisch  wie  die  oberwähntc  Cheppia,  bewohnt  den 
Luganer-  und  Langenscc.  hat  aber  seine  früheren  Wanderungen  nach  dem 
Meere  aufgegeben  und  dadurch  sich  im  Laufe  der  Zeiten  zu  einer  besonderen 
Form  ausgebildet  (Alosa  Finta  var.  lacustris  (FatioJ)  und  an  Feinheit  des 
Fleisches  gewonnen. 

Noch  sind  als  geschätzte  Fische  zu  nennen  die  Schleie  und  Trische.  der 
Karpfen  und  Barsch.  Die  meisten  übrigen  minderwertigen  Fische  werden 
gewöhnlich  mit  dem  Namen  Weissfische  bezeichnet. 

Krebse  (die  in  der  Gesetzgebung  gewöhnlich  mit  den  Fischen  behandelt 
werden)  gibt  es  in  den  schweizerischen  Gewässern  drei  Arten,  der  Edclkrebs, 
der  Dohlen-  und  Steinkrebs.  Sie  besitzen  kulinarisch  einen  bedeutenden  Wert,  ihr 
Bestand  ist  aber  in  den  letzten  Jahrzehnten,  infolge  einer  Krankheit,  ausser- 
ordentlich zurückgegangen,  in  einigen  Gewässern  ist  dieser  Krustazee  sogar 
ganz  eingegangen. 

n.  Bundesgesetz  Uber  die  Fischerei  und  dessen  Vollziehung.  Fischerei- 
konventionen mit  angrenzenden  Staaten  und  unter  den  Kantonen.  Ueber  den 
gegenwärtigen  Stand  des  Fischcreiwesens  in  der  Schweiz  geben  das  heute 
geltende  Bundesgesetz  über  die  Fischerei  und  die  eidgenössischen  und  kanto- 
nalen Vollziehungsverordnungcn  zu  demselben,  sowie  die  eidgenössischen  und 
kantonalen  Geschäftsberichte  den  besten  Aufschluss. 
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Das  erste  Bundesgesetz,  das  über  die  Fischerei  erlassen  wurde,  war  das- 
jenige vom  18.  Herbstmonat  1875.  Dasselbe  gründete  sich  auf  die  Bundes- 
verfassung vom  19.  Mai  1874.  die  in  Art.  25  besagt:  «Der  Bund  ist  befugt, 
gesetzliche  Bestimmungen  über  die  Ausübung  der  Fischerei  und  Jagd,  namentlich 
zur  Erhaltung  des  Hochwildes,  sowie  zum  Schutze  der  für  die  Land-  und  Forst- 
wirtschaft nützlichen  Vögel  zu  treffen.  > 

Unter  Benutzung  der  unterdessen  gemachten  Erfahrungen  und  der  Fort- 
schritte in  der  Fischerei  und  Fischkundc  kam  den  21.  Dezember  1888  eine 
Revision  obigen  Gesetzes  zu  stände,  das  den  1.  Juli  1889  in  Kraft  getreten 
und  nunmehr  die  Grundlage  für  die  gesamte  schweizerische  Fischcreigesetz- 
gebung  bildet. 

Unterm  3.  Juni  1889  erlicss  der  Bundesrat  eine  Vollziehungsverordnung 
zu  demselben  und  ferner  eine  SpezialVerordnung  betreffend  Verunreinigung  der 
Gewässer  zum  Nachteil  der  Fischerei. 

Das  Gesetz  tindet  seine  Anwendung  auf  alle  Seen  und  Wasserläufe;  für 
die  künstlich  angelegten  privaten  Gewässer  (Teiche,  Wasserläufe),  in  welche 
äus  öffentlichen  Gewässern  keine  Fische  gelangen  können,  gelten  indes  nur 
Art.  13  und  14  desselben. 

In  Art.  1  erklärt  das  Bundesgesetz,  dass  die  Verleihung  oder  Anerkennung 
des  Rechts  zum  Fischfang  den  Kantonen  zustehe,  wogegen  für  Ausübung 
desselben  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  massgebend  seien. 

Der  Art.  2  wahrt  in  thunlichster  Weise  die  freie  Zirkulation  der  Fische 
in  den  Gewässern  und  Art.  3  verbietet  den  Fischfang  an  den  Einmündungen 
von  Flüssen  in  Seen,  wo  sich  die  Fische,  hauptsächlich  zum  Aufstieg  in  die 
fliessenden  Gewässer  zum  Laichgeschäft  ansammeln.  Die  Festsetzung  dieser 
Schongebiete,  die  je  nach  der  Grösse  der  betreffenden  Flüsse  seewärts,  enger 
oder  weiter  zu  ziehen  und  durch  Schwimmer  oder  Stangen  etc.  sichtbar  zu 
machen  sind,  ist  den  Kantonen  überlassen,  unter  Vorbehalt  der  Genehmigung 
des  Bundesrates. 

Die  Erstellung  neuer  ständiger  Fischereivorrichtungen  (Art.  2)  bedarf 
einer  vorherigen  Bewilligung  desjenigen  Kantons,  auf  dessen  Gebiet  das  betref- 
fende Gewässer  liegt,  bei  einem  interkantonalen  Gewässer  der  Bewilligung  der 
Grenzkantone. 

In  Art.  4  werden  tlie  Minimalmaschcn  der  Oeffnungen  der  Geflechte  (Körbe, 
Reusen)  und  der  Treibnetze  beim  Lachsfang  auf  6  cm,  des  Reusenschlund  auf 
4  cm  festgesetzt.  Beim  Fang  aller  übrigen  Fischarten  ist  die  Weite  der  Gerät- 
öffnungen auf  mindestens  3  cm  bestimmt.  Man  will  damit  den  Fang  junger, 
noch  im  besten  Wachstum  begriffener  Fische  und  der  kleineren  Nährfischc  für 
wertvollere  Arten  verhindern:  es  muss  jedoch  gestattet  sein,  minderwertige 
Köderfische  für  den  Fischfang  und  den  Fischzüchtern  Nährfische  für  den  Auf- 
wuchs in  den  Fischteichen  zu  gewinnen  (Art.  4,  2.  Abs.  des  Bundesgesetzes). 
Es  darf  von  den  Ködernetzen  indes,  nach  Art.  15  der  Vollziehungsvcrordnung, 
je  nur  ein  solches  und  nur  bei  Tage  verwendet  werden.  Die  Weite  der  Netz- 
maschen ist  im  nassen  Zustande  des  Netzes,  in  welchem  dasselbe  zur  Anwen- 
dung kommt,  zu  messen  und  nach  den  Seiten  des  (Quadrates,  das  die  Maschen 
bildet,  von  Knote  zu  Knute  und  nicht  in  der  Diagonale.  Hiezu  dienen  besondere 
Maschenmesser. 

Da  es  in  Seen  und  in  kleineren  Gcbirgsbächcn  Fische  (z.  B.  Forellen) 
gibt,  die  keine  so  bedeutende  Grösse  erreichen,  um  mit  einem  Netze  von  3  cm 
Maschenweite  gefangen  werden  zu  können,  so  ist  in  Abs.  3  des  Art.  4  der 
Bundesrat  bevollmächtigt,  eine  geringere  Maschenweite  zu  gestatten,  abgesehen 
von  dem  Gebrauch  von  Ködernetzen  in  Abs.  2  des  gleichen  Artikels. 
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Die  in  Art.  2,  4  und  5,  Abs.  2,  genannten  Fischerei  Vorrichtungen  und 
Fanggeräte  sind  nach  Art.  5  der  bundesratlichen  Vollziehungsverordnung  jährlich 
wenigstens  einmal  durch  die  zuständige  kantonale  Behörde  einer  Untersuchung 
zu  unterwerfen,  um  zu  ermitteln,  ob  dieselben  mit  den  Vorschriften  der  citierten 
Artikel  übereinstimmen. 

Die  Besitzer  von  vorschriftswidrigen  Fischereivorrichtungen  und  Fang- 
geräten, von  denen  Gebrauch  gemacht  wird,  sind,  abgesehen  von  der  Straf- 
verfolgung, anzuhalten,  die  ersteren,  unter  Androhung  der  Beseitigung  auf 
Kosten  der  Fchlbaren,  in  kürzester  Frist  dem  Gesetze  gemäss  abzuändern: 
vorschriftswidrige  Fanggeräte  sind  zunächst  in  Gewahrsam  zu  nehmen  und 
nach  erfolgtem  Strafurteil  gebrauchsunfähig  zu  machen  oder  zu  vernichten.  Ist 
nur  ein  Teil  des  Fanggerätes  gesetzwidrig  (z.  B.  beim  grossen  Garn  nur  der 
Sack),  so  unterliegt  nur  dieser  obiger  Massnahme. 

Bei  der  Kontrolle  von  Netzet«  und  Geflechten  ist,  nach  Art.  5.  Abs.  4, 
der  Vollziehungsverordnung,  ein  Mindermass  von  '/io  nicht  zu  beanstanden, 
was  so  zu  verstehen  ist,  dass  Geräte,  in  denen  stellenweis  ein  Mindermass  der 
Ocffnungcn  von  '/«o  infolge  mangelhafter  Arbeit  sich  zeigt,  nicht  zu  sequestrieren 
sind,  wohl  aber  solche,  welche  erkennen  lassen,  dass  schon  bei  Anfertigung 
derselben  beabsichtigt  war,  die  Oeffnungen  kleiner  als  vorschriftsgemäss  zu 
machen. 

Der  Art.  5  enthält  folgende  Verbote: 

1.  Die  Anwendung  betäubender,  explodierender  oder  sonstiger  schädlicher  Stoffe 
(insbesondere  giftiger  Köder,  Sprengpatronen  u.  dergl.).  Ebenso  das  Sammeln  und  Verkaufen 
von  Fischen,  welche  mit  solchen  Mitteln  betäubt  oder  getötet  wurden.  2.  Die  Anwendung 
von  Fallen  mit  Schlagfedern,  Fischgabeln,  Harpunen,  Schorpfen,  Schiesswaffen  und  anderer 
derartiger  Fanggeräte,  welche  eine  Verwundung  oder  Tötung  der  Fische  herbeiführen 
können.  3.  Die  Anlegung  neuer  sogenannter  Selbstfange.  Die  bereits  rechtlich  bestehenden 
Selbstfänge  müssen  mit  Oeffnungen  versehen  sein,  deren  Weite  derjenigen  für  die  Maschen- 
weite der  Netze  (Art.  4)  entspricht  4.  Das  Aussetzen  oder  Befestigen  von  Treibnetzen  in 
einer  Weise,  dass  sie  festsitzen  oder  hängen  bleiben.  Mehrere  Treibnetze  dürfen  nur  in  einer 
Entfernung  von  einander  ausgeworfen  werden,  welche  mindestens  das  Doppelte  der  Länge 
des  grössten  Netzes  beträgt.  5.  Die  Anwendung  der  Smuscia.  der  Otter  (Mflckenbrett)  und 
der  Juckschnur.  Der  Gebrauch  anderer  Angeln  und  der  Zugangel,  letzterer  jedoch  mit  nicht 
mehr  als  fünf  Seitenschnüren  zu  je  einer  Angel,  ist  mit  Vorbehalt  der  im  Gesetze  (Art.  9) 
vorgeschriebenen  Schonzeiten  gestattet.  6.  Die  Anwendung  von  Reusen  im  Rhein  zum 
Lachsfang  während  der  Zeit  vom  20.  Oktober  bis  24.  Dezember.  7.  Das  Trockenlegen  von 
Wasserläufen  zum  Zwecke  des  Fischfanges.  Falls  dasselbe  zu  andern  Zwecken  notwendig 
wird,  soll  den  betreffenden  Lokalbehörden  und  den  allfälligen  Fischereiberechtigten  oder 
Fischpächtern  hiervon  rechtzeitig  vorher  Kenntnis  gegeben  werden. 

Art.  6  bestimmt,  dass  Besitzer  von  Wasserwerken  verpflichtet  sind,  Vor- 
richtungen zu  erstellen,  um  zu  verhindern,  dass  Fische  in  die  Triebwerke 
geraten.  Angestellte  Versuche  haben  dargethan,  dass  der  Zwischenraum  zwischen 
den  Stäben  der  Schutzrechen  auf  höchstens  3  cm  festzusetzen  ist. 

Ebenso  ist  bei  grösseren  Bewässerungsanlagen,  an  den  Hauptkanälen,  der 
Eintritt  von  Fischen  durch  Anbringung  geeigneter  Vorrichtungen  an  den  Schleusen 
und  Fallen  zu  verhindern. 

Die  Besitzer  von  Wasserwerken  sind,  nach  dem  gleichen  Art.  6,  ferner 
gehalten,  da  wo  Wehre,  Schwellen  und  Schleusen  den  Durchgang  der  Fische 
wesentlich  erschweren  oder  verhindern,  Fisch wege  zu  erstellen  und  desgleichen 
an  Orten,  wo  natürliche  Hindernisse  und  bei  Flusskorrektionen  die  Anbringung  von 
Fällen  und  Stromschnellen  den  Zug  der  Fische  unterbrechen  oder  erschweren. 

Bei  den  gegenwärtig  so  zahlreichen  Anlagen  von  Wehren  in  Flüssen  und 
Bächen  zur  Gewinnung  von  Wasserkräften  zu  industriellen  Zwecken  und  von 
Flusskorrektionen,  kommt  diese  gesetzliche  Bestimmung  oft  und  je  nach  den 
örtlichen  Verhältnissen  in  sehr  verschiedener  Weise  zur  Anwendung.  Ende  1901 
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bestunden  37  Fischstege  von  verschiedener,  hie  und  da  allerdings  noch  mangel- 
hafter Konstruktion. 

Der  4.  Absatz  des  Art.  6  des  Bundesgesetzes  setzt  fest,  dass  die  Kantone 
an  grössern  Wasserläufen  von  besonders  starkem  Gefälle  geeignete  Zufluchtsorte 
(Rcfugien)  anzubringen  haben,  wo  die  Fische  ausruhen  oder  wohin  sie  sich  bei 
Hochwasser  flüchten  können. 

Nach  Art.  7  des  Bundesgesetzes  hat  der  Bundesrat  darüber  zu  entscheiden, 
ob  in  Fällen  bestehender  Hemmnisse  oder  unverhältnismässiger  Kosten,  die 
Erstellung  erwähnter  Vorrichtungen,  Fisch wege  und  Rcfugien  erlassen  werden 
dürfen. 

Laut  Art.  7  der  Vollzichungsverordnung  haben  die  Kantone  da,  wo  Fisch- 
wege, gemäss  Art.  6,  Abs.  4  des  Bundesgesetzes,  erstellt  werden,  dafür  zu 
sorgen,  dass  innerhalb,  sowie  auf  bestimmte  Entfernung  oberhalb  und  unterhalb 
derselben  nicht  gefischt  werde.  Der  Fischfang  in  den  künstlich  angelegten 
Zufluchtsorten  ist  überhaupt  zu  verbieten. 

Bei  Flusskorrcktioncn  kommt  es  häufig  vor,  dass  Fische,  die  z.  B.  bei 
Hochwasser  in  verlassene  Flussbette  oder  Seitenbäc.he  (Altwasser)  geraten,  nach 
Abnahme  des  Wasserstandes  nicht  mehr  in  den  Flusslauf  gelangen  können. 
Für  solche  Fälle  verlangt  Art.  8  des  Gesetzes  Herstellung  der  erforderlichen 
Verbindung. 

Art.  9  des  Gesetzes  setzt  für  einige  der  wertvollsten  Fischarten  Schon- 
zeiten fest,  wahrend  welchen  dieselben  nicht  gefangen  werden  dürfen,  nämlich  : 

1.  für  die  See-,  Fluss-  und  Bachforellen  vom  1.  Oktober  bis  31.  Dezember, 

2.  für  Lachse  vom  11.  November  bis  24.  Dezember, 

3.  für  Aeschen  vom  1.  März  bis  30.  April. 

Da  die  Gewässer  der  Schweiz  in  sehr  verschiedenen  Klimaten  liegen  und 
auch  in  der  Beschaffenheit  ihres  Wassers  variieren  können,  so  trifft  obige 
Schonzeit  nicht  überall  zu  und  ist  deshalb  dem  Bundesrat  die  Vollmacht  ein- 
geräumt, Ausnahmen  von  obiger  Regel  zu  bewilligen,  jedorh  ohne  Verkürzung 
der  Schondauer  (Art.  10  des  B.-G.). 

Für  die  Saiblinge  und  Agoni  (Maifische)  und  insbesondere  die  Kelchen 
der  verschiedenen  Seen  war  es  nicht  möglich,  übereinstimmende  Schonzeiten 
aufzustellen,  weil  ihre  Laichzeit  in  den  verschiedenen  Seen  (Felchcn)  gar  zu 
sehr  von  einander  abweicht.  Man  übcrliess  es  daher  den  Kantonen,  die  Schon- 
zeiten für  genannte  Fischarten  jeweilcn  festzusetzen,  deren  Dauer  jedoch 
wenigstens  5  Wochen  zu  betragen  hat  (Art.  11  des  B.-G.). 

Nach  Art.  8  der  Vollziehungsverordnung  sind  die  Schonzeiten  für  Fische 
und  Krebse  (Art.  9,  1 1  und  20  des  B.-G.)  alljährlich  'rechtzeitig  vor  Beginn 
derselben  durch  die  Kantone  in  üblicher  Weise  bekannt  zu  machen. 

Im  Interesse  der  künstlichen  Fischzucht  musstc  indes,  behufs  Gewinnung 
des  erforderlichen  Brutmaterials,  eine  Ausnahme  von  den  Fangverboten  in 
Art.  9  und  11  gemacht  werden,  worüber  sich  der  Art.  12  ausspricht.  Art.  9 
der  Vollziehungsverordnung  sagt  diesfalls,  dass  zu  diesem  ausnahmsweisen  Fang 
eine  schriftliche  Bewilligung  seitens  der  betreffenden  Behörde  erforderlich  sei. 
Dieselbe  darf  je  nur  für  eine  Schonzeit  und  nur  an  Besitzer  von  zweckmässig 
eingerichteten  Brutanstalten  oder  an  zuverlässige  Fischer  erteilt  werden.  In  der 
Bewilligung  ist  das  Gewässer  und  die  Oertlichkeit  anzugeben,  wo  der  Fisch- 
fang stattfinden  darf  und  ferner  die  zum  Fang  erlaubte  Fischart;  auch  muss  in 
der  Bewilligung  mit  Bezug  auf  Forellen,  Lachse  und  Aeschen  gesagt  sein,  ob 
die  Fische  zum  Verkauf  gebracht  werden  dürfen  oder  nicht. 

Erwähnte  Fangverbote  machten  ein  Verbot  des  Verkaufs  und  Kaufs,  des 
Feilbietens  und  Verabreichens  in  Wirtschaften  und  des  Versandts  von  genannten 
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Fischen  während  der  Schonzeiten  notwendig ;  dies  Verbot  beginnt  indes  erst 
drei  Tage  nach  Eintritt  der  Schonzeit,  um  den  Verkauf  etc.  der  vorher 
gefangenen  Fische  zu  ermöglichen. 

Aber  auch  bei  diesem  Verbote  mussten  Ausnahmen  gestattet  werden  für 
Fische,  die  nach  Art..  12  für  Brutanstalten  Verwendung  fanden  und  ferner, 
wenn  während  der  Schonzeit  (Art.  9  des  B.-G.)  Bäche  und  Teiche  infolge  von 
Trockenheit  eingegangen  oder  in  Notfällen  abgestellt  werden  mussten  (Art.  14). 
In  solchen  Fällen  dürfen  indes  nur  mit  kantonaler  Bewilligung  und  nur  solche 
Fische  zum  Verkauf  etc.  gebracht  werden,  die  vom  betreffenden  Fischereiauf- 
schcr  mit  der  Kuppierzange  an  den  Kiemen  oder  der  Schwanzflosse  gezeichnet 
wurden.  Die  unabsichtlich  gefangenen  untermässigen  Fische  sind  sofort  wieder 
in  benachbarte  Gewässer  einzusetzen  (Art.  16  des  B.-G.  und  Art.  10 u.  13  derV.-V.). 

Endlich  wird  im  zweiten  Absatz  des  Art.  10  noch  eine  Ausnahme  vom 
Verkaufsverbot  der  Seeforelle  während  ihrer  Schonzeit  gemacht,  nämlich  mit 
Bezug  auf  die  sog.  Silber-  oder  Schwcbforcllcn,  die  zeitweise  wenigstens  nicht 
laichfähig  sind.  Aber  auch  hier  hat  ober  wähnte  Kontrolle  einzutreten. 

Nach  Art.  15  des  Bundesgesetzes  ist  während  der  Zeit  vom  15.  April  bis 
Ende  Mai  der  Gebrauch  jeglicher  Netze  und  Garne  mit  Inbegriff  der  Reusen 
und  Bären  in  den  Seen  verboten,  mit  Ausnahme  des  Ködernetzes.  Ferner 
dürfen  während  dieser  Zeit  Felchen,  jedoch  nur  an  tiefen  Stellen  der  Seen, 
mit  schwebenden  Netzen  und  unter  sorgfältiger  Vermeidung  jeder  Berührung 
der  Halden,  der  Reiser  und  der  Wasserflora  (Gräb)  gefangen  werden. 

Die  Einfuhr  von  Lachsen,  Forellen  und  Aeschen  in  die  Schweiz,  während 
den  Schonzeiten  ist,  laut  Art.  14  der  Vollziehungsverordnung  gestattet,  insofern 
die  Sendungen  von  amtlichen  Ursprungszeugnissen  begleitet  sind.  Die  Sendungen 
sind  am  Bestimmungsort  der  Kontrolle  der  betreffenden  Lokalbeamtung  zu 
unterstellen,  welche  die  Fische  zu  zeichnen  hat  (Art.  10  der  V.-V.). 

Art.  8  des  Bundesgesetzes  besagt,  dass  in  Forellenbächen  während  der 
Schonzeit  der  Forellen  und  während  der  darauffolgenden  zwei  Monate  eine 
Reinigung  der  Bachbette  nicht  vorgenommen  werden  dürfe. 

In  Art.  19  werden  für  die  wichtigsten  Fische  die  Masse  festgesetzt,  unter 
welchen  dieselben  weder  feilgeboten,  verkauft,  versandt  noch  in  Wirtschaften 
verabreicht  werden  dürfen.  Die  Messung  geschieht  von  der  Kopfspitze  bis  zum 
Schwänzende.  Es  sind  dies  folgende  Fische  und  Masse: 

Lachse  ...    50  cm         Fluss-  und  Bachforelle,  Saiblinge  | 

Aal    ....    .35  cm         (Rötcli)  u.  sämtliche  Fclchcnarten  J  m 

Seeforellen.         30  cm         Barsch  15  cm 

Acschen  .  .  25  cm 
Betreffend  die  Krebse  setzt  Art.  20  des  Bundesgesetzes  die  Schonzeit  der- 
selben auf  die  Zeit  vom  1.  Oktober  bis  30.  Juni  fest,  während  welcher  Zeit 
auch  der  Verkauf,  Kauf,  das  Verabreichen  in  Wirtschaften  und  der  Versandt 
dieses  Krustcrs  verboten  ist.  Das  gleiche  Verbot  gilt,  und  zwar  für  das  ganze 
Jahr,  für  Krebse  unter  dem  Masse  von  7  cm  vom  Stirnschnabel  bis  zum 
Schwanzende  gemessen.  Unter  diesem  Masse  unabsichtlich  gefangene  Krebse 
sind  sofort  wieder  in  das  Wasser  einzusetzen. 

Eine  Ausnahme  von  obigem  Fangverbot  wird  zum  Zwecke  der  Besetzung 
inländischer  Gewässer  mit  Krebsen  oder  für  inländische  Krebs zuchtanstaltcn 
gemacht.  Es  bedarf  hierzu  jedoch  einer  kantonalen  Bewilligung. 

Nach  Art.  21  ist  es  verboten,  in  Fischgewässcr  Fabrikabgänge  oder 
andere  Stoffe  von  solcher  Beschaffenheit  und  in  solchen  Mengen  einzuwerfen 
oder  cinfli essen  zu  lassen,  dass  dadurch  der  Fisch-  und  Krebsbestand  geschädigt 
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wird.  Fabrikabgänge  solcher  Art  sind  in  einer  dem  Fischbestand  unschädlichen 
Weise  abzuleiten. 

Zu  diesem  Artikel  hat  der  Bundesrat  unterm  3.  Juni  1889  eine  Spezial- 
verordnung  erlassen,  auch  ist  ein  Experte  bezeichnet,  welcher  auf  Wunsch  von 
Kantonen  mit  der  Untersuchung  von  verunreinigten  Gewässern  betraut  wird.  Leider 
kommen  öfters  noch  Wasserverunreinigungen,  hauptsächlich  durch  chemische 
und  Papierfabriken  vor,  infolge  dessen  hie  und  da  massenhaft  Fische  zu  Grunde 
gehen. 

Nach  Art.  22  des  Gesetzes  soll  den  Fischottern,  den  Fischreihern  und 
andern  der  Fischerei  besonders  schädlichen  Tieren  nachgestellt  werden.  Dieser 
Vorschrift  gemäss  wurden  in  den  letzten  vier  Jahren  in  1 4  Kantonen  erlegt  :  - 


1898 

1899 

1900 

1901 

Fischotter  .  . 

126 

128 

127 

72 

Fischreiher 

119 

105 

81 

168 

Fischadler .  . 

2 

Krähen  .    .  . 

174 

111 

204 

363 

Zusammen 

421 

344 

412 

603 

Hierfür  wurden  1901  von  den  Kantonen  Fr.  2813.  50  Prämien  bezahlt 
und  vom  Bunde  an  dieselben  ein  Beitrag  von  Fr.  1236.  05  ausgerichtet. 

Ein  sehr  wichtiger  Artikel  ist  der  25.,  welcher  vorschreibt,  dass  zur 
Ueberwachung,  wenigstens  der  wichtigern  Gewässer,  die  Kantone  allein  oder 
gemeinschaftlich  mit  angrenzenden  Kantonen  sachverständige  Fischereiaufscher 
anzustellen  haben,  welchen  auch  die  Kontrolle  über  allfällige  Fischbrutanstalten 
und  die  Gewinnung  des  Brutmaterials  für  letztere  zu  übertragen  ist. 

Der  Bundesrat  kann  ferner  anordnen,  dass  zur  Unterstützung  der  kanto- 
nalen Fischcrcipolizei  in  den  schweizerischen  Grenzgewässern  die  eidgenössischen 
Grenzwächter  beigezogen  werden.  Ihre  diesbezügliche  Instruktion  erhalten  die- 
selben vom  cidg.  Zolldcpartemcnt. 

Nach  Art.  29,  letzter  Satz  im  1.  Alinea,  werden  vom  Bund  den  Kantonen 
die  Kosten  für  Anstellung  von  Fischereiaufsehern  zur  Hälfte  ersetzt. 

Im  Jahre  1901  waren  im  ganzen  181  Fischereiaufscher  angestellt  mit 
zeitweilig  20  Gehülfen.  Die  Besoldung  samt  Tag-  und  Reisegelder  belief  sich 
auf  Fr.  65,856.  22  und  die  Bundesbeteiligung  daran  auf  Fr.  32,978.  1 1 . 

Die  eidg.  Grenz  Wächter  unterstützen  die  Fischereipolizei  des  Kantons 
Tessin  in  Ueberwachung  der  tessinisch-italienischcn  Grenzgewässer  und  zwar 
in  vorzüglicher  Weise. 

Die  Fischereiaufscher  erhalten  ihre  Instruktion  von  den  Kantonen.  Durch 
abzuhaltende  Fischcreikursc,  an  deren  Kosten  der  Bund  sich  ebenfalls  beteiligt, 
sind  sie  für  ihren  Dienst  vorzubereiten.  Ks  fanden  bisher  7  solcher  Kurse  an 
verschiedenen  Orten,  von  4 — 5  Tagen,  mit  im  ganzen  168  Teilnehmern  statt. 

An  der  Forst-Abteilung  des  eidg.  Polytechnikums  wird  im  dritten  Jahres- 
kurs Unterricht  über  Fischerei  und  Fischzucht  erteilt. 

Nach  Art.  21  der  Vollziehungsverordnung  haben  die  Kantone  auch  ihren 
Polizeibeamten  (Landjägern,  Strassen-  und  Wasseraufsehern  etc.)  «lic  Ueber- 
wachung der  Beachtung  des  Bundesgesetzes  über  die  Fischerei  und  der  dazu 
erlassenen  Verordnung  als  Amtspflicht  aufzuerlegen,  insoweit  ihr  Hauptdienst 
dies  gestattet. 

Sofern  wertvolle  Fischarten,  welche  in  schweizerischen  Gewässern  gegen- 
wärtig nicht  vorkommen,  in  dieselben  eingesetzt  werden,  so  hat  nach  Art.  26 
des  Bundesgesetzes  der  Bundesrat  die  nötigen  besonderen  Vorschriften  zu  deren 
Schonung  zu  erlassen. 
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Es  haben  bisher  Versuche  zur  Einführung  mit  folgenden,  meist  nord- 
amerikanischen Fischarten  stattgefunden  mit  nur  zum  Teil  günstigem  Erfolg  : 
Loch  Leven  Trout  (Trutta  Levenensis  Weltrer,  Schottland) ;  Gillerao  Trout 
(Salmo  stomaticus  Gunth.,  Schottland  und  Irland),  Regenbogenforelle  (Salmo 
irideus  Gibbon);  Kalifornischer  Lachs,  Salmo  Quinnat  Richard;  Bachsaibling, 
Salmo  fontinalis  Nitsch ;  White  Fish,  Coregonus  albus  ;  Salmon  Trout,  Salvelinus 
Namaycush  und  Calico  bass.  Schwarzbarsch. 

Art.  27  stellt  es  den  Kantonen  anheim,  strengere  als  die  gesetzlichen 
Massregeln  zum  Schutze  und  zur  Hebung  des  Fisch-  und  Krebsbestandes  anzu- 
ordnen, welche  jedoch  der  Genehmigung  des  Bundesrates  zu  unterstellen  sind. 

Art.  28  des  Bundesgesetzes  besagt:  Insofern  die  in  Art.  9  und  20  fest- 
gesetzten Schonzeiten  und  die  von  den  Kantonen  gemäss  Art.  27  getroffenen 
Massregcln  zur  Erhaltung  und  Hebung  des  Fisch-  und  Krebsbestandes  nicht 
hinreichen  sollten,  ist  der  Bundesrat  ermächtigt,  die  Schonzeiten  für  einzelne 
Gewässer  oder  Flussgcbietc  zeitweise  zu  verlängern  oder  zu  verlangen,  dass 
in  denselben  der  Fisch-  und  Krebsfang  durch  Bildung  von  Schonrevieren 
streckenweise  eingestellt  werde.  Er  kann  überdies  die  Anwendung  einzelner, 
sonst  erlaubter  Fanggeräte  unter  besondern  Umständen  zeitweise  verbieten. 

Im  Jahre  1901  bestunden  in  der  Schweiz  40  Schonreviere  (nicht  inbegriffen 
die  geschonten  Einlaufe  in  Seen)  mit  einer  Scefläche  von  288,75  ha,  einer 
Fläche  messender  Gewässer  von  807,87  ha  (und  einer  Länge  von  2048  km), 
Gesamtfläche  1096,62ha.  Sie  verteilen  sich  wie  folgt  auf  die  Kantone: 

Bcm  3  Gebiete  mit  134,80  ha 

Luzcrn  1  >  >  63,00  » 

Nidwaldcn  1  »  »  7,50  > 

Glarus  b  >  >  4,22  > 

Appenzell  I.-Rh.     1  >  »  0,60  > 

Graubünden  9  »  >  284,35  > 

Tcssin  9  >  »  540,50  » 

Waadt  10  >  >  61,85  > 

Zusammen  1096,62  ha 

Art.  29  enthält  Bestimmungen  über  Bunde>beiträge  für  Hebung  der 
Fischerei  und  des  Krebsbestandes.  Der  Bund  unterstützt  insbesondere  die 
künstliche  Fischzucht,  die  Errichtung  von  Fisch  wegen  und  Rcfugien,  sowie 
Massnahmen,  welche  zur  Minderung  der  für  die  Fischerei  besonders  schädlichen 
Tiere  getroffen  werden  (Art.  22),  durch  Beiträge  bis  auf  die  Hälfte  der  bezüg- 
lichen Kosten, 

Die  Bundesbeiträge  an  die  1901  in  öffentliche  Gewässer  eingesetzten 
Fische  belicf  sich  auf  Fr.  21,350.  Art.  23  der  bundesrätlichen  Vollziehungsver- 
ordnung enthält  die  Vorschriften,  welche  bei  Einreichung  von  Gesuchen  um 
Bundesbeiträge  zu  beobachten  sind. 

Die  Anzahl  der  im  genannten  Jahre  mit  den  verschiedensten  Apparaten 
in  Betrieb  gestandenen  Fischbrutanstalten  belief  sich  auf  155,  die  Fläche  der 
Eierunterlagcn  auf  457  m*  und  die  Anzahl  der  Brutgläser  auf  275  Stück.  Von 
den  38,289,600  erbrüteten  Fischeben  kamen  38,169,500  Stück  zur  Aussetzung 
in  öffentliche  Gewässer.  Die  Leistungen  der  einzelnen  Kantone  in  der  Fisch- 
zucht im  Jahre  1901  sind  aus  der  Zusammenstellung  auf  Seite  990  und  991 
ersichtlich. 

Die  erste  in  der  Schweiz  errichtete  noch  kleine  Brutanstalt  war  die  bereits 
1854  in  Meilen.  Kanton  Zürich,  in  Betrieb  gestandene,  die  aber  schon  seit 
längerer  Zeit  eingegangen  ist. 
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Nach  Art.  30  des  Bundesgesetzes  ist  der  Bundesrat  bevollmächtigt,  über 
die  Fischereipolizei  in  den  Grenzgewässern  mit  den  Nachbarstaaten  Konventionen 
abzuscbliessen,  in  welchen  so  weit  möglich  die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  zur  Anwendung  zu  bringen  sind. 

Gegenwärtig  sind  folgende  solcher  Konventionen  in  Kraft  : 

1.  Uebereinkunft  zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich  betreffend  die  Fischerei  in 
den  Grenzgewässern  vom  28.  Dezember  1880  samt  einer  Erklärung  vom  12.  März  1891  und 
einer  Zusatzerklärung  behufs  Unterdrückung  der  Fischereivergehen  vom  30.  Juli  1891. 

2.  Zwischen  der  Schweiz  und  Italien  betreffend  die  Fischerei  in  den  Grenzgewässern 
vom  8.  November  1882  und  die  Zusatzerklärung  zu  derselben  betreffend  gleichartiger  Bestim- 
mungen über  die  Fischerei  in  den  beiden  Staaten  gemeinschaftlich  angehörenden  Gewässern. 

3.  Staatsvertrag  zwischen  der  Schweiz,  Deutschland  und  den  Niederlanden  betreffend 
Regelung  der  Lachsfischerei  im  Rhein  vom  30.  Juni  1885. 

4.  Uebereinkunft  /.wischen  der  Schweiz,  Baden  und  Elsass-Lothringen  betreffend  die 
Fischerei  im  Rhein  und  seinen  Zuflüssen,  einschliesslich  des  Bodensees,  vom  18.  Mai  1887. 

5.  Uebereinkunft  mit  den  Bodenseeuferstaaten  betreffend  die  Anwendung  gleichartiger 
Bestimmungen  für  die  Fischerei  im  Bodensee  vom  5.  Juli  1892. 

Zur  Uebcrwachung  der  vorschriftsgemässen  Durchführung  der  Verträge 
und  Ucbereinkünfte  und  zur  Hebung  der  Fischerei  in  den  betreffenden  Gewässern 
überhaupt  werden  von  den  beteiligten  Staaten  Fischereibcvollmächtigte  ernannt. 

Art. 31 — 33  enthalten  Bestimmungen  betreffend Uebcrtrctungen  des  Gesetzes 
und  Art.  34  besagt,  dass,  sobald  gegenwärtiges  Gesetz  in  Kraft  erwachsen,  der 
Bundesrat  die  nötigen  Vollziehungsverordnungcn  zu  erlassen  und  die  Kantone 
anzuhalten  habe,  ihre  Gesetze  und  Verordnungen  über  die  Fischerei  ohne 
Verzug  mit  denselben  in  Einklang  zu  bringen. 

Beides  ist  längst  geschehen,  der  Bundesrat  hat  die  oberwähnten  Voll- 
ziehungsverordnungen erlassen  und  die  Kantone  die  ihrigen,  zum  Teil  als  Gesetze. 
Auf  die  kantonalen  Verordnungen  hier  näher  einzutreten  würde  zu  weit  führen, 
es  mag  hier  genügen  zu  bemerken,  dass  diese  Krlasse  zum  Teil  nur  die  dringendst 
notwendigen  Bestimmungen  zur  Vollziehung  des  Bundesgesetzes  enthalten, 
während  andere  sehr  einlässlich  sind.  # 

Zwischen  Kantonen  wurden  gemäss  Art.  24  des  Gesetzes  folgende  Ucber- 
einkünfte abgeschlossen  : 

1.  Zwischen  den  Ständen  Zürich  und  Sehwvz  betreffend  die  Fischereiverhältnisse  im 
Zürichersee,  vom  2./ 11.  März  1887. 

2.  Zwischen  den  Kantonen  Zürich,  Sehwvz.  Glarus  und  St.  Gallen  betr.  die  Fischerei 
im  Zürichersee.  im  Ltnthkanal  und  Wallensee,  vom  9.  August  18lM. 

3.  Zwischen  Freiburg,  Waadt  und  Neuenburg  über  die  Fischerei  im  Neuenburgcrsee, 
vom  1.  Februar  1890  und  Vollziehungsverordnung  dazu  vom  gleichen  Datum. 

4.  Zwischen  Luzern.  Uri.  Schwyz.  Ob-  und  Nidwaiden  über  die  Fischerei  im  V$er- 
waldstuttersce,  vom  27.  Februar  1*41. 

5.  Zwischen  dem  Kanton  Freiburg  und  Waadt  betr.  die  Fischerei  auf  dem  Murtensee. 
vom  i.  März  iS92  und  Reglement  dazu  vom  gleichen  Datum. 

6.  Zwischen  den  Kantonen  Luzern.Schwyz  und  Zug  über  dieFischerei  im  Zugersee.  von  1 892. 

7.  Zwischen  der»  Kantonen  Waad<  und  Genf  zur  Unterdrückung  der  Fischereivergehen 
auf  dem  Genfersee.  vom  17.  Juli  l*4»3. 

H.  Zwischen  den  Kantonen  Luzern  und  Aargau  betr.  den  Fischfang  auf  dem  Hallwyler- 
see, vom  25.  Juni  11.  Juli  1894. 

9.  Zwischen  den  Kantonen  Appenzell  A.-Rh.  und  St.  Gallen  betr.  die  Fischerei  in  den 
Grenzgewässern,  vom  5.,  9.  Juni  18%. 

10.  Zwischen  den  Kantonen  Appenzell  Ausser-  und  Innerrhoden  betr.  die  Fischerei 
in  den  Grenzgewässern,  vom  8.1f>.  März  184". 

Das  eidg.  Industrie-  und  Landwirtschaftsdepartement,  dem  damals  die 
Abteilungen  Forstwesen,  |;igd  und  Fischerei  unterstellt  war  (jetzt  Departement 
des  Innern),  veröffentlichte  1895  die  Fischereigeset zgebung  des  Bundes  und  der 
Kantone,  samt  den  Fischcreiverträgen  mit  angrenzenden  Staaten. 

Der  schweizerische  Fischereiverein,  am  19.  Oktober  1882  gegründet, 
besteht    gegenwärtig  aus   25  Sektionen   und   zählt    H»2S  Mitglieder.'  Er  trägt 
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wesentlich  zur  fruchtbringenden  Vollziehung  des  Bundesgesetzes  und  Hebung 
der  Fischerei  in  der  Schweiz  bei. 

m.  Fischcreirechtc  und  Ausübung  derselben.  In  den  meisten  Kantonen 
gehört  das  Fischereirecht  dem  Staat  als  Regal  mit  Ausnahme  der  beiden  Basel 
{welche  dasselbe  an  die  Gemeinden  abgetreten  haben)  und  einzelnen  Privaten. 

Im  Kanton  Graubünden  werden  die  Bewilligungen  zur  Fischerei  ohne 
Taxen,  gegen  eine  kleine  Kanzleigcbülir  ausgestellt. 

Die  Kantone  Uri,  Schwyz,  Ob-  und  Nidwaiden,  Glarus,  Appenzell  I.-Rh.. 
Tessin,  Neuenburg  und  Genf  erteilen  Fischcrcipatente  gegen  Entrichtung  von  Taxen. 

Die  Kantone  Solothurn,  Basel-Stadt  (Gemeinden»,  SchafThausen,  Appenzell 
A.-Rh.  und  Aargau  besitzen  das  Verpachtungssystem. 

Die  Kantone  Zürich,  Bern,  I.uzcrn,  Zug,  Freiburg,  Basel-Landschaft  (Ge- 
meinden), St.  Gallen,  Thurgau,  Waadt  und  Wallis  verpachten  zum  Teil  ihre 
Gewässer,  für  den  Fischfang  in  andern  werden  Patente  gegen  Taxen  ausgestellt. 

Der  Ertrag  aus  Patenten  und  Verpachtungen  belicf  sich  pro  1898: 

1.  Aus  Patenten:         a)  der  Kantone         Fr.  56,388 

b)  der  Gemeinden     >  585 

2.  Aus  Verpachtungen:  a)  der  Kantone  >  49,400 

b)  der  Gemeinden      >  25,13o 

Zusammen     Fr.  131,507 
IV.  Ein-  und  Ausfuhr  von  Fischen.  Nach  unten  folgender  Tabelle  hatte 
die  Schweiz  in  den  Jahren  1899,  1900  und  1901  durchschnittlich  eine 
Einfuhr  an  Fischen  von  25,540  q  im  Wert  von   Fr.  3.821,896 
und  eine  Ausfuhr       »       4,345  q    »        >       >       >  754,277 
MBit  dorthickoitllicb  «ine  Ichreiifohr  ton   21,195  q  im  Wert  von  Fr.  3,067,619 


Fr.  56,973 
|     >  74,534 
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Bei  besserer  Bewirtschaftung  der  schweizerischen  Gewässer  und  ins- 
besondere bei  schärferer  Polizei  und  ernsterem  Strafvollzug  könnte  dieser 
Jahrcsausfall,   namentlich   an  frischen  Fischen,   erheblich  herabgesetzt  werden. 

Die  Einfuhr  von  Fischen  war  am  stärksten  über  die  französische  und 
deutsche  Grenze. 

V.  LitteratUT.  Die  Litteratur  über  das  Fischereiwesen  findet  sich  im  der  Biblio- 
graphie der  Schweiz.  Landeskunde  fasc.  V,  9,  Ct  Fischerei.  Bern  1898.  Speziell  wird 
noch  auf  folgende  Werke  aufmerksam  gemacht:  Jh.  ¥0n  Liebenau,  Geschichte  der  Fischerei 
in  der  Schweiz.  Bern  1897.  —  P*ul  Lorenz,  Die  Fische  des  Kantons  Graubünden,  1898. 

—  /  Hofer,  Ueber  die  Trüsche,  Barbe,  Aesche  und  den  Barsch,  von  1894 — 1896  in  der 
Schweiz.  Zeitschrift  für  die  Fischerei  erschienen.  —  In  der  gleichen  Zeitschrift :  Heusclier, 
1.  Der  Thuner-  und  Brienzersee,  ihre  Biologie  und  FischereiverhUltnisse ;  j.  Der  Sem- 
fachersee  und  seine  Fischereiverhültnisse  ;  ?.  Ueber  die  Fisthereiverhältnisse  des  Kantons 
Appenzell;  4.  Untersuchungen  über  die  Fischereiverhätlnisse  des  Sarnersees,  /890; 
j.  Vorläufiger  Bericht  über  die  Resultate  einer  Untersuchung  des  Wallensees.  ■■-  Asper, 
Die  Fische  der  Schweiz  und  die  künstliche  Fischzucht.  Bern  1891.  —  V.  Fatio,  Faune 
des  vertlbrls  de  la  Snisse,  vol.  IV  et  V,  Poissons.  Genex>e  et  BAU  18S2.  —  F.  A.  Forel, 
I.c  I./man.  Monographie  limnographi,/ue.  Tom  I  et  II.  —  F.  Ztchokke,  Die  Tierwelt 
der  llochgebirgsseen.  mit  8  Tafeln  und  4  Karten.  Preisgekrönt  von  der  Schweiz,  naturf. 
Gesellschaft  1899.  —  P&resi,   I  pe<ci  e  la  fesca  nel  Cantone  Ticino.  Lugano  i8j/ — ja. 

—  Calloni,  II  ripopolamento  dei  no.'tri  I.agki  ticinesi.   Lugano  /88b. 


I.  Gesetzliche  Vorschriften.  Wo  wir  systematischen  Aufzeichnungen  über 
das  Schlachten  von  Vieh  und  den  Fleischkonsum,  sei  es  im  In-  oder  Auslande, 
begegnen,  sind  sie  entweder  auf  Vorschriften  fiskalischer  oder  sanitäts- 
polizeilicher Natur  oder  auf  eine  Kombination  beider  zurückzuführen.  Die 
sanitätspolizeilichen  Gesetze  und  Verordnungen  sind  entweder  solche  staatlichen 
Charakters  aus  neuerer  Zeit  zum  Schutze  des  Viehes  vor  Schaden 
durch  Seuchen,  oder  solche  kommunalen  Charakters  zum  Schutze  der 
Menschen  gegen  Gefahren  für  Gesundheit  und  Leben  durch  Genuss 
von  Fleisch,  welch'  letztere  bis  in  ferne  Jahrhunderte  hinaufreichen. 

Die  scuchcnpoli/.eilichen  Erlasse  der  Kantone  sind,  nachdem  man  an  Hand 
der  Erfahrung  die  L'eberzeugung  von  -deren  Unzulänglichkeit  gewonnen  hatte, 
auf  die  breitere  und  festere  Grundlage  des  Rundes  verpflanzt  worden.  Am 
8.  Februar  1872  wurde  das  Bundesgesetz  über  polizeiliche  Massregeln  gegen 
Viehseuchen  erlassen,  welchem  alsbald  weitere  Gesetze  und  Verordnungen 
folgten.  Die  lebensmittelpolizeilichen  Vorschriften  der  Gemeinden  aber  haben 
zumeist  im  Verlaufe  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  in  der  kantonalen 
Legislatur  feste  Form  und  Gestalt  angenommen. 

Von  alten  städtischen  Satzungen  führen  wir  folgende  Beispiele  an: 

Aus  Luzcrn  berichtet  Wapf:  Im  Jahre  1461  war  grosser  Streit  zwischen 
den  Metzgern  und  Wirten.  Die  Metzger  klagten,  dass  die  Wirte  auf  die 
Jahrmärkte  in  ihren  Hausern  Rinder  und  Schweine  schlachten.  Die  Wirte 
hinwiederum  beschwerten  sich  über  die  Metzger  wegen  der  Würste,  die  nicht 
mehr  so  gut  seien,  wie  früher,  selbst  Rindfleisch  sei  in  den  Würsten  zu  finden, 
dazu  seien  sie  so  klein,  dass  ein  Wirt  sie  einem  Gaste  mit  Ehren  nicht  aufstellen 
dürfe.  • —  Schultheiss,  Klein-  und  Grossräte  entschieden  zu  Gunsten  der  Wirte 
und  bestimmten:  Eine  Schweinewurst  soll  ein  Pfund  schwer  sein  und  ein 
c  Angster»  kosten. 


Dr.  J .  Coaz,  eidgenössischer  Oberforstinspektor,  Bern. 
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In  Zürich  ist  eine  amtliche  Aufsicht  über  den  Handel  mit  dem  Fleische 
im  Jahre  1532  bereits  nachweisbar.  Fleischschatzung,  ist  zu  lesen  in  Bluntschli's 
memorabilia  tigurina,  ist  in  Zürich  anno  1532  zum  ersten  erkannt  und  zwei 
Herren  vom  kleinen  und  einer  vom  grossen  Rat  dazu  geordnet  worden. 

Von  St.  Gallen  ist  bekannt,  dass  die  Kochkunst  des  Klosters  schon  im 
9.  und  10.  Jahrhundert  berühmt  war.  In  der  um  dasselbe  herum  aufblühenden 
Stadt  entfaltete  die  Metzgerschaft  ein  besonderes  Geschick  in  der  Zubereitung 
von  Würsten  und  erreichte  auch  schon  vor  Jahrhunderten  auf  diesem  Gebiete 
eine  gewisse  Berühmtheit.  Kurz  nach  1350  werden  verschiedene  Fleischarten 
und  Würste  erwähnt  und  in  den  ältesten  Aemterverzeichnissen,  welche  mit  1436 
beginnen,  werden  schon  Brot-,  Fisch-  und  Kornschauer,  Fleisch-  und  Wein- 
schätzer aufgeführt.  Sic  bildeten  Kollegien  von  2  3  Personen  und  waren  dem 
Rate  unterstellt.  Die  Aufsicht  Uber  den  Lebensmittelhandel  war  stets  auch  auf 
die  genügliche  Versorgung  der  Stadt  mit  Nahrungsmitteln  und  auf  den  Schutz 
der  Einwohner  gegen  Uebervorteilung  und  Ausbeutung  gerichtet.  In  gleicher 
Weise,  wie  die  st.  gallischen  Produkte  der  Wursterei  haben  seiner  Zeit  auch 
solche  der  Städte  Winterthur  und  Lugano  im  Lebensmittelverkehr  längere  Zeit 
eine  Rolle  gespielt. 

Selbst  aus  der  Vergangenheit  kleinerer  städtischer  Gemeinwesen  früherer 
Zeit  ist  das  lebhafteste  Bestreben,  die  Bevölkerung  gegen  sanitarische  Gefahren 
zu  schützen  und  gegen  ökonomische  Uebervorteilung  zu  erkennen.  So  enthielt 
das  Herrschaftsrecht  von  Klgg  (R.  Hauser:  Geschichte  der  Stadt,  Herrschaft  und 
Gemeinde  Elgg)  aus  dem  Jahre  1535  folgende  Vorschriften:  «Die  Metzger 
söllenn  ouch  bei  Busse  koin  losen,  noch  pfinig  süven.  vreine  Kelbcr,  stigend 
Pfarren,  oder  presthaft  vych  nit  metzgen  noch  verkouffen,  sondern  das  gsund 
und  landsloihg  ist.»  - —  Die  Metzger  durften  nur  so  viele  Ware  stechen,  als 
sie  ohne  Verzug  verkaufen  konnten.  Es  war  ihnen  verboten,  das  Fleisch  zwei 
oder  drei  Tage  hängen  zu  lassen.  Sie  mussten  die  Würste  beim  Pfund  ver- 
kaufen. Dem  Publikum  Rosswürste  aufzudrängen,  war  untersagt.  Im  Jahre  lb~5 
wurde  eine  neue  Metzgordnung  gemacht,  der  wir  folgende  Bestimmungen  ent- 
nehmen: Vor  der  Schätzung  und  Untersuchung  darf  kein  Fleisch  verkauft 
werden.  Im  Notfall  kann  es  ungeschätzt  an  Wirte,  Kranke  und  Wöchnerinnen, 
aber  nicht  teurer,  verabreicht  werden.  Ist  das  Rind-  oder  Kuhfleisch  finnig,  *o 
soll  es  durch  die  Schauer  nach  seinem  Wert  geschätzt  werden.  Finniges  Fleisch 
muss  auf  einer  besonderen  Bank  verkauft  werden. 

Allgemein,  sagt  Liebenau  («Das  Wirtschaftswesen  der  Schweiz  in  alterer 
Zeit.»  Luzern  189 I  i,  war  der  Wille  der  öffentlichen  Verwaltungen  in  den  Städten 
darauf  gerichtet,  dass  Wein  und  Speisen  rein  und  unvermischt  dargeboten 
werden.  Wie  im  alten  Rom  die  Aedilen,  so  sorgten  in  älterer  Zeit  in  der 
Schweiz  die  Marktaufseher,  an  einigen  Orten  «Grempelsehauer»,  für  die  Auf- 
sicht über  die  Lebensmittel,  aber  auch  dafür,  dass  nicht  verbotene  Luxusartikel 
eingeführt  und  verkauft  wurden. 

Wie  die  angeführten,  so  haben  gewiss  auch  die  übrigen  Städte  schon  seit 
Jahrhunderten  ihre  vorsorglichen  Bestimmungen  hinsichtlich  des  Schlachtens  von 
Vieh  und  des  Handels  mit  zum  Genüsse  bestimmtem  Fleische  der  Haustiere, 
auch  der  Fische,  des  Geflügels  und  der  übrigen  Jagdtierc  besessen. 

Was  den  Uebergang  in  die  kantonale  Gesetzgebung  anbelangt,  st»  können 
wir  aus  den  eingegangenen  Berichten  der  zuständigen  Regierungsorgane  fol- 
gendes anführen  : 

A  ppcnzcll  hat  eine  Verordnung  über  «die  Fleischschau»  vom  4.  Mai  1840. 
Basel  l>es.i>s  als  <;ine  der  ältesten  Schweizerstädte  einschlägige  Bestimmungen 
schon   im  14.  Jahrhundert,  die   neueste  Verordnung  des  Stadtkantons  besteht 
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j.cit  dem  5.  August  1896.  Auch  Baselland  bcsass  schon  früher  eine  bezügliche 
Verordnung,  die  neueste  aber  betreffend  «Einführung  der  Fleischschau >  ist  erst 
am  9.  Mai  1888  erlassen  worden.  Bern  ist  seit  dem  14.  August  1889  mit  einer 
Verordnung  über  das  «Schlachten  von  Vieh  und  den  Flcischvcrkauf»  versehen. 
Frciburgs  «Gesundheitsgesetz»  wurde  am  28.  Mai  1850  erlassen.  Glarus  hat 
ein  Gesetz  vom  Jahre  1897.  Luzern  vom  Jahre  1845.  Schwyz  eine  kantons- 
rätlichc  Verordnung  vom  13.  Marz  1851,  welche  teilweise  am  22.  Juli  1855, 
gänzlich  am  4.  Oktober  1856  revidiert  wurde  und  eine  «Fleischschauverordnung> 
vom  25.  August  1880.  Tessin  eine  Verordnung  vom  Jahre  1882.  Thurgau 
ein  «regierungsrätliches  Regulativ  betreffend  die  Flcischschau»  vom  25.  August 
1880.  Obwalden  eine  sanitätsrätliche  «Metzgerverordnung»  vom  15.  Marz  1875. 
Nid  waiden  eine  «Verordnung  betreffend  die  Flcischschau»  vom  22.  April  1863. 
Waadt:  Gesetze  vom  26.  Dezember  1832  und  vom  13.  Marz  1856.  Wallis:  ein 
(iesetz  vom  30.  Dezember  1855  und  das  «Gesundheitspolizeigesetz  vom  13.  März 
1866.  Zug:  eine  Verordnung  vom  Jahre  1880,  revidiert  1892  und  eine  «Instruktion 
für  die  Fleischschauer»  von  1893.  St.  Gallen  besass  schon  1803  eine  regic- 
rungsrätlichc  «Verordnung  betreffend  die  Taxation  und  die  Schau  des  Fleisches», 
welche  bestätigt  wurde  durch  das  «Polizeistrafgesetz  von  1808»  und  aus  neuester 
Zeit  eine  kantonale  «Verordnung  über  Fleischschau  und  Flcischvcrkauf»  vom 
2H.  November  1895.  Zürich  endlich  hat  ein  Gesetz  vom  27.  Dezember  1866 
betreffend  das  «Metzg-  und  Wurst  crcige  werbe»  und  eine  neueste  Verordnung 
vom  17.  Mai  1882.  —  Auch  in  den  übrigen  Kantonen  dürfte  die  Flcischschau 
mehr  oder  weniger  erschöpfend  geordnet  sein.  —  Die  gesetzlichen  Vorschriften 
früherer  Zeit  werden  dem  Zweck  und  Ziele  weniger  nahe  kommen,  als  die 
der  letzten  Jahre.  Die  Erfahrung  ist  eben  auch  hier  eine  unentbehrliche  Lehrerin. 
Daneben  hängt  die  Durchführung  stets  auch  von  der  Qualität  der  Exekutiv- 
beamten ab. 

II.  Statistisches.  Die  Anschauung,  das«  nach  der  gesetzlichen  Regelung 
der  Flcischschau  in  den  Kantonen  mit  den  schlachtstatistischcn  Aufzeichnungen 
begonnen  worden  sei,  wäre  unrichtig.  Manchenorts  fehlt  es  noch  jetzt  an 
Verständnis  für  den  Wert  der  Statistik,  andernorts  an  der  nötigen  Initiative 
oder  den  ökonomischen  Mitteln  und  bisweilen  allerdings  sind  auch  die  Vor- 
schriften nicht  der  Art,  dass  sie  die  Fleischschauorgane  in  den  Stand  setzen 
würden,  sich  die  wünschenswerten  Daten  zu  verschaffen.  Die  Basis  zu  der 
Fleischkonsum-Statistik,  welche  zum  Zwecke  hat,  einen  Einblick  in  die  Volks- 
ernährung zu  gewähren,  ist  eine  exakte  Schlachtstatistik.  Eine  solche  ist 
aber  nur  da  denkbar,  wo  lediglich  in  den  vom  Staate  oder  von  der  Gemeinde 
angewiesenen  Lokalen  geschlachtet  werden  darf,  oder  wo  sonst  hinsichtlich 
aller  Schlachtungen  Anzeigezwang  besteht.  Wenn  für  eine  Zeiteinheit,  z.  B. 
ein  Jahr,  die  Anzahl  der  geschlachteten  Tiere  nach  den  üblichen  Kategorien 
I Ochsen,  Bullen,  Kühe,  Rinder,  Pferde,  Kälber,  Schweine,  Schafe,  Ziegen)  bekannt 
und  auch  das  Schlachtgewicht  jedes  derselben  festgestellt  ist,  so  kann  das 
Schlachtgewicht  im  ganzen  ermittelt  und  nach  Addition  bezw.  Subtraktion  des 
Importes  bezw.  Exportes  durch  Division  der  Einwohnerzahl  in  die  Summe  der 
Kilos  des  Schlachtgewichtes  festgestellt  werden,  wie  hoch  sich  der  Konsum 
pro  Kopf  und  Jahr  beläuft. 

Lieber  den  Begriff  des  Schlachtgewichtes  spricht  sich  Referendar 
Rudolf  Martin  in  einer  Abhandlung  über  den  Fleischverbrauch  im  Königreiche 
Sachsen  sehr  einlässlich  aus.  Im  allgemeinen  versteht  man  darunter  das  Gewicht 
eines  Schlachttieres  mit  den  Knochen  gewogen,  nachdem  die  der  Ernährung 
nicht  oder  nur  teilweise  dienenden  Teile  entfernt  sind  (Blut,  Haut,  Kopf,  Füssc, 
Fett,  Zunge  und  Schlund,  Lunge   und   Luftröhre,  Herz.  Leber.  Nieren,  Milz, 
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Magen,  Därme  etc.).  Je  nach  Ort  und  Landesgebrauch  werden  einzelne  dieser 
Teile  in  das  Schlachtgewicht  einbezogen  oder  nicht,  was  in  den  Berechnungen 
berücksichtigt  werden  muss.  Das  Schlachtgewicht  beträgt  bei  den  Ochsen 
ungefähr  49,  bei  den  Bullen  52,  bei  den  Kühen  50,  bei  den  Rindern  55,  bei 
den  Kälbern  60,  bei  den  Schafen  49  und  bei  den  Schweinen  75°/o  des  Lebend- 
gewichtes. Für  Kopf,  Füsse,  Eingeweide  u.  s.  w.  darf  hier  zu  Lande  ein 
Zuschlag  von  10°/o  gemacht  werden.  Im  Durchschnitt  berechnet  man  das 
Schlachtgewicht  (ohne  diese  10  °j0)  bei: 


Bullen 

Ochsen 

Rindern 

Kühen 

Kälbern 

Schweinen 

Schafen 

Pferden 

kg 

kg 

kg 

kg 

kg 

kg 

kg 

kg 

Luzern  .  . 

.  360 

370 

250 

260 

50 

100 

27 

Lausanne  . 

• 

380 

300 

39 

105 

22.5 

200 

Basel 

.  350 

350 

175 

225 

50 

80 

20 

183 

St.  Gallen  . 

.  300 

350 

175 

175 

80 

90 

20 

Was  den  Fleischcxport  und  -Import  in  den  einzelnen  Gemeinden  anbe- 
langt, so  ist  zu  bemerken,  dass  derselbe  in  den  meisten  Kantonen  sanitäts- 
polizeilich geordnet  ist.  Allein  diese  Ordnung  ist  eine  ungenügende  und  •  s 
stehen  uns  zur  Zeit  nur  aus  wenig  Städten  befriedigende  Zahlen  zur  Verfügung. 
Um  diese  Kontrolle  wirksam  und  zuverlässig  zu  gestalten,  müsstc  vorgeschrieben 
sein,  dass  jede  Flcischsendung,  welche  die  Gemeindegrenze  überschreitet,  mit 
einem  Ursprungszeugnis  versehen  sein  muss,  in  welchem,  abgesehen  von  dem 
sanitarischen  Zustande  des  Fleisches,  die  Anzahl  der  Stücke  und  das  Gewicht 
angegeben  und  die  einzelnen  Stücke  überdies  mit  dem  Fleischschaustetnpel 
bezeichnet  sein  müssten.  Der  Fleisch-Ein-  und  Ausfuhr  eine  geringfügige  Bedeu- 
tung zuzuschreiben,  wäre  unrichtig,  das  beweisen  die  vorliegenden  Angaben 
einiger  Gemeinden,  sowie  der  schweizerischen  Oberzolldirektion,  welche  wir 
unten  anführen. 

Aber  nicht  bloss  hinsichtlich  des  Schlachtgewichtes  und  der  Hin-  und 
Ausfuhr,  sondern  auch  mit  Bezug  auf  die  Ermittlung  der  Bevölkerungszahlen 
der  Städte  und  Kantone  stehen  der  Konsumstatistik,  abgesehen  davon,  dass 
seit  der  Volkszählung  vom  1.  Dezember  1888  die  Bevölkerungszahlen  nur 
approximativ  haben  festgestellt  werden  können,  nicht  unerhebliche  Hindernisse 
im  Wege.  In  vielen  Schweizerstädten  spielt  der  Fremdenverkehr  dabei  eine 
wichtige  Rolle.  Man  spricht  heutzutage  mit  Recht  von  einer  eigentlichen  Fremden- 
industric.  Einige  Städte  (so  Luzern,  Zürich)  nehmen  sich  die  Mühe,  statistische 
Aufzeichnungen  hierüber  zu  machen,  aber  diese  gehen  bloss  so  weit,  dass  sie 
die  Zahl  der  absteigenden  Fremden,  nicht  aber  die  Zahl  der  Logiertage,  angeben, 
was  unzureichend  ist. 

Um  trotz  aller  dieser  Schwierigkeiten  und  Unklarheiten  doch  ein,  wenn 
auch  noch  so  unvollkommenes  Bild  des  Fleischkonsums  in  der  ganzen  Schweiz 
zu  erhalten,  bleibt  nichts  übrig,  als  die  besten  Beispiele  von  Städten  und 
Kantonen  anzuführen  und  dann  per  Analogiam  die  Verhältnisse  für  das  Ganze 
zu  konstruieren.  Wir  wählen  zu  diesem  Behufe  eine  der  grössten  Städte  im 
Nordwesten  der  Schweiz  mit  gänzlichem  Ausschluss  des  Gebietes  mit  ländlichen 
Verhältnissen:  Baselstadt,  sodann  einen  Kanton  mit  gemischten,  industriellen 
und  land wirtschaftlichen  Verhältnissen ;  Basclland,  eine  Industrie-  und  Handels- 
stadt mit  wenig  Fremdenverkehr  in  der  Ostschweiz:  St.  Gallen,  einen  Kanton, 
worin  vorwiegend  Viehzucht,  aber  auch  etwas  Industrie,  getrieben  wird: 
Appen/eil  A.-R.   und  sodann  noch  eine  eigentliche  Fremdenstadt:  Luzern. 
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1.  Basel -Stadt  1898. 


;u  Schlachtungen  im  Schlachthaus: 

Ochsen  .    .    .       6,348  Stück  im  Schlachtgewichte  von 


Karren 
Kühe 
Kinder 
Pferde 


1.861 
2.049 
231 
175 


2.221.800  kg 
558.300  „ 
461.025  . 

40.425  .. 

43.750  „ 


Grossvieh 

Schweine  .  . 

Kälber  .  .  . 

Schafe  .  .  . 

Ziegen   .  .  . 

Kleinvieh 


10.664  Stück  im  Schlachtgewichte  von  3.325,300  kg 
19  680  Stück  im  Schlachtgewichte  von    1,574,400  kg 


18.647 
3.729 
24 


1.118.820 
93.225  - 
860  „ 


42.080  Stück  im  Schlachtgewichte  von    2.786,805  kg 


b*  Privatschlachtungen: 

Grossvieh    .    .    .       730  Stück  im  Schlachtgewichte  von 
Schweine     .    .    .    1,948  ... 
Kälber   ....       178  _ 
Schafe,  Ziegen  .    .  130 
Zicklein  ....  22 


" 


219  900  kg 
155.840  „ 

8,900  .. 

2.600  . 
88  „ 


i-}  Notschlachtungen: 

d>  F  leisch  import : 
Grossvieh .  . 
Schweine .  . 
Kälber  .  . 
Schafe,  Ziegen 
Zicklein  .  . 
Kindszungen 


3,008  Stück  im  Schlachtgewichte  von  386.428  kg 
72  Stück  im  Schlachtgewichte  von  18.000  kg. 

1,587  Stück  a  250  kg  im  Gewichte  von  396.750  kg 
1,978      „     .,    80  „  „ 
1.382     ..     .    40  „  , 
2.872     ,     „    10  _    ..  .. 
4.309     ..     .,     4  .  „ 
391      ..     ..  2  


12,019  Stück  im  Total-Gewicht  von 


158.240 
55  230  . 
23,720  „ 
17.236  . 
782 

652.008  kg 


Zusammenstellung: 
10.664  Stück  im  Schlachtgewichte  von 
42.080      .  .. 
3,008 
72 


- 


3,325,300  kg 
2,786,805  ,. 

386.428  .. 
18.000  ,. 

652.008  .. 


Schlachthaus,  Grossvieh 
Kleinvieh 
Prtvatschl.ichtungen  .    .  . 
Xotschlachtungen  .... 

Fleischimport  

Total    7.168  541  kg 
Bevölkerung  95,000  Si  elen,  also  |>r<>  Kopf  und  Jahr  75.458  kg. 
1897    Schlachtgewicht  6.721.212  kg,  Einwohner  90.000    74.680  pro  Kopf  und  Jahr 
1896  ..  6.112.605  ..  ..        87.000  70.260 

1895  ..  5.751.941  .  m        85.000  71.937 

1894  .  5.666,972  ..  ..         80,000  70.837 

1893  .  5.494.162  ..  „        80,000  68.677 


■ 
■ 


Ochsen  .... 
Kühe,  Rinder 
Pferde  .     .     .  . 

Grossvieh 

Kälber.    .    .  . 
Schweine  . 
Schafe,  Ziegen 

Kleinvieh 


2.  Basel -Land  1898.* 

1.137  Stück  im  Schlachtgewichte  von  397,950  kg 

3.974     „      ..             ,.             ..  694.950  , 

J)0     „      .,             ..  10,920  „ 

5.161  Stück  im  Schlachtgewichte  von  1.103.820  kg 

4. "AM  Stück  im  Schlachtgewichte  von  316,720  kg 

2,893      .                    ..  260,370  , 

916     „     .             „              g_  17.120  , 

8.143  Stück  im  Schlachtgewichte  von  624,210  kg 


*  Aus  den  mit  *  bezeichneten  Städten  und  Kantonen  stehen  uns  keine  Angaben  ül>cr  Esport 
und  Import  zur  Verfügung. 
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Zusammenstellung. 

Grossvieh  5,161  Stück  im  Schlachtgewichte  von  1,103,820  kg 
Kleinvieh    8,143  „  „  „  624.210 


r 


Total   13,304  Stück  im  Schlachtgewichte  von    1,728,030  kg  ' 
Einwohner  65,257,  also  pro  Kopf  und  Jahr  26.464  kg. 

1897    13,232  Stück,  Schlachtgewicht  1.689.437  kg.  Einwohner  64,911  pro  Kopf  u.  Jahr  26.026  kg 

1896    12,410     „            „            1,473,623  .         „       64,565      „  -  22,838  „ 

1895    10,830     .            ,.            1,303,452  >         ,.       64.219      „  „  20.296  „ 

1894     9,509     .             „            1,337,961  „                  63,878       ,  r  20.947  „ 

1893     6,904     „             .            1,766.618  ..          „       63,527       .  „  27,809  . 


3.  St  Gallen.   Stadt.  1898. 


1897 
1896 
1895 
1S94 
1893 


Ochsen,  Stiere 
Kühe,  Rinder 
Pferde  .     .  . 


4,809  Stück  im  Schlachtgewichte  von 
295 
64 


- 


Grossvieh  5,168  Stück  im  Schlachtgewichte  von 

Kälber  .    .  . 
Schweine  . 
Scliafe  . 

Ziegen.    .         .        _'2_._ü.  >•_  v  » 

Kleinvieh  14,499  Stück  im  Schlachtgewichte  von 


6,759  Stück  im  Schlachtgewichte  von 
7,415  „ 
323     ...  „  „ 


Zusammenstellung: 

Grossvieh  .  .  5,168  Stuck  im  Schlachtgewichte  von 
Kleinvieh    .    .    14.499  .. 


Total  19.667 


Ab  Ausfuhr 


1.562,925  kg 
51,6*5  „ 
11,712  „ 


1.626.262  kg 

540,702  kg 
667,850  „ 
6,460 

 40  „ 

1.214.552  kg 


1,626,262  kg 
1.214,552  _ 


2.840,814  kg 
254.265  „ 


Somit  bleiben  für  den  Konsum  der  Stadt  netto 
Einwohner  34,798,  somit  pro  Kopf  und  Jahr  74,330  kg 
Schlachtvieh  Schlachtgewicht  netto  Einwohner 

Stuck  kg 

19,840  2,470.403  34,025 

18.740  2,487,950  33,252 

18.185  2.543.238  32,479 

15,626  2.343.756  31.706 

18.802  2,460,906  30,933 


2.586.549  kg 


Pro  Kopf  und  Jahr 

72,605 
74.821 
78,304 
80.229 
79.556 


4.  Appenzell  A.-Rh.  1898.* 


Ochsen 
Kühe  . 
Rinder 
Stiere  . 
Pferde 


1.665  Stück 
3,254  „ 
663  „ 
748  „ 
107  . 


Kälber    .    .  . 
Schweine 
Schafe     .    .  . 

Kleinvieh 


3.911  Stück 
5.187  , 
2,087  r 
641  ... 


11.826  Stuck 


181)7 
1896 
1895 
1894 
1893 


Grossvieh      6,437  Stück        1  otal  18.263  Stück.  Schlachtgewicht  2,222,064  kg. 


Einwohner  54,145.  somit  pro  Kopf  und  Jahr  41.039  kg. 


Schlachtvieh 

Stück. 

18.620 
19.6M9 
16,169 
16.140 

17,831 


Schlachtgewicht 

2,233.795 
2.280.384 
1.940.446 
2.092,040 
2.205.975 


Einwohner 

56.426 
56,156 
55.886 
55.616 
55.346 


Pro  Kopf  und  Jahr 

89.588 
40.667 
34.721 
37,615 
39.857 
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5.  Luzcrn.  Stadt.  1898. 

Ochsen   .    .    .  1,005  Stück  Kälber    .  .  .     9.688  Stack 

Bullen    ...        491     „  Schweine  .         5.404  B 

Rinder    .    .    .  1,292     ,.  Schafe     .  .  .     4,008  ,. 

Kühe  ....        973     „  Ziegen     .  .  .  19  „ 

Grossvich      3.761  Stück  Kleinvieh    19.119  Stück 

Total  22.880  Stück,  Schlachtgewicht  2.257,986  kg. 
Einwohner  28.216,  somit  pro  Kopf  und  Jahr  80,023  kg. 

Schlachtvieh  Schlachtgewicht       Pro  Kopf  und  Jahr 

1897  231482  2.399!506  86,856 

1896  23.092  2.373.482  89,652 

1895  21.229  2.228,265  86,636 

1894  21,199  2.325,614  94,779 

189:5  20,384  2.050.297  87.848 

Hieraus  geht  hervor,  dass  wir  au  der  Hand  der  angeführten  Bei- 
spiele mit  Bezug  auf  die  Höhe  des  Fleischkonsums  drei  Stufen 
unterscheiden  können.  Auf  der  untersten  Stufe  stehen  Baselland  mit 
24,063  kg  pro  Kopf  und  Jahr  im  Durchschnitte  der  6  Jahre  1893 — 1898  und 
Appenzell  A.-Rh.  mit  38,914  kg.  beides  Kantone,  in  welchen  Landwirtschaft, 
Viehzucht  und  Industrie  betrieben  wird.  Auf  der  zweiten  Stufe  stehen  die 
Stadt<r  Basel  mit  71,974  kg  pro  Kopf  und  Jahr  im  Durchschnitte  der  Jahre  1893 
bis  1898  und  St.  Gallen  mit  7n,t>4l  kg  und  auf  der  dritten  Stufe  endlich  die 
Fremdenstadt  Luzcrn  mjt  87.632  kg  pro  Kopf  und  Jahr.  Im  Hinblick  auf  die 
Ausnahmestellung  der  Fremdenstadt  sei  noch  bemerkt,  dass  dort  im  Jahre  1899 
121,450,  1898  102,168,  1897  95,238  und  1896  97,185  Personen  abgestiegen 
sind.  Wie  der  hohe  Fleischkonsum  mit  dein  Fremdenverkehre  in  Wechselwirkung 
steht,  zeigt  deutlich  die  quartalweise  Zusammenstellung  der  Schlachtungen. 
Es  sind  geschlachtet  worden  im: 

1897  1898  1899 

1.  Quartal  .     .      5,097  Stück       5,284  Stück       5.444  Stück 
II.  Quartal  .     .      5,875      »  5,989      »  6,30b  » 

III.  Quarta]  .    .      7.253     »        -  7,238      »  7.635  » 

IV.  Quartal  .    .      5,237      »  5,369      »  5,246  > 

Total     23,482  Stück    23.880  Stück     24,731  Stück 

Beizufügen  ist,  dass  wahrend  der  Fremdensaison  von  Luzcrn  auch  eine 
beträchtliche  Menge  Fleisch  in  Hotels  der  Umgebung  exportiert  wird,  worüber 
uns  Angaben  fehlen.1 

Mittelst  der  angeführten  Daten  lässt  sich  der  Jahreskonsum  an  Fleisch 
für  die  ganze  Schweiz  nun  allerdings  nur  approximativ  feststellen.  Wir 
nehmen  zu  diesem  /.wecke  an,  von  der  ganzen  Kin wohnerschaft  von  3,1 19,835 
Seelen  leben  unter  städtischen  Konsurnverhältnissen,  wie  Basel  und  St.  Gallen 
mit  74,307  kg  pro  Jahr  und  Kopf  (inklusive  Fremdenverkehr),  1,000,000  und 
2,119,835  leben  unter  ländlichen  Konsuniverhältnissen,  wie  Appenzell  A.-Rh. 
und  Baselland  mit  31,458  kg  pro  Kopf  und  Jahr.  Unter  diesen  Voraussetzungen 
bedürfte  die  Schweiz  zu  ihrer  Versorgung  mit  Fleisch  pro  Jahr  ungefähr: 


1  Die  Zeitschrift  des  königl.  sächs.  sut.  Bureaus  beziffert  den  Fleischkonsum  für  das  Jahr  1894 
in  den  sächsischen  Städten  Chemnitz  auf  48,1,  Frankenberg  51,7.  Zschopau  43.6,  Schneeberg  44,3, 
Glauchau  35.3,  Annaberg  40,5,  Pirna  48.4,  Bautzen  60,3.  Dresden  71  kg  pro  Kopf.  —  Im  Vergleich 
hiermit  weisen  unsere  Städte  einen  grossen,  «las  Land  einen  kleinen  Konsum  auf.  Dabei  ist  aber  nicht 
zu  übersehen,  dass  die  Hausschlachtungen  des  Landes  für  den  eigenen  Bedarf  in  der  Schlachtstatisük 
nicht  inbegriffen  sind  um!  dass  der  I^ndbcvölkerung  Lebensmittel  in  reichem  Masse  zur  Verfügung 
stehen,  welche  den  Ausfall  an  Fleisch  ersetzen. 
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a)  Für  die  Städte  und  Landesteile  mit  städtischen  Verhältnissen  (inklusive 

Fremdenverkehr)   74,307,000  kg 

b)  Für  das  Land  ........      66,749,364  > 

Total  141,056,364  kg 

Import  und  Export  von  Vieh  und  Fleisch  gestalteten  sich  in  den 
10  Jahren  1890-  1899  wie  folgt: 

Einfuhr:    Schlachtochsen     .     .     .     441,908  Stück  ä  35»  kg  154,667,800  kg 
Jungvieh    cxkl.  Kälber 

über  60  kg  ....       17,170  »      »     80  »  1,373,600  » 

Kälber  über  60  kg   .    .      58,278  »      >     80  >  4.662,240  > 

Schweine                           931,399  >      »    90  »  83,625,910  » 

Schafe  und  Ziegen   .     .     734,651  »      ,     20  »  14,693,020  > 

Total  259,222,570  kg 

Mchrausluhr  an  Kühen  u.  Rindern    .  81.245  Stück  ä  250  kg  20,311,250  kg 

Jungvieh  exkl.  Kälber  13,651     »      >    80  >  1,092,080  > 

Kälbern  über  60  kg  .  62.739    »      >    80  »  5,019,120  > 

Total      26,422,450  kg 

Die  Netto-Einfuhr  au  lebendem  Vieh  beträgt  sonach  in  10  Jahren 
232,800,120  kg  oder  per  Jahr  23.280,012  kg. 

In  dem  gleichen  Zeiträume  wurde  eingeführt: 
Frisch  geschlachtetes  Fleisch  (nach  Abzug  der  Ausfuhr)       7,155,600  kg 
Fleisch  und  Speck  geräuchert  und  Konserven  ....     19,429.000  > 
Wurst  waren   3,993,600  » 

Zusammen    30,578,200  kg 

oder  per  Jahr  3,057,820  kg. 

Fische  (frisch  und  getrocknet).  Schnecken,  Geflügel  (lebend  und  tot), 
Wildpret  und  Fleischextrakt  sind  nicht  einbezogen  worden. 

An  dem  Jahresbedarf  von   141,056.364  kg 

Fleisch  sind  also  durch  Einfuhr  gedeckt   26,337.832  > 

und  es  sind  durch  schweizerische  Produktion  zu  decken   .     .     1  14.718,532  kg 

JH.  Littvratur.  r.  Liebenau.  Geschickte  des  Gasthof-  und  Wirtshaus-.tesens  der 
Schweiz  in  älterer  Zeit,  I.uzern  iSgi.  —  A.  Wapf,  Das  Wirtschaftsuesen  der  Stadt 
Amern  in  alter  und  neuer  Zeit.  Zürich  /$<?j.  —  R.  Hauser,  Die  Geschichte  der  Stadt, 
Herrschaf/  und  Gemeinde  Elgg.  —  Gesundheitskommission  der  Stadt  St.  Gallen,  Ge- 
schäftsberichte aus  den  Jahren  1878—1899.  --  Sanitatskommission  des  Kantons  St.  Gallen. 
Geschäftsberichte.  --  Sanitätsdepartement  des  A'antons  Hasel  Stadt.  Vermaltungsberichte 
aus  den  Jahren  /Syj — 99.  —  Itegierungsrat  des  Kantons  Sch:vyz,  Rechenschafts- 
berichte aus  den  Jahren  rSqb — -1X98.  — ■  Statistik  fies  Warenverkehrs  der  Schweiz  mit 
dem  Auslande  ins  Jahre  1X99.  Herausgegeben  vom  sehiveiz.  Zolldepartement.  Bern 
1900.  —  C.  Zuppinger,  Der  Konsum  und  die  Preise  des  Fleisches  im  Kanton  St.  Gallen 
im  Jahre  1896  und  die  Fleisch  preise,  in  den  jj  grössten  Gemeinden  der  Schweix  in  den 
Jahren  rS^j  und  1X96.     „Statistik  des  A'antons  St.  Gallen."    Heft  X. 

C.  Zappinger,  städtischer  Politeidirektor,  St.  Gallen. 

Fleischpreise. 

I.  Geschichtliches.  —  II.  Gegenwärtiger  Stund.  —  III.  I.itleratur. 

I.  Geschichtliches.  Wie  heute  noch  vielerorts  der  Preis  des  Hrotcs  durch 
staatliche  oder  kommunale  Organe  oder  auch  durch  Berufsgenossenschaften 
festgesetzt    wird,   so    wurde   jn   früherer  Zeit   der  Verkaufspreis  des  Fleisches 
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durch  verschiedene  weltliche  und  auch  geistliche  Amtsstcllcn  für  ganze  Landes- 
teile oder  einzelne  Städte  und  Gemeinden  zum  Voraus  bestimmt.  Zur  Erhärtung 
dieser  Thatsache  sei  aus  den  im  Artikel  «Fleischkonsum»  bezeichneten  und 
anderen  Quellen  folgendes  angeführt : 

Im  Jahre  1622  setzte  der  Rischof  von  Hasel  den  Preis  der  verschiedenen 
Lebensmittel  fest.  Hiernach  kostete  1  Pfund  Rindfleisch  2  Schillinge,  1  Pfund 
Kuh-  oder  Kalbfleisch  1  Schilling,  1  Pfund  Schaffleisch  1  Schilling,  1  Pfund 
Schweinefleisch  1  Schilling  und  6  Denar  und  1  Pfund  altes  Schweinefleisch 
4  Schillinge. 

Nach  der  Öffnung  von  1535  und  den  Spruchbriefen  von  1635,  1660  und 
1663  hatten  Vogt  und  Räte  in  Elgg  alljährlich  zwei  Flcischschätzer  gewählt 
und  in  Eid  genommen.  Wer  das  Fleisch  teurer  als  festgesetzt  worden  oder 
ungeschätzt  verkaufte,  wurde  dem  Gerichtsherrn  verzeigt  und  bestraft.  Auch  in 
späterer  Zeit  sah  man  den  Schlächtern  auf  die  Finger  und  suchte  das  Publikum 
vor  Ausbeutung  zu  schützen. 

Die  Stadt  Luzern  besass  die  Einrichtung  der  amtlichen  Fleischtaxation 
schon  zu  Anfang  des  15.  Jahrhunderts.  F.  Haas,  Mitglied  der  numismatischen 
Gesellschaft  der  Schweiz,  führt  in  seinen  aus  den  Quellen  der  Bürgerbibliothek 
und  des  Staatsarchivs  zusammengestellten  Notizen  aus  dem  Ratsbuchc  einen 
Beschluss  vom  Jahre  1430  an,  welcher  in  dieser  Hinsicht  keine  Zweifel  übrig 
lässt,  er  lautet:  «Rctc  vnd  hundert  vnd  die  Gemeinde  sind  cinhclligklich  über- 
einkommen, als  man  daz  Fleisch  bisher  vnd  dann  als  es  offgesetzt  wart,  geschätzt 
hett  nach  der  Ordnung  die  man  zc  Zürich  hett,  das  man  nu  fürdishin  alle 
Fronfasten  soll  darüber  sitzen  vnd  zc  rät  werden,  wie  man  daz  Fleisch  schetzen 
vnd  ob  man  daz  türer  oder  näber  (billiger)  geben  solle  tät  die  Gemeinde, 
Rctcn  vnd  hundert  darüber  Gewalt  geben  vnd  daz  man  kein  Ordnung  mer 
von  des  Fleisches  wegen  von  Zürich  b'schen  soll.» 

Wenn  es  nicht  ohnehin  bekannt  wäre,  dass  Zürich  die  Fleischpreisc  auch 
schon  um  die  30er  Jahre  des  15.  Jahrhunderts  amtlich  festgesetzt  hat,  so  wäre 
es  hieraus  ersichtlich. 

In  St.  Gallen  sind  nachweisbar  im  15.  und  16.  Jahrhundert,  wie  für  die 
Kontrolle  anderer  Genuss-  und  Lebensmittel,  auch  für  das  Fleisch  vom  Rate 
Taxatoren  bezeichnet  worden. 

In  einem  Beschlüsse  des  kleinen  Rates  des  Kantons  St.  Gallen  vom 
12.  August  1803  «Gschau  und  Taxe»  des  Fleisches  betreffend,  findet  sich 
folgender  Passus:  «In  Erwägung,  dass  auch  in  diesem  Augenblicke  die  Fleisch- 
preisc an  vielen  Orten  ausser  allem  Verhältnis  stehet»  und  die  Metzger  sich 
hierin  Willkürlichkciten  erlauben,  beschliesscn  ....  4.  Ebenso  sollen  diejenigen 
bestraft  werden,  welche  ungeschautes  und  untaxiertes  Fleisch  verkaufen  würden.» 
Durch  Regierungsbcschluss  vom  6.  Brachmonat  1835  wurde  im  Kanton  St.  Gallen 
die  amtliche  Taxation  des  Fleisches  aufgehoben  und  seither  nicht  wieder 
eingeführt. 

Was  nun  die  Fleischpreise  anbelangt,  so  ist  den  Haas'schen  Notizen 
mit  Bezug  auf  Luzern  aus  früheren  Zeiten  folgendes  zu  entnehmen: 

1316  kostete  1  Pfund  Ochsenfleisch  4  Haller  und  2  Angster,  Kuhfleisch  2  Häller.  —  150,? 
kostete  das  Ochsenfleisch  per  Pfund  7  Häller,  das  Kuhfleisch  6,  das  Kalbfleisch  6,  das  Schweine- 
fleisch 6  und  das  Ziegenfleisch  4.  —  1550  Ochsenfleisch  7  Angster,  Rind-  und  Kuhflcisch  5, 
Kalbfleisch  5,  Schaffkisch  1  B.  und  6  Angstcr,  Ziegenfleisch  4  Angster.  —  1008  Ochsenfleisch 
15  Angster,  Kuh  fleisch  12,  Kalbfleisch  IO  bis  Verenatag,  dann  t"  Angster,  Schaffleisch  12,  Ziegen- 
fleisch 10  Angster  (Stadtarchiv,  Metzgerordnung).  —  1712  Öchscnfleisch  4  15.  2  Angster  -  26  Angster, 
Kuhflcisch  22  Angster,  Kalbfleisch  20  Angstcr.  —  1800  Ochsenfleisch  7  B.,  Kuhflcisch  3  B.  3  A., 
Kalbfleisch  5  B  —  1810  Ochsenfleisch  6  B.  2  A.,  Kuhfleisch  5  B.  3  A..  Kalbfleisch  5  B.  3  A.  — 
1820  Öchscnfleisch  6  B.  3  A  ,  Kuhflcisch  5  B.  3  A..  Kalbfleisch  <>  B.  3  A.  —  1830  Ochsenfleisch 
6  B.  3  A..  Kuhfleisch  5  B..  Kalbfleisch  6  B.  3  A.  (Staatsprotokoll). 
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In  St.  (lallen  kostete  im  Jahn-  1843  das  Pfund  Ochsenfleisch  9  Kreuzer 
(31,4  Rp.),  Kuhfleisch  7'  ,  Kreuzer  (26,2  Rp.).  Kalbfleisch  11  Kreuzer  (38,5  Rp.). 
Schaffleisch  9  Kreuzer  (31.5  Rp.),  Schweinefleisch  10  und  11  Kreuzer  (35  und 
38,5  Rp.).  (Ein  Pfund  Kernenbrot  kostete  4  Kreuzer.  Dazumal  hatten  also 
2  Pfund  Kernenbrot  annähernd  den  Wert  eines  Pfundes  Ochsenfleisch,  wäh- 
rend man  heute  5  Pfund  Kernenbrot  für  den  Wert  eines  Pfundes  Ochsen- 
fleisch erhält.) 

II.  Gegenwärtiger  Stand.  Von  geschichtlichen  Daten  zu  den  modernen 
Preisen  übergehend,  bemerke  ich,  dass  dieselben  verstanden  sind  für  7s  Kilo 
mit  Knochen.  Ohne  Knochen  werden  lange  nicht  überall  und  alle  Flcischarten 
abgegeben.  Wo  die  Abgabe  ohne  Knochenbeigabe  stattfindet,  wird  ein  mehr 
oder  weniger  korrekter  Preiszuschlag  berechnet.  Indessen  muss  auch  beigefügt 
werden,  dass  der  Flcischhandrl.  um  der  fortgeschrittenen  Kochkunst  zu  genügen, 
abgesehen  von  der  Knut  henbeigabe,  an  jedem  Schlachttier  eine  Menge  Fleisch- 
stücke unterscheidet,  welche  zu  gewissen  Gerichten  besonders  geeignet  sind 
und  zu  ausserordentlich  hüben  Preisen  abgegeben  werden. 

lieber  den  Preiszuschlag  beim  Verkaufe  des  Fleisches  ohne  Knochen  in 
den  unten  angeführten  Gemeinden  der  Schweiz  gibt  folgende  Zusammenstellung 
Aufschluss.  Derselbe  beträgt  beim 
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Aus  den  übrigen  Gemeinden  fehlen  die  Angaben. 


Im  allgemeinen  dart  aus  den  angeführten  Daten  der  Schluss  gezogen  werden, 
dass  das  knochenfreie  Fleisch  naturgemäss  da  teurer  bezahlt  wird,  wo  gesteigerte 
Anforderungen  an  die  Küche  gestellt  werden,  in  den  grösseren  Städten  und  in 
kleineren  Orten  mit  grossem  Verkehre  (Kurorte  etc.). 
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Um  die  Preise  der  Fleischsorten,  welche  in  der  Schweiz  frisch  geschlachtet 
genossen  werden  (Ochsen-,  Kalb-,  Kuh-,  Schaf-  und  Pferdefleisch),  zu  ermitteln, 
sind  die  Polizeiverwaltungen  der  Kantonshauptorte  und  eine  Anzahl  der  grössten 
Städte  und  Gemeinden  um  ihre  Mitteilungen  angegangen  worden.  Es  sind  dies 
folgende:  Aarau,  Altorf,  Altstätten  (St.  Gallen),  Appenzell,  Baden,  Hasel,  Bern, 
Bcllinzona,  Biel,  Burgdorf,  La  Chaux-dc- Fonds,  Chur,  Einsiedeln,  Frauenfeld, 
Freiburg,  Frutigen,  Genf,  Glarus,  Gossau  (St.  Gallen),  Herisau,  Horgen,  Langen- 
thal, Liestal,  Le  Locle,  Lausanne,  Lugano.  Luzern.  Morges,  Neuenburg.  Ölten, 
Romanshorn,  Rorschach,  Samen,  Schaff  hausen,  Schwyz,  Sitten,  Solothurn,  Stans, 
Str-Croix,  St.  Gallen,  St.  Immer.  Sursec,  Thun,  Trogen,  Ilster,  Vevcy,  Wädcns- 
weil,  Wald  (Zürich),  Wattwyl,  Wintcrthur,  Wyl  (St.  Gallen),  Yverdon.  Zofingen. 
Zürich,  Zug. 

Diese  Preisnotierungen  sind  zum  erstenmale  im  Jahre  1803  gemacht 
worden,  anno  1896  wurden  sie  wiederholt  und  nun  wieder  im  laufenden  Jahre, 
das  erste  Mal  fanden  sie  am  1.  Juli,  das  zweite  Mal  am  5.  März  und  das  dritte 
Mal  am  10.  Juli  statt. 

Die  Preise  des  Jahres  1900  führe  ich  beispielsweise  im  einzelnen  an: 

Das  Kalbfleisch  ist  von  den  erwähnten  6  Fleischarten  das  teuerste.  Es  wurde  verkauft  von 
den  53  Orten,  welche  die  Angaben  lieferten,  zu  Fr.  1.  10  in  13  Gemeinden:  Einsiedeln,  Herisau, 
Horgen,  Romanshorn,  Rorschach,  Schaffhausen,  Solothurn,  Sl.  Gallen.  Trogen,  Uster,  Wädensweil, 
Wintcrthur,  Zürich;  zu  Fr.  1.  05  in  I  Gemeinde:  Bern;  zu  Fr.  I  in  20  Gemeinden:  Aarau,  Altorf, 
Appenzell,  Baden,  Basel,  Chur,  Frauenfeld,  Glarus,  Gossau,  Langenthal,  Samen,  Schwyz,  Stans, 
Sursce,  Thun,  Wald,  Wattwyl,  Wyl,  Zofingen.  Zug;  zu  95  Rp.  in  6  Gemeinden :  Freiburg.  I.e  Locle, 
Luzern,  Neuenbürg,  Ölten,  St.  Immer ;  zu  90  Rp.  in  5  Gemeinden :  Altstetten,  Burgdorf.  Liestal, 
Sitten,  Vevey ;  zu  85  Rp.  in  5  Gemeinden:  I-a  Chaux-de-Fonds,  Frutigen,  Genf,  Lugano,  Yverdon; 
zu  80  Rp.  in  2  Gemeinden:  Lausanne,  Morges;  zu  75  Rp.  'n  1  Gemeinde:  Bcllinzona.  —  Bei  keiner 
andern  Fleischart  sind  die  Qualitäten,  je  nach  Alter  und  Behandlung  der  Schlachttiere,  so  verschieden, 
Vic  beim  Kalbfleisch.  In  der  Ostschweiz  soll  besonders  gut  geschlachtet  werden. 

Dem  Kalbfleisch  steht  hinsichtlich  der  Freishöhe  zunächst  das  Schweinefleisch.  Dieses 
wurde  verkauft  von  52  Gemeinden  (aus  dreien  fehlen  die  Berichte)  zu  Fr.  I  in  5  Gemeinden: 
La  Chaux-de-Fonds,  Neuenburg.  St.  Gallen,  Winterthur,  Zürich;  zu  95  Rp.  in  5  Gemeinden:  Bern. 
Frauenfeld,  !-e  Locle,  I Susanne.  Vevey;  zu  90  Rp.  in  20  Gemeinden:  Aarau,  Baden,  Basel,  Chur. 
Herisau,  Horgen,  Liestal.  Lugano,  Ölten,  Rorschach,  Romansborn.  Schaffhausen.  Solothurn,  St.  Immer, 
Thun,  Uster.  Wädensweil,  Wald,  Wyl,  Zofingen;  zu  87V,  Rp.  in  l  Gemeinde:  Freiburg;  zu  85  Rp. 
in  8  Gemeinden:  Burgdorf,  Kiiuicdeln,  Frutigen.  Glarus,  Gossau,  Trogen,  Wattwyl.  Zug;  zu  82'/»  Rp- 
in  I  Gemeinde:  Yverdon;  zu  80  Rp.  in  9  Gemeinden:  Altorf,  Appenzell,  Langenthal,  Luzern, 
Morges,  Samen,  Schwyz,  Sitten,  Sursee;  zu  75  Rp.  in  2  Gemeinden  :  Altstätten,  Stans;  zu  70  Rp. 
in  1  Gemeinde:  Bellinzona. 

Das  Ochsenfleisch,  welches  wohl  unzweifelhaft  am  meisten  genossen  wild,  wurde  abge- 
geben von  53  Gemeinden  zu  Fr.  1.  07'/*  in  J  Gemeinde:  Genf:  zu  85  Rp.  in  15  Gemeinden : 
Basel,  La  Chaux-dc- Fonds.  Frauenfeld,  Glarus,  Herisau,  Horgen,  Romanshorn,  Rorschach,  Schaff- 
hausen,  St.  Gallen,  Uster,  Wädensweil,  Wald,  Winterthur,  Zürich;  zu  82',i  Rp.  in  2  Gemeinden: 
Neuenburg,  Yverdon ;  zu  80  Rp.  in  23  Gemeinden :  Aaran,  Appenzell,  Badet).  Bern,  Burgdorf,  Etn- 
siedeln,  Gossau,  Le  Locle,  Lausanne,  Morges,  Ölten,  Samen.  Schwyz,  Solothum,  Stans,  St.  Immer, 
Thun,  Trogen,  Vevcy,  Wattwyl,  Wyl,  Zofingen,  Zug;  zu  77 Rp-  in  2  Gemeinden:  Freiburg, 
Luzern;  zu  73  Rp.  in  6  Gemeinden:  Altorf,  Bellinzona,  Frutigen,  Lugano,  Sitten,  Sm  see  ;  zu 
72'/*  Rp.  in  1  Gemeinde:  Chur;  zu  70  Rp.  in  3  Gemeinden:  Allstätten,  Langenthal  Liestal. 

Das  Kuh  fleisch,  welches  auch  in  52  Gemeinden,  wenn  auch  vielleicht  innerhalb  längerer 
Zeitabschnitte  nicht  ohne  Unterbruch,  zum  Verkaufe  gelangt,  wurde  abgegeben:  zu  85  Rp.  in  1  Ge- 
meinde: Romanshorn;  zu  80  Rp.  in  1  Gemeinde:  Thun;  zu  75  Rp.  in  3  Burgdorf,  Schaffhausen, 
St.  Immer;  zu  70  Rp.  in  14  Gemeinden:  Appenzell,  Chur.  Frutigen,  Genf.  Morges,  Rorschach, 
Samen,  Schwyz,  Sitten.  Stans.  St.  Gallen,  Trogen.  Vevey.  Zug:  zu  67 Rp.  in  2  Gemeinden:  Bern. 
Lausanne;  zu  65  Rp.  in  11  Gemeinden:  Allstätten,  La  Ch.iux-de- Fonds,  Einsiedeln.  Glarus,  Gossau, 
Herisau,  Horgen.  Le  Locle,  Uster,  Wädensweil,  Zürich;  zu  62'/,  Rp.  in  2  Gemeinden:  Freiburg, 
Yverdon;  zu  60  Rp.  in  15  Gemeinden:  Aarau,  Alldorf.  Baden.  Basel,  Bellinzona.  Langenthal, 
Liestal,  Luzern,  Solothurn,  Sursec,  Wald.  Wattwyl,  Winterthur,  Wyl,  Zofingen ;  zu  55  Rp.  in 
1  Gemeinde:  Neuenburg;  zu  50  Rp.  in  2  Gemeinden:  Lugano  und  '  >lten. 

Das  Schaf  fleisch,  welches  in  der  Volkiernährung  nur  in  einzelnen  Gegenden  eine  erhebliche 
Rolle  spielt,  in  andern  aber  als  Luxusspeise  betrachtet  wird,  wurde  verkauft  in  47  Gemeinden  und 
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«war:  zu  Fr.  i.  10  in  2  Gemeinden:  Basel,  I.icstal;  zu  Fr.  I  in  4  Gemeinden :  La  Chaux-de  Fonds, 
Luzern,  Sololhurn,  Thun;  zu  95  Rp.  in  2  Gemeinden:  Neuenburg,  St.  Immer;  zu  92' 't  Rp.  in 
1  Gemeinde:  Freiburg ;  zu  90  Rp.  in  12  Gemeinden:  Aarau.  Kaden,  Bern,  Burgdorf.  Frmuenfeld, 
Hcrisau,  Le  I.ocle,  Lausanne,  Ölten,  Romanshorn,  Schaffhausen,  Wintcrthur;  zu  85  Rp.  in  7  Ge. 
meinden:  Ahorf,  Frutigen,  Glarus,  Horgen,  Vevey,  Wädensweil,  Zofingen;  zu  82'/,  Rp.  in  2  Ge- 
meinden: Yvcrdon,  Zürich;  zu  80  Rp.  In  9  Gemeinden:  Appenzell,  Chur,  Kinsiedcln,  Langenthal 
Morgcs,  Samen,  Schwyz,  Stans,  Zug;  zu  ""'/»  '*P-  'n  1  Gemeinde:  Genf;  zu  75  Rp.  in  3  Gemeinden  . 
Sitten.  Trogen,  Lugano;  zu  70  Rp.  in  2  Gemeinden:  Uster,  Wald;  zu  60  Rp.  in  1  Gemeinde:  Bellinzona 

Das  Pferdefleisch  wird  von  55  nur  in  20  Orten  verkauft.  Gegen  den  Genuss  desselben 
bestehen  vielerorts  Voturteile,  aber  der  Konsum  desselben  ist  doch  im  Wachsen  begriffen  und  nimmt 
besonders  in  industriellen  Gemeinden  von  Jahr  zu  Jihr  zu.  Es  wurde  verkauft:  zu  40  Rp.  in  2  Ge- 
meinden: Sarnen,  Liestal;  zu  37'',  Rp.  in  I  Gemeinde:  Lausanne:  zu  35  Rp.  in  4  Gemeinden: 
Glarus,  Lc  Locle,  Thun.  Wintcrthur;  zu  30  Rp.  in  7  Gemeinden:  Appenzell,  Basel,  Freiburg, 
Herisau,  Neuenburg,  Trogen,  Zürich;  zu  27 V,  Rp.  in  1  Gemeinde:  Bern;  zu  25  Rp.  in  3  Gemein- 
den: Genf,  Wald,  Zug;  zu  20  Rp.  in  2  Gemeinden:  I-a  Chaux- de- Fonds  und  Chur. 

Die  Vcrgleichung  der  früheren  und  der  Fleischpreise  der  Jahre  1893, 
1896  und  1900  ergibt  folgendes:  die  Preise  von  1893  sind  zwar  die  niedrigsten 
von  den  drei  Heobachtungsjahrcn,  aber  nicht  niedriger  als  diejenigen  der  vorher- 
gehenden Jahre.  Das  erwähnte  Jahr  war  wegen  der  durch  ungünstige  Wittcrungs- 
verhidtnisse  nicht  nur  in  der  Schweiz,  sondern  auch  in  den  sie  umgebenden 
Landern  gestörten  Heuernte  geradezu  verhängnisvoll  für  die  Viehzucht  und  es  fiel 
dazumal  dem  Futtermangel  ein  erheblicher  Teil  unseres  Viehstandes  zum  Opfer. 
Dass  die  Viehpreisc  einerseits  tief  standen,  die  hohen  Fleischprcisc  aber  stabil 
blieben,  war  eine  Anomalie,  welche  im  Volksmundc  und  in  der  Presse  gleich 
lebhaft  besprochen  wurde.  Es  war  ihr  aber  nicht  beizukommen  und  die  Kata- 
strophe von  189.1  hatte  für  die  Folgezeit  nur  die  Wirkung,  dass  die  Fleisch- 
prcisc nachher  scharf  stiegen,  um  von  dem  Kulminationspunkte  von  1896  nie 
wieder  auf  ein  Niveau  von  1893  zurückzugehen,  wie  aus  den  nachfolgenden 
Zusammenstellungen  zu  ersehen  ist. 

Die  Fleischpreise  von  1896  weisen,  verglichen  mit  denjenigen  von  1893. 
auf  beim 

Kalbfleisch  Schweinefleisch  <  K:hsenfleisch  Kuhfleisch 
Einen  Abschlag  in  .....    ,  1  4  —  —  Gemeinden 

Einen  Aufschlag  in     ....    .  46  2S  47  44 

Preisgleichheit  bestand  in     .    .    .  2  17  2  1 

Keine  Angaben  lagen  vor  aus  ö  6  6  10 

55  55  55  55 

Die  Fleischpreise  von  1900  weisen,  verglichen  mit  denjenigen  von  1896. 
auf  beim 


Kalbfleisch  Schweinefleisch  <  Ichsenfleisch  Kuhfleisch 


Einen  Abschlag  in  

5 

7 

22 

26 

Gemeinden 

23 

26 

6 

4 

» 

Preisglcichheit  bestand  in  ... 

19 

14 

19 

15 

» 

Keine  Angaben  lagen  vor  aus  .  . 

8 

8 

8 

10 

» 

55 

55 

55 

55 

Genieinden 

und  die  Fleischpreise  von  1900,  verglichen  mit  denjenigen  von  1893,  weisen 
auf  beim 

Kalbfleisch  Schweinefleisch  Ochscnfleiseh  Kuhfleisch 


Einen  Abschlag  in  

2 

1 

:i 

Gemeinden 

Einen  Aufschlag  in  .... 

51 

44 

50 

44 

» 

Preisgleichheit  bestand  in      .  . 

2 

6 

2 

2 

Keine  Angaben  lagen  vor  aus  . 

2 

3 

2 

6 

1 

55 

55 

55 

55 

Gemeinden 

Die  Bedeutung  der  Preisbewegung  zwischen  1893   und  1900   ergibt  sich 
noch  deutlicher  aus  folgenden  Daten:  Der  Aufschlag  betrug  beim 
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Kalbfleisch 
Rp.  Gern» 


Schweinefleisch 


Ochsen  fleisch 


Kuhfleisch 


2'/9  1 

5  14 

10  17 

12  Vi  1 

15  2 

17'/t  1 

20  7 

22'/-,  1 


2'/* 
5 

10 
15 

17'/» 
20 

25. 
30 

32'/* 

35 

40 

45 

50 


1 

1 
14 
6 
1 

12 
7 
4 
1 
1 
1 
1 
1 


44 


5  3 

7'/«  8 

10  14 

12'/«  1 

15  11 

20  11 


50 


5  1 

Tu  3 

10  10 

15  9 

127*  1 

17';,  3 

20  9 

22  V*  5 

25  2 

30  1 


44 


Der  Abschlag  beträgt  beim  Schweinefleisch  in  den  2  Gemeinden  5  und  10  Rp.,  beim  Ochsen- 
fleisch  in  I  Gemeinde  5  Rp.  und  beim  Kuhfleisch  in  den  3  Gemeinden  27»  Rp  in  zweien  und 
5  Rp.  in  einer  Gemeinde. 

Da*:»  neben  der  Produktion  des  Inlandes,  dem  Import  an  Schlachtvieh  der 
grösstc  Kinfluss  auf  die  Fleisch  preise  zukommt,  unterliegt  keinem  Zweifel. 

Iii.  Litter atttr.  C.  Zupplnger,  Der  Konsum  und  die  Preise  des  Fleisches  im  Kanton 
St.  Gatten  im  Jahre  t8gö  und  die  Fleischpreise  in  den  jy  grbssten  Gemeinden  der 
Schvse.it  in  den  Jahren  /89J  und  189b.  „Statistik  des  Kantons  St.  Gatten".  Heft  X.  — 
Derselbe,  Die  Fleisckpreise  des  Kantons  St.  Gallen  in  den  Jahren  1897  und  1898.  Ibid. 
He/t  XV.  —  Derselbe,  Die  Fleischpreise  des  Kantons  St.  Gallen  in  den  Jahren  1899 
und  /900,  sowie  in  dem  jj  grössten  Gemeinden  der  Schweix.  Ibid.  Heft  XVII.  — 
Derselbe,  Die  Fleischpreise  in  jj  Gemeinden  des  Kantons  St.  Gallen  im  Jahre  1901  und 
am  j.  Dezember  1902.  —  F.  Haas,  Notixen,  gesammelt  in  der  Bürgrrbibliothek  und  im 
Staatsarchiv  der  Stadl  und  des  Kantons  Luxem. 


C.  Zuppitlger,  städtischer  Fotiteidirektor,  St.  Gallen. 
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